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Kanoniſches Recht und kanoniſches Nechtöbuc. I. Der Begriff des Kanoni— 
ſchen Rechts. Man verſteht unter Kanoniſchem Recht im allgemeinen den Inbegriff derjeni⸗ 
gen Rechtsſätze und Rechtsinſtitute, welche ihre Entflehung auf die Organe der chriſtlichen Kirche 
zurückführen. Der Begriff des Kanoniſchen Rechts bezieht ſich alſo weſentlich auf das Sub: 
ject der Rechtsbildung, ohne daß es dabei zunächſt auf den Inhalt des Rechts ankäme; man 
koͤnnte ſagen, das Kanoniſche Recht ſei wie dad Roͤmiſche Recht ein allgemeiner Gattungs⸗ 
begriff ohne ſpecifiſchen Inhalt. Es ergibt fich aber eine engere und weitere Bedeutung dieſes 
Begriffs dadurch, daß man entweder das geſammte, von kirchlichen Organen ausgegangene 
Recht mit Cinſchluß des eigentlichen Kirchenrechts darunter verſteht, oder daß man in Gegen⸗ 
fag zu denjenigen Normen und Einriptungen,, die ih auf vie kirchlichen Inftitute ſelbſt bezie⸗ 
den, unter dem Ausdruck Kanonifhes Recht gerade dasjenige Necht begreift, welches einen 
anderweiten Inhalt bat, alfo das auf ven Boden der Kirche entſtandene Privatrecht, Strafrecht, 
Procepredt. | ——— 

1. Die Wortbedeutung. Das Wort xavav bedeutet urſprünglich dad gerade Holz, 
womit etwas fefgehalten, oder gewogen oder gemeflen wird, twie der Wagebalken, das Richt⸗ 
"Holz, deflen fich die Bauleute bedienten, auch die Schranken einer Rennbahn; daher überhaupt 
alles, was ald Richtſchnur dienen kann, gleichbedeutend mit xpLrmpıov, und zwar nicht blos 
in phyſiſcher, ſondern auch in geifliger Hinſicht. So heißt ed ſchon Hei Curipides xavov Toü 
xorod, und eine berühmte Statue des Polyklet wurde bei den Alten xavov, d. h. das Mufter 
der Bollfommenheit genannt. Cicero fagt von Tiro, er fei der Kanon feiner Schriften, d. h. er 
fei derjenige, nach deſſen Urtheil als der vollkommenſten Richtſchnur er fie einzurichten pflege. 
Daraus entwidelte fih denn auf dem Boden ver Kirche die Bebeutung von Recht, infofern ja 
das Recht allerdings ein Maßſtab ift, mit welchem die äußern Beziehungen der Menſchen unter: 
einander, ſoweit biefelben erzwingbar iind, gemeflen werden. Es ftellte fih nämlich nun fehr 
bald dad Bedürfniß Heraus, das auf dem Boden der Kirche entflandene Recht von dem fonfti: 
gen Rechte, für welches man damals die Bezeichnung vör.og hatte, zu unterfcheivden, wobei bei= 
läufig bemerkt werben mag, daß bie urfprüngliche Bedeutung von vor.og mit der urfprüng- 
lichen Bedeutung von xavcv die größte Ahnlichkeit hat, indem auch Hier Die Bedeutung des Zu: 
meſſens, Zutbeilens allmählich in die Bedeutung des Rechts übergegangen war. Wie dann fo 
viele andere Ausprüde der Kirchenſprache aus dem Griechifchen mit der Verbreitung des Chri⸗ 
ſtenthums in alle übrigen Sprachen übergegangen find, fo gefhah es auch Hier; nur daß im - 
Lateinifchen das Wort regula, urſprünglich gleichfalls ein gerades Holz, zur Überſetzung des 
Worts xavov gebraͤucht wurde, aber vorzugämeife nur zur Bezeichnung ber in ven Klöftern 
herrſchenden Rechtsnormen ſich erhalten hat. Endlich bedeutet bismeilen das Wort xavav ſo⸗ 
viel ald Verzeichniß, 3.3. der von den alerandriniihen Grammatifern aufgeftellte Katalog 
von Schriften, dad Verzeichniß ver zum Klerus gehörigen Perſonen, und das Verzeichniß liegt 
auch wol dem Ausdruck „Kanoniſche Schriften”, infofern man darunter Die in der Kirche aner- 
kannten Beſtandtheile der Bibel verfleht, zu Grunde, doch ift das allerdings nicht un: 
beftritten. 1) \ . 

IU. Die allmähliche Ausbildung des Ranonifhen Rechts. Die Ausbildung 
des Ranonifhen Rechts, wenn wir daflelbe in dem Sinne nehmen, daß der Inbegriff derjenigen 
Rechtsſätze und Rechtseinrichtungen darunter verftanden wird, welche, ohne ſich direct auf bie 





1) Stephanus, Thesaurus linguae Graecae, IV, 490 fg. Du Gange, Glossarium mediae et 
infimae latinitatis (Ansgabe von Henfchel), IL, 99 fg. Bidlel, Gefchichte des Kirchenrechts, I, 4. 
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Drganifation und bie Yunctionen der Kirche felbft zu beziehen, auf kirchlichem Boden entflan- 
den find, fleht in engfler Verbindung mit der allmählihen Ausbildung der kirchlichen Ge- 
richtsbarkeit. 

Mas nun die allmähliche Entwickelung ver kirchlichen Gerichtsbarkeit betrifft?), fo kann 
zunächſt auf dem Boden des Roͤmiſchen Reichs in der Zeit vor Konſtantin von einer kirchlichen 
Gerichtsbarkeit im eigentlichen Sinne überhaupt noch nicht die Rebe fein, denn wenn auch aller⸗ 
dings mit Rüdfiht auf apoftoltfche Vorſchriften die Anhänger ver hriftlichen Lehre ed vermie- 
den, vor der römischen Obrigfeit in Eivilftreitigfeiten untereinander Recht zu nehmen, fie e8 
vielmehr vorzogen, derartige Kalle durd ihre Firchlichen Obern entfcheiden zu laffen, wenn fie 
ferner eine gewiſſe Dischplin unter fih aufrecht erhielten, namentlih auch hinſichtlich ver 
Führung der Klerifer, ſo fehlte e8 doch an einer eigentlichen @requirbarfrit folder Senten⸗ 
zen ganz und gar, felbige erlangten feine Rechtskraft, begründeten Feine actio rei judicatae, 
die Gläubigen wurden lediglich im Gewiſſen dadurch verpflichtet. Ebenfo fehlte e8 ven etwaigen 
materiellen Rechtsnormen, die hier im Unterfchiede vom Roͤmiſchen Rechte zur Geltung kom⸗ 
men mochten, an jeder Erzwingbarfeit, und damit an derjenigen Eigenſchaft, die allein erft 
den Charafter des Rechts begründet. Mit der Reception des Chriſtenthums durd den Staat 
bildete ji dann allerding eine wirkliche geiſtliche Jurisdietion aus, deren Competenz fi fogar 
auf alle möglichen Rechtsſtreitigkeiten erftrecfen follte, fall8 nur die Partelen von beiden Seiten - 
her darüber einverftanden waren, ja die eine Zeit lang felbft dann begründet fein fullte, wenn 
nur bie eine Partei darauf beſtände, toie ja überhaupt nad Römiſchem Rechte vielfach auf 
arbitri compromittirt werden fonnte, und damals gewiß noch viele heinnifche Richter in ven 
weltlichen Gerichten faßen, von denen eine gewiffe Parteilichfeit befürchtet werben mochte. Es 
fand ſich außerdem bereits, abgefehen von jeder Parteienwillkür, für gewiffe Sachen wegen ihrer 
innern Befchaffenheit die Gompetenz des geiftlichen Gerichts begründet, nämlich einerfeits für 
folche, die mit dev Kehre und den Saframenten zufammenbingen, wie namentlich in gewiſſem 
Umfange die Eheſachen und ſodann für einige direct gegen den kirchlichen Beſtand gerichtete 
Verbrechen, wie Keßerei, Apoftafle und Schisma. Was endlich die Gerichtsbarkeit hinſicht⸗ 
lich de8 Klerus betrifft, fo waren bezüglich der Civilſachen Proceffe zwiſchen Geiſtlichen immer 
ſchon zur biſchoͤflichen Gompetenz gerechnet worden, während ein eigentlidhe8 privilegium fori 
den Geiftlichen erſt durch Iuftinian zu Theil wurde, ſodaß ein @eiftliher von da an, ohne Rück⸗ 
fiht darauf zu nehmen, wer Kläger war, innmer nur vor dem geiftlichen Gericht belangt werden 
fonnte. Hinſichtlich der Criminalſachen ver Geiftlichen hatte Die Gefeßgebung gefhwanft, indem 
durch Konfltantin zwar bie ſchwerern Verbrechen zur Aburtheilung hei den weltlichen Berichten 
belaffen, die leichtern aber allerdings zur biſchoͤflichen Cognition verwiefen waren, während da⸗ 
gegen Suftinian die ausnahmsloſe Competenz des weltlichen Richters wieverherftellte und nur 
beſtimmte, daß die Unterfudung in gewiſſen Fällen vor dem Biſchofe geflihrt werben folle, 
Jedenfalls waren nun aber dieſe geiftlichen Berichte, entfprechenn der ganzen Stellung von 
Staat und Kirche in damaliger Zeit, der oberften Staatdgewalt völlig unterworfen, an bie auch 
von ihnen gppellirt werben Fonnte. Und um fo weniger waren daher die kirchlichen Organe 
damals im Stande, für das in den Firchlichen Gerichten zur Anwendung fommenve Recht neue 
Normen einzuführen; die Synoden in damaliger Zeit haben fich mit dergleichen nicht befaßt; 
wo Neuerungen nothwendig waren, jind fle ganz auf dem gewoͤhnlichen Wege flaatliher Ge- 
feßgebung zur Durchführung gebradit, \ | 

Es verhielt fi in allen diefen Beziehungen im Sranfenreiche nicht viel andere. Die Eivil- 
gerichtsbarkeit der Kirche wurde durch die Verwerfung der auf denn Wege des Gompromifles 
berbeigeführten Gompetenz bedeutend eingefchränft, die Strafgerichtsharfeit dagegen bei der 
Unvollfonmenheit, in der ſich das germaniſche Strafrecht und Strafverfahren damals befand, 
durch die Einführung der kirchlichen Sendgerichte bedeutend erweitert, indem die Kirche auf 
diefe Weiſe alle möglichen Verbrechen und Vergeben, aud wenn fie bereitö durch die ſtadtlichen 
Organe abgeurtheilt waren, zur weitern Ahndung vor ihre Berichte zog; und was endlich bie 
Gompetenz hinſichtlich der Geiftlichen betrifft, fo blieb für Civilſachen der Geiftlichen unterein= 


2) Eichhorn, Deutfche Staats⸗ und Rechtögefchichte, Bd. I, 8. 105 fg., 162 fg., 181 fa.; Bo. II, 
$. 317, 320 fo. Derfelbe, Grundfäge des Kirchenrechts, IT, 67 fg. Unger, Die altdeutfche Gerichtez_ 
verfaflung (Göttingen 1842), ©. 380 fg. Jacobſon, Über geiftliche Gerichtsbarfeit, in Weiske, Rechtes 
lexikon (Leipzig 1844), IV, 581 fg., 6 fg. Dove, De jurisdictionis ecclesiasticae apud Germa- 
nos Gallosque progressu (Berlin 1855). ’ 
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ander die Kompetenz des geiſtlichen Gerichts auch Hier beſtehen, während für die ivilftreitig- 
feiten zwiſchen Geiftlihen und Laien nad manchen Schwanfungen durch Karl ven Großen ge: 
miſchte Berichte, eingeführt wurden; endlich die Strafſachen ber Geiftlihen unterlagen zwar 
anfangs ganz allgemein der Competenz der weltlichen Gerichte, bis dann zu Anfang des 
7. Jahrhunderts gemifchte Gerichte eingeführt wurden, im Laufe des 8. Jahrhunderts aber ein 
foͤrmliches privilegium fori ſich ausbildete. Auch Hier waren nun aber viele geiftlihen Gerichte, 
wieberum, in völliger uͤbereinſtimmung mit dem allgemeinen Verhältniffe von Staat und 
Kirche auf dem Boden des Frankenreichs, ganz der oberften fränkiſchen Staatögewalt unter: 
morfen, ſodaß dieſelben ihre Berechtigung vom Könige abzuleiten hatten, wie denn auch dem— 
gemäß der Infkanzenzug von ihnen an die euria regis ging und felbft hinfichtlich der Sendgerichte 
von feiten des Königs eine Fräftige Aufjict geübt wurde. Demgemäß ging aud die Entana- 
tion der Rechtönormen, die in den geiftliden Gerichten zur Anwendung famen, während ber 
ganzen fränkiſchen Zeit nur auf flantlihem Boden und durch ſtaatliche Organe vor fih, nicht 
aber auf kirchlichem Boden und durch kirchliche Organe. E8 fehlte für lepteres fhon an den 
Boraußjegungen; denn eine eigentliche Unterorbnung unter den päpſtlichen Stuhl hatte nod) 
nicht ſtatt, fränfifche Provinzialſynoden aber , die ſich allerdings während des 6. Jahrhunderts 
noch erhalten hatten-, kamen in der Folge außer Gebrauch, und wenn fpäter in ber Zeit nad) 
Bonifaciud die Ausdrücke Eoneilien oder Synoden wiederum vorkommen, fo beziehen ſich die: 
ſelben doch lediglich auf nie gewöhnliche franfifche Reichssverſammlung, die namentlid dann fo 
genannt zu werden pflegt, wenn vorzugämelfe-Tirchliche Angelegenheiten auf derſelben geord⸗ 
net wurden. 3) Auf dieſen Reichätagen find. dann eben auch Beſchlüſſe gefaßt worben, bie für vie 
Rechtsanwendung in ven geiftlihen Gerichten maßgebend waren; dieſe Nechtöbilbung ging aljo 
in ver Form von Bapitularien und nicht in der Form son Canones vor fih; rin Kanoniſches 
Recht in dem von und angenommenen Sinne gab ed noch nicht. Es iſt allervings richtig, Daß 
bei ſolchen Beftiegungen häufig ein gewifler materieller Einfluß. der auf eigentlich kirchlichem 
Boden unter der Pflege der Päpfte fich bildenden Rechtsnormen zu Tage trat, wie daß bei der 
hervorragenden Theilnahme ver Bifchöfe an dieſer Nechtöbildung kaum anders möglich war; 
inveflen blieben doch auch bedeutende Unterfchiede beſtehen, wie z. B. die Durchführung ver 
kirchlichen Grundfäge über die Cheſcheidung unterblieb; und als Karl der Grope ven ihm won 
Bapfte Hadrian überfandten Codex alter Kirchengefege publicirte, da geſchah das doch nur aus 
eigener Machtvollkommenheit und außerdem nicht’ ohne Vornahme mejentlicher Veränderun— 
gen, unter denen die Hinzufügung von 21 neuen Sägen bie wichtigſte ift. 

In den folgenden Sahrhunderten ging nun aber binfichtlich dieſer Verhältniſſe eine große 
Veränderung vor ſich. Es dehnte ſich zunächit die Gompetenz ber geifllihen Gerichte immer 
weiter aus, namentlich binfichtlich der Civilgerichtsbarkeit; eine ſolche erfireckte jich nicht bloß 
auf Die eigentlichen causae spirituales, d. h. auf diejenigen Rechtöverhältnifle, die unmittelbar 
mit dem Glauben und ber Lehre zufammenbingen, fondern auch auf jolde, Die nur in irgend: 
melchem, wenn auch noch fo entfernten Zufammenhange pamit ſtanden; alfo nicht bloß diejenigen 
Proceſſe gehörten dahin, in denen es fi um den objectiven Beftand ver Ehe handelte, ſondern 
auch die, melche ſich auf die mit ver Ehe verbundenen vermögensrechtlihen Verhältniffe bezogen, 
und außerdem alle Rechtöftreitigfeiten, deren Gegenſtand ji auf Patronatrecht, Beneficial: 
rechte, Zehntſachen u. dgl. bezog. Es gehörten dann ferner vor die geifllihen Berichte alle 
Teftamentsangelegenheiten, va die Teftanıente weſentlich unter der Einwirkung der Geiftlichfeit 
ins germanifche Rechtsleben Eingang gefunden hatten, ſodann alle durch einen Eid befräftigten 
Obligationsverhältniſſe, einerlei ob der Cid jelbft in Frage fam, over ob ed ſich um dad zu 
Grunde liegende Rechtsgeſchäft handelte, was von um jo größerer Bedeutung war, ald die Ab- 
ihließung der Rechtsgeſchäfte meift unter dev Theilnahme von Geiftliden vor ih ging und 
diefe nun beſtrebt waren, überall Cide beizufügen, bis denn zulegt Innocenz III., unter Be: 
rufung auf eine befannte Bibelftelle, eine Kompetenz ver geiftlihen Gerichte in allen Fallen 
behauptete, in denen auf irgendeine Weile ein Moment der Sünde vorliege, denn es flehe ge: 
fhrieben, daß wenn ein Bruder gegen ven andern fündige, man ſich deshalb an vie Kirche 
wenden ſolle, ſodaß nun menigftend theoretifh die Kompetenz ver Kirche eine fehr umfaſſende 
war, um fo mehr, als hinſichtlich des letztern Falls ſchon die einfeitige Behauptung einer 
Partei genügte. &sift klar, daß wenn dies wirflid allgemeine Anerkennung gefunden hatte, 


3) Rettberg, Kirchengeſchichte Deutſchlands, 1, 352 fg.; II, 623 fg. 
1 


x 


4 Kanonifches Recht und Eanonifches Rehtsbuch 


für die Gerichtsbarkeit des Staats faum noch irgendein Fall übrig geblieben wäre, denn 
warum follte nicht in jebem beliebigen Proceffe jene Bartei, der ed darauf ankam, die Sache 
vor die geiftlichen Gerichte zu’ bringen, in dem Verhalten des andern Theild irgendetwas 
haben finden Lönnen, worin man eine fündhafte Handlung fehen fonnte. Eine gleiche Aus- 
dehnung der geiftlichen Gerichtsbarkeit fand nun zwar in Bezug auf Strafſachen nicht ſtatt, 
im Oegentheil, die Sendgerichte, melde während der erften Jahrhunderte nad dem Ber: 
fall des Frankenreichs noch in ihrer ganzen frühern Bedeutung beflehen geblieben waren, 
weil eben die thatfächlihen Verhältniffe, auf denen fie beruhten, ſich erhalten hatten, wur⸗ 
den jelt dem 13. Sa re je mehr die Strafrechtspflege des Staats ſich verbeflerte, 
allmählich beſchränkt; indeifen immer blieb doch noch eine kirchliche Strafrechtöpflege in einem 
bedeutenden Umfange beftehen,, und zahlreiche Verbrechen, namentlid, ſolche, pie mit der Reli⸗ 
gion und Sittlichkeit in einem oft nur entfernten Zufammenhange flanden (fogenannte delicta 
ecclesiastica mixta) gehörten zur ausſchließlichen Beurtheilung des geiſtlichen Richters. Was 
endlich pie Gerichtöbarkeit über die Geiſtlichen betrifft, fo Hatte man hinſichtlich der Strafſachen 
im ganzen an der fihon in der fränkiſchen Zeit gewährten Eremtion feftgehalten ; was dagegen 
die Civilſachen betrifft, fo waren bie durch Karl ven Großen eingeführten aemifchten Berichte 
fhon früh wieder in Wegfall gefommen, und wenn nun aud die Streitfahhen ver Geiſtlichen 
untereinander vor die biſchoͤflichen Gerichte gezogen twurben, fo hat vagegen Jahrhunderte hin⸗ 
durch ein privilegirte® Forum für Givilfachen, wie ein ſolches für Strafſachen Rechtens war, 
niet beſtanden; erft auf dem dritten Lateranenfifchen Concil 1179 iſt es der Kicche gelungen, 
diefe Forderung durchzuſetzen. In demfelben Umfange nun aber, in melden auf dieſe Weiſe 
eine kirchliche Gerichtsbarkeit entſtand, bildete die inzwifchen von den Staatögewalten emancipirte 
und in ihrer innern DBerfaffung befefttgte Kirche auf ihrem eigenen Boden ein felbfländiges 
Recht aus, und zwar hing diefe Nehtöbildung auf pas engfle mit der Ausübung der Gerichts⸗ 
barkeit auch infofern zufammen, als e8 nur ganz ausnahmsweiſe abſtracte allgemeine Ber: 
ordnungen, ſondern regelmäßig Entſcheidungen einzelner Fälle waren, durch welche die Päpſte, 
ähnlich wie einft die römifchen Imperatoren, ihre geſetzgebende Gewalt ausübten. 

IV. Der Inhalt des Kanoniſchen Rechts. Obgleich nun aber vemgemäß das Kano- 
niſche Recht einen fehr weiten Umfang hatte, wie e8 denn auch mit dem Mömifchen Rechte, ald 
jus utrumque zujammengefaßt, dieſem gleichſam als ebenbürtiger Theil an die Seite gefegt 
wurde, fo fehlt. doch viel, daß in allen jenen Richtungen wirkliche Neubildungen flattgefunden 
hätten; das Ranonifche Recht befteht vielmehr weſentlich aus Einzelheiten und bildet keines⸗ 
wegs ein abgefchloffenes Ganze, welchem eine ſelbſtändige Bedeutung zufäme; e8 enthält Haupt- 
fählih nur einzelne Mopificationen des Roͤmiſchen und in geringerm Grade auch des Deutfchen 
Rechts. 

Die wichtigſten derſelben beziehen ſich offenbar auf den Proceß, inſofern die Kirche nach 
Erlangung einer ſelbſtändigen Gerichtöbarkelt natürlich vor allen Dingen darauf ausgehen 
mußte, die Form des Verfahrens zu veguliren. Was nun zunächſt ven Civilproceß betrifft, fo 
befolgte man, feit überhaupt von einem wirklichen Verfahren nie Rede fein Fonnte, was in ven 
erften Zeiten patriarchaliſcher Einfachheit, mo gerade eine Vernachläfſigung aller firengen 
Formen flattfand, nicht der Ball wart), im großen und ganzen die Grundfäge des Roͤmiſchen 
Rechts; diefelben wurben jenoch im Kaufe der folgenden Jahrhunderte in nicht unwichtigen Be: 
ziehungen theils durch Acte der eigentlichen Geſetzgebung, theils durch das Gewohnheitsrecht 
und die Praxis der Gerichte umgeſtaltet, eine Entwickelung, die nicht ausſchließlich auf kirch⸗ 
lichem Boden vor fich ging, ſondern die auf dem weltlichen Gebiete, namentlich in den Statuten 
italieniſcher Städte ihr Vorbild fand, bis fie dann zulegt im Laufe des 13. Jahrhunderts ihren 
Abflug in den großen theoretifchen Arbeiten fand, die mit den Verſuchen des Bulgaris und 
Richardus begannen, in Pillius und Tancredus Fortfeger fanden und mit Durantid und Jo: 
bannes Andrea endigten. 2) Der ordo judiciarius, welcher auf diefe Weife fich gebildet Hatte, 


4) Feßler, Der kanonifche Proceß nach feinen pofitiven Grundlagen In feiner älteften Entwidelung 
in der vorjuftinianifchen Periode (Wien 1860). Const. apost., lib. IL, c. 47, 49. ' 

5) Beihmann⸗ Hollweg, Grundriß zu Vorlefungen über ben gemeinen und preußifchen Civilproceß 
(dritte Auflage, Bonn 1832), S. 11 fg. Bergmann, Pillii, Tancredi, Gratiae libri de judiciorum 
ordine (Göttingen 1842). Wunderlich, Joannis Andreae summula de processu judicii (Bafel 
1844). Derfelbe, Anecdota, quae processum civilem spectant. Bulgarus, Damasus, Bonaguida 
(Böttingen 1841). 
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beruhte weſentlich auf einer Durhführung der fogenannten Verhandlungsmaxime in extremer 
Einfeitigkeit, wonad alle andern Rückſichten durch Die eine zurückgedrängt wurben, daß ven 
Barteien der freiefle Spielraum zur Geltendmachung ihrer Behauptungen und Anfprüde ge: 
währt werben folle; e8 hängt damit zufammen die Aufftellung einer großen Reihe weit ausein⸗ 
ander liegender Termine, vielfacher äußerlider Solennitäten, der Mangel jeder Eventual: 
marime, ſodaß keine Parteihandlung früher gefordert wurde, ald bis die Gewißheit ihrer prä- 
fenten Wirkſamkeit und Nothwendigkeit gegeben war; e8 hängt damit ferner in gewifler Weiſe 
jene Umgeflaltung zufammen, die ber Litiöconteftation im kanoniſchen Civilproceß zu Theil ge- 
worden ift, und die wejentli darin Befteht, daß ein eigener Act nothwendig war, in weldem 
unter richterlicher Leitung von beiden ‘Barteien die Cinlaſſung in ben Streit over der gegen: 
feitige Wille erflärt werben mußte, wonach die auf Gondemnation des Beklagten gerichtete In=- 
tention des Klägers, alfo der Klageanſpruch der richterlihen Gognition unterworfen werben 
follte ; erſt wenn das geſchehen war, konnte zur Beweisaufnahme und zum Endurtheil geſchritten 
werden; unb ed war das um fo wichtiger, ald ver Beklagte dieſen Act durchaus nicht vorzu⸗ 
nehmen brachte, jolange er noch irgendwelche dilatoriſche Einreven Hatte, ja zu welchem er 
direct überhaupt nicht, jondern nur auf dem Umwege eines Gontumacialverfahrens gezwungen 
werden konnte, welches legtere nur dann einen wirkſamen Erfolg hatte, wenn Güter ded Be: _ 
flagten der Iuriöbiction unterworfen waren, da die Ungehorfamäftrafe wenigſtens regelmäßig 
nur in einer missio in bona beſtand; es war dann ferner, nachdem auf erfolgte Ableiflung des 
Galumnieneides ein artikulirted Pofltionalverfahren flattgefunven Hatte, bevor e8 zu einem 
gültigen Urtheile kommen konnte, nochmals eine feierliche Barteihandlung, die fogenannte Con⸗ 
clufion nötbig, deren Vornahme wiederum ganz ber Willkür ver Parteien anheimgegeben war, 
die beim Mangel jeder Proceßverjährung recht gut ind Unenpliche fortverhandeln Eonnten, und 
nur darin gab es eine legale Schranke, daß wenn die eine Partei concludirt hatte und die andere 
gar nichts Neues mehr vorbrachte, nach Ablauf mehrerer Friſten eine richterliche Concluſion 
eintreten Eonnte. - Auch die Urtheilspublication endlich iſt noch mir fehr fonderbaren, bei Strafe 
ber Richtigkeit einzubaltenden Formalitäten umgeben, unter denen namentlid) daß im misver⸗ 
ſtändlichen Anſchluß an eine roͤmiſche Stelle entflandene Erforderniß, wonach der Richter das 
Urtheil figend abgeben joll, hervorzuheben ift; die Gloſſe Hat ſich nicht entgehen laſſen, ihren 
cafuiſti ſchen Scharfiinn an diefer Beſtimmung ins Licht zu fegen. - 

&8 Tann nicht wunder nehmen, daß allmählich auch wieder ein Bedürfniß zur Abkürzung die⸗ 
ſes weitläufigen Verfahrens ſich beraudftellte, und bereits feit Alexander III. (1159 — 81) Hatten 
die Paͤpſte für einzelne Kälte Abweichungen von dieſem Proceßgang geftattet, indem fie in ihren 
Infiruetionen an einzelne judices delegati ein simpliciter et de plano, sine figura judicii, abs- 
quejudiciorum et advocatorum strepitu procedere verorbneten. Indeß ed entflanden nun aller= 
band Zweifel über die nähere Beichaffenheit dieſes formell abgefürzten Verfahrens. Um dieſe zu 
befeitigen, erichien dann die berühmte Decretale Klemens’ V, vom Jahre 1305, die fogenannte 
Clementina Saepe (c.2 de V. S. in Clem, 5, 11), die dann noch weiter ergänzt wurde durch 
die andere Desretale jened Papſtes, des fogenannten Clementina Dispendiosum vom Jahre 
1313 (e.2 de judiciis inClem.2, 1). In jener erften iſt das Verfahren jelbft genau angegeben, 
in dieſer letztern find die Fälle aufgeführt, in denen dies Berfahren Anwendung finden foll. 
Die Beſchleunigungsmaßregeln ver Clementina Saepe beziehen fih nun, abgefehen von ber 
Verminderung der zahlreichen Termine und des Nahlafjed mander geringern Kormalitäten, 
befonderd darauf, daß ſowol hinfichtlich der Litisconteſtation als der Concluſion die biöherige 
Barteienwillkür befeitigt wurde, und indem nun der Richter. bie Befugniß gewann, aud) ohne 
Rornahme einer eigentlichen Litiöconteflation zur Unterſuchung der merita causae zu ſchreiten, 
jo lag darin in That und Wahrheit vie Einführung der Eventualmarime, indem ver Beflagte 
nun gezwungen war, alle feine peremtorifcgen und dilatorifhen Einreden gleichzeitig anzu⸗ 
bringen. Es wurde aljo überhaupt dad Dfficialprincip, eine proceßleitenne Thätigkeit des 
Michters, in gewiflen Grenzen eingeführt und es trat nun das fo abgelürzte Verfahren als 
außerordentliches, oder mie man es jehr bald nannte, fummarifches neben das Verfahren des 
alten ordo judiciorum. Es fonnte aber nicht fehlen, daß nicht einerfeitd auf dem Wege ver 
Pereinfahung und Abkürzung des Verfahrens in der Richtung der Clementina Saepe noch 
weiter gegangen wurbe, mie denn z. B. das Pofitionalverfahren und der allgemeine Calum⸗ 
nieneid allmählich in Abgang gefommen find, während dann andererfeitd dies abgefürzte, 
Proceßſyſtem das alte orbentlihe Verfahren immermehr verbrängte und fo zur Grundlage 
des modernen orventlihen Proceffed geworben ift, dagegen mit dem heutigen fogenannten 
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außerordentlihen Brocefle, wie das neuerdings glänzend dargethan worden ift, nicht das Min- 
defte zu thun hat. ©) Ä 

Im übrigen folgte dann der kanoniſche @inilproceh im großen und ganzen, namentlid 
auch hinſichtlich des Beweisverfahrens nad römijch-rechtlihen Grundfägen ; unter den Källen, 
in denen eine Umbildung des römifchen Proceßrechts zu Gunſten eigenthümlicher Eirchlicher Ge⸗ 
fichtspunkte flattgefunden bat, möchte nur noch die gänzlich veränderte Stellung der Eides⸗ 
delation hervorzuheben fein, die nah Roͤmiſchem Recht principales Beweismittel war, vie 
aber im Kanoniſchen Recht, wie man nad der Beichaffenheit ver Quellen, der Doctrin und der 
und erhaltenen praktifchen Fälle annehmen muß, entweder gar nicht oder doch nur äußerſt felten 
vorfam; und zwar fcheint ein Doppelter Grund dafür maßgebend geweſen zu fein, auf der einen 
Seite die allgemeine Abneigung der Kirche gegen den häufigen Gebrauch des Eides überhaupt, 
und fodann die eigenthümliche Natur der zur Competenz der geiftlihen Berichte gehörenden 
Nechtöftreitigkeiten, von denen wenigſtens viele der freien Berfügung ver Parteien, einen be= 
liebigen Transigiren nicht überlaffen werden Eonnten, und formale Beweismittel gegenüber der 
im Öffentlichen Intereſſe zu erfirebenden materiellen Gewißheit zurücktreten mußten. Es ift dann 
zwar richtig, daß viele andere vor die geiftlichen Gerichte gehörigen Proceſſe einen ſolchen Cha: 
rafter nicht hatten ; indeß es handelte fih auch, wie mir fcheint, keineswegs um eine völlige Beſei⸗ 
tigung ver Eidesdelation, indem in ſolchen Fällen, wo durch andere Mittel ver Beweis bereits 
bi3 zu einem gewiſſen Punkte erbracht war, unter Billigung des Richters eine Zufchtebung in 
der That flattfinden konnte; und in diefem Umfange möchte die ganze Erſcheinung vollfländig 
durch die angegebenen Geſichtspunkte erklärt werben können ; intereffant würden meitere Unter: 
ſuchungen darüber fein, wie man ſich die Entflehung unſers heutigen Rechtszuſtandes zu er: 
klären bat. 7) 

Was ſodann den kanoniſchen Strafproceß betrifft, ſo galt hier urſprünglich im engſten 
Anſchluß an das Römiſche Recht der Grundſatz, daß ein wirkliches Strafverfahren nur auf 
Grund einer Privatanklage flattfinden Tönne, die ganz auf die gemöhnliche Weife bewiefen 
werben müfle, und viefer Grundſatz eines reinen Accufationdprocefied in den Eirdlichen Ge⸗ 
richten erhielt ſich dann in den folgenden Jahrhunderten um jo mehr, als auch die Rechtsge⸗ 
wohnheit ver germanifhen Völker völlig damit übereinſtimmte. Indeß daneben machte fi 
doch auch allmählich ein Verfahren von Amts wegen geltend; es gehört dahin namentlich der 
Fall der fogenannten infamatio ober wie fie auch genannt wird mala fama, infamia, diffamatio, 
suspicio, worunter man ein allgemeines oder glaubmwürbiged Gerücht verſtand, welches je- 
mand einer unerlaubten Handlung befchuldigte. Es bezog fi das anfangs hauptſächlich nur 
auf Geiſtliche, um die lucida sacerdotii dignitas aufrecht zu erhalten, und es fcheint jogar ala 
ob das auf Grund einer folden diffamatio angeftellte Verfahren lediglich eine Disciplinare, 
nicht aber eine eigentlich ſtrafrechtliche Bedentung gehabt habe, ſodaß nur auf eine Suspenfton, 
nicht aber auf eine weitere Strafe habe erfannt werben fünnen; in der Folge jedoch verlor ſich 
diefe befchränfte Bedeutung des Diffamationdverfahrens inıniermehr, und e8 bot ih nun na⸗ 
mentli in den Sendgerichten ein bequemes Mittel zur Anwendung veffelben auch auf die Laien 
dar, indem bier ex officio eine Erforfhung ver offenfundigen Verbrechen und des böfen Leu⸗ 
munds angeftellt wurbe: wenn anfangs die Verpflichtung zu einer derartigen Anzeige we⸗ 
fentlich auf die Geifllihen befchränft gewefen war, fo wurden alsbald glaubwürbige Männer 
aus jeber Gemeinde vom Bifchofe vereinigt, um auf gewiffe, ein für allemal feftgeftellte Fragen 
Antwort zu ertheilen. Etwas Befondered lag dabei weſentlich nur in der Einleitung des Ver: 
fahrens, und namentlich hinfichtlich des Beweisverfahrens galten ganz die in dem germanifchen 
Accuſationsproceſſe ausgebildeten Rechtöregeln, wonach jeve Klage durch den Neinigungseiv 
mit Eidhelfern oder durch Gottesurtheile zurückgewieſen werden konnte, fo fehr auch die Kirche 
fih anfangs dagegen gefträubt hatte, ven Reinigungseid und noch mehr die Eidhelfer, nament: 
Tich Hinjichtlic der Geiftlihen, in Anwendung zu bringen. Das Verfahren von Amts wegen 
ift dann endlich unter ven Namen des Inquifitiondprocefied zur regelmäßigen Brocedur in den 
kirchlichen Gerichten infolge der großen Reformen Innocenz’ III. erhoben worden, der für den 
Griminalproceß eine ähnliche epochemachende Beveutung gehabt hat, wie hundert Jahre nad 
ihm Glemens V. für den Ginilproceh. Die äußere Veranlaffung dazu lag zunächſt In dem 


6) Briegleb, inleitung in die Theorie der fummarifchen Broceffe (Reipzig 1859), ©. 15—108. 
7) Hinſchius, Beiträge zur Lehre von ber Eidesdelation mit hefonderer Ruͤckſicht auf das Kanoni⸗ 
ſche Recht (Berlin 1860). 
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Wunſche, eine fhärfere disciplinariſche Aufjicht über die Geiftlichen, befonvers höhern Ranges 
zu üben, wie ed denn anfangs beinahe ben Anfchein hat, als ob das ganze Verfahren nur gegen 
Geiſtliche eingeführt wäre; Hinfichtlich Diefer war aber eine fchärfere Aufſicht und firengere Be⸗ 
ftrafung derBergehen um jo mehr nöthig, als, abgefehen von der herrfchenden Sittenverberbniß, 
die Tendenz gerade damals darauf gerichtet war, die Beiftlichen ganz der weltlichen Jurisdiction 
zu entziehen und nun doch jedenfalld eine ſichere Methode zu ihrer Verfolgung und Beftrafung 
aufgeftellt werben mußte. Es wurde nun aber nicht blos auf dieſe Weife die Verfolgung eines 
Eirhlihen Verbrechens und Vergehens mehr wie bisher dem Zufall und der Willkür entrückt, 
fondern es fand nun zugleid eine Veränderung binfichtlich ver Beweidnrittel flatt, wonad ed 
nur ganz ausnahmöweije und nur auf Grund richterlicher Verfügung, wenn nämlich die In— 
quifition zu feinen weitern Ergebnifjen führte, als höchſtens die Berüchtigung noch mehr zu 
conftatiren, zur Ableiftung eined Reinigungseides fam, bei dem aber feine Eidhelfer zugelaffen 
wurden; die Bottesurtheile wurden auf vemfelben vierten Zateranenfifchen Goncil von 1215, 
wo der Inquifitionsproceß eigentlich erft förmlich eingeführt wurde, für gänzlich unzuläffig er: 
klärt, nachdem die Päpſte ſich ſchon früher vergebene vielfach bemüht Hatten, viefelben wenig: 
ſtens auf dem Eirchlichen Gebiete außer Wirkfamfeit zu jegen. Die hauptſächlichen Grundſätze 
dieſes inquifitorifhen Verfahrens waren dann aber folgende. Dafjelbe kann nur angeftellt 
werden, wenn wirklich eine diffamatio voraußgegangen iſt. Darüber ift jedesmal eine präju- 
dicielle Gognition nothwendig ; ed genügt nicht, daß heinilich ein libellus infamationis einge: 
reiht ift, oder daß zwei oder drei jemand ald infamatus angeben, dad Gerücht muß vielmehr 
öffentlich verbreitet fein und von befonnenen, ehrenwerthen Menjchen herrühren. Zur Inqui⸗ 
fition ift regelmäßig nur der orbentliche geiftliche Richter, alſo in den meiften Fällen ver Biſchof 
befugt, der ji an den Ort begeben muß, wo die Unterfuchung zu führen ift; dem Angeſchul⸗ 
bigten, der perjönlich gegenwärtig fein muß, und gegen den in der Abmefenheit nur dann, 
wenn er auf ergangene Einladung nicht erfehienen ift, ein Verfahren eingeleitet werben fann, 
müſſen vor allen die Anflagepunfte, um vie es fich Handelt, vorgelegt werben, und zwar dürfen 
biefelben fich nur auf diejenigen Gegenftände beziehen, hinfichtlich deren fich wirklich eine Be: 
rüchtignng ergeben hat; auch find dem Angeichuldigten die Namen und Ausfagen ber abge=. 
hörten Zeugen mitzutheilen, gegen die alle möglichen Einwendungen gemacht werden fünnen, 
wie denn überhaupt dad Recht ver Vertheidigung völlig frei und unbeſchränkt ift. Bon irgend: 
welder Heimlichkeit ift vollends Feine Rede, und die Tortur war dem Kanoniſchen Rechte da- 
mals fremd; endlich konnte eine Inquifition nie zu einer vollen Strafe führen, und im Falle der 
Concurrenz hatte das accufatorifche Verfahren ven Vorrang. Auf eine umfafjendere Darftel- 
lung des Fanonifhen Strafverfahrend, namentlich auf eine genauere Schilderung der weitern 
Procedisrarten, der denunciatio, exceptio und notoria, näher einzugehen, müſſen wir und 
bier verfagen. 8) 

Wir venden und zu ben Eigenthümlichkeiten des kanoniſchen Privatrecht, und treffen da zu= 
nächſt aufeinetiefgreifende Umgeſtaltung der römiſch-rechtlichen Orundfäge über ven Befig. Zıvar 
der Begriff des Befiges ift im Kanonifchen Rechte nicht verändert, derſelbe bezieht ſich auch Hier 
nur auf Eigenthum und Rechte an fremden Sachen, nicht aber, wie man häufig behauptet hat, 
auch auf Familienrecht und Obligationdverhältnifie, es hat lediglich im Geiſte des Nömifchen 
Rechts eine Ausdehnung des Begriffe auf Gegenjtände flatigefunden, auf die ihn auch bie 
Römer ſchon bezogen Haben würden, wenn fie biefelben gekannt hätten, nämlich auf jene durch 
die Verfaſſung der riftlichen Kirche und der europäifchen Staaten entflandenen Gerechtſame, 
die wie die Didcefanrechte, Zehntrechte, weltliche Gerichtsbarkeiten und Negalien mit dem Grund 
und Boden, nad mittelalterlihzgermanifchen Anfhauungen eng zufammenpingen. Dagegen 
hinſichtlich der Wirfungen des Beſitzes ift eine wefentlihe Veränderung durch dad Kanonifche 
Recht allerdings herbeigeführt worden. Die früher allgemein herrſchende Annahme freilich, 
wonach diefe Umgeftaltung in ihren Anfängen bereitö in bie Zeiten vor den Pjeudo-Ifibo- 
riſchen Decretalen binaufreichen follte, ift durch neuere außerorbentlih feharffinnige und 
gründliche Unterfugungen ald völlig widerlegt zu betrachten; es hat fich vielmehr ergeben, 
dab gerade dies zu den Neuerungen gehört, welche durch die Pſeudo-Iſidoriſche Fälſchung 
ins kirchliche Nechtöleben eingeführt worden find, und die fogar mit dev eigentlichen Ten⸗ 


8) Diener, Beiträge zur Geichichte des Inquifltionsproceffes und ber Geichtworenengerichte (Leip⸗ 
jig 1827), ©. 1678. Hildebrand, Die purgatio canonica und vulgaris (München 1841). Mo- 
liter, Über fanonifches Gerichtsverfahren gegen Klerifer (Mainz 1856). 
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denz Pſeudo-Iſidor's, Anklagen gegen Bifchdfe nit blos dem weltlichen Arme zu entzie- 
ben, ſondern viefelben überhaupt möglihfl zu verhindern, eng zufammenhängen. 68 
wurde nämlich durch Pſeudo-Ifidor verorbnet, daß die auf irgendeine unrechtmäßige Weiſe 
in ihrem Beflge beeinträchtigten Bifchdfe einem Anklageverfahren fo lange nicht zu unter: 
werfen fein follten, bis ihnen eine völlige Neftitution gewährt fein würbe, und es bat 
fogar den Anſchein, al8 ob fomol die Siſtirung des Proceffed als auch die Reftitution des Be⸗ 
figed von Amts wegen ohne eine befonvere Geltendmachung der Spoliation hätte erfolgen 
müſſen; dabei feheint es ferner nit darauf angelommen zu fein, ob es fih um Eigenthum, 
titulirten Beſitz, einfachen Befig oder bloße Detention handelte, da dieſe Unterſchiede dem 
Faͤlſcher ſelbſt offenbar nicht klar waren, biefer vielmehr den Ausdruck possessiones ganz im 
Sinne von „Beſitzungen“ gebraudt: und ganz gleihgältig war es endlich, wer die Anklage er⸗ 
hoben hatte, auf weldyes Verbrechen diefelbe gerichtet war, namentlich ob fie mit der Spoliation 
irgendwie conner war, wer die weggenommenen Sachen und wie er biefelben, ob er fie etwa im 
guten Glauben beſaß. Indem nun dieſe Orundfäge aus ver Pfeubo-Iftporifchen in alle fpätern 
Sammlungen, namentlid in das Decret Gratian's übergegangen find, fo fand doch allmählich 
eine bedeutende Ausdehnung derfelben ſowol hinfichtlich ver Sachen als der Berfonen flatt, vie ſich 
freilih dem Wortlaute nah auch ſchon bei Pſeudo-Iſidor findet; es wurde jene Wirkung des 
Beſitzes einerfeitd auf Laien erſtreckt und andererfeitö auch auf Civilſachen ausgedehnt. Damit 
hing nun aber wiederum eine bedeutende Umgeftaltung zufanımen, bie ihren völligen Abfchluß 
in den Zeiten Innocenz’ III. erreichte. Ginmal nämli wurde die exceptio spolii zu einer 
wahren Exception, die aber, was urfprünglich nicht erforderlich geweſen war, ausprüdlich vor- 
gebracht werden mußte, und deren mefentlicher Zweck nicht mehr wie früher auf eine volle 
Miedererlangung des Beſitzes gerichtet war; außerdem wurbe aber pie Reflitution von der 
Exception getrennt und angenommen, daß die Exception lediglich eine proceßablehnende Be⸗ 
deutung habe, und die Reftitution nicht von Amts wegen eintrete, fondern nur durch Anftellung 
einer eigenen Klage erlangt werden könne. Demgemäß kann nun die fogenannte Exceptio 
spolii in allen Eivil= und Criminalſachen won einem jeden geltend gemacht werden, der auf 
irgendeine ungerechte, wenn aud nicht gewaltſame Weiſe feines Beflges beraubt wurde, mochte 
biefer Beſitz auch nur die Natur einer bloßen Detention haben, und zwar fann biefelbe in Eri= 
niinalfachen gegen jeden Ankläger geltend gemacht werben, einerlei ob ex die Spoltation felbft 
vollführt hat oder nicht, in Civilſachen dagegen nur gegen den Spoliator ſelbſt, hoͤchſtens nach 
der Meinung einiger auch noch gegen einen ſolchen, von dem der Beklagte die Sache durch ein 
poſſeſſoriſches Rechtsmittel zurückfordern könnte. Der Grund der exceptio spolii iſt in Civilſachen 
das odium spoliantis, in Strafſachen die Rückſicht auf die Gewährung vollſtändiger Verthei⸗ 
digungsmittel, und mit dieſem letztern Umſtande hängt es denn auch zuſammen, daß in Grimi⸗ 
nalſachen das Spolium nicht zu unbeträchtlich ſein darf. Die Einrede iſt ferner dilatoriſch und 
daher, wie alle Einreden dieſer Art, vor der Litisconteſtation anzubringen, nach derſelben in 
Gemãßheit ver richtigen Anficht wenigſtens nur dann, wenn die Spoltation erſt fpäter gefchehen 
oder doch erſt fpäter zur Kenntniß des Spoliirten gefommen iſt. In Griminalfadden, wenn ver 
Beſchuldigte mit dem Spollum eines dritten exceipirt, kann der Ankläger verlangen, daß dem 
Beſchuldigten eine Friſt vorgeſchrieben werde, innerhalb deren das Interdict anzuftellen iſt, und 
nad deren Ablauf die Wirkung der Exception aufhört. Diefelbe If binnen funfzehn Tagen nach 
der Anbringung zu bemeifen ; die bewieſene Exception bewirkt, daß die Klage ceffirt, bis voll- 
ſtaͤndige Reftitution erfolgt if. Ausnahmsweiſe foll endlich bei Civilſachen die Exception In dem 
Falle ausgeſchloſſen fein, wenn in ver Klage von dem Rechte oder der Sache einer Kirche, in der 
Erception von dem Rechte einer Privatperfon die Rede iſt, oder umgekehrt. Was dann die 
eigentlige Spolienklage betrifft, fo unterfheidet- fi diefe von den gemöhnlicgen Mitteln zur 
Miedererlangung des Befies, namentlich von dem Interdictum de vi vorzugsweiſe dadurch, 
daß dieſelbe auch bei beweglichen, jedenfalls bei unkoͤrperlichen Sachen flatthaft ift, und daß fie 
gegen den dritten unredlichen Beſitzer angeftellt werben kann, währenn es Dagegen allerdings 
zweifelhaft ift, ob das Klagerecht nad) der Intention des Kanonifchen Rechts ohne alle Rückſicht 
auf den juriftifchen Beflg des Klägers gilt, und ob fle in regelmäßigen Fällen durch gewaltfame 
Verlegung bed Beflges bebingt Ift, oder aber bei jedem unrechtmäßigen Befigverlufte gilt. 9) 


9) Savigny, Das Recht des Defiges (fechste Auflage, Gießen 1837), ©. 611 fg. Bruns, Das 
Recht des Befipes im Mittelalter und in der Gegenwart (Tübingen 1848), S. 127—246. de, De 
exceptione spolii (Berlin 1858). Manfen, Zur Dogmengefchichte der Spolienflage, in Beder und 
Muther, Jahrbuch des gemeinen Eivilrechts, Jahrg. 1869, III, 227 fg. 
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Ein weiterer wichtiger Punkt ift ſodann das Erforderniß ber bona fides hinſichtlich der 
Erfigung und Verjährung. Das Nömifche Recht forderte bekanntlich hie bona fides bloß hei 
deriifucapion und ver in ihren Wirkungen damit weſentlich gleichartigen longi temporis prae- 
seriptio, und auch in dieſen Fällen nur für den Anfang des Beflges, nicht aber für deſſen Fort⸗ 
ſetzung; hinfichtlich der eigentlihen Klagenverjährung kam das ganze Erforverniß überhaupt 
nicht in Betracht, indem dabei lepiglich auf die Verſaͤumniß des Klägers gefehen wurbe. Nun 
findet fi) zwar im Decrete Gratian's eine ſchon von Auguftin herrührende Stelle (c. 5, C. 34 
qu. 1), worin gefagt wird, daß der anfangd rebliche Befiger durch fpäteres Bewußtſein bes 
fremden Rechts ein injustus oder malae fidei possessor werde, jedoch das iſt ſchon nad RB: 
miſchem Rechte wahr, und daraus folgt noch nicht eine Unterbrehung der Verjährung; Gra⸗ 
tian flellt auch in der That no denjenigen Zuflann des Rechts dar, melden wir in ben 
römifhen Duellm finden (Dict. Grat. zu c. 15, C. 16, qu. 3). Erſt durch zwei Deeretalen 
Alerander’d II. und Innocenz’ IIL, beide dem Ende des 12. Jahrhunderts angehörig, (c. 5 
de praescriptionibus 2, 26 und c. 20 » eod.), iſt eine Veränderung biefer Rechtsgrund⸗ 
fäge herbeigeführt worden, und zwar wie in beiden ausdrücklich bemerkt wird, mit Rückſicht auf 
fittlihe und religidfe Gründe; dieſe Veränderung bezieht fih num einmal darauf, daß die bona 
fides Hei ber eigentlichen Uſucapion nicht blos im Anfange des Beſitzes, fondern während der 
ganzen Dauer deſſelben gefordert wird (in nulla temporis parte rei habeat conscientiam 
alienae); und daß fie ferner in derfelben firengen Grftalt auch für pie Klagverjährung gefordert 
wird, wo fie dem Römischen Rechte völlig fremd war; es kann darüber im allgemeinen gar fein 

Zweifel beflehen, denn unter praescriptio muß allervings jede durch Zeitablauf bewirkte 
Rechtsveränderung und namentlich gerade die eigentliche Klagenverjährung verflanden werben ; 
zweifelhaft ift e8 nun aber allerdings, ob fich dies Erforderniß auf alle Klagen beziehe ober nur 
auf einige; während man allgemein annimmt, daß es fich auf die dinglichen Klagen ohne 
Ausnahme beziehe, jo meinen doch einige, daß hinfichtlich der perfänlihen Klagen baflelbe 
nur dann in Betracht komme, wenn es jih um die Reftitution einer unrechtmaͤßig befeflenen 
Sache handele und die Klage auf Rückgabe dieſes Beſitzes gerichtet iſt, alfo in ven Fällen der 
actio commodati, depositi, locati, daß dagegen hei allen andern perfönlichen Klagen, alfo na= 
mentli in den Fällen der actio emti, conducti, mandati, pro socio das Erforberniß ceſſire, 
und unredliches Bewußtſein vie Rlagverjährung nicht ausſchließe. Nun ift ja fo viel aller: 
dings ganz richtig, daß das ganze Inflitut der Klagverjährung geradezu befeitigt fein würbe, 
wenn man das Erforderniß der bona fides in jenem weiten Umfange auch auf die Klagen ber 
legten Kategorie anwenden wollte, denn alle Schuloner aus Verträgen oder Delicten haben 
wenigftens im Anfange, ganz feltene Fälle abgerechnet, das beftimmte Bewußtſein ihrer Schuld 
gehabt. Indeſſen die Frage leviglih vom Standpunkte des Kanoniſchen Rechts aus betrachtet, 
fo wird man ſowol im Hinblick auf die ganz allgemein fautende Wortfaffung jener Stellen, ale 

auch mit Rüdfiht auf das ausdrücklich angegebene Motiv fi kaum für die Zuläffigkeit einer 
ſolchen Einihränfung erklären können, und alle Verſuche diefer Art, ſelbſt diejenigen, bie 
von den größten Juriften ausgegangen find, Iriden an einer geroiffen Künftlikeit; man muß 

"eben das Kanoniſche Recht nicht beffer machen wollen, wie es ift. 10) 

Man ſchreibt dann Häufig dem Kanoniſchen Rechte eine der weſentlichſten und tiefein- 
gehendſten Veränderungen zu, durch welche ſich das Heutige Obligationenrecht von dem roͤmi⸗ 
fen unterfcheidet, infofern nämlih nah Roͤmiſchem Rechte den Verträgen nur eine be: 
ſchränkte Klagbarkeit gewährt wurde in Gemäßheit des Unterfihieded von contractus und 
pactum, und einfache pacta klaglos waren, während e8 gegenwärtig nur auf Übereinftimmung 
des Willens anfommt, und alle wirklich zu Stande gefommenen Verträge ohne Rückſicht auf 
die Form klagbar find. Indeſſen wie früh auch dieſe Annahme bereits ſich findet, fo iſt doch 
Heutzutage allgemein angenommen, daß fie irrig ift, denn der befannte Ausfprud jener afri- 
kaniſchen Kirhenverfammlung, auf ven man fi eigentlih ausfchlieplih beruft, um jenen 
Grundſatz dem Kanoniſchen Rechte zu vindiciren (c. 1 = de pactis 1, 30), hat dod wirklich 
einen völlig verſchiedenen Stun, indem es fi zwar wol um die Nichterfüllung eines Vertrags, 
nicht aber um Nichterfüllung wegen eined Formfehlers, fondern wegen reiner Willkür han- 
delt, ſodaß alfo die Stelle ganz ebenfo lauten würbe, wenn der darin erwähnte Vertrag bie 
Form einer Stipulation gehabt hätte. Jener Satz ſtammt vielmehr aud dem Altern deutſchen 
Rechte, wo feine Entflehung in der That mit dem echt deutfchen Begriffe der Treue zufamnıen- 


10) Savigny, Syſtem bes heutigen Römifchen Nechte, V, 326 fg.; 111, 398 fg. 
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hängt, und eben weil derſelbe tief im deutſchen Rechtsbewußtſein begründet war, ſo war er 
auch ſtark genug, um gegen bie Reception des Römiſchen Rechts ſich zu behaupten. 11) 

Dagegen hat dad Kanoniſche Recht in einer andern Beziehung auf das Obligationen 
recht eingewirkt, infofern nämlich die duch einen Bid beflärften Verträge unter allen Um⸗ 
ftänden, aud wenn fie fonft anfehtbar fein würden, aufrecht erhalten werben follen. In 
der That Hatte nad Roͤmiſchem Rechte ver einfache Verſprechungseid eine jolde Bedeutung 
nicht, derfelbe war hier nicht im Stande, eine nova causa obligandi zu begründen, er hatte 
vielmehr nur eine accefjorifhe Natur, indem feine Kraft und Wirkung fih ganz und gar 
nach der Natur des zu Grunde liegenden Rechtöverhältniffes richtete, und ein eiblicher Ver- 
trag in feiner Weife eine größere vechtliche Wirkfamfeit ausübte als ein nicht eivliher. Den: 
felben Standpunkt hatte aud das ältere Deutfche Recht, auch hier wurde ein an ji ungül— 
tiged und rechtswidriges DVerfprechen nicht dadurch bindend, daß es eidlich gelobt wurde, man 
brauchte vergleichen vielmehr nicht zu halten, da derjenige, welder den Eid empfing, als 
treulos erihien; fo noch nad der Lehre des Sachſenſpiegels (III, 41, 6. 2), während aller: 
dings auf den Schwahbenfpiegel Die Theorie des Kanoniſchen Rechts bereit eingewirkt hat. 
Danach ſollte in den geiftlichen Gerichten jede durch einen Gid befräftigte Verbinplichkeit, wenn 
nur die Erfüllung moraliſch erlaubt fei und vie Rechte Dritter dadurch nicht verlegt würden, 
durh Anmendung geiftlicher Nechtömittel zur Durchführung gebracht werden; jedenfalls follte 
e8 eined ausdrücklichen Ausſpruchs der Kirche über die Nichtverbindlichkeit eines ſolchen Nechts- 
geihäfts bevürfen. Nun wurde übrigens auch eine jingulare Stelle des Römiſchen Rechts 
(l.1,C.siadv. vend. 2, 28) in diefem Sinne genommen, und dieje falfhe Auslegung wurde 
fogar dur Kaifer Srievrih I. in der „Authentica Sacramenta puberum“ geſetzlich be— 
ftätigt. 12) , 

Endlich find dann noch durch dad Kanonifche Recht einige Anderungen hinſichtlich der Teſta⸗ 
mente herbeigeführt, die in Deutjchland anfangs wegen der eigenthünlihen Natur des deutſchen 
Familienrechts unbefannt waren, und erft Durch die Vermittelung der Kirche allmählich zur Anz 
wendung gefommen find. Dieſe Änderungen beziehen ſich jedoch, wenn wir von einer Modifi⸗ 
eation in Bezug auf die Berechnung der Trebellianifhen Quart beim Pflichttheil abjehen, weſent⸗ 
ih nur auf die Form der Teftamente, indem man biefe zu vereinfachen beftrebt war und dem⸗ 
gemäß Hinfichtlich der testamenta ad pias causas zu einer gänzlichen Fornilofigkeit gelangte, 
denn die zwei ober drei Zeugen, die verlangt werden, jind nach der richtigen Anſicht Beweis- 
und nit Solennitätdzeugen, während hinſichtlich aller übrigen Teſtamente beſtimmt wurde, 
daß fie gültig vor dem Pfarrer und’ zwei Zeugen errichtet werden Fönnten. 19) 

Wenn wir nun noch einen Eurzen Blick auf pas fanonijche Strafrecht werfen, welches in 
einem viel höhern Grade als das Privatrecht ein auf einem einbeitlihen Princip beruhen- 
des Ganzes bildet, fo erjcheint nad den oberſten Grundſätzen des kanoniſchen Strafrechts Die 
Verletzung der Rechtsordnung nicht vorzugäweife ald eine Beeinträchtigung der zunächſt da⸗ 
durch betroffenen Individuen, ſondern ald eine Auflefnung gegen dad göttliche Gebot, deren 
Berfolgung deshalb auch weniger Sache eined einzelnen, als eine Öffentliche Angelegenheit ift. 
Demgemäß wird hei ver Beſtrafung vorzugsweife darauf gefehen, ven Schulvigen wieder mit 
Bott zu verföhnen, deſſen Zorn auf diefe Weife abzuwenden; bie Strafe richtet ſich mehr nach 
dem verbrecheriſchen Willen des Handelnden, ald nad dem äußern Erfolge feiner Thätigkeit, 
fie erſcheint ald eine Wohlthat, nicht als ein Übel, fie foll wahre innerliche Befferung herbei: 
führen, es gibt deshalb weder verflümmelnde Strafen nod Todesſtrafe. Im einzelnen unter- 
ſcheidet man die fanonifchen Strafmittel in poenae medicinales und poenae vindicativae, und 
verfteht unter den erftern ſolche, die lediglich ven Zweck Haben, die Beilerung des Schuldigen her— 
beizuführen und die ihm daher auch nur fo lange auferlegt bleiben, bis er jich zur Verſoͤhnung 
anbietet, es brauchen auch diefe Arten der Strafen, die fogenannten Genfuren, nicht in 
jeden einzelnen Balle durch ein beſonderes richterliches Crkenntniß auferlegt zu fein, ſondern 





11) Savigny, Das Obligationenrecht, II, 231 fg. Stobbe, Zur Geſchichte bes deutſchen Vertrages 
rechts (Reipzig 1855), ©. 21a. 

12) Savigny, Syſtem des heutigen Römifchen Rechts, VIL, 49. Stobbe, 25 fg. Suvigny, Ges 
fhichte des Römifchen Rechts im Mittelalter, IV, 162. 

13) Gans, Das Erbrecht in mweltgefchichtlicher Entwidelung (Stuttgart und Tübingen 1829). 
Vering, Römifches Erbrecht in Hiftorifcher und dogmatifcher Entwwidelung (Heidelberg 1861), S. 820 fg. 
Schulte, Über testamenta ad pias causas nad Kanonifchem Recht, in der Zeitfchrift für Givilrecht und 
Proceß (Neue Folge, Gießen 1851), VIII, 157 —230, 
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es gibt Fälle, wo diefelben von felbft plaggreifen, wie derartige Bälle, im ganzen etwa 200, 
wenigftend in der jpäteın Zeit namentlih im Sextus, in den Glementinen und ganz beſonders 
in der Bulle In coena Domini vorgefärieben find; man unterſcheidet danach censurae latae 
und ferendae sententiae; ed gehören zu dieſer Kategorie von Strafen vorzugswelfe vie Excom⸗ 
munication, dad Interbiet, hinſichtlich der Geiſtlichen die Suspenflon und einige geringere Arten 
von Bugübungen ver verſchiedenſten Befchaffenheit. Die poenae vindicativae dagegen find die 
eigentlihen Strafen, durch welche der Bruch der Rechtsordnung an dem Schuldigen geahndet 
werben fol, die daher ihrer Dauer nach ganz unabhängig von der veränderten Gefinnung deſſel⸗ 
ben jind und wejentlich in Geld⸗, Gefängniß- und Koͤrperſtrafe beftehen. 1%) 

. &8 foll an diefer Stelle auf die einzelnen Verbrechen und Vergeben des Kanoniſchen Rechts, 
obgleich diefelben manches Cigenthümliche barbieten, um jo weniger näher eingegangen werben, 
als ſich die Gelegenheit dazu noch in einem folgenden Artikel (Kirchenbaun, Kirchenzucht) var: 
bieten wird. Nur binfihtlich des Verbrechens des Zinswuchers möge noch Folgendes bemerkt 
werden. In demfelben Maße wie bei niedrig entwickelten wirthichaftliden Verhältnifien Kapi—⸗ 
talverleihungen felten find und ſolche fait nie zur Betreibung induftrieller Unternehmungen, 
fondern faft nur aus wirklicder Noth nachgefucht werden, findet jich regelmäßig eine Abneigung 
gegen das Zinfennehmen und vielfach fogar ein ausbrüdliches Verbot defielben, vie Aufftellung 
eined befondern Verbrechens als Zinswuchers. Wie nun dergleichen namentlich auch beiden Juden 
ftattfand, wo menigftens in einem gewiſſen imfange für ven Verkehr ver Juden untereinander 
alles Zinfennehmen unterfagt war, fo bildete fich ein ſolches Verbot im Anſchluß nicht blos an 
ſolche aliteftiamentliche, fondern auch an einige neuteftamentliche Stellen (Rur. 6,34 fg.; Matth. 21, 
22) fon früh auf dem Boden der hriftlichen Kirche and, welches fich freilich urjprünglid nur 
auf Geiftliche bezog, denen bereits auf dem Goncil von Nicäa, 325, alles Zinſennehmen bei 
Strafe der Abſetzung fireng unterfagt wurbe. Inbdeß fehr bald erklärten fich die Kirchenväter 
gegen dad Zinfennehmen überhaupt, wobei es vielleicht, wie Roſcher meint, einigen Einfluß 
geubt Haben kann, daß gerade damals dad Nömerreich dur die Verheerungen ber Barbaren . 
jhredii zu verarmen begann, und fomit thellweife die Zindverhältniffe der roheften Gultur- 
ftufe wieberfehrten. Das erfte förmliche Verbot gegen dad Zinjennehmen von ſeiten der Laien er⸗ 
folgte jodann durch Bapft Leo den Großen, 443 (c.7, C.14 qu. 2); eine firenge Durchfuͤh⸗ 
rung deſſelben ſcheint jedoch in den folgenden Jahrhunderten nicht möglich geweſen zu fein, ob⸗ 
gleich z. B. die Geſeggebung Karl's des Srofen die Kirche bei vielen Beſtrebungen unterflügte ; 
fie erfolgte erft jeit Ende des 12. Jahrhunderts durch eine Reihenfolge von Decretalen Alexan⸗ 
dex's II., Innocenz’ III., Gregor's X., Glemend’ V., durch welde wirkſame Strafen gegen 
die Zuwiderhandelnden fefigefeht und außerdem die Reftitution der erhobenen Zinfen verfügt 
wurde, letzteres fogar in dem Kalle, daß der Schuloner dem Bläubiger eidlich verfprochen hatte, 
die Zinfen nicht zurüdfordern zu wollen. Man wird jedoch nicht jagen Dürfen, daß das kanoni⸗ 
ſche Verbot des Zinfennehmens zu irgendeiner Zeit über die Bedeutung einer blod disciplinaren 
Anordnung, einer Nechtövoriärift, Hinausgegangen und zu einen wirkligen Dogma, einem 
Blaubensartifel geworben ſei; man wird fi namentlich dafür nicht berufen bürfen auf den 
Urfprung diefes Berbots in ver Bibel, denn es ift einzig und allein Sache der in diefem Punkte 
nad katholiſcher Auffaſſung unfehlbaren Kirche, zu declariren, ob irgendeine Rechtsvorſchrift ver 
Bibel die Natur eines goͤttlichen Rechts habe oder nicht 10); und ed muß nun behauptet werden, 
daß eine foͤrmliche Declaration der Kirche in dieſem Sinne allerdings nicht erfolgt ſei, wenigſtens 
liegt das in dem öfters gebrauchten Ausdruck, daß das Zinſennehmen Sünde ſei, deshalb noch 
nicht, weil ſelbſt nach dem Standpunkt des Kanoniſchen Rechts nicht jede Sünde auch nothwen⸗ 
dig ein Verbrechen iſt. (DD. 25, c. 3; DD. 81, c. 1.) Es hat demgemäß die Kirche volle Frei⸗ 
Heit, dad Verbot, wenn fie, daſſelbe den veränderten Gulturverhältniffen nicht mehr angemeflen 
balten follte, jederzeit abzufchaffen. Übrigens wurde daſſelbe felbft im Mittelalter auf alle Weife 
umgangen, wie ſich ja eigene von ven Päpften fogar gebilligte Nechtöinftitute dieſerhalb aus: 
bildeten, unter denen der Rentenkauf das Wichtigfte ift, und bie ſich Doch vom eigentlichen Zin- 
ſennehmen fehr wenig unterſcheiden. 1°) 


14) Bgl. meine Schrift: Die Rechtsbildung in Staat und Kirche (Berlin 1861), &. 107—117. 

15) Geib, Lehrbuch des Strafrecht (Leipzig 1861), I, 124—150. Mejer, De diversitate sum- 
morum poenae principiorum et in jure Romano et apud Gratianum ob viorum (Göttingen 1841). 
Eck, De natura poenarum secundum jus canonicum (Berlin 1860). 

16) Rofcher, Syſtem der Volkswirthſchaft (dritte Auflage, Stuttgart und Augsburg 1858), 1, 
358 fg., 371 fg. Moy de Sons, Die Wuchergefepe und ihre Aufhebung aus dem Standpunfte bes Ka⸗ 
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V. Das kanoniſche Rechtsbuch. Wie das Kanoniſche Recht ſelbſt urſprünglich im 
Orient fich gebildet hatte, fo entſtanden hier auch die früheſten derartigen Sammlungen; die 
ganze Reihe derjenigen, welchen des größern Anſehens wegen ein apoftolifcher Urſprung fälfch- 
lich beigelegt wurde, jene pfeubo = apoflolifchen Decretalen,, wie man fie nennen könnte, unter 
denen bie Constitutiones et Canones Apostolorum , bie Ordinalio ecclesiastica, Definitio 
canonica und der Synodus Antiochiae bie wichtigfien find. Auf dieſen Sammlungen und eini- 
gen andern, die nachher entflanden, ruhen dann diejenigen, welde für das Abendland von 
unmittelbarer Bedeutung geworben find, namentlich die von dem Moͤnche Dionyfius Eriguuß, 
allem Anſchein nad in Rom felöft, zu Ende bes 5. und zu Anfang des 6. Jahrhunderts in la- 
teiniſcher Sprache veranftaltete Sammlung, welche lange Zeit die abenplänpifhe Praxis be⸗ 
berricht Hat, wenn auch daneben in einzelnen Ländern, namentlich in Afrifa und Spanien, all- 
mählich noch befondere Sammlungen entſtanden; fie wurde mit ver Entwidelung des Kirchen⸗ 
rechto ſelbſt vervollſtändigt und Hatte namentlih in der Geftalt, wie fie von Bapft Habrian I. 
774 an Karl den Großen überfandt worden war, die weitefle Verbreitung. Daneben wurde 
nun aber allmählich eine Sammlung von Bedeutung , welche mit befonberer Nüdfit auf das 
particulare fpanifhe Kirhenreht zu Anfang des 7. Jahrhunderts abgefaht war, und deren 
Autorihaft man gewöhnlich ohne rechten Grund dem Erzbifchof Iſidor von Sevilla zuſchreibt. 
Diefe Iſidoriſchen Decretalen (Hispana) find denn befanntlig um die Mitte des 9. Jahrhun⸗ 
derts die Grundlage für jene berühmte von einem unbelannten Berfafler herrührende, wahr: 
fheinlih im Weſtfrankenreiche entflandene Sammlung geworben, Die man damals allgemein 
für eine echt Sflvoriihe Sammlung hielt, und die man dann nach der Entbedung ihrer Unecht⸗ 
beit die Pſeudo⸗Iſidoriſche Sammlung genannt hat. Infolge des allmählich ſehr angewach⸗ 
jenen kirchlichen Nechtöftoffs nahmen nun aber die Sammlungen jeit dem Ende bed 9. Jahr⸗ 
hunderts einen veränderten Charakter ar; wenn es bisher genügt hatte, Die einzelnen Gon- 
eilienſchlüſſe und Derretalen chronologiſch aufeinander folgen zu laflen, und nur ganz aud- 
nahmsweiſe in einigen afrikaniſchen Sammlungen eine weitere Verarbeitung flattgefunden 
hatte, fo befolgte man von jet an eine im Orient ſchon im Zeitalter Juftinian’3 angewandte 
Methode, wonach einerjeitd eine Dronung nad Materien verfucht wurbe, man fi aber ande⸗ 
rerſeits darauf befchränfte, die fraglichen Stellen nur ihrem wichtigſten Inhalte nad) auszugs⸗ 
weife mitzuthellen. Unter den zahlreichen Quellenwerken viefer Art, pie nun im Verlauf 
zweier Jahrhunderte erjchlenen, und von denen viele noch immer ungebrudt find, auch wol 
ungebrudt bleiben werben, zeichnen fich beſonders das Decret des Biſchofs Burchard von Worms 
aus dem Anfang des 11., und das Decret jowie die Pannormie des Biſchofs Ivo von Char- 
tred aus dem Anfang des 12. Jahrhunderts durch ihre weite Verbreitung aus. Diefe gnann- 
ten und alle andern Ähnlichen Werke wurden dann aber wiederum durch die große Arbeit, welche 
der Gamaldulenfermwönd Bratlan im Klofter St. - Felix bei Bologna wahrfcheinlih auf An- 
trieb des Abts Bernhard v. Clairvaux um die Mitte des 12. Jahrhunderts unternahm, völlig 
verdrängt. 

Dad Deeret Gratian's iſt nicht blos eine nad Materien geordnete Quellenſammlung, ſon⸗ 
dern daſſelbe enthält zu gleicher Zeit eine wiſſenſchaftliche Verarbeitung, wie dergleichen noth⸗ 
wenbig geworben war, follte ver maflenbaft angewachſene Nechtöftoff noch einigermaßen über- 
jehen werben; es handelte fi vor allem barum, die noch fortvauernde Anwendbarkeit ver ein- 
zelnen Stellen zu prüfen, die Folgerungen zu entwideln, bie aus den einzelnen Grundſätzen fi 
ergeben , und endlich die Widerſprüche zwiſchen ven einzelnen Stellen aufzuldien,, die etwa vor- 
handen waren, wonad denn befanntli dad ganze Werk eine concordia discordantium ca- 
nonum genannt wurde. Es bildet auf dieſe Weife das Decret Gratian's zu gleicher Zeit einen Ab⸗ 
ſchluß der Quellenfammlungen und einen Anfang der fanontflifchen Literatur ; es ift Die erfte 
wiſſenſchaftliche Bearbeitung des Kirchenrechts, die fich aber nur wenig zu einer freien Bearbei- 
tung der Quellen erhoben hat, ein Lehrbuch, gleihfam ein Grundriß, in welchem der eigent- 
liche Text (Dicta Gratiani) noch fehr zurüdtritt Bieter die Duellencitate. Nach einer ſelbſt ge- 
wählten Ordnung, die in foftematifcher Hinficht fehr unvollkommen if, ging Gratian dabei 


nonifchen Rechts betrachtet, im Archiv des katholiſchen Kirchenrechts (Innsbrud 1857), I, 321 fg. 
Wi, Was ift Zinswucher? (Münden 1859). Heimbach, Über Zinswudher, in Weisfe, Rechte: 
lerifon (Leipzig 1861), XV, 15 fg. Endemann, Die nationaldfonomifchen Grundfäge der Fanonifchen 
Lehre, in Hildebrand’s Jahrbüchern für Nationalöfonomie und Statiſtik (Jena 1863), Jahrg. 1, 
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zu Werke. Das Ganze zerfällt in drei Theile. Der erfte verfelben ift wiederum in 101 Difine- 
tionen abgetheilt, deren jede aus einzelnen canones befleht; jeder Kanon enthält einen bes 
flimmten Rehtöfag mit Angabe der Quelle; die Benennung und Zählung der 101 Abfchnitte 
kam allerding® erſt fpäter auf, bie Abfchnitte ſelbſt waren aber ſchon durch Gratian bezeichnet; Die 
erſte pars handelt zunächſt in einer Art Ginleitung (D. 1—26) von der Entſtehung des Rechts 
im allgemeinen und ben Quellen des Kirchenrechts insbeſondere; ed folgte dann bie Lehre von 
den firdglichen Perſonen, ihren Bigenfchaften, Rechten und Pflichten, ihrem Antheil an der Kir: 
Genregierung, den Beziehungen zwiſchen Staat und Kirche. Im zweiten Theil handelt es fich 
dann um bie Lehre von der Kirchengewalt, hauptfädlich ver Firchlichen Gerichtsbarkeit, Straf: 
recht und Proceß, auch das Erbrecht findet dort feine Stelle; bie Form der Darftellung ift hier 
aber eine ganz aubere als im erſten Theil. Es liegen nämli 36 fingirte Rechtöfähle Cfogenannte 
causae) dabei zu Grunde; diefelben geben Veranlafiung beflimmte Fragen (quaestiones) auf: 
zuwerfen, in deren mehrere jede causa aud äußerlich zerfällt, und deren Beantwortung dann 
durch einzelne canones (Gejegeäftellen) geſchieht; es gibt au einzelne Duuäflionen, welche keine 
canones enthalten , weil Oratian in den Quellen feine hierher gehörtge Stelle fand und des: 
Halb blos eine Doctrin geben konnte. Außerdem befteht noch ein eigenthümliches Verhaͤltniß 
Hinfiätlid der Causa 33, quaestio 3; Gratian handelt dort über die Lehre von der Buße, 
fieht fi aber, um ben. gerabe hinſichtlich dieſes Gegenflandes fehr reichlich zufließenden Stoff 
einigermaßen zur Überflcht zu bringen, veranlaft, nie Gintheilung ber erſten pars hier mit ver 
ber zweiten zu combiniten,, d. 5. die fragliche quaestio 3 noch weiter in Diffinctionen zu zerle⸗ 
gen, ſodaß aud C. 33, qu. 3 gleihfam ein eigener tractatus de poenitentia geworben ift. 
Endlich der dritte Theil betrifft dann die religiöfen Handlungen, namentlich die Sakramente 
und was damit zufammenbängt; er zerfällt in fünf Diſtinetionen, deren jede aud canones be⸗ 
ftebt, und gleicht fomit völlig dem erſten Theil, nur daß man bei Gitaten den Zufag de conse- 
cratione zu machen pflegt. Was die Quellen betrifft, aus denen Gratian feine canones fhöpft, 
fo ift er dabei nicht auf die urfprünglichen zurückgegangen, fondern auf bie Quellenfammlun- 
gen feiner Vorgänger, namentlich auf Burchard und Ivo; aus ihnen bat er auch bie zahlreich 
im Derret vorkommenden Stellen der falfgen Decretalen entlehnt, ein vollſtändiger Pſeudo⸗ 
Sfldorifcher Coder bat ihm dagegen nicht vorgelegen; das Roͤmiſche Recht nimmt er bier und va 
aus den Iuftinianifchen Sammlungen; für Definitionen, Worterflärungen, Lehrmeinungen 
gebraucht ex die Kirchenväter und andere Kirchenſchriftſteller, namentlich find aus den Etymolo⸗ 
gien des Iſidor von Sevilla ganze Partien entnommen. Das Deeret Gratian's erlebte dann au 
ber Rechtsſchule von Bologna eine ähnliche Bearbeitung wie die verſchiedenen Theile des Roͤ⸗ 
mifchen Rechtsbuchs; namentlich erhieltes auch alsbald eine Gloſſe, die weſentlich auf den Arbeiten 
des Johannes Semecad (Magiſter Teutonicus) beruht, der als Propft von Halberflant 1245 
ſtarb, während die letzte Redactton verfelben durch den Bartholomäus von Bredcta furz darauf 
erfolgte; man ging aber in der Bearbeitung bed Decretö noch weiter, indem nach dem Vor⸗ 
gange eined der unmittelbaren Schüler des Gratian , Paucapalea, allerhand Zufäge aus dem 
Römifchen Net und andern Sammlungen gemacht wurben, bie vielfach fogar in den Text 
kamen, aber Boch durch pie Liberfchrift Palea von den urfprüngliden Beftanbtheilen ſich unter: 
ſcheiden. Die Zahl verjelben iſt nad dem Alter der Handſchrift fehr ungleih, in ven gewoͤhn⸗ 
lichen Ausgaben flehen nach dem Texte der correctores Romani 85. Das Decret Gratian's ift 
nun aber niemals über vie Beneutung einer bloßen Brivatarbeit hinaus zu irgendwelcher öffent: 
licher Autorität gelangt; wie daſſelbe von Anfang an nicht die Natur eines offlclellen Geſetz⸗ 
buche hatte, fo hat es eine ſolche auch in ver Kolgezeit nicht gewonnen, und es ift namentlich 
ziemlich allgemein anerkannt, daß die von Gregor XII. geranflaltete Emendation keineswego 
den Gharafter einer Approbation hat, und ed alfo für die praftifche Geltung folder Stellen 
einzig und allein in Frage kommt, welche Kraft viefelben an und für ſich haben würden, ohne 
ins Deeret aufgenommen zu fein, fobaß man fi) in ver Prarid nie ſchlechthin auf das Decret be: 
zufen, daſſelbe vielmehr. ganz und gar umgehen kann, indem man bie betreffende Stelle nad) 
dene Originalwerfe ritirt. Heutzutage find übrigens felbft Diejenigen Stellen, die an fi eine 
formelle Autorität Haben würden, infofern fie von kirchlicher Autorität herrühren und für Die 
garıze Kirche Seltung haben, meift außer Gebrauch, indem das Recht feit jenen Zeiten fi in 
tiefgehender Weife umgeftaltet hat. Dad Deeret hat demnach wefentlih nur noch bie Bebeu- 
tung einer Excerptenfammlung für die Geſchichte des Kanoniſchen Rechts. 
So vorzüglih nun aber auch das Decret Gratian's für die damalige Zeit feinen Zweck er: 
füllte, fo herrfihte doch in ver legten Hälfte des 12. und den erfien Decennien ded 13. Jahrhun- 
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derts eine fo rege Thätigfeit auf dem Gebiete der kirchlichen Geſetzgebung, daß das Derret als: 
bald nicht mehr ausreichte und man genöthigt war, neue Sammlungen zu veranftalten, Die 
wichtigſten unter dieſen find bie fünf fogenannten Compilationes antiquae, bie ganz wie das 
Decret Gratian's auf der Schule zu Bologna in Gebrauch kamen und gloffirt wurden, ja von 
denen einige fogar (Compil. III und V) auf ausdrücklichen Befehl ver Päpfte veranflaltet 
wurden. Indeß auch auf diefe MWeife konnte dem praftiihen Bebürfnifie noch nicht hinreichend 
genügt werben, und fo Fam «8 auf Befehl Gregor's IX. unter der Leitung des Kapellans 
und Bönitentiard Rayınund v. Bennaforte, der früher felbft Lehrer des Kanonifchen Rechts in 
Bologna geweſen war, zu jener umfaflenden Gobification des Kanoniſchen Rechts, die. dann eine 
dauernde Bedeutung erlangt hat. Die Decretalen Gregor's IX. find nad dem Vorgange ſchon 
der erflen unter ben Compilationes antiquae in fünf Bücher eingetheilt, die wiederum in Titel 
mit gewiflen Rubrifen zerfallen, in denen nad) chronologiſcher Reihenfolge die einzelnen päpft: 
lichen Decretalen oder Gonctlienihlüffe ald ebenfo viel eapita unter Hinzufügung einer In⸗ 
fertption placirt find, und zwar enthält dad erfte Buch nad) vorausgegangener kurzer Binleitung 
über Glauben und Kirchengefete wefentlid die Lehre von den kirchlichen Amtern; das zweite 
Bud) ſodann den Procep , defien Prolegomena jedoch Ichon in den letzten Titeln des erften Bud 
gegeben find; dad dritte Die Vorſchriften über Disciplin der Geiftlichen, Kirchenpfründen , Kir: 
hengüter, Parochialrechte, Verhäteniife der Negularen, Batronatrecht, kirchliche Abgaben, 
Gottesdienſt; das vierte das Eherecht, und endlich das fünfte das kirchliche Strafrecht und Straf⸗ 
verfahren, mit Ausnahme der beiden letzten Titel dieſes Buchs, die in Nachahmung des roͤmiſchen 
Rechtsbuchs vie Üüberſchriften de vorborum significationibus und de regulis juris führen. Es 
follte nun dieſe Sammlung auf der einen Seite auf da8 ganze damals geltende Kanoniſche Recht, 
foweit es nicht bereit im Decret Oratian’s enthalten war, ſich beziehen, während fie nach ber 
andern Seite nur den weſentlichen Inhalt ver einzelnen: Stüde mit Sinweglaffung nicht blos 
aller Wettläufigkelten im Ausdruck, fondern au haufig mit Hinweglaffung ver Thatfache, die 
der Entſcheidung zu Grunde gelegen hatte, enthalten follte; two etwas ausgelaflen war, wurde 
e8 indeß mit den Worten ut infra angezeigt, und dieſe weggelaffenen Stüde nannte man fpäter 
partes decisae. Solche Weglaffungen geſchehen übrigens nicht blos der Abfürzung wegen, 
ſondern zugleich deshalb, um alle Beziehung auf ven concreten Ball aufzuheben und einen allge: 
meinen Sinn herzuftellen, wie denn manche dieſer Decretalen fogar einen ganz andern Sinn 
befommen haben, als fe urfprünglich Hatten. Dance Decretalen, die verſchiedene Materien 
behandelten, wurden in verfihienene Stücke zerlegt, einige enblidy find von Gregor IX. eigens 
zu dem Zwecke erlaffen, um Lücken auszufüllen oder Gontroverfen zu entſcheiden. Im Gegen: 
faß zu Gratian's Deeret führten die Decretalen Gregor'é IX. bie Bezeichnung Extra, wie fich 
das namentlich in der Gitationdformel zeigt und ganz einfach als eine Abkürzung von Extra: 
vaganten (den Novellen des Kanoniſchen Rechts) erklärt; ſchon die erfte ver Compilationes 
antiquae hieß mit Rüdficht auf das Decret Breviarivm extravagantium, und ähnlich gebraucht 
Gregor IX. den Ausorud in der Promulgationdbulle vor feiner Decretalenfammlung. Die 
Sammlung follte übrigens als ein einheitliches Geſetzbuch angeſehen werben, ganz jo als ob «8 
in feinen einzelnen Theilen von Gregor IX. ſelbſt berrührte; auch follten Sammlungen von 
Brivatperfonen hinfort verboten fein. Die Gloſſe rührt wefentlich von Bernhardus de Botono 
(Parmensis) her unter Papſt Innocenz II., aus deſſen eigener Schrift über die Decretalen man⸗ 
ches in diefelbe übergegangen ift. Noch fpäter wurden Summen eingefchaltet. 

Zu der Decretalenfammlung Gregor's IX. treten dann In ber folgenden Zeit noch zwei andere 
offictelle Decretalenfammlungen hinzu ; bie eine verfelben wurbe audgearbeitet durch Wilhelm 
v. Mandagoto, Bifhof von Embrun, Berengar v. Fiedoli, Biſchof von Beziers, und Richard 
v. Siena, DVicefanzler der römifchen Kirche, und ſodann von Bonifacius VIIL 1298 publicirt; 
es ift das der fogenannite liber sextus, gleichfam das fechöte Buch zu ven fünf Büchern der De: 
cretalen-Öregor’8 IX., aber aud) felbft wieder aus fünf Büchern ganz in berfelben Reihenfolge 
der Materialien beſtehend. Diefe Sammlung enthielt weſentlich die Schlüffe der beiden General⸗ 
concilien von Lyon, 1245 und 1275, die andere wurbe 1311 durch Clemens V. publicirt, 
oder vielmehr da die Publication damals nur im Gonfiftorium an die Garbinäle erfolgt war, 
1317 dur Johann XXI. in einer beſondern Bulle; es find dies die fogenannten Glementinen, 
befonders ans ven Schlüffen des Concils zu Vienne und auß vielen Deeretalen Clemens' V. be: 
ſtehend. Auch ihr liegt die Eintheilung der fünf Bücher zu Brunde, die ©loffe zu beiden Samm⸗ 
lungen {ft von Joannes Andreä aus der erften Hälfte des 14. Jahrhunderts. 

Seit dem Exil von Avignon und dem großen Schisma tft ed denn zu offictellen Sanınlun= 
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gen der päpftlichen Derretalen überhaupt nichtmehr gefommen, und zwar hat darauf nament⸗ 
li der Umſtand eingewirft, daß das ganze bißherige Syftem der Kirihenverfaflung in Frage 
geftellt wurde, und gegen ven Inhalt ver Mehrzahl der inzwifchen erſchienenen Extravaganten 
wegen ber ertravaganten Forderungen, die darin hinſichtlich der Pfründenrefervationen und 
dergleiden aufgeftellt wurden, bie epiffopaliftifche Oppofltion fi richtete; gegenüber einer 
folgen Oppofition mochte e8 unthunlich erfcheinen, die Sefammtbeit jener Decretalen nochmals 
ausbrüdlich als verpflichtende Normen für die ganze Kirche Hinzuftellen. Es ift dann freili 
fpäterhin zu einer Zeit, mo das Papalſyſtem wieder ziemlich auf allen Punkten zur Anmendung 
gebracht war, vergleichen nochmals verſucht worden, indem Gregor XIII. den Plan faßte, in 
Anſchluß an die Glementinen eine neue authentiſche Sammlurg berzuftellen, und aud eine Com⸗ 
miffion von Garvinälen niedergefeht wurde, um eine foldhe zu rebigiren; es wurde auch 
wirflih unter dem Pontiflcat Glemen®’ VIIT. 1588 eine von biefer Commiſſion zu Stande ge⸗ 
brachte Sammlung unter dem Titel: „Liber septimus decretalium Clementis VII”, gedruckt, 
jedoch noch im letzten Augenblid von der Publication Abſtand genommen und die ganze Auflage 
vernichtet; man mochte vielleicht fürchten, daß dergleichen doch die Einheit der katholiſchen Kirche 
auf eine zu flarfe Brobe ſtellen koͤnnte. 

Wenn es nun aber auch offlcielle Sammlungen nicht weiter gibt, fo find doch allerdings 
noch einige Privatfammlungen von Extravaganten veranftaltet worden; ſchon während des 
ganzen 15. Jahrhunderts waren 20 Ertravaganten Johann's XXII. zuſammen gloffirt, abge⸗ 
ſchrieben, gedruckt und überhaupt als ein Ganzes betrachtet, ja in einigen Ausgaben ohne Ort 
und Jahreszahl bereitö in 14 Titel veriheilt; ald nun in den erften Jahren des 16. Sahrhun: 
derts die berühmte pariſer Ausgabe des kanoniſchen Rechtsbuchs erichien, fo Tieß Johann 
Chappuis, welcher bekanntlich zum großen Theil die Herausgabe leitete, nicht bloß jene Sanım- 
lung in der angedeuteten Geftalt darin abdrucken, fondern er ordnete nun auch alle übrigen 
Ertravaganten, die er zufammenbringen konnte, nad der in der offleiellen Decretalenfanım: 
lung zu Grunde liegenden Anorbnüng der Materien, nur daß er auf das dritte Buch fofort 
das fünfte folgen laſſen mußte, da er für pas Cherecht keinen Stoff vorfand; das Ganze nannte 
er exiravagantes communes. Es braudt mol kaun bemerkt zu werden, daß ben einzelnen Ex⸗ 
travaganten durch dieſe Brocedur Feine erhöhte Bedeutung beigelegt werben Tonnte; viele 
Sammlungen gehören zum Corpus juris nur im uneigentlichen Sinne, wie fi das aud) in dem 
Begenjage vom Corpus juris clausum und non clausum ausdrüdt. In biefed Corpus juris 
canonici non clausum find dann fogar noch einige andere Stüde aufgenonmen, nämlich zu⸗ 
nächſt der fogenannte Liber septimus decretalium des Petrus Matthäus, zuerſt 1590 zu Leyden 
erfchienen, die Decretalen der Päpfte Sirtus IV. und Sixtus V., aber auch einige ältere enthal- 
tend, feit 1661 vielfach in die Ausgaben aufgenommen; außerbem dann das ‚Lehrbuch des Ka⸗ 
nonifhen Rechts“, welches Paul Lancellot, Profeffor in Berugia, nad der Anorbnung des 
römifchen Inftlitutionenfoftema 1563 Heraußgegeben hatte, und hinfichtlich deffen Paul V. 1605 
gefattete, daß e8 den Ausgaben des Corpus juris zugefügt werben könne, vielleiht um da⸗ 
purdh eine größere Ähnlichkeit mit dem Corpus juris civilis herbeizuführen. In der neugn 
Zeit finden fi wol unter Weglaffung dieſer Stücke das Goncilium zu Trient und andere Hei: 
nere Anhänge. 

Was endlich die Ausgaben des Corpus juris betrifft, fo gibt es bereit8 aus dem 15. Jahr: 
hundert zahlreihe Abdrücke einzelner Theile, die zu Rom, Venedig, ganz befonders aber in 
Deutſchland (Mainz, Strasburg, Bafel) heraustamen. Die erfie Ausgabe, in melder plan: 
mäßig alle Theile vereinigt wurden, ift dann eben die fhon erwähnte Parifer, die im Laufe des 
16. Jahrhunderts zahlreihe Nahahmung, namentlich in Lyon durch Hugo a Porta erlebte. 
Allmählich begannen Verſuche einer kritiſchen Vehandlung des Textes; namentlih Demo: 
chares und Contius zeichneten ſich dadurch aus, letzterer hat in feiner Ausgabe von 1570 zum 
erften mal pie Partes decisae, ſoweit fle ſich aus den Compilationes antiquae wiederherſtellen 
ließen, in Noten aufgenommen. Epochemachend ift dann aber die Arbeit ver Correctores Romani, 
einer Congregation von Gardinälen und Gelehrten, die bereitd 1563 zur Revifion bed Textes 
aller Theile des Corpus juris niedergeſetzt war, und aus deren Unterfuchungen 1582 die be: 
ruhmte Editio Romana hervorging. Die Revifton hatte fi vorzugäweife auf das Decret Gra⸗ 
tian's bezogen, weil bier eine Abhülfe am dringenpften noth that; die Gorrectoren begnügten 
is nun aber nit damit, blos die zahlreichen Fehler ver Abfchreiber zu verbeflern, fondern fie 
revidirten Gratian's Arbeit felbft und berichtigten fie nach den von dieſem gebrauchten Quellen; 
hinſichtlich der Decretalen dagegen beſchränkte man ſich auf eine rein Fritifche Nevifion, und das 
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Reſultat war bier gering, die Partes decisae wurden nicht weiter berückſichtigt. Der auf dieſe 
Weite feftgeitellte Text foll nun aber nach dem der Ausgabe vorgedrudten Bublicationspatent 
für alle Zeiten unabänderlich bleiben , die Ausgabe foll eben als eine officielle gelten; dadurch 
find jedoch der Wiſſenſchaft, auch nad der Anſicht der katholiſchen Kirche, ſelbſt keine Schranken 
gezogen, es wird nur der praktiſchen Brauchbarkeit einer folhen Ausgabe wegen empfohlen, den 
offieiellen Tert zu Grunde zu legen und Abweichungen ledigli in den Noten zur Geltung zu brin- 
gen, wie dad namıentlich in den vielgebraudten Ausgaben ver Gebrüder Pithou oder vielmehr 
Le Belletier'8 (Paris 1687) geſchehen iſt; und es if gerade ein Mangel ver fonft fo vortrefflichen 
Audgabe Juſt Henning Böhmer’8 (Halle 1747), daß bie Zugruubelegung dieſes Textes Hier 
nicht ſtreng durchgeführt iR, während fie fich theils durch eine umfaflende Benugung der in der 
Zwiſchenzeit ans Licht gebrachten Eritifchen Arbeiten, theild dadurch ausgezeichnet, daß hier zum 
erſten mal eine umfaflende Herftellung der Partes decisae flattgefunden hat, und zwar find die: 
jelben in ven Text aufgenommen, aber durch Curſivſchrift von dem übrigen Inhalte unterfchieden. 
Die Ausgabe von Richter endlich (Leipzig 1885) hält fi fireng au den römiſchen Text und 
verarbeitet wiederum bie unterbeffen angeftellten linterfuchungen, an denen Richter jelbft feinen 
weſentlichen Antheil hat; namentlich die Reflitution der Partes decisae ift fortgefegt. Zu den 
überflüffigften wiffenjchaftlien Unternehmungen, wenn fie diefen Namen überhaupt vervienen, 
gehören zwei Verſuche, dad Corpus juris ind Deutfche zu überfegen, von denen der eine fi nur 
auf die „wichtigſten und anmwenpbarften Theile‘ bezieht (veranftaltet von Schilling und Sin: 
tenid 1834, 2 Bde.), während der andere (von Alerander Lang, 1835) auf eine vollſtändige 
Überfegung angelegt war, aber nicht weit gediehen ifl.17) 

VI. Die Reception ded Kanoniſchen Rechté in den weltliden Geridten 
Deutfhlandd. An und für fi beſchränkte ich die Geltung des Ranonifchen Rechts lediglich 
auf die geiftlichen Berichte, die betreffenden päpſtlichen Derretalen waren nur an die Bifchöfe er- 
lafien, nicht aber an die Kürften und Städte; fie.galten in den geiftlichen Gerichten meift ſchon 
vor ihrer Codification, jebenfall® war nad der ausdrücklichen Erklärung der Bäpfte bei Ema⸗ 
nation der großen Sammlungen in diefer Hinjicht alled entſchieden. Die Geltung des Kanoni- 
Shen Rechts in den geiftliden Gerichtshöfen war auch nicht etwa auf Deutſchland eingeſchränkt, 
wo allerdings wegen der ungeorbneten flaatlichen Zuftände die Ausdehnung ber geiftlihen Com⸗ 
petenz beſonders groß war, ſondern «8 Fam auch in ven geiftlichen Gerichten der übrigen Länder, 
namentli in England zur Anwendung. Während ed nun aber anderöwo, namentlih in Eng: 
land, bei einer Beltung des Kanoniſchen Rechts in dieſen Grenzen blieb, indem bier die Ge⸗ 
richtshoͤfe des gemeinen Rechts, vie großen Reichsgerichte fletS vor ber Anwenpung frem- 
der Rechtsgrundſätze ſich bewahrt, Dagegen eine wirkſame Auffit auf die geiftlihen Aus⸗ 
nahmsgerichte geübt Haben, in denen allerdings noch heutzutage nach roͤmiſchen und kanoniſchen 
Grundjägen Recht gefprochen wird, fo fand auf dem Gontinent und ganz beſonders in Deutſch⸗ 
land zu Ende des Mittelalterd eine weitere Reception au hinſichtlich ver weltlichen Berichte 
flatt. Was in den Zeiten der höchſten kirchlichen Machtſtellung von feiten ver Kirchengewal⸗ 
ten niemald ernftlich verfucht worden war — denn bie Eingriffe ver Bäpfte ins weltliche Rechts⸗ 
leben, wie 3. B. bei Gelegenheit der Berpammung ver 14 Artikel des Sachfenfpiegels, find doch 
jedenfalld nur fehr vereinzelt gemefen — dazu kam e8 durch Die Ratur der Dinge in einer viel fpä= 
tern Beit, ohne daß die Organe ver Kirche dazu direct mitgewirkt hätten. Dad Kanoniſche Necht 
bezog fich bereits, wie wir gefehen haben, auf zahlloſe Rechtsſachen, die in Deutſchland zur ge: 
richtlichen Verhandlung kamen; e8 war daher für weite Kreife ein eingehenves Studium deffelben 
erforberlich, und wirklich hat dad einheimische Rechtoſtudium auf ven deutſchen Uiniverfitäten, wie 
neuerdings in fehr intereffanter Weife nachgeiviefen worden ift, anfangd eine fat ausfchließliche 
Beziehung auf das Kanoniſche Recht gehabt, indem bie juriflifchen Facultäten bis tief ing 
15. Jahrhundert hinein fat ausnahmslos aus Kanoniften beſtanden, und bie für Legiften ſpär— 
lich gegründeten Lehrſtühle vielfach wieder ganz eingingen. Es muß ferner hervorgehoben wer: 
ben, daß die erſten Källe praktiicher Anwendung des Roͤmiſchen Rechts in Deutfihland gerade mit 
den kirchlichen Verhältnifien zufanımenhingen, gleihfam infolge des Ranonifchen Rechtsgeſchahen, 
infofeen die Kirche und der Klerus von Anfang an nach Roͤmiſchem Recht als ihrem Staatsrechte 


17) Eichhorn, Deutfche Staats» und Rechtsgeſchichte, Bd. II, $. 270 fg.; Bo. II, $. 470. Außer: 
bem bie gangbaren Lehrbücher des Kirchenrechts an ben einfchlagenden Stellen ; am ausführlichften Phil⸗ 
Lips, Kirchenrecht (Megeneburg 1851), ®b. IV. Bickell, Über die Entflehung und ben Gebrauch ver 
beiden Ertravagantenfammlungen bes Corpus juris canonici (Marburg 1828). 
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gelebt hatten. Und es iſt endlich auch das nicht zu leugnen, Daß durch das ganze Sachverhältniß 
vielfach das Studium des Roͤmiſchen Rechts angeregt fein mag, wenn audh befanntli die Bäpfte 
fih veranlagt gefehen haben, dem Studium des Roͤmiſchen Rechts in Bezug auf die Geiſtlichen 
beflimmte Schranken zu fegen. Indeß die eigentliche Reception des Kanoniſchen Rechts iſt doch 
weientlih auf folgende beide Geſichtspunkte zurüczuführen. Cinmal kann hinſichtlich wichti⸗ 
ger Inflitute des Kanoniſchen Rechts, namentlich was den Proceß betrifft, mit vollſtem Recht 
behauptet werben, daß viefelben den veränderten Lebens- und Gulturverhältniflen bei weitem 
mehr gemäß waren, als die entfprechenven Binrichtungen des einheimifchen veutfchen Rechts, die 
ich vielmehr in einem gewiflen Winerfprud mit ven Anſchauungen der vamaligen Zeit befan- 
den, wenn fie auch andererfeitö mit einer gewiflen Hartnädigfeit feftgehalten wurben, und man 
muß aljo für die Reception des Kanoniſchen Rechts im legten Grunde diefelben Motive aus ver 
Natur der Verhältnifie annehmen, die auch für die Reception des Römiſchen Rechts die einzig 
entfgeidenden gewefen ſind. Es Fam dann aber hinzu, daß das Kanoniſche Recht durch Unter: 
richt und Literatur, und man fann auch fagen durch feine Entſtehungsweiſe auf das engfle mit 
dem Roͤmiſchen Recht verbunden war, mit bem ed gleihfam ein Ganzes ausmachte, ſodaß, 
wenn man einmal eine Meception des Römijchen Rechts vornahm , dies kaum ohne eine gleich 
zeitige Reception des Kanonifchen Rechts erfolgen konnte; aber jevenfalld dürfte die Neception 
des Roͤmiſchen Rechts den Anlaß zur Recepfion des Kanoniſchen Rechts gegeben haben, und 
nit etwa umgekehrt. Das Kanoniſche Recht gehörte nun alfo zu „des Reichs gemeinen Rech⸗ 
ten”, wie e8 3. B. im Reichsabſchiede von Speier 1529, Kap. 39, genannt wird. Man kann 
zweifelhaft darüber fein, wie man fich den Act der Meception der fremden Nechte in Deutſch⸗ 
land überhaupt zu denken hat, ob man fih dafür auf ein allgemeines Gewohnheitsrecht be- 
rufen fol, oder ob man behaupten darf, daß fogar befondere Ausſprüche der Rechtsgeſetz⸗ 
gebung dafür angeführt werben dürften. Und letzteres ſcheint mix noch Immer dad weitaus 
Richtigere zu fein, trog eined Angriffd, der gegen eine frühere Außerung von mir kürzlich er- 
hoben worden ift; denn die Stellen, in denen unfere Kaiſer ſchon in fehr früher Zeit jih als 
Nachfolger der römischen Imperatoren anfahen und eine allgenieine Verbindlichkeit des von 
ihren Vorfahren am Reich ausgegangenen Rechts behaupten, find zu zahlreih, um ganz igno= 
rirt werben zu können, und zu bekannt, ald daß ich fie an jener Stelle (,, Rechtöbilvung in Staat 
und Kirche‘, S. 71) Hätte anführen follen. Und man verdrehe nur den flreitigen Punkt nicht, 
jene Außerungen mögen fehr theoretifch fein und Die angebliche Nadyfolge der deutſchen Kaifer 
iſt gewiß nicht der Grund für die Neception des Roͤmiſchen Nechts in Deutſchland geweſen; aber 
darum Handelt es ih auch nicht, ſondern darum, wie dieſe Thatſache vom Stanbpunft einer 
Theorie ver Entftehung des Rechts aufzufaflen if. Hinſichtlich des Kanonifhen Rechts dürfte 
man ſchon viel eher zu dem Nothbehelf eines allgemeinen Gemohnheitörechts greifen, denn 
Nothbehelf if das Hier fo gut wie fonft, wo man ſich auf dergleichen beruft, aber nothwendig 
Iheint mir eine folde Annahme auch für dad Kanonifche Recht nicht zu fein, infofern ſolches 
gerade in unzertrennlicher Verbindung gedacht wurde. Es iſt dies übrigens eine fo nichtige 
Schulfrage, tie nur irgendeine es geben kann, es fommt für die Beurtheilung unſers fpätern 
Rechtszuſtandes nicht dad Beringfte darauf an und auch vechtögefchichtlich iſt ſie nur dann von 
Bebeutung, wenn man fie, wie ich dad damals gethan habe, im Zuſammenhang mit der Ent: 
ſtehung des Rechts im Mittelalter überhaupt betrachtet. Ich komme trogpem noch an einem 
andern Drt darauf zurüd. Was endlich noch die Zeit der Neception betrifft, jo nahm man 
früher ziemlich allgemein an, daß diejelbe zu Ende des 14. Jahrhunderts erfolgt. fei, indem 
man ſich namentlid an eine Stelle in der fogenannten Reformation Friedrich's TIL. hielt, wo 
von ven Juriſten gefagt wird, das hätten ihre verkehrten Kehren innerhalb 50 Jahren zu Wege 
gebradht, und man damals der Anficht war, dieſes Schriftſtück ſtamme aus der Mitte des 
15. Jahrhunderts; e8 ift nun neuerdings nachgewieſen worden, daß die Entftehung deflelben 
erſt etwa 100 Jahre fpäter angenommen werden dürfe, und mit diefer Erkenntniß bat man 
ziemlich allgemein die Reception gleichfalld um etiva 100 Jahre fpäter verlegt, um fo mehr, 
als Die Korfhungen auf dem Gebiet einzelner Particularrechte mit jener frühern Annahme durch⸗ 
aus nicht übereinflinnmen wollten; e8 sie freilich an derartigen Forſchungen nod allzu fehr.19) 


18) Kopp, Ausführliche Nachricht von der ältern und neuern Berfaffung der geiftlichen und Civil: 

erichte in den fürfllich heſſen-kaſſelſchen Landen (Kaflel 1769), I, 66 fg. Stintzing, Ulrich Saftus, ein 

itrag zur Gefchichte der Rechtswiſſenſchaft im Zeitalter der Reformation (Bafel 1857), ©. 80 fg., 
Staateskerifon. IX. 2 
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vH. Das Aufhoͤren des Kanoniſchen Rechts. Noch bevor Die Reception des Kano— 
niſchen Rechts in den weltlichen Gerichten vollendet war, hatte daſſelbe bereit zu fließen auf⸗ 
gehört. Es hängt dad zufammen mit der veränderten Stellung von Staat und Kirche in den 
legten Jahrhunderten des Mittelalters. Es gelang nämlich ven ftaatlichen Gewalten in ven ein- 
zelnen Territorien, den Lanpeöherren im Verein mit den Landfländen, und namentlih ven 
Oprigkeiten der Städte, den Umfang der kirchlichen Gerihtöbarkeit wiederum in gewifle en= 
gere Schranken einzufäließen; nicht blos in Bezug auf Civilſachen, fondern namentlich 
auch Hinfichtlich der Strafgerichtöbarkeit machte fi eine berartige Einſchränkung geltend, die 
dann in ber Reformationgzeit und in ven Jahrhunderten nachher zu Gunften der natürlihen 
Rechte des Staats Inımer weiter ausgedehnt worben ift.19) Es konnte fi aber im Laufe der 
Zeit felbft In denjenigen Sachen, welche noch der Entſcheidung der geiſtlichen Gerichte gelaffen 
wurden , pie früher beftandene Gefehgebungsbefugniß der kirchlichen Dogmen nicht mehr geltend 
machen; ed war dad fchon deswegen nicht mehr in ber frühern Weiſe möglich, weil unterpeflen 
die Stellung des Papſtthums in der Kirche eine andere getvorden war, inden bie einzelnen 
Rechtsſachen längft nicht in dem früheren Umfange zur Gognition der Burie gelangten, Diefer 
alfo die Gelegenheit und überhaupt die Macht fehlte, derartige Normirungen zu erlaflen, eine 
andere Möglichkeit, aber vergleichen anzuorbnen, durch die Kirchenverfaflung nicht gegeben war, 
wenigftens nicht auf einem praktifch vurhführbaren Wege. Ein Kanonifhes Recht in jenem 
Sinne hatte fi eben nur unter dem Papalſyſtem zu bilden vermocht; es Fam noch hinzu, daß 
die Stautögewalten etwas der Art au gar nicht geduldet Haben würden, inben fie nicht blos 
durch Placet alle ſolche Bingriffe abgewehrt Haben würden, fondern auch Die Ausũbung der 
Juſtiz in ven geiftliden Gerichtshoͤfen durch den recursus ab abusu beaufiichtigten und die Dort 
zu befolgenden Rechtögrundfüge nicht blos in ſolchen Angelegenheiten, ſondern aud In denen, die 
fi auf das eigenfte Leben der Kirche bezogen, felbft normirten. Es ift dann freilich durch 
neuere Vorgänge der Kirche auch binfichtlich der Rechtsbildung wiederum eine größere Kreiheit 
zu Theil geworden, indeß zu einer umfaſſenden Firdlichen Gefepgebung über alle möglichen recht⸗ 
lien Gegenflänve, wie im Mittelalter, wird es nie wieder fonımen „und nie werben Die euro= 
päiſchen Völker von Rom aus ihre Impulſe für die Geftaltung ihres Privatrechts, Strafrechtß, 

Proceßrechts empfangen; im Begentheil, man bat ſich dort entfchloffen den Code Napoleon als 
Geſetzbuch für den Kirchenſtaat zu reciptren. 

VI. Die Heutige Bedeutung des KRanonifhen Rechts. Wenn nun aber auch dad 
Kanonifche Recht feit ven Mittelalter nicht fortgebilvet iſt, fo hat daſſelbe doch damals durchaus 
nicht zu exiſtiren aufgehört. Zwar wurde in der Reformationszeit eine gänzliche Abſchaffung 
deffelben verſucht, wie das auß den befannten Außerungen Ruther's in der Schrift „An den chrift⸗ 
lichen Adel teutfcher Nation’ und. in der weitern Schrift „Warumb des Babſts und feiner Jün- 
ger Bücher von Dr. M. Luther verbrannt find” genugfam herworgeht, und wie auch bie erfte 
heſſiſche Kirchenordnung von 1526, die berühmte Homberger Synode, geradezu verordnet mit 
der Maßgabe, daß auch an der Univerjität Marburg Feine Vorlefungen parüber gehalten werden 
follten. Indeß man meinte doch ſchließlich das Kanoniſche Recht nicht entbehren zu koͤnnen, weder 
für das Kirchenrecht noch für das übrige Rechtsleben; und in beiden Beziehungen iſt daſſelbe 
noch heutzutage in Deutſchland von praktiſcher Gültigkeit, hinſichtlich des Kirchenrechts noch für 
alle deutſche Länder, hinſichtlich des ſonſtigen Rechts, wenigſtens für die fogenannten Länder 
des gemeinen Rechts; indem in andern Gebieten, namentlich in Preußen, bei Gelegenheit der 
geſchehenen Conficationen, die Anwendbarkeit des Kanoniſchen Rechts in dieſer Hinficht gänzlich 
beſeitigt worden iſt, wie z. B. ſchon das Corpus juris Fridericiani verordnete: „In allen welt⸗ 
lichen Sachen wollen wir das jus canonicum hierdurch aufgehoben haben“, und nach dem Pu⸗ 
blicationspatent des Landrechts, F. 1, „weder auf das Kanoniſche Recht noch auf die andern 
ſubſidiären Rechte” mehr zurückgegangen werben darf. Wo nun dergleichen Verordnungen 
nicht ergangen find, da befteht allerdings das Kanonifche Recht auch noch Heutzutage in unmittel= 


325 fg. Homeyer, Über die unechte Reformation Kaiſer Friedrich's III. in ben Monatsberichten ber Kö⸗ 
niglichen preußiſchen Akademie der Wiſſenſchaften zu Berlin aus tem Jahre 1856, ©. 291—304. 
Stobbe, Geſchichte der deutfchen Rechtsquellen (Braunfchweig 1860), Abth. I, &. 610, 630, 641 fg. 
Windſcheid, Lehrbuch des Pandeftenrechte (Düffeldorf 1862), I, 3. 

19) #tiedberg, De finium inter ecclesiam et civitatem regundorum judicio (Leipzig 1861), 
©. 87—153. Warnfönig, Die flaatsrechtliche Stellung der katholiſchen Kirche in ben katholiſchen Län 
dern des Deutfchen Reiche (Erlangen1855). 
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bar praftifher Geltung, indeß ift Diele doc gegenwärtig auch in folden Ländern regelmäßig auf 
das Privatrecht eingeſchränkt, da im Strafrecht feit Ende des Mittelalterd eine umfaflenve Legis— 
lation für ganz Deutſchland flattgefunden hat, wodurch jede unmittelbare Geltung des Kanoni: 
Ihen Rechts auf viefem Gebiet aufgehört, während im Proceßrecht daſſelbe wenigſtens in den 
meiften Ländern durch particulare Proceßoronungen bewirkt worden ift; wie ia auch in biefer Be⸗ 
ziehung ſchon vielfache reichsgeſetzliche Normirungen flattgefunden hatten.20) Es befteht dann 
freilich über die Art und Weife der Anwendung des fagonifchen Privatrechts in foldden Ländern 
eine wiſſenſchaftliche Controverſe, die geeignet ift ein eigenthümliches Licht auf die dort herr⸗ 
ſchende Redhtöficherheit zu werfen, ınan flreitet nämlich geradezu darüber, ob in ſolchen Fällen 
das Kanoniſche Recht oder das Roͤmiſche Recht die Entſcheidung bieten foll, indem von der einen 
Seite her behauptet wird, dad Kanonifche Recht müſſe vorgeben, weil es das jüngere fei, und 
im Berbältnig zum Römifchen Recht die Bedeutung von Novellen habe, während von der anz - 
bern Seite her dagegen geltend gemacht wird: beine Rechte feien bei und nur infolge ver Reception 
in Geltung, die Reception aber habe für beibe zu derfelben Zeit flattgefunden, fie feien alfo beide 
für ung gleichzeitig, Feind habe vor dem andern einen regelmäßigen Vorzug, und in jedem ein 
zelnen Widerſpruch fönne der Vorzug nur burd einen befondern Gerichtsgebrauch beftinmt 
werden. Dieſe legte Anficht fcheint nad) der Art und Weile der gefhehenen Reception bie theore- 
tiſch richtige zu fein, praktiſch kommt indeß glücklicherweiſe außerorbentlid) wenig darauf an, wie 
man fi darüber entfcheivef, da auch in dem Fall, dab man im allgemeinen einen Vorzug des 
Kanonifſchen Rechts vor dem Römischen Recht annimmt, doch regelmäßig ein fpecteler Ge⸗ 
rihtögebrauch oder ein ſpäteres Reichsgeſeg nachzuweiſen ift, wodurch Diefer allgemeine Vorzug 
in ven Fällen fpecieller Anwendung wieder aufgehoben wird; bie thatlächliche Bedeutung bed 
fanonifchen Privatrechts für die Praris jener Länder ift außerorventlich gering.21) @nplid 
hat nenn das Kanoniſche Recht noch eine rein tbeoretifche Bedeutung, infofern ein Studium 
beffelben unerlaßlich ift zu einem vollen geſchichtlichen Verſtändniß unferd heutigen Rechtszu⸗ 
ſtandes, namentlih auf dem Gebiete des Procefled. Ernf Meier. 

Kant und die Kantifche Philoſophie. Das Leben Kant's if in feinem äußern Gange, 
weil es ein hoͤchſt einfaches und begebenheitslofes war, binlänglich befannt. Immanuel Kant 
murbe am 22. April 1724 zu Koͤnigsberg in Oftpreupen geboren. Sein Vater war ein Rie⸗ 
mermeifter; feine Mutter eine tüchtige Frau, die, wie es fheint, manchen fruchtbaren Keim in 
bie Seele ihres Sohnes legte. Im Jahre 1732 bezog er dad Collegium Fridericianum und 
1740 die Univerfität feiner Vaterſtadt, Theologie zu ſtudiren. In der Philoſophie enıpfing er 
bie vorzüuglichfte Anregung dur ven Profeflor Knugen. Da er eine ſchwächliche Bruft hatte, 
gab er, obmol er einigemal zu prebigen verfudhte, bie Theologie auf und lebte längere Zeit als 
Hauslehrer, bie er ih 1755 in Königäberg ald Privatdocent habtlitirte und 1770 orbentlicher 
Profeſſor der Philofophie ward, in welder Stellung er am 12. Febr. 1804 flarb. Sein Leben 
bat am gründlichften und beften W. Schubert (Leipzig 1842) gefehrieben. 

8.8 Leben war gänzlic) dem Betrieb der Wiffenfchaft gewidmet, dem er fich um fo ungehin= 
derter bingeben Eonnte, als er unverbeirathet blieb. Obwol aber dem Studium, der Schrift: 
Rellerei und dem Lehramte auf das entfhiedenfte Zeit und Kraft opfernd, hielt er ſich doch von 
aller einjeitigen Abgeſchloſſenheit fern. Ordnung in feiner Ihätigkeit war ihm großes Bedürf⸗ 
nig und nad außen erſchien er naher ala ein Mufter einförmiger Regelmäßigfeit, allein nad 
innen zu war er ein durchaus weltmaͤnniſch freier @elehrter, ver auch als Geſellſchafter beliebt 
war und nad Herder's Bericht in jüngern Jahren, wo er noch Kaffeehäuſer beſuchte und Billard 
und Karten fpielte, ald der „ſchoͤne Magiſter“ glänzte. Unabhängigkeit nad außen war ihm 
wünſchenswerth und er fammelte mühſam ein Heined Vermögen, um im höhern Alter gegen alle 
Wechſelfälle des Geſchicks einigermaßen gefichert zu fein. Als er felbft keine Geſellſchaften mehr 
beſuchen mochte, erhielt er ſich doch eine Geſelligkeit, indem er täglich einige feiner Befannten 
und Freunde zu Tifche lud. In ver Wahrhaftigkeit und Redlichkeit des Charakters hat er ſich 
ein langes Leben hindurch mit einer Feſtigkeit wie wenige Sterbliche bewährt. 


20) Eichhorn, Deutfche Staats⸗ und Rechtsgefchichte, Bo. IV, $. 480, 481, 554. Böhmer, Jus 
pelesiasticum Protestantium, Thl. I, Buch 1, Ei. 2,66.5—75. Koch, Preußiſches Landrecht, TH. IL, 
d. II, ©. 163 fe. 
21) Sarigny. Syſtem des heutigen Römifchen Rechte, 1, 266 fg. Böhmer, Thl. I, Buch 1, Tit. 2, 
8.70 fg. Muͤhlenbruch, Doctrina pandectarum, Thl. I, $. 70. 9° 
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K. war eine univerfelle Natur. Alle Wiſſenſchaften intereffirten ihn zugleich und wir erfe- 
hen aus feinen Schriften, daß er fie auch zugleich betrieb. Selbft wenn eine umfangreichere 
Schrift ihn dauernd in Anfprud nahm, blieb er für alles Neue auf den übrigen Gebieten gleich 
empfänglich und die Naturwiflenihaft vorzüglich Hörte nie auf, ihn zu beihäftigen. Es laffen 
fih in feiner Entwidelung drei Perioden unterſcheiden, eine heuriftifche bis 1770, eine ſpecu⸗ 
lative bis 1790, eine praftifche Bi8 zu feinem Tode. Während der erftern verfuchte er fich in den 
verfähienenften Sphären und machte fich in jener durch die Neuheit feiner Gedanken wie durch die 
Klarheit und Gewandtheit feiner Darftellung einen gewiffen Namen. In der zweiten fammelte 
er jih lange Zeit, bevor er aus einer Innern IImwandelung ſeines ganzen biäherigen Denkens 
mit einem originalen Syſtem Hervortrat, dad er in feinen drei fpeculativften Werken, in feinen 
drei Kritifen niederlegte. In der dritten endlich, im hoͤchſten Greifenalter, wo andere Sterbliche 
nur noch zur Rückſchau auf ihr früheres Leben und Wirken die Kraft behalten, wandte er ſich 
mit Vorliebe zur Bearbeitung der praftifhen Philofophie. Die Franzoͤſiſche Revolution erregte 
feine innigfte Theilnahme und ermuthigte ihn in feinem Schriftftellertfum zu politifchen 
Auslaffungen. 

Als Schriftfteller nimmt K. ein unendliches Verdienſt in Anſpruch, venn er berührte als 
eine univerfelle Natur nicht nur jede Sphäre der Willenfchaft, ſondern er gab auch als ein ge= 
ſchmackvoller Stilift jeder eine neue Geftalt. Man muß bei ihm zwei Hauptformen der Darftel- 
lung unterſcheiden, die der Fleinern Abhandlung, die nur einen Satz durchzuarbeiten unter- 
nimmt, und bie dev größern ſyſtematiſchen Entwicelung, in welcher er eine ganze Wiſſenſchaft 
nad ihrer organifchen Totalität zu entfalten frebte. In jener Form ift er außerorbentlich frucht⸗ 
bar,gemwejen und hat eine große Menge Abhandlungen über vie verfchiebenften Gegenſtände hin- 
terlaffen. Er ift bier nicht blos lehrreich, fondern erſcheint auch ald ein geiftreicher Autor, der 
den Wit liebt und dem die treffenpften Bilder zu Gebote flehen. In der zweiten Form war er 
ver erfte, der in Deutfchland ein wahrhaft phtlofophifches Kunſtwerk aufftellte und ein großes 
Ganzes auß feiner innern Einheit heraus bid in feine Eleinften Gliederungen hin confequent aus⸗ 
bildete. Die Wolf'ſche Schule hatte zwar ſchon umfaflende Lehrgebäude in Menge gebradt, 
aber, auch nicht in Lambert's Schriften, ein fpeculatives felbflänniges Werk, veflen deutiche 
Sprache zugleich claſſiſch geweſen wäre. In K.'s letzter Periode, in der praftifchen, verlor fich 
die Schönheit des Stils, die man den Kritiken nicht abfprechen kann, allein die größten Tugen⸗ 
den aller didaktiſchen Darftellung, planvolle Überſichtlichkeit, logiſche Bündigkeit, Beftimmtheit 
der Definitionen, Lebendigkeit des Ausdrucks, zeichnen auch ſie nod aus. Was fie im Leſen er- 
ſchwert, find die vielen Einfhaltungen, zu denen K. aus dem Reihthum feiner Kenntniffe und 
aus Sorge, Misverfland zu verhüten, immermehr fi hinneigte. Diefe vielen Parentheſen ge= 
ben feinem Stil dieſer Epoche eine gewifle Unbeholfenheit, die jedoch gar nicht fo groß ift, ale fie 
im erften Anlauf vielen Leſern erfhien und erſcheint. Namentlich Die unvergleihliche Naivetät 
und Friſche des Ausdrucks, wie fie aus der Wärme der Gefinnung entfpringt, mangelt auch hier 
nicht und bricht ſogar im „Streit der Bacultäten“ 1799, auf der Neige des Jahrhunderts, mit 
erhöhter Energie hervor. 

Die Stellung, melde K. in ver PHilofophie einnimmt, iſt eine weltbiftorifhe. Zwei Rich⸗ 
tungen flanden fich bei feinem Auftreten entgegen, die metaphyſiſche ver Subftantialitätsphilo- 
ſophie und die empirifhe der Saufalitätsphilofophie. Die erftere warvon dem Garteftanifchen 
Idealismus in Frankreich ausgegangen, hatte in den Niederlanden durch Spinoza ven Dualis- 
mus der ausgedehnten und der denkenden Subftanz zur Einheit der abfoluten Subflanz aufge= 
hoben, die in dev Ausdehnung wie im Denfen nur verfchiedene Seiten ihres iventifhen Weſens 
manifeftirt, und war in Deutfchland durch Leibniz zum ſpiritualiſtiſchen Individualismus der 
Monade als einer vorftellenden Subſtanz fortgegangen. Die zweite Richtung, die empirifche, 
war von Bacon in England durch feine inductive Logik begründet, von Locke durch feine Pſycho⸗ 
logie zur praftifchen Philofophie fortgeführt und von Hume in feinem Skepticiomus metaphy- 
fifch beſchloſſen. Locke ſowol als Hume unterihieven die Senfation und die Reflerion. Jene 
liefert ven Stoff, dieſe die logifhe Form des Erkennens. Hume beftritt nicht, daß wir a priori 
einfeben, mie die Lirfache ihrer Wirkung vorangehen müfle; die Veränderung, welche die Ur- 
ſache hervorbringt, fallt in die Zeit. Er bezweifelte aber, ob die Beziehung, die wir von einer 
Erfheinung ald Urfache auf eine andere ald Wirkung machten, immer die richtige fei, weil wir 
das Nacheinander von Erſcheinungen mit ihrem Durcheinander, das post hoc mit dent propter 
hoc, verwechſelten. &8 fei oft ganz zufällig, wa8 und gerade, wenn wir von einer Urſache aus- 
gingen, ald Wirfung, und umgekehrt, was und als Urfache erfchiene, wenn wir von einer That: 
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ſache als Wirkung ausgingen. Seien aber einmal folhe Verbindungen behauptet worden, fo 
gewöhnten wir und an fle ald an die Wahrheit. Man glaube an vergleichen Synthefen, z. B. 
an Wunder, ohne die in ihnen vorausgefegte Iventität von Urſache und Wirkung beweifen zu 
koͤnnen. Die Leibniz’fche Philofophie Fam zulegt auf den Begriff ver logiſchen Ipentität zurück, 
daß alles dasjenige wahr ſei, was ſich nicht wiberfpreche, pie Hume'ſche auf den Zweifel, ob wir 
aud in den Erfcheinungen die Iventität des Wefens ald Urſache und Wirkung mit Sicherheit zu 
faffen vermoͤchten. 

Die erfte Periode der Entwickelung K.'s, welche wir die heuriftifche genannt haben, war bie: 
jenige, in welcher er aus der von ihm vorgefundenen Zeitbildung ſich allmählich Heraudarbeitete, 
. ohne doch in feinen verfchiedenen Berfuchen zu einem beflimmten Bruch mit ihr zu gelangen. 
Wäre er am Ende dieſer Periode, faft fechzig Jahre alt, geſtorben, fo würde er nur als ein kennt⸗ 
nipvoller"und geiftveicher Dann erwähnt zu werben verdienen, der unter den Anhängern ber 
Wolf'ſchen Philofophie einen Höhern Standpunkt angeftrebt habe. Wir wollen zur Beftäti- 
gung des Geſagten aus den Schriften diefer Zeit nur einige der merfwürbigften hervorheben. 
Im Jahre 1747 war er mit feiner erften Schrift: „Gedanken von ber wahren Schägung der 
lebendigen Kräfte, aufgetreten und wollte darin einen Streit der Gartejlanifchen und Keib- 

niz'ſchen Schule ausfechten. Im Jahre 1755 widmete er Friedrich den Großen eine „Allge: 
meine Naturgefhichte und Theorie des Himmels“, worin er die Geftaltung unferd Planeten 
joftems ganz ähnlich wie fpäterhin Laplace zu entwideln ſuchte. In demſelben Jahre habili- 
tirte er filh bei der fönigäberger Univerfität mit einer Differtation: ‚Nova dilucidatio princi- 
piorum primorum cognitionis metaphysicae.” Im Jahre 1762 ſchrieb er gegen den Schul: 
pedantismus eine Kleine ſcharfſinnige Unterfuhung: „UÜber „ie falſche Spitzfindigkeit der vier 
ſyllogiſtiſchen Figuren.“ Im Jahre 1763 concurrirte er bei der berliner] Akademie wegen der 
Preisfrage: ‚Uber die Deutlichkeit der Grundſätze ver natürlichen Theologie und Moral.‘ 
Mendelsſohn erhielt ven Preis, K. das Acceffit. Noch in demſelben Sabre verfaßte er eine kleine 
Schrift: „Verſuch, den Begriff ver negativen Größen in die Weltweisheit einzuführen‘‘, worin 
er vielleicht den hoͤchſten Standpunkt der Speculation erreichte, deſſen er fähig war, merfmürbi- 
gerweife aber ihn wieder fallen ließ und fpäter nie wienererwähnte. Bine dritte in daſſelbe Jahr 
fallende ziemlich umfangreiche Schrift war: „Der einzig möglige Beweisgrund zu einer De: 
monftration für das Dafein Gottes“, worin er den phyſikotheologiſchen Beweis mit großer 
Ausführlichkeit vortrug. Im Jahre 1764 fhrieb er: „Beobachtungen über dad Gefühl des 
Schönen und Erhabenen“, eine wigige Abhandlung, die ſehr viel dazu beitrug, ihn in den belle: 
niſtiſchen Kreifen und durch diefe auch weiterhin befannt zu machen. Im Jahre 1764 beihäf- 
tigten ihn „Die Krankheiten des Kopfes”, denen er 1766, auf Veranlafinng ner Schwärme: 
reien Swedenborgs, die „Träume eined Geiſterſehers, erläutert pur Träume der Metaphy- 
fik“ nachfolgen ließ. Er gab darin eine ſcharfe Kritif aller offenbarungsfüchtigen Vifionäre und 
erreichte Hier wol dad Marimum der Vollendung in jener wigigen Manier, in welder Schaf: 
tesbury und Bolingbrofe bei ven Engländern, Voltaire und Diverot bei den Franzoſen aufge= 
treten waren. Im Sahre 1765 fing er an, Öffentliche VBorlefungen über die phyfifche Geogra⸗ 
phie zu halten, die etwas ganz Neues in Königäberg waren und ihm durch ein ſtets gefülltes 
Publikum viel mehr Ruf ſchafften als feine Logik und Metaphyſik. 

Als er 1770 die ordentliche Profeſſur diefer Disciplinen überkam, habilitirte ex fich in der 
dacultät pro loco mit einer Differtation „De mundi sensibilis atque intelligibilis forma et 
principiis”. Mit ihr, ald dem Vorläufer feiner Bernunftkritil, trat er in feine fpeculatine 
Periode ein, in welcher er fi zur reinſten Selbftbefinnung ſammelte und vertiefte. Wie er 
ſelbſt erzählt Hat, war es der Hume'ſche Skepticismus, der ihn fo fehr erjchütterte, daß erzu einer 
Revifion ver gefammten Philoſophie ſich gedrungen fühlte. Er erlebte etwas Ähnliches wie Ear- 
tefius, als diejer, an der Gewißheit aller Wahrheit verzweifelnd, ganz von vorn anzufangen ben 
Muth Hatte. Aber weld eine Kraft des Geiftes, welch ein reiner Trieb nach Wahrheit, welh - 
eine Energie des Willens gehörte dazu, in fo hohem Alter wie K., und nad einer ſchon fo 
fruchtbaren ſchriftſtelleriſchen Thätigkeit jahrelang zu ſchweigen und nod eine ſolche Wieberge- 
burt zu wagen! Dad Refultat feines Ringend "war die „Kritik der reinen Vernunft‘, die er 
1781 herandgab und dem Minifter v. Zedlitz widmete. Man muß den Briefwechſel zwifchen 
K. und Herz lefen, um die Compoſition dieſes Meiſterwerks in ihrem Entftehen zu belaufchen, 
denn die Sorgfalt, welche K. auf die Darftellung wandte, war außerordentlih. Er verjegte ſich, 
ſoviel er vermochte, auf alle möglichen Standpunkte außer fi, um von ihnen aus ſich felbft an⸗ 
zuſchauen und ben richtigen Ton zu treffen, und verfuhr ald ein Künftler ver Wiflenfchaft. Es 
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iſt ganz unmöglich, fih von K. ſcher Philoſophie eine richtige Vorftellung zu maden, wenn man 
die Kritik ver reinen Vernunft nicht begriffen bat, denn alle feine frühern Arbeiten fireben un⸗ 
bewußt auf fie bin, alle feine fpätern mweifen auf jie mit Bewußtfein zurüd. Die Probleme, 
welche vie deutſche Philofophie in ven nächſten Decennien beihäftigten, empfingen durch fie ihre 
Faffung. Die ganze Terminologie der deutſchen Speculation wurde durch fie verändert und bie 
Art und Weife ihrer Behandlung dev Wiffenfchaft, des Tones, ven fie anflimmte, wurde für 
zahllofe Nachahmungen muftergültig. Das Verwerfen aller metaphyſiſchen Forſchung und das 
Hindrängen vom Theoretifhen zum Praftifcden, dad Zurüdführen der Religion auf Moral, 
wurden durch fie legitimirt. Die Bernunftkritif iſt eigentlich die wahre, die ganze K.'ſche Philo⸗ 
fophie, von der. zu ſprechen daher unmöglich ift, ohne die Hauptmomente ver Kritif zu fennen. 
Um fo nothwendiger ift dies, je häufiger die K.'ſche Philoſophie bereits Gegenſtand der Dar- 
ftellung geworden ift, venn wie oft ift ſie nicht, felbft in fehr dicken Büchern, ganz einfeitig, ganz 
irrig und falfch behandelt worden. Eine bloße Angabe aber des Reſultats, zu welchem K. in 
der Bernunftfritif gelangte, nänılid dag wir zur Erfenntnig ver Abfoluten unfähig find, läßt 
fie al8 eine Blattheit erfheinen, während ihre Größe in dem Gange liegt, ber fie zu ihrem nega⸗ 
tiven Nefultat. führte. 

Die allgemeine Eintheilung ver KHritif der reinen Vernunft entnahm K. freilich aus den 
Baumgarten'ſchen Eompendien, die er feinem mündliden Unterricht zu Grunde legte, nämlich in 
eine Elementar- und Methodenlehre. Er behielt jie auch in den fpätern kritiſchen Werfen bei. 
In der Elementarlehre unterfuchte er nun bie beiden Elemente des Erfennens, das finnliche der 
Anſchauung und dad iveelle des Begriffe. Sie zerfiel ihm danach in eine Afthetif und Logif. 
Die allgemeine Aufgabe der Krjtil der reinen Vernunft faßte er in die Formel zufammen, wie 
fonthetifche Urtheile a priori möglid) fein? Er unterſchied nämlich analytiſche und fonthetifche 
Urteile. Analgtifhe nannte er diejenigen, in denen das Prädicat des Subjects unmittelbar aus 
dieſem — duch feine Analyfe — entnommen wird; ſynthetiſche diejenigen, in denen das Prä- 
Dieat mit dem Subject erſt durch Vermittelung als eine neue Beftimmung verbunden wird. 
. Synthetifche Urtheile a posteriori, aljo empirijche, find leicht erklärlich, aber ſynthetiſche Urtheile 
a priori find ſchwieriger zu faffen, weil in ihnen das Prädicat des Subjects nicht aus der An- 
ſchauung aufgenommen werben fann, Die reinen Begriffe des Verſtandes können fih nur auf 
einen durch die Anſchauung gegebenen Inhalt beziehen; dad Erfennen ift transſcendental, wenn 
es in diefem Bewußtſein verfährt; es wird transſcendent, wenn ed über die Grenzen hinausgeht, 
die ihn durch dad Verhältniß des immanenten Begriffs zur Anſchauung gezogen find. In die- 
fen Boraudfegungen liegt die Stärke und die Schwäche der Bernunftkritif. 

In der trandjcendentalen Aſthetik unterfuchte nun K. die ſinnlichen Bedimgungen des Er: 
kennens, die an fich felbit nichts find, wad Durch Kühlen, Sehen, Hören wahrgenonmen wer⸗ 
den fönnte. Alles Empfinden ift, als ein finnliher Proceß, im Raum und in der Zeit thätig, 
aber der Raum und die Zeit an und für fi können nicht empfunden und daher auch nicht, wie 
dad Räumliche und Zeitliche, zu Gegenfländen der Anſchauung gemacht werden. Mithin, ſchloß 
K., find Sinultaneität und Succeſſion a priori reine Formen der Anſchauung des Sinnlichen. 

Died war fein erfter Gegenfloß gegen den Senfualismus und Sfepticiömus, allein alle 
Anfhauung kann nur Endliches und Zufälliges enthalten, denn Allgemeinheit und Nothwen— 
digkeit des Erkennens ift nur durd die logiſchen Beitimmungen möglid, die von allem Sinn: 
lichen der Anfhauung unabhängig find. Sie machen ven Inhalt der trandfcendentalen Logif 
aus, welche einerſeits die abſtracten Formen des Denkens, andererfeitd den Widerſpruch ent- 
wickelt, in den ſie gerathen müffen, wenn jte, die nur für den von der Anfchauung gegebenen In- 
halt anwendbar find, auf einen in ich unendlichen Gegenftand bezogen werden. Dort entfteht 
die transſcendentale Analytik, hier die Dialektif. 

Die Analytik findet die Begriffe des reinen Verftandes in den Yunctionen des Denken, in 
den Urtheilsformen der Quantität, Qualität, Relation und Mobdulität. Jede diefer Kategorien 
ift im fich felbft wieder trichotomiſch unterſchieden: die Quantität in das univerfelle, particuläre 
und finguläre Lirtheil; die Qualität in das bejahende, verneinende und unendliche; die Nela- 
tion in das Eategorifche, hypothetiſche und disjunctive; die Modalität in das problematifche, 
affertoriiche und apodiktiſche. Dies find die urfprünglichen Stammmbegriffe, ohne welche ein Mir: 
teil zu fallen unmöglich, weil erft mit ihnen Allgemeinheit und Nothwendigkeit geſetzt wird. 
Diefe Begriffe find ald unabhängig von aller Anfhauung aprivrifche, mit Denen wir der Welt 
Geſetze vorschreiben, weil fie als logiſche zugleich ontologiſche find, denn fie löfen vie metaphn- 
fifche Ontologie in Logik auf. Die Quantität enthält ven Begriff ver Größe ald Allheit, Viel: 
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heit und Einheit; bie Qualität den der Realität, Negation und Limitation; die Relation den 
der Subftantialität, Gaufalität und Reciprocität; die Modalität den ver Möglichkeit, des Da 
feins und der Nothwendigkeit. Die Kategorien waren der zweite Gegenſtoß gegen die Annahme 
des Senſualismus und Skepticismus. 

Was wir alſo denken, müſſen wir in dieſen Kategorien denken. Erfahrung iſt nur in der 
Durchdringung der finnlichen Anſchauung und des reinen Verſtandesbegriffs dadurch möglich, 
daß die Einbildungskraft einen Gegenſtand der Apprehenſion der Sinne durch feine Repro— 
duction zu einem innern macht. Die Recognition des Begriffs befeſtigt ihn und erkennt ihn durch 
die Apperception des Selbftbewußtfeins in der Kontinuität des Ichs, welches alle Handlungen 
ber Seele begleitet, ald ein Moment der. iventifchen Intelligenz an. Der Begriff des Ichs war 
ber dritte Begenfloß gegen den Senfunlismus und Skepticismus, den KR. jedoch felber noch nicht 
in feine Gonfequenzen verfolgte. Die Deduction des Leitfadend der Kategorien hatte ihn darauf 
geführt, allein er ertrug die Folgerungen aus dem Begriff des Selbſtbewußtſeins, wie die Mo— 
dificationen der zweiten Audgabe der Bernunftfritif beweifen, nur in ihrer praftifchen Korn. 
Er ließ dad: Ich denfe, in dad: Ich will, aufgehen. Lim alfo ein wirflihes Erfenntniß zu ge⸗ 
winnen, find, wie K. ſich ausdrückte, ſtets zwei Beſtandſtücke erforderlih: Anſchauung und Bes 
griff. Anſchauungen ohne Begriff ſind blind, Begriffe ohne Anſchanung ſind leer. Die Moͤg⸗ 

lichkeit der Erfahrung kann nur darin liegen, daß die Affectionen der Receptivität des Gemüths 
mit den Functionen der Spontaneität des Verſtandes als Syntheſis ſich verbinden. Eine ſolche 
Synthefis exiſtirt als eine urſprüngliche im Ich, denn das Ich iſt Gegenſtand für und, ohne doch 
ein Object der ſinnlichen Anſchauung zu fein. Es kann nicht gefühlt, nicht geſehen, gehört wer⸗ 
ben; weder ber äußere Sinn des Geſichts noch der innere des Gehörs können es faflen, da es, 
chne Kategorie zu fein, reiner Begriff ift. Als einfache Einheit bewirkt e8 die Synthefld ver An- 
ſchauungen und Begriffe. Es faßt fie und jegt fie in fih. Nun würde aber doch zwiſchen ber 
Mannichfaltigkeit der Anſchauungen und der Einfachheit der Verſtandesbegriffe trog des Iche 
als des continuirlihen Exrponenten aller Handlungen ber Intelligenz ein Dualismus bleiben, 
wenn nicht ein Schematiömud der apriorifchen Kategorien eriftirte, durch welden, ald durch eine 
verborgene Kunft in den Tiefen ver Seele, dad finnliche Element ver Anfhauung und das ab: 
ſtracte des Begriffs jo miteinander verfähmolzen würden, daß zwar weder Die Kopie eines gege: 
benen Objects noch Idee, wol aber ein Schema vorhanden wäre, welches halbſinnlich und halb: 
verftändig zugleich das wirkliche Erfennen in feiner nolhwendigen Allgemeinheit vermittelte, 
wie wenn wir und einen ITriangel, einen Hund u. f. w. überhaupt vorftellen. Diefe pſycholo⸗ 
giihe Myflik des Schemas, dad weber aus ber Sinnlichkeit noch aus dem Verſtande erklärt zu 
werben vermag, war der vierte Begenftoß gegen den Senſualismus und Skepticismus. Der 
Schematismus der Verftandesbegriffe ſtellt vie Quantität durch die Zeitreihe in der Zahl; die 
Dualität durch den Zeitinhalt in ver Empfindung; die Relation durch die Zeitordnung in der 
Subftanz ale Beharrlichkeit, in der Baufalität durch ven Wechfel der Accidenzen ald Verände⸗ 
rung, in der Reciprocität durch die Wechfelmirfung als das Zugleih von Thätigfeit und Kei- 
den; in ber Modalität endlich durch ven Zeitinbegriff aller möglihen Größen dar. In der Mo: 
balität erfcheint daher die Möglichkeit ald das Gefchehen In irgendeiner Zeit; die Wirklichkeit 
ald dad Geſchehen in einer beſtimmten Zeit; die Nothwendigkeit als dad Geſchehen in aller 
Zeit. Der-Übergang der Urfadhe zur Wirfung ald eined in die Zeit fallenden bewog K., aus⸗ 
ſchließlich auf die Zeit zu reflectiren, obgleich feine Definitionen unftreitig ebenfowol auf den 
Raum übertragen werben Fönnten, denn dad Mögliche ift auch das Geſchehen in irgendeindht 
Raum, das Wirflicde dad Geſchehen in einem beflimmten Raum; dad Nothwendige dad Ge⸗ 
iheben in allem Raum. Die Grundſätze der Principien des Urtheilens find nach K. theils ana⸗ 
lotiſch, theils ſynthetiſch; analytifch Durch nad Princip der Identität des Prädicats mit dem 
Subject, daß fein Widerſpruch zwiſchen beiden ſtattfinden darf; ein Grundſatz, der folglich eine 
nur negative Bedeutung hat; fynthetifch durch die Möglichkeit, ven Stoff der Erfahrung in 
bie Formen des Berfiandes aufnehmen zu können. 

KR. ſtellte nun nad den Kategorien eine ſyſtematiſche Ordnung aller fonthetifchen Brinci: 
pien des reinen Berftandes auf. Die Quantität erzeugt Ariome der Anſchauung, denn alle An: 
idauungen find extenfive Größen und in allen Empfindungen bat pad Meale, das ein Gegen: 
fland der Empfinvung ift, einen Grad, d. h. ed ift eine intenjive Größe. Die Qualität erzeugt 
Anticipationen der Wahrnehmung, weil man nad der Bekanntfihaft mit einen Gegenſtande 
ſchon vorher weiß, wie er fi anflplen, wie er riechen, ſchmecken, ausfehen, Elingen wird. Die 
Relation erzeugt Analogien der Erfahrung, nämlih aus der Subftanz die Inhärenz der acci= 











24 | Kant und die Kantifche Bhilofopbie 


dentellen Beflimmungen in einer ſolchen; aus der Cauſalität die Gonfeauenz der Wirkung aus 
einer Urfache; aus der Gemeinschaft die Gompofition ver Wechſelwirkung. Die prei Analogien 
jind alfo der Grundf aß der Beharrlichkeit, ver Erzeugung und der Gemeinſchaft. DieModalität 
endlich ftellt fih in ven Poſtulaten des empirifchen Denkens dar, daß dasjenige möglich fei, maß 
mit den formalen Bedingungen der Erfahrung übereinflimmt; wirklich, was mit ben realen 
Bedingungen der Erfahrung zufammenhängt; nothwendig, mad mit den allgemeinen Bedin⸗ 
gungen der Erfahrung identiſch iſt. In der Welt gibt es keinen Zufall, kein Schidfal, Feinen 
Sprung, fein Vacuum. 

Alle Gegenftände find für ung entweder Phäanomena oder Noumena; Phänomena ald 
Erſcheinungen, die wir empirisch durch die Vermittelung der Sinne erfaflen, ober Noumena als 
Verſtandesbegriffe, vie und dad Ding an ſich ſelbſt bezeichnen, aber nur Grenzbegriffe find, 
weil wir, mas das Ding an ſich fei, wegen der Entgegenjegung der finnlichen und der intelligi- 
bein Welt nicht zu erfennen vermögen. In einem Anhang von der Amphibolie der reinen Re⸗ 
flerionsformen lehrte daher K., daß man, bevor man urtheile, eine Borüberlegung veranftalten 
müſſe, an welchen Drt der Betrachtung der Gegenſtand Hingehöre, ob er ein blos empirische 
oder ein trandfcendentaled Object fei. Diefe Reflerionslogik enthält die Beflimmungen ver 
Einerleiheit und Verſchiedenheit; der Binhelligfeit und des Widerſtreits; des Innern und des 
Außen; ; der Materie und der Form. Sie enthalten Feine Beſtimmung des Objects; fie iind 
feine Kategorien; fondern fie dienen nur dazu, unfere Reflerion zur Befinnung über den Drt 
zu bringen, wohin ein Gegenſtand gehört. 

Der Begriff des Dinges an ſich bahnte für K. ven Übergang zum zweiten Abſchnitt der 

trandfcendentalen Logik, zur Dinlektik, ald der Logik des Scheined, weil fie ed mit dem Berhält- 
niß der Ideen der Dernunft zu den Begriffen des Verflanves zu thun und den Schein aufzu⸗ 
decken hat, als ob dieſe letztern zur Erfaſſung des erſtern ausreichend wären. K. hatte in der 
transſcendentalen Afthetif gezeigt, daß Raum und Zeit apriorifhe Kormen des Anjhauens 
feien; in der trandfcendentalen Analytik, daß die Kategorien, auf denen bie Zunctionen des 
Urtheils beruhen, apriorifche Begriffe des reinen Verſtandes; daß das Ich eine ſynthetiſche Ap- 
perception a priori; daß die Bildung des Schemas ein myſtiſches Product der Einbilbungs- 
fraft ſei. Mit allen viefen Beſtimmungen riß er fich eigentlih ſchon von Rode und Hume los, 
bis er fchließlich doch in den Dualismus von Erfcheinung und Ding an jih zurüdilel. Erfah: 
rung fol zwar möglich fein, allein nur von Erfheinungen, nicht von ben Dingen an ih. Kaum 
hier angelangt, reagirt er aber von neuem gegen ven Senfualismus und Skepticismus, denn 
er verfichert plögli, daß wir neben dem Verſtande, der nur auf Endliches, auf Anfhauungen, 
geht, ein Vermögen des Unbedingten, die Vernunft, befigen, deren Gegenſtand bie Idee ald das 
Unbedingte fei, für welches in der Sinnenmelt fein congruenter Gegenftand gegeben werben 
fann. Der logiſchen Form nad Ift der Verſtand das Vermögen zu Begriffen und Urtheilen, die 
Vernunft dad Vermögen zu fließen, aber dem Inhalt nad iſt jle das Vermögen ver Ideen. 
Die Vernunft ift demnad über die Sinnlichfeit und den Verſtand erhaben. Will fie aber nicht 
in Schwärmerei verfallen, fo darf jte Doch nicht vergefien, daß fie für vie Wirklichkeit ver Erkennt⸗ 
niß an die Thatfachen ver Anfhauung und an die Kategorien des Verſtandes gebunden iſt, bie 
infofern die Grenzen der Bernunft ausmachen. Unſer Erkennen enthält deswegen ein unver: 
meidliches Element des Scheines, ſofern wir nämlich nicht beachten, daß wir für den unendlichen 
Inhalt der Bernunft doch nur bie endlichen Formen des Verſtandes befigen, venn durch Die un: 
kritiſche Anwendung derſelben auf das ſeinem Begriff nach Unbedingte entſteht nothwendiger⸗ 
weiſe ein Irrthum, deſſen Nachweis die Dialektik der reinen Vernunft zu übernehmen hat. Die 
von K. vorgefundene Metaphyfik hatte als die Wiſſenſchaft der Vernunft die Ontologie, Kos⸗ 
mologie, Pneumatologie und rationale Theologie umfaßt. Die Ontologie war von K. ſchon 
durch die Analytik in Logik verwandelt worden und es blieben folglich nur noch Die Ideen von 
der Welt, von der Seele und von Gott. Dieſe drei verſuchte er ſehr ſpitzfindig aus den Momen⸗ 
‚ten der Kategorie der Relation in ber Art abzuleiten, daß er den kategoriſchen, ben hypothetiſchen 
"und den disjunctiven Schluß ald Begründung des Begriffd der Subftantialität, Gaufalität und 
Reciprocität auf den Begriff ver Seele, ver Welt und Gottes überrrug. Der Schluß der Pſycho⸗ 
logie ift wegen der Einheit des Weſens der Seele kategoriſch; der Schluß der Kodmologie we= 
gen der Vorausfehung der Bollftändigfeit der Erſcheinungen hypothetiſch; der Schluß der 
Theologie wegen der Unbedingtheit der Exiftenz Gottes disjunctiv. Die Fehlſchlüſſe, vie Hier 
gemacht werben, nannte K. die Paralogiömen ver Pfychologie, die Antinomien ver Kosmologie 
und den Idealſchluß ver Theologie. In ihnen wird das Erfennen transſcendent. 
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Den Baralogismus der Pinchologie fand er darin, daß die Einheit der Seele für die ver- 
ſchiedenen ihr gegebenen Prädicate der Subftantialität, der Simplicität, ver Perfonalität und 
Idealität ſchon immer vorausgefegt werde. Der Quantität nad fei die Seele das Subject aller 
ihrer Prädicate, mithin, als keinem andern Subject inhärirend, Subflang; der Dualität nad 
fei vie Seele, ald nicht aus reellen Theilen beftehend, ein ideelles Ganzes, mithin immateriell oder 
einfach; der Relation nad fei fie numeriſch iventifch, alfo perfönlih,; der Modalität nad in 
Berhältniß zu allen mögligen Gegenſtänden im Raum, alfo iveal. Alle viefe Prädicate würden 
aber paralogifch erfihlichen, weil fie ſämmtlich erft aus dem Begriff ver Einheit der fynthetifchen 
Apperception des Selbſtbewußtſeins abgeleitet werden müßten. 

In den Antinomien der Todmologifhen Ideen unterfuchte K. vie abfolute Vollſtändigkeit 

der Zufammenfegung des gegebenen Banzen aller Erfcheinungen; die Theilung eines gegebe- 
nen Banzen in der Erfeinung; bie Entflehung einer Erſcheinung überhaupt; vie Abhängig: 
feit des Dafeind des Veränderlichen in der Erfiheinung. Die beiden erften Probleme gehen auf 
das mechanisch Unbebingte, die beiden letzten auf das dynamiſch Unbedingte. K. ſtellte jenes 
Problem in einer Antithetif dar, indem er die entgegengefegten Beflimmungen veffelben Welt- 
begriffs ald gleich fehr bemeisbar behauptete und damals mit dieſem Paralleliänıus einen ganz 
unglaubliden Effect machte. Er nannte die Gontraflirung eine ffeptifhe Methode, die vom 
Skepticismus wohl unterſchieden werben müſſe, ven Beweis felbft führte er jenoch nur apago- 
giſch aus der Unmöglichkeit des Gegentheils. Hat die Welt einen Anfang in Raum und Zeit 
ober befteht file von Ewigkeit? Exiſtiren nur einfache Subſtanzen als Atome ober iſt jede Sub- 
ſtanz zufammengefegt? Geſchieht alles leniglich nach Naturgeſetzen over beſteht neben ver Noth⸗ 
wendigfeit durch Natur noch eine andere durch Freiheit? Exiſtirt in der Welt als ein Theil von 
ihr oder als ihre Urfache außer ihr ein ſchlechthin nothwendiges Wefen oder nicht? Jede dieſer 
Fragen fam nach K. mit gleihem Rechte bejaht werden. Wir können daher nicht wiflen, für 
welche Antwort wir und entfcheiden follen. Das Intereffe ver Vernunft an dem Widerſtreit ber 
fosmologifhen’Ipeen beruht nah K. auf der nothwendigen Verzweiflung, in welde fie fi 
durd das Bleichgewicht der Gründe verjeht fleht, die ſowol die Theſis als ihre Antithejig fügen. 
Eine objective Auflöfung dieſes Widerſpruchs des Verſtandes mit der Vernunft ift nad) ihm 
ebenfo unmöglich, al8 ein Aufgeben der Forberung der Vernunft, das Unbebingte zu denken, 
Den Schlüſſel zur Auflöfung der Antinomien findet K. daher nur in dem trangfcenventalen 
Idealismus, nämlid darin, dag wir von der Vernunft Eeinen kanoniſchen oder conftitutiven, 
jondern nur einen regulativen Gebrauch, zu machen vermögen, indem wir ihre Grenzen erkennen. 
Die Totalität der Erfcheinungen kann niemals Gegenftand der Anfchauung werben, und die 
Kategorien laffen fi niemals auf etwas anderes als auf einen endlichen Inhalt verwenden. 
Die Vernunft enticheidet daher nicht In dem objectiven Sinn, daß jie die abfolute Totalität der 
Synthefis aller Gegenflände zu erfennen vermörhte, fondern nur in dem fubjectiven, daß fie die 
Reihe der Vorftellungen bis zu dem Punkt verfolgt, wo fie mit Nothwendigkeit unbeſtimmt 
werben. Der Regressus in infinitum als objective Caufalität muß nad K: von dem Regressus 
in indefinitum unterſchieden werben. 

Der dritte Schluß, der Ipealichluß der reinen Vernunft als pas Prototypon transscenden- 
tale, geht auf die Einheit ver Bedingungen aller möglichen Erfahrung. Diefe Einheit ift Ge⸗ 
genfland der jpeculativen Theologie, welche das Dafein Gottes ontologiſch, kosmologiſch und 
phnflfotheologifch zu beweifen unternommen hat. K. ſucht nun zu zeigen, daß der letztere Be⸗ 
weis, der von der Thatſache ver Zweckmäßigkeit ver Welt ausgeht, zwar auf einen Weltbau: 
meifter, allein nicht auf einen Weltfchöpfer fchließen laffe, und daß er nur eine weitere Ausbil- 
dung des kosſmologiſchen ſei, ver im Dafein der Welt feinen blinden Zufall zu erblicken vermöge. 
Der Eoßmologifche Beweis aber baſire wieder auf den ontologifchen, weil erftin diefem pie empi- 
riihe Begründung fortfalle. Gegen diefen Beweis wendet er ein, daß derfelbe im Prädicat keine 
wirkliche Beftimmung des Subject enthalte, denn Dafein fei ein Begriff, ver zu dem Begriff 
eines Subjerts nichts Neues hinzubringe. Hundert Thaler z. B. feien fomol al8 Begriff wie 
als empiriſches Dafein nichts mehr und nichtö weniger ald hundert Thaler und doch made es im 
Gontert der Erfahrung einen gewaltigen Unterſchied, ob ich Hundert Thaler nur ald mögliche 
dem Begriff nach over auch als wirkliche dem Dafein nach beige. Der ontologifche Beweis be- 
geht nach K. den Fehler, daß er das Dafein zuerfl in ven Begriff Gottes als eine feiner Reali- 
täten bineinlegt, um biefen Begriff hinterher aus dem Begriff Gottes ald des ens realissimum, 
als des conceptus realitatum omnium, wieder herauszuklauben. So glaubte K. durd ven 
Ruin des ontologifchen Beweiſes auch die übrigen Beweiſe mitruinirt zu haben, und feine Zeit⸗ 


rn 
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genofjen bewunderten dieſe oberflähliche Argumentation als ein Meiſterwerk modernen Scharf- 
finns. Ungemeined Glüd machte ver Vergleich mit den Hundert Thalern, allein Hundert Thaler 
jind als eine ganz zufällige Exiftenz gar nicht mit einer Idee zu vergleichen, deren Natur ed ift, 
mit Ihrer Nothwendigkeit über alle Erfahrung hinauszugehen. Ebenſo iſt der Befig oder Nicht⸗ 
befig von hundert Thalern für den einzelnen eine abfolute Zufälligfeit, während der Begriff 
der Wirklichkeit Gottes von dem feiner Möglicgkeit ganz untrennbar ift, denn das Abjolute ift 
nicht al& nicht eriftivend zu denken. Wenn K. behauptete, daß hundert Thaler ald Begriff und 
als Dafein für den einzelnen einen großen Unterſchied ausmachten, obwol hundert gedachte 
Thaler und hundert empiriſche Thaler eben nur hundert Thaler ſind, ſo macht es auch für die 
Erfahrung des einzelnen einen großen Unterſchied aus, ob Gott für ihn nur ald ein Begriff 
möglich oder zugleich als ein Daſein wirklich iſt. K. weiß daher auch für den Idealſchluß der 
Vernunft nur eine ſubjective Auflöfung, nämlich in ver Vorausfeguug Gottes ein Ideal ver 
Ginpeit für den Verftand anzuerkennen. Gott ift nad ihm nicht einmal eine Hypothefe, ſondern 
nur ein für den praftifhen Gebrauch der Menſchheit empfehlenswerther Gedanke, weil er ein 
nad dem Schluß der Analogie erlaubted Schema ift, welches die Objectivirung, die Hypoſtaſi⸗ 
rung und die Perfonificirung ded Gedankens Gottes ald eine populäre Annäherung an das 
Ideal ver Vernunft geftatte. Aus theoretiihen Gründen vermögen wir aljo die Nothwendig⸗ 
feit der Unſterblichkeit der Seele, ver Freiheit des Willens und. des Dafeins Gottes nicht zu be- 
weifen, allein aus praftifchen Gründen dürfen wir zum Nugen der Moralität daran glauben. 

Dies war ver wichtige Inhalt ver Elementarlehre ver veinen Vernunft. Die Methopenlehre 
als der zweite, aber viel kürzere Hauptheil befchäftigte ſich damit, Die Anſprüche ber Sinnlichkeit, 
des Verſtandes und der Vernunft gegeneinander abzuwägen. Die Disciplin der reinen Ver— 
nunft zeigt, daß das Begreifen verjelben nicht intuitiv, nur biscurfiv zu fein vermoͤge. Die 
Methode des Eritifchen Erkennens foll weder bogmatif noch fEeptifch fein, fondern die Bor: 
theile ded Dogmaticismus mit denen des Skepticismus durch die Berückſichtigung ber nothw en= 
digen Grenzen des Erkennens vereinigen, Die Polemik ihrer Beſcheidenheit gegen die An 
maßungen des dogmatiſchen Poſitivismus ift feine grundſätzliche Sfepfid und die Annahme ver 
Kategorien in der Bernunftidee Feine vogmatifche Afrifie. Die Bernunftkritik ift deshalb feine 
Dortrin von Lehrfägen, fondern nur ein Kanon von Grundfägen, welche vie Möglichkeit Der 
Erfahrung bemeifen. Meinen, Glauben, Wiſſen bilden die Stufenfolge des Verhältniffes der 
fub- und objectiven Begründung unſers Erkennen, indem dad erftere ſub⸗ und objectiv unzu⸗ 
reichend, dad zweite fubjectiv zureichend, objectiv unzureichend, das dritte ſub⸗ und objectiv zu⸗ 
reichend ift. Die Höchften Intereffen ver Menſchheit laffen fich in ven Kragen ausdrücken: was 
kann ich wiffen, was ſoll ich thun, was darf ich hoffen? Der Kanon der Vernunft ift hinläng: 
lich, dieſe Bragen zwar nicht objectio, aber jubigctiv genügend zu beantworten. Die Ardhitefto- 
nik der reinen Vernunft unterfcheivet die vationale und empirische Philoſophie. Die rationale 
ift in ihrem eigentlihen Wefen Metaphyfit überhaupt als Phyſiologie der reinen Vernunft, 
Metaphyſik der Natur als Wiſſenſchaft vehen, was da iſt, Melaphyſik ver Sitten oder der praf- 
tifhen Vernunft ale Zifenfücht | 5 — was ſein ſoll. Für die Geſchichte endlich der reinen 
Vernunft unterſcheiden ſich nach K Lin Anfehung des Gegenſtandes die Senſual⸗ und Intellec⸗ 
tualſyſteme; in Anſehung des Vriprungs die empiriichen und novlogiftifchen; in Anfehung ver 
Methode vie naturaliftiihen ya Asjentiflichen, welche legteve entweder dogmatiſch ober ſkeptiſch 
verfahren, ſodaß nur ber kritiſche Weg der Transfcendentalphilofophie allein nod offen ſteht, Die 
Einfeitigkeit aller jener Syflem⸗ zu: üͤbexwinden. 

Das war die Vernunftkritif! Fur Inhalt begann ſie mit der äͤußerlichen Anſchauung von 
. Raum und Zeit und endete mit ber Idee Gottes. Im Gange erhob ſie ſich pſychologiſch von der 
aͤſthetiſchen Receptivität buch v Die Spontaneität des Verſtandes zur Unbedingtheit ver Vernunft. 
. Im Refultat vernichtete fle die‘ Möglichkeit des Wiffens von ven Ideen, beftätigte aber ven Ölau= 
ben an fie im Intereſſe der Moral. Alle dieſe Gedanken würden jedoch wenig Eindrud gemacht 
haben, weil fie der Zeit überhaupt angehörten. In ihnen fand der königsberger Philoſoph 
nit höher als vie Aufklärung iener Periode, aber in der Form ſchied er fih von ihren Ge⸗ 
meinplägen durch eine geniale Ausfügrung. Dies allmählihe Auffteigen vom Niedern zum 
Höbern, dieſe immer ‚potenzixte Wiederkehr verjelben Elemente ver Anſchauung und des Be⸗ 
griffd, diefe in immer neuen Anwendungen jich fruchtbar beſtätigende Rategorientafel, dieſes 
Abhſchließen mit einem Nefultat, um e8 fofort wieder aufzuheben, dieſe Umſicht und Schärfe in 
der Analyſe ver Begriffe, dieſe Weite in ihrer Syntheſe, diefe Bewiffenhaftigfeit ver linterfu= 
‚hung und doch diefe Heiterkeit des Tones, dies Feſthalten des einen Themas, wie find ſynthe⸗ 
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tiſche Urtheile a priori möglich, und zugleich dies ahnungsvolle Berühren aller Wiffenfhaften — 
nein, ein ſolches Buch war nod nicht dageweſen. Man Eonnte feinen Inhalt vermerfen, aber 
man vermochte ſich feinem Zauber nicht zu entziehen. Ohne Kenntniß deſſelben iſt die deutſche 
Philoſophie feitdem nicht zu verfiehen und bie übrigen Nationen haben es faft alle in ihre 
Sprade überfegt, Majorescu jelbft in das Walachiſche. Ein fo großes Werf gewinnt aber nur 
ſehr allmählich ein Verſtändniß. Die Zeitgenoffen fanden e8 ſchwer fapli und misverſtanden 
ed oft, wie ihre Beurtheilungen verriethen. K. entſchloß fich daher, der Aufnahme feiner mühe- 
vollen Arbeit ſelbſt aufzubelfen, und jchrieb 1783 feine „Prolegomena zu einer jeden Meta- 
phyſik, die künftig als Wiſſenſchaft auftreten will”. Er fuchte darin dem Publifum auf mehr . 
populäre Weiſe von dem Sinn feines Unternehniens, die Tragmeite des menſchlichen Erkennt⸗ 
nißvermögend durch eine Kritif veffelben abzumeſſen, die falſchen Extreme des Senſualismus 
und Intellectualismus, ded Dogmatismus und Skepticismus in einer richtigen Mitte zu ver- 
meiden und aus dem Untergang ver theoretifchen Erfenntniß des Abfoluten vie Moral als das 
eine, was noth ift, zu retten, eine adäquate Vorftellung zu machen, was ihm aud gelang. Man 
brauchte nun nicht mehr das dicke, vielverfhlungene Driginalwerf zu flubiren; man konnte ſich 
auf die Lecture der Prolegomena beihränfen und doch willen, was K.'ſche Philoſophie fei und 
wa der Unterjieb von transſcendental und transſcendent befagen wolle. Der Inhalt des Buchs 
war ja, wie ſchon erwähnt, ganz und gar in feinem Kern den Anfichten ber Zeit entfprechend. 
Es handelte ih nur, die Art der K.'ſchen Beweisführung zu faſſen. 

Nachdem K. vie alte Metaphyſik als eine Täufchung des fholaftifhen Dogmatismus dem 
Untergange preiögegeben, mußte er um jo mehr vie praftifche Philoſophie als das Gebiet poſitiv 
befriedigender Forſchung anbahnen, und that dies zunähft 1785 in ver „Brundlegung zur 
Metaphyfik der Sitten‘, worin er den Begriff der Breiheit und der Autonomie des Willens 
einerfeitö, dent ded kategoriſchen Imperativs der Pflicht andererſeits entwidelte. Die großen Er: 
folge, welche feine Vernunftfritif inzwiſchen erreichte, beſtimmten ihn, dieſen nämlichen Inhalt 
in einer Form vorzutragen, die als ein Seitenftüd zur Kritik der reinen Vernunft erfheinen 
fonnte. Er gab 1788 die „Kritik der praktiſchen Vernunft‘ heraus, in welcher er ven Bau 
ver erſten Kritik nahahmte, indem er dad Ganze in eine Elementar: und Methopenlehre von 
dem finnlichen und geiftigen Element des Willens zerlegte. Die Elementarlehre zerlegte er eben: 
mäßig in eine Analytik und Dialektil und unterfuchte in der Analytik die Grundfäge, den Ge⸗ 
genftand und Die Triebfedern ver praktifhen Vernunft. Wenn K. in ver Kritik ver reinen Ver⸗ 
nunft zu dem Ergebniß gelangt war, daß wir ziwar die Nichtunmoͤglichkeit, keineswegs aber die 
Wirklichkeit Des Abfoluten einzufehen vermöchten, fo ſchlug er in der praftiihen Vernunft ven 
umgefehrten Weg ein, indem er von ber Wirflichfeit ver Freiheit ald einer nicht abzuleugnenpen 
Ihatfache auf ihre Möglichkeit ſchloß und an die Stelle eines problematifchen Urtheils ein apo⸗ 
diktiſches ſetzte. Die Freiheit ift eine Baufalität, in welcher Urſache und Wirkung und offenbar 
ind. Der Wille ift autonomifch, weil er ohne Selbſtbeſtimmung gar nicht Wille fein könnte. 
Heteronomifch zu fein, d. H. durch einen fremden Willen beftimmt zu werben, wiberfpricht dem 
Deien des Willens ald einer Baufalität, die eine Reihe von Wirkungen fhlechthin aus fich als 
Urſache anfangen kann und infojern ſchlechthin unbedingt if. Das Geſetz des Willens können 
wir ung durch eine Analogie mit ver Natur erläutern, die und in dem Einzelnen den Typus des 
Allgemeinen, im Indivivuum dad Wefen ver Gattung zeigt. Der einzelne Wille kann die allge: 
meine Geſetzmäßigkeit des Handelns durch zwei Maximen erreichen, erſtlich dadurch, daß er fi 
prüft, ob auch jeder andere an feiner Stelle ebenſo handeln würde als er; und zweitens da⸗ 
duch, daß er prüft, ob fein Wille Princip einer allgemeinen Gefeggebung zu werben vermöchte. 
Es erhellt, daß dieſe Marien feine objective, nur eine fubjective Garantie leiften, in welcher ver 
Sophiftif des Selbſtbetrugs ein großer Spielraum gelaffen ift. Der Gegenftand der pratti- 
hen Vernunft ift das Gute ald die Allgemeinheit und Nothwendigkeit des Willens, ald das 
bößfte Gut, dem alle andern Zwecke ald dem Endzweck unterworfen find, ſodaß dad Gute um 
des Guten willen gewollt werden muß. Der einzelne Wille erfennt im Buten bie Pflicht, die ihm 
unbevingt befiehlt, alfo ein kategoriſcher Imperativ ift, meöhalb ver wahre Charakter des Mo- 
talprineips nur ein formaler fein fann. K. verwarf alle materialen Prineipien von Epifur, 
Rontaigne, Hutcheſon, Mandeville u. ſ. w. Allem Eudämonismus, aud dem verfeinertften, 
Rellte er den Rigorismus der Pflicht als Pflicht ohne alle weitere Rückſicht, ohne Reflexion auf 
anderweite Motive over auf die Folgen, welche die Pfligterfüllung für uns haben kann, entge⸗ 
gen. Das Gute ſoll fein, ift Die Theis, der die widerſprechende: dad Gute foll nicht fein, nicht 
migegengeftellt werden kann, weshalb die praktiſche Vernunft keine Antinomien fennt. Well 
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das Gute fein foll, kann e8 auch fein und verbürgt mit dem Begriff des Sollens die Möglichkeit 
feiner Realifirung. Jeder Menſch als Träger des Moralgeſetzes ift ji felbft Zweck und darf 
daher auch Eeinen andern Menſchen nur als Mittel für fih behandeln. Die Triebfeder der 
praktiſchen Vernunft kann daher ſchlechterdings nicht fein, das aus andern Rückſichten hervor: 
ginge, fondern nur die Achtung vor dem Befege des Guten felbft, die nichts Materielles enthält. 
Als ein Subject, dem das Gute Geſetz iſt, muß ich mid, ſelbſt achten und die Würbe der Menſch⸗ 
heit in meiner Perfon darftellen. Da alfo das moraliſche Handeln alle finnlihe Motivation von 
fih ausschließen ſoll, die Sinnlichkeit aber doch da ift, fo dreht fidh die Dialektik der praftifchen 
Bernunft nah K. um die Vereinigung der finnlihen Neigungen mit vem Gebot der reinen 
Pflicht. Die Erfüllung der Pflicht als folder gewährt und Zufriedenheit mit ung felbft, noch 
nicht Glückſeligkeit, als welche auch eine Befriedigung unferer Triebe und Neigungen enthalten 
würde. Handeln wir, weil wir durch unfere Sinnlichkeit beftimmt werben, fo handeln wir un- 
moraliſch; wir müflen ihr durch unfere Spontaneität einen Zwang anthun. Aus viefen Bon: 
traft des natürlichen Verlangens nah Wohlfein und des Pflichtrigorismus entfpringen bie 
Poftulate der praktiſchen Vernunft: Unfterblichkeit, Freiheit, Bott. Das Handeln der einzelnen 
vermag, wie fehr es firebe, doch der Forderung der flrengen Pflicht nit genug zu thun. Ym 
daher dieſe Unangemefjenheit wenigftend annäherungsweife zu tilgen, muß ein progressus in 
infinitum, alfo die Unfterblichkeit gefordert werden. Werner, da wir in der Wirklichkeit oft ge: 
hindert werben, das Gute, das wir wollen, äußerlich zu vollbringen, fo muß die bloße Geſin⸗ 
nung des Guten felbft fon einen unendlihen Werth haben, mas nur möglich if, fofern die 
Selbſtbeſtimmung ald intelligible, die von Begriff des Guten ausgeht, auch ſchon ald Begriff 
Realität Hat. Die praktifhe Vernunft muß alfo die Freiheit des Willens als Unabhängigkeit 
deffelben von der Sinnenwelt poftuliven. Endlich aber erwirbt ſich pas moralifche Subject durch 
feine firenge Pfligterfüllung in der That Anfprud auf ein proportionelles Wohlſein, veifen 
Realität jedoch eine fehr zufällige if, denn, wie die Erfahrung lehrt, geht es dem Tugenphaften 
äußerlich oft ſchlecht, dem Kafterhaften gut in der Welt. Aus dieſem Widerſpruch entfpringt die 
pritte Forderung einer Herftellung der Harmonie zwifchen dem Innern und Außern, ber Frei⸗ 
beit und Natur, der Tugend und der Glüdfeligkeit, durch einen perfönlihen Gott, der die Macht 
und den Willen hat, die Buten zu belohnen und die Böfen zu beftrafen, follte dies auch erſt im 
Jenſeits geihehen. K. vermeinte, mit dieſen Boftulaten der praftifhen Vernunft für die Zerftö- 
rungen ber theoretifhen Vernunft Erjag gegeben zu haben. Er fiel aber mit vieler Wen- 
dung einer Tugend, "welche Lohn für ihre Pflihterfüllung erwartet, in den Eudämonismus zu⸗ 
rück. Seine Zeitgenoffen ermangelten nicht, dad, mas er nur als eine Forderung auszuſprechen 
gewagt hatte, für objectiven Beweis zu nehmen. Wie e8 Mode wurde, die Anftrengungen der 
alten Metaphyſik ald ohnmächtige zu belächeln, fo wurde e8 Mode, von dem moralifhen Be⸗ 
meife für dad Daſein Gottes, der Freiheit und Unfterblichkeit ald einem abfolut genügenden zu 
ſprechen. Die Methodenlehre der praftifchen Vernunft ifl ganz unbedeutend, indem fie nur Die 
Sokratiſche Methode zum Vortrag empfiehlt. 

Wir haben die Kritik der praftifchen Vernunft fogleich auf die Kritik der reinen Vernunft 
folgen laſſen, weil fie mit ihr in ver That im engften Zuſammenhang ſteht und zeigen follte, wie 
troß der linerfennbarfeit der hoöͤchſten Ideen und doch ein praktifcher Ausweg gelaflen fei, ver 
unſern Bebürfniffen entfpredhe. K. felbft Hatte vorher 1786 die „Metaphyſiſchen Anfungs- 
gründe der Naturwiflenfchaft Herausgegeben, durch welche er auch nach einer andern Seite hin 
teformatorifch zu wirfen begann. Wir wollen jedoch bier nur jo weit darauf eingeben, als zur 
allgemeinften Charakteriſtik K.s unumgänglich ift. Er definirte die Natur als das innere Prin- 
eip alles defien, wa8 zum Daſein eines Dinges gehört, indem er den Begriff des Weſens davon 
abſchied, der ih nur auf vie Möglichkeit eined Dinges beziehe, aus welcher noch nit fein Da= 
fein folge. Jene Definition ift aber nur eine formelle; die materielle ift, daß die Natur den Ge⸗ 
genfland unferd finnlihen Anſchauens ausmaht, weshalb die Naturwiflenfhaft der Mathe- 
matik bedarf, welche die Gonftruction der Begriffe durch Darftellung einer Anſchauung a priori 
ift. Nach der Tafel der Kategorien unterfhied nun KR. für die rationelle Naturwiflenfchaft vie 
Phoromonie, Dynamik, Mechanik und Phänomenologie. Die Phoromonie hat ed nit ver 
Duantität der abftracten Materie, mit ver Bewegung des Punktes, zu thun; die Dynamif mit 
der Qualität der Materie und der aus ihr entfpringenden Attraction und Repuliion ; die Me- 
chanik anit der Relation der Körper in ihrer Bewegung, denn Materie ift dad Bewegliche im 
Raun; die Phänomenologie endlich mit ver Modalität ver Materie, d. h. mit dem Verhältniß 
ihrer Bewegung zu unferm Erkennen, infofern fie eine mögliche, wirkliche oder nothwenbige ift. - 
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In engfter Verbindung mit diefer Betrachtung der Natur fleht die „Kritik der Urtheils- 
kraft”, die zuerft 1790 erſchien, eine hoͤchſt geiftvolle und für das Hohe Alter K.'s bewunde⸗ 
tungswürbige Schrift. Er hatte eigentlich die Urtheilskraft im zweiten Buch ver Analytik: von 
ber trandfeendentalen Doctrin der Urtheilskraft, als der Analytik der Grundſätze, bereit abge: 
handelt. Jetzt wollte er fle zwiſchen vem Verſtande und zwifchen der Vernunft als eine gewifle 
Mitte des Begriffs defien, was da iſt, und bed Begriffs’ deſſen, was fein folk, darſtellen. Die 
Urtheilskraft verhält fich reflectirend, indem fle das Beſondere unter das Allgemeine fubfumirt. 
Ginge der Berfiand, der von den einzelnen Theilen zur Einheit des Ganzen discurfiv auffteigt, 
vom Allgemeinen zum Beſondern fort, jo würde er fih beflimmend verhalten. Vermöchte er 
aber mit dem Allgemeinen das Befonvere zugleich zu fhauen, jo würde er intuitiv fein, ein 
Berbalten, wie wir ed nad K.s Meinung nur in dem fhöpferifchen Verftande Gottes voraus- 
fegen können. Die reflectirende Urtheilskraft ift in ihren Bunctionen eine doppelte, nämlich ent= 
weber die afthetifche oder vie teleologifche. Jene hat das Schöne und die Kunfl, diefe die Natur 
zu ihrem Gegenftande. 

Die äſthetiſche Urtheilskraft zerfällt in eine Analgtit und Dialektif. Die Analytik betrachtet 

dad Schöne und das Erhabene. Das Schöne ift feiner Qualität nad) das, was unfer Wohlge- 
fallen ohne praktisches Interefje erregt und dadurch fi fowol vom Angenehmen und Nüslichen 
ald vom Guten unterfheidet. Der Duantität nad iſt dad Schöne das, was allgemein ohne 
Begriff gefällt. Die logifhen Kategorien find zwar auch ſchlechthin allgemein, erregen aber 
durchaus nicht, wie das Schöne, Wohlgefallen. Der Relation nad ift das Schöne ein Zweck⸗ 
mäßiges, ohne daß wir bei feiner Form und einen Zweck vorftellen. Es ift das Ideal, welches 
im Zuſtande der Beharrlichfeit die Geftalt, in dem der Bewegung das Spiel der ivealen Grund⸗ 
züge if. Endlich der Modalität nach erzeugt e8 ein nothwendiges Wohlgefallen ohne Begriff 
durch ein Spiel der Einbilvungskraft, in welchem das Sinnlihe ſich mit dem Berflännigen 
miſcht. Die Analytik des Erhabenen beftimmt, daſſelbe als vie Negation alles Sinnlichen, fei es 
duch den Widerſtreit des VBernunftinterefied, fei e8 durch die abſolute Bofltion der Vernunft. 
Das mathematiſch Erhabene ift das der Größe, das dynamiſch Erhabene dad der Kraft. Furcht, 
Shreden, Entfegen, Grauſen, Schauder find Gefühle, in denen die dem Erhabenen nothwen⸗ 
dige Ruhe verloren geht. K. hat Hier ven Unterſchied des Natur= und Kunftfchönen, fowie die 
mannichfaltigen Formen des Gegentheild des Erhabenen im Lächerlichen, Komifchen, Burlesken, 
Sumoriflifhen, in Traveftie, Parodie, Wig und Ironie, berührt und ſodann das Schöne fub- 
jectiv von jeiten feiner Berwirklihung durch den Künftler, fein Genie, fein Talent, und objectiv 
von jeiten feiner Bejonderung in verſchiedene Arten ver Darftellung, in redende und bildende 
und jentimentale Kunſt, dargeftellt. Die Definitionen, die er hier gegeben hat, haben ſich 
großentheils noch gegenwärtig in unferer afthetifhen Wiflenfchaft erhalten. Die Dialektik ver 
äſthetiſchen Urtheilskraft dreht ſich eigentlih um einen Wortftreit, nämlich um das Wort Be- 
mad, daß jedermann feinen eigenen Geſchmack folle haben dürfen und daß Boch parüber ge- 
fritten wird, ob jemand einen guten ober ſchlechten Geſchmack habe. 

Die teleologifche Urtheilskraft findet in der Natur eine Einheit des Begriffs und der An⸗ 
ſchauung, ver Moͤglichkeit und Wirklichkeit, des Allgemeinen und Einzelnen vor, die wir Zweck 
nennen und zwar den formellen, wenn ber Zweck mit ven Gegenftande äußerlich gegeben wird, 
ben materiellen, wenn ber Zweck mit dem Gegenflande unmittelbar Eins iſt. Lebteres gefchteht 
im Organifchen, worin jedes Organ Zweck und Mittel zugleich if. Im Mechaniemus ift die 
Urſache ihrer Wirkung äußerlich; im telfeologifchen Technicismus des Organiſchen iſt dad Pro⸗ 
ducitende und dad Product eine Einheit, in welder das Ganze fi} in feinen Gliedern hervor: 
bringt und die Glieder fi untereinander und ald Ganzes hervorbringen. K. wagte nicht zu 
entiheiden, ob in der Natur wirklich eine folde Einheit daſei, empfahl aber ihren Begriff ala 
Vehikel der Naturauffaffung. Auch widerſtrebte es wenigftend nach ihm nicht vem Begriff ver 
Vernunft, ein verfländiges Wefen anzunehmen, das eine foldhe Einheit der causa efficiens und 
ter causa finalis, wie fie in der materiellen Zweckmäßigkeit erfcheint, ſich vorgefegt habe. Wir 
Iinnemvaher an Gott ald an eine aus dem Zweckbegriff der Natur folgende Hypothefe glauben. 

Das war der Hochpunkt feiner fpeculativen Epoche, denn in der dritten, der praktiſchen, von 
1790 bis zu feinem Tode, beſchäftigte ihn die Gonfequenz feines ethifchen Standpunkts für die 
beiondere Geftaltung des Rechts, ver Moral, ver Bolitit und Religion faft ausfhlieglih. Wir 
koͤnnen eine Abhandlung aus dem Jahre 1784 als den erften ſyſtematiſchen Ausprud feiner 
Volitik anfehen. Er wollte eine Äußerung, die durch einen Reifenden von ihm in den „Gothai⸗ 
ſchen Staatskalender“ ſich verirrt Hatte, vor Misverftand bewahren und ließ naher in bie „Berll⸗ 
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ner Monatsſchrift“ die „Idee zu einer allgemeinen Geſchichte in meltbürgerlicher Abficht‘‘ ein- 
rüden. Er ging davon aus, daß alle Naturanlagen eines Geſchöpfes beftinmt find, fi einmal 
vollftändig und zweckmäßig auszuwickeln. Am Menden aber follten fi diejenigen Naturun: 
lagen, die aufden Gebraud feiner Vernunft abgezielt find, nur in der Gattung, nicht aber im 
Individuum vollfländig entwideln. Die Natur hat gewollt, daß der Menſch alles, was über die 
mechaniſche Anoronung feines thierifchen Dafeins geht, gänzlich aus fich ſelbſt hervorbringe und 
feiner andern Glürkfeligkeit oder Vollkommenheit theilhaftig werde, als die er fich felbft, frei von 
Inſtinct, durch eigene Vernunft verjchafft bat. Das Mittel, deſſen fich die Natur bevient, alle 
ihre Anlagen zu Stande zu bringen, iſt ver Antagonismus derfelben in ver Geſellſchaft, fofern 
diefer am Ende doc die Urſache einer gefegmäßigen Ordnung derfelben wird. Das größte Pro- 
blem für bie Menihengattung, zu deſſen Aufldöfung die Natur fle zwingt, iſt die Erreichung einer 
allgemeinen das Recht verwaltenden Gefellfchaft. Diefes Problem ift zugleich das ſchwerſte und 
das, welches von der Menſchengattung am fpäteften aufgelöft wird. Das Problem der Errid- 
tung einer vollfommenen bürgerligen DVerfaflung ift von ven Problem eines gefegmäßigen 
äußern Stantenverhältniffes abhängig und kann ohne daß legtere nicht aufgelöt werben. Man 
kann die Geſchichte der Menfchengattung im Großen als die Vollziehung eines verborgenen 
Planes der Natur anfehen, um eine innerlich und zu diefem Zweck auch äußerlich vollfommene 
Staatöverfaflung zu Stande zu bringen, als den einzigen Zuftand, in welchem fle alle ihre An⸗ 
lagen in der Menſchheit völlig entwideln kann. Bin philoſophiſcher Verſuch, die allgemeine 
MWeltgefchichte nah einem Plane der Natur, der auf die vollkommene bürgerliche Bereinigung 
in der Menſchengattung abziele, zu bearbeiten, muB ald möglich und felbft für die Naturabfidt 
förverlich angejehen werben. K. hofft gegen dad Ende dieſes herrlichen Auffages, daß die Auf⸗ 
klärung endlich felbft bi8 zu den Thronen dringen und auf ihre Regierungsgrundſätze Einfluß 
haben werbe. „Obgleich z. B.“, erläutert er, „unjere Weltregierer zu Öffentlichen Erziehungsan- 
falten, und überhaupt zu allem, was nad Weltbeſte betrifft, für jegt Fein Geld übrig haben, 
weil alles auf den fünftigen Krieg fhon zum voraus verrechnet ift, jo werben fle doch ihren eige- 
nen Bortheil darin finden, die obzwar ſchwachen und langfamen eigenen Bemühungen ihres 
Volks in diefem Stücke wenigftend nicht zu hindern. 

In einer befonvdern Abhandlung aus vemfelben Jahre 1784: „Was heißt Aufklärung ?” 
beantwortete er dieſe Frage dahin, daß fie das Veftreben des Menfchen ſei, aus feiner Unmün— 
digkeit herauszugeben. Die Freiheit des Denkens werde envli auch die Freiheit des Handelns 
zur Folge haben müflen. Wir lebten zwar noch nicht in einem aufgeflärten Zeitalter, aber doch 
Ton unter einem Kürften wie Friedrich IL, in einem Zeitalter ver Aufklärung. 

Als Commentare einzelner Seiten feiner geſchichtsphiloſophiſchen Anficht Tann man eine 
ganze Bruppe von Abhandlungen betrachten. In pen Jahren 1775, 1785 und 1788 ſuchte er den 
Begriff der Menſchenraſſen genauer zu beflimmen. Im Jahre 1786 fihrieb er, Über ven muthmaß⸗ 
lichen Anfang ver Menfchengefchichte”, ven er in das Hervorbringen des Böfen feßte, weil daſſelbe 
als das Brehen mit dem Inflincte im Interefle der Freiheit relativ nothwendig ſei. Im Jahre 
1791 ſchrieb er „Uber das Mislingen aller Berfude in der philoſophiſchen Theodicee“, indem 
er die Zweckwidrigkeit des moraliſchen Boͤſen, des phyſiſchen uͤbels und des empirifhen Misver- 
hältniffes zwifchen Tugend und Belohnung, Verbrechen und Beftrafung, ald Inftanzen gegen 
die Exiſtenz eined heiligen, gütigen und gerechten Gottes darzulegen ſuchte. Im Jahre 1793 
wandte er jih in der ausgezeichneten Diatribe „Liber den Gemeinſpruch, das mag in der Theorie 
richtig fein, taugt aber nichts für Die Praxis“ gegen Garne, Hobbes und Mendelsſohn. Gegen 
Garne, der ven Eudaͤmonismus in Schug nahm, vertheidigte er den Rigorismus ber Pflicht; 
gegen den Abfolutismus von Hobbes vertheidigte er die vepublifanifche Stantäverfaffung ; gegen 
Mendelsſohn, der die Borftellung von der periodischen Wiederkehr eines Kreislaufs in der Be- 
ſchichte erneut hatte, den unendlichen, aus dem Begriff der Freiheit nothwendigen Kortfchritt der 
Battung. K. verwwarf den Dualismus von Theorie und Praris. Eine Theorie, die richtig if, 
kann durch ihre Befolgung In der Praris nicht winerlegt, nur bewährt werben. Beſonders nach⸗ 
drücklich kehrte er fich gegen Hobbes. Die Theorie des Staatsrechts ift nicht ein leerer Gedanke, 
ſondern fie ift vielmehr dad Forum, vor welchem alle empirifchen Verfaſſungen gerichtet merben. 
Die Menſchen wollen freilich ver Idee nicht die Ehre geben, fonvern gefallen ſich in ihrer Träg⸗ 
heit darin, gemohnheitämäßig in einer einmal vorhandenen Ginrihtung des Staats ald der an- 
geblich beften fortzuleben. Eine durch bloße Klugheit und Gewalt hervorgerufene Ordnung gilt 
ihnen mehr ald eine durd Recht und Geſetz und Achtung vor der Würde des Menfchen be- 
ſtimmte. K. erklärte fi ganz entſchieden gegen eine fogenannte wäterlidhe Regierung, weil nies 
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mand mich zwingen fönne, auf feine Art glücklich zu fein, vielmehr jeder vie Berechtigung habe, 
ieine Glückſeligkeit auf dem Wege zu ſuchen, ber ihn ſelbſt gut dünkt, wenn er nur der Freiheit 
anderer, die daſſelbe Ziel verfolgen, nicht geſetzwidrig Abbruch thut. Bine Regierung, die auf 
dem Princip des Wohlwollens gegen das Volt ald eines Vater gegen feine Kinder errichtet 
wäre, d. i. eine väterlihe Regierung, welche die Untertbanen als unmündige Kinver zu einem 
blos paſſiven Gehorſam degradirt, um lediglich nad} dem Urtheile des Staatsoberhauptes glück⸗ 
lich ſein zu ſollen, iſt der groͤßte denkbare Despotismus. Nicht einer väterlichen, ſondern einer 
vaterländiſchen Regierung bedarf es. 
Eine weitere und mehr ſyſtematiſche Ausführung fanden die politiſchen Ideen K.'s 1795 in 
der Heinen , aber mit Recht unendlich berühmt gewordenen Schrift „Zum ewigen Frieden”. 
K. erblidte in dem Kriege eins der größten Hemmniſſe der menſchlichen Cultur und Freiheit, 
denn der Krieg wirft mit feinen Zerftören und Morden ven Menden in die Barbarei der Na⸗ 
tur zurüd, Mehr aber noch, ald durch den wirklichen Krieg, der doch audy Gelegenheit zur Ent: 
faltung mandyer Tugenden gibt, wird das Menſchengeſchlecht in feinem Fortichritt dadurch auf: 
gehalten, daß die Staaten mitten im Frieden ſtets auf Krieg bedacht fein und große Zurüftungen 
für einen möglichermeife ausbrechenden machen müflen, venn hierdurch werden alle Cinkünfte 
des Staats fo jehr nur für den Zweck ver milttärifchen Organifation verbraucht, daß für ander: 
weite Zwecke der Erziehung, der Kunft und Wiffenfchaft nur wenig oder gar keine Mittel übrig 
bleiben. R. fragte daher: welches jind die Urſachen, durch welche die Kriege noch immer hervor: 
gerufen werben, und welches find die Bedingungen, unter welden die Stiftung und Erhaltung 
eined dauernden Friedens unter den Staaten möglich wird? Jene behandelte er in ven Prälimi= 
narartifeln, Diefe in den Definitivartifeln zum emwigen Srieden, denn mit feinem Takte gab er 
feiner Unterſuchung die Form einer diplomatiſchen Denkſchrift. In ven Präliminarartifeln for⸗ 
derte er zunächſt, daß fein Friedensſchluß für einen folden gelten fol, der mit dem geheimen 
Vorbehalt des Stoffs zu einem Tünftigen Kriege gemacht wird. Kerner foll fein fire fich beſte⸗ 
hender Staat, groß oder klein, das gilt hier gleichviel, von einem andern Staate durch Erbung, 
Tauſch, Kauf oder Schenkung erworben werben koͤnnen. Im Erbreich erwirbt nicht der Regent 
einen Staat, fondern der Staat einen andern Regenten. Staaten können nicht als ein Privat- 
befig oder als Privatperfonen behandelt werden, obwol man in der modernen Welt eine Art von 
Inbuftrie durch „Heirat von Staaten” erfunden hat, feine Macht ohne Anfttengung zu ver- 
größern. Uber Berfonen kann man nit wie über Sachen verfügen. Drittens follen ſtehende 
Heere, miles perpetuus, mit der Zeit ganz aufhören, denn eben das Dafein ver Armeen reizt 
zum Kriege. Eine Armee, die gar keine Kriege führt, erichlafft enblih, und um fie nicht kriegsun⸗ 
tüchtig werden zu laffen, wird eine Gelegenheit zum Kriege gern ergriffen. Abgefehen von zahl- 
loſen Übeln, wie mit ver Erhaltung ſtehender Heere verbunden ſind, ift die Koftfpieligkeit der⸗ 
jelben, die ven Aufſchwung aller andern Cultur zurädhält, ver Haupteinwand gegen fie. Statt 
ver ſtehenden Heere ſchlägt K. periodiſche Waffenübungen aller Bürger vor. Vierter Artikel: 
Es follen keine Staatoſchulden in Beziehung auf Außere Staatshändel gemacht werben. Da 
man Krieg nicht mehr ohne Geld führen kann, fo wird die Beneigtheit zu Ihm fehr genährt, 
wenn den Regierungen erlaubt ift, Anleihen für ihn zumachen, welche das Volk hinterher zu - 
bezahlen Hat. Dies Recht muß ihnen daher genommen werven. Füuͤuftens joll fein Staat fid in 
bie Verfaſſung und Negierung eines andern Staats gewaltihätig einmiſchen. Diefer Artikel, 
bie Berwerfung der militärifchen Intervention, ift ebenfo durch fich ſelbſt Flar, als der ſechste: 
& ſoll ich Fein Staat im Kriege mit einem andern ſolche Feinviellgkeiten erlauben, welche das 
wechfelfeitige Zutrauen im künftigen Srieden unmöglich machen müſſen, als da find Anftellung 
von Meuchelmördern und Giftmiſchern, Bredung von Gapitulationen, Anftiftung von Verrath 
in den befriegten Staaten u. ſ. w. Der Definitivartifel waren nur zwei. Erſtens: Die bür- 
gerlihe Berfaffung in einen jeven Staat foll eine republifanifche fein, und zweitens: Das Voͤl⸗ 
kerrecht fo auf einem Föderalismus freier Staaten gegründet fein. Untereinerrepublifanifchen 
Regierung verſtand K. eine folde, in welcher die ausführende Gewalt von der gefeßgebenven 
getrennt iſt, gleichviel, ob die außere Korm ver Verfaffung monarchiſch, ariſtokratiſch oder demo⸗ 
kratiſch iſt. Ohne jene Trennung entfleht immer Dedpotismus, nicht blos da, mo die ausfüh⸗ 
nde Gewalt zugleich vie allein geſetzgebende, fondern auch da, wo bie gefeßgebende zugleich die 
allein ausführende iſt. Der monarchiſche Abfolutismus ift ebenfo verwerflich ald der demokra⸗ 
tige, Nur Staaten mit tepräfentativer Berfaflung entfpredgen der Vernunft, weil fie allein ein 
dewußtſein ver Freiheit haben und daher miteinander fich für den Zweck verbinden können, die .. 
Streitigkeiten, Die zwifchen Ihnen entſtehen, durch ein oberſtes Schiebögeriht zum Außtrag zu 
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bringen. Gin folder Voͤlkerbund iſt, wie K. ausbrüdlich bemerkt, Fein Völferflaat. Dan muß 
nach ihm den moralifchen Politiker vom politifchen Moraliften unterfgeiben. Die Aufgabe, die 
Moral mit der Politik zu vereinigen, wir eine rohe Denfungdart zwar verlachen, die Menſch⸗ 
heit aber niemals als eine nothwendige von fi abweiſen Fönnen. Das einzige Mittel, viele 
Bereinigung allmählich zu bewirken, ift Offentlichkeit, und daher Preßfreiheit für die Philofophie 
der einzige geheime Artikel des Voͤlkerrechts. Wie fehr man nun auch'den Krieg aufloben und 
die Kunſt des Krieges vervollkommnen möge, fo bleibt er Doch immer ein Kampf der phyfifchen 
Gewalt, wo denn die flärkere die ſchwächere zu beflegen vermag, weshalb das Völkerrecht aller- 
dings der Ausgangspunkt bleibt, die jeden Menſchen angeborenen Rechte immermehr in allen 
einzelnen Staaten zu verwirkligen. Dies war die legte Perfpertive diefer inhaltihweren Ab⸗ 
handlung, von welcher bisher ſchon jever Sa, trog aller Kriege, immer nachdrücklicher bewährt 
ift. Mehr ironisch und Humoriftifch behandelte KR. in demſelben Jahre 1795 die Eschatologie in 
einen Auffag über „das Ende aller Dinge“. 

Außer diefen wichtigen Abhandlungen veröffentlichte K. in feiner legten Schriftftellerperiode 
1793: „Die Religion innerhalb der Grenzen ver bloßen Vernunft” ; 1797 die: „Metaphyſi⸗ 
{hen Anfangsgründe ver Rechtslehre“ und in demſelben Jahre die der „Tugendlehre“; 1798 
den „Streit der Facultäten‘‘ und die „Anthropologie. Die „Pädagogik“, die man als eine 
Ergänzung aller dieſer Schriften betrachten kann, ließ er 1803 dur Rink herausgeben. We⸗ 
gen des innern Zufammenhangs mit ven ehen betrachteten Schriften twollen wir zunächſt die 
„Rechtslehre“ und die „Tugendlehre“ heranziehen. 

In der „Rechtslehre“ definirte er jene Handlung als recht, die oder nach deren Maxime die 
Freiheit der Willkür eines jeden mit jedermanns Freiheit nad einem allgemeinen Gejege zu- 
fanımen beftehen kann. Daß ih mir eine ſolche Handlungsweiſe zur Maxime mache, if eine mo- 
ralifche, nicht juridifche Forderung, denn im Rechte wird nur verlangt, äußerlich fo zu handeln, 
daß der freie Gebraud der Willkür die Willkür eined andern nit flöre. Das Recht felbft theilte 
K. in das private und Öffentliche. Im Privatrecht handelte er von der Art, etwas als das Seine 
zu haben und zu erwerben, und von ber Jubjectiv bedingten Erwerbung durch den Ausfprud 
einer Öffentlichen Gerichtsbarkeit. Er berudfichtigte mit vielem Geſchick die Definitionen des 
Römiſchen Rechts, ftellte jedoch eine eigene Slaffification der Verträge auf, die bei den beutichen 
Zuriften lange Zeit im Naturrecht Geltung gehabt hat. Ein fo großer Geiſt als der feinige 
Eonnte nichts berühren, ohne e8 anregend umzugeftalten. Unter vem zweiten Abſchnitt: von der 
Art, etwas Außeres ald dad Seine zu erwerben, bot er befonders viel Neues über das Sachen⸗ 
recht, dad perfünlide Recht und über das auf dingliche Art perſoͤnliche Recht, unter welches er 
auch das Recht der häuslichen Geſellſchaft als das Eherecht, Alternrecht und Hausherrenrecht ſub⸗ 
ſumirte. Hier war es, wo er, ein hageſtolzer Junggeſell, der, wie er in einem Brief an Schütz 
in Jena fagte, die fleifhlihe Vermiſchung nicht fehr fern von Menfchenfrefferei fand, jene be⸗ 
rüchtigt gewordene Definition ver Ehe gab, daß fle ein Vertrag zwifchen Dann und Weib zur 
lebenslänglihen und ausſchließlichen gegenfeitigen Benugung der Geſchlechtseigenſchaften fei. 
Sehr intereffant waren die Kragen, die er anhangsmeife zur Sprache brachte, wad Geld und was 
ein Buch jei? K. gehört zu den erflen Schhriftflellern, die gegen das Unweſen des Nachdrucks 
auftraten, und hatte diefer Angelegenheit ſchon 1785 eine eigene Abhandlung: „Über vie Un— 
rechtmäßigkeit des Büchernachdrucks““, gewidmet. Bei dem öffentlichen Recht hob K. im allge= 
meinen den Unterſchied des proviforifchen und des peremtorifhen Rechts hervor. Alle natür- 
lichen Rechte find, dem Staat gegenüber, folange proviſoriſch, als fie nicht ausdrücklich durch ein 
Geſetz anerkannt und damit peremtorifch zur Öffentlichen Geltung gelangt find. Im befondern 
unterſchied K. dad Staatsrecht, das Völkerrecht und dad Weltbürgerrecht. Im Staatsrecht trug 
er die Lehre von der Sonderung der gefeßgebenden, richtennen und ausführenben Gewalt vor, 
weil nur durch fie die Freiheit, Gleichheit und Selbfländigfeit der Staatsbürger aufrecht gebal= 
ten werben kann. Jeder gehorcht in den Staatögefegen feinem eigenen Geſeß; jeder iſt jedem 
vor dem Geſetze gleich. Jeder iſt durch die Herrſchaft des Geſetzes eine von dent empiriſchen Wil⸗ 
len der andern unabhängige Perſon, die ſich ihren Beruf ſelbſt wählen und vor Gericht ſich ſelbſt 
ftellen kann. Alle find alſo durch das Gefeg frei, gleich und felbflännig. Im Voͤlkerrecht wiener- 
Holte K. im weſentlichen die Ideen, die er ſchon in ver Schrift „Zumewigen Frieden‘ geäußert 
Hatte. Die Staaten follen im Innern ihre Verfaſſung als repräfentative ausbauen und fl} da⸗ 
durch immer fähiger maden, nad) außen ald Verein in einem permanenten Staatencongreile 
zufammenzutreten. Das MWeltbürgerreiht, daß der Menſch auf der ganzen Erde bei allen Völ⸗ 
fern das Recht ver Baftlichleit habe, leitete K. äußerlich aus der. Abgefchloffenheit ver Erde ab, 
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die dem Menfchen nicht erlaube, ind Unendliche hin ven Menſchen auszuweichen, vielmehr ihn 
durch die Kugelgeftalt feines Wohnorts zur Geſelligkeit zwinge, ver von innen her die Gleich— 
beit ver Vernunft entgegenfomme. 

Die „Rechtslehre“ Hat es mit den äußern Handlungen des Menſchen, die „Tugendlehre“ oder 
Ethik mit den Pflichten des Menſchen zu thun, die zu erfüllen das Beftreben ver Tugend ifl. 
Befhieht eine Handlung zwar dem Gefege gemäß, aber nur vermittelft eines Gefühle, welches 
vie Glückſeligkeit einflößt, nicht um ded Geſetzes willen, fo ift bloße Legalität, nicht Moralität 
vorhanden, denn die einzige Triebfever ver letztern muß da8 moralifche Gefeg ſelbſt, die Pflicht 
um der Pflicht willen, fein. K. theilte vie Pflichten in Pflichten des Menſchen gegen fich ſelbſt 
und gegen andere. Pflichten gegen vie Thiere und gegen Bott erkannte ex nicht an, weil, was 
man darunter verftehe, eigentlich Pflichten des Menſchen gegen fich felbft feien. Die Pflichten 
des Menſchen gegen fich ſelbſt theilte ex wieder in vollfommene und unvollkommene. Die voll- 
fommenen beziehen ji auf ven Menfchen ald aninıales und moralifhes Wefen, welches der ge- 
borene Richter über fich ſelbſt ift, der namlich feine Handlungen vor dem Innern Korum feines 
Gewiſſens beurtheilt. Die Pflicht gegen und als animalifche Wefen verbietet und die Selbftent- 
leibung, die wollüftige Selbſtſchändung und die Selbftbetäubung durch Unmäßigkeit im Ge: - 
brauch der Genuß- und Nahrungsmittel. Die Pflicht gegen und ald moralifche Weſen verbietet 
und die Lüge, ven Geiz und die Kriecherei. Die Lüge verwarf K. unbedingt und zerflörte alle 
Sophiſterei, welche fi anftrengt, die fogenannte Nothlüge zu rechtfertigen. Nach 1799 ſchrieb 
er eine eigene Abhanvlung „Uber ein vermeintes Net, aus Menſchenliebe zu lügen‘, wozu 
ihn eine Hußerung von Benjamin Konftant veranlaßte. Das Gewiſſen endlich gebietet und 
Selbſterkenntniß, verbietet und daher vie Unaufrichtigfeit gegen und und bahnt, wie K. fi aus⸗ 
drückt, nur durch die Höllenfahrt der Selbfterfenntniß ven Weg zur Bergötterung. Die unvoll- 
fommenen Pflichten des Menfchen gegen ſich jelbft beziehen fih auf Die Entwidelung und Ber- 
mehrung feiner phyſiſchen, wie auf die Erhöhung feiner moralifchen Vollkommenheit. Die 
Pflipten gegen andere find entweder Pflichten gegen fie blos als Menſchen, theils die Liebes⸗ 
- pliten der Wohlthätigfeit, Dankbarkeit und Theilnahme, die pen Laflern des Menichenhafies 
entgegenftehen; theild die Pflicht der Achtung gegen andere, ber die Lafter des Hochmuths, des 
Aterrevend und der Verhoͤhnung entgegenfteben. Oder e8 find Pflichten gegen andere nach der 
Verſchieden heit ihres Zuſtandes ald Umgangdtugenden. 

Von der Tugendlehre K.'s pflegt wenig die Rede zu ſein, weil die Kritik der praktiſchen Ver⸗ 
nunft das allgemeine philoſophiſche des Publikums, und die Rechtslehre das ſpecielle Intereſſe 
der Juriſten anzog. Sie iſt jedoch, wenn man ſie mit der übrigen Literatur vergleicht, ein aus⸗ 
gezeichnetes Werk, das in der meiſterhaften Schilderung der Tugenden und Laſter eine außer⸗ 
ordentliche Tiefe der Menſchenkenntniß verräth. Das fubjertive, precäre Element der Tugend 
bat K. ſehr wohl begriffen und mehr gewürdigt, ald man ed nad dem Rigorismus feiner Moral 
erwarten vürfte. Wie fein find feine Bemerkungen über Freundſchaft, Wohlthätigkeit, Dank 
barkeit! Gegen vie Ariftotelifche Lehre, daß jede Tugend die Mitte zweier Laſter ſei, wendete er 
ein, vaß das Moment der Quantität den Begriff ver Tugend nicht afficiren koͤnne, ſondern daß 
ed auf die Maxime ankomme, eine Gefinnung oder Handlung zur Tugend oder zum Lafler zu 
fempeln. Die Sparſamkeit beruhe auf einer andern Marime als ver Geiz, die Freigebigfeit 
auf einer andern ald die Verfhwendung; das Mehr oder Weniger fönne die Sparjamfeit nidt 
in Geiz oder Verſchwendung verwandeln. Aber K. erkennt jehr wohl die Grenzlinie, wo die 
Duantität in eine andere Dualität umfchlägt, und bat fie in fehr anziehenden caſuiſtiſchen Fra⸗ 
gen behanvelt, die er jenem Kapitel anhängt. Hier flieht man ven weltmännifchen Welfen, der, 
frei von allem Pedantismus, die Berlegenheiten Eennt, in welche unſer Beftreben, tugenphaft zu 
jein, und verfegen fan. Die Apathie, beſſer Ataraxie, ald vie gleihmütbige Befonnenheit, die 
ans einem rechtſchaffenen Lebenswandel entſpringt, war ihm das hoͤchſte Ziel der Tugend. 

Welch ein wackerer, ernſtheiterer, durchaus geſunder Sinn in K.'s geſammter ethiſcher 
Weltanſchauung lag, wird auch durch ſeine „Pädagogik“ beurkundet, die zwar nur ein ganz 
untergeordnetes Product war, das ihm aus Vorträgen entſprang, zu denen ihn ſein Amt 
noͤthigte, in welchem aber eine Fülle richtiger Beobachtungen aus der eigenen Erfahrung ent- 
halten iſt. Der Menſch foll nah K. durch bie Srziehung disciplinirt, cultivirt, civiliſirt und 
moraliſirt werden. Die Disciplin ſoll die Roheit feiner phyflfchen Triebe beherrſchen lehren; die 
Eultivirung ſoll feine Anlagen entwideln; die Civiliſirung foll ihn weltflug machen und für 
den forialen Verkehr ausbilden; die Moralifirung aber fol ihn die Tugend als unbedingte 
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Pflihterfüllung verehren laſſen. Solche Schäge ebenfo tiefer Durchdringung des Menfchen= 
weſens ald deutlicher und anfchaulicher Darlegung verfelben gab K. 1798 auch in ſeiner „Anthro⸗ 
pologie“, die er jahrelang unter großem Zulauf gelefen hatte. Wie aufmerkſam war doch 
dieſer flille, von eigenen Leidenfhaften unbewegte Denker auf alles Menfchliche geweſen und bis 
zu welcher reinen Höhe freier Überfihaulickeit des Lebens hatte er ſich erhoben, das Außere des 
Menſchen aus ſeinem Innern, das Innere deſſelben aus ſeinem Außern zu erkennen! K. war 
in jedem Buch neu, und ſo muß manauch die „ Anthropologie” als eine Shrift bewundern, in wel⸗ 
cher er wieder ganz anders, von frühern Schematismen voͤllig unabhängig, mit einer gewiſſen 
genialen Sorglofigfeit verfuhr. Menn man nad) ver Metaphyfif der Sitten, nad dem feier- 
lichen Exrnft, mit welchem er die Heiligkeit des Fategorifchen Imperativd und die Verwerflichkeit 
aller Neigungen als Triebfedern zum Handeln einſchärft, einen finftern Stoifer zu finden ge⸗ 
meint fein Eönnte, fo überzeugt man ſich durch die „Tugendlehre“ unddie ‚Anthropologie‘, welch 
ſchöne Heiterkeit den männlichen Ernſt ſeines Gemüths beſeelte. Ex gab Hier ſogar eine Apolo⸗ 
gie der Sinnlichkeit, die vom Verſtande oft ſehr ungerecht verketzert werde. 

Ermwägt man den Standpunkt der Philoſophie K.'s, die Erkenntniß ver Pflicht als daß ein- 
zige theoretiſch Abſolute und den Willen zu ihrer Erfüllung als das einzige praktiſch Abſolute 
zu bettachten, ſo erklärt ſich, wie auch die Religioſität nur durch ihr Verhältniß zur Moralität 
einen Werth für ihn anſprechen konnte. Die Religioſität mußte ihm mit der Moralität um ſo 
mehr zuſammenfallen, als die Exiſtenz Gottes für ihn theoretiſch gar keine Gewißheit und, ſelbſt 
durch Vermittelung der Poſtulate der praktiſchen Vernunft, die Bedeutung nicht einmal einer 
Hypotheſe, nur einer Forderung hatte, welche der Tugendhafte, eigentlich im Widerſpruche mit dem 
Princip ver Erfüllung der Pflicht lediglich um der Pflicht willen, aus Egoismus und Eudämo— 
nismus machte, falls es ihm in ver Welt fchlecht erging und er deshalb ein Bedürfniß empfand, 
an ein Jenſeits und an einen Gott zu glauben. K. mußte ſich die Frage vorlegen, wie fi} denn 
diefer moralifhe Stanppunft zu ven vogmatifchen ver hriftlichen Kirche verhalte? Er that Dies 
in feiner Schrift „Die Religion innerhalb ver Grenzen ver bloßen Vernunft”, die er 1793 aus 
Abhandlungen zufammenftelfte, welche er ſucceſſiv in der „Berliner Monatsſchrift“ hatte erſchei⸗ 
nen laflen. Er hatte Schwierigkeiten, fie zum Drud zu bringen. Sie zog ihm bekanntlich von 
jeiten des Minifteriums Wöllner das Verbot zu, über die Religton ſich fernerhin öffentlih in 
Vorträgen oder Schriften zu äußern. Wir haben den Bericht über fie bis Hierher aufgefpart, 
weil fie die praktiſche Philoſophie K.’8 in ihrer höchſten Confequenz darſtellt und dad Verhält- 
niß audeinanderjegt, worin bie Kirche zum Staat fteht. Die ganze Schrift zerfällt in vier 
Hauptſtücke. Im erften handelt fie von der Einwohnung des böfen Principe neben dem guten 
oder vom radicalen Böfen. Ste weift nach, daß Die urſprünglichen Elemente ver Naturdes Men⸗ 
fen gut find, denn weder im Leben, noch in der Vernunft, noch in der perfönlichen Zurech⸗ 
nungsfähigfeit läßt fi) ein Brincip des Böſen entdecken. Dies kann nur dadurch entflehen, daß 
der Menſch felbft in feiner Marime ven jinnlihen Triebfedern über ven Gehorfam gegen den 
fategorifchen Imperativ ein Übergewicht gibt. Daß er dies thut, iſt eine Thatſache, die wir nicht 
leugnen, die wir aber auch nicht weiter erflären können, fondern die Geneigtheit zum Böen als 
einen conflanten Hang anerkennen müflen, weshalb K. e3 dad radicale nennt. Das zweite 
Hauptſtück Handelt vom Kampf ded guten Princips mit dem böfen um die Herrfchaft über ven 
Menſchen. K. gibt Hier eine ſymboliſche Auslegung der kirchlichen Dogmatik, indem er den 
Schematismus der Einbildungsfraft in Erinnerung bringt, der ed begreiflih made, daß der 
Menſch ih das fittlihe Ideal als einen ewigen Sohn Gottes vorftelle, der felbft Menic werde, 
um durch feinen Kampf mit dem Böfen die Herrſchaft deſſelben zu brechen; zu brechen, nicht 
etwa überhaupt zu vernichten, denn der Kanıpf dauert fort. Der Glaube an die Wirklichfeit des 
biftorifchen Chriftus beruht nach K. lediglich darauf, daß wir in und felber die Möglichkeit er⸗ 
fennen, das Boͤſe zu überwinden. Das dritte Hauptflüd Handelt von dem Siege ded guten 
Princips über das böfe oder von der Gründung eines Reiches Gottes auf Erden. Wie nämlich 
der Menſch aus dem juridifhen Naturzuftande zur Gründung deß Staats übergehen muß, fo 
auch aud dem etbifchen Naturzuftanvde zur Gründung eined ethifchen Gemeinmwefend, dad man 
ein Volk Gottes nennen kann, meil ed die Moralität zu feinem abfoluten Kanon machen muß. 
Ein ſolches Gemeinwefen, worin die Pflicht al dad göttliche Geſetz berricht, wird nun durch das 
Vehikel einer flatutarifchen Religion, d. h. einer Kirche, ver praktiſchen Vernunft Genüge zu lei: 
ften beftrebt fein. Der Quantität nach kommt der Kirche die Allgemeinheit ihrer numerifchen 
Identität zu, Eraft welcher alle Sektenfpaltungen ausgeſchloſſen werden. Der Qualität nad) 
muß fie, durch die Kauterfeit ver moralifchen Triebfedern, einerjeitö den Blöpfinn des Aberglau: 
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bens, andererfeitö ven MWahnfinn der Schwärmerei, als begründende Principe von fi aus: 
fliegen. Der Relation nad) ift das Verbältnig der Kirche nach innen wie nad) außen das der 
Freiheit. Als Freiſtaat ift fie weder eine Hierarchie, in der eine bevorzugte Ariflofratie, noch ein 
demofratifher Illuminatismus, in dem eine Anarchie herrſcht. Endlich der Modalität nad ift 
die Conſtitution der Kirche infofern unveränderlich, als dad Wandelbare in ihr nur die Formen 
der Berwaltung betreffen kann. Die befte Form ift die einer hiſtoriſchen Offenbarung, die in 
einer Schrift niedergelegt ift. Eine foldhe fogenannteheilige Schrift bedarf der Auslegung durch 
die Vernunft, um das Zufällige, dad ihrer Entflehung anhaftet, immermehr zu überwinden und 
ben abfoluten, d. i. moralifhen Gehalt des flatutarifchen Glaubens, wodurch er der Alleinherr- 
ſchaft fähig iſt, herauszuſetzen. Das vierte Hauptſtück handelt vom Dienft und Afterbienft unter 
ber Herrfhaft ded guten Princips oder von Religion und Pfaffenthum. Der wahrhafte Eultus 
beſteht nah K. Ieviglich in der Moralität, alles andere ift Afterbienft. Der flatutarifche Glaube 
einer Kiche fanrı durch fein Geremoniel die moralifhe Entwidelung des Menſchen ſymboliſch 
fördern, aber die Ceremonien als ſolche find noch nicht ein rechtſchaffener, Gott wohlgefälliger 
Lebenswandel. Es ift leichter, Keremonien zu vollbringen, als wahrhaft fittlich fein. Das echte 
Prieftertbum wird Died auch anerkennen, das Pfaffenthum aber wird das Wefen der Religion 
in die Äußerlichkeiten des Cultus ſetzen und damit den Afterdienſt pflegen. Ihm liegt nichts an 
der Religiofität, vielmehr an ver Irreligioſität, weil es dann die Menſchen tadeln und feiner 
Herrſchaft unterwerfen kann. Wenn für den einzelnen die Frage entſteht, wie er ſich bei einem 
Conflict zwiſchen dem ſtatutariſchen Glauben und dem wahren Gefeg verhalten ſolle, fo wird er 
nur jeinem Gewiſſen folgen können. Verfolgung eines Menſchen um feines Glaubens willen ift 
unvernänftig. Wenn man die Nothiwendigkeit anerfenne, ven Cultus zu einer Andacht des 
Herzend, zu einem verſittlichenden Handeln zu machen, dann aber wieder einmende, daß bie 
Menfhheit noch nicht reif dazu fei, fo fei das eine leere Ausrede ver Trägheit, denn wenn der 
Menſch frei werden folle, fo müffe er noch einmal anfangen, es zu fein. 

Mit diefer Schrift wurde K. das Haupt des theologischen Nationalismus, der nicht, wie der 
Naturalismus, alle Offenbarung verwirft, aber auch nicht, wie der Supernaturalismus, alle 
Religion lediglich auf Offenbarung begründet, ſondern die Möglichkeit einer pofttiven Dffenba- 
tung zugibt, das Urtheil jedoch über ihre Wahrheit ver Vernunft vorbehält. Den öffentlichen 
Veſchluß feiner Autorſchaft machte K. 1798—99 mit der Schrift über den „Streit ver Bacul- 
täten”, worin er ben Conflict der Theologie, Jurisprudenz und Medicin mit der Philofophie 
duränahm. Der äußern Rangordnung nad ift die philofophifche Facultät auf den Univerfitä- 
tem die unterfle, aber der innern Bedeutung nad gebührt ihr die oberſte Stellung, weil fie allen 
andern die Fackel der Bernunft vorantragen foll und meil ſie allein vie letzte kritiſche, aus der 
Vernunft gefchöpfte Entſcheidung zu geben vermag. Der Abfchnitt, welcher ven Gonflict ver 
Philofophie mit der Medicin behandelte, wurde auch befonders, weil er die Form eined Send⸗ 
ſchreibens an Hufeland hatte, unter dem Titel „Von der Macht des Gemüthes, feiner krankhaf⸗ 
tn Gefühle Meiſter zu werden“ abgedruckt und ift durch vielfache Verbreitung gleihfam eine 
Art Volksbuch gemorben, dem viele Menfchen eine moraliſche Ermuthigung in ihren Leiden ver- 
danken. K. führte Darin zur Beranfhaulihung das Verfahren an, dad er felbft in einigen Fällen 
gegen fich beobachtet Hatte. 

Nachdem wir fo den Hauptinhalt ver K.'ſchen Philofophie ſoviel möglich mit ven eigenen 
Borten ihres Urhebers chronologifch mitgetheilt haben, Eönnen wir denſelben in der Kürze ſy⸗ 
ematifch zufammenfaflen. K. hat die Metaphyſik in Logik aufgeläft, d. h. er Hat den Begriff 
ver ontologifchen Kategorien der Duantität, Oualität, Relation und Mobalität in ihrer Ein: 
beit mit den Functionen des Verſtandes und der Vernunft nachgewieſen. Ohne dieſe Formen 
it ed unmöglid, ein Erfenntniß zu Stande zu bringen, aber ebenfo unmöglich iſt es, durch fie 
als folge etwas von dem Wefen der Seele, ver Welt und Gottes zu willen, weil zum wirklichen 
Grfennen außer der Form des Megriffs noch die Anſchauung des befondern Inhalts nothwendig 
if. Inder Naturphilofophie Hat K. als Princip für Die unorganifche Natur die Dynamif, für 
tie organifche die Teleologie begründet. In ver Philofophie des Geiftes hat er die Anthropolo⸗ 
gie, die Ethik, das Naturrecht, die Politik und die Religionswiſſenſchaft aus dem Begriff der 
Steiheit heraus gänzlich umgeftaltet. Der Mittelpunkt feiner Auffaflung war bier der Begriff 
ter Moralität, dem er auch in der Politik Geltung zu ſchaffen fuchte. Er forderte, daß der Staat 
res publica, d. h. ein nach Geſetzen regierted Gemeinweſen fein follte. Politifche Freiheit ſei nur 
möglich, wenn die geſetzgebende Gewalt von der ausführenven getrennt ſei. gr Geſetzgebung 
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felber fol, weil das Geſetz für alle gleich ift, durch Vermittelung frei gewählter Nepräfentanten 
bewirkt werden und die Verfaflung des Staats daher repräfentativ fein, möge fie inihrer Form 
ſich monarchiſch, ariftofratifch oder demokratiſch geftalten. Staaten mit repräfentativen Ver⸗ 
faffungen haben, meil jie vorzüglich mit ihrer Selbſtbildung fi befhäftigen, weniger Weiz, 
Krieg anzufangen, und find fähig, miteinander in Verbindung zu treien, ihre etwa collidirenden 
SIntereffen nicht mehr durch bie rohe Gewalt des Krieges, fondern durd die höhere Kraft ge: 
meinfamen Nachdenkens zum Austrag zu bringen. Öffentlichkeit der Verhandlungen und Frei- 
heit der Prefle find Hier vie Haupthebel des Fortſchritts und bie Buͤrgſchaften gegen Immora⸗ 
lität des politiſchen Handelns. Über die äußerlich feſtgeſtellten Rechte ver Geſellſchaften und ber 
Staaten geht noch das ethiſche Gemeinweſen der Kirche hinaus, weil es ſich die Cultur des mora⸗ 
liſchen Cultus als ſolchen zum Zweck macht. Nichts in der Welt iſt gut, als nur ein reiner Wille. 
Ihn erzeugen zu Helfen iſt ver hoͤchſte Triumph der Weltgeſchichte. Der Glaube an die Unſterb⸗ 
lichkeit und an das Dafeln eines Gottes ift nur ein Boftulat unſers moralifhen Verhaltens, 
denn eine obfective Gewißheit Tann Die Wiſſenſchaft hier nicht geben. 

Die Politik, wie K. ſie mit der Perfpective auf einen Voͤlkerareopag auffaßte, hat von ihm 
das Vermächtniß überfommen, an die Stelle der eroberungsſüchtigen Militärpolitif die men: 
ſchenbildende Gulturpolitif zu fegen. Die Grundſätze K.'s zur Anbahnung eines allgemeinen 
Friedens find die einzig wahren für eine der Menfchheit würdige Diplomatie. Die gewöhnlichen 
Handbücher des Völkerrechts nennt K. felbft leidige Tröfter zur Erhaltung des Schlendrians. 
Alle Staatsmänner follten feine Fleine Schrift „Zum ewigen Frieden“ zu ihrem täglichen Bre⸗ 
vier machen, flatt ſich mit Eleinlichen Erfiridungen zu elenden Intriguen für den bornirten Egois⸗ 
mus der Herrſch- und Habfucht herumzuplagen und fi und die Völker durch künſtlich verdeckte 
Lügen zu demoralifiren. Die kosmopolitiſche Gefellfhaft der Friedensfreunde arbeiter daran, 
die Völker mehr zum Bemußtfein über die friedliche Einheit ihrer wahren Intereffen zu bringen. 
Man bat über die Friedensblätter von Elihu Burritt genugfam geſpöttelt, allein ſchon ift e8 
unmöglich geworben, große Kriege zu führen, wenn ihnen nicht wenigftend der Schein einer 
Idee zu Grunde liegt, und ſchon iſt e8 möglich geworben, mitten im Kriege Riefenpaläfte zu 
Weltausſtellungen zu erbauen, in denen die Producte des Kunſtfleißes aller Völker der Erbe fi 
vereinen und zu deren Genuß alle Völker ver Erbe zufammenftrömen. 

Die ſämmtlichen Werke K.'8 find von Rofenkranz und Schubert 1838 fg. in 10 Bänden zu 
Leipzig herausgegeben, zu denen ald Bd. 11,K.'s Leben und Briefe’ von Schubert; ald Bd. 12 
die „Geſchichte der K.'ſchen Philoſophie“ von Roſenkranz hinzugekommen ift, melde letztere 
1840 erſchien. Gleichzeitig wurde ebenfalls in Leipzig, ebenfalls in 10 Bänden, eine andere Aus⸗ 
gabe veranftaltet, veren Rebaction fpäterhin Hartenftein übernahm. “ 

Der Dualidmus von Denken und Sein, von Sollen und Sein, von Geift und Sinnlichkeit, 
von Spontaneität und Neceptivität, der fih durch alled K.’fhe Philofophiren hinzieht, brachte 
in der deutſchen Literatur eine große Gärung hervor. Bon Berlin aus machte die „Berliner 
Monatsſchrift“ und die „Allgemeine Deutſche Bibliothek“, von Jena aus die „Allgemeine Zite- 
raturzeitung” Propaganda für K. Reinhold's ſchwungvolle Briefe, melde den Gegenſatz von 
Subject und Object als dad Wefen des Bewußtſeins begreiflich machten, erleichterten rad Ver⸗ 
ſtändniß des Kriticismus weſentlich. Es bildete fidh eine große Schule K.'ſcher Philoſophen: 
Kiefewetter, Rendavid, Maimon, Abicht, Stell, Bouterweck, Heydenreich, Tieftrunf, Beck u. ſ. w. 
Auf allen deutſchen Univerfitäten mit Ausnahme Ofterreich8 gewann ſie Lehrſtühle. Alle Wiſ⸗ 
ſenſchaften wurden nad ihren Kategorien durchgearbeitet. Das Naturreht empfing vorzüglich 
durd Schmalz diejenige Geſtalt, in welcher es lange auf norddeutſchen Univerfitäten gelehrt 
wurde, In die Politik führten beſonders Rechberg in Hannover und Jakob in Halle die K.'ſchen 

Principien ein. Mellin in Magdeburg bearbeitete die ganze K.'ſche Philofophie, um fie zu po⸗ 
pularifiren, in der Form eines vielbändigen alphabetifchen Woͤrterbuchs. Alle Bölker Europas 
haben fie ſich allmählich angeeignet. In Frankreich Haben Villere Willm, Jouffroy und Couſin 
viel für ſie gethan. 

Die weitern Bonfequenzen K.'s führen in bie ganze Ummälzung, welche die deutſche PHilo- 
fophie durch ihn erfahren hat. Fichte ergriff die funthetifche Apperception des Selbſtbewußtſeins 
und fchuf von ihr aus die Wiſſenſchaftslehre. Herbart verwandelte das Ding an fi in das 
reale Weſen und reflituirte damit wieder die Metaphyfif. Schelling erweiterte die Philoſophie 
der Natur und Kunfl nad) dem Brundfage der Dynamik und Televlogie. Er adoptirte den in: 
tultiven Verſtand der Urtheilsfraft. Hegel ſuchte Die Dialektik der Vernunftkritik zu pofitiven 
Refultaten fortzubilden. Schopenhauer hielt ſich an das Refultat der Kritif von der Ohnmacht 
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ver theoretifchen und der Allmacht der praftifhen Vernunft und fegte ven Willen als das Erfte, 
als abfolute, aber blinde Baufalität, auf ven Thron der Welt. In einem Anhang feiner Schrift 
„Die Welt ald Wille und Vorftellung‘’ (dritte Auflage, 2 Bde., Leipzig 1859) gab er eine der 
anerkennendſten, aber auch ſchärfſten Kritiken K.'s. K. Rofenfran;. 

Kanzleifäffigkeit (Shriftfäffigkeit). Man begreift darunter das Vorrecht, nur 
den hoͤhern Juflizcollegien des Landes unterworfen zu fein. Je nachdem dieſes Vorrecht fid 
auf dingliche (3. B. Güterbejig u. dgl.) oder perfönliche (Amter, Stellen und Dienfte) Verhält⸗ 
niffe gründet, heißt die Ranzleifäffigkeit dingliche oder perfönlihe. Der Gegenfag der Kanzlei: 
oder Schriftfäffigkeit iſt die Amtsſäſſigkeit. Was amtsſäſſig ift, fleht unter dem gewöhnlichen 
Richter, dem Unterridter, ven Amtmann, Stabt= oder Landrichter. 

Das Inflitut der Kanzleifäfligfeit ift jehr alt. Denn ſchon nad den römiſchen Geſetzen 
waren mitleidswürdige Perjonen befugt, jie mochten Kläger over Beklagte fein, mit Über: 
gebung der erftern Inſtanzen, ihre rechtlichen Angelegenheiten ſogleich bei vem Regenten, ober 
den flatt feiner angeorbneten hoͤchſten Gerichten anzubringen, und es fegte ſich dieſe, zunächft bie 
größere Beihleunigung der Sachen aus Mitleivsgründen zum Zweck habende Einrichtung 
auch fpäter in Deutfchland fort. Aber um vieles erfolg: und umfangreicher erwieſen fid in 
ber namliden Richtung andere Umſtände. Am vernünftigflen war, daß es einem jeden, der 
irgend wichtigere Dinge zu verhandeln hatte, darum zu thun fein mußte, einen Ausweg zu 
finden, daß er nicht an Behörden verwiejen wurde, wo größtentheild vie Unwiſſenheit und 
Willkür zu Bericht ſaß. Aber daran reihte fich faft gleichzeltig ver Stolz, einen höhern, vor- 
nehmern Berihtäftand zu haben als der geringere Mann, und im Laufe der Zeit fehlte es denn 
niht, daß auch der Diener anſprach, was dem Herrn zufam, — Berhältniffe, welche ji in 
ihren weiteften Ausfaferungen, wobei die Worte persona honoratior eine wichtige Rolle 
ipielten, zu wahrhaft lächerlichen Confequenzen gipfelten. Diefen innern Motiven gemäß ent: 
widelten fih dann auch die äußern Verbältniffe. Die im Lande wohnenden Cdelleute fanden 
unter den Landgerichten, deren Beifiter fle theilweife jelbft waren, und aus welden fpäterhin 
die Hofgerichte wurden. Nachdem die Landesherren, wie der Kaiſer ven Reichshofrath, Häufig 
nod neben dem Hofgerichte eine Juſtizkanzlei, Regierung, Regierungökanzlei eingeführt hatten 
und diefen gleihmäßige Gerichtsbarkeit beigelegt wurde, waren bie Edelleute dem einen oder 
andern diefer Gerichte, worunter der Kläger die Wahl frei Hatte, untergeben. Was fo der 
Erelmann für feine Berfon fich zu verfehaffen wußte, ‚galt auch für feine Güter, während der 
Nichtadeliche, ver Bürger und Bauer, wie mit feiner Perfon fo auch mit feinen Gütern zurüd: 
Rand. Amtsſäſſig waren die Güter, melde nicht in der ritterfchaftligen Matrikel verzeichnet 
waren, fondern, obgleich zeitweife von Edelleuten befeffen, von Bürgern oder Bauern her: 
rührten. Unter den Tanzlelfäfligen Gütern dagegen verfland man die Ritterlehen oder auch die 
Erbgüter, welche in der ritterfchaftlihen Matrifel eingetragen waren. Nicht weniger waren 
in manchen Städten einzelne Häufer, fogenannte Freihäuſer, von ber Gerichtäbarkeit der Magi⸗ 
Rrate ausgenommen. Werner waren alle landeöherrlihen Kammergüter vorzugsweiſe kanzlei⸗ 
jäfige Güter. Noch mannichfaltiger entwickelte ſich die perſoͤnliche Kanzletfäffigfeit. Dem be: 
reitö kanzleiſäſſigen Edelmann ſchloſſen ſich da die herrfchaftlihen, fowol wirklichen als 
titulirten Diener, die Doctoren und andere privilegirte Perfonen an. Schriftfäfjig wurden die 
adelichen Gerichtöhalter, Haußfecretäre, Informatoren und Franzoͤſinnen. Unterförfter, untere 
Steuereinnehmer, Pächter von herrichaftlihen Vormerken, welche nicht harakterifirt waren, und 
Pofthalter auf dem. Lande oder in amtöfäffigen Städten, ausgenommen in Pofl: und Official⸗ 
faben, waren amtöfäljig; wogegen die Poflmeifter, Gomptoirofflcianten und Poftverwalter in 
ven Städten ſich der Ranzleifäffigkeit erfreuten. Ebenſo flanden die bei einem Obergericht in 
wirklichen Dienften befindlichen Perſonen, vom oberften bis zum unterften, unter jenem Ober: 
gerihte. Die proteftantifchen Mebintflifter waren ven Öbergerichten unterworfen, bie einzelnen 
Gliedet verfelben aber häufig den eigehen Stiftögerichten. Die Städte waren theils kanzlei-, 
theils amtöfäffig; das erſtere jedoch häufiger. Die Magiftratöperfonen flanden unter de 
Magiftrat; der Bürgermeifter jedoch meift unter den Kanzleien. Die Advocaten und 
toren waren bald kanzlei- und bald amtsſäſſig. Desgleichen fand ſich biswei 
ſäſſigkeit durch beſondern Gnadenact ertheilt. _ 

Man hätte annehmen follen, daß die feit 1789 auch mebr , 
verbreitenden Gleichheitsideen, zumal über die Gleichheit ded ” . — 
iäffigfeit in ver Wurzel Hätten angreifen müſſen. Auch f 
tihte in ihrer rechtswiſſenſchaftlichen Bildung ſich weſ⸗ ' 2 „⸗ 

⸗ ⸗ 
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darauf fein. Aber der Erwägung des legten Umſtandes fland bie andere Erwägung ent- 
gegen, daß die Untergerichte ſich nicht über dad Niveau der Einzelrichter (und das waren regel- 
mäßig die Richter erfter Inflanz, trog jehr ausgedehnter Sachcompetenz) erhoben. Und fo 
war ed denn nur eine flarfe Ausnahme, wenn einzelne bis dahin Schriftfäflige, zur Vermei— 
dung der mit der Schriftfäjfigfeit verbundenen, weil für die höhern Juflizcollegien geltenven, 
anfehnlihern Gerichtskoſten, feinen Gebraudy mehr von ihrem Privileg machten. Die übrigen, 
. mit Einfluß von Bedienten und Mägben der personae honoratiores, ſchleppten nach wie vor 
ihre goldene Kette fort. 

Su mwenigfiend, rechts vom Rhein, in Civilſachen, während links von dieſem bie. franzd- 

fifche Gefeßgebung umfaſſende Modificationen eingeführt hatte und diefe fi fogar rechts vom 
Rhein bei eingeführter gleicher Geſetzgebung fortfrgten. Dagegen hatten, geprängt von der 
Notwendigkeit, in Bezug auf die Griminaljuftiz gleichere Prineipien au bei der Procebur, 
auch fonft in Deutfchland bereits ihre Anweridung gefunden. ine entfchievene Anderung 
brachte erit dad Jahr 1848. So wurden im Großherzogthum Heffen, nachdem das Edict vom 
6. März 1848 die Aufhebung der privilegirten Gerichtsftände in Ausficht geftellt hatte, durch 
Geſetz vom 22. Sept. 1848 ſämmtliche privilegirte Gerichtöftände, melde in ven beiden Altern 
Provinzen des Landes bis dahin in eivilvechtlicher Beziehung für Perfonen, GCorporationen, 
Anftalten und Sachen beftanven hatten, aufgehoben; an die Stelle jener Gerichtsilände traten 
die Stadt: und Landgerichte; auch für den Fiscus geſchah das; in firafrehtlicher Beziehung 
warb der Unterſchied zwiſchen fchriftfäfligen und nicht fchriftfäffigen Verfonen aufgehoben. 
Ausgenommen von diefen Beſtimmungen wurden die Minifter und oberften Stantsbeamten, 
jedoch nur in Bezug auf ihre Dienftverantwortlifeit, und die Mitglieder des großherzoglichen 
Haufed. In ver dritten Provinz Rheinheſſen, wo infolge dev dort geltenden franzöfijhen Ge⸗ 
jeßgebung das Inflitut des privilegirten Geritöftannes ohnedies ſchon auf enge Grenzen be- 
ſchränkt war, unterlieg man weitere Beſchränkungen, welde zugleich als Angriffe auf jene 
Geſetzgebung von der Bevölferung übel aufgenonmten worven wären. Ähnliche Reformen 
triigen fih in andern Theilen Deutjhlands zu. Die Copula war da das. Gefek vom 27. Der. 
1848, weldes die Grundrechte des deutſchen Volks betraf, und namentlich fein Art. 1, 6. 7: 
‚Bor dem Gefeg gilt Fein Unterfchied der Stände, Alle Standesvorrechte find abgefhafft. 
Die Deutfchen find vor dem Geſetze glei.” Freilich blieben inzwifhen Neactionen auch in 
biefen Beziehungen nicht aus. Im Großherzogthum Heffen z. B. wurde für die Standes- 
herren, welche nicht im Militär: oder Civildienſt ded Landes wirklich ftehen, in peinlichen 
Fällen ein Gericht von Ebenbürtigen eingeführt, und die Standesherren überhaupt erhielten 
in einigen wenigen Givilrechtöfachen und in Sachen der freiwilligen Gerichtsbarkeit dad Ober- 
appellationd= und Caſſationsgericht in Darmfladt wieder zum Gerichtsſtande. Zum Gfüd 
waren aber doch diefe Anderungen nicht tiefgreifend. Noch weiter zu gehen, hätte zu jehr 
theild gegen die neugejhaffene Organifation und die öffentlide Meinung, theils gegen das 
Intereſſe der Degradirten, welche jetzt raſchere und billigere Juftiz nehmen und geben, ohne daß 
ihnen darum für wichtigere Gegenſtände ver geeignete Inftanzenzug verloren geht, verſtoßen. 
- Gift zu wünſchen und zu hoffen, daß die erwähnten grundgefeglichen Beftimmungen bed 
gleihen Rechts für alle immermehr ohne jede Verfümmerung in Deutſchland plaggreifen, und 
zwar nicht bloß für die Berfonen, fondern auch für die Sachen (Proceßobjecte). Der con: 
ftitutionelle Grundfag gleicher Vefteuerung greift da mit ein. Etwaige Ausnahmen Fönnten 
dann nur noch bie Mitglieder der fürſtlichen Familien und, nad) der deutſchen Bundesacte, vie - 
Standesherren fein. K. Buchner. 

Kaperweien zur See, Während auf dem Lande nach völferrehtlihen Grundſätzen 
der Privatfrieg ganz ausgefchloffen ift und an den friegerifchen Operationen nur die im Dienfte 
einer Eriegführenden Macht ftehenden und nad) ihren Befehlen handelnden bewaffneten Ber: 
jonen theilnehmen dürfen, ift in Seekriegen noch gegenwärtig erlaubt, dap Privatperfonen auf 
eigene Hand an der Ausübung von Feindſeligkeiten ſich betheiligen. Wenn das heutige Bölfer- 
recht ſogar duldet, daß Kauffahrer, welche ohne durch einen Kaperbrief eine Eriegerifche Beſtim⸗ 
mung erhalten zu haben, Schiffe, die dem feindlichen Staate angehören, angreifen und weg— 
nehmen, fo mag es tadelnswerth erfcheinen, daß ſolche Unternehmen, welche auf dem Lande für 
Raub erklärt werben, auf dem Meere flvaflos find, aber eine öftere Anmwenvung jenes völfer: 
seötlichen Sages iſt nicht zu befürchten, da dem Kaper die Gefahr und der Schaven ohne An- 
— Erſatz, die gemachte Priſe feiner Negierung zufällt, droit d’amirauts. Ein ſchlim— 

mägenig Hat die Vergangenheit in der Kaperei binterlaffen. Zwar ift durch den 
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Act, von welchem die neueſte Epoche des Voͤlkerrechts datirt, durch die Deelaration des Pariſer 
Gongreffed 1856, die Kaperei abgeichafft, es heißt in derſelben Art. 1: „La course est et 
demeure abolie” , und ed ift dadurch das Verdammungsurtheil der eiviliſirten Welt über 
ſie ausgefprochen, indem faft alle europäiſchen Staaten jener Declaration fich angeſchloſſen 
haben, allein da von größern Seemädhten Spanien und vie Vereinigten Staaten von Nord: 
amerifa, welche uͤbrigens für fich ihre Übereinſtimmung mit dem Orundfa des Art. 1 zu erfen- 
nen gegeben haben, den Beitritt zu jener Convention verweigerten, fo ift dem Privatfeefriege 
noch keineswegs für alle Zeiten ein Ende gemacht und e3 iſt möglich, daß derſelbe mit allen fei- 
nen Schreden und Greueln noch wiederholt über die friedliche Handelswelt hereinrechen werde. 

Wo nit befondere Verträge entgegenfleben, erlaubt es daß geltenvne Völkerrecht, durch 

Audgabe von Kaperbriefen Privatperfonen an einem Seekriege auf eigene Gefahr und auf 
eigene Hand theilnehnen zu lafien (Kaper, Korfar, armateur, privateer). &8 liegt in ver 
Natur der Sache, daß felten edlere Motive, Batriotismus, Ehrgeiz, Haß, der Wunſch, an dem 
Feinde erlittened Unrecht zu rächen, ſondern daß Gewinnſucht, Habgier in der Regel zur Er- 
öffnung des Privatſeekriegs beflimmen werden. Und wie Eigennug das Motiv zur Unterneh⸗ 
mung der Kaperei, foleitet er auch gewöhnlich ihre Ausübung. Sind auch den Kapern andere 
kriegeriſche Operationen nicht unterfagt, fo befchränfen fie ſich in der Megel doch darauf, feind— 
liche Kauffahrer und ihre Ladungen wegzunehmen, Jagd zu machen auf Schiffe neutraler oder 
befreundeter Staaten oder ihrer eigenen Nation, welche unerlaubten Handelöverfehr treiben. 
Nicht gegen den bewaffneten Feind, um mit ihm in Einfag von Blut gegen Blut um den Sieg 
zu ringen, ſondern gegen den wehrlofen Kauffahrer, um gefahrlos Beute zu machen, lenken 
die Raper ihre Erpeditionen. 

Faßt man die von der Kaperei geltenden Grundſätze ind Auge, jo wird man bemerfen, 
daß fie ih von der Piraterie wenig unterfcheidet, eigentlich nur dadurch, daß fie, eine Maßregel 
ver Kriegführung, nad gewiſſen feſtſtehenden Regeln und unter flaatliher Genehmigung be: 
trieben wird. Dieje wird ertheilt vurch den Kaperbrief, letire de marque, commission, welcher 
völferrechtlich das Iinternehmen des Kapers legalijirt. Der Beſitz eines folden ſichert ven 
Kaper in Bezug auf die Eriegerifchen Operationen die Rechte eines der bewaffneten Macht feiner 
Nation angehörenden Schiffes, wie fie ihn deſſen Pflichten unterwirft, und gt feine Be⸗ 
jabung vor der Behandlung ald Piraten. 

Kaperbriefe auszugeben ift ein Recht, welches nur ven kriegführenden Hauptparteien zu: 
ſteht, nicht einmal ihren Alllirten, die den Charakter einer Auxiliarmacht behaupten wollen. 
Db Untertanen, nelche ſich im Zuſtand⸗ der Rebellion gegen ihre legitime Regierung befinden, 
Kaperbriefe ausgeben dürfen, iſt mehr eine Frage der Macht als des Rechts, deren Beantwor⸗ 
tung davon abhängt, daß ſie ſich die Anerkennung als kriegführende Macht zu verſchafſen wiſſen. 
Wie die Kaperei durch Ertheilung von Kaperbriefen zu eröffnen, fo hat auch der Staat das 
Recht, ihr jederzeit ein Ende zu machen durch Zurüdziehung derſelben. Wenn hier der Cha- 
tafter der Kaperei als eines Kriegdmitteld gewahrt erſcheint, fo iſt er dagegen fo gut wie ver- 
geſſen, fobald dad Völkerrecht auch geftattet, an Kauffahrer zur gelegentlihen Ausübung ber | 
Kaperei Kaperbriefe auszugeben. Dan darfaber doch nur auf Einer Seite fapern, nur der 
Räuber ift der Feind jedermanns. Als Piraten gelten viejenigen, welche fi von beiden Kriegs- 
parteien Kaperbriefe haben geben laſſen. 

Wie die Kriegsſchiffe, fo ſtehen auch die Kaper unter der Aufſicht ver Admiralität des 
Staats, von welchem fie den Kaperbrief erlangt haben, welcher ihnen in ven Kaperbriefen und 
Kaperreglements vie Regeln anweift, nach weichen fie ſich bei ihrer Kriegführung zu verhalten 
haben. Die einzelnen Erpebitionen leiten die Rheder des Kapers felbit; fie beflimmen Ziel 
und Zweck derſelben, rüften das Schiff aus, werben die Mannichaft, zahlen ihr Sold; fie haben 
ten Gewinn und Berluft von dem glücklichen over unglücdlichen Ausgange. Gewöhnlich ver: 
einigen ſich mehrere Perſonen zur gemeinfhaftlihen Ausrüftung eined Kaperſchiffs und zum 
gemeinfchaftlichen Betriebe der Kaperei, weldhe dann in dem privatrechtlichen Berhältnifle ver 
Mitrheder zueinander flehen. Die von ihnen angenommene Mannſchaft, welcher meiſtens 
Brorente vom Gewinn zugeſichert werden, um fie zu größerer Thätigfeit anzufpornen, fteht, 
wenn nicht befondere Bereinbarungen getr offen find, zu den Kaperunternehmern in dem 
Verhältniß wie die Befagung eines Handelsſchiffs zu deſſen Rhedern. Um 
der Kaprei zu hindern, müflen in allen Staaten die Kaperfapitäne einen 
Rheder Caution ftellen, gemiflenhaft bei ihren Unternehmungen 
und den Grundſätzen des Völferrechts richten zu wollen. 















0 ° * . Kaperweien zur See 


Bei der Ausübung ihres Gewerbes find die Kaper außer an die beſondern Borfähriften 
ihres Staatd an die Gefepe des Völferrecdhtö gebunden. Kein anderes Object der Erbeutung, 
als welches diefe ihnen geftatten; Anfang und Ende ver Kaperei fällt zufanmen mit Beginu 
ung Schluß des Krieges, ſodaß alle vor Eröffnung und nah Beendigung der Feinpfeligkeiten, 
auch bona fide gemachten Priſen, reftituirt werden müflen. Gekapert darf nur werben auf 
der offenen See oder in ven Gewäſſern des Feindes oder des eigenen Staats. 

Findet ver Kaper ein angehaltenes Schiff verdächtig, z. B. daß es falfche Papiere führe, 
eine Blokade gebrochen habe oder zu brechen beabfihtige, fo darf er e8 aufbringen, d. 6. durch 
eine darauf gebrachte Befagung von demſelben Beſitz ergreifen. Manche Seerechte, 3. B. das 
franzdlifche und däniſche, fehreiben zweckmäßig vor, daß ein Protokoll über die Anhaltung und 
die Gründe dazu aufgenommen werde, während das englif—he ed dem Kaper überläßt, nad 
eigenem Ermefjen und nach eigener Verantmwortlichkeit zu handeln. Dagegen find in der Beur- 
theilung diefer die englifchen Prifengerichte, veren Entſcheidungen als voͤlkerrechtliche Satzungen 
angefehen werben dürfen, fehr fireng. Der Kaper muß ſämmtliche Koften ver Aufbringung 
bezahlen und für allen Schaden Erfag leiften, wenn Fein wirkliher Grund zur Nehmung vorlag 
und dad genommene Schiff auch feinen Grund zum Verdacht gegeben hatte. War dies durch 
fein Verhalten an der Aufbringung ſchuld, jo Haben fie billig eine Vergütung für die Unkoften 
, ber Nehmung dem Kaper zugefprochen, und einfache Nüderftattung verfügt, wenn ein Grund 
zur Nehmung vorlag, aber ohne Verfhuldung des Genommenen. 

Von dem Augenblid der Bejigergreifung an ift ver Kaper ven Eigenthümern des Schiffs 
und der Ladung für diefelben verantwortlich, als ein Beflger, der durch einen Act rehtmäßiger 
Gewaltanwendung, aber wider ven Willen ver Berechtigten ven Beſitz erlangt hat. Die höchfte 
Sorgfalt ift er daher auf die Erhaltung der Prife zu verwenden ſchuldig und er warb in einem 
englifchen prifengerihtlichen Urtheil nicht nur zum Erfaß bes durch die Nachläſſigkeit oder Un- 
zulänglichkeit der Prifenbefagung veranlaßten Schadens pflichtig erklärt, nachdem vie Prife für 
gültig erfannt worden, fondern fogar für den Zufall verantwortlich gemacht, als die Aufbrin- 
gung wieder aufgehoben wurde. 

Dad Eigenthum einer rechtmäßig genommenen Prife gebt an ven Baptor über, ſobald er 
ſichern Beſitz davon ergriffen hat, d. h. in der Regel nad vierundzwanzigftündigem Befig oder 
wenn bie Prife intra praesidia des Captors gebradit iſt; die Mannichaft wird friegögefangen. 
Aber erft nur ven Ausfpruch des Prifengerichts, welches die Priſe condemnirt, gebt das Eigen⸗ 
thum definitiv für ven frühern Eigenthümer verloren, ſodaß der Kauf der Prife von dem Kaper 
für einen legitimen Exmwerbötitel gilt. Wird vorher dem Kaper feine Prife wieder abgefagt, 
reprise, fo lebt da3 frühere Gigenthunt jure postliminii wieder auf. - 

So ſummariſch auch die Verhandlungen von den Prifengerichten geführt wurden, fo wenig 
eingehend auch das Verfahren vor venfelben zu fein pflegt, fo find fie doch vie einzige Garantie 
für den Gefaperten, daß er nicht willfürlich feines Eigenthums beraubt werde. Diefe Garantie 
wenigftens folfte nicht verfümmert werben. Hierauf beruht es wenigftend zum Theil, daß es 
den Kapern nicht geftattet ift, Ihre Brife gegen eine Ranzionsfumme wieder freizulaffen, obwol 
hierbei auch nod) der andere Grund eintritt, Colluſionen zwiſchen dem Kaper und dem Genom: 
menen zu verhüten, um einen unerlaubten Handel ind Werk zu fegen. Es ift das geringfte 
Map der Billigkeit, wenn das Voͤlkerrecht ven Kapern verbietet, felbft über ihre Prifen zu ur: 
theilen und vor den Ausſpruch des Brifengerichts fidh jeder Verfügung über fle zu enthalten, 
wenn edihnen, nur fall8 es unmöglich ift, ein Priſengericht anzugehen, unzweifelhaft feind⸗ 
liches Eigenthum zu vernichten geftattet, neutrales Gut, auch wenn deſſen Gondemnatign er: 
folgen müßte, nur gegen vollen Erfag des Werths an den Eigenthümer, vorausgefeßt, daß das 
Interefie feines Staats es forvert. Cine Ubervortheilung des Gekaperten ift ed, wenn zuge- 
- laffen wird, daß die Prife in einen neutralen Hafen gebradht wird, um in der Heimat des 
Kaperd abgeurtheilt zu werben, da hierdurch ihnen ein wichtiges Beweismittel, die Ausſage 
ihrer Mannſchaft entzogen wird. Freilich möchte e8 heutzutage faft als ein Sag ded Völker: 
rechts angeſehen werben, daß den Kapern außer in Fällen ver Noth nicht das Einlaufen in Die 
Häfen Neurraler,, längerer Aufenthalt aber und Verkauf der Priſen dafelbft gar nicht erlaubt 
wird. Bu einem bloßen Spiel wird die prifengerichtlihe Verhandlung herabgewürbigt, ſobald, 
mas jedoch nur das franzöflfche Seerecht geftattet, fogar die im Auslande befindlichen Conſuln 

u aate, welchen der Kaper angehört, über die Rechtmäßigkeit feiner Prifen ſprechen dürfen. 
Artbeil des Priſengerichts endigt alle auf die Captur bezuͤglichen Streitfragen zwiſchen 
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dem Kaper und dem Gekaperten und befreit jenen von jeder Verantwortlichkeit für feine 
‚ Handlungen. Später iſt nur noch der Staat, dem er angehört, für in verantwortlihh. 

In ihrer gegenwärtigen VBerfaflung ift die Kaperei eine Eriegerifhe Maßregel, deren Übel 
größer find als der durch fie erreichte Bortheil. Die Leinen des Krieges werden durch die 
Kaper unendlich vermehrt und meift nur zum Nachtheil unſchuldiger frievlicher Handelsleute; 
indem bie niebrigften Leidenfchaften entflammt werben, wir bie Kriegführung roher, barba: 
rifger, die Zwecke des Kriegs werben verwiſcht, der Krieg, flatt ein Kampf mit dem Feinde zu 
fein, finft zu einer elenven Beraubung veflelben herab. Mit Recht darf auf die Kaper pas 
Wort eined alten englifchen Schriftftellers angewandt werben, daß die Kaper wie die mathe- 
matici des alten Nom feien, welche jeder tadele und deren ſich jener beviene. ine gewifle Bez 
rechtigung haben fie dennoch; die Kaper find nur zu oft die Waffe gewefen, mit melcher ver 
Shwähere fih gegen feinen übermächtigen Gegner hat vertheidigen müſſen. Eine fittliche 
Idee liegt auch der Kaperei zu Grunde, den Krieg nicht blos mit dem organijirten Heer, fondern 
mit dem ganzen bewaffneten Volk zu führen. Die Gefchichte hat wiederholt gezeigt, daß die 
Kaper die Wehr der Freiheit gegen die Unterdrückung, die Waffe gewefen find, mit welcher pas 
für fein Heiligſtes kämpfende Volk den Feind zur See angegriffen hat. In der gegenwär: 
tigen Geſtalt der Kaperei ift aber dieſe Idee faſt unterhrückt und darum iſt e8 beſſer, dies zwei- 
ſchneidige Schwert ganz zu zerbrechen, als es zu bewahren. Ob nicht aber jene Idee wieder er- 
wedt und ber Kaperei eine andere Organifation gegeben'werben koͤnne, das muß die Zukunft 
lehren. R. J. Burdardi. 

Karl der Große erſcheint nach der einen Seite als Vollender einer Entwickelung, die ſich 
ſeit Chlodowig durch die ganze Geſchichte des fräukiſchen Volkoſtammes hinzieht, nach der andern 
als der Begründer einer neuen Ordnung im Abendlanve, die auf die weitere Staatenbilvung 
weſentlich eingetwirkt hat. Die frühere Gefchichte des Wittelalterd fließt fich gleichſam in ven 
von ihm begründeten Kaiferreih ab, die fpätern Gntwidelungen des Mittelalterd geben 
groͤßtentheils von diefem Kaiſerreich aus: fo ſteht K. felbft gleihfam in Mittelpunft ver ge- 
janmten Bewegung, welche vie mittlern Zeiten unferer Gefchichte erfüllt. 

Das fränfifche Reich der Merovinger war bereit in feinen Anfängen auf Eroberung ge- 
gründet und behielt ven Charakter feines Urfprungs; weiter und weiter dehnte es fi aus, in 
gleicher Weiſe germanifche und romanifhe Stämme fi unterwerfend. Der größere Theil 
Balliend und Germaniens fiel unter die Herrfchaft ver Merovinger, und ſchon früh trugen fie 
ihre Baffen auch nad) Italien, wo die Erfolge aber weniger glänzend waren. Da die Branfen 
juerfi unter den germanifchen Stämmen dad Bekenntniß der Fatholifchen Ghriftenheit ange: 
nommen hatten, gewannen ihre @roberungen auch ein religidfes Interefle; fle erfchienen als 
Siege des rehtgläubigen Chriſtenthums über ven Arianismus und das Heidenthum. Die 
Ordnungen der rechtgläubigen Kirche, die ihr Oberhaupt in dem römischen Bifchof verehrte, 
wurden in das Reich der Merovinger aufgenommen und übten auf die Entwickelung veifelben 
ten fühlbarſten Einfluß. Die kirchlichen Würbenträger des Reichs ſtanden den weltlichen 
Großen deſſelben an Ehre, Reichthum und Macht nicht nach, und das ganze Staatsweſen der 
Merovinger beruhte auf einer Vermiſchung geiſtlicher und weltlicher Elemente. 

Nach einer Zeit langen Verfalls, hauptſächlich durch vie Reichſtheilungen nach der un: 
glücklichen Succeſſionsordnung des Koͤnigshauſes herbeigeführt, gewann die Herrſchaft der 
Franken durch pad Geſchlecht ver Pipiniden einen neuen Aufſchwung. Bipin, Karl’s Vater, 
gab feinem Haufe, welches eine königliche Macht bereitö befaß, auch den Eöniglichen Namen und 
beftieg felbft den Thron, nachdem er ven legten Merovinger in eine Klofterzelle vertviefen hatte. 
Unter Bipin wurden die alten Grenzen des Reichs nicht nur hergeftellt, fondern auch erweitert, 
und gleich den alten Srankenkönigen erichien er dabei als der Vorfechter des katholiſchen Glau⸗ 
bens. Als die Päpfte, mit den Kaifern in Byzanz völlig zerfallen, von ven Rongobarden be: 
drängt wurden, mußten fie nur bei Pipin Schuß zu fuchen, und es fpannen fih die engften, 
überaus folgenreihen Beziehungen zwifchen dem römifchen Biſchof und den neuern Fran) 
fönige an. Der Papft ernannte Pipin zum Patricius Roms, Pipin entriß i 
Nachfolger Perri ven Gefahren, mit welchen ihn die Longobarden bedrohten, 
römiſchen Kirche umfängliche Beſitzungen, bie noch zulegt die Kaif 
Italien behauptet hatten und bie jet gleichfam herrenlofes Gi 
der Interefien des Papftes und des Frankenkoͤnigs machte fich gu 


des fränfifchen Reichs geltend. Die ganz erſchütterte, | s. Y , 
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Primat Petri fand im Frankenreiche eine vollſtändigere Anerkennung, als fie ihm bisher 
irgendwo zu ae geworben war. Der Angelfahfe Winfried Bonifacius, veffen erfolgreiche 
Miſſionsthätigkeit in den deutfchen Ländern ganz von Nom geleitet war, hatte bereits für 
eine feitere Verbindung der fränkiſchen Kirche mit dem Stuhle Petri vieled erreicht; feine Be: 
ſtrebungen unterflügte nun Bipin und führte fie fpäter durch die Schüler ded Bonifacius fort. 
Als Pipin im Jahre 768 farb, ſchien er feinen Nachfolgern Feine andere Aufgabe zu hinter: 
laſſen, als im Einverftändnig mit Rom die Unterwerfung der anderögläubigen Völker fortzu- 
führen und die Ordnungen der franfifhen Kirche und des fränfifhen Staats auszubauen. 
Wenn fie Die Anhänger des römischen Biſchofs für ihre Freunde, die Widerſacher deſſelben für 
ihre Feinde hielten, waren jie ficher, auf vem Wege zu bleiben, auf welchem bisher das franfifche 
Reich gleich großen Gewinn mit dem Stuhle Betri pavongetragen hatte. 

Pipin hatte noch kurz vor feinem Tode das Reid) unter feinen Söhnen Karl I) und Karl: 

mann getheilt. Diefe Theilung wurde aufrecht erhalten, aber fie erwies ſich alsbald, da ſich 
"die Interejjen der beiden jungen Könige vielfad berührten, als binderlih und vermehrte nur 
die Spannung, die ohnehin zwifchen ihnen beſtand. Schon bei feinem erften Eriegerifchen Un— 
ternehnen gegen das aufſtändige Aquitanien ſah ih K. von feinem Bruder nicht nah Wunſch 
unterftüßt: In den Handeln des Papftes mit dem Longobardenkönig Deſiderius, der mit großer 
Entſchiedenheit nach Pipin's Tode gegen Rom auftrat, ergriffen die Brüder dann verjchiedene 
Partei, und trog der dringendſten Abmahnungen des Papftes verband fh K. nad) dem Wunid 
feiner Mutter mit einer Tochter des Deſiderius. So wurde er in eine Bahn gedrängt, welde 
der Bolitif jeined Vaters entgegengelegt war; aber ſchnell genug verließ er fie wieder. Er trennte 
feine Ehe mit ver Longobardin und bald darauf farb Karlmanı (A. Dec. 771). Die unmün- 
digen Söhne Karlmann's erſchienen nicht als zur Nachfolge im Reich bere'htigt, und alle An- 
ſtrengungen des Dejiveriud, zu dem jie mit der Mutter ſich begeben hatten, um ihr vermeint: 
liches Erbrecht zur Anerkennung zu bringen, ſcheiterten. K. war und blieb Alleinderrfcher im 
Frankenreich, und" zugleich flellten fi vie günftigiten Beziehungen zwifchen ihm und dem 
. Stuble Betri ber, den eben damals Hadrian I., ein Karl aus kirchlichem Intereffe und in per- 
ſönlicher Freundſchaft gleich ergebener Papſt, beſtieg. 

Kaum ſah ſich K. in der Herrſchaft geſichert, ſo begann er den Krieg gegen die Sachſen 
(772). In der Überwältigung dieſes Volks, welches dev chriſtlichen Kirche und der Königs- 
herrſchaft bisher mit gleicher Hartnädigfeit widerſtrebt Hatte, ſah er recht eigentlich feine Lebens- 
aufgabe. Mit geringen. Unterbregungen haben die Kriegszüge gegen die Sachſen K. dreizehn 
Jahre befhäftigt ; nur durch die zähefte Ausdauer gelang e8, das Volf zu bejiegen, deſſen Wider: 
fand gegen K. ſelbſt die härteſten Maßregeln nicht zu brechen vermocht hatten. Erft als im 
Jahre 785 die legten Kräfte des Volks erichöpft ſchienen, konnte Sachſen ald unterworfen 
gelten und der Anfang mit der Einführung tirchlicher Ordnungen und ber fränkiſchen Rechts— 
einrichtungen dort gemacht werden. Auch in der Folge ſind noch mehrfache Erhebungen der 
Sachſen vorgekommen und haben K. in der Verfolgung anderer Unternehmungen gehindert, 

aber an einer Herſtellung der altſächſiſchen Freiheit und des Heidenthums war nicht mehr zu 
denken; ſchon geriethen ſelbſt die im Rücken der Sachſen wohnenden Slawenſtämme in Ab- 
hängigkeit von den Franken. 

Neben den Sachſenkriegen hatten inzwiſchen zwei andere folgenreiche Unternehmungen 
den jungen König beſchäftigt, bei denen die Intereſſen des Reichs und der römiſchen Kirche 
gleich ſchwer in das Gewicht fielen. Im Jahre 773 erging an ihn der Hülferuf des Papſtes, der 
von Dejiverius abermals bedrängt wurde. K. eilte vem Bapfte zu Hülfe, brachte Defiveriug in 

, feine Gewalt und lieg ſich felbft ald König ver Longobarven huldigen. Verhältnißmäßig leicht 
hatte er dad longobardiſche Neih gewonnen, aber die Behauptung veilelben war ein Werk 
großer Anftrengung. Adelchis, der Sohn des Deſiderius, hatte fih nad Konftantinopel ge: 
flüchtet, wo ev zur Wiedereroberung feines Reichs Unterftügung fand; des Beiftanves feines 
Schwagers; des noch unbezwungenen Herzogs Arichis von Benevent, war er ſicher, und auch 
jein anderer Schwager, der Herzog Taſſilo von Baiern, war nicht abgeneigt, fich ver Botmäßig— 
feit 8.8 zu entziehen. Jede Unternehmung des Adelchis erſchien aber deshalb um fo gefähr: 
licher, weil jih mande der longobardifchen Großen nur widerwillig der fremden Herrichaft 

— —  aebeugt hatten. Die Größe der Gefahr bewog K. bereit8 im Jahre 776 nad) Italien zurückzu⸗ 
des Sr, Durch fein entfchiedenes Auftreten erſtickte er den drohenden Aufſtand im Keime und 
ae Me — —— 


nel 742 geboren; fein Geburtsort Läßt fich nicht ermitteln. 











Karl der Große 43 


rührte nun mit Befeitigung ver Iongobarbifchen Herzoge, ſoweit es möglich war, die fränkiſche 
Sraffhaftsverfaflung in Italien ein, Vier Jahre jpäter ging er abermals über die Alyen und 
lieg damals zu Nom feinen zweiten und dritten Sohn vom Papfte falben und ihnen die Königs: 
krone auffegen. Pipin, ver zweite Sohn K.'s, wurde zum König der Longobarden beftimmt. 
Italien, noch nicht ganz unterworfen und ſtets von Angriffen der Griechen bedroht, beburfte 
eines beſondern Mittelpunktes der Berwaltung,, wie er ihm in dem Sof bed Knaben Pipin ge: 
geben wurde. 

Kurze Zeit nach feinem erften Zuge über die Alpen hatte K. auch die Pyrenäen überfchritten 
und die Herrichaft der Araber in der ſpaniſchen Halbinſel angegriffen. Soliman Ibn al Arabi, 
Statthalter von Saragofla, der lich gegen ven Khalifen Abderrhaman im Aufftande erhoben 
batte, rief K. zur Hülfe, und ber Frankenkönig jegte im Jahre 778 die Kämpfe jeined Vaters 
und Großvaterd gegen die Araber fort, die Feinde der Chriſtenheit zuerſt in ihrer ſpaniſchen 
Herrſchaft befriegend. K. drang bis zum Ebro vor und liep ih von mehreren arabifchen Be: 
fehlshabern Huldigen; aber feine Eroberungen gingen aldbald wieder verloren. Auch hier 
mußte dem Widerſtand ein eigener Mittelpunkt gegeben werden, wenn die Franken fi den 
Mailen der Moolems gewachfen zeigen wollten. Deshalb beftimmte K. jeinen jüngften Sohn 
Ludwig zum König von Aquitanien. Gin anhaltender Krieg wurde darauf mit den ſpaniſchen 
Arabern geführt und ſchließlich das Land zwiichen dem Ebro und den Pyrenäen den Branfen 
gevonnen, welches dann ven Namen ver ſpaniſchen Mark führte. 

Nachdem die Lintermerfung Sachſens nicht mehr zweifelhaft ſchien, befhäftigte K. nichts 
mehr als die Sicherung feiner Herrſchaft in Italien. Er hatte eine Berfländigung mit ber 
KRaijerin Irene, in deren Händen damals die Macht des Oſtens lag, zu erreichen gefucht und 
feine Tochter Hruothrud dem jungen Kaifer Konjtantin IV., dem Sohn der Irene, verlobt. 
Da aber die Kaiferin die Bermählung gefiffentlich verzögerte und zugleich Durch die Herftellung 
des Bilderdienſtes ſich die Kirche Italiens zu gewinnen fuchte, hatte er alle Urfache, ihrer Ge: 
iinnung zu miötrauen. Im Winter 786 ging er abermald über die Alpen, und unter feinen 
Augen entwidelten jich jegt die Dinge, wie er ed befürchtet hatte. Irene ſagte ſich von der ein⸗ 
gegangenen Verpflichtung los; die Griechen rüſteten in Sicilien, um Adelchis zurückzuführen, 
und ſtanden im Einverſtändniß mit Arichis von Benevent; auqh Herzog Taſſilo von Baiern 
ſchwankte in der Treue gegen K. und ſuchte ſich durch die Vermittelung des Papſtes feiner Va— 
fallenpflicht zu entziehen. Aber die Abſichten ver Griechen wurden vereitelt, da Arichis unver⸗ 

muthet ftarb und Tafiilo feines Herzogthums verluflig ging. Grimoald, der feinem Vater 
im Herzogthum Benevent gefolgt war, flellte ich auf die Seite ver Franken und wies die An- 
griffe der Griechen zurück. Für K. war der Beiftand Grimoald's damals um fo wichtiger, als 
er gleichzeitig in einen Krieg mit ven Avaren verwicelt wurde, ber ihn lange beichäftigte und erft 
im Winter 795 und 796 eine entfiheidende Wendung nahm. Das Avarenreich zerfiel und ver 
weitliche Theil deſſelben Fam unter die Herrihaft ver Kranken. Indeſſen war Irene aus der 
Macht verdrängt worden, und Konftantin hatte ſelbſtändig die Zügel der Regierung in Kon: 
Kantinopel ergriffen. Daß aud er Italien nicht aufgeben wollte, zeigte jich bald; er vermäßlte 
Grimoald mit einer griechiſchen Fürſtin und zog ihn dadurch auf feine Seite. Zwifchen Sri: 
moald und dem jungen König Pipin Fam ed im Jahre 793 zum Kriege, und lange flanden 
ie gegeneinander in ven Waffen. Grimoald behauptete ji in Benevent, Eonnte e8 aber zu 
größern Erfolgen gegen die Franken nicht bringen, da er von Konflantinopel nicht Die erwar⸗ 


tete Umterflügung erhielt. Man hielt am Kaiferhofe Italien bereits für verloren, und in, 


Jahre 797 eröffnete Kaifer Konfltantin Friedengverhandlungen mit K., die auch, nachdem 
Irene ihren Sohn der Herrſchaft beraubt und jelbft abermald die Gewalt ergriffen Hatte, 
fortgefeßt wurden. Mochte auch Grimoald nicht unterworfen fein, ver Befig Italiens ſchien 
ten Sranfen nicht mehr beftritten werben zu können, und nad dem Tode Papft Hadrian’s 
(795) gab iich deflen Nachfolger Leo III. von Anfang an zu K. eine fo abhängige Stellung, 
tag aller Welt Elar werden mußte, wie die römifhe Kirche den Frankenkoͤnig ſchon als 
Herrn Staliend und Noms für alle Kolge betrachtete.” 

So war K., der Politik ſeines Vaters getreu, zu den größten Erfol 
Gegner , mit denen die frühern Sranfenfönige jemals gekämpft hatte 
und unterworfen worden; das Ziel fchien erreicht, welches ich die 
batten. Und während K. die Grenzen des Reichs nad) allen 
ihm zugleich die fraͤnkiſche Heer= und Gerichtsverfaſſun 
ſolcher Conſequenz durchgeführt worden, wie es frü 
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hatte er die befondern Stammeshäupter befeitigt und die Verwaltung den Grafen, lediglich 
von ihm eingefegten und abhängigen Beamten, übergeben; zugleich hatte ſich das fränkifche 
Lehnsweſen, fomweit e8 ſich damals auögebildet, über alle Zander, welche K. beberrichte, ver: 
breitet. Auch die Einrichtungen der fränkiſchen Eotffopalfirhe waren überall gleihmäßig 
durchgeführt worden und bereits hatten Synoden abgehalten werden können, auf welchen allge: 
meine Beſtimmungen für alle Kirchen des fränkiſchen Neich® getroffen wurben. - Die ganze. 
weltliche und kirchliche Verfaflung des Reichs faßte ſich fortan unmittelbar in dem Könige zu⸗ 
fammen; alle wichtigen Gefchäfte wurden am Hofe erledigt, der dadurch zum Mittelpuntt des 
gefammten Reichs wurde, und das Maifelo, urfprünglich die Heereöverfammlung der Franken, 
geftaltete fich zu einer großen Neichöverfanmlung um, auf weldher weltliche und kirchliche Ange: 
legenheiten der verfchlenenften Art berathen wurden. Da das Maifeld zur Erledigung aller 
Geſchäfte nicht immer ausreihend fhien, wurde zeitweife auch eine zweite Berfammlung ber 
fränkiſchen Großen am Hofe für den Herbft angeordnet. 
Mit der Ausdehnung des Reichs war zugleih, wie man fieht, die Einheit deſſelben ge- 
wachen und eine faft unbegrenzte Macht in die Hände des Königs gelegt. K. benußte Diele 
Macht zu den durchgreifendſten Reformen, die fi über alle Gebiete der Firhlichen und welt- 
lihen Verwaltung erftrediten. Er ordnete das gefammte Heerwefen beflimmter, gab dem Ge⸗ 
richtsweſen durch die Einfegung der Schöffen und die Einführung des gefchricbenen Rechts, 
wo es noch fehlte, eine neue Geftalt, band die Klofter- und Weltgeiftlicykeit an beſtimmte Regeln 
und forgte vor allem für die Herftellung von Schulen an feinem Hofe, an den Bifoföfigen 
und in ven größern Klöftern. So bedeutend dieſe Neformen waren und fo weit fie alle ahn- 
fiche Beftrebungen früherer fränkiſcher Könige hinter fih liegen, fo gab K. damit doch nicht die 
Richtung auf, welche fhon früher im Frankenreich eingeſchlagen war, und auch als Geſetzgeber 
konnte er nur als der Vollender des früh von ven Herrſchern feines Vollsſtammes begonnenen 
Werks gelten. Dennoch hatte er bereits eine Stellung gewonnen, welche ihm eine ganz andere 
Bedeutung verlieh, als bisher die franfifchen oder andere germanifhe Stammedfänige gehabt 
hatten. So meit vie abendländiſche Kirche reichte und ver Primat Petri Anerkennung fand, 
herrichte K. entweder unmittelbar over genoß doc, wie in dem chriſtlichen Spanien und in ven 
angelfähfifhen Reichen, ein Anfehen, welches man als ein oberherrliches anfehen konnte. Schon 
wurden auf fränkifhen Synoden Entfheidungen getroffen, welche für die ganze abendlän⸗ 
diſche Kirche maßgebend waren, wie auf ber Synode zu Frankfurt 794 in Betreff des Bilder: 
ftreitö und des Adoptianismud. Die hervorragendſten Männer des Abendlandes, welchem 
Volksſtamm fie auch angehören mochten, fanden am Hofe des Frankenkoͤnigs eine gemeinſame 
Heimat und verbanden fi zu vereintem Wirken. Der Angelfachfe Alcuin, ver gelebrtefte 
Mann feiner Zeit, der zuerſt am Hofe K.'s, dann in St.-Martin zu Tours für die Verbreitung 
einer höhern Bildung Außerordentliches wirkte, faßte in feinen weitgreifennen Planen nicht 
nur einzelne Stammesintereſſen ind Auge, fondern dad Wohl der abendlaͤndiſchen Chriftenheit, 
ja ber gefammten Kirche. Alcuin fah in K., feinem ergebenen Schüler, einen von Gott zur 
Herftellung göttliher Ordnung auf Erben verordnneten Herrſcher, einen zweiten David, wie er 
auch K. zu nennen pflegte; es verſchmolz ihm das Frankenreich mit dem Begriff eines Im- 
perium christianum. In die Gedanfenfreife eines Alcuin ging ein großer Theil der fränfifchen 
Geiftlichfeit ein, und K. felbft war in diefelben gebannt. Sein Reich hatte bereitd eine univer⸗ 
fale Bedeutung für die abendländiſche Chriftenheit gewonnen, und von Tag zu Tag wurde man 
mehr fich veflelben bewußt. Für eine Herrſchaft, welche die allgemeinen Intereflen und befon= 
ders die Geſammtintereſſen ver Chriftenheit, fi über vie Befonderheit eines einzelnen Stammes 
erhebend, vertrat, Hatte man damals nur den Namen eines römifchen Kaiſerthums. Die Kaifer 
von Byzanz machten ven Aniprud, in diefem Sinne eine Oberherrſchaft über alle Völker zu 
üben, aber fie hatten biefen Anſpruch im Abendlande niemals vurchfegen Eönnen, vielmehr war 
factifch Hier jene Oberherrſchaft mehr und mehr auf die fränkiſchen Könige übergegangen uno 
hatte durch R.’8 glückliche Thaten eine fehr beftimmte Geftalt gewönnen. 
Eine Herftellung de3 römifchen Kaiſerthums im Abenplande auf der Orundlage des frän- 
kiſchen Reichs ſchien Durch die Entwicdelung der Dinge gefordert, und fie trat ein, als ſich die 
Unzulänglichkeit des Patriciats zum Schug des Hauptes der abendländiſchen Kirche, und damit 
„zum Schuß dieſer Kirche felbft zeigte. Im Frühiahr 799 wurde der Bapft in Rom auf das 

* Stetichfte mishandelt und mußte ſich zum König K. nad Paderborn flüchten. Man erwar⸗ 
0 Urixvelbft ihn fofort zurückführen und fo eine Stellung gewinnen würde, die Papſt und 
"aber feine Oberherrſchaft in ver abendländiſchen Welt über jenen Zweifel 
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erheben würde. K. ging nicht ſelbſt nad Nom, fondern übertrug mehreren feiner vertrauteften 
Näthe die Zurückführung des Papfled. Erſt als dieſe unerwartete Schwierigkeiten fanden, 

ſodaß es ihnen nicht gelingen wollte, Die Autorität des Papſtes wieder bei ven Römern feftzu: 

ftellen, brach K. felbft im folgenven Jahre nah Rom auf. Kaum war hier Leo ILL. wieder in 
feiner Stellung befeſtigt, jo Erönte er unter der Zuſtimmung einer zahlreichen Verſammlung 
geiftliher und weltliher Großen des Frankenreichs und unter der Acclamation des römifchen 
Volls am Weihnachtöfeft des Jahres 8OO KR. zum Römifchen Kaifer, Er führte dadurch nur 
einen Bebanfen in dad Leben, der lange von bedeutenden Männern jener Zeit gehegt war, und 
that, was ihm für Die eigene Sicherheit und das Gedeihen der abendländiſchen ‚Kirche noth: 
wendig ſchien. K. felbft Hat Die Kaiſerkrone eher gemieden ald geſucht. Einhard theilt in 
glaubwürdigſter Weiſe die Außerung des Kaiſers mit, daß er an jenem Weihnachtsfeſte nicht 
nad St.: Peter gekommen wäre, wenn er bie Abſicht des Papfles gefannt hätte, und ohne allen 
Grund hat man In neuerer Zeit die Ehrlichkeit diefer Außerung in Zweifel gezogen oder ge: 
tabezu in Abrede geftellt. 

Erflärlih wäre ed, wenn der ſchon alternde Herrſcher nur zögernd einer Politif folgte, 
welche dem fränkifchen Reich neue Aufgaben zu ftellen, ihm ſelbſt neue Pflichten aufzuerlegen 
ſchien, und war er wirklich felbft von ver Nothwendigkeit des Kaiſerthums überzeugt, fo mochte 
ihm dod eine Krönung zu Rom und dburd ven römifhen Biſchof nicht als die angemejjenfte 
Form der Einführung veffelben erſcheinen, wie er denn feinen Nachfolger zu Aachen ohne bie 
Aſſtſtenz des Papſtes Erdnte. Vor allem aber ruhten feine Bedenken gewiß in feinem Ber: 
baltniß zu Dem Eaiferlichen Hofe in Byzanz, deſſen Empfinvlichkeit durch die Aufrichtung eines 
neuen Kaiſerthums im Abendlande auf das hoͤchſte gereizt werben mußte. Solange Grimoald 
von Benevent nicht untertworfen war, hatte K. die Macht des Oſtreichs in Italien zu fürchten, 
und damals um fo mehr, ald Irene in verruchter Weife ihren Sohn vom Throne geftürzt und 
ſich felbft wiederum der Regierung bemädhtigt hatte, die Friedensverhandlungen aber, die fie 
798 mit 8. eröffnete, bisher erfolglos geblieben waren. Welche Gefahren er in Byzanz fah, 
erhellt am deutlichſten Daraus, daß er alsbald nad feiner Kaiferfrönung fogar der Kaiferin 
Itene die Ehe anbot, um fo ein Abkommen zwifhen vem alten und neuen Kaiſerreiche zu er⸗ 
moͤglichen. 

So groß K.'s Bedenken gegen die Kaiſerkrone auch geweſen ſein mochten, er ſah in Leo's 
That ein Werk goͤttlicher Fügung. Er nahm nit nur den kaiſerlichen Namen an, ſondern 
unterzog fich auch allen Pflichten, welche ihm nad ven Vorftellungen ver Zeit al8 Faiferliche 
galten, mit Dem ganzen Ernſt ſeines Charakters: Pfligtenüberwiegendkirhlier Art. Vorallem 
faßte er als feinen kaiſerlichen Beruf auf, für die Sicherheit des Papfted in Rom umfaflende 
Nafregeln zu treffen; bie neuen fläbtifchen Einrichtungen, welche er durchführte, waren ge⸗ 
nügend, Xeo zu fihern, folange der Raifer lebte. Berner glaubte K. als Kaifer zum Schutz 
aller goͤttlichen Ordnung und jedes goͤttlichen Rechts in der abendlaͤndiſchen Chriſtenheit eine 
beſondere Verpflichtung zu haben. Sein Kaiſerreich ſollte ein Gottesreich auf Erben fein, zu 
deſſen Regenten er von Bott ſelbſt eingefegt zu fein meinte. Übte er als Kaifer auch Feine me: 
ientlih andern Befugniffe, wie als König ver Franken, fo übte er ſie doch in einer höhern 
Autorität und Fraft einer unmittelbar göttlihen Vollmacht; das franfifhe Neid gewann als 
Kaiferreich einen mehr theokratiſchen Charakter, ald es vordem befeilen hatte , und feine Haupt: 
aufgabe fchien fortan, die kirchlichen Gebote nach allen Seiten zur Geltung zu bringen. 

Bor alleın als Geſetzgeber und hoͤchſter Wahrer alles Rechts in der Ehriftenheit zeigte ſich 
nun ber Kaiſer jelbft, während er feinen Söhnen die Grenzen des Reichs zu wahren und zu er: 
weitern überließ. Beſonders wichtig für dad Kaiſerreich war eine Berfammlung, welche K. im 
Ortober und November 802 zu Aachen hielt, und bei der e8 einmal auf eine umfaflende Reviſion 
der gefammten geiftlihen und weltlichen Belege im Neiche abgefehen war, dann aber auch auf 
die Ausbildung des Inſtituts der Missi dominici zu einer regelmäßigen Aufſichtsbehörde über 
alle geiftlihen und weltlihen Beamten des Reichs, um einerfeitd das Volk gegen vie 
Willkür der Beamten zu ſchützen, andererfeits den Kaifer in ununterbrochener Verbindung 
mit allen Theilen des Reichs zu erhalten. Nur gottesfürchtige Männer, Geiftlihe und Laien, 
wurden zu Missi gewählt, und ihre Mifiton trug, obſchon ſie ſich auf alle Gebiete de 
Lebens erſtreckte, doch weſentlich einen religiös Ficchlihen Charakter. Eine Ag | 
Missi aus einer von ihnen abgehaltenen Berfammlung ift erhalten, die 
Predigt unterfcheinet; die Pflichten des Volks gegen Gott werben hier mıj 7 
den Kaifer in die unmittelbarften Beziehungen geſetzt. Alcuin 5 So 
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miffatifchen Gewalt nadjweisbar einen großen Einfluß geübt, und die Art, wie fie nun in Wirk⸗ 
jamfeit trat, Täßt ſich zum guten Theil auf die Firchlich = politifchen Anſichten der Angeljachfen 
zurückführen. 

Die Reviſion der geiſtlichen und weltlichen Geſetze, welche K. als Kaiſer durchzuführen 
beabſichtigte, hing unmittelbar mit ſeinem Beſtreben zuſammen, das Gewohnheitsrecht der 
Germanen zurückzudrängen und das geſchriebene Recht überall zur Anerkennung zu bringen. 
Schon als Koͤnig findet man ihn in dieſer Richtung thätig, und als Kaiſer ſpricht er alsbald 
den Grundſatz aus, daß nur nach geſchriebenem Recht gerichtet werden ſoll. Die Reviſton der 
Volksrechte iſt indeſſen niemals ganz durchgeführt worden und auch das Gewohnheitsrecht 
hat damals feine Geltung behalten. Ebenſo wenig gelang ed K., wie er beabfihtigte, für 
immer der Blutrache und aller Selbſthülfe zu feuern. Wenn er auch den Befehl erlieh, daß 
bei Volksverſammlungen und überhaupt in Friedenszeiten niemand fortan Waffen tragen 
folle, fo war die alte Sitte doch mächtiger als ein folder Befehl, und mit ven Waffen ließen 
fich die deutfchen Stämme auch den Gebraud der Waffen zur Selbftgülfe nicht nehmen. Das 
gefchriebene Recht hat K. nie fo zur Anerkennung gebracht, wie er ed wollte. Ließen ſich ſchon 
die befondern Volksrechte nicht vollftändig durdführen, fo war dies noch weniger mit bem in 
den Capitularien enthaltenen Reichsrechte ver Fall. Trotzdem gefhah viel, um einen geord⸗ 
neten Rechtszuſtand in dem weiten Reiche herzuftellen, und wenigftens annähernd wurde das 
Ideal eines großen Chriftenreiche, in dem Ordnung und Gerechtigkeit wohnen, erreicht. 

Unabläfjig bewegte K. die Sorge, von Konftantinopel die Anerkennung feiner Eaiferlicden 
Stellung zu gewinnen. War auch die beabſichtigte Vermählung mit Irene nicht zu Stande ge: 
fonımen , fo zeigte ſich die Kaiferin dod einem Frieden mit K. nicht abgeneigt und verhandelte 
nit ihm in ven Jahren 801 und 802. Selbft als Nikephorus Irene vom Throne verprängte, 
fetten fich die Verhandlungen fort. Im Jahre 803 wurde wirfli ein Vertrag feftgeftellt und 
von K. angenommen, aber von Nikephorus verworfen. Als fi bald darauf Venedig und 
Dalmatien K. unterwarfen, ergriffen die Griechen fogar von neuem im Jahre 806 die Waffen 
gegen vie Franken und bereiteten K.'s Sohn, Pipin, in Italien einen ſchweren Stand. Pipin 
farb 810, gerade als Nikephorus aufs neue Frievendverbandlungen eröffnete. Jetzt führten fie 
endlich zu einem Vertrage, den 812 zu Nahen K. mit den griechiſchen Gefandten abſchloß und in dem 
er Venedig und die Seeſtädte Dalmatiend aufgab, dafür aber vom Oftreiche als Kaiſer des Abend⸗ 
landes anerkannt wurde. Diefer Vertrag iſt dann 813 vom Katfer Leo dem Armenier in Kon: 
ftantinopel in aller Form beſtätigt worden. Die Scheidung des Nömifchen Reichs in ein 
morgenländifche8 und abendländiſches Hatte K. damit durchgeſetzt und erfannte nun aud Die 
römische Kirche an. Zu derfelben Zeit gewannen nod andere VBerhältnifle, vie K. in den legten 
Lebensjahren befpäftigt Hatten, einen günftigen Abfchluß. Grimoald von Benevent war ge: 
ftorben (806), und fein Nachfolger im Herzogthum, Grimoald Storeſaig, zeigte fih als ein 
weniger hartnädiger Gegner der Franken ; nach einigen Jahren (812) untermarf er ſich K. und 
zahlte ihm einen hoben Tribut. Gleichzeitig ſchloß K. einen Frieden mit den fpanifhen Ara- 
bern, durch welchen die ſpaniſche Mark ihm gefichert wurde. Zum legten mal hatte K. noch 
felbft in Jahre 810 vie Waffen ergriffen, um ven Dänenkönig Gottfried zurücdzumeifen: da 
Gottfried inmitten feiner Unternehmungen flarb, wurde auch mit ven Dänen jegt ein frieb- 
liches Abkommen getroffen; zum Schuß gegen ähnliche Angriffe vom Norden ließ der Kaifer 
die däniſche Mark ſtark befeftigen. 

So fhien endlih dad Kaiferreih nach allen Seiten gefihert, und durd eine befondere 
Tügung follte auch nah K.'s Tode zunächſt die ganze Macht dieſes großen Reichs vereinigt 
bleiben. Ein Jahr nah Pipin war aud Karl, der ältefte Sohn des Kaiſers, geftorhen, und Die 
ungetheilte Erbſchaft des Reichs mußte Ludwig, dem jüngſten Sohne, zufalfen: Ihn erhob 
im Herbfl 813 der Kaifer zu Aachen neben fih auf ven Thron und ſchmückte Ihn mit der Kaifer- 
frone. Wenige Monate fpäter (28. Ian. 814) ftarb der große Kaifer in feiner Pfalz zu 
Aachen im zweiundfiebzigften Jahre feines Alters, im fehöundvierzigften feiner Regierung, und 
wurde in den von ihm felbft gebauten Münfter pafelbft begraben. 

Wenige Menfhen Haben glänzendere Erfolge als K. gewonnen, und wie fehr auch das 
Glück ihn unterftügt haben mag, zum größten Theil beruhen fie doch auf feiner großartigen 
Perfönlichkeit und feinem Verdienſt. Für einen großen Gewinn haben wir zu erachten, daß 
Einhard, der dem Kaifer fehr nahe ſtand, ein klares Bil diefer Verfönlichkeit ver Nachwelt 
interlaffen hat. K. war, wie uns Einhard berichtet, von ſtattlichem Körperbau, männlicher 
t und fiherer Haltung, ſodaß ſchon feine Erſcheinung den Herrſcher verflindete und 
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Gehorfam erzwang. Die Natur hatte ihm eine bis in das Alter ausdauernde Geſundheit ver- 
liehen, vie auch die angefirengtefte Thätigfeit nicht aufrieb. Seine Lebensart war überaus 
mäßig; feine Vergnügungen beftanden hauptfähli in der Jagd und Im Baden, vorzüglid 
liebte ex dad Baden in warmen Quellen und wählte deshalb auch Aachen zu feinem Kaiſerſitz. 
In allen feinen Lebensgewohnheiten zeigte er fich als ein veutfcher Mann. Pr Fleidete fih nad 
fränkiſcher Weife, und feine Tracht unterfihieb fi wenig von der Kleidung des gemeinen 
Franken. Er ſprach gewöhnlich deutſch, obwol er auch auf die Erlernung fremder Spraden 
Fleiß verwandte; feine Mutterfprade au für ven Schriftgebraud auszubilden, war er be: 
müht. Er ließ die alten Heldenlieder der Deutſchen auffchreiben, legte felbft Hand an eine 
deutihe Grammatik, gab den Monaten und Winden beutfhe Namen. Mit feiner Bamilie 
lebte K. wie ein deutſcher Hausvater; in ihrer Mitte nahm er fein Mahl; fle mußte ihn, Tomweit 
es möglich war, auf feinen Reiſen begleiten. Selbſt leitete er die Erziehung feiner Kinder und 
nahm an dem Unterricht verfelben Antheil. Ohne weiblihen Umgang ſcheint K. nit haben 
leben zu fönnen. Nachdem er die Tochter des Defiverius verfloßen Hatte, vermählte er ſich mit 
einer vomehmen Schwäbin, Hildegard mit Namen; fie gebar jbm bie obengenannten drei 
Söhne und drei Töchter. Nah ihren Tode (783) vermählte er fi) aldbald mit einen frän- 
kiſchen Mädchen, Faſtrada, die einen großen und gefürchteten Einfluß aufihn gewann und ihn 
mit zwei Töchtern beſchenkte. Im elften Jahre ihrer Ehe flach Faſtrada, und K.'s vierte Ge: 
mablin, Zuitgarbe, war abermals eine Schwäbin. Dieſe Ehe blieb kinderlos, aber der Tod 
Luitgardens im Jahre 800 erſchütterte K. auf das tiefſte. Zu einer neuen Ehe ſchritt der 
Kaifer nicht mehr, aber e8 werden noch prei Concubinen genannt, mit denen er noch im Alter . 
Kinder jeugte. An feinen Töchtern hing K. mit übergroßer unnatürlicher Zärtlichkeit; er ver: 
beirathete feine derſelben, um nicht ihrer Nähe beraubt zu fein. Diefe Schwächen des Kaiferd 
in jeinem Familienleben bereiteten ihm ſchwere Sorgen. Ein unehelider Sohn 8.8 fliftete, 
durch Faſtradens Härte gereizt, eine Verſchwoͤrung an, die nur durch blutige Strenge unfer- 
drückt werben fonnte, und der Lebenswandel der Eaiferlichen Töchter war fo wenig mufterbaft, 
daß K. Mühe Hatte; ie Schäden feines Hauſes zu verbergen. Der Kaifer war ein {ehr forg- 
ſamer und fparfamer Haushalter, aber feine Baftfreiheit Fannte feine Grenzen; er liebte Fremde 
um fi zu haben und fah ſich gern als einen ſplendiden Wirth geprieſen. 

Unter K.'s Herrfchertugenven leuchtet am meiften vie unermüdliche Thätigkeit hervor, die 
er von den erſten bis zu den letzten Tagen ſeiner Regierung bewährte und durch die er vor allem 
das Reich zuſammenhielt. Keine heilſame Aufgabe ſchien ihm zu ſchwer, um fie nicht anzu= 
greifen ; nichts war ihm zu gering, daß er ed nicht feiner Aufmerkiamfeit gewürdigt hätte. Aud) 
bat es wenige Herrſcher gegeben, veren Geiſt ih mit gleicher Befriedigung den verſchieden⸗ 
artigften Beichäftigungen zugewenbet hätte. Wie oft bat K. felbft feine Heere geführt, aber 
unter den Waffen ließ er die innere Verwaltung feines Reichs nie aus ven Augen. Die Geſetz⸗ 
gebung .beſchäftigte ihn unaudgefegt, während er zugleich die Aufrechthaltung der kirchlichen 
und weltlichen Gefege bis in das einzelnfte felbft überwachte. Er war ein firenger, aber unpar⸗ 
teiifcher Richter, ver felbft auf die Gefahr, feine nächſten Freunde zu verlegen, das Recht nicht 
beugte. So ergeben er der Kirche und dem Klerus war, übte er gegen bie Geiftlichfeit dieſelbe 
Strenge mie gegen die Laien, und ein großer Theil feiner Geſetze follte zum Schuß ber niedern 
Stände gegen die Willfür feiner Beamten dienen. Bewunderungswerth iſt, wie K. troß ber 
mannichfachſten Befchäfte fih noch Muße zu ernfter wiſſenſchaftlicher Beſchäftigung gewann. 
Wie anhaltend ihn manche theologische Kragen und aftronomifche Aufgaben beihäftigten, 
zeigen Alcuin's Briefe. War K. auch fein Gelehrter, fo Hatte er noch das lebhafteſte Interefle 
und ein wirkliches Verſtändniß für alle wiſſenſchaftlichen Fragen, welche die Zeit bewegten, und 
noch höher ift anzufhlagen, daß er Die Bedeutung der Schule für Staat und Kirche begriff. 
Durch feine Thätigkeit für die Herfiellung von Schulen hat er auf die geiftige Cultur des 
größten Theil Europas einen Einfluß geübt, deſſen Beveutfamfeit ſchwer überſchätzt wer: 
ren kann. 

Man hat K. vielfach der Grauſamkeit geziehen, und manche Blaͤtter ſeiner Geſchichte ſind mit 
Blut geſchrieben: aber harte Mittel wandte er nur an, wo er mit allen gelindern nicht zum Ziel 
gedieh, und Blutgeſetze hob er auf, ſobald er mit mildern durchdringen konnte. Auch unerjätt- 
lichen Ehrgeiz und grenzenlofe Ländergier hat man ihm vorgeworfen, und niemand wird 
leugnen, daß ein Herrihertalent wie das feine einen weiten Raum zu großen Thaten fuchte. 
Dennoch ift nicht nachzuweiſen, daß er mit Ausnahme des Sachſenkriegs und der Un 
mungen gegen die Araber fih ohne zwingende Beranlaffung in den Kampf geftürzt 
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am wenigſten hat er aus eitler Herrſchſucht nach der Kaiſerkrone getrachtet. Man hat mit 
Recht hervorgehoben, daß er der altgermaniſchen Gemeindefreiheit den Todesſtoß verſetzt hat; 
ſie vertrug ſich, wie ſie noch bei den Sachſen beſtand, nicht mit den Grundbeſtimmungen der 
fränkiſchen Monarchie. Aber man darf nicht vergeſſen, daß K. die Freiheit des niedern Mannes 
achtete und ſchützte, ſoweit es die Sicherheit der Monarchie zuließ. Ein Reich, welches auf der 
Grundlage der fränkiſchen Nationalität ruhte und in der Idee einer chriſtlichen Univerſalherr⸗ 
ſchaft gipfelte, konnte auf die beſondere Entwickelung der beherrſchten Nationen nicht Bedacht 
nehmen; ein bie nationalen Unterſchiede nivellirender Mechanismus war deshalb bei K.'s An: 
orbnungen unvermeidlih. Man wird viefen Mechanismus nah den Begriffen unferer Zeit 
tadelnswerth finden, und die Unvereinbarfeit an ſich widerſtrebender Volfgelemente unter Eine 
Herrſchaft Hat auch wefentlich zur Auflöfung des Farolingifchen Kaiſerreichs mitgewirkt. Nichts- 
deftoweniger beruht ed auf ver Durchführung roͤmiſcher Kirchenordnungen und fränkiſcher 
Staatseinrichtungen in dem groͤßten Theil Europas, wie ſie durch K. erfolgte, wenn ſich die 
germaniſchen und romaniſchen Nationen auch nad dem Verfall ſeines Kaiſerreichs in einer ge- 
wiſſen Gleichartigkeit entwickelten und das Bewußtſein der Zuſammengehoͤrigkeit ſelbſt in der 
Trennung feſthielten. Ze 

Ein theofratifches Regiment, wie ed K. erſtrebte, ift niemals verwirklicht worben, aber es 
blieb das Ideal der abendländiſchen Politit während des ganzen Mittelalterd. Die deutfchen 
Kaifer und nady ihnen die römischen Päpfte Haben, obſchon mit verfchievenen Mitteln und unter 
andern Zeitverhältniffen, doch nur das Ideal eines riftlihen Staats, wie es K.'s Seele vor: 
ſchwebte, zu realifiren geſucht. Sie’ haben nennenswerthe und in manchem Betracht nachhal- 
tigere Erfolge als K. erzielt, aber vie hoͤchſte Idee, welche fie leitete, haben fie noch weniger ale 
er durchführen Eönnen. Das fränkiſche Stammeskoͤnigthum gevieh in ver Richtung, in der ed 
einft begründet war, duch K. zum iele; in der neuen Richtung, die es als hriftliche Univerfal- 
herrſchaft nun einſchlug, blieb ed dem Ziele fern, aber die Vorftellungen, die es in dieſer Rich— 
tung bervorrief, haben jabrhunvertelang das Leben ver abendländiſchen Welt beherrſcht und 
ihre weitere Entwidelung zum großen Theil beflimmt. Unſere Zeit, welche die Sphären des 
Staatd und der Kirche ſcharf zu trennen ſucht, belächelt das Ideal einer Theofratie, aber fie 
hängt an Idealen, welde Spätere Zeiten ebenfo unbegreiflih finden werben. Vielleicht wird 
man dann gerechter würdigen, welche geiflige Kraft in dem Kampf um biefe Ideale aufgewenvet 
und welcher Gewinn ver Menfchheit durch ſolche Kraftentfaltung ermorben iſt. Es iſt die erſte 
Aufgabe wahrer Geſchichtsbetrachtung, jeder weltbewegenden Erſcheinung gerecht zu werben. 
Nur meil dieſe Aufgabe noch zu wenig begriffen wird, ſchwanken vie Urtheile über K., aber 
auch die ungünftigfte Beurtheilung hat ihm den Beingmen des Großen nicht entziehen koͤnnen. 

W. Gieſebrecht. 

Kaſten (die indiſchen). Die ariſchen Völkerſchaften, von ber urſprünglichen Heimat nahe 
dem Strome — Sindhu heißt Strom — Sindhier oder Indier genannt, führten in Urzeiten ein 
Leben ähnlich demjenigen der Voͤlkerſchaften, welche im Lauf der Jahrhunderte zur deutſchen 
Nation zuſammenfloſſen. Jene Saſſen innerhalb der „ſieben vom goldenen Auge Gottes er⸗ 
leuchteten Flüſſe“ waren jedoch in Einer Beziehung glücklicher als die Anwohner der Elbe und 
Weſer, des Rhein und der Donau: ihre Lieder ſind nicht untergegangen; ſie haben ſich, vielleicht 
aus dem 14. ober 15. Jahrhundert v. Chr. in vier, nach Verlauf vieler Jahrhunderte, geordneten 
Sammlungen erhalten und mögen ungefähr 30000 Doppelverfe zählen. Es find Died wol Die 
älteften Denkmäler ver indogermaniſchen Literatur, und genießen unter den Namen der Veda 
oder Wiſſenſchaft göttlider Verehrung. Die Bewohner jener Gauen und Maren folgten der 
Leitung der Altern erfahrenen Männer; jle wählten fi) ihre Anführer im Kriege. Ihnen zur 
Seite fland der Priefter, welder mit Gebet und Opfer den Göttern diente und ſchmeichelte, da⸗ 
mit ſie fich vem Volke gnäbig bezeigen möchten. Denn je rober ver Menſch, vefto mehr fühlt ex 
fi abhängig von den Naturfräften. 

Das Gebet beim Opfermahle verrichtete in den Urzeiten ein jeder für fih; der Familien: 
vater für Angehörige und ver Häuptling für die ganze Genoſſenſchaft. Einzelne oder auch ganze 
Familien erwarben ji bald eine beſondere Fertigkeit in dieſem Geſchäft; fie dichteten neue Lie: 
der, fprachen fie mit Feierlichkeit, gingen und flanden mit Ehrfurcht gebietender Würde. Bald 
wurde es Sitte, ihnen die Opferung zu übertragen. Die Borangeftellten wurden fie genannt, 
oder aud) Brahmanas — vom Brahma, Gebet — die Vorbeter. Fürſten nahmen ſolche ausge⸗ 
zeichnete Männer in ihre Dienfle; der vererbte Brauch wird Herfommen und dad Herfommen 
zur Pflicht, zum Gefeg. Den Goͤttern, heißt eö jegt, misfällt die Opferſpeiſe eines Königs, wenn 
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er nicht einen Brahmanen voranftellt. Jene Hofbiſchoͤfe mögen ven erſten Grund zur Einthet- 
lung ber drei erften, im Anfange gleichberehtigten Kaften des indifhen Volks gegeben haben. 

Der Abfall aus der urſpruͤnglichen Gleichheit, woran geiftige Überlegenheit und Priefterlift 
jabrhundertelang gearbeitet Haben, geht Sand in Hand mit der Verfinfterung jener religidfen 
Anfhauungen, mit der Verwilberung der indiſchen Menfchheit. An die Stelle des heitern 
Naturdienſtes trat eine wirre Offenbarung; die eine, nah unabänderlichem Geſetz wirkende 
Naturfraft muß den willkürlichen fragephaften Gottheiten weichen; das freudige ſich ſelbſt ge: 
nügende Wirken auf Erden einer troſtloſen unbekannten Welt Platz maden. ?) Noth und Elend 
und Selbftvernihtung werben ietzt gleihwie rühmliche Thaten gepriefen, dad ganze Leben tft 
verfälſcht, gefälſcht für alle folgenden Geſchlechter. Die ihres Zweckes entkleidete Gegenwart 
muß einer ſchlau erſonnenen Zukunft dienen. Auf dieſem luftigen Grunde find die großen Vor⸗ 
rechte und Vortheile des Prieſterthums, ſowie die grenzenloſe Verdummung und Knechtung des 
Volks auferbaut. 

Im Geſetzbuche, vielleicht während des 8. oder 9. Jahrhunderts v. Chr., vielleicht auch ſpäter 
zujammengetragen, welches einem Gottmenſchen Manu zugeſchrieben wird, erſcheint dieſes prieſter⸗ 
lie Staatsweſen bereit volllommen ausgebildet. Man darf jedoch nicht vergeflen, daß jede Ge- 
ſetzgebung auf einem Ideal beruht, Hinter welchen die Wirklichfeit immerdar zurüicbleibt; man 
darf nit vergeflen, daß die Gefegfammlungen des Alterthums aus den Bräuchen verfchiedener 
Zeiten und Landſchaften zufammengetragen wurden. Das flaatliche, religiöſe und bürgerliche 
Leben des indiſchen Volks mag dem Bilde des Manu zu Feiner Zeit vollfommen entſprochen 
haben. Der Dinge Natur, die Gefühle unfers Herzens fträuben fi dagegen. Das Bild eines 
Brahmanen, nad der Schilverung des Manu, ift wol niemals in Wirklichkeit dageweſen. Hier: 
nad) genieße jeder, welcher zu den Brahmauen oder der erften Kafte gehört, höherer Ehre als ver 
König; auch der Bifhof von Nom jept feinen Stuhl über den der Könige und Kaifer, kann 
aber nur felten feine Anſprüche durchführen. Der Brahmane mag jeden mishandeln; Todes: 
firafe wird niemals über ihn verhängt; Die geringfte Beleidigung des Priefterd durch Laien wird 
Hingegen nur durch ſchreckliche Strafen gefühnt. 

Die Brahmanen greifen, wie ſchlaue Priefter aller Zeiten und Bekenntniſſe zu thun pflegen, 
in die verfchienenen Verhältniſſe des Lebens; die Vorſchriften von Enthaltfamkfeit, von einem 
einftedleriichen, blos geiftigen Dafein ind [eere Worte. Man findet ven Brahmanen in allen 
Amtern, in allen Gewerben; fie find die Geheimräthe und Beichtväter des Königs; fie find 
Aderbauer und Soldaten. Alle Stellen, welche Wiſſenſchaft, Gefegkenntnig und Einſicht in pas 
verwicelte Steuerweſen erheiſchen, von der hoͤchſten eines Miniſters bis herab zum unterſten 
Schreiber, find in ihrem Beſttze. Das ganze Erziehungs: und Religionsweſen, welches dad in- 
difche Volk fhlangenartig umwunden hält, bleibt ihnen ausſchließend anvertraut. Ihr überwie⸗ 
gender Einfluß Eonnte ji deshalb, bei allem Wechſel ver Eroberer und des Landes Schidfale, 
ungeihmälert behaupten. 

Die Kriegstüchtigen bilden Die zweite Kaſte oder Farbe, Barna, wie die Hindu fagen — das 
Wort Kafte ift portugieſiſch — und werben deshalb Kihatrijad genannt, eine Bezeichnung, 
welche mit dem Griechiſchen xpxtog und dem deutſchen Worte Kraft zufammenhängt. Als der 
Krieg zum Handwerk wurde, hat man hierzu die Kräftigen genommen, fle von ber Bevölkerung 
ausgeſchieden und gefucht ihnen heldenmüthige Befinnungen einzuflößen. Diefe wurben fpäter 
zu Geſetzen erhoben, deren Beobachtung dad Geſetzbuch ven Kſchatrijas zur Pflicht mat. Die 
pritte Kafte find die Waiſjas, welchen die Betreibung des Aderbaued, der Viehzucht und der 
Austauſch der Erzeugniffe durch den Handel obliegt. 

Mit viefen drei Kaſten war der altindifche Staat abgefchloffen ; ie allein find die Arier oder 

Trefflichen, im Gegenſatz zu den Melechas oder Barbaren. Man nennt ſie wol auch die zwei⸗ 
mal Geborenen, im Gegenſatz zu den Sudras oder den urſprünglichen zu Knechten herabgewür⸗ 
digten Bewohnern des Landes, welche nur einmal geboren find, weil fie vom Unterrichte in den 
Wiſſenſchaft ausgeſchloſſen und, nicht wie die drei erſten, durch Anlegung der heiligen Schnur 
und andere Geremonien felerli in die Kafte aufgenommen werben. Der Sudra ift der Diener 
der übrigen Kaften, welchen er, nach den Vorſchriften im Geſetzbuche, ohne Neid gehorchen fol. 


1) Roth, Zur Literatur und Geſchichte des Veda (Stuttgart 1846); berfelbe, Brahma 
Brahmanen, in ber Zeitfchrift der Deutfchen Morgenlänsifihen Geſellſchaft, Bd. I; derfelbe, 
religion, in Zeller’ Theologifchen Jahrbüchern, B d. V. 

Staats⸗Lexikon. IX. 






Pr 


50 " Kaften 


Die übrigen Befhäftigungen und Lebendarten im inbifchen Gemeinwefen find den unreinen 
Kaften zugewieſen. Diefe läht Manu aus der Mifhung der reinen Kaflen untereinander ent- 
fliehen. Die verfchiedenen Stufen der Misachtung oder Beratung, in melden fie bei den zwei 
obern Kaften, vorzüglich bei den Brahmanen flehen, fucht dad Geſetzbuch aus dem verſchledenen 
Grade der Miſchung zu erklären, wobei wahrſcheinlich beſtehende Verhältniffe eine willkürliche 
Deutung erfahren haben. 

Dieſes Kaſtenweſen, welches erft im Laufe vieler Sahrhunnerte zu ſolch einem flarren Sy: 
fleme ausgebildet wurde, in welchem wir e8 in der Hiftorifchen Zeit fehen, iſt der größte Fluch der 
indiſchen Bevölkerung. Wer nicht in Hinboftan gemwefen, wer die Wirkungen nicht im Leben er⸗ 
fannte und fühlte, ver vermag kaum alle furchtbaren entmenfchlicdenden Folgen diefer einzig in 
der Weltgefchichte daſtehenden Einrichtung zu ermeffen. 

Diefer brahmaniſche Kaſtenunfug iſt der eiferne Zwinger der indiſchen Bendlferung, woran 
alle befiern menſchlichen Gefühle und die wahre Gultur fi brechen. Die Kaſte iſt dem Hindu 
eine unabänderliche göttlihe Orbnung, dem Beginn des Dafeins gleichzeitig. Brahmane und 
Sudra find ihm derart verfhieden wie Fuchs und Efel. Der Supra fann kein Brahmane wer: 
den, fo wenig wie ver Cſel ein Fuchs. Sie find verfchiedene Thiergefchlechter, welche kaum irgend⸗ 
eine Beziehung zueinander haben. Die Kafte ift, wie die andern Eigenſchaften der Raturgegen- 
flände, Folge ver Geburt; fie kann weder erworben, verloren oder gemindert werben. Unterab⸗ 
theilungen, verſchiedene Orbnungen innerhalb ver Kafte, innerhalb der Thiergattung, findet 
man in Menge. So bei den Fiſchen, bei ven Vögeln und andern Thieren. Auch dieſe Ordnun⸗ 
gen, dieſe Geſchlechter find wieder volllommen getrennt dur Nahrung und Kleidung, durch 
Lebensweife, Neigung und Abneigung. Die Menſchen diefer verfhiedenen Gefchlechter Dürfen 
nicht miteinander effen und trinken, ſich nicht berühren, noch die von andern zubereiteten ober von 
ihnen blos betaſteten Speifen genießen. Ein Glas Waffer, von einem Männe anderer Ord⸗ 
nung vorgefeßt, Ift unrein. Der Dampf aus Speifen, zubereitet von Reuten, welche nicht zu Ders 
felben Kafte, zu verfelben Uinterabtheilung der Kaſte gehören, beſchmuzt Seele und Körper, 

‚ Mehrere Waſchungen find nothwendig zur Herftellung der frühern Reinheit. Nach Abul Faſel 
wären bereitd zu Akbar's Zeiten 500 verſchledene Unterordnungen allein bei den Kſchatrijas 
vorhanden gemwefen. Gegenjeitiges Heirathen unter den Kaſten hätte zahllofe Abthellungen 
hervorgerufen. Die weitern Unterſchiede, entfprungen aus den verſchiedenen Wohnfigen, ven 
Beſchäftigungen und dem vorälterlihen Range feien zahlreich über alle Begriffe. 2) 

Mie ein Thier, fo fährt die auf Trennung und Verfeindung der Menfchen untereinander 
gerichtete fatanifihe Kaftenlehre weiter fort, nicht den Dienft, nit die Arbeit eines andern ver: 
richten kann, das Schaf nicht den Dienft eines Ochſen, der Ochs nicht die Arbeit eines Pferdes, 
fo dürfe und könne auch die eine Ordnung nicht das Geſchäft der andern übernehmen. Die Wä- 
fher können keine Kameeltteiber werben. Nothwendige Folge hiervon ift, daß zwiſchen dieſen 
verfchiedenen Kaften und Ordnungen keine verbindenden Sympathien, wie fle fonft bei dem 
Menfchen, namentlich bei Menſchen veflelben Volks flattfinnen, angetroffen werben. Ein Brah⸗ 
mane erſchien in fchamlofer Weiſe vor mehreren Leuten unterer Kaften. Da ſchalten ihn Eng- 
länder und ſprachen: „Wie mögen Sie, ein gebilveter Mann, fi derart unanſtändig beneh⸗ 
men?” „Was“, entgegnete der Mann, „würdet ihr e8 wol für eine Schande halten, euch fo 
vor Katzen, vor Hunden und Ochſen zu zeigen? Und wißt ihr benn nicht, daß Leute unterer 
Kaften Thiere und keine Menfchen find?” Dieſes Kaftenunmefen ift, auffallend genug, In 
Hindoſtan derart verführerifch, daß felbft Mufelmanen, Juden und Ghriften davon ergriffen 
werden, Menfchenwerf wird kaum im Stande fein, bie furchtbare Kaft, piefen Fluch vom hindo⸗ 
ftanifgen Volke abzuwenden. Alle Reformatoren, welhe im Laufe der 3000 Jahre indiſcher 
Geſchichte erftanden, Buddha, Nanak, Kabyr und die vielen andern fheiterten an ber Raftenein- 
richtung. Im Kampfe mit ihr find fie ſaͤmmtlich unterlegen. Die einft fo zahlreichen Anhänger 
des Buddha⸗Sakiamuni find hingeſchlachtet, ausgerottet oder vertrieben worden. Geſchichtliche 
Berichie find hierüber freilich nicht vorhanden. Der Brahmane kennt nur ein abenteuerliches 
Gemenge der Menſchen und Goͤtter. Von nuchterner wirklicher Geſchichte fehlt Ihm jeder Be⸗ 
griff. In welcher furchtbar blutigen Weiſe dieſe Kaſtentollen gegen die Buddhiſten gewüthet 
haben mögen, kann man aus den gräßlichen Thaten der indiſchen Rebellion unſerer Tage 
ſchließen. K. F. Neumann. 


2) Gladwin, Ayeen Akbery, or the institutes of the emperor Akber. Translated from the 
iginal Persian (London 1800). 
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Katafter. ?) Unter Katafter im weitern Sinne verftcht man Verzeichniſſe unbeweglicher, 
doch auch beweglicher Begenflände, felbft von PBerfonen oder von Ermwerböthätigkeiten Behufs 
Belegung derfelben mit Steuern und Abgaben, fei es an den Staat, an größere ober kleinere 
Gemeindeverbände und Gorporationen, ober auch an einzelne Obrigkeiten und gemeinnügige 
Societäten. Sie enthalten eine genaue Beſchreibung jener Gegenftände, dabei deren entſpre⸗ 
ende Berthöangabe und Steuerbeträge nebſt fleuerpflichtigen Berfonen in glaubhafter Form. . 
Ihre Stelle vertraten früher auch wol Flur⸗, Lager: oder Steuerbücher, desgleichen Urbarien 
und ähnliche Urkunden, welche die Befig:, Abgaben und Lelftungsverhältnifle der verfchienenen 
fteuerpfliätigen Klaſſen der Bevölkerung feftzuftellen beflimmt waren. Die behufs der Immo- 
biliar-Beuerverficherung aufgenommenen Befchreibungen von Gebäuden, der baulichen Ein⸗ 
richtung und Beſchaffenheit, wie des kingefhägten Werths derſelben, ferner Die Berzeichniffe von 
deichpflichtigen und eingebeichten Grundſtücken (Deichrollen) werden ebenfalld wol als Kataſter 
bezeichnet. Vorzugsweiſe aber fallen unter den Begriff von Kataſtern die, fei ed auf allges 
meine Schätzung der Reinerträge ober auf gennuere Vermeflung, Glaffification und Boniti: 
- rung gegründeten Berzeichniffe der fleuerbaren Grundſtücke (Liegenſchaften), ingleichen Gebäude 
behufs der von denſelben gleihförmig, nach Verhältniß ihres Werth, insbeſondere ihres Rein⸗ 
ertrags, zu entrichtenden Grundſteuer. In diefer Bedeutung iſt die Aufnahme von Kataſtern 
auch in Deutſchland eine bereits fehr alte Staatseinrigtung. Deren Einführung, weitere Aus- 
bildung und Verallgemeinerung gebt Hand in Hand mit der Entflehung und Befefligung ver 
Landesherrlichkeit und Territorialhoheit. Die Unvollkommenheit dieſer Katafter früherer Zeit 
beruht nit allein in Mängeln der landwirthſchaftlichen Abſchätzungskunde wie der Finanz⸗ 
wiſſenſchaft, fonbern ebenfo fehr in den damaligen politiſchen Inftitutionen, theils’in den man: 
Gerlei Steueretemtionen und Privilegien gewiſſer Klafjen von Perfonen und Gütern, 3. B. des 
Adels und der adelichen oder Rittergüter, theils in den verfhtentnartigen, von den Standesver⸗ 
bälmiffen der jeweiligen Cigenthümer abhängigen Leiftungsverhältnifien ver Beflgungen und 
in den landſtaͤndiſchen Verfaflungen, welche die ausfchließliche oder. bevorrechtete Vertretung ver 
Bevoͤlkerung in den einzelnen Ländergebieten und dabei dad wichtige Steuerbewilligungsrecht 
in die Hände privilegirter Klafien legten, namentlich des Adels und der hoͤhern Geiftlichkeit, 
allenfalls noch einiger ſtaͤdtiſcher Magiftrate und Beamten. - 

Einer fortgefrittenen Finanzwiflenfchaft war es vorbehalten, genauer zwifchen ven ver: 
ſchiedenen für bie Befrievigung ver Staatsbedürfniſſe durch Steuern heranzuziehenden Ein 
nahmequellen ver Volkswirthſchaft zu unterfcheiden. Erſt im 19. Jahrhundert, mit der Aus⸗ 
biloung des verfaſſungsmaͤßigen Nechtöftaatd,, erfannte man auch in den Ländern des europäi⸗ 
fen Gontinents als einen oberſten Brundfag der Gerechtigkeit die nad Verhältniß ver Rei- 
Aungstraft gleigmäßige Übertragung der Staatäbebürfniffe durch ausnahmsloſe Befteuerung 
aller Mitglieber des Staatsverbandes an. Davon war die Bervolllommnung der Grundſteuer⸗ 
Eatafter die nothwendige Folge. Zum Zweck einer gleigmäßigen Regulirung ber auf Grund 
und Boden und auf Gebäuden ruhenden Steuern in einer Mehrzahl ver verfchiebenen deutſchen 
Landestheile, weldhe durch ven Reichſsdeputationshauptſchluß von 1808, hiernächſt durch die 
Biener Eongreßacte von 1815 zum Staatöganzen vereinigt worden, war bie Herflellung neuer 
voltfländigerer Steuerfatafter unerlaßlich. So waren in den meiften ältern Provinzen des 
preußiſchen Staats die Städte zu einem fogenannten, hauptfähli zur Erhaltung des ſtehenden 
Deere beſtimmten „Servis“ veranlagt, Hingegen die Beflgungen bes platten Landes, mit Aus⸗ 
nahme der zur Geſtellung von Ritterpferben, fpäter an deren Stelle zu einer firirten Geldab⸗ 
gabe (Lehnskanon, Ritterpferdegelo) pflichtigen abelichen oder Rittergüter, zum fogenannten 
Generalhufenſchoß nach Maßgabe des Hufenbefiges kataſtrirt, neben welcher Abgabe jedoch nicht 
blos fogenannte fleuerbare Schattenhufen behufs Beſtimmung des Beitragsverhältnifles von 
Schäfern u. f. w., fondern au noch Giebelgeld, ferner Vieh: oder Horn- und Klauenſchoß, 
Kopf: und Schutzgeld, ſowie Abgaben anderer Art unter den verſchiedenften Benennungen ald 
Ergänzungen und Aquivalente des Hufenſchoſſes befanden und nach verſchiedenen Kataſtern 
veranlagt waren. Während noch im 15. und 16. Jahrhundert die von den Ständen bemillig- 
ten Geldhülfen meift auf einer allgemeinen Vermögensfhägung beruhten, wobei nicht allein 
Immobiliar⸗ und Mobtliarvermögen, Reallaften und Beregtigungen, fonbern au) wol zufälz 





1) Byf. die Art. Grundfteuer, Brund: und Oypotpetenbäder, und Cintommenfteuer. 
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liges perfönliches Cinkommen mit berückſichtigt wurden, und dieſe Vermoͤgensſchätzung nur des⸗ 
halb weſentlich als Grundſteuer erſchien, weil damals Werth und Ertrag des Grund und Bo⸗ 
dens den weit überwiegendſten Beſtandtheil aller Vermögen bildete, ſchritt man beſonders in 
der erſten Hälfte des 18. Jahrhunderts zu einer regelmäßigern und vollfländigern Kataſtrirung 
der Grundbeſitzungen nebft Zubehör. 
Für Schleften verorbnete 1721 der damalige Landesherr, Kaiſer Karl VI, un deu viel- 
fachen Klagen über Ungleichheit und Bedrückung zu begegnen, die Bildung einer neuen Grund⸗ 
lage zur Ausſchreibung der Staatöfteuern mitteld Ertragsaufnahme allen Grund und Bodens 
nad) allgemein feftgeftellten Grundſätzen. Die Richtigkeit der von den ſtädtiſchen und ländlichen 
Obrigfeiten anzufertigenden Befenntnißtabellen hatten fie eingsftattlih zu verfihern. In 
Schleſien hatten ausnahmöweife die Rittergüter, ungeachtet ihrer geringern Quotiſation (Di- 
viſors), fogar eine Höhere Grundſteuer ald die Ruſtical- und Bauergüter deshalb zu entrichten, 
weil bei ven Dominialgütern auch die Hebungen an bäuerlichen Befällen, Zinfen und Dienften, 
an Zehnten, Pächten, Brauurbaren, Mühlen u. f. w. zum Anja famen. Indem Friedrich ber 
Große nach der Eroberung Schleſiens, und zwar gleich nad) dem erſten ſchleſiſchen Kriege, das 
vom Raifer Karl VI. während zwanzig Jahren fortgefeßte, jedoch unvollenvetgebliebeneRevifions= 
werk aufnahm, ordnete derfelbe infolge allgemeiner und vollfländiger Klaffification und Ab⸗ 
ſchätzung aller Grundſtücke und zubehörigen nugbaren Realitäten durch die beftellte Hauptcom⸗ 
miffton und die ihr untergeordneten Sperialcommiffionn, die Anfertigung eines neuen Grund⸗ 
fteuerfatafterd für Schleſien an. 

In der Mark Brandenburg, mo bereitä feit vem 17. Jahrhundert Anlage und Schägungen 
behufs Entrichtung der fogenannten Bontribution vorgenommen und mehrfach revibirt worden 
waren, ließ 1718 der König Friedrich Wilhelm I. die Hufenmatrifel von 1628 revibiren und 
nad feiner ausführlichen Inftruction ein neues Steuerkatafter mit Zugrundelegung ver revi⸗ 
dirten Slafilfication der Grundſtücke anfertigen. Daflelbe geſchah in Oſtpreußen. (Vgl. über 
dieje ältern Glafjificationen, Cinſchätzungen und Katafteranlagen unter andern Schimmelpfen- 
nig, „Die preußischen Directen Steuern‘, Potsdam 1843, I, 226 fg., 354 fg., u.a. a. O.) 

Dergleihen Katafter, welde nicht ſowol auf vorgängiger genauer Bermeflung und Boniti- 
rung, ald vielmehr nur auf arbiträrer Schägung beruhten und die ganzen als geſchloſſen be= 
trachteten Befigungen umfaßten, mußten, in Grmangelung regelmäßiger periopifcher Reviflo- 
nen, bei Siration der Steuerbeträge, im Laufe der Zeit und mehr ald eined Jahrhunderts, zu 
um fo größerer Ungleichheit und Härte in ver Grundbeſteuerung führen, je mehr bei den Fort⸗ 
ſchritten der Landwirthſchaft, zumal im gegenwärtigen Jahrhundert, zufolge freier Agrarver- 
faflung, nad ausgeführter Gemeinheitötheilung und Separation, bezüglich Conſolidation der 
Grundftüde, wie nah Wegfall und Abldfung der Neallaften und Berechtigungen (ſ. vie allegir= 
ten Artifel), die Eulturart und der Gulturzuftand der Grundſtücke ſich veränderte. 

Im Gegenſaztz zu einer derartigen Kataſtrirung verordnete in Frankreich zuerft die Conſtitui⸗ 
rende Verfammlung im Jahre 1790 die Aufnahme eines fogenannten Parcelarkatafters. 
Deffen vollfländige Anlegung wurde jedoch erſt 1808 definitiv befchloffen und wirkli begonnen. 
Im Jahre 1830 war noch nicht mehr ald etwa die Hälfte des franzöfifchen Landes ſolchergeftalt 
fataftrirt. Dad ganze Werk wurde indeß erft im folgenden Jahrzehnd vollendet. Nach dieler 
Kataftrirung enthält, laut eines amtlichen Berichtd aus Dem Jahre 1841, die gefammte Flächen: 
audbehnung Frankreichs 52,768618 Hektaren, wovon die fleuerpflichtigen Flächen 49,863610, 
bie nichtſteuerpflichtigen (Seen, Klüffe, öffentliche Bebäube u. |. w.) 2,905008 Hektaren betra- 
gen (die Hektare = 3,9 preuß. Morgen). Vermeſſen und Eataftrirt find 123,360338 Bar: 
cellen, weldhe ſich im Beſitz von 10,893528 Grunpbefigern befinden. (Vol. Kries, „Vor: 
ſchläge zur Regelung der Grundſteuer in Preußen‘, Berlin 1855, S. 36, und die Allegate da⸗ 
felöft, ingleidhen ven Art. Grundvertheilung.) Man hatte in Branfreich einftweilen die Grund: 
fleuer nur bepartementöweife contingentirt und bereits mehrfache Nevifionen und Ausgleichun⸗ 
gen der Kontingente der verfchievenen Departements unter Benugung älterer Matrikeln, wie 
von Declarationen der -Gigenthümer, Bachtverträgen und Kaufpreifen vorgenommen. Aller: 
dings ift es zweifellos, daß die Aufnahme eines Parcellarfatafterd mit unverhältnigmäßig hoben 
Koften verbunden ift und für Staaten von großer und verfchiedenartiger Flächenausdehnung 
feine volle Gleichheit im Befteuerungsverhältniß gewährt, indem bei ver Abfchägung des Rein⸗ 
ertrags von Grund und Boden nicht blos deſſen Eulturart, natürliche Beſchaffenheit ver Acer: 
krume wie des Untergrundes, Lage und Abdachung, fondern auch die Nähe und ver Umfang von 
Marktorten, die Bevölkerung, ver leichtere oder fchwierigere Abfag der Producte dur Ströme, 
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Eiſenbahnen, Shauffeen u. f. w., felbft die mehr oder weniger vorgefchrittene rationelle Land⸗ 
wirthſchaft, fogar Fleiß, Ausdauer und Intelligenz der aderbautreibenven Klafien, wie bie 
Inbuftrie: und bie Kabrifationsverhältniffe ver Umgegend entfcheibend einwirken. Es iſt daher 
in Sranfreih das Parcellarkatafter vorzugsmeife zu gleichmäßigerer Vertheilung der Haupt- 
fummen und Gontingente der Departements, fobann befonder& der Gemeinden auf die einzelnen 
Grundflücde innerhalb der Gemeindebezirke benugt worden. (S. Krieß, a. a. O., S. 34 fg.) 

Mit entfprechenderm Erfolge wurde im Koͤnigreich Würtemberg die Kataftrirung mittels 
Herſtellung von Parcellarkataftern bewirkt, nachdem Durch Gejeg vom 18. Juli 1821 zuerft ein 
proviforifches Steuerkatafter angeorbnet war, welches noch nicht auf genauen Meflungen und 
Berechnungen berubte. (©. über die proviforifhen Anorbunungen und über die zur Anfertigung 
eines definitiven Barcellarkatafterd erlaſſene Vorfhriften R. v. Mohl, „Das Staatsrecht des 
Königreich Würtemberg‘‘, zweite Auflage, II, 836—845.) In Würtemberg eriftiren im gan⸗ 
zen 5,005979 Kataflernummern, refp. Parcellen, in den Händen von 360135 Familien. 
(S. den Art. Orundvertheilung.) Dafeldft find die Ergebniffe Diefer genauen Barcellarver- 
meffung aller Grundſtücke in Karten verfchienener Größe eingetragen, diefe Karten auf Stein 
gezeichnet, in welchen fih Die Berechnungen der Gemeindemarken und Güterſtücke, die Gulturarten 
und Klaffen, wie die Namen der Befiger aus ven ebenfalld nievergelegten Vermeſſungs- und 
Bonitirungsregiftern vermerkt finden. Es kann jener Grundbeſitzer für einen fehr geringen Be: 
trag eine Gopie der Karte und Beſchreibung feiner Grundſtücke aus vem mit der Aufbermahrung 
der Katafterarbeiten und Flurkarten betrauten Archiv erhalten. @inleychtend gewährt ein Ka= 
tafter von folder Vollkommenheit ven Orunbbefigern für die mannichfaltigſten Zwede, Kauf 
und Verkauf, Erbtheilung, hypothekariſche Verſchuldung, wie Sicherheit ver Grenzen, die außer- . 
orbentlichften Vortheile, welche im Laufe der Zeit die aus der Staatskaſſe aufgewendeten, wenn 
gleichwol ſehr bedeutenden Koften der Parcelarvermeflung, Glafjification und Einſchätzung ber 
einzelnen Parcellen übertragen. 

So ift auch im Großherzogthum Heſſen, laut @efeh vom 13. April 1824 wegen Bollendung 
des Immobiliarkataſters und Infolge deffelben erlaffener Inftructionen, die genaue Vermeſſung, 
trigonometrifche Berechnung, Glaffification und Einfhägung aller Grundſtücke vergeftalt fort: 
ſchreitend gefchehen, daß Ichließlich Die Aufnahme, Kartirung, Berechnung und Ausfteinung vor: 
erft der Gemeinde⸗, Flur- und Gewann⸗-, dann der Parcellengrenzen, Tegterer auf Koſten ber 
Betheiligten, erfolgte. 

Ebenſo ift im Königreih Sachſen vie Kataftrirung mit günftigem Erfolge für die Orund- 
befiger ausgeführt. 

Über die zur Anfertigung des Kataſters nöthigen Operationen iſt auf Mau, „Grundſätze 
der Finanzwiſſenſchaft““, dritte Auflage, Abth. 2, ©. 29fg., befonders 6.319, ©. 37 fg., 
zu vergleichen. n 

In dem Art. Grundſteuer ift bereits auf deren Unentbehrlichkeit nicht 6lo8 für Die neuern 
Finanzſyſteme der Staaten, fondern noch mehr für die von eigener höherer Selbſtbeſteuerung 
abhängige Selbftverwaltung der Gemeinden, Kreife und Provinzen hingewieſen, und es wird 
diefe Unentbehrlichkeit der Grundſteuern auch von Gegnern dieſer Steuerart anerkannt. Liner: 
laßlich iſt aber die periopifche Revifion, felbft bei einer Gontingentirung innerhaͤlb ver Provin- 
zen oder Kreife, jedenfalls für dieſe Fleinern Diftricte. Am meiften entſpricht auch das Parcel- 
Iarkatafler dem Zweck iever Grundſteuerregulirung, einer möglichft gerechten und gleichmäßigen 
Übertragung der Steuer von allen Grundeigenthümern. \ 

Preußen überkam bei Befigergreifung der weftlihen Provinzen (Rheinland und Weflfalen) 
in benfelben zwar eine allgemeine Grundfteuer, jedoch mit ſehr unvollfommener Auögleihung 
und ungleiher Verrheilung. Deöhalb wurde bereitö im Jahre 1820 die Aufnahme eines voll- 
fländigen Grunpfteuer-Parcellarkatafters angeoronet.. Demzufolge ift durch das Grundſteuer⸗ 
gefeg für die weftlichen Provinzen vom 21. Ian. 1839 (Preußiſche Gefegfammlung für 1839, 
S. 30 fg.) die Grundſteuerhauptſumme für beide als gemeinſchaftliches Grundſteuergebiet be: 
trachtete Provinzen feftgeftellt, bezüglich contingentirt, fpäter aber, durch Geſetz vom 15. Det. 
1844 (Breußifhe Gefegfammlung für 1844, S. 596) megen ber periodiſchen Reviflon des 
Grundſteuerkataſters tefp. der Kataftralabfchägungen ver Gebäude und cultivirten Grundſtücke, 
ſowie wegen Erneuerung der Karten, Flurbücher und Mutterrollen durch eine ſtändiſche Bene: 
ralcommifflon und durch Speclsleommiffionen, Beflimmung getroffen. Nah dem Ergebniß 
diefer allgemeinen Reviflon find die Kataftralerträge der Verbände ver einzelnen Steuerpflihtiz 
gen aufs neue feftgeftellt und die folhergeftalt berichtigten Kataftralerträge im ganzen Umfange 
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der weſtlichen Provinzen der Befteuerung zu Grunde gelegt, danach auch die Kataſter der Ge⸗ 
meinden berichtigt worden. u 

Inzwiſchen find nunmehr jedoch für den ganzen Umfang ber preußifhen Monarchie, mit 
Ausſchluß ver hohenzollernſchen Lande und des Jahdegebiets, bie Gefege wegen anberweiter 
Regelung der Grundſteuer und Aufhebung der Grundſteuerfreiheiten vom 21. Mai 1861 er= 
gangen. (S. den Art. Grundſteuer.) Danach ift von einer Parcellarvermeflung und Kataſtri⸗ 
rung abgeflanden. Nach der Grundſteuerausgleichung werben die dem Staate vorerfl zu gewaͤh⸗ 
renden 10 Millionen auf die Provinzen, beziehungsweife einem befondern Grundſteuerſyſtem 
unterliegenvden Verbände vertheilt und vie auf fie entfallenden Grundfteuerhauptfummen ale 
beren Gontingente behandelt, innerhalb derfelben aber wiederum auf die einzelnen Kreife, inner: 
Halb diefer auf die Gemeinden und felbfländiger Gutäbezirke und innerhalb der Gemeinden auf 
die fteuerpflichtigen Liegenſchaften nad Verhältniß der Neinerträge gleichmäßig vertheilt. Die 
Feſtſtellung der Reinerträge der Liegenfhaften erfolgt nad Eulturarten und Bonitätsllaffen. 
An Ehlturarten werben unterſchieden: Aderland, Gärten, Wiefen, Weiden, Holzungen, Waſ⸗ 
ferftüde, Opland. Innerhalb jedes einzelnen Kreifes, beziehungsmeife Glaffificationspiftricts, 
werben für jede Culturart nicht mehr ald acht Klaffen angenommen. Der Glaffificationdtarif 
enthält ven für jede Klaffe jener Culturart pro Morgen in Geld feftzuftellenden Reinertrag. Zur 
Gontrole für die gleichmäßige Einſchätung find kreis- reſp. claſſificationsdiſtriectsweiſe Mufter- 
und Normalftüce auszuwählen. Die Vermeflung beſchränkt fi, ſoweit dafür richtige Karten 
nicht vorhanden, auf die Gemarkung und innerhalb derfelben auf Feſtſtellung der Grenzen für 
verſchiedene Klaffen und Gulturarten. Der Finanzminiſter miteiner zur Hälfte aus den Häufern 
ded Landtags gewählten Gentralcommifflon und den vier Generalcommiffarien , je einen für 
zwei Provinzen, führt die obere Aufſicht, während Innerhalb jedes Regierungsbezirks der Be⸗ 
zirkscommiſſar mit dem Obergeometer und den zur Hälfte von dem Provinziallandtage gewähl⸗ 
ten Mitgliedern der Bezirkscommiſſton für die angemeflene Ausführung forgt, welche in ven 
einzelnen Kreifen und Glaffificationspiftrieten unter Leitung eines Kreiscommiſſars den zur 
Hälfte von den Kreisfländen gewählten Einfhähern refp. Mitglienern ver Kreiöveranläagungs- 
commiffton obliegt. Auf die verfchievenen Geſichtspunkte bei Einfhägung der Grundſtücke in 
die Klaſſen veip. ihrer Reinerträge iſt noch beſonders hingewieſen. (Geſetzſammlung S.309 fg.) 

Die durch das Geſetz von gleihem Datum angeoronete allgemeine Gebäubefleuer ift dage⸗ 
gen nicht contingentirt. "Diefelbe richtet jich vielmehr durch Die ganze Monardie nad ver An⸗ 
zahl und Befchaffenheit ver der Steuer unterliegenven Gebäude und beftimmt fid) nach deren 
durchſchnittlichen jährlichen Nugungsmerth, gemäß des dem Geſetze beigegebenen Tarifs. 

Dies find in wenigen allgemeinen Zügen vie Beflimmungen, worauf künftig in Preußen 
das neu herzuftellende Grundſteuerkataſter fi gründen wird. 

Zu der hinter dem Art. Grundfteuer und zu ber im vorflehenven Artikel angeführten Lite- 
ratur, weldye das Katafterwefen mitbetrifft, ift insbeſondere noch hinzumweifen auf vie claffiiche 
Schrift. von Benzenberg, „Über das Katafler (Bonn 1818), eines um bie Kortfchritte in Der 
Grunpfteuerregulirung hochverbienten Mannes. (Vgl. über venfelben die von Haym herausge⸗ 
gebenen „Preußiſchen Jahrbücher‘‘, Berlin 1862, X, 187,289). B. A. Kette. 

Katharina IE. Niemand wird an viefer Stelle eine chroniſtiſche Überſicht der äußerlichen 
Geſchichte K.'s fuchen; noch weniger kann Beranlafiung gegeben fein, das Anekdotenhafte ihres 
Lebens hier zufammenzuftellen und ven perfönliden Schmuz abfläuben zu wollen, welder an 
ihrer Hiftorifchen Seftalt haftet. Gewiß jind auch vie Beftrebungen, aus der Individualität jener 
Frau deren Politik zu entwideln, in ihrer Weife Höchft verbienftlich gewefen. Aber ihr Weſen 
beruht nicht in diefem heimlichen Theile, welcher der Frau und der Kaiferin zu unleugbarer 
Schande gereiht. Als Hiftorifhe Erſcheinung ift fie in der ganzen Reihe ver Zaren von Peter 1. 
bis Nikolaus die einzig wahrhaft monumentale Geſtalt. Wie ungbeigroßen Kimftlern und Künft- 
lerinnen Hinter ihrem Auftreten und Geftalten ihr Privatleben in Dunkel zerfließt, ebenfo moͤch⸗ 
ten wir fpeciell für K. diefe Betrachtungöweiſe in Anfpruch nehmen, da auch fle während ihrer 
ganzen langen Laufbahn mehr ald Künftlerin für großartig concipirte Ziele und Zwecke auf: 
tritt, als daß man eigentlich fagen Fönnte, ihr Wirken fet fo recht aus dem Innerften Kerne einer 
mädtig angelegten Natur als unwiderſtehliche Nothwendigkeit bervorgequollen. Nach dieſer 
Seite blieb fle immer Weib mit all den taftenden Vorfihten und jenen natürlichen Schlauhei: ' 
ten bes weiblichen Naturells, welches fich bei ihr nach ver edlern Seite des Gefühle verhältniß⸗ 
mäßig fo wenig enttoidelt zeigt. Zeit und Umflände waren ihr günftig wie wenigen Herrſchern. 
Selbſt Aleranver I. nit und vollends nicht Nifolaus J. obgleich auch dieſe beinen eine lange 
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Jahresreihe hindurch auf dem Zarenthrone ſaßen, find ihr vergleichbar im geifligen Erfaflen 
der großen europälfhen Geſchichtsepochen, worin fie lebten, noch auch in der gewandten Be: 
augung der in ven Verhältniffen des Reiches gegebenen @elegenheiten, um jenen großen Ge⸗ 
banfen Peter's L., ven man fein Teſtament nennt, nicht blos äußerlich, fondern auch aus hoͤherm 
geifigen und ſtaatsmänniſchen Standpunkte feiner umfaffenden Verwirflihung zuzufdrdern. 
Dabei ward fie vom Glücke des Erfolgs begünſtigt, wie vor und nad ihr fein Träger der 
Barenfrone. | 
Bas wir ihr zum Verdienſt als ruſſiſche Zarin anrechnen, wird von europaifchen und mo= 
ral:politiicden Standpunkte nit einen Augenblick unfer Urtheil über K.'s Principien, nament⸗ 
lid in der äußern Politif zu mildern vermögen. Die Conſequenzen derfelben, welde durch K.'s 
Einfluß vermittelt und mit den verwerfliäften Mitteln ins Werk gefeßt wurben, ragen auch noch 
in unfere Gegenwart ald Fluch der böfen That herein. Europa kann niemals vergeflen, daß yon 
jenem zeitgenoͤſſiſchen Dreigeflirn großer Regenten gerade K. ed war, welche Friedrich I. und 
Maria Therefia nur allzu Häufig aus ihren leuchtenden Bahnen heraudlenkte und die Schatten 
über fle brachte, welche ald tiefe Flecken ihres Glanzes auf ihnen laften. Dennoch darf man auf 
ber andern Seite feinen Augenblid verfennen, daß kein einziger Zar feit Peter J. in gleicher Weife 
wie K. dem Eintritt Rußlands in das europälfche Staatäleben nicht blos ven Schein, ſondern 
bie Wahrheit einer moralifgen Berechtigung zu verleihen geſtrebt hat. Wenigftens theoretiſch 
zeigt ih K. überall von der Überzeugung durchdrungen, daß nur eine gefeglihe Feſtſtellung 
zwifhen dem Herricher und Unterthan einem Staate die innere Garantie dauernden Beſtandes 
zu geben vermöge. Theoretiſch fehen wir überall den Gedanken vertreten, daß nur eine wirkliche 
innere Europäifirung der focialen und politifchen Verhältnifle jene Entwickelung der materiellen 
Hülfsmittel Rußlands begründen kann, welche ven mehr durch glückliche Umſtände und gelun- 
gene Handſtreiche, ald dur innere Kraft zur Großmachtſtärke gelangten Staat auf vielem 
Standpunkte zu erhalten vermoͤchte. 

Wenn feldft nicht mehr, fo lag darin das Zugeftänpniß, daß der ruſſiſche Abſolutismus ſich 
in einer nur auf das Schwert und Henkergsknechte geftügten Herrſchaftsübung nicht mehr voll: 
kräftig fühle. Er fuchte nach moralifcher Berechtigung, er wollte felbft um ven Schein einer fol: 
Gen son feiner Unbegrenztheit einen Theil preisgeben. Aber freilih — dies alled nur in ber 
Theorie. Denn K. war ein Weib, und ihr Gatte und Vorgänger Peter III. war im Anlaufe nad 
ähnlichem, jogar nad hoͤherm Ziele geftorben, weil er fein Mann zu fein vermochte. 

Sie war ein Weib, ihre Staatsmänner waren gleichzeitig die Bünfllinge ihrer weiblichen 
Neigungen. Das Bewußtjein des Mangels an männlichen Eigenſchaften trieb die eitle Kaiſe⸗ 
rin, wie wir es oft bei geiftig hervorragenden und gemlthlich unbefriedigten Frauen finden, in 
die ſchwindelnden Höhen ver damals mobernften Philofophie. Dad Fundament aber, um dieſe 
Höhen fihern Fußes zu betreten, fehlte ihr. So nahm auch fie die äußern Erſcheinungen einer 
überreizten Ausbildung folder Theorien für wahre und nothwendige Zeichen eined Stand- 
punktes „auf der Höhe der Zeit. Nebenbei paßten fie zu ihrem Naturell und deſſen Neigungen. 
Die principielle Frivolität der Voltaire'ſchen Schule, bereits durch Cliſabeth I. und Anna's Hof: 
haltung praftifch in das peteröburger Leben übertragen, obſchon ganz ohne Voltaire und Schule, 
wurde in immer weitern Kreifen der Vornehmen zur Lebensordnung. Unterbeflen war das Volt 
bei ven Anfängen einer gewaltfamen und blutbefledten Bildung ftehen geblieben, ſoweit fie ihm 
Peter I. aufgedrungen; diefe ſelbſt Hatten ſich natürlich in der nur traditionellen Überlieferung 
wieder verrußet; die Maffen hatten von ihren eigenen Vorzügen gerade fo viel hingegeben, als 
fie von ven Außerlicpkeiten frembländifcper Gultur angenommen. Gleichzeitig waren fo viel 
Elemente fremder Art, Sitte und Geftaltung zu dem ſchon durch Peter aus feinem Gleichgewicht 
gebrachten national⸗ruſſiſchen Weſen getreten, daß K. oder ihre Staatsmänner dad dringende 
Bedürfniß empfanden, dieſes entſtehende Chaos vielfältiger Einzelgeflaltungen unter gemiffen 
Normen und Formen zufammenfaffen. 

Ganz Europa war damals vom Gentralifirungsfuften Frankreichs verblendet. Wie heute 
England die Normen und Geftaltungen bietet, venen die conftitutionellen Entwidelungen Der 
Völker des europäifchen Continents zufiteben, fo bot damals das adfolute Frankreich den Fur⸗ 
ſten und Regierungen das Vorbild für ihre Staatsgeſtaltungen. Auch Rußland glaubte dieſem 
Ziele zuarbeiten zu müſſen, und ſo begann unter K. jenes Syſtem der nivellirenden Regierungs⸗ 
weiſe, welches man heutzutage im Namen der Ruſſificirung zuſammenfaßt. Allein es war eben 
feine Ruffificirung im nationalen Sinne, ſondern bezweckte einzig eine Uniformität nach peters⸗ 
burger Spealen. Nothwendig mußte die Ausführung ven national⸗ruſſiſchen Kern des Reichs 
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unbefriedigt laſſen, alle nichtruffifhen Elemente des Reichs erbittern. So war man bei allen 
Gelegenheiten wiederum auf die ſoldatiſche und polizeiliche, auf die gefeglofe Gewalt des Staats 
über feine Unterthanen gewiefen. DaB dabei den ruſſtſchen Staatsmännern damaliger Zeit 
die Idee vorſchweben mochte, es könne eine einheitliche Norm der Staatöverwaltung am beften 
aus einer einheitlichen Form der Gemeindeverwaltung hervorgehen, ſcheint zwar die Aufzwin- 
gung der „Städteordnung“ K.'s zu beweifen; allein auch diefe Maßregel follte ohne Berückſtch⸗ 
tigung der national=Hiftorifch begründeten Stellung der Städte zum Flachland in Rupland voll- 
führt werben. Wie Peter in der zwangsweiſen Entwidelung einer allgemeinen Induſtrie die 


ſocialen und gewerblichen Zuſtände feines Reichs mit denen der Niederlande verwechſelt hatte, 


fo verwechſelte man jegt die Wechſelwirkungen zwifchen der ftäbtifchen und ländlichen Bevoͤlke⸗ 
rung Rußlands mit denen zwifchen einem wirflihen Bürgerthum und der Bauernſchaft im civi⸗ 
liſtrten Europa. Man wollte Unmögliches und mußte alfo feheitern. 

Dies ift die eine Seite des Bildes. Zu gerechter Würdigung der Verhältniffe dürfen wir 
dagegen nicht vergeflen, daß die ruſſiſche Politik im Innern bereits damals nicht mehr auf einen 
rein nationalen Boden geftellt werden Eonnte, da Kurland, die ehemals polniſchen Provinzen, bie 
öftlichen Uferlande des Schwarzen Meered zu dem urfprünglichen Mosfowiterreih und den ver= 
hältnigmäßig nicht umfänglichen Eroberungen Peter’8 I. kamen, welche überdies bis dahin nicht 
nur dem Namen, fondern der That nach einen in jeder Hinficht abgefonverten Theil des Neichd 
gebildet hatten. Wenn wir endlich der ſich ſelbſt überrafchennen Machtentwickelung der ruſſiſchen 
Politik nad außen und ihres bereits außerorbentlich großen Einfluffes gedenken, fo erſchien da⸗ 
mals der Berfuch nicht ohne innere Berechtigung, das Staatöleben nad einer vom peteröburger 
Cabinet ausgehenden Norm auszubilden, welche gewiffermaßen eine Bermittelung des Natio= 
nallebend mit der An: und Aufnahme fremder Elemente anftrebte. Auch trat damals die Un⸗ 
möglichkeit einer Übertragung weft: und mitteleuropäifcher Zuftände auf Rußland ebenfo wenig 
grell hervor, als die Unmöglichkeit einer Verpflanzung ruſſiſcher Verhältniffe nach ver Weft- 
hälfte Europas. Herrſchte doch der abfolute Staat allenthalben, ja felbft in feinen Formen nod 
nicht jo grundverfähieden vom ruffifchen Abfolutismus, als wenige Jahrzehnde fpäter; Hatte 
doch dad Volk noch nirgendé gefprochen, und trandigirten doch die Lehren der Encyflopädiften 
erft in auögemwählte einzelne Kreife ver Gebildeten. Nod fehlen e8 thunlich, diefe wie ein geifti= 
ges Modeſpielwerk der vornehmen Welt betrachten zu koͤnnen, gefahrlos für ven Beftand der 
politiſchen Dinge, bequem zur Losfagung mit geiftreihen Wendungen von den Überlieferungen 


ſchwerfälliger Sitte und Zucht im geſellfchaftlichen Leben. Ofteuropa hatte feine Ahnung vom 


Bevorſtehen einer europäifhen Umwälzung. ' . 

Da brach die Franzoͤſtſche Revolution in die legten Regierungsjahre K.28 herein. Obgleich 
Rußland, folange die Zarin lebte, äußerlich davon unberührt blieb, fo fluteten dennoch deren 
geiſtige Strömungen aflenthalben über die neuvorgefihobenen Weflgrenzen des Reihe. Die 
augenblickliche Folge im petersburger Cabinet war dad Aufgeben aller Plane, durch deren Ver 
wirklichung der Abfolutismus in feiner Machtvollkommenheit hätte beſchränkt, dem Volke 
irgendein Einfluß auf die Geftaltung des Staatslebens hätte gegeben werben follen. Nach allen 
Seiten Hin wurden plöglich die Zügel aufs flrafffte angezugen, wurde bereit bie fpäter zum 
Princip erhobene Abfchließung gegen das europäifche Leben eingeleitet. 

So endete die erfte fcheinbare Unterbrehung des biöherigen zariihen Regierungsſyſtems 
mit einer Wiederaufnahme veffelben. Immerhin war K. die erfle europäifche Kaiſerin auf dem 
ruſfiſchen Throne gemwefen. Unferd Erachtens find nun zu ihrer richtigen Beurtheilung die Vor: 


.ausgänge und Umflände ihrer Thronbeſteigung genau ind Auge zu faflen, um von da aus der 


Entwidelung ihres Regiments folgen zu koͤnnen. Es hatte erflaunlich viel Mühe gekoſtet, die 
Heine Prinzeſſin von Zerbft zur Gemahlin des vorausſichtlichen Kaifers von Rußland zu ma= 
hen; namentlich Friedrich II. hatte dad Arrangement angeregt und feinen Einfluß dafür ver- 
wendet. Auffallendetweife fümmerte ſich jedoch die preußifche Diplomatie am peteröburger 
Hofe am menigften um K., folange fie noch Großfürftin war. Daß aber K. fih bei Elifabeth’s 
Lebzeiten ſchlecht genug befunden und erft fehr allmählich, indem fle der Kaiferin perfönlih an= 


genehm wurde, fich zu einer beffern Stellung zu emancipiven vermochte, ift an ſich befannt und 


durd die von A, Herzen beraudgegebenen Memoiren K.'s noch unwiderleglicher bewieſen wor⸗ 
den. Immerhin darf es vermwundern, daß viefe Aufzeihnunggn, deren Echtheit mol ſchwerlich 
in Abrede zu flellen ift, fo erflaunlich wenig von der fpätern Bedeutſamkeit ver Kaiferin ver: 
rathen. Sie bewegen fi faft nur in den Intereffen ihres fchlechten Eheverhältniffes, ihrer 
perſoͤnlichen Stellung am Hofe und überhanpt in einem Ideenkreiſe, welcher über die gemöhn- 
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lichen Intriguen ber Prinzeffinnen zweiten Ranges kaum hinausgeht. Wir Haben in der Lite: 
ratur viel intereffantere und hiſtoriſch bebeutjamere Aufzeihnungen von viel weniger bedeuten- 
ven Frauen. Nur pſychologiſch Mären fie manches auf, 3. B. vie Eingewöhnung in Verſtel⸗ 
fung und Hinterhaltigfeit, melde auch der Kaiferin in der Fülle ihrer Macht niemals wieber 
fremd wurde. 
@8 fheint jedoch In der That kaum, daß K. bis zu den lehten Momenten ver Raiferin Cliſa⸗ 
beth jemals ernfllich in dem Gedanken gelebt habe, bereinft vegierende Katferin und zwar eine 
fo epochemachende Kaiferin des ungeheuern Reichs zu werben. Aber, allerdings trat ſchon 
damalß ihre überaus große Klugheit und die Schlaufeit in Benugung aller Mittel bei mehreren 
Gelegenheiten und namentlich auch in ihren Familienverhältniffen außerorventlich prägnant her= 
vor. Died fheint den Großfanzler Eliſabeth's, Beſtuſchew, bei deren langfamer Auflöfung vor⸗ 
zugöweife bewogen zu haben, fein Augenmerk auf die Großfürftin zu richten, um durch dieſelbe, 
welche troß aller Untreue einen außerorbentlichen Einfluß auf ihren Gemahl übte, den zufünfti- 
gen Raifer zu beberrfchen. Dur ihn wurde K. in die Höhere Politif eingeführt und wol felbft 
ſchon auf den Gedanken Hingewiefen, allmählich an ihres Gatten Stelle die Zügel der oberften 
Gewalt in ihrer Hand zufammenzufaflen. Peter II. war nun eine Perfönlichkeit, welche aller: 
dingdallerlei gute Intentionen hatte, aber fi nurvon Wallungen und Leidenſchaften beherrſchen 
ließ. Hätte K. nicht immer durch neue Lüſternheiten den kaiſerlichen Gemahl aufs äußerſte er⸗ 
bittert, fo würde fle wahrſcheinlich fatt feiner geherrſcht haben, währenn freilich jenem ver Na⸗ 
men geblieben wäre. Allein währen fle in Beziehung ihrer finnlihen Neigungen ihre fonft fo 
große Klugheit durchaus nicht zur Herrſchaft fommen zu laffen vermochte, erwuchs in dem zwar 
wohlwollenden, jedoch maßlos eigenfinnigen Herrn nach feiner Thronbefleigung gerade vaffelbe 
Oppoſitionsgelüſt gegen alles, was in den ruffifihen Verhältniffen und in der politifihen Lage 
naturgemäß gegeben war, welches nach K.'s Tode auch die bizarre Herrſchaftsperiode Pauls I. 
bezeichnet. So trat Peter, nachdem er einmal zum unumfchränften Träger der oberften Gewalt 
geworden, feiner Gemahlin und den von biefer (beziehendlich von Beſtuſchew) vertretenen Prins 
cipien geradezu feinblih gegenüber. Sie mußte bald erfennen, daß e8 nur eine Brage ver Seit 
war, daß fie vom Kaiſer verftoßen und wahrſcheinlich, wie e8 bisher unter ähnlichen Verhält⸗ 
niſſen herkommlich geweſen, ewiger Kloftergefangenichaft oder dem Tode überliefert werben 
mürbe. Wie bei: leidenſchaftlichen Menſchen ohne innere Kraft und ohne ven feſten Rachhalt ver: 
Rändiger Überzeugungen fo häufig ifl, fo fehlen auch Peter II. alle feine Entſchlüſſe und Plane 
mit einem mal, blos durch die rüdfichtslofe Anwendung der in feine Hand gegebenen Gewalt in 
Ausführung bringen zu wollen. So wurde ed K. leicht, indem fie den Haß ihres Gemahls gegen 
id zur Schau trug, deſſen Miögriffe zu benugen, um ſich ſelbſt zum Mittelpunfte der unzufrie= 
denen Barteien zu machen. Dan kann Hier nit in Einzelnes eingehen; aber da es K. darauf 
anfommen mußte, ſich namentli zunächſt als gute Ruffin zu zeigen, fo wurde bie zufahrende 
Haft und Gewaltſamkeit, womit der Kaifer in reformatorifcher Adficht die kirchlichen Gewohn⸗ 
beiten und Anfchauungen der Nation verlegte, um jo verhängnißvoller fürihn, als K. durch ihre 
geihickt affeetirte, ferupuldfe Anhänglichkeit an Die orthodoxe Kirche und deren Gehräude die 
Geiſtlichkeit wie die Maffen zu gewinnen wußte. Selbſt in ihrem Thronbefteigungsmanifeft, 
welches die Entthronung des Zaren rechtfertigen folfte, wies fie ausdrücklich auf die fehr erniten 
Gefahren Hin, die vem orthoboren Glauben aus Peter’s III. längerer Regierung erwachſen fein 
würden. Aber auch das Heer verfeinbete fi Peter, indem er e8 mit Einem Schlage aͤußerlich und 
innerlich verpreußen wollte, während K. durch ihren Günftling Gregor Orlow namentlich in der 
von den Meformen am härteften berührten Garde einen mefentlihen Einfluß gewann. Der 
zuffiihe Hochadel endlich, welcher fi unter dem bisherigen Frauenregiment fo außerordentlich 
behaglich gefühlt Hatte, war ebenfalls mit der knappen und ſtraffen Art, womit Peter debutirte, 
überaus unzufrieden und nur allzu geneigt, die Herrfchaft eines Mannes wieder mit der einer 
Frau zu vertaufchen. Und auch im Volke felhft fland den nicht entgegen; denn alle Voͤlker, 
welchen ein dunkler, aber gewöhnlich richtiger Inftinct fagt, daß ihre Zuflände dem Autokratis⸗ 
mus noch nicht entwachſen find, Hoffen doch immer mildere Formen vefjelben bei feiner übung 
tur eine Frau als durch einen Mann. 

So wurbe e8 K. leicht, die befannte Revolution ind Werk zu fegen, welche fie auf den Thron 
bob. Es war indeſſen eine Palaftrevolution ganz in der rohen Weife, wie fie Rußland von jeher 
geiehen und auch fpäter wieder ſah, nur mit überrafhender Benugung momentaner Umſtände 
bewerkſtelligt, ſodaß dadurch auch’ für K. die dauernde Herrſchaft nicht im geringften garantirt 
torden wäre. Allein man darf nicht vergeflen, daß den im Kriege mit Friedrich IT. verwickelten 
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Mächten dieſe Thronbeſteigung K.'s ebenfalls ſehr willfommen war, weil fie eine Wieberher- 
ftellung ver auswärtigen Beziehungen nad) vem Borgange Elifabeth’8 zu verheißen ſchien. Die 
damals zu Petersburg wirklich bedingenden Mächte, Frankreich und Oſterreich, unterflügten alfo 
das neue Regiment durd ihre Geſandten, foviel fie nur immer verniochten. Wirklich erklärte 
auch K. im Thronbefteigungdmanifeft, daß Peter Il. Rußlands,Staatsehre“ durch den Frieden 
‚mit beffen ärgftem Feinde“ (Friedrich IL.) in den Staub getreten habe. Jedenfalls ahnten 
weber die auswärtigen Mächte noch der ruſſiſche Adel etwas davon, daß K., welche jet jo gefü⸗ 
gig ſchien, ihnen fo bald über die Hand wachſen würbe. 

Der erſte Blitzſtrahl, welcher das auf Friedrich's tieffte Demüthigung fpeculirende Ausland 
traf, kam fo unerwartet, daß man ſelbſt bis heute aller eigentlich politifchen Erklärung dafür ent- 
behrt. Wir meinen den Umftand, daß K. faum 14 Tage nad) dem Erlaß des Thronmanifeftes 
die dort in Bezug auf Friedrich IL. gebrauchte Außerung als einen „Uberfegungdfehler‘‘ bezeich⸗ 
nen ließ und den zwiſchen Friedrich und Peter I. abgeſchloſſenen Friedensvertrag durchaus be⸗ 
flätigte, für heilig und unverleglih erklärte und dur Zurüdberufung ver ruffifhen Truppen 
aus den von ihnen befegten preußiichen Provinzen befräftigte. Man hat fogar, un bie Dunfel- 
heit dieſer Widerſprüche aufzubellen, ven Beweis anzutreten verſucht, K. ſei eine natürliche 
Tochter Friedrich's II. geweſen und von dieſer Thatſache erſt nad) ihrer Thronbefleigung unter: 
richtet worven. Abgefehen davon, daß K. fich fonft erflaunli wenig abhängig von Familienbe⸗ 
ziehungen gezeigt hat, widerſpricht einer folhen Annahme auch der ganze Charalter ihrer ſonſti⸗ 
gen Perjönligkeit. Viel natürlicher erigeint die Annahme, daß K., welche mit jener Phrafe des 
Thronbeſteigungsmanifeſtes nur die Rechtfertigungsgründe für Peter's Entthronung vermehren 
und zugleich die Gunft der Armee fich zu fichern gedacht Hatte, nunmehr im Beſitze der Macht id 
ſtark genug fühlte, um nach außen Hin denjenigen Weg einzufchlagen, welchen Be für ihre Ent: 
würfe als den zweckdienlichſten erachtete. K. befaß aber ſicherlich Scharfblil und Menſchen⸗ 
fenntniß genug, um den Stand der Friegerifchen Dinge zu überſchauen, die Erſchöpfung aller 
flreitenden Mächte zu würdigen und aud recht wohl zu erkennen, daß von allen Gegnern einer 
Erftarfung Rußlands Friedrich II. die gebieterifchfle Aufforderung empfinden mußte und die ent⸗ 
ſchiedenſte Fähigkeit befaß, viefelbe zu verhindern. K. bedurfte aber zunächſt des Friedens, um 
die innern Eroberungen Rußlands, welche faft fett vem Tode Peter's 1. vernachläfjigt waren, 
mindeſtens fo weit zu führen, daß fle auf dem europäiſchen Schauplage wieder mit ber ganzen 
Wucht der der Größe des Reihe entiprehenden Macht aufzutreten vermoͤchte. Die Gegner 
Friedrich's mußten auch bereits beim Nüdtritte 8.8 aus ihren Reihen vie bedingende Wucht 
Rußlands empfinden ; ſie fahen ſich fozufagen gendthigt, ven Krieg im Sande verrinnen zu 
laſſen, um zum Qubertusburger Frieden (15. Febr. 1763) zu gelangen, welcher vem König von 
Preußen auch nicht ein einziges Dorf nahm. 

Daß dieſer Eindrud auf das Ausland Fein dauernder fein und im Gegentheil bei erſter Ge⸗ 
legenheit eine Reaction beraudfordern werde, wenn ſich das Kraftbewußtfein Rußlands nicht 
jehr entfchieden zu bewähren vermöchte, daran konnte K. allerdings feinen Augenblid zweifeln, 
als Frankreich, Spanien und noch andere Höfe fofort neue Gelegenheit nahmen, um mit dem 
Streite über den Kaifertitel der Zarin Rußland wieder aus dem europäifchen Concert hinauszu⸗ 
weifen. Nur mit Mühe fegte die Kaijerin ihre Anſprüche durch, und im Gefühle der Unjicherheit 
ihrer äußern Verhältniffe, ſowie aud im Bewußtſein des Unmuths der ruſſiſchen Ariftofratie, 
welcher bei ihrer Ihronbefteigung unbeflimmte Zufiherungen für eine Art von Verfaſſung ge— 
_ macht worben waren, wußte fie vorläufig noch mit einer Reihe von liberal ſcheinenden Maßre- 

geln den eigentlichen Beginn der organischen Neuordnung im Innern zu vertagen. 

Diefe Mapregeln waren jehr geſchickt gewählt. Dem Volke erwies man fich gefällig durch 
Herabſetzung des Salzpreijes, durch Abfhaffung der Kolter, dur Normen zur Regelung des 
Handelsweſens, durch die Stiftung von Hospitälern und Armenhäufern u. dgl., während 
auch die Rückkehr zur alten Uniformirung und den ruſſiſchen Gebräuchen in ver Armee nicht 
wenig zur Popularität der noch immer mit einigem nationalen Mistrauen betrachteten deutſchen 
Zarin beitrug. Den wirklich reformfreundlichen Elementen gefielen aber die firengen Ufafe gegen 
die Käuflichkeit dev Ämter, gegen vie Übergriffe ver Beamten und die Berorbnungen zur Be— 
ſchränkung der Gewalt der Civilgouverneure. Der Adel endlich, welcher unter Anna und Elifa = 
beth wieder allmählich zu einer Art von Stand eniporgetwachen war, fand fi) dadurch geſchmei⸗ 
delt, daß die Garveregimenter, welche gewiffermaßen gewohnt waren, ſich ald Prätorianer zu 
betrachten, bedeutend vermehrt wurden, während vie Offizierſtellen darin dem Adel ausfhließ- 
li verbleiben follten. Ebenfo wenig ward der Klerus vergeflen. Nicht daß etwa K. die vorpe=- 
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triniſche Selbftändigfeit ver Kirche wiederherſtellte, wol aber gab fie verfelben die Verwaltung 
ber Kloſtergüter zurücd, wenn auch wahrfcheinlich in ver Vorausſicht, daß ver Streit darüber 
innerhalb der Klerifei felbft rajch genug wieder auf eine. Höhe fleigen werbe, um vie Einmifihung 
des Staats erwünfcht zu machen. Diefer Galcul war befanntli auch ganz richtig, K. Eonnte 
fhon zwei Jahre fpäter die Maßregel zurücknehmen, ohne daß dadurch eine größere Aufregung 
in der Nation entfland. 

Die Geſchichte ver Auflöfung Polens ift bereits fo vielfach erörtert, daß eine Wiederholung 
ihrer Ginleitungen an biefer Stelle beinahe nur langweilen Eönnte. Sie fommt und ald That 
auch weniger in Betracht ald wie in ihren voͤlkerrechtlichen Folgen, theild in Beziehung auf die 
allgemeine europäiſche Politik, theils in Bezug darauf, daß Preußen und Oſterreich dadurch für 
lange Zeit ihre naturgemäße Stellung als Vertreter Mitteleuropas verloren und mit ihrer 
Wucht weiter nach Oſten rückten, dort aber von der koloſſalen Groͤße ver ruſſiſchen Macht in 
zweite Reihe gedrängt blieben. Daß die Vorausſicht einer ſolchen Verſchiebung des mitteleuro⸗ 
päiſchen Schwerpunktes bereits für Peter's J. Einmiſchungen in Polen und die Feſtſetzung der ruſ⸗ 
ſiſchen Macht in dem fich ſelbſt zerfleiſchenden Lande maßgebend geweſen fein ſollte, iſt ſchwerlich 
anzunehmen. Seit jener Zeit aber hatten ſich die Machtverhältniffe Preußens und feine Stel- 
lung zu Polen wie zum oͤſterreichiſchen Kaiſerreich auch dermaßen verändert, daß Rußland, we: 
nigſtens al8 K. den Thron beflieg, nicht entfernt mehr daran denken fonnte, fi ganz Polen zu 
bemädtigen, ohne einen außerorbentlih wirffamen und fehr wahrſcheinlich das ruſſiſche Rei 
jelbR tief beſchädigenden Widerſtand bei ven beiden deutſchen Großmächten zu finden. K. aber 
war ſcharffichtig genug, um zu erfennen, daß einen größern Vortbeil als diefer Verſuch die 
Vereinigung namentlid Preußens im gleichen Intereffe mit Rußland an Polens Selbſtzerrüt⸗ 
tung bringen koͤnne. Preußen wiederum war damals, und bejonberd unmittelbar nad dem 
Siebenjährigen Kriege, keineswegs ſtark genug, um in der Beforgniß, ſpäterhin einer dauern⸗ 
den Abhängigkeit von der ruffiihen Politik zu verfallen, vie darauf abzielenden Anregungen 
von der Hand zu weifen. So wenigfiens wird e8 erklärlih, daß Friedrich ver Große bereits 
1764 jmen geheimen Vertrag zu Peteröburg unterzeichnete, deſſen zugeflandener Zwed die un: 
verfehrte und vollfländige Aufrehthaltung der anarchiſchen Inftitutionen Polens war. Indem 
aber unter die ſen die freie Königswahl und die Ausfchliegung jedes nichtpiaflifchen Kandidaten 
obenan geftell& wurden, ſchloß der Vertrag die Eventualität der bewaffneten Intervention in ſich 

ein. Diefe je nach Umſtänden für Rußland over Preußen offen zu Halten, darin lag der Schlaus 
heitöjleg der vuffiichen Diplomatie; denn Rußland war bei allen Parteien gehaßt, Preußen in 
den großen Maſſen populär, jedoch nunniehr unbedingt an Rußland gebunden. 

Die unmittelbar folgenden Ereigniffe find befannt: vie Konföperation von Bar, der vier- 
jährige Bürgerkrieg, Rußlands Verhalten u. |. w., ebenfo dab Polen von den Mächten des 
Abendlandes im Stiche gelaffen wurde, da Frankreich im Augenblid feine Intereffen nicht dahin 
wendete, und England fich wegen feiner Verwickelung mit den norpamerifanifchen Golonien leb⸗ 
haft fcheute, die ihm von K. dur den flugen Vertrag vom 1. Juli 1766 gewährten Handels: 
vortheile, deren ed in Rußland genoß, um Polens willen auf das Spiel zu fegen. Die Türfei 
blieb der einzige Staat, welcher fein eigenes Intereffe in vemjenigen Polens fo-außerorbentli 
gefährdet ſah, daß er Rußland einen Krieg erklärte. Ob die Türfel dazu nicht von Öfterreih 
und Frankreich im geheimen getrieben war, iſt allerdings nicht feftgeftellt, jedoch kaum unwahr⸗ 
ſcheinlich, da ein zweiter Vertrag zwilchen Preußen und Rußland beftand (1767), welcher beide 
zu einer Allianz vereinigte, „falls“ Sſterreich zur Verhinderung der ruſſiſch-preußiſchen An⸗ 
ſchläge Truppen nach Polen einrücken laſſe. 

Gerade die türkiſche Diverſion, welche unter andern Umſtänden Rußlands Plane wol noch 
lange zurückgeſtellt haben würde, ſollte diesmal den ruſſtſchen Waffenthaten zur glänzendſten 
Genugthuung dienen. Es tft bekannt, daß durch die Croberung der Krim und Beſſarabiens, 
ſowie durch Die Vernichtung der türkiſchen Flotte ganz Europa von einem faſt paniſchen Schrecken 
vor der Furchtbarkeit der ruſſiſchen Land: und Seewaffen erfaßt wurde. Ofterreih ſtand faſt 
iſolirt deren koloſſalen Kortjegritten gegenüber (befonverd da aud England, wenigſtens durch 
jeine Marineoffiziere, fih an der Zerflörung der ottomanifhen Marine betheiligt hatte). Die 
militärifche Poſition, welche Rußland in Beflarabien und Polen einnahm, ſowie Preußens dro- 
dende Stellung in ver noͤrdlichen Flanke war aber zu gefährlich, als daß Sſterreich mit den 
Waffen gegen die polniſchen Plane und für die Türkei einzutreten vermocht hätte. Im Jahre 
1771 war bie Lage Polens wie der Pforte gleichermaßen hoffnungslos, und fo erſchien es für 
Raria Thereſta noch ein ganz erträgliher Ausweg, um ben Preis ihrer Zuftimmung zu der 
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polniſchen Theilung, die ihr Doch noch ungleich wichtigere Rettung der Donaufürftenthümer, zu 
deren Zurüdgabe an die Türkei fih K. bereit erklärte, zugleich mit ver Bewahrung des o8mani- 
ſchen Reichs vor feinem gänzlichen Zerfall durchzuſetzen. So vollführte fih dieſe erſte Theilung 
oder vielmehr die Amputation der die Lebensfähigkeit des ſarmatiſchen Reichskoͤrpers bedingen⸗ 
den Glieder. 

Rußland hat immer feine größten Vortheile dadurch errungen, daß ed nach außen Hin feine 
Berechtigungen als europäifher Staat wie eine felbftverftännliche Sache Hinftellte, während es 
im Innern des Reichs ſich gerade durch die Losſagung von den Rüdfihten auf Europa eine ge= 
wifle Popularität feiner Politik zu ſichern verſtand. Nach der erften Theilung Volens zeigte fich 
vecht genau, wie [hart K. dieſen unleugbaren Bortheil ver Poltion aufzufaflen unt auszunugen 
verftand. Während Preußen und Ofterreich fi abmühten, für ihre Beteiligung an nem furcht⸗ 
baren Gewaltacte die Verzeihung Europas und ihrer eigenen Untertbanen durch moraliſche 
Beihwichtigungen und ſcheinbare Rehtöausführungen zu gewinnen, verfprah K. den Polen 
nit mehr und nicht weniger, als was die Ruſſen bereit befäßen, und ſchmeichelte ven Ruſſen 
fogar dadurch, daß fle deren Luft, das Schreckbild der Völker zu fein, dem mit ver Sanction der 
Theilung noch immer zögernden polnifhen Reichſtage mit ver Drohung vor Augen flellte: bei 
längerm Widerſtreben werde fle ganz Bolen confldciren, Warſchau ver Plünderung und ven 
Blanımen preisgeben. 

Wenn dieſes ploͤtzliche Hinüberfpringen in ruſſiſche Barbarei bei einer Zarin faſt unbegreif- 
ich Scheint, welche fich fo gern als „Philoſophin auf dem Thron’ bemunbern ließ und aud) ſpäter 
mancherlei ernfthafte Anläufe nahm, um Rußlands innere Theilnahme an der europäiſchen 
Civiliſation zu vermitteln, fo darf man doch nicht vergeflen, daß gerade in diefem Moment ein 
Herauskehren des Ruſſenthums, felbft mit feinen Robeiten, der Kaiferin Hoffnung gab, recht 
bedenkliche innere Gefahren zu befeitigen oder Doch zu verniinvern. Denn im Innern des Reichs 
hatte e8, troß feines äußern Glanzes, feit K.’8 Thronbefteigung fortwährenn gekocht und ge- 
gärt. Wiederholte Verſchwoͤrungen, meuchelmoͤrderiſche Anſchläge gegen die Kaiſerin und ihre 
nächſte Umgebung, immer wiederholte Brandlegungen in Peteräburg und Moskau, dazu das 
Auftreten-von ſechs falſchen Peter II. u. |. m. zeugten dafür, welche gegnerifchen Elemente in ber 
Tiefe wühlten, während von oben her ver Glanz der Petersburgifirung fich über das Land aus- 
breiten wollte. Außerdem hatte eine furdtbare Peftepidemie, welche (1771) von der Moldau 
audgehend die Ufraine überzog und bis Moskau vorbrang, unter dem unwiſſenden und aber= 
gläubigen Volke eine jehr gefährliche Erbitterung erregt, an welche fi in einem unverfennbaren 
Cauſalnexus der Aufftand Pugatſchew's anfhloß. Allen viefen Dingen begegnete nun K. mit 
einem außerorventlichen richtigen Verftänpniffe der ſchwachen Seiten ver ruffifchen Nation da⸗ 
dur, daß fie die Regierung, namentlich ſoweit es ihre Wechfelbeziehung mit den auswärtigen 
Staaten betraf, als vollfommen unbeſchränkt und unbeirrt in allen Mitteln ihres Wollens er- 
feinen Lie und fo das Volf gemiffermafen in einem fortmährennen Rauſche feiner Selbfibe- 
wunbderung erhielt. . 

Dabei beftand aber die noch größere Kunft des ruffiihen Regiments jener Zeit darin, gleich- 
zeitig ganz Europa bamit zu ſchmeicheln, daß man ſich anftellte, als fei die Verähnlichung der 
ftaatlihen Zuſtände mit denen der wirklichen Eulturländer nicht bloß ein auf das Papier gewor- 
fene8 Ideal, fondern eine auch wirklich in das Leben getretene Thatfache. Die Kenntnig Ruß: 
lands und die Wechfelbeziehungen des dortigen Publikums mit dem auswärtigen waren aber na- 
türlich noch weit geringer ald Heute, während die SHeranziehung auswärtiger Gelehrten und 
Goloniften noch viel unbedingter ald heute für eine Unterwerfung Rußlands unter die euro- 
päifhen @ulturbedingungen genommen wurde. Man batte fozufagen weder einen reiten Be- 
griff von den ungeheuern Entfernungen im Reiche, melde folhe einzelne Verſuche und Anfäge 
wie Tropfen im Meere verſchwinden laffen, noch hatte man vollends eine Anſchauung von ver 
vollfommenen Zufammenbanglofigfeit zwifchen den einzelnen Culturpunkten und zwifhen ven 
Taftenmäßig geſchiedenen Ständen Rußlands. K. felbft aber war zu gebildet und zu beflimmt 
in europälfcher Bildung erwachſen, um nicht wirklich das zu wollen, was nad außen Hin vie 
politifhe und eulturliche Reform Rußlands erſchien. Sie glaubte in der That eine Ausgleigung 
zwifchen dem nationalsruffifhen Weſen und der europätjchen Civiliſation möglih, wenn ver 
Staat vermoͤchte, durch eine einheitliche Ordnung der politifhen Verbältniffejene Gentralifation 
berzuftellen, welche Frankreich groß gemadt und Preußen zu einem fo überaus widhtigen Staat 
im europäifchen Suftem geftaltet hatte. K. war mit den Entwürfen für eine innere Orbnung 
Rußlands auf europäifcher Grundlage ganz gewiß nicht bewußt unwahr. Immerhin jedoch 
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noqhte ihr ſelbſt die weibliche Eitelkeit und die ſchmeichelnde Corruption ihrer Umgebung bie er⸗ 
rungenen Erfolge auf dieſem Gebiete viel gewaltiger darſtellen, als fie in Wirklichkeit waren 
md nach aller "Möglichkeit fein Eonnten. Die taurifchen Dörfer Potemkin's fpielten eben überall 
und in allen Sphären bed Stantslebend. Wenn fie aber auch nachträglich von ver Kaiferin als 
bloge Derorationen erkannt wurben, fo glaubte fie doch damit pad bewundernde Ausland zu täu⸗ 
fen, und wenn fle nicht erkannt waren, fo baute fieeben auf ſolche papierene Grundlagen weiter 
— natürlich ohne Erfolg. 

So erging e8 mit der vielbefprochenen Ordnung ber Geſetze, jo mit ver vielbelobten Ver⸗ 
beſerung der Rechtspflege, fo mit ver Leibeigenfchaftäfrage. K. war aber wiederum viel zu 
ſharfblickend, um nicht zu erkennen, daß auf ſolche Weife, ohne eine wirkliche innere Kräftigung, 
bie Großmachtzukunft Rußlands dennoch Feine wirkliche Garantie habe. Bon dem nothwendi⸗ 
gen Gleichgewicht zwiſchen den Kernlanven eines Staats und feinen peripherifchen Provinzen 
hatte inbeflen die Staatöfunft jener Zeit überhaupt noch feinen Begriff. Sie erachtete jenen ter- 
riterialen Zuwachs als Machtverftärkung ; fo mochte fih aud in K. mehr und mehr jenes Be: 
durfniß na Ausdehnung ber rufftfchen Grenzen entwickeln, welches man, unſers Erachtens zu 
abſprechend, als rohe Ländergier bezeichnet hat und welches namentlich der zweiten Hälfte ihrer 
Regierung zur Laft fällt. | 

Die Ausgleihung glaubte fie durch die ſtreng pedantiſche Negelmüßigfeit dev Verwaltungs 
formen finden zu fönnen, und fo entfland recht eigentlich unter ihr und durch ihr Regiment jenes 
Syflem der Beteröburgiftrung, mit welchem Rußland bis auf die allerneuefte Zeit experimentirt 
hat, ohne darin eine organifche Weiterentwidelung der Gulturbebürfniffe herzuftellen over eine 
organiſche Feſtigung des Staats zu begründen. Schon K. war gendthigt, und feinem ihrer 
Rahfolger ward dieſe Nöthigung erlaffen, nach jedem bedeutendern Vorſchritte im Geiſte der 
Veteröburgificung den nationalen Unzulänglichkeiten wiener nachzugeben oder aber dem natio- 
nalen Widerwillen gegen europäifche Geſtaltungsformen neue Goncefflonen zu machen. Daß 
Died nicht mit Diefem Bewußtſein geichah und fi beinahe immer ausnahm wie eine freiwillige 
Umtehr des für ſich ſelbſt fürchtenden Autokratismus, ift allerdings fehr richtig. Aber die eigent: 
lide Grundlage beruht doch eben in dem Umſtande, daß K. felbft, Alexander I. und endlich 
Nikolaus bei einem Punkte ankamen, wo fie ſich fagen mußten: die Cinzwängung des Nativnal- 
ruſſenthums in die europäifhen Formen ift unmöglich. K. kam auf dieſen Punkt, nachdem ſie 
datan hatte verzweifeln müflen, das Verhältniß zwiſchen Herrſchaft und Beherrfchten durch wirk⸗ 
lid geſezliche Formen zu regeln. Alexander I. kam dahin, nachdem er erkannt zu haben glaubte, 
- ap ein liberaler Abfolutismus fich felbft der Argite Feind fei. Nikolaus endlich Fam dahin, 
nahdem ihm Elar geworden, daß ber Autofratismus sans phrase mit feiner abfolut peteröbur- 
giſchen Herrſchaftsweisheit doch ebenfalls der europäifchen Infleirung verfalle, wenn er nicht auf 
jeinen altruffifchen Urfprung und die moskowitiſchen Sympathien zurüdgreife. 

Died im einzelnen nachzuweiſen würde Hier zu weit führen; überbied ift ja jedem ver Gang 
des ruſſiſchen Staatslebens befannt genug, um beim Hinblid darauf diefe Anſchauung beftätigt 
wu finden. Was nun KR. ſelbſt anbelangt, fo mag gar nicht in Abrede geftellt fein, daß fle gerade 
mit ihrem mannmeiblichen Naturell, mit ver Miſchung von productiver Initiative und ſchmieg⸗ 
ſamem Receptionstalent, nad ihrem ganzen Wefen vielleicht am erften geeignet gemefen wäre, 
Rußland der Petersburgifirung allmählich zu afjimiliren, wenn fie fich int voraus in ihren Auf: 
gaben ſelbſt beſchränkt Hätte. Indeſſen daran hinderte jiedie Sucht, aldein zweiter Peter der Große 
dazuſtehen und deſſen Größe oder doch deſſen Glanz noch zu überholen. Man kann ihr dies nicht, 
tie einfeitige Beurtheilung fo oft thut, Eurzweg als Oberflächlichkeit einer weibifchen Eitelkeit 
auölegen. Im Gegentheil liegt darin gewiß eine fehr beveutende Großartigkeit ver Intentionen; 
und marı darf außerdem nicht vergefien, daß K. einerſeits nicht wie Peter ganz aus den Rohen 
betausarbeiten Eonnte, ſondern bereits eine bedingende Erbſchaft angetreten hatte. Andererſeits 
traten ihr auch in Europa viel gewaltigere Berhältnifie, viel großartigere Bewegungen und end: 
ih fogar viel bedeutendere Perſoͤnlichkeiten auf den Thronen und in ven Gabineten gegenüber 
U jenem. Ob K. fo ſchoͤpferiſch war wie Peter J. kann noch eine große Frage bleiben; allein 
ohne Frage waren die Berhältniffe, welche fle im Innern des Reihe und in Europa vorfand, 
keineswegs ein fo willfürlich verfügbares Material, wie es fi in Peter's I. Hand gegeben hatte 
8. wurde allerdings von Europa nicht minder bewundert ald Peter I., aber das ſtaatsmänniſch 
und politifhe Europa fland ihr keineswegs fo erflarrt gegenüber wie jenem. Sie hatte daher, 
ügefehen von mancher fonftigen größern Schwierigkeit ihrer Aufgaben, die durch bie unter: 
vffen gewordene Unmoͤglichkeit der barbarifgen Mittel Peter's I. entſtanden, jedenfalls ein noch 
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viel dringenderes Bebürfnig, durch Kraftäußerungen nad) augen ihre innere Politik und deren 
Erfolge zu unterflügen. 

Die europälfchen Schwerpunfte lagen für Rußland jept ebenfalls anders al8 pamald. Der 
ſtandinaviſche Norden war ſchwach geworben, Mitteleuropa ſtark (menigftend durch ſtarke Per⸗ 
ſoͤnlichkeiten vertreten, ſolange Friedrich . und Maria Therefia deſſen bedingende Leiter). Die 
Türkei war im Verhältniß zum Schwächerwerden des Nordens und zur Erſtarkung der Mitte des 
Continents zurũckgegangen. Rußland Hatte unter Peter dem Großen ſich noch vollſtäändig damit 
begnügen können, Petersburg als das Fenſter zu betrachten, durch welches man nach Europa hin⸗ 
ausſchaute. Das konnte das heutige Rußland nicht mehr. Es mußte poſitiv daran denken, ben 
Norden für fich zu gewinnen oder im Schach zu halten, und daraus erklärt fi nicht nur leicht, 
fondern auch folgerichtig der Gegenfag zwifchen K.'s freundlichem und wohlmollendem Verhal- 
ten zu Dänemarf und ihrer fhroffen Politik gegen das damals viel ſtärkere Schweden. Haben 
fih nun auch ſeitdem die ſtandinaviſchen Verhältniffe Hinfichtlich ver materiellen Macht und ver 
Intereffen mannichfach verändert, fo blieben doch die Grundlagen der Stellung Rußlands dazu 
nothwendig unverändert, weil ſich allmählich die europäiſchen Situationen fo ausbtldeten, daß 
die beiden großen Weftmächte ihren fletigen Vortheil in der Unterflügung Skandinaviens gegen 
Rußland und Mitteleuropa finden mußten. Man darf ſonach fagen, daß auch biefe moderne 
Intereffengruppirung unter K. ihre Begrünbung fand und alfo au darin Ihre MNegierungs- 
periode noch auf bie Gegenwart fortwirft. ' 

Was nun die Türkei anbelangt, fo ift bier K.ss Vorgehen gemiffermaßen nur eine Analogie 
zu den Anfängen ber ruffifchen Politik gegen Polen. Dies darf man nicht außer Acht laſſen. 
Denn vom Frieden von Kainardſchi (21. Juli 1774) datirt recht eigentlich erſt für Europa die 
orientalifhe Frage in ihrer rufitihen und fletd von neuem mit einem Weltbrande drohenden 
Geftalt. Der Gebietgewinn Rußlands war allerdings ſchon für Mitteleuropa beprohlich genug 
und übergab die Türkei dem rufflichen Drude nahezu auf Gnade und Ungnade. Allein das 
Wichtigſte blieb immerhin das ungeheuere Recht, welches Rußland über die chriſtlichen Unter⸗ 
thanen ver Türkei erwarb, und welches die europäiſchen Mächte faſt nur aus der theoretiſchen 
Beſorgniß, auf ihre Chriſtlichkeit einen Schatten zu werfen, ohne Cinſprache ſich herſtellen ließen. 
Man hielt damals eine prononcirte Chriſtlichkeit noch für ein beſonders conſervatives Hhlfe- 
mittel der großen Politik, und die Politik ver „Heiligen Allianz“, welche 50 Jahre fpäter gebo⸗ 
ren warb, um ein Schugntittel gegen ven Volksgeiſt zu fein, reicht mindeſtens mit ven feinften 
Anfängen ihrer ruffifchen Wurzeln bis auf K.'s hriftlich-türkifche Politik zurück, die fih befannt- 
li urfprünglich in einem neuen byzantinifchen Kalferreiche als ruſſiſche Secundogenitur gipfeln 
follte. Indeſſen ſcheint K. nicht felbft die Licheberin jener wichtigſten aller Stipulationen mit 
dem europäifchen Orient geweſen zu fein. Wenigftens bemerkt Uftrialov in feiner Geſchichte: 
„Als Rumänzomw den Hauptwunſch des Hofes erfüllt, die Tataren von der türkiſchen Herrſchaft 
befreit und den ruſſiſchen Schiffen freie Fahrt aus dem Schwarzen Meere in den Ardipel eröff: 
net hatte, überrevete er auch, gegen die Erwartung der Kaiſerin, ven Divan, das Schußrecht 
Rußlands über feine zahlreichen Glaubensgenoſſen, die griedifchen und ſlawiſchen Völker, und 
namentli über die Bewohner der Moldau und Walachei anzuerkennen. Der Friede von Kai: 
nardſchi brachte die Türkei in Bezug auf Rußland in dieſelbe Stellung, in welche ber Tractat 
von Moskau im Jahre 1686 Polen verfeßt hatte. Die Geſchichte ver Diffidenten konnte fih nun 
in ben ottomaniſchen Annalen wiederholen.” Es ift dabei bezeichnend für die faft entwürdigende 
Abhängigkeit, in welche Preußen und Ofterreich durch die polnifche Theilung vom peteröburger 
Gabinet gekommen waren, daß der Friedensvertrag Polen, welches doch Die oftenfible Veranlaſ⸗ 
fung des Kriegs gewefen, mit feiner Silbe nannte. Ja die damalige Diplomatie glaubte aus 
diefer Unterlaffung fogar eine ausdrückliche Aufhebung aller frühern Berträge zwiſchen Ruß⸗ 
land und der Türkei in Bezug auf Polen conftatiren zu follen. Und die Folgeereigniffe haben 
diefe Auffaffung allerdings praktifch beftätigt. Die zweite und britte Theilung Polens warb 
wenigſtens dadurch noch unaufbaltfamer, als fle vorher geweſen. 

Daß K. unter folden Erfolgen auf der höchften Stufe der Macht und des Einfluffes in ganz 
Europa fland, ift zu felbftverftändlich, um es des weitern zu erörtern. Während die großen Me- 
genten Breußeng und Oſterreichs, deren Staatserfolge fo ſpeciell an ihre Perfönlichkeit gebun⸗ 
den waren, unverkennbar allınähli von den Bedenklichkeiten und zögernnen Nldfigten des 
Alters befangen wurben, befand fidh überdies K., wenn auch nicht mehr jugendfriſch, doch in der 
Bollfraft des Lebens und erhielt gerade in diefer Periode in Botemfin eine Ergänzung ihrer 
perfoͤnlichen Bigenfchaften, welche ver rohere Orlow ihr zu gewähren nicht vermocht hatte. Im 
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übrigen fann man über Potemkin urteilen wie man will, eine Kritik kann ihm body abſpre⸗ 
den, daß er in der Broßartigkeit ver Entwürfe und Ausführungen, und namentlich in letztern, 
die Ratferin noch weit überragte. Er hatte Freilich auch leichteres Spiel; er Hatte nur auf ven 
vorhandenen Grundlagen fortzubauen und die theils angefeimten, theil8 zur Ausführung ange: 
hahnten Gedanken der ruſſiſchen Herrſchaft weiter zu entfalten. Außerdem darf man nicht ver- 
geffen, daß bie immermehr vorfhreitende Bewegung ber Beifter in Frankreich deſſen Gabinet fo 
fehr abforbirte, daß fein Einfluß auf Mitteleuropa immermehr in den Hintergrund trat. 

Die widhtigfte Wendung, welche mit Potemfin’s Eintritt in das ruſſiſche Staatsleben zur 
Erigeinung Fam, mar die allmählich anwachſende Entfremdung bes peteröburger Cabinets von 
Breußen, währenn die Sinneigung zu Hſterreich von der ſehr idealiſtiſchen und einigermaßen 
phantaſtiſchen Geſinnungsweiſe Joſeph's II. vielleicht nur allzu ſehr willkommen geheißen wurde. 
Allerdings war dieſer Willkommen keineswegs ohne Egoismus, denn er entſprang der großen 
Rüͤckſichmahme, zu welcher ſich Hſterreich der Zarin gegenüber wegen des bairiſchen Erbfolge⸗ 
ſtreits gendihigt jah. Man kann ſich nämlich nicht verhehlen, daß Oſterreichs Anſprüche an 
Baiern ſehr ſchlecht begründet und darum für Friedrich's Eiferſucht ein höchſt willkommenes 
Mittel geweſen waren, um ſich auf die Seite der Gegner des Reichs zu ſtellen. Nun aber hatte 
Rußland ſelbſt Preußens und Frankreichs Vermittelung zugelaſſen, damit auf dieſe Weiſe der 
ihm jetzt hochft unwillkommene Wiederausbruch des Kriegs mit ver Türkei vereitelt werde. 
Und fo war damit ein Vorgang geſchaffen, um Rußlands Einmiſchung in Deutfhlands innere 
Differenzen zu rechtfertigen, welche überdies ſich ausnahm, als fei fie nur ein guter Dienft freund⸗ 
liher Nachbarſchaft und aufrichtiger Freundichaft für den Fortbeſtand der deutſchen Reichkver⸗ 
faſſung und der Helligkeit der Tractate. Die Beilegung diefes Streits durch den Tefchener Frie⸗ 
ven (1779), welchen Frankreich und Rußland gemeinfam vermittelten, verichaffte Oſterreich 
wenigſtens dad Innviertel, Der gewaltige Vorſchritt aber, welchen Rußland damit nach Deutſch⸗ 
land machte, ſchien damals nicht in ſeiner vollen Schwere, wenigſtens entſchieden nicht von den 
deutſchen Staatsmächten empfunden zu werden. Denn durch die Garantie der Teſchener Ber- 
träge erwarb es einen unzweifelhaften voͤlkerrechtlichen Titel zu beflänbiger Einrede in Deutſch⸗ 
lands Angelegenheiten. Sa im Haß gegen Löfterreich wurde ed von Preußen fogar ausdrüdiich 
betrieben, daß der zmölfte Friedensartikel auch ſämmtliche zwifchen Maria Therefla und Fried⸗ 
rich I. früher abgefchloffene Tractate erneuerte und beflätigte, ſodaß K. jetzt auch Gewährleiſte⸗ 
rin aller Verträge ward, auf denen die Verfaffung und ber Öffentliche Rechtszuſtand des Deut- 
ſchen Reichs beruhte. Auf Preußens Betreiben ferner wurben gleichſam als Mandatare dieſes 
Linflufſes ruſſifche Geſandtſchaften beim Reichſtag ſelbſt, dann in Frankfurt a. M., außerdem in 
München und Hamburg eingerichtet. 

Man dürfte gewiffermaßen mit dieſem Moment ver Machtſtellung K.'s abſchließen; venn alles, 
was nachher folgte, entloß derfelben fo naturgemäß, daß e6 für einen mehr politifchen als hiſto⸗ 
rien Rückblick relativ wenig ind Gewicht fällt. Wenn aber K., oder vielmehr Potemkin, nach 
felgen ungeheuern Erfolgen alles für erlaubt hielten, was ihnen nicht geradezu unmöglich, fo 
ann dies in der That nicht fehr verwundern. Würden fich hiſtoriſche Betrachtungen mit Wenn 
und Aber machen laflen, fo wäre e8 wol von Intereffe, ven Gedanken weiter zu verfolgen : welche 
Conſequenzen fi an diefe Stellungen Rußlands in Mitteleuropa, ver Türkei und Polen noth⸗ 
wendig gefnüpft haben müßten, wenn die Franzoͤfiſche Revolution ehen nit gekommen wäre 
und ji nicht ſchon damals offenkundig in ven Kreifen ver Höhern geifligen Bildung für ihren 
Ausbruch vorbereitet gehabt hätte. Übrigens muß man zugeftehen, daß auch nad) viefer Seite 
bin bie damalige ruſſiſche Staatskunſt den beften Scharfblick bewährte. Denn gerade jene Jahre 
der allerhoͤchſten Macht und europälfihen Geltung K.'s waren es, in denen das Beftreben ber: 
ſelben, die Monarchie im Innern organifch zu fefligen, wiederum am entfehiebenflen vortrat, 
nachdem daffelbe feit dem Beginn bed erſten türkifchen Kriegs offenbar von den äußern Inter: 
eſſen zurückgedrängt geweſen war. Wir kommen indeſſen nicht darauf zurück, nachdem die Haupt⸗ 
zielpunkte dieſer organiſatoriſchen Beſtrebungen im allgemeinen bereits mehrmals bezeichnet 
wurden. Jedoch möchte die Bemerkung nicht überflüffig erſcheinen, daß gerade in dieſer Periode, 
welche von dem Ruſſen Potemkin fo ausſchließlich überherrſcht war, das rein Außerliche und 
dermelle hei dieſen innern, Neuveraͤnderungen“ (wie man es mit einer gewiſſen Ruͤckbeziehung 
auf Peter's 1. Reformen zu nennen liebte) fo recht grell hervortrat. Statuten genügten für Tha⸗ 
in, bureaukratiſche Gintheitungen in Diftricte für natürrliche Gruppirungen, paplerene Inſtitu⸗ 
tonen für lebendige Einrichtungen, die Erbauung von Rathhäufern für wirkliche Stadtgemein⸗ 
ken und endlich die bekannten taurifchen Dörfer für eine wahrhafte Belebung verwüſteter Land⸗ 
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fhaften. K. jelbft war offenbar getäuſcht, und fo glaubte fie die allgemeine Gulturentwidelung 
und Curopäiſtrung des Reichs nur noch ftrahlender zu kroͤnen, indem fie am Hofe bie ſchoͤnen 
Wiffenfchaften und das Kokettiren mit äftbetifchen Neigungen zur glänzenden Mode machte. Es 
war das feine bloße Hleinliche Eitelkeit, wenn diefe auch einen gewiſſen Antheil haben mochte, es 
war eine Seldfttäufchung über bie geiftigen Zuftände des Reichs, In melde vie überall vom Er- 
folg verwöhnte Kaiſerin ſich felbft eingefponnen hatte und von all ihren ſchmeichelnden Unige- 
dungen immer tiefer eingefponnen ward. 

Gerade daran hatte aber dad Ausland, Hatten die gefeiertflen Vertreter der neuen Zeit mehr 
Antheil — man könnte faſt fagen: Schuld — als die praftifchen Organe ber ruffifhen Reform 
felbf. Wenn ein Voltaire, Diverot, Storch, Ballas, Grimm u. ſ. w. der flaunenden Welt fort- 
während die berrlihfien Wunder vom innern Leben Rußlands vorfangen, wenn Polen aus 
der Reihe der ſelbſtändigen Griftenzen verfhwand, um in Rußland aufzugeben, wenn Kurland 
fi) freiwillig der Zarin „zu Füßen warf”, bad gebemüthigte Osmanenreich zitterte, Berfien 
feine Waffen ſtreckte — da war es allerdings nur wenig zu verwundern, daß die peteräburger 
Seldftvergötterung alles Maß und Ziel verlor, während Europa allermindeftens jedes allge- 
meine Urtheil einbüßte. Die unbefangenen Kenner und Beobachter der ruſſiſchen Zuſtände 
waren unendlich felten, welche noch am Ausgang der Regierung K.'s die Charakteriſtik wag⸗ 
ten: „Der ruſſiſche Staat kommt mir vor wie die Paläfte feiner Großen; die Facade iſt im⸗ 
ponirend, auch die Prunkzimmer ſind herrlich geſchmückt und ſtrotzen von Gold, aber die Wohn⸗ 
zimmer ſind unreinlich und in manchem Winkel, womoͤglich von Marmorfteinen, liegt ein Hau⸗ 
fen Kehricht.“ (Archenholz, „Minerva“, 1797,11, 278.) 

Allermindeftend verhallten fie ungehört, ungeglaubt. Wie ſehr recht fie jedoch in Betreff der 
innern Schöpfungen zutrafen, bewies Paul. Hätte die Peteröburgifirung, außer in den officiel- 
len Kreifen, wirkliche Wurzel gefhlagen, fo wäre fein Regiment nicht erfi nah Jahren durch eine 
. Valaftrevolution der peteröburger Partei beendet worden, ſondern von vornherein nicht aus⸗ 
führbar gewefen. Die hiſtoriſche Kritik Hat aber ihr letztes Urtheil noch nicht über ihn geſpro⸗ 
hen; er war ficherli ein Stück ruſſiſcher Wahrheit Inmitten des peteräburger Scheins. Lind 
Europas Blendung vom legtern wußte er minveftend trefflich zu verwerthen. Dit dem fanati- 
ſchen Haß gegen die Brangdfifche Revolution befruchtete er die tauſendfachen Wurzeln, welche K. 
in die europäiſchen Cabinete eingeſenkt, daß fie immer bedingender, immermehr anerkannt, faſt 
wie ſelbſtverſtändliche Nothwendigkeiten aufwuchſen und unter Alexander I. alle Angelegenhei- 
ten Curopas feft genug umſchlingen konnten, um Die ganze Kraft unferer Gegenwart zur Be⸗ 
freiung des Eulturlebend von den überwucherten peteröburger Beringungen herquszufordern. 

A. Buddeus. 

Kauf Verkauf). Als der bedeutendſte der Vertraͤge gilt der Kaufvertrag, welcher an die 
Stelle des Tauſchvertrags (Hingabe einer Sache für eine andere zum gegenſeitigen Eigenthuni) 
trat, als der fleigende Verkehr das Vehikel Geld heranzog.!) So weit die Geſchichte zurüd- 
ſehen läßt, bediente ſich bei den Culturvoͤlkern des Alterthums der Verkehr dieſes Vertrags, wo⸗ 
durch eine Sache, die nicht ſelbſt Geld iſt, durch Hingebung eines beſtimmten Geldbetrags erwor⸗ 
ben wird. Die Iſraeliten ſchloſſen, was ſchon Gebrauch der Kananiter war, ihre Käufe am Thor, 
als dem Orte des Gerichts, Öffentlich ab und zahlten ebenſo ven Kaufpreis hin, um ſich des Be⸗ 
weifed durch Zeugen zu verfichern. 2) Der Verkauf des Grundeigenthums war beflimmten Be⸗ 
ſchränkungen unterworfen. 3) Die Gefeggebung der Athenienfer umgab ven Verkauf der 
Staatdgüter mit Förmlichkeiten: verfelbe wurde öffentlih durch einen Herold vorgenommen 
und beurfundet und gewährte, wie es jcheint, dem Käufer Sicherheit gegen Vindication. 

. Sonft war der Kleinhandel, der Kauf auf dem Markte, von ſtrengen Vorfhriften überwacht. 
Zur Belräftigung des Kaufs ſcheint ein Handgeld gebräuchlich geweien zu fein. Bon fymbo- 
lifhen Gebräuchen bei Übergabe des Raufgegenftandes findet fi feine Spur. Gegenſtand des 
Kaufs war den Griechen auch der Menſch. Der Sklavenſtand beſtand durchaus in gekauften 
Fremdlingen und deren Nachkommenſchaft. Die Umſicht Solon's griff mehrfach ein, geſtattete 


1) Bol. den Art. Geld. 
2)1 —** 23 (Abraham, ger eine Zegrabnißſtatte für Sarah fauft); Ruth 4, 7—9. Michaelis, 
Mofaifches Recht, Thl. II, $. 8 —617. 

3) Michaelis, Thl. U, 8. 2. © 18_28, Saalſchuͤtz, Mofaifches Recht mit Berüdfichtigung bes 
fpätern ſudiſchen Rechts (1848), Lu, 839849. 
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namentlih den Antrag des Sklaven auf Berfauf an einen andern Herrn und Freilaflung gegen 
Grftattung des Kaufſchillings. Bor dieſem Geſetzgeber war fogar ver Verkauf des eigenen Kin⸗ 
des aus Noth geftattet, während auf der andern Seite ber Berfauf eined Freien zum Sklaven ein 
ſehr ſchweres mit dem Tode beftraftes Verbrechen war. *) 

Der römischen Sefeggebung war ed vorbehalten, ven Kaufvertrag zum Gegenftand einer 
geiftig durchleuchteten und alljeitig ausgebildeten Doetrin zu erheben. ®) Auch Sklaven konnten 
als Gegenfland des Eigenthums ded Herren durch Kauf veräußert werben. 

Wie und Iarituß berichtet, erftrecktefich ver Rechtsſinn ver Deutſchen fo welt, Daß der, welcher 
auf ven legten Wurf des Würfelfpiels feine Berfon fegte, als Verlierenver ſich in die Knecht⸗ 
Ichaft begab. Um aber ver Beihämung ob folhen Gewinns zu entgehen, verkaufte der Gewin⸗ 
nende feinen zum Sklaven geworbenen Genofien. Spätere Urkunden find gleichfalls Zeugen 
biefed Rechtſinns. So heißt es 3.8. im Sachſenſpiegel (Bud 3, Art. 4): „Wer den Kauf ge- 
ſtehet, der foll ven Rechten nad) das gewähren, was er verkauft Hat; denn ber ift ein Dieb, oder 
Diebesgenofle, der ven Kauf geftehet und bie Gewähr verſaget.“) Diefe Gewähr wurde aus- 
drücklich zumeilen felbft einlich gelobt over durch Bürgichaft befefligt. Der Kauf über werthvol⸗ 
leres Beſitzthum pflegte vor Zeugen over unter Nieverfchreibung einer Urkunde abgeſchloſſen zu 
werden.) Auch dad Aufgeld (Arrha) war gebräuchlich. Die Gewähr ver Mängel beim Ber: 
fauf von Thieren erhielt eine fcharfe Ausprägung. Die Berehtigung der Aufldfung des Ge⸗ 
Ichäfts wegen allzu geringen Kaufpreiſes war auf ven Verkauf aus Noth befhränft. ®) Ald das 
Römifhe Net in Deutſchland zur Herrichaft gelangte, bürgerten fi auch deſſen Grundſätze 
über dad Raufgefchäft ein; fie wurden auch In ven zahlreichen Statutenrechten (Land: und Stabt: 
rechten), mehr oder weniger mit Mopiflcationen, adoptirt. Neichögefege griffen polizeirechtlich 
ein. So verorbnete die Reichspolizeiordnung vom Jahre 1548: „Nachdem nit ohne große 
verberbliche Beihwerben des armen gemeinen Volks befunden, daß vemfelbigen durch etliche 
eigennüßige geizige Leuteſim Schein ver Kaufmannſchaft auf ihre Samen, fo noch auf dem Feld 
fteben,, auf ven Wein an den Stoͤcken und andere ihrer Früchte, Arbeit und Vieh Geld over ein 
anderes hinaus geliehen oder gegeben, dadurch dieſelben arme nothdürftige Leute, was fie gar 
Härtiglich erarbeiten, mehr, al8 ſich fonft nach gemeinen gewoͤhnlichen Kauf gebührt, zu geben 
verurſacht und gebrungen worden, welches dann nicht allein denſelben armen Leuten zu unmwiber: 
bringlichem Verderben, ſondern auch ihren Herrfchaften, denen ſie fürber ihr Gebührniß viel 
deftomweniger zu thun vermögen, zu großem Abbruch, Nachtheil und Schaden gereicht, neben dem, 
dag ſolches wider alle göttliche und menſchliche Sagung, die Liebe des Nächſten und gute Sitten 
if, ordnen wir, daß männiglih dem armen Mann in der Noth, und damit er feine Güter deſto 
Rattlicher erbauen, auch font mit anderer Nothourfrfic erhalten möge, auf Wein, Früchte und 
andered um den gemeinen Schlag, Werth und Kauf, wie die zur felben Zeit find ober gemacht 

erden, vorzuftredfen unverboten fein; wo aber anders gehandelt und hierin einiger Vortheil, 

rglift, Gefahr oder Betrug gebraudt, fo wollen wir hiermit ernſtlich, daß ſolchem Abkäufer 
oder Ausleiher die Hauptfumme verloren und er dazu nad) Geflalt und Gelegenheit ner Sache 
geſtraft werben ſoll.“ Die Reihöpolizeiorunung vom Jahre 1577 kam im wefentlihen auf 
diefes Verbot ded Kaufs von Früchten auf dem Felde zurück. Moderne Polizeiftrafgefeggebungen 
haben ein ſolches Verbot noch aufgenommen, So heißt ed z. B. im Art. 380 des Polizeiſtraf⸗ 
gefege8 vom Jahre 1855 für dad Großherzogthum Heflen: „Der Verkauf von Getreide (Wei: 
zen, Korn oder Roggen, Gerfte, Spelz oder Dinkel, Hafer, Heidekorn oder Buchweizen, Hirfen) 
auf ven Halm, von Hülfenfrüdten, Raps und Mohn auf dem Stengel und von Kartoffeln an 
dem Stode, fowie von Wein an dein Stode if bei Vermeidung einer Geldbuße von LO— 5081. 


4) Blatner, Der Proceß und die Klagen bei den Attifern (1825), II, 334— 345. Wachsmuth, Hel⸗ 
Lemifehe Altertgumsfunde aus dem Gefichtspunfte des Staats (zweite Auflage, 1846), I, 188 u. 189, 
217, U, . 

5) Rechteskerifon, herausgegeben von Weisfe (1845), VI, 10—46, 46—57. 

6) Des Sacjienfpiegels erfter Theil oder das fächfifche Landrecht, herausgegeben von Homayer 
(zweite Auflage, 1835), ©. 181. 

7) Sachße, Das Beweisverfahren nach deutfchem, mit Berüdfihtigung verwandter Rechte bes 
Mittelalters (Erlangen 1856), $$. 11, 26. 

8) Walter, Deutfche Rechtsgefchichte (zweite Auflage, 1857), Bd. II, $. 568, ©. 218, 214. Bun: 
dermann, Das angelfächfifche Bermögensrecht im Zufammenhange mit dem heutigen Recht, in der Zeit: 
fhrift für Deutfches Recht, Jahrg. 1857, XVII, 208. 
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für den Käufer und Mäfler verboten und überdies nichtig. Ausgenommen von vieler Beſtin⸗ 
mung find Öffentliche Verfleigerungen, Beräußerungen namens eines Minderjährigen oder 
Entmündigten in Fällen, in welchen das Geſetz Handverkauf geftattet, der Verkauf von Wein 
an dem Stode während der legten vierzehn Tage vor der Weinlefe, Verkäufe, welche ein abzie⸗ 
hender Pächter in Bezug auf bie in Pacht gehabten Grundſtücke vornimnıt, Verkäufe, welche 
der Eigenthümer infolge ſeines Uberzugs in einen andern Wohnort vollzieht.‘ Das Polizei- 
firafgefeg für das Königreih Würtemberg vom Jahre 1839 verpönt in den Art. 66— 76 
den Wucher, indem e8 im Art‘ 77 hervorhebt, daß damit namentlich „das Verbot des An- 
kaufs von Früchten auf vem Halm, von Wein am Stod und von Heu und Ahmd auf Den 
Wieſen“ außer Wirkfamfeit trete. 

Die Civilgeſetzbücher der neuern Zeit Haben ſich beftrebt, auch ben Kaufvertrag nad) den Ge⸗ 
boten ver Gefeßgebungspolitif zu normiren. Sie trugen dabei neben ver Adoption ber für alle 
Zeiten gültigen Grundſätze des Roͤmiſchen Rechts ven Anſprüchen und Bedürfniſſen des moder⸗ 
nen Verkehrs Rechnung.) 

Schon in dem Art. Freiwillige Gerichtsbarkeit wurde hervorgehoben, daß es der oͤffent⸗ 
lihen Beurkundung aller Rechtsacte, durch welche dad unbeweglie Gut von einem Eigenthü- 
mer auf den andern übergehen joll, und ver Wahrung dieſes Übergangs in den öffentlichen 
(Grund-)Buͤchern (Ingroffation) bevürfe. Zu viefen Nechtdacten gehört vorzugäweife ver Kauf: 
vertrag, welcher Grundeigenthum betrifft. 19) 

Der Kaufvertrag über bewegliches Gut pflegt Feiner Korm unterworfen zu fein. Nur in 
Bezug auf ven Viehhandel pflegt die Brotofollirung vorgefärieben zu fein. Ein Geſetz für das 
Großherzogthum Heffen vom Jahre 1858, erlaffen neben einem andern gleichzeitigen Geſetz über 
die Währfchaft beim Viehhandel, dad aus dem Entwurfe des Civilgeſetzbuchs genommen wurde, 
verordnet, daß ein abgefchloffener Viehhandel nur dann der Protofollirung bevürfe, wenn bie 
Vertragſchließenden died verabredet haben, und folhe Protokolle von den Ortsgerichtsvorſtehern 
aufzunehmen, over auch, falls für Öffentliche Jahrmärkte Marktberichte beftehen, dieſen einzu 
verleiben feien; doch follen Nebenberedungen über gewifle Eigenfchaften des Viehes, über 
Bewährleiftung, Rückkauf, Eigentbumsvorbebalt ver verbindenden Kraft entbehren, wenn fie 
nicht protofollirt worden ſeien. 

Die Gefepgebung einzelner Staaten verbietet den Staatsdienern, innerhalb ihres Anıts- 
freifes unbewegliche Güter zu Eaufen oder bei Öffentlichen Verſteigerungen zu concurriten, um 
zu verhindern, daß dad amtliche Anfehen zur Bereicherung auf fremde Koften misbtaucht werde. 

Begreiflih behauptet auch im Handelsrecht der Kaufvertrag die erfte Stelle unter allen 
Perträgen. 1) Der Kauf, dem aud das Lieferungsgefchäft beizuzählen ift, erſcheint als Das 
Geſchäft, in welchem der Handelsverkehr recht eigentlich erfennbar hervortritt. Die übrigen Ber: 
träge ftehen dem Handel erft in zweiter Linie als Beförderungsmittel und Vermittelungdglieder 
des eigentlihen Kaufhandelsgeſchafts. Dem Kaufe iſt in dem von ven Handelögefhäften ban- 
delnden vierten Buch ded Deutfhen Handelsgeſetzbuchs der zweite Titel (Art. 337 — 359) 
gewidmet. 12) | j 

Die Geſchichte zeigt, Daß ganze Länder verkauft wurden. So verfaufte z. B. die Republif 
Genua, ermübet von dem Kampfe nıit ven Eorfen, die ſich die Unabhängigkeit von dieſer Gebie⸗ 
terin erftreiten wollten, im Jahre 1768 die Inſel Eorfica an Franfreih, das fich dieſe Infel 
unterwarf, um fpäter auch (durch den Corſen Napoleon!) das Gebiet des verkaufenden Frei: 
ſtaats in den Kreis feiner Herrſchaft zu ziehen. Ein noch näher liegenves Beifpiel iſt Die Er: 
werbung des auf dem linfen Rheinufer gelegenen Fürſtenthums Lichtenberg, welches dem Her⸗ 


9) Philoſophiſche Vergleichung der römischen, preußifchen und franzöftfchen Civilgeſetzgebuug (Göt⸗ 
tingen 1844), ©. 163—165. 

10) Puchta, Handbuch des gerichtlichen Verfahrens in nicht ftreitigen bürgerlichen Rechtsſachen (Cr: 
langen 1821), Abfchn. 1, Kap. 1, Bd. I, S. 3—56. 

11) Teeitfchle, Der Kaufcontract in befonderer Beziehung auf den Waarenhandel (Leipzig 1838). 

12) Soudyay, Der Entwurf zu einem beutfchen Handelsgeſetzbuch (Zeitfchrift für Deuttches Recht, 
Jahrg. 1858, XVIII, 452 fg.), ©. 489 u. 490. Endemann, Der Entwurf eines deutſchen Handels 
geſetzbuchs (Erlangen 1858), S. 125—132. Gutachten über den Entwurf eines deutichen Gewerbe⸗ 
geſetzbuchs nach den Beichlüffen zweiter Lefung. Dem großherzoglich badifchen Minifterium der Juſtiz 
erftattet von Goldſchmidt (Erlangen 1860), S. 94—101. Deutiche Vierteljahrsfhrift, Jahrg. 1861, 
Heft 4, Nr. 1. Deutiches Handelsgeſetzbuch (S. 1-56), S. 43—46. 
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zog von Sachſen-Koburg durch einen Beſchluß des Wiener Congreſſes zugewiefen wurde, von 
jeiten Preußens im Jahre 1834. Bekanntlich find in England Offtzierftellen Fäuflih. 13) 

Der Kaufvertrag ift unter den Verträgen der, mit welchem ſich die Rechtsphiloſophie und 
die Geſetzgebungspolitik beſonders gern und oft befchäftigte. Vgl. unter anderm Stephani, 
„Brunblinien ver Rechtswiſſenſchaft“ (Erlangen 1797), S. 106—125. Rotteck, „Lehrbuch 
des Bernunftrehtd und der Staatswiffenfchaften‘‘ (Stuttgart 1829), Bb. I, ©. 234, 235, 
$.45. Zachariä, „Vierzig Bücher vom Staat“ (Heidelberg 1840), IV, 238— 241. Biger, 
„Dad Syflem des natürlichen Rechts‘ (Sturtgart 1845), ©. 62,63. Bluntſchli, „Deutfches 
PBrivatreht” (Münden 1854), I, ©. 28—49. PH. Bopp. 

Kelten, ein im Alterthum mächtiger Volksſtamm. Bon der Befchichte ihrer größten Macht— 
entwidelung find nur wenige Bruchflüde auf und gefommen: ihre Blangperiode war im ' 
Schwinden begriffen, ald fie in die Geſchichte eintraten. Ihren eigenthümlichen Sprachen nad 
gehören fie zu dem großen indoeuropäiſchen Voölkerſtamme, und zwar haben neuere Forfchun: 
gen ergeben, daß fie in linguiftifcher Beziehung den italifchen Völkern näher ſtanden als allen 
übrigen Hauptzweigen der Indoeuropäer. Einſt haben fie die ganze weftliche Hälfte des noͤrd⸗ 
lien Europa innegehabt: jegt leben jie, auf wenige Millionen zufammengefhhmolzen, in ber 
norpweftlichften Ede von Europa zufammengebrängt. Ihre Einwanderung in Europa ſcheint 
nörbli am Schwarzen Meere vorbei und ander Donau aufwärts flattgefunven zu haben, indem 
jie von biefer Mittellinie aus fünli bis in die Alpen und nörblic in an Breite immer zuneb- 
mender Sronte nach Welten vordrangen. Die Ligurer und Iherer wurben ſüdwärts von ihnen 
zur Seite gebrängt, und Theile von Oberitalien, angeblich im 6. Jahrhundert v. Chr., den 
Etruöfern entriffen. Der Eroberungdzug gegen Rom (390 v. Chr.) Hatte troß des blutigen 
Siegd an der Allia keinen Erfolg. Etwa 100 Jahre fpäter erfolgte der legte bedeutende Er: 
oberungszug keltiſcher Välker an ver Donau abwärts, Durch welchen Griechenland aufgeſchreckt 
ward, und infolge deſſen drei Fleine gallifhe Völkchen den galatifchen Staat in Kleinaflen grün⸗ 
deten. Wenn die Griechen auch ſchon feit 600 v. Chr. dur Anlegung der Colonie Maflalia 
mit Gallien, einem ber Feltifchen Hauptländer, in Verkehr getreten waren, ſo ſcheint doch Heka⸗ 
t408 (um 500 v. Chr.) der erfle geweſen zu fein, welcher des Landesnamens Keltike gedachte. 
Im Berlaufe von Jahrhunderten lernten die riechen, genauer aber und weit umfaflender die 
Römer, bie Eeltiichen Völker fennen. Nachdem ſchon gegen Enve des 2. Jahrhunderts v. Chr. 
die Römer im ſüdlichen Ballien feften Fuß gefaßt hatten, warb das ganze Land in achtjährigem 
Kampfe durch Julius Caſar unterworfen, und bie Entnationalifirung durch die römischen Herren 
des Landes machte ſchnelle und tiefgreifende Fortſchritte. Die Gallier wurden nicht nur politisch, 
fondern aud in Sprade und Sitte zu roͤmiſchen Provinzialen. Namentlih der Sünden nahm 
ebrenvollen Antheil an der Entwidelung der lateiniſchen Riteratur, indem mande Südgallier 
als lateiniſche Dichter Bedeutendes leifteten, und Indem daſelbſt berühmte Rhetorenſchulen ent- 
ftanden, ſodaß im 3. und A. Jahrhundert die Ratinität der Südgallier als befonders fein und 
geglättet befannt war. Dem gegenüber war die Sprache ded Nordens roh und ungebilbet: la- 
teiniſch war aber auch hier die herrfchende Sprache geworden. Echte galliſche Nationalität er- 
bielt ſich kaum irgendwo, verhältnifmäßig am reinſten noch im Norden, beſonders im äußerſten 
Nordweſten: daß dort galliſches Wefen in Sprache und Sitte nicht völlig untergegangen war, daß 
dort das Keltenthum nicht erft wieder durch britifche Einwanderer hergeftellt worden ift, habe ich 
in meinem Werke „Das ethnographiſche Berhältniß der Kelten und Bermanen” (Leipzig 1857), 
S. 255 fg., nachgewieſen. Die norböftligen Gallier waren ſchon damals, als fie durch Gäfar 
den Römern befannter wurden, durch germaniiche Zuwanderungen in verſchiedenem Grade um- 
gebildet. Cäſar unterfheidet da ein Belgium, d. h. das Gebiet echt Feltifcher Völker, welche ſich 
aber doch in gewiſſem Grabe von den Kelten des mittlern Ballien verſchieden zeigten, ferner bel: 
giſch-keltiſche Völker, weldhe germanifcher Zumifhung oder Verwandtſchaft fi lange bewußt 
blieben, wenn auch keltiſches Volksthum bei ihnen herrſchend war, endlich belgiſch-germaniſche 
Voͤlker, die fogar ald Germanen fich bezeichneten. Diefer jpäter halbromanifirte Norden warb 
im 5. Jahrhundert größtentheild von Franken befegt und germanifirt, ſodaß auch von dieſer 
Seite her dad Keltenthum auf die Nordweſtecke, die heutige Bretagne, beſchränkt ward. Die 
Kelten des ſüdlichen Deutſchland fanden ihren Untergang im Verlaufe ber jahrhundertelangen 


13) Aus Deutfäland iſt hierin nicht ohne, Beifpiel. Zeitfchrift für deutſche Eulturgefchichte, Jahrg. 
, ©. 418. 
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Kämpfe der Germanen gegen die Römer; felt vem 5. Jahrhundert nahmen Germanenflänme 
dauernd ihre Stelle ein. Als Feltiiche Hauptländer galten jhon in römifcher Zeit die britiſchen 
Inſeln; vgl. Tac. Agric. 11, und Caes. bell. Gall., VI, 13. Ein günftiges Zeugniß für @äfar’s 
ſcharfe Beobachtungsgabe in ethnographifcher Beziehung läßt fi aus dem Umſtande entneh⸗ 
men, daß er einen Unterſchied zwifchen ven fünlihen und noͤrdlichen Briten conftatirt, und Die 
erftern mit den Bewohnern von Belgium in Zufammenbang bringt. Es ift daher von Interefle 
und von biftorifhem Werthe, mas Gäfar im fechöten Buche des „Galliſchen Kriegs’ von den 
etbnographifchen Eigenthümlichkeiten der Gallier jagt, obwol es ihm da weſentlich nur bar- 
auf ankommt, ihre ethnographiſche Verſchiedenheit von den öfllih benahbarten Germanen 
feftzuftellen. 

MWährend aus früherer Zeit Könige ver Gallier mehrfach in der Geſchichte hervorgetre⸗ 
ten waren, und zwar nicht etwa nur Heerfönige an der Spitze erobernder Scharen, fondern auch 
3.8. bei Liv., V, 34, und Caes. bell. Gall., II, 4, Könige gallifher Gebiete, deren Gewalt verfaf: 
fungsmäßig feſtgeſtanden zu Haben fcheint, war dad Königthum bei ihnen um die Mitte des 
1. Jahrhunderts v. Chr. allem Anfcheine nach bejritigt, und mit Eiferfucht unter Drohung der 
Todesſtrafe trat man jeden etwaigen Wieverberftellungdverfuhe entgegen: vgl. Caes. bell. 
Gall., 1, 3fg.; VII, 4. Seitvem waren Parteifämpfe, in denen einzelne mächtige Männer zur 
Höchften Gewalt unter ihren Volksgenoſſen ſich auffchiwangen, an ver Tagesordnung: faft aller: 
orten organifirten fich zwei Parteien unter Parteihäuptlingen, welche um bie größere Macht 
und den Vorrang in Staatöwefen rangen. Wie in jedem Gau ein folder princeps ald Schutz⸗ 
herr ver ſchwächern Barteigenofien einem oder mehreren minder mächtigen principes gegenüber: 
ſtand, fo gab es in jedem Staate einen princeps civitatis, ja die Staaten wieder hatten ſich in 
folde auf Schugverhältniß begründete Parteien von verſchiedener Macht gruppirt, ſodaß der 
eben anerkannte princeps civitatis des an ber Spige des (im Augenblicke) mächtigſten Staaten: 
bundes flehenden Staats zugleich als princeps totius Galliae anerfannt war. Vgl. darüber 
Brandes, „Ethnographifches Verhältniß der Kelten und Germanen”, S. 320fg. Diefe Staaten: 
hegemonie wechlelte aber ven wechfelnden politifchen Verhältnifien entfprechenn: als Cäſar nad) 
Gallien fam, waren die Sequaner und Äduer die Hegemonen und die Remi nahmen fpäter 
zeitweilig eine gleiche Stellung ein. Cigentliche politifche Geltung im Staate hatten nur bie 
Druiden und eine Art von weltlihem MWaffenavel (equites). Den größten Einfluß fcheinen Die 
Druiden gehabt zu haben, welche eine Priefterhierarchie für alle gallifchen Völker bildeten. An 
ihrer Spige ſtand ein geiftliches Oberhaupt, welches fie jelbft aus ihrem Stande wählten. In 
Galliens Mitte, im Gebiete der Carnutes, hielten fie jährlich zu beflimmter Zeit Gerichtsver⸗ 
fammlungen, an deren Ausſpruch aus allen Ihellen des Landes klagbare Parteien appellirten, 
und bie hier gefüllten Urtbeile galten ſtets. Wie Hier für das ganze Land, fo Sprachen die Drui: 
ben auch Recht für jeves einzelne gallifche Volk: in öffentlihen und Privatftreitigkeiten entſchie⸗ 
den fe; fle lohnten und firaften nach ihrem Ermeflen; und ver Einzelne fo gut wie ein ganzes 
Bolt konnte von Ihnen gegebenenfalld durch religiöfes Interbiet zum Gehorſam gezwungen 
werben. Dabei genofjen fie große materielle Borzüge, indem fie von Kriegsdienſten, Abgaben 
und andern Keiflungen befreit waren. Unter folden Umftänben drängten fich zahlreiche Jung: 
linge herbei, um in dieſem bevorzugten Stande Aufnahme zu finden. Seinen lirjprung und 
feine hoͤchſte Entwickelung hatte das Druidenthum in Britannien gefunden, wo eins der ‚Hei: 
ligthümer auf der Infel Mona lag. Den Rittern (equites) ſchloſſen fih Minifterialenfcharen an 
(ambacti, clientes). Die große Mafle des Volks, welche viefen beiden bevorzugten Ständen 
nicht angehörte, genoß Feiner politifhen Geltung. Liber die Rechtsanſchauungen, Gerichtsfor⸗ 
men u. f. w. der Gallier gibt Caes. bell. Gall., VI, 16 fg., die beſte Auskunft. In den Feltifchen 
Ländern, wo jahrhundertelang die Römer geherrfcäht und den Unterworfenen gewaltiam roͤmi⸗ 
[hen Stempel aufgepreßt hatten, blieb das keltiſche Volksthum vernichtet oder mindeſtens gebro- 
hen und gelangte nie wieder zu lebendiger Entfaltung. Im 4. Jahrhundert waren es noch die 
Römer, welde die Angriffe germanifcher Eroberer zurückzuſchlagen fuchten, und als die römi- 
[hen Kaifer die Legionen von den Grenzen abberiefen, wurden die romanifirten Keltenlande 
bald eine Beute ver germanischen Sieger. Nur in Britannien kämpften vie feltifchen Briten nit 
einiger Ausdauer gegen bie ſächſiſchen Eindringlinge, und kymriſche Gedichte erzählen von Sie- 
gen über biefe Gegner. Aber auch da gelang es den Sachſen, Tüten, Angeln germanifche Reiche 
zu gründen und die Kelten in die Gebirge von Wales und Schottland zurückzudrängen. Früh 


hatte fi in Britannien das Chriſtenthum verbreitet und vereint mit römischen Cultureinflüſſen 


ein höheres geiftiges Xeben hervorgerufen ald das der damals noch heidniſchen Sachſen. Gelöſt 
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vom roͤmiſchen Reiche, verfeindet mit ihren germanifchen Nachbarn, ganz auf ſich felbft ange: 
wiegen und beſchränkt, entwickelte ſich das Keltenthum num in feiner eigenthümlichen Weife, und 
manche der halbvergefienen Inftitutionen gevieh zu neuem blühenden Leben. Der fortdauernde 
Kampf um die Unabhängigfeit gegen die Angelſachſen und fpäter gegen die Dänen regte dad 
Volk in geiftiger Beziehung mächtig an. In der Dichtfunft, in welcher im Alterthum bie didak⸗ 
tiihe Form bie bei weiten vorherrſchende geweſen war, gelangten jeßt auch epifche und Igrifche 
dormen zu fchöner Blüte, Das Barbenthum, deſſen organifihen Zufammenhang mit dem frü⸗ 
bern Druidenthume alte Schriftfteller bezeugen, hatte vie heidniſche Periode des Volks über: 
dauert und entfaltete fi befonders feit dem 7. Jahrhundert in reicher und glänzender Weite. 
Bol. Stephens, „Literature of the Kymry” (1849). Borzugsweife befannt geworben find bie 
eriihen Lieder des angeblichen Difian, welche auf frühen trifchen Dichtungen beruhen. Alle 
keltiſchen Stämme hatten eine mehr oder minder reiche Literatur dieſer Art, und neuere Forſchun⸗ 
gen haben Heraudgeftellt, daß die romantiſchen Helvenfagen ver Bretagne eine Hauptgrundlage 
einiger Kunſtdichtungen des deutſchen, franzöfifchen, provenzalifchen u. f. w. Mittelalters gewe⸗ 
jen find. Inwieweit und noch echte und wirklich alte Üiberrefte viefer Literaturen erhalten feien, 
it vielfach flreitig. Der im Mittelalter, namentlich in Wales, vom Staate Hoch begünftigte Bar: 
benftand hielt zuweilen auf großen Barbenverfammlungen vichterifche Wettkämpfe, von denen 
ein ſchwacher Abglanz ſich bis in die neueften Zeiten erhalten hat. Die organifchen Sagungen 
des Bardenthums bilden einen weſentlichen Gegenftand ber nationalen kymriſchen Gefeßgebung 
des Howell Dda, welche ven einleitenden Angaben zufolge in ber erften Hälfte des 10. Jahr: 
bunbertö abgefaßt worben ift. Vgl. darüber Walter, „Das alte Wales‘, S. 356 fg. Eine eng: 
liſche Uberſetzung veröffentlichte 1823 W. Probert; die beſte Ausgabe beforgte 1841 Anenrin 
Owen. Die eigenthümliche Staats- und Nechtöverfaffung von Wales hat am beiten Walter in 
dem angeführten Buche behandelt, doch kann ihm der Vorwurf nicht erfpart werben, daß er 
manche Schwierigkeiten nicht gelöft, fondern nur geſchickt umgangen babe. Einen geiftvollen 
Verfuh, venfelben Gegenſtand — freilih mit weit geringern Hülfsmitteln — varzuftellen, 
hatte vor ihm Gervinus in den „Sbivelberger Jahrbüchern ber Literatur” gemacht. Ganz be: 
greifliherweife ift in Betreff der Berfaffungen ver mittelalterlichen Keltenftaaten: ver Satz feſt⸗ 
zuftelfen, daß diejenigen unter ihnen, welche den Römern nie eigentlich unterworfen gewefen 
waren und erft verhältnigmäßig fpät germanifchen Angriffen erlagen, viel reiner und unver: 
änderter ihre ureigene Verfaſſung behielten als die von außen beeinflußten. Dem alten kelti⸗ 
Iden Staate lag die fogenannte Elanverfaflung zu Grunde. | 

Die Elanverfaffung erflärt Low für eine Einrichtung, welche weniger auf verwandtſchaft⸗ 
lihen als vielmehr auf ſocial einigennen Verhältniſſen beruhte. Männer, welche mit hervorra⸗ 
gender Weisheit und Kraft begabt waren (unter diefen aber natürlich vorzugsmeife die Fami⸗ 
Iimhäupter) murden in der Zeit der Wanderungstämpfe mit Ehrfurcht und Unterwürfigfeit an- 
geiehen, une willig, wenn auch flillfegweigend, warb ihnen ein Vorrang von ihren Landsleuten 
. zugeflanden. Aus folder anfangs weſentlich freiwilligen Verbindung bildete fi dann leicht das 
vaterliche Anfehen heraus, welches den Glanführer im Verhältniß zu allen Familien des Glan 
außzeichnete. Die enge Eingrenzung durch Gebirge, vie häufige gemeinfame Gefahr befeftigten 
das gegenfeitige Band immermehr, ſodaß Erbfolge in der Familie des Clanhäuptlings endlich 
wenigſtens infofern eintrat, daß der zum Stammesführer tüchtigfte Sohn dem Vater fuccedirte. 
Eine Art von verfaffungsmäßiger Geltung erhielt dieſes Verhältniß durch die nationalen Kö- 
nige, z. B. in Schottland durch Fergus II. Vgl.Low, History of Scotland, ©. 75 fg. Wenn bier 
der Urfprung des Clans in ziemlich unbeſtimmten Formen geſucht wird, fo ſucht Lehuerou, „In- 
slitutions Garoling.”, IIl, fg., das Wefen veffelben ineiner nihtthatfächlichen, aber vorausgeſetz⸗ 
ten gemeinfamen Abſtammung von einem gewiffermaßen mythiſchen Urvater aller zum Glane 
gehörigen Familien. So erhielt fich diefe Clanverfaſſung mit ihren faft unendlichen Verwandt: 
ſchaftsgraden, denen die fireng begrenzte germanifche Parentel ſchroff gegenüberfteht, bis in bie 
neuere Zeit herein in Irland und Hochſchottland. Schon viel früher waren die Elane der Kym⸗ 
ten im eigentlichen Britannien in der Auflöfung begriffen, fovaß in Wales zur Zeit des Howel 
Dda in Nordwales nur 15 Slanhäuptlinge von reiner Abkunft fi fanden. Und im Süboften 
der Infel war diefe alte Verfaſſung ſchon Jahrhunderte früher durch die römische Zeit zerfegt, 
durch Die angelfächfifche vernichtet worden. Noch früher endlich erlag biefelbe in ven Eeltifchen 
Staaten des Kontinents, wo die gallifhen principes, deren Cäſar oft gedenkt, vielleicht noch als 
Clonhäuptlinge gefaßt werden duͤrfen. 

In immer enger werbenben Grenzen lebt der fonft jo mächtige Vollsſtamm fort, im allmäh⸗ 


70 .. Kelten 


lichen Auflöfungstampfe begriffen gegen die übermächtigen und lebenskräftigern Romanen in 
Franfreih und Germanen auf den britifchen Infeln. In Diftrieten, mo zu Shakſpeare's Zeit 
noch kymriſch geſprochen wurde, herrſcht Heute nur noch die englifche Sprache. Und wenn heute 
von einer Eintheilung ver Eeltiihen Bölkerfamilie in ſechs noch lebende Zweige gefprochen wird, 
fo ift das nicht eigentlich mit ven jegigen Thatfachen übereinflimmend. Mit Recht teilt man noch 
heute vie Kelten in einen altern Hauptzweig (die Gadhelen) und in einen jüngern (die Kamren); 
mit Recht teilt man dem erften ald beſondere Zweige a) die Bewohner von Hochſchottland 
(Bälen), b) die von Irland, c) die der kleinen Infel Man zu; mit Rede rechnet man zu 
letztern al8 befondere Zweige a) die Kymren in Wales und b) die Bretagner in Frankreich; 
aber daß man c) die Bewohner von Cornwall als noch lebenden Zweig zu dem legtern Haupt⸗ 
zweige zu rechnen pflegt, dürfte kaum mit dem wahren Sachverhalte übereinflimmen. Daß einzelne 
Literaturerzeugniffe in der alten Sprache von Cornwall vorhanden find, berechtigt und nicht, 
dDiefen Zweig als noch lebend zu betrachten. Der vielfeitige Eifer, mit welchem keltiſche Studien 
in neuefter Zeit betrieben werben, die Aufrechterhaltung mander nationalen Bräuche, die Schär: 
fung des nationalen Begenfapes gegen die Engländer (namentli in Irland) werben das all: 
mähliche Verſchwinden bes keltiſchen Völkerftammes zwar etwas aufhalten, aber ſicher nicht ver: 
hindern. Immer unaufhaltiamer und rafcher gehen diefe BVolfselemente der Zeit entgegen, wo 
ſie im Franzoſenthum und Engländerthum abforbirt fein werden. Die jegigen ethnographiichen 
und flatiflifchen Verhältniſſe ver Eeltifchen Bevölferungen ver oben genannten Gebiete anlan- 
gend, fo hat auch in dieſen die Entnationalifirung große Fortſchritte gemacht. So berichtet be= 
fonderd Berghaus („Allgemeiner ethnographiſcher Atlas“, S.17), geftügtauf genaue Unterfu: 
Hungen H. Nabert’8 an Ort und Stelle, daß die gäliſche Sprade ſich nur noch auf etwa zwei 
Fünftel Schottlands im Norbweften erfirede, und daß in ven ſüdlichen Theilen ded Landes 
(z.B. den Grafſchaften Air und Galloway) die alte Eeltifche Sprache durch die [hottiih-eng- 
liche erfeßt fei. Wenn daher die Benölferung Schottlandd nad) den Genfus von 1861 — 
3,062294 Menſchen betrug, fo wird man davon doch hödhftend 1%, Millionen dem feltifchen 
Stamme zutheilen dürfen. In Irland ferner flellt ſich das Verhältniß in doppelter Weife un: 
günftig für die Eeltifchen Bewohner ver Infel. Als rein Eeltifhe Diftriete werben bier aufgezählt 
die Grafſchaften Carlow, Kildare, Queens und Kings countied, Weſtmeath, Meath, Longford, 
Kerry, Tipperary, Clave, Gavan, Fermanagh, Monaghan, Armagd, Tyrone, Roscommon, 
Leitrim und Sligo; die übrigen find mit Eugländern mehr oder weniger flarl gemifht oder 
ganz von ihnen beſetzt. Weniger durch die natürlich fortfchreitende Germanifirung der Infel 
ald dur die maflenhafte Auswanderung der Iren nad) England, Nordamerika u. f. w. geht 
auch diefer Haupttheil des Keltenthums feinem Verſchwinden mit fchnellen Schritten entgegen. 
Der Cenſus von 1841 ergab für Irland 8,175124, der von 1851 nur 6,552385 Einwohner, 
bie 1861 bis auf 5,764543 zufammengefchmolzen waren. Die Eeltifche Bevölkerung der Infel 
wird daher 5 Millionen fiher nicht mehr erreihen. Was drittens die Gebiete ver Kymren in 
England und Wales anlangt, fo find ihnen im Kaufe ver Zeit bedeutende Landſtriche verloren 
gegangen (außer ven oben genannten Cumberland, Weſtmoreland u. ſ. w.). Und aud im eigent- 
lichen Wales wird die kymriſche Sprache nicht nur immer weiter weſtwärts zufanmerigepreßt, 
fondern die Diſtricte derfelben jind fhon hier und da von der eindringenden englifchen Sprache 
durchbrochen, ſodaß von der Benölferung von 1861 = 1,111795 wohl nur 1 Mill. Kym⸗ 
. ren zu reinen find. In Großbritannien kann man daher nur noh 7%, Mill. Bewohner 
feltifcher Nationalität rechnen, alfo nicht ganz 26 Proc. der Geſammtbevoͤlkerung. Nicht viel 
anders dürfte die Lage der Kymren in ver Bretagne fein. Die Bretagne umfaßt die Departe- 
mentd Cõtes⸗du⸗Nord, Morbihan, Finisterre, Illeset:Bilaine und Loire inferieure, von denen 
nur bie drei erften und die weſtliche Ecke des fünften von Kelten bewohnt werben, und zwar auch 
hier nicht ungemifcht. Die Volfszählungen aber ergaben ba 
1851. 1856. 


Finidterre . . .o. 612151 606552 
Göted:du-Nord. . . 628526 621573 
Morbifan . . . . 472773 473932 

1,713450 1,702057. 


In dieſen Departements hat alfo in fünf Jahren eine Bevölferungsabnahmeum 11393 Men: 
ſchen ſtattgefunden. Jedenfalls ziemlich richtig hat Kolb („Handbuch der vergleichlichen Statiſtik“, 
dritte Auflage, ©, 58) die Zahl der Kymren in Frankreich auf 1,100000 geſchätzt — eine Zahl, 
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die ſchwerlich viel zu gering angegeben iſt. Die Kopfzahl aller keltiſchen Stämme wird daher 
gt, bis hoöchſtens 9 Millionen betragen. 

Über die Kelten in etinographifcher Beziehung vgl. beſonders Prichard, „Naturgeſchichte 
des Menſchengeſchlechts“, bearbeitet von Wagner und Will, III, 1, S. 53fg.; Roget ve Bello: 
guet, „Ethnogenie Gauloise” (2 Bde., 1858—61); Perier, „Fragments ethnologiques”' 
(11857); Diefenbad, „Origines Europaeae’”, ©. 122fg. In ſprachlicher Beziehung vergleiche 
Nie Werke von Bopp, Prichard, Pictet und namentlih Zeuß (Gramm. Celtica’‘, 2 Bde., Leip⸗ 
i 1853). Über das alte Gallien: Waldenaer, Thierry; über die altgalliſche Sprache: Pictet, 
Monin. Befondered Aufjehen haben in neuefter Zeit die Pfahlbaualterthümer der ſchweizeri⸗ 
iden und italienischen Alpenfeen gemacht: vgl. darüber vie Schriften von Keller, Jahn, Troyon. 
iiber die alten Briten vgl. Giles, Barnes, Mafly, Hughes, Davies, Pofte. In Betreff ver heu⸗ 
tigen Keltenvölker find folgende Schriftfieller hervorzuheben. Bretagne: Daru, Pitre-Cheva- 
lier, Roparg, Villemarqud, A. Schulz (San-Marte), Le Gonidec, Courfon. Wales: War- 
tington, Jones, Woodward, Walter, Enderbie. Man: Johnſtone. Schottland : Low, Wilfon. 
Irland: Wood, O'Connor, D’Eonnellan, Keating, Moore. Endlich über das angebliche Kel: 
tenthum der Germanen vgl. Holgemann, Mone, Keferftein u. a. 9. Brande®. 

Khalifat over Ehalifat ift aus dem arabifchen Worte chalafa gebildet, welches „nachfol- 
gen” oder „die Stelle eined andern vertreten‘ bebeutet. Abu-Bekr, der erfle Nachfolger over 
Stellvertreter Mohammed's, als geiftlihes und weltliches Oberhaupt, führte zuerfl ven Namen 
Khalif (im arabifhen Chalifeh oder Chalifet, aus welchem die Deutfchen das Khaltfat bilveten, 
rad aber in dieſem Sinne bei ven Arabern Ghiläfet Heißt). 

Über das Khalifat ift, ſowol hinfichtlich feiner Attribute als beſonders der Nechte und An⸗ 
ſprüche auf paffelbe, unter ven Belennern des Islams viel mit geiftigen und materiellen Waffen 
gefritten worden, von Tode Mohammed's an, bis auf die neuere Zeit, und der Kampf um daſ⸗ 
jelbe hat nicht wenig zum Verfall ver iölamitifchen NReiche beigetragen. Mohammed, ver In fei- 
nem Koran über die unbebeutendften Streitfragen und Geremonien Gefege und Vorſchriften 
erläßt, beobachtet in Bezug auf die Verfaſſung des von ihm gegründeten Staatd daß tleffte 
Schweigen. Im Koran tft für unbefangene Lefer kaum eine leife Andeutung darüber zu finden, 
von einem göttlichen Rechte kann alfo gar keine Rebe fein. Mohammed hat aber nicht nur ale 
infpirirter Brophet über den wichtigften Theil des Staatsrechts Feinen Aufichluß gegeben, ſon⸗ 
dern auch als weltlicher Herrſcher feine Verfügung getroffen, wie und von wem Das von ihm 
unterworfene Arabien nach feinem Tode regiert werben follte. Als Grund feines Schweigens 
in legterer Beziehung kann faum etwas anderes angenommen werben, als daß er es mit Feiner 
Partei ververben wollte, und daß einerſeits ihn fein Herz zu feiner Tochter und feinem Schwie= 
gerfohne Ali Hinzog, während ihm fein Verſtand, vielleicht auch die ihn beherrſchende Gattin 
Aiſcha, Abu⸗Bekr, deſſen Tochter fie war, als einen geeignetern Nachfolger zeigte. Erſt auf dent 
Krankenbette wollte er feinen Nachfolger beflinnmen, wurde aber durch ven von Omar darüber 
angeregten Tumult fowie durch heftiges Fieber daran verhinvert, und fo verfchieb er, ohne ſei⸗ 
nen legten Willen geäußert zu haben, und es bildeten ſich alsbald drei Parteien, welche auf die 
Hertſchaft Anſpruch machten. An der Spige der einen Partei fland der nachherige Khalif 
Omar, welcher für ein Wahlreich war, aber natürlich follten die Wähler fowol als ver Gewählte: 
zu den älteften Gefährten des Propheten gehören und er wußte zum voraus, daß die Wahl auf 
feinen Freund Abu: Bel, der ganz fein Werkzeug war, fallen würde. An der Spige der andern 
Partei ſtand Alt, ver angeblich als Verfechter der erbliden Monarchie das Khalifat für fi in 
Anſpruch nahm, denn außer feiner Gattin Katimeh hatte Mohammed keine Nachkommen Hinter: 
lafien. Die dritte Partei beſtand aus Mebinenfern, welche auch für ein Wahlreich fprachen, das 
yalfive Wahlrecht aber auf einen der Ihrigen beſchränkt wiſſen wollten, weil ihnen allein der 
Jelam fein Gedeihen und feine Macht zu verdanken hatte. (S. Mohammebanismus). Die 
Nedinenfer würden ohne Zweifel den Sieg vavongetragen haben, wenn fie einig geweſen 
wären, aber vie Bevölkerung der Stadt beftand aus zwei Stämmen, die von alter Zeit her mit- 
einander um die Herrſchaft ftritten und von denen jeder fie Tieber einem Fremden ald einem Ein- 
beinifhen aus dem feindlihen Stamme gönnte, und fo gelang e8 Omar, die Wahl zu Gunften 
Abu-Bekr's durchzufegen. Abu-Bekr, bei welchem wegen feines vorgerückten Alters voraudzu- 
ſehen war, daß feine Regierung nur von kurzer Dauer fein würde, ernannte vor feinem Tode 
eine Anzahl Wähler, von welchen er willen Eonnte, daß fie ihre Stimmen Omar geben würden, 
ter übrigens ſchon zu Lebzeiten Abu-Bekr's factifcher Khalif war. Eine ähnliche Beſtimmung 

taf Omar, von welcher fi erwarten ließ, daß Osman aus der Wahlurne hervorgehen würbe. 
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Unter den beiden erſten Khalifen hören wir nichts von einer Oppofition von ſeiten Ali's und 
feiner Partei. Zur Zeit Abu-Bekr's war das Khalifat gerabe Feine jehr wünſchenswerthe 
MWürbe. Mohammed hatte ven Islam mehr durch Lift und Gewalt als durch Überzeugung ver- 
breitet, darum wurde er auch nach feinem Tode in vielen Provinzen wieder abgefchüttelt, und es 
bedurfte des Zufammenhaltens aller Gläubigen, vergangen Energie Omar’d und aller Klugheit 
Abu: Bekr’s, um den Aufruhr zu erftiden. Omar, ver Eroberer von Berfien, Syrien und Agyp⸗ 
ten, war ein ſo tüchtiger Regent und gewann die Araber, welche er mit Kriegsruhm und Beute 
ſättigte, in einem ſolchen Grade, daß unter feiner Regierung fein Zweifel an feiner Legitimität 
ohne die größte Gefahr ausgeſprochen werden Eonnte. Erſt unter dem greifen und ſchwachen 
Osman, der ſich manche Bloͤße gab und viele Feinde zuzog, regte fih Alt und feine Partei wieder 
und fhon damals wurde gelehrt, daß Mohammen dereinſt wieder auferftehen werde, und daß 
Alt fein Vezier geweſen, der bis zur Wiederkehr des Propheten von ihm ald Stellvertreter ein- 
gefegt worden ſei. Zu den Freunden und Verehrern Ali's, welde unter dem Namen Schiiten 
bekannt find, gefellten fih noch andere Unzufrievene und Herrichfüchtige Männer, welche gegen 
Osman aufflanden, ihn zur Abdankung aufforderten und zulegt ermordeten. Alt empfing jetzt 
das Khalifat aus der Hand der Khalifenmörber, aber er hatte zuerft diejenigen zu befümpfen, 
die felbft die Früchte des von ihnen angeichürten Aufruhrs pflüden wollten (Talha und Zubeir), 
und als diefe beflegt waren, machte ihm Muawia, ein Verwandter Osman's, welder Statthalter 
von Syrien war, den Thron ftreitig. Es fam zu blutigen Kriegen zwifchen ihnen, dann zu-einer 
factifhen Theilung des Reichs, auf melche bald bie Ermordung Ali's folgte. Da Ali's ältefter 
Sohn (Hafan) fih dem Muawia unterwarf und defien jüngerer Sohn (Huſein) fpäter bei einem 
Aufftande getödtet wurde, gründeten die Omeijaden, d. b. das Geſchlecht Muamia’s, deſſen Ur: 
großvater Dmejja hieß, das Khalifat von Damask, beherrfihten von bier aus alle von Omar 
eroberten Länder und dehnten ihre Eroberungen nod über dad weſtliche Afrika und Spanien, 
über einen Theil von Indien und gegen Norben bis an das Kaspiſche Meer und in dad Herz von 
Armenien und Kleinaften and. 

Was die Bröfolge unter den Omeijaden angeht, fo wurde fie in der Regel von dem jeweili⸗ 
gen Khalifen im voraus georonet. Muawia ließ feinem Sohne Jezid J. ald Nachfolger Huldigen, 
biefer feinem Sohne Muawia II. ALS letzterer ohne Verfügung ftarb, trat Merwan J., der von 
einer andern Rinie von Omejja abflammte, zuerft ald Reichsverweſer auf und regierte im Na- 
men eines minderjährigen Bruders Muawia's IE. Sobald er aber feine Gegner beflegt hatte, 
- bemädhtigte er fi) des Thrones und ließ feinen Sohn Abd-Almelik al8 feinen Nachfolger procla: 
miren. Diefer ging noch einen Schritt weiter, indem er einen erſten (Welid) und einen zweiten 
(Suleiman) Nachfolger beſtimmte. Letzterer wollte feinem minderjährigen Sohne huldigen 
laſſen, ließ fi aber kurz vor feinen Tode bereben, feinen Better Omar II. in einem verflegelten 
Teſtamente ald Khalifen zu beflimmen, und man mußte dem Bezeichneten, ohne ihn zu kennen, 
Treue und Gehorſam ſchwoͤren. Als Dmar IL, wahrſcheinlich von feiner eigenen Familie ver- 
giftet, ohne einen Nachfolger bezeichnet zu haben, ftarb, folgte ihm Jezid II. ein anderer Sohn 
Abd⸗Almelik'e, welcher feinen Bruder Hiſcham als erſten und feinen eigenen minderjährigen 
Sohn Welid IE. ald zweiten Nachfolger beflimmte. Diefer wurde wegen feines ſchlechten Lebens: 
wandels von feinem Better Jezid I. vom Throne geftürzt, ver bald feinerfeitd von feinen Oheim 
Merwan II., dem legten Omejjaden in Damask, verdrängt wurde. 

Mande Aliven und andere Prätendenten erhoben unter ven Dmeljaden noch die Fahne des 
Aufrubrs in einzelnen Provinzen, fie mußten aber ihre Herrſchſucht mit ihrem Blute bezahlen. 
Nichtsdeſtoweniger vermehrten ſich die Anhänger der Aliden im ſtillen, beſonders in den an 
Indien und China grenzenden Provinzen Perſiens, wo die Lehre von Seelenwanderung und 
Gottesverkoͤrperung einheimiſch war. Ali war kaum todt, als von ihm wie früher von Moham⸗ 
med behauptet wurde, er werde einſt wieder aus den Wolken zur Erde niederſteigen, bid dahin 
aber ſeien die Imame aus ſeinem Geſchlechte als ſeine Stellvertreter anzuſehen. Die Imame 
waren nach dieſen ſchiitiſchen Lehren, wie die Propheten, von goͤttlichem Lichte durchdrungen, 
bildeten gewiſſermaßen ſelbſt einen Theil ver Gottheit, durften daher auch die größte Vereh⸗ 
rung und den unbedingteften Gehorfam anfprechen. Diele Miffionare verbreiteten dieſe und 
ähnliche Dogmen in Perfien und unterwühlten damit die Herrſchaft der Omejjaden, welde als 
Tyrannen und Ufurpatoren dargeftellt wurben und felbft wol nie daran dachten, ihren Thron 
auf ein göttliches Recht zu flügen. 

Zu den Nachkommen Ali's gefellten ſich Tpäter auch die eined Oheims Mohammed's, welcher 
Abbas hieß. Sie vereinigten fi zum Umſturze des Throns des Omejjaden, warben Anhän- 
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ger für ven rechtmäßigen Imam, ohne ihn näher zu bezeichnen, denn die Berfon wechſelte mit ver 
Zeit, und ſelbſt unter ven Schiiten war man nicht immer einig über den zum Imam zu wählen: 
ven Sprößling aus dem Geſchlechte des Propheten. Als endlich die legte Stunde der Omejjaden, 
die auch noch Durch innere Zwiſtigkeiten befchleunigt wurde, geſchlagen hatte, ſtand an ver Spipe 
ber Aufrührer, welche von Perſien her gegen Syrien vorrückten, ein Sendling ver Nachkommen 
des Abbas, und die Folge davon war, daß nach ihrem Siege (132 der Hedſchra = 750 n. Ehr.) 
die Aliden abermals verbrängt wurben und vie Abbaſiden das Khalifat von Bagdad gründe: 
ten, welches fih bald über alle vem Islam unteriworfene Länder erftrerkte, nit Ausnahme Spa- 
niens, wohin ein Sprößling der Omejjaden ſich flüchtete (September 755), den die dortigen 
Glienten der Dmejjaden und die mit der Regierung unzufriedenen Araber von jemenitijcher 
Abkunft ald ihren rehtmäßigen Herrn anerkannten, und deſſen Nahfommen jih bis Ins 
11. Jahrhundert in Cordova behaupteten. I) 

Die Aliden wurden jeßt von den Abbaflven nicht weniger als früher von den Omejjaden 
verfolgt, fie griffen zunächſt zu Empdrungen, und ald fie gedämpft waren, zu neuen geheimen 
Miffionen. Wir haben noch zwei Briefe, in welchen die einen wie die andern ihre Anfprüche 
auf das Khalifat geltend machen. Als nämlich der Alive Mohammed Ibn-Abd-Allah im Jahre 
144 der Hedſchra (= 761—62 n. Chr.) ih in Medinah gegen ven Khalifen Danfur enıpörte, 
fhrieb er diefem unter anderm: „Unfer Bater Ali war der zur Herrichaft Beflimnite, er war ver 
Imam, wie wollt ihr fein Reich erben, da feine Nachkommen nody am Leben find? Fatimeh, die 
Toter des Propheten, war unfere Mutter. Gott hat und auserkoren, indem er und von Mo: 
hammed, feinem Propheten, abftammen ließ und von Alt, ver allen andern im Jslam vorange- 
gangen und der an Gelehrſamkeit und Kriegsruhm alle andern Gefährten übertraf u. f. w.“ 

Darauf erwinerte nun Manßur: „Wenn du durch deine Verwandtſchaft mit Frauen dich 
zum Aufruhr berechtigt fühlft, fo bift ou im Irrtum, Gott hat die Frauen nicht den Vätern 
und Obeimen und nicht männlichen Verwandten gleichgeftellt.... Ihr nennt euh Söhne des 
Geſandten Gottes, ihr feld aber nur Söhne feiner Tochter, allerdings feine nächften Verwand— 
ten, aber ohne Recht auf Erbſchaft. Sie jelbft konnte weder die weltliche noch Die geiftliche Herr⸗ 
{daft erben, wie follte fie fie anf ihre Nachkommen übertragen Eönnen? Hat nicht dein Vater 
(Alt) zu jeder Zeit geheim und Öffentlich danach geftrebt, und doch z0g ihm das Volk Abu: Befr 
und Omar vor... Auch Othman wurde ihm fpäter vorgezogen und ald er getübtet wurde, Fam 
Alt in Verdacht ver Mitſchuld. ... Nach Ali Hat übrigens Hafan feine Anfprüche auf das Kha- 
lifat an Muawia verfauft.... Abbas mar der einzige unter den Oheimen Mohammed's, der ihn 
überlebte, folglich hatte er die nächften Anfprüche auf deſſen Erbe u. ſ. w.“ 

Aus diefen Briefen ergibt fih, daß um dieſe Zeit Aliden ſowol ald Abbaſiden einfach ihre 
Anfprüche auf ihre Verwandtſchaft mit Mohammed gründeten und daß fie wenigftend offen ge: 
nug waren, um nicht von unmittelbarer göttlicher Infpiration zu ſprechen und vom ausfchließ- 
lichen Befige der Schlüffel zur Löfung aller religidjen Fragen, wie ihre Miffionare zur Bethö- 
rung des Volks gelehrt Hatten. 

Was die Thronfolge unter ven Abbafiben jelbft angeht, fo war auch Hier Fein anderes Geſetz 
geltend, ald das der Beflimmung des Nachfolgers oder der Nachfolger durch den jeweiligen Kha- 
lifen, ein Gefeß, das aber fhon unter dem Khalifen Manßur übertveten wurde. Der erfte Ab⸗ 
baflde Al⸗Saffah hatte nämlich feinen Bruder Manßur ald erfien und feinen Vetter Ifa Ibn⸗ 
Mufa als zweiten Nahfolger beitimmt. Manßur forverte diefen aber auf abzubanfen, angeb: 
lich weil ji der Volkswille zu Gunften feines eigenen Sohnes Mahdi ausgeſprochen habe. Ifa 
ſchrieb ihm darauf unter anderm: „Der Grundpfeiler, auf dem das Stantögebäude ruht, ift ver 
legte Wille des verftorbenen Khalifen; diefem zufolge find wir beide vor Gott glei und ed ftcht 
feinem Gläubigen zu, davon abzugeben. Dem einen wie dem andern von und iſt man Treue 
ſchuldig, und wird ſie mir verfagt, fo bleibt fie auch gegen dich nicht mehr Deilig... Glaube nit, 
daß du dem Verderben entgehft, wenn nicht feitgehalten wirb an dem, was vor Gott befhmoren 
worden ift. Wer dir jet Gehör ſchenkt und mir entzieht, was mir gebührt, wird bei einer an- 
dern Belegenheit in gleicher Weile gegen dich verfahren und das ganze Staatsgebäude flürzt un 
fo eher zufammen.” Iſa wurde jedoch durch allerlei Drohungen gezwungen, auf fein Recht zu 
verzichten. 

De Aliven ließen fich inveflen' durch alle erlittenen Nieverlagen nicht abſchrecken, und fon 


1) Sifcham III. der letzte Omejjade in Cordova, wurde im December 1031 entthront und flarb im 
December 1036. 
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unter Harun⸗ar-Raſchid gelang es ihnen im weſtlichen Afrika mit Hülfe ver Berber, die Dyna⸗ 
ſtie der Edriſiten zu gründen. Der Khalif Almamun, der von Perſern geleitet war, dachte an 
eine Verſchmelzung der Abbaflden mit den Aliden, indem er Ali-Ridha, einen Sprößling aus 
dent Geſchlechte Ali's, als feinen Nachfolger beftimmte und ihn mit feiner Tochter vermählte. 
Diefer Verſuch fheiterte jedoch an vem Widerflande der Häupter und Anhänger ver Abbaflven. 
Er wurde, da Ali-Ridha bald nachher flarb, over vgn Mamun ſelbſt vergiftet ward, gänzlich 
aufgegeben und Almutaßim, ein Bruder Almamun’s, zum Nachfolger beftimmt. 

Mit Almutaßim's Tod (227 der Hedſchra — 842 n. Chr.) beginnt ſchon ver Verfall des 
Khalifats, indem wenigfien® die weltliche Gewalt den Händen ber Khalifen entriffen wurde und 
in die der Führer der fremden Truppen, welche die Leibwache bildeten, überging. Man fann 
eigentlich fagen, daß mit dem Siege der Abbaſiden über die Omejjaden pad arabifche Element 
unterbrüdt wurde und Berfer und Türken die wirklichen Herren wurden, denn das Heer, weldyes 
jenen ven Sieg verfchaffte, beſtand größtentHeild aus Choraſanern. Einen zweiten Sieg erfoch⸗ 
ten die Perfer über die Araber unter Almamun, der mit ihrer Hülfe feinen Bruder Emin von 
Throne flürzte, deffen Truppen aus Arabern befanden. Auch viele Türken wurden ſchon unter 
Almamun angeworben, und er ließ ſich ausſchließlich von Türken bedienen, weil er den Arabern 
gar nit und den Perſern wegen feiner wanfelmüthigen Volitik nicht mehr unbedingt trauen 
konnte. Almutaßim ging aber nod weiter, indem er den Kern feiner Macht, beſonders feine 
ganze Leibwache, aus angelauften oder angemorbenen Türken bilvete. Er bedurfte ihrer freilich, 
theild um die unruhigen Araber im Zaume zu halten, theild gegen pas Ausland, denn ed war 
um diefe Zeit ein gewiſſer Mangel an brauchbaren arabifchen Soldaten eingetreten. Die Bebui- 
nen, weldye an ven erſten Kriegen des Islams den thätigften Antheil genommen hatten, waren 
zum Theil, als keine Ausficht auf Raub und Beute mehr vorhanden war, in ihre Wüfte zurück⸗ 
gekehrt, oder hatten fih in den eroberten Provinzen, beſonders in Spanien, in Weftafrifa, in 
Agypten, am Euphrat und Tigris, ſowie an den Küften des Rothen und Perſiſchen Meeres nieder- 
gelafien. Hier wurden fle bald durch das neue üppige Leben entnervt, ver Friegerifche Geift ver- 
for ih nach und nach, weil fie fi mehr der Wiflenichaft, ven Bewerben, vem Aderbau und ganz 
bejonders dem Handel hingaben, welder um dieſe Zeit in hoͤchſter Blüte ſtand und faſt aus⸗ 
ſchließlich in den Händen der Araber war. 

Schon unter Almutaßim's Sohn Alwathik waren die Türken Aſchnas Bogha, Waßif und 
Itach im Beflge ver erſten Würden, und erfteren wurde förmlich Stellvertreter des Khalifen und 
war außerdem noch Statthalter von Agypten, Syrien, Meſopotamien und der Provinz Afrika, 
wohin er beliebige Unterſtatthalter ſetzte. Nach dem Tode Alwathik's wollten die Araber deſſen 
minderjährigen Sohn zum Khalifen wählen, aber Waßif widerſetzte fi und ließ einem Sohne 
Almutaßim’s Huldigen, der unter vem Namen Almutawaffil regierte und der, als er ſich fpäter 
Waßif's entledigen wollte, von ihm, im Einverſtändniſſe mit andern Türken, und feinem eigenen 
Sohne Almuntaßir, welder von der Nachfolge ausgeſchloſſen werben follte, ermordet wurde. 
Die Türken waren ed auch, welche, nad) dem Tode Almuntaßir’s, den Khalifen Almuftain auf ven 
Thron erhoben, und von nun an müffen fi Die Araber nicht nur von Türken beberrfchen, fon: 
dern auch ihre Khalifen, alfo ihr geiftliches Oberhaupt, von ihnen wählen laſſen. Einige Kha⸗ 
lifen, wie Almutamid, Almutabhid und Almuftafl, erlangten zwar wieder etwas mehr Selbflän- 
digkeit, theils infolge der Uneinigkeit unter den Häuptern der Türken, theild infolge des Bünd- 
niſſes zwifchen den fich an fle anfchließenden Abendländern, Berfern und Arabern, aber ihre 
Nachfolger verfielen bald wieder in die frühere Ohnmacht und wurden das Werkzeug ihrer Sul: 
tane over Emire Alumra, welche alle weltlihe Macht an ſich riffen und auch wieder ihnen ange⸗ 
nehme milfenlofe Männer al3 Herrfcher beflimmten. Der Khalif Almuftadir wurde von Mu: 
nis getödtet, fein Nachfolger Alkahir von dem Oberſten Sima entthront und geblenbet. Unter 
den folgenden Khalifen find die Emire Alumara, Badjkam, Ibn-Raik, Turun und andere bie 
eigentlichen Herren und unter den nachherigen Emiren aus dem Geſchlechte ver Bujiden finft pas 
Khalifat noch tiefer, denn während die Khalifen von den Emiren nad Belieben auf den Thron 
gehoben und wieder abgefegt wurben, wurbe das Emirat erblich. Der Sturz der Bujiden brachte 
den Khalifen nur einen Wechfel ihrer Herren, denn ihre Stelle nahmen die Seldjuken ein, und 
erfi als diefe, infolge innerer Spaltungen, an Macht verloren, erlangten die Khalifen wieder 
einige Selbfländigfeit und zumeilen auch eriveiterte Macht und größern Einfluß auf andere Für⸗ 
fien des Islam. Doc bald erfolgte, durch Die Einfälle der Mongolen, welde ver Khalif Al: 
naßir jelbft, aus Furcht vor den Sultanen von Chariznı, herbeigerufen Hatte, ber ganzliche 
Untergang des thalſate. (656 der Hedſchra = 1258 n. Chr.) 
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Daß das Khalifat, ſobald einmal die Khalifen von Fremdlingen auf den Thron gehoben 
wierden und als ſolche nur willenlofe Sklaven diefer Fremdlinge waren, immermehr an Anſehen 
verlor, daß deſſen weltliche Oberherrſchaft nicht weiter reichte als die äußere Macht derjenigen, 
vie es beberrichten, tft leicht begreiflidy, und fo erklärt fih auch, mie e8 einzelnen Feldherren, 
Stattbaltern oder Stammhäuptern gelang, ſelbſtändige Dynaftien zu gründen, deren ganze Ab: 
hängigkeit vom Khalifen darin befland, daß fein Name noch neben dem des Landesfürſten in 
Gebete oder auf Münzen genannt wurbe. So erhoben ih, unabhängig vom Khalifat, die Aghla⸗ 
biten in Kairawan und Sicilien, die Tuluniden und Ichſchiden in Ägypten, d die Hamdaniden in 
Meſopotamien, die Sadjiten in Armenien, die Tahiriden, Saffariden, Samaniden, Gaznawiden 
und Dilemiten in Perſien und endlich die Bujiden und Seldjuken, welche ſelbſt ihre Reſidenz 
in Bagdad aufſchlugen. Es fiel keinem Haupte der genannten Dynaſtien ein, Anſprüche auf 
Legitimität zu machen und den Namen Khalifen zu ufurpiren, aber nichtsdeſtoweniger gehorch⸗ 
ten fie dem Khalifen ald Staatsoberhaupte nur wenn fie fein Schwert fürdten mußten, und 
nicht felten führten fie fogar offenen Krieg gegen ihn. Man muß fi nur wundern, daß bie 
Khalifen, wie fie nach dem Tode Alwathik's waren, no ald Imame (Hohepriefter) anerkannt 
wurben, und nur Scheu vor ven Theologen, welche Berwandtfhaft mit Mohammed ald weſent⸗ 
lihe Bedingung zur Herrſcherfähigkeit anfahen, konnte factifh unabhängige Fürften abhalten, 
fih gänzlich vom Khalifen zu Bagdad, der zuweilen nur noch Herr der Reſidenz war, loßzureißen. 

Neben den genannten Dynaftien, welche feine legitimen Anſprüche auf pas Khalifat machten 
und in der Regel noch einen Schein von Unterwürfigkeit bewahrten, erhoben ſich andere, welche 
ſich ganzlih vom Khalifat losfagten, weil fie, auf ein gewifjes Erbrecht geflügt, fortwährend 
gegen die Legitimität der Abbaftven proteftirten. So die Dmejjaden in Spanien, die Edriſiten 
in Weſtafrika, die Aliven in Tabariftan und enblid die Fatimiden, zuerft in Kairaman und 
fpäter in Ägypten und einem Theile von Syrien. Letztere waren ober galten wenigſtens als 
Nachkommen Ali's, und bahnten fi ven Weg zum Ihron durch jene antiislamitifchen Dogmen 
vom Imamat, wie fle fhon von einzelnen Miffionaren zur Zeit der Omejjaben im ftillen ver- 
breitet worden waren. ‚Hier finden wir vie theofratifchen Doctrinen in ihrer höchften Blüte, denn 
der Imam war nicht mehr blos ein von Gottes Gnaden eingeſetztes geiftlicheö und weltliches 
Oberhaupt, er war nicht nur Papft und Kaiſer, ſondern er war felbft ein Theil der Gottheit. 
Diefe Khalifen waren um fo unumfchränfter, als felhft der Koran, welcher dem Despotismus 
der Omejjaden und Abbaſiden eine Grenze feßte, für fie fo gut wie gar nicht mehr vorhanden 
war, denn er wurde ganz nach Belieben allegorifch gedeutet und das Fetwa des von Gott infpi: 
rirten Khalifen war unwiderruflid. Die Fatimiden waren den Abbaflden um fo gefähr: 
licher, als fie durch ihre Mifflonare ihr ganzed Stantsgebäude unterwühlten und ihr Anhang 
mitunter auch in den zum Abbaſidenreiche gehörenden Provinzen fi Öffentlich gegen ihre Herr: 
ſchaft auflehnte. So ſchlugen die Karmaten, welche auch zu diefen exaltirten Schiiten gehörten, 
mehrere. Heere ver Abbaſiden und befegten, Freilich nur furze Zeit, die Hauptſtadt des Glücklichen 
Arabien, die Städte Kufa und Baßrah, ja fogar die heilige Stadt Mekka, während fpäter ein 
ganzes Jahr hindurch felbft in Bagdad die Fatimiden ald rechtmäßige Herrfcher angefehen wur: 
den. Die Bujiden, welche aus Perſien flanımten, und ſelbſt Schliten waren, thaten wenig, un 
den Lehren und Waffen der Fatimiden Schranfen zu fegen, erft ald die Seldiuken, welche Sun: 
niten waren, gegen die Mitte des 5. Jahrhunderts mohammedaniſcher Zeitrechnung, an ihre 
Stelle traten, wurben die Fatimiden wieder aud Meſopotamien und Syrien vertrieben und nur 
Agypten blieb ihnen noch bis zur Zeit Salabin’s. 2) 

Mit ven Wieveraufblühen des Abbaftvenkhalifats unterden Seldjuken, welches, fo machtlos 
auch die Khalifen jelbft waren, Doch wieder im ganzen Oſten, in Arabien, in einem beträchtlichen 
Theile von Afrika, in Syrien und den füdlihen Provinzen von Kleinafien anerfannt warb, 
machten aber auch die ſchiitiſchen Miffionare neue Anftrengungen und ſuchten durch Fanatismus, 
durch unbedingte Hingebung und Dpferwilligfeit wieberzugewinnen, was fie an Menſchen⸗ 
zahl und Länderbefig eingebüßt hatten. Es wurde ein neuer Orden, der der Aflaffinen, geftiftet, 
und der erſte Großmeiſter dieſes Ordens Hafan Ibn-Sabah nahm zu allerlei Sinnestäufgun: 


n 


2) Die Herrſchaft der Fatimiden dauerte vom Jahre 296-567 der Hedfchra = 909 - 1171 u. Chr. 
Obeid Allah, der erfte Fatimide, flarb im Jahre 322 der Hedfchra. Unter Almuizz liddinsillah, welcher 
ben Khalifentitel annahnı, wurbe (348 der Hebfchra) Agypten und ein Theil von Syrien erobert, unter 
Altafim biamr⸗illah (386 - 397) die Religion der denen verbreitet. Der legte Khalif Aladhad, 
welcher bie Franken gegen Schirkuh zu Hülfe gerufen hatte, flarb im Jahre 567 ber Hedſchra. 
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gen und Sophismen ſeine Zuflucht, um die kräftigſten Jünglinge unter ſeinen Schülern zu un⸗ 
bedingten Werkzeugen ſeines Willens heranzubilden. Sie eroberten bald feſte Plätze in Perſten 
und Syrien, aus welchen die mächtigſten Seldjukenſultane ſie nicht zu vertreiben vermochten, und 
- fie waren als Meuchelmörder fo gefürchtet, daß ſelbft Männer wie Nureddin und Saladin vor 
ihren Drohungen zurüdfchredten, denn dieſe Fanatiker, welche auf Befehl ihres Großmeiſters 
und im Namen des bald verborgenen, bald fihtbaren Imams handelten, gingen felbft mit größ: 
ter Luſt den Tode entgegen, weil jie überzeugt waren, dadurch allein der höchſten unvergäng- 
lihen Freuden des Paradieſes theilhaftig zu werben. Erſt der Mongole Hulagu machte der 
Herrſchaft ver Affaffinen in Perfien, ohngefähr gleichzeitig mit der der Abbafivenfhalifen in 
Bagdad, ein Ende, während ver Mamlufenfultan Beibars nicht lange nachher von ihren Burgen 
in Syrien Befig nahm. Leßterer fuchte auch, um feiner Herrfchaft eine gewiſſe legitime Grund⸗ 
Inge zu bereiten, das Abbafidenkhalifat, menigften® als Hohenprieftertfum, zu veftauriren. Er 
nahm einen Sprößling aus dem Khalifenhaufe auf, Huldigte ihm als Khalifen und verpflichtete 
fih, die im Koran vorgeſchriebenen Gefepe zu beobachten, ſich an die Vorfäriften der Tradition 
zu halten, dad Gute zu beförbern, das Schlechte zu hindern, mit Eifer für den Schuß ded Blau: 
ben zu kämpfen, nur auf gefeglihem Wege Steuern zu erheben und fie auf rechtliche Weife zu 
verwenden. Der Khalif belehnte hierauf den Sultan mit der Herrfchaft über alle vem Jolam 
unterworfenen Provinzen forwie mit allen zufünftigen Eroberungen. Zugleich verlieh er ihm 
die Uniform, welche ihn als Repräfentanten der Abbafiven charakterifirte, fowie akle übrigen 
Infignien des Sultanats: Schwert, Fahne, Schild u. dgl. Beibars Hatte urfprünglid) vie 
Abſicht, das Khalifat von Bagdad auch thatfächlich wiederherzuftellen, indem er ven Khalifen 
in Stand ſetzen wollte, die Hauptftadt wienerzuerobern. Später fürchtete er jenoch, daß, wenn 
der Khalif Herr von Bagdad fein werde, er als Fürft der Gläubigen vie höchfte Gewalt und un: 
beichränfte Herrſchaft über alle vem Islam unterworfenen Ränder anſprechen würde und früh 
oder fpät ihn feiner Würben entfegen over eines Theiles feiner Länder berauben könnte. Erzog 
daher einen Theil der Truppen, weldhe er vem Khalifen zur Verfügung geftellt Hatte, zurüd, und 
biefer unterlag in einem ungleihen Kampfe gegen den mongolifhen Statthalter von Bagdad. 
Beibars fehte dann einen andern Abbaſiden ala Khalifen ein, behandelte ihn aber wie einen Ge⸗ 
fangenen, und geftattete ihm nicht den geringften Einfluß auf die Regierungsangelegenheiten. 
Die Nachkommen diefes Khalifen vegetirten unter den folgenden Mamlufenfultanen in, Agyp⸗ 
ten fort, und wurden, je nach der Macht und dem Einfluſſe derſelben, auch außerhalb Agypten 
und Syrien, mitunter ſogar in Bagdad und Tebriz, in Meſopotamien und einem Theile von 
Kleinaſien, in Tunis und ſogar in Indien als Imame anerkannt. Verſuchten ſie es aber, aus 
ihrer Machtloſigkeit hervorzutreten und nach weltlicher Herrſchaft zu trachten, fo murden fie ent: 
fegt. Der legte dieſer Schattenkhalifen, Almutawaffil, wurde vom Sultan Selim, welder der 
Mamlukenherrſchaft in Ägypten ein Ende machte, nach Konftantinopel geſchleppt und in der 
erften Zeit mit vieler Ehrerbietung behandelt, bis er von feinen eigenen, mit ihm nach Konftau- 
tinopel geführten Vettern, angeflagt wurbe, viele Agypter um ihr Vermögen gebracht zu haben. 
Da ließ ihn Selim, weil er au in Konftantinopel einen fehr fehlechten Lebenswandel führte, 
nad der Feſtung Saba Kuliat bringen, wo er bis zum Tode des Sultans eingeferfert blieb. 
Selim’3 Nachfolger Suleiman erlaubte dem Khalifen wieder nad Konftantinopel zu fonımen 
und fpäter ſogar nah Kahira zurüdzufehren, wo er nochmals als geiftliches Oberhaupt auf: 
trat, indem er Ahmed⸗Paſcha, dem rebellifihen Statthalter von Ägypten, als unabbängigem 
Sultan von Ägypten huldigte. Die Empörung wurbe aber bald genämpft, und vom Khalifen 
ift weiter keine Rede mehr. Er flarb in der Zurückgezogenheit im Jahre 1538 und hinterließ 
zwei Söhne, welche ſpurlos verſchwanden. 

Die oemanifhen Sultane machen feit diefer Zeit, auf pie Weihe und angebliche Ceſſion des 
legten Abbafidenkhalifen ſich ſtützend, nicht nur auf eine legitime weltliche Oberherrſchaft über 
alle Völker des Islams Anfpruc, fonvdern wollen ſich auch als Erben des Schalifats die höchfte 
geiftlihe Würde, dad Imamat, zuſprechen, finden aber hierin nicht nur bei ven Schiiten, welche 
nur Nachkommen Ali's als legitinne Khalifen anerkennen, feine Zuflimmung, ſondern werben 
auch von den Sunniten, wenigftend von den Unterrichteten unter denfelben, nicht als Imame an: 
gefehen, weil auch fie die Abftammung von Kureiſch, dem Geſchlechte Mohammed's, als Vorbe: 
dingung zur Erlangung des Khalifats betrachten. | 

Die Schiiten blieben übrigens auch nach Wem Untergange ver Fatimiden und nad) ver Unter: 
werfung der Affaffinen nicht unthätig. Sie gründeten nicht nur fpäter in Weſtafrika ein mäd: 
tige® Reich, fondern erhielten auch früher ſchon in Aflen an den zum Islam übergetretenen 


. 
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Mongolenfürſten (Ilchane) von Perfien eine neue Stütze, und wenn dieſe auch weit davon ent⸗ 
fernt waren, ſelbſt der Herrſchaft zu Gunſten eines Sproͤßlings aus dem Geſchlechte Ali's zu 
entſagen, ſo bekämpften ſie doch mit ſchiitiſchen Waffen die Länder und Herrſcher, welche das 
Khalifat der Abbafiden anerkannten, und wurden von der Bevoͤlkerung Perſiens, welche von 
jeher mehr Neigung zur ſchiitiſchen Auffaſſung des Islams hatte, unterſtützt. Ihr Haß gegen 
die Sunniten ging fo weit, daß ſie ſogar wiederholt mit chriſtlichen Mächten Vündniſſe ſchloſſen, 
um der Herrſchaft der Sunniten in Ägypten und Syrien ein Ende zu machen. Gleiche Politik 
befolgten die nachherigen Timuriden oder die Nachfolger Tamerlan's, und als auch dieſe durch 
innere Spaltungen zerfielen, erhoben ſich die Schiiten aufs neue in der Perſon des von Ali ab⸗ 
ſtammenden Ismail Sufl. Dieſer nahm ven von Timur und Uſun Haſan begonnenen Kampf 
gegen die Osmanen, die nunmehrige Stüße der Sunniten, wieber auf, und feine Nachkommen, 
die Schahs von Perfien, festen ihn mit wechfelndem Glück bis in die neuere Zeit fort. 

Mohammedaniſche Staats idee. Aus obigem gebrängten Überblick ver Geſchichte des 
Khalifats ergibt fich, daß wenn auch Mohammed Religionsſtifter und Staatengründer zugleich 
war, er doch weder ald Prophet noch als weltlicher Herrſcher ſich über die Verfaſſung des von 
ihm gegründeten Staats ausgeſprochen hat, und daß, wenn die abſolut monarchiſche ſich trotz 
dem republikaniſchen Geiſte und den republikaniſchen Gewohnheiten der Araber im Islam von 
ſelbſt verſtand, er es jedenfalls verſäumt hat, zwiſchen einer Wahl: und Erbmonarchie eine Ent- 
ſcheidung zu treffen und die Erbfolge oder den Wahlmodus zu beſtimmen. Wenn wir daher 
von einer mohammedaniſchen Staatsidee ſprechen, ſo verſtehen wir darunter die unter den 
mohammedaniſchen Völkern zur Geltung gekommenen Staatsprincipien, nicht die von Mo- 
hammed jeldft aufgeftellten. Arabien war zur Zeit Mohammed's in eine Anzahl Eleiner Repu⸗ 
blifen getheilt, von denen jede ihr Oberhaupt hatte, das in patriarchalifcher Weiferegierte. Diefe 
Stammhäupter mußten zwar alle Mohammed's Oberherrihaft ſowol als fein Prophetenthum 
anerkennen, aber im übrigen blieben die frühern Ginrichtungen beflehen, und trog aller Einheit 
des Glaubens und des Staats gelang es doch Mohammed nicht, die in zahlreiche, ſich mitunter 
feinplid einander gegenüberflehende Stänme getheilten Araber zu einer Nation zu verfchmel- 
zen. Don diefer noch fortbeftehenden Spaltung rühren auch zum Theil die vielen Empörungen 
und innern Kriege her, denen häufig religiöje Fragen nur zum Vorwand dienten. So wurde 
gleich bei der erſten Khalifenwahl dadurch der Ausichlag zu Bunften Abu-Bekr's gegeben, daß 
die mit ihm verwandten und ihm ergebenen Aslamiten nad) dem Wahlplage eilten und ſich für 
ihn erklärten. 

Wir haben geliehen, daß nach dem Tode Mohammed's Die Verfechter eines Wahlreichs, mit 
freilich jehr beſchränktem activen und paffiven Wahlrechte, und die einer erblichen Monarchie 
einander gegenüberſtanden und daß erflere den Sieg davontrugen. Die Dmejjaden führten 
zuerft die erbliche Monarchie ein, obgleich e8 ihnen ſchwer fiel, eine folide Grundlage für ihre Le: 
gitimität zu Änden, denn fle waren nicht nur feine nähern Verwandten Mohammed's, jondern 
fie Hatten ihn fogar bis zur Eroberung Mekkas befämpft. Muawia konnte feine Anfprüde nur 
auf feine Verwandtſchaft mit dem ermorbeten Khalifen Osman flügen. Er trat als deſſen Blut⸗ 
rächer auf und proteflirte gegen die Wahl Ali’, die dieſer nur Khalifenmörbern verdankte; er 
hätte aber nach feinem Siege eine neue freie Wahl anordnen oder wenigftend nicht feinen Sohn 
als Nachfolger beftimmen follen. Mit größerm Rechte traten die Abbaſiden und Aliden als erb- 
lihe Monarchen auf, die einen aufihre Abkunft von einer Tochter Mohammed's ſich berufend, 
die andern auf ihre Abflammung von einem Oheim befielben. Da Religion und Recht, Kirche 
und Staat bei ven Mohammedanern ebenfo wenig ald bei ven Juben gefonvert find, fo ift der 
Khalif zugleich weltliches und geiftliched Oberhaupt, letzteres jedoch, weder bei den erften Kha⸗ 
lifen noch bei den Abbafiven, im oberpriefterlih-päpftlihen, mit dem Begriffe von Infallibt- 
lität und Infpiration verbundenen Sinne. Der Khalif follte der erſte Imam fein, er follte die 
Erecutive in religidfen wie in politifchen Angelegenheiten haben, aber er Eonnte ebenfo wenig 
neue Dogmen als neue Bivil: oder Strafgefege decretiren. Der Koran galt ald Gejeg und 
Religionsbuch, wo er nicht ausreichte, mußten mündliche Trabition, Analogie und ältere Sagun- 
gen aushelfen, und nicht der Khalif, jondern die Gefeßgelehrten, welche zugleich Theologen und 
Juriften waren, hatten über zweifelhafte Fragen zu entſcheiden, und nur bei diſſentirender Anficht 
fonnte der Khalif ven Ausſchlag geben. Daß in der Praris mancher Khalif feine Gewalt mis: 
brauchte und widerrechtiche Verordnungen erließ, verfteht ſich von felbft, aber es ift wol feinem 
Khalifen eingefallen, ſich als folder für berechtigt zu erklären, in Rechts⸗— oder Glaubensſachen 
Neuerungen einzuführen. Die Abbafidenkhalifen find wol Khalifen von Gottes Gnaden in dem 
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Sinne, daß fie fih ald von Gott eingefeßte Herrſcher betrachten, weil fie die nächſten männlichen 
Berwandten Mohammed's find, aber nur dazu berufen, wie der erfle Abbafide Al-Saffah in 
feiner erften Predigt fagte, dad von Mohammen geoffenbarte Gefeg zu befhügen. Eine 
sigentliche Theokratie finden wir, wie fhon erwähnt, nur im Reiche der Fatimiden, welche, als 
unmittelbar von Gott erleuchtete Imame, eine göttliche Verehrung anfpraden, wenn auch feft: 
ftebt, daß ſchon die frühern Aliven ſowol ald Abbaſiden dieſe Dogmen zur Geltendmachung ihrer 
Nechte durch ihre Miffionare verbreiten ließen. So ift es Hiftorifche Thatfache, daß zur Zeit des 
Khalifen Almanßur mehrere hundert Jünger Abu-Muslim's, des Miſſionars und Feldherrn, 
der ven Abbafiven ben Weg zun Throne gebahnt hatte, nad Haſchimieh, feiner damaligen Re- 
fivenz, famen und den Khalifen ihren Bott nannten. Manßur ließ ihre Führer einkerkern, fie 
empörten fih aber, wollten ven Palaſt des Khalifen flürmen und mußten mit Gewalt der Waf- 
fen zurücgefchlagen werden. Manfur wollte wahrſcheinlich, ſobald er im Beſitze materieller 
Waffen war, von den Ultrafhiiten nichts mehr wiflen, einmal weil fie leicht einen andern Ab⸗ 
Ednımling aus dem Geſchlechte Mohammed's ald Imam verehren fonnten, wie Abu-Muslim 
jelbft e8 vor feinem Tode bereut haben foll, die Nachkommen Ali's Hintangefegt zu haben, jo= 
dann, weil er wol fürchten mußte, bei-der nüchternen Bevölkerung von Syrien, Mefopotansien, 
Arabien und felbft Ägypten als Ketzer verfchrien zu werden. Die irregeleiteten Perſer aber 
verfuchten e8 zu wiederholten malen, vie Dberberrichaft ver Khalifen, welche jegt die Orundlehren 
verfeugneten, durch welche fie zum Khalifat gelangt waren, wieder abzuſchütteln. So kämpfte 
ein gewiſſer Sinbad in Chorafan gegen die Truppen Manßur's und ſchrie nad Rache für das 
vergoffene Blut Abu-Muslim's. Unter dem Khalifen Mahdi trat der Perfer Mulanna feind⸗ 
felig auf, um feiner Lehre von ver Seelenwanderung und Incorporation der Gottheit Geltung 
zu verfchaffen. Unter Harun⸗-ar-Raſchid erhoben fih nad) dem Sturze der Barmafiden, meldye 
Perfer waren und die Schiiten begünfligten, die Churramieh oder Anhänger ver buch Mazdak 
reformirten Lehre Zoroafter’8, welche den Islam mit dem Parjismus zu verfchmelzen fuchten. 
Unter Mamun, ald auch er ſich wieder zu den Sunniten Hinneigte und dem in Perſien vorherr: 
chenden politifch-religidfen Syflem untreu ward, erhob fih Babek mit feinen ultraſchiitiſchen 
Dogmen, welcher erft unter vem Khalifen Almutapim die Waffen zu ſtrecken genoͤthigt und ver- 
rätherifcherweife hingerichtet warb. Die zu weit getriebene Verehrung des Khalifen kann aber 
nur als ein Auswucho im Islam angefehen werden, ven felbft mande Fatimiden zu befeitigen 
bemüht waren. In ven Augen des wahren Muslim ift ver Khalif, mag er durd feinen Vor⸗ 
gänger oder durd freie Wahl auf ven Thron gekommen fein, fein Menſch, der durch den Thron 
zum Repräfentanten der Gottheit auf Erden erhoben wird, fondern ein Gläubiger, ver ſchon 
vorher durch geiftige Gaben, Sittlichkeit und körperliche Rüſtigkeit ausgezeichnet fein muß, um 
den Thron nur einnehmen zu fönnen. Er muß vor allen theologiſch und juridiſch gebilvet, er- 
fahren in der Negierungs- und Kriegskunſt, gerecht und tapfer fein. Vereinigt er alle dieſe 
Eigenſchaften, hat er feine gefunden Blieder und Sinne, und gehört er nem Geſchlechte Kureiſch's 
an, dann ift man ihm ald Staatdoberhaupt gehorfam ſchuldig, aber auch nur folange er felbft 
fich dem göttlichen Gefege unterwirft. Seine Rechte befteben lediglich darin, daß fein Name auf 
den Münzen und im Gebete genannt wird, daß er feine Beziere, Statthalter, Oberrichter, Feld⸗ 
herren, Führer ver Pilgerkaravanen, Polizeipräfecten, Oberfleuereinnehmer und andere hohe 
Beamte ernennt, deren Wirkfamfeit aber wieder an beſtimmte Vorſchriften gebunden und deren 
Ernennung fogar manchen Beſchränkungen unterworfen ift. Neben allen diefen Beamten nah: 
men aber zu allen Zeiten die Häupter der Stämme unter den Arabern einen bedeutenden Plag 
ein. Sie konnten zwar auch vom Khalifen ernannt werben, aber nur felten fiel in der That feine 
Wahl gegen ven Wunfd des Stammes aus, weil fie fonft ohne alle Wirkung blieb. In der 
Regel wählten die Stämme felbft ihre Oberhäupter, die fie aud) im Kriege anführten, und der 
Khalif beftätigte ihre Wahl, dadurch hatte er aber auch, namentlidy folange die Beduinen den 
Kern der Kriegsmacht bildeten, ein materielled Gegengewicht, wie an ver Gelehrtencorporation 
ein geiſtiges, dem er volle Rechnung tragen mußte. G. Weil. 
Kindesmord, Verheimlichung der Geburt, Abtreibung der Leibesfrucht und Kin: 
de8audfegung. In feiner woͤrtlichen weiteren Bedeutung ift Kindedmord die abſichtliche Toͤdtung 
des eigenen Kindes (des Sohns oder der Tochter). Bei den Völkern des Altertbums war diefe 
That infoweit fein Verbrechen, als es geflattet war, dem erzeugten Kind auch pad Leben wieber 
zu rauben. Das Mofaifche Recht kannte dieſe Befugniß der Altern nit. Diefe konnten ſich nur 
an die Obrigkeit wenden, welche nach vergeblichen Züdtigungen das TodesurtheillSteinigung) 
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erließ (5 Moſ. 21, 18—21).1) Abraham wollte feinen Sohn Iſaak nur opfern, um dem 
hoͤchſten Herrfcher, ven prüfenden Gott Ifraels, gehorfam zu fein. Die Geſchichte von Grie⸗ 
chenland zeigt dad auf graujamer Sitte beruhende, jedod vom Stante überwachte Recht der 
Altern, ihr Kind durch das Mittel der Ausfegung zu tünten, um Übervölferung zu verhüten 
oder der Auferziehung beflelben wegen feiner Misgeftalt oder Schwähhlichfeit überhoben zu fein. 
Der legte Grund berrfchte bei ven Spartanern vermöge des Charakters derſelben und ihres 
Staat vor.?) Die roͤmiſche Geſchichte, die auch Urkunde der Sitte ift, das neugeborene ſchwaͤch⸗ 
liche Kind zu töbten, zeigt, daß nur der mit Gewalt ausgeftattete Vater das Necht Hatte, das 
eigene Kind zu tübten, nachdem er über daſſelbe Gericht gehalten hatte. Indeſſen drängte milvere 
Sitte diefed Gebieten über Leben und Tod des eigenen Kindes zurüd. Schon in den erften Zeiten 
des Kaiſerthums war eine folche Erſcheinung eine jeltene. Trojan und Hadrian griffen hem⸗ 
mend ein, und fpätere Herrſcher entzogen unter den Einwirkungen des zur Herrſchaft gelangen- 
den Chriſtenthums dem Vater eine ſolche extreme Gewalt, diefe ven Gerichten übermweifend. 3) 
Die frühere germanifhe Sitte räumte dem Vater die Gewalt ein, ein von ihm erzeugted neuge- 
borenes Kind durch Wegſetzung zu töbten, eine Gewalt, die im ganzen wol nur aus Noth oder 
wegen deſſen Misbildung geübt wurde. %) Mit der Luſtration, wodurch es in ven Kreis der Fa⸗ 
milie und der Nechtögemeinfchaft gezogen wurde, erlofch eine foldhe Gewalt. Das Chriſtenthum 
untergrub biefe feinem Geifte wiverftrebenbe Sitte und geflattete nur die Todtung von Midge- 
burten unter Aufficht ded zur Vornahme der Taufe berufenen Priefterd. Der Mutter war eben 
falls Keine Macht über dad Leben ihres Kindes eingeräumt, deſſen Toͤdtung durch fie eine ſtraf⸗ 
bare Miffethat war. 5) Das moderne Recht hat den Kindesmord in feinem weitern Sinne unter 
den Gefichtspunkt ded Verwandtenmords geftellt. 

Im engern techniſchen Sinne wird unter dem Ausdruck Kindesmord das Verbrechen ber 
Tödtung des neugeborenen unehelidhen Kindes durch feine Mutter vorſtanden. ©) Erf im ſpä⸗ 
tern Mittelalter entwicelte fich diefer technifche Begriff. Man fah in der That ver Wurter, welche 
fähig fet, ihr faum aus ihrem Schofe geborened Kind mit eigener Hand oder durch Berfagung ver 
nöthigen Pflege zu töbten, eine unnatürliche und darum hoͤchſt ſchwere Miffethat. Der Abfcheu 
dictirte Die Strafe des Lebendigbegrabens und des Pfählend. Ein Iuzerner Chronift berichtet, 
indem er der Vollſtreckung einer ſolchen Strafe gedenkt: „Es warb eine tiefe Grube gegraben, 
Dornen auf ven Boden geftreut, die Mörberin daraufgelegt, wieder Dornen auf fie gemorfen 
und dann mit Erde zugebeckt, jedoch fo, daß vermittelft eines Luftröhrchens, das in den Mund 
reichte, und Durch welches zuweilen Milch eingegofien wurde, das Leben und die Dual auf viele 
Stunden oder mehrere Tage verlängert wurde.” Noch im Jahre 1570 wurde in Enfigheim im 
Elſaß viele furchtbare Strafe zuerkannt. Das Urthell gab dem Nachrichter die Weifung, vie 
Schuldige lebendig in dad Grab zu legen und zwei Dornmwellen, die eine unter, die andere auf 
fie zu legen; ihr Angeficht folle er mit einer Schüffel bedecken, verſehen mit einer Offnung, um 
ihr ein Rohr in ven Mund zu geben „damit fie defto länger leben und bemelte böfe Mishand- 
(ung abbüßen möge‘; nachher ſolle er auf fle drei Sprünge thun und mit Erde bedecken. Wie 
es fcheint, legte doch ein Reſt menfchlichen Gefühle, Die Gnade verwandelte die qualiflcirte 
Todesſtrafe in die des Ertränkens in der Ill. Die gleiche graufame Strafe, welche das Gericht 


Ev. Saalſchütz, Das Moſaiſche Recht mit Berüdfichtigung des fpätern jübifchen (Berlin 1848), 
9 


2) Müller, Geſchichte helleniſcher Staͤmme und Städte (zweite Auflage, 1844), III, 294. Wache: 
muth, Hellenifche Alterthumekunde (zweite Auflage, 1846), II, 11, 12, 117, 128, 151, 362. 

3) Rein, Das Eriminalrecht der Römer von Romulus bis auf Iuftinian (1844), ©. 439—441. 

4) Waitz, Deutiche Derfafinngegeichichte (1844), I, 16. 

5) Wilda, Das Strafrecht der Germanen (Halle 1842), ©. 725 u. 728. 

6) Dachenröver, Über die Strafe bes Kindermorbes (1807). Gans, Das Verbrechen des Kinder⸗ 
morbes. Verſuch eines juridifch-phyfiologifchspfychologifchen Commentars zu den Art. 35 und 131 der 
Beinlichen Gerichtsorbnung Kaifer Karl's V. (Hannover 1824). Wurzer, Über den Kindermord und 
deſſen Beſtrafung (Leipzig 1822). Spangenberg, Über das Verbrechen des Kindesmordes und der Aus⸗ 
feßung ber Kinder, im Neuen Archiv des Criminalrechts, IIL, 1 fg., 382 fg. Mittermaier, Beiträge zur 
Lehre vom Berbrechen des Kinbermorbes und ber Berheimlichung der Schwangerfchaft, im Neuen Archiv 
des Griminalrechts, VII, 304 fg., 493 fg. Jordan, Über Begriff und Strafe des Kindesmorbes (Heidel- 
berg 1844). Rechts-kerifon, herausgegeben von Weiske (Leipzig 1857), XI, 488—499. Kunze, Der 
Kindermorb, Hiftorifch und Fritifch bargeftellt Csihaig 1860). Roßhirt, Geſchichte und Sylem bes 
dentſchen Strafrechte (1839), Th. 11, $. 84, ©. 223—227. 
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von Bifchoffdzell in Thurgau im Jahre 1596 einer Kindesmoͤrderin zuerkannte, wurde in die 
der Enthauptung verwandelt.) 

Der verftändige und für fein Zeitalter humane Befepgeber, deſſen Schöpfung die Peinliche 
Gerichtsordnung Kaiſer Karl's V. war, verurtheilte, obgleich davon ausgehend, daß die That 
gegen ein „unſchuldiges Kindlein“ gerichtet und „eine unchriſtliche und unmenſchliche“ ſei, eine 
folche grauſame Beſtrafung, die ausnahmsweiſe nur da eintreten ſolle, wo ſolches übel oft ge: 
ſchehe, und ſubſtituirte Die Strafe des Ertränkens 8), welche der noch mildere Gerichtsgebrauch 
nachher in bie der Enthauptung zu verwandeln pflegte. So wurde in Zeig im Jahre 1655 
eine Schuldige „unter der Aubrüde erfäuft”, während im Jahre 1648 eine andere geköpft 
wurde, und zwar aus Gnade, weil jie verurtheilt war, „geſäcket und erfäuft zu werben‘. 9) Im 
Sabre 1573 wurde in Naumburg eine Magd „darum, daß fle ihr Kinblein umgebracht, mit dem 
Schmert gerichtet”. Die gleiche Todesſtrafe erlitt dort ein Weib wegen verfelben Miſſethat in 
Sahre 1620.19) Nach der Chronik von Leidnig wurde dort in den Jahren 1570, 1576, 1591 
und dann no in ven Jahren 1610 und 1650 die Strafart des Ertränkens angewendet, und 
in der Laufig wurben noch in den Jahren 1537, 1540 und 1559 Kindeömdrberinnen leben- 
dig begraben !?), eine Strafe, mit weldher bei ven Dithmarſchen jede gefallen Jungfrau be: 
legt wurde. 

No während des ganzen Verlaufs des 18. Jahrhunderts pflegte ver Kindesmord mit den 
Tode, gewöhnlich durch Enthauptung, beftraft zu werben. 12) Das oͤſterreichiſche Strafgeſetz⸗ 
buch der Maria Thereſta, die fogenannte Therefiana vom Jahre 1764, verorbnet, daß die Schul- 
dige „mit den Schwert hingerichtet, nach der Enthauptung ihr Körper ind Grab gelegt, ein 
Pfahl duxch dad Herz gefchlagen und ſodann verſcharret werben ſolle“; Habe ‚Die Kindesmutter 
an ihrer Leibeöfrucht durch bloße Uinterlaffung ihrem Kind den Tod verurſachet, jo folle fie eben⸗ 
fall8 mit vem Schwert, jedoch ohne Durchpfählung des Körpers beftraft worden”. Wenn von 
ihr „zur Entſchuldigung der Uinterlaffung vorgewendet werde, nicht gewußt zu haben, wie mit 
den neugeborenen Kinde umzugehen jei, ober daß das Kind in währennen Geburtsſchmerzen ver- 
gangen und dahingeftorben fei, und was mehr dergleichen Ausflüchte fein mögen, da fei die⸗ 
felbe bewandten Umfländen nad, befonderd wenn fie fih durch Verſchweig- und Verhehlung 
ihrer Schwangerſchaft einer boͤſen Abſicht verdächtig gemacht, mit der Tortur zu belegen, und, 
da ſie auch in der ſtrengen Frage auf dieſer Entſchuldigung ſtets beſtände, gleichwol wegen der 
verhehlten Schwangerſchaft willkürlich nach Geſtalt der Sachen ſchärfer oder gelinder zu beſtra⸗ 
fen”. Habe die Schuldige „ſolche Unthat oͤfters begangen oder das Kind ohne vorhin ertheilte 
Taufe umd Leben gebracht’, fo folle ihr Hand und Kopf abgefchlagen und beides auf das Map 
‚geftecft werben, und babe fie „vie Mordthat mit befonderer Grauſamkeit vollbracht‘, fo fei fie 
mit glühenden Zangen zu zwicken oder fonft Die Todesſtrafe zu fchärfen. Auch die in der legten 
Zeit des vorigen Jahrhunderts erlafiene preußifche Strafgefeßgebung dictirte Kapitalſtrafe 13), 
vollzogen dur Enthauptung. Unter der Herrſchaft diefer Gefeggebung verfiel vem Schaffot 
jene unglüdliche Mutter, deren Geſchick Hippel In feiner Schrift „Beitrag über Verbrechen und 


& 0a Die Dfenbrüggen , Das alemannifche Strafrecht im deutfchen Mittelalter (Schaffhaufen 1860), 
8) en Über den Grund der mildern Beurtheilung bes Kindesmordes, 1 vegmengelenichttich darges 
ftellt (Archiv des Briminalrechts, Jahrg. 1847, S. 188—240, 299 — 330), 
I) Zeitfchrift für deutfche Culturgefchichte (Nürnberg), Jahrg. 1856, ©. 223 u. 224; Jahrg. 1859, 

587 u. 588 (S. 592 wird berichtet, daß im Jahre 1664 bie Leiche eines wegen Kindesmorbes in 
Anflageftanb verſetzten Weibes, das während des Verfahrens flarb, durch den Scharfrichter umter dem 
Galgen eingefcharrt worden waͤre) 

10) Zeitſchrift für deutſche Culturgeſchichte, Jahrg. 1859, S. 638, 641. 

11) Klemm, Die Frauen (Dresden 1859), II, 280. 

12) Scholz, Merfwürbige Strafrechtsfälle (1840), I, 261—286. Biſchoff, Merkwürdige Criminal⸗ 
rechtsfaͤlle (1833), I, 301— 366. Antbeilungen an bie Mitglieder bes Vereins für Gefchichte und Alter⸗ 
thumskunde in Frankfurt a-M. (1860), S. 154: „Anno 1772 den 14. Jan. iſt die Bomdin, weldhe ihr 
Kind umgebracht hat, auf der Zeil an ber Röhre auf einem erbauten Schaffot hingerichtet worden.‘ 
Ebendaſelbſt: „Anno 1777 den 21. Febr. eine Magd, die bei der Niederfunft ihrem Kind ben Kopf ab⸗ 
Bee hingerichtet worden.“ 

13) Klein, Grundfäge des gemeinen beutfchen und preußifchen peinlichen Rechts (17 6). © . 251. 
Fürftenthal, Snfitutionen bes allgemeinen preußifchen Civil- und Criminalrechts (1827), ©. 614, 
8.1037. Zum Bach , Anfichten und Bemerfungen über Hauptgegenflänbe bes Strafrechte mit einem 
Rückblick auf die preußifchen Gefege, als Beitrag zur Revifion ber Gefeggebung (1828), &. 206-263. 
Hisig, Zeitfehrift für die Criminalrechtspflege in den preußifchen Staaten, Jahrg. 1825, I, 120 - 132. 
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Strafen’ (zweite Auflage, Koͤnigsberg 1797) fo ergreifend darftellt 1%), während e8 vielleicht 
unfern großen Dichter zu feinem Gedicht „Die Kindesmörberin” anregte: 
Hoch! Die Gloden hallen dumpf zufammen . 
Und der Zeiger hat vollbracht den Lauf. 
Nun, fo fei’s denn — Nun in Gottes Namen ! 
Grabgefährten, breit zum Richtpla auf! 
Wer denkt dabei nicht arf Bürger's Dichtung „Des Pfarrers Tochter von Taubenhain‘: 
„O weh mir, daß bu mich zur Mutter gemacht, 
Bevor du mich machtefl zum Weibe!“ | 


Da riß fie die fllberne Nadel vom Haar, 
Und flieg fie dem Knaben ins Herze. . 

Die erfte Strafgefeßgebung des 19. Jahrhunderts, das oͤſterreichiſche Criminalgeſetzbuch, 
beachtete, zwar fpät, aber zum erften mal, die Stinnme ded menjhenfreundlihen Lombarden 
Beccaria, welcher in jeiner denkwürdigen Schrift „Uber Verbrechen und Strafen‘, ſich jedoch 
verwahrend gegen ven Verdacht, als verfenne er die Schwere der Schuld, das Geſchick der gebä- 
renden unehelihen Mutter der Betrachtung und Würbigung hinhielt: „Wer fi in der Lage 
befindet, zwifchen feiner eigenen Schande und dem Tode eined Weſens zu wählen, dad noch nicht 
den Verluſt des Lebens fühlen kann, wie follte eine ſolche Perſon den Tod nicht dem unvermeid⸗ 
lichen Elend vorziehen, welchem fie und ihre unglüdlihe Frucht ausgeſetzt ſein würden?“ 1°) 
Dieſes Gefenbud brach eine neue Bahn, indem es von der Bedrohung mit Todesſtrafe abſah, 
nur zeitige Freiheitsſtrafe dictirte, obgleich eine ſchwere, eine „ſchwere Kerkerfirafe” von 5 
— 20 Jahren“. 160) Dieſer Geſetzgebungspolitik, welcher ſchon die im Jahre 1798 erſchie⸗ 
nene Schrift „Ob der Verſchuldung der Kindesmoͤrderin die Todesſtrafe angemeſſen iſt?“ 
das Wort redete, folgte, gegenüber dem ſpätern Strafgeſetzbuch für Frankreich, deſſen Art. 302 
ſehr lakoniſch und fummarifch lautet: „Wer ſich des Meuchel-⸗ Ältern-, Kindes- over Giftmor⸗ 
des ſchuldig macht, iſt mit ven Tode zu beftrafen‘‘ 17) — zur Rechtfertigung der Androhung 
diefer extremen Strafe wurde geltend gemacht, das Gefeg müfle dad neugeborene Kind um fo 
mehr unter feinen befondern Schuß nehmen, da der Staat Anflalten, Findelhäuſer 18), zur 
Aufnahme derer befige, für welche die Mutter felbft nicht forgen koͤnne —, zunächſt das Straf: 
gefegbud für das Königreich Baiern vom Jahre 1813 infofern, als ed (Art. 157, 158) den 
Kindesmord mit Zuchthaus auf unbeflimmte Zeit, die Wiederholung aber mit dem Tode 
bedrohte. 19%) ü 

In denjenigen deutſchen Staaten, welche exrft in neuerer Zeit, vor und nach der Mitte dieſes 
Jahrhunderts, zur Aufrihtung von Strafgefegbüchern ſchritten, zeigte fich bis dahin die Rechts⸗ 
übung bezüglich der Beftrafung des Kindesmordes 20) ſchwankend, indem eine geläuterte Er- 
fenntniß, welcher einzelne Gefeggebungen bereits Rechnung getragen Hatten, den Richter ber 
Milde geneigt machten; die Allmacht der Praxis, welde längft gewohnt, ja ermächtigt war, dem 
Rechtsgefühl Raum zu geben, wich von den Befege ab und erfannte auf lebendlängliche Frei⸗ 
heitsſtrafe. War der Nichter zu bevenflih, un von dem eifernen Geſetze abzumweichen (noch im 
Jahre 1802 verurtbeilte, nach dem Zeugniffe von v. Berg, „Suriftifhe Beobachtungen und 
Rechtsfälle“, 1804, II, 158 — 235: „Merkwürdige Geſchichte eined Kindermordes“, bie 
Zufizkanzlei in Hannover die Schuldige zum Tode, weil dad Geſetz nun einmal „vie Todes 


14) Andere theilweife ebenfalls pfychologifch denkwürdige Fälle find dargeftellt in ben JSahrbüchern 
für die Griminalrechtspflege in ben preußifchen Staaten, herausgegeben von Mannkopf, Saprs. 1840, 
1, 401— 432, in mehreren Bänden ber Klein'ſchen Annalen der Geſetzgebung und Rechtsgelehrfamfeit 
in Preußen, in Higig’s Zeitfchrift für bie Eriminalrechtepflege in Preußen. 

15) Des Markiere Beccaria Abhandlung über Verbrechen und Strafen. Aus dem Italienifchen über: 
jegt von Bergf (1798), I, 292. 

16) Ienull, Das öfterreichifche Sriminalrecht, nach feinen Gründen und feinem Geiſte dargeftellt 
(1809), II, 232 fg. Zeiller, Jährlicher Beitrag zur Gefepkunde und Rechtswiſſenſchaft in den öfterrei- 
chiſchen Erbflaaten (1807), I, 153 fg. 

17) NRapoleon’s peinliches und Moligeiftrafgefehbudh. Nach der Driginalausgabe überfeßt von Hart- 
leben (1811), ©. 93. 18) Vgl. den Art. Findlinge, Sindelhäufer. 

19) Anmerkungen zum Strafgefeßbuche für das Königreich Baiern. Nach den Protokollen des fö- 
niglichen Geheimen Raths (1813), I, 31—39. Held in den Annalen der Criminalrechtspflege, Jahrg. 
1853, LXIV, 14—24. 20) Bifchoff, a. a. O., 1, 213 —299. . 
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ſtrafe dictire und „neuere Theorien“ keine Rückſicht verdienten), ſo wendete die Gnade die Voll⸗ 
ziehung der erkannten Todesſtrafe durch Verwandlung derſelben in Freiheitsſtrafe ab. 

Die deutſchen Strafgeſetzbücher der Neuzeit haben aus pſychologiſchen Gründen, nämlich 
mit Rüdjicht darauf, daß die an ſich ehrenwerthe Abſicht, die Geſchlechtsehre zu bewahren, ober 
die Hülfloſigkeit, die Noth, der Beweggrund iſt, ver zur That führt, und die Gebärende zur 
Zeit derſelben ſich in einem die Zurechenbarkeit ſchwächenden und auf die Pſyche einwirkenden 
Zuſtand der Nervenerregung zu befinden pflegt, von der Androhung der Todesſtrafe abgefe- 
hen?!) und dictiren zeitige Freiheitsſtrafe, abgemeſſen nad dem Grave der Verſchuldung und 
den umgreifenden Milderungsgründen. 2?) Das Strafgefeßbud für dad Königreih Würtem⸗ 
berg 23) fpricht ſich im Art. 249 dahin aus: Eine Mutter, welche ihr uneheliches neugeborened 
Kind des Lebens beraube, folle, wenn ſie vor dem Eintritt der Entbindung den Entſchluß zur 
Töpdtung ihres Kindes gefaßt und zufolge veflelben dazu geſchritten ſei, mit funfzebnjährigem 
bis zwanzigjährigem, ſonſt mit zehnjährigem bis funfzehnjährigem Zuchthauſe beſtraft wer⸗ 
den; ein Kind, welches nicht über 24 Stunden alt geworden, gelte als ein neugeborenes; ſei das 
Kind wegen vorzeitiger Geburt nicht fähig geweſen, das Leben außer dem Mutterleibe fortzu- 
fegen, fo folle die Strafe des Verſuchs eintreten; bie Tödtung während der Geburt (Art. 250) 
werde dem Kindesmorde gleich beftraft. 2%) Die Straigefeggebung für dad Großherzogthum 
Heffen vom Jahre 1841 (Art. 258— 260) erklärt Die Mutter, weldeihr uneheliches neugebore: 
ned Kind durch Handlung oder Unterlafjung abfichtlich getöbtet Hat, als des Kindesmordes ſchul 
dig, dem die Tödtung in und währeud ber Geburt gleichftehe, und dictirt Kreiheitsftrafe, Die, 
wenn die That fhon vor der Entbindung befihloflen war, bis zu 16 Jahren Zuchthaus hinan⸗ 
fleigen kann. Wenn dad getöbtete Kind wegen zu frühzeitiger Geburt over beſonderer Misbil- 
dung nicht fähig, das Leben außer dem Mutterleibe fortzufegen, fo foll Correctionshausſtrafe 
zuerfannıt werben. 2°) Das Strafgefegbud für dad beiberfeitd angrenzende Land Baden von 
Jahre 1845 bedroht die Schulvige, die ihr Kind während ber Geburt oder in den nächſten 24 
Stunden hernach vorfäglich tötet, vann, wenn. der Entſchluß dazu ſchon vor der Entbindung 
gefaßt war, mit Zuhthaus von 6— 15 Jahren, fonft mit derfelben Strafe bis zu 8 Jahren. Die 
gleichen Strafen ſollen eintreten, wenn es ſich in dem einzelnen Kal, da vie That erfi nad Ab⸗ 
lauf jener Zeit verübt wurde, ergibt, daß der befondere geiftige und Eörperliche die Zurechnung 
vermindernde Zufland der Gebärenden noch fortgevauert habe. Die wiederholte That foll mit 
Zudthaus von wenigftend 10 Jahren beftraft werben u. f. w.26) Die neuern deutſchen 
Strafgefegbüder find mit einzelnen Schattirungen?7) analog. Das preußifhe Geſetzbuch, 
welches dem franzöfifchen Codex, das biöherige Befegbuc der Rheinprovinz, folgte, beſchränkt 
fich darauf, im $. 180 zu verordnen: „Bine Mutter, welche ihr uneheliches Kind in oder gleich 
nach der Geburt vorſätzlich tödtet, wird wegen Kindesmordes mit Zuchthaus von 5—20 Jahren 


21) Auch Montenegro gab id in neuerer Zeit ein Strafgeſetzbuch, das im Art. 74 verordnet: 
„Wenn eine Witwe oder ein Mäpchen ober eine andere Frauensperſon, um ihre Schande zu verbedien, 
fich fo weit vergißt, ihr Kind zu erwürgen, fo foll eine folche Sünberin zum Tode verurtheilt werden.‘ 

22) Feuerbach, Rehebud be bes beutfchen peinlichen Rechts, herausgegeben von Mittermaier (vierzehnte 
Triginalausgabe, 1847), 393 u. 894. Griminallerikon, herausgegeben von Jagemann, fortgefeßt 
von Brauer (1854), ©. 438440. 

23) Ein benfwürbiger Rechtefall: „Anklage wegen Kindesmorbes, verhandelt vor dem Schwur⸗ 
gerät in Ulm im Februar 1850°', ſudet ſich mitgetheilt in den Friedreich ſchen Blättern für gerichtliche 

ne Sahrg. 1852, Heft 1. 
Hufnagel, Commentar über das Strafgefegbudh für das Königreich Würtemberg (1842), II, 
80 Fa Hepp, Commentar über das neue würtembergifche Strafgeſetzbuch nach feinen autbentifchen 
Duellen, den Borlagen der Staatsregierung und ben flänbifchen Verhandlungen des Jahres 1838 
(1842), TIL, 190 fg. 

25) Bopp, — der Sriminalgefepgebung für das Großherzogthum Hefien. Ein praftifcher 
Commentar (1852), S. 97—99, 360— 363. Emmerling, Sammlung der Entſcheidungen des groß- 
hergplicht heſſiſchen —— in Civil- und Strafſachen, Jahrg. 1858, II, 8—12; Jahrg. 1859, 


26) Thilo, Die Strafgefepgebung des Großherzogthums Baden nebft dem Geſetz über die Gerichte- 
verfafjung, mit den Motiven ber Regierung und den Refultaten der Ständeverhandblungen. Erſte Ab- 
theilng das Strafgeſetzbuch enthaltend (1845), ©. 229 u. 230. 

27) Magazin für hannoverfches Recht (Hannover 1855), V, 66 fg. Grotefendt, Bergleihung bes 
Art. 233 bes bannoverfchen Griminalgefegbuchs mit den Beflimmungen ber übrigen deutfchen Griminal: 
gefegbücher über das Verbrechen des Kindesmordes (eine anfchauliche Gegenüberflellung der Verſchie⸗ 
penheiten ber.einzelnen beutichen &efeßgebungen bezüglich bes Charafters diefer Miſſeihat mit ihren 

otiven). 
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beſtraft.“ 20) Eine einheitliche deutſche Strafgefeggebung hat auch in Bezug auf dad Verbrechen 
des Kindesmordes ihrem Berufe zu genügen. 29) - j 

Die Rechtspflege Hat namentli dann, wenn fie fi mit der Anklage auf Kindesmord zu 
beſchäftigen hat ?®), die Hülfe der Staatdarzneifunde in ihrer Verzweigung als gerichtliche 
Medicin Heranzuzieben, um fi ragen beantworten zu laſſen: Zufland der Kindesleiche, 
Reife des Kindes, Zeit ver Schwangerfchaft ver Mutter im Augenblid ver Geburt veflelben, 
Leben des Kindes nad der Geburt, Leben bei der Geburt (Rungenprobe u: f. w.), Lebens⸗ 
fähigkeit?), Zeichen ver Art des Todes, Frage, ob die Angeklagte geboren habe u. f. w. 
Bergmann, „Lehrbuch der Medicina forensis für Juriſten“ (1846), ©. 468 - 485: „Auf: 
ſuchung der Tobesurfachen bei neugeborenen Kindern.” Krahmer, „Handbuch der gerichtlichen 
Medicin für Arzte und Juriften‘ (zweite umgearbeitete Auflage, 1857), ©. 551- 564. 
Günmer, „Kindesmord und Fruchtabtreibung. In gerihtöärztlicher Beziehung für Gerichte: 
ärzte und Juriften dargeſtellt“ (1845). Gohen van Baren, „Zur gerichtöärztlihen Lehre von 
Berheimligung der Schwangerſchaft, Geburt und dem Tode neugeborener Kinder. Erläutert 
durch 100 den Acten entnommene mebicinifchgerichtliche Fälle, bearbeitet und zum Gebrauch für 
gerichtliche Arzte, Wundärzte, Criminaliſten und Richter eingerichtet” (1845). Hühner, „Die 
Kindestoͤdtung in gerichtsärztlicher Beziehung” (1846). Koh, „Neue Unterfuhungen zur 
Ermittelung des Kindesmordes, mit befonderer Beachtung aller gemaltiamen Tobesarten. Ge⸗ 
kroͤnte Preisſchrift“ (1841). Klenke, „Der Kindermord, die Tödtung Erwachſener u. ſ. , vom 
neuen Standpunkt einer höhern Phyflologie beleuchtet. Kür Geſetzgeber, Mechtögelehrte, Natur: 
forſcher u. f. w. dargefkellt” (1840). 

Die Statiſtik der Strafrechtöpflege zeigt, daß das Verbrechen des Kindesmordes, welches feit 
der Herrſchaft des ſchwurgerichtlichen Strafverfahrend in Deutſchland zu den Miſſethaten ge- 
bört, welche die Zufländigfeit der Schwurgerichte bilden, leider nicht zu ven feltenen Delicten 
gehört, wa ein Streiflicht auf unfere focialen Zuftänve wirft. Einige Einblide, ſoweit vie 
Literatur fie gewährt, mögen geftattet jein: 

Nach den jährlichen Darlegungen des franzoͤſiſchen Zuftizminifteriums betrug die Zahl der 
in Sranfreih während ber zehn Jahre 1826 — 35 wegen Kindesmordes erhobene Anklagen 
984, fomit im Durchſchnitt jährlich 98. Benoiſton de Chaͤteauneuf hob in einer im Jahr? 1842 
in einer Sigung der parifer Akademie ver moralifchen und politifchen Wiffenfchaften gehaltenen 
Vorlefung hervor, daß ſich feit dem Jahre 1834 außer mehreren andern Verbrechen auch bie 
Zahl ver Kindesmorde (und der Fruchtabtreibungen) vermehrt habe. ??) Eine andere Mitthei- 
lung 33) geht dahin, die jährlihe Durchſchnittszahl der Anflagen Habe betragen in den Jahren 
1826-30 113, in ven Jahren 1831—35 104, in den Jahren 1836—40 157, im Jahre 
1841 babe die Zahl der Anklagen 180, im Jahre 1842 aber 167 ausgemacht. Im Fahre 1850 
erhoben fih 164 Anflagen. 3%) Im Jahre 1851 belief fi Die Zahl ver Anklagen auf 198, im 
Jahre 1855 auf nur 40.29) Verhaͤltnißmaßig gering if Die Zahl der Anklagen und Verurthei⸗ 
Iungen bezüglich des Kindesmordes auf der Infel Eorfica. 8°) Faſt in allen Fällen, die in Frank⸗ 
reich zur Aburtheilung famen, wurden mildernde Umſtände in Betracht gezogen, woburd bie 
Topeöftrafe abgewenvet wurde. Das Nechtögefühl erklärte verielben den Krieg. Wurde auf fie 
erfannt, jo wurbe fle felten vollſtreckt und meiftens in zeitige Sreiheitöftrafe verwandelt. 37) 
Eine Mitteilung in Bd. VIIL ver „Jahrbücher ver Gefängnißkunde“: „Uberfiht der Ver- 


28) Archiv für preußifches Strafrecht, herausgegeben von Goltdammer, I, 242; 11, 174, 803; 
I, 551; V, 8, 433, 445, 634 fg. . 
29) Krug, Ideen zu einer gemeinfamen Strafgefeßgebung für Deutfchland (1857), S. 140— 144. 
30) Mittermaier, Das deutiche Strafverfahren (vierte Auflage, 1846), Thl. Il, $.123, ©. 73—85. 
31) Abegg, Über das Erforberniß der Lebensfähigkeit bei dem Thatbeftande der Kindestöbtung, mit 
Rüdficht auf die neuern Strafgefeßgebungen , in der Zeitfchrift für deutfches Recht, herausgegeben von 
Befeler, Reyſcher und Stobbe, —88 1859, XIX, 400 441. Die Lebensfähigfeit des Kindes (1857). 
32) Jahrbücher der Gefängnißkunde und Beflerungsanftalten, herausgegeben von Jullus, Jahrg. 


33) Jahrbücher ver Sefängnißfunde, Jahrg. 1845, VIL, 197—220. 
34) Der Gerichtsfaal, Jahrg. 1853, IT, 3956 u. 396. 
35) Jahrbücher der deutfchen Rechtswifienfchaft und Geſezgebung, herausgegeben von Schletter, 
Jahrg. 1857, III, 274; Jahrg. 1858, IV, 175. 
36) Jahrbücher der Gefängnißfunde, V, 841. 
37) Archiv des Griminalrechts, Jahrg. 1857, ©. 566 u. 567. 
6° 
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waltung der Strafrechtspflege in Belgien von 1826 —39“, zeigt, daß daſelbſt der Kindesmord 
zu den Verbrechen gehörte, die in Zunahme begriffen waren. In den Jahren 1835—37 be= 
trug die Zahl je 8, in den Jahren 1838 und 1839 je 13. Nach einer in Bd. XI derfelben 
„Jahrbücher vargelegten Überficht betrug die Zahl der wegen Kindesmordes ergangenen und 
vollſtreckten Todesurtheile in jedem ver Jahre 1833 — 44 höchſtens fieben. In den meiften Jab- 
ren reducirte fich Die Zahl auf zwei ober drei. 

Im Königreich der Niederlande, deſſen Strafgefeßgebung, gleich den Strafgeſetzentwurf 
für das Königreich Portugal 38), die Todesſtrafe nur für ven Rüdfall androht — derBorfchlag, 
fie überhaupt nicht anzubroben, gelangte nicht zum Siege — °°) fam ed in ven Jahren 1847 
— 51 zu 93 Hinrichtungen, von denen drei wegen Kindesmordes. 20) 

Die Strafrehtöpflege in England hatte fi in ven Jahren 1810—33, fonad) in 24 Jah⸗ 
ven, mit 339 Anklagen, alfo im Durchſchnitt mit jährlich 14 zu beichäftigen. Da vie Bevölke⸗ 
rung von England mit Wallis nad) den drei Zählungen von 1810, 1820 und 1830 im Durd- 
fchnitt etwa 12 Millionen betrug, fo war dad Berhältniß wie 1: 850000.2') Nach einer 
Notiz in der „Allgemeinen Zeitung” vom 13. Sept. 1862 wurde bei Grlegenheit einer gerichtli: 
hen Todtenſchau namentlih nachgewieſen, daß die Zahl des Kindesmordes in London in er: 
ſchreckender Weife zunehme und kein Tag vergehe, wo nicht ein getöbtete Rind gefunden werde. 
Die Inſel Ireland, ausgeftattet mit Findelhäuſern, erlebte in ven Jahren 1826— 32 nicht weni⸗ 
ger ald 176 Kindesmorde, bei einer Bevölkerung von durchſchnittlich 7,500000 Seelen ein Ber: 
Hältnig von 1: 300000. 2) Nad einer Mittheilung in Bd. IX des Schloözer'ſchen „Briefwech⸗ 
ſel“ (1781), S. 297, fielen in Schweben in ven 30 Jahren von 1749— 78 diefer Miffethat 
342 neugeborene Kinder zum Opfer, alfo jährlih im Durfchnitt gegen 12. Inden Jahren 
1845—50 incl. betrug die Zahl diefer Opfer 168, alfo im Durchſchnitt jährlih 28.%2) Die 
Griminalftatiftil des Königreihs Sardinien überdas Jahr 1853 zeigt fünf Kindesmorde, ‚zwei 
zur Rettung der Ehre, drei aber aus Unverſtand“. 2?) Im Canton Bern kamen in dem Zeit: 
raum vom 1. Juli 1851 bis 31. Dec. 1852 acht Anklagen der Art vor.%5) Im Jahre 1843 
beichäftigten fich die Gerichte in Spanien mit 116 Anklagen gleicher Art. 26) Was den preußi- 
fhen Staat angeht, fo theilt ein Beitrag zu Bd. VII der „Jahrbücher für Gefängnißkunde 
und Befferungsanftalten”, 1845 : „Überfiht der Strafrechtöpflege im preußiichen Staate wäh: 
rend der Jahre 1840 und 1841”, mit: „Das Verbrechen des Kindermordes bat im Jahre 
1841 in ven Departementd Stettin, Magdeburg, Arndberg und Köslin Feine Unterfuhung 
herbeigeführt. Die meiften Unterſuchungen find dieferhalb in ven Departements Marienwerber, 
Ratibor und Bromberg eingeleitet. Die Geſammtzahl der Unterfuchungen diefer Art betrug im 
Sabre 1841 50, im Durchſchnitt eine auf 242409 Einwohner, im Jahre 1840 36, und im 
Jahre 1839 38.’ Im Jahre 1840 Fam ed wegen Kindesmordes zu ſechs, im Jahre 1841 zu drei 
Todesurtheilen. Nah einer beigefügten Tabelle betrug die Zahl der Linterfuhungen, welche 
dieſes Verbrechen zum Gegenſtand hatten, im Jahre. 1833 134, 1834 145, 1835 154, 1836 
57, 1837 57, 1838 51. ine weitere Mittheilung in Bd. X derſelben Jahrbücher: 
„Zur Geographie verBerbrechen. Bon Dr. Caspar“, flellt auf Grund diefer Daten beachtens⸗ 
werthe Betrachtungen an. So heißt es dann au: „Der Kindermorbe famen zwar einige mehr 
(1 auf ı Million) in ven Eatholifhen als in den evangelifchen Landestheilen vor; der Unter- 
ſchied ift aber zu unerheblich, um irgendwelche Schlüffe zu geftatten. Eins aber pringt fi auf, 
dad nämlid, daß das berühmte Gebot ded Code. Napoléon, der befanntlich in unfern Rheinpro- 
vinzen in Kraft fteht: «a Die Auffuhung der Vaterſchaft iſt unftatthaft», während umgefehrt in 
den altländifhen, unter der Herrſchaft des Allgemeinen Landrechts ſtehenden Provinzen der Ge⸗ 


38) Der Gerichtsfaal, Jahrg. 1862, S. 2657; ©. 277 u. 278 wird hingebeutet auf bie Härte des 
Entwurfs eines Strafroder für das Königreich Italien, der allgemein Todesftrafe vorfchlage. 

39) Zeigeriſt für Rechtswiſſenſchaft und Geſetzgebung des Auslandes, herausgegeben von Mitter⸗ 
maier und Mohl, Jahrg. 1856, XXVIII, 291 u. 292. 

40) Baumhauer, Bünfjährige Überficht der gerichtlichen Statiftif im Königreich der Niederlande, 
in ber Zeitfchrift für Rechtswiffenfchaft und —— des Auslandes, Jahrg. 1854, XXVI, 125. 

41) Deutfche Bierteljahrsfchrift, Sahrg. 1838, ©. 250. 

42) Deutſche Vierteljahrsfchrift, Jahrg. 1838, S. 250 u. 251. 

43) Annalen der Griminalvechtspflege, Jahrg. 1853, LXV, 309. 

44) Die Schletter'fchen Jahrbücher, Jahrg. 1860, VI, 190. 

45) Zeitfchrift für Rechtswifienfchaft und Beieggebung bes Auslandes, Jahrg. 1854, XXVI, 277. 

46) Rochau, Reifeleben in Südfranfreich und Spanien (1847), II, 195. . 
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ſchwächten die moͤglichſten geſetzlichen Zugeſtändniſſe in Beziehung auf die Aufſuchung der 
Vaterſchaft gemacht werben und fogar Öffentliche Weiber im Bordell einen Vater reclamiren 
fönnen, auf die Vermehrung der Kindermorde gar feinen Einfluß zu haben ſcheint. Die rheini⸗ 
ihen Gerichtshoͤfe, deren Geſchwächte weder durd ein Findelhaus, noch durch eine reclamirte 
Vaterſchaft ihre Lage erleichtern Eonnten, hatten nur über vier Anklagen wegen Kindesſsmordes 
unter einer Million Einwohner zu erkennen, während in andern altländifchen Departements, 
Breslau, Glogau, Wernigerode, Bromberg und Münfter, noch etwas mehr Verbrechen dieſer 
Art zur richterlichen Cognition kamen.“ Nach einer fernern Darlegung in demfelben Bd. X 
ver Jahrbücher: „Das berliner Criminal: und Polizeigefängniß der Stadtvogtei In den 
Jadren 1844 und 1845 u. ſ. w.“, wurden von diefem Gericht im Jahre 1844 nicht weniger ald 
3221, im Jahre 1845 nicht weniger als 2875 Unterfuhungen geführt, während fich die Zahl 
der Unterfuchungen wegen Anſchuldigung des Kindesmorbed in beiden Jahren zufammenge- 
nommen auf zwei beſchränkte. Diefer Erſcheinung ftellt fi eine Notiz des Beitrags zu 
Bd. XI derfelben Zeitfchrift: „Ergebnifſe der Eriminalrehtöpflege in Berlin in den Jahren 
1846 und 1847°', zur Seite, dahin gehend, namentlich die Rubrik Kindesmord fei ganz leer ge: 
blieben. Die Anklagen wegen dieſes Verbrechens betrugen im Jahre 1854 54, im Jahre 
1855 38, im Jahre 1856 61, im Jahre 1857 70.27) Verurtheilt wurden im Jahre 1858 38, 
im Jahre 1857 und 1859 je 70.?°) Im einzelnen enthält die im Jahre 1861 erfchienene 
Schrift „Mittheilungen aus ven amtlichen Berichten über die zum Minifterium des Innern ge⸗ 
börenden preußifchen Straf: und Gefängnißanftalten, betreffenn vie Jahre 1858, 1859 und 
1860” Nachweiſungen. In ver Külfsftrafanftalt zu Anklam, lediglich für das weibliche Ge: 
ſchlecht beftimmt, betrug die Zahl der Binlieferungen im Jahre 1858 48, worunter ſechs wegen 
Kindesmordes, im Sabre 1859 72, worunter nur drei wegen derſelben Miffethat. In der 
Straf: und Sorreetiondanftalt zu Koͤln befanden fi unter 385 weiblichen Gefangenen fünf 
Kindesmörderinnen. Aus den Mittheilungen bezüglich der Stadtvogtei zu Berlin hebt ſich 
(5. 203) die Bemerkung hervor: „Nach dem Erfahrungskreife des Geiſtlichen breitet ſich auch 
dad Verbrechen des Kindermordes weiter aus.“ Im Öfterreihifchen Kaiſerſtaate betrug im Jahre 
1856 die Zahl ver Anklagen wegen Kindesmordes 222 mit 142 Verurtheilungen.??) Die 
Schwurgerichte im Königreich Baiern urtheilten im Geſchaͤftsjahre 1850 — 51 ab: 18 An: 
Hagen gleicher Art, ven denen 16 zur Verurtheilung führten. Das Jahr 1854—55, 12 An: 
fingen mit 10 Verurtbeifungen, 185556, 13 mit jededmaliger Berurtbeilung, 1856— 57, . 
24 mit 20 Gondemnationen. 59%) In den vier Jahren 1835, 1836, 1838 und 1839. betrug in 
den fieben ältern Kreifen des Koönigreichs die Zahl der Verurtheilungen 58, in ver Pfalz 9. 51) 
Die Berichte ded Königreichs Würteniberg hatten in ven Jahren 1834— 36 nur vier Anlagen 
wegen Kindesmordes abzuurtheilen, während in den vorangehenden 18 Monaten e8 zu 20 fol- 
Gen Unterfuchungen kam und im Jahre 1829— 30, deren Zahl fogar 31 betrug. Eine Erklä⸗ 
‚tung dieſer jehr auffallenden Verſchiedenheit findet fich nicht. 92) Im Jahre 1852 —53 betrug 
die Zahl der Anklagen der Art vor dem Schwurgerit 8. 59) Das benachbarte Großherzogthunt 
Laden zeigte im Jahre 1829 zehn Unterfuchungen wegen Kindesmordes mit ſechs Freiſprechun⸗ 
gen und drei Todesurtheilen. 5%) In ven jolgenven fünf Jahren beſchränkte fich dieſe Zahl auf 
55.55) Die Criminalſtatiſtik des Großherzogthums Heffen zeigt Das folgende Ergebniß: 
Abgeurtheilte Anklagen wegen Kindesmordes 1847 3, 1848 1, 1850 5, 1851 4, 18521, 
1853 6, 1854 3, 1855 4, 1856 5, 1857 7, 1858 2, 1859 3. Im Großherzogthum Sad: 
in: Weimar: @ifenach und in den ſchwarzburgiſchen Fürſtenthümern (dieſe drei Kürftenthümer 


‘ 


47) Archiv für preußifches Strafrecht, Jahrg. 1858, VI, 795. 

48) Archiv für preußifches Strafrecht, Jahrg. 1861, IX, 173. Pal. noch die Schletter’fchen Jahr: 
bücher, V, 393; VII, 366. 

49) Die Schletter’fchen Jahrbücher, Sahrg. 1858, IV, 85. Der erſte Band des Werks von Bra: 
chelli, Deutſche Staatskunde (1856), enthält zwar bezüglich der Jahre 1840—49 Griminalftatiftifches, 
hebt aber unter ben aufgezählten Verbrechen ben Kindesmorb nicht gefondert hervor. 

50) Zeitfchrift für Geſetzgebung und Rechtspflege im Königreich Baiern, Jahrg. 1856, Il, 259; 
Jahrg. 1860, VI, 492. > 

51) Jahrbücher der Gefängnißfunde, Jahrg. 1847, X, W. 

52) Deutfche Vierteljahrsichrift, Jahrg. 1838, S. 250. 

88) Die Schletter’fchen Jahrbücher, Jahrg. 1855, I, 186. 

54) Überficht er Strafrechtspflege im Großherzogthum Baden während des Jahres 1829 (1830), ©. 2. 

85) Deutiche Bierteljahrsfchrift, a. a. ©. . 
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bilden zufammen einen ſchwurgerichtlichen Bezirk) erfolgten im Jahre 1857 zwei Berurthei- 
lungen.5°, Das Herzogthum Braunſchweig erlebte im Jahre 1853 —54 vier Anflagen. ?7) 
Im Jahre 1860 wurden drei Anflagen erhoben, die ſämmtlich zur Verurtheilung führten. °®) 
Gegenüber ver fo auch ftatiftifch feflgeftellten Thatſache, daß der Kindesmord zu ven Miſſe⸗ 
thaten gehört, welche oft genug den Strafrichter befchäftigten, und der Befürdtung, daß viele 
traurige Erfcheinung bei ver Künſtlichkeit der focialen Zuflänbe, die im Steigen begriffen zu fein 
fheint, auch der Zukunft angehören wird, ifl die Frage, ob und durch welche Mittel diefem Übel 
entgegenzuivirken fei, eine fehr wichtige. Schon feit Menſchenaltern hat diefe Frage die Geifter 
und Gemüther beichäftigt. An Rathſchlägen und Verſuchen hat ed nicht gefehlt. In Preußen 
glaubte man ſchon vor hundert Jahren das Ziel mit Hülfe der Gefeggebung erreichen zu Eön- 
nen, durch ein Geſetz vom 8. Febr. 1865 wider den Mord neugeborener unehelicher Kinder, Ber- 
beimlihung der Schwangerihaft und wider big der Nieverkunft. Dieſes Geſetz, welches ver 
große Arzt Peter Frank in Bo. IV feines „Syſtem einer vollſtändigen mediciniſchen Polizei‘ 
(1791), S.175— 95, mittheilte, weil e8 „einen fo allgemeinen Beifall” verdiene und „ver all⸗ 
gemeinen Nothwendigfeit ver Sache fo angemeifen‘ fei, wurde ber fpätern Geſetzgebung (Allge⸗ 
meines Landrecht, Thi. II, Tit. 20, $.888— 932) zu Grunde gelegt. Mit im Hinblid auf biefen 
geſetzgeberiſchen Verſuch erhoben fich die lebHafteften und durch Preisaufgaben angeregten Ver: 
bandlungen über die heilfamiten Mittel zur Verhinderung des Kindesmordes, einer Miſſethat, 
von welder fih die Empfindſamkeit ver Zeit in hohem Grade ergrifien fand. Schon im Ein- 
gange eines Beitrags zu Bo. X des Schloözer'ſchen „Briefwechſel“ (1782), überſchrieben: 
„Wieder etwas über den Kindermord“, wurde hervorgehoben: ‚Die Preidfrage, wie dem Kin- 
dermorde gefeuert werben Eönne, bat jo viele Gelehrte aus allen Bacultäten in Alarm geſetzt, 
daß man über die Anzahl verfelben erflaunen muß." Der Schriften oder Beiträge zu Zeitfchrif- 
ten, welche dieſe fociale Angelegenheit befprochen haben, gibt ed eine Legion. Es mag genügen, 
einzelne Erzeugniſſe ver Preſſe zu nennen, die zum Theil ſchon durch Die Titel Die Darin mitge= 
theilten, meiftend mehr wohlgemeinten ald ausführbaren und praktischen Borfchläge bezeichnen. 
Pfeil, der in feiner im Jahre 1788 erſchienenen Schrift: „Preisſchrift von den beflen und aus⸗ 
führbarften Mitteln, vem Kindermord abzuhelfen, ohne die Unzucht zu begünftigen, mit Zufägen 
und einem fechöfachen Anhang dahin einfhlagender Materien‘, varauf hindeutet, man habe 
wahrgenommen, „daß die von einem Menfchenfreund zu Manheim veranlaßte Preisfrage: 
Welches find die beften ausführbarften Mittel, dem Kindesmord Einhalt zu thun? zu mehr als 
400 Schriften die Gelegenhelt gegeben‘ habe, und 44 Schriften aufführt, die er theils durchge⸗ 
- gangen, theild aus Beurtheilungen fennen gelernt babe, zählt &. 168— 171 nicht weniger als 
37 Necepte für die nämliche Krankheit auf, welde bie vielen Ärzte niederzufchreiben für gut 
gefunden haben. So geht 3.8. ein Vorſchlag auf „Aufftellung von Sittenricptern, Anlegung 
eines hohen Sittentribunals und beſondern Gewiſſenraths“, ein anderer auf „Beflrafung der 
Berbreiherin anı Leibe mit Herumführung im blutbeiprigten Kleive und andern Feierlichkeiten“; 
ein dritter auf „Schärfung ver Tobesflrafe dur das Rad und damit verbundene Zangen= 
riſſe“. 29) Zu jenen Erzeugniſſen der Preſſe gehören: „Gedanken über ven Kindermorb und 
Vorſchläge vemfelben beſonders durch Anftalten für Unterhaltung unehelither Kinder zuvorzu⸗ 
fommen” (Jahrgang 1778 der Zeitfchrift „Ephemeriden der Menſchheit“); Völkerſam, 
„Politiſcher Verſuch, dem Kindesmord ohne alle Strafen und ohne daß der Fürſt nit Findel⸗ 
häuſererbauung beſchwert wird, fiher vorzubeugen‘ (1779); v. Heß, „Eine Antwort auf 
die Preisfrage: Welches find die ausführbaren Mittel, dem Kindermord Einhalt zu thun?“ 
(Hamburg 1780). Mehrere Beiträge zum Schlözer'fchen „Briefwechſel“, nämlich, außer den 
ſchon genannten Beitrag und ver Mittheilung in Bo. V, 1780, S. 41 - 45: „Univerſale des 
ſchwediſchen Hofgerichts, weitere Mittel betreffend, dem Kindedmorde vorzubeugen‘ 60) ( Scho⸗ 
nung bed Chrgefühls); der Beitrag zu Bd. XX, 1781, ©. 52—55: „Über den Kindes: 
mord“ (dev Derfafler fhlägt vor, zu verorbnen, „daß obne Unterſchied alle Stupratores bie 
Geſchwächte heirathen oder bei zu ungleihem Stande nothdürftig dotiren, und die Geburt alimen⸗ 


56) Die Schletter ſchen Jahrbücher, Jahrg. 1859, V, 94. 

57) Die Schletter'ſchen Jahrbücher, Sue. g. 1859, 1, 91. 

58) Die Schletter’fchen Sahrbüdher, Jahrg. 1862, VII, 18. 

59) Pfeil, a. a. O. S. 170 

60) Aus einer beigefügten Bemerfung geht hervor, daß der König im Jahre 1778 bem Heichetage 
bie Abfchaffung der Tobesitrafe vorfchlug, ein Antrag, der auch Annahme fand. 
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tiren müßten“, auch bei Cingehnng einer Ehe eine Beiſteuer zur Bildung eines Fonds für die 
Ernährung heller Kinder erhoben werde), und ein weiterer Beitrag in vemfelben Band, 
S. 198 — 203: „Uber den Kindermord“ (der Rath, befonderd dur Unterricht dahin zu 
wirfen, daß „nad und nad der Begriff von Schanve”, ver auf dem Kinde und der Mutter ruhe, 
ih verliere, und dafür zu forgen, daß dad Kind auf Öffentliche Koften verpflegt und erzogen 
werde); der Beitrag zu Bd. XIder Schlöger'ihen „Staatsanzeigen“, 1787, ©.455—89: . 
„Uber Toleranz, Bendtkerung, Qurerei, Kindermord u.f.w. Aus der Brieftafche eines Dänen‘ 
(der Berfaffer, dem Schlözer „tiefe praktiſche Kenntniffe vom Weltlauf“ vindicirt, fchlägt na= 
mentlich vor, daß ein Wohlhabenver „verhältnißmäßig zu ver Verpflegungskaſſe beifteuert und 
folglich mehr bezahlt, al8 die Erziehung feines unebelichen Kindes koſtet““). Spöris, „Beant- 
wortung ber manheimer Stage: Welches find die beften ausführbarften Mittel, dem Kindes⸗ 
morde Cinhalt zu thun? (1781). (In demſelben Jahre erjchienen über vie gleiche Preisfrage noch 
an 12 Schriften u. |. w., die bei Röffig: „Die neuere Literatur der Polizei und Kameraliſtik“, 
11, 21, 22, aufgeführt find.) „Verſuch über die Mitte] wider den Kindermord von einem Gri- 
minaliften (1782). „Beantwortung ver Frage: Welches find die beften ausführbaren Mittel 
wider den Kindermord?'' (1782). (Auch dieſes Jahr war ſehr fruchtbar an folden Schriften 
u.f.w., wie aus Roͤſſig, a. a. O., S. 22, 23, zu erfehen iſt.) Knippel, „Breimüthige Gedan⸗ 
fen, Wünſche und Vorfläge eines vaterländifchen Bürgers über ben Kindermorb‘ (1788). 
Schlegel, „Mittel zur Verhütung des Kindermordes“ (1783). „Uber Empfinvelei und Kraft: 
genied‘' (1783), Heft 1,Nr. 3: „Vom Kindermord““. H. Peftalozzi, „Uber Gejehgebung und 
Kindermord u. ſ. w.“ (1783). Lift, „Über Hurerei und Kindermorv‘ (1784). Pfeil, Klip- 
fein und Kreuzfeld, „Drei Preisſchriften über die Frage: Welches find u. ſ. w.“ (1784). „Un: 
vorgreiflihe Betrachtungen über die drei zu Manheim gekrönten Schriften von der beften aus⸗ 
iührbaren Verhütung ded Kindermordes“ (1785). Schloffer, „Die Wudbianer, eine nicht ge- 
frönte Preisföhrift: Wie if} der Kindermord zu verhindern‘ (1785). v. Zink, „Abhandlung 
über die beften und ausführlichen Mittel, den Kindermord zu verhüten” (in Poſſelt's Zeit: 
ihriit: „Wiſſenſchaftliches Magazin für Aufklärung‘, Br. IN, 1786). Servin, „Über bie 
peinliche Geſetzgebung. Aus dem Sranzöflichen von Gruner” (1786), S. 176 u. |. w. (Der 
Berfafler trug fein Bedenken, ald Mittel die Verſtümmelung ver Schuldigen vorzuſchlagen, 
ihr z. B. „Die Nafe oder die Oberlippe abzufhneiden, und ihr mit einem glühenden Ciſen ein 
Mal, welches ihr Verbrechen andeute, auf die Stirn zu drücken“, meinend, daß zur Abichredung 
nicht8 geeigneter wäre.) Rathlef, „Vom Geiſt ver Eriminalgefege. Erfter Anhang: „Der 
Kindermord und feine Strafe, nebft den Mitteln, vemfelben vorzubeugen‘ (1790), ©. 147 fg. 
(Der Berfafler erachtet als das beſte Mittel Anftalten zur Aufnahme Schwangerer zum Zweck 
ihrer Nieberkunft unter Bewahrung des Geheimniſſes zum Beſten ſolcher, welche ihre Schande 
verbergen wollen, eine Anficht, melche einer in Bd. U des Wildberg’schen „ISahrbuc ver Staats⸗ 
arzneifunde‘‘, 1836, ©. 641, 642, mitgetheilten oͤſterreichiſchen Verordnung vom Jahre 1836 
su Grunde zu liegen Scheint.) B. Frank, „Syſtem einer vollſtändigen mebicinifchen Polizei‘ 
(1791), IV, 145— 97. (Diefer große Arzt beantragt, die noch Hier und dort üblichen Kirchen: 
bußen abzuſchaffen, was auch feitdem geſchrhen ift, dahin zu wirken, daß die Obrigkeit, anftatt 
ohne Kenntniß des menſchlichen Herzend vergleichen Elende mit aller Gewalt und unter den 
ſchärfften Ahndungen zur Anzeige ihrer Schwachheit zwingen zu mollen, ihnen vielmehr felbft 
einen mitleidigen Schritt entgegengebt, auf Schonung des Ehrgefühls der unehelihen Mutter 
bedacht zu fein, wobei er zwei Eurpfälzifche Berorpnungen der Jahre 1760 und 1767 heranzieht, 
und Anftalten zur Aufnahme für die Niederkunft bereit zu halten.) „Dar Kindermord, zur Be: 
herzigung an alle meine Mitmenſchen“ (1792). „Freimüthige Gedanken, Wünſche und Vor: 
ſchläge über den Kindermorb und die Mittel, venfelben zu verhindern‘ (1793). „Uber ven 
Kindermord,, feine Quellen und feine Verhütung” (1799). Der Beitrag zu Bd. II der Grol⸗ 
man'ſchen „Bibliothek für vie peinliche Nechtswiffenfhaft und Gefegfunde” (1800, C. Mis: 
cellen), ©. 13 — 16: „Bemerkungen zu einer anhalt:bernburgifhhen Berorbnung vom 9. Sept. 
1799, die Verhütung des fogenannten Kindermordes betreffend.” Weber, „Suftematifches 
Handbuch der Staatswirthſchaft“, Bo. I, Abthl. 1, 1804, $. 52: „Bon der Kürforge der Bo: 
lizei um unehelih Schwangere und von Verhütung des Kindedmordes’‘, &.198— 201. Span: 
genberg, „Uber die Vorbeugungsmittel zur Verhütung des Kindesmordes“, in der „Zeitſchrift 
tur die Griminalrechtöpflege in den preußifchen Staaten, herausgegeben von Hitzig“, 1826, 
11, 155— 176. (Der Verfaſſer, der fi unter Begründung feines Votums befonders gegen 
das Gebot der Selbflanzeige ver Schwangerſchaft erklärt, ſchlägt unter Beurtheilung ber preu⸗ 
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Bifchen Geſetzgebung vor, den Berführer, die Hebamme, den Arzt, ven Apotheker, bie Altern 
und Pflegeältern, Bormünder u. |. w. durch Strafandrohung anzubalten, die vermuthete oder 
erkannte Schwangerfhaft der Ortsobrigkeit anzuzeigen, die Geſchwächte vor Beleidigungen 
und Vorwürfen zu [hügen und der Dürftigen und ihrem Kind aus der Gemeindekaſſe Unter- 
flügung zu gewähren.) Mohl, „Syflem der Präventivjuftiz‘ (1834), ©. 275—78. (Der 
Berfaffer verlangt zunächſt Forderung der Sittlichkeit und Religiofltät, Noͤthigung des Vaters, 
fich feines Kindes nach Kräften anzunehmen, und Bewahrung ver unehelihen Mutter vor Fünft- 
lich bereiteter Schande.) Schürmaper, „Handbuch der mebicinifhen Polizei" (1848), S. 47, 48. 
(Der Berfaffer bezeichnet die Finvelhäufer als „ein vermerfliches Bräfervativ des Kindesmordes, 
den man erfolgreiher durch eine gute Strafrechtspflege“ befämpfe, nie aber ganz ausrotten 
werde, fo wenig ald man überhaupt jemals die Verbrechen aus der bürgerlichen Gefellfchaft 
werbe befeitigen Eönnen.) Auch Motte beſchäftigt fi in feinem „Lehrbuch des Bernunft- 
rechts und der Staatswiſſenſchaften“, II, 426—429, mit der fo wichtigen ſocialen Frage, 
deren Betrachtung zu dem Ergebnifle führt, vap ein fouveräne8 Mittel zur Verhütung der Mif- 
ſethat fih verfagt, fowie man weiter zu der Erfenntniß gekommen tft, daß das Strafgefeg, am 
wenigften deſſen Strenge, lange nicht fo wirkſam ift als indirecte Ginwirkung, daß eine frucht⸗ 
bare Maßregel in der Förderung der Sittlihfeit und Religiofität, in umfichtiger Armenpflege 
(eine bei vem wuchernden PBauperismus fehr wichtige Angelegenheit) und in einer gerechte 
Geſetzgebung gegen ben Vater des unehelien Kindes, dem zunächſt die Pflicht der Sorge für 
dafſelbe obliegt, FA In legterer Beziehung hat mit vollem Recht ein fcharfer Tadel die Ge⸗ 
feßgebung getroffen, welche durch die Verſagung der Erforfhung der Baterfchaft dem Erzeuger 
einen Freibrief gefhrieben bat, alfo namentlich die franzöfiihe Gefehgebung, welche im Art. 
340 des bürgerlichen Gefeßbuch eine ſolche Verſagung ausgeſprochen Hat, und das dieſer Legiö- 
lation nachgebilvete Geſetz vom Jahre 1821 für das Großherzogthum Heflen. 

Nach dem früher herrſchenden gemeinen deutſchen Strafrecht erichien die Berheimlichung ver 
Schwangerſchaft und Niederkunft, die nicht zum Thatbeſtande des Verbrechens des Kindermorbes 
gehört, nicht al8 ein ſelbſtändiges Delict; es fah darin nur die Begründung des Verdachts der 
Toödtung ded Neugeborenen bei Auffindung der Teiche. Indeſſen prüdte die Rechtsübung auch 
diefer Verheimlichung, als einer einen polizeilichen Gefihtöpunft darbietenden gefährlichen 
Handlung, den Stempel eines jelbfländigen Vergehens auf. @inzelne Geſetzgebungen thaten daf- 
felbe. Das der Mitte ded vorigen Jahrhunderts angehörende Strafgefegbud für das Kurfür- 
ſtenthum Baiern, welches verordnete, daß eine Kindesmörberin wrft mit glühenden Zangen ge= 
fneipt und dann enthauptet werben folle, verfügte: „Kommt eine ledige Weibeperſon heimlich 
nieder, und wird dad Kind tobt gefunden, fo foU fle mit ver Entſchuldigung, es ſei das Kind tobt 
von ihr gegangen, oder in der Geburt Fein Leben an ihm zu verfpüren geweſen, nicht gehört, 
fondern für eine Kindesmörberin gehalten und mit dem Schwert am Leben geftraft wer: 
den.’ Eine graufame Anwendung dieſes Dicetats findet ſich in den Schlözer’fchen „‚Staatdanzei- 
gen, 1783, II, 155—-166,, unter ber Auffchrift „Juſtizmord in der Oberpfalz”. Die mo- 
dernen Strafgefegbüdher pflegen nur die Verheimlichung der Niederkunft zu beftrafen. 1) Hier 
und dort finden fih flatiftifche Notizen. Im Jahre 1860 wurde im Herzogthum Braunfchweig 
eine Anklage wegen Beranftaltung hülfloſer Niederkunft erhoben. 6°) In England, beffen 
Jakob I. verorbnete, daß jede Frauensperſon, welche die Geburt ihres unehelihen Kindes ver- 
heimlicht hätte und-mit dem Verdacht belaftet fel, es 'getöntet zu haben, den Tod wie in andern 
Fällen des Mordes erleiden folle, wenn fie nicht durch einen Zeugen erweifen Eünne, daß daß 
Kind tobt zur Welt fany®), wurden (mit Einfluß von Wallis) im Jahre 1838 wegen Ber 
heimlichung ver Geburt vor Gericht geftellt 50 Angeklagte, von denen 26 verurtheilt wurden, 
im Jahre 1839 51 mit 30 Verurtheilungen, im Jahre 1840 53 mit 41 Condemnationen. 6%) 
Die fatiftifhen Beurfundungen über das Großherzogthum Helfen zeigen, daß die Zahl der 
Berurtheilten wegen Berheimlihung der Niederfunft betrug im Jahre 18471, 1848 3, 
1849 7, 1850 6, 1851 3. Im Jahre 1852 erhob fih nur Eine Anklage, welche Freifprehung 
zur Folge hatte. Zahl der Verurtbeilungen inı Jahre 1853 2, 1854 1, 1855 5, 1856 3, 
1857 4, 1858 1, 1859 1. Wegen Berheimlihung der Schwangerſchaft und Riederkunft wur⸗ 


61) Griminaflerifon, S. 331—333. 

62) Die Schletter’ chen Sahrbücher, Jahrg. 1862, VII, 76. 

63) Crabb, Gefchichte des englifchen Rechte. Nach bem Englifchen bearbeitet von Schäffner (1839), 
©. 522. 64) Jahrbücher ver Gefaͤngnißkunde, Jahrg. 1842, 1, 26 
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den in Preußen 127 Unterfuchungen eingeleitet, gegen das Jahr 1839 mehr: 18 gezen dad 
Jahr 1840 mehr 13. 6°) | . 

Der That des Kindesmordes ſteht die Abtreibung der Leibesfrucht SH) nahe. Die Mofaifche 
Geſetzgebung bedroht blos den mit Strafe, welcher mit mechaniſchen Mitteln. eine Kehlgeburt 
verurfacht, ſchweigt von der Bewirkung derfelben durch dynamiſche Mittel und die Mutter felbfl. 
Die Griechen erachteten, davon nudgehend, daß das Kind erfi nach ver Geburt befeelt were, die 
Abtreibung ver Leibesfrucht als erlaubt. Ertheilte ja Ariftoteles den Eheleuten, welche außer 
Stande feien, mehr Kinder zu ernähren, ven Math, ſich dieſes Mittels zu bedienen 97), deſſen ſich 
bei nem Fortſchreiten des Sittenverfalld die Griechinnen (gleich ven Nömerinnen nad) dem Zeug: 
niffe Ovid's und Tertullian'8) bevienten (jenes Pefſarium berüchtigten Andenkens). Die RB: 
mer wurden von berfelben Anficht beherrfcht. Selbft ald die Entſittlichung die Abtreibung ver 
Frucht häufig werben ließ, wurde darin nur eine unfittlihe Handlung erkannt, welche zwar von 
der Zuchtruthe Martial’8 und Juvenal's, aber nit von dem Strafgefege verfolgt wurde. ‚Nur 
einmal wurde, ſoweit die Geſchichte Urkunde ift, ein Weib wegen Aborts befttaft, aber nicht 
wegen dieſes Handels an fi, fondern wegen ihrer boshaften Abficht; fie trieb aus Haß gegen 
den Bater ihres Kindes, von welchem fie geſchieden war, daffelbe ab, um ihn ver Vortheile zu 
berauben, melde Ihm durch die Geburt eines Sohnes erwachſen wären ; das Weib wurde auf die 
Anklage des fo Beeinträchtigten mit Verbannung beftraft. Außerdem deutet Cicero in einer feiner 
Reden auf die Beftrafung einer Frau mit dem Tode bin, weil jie, durch entfernte Verwandte 
ihres Gatten beftodjen, die Frucht ihres Leibes abtrieb, um venfelben deſſen Vermögen zuzuwen⸗ 
den. Nur mittelbar ſuchte der Geſetzgeber durch das Verbot ver Darreihung abtreibenver 
Tränke entgegenzumwirken, fowie durch Geſtattung einer Klage auf Schadenerfag gegen den, 
welcher durch gewaltſame Herbeiführung einer Fehlgeburt einen Nachtheil zugefügt hatte. Erſt 
faft 200 Jahre n. Chr. griff der Geſetzgeber in beſtimmter Art ein. 6®) Dagegen verpönte 
ion das weftgothifche Gefeg den Abort und verurtheilte jeden, weldyer einem Weibe einen ab: 
treibenden Trank gab, zum Tode, und die Schwangere, die fich veflelben zum Abtreiben bedient 
hatte, zum Auspeitfchen, wenn fie Sklavin war, fonft zur Sklaverei. Bewirkung der Behlgeburt 
durch äußere Gewalt hatte Gelpftrafe, und, war der Schuldige ein Unfreier, Auspeitſchen zur 
Folge. Wilda, dera.a.D., S.718— 723, von der „Toͤdtung der Ungeborenen“ handelt, findet 
ald Ergebniß feiner Forſchungen, daß „bei den Germahen, fhon als die Aufzeichnung unferer 
Rechtsquellen begann, die Vernichtung einer Leibesfrucht al8 eine firafbare Handlung gegolten‘ 
babe. Auch die päpftlihe Geſetzgebung erhob im Geiſte des Chriſtenthums die verabfcheute 
Handlung zu einer ftrafbaren und bebrohte fie, wenn fle eine ſchon belebte Leibesfrucht zum Ge⸗ 
genftand Habe, mit vem Tode, ſonſt mit Gelbbuße. Das Geſetz Karl's V., beeinflußtpurd die Lehre 
der Rirchenväter, daß das Kind durch die Toöͤdtung im Mutterleibe der Taufe und ihres Segend 
beraubt werde, fand (Art. 133 der Peinlichen Gerichtsordnung) in der abfichtlihen Handlung 
ein ſchweres, wenn die Leibesfrucht fchon befeelt ſei, mit dem Tode zu beſtrafendes Verbrechen, 
möge ein Dritter oder die Mutter felbft die Schuld tragen. Das Strafgefegbud der Maria 
Therefla für Öfterreich veroronete unbedingt, daß die ſchuldige Perjon, fie ſei ‚Manns- ober 
Meibsbild, mit dem Schwert hingerichtet werden“ folle, das ihres Sohnes Joſeph (1787) 
drohte gleich dem fpätern Strafcoder vom Jahre 1803 nur zeitliche Breiheitäftrafe, währen 
das ihres zweiten Sohnes Leopold von Toscana (1786) die Strafe des Mordes dictirte, wobei 
in Betracht kommt, daß dieſer Gefeßgeber bie Todesſtrafe verbannte. Das Preußifche Landrecht 
verhängte zeitige und nur für den Rückfall lebenswierige Freiheitsſtrafe. 6%) Das franzoͤſiſche 
Strafgeſetzbuch Eennt, in Übereinflimmung mit dem batrifhen vom Jahre 1813, nur zeitine 
Sreiheitäftrafe. Das Gleiche gilt von den modernen noch jeßt herrſchenden Befegbüchern. 7°) 


65) Jahrbücher, VII, 75. 

66) Mittermaier, Der Verſuch des Verbrechens ber Abtreibung der Leibesfrucht nach der neueften 
Rechtsübung und ben Ergebniffen der naturwiffenfchaftlichen Forſchungen; insbefondere über Strafbar: 
keit des Verſuchs durch untaugliche Mittel, oder in Füllen, in welchen feine Schwangerfchaft vorhanden 
iR, über bie Bedeutung des Dolus bei diefem Verbrechen und über Brageftellung an die Gefchworenen, 
erläutert durch Rechtsjprüche ber franzöfifchen und rheinifchen Gerichte u. f. w., im Gerichtsfaal, Jahrg. 
1855, I, 3—45. Rehm, Über bie Befrafung der Abtreibung der Leibesfrucht, im Gerichtsſaal, Jahrg. 
1856, II, 274— 383. 

67) Wachsmuth, II, 11. 68) Rein, ©. 445—449. R 

69) Klein, S. 157—259. Spangenberg, Über Abtreibung ber teibeofrucht nach preußifchen Ge⸗ 
fegen, in ber Hitzig'ſchen Zeitfchrift, I, 1— 134. 70) Eriminallexifon, I, S. 18 u. 19. 
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Mit den Mitteln, der Abtreibung ber Leibesfrucht entgegenzuwirken, bat fih Frank, a. a. O., 
©. 139— 145, und Mohl, a. a. D. („Präventivjuſtiz“), S. 277—179, beichäftigt. 

Die Rechtsſprechung hat, wenn fie eine Anklage wegen dieſes Vergehens abzuurtheilen bat, 
den Beiftand der gerihtlihen Mebicin anzufprehen, um fih Kragen beantworten zu laflen. 
Denn, um mit Krahmer, ©. 335 der zweiten Auflage feines „Handbuch der gerichtlichen Medi⸗ 
ein’, 1857, zu reden, „daß es Abortivmittel und Abortivbandlungen gibt, kann in allgemeitien 
nicht zweifelhaft fein’. Zu nennen: Moft, „Encyklopädie ver Staatsarzneifunde”, I, 21— 30. 
Bierbaum, „Das Verbrechen der gefliffentlihen Frühgeburt. Gerichtsärztlich dargeſtellt“ 
(Hanfe’fche „Zeitſchrift für die Staatsarzneikunde“, LXIII, 1—98). Fabricius, „Kritif der 
Lehre von der Abtreibung (abortus)‘, ebend. XXX, 101—111. Friedreich, „Blätter für 
gerichtliche Anthropologie. Für Ärzte und Juriften“, Jahrgang 1852. Heft 2, Nr. IV, ©. 28 
—44: „Zur Lehre von ver Abtreibung ber Leibesfrucht“. Schürmayer, „Lehrbuch der gericht: 
lihen Medicin für Arzte und Juriſten“, 1850, Kap. 15, S.335— 343: „Toͤdtung im Dutter: 
feibe und Abtreibung der Leibesfrucht.“ Im Jahrgang 1857 des „Archiv des Criminalrechts“ 
wird unter der Aufſchrift „Neue naturwiffenfchaftliche Kortfchritte in Bezug auf das Verbrechen 
der Abtreibung der Leibesfrucht‘ namentlich eines Beitrags des Arztes Tarbieu im Sahrgang 
1855 der franzöfifchen Zeitſchrift für gerichtliche Medicin gedacht. 

Zu erwägen ift, daß der Beburtähelfer veranlaßt fein ann, eine Frühgeburt zu bewirken. 
Reifinger, „Die Fünflliche Frühgeburt” (1820). Irmulli, „Über Kaiſerſchnitt und Perfora- 
tion” (1834). - 

Um zum Schluffe der Ergebniffe der Statifti zu gedenken, jo betrug in England 7?) vie 
Zahl der Anflagen wegen Aborts im Jahre 1838 5 mit 1 Verurtheilung, im Jahre 1839 
1 unter Freiſprechung, im Jahre 1840 4 mit 1 Verurtbeilung. In denjelben prei Jahren fam 
ed in Schottland zu Feiner einzigen Anklage. 7?) 

Von den 1778 Berbrechern, welche in den Jahren 1829 —43 in das Öftlihe Staatöge- 
fängniß von Bennfylvanien in Philavelphia aufgenommen wurden, war nur einer wegen Be⸗ 
wirkung des Abortö verurtheilt worden. 2) In Oſterreich kamen nach Brachelli, „Deutfche 
Staatskunde“, 1856, 1, 394, in den Jahren 1840 —44 vor 30 Fälle von Abtreibung 
ver Leibeäfrucht, in ben Sahren 1845—49 nur 19.7%) Im Jahre 1856 betrug die Zahl 
der Anklagen 46.nit 27 Berurtbeilungen. 75) Preußen zeigte im Jahre 1856 24, im Jahre 
1857 13 Anflagen, während im Jahre 1854 dieſe Erſcheinung ganz fehlte und das Jahr 1855 
nur 7 Anflagen aufführte, 7°) Im Jahre 1849 wurden in ver Rheinprovinz 9 Unterfuchungen 
eingeleitet. 77) Während ber drei Jahre 1854—55, 1855— 56 und 1856—57 erhob fid im 
Königreih Batern nur eine Anklage ver Art, verbunden mit Verurtheilung. 73) Im Jahre 
1829 wurben im Großherzogthum Baden 6 Unterfudungen gegen 12 Perfonen eingeleitet, 
von denen 10 freigefprocdden wurden, 2 verurtheilt. Die Statiftif ver Strafrechtspflege im Her: 
zogthum Braunſchweig bezüglich des Jahres 1860 führt nur eine Anklage auf. 79) In den 
Jahren 1847, 1848 und 1851 kam es im Großherzogthum «Heffen zu keiner Anklage wegen 
Abortd. Im Jahre 1849 wurden 2, im Jahre 1850 3 und in den Jahren 1852 und 1853 je 
7 Berfonen darum verurtheilt. Im Jahre 1854 eine Anklage niit Berurtheilung ber Angeflag- 
ten, 1856 3 Anflagen mit einer Freiſprechung und 2 Verurtbeilungen, 1857 3 Anflagen ge- 
gen 11 Perfonen, von denen 10 verurtheilt wurden. Im Jahre 1858 5 Anklagen gegen 9 An⸗ 
geklagte, von denen 7 verurtheilt wurden (des größern diefer Strafrechtöfälle habe ich in der 
Zetfrift „Die Strafrechtspflege in Deutfchland”, Jahrgang 1858, Br. I, Heft 6, ©. 62, 63, 
gedacht); 1859 und 1855 hatte ſich Feine Anklage erhoben. 

Größere Städte pflegen den Stoff zu Anklagen folder Art und dem Beobachter Urkunden 
des Sittenverfalld zu liefern. 80%) Bor mehreren Jahren wurbe gegen eine Geburtähelferin in 
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71) Über das Verbrechen und die Strafe des Aborts in England vgl. den Art. Felonie. 

72) Jahrbücher der Gefängnißfunde, Jahrg. 1842, I, 264, 267 

73) Jahrbücher der Gefaͤngnißkunde, Jahrg. 1845, VI, 24. 

74) Vgl. nody Annalen der Griminalrechtöpflege, Jahrg. 1853, LXH, 171 fg. ; Statiflif der Ver: 
brechen und Vergehen im Kaiſerthum Ofterreich in den Jahren 1848 u. 1849, ©. 176, 183, 198. 

75) Die Schletter’fchen Jahrbücher, IV, 85. 76) Goltdammer's Archiv, VI, 795; IX, 174. 

77) Der Gerichtsfaal, Jahrg. 1852, I, 411. 78) Zeitfchrift für Gefeßgebung in Baiern, S. 492, 

79) Die Schletter'fchen Jahrbücher, VIII, 76. g 

80) 3.3. Varis. Der Serichtefaal, Jahrg. 1852, II, 443 u. 444. (Vorführung eines merfwür: 
digen Aififenfalle.) 
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Darmſtadt wegen ſchweren Verdachts gewerbömäßiger Abtreibung der Leibesfrucht eine Vor: 
unterfucdgung eingeleitet, die zu ſolchen Aufdeckungen führte, daß es für fehr bedenklich erachtet 
wurde, dad ſchwurgerichtliche Hauptverfahren einzuleiten. Es erfolgte eine Niederſchlagung bes 
Procefles unter der Bedingung, daß die Schuldige nad Amerika ausmwandere, und die Acten 
wurben „unter befondern Verſchluß“ genommen. 

Während dad Abendland die Unnatürlichkeit beftraft, ift fie in Morgenland Sitte und 
Araflod. Wie aus dem zweiten Theile des Werks „Reiſe ver Öfterreichifchen Bregatte Novara 
um bie Erde in den Jahren 1857, 1858 und 1859 u. f. w.“ (1861) zu erſehen ift, erftredt ſich 
diefe Naturwidrigkeit bi8 nach dem chinefifchen Reich. 

Ein anderes der Miſſethat des Kindesmordes nahe ſtehendes Vergehen ift das der Kindes⸗ 
ausſetzung, deſſen fich die Altern eines hülfobedürftigen Kindes dadurch Ihuldig machen, daß fie 
fi von ihm in der Abfiht trennen, um der Sorge für daſſelbe überhoben zu fein. 

Die Neigung, der Übernölferung entgegenzuwirfen, führte in Griechenland faft allgemein 
jur Kindesausſetzung. 1) In Böotien war biefe verboten; die Armen fonnten aber dad Kind 
ber Obrigkeit zur Sorge übergeben, und der gefundene Pflegevater zug ed zum Sklaven auf. ®2) 
Dem römifhen Vater war nur die Ausfegung des gebrechlichen und misgeftalteten Kindes ge⸗ 
tattet; indeflen führte dieſe Cinräumung auch zum Misbrauche; Armuth, der Verdacht, nicht 
der Bater des Kindes zu fein u. ſ. w. führten zur Ausfegung. Die väterliche Gewalt wurde fo 
ſehr geachtet, daß bie Staatögewalt kein Eingreifen magte, zumal, feitvem es nicht mehr fo ſehr 
auf die Zunahme der Bevölkerung anlam. Kaiſer Auguft befahl, wie Sueton berichtet, die Aus⸗ 
jegung des Kindes feiner Enkelin Julia, weil e8 in Unehren erzeugt worden wäre. Erſt als 
unter den Kaifern dad Ausfegen ver Kinder, dad immer als unmoralif, weil unnatürlid, an- 
gefeben wurde, zu ſehr zunahm, wurbe es vom Geſetz ald firafbar bezeihnet und die Strafe 
immermebr gefleigert. 2°) Das Chriſtenthum widerſetzte ſich auch der germanifchen Sitte des 
Ausſehens und dictirte Strafgefege. **) Die Criminalordnung Karl's V. bedrohte für den 
extremſten Ball, wenn der Tod die Folge war, Gapitalftrafe, welche auch noch die Iherefiana 
fowie dad Preußifche Landrecht 2°) androhte. Die mobernen Geſetzbücher dictiren zeitige Frei: 
heitsſtrafe nach dem Grade der Schuld, befonders der Gefahr für Leben. Einzelne derſelben um- 
faflen auch andere Hülflofe Berfonen als Kinder. 85) Go lautet ber $. 183 des preußiichen 
Strafcoder vom Jahre 1851: „Wer ein Kind unter fieben Jahren oder eine wegen Gebrechlich⸗ 
feit oder Krankheit hülflofe Perſon ausſetzt, over ein ſolches Kind oder eine folche Perfon, wenn 
fie unter feiner Obhut flehen, in Hülflofer Lage vorfäglidh verläßt, wird mit Gefängniß nicht 
unter drei Monaten beftraft. Iſt infolge der Handlung ver Tod ver audgefehten ober verlafle- 
nen Berfon eingetreten, fo trifft ven Schuldigen Zuchthaus bis zu zehn Jahren.“ (War Abficht 
der Tdntung wirkſam, fo foll vie Strafe de8 Mordes over Kindesmordes ‚oder des Verſuchs 
dazu eintreten.) 97) 

Um nod ftatiftifche Darlegungen heranzuziehen, fo kamen in Oſterreich Falle von „Wegle⸗ 
gung eined Kindes‘ vor in den Jahren 1840—44 105, in den Jahren 1845—49 139. 9°) 
Dort betrug die Zahl der Anklagen in Jahre 1856 65 mit 55 Verurtheilungen. 89) Im Jahre 
1829 wurpen im Großherzogthum Baden vier Unterfuchungen gegen fünf Perfonen eingeleitet, 
von denen zwei losgeſprochen wurden. Die Griminalftatiftit des Großherzogthums Heffen zeigt 
folgende Daten: Zahl der Berurtbeilten im Jahre 1847 1, 18481, 18492, 18502, 
1851 2, 1852 6, 1853 2, 1854 4,1855 5, 1856 3, 18574, 18583, 1859 4. In der 
Stadt Mainz kamen in den Jahren 1799— 1811 30 Fälle vun Kinvderausfegung vor. Nach 
Wiederaufhebung des dort in dem letztern Jahre errichteten Findelhauſes betrug bie Zahl der- 
ſelben in den nähften neun Jahren .nur fieben, mad zu dem Beweife benugt wird, daß der Mau- 
gel einer folchen Anftalt in diefer Beziehung nicht nachtheilig wirfe.?%) Im Königreih Schwe: 
den betrug die Zahl der Kindesabtreibungen und Ausfegungen zuſammen 1845 8, 1846 7, 


81) Wachsmuth, Hellenifähe Alterthumekunde (1846), I, 400; II, 11. 
82) Wachsmuth, II, 12. 83) Rein, ©. 441-445. 

‚ 84) Grimm, Deut Rechtealtertgämer as), ©. 459—461. Bilde, S. 725— 728. 
85) Klein, SS. 363 u. 364. 86) Briminallerifon, S. 75 u. 76. 
87) Die — in Deutſchland, herausgegeben von Groß, Jahrg. 1860, ©, 149 - 151. 
88) Brachelli, S. 394. 
89) Die Schletter'f en Juhrbücher, N 85. 
90) Deuriche Bierteljahrefchrift, a. a. „©. 252. 
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1847 A, 1848 5, 1849 4, 1850 4.1) In Spanien erhob fi im Jahre 1843 keine einzige 
Anklage der Art. 92) PH. Bopp. 

Kirche, Kirchenrecht, Kirche und Staat. (Die Glaubens- und Cultusfreiheit. 
Der Einfluß der Religion auf die bürgerliden und politifhen Rechte. — Die 
Selbſtändigkeit ver Kirchen: und Religiondgefellfhaften. Die Befugniffe 
derfelben in äußern Rechtéleben.) 

I. Die Glaubens: und Cultusfreiheit. Der Einfluß der Religion auf die 
bürgerlihen und politifhen Rechte. A. Die Entwidelung der Anſichten über 
Glaubens: und Bultusfreiheit. 1) Das Syftem des Katholicismus. Die fatho- 
liſche Kirche als ſolche iſt nothwendig intolerant; das ergibt filh mit unabweisbarer Gonfequenz 
aus den oberſten Orundbegriffen, auf denen ver Katholicismus beruht, namentlich aus den beiden 
Säten, daß die Kirche in ihren dogmatiſchen Entſcheidungen nicht irren kann, und daß die Zu= 
gehörigfeit zu derſelben nothwendig iſt zur Erlangung ber Seligkeit, da außerhalb derſelben Fein 
Heil iſt und feine Vergebung ver Sünde. Eine Kirche, welche fich für unfehlbar und für alleinfelig: 
madend hält, kann von diefen Vorausſetzungen aus andere religidfe Meinungen oder Vereini- 
gungen nicht dulden , eine ſolche Kirche Tann mit guten Gewiſſen verfolgen, ja fle muß confe- 
quenterweife in der Verfolgung auch vor den außerften und gewaltſamſten Mitteln nit zurück⸗ 
fhreden, denn es gilt auf diefem Standpunkte für nichts ven Leib zu verbrennen, wenn dadurch 
die unfterbliche Seele gesettet werden kann oder, wo biefe einmal verloren war, taufend andere 
bereits ſchwankende Gemüther durch Beifpiel und Abfchreddung der alleinſeligmachenden Kirche 
erhalten werben fönnen. Dad Gegentheil würde nicht etwa lobenswürdige Humanität, fondern 
principlofe Inconſequenz ſein. 

Doch laſſen wir einen Schriftſteller darüber reden, veffen correete katholiſche Geſinnung über 
jedem Zweifel erhaben iſt, und der um ſo mehr in den innerſten Geiſt des katholiſchen Kirchen⸗ 
rechts eingedrungen iſt, je mehr ſeine jetzige katholiſche Anſchauungsweiſe erſt durch ſelbſtändige 
Reflexion und die freie That des überiritts hat gewonnen werben müſſen. An verſchiedenen 
Stellen ſeines „Kirchenrechts“ ſpricht ſich Phillips mit dankenswerther Offenheit über dieſe 
Fragen aus. ‚Weder Kirche noch Staat”, meint er, „die auf ber wahren Bafld des göttlichen 
Rechts miteinander verbunden find, Eennen die Toleranz. Die Kirche nicht, weil weder bie wahre 
Freiheit noch die wahre Liebe die Toleranz kennt, der Staat nicht, weil auch er feinem Princip 
gemäß nichts dulden darf, was mit der göttlichen Gerechtigkeit nicht übereinftimmt. Chriſtus 
ſelbſt verwirft die Toleranz, indem er fagt: wer nicht für mich ift, ift wider mid ; und der Friede, 
den er auf die Erbe gebracht hat, iſt ein ganz anderer ald der, welchen bie Welt gibt. Diefer 
Friede Chriſti ift fehr wohl vereinbar mit vem Schwerte, welches er auch gebracht hat, wodurch 
Vater und Kind, Bruder und Bruder voneinander getrennt werben. Der Friede Ehrifti und 
ſomit der Kirche gebt Hand in Hand mit der Wahrheit und Gerechtigkeit, nicht aber mit dem 

Irrthum und der Sittenlojlgfeit, er geht Hand in Hand mit der Einheit, nicht aber mit der 
Trennung. Diejer Friede ruft zur Bewahrung der Einheit das Schwert herbei, um Bruder 
und Bruder zu trennen, damit nicht dev Bruder den Bruder von der Einheit ver Kirche trenne. 
So ift auch die Liebe das höchfte Gebot, welches vie Kirche ihren Mitgliedern lehrt, aber das wäre 
feine Liebe, wenn file dad Unkraut wuchern ließe, wenn fie es duldete, daß das Licht der falfchen 
Lehre diefelben von der Wahrheit entfernte.” (Phillips, Kirchenrecht”, II, 511, 512.) Und 
an einer andern Stelle: „Die katholiſche Kirche als folche kann ſich allerdings mit dem Begriffe 
des paritätifchen Staats nicht ausſoͤhnen, am wenigften in dem Falle, wo die Obrigfeit felbft 
eine Fatholifche ift. Iſt ſie proteftuntifch, fo kann die Kirche fih damit einverſtanden erklären, 
daß jene den fireng antikirchlichen Standpunft verlaffen und die Katholiken zu verfolgen: und 
zu bedrücken aufgehört Hat; ift fie Hingegen katholiſch, fo bleibt ver Obrigkeit in dem paritäti- 
hen Stante nichts anderes uͤbrig, als fi von dem Standpunkte, den fie gegenüber der Kirche 
einzunehmen verpflichtet ift, zu entfernen. Daher kann die Kirche einen folden Zuftand nie- 
mals als den normalen anerkennen, der, wenn er auch nicht, wie dad gewöhnlich der Fall ift, 
eine große Menge von Eingriffen der weltlichen Gewalt in die Firdliche Regierung in feinem 
Gefolge hätte, doch niemals die göttlichen Vollmachten der Kirche völlig frei und ungehindert in 
Ausübung treten läßt... Hieraus erklärt e8 jih, warum die Kirche in allen derartigen Verhält⸗ 
niffen beharrlich gegen das Princip des paritätifhen Staat proteftirt bat.” (III, 463.) Wenn 


91) Annalen der Tau minaleedjtepfiege, Jahrg. 1853, LXV, 309. 
92) Rochau, S. 198 
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dann. von Phillips wiederholt geltend gemacht wird, daß, wo ungeachtet ver kirchlichen Protefte 
ein derartiger Rechtszuſtand ſich dennoch gebildet Habe, derfelbe auch von feiten der Kirche zu 
refpectiven und aufrecht zu erhälten fei, fo geſchieht das nicht, ohne dieſem hiſtoriſch geworde⸗ 
nen Rechte die Forderungen des göttlichen Rechts entgegenzuhalten, und die religiöfe Intoleranz 
ald das Ideal zu bezeichnen, deſſen Verwirklichung zu den hödften Zielen der Fatholifchen 
Kirche gehöre. (II, 437, 514; IH, 463.) 

Demgemäß haben fich auch die offleiellen Organe der Fatholifchen Kirche bei jeder Gelegen⸗ 
heit gegen die Gewährung der Glaubens- und Eultusfreiheit ausgeſprochen. Die wichtigſten 
Acte, durch welche dieſelbe allmählich herbeigeführt wurde, maren ſtets von päpftlichen Proteften 
begleitet. So gehörte zu den hauptfächlichen Befchwerbepuntten, wegen beren einft Innocenz X, 
ſich veranlaßt fah, durch Das Breve vom 20. Nov. 1648 den Weitfälifhen Frieden für null und 
nichtig zu erflären, der Umſtand, Daß es den Anhängern ber fogenannten Augsburgiſchen Confeſ⸗ 
fion binfort geftattet ſein würde, ihre Kegerei an mehreren Orten frei zur Ausübung zu bringen. 
‚ (Rosfoväng, „Monumenta catholica pro independentia potestatis ecclesiasticae ab impe- 
rio eivili”, 1847, 1, 202.) Ausführlier ſprach fih dann Pius VI. in einem Breve an den 
Kurfürflen Maximilian von Batern vom 12. Febr. 1803 aus, ald die Bewifjend- und Cultus⸗ 
freiheit, die in dem MWeftfälifchen Frieden nur für die VBerhältnifle des Reichs gewährt war, auch 
für die einzelnen Territorien von Bedeutung wurde, und namentlich in einem Lande ſich geltend 
zumaden begann, wo man bie dahin fidh ſtreng dagegen verfhloffen hatte, nun aber durch 
äußere Berhältnifie gendthigt war, den frühern Standpunkt aufzugeben. Der Bapft äußerte 
ſich damals folgendermaßen: „Seitdem wir vernommen haben, daß du in Baiern eine Der: 
ordnung erlaflen haft, infolge welcher die katholiſche Religion als nöthige Bedingung zur Er⸗ 
werbung ſtaatsbürgerlicher Rechte nicht mehr erforderlich wäre, wurben wir, da wir fo etwas 
von beiner Religion nicht erwartet haben, dergeftalt in unferm Innerften erſchüttert, daß wir 
unfere Beftürzung mit Worten nit ansprüden können; theild weil du diefe Verordnung in 
ienen bairiſchen Gebietätheilen eingeführt haft, bie ſich ehebem durch den blühenden Zufland ber 
Religion ruüͤhinlichſt auszeichneten; theils weil wir ſogleich jene boͤſen, der Kirche und der katho⸗ 
liſchen Religion Unheil bringenden Folgen vorausſahen, welche dieſe Verordnung ſelbſt leicht 
vorausſehen ließ. — Wären dir alle dieſe Verhältniſſe genau bekannt, und würdeſt du er⸗ 
wägen, daß gerade zur Verhütung ſolcher Gefahren jene Reichgeſetze gegeben ſind, welche du 
abgeändert haft, fo Eönnten wir und unmöglich bereden, daß du in deinem Vorhaben ver: 
barren würbeft, vielmehr müßten wir annehmen, daß du dad Geſchehene aufheben und die 
ruhmwürdigen Beifpiele deiner Regierungsvorgeher nachahmen würbefl, welde durch genaue 
Beobachtung jener Reichsgeſetze die katholiſche Religion in Altbaiern drei Jahrhunderte lang 
rein und unverſehrt erhalten, das Land ſelbſt aber als das blühendſte Erbe dir hinterlaſſen 
haben. — Sollte in Baiern die katholiſche Religion noch aufrecht ſtehen, und ſollteſt du fortan 
in ihrem Glauben verbleiben wollen, ſo darf und kann alles Geſchehene keinen Beſtand haben. 
Wir werden, weil wir jede einzelne Thatſache nicht aufzählen und die Grenzen eines Sendſchrei⸗ 
bens nicht überſchreiten wollen, nur das, was wichtiger ſcheint, andeuten, damit du aus unſerer 
apoſtoliſchen Midbilligung die Verkehrtheit deiner Maßregeln erſeheſt, das Geſchehene vernich⸗ 
tel und Das Ärgerniß wieder gut machen mögeft, weiches du gegen deine Abſicht — denn das 
Gegentheil können wir nicht glauben — allen Katholiken insgeſammt gegeben haft, indem bu 
als katholiſcher Fürſt e8 zugegeben haft, daß gegen Die Kirche foldde Verfügungen getroffen wurden, 
wodurch ihr der größte Schade zugefügt, der Religion felbft aber die größte Gefahr herbei: 
geführt wurden iſt.“ (NRoskoväny, 1,80 fg.) Sehr entſchiedene Außerungen der Misbilligung 
find dann von feiten des apoftolifhen Stuhls gegenüber ven Maßregeln erfolgt, welche zur 
Durdführung der Glaubens: und Gultusfreiheit in Frankreich feit 1789 flaatöfeitig ind Werk 
gefept wurden. Nachdem ſchon im Jahre 1790 Pius VI. in einer eigenen Allocution fid mis⸗ 
billigend gegen die deöfallfigen Decrete der Nationalverfammlung ausgefprochen hatte (Ros⸗ 
foväny, 1, 432), fo wird dann in dem Schreiben des Papfles an die franzoͤſiſchen Biſchoͤfe vom 
10. März 1791 bei Zurückweiſung der Gonftitution des Klerus diefer Standpunft des wei: 
term entwidelt. Es wird hier die berühmte Unterfcheidung zwiſchen Getauften und Ungetauften 
gemacht, und während vie legtern von aller Gewalt der katholiſchen Kirche ausdrücklich frei er- 
Härt werben, für bie erflern eine Unterwerfung unter die Befammtheit der katholiſchen Kir: 
hengefege verlangt. (Roskovaͤny, I, 450 fg.) Wie denn ferner Pius VII. bei Gelegenheit der 
Kaiferkrönung lange Zeit (Ötwantte, ob er ven Boden eines Landes betreten dürfe, wo die 
Freiheit aller Eulte Herrfche, fo wurde in einem aus der römischen Staatskanzlei im Mai 1808 
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hervorgegangenen Actenftüd der franzöftfchen Regierung namentlich ihre Gleichgültigkeit gegen ' 
die Religion vorgeworfen. Diefe Gleichgültigkeit, melche feine Religion vorziehe, fei für die 

katholiſch-apoſtoliſch-roͤmiſche Kirhe am meiften beleivigend und ihrem Geiſte entgegengefegt; 

denn diefe Kirche koͤnne vermöge ihrer Göttlichkeit und nothwendigen Einheit mit feiner andern 

fih verbinden, fo wenig als Chriſtus mit Belial, das Licht mit der Finfterniß, die Wahrheit 

mit dem Irrthum, vie wahre Srömmigfeit mit Itreligiofität. Solange die franzoͤſiſche Regie: 

rung alle beliebigen Sekten mit ihren Meinungen, Geremonien, Aberglauben refpectire, zeige 

fie weder Ehrfurcht noch Achtung gegen die Rechte der Fatholifchen Religion; es verberge 

fi unter der Maske diefer Protection Andersgläubiger die feinſte Verfolgung der Kirche. 

(Mejer, Propaganda”, II, 365.) Endlich machte dann während der Reſtauration Leo XII, 

einen ſehr ernfllihen Verſuch, dur ein Schreiben an Ludwig XVII. vom 4. Juni 1824, 

eine Revifion der franzdfifchen Bejnggebung behufs „Wiederherftellung der Freiheiten ver 

Fatholifchen Kirche” Herbeizuführen; ver Papſt beklagt ih, daß jeder in Frankreich denken 

und glauben dürfe, was ihm belicbe, daß man die Heteronoren Gulte mit der Fatholifchen 
Kirche auf die gleiche Linie ftelle, die proteftantifchen Tempel ven Eatholifchen gleichſetze, ale 
hätten dieſe etwas Heiliges in fih. Wie erniebrigend fei die Gleichſtellung ver Fatholifchen 
Geiftlichkeit mit den Dienern der falihen Sekten; man möge ſich nit auf die Stimmung der 
Gemüther berufen, nicht von der Nothwendigkeit ver Mäßigung ſprechen, Feine Furcht und 
Schonung gegen die Liberalen und Proteftanten haben; wie viele Hinverniffe Habe man nicht 
dem fpanifchen Kriege entgegengefegt, die Regierung babe fie überwunden, Gott das Unter⸗ 
nehmen gefegnet, und Frankreich habe fi vor allen Bölker mit neuem Ruhme verherrlicht. Der 
Allerböchfte habe für Sranfreih und das edle Haus Bourbon Wunder gewirkt, er werbe neue 
wirfen, aber forbere Dafür auch Beweile aufrichtiger Pietät; die bürgerlichen @efege würden nicht 
geachtet werben, folange e8 die evangelifhen und kirchlichen nicht ſeien; wer kein guter Katholif 
fei, fei auch fein guter Royaliſt; alſo inniger Bund von Thron und Altar. Am Schluffe verfidhert 
der Papft gerabezu, feine Feder ſei von einem Innern Antriebe geleitet geweſen, ver ihn zu der 
Annahme beredhtige, daß dies das Wort des Heiligen Geiſtes jet. (Roskovaͤny, II, 235 fg.) Wir 
Schließen diefe Zeugniffe mit jener Encyclica Gregor's XVI. an die Bifchöfe des Erdkreiſes von 
15. Aug. 1832, worin biefer Bapft bei Gelegenheit feiner Thronbeſteigung die Doctrin ber 
Kirche hinſichtlich des Verhältniſſes zum Staate ausführli auseinanverfegt; verfelbe klagt 
darin Über den jegt herrſchenden Indifferentiomus, über jene verwerflihe Meinung, wonach 
man bei jedem Slaubensbelenntnifle das ewige Seelenheil erlangen könne, wenn man nur 
übrigens ein moraliſches Leben führe. Die Biſchöfe werden auf das eindringlichſte ermahnt, 
in einer fo klaren und einfachen Sache einen fo verberblichen Irrthum von den ihnen anvertrau- 
ten Heerden fern zu halten; Diejenigen mürben für ewig zu Grunde geben, die den Eatholifchen 
Glauben nicht beobachteten. Es heißt dann weiter: „Und auß dieſer fhmuzigen Quelle ift nun 
jene abfurve und irrthümliche Meinung, jener Wahnfinn hervorgegangen, daß ein jeder Frei: 
heit des Gewiſſens in Anfprud nehmen dürfe. Dieſem peftilenzialifhen Irrthume hat aber 
den Weg gebahnt jene vollfländige und maßloſe Freiheit ver Meinung, die zum Makel von 
Staat und Kirche weit um ſich gegriffen hat, indem noch dazu einige im höchfien Unverflanve 
behaupten, daraus würde für die Religion mancher Vortheil hervorgehen.” Es wird dann 
ein Gemälde verjenigen Folgen entworfen, die mit Naturnothwendigkeit und nad der Erfah- 
rung aller Zeiten au8 dieſer Freiheit bervorgehen würden; e8 möge ein Staat noch fo ſehr durch 
materielle Mittel aller Art hervorragen, hierdurch allein, durch die Freiheit ver Meinung, wohin 
namentlich auch jene [heupliche und niemals genug zu verabfcheuende und zu verfluchende Freiheit 
ber Preſſe und bed Buchhandels gehört, würde derſelbe untergehen. (Roskoyaͤny, II, 323 fg.) ") 


1) Manche Außerungen in diefer Encyelica waren offenbar mit befonberer Rüdficht auf Lamennais 
gethan, befien Auftreten gerabe damals die Gemüther beichäftigte; darüber fpricht fich noch weiter aus 
der Kardinal Pacca in einem Briefe, den berfelbe auf Befehl des Bapftes unterm 16. Aug. 1832 an 
Lamennais gerichtet hat. Es heißt bort: „Der Heilige Bater misbilligt auch und verwirft jet die Doc- 
trinen von ber bürgerlichen und politifchen Breiheit, die, ohne Zweifel wider Ihre Abficht, ihrer Natur 
nad; bie Tendenz haben, allerwärts den Geiſt des Anfruhrs und der Empörung feitens der Unterthanen 

egen ihre Sonveräne zu wecken und zu verbreiten. Nun ift dieſer Geift aber in offenbarem Wider⸗ 
br mit ben Srunblägen des Evangeliums und unferer heiligen Kirche, bie, wie Sie wohl wiffen, 
den Völfern Gehorfam und ben Souveränen Gerechtigfeit predigt. Die Doctrinen bes «Avenim von der 
Freiheit der Eulte und der Preffe, welche durch die Herren Redacteurs mit folcher Übertreibung verhan- 
beit und fo weit ausgebehnt wurben, find gleichfalls fehr tadelnswürdig und flehen mit der Lehre, den 
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Daß derſelbe Papſt ſich ganz unbefangen zu wiederholten malen an den Kaiſer von Rußland 
wandte, um von ihm Religionsfreiheit für die Katholiken in feinen Reichen zu erlangen (Ros⸗ 
fovany, II, 414 fg., 426 fg.), kann nicht weiter befremden ; die Fatholifche Kirche befolgt eben die 
ganz einfache Martme: wo fie die Gewalt hat, verlangt fie Unterdrückung, denn es tft Pflicht, 
ven Irrthum zu unterdrücken; wo fie die Gewalt nicht hat, verlangt fie Duldung, denn es iſt 
Pliht, die Wahrheit zu dulden. 

Man meint aber vielleicht, daß ſolche Anfichten zwar die des Papfles fein mögen, nicht aber 
auch der Biſchoͤfe, namentlich der veutichen nicht, daß auch in dieſer Beziehung eine tiefgehende 
Tifferenz zwifhen Papalismus und Epiflopalidmus vorhanden fei. Nun wird ed zwar jedem 
Kundigen von vornherein Mar fein, daß der Gegenjag jener beiden Richtungen Innerhalb des 
Katholicismus längft nicht von folder Weite fei, daß auch die oberften Grundlehren davon be- 


rührt mürben, wie die Dogmen der Unfehlbarkeit und der Heilsnothwendigkeit der Kirche. E8 - 


liegt auch durchaus kein gejchichtliches Zeugniß dafür vor, daß die in epiffopaliftifhem Sinne 
organifirte Eatholifche Kirche eine mildere Praxis in diefer Hinſicht gebt Habe; mit vem fo- 
genannten Reformconcil von Konftanz, wo der Epiifopalismus zu ziemlicher Entfaltung 
gelommen war, find die Erinnerungen an die Hinrichtung des Johann Huß untrennbar ver: 
bunden; und die beveutendfle Lebensregung biefer kirchlichen Parteirichtung in neuern Zeiten 
bat eine der ſchwerſten Gewiſſensbedrückungen, vie jemals flattgefunden haben, zur unmittel- 
baren Folge gehabt; mit der gerühmten Declaration des gallifanifhen Klerus fand im eng: 
iten Zufammenhange der Widerruf des Edicts von Nantes; nicht den Anflrengungen und 
dem Eifer des allgemeinen Katholicismus, fonvdern der Idee der gallikaniſchen Kirche find 
die Proteftanten zum Opfer gefallen, vie Oppofltion gegen die Eingriffe von Rom und bie 
Unterdrückung der proteftantifchen Confeſſion waren zwei Handlungen, bie einander entfpra- 
‚ den, einander ergänzten. So überflüffig ed demnach ſcheinen mag, fo wollen wir dennoch 

ver Vollſtäändigkeit wegen das Verhalten des Epiſkopats auch in neuerer Zeit noch genauer 
in Betracht ziehen. Es ift natürlich nicht gerade zu erwarten, daß die bannoverifchen ober 
preußifhen oder die Biſchoͤſe der Oberrheiniſchen Kirchenprovinz fi fehr entſchieden gegen 
Toleranz ausſprechen werben, aber bereitö die bairiſchen gaben doch In einer Denkſchrift, 
die fie bei ver Neuordnung ber katholiſchen Kirhenverhältniffe jenes Landes im Jahre 1816 
vem Könige überreicht haben, fehr deutlich zu erfennen, daß bie proteflantifche Kirche durch⸗ 
aus nicht als eine gleichberechtigte Gorporation von ihnen angefehen werde. ( Roskovany, 
I, 197.) Noch klarer Hat ſich aber ganz neuerbings auf dem wiener Provinzialconci| 1858 
ein Theil Des öoͤſterreichiſchen Epifkopats ausgeſprochen. Zwar fei man, heißt es dort, 
durch das Gebot der Nächftenliebe verpflichtet, allen Menſchen das Gute zu wünſchen und 
durch Gebet und That dahin zu wirken, daß fie ed erlangen; deshalb erweife der Katholik ſich 
denen, die außer der Kirche feien, gerecht, wohlwollend, barmberzig; aber ven Irrthum der 
Wahrheit gleichhalten fei Frevel, darum müfle hinſichtlich der Bekehrung nichts verfäumt wer: 
den, was die Liebe eingebe, die Klugheit geftatte; gänzlich zu verwerfen ſei aber jede Art von 
Toleranz, welche der Wahrheit zum Nachtheil gereiche. („Acta et decreta concilii provinciae 
Viennensis a. D. 1858”, Tit. 1, c. 11.) — Beſonders interefiant iſt e8 uns gewefen, fiber dad 
Berhalten ver belgiſchen Bifchöfe gegenüber der dort beſtehenden, unbebingten Religiondfreiheit 
Aufſchluß zu erlangen; jene belgiſche Religionsfreiheit ſteht nämlich mit dem fonftigen Ber: 
hältnig von Staat und Kirche in jenem Lande, welches doch regelmäßig von katholifcher Seite 
ber außerordentlich angepriefen zu werben pflegt, im engflen Infammenhang, ift eine Gonfe- 
quenz des allgemeinen Grundgedankens, der dort zur Ausführung gebracht ift; für ſolche Folge: 
richtigkeit follte man befonderd den Organen der fatholtfchen Kirchenverfaflung eine gewiſſe 
Würdigung zutrauen. Trogdem haben auch die belgifchen Biſchöfe ſich ausdrücklich gegen Re⸗ 
ligionsfreiheit erklaͤrt, indem ſte durch einen eigenen Erlaß die Gläubigen von dem Beſchwören 
einiger Berfaffungsartifel, die auf-Unterdrückung ber Rechte und Freiheiten der Fatholifchen 
Kirche gerichtet ferien, abzuhalten verfuchten. ALS ſolche Artikel werben von ihnen namentlich 
bezeichnet Art. 190, wodurch bie Freiheit der religidſen Meinungen einem jeven zugeflchert wird, 





Rarimen, der Praxis der Kirche im Widerſpruch. Sie haben Se. Heiligkeit fehr befrembet und be- 
trübt, denn wenn auch unter gewiſſen Umſtaͤnden die Klugheit erheifcht, daß man fie als das mindere 
Übel duldet, fo Fönnen folhe Doctrinen von einem Katheliten doch nie als etwas Gutes und Wünfchene- 
wertbes gefchildert werden.” (Roskovany, I, 331.) Außerdem bezieht fich auf die Lamennais’fche An: 
gelegenheit die Encyelica vom 7. Juli 1834. (Rosfoväny, II, 352 * 
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Art. 191, wodurch allen Arten von Religionsgeſellſchaflen ver gleiche Schuß zugeſichert wird, 
Art. 192, wodurch den Einwohnern des Koͤnigreichs ohne Unterſchied der Religion dieſelben 
bürgerlichen und politiſchen Rechte gewährt und fie für fähig zu allen Amtern und Würden 
erklärt werden. Es wird in der Fatholifchen Denkſchrift geradezu gefagt, daß dieſe ganze ver: 
derbliche Doctrin, die erſt durch die Frangöfifche Atevolution entflanden, vamald aber fofort 
vom Oberhaupte der Kirche verdammt worden fei, einfach barauf herausfomme, daß Irrthum 
und Wahrheit gleichgeftellt werden, und daß diejenigen, welche vergleichen Säge beſchwoͤren 
würden, nicht länger zu den wahren Söhnen der Eatholifchen Kirche gerechnet werben Eönnten. 
(Roskoväng, II, 187 fg.) 

Wenn ungeachtet folder Zeugniffe neuerdings Guizot fich der Aufgabe unterzogen hat, Die 
katholiſche Kirche gegen ven Vorwurf der ihren Grundprincipien inhärirenden Intoleranz in 
Schuß zu nehmen, fo mag ein ſolches Verfahren durch die eigenthümliche Stellung eines prote: 
fRantifchen Staatsmanns inmitten einer aufgeflärten, größtentheilg nur vem Namen nad) fa= 
tholiſchen Bevölkerung, bie mit vielen Sägen des Katholicismus zerfallen ift, aber trogdem nicht 
aufhören will, katholiſch zu fein, binlänglich erklärt werden Fönnen, dagegen wird man nicht 
fügen können, daß es Guizot gelungen fei, feinen Behauptungen auch nur eine feheinbare Be- 
gründung zu gewähren. So neu auch immerhin,.meint Guizot, die Herrſchaft des Principe der 
Gewiſſensfreiheit fei, und obwol das Auftreten deſſelben in der Philofophie nur um weniges 
vorbergegangen fei der Einführung beflelben in das Rechtsleben, fo würde ed doch ein großer 
Irrthum fein, darin eine plögliche Entdeckung des letzten Jahrhunderts fehen zu wollen; es fei 
dem menfchlichen Geifte nicht gegeben, auf biefe Weiſe die Welt zu reformiren und allein durch 
die Kraft vernünftiger Erwägungen ein Princip in die Wirklichkeit zu führen, welches nicht 
ihon irgendwo vorhanden geweien ſei; zwar die Völker des Alterthums hätten vaflelbe nicht 
gekannt, nicht kennen können wegen ber Einheit, die damals in. den Beziehungen zwifchen Staat 
und Kirche geherricht Habe, dagegen bei der Bildung der neuern europäiſchen Geſellſchaft nach 
dem Untergange des Nömifchen Reichs fei der Keim zur Toleranz gelegt worden, Indem damals 
eine Scheidung zwifchen weltlicher und geiftliher Gewalt eingetreten fei, worin bie pofitive An- 
erfennung, die feierliche Erklärung gelegen habe, daß die Stärfe fein Recht haben folle über den 
Geiſt, daß keine materielle Gewalt die moraliſche Ordnung zu regieren habe. Daraus ergebe 
jih mit logifcher Nothwendigkeit die Gewiflendfreiheit. Gegen diefe Argumentation, die, weil 
fie echt franzoͤſiſch ift „ihren nächſten Zweck erreicht haben mag, muß nun aber Folgendes geltend 
gemacht werden. Sie ift zunächſt lediglich ein abſtractes Raiſonnement ohne jene Rückficht auf 
die Geſchichte; Die Thatſachen ſtehen mit venfelben im offenſten Widerſpruch; denn wenn auch 
die Völker des Alterthums jene Trennung von weltlicher und religiöfer Gewalt nicht kennen 
modten, Toleranz Fannten fie jedenfalls, wie ein Blick auf bie Zuſtande des roͤmiſchen Staats⸗ 
weſens in den erſten Jahrhunderten ver Kaiſerzeit zeigt, es war ein übrigens toleranter Staat, 
ber ſich im Intereſſe ſeiner Selbſterhaltung gedrungen ſah, gerade das Chriſtenthum zu ver- 
folgen; auf der andern Seite, wo findet ſich während des geſammten Mittelalters, wo nun 
nad Guizot 8 Anſicht die Trennung von Staat und Kirche zur vollen Ausbildung gekommen ift, 
auch nur eine Spur von der mit logifcher Nothwendigkeit daraus hervorgehenden Confequenz ? 
Wenn wir aud) davon abſehen, die Wahrheit dieſes Naifounements an den wirklichen Verhält⸗ 
niffen zu meflen, jo muß man fagen, daß ed an und für.fich betrachtet unvollftändig ift; man 
mag zugeben. daß jene Trennung beider Sphären erſt durch das Chriſtenthum herbeigeführt fei, 
dag damit religiöfe Freiheit in einem gewiſſen Zuſammenhange flehe, es handelt ſich jedoch 
weniger um Chriſtenthum als um Katholicigmus, und da muß man fagen, daß ed neben jenem 
Princip noch andere flärfere Brincipe gibt, welche die möglichen Wirkungen jenes wieder völlig 
paralgjiren, daß jened Princip in den Schatten geftellt wird durch die Speen der Uinfehlbarkeit 
und Alleinfeligmadung. ?) 

Man müßte geradezu biefe Iveen aufgeben, wenn man vom Standpunkte der Fatholifchen 
Kiche aus tolerant fein wollte, man müßte namentlich die Pratenfionen fallen lafien, daß die 
Zugehörigkeit zur katholiſchen Kirche um des Heild willen nothwendig ſei. Wirklih hat man 
unter dem Eindrucke des Unnatürlihen und Unmwahren, mad dem Monopol des Alleinfelig- 





2) Die Darlegun Buizot’ 8 findet fich i in einem Bericht, welchen derſelbe der Geſellſchaft der Ge: 
lichen Moral Hinfichtlich einer über die Freiheit der Culte geftellten Preisaufgabe am 13. April 1 
eritattet hat; jie bezieht fich auf pas berühmte Werk von Binet, welches damals den Preis befam; * 
werben darauf zurückkommen. 
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machens namentlich in unferer Zeit anhängt, den Verſuch gemacht, zu einer mildern Auffaſſung 
dieſes Principe zu gelangen. Man hatte fhon immer anfnüpfenn an ein Wort des Heiligen Au: 
guflin einer Unterſchied gemacht zwiſchen materialer und formaler Härefle, und nur die An 
hänger der letztern, welche durch eigene Schuld von der Kirche abgerallen find und ihren Irr⸗ 
thum hartnäckig vertheidigen, ald ewig verloren hingeftellt, während dagegen die materialen 
Häretifer, ſolche nämlich, weldhe im veligidfen Irrthum herangewachſen find, aber in gutem 
Blauben das rechte Chriſtenthum haben, oder wenn ihnen ein Bedenken dann kommt, auf: 
richtig und willig die Wahrheit fuchen, dem Gerichte des Herzenskündigers anheimgeftellt wer: 
ven. Dad ift neuerdings bejonderd lebhaft betont worden. Indeſſen, was foll man ftch Darunter 
deuten? Ernſthaft und aufrichtig genommen, würde e8 ven Begriff der Kegerei, jedenfalls feine 
Anwendung auf die proteftantifche Kirche ganz aufheben, denn gerade in der gewiflenhaften 
Sorgfalt um ihre Seligkeit haben fi unjere Vorfahren von ber fatholiichen Kirche getrennt; 
dammı müßten aber auch die lieder der morgenländifchen Kirche ald zur wahren Kirche gehörig 
betrachtet werben, es erhöbe ſich über allen Gläubigen eine ideale Kirche und vie alleinielig: 
machende wäre verſchwunden. Andernfalls würde gar nichts damit gelagt fein, die angebliche 
Sartnädigfeit und Heftigfeit in der Vertheidigung des Irrthums würde dazu verwendet werben 
Fonnen, um alles wieder illuforiich zu machen. (Hafe, „Handbuch ver proteftantifhen Polemik 
gegen pie römiſch-katholiſche Kirche‘, Xeipzig 1862, ©. 56 fg.) Wie dem aber auch jein mag, 
jevenfalld würde durch dad Aufgeben jenes Dogmad nur die Möglichkeit einer toleranten Ge: 
innung gegeben jein, und es würde gegenüber fo vielen Außerungen im entgegengeſetzten 
Sinne noch einer beſondern Anerkennung darüber bedürfen, daß nach Wegfall entgegenſtehen⸗ 
der Principien die Toleranz auch wirklich unter die Grundſätze des Katholicismus aufgenom⸗ 
men ſei. Daß ed einzelne tolerante Katholiken gibt, in Deutſchland namentlich ſehr zahlreiche, 
verftebt ſich von jelbit; es ift die Bildung der Gegenwart, die wahre riftliche Frömmigkeit, 
welche bei den Individuen ſich ſchon hat geltend machen fünnen, menu auch noch nicht bei der 
unfeblbaren Kirche. 

2) Der geſchichtliche Proteflantiömus. Es war der tieffle Grund der reformatori- 
jhen Bewegung, daß ein jeber ſelbſt für fein ewiges Heilzuforgen Hatte, Daß dazu nicht erforderlich 
fein jollte, die Bermittelung irgendeiner Kirche; fern davon, eine Anftalt für den Glauben zu 
ein, wird fie vielmehr zu einer Sammlung ver Gläubigen, es wohnt ir feine unfehlbare Ent: 
ſcheidung bei, folche beruht auf dem Gewiſſen jenes Menſchen, man braucht nicht einer beſtimm⸗ 
ten Kirche anzugehoͤren; während der Katholicismus fagt: ubi ecclesia ibi spiritus.Dei, fo 
fagt ver Proteſtantismus dagegen: ubi spiritus Dei ibi ecclesia; im Katholicismus hängt das 
Verhältniß des einzelnen zu Bott ab von deſſen Berhältmiß zur Kirche, im Proteftantismus 
dagegen hängt das Verhältniß des einzelnen zur Kirche ab von deſſen Verhältniß zu Gott. 
Demgemäß behauptet auch die proteitantifche Kirche Eeineswegs alleinſeligmachend, um des Heils 
willen nothwendig zu fein, wenn jie ſich auch allerdings für die befte Kirche Hält, wie dad eben 
jede thun wird. Luther hat geranezu gefagt: „Sehe ich, daß fie Chriſtum predigen und befen: 
nen, ald von Bott den Vater gefandt, fo find wir der Sache eins und halte jie für meine lieben 
Brüder in Chriſto und Glieder der riftlihen Kirche. Wie dennoch auch unter dem Papſtthum 
diefe Predigt iſt blieben nach dem Text, fammt der Taufe und Saframent Chriſti, Artikeln bed 
Glaubens, obmol viel Irrihun und Abwege daneben eingeführt ſind, doch auf ven Topbette 
viel Leute dadurch erhalten find, fo von den andern falihen Vertrauen gefallen und jich allein 
zu Chriſto gehalten, und venfelbigen im Glauben befannt haben, daß dennoch bie rechte Kirche 
nie ift untergegangen.” Oder Melanchthon: „Wo Gottes Wort ift, da iſt die Kirche, darum 
ind alle Rechtgläubigen und Gottfürchtigen in der rechten Kirche, fie ſeien bei dem Papſt oder 
bei ven unſerigen; e8 ift Kirche gewefen unter dem Papft, aber viele Stüde iind ſchwach und ver⸗ 
dunfelt geweien.” Oder endlich Zwingli: „Frag wo ift die Kilch? Antwurt dur das ganze 
erdrych hin; wer ſy ſye: alle glaubigen.“ 2) Es finden ſich demgemäß wirklich bei den hervor⸗ 
ragendſten Reformatoren, namentlich bei Luther vielfach Außerungen, durch welche die Dul⸗ 
dung Andersgläubiger als ein proteſtantiſches Poſtulat ausprüdiich hingeſtellt wird. So ſchreibt 


3) Es bedarf feiner weitern Bemerkung, daß das allgemeine proteſtantiſche Princip Feinesivegs da⸗ 
durch aufgehoben wird, wenn es in dem Ratechismus der Markgrafichaft Baden: Durlach (Karlsruhe 
1770) heißt: „Haben alle diefenigen, welche äußerlich zur chriftlichen Kirche fich befennen, den wahren 
feligmachenden Glauben? Antwort: Nein, keineswegs, fondern nur die Evangeliſch-Lutheriſchen.“ 

Staatssterifon. IX. 7 
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Luther in dem Tractat von der Beicht: „Denn in dem Gewiſſen will Gott allein ſein, und ſein 
Wort allein regieren laſſen: da ſoll Freiheit fein von allen Menſchengeſetzen. Zu dem Glauben 
kann und foll man niemand zwingen, fondern jedermann vorhalten dad Evangelium und er= 
mahnen zum Glauben, doch den freien Willen laſſen zu folgen over nicht zu folgen. Es follen 
alle Saframente frei fein jedermann; wer nicht getauft fein will, ver laß es anſtehn. Wer nicht 
will das Sakrament empfangen, hat fein wohl Macht; wer nicht beichten will, hat auch Macht 
vor Bott.‘ In der Schrift von weltliher Obrigkeit: „Das weltlih Negiment hat Geſetz, die 
fich nicht weiter erftrecken, denn über Leib und Gut, und was äußerlich ift auf Erden. Denn 
über die Seele will und Tann Bott niemand laſſen regieren, denn ſich felbft allein. Darum of 
weltlih Gewalt ſich vermißt, der Seelen Gejege zu geben, da greift fie Gott in fein Regiment 
und verführt und verderbet nur bie Seelen. Gott allein erfennt nur die Herzen, darum iſt ed 
unmöglich und umfonft, jemanden zu gebieten oder mit Gewalt zu zwingen, fo oder fo zu glau= 
ben. So wenig ein anderer für mich in die Hölle oder in ven Himmel fahren kann, fo wenig 
kann er auch für mich glauben oder nicht glauben, und fo wenig er mir kann Himmel und Hölle 
auffäließen, jo wenig kann er mich zum Glauben over Unglauben treiben. Weil e8 denn Jech⸗ 
lihem auf feinen Gewiſſen liegt, wie er glaubt oder nicht glaubt, und damit der weltlichen Ge⸗ 
walt fein Abbruch gefchieht, foll fie auch zufrieden fein und ihres Dinges warten, und laflen 
glauben fo oder jo, wie man kann und will, und niemanden mit Gewalt drängen, denn ed ift 
ein frei Wort um den Glauben, dazu man niemand fann zwingen. Ja es iſt ein göttlich Werk 
im @eift, ſchweig denn, daß e8 Außerlihe Gewalt kann erzwingen und fchaffen ; daher ift ver all- 
gemeine Spruch genommen, den Auguftinus aud) hat, zum Glauben kann und ſoll man nie⸗ 
manden zwingen. Willſt du Kegerei vertreiben, fo mußt du den Griff treffen, daß du fie vor 
allen Dingen aus dem Herzen reißeft, und gründlich mit Willen anwendeſt, das wirft bu mit 
Gewalt nicht ändern, fondern nur flärfen. Was Hilft dir's denn, fo du die Ketzerei in dem 
Herzen flärfeft, und nur auswendig auf der Zunge ſchwächſt und zu Lügen dringft. Gottes 
Wort aber das erleuchtet Die Herzen, und damit fallen dann von ſelbſt alle Kegereien und Irr⸗ 
thümer aus dem Herzen.” Berner indem Schreiben an die Fürften zu Sachſen aus dem Jahre 
1524: „Man laffe fie (die Irrlehrer, Wiedertäufer) nur getroft und friſch predigen, was fie 
können und wieder wen ſie wollen, denn es müflen Sekten fein, und dad Wort Gottes muß zu 
Felde liegen und kämpfen. Iſt ihr Geiſt recht, fo wird er fih vor und nicht fürchten und wohl 
bleiben. Iſt unferer recht, fo wird er ſich vor ihnen auch nicht fürchten, noch fonft vor jemandem 
fürdten. Man lafle die Beifter aufeinander plagen und treffen. Werben etliche indeß verführt, 
wohlan, fo gehts nad rechtem Kriegslauf; wo ein Streit und Schlacht ift, da müſſen etliche ver= 
wundet werben und fallen; wer aber redlich fodht, wird gekrönt.“ In den Briefe an zmei 
Pfarrherren von ber Wiedertaufe (1528): „Gs iſt nicht recht, und mir wahrlich leid, daß man 
ſolche elende Leute fo jämmerlich ermordet, verbrennet und greulich umbringt, man follte ja einem 
Jechlichen Laffen glauben mie er wollte. Glaubet er unrecht, fo hat er genug Strafe in dem ewi⸗ 
gen Feuer der Hölle. Warum will nıan fie denn auch noch zeitlich martern ? fofern fie allein in: 
Glauben irren, und nicht auch daneben aufrühreriſch jind, oder fonft ver Obrigkeit widerſtreben. 
Lieber Bott, mie bald iſt's gethan, daß einer irre wird und dem Teufel in Strid fallt? Mit der 
Schrift und Gottes Wort foll man ihnen wehren und widerftehen, mit Feuer wird man wenig 
ausrichten.” Endlich in dem Schreiben an ven Rath und die Gemeinde der Stadt Brag. Wenn 
uns die Schrift ermahnt, den falfhen Lehrern nicht zu glauben, fo heißt das fo viel, „daß ein 
jeder für ſich jelbft feines eigenen Heils und Seligfeit wahrnehmen joll, daß er auch fei ein 
freigevollmädhtigtev Richter aller derer, die ihnen lehren wollen, und fei inwendig allein von 
Gott gelehrt; denn ed wird dich nicht verdammen ober felig machen eines andern Lehre, fie fei 
falſch oder gerecht, fondern der Blaube allein“. . 

Indeffen wenn aud nad) den Anſichten ver Reformatoren ver Erwerb des ewigen Heils zu: 
nächſt abhängig von dem Thun ver einzelnen war, fo fehlte doch viel, daß dieſelben dabei 
ganz auf fi felbft angewiefen, von jeder Schranke befreit gewefen wären. Die Vorausfeßung 
war vielmehr Forfchen in der Bibel, Gebunvdenheit an hriftliche Offenbarung; und wie nun 
außerhalb diefer Schranken es völlig vergeblid fein würde, das Heil zu ſuchen, fo war es 
auch nach der Auffaffung der Neformatoren keineswegs einerlei, zu welcher Glaubensanficht 
man auf dieſe MWeife gelangte. Demgemäß wird au in jenen Äußerungen Luther’s, in 
denen er fih für die Gewährung der Toleranz ausſpricht, das Hauptgewicht darauf gelegt, 
daß innerliche Geſinnung die Hauptfache fei, und daß joldje durch äußerlichen Zwang nicht 
erworben werben fönne, Dagegen davon, daß der Inhalt deffen, was man glaube, gleichgültig 
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wäre, findet fich nichts; im Gegentheil, Luther fpricht vielfah von Ketzern und verweiſt die⸗ 
jenigen, welche falfch glauben, fogar auf vie Strafe der Hölle; fo iſt er auch weit entfernt 
davon, die Sekten an ſich für gut zu halten, nur um die Rechtgläubigen deſto behutfamer und 
eifriger zu machen, haben fie für ihn eine Berechtigung. Ja es finden ſich jogar bei Luther felbft 
fhon einzelne Äußerungen, worin er ſich geradezu für die Vertreibung Anderögläubiger aus⸗ 
ſpricht: „Wenn an einem Orte zweierlei Predigt gebet, da mag ein Fürſt ober Stadt Einfrhen 
haben und nicht leiden, Daß zweierlei Prebigt in einem Lande oder Stadt fei, Uneinigkeit und 
Aufruhr zu verhüten. Man verhöre beide Theile und richte Die Sache nach der gewiſſen Regel, 
namlich nach der Schrift und Gottes Wort. Welcher Theil nun recht lehret, der Schrift und 
dem Worte Gottes gemäß, ven Theil laffe man bleiben, welcher Theil aber unrecht lehret, dem 
heil gebe man Urlaub. Aber ausrotten foll man fie nicht.“ Sehr viel beftimmter lauten bie 
Außerungen, in weldhen Luther vie Duldung der Juden bekämpft: „Es wäre niht Wunder, daß 
und Chriſten, fo folche Gottes verfluchte, offenbarfiche, Läſterer bei ung leiden, längft Gottes Zorn 
mit hoͤlliſchem Feuer in ven Abgrund der Hölle mit den Juden verfenft hätte.” Die Zahl viefer 
Stellen ließe fich leicht noch vermehren. Und doch war Luther unter den hervorragenden Refor= 
matoren in dieſer Hinjicht der mildefte, er hat fich ftet8 gegen die Hinrichtung Anderögläubiger 
erklärt, die ſchon Melanchthon ausdrücklich empfahl; wären veflen Rathſchläge allerorten be: 
folgt worden, fo hätten damals bei der großen Menge ver Sekten (Wiedertäufer, Schwenffelbia: 
ner u. ſ. w.) Hinrichtungen des Glaubens wegen in Maffe ſtattfinden müffen ; jedenfalls hat vie 
Hinrichtung des Servet, die befanntli auf Calvin's Betrieb gefhah und von Melanchthon aus: 
drücklich vertheidigt wurde, gezeigt, was geſchehen fonnte, wo die geiftliche und weltliche Ge⸗ 
walt in einer Hand beifammen war. Bei dem Wiperftreben der Obrigkeiten hat man ſich denn 
im allgemeinen proteftantifcherfeits damit begnügen müflen, die Todesftrafe für Kegereien theo⸗ 
tetifch aufzuftellen und zu vertheidigen. So ift, um nur einige Zeugniffe hervorzuheben, nad 
ver Anfiht von Martin Burer, die er in einer eigenen Schrift 1535 ausgeführt hat, eine 
falſche Religion die Mutter aller Laſter, deren Anhänger mit Beuer und Schwert ausgerottet 
werben können, und die eine härtere Strafe verdienen ald Diebe, Näuber, Mörder; und nad) 
Beza iſt es eine völlig teufliche Lehre, die Gewiffensfreiheit zu geftatten, alfo jeden, wenn er 
will, zu Grunde gehen zu laffen, eine teuflifche Breibeit, die Polen und Siebenbürgen mit fo 
vielen peftilenzialifhen Menichen anfülle, tie kein andered Land fie dulden würde; auch glaubt 
et, daß der Endzweck der Gefellfchaft nicht erreicht werben könne, wenn die Obrigkeit nicht 
die hartnäckigen Keper mit ihrem Schwerte im Zaume halte, In demfelben Maße wie in der 
jweiten Hälfte des Reformationsjahthunderts die kirchliche Orthodoxie fi ausbildete, um fo 
mehr wurde ber Toleranzgefinnung in der proteftantifchen Anſchauung jeder Boden entzogen, 
und fo ift e8 Die proteftantifche Geiftlichkeit und zum Theil auch die von ihr beeinflußte Bevölfe: 
tung proteftantifcher Territorien gewefen, welche, weit entfernt, die Gewiffensfreiheit aller: 
orten zu begünſtigen, den erften Verſuchen zur Einführung einer folden, wenn aud im be- 
\hränfteften Maßftabe, ven nachhaltigſten Widerſtand entgegengefegt haben; fo fehr hatten ſich 
die Begriffe verſchoben, daß man in der Einführung ver Gewiſſensfreiheit eine Verlegung der 
Grwiflendfreigeit erblickte. 

Wol hat ſich feit dem Anfange des 18. Jahrhunderts im Pietismus eine heilſame Neaction 
gegen den Grund diefer Intoleranz, die kirchliche Orthodoxie, geltend gemacht ; durch die Schrif: 
ten Spener's geht überall ver eine Grundzug hindurch, daß es auf äußerliche Rechtgläubigkeit 
nit anfomme, daß innere Frömmigkeit, gottjelige Gefinnung noth thue; deshalb auch die laute 
Mahnung, die ſtets wiederkehrt, nichts wider dad Gewiffen zu thun, auch niemanden etwas wi⸗ 
der das Gewiſſen zuzumuthen, felbft nicht wider ein irrendes Gewiſſen, es fei unrecht über die 
Gewiſſen herrſchen zu wollen, denn die Herrſchaft fiber die Gewiſſen ſtehe allein Gott zu. 
Spener macht demgemäß die Freiheit von jeder menſchlichen Autorität in Glaubensſachen gel: 
tend, ſein ganzes Leben war ein Kampf gegen Symbolzwang, jeder ſolle ſelbſtändig bie Bibel 
prüfen, und ed komme hinſichtlich desjenigen, was jemand glauben wolle, nicht auf die Autorität 
der Kirche an, „welde”, wie Spener fagt, „aus vergleichen Perſonen befteht, deren Feiner des 
unmittelbaren Beiftandes des Heiligen Geiftes, und daß derſelbe durch fle reden wolle, die Ber: 
üherung hat“, die Kirche babe nur eine Innere Einwirkung, es fei dasjenige, was fie ald Wahr: 
beit aus Gottes Wort darftelle, zu prüfen, und nur nach eines jenen Gewiflen anzunehmen. 
EFreiheit der Gläubigen, von dem Anfehen ver Menſchen in Glaubensſachen gerettet‘, Frank⸗ 
furt a.M. 1691.) Spener ſprach ſich aber nicht bloß gegen Symbolzwang von Ku der Kirche, 
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ſondern auch gegen Kirchenzwang von ſeiten des Staats aus: der oberſte aller Säge ſei der, 
liebe deine Nächſten wie dich ſelbſt, der Name des Nächſten ſei aber nicht auf Religionsverwandte 
einzuſchränken, der Irrthum in Glaubensſachen ſchließe die Irrenden von dem Genuß ber 
chriſtlichen Liebe nicht aus, ſpreche die Rechtgläubigen von der Liebespflicht gegen ſolche nicht fret; 
dieſe Vflicht beziehe ſich aber nicht blos auf Privatleute, ſondern auch auf die Obrigkeit, dieſe 
ſei ebenſowol an die Geſetze der Liebe gebunden, und um ſo mehr koͤnne dieſelbe Irrende in 
ihrem Gebiete dulden, als ja ſelbſt Gott, der der Herrſcher über den ganzen Erdboden ſei, 
und deſſen Regierung in nichts feiner Heiligkeit, Gerechtigkeit und Beförderung feiner Ehre ent: 
gegen fein fünne, fie unter den Krommen wohnen liege, gleichwol er fie doch voneinander ab: 
fondern könne; die Freiheit des Gewiſſens fei allen Linterthanen zu gönnen, fie würbe aud 
“denen in der Mark Brandenburg wirklich zugeſtanden. (Spener, „Theologiſche Bedenken‘, 1, 
154, 451, 601; IV, 270, 496, 651, 696. Beſonders ‚‚Repte theologiſche Bedenken“, II, 
120 fg.) Dan wird fagen dürfen, daß mit diefen Grundjägen Spener nit blos auf den In: 
theriichen Standpunft zurücdgefehrt, fondern daß er vielleicht in der energijchen Hinweiſung auf 
das Moment ver innern Geſinnung noch über ihn binausgegangen fei, indeflen für gleichgültig 
Hält doch auch er einen beitimmten Glaubensinhalt keineswegs; jedenfall® Hat die von ihm ge: 
. gebene Anregung nicht vermocht, innerhalb des Proteſtantismus nachhaltig das Poftulat der 
Glaubens- und Cultusfreiheit zur Geltung zu bringen, ſodaß daſſelbe von hier aus eine weſent⸗ 
lihe Forderung, einen Fortſchritt auf der Bahn der Verwirklichung erlangt hätte. 

Wie wenig diefe Orundfüge felbft Heutzutage in der proteftantiichen Kirche zur aufrichtigen 
rückhaltsloſen Anerkennung gelangt find, wie fehr noch immerfort aus ſpecifiſch Eirchlichen Krei⸗ 
fen und von jeiten der officiellen Organe der Kirche gegen Die confequente Durchführung biefer 
Orundfüge Bedenken erhoben werben, das hat jih noch neuerdings auf das Unwiderſprech⸗ 
licyfte gezeigt. Im Jahre 1852 hatte fi in Veranlaſſung des Falls Madiai eine ökumeni⸗ 
ihe Deputation nah Florenz begeben, um bei der todcanijchen Regierung gegen die ba: 
mals flattgefundene Verlegung aller Glaubens- und Gewiſſensfreiheit Vorjtellungen zu er: 
heben. Was lag nun näher, als dieje Gelegenheit zu einer dauernden Börderung veligiäfer Frei⸗ 
heit zu benugen? 3 trat daher auf Beranlaffung dieſer Deputation im Auguft 1853 in Hom⸗ 
durg eine Gonferenz zuſammen, welche unter dem Vorſitze des Grafen von Shaftesbury für 
jeven Menſchen das Necht in Anfprud nahm, ſowol öffentlich als zu Haufe Gott nad) feinem 
Geiſte zu verehren und feinen Glauben zu verbreiten, vorausgeſetzt, daß die Öffentliche Ordnung 
und Moral nicht verlegt und die Gejege des Landes innerhalb ver Schranfen des Wortes Gottes 
befolgt werden; bie Zeitung des Werks der Förderung religiöfer Freiheit auf diefer Grund: 
lage folle jedody nur in die Hände folcher gelegt werden, die an den weſentlichen Grundlagen bed 
Evangeliums fefthielten, wie fie in der Neformation ausgejprochen und befannt worden feien, 
und es fei die Verbindung mit ſolchen zu meiden, welde die veligiöfe Freiheit in einer Weile 
verftänden und zur Anwendung brächten, die dem entgegen fei; auf untergeordnete Verſchieden⸗ 
beit zwiſchen wahren Chriſten folle es jedoch dabei nicht anfommen. Diefe von der Homburger 
Conferenz aufgeftellten Grundſätze gingen aber einem bervorragenden deutſchen Mitgliede der 
toscaniſchen Deputation, dem inzwiſchen als preußifchen Geſandten in Baris im December 
1861 verftorbenen Grafen Albert Pourtales, bereits viel zu weit; in einem eigenen Send: 
ſchreiben an den Profeſſor Merle d'Aubigne in Genf fah er fih gedrnugen, feine abweichen: 
den Anjichten zur Geltung zu bringen, die wejentlih darauf hinausgingen, daß er ald evan: 
gelifcher Chriſt nur Freiheit des Evangeliums verlange und nicht die Freiheit aller zu forz 
dern habe, daß der Grundfag, jever Menſch babe das Recht, Bott nach feinem Gewiſſen 
zu dienen und feinen Glauben zu verbreiten, lediglich ein abftractes Princip von mehr 90: 
litifher und philofophifher als ſtreng evangelifcher Bedeutung fei. („Lettre adressee A 
Mr. le professeur Merle d’Aubigne sur le principe de la liberte religieuse, telle qu on 
l'entend en Allemagne. Par un membre de la deputation en Toscane”, Neufhätel 
1854). Der Graf Pourtales muß von der Unmöglichkeit, jened abftracte und unbedingte 
Vrincip auf feinem ſpecifiſch proteftantiihen Standpunkte zu acceptiren, fehr tief überzeugt ge: 
weſen fein, er würde fonft nicht bei einer Veranlaſſung, wo behufs eines praftifchen Erfolgs 
alles darauf ankam, dies abſtracte Princip aufzuftellen, mit feinem Diſſenſus hervorgetreten 
ſein. Und in der That, ſolange man ſich lediglich innerhalb des Banns von Vorſtellungen des 
geſchichtlichen Proteſtantismus hält, dürfte die Berechtigung, jenes weitere Princip zurückzu⸗ 
weiſen, kaum zu beſtreiten fein; nur Dagegen wird man Verwahruug einlegen müſſen, daß das 
die allgemeine deutſche Anſicht von der religiöſen Freiheit ſei, im Gegentheil jenes vom Grafen 
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Pourtalee befämpfte abſtracte Princip ift als das Reſultat einer langen geiftigen Entwidelung 
in das Bewußtfein der deutſchen Nation ald unverlierbared Gut übergegangen. Auf ben 
Standpunkt des Grafen Pourtales ftellt fich übrigens im weitern Verlaufe des darüber aus⸗ 
gebrochenen Streits auch deſſen Schwiegervater Hr. v. Bethmann-Hollweg, der anfangs von 
mehreren Seiten für den Verfaſſer des anonym erfchienenen Sendſchreibens des Grafen Bour: 
sales gehalten war; ihm macht beſonders dad Alte Teftament Schwierigfeiten. Angeſichts ber 
Ausrottung der Kananiter und der Todeöftrafe gegen jeden Ifraeliten, der von Jehovah ab: 
gefallen, fcheint es ihm nicht, daß religidfe Freiheit ein allgemeines Recht der Dienfchheit fei. 
(Sendfchreiben an Dr. Merle DV’ Aubignd vom 4. Nov. 1854). Was damals in einer englijchen 
Zeitſchrift geſagt worden iſt, der Charakter de8 Hrn. v. Bethmann-Hollweg fei zu edel, als daß 
er vie Anwendung feiner eigenen Theorie ertragen Fönne, das dient nicht blos zur Erklärung ver 
vielen Wiperfprüche piefer Schrift, ſondern das macht e8 und auch allein begreiflich, wie derſelbe 
Mann einige Jahre darauf der Ölaubend: und Eultusfreiheit in einer Ausdehnung zum Siege 
verholfen hat, wie fie nur in wenigen Ländern der Welt beitebt ; die Praxis des Hrn. v. Beth: 
mann-Hollweg war nicht ein Audfluß aus feiner Theorie, ſondern derfelben mühſam abgerun: 
gen. Selbft Dierle D’Aubigne befennt ſich Übrigens nicht zu einer unbebingten Durdführung 
ver Religiondfreibeit; das zwar ift ihm Elar, daß Die Freiheit auch ver evangeliſchen Chriſten 
in fatholifgen Ländern nur dann wahrhaft fiher geftellt werben könne, wenn der Grundſatz der 
Grwifiensfreiheit ganz allgemein von den Beiftern Beſitz ergriffen habe und in die Sitten ber 
Ghriftenheit übergegangen fein werde; es jcheint ihm ferner, daß dieſer Grundſatz eine Conſe⸗ 
quenz des Chriſtenthums fei, indem allein Gott unumfchränfte und auffchließliche Rechte an die 
Gewiſſen der Menfchen habe, und Fein Menſch ſich herausnehmen dürfe, von einer menſchlichen 
Seele Rechenſchaft zu verlangen: es jet Chriſtenpflicht, die Gewiſſensfreiheit nit nur und und 
unjern Brüdern, fondern allen zu verichaffen, das Gegentheil Scheint ihm faft eine fittliche 
Kegerei; indeflen, wenn dann von den feit 1848 in Deutfchland entſtandenen religiöfen Ge⸗ 
nofienfchaften die Rede ift, fo Heißt es: „ich verlange die Freiheit nur für religiöfe, ehrbare, 
friedfiche und moralifche Überzeugungen”, und an einer andern Stelle wird fogar gefagt, die 
Gonferenz wolle „factiſch nur die religidje Freiheit wahrer evangelifcher Chriſten vertheidigen“. 
(„Die religiöfe Breiheit vom chriſtlichen Standpunkte““, Frankfurt a. M. 1854.) 

Rod viel jigniflcanter für die Anſchauungsöweiſe Eirchliher Kreife find die Beſchlüſſe, melde 
auf der Deutſchen evangelifhen Kirchenconferenz in Eiſenach im Jahre 1855 in Bezug auf bie 
Sehtenfrage einmüthig gefaßt worven find. Unter der Zuftimmung eines Mannes wie Nitſch 
ind damals folgende Grundſätze aufgeflellt worden: „Eine vom Staate principiell gemährlei= 
Rete Greigebung der Sektenbildung If an ſich mislih, und am wenigften nad Analogie bes 
freien politifchen Verſanimlungsrechts regulirbar, vielmehr ift eö allein räthlih, daß die Ent⸗ 
iheipung über Zulaflung, Duldung oder Anerkennung erſt von der Prüfung der religiöjen 
Brundfäge abhängig gemacht werde, zu welchen eine aus beftehenven Kirchen ausſcheidende re: 
ligioͤſe Gemeinſchaft als den ihrigen ſich befennt, und für deren @inhaltung fie haftet‘ ; ferner 
„bei Regulirung des Sektenweſens if die bloße Rückſichtnahme auf dad allgemeine Staatswohl 
nicht ausreichend“; ſodann, „ed ift nicht gut, wenn der Staat einfeitig mit polizeilichen Maß- 
nahmen vorgeht, ehe die Mittel geiftlicher Pflege und Zucht von feiten ver Kirche an den Seftirern 
erihöpft und wirkungslos geblieben find’; weiter, „als Staatspflicht erfcheint, ven Landes: 
firhen ihre Bermögensd: und Eigenthumsrechte gegenüber den ausſcheidenden Seftirern voll: 
Randig zu wahren, auch feinpfeligen Angriffen der Sekten gegen die Landeskirche, ebenfo wie 
zuöringlichem den Frieden der Gemeinde ſtörenden Proſelytenmachen mit Kraft entgegenzutre: 
tm"; endlich „nicht nur für den Ball, daß Religionsgemeinſchaften mit ven bürgerliden Ein: 
tihtungen und Gefegen, oder mit den fittlihen Ordnungen pofitiv im Widerſpruch flehen, wird 
der Staat diefelben als verboten bezeihnen, fondern er wird aläcchriftliher Staat venjelben die 
öffentliche Duldung als flaatögefährlihen Gemeinſchaften überhaupt dann verweigern, wenn 
fie nad) ihrem :Befenntniß den Boden des hriftlihen Offenbarungsglaubend gänzlich verlaflen 
haben“. In dem Referate des Oberconfiftorialpräflventen v. Harleß ift die principielle Frei⸗ 
gebung der Sekten noch beſonders perhorreſcirt, der Bericht weiß fie namentlich nicht mit jener 
Shirmpflicht zu vereinigen, die der Staat den beſtehenden Kirchen gegenüber auf ih genommen 
habe; außerdem fei der Staat fletö gezwungen, biefe angebliche Freiheit durch bie verſchiedenſten 
Kautelen und Reſtrictionen zu beſchraͤnken und aufzuheben, endlich pafle nie Analogie ber freien 
Vereinsbildung auf dem politifhen Bebiete deshalb nicht, weil doch auch dieſe nicht gegen ein: 
liche Verpflichtungen gerichtet fein dürften, die jener Bürger hinfichtlich der Geſetze und Ver⸗ 
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faflung des Staats eingegangen fei, weshalb aljo ein freied Verſammlungsrecht folder nicht 
ſtatthaft ſei, welche bisher einer beflimmten Kirche angehört hätten, aber mit ihrer Vereinigung 
beabfichtigten, gemeinfam gegen ihre biäherigen Eicchlichen Verpflichtungen zu operiren. (Mo: 
fer, „Allgemeines Kirchenblatt für das evangelifche Deutſchland“, SahrgangIV,1855, S. 421fg., 
444, 445.) 

Bon ſolchen Anſichten unterſcheidet ih ver Standpunkt Stahl's Hinjichtlich ver hriftlichen To⸗ 
leranz, wie derfelbe ineinemauf®eranflaltung des evangelifchen Bereind für kirchliche Zwecke am 
29. März 1855 gehaltenen Vortrage ausgeführt iſt, in keinem einzigen weſentlichen Punkte, und 
die gegen Stahl damals gerichteten Angriffe müſſen zu gleicher Zeit auf die Geſammtheit der 
deutſchen Kirchenregierungen bezogen werden, was übrigens von Stahl ſelbſt bereits zu feiner 
Vertheidigung hervorgehoben iſt. Stahl verwirft allerdings vollſtändig die Toleranz der Auf: 
klärung und PhHilofophie, wonad ed vor Bott und Menfhen überhaupt gar nicht auf religiö- 
fen Glauben, ſondern allein auf rechtichaffenes Handeln ankomme, denn der innerfle Beweg⸗ 
grund,biefer Toleranz fei der Zmeifel an ver göttlihen Offenbarung, an aller fihern und bin: 
enden religiöfen Wahrheit. Dagegen erklärt er fich für vie Toleranz, für die au das Chri⸗ 
ſtenthum Raum biete, die nicht beruhe auf der Ungewißheit über vie Religion felbft, ſondern 
nur auf der Ungewißheit über ven religiöfen Zuftand des Nächften, die nicht Die religiöfe Anficht 
für außer dem Gerichte erkläre, fondern nur fich ſelbſt des Gerichtö enthalte, die nicht jene Mei: 
nung über Religion für erlaubt erkläre, fondern In dem Leugnen des Chriſtenthums die ſchwerſte 
Berfündigung fähe, fi aber unfähig fühle, den innern Zuftand des Nächſten zu beurtheilen. 
An fih, meint Stahl, müßte man gegen Rationalismus und Pantheismug ebenfo intolerant 
fein wie gegen Hochmuth, Selbſtſucht, Unredlichkeit, es gebe an jich Feine Unterſcheidung zwi⸗ 
ſchen religiäfer und moraliſcher Verirrung; Unglaube und falfche Xehre Händen unter bemfelben 
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ihren Sig in einem Mangel der Verſtandesbegriffe over des Willensvermögens habe, und weil 
nun Unglaube und falfche Lehre mögliherweife aus erfterer Duelle kommen fönnten, daher for: 
derten fie eine Duldung ganz anderer Art als moralifche Libertretungen. So frembartig und 
eigenthümlich diefe Doctrinen Elingen mögen, fo ſieht man doch nit ein, wie Graf Pourtales 
und Hr. 9. Bethmann-Hollweg, wie die evangelifchen Kirhenregierungen von ganz Deutihland, 
wenn fie aufgefordert würden, ihren Standpunkt bis in vie legten Gründe hinein zu motiviren, 
dabei mwefentli anders verfahren follten als Stahl, Jedenfalls find die Refultate, zu denen 
Stahl von diefen Borderfägen aus gelangt, ganz die nämlichen, vie auch von jenen ohne folde 
firenge logifche Ableitung als ihre praktiſche Anficht hingeſtellt wurden. Indem chriſtliche To: 
leranz nad) Stahl ein Tragen unv Pflegen des religföfen Zuftandes des Nächften iſt, aber in 
der Treue gegen vie göttliche Wahrheit, jo fordert die hriflliche Toleranz zwar, daß von feiten 
der Obrigkeit perfönliche Neligionsfreiheit und bürgerliche (private) Rechte Hinfichtlich jedes 
Religionsbefenntniffed gewährt werben, daß weder Apoftafle noch Schiema bürgerlich ge 
ftraft werben; Dagegen folgt aus ber hriftlihen Toleranz nicht, daß Freiheit zur religidfen Ber: 
einigung geflattet werde, denn diefe Überfchreite bereits das Gebiet der Innern perfünligen 
Entwidelung und trete in das Gebiet der Öffentlichen Lebensorbnung; und wenn nun aud) bie 
Obrigkeit allerdings nicht über dad einzelne Gewiſſen richten könne, fo folle ſie doch andererſeits 
treu fein gegen die hriftliche Wahrheit; wenigſtens fei die unbebingte und unbegrenzte Freiheit 
ſolcher Vereinigung keine Forderung chriſtlicher Toleranz, Die religiöfe Vergeſellſchaftung müfle 
erlaubt oder verboten werben, je nach dem Inhalte der betreffenden Lehre mit Berückſichtigung 
der Verhältniffe des Landes; die religiöfe Lehre werde in ver Regel nur dann zur Zulaflung 
fi eignen, wenn fie in dad Bereich der geoffenbarten Religionen fallen; beiftifche und athei: 
ſtiſche Sekten felen regelmäßig zu verbieten, jene, weil fie die pofitive Offenbarung leugnen und 
hinſichtlich eines Gottes, deſſen Eriftenz man nur aus der Vernunft folgere, von dem man ſelbſt 
eingeſtehe, daß man nicht Mittheilung und Befehl über die Art ſeiner Verehrung von ihm 
empfangen habe, ein Gewiſſensgebot zu einem Cuitus nicht beſtehen koͤnne, dieſe nicht, weil die 
Toleranz überhaupt nur auf der Tragung des religioͤſen Gewiſſens beruhe, daher, wo fein reli⸗ 
giöfes Gewiſſen fei, blos um der Freiheit willen der Staat keine Geflattung zur Seftenbilbung 
zu geben braude. Bei einer ganz genauen Bergleihung zeichnen ſich fogar die Stahl'ſchen 
Säge bier und da durch eine weniger beflimmte, mehr hypothetiſche Faſſung aus als die 
Säge der Eiſenacher Gonferenz und des Hrn. v. Beihmann⸗Hollweg. Es iſt Hier nicht andere 
wie auch fonft bei ven Vertretern des ſpecifiſch Eirchlicden Standpunktes, nicht um Religiondfrel> 
heit handelt es fi, fondern um Religion, man beruft fich nicht auf das Recht der Perſoͤnlich⸗ 
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keit, ſondern auf die Wahrheit des Evangeliums, nicht auf die Freiheit jedes Gewiſſens, fon- 
dern nur auf die Freiheit eines von mehr oder weniger beſtimmtem Glaubensinhalt erfüllten 
Gewiflen®. 

Entſchiedener zu Gunsten kirchlicher Freiheit bat fi übrigens der berliner Kirchentag 
1853 außgefprochen, indem damals, und zwar unter einem gewiflen Wiverſpruche Stahl's, 
wenigſtens der Grundſatz feftgeftellt wurde, die Kirche folle weder ven Willen noch vie Macht 
haben, Separatiften oder Seftirer mit äußern Mitteln zu zwingen und zu unterdrücken, welche 
auß irgendeinem Grunde an ihr Anftop nihmen, umd entweder alle Gnadenmittel oder eins, 
alle Kirchenordnung ober doch das ordentliche Amt verwürfen ober vergleichgültigten: das 
alles nicht blos aus Rückſicht der Klugheit und erfahrungsmäßigen Wirkungsloſigkeit, fondern 
um des Herrn willen, der feine Kirche nicht mit weltlichen Waffen, fondern mit ven Waffen des 
Geiſtes gebaut wiffen wolle. Indeſſen dieſe Erklärung Hatte doch lediglich eine negative Bedeu: 
tung, und man war, wie gerade die weitern Verhandlungen deſſelben Kirchentags, namentlich 
in Sachen der Baptiften beweiſen, weit davon entfernt, das Princip auch pofitiv zu handhaben 
und zur Berwirflihung deſſelben in ganzer Auspehnung irgendwelche Initiative zu ergreifen. 
(„Verhandlungen des fechöten deutſchen evangelifchen Kirchentags zu Berlin”, &©.58— 78.) 

3) Die Philoſophie und Aufklärung. In den proteflantifchen Rändern des weft: 
lichen Europa bat fi in ven Jahrhunderten von der Reformation bis zur Franzoͤſiſchen Revo⸗ 
Iution eine wifſenſchaftliche Lehre ausgebilvet, und iſt bald genug in die allgemeine Denfart des 
Zeitalters übergegangen, die vielleicht eine Fortbildung des gefchichtlichen Proteftantismus ent- 
hält, obgleich die namhafteften Vertreter des legtern fich feindlich zu derſelben flellten, bie aber 
ievenfall8 erft ven Boden bereitet bat, aus welchem eine allgemeine Glaubens- und @ultußfrei- 
heit hervorgegangen tft. Diefe wiffenfchaftlidde Lehre ift die rationaliſtiſche Philofophie, ins⸗ 
befondere die Nechtöphilofophie, das Syſtem bed Naturrechts, das mit Hugo Grotius begann, 
in Hobbes, Locke, Pufendorf, Thomaſius, Wolf ſich fortbilvete, mit Kant und Fichte zum Ab⸗ 
ihluffe gelangte. So jehr im einzelnen bie verſchiedenen Syſteme voneinander abweichen, fo 
iind fle vo nur Spielarten einer und derſelben Gattung, aus einer einzigen Grundanfhauung 
hervorgegangen. Diefe Grundanſchauung ift aber das Princip der Subjectivität, wonach der 
Menſch zu nichts beſtimmt werben foll, als wozu er ſich felbft beſtimmt, wonach Feine Autorität 
itrgendwelcher Art Gewalt über ihn haben foll, ein jeder vielmehr nur das für wahr halten foll, 
maß fi ihm aus der eigenen Vernunft ergeben bat, nur das für ſittlich, was ihm nad) eigener 
rebliher Prüfung als ſolches erfcheint.. Angewandt auf die Berbhältniffe von Recht und Staat, 
handelt es fich alfo darum, unter Nichtberückſichtigung der pofltiven Gefege in der menſchlichen 
Natur Grund und Nothwendigkeit zu finden, daß fie beftehen, und nur, wenn und foweit wir 
das finden, find fie vernünftig und wir an fie gebunden. Als ſolches Geſetz, welches beim Zu= 
rudgehen auf einen Naturzufland ung zur Anerkennung rechtlicher Normen nöthigt, ergibt fi 
auf allen Stufen ver naturredtlichen Entwidelung das Geſetz der Eoeriftenz, welches zwar 
von den verſchiedenen Naturrechtölehrern verfchieden begründet wird, von Grotius und Pufen: 
dorf auf Die Sefelligkeitönatur des Menſchen, von Hobbes auf bie gegenfeitige Furcht, von 
Ihomaflus auf das Verlangen nad Glückſeligkeit, von Kant auf die finnlich vernünftige Natur 
des Menfchen, aber überall die Beveutung hat, daß zwar im Naturzuftande jeder unbegrenzte 
reiheit hat, daß es aber, weil durch den allfeitigen Gebrauch diefer vollen Freiheit diefelbe 
allgemein vernichtet werden würde, es sin Vernunftgebot ift, daß ein jeder feine Freiheit jo weit 
einfhränfen müfle, damit die der andern daneben beſtehen könne. Indem nun auf diefe Weife 
Recht und Staat aus der Natur des Individuums abgeleitet werden, die ganze Rechtsordnung 
nur zu Gunften der Freiheit ver Menſchen beftehen ſoll, fo dürfen alle Geſetze, aller ſtaatliche 
Zwang keinen andern Zweck haben, ald die Sicherung ber Rechte der Individuen, vie Freiheit 
und die Goerifteng der Sreiheit, und namentli mit der ewigen Seligfeit feiner Bürger, mit 
den Anfichten derfelben über das Jenſeits hat der Staat nichts zu fchaffen. Um fo weniger, 
da gerade auf dieſem Gebiete ein Zwang völlig nergeblich fein würde, weil ftch innerlidhe Ge: 
finnung durch Äußere Mittel nicht bewirken läßt. Es kommt dazu, daß das @ingriff in bie per⸗ 
ſonliche Freiheit fein würde, mie derfelbe gewaltfamer gar nicht gedacht werben könnte, indem 
die freie Prüfung in religiöfen Dingen zu ven natürlichſten und heiligſten Rechten des einzel: 
nen gebört. 

Solche Grundſäaͤtze find es, welche, indem bald der eine, bald ver andere Gefichtspunkt ſtärker 
hervorgehoben wird, durch die Schriften fich hindurchziehen, in denen während ber legten Jahr: 
Hunderte die Forderung der Glaubens: und Eultusfreiheit geltend gemacht worden iſt. 
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Es war aus den Kämpfen des Lebens heraus, daß‘ der erſte in dieſer Reihe, John Milton, 
der Sänger des verlorenen Paradieſes, feine Stimme erhob. Es Hatte fi gerade damals 
deutlich gezeigt, wie wenig die Brundfäge der religidfen Freiheit bereit! Cingang gefunden 
hatten, und wie ſchwer e8 fei, fie vom fpecififchen religiöfen Standpunkte aus feftzubalten;; denn 
fo oft und fo laut aud früher die Preöbyterianer fich gegen die biſchöͤfliche Hierarchie wegen 
der gegen fie geübten Intoleranz beflagt hatten, waren fie doch felbft, ſobald fie zur Herr⸗ 
fhaft gelangt, die Verfolger der Anderdgläubigen geworden. Wie nun Milton in jeder 
Hinſicht über der damaligen Zeit fland, und ganz von dem Beftreben erfüllt war, das 
Leben der Menſchen von der Knechtſchaft zu loͤſen, und jene dreifache Freiheit, die kirchliche, 
politifche und häudliche zu begründen, wandte er fich bei dieſer Gelegenheit von feinen fra: 
bern Parteigenofien ab, ihre Grundſätze befämpfend, und für jeden einzelnen das Recht kirch⸗ 
licher Selbſtbeſtimmung, die religiöfe Freiheit des Individuums, fordernd. Es find zwei Sährif- 
ten Milton's, welche hier beſonders in Betracht kommen; ſchon in der 1644 geihriebenen Schutz⸗ 
rede gegen die Einführung ber Genjur (Areopagita) geht er ausführlicher auf dieſen Gegen: 
ſtand ein: „Übung und Bewegung hält ebenfo ven Glauben und die Erfenntniß wie die Glie⸗ 
der und den Körper in Gefunpheit. Die Wahrheit wird in der Heiligen Schrift einem fließen: 
den Brunnen verglichen; wenn fein Wafler nicht in beſtändigem regelmäßigen Laufe dahin: 
fließt, fo verwandelt e8 fih.in einen fhmuzigen Sumpf von Einförmigfeit und Tradition. Wenn 
jemand nur darum died und jenes glaubt, weil jein Paftor es fagt, oder die Synode es jo be: 
ſchloſſen hat, ohne anderiweite Gründe, fo ift fein Glaube, auch wenn er wahr ift, doch in Bezug 
auf echte Wahrheit eine Härefie. Die Wahrheit fam einft auf die Welt mit ihrem göttlichen 
Meifter und war eine vollfonmene Geftalt von Herrlihem Anblick; .aber als der Meifter gen 
Himmel fuhr und feine Apoftel eingeſchloſſen waren, da fland auf eine gottlofe Rotte von Be: 
trügern, welche, wie der ägyptiſche Typhon und feine Verſchworenen den guten Oſiris, die jung: 
fräulihe Wahrheit, gefangen nahmen, ihre liebliche Geftalt in tauſend Stüde zerhadten und 
diefe nach allen vier Winden zerftreuten. Bon diefer Zeit an wanderten die Freunde der Wahr: 
heit, fo viele fich zeigen durften, allenthalben umher, um gleich der Iſis, die den zerflüdelten 

» Körper des Oſiris fuchte, die einzelnen zerſtreuten Glieder zu fammeln. Wir haben fie noch 
nicht alle gefunden, meine Lords und Gemeinen, und wir werben fie auch nicht vor bed Meifterd 
zweiter Ankunft finden; ex erft wird jedes Glied und Theilchen zufammenbringen und fie zu 
einer unfterblicden Geſtalt von Lieblichfeit und Vollkommenheit formen. Geftattet nicht, daß 
dieſe Geſetze ſich an jeden günftigen Ort aufftellen, um diejenigen zu flören und zu hemmen, die 
ohne Aufhören ſuchen wollen, die nicht ermüben wollen, dem zerriffenen Leibe unferer heiligen 
Märtyrerin die legte Ehre zu erweifen. Immer dasjenige ſuchen, was wir noch nicht wiflen, 
mit Hülfe deſſen, was wir bereits Tennen, immer Wahrheit an Wahrheit reihen, wie wir ſie fin: 
den, das ift die goldene Regel in der Theologie wie in der Mathematif, Wie beim dupern 
Tempelbau verſchiedene Werkleute erforderlich find, die einen um Steine zu brechen, bie andern 
um den Marmor zu fchleifen, die andern um bie Bebern zu fällen, fo müflen auch beim innern 
Tempelbau verfchievene Parteien, Sekten und Genofienihaften befteben. Laßt und jegt, wo die 
Reform der Reformation bewerfftelligt werden fol, befonnene Werfleute fein an dem geiftigen 
Tempelbau. Die Stärke der Wahrheit grenzt an Allmadır, fie bedarf zu ihrem Siege Feiner 
fünftligen Mittel, man gebe ihr nur Raum, und binde fle nicht im Schlaf, denn dann fprict 
fie nit wahr (im Gegenſatz zum alten Proteus, ver nur gefangen und gebunden Orakel er: 
theilt), fondern nimmt alle möglichen Geſtalten mit Ausnahme der eigenen an, oder richtet ihre 
Sprache nach der Zeit, wie Micha that vor Ahab.“ Zum zweiten mal trat dann Milton für die 
Gewiſſensfreiheit in die Schranken, ale nad dem Tode Cromwell's, wo das lange Barlament von 
neuem berufen war, der Geift der Intoleranz bedenklich zunahm; ex fchrieb damals im Jahre 
1659 feine Abhandlung über bie Regierungsgewalt in geiftlichen Dingen: „A treatise of human 
power in ecclesiastical causes; shewing that it is not lawful forany power on earth to 
compel in matters of religion‘, und abrefitrte diefelbe an das Parlament. „Mit Recht“, heißt 
e8 darin, „flimmen alle proteftantifchen Schriftfieller von gefundem Urtheil darin überein, daß 
weber Traditionen, noch Goncilien, noch die kanoniſchen Geſetze irgendeiner ſichtbaren Kirche, 
viel weniger aber bie Edicte irgendeiner Obrigkeit oder eines weltlihen Collegiums ver hoͤchſte 
Richter over Leiter in Sachen der Religion fein können, fondern einzig und allein vie Heilige 
Schrift nad) dem eigenen Gewiſſen eines jenen Chriften.... Es iſt niemand über ven Inhalt feines 
Blaubens einem andern Rechenſchaft ſchuldig, fondern nur Gott allein, und wer ſich Religions⸗ 
meinungen aneignet, wie fie nad feinem Gewiſſen mit der größten Klarheit oder Wahrſchein⸗ 
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(ihfeit in den Heiligen Schriften enthalten find, darf feineswegs für einen Häretiker gehalten 
werben. Wo von biefem Grundſatz abgewichen wird, da verläßt nıan den proteftantiihen Bo⸗ 
ven und befennt ſich zu den Grundſätzen der katholiſchen Kirche. Bine proteftantiiche Obrigkeit, 
von der Beſchraͤnkungen der Rrligiondfreiheit ausgehen, handelt vemnad im Widerſpruch mit 
ven Grundlehren ihrer Gonfeffion, wonach jeder die Freiheit haben muß, Bott zu dienen und 
jeine Seele zu retten nach dem Licht, welches Bott jedem eingepflanzt hat, durch die Leitung feines 
geoffenbarten Worts und die Führung des Heiligen Geiſtes. Demgemäß ift die äußerliche Re⸗ 
Iigion und Cultusform jeder einzelnen Kirchengemeinde zu überlailen, melde viefelbe mit allen 
ihr zu Gebote ſtehenden Mitteln zu heben und zu verbreiten befugt ift, während der weltlichen 
Obrigkeit nichts zufteht als die Beſchützung jeder kirchlichen Genoſſenſchaft und ver ihr zukom⸗ 
menden Rechte.“ Diefe Religionsfreiheit foll ſich im weiteftenlimfange auf alle Sekten beziehen, 
deren Menge fogar als ein Zeichen zunehmenden Denkeifers freudig begrüßt wird, aud auf bie 
Sorintaner, nur nicht auf die Katholiken, diefe find von der allgemeinen Toleranz ausgeſchlofſen. 
Hier hatte Milton's Dulbung ihre Grenze, denn ſchon im „Areopagita” hatte er es ausgeſpro⸗ 
chen, daß der papiflifche Aberglaube vernichtet werben müfle, weil: derſelbe feinerfeits alle Re⸗ 
ligion und Obrigkeit vernichte. Der Katholicismus erfchten ihm eben, wie er hier weiter aus⸗ 
führt, nicht als eine Meligion, fondern als eine politiſche Faction, deren Glieder ven Papft 
als ihr Oberhaupt anfehen, ohne Rückficht auf die ihrer natürlichen und gefegmäßigen Obrig⸗ 
feit ſchuldige Treue und Unterthänigfeit. (Vgl. Bacaulan, „Essays”, Thl. I; Weber, „John 
Milton's proſaiſche Schriften‘ in v. Raumer's „Hiſtoriſchem Taſchenbuch“, Jahrg. 1852 und 
1853 ; v. Treitfchke, „Sohn Milton“, in „Preußiſche Jahrbücher”, VI, 419 fg.) 

Auf Milton folgt Rode, der ein Bierteljahrhundert fpäter in feinen Briefen über Toleranz 
von den Niederlanden aus die veligidfe Freiheit gegenüber ven Stuart vertheidigte. Es find 
wei Geſichtspunkte, von denen Locke audgeht, und die ihn beide auf daſſelbe Rejultat Hinführen, 
die Natur ver Religion und vie Natur des Stans. Niemand, meint Locke, könne eines andern 
Blauben folgen, wenn er auch wollte, weil in dem inwenbigen Glauben allein die Kraft aller 
Religion beſtehe, während dagegen, was jemand nur mit vem Munde befenne, nur in äußers 
lichem Gottesdienſte verrichte, ohne davon im Herzen überzeugt zu fein, ihm nicht blos nicht6 
nüge, jondern fogar ſchade, da hierdurch zu den andern Sünden, deren Berföhnung man in ber 
Religion fische, noch hinzugethan werde die Simulation der Religion ſelbſt, und bie Verachtung 
Gottes, indem man es wage, Bott auf eine Weiſe anzubeten, von der man überzeugt fei, daß ſie 
ihm misfalle. Kein Weg, ven ein Menſch wider das Zeugniß feines Gewiſſens betrete, könne 
ihn zu dem himmliſchen Zion bringen; es fei möglich, daß jemand durch Kunft und Handwerk, 
wozu er feine Luft habe, Reichthum, oder durch Arzte, zu denen er kein Dertrauen habe, Ge: 
jundheit erlange, aber nimmermehr fet ed möglich, daß jemand durch die Religion, an ver er 
joeifle, durch den Gottesdienſt, den er verabfcheue, felig werde. Wie könne dergleichen aber 
die Aufgabe des Staats fein, der doch lepiglich zur Erhaltung und Befoͤrderung bürgerlicher 
Blüdfeligkeit gegründet ſei, und deshalb wol für Leben, Freiheit, Friede, Geſundheit und zeitliche 
Güter, aber durchaus nicht für die ewige Seligkeit feiner Angehörigen zu forgen habe. Man 
fürchte wol, daß mit folder Freigebung der Sektenbildung Aufruhr und Rebellion verbunden 
jein würben, aber wo dergleichen wirklich die Folge fein follte, würde die Schuld lediglich an den 
ſchlechten Geſetzen und der Zurüdiegung liegen, die ven Anhängern der Sekten zu Theil geworben 
ji. Glaube mir, das find nicht einiger Kirchen: und Religionsparteten abfonderliche Fehler, 
jondern e8 ift die gemeine Art aller und jeder Menſchen, bie unter einer ungerechten Laſt feufzen, 
daß ſie das allzu ſchwere und zu hart drückende Joch abzufchütteln ſuchen. Was, meinft vu, 
würde mol gefchehen, wenn die Obrigkeit ihre Unterthanen eben nicht nad; ber Religion, fon= 
dern nad) der Leibesgeſtalt unterfcheiden wollte, und daß diejenigen, jo ſchwarze Haare oder 
graue Augen hätten, nicht fo wohl daran fein follten als die andern; fie follten keinen freien 
Handel und Wandel haben, ihr Handwerk nicht frei treiben bürfen, die Erziehung und Vor: 
mundſchaft der Kinder follten ven Altern entrifien, die Rechtshülfe follte ihnen befchränft wer: 
den. Meinft du nicht, vie Obrigkeit Hätte fi} sor denen, die dergleichen Haare und Augen hät: 
im und darüber verfolgt würden, ebenfowol zu fürchten, als vor denen, welche die Religion zu⸗ 
ſammen und in Gefellichaft geführt hat? Zu Rebellion und Aufftand wird fonft nichts das Volk 
bringen als die Ungerechtigkeit und Unterdrückung. Man hebe alfo ven Religionszwang auf, 
dann wird alles im Lande rubig fein. Ja diejenigen, welche bei ihrer verſchiedenen Religion 
von der Obrigkeit tolerirt werden und dabei aller bürgerlichen Freiheit und Gerechtigkeit ges 
nießen, werben nur deſto treuere und willigere Unterthanen fein, je befler deren Zuſtand Hier 
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als gemeiniglich an andern Orten ifl. Sie werben es als eine große Wohlthat erfennen, Reli: 
gions⸗ und Gewiſſensfreiheit zu Haben, und daher um deſto mehr des Staats Beſtes ſuchen. 
Man ſollte alſo allen Parteien, Remonſtranten, Contraremonſtranten, Lutheranern, Wieder⸗ 
täufern, Duäfern, Socinianern religiöſe Zuſammenkünfte, Feiertage u. ſ. m. geſtatten; ja fo 
wir die Wahrheit voll herausſagen ſollen, muß man auch nicht einmal einen Heiden, Türken, 
Juden der Religion halber aus den Staate jagen, noch der darin theilhaftigen Rechte berauben. 
Im Evangelium wird ja nichts dergleichen geboten, und die Kirche darf ſolches nicht begehrten, 
als die nicht richtet, die draußen find. Das gemeine Weſen und vie Republik erfordert ſolches 
auch nicht, als welde vie Menfchen als Menſchen, wenn fie nur menſchliche Natur in vernünf- 
tiger und gerechter Bezeigung in ſich ſpüren laflen, gern aufnimmt und ald Bürger Hält.” Ohne 
Schranken ift jedoch auch bei Locke die Religiondfreiheit nicht, aber diefe Schranfen ergeben fi 
ihm lediglich aus der Natur des Staats, nicht eigentlich aus dem Inhalt der religidfen Lehre. 
So follen namentlich Atheiften nicht geduldet werden, folche, welche die Gottheit Öffentlich leug: 
nen, denn mit ſolchen könne weder Treue noch Vertrag noch Eidſchwur feſt und beftändig fein, 
welche Doch Dad Fundament und Band der menschlichen Gefellihaft feien; Iengne man Gott ald 
ven höchften Zeugen und gewiflen Rächer alles Böfen, fo falle alles über ven Haufen. So fol- 
len auch andere Lehren nicht geduldet werben, bie der Erhaltung ber bürgerlichen Geſellſchaft 
ſchädlich find, namentlich der Katholicismus nicht, denn derfelbe lehrt, man brauche den Kegern 
nicht Treue und Glauben zu halten, excommunicirte Könige feien der Regierung verluftig, alle 
weltliche Herrſchaft komme nur folgen zu, die den wahren Glauben hätten; die Katholiken wür: 
den demgemäß jebe fich darbietende Gelegenheit benugen, um die Gerechtſame des Staats und 
die Freiheit der guten Bürger in Frage zu flellen. (,‚Epistola de tolerantia”, 1685; deutſch 
mit Anmerkungen, 1710; „Works”, London 1801, Thl. IV.) 

Um viejelbe Zeit verfaßte Bayle feine berühmte Schrift über die Toleranz; auch Ihm gaben 
die äußern Umſtände, die Berfolgungen fett ver Ruͤcknahme des Edicts von Nantes, den Anlaß. 
Das Bud, führt den Titel: ‚„‚Commentaire philosophique sur ces paroles de Jesus Christ: 
Contrain -les d’entrer; oü l'on prouve par plusieurs raisons demonstratives, qu'il n’y 
arien de plus abominable, que de faire des conversions par la contrainte, et l’on refute 
tous les sophismes des convertisseurs a contrainte, et l’apologie, que St. Augustin a faite 
des pers&cutions.” Das Bud ift angeblich aus dem Englifchen überfegt (traduit de l’Anglais 
du Sieur Jean Fox de Bruggs par M. 1. E.), um dadurch die Entdeckung des Verfaſſers zu er: 
ſchweren, die aber trotzdem ſehr bald gelang; es erfchten angeblich in Canterbury, in Wirklich⸗ 
feit in Amſterdam, 1686. Die Vernunft, davon geht Bayle aus, iſt die oberſte Negel für bie 
Auslegung der Heiligen Schrift; nun iſt alle Religion unbeftreitbar ein innerlicher Act ver 
Seele, wenigſtens haben alle äußerlichen Religionshandlungen nur infofern fie Ausdruck eines 
innern Befühles find wahren Werth ; dann iſt es aber klar, daß ver einzige rechtmäßige Weg, Reli: 
gion hervorzurufen, darin beftehen kann, in der Seele gewiffe Urteile und Gefühle hervorzii: 
rufen; da nun aller äußere Zwang, Gefängniß, Geloftrafe, Verbannung, Stockſchläge in ber 
Seele vergleichen Urtheile und Gefühle Hervorzurufen nicht im Stande find, fo ift es klar, dab 
biefev Weg, pie Religion zu begründen, nicht der richtige und von Chriſtus nicht befohlen fein 
kann, bad compelle intrare muß alfo einen andern Sinn haben. Wenn man fage, man wolle 
die Gewalt nicht anwenden, um bad Gewiffen zu beftimmen, ſondern nur um es aufzuwecken, be: 
ſonders bei folhen , Die fih weigern die Wahrheit zu prüfen, fo ſei dies Mittel dazu völlig un- 
geeignet, denn man verfege gerade dadurch dad Gemüth in einen Zuftand, der es ihm völlig un: 
möglich) mache, ruhig und unbefangen zu prüfen; auch werde man jich kaum mit der Anwen⸗ 
bung des Zwangs in diefen Grenzen halten, fondern indem man Standhaftigkeit für Verftodt- 
heit außgebe, gegen das Gewiſſen felbft Gewalt zur Anmwenbung bringen. Wenn man ferner 
fage, die Wege Gottes felen nicht die Wege der Menfchen, fo beweiſe nicht nur die Erfahrung, 
ein Blick auf die Wirkungen verfelben, daß die Verfolgung nicht von Gott fein könne, fonbern 
überhaupt iſt nach der Anficht von Bayle die Erfenntnifi ver abfoluten Wahrheit bei ver reellen 
Schwaͤche der menfhlihen Natur nicht möglih, das Hoͤchſte, mozu wir gelangen könnten, 
fei die perſoͤnliche Überzeugung, daß wir die abfolute Wahrheit Hätten und die Anverögläubigen 
fi} täuſchten. Aber dieſe Überzeugung beruhe nicht auf Eoibenz, denn jeber gebe zu, daß 
die von Gott geoffenbarten Wahrheiten Mufterien feien, und es gebe durchaus fein Merkmal, 
wodurch man die Wahrheit von dem Irrthum unterscheiden koͤnne. Bei der Beſchaffenheit der 
menſchlichen Natur begnüge fi Bott damit, zu fordern, daß man pie Wahrheit auf das forg⸗ 
färtigfte fucde. Wir müffen alſo dieſelbe Nüdfigt für die geglaubte wie für die venle Wahrheit 
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haben; es genügt für jeden, daß er forgfältig und mit gutem Gewiſſen die von Bott gegebene 
Einfiht zu Mathe zieht, nur was gegen dad Gewiſſen gefchieht, iſt verwerflih. Auch nad Bayle 
foll fich die Toleranz erſtrecken bis zu Sorcinianern, Juden, Heiden, Mohammedanern, nicht aber 
bis zu den Katholiken. Bahyle forvert jogar alle hriftlichen , nicht papiftifhen Fürſten, denen 
fich vielleicht auch die heidniſchen Völker des Erdkreiſes anfchließen möchten, feierlih auf, ein 
Bündniß einzugeben, um den Papismus zur Vernunft zu bringen, denn wie man von ven Kor: 
jaren ver Barbarei verlangen koͤnne, daß fie nicht länger den Handel durch ihre Seeräubereien 
beunrubigten, jo müfle man aud die fatholifche Kirche zwingen, nicht mehr zu verfolgen, und 
alle Bullen und Concilienſchlüſſe zu cafliren , wodurch die Verfolgung autorifirt würde. 

Allmählich erhob man ſich auch in Deutſchland zu Standpunkten, wie fie und aus den 
Säriften diefer Männer entgegengetreten find. Es hatte hier an einer äußern Beranlaflung 
von folder Stärke, wie fie dort in ven Bürgerfriegen und den Dragonnaden Ludwig's XIV. vor= 
lagen, allerdings gefehlt; fo war auch die erfle Außerung deutſcher Wiſſenſchaft in dieſer Frage, 
mehr nur abwehrend, durch einen Angriff von außen ber hervorgerufen. Der Franzoſe 
Pelliffon, Hiſtoriograph Ludwig's XIV., vom Proteſtantismus zur Eatholifchen Kirche überge⸗ 
treten, hatte, um bie Bekehrung feiner frühern reformirten Glaubendgenoflen doch auch noch 
durd andere ald die gewöhnli angewandten Mittel zu bewerfftelligen, eine Schrift verfaßt: 
„Rellexions sur les differences de la religion‘ (1690). Diefe Schrift wurde durch die Abtiffin 
von Maubuiffon, die auch früher proteftantifch gewwefen war, an deren Schwefter, die Kurfür- 
fin Sophie von Haunever gefandt. Dadurch befam Leibniz Veranlaflung ſich zu äußern, und 
indem Beliffon replicitte, fo eutſtand eine foͤrmliche Discuffion, die jedoch größtentheils zwifchen 
beiden nicht direct geführt und in die fpäter auch Boſſuet noch Hineingezogen wutbe. Auf der 
einen Seite behauptete Pelliſſon, man Eönne nicht felig werben durch die bloße Liebe zu Bott, 
es jei vielmehr ein ganz beftimmter Glaube dazu nothwendig, und weil nun nur wenige Men: 
ihen im Stande fein würden, ſich über diefen Glauben binlänglich ins Klare zu fehen, fo be= 
dürfe e8 zu dieſem Zwecke eines untrügligen und unfehlbaren Organs. Das neumodiſche 
Dort Toleranz ſei von den Sorinianern, Deiften, Spinoziften erfunden worden; wenn jemale 
die Pforten der Hölle vie Kirche überwinden könnten, fo würde Died dad Mittel fein, um 
ihr toͤdliche Wunden beizubringen; wenn man jedem vie Freiheit laſſe, zu glauben, maß er 
wolle, fo gebe es feine Religion und Kirche mehr, und wenn man felig werben könne, einerlei 
ob man viel oder wenig glaube, fo würde natürlich jeder fo wenig wie möglich glauben, eö 
ſtehe aber gejchrieben, wer glaubt, wird felig, und nicht, wer alles thut, was er kann, um zu 
glauben, wird felig. Dagegen macht nun Leibniz geltend, es ſei nicht nöthig, daß jeber ſich 
um alle Glaubendartikel bekümmere, ja es frage fih, ob überhaupt irgendein Artikel ver 
Offenbarung unbedingt nöthig fei, ob man nicht in allen Religionen felig werben könne, vor: 
auögefegt, Daß man Bott über alle Dinge liebe; wol müfle jeder um feines Seelenheild willen 
die wahre Kirche ſuchen, aber dad gelinge nicht jedem. Alles komme auf den ehrlihen Willen 
an, die Wahrheit zu finden, der Glaube ſei todt ohne Liebe. („De la tolerance des religions. 
Lettres de Mr. de Leibniz et r&ponses de Mr. Pelisson‘’, Paris 1692.) 

Der erfle, welcher die Frage der Blaubend: und Bultusfreiheit in Deutfchland nach allen 
Richtungen hin erörtert und eine umfaflende Duldung für religidfe Dieinungen in Anſpruch 
genommen hat, mar Chriſtian Thomafius, ein Mann, defien Bedeutung demnach aud auf 
dieſem Gebiete eine epochemachende geweſen iſt. Der Fürft muß nad Thomaſius fihon deshalb 
Gewiſſensfreiheit geben, weil der menfchliche Verſtand von Bott fo hoch prinilegirt ift, daß er 
feiner menſchlichen Herrfchaft unterworfen fein ann; „um jemand zur Erfenntniß der Wahr⸗ 
heit zu bringen, ift e8 nothwendig, Ihm Grund und Urſache vorzuftellen, denen er Beifall geben 
muß; darum kann mich einer wol zwingen, daß ich etwas herplappere ohne Verftand, und an⸗ 
ders rede als ich’8 meine, aber etwas zu glauben kann mich niemand zwingen, denn man muß 
von ganzem Herzen glauben‘. Gr klagt, daß ed ven Deutfchen an ber göttlichen Freiheit man⸗ 
gele: „fe iſt ed, Die allem Beifte das rechte Leben gibt, und ohne welche der menſchliche Verftand 
gleichſam tobt und entfeelt zu fein feheint; ber Verſtand erkennt keinen Oberherrn als Bott, und 
daher ift das Joch, welches man ihm aufbürbet, wenn man ihm eine menſchliche Autorität als 
Richtſchnur vorſchreibt, unerträglih und macht zu allen guten Wiffenfchaften ungeſchickt; bie 
Freiheit iſt es allein, was ven Hollänbern und Englänvern, ja den Franzoſen felbft (vor der 
Verfolgung der Reformirten) fo viele gelehrte Leute gegeben hat, dahingegen der Mangel diefer 
Freiheit Die Scharffinnigkeit ver Italiener und den hohen Geiftder Spanier fo fehr unterdrückte.“ 
Daher erwartet in dieſer Beziehung Ihomafius viel für Deutfchland von ver Freiheit, welche 
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das brandenburgiſche Haus feinen Unterthanen verheißen und gewährt habe. Vor allen Dingen 
aber ergibt fih ihm dieſe Freiheit aus der Natur und Beſchaffenheit des Staats. Das ge: 
meine Wefen tft ihm nur um bed gemeinen Friedens willen da; nur auf die @rhaltung veffelben 
erſtrecken fich die Befugnifle der Staatögewalt, dad Thun und Laflen der Unterthanen, melces 
diefen Frieden nicht ftört, if den Nechten der Fürften nicht unterworfen ; nur deswegen haben bie 
Menſchen mit Aufgeben der natürlichen Freiheit die ſtaatliche Geſellſchaft begründet, weil bei der 
zunehmenden Bosheit des menſchlichen Geſchlechts fein Nachbar vor bem andern ungeftört leben 
fönnte; zur Ruhe und Frieden des gemeinen Weſens ift es aber durchaus nicht nöthig,, daß alle 
Unterthanen einerlei Religion haben. Man werte nur einen Blid auf Holland, bort merbe 
blos darauf gefeben, „ob jemand ein ehrlicher Mann fei und feine gegebene Parole halte, im 
übrigen läßt man einen jeden in Bezug auf feinen religidfen Glauben gewähren, und es hat fi 
gezeigt, daß der Unterſchied der Sekten die Republik nicht beunruhigt. Im Gegentheil zeigt bie 
Erfahrung ‚, daß in Ländern , wo nur einerlei Religiondverwanbte find, ſowol die Lehrer als bie 
Zuhörer ſich meift auf die faule Seite legen und meinen, menn niemand da fei, der ihnen con: 
tradiciren £önne , daß alle ihre Kehren wahr feien, ja es bilden ſich dann über andere Religionen 
närrifhe Auffaflungen, als wenn fie Monftra ſeien, vor denen man fich mie vor der Bell 
zu jheuen hätte. Das vornehmfte Regal, weiches einem Fürften circa sacra zufommt, iſt alfo 
das Recht, die Diffentirenden zu toleriren, und dannenher, wenn zankfüchtige Minifteria viele 
Toleranz aufheben und den Gewiſſenszwang einführen wollen , ift ein Fürft befugt, fich feines 
Rechts zu bedienen und die, welche ihn bei Ausübung dieſes Rechts hinderlic fein mollen, zu 
beſtrafen“. In der praftifhen Anwendung diefer Grunpfäge ift nun aber Thomafius noch ſehr 
behutſam. „Ich meine nicht fo, daß man den Wipriggefinnten fo viel Willen laſſen folle, daß fie 
ihre Lehre mit Ungeſtüm und Beleivigung anderer auöbreiten mögen.- Ich will nicht, daß ihnen 
eben ein Öffentliches Exercitium ihrer Meligion erlaubt fein folle, und daß fle fo viel zu ſprechen 
haben follten als die von der vornehmften Religion im Lande. Ich will nicht, daß man ihnen 
Öffentliche Dispute und Ausforberung anderer geftatten folle. Sondern ich will nur, daß ihr 
Bekenntniß und Gottesbienft in ven Häufern ihnen freigelaflen merden folle, und daß ihre 
freundliche Zufammenkunft und tägliche Geſpräche nicht glei vor Winkelverfammlung und ald 
eine Bornahme wider die Befege angenommen werde. Indeß man wird fagen fönnen, daß 
dieſe Begrenzung ebenfomwol durch Die Vorderſätze des Thomafius als durch die Rückſicht auf die 
damaligen Zuſtände gerehtfertigt werben kͤnne. Dagegen ift e8 fehr befremdlich und fteht mit 
allem, was Thomaflus fonft aufgeftelft hat, im vollfommenften Widerſpruch, wenn er ſogar 
mit Rückſicht auf das Staatöwohl den Fürften das Recht beilegt, andersgläubige Unterthanen 
aus dem Rande zu weifen, „nicht anders wie ein Hausvater einem Knecht, weil er etwa fich in 
feinen Humor nicht ſchicke, den Dienft auffagen und einen andern annehmen kann, welches abet 
feine Strafe enthält; denn wie man nicht fagen kann, daß jemand geftraft werde, dem ber 
Fürft in feinem Lande das Bürgerrecht nicht geben wollte, fo kann auch diefes für feine Strafe 
gehalten werben, denn ift ed einem Unterthan vergönnt aus natürlicher Freiheit in eine andere 
Republik, da er etwa meinet feine Nahrung beffer fortzufepen , ſich niederzulaffen , fo kann matt 
auch einem Fürften nicht verfagen, aus eben diefer Urſache ihnen das Bürgerrecht aufzufagen, 
wenn er nur nicht mit außerordentlicyen oneribus etwa beladen wird, und er nur an feinem 
ehrlichen Namen keinen Schaden leidet“. Zu fo bodenlofen Argumentationen,, zu berartigen 
Sophiämen, zu Unterſcheidungen von Landesräumung und Landesverweiſung muß jegt ein 
Thomaſius feine Zuflucht nehmen, wenn er darauf ausgeht, zufällige geſchichtliche Zuftände mit 
unmwandelbaren Brincipien in Einklang zu fegen, feine Theorie vem Vorhandenen zu accommıo“ 
diren. („Das Recht der Fürften in theologifchen Streitigkeiten”, 1696; „Das Recht der Kur: 
fien in Mittelvingen und Kirchenceremonien“; „Churbrandenburgiſcher Linterthanen doppelte 
Glückſeligkeit““, 1690; „Ob Keperei ein firafbares Verbrechen ſei“, 1697.) 

Weſentlich auf den Doctrinen des Thomafius beruht die Erörterung über Toleranz, welche 
Böhmer „De jure circa libertatem conscientiae‘ als „Dissertatio praeliminaris' zum 
zweiten Bande des „Jus ecelesiasticum protestantium‘ gegeben hat. Wie vie Freiheit über: 
baupt ein hohes But ift, fo vor allem Die Gewiſſensfreiheit; fie befteht darin, dag niemand ge⸗ 
zwungen wird, gegen die Borfchriften zu handeln, die er felbft ald wahre und heilsnothwendig 
erkannt hat. Der Staat bezieht ſich blos auf die Bewahrung des Friedens und ber äußerligen 
Güter, nicht aber auf das jenjeitige Leben. Außerdem wird ber Gegenſtand behandelt Lib. 5, 
tit.7, 8.167 — 224. 

Eine hervorragende Bedeutung haben für bie Fortbildung vieler Lehren die Schriften Brieb: 
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richs des Großen gehabt. Schon in ber „Dissertation sur 'innocence des erreurs etdel’ösprit” 
(1738) werben viejelben behandelt; wir fönnen den Inhalt diefer Schrift nicht befler anges 
ben als mit den eigenen Worten Friedrich's in einem Briefe an Voltaire: „Der Zweck iſt zu 
zeigen, daß es äußerfi ſchwer, ja unmöglich fei, in jehr vielen Dingen zur Wahrheit, zum ent= 
igeidenden Willen zu gelangen, woraus folgt, daß dies nicht die Beftimmung unſers Bejchiecht® 
fein kann. Die VBorftelungen, welde wir und machen, hängen von den Umſtänden ab, melde 
gar nicht in unjerer Gewalt find, deöhalb ſind dieſe VBorftellungen bei verichievenen Menſchen fo 
unendlich verjchieden, und auch bei einen und demſelben Menſchen nicht zu allen Zeiten diejelben. 
Dieje Betrachtung muß und gegeneinander nadjichtig und duldſam machen, und dad wird um 
jo mehr Pflicht, wenn wir erwägen, daß unſere fpeculativen Meinungen ‚ melde jie auch fein 
mögen, und nicht hindern, unjere Pflicht gegen die Geſellſchaft zuerfüllen, und daß es bei legterer 
weis mehr auf das, was wir thun, ald auf das, maß wir glauben anfonime.” In einem ähn⸗ 
lipen Sinne hatte ſich Friedrich ſchon früher gegen Voltaire ausgeſprochen: „Wir fuchen umfonft 
das, mas unfer Haflungsvermögen überhaupt nicht zu begreifen vermag, und in dieſer Welt voll 
Unwiſſenheit gilt die wahrſcheinlichſte Vermuthung für das befte Syſtem. Das meinige beiteht 
darin, dap ich das höchſte Weſen aubete, welches allein barmherzig, und deshalb allein meiner 
Verehrung würdig ijt; daß ich Die Lage der unglücklichen Menſchen, die mir befannt find, mil⸗ 
dere und erleichtere, alles übrige aber vem Willen des Schöpfers unterwerfe, der über mich ver= 
hängen wird, was ihm gut Scheint, und von dem ich, geſchehe auch was da wolle, nichts zu fürch⸗ 
ten habe.“ Ahnlich in dem Sendſchreiben an den Herzog von Würtemberg: „Sie jinb das 
Oberhaupt der bürgerlichen Religion in Ihrem Lande, die in Rechtſchaffenheit und in allgemei⸗ 
nen fittlichen Tugenden beſteht. Es if Ihre Pflicht, Die Ausübung derfelben, beſonders der 
Meuſchlichkeit, zu fördern, welches Die Hauptiugend jedes denkenden Geſchöpfes ift. Die geiftliche 
Religion überlajfen Sie dem höchſten Weſen. In diefem Stüde find wir alle blind und irren 
auf verſchiedenen Wegen. Wer unter und wäre jo fühn, daß er das recht beflimmen wollte ? 
hüten Sie ſich aljv vor dem Fanatismus in der Meligion, der Berfolgung bewirkt. Können 
elende Sterbliche dem höchften Weſen gefallen, fo geichieht e3 nur durch Wohlthaten, die fie ven 
Menſchen erweilen, nicht aber durch Gewaltthätigkeiten, die fie an hartnädigen Köpfen aus⸗ 
üben. Ja, wenn aud die wahre Neligion, d. h. die Menſchlichkeit, Sie nicht zu dieſem Verfah⸗ 
ven verbände, jo muß ed doch die Politik thun, da alle Ihre Unterthanen Proteſtanten find. 
Toleranz wird machen, daß Sie angebetet, Verfolgung, daß Sie verabjcheut werben.” Man 
fol ja nicht leugnen wollen, daß in viejen Außerungen fi Gleichgültigfeit gegen bie ganze reli⸗ 
gidje Glaubenolehre ausſpreche, und daß alſo der religiöfe Indifferentismus eine der Grund⸗ 
lagen geweſen fei, in denen vie Zoleranzgeinnung Friedrich's des Großen wurzelte. Die Noth⸗ 
wendigkeit der individuellen Forſchung, der eigenen gewiſſenhaften Überzeugung par zwar von 
allen jeinen Vorgängern hervorgehoben worden, während aber bei jenen im allgemeinen die 
Vorſtellung zu Grunde log, daß man auf dieſe Meife zur Erkenntniß der Wahrheit des chriſt⸗ 
lichen Offenbarungsglaubens gelangen würde, und namentlich Milton ſich mit den weſentlichſten 
Grundlaͤtzen deſſelben in Übereinſtimmung befand, fo war das bei Friedrich dem Großen nicht 
mehr der Fall, in ihm war die vollendete Skepſis, wie ſie bereits in Bayle zu Tage getreten 
war, zum Siege gelangt; wie denn gerade Bayle zu den Lieblingsſchriftſtellern des Königs 
gehörte. Aber wen auch Briedrich über religidfe Dogmen völlig Hinaus war, fo betonte er 
um jo mehr die Nothwendigfeit der Tugend um ihrer jelbft willen, er nerhehlte nit, daß ex 
buch feine Art ver veligiöfen liberzeugung bei feinen Handlungen geleitet werde, daß er auf 
das fünftige Leben nie Rückficht nehme, aber er that das Gute um des Guten willen. Friedrich 
ver Große hat Die Moral gleichſam färularifirt, und nad Johannes v. Müller’ Ausprud, „als 
die Tage des Unglücks alle Macht feines Genius übermältigt und als hochgeſtiegene Jahre ihn 
den grauenvollen Pforten unbekannter Ewigkeit näherten, ſuchte er nie eine andere Stüge als 
dad Bewußtſein erfüllter Pflicht Der religidje Indifferentismus war auch nicht die einzige 
Quelle der Toleranz des großen Königs, ſondern dafjelbe Refultat gemann er durch Betrach⸗ 
tungen über die Natur und Bedeutung des Staats. Gr wandelt dabei auf den Wegen bed 
Thomaſius, von dem er behauptete, daß unter allen Gelehrten, die Deutichland verherrlicht 
hatten, er und Leibniz dem-nienfchlichen Geiſte die größten Dienſte erwiefen hätten, denn fie 
harten die Wege gezeigt, auf welchen die Vernunft einherfchreiten müffe, um zur Wahrheit zu 
gelangen. Schon im „Antimachiavell“ Hatte Friedrich als das ſicherſte Mittel, ven Staat 
vor Stürmen zu bewahren, die Maxime hingeſtellt, vie bürgerliche Regierung mit Kraft auf⸗ 
teht zu erhalten und einen jeden vie Freiheit des Gewiflens zu laflen, immer König zu jein, 
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aber niemals den Priefter machen zu wollen. Es heißt dann in der Schrift „De la religion 
de Brandebourg”: „Alle Sekten leben bier im Frieden und tragen gleichmäßig bei zum Glück 
des Staats, die Regierung läßt einem jeden die Freiheit in den Himmel zu geben, auf welchem 
Wege es ihm gefällt; wenn ernur ein guter Bürger if, daß iftalles, was man von ihm verlangt; 
der falſche Religionselfer tft ein Tyrann, der die Provinzen entwölfert, bie Toleranz eine liebende 
Mutter, die fie nährt und ihr Gedeihen fördert.“ Am ausführlichften in dieſem Sinne ſprach ſich 
der König noch in den legten Jahren feine Lebens aus in dem „Essai sur les formes du gou- 
vernement et sur les devoirs du souverain‘. Es gäbe, heißt e8 darin, nur wenige änder, wo 
die Bürger biejelbe religidfe Meinung hätten, oft wichen biefelben fo fehr voneinander ab, daß 
Sekten daraus entiprängen ; alddann entftehe die Frage: müſſen alle Bürger übereinflinmend 
denken, oder kann man jedem erlauben, nach feiner Weife zu denken? „Finſterlinge werben fagen, 
alle müflen derfelben Meinung fein, damit nichts die Bürger theile. Der Theologe wird ſogar 
fagen, wer nicht denkt mie ich, der ift verdammt, und ed fchickt fidh nicht, daß ein Souverän ein 
König von Bervammten fei, man müſſe fie alfo für diefe Welt vernichten, damit es ihnen in ber 
fünftigen deſto befler gehe. Darauf diene aber zur Antwort: Nie wird die Geſellſchaft überein: 
flimmend denken; unter ven hriftliden Völkern find bie meiften anthropomorphiſch, und unter 
den Katholiken find die meiſten abgoͤttiſch; es gibt alſo Ketzerei in allen hriftliden Staaten, und 
dazu fommıt, daß jeder glaubt, was ihm wahrſcheinlich iſt. Nun kann man zwar einen beflagen®: 
werthen Iinglüdlichen zwingen, ein gewiſſes Formular berzuplappern, dem ſich fein Inneres ver: 
fagt, aber auf dieſe Weiſe Hat ver Verfolger niht® gewonnen. Geht man auf ven Urfprung ber 
Geſellſchaft zurück, fo iſt durchaus einleuchtenn, daß der Souverän auch nicht das Fleinfte Recht 
auf die Denfweife ver Bürger hat. Müßte man nicht wahnfinnig fein, wenn man annehmen 
wollte, die Menfchen Hätten zu einem aus ihrer Mitte gefagt: Wir erheben dich iiber und, weil 
wir die Sklaverei lieben, und wir ertheilen dir die Macht, unfere Gedanken nach deinem Willen 
zu leiten? Sie haben vielmehr gefagt: Wir bebürfen deiner zur Aufrechthaltung ver Geſehtze, 
denen wir gehorchen wollen. Du follft und recht regieren ; du follft und vertheidigen, im übrigen 
verlangen wir, daß du unfere Freiheit reſpectirſt. Dies ift ein Spruch, der feine Appellation 
zuläßt. Eben viefe Duldung aber gereicht zum Vortheil der Gefellfchaften, bei denen fie ein: 
geführt ift, fo fehr fogar, daß fle das Glück des Staats ausmacht. Denn ſobald vie Gotted: 
verehrung frei ift, Bleibt jener ruhig, während vie Verfolgung zu den blinigſten, Tängften und 
zerflörenpften Bürgerkriegen Beranlaffung gegeben hat. Das Fleinfte Übel, welches die Ber: 
folgung nady fich zieht, tjt die Auswanderung der Verfolgten.“ 

Die Conſequenzen aus dieſen Sägen zog Friedrich der Große namentlich auch zu Gunften 
der Katholiken; man war faum im Stande das zu begreifen, und am wenigſten fonnte ed be: 
griffen werben von Katholifen felbft. Wie Goethe erzählt, wurde fogar in Italien allgemein be: 
hauptet, dev König fei zur Fatholifchen Kirche übergetreten, habe aber vom Papft die Erlaubnip 
erhalten, dad zu verheimlichen,, er verrichte feinen Gottesdienſt in einer unterirbifchen Kapelle. 
Ausgeſchloſſen von der Fridericianiſchen Toleranz waren nur die Juden, denn dieſe hielt ber 
König durd ihre Religiondmeinung für fo ververbt, und namentlich derjenigen Tugenden, dir 
tür bie bürgerliche Geſellſchaft beſonders wichtig find, wie Ehrlichkeit, Tapferkeit, Vaterland: 
liebe, für fo wenig fähig, daß er e8 für geboten Hielt, diefen Theil ver Bevölkerung auf eine des 
großen Mannes oft unwürdige kleinliche Weife zu bedrücken; es that alfo noch immer noth, 
Vorurtheile auf dieſem Gebiete zu zerftören. (Preuß, „Friedrich ver Große”, 1, 138, 324 19; 
11,152 fg. Dohm, „Denfwürbigfeiten meiner Zeit“, IV, 52 fg.,460 fg.; V, Beilage M.) 

Die Zerftörung diefer Vorurtheile übernahm Reffing; in ihm gipfelt ſich jener kritiſche Geiſt 
der eigenen Prüfung , der von überlieferter Wahrheit, von Autorität im Gebiete geiſtiger Bor: 
(hung nichts weiß. „Nicht die Wahrheit, in deren Beſitz ein Menfch ift oder zu fein vermeint, 
fondern die aufrichtige Mühe, die er angewandt hat, hinter die Wahrheit zu kommen, macht den 
Werth des Menſchen. Denn nicht durch ven Beſitz, durch die Nachforſchung der Wahrheit er: 
weitern fich die Kräfte, der Befig macht ruhig, träge, ſtolz. Wenn Bott in feiner Rechten alle 
Wahrheit und in feiner Linken den einzigen immer regen Trieb nach Wahrheit (obſchon mit 
dem Zufage, mic) immer und ewig zu irren) verfchloffen hielte, und fpräche zu mir: wähle! id 
fiele ihm mit Demuth im feine Linke und fagte: Vater gib! Die reine Wahrheit ift ja doch 
nur für dich allein.” („Duplik“, „Werke, X, 49.) Alfo vie Wahrheit an ſich hat gar feinen 
Werth, fondern nur mit Rüͤckſicht auf das Subject. Die Feinde, welche Lefling fein ganzes Le: 
ben hindurch bekämpft hat, waren daher ver Dogmatisnus und die Intoleranz. Gleich dad 
erfte der von Leſſing herausgegebenen fogenannten Wolfenbütteler Fragmente handelt von, Dul⸗ 
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dung der Deiſten“, und obwol längft nicht alles in den Fragmenten Gefagte ald Leſſing's eigene 
Anficht betrachtet werben darf, fo geht Boch aus den in vemfelben Hefte der Beiträge erfhienenen 
Aufiage über Adam Haufer und der zum Bragment gegebenen Einleitung hervor, daß in dieſer 
Frage die Meinungen von Leſſing und Reimarus völlig zufammenfallen dürften. Deshalb 
möge e8 erlaubt fein , wenigften einige Stellen dieſes Fragments mitzutheilen. Es wirb darin 
geklagt, daß die mehrften Theologen aller Sekten mit allen Kräften dahin ftrebten, bei aller 
übrigen Toleranz irrgläubiger und phantaftifcher Chriſten, ja felbft vew Juden, Türken und 
Heiden, nur bie Arianer und Socinianer nirgends in der Ghriftenheit auffommen zu laſſen, 
weil dieſe eben eine gänzlich vernünftige Religion hätten, welche jenen ein Dorn in den Augen 
ji; jene Keger, Fanatiker, Juden, Türken und Heiden hätten doch bei allen Irrthümern noch 
das Verdienſt an fih, daß ſie etwas glaubten; mas fie glaubten, darauf komme e8 nit fo fehr 
an, genug fie glaubten und folgten ver Vernunft nit. Gegen die Freidenker würden die un- 
begründetſten Anklagen erhoben, der Pöbel gegen fie fanatiſirt, und daraus entſtaͤnde dann mit 
Nothwendigkeit jene Heuchelei, wodurch Unzählige wider ihre eigene Überzeugung gezwungen 
würden, Öffentliche Handlungen zu begehen, die ihnen ein Efel und Ärgerniß feien, ihre wahre 
Meinung vor ihren Freunden und Verwandten beftänbig zu verhehlen, ihre Kinder in Schulen 
zu fhiden, wo fie nad ihrer Meinung zu einem blinden und verberblichen Aberglauben an⸗ 
gehalten würden. Den Proteftanten gereidhe dieſe Verfolgung ber reinen Vernunftreligton 
zum befondern Schandflecken, denn die Katholiken duldeten in ihren Ländern ohne Unterſchied 
feine einzige fremde Religion, die Proteflanten dagegen feien gemeiniglich für die Toleranz 
und verftatteren faft allen Sekten in und außer der Ehriftenbeit ein Freieß Befenntniß und einen 
öffentlichen Gotteöpienft. (Bei Reimarus, Thl. I, Bud 1, Kap. 4, S.5 — 11; herausgegeben 
neuerdings von Klofe in Niedner's „Zeitſchrift für Hiftorifche Theologie, XX, 593 fg. Leſ⸗ 
fing, „Beiträge zur Gefchichte und Literatur, „Werke, IX, 404. Strauß, „Hermann Sa⸗ 
muel Reimarud und feine Schupfchrift für die vernünftigen Derehrer Gottes”, Leipzig 1862, 
6. 21.) 

Bon der nahhaltigften Bebeutung für bie Erweckung und Befefligung toleranter Sinnes 
art in weiteften Kreifen mar dann „Nathan ber Welle‘. In dem Streit mit Goͤtze von der Un⸗ 
duldſamkeit in ihrer ſchlimmſten Geftalt vielfach heimgeſucht und durch äußere Umflände verhin- 
dert, die Debatte in der biöherigen Weiſe fortzuführen, wollte Leſſing verfuchen, ob man ihn 
auf „ſeiner alten Kanzel”, dem Theater, noch ungeftört previgen laffen werde; und wie er noch 
vor Vollendung des Stüdd an feinen Bruder ſchrieb, e8 habe zwar mit den „jeßigen Schwarz⸗ 
röcken“ nichts zu thun, er glaube aber den Theologen einen ärgern Poſſen damit zu fpielen ald 
no mit zehn andern Fragmenten; die Theologen aller geoffenbarten Religion würden zwar 
innerlich daranf (impfen, doch darüber öffentlich fi zu erflären würden fie mol bleiben Taflen. 
Und in dem Entwurf einer Vorrede zum Nathan fpricht fich Leſſing über die Idee und den Zweck 
jeined Stücks folgendermaßen aus: „Wenn man fagen wird, biefes Stüd lehre, daß ed nicht 
erſt von geftern her unter allem Volk Leute gegeben, vie ji über alle geoffenbarte Religion hin⸗ 
weggeſetzt hätten und doch gute Leute gewwefen wären, wenn man hinzufügen wird, daß ganz 
fhtbar meine Abfiht dahin gegangen fei, vergleichen Leute in einem weniger abjcheulichen 
tihte darzuſtellen, als in weldhem ver hriftliche Pöbel ſie gemeiniglich erblickt, fo werde ich nicht 
viel dagegen einwenden können.” „Nathan ver Weiſe“ iſt in der That nicht bloß eine Brebigt 
gegen die Intoleranz, fondern zugleich gegen ven Dffenbarungsbegriff; wer fidh über dieſen 
niht erheben kann, wird fehr leicht in jene verfallen, das Wefentliche ver Religion berubt in 
der praftifchen Seite, der Sittlichfeit, und diefe ift unabhängig von dogmatiſchen Vorausſetzun⸗ 
gen. (Schwarz, „Leſſing als Theologe‘, Halle 1854, ©. 211 fg.; Strauß, „Deutiche Jahr: 
bücher”, Juni 1863.) | 

Wenige Jahre nad der Vollendung ded „Nathan” traten faft zu gleicher Zeit Dohm und 
Mendelsſohn für Die Rechte der Juden in die Schranken. In der Schrift Dohm’s „Aber die 
bürgerliche Verbeſſerung der Juden” (2 Thle., Berlin und Stettin 1781—83) find von einem 
Staatsmanne aus der Schule Friedrich's des Großen unter den Augen des Könige, der be= 
fanntlich dieſer Anficht perſoͤnlich nicht günſtig war, alle die Gründe erwogen worden, welche die 
Emancipation der Juden zu einer ſittlichen und rechtlichen Nothwendigkeit erheben, und alle die 
Chmwierigfeiten und Bedenken widerlegt, welche das Vorurtheil zu allen Zeiten, ſtets aber ge- 
wandelt nach dem Beifte der verfihiedenen Zeiten, dagegen erhoben hat. Man wird in den ſpaͤ⸗ 
teen Schriften und Berhanplungen über Jubenemancipation kaum no einen Geſichtspunkt 
auffinden Fönnen, der bier nicht fhon zu feinem Nechte gefommen war. Es vervient Übrigens‘ 
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noch beſonders hervorgehoben zu werben, daß ſchon Dohm fein Bedenken” darin gefunden hat, 
den Juden auch politifche Rechte zu gewähren, und namentlich ihnen auf Öffentliche Auıter den 
Anfprud zu eröffnen; er meint wol, daß ed in den nächften Generationen noch vielfach an der 
Befähigung dafür fehlen würde, aber andererſeits hielt er ihre Anftellung für befonders ge: 
boten, um badurd den noch herrſcheuden Vorurtheilen entgegenzutreten: eine würdige Auf- 
faſſung von der Aufgabe einer Regierung, wenn man ihr die geiſtige Führerſchaft der Nation 
zumuthet. Übrigens verhehlt Dohm gar nicht, daß er es als eine glückliche Folge der beſſern 
Behandlung der Juden anſehen würde, wenn dadurch die Zahl der öffentlichen freien Bekenner 
der natürlichen Religion ſich vermehre, denn nur ſo ſei die Toleranz geſichert, welche wenigſtens 
biöher in dem Glauben an eine unmittelbare Mittheilung der Gottheit, einer ausſchließend be⸗ 
feligenden Wahrheit ihren gefährlihften Feind gehabt habe; natürliche Religion würde nie zur 
Intoleranz führen. Moſes Menvelsfohn ließ damals (1782) im Namen der Juden einen 
Rabbiner des 17. Jahrhunderts, Manaſſeh Ben Sirael, die religiöſe Duldung vertheibigen, 
indem er ein Senvjchreiben neu herausgab, welches dieſer zur Zeit der erſten Englifchen Revo: 
Iution, um den Juden die Rückkehr nad) England zu ermöglidgen, zur Widerlegung der Dagegen 
geltend gemachten Gründe abgefaßt hat, und in welchem in ziemlich ungenießbarer Korn mit 
größter Gelehrſamkeit die abfurdeften VBorurtheile zurüdgeiwiefen werden. Mendelsſohn felbfi 
ftellt fih dann aber in der Vorrede, mit welder er diefe Schrift einführt, ganz auf ben allgemein 
menſchlichen Standpunft; er dankt der göttlichen Vorſehung, daß fie ihn am Ende feiner Tage 
noch diefen glücklichen Zeitpunkt habe erleben laffen, in welchem die Rechte der Menſchheit in 
ihrem wahren Umfange befjer erfannt zu werben anfangen. Was auch bisher über Toleranz 
geichrieben worden fei, fei doch blos auf die drei im Neiche begünftigten Religionsparteien und 
hoͤchſtens auf einige Nebenzweige verfelben gegangen ; an Juden, Heiden, Mohammedaner und 
Anhänger der natürlichen Religion fei entweder noch gar nicht gedacht, oder höchſtens in der 
Abſicht, um die Gründe für die Toleranz problematifcher zu machen ; nad) neuern Grundſätzen, 
hatten die Widerfacher der Toleranz geſprochen, müßte man auch Juden und Naturaliften nigt 
bloß Hegen und dulden, fondern aud an allen Rechten und Pflichten ver Menſchheit theilnehmen 
laffen; und mitleidig fei e8 anzufehen gewefen, wie fi die Anhänger ver Toleranz hätten win: 
den und krümmen müjjen, um dieſer Schwierigkeit aus dem Wege zu geben; ba fei ver Frag⸗ 
nientift in Deutſchland als der erfte Schriftfteller aufgetreten, ver die Mechte der Duldung auf 
für die Naturaliften geforvert habe; Lefjing nnd Dohm, jener als philojophifcher Dichter, diefer 
als philoſophiſcher Staatöfundiger, hätten den großen Zweck der Vorfehung, die Beftimmung 
der Menjchen und die Gerechtſame der Menfhheit im Zuſammenhange gedacht. Das alles iſt 
denn weiter durchgeführt in der auf Veranlaſſung diefer Vorrede von Moſes Mendelsſohn ver: 
faßten Schrift „Jeruſalem, oder über religiöfe Macht und Judenthum“ (1783). („Sefammelte 
Werke“, II, 180 fg. und 257 fg.) 

Indeſſen blieben doch auch dieſe Grundſätze allgemeiner Toleranz nicht ohne allen Wider⸗ 
ſpruch, ja es iſt einer der ausgezeichnetſten Männer des ganzen vorigen Jahrhunderts, welcher 
einen ſolchen erhoben hat; fein geringerer als Juſtus Moöͤſer. Es mar gerade eine ber beſten 
Gigenthümlichkeiten Möſer's, jener auf die praftifche Ausrührbarteit gerichtete ftaatsmaͤnniſche 
Sinn, jener geſchichtliche Conſervatismus, wodurd er einzig in feiner ganzen Zeit daſteht, wo⸗ 
durch er aber aud) dazu geführt ift, neben ver Empfehlung vortreffliher Gedanken, die nocd heute 
der Ausführung werth wären, die Abfurbitäten ver Zunftverfaffung zu vertheidigen, der Leib: 
eigeuſchaft das Wort zu reden, die Toleranz zu bekämpfen. Juftus Möfer war weit davon ent: 
fernt, das Recht ver freien fubjectiven Überzeugung zu beftteiten, überhaupt den ſpecifiſch reli-⸗ 
giöjen Geſichtspunkt geltend zu machen, wie aber Möjer überhaupt viel weniger auf die Inter: , 
effen der Individuen ald auf dad Intereſſe ver Geſammtheit fieht, fo auch bier; und indem er nun 
ber Anſicht war, daß eine bürgerliche Gejellfchaft vie Exiftenz von Atheiften und Deiften niht 
würde ertragen eönnen, indem daraus Blutſchande, Vielweiberei, Menſchenopfer, Gütergemein- 
ſchaft entſtehen müßten, jo iſt er mit feinem Urtheil ver Verwerflichkeit einer allgemeinen Tole⸗ 
ranz jehr bald fertig. („Juſtus Moͤſer's Sämmtliche Werke”, herausgegeben von Abecken, Ber: 
lin 1840, V, 293 fg.; „Briefe aus Virginien über Toleranz”, 1787,1788. Dagegen Rehberg, 
„Sämmtlidhe Schriften‘, Hannover 1828, 1, beſ. 173 fg.) 

ı Inimer weiter breitete ſich jedoch, jolher vereinzelter Widerfprüthe ungeachtet, die Idee einer 
allgemeinen Toleranz aud. In Frankreich war biefelbe feit Ludwig XIV. lange Zeit ganz un: 
befannt geweſen, und es bedurfte allerdings einer furdtbaren Mahnung, um ihre Geltend⸗ 
machung von neuem zu bewirken; aber dieſe Geltenpmadung gefhah denn auch von einem ber 
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größten Geiſter des damaligen Frankreich, der vielleicht vieles verſchuldet, aber Durch fein Auf- 
treten in dieſer Sache auch vieled wieder gut gemacht hat. In Beranlaffung des Juſtizmordes, 
ver am 9. Mai 1762 in Touloufe an vem Proteftanten Jean Calas aus religiöfem Fanatismus 
verübt worden war, fhrieb Voltaire im Jahre 1763 feinen „Traite sur tol&rance” ; und wie 
diefe Schrift damals nicht ohne Einfluß darauf gewefen iſt, daß ver Proceß revivirt wurde und 
im Jahre 1765 eine förmlidhe vichterlihe Erklärung der Unſchuld des Jean Calas erfolgte,- fo 
hat fie au) eine Tragmeite und Beveutung über die urfprüngliche Veranlaflung hinaus gehabt, 
es iſt dadurch nad) Voltaire's eigenem Ausfprud „ein Samenforn in die Erde gelegt, um eined 
Tags noch eine veihe Ernte Hervorzubringen”. Er hält e8 für leichter, ven ganzen Erdkreis 
durch Machtgewalt zu unterjoden, ald zu bewirken, daß alle Menſchen gleiche Gedanken über 
Metaphyſik haben follen. Die Erde fei doch nur einer der Fleinften unter den vielen Himmels⸗ 
förpern, wir feien ganz verloren in der Unenblichfeit, ver Menſch, ein Weien von etwa 5 Fuß 
Höhe, ſei doc gewiß etwas fehr Unbedeutendes In der Schöpfung. Und eins dieſer Gefchöpfe - 
wolle zu feines @leichen jagen, der Bott aller diefer Welten habe ihn allein erleuchtet, er und 
feine Religionsverwandten feien diejenigen, welche Gott theuer feien, die Einzigen, welde das 
ewige Heil eriverben würden! Wenn einft die Berftorbenen aller Jahrhunderte vor Gottes An: 
gejiht erſchienen, ob e8 da wahrſcheinlich fei, vap Männer wie Confucius, Solon, Pythagoras, 
Sofrated, Platon, die Antonine, Trajan, Titus zurüdgewiefen würden zur ewigen Verdammniß, 
daß dagegen ſolche wie Chaͤtel, Navaillac, Damiens, Cartouche, die mit den vorgefchriebenen 
Formeln geftorben feien, theilnehmen follten zu feiner Nechten an feinem Neiche und an feiner 
Klarheit? Übrigens find die praktiſchen Kolgerungen, welde Voltaire aus feinem Princip der 
Toleranz ableitet, doch nur fehr beſchränkten Umfangs; er will vor allem nur den Hugenotten 
ihre Rückkehr möglich machen, und Hält dafür nichts weiter erforderlich, als ihnen den Schutz 
zu ſichern, den das Naturrecht ihnen gewähre, die Anerkennung ihrer Ehre, die Freiheit der 
Perſon, das Recht zu erben; dagegen will er ihnen feine Öffentliche Kirche, fein Recht auf muni⸗ 
sipale Anıter, auf Ehrenftellen zugeftehen, denn dergleichen hätten die Katholiken zu London 
und an manden andern Orten au nicht. („Oeuvres“, XLL „Melanges”, V, 2183 — 386, 
Paris 1831.) ” 

Eine eigentbünlihe Wendung nimmt dann die Frage der Glaubens- und Bultudfreiheit 
noch bei Rouſſeau. Wol ift ver Ausgangspunft feiner Lehre die abjolute Freiheit, die For⸗ 
verung, daß der Menſch feiner Gewalt unterworfen fein folle, die nicht aus feinen eigenen 
Villen hervorgegangen fei. Wol unterſcheidet ſich fogar die Rouſſeau'ſche Lehre von den frühern 
Syſtemen des Naturrechts dadurch, daß die Freiheit als eine unveräußerlidhe betrachtet wird, daß 
die Menſchen fi auch nicht einmal vertragsmäßig einer fremden Autorität unterwerfen können. 
Trotzdem iſt von ihm die religidfe Breibheit in weit größerm Maße beichränft worden wie von 
jeinen Vorgängern. Denn aus der linveräußerlichkeit der Freiheit folgte zwar einerſeits die Un- 
übertragbarkeit, andererfeitd aber auch die Unumſchränktheit ver Staatögewalt, fie führt zwar 
nothwendig zum allgemeinen Stinnmrecht, aber nicht zur völligen Independenz ded Individuums, 
jene wenigftend iſt dad primäre, diefeö nur das fecundäre Moment. Angemandt auf die Stellung 
des Staats zu der Religion der Einzelnen, fo gibt Rouffeau zwar im allgemeinen religiöje Mei⸗ 
nungen frei, indeß wird Do von Staats wegen ein gewiffed Minimum von Religion gefordert, 
indem der Staat ein Interefle daran habe, daß die Menfchen in diefer Welt gute Bürger würden, 
währenn allerdings die Schickſale verfelben in der andern Welt ihn nicht fümmern. Rouſſeau 
verlangt daher von jeden ein civiles Glaubensöbekenntniß, gewiffe sentiments de socialite ; die 
Dogmen diefer ftaatlichen Religion follten jedoch einfach fein, auf Die Eriſtenz der Gottheit, Deren 
Allmacht und Allwiffenheit, auf ein künftiges Leben, Beitrafung ver Schlechten und Belohnung 
der Guten, Heiligkeit des Geſellſchaftsvertrags und ver Geſetze fich beſchränken. Der Staat 
Eönne nun zwar niemand pofitiv zwingen, an dieſe Säge zu glauben, aber Diejenigen, welche nicht 
daran glaubten, müßten aus dem Staat verbannt werden, nicht wegen ihrer ©ottlofigkeit, ſon⸗ 
dern wegen ihrer Ungeſelligkeit, weil jie unfähig feien, die Geſetze zu lieben, die Gerechtigkeit 
zur Geltung zu bringen und ihr Leben pflichtmäßig zu opfern, überhaupt guter Bürger und 
treuer Unterthanen zu fein. Derjenige nun, der zwar dieſe Dogmen Öffentlich anerfannt habe, 
durch feine Handlungen aber beweife, daß er doch nicht an diefelben glaube, foll mit dem Tode 
befiraft werden, denn er habe dad größte denkbare Verbrechen begangen, ex habe gegenüber ven 
Geſetzen gelogen. Enpli eine Religion, vie felbft intolerant ift, dürfe auf feine Weiſe gebul: 
det werben, denn es ift unmöglich, daß man mit denjenigen Denfchen Frieden hält, von denen 
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man glaube, daß fie verdammt ſeien, fle lieben würde ja heißen Gott haflen; jeder, ber ba fage, 
daß außerhalb der Kirche Fein Heil fei, müffe aus dem Staat vertrieben werden, vergleichen 
paſſe nur für eine Theofratie, für jeve andere Regierungsweiie fei ed verberblid. („Du contract 
social‘, Liv. VI, chap. 8.) Wirklich Hat die Franzoͤſiſche Revolution aud hierin Rouſſeau's 
Lehre befolgt, ohne Freilich fh an die Schranken zu binden, welche Rouffeau der Bolfdgewalt 
Hinjichtlich der Neligion noch geſteckt Hatte; es wurde nit nur die Einführung eines Öffent- 
lichen Cultus befchloffen , ver übrigens auch einen andern Inhalt hatte als die von Rouſſeau ins 
Auge gefaßten deiſtiſchen Staatsdogmen, ſondern e8 wurde auch darüber hinaus eine Religions: 
übung den franzdlifhen Staatsbürgern überhaupt nicht geftattet. So zeigt es ſich auch auf 
diefem Punkte, daß die Lehre Rouſſeau's, indem fie die indivinnelle Freiheit zu fehr zurücktreten 
ließ gegen die Gewalt des Volks, nit zur wirklihen Freiheit, fondern zu einer unerträglichen 
Tyrannei führt, daß überhaupt der ganze Standpunkt ein einfeitiger ift,- ver als ſolcher feine 
- Berechtigung gehabt hat, aber einer nothwendigen Ergänzung und Beſchränkung bebarf. 

4) Die Begründung der Glaubens- und Eultusfreiheitim 19. Jahrhun— 
dert. Ein früherer franzöfifher Juftizminifter, Graf Lambrechts, Hatte in feinem Teftament 
einen Preis für dasjenige befte Werk audgefegt, welches in ven nächften zwei Jahren nad) ſeinem 
Tode zu Gunften der religiöfen Freiheit erfcheinen würde. Nicht weniger ald 29 Arbeiten wur: 
den darauf hin ver Geſellſchaft der hriftlichen Moral, welche mit ver Beurtheilung der fraglichen 
Schriften und der Zuerfennung des Preifes beauftragt war, eingeliefert, welche von den verſchie⸗ 
deniten Standpunften aus, aber ohne daß große Princip jelbft in Frage zu ftellen, den Gegen: 
ſtand nach allen Seiten beleuchteten. Den Preis erhielt damals auf Grundlage eines von Guizot 
unterm 13. April 1826 erflatteten Berichts das Werk eines jchweizeriichen Broteflanten, 
Alerandre Vinet, „Memoire en faveur de Ia libert& des cultes“ (Paris 1826) ; wol das Be- 
deutenpfte, was über Died Thema jemals gejchrieben if. Der Verfafler ift nicht erft durch 
Stellung des Preifes auf das Nachdenken über dieſe Frage geführt worven, ſondern hatte fidh 
ſchon lange aus innerm Drange damit beſchäftigt; jo handelte es ſich ihm auch nicht um den Ge⸗ 
winn eines akademiſchen Preiſes, ſondern um die Geltendmachung einer tiefen Überzeugung i im 
Sntereile des Wohls des menſchlichen Geſchlechts. Mit völlig reinem Wahrheitseifer durch feine 
Rückſicht beeinträchtigt, macht er an fidh die Unterſuchung, und furchtlos zieht er aus feinen 
Vorderſätzen die Confequenzen. Die Unterfuhung zerfällt ihrem Inhalte nad in zwei Ab⸗ 
fhnitte, die jedoch in diejer Weile äußerlich nicht voneinander gefchieden find. Es handelt ich 
zunächſt darum, den Umfang der Religiongfreiheit feftzuftellen. Der Verfaffer unterſcheidet 
Freiheit des Gewiflens und Breiheit ver Culten. Er verfteht unter Gemiflensfreiheit pad Recht 
eines jeden Menfchen, feine Beziehung zu der Bottheit auf diejenige Weife zu regeln, die ihm 
al8 die richtige erfcheint, und feinen andern Richter darüber anzuerfennen ald dag eigene Ge⸗ 
willen. Es begreift aljo die Gewiffendfreihelt, dad Recht zu glauben und nicht zu glauben, an: 
zubeten und nicht anzubeten, jle enthält nicht blos die Freiheit ſich zwiſchen mehreren Religionen 
zu enticheiden, fondern auch die Breiheit Feine einzige anzunehmen, und allen Formen und Ein: 
richtungen fremd zu bleiben, welche das veligidfe Gefühl in der Geſellſchaft gefhaffen hat. Vinet 
fordert dies legtere Recht nicht für jich felbft, aber wie er ganz richtig hervorhebt, die Freiheit wäre 
feine Freiheit, wenn man bloß auf die Auswahl unter mehreren Syftemen eingefihränft wäre. 
Die Gewiſſensfreiheit ift nun aber nichts ohne Eultuöfreiheit, denn in allen Beziehungen ift ver 
Afforiationdgeift ein Bedürfniß der menjchlihen Natur, nicht blos unerlaßlich für die Fort: 
fhritte der materiellen Macht und für die Vermehrung des Wiſſens, ſondern auch für die Ent: 
wickelung de religiöfen Gefühle, welches, wie aus der Natur der Sache hervorgeht und auch ge: 
ſchichtlich nachweisbar iſt, ſtets zu einer äußern Manifeftation drängt, und dadurch erft die 
äußere Beflimmtheit und Feſtigkeit erlangt. Mit der größten Entſchiedenheit macht dann Vinet 
geltend, daß man nicht jene Freiheit bewilligen und diefe vorenthalten könne, daß Gewiſſens⸗ 
und Sultuöfreiheit zufammen nur eine einzige ausmachen, die religiöfe Freiheit; es würde ein 
fonverhares Paradoxon fein, wenn jemand ven Sag aufftellen wollte, daß das Gewiſſen, nicht 
aber der Eultus frei fein folle, venn dad würde geradezu heißen, daß die Gewiſſen frei fein follen, 
und daß fie es nicht fein follen; dann würde ed noch ebenfo vernünftig fein, wenn man etwa 
fagen wollte, daß man ein gewiſſes Recht bewillige, ven Gebrauch deflelben aber verbiete. Reli- 
gionsfreiheit iſt nach Vinet nur in dem Fall vorhanden, wenn einerfeit dem Bekenntniß und 
Cultus fein Hinderniß bereitet wird, andererſeits ‘die bürgerlichen und politifchen Rechte für die 
Anbänger aller Religionsyarteien gleich find. Es muß demgemäß, wie Vinet an einer fpä: 
tern Stelle weiter ausführt, eine völlige Unabhängigkeit der bürgerlichen und religiöjen Ord⸗ 
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nung beſtehen. Das ift die einzige Voraudfegung, unter der religidfe Freiheit denkbar ift. 
(ine folge Trennung von Staat und Kirche ift aber aud der Natur beider Inflitutionen völlig 
angemeifen ; die Bildung ded Staats iſt aus phyſiſcher Nothwendigkeit hervorgegangen, fie Hat 
nichts Zreied und Individuelles, verlangt die Hingabe eines Theils unferer Freiheit, dagegen 
die Kirche Bilder jüch Durch innere Sympathien, moralifche Gefühle, fie ruht gerade ganz und gar 
auf Geltendmachung perfönlicher Freiheit. Alfo Religionsgeſellſchaften dürfen fich bilden, einer 
Gonceftionirung von feiten ded Staatd bevarf es nicht. Alles, was der Staat fordern fann, iſt, 
daß ihm eine Anzeige gemacht werbe hinſichtlich ver Exiſtenz der religiöfen Geſellſchaften, unter 
Angabe ihrer Grundfäge, und daß der Cultus, fofern er über ven Kreis der Familie hinaus- 
gebt, Öffentlich gefehehe, um eine Einwirkung des Staat8 vom Standpunft der foctalen Moral 
und der beſtehenden Geſetze aud erforberlidenfalls möglich zu machen. Mit der religiöfen Frei: 
beit, wie fie von Vinet verflanden wird, find denn zwei Begriffe, die früher in dieſer Materie 
von großer Bedeutung waren, unvereinbar; zunächft ver Begriff der Toleranz, biefer erjcheint 
ihm nur als ein ungenügendes Balliativ, als ein Heilmittel, welches in den Zeiten der Unter: 
drückung und Verfolgung in den Serzen edler Naturen viel Schlimmes hat vermeiden fünnen ; 
aber dad Vorhandenſein der Toleranz iſt das Zeichen für das Nihtvorhandenfein ver religidfen 
reiheit, das Wort einer Beleidigung gegen die Nechte ver Menſchheit. Mit dem Begriff Tole⸗ 
tanz fällt dann noch ein anderer, welder nicht ven Bortheil für fi hat, in unglüdlicher Zeit 
ein Troſt für die unterdrücken Gewiſſen geweſen zu jein, ver Begriff der Staatsreligion, welder 
geradezu einen Wrſpruch in fich ſchließt, denn ver Staat als folder hat Feine Religion. Mit 
jeber jogenannten Staatöreligion find lediglich Begünftigungen des einen Eultus unter Benach⸗ 
tbeilung der übrigen verbunden. Die Neligionsübung muß aufhören öffentliche Angelegenheit 
ju fein und fi} in Die private Sphäre zurüdziehen; was fie dadurch an Außerm Glanze einbüßt, 
wird fie an innerer Tiefe gewinnen. Nachdem auf diefe Weife der Umfang der Religiondfreiheit 
tetgeftelltift,, werben vie Gründe entwickelt, weldye vie Binführung derfelben verlangen. Der 
erte und hauptſaͤchlichſte Grund liegt in der Natur des religidien Glaubens, der fletö den Cha⸗ 
rakter der Ungewißheit, mangelnder Evidenz an ſich trägt, man fann von verWahrheit der Dog: 
men, denen man anhängt, ſubjectiv jehr tief und aufrichtig überzeugt fein, eine objective Ge⸗ 
wipheit aber haben weder die Hiftorifchen Thatfachen noch die jpeculativen Ideen, auf denen reli: 
giöſe Überzeugungen beruhen. Dazu kommt dann, daß aller refigiöfe @laube, um wirklich diefen 
Namen zu verdienen, Freiheit vorausfegt, denn da die Religion eine Sache zwiſchen Menſchen und 
Gott ift, eine aufrichtige innerliche Hingabe an ein hoͤchſtes Wefen, bei der es vor allem weſentlich 
it, daß fie von Herzen fommt, fo koͤnnen ohne Freiheit zwar wol die Hände und die Stimmen bie 
Gebräuche eined automatischen Eultus vornehmen, aber von wahrer Religion iſt feine Rede, mit 
Hinwegnahme der Freiheit iſt die Leiter hinweggenommen,, auf der man in den Himmel fteigen 
kann. Man behauptet nun wol, die religidien Meinungen zögen moralifhe Meinungen nad) 
ih, und da eine gefunde Moral von höchſter Wichtigkeit für die bürgerliche Gefellfchaft fei, fo 
fönne man doch nicht ohne Unterfchieb jeden religiöfen Glauben dulden und fi auöbreiten laſſen. 
Indeß fo wohlgemeint vergleichen Maximen auch fein mögen und jo fehr es vielleicht den An- 
ſchein hat, ald ob man durch ihre Beftreitung die Bafis der Öffentlihen Ordnung unterwühlt, fo 
liegt bei dieſen Borftellungen doch eine Confuſion zu Grunde, denn ed eriftirt vielmehr eine 
andere Duelle für die moralifhe Idee ald Die Religion, diefe Quelle iſt die bürgerliche Geſell⸗ 
ſchaft ſelbſt; und wie die Bildung derfelben eine natürliche Thatſache war, die ihren Urfprung 
in der Nothwendigkeit hatte, fo verhält es ſich auch mit ven Ideen , welche die @efellfchaft conſer⸗ 
viren; fo unvollkommen biefelben immerhin fein mögen, von der Religion find fie unabhängig 
und für die Erhaltung der Geſellſchaft jind fie genügend. Sollten gegen die Grundlagen diefer 
jecialen Moral, perfönlihe Sicherheit, Gigenthum u. f. w. Doctrinen geltend gemacht werden, 
ſo wären diefe allerdings flaatöfeitig zu verfolgen und zu unterbrüden. Dabei wird man die 
Öffentliche Meinung für jih Haben. Zur Verfolgung einer religidfen Meinung, ohne daß dabei 
Bragen der forialen Moral in Betracht kommen, fehlt e8 aber dem Staate auch an jeden Krite- 
rim. Sollen feindfelige Lehren gegen das Chriftenthum verfolgt werden ? aber maß heißt pas? 
Beindfeligfeit kann ſo eng und fo meit genommen werben, daß ed entweder gar nichts bedeutet, 
oder dag die ärgſte Glaubenstyrannel darunter begriffen if. Es hat für den Staat fogar pofi- 
tive VBortheile, wenn e8 mehrere Religionen In feinem Gebiete gibt; der öffentliche Geiſt kann 
ih dann um fo freier und vielfeitiger entwickeln; in vemfelben Maße wie die Gewiſſensfreiheit 
jur Durchführung gelangt, nimmt erfahrungsmäßig der fittliche Ernft einer Nation zu, wegen 
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der Schwere der Berantivortung, die durch die Breigebung ver Gottesverehrung jedem einzelnen 
auferlegt wird; ein ſolches Volk wird nicht leicht ein frivoled Voll. Es wird ferner der öffent: 
liche Friede dadurch befeftigt, die politifche Freiheit befürbert werden, und ed wird unter ben ver: 
ſchiedenen Religionsgefellfchaften ein reger Wetteifer entſtehen, auf vem Gebiete ver Sittlichkeit 
die Palme zu erlangen. Endlich Hat ih auch aus ver ganzen Geſchichte die Thatfache ergeben, 
daß jede religidfe Verfolgung ihren Zweck verfehlt; geleugnet zu allen Epochen von leichtfinni⸗ 
gen Beiftern, hat diefer Erfahrungdfag aus dem Verlaufe der Berfolgungen ſtets neue Beftäti- 
gung erhalten; der Menſch ift nun einmal ein freies Weſen, vie Freiheit ein unzerflörbares 
Element der menfhlihen Natur. Der Menſch weiß, vaß er feine Freiheit misbrauchen kann, 
aber er weiß auch, daß er ohne diefelbe nicht leben kann; es ift wol möglich, die Außerungen ber 
menſchlichen Gedanfenfreiheit für eine Zeit lang zu unterbrüden, aber nicht vie Gedanken felbft, 
diefe leben innerli fort und machen fi aud vielleicht, nach Jahrhunderten, äußerlich wieder 
geltend; Gedanken töntet man nun und nimmermehr durch Zwang, fie müflen widerlegt werden, 
das ift die einzige Art, wie fle fierben fönnen; um auf diefem Felde zu fliegen, muß man recht 
haben, um befiegt zu werden, muß man unredt haben. Noch ein Punkt ift hier zu berühren; 
nad allem, was wir bisher über vie Idee Vinet's fennen gelernt haben, jcheint ed nicht, daß er 
dabei auf dem Standpunfte des gefchichtlichen Proteftantismus ſtünde, fondern vielmehr auf dem 
der Aufklärung und PHilofuphie. Und in der That verhält es fih fo. Allerdings ninnt der 
Berfafier vie Verkündigung religiöfer Freiheit ald die Doctrin des Proteſtantismus in Anſpruch, 
aber er verfteht vabei unter Proteftantismud nicht das, was das 16. Jahrhlidert barunter ver: 
ftanden hat, fondern er faßt Diefen Begriff in einem ganz andern Sinne, der vielleicht eine ganz 
richtige Fortentwickelung der Ideen ver Neformationgzeit if, der aber nicht geradezu mit diefen 
Ideen iventificirt werben fann. Danach wäre Proteflantismus ein Abfehen von allen Dogmen, 
völlige Unabhängigkeit des Gewiſſens, ohne daß es auf irgendwelden dogmatiſchen Glaubens⸗ 
inhalt anfäme; die Neformation fei weniger eine Begebenheit geweſen, die man datiren könne, 
als ein. Princip, deflen Action noch fortvauere und immermehr fich entwickele; die Neformation 
fei im 16. Jahrhundert nur inaugurirt; die erften Reformatoren hatten vielleicht Die Tragweite 
ihres Thuns nicht überſehen, aber fie Hatten doch Feine Vorſchrift Hinterlaffen, und fie hatten 
auch Feine hinterlaflen Eönnen, wonach jie unterfagt hätten, etwas an ihrem erften Plane zu än— 
bern; wenn fle namentlich nicht ausprücklich die religidie Freiheit mit allen ihren Gonfequenzen 
aboptirt hätten, fo hätten fie fehr viel mehr gethan, denn ihr Werk fei die lebendige Verkün⸗ 
digung des Princips geweien, auf dem jene ruht; das Princip der Neformation immer von 
neuem verfündet und immer beffer begriffen, habe endlich in den proteftantifchen Ländern die Re: 
ligiondfreiheit und deren wefentlihe Confequenzen zur Anerkennung gebracht. So viel fleht 
allerdings feft, daß die ungeheuere Mehrzahl ver deutſchen Proteitanten nur von einen foldhen 
Proteſtantismus etwas wiffen will, aber fo viel ſteht doch auch feft, daß dieſe Ausbildung der pro: 
teftantifhen Idee und daher auch die Ablritung der Religionsfreiheit aus dieſer Idee erft bie 
Folge einer Entwidelung gewefen ift, die wenigftend nicht allgemein als eine fpeciflfch proteftan: 
tifche aufgefaßt wird, und neben der fletd eine andere von mehr theologiicher Färbung umher: 
gegangen ift, bie fi gegen jenes Prineip und diefe' Folgerungen abwehrend verhalten hat. 
Entweder man muß Milton, Leibniz, Leſſing, Kant und Fichte als die legitimen Nachfommen 
Luther's ſich gefallen laffen, oder man muß für den Proteſtantismus auf die Ehre verzichten, die 
Religionsfreiheit herbeigeführt zu haben. 

Mit Alexandre Vinet ift die Entwicelung der Anfichten über Religionsfreiheit offenbar zu 
einem Abſchluß gelangt, es kann über diefen Gegenſtand kaum noch etwas Neues gefagt werben, 
die Gründe für und wider find in der wiffenfchaftlichen Debatte erfhäpft. Das zeigt ſich denn 
aud bei denen, die fpäter dies Thema behandelt haben und felbft einem fo lebendigen, origi: 
nellen Geifte, wie Bunfen war, ift e8 bei Gelegenheit der großen Vindication religiöfer Frei: 
heit in den „Zeichen der Zeit” gegenüber den gegentheiligen Anfichten Stahl's nicht gelungen, 
nod irgend neue Geſichtspunkte aufzuftellen. Es war gewiß von großer Bebeutung, daß ed 
Bunjen war, ber fi in folhem Sinne ausſprach, übrigens aber waren diefelben Forderungen 
von andern ebenfo, ja in befferer Begründung und folgerichtigerer Durchführung erhoben worben. 

Ein Fortſchritt war nur noch nad) Einer Seite hin möglich, und es iſt das Verdienſt eined der 
freieften und vorurtheilsfofeften Denfer des heutigen England, Sohn Stuart Mill's, in feinem 
„Essay on liberiy‘' (Kondon 1858) denſelben angebahnt zu haben. Die individuelle Freiheit 
befteht nad Mill in der Unabhängigkeit, nicht blos von den Einwirkungen der Staatsgewalt, 


„ fondern auch von denen der Geſellſchaft; die Auslebung der eigenartigen Perſoöͤnlichkeit, dad 
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hoͤchſte Ziel menſchheitlicher Entwickelung kann nicht nur durch die äußern Zwangsmittel beein⸗ 
trächtigt werben, welche die organifirte Geſellſchaft, der Staat, gegenüber ven Willensäußerun— 
gen bed Cinzelnen zur Anwendung bringt, ſondern auch durch die viel gefährlichere Gewalt 
ber Sitte und Öffentliden Meinung ; und wenn gerade in England das Joch der Geſetze vielleicht 
weniger ſchwer ift, eine Vergewaltigung ber Behoͤrde jeltener eintritt, jo ift dagegen das Zoch 
ver Gefellfichaft, welches dieſe durch das moralifhe Zwangsmittel allgemeiner Misbilligung 
ausübt, um fo drüdender. In der That ift das ein Geſichtspunkt, der die höchfſte Aufmerkſam— 
feit in Anspruch nehmen darf, wenn e8 auch ſchwer fein mag zu der Berwirklihung veflelben in 
Augenblid viel zu thun, dieſe wird vielmehr ver fortfchreitenden Gefittung im Raufe der Zeit 
anheimfallen; aber es ift ein hohes Verdienſt, dieſen Gedanken angeregt zu haben, er wir Flar 
erkannt um fo fiherer ins Leben geführt werben und erfl dann, wenn tie Duldung aus den Ge: 
fegen auch in die Gemüther der Menſchen übergegangen ift, kann von einer wahrhaften geiftigen 
Freiheit, von einer freien Selöftbeftimmung jedes einzelnen vie Rebe fein. 

B. Die Entwidelung der Rechtsgrundſätze über Glaubens- und Eultud- 
freiheit. 1) Bid zur Reformation. Infolge der Konſtantiniſchen Eonftitutionen war zwar 
das Chriſtenthum im Römifchen Reich erlaubt, das Heidenthum aber nicht verboten worden; es 
mar vielmehr nur eine Gonjequenz des damals mit großer Emphafe proclamirten Princips der 
Bekenntnißfreiheit, daß die hriftliche Kirche überhaupt zur Eriftenz gelangt war, und es fchien 
ald ob man den Boden unterwühlen werde, auf dem allein die Anerkennung bed Chriſtenthums 
ubte, wenn man verfuchen wollte, das Chriſtenthum zur Alleinherrfcaft zu bringen und 
das Heidenthum zu unterbrüden. Dennod iſt dad bald w: geihehen, das Princip war eben, 
wie immer in folden Fällen, nichts als ein Vorwand, theoretifche Verzierung, womit eine 
praktiſche Nothwendigkeit plaufibel gemacht werben follte, und fobalo nur die Verhältnifle, 
welche dem Chriſtenthum überhaupt die Anerfennung verſchafft hatten, in derfelben Richtung 
bin zwingender wurden, bie Zahl der Bekenner zunahm, mußte man um fo mehr darauf aus⸗ 
geben, das Chriſtenthum zur ausfchlieplichen Religion des Reiche zu erheben, ald das Interefle 
der Staatseinheit dringend erheifchte, die religiäfe Verſchiedenheit zu befeitigen. Zwar im erften 
Anlaufe ſollte dad Ziel nicht erreicht werben, gegen die Alleinherrichaft des Chriſtenthums, wie 
fie von Konflanz und Konſtantius bereit fehr deutlich erftrebt wurbe, erhob ſich noch einmal eine 
Reaction unter Sulianus Apoflata, bie aber eben nur darauf ausging, der hriftlichen Kirche 
ihre Vorrechte wieder zu nehmen, dem Heidenthum neben dem Chriſtenthum die Griftenz zu 
retten, eine allgemeine Gleichheit unter den Bekennern der verfchiedenen Religionen herzuftellen. 
Doc die Regierung Julian's war kurz und ohne weitere Kolgen; zwar bie von ihm wiederher⸗ 
geftellte allgemeine Religionsfreiheit blieb zunächft auch unter feinen Nachfolgern beſtehen, aber 
zu einer Negeneration des Heidenthums kam es nicht mehr, vaffelbe Hatte fich überlebt ; ſchon er- 
Iheinen die Anhänger deſſelben ald Pagani, als eine aus der Mitte des Öffentlichen Lebens auf 
dad Land zu den Bewohnern ber Haiden zurückgedrängte Sefte. Lind fo wurde denn nad) man: 
hen vorbereitenden Maßregeln ver entſcheidende Schlag geführt: Theodoſius der Große verbot 
392 die Ausübung der heidniſchen Religion bei den fhärfften Strafen; dadurch mar fie für den 
Drient wenigftend völlig proferibirt, für ven Occident erfolgte das Gleiche im Jahre 399 durch 
zwei Geſetze des Honorius. 

Dieſe Entwickelung war natürlich, wie für vie übrigen Theile des Römiſchen Reichs, fo auch 
maßgebend gemwefen für die Zuftände in ver Provinz Gallien. Wie denn die germanischen Sieger 
au in anderer Beziehung die Cultur ver Beflegten annahmen, fo geſchah dies namentlid hin⸗ 
ſichtlich des religiöfen Glaubens. Die Olaubendeinheit war von Anfang an eine dharafteriftifche 
Eigenſchaft des fränfifhen Reichs, und wenn auch zeitweife in ven deutſchen Gebieten die Aus- 
übung heidniſchen Gottesdienſtes ungehindert geweſen war, fo fehlte es doch lediglich an ver noͤ⸗ 
thigen Macht, um vergleichen zu unterdrücken; im ganzen gingen Befehrung und Ehriftia: 
niſirung Hand in Hand, wie Apoftafle und Empörung. So bietet und das Frankenreich das Bild 
eines Gemeinweſens dar, wo politifche und religlöfe Bezüge ſich deckten, alle Unterthanen einer 
und berfelben Kirche angehören mußten und mit Ausfhluß aller Religionsfreiheit die von der 
Staatskirche abweichenden Meinungen ald Kegereien mit ftantlichen Mitteln verfolgt wurden. 

Diefer Mangel aller Religionsfreiheit pflanzte fih aus dem Frankenreiche fort in das 
Deutſche Rei und findet fih in allen übrigen Staaten Europas in damaliger Zeit; es ifl eins 

von den Momenten, die dem Mittelalter feinen Charakter gegeben haben. So fehr aud) wäh: 
tend des Mittelalter Staat und Kirche miteinander gekämpft haben, fo fehr per Staat der Anz 
fit fein mochte, daß die Kirche ihre Kompetenz zu weit in fein eigenes Gebiet hinein ausdehne, 
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und ſo ſehr er ſich daher vielfach in der Nothwendigkeit befand, ſolche Prätenſion mit dem Auf⸗ 
gebot aller feiner Kraft zurückzuweiſen: das lag doch gänzlich außerhalb des Geſichtokreiſes der 
damaligen Welt, daß ed noch irgendeine andere Form des religiäfen Lebens geben könne, die ber 
Staat anerkennen dürfe. Und die Glaubenseinheit, die man rechtlich aufrecht erhielt, beſtand 
au thatſächlich, ja fie war im legten Grunde nur deshalb rechtlich durchführbar. Das dogma⸗ 
tiſche Syſtem der katholiſchen Kirchergenügte den unentwidelten Bebürfniffen der germanifchen 
Voölker und faum wagte man überhaupt eine ſelbſtändige Stellung dieſen Dingen gegen: 
über einzunehmen; die Entwidelung der Dogmatik bat damals jahrhundertelang fo gut 
wie ganz gerubt. Erft gegen Ende des Mittelalters, als die Zeiten Heller wurden und zu= 
gleich die Kirche in einen jittlihen Verfall gerieth, erhoben ſich jene diſſidentiſchen —— 
wie Waldenſer, Albingenſer, bie Sekten des Wiclef und des Johann Huß, Erſcheinungen, bie 
indeß immer noch vereinzelt genug waren, um durch die überwältigende Macht ver organifirten 
Kirche nach den damals herrfchenden Orundfägen der Intoleranz überwältigt werden zu können. 
Eine Ausnahme mußte ſich dies ſtarre Syſtem body gefallen laflen: e8 wurde Hier und da durch⸗ 
brochen durch die Zulaffung der Juden. Indeß biefe betrachtete man als außerhalb aller Staats⸗ 
genoſſenſchaft ſtehend, lediglich als Fremde, deren Niederlaſſung im Lande nur eine vorüber- 
gehende war, ohne jede Gewähr ver Dauer, und die in die Beziehungen des Staats nur infoweit 
verflochten wurden, als dies auch bei vorübergehendem Aufenthalte unausbleiblic war. 

Im Anfang der neuern Zeit erhob fich dann aus den Tiefen des beutichen Volksthums jene 
neue große Ketzerei, wodurch der beutiche Geift zu feiner Münpigfeit in religiöfen Dingen ge- 
langte; und biefe Bewegung erwiegecd als zu mädtig, um nad ver Schablone bed poſitiven 
Mechts, wie es im Mittelalter fich fefigertellt Hatte, abgethan zu werben. Wenigftens in einem 
bedeutenden Theile Europas gelang es der Reformation, ven alten Rechtszuſtand zu zertrüm⸗ 
mern und einen neuen zu Ichaffen. Zwar bei ven romaniſchen Nationen, die von der neuen 
. Zehre faft gänzlich unberührt blieben, namentlich in Italien und Spanien, konnten ſich bie mit⸗ 
telalterlihen Rechtöguflände unverändert erhalten, zum Theil bis auf ben heutigen Tag. Bei 
den ſtandinaviſchen Nationen wurbe zwar ver Katholicismus völlig verbrängt, bie nene Lehre 
zum vollſtaͤndigen Stege gebracht, aber ein Abweichen von den Brundfägen ber Intoleranz fand 
darum nicht flatt, zum Theil nicht bis auf den heutigen Tag. In Frankreich und England ferner, 
wo bebeutende Bructheile ver Bevölkerung dort vem Proteflantisnuud zufielen, bier dem Ka: 
tholicldmus treu blieben, Hatte es eine Zeit lang den Anſchein, als ob bie Zurückführung des 
ſtaatlichen Friedens nach Kämpfen, bie eine tiefe Zerrüttung aller Berhältniffe mit ſich geführt 
hatten, nur möglich fein würde um den Preis ver Toleranz. gegen Minverheiten anderögtäu: 
biger Unterthanen; weil aber in beiden Rändern dieſe Minderheiten ben veligiöfen Boben ver- 
ließen und ber beſtehenden ſtaatlichen Ordnung gefährlich wurben, in Frankreich ber Einheit, 
in England ber Freiheit, fo führte eine legte Anfttengung ber Stantögerwalten in beiden Län- 
bern zur vöfligen Unterdrückung der Diſſentirenden, zur Wiedererlangung der Glaubendein⸗ 
heit; nur daß in England die proteflantifchen Diſſenters gebuldet warden. In Deutſch⸗ 
land endlich Hat man zunähft nur im Verhältniß zur Staatögemalt des Reichs verſucht, 
den Brundfag der Duldung zur Anerkennung zu bringen; aber obgleich dad Deutſche Reich 
kaum noch ein finatsrechtliches Verhältniß genannt werben Eonnte, und die lodere Organiſation 
deflelben fehr wohl einen Barticularismnd auf piefem Gebiete ertragen konnte, fo iſt man body 
erft nach einer langen Reihe ſchwerer Leiden und blutiger Kämpfe, infolge deren nicht blos die 
Reihöverbindung ihrem fihern, Lintergang entgegengeführt, fondern aud) die ganze Lebens: 
kraft des deutſchen Volksthums auf das ſchwerſte gefährbet wurde, dahin gelangt, Die Toleranz 
gegenüber ver Reichsſtaatsgewalt zur Anerkennung zu bringen. Da aber an ber Religions: 
freiheit, die um dieſen Preid errungen war, die Maſſe der Nation keinen Theil Hatte, denn fie 
bezog fich blos auf die Dbrigleiten, während die Untertbanen um fo mehr been Willkür an- 
heimgegeben wurden, fo wurbe der auf dem Boden des Neid nur zu einem uuvollkommenen 
Abſchluß gelangte Kampf auf dem Boden ber einzelnen Territorten weiter geführt, ja in ber 
That und Wahrheit hier erft wirklich durchgekämpft; doch geſchah es im gangen auf unblutige 
Meife, indem allmählich die natürlichen Verhaͤltniſſe und die aufgeklärte Anſicht der neuern 
Zeit den Sieg der Religionsfreiheit in immer größerer Ausdehnung herbeiführten. Immer 
aber iſt diefe Reform nur zur Geltung —5 worden im deutſchen Staatsrecht und nich 
auch, wie bereits früher gezeigt worden, im katholiſchen Kirchenrecht. 

2) Die Entwickelung des deutſchen Reichs- und B undesrechts ſeit ber Me: 
formation. Der reihöfeitigen Anertennung der neuen Kirche IR ein lebhafter npf 
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zwiſchen den Organen der Reichsſtaatsgewalt vorhergegangen. Ganz in Gemäßheit des mittel: 
alterlihen Rechtszuſtandes hatte ed anfangs den Anſchein gehabt, als ob die weltliche Gewalt, 
nachdem bie päpftliche Bannbulle gegen Luther erlafien war, auch ihrerfeitd zur Vernichtung 
der neuen Lehre vorgehen würde. Wenn die Anfichten des damaligen Reichsoberhaupts in 
diefer Hinficht fo feindſelig wie möglich waren , fo hatte auf dem Reihörage von Worms 1521 
auch noch Die Mehrzahl der Reichsſtände einen wenigſtens theilmeifen Widerruf von Luther 
verlangt, und ed handelte daher der Kaiſer, als ein folder Widerruf befanntlich nicht erfolgte, 
in wefentlicger Übereinftimmung mit den Reichstage, wenn er unterm 26. Mai 1521 das ® 
auf ven 8. Mai dieſes Jahres zurückvatirte fogenannte Wormfer Achtsedict erließ; freilich geſchah 
bad zu einem Zeitpunfte, wo die meiften Reichsſtände fich ſchon entfernt Hatten, inveflen bie 
iormelle Legalität dieſes Vorgehens dürfte faum anzugreifen fein. Indem nun aber die Durch⸗ 
führung diefed Edicts gerade bei denjenigen Fürſten Widerſtand fand, auf deren Cooperation ed 
bejonderd angekommen wäre, außerbem in der Zwifchenzeit die Neformation fi) weit über dad 
Land hin ausgebreitet hatte, fo kam ed, ba zu gleicher Zeit vie auswärtigen Berhältniffedie faifer- 
lide Gewalt lähmten, zudem berühmten Reichsſchluß von Speier vom 27. Aug. 1526, wonach 
zwar die endliche Entfcheidung in Sachen der flreitigen Religion einem allgemeinen Concil vor⸗ 
behalten, einftweilen aber jenem einzelnen Reichsſtande fein Verhalten zu ven Wornfer Epict 
und der neuen Lehre ind Gewiſſen geftellt wurde; man follte ſich in diefen Dingen fo be: 
nehmen, wie man es gegen Bott und Eaiferliche Majeftät hoffe und vertraue zu verantworten. 
Das war alles, was unter den gegebenen Unflänven erreicht iverden konnte, denn wenn ed ein: 
mal nicht möglich war, die Reformation zur Reichsſache zu machen, fo blieb nicht übrig, als fie 
jur Territorialſache zu machen ; und es handelte fich auch im ganzen folgenden Berlauf eigentlich 
nur darum, Diefe durchaus günflige Pofltion zu behaupten, die unter einer veränderten Con⸗ 
ſtellation fehr bald angegriffen wurde. Je mehr nämlih in den nächſten Jahren ver Pro: 
teſtantismus Fortſchritte gemacht hatte, nicht blos durch äußere Ausbreitung, fondern auch 
durch innere Vefeftigung, um fo mehr Hatte nun der Kaiſer, ſobald er in feinen auswärtigen 
Beziehungen einigermaßen freie Hand befam, das Beſtreben, diefe Entmidelung wenigſtens in 
fefte Grenzen einzufchließen,, und dad gelang ihm durch den zweiten Speierer Reichsſchluß vom 
1. $ebr. 1529; derfelbe bekundet zwar fein vollftändiges Zurüdgehen auf den Standpunkt des 
Wormfer Edicts, aber infofern eine wejentliche Einſchränkung gegen früher, als zwar bieje- 
nigen Reichsſtände, welche bereits bie neue Lehre ergriffen hätten, vorläufig dabei belaffen werden 
jolten, dagegen neue libertritte nicht geftattet waren, die Reformation alſo wieder aufgehört 
hatte, freie Territorialſache zu fein. Die proteftantifchen Kürften fühlten aber zu gut, vaßdiefte: 
formation nicht fill ftehen koͤnne, ohne zugleich zurückzugehen, und fo kam ed zu ber berühmten 
Proteflation vom 19. April 1529. Mit bloßen Proteften erreicht man aber nichts und mit 
rechtsphiloſophiſchen Unterfuhungen über die Zuläffigkeit des Widerſtandes in Religiondange- 
legenheiten noch weniger ; die damals gerade ausbrechenden Streitigkeiten über die Abendmahls⸗ 
lehre ſchienen vollends dazu angethan, der neuen Lehre den Untergang zu bereiten. Die völlige 
Unterdrückung wurde denn auch auf dem Reichstage von Augsburg durch ven Reichsabſchied 
vom 19. Nov. 1530 förmlich befchloffen, indem unter Aufhebung ver andern Reichsſchlüſſe 
auf dad Wormſer Edict zurückgegangen und den proteflantifchen Bürften nur noch eine Be⸗ 
denkzeit bis zum 15. April 1531 geftattet wurde; nad) deren Ablauf wurde Zivang in Ausficht 
geſtellt, indem ver Reichsfiscal bei ven Reichsgerichten gegen die ungehorfamen Stände proce: 
diren follte. Es Hatte nichts geholfen, daß die Broteflanten damals ihren Standpunft in einer 
eigenen Schrift, der fogenannten Augsburgiſchen Confeſſion, dargelegt hatten; auf@rörterungen 
diefer Art ließ man ſich nicht ein. Unter folden Umflänven wurden dann die Bedenken ber 
Iheologen wegen des Rechts des Widerſtandes zum Schweigen gebracht, und unter hervor- 
tagender Betheiligung des Landgrafen Philipp von Heflen , des bedeutendften Staatsmanns 
auf proteflantifher Seite, das Buͤndniß von Schmalkalden unterm 29. März 1531 abge: 
ſchloſſen; und oßgleih man noch immer engherzig genug war, bie fchweizerifchen Reformirten, 
welche die Augsburgifche Gonfeffion nicht unterfchrieben hatten, davon auszuſchließen, jo war 
doch au fo fhon die Macht der ſchmalkaldiſchen Bundesgenoffen imponirend genug, um 
jeden Gedanken an eine fofortige völlige Ausrottung des Proteſtantismus fallen zu laflen. 
Als dann bald darauf eine neue Türkengefahr ſich erhob, fo verfiand man fich fogar zu bem 
Nürnberger Religionsfrieden vom 23. Juli 1532, wodurch der Beſchluß des augsburger 
Reichdtags wieder aufgehoben, ver fpeierifche von 1529 weſentlich wienerhergeftellt wurde; 
ja 28 wurde fpäter fogar die Ausdehnung des Religionsfriedens auf ſolche, hie ſich erft nachher 
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zur neuen Lehre bekannten, durchgeſetzt und fo die Poſition des eriten Speierer Reichsſchluſſes 
wieder erreicht. Yunfzehn Jahre hindurch hatte ſich bereits der Rechtszuſtand der Proteflanten 
auf viefer Grundlage befeftigt, ald verfelbe noch einmal gänzlich in Frage geftellt wurbe. Aller: 
dings waren alle Boncefflonen den Proteftanten fireng genommen nur proviſoriſch bis zum 
AZufammentritt eined allgemeinen Concils oder einer Nationalverfanmlung zur Bergleigung 
der fpaltigen Religion ertheilt worden. Der Zufammentritt jenes lange vorbereiteten Concils, 
dur welches eine definitive Ordnung der deutſchen Kirchenſache herbeigeführt ‘werben follte, 
"fand nun zu Trient 1545 flatt, und da jegt bie Proteftanten fi) weigerten, daſſelbe anzuer- 
Eennen, auch gerade damals die Friegerifhen Erfolge Karl's V. vollendet waren, fo kam es zu 
dem von vollſtändigem Erfolge gefrönten Verfuche, ven Proteftantismus mit bewaffneter Hand 
niederzumerfen. Um fo mebr ſchien es mit ver neuen Kirche vorbei zu fein, als ver Kaiſer bie 
ihm dur feinen Sieg gewordene Stellung fehr maßvoll benutzte und ernftlih bemüht war, 
auf Orundlage des fogenannten Interim vom 13. Mat 1648 eine frienliche Ausföhnung her⸗ 
beizuführen. Indeſſen die ſchwere Probe, pie damals der Feſtigkeit der proteftantifchen Au⸗ 
hänger auferlegt wurbe, wurde glücklich beftanden ; zu einer Annahme des Interim und damit 
zu einer Ummandelung ver wefentlihen Grundlagen ver Reformation kam es eigentlich nur 
innerhalb des Machtgebiets der Eaijerlichen Armee, bis dann der Sieg des Proteſtantismus 
durch eine Wendung auf dem politifchen Gebiete herbeigeführt wurde durch jene Nebellion des 
bedeutendften damaligen Territorialfürften,, ver bis dahin ſtets ein Bundesgenofſe des Kaiſers 
geweſen war, bed Kurfürften Morit von Sachſen. Indem nun Karl V. fich feit dieſer Zeit bei 
dem Midlingen feiner Plane von der Leitung der deutſchen Dinge zurückzog, fo kam es unter 
Bermittelung feined Bruders Ferdinand zum Religiondfrieven von Baflau vom 2. Aug. 1552, 
der wejentlih auf den Standpunkt des erften Speierer Reichsſchluſſes von 1526 zurüdführte, 
indem er die Religion zur Territorialſache erklärte, in die ſich die Reichsgewalt nicht zu mifchen 
habe, den einzelnen Reichsſtänden aber verbot, fi dieferhalb zu befriegen. Da aber der paſ⸗ 
fauer Vergleich kein Reichögefeg, fondern nur ein Vertrag zwifchen mehreren Reichsſtänden 
war, fo war noch eine weitere veichögefegliche Regulirung nothwendig. Diefelbe erfolgte nach 
mannichfahen Berfihleppungen auf dem Reichétage zu Augsburg durch den Reichsabſchied 
vom 26. Sept. 1555. 
„ Das Syflem des Augsburgifchen Religionsfriedens charafterifirt fi in folgender Weiſe. 
Überhaupt bezog fich die Slaubend- und Eultusfreiheit, die damals gewährt wurde, auf das 
Reich und diejenigen, weldye in einem unmittelbaren Berbältniß zum Reiche flanden, auf wie - 
Neihsunmittelbaren, Die Kürften. Indeflen wurbe ein Theil derſelben durch den Religions- 
frieden ausdrücklich von der Bekenntnißfreiheit ausgeichloffen: ausdrücklich davon die geiftlidhen 
Fürften durch ven geiftlihen Vorbehalt. Die Verhandlungen drehten ſich gerade vorzugöweife 
um dieſe Frage; ganz mit Recht ſah man es auf beiden Seiten als eine Lebensfrage an, ob ven 
geiftlichen Zürften als ſolchen ver Übertritt geftattet fein folle, ob proteflantifche geiftliche Fürſten 
in Deutſchland zugelaffen werben follten over nicht; man machte von der einen Seite her mehr 
bie kirchliche Stellung der geiftlichen Fürſten geltend, Hob ihre Gigenfchaft als Bifchöfe hervor 
und fand ed abfurd, daß jemand, der fi von den Eirhlihen Sagungen losſage, vermöge deren 
er zu folder Stellung gelangt fei, viefelbe auch fernerhin in einem ganz andern Sinne beibe- 
halten follte; dagegen betonte man von der andern Seite bie politifche Qualification derfelben, 
ftelite ihre Eigenfchaft als Fürften in den Vorvergrund, und fand e8 unerhört, daß biefe Eigen: 
(haft durch einen Confeſſionswechſel, der vielleicht mit allgemeiner Zuflimmung ver Unterthanen 
vor fi ginge, verloren geben ſollte. Es ließ fich eben rein theoretifch für beide Standpunkte 
etiwad jagen, bie ganze Frage war aber eine Maditfrage und ald, foldye wurde fie gelöfl. Die 
proteftantifche Partei Eonnte nämlich mit ihrer Forderung nicht Furhoringen, wollte aber auch 
nicht geradezu ihre Zuflimmung zu der gegentheiligen Beftfegung erklären, und fo ergriff man 
den Ausweg, die Entſcheidung in das Ermeſſen des Kaiſers zu fleflen, der dann feinerfeit die 
Sache dahin entſchied, vaß Die geiftlichen Fürſten, wenn fie zur neuen Lehre übertreten würben, 
dadurch eo ipso aufhören follten, Fürſten zu jein. Endlich bezog ſich die ganze vom Reiche ge= 
währte Religiondfreiheit nur auf die katholiſche (alte) Religion und auf die Anhänger ver 
Augdburgifchen Eonfefiton; anderweite Religionsgeſellſchaften follten, wie ausdrücklich erflärt 
wurde, nicht geduldet werben. Von einer Religiondfreiheit in Bezug auf andere Perſonen als 
weltliche Fürften war dann überhaupt nicht die Rede; um bie Unterthanen ber einzelnen Terri⸗ 
torten befümmerte fi das Reich im Augsburgifchen Religionsfrieden nicht ; der Parttät im 
Reiche entſprach das jus reformandi in ven Territorien; bie Regel cujus est regio, ejus religio. 
/ 
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Man muß ſich Died Reformationsrecht der Landesherren auch nicht zu craß denken. Bis zu po- 
fitivem Zwange wenigftens erftredte fidh daſſelbe nicht, e8 wurde vielmehr allen deutſchen Unter⸗ 
tbanen das Reit ver Auswanderung wegen ihrer Religion garantirt, ſodaß fie in ſolchen 
Fällen fogar berechtigt fein follten, Die Hülfe des Reichs in Anfprucy zu nehmen. Wenn dann 
bie Untertbanen ihrerfeitd von diefem Rechte keinen Gebrauch machen wollen, ſo hat allerbinge 
ver Randeäherr feinerfeitö das Recht, fie auszutreiben; er kann nach formellem Recht etwa bei 
einem Confeſſtonswechſel feine fämmtlichen Unterthanen über Die Grenze jagen ; hierin, in dieſem 
Rechte der Austreibung,, gipfelt fi aber ein Neformationsreht. Wenn der Landesherr aus 
nationalöfonomifchen oder andern Gründen von ber Austreibung Abftand nimmt, fo muß er 
jeinen im Lande verbleibenvnen anverägläubigen Unterthanen mindeſtens Hausandacht bewilligen 
(devotio domestica), d. h. Religionsübung innerhalb ver einzelnen Familien ohne Zuziehung 
bes geiftlichen Amts, alfo invivinuelle Religionsübung, wobei gerade das verfagt bleibt, was 
dad Weſen aller Religion forbert, die Gemeinfchaft. 

Der Augsburgifche Religiondfrieve war nun aber für den Proteftantismud, der damals 
im Fräfttgften Fortſchritt begriffen war, nur eine vorläufige fefte Pofltton, um von da auß zu 
weitern Groberungen vorzubringen; auch der geiftlihe Vorbehalt wurbe thatſächlich außer 
Wirkſamkeit gefept, indem bei eintretenden Vacanzen durch evangelifch gefinnte Kapitel vie 
Regierung der geiftliden Fürſtenthümer PBerfonen Übertragen wurbe, die der Reformation 
geneigt waren. Man bewerfftelligte das auf verſchiedene Welfe; in einigen Fällen konnte man 
daB beſtehende Recht infofern ganz aufrecht erhalten, als ſowol die päpftlicde Conſtrmation und 
Inveſtitur mit Ring und Stab, wie auch die Zaiferliche Beftätigung und Belehnung mit dem 
Scepter erlangt wurde, ſei es, daß man in Rom und Wien über die Qualification des Can⸗ 
didaten ſchlecht unterrichtet war oder daß man an der Curie ſich unwiflend flellte, um nicht die 
DOppofition noch mehr zu reizen, ober daß am Eniferlichen Hofe vorübergehend eine Politik der 
Maͤßigung und Verföhnung fi geltend machte. In den meiften Fällen aber war die Verlegung 
beö geiſtlichen Vorbehalts mit einer weitern Berlegung ber Rechtsnormen hinfichtlich der Pro⸗ 
vifion der Kirhenämter verbunden, unter Gonnivenz des Kalſers begnügte man ſich mit einer 
blos weltlichen Belehnung, over wenn eine ſolche nicht in aller Korm ertheilt wurde, mit einem 
blogen Lehnsinbult, der auch ſchon früher Häufig vor der päpftlichen Confirmation erthellt war, - 
wobei mars freilich auf eine folche feft Hatte rechnen Eönnen. Es kamen enplid Fälle vor, daß 
weder von ber geiſtlichen noch von der weltlichen Gewalt eine Betätigung ertheilt wurde und 
die vom Kapitel gewählten evangeliſch Geſinnten ſich behaupteten, ohne als Bifchöfe vom 
Papfte, und als deutſche Fürften vom Katfer anerkannt zu fein. Die geiftlihen Fürſtenthümer 
des nörblichen Deutfchland Haben faft alle an dieſer Entwidelung theilgenommen : die Erzbio⸗ 
thämer Magdeburg und Bremen, vie Bisthimer Halberſtadt, Minden, Osnabrück, Lübeck, 
Ratzeburg, Schwerin ; ed waren die Glieder der benachbarten proteftantifchen Fürftenhäufer, des 
hohenzollernſchen, braunſchweigiſchen, Holftein: gottorpifchen, mecklenburgiſchen, welche auf 
dieſe Weiſe zur Regierung gelangten. Anderswo iſt das Gleiche mislungen, wie namentlich in 
Köln, auch in Hildesheim und Vaderborn; endlich in andern zahlreichen geiſtlichen Fürſten⸗ 
thümern, namentlich im ſüdlichen Deutſchland, find nicht einmal derartige Verſuche gemacht 
worden. 

Der bisherige Rechtszuſtand wurde dann noch einmal wieder völlig in Frage geſtellt. Es 
entbrannte darüber der Dreißigiährige Krieg, und es ſchien anfangs, als 06 es zu einer völligen 
Nieberwerfung ber neuen Kirche kommen follte. Das Reftitutiondebict vom 6. März 1629 
hielt ich nicht einmal in den Grenzen des Augsburgifchen Religionsfriedens. Indeſſen im wei- 
teen Verlaufe ftelite e8 ſich dann heraus, daß man ſich behufs einer definitiven Ordnung gegen 
feitige Zugeflänpniffe machen müffe, und fo entflanden die Art. 5 und 7 des oönabrüder Frie⸗ 
dendinſtruments. Das Syſtem des Weftfälifchen Friedens iſt nun folgendes: 

Indem im allgemeinen die Meligionsfreiheit ver deutſchen Fürften von neuem anerkannt 
wurbe, fo wurde fie nach einer Seite bin weſentlich erweitert; es follten nämlich die Reiche: 
unmittelbaren nicht blos die Wahl haben, ſich zur katholiſchen Kirche oder zur Augsburgiſchen 
Confeſſion zu bekennen, ſondern e8 wurden num auch bie Reformirten, zu denen bereits mädj- 
tige Reichsſtaͤnde zählten, beſonders auf Verlangen des Großen Kurfürften in pie Reichetoleranz 
aufgenommen ; indeſſen follten fie zwar volle securitas publica haben, aber nicht ein eigentliches 
jus reformandi gegenüber ven Lutheranern in ihren Gebieten ; man Iegte dabei dad Verhältniß 
zu Grunde, wie es in Branvenburg durch Verſtändigung zwifchen Landesherrn und Land⸗ 
Händen bereits feflgeftellt war. Cine weitere Toleranz wurde aber nicht gewährt, vielmehr 
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ausdrücklich ausgefprohen, daß außer der genannten Religion feine andere im Heiligen Rd: 
mifhen Reiche recipirt und geduldet werben follte (Art. 7). Es war die Pflicht der Reichs⸗ 
ſtaatsgewalt, namentlih der Reichsgerichte, für die Aufrehthaltung diefer Beſtimmung zu 
forgen, und bei paſſenden Gelegenheiten ift auch danach verfahren worben ; fo ald im Jahre 
1712 der Reichsgraf Ernft Kaflmir zu Runkel und Sfenburg eine Declaration erlaflen butte, 
in weicher er allen, die fich in Büdingen nieberlaffen wollten, unumſchränkte Gewiflendfreiheit 
verſprach. Gegen diefe Verordnung, ald dem Weſtfäliſchen Frieden zuwider, ſchritt nämlich 
der kaiſerliche Fiscal ein, und das Reichskammergericht verurtheilte den Grafen zu einer Strafe 
von 10 Mark loͤthigen Goldes, auch zu Widerruf und Cafſation ſeines Edicts. Der Schwerpunkt 
der ganzen Verhandlungen hatte auch zu Osnabrück wieder in der Frage gelegen, ob die Be- 
Eenntnißfreiheit auch auf Die geiftlihen Wahlfürften ausgedehnt werben folle ober nicht. Noch 
einmal entbrannte über ven geiftlihen Vorbehalt ein hartnädiger Kampf; man behauptete von 
der einen Seite, der geiſtliche Vorbehalt fei gerechtfertigt , weil ja der Erwerb des Fürſtenthums 
nallo alio titulo geſchehe, als von wegen des Fatholifchen geiftlihen Standes; 28 äudere daran 
auch nichts, daß das ganze Kapitel Üübertrete, Bifchöfe und Kapitel feien nicht unumſchränkte 
Herren, fondern blos Verwalter, e8 fet doch fein Zweifel, daß wenn ein proteftantifcher Geiſt⸗ 
lichet zum Katholicismus zurüdfehren wolle, er alle feine Dignität fammt Einkommen und 
Nugungen verlieren würde. Gewiß läßt fi gegen vergleichen von Standpunfte des poſitiven 
katholiſchen Kirchenrechts wenig einwenden, indeß Bas war auch nicht der Standpunkt der Gegen⸗ 
partei, die ed überhaupt weniger mit poſitivem Recht, als mit dem Fortſchritt der geſchichtlichen 
Entwickelung zu thun hatte. Dennoch lieben es die Proteſtanten, wie das in ſolchen Fällen ge⸗ 
woͤhnlich geſchieht, auch ihre Argumentationen auf poſitives Recht zu gründen, und darin iſt 
man denn, wie das gleichfalls gewoͤhnlich ver Fall zu fein pflegt, nicht gerade beſonders glücklich. 
Denn die ;‚Earen Worte’ des Religionsfriedens fprechen body wol für die Katholiken, man 
fteift fi) über die Gebühr auf den allgemeinen Sa, der dort fteht, daß nämlich fein Stand des 
Reichs wegen der Augöburgiichen Confeſſion beſchwert und verachtet werben folle; eine ſolche 
Befchwerung würde doch, meint man, im höchften Grade flattfinden, wenn Neiheftände wegen 
ihres Bekenntniſſes zur Uugsburgifchen Konfeflion Land und Leute verlieren follten; ber 
-fogenannte geiflliche Vorbehalt fei aber unverbindlich, denn es ſtehe ja im Religiondfrieden, 
man babe ſich darüber nicht einigen können ; wogegen dann von der andern Seite geltend ge⸗ 
macht wurbe, bei dem Mangel ver Ginigung fei die Entſcheidung dem Kalfer anheimgeſteilt 
worden, und dieſer babe in Art. 18 des Augsburgiſchen Religionsfriedend zu Gunften der Ka⸗ 
tholiken entfchienen. Die Proteftanten ihrerfeits leugnen daun, daß eine ſolche Anheimftellung, 
auf Die der Kaifer fich berufe, überhaupt flattgefunsen habe. Wie es bei einer ſolchen Sachlage 
gewöhnlich gefchieht, man macht ein Compromiß; es wurde badurd für die Zukunft ber geift- 
liche Vorbehalt in fo beſtimmter Weife wie möglich eingeführt, Dod in dem Sinne, daß ex ebenfo 
gut zu Gunſten der Proteftanten ald der Katholiken zur Auwendung gebradit werben follte, 
während man dagegen, was die Entwidelung der Zmifchenzeit betrifft, zwar nicht auf den 
Zuftand bei Abſchluß des Religionefriedens, aber doch auch andererſeits nicht auf ven Zufland 
bet Beginn des Kriegs zurückging, fondern den factifchen Beſitzſtand des 1. San. 1624 (Mor: 
maltag) über die Religiondetgenfchaft ver veutfchen reichsunmittelbaren geiftlichen Gebiete ent: 
ſcheiden ließ. Es gelangten dadurch faft alle ſchon genannten norddeutſchen geiftlichen Fürſten⸗ 
thümer in proteftantifchen Beſitz, aber die menigften blieben wirklich ſelbſtändige proteſtantiſche 
Wahlfürſtenthümer, nur Lübeck und alternirend Osnabrück, außerdem einige reihsunmittel- 
bare Abteien wie Gandersheim, Hervorden, Dueblinburg; die andern wurden fäculariiirt 
und größern Staaten einverleibt, fie pienten zur Entſchädigung ded Großen Kurfürkten (Mag⸗ 
deburg, Halberfiabt, Minden), zur Entſchädigung der Krone Schweden (Bremen, Verben), 
zur Entſchädigung Mecklenburgs (Schwerin und Rageburg). Es follte nun aber in Bezug 
auf die drei genannten Religionen den Neihöftänden nicht blos Eultusfreiheit gewährt werben, 
fondern «8 wurde auch weiter feflgefegt, daß die politiichen Rechte derſelben in Bezug auf bie 
Reichöregierung von der Religiondeigenihaft ganz unabhängig fein, daß jene aequalitas 
exacta mutuaque herrſchen folle, wonach, was dem einen recht, dem andern billig ſei. Sumelt 
e8 ging, ſuchte man diefe Parität durch mechaniſche Mittel, numerifche Gleichheit unter den Ans 
hängen beider Parteien in den Reichsjuſtizcollegien, wenigſtens beim Reichskammergericht, in 
den Deputationen des Reichstags, in den höhern militäriichen Stellen durchzuführen; binficht- 
lich der Stimmen auf dem Reichstage felbft ging das jedoch nicht; e8 würde eine zu tief grei- 
fende Umgeſtaltung ver Reichöverfaflung vorausgeſetzt haben, hier half man fi) deshalb jo, daß 
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man die Religiondangelegenbeiten überhaupt per Competenz des Reichſtags entzog, tnfofern 
fine Majorität enticheiben fein, fondern eine itio in partes ſtattfinden ſollte, wonach beide Con⸗ 
feffionen auf dem Neihätage gleichſam zwei Gorporationen bildeten, von denen die eine durch bie 
andere in Religiondfachen nicht majorifirt werden follte. Um dieſes Recht planmäßiger geltend 
machen zu koͤnnen, trat die proteflantifche Minorität auf ven Reichſtage 1653 unter dem 
Borfige des Kurfürſten von Sachen, der noch immer ver mächtigſte lutheriſche Furſt war und 
deſſen Nachkommen auch trog des Übertritts zum Katholicismus dies Recht nicht verloren, zu 
dem fogenannten Corpus evangelicorum zujammen; von einer wirkjanen Centralregie⸗ 
rung fonnte dem gegenüber faum noch die Rede fein, eine folde Anwendung des Begrifle 
Barität fonnte nur piaggreifen gegenüber einer Staatögewalt, vie kaum noch eine Staats⸗ 
gewalt war, deren Gompetenz ſich auf verhältnißmäßig wenig Seiten des ſtaatlichen Lebens be: 
ſchränkt. UÜbrigens wurbe die freie Beivegung der Meichöregierung um fo mehr dadurch beein: 
trächtigt, ald man auch praktiſch von dem Itionsrechte den weiteſten Gebrauch machte ; gleich der erſte 
Fall, der Übrigens durch die Katholiken veranlaßt wurde, mag und dad zeigen. In den deutſch⸗ 
franzoͤſiſchen Kriegen zu Ende des 17. Jahrhunderts follten von ſeiten des Reichs vier Gene⸗ 
ralmajoröftellen neu befeht werben; dazu fanden ſich zwei fürftlicde Gompetenten, der Herzog 
von Weimar und ver Markgraf von Baireuth, und zwei Adeliche, die Herren v. Leger und 
Stauff; jene wurden angeftellt als Generalmajord zu Pferde, diefe ald Generalmajors zu Buß; 
fällig waren die beiden Beneralmajord der Cavalerie proteſtantiſch, die beiden andern katho⸗ 
liſch; darüber befannen fid) Die Katholiken, daß ihnen das nachtheilig fein konnte, und fo gingen 
fie in partes; man verglich fi dann dahin, diesmal flatt vier Generalmajors deren ſechs zu 
ereiren, nämlich, außer jenen vier, noch einen Katholiken (v. Andrimont) ald Generalmajor zu 
Pferde und einen Proteflanten (v. Rielmanndegge) als Generalmajor zu Fuß. 

Bon einer Religiondfreihelt ver Unterthanen in den einzelnen deutſchen Ländern iſt auch im 
Weſtfäliſchen Frieden nicht eben die Mebe; in höchſter Naivetät Heißt es fogar in einem 
ſchwarzburgiſchen Memorial zu den Friedensverhanblungen: „Und iſt unwiderſprechlich. daß 
einem jeden Stande freiftebe, feine von Bott anvertrauten Unterthanen, ohne einigeö Anſehen, 
auf eben dem Wege, auf welchem er von feiner felbfleigenen Perfon die Seligfeit zu erlangen 
getrauet, zu leiten und zu führen, zumal ſich nichts mehr geziemt, als vaß ber Unterthan der 
Obrigkeit und feinem Herrn folge und feine Religion amplectire.“ Die Regel des Reforma⸗ 
tionsrechts iſt allerdings gemilvert durd das flebile beneficium emigrationis und gipfelt in Dem 
Rechte der Austreibung ; anderögläubige Unterthanen, die nicht audgetrieben werben, haben das 
Recht auf Hausandacht; auch follen fle in ver Nachbarfchaft dem Gottesdienſte ihrer Confeſſion 
beiwohnen koͤnnen; bie Auswanderungsbefugniß ber anderägläubigen Unterthanen wird gegen 
Beeinträchtigung aller Art fichergeftellt. Liberhaupt aber wird das Princip ded Reformationss 
vegts durch eine Ausnahmebefimmung durchbrochen, melde praktiſch die ganze Sachlage in 
einem weſentlich andern Lichte erfcheinen läßt. Das landesherrliche Neformationsrecht findet 
näwlid) feine Schranfen in dem factifchen Zuftande des Jahres 1624 (Normaljahr); d. h. die: 
jenigen proteflantifchen Unterthanen, katholiſcher Landesherren und umgekehrt diejenigen katho⸗ 
lien Unterthanen proteſtantiſcher Landesherren, die an irgendeinem Tage jenes Jahres In ber 
factiſchen Ausübung ihrer Religion ſich befunden haben, ſollen in dieſem Beſitzſtande, und zwar 
in dem damaligen Umfange, für alle Zukunft belaſſen, erforberlichenfalls in venfelben wieder⸗ 
bergeflells werben. In folden Fällen hat alfo der Landesherk das Mecht der Austreibung nicht, 
jendern er iſt verpflichtet, nicht blo8 zur Duldung, fondern auch zur Geſtattung einer förmlichen 
Religienäübung (ezercitium religionis). Der Umfang diefer Religionsübung fann je nad) ven 
thatſaͤchlichen Berhältniffen bes Normaljahrs fehr verſchieden fein; doch laſſen ſich zwei Haupt: 
arten berfelben unterſcheiden, die auch noch heute von größter Bedeutung find; die Religionsübung 
iR entweder eine blos private ober eine Öffentliche; bei der privaten findet fich zwar der Gottes: 
dienft unter Leitung bes geiſtlichen Amts in voller Entfaltung, und wenn einzelne Beſchrän⸗ 
tungen in dieſer Richtung vorgefommen find, wie das Verbot des Blodengeläuted, Verbot 
kirchenäͤhnlicher Verſammlungshaͤuſer, fo find das eben Mopificationen, dagegen hat nun aber 
dieſe Religtenshbung,, auch wenn fie ganz frei zur Darfiellung gebracht wird, dod immer nur . 
um privatrechtlichen Charakter, Die Religionsgeſellſchaft iſt lediglich eine erlaubte Privat: 
geſellſchaft, und in ihren rechtlichen Beziehungen einfach nad) den über Societäten geltenden 
Grundfägen zu beurtheilen. Die oͤffentliche Religiensübung unterfcheivet ſich dann von ver 
privaten dadurch, daß die Genoflenfchaft als juriftifche Perfönlichkeit (mit Gorporationsrechten) 
erſcheint und daß ben Beamten dieſer Religionsgefellichaften öffentlicher Blaube (publica fides) 
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zukommt, wodurch dieſelben in ven Stand geſetzt werden, gewiſſe Handlungen, die für bad äußere 
Rechtsleben, namentlich für die Feſtſtellung der Civilſtandöverhältniſſe von Wichtigkeit find, mit 
rechtlicher Wirkung vorzunehmen. Übrigens gab e8 von dieſer das Reformationsrecht durchbre⸗ 
enden Ausnahme des Normaljahrs wieder eine Ausnahme: für gewiſſe Länder nämlich galt das 
Rormaljahr nicht, ſodaß Hier die urfprünglihe Regel wienerhergeftellt wurde ,. die Beſtim⸗ 
mungen des Normaljahrs follten keine Anwendung finden auf die Öfterreigifhen Erbländer, 
fo fehr man ſich auch evangelifcher=, namentlich ſchwediſcherſeits bemüht hatte, ein Weiteres zu 
erreihen. Graf Trauttmansporff hatte ſehr beſtimmt erklärt, dev Kaiſer würde fi eher Krone 
und Scepter, Land und Leute, ja felbft dad Leben nehmen laflen, als in diefe Forderungen ein: 
willigen ; nur Schleflen wurbe doch noch etwas günftiger geftellt, indem den drei Herzogen jenes 
Landes, zu Brieg, Liegnig und Münſterberg-Oels für ihre Berfon, forte auch der Stadt Bredlau 
die Beibehaltung ihrer evangelifchen Religionsübung zugeflanden, auch geflattet wurde, daß in 
den drei fhlefifchen Herzogthümern bei Schweidnitz, Sauer und Blogau nod drei evangeliiche 
Kirchen zum Gebrauch der dortigen linterihanen, wenn fie darum anhalten würden, auf ihre eige- 
nen Koften gebaut werben könnten; hinſichtlich der übrigen ſchleſiſchen Grafen, Freiherren, Ade⸗ 
lien und deren Unterihanen wurde nur fo viel bewilligt, daß fie nit zur Auswanderung ge: 
zwungen und daß ihnen erlaubt fein follte, ihrem Gottesdienſte an benachbarten Orten außer 
Landes beizumohnen; eine Gewährung, die auch den zur Zeit des Friedens in Niederoͤſterreich 
wohnhaften Brafen, Freiherren und Eoelleuten zugute kommen folle. Über die Auslegung der 
Beflimmungen bes MWeftfälifchen Friedens Hinfichtli des Normaljahre erhob fi) eine eigen- 
thümliche Gontroverfe; es entſtand nämlich Die Frage, ob in einem Orte, wo nad) dem Entſchei⸗ 
dungsjahre allein die enangelifche Religionsübung im Gange getvefen war, der katholiſche Lan⸗ 
deöherr nun vermöge feines Reformationsrechts auch noch eine Eatholifche Religiondübung, alfo 
ein simultaneum religionis exercitium einführen könne, und zwar ſcheint dieſe Frage vom 
Stanvpunfte des Weftfälifchen Friedens aus verneint werden zu müflen; befonderd aus zwei 
Gründen; während nämlih im Art. 5 der osnabrücker Frievendurfunde, wo ed fi um dad 
Verhältniß der Katholiken zu ven Proteftanten handelte, eine derartige Beſtimmung ganz fehlt, 
fo war im Art. 7, wo es ſich um dad Berhältnig zwiſchen Reformirten und Zutherifchen handelte, 
die Zuläffigkeit ded Simultaneums ausdrücklich anerkannt; außerdem fand ſich eine beſondere 
Beftimmung, daß ein Eatholifcher Landesherr, der ein verpfändeteö Land wieder einlöfe, wo in- 
zwifchen die evangeltihe Neligionsübung eingeführt jet, auch zur Wiedereinführung feiner eige= 
nen Religionsübung berechtigt fein folle; aus beiden Argumenten ſcheint nad allgemeinen Inter 
pretationdregeln hervorzugehen, daß dad volle Reformationsrecht ber Zandeöherren nur da zur 
vollen Geltung kommt , mo Landesherr un» Untershanen einerlei Meligion find, fo Eonnte 3.2. 
ber Kurfürft von Braunfchweig : Lüneburg in Hannover, Göttingen, Kelle Fatholifche Gottes: 
bienfte geftatten, wo aber eine folde Übereinftimmung nicht ftattfindet, bleibt es bei dem Zuftande 
des Jahres 1624, und mo alfo damals in einer Stadt, einem Dorfe und Flecken allein proteftan= 
tifche Religionsübung ſich fand, darf ein Eatholifcher Landesherr ein Simultaneumnict einführen ; 
die Proteftanten, die 1624 unter einem katholiſchen Landesherrn im Alleinbefig waren, müſſen 
unter einem katholiſchen Landesherrn flets in Alleinbefige bleiben. Es wurde übrigens dieſe 
Frage im ganzen von den Katholiken bejaht und von den Proteftanten verneint, denn ber Prote⸗ 
ſtantismus war inzwiſchen aufdie Vertheidigung zurüdgebrängt, und die Begenreformation hatte 
befonders durch die Übertritte weltlicher Kandesherren immer weitere Kortichritte gemacht; man 
fuchte alfo jegt Eatholifcherfeitd dem jus reformandi der Landesherren eine möglichft weite Aus⸗ 
dehnung zu geben. In einem berühmten Kalle ift aud) den Katholiken ein ſolches Simultaneum 
zugeflanden, Durch die fogenannte Ryswijker Clauſel 1697; indem nämlich damals bekanntlich 
Frankreich genöthigt wurde, alle Diejenigen deutſchen @ebietötheile wieder herauszugeben, die es 
feit dem Frieden von Nimwegen 1679 unter dem Borwande ver Neunionen occupirt hatte, und 
in denen größtentheild von den Franzoſen das Simultaneum eingeführt war, jo murbe beim 
Friedensſchluſſe doch beflimmt, „daß die roͤmiſch-katholiſche Religion an den von Frankreich 
zurückzugebenden Orten fo bleiben folle, wie fie jeßt fei” ; die Gefandten hatten wiederholt er: 
. Härt, ihres Königs (ihre und Gewiſſen litte nicht, daß die Kirchen, die er aud Andacht babe 
bauen laflen, in ihrem Gebrauche verändert würden, und pas bezog ſich nicht blos auf die Kir: 
chen, welche von Frankreich dotirt waren, deren es im ganzen 29 gab, ſondern auch noch auf faſt 
2000 andere, in denen oft nur int Borbeimarfchiren ein fatholifcher Feldprediger ven Gottes: 
dienft gehalten hatte. 

Erſt infolge der großen geſchichtlichen und ſtaatsrechtlichen Borgänge zu Anfang des gegen: 
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wärtigen Jahrhunderts fanden weitere Modificationen desedurch den Weſtfäliſchen Frieden 
begründeten Rechtszuſtandes flatt. Inden duch die Säcularifation der geiftlichen Fürſten⸗ 
thuͤmer große Maflen Fatholifchen Landes unter die Regierung proteftantifcher Fürften ge- 
riethen, fo verfland ſich doch von ſelbſt, daß der biäherige Neligiondzuftand folder Gebiete 
gegen Aufbebung und Kränfung aller Art gefchügt werden mußte. Da nun nad firengem 
Reihöreht die Landesherren berechtigt geweſen wären, die Fatholifche Religionsübung, fo= 
fen ſie nicht das Rormaljahr für fih hatten, nach Reformationsrecht zu unterdrücken, fo wurbe 
gleichſam ein neues Normaljahr feftgefeßt, indem beflimmt wurde, daß „die biöherige Reli- 
gionsũbung eines jeden fäcularifirten Landes gefhügt fein folle”. Dagegen war ed eine For⸗ 
derung ber neuen Zeit, daneben das Simultaneum zur Geltung zu bringen, indem auf 
Preußens Antrag dem Landesherrn freigeftellt wurde, auch noch andere Religionsverwandte zu 
dulden, und ihnen den vollen Genuß der bürgerlichen Rechte zu geflatten; das Normaljahr war 
diesmal im Intereffe per Katholiken, das Simultaneum im Interefle der Proteſtanten. (Neichd- 
beputationshauptichln vom 25. Febt. 1803, Reichsſchluß vom 27. April 1803, G. 63.) 
Durch ven Wegfall ded geiftlichen Fürſtenthums war ferner das Stimmverhältniß am Reichstage 
geändert ; e8 beflimmte nun zwar der Reichſsdeputationshauptſchluß, daß die geiftlihen Stinmen 
auf die Entfehäpigungsländer übergehen follten, indeſſen dagegen erhob ver Kaiſer feinen Wi- 
derſpruch, Indem er behauptete, daß ihm als Vogt der römischen Kirche die Verpflichtung ob: 
liege, eime confeffionelle Ungleichheit, wie fie ſich daraus ergeben werde, nicht gu geflatten; da 
indem Gollegium der Städte und der Kurfürften die Broteflanten bereits die Majorttät hätten, 
fo fei das Hußerfte, wozu er jich verftehen könne, Stimmengleichheit im Reichsfürſtenrathe zu be- 
willigen; aus Interefle an der Bewahrung der Parität hat der Kaifer damals fogar fein Veto 
gegen den F. 32 des Reichſsdeputationshauptſchluſſes eingelegt, ſodaß es zu einer Neubilvung bed 
Fürftenrarh8 gar nicht gekommen ift und diefe Angelegenheit beim Untergange des Reichs un- 
außgetragen war. (Agidi, „Der Fürftenrath nach dem Zuneviller Frieden”, Berlin 1853.) 

In großen und ganzen-ift das Deutfche Reich nicht uber den Standpunkt ded Weftfäliichen 
Friedens hinausgekommen; es blieb bid 1806 Rechtens, daß nur die drei im MWeftfäliichen 
Brieden benannten Religiondparteien in den Ländern des Meich8 geduldet werben dürften, es 
blieb dis zulegt Rechtens, daß auch die Anhänger diefer drei Religionen, fofern fie nicht eins 
der beiden Normaljahre für ſich hatten, audgetrieben merden konnten, und ganz richtig ſpricht 
ih denn audy ein kaiſerliches Hofdecret an ven Reichſtag vom 30. Suni 1803 dahin aus: „Daß, 
joviel auch bereitd über allgemeine und vollfommene Religionstoleranz gefagt und gefchrieben 
worden, doch die Wirfung davon noch nicht in die Grundgeſetzgebung des Deutſchen Neiche 
übergegangen heißen könne, daß der Grunpfag einer allgemeinen und wechfelfeitigen Duldung 
und des vollfommenen Genuſſes ver bürgerlichen Rechte für alle Religionsgenofjen noch nicht 
einmal in Anfehung der drei chriftliden Gonfefjlonen in den ſämmtlichen Rändern des Deutſchen 
Reihe anerkannt worden fei, und daß andere ſelbſt feierlich garantirte Grundgeſetze beftehen, die 
dur den Geiſt einer allgemeinen und vollfonımenen Religionsübung weder geleitet feien, 
noch als forticgreitende Wirkung derfelben anerkannt werden würden. Vgl. Über die Reichs⸗ 
tete: Pütter, „Hiftorifche Entmwidelung der heutigen Staatöverfaffung des Deutichen Reichs“ 
(3 Thle., Göttingen 1786— 87); derſelbe, „Geiſt des Weftiälifchen Friedens“ (Göttin- 
gen 1795); Käberlin, „Handbuch ded deutihen Staatsrechts“ (3 Ihle., Berlin 1797); 
Eihhorn, „Deutſche Staats - und Reichsgeſchichte“, Bo. IV; Wilde, „Bernerfungen über Ge- 
wiſſenofreiheit“, In dew „Zeitſchrift für deutſches Recht“ (1847). 

In der Rheinbundsacte vom 12. Juli 1806 finden fih Beflimmungen über Glaubens: 
und Cultusfreiheit nicht; Die Kontrahenten, ſowol Katholiten wie Proteftanten, waren bereitö 
durch den Reichsdeputationshauptſchluß zur Duldung Eatholifcher Unterthanen verpflichtet; zum 
Schutze der durch die Mediatifirungen an anderögläubige Kandesherren gekommenen Untertha- 
nen geſchah in der Rheinbundsacte nichts. Ebenſo wenig findet fi vergleichen in dem würz- 
burger Acceffiondvertrage vom 21. Sept. 1806; erft in dem Zriedendtractat zwiſchen Frank⸗ 
reich und Kurſachſen, d. d. Pojen, 11. Dec. 1806, hatte man ſich darauf befonnen, daß bie frü⸗ 
dern Reichsgeſetze in dieſer Beziehung inconpatibel mit den Principien des rheiniihen Bundes 
eien, und fo wurde eine Beflinnmung aufgenommen: „L'exercice du culte catholique sera... 
pleinement assimile ä l’exercice du culte lutherien; et les sujets des deux religions jouiront 
sans resiriclion des memes droits civils et politiques’‘; weldhe Beflimmung ſich dann ald Art. 4 
in den übrigen Acceſſionsurkunden zum Nheinbunde, die fih ſämmtlich auf proteſtantiſche Für⸗ 
Ren bezogen, wörtlich wiederfindet, und namentlich der Eatholifchen Kirche in Naffau, Waldeck, 
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Divenburg, ven ſächſiſchen, anhaltiniſchen, lippeſchen, ſchwarzburgiſchen Staaten und den 
Hanſeſtädten freie teligionsübung gewährt hat. 

Indem in den Entwürfen der neutichen Bundesacte urfprünglich von kirchlichen Verhältnifſen 
gar feine Rede gewefen war, fpäter Die verſchiedenſten Faſſungen ſich geltend machten, fo finden 
fi endlich in dem durch Oſterreich und Preußen gemeinfam vorgelegten Entwurfe vom 23. Mai 
1815, der ven Berathungen zu Grunde gelegen bat, zwei viefen Gegenſtand betreffende Artikel. 
Nämlich: „Art. 14. Fortfegung der bürgerliden und politifchen Rechte. Die Verſchiedenheit 
ber brei hrifllichen Neligionsparteien kann in ven Ländern und Gebieten des Deutihen Bundes 
feinen Unterſchied im Genuß der bürgerlichen und politiihen Rechte begründen. Den Belen: 
nern des jüdiſchen Glaubens werden, infofern jie fi der Keiftung aller Bürgerpflichten unter- 
ziehen, vie venjelben entfprechenden Bürgerrechte eingerfumt, und mo dieſer Meform die Lan- 
deöverfaflungen entgegenftehen, erflären vie Mitgliener des Bundes biefe Hinderniſſe ſoviel ala 
möglih binwegräumen zu wollen. Art. 15. Religiondrechte. Die. katholiſche Kirche in 
Deutſchland wird unter der Barantie des Bundes eine ihre Rechte und die zur Beftreitung 
ihrer Bebürfniffe nothwendigen Mittel fihernde Verfaſſung erhalten. Die Rechte ver Evan: 
gelifchen gehören in jeden Staate zur Landesverfaflung, und ihre auf Frievensfchlüflen, 
Grundgefregen und andern gültigen Verträgen beruhenden Rechte werben auédrücklich auf: 
recht erhalten. Bei der Berathung hatten beide Artikel verſchiedene Schickſale. Der Art. 14 
iſt in feinem erften Sage unverändert in die Bundesacte aufgenommen; daß dabei dad nicht in 
allen Abſchriften vorhanden geweſene Zahlwort „drei“ vor Neligionsparteien weggeblieben ift, 
involvirt feine Veränderung des Sinnes; ber die Juden betreffende Theil des Artifeld ging 
nicht ohne Veränderung durch; derfelbe lautet vielmehr in der jeßigen Faſſung: „Die Bundes: 
verfammlung wirb in Berathung ziehen, wie auf eine möglihft übereinftimmende Weiſe die 
bürgerliche Verbeflerung der Bekenner des jüdiſchen Glaubens in Deutſchland zu bewirken fel, 
und wie infonderheit venfelben der Genuß der Hürgerlichen Rechte gegen die libernahme aller 
Bürgerpflihten in den Bundesflaaten verfchafft und gefichert werden könne. Jedoch werben 
den Bekennern dieſes Glaubens bis dahin die denſelben von den einzelnen Bundesſtaaten be- 
reits eingeräumten Rechte erhalten.” Wobei nod zu bemerfen ift, daß auf Antrag des Ver⸗ 
treterd der Freien Stadt Hamburg im legten Sage dad „von den einzelnen Bundesſtaaten“ 
ſtatt des uriprünglichen „in ven einzelnen Bundesſtaaten“ gefegt worden mar, damit man nicht 
in den Xändern, die zum Köntgreih Weitfalen, Großherzogthum Berg, zu dem hanfea: 
tifchen Bezirk gehört hatten, gendthigt wäre, die von jenen Regierungen den Juben be: 
willigten Rechte aufrecht zu erhalten. Es ſchien doch anfangs menigftens, als ob der Bundes⸗ 
tag auf Durchführung dieſer Grundſätze bringen werde; nicht bloß Hatte verfelbe mit Rückſicht 
auf Ars. 46 der Wiener-Congreß:Acte Beranlaffung , ſich acht Sabre hindurch mit der Meguli- 
rung der Berhältniffe der Inden in der Freien Stabt Frankfurt zu befaſſen, wobei der Bundes- 
tag in einem ganz liberalen Lichte gegenüber dem frankfurter Senat erfcheint (vgl. Ilſe, „Ge⸗— 
ſchichte der Bundesverſammlung“, I, 303—406) , fondern e8 wurde auch , nachdem bereits bie 
Commiſſion der Bundeöverfammlung über die Reihenfolge ber zu erärternden Begenftände bie 
Angelegenheit berührt hatte, diejelbe auf der Wiener Minifterialconferenz von 1820 (dreiund: 
dreißigſte Konferenz) von neuem zur Anregung gebracht, indem Metternich den Antrag ftellte, 
es möge am Bundestage eine Commiſſion niedergejegt werden, um bie in ben verfchledenen 
Staaten hinſichtlich der Juden beſtehenden Befee zu fammeln und dad Material zu verarbeiten ; 
eine Commiſſion wurde nun zwar 1821 wirklich gemählt, fie hat aber nie etma® von fi 
hören laflen. Dagegen wurde ver Art. 15 fhon in der fünften Sitzung vom 31. Mai auf ben 
Antrag Oſterreichs verworfen, und nachdem er in veränderter Fafſung in ber fiebenten Gigung 
vom 2. Juni wieder aufgenommen war, in ber zehnten und legten Sigung vom 8. Juni, und 
zwar auf Antrag Baiernd, wobei die Motive nicht ganz klar vorliegen, definitiv verworfen. 

(88 ift demgemäß jener Art. 14 (der jegige Art. 16) vie einzige Beflimmung ver Bundes⸗ 
acte, die fi auf kirchliche Verhättniffe bezieht, und es fragt fi, was darunter begriffen fet. 
Nun fteht fo viel feft, vaß die ven Anhängern ver verſchiedenen chriftlichen Religionsparteien ge⸗ 
währleifteten bürgerlichen und politifchen Rechte ih auf das volle vermoͤgensrechtliche Sommer: 
zium aller dieſer Religionsparteien beziehen, ſodaß es alfo z. B. den Proteflanten in Tirol 
erlaubt fein muß, Grundeigenthum zu erwerben, daß ferner die Staatsämter allen gleich zu: 
gänglich ſein müſſen, Daß weder Das active noch paffive politifche Wahlrecht durch vie Rückſicht 
auf die hriftliche Confeſſion beſchränkt werden darf; e8 ergibt ſich endlich auch, daß eine Aus: 
treibung wegen des Befenntniffes zu diefen Confeſſionen bundesmäßig unerlaubt ift, denn da⸗ 
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Durch wůrde ja der ganze bürgerliche und politische Rechtözuftanb geradezu annullirt werben, und 
infofern iſt unzweifelhaft das deutſche Bundesrecht über den Standpunkt des Weftfälifchen 
Friedens hinausgekommen. Dagegen iſt ed nun aber zweifelhaft, ob man fich auch für pas 
Net ver Religionsübung auf den Art. 16 berufen kann; es iſt nämlich behauptet wor: 
den, daß dieſes Recht zu den bürgerlichen und politifchen Rechten nicht gehöre, und daß alfo Ka- 
tholifen wie Broteflanten, obwol fie als einzelne volle Rechtsfähigkeit hätten, doch in Bezug auf 
ihre kirchlichen Bedürfniſſe völlig rechtlos fein könnten, und daß noch heute gegenüber der Bun- 
deSacte der Fall möglich fei, ſolche Religiondübung ganz zu verfagen und bloße Haudandacht zu 
gewähren. Wir wollen biefe Stage mit Rückficht auf einen praktiſchen Fall erörtern, der 
neuerdings zu ziemlich heftigen Debatten über den Sinn und Inhalt des Art. 16 geführt bat. 
Der großberzoglih mecklenburg-ſchweriniſche Kammerherr Rittergutöbefiger v. d. Ketten: 
burg auf Matgendorf und Perow, der Oſtern 1852 in Mainz zur katholiſchen Kicche überge: 
treten (zurückgetreten) war, brachte von da aus einen katholiſchen Priefter nad) Medienburg 
auf feine Büter, deſſen Beftimmung infolge einer von ber Negierung ergangenen Anfrage durch 
Hrn. v.d. Kettenburg dahin angegeben wurde, daß derſelbe nicht bloß Lehrer feiner Kinder ſein, 
fondern au diefenigen Functionen ausüben folle, zu denen ein katholiſcher Priefter durch fein 
Amt berufen fei. Nun hatte bereitö vie Regierung in einem frühern Kalle ihre Rechtdauffaſſung 
dahin geltend gemacht, daß den Katholiken in Medlenburg eine wirkliche Religionsübung nur auf 
Grund befonverer Rechtstitel in den Farholifchen Kirchen zu Schwerin und Ludwigsluſt, ferner 
während des Pfingſtmarktes zu Roſtock und einmal jährlich in Bützow zuftände, an allen an: 
dern Orten des Landes und zu allen andern Zeiten ihre Duldung auf bloße Hausandacht ſich 
beſchränke; fie hatte veshalb am 10. März 1852 dem Fatholifchen Hülfögeiftlichen zu Schwe: 
rin verboten, ih nad Dömig zu begeben und dort in der Wohnung des im Herbſt 1850 zur 
Tatholifchen Kirche übergetretenen (zurüdgelehrten) Amtsverwalters v. Suckow Meſſe zu leſen. 
So erfolgte nun auch an den fatbolifchen Priefter des Hrn. v. d. Kettenburg ein gleiches Ver⸗ 
bot ; e8 wurde dieſem ferner der Auftrag ertbeilt, dad Land zu räumen, und als derſelbe ſich 
weigerte, dem letztern Befehle Folge zu leiften, unter ver Behauptung, burd die Aufnahme 
unter die Butdangehörigen des Hrn. v. d. Kettenburg nah mecklenburgiſchen Rechtsgrund: 
fägen das Staatsindigenat erworben zu haben, fo wurde die Landeövermeilung endlich zwangs⸗ 
weife zur Ausführung gebracht, indem zwei Genadarmen in Perow fich einftellten mit der Auf- 
forberung an den betreffenden Priefter, ihnen zu folgen, Hr. v. d. Kettenburg fi aber Die 
Erlaubniß ermwirkte, ihn in feiner eigenen Cquipage nad) Güſtrow bringen zu bürfen, und ihn 
auch auf der Eiſenbahn über die Landesgrenze begleitete, während einer der Gensdarmen fich 
in ein anderes Goupe feßte, ohne die beiden Reiſenden weiter zu beläftigen. Die Frage über 
die Rechtmäßigkeit der Landesverweiſung und den Erwerb des Staatsindigenats brachte 
Hr. v. d. Kettenburg an bie Berfammlung der Landflände, mo diefelbe theoretifch zu feinen 
Gunſten, praftifh im Sinne der Regierung entichieden wurde; fie mag bier auf ſich beruhen 
bleiben. Was die Verweigerung ver katholiſchen Bteligiondübung betrifft, fo wandte fid 
Hr. v. d. Kettenburg wegen Verlegung des Art. 16 mit einer Beſchwerde an ven Bund; die 
Reclamationscommifiion fprach fih im März 1853 in ihrer Majorität zu Bunften der Be⸗ 
ſchwerde aus; es wurde aber bei der Abflinnmung im Engern Rathe anı 9. Juni 18583 das 
Minoritätögutachten zum Bundesbeſchluß erhoben, indem fih 10 Stimmen gegen 7 dahin aus- 
ſprachen, daß die Bundesverjammlung incompetent fet, Indem bad Recht der Religionsübung 
zu den bürgerlichen und politifcgen Rechten nicht gerechnet werben könne. Die Abſtimmung war 
offenbar von confeflionellen Einflüffen beherrſchi, in, der Minorität befanden ſich Ofterreich, 
Baiern , Sachſen, beide Heflen, die funfzehnte und fechzehute Stimme; in jener gab allerdings 
Oldenburg den Ausſchlag, in diefer machte ſich der liehtenfteinifche Geſandte, Hr. v. Linde, be: 
merflih. Aus den Verhandlungen find folgende Punkte hervorzuheben. Es machte ſich zunächft 
die Borfrage geltend, ob die Bundeöverfammlung überhaupt befugt ſei, Beſchwerden einzelner 
wegen Verlegung der in den befondern Beſtimmungen der. Bundesacte ven Unterthanen zu: 
geficherten Rechte, inöobeſondere alfo Beſchwerden wegen Berlegung des Art. 16 entgegenzu:- 
nehmen ; dieſe Befugniß mußte aber im Hinblick auf Art. 17 und 31, inöbefondere Art. 53 der 
Wiener Sälußacte unbebingt bejaht werben. Es war dann ferner ein Einmurf zu entfernen, 
ter aus Art, 7 der Bundesacte erhoben wurbe, indem dort feftgefegt war, daß in Religions: 
angelegenheiten kein Beichluß dur Stimmenmehrheit gefaßt werben folle, woraus man fol- 
gerte, daß von einer Befchwerveführung da nicht die Rede fein könne, wo die Abhülfe die frei- 
willige Zuflimmung ber betreffenden Regierung vorausfege. Indeſſen der Art. 11 der Schluß- 
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acte fegt ausdrücklich feft, daß abfolute Stimmenmehrheit überall mapgebend fein jolle, wo be- 
veitd feſtſtehende allgemeine Srundfäge in Anwendung zu bringen find, jener Art. 7 bezieht fi 
nur auf den Ball, daß bundesmäßige neue Einrichtungen in Bezug auf Religionsangelegenhei- 
ten eingeführt würden, wofür ja auf dem Wiener Congreß, wie vie Geſchichte der Bundesacte 
zeigt, Vorſchläge gemacht waren; und nur für die Fünftige Behandlung folder Religiondange- 
legenbeiten wurde jener Grundſat des ältern deutſchen Staatsrechts aufrecht erhalten, welcher 
die Entſcheidung duch Stimmenmehrheit ausihloß. Was nun die Entſcheidung in der Sache 
ſelbſt betrifft, fo liegt der Argumentation der Majorität der Bundeöverfammlung eine Anficht 
über die geſchichtliche Entſtehung des Art. 16 zu Grunde, die au und eine Zeit lang die Nicht⸗ 
anmendbarfeit dieſes Artikeld auf Religionsübung bat behaupten laſſen, die aber bei wieder⸗ 
holter Prüfung und mindeſtens zweifelhaft geworden iſt. Dan fügt ih nämlich auf ven Weg- 
fall jenes andern in deu Entwürfen zur Bundesacrte enthalten geweſenen Artikels, in welchem 
wirflih den Kirchen als ſolchen, nicht blos den Individuen etwas gewährt worden fei; ver Art. 16 
babe nun früher neben jenem meggefallenen Artifel einen fo weiten Sinn nicht gehabt, wie man 
demjelben jegt unterlege; ex koͤnne einen ſolchen alſo auch jegt nicht Haben, nachdem jener Artikel 
geftrichen fei; derſelbe fei nämlich geftrichen, nicht etwa weil man ihn neben Art. 16 für über: 
jlüffig gehalten, ſondern weil man eine foldye Feſtſezung überhaupt nicht gewollt habe. Dage⸗ 
gen iſt nun aber zu erwidern: diefe Argumentation würde richtig fein, wenn die beiven Artikel 
ihrem Inhalte nach ſich fo zueinander verhalten hätten, wie etwa die beiden Säge aus der Ac⸗ 
sefiiondurfunde zum Rheinbunde, von denen ver eine hieß: „Les sujets des deux religions 
jouiront sans restriction desme&mes droits civils et politiques’’, und der andere: „L'exercice 
du culte catholique sera pleinement assimile äl’exercice du culte lutherien.” Würbe in 
diefen beiden Sägen der erſte leben geblieben, der legtere geftrichen fein und zwar geftrichen, nicht 
weil man ihn für überflüfjig hielt, fondern weil man eine folde Feſtſetzung nicht wollte, dann 


würde jene Argumentation recht haben ; nun aber bezieht ji) der weggefallene Artikel nur auf 


die Selbftändigfeit der Kirche im Staate, auf das Verhältniß von Staat und Kirche; von Reli- 
giondübung fleht im weggefallenen Art. 15 durchaus nichts. Demnad fehlt e8 an Juterpre⸗ 
tiondmitteln aus der Entflehungdgeichichte deö Art. 16 ganz und gar — noch höher in ver 
Senealogie ver Entwürfe Hinaufzugehen würde unzuläſſig fein — und wir fehen und deshalb 
darauf angewiefen, eine Interpretation rein au ver Wortfaſſung des Artikels zu verſuchen, um 
die Ausdrüde „bürgerliche und politiiche Rechte” zu erklären. Wie nun alles Recht im objectiven 
Sinne entiweber Privat⸗ oder Öffentliches Recht ift, je nachden es fi um vie Beziehungen bed 
Einzelnen entweder zu andern Einzelnen als folden oder zur Geſammtheit handelt: jo unfafjen 
aud die Ausdrücke bürgerliche und politifche Rechte die ganze Rechtsſphäre im fubjectiven Sinne; 
alle Rechte, vie jemand zuftehen, find entweder bürgerliche oder politifche, und zu den legtern 
gehört namentlich auch das Hecht auf Glaubens- und Gewiſſensfreiheit, wie denn aud) die große 
Mehrzahl ver deutſchen Berfaflungdgefege über Died Recht nicht anders handelt ald über Sicher: 
heit des Cigenthums, der Perſon, Vereinsrecht u. ſ. w. Wenn dabei eine collegialiftifche Auf- 
ſaſſungsweiſe zu Grunde liegen ſollte, ſo haben wir in keiner Weiſe etwas dagegen einzuwenden, 
denn wir halten den Collegialismus keineswegs für „anerfanntermaßen überwunden‘, und 
ſolche Kraftausprüde wie „wiſſenſchaftliche Abgeftanvenheit” haben für und gar feine Überzeu- 
gungsfraft. Es ſtellt ſich danach heraus, daß nicht blos das Verfahren ver mecklenburgiſchen 
Regierung mit dem Geifte unjerer Zeit in völligem Widerjpruche fteht, jondern daß auch die 
Bundesverfammlung ihre Pflicht, Für die Aufrechtbaltung der den Unterthanen in ver Bundes⸗ 
arte zugelicherten Rechte zu ſorgen, wiederum buch Incompetengerflärung verſäumt hat. Bon 
mecklenburgiſcher Seite gedachte man fogar in Verlegung des Art. 16 noch weiter zu geben; es 
hatte nämlich unterm 11. Dec. 1852 der medlenburgifche Landtag einen Veſchluß gefaßt, monach 
die Nichtzugehörigkeit zur Landeskirche hinſichtlich einiger änbifcher Amter ein Ausſchließungs⸗ 
grund fein follte; darauf hin erfolgte nach mannihfahen Verhandlungen mit Regierung und 
Ständen im Juli 1854 eine zweite Beſchwerde ded Hrn. v. d. Kettenburg an den Bund, Dieömal 
in Gemeinfchaft mit dem gleichfalls katholischen Rittergutöbejiger v. Bogelfang. Unterm 2. Nov. 
1854 ſprach ſich vie Majorität der Reclamationscommiſſion zu Bunften diejes Antrags aus, da 
derfelbe eine ganz klare Berlegung des Art. 16 involvire; bevor es jedoch zur Abſtimmung in der 
Bundesverſammlung felbft kam, gab die mecklenburgiſche Regierung am 30. Nov. eine Erklä⸗ 
vung ab, wonach jenem Landtagsbeſchluß eine weitere über bloße Wünſche und Erwartungen 
hinausgehende Beveutung nicht zukomme, ba nach der medienburgiichen Berfaflung eine vechtö- 
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gültige Feſtſehung über derartige ſtaͤndiſche Berechtigungen und Befähigungen nur durch einen 
gemeinfamen Beichluß der beiden Lanbtage und des Landeßherrn zu Stande kommen Eönne. 
Auf Srund eined nochmaligen Berichts vom 12. April 1855 wurde dann am 8. Juni d. J. ein- 
flinımig beſchloſſen, daß Fein Grund (mehr) vorhanden ſei, der Beſchwerde zu entfprechen, wobei 
jedoch acht Stimmen der Meinung waren, es fel correeter, daß eingeflammerte Wort mehr” 
ganz wegzulaflen; der weitere Antrag des Ausſchuſſes, daß die mecklenburgiſche Negierung eine 
Erklärung über die rechtliche Bedeutung und Unwirkſamkeit jenes Landtagsbeſchluſſes zu 
geben Hatte, der durchaus der Sachlage entfprechendb war, wurde gegen Ofterreid, Baiern, 
Sadfen, Würtemberg, Großherzogthum Heffen abgelehnt. Was die Literatur über Art. 16 be- 
trifft, fo ſprechen fich faſt alle Kirchentechtslehrer gegen bie von un vertheinigte umfaſſende Be- 
dentung deſſelben aus; fo @ihhorn, „Kirchenrecht“, I, 303 ; Richter, „Kirchenrecht, 6. 72, 98; 
Walter, ,Kirchenrecht“, F. 51. Während dagegen die Staatsrechtslehrer auf unferer Seite ftehen, 
3.8. Zachariä, „Deutſches Staats: und Bundesrecht”, I, 411. Über den Kettenburg'fchen 
Fall find beſonders zu vergleichen für den Standpunkt der medienburgifchen Regierung: ‚Die 
katholiſche Religionsubung in Medlenburg- Schwerin, geſchichtlich und rechtlich” (Jena 1852), 
offlciell ; dann Mejer, ‚Der XVI. Artikel der deutfchen Bunbesacte”‘; „Die römifche Kirche und 
der Bundestag” in Kliefoth’Sund Mejer's, Kirchliche Zeitfchrift”, Jahrgang 1854, S. 236 fg.; 
Jahrgang 1855, ©. 575 fg. ; für den entgegengefegten Standpunkt iſt der befannte v. Linde 
ſehr thätig geweſen, es liegen nicht weniger als drei Schriften darüber vor, nämlich v. Linde, 
„Bemerkungen über die durch ein hriftliches Religionsbekenntniß bepingte Rechtöfähigkeit in den 
deutſchen Bundesflaaten”, in der ‚„‚Zeitfchrift für Civilrecht und Proceß“ (Neue Folge), X, 126 — 
212; derſelbe, „Gleichberechtigung der Augsburgifchen Confeſſton mit ver katholiſchen Reli⸗ 
gion in Deutſchland u. |. w.“ (Mainz 1853); derſelbe, „Betrachtungen fiber Selbſtändigkeit 
und Unabhängigkeit der Kirchengewalt u. ſ.w.“, im „Archiv für Öffentliches Mecht des Deutfchen 
Bundes’ (Gießen 1855), Bd. TI, Heft 1. 

Einen ganz andern Standpunkt wie die deutſche Bundesacte nahm endlich die deutſche 
Reichsverfaſſung vom 28. März 1849 ein; es heißt nämlich Abſchn. VI, Art.5, 66. 144— 146: 
„Jeder Deutfche hat volle Glaubens: und Gewiſſensfreiheit. Niemand iſt verpflichtet, feine re: 
ligiöfe Überzeugung zu offenbaren. Jeder Deutfche ift unbeſchraͤnkt in der gemeinfamen, haͤus⸗ 
lichen und Öffentlichen Übung feiner Religion. Verbrechen und Vergehen, welche bei Ausübung 
biefer Breiheit begangen werben , find nad) vem Gefege zu beſtrafen. Durch das religtöfe Be- 
tenntnip wird der Genuß der bürgerlihen und flaatöbürgerlichen Rechte weder bebingt noch 
beſchränkt. Den ſtaatsbürgerlichen Pflichten darf vaffelbe feinen Abbruch thun.’ (Droyfen, 
„Verhandlungen des Verfafſungsausſchufſſes ver deutſchen Nationalverfammlung‘, Leipzig 
1849, 1, 6 fg.) Dieſe Grundfäge find auch ſodann His auf die Beſtimmung, daß niemand 
verpflichtet iſt, feine religidſe Überzeugung zu offenbaren, in die dem Dreikoͤnigsbündniß zu 
Grunde gelegte Reichsverfaſſung vom 26. Mai 1849, Abſchn. VI, Art.5, $. 142 fg., über⸗ 
gegangen. - 

3) Die Entwidelung des deutfhen Territorialrehts feit ber Refor— 
mation. Immermehr Hatte ſich feit dem Weftfälifchen Frieden alles öffentliche Leben des 
deutſchen Volks in die Territorien zurüdgezogen, und alle Fortſchritte auf dem Gebiete des 
Rechts- und Staatölebens find hier in diefen engern Kreifen erfolgt. Auch die Religions⸗ 
freigett iſt erſt Hier wahrhaft zur Geltung gefommen. Wenn nad dem Weftfälifchen Frie⸗ 
den der confeffionelle Charakter jenes deutfchen Landes, abgefehen von ben Einflüffen des 
Normaljahres, lediglich abhängig war von ven Herzensüberzeugungen bed regierenden Herrn, 
fo zeigte ſich doch ſchon Früh ziemlich allgemein darin eine Kortentwidelung dieſes Zuftandes, 
daß unter Concurrenz der Landſtände die fubjective Willkür des Landesheren au auf dieſem 
Gebiete eingefchräntt, für den confefitonellen Charakter des Landes eine objective Grundlage 
gewonnen wurde. Bel allen möglichen Beranlaffungen wurben von den Lanbeöherren Rever⸗ 
falien, Affociationen, Majeftätöbriefe und mie foldhde Urkunden fonft benannt fein mögen, aus⸗ 
gefellt, wonad unabhängig von einem Wechſel der confeffionellen Überzeugung des Landes: 
herrn eine beſtimmte Religionsübung ein für allemal zu ver herrſchenden erhoben wurde, ber 
Landesherr bei etwaigem Übertritt nur auf eine private Religionsübung oder wolnur Haus- 
andacht eingejchränft fein follte. Aber damit blieb doc an fich für jedes Land ein beſtimmter 
eonfefitoneller Charakter aufrecht erhalten, e8 war nur gleihfam bad jus reformandi von ber 
Perfon des Fürſten auf das Land Übertragen; es gab noch Immer geographifch geſchiedene fa: 
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tholiſche und proteſtantiſche Länder, dazwiſchen vereinzelt auf Grund des Normaljahrs oher be⸗ 
ſonderer Privilegien katholiſche und proteſtantiſche Gemeinden. Erſt ſehr allmählich wurden 
dann die deutſchen Staaten aus katholiſchen und proteſtantiſchen zu varitätiſchen und gu ſol⸗ 
hen, in denen volle Religionsfreiheit herrſcht. | 

Was zunänft Oſterreich betrifft, fo Hatte ih anfangs gerade hier, namentlich in Böhmen, 
Schleſten und dem Erzherzogthum Ofierreich die Reformation mit ganz befonderer Kraft und 
Schnelligkeit ausgebreitet, auch war ed nach einigem Widerſtreben fritend der Regierung zu ge⸗ 
ſicherten Rechtszuſtänden gefommen, indem den dortigen Broteftanten freie Religionsübung 
in feierligen Tractaten bewilligt wurde, wie 1571 von Marimilian U., 1609 und 1619 von 
Matthias für das Erzherzagthum Oſterreich, Steiermark u. |. w., von Rudolf IL. 1609, 
Mattbiad 1611, Ferdinand II. 1617 für Böhmen und Schleflen. Indeflen, wenn irgendwo 
eine rückſichtsloſe und erfolgreiche Begenreformation durchgeführt wurde, fo geſchah Died unter 
vorzugsweiſer Betheiligung der Sefuiten und mit Unterſtütung gewiffenlofer Herrſcher eben 
hier; zum Schuge der bebrängten Blaubenäfreiheit entſtand die böhmifche Rebellion, daraus 
ber Dreißigjährige Krieg; der Weftfälifche Friede bat dann aber gerade für Oſterreich einen 
feften Rechtszuſtand nicht herbeigeführt. Nach ven Reformationspatent Ferdinand's IN. vom 
4. Jan. 1652, dem aber ſchon viele Ähnlich lautende Patente vorhergegangen waren, follten 
die Evangeliſchen binnen ſechs Wochen das Land verlaffen müſſen, fein Prediger oder Schul: 
meifler geduldet werben und bie Theilnahme am Gottesdienſt außerhalb des Landes verboten 
fein. Es fonnten fi vemgemäß Proteflanten nur unter dem Scheine, der roͤmiſchen Kirche an: 
zugehören, im Lande Halten; und die lange Zeit insgeheim evangelifch gebliebenen Salzburger 
mußten, als fie ſich 1733 evangelifch zu fein bekannten, in ven nachfolgenden zwei Jahren eben- 
falls theils nad) Ungarn und Siebenbürgen, theild nad) Deutfchland wandern. Vergebens hatte 
fih jchon früher der Große Kurfürft 1688 wegen der aus Tirol vertriebenen Slaubendgenoflen 
mit einer Vorftellung an den Kaifer gewandt: „Daß Eaiferlie Majeftät allergnädigſt gerufen 
moͤchten, das im instrumento pacis in ven gleichen Fällen verordnete beneficium emigratio- 
nis, welches ohnehin fo viel Kummer und Trübfal in ſich enthält, dieſen elenden Leuten doc 
zu flatten kommen zu laſſen, daß da fie von ihren Perfonen in gedachter Grafſchaft nicht mehr 
geduldet werben wollen, ihnen doch wenigſtens ihre armen unfchuldigen Kinder, fo ihnen bis⸗ 
her vorenthalten worben, verabfolgt und danebſt über ihre geringe Habſeligkeit die Dispofition 
verftattet werben möge.” Noch im 18. Jahrhundert wurde ganz nach diefen firengen Grund⸗ 
jägen verfahren. „Seit kurzen Jahren“, heißt es in einer Verordnung Karl's VI. vom 28. Dec. 
1725, „müſſen wir wieder hoͤchſt mißfällig vernehmen, mad maaßen ber in Unſerm Erbfönig- 
reich Böheim getilgte und fo ſtrafbar verrufene Fegerifche Irrthum hin und wieder befonders auf 
dem Lande unter dem einfältigen und leicht zu verführenden Bauernvolke ſich hinwiederum her- 
fürzuthun beginne.” Der Kaifer verfügte demnach, daß derjenige Unterthan, der irgendwie dem 
Berbrechen ber Härefie ald einem orimen publicum verfalle, das erfte mal mit einem einjährigen 
opere publico befttaft werben folle; beharre er bei feinem Irrthum, fo folle auch das zweite und 
dritte Jahr ihn diefelbe Strafe treffen; verfangete aber alles dieſes nichts, dann ſoll er gegen 
einen geſchworenen Halsreverd des Landes verwiefen, und jofern ex ſich daſelbſt wieder betreten 
ließe, mit dem Schwerte gerichtet werben; diejenigen aber, melde in opere publico zur wahren 
Kirche befehret und gleichwol nachher fih wieder zum Irrthumb gewendet haben, jollen, wenn ed 
Männer find, bie zu ven Galeren tauglich, mit diefer Strafe, dit Weiber und zur Ruderbank un⸗ 
tüchtige Männer aber fuftigiret und mit Verluſt ihres Vermögens auf ewig relegiret werben.‘ Wer 
einen fegerifchen Lehrer denuncirt, erhält unter Verihweigung feines Namens 1—200 El. ; 
Kaufleute und Händler, welche „einige Eeßerifche und von dem wahren katholiſchen Glaubens⸗ 
befenntniß abweihende Bäder in das Land einzufchleppen fih unterflehen, follten mit dem 
Schwerte gerichtet, ihre Güter confiscirt und dem Denuncianten ein Drittel ald Recompens ex 
publico gereicht werben‘. Lange Zeit hindurch waren nicht einmal den Proteftanten in Schle⸗ 
fien diejenigen geringen Rechte zu Theil geworben, die ihnen tin Weſtfäliſchen Frieden ga— 
tantirt waren; bie reichögefeglich gebotenen Verniittelungsverſuche der deutſchen evangeliſchen 
Fürſten waren ohne nachhaltigen Erfolg gewefen, bis endlich wiederum Schweben die erfehnte 
Hülfe brachte, indem Karl XU. den Kaifer Joſeph 1. nöthigte, durch die Sonvention von Alt: 
ranfläbt am 1. Sept. 1707 die Rechte des Weftfäliichen Friedens auch wirklih zu gewähren, 
mas durch den Executionsreceß yom 8. Febr. 1709 geſchah. Epochemachend find nun aber bie 
Toleranzgeſetze Joſeph's IT., namentlich das Hofdecret vom 20. Juni und das Toleranzeircular 
ber niederoͤſterreichiſchen Regierung vom 13. Oct. 1781. Gegenüber ven frühern Zufländen 
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begründeten dieſe Maßregeln einen erheblichen Fortſchritt, wenn fie auch oft in ihrer Bebeutung 
überigägt worben find. Joſeph U. war nämlich fehr weit davon entfernt, eine wirkliche Religionb⸗ 
freiheit zu gewähren; feine Conceſſtonen bezogen ſich lebiglich anf die augsburgifchen und helve⸗ 
tiſchen Religionsverwandten und die nit unirten Griechen, und fie beſtanden lediglich darin, 
dieſen Religiondparteien die Rechte ver privaten Ausübung ihres Cultud zu geftatten ; wo fi 
im Umkreis weniger Stunden hundert Familien befanden, durften fle ein eigenes Bethaus nebſt 
einer Schule erbauen, den welter Entfernten wurde geftattet, ſich in dad nächte, jedoch Immer in den 
k. £. Erblanden befindliche Bethaus, fo oft fie wollen, zu begeben ; e8 wurde aber ein Termin feft: 
gefeßt, innerhalb deſſen man fich über feine Zugehörigkeit zu einer akatholiſchen Religiondpartei 
zu erflären Hatte, nach Ablaufbeflelben war ver „Übertritt”' an erſchwerende Beningungen gebun: 
ven. „Die Bethäufer dürfen“, hieß es ferner, „fo es nicht ſchon anders iſt, kein Geläute, Glocken, 
Thürme und keinen Öffentlichen Eingang von der Gaſſe, fo eine Kirche vorftellen, haben, fonft 
aber foll es ihnen freiftehen, wie und von welchen Materialien fie e8 bauen wollen‘; die Führung 
der Kirchenbücher verblieb ven katholiſchen Geiſtlichen, das Aufgebot mußte, auch wenn beide 
Brantleute proteſtantiſch waren, in der fatholifchen Kirche geſchehen; die Proteftanten wurden 
nicht einmal aus dem bisherigen Parochialverbande gelaflen ; bie jura stolae verblieben im we⸗ 
fentligen dem parocho .ordinario vorbehalten ; pie Ausftellung ber bisher üblich geiwefenen Re⸗ 
verfe bei Heirathen von feiten ver Alatholifchen wegen Erziehung ver Kinder in ber roͤmiſch⸗ 
katholiſchen Religion foll infofern wegfallen, als bei einem Eatholifchen Vater alle Kinder in ber 
katholiſchen Religion erzogen werben follen, wa8 als eine Prärogative der dominanten Religion 
Hingeftellt wird, wohingegen bei einem proteftantifchen Vater und einer katholiſchen Mutter die 
Kinder dem Geſchlechte zu folgen haben; endlich können Acatholici zum Häuſer- und Güter: 
anfaufe, zu vem Bürger: und Meifterrechte, zu akademiſchen Würden und Civilbedienungen in 
Zufunft dispensando zugelaflen werden; e8 fol au ohne Rückſicht auf den Unterſchied der 
Religion in allen Wahlen und Dienftvergebungen, mie e8 bei dem Militär täglich ohne Anftand 
und mit Frucht gefhieht, auf die Nechtfhaffenheit und Fähigkeit dev Gompetenten, auf ihren 
Hriftlichen und moraliſchen Lebenswandel lepiglich ver genaue Benadıjt genommen werben. Von 
der Toleranz anderer Religionsgeſellſchaften war gar feine Rebe, und als unter dem allge: 
meinen Eindruck der Joſephiniſchen Mapregeln in Böhmen Deiften oder Abrahamiten hervor: 


traten, welchen legtern Namen fie ſich beilegten, weil fie dem Glauben des Erzvaters zu folgen 


behaupteten, der früher, al8 eine Offenbarung in ver Schrift verfaßt mar, Bott nach dem Fichte 
der Vernunft verehrt hatte, fo ergingen dagegen Negiminalrefcripte wie folgendes: „Ber 
immer, es ſei Dann oder Weib, jich bei der Obrigkeit als Deift anmeldet, full ohne weiteres, 
ohne gehört und zu einigem Unterricht verftattet zu werben, vierundzwanzig Prügel oder Kar: 
batſchenſtreiche auf den Hintern erhalten, und dieſe Strafe foll fo oft wiederholt werden, ald er 
ich wieder als Deift anmeldet, nicht weil er ein Deift ift, fondern weil er fagt, das zu fein, was 
er nicht weiß, was es iſt.“ Erſt die Vorgänge des Jahres 1848 Haben dann eine weitere Ent- 
widelung der Neligiondfreiheit in Ofterreich herbeigeführt, indem den Proteftanten damals eine 
volle Bffentlihe Neligionsübung zugeflanden wurde. Wie viefelbe bereitd in Ausſicht geftellt 
war durch den Erlaß vom 25. April 1848, jo Hat ſie durch Die prosiforifche Verordnung vom 
30. Ian. 1849 ihre Durdführung im einzelnen erhalten. Danady follen die bisher unter der 
Benennung „akatholiſch“ begriffenen proteftantifchen Confeſſionsverwandten in Ofterreich fünf: 
tig in amtlicher Beziehung mit vem Namen ‚‚Evangelifche ver Augsburgifchen oder Evangeliſche 
ver Helnetifchen Eonfeffion‘ bezeichnet werben; der Übertritt von einen: hriftfichen Bekenntniſſe 
zu einem andern fleht jedernann frei, der das achtzehnte Lebensjahr zurückgelegt hat, doch fol 
der Betreffende feine desfallfige Abficht in Gegenwart zweier felbfigemählter Zeugen dem Seel: 
forger der Kirchengemeinde, zu welcher er biöher gehörte, eröffnen und viefe Erflärung noch in 
einer Kirche ingleiher Weife wieberholen, über die Vornahme beider Acte find Zeugniſſe auszu: 
ftellen, die der Üibertretende dem Seelforger der Kirchengemeinde, zu welcher er übertritt, vor⸗ 
zumeifen hat. Die Tauf-, Trauungs= und Sterbebüder werden von den Seelforgern evanges 
lifch:augsburgifcher und enangelifch = helvetifcher Kirchengemeinden über bie von ihmen vorge: 
nommenen Arte ebenfo geführt, wie das bei den katholiſchen Geiſtlichen ver Ball ift; Stolge: 
bühren und andere Biebigfeiten an Geld und Naturalten für kirchliche Anıtshandlungen von 
feiten evangelifch:nugsburgifcher oder evangeliſch-helvetiſcher Konfeffionsverwandten an bie ka⸗ 
tholifchen Geiſtlichen ind aufgehoben, tnfofern fie nit für Amtshandlungen gefordert werden, 
welche der katholiſche Seelforger wirklich verrichtet, und Infofern es nicht dingliche, auf den Real⸗ 
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beſitz haftende Abgaben find; ebenfo die Abgaben an katholiſche Schullehrer, wenn eigene 
Schulen da find und die Kinder nicht in die katholiſchen Schulen geſchickt werden. Bel Ehen 
zwifchen nichtfatholifchen chriſtlichen Neligiondgenoflen hat das Aufgebot nur in ven gottes⸗ 
dienftligen Berfammlungen der Brautleute, bei Ehen zwiſchen Fatholifhen und nichtkatholi⸗ 
fen Religiondgenoffen in ver Kirche eines jeden berfelben zu gefhehen. Endlich wurden da⸗ 
mals die bürgerlichen und politifchen Rechte von dem Religionsbekenntniß unabhängig geflellt. 
Diefe Berbältniffe find durch die fpätern politifchen Veränderungen wenig berührt worden. 
Das octroyirte Patent über die Grundrechte vom 4. März 1849 gewährt die volle Glau⸗ 
bendfreibeit und das Recht „ver häuslichen Ausübung des Religiondbefenntniffes für jeder⸗ 
mann“, ein Grundfag, der jevoch mit der Wiederaufhebung der Orundrechte durch Patent vom 
31. Dec. 1851 wieder außer Wirkſamkeit gefegt zu fein fcheint, denn es iſt in dem Schlußfage 
deſſelben nur von einem dennoch flattfindenden Schuge „ver gefeglih anerkannten Kirchen und 
Religiondgefellihaften in ven Rechte der gemeinfamen öffentlichen Religionsübung u. f. w.“ 
die Rede. Die rechtliche Stellung der Proteftanten ift, was vie freie Öffentliche NReligionsubung 
und die gleichen bürgerlichen und politifchen Rechte betrifft, ſeitdem aufrecht erhalten worden und 
au durch dad Concordat wenigſtens nicht direct lädirt, wenngleich zugegeben werden muß, daß 
einige Nachtheile in der thatſächlichen Stellung der Proteftanten allervings dadurch herbeigeführt 
find, die namentlich damit zufammenhängen, daß der Staat im Concordat mehr ald billig wich 
tige Bunctionen des äußern Rechtslebens den Organen der Kirche übertragen hat; außerbem ift 
unbeftreitbar, daß bei einer Auslegung des Art. 1 des Concordats im Eatholifchen Sinne von der 
Griftenz einer proteflantifchen Kirche in Öfterreich überhaupt nicht mehr die Rede fein könnte, 
denn zu den, ‚Rechten und Vorrechten“, die der Eatholifhen Kirche „nach ven Geſetzen Gottes und 
den kanoniſchen Sagungen” zuftehen, muß es unzweifelhaft auch gerechnet werden, daß vie fatho- 
liſche Kirche als vie einzig berechtigte Feine andere neben fi zu dulden braudt. Neuerdings ift 
nun auch vie Gleichberechtigung ver proteflantifchen Kirche in Öfterreich im Gegenſatze zu blaber 
Freiheit derfelben ftärker betont worben. Nachdem nämlich bereit in dem Diplom vom 20. Oct. 
1860 ausgeſprochen war, daß die den Proteftanten zugeſicherte principielle @leihheit vor dem 
Geſetz auch Hinfigtli der Beziehungen ihrer Kirche zum Staate gewährt werben follte, daß ver 
Grundſatz der Gleichberechtigung aller anerkannten Gonfefitonen nad fämmtlicden Richtungen 

. des bürgerlichen und politifchen Lebens zur thatfächlichen vollen Beltung zu bringen fei, fo ver- 
orbnete nun dad fogenannte Proteftantengefeg vom 8. April 1861, 6.2: ‚Die volle Freiheit 
des evangelifchen Glaubensbekenntniſſes fowie pas Recht der gemeinfamen öffentlichen Reli: 
giondübung ift ihnen für immermährende Zeiten von und zugefihert. Es werben daher alle 
früher beftanvenen Beſchränkungen in Abſicht auf die Errihtung von Kirchen mit oder ohne 
Thurm und Bloden, auf die Begehung aller religiöfen Feierlichkeiten, melde ihrer Glaubens: 

. lehre entfprechen, auf die Ausübung der Seelforge, infowelt dieſe Beſchränkungen noch in 
Übung fein follten, hiermit außer Kraft und Wirkjamfeit gefegt und für null und nichtig er- 
Märt. Goangelifche, welche Feine eigene Gemeinde bilden, gehören zu der ihnen am nächſten lie: 
genden Gemeinde ihres Bekenntniſſes. Ferner iſt den Evangelifhen der Bezug und Gebrauch 
evangelifh=religiäfer und theologiſcher Bücher, insbeſondere der Heiligen Schrift oder der Be⸗ 
kenntnißſchriften unverwehrt.“ 

Weſentlich anders war die Entwickelung dieſer Verhältniſſe in Ungarn. Noch bedeutender 
als in den übrigen öſterreichiſchen Gebieten waren gleich von vornherein in Ungarn die Erfolge 
des Proteſtantismus geweſen, indem die Ausbreitung deſſelben zum Theil durch den eigenthüm⸗ 
lichen Umſtand begünſtigt wurde, daß das Land vielfach unter Occupation der Türken ſich be⸗ 

fand, die wegen ihrer völligen Indifferenz in Sachen des Chriſtenthums dem Proteſtantismus 
weit weniger gefährlich waren als die vom Eifer für pie fatholifche Kirche erfüllten öfterreichifchen 
Herrſcher. Erf gegen Ende des 16. Jahrhunderts fing man unter Rubolfan, bie evange⸗ 
life Kirche Ungarns mit größerer Strenge zu verfolgen; aber alsbald ſchlug auch die Unzufrie⸗ 
benheit darüber in helle Flammen aus, das Volk griff zu den Waffen und erzwang in furzer 
Zeit den Frieden von Wien vom 6. Aug. 1606, woburd bie freie Öffentliche Religionsübung 
für die Proteftanten IIngarnd von neuem zur Anerkennung gebracht wurde. Zwar wurde 
dieſer Rechtszuſtand nochmals in Frage geftellt, aber von neuem erhob man ſich gegen dig Ge⸗ 
walt, melde die Gewiſſen bevrüden wollte, und fo Fam es zu einer Beflätigung des ine 
Sriedend im Frieden von Linz 1645, der auf dem Reichstage von Presburg unter bie Reichs⸗ 
decrete aufgenommen und eine freie Religionsübung zu einer Zeit befeſtigt wurde, wo Fu en 
übrigen Öfterreichifyen Bebieten davon nicht die Rede war. Indeſſen trog biefer glnpfligen 
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Stellung des Proteſtantismus in Ungarn iſt nun doch das Beſtreben des habsburgiſchen Haufes 
durch anderthalb Jahrhunderte darauf gerichtet geweſen, wie in jeber andern Beziehung fo auch 
in diefer die felbfländigere Stellung Ungarnd zu brechen; und was man im offenen Kanıpfe 
nit Hatte erreichen koͤnnen, das erreichte man durch die fillen Mittel der Begenreformation, 
durch das unabläffige Wirken der Iefuiten wenigftend infoweit, baß zahlreiche Übertritte, na= 
mentlid von feiten der Magnaten, flattfanden, und auch die Majorität des Reichstags wieder 
tatholiich wurde. , Was längere Zeit hindurch vorbereitet war, wurde endlich durch Karl VL in 
einer Refolution vom 21. März 1731 zur Ausführung gebracht, indem der proteſtantiſchen 
Kirche nur ein Privaterercitium, und aud das nur an gewiffen Orten, geftattet wurbe, an an⸗ 
dern Orten fei zwar die Hausandacht und der Gebrauch religiöfer Bücher innerhalb ver Fa: 
milien nicht verwehrt, doch dürften dazu andere nicht zugelaffen werden, und bie Stola fei an bie 
fatholifchen Pfarrer zu entrichten ; die Eheprocefje wurben der bifhöflichen Jurisdiction zuge⸗ 
wiefen, bie gemifchten Ehen follten vor dem Fatholifchen Pfarrer abgefchloffen werben. In vie: 
fem Zuſtande blieb die proteftantifche Kirche lingarns unter Maria Thereſia, und ein Verſuch 
Friedrich's des Großen, bier zu Bunften feiner Glaubensgenoſſen zu interveniren, war ganz 


ohne Erfolg. „Wider den Elaren Inhalt der mit den Ungarn, ſelbſt unter Mebiation fremder 


Botentien, geſchloſſenen Verträge” , fehrieb Friedrich ver Große an den Garbinal und Fürft: 
biſchof von Breslau, Grafen Schaffgotich, „würde den Evangelifchen in Ungarn eine Kirche nad 
ber andern unter den frivolften Präterten weggenommen , viefelben auch fonft im bürgerlichen 
Zeben auf das Außerfte dhicaniret und dergeftalt behanvelt, daß man faft auf den Gedanken 
geraten follte, es fei mit Fleiß dahin abgefehen, fie zur Verzweiflung und zur Ergreifung 
folder Maßregeln zu treiben , woraud man demnächſt gemaltfame Mittel entlehnen fönnte; er 
feinerfeit8 Babe nun durchaus feine Sympathien für die Ungarn, bie ihn ja noch vor kurzem fo 
tapfer befämpft hätten, auch Eönnten an fich derartige Zuftände in fremden Ländern dem eigenen 
Intereffe nur vortheilhaft fein, es fei blos Mitgefühlmit feinen Religiondgenoffen, mas ihn wün- 
ſchen ließe, daß dieſer Zuſtand aufhören möge; eine directe Verwendung des preußiſchen Cabinets 
in Wien werde den gewünfchten Erfolg jedenfall® nicht Haben, venn dort fei man in dieſer Frage 
nicht einmal auf die Rathſchläge der vertrauteften Alllirten eingegangen; auch liege die Schuld 
weniger am Hofe ald an der Kleriſel, welche eben die Ausrottung der Proteflanten in Ungarn 
beſchloſſen Habe; es jelen alfo Vorſtellungen an ven Klerus nothwendig, namentlich der Hin⸗ 
weis auf die Nachwelt und auf eine zu übende Reciprocität, ver Kürftbifchof, fo embarrassant und 
intricat auch eine ſolche Commiſſion ihm vorkommen möge, werde nun gebeten, ſolches befagter 
Klerifei gehörig zu Infinuiren.” Wohl wandte ih Graf Schaffgotſch unter Beilegung bes koͤnig⸗ 
lien Schreibend an ven Papſt, und wohl machte die Intervention auf Benebict XIV. Einprud, 
der bereit war, an Die ungarifchen Bischöfe zu ſchreiben, damit fie nicht, während fie dem Leben 
der Kirche an einem Orte Nutzen zu verfhaffen Hofften, vemjelben anderswo Beſchwerden verur: 
fachten; indeſſen von einem Erfolge hat man nichts gehört. Unter dieſen Umſtänden war ed 
ſchon ein Kortfägritt, wenn das Toleranzpatent, welches Joſeph I. am 25. Oct. 1781 für Ungarn 
erließ, ven ungarifchen Proteftanten viefelben Freiheiten zuficherte, vie jie in ven deutſch-ſla⸗ 
wilden Kronländern eben damals bekommen hatten. Erſt Leopold II., der überhaupt auf ge- 
feglid = conflitutionellem Pege feine Regierung in Ungarn führen wollte, hat den Rückſchritt 
zum geſetzlichen Zuſtande vollzogen, indem er auf dem Landtage von Presburg 1790— 91 den 
$. 26 in Betreff ver Religionsangelegenheiten zu Stande brachte, wodurch ausgeſprochen wurde, 
daß der Stand der Neligionsfreiheit wiederum für ewige Zeiten auf die Örundlage der Ge⸗ 
fege von 1608 und 1647 zurüdgeführt, ver Wortlaut des Wiener und Linzer Friedens⸗ 
fchluffes erneuert werben folle, ſodaß demgemäß ven ungarifchen Proteftanten wieder volle 
Öffentliche Religiondübung zufonmt, wie das auch in den einzelnen Poſitionen des Art. 16 
näher durchgeführt und feltvem nicht wieder In Frage geftellt worden iſt; denn bie fpätern 
Kämpfe der proteftantiichen Kirche Ungarns mit dem öſterreichiſchen Standpunkt beziehen ſich, 
wie wir fehen werden, auf ganz andere Verhältnifie. Vgl. Barth:Barthenheim, „Das Ganze 
der öfterreichifchen politifchen Adminiſtration“ (1841), II, 697— 824, Abth. 1, 2; Helfert, 
„Die Rechte und Verfaſſung der Akatholiken in dem Öfterreihtifchen Kaiſerſtaat“ (oritte Auf: 
lage, 1843); Kuzmaͤny, „Lehrbuch des allgemeinen und oͤſterreichiſchen evangeliſch-proteſtan⸗ 
uſchen Kirchenrechts (Wien 1856), ©. 208 fg., 431 fg.; derſelbe, „Urkundenbuch zum oͤſter⸗ 
reichiſch⸗ evangeliſchen Kirchenrecht“ (Wien 1856); Dohm, „Denkwürdigkeiten“, Il, 272 fg. 
Einen ganz andern Gang nahm die Entwickelung ver Glaubens- und Cultusfreiheit auf 
bem Boden des preußifchen Staats. Im Jahre 1539 hatte der Kurfürſt Joachim II. die Refor⸗ 
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mation in der Mark Brandenburg vollzogen; ſehr bald wurde die lutheriſche Kirche im ganzen 
Gebiete die audfchlieplich herrſchende, und wenn vie katholiſche Religionsũbung ſich an einzelnen 
Orten, namentlich an den Sitzen der Biſchöfe von Havelberg und Lebus, noch eine Zeit lang 
erhielt, fo hörte das doch fett der Mitte des 16. Jahrhunderts auf; ſeitdem herrſchte in ver 
Mark Brandenburg fo gut wie in den andern deutſchen Territorien dad Syſtem völliger con⸗ 
feſſioneller Abgeſchloſſenheit. Da erfolgte im Jahre 1614 der Übertritt des Kurfürften Johann 
Sigismund zur reformirten Gonfeflion, ein Ereigniß, weldhe8 neuerdings von dem Geſchicht⸗ 
Schreiber ver preußifhen Politik in feinen Wirkungen mit den Vorgängen des Jahres 1808 
verglichen worden iſt und jedenfalls den erften, wenn auch ſchwachen Anfang von Religions- 
freiheit in dieſen Landen mit fi) führte, denn ed waren von nun an zwei Kirchen in der Marf 
nebeneinander berechtigt; die lutheriſche follte in allen ihren Nechten gefchligt bleiben, der Lan: 
desherr verzichtete ihr gegenüber auf die firenge Geltenninahung des Reformationsrechte, ven 
Bekennern der reformirten Lehre follte aber ein simultaneum religionis exercitium eröffnet 
werden. Um dieſelbe Zeit erfolgte dann jener erfte bedeutende Länderzuwachs, der Erwerb des 
Herzogthums Preußen und der jülich-kleviſchen Gebiete ; und wie nun dadurch Das brandenbur⸗ 
gifche Staatsweſen bereitd zur erften Territorialmacht in Deutſchland fi erhob, der Grund zu 
feiner europäiſchen Stellung daburd gelegt war, fo zeigte ſich fofort, daß der fu vergrößerte 
Staat den Grundſaz confeffioneller Ausſchließlichkeit noch weiter würde fallen laſſen müſſen, 
daß nur unter dieſer Vorausſetzung die Vereinigung der verſchiedenſten deutſchen Gebiete in 
Einer Hand erfolgen könne. Durch den Erwerb der jülich-kleviſchen Gebiete erlangte nur die 
Duldung der reformirten Confeſſion eine weitere Veranlaſſung, da die dortigen Unterthanen 
faſt ausſchließlich derſelben anhingen und nur unter der Bedingung der Aufrechthaltung der re⸗ 
formirten Religionsübung der Anfall erfolgte; Hat man doch ſogar behauptet, daß der Übertritt 
des Kurfürften Johann Sigiömund nicht zum geringften durch das Motiv beftimmt worvden fei, 
fich diefe neuen Uinterthanen enger zu verbinden. Von ganz eigenthümlicher Bedeutung für die 
Entwickelung der Glaubens⸗ und Cultusfreiheit war denn aber der Erwerb des Herzogthums 
Preußen; einerfeit3 Hatte bier der Katholicidömud unter dem Schutze des polnijchen Lehns⸗ 
herrn in einzelnen Gegenden feine berechtigte Eriftenz behalten, deren Schub von feiten der 
brandenburgifhen Kurfürften ausprudlich anerkannt werden mußte, dann aber hatte ſich Hier 
ſchon eine viel weiter gehende Neligiongfreiheit deshalb entwideln Fönnen, weil Preußen nicht 
zum Deutſchen Reiche gehörte, alfo ven Beſchränkungen der Reichsgeſetze nicht unterworfen war, 
während in Polen und ven von Polen abhängigen Gebieten in jener Zeit die religtöfe Duldung 
eine ziemlich weite Auspehnung hatte; fo waren in Herzogthum Preußen bereit Religiondge: 
meinfchaften recipirt, die nach Reichsrecht zu ven verbotenen gehörten. Der Große Kurfürft ging 
dann auf biefer Bahn meiter; zwar gegen die Zulaffung antitrinitarifcher und ſocinianiſcher 
Gemeinden, welche die Lehre von der Dreieinigfeit Gottes und der göttlihen Natur Chrifti nicht 
anerfannten und fi von Polen aus in die Neumark verbreiteten, ergingen Landtagsabſchiede 
und Negierungsrefcripte ald durch den Weftfälifchen Frieden verbotene Sekten; wenigftens 
ein Religionsexercitium foll denfelben nicht gewährt werden, wenn fie auch als einzelne Fa⸗ 
milien, folange fle ſich ſtill und friedlich verhalten, geduldet werden ſollen; indeſſen Hielt fich 
doch ſchon der Große Kurfürft für befugt, folde Religionsgeſellſchaften in feine deutſchen 
Staaten aufzunehmen, welche zwar nicht in dem Weftfälifchen Brießen fpeciell und namentlich 
bezeichnet waren, dagegen mit ven dafelbft ſpeciell und namentlich genannten auf gleicher 
Grundlage des Glaubens ftanden. Died Princip kam zur Anwendung bei der Aufnahme ber 
franzoͤſiſchen Nefornirten, indem dieſe nad Aufhebung des Edicts von Nantes dur ein 
kurfürſtliches Ediet vom 29. Det. 1685 in die brandenburgiſchen Staaten eingeladen wur⸗ 
den unter ver Zufiherung, ihre Religion in franzoͤſiſcher Sprache nad den Gemohnheiten 
und mit venfelben Gebräuchen, vie bis dahin unter ihnen in Frankreich üblich geweien, aus- 
üben zu bürfen, während doch nach dem Wortlaute des Weſtfäliſchen Friedens es zweifelhaft 
fein fonnte, ob die Aufnahme der franzoͤſiſchen Reformirten veihögefeglich zuläfiig war, denn 
der MWeitfälifche Friede benannte nur die augsburgiſchen Konfefjiondverwandten und Die: 
jenigen unter ihnen, die ven Namen Reformirte führen; auf die deutſchen Neformirten paßte 
diefe Bezeichnung vollkommen, denn fie bekannten fi zur Augsburgiichen Confeffion, wenn 
auch zu ver Bariata von 1540, dagegen auf die franzöfifchen Reformirten paßte fle infofern 
nit, ald von der reformirten Kirche Frankreichs nicht die Augsburgiſche Confeſſion, fonvern 
die Confessio gallicana ald die Grundlage der kirchlichen Bereinigung aufgeftellt worden war. 
Während fo der Große Kurfürft auf der einen Seite über den firengen Sinn des Reichdrechts 
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hinausging, fo war Dagegen eine allgemeine Dulvung ver Katholiken noch kelneswegs vurchzu⸗ 
führen; vie märfifgen Stände Hatten ſich unter dem Großen Kurfürften auf das entſchiedenſte 
gegen eine venfelben gugeftattende Meligionshbung erklätt; erfi unter Friebtich Wilhelm 1. wurde 
mit ver Anlegung der Gewehrfabriken in Potsdam und Spanbau und ber Überfledelung katho⸗ 
liſcher Arbeiter aus der Gegend von Luͤttich an dieſe Orte ein katholiſcher Gottesdienſt nafeldft ein- 
gerichtet; Friedrich Wllheln I. erlaubte fogar in Berlin ein eigenes Bethaus am Doͤnhofaplatze, 
daneben noch einen Betfaal In ver Krauſenſtraße; er begünftigte die Wirkfamkeit einiger Domiti- 
canermifflonare für feine Latholifgen Soldaten, und verordnete in dem Reglement für Dad von 
ihm gefliftete Militärwaiſenhaus in Potsdam, „es folle ein jeder von ven Jungens in feiner Relt- 
gion, darinnen er geboren und erzogen, gefchäget und kein Gewiſſenszwang eingeführt werben, 
es folle ver katholiſche Pater denen Eatholifchen Knaben in ihrem Katehismus informiren und 
Unterricht geben‘; es exregte das alles vie hoͤchſte Befrievigung in der Eatholifden Welt, und In 
einem rbmifhen Actenftüd aus dem Jahre 1730: „Relatione delle missioni negli stati del 
Marchese di Brandenburg”, wird bie dort herrfchenne Gewiſſensfreiheit hoͤchlichſt gelobt; 
eine völlige @laubensfreibeit herrſchte übrigens bei dem großen Regimente in Potsdam, ed 
wurden für Ruffen und Raizen (Griechiſch-Katholiſche in Ungarn) eigene Geiftliche verſchrie⸗ 
ben, ven lutheriſchen und reformirten Ungarn der Sprache wegen ein eigener Seelforger ge⸗ 
halten, und die 22 Türken, die der Herzog von Kurland geſchenkt hatte, hielten nach ver Parade 
ihren mohammebanifchen Bottesbienft. Einen fehr bedeutenden Fortſchritt aufdieſer Bahn bezeich- 
net dann aber die Regierung Friedrich's des Großen. Es war in den erfien Wochen nach feiner 
Tpronbefteigung, als der Minifter des geiftlihen Departements und Präflpent des Conſiſtoriums 
v. Brandt famınt dem Gonfiftorial= Vicepräfldenten v. Reichenbach berichteten, die römiſch⸗ 
katholiſchen Schulen für pie Solpatenfinder jened Glaubens, beſonders in Berlin, gäben Anlaß, 
daß gegen den landesherrlichen Befehl vom 16. Nov. 1632 Proteflanten zum Katholicismud 
verleitet würden, ſolches Habe ver Beneralfiscal Uhden ihnen mitgetheilt, fie fragten alfo au, ob 
die katholiſchen Schulen bleiben follten; damals geſchah es, daß ver König an den Rand dieſes 
Berichts Ihrieb: „Die Religionen Müfen alle Tolleriret werben, und Mus ver Fidcal nuhr bad 
Auge varauf Haben, das feine der andern Abrug Tube, ven hier mus ein jeder nach Seiner Faßon 
Selich werben.” Ald dann am 4. Dec. 1746 der Juſtizminiſter v. Cocceji an den König Trieb: 
„Gw. koͤnigl. Daj. haben mir unterm 20. Sept. a. c. allergnäbigft befohlen, gründliche Nach⸗ 
richt einzuziehen, ob ven katholiſchen Eingefeflenen in Oſtfriesland ein Öffentlicher Gottesdienſt 
und Haltung eine? Vaters geftattet werden koͤnne, und ob ſolches nicht winer die Landesgeſetze 
laufe; nad eingegangener Nachricht findet fih, daß ohne Verlegung ver Landesverfafſung und 
der Concordate dem Geſuche nicht deferirt werden Eönne, und nicht einmal das privatum exer- 
citium religionis (als welches durch die faiferliche Salve garde erſt eingeführt worden) erlaubt 
fei. Ew. Maj. würden auch nicht das Geringfte dabei profitiren,, well in ven Flecken Wehner 
mehrentheils ſchlechte Leute dadurch dahingezogen werden pürften; indeß muß ich alles lediglich Ew. 
fönigl. Maj. allergnädigſter Reſolution überlaffen. Da verfügte Friedrich der Große abermals 
ganz lakoniſch: „Ich erlaube ihnen das freye Exsersisse ihrer Religion nebft Pater und was 
dazu gehört.” So geftattete er auch durch beſonderes Patent vom 22. Nov. 1746 ven Römiſch⸗ 
Katholiſchen in Berlin, „zu ihrem freien und ungehinderten Gottesdienſt eine Kirche zu bauen, 
jo groß als fle foldhe immer haben wollen ober koͤnnen, mit einem oder mehreren Thürmen, 
groß und kleinen Glocken, ohne einigen Vorbehalt und Widerrede“. Es verfteht fi danach 
von ſelbſt, daß Friedrich der Große auch den Katholiken in den neuerworbenen Landestheilen, 
namentlich in Schleſien, Weftpreußen und den übrigen polnifchen Gebietötheilen eine freie 
öffentliche Neligionsubung gewährte; fo Hieß ed namentlich im Berliner Frieden Art. 6 (wie: 
derholt im Hubertusburger Frieden Art. 14): „Die katholiſche Religion wollen Se. Maj. in 
Preußen, in Schleflen in statu quo erbalten...... jedoch mit jeglichen Vorbehalt der den da: 
biefigen Proteftanten zu erflattenden Gerwifiensfreiheit und der dem Souverän zuftehenden 
Gerechtſame.“ Friedrich der Große ging aber noch weiter, er nahm reltgiöfe Genoſſenſchaften 
in feinen Staaten auf, die noch entſchiedener als vie franzoͤſiſchen Neformirten nad Reichsrecht 
verboten waren, nicht blos die Böhmifchen und Mährlſchen Brüdergemeinden, ſondern aud) die 
Mennoniten und andere, die in den außerbeutfchen Gebieten des preußlfchen Staats ſchon 
länger geduldet worden waren. Darin war gerade Friedrich der Große groß, daß er die Le⸗ 
benssebingungen feines Staats erfannte und demgemäß handelte; nichts Tonnte aber ver 
Natur gerade dieſes Staatöwefens mehr zuwider fein, als in religidfer Einſeitigkeit ſich abzu⸗ 
ſchließen, es mußten im Gegentheil bei den geringen materiellen Machtmitteln, Uber die man 
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gebot, alle moraliſchen und geiſtigen Impulſe gewectt werben, und man mußte die Grenzen ver 
Duldung ſo weit ziehen, um allen religioͤſen Gegenſätzen, die Deutſchland enthält, in Preußen 
eine Stätte zu bereiten. Während ber Regierung Friedrich Wilhelm's II. erfolgte dann unter den 
Aufpicien der Frau v. Lichtenau eine Periode Firlicder Reaction; trog aller Phraſen, die den 
Sachverhalt verhüllen jollten, enthält das Wöllner’sche Religiondediet, die Berorbnung vom 
9. Zuli 1788, einen Rüdfcpritt gegenüber ven Grundfägen des Großen Königs; wie betreffende 
Stelle lautet: „Es foll die ven preußiſchen Staaten von jeher eigenthünlich geweſene Toleranz 
ber übrigen Seften und Religionsparteien (außer ven drei chriſtlichen Hauptconfeſſionen) ferner 
aufrecht erhalten und niemand der mindefle Gewiſſenszwang zu feiner Zeit angethan werben, 
folange ein jeder rubig als ein guter Bürger des Staats feine Pflicht erfüllt, feine jedesmalige 
befondere Meinung aber für fi) behält und ji forgfältig Hütet, ſolche nicht auszubreiten over 
andere dazu zu überreben und in ihrem Glauben irre und wankend zu maden. Denn ba jeber 
Menic für feine eigene Seele allein zu forgen hat, fo muß er hierin ganz frei handeln können, 
und nah unferm Dafürhalten hat ein jeder chriſtlicher Regent nur dahin zu fehen und dafür 
zu forgen, das Volk in dem wahren Chriſtenthum treu und unverfälfcht durch Lehrer und Pre— 
diger unterrichten zu laffen und mithin einem jeden vie Gelegenheit zu verſchaffen, ſelbiges zu 
erkennen und anzunehmen. Ob ein Unterthan nun aber biefe gute, ihn fo reichlich dargebotene 
Gelegenheit zu feiner Überzeugung nügen und gebrauchen will oder nit, muß feinem eigenen 
Gewiſſen völlig anheimgeftellt bleiben. Die in unfern Staaten bisher oͤffentlich geduldeten 
Sekten find außer der jüdischen Nation die Herrnhuter, die Mennoniten und die Boͤhmiſchen 
Brübergemeinden, welche unter landesherrlichem Schuß ihre gotteövienftlihen Verſammlungen 
halten und dieſe dem Staate unfchäbliche Freiheit ferner ungeftört behalten follen. In ver 
Folge aber fol unſer geiftliches Departement dafür forgen, daß nicht andere der chriſtlichen Re⸗ 
(igion und dem Staate ſchädliche Bonventicula unter dem Namen gotteöbienftliher Verſamm⸗ 
lungen gehalten werden, durch welches Mittel allerlei ver Ruhe gefährliche Menſchen und neue 
Lehrer fih Anhänger und Profelgten zu maden im Sinne haben mödten, wodurch aber vie 
Zoleranz fehr misbrauchet werben würde.” Jedoch ſchon unter diefer Regierung wurbe ein 
weiterer Fortſchritt erreicht; das Allgemeine Landrecht für die preußifchen Staaten vom 
5. Bebr. 1794 huldigt von neuem den Grundſätzen, die felt einem Jahrhundert bereits befolgt 
waren, und bie hier zum erften mal theoretifch in principieller Faſſung aufgeftellt wurden. Das 
Allgemeine Landrecht geht in Thl. II., Tit. 11, davon aus, „jenen Einwohner im Staate für 
feine Berfon volllommene Glaubens = und Gewiſſensfreiheit“ zu fichern; „ver Begriff ver Ein- 
wohner bed Staats von Gott und göttlichen Dingen, der Glaube und der innere Gottesdienſt 
fönnen fein Gegenfland von Zwangsgeſetzen fein; niemand ift ſchuldig, über feine Privatmei- 
nungen in Religionsfaden Vorſchriften vom Staate anzunehmen ; niemand fol wegen feiner 
Religionsmeinungen beunruhigt, zur Rechenſchaft gezogen, verfpottet oder gar verfolgt wer- 
ben; jedem Bürger des Staats, welchen die Geſetze fähig erkennen, für ſich ſelbſt zu urtheilen, 
ſoll die Wahl der Religionspartei, zu welcher er fich halten will, freiftehen; durch Berufung auf 
abweichende Glaubensanfichten kann jedoch ber einzelne ſich gegen die durch vie allgemeinen 
Landesgeſetze bebingten civil= und firafrechtlihen Folgen feiner Handlungen nur dann fhügen, 
wenn das Geſetz zu Bunften feiner Glaubensgenoſſen eine Ausnahme von einzelnen allge= 
meinen Beitimmungen nachgelaffen bat; und inſoweit er durch feine eigenthümlichen Religions: 
anfichten verhindert wird, diejenigen Rechtohandlungen vorzunehmen, deren Form nad) den 
Befegen durch beftimmte veligiöfe Überzeugungen bedingt ift, muß er ſich die Daraus folgende 
Berminderung feiner bürgerlichen Rechtsfähigkeit gefallen laſſen“. Hinſichtlich ver religidfen 
Vereinigung unterſcheidet dann das Landrecht genuldete und Öffentlich aufgenommene Kirchen- 
geſell ſchaften, ein Unterfchieb, ver im ganzen mit der gemeinrechtlichen Unterſcheidung zwifchen 
publicum und privatum religionis exercitium zufammenfällt; eine geduldete Kirchengeſell⸗ 
haft genießt freie Ausübung ihres Gottesdienftes; in ihrer gefellfhaftlihen Bereinigung Hat 
fle aber nur die Rechte einer erlaubten Kirchengeſellſchaft; fie darf fich nur eonftituiren mit Er⸗ 
laubniß der Obrigkeit, unter deren fortvauernder Aufſicht fie flebt; ihre Mitglieder werben in 
rechtlicher Beziehung nach wie vor ald Angehörige derjenigen Religionspartei angejehen, zu der 
fie bis dahin gehört Haben, infofern nicht befondere Befege davon eine Ausnahme begründen ; 
über die Prineipien, nach denen vie Stantögewalt bei der Conceſſionirung folder Religions- 
gefellfhaften verfahren ſoll, ift zwar ausdrücklich nichts beſtiumt worden, es ift nur gefagt, daß 
jede Kirchengeſellſchaft verpflichtet if, ihren Mitglievern Ehrfurcht gegen bie Gottheit, Ge⸗ 
horfam gegen bie Geſetze, Treue gegen ven Staat und ſittlich gute Geſinnungen gegen ihre Mit⸗ 
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glieder einzuflößen habe, und es ift ferner gefagt, ab jede um Duldung nachſuchende Religions: 
geſellſchaft den Beweis zu führen habe, daß ihre Meinung dieſem Grundſat nicht zumiverlaufe ; 
es iſt nun zwar nicht ausdrücklich gefagt, daß umgekehrt jene neue Religtonsgefellfchaft, ſobald fie 
dieſe Bedingungen erfüllt, nun auch ihrerfeitd Anſpruch auf Duloung habe, doch läßt ſich aus 
der Vergleichung mit andern Stellen des Allgemeinen Landrechts vermuthen, daß viefer Ge⸗ 
danke allerdings der maßgebende gewefen fei, denn es foll nur die Ausbreitung folder Meli- 
gionögrundfäge, welche jenen Normen zuwiderlaufen, verhindert, e8 foll nur dann der Verſuch, 
eine neue Sekte zu fliften, inhibirt werben. Dagegen haben vie öffentlich aufgenommenen Kir⸗ 
chengeſellſchaften die Rechte privilegirter Gorporationen,, e8 kommt ihnen aljo eine vermögens- 
rechtliche Berfönlichkeit zu, ihre Geiſtlichen Haben die Rechte Öffentlicher Beamten, namentlich 
Ööffentlihen Blauben, fowie Befreiung von ſtaatlichen Laflen, das kirchliche Vermögen ge: 
nießt der Rechte der Minderjährigen und gewifler Vorzüge im Concurs, die gottes dienſt⸗ 
lihen Gebäude genießen der Exemtion von Öffentlichen Laſten und ver Vorrechte öffent: 
licher Staatsgebäude. In einem durchaus freifinnigen @eifte ſprach fih Friedrich Wil- 
Helm II. bald nad) feiner Thronbefleigung aus; in einer Cabinetsordre vom 12. Jan. 1798 
beißt es: „Ich ſelbſt ehre die Religion und folge gern ihren beglüdenden Vorftellungen und 
mödte um vieles nicht über ein Volk herrſchen, welches feine Religion Hätte, aber ich weiß 
. au, daß fie die Sache des Gefühle, des Herzens und ber eigenen Überzeugung fein und bleiben 
muß, und nicht Durch methodiſchen Zwang zu einem gedankenloſen Plapperwerk herabgewür- 
digt werden darf, wenn fie Tugend und Nechtichaffenheit beförbern fol. Bernunft und Philo⸗ 
jophie müffen ihre ungertrennlichen Gefährten fein, dann wird fie Durch fich ſelbſt beftehen, ohne 
ber Autorität derer zu bebärfen, bie es ſich aumaßen wollen, ihre Lehrſätze Fünftigen Jahrhun⸗ 
berten aufzubrängen und ven Nachkommen vorzufchreiben, wie fie zu jeder Zeit denken follen. 
Wenn ihr bei ver Leitung euers Departementö nad echten Iutherifchen Grundſätzen verfahrt, 
welche jo ganz dem Beifte und der Lehre des Stifterd unferer Religion angemefien find; wenn 
ihr dafür jorgt, daß Predigt- und Schulämter mit rechtſchaffenen und geſchickten Männern be: 
jegt werden, die mit der Kenntnis der Zeit, beionders der Exegeſe fortgefhritten iind , ohne ſich 
an dogmatiſche Subtilitäten zu kehren, jo merbet ihr es bald einſehen koͤnnen, daß weder 
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Halten, und ihren wohlthätigen Einfluß auf das Glück und die Moralität aller Volksklafſen zu 
verbreiten.” Bei den lanprechtlihen Grundſätzen blieb dann der preußifcge Staat über ein 
halbes Jahrhundert hindurch ftehen, ja dieſelben fanden kaum praktifche Anwendung, fie waren 
mehr nur eine theoretifche Verzierung ; es fehlte an Veranlaffungen, um fie frei ins Leben hin⸗ 
austreten zu.lafien. Bine ſolche Veranlaffung bot ſich zuerft, abgejehen von ven Verbältniffen 
ber von ber unirten Landeskirche feparirten fogenannten Altlutheraner, welche durch die Gene⸗ 
raleoncefjion des Jahres 1845 wefentlich Die Rechte der Sffentlichen Religionsübung befommen 
Hatten, in den auf dem Gebiete fowol des Katholicismus wie des Proteſtantismus im Laufe der 
vierziger Jahre hervortretenden religidfen Bewegungen. Schon in der Gabinetöorbre vom 
4. März 1845 hatte ſich König Friedrich Wilhelm IV. dahin ausgefproden, „daß bie gefeglichen 
Befimmungen über @laubend= und Gewiſſensfreiheit zur vollen Wahrheit kommen follten, daß 
vollſtaͤndige Barantien gegeben werben müßten, daß der Austritt auß der beftehenven Kirchenge⸗ 
meinſchaft für die Austretenden in keiner Weife eine Schmälerung der bürgerlichen Rechte zur Folge 
Haben und von jeiten des Staats der Bildung neuer Religionskirchengeſellſchaften, ſobald deren 
Lehr und Brundfäge mit den Rückſichten auf das allgemeine Staatswohl nicht im Widerſpruch 
ftehen, nichts in-ven Weg gelegt werde. Man glaubte demgemäß ſich mit einer Republication 
der landrechtlichen Beſtimmung begnügen zu können, und fo erfolgte dad Patent, die Bildung 
neuer Religionsgefellichaften betreffend, vom 30. März 1847 ; mit vemfelben wurde eine von dem 
Staatsminifterium veranftaltete Zufammenftellung der im Allgemeinen Landrechte enthaltenen 
Vorſchriften über Glaubens- und Religionsfreiheit zur Öffentlihen Kunde gebracht und zu: 
glei exflärt, daß ben Unterthanen bie in dem Allgemeinen Landrecht ausgeſprochene Glau⸗ 
bens= und Bewifjensfreiheit unverfümmert aufrecht erhalten, auch ihnen nad) Maßgabe der 
allgemeinen Landesgeſetze die Freiheit der Vereinigung zu einem gemeinfamen Bekenntniſſe 
und Gottesdienſte geflattet werden folle; e8 wurde dann meiter beflimmt, daß wenn ſich eine 
neue Religionsgeſellſchaft mit einer ver durch den Weftfälifchen Friedensſchluß In Deutſchland 
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ben ein Kirchenminiſterium eingerichtet werde, dieſem bei der Genehmigung ver Geſellſchaft zu: 
gleich Die Berechtigung zugeflanden werben ſolle, in ben Landestheilen, wo das Allgemeine Lands 
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recht ober bad gemeine beutfche Recht gelte, ſolche Die Begründung und Feſtſtellung bürgerlidger 
Nechtöverhältniffe betreffende Amtähanblungen, welche nach ven @efegen zu dem Umte des Pfar⸗ 
rers gehörten, mit voller rechtlicher Selbſtaͤndigkeit vorzunegmen, während pagegen in allen an 
dern Fällen bei neuen, nad) den Grunpfägen des Allgemeinen Landrechts zur Genehmigung von 
feiten des Staats geeignet befunbenen Religionsgeſellſchaften, die zur Vornahme ihrer Ökelt- 
gionshandlungen beftellten Berfonen von der Befugniß ausgeſchloſſen fein follten, ſolche auf buͤr⸗ 
gerliche Rechtsverhältniſſe fi beziehende Amtshandlungen mit ciullrechtliger Wirkung vorzu⸗ 
nehmen; viefe follen vielmehr durch eine von der Gerichtsbehörde erfolgende Derlautbarung 
fihergeftellt werben, den Vetheiligten jedoch geftattet fein, die gedachten Amtshandlungen mit 
voller Wirfung auch durch einen Geiſtlichen einer ver ffentlihen und allgenteinen chriftlichen 
Kirchen verrichten zu laſſen, wenn ein folder fi dazu bereitwillig finbet; es erging demgemaͤß 
unter demfelben Tage (80. März 1847) eine Berorpnung, „betreffend vie Geburten, Heirathen 
und Sterbefälle, deren bürgerliche Beglaubigung durch die Ortsgerichte erfolgen muß”, wodurch 
für alle Theile der Monarchie mit Ausſchluß des Bezirks des Appellationsgerichtshofs zu Kin, 
wo eine derartige Einrichtung bereits mit obligatorifhem Charakter beftand, Givilftandäregifter 
eingerichtet und für die Ehefchließung eine fogenannte Notheivtlehe eingeführt wurbe, infofern 
man darunter eine ſolche verfieht, deren Eingehung nur den aus der Landeskirche foͤrmlich Aus: 
getretenen zufteht. Bine Bewährung jener weiter gehenden Rechte if nun auf Grund des Pa⸗ 
tents vom 30. März 1847 Feiner einzigen Religionsgeſellſchaft zu Theil geworden, und auch zu 
einer förmlichen Gonceffion ſcheint e8 nur in Einem Kalle gekommen zu fein. Am 29. Nov. 1847 
erflärtenämlich eine größere Anzablevangelifcher Chriſten in Magdeburg gerichtlich Ihren Austritt 
aus der evangellfhen Landeskirche und überreichte ver Regierung ein Statut mit dem Geſuch um 
Genehmigung als geduldete Religionsgeſellſchaft; dieſe Genehmigung iſt dann von feiten des 
Miniſteriums des Gultus und des Innern unterm 13. Jan. 1848 erfolgt, aber unterm 27. Aug. 
1863 zurückgenommen worden. Haͤufiger kam es dagegen vor, daß einzelne auf Grund der Ge⸗ 
wiſſenẽfreiheit ſich von ber bisherigen Kirche trennten, ohne daß ed zur foͤrmlichen Neubildung 
einer Religtonsgeſellſchaft, namentlich in rechtlichen Sinne, gekommen wäre, dieſe ließ man 
dann in ver Auslbung des religidien Gultus thatfächlich gewähren, auch für fie trat die gericht: 

liche Beglaubigung der Geburts =, Heiraths- und Sterbefälle ein, übrigens aber wurden fie 
nach wie vor als Angehörige derjenigen Neligionspartei angefehen, zu der ſie bis dahin gehört 
hatten, und blieben zur Bräftation nicht nur ver Realabgaben, welche ohne Rüdjicht auf vie 
Verſchiedenheit der Religion zu leiften find, fondern aud der aus der Parochialverbindung 
fließenden Beiträge, wie Berfonalzehnt, Leiftung für den Kirchenbau u. ſ. w. verpflichtet. In 
diefem Sinne hat ſich auch der Höchfle Gerichtshof wienerholentlich ausgeſprochen, und der Ge⸗ 
richtshof für Entſcheidung der Gompetenzconflicte hat außerdem erkannt, daß durch bie Behaup⸗ 
tung, man ſei aus dem Barochialverbande ausgetreten, nicht einmal die Zuläffigfeit des Rechts⸗ 
wegs begründet werde. 

Uber diefen landrechtlichen Stanppunft iſt man dann aber in den Bewegungen ber fol- 
genden Zeit, vie in der Verfaſſungsurkunde vom 31. San. 1850 ihren Abfchluß fanden, we⸗ 
ſentlich hinausgegangen. Die betreffenden Artikel der Verfaflungsurfunde lauten: „Art. 12. 
Die Freiheit ded religiöfen Bekenntniſſes der Bereinigung zu Religionsgeſellſchaften (Art. 31, 
32) und der gemeinfanen Häudlichen und öffentlichen Religionsübung wird gewährleiftet. 
Der Genuß der bnperligen und ſtaatsbürgerlichen Nechte ift unabhängig von dem religiö- 
fen Bekenntniß. n bürgerliden und ſtaatsbürgerlichen Pflichten darf durch die Aus- 
übung ber Religiondfreiheit fein Abbruch gefchehen. Art. 13. Die Religionsgeſellſchaf⸗ 
ten fowie die geiftlichen Geſellſchaften, welche keine Gorporationdrechte haben, können dieſe 
Rechte nur durch befondere Befege erlangen. Art. 14. Die hriftliche Religion wird bei den⸗ 
jenigen Ginrigtungen des Staats, die mit der Religlonsthung im Zufammenbange fteben, 
unbeſchadet der in Art. 12 gewährleifteten Religiondfreiheit, zu Grunde gelegt. Art. 30. Alle 
Preußen haben dad Recht, ſich zu ſolchen Zwecken, welche ven Strafgefegen nicht zureiderlaufen, 
in Gefellihaften zu vereinigen. Das Geſetz regelt, insbeſondere zur Aufrechthaftung der öffent: 
liden Siäerheit, die Ausübung des in viefem und in dem vorflehenden Artikel (29) gewäßr: 
leiftete Recht (Berfammlungsfreiheit). Bolitifhe Vereine können Beſchränkungen und vor: 
übergehenden Verboten im Wege ver Gefeggebung unterworfen werden. Art. 31. Die 
Bedingungen, unter welchen Gorporationsredhte ertheilt oder verweigert werben, beitinmt das 
Beleg. Mit diefen Sägen ſteht die preußifche Verfaſſungsurkunde auf einem Standpunkte, 
ber. von dem des Landrechts principiell abweicht. Denn währen» bis dahin die Zulaffung 
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neuer Meligionsgefellichaften zu ven Hoheitsrechten des Staats geredgnet wurde, welcher das 
ihm vorgelegte Bekenntniß einer Prüfung unterwarf, und nad deren Ergebnig den Umfang 
der Befugnifle der Geſellſchaft feflellte, fo hat nun ver Staat fein Reformationsrecht in vieſer 
Hinſicht völlig aufgegeben; bie vellgidfe Sektenbildung fol jegt ganz unabhängig von ber 
ſtaatlichen Genehmigung vor fi geben, auf Grundlage des freien Aſſociationorechts ohne alle 
Beſchränkung erfolgen dürfen, und wie alle fonfligen Vereine geſtattet werden müflen, fo auch 
diejenigen, welche eine religiöfe Tenvenz haben; es war alfo der Standpunkt ver polizeilichen 
Prävention der propbylaktiihen Maßregeln aufgegeben, die Genfur follte bier fo gut wie 
anderswo in Wegfall fommen ; die Staatsgewalt behält fih nur eine Repreſſton vor, info- 
fern bei Gelegenheit der Religionsübung Handlungen vorfommen follten, gegen welche nad 
den Gefepen ein flrafgerichtliches Einfchreiten vorgefehen iſt, denn auf Feine Weiſe iſt unter 
der Firma der freien Religiondübung ein Freibrief für ſtrafloſes Begehen verbrecheriſcher Hand: 
lungen ertheilt worvden. Man bat wol die Anficht aufgeflellt, daß die Zulaffung einer reli- 
gidfen Geſellſchaft Doch no von dem Nachweiſe abhängig gemacht werden müfle, daß das⸗ 
jenige, was in ber fraglichen Afloctation betrieben wurde, aud wirklich Religion fei, man hat 
fig mit der Gewährung voller Afforiationdfreiheit für wirklich religiöfe Zwecke einverſtanden 
erklärt, aber der Staatögemwalt eine äußere Gontrole darüber zugemuthet, daß dieſer Zweck auch 
wirklich verfolgt werde. Das mag theoretiſch ganz richtig fein; praktiſch Dagegen find ein foldyer 
Nachweis und eine foldhe Kontrole ganz unausführbar, denn es ift unmöglich, ein allgemein 
gültiged Kriterium für Religion aufzuftellen, oder man mußte den Begriff fo weit faſſen, daß 
dadurch wiederum alles illuſoriſch würde; gerade den großen weltgefhichtlichen Religionen iſt 
bei ihrer Entſtehung ſtets vorgeworfen, daß fie nicht ald Religionen zu betrachten jeien; das 
Brodbaus’fche „Sonverfationd-Lerikon‘‘, welches Reichenfperger zu dieſem Behuf auf die Tri: 
büne des preußifhen Abgeorpnetenhaufes gebracht hat, um auf diefe Weile den Begriff der 
Religion feftzuftellen, entſcheidet auch nichts. Es gibt eben Feinen Mittelweg zwiſchen Reli: 
gionsfreiheit und Religionszwang; Durch ein Nachgeben auf diefem Punkte wäre eben alle® 
wieder in dad fouveräne Belieben ver Polizei geflellt. Zu der freigegebenen Religionsübung 
muß dann namentlich auch der Religiondunterricgt gerechnet werden, und es hürfen aljo die 
diſſidentiſchen Ältern, die doch das Erziehungsrecht, worin das Recht der religidfen Erziehung 
begriffen iſt, bis zum vierzehnten Jahre über ihre Kinder auszuüben haben, nicht gezwungen 
werben, ihre Kinder an dem confeffionellen Religiondunterrit in den Öffentlichen Schulen 
theilnehmen zu laffen, fonderm ed muß ihnen geftattet fein, für die Ertheilung des Reli—⸗ 
gionsunterrichts in ihrer Weile zu forgen. Man hat vagegen eingeworfen, es fei dann möglich, 
daß ein Theil der preußifchen Jugend heranwachſe, ohne die Zehn Gebote kennen gelernt zu 
haben; fhon Hr. v. Bethmann-Hollweg bat in der Sieung des Abgeordnetenhauſes von 
28. Yebr. 1859 diefen Einwurf dadurch abgewiefen, daB er gefagt bat: „das fällt nicht auf 
ung, fondern auf ben Kopf derer, die von Bott und Rechts wegen den Unterricht der Kinder zu 
leiten haben, und bie nun beurtheilen mıdgen, vb ihr Unterricht beſſer ſei als ver auf einer mehr 
als taufend Jahre alten Bildung ruhende in unfern öffentlichen Schulen.“ Man wird aber 
weiter gehen und behaupten dürfen, daß überhaupt von der Kenntniß der fogenannten Zehn 
Gebote die Moralität ver Menſchen weientlih unabhängig iſt, denn das Verbot, zu morden und 
zu fteblen, und dad Gebot, bie Altern zu ehren, find auch fo ſchon in jedes Menfchen Herz ge= 
jchrieben und brauchen nicht erſt befonders eingeprägt zu werben; ganz abgefehen davon, daß 
wir jet in ber Motivirung folder Gebote bedeutend über den Stanppunft der ifraelitifchen 
Ethik hinaus find, und daß fih fogar im Defalog Beflimmungen finden, bie, wie die Helli- 
gung des Feiertags, Thon nad) Luther's Anficht als völlig veraltet betrachtet werben müflen. 
Darin kann man aber mit Hrn. v. Betbmann = Hollweg wieder ganz übereinflimmen, daß nicht 
blos Gründe des Rechts, ſondern auch ſolche der Zweckmäßigkeit dafür fprechen, die Frage in 
diefer Weife zu löfen, „denn was kann die Schule ausrichten, wenn fie täglid den Kampf 
mit der Bamilie zu beftehen hat, wenn die Kinder in der Familie hören, daß dasjenige, was 
fie in der Schule gelernt haben, abergläubifch , unrichtig fei und umgekehrt“. Indem nun aber 
die Freiheit ver religiöfen Vereinsbilvdung doch nur auf dem Boden ver allgemeinen Affocta: 
tionsfreiheit fleht, Die Freigebung ver religiöfen Vereine nur als eine Gonfequenz der Frei: 
gebung aller Bereine aufgefaßt wird, fo unterliegt nun auch die religiöfe Affoctationsfreiheit 
denſelben Binfhränfungen und Bedingungen wie bie Vereindfreiheit überhaupt. Die Rege⸗ 
lung der Bereinöfreiheit erfolgte Durch dad von der Berfaflungsurkunde in Ausficht geftellte Geſetz 
vom 11. Mai 1860: hierin ift beſtimmt worben, baß von allen Berfammlungen, in welden 
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Öffentliche Angelegenheiten eroͤrtert und berathen werben ſollen, der Unternehmer mindeſtens 
24 Stunden vorher der Ortspolizeibehoͤrde Anzeige zu machen hat, desgleichen daß bie 
Vorſteher von Vereinen, melde eine Einwirkung auf Öffentliche Angelegenheiten bezweden, 
die Statuten ned Vereins und das Verzeichniß der Mitgliever binnen drei Tagen nad Stif- 
tung des Vereins und jede Änderung der Statuten oder der DVereinsmitglieber binnen Drei 
Tagen der Ortöpolizeibehörde zur Kenninißnahme einzureichen, verfelben auch auf Erfordern 
jede darauf bezügliche Auskunft zu erteilen haben. Hinfichtlich aller diefer Beflimmungen 
find ganz confequent auch die Sekten dem Vereindgefege unterworfen. Dagegen war es eine 
völlig vechtäwinrige Maßnahme ver Neactionsperiode, wenn man die religiöfen Vereine als 
politifche Vereine betrachtete, und fo denjenigen erſchwerenden Modalitäten unterwarf, denen 
die politiichen Vereine im Vereinsgeſetze unterworfen waren; es hieß den diſſidentiſchen Ge⸗ 
meinfchaften jenen Lebendnerv abſchneiden, wenn man bei ihren Verſammlungen gleichwie bei 
politifchen Discuffionen die Anweſenheit von Frauen, Schülern, Lebrlingen verbot und jeve 
Gommuntcation mit andern Vereinen unterfagte. Erſt mit Eintritt ver Regentſchaft hat fi 
dann die Negierung darauf befonnen, „daß die Gewährung der Freiheit des Gewiſſens eine 
Aufgabe preußifchen Negiments ſei, welche die Verfaſſungsurkunde nicht neu geftellt, fondern 
nur verftärkt Habe”, und es hat demgemäß der Eultusminifter in der Sitzung des Abgeordne⸗ 
tenhauſes vom 28. Febr. 1859 erflärt, „Maßregelungen gegen derartige harmlofe Verſamm⸗ 
lungen feien weder der Würbe des Staats, noch den preußiſchen Traditionen, noch der Verfaſ⸗ 
fung gemäß-und am mwenigften im Sinn und Interefle der beiden großen Religionsgeſellſchaf⸗ 
ten, in die ih unfer Volk theile, es geſchehe das namentlich auch im Widerſpruche gegen das 
GHriftentgum, welches durch freie Überzeugung die Welt überwunden, und ſtets durch geiftige 
Maffen ih Bahn gebrochen habe’. Dagegen werben nun aber die religiöſen Vereine noch immer 
lediglich als Producte der Brivatfreigeit betrachtet, und fo fehlen ihnen namentlich Gorporationd- 
rechte; ſolche Finnen ihnen nur durch ein beſonderes Geſetz, alſo durch Übereinflimmung ver drei 
Factoren der Geſetzgebung ertheilt werben; auch pie Bedingungen, unterdenen Gorporationsrechte 
ertbeilt und verweigert werden jollen, beflimmt das Gefeg, ein ſolches tft aber bisher noch nicht 
zu Stande gelommen, auch die Ertheilung von Corporationsrechten an religiöfe Geſellſchaften 
noch nie erfolgt. Ebenſo wenig dürfen bie geiftliden Organe folder Geſellſchaften jene Amts⸗ 
Handlungen mit rechtlicher Wirkung vornehmen, die von feiten der mit Öffentlicher Religions⸗ 
übung verfehenen religidfen Geſellſchaften ſelbftändig beforgt werben ; und es treten in diefer Be⸗ 
ziehung Hinfichtlich der Beglaubigung der Geburten, Cheſchließungen und Sterbefälle ganz pie 
Beftimmungen der Verordnung vom 30. Mai 1847 in Kraft. Überhaupt herrfcht nad) Der 
preußifchen Verfaſſung zwar Religiondfreiheit, aber nicht Nellgionsgleichheit, denn abge: 
fehen von jenen Borzügen, die den Religionsgeſellſchaften mit Öffentlicher Religionsübung zu= 
fommen, fo genießen alle diejenigen, welche auf dem Boden des Chriſtenthums ſtehen, auch 
noch befonderer Privilegien, indem bei allen denjenigen Einrichtungen des Staats, die mit der 
Religionsübung im Zufammenbange flehen, bie Hriftliche Religion zu Grunde gelegt werben 
ſoll. Allerdings iſt diefer Say hoͤchſt vieldeutig, ſodaß z. B. Stahl meint, derſelbe dürfte zur 
Noth auch einem Innocenz III. genügen, um ſein Syſtem darauf zu bauen; und wie derſelbe in 
Preußen angewendet wird, fo find es eigentlich nur die beiden großen Confeſſionokirchen, welche 
dadurch privtlegirt worben find. Es gehört dahin, daß aus Staatsfonds bebeutende materielle 
Mittel zu ven Cultuszwecken beider Kirchen verabfolgt werben, daß die theologifchen Facultä- 
ten beider Gonfelflonen auf ven Univerfitäten beibehalten worben find, daß das geiftliche Amt 
in beiden Kirchen befonderd ausgezeichnet und geſchützt wird, auch daß die hriftliche Zeitrech- 
nung und bie rifllicden Feiertage flaatdfeitig anerfannt werben. Endlich wird dann in ber 
preußiſchen Berfaflung noch beſtimmt, daß ber Genuß der bürgerlichen und politifchen Rechte 
unabhängig von dem teligidfen Bekenntniß fein fol, ohne daß jedoch den bürgerlichen und 
ftaatebürgerlichen Pflichten dur die Ausübung ber Religionsfreiheit Abbruch geſchehen darf. 
Es wurde alfo diejenige Vollberechtigung, die durch Art. 16 der Bundesacte noch an die Zu: 
gebörigkeit zu einer chriſtlichen Religionspartei gefnüpft war, unabhängig von ver Zugehörig: 
feit zum Chriſtenthum geftellt; jedoch nicht auch unabhängig von einem Religiondbefenntnif 
überhaupt; wenigftens iſt die ausdrückliche Anerkennung der Berfaffungsurkunde vom 5. Der. 
1848, Art. 11, daß der Genuß jener Rechte nicht nur unabhängig fein folle von dem Ari: 
lichen Bekenntniß, ſondern auch von der Theilnahme an irgendeiner Religionsgefellfchaft, fhei 
der Revifion fortgelaflen. Jedenfalls ſollte man glauben, daß von dem Beitpunfte der Kuhn: 
nation der Verfaſſungsurkunde an vie Vollberechtigung der Juden, die ihnen ſchon in em 
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Edict vom 11. März 1812 mit den Worten: „die in unſern Staaten befindlichen Juden find 
für Einländer und preußiſche Staatöbürger zu achten’, gegeben war, durch das Geſetz vom 
Sabre 1847 aber Einfhränkungen erfahren hatte, zur vollen Anerkennung gebracht worden 
jet. Dennod hat die Berfaflungsinterpretation der Neactionsperiope dieſen Sag des Art. 12 
ebenfo gut zu umgehen gewußt wie jenen andern ; man bat nämlich damals behauptet, dieſer 
Sag habe als folder keine unmittelbare Wirkſamkeit, er fei ein bloßer Geſetzvorſchlag ober, wie 
Hr. v. Gerlach es audgebrüdt Hat, ein Monolog des Geſetzgebers; ein ſolches bloßes Princip 
aber ſei unfähig, frühere entgegenſtehende Specialgeſetze außer Kraft zu ſetzen, es habe nur 
eine Bedeutung für ven Geſetzgeber, nicht aber für den Richter. Nun muß allerdings zugegeben 
werden, daß ed Beftimmungen ber geſchilderten Art in der Verfaſſungsurkunde gibt, daß gewifle 
Berfaflungsgrundfäge eine unmittelbare Wirkſamkeit nicht erlangen können, meil esihnen an 
jedem Organismus fehlt, durch den bie Verwirklichung derſelben bedingt if; dahin gehören 
3. B. vie Säge über die Givilehe und die Minifterverantwortlichkeit; es liegt dann zwar dem 
Geſetzgeber die beſchworene Pflicht ob, einen foldhen Organismus zu fchaffen, und wenn bie 
Minifterverantwortlichleit nicht gerade feld zu den unauögeführten Beflimmungen gehörte, 
fo würbe man zwar wegen ber verfäumten Herftellung eines folden Organismus von der 
Minifteranklage wegen Verfaffungsverlegung Gebrauch machen koͤnnen, indeſſen von einer un⸗ 
mittelbar praftifchen Bedeutung folder Säge koͤnnte allervings feine Rede fein. Wie nun aber 
der Grundſatz der bürgerlichen und politifhen Gleichberechtigung ohne Unterſchied des Blau: 
bens dahin gehören foll, das ift Freilich fchtwer einzufehen, und wird auch dadurch nicht einleuch⸗ 
tender, daß das Obertribunal ſich verſchiedentlich in dieſem Sinne ausgefprochen bat; auch das 
Obertribunal ift, wie ein Erkenntniß vom 23. Aug. 1851 ergibt, nicht immer diefer Anſicht 
geweien. Im ganzen richtig hat bereitö dad Minifterium der Regentſchaft die Sache aufgefaßt, 
und zwar hat felbft der Juſtizminiſter Simond während der legten Zeit feiner Amtöverwaltung 
im weientlidhen diefe Auffafjung getheilt und gegen alle Angriffe des Herrenhaufes die Po⸗ 
fitton vertheidigt, daß das Gefeg von 1847 durch den Art. 12 bereits aufgehoben fei, daß eö 
alfo einer neuen gefehlichen Regulirung, bie das Herrenhaus forderte, um fein Veto dabei gel- 
tend zu machen, nicht mehr bevürfe. Während aber vie damalige Regierung zwar das Prin- 
eip, daß die preußifchen Juden aller politifhen und bürgerlichen Rechte theilbaftig feien, an: 
erfannte und demgemäß namentlich dad Recht der Kreisſtandſchaft ven jüdiſchen Ritterguts- 
befigern zu verfchaffen wußte, fo konnte man fich doch nicht entichließen, vie Geſammtheit derieni- 
gen Gonfequengen anzuerkennen, die fi aus dieſem Prineip ergaben ; namentlich ift der Juſtiz⸗ 
minifler Simons bis zulegt dabei geblieben, daß die Juden unfähig feien, zu richterlichen Amtern 
zugelafien zu werben. Es find beſonders zwei Gründe, auf die man ſich dieſerhalb berufen hat, 
beides find aber nur Vorwände, denn wenn man ſich auf die jüdiſchen Ceremonialvorſchriften 
hinfichtlich des Sabbats berufen dat, um die mangelnde Dualification der Juden zu Richter: 


ämtern darzuthun, fo überlafle man dad doch den Juden felbft, ſich parüber mit ihrem Gewiſſen 


außeinanderzufegen ; eine ftaatliche Verpflichtung, ſie des Sonnabends von Dienſtgeſchäften zu 
diöpenfiren, würde nicht beflehen, denn es heißt ausdrücklich in der Berfaflung, daß den bürger⸗ 
lichen und ftaatshürgerlichen Pflichten durch die Ausübung der Neligionsfreiheit fein Abbruch 
geſchehen darf; gegen einen Richter alfo, der Sonnabends zu Haufe bliebe, müßte ganz nad) 
Maßgabe der gewöhnlichen Disciplinargefege verfahren werben, er fei Jude ober Chriſt; übri- 
gend würbe aud demfelben Grunde vie Unfähigkeit der Juden zu allen Öffentlichen Amtern be- 
bauptet werden müflen; und wenn-.man es ernfthaft vamit meinte, müßte man bie jüdiſchen 
Soldaten des Sonnabends vom Ererciren dispenſiren. Der zweite Grund beftebt dann darin, 
daß die Juden unfähig fein follen, ven Chriſten Eine abzunehmen. Wenn man nun wirklich, 
auch nad) einer etwaigen Abänderung der Cidesformel, fürchten müßte, auf Vorurtheile in der 
Mafle ver Bevölkerung zu floßen, fo würde ſich fehr leicht und einfach eine Einrichtung treffen 
laflen, welche vie jüdiſchen Richter von der Cidesabnahme, die doc nur einen unbebeutenven 
Theil derrichterlichen Functionen bildet, zu entbinden. Es ift aber das Richteramt nieht allein, 
welches den Juden von dem bamaligen Minifterium abgefprochen wurde, ſie jollen zugleich in 
vielen Källen unfähig fein, Lehrämter zu übernehmen, theils wegen der Natur des betreffenden 
Lehramts, theils aus Rückſicht auf pie Beflimmungen der Stiftungsurfunde; daß nun ein Jube 
unfähig fei, in feiner Eigenſchaft als Jude irgendeine Wiffenfchaft vorzutragen, muß auf pas 
entfchiebenfte geleugnet und nur Dad mag zugegeben werben, daß ein Jude, ver wirklich auf dem 
orthodoxen Stanbpunfte flände, eine fehr einfeltige Vorſtellung über manche piefer Gegenſtände 
haben wird; aber folder abftracter Juden gibt ed fehr wenig, und wo fle ſich finden, da ſchließe 
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man fie eben wegen ihrer perfönlichen Unfähigkeit aus, wozu eine Präfung in cohereto anzu⸗ 
ftellen; ift das ifl aber etwas ganz anderes, ald die Juden ala ſolche auszuſchließen. Inwiefern 
der durch die Stiftungsurkunde Hier und da verbärgte chriſtliche Charakter einer beſtimmten 
Anftalt aufrecht erhalten werben foll, hängt mit ber weiteren Frage zufammen, inwiefern über⸗ 
haupt mwohlerworkene Rechte, die im Laufe der Zeiten veraltet find, von der Staatögemalt ver- 
nichtet werben koͤnnen; es muß dad natürlich im allgemeinen bejaht werben, man braucht dafür 
nur auf die muflerbaften Ausführungen Savigny's im legten Bande nes „Syſtem“ zu verwei⸗ 
fen. Bol. Ranke, ‚Neun Bücher preußiicher Geſchichten“, 1, 59, 486; III, 428 fg. Laspeyres, 
„Die Eatholifge Kirche in Preußen“, ©. 260 fg. Meier, „ Propaganda‘, 11,149, 244, 333. 
‚Materialien, betreffend die vechtliche Entwidelung der Religionsverfaſſung in Preußen, in 
ben Mittheilungen aus der Verwaltung ber geiftlihen, Unterrichts— und Medicinalangelegen⸗ 
Heiten‘‘ (Berlin 1847), ©.12 fg. Iacobion, „Uber die. Arten der Religlonsgeſellſchaften und 
die religiöfen Rechtöverhältnifie der Diffiventen in Preußen”, in ver „Zeitihrift für Kirchen⸗ 
recht“, 1, 399 — 443. 

Wenn wir enplich noch einen flüchtigen Blick auf die Entwidelung der Glaubens: und Gul- 
tuöfreiheit in ben übrigen veutfchen Ländern werfen, jo hatten biefe bis zum Anfange bed 
gegenwärtigen Jahrhunderts ihre firenge confeflionelle Abgeſchiedenheit bewahrt, wie ſolche, ab⸗ 
gefehen von dem Thatbeſtande des Normaljahre, durch pie Reichsgeſetzgebung nicht blos erlaubt, 
fondern fogar zun Theil geboten svar, und wo es damald eine auf pad Normaljahr nicht hafirte, 
von der herrſchenden abweichenve Religionsübung gab, war das nicht fowol die Gonfequenz eines 
toleranten Staatsprincips, als vielmehr ein Bruch des Princips der Intoleranz, wie z. B. die Eri- 
ſtenz mehrerer katholiſcher Kirchen in einigen norbdeutichen Gebieten (Hannover, Braunſchweig, 
Mecklenburg) durch die Converfion einzelner Landesherren herbeigeführt war. Es ift theils der 
Fortfehritt in ber Geſinnung, theild die durch die territorialen Umgeflaltungen herbeigeführte 


confeſſionelle Mifhung ver einzelnen deutſchen Staaten geweſen, wodurch in neuerer Zeit ein . 


Fortſchritt der Religionsfreiheit In der Mehrzahl diefer Staaten bewirkt worden ift, ohne daß 
es freilich zu einer gleichmäßigen Geflaltung , zu einem materiell gemeinen Rechte in dieſer Sin: 
ficht gelommen wäre. Es lafien fih vielmehr in Bezug auf die in den einzelnen Ländern herr- 
fhenden Grundſätze drei Gruppen von Staaten unterfcheinen. Es gibt zunächſt einige wenige 
namentlich im nörblichen Deutfchland, an denen, wie an Mecklenburg, Holftein und einigen ber 
Freien Städte, ber Fortſchritt der Zeit fpurlos vorübergegangen ift, die ihren fpecifil con: 
feffionellen Charakter bewahrt haben, in denen eine förnliche Religionsübung nur für eine 
hriftliche Kirche befteht. Der medlenburgifche Minifter v. Schröter Hat geradezu, als er von 
einer evangelifchen Deputation der homburger Conferenz um Duldung der Baptiſten angegan⸗ 
gen wurde, erklärt, daß er zwar den Baptiften von ganzem Herzen die chriftliche Bruberhand 
reihen wolle ald Mitgenofien ded wahren Glaubens an pas Byangelium, daß aber in Medien: 
burg Sekten nicht geflattet werben follten, und er ihnen deshalb anheimgeben müſſe auszuman- 
bern; die Bemerfung eines Mitgliedeö der Deputation, daß dann Fein Unterſchied zwifchen 
Medienburg und Toscana beftehe, nahm der Minifter durchaus nicht übel, fordern erkannte 
vielmehr ihre Richtigkeit an und fügte nur Hinzu, „daß fie denn doch in Toscana die Sade ein 
bischen weiter trieben, indem flefih dort bemühten, die Denkfreiheit auszurotten, fo unmoͤglich 
das auch fer‘. Die zweite Gruppe, zu ber außer Baiern und Würtemberg noch die Mehrzahl 
der Eleinern Staaten gehört, fleht nach Ausweis der betreffenden Verfaflungsurfunden, deren 
Beftimmungen über dieſen Gegenſtand oft fehr dunkel und wielbeutig find, etwa auf dem Stand: 
punft ded Preußifchen Landrechts; e8 kommt alfo den Hriftlichen Confeſſionen eine freie öffent: 
liche Religiondübung zu, zur Bildung anderer Neligiondgefellfchaften bedarf es aber allemal 
einer befonbern ſtaatlichen Gonceffion, und dieſe wird regelmäßig nur zu Bunften einer privaten 
Religionsausübung ertheilt. Die Praxis in ver Ertheilung foldher Couceſſionen ift fehr verfchie- 
den. Endlich eine dritte Gruppe deutſcher Staaten fteht auf dem Standpunft ver preußiſchen 
Berfaffungdurfunde, und zwar findet ji der Brundfag der völligen Freigebung der Seften 
fon in ner badischen Verfaſſungsurkunde von 1818 und in der Eucheflifchen von 1881, wäh: 
tend dagegen in andern Ländern Died zu ben Kortfchritten des Jahres 1848 gehört, jo im Groß⸗ 
herzugthum Helfen, wo die Berfafjung von 1820 beflimmt Batte: den anerfannten chriſtlichen 
Confeſſionen ift freie Öffentliche Ausübung ihres religiäfen Cultus geftattet, dagegen das Ediet 
vom 6. Mat 1848 vorſchreibt: bie freie Ausübung aller religidfen Gulten ift geftattet. Cbenſo 
verhält es fi in Hannover, wo nämlich durch 6. 6 bed Werfafſungsgeſezes von 8. Sept. 1840 
ber 6. 82 des Landesverfaflungägefeges vom 6. Aug, 1840, der vie flantliche Genehmigung für 
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bie religioſe Vergeſellſchaftung verlangte, aufgehoben worden iſt, und obgleich nun dort Das 
Princip der freien Sektenbildung nicht ausdrücklich ausgeſprochen wird, fo muß daſſelbe Doch na⸗ 
mentlich auch mit Hinblick auf ben $. 4 des Verfaſſungsgeſetzes vom 5. Sept. 1848, der ganz 
allgemeine Aſſociationsfreiheit gewährt, behauptet werden; und fo Hat auch das königliche Mi⸗ 
nifterium der geiflligen und Unterrihtänngelegenheiten in zwei Erlaſſen vom 23. Dee. 1850 
und 9. Sept. 1851 gegenüber den gegentheiligen Auffaſſungen flaatlicher und kirchlicher Be⸗ 
Hörden fi ausgeſprochen. (Harleß, „Die Befepgebung, dad Sektenmejen und die evangeliſchen 
Kirchen Deutſchlands betreffend”, in Moſer's „Allgemeines Kirchenblatt für das evangelifche 
an ‚ Jahrgang 1858, S. 161— 332. Gelzer, „Proteſtantiſche Monatsblätter“, 
IH, 411 fg.) 

1. Die Selbſtändigkeit der Kirchen- und Religionsgeſellſchaften; bie Ber 
fugniffe derſelben im Außern Rechtsleben. Wegen der Unvollkommenheit ver ger⸗ 
maniſchen Staatdeinrichtungen einerfeitö, der Ausbildung ber katholiſchen Kirchenverfafſung 
andererſeits waren im Anfhluß au eine Entwickelung, die bereits auf dem Boden des Römifchen 
Reichs begonnen hatte, die Functionen ber kirchlichen Organe im Laufe ber Zeit immer weiter 
ins ſtaatliche Gebiet hinein ausgedehnt, und namentlich ver Hauptzweig der damaligen Staats⸗ 
thätigfeit, die Gerichtsbarkeit, in immer geößerm Umfange ber kirchlichen Gompetenz unterworfen 
worden. Indem dann die Macht der Kirche fich immermebr centralifirte, die des Staat dagegen, 
namentlich in Deutſchland, zerflel, fo gelang ed der Kirche, die Abhängigkeit und Unterordnung, 
in welcher fi) bie Organe verjelben im Verhältniß zur Staatögewalt befunden hatten, wie ſich 
das namentlich in der regia nominatio zeigte, abzufchütteln und zulegt jogar eine Superiorität 
gegenüber ver Staatsgewalt herzuſtellen. Diefe Oberherrſchaft der Kirche über den Staat wie- 
der zu befeitigen, namentlich foweit fie ſich auf die Beſetzung des deutichen Königthums erſtreckt 
hatte, ift dann freilich ver deutſchen Meichdgewalt bereitö im Mittelalter gelungen ; dagegen die 
weitern Berfuche der deutichen Gentralgewalt in ven legten Jahrhunderten des Mittelalters, das 
Berhältniß von Staat und Kirche auf veränderter Grundlage herzuftellen, blieb ohne Erfolg ; nur 
in den fräftig aufſtrebenden Territorien gelang es ſchon im Mittelalter, nicht blos bie Competenz 
der Kicche wiederum in etwas einzuſchränken, ſondern auch ein wirkſames Majeftätsrecht gegen- 
über ber Kirche wieder in Anwendung zu bringen, Durch die weitere Ausbildung des modernen 
Staats, durch den eigenthümlichen Gang, den in Deutſchland und anderswo die Neformation 
nahm, endlich durch innere Verfaſſungskämpfe auf nem Boden ver katholiſchen Kirche gelang es 
in den folgenden Jahrhunderten, die begonnene Umgeſtaltung des BVerhältnified von Staat und 
Kirche in ver angegebenen Richtung immer weiter zu führen. &8 handelte ſich jedoch dabei weni⸗ 
ger um eine Befchränfung ber kirchlichen Functionen, als vielmehr um eine firenge Unterord- 
nung der kirchlichen Organe, und wenn Die proteftantifche Kirche, von Anfang an mit dem Staat 
identiſch, ſtets territorialiftifch regiert war, fo zeigt uns der Gallikanismus in Frankreich und 
mehr noch der Joſephinismus in Oſterreich und in den katholiſchen Ländern des Deutfchen Reichs 
eine Stellung ber katholiſchen Kirche, wonach diefelbe theils einen weitreihenden ſtaatlichen Auf- 
fihtörechte,, einem umfaflenden Syileme von Präventiumaßregeln unterworfen war, als deſſen 
Ausflug beſonders das Placet, der recursus ab abusu., Die Auflicht über die kirchliche Ver: 
mögendverwaltung und Stelfenbefegung heruorzuheben find, theild aber geradezu wie Die prote- 
ſtantiſche Kirche von Staats wegen regiert wurde, wie das namentlich in Dfterreich geſchah, wo 
alfe kirchlichen Anordnungen bis zu der Hausordnung in den Klöflern herab, ſelbſt die Art und 
Weiſe der Beler des Gottesdienſtes durch Faiferliche Hoſdecrete feftgeftellt,, das Kirchengut für 
Staatsgut, die Seminare für Staatsanſtalten erklaͤrt wurden, ein Syſtem, welches denn zu ſei⸗ 
ner legten Ausbildung durch vie Ginfegung eigener Staatäkichenhehörben in mehreren beut- 
ihen Ländern, fogenannter katholiſcher Oberkircheuräthe, gelangt ift, Die nicht etwa Behörden 
für die Verwaltung der Kirchenhoheit, jondern großentheilä für die Verwaltung des Kirchen- 
regimeuts waren. Zulegt wurden dann zu Anfang des gegenwärtigen Jahrhunderts durch bie 
Abtretung des linken Rheinufers und die Säeularifation des Reichsdeputationshauptſchluſſes 
auch die äußern Didcefanverhältniffe ver katholiſchen Kirche in äußerfte Berwirrung gebracht, 
und alle Verſuche, welche zu einer Neubegrenzung ber deutſchen Diöcefen gleich damals gemacht 
wurden, blieben ohne jeven Erfolg; vergebens wandte fi der Bapft Plus VIE an ven erſten 
Conſul der Franzoͤſiſchen Republik, diefer benußte das blos, um dem Papſt die Reife nach Paris 
zur Kaiferfrönung annehmbar zu machen ; vergebens ſaudte ner Papſt in der Perſon des Cardi— 
nals Della Benga, nachherigen Leo XU., einen Nuntius an ven Regensburger Reichstag, ber eben 
noch zur rechten Zeit kam, um ven Untergang des Deuiſchen Reihe mit anzufehen ; vergebend ver: 
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ſuchte man eine ſpecielle Verhandlung mit Baiern und Würtemberg, beidemal ſcheiterte dieſelbe 
an dem Umſtande, daß die Staatsregierungen bei dieſer Gelegenheit eine Anerkennung der Curie 
für das innere Syſtem von Staat und Kirche beanſpruchten, welches ſich bei ihnen ausgebildet 
hatte, und daß die Curie darauf nicht eingehen wollte; von ſeiten Baierns erklärte man, die 
Note des Cardinal⸗Staatsſecretaͤrs ſei ein hoͤchſt oberflächliches diſſertes Machwerk, eine bloße 
Wiederholung der von keinem aufgeklärten Kanoniſten mehr ſtatuirten, von keinem ordentlich 
organiſirten Staate mehr geduldeten roͤmiſchen Theorie, das Papſtthum werde in bleibendem 
Kampfe mit der weltlichen Herrſchergewalt und mit dem Geiſte des Jahrhunderts feinem Unter⸗ 
gange entgegengehen; und von ſeiten Würtembergs wünſchte man dem Nuntius „eine glückliche 
Reife mit der Erklärung, daß der König die Uinterhandlungen nie wieder anknüpfen und aus 
eigener Machtvollkommenheit Handeln würbe; vergebene war es ferner, wenn verſucht wurde, 
ein Concordat für den gefammten Nheinbund zu Stande zu bringen, woran im Winter von 
1807 gearbeitet wurde; und vergebens waren endlich auch die Bemühungen auf dem Wiener 
Congreß, zuden Grundzůgen einer Wiederherſtellung zu gelangen, indem ed zu einer Einrüdung 
eines derartigen Artikels in die Bundesacte, wie wir bereitö erwähnt haben, nicht gekommen if. 
Die Verwirrung batte fi unter dieſen Umſtänden natürlich allerorten gefteigert, indem nir- 
gends Kapitelergänzt, vacante Bifchofsftühle wieder beſetzt wurden, ſodaß Graf Spiegel, als 
man ihm 1821 die Ernennung zum Erzbiſchof von Köln anbot, ohne Übertreibung erklären 
konnte, die Glaubenslehre abgerechnet, fei alled andere daraufgegangen und müſſe gleihfam 
von neuem aufgerichtet,, wie aus den Trümmern hervorgezogen werben. 

88 folgte nun in der nächften Zeit eine Reihe von Negotiationen einzelner deutſcher Regie: 
rungen mit der Römifchen Eurie. Die Verhandlung mit Baiern, die am frübeften zu einem Re⸗ 
fultat führte, unterfcheivet fih von den übrigen dadurch, daß nicht bloß eine Verſtändigung über 
die äußere Neubegrenzung der Bisthlimer und was damit im nächſten Zufammenbange fteht, 
fondern auch über die Innern Fragen des Verhältniffes von Staat und Kirche herbeigeführt 
wurde. Diefe Berftändigung liegt in dem Goncorbat vom 5. Juni 1817 vor, und iſt wefentlich 
in curialiſtiſchem Sinne erfolgt. Man braucht nicht gerade die Aufregung zu thellen, in die An- 
felm v. Feuerbach damals gerathen iſt, aber man wird allerdings behaupten müflen, daß mit einer 
getreuen Bollziehung des Goncorbatd die unveräußerlichften Rechte der Staatsgewalt ſowie die 
ganze rechtliche Stellung der proteſtantiſchen Kirche in Baiern auf pas bedenklichſte gefährbet fein 
würben. Eine getreue VBollziehung des Concordats iſt aber eben nicht erfolgt; die Publication 
deö Concordats gefhah nämlich in Verbindung mit der Publication des Cdicts „über die äußern 
Rechtsverhaͤltniſſe der Einwohner des Königreiche in Bezug auf Religion und kirchliche Geſell⸗ 
ſchaft“, welches wiederum einen integrirenden Theil der bairiſchen Verfaſſungsurkunde vom 
26. Mai 1818 (Beilage 2) bildet, und zwar erfcheint das Concordat ald Anhang zu dem Eoict, 
ſodaß das Epict im Zweifel maßgebend ift, falls Widerſprüche vorhanden wären; ſolche Wider⸗ 
ſprüche find nun im weiteſten Umfange vorhanden, indem das Cdict im ſchroffſten Gegenfage 
zum Concordat eine fehr energiſche Geltendmachung des Ianbeöherrlihen Majeſtätsrechts ent- 
hält. So fehr nun aber au, nachdem das Concordat einmal zum Abfchluß gefommen war, 
diefer Ausweg gebilligt werben mag, fo fehr wird man doch auf der andern Seite bedauern 
müflen, daß ein derartiger Ausweg überhaupt nothwendig war; keineswegs ift die Würde ver 
Staatogewalt damals in fledenlofer Reinheit bewahrt, fondern es find die Forderungen der 
öffentlihen Moral verlegt worben, und die Erklärungen endlich, zu denen fi damals der König 
von Batern auf ven Gonftitutiongeid gendthigt ſah, Taffen lebhaft bevauern, daß man napo- 
leoniſche Wege eingefhlagen hatte, ohne ſich doch Im entſcheidenden Moment die Kraft zuzu⸗ 
trauen, rückſichtslos auf denſelben vorzugehen. " 

Bon ganz befonderer Bebeutung war eine Neuorbnung der Verhältnifie ver Eatholifchen 
Kirche für die Ruhe und Wohlfahrt des preußifchen Staats; denn gerade diejenige Ländercom- 
plexe, die im Oſten und Welten der Monarchie neu gewonnen waren und um deren allmäbliche 
Aſſimilirung ed fi handelte, gerade dieſe hatten überwiegend katholiſche Bevölkerung. Und in- 
fofern würbigte man auch diefe Sachlage In den leitenden Kreifen durchaus, als Fein geringerer 
Mann wie Niebuhr dazu auserfehen wurde, die betreffenden Verhandlungen in Rom zu leiten, 
der auch fhon im Jahre 1816 nah Nom abging, auf der Durchreife in Verona in ver Biblio: 
thef des dortigen Domkapitels den Gajus entdeckend. Über bie Grundlage ver Verhandlungen 
konnte man ſich aber in Berlin die nächften Fahre hindurch nicht einigen, indem das auswärtige 
Minifterium eine Verhandlung über das Verhaͤltniß von Staat und Kirche im ganzen Umfange 
verlangte, während im Gultusminifterium, durch Niebuhr's Berichte unterflügt, pie Anficht vor⸗ 
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herrſchte, daß eine Einigung in folchen Umfange ein unmögliches Beginnen fein werde, Daß man 
fi vielmehr darauf beſchränken müffe, eine Verſtändigung über bie Circumſcription der Bis- 
thümer herbeizuführen. Endli im Sommer 1820 gingen die im legtern Sinne abgefaßten In⸗ 
ftruetionen nad Rom ab, und die Berhanblungen nahmen nun einen ziemlich raſchen Verlauf, 
indem einige ſchwierigere Punkte bei einer Anmefenheit des Staatskanzlers, der vom Gongreß 
von Laibach einen Abftecher nach Ronı gemacht hatte, im Mai 1821 ihre Erledigung fanden; fo 
fam es unterm 16. Juli 1821 zum Abfchluß der preußtfchen Gircumferiptiondbufle De salute 
animarum, durch welche zwei Erzbisthümer, nämlich Köln mit ven Suffraganbisthismern Trier, 
Baberborn und Münfter, und Gneſen-Poſen mit dem Suffraganbistfum Kulm, ferner zwei 
exemte Bisthümer, Ermland und Breslau, errichtet, auch Beilimmung über. die Dotation, 
welche fehr reichlich bemeflen war, über die Befegung ver biſchoͤflichen Stühle (Kapitelmahl unter 
Bezeichnung von personae minus gratae) und. über die Befegung ver Kapitelftellen getroffen 
wurbe, und welde durch Cabinetsordre vom 23. Aug. 1821 die föniglihe Sanction erhielt 
„als bleibended Statut der Entholifhen Kirche des Staats“, vermöge ber „Majeſtaͤtsrechte und 
„unbeſchadet derfelben, fowie unbeſchadet der Unterthanen ‚ver evangelifchen Neligion und ver 
evangelifchen Kirche des Staatd”. | 

Bon feiten der bannoveriichen Regierung hatte man urſprünglich, als im Jahre 1816 eine 
Geſandtſchaft nad Rom abgefertigt wurbe, Die Abſicht gehabt, ein umfaffendes Concordat über 
alle Kragen des Verhälinifies von Staat und Kirche abzuſchließen; demgemäß fam zu Ende 
beö Jahres 1818 etwas dem bairifchen Concordat ganz Ahnliches zu Stande; pas Project 
murbe aber von der Regierung verworfen, der Geſandte Hr. v. Ompteda abberufen; fein Nach- 
folger, Hr. v. Reben, begann nun zwar jeit Anfang bed Jahres 1820 die Verhandlungen auf 
jener umfaflenden Grundlage von neuem, es zeigte ſich jedoch bald, daß man auf dieſem Wege 
niemals zu einer Bereinbarung gelangen würbe, und fo entſchloß fi Hannover nach fünfjähri- 
gen vergeblichen Verhandlungen im Mai 1822, dem Beifpiele Preußens zu folgen und ledig⸗ 
lich eine Neubegrenzung ber Bisthümer herbeizuführen. Es hielt nun aber anfangs ſchwer, 
die Curie zu folden neuen Berhandlungen überhaupt zu beivegen; es gelang dann zwar, daß 
man fi kurz vor vem Tode Pius’ VH. einigte, dod erhob nun ber neue Papft Leo XI. an: 
fang& Bedenken zu ratificiren, und erſt durch Bermittelung Bunfen’8 fam man zum befinitiven 
Abſchluß. Die hannoveriſche Kircumfcriptionsbulle Impensa Romanorum vom 26. März 
1824 errichtete die beiden Bisthümer Hildesheim und Osnabrück, vie beide unmittelbar unter 
dem Papfte flehen ſollten, mit dem Vorbehalt, daß die Erertion von Osnabrüd fo lange ſus⸗ 
penbirt bleiben folle, als bis die zur Fundation nöthigen Geldmittel vorhanden fein würden, 
weiche Erection erft im Jahre 1857 flattgefunden hat, bis zu welder Zeit der Biſchof von Hil⸗ 
desheim ald Adminiſtrator von Dönabrüd fungixte, indem er vie Didcefanregierung durch einen 
Weihbiſchof und Generalvicar ausüben ließ. Der übrige Theil der Bulle flimmt mit dem ber 
preußifcen in Form und Inhalt überein, auch erhielt dieſelbe gleich jener die Eönigliche Geneh⸗ 
migung durch eine beſondere koͤnigliche Verfügung, die Georg IV. zu Garltonhoufe unterm 
20. Mai 1824 erließ. 

Einen ganz eigenthümlichen Verlauf nahmen endlich die Verhandlungen, die zu der Grün: 
dung der Oberrheinifchen Kirhenprovinz führten. Am 24. März 1818 waren in Frank⸗ 
furt a. M. unter dem Vorfig des mwürtembergifchen Bundedtagsgefanbten v. Wangenheim Bera- 
thungen eröffnet worden, an denen fich, außer den fpäter zur Oberrheinifhen Kirchenprovinz ver- 
einigten Staaten, auch noch die Regierungen einiger norddeutſcher Gebiete , wie Mecklenburgs, 
Oldenburgs u. ſ. w., betheiligten; es waren fämmtlih Staaten mit proteflantifhen Landes: 
herren, ausgenommen Hohenzollern, und mit überwiegend proteftantifher Bevölkerung, aus: 
genommen Baden, und es follte hier der Verfuch gemacht werven, eine Neuordnung ded Ber: 
Hältnifies von Staat und Kirche auf Grundlage epiffopaliftifher und jofephiniftifcher Theorien 
unter ausdrücklicher Zuftimmung ver Römifhen Curie herbeizuführen. Es gelang nun zwar 
ſehr ſchnell zwifchen ven bei ver Konferenz betheiligten Regierungen ein Cinverſtändniß zu be: 
werfftelligen, indem man ſich über gewifle „Oxrundzüge‘ einigte, deren Hauptinhalt in Form einer 
Deslaration gefaßt wurde, welche nun durch eine Deputation, beftehend aus dem würtembergi- 
ſchen und badiſchen Bevollmäätigten, dem Papft nicht etwa zur Verhandlung, fondern zur 
einfachen Annahme überreicht wurbe. Lange ließ man bie Geſandtſchaft in Rom ohne alle 
Antwort, ie war fon im Begriff, nad) fünfmonatlihem Warten wieder abzureifen, als ihr die 
Note des Karvinal-Stantöferretärd vom 10. Aug. 1819, befannt unter dem Namen Espozioni 
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des senlimenti di sua santite, uberreicht wurde, in der man fi paͤpftlicherſeits auffüchrtidg über 
alle in der Declaration berührten Bunkte und alfo über das gefammte Berhältnig won Staat 
und Airche ausſprach, weshalb dieſes Actenſtück ale ausführlidge Darlegung des curialiftifgen 
Standpunkto eine bleibende Bedeutung Bat; ver Inhalt laͤßt ſich durch Confalvid Worte an die 
Geſandten: „Man ſcheint dan Papftfür einen Türken und den römtihen Hof für Die ottomani- 
Sehe Bforte zu halten“, annähernd charakteriſtren. Judem vie Poſtulate der Megierungen voll⸗ 
Rändig zuruͤckgewieſen wurden, fo hatte fi doch die Gurie zu weitern Verhandlungen über wie 
Eircumfeription der Bistklimer bereit erflärt, und obgleich man urfprünglih im Kreife der 
frankfurter Gonferenzen beabſichtigt Hatte, im Falle einer Jurückweiſung von feiten der Gurie in 
allen Stüden einfeitig vorzugehen, fo ging man doch bereitwillig auf dieſen Vorſchlag ein, ba ſich 
inzwifchen die Schwietigkelten herausgeſtellt hatten, die mit einem einfeitigen Vorgehen prote: 
ſtantiſcher Regierungen bei einer Erection von Bisthümern verbunden fein würben. So kam ed 
zu ber Gtiftungsbulle der Oberrheiniſchen Kitchenprovinz Provida sollersque vom 16. Aug. 
1821, wonach unter einem Erzbisthum Freiburg, deſſen Didcefanfprengel das Großherzogthum 
Baben und die hohenzollernſchen Fürftenthümer fein follten, die Bisthümer Rottenburg für 
MWürtemberg, Limburg für Naffau und Frankfurt, Mainz für das Großherzogthum Heſſen, 
"Fulda für Kurheflen und Sachfen: Weimar eingerichtet wurden. Es fehlte nur aber in ver 
Bulle ganz an nähern Beſtimmungen über Befegung der Biichoföflüuhle und Kapitel, dazu 
maren weitere Verhandlungen nothwendig. Diefe wurden von ber Gurie dazu benngt, um ge- 
wiſſe Anfprüche Hinficgtlich der freien Bewegung der Kirche gegenüber der Staatsgewalt geltend 
zu machen, und bie Ergänzungsbulle ad dominici gregis custodiam vom 11. April 1827 
führt eine Reihe folger Beſtimmungen ausbrüdtih auf. Indeß vie Beflätigung diefer Bulle 
feitens der Regierungen geſchah nur unter Ausflug jener Beſtimmungen, und nachdem bie 
Einrichtung der Browsing, vollendet war, fo erfolgte unterm 80. Ian. 1830 übereinftinnmend in 
den einzelnen Staaten ein landedherrliches Eokct, durch welches im Auſchluß an die Frankfurter 
Conferenzbeſchlũfſe das Majeftätörecht des Staats über die Kirche in einer ber freien kirchlichen 
Bewegung allervings fehr wenig günfligen Weiſe feftgeftellt wurde. Es iſt nun nicht bloß zu 
bedauern, daß die Regulirung bed Verhältniffed von Staat und Kirche nach ven Beflimmun- 
gen jenes Cdicts wirklich eine jehr engherzige, durchaus ungenügende war, fondern auch daß 
man dabei der Mitwirkung der Kammern entbehren zu können glaubte und im Berorbnungs- 
wege vorging; durch beides wurde fpäter die Wiberfianpsfähigkeit ver Regierungen fehr ge- 
ſchwäͤcht. Schon damals forberte der Papſt Pins Vill. in einem Breve Pervenerat non ita 
pridem vom 10. Juni 1831, in welchem er die Edicte als vertragdwibrig und nichtig bezeich⸗ 
nete, in fehr ſtarken Ausprüden bie Bifchöfe ver Oberrheinifgen Kirchenprovinz auf, „ven pro= 
fanen Neuerungen zu feuern”. Die Bifchöfe hielten ji zwar damals ruhig, aber e8 fam dann 
bie Zeit, wo fle zu handeln begannen. 

Nirgends war e8 bei Gelegenheit ver Verhandlungen über vie Herſtellung ver zerflörten 
äußern Kirchengewalt wirklich zu einer Umgeſtaltung des Verhältnifies von Staat und Kirche 
gekommen, und aud in der nähftfolgenden Zeit wurden nur ganz vereinzelte Erfolge erzielt, 
wie 3.8. im Jahre 1841 in Preußen einiges von ber Strenge des Placets und des Verbotd bes 
Verkehrs mit Rom nachgelafſen wurde. Cine tiefgehenbe Umgeftaltung ift erft durch die Bewe⸗ 
gungen des Jahres 1848 herbeigeführt worden. Im October und November jened Jahres fand 
zu Würzburg eine Zufammenktunft des gefanımten deutſchen Epiflopats fistt; man würbe von 
einem Nationalconct! ſprechen Eönnen, wenn eine Betheiligung des Papfles bei vem Zufammen- 
trin flattgefunden hätte; fo war es blos ein kirchenpolitiſcher Act, ohne formelle, aber von um 
fo größerer materieller Bedeutung; in den Actenflüden, die damals abgefaßt und unter: 
ſchrieben wurden, iſt das offisielle Programm für die Beftrebungen der veutfchen Biſchöfe hin⸗ 
fichtlich des Verhältnifles von Kirche und Staat aufgeftellt worden. Ausgehend einerſeits von 
einem energlichen Bekenntniß zum Papalfyſtem und andererfeitö von ver Thatſache, daß jeit den 
Märzflürmen, wo bie Throne geſchwankt hätten, in allen Ländern eine allgemeine Befreiung von 
ſtaatlicher Bevormundung eingetreten fei, von der auch Die Kirche, die von jeher dem wahren 
Fortſchritt gehuldigt Habe, nicht ausgefchloffen werben molle, wurben zweierlei Korberungen er: 
hoben: auf der einen Seite verlangte man freie Sefbftverwaltung ver Kirche, namentli in 
Bezug auf die kirchliche Stellenbeſezung, die kirchliche Vermoͤgensverwaltung, vie freie kirchliche 
Bewegung überhaupt, womit das Blacet in Widerſpruch flände, welches noch dazu dem deutſchen 
Charakter, vefien Treue ſprichwoͤrtlich ſei, widerſtrebe; auf ner andern Seite aber wird Ein- 
ſpruch erhoben gegen die Trennung von Staat und Kirche, indem vie Kixche denjenigen Wir: 
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kungẽkreis behalten will, den fie bisher gehabt bat; fie will namentlich ihren Einfluß auf pas 
Umterrichtöwefen beibehalten , denn es fel der Kirche gefagt: Gehet hin und Ichret alle Böller; 
fie will ferner das Armenweſen unter ihrer Controle behalten und ſtellt zum Lohne pafür die 28: 
fang der forinlen Frage in Ausficht; manches andere, was naher zu lebhaften Kämpfen Beran- 
laffung gegeben Hat, wie Gerichtsbarkeit in Ehefachen, wird nicht einmal erwähnt. Die Kirche 
will alfe, was auch in einzelnen biſchoͤflichen Denkſchriften gegenüber den einzelnen Regierungen 
in der folgenden Zeit zur Genüge audgeführt wird, kelneswegs auf ihr inneres Gebiet des Got⸗ 
seönienfled und der Lehre beichräntt fein, vielmehr ihren ganzen Wirkungstreis im äußern 
Mechtsleben beibehalten , aber dabei unabhängig von jeder ſtaatlichen Eontrole fein. 

88 fragt fi, wie man ſich gegenüber dieſen Forderungen von feiten des Staats verhielt. 
Bir floßen da zunähft auf Die Beſtimmungen ver deutſchen Grundrechte, die, wenn fie auch ale 
folge sine formelle Bebeutung für die Folgezeit nicht gehabt Haben, doch von nachhaltigſter Ein- 
wirkung auf dieſe Verhältniffe gewefen find. Die deutfchen Grundrechte haben in der richtigen 
Erkenntniß, daß die Kirche im conftitutionellen Staate des 19. Jahrhunderts nicht in gleicher 
Weiſe regiert werden könne, wie früher unter der Herrſchaſt ded ſtaatlichen Abſolutismus und 
ver Staatöcompetenz, wo alte felbfländigen Lebenskreiſe unterbrüdt und abforbirt waren, das 
Princip aufgeflellt, daß jede Religionsgefellfchaft ihre Angelegenheiten ſelbſtändig orbnet und 
verwaltet, daß alfo nicht blos die vom Staat geübte Kirchengewalt, fondern auch dad Majefläts- 
reiht des Staats über die Kirche in ver biäherigen Ausdehnung nicht ferner flattfinden ſolle. 
Aber indem nun die Kirche ald ein Reich eigenen Lebens vom Staate emancipirt wurbe, haben 
die Grundrechte doch auch andererfeitö die völlige Trennung von Staat und Kirche-sollzugen, 
». b. die Kirche auf ihr eigenes Gebiet eingefhrankt, ihr jene Wirkfamtelt im ſtaatlichen Rechts⸗ 
leben verfagt, namenili das Unterrichtsweſen der Kirche abgeſprochen, und Civilehe nebfl 
Civilſtandsregiſtern eingeführt. - " 

Dem Syſtem ver Grundrechte am nädften fleht das Syſtem ber preußifchen Berfaffung. 
Es wird in ber Berfaffung nicht blos das Princip Der Freiheit ver Kirche ausgeſprochen, fondern 
ed werden zugleich auch die hauptſaͤchlichſten Gonſequenzen dieſes Prineips ausdrücklich verbürgt, 
ed folk namentlich das Placet fernerhin nicht mehr flattfinden, der Verkehr mit Nom foll freige- 
geben fein, ver Einfluß des Staats auf die kirchliche Stellenbefegung foll Fünftig wegfallen. Es 
haben fi dann weiter im Laufe der Zeit in der Bermaltung noch folgende Conſequenzen heraus 
geſtellt: ver Staat übt gegenwärtig eine Gontrolemehr über die Vorbildung ber Beiftlichen, weder 
über die Seminare noch über dad Prüfungswefen, insbefonvere fann die Vorbildung auch außer⸗ 
halb Landes gefucht werben, und wenn im Jahre 1852 ein Minifterialerlaß das Studium im Gol- 
legium Sermanicum zu Rom ober andern der Propaganda gehörigen oder von Iefuiten geleiteten 
Anftalten von einer beſondern minifterielfen Erlaubniß abhängig macht, fo ift man ſpäter wieder 
davon zurüdgelommen; e8 hat ferner ber Staat feine weitere Einwirkung auf bie Abhaltung von 
Miffionen, als diejenigen, vie ihm durch das Vereinsgeſetz eingeräumt ift, und als im Jahre 
1852 vie Abhaltung jefuitifcher Miffionen in ſolchen katholifhen Gemeinden, die inmitten ber 
proteftantifchen Bevoͤlkerung lagen, allgemein verboten wurven, weil der Verdacht nahe läge, 
daß hier ganz andere Zwecke als die religidfe Einwirkung auf die katholiſche Gemeinde ver⸗ 
folgt würben,, ſo iſt e8 gerade, Die verfaffungätreue Partei geweſen, Männer wie Wengel und 
Bethmann-Hollweg, die fi im Sinne des Walpbott:Bafjenheim’fchen Antrags gegen die Maß⸗ 
regel der Regierung ausſprachen; e8 müflen ferner Klöfter und geifllicde Orden aller Art ſtaats⸗ 
feitig zugelafien werben, eine befondere Erlaubniß ift nicht nothwendig, maßgebend iſt ledig: 
li die Afjociationdfreiheit und das Vereinsgeſetz. Es zeigt ſich indeß Bierbei recht veutlich, 
wie diefe Breiheit ihr Correctiv in ſich felbft trägt, denn ſolche Geſellſchaften find denn eben nur 
Bropurte der Privatfreiheit, denen blos die Bedeutung einfacher Societäten innewohnt, ohne daß 
ihnen juriſtiſche Perſoͤnlichkeit zukommt; Gorporationsrechte, ohne welche Klöfter und Orden 
nur eine fehr unvolllommene Geftalt Haben, müflen Ihnen durch beſondere Geſetze ausdrücklich 
beigelegt werben; und da dies bisher nicht geſchehen ift, fo bleibt ſolchen Infituten nichts 
übrig, als ſich durch fimulirte Rechtsgeſchäfte zu helfen, indem Perfonen von ergebener Ge⸗ 
finnung als Subjecte der fraglichen Bermögendcomplexe erſcheinen, wodurch freilihin manchen 
Fällen daſſelbe Nefultat erreicht werpen fann. Auf der andern Seite ift nun aber in Preußen 
pie Kirche mehr als früher auf ihr sigeneg Gebiet eingeſchränkt worden, namentlich iſt durch Die 
Verordnung vom 2. Ian. 1849, die neue Gerichtsorganiſation betreffend, die biſchoͤfliche Che⸗ 
gerichtsbarkeit aufgehoben worden; und infofernin Art. 86 und 87 der Berfaflınasurtunde vor⸗ 
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geſchrieben ift, daß alle Gerichtöbarkeit im Namen bed Königs dur von ihm ernannte Rich⸗ 
ter ausgeübt werben folle, muß fogar behauptet werben, daf eine etwaige Wiebereinführung 
ber biſchoöͤflichen Chegerichtsbarkeit eine Verfaffungsänberung involviren würde. Übrigens bleibt 
es natürlich dev Kirche nach wie vor unbenommen, ihre Gerichtsbarkeit im fogenannten innern 
Forum geltend zu maden, d. h. die Gewifjen ihrer Angehörigen dadurch zu binden, die Staats⸗ 
gerichte find jogar angewieſen, ver Nequifition der geiftlihen Behörden, um eidliche Verneh⸗ 
mung von Zeugen und um Einziehung von Koften, Genüge zu leiften; indeß obgleich damit 
bis an bie äußerfte Grenze der Connivenz vorgegangen ift, fo fehlt doch einer ſolchen Gerichts⸗ 
barkeit noch immer das, was den Charakter aller wahre i8 Gerichtsbarkeit ausmacht, der Zwang. 

Wir wenden und zur Betrachtung der Dinge in Oſterreich. Hier waren zu Anfang des 
gegenwärtigen Jahrhunderts die Außern Didcefanverhältnifle von den Stürmen der Beit un⸗ 
berührt geblieben, und ſo fehlte e8 auch nad der Wiederherſtellung der öffentlichen Rechtsord⸗ 
nung an jeder Gelegenheit, dad gerade hier zu beſonders vollendetem Ausprud gelangte Syſtem 
ftaatligen Majeſtätsrechts anzugreifen; die Aufrechthaltung des Beſtehenden und nanıentlich bie 
Aufrechthaltung des flaatlihen Abſolutiomus war auf diefem wie auf allen allen andern Ge: 
bieten die Tendenz Metternich'ſcher Politif. Erſt nad Jahr 1848 führte einen Syſtemwechſel 
herbei; jhon im Sonmer jened Jahres trat der Öfterreihiiche Epijfopat mit Anträgen und 
Denkſchriften hervor, und ganz ähnlich wie in Preußen vegulirte die öſterreichiſche Verfaſſung 
vom 4. März 1849 und die auf Grundlage derfelben ergangenen Berorbnungen vom 18. und 
23. April 1850 das Verhältnig von Kirche und Staat. Indeß eine ganz neue Wendung in 
diefer Entwicklung wurde dann herbeigeführt durch Die Wenpung welche der oͤſterreichiſchen 
Rechtsentwickelung überhaupt in den folgenden Jahren zu Theil wurde. Zwar als durch Eaifer: 
lied Patent vom 31. Dec. 1851 die Berfaflungsurfunde wieder aufgehoben wurde, meil fie 
‚nad dem Ergebniß der gepflogenen Berathungen weder in ihren Örundlagen ven Berhältniflen 
bed Öfterreichifchen Kaiſerſtaats angemeſſen, no in dem Zufammenhang ihrer Befimmungen 
ausführbar ſich dargeftellt Habe“, wurde ausdrücklich erklärt, daß jede Kirchen: und Religions: 
geſellſchaft in der felbfländigen Anoronung ihrer Angelegenheiten gefhügt und erhalten wer: 
den folle. Eine Wendung erfolgte trotzdem; indem nämlich DOfterreih damals ven Verſuch 
aufgab, fein disparates Völfergemifch durch conftitutionele Staatseinrichtungen und par: 
lamentarifche Inftitutionen. zufammenzubalten und zu regieren, fo beburfte das bureaufra- 
tiſche Centraliſationsſyſtem des Minifter8 Bach, welches nun an die Stelle trat, ver Beihülfe der 
fatholifchen Kirche; wenn ed mit gemeinfamer Freiheit nicht ging, fo ging es vielleicht mit ge⸗ 
meinfamer Knechtſchaft, aber dazu reichten bie flaatlihen Organe nit aus, man mußte 
ſich entſchließen, den Papſt zum Mitregenten in Oſterreich zu machen, das Oberhaupt der⸗ 
jenigen Kirche, welche für die große Mehrheit der Unterthanen ein gemeinſames Band iſt. So 
kam nach mehrjährigen Verhandlungen unterm 18. Aug. 1855 zu Wien das oͤſterreichiſche Con⸗ 
cordat zum Abſchluß, welches nichts weniger ald ein unbedachtfames Impromptu if, vielmehr 
in dem ganzen damaligen Reglerungsſyſtem feine nothwendige Stelle hat. Volle kirchliche 
Selbftverwaltung unter Aufhebung der bevormundenden Maßregeln früherer Zeit finvet fid 
natürlich auch bier, aber das ift nicht das Gharafteriftifche bes öfterreichifchen Concordats, weder 
gegenüber dem Zuftande der legten Jahre in Ofterreih, noch, gegenüber den preußiſchen Zu⸗ 
ſtänden; im Gegentheil, Preußen gegenüber iſt die Selbflverwaltung auf einem, und jwar einem 
fehr wichtigen Punkte, eine befchränftere, in Bezug nämlich auf die kirchliche Stelfenbefegung, 
infofern dem Kaifer die Ernennung der Erzbiſchoͤfe und Biſchöfe zugeſtanden, ihm auch 
ein Antheil an der Beſetzung der Kapitelſtellen gewährt iſt. Das Gigenthümliche des oͤſter⸗ 
reichiſchen Concordats beruht auf dem Umfange ver kirchlichen Gompetenz im äußern Rechts⸗ 
leben, die den Biſchoͤfen trog ihrer unabhängigen Stellung theild gelaffen, theild aber fogar 
neu gewährt wurde. So gebührt ven öſterreichiſchen Biſchoͤfen nicht blos die Chegerihtäbar- 
feit, jondern auch eine Strafgerichtöbarfeit über Kirchenvergehen ver Laien und über Amts⸗ 
und Standeövergehen der Kleriker, und der Staat iſt verpflichtet, zur Zwangsvollſtreckung 
Hülfe zu leiften, ohne daß er ſich vorher von der Gerechtigkeit ſolcher Urtheile zu überzeugen 
hätte;. nur auf die rein weltlichen Civil- und Straffachen ver Kleriker foll ji die Kompe- 
tenz ber kirchlichen Gerichtsbarkeit nicht beziehen, Diele werben, „mit Rückſicht auf die Zeit- 
verhältniffe‘, den weltlihen Gerichten übermiefen,, fodaß ein privllegirter Gerichtsſtand für 
die Sfterreihifgen Geiſtlichen nicht mehr Befteht, ach eine Einmiſchung des Biſchofs in ven 
eigentlihen Rechtsgang nicht flattfinden fol. Schr ausgebehnt ift dann bie Herrſchaft der Kirche 
in den Bereiche der Bildungdintereffen, in Bezug auf Erziehungswefen und Schulen. Nicht 
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6108 der Unterricht des Klerus iſt im ganzen Umfange in vie Hand des Biſchofs gelegt, ver alfo 
namentli in den Seminarien frei falten und walten kann, ſondern ebenfo auch der Religions- 
unterricht der Laien auf allen Stufen, fobaß der Bifchof für alfe Religionslehrer mit Einſchluß 
ber Profefforen der theologifchen Facultäten die Vollmacht ertheilt und beliebig widerrufen darf. 
Was dann den Profanunterricht betrifft, fo find zunächft vie Volksſchulen der kirchlichen Verwal⸗ 
tung völlig überlaffen worden, hinfihtli der Gymnaſien und Mittelſchulen (mediae scholae) 
findet ih die Beftimmung, daß nur Katholiken als Lehrer in penfelben zugelaflen werben follen, 
jofern nicht bei der Fundation ausdrücklich etwas anderes feſtgeſetzt morben iſt. Die Univerft: 
täten enblid find, abgefehen von der eigenthümlichen Stellung der theologifchen Kacultäten, 
durch das Concordat nicht Direct berührt worben, doch find auch in dieſer Hinſicht neben dem 
Goncordat einige ber Kirche günftige Beflimmungen getroffen worben, wie 3. B. daß die Uni⸗ 
verfität Peſth, weil fie noch im vorigen Jahrhundert aus kirchlichen Mitteln dotirt iſt, einen 
rein katholiſchen Charakter haben folle, ſowie daß es ven Biſchoͤfen freiſtehen ſolle, mit ihren 
Mitteln eine katholiſche Univerſität zu gründen u. ſ. w. 

Wiederum zu andern Feſtſetzungen haben die langdauernden Kämpfe geführt, Die in ‚ver 
Oberrheiniſchen Kichenprovinz über das Verhältnig von Staat und Kirche entbrannt find, und 
die wenigftens in Baden und Würtemberg einen vorläufigen Abfchluß erreicht haben. Wir kön- 
nen bie in jeder Hinſicht intereffante Entwidelung dieſer Berhältnifie hier nicht ins einzelne 
verfolgen ; nur fo viel mag hervorgehoben werden, daß zu Anfang des Jahres 1851 der Epi: 
piflopat der Oberrheinifchen Kirchenprovinz auf Grundlage des würzburger Programms feine 
Forderungen formulirte, Daß die Regierungen in ihrer gemeinfamen zwei Jahre ſpäter erfolgen: 
den Antwort nur auf einzelnen Punkten fi zu Gonceffionen verflanden und im ganzen eine ab- 
lehnende Haltung beobachteten, daß darauf hin von feiten der Bifchöfe eine offene Auflehnung 
gegen das flaatlihe Majeflätöredht unternommen wurde, welches Ihnen blos als eine widerrecht⸗ 
liche Thatfache galt, und daß dann bie würtembergiſche Regierung fofort, die badifche erft nach⸗ 
dem es zu einer offenen Auflehnung des Erzbiſchofs von Freiburg gefommen war, in Unterhand: 
lungen mit der Kirchengewalt eintraten, bie ven Abfchluß von Gonventionen mit der Roͤmiſchen 
Curie zur Folge hatten. Diefe Helden Konventionen nun, fowol die würtembergiſche vom 8. April 
1857 als die badiſche vom 29. Juni 1859 ſtellten nicht blos, ähnlich wie in Preußen, eine 
Selbftändigfeit der Kirche in fehr weitem Umfange auf, fondern fie dehnten auch die Competenz 
ber Kirche außerordentlich weit ins äußere Rechtsleben hinein aus, indem fie namentlich eine 
kirchliche Gerichtsbarkeit in weſentlich demſelben Umfange wie in Öfterrei Ratuirten und ji 
haupiſächlich nur dadurch von dem oͤſterreichiſchen Concordat unterſchieden, daß die Gymnaſien 
und Mittelſchulen nicht mit katholiſchen Lehrern beſetzt zu werden brauchten, während dagegen 
der ganze Unterricht des Klerus und ber Religionsunterricht der Laien völlig in die Hand der 
Bifchöfe gegeben war, und 3. B. die katholiſch-theologiſche Facultäten der Lanbesuniverfitäten 
einer fehr weitgehenden Ginwirkung der Biſchöfe unterliegen follten; ja in Bezug auf Frei⸗ 
burg als rein Fatholifche Univerfität follte fih die biſchöfliche Bontrole auf die Lehrvorträge 
ſämmtlicher Facultäten erſtrecken. Gegen dieſe Concordate erhob fi denn aber in beiden Län⸗ 
dern eine Oppofition in ven Landesvertretungen, infolge deren e8 im Mai 1861 in Baden, ein 
Jahr fpäter in Würtemberg zu einer Berwerfung derſelben fam, und man fich nun ſtaatsſeitig 
entſchloß, die Regulirung des Verhältniſſes von Staat und Kirche einfeitig zu bewirfen, was 
für Baden durch das Geſetz vom 9. Det. 1860, für Würtemberg durch dad Gefeg vom 30. Ian. 
1862 geſchehen if. Diefe beiden Geſetze unterfcheiden fih nun zunächſt dadurch von den Prin⸗ 
eipien der preußifhen Verfaſſungsurkunde, daß darin keineswegs eine Selbflänvigfeit ber 
Kirche in der dort gewährten Ausdehnung zugeſtanden worden ift; fo ift namentlich das Placet 
nicht aufgehoben, fondern nur die Anmenbung veflelben beſchränkt, e& findet fi ferner ein 
Einfluß des Staats auf das Auflellungswefen und die Vorbildung der Geiftlichen bewahrt, 
auch ifl die Verwaltung des Kirchenvermoͤgens keineswegs der Controle des Staats entzogen, 
und zur Einführung geiſtlicher Orden bedarf es der ausdrücklichen Genehmigung des Staats, 
in Würtemberg zur Zulaffung der Jeſuiten fogar eines foͤrmlichen Geſetzes. Was dann die der 
Kirche gewährte Competenz betrifft, fo unterſcheidet ji Darin das würtembergiſche von dem ba- 
diſchen Geſetz ſehr weſentlich; jenes fleht mehr auf Öflerreichifchem, dieſes mehr auf preußiſchem 
Standpunkt, jenes fleht mehr, biefed weniger auf den Standpunkte des vorhergegangenen Eon: 
cordats. In Würtemberg nämlich fteht ver Kirche einmal die Gerichtsbarkeit in Ehefachen zu, 
die Hier allerdings ſtets in ununterbrochener Geltung geblieben ift, aber jegt ſogar eine weitere 
Ausdehnung auf die Bewohner der ehemals vorderoͤſterrelchiſchen Lande, wo bis dahin die Io- 
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ſephiniſche Geſezggebung in Geltung geblieben war, erhalten hat; es find zwar einzelne Cin⸗ 
ſchränkungen hinzugefügt, die jedoch das Princip nicht weiter Berühren ; es iſt ferner wen kirch⸗ 
lichen Obern eine Disciplinargerichtsbarfeit zugeflanden worden, und wenn nan aud Diefelbe 
mit einigen Einſchränkungen verfehen ift, fo iſt doch eine Elare über alle Interpretationskünſte 
erhabene Feftflellung eined recursus ab abusu nicht erfolgt; wirkſamer find allervings Die 
Cautelen, mit denen Die Befugniffe des Biſchofs in Bezug auf ven katholiſchen Rellgionkunter⸗ 
richt einſchließlich der Lanveduniveriität umgeben find. In Baden dagegen ift von kirchlicher 
Gerichtsbarkeit in Ehefachen überhaupt Feine Rede; im allgemeinen follen Verfügungen und 
Erkenntniffe der Kirchengewalt gegen die Freiheit ober das Vermögen riner Perſon wider deren 
Willen nur von der Stantögewalt und nur unter der Boraudfegung vollzogen werben, daß 
fie von ber zufländigen Staatsbehörde für vollzugöreif erflärt worben find; ferner wird das 
Öffentliche Unterrichtsweſen vom Stante gelenkt, und andere Unterrichtö: und Erziehungsanſtal⸗ 
ten ſtehen unter der Aufficht der Staatöregierung ; die Kirchen find übrigens befugt, Bildungs: 
anftalten für ven geiftlichen Stand zu errichten, aud den Religionsunterricgt für ihre Angehö⸗ 
tigen zu übernehmen und zu beforgen, jedoch unbefchabet der einheitlichen Zeitung der Unter: 
richts⸗ und Erziehungsanftalten, In den übrigen Staaten ver Oberrheinifchen Kirchenprovinz 
ift ein deſinitiver Abſchluß noch nicht erfolgt. 

In Baiern ift es allerdings auf Grund ber würzburger Beichlüffe zu einer @ingabe des 
Epiſkopats an die Regierung im October 1850 gekommen; wie Regierung iſt jedoch in 
ihrer Entſchließung vom 8. April 1852 nur in untergeorbueten Punkten auf die Wünfdge des 
Epiffopats eingegangen, zu einer eigentlihen Abäuderung des Edicts von 1818 war dieſelbe, 
da dies die Kraft eines Befeges hat, fogar einen integrirenden Theil der Verfafſungsurkunde 
bildet, einfeltig gar nicht competent, ſodaß noch gegenwärtig in Balern ein audgebehntes 
Majeflätörecht des Staats über die Kirche befteht. 

Endlich In Hannover ſcheint e8 nicht einmal zu einer Eingabe der Biſchöfe an pie Regierung 
gefommen zu fein, obgleich ſowol der Biſchof von Hildesheim als der Weihbiſchof von Osna⸗ 
brück das würzburger Programm unterſchrieben haben; auch hier hätte die Ständeverſamm⸗ 
lung zu einer Abänderung der fraglichen Beſtimmungen concurriven müſſen; einzelne Milde⸗ 
zungen des flaatlihen Majeſtätsrechts waren bereitö durch das Berfaffungsgeieg vom 5. Sept. 
1848, $$. 24—31, erfolgt. 

Pol, Meier, „ Propaganda”, U, 352 fg. Gervinus, „Geſchichte des 19. Jahrhundertd‘‘, 
u, 9, 47, Bluntſchli's „Staats-Wörterbuch“, V, TO1 fg. Münd, „Sammlung aller Son: 
cordate (3 Bde., Freiburg 1830— 31). (Höfler) „Concordat und Bonftitutiondeid der Ka⸗ 
tHolifen in Baiern“ (Augsburg 1847). Richter, „Die Entividelung des Berhältnifies zwi⸗ 
Sen dem Staat und der katholiſchen Kirche in Preußen u. |. w.“, in der „Zeitſchrift für Kir: 
chenrecht“, I, 100 fg. (Feßler) „Studien über das Öfterreichifche Koncordat” (Wien 1856). 
Sacobfon, „Über das oͤſterreichiſche Concordat vom 18. Aug. 1855’ (Reipzig 1856). Reyſcher, 
„Das öfterreichifhe und mwürtembergifche Concordat“ (Tübingen 1858). Jolly, „Die badi⸗ 
fen Geſehentwürfe über die kirchlichen Verhältnifſe“ (Hetvelberg 1860). v. Mohl, „Über vie 
Stellung der Religionsgemeinfhaften im Staate”, in deſſen Werk „Staatsrecht, Voölkerrecht 
und Politik“, Bo. II. Zahlreihe Auffäge in verſchiedenen Zeitfhriften: „Deutfche Biertel: 
jahrſchrifi“, 1854; Schletter's „Jahrbücher“, Bd. J, I, V; „Archiv für katholiſches Kirchen: 
recht““, Bd. V, VI; „Zeitſchrift für Kirchenrecht“, Bd. l, IT; „Zeitſchrift für deutfches Recht“, 
Bd. XVII, „Münchener kritiſche Umſchau“, 1855, 1858, u. ſ. w. Ernſt Meier. 

Kirche und Kirchenverfafſung (katholiſche). 1. Die geſchichtliche Entwidelung. 
1) Die Einzelgemeinde. Das Princip der älteſten Kirchenverfaflung war das allgemeine 
‚Briefterthum aller Gläubigen. Daflelbe beruht darauf, daß nad der urfprünglichen hriftlichen 
Lehre jeder in einem unmittelbaren Verbältnig zur Bottheit flieht, daß es Feine Heildvermitte- 
[ung gibt, der einzelne vielmehr ſelbſtändig durch fein eigenes Thun und Laſſen für fein Seelen 
heil zu forgen bat; es befteht alfo unter ven Gläubigen feine Sonberung, fondern alle Chriſten 
als ſolche find principiell einander glei. Als Conſequenz für die Kirchenverfaflung ergibt ſich 
daraus, daß die Fülle der Kirchengewalt, die Souveränetät in Eirhlihen Dingen bei der Ge⸗ 
ſammtheit ver Gläubigen in jeder Gemeinde lag. Ganz rein freilich fonnte dad Princip des all- 
gemeinen Prieſterthums hinſichtlich der Verfaſſung fon damals nicht zur Ausführung ge: 
bracht werden, ed jheiterte dad ſchon an den natürlichen Lebensverhältnifien, namentlih an Alter 
und Geſchlecht, und es lag das Kirhenregiment deshalb von Anfang an nur in ven Händen ger 
erwachſenen männlihen Gemeindeglieder, unter. welchen aber das Zuſtandekommen eines Be- 
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ſchluſſes gan; und Maßgabe ver Brundfäge erfolgte, mie Be fonft unter Menſchen in dergleichen 
Fällen gur Anwendung kommen; wenn alfo eine Meinumgönrrilgienenheit obwaltete, jo mt: 
ſchled, jei es bei Wahlen oder bei Excommunication ober hei anbem Merwaltungsmaßregeln 
der Mille der Mehrheit. Doc bildeten fi ſchon ziemlid früh eigene ſtaͤndige Amter, auf welche 
einige von denjenigen Befugniflen übertragen wurben, bie bis dahin ber Gemeinde in der Ge⸗ 
ſammtheit zugeflanden hatten, denn man fand bald, daß dieſelben nur fo in zweckentſprechender 
Weiſe beiorgt werben Eönnten. Die Bemeinde alfo war dad Urfprüngliche, und aus Ihrer 
felbftänbigen Rechtobilaung, nicht aber aus goͤttlicher Cinſehung iſt das geiſtliche Aust hervorge⸗ 
gangen, ed find nicht etwa das allgemeine Prieſterthum und dad geiſtliche Amt zwei gleichberech⸗ 
tigte, ebenbürtige Groͤßen, ſondern had allgemeine Prieſterthum iſt dad prias, das beſondere 
Amt des posterius, dieſes das Product aus jenen. Die kirchliche Regierungsbehoͤrde Hatte an- 
fange auf Dem Voden der Cinzelgemeinde einen koͤrperſchaftlichen Charakter; fie wurde durch 
einen non der Gemeinde gewählten Ausſchuß, deſſen Mitglieder Altete oder Auffcher genannt 
wurden, gebildet. Daß wirklich eine völlige Iventität zwiſchen irclneoreor uaı wogaßdrsper 
beftanden babe, daß namentlich überall, wo in ber Bibel ein icꝛcoxocç erwähnt mich , einer 
von ben Ülteflen Darunter gemeint fei, wich heutzutage ganz allgemein anerkannt; Älteſte hie⸗ 
Ben ſie mehr bei den Judenchriſten im alter Meminifcenz, Biſchöfe mehr Hei deu Heidenchriſten. 
Diefe Bemeindeausfchußglieder hatten nun einen hervorragenden Antheil an ver Ausübung 
der gefammten Kirchengewalt, an der innern Kirchengewalt wiederum ſowol nach der Geite des 
Cultus alö der Lehre, indem fie vorzugsweiſe die Saframente ſpendeten und pie Brebigt hiel⸗ 
ten, an ver äußern Kirchengewalt theild in der Anwendung bed Veſtehenden, theils in ber 
Feſtſtellung neuer Normen; doch waren fie vielfach namentlich in legtexer Beziehung an bie 
Zuſtimmung der Geſammtheit gebunden, unb nirgends wurde ihnen eine innere hbhere Be- 
fähigung zur Vornahme folder Handlungen zugefärieben, fie handelten lediglich auf Grund 
einer äußern Vellmacht, bie ihnen von Gemeinſchafts wegen gegeben war. 

In nen Cinzelgemeinden war nun aber urfprüngli alle kirchliche Berfafiungsgeftaltung 
beſchloſſen; jede Gemeinde war ſchon eine Kirche, ed gab kein viefelben äußerlich vereinigendes 
Band. Das Vrincip der älteſten Kirchenverfaſſung war alfo nach viefer Seite hin ein volliger 
Independentismus. Namentlich ven Apoſteln ſtand in einer Weiſe eine Kirchengewalt über 
Die Bemeinden zu; wenigftens wirb geſchichtlich daruber gar nichts begeugt ; vielmehr zeigt ſich 
in dieſer Anſchauung, wonach die Apoſtel ein allgemeines Kirchendirectorium, eine Art Ober: 
kirchenrath gebildet hätten, lediglich Die Unfähigkeit, weltgeſchichtliche Erſcheinungen in ihrer 
Eigenthũmlichkeit und Größe zu bezeichnen; die Apoſtel Hatten überhaupt fein Amt, ſondern 
eine Miffion, ihre Stellung berubte auf ihrer thatfächligen Wirkſamkeit, nicht auf einer for: 
mellen juriftifchen Präponberanz. | 

2) Die Entſtehung des Epiffopats. Allmählich nahm das Amt eisen perfänligen 
SHarakter an, die Kirchenverfaſſung wurde aus einer republikaniſchen zu einer monarchifchen, 
der Presbyterialismus entwidelte fi zum Eptilopalismus; es erhob ſich Aber die andern 
Alteſten ald Organ der allgemeinen Leitung ein Oberältefter, und dieſer erhielt von jegt an vor⸗ 
zugöweife ven Namen Bifchof. Über ven Zeitpunkt, wann dad gefihehen fei, befteht eine Gentro- 
verſe, nach ber gewoͤhnlichen Anficht würde die Berfoflungsänderung erſt vom 2. Jahrhundert 
an datiren und fich von Kleinaflen ans allmäglich über das ganze Gebiet der Kirche ausgebreitet 
haben; dagegen hat Rothe in neuerer Zeit den Nachweis verſucht, daß die Entſtehung bes 
Cpiſtopats unwittelbar mit der Zerſtoͤrung Jeruſalems zufammenhänge, biö zum Jahre TO 
Hinaufreiche. Es wird ſchwer fein, dieſe Streitfrage zu einem definitiven Abſchluß zu bringen, 
da, wie das überall bei ſolchen Entwickelungen der Fall iſt, Die erften Keime ſchon fehr früh ih 
fanden, während die völlige Entfaltung längere Zeit erforbert. Jedenfalls muß man aber bie 
ganze Frage als eine rein hiſtoriſche zu loͤſen ſuchen und fich frei von jeder Tendenz dabei halten, 
namentlich muß ed auf dad entſchiedenſte zuniukgetwiefen werben, wenn man proteſtantiſcherſeits 
gegen Mothe den Vorwurf erhoben hat, daß Die Nefultate feiner Forſchungen dem Syftem des 
Katholicismus zum Vortheil gereihten; es muß vielmehr gegen ſolche Inflauationen energiſch 
auf das Recht der Wiflenfgaft und der freien Forſchung hingewiefen werben, die, unbekümmert 
um confeffionelle Sagung , lediglich nach objectiver Wahrheit zu fiveben haben; cd kann da⸗ 
neben aber auch in viefem Falle no darauf hingewiefen werden, daß ber Gewinn, ben der 
Katholicismms aus dieſem Refultat ziehen würbe, doch nur von ſehr untergeorhneter Bedeu⸗ 
tung if, denn die Frage nad) der Goͤttlichkeit des Epiſtopats iſt viel weniger eine hiſtoriſche ald 
„vielmehr eine dogmatiſche; die katholiſche Kirche behauptet Die Goͤttlichkeit gewiſſer Rechtsinſti⸗ 
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tute und des Cpiſkopats inabeſondere nicht wegen des thatfüchlichen Vorkommens im früher 
Zeit, ſondern aus innerer Nothwendigkeit, als eine Folgerung ihrer oberſten Orundbegriffe; 
fie hat vie Gewißheit der Goͤttlichkeit ſolcher Inſtitute anderswo her, und hiſtoriſche Zeugniffe 
find nur von ſehr untergeordneter Bedeutung; andererſeits, wenn überhaupt die dogmatiſche 
Natur von Rechtseinrichtungen verworfen wird, fo kann auch die Exiflenz gewiffer Inflitute in 
fehr früher Zeit. nichts daran ändern. 

Während nun anfangs neben ven Bilhöfen noch das Älteſtenamt und Die Autorität der 
Geſammtgemeinde beflehen geblieben war, ſodaß es fi damals, wie Bunſen meint, ähnlich ver= 
halten haben mag wie in der germanifchen conftitutionellen Monardie, wo gleichfalls neben der 
Bolkögewalt ein Gollegiun und ein Individuum als Träger der Regierung erſcheinen, fo berei= 
tete ſich doch alsbald eine Wendung in der VBerfaffungsentwidelung vor, die für pie ganze Folge⸗ 
zeit von der tiefgreifendften Bedeutung geworben iſt, und im legten Grunde mit einer Wendung 
auf dem dogmatiſchen Gebiete zufammenhängt, wie denn überhaupt vie Geflaltung der Kirchen⸗ 
verfaflung mit der Entwickelung der Dogmatik ſtets auf das engſte zufammenhängt. Indem 
mar in den verberbten Zuflänven der untergehenden römifchen Welt, je mehr das Chriſtenthum 
äußerlich fich aushreitete, um fo weniger im Stande war, dad urfprüngliche Lebensprincip, wel= 
ches die hoͤchſten Anforderungen an das fttliche Verhalten jedes einzelnen ftellte, feſtzuhalten, 
und an Stelle der fittlihen Selhfiverantwortung ſchon früh wieder das Fürwahrhalten einer 
beflimmien Summe von Mythen und Dogmen, die Vornahme einer Reihe äußerlier Hand⸗ 
lungen, denen eine myſtiſche Bedeutung für die emige Seligfeit beigelegt wurbe, geforbert murbe: 
fo gab man damit das allgemeine Prieftertfum aller Gläubigen auf, an defien Stelle ein mit 
befondern übernatürlichen Fähigkeiten ausgeſtattetes fpecififches Prieſterthum gefegt wurde, wel⸗ 
ches zwiſchen bie einzelnen und die Gottheit tretend das Heil für jene vermitteln follte. Denn 
gewiß, wenn ver Glaube Im äußern Sinne eine Borausjegung für den Erwerb bes Heils 
wurde, jo mußte e8 nun auch äußere Organe geben, die wit der unfehlbaren Fähigkeit ausge⸗ 
flattet waren, den wirkligenInhalt dieſes Glaubens aus pen Quellen der göttlichen Offenbarung 
zu eruiren; und wenn bie Saframente eine foldde Bedeutung gewannen, fo mußte es gleich- 
falls Organe geben, denen eine. untrügliche Befähigung zu Theil geworben war, dieſelben fo 
zu fpenden, wie e8 Gott zur Erlangung des Heils verlangt hatte. Es vollzog ſich auf dieſe Weife 
die große Trennung der Kirche in ein collegiam inaequale, in Klerus und Laien, in eine eccle- 
sia docens oder regnans und in eine ecclesia audiens oder obediens auf der andern Seite, 
und immermehr wurben die Laien, wie es jegt ihrer Stellung angemeffen war, von jeder artiven 
Betheiligung an der Kirhengewalt zurüdgebrängt, fie waren hinfort nicht mehr Subjecte, jon= 
dern nur noch Objecte Tirchlicher Thätigkeit, fie fanken herab zu einem grex pastori adunatus; 
nit blos die innere Kirchengewalt wurde zu einer ausfhließlichen Function des Klerus, vie ſo⸗ 
genannte potestas ordinis, ſowol was das ministerium ald was das magisterium betrifft, 
jondern auch die potestas jurisdictionis, und wenn ſich eine Zeit lang noch einige Refte ber 
frühern Betheiligung des Xaienelements an der Kirchengewalt erhielten, fo mußten dieſelben 
als Inconfequente Anachronismen gegenüber dem entgegengefehten neuen Princip alsbald 
verſchwinden. 

Urſprünglich waren die Begriffe Diöceſe und Parochie, Bisthum und Gemeinde identiſch 
geweſen, d. h. überall, wo es eine Kirche gab, gab es auch einen Biſchof; die Bifchöfe auf dem 
Lande hießen im Gegenſatze zu denjenigen der Stadt Chorbiſchoͤfe. Als nun aber das Chri⸗ 
ſtenthum namentlich, feit feiner Erhebung zur Staatsreligion des Römiichen Reichs bie ge: 
fanımte Bendlferung umfaßte, und die Anlage vieler Fleinern Kirchen nothwendig wurde, er⸗ 
ſchien es nicht wohl thunlich, dieſen allen ein felbflänniges Leben mit einem umfaflenden Orga⸗ 
nismud einzupflanzen; man brachte vielmehr diefe neue Gemeinde von vornherein unter bie 
Obergewalt ver in ver Nähe befinvlichen bifchäflicden Kirche, ſodaß nun in einer und berielben 
Didcefe mehrere Parochien begriffen waren ; ja es Fam nun fogar dahin, daß auch Die Biſchöfe 
auf dem Lande ihre frühere Selbfländigkeit mehr oder weniger einbüßten; enblid eine Bil— 
dung neuer Presbyterien in biefen Gemeinden fand nit mehr flatt. Auch das Presbyterium 
ver biſchoͤflichen Kirche wurde immermehr zurüdgebrängt, es erfolgte bereitö der Übergang 
von der conflitutionellen Monardjie zur abfoluten, indem nad dem Wegfall des volksthüm⸗ 
lichen Elementé auch die ariftofratifhen Elemente, welche bie einfeitige Ausübung der ganz 
zen Kirchengewalt durch die Bijchöfe gehindert hatten, ſich nicht mehr halten konnten. 

3) Die Kirgenprovingen und die größern Kreife. Allmähli traten bie. Did- 
sefen aus ihrer Ifolirung Heraus, indem mehrere derſelben zu ber Einheit einer Kirchenpro⸗ 
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vinz zufammengefaßt wurden; wir ſehen foldye Kirdenprovinzen zuerft bei Gelegenheit vom 
Zehrfreitigfeiten zu Ende des 2. Jahrhunderts in Kleinaflen fid) ausbilden, im engſten An 
ſchluſſe an die politiſchen Ginrichtungen des Staats zu einer Zeit, wo ver roͤmiſche Staat der 
chriſtlichen Kirche noch feindlich gegenüberflann ; alobald dehnte fich dieſe neue Kormation-über 
das ganze Rei aus. Solche Provinzen, bie in ſtaatlicher Hinfiht nur Unterabtgeilungen eines 
größern Organismus waren, bildeten in kirchlicher Beziehung lange Zeit hindurch hoͤchſte Cinhei⸗ 
ten, über denen es nichts äußerlich Gemeinfames mehr gab, die vielmehr wie früher vie Cinzel⸗ 
gemeinden in völliger Iſolirung nebeneinander befanden. Je mehr nun aber pie Kirchengewalt 
auf immer größere Kreife ih ausgedehnt hatte, um fo mehr war die Zahl derjenigen, die daran 
unmittelbaren Autbeilhatten, Tleiner gemorben ; es hängt das zum Theil mit den Bebürfniffen des 
geſchäftlichen Verkehrs zuſammen, daneben aber geht die dogmatiſche Entwickelung zu immer ſchrof⸗ 
ferex Gonderung fort; ed Haben vemgemäßen ver Kirchengewalt in ven Provinzen die Laien jo gut 
wie gar nicht theilgenommen, abes felbft vie Priefler kamen Hier nur wenig in Vetracht, die ganze 
Machtfülle lag von Anfang an, und fpäter immer entſchiedener bei ven Bifchöfen. Im einzelnen 
bietet Die Organifation ver Kirchengewalt in ven Bruvinzen eine Analogie ar zu ver Organiſation 
der Kirchengewalt in pen Gemeinden; es lag nämlich audy Hier urfprünglich die Machtfülle in einer 
Körperigaft, aus der heraus ſich ein monarchiſches Element entwidelte ; indeſſen hat doch die 
perjönlige Spige ver Kirchenregierung in dieſem großen Kreife längft nicht eine ſolche Bedeu⸗ 
tung erlangt wie in jenem Fleinen. Als Drgan bes Kirchenzegiments erfcheint Hier weſentlich 
die Bereinigung ber einzelnen Biſchoͤfe, die Synode, auf biefer Provinzialſynode wurde alles 
Wichtige, was überhaupt zur Gompetenz der Gentraigewalt gehörte, erledigt; es erhob. id 
bann allerdings über die andern Bifchöfe ver Biſchof ber Provinzialhauptſtadt nit blos mit 
Ehrenvorzügen, ſondern mit wirklichen reellen Vorrechten, ald Supplement trat zur Synodal⸗ 
serfaffung die Metropolitangemwalt hinzu; indeſſen dieſe Vorrechte bezogen ſich mehr nur auf 
ein Präfidialteiht, indem der Metropolit die Synode berief, He leitete; doch trat er auch bei 
der Drbination und fonft in der Verwaltung hervor. Die Kirchenprovinzen waren über- 
haupt weit davon entfernt, alle ſelbſtändige Kirchengewalt abforbiren zu wollen, vielmehr lag 
der Schwerpunkt derſelben nach wie vor in den einzelnen Diöcefen, jeder Biſchof Hatte über 
feinen Sprengel zu gebieten und konnte ſelbſtändig vornehmen, was feine Didcefe allein betraf, 
und nur gewiſſe gemeinfame Feſtſetzungen wurben unter Goncurrenz bed Biſchofs der Metro: - 
pole und der übrigen Bifchdfe angeoronet. 

Noch immer blieb pie Gentripetalfraft das Princip der kirchlichen Verfaſſungsbildung, und 
fo kam es zu noch umfaſſendern Formationen, indem mehrere Kirchenprovinzen zu ber höhern 
Einheit eines Patriarchats ih zufammenfcloffen, eine Entwidelung, die bereits zu Anfang 
des 4. Jahrhunderts zu einem gewiffen Abſchluß gefommen war, denn im fechöten Kanon des 
Concils von Nicãa wird die Binrichtung als beſtehend vorausgefegt. Im einzelnen haben bie 
Berhältnifie Hinficgtlich der Bildung her Patriarchalkreiſe vielfach geſchwankt, und es bleiben 
namentlid hinſichtlich des Orients trog aller neuern Unterfugungen noch gewifle Unklarheiten 
beftehen, vie indeſſen weſentlich in den ſchwankenden Verhältniffen felbft liegen; man ftößt na⸗ 
mentli auf verſchiedene Angaben hinſichtlich der Zahl diefer Patriarchate, indem oft nur 
Rom, Alexandrien und Antiochien angeführt werden, denen häufig noch Konflantinopel, 
oft aber audy Cpheſus, Cäſatea, Heraklea, Jerufalem zugefügt wird. Wiederum ſcheint bei 
Ausbildung biefer Einrichtung die politifihe von Konflantin vorgenommene Gintheilung bes 
Reichs maßgebend geweien zu fein. Auch die Gompetenz der Kirchengewalt ift ſchwankend und 
ſcheint fi mehr auf eine bloße Aufficht beſchränkt zu haben; dem entſprechend iſt es auch nur zu 
einer jehr unvolllommenen Ausbilvung kirchlicher Organe gekommen, es beichräntt jich alles 
auf eine monarchiſche Gewalt von unbeflimmten Befugniffen, ein fynodaler Organismus iſt für 
diefe Stufe nicht entflanpen, fo fehr au Iuflinian die Herflellung eines ſolchen in Ausficht 
genommen hat. 

Eine noch weiter reichende Organifation jällt dann zufammen mit der Erhebung des Ghri: 
ſteuthums zur Staatörellgion Des Römischen Reichs. Wenn His dahin die politifhe Organifation 
nur ein Borbilv für die kirchliche geweſen war, jo ging jegt die kirchliche Verfaſſungsbildung 
geradezu von der politifchen Gewalt aus und fiel: mit der politifihen Verfaffungsbildung zu⸗ 
jammen; 28 wurbe der Organismus einer Reichskirche hergeſtellt, wobei als der oberfle Träger 
des Kirchenregiments der Kaifer erſchien, deſſen Gewalt in den wichtigften Bunkten durch Die 
Sefammihelt der unter römischer Oberherrſchaft vereinigten Biſchoͤfe, die Reichsſynode, einge: 
ſchraͤnkt werben follte. Indeſſen ſchon wegen der großen Ausdehnung des Reichs war es nicht 
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möglich, ſolche Verſammlungen oͤfter als en fehr großen Zwiſchenraͤumen zu halten, und ſo zeigte 
fi immer klarer, daß je mehr bie Kirche an äußerer Ausdehnung zunahm, um fo weniger bie 
Synodalverfafſung eine anäquate Form des Eirdglichen Berfafiungelebens fein könne. 

4) Die Entſtehung des Papſtthams. Unter allen Vatriarchaten Hatte ſchon ſrühh 
der roͤmiſche, Der das ganze Abendlaud, Italien, Gallien, Spanien und Britannien umıfaßte, 
durch Gefonbers kräftige Örgenifation ig ausgezeichnet; figon in dem erwähnten Kanon des 
Concila von Micha wurde er ald ein vorzugkweiſe altbegrünbeter. uab befefkigter geſchildert, und 
auf der Synode von Sardica 348 wurbe geradezu feflgeieht, daß in Den cmusis episcoporam 
von den Ausfprüden ver Provinzialſynoden an ven römischen Viſchof appellirt werben Lönne; 
Die. Synode vom Serbica war freili nur eine Particularſynede her abenblänbiigen Viſchoͤfe, 
inpeffen für dieſen Kreis iſt Die Behentung dieſes Beſchlufſes nicht zu unterfhägen. Aber au 
über die Otenzen des Patriarchalſprengels hinaus kam den roͤmiſchen Bifchdfen ſchon fra eine 
hervorragende Stellung zu; ſchon zu Anfang des 3. Jahrhunderts hatte Irenäͤus (geftorben 
201) von einer potentior principalitas des römifchen Bifchofs geſprochen, und in den Briefen 
Leo'& des Großen zu Anfang des 5. Jahrhunderts ſteht beneitd das ganze päpſtliche Syſtem ber 
folgenden Zeit fertig da; Ausdrücke, Die nachher für das Papalfyſtem techniſch geworden find, 
ſind ſchon damals gebraucht. Ea war namentlich eine Praͤponderanz in Fragen der Lehre und des 
Dognias, die bereits damals für die ganze Reichekirche von den Paͤrſten ausgeübt wurde; einer⸗ 
ſeits bedurfte man mit Rückſicht auf die Ausbildung ber kirchlichen Dogmatik einer rein geiſtlichen 
monarchiſchen Autorität immer dringender, und andererſeits eignete ſich gerade der Biſchof von 
Nom zu einer ſolchen Stellung ganz beſonders, denn Rom war die Hauptſtadt der Welt, ber dor⸗ 
tige Biſchof war freier von ſtaatlichen Cinflüſſen. So ſehen wir denn auch wirklich in ben dogma⸗ 
tiſchen Streitigkeiten ſeit dem 4. Jahrhundert die Autorität des roͤmiſchen Biſchofs den Ausſchlag 
geben; indeſſen Dad beruhte doch weſentlich nur auf innern Momenten, von einer äußern Gewalt 
über die Grenzen des Patriarchato hinaus findet ſich nur wenig; nur eine Zeit lang kam ihnen 
ein Ehrenvorzug zu, indem 381 auf dem zweiten oͤkumeniſchen Concil won Ronftantinopel feſt⸗ 
gefegt werde, daß ber roͤmiſche Viſchof ven Rang vor dem Biſchof von Konftantinopel haben 
folle, doch wurde das bereits 551 auf der Synode von Chalcedon wieder abgehnbert; am wei⸗ 
teften geht in Auerfennung ver befondern Stellung der römifhen Biſchoͤfe das Theodoñaniſche 
. Reſcript, durch welches vie allgemeine Annahme des Chriſtenthums befohlen wurde, und in 
welchem es heißt: „Cunctos populos, quos clementiae nostrae regit temperamentum, in tali 
volumaus religione versari, quam divinum Petrum apostolum tradidisse Romanis religio 
usque nunc ab ipso insinuata deolarat.” Durch die dauernde Trennung des morgenlaͤndiſchen 
und abenblänbifegen Reichs fiel dann der Batriarchalfprengel des roͤmiſchen Viſchofs mit einem 
ſelbſtändigen Staatskörper zufammen, und durch bie Unterflügung der Staatögewalt gelang 
bier eine immer größere kirchliche Gentralifation; bezeichnend ift in dieſer Hinficht namentlich 
das berühmte Ediet Valentinian's IU,, wodurch angeordnet wurde, daß die Biſchoͤfe ſaͤmmtlicher 
Brovinzen, die vor das Gericht bet römifchen Borfteherd geforbert würden, vor biefem zu er- 
ſcheinen verpflichtet fein follten, widrigenfalls fie durch den Vorſteher ver Provinz dazu. ge⸗ 
jwungen werben würden; nun erſt wurden auch die Bifchdie ber afrikaniſchen Kirche, die bis 
dahin ſtandhaft ihre Unterwerfung unter tramömarime Berichte verweigert hatten, zur Lister: 
werfung gezwungen; auf ber anvern Seite hörte aber ver Kinfluß der roͤmiſchen Sifpöfe auf 
das Morgenland immermebr auf. In ben Stürmen ber Völkerwanderung endlich ging für 
Sahrhunnerte das Herrſchaftagebiet des römiſchen Bifchofd Im Oecident wieber verloren; bie 
weit meiften derjenigen germanifen Reiche, die anf dem Boben des weſtroͤmiſchen Reichs be: 
gründet wurben, Die Meiche ver Oſt⸗ und Weſtgothen, ver Longobarden, Vurgunder, Vandalen 
landen, meil fie dem arianiſchen Befenntniffe fih zugewandt hatten, mit Rom in gar feiner 
Berbindung. Dieſe Reiche gingen nun freilich bald wieder zu Grunde, indem fie ind Franken⸗ 
reich einverleibt wurden, und der arianiſche Glaube erloſch; im Frankenreiche hatte man zwar 
anfangs die kirchlichen Buflände gerade fo beibehalten, wie man fle bei ver @roberung.vorfand, 
namentlich war au bie Stellung des römifchen Biſchoft zur galliſchen Kirche unberührtgeblieben ; 
feit der Mitte des 6. Jahrhunderts aber hörte bie frühere Unterorbdnung unter Romaud hier all- 
maͤhlich auf, aller gefchäftlige Verkehr wurde abgebrochen, vergebend waren bie Verſuche Gre⸗ 
gor's des Großen, die alte Verbindung wieber anzuffnüpfen, die oberſte Kirchenregierung wurde 
Durch Koͤnigthum und Reichsverſammlung geführt, während der Schwerpunkt der kirchlichen 
Verwaltung in ben Provinzialſynoden lag. Bigentblmlid ſtanden von jeher allerbings ‚bie 
engelfädhftschen Reiche, Die unmittelbar son Nam -aus chriſtianifirt worden. waren, weshalb nad 
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Land immer in ganz beſonderer Botmäßigleit unter Mom gehalten wurde. Was endlich vie 
Stadt Rom betrifft, jo war dieſe nad manchem Wechſel dem oſtroͤmiſchen Reiche wieder au⸗ 
heimgefallen, es war aber die Politik der oſtroͤmiſchen Kaiſer, den Anſprüchen ver Biichdfe von 
Rom die der Bischöfe von Konſtantinopel entgegenzuſetzen, und jo das Aufkommen einer 
compacten päpftlichen Gewalt zu hindern. 

5) Die Pſeudo-Iſidoriſchen Decretalen. Geit der Mitte des 8. Jahrhunderts ge- 
lang es dem Bapfitfum immermehr, fi wiederum aus feinem Verfall gu erheben; «8 hängt 
das zwar zunächſt mit ver Herflellung jened großen Reichs zuſammen, welche dem roͤmiſchen 
an Ausbehnung Ähnlich eine Erneuerung deflelben zu fein fhien, denn einerſeits wurde damals 
iebe Unterordnung des Bapfitfums unser die Staatögewalt des oflrömifchen Reichs befeitigt, 
anbererfeit® wurbe durch die gemeinfanen ſtaatlichen Schickſale und bie gemeinfame politifche. 
Drganiiation auch die Zuſammengehbrigkeit auf dem kirchlichen Gebiete befordert, dem kirch⸗ 
lien Gingeitöäftueben Vorſchub geleiftet; indeß damit eine Eicchliche Einheit wirklich hergeſtellt 
werben koͤunte, war e8 doch nöthig, daß das große Reich wieber zerfiel, denn erſt dann fonnte 
die Nothwendigkeit einer einheitlichen Kirchenverfaflung klar heraustreten, während anderer: 
ſeits die Hinderniſſe, die von feiten einer ſtarken Staatögerwalt im Interefle der ſtaatlichen 
Machwollkommenheit dem kirchlichen Cinheijsſtreben eutgegengejept werben fonnten, weg: 
fielen. In der That machte die kirchliche Verfaſſungsgeſtaltung im Laufe des 9. Jahrhun⸗ 
derts, wo in allen wefleuropäifhen Ländern eine Verwirrung ohne gleichen eintrat, fehr be⸗ 
beutende Foriſchritte; dieſelben lagen allerdings in der Natur ver Verhältnifie begründet, fie 
wurde aber noch geförbert durch jene umfaflende Fälſchung kirchlicher Rechtsquellen, wie foldge 
in ber Sammlung der Pfeubo - Iſidoriſchen Decretalen vorliegt. Es iſt zwar richtig, daß bie 
Tendenz Pfeudo-JIſidor's keineswegs in erfter Linie auf eine Machterweiterung bed paͤpftlichen 
Stuhls gerichtet ift, wie man denn auch definitiv aufgegeben bat, Ron als ven Ort ber 
Fälſchung anzufehen, vie Tendenz des Fälſchers iR vielmehr auf eine Befefligung ber Stel- 
lung ver Biſchoͤfe gerichtet, und zwar nad einer doppelten Seite hin, theild gegenüber ber 
Metropolitangewalt, von der das Nichteramt über die Bifchdfe ausgeübt wurde, theils gegen- 
über den Chorbiſchoͤfen, die ald Nebenbuhler der Biſchöfe dazu benugt werben follten, die 
bifhöfliche Gewalt zu untergraben. . Wenn aber auch nicht direct, fo wurde doch indirect pur 
Pſeudo⸗Iſidor vie Macht des Papftihums befeftigt, denn Inden im Interefle ver Bifchöfe bie ven 
Königen dienſtbar gewordene Metropolitangerwalt beſchränkt werben follte, jo kam man ganz 
von ſelbſt dahin, die Macht des päpſtlichen Stuhls zu erhöhen, an ben namenilich in ſolchen 
Fällen appellirt werben Fonnte, fobaß alle judicia-diffinitiva über Bifhdfe nur in Meom.gefälkt 
werben follten. Es mag nun volllommen zugegeben werben, daß ein gefälfchtes Pergament 
niemals die Grundlage fein wird, auf der ſich eine weltbeherrſchende Macht erhebt; es iſt gewiß 
übertrieben, wenn man behauptet hat, Daß durch Pſeudo-Iſidor das alte Kirchenrecht zerträm- 
mert jei und ein ganz neues ſich gebilvet habe; es ift geradezu unrichtig, wenn gefagt wirb, daß 
die Pfeudo-Ifiporifchen Deeretalen dad Papalfoftem in die Kirche eingeführt Hätten, man mag 
endlich im einzelnen nachweifen können, daß au in der nächſten Zeit nachher fein wefentlicher 
Unterſchied in der Kirchenregierung fich geltend gemadt habe; trog alledem wird man daran 
feſthalten müffen, daß die Pfeudo > Iftvorifche Decretalenfammlung, indem fie Tendenzen ſcharf 
formulirte, die allerdings in ven Verhältniſſen ver Zeit tief begrünbet waren, ſehr weſentlich 
dazu beigetragen hat, viefelben zur Durchführung zu bringen, und daß biefelbe fletö in der Ge⸗ 
ſchichte der Kirchenverfaffung eine epochemachende Bedeutung wird in Anſpruch nehmen bürfen, 
eine Bedeutung, welche alle jene andern Fälſchungen, die während des Mittelalterd auf den ver- 
ſchiedenſten Gebieten des Rechtslebens zu Tage traten, weit hinter fich Täßt. 

6) Das Papalf vflem. Indem im Anfchluffe an Pfeubo-Ifbor eine fefte kirchliche 
Regierungsgewalt im Mittelpunkte der Kirche ſich immermehr ausgebilbet hatte, ſo kam es 
in der Zeit vom 11. bis 13. Jahrhundert bet zunehmender Gentralifation zu jener Geſtal⸗ 
sung ber Kirchenrerfaſſung, die, in den Tanonifchen Regtöfanmlungen in alle Conſequen⸗ 
zen ausgebildet, mit dem Runflausbrude der Schule Papalfoflem genannt wird. Danach 
iſt Die Regierungsgewalt im Mittelpunfte der Kirche nicht mehr blos eine hoͤchſte Gewalt, fon- 
dern die einzige Gewalt, die alle felbfländige Macht in fi concentrirt, von ber alle Vercth⸗ 
tigungen und Befugniffe ausgehen. Während aud früher fihon der Papſt summus vec- 
tor eoolesiae gewejen war, fo wurde jetzt die plenitudo pesestatis in ven Primat gelegt, 
und alte Eirchenregimentliden Befugniffe, die daneben beſtanden Hatten, wurben von 'ben 
Mächten des Centrums abjorbirt. ES ericheint demgemäß wer Papſt ald der opissopus 
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universalis ecciesiae, der an und für fi die Kirchengewalt an jenem Punkte der Erbe aus⸗ 
üben könnte, und ber nur, weil das phufif nicht möglich ift und er nicht allgegenwärtig fein 
fann, von feiner Allmacht an andere abgibt;. diefe bekommen jedoch dadurch nicht etwa Anteil 
an der Gewalt, jondern nur Antheil an der Sorge, ohne jede felbfländige Gewalt; die Biſchöfe 
find nur berufen in partem sollicitudinis, nicht aber in partem potestatis; dles iſt gleichfam die 
Formel des Papalſyſtems, ein Ausdruck, der fhon von Leo dem Großen gebraudht wurde. Wie 
fich die Gewalt Gottes zu aller Creatur verhält, wie vie Gewalt des Imperators zu der ded Pro- 
confuls, jo verhält ſich nach Thomas von Aquino die Gewalt des Papſtes zu aller Gewalt in der 
Kirche. Es beruht dennach im Geiſte des Papalſyſtems die ganze Fatholiiche Kirchenverfafſung 
auf dem Begriffe der Delegation; die Biſchöfe ericheinen ald die Beamten des Papſtes, vie ihre 
ganze Jurisdictionsgewalt vom Papfithum als Duelle ableiten müflen ; es ſteht dem Papfte in 
jevem Augenblid frei, Specialbevollmächtigte in der Berfon apoftolifcher Legaten, die nicht etwa 
die Eigenſchaft viplomatifcher Agenten haben, fondern denen eine vielfache mit der biſchoͤflichen 
eoncutrirende Jurisdiction zukommt, die ſich felbft mit römifchen Proconfuln vergleihen, nad 
jedem Orte zu enden. Das Recht, Nuntlen zu fenden, iſt in der That ein prägnunter Aus- 
druck des Papalfyftenıd; die concurrirende päpftliche Reglerungsgewalt, die bei der Übertra- 
gung ſtillſchweigend vorbehalten fein foll, zeigt mehr als alles andere die omnipotente Stellung 
bed Papſtthums, und es ift ganz natürlich, daß wie das Recht, Nuntien zu fenden, mit der Aus⸗ 
bildung ded Papſtthums entflanven iſt, eine Oppofition gegen daffelbe in neuerer Zeit gerade 
von einer Oppofition gegen die Nuntien auögegangen if. Es bildet. fih dann ferner ein weit⸗ 
gehender Einfluß nes Papftes auf vie kirchliche Stellenbefegung, indem nit nur eine Beftätiz 
gung der Bifhofswahlen, fonvdern auch vielfach ein directes Eingreifen, eine unmittelbare 
pärfilihe Proviſion ſowol in Bezug auf die höhern, wie in Bezug auf bie niedern Kirchenämter 
ih geltend machte, namentlich Refervationen in großer Ausdehnung aufgeftellt wurden ; es wird 
fodann der Schwerpunft der kirchlichen Gerichtsbarkeit nach Rom verlegt, theils durch die grope 
Ausdehnung ver Appellationen vor und nad dem Urtheil, theild dadurch, daß die ſchweren 
Bälle dem Papſte von vornherein refervirt waren; im engfien Zufammenhang damit gelangte 
das päpftliche Geſetzgebungsrecht zu großem Umfang, indem bei Gelegenheit ver Ausübung der 
Gerichtsbarkeit vielfach Reſcripte erlaflen, und diefen eine allgemeinere Bedeutung beigelegt 
wurbe; endlih fam es auch allmählich zu einer Ausbeutung der finanziellen Kräfte der Kirche 
durch das Bapfithum, indem die Einkünfte ver Päpfte bei allen Gelegenheiten durch Reſerva⸗ 
tionen und Einführung neuer Auflagen vermehrt wurden. Jedenfalls beruht das Weſentliche 
des Papalſyſtems im Gegenfag zu andern Verfaffungsgeftaltungen auf dem Unterſchiede von 
Gentralifation und Decentraliſation, und nicht, wie Häufig angenommen wird, auf dem Unter⸗ 
ſchiede von monarchiſcher und vepublifanijcher Megierungdform. Die allgemeine Kirchenregie⸗ 
zung ift vielmehr ſtets, ſolange eine ſolche überhaupt befteht, in monarchiſchen Formen geführt 
worden, und gerade in der Zeit, mo die Gentralifation des Papalſyſtems zur vollen Entfaltung 
fam, find allgemeine Goncilien wieder von größerer Bedeutung für die Kirhenregierung ge: 
worden, wie in ber Zeit vorher; ald ob man pas Bapftıhum allein für zu ſchwach gehalten habe, 
Organ einer fo flraffen Goncentration zu fein. ' 

7) Die Reformeoncilienzu Endedes Mittelalters. In demſelben Augenblid, 
wo ba8 Papalfoftem unter Bonifacius VIII. zu Anfang des 14. Jahrhunderts feine vollfte 
Ausbildung erlangt Hatte, erhielt daſſelbe feine erfle große Niederlage im Kampfe mit ber welt- 
lien Gewalt; e8 war ver am meiften vorgefchrittene Staat in damaliger Zeit und es war ein 
Monarch wie Philipp der Schöne, „durch deffen ganzes Dafein bereitö der ſcharfe Luftzug ber 
neuern Geſchichte wehte“, ver die Anjprüche ed modernen Staat8 gegenüber der Kirchengewalt 
erhob und aud) durchſetzte; und ein Gleiches geſchah, wen auch in weniger beftinnmter Weiſe, 
ein halbes Jahrhundert fpäter in Deutfchland unter Ludwig dem Baier; es zeigte fi alfo, daß 
ſelbſt diefe ftarre Gentralifation nicht mehr im Stande war, der Kirche ihre biäherige Stellung 
zu bewahren, und doch hatte man fich im legten Grunde den unfreien Zuftand im Innern ber 
Kirche nur deshalb gefallen laſſen, weil man badurd im Stande zu fein glaubte, die kirch— 
lihe Macht nad außen hin gegenüber dem Staate zur Geltung zu bringen. Im unmittel: 
baren Anſchluß an vie franzoͤſiſchen Streitigkeiten fam «8 dann zum Exil von Avignon, welches 
faft während des ganzen 14. Jahrhunderts dauerte; in zweifacher Weiſe hat daffelbe aber dazu 
beigetragen, dem Epiffopalismud die Gehurtöftätte zu bereiten; einmal nämlich trat hierdurch 
noch crafſer wie durch jene frühern Erſcheinungen vie Thatſache hervor, daß die Kirche durch den 
Primat nicht mehr die Staaten beherrſche, fondern im Primat von einem einzigen Staate be: 
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herrſcht werde; umd ferner dieſes Papſtthum, welches oft nicht nur nichts hugte, jondern fogar 
poñtiv ſchadete, kam nun während ded Aufenthalts in Avignon, ja gerade infolge deſſelben zu der 
Nothwendigkeit, von der Fülle feiner theoretifch fchon immer behaupteten Herrfchergewalt auch 
praktiſch den umfaſſendſten Gebrauch machen zu müflen, und zwar nach der empfindlichſten Seite 
hin; denn indem die in Avignon reſidirenden Päpfte mancher Einnahmen entbehrten, die ihnen 
in Rom würden zugefloffen fein, jo machten fie in ber dadurch verurfacdhten finanziellen Be⸗ 
drängniß von den Pfründenrefervationen, von Taxen und Abgaben aller Art, von Abläflen 
und Indulgenzen einen bis dahin nicht gefannten Gebrauch. Aus dem Eril von Avignon ent- 
wickelte fih dad Schiöma, und wenn nun biöher der Primat wenigftend die Aufgabe, Organ 
der kirchlichen Binheit zu fein, noch gelöft hätte, fo ſchien jegt ver Beweis geliefert, daß nicht 
einmal diejer nächſte Zwed als Preis dieſes Syſtems erreicht werde; denn es war einleuch- 
tend, daß zwei oder drei Päpfte in dieſer Hinficht fchlinnmer waren, ald wenn es überhaupt 
feinen Primat gegeben hätte. Dur dad Schiöma wurden dann endlich die drei großen Re- 
formeoncilien des 15. Jahrhunderts zu Pifa, Konflanz und Baſel hervorgerufen. Die Oppo⸗ 
jition, welche damals gegen ven gefehichtlich gewordenen Bau der katholiſchen Kirhenverfaflung 
ih erhob, Hatte eine Doppelte Richtung; zunähf trat allerdings die Tendenz zu Tage, daß eine 
Decentralifation flattfinden und die einzelnen Theile, namentlich die nationalen Kirchenkreiſe 
wieder zu größerer Selbfländigfeit gebracht werben ſollten; dahin gehört es, wenn auf ben 
õtumeniſchen Goncilien befondere Abtheilungen nach den Nationalitäten fich bildeten, und die 
einzelnen Staatögewalten darauf ausgingen, durch Verträge und einjeitige Normirungen das 
auf den allgemeinen Soncilien Feſtgeſetzte auch in das geltende Recht der einzelnen Länder ſelb⸗ 
ſtändig zu übertragen. Iudeflen überwiegenn war doch damals jene andere Tendenz, wodurch 
die im Centrum angefammelte Machtfülle weientlich unangetaftet bleiben, dagegen ein anderer 
Organismus zur Ausübung berfelben eingerichtet werden follte. Weit entfernt, den Grund 
des damaligen libeld erfannt zu haben und zu einer burchgreifenden Reform der Kirche an 
Haupt und Bliedern vor allen Dingen in germanifcger Weife Selbfiverwaltung einzuführen, 
war man der Anſicht, daß man vorzugsmeife nur-gegen die Misbräuche der monarchiſchen Re⸗ 
gierungdform zu kämpfen habe, und daß die Duelle aller Störungen verfäloflen fein werde, 
wenn ed gelänge, an Stelle ver monarchiſchen Papſtgewalt einen republikaniſch- ariſtokratiſchen 
Organismus der Bifchäfe zu fegen, die hoͤchſte Kirchengewalt dem oͤkumenlſchen Goncil zu über: 
tragen und den Päpften innerhalb diefer körperſchaftlichen Regierung nur no die Bedeutung 
von Präfidenten, beauftragten Beamten zu laflen; es war bied eine romanifhe Löfung des 
großen Problems im Gegenſatz zu dem eben angebeuteten germanifchen, es mag aber fein, daß 
das republifanifch - ariftofratifche Wefen, welches damals überall auf politifhem Gebiete fi 
regte, nicht ganz ohne Einfluß geblieben ift. Es kam auf diefe Weife zu Pifa zu einer that- 
fähliden Ausübung der Obergewalt des allgemeinen Concils über das Papſtthum, indem bie 
beiden Gegenpäpfte durch das Concil abgefegt wurden ; indeffen man £önnte darin eine blos 
vorübergehende, durch die Noth des Augenblicks verurſachte Maßregel fehen, nothwendig, um 
das Schiömg zu befeitigen, jedoch nicht geeignet, um ald Grundlage für juriſtiſche Conſtruc⸗ 
tionen zu dienen; aber zu Konflanz fhritt man auf diefer Bahn weiter; indem dad Schisma 
feit Piſa nicht gehoben war, fondern ſich gefleigert hatte, da der zu Pifa neu Hinzugefommene 
PBapft nit im Stande geweſen war, die beiden andern zu verdrängen, fo wiederholte man zu: 
nähft, was man ſchon zu Pifa getban hatte, in erweitertem Maßftabe, man fegte alle drei ab 
und wählte einen neuen; außerdem aber kam es nun zu ber fürmlihen Proclamirung des 
Grundſatzes von der Superiorität des allgemeinen Concils über ven Papſt, und e8 wurde weiter 
becretirt, daß alle zehn Jahre ein allgemeines Concil ſtattfinden follte, damit auch thatſächlich 
der Schwerpunft der Kirchengewalt in den Epiſkopat gelegt fei; endlich in Bajel war zwar 
das Schisma bejeitigt, e8 war aber troßden ver Papftgewalt in der Zwiſchenzeit nicht gelungen, 
bie dringendſten Misbräuche abzuftellen, deshalb wurden zu Bafel nicht blos die principlellen 
Eonflanzer Beſchlüſſe wiederholt, fondern es wurde noch weiter beſchloſſen, daß der Papſt nicht 
die Macht haben folle, ein allgemeines Goneil zu vertagen ober aufzuldfen, man erklärte fich 
gleihjam für permanent. Indeſſen trogdem hat der Epiffopalismus damals wejentlih nur 
eine theoretifche Griftenz gehabt, und die ganze Bewegung verlief ſich ſchließlich ohne jedes nen⸗ 
nenswerthe praftifche Reſultat; und natürlich genug, denn eine Kirchenregierung, wie fie hier 
projectirt wurde, bürfte Doch zu den vollendeten Unmöglichfeiten gehören. Was bei einer derar⸗ 
tigen Berfaffungsgeftaltung herauskommt, Hat man doch auf politifhem Gebiete in Deutſch⸗ 
land zu erfahren Gelegenheit gehabt; das Rejultat war nad jahrhundertelanger Stagnation 
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endlicher Untergang; und wenn nun au allerdings für dad Gedeihen einer Kirchenverfafſung 
andere Bebingungen gegeben find als für nad Gedeihen einer Gtantönerfaffung, ein ſchwer⸗ 
fälliger Apparat bort [don eher moͤglich iſt ald Hier, fo nıuß man doc andererſeits ben umges 
heuern Umfang ber Fatholifgen Kirche, namentlihin pamaliger Zeit, in Rechnung ziehen. Jeden⸗ 
falls muß es als ein hiſtoriſcher Irrthum zurückgewieſen werden, wenn damals und auch bäufig 
fpäter vorausgefegt If, daß eine ſolche Kirchenverfaffung jemals zu einer frühern Zeit beſtanden 
Habe; eine geſchichtliche Betrachtung der katholiſchen Kirgenverfaffung wird vielmehr niemals 
einen Zuſtand aufwelten, als deſſen bloße Wiederholung fi die Entwürfe von Ronflanz und 
Bafel herausſtellen follıen. Um fo mehr würbe es völlig finnlos fein, wenn man vie Gültig⸗ 
keit jener Declarationen vom Standpunkte des pojitiven Rechts aus einer Kritik unterziehen wollte ; 
es find das vielmehr Vorgänge geweien, bie fich jeder juriſtiſchen Behandlungsöweiſe völlig ent- 
ziehen, denn 28 foflte gerade mit dem alten Rechtszuſtande gebrochen, ein neuer herbeigeführt 
werden. 

8) Die Decharationdes gallitanifhen Klerusund die Franzoͤſiſche Nevo- 
Iution. Wenn auch im 16. Jahrhundert gegenüber der Reformation die Berfaffungsfänpfe 
auf dem Boden der katholiſchen Kirche gerußt Hatten, und auf dem legten großen oͤkumeniſchen 
Goncil eine umfaſſende Reftauration des Papalfyftemd zur Ausführung gelommen war, fo 
hatte doch die franzäflfche Kirche während dieſer ganzen Zeit fid in einer gewiſſen Gelbflänbig- 
keit erhalten, umd wie jene erfle epiftopaliftiihde Bewegung von Hier aus ihre Impulfe em⸗ 
pfangen hatte, fo waren bier auch bie Früchte derſelben am beten gewahrt, was ſich nament- 
ih in der Haltung der franzöfifgen Kirche gegenüber den Tridentiniſchen Beſchlüfſen gezeigt 
Hatte. So erhob fi denn von hier aus zum zweiten male, durch die Literatur längere Zeit vor⸗ 
bereitet, feit der legten Hälfte des 17. Jahrhunderis eine epiffopaliftifde Oppofition ; wiederum 
ftand diefelbe in Verbindung mit Irrungen zwifchen der Staats- und Kirchengewalt, ja die 
ſtaatlichen Geſichtspunkte, vertreten durch das Königthum Ludwig's XIV., machten ſich Diesmal 
in noch bemerflicherer Weiſe geltend, und fo iſt dadurch auch die ganze Richtung der bamaligen 
Bewegung wefentlich beftimmt worden, es handelte fi nämlich in erfter Linie um die Unab- 
bängigfeit der Staatögewalt von der Kirchengewalt, und exft in zweiter um bie Unabhängigkeit 
ber Bifchöfe vom Bapfte, und hauptfaͤchlich deshalb wurde Damals das Epiflopalfoften procla= 
mirt, weil man der Anſicht war, daß daſſelbe beſſer als pas Papalſyſtem ven Einrichtungen des 
modernen Staats fid) einorunen würde. Es war beſonders Golbert gemefen, der im Conſeil 
Darauf geprungen hatte, bei Gelegenheit der damaligen Differenzen zwiſchen dem Könige und 
ber Gurie auch die allgemeinen Streitpunkte zwifhen der Gallikaniſchen Kirche und dem rö- 
miſchen Stuhle vor Die Berfammlung zu bringen und von ihr entſcheiden zu laſſen, venn in ge- 
wöhnlichen Zeiten, wo man auf Erhaltung des guten Berflänpniffes mit Nom denke, werde das 
unmöglich fein, ein Augenblid ausgefprochenen Misverftändnifies fei günftig, man müſſe ihn 
ergreifen. Der Klerus ging darauf ein, und ed wurbe eine Commiſſion nievergefeht, deren Mit- 
glied Bofſuet war; hier fegte man ſich Doctrinen entgegen, auf welchen das hierarchiſche Syſtem 
ber frühen Jahrhunderte beruht hatte; man ſchloß fich der Anſicht Huscen's, ven Entfcheivungen 
des konſtanzer Concils, den Lehren der Sorbonne, ven Sagungen bed Parlaments an. Als Re- 
fultat diefer Berathungen ergaben ih die berühmten vier Säße: a) daß der Bapft blos in geift- 
lien, nicht aber auch in weltliden Dingen Gewalt habe, denn dem Petrus und deſſen Nachfol⸗ 
gern ſei durch Ehriftus nur eine Gewalt in Bezug auf die ewige Seligkeit übertragen worden; 
Chriſtus habe gefagt, mein Reich iſt nicht von dieſer Welt; alfo ſtehe es der Kirche nicht zu, 
Könige ein= und abzufegen, die Unterthanen ihrer Eine zu entbinden; dieſer Gap fei ebenfo 
notbwendig für Die Kirche wie für den Staat; ex flimme mit dem Worte Gottes, mit ber Tra- 
bitton, mit dem Xeben der Heiligen, e8 fei unverbrüchlich an ihm zu halten ; b)der Papft habe aber 
ferner nicht einmal in Bezug auf die res spirituales die plena potestas, fondern es flänben die 
Generalconcilien fomol in Slaubend - wie in Berfaflungsfachen über dem Papfle, die Autorität 
und Stellung der allgemeinen Goncilien fei ganz in ver Weiſe feftgehalten, wie fie in Konſtanz 
normirt, vom apoſtoliſchen Stuhle beflätigt und durch ein allgemeines Gewohnheitorecht ver gan 
zen Kirche, ver Gallikaniſchen insbeſondere, feftgeftellt ſei; c) ſodann die Gefetze des apoſtoliſchen 
Stuhls müßten, um zu gelten, von den einzelnen Kirchen beſonders angenommen werden, bie 
eigenthümligen Normen der Gallikaniſchen Kirche feien aufrecht zu erhalten; d) endlich in Glau⸗ 
bensfachen jei nicht ver Papft unfehlbar, fondern die Kirche, und nur infofern ſei dem Bapfte 
eine Gervorragende Stellung einzuräumen, als feine dogmatiſchen Decrete vorläufig gelten 
follten, während fie eine Unabänderlicfeit, eine wahre Infallibilltät erſt durch den Hinzutritt 
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yes Gomild exlangıen (nec tamen irreformabile esse judicium nisi ecclesiae consenaus 
accesserit). Gin förmlicher Bruch bed roͤmiſchen Stahls mit dem franzoͤſiſchen Hof mb 
Klerus ſchien alſo unvermeidlich zu fein, ein Schiöma Rand in naher Ausfiht. Dazu if a 
nun freili wicht gelommen ; inbem ber Papft zu dem Anßerften entſchloſſen war, fo fand ed an- 
geſichto diefer Haltung ber König niit rathfam, die Sache weiter fortfegen zu lafien. Die Wer⸗ 
fammlung wer noch im sollen Lauf Ihrer Geſchäfte begriffen, als er fie, ihr ſelbſt unerwartet, 
am 29. Juni 1682’vertagte; ja er gab 1698 feine Eimwilligung zu einem Schreiben ver Brä- 
Iaten, bie an der Berfammlung von 1682 theilgenommen hatten und ſeitvem beförbert worben 
waren, an ven Papft, in welchem fie nicht ſtark genug ausbrüden konnten, wie leid es ihnen 
thue, daß in verfelben Dinge geſchehen ſeien, welche ihm misfallen Hätten; ber König felbft 
nahm dem Befehl zuril, durch welchen er damals jede Abweichung von den in den vier Sägen 
enthaltenen gallikaniſchen Lehren verboten hatte; fo weit ging der König nicht, jene Doctrinen 
für irrig zu erflären ober ihre Bertheibigung zu verbieten, aber er hörte doch auf, fie als bie 
von Staate außfchließlih angenommenen zu bezeichnen, und ſchon bad war zu Nom fürs erſte 
genug. Wenn aber auch die Staatöfunft Ludwig's XIV. einen völligen Bruch mit Rom hatte 
vermeiden wollen und fich veöhalb zu einem plauſibela Rückzuge hatte entſchlleßen müſſen, fo 
haben trogbem bie in ber Declaration des gallikaniſchen Klerus enthaltenen Brunbfäge wäh: 
rend des ganzen 18. Jahrhunderts die franzöftfche Praxis beherrſcht, find für Die Stellung ber 
franzoͤſiſchen Kirche zu Rom bie durchweg maßgebenden geblieben. 

Sehr viel weitgreifender war bie Umgeſtaltung, welche der katholiſchen Rirenserfaffung 
Frankreicht Burd die Revolution, wenn auch nur vorübergehend, zu Thell wurde. Wie die da⸗ 
maligen Umgeflaltungen ber Staatönerfaffung von der Nothwendigkeit einer Neuorbnung der 
Finanzverhältniffe ihren Ausgang genommen haben, fo waren es auch die Verhältniſſe des 
Kirchenguts, namentlich deſſen Berpfligtung, zu den allgemeinen Staatskiflen mehr als bie⸗ 
her beizutragen, woburd die Nationalverſammlung zuerft, fon im Herbſt 1789, dazu ge: 
fommen war, auch die kirchliche Berfaflungsfrage in ihre Berathungen bineinzugiehen. Es 
Hatte dies freilich auch einen tiefern Brund, denn das ganze Schidfal ver Revolution war im 
Stage geflellt, wenn man biefe Organtiation in ihrem biöherigen Beflande lieg, «ed half 
nichts, die Ariflofratie aus der Staatöverfaflung zu tilgen, wenn die ariſtokratiſche Kirche 
ihr Dafein behielt; nit bios die biöherigen Reihthümer mußten der Kirche genommen, 
fondern ed mußte vie Souperänetät des Volls wie auf jenem andern fo auch auf Diefem Ge⸗ 
biete zur Anerkennung gebraht werden. So fam ed nach heftigen und aufregenden Debatten, 
worin einige Sanfeniften unermübli bie Übereinflimmung der neuen Feſtſegungen mit ber 
Bibel und den Goncilien der erſten Jahrhunderte nachwieſen, im Iuli 1790 zu dem Se 
Tege, durch weiches bie jogenaunte Civilconſtitution des Klerus aufgeftellt wurde. Der erfte 
Titel deſſelben Handelt von den kirchlichen Amtern; danach foll jedes der 83 Departements 
eine Disceſe bilden, vie kirchliche und politifche Eintheilung in biefer Beziehung durchweg zu⸗ 
tammenfallen ; weiter foll das Königreih in zehn Metropolitaniprengel eingetheilt werben, 
deren Behoͤrden über den Behörden der Didceje eine Inſtanz bilden ; Fein Franzoſe darf unter 
irgendeinem Borwande die Autorität eines gewöhnlichen oder Metropolitanbiſchoſs anerken⸗ 
nen, deſſen Sig in dem Herrfchaftögebiet einer fremden Macht gelegen if, auch nicht bie De- 
legirten eines folchen, die etwa in Frankreich refiviren, alles ohne Präjubiz der Einheit des 
Glaubens und der Gemeinſchaft mit dem ſichtbaren Oberhaupt ver allgemeinen Kirche. Es 
foll fofort nad der Anficht des Biſchofs und der Berwaltungsbehörhen ber Diftricte eine neue 
Hormation und Gircumfeription aller Parochien des Königreih& vorgenommen werben; die 
Kathedrale jeder Didcefe iſt auf ihren urſprünglichen Zuſtand zurädzuführen, monad fie zu: 
glei, Pfarrkirche und biſchoͤfliche Kirche war ; die bifchöflige Pfarrei foll feinen andern unmit- 
telbaren Serlforger haben als den Biſchof felbft; an jeder Kathebralficche foll es eine Anzahl 
von Vicaren geben, und zwar in Stäbten von mehr ald 10000 Einwohnern 16, in den klei⸗ 
nern 12; in jeder Dideefe iſt ein Seminar herzurichten, womöglich neben der biſchoͤflichen 
Kirche und felbft im Iimfange der Gebäude, die zur Wohnung des Biſchofs beſtimmt find; bie 
Leitung des Seminard haben ein Obernicar und drei dirigirende Bicare in Unterordnung unter 
den Biſchof; fie müſſen mit ihren Zoͤglingen nach der Vorſchrift des Biſchofs dem Gottes⸗ 
dienſte in der Kathedrale aſſiſtiren und bie noͤthigen Functionen verſehen; ſie bilden nebſt den 
übrigen Vicaren den permanenten Rath des Viſchofs, und der Biſchof kann keinen Act der Ju⸗ 
risdiction weder hinſichtlich der Regierung der Diöcefe noch des Seminars vornehmen, wenn er 
nicht mit ihnen fich darüber berathen hat, höchſtena proviſoriſche Maßregeln kann er einſeitig 
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treffen. In allen Städten und Bleden unter 6000 Einwohnern foll e8 nur eine einzige Pa⸗ 
rochie geben, die übrigen ſollen unterdrũckt und mit den Hauptkirchen vereinigt werben; in grö⸗ 
bern Städten können die Parochien noch mehr Parochianen haben, und es ſollen fo viel Pfar⸗ 
reien conſecrirt werden, als das Bedürfniß erfordert; mit der Reunion iſt ſtets auch eine 
Vereinigung des Kircheuvermogens verbunden; dad Geſchaͤft dieſer Neubegrenzung der Pa⸗ 
rochien liegt ven adminiſtrativen Verſammlungen in. Übereinſtimmung mit dem Didcejan- 
biſchoͤfe ob, die der nächſten Legislatur ihre Anordnungen vorlegen müſſen; ausnahmsweiſe 
fönnen an entfernten Orten Kapellen in einem Filiationsverhältniß beſtehen bleiben. Alle 
Titel und Ämter außer ven in gegenmwärtiger Gonflitution. erwähnten, die Dignitäten, Kano⸗ 
nifate, Bräbenpen ver Kathedrale und der Gollegiatkirchen, Kapitel ded Regular: und Säcular⸗ 
klerus beider Geſchlechter, Abteien und Priorate follen vom Tage der Bublication des gegen= 
wärtigen Derretd an für ewige Zeiten aufgehoben und unterbrüdt jein. Im zweiten Titel 
folgen dann die Grundfäge über bie Beſetzung der Kirchenämter; dieſe foll durchgängig durch 
Wahl erfolgen, in geheimer Abſtimmung mit abſoluter Stimmenmehrheit; und zwar ſoll die 
Wahl ver Biſchöfe in der Form und durch den Wahlkörper erfolgen, wie beides durch Decret 
vom 22. Dec. 1789 für die Ernennung der Mitglieder der Verſammlung des Departements an= 
georbnet iſt. Demgemaß foH auf die erfie Nachricht Hin, die der Beneratprocurator des Depar- 
tementd von ber Bacanz des biſchoͤflichen Siges empfängt, diefer ven Procuratoren des Diftricte 
Nachricht geben, ihnen ven Tag ver Wahl anzeigen, welches fpäteften# ver britte Sonntag fein 
muß, und fle beauftragen, die bei der legten Wahl der Glieder der adminiſtrativen Berfamm- 
lung betheiligten Wähler zu berufen; follte inveflen vie Erledigung des biſchöflichen Sitzes in 
bie legten vier Monate des Jahres fallen‘, wo die Neuwahlen ver Adminiſtration des Departe- 
ments ftattfinden müflen, fo fol die Wahl nes Biſchofs his dahin verſchoben werben; die Wahl- 
handlung foll in ver Hauptkirche der Hauptfladt des Departements geſchehen vor Anfang ber - 
Meſſe, ver die Wähler beimohnen müflen. Um wählbar zu fein, muß man mindeftens 15 
Sahre hindurch die Functionen des geiftliden Amts in der Didcefe in der Eigenſchaft ald 
Deflervant ober Vicar, Obervicar oder dirigirender Vicar des Seminard ausgeübt haben, 
ebenfo find vie Miffionare, bifchöflichen Generalvicare, Geiſtliche, die an den Hospitälern an- 
geftellt find oder den dffentlichen Unterricht leiten, wählbar, wenn fie ihre Zunctionen 15 
Sabre hindurch, von der Promotion zum Sacerdotium an gerechnet, verjehen haben. Die Pro⸗ 
elamation des Gemählten gefchieht durch den PBräfiventen der Wahlverfammlung in ber 
Kirche, wo die Wahl gefcheben ift, in Gegenwart des Volks und des Klerus und vor dem 
Anfang der Meſſe, die fi daran anfchließt; das Protokoll der Wahl ift zur Kenntnißnahme 
an den König zu jenden. Der Gewählte hat fi in Perfon binnen beftimmter Frift feinem Me⸗ 
tropolitanbifhof, und wenn er jelbft zum Metropolitan gewählt war, dem älteften Biſchofe bes 
Bezirks zu flellen, ihm bie Protokolle der Wahlhandlung zu überreichen und um kanoniſche 
Gonftrmation zu bitten; dieſer kann dann in Gegenwart feines Senats ein Examen über feinen 
Glauben und feine Sitten mit ihm anflellen, und nad Ausfall deſſelben ihn entweder bie ka⸗ 
noniſche Inftitution erteilen ober verweigern, im legtern Falle iſt jedoch ein appel d'abus 
moͤglich, wie noch weiter audgeführt werben wird. Der Bifchof, dem bie Gonfirmation zu= 
fland, kann von dem Gemwählten feinen andern Eid verlangen als einen folgen, ver fih auf 
ein Befenntniß zur katholiſchen Religion bezieht; der neue Bifchof darf ſich nicht an ven Papft 
wenden, um von ihm eine Beflätigung zu erlangen , aber er foll ihm fehreiben als dem ficht- 
baren Oberhaupt ber allgemeinen Kirche zum Zeugniß der Einheit des Glaubens und der 
Gemeinſchaft. Die Conſecration des Biſchofs ſoll in ſeiner Kathedralkirche durch ſeinen 
Metropolitan oder den älteſten Biſchof unter Aſſiſtenz der Biſchoöͤfe der beiden nächſten Did- 
cejen an einem Sonntage während der Pfarrmefle in Gegenwart des Volks und ded Klerus 
geſchehen; vor Anfang viefer Geremonie foll der Gewählte in Gegenwart der Municipal- 
beamten, des Volks und des Klerus den feierlichen Eid leiſten, mit Sorge über die Gläu⸗ 
bigen ver Didcefe zu wachen, treu zu fein der Nation, vem Gefege und dem Könige, und auf: 
recht zu erhalten mit feiner ganzen Macht die Conſtitution, die durch die Nationalverfammlung 
becretirt und durch ben König beſchworen ifl. Der Bifchof wählt die Vicare feiner Kathebral: 
firche aus dem Klerus feiner Didcefe, Doch darf er nur Priefter dazu ernennen, bie ihre firdy- 
lichen Functionen mindeſtens 10 Jahre hindurch ausgeübt haben; fie können abgefegt werben 
nur in Übereinftimmung mit ber Mehrheit des Kapiteld. Der Obervicar und bie birigirenden 
Vicare der Seminarien werden wieder durch den Bifchof und feinen Rath ernannt. Die Wahl 
ber Pfarrer gefchieht in der Form und burd die Wahlkoͤrper, wie ſolches durch Decret vom 
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23. Dec. 1789 für die Ernennung der Mitglieder der adminiſtrativen Verſammlung des Di- 
ſtricts vorgeſchrieben ifl; die Verfammlung der Wähler für die Ernennung der Pfarrer Toll 
jährlich zur Zeit ver Bildung der DiftrictSverfammlungen flattfinden, felbft wenn nur eine ein: 
zige Pfarrei im Diftrict vacant if, weshalb die Ortsobrigkeiten dem Procurator des Diftricts 
von allen Bacanzen Mittheilung machen müſſen. Jeder Wähler fol, bevor er feinen Stimmzettel 
in bie Urne wirft, ſchwoͤren, nad beſtem Wiffen und Gewiſſen und ohne durch Geſchenke u. dgl. 
beftimmt zu fein, zu wählen; aud bei den Wahlen ver Bifchöfe ſoll ein folder Ein geletftet 
werben, auch über den Ort ver Wahl und die Wahlbandlung gelten die analogen Beſtim⸗ 
mungen wie bei den Wahlen ver Bifchöfe; um wählbar zu fein, muß der Betreffende die Kunc- 
tionen eined Vicars in einer Pfarrei oder im Hospital der Diöcefe fünf Jahre hindurch ver: 
fehen Haben; über die Beflätigung des Gewählten, ven Eidſchwur u. f. m. gelten ganz bie 
obigen Beflimmungen in analoger Anwendung; fjeber Pfarrer hat das Recht, feine Vicare zu 
wählen u. ſ. w. Der dritte Titel regelt dann die Gebaltöverhäftniffe; die Gehalte ver Bifchöfe 
betragen für Paris 50000 Fr., für die Bifchäfe der Städte von -50000 @inmwohnern 
20000 Fr., für die Biſchöfe ver Heinen Städte 12000 Fr; die Gehalte der Vicare der Kathes 
dralkirchen betragen für Paris 2400— 6000 Fr. , für die Städte von 50000 Einwohnern 
2 — 3000 Fr. Die Gehalte der Pfarrer betragen zu Paris 6000 Fr., In Städten von 
mindeftend 50000 Einwohnern 4000 Fr., von mindeſtens 10000 Einwohnern: 3000 Fr., 
von mindeftend 3000 Ginmohnern 2400 Fr. u. f.w. In Rüdficht auf viefe ihnen bewilligten 
feften Gehalte follen die Bifchöfe, Pfarrer und Bicare die epiftopalen und curialen Bunctionen 
umfonft ausüben. CEndlich der vierte Titel enthält noch einige ziemlich firenge Beftimmungen 
über Reſidenzpflicht und Incompatibilität ver Amter. Am 24. Aug. 1790 erhielt das Decret 
die Föniglihe Santtion. („Recueil des döcrets de l’assemblde nationale”, Juni und Juli 
1790, Vi, 306— 348.) 

« Nun hatte aber bereit in einer an das Cardinalcollegium gehaltenen Allocution zu An⸗ 
fang bes Jahres 1790 Pius VI. ſich fehr ſtark gegen die uſurpatoriſchen Maßnahmen der Natio⸗ 
nalverfanmlung in kirchlichen Dingen audgefprochen,, ohne daß er es jedoch damals für oppor⸗ 
tun hielt, etwas Directes dagegen zu unternehmen; ftatt deſſen hatte er vorgezogen, in mehreren 
Schreiben vom 10. 3uli,.17. Aug, und 22. Sept. 1790 dem König die Sanction jener Geſetze auf 
das dringendſte zu wiverrathen, er hatte varin hervorgehoben, niemals könne von einer politi= 
ſchen Körperſchaft die fatholifche Kirchenverfaffung geändert werben, der König babe ſich der Rechte 
feiner Krone entäußern können, bier aber handele es ſich um Rechte Gottes und ber Kirche, deren 
erfigeborener Sohn der König fei. Als das jedoch nichts Half, fo erfolgte denn unterm 10. März 
1791 mit einem Schreiben an den König von demfelben Tage jenes Breve an die franzöfifchen 
Biichöfe, durch welches der Papft ausprüdiich und in fehr ausführlidder Motivirung gegen die 
Givilconftitution des Klerus proteftirte, und worin nun, ausgehend von der Behauptung, daß 
den Laien in kirchlichen Dingen nicht zu regieren gebühre, die einzelnen Beſtimmungen der 
Givilconftitution in fehr weitläufiger hiftorifcher Erörterung zurückgewieſen wurden, wie es 
3.2. binfitli der Biſchofswahlen für nöthig gehalten wird, bis auf Moſes zurückzugeben. 
Die hauptſächlichſten Beſchwerdepunkte beftehen übrigens darin, daß die Kirche dem Staat unter- 
georbnet, die Gewalt des Papſtes fo gut wie aufgehoben, die Äußere Kirchenverfaflung von 
Grund aus verändert und die Pfarrer ven Bifchdfen gleichgeftellt felen, was alles wol von Mar⸗ 
ftlins von Padua, von Calvin und Luther gelehrt und gebilligt worden ſei, mit den Grund⸗ 
begriffen des Katholicismus aber im Widerfpruch ſtehe. (Roskovany, J, 431 — 485.) Bereits 
vor dem Eintreffen dieſes Breve hatten zwei Drittel ver Geiſtlichen in allen Provinzen den Ge⸗ 
horfam gegenüber ver neuen Verfaſſung verweigert, die Nationalverfammlung aber, auf ber 
von ihr betretenen Bahn weiter gehend, am 27. Nov. 1790 beſchloſſen, von jedem Beifllihen 
binnen acht Tagen den Eid auf die Givilverfaffung zu fordern, im Weigerungsfalle ihn für 
abgefegt zu erklären, und bei Kortfegung dienſtlicher Bunctionen ihn ald Nuheftdrer zu be: 
firafen; wie denn auch demgemäß im Januar 1791 die Neuwahlen für bie eidweigernden 
Briefter begannen. 

9) Der Febronianismus und der Emfer Congreß. Im Laufe des 18. Jahrhun- 
dertd machte ih das Epiſkopalſyſtem auch in Deutſchland geltend. Der erfte, welcher vaflelbe 
in umfaflender Weife voiffenfchaftlih formulirte, war ver Weihbiſchof ver trierer Didcele 
Johann Nikolaus v. Hontheim (f. d.), der unter dem falfchen Namen Juftinus Febro⸗ 
nius im Jahre 1763 die berühmte Schrift „De statu ecclesiae et legitima potestate Ro- 
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mani pontificis” in der ausgeſprochenen Abjicht herausgab, um durch bie von ihm vorgefdhla- 
genen Abänverungen ver Kirchenverfaſſung, die nach feiner Meinung in ver Geſchichte begrün- 
det waren, die diſſentirenden Religionsparteien, namentlich die Proteſtanten, mit der katholi⸗ 
ſchen Kirche wiederum zu vereinigen. Auch Febronius fleht infofern ganz auf dem Boden katho⸗ 
Hier Anſchauungen, als er der Kirche In Glaubensſachen eine äußere Autorität und unter dem 
Beiftande Chriſti Untruͤglichkeit zuſchreibt. Er leugnet aber, daß Chriſtus diefer Kirche eine 
monarchiſche Einrichtung gegeben, daß er einer Perſon das Recht übertragen habe, mit Untrüg- 
lichkeit zu urtbellen und zu befehlen, ex behauptet vielmehr, das Recht Habe vie ganze Kirche, Die 
- 8 dur ihre Diener augübe,, unter denen ber Bifchof von Rom zwar der vornehmfte, aber doch 
det ganzen Kirche untermorfen fei. Wenn nun aber au Febronius leugnet, daß die Kirche eine 
Monarchie fel, jo leugnet er doch nicht, daß fieein Oberhaupt habe, und daß dieſes Oberhaupt ver 
Biſchof von Rom fet, er gefleht ven Bijchöfen von Rom den Primat zu, nicht aber durch einen 
Befehl Chriſti, fondern durch eine Verordnung Petri und der Kirche, woraus denn folgt, daß 
diefer Primat nit an Rom nothwendig gebunden ſei, fondern durch einen Beſchluß der Kirche 
auch an einen anbern Ort verlegt werden koͤnne. Was nun die einzelnen Im Primat enthal- 
tenen Rechte betrifft, jo follen dieſe lediglich die Mittel fein, um den Zwed ver Einigfeit der 
Kirche zu erreichen; welche Rechte demgemäß dem Primat zuſtehen müffen, foll fi) genauer er- 
geben, einerſeits aus dem Gebrauche ver Kirche in den reinen Zeiten, d. 5. In den erften Jahr: 
hunderten vor ben Pſeudo-Ifldoriſchen Decretalen, andererſeits aus der Übereinſtimmung 
aller katholiſchen Schriftſteller in den neuern Zeiten; dadurch wird alſo die Feſtſetzung des 
Rechts des Primats und ihr Beweis zugleich hiſtoriſch. Der Papſt ſoll nun zwar Ehrerbietung 
fordern dürfen, die genaue Beobachtung der Kirchengeſetze beaufſichtigen, in Ermangelung allge⸗ 
meiner Kirchenverſammlungen neue Geſetze machen, vie jedoch erſt durch gemeinſchaftliche Cin⸗ 
willigung verbindliche Kraft erlangten, ſeine dogmatiſchen Ausſprüche brauchen gar nicht ange⸗ 
nommen zu werben, vor ben evangeliſchen Gemeinden darf doch auch das Gegentheil nicht vor; 
getragen werben, ſolange noch nicht die ganze Kirche widerſprochen hat; er Hat in gewiſſen Fällen 
allgemeine Kirchenverfammlungen zu berufen; in allen wichtigen bie ganze Kirche betreffenden 
Angelegenheiten muß an Ihn berichtet werben; er hat zmar das Recht, von ven auf einer allge: 
meinen Kirchenverſammlung erlaffenen Geſetzen jemand zu dispenſiren, aber nur wenn es bie 
Kirchenverſammlung felbft thun würde. Dagegen find e8 unzuläffige fpätere Meinungen, daß 
der Bapft ven Namen des Biſchofs der allgemeinen Kirche führt, alle causae majores an ven 
Stuhl zu Rom gebracht werben müflen, der Bapft allein Richter der Bifchöfe fei, keine allge: 
meine oder particulare Synode ohne feine Einwilligung berufen werben bürfe, bei ihren 
Schluͤſſen feine Beflätigung nothwendig fei, ihm das Recht zuftehe, vie Bifchöfe zu verfegen, 
Appellationen anzunehmen, dad Pallinm zu verleihen, überhaupt daß eigentlid ber Papſt alle 
Gewalt Habe und die Biſchoͤfe nur feine Diener feien; ebenfo wenig flehe dem Papfl das Recht 
zu bei Beflätigung der Biſchofswahlen, bei Einrichtung neuer Bisthümer; der Papft habe mit 
Ginem Worte nicht einen primatus jurisdictionis, fondern nur einen primatus ordinis et con- 
sociationis. Die Regierung der ganzen Kirche gebührt alfo weſentlich der allgemeinen Kirchen⸗ 
verfammlung, die der einzelnen Kirchen ven Bifchdfen. Den allgemeinen Concilien ift felbft der 
Papſt unterworfen, ex hat nicht dad Recht fie zu berufen, wenigſtens ift ihr Zufanmentritt nicht 
davon abhängig, doch führt er auf denſelben ven Vorfig und gibt die erfle Stimme ab; einer 
päpftlihen Beflätigung bevürfen die Befchlüffe nicht, im Gegentheil findet eine Berufung vom 
Papfte an die allgemeine Kixchenverfammlung flatt. Die Biſchöfe jind von Chriſtus ſelbſt ein- 
gefept, und von ihm, nicht vom Papfte haben fie ihre Gewalt; ver Bapft ift naher nicht befugt, in 
fremden Didcefen biſchoöͤfliche Rechte auszuüben, auch die vorbehaltenen Stellenbefegungen, 
Einnahmen, Gerichtsbarkeit find unrechtmäßig , ebenfo die Befreiung ver Moͤnchdorden von der 
biſchoͤflichen Gewalt; endlich Haben die Bifchdfe nach göttlicher Einfegung In der Kirche ſchlecht⸗ 
Hin den erſten Rang, und das Recht kann ihnen durch den den Cardinaͤlen eingeräumten Vorzug 
nit genommen werben. Auch in diefem Fall gelang e8 ven Bemühungen der Römifchen Eurie, 
einen Widerruf zu erlangen, berfelbe erfolgte am 1. Nov. 1778 und tft fo vollfländig und be⸗ 
dingungslos wie nur möglich: „Agnosco et defleo errorem ex zelo indiscreto Protestantes 
Gatholicae ecclesiae et Apostolicae sedi reuniendi, huncgue in finem etiam, usus et 
praxes particularium ecclesiarum, eosque persaepe ultra modum exaggeratur, omnibus 
ecclesiis applicandi studio, natum“; er bittet dann demũthig um Verzeihung, er merbe das 
Urtheil des. Heiligen Stuhls feinen Büchern und feiner Binficht vorziehen, er werbe feiner Unter: 
werfung Beine Grenzen ſehen. Ausdrücklich erklärt er nun, daß der Primat nicht blos ein pri- 
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matus ordinis, inspectionis und directionis, ſondern auch ein primatus auotoritatis et ju- 
risdictionis ſei, der auf keine Weiſe von der roͤmiſchen Kirche auf eine andere übertragen werben 
Lönne; ex gibt nun Bunkt für Punkt dad Begentheil von den Lehren feines Buchs als feine 
Überzeugung, in derer zu leben und zu flerben wünſche, und er fagt dann am Schluß: „Si 
quid ultra est, quod circa fidei seu doctrinae meae professionem et declarationem, quam 
in omnibus sanctae Romanae et apostolica6 ecclesiae conformem esse cupio: jubes aut 
postules; habebis me semper ad eandem germana sinceritate edendam obedientem ac 
promptum.' Sontheim hat nun freili der tweitern Aufforberung des Papfles, den noch übri⸗ 
gen Reft feines Lebens dazu zu benugen, ſich felbft zu widerlegen, was ihm bet feiner außer: 
orventlichen Gelehrſamkeit leicht fein werde, nicht entſprochen, im Begentheil es erichien wenige 
Jahre darauf ein Commentar zu feinem Widerruf mit der Tendenz, ben Widerruf felbft mög- 
lichſt abzuſchwächen; indeß auch dieſes „zweideutige Ding’ ift nit im Stande gewefen, ven 
übeln Eindrud zu verwifchen, den jener Schritt des freilih von allen Seiten bebrängten acht⸗ 
zigjäbrigen Greiſes überall hervorrufen mußte; es mag fein, daß ihm, wenn er den MWinerruf 
verweigerte, ein Maͤrtyrerthum bevorgeflanden hätte; aber darauf muß jemand gefaßt jein, ver 
darauf auegeht, Die katholiſche Kirchenverfaſſung, eine der mächtigften Nealitäten der Welt, aus 
den Angeln zu heben. 
Schon kurze Zeit darauf wurbe ein zweiter derartiger Verſuch von feiten der officiellen deut: 
fen Kirchengewalt unternommen. Seit der Mitte des 18. Jahrhunderts bereit war man in 
Deutſchland eifrig beftrebt gewefen, ven Appellationdzug nah Rom aufzuheben und die alleinige 
Beurtheilung deutſcher Kirchenhändel dur deutſche Bischöfe herbeizuführen; auch waren be: 
reits Anträge auf Befeitigung der fländigen Nuntiaturen, wie folhe namentli in Wien und 
Koͤln beftanden, geftellt worden. Statt deffen wurde nun im Jahre 1785 in München eine neue 
Auntiatur errichtet, welche die beiden bairiſchen Kurlande und die jülich-bairiſchen Herzog: 
thũmer zum Sprengel haben follte: allerdings geſchah dad auf Anbringen der bairiſchen Staats⸗ 
gewalt, Die durch das Intereffe moͤglichſter Unabhängigkeit gegenüber andern Reichsſtänden, die 
ihre biſchoͤflichen und Metropolitangerechtfame in Staatögebiet ausübten, dazu veranlaßt wurde. 
Der neue Nuntius beeinträchtigte alfo die Rechte, Prärogative und Privilegien, welche den Bi: 
fhöfen und Metropoliten jened Gebiets biäher zugefommen waren. Auf eine @ingabe der dabei 
beſonders intereſſirten Erzbifhäfe von Mainz und Salzburg an den Kaifer, ald Schutzherrn 
und Schirmvogt der deutſchen Kirche, die zugleich an die Erzbiſchoͤfe von Köln und Trier gerichtet 
iſt, erfolgte unterm 12. Oct. 1785 eine ermuthigende Antwort, in meldger Joſeph II. nicht blos 
verſprach die Erzbiichdfe und Bifchdfe in den ihnen von Bott und der Kirche eingeräumten 
Rechten zu ſchützen, fondern auch alles beizutragen, damit fie diejenigen Nechte, die Ihnen etwa 
Thon früher dur rechtswidriges Verhalten entzogen feien, wiebererlangten, weshalb der 
Kaifer die feierlihe Aufforderung an die Erzbifchöfe ergehen ließ, mit ihren Suffraganen 
und den Bifhdfen Deutſchlands zu gemeinfamen Beiprehungen dieſerhalb zuſammenzu⸗ 
treten. Dadurch veranlaßt traten dann im Laufe des Jahres 1786 Bevollmädtigte ber 
vier Erzbifchöfe Deutfchlands im Bade Emd zufammen, und bier vereinigte man fi unter 
ausdrücklicher Qutheifung der Gommittenten zu der berühmten Punktation vom 25. Aug. 
1786. Der römifhe Bapft ift und bleibt demnach zwar der Oberauffeher und Brimas der gan: 
zen Kirche, ver Mittelpunft der Einigkeit, und iſt von Gott mit der dazu erforberlien Juris: 
diction verfehen ; alle Katholiken müflen ihm immer den kanoniſchen Behorfam mit voller Ehr⸗ 
erbietung leiften. Allein alle andern Vorzüge und Nefervationen, die mit dieſem Primat in 
den erſten Jahrhunderten nicht verbunden, ſondern aus den nachherigen Iſidorianiſchen Decreta⸗ 
len zum offenbaren Nachtheil der Bifchdfe gefloflen find, können jegt, mo bie Unterjchlebung und 
Falſchheit derſelben hinreichend feftgeftellt und allgemein anerkannt ift, in den Umfang bieler 
Juriadiction nicht gezogen werben. Diefe gehören vielmehr in vie Klaffe der Eingriffe der Römi- 
Shen Curie, und die Biſchoͤfe find befugt, ſich ſelbſt in die eigene Ausübung der von Gott ihnen 
verliehenen Gewalt, beſonders da feine dahin abzweckenden Vorftellungen bei vem päpftlicden 
Stuhle biß dahin gewirkt haben, unter dem Schuge des Kaiſers wieder einzufegen. Im einzel 
nen werden nun folgende Rechte für vie Bifhöfe in Anfprucd genommen. Chriſtus ver Stifter 
ber Kirche hat den Apoſteln und ihren Nachfolgern, ven Biſchoͤfen, eine unbeichränkte Macht zu 
binden und zu löfen für alle jene Bälle gegeben, mo es die Notwendigkeit oder ber Nugen ihrer 
Kirchen oder der dazu gehörigen Bläubigen immer erfordern mag, und e8 iſt nach der Natur ber 
urſprünglichen Kichenverfaflung feinem Zweifel unterworfen, daß alle in ven It henſprenein 
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der Biſchoͤfe wohnenden Perfonen ohne Unterſchied im innerlihen und äußerlichen Religiong- 
weſen denſelben untergeorbnet find, daher foll allen Didcefanen verboten fein, den Recurs mit 
Übergehung ihrer unmittelbaren geiftlihen Oberhirten zu nehmen, während diefen dagegen 
unbenonmen ift, in den von Rechts wegen dazu geeigneten Fällen fich der Berufungsmittel nach 
der hierarchiſchen Berfaffung zu bevienen; ferner jollen regelmäßig feine Eremtionen flattfinden, 
namentlich ſoll den. Kloftergeiftlihen verboten werben, Verordnungen oder Beſchwerden von 
ihren Generalen oder Generalkapiteln, auch ſonſtigen außerhaib Deutfchlannd wohnenden Obern, 
von deren Verbindung fie ein für allemal gänzlich losgeſagt werden, anzunehmen, deren Ge⸗— 
neralverſammlungen beizuwohnen oder einen Geldbetrag, unter was für einen Vorwand es 
immer jei, dahin abzuſchicken. Ein jeder Biſchof kann, vermöge der von Bott erhaltenen Gewalt 
zu löfen und zu binden, Geſetze geben und von denſelben aus zureichenden Urſachen dispenfiren; 
er allein kennt die Bebürfniffe feiner Heerde und muß daher, in ven beſondern fowol als allge 
meinen Kirchengefegen, ven Gläubigen einige Nachſicht geftatten können, was ſich namentlich 
auf die Ehehinderniffe, die Verbindlichkeiten, die aus der Weihe entipringen, und auf das Or⸗ 
densgelübde bezieht; weshalb die Duinquennalfacultäten fünftig nicht mehr ertheilt und alle 
auswärts erlangten Diöpenfe für Eraftlod angefehen werben follen. Die römifchen Bullen, 
Breven vder jonfligen päpftlichen Verfügungen verbinden ohne gehörige Annahme ver Bi- 
ſchoͤfe nicht; ohne folde follen auch die Erklärungen, Beſcheide und Verordnungen der römi- 
ſchen Gongregationen in Deutſchland nicht anerkannt werden. Es hören ſodann in Zukunft 
die Nuntiaturen völlig auf, höchſtens dürfen die Nuntien päpftliche Gefandte fen, während 
ihnen dagegen nicht zufteht, actus juridictionis vorzunehmen. Es folgt dann eine Reihe jehr 
detaillirter Beflimmungen, wodurch der Einfluß. des römischen Hofs auf die Stellenbeſetzung im 
Sinne der Reformconcilien eingeſchränkt wird; es wird weiter verlangt, daß eine Ermäßigung 
der Annaten und Palliumögelder eintrete, ed wird der von Gregor VIL und von Gregor IX. 
den Decretalen eingefchaltete Ein der Biſchoͤfe, der mehr auf die Pflichten eines Vaſallen als 
auf die Kanoniſchen Geſetze gerichtet fei, um fo mehr verworfen, als die deutſchen Bilchdfe da⸗ 
buch Verbindlichkeiten eingingen, die ihnen in Betracht ‘ihrer Verbindung mit dem Reiche zu 
halten unmöglich feien; endlich follen alle Gegenſtände, die nad der deutſchen Reichs- und 
der alten Kirchenobfervanz zu ver geiftlichen Gerichtsbarkeit gehören, in der erften Inſtanz vor 
die bifhöflichen, in der zweiten vor die Metropolitangerichte gebracht werben, ohne daß bie 
Nuntien ſich einmifchen dürfen; gefchieht noch weitere Berufung an den päpftliden Stuhl, fo 
iſt diefer verbunden, zur dritten Inflanz judices in partibus und zwar nationale zu geben ; als 

noch zwedmäßiger wird es jedoch bezeichnet, wenn fih jeder Erzbiſchof angelegen fein ließe, in 
jeiner Provinz ein Brovinzialfynodalgericht pritter Juſtanz im Einverſtändniß mit ven Suffra⸗ 
ganen berzurichten. Am Schluß wird noch der Wunfd nad) einem innerhalb zweier Jahre zu⸗ 
jammentretenden Nationaleoncil auögefprochen, wobei aber, wie in dem Schreiben der Erz⸗ 
biſchöfe an ven Kaiſer bei Überſendung dev Congreßbeſchlüſſe ausdrücklich geſagt war, nur ein 
Zuſammentritt der deutſchen Erzbiſchöfe und Biſchöfe beabſichtigt wurde. 

Es iſt nicht in erſter Linie die Franzoͤſiſche Revolution und in ihrem Gefolge die Säculari=- 
jation des Kirhengutd und der Umflurz der katholiſchen Kirchenverfaſſung in Deutfchland ge- 
weien, wodurch dieſe Beftrebungen zum Scheitern gebracht find, fondern dad war bereits vor 
den Eintritt jener Ereigniſſe völlig entſchieden und war vorurtheilsfreier Beurtheilung niemals 
zweifelhaft gewefen. Es mag ja die flaatliche Zerfplitterung Deutichlands, die es auch bei dieſer 
Gelegenheit nicht zu einem planmäßigen und thatkräftigen Handeln kommen ließ, ihr gut 
Theil Schuld daran tragen; indeß von vornherein hatte man große Ziele mit völlig unzurei⸗ 
henden Mitteln herbeizuführen geftvebt; vor allem war die Theilnahme des katholiſchen Volks 
längſt nicht i in dem Maße geweckt worden, wie es nothwendig geweſen wäre; und daß bied nur 
ungenügend gejcheben war, war wiederum fehr natürli, denn fo ſchlecht auch Pius VI. über 
die Stimmung Deutihlands unterrichtet war, wenn er die Haltung des Volks gegenüber der 
Eniſer Bunktetion dahin charakteriſirte: „‚Flevit nativ ipsa Germanica, quae hujusmodi 
conventiculum incredibili horrore conspexit’’, fo war doch die Öffentliche Stimmung aller: 
dings zu großen Anftvengungen in Sinne des Emfer Congreſſes deshalb nicht geneigt, weil es 
ih genauer betrachtet nur um einen Wechſel in der Herrſchaft unter den verſchiedenen Orga- 
nen des Klerus handelte, während dagegen diefe Herrſchaft felbft intact bleiben und von kle⸗ 
tifalen Organen nad wie vor geübt werben follte; und nicht einmal in den zunächſt betheilig- 
ten Kreifen war man einig, ed war den Erzbifchöfen nicht gelungen, „daß nöthige nähere 
concert” mit den Bifchöfen herbeizuführen, worauf Kaifer Joſeph fo fehr gebrungen hatte, 
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im Gegentheil ſahen dieſe fi in ihren Gerechtſamen — ob mit Recht oder Unrecht, mag da⸗ 
hingeftellt bleiben — durch die Erzbiſchoͤfe bedroht und wie zur Zeit ver Pſeudo-Iſidoriſchen De- 
eretalen auf ven Schup des Papfled angewieſen. Endlich, wie Ihon Häuffer bemerkt Hat, „auch 
die rechte Energie zur Durdführung einer fo ernfthaften Sache mar in diefen Kreiſen kaum 
zu finden; ber Illuminatismus mit feiner kosmopolitiſchen Weltorbnung, feiner vornehm gnä- 
digen Toleranz, feinem literarifchen Dilettantenthum konnte wol Leute wie Karl Theodor 
v. Dalberg hervorbringen, aber nicht Die Charaktere eines Hutten und Ruther, die das Boll: 
bringen einer ſolchen Aufgabe erforderte‘. Unter dieſen Umſtänden follte es denn freilich den 
Erzbiſchofen nicht gelingen, durch bloßes Pochen auf vorübergegangene Entwidelungsphafen, 
indem man der pÄpftlihen Macht ein vitium possessionis nachzuweiſen und gleichſam ein sae- 
culum normale aufzuftellen fuchte, eine in integrum restitutio herbeizuführen. Es hat gegen- 
über diefer civilproceffualifhen Methode, die nur den Grundſatz der Verjährung außer Acht 
ließ, ſchon in damaliger Zeit Johannes v. Müller das Recht der gefchichtlichen Erklärung ge= 
wahrt, welches doch auf biefen Gebiete fo gut Geltung wird in Anfpruc nehmen dürfen mie 
auf jedem andern: ‚Man jagt vom PBapft, er ift nur ein Biſchof; ebenfo wie Maria Thereſia 
nur eine Sräfln von Habsburg, Ludwig XIV. ein Graf von Paris, der Held von Roßbach und 
Leuthen einer von Zollern; ſobald Kaiſer Joſeph IL. fein wird wie einer der Jünger, wird 
Pius VI das Abendmahl halten, wie Chriſtus unfer Herr; zu derfelben Zeit wird auch der 
Mundkoch nicht mehr credenzen.” 

10) Weifenberg und die franffurter Gonferenzen. Zu Anfang des gegen- 
wärtigen Jahrhunderts durch Dalberg zum Generalvicar des Bisthums Konftanz erhoben, hatte 
fh Weſſenberg um die Bermwaltung dieſer Didcefe, namentlich durch Sorge für die Ausbildung 
ber jungen ®eiftliben und durch Einführung der Mutterfprache beim Gottesdienſt im Geifte 
einer freien Auffaffung des Katholicismus, große DVerbienfte erworben, und es mag feine 
Stellung in diefer Hinfiht mit derjenigen Fenelon's verglichen werden. Dagegen ald einfichti- 
ger Politiker Hatte er fi ſchon bamald nicht gezeigt. In einer im Jahre 1801 anonyın erfhie- 
nenen Schrift, deren Autorſchaft ihm mir größter Beſtimmtheit zugefchrieben wird, hatte er al8 
Folge der drohenden Säcularifation nicht blos den Untergang der deutſchen Staatöverfaflung, 
bie Erniedrigung des Kaiſerthums, ven Verfall des Erzhaufes Oſterreich, den precärften Zu: 
ftand aller kleinen Staaten, fondern auch die völlige Unficherheit alled Cigenthums und noch 
weitere nachtheilige Folgen flr die einzelnen Reichsſtände prophezeit. Seine eigentliche kirchen⸗ 
politifche Thätigkeit begann erft auf dem Wiener Eongreß, mo er als Gefandter Dalberg’3 mit 
der allgemeinen Vollmacht erſchien, „für Einleitung einer zeitgemäßen Herftellung und natio: 
nalen Einrichtung der deutichen Kirche Mittel und Wege audfindig zu machen”, wo er jedoch 
weniger in viefer Eigenihaft, als vielmehr durch ven Umſtand, daß fein Bruder neben Metter- 
nich zweiter oͤſterreichiſcher Bevollmächtigter am Congrefſe war, einen gewiffen Einfluß ausübte. 
Außer Weflenderg hatten fih als Vertreter Eatbolifcher Intereffen in Wien noch eingefunven theils 
der Earbinal-Staatsferretär Gonfalvi, der officielle Congreßgeſandte des Papftes, theils die ſoge⸗ 
nannten Dratoren,, bie von den noch übrig gebliebenen Bifchdfen und einem Theil des fonftigen 
höhern Klerus gefandt worden waren. Während nun die Tendenzen Conſalvi's und der Ora- 
toren einfach auf eine Rückkehr zum Alten gerichtet waren und von ihnen, namentlich den Ora⸗ 
toren, die völlige Wiederherflellung der katholiſchen Kirchenverfaflung und vie Reftitution des 
gefammten Kirchenvermögens, insbeſondere auch pie Wiederherftellung des geiftlichen Fürſten⸗ 
thums verlangt wurde, fo hatte Weflenberg bereit8 in feiner Denkfchrift vom 27. Nov. 1814 
eine Reform der Kirchenverfaflung verlangt, „welche auf ven urfprüngliden und unveräußer: 
lien Rechten der chriſtlichen Gemeinde zu beruhen habe”. Demgemäß follten alle deutſchen 
Particularfichen zu einem großen Banzen, zu einer deutſchen Nationalkirche vereinigt werden, 
an deren Spige ein Primas ſtehen folle, deſſen Rechte ſich jedoch, ohne den Befugniffen der Ein: 
zefficche zu nahe zu treten, nur auf die allgemeinen Angelegenheiten der NRationalkirche beziehen 
follten;; ver Schwerpunkt der Eichlichen Autonomie und Selbfivermaltung follte in pen Kirchen 
verfammlungen, ven National, Provinzial: und Didcefanfonoden ruhen, das Nähere ſollte 
ein zwiſchen dem neuen Staatenbunde und dem päpftlihen Stuhl abzuſchließendes Concordat be- 
flimmen. Diefe Orundfäge eignete fi der von dem mecklenburgiſchen Gongreßgefandten Brei: 
herrn v. Pleffen abgefaßte Entwurf zur Bundesacte infofern an, als Daneben eine Berückſich⸗ 
tigung auch der proteſtantiſchen Kirche und eine nähere Umgrenzung der Rechte des Primas gel- 
temb gemacht wurde. Weſſenberg ging nur bevingt darauf ein, er ließ in feinen ‚„‚abermaligen 
Vorſchlaͤgen“ die Ermähnung ber proteftantifcden Kirche wiederum weg, außerdem war jegt 
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au Stelle des Concordats ein Geſetz des Staatenbunbes, welches jedoch nur nad worgängiger 
Unterhanslung mit ver Roͤmiſchen Curie erlaffen werben ſollte, getreten. Auch die Weſſenberg 
damals zugefchriebene Schrift „Die deutſche Kirche‘ (Züri 1815) erklärt ich ausdrücklich 
gegen die Erwähnung der Proteflanten. In dem von Preußen und Ofterreih am 23. Mai 
1815 gemeinfam vorgelegten Entwurfe der Bunbesacte fand fih dann ein Artikel, in welchem 
nicht blos der katholiſchen Kirche gedacht, fondern zugleich ausdrücklich erklärt wurde, daß aud 
den Evangelifchen ihre auf Friedensſchlüſſen, Grundgefegen over andern gültigen Verträgen be⸗ 
ruhenden Rechte garantirt werben jollten; viefer Artikel murbe aber am 31. Mai auf öfterrei- 
chiſchen, und nachdem er in etwas veränderter Faſſung wieder aufgenommen war, am 8. Juni 
auf bairifchen Antrag verworfen, weil, wie Baiern damals erklärte, biefer Sag für die Cvan⸗ 
geliichen mehr Rechte in Anſpruch nehme, als ihnen nach den veränderten Berhältniffen zuſtehen 
könnten, und außerdem das Kirchenweſen eine Häusliche Angelegenheit fei, welche jener Staat 
für fich allein zu fchlichten habe. Damit if aber Weſſenberg's kirchenpolitiſche Thätigfeit wieder 
geſchloſſen; fo muthig und ehrenhaft er ſich auch benahm, als er im Jahre 1817 nad) Dalberg's 
Tode vom Eonflanzer Domfapitel zum Nachfolger im Biothum erwählt wurde und der Papft bie 
Beftätigung diefer Wahl verweigerte, jo fehr er bei feiner perfönlichen Anwejenheit in Rom 
alles, was einem Widerrufe nur ähnlich ſah, von fich abwies, fo fehlte ihm doch zu fehr die zu 
pojitivem Thun fortſchreitende Energie, was ſich namentli bald nachher in jener fo diplomatiſch 
gehaltenen Antwort zeigte, ald ihn 1822 die Dekanate bed badiſchen Landes einflimmig als 
künftigen Erzbifhof von Freiburg gewünſcht hatten und die Negierung ihn um eine Außerung 
darüber bat; dieſe hätte fehr viel beſtimmter ausfallen müflen, wenn er fi die Moͤglichkeit 
offen halten wollte, in die Geſchicke der katholiſchen Kirche im großen weiterhin beſtimmend ein- 
zugreifen; er hat noch länger ald 40 Jahre ein fegenfliftenves Leben geführt, aber ein Refor- 
mator ber katholiſchen Kirche Deutſchlands zu werben, diefe Aufgabe war auch ihm zu hoch. 
Dadjenige, was bei der Stiftung des Deutichen Bundes duch ein Zufammenwirfen aller 
Regierungen nicht hatte erreicht werben koͤnnen, fuchte man jpäter bei Gelegenheit derjenigen 
Verhandlungen zut Durhführung zu bringen, die mit der Begründung der Oberrheiniſchen 
Kirchenprovinz verbunden waren. In ber Declaration, welche ald Refultat jener Beratbun- 
gen durch eine eigene Geſandtſchaft dem Bapft zur Annahme überreicht wurde, war zwar von 
einem veutfchen Patriarchat nicht weiter die Rebe, dagegen fanden fi varin Abweichungen von 
der biöherigen katholiſchen Kirchenverfaſſung befonderd nah zwei Richtungen hin. Binmal 
follte im Anſchluß an vie Beichlüffe des Emſer Kongrefled die Gewalt des Papfles zu Gun⸗ 
ſten der Erzbiſchoͤfe und Biſchoͤfe, in Betreff ver Beflätigung der Eonfecration, des Eides der 
Treue u. f. w., nad den befannten Grundſätzen des Bapalfyflemd, eingefhränft, die bis⸗ 
herige Disciplin in Bezug auf die Wahl der Biſchoͤfe infofern wefentlich verändert werden, als 
daran ebenjo viel Bliever des Didcefanklerus, wie bie gefegliche Zahl der Domherren aus- 
macht, theilnehmen follten. Natürlicherweiſe wurben beiderlei Abänderungen in ver Esposizione 
dei Sentimenti vertworfen ; einerjeit erklärte fid) ver Papft auf das entichiebenfte dafür, daß die 
Biſchoͤfe in dem Gebrauche und der Ausübung ihrer Jurisdiction dem römifchen. Bifchofe unter- 
georonet feien, und dañ daher die Päpſte das Net hätten, die Jurisdiction derfelben in ihrer 
Ausübung zu beſchränken, wie dad au wegen offenbaren Nutzens der Gläubigen oder aus 
Nothwendigkeit wirklich geſchehen ſei; Die eingeriffenen Misbräuche hätten die Päpfte veranlaßt, 
verſchiedene Begenflände zurückzunehmen, welche anfangs zur Gompetenz der Biſchoͤfe gehört 
hätten; wenn: nun ber Heilige Vater ven Biihöfen dieſe Mechte wiener zugeflehen wollte, fo 
würde er die Kirche der Gefahr ausſetzen, von neuem in ihrem Innern jene groben Misbräude 
wieder aufleben zu jehen, zu deren Abſchneidung bie Vorbehalte eingeführt worden feien. Aber 
auch abgejehen von fo exbeblichen Betrachtungen, heißt e8 weiter, würde doch der Heilige Vater 
ſich nie Dazu verſtehen können, einem ſolchen Anfinnen zu entipregen, weiles mittelbar ober 
unmittelbar dahin abzwecke, jene Bande zu löfen, woburd in ver gegenwärtigen Kirchendis⸗ 
eipfin bie Bifhdfe und Gläubigen an den oberſten Hirten gebunden würben, ba in gegenpärti- 
ger Zeit die Feinde der Religion, um ihre gottlofe Abficht zu erreichen, angefangen hätten, ven 
Primat der voͤmiſchen Bilchöfe von allen Seiten zu befämpfen, um wenn ed möglich wäre das 
göttliche Gebäude der katholischen Kirche durch die Treunung ded Hauptes von ven Bliebern nie⸗ 
derzureißen, weshalb der Heilige Vater namentlich in folcher Zeit, in ver es fo Mi nothwendig 
wäre, dieſe Baude enger zu knüpfen, nicht zugeben koͤnne, daß fie geloͤſt würden. Aber auch gegen 
jene aubere damals projectirie Anderung hat ſich der Papſt fo beſtimmt ode möglich ausgeſprochen, 
und die Motive, die ihn dabei geleitet Haben, ſind in hohem Grade charakteriſtiſch. Der Heilige 
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Bater”, Heißt es, „hat alle Liebe und Adytung für vie Klaſſe der Pfarrer. Nichteveſtoweniger 
müßte ex in ber neuen Wahlart, welche eingeführt werden wii, wie beſtimmte Tendenz bemer⸗ 
ten, in der Kirche einen Geiſt ver Demokratie einzuführen, und konnte nicht verfennen, daß das 
ver erſte Schritt iſt, zu welchem man das Oberhaupt der Kirche veranlaffen mıöchte, um nach und 
nad dem ganzen Klerus und dann vielleicht auch dem Volke zu den Biſchofowahlen Sugang zu 
verihaffen und alle die Unorbnungen wieder zurüdzurufen,, welde eben abzuſchaffen Die Kirche 
gezwungen war, ihre Disciplin in biefem äußerft wichtigen Gegenſtande abzuändern. In ven 
gegenwärtigen Zeiten, in welchen die demokratiſchen Grundfäge in ben Gemüthern der JIugend, 
beſonders aus ben vergangenen Revolutionen entwidelt, verbreitet und denſelben eingeflößt wor⸗ 
ben find, kann der Heilige Vater nicht unterlaflen, bie Fürſten auf piefe Neuerung aufmerkfam 
zu machen, welche fie in die Kicche einführen wollen und welche einft ven Regierungen ſelbſt 
nicht wenig ſchädlich werben konnte.“ Es iſt num nicht gerade anzunehmen, daß dvieſe letztere 
Bemerkung auf bie betreffenden Regierungen großen Eindruck gemacht haben, indeß zu einer 
weitern Verfolgung der Reformideen Fam es gegenüber dieſer beſtimmten Weigerung bes 
papſtlichen Stuhls allervings nicht. Man Hatte fi offenbar in ven reifen vieler Diplomaten 
uns @nreaufraten die Sache anfangs wiel zu leicht gedacht; man befam allmahlich ein Gefühl 
davon , daß fle nicht durchzuführen fein werde, wenn nicht ein allgemeiner Aufſchwung der gan: 
zen Ration fle unterftüügte, und dergleichen konnte nicht erwartet werben zu einer Beit, wo von 
demfelben Frankfurt ans nichts als Auffchwung unterbrüdenne Maßnahmen erfolgten. Man 
wird aber überhaupt fragen pürfen, ob, wenn eimmalieine tiefere Bewegung auf biefen 
Gebiet in Fluß kommt, dann bei einer Herbeiführung des Cpiſtopalſyſtems wird Halt gemacht 
werben , e8 ſcheint vielmehr alled darauf hinzudenten, daß dann fehr viel weitergehende Forde⸗ 
tungen erhoben werben würden. 

11) Die Erneuerung des Bapalfyfiems. Wenn man bie Berhältnifie einfach 
nimmt, wie fie find, fo muß vie Thatſache unbedingt anerkannt werben, daß gegenwärtig in 
größerm Umfange ald jemals feit Ende des Mittelalter dad Papalfyſtem die Signatur ber 
tatholifhen Kirchenverfaffung geworden fei, es zeigt ſich das nicht blos in der Literatur, fondern 
and in ver Praris, es gilt nicht blos für Dentichland, fondern auch in Frankreich hat man in 
wichtigen Beziehungen die frühere Selbflänbigkeit aufgegeben. && erklaͤrt ſich dieſe Erſcheinung 
aus mehrfachen Gründen. ES wird zunähft nicht in Abrebe zu ſtellen fein, daß für Deutſch⸗ 
land die Aufhebung bes geiftlichen Fürſtenſtandes das Seinige beigetragen hat, denn die ftolze 
Selbſtändigkeit, vie fonft dieſe Kirchenbiener auf Brand ihrer Eigenſchaft als deutſche Reichs⸗ 
fürften, namentlich in ven legten Zeiten des 18. Jahrhunderts geltend machten, wer nun mit 
einem mal dahin, und die aus Landeöherren zu Untertanen gewordenen Viſchoͤfe flüchteten ih, 
ihrer fonfligen Neflourcen beraubt, unter den Schutz des Heiligen Stuhls. Es iſt außerdem 
anzuerfennen, daß, was. frankreich betrifft, Die gaͤnzliche Zerfiärung der Kirchenverfaflung in 
der Revolutionszeit auf die Ausbildung des Papaliomus von Einfluß geweſen if. Rapo⸗ 
leon ſelbſt hat im Concordat von 1801 den Grund dazu gelegt ‚- indem damals der Papſt allein 
einen völligen Neubau ver Kicche aus eigener Machtvollkommenheit, wenigſtens ohne andere 
kirchliche Organe zuzuzieben, vornehmen Eonnte; es war bad Napoleon am bequemſten, und 
er ſelbſt war auch ver Mann dazu geweſen, pie nachtheiligen Folgen abzuwehren, wenigfiend 
teug er Fein Bedenken, in feinen ſpätern Gonflicten mit dem Papſtthum ven Epiffopat in den 
Bordergrund zu ftellen, wie das namentlich auf dem Nationalcongil des Jahres 3811 geſchah, 
bei welcher Gelegenheit er freilich vie Erfahrung marhen mufte, daß er doch weit davon entfernt 
fet, ven Gpiſtopat nah feinem Willen zu leiten. Die eigentlichen Gründe für pie Reſtauration 
des Papaliomus kegen denn auch viel tiefer; und zwar fcheint es, obgleich Die ganze Cofchei⸗ 
uung auf den erften Blick etwas fehr Imponirendes hat, daß darin nit ſowol ein Symptom 
der Stärke, ald vielmehr ver Schwäche zu erblicken fei; daß die ganze Entwickelung auf nem Be⸗ 
wußtfein beruhe, man babe Die Konzentration aller Kräfte inmitten ber binergirenden An⸗ 
ſchauungen ver heutigen Welt nöthig, um überhaupt beſtehen zu Finnen. Man bevente doch 
nur, daß man gegenwärtig diefe Berfaflung nicht etwa mit freier Schöpferfraft fhafft, daß man 
vielmehr nur in diefe Formen wieder zuruckkehrt, nachdem fie jahrhundertelang unbenugt ge: 
wefen waren. Sollte es wirklich, wenn man fi den Zuſtand unſers jegigen Lebens vergegen⸗ 
wärtigt, für bie religiöfen Beduͤrfnifſe eines großen Theils des deutſchen Volls genügen, bie 
Batholifcge Kirchenverfaffung ver früthern Jahrhunderte einfach zu erneuern? So viel duͤrfte feſt⸗ 
ſtehen, daß mit ver vßlligen Säculartfätion des Kirchenſtaats, und wenn man dem Papſte jede 
ſelbſtaͤndige ſtaatliche Macht nimmt, ein Umfchwung nothwendig eintreten muß, und die An: 
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Hänger des Papalſyſtems find völlig im Recht, für die Beibehaltung ver weltlichen Herrſchaft 
des Bapftes zu kämpfen; es ift völlig undenkbar, daß ein Papſt, der zum Untertban eines be⸗ 
flinmten Staats geworben, auf die Angehörigen der andern Staaten noch denjelben nachhal⸗ 
tigen Einfluß ausüben follte, der ihm nad) dem Papalfoftem zufommt. Wie fi) in dieſer Hin⸗ 
ſicht die Verhaltnifſe geftalten werben , liegt im Dunkel der Zukunft verborgen; das aber möchte 
wiederum feſtſtehen; daß mit einer bloßen Lockerung der kirchlichen Gentralgemwalt nur. fehr 
wenig. erreicht würde, denn es iſt zwar beſſer, von einheimiſchen Biſchoͤfen beherrſcht zu werben 
als von einem fremden, aber Herrſchaft if es immer. 

1. Die gegenwärtige Geftaltung der Eatholifhen Kirchenverfaſſung. 
1) Die päpftlide Curie. Die Stellung des Bapfles.an der Spige ber katholiſchen Kir: 
henverfaflung gründet fih.auf göttliche Recht, wird als eine dogmatiſche Nothwendigkeit 
betrachtet, auf eine Anordnung Chriſti zurückgeführt; die juriftifcde Grundlage des Papſtthums 
iſt jene Bibelſtelle (Matth. 16, 18), wo Jeſus von den Jüngern gefragt wird, wer er ſei, und 
indem er von ihnen felbft eine Antwort verlangt, Petrus diejelbe dahin abgibt: „Du biſt Chri⸗ 
ſtus der Sohn bed lebendigen Gottes.“ Und Jeſus antwortete und ſprach: „Selig biſt du Si⸗ 
mon, Jonas’ Sohn, denn Fleiſch und Blut Hat dir pas nicht geoffendaret, fondern mein @ater 
im Simmel; und Ich fage bir auch du biſt Petrus, und auf diefen Helfen will ih bauen meine Ge⸗ 
meinde und vie Bforten der Hölle follen fie nicht überwaltigen; und ich will dir des Himmel: 
reiches Schlüffel geben, alles, was du auf Erven binden wirft, foll aud im Himmel gebunden 
fein, und alles, was du auf Erden Idfen wirft, foll auch im Simmel los fein.” Der Papſt bat 
nun nad) gegenwärtiger Auffaffung nicht blos den primatus honoris, jondern aud) den pri- 
matus jurisdictionis; indem er die hoͤchſte Kirchengewalt hat, Hat er feinen Richter über ſich, 
ift Heilig und unverleglih, kann namentlid nicht abgefegt werben; nur fogenannter paſſiver 
Widerſtand wird geftattet; im einzelnen beziehen fi feine Befugniffe beſonders auf die Ober: 
aufſicht, allgemeine Geſetzgebung und allgemeine. Anordnung, und. auf die Beforgung lofaler 
Angelegenheiten, bei denen, wie z. B. bei der Beflätigung ver Biſchofswahlen, eine gleichmä⸗ 
Pige Behandlung wünſchenswerth if. Zu dem primatus honoris gehören als Infignien befon- 
ders der gerade Hirtenſtab, auf welchem oben ein Kreuz angebracht iſt (pedum rectum), dann 
die dreifache goldene Krone (regnum, tiara), in der Anrede heißt ver Papft Heiligſter Vater, ji 
fel6ft nennt er servus servorum dei; übrigens heißt er pontifex maximus, papa, vicarius 
Christi; eine beſondere Ehrenbezeigung ift noch der Bantoffelfuß (adoratio). 

Die Sarbinäle find aus dem Presbyterium hervorgegangen, welches nach ver älteften Ber: 
faſſung bei jeder biſchoͤflichen Kirche dem Biſchof zur Seite ſtand; wenn daſſelbe urſprünglich 
alle Prieſter und Diakonen der roͤmiſchen Gemeinde umfaßt hatte, ſo wurde es doch ſchon frühe 
auf diejenigen Prieſter beſchränkt, welche an einer ver zu Nom errichteten Hauptkirchen (tituli) 
angeftellt waren, deren ed anfangs 25 gab, und auf diejenigen fieben Diafone, die in Bezug auf 
Armen: und Rrantenanftalten ven fleben Regionen Noms vorgefegt waren ; biefe hießen nun 
presbyteri und diaconi cardinales; cardinalis hatte übrigend pamıald eine weitere Bedeutung 
und bezeichnete denjenigen, ver an einer Kirche feft und dauernd angeflellt war; fpäter wurden 
dann noch bie fieben Bifchöfe der Umgegend zum Gottesdienſt und ber Verwaltung näher ber: 
beigegogen und gleichfalls cardinales genannt. Je mehr nun die kirchliche Gentralregierung 
an Umfang und Anfehen zunahm, deſto mehr wurde die Stellung diefer vorzüglichften Ge⸗ 
bülfen bei verfelben eine eigenthümliche; während fie früher als Cardinäle noch Feine befondere 
Auszeihnung genoffen und ihr Rang fi lediglich nach ihrer fonftigen kirchlichen Stellung be⸗ 
-flimmte, fo befamen alsbald die Garbinäle als foldye, einerlei ob fte fonft Biſchoͤfe, Prieſter over 
Diakone waren, den Rang felbft vor ven Erzbifchäfen, und nun wurde auch der Name Bar: 
dinal ausfhliepli auf fie bezogen und den Geifllicden an ven andeen Kirchen verboten, denſelben 
zu führen. Die Zahl der Cardinäle hat vielfach geſchwankt, ift. jedoch unter Sixtus V. 1586 
auf 70 feſtgeſetzt, unter denen ſechs Cardinalbiſchoöfe find, 50 Garbinalpriefter, 14 Cardinal⸗ 
diakone. Es find ganz beflimmte Titel, auf welche die Cardinäle eingefeßt werben, doch ceffirt 
die Reſidenzpflicht, fobag nit alle Cardinäle In Rom felbft zu fein brauchen. Die Rechte der 
Cardinaͤle find ganz gleich, einzelne Cardinaͤle Haben oft den größten Einfluß geübt, obgleich fie 
blos Garbinalviafone waren, wie einft Confalvi, neuerdings Antonelli. Es iſt übrigens fehr 
wohl möglich, daß Erzbifchäfe ald Cardinaͤle lediglich Diakonen find, noch kann au der Fall ein- 
teten, daß ein Cardinaldiakon wirklich nicht die Prieftertweihe empfangen habe. Ein vollſtän⸗ 
diger Titel lautet 3. 8. Eminentissimus dominus Carolus Augustus S.R.E. (sacrae Romanae 
ecclesiae) tituli S. Anastasiae presbyter cardinalis de Reisach. Hinfichtlich der Ernennung 
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zum Garbinalat fand früher eine Mitwirkung des Garbinalcollegiums flatt, Die ih aber längft 
zu Gunften des freien päpflliden Ermeſſens verloren hat, doch haben mehrere Monarchen das 
Recht Vorſchläge zu machen (fogenannte Kroncarbinäle); auch foll bei der Ernennung mög- 
lichſt auf alle Länder der Chriſtenheit Nüdficht genommen werben, und follen minbeftend vier 
Theologen aus dem Mendicantenorden Mitgliever des Earbinalcollegiumsß fein. Die Annahme 
der Ernennung genügt, um die Rechte des Gardinalats auszuüben, doch findet eine feierliche 
Bromotion flatt. Die Ehrenauszeihnung ver Garbinäle befteht in dem Gebrauch des rohen 
Huts, der Befugniß Purpur zu tragen und dem Titel: Eminentissimus; zu ihren Borredten 
gehört der Vorrang vor allen übrigen Kirchenämtern, Sig und Stimme auf den allgemeinen 
Concilien und eine beſonders geſchützte Unverletzlichkeit der Perſon; endlich bilden fie als Ge⸗ 
ſammtheit daß heilige Collegium, deſſen ˖ Haupt der Cardinaldekan, d. h. der jedeſmalige älteſte 
Cardinalbiſchof iſt. 

Die Berathung und Verhandlung der kirchlichen Angelegenheiten durch die Garbinäle ge⸗ 
ſchieht theils in Gonfiftorien, theild in Gongregationen. Die Konfiftorien find Plenarverſamm⸗ 
Iungen unter Borjig des Papſtes, entweder Öffentliche für ceremonielle Angelegenheiten, oder ge- 
heime ; zur eigentlichen Beratbung und Beſchlußfaſſung. Die Congregationen jind dagegen 
Ausichüfle des Garvinalcollegiums, in denen entweber ein Cardinal (Cardinalpräfect) oder ber 
Papſt ſelbſt ven Borfig führt; die widhtigften find: bie congregatio consistorialis zur Vorbe⸗ 
reitung der im Gonfiftorium vorfommenden Geſchäfte; congr. sancti officii s. inquisitionis 
(vgl. „Staatd:Lerifon‘‘, VII, 480 fg.) ; congr. indicis (vgl. „Staatd:2erifon”, VII, 428 fg.); 
congr.super negotiis episcoporum et regularium; congr. immunitatum et controversiarum 
jurisdictionalium ; congr. sacrorum rituum; congr. indulgentiarum et reliquiarum; congr. 
Concilü Tridentini interpretum, welche legtere für alle Streitfragen, die mit Ruͤckficht anf die 
Diſciplinarſchrift des Triventinifchen Concils entſtehen, competent ift; congr. delli affari 
ecclesiastici straordinarü, für auswärtige Angelegenheiten, wohin auch Eoncordatöyerhand- 
lungen gerechnet werben; congr. de propaganda fide, die Behörde für vie Propaganda, für 
die Verbreitung des Glaubens, mit einer fehr großartigen Organiſation und über beveutende 
Geldmittel gebietend, welche namentlich zur Erziehung von Miffionaren verwandt werden; das 
Collegium germanicum, anglicanum und ähnliche Anftalten find Inftitute ver Propaganda; 
der Propaganda fteht auch die Regierung der Mifftonsgebiete nad) Grundſätzen zu, bie vielfach 
von ber fonfligen Strenge des katholiſchen Kirchenrechts abweichen; man unterfcheivet geradezu 
Provinzen des Heiligen Stuhls und PBrovinzen der Propaganda, und zu legtern gehörten 
eigentlich alte nichtkatholiſchen Ränder, auch die, in denen die Befehrung noch gar nicht begonnen 
bat; andererfeitd würben dagegen die proteftantifchen Länder zum Geſchäftskreiſe ber Inquifition 
gehören, weil aber die Staatögewalten einer vollen Entfaltung ver Thätigfeit des Heiligen 
Difieiumd unüberfteigliche Hindernifle in ven Weg legen, jo werben auch dieſe zu dem Gebiete 
der Propaganda gerechnet. Es gibt dann au noch anderweite Regierungs- und Juftizbehörben, 
die jedoch meift aus gewöhnlichen Brätaten beſtehen, in denen ein Garbinal nur den Vorfig 
fügrt; dahin gehören als Juſtizbehörden Die Rota romana, deren Rame fi wahrſcheinlich 
von dem in Form eines Rades ausgelegten Fußboden des Sitzungslokals Herichreibt, Früher 
der regelmäßige höchſte Gerichtshof der Kirche, und die Signatura justitiae, bie berathende 
Behörde für die Cabinetsjuſtiz des Papftes, doch iſt die Bedeutung beider Behörben Heutzutage 
auf den Kirchenſtaat eingefchräntt; es gehören dahin ferner die Signatura gratiae, die Dataria 
und Poenitentiaria,, die ed mit außerorventlihen und GOnadenſachen, mit der Ertheilung von 
Dispenfationen und Privilegien, mit der Verleihung von Conreffionen, mit der Gewährung 
von Abfolutionen zu than haben, und zwar find die Compeienzverhältnifſe im einzelnen oft 
ſehr verwidelt, wie überhaupt bie große Klarheit, die im großen und ganzen hinſichtlich der Ge⸗ 

ſtaltung der katholiſchen Kirchenverfaſſang herrſcht, binfichtlih der Curialbehoͤrden fidh keines⸗ 
wegs ſindet; ald Finanzbehoͤrde fungirt die Camera apostolica, doch werben die Sporteln und 
Taxen jetzt an die Behoͤrden gezahlt, von denen die Ausfertigung ausgeht, ſie iſt daher we⸗ 
ſentlich nur noch Finanzbehoͤrde für den Kirchenſtaat; Die apoſtoliſche Kanzlei hat hauptſaächlich 
nur Grpeditionsgefägäfte, namentlich für die Veſchlüſſe des Confiſtoriums und der Dataria, 
meiſt in Form von Bullen / doch auch ausnahmsweiſe in Breven; eine weitere Bedeutung bat 
die Secretaria brevium , die nicht bloß eine expedirende, fondern auch eine referivenbe Behoͤrde 
if; endlich das Staatöferretariat für das Auswärtige; wähtenn aber vielfach die urfpränglic 
weitere Sompetenz diefer Behörden, wie ſchon angebeutet, jeht auf den Kirchenſtaat rebucirt 
iſt, fo findet Hinfichtli des Staatsſecretariats für das Auswärtige dad Umgekehrte flatt; der 
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Sarbinal:Stantöfeeretär, urfprügli nur Gabinetöminifter für den Kichenflaat, greift jet in 
den wichtigften Fragen, namentlich beim Abſchluß von Concordaten, in die Kirchentegierung ein. 

2) Die Erzbifhäfe. Indem andere Zwiſchenſtufen ver Hierarchie, namentlich Batri- 
archen, Exarchen, Primaten fo gut wie ganz weggefallen find, jo Haben aud bie Erzbiſchoͤfe, 
Metropoliten nur noch eine geringe Bebeutung ; fie find im allgemeinen bie Borfteher einer Kir 
chenprovinz, die Obern mehrerer Suffraganbifähäfe, fie Haben in diefer Eigenſchaft nament⸗ 
lich die Appellationsinftang über bie biſchöflichen Berichte, wofür aber meift kein befonberer 
Behoͤrdenorganismus befteht, Indem bie Appellationsfachen vor den gewöhnlichen für bie 
eigene Didcefe des Erzbiſchofs errichteten Gerichte entihieben werben, fie haben ferner das 
Devolutiondreht in Bezug auf Die Befegung der Kirchenämter; fte haben bei Berufung ber 
Provinzialfgnoben ven Borfig auf denfelben, und unter Betheiligung verfelben die Berhängung 
der Genfur über einzelne Bijchöfe, auch die Oberaufſicht über die Verwaltung. Zu ihren be= 
ſondern Ehrenrechten endlich gehört theils das Kreuz, welches ihnen bei feierlichen Gelegenheiten 
innerhalb der Provinz vorgetragen wirb, theild das Ballium , letzteres eine weiße wollene, mit 
ſeche ſchwarzen Kreuzen durchwirkte Binde, welche über bie Schultern herabhängend getragen 
wird, mit deſſen Verleihung erſt der Erzbiſchof die Befugniß erhält, fogenannte Bontiflcal- und 
folenne Juriöbistiondhanblungen vorzunehmen. Die Verleihung gefhieht durch ven Papft 
nad Entrichtung der fogenannten Palltentare. Übrigens darf ber Erzbiſchof das Pallium 
nur tragen innerhalb feiner Provinz, im Innern ber Kirche, bei Verrichtung von Pontiflcal: 
Handlungen, an gewiſſen Tagen; daher erhalten Erzbiſchoͤfe, Die keine Provinz haben, ſoge⸗ 
nannte archiepiscopi in partibus,, Das Ballium nicht ; wer zwei Provinzen bat, bedarf zweier 
Ballien; fo fehr If daſſelbe auf die Perfon des Erzbiſchofs beſchränkt, daß es mit ihm be- 
graben wird; nur ganz ausnahmsweiſe erhalten vaffelbe auch einzelne Bilchöfe. 

8) Die Bifgdfe und deren Gehülfen. Das Amt der Bifchöfe ift wiederum dogma⸗ 
tiſch nothwendig, denn Chriſtue bat die Kirchengewalt mit Bevorzugung des Petrus der Ge⸗ 
fanımtheit der Apoſtel gegeben, pie Bifchöfe aber find deren Nachfolger. Die Rechte ver Biſchoͤfe 
beziehen ſich nun theils auf vie Innere Seite der Kirchengewalt (potestas ordinis), und find 
dann entiveder jura ordinis communia, bie fie mit den Prieflern gemeinfchaftli haben, ſo⸗ 
genannte Parochlalhandlungen, wohin namentlich Die Spenbung der meiften Saframente ge: 
Hört, oder jura ordinis reservata, fogenannte Pontificalhandlungen, wohin namentlich die Fir⸗ 
mung, Orbination, Gonſecration anderer Bifchöfe gehört; theils beziehen ſich die Rechte des 
Biſchofs auf die äußere Seite der Kirchengewalt (potestas jurisdictionis), fei ed, daß es ſich 
um bie Megierung der ganzen Kirche ober um bie eigene Didcefe handele, in Iegterer Beziehung 
haben fie die jurisdietio ordinaria, der Biſchof ift der ordinarius sc. judex feiner Dibceſe. Zu 
den Ehrenuorzügen ver Biſchofe, welche übrigens die Erzbifgdfe auch haben, gehört ber krumme 
Sirtenftab (baculus pastoralis), der Ring (annulus), die Biſchofomutze (mitra, inful, cidara 
bicornis), die ganze hoheprieſterliche Kleidung (pontificalia) ; die Prädicate ver Biſchöfe find 
in der Anrede bifchoͤfliche Snaben,, bifchöflicye Hochwürden; fie ſelbſt nennen fi: wir von 
Gottes und des apoſtoliſchen Stuhls Gnaden; ver Hang und die Bräpicate, bie ihnen nad 
den Staatögejepgebungen zukommen, find verfhieben, in Preußen 3. B. Haben alle Erz⸗ 
biſchoͤſe und Bifchdfe den Rang von Oberpräfldenten, in Baiern rangiren die Exrzbifchäfe nad 
den Miniftern, die Bifchdfe nach den Generalcommandanten, in Baiern und Baden haben bie 
Erzbiſchöfe das Praͤdicat Ereellenz, außerdem haben in Ofterreich viele Biſchöfe ven Fürſten⸗ 
titel, in Preußen nur der Fuͤrſtbiſchof von Breslau, ohne daß das jedoch irgendwelche reale Be⸗ 
deutung hätte. 

Als Gehülfe des Biſchofs für Die Verrichtungen der innern Kirdengewalt (potestas or- 
dinis) fungirt für die Rarochialhandlungen, d. h. die gemöhnlichen geiſtlichen Functionen, an 
ber Kathedrale ein aus ber Mitte des Kapitels vom Bifchof zu beſtimmender orbentlidger Dom⸗ 
Pfarrer, für die Bontiftenlfanblungen dagegen kommen die Weihbiſchöfe, episcopi in partibus 
infidohum, episcopi titulares, vicarii in pontificalihus in Betracht; man verfteht Darunter 
folge , vie kein wirkliches Bischum haben, ſondern auf den Titel eines ſolchen eingefegt find, 
welches in ben Händen ver Ungläußigen und ber Schiömatiker fi befindet, und zu benen bie 
katholiſche Kirche gegenwärtig thatfächlich feinen Zutritt hat. Die Ernennung gefhieht in Er: 
mangelung eines Behoͤrbenorgankismus durch den Papſt ſelbſt. Man befriedigt nun durch 
dieſe Einrichtung nicht blos einen bekannten theoretiſchen Anſpruch, fondern man hilft Baburıh 
vor allen Dingen eisem dringenden praftifcgen Benürfniffe ab, denn es können auf der einen 
Seite nur wirklich comfectirte Bifcgöfe Pontiſtcalhandlungen vornehmen, auf ber andern Seite 
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folfen aber Gonferrationen nur mit Bezug auf beſtimmte Disceſen gefhehen , ſodaß ohne vies 
Jaſtitut fehr Leicht Hei perfönlicgen Behinderungen der Biſchoͤfe Berlegenheiten aller Axt ent: 
ſtehen könnten, namentlich wenn der fragliche Bifchoföfig weit von andern entfernt läge, ober 
die Behinderung lange dauert. Als Gehülfen für die äußere Kirchengewalt (potestas juris- 
dietionis) fommt dann, nachdem die Arbiniafonen ihre Bedeutung längft verloren haben, 
der Generalvicar in Betracht, der als ein bloß perſoͤnlicher Stellnertreter des Bischofs von dieſem 
felbfl ernannt wird, ohne daß er Mitglied des Kapitel zu fein braucht, deſſen Amt aber auch 
mit dem Tode des Biſchofs erlifcht; er bilbet eine Berfoneneinheit mit dem Biſchof, ſodaß eine 
Appellation von ihm an den Biſchof nicht möglich iſt; Häufig IR zur Wahrnehmung ber Gerichto⸗ 
barfeit img engern Sinne, namentlich der Ehegerihtöbarkeit, neben dem Generalvicar, der dann 
auf die Anminiftrationdgefchäfte eingeſchränkt if}, noch ein Ofſteial vorhanden ; meift flehen dem 
Generalvicar wie bem Official mehrere geiſtliche Näthe zur Seite, die das fogenannte Orbi- 
nariat und Officialat, letzteres auch Gonfiftorium genannt, bilgen. In untergeorbneter Weite 
fungiren als Gehülfen der äußern Kirchengewalt pie Ergpriefter, Ruraldekane, Dedanten. 
Es gibt ennli auch noch Gehuͤlfen des Biſchofo, die für die Befchäfte des ordo und der juris- 
dictio zu gleicher Zeit competent find, Nebenbifchöfe, Coadjutoren, die namentlich dann einge: 
fegt werben, wenn ber Biſchof aus irgendeinem Grunde dauernd verhindert iſt, fein Amt zu 
verfeben, er aber doch nicht ganz zurücktreten will. Im allgemeinen verfährt ber Bifchof dabei 
felbfländig. doc; kann auch wieder für nenfelben das Kapitel mit Zweinrittel: Meajorität unter 
Genehmigung des Papftes einen Coadjutor beftelfen. ine befondere Bedeutung haben endlich 
noch Die Coadjutores cum jure succedendi, befignirte Nachfolger, die auch wol eigend deshalb 
beftellt werben, um flreitigen Wahlen vorzubeugen, wie namentlich Früher im Deutſchen Reiche, 
dann ift aber jedenfall$ die Benehmigung des Papfted und des mahlberechtigten Kapiteld er- 
forderlich. | 

Die Kapitel, melde geſchichtlich aus dem Presbyterium ver bifhöflichen Kirche erwachſen 
find und, nachdem ſie im frühen Mittelalter Durch die gemeinfame Lebensweife zufammengebalten 
waren, in der fpätern Zeit eine in jeder Beziehung weltlidde Richtung nahmen, durch pie neuern 
Goncordate und Circuniſcriptionabullen aber wieder unter Berückſichtigung ihrer vorzugsweiſe 
geiftlicden Function reconftruirt find, haben bei befegtem Stuhle nur eine fehr geringe Macht, 
fie Bilden zwar in allgemeinen ven Rath und Senat des Biſchofs, haben aber doch nur in den 
wenigften Fällen ein becifived Botum; dagegen gebt bei erlenigtem Stuhl bie interimiftifche 
Verwaltung ver bifchöflichen Juriddictiondrechte auf das Kapitel iher,, welche jedoch von demſel⸗ 
ben nicht wie früher in corpore, fondern durd einen vom Kapitel aus deſſen Mitte zu ernen⸗ 
nenden Kapitularverweier auszuüben jind, zu welchem Amte ſehr häufig der bisherige General: 
vicar, falls dieſer dem Kapitel angehört, beftellt wird; doch follen während ber Sedisvacanz 
eigentliche Neuerungen nicht vorgenommen werben; eigenthünliche Grundfäge gelten im Kal 
der sedes impedita, d. h. wenn zwar ein Biſchof exiſtirt, dieſer aber fein Amt nicht ausüben 
kann, wegen Befangenfchaft, Hinverung der weltlihen Regierung u. ſ. w. Außerdem hat das 
Kapitel, wenigftens in den Staaten mit proteflantiichen Landesberren, die Wahl ded neuen 
Bifchofd. Die Befegung ver Rapitelftellen erfolgte früher durch ven Biſchof, jegt in den ein- 
zelnen Ländern auf eine jehr verſchiedene Weiſe durch den Biſchof, den Papſt, dad Kapitel, ven 
Zandeöherrn. 

4) Die Pfarrer. Jede Didcefe zerfällt in eine Anzahl won Bfarreien, die ſich erſt allmaͤh⸗ 
lid gegenüber vem Bischof zu ihrer jegigen Selbfländigfeit in Bezug auf die Ausübung ber 
innern Kirchengewalt erhoben haben; ver Pfarrer ift Heutzutage Diejenige Perſon, welcher bie - 
Seelforge über vie Oläubigen eines beflimmten Bezirks ausübt, das ordentliche Organ für die 
Parochialhandlungen; an den Geſchäften der äußern Kirchengewalt haben Die Pfarrer gar fei- 
nen Antheil. 

5) Die Boncilien. 88 gibt deren in dreifacher Abfkufung: für den Umfang ber ganzeu 
Kirche, die fogenannten Stumenifhen over Beneralconcilien ; die Berufung derſelben geſchieht 
Durch ven Papft, ven auch der Vorfig aufpenfelben gebührt, ſei es, daß er peufelben in Perfon oder 
dur feine Legaten ausübt; bie Beihlüffe bedürfen paͤpſtlicher Beftätigung und Bromulgation. 
Es müflen dazu mit befchließender Stimme berufen werden bie Garbinäle, Die Erzbiſchoͤfe und 
Bifhöfe, überhaupt die Prälaten, d. h. diejenigen Kirchenobern, denen eine Jurisviction zu 
eigenen: Recht zuſteht, wie die Kloſter⸗ und Ordensobern; Titularhiſchofe brauchen nicht berufen 
zu werben, da fie Feine ordentlichen @lieber der Kirchenregierung iind; es pflegen ferner 
mit beratender Stimme ausgezeichnete Theolagen, auch Laten, namentlich Doctoren des Kans- 
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niſchen Rechts, und Fürſten eingeladen zu werden, welche letztere ſich meiſt vertreten laſſen; eine 
Abſtimmung erfolgt in Glaubensſachen überhaupt nicht, in andern Angelegenheiten entweder 
nad Köpfen oder nad) Nationen; die Zahl der wirklich Erſchienenen iſt gleichgültig; allgemeine 
Goncilien find feit 300 Jahren nicht gehalten. Mehr find Provinzialeoncilien lebendige Theile 
ber kirchlichen Rechtsordnung geblieben ; nad den Beflimmungen des legten dkumeniſchen Con⸗ 
cils follten fie alle drei Jahre abgehalten werden, das iſt zwar bald außer Übung gefommen, 
indeß in’ neuefter Zeit find fie wiederum abgehalten worden, namentlich in Nordamerika und 
Frankreich, dann aber aud in Deutfchland ; die 1858 zu Wien und 1860 zu Köln gehaltenen 
Provinzialcontilien, deren Verhandlungen und Beichlüffe veröffentlicht wurben, find für vie 
Kenntniß der jet herrſchenden Disciplin von um fo größerer Wichtigkeit, als fie ſich faſt auf Das 
ganze Kirchenrecht beziehen. Die Berufung der Provinzialconcilien gefchieht, ohne daß eine 
Anfrage beim gPapft nothwendig wäre, durch den Metropoliten oder bei deſſen Behinderung 
durch den älteften Bifchof der Provinz; es müflen dazu berufen werden alle Prälaten ver Pro- 
vinz, alfo vor allen Dingen die Suffraganbiſchöfe; die in der Nähe befindlichen eremten Biſchoͤfe 
pflegen fih anzufchließen, fo haben z. B. vie beiden hannoveriſchen Bifchäfe von Hildesheim und 
Osnabrück, die unter feinem Erzbiſchof Reben, an dem Provinzialconcil zu Köln theilgenommen. 
Die Berufenen müffen erfheinen oder im Hall geſetzlicher Hinderniſſe einen Stellvertreter 
ſchicken, im all einer Sedisvacanz geht die Berufung an bas Kapitel, das durch den Kapitular- 
vicar vertreten wird. Auch bei befeptem Stuhl find jedoch Die Kapitel einzuladen, Abgeordnete 
mit berathender Stimme zu ſchicken. Da Glaubensjachen gar nit zur Gompetenz ber Provin⸗ 
zialſynode gehoͤren, ſo werden alle Beſchlüſſe mit einer einfachen Majorität gefaßt; einer eigent⸗ 
lichen paͤpftlichen Beſtätigung bedürfen dieſelben nicht, nur eine Anzeige bei ver Congregatio 
concilii ift nöthig. Endlich die Diöcefanfynoden, deren jährliche Abhaltung dad Concil in 
Trient vorfehreibt, die aber auch jegt noch nicht wieder in lihung gefommen find, haben einen 
ganz andern Charakter, namlich 6108 berathende, nicht aber beichließende Befugniſſe; fie find 
nur ein Mittel, die bijchöfliche Negierungsgewalt in Wirkſamkeit zu fegen, und beftehen außer 
dem Biſchof felbft, ver fie beruft, Lediglich aus ſolchen, die feine Jurisdiction zu eigenem Recht 
haben, nämlich aus den Pfarrern, ven Mitgliedern des Kapitels, dem Generalvicar, im beſon⸗ 
dern Fall auch auß den einfachen Beneficiaten und fonftigen Klerifern. In frühern Seiten wur: 
den aud wol, wenn Nationen felbftändige kirchliche Ganze bildeten, Nationalfynoden gebal- 
ten; foldhe kommen nicht mehr vor. 

Literatur. Hinfichtlich der Geſchichte der Kirhenverfaflung find befonders vie Forſchun⸗ 
gen der Tübinger hiſtoriſchen Schule, namentlich die hier einſchlagenden Werke Baur's her⸗ 
vorzubeben, von denen folgende ein zufammenhängendes Ganze bilden: „Das Chriſtenthum 
und die chriſtliche Kirche der drei erflen Jahrhunderte” (zweite Auflage, Tübingen 1860); 
„Die Hriftiche Kirche von Anfang des A. bis zum Ende des 6. Jahrhunderts" (Tübingen 1859); 
„Die Hrifllicde Kirche des Mittelalters" (Tübingen 1861); „Kirchengeſchichte des 19. Jahr: 
hunderts“, nach des Verfaflerd Tode herausgegeben von E. Zeller (Tübingen 1862); die Lüde, 
welche zwifchen dem legten Buche und der Kirchengeſchichte des Mittelalters noch offen bleibt, 
wird nach dem Verſprechen Zeller’8 aus dem Manufrript von Baur's kirchengeſchichtlichen Vor⸗ 
lefungen noch ausgefüllt werben. Außervem Baur, „Über ven Urfprung des Epiſkopats (Jũ⸗ 
bingen 1838); Schwegler, „Das nachapoſtoliſche Zeitalter” (Tübingen 1846) u. f. w. Uber 
die Tübinger Hiftorifche Schule überhaupt vergleiche man den Zeller zugefchriebenen fehr inter- 
effanten Auffag in,v. Sybel's „Hiſtoriſcher Zeitſchrift““, Sahrgang 1860, Heft 3. Für die ältefte 
Zeit fommen dann befonderd noch die Unterfuhungen Bunfen’8 in Betracht, namentlich 
„Ignatius von Antlochien und feine Zeit” (Hamburg 1847) und „Hippolytus und feine Zeit’ 
(2 Bde., Leipzig 1852); außerdem Bickell,„Geſchichte des Kirchenrechts“ (Biefen 1848— 49), 
Bo. 1, Lieferung 1 und 2; Nothe, „Die Anfänge der Hriftlichen Kirche und ihrer Verfaffung“ 
(1837), Br. I; der Vollftändigfeit wegen mag auch auf die neuen Werke von Thierſch, 
Schaaf, Ritſchl, Sedlier bingewiejen werben. Für die jpätern Zeiten fehlt es bisher an einer gleichen 
Fülle monographifcher Arbeiten; ein über das ganze Mittelalter jich erſtreckendes Wert ift Pland’s 
„Geſchichte der chriſtlich-kirchlichen Geſellſchaftsverfaſſung“ (5 Bde., Odttingen 1803 fg.), ein 
für feine Zeit ganz ausgezeichnetes Bud, welches auch heutzutage no auf das eifrigfte felbft 
von ſolchen benutzt wirb, die nur im Tone völliger Überlegenheit davon reden, und denen na⸗ 
mentlich der tationaliftifihe Standpunkt deſſelben ein „längft Übermundener“ If; eine treffliche 
Bearbeitung eined kürzern Zeitraums bietet Rettberg's, Kirchengeſchichte Deutſchlands“ (2 Bde., 
Gbttingen 1846—48) ; während dagegen in dem Werke Weſſenberg's, „Geſchichte der großen 
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Kirchenverſanimlungen ded 15. und 16. Jahrhundert‘ (4 Bde., Konſtanz 1840), die freie 
Auffaffung ver geihichtlichen Vorgänge vielfach durch die Befangenheit des Parteiſtandpunkts 
getrübt ifl. Sodann Ranke, „Branzdfifche Geſchichte“, HI, 479 fg.; IV, 96 fg. v. Sybel, „Ge- 
ſchichte Der NRevolutiondzeit”, 1, 103, 163, 221. Wald, „Neuefte Religionsgeſchichte“, I, 145; 
v1, 177; VIL, 195, 455; „Reſultate des Emfer Congreſſes in echten Actenftüden‘ (Branffurt 
und Leipzig 1787). Bed, „Freiherr I. Heinrich v. Weffenberg, fein Leben und Wirken u. ſ. w.“ 
(Freiburg 1862). Außerdem finden ſich au in den Lehrbüchern von @ihhorn, Walter, 
Richter, Phillips und Meier rechtsgeſchichtliche Cinleitungen; endlic, meine „Rechtsbildung in 
Staat und Kirche‘ (Berlin 1861), S. 118—184; Für die Darftellung der heutigen katho⸗ 
liſchen Kirchenverfafſung iſt außer ven fraglichen Adfchnitten in ven eben genannten Lehrbüchern 
noch befonderd auf Schulted’ Kirchenrecht” (Gießen 1856), Bd. Il, zu vermweifen. Als neuere 
monographifche Bearbeitungen find namentlich folgende hervorzuheben: Rosſskovany, „De pri- 
matu Romani pontificis ejusque juribus” (Wien 1834); Paffaglia, „Comment. de prae- 
rogativis B. Petri apostolorum prineipis” (Regendburg 1850); Mejer, „Die heutige Römifche 
Curie“, in Richter's und Jacobſon's „Zeitſchrift für das Recht und bie Politik der Kirche‘‘, 
S. 54 fg., 195 fg.; derfelbe, „Die Propaganda, ihre Provinzen und ihr Recht“ (2 Bde. 
Göttingen 1852 — 53); Bangen, „Die Römifche Gurie, ihre gegenwärtige Zufammenfegung 
und ihr Geſchäftsgang“ (Münfter 1854); Helfert, „Bon den Rechten und Pflichten ver Bi- 
Ihöfe und Pfarrer“ (2 Bpe., Prag 1852); Hüller, „Die juriflifche Berjönlichkeit der katho⸗ 
liſchen Domkapitel in Deutſchland“ (Bamberg 1860); Bouir, „Institutiones juris canonici”, 
namentlid „Tractatus de episcopo et synodo dioecesana’ (2 Bbe., Parid 1859); „Trac- 
tatus de capitulis’ (Paris 1852); „Tractatus de parocho‘ (Paris 1856); Feßler, „Liber 
Provinzialconcilien und Didcefanfynoden” (Innsbruck 1859); Phillips, „Die Didcefanfy: 
noden“ (Wien 1849); Benedict XIV., „De synodo dioecesana lidri XIII’ (Rom 1759). | 
Ernſt Meier. 

Kirche und Kirchenverfaflung (proteſtantiſche). (Die allgemeinen Grundſätze. 
Daß landesherrlihe KRirhenregiment. Die Preshyterial-Synodalverfaf- 
fung. Die neuern Öeftaltungen.) I. Die allgemeinen Grundſätze. 1) Die pro- 
teftantifche Kicchenverfaflung beruht in ihrem ganzen Umfange auf freier menſchlicher Rechts⸗ 
bildung und wird auf feinem Punkte durch die Borfhriften eines angeblichen göttlichen Rechts 
beflimmt. Es fönnen vemgemäß in den verfchienenen proteftantiihen Gebieten pie verfchieben- 
ſten Berfaffungseinricgtungen beftehen, es verhält jich damit nach der Auffaflung der Bekennt⸗ 
nißfchriften wie im weltlichen Regiment, wo auch die eine Stadt andere Gebräuche habe ald die 
andere, ja ed wird ausdrücklich gewarnt, man möge nicht zu fehr im Intereſſe kirchlicher Einheit 
die Firchliche Freiheit beſchränken, weil fonft Unverfländige in vergleichen weſentliche Stücke des 
Gottesbienfted fehen würden. Und wie nun die vollfte Freiheit der gefchichtlichen Entmidelung 
hinfichtlich ver Eigenthünnlichfeiten ver verfchiepenen Ränderbefteht, fo kann diefelbe auch zur voll- 
ften Entfaltung fommen, mit Rüdficht auf die wechſelnden Bebürfniffe der verſchiedenen Zeiten; 
die alten Kirchenordnungen des 16. Jahrhunderts, weit entfernt, für Tafeln göttlichen Geſetzes 
gelten zu wollen, haben vielmehr faft durchgängig in den Schlußfägen eine ausprückliche Glaufel, 
worin der blos proviforifche Charakter der Geltung, die Zuläffigfeit einer fpätern Abänderung 
im tweiteflen Umfange ausdrücklich ausgeſprochen iſt. Es verhält ſich damit ganz fo, wie ed 
Luther In einer berühmten Stelle dargeftellt hat, wo e8 heißt: „Summa dieſer und aller Ord⸗ 
nung ift alfo zu gebrauchen, daß, wo ein Misbraud daraus wird, man fie flur abthue, und 
eine andere mache... denn die Orbnungen follen zu «ßodderung» des Glaubens und der Liebe 
dienen, und nicht zu Nachtheil des Glaubens; wenn fie nun bad nit mehr thun, fo find fie 
ſchon «thot und aber, und gelten nichts mehr, gleich ald wenn eine gute Müntze verfälfcht, um des 
Mißbrauchs willen aufgehoben und geändert wird, oder ald wenn die neuen Schuh alt werden 
und drüden, daher nicht mehr getragen, ſondern weggeworfen, und andere gefaufft werden; 
Ordnung ift ein äußerlich Ding, fie jet wie gut fie will, fo kann fie noch in einen Mißbrauch ge- 
rathen; dann aber iſt's nicht mehr eine Ordnung, fondern eine Unordnung, darumb fleht und 
gilt feine Ordnung an ſich ſelbſt etwas, wie biäher die päpftlichen Ordnungen geachtet worden 
find, fondern aller Orbnungen Leben, Würde, Kraft und Tugend iſt der rechte Gebrauch, ſonſt 
gilt fie und taugt gar nichts.” Es kann alfo die proteflantifche Kirchenverfaflung bie verſchie⸗ 
denfte Beftaltung haben, wie eine ſolche Verſchiedenheit ja in der That beftanden hat, und noch 
beſteht; von vornherein unproteftantifch wäre nur die Verfaffung , welde fih für eine göttlich 
gebotene, heilsnothwendige ausgeben würde. 
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.  D Indeſſen wenn auch die Kirdenverfaffung nicht felbft zu den Slaubensfägen gerechnet 
werden darf, fo hängt doch vie Geftaltung derſelben natürlicherweiſe mit den dogmatiſchen 
Grundlagen eng zuſammen, wird von denſelben mehr oder weniger beherrſcht; dieſe bilden 
die Norm, nach denen die Ausbildung der Kirchenverfaſſung ſich tichten muß, und eine Kir- 
chenverfaſſung wird in demfelben Brave volllommener ober unvollfomntener genannt werben 
fönnen, in welchem eine möglicäfte Annäherung an bie in ven Glaubensgrundlagen enthaltene 
Idee der Kirche flattgefunden bat. Das oberfte bogmatifche Princip für die proteſtantiſche 
Kirchenverfaffung ift nun aber das allgemeine Prieftertfum, wonach jeber einzelne in einem 
unmittelbaren Berhältnig zur Gottheit ſteht und die Erlangung des Heils von innerer Sefin- 
nung und fittlidem Leben abhängig if, wogegen es ein ſpecifiſches mit übernatürlicden Baben 
audgeftatteted Prieſterthum, dem durch bie Ordination die Befähigung zu Theil geworden fein 
ſollte, ven Inhalt der göttlichen Offenbarung mit Unfehlbarkeit feftzuftellen und bie Sakramente 
orbnungsmäßig zu ſpenden, überhaupt eine Geilövermittelung für die übrigen zu vollziehen, 
nicht gibt. Während nun das ſpeeiſtſche Prieſterthum ber Eatholifchen Kirche nothwendig dahin 
geführt hat, daß die ganze Äußere Kirchengewalt von den Organen des Klerus mit völligem 
Aukſchluß der Aalen geradezu abforbirt wurde, fo wird dagegen vie Idee des allgemeinen Prie⸗ 
ſterthums in der proteflantifchen Kirchenverfaffung deſto reiner zum Ausprud fommen, je mehr 
es gelingt, den Begenfak von Klerus und Laien, der hier lediglich eine principlofe Inconfequenz 
ift, zu befeltigen,, vie Geiſtlichkeit Ihrer Vorrechte bei ver Kirchenregierung zu entkleiden, und 
eine Kirhenregierung zu organiftren, bei welcher auf einen befondern geiftliden Charakter nicht 
weiter gejehen wird. Wenn daher reine Geiſtlichkeitsſynoden mit den proteſtantiſchen Verfaſ⸗ 
fungsprineipien in einem völligen Widerſpruche ſich befinden, fo iſt doch auch jedes geſetzlich 
geregelte Miſchungsverhältniß zwiſchen Geiftligen und Laien, die Zahlencombination mag 
mehr oder weniger günflig für vie Laien fein, theoretifch nicht zu rechtfertigen, nur als Über: 
gangszuflände mögen derartige Einrichtungen ihre Nechtfertigung finden. „So wenig dem 
Weſen der politifchen Volksvertretung bie Vorfchrift entfprechen würde, es müſſe fi unter ven 
Abgeordneten eine feftgefegte Zahl von Staatsdienern befinden, ebenfo widerſtrebt dem Weſen 
ber kirchlichen Vertretung die Vorſchrift, die den Wählern zur Pflicht macht, zwei Drittel oder 
Sechstel oder irgendeinen beflimmten Theil ihrer Abgeordneten aus ber Klafje der Kirchendie⸗ 
ner zu nehmen. Laien und Geiftlichkeit verhalten fi in der Kirche nicht etwa wie im Staate 
Bürgerfland und Adelſtand, ſondern wie fi; die Befammtheit ber Staatsangehoͤrigen zu der 
Klaffe der Staatsbeamten verhält, die den Dienſt der allgemeinen Intereſſen zu Ihrem beſon⸗ 
dern Lebenäberufe gemacht haben.“ 

Es handelt ſich aber bei einer Kirchenverfaffung fo wenig wie bei einer andern Berfaffung 
lediglich darum, bie Berechtigung ber einzelnen Individuen an der Ausübung der Kirchen⸗ 
gewalt zu begrenzen, fonbern e8 handelt jich dann weiter um die Vertheilung dieſer Functionen 
zivifchen den Organen bes Mittelpunfts und ber einzelnen Kreife. So jehr es nun natürlich 
ift, daß eine Verfaffung, die auf ver Vorausſetzung einer befondern Infpiration einzelner 
Glieder beruht, in centraliftifcher Richtung fi entwidelt, und fo fehr alfo vie ſtraffe Concen⸗ 
tration des Papalſyſtems and; von dieſem Geſichtspunkte aus betrachtet der am meiſten adä⸗ 
quate Ausdruck für das Syſtem des Katholicismus ift, fo wird im Gegentheil eine Verfafſung, 
bie auf dem Brundfage des allgemeinen Prieſterthums ruht, vie eine principielle Gleichheit 
ihrer Angehörigen behauptet, ſich mehr in Eleinen Kreifen abfchließen und wenigftene in den⸗ 
felben ihren Schwerpunkt haben müflen; mit andern Worten, das allgemeine Prieſterthum 
fordert die Autonomie der rinzelnen Gemeinden, und wie die gemeinbliche Selbftändigkeit 
in ben erften Zeiten des Chriftenthums, ehe das Syſtem des Katholicismue ſich gebildet hatte, 
in großem Umfange beftand, fo muß auch jeßt jene Kirchenverfafſung, bie fi auf ver Grund⸗ 
lage des allgemeinen Prieſterthums erbauen will, dad Gemeindeprincip bei ihrer Drgani- 
fation zu Grunde legen; jede Analogie zwiſchen politifcher und kirchlichen Gemeinde muß bier 
zurädgewiefen werben, denn wie neuerbing® bemerkt wurbe, bie Kirchliche Lokalgemeinde ift 
fhon Kirche, fofern ver wefentlihe Beruf der Kicche bereits vollflännig in ihr liegt, die bür- 
gerlihe Gemeinde aber ifl nicht ſchon Staat, ſodaß auch ein ganz richtiger Sprachtakt die loka⸗ 
len kirchlichen Gemeinden ſchon Kirchen nennt, während es niemand einfällt, die Bürgerlichen 
Gemeinden ſchon als Staaten zu bezeiänen; ein gewiffer gemeindliher Independentismus ift 
eine Forderung bes proteftantifchen Principe, und ed wird bie richtige Formel für die Be⸗ 
fugniffe ver Kirchengewalt über die Gemeinden fein, wenn man bafür auf bie Analugie des 
Staatenbundes verweiſt, ſodaß es alfo Feine ſelbſtändige Gewalt IR, die dem Kirchenregi- 











Kirche und Kirchenverfaffung (vproteſtantiſche) 175 


ment zuſteht, fonbern nur eine pactirte Socialgewalt, dur die Summe ber Einzelwillen 
gebilvet, mobei dem ſouveränen Einzelwillen der Gemeinden ed freiſtehen muß, bei wichtigen 
Angelegenheiten ihren Wiperfpru geltend maden zu können, um entweder eine Beſchluß⸗ 
faffung ganz zu binbern ober doch wenigftens die Durchführung des Beſchluſſes innerhalb 
dieſes einzelnen Kreifes abzulehnen. Es iſt Dabei immer noch eine gewiſſe Unvollkommenheit, 
daß der Begriff der Einzelgemeinde bisher lediglich im örtlichen Sinne genommen wird, wäh: 
send man, um das proteflantifche Brineip in feiner Reinheit durchführen, pie Bildung ver Ge⸗ 
meinden in erfter Linie auf die inbinibuelle Überzeugung bafiren müßte; es möge von dem der: 
einfligen Verſuche ber Durchführung dieſes Principe nit abſchrecken, wenn gegen daſſelbe 
geltend gemacht werden follte, die Kirche würbe dann in Seften zerfallen ; venn jebenfall® würbe 
auf diefe Weife das individuelle Gewiſſen beſſer geſchützt werden können und zu feinem Rechte 
gelangen, wie bei jeder andern Art der Organifation; pie Selbſtaͤndigkeit des individuellen Ge: 
wiſſens ift aber der oberfle Grundſatz des Proteſtantismus, das allgemeine Priefterthum ift, wie 
Bunſen fagt, wennman für ben theologifch-peculativen Schuleusprud den fitllichen Exponenten 
jegt, der zubem allgemein verftändlich und feines Myſticismus verdächtig if, lediglich bie allge: 
meine fittliche Berantwortlichleit des Individuums gegen Bott. Freilich es hat jenes Princip 
an der Wirklichkeit feine Schranken; indeſſen wie bereits bei einem engern Zufammenwohnen . 
in den Städten ſchon heutzutage vielfach das rein Örtliche Gemeinbeprincip zu Gunſten ber ins 
dividuellen Gelbbeflimmung bei einer Reihe kirchlicher Handlungen verlaffen ift, mie in ver⸗ 
einzelten Källen ſogar daſſelbe ſchon ganz verlafien ift, fo wird vielleicht Pie Zukunft eine Ber: 
faſſungsgeſtaltung aufweifen, die fich bei der zunehmenden Leichtigkeit des Verkehrs, und je 
mehr die Bornahme äußerer juriflifger Handlungen ber Kirche genommen wird, flatt auf der 
äußern Grundlage des zufälligen Zufammenmohnens auf der Grundlage innerer Gefinnung 
erbauen wir. | 

3) Je mehr man in neuerer Zeit darauf ausgegangen iſt, pie Forderungen des allgemeinen 
Prieftertbums auf dem Gebiete ver Berfaflung zu verwirklicden, um fo mehr ift von feiten einer 
katholiſirenden hierarchiſchen Richtung verfucht worden, um ſolchen Beftrebungen allen Boden 
zu entziehen, das Vorhandenſein jener Idee im Proteſtantismus zu beftreiten und zu behaup- 
ten, daß auch hier ein fpecififches göttliche Amtsprivileg für den geiftlichen Stand beftehe, ſodaß 
derſelbe nicht durch einen freien Act der Kirche, durch Übertragung von feiten ber Geſammt⸗ 
Heit der Bläubigen, denen urfprünglich die ganze Kirchengewalt zufland, eingefegt fei, ſondern 
daß feine Eriflenz unabhängig von einem Thun ber Kirche auf unmittelbar goͤttlicher Ein⸗ 
fegung beruße. Run ſteht fo viel von vornherein feft, daß wenn nicht dieſe privilegirte Stel⸗ 
lung des geiftlicden Amts in der proteftantifchen Kirche eine ganz augenfällige Verſchlechterung 
gegenüber bem Katholicismus fein fol, man jebenfall® noch weiter gehen und aud Einrich⸗ 
tungen recipiren müßte, durch welche die Fatholifche Kirche die Wirkſamkeit dieſes geiftlichen 
Amts in gewiſſe Grenzen zurüͤckführt, an gewiſſe Schranfen bindet. Man müßte zunächſt, 
wenn man mit bem Amtöprivilegium Eynft maden wollte, die Orbination, die biöher in ber 
proteſtantiſchen Kirche lediglich die Bedeutung eined publicum doctrinae testimonium hatte, 
ein äußereö feierliches Zeugniß der lagitima vocatio war, man müßte dieſe nad Fatholifcher 
Weiſe zur Würde und Bebeutung eined Saframents erheben, und aljo eine Handlung, bie 
jegt in beiden Kirchen nur den Namen gemein bat, auch der Bedeutung nach inentifieiren; denn 
ein göttlich befaͤhigtes Prieſterthum, dem biefe Befähigung nicht au durch unmittelbar gött- 
lied Thun ertheilt wäre, würde ganz undenkbar jein. Man mwürbe dann aber, um dieſe Or⸗ 
bination in oronungsmäßiger gefiherter Weiſe vorgeben zu laflen, auch noch weiter gehen, und 
nachdem man einen göttlich privilegirten Preobyterat geſchaffen hat, auch einen göttlich inſti⸗ 
tuirten Epiftopat, in welchen die Vollmacht zur Fortpflanzung des Heiligen Geiſtes gelegt wäre, 
und der die Rehrautorität nach allen Seiten bin feftzuftellen hätte, forbern müflen; ja man 
würde fogar von der natürlichen Gonfequenz au zur Herſtellung eines Primats fortgetrieben 
werben, wie denn auch wirklich einzelne proteftantifhe Geiſtliche vor der Öffentlichen Geltend⸗ 
machung dieſer Forderung nicht zurückgeſchreckt find. 

Dieſe Conſequenzen, die fich ergeben würden, hindern uns natürlich nicht, die Frage 
ſelbſt, inwieweit jene Borausfegung in den Urkunden ber proteſtantiſchen Kirche einen An- 
baltepunft hat, ganz genau zu prüfen. Man ftügt fi dafür natürlich vor allen Dingen 
auf die Symboliſchen Bücher; eine ganz freie, vorurtheilslofe Prüfung dieſer Stellen iſt nun 
unfererjeitö um fo eher moͤglich, daß wir aud die Bekenntnißſchriften ala unter ber jebeb- 
maligen Kirchengewalt ſtehend betrachten, die dem Strome des geidichtlihen Lebens um 
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fo weniger enträck fein Finnen, je mehr die Beranlaflung, aus welder fie einfl entflanden 
waren, eine zufällige genannt werben muß und ihre Bebeutung anfangs gar nicht Die war, eine 
Norm für den Glauben der proteftantifchen Kirche aller Zeiten zu bieten, fobaß alſo, wenn ſich 
in ihnen Äußerungen fänden , die mit dem proteftantifchen Bewußtſein, wie ed fich ſeitdem ent- 
widelt hat, ſei es Hinfichtlich der Lehre, fei e8 hinſichtlich der Verfaflung, nicht übereinftimm- 
ten, darin dann für die Kirche nur eine dringende Aufforderung liegen würde, ſich diefer Be⸗ 
Fenntniffe zu entledigen. Es muß nun aber behauptet werden, daß folche Anhaltepunfte fi in 
den Bekenntnißſchriften nicht einmal finnen. Es finden ſich allerdings Stellen darin, in denen 
die Prebigt des Evangeliums, die Spendung der Saframente, die Vergebung der Sünden, das 
Urtheil über vie Lehre und vie Verurtbeilung wegen der Lehre auf Grund göttlichen Rechts 
nad Vorſchrift des Evangeliums den Dienern des Worts, Biſchöfen, wie fie damals genannt 
werben, beigelegt wird. Die beiden Hauptftellen, in denen foldhe Außerungen vorfommen, find 
der berühmte Art. 28 der Augsburgiſchen Confeſſton und der für die Berfaffungsverhältnifie 
vorzugsweiſe wichtige Anhang zu ven Schmalkaldiſchen Artikeln ; es heißt an jener erſten Stelle: 
„Sic autem sentiunt, potestatem clavium seu episcoporum juxta evangelium potestaterm 
esse seu ımnandatum Dei praedicandi. evangelii, remittendi et retinendi peccata, admini- 
strandi sacramenta — — porro secundum evangelium seu ut loquuntur de jure divino 
nulla jurisdictio competit episcopis ut episcopis, h. e. his, quibus est commissum ministe- 
rium verbi et sacramentorum, nisi remittere peccala, item cognoscere doctrinam, et doc- 
trinam ab evangelio dissentientem reiicere et impios, quorum nota est impietas excludere 
a communione ecclesiae, sine vihumana sed verbo; hic necessario et de jure divino de- 
bent eis ecclesiae praestare obedientiam juxta illud’qui vos audit me audit’; und ed heißt 
in den Schmalkaldiſchen Artikeln: „Evangelium tribuit his qui praesunt ecclesiae mandatum 
docendi evangelii, remittendi peccata, administrandi sacramenta; praeterea jurisdictio- 
nem, videlicet excommunicandi eos, quorum nota sunt crimina, et resipiscentes rursum 
'absolvendi; ac omnium confessione etiam adversariorum liquet; hanc potestatem jure 
divino communem esse omnibus, qui praesunt ecolesiis, sive vocentur pastores sive pres- 
byteri sive episcopi — — cum jure diviao non sint diversi gradus episcopi et pastoris, 
manifestum est, ordinationem a pastore in sua ecclesia factam jure divino ratam esse.‘ 
Es handelt fi nämlich in jenen Stellen gar nit um die Beflimmung des Verhältnifles, in 
welchem bie potestas clavium zur Kirche und Kirchengemeinſchaft ſteht, fondern um bie Beftim: 
mung besjenigen Berhältniffes, worin die potestas clavium seu episcoporum, d. 5. die po- 
testas ecclesiastica überhaupt zu der potestas civilis ſteht; ed handelt fich in diefen Stellen 
darum, der Kirchengewalt überhaupt im Verhältniß zur Staatögewalt ihre Stellung anzu: 
weifen, ohne daß dabei auf. bie Madhtbefugniffe der einzelnen kirchlichen Organe zueinander 
Rückſicht genonmen wurde, es wird der Kreid von Functionen feftgeftellt, deren Beſorgung ver 
Kirche auch hinfort noch zufteben joll, deren Beforgung, wie Previgen, Sakramentsſpendung, 
derſelben zuftehen muß, mit innerer Nothwendigkeit, alfo wie man es außprüden kann, in⸗ 
folge einer göttligen Einrichtung ihnen zuftehen muß, fofern überhaupt noch von irgendwelcher 
Kirchengewalt vie Rebe fein ſoll; es reducirt ſich aljo alled darauf, daß, da einmal die Safra- 
mente eingefegt find, die Lehre gegeben ift, jene geſpendet, dieſe gepredigt werden foll; das 
göttliche Mandat in Diefer Beziehung ift nur ein mandatum in genere, vemfelben ift genügt, 
wenn nur auf irgendeine Weife eine Ausübung jener. Functionen flattfinvet, auf welche Weile 
dieſelbe ſtattfinden foll, darüber iſt gar nichts gejagt, und das geiftliche Amt ift nur infofern 
göttlich, al8 es der Staat ift, wobei Hinfidhtlih der Staatöformen die größte Verſchieden⸗ 
heit befteben kann; es darf aus jenen Stellen nicht einmal abgeleitet werben, daß das Amt 
nothwendig ein fländiges fein müfle, und man darf alfo den chriſtlichen Sekten, die ein ſol⸗ 
des ſtändiges Amt nicht haben, feine Verlegung eines göttlichen Gebots. verwerien. So gibt 
e8 denn aud Stellen in den Symbolen, meldhe ſich auf das entjchienenfte gegen ein ſolches gött- 
liches Amtöprivilegium ausfprechen, namentlich eine Stelle in dem Anhange zu ven Schmalfal= 
difhen Artikeln, wo e8 Heißt: „‚Haec verba testantur pariter omnibus apostolis tradi claves 
et pariter mitti omnes apostolos. Ad haec necesse est fateri, quod claves non ad perso- 
nam unius certi hominis sed ad ecclesiam pertinent, ut multa clarissima et firmissima ar- 
gumenta testantur. Nam Christus de clavibus dicens addit: Ubicunque duo vel tres etc. 
Tribuit igitur principaliter claves ecclesiae et immediate, sicut et ob eam causam ecclesia 
principaliter habet jus vocationis. Itaque necesse est in illis diotis Petrum suslinere per- 
sonam totius coelus apostolorum. Porro ministerium novi testamenti non est alligatum 
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locis et personis sicut ministerium leviticum, sed est disperaum per totam orbem terrarum 
et ibi est, ubi Deus dat dona sua, apostolos, prophelas, pastores, doctores; nec valet illud 
ministerium propter ullius personae auctoritatem, sed propter verbum a Christo tra- 
ditum.’’ 

Ganz in dieſem Sinne fprechen fi denn auch Die veformirten Bekenntnißſchriften aus, fo 
Heißt e8 namentlich in der „„Gonfessio Helvetica‘‘, cap. 18: „Nuncupant sane apostoli Christi 
omnes in Christum credentes sacerdotes, sed non ralione ministeri, sed quod per 
Christum omnes fideles facti reges et sacerdotes, offerre possumus spirituales Deo ho- 
stias. Diversissima ergo inter se sunt sacerdotium et ministerium. Illud enim commune 
est Christianis omnibus ut modo diximus hoc non item. ‚Nec e medio sustulimus ocele- 
siae ministerium, quando repudiavimug ex ecclesia Christi sacerdotium papisticum. Equi- 
dem in novo testamento Christi nonest ampliustale sacerdotium, quale fuit in populo veteri 
quod unotionem habuit externam, vestes sacras et caeremonias plurimas. . Manet autem 
ipse solus sacerdosin aeternum, Cuine quid derogemus nemini inter ministros sacerdotis 
vocabulum communicamus, ipse enim Dominus noster non ordinavit ullos in ecclesia novi 
testamenti sacerdotos.“ (,Confessio Gallic.”, cap. 22,23. „Conf. Angl.”, art. 6.) 

Da dieſe principielle Gleichheit zwiſchen Geiſtlichen und Laien der wichtigfte Grundſatz der 
proteſtantiſchen Kirhenverfaffung ift, fo möge es und geſtattet fein, denſelben auch noch durch 
Audfprücde der hervorragendſten Reformatoren nicht blos zu flügen., jonbern auch in feinen 
nächſten Gonjequenzen aufzuzeigen. Es handelt ſich dabei vorzugsweiſe um Ausſprüche Lu: 
ther's, in benen ein ganz eigenthümlicher Meiz liegt theils wegen der Veſtimmtheit, mit ver 
alle Conſequenzen dieſes Brincips anerkannt, theild wegen der Klarheit, mit ver biefelben 
formulirt werden. Unter den zahllofen Ausfprücen Luther's mögen beſonders folgende her⸗ 
vorgehoben werben. ‚Alle Chriſten“, ſchreibt Luther 1520 in feiner Schrift „An den chriſt⸗ 
lichen Abel deutſcher Nation“, „find wahrhaftig geiftlihen Standes, denn vie Taufe, Eyan⸗ 
gelium und Glauben, vie machen allein geiftlich und Ehriftenvolf .... vemnad fo werben wir 
allefammt duch die Taufe zu Brieflern geweihet, wie 1 Betr. 2, 9 fagt, Ihr feid ein koͤnig⸗ 
liches Prieftertgum, und Apoſtelgeſch. 5, 10: Du haft und gemacht durch Dein Blut zu Prie⸗ 
ſtern und Königen. Darum if des Biſchofs Weihe Nichts Anderes, denn ald wenn er 
an Statt und Perjon ver ganzen Sammlung einen aus dem Haufen nähme, die alle gleiche 
Gewalt haben, und ihm befühle, viefelbe Gewalt für die Andern auszurichten, gleich ald wenn 
zehn Brüder, Königs Kinder und gleiche Erben, Einen erwähleten, das Erbe für fie zu 
regieren. Sie wären ja alle Könige und gleicher Gewalt, und doch Einem zu regieren befohlen 
wird. Und daß ich's noch Harer fage: wenn ein Häuflein fronmer Chriſten würde gefangen, 
unb in eine Wüſtenei geſetzt, die nicht bei jich Hätten einen geweiheten Prieſter von einem 
Biſchof, und würden allda der Sache eind, erwähleten einen unser ihnen, ex wäre ehelidh oder 
nit, und beföhlen ihm dad Amt zu taufen, Meß halten, abſolviren und predigen, der wäre 
wahrhaftig ein Prieſter, als ob ihn alle Biſchoͤfe und Päpfte hätten geweiht. Daher kommt, 
dag in der Roth ein Seglicher taufen und abfolviren kann, pas nicht möglich wäre, wenn wir 
nit alle Priefter wären. — Was aus der Taufe gekrochen ift, pad mag fi rühmen, daß es 
fon Priefter, Biſchof und Papft geweihet fei, ob nun wohl nichdeinem Jeglichen ziemet foldy 
Amt zu üben. Denn wenn wir gleich Alle Briefter find, muß fih Niemand felbft hervorthun 
noch fi untertwinden, ohne unfer Bewilligen und Einrichten das zu. thun, daß wir Alle gleide 
Gewalt haben. Denn was gemein ifl, mag Niemand ohne ver Gemeinde Willen uud Befehl an 
fih nehmen. Lind wo es geſchieht, daß Jemand erwählet zu ſolchem Amt und durch feinen 
Misbrauch würde abgefegt, fo wäre er gleich twie vorhin. Darum follte ein Prieſterſtand nicht 
anders fein in ver Chriſtenheit denn als ein Amtmann. Weiler im Amt iſt, gehet er vor, wo 
er aber abgefeget iſt, ift ex ein Bauer oder Bürger wie vie Andern.“ Berner heißt ed in der 
Schrift wider Hieronymus Emfer, 1521: „Darum habe ich dieſelbe Priefterichaft kirchiſch ge: 
nannt, daß fie von Kirchenordnungen herkommen ift und nicht in der Schrift gegründet. Denn 
alſo iſt's zugangen vor Zeiten und follte noch aljo zugeben, daß in einer jeglichen Chriftenſtadt, 
da fie Alle gleich geiſtliche Prieſter find, einer aus ihnen, ber ältefte, oder je der geſchickteſte und 
frömefle würbe erwaͤhlet, der ift Diener, Amtmann, Pileger, Hüter nur in dem Evangelium 
und Saframente, gleich wie ein Bürgermeifter in einer Stadt aus dem gemeinen Haufen aller 
Bürger erwählet wird. Wir alle mit dem ganzen «Haufen find Vrieſter ohne des Biſchofé 
Weihen, aber dur dad Weihen werden wir ver andern Prieſter Knechte, Diener und Amt: 
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leute, die da mögen abgefegt werben.” Werner in ber Schrift vom Misbrauch der Meffe, 
1521: ,&8 ift jegt genug, daß wir wiflen, daß ein hriftlih Volk ungetheilt iſt, ohne alle 
Sekten und Berfon, darin Fein Laie, kein Kieriker, kein Mönch, keine Nonne fein fol, ganz und 
gar fein Unterſchied, alle ehrlich ober keuſch, wie es einem Zeglichen wohlgefallt. Es ift au an 
ihm ſelbſt zwiſchen den Alteften, Bifcgäfen, Priefler und Laien Fein Unterſchied, gar Nichts von 
andern Chriſten gefondert, denn daß er ein ander Ami hat, welches ihm befohlen iſt, zu pre= 
digen dad Wort Gottes und zu reichen die Saframente; gleichwie ein Bürgermeifter oder Richter 
gar Nichts von den andern Bürgern geſondert ift, denn daß ihm das Regiment der Stabt be: 
fohlen iſt.“ Wichtig find ſodann die Ausführungen in dem Sendſchreiben an den Rath und 
die Gemeinde zu Prag: „So foll uns nun für einen unbeweglichen Felſen beſtehn, daß im 
neuen Teſtament Keiner Priefter ift oder fein mag, der auswendig gejalbt ift; denn ein Priefler 
voraus im neuen Teflament wird nicht gemacht, fondern geboren, nicht geweihet, jondern ge- 
Schaffen, geboren aus Wafler und Geiſt im Babe der Wiedergeburt. Deshalb find ja alle 
Ghriften mit einander Priefter, und alle Priefler find Chriſten. — Dieweil aber allen Chriſten 
alle Ding gemein jollen fein, die wir bisher erzählet Haben (Lehren, Taufen, Brob- und Wein⸗ 
Segnen, Opfern, Binden und Löfen, Lehre: lirtheilen und Richten), fo wills nit gebühren 
einem, ber jich vor ſich ſelbſt wollte hervorthun und ihm allein zueignen, das unfer Aller ift. 
Unterwinde dich dieſes Rechts und lege es auch an Beruf, jofern fein Anderer da iſt, der auch 
ein ſolch Recht empfangen hat. Das erfordert aber der Gemeinſchaft Recht, daß einer oder als 
viel der Gemeinde gefallen, erwählet und aufgenommen werde, welcher an Statt und im Namen 
aller derer, fo eben daſſelbige Recht Haben, verbringe viefe Amter öffentlich, auf daß nicht eine 
ſcheußliche Unordnung geſchehe in dem Bolt Gottes und aus der Kirche werde ein Babylon, in 
welcher doch alle Dinge ehrbarli und ordentlich follten zugehn. Es ift zweierlei, daß einer ein 
gemein Recht durch der Gemeinde Befehl ausübt, ober daß einer ſich deſſelben Rechts in der 
Noth gebraudt. In einer Gemeinde, da Jedem dad Mecht frei ift, ſoll ſich veffelbigen Niemand 
annehmen, ohne der ganzen Gemeinde Willen und Erwählung; aber in der Noth gebrauche 
fich deſſelbigen Jeder, der da will. — Deshalb meine ih, daß die, jo dem Bolt in Wort und 
Saframent vorflehen, nicht mögen noch follen Priefter geheißen werden. Daß fie aber Briefter 
geheißen werden, dad ift entweber nach heidniſcher Weife geſchehn, ober es iſt überblieben von 
des jüdischen Volkes Gewohnheit; darnach iſt es zu großem Schaden der Kirche angenommen. 
Nach der evangeliſchen Schrift werben fle beſſer Diener, Diaconi, Bifhöfe, Haushalter oder 
Alteſte genannt. Paulus nennt fi fel6R ministrum, servum; servis in evangelio fagt er. 
Das thut er darum, daß er allenthalben nicht den Stand no Orden, fondern das Amt und 
Wert allein berühme, und das Recht und Würbigkeit des Prieſterthums in der Gemeinde blei⸗ 
ben Taffe.. — Darnach die die Vornehmſten ſind unter eu, legen ihnen bie Hände auf, und be⸗ 
flätigen fie alſo dazu, und befehlen fie dem Volke, der Kirche ober Gemeine, und durch das 
Einige follen fie nur Biſchöfe und Hirten fein.” Endlich heißt es in der „Auslegung bes 
110. Bialms, 1539: ‚Siehe aljo muß man das Previgtamt ober Dienſtamt fcheiben von dem 
gemeinen Prieflerflande aller getauften Chriften. Denn folh Amt iſt nicht mehr, denn ein 
Öffentlicher Dienft, fo etwa einem befohlen wird von ber ganzen Gemeinde, welche Alle zugleich 
Priefter find. — Alfo Hat und übt ein jeglicger Chriſt folge Prieſterwerke. Aber über das if 
nun dad gemeine Amt, fo die Lehre öffentlich führet und treibet; dazu gehören Biarchern und 
Prediger. Denn in ter Gemeinde können fie nicht Alle des Amts gewarten; jo ſchicket ſichs auch 
nicht in einem jechlichen Haufe zu taufen und dad Saframent zu reihen. Darım muß man 
Etliche dazu auswählen und ordnen, jo zu predigen geſchickt, und dazu in der Schrift fih üben, 
die dad Lehramt führen und dieſelbe vertheidigen fönnen; item aljo die Saframente von wegen 
der Gemeinde handeln, damit man twifle, wer da getauft ſei, und Alles ordentlich zugehe. Sonft 
wuͤrde langſam eine Kirche werden oder beftellt werben, wenn ein jechlicher Nachbar dem andern 
predigte oder alle unter einander ohne Orbnung Alles thäten. Solches ift aber nit Das 
Prieſterthum an ihm jelbft, ſondern ein gemein öffentlich Amt für die, jo ba alle Briefter d. h. 
Ehriften find.‘ Ganz in demſelben Sinne ſpricht fih aber auch Melanchthon aus, fo Heißt es in 
ben „Propositionesde missa‘‘, 1521: ‚„‚Orationes sacerdotisin missa nihil praestant laici.ora- 
tioni; omnes enim sacerdotes sumus; nec aliudestsacerdotium, quam jus orandiseu inter- 
pellandiDeum et offerendi Deo“ ; in einem fpätern Gutachten: Summum judieium est eccle- 
siae. At ecclesia nontantum constatex doctoribus, sed etiamex reliquo coetu, ideoquepre- 
missio veritatis ad universam ecclesiam pertinet, et non tantum ad unum ordinem. Sunt 
enim legendi judices non tantum episcopi, nontantum sacerdotes, sed et laici, qui propter 
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honestasmores, gravitatem et eraditionem censeanturidonei”; enblid in einemandern @ut- 
achten: „Haoc autem (cognitio de doctrina) pertinet non solum ad magistratum, sed adecele- 
siam, h.e. non lantum ad presbyteros, sed etiam ad laicos idoneos ad judicandum; ... ne- 
que enim in ecclesia haec tyrannis constituenda est, quod oporteat laicos assentiri et ap- 
plaudere omnibus sine delectu,*quae decreverint episcopi.” Ebenſo dann Zwingli: „Affe 
fo in dem haubt lebend glyder und Finder gotteß ſeynd, und das ift bie kilch oder gemeynſamme 
ver heyligen,, eine Haußfraw Chriſti. Sind nüt die Bifchof, die gemeinlich amicitia haltend 
auch die feld kilch? Antwort: fy find glieder allein der Hilden, wie ein jeder anderer Chriſt, fo 
für ſy Chriſtum für ir Haupt habend. Sprichſt Du fy find aber ecclesia repraesentativa. 
Antwort: Bon dem weißt die Heilig gſchrift nuts““; und dann ganz beſonders: ‚von dem 
charalter, daß die priefter in ben letzten zuten find innen worben, weißt die göttlich gfchrift nüıt.. 
charakter heißt als vil al& ein yngegraben mal ober zeichen. Davon redend Die Rappentheologi 
alfo : daß, jo man einem zu eym priefter wyhe, in finer feel ein zeichen kräzt oder geriffen werde, 
das nimmermehr darus möge bracht noch abgetilget werben. Difer kratz oder zeichen iſt in ber 
göttlichen gichrift nieman anzeigt... Du befinpft noch uf die zyt Hieronymi daß fo einer 
nümmer zu dem amt deö zu dienens geſchickt was, fo was er nit mer ein Diener; und wirt des 
charakters nit gedacht, ſunder wenn man in abfliß, fo war er nit mer an dem amt. Darus wir 
ermeflend, daß ſy die prieflerichaft für ein anıt hand ghabt, nit für ein würbe oder junferfchaft. 
Glych al8 jo einer ein bürgermeifter iſt. Alſo iſt ein priefler ſyn nüt anders, denn ein eerfaner 
verfünber fon des worts gottes und ein wächter zu bem Heil der feelen.” Ebenſo endlich 
Galvin in den ‚‚Inflitutionen”, Kay. IV, Bud 19, S. 25. 

N. Das landesherrliche Kirhenregiment. 1) Die Entftehung veffelben: Als 
in den legten Jahrhunderten des Mittelalters nach der Zertrümmerung ber eigentlichen deut⸗ 
ſchen Staatögewalt im Mittelpunft des Reichs die territoriaten Gewalten, Landesherrſchaf⸗ 
ten und Städte, Die Nealifirung ver Gtantbidee mit eigenen Mitteln durchzuführen hatten, 
mar es denfelben, fo verfchleden auch die äußern Machtverhältniſſe zwiichen ver katholiſchen 
Kirche und dieſen Bragmenten eines Staazsweſens waren , unter ber Gunſt der Zeitverhältnifie 
und weil das biöherige Verhältniß von Staat und Kirche zu unnatürlic; geweſen war, vielfach 
gelungen, dies Berhältnig im Intereffe der Staatsgewalt zu modificiren. Es waren auf viele 
Weiſe nicht bloß der freien Lebendäußerung ber kirchlichen Organe fefte Grenzen gezogen, indem 
ein ſtaatliches Majeftätsreht zur Ausbildung gelangte, und bie Kirche, die bis dahin einen 
Kreis neben dem Staate gebilvet hatte, jener Hoheit wiener untertuorfen wurde, fondern es ge- 
lang den Gtaatögewalten auch bereits, ſich pofltiv bei der Ausübung der Kirchenregierung zu 
betheiligen, und im Anfchluffe an vogteiliche und andere Verhältniffe allmaͤhlich Befugniffe zu 
erlangen , beider Befekung der Ämter, Verwaltung des Kirchenvermögens, Disciplinargewalt 
über ven Klerus, ſelbſt bei der Anoronung der Liturgie, vie fih nur als vie Keime eines landes⸗ 
herrlichen Kirchenregiments bezeichnen laſſen, wie ein ſolches Wach in ven Eatholifhen Län- 
dern bed Deutfchen Reich, nachdem die Stürme ver Neformationgzeit vorüber waren, nament- 
lich im 18. Jahrhundert zu ziemlich entwidelter Beftalt gelangt iſt. Die territorialen Gewalten 
find es denn auch gewefen,, melde die Durchführung der Korberungen des Volks in ver Refor⸗ 
mationdzeit übernahnen, fie find es namentlich geweſen, welche in ihrer Stellung bei ver Reichs⸗ 
centralgewalt die Anerkennung ver neuen Kicche gegenüber dem Neiche in der Weiſe durch⸗ 
feßten, daß die Reformation dadurch zur Territorialfache wurde. 

Nun gewann es zwar trotzdem für einen Augenblid den Anfchein, als ob e8 zu einer weitern 
Foribildung des landesherrlichen Kirchenregiments auf vem Gebiete der proteftantifcgen Kirche 
nicht kommen follte; e8 war der bedeutendſte unter ven proteftantifchen Fürften ber Landgraf 
Philipp von Heflen, der damals im jugendlichen Alter von 22 Jahren unter dem @influffe ver 
von Luther verfünneten Brundfäge über das allgemeine Prieftertfum ven Verſuch wagte, eine 
Berfoffungsgeflaltung auf diefer Brundlage anzubahnen. Schon zwei Monate nach bem be= 
rühmten ſpeierſchen Reichsſchluſſe berief Philipp der Großmüthige eine aus Geiſtlichen und 
Laien — weltlichen Abgeorhneten vom Adel und Städten — zufammengefehte Synode nad 
Homberg, „um mit allen feinen Unterthanen, geiftlichen und weltlichen Standes, in der chriſt⸗ 
lichen Sache und Zwieſpalt nach Onade des Allmächtigen zu handeln, auch zu unterfuchen, was 
zu einer guten Kichenverfaflung gehöre”. Den bedeutendſten Einfluß auf die Berathun⸗ 
gen übte eig ver Heffifchen Geiſtlichkeit und überhaupt dem deutſchen Volksſtamme nicht an- 
gehörendes Mitglied, der frühere Franciscanermönch Franz Lambert von nuonon, ber in 
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feiner Heimat mit den Walbenfern und dann in Straßburg, wo er nad) vielen Verfolgungen 
als Profefſor eine Anftellung fand, mit Karel, dem Vorgänger Calvin's, in Verbindung ge: 
ſtanden hatte, und der jegt durch Luther dem Landgrafen empfohlen worden war. Ex hatte be⸗ 
reits einige Schriften herausgegeben, worin er vie Rechte der kirchlichen Gemeinden im Gegen⸗ 
fag gegen die Hierarchie der katholiſchen Kirche vertheibigte, er flellte jegt eine Reihe von 
158 lateinifhen Sägen (fogenannte Parodoxen) auf, welche den Inbegriff der evangeliſchen 
Berfaffungsiehre auf ähnliche Weife wie, die früher zu Strasburg erſchienenen Schriften ent- 
hielten ; ex erklärte darin namentlich in libereinflimmung mit feinen heimatligen und perfön- 
lichen Beziehungen ben Zuftand der Kirche für den volltonmenften, der ber urſprünglichen 
Chriſtengemeinde und dem Zeitalter ver Apoftel am ähnlihften ſei. So entflanden nad gehal- 
tener Disputation die Beihlüffe der Homberger Synode von 1526 (Reformatio ecclesiarum 
Hassiae juxta certissimam sermonun: Dei regulam ordinata in venerabili synodo per cl. 
Hess. princ. Philippum ao. 1526, die 20 Oct. Hombergi celebrata, cui ipsemet princeps 
illustrissimus interfuit). Danach hat nun jede Gemeinde das Recht kirchlicher Selbftregierung 
und zwar unmittelbar in Gemeindeverfammlungen, nicht mittelbar durch Vertreter oder Beauf- 
tragte auszuũben; eine eigentliche Presbygterialverfaflung befteht aljo nach dieſer Kirchenordnung 
nicht; ed werben allerdings an einzelnen Stellen Altefte erwähnt, die namentlich den Pfarrer 
bei Krankenbeſuchen begleiten, an der Leitung der Gemeinbeverfammlung neben dem Pfarrer 
einigen Antheil haben und von denen namentlich bei Verhandlungen, bie den Pfarrer perfönz 
lich betreffen, einer ven Borfig führen foll; dagegen hinſichtlich ver Kirchenzucht wird das ganze 
Inftitut gar nit erwähnt; außerdem finden fi in der Kirchenordnung felbit gar feine Vor⸗ 
ſchriften darüber, wie die Alteften zu ihrem Amte gelangen follen ; fie waren aljo jedenfalls 
nur von untergeorbneter Bebeutung; ber Schwerpunft der gemeindlichen Selbftverwaltung 
lag in den allgemeinen Semeindeverfammlungen, mo namentlid auch die Wahl der Geift- 
lichen geſchah und die Kirchenzucht geübt wurde. Gläubige Frauen können ohne Stimm: 
zeht der Verfammlung beimohnen dürfen. Zwar follten die Gemeinden nur aus wirl- 
lich Gläubigen, fogenannten Heiligen beftehen und eine Scheidung zwifhen wahren und 
falſchen Brüdern vorgenommen werben, indeſſen das ift darum wieder ganz irrelevant, meil 
dieſe künſtliche Gemeindebildung doch auf den Princip völliger Freimilligfeit beruft. Es 
gibt dann zwar in jeder Gemeinde ein fländiges Pfarramt, ed foll jedoch jeder Pfarrer fein 
Amt-nur fo lange führen, ald er Gottes Wort lauter und rein lehrt, und einen würdigen 
Wandel führt, worüber zunächſt der Gemeindeverfammlung die Gognition zuſteht; es koͤn⸗ 
nen aber auch Bürger und Handwerker, ihr Gewerbe fei, welches es wolle, wenn fie nur fromm, 
unbefgolten und unterrichtet find, zu Pfarrern gewählt werden; enblid joll auch Männern 
ohne Anit, wenn fie fromm und bibelfeft find, das Predigen nicht verwehrt werden. Wie 
das örtliche Kirchenregiment der Gemeindeverfammlung zufteht, fo foll die kirchliche Ver⸗ 
waltung einer ganzen Landſhhaft ben Provinzialfonoden (majores et provinciales synodi) 
zufommen, und für ganz Heſſen foll jährli eine Landesſynode ftattfinden, beſchickt durch 
fämmtlidhe Bfarrer und durch je einen Abgeorbneten der Gemeinden, welcher unmittelbar vor⸗ 
Ber in der Gemeinveverfammlung erwählt wird. Dieſe Synode foll am britten Sonntag nad 
DOftern in Marburg gehalten werden, aber höchſtens drei Tage dauern. Der Geſchäftskreis 
der Synode umfaßt die Prüfung der von den Gemeinden gefhehenen Pfarrwahlen und Ab- 
feßungen, die Überwachung der Viſitatoren, endlich die Entſcheidung Über vorgelegte Zweifel 
und Fragen von feiten einzelner Gemeinden. Übrigens ift e8 ausdrücklich gefordert, daß Gottes 
Wort mehr gelten müſſe ald Stimmenmehrheit, und daß die Entſcheidungen der Synode einer: 
feit8 nur auf Grund gebiegener Schriftftellen zur Erbauung aller Gemeinden, anbererfeits 
nicht als Sagungen (statutorum nomine), fondern einfach ald ‚Antwort der und ver heſſiſchen 
Synode" befannt gemacht werden follen. Endlich die laufenden Gefhäfte von einer Synode 
zur anbern und die Leitung der Gefchäfte auf der Synode beforgt der Synodalausſchuß, ber 
aus dreizehn Mitgliedern beftebt, bei deſſen Wahl ver Lanvesfürft nebft den Epelleuten, wenn 
fie der Berfamminng beimohnen, ebenfalld Stimmrecht haben, und deren Berathungen ber 
Landesfürſt mit einigen Männern, bie er beiziehen will, forte auch vie dem Evangelium gün- 
fligen Grafen des Landes beimohnen können; von einem eigentli Ianbeöherrlihen Kirchenregi⸗ 
ment findet ih aljo feine Spur. Neben dem Synodalausfchufſe ſtehen jedoch noch drei Viſita⸗ 
toren, bie, von der Synobe gewählt, die Kirchen zu beiuchen, die gewählten Bifchöfe zu prüfen, 
d nwürdigen zu verwerfen, bie Wuͤrdigen zu beſtaͤtigen und darüber der Synode zu berichten 
aben. 
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Indeffen zu einer Ausführung dieſer Kirchenordnung ift ed nicht gefommen, und zwar bat 
dabei vie Abmahnung Luther's bedeutend mitgewirkt. So wenig Luther jemals die Idee des 
allgemeinen Prieſterthums aufgegeben und jo weit er ſich auch fletö von dem Amtöprivileg ent- 
fernt gehabt hat, jo Haben doch allernings die Erfahrungen des Bauernkriegs und ver wieder⸗ 
täuferifchen Bewegungen infofern auf ihn eingewirkt, ald ec von einer fofortigen Verwirk⸗ 
ligung dieſer Ideen abſtehen zu müflen glaubte. So hatte er fhon 1526 in ver Vorrebe zu der 
dentſchen Meile und Ordnung des Botteöbienfted im Hinblick auf eine freie Kirhenverfaflung 
gejagt: „Aber ih kann und mag noch nicht eine ſolche Gemeinde oder Verſammlung ordnen 
oder anrichten, denn ich habe noch nicht Leute und Perfonen dazu, fo jehe ich auch nicht viele, die 
dazu dringen.’ Lind fo äußert er jih nun auch abmahnend in einem auf Erfordern des Land: 
grafen über die Einführung ber neuen Kirchenverfaſſung zu Anfang des Jahres 1527 ex: 
Ratteten Gutachten; in Ausführungen, die einen tiefen Einblid in das Weſen der Rechts⸗ 
bildung offenbaren, ſpricht er jih gegen dieſelbe aus; er ſträubt fi namentlich gegen das 
Unfafienne, Abſchließende ber Gefepgebung, wie fie bier vorlag, er verlangt dagegen vor: 
läufig nur Feſtſtellung einzelner, befonderd nothiwendiger Normen, man nıöge es verfuchen 
mit einzelnen Befehlen, vie entweber mündlich ertheilt oder auf Zettel gezeichnet wären; 
ſpäter Tünne man ed dann in ein Eleines Büchlein faflen, denn er wifle wohl, babe es auch 
wohl erfahren, daß wenn Geſetze zu früh kämen, felten etwas Gutes daraus entflände, Die 
Zeute feien nicht danach geſchickt, wie die meinten, „fo da figen bei fidh felbft und malen’s 
mit Worten und Gedanken ab, wie es gehen follte ; e8 fei fürwahr Geſetzmachen „ein groß 
herrlich weitläufig Ding, und ohne Gottes Geift wird nichts Gutes daraus’; darum jei mit 
Furcht und Demuth gegen Gott zu verfahren. So fehr nun auch mit der bier von Luther 
vertheidigten Theorie der jogenannten organiihen Entwidelung Misbrauch getrieben wer⸗ 
ven kann, jo wird man doch bei einer unbefangenen Betrachtung der damaligen Lebenszu- 
ftande zugeben müflen, daß Luther's praftifcher Sinn pas Richtige getroffen hat; bie dama⸗ 
ligen Gemeinden waren für eine ſolche Verfaſſung in der That nit reif; wir befinden ung 
dabei in einer Höhft merkwürdigen Übereinſtimmung mit einem Manne, mit dem wir fonft 
platterdings gar nichts Gemeinfames haben, nämlich mit Kliefoth, der ſich jehr gut folgender: 
mapen darüber ausfpriht: „Wie wäre ed nur möglich geivefen, daß fich in dieſen damals noch 
von oben herab bis in vie kleinſten concentrifchen Kreife monarchiſch geftalteten Territorien folche 
autonomen Kirhengemeinbecollegien hätten einrichten laſſen! Wie hätte fi ſolches nur in 
der kleinſten Zanpgeneinde, die vielleicht aus zwei bis brei Rittergutßbefigern und übrigens aus 
lauter hörigen Leuten beflanden, ind Werk fepen lafſen. Wer dagegen jagen mollte, aber dad 
gehe die politifcge Lebensform an und an dieſe Habe die Kirche ſich nicht zu kehren, ber würde 
Vergebliches reden, denn die Kirche kann ſich nicht in der Luft aufbauen, jondern muß fich in ver 
Mealität des Lebens geflalten; wenn fie Volkskirche fein wi und ſoll, jo muß fie ſich auch in 
ihrer Geftaltung der politifchen Lebensgeftaltung anbequemen. Es ift aber unmoͤglich, ben 
Gutsherrn durch ein Kollegium von ſechs Tagelöhnern in den Bann thun zu laſſen“ (Kliefoth, 
„Die Beihte und Abfolution ; Liturgifche Abhandlungen”, Schwerin 1856, II, 454). Wir 
werben auf einige diefer Außerungen zurückkommen, um fie gegen Klikfoth jelbit geltend zu 
maden. Dahin wird man die Bedeutung ber Homberger Synobe und Luther’8 Stellung zu 
ihr zufammenfaflen koͤnnen: es war vom hoͤchſten Werthe, daß e8 zu Dem Entwurfe einer ſolchen 
Berfaflung gefonmen wer, venn man fieht Daraus, wohin dad allgemeine Priefterthfum noth= 
wendig führt, ed war aber gut, daß dieſer Entwurf nicht ausgeführt wurde, denn bie allge: 
meinen Lebendzuftände waren berartig, daß leicht durch die mangelhafte Verwirklihung ber 
Idee, die Idee ſelbſt eine Schädigung exhalten haben könnte, 

Es war das Hauptland der deutſchen Reformation, dad KurfürftentHun Sachſen, weldes 
au in Bezug auf vie Verfaflungsentwidelung dem übrigen Deutſchland die Wege vorgezeichnet 
Hat; und zwar geſchah die Ausbildung der ſachſiſchen Kirchenverfaflung unter fortwährender 
ihätiger Mitwirkung und wefentliher Zuftimmung der Reformatoren. Schon im Jahre 1526 
hatte Luther die Hülfe des Kurfürften zur Herftellung ber kirchlichen Ordnung angerufen, und 
ihn namentli, unter Hinweifung auf eine ihm von Bott auferlegte Verpflichtung, zur Anſtel⸗ 
lung einer Bifltation aufgeforbert ; dieſe Bitte fand bei dem Kurfürften Gehör, und in ber In⸗ 
ſtruction für die Vifitatoren von 1527 ihre Erfüllung, an welche Urkunde ſich noch im Jahre 
1528 der Unterricht der Bifltatoren an bie Pfarrherren, weſentlich von Melanchthon verfaßt, 
anſchließt. Danach wurden nun aber in ver ſächſiſchen Landeskirche als flänbige Organe des 
Kirchenregiments nur Superintendenten eingeſetzt, mit dem Auftrage, über die Lehre, die Amt- 
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führung und den Wandel ver Geifllihen ihrer Kreife vie Auffiht zu üben; aud bie Eheſachen, 
die nad) der Aufhebung ver biſchoͤflichen Jurisdiction von den Pfarrern entſchieden wurden, foll- 
ten an ſie verwiefen werben, in ſchwierigen Fällen jedoch zur Gompetenz der landesherrlichen Ge- 
richte gehören, weldhe in @emeinfchaft mit dem Superintenbenten und dem Pfarrer ſammt andern 
dazu tauglichen Gelehrten, ſowie einigen Mitgliedern des Raths, unter welchem Die Barteien ge- 
seffen, das Verhör anftellen und Die Entſcheidung faflen, oder an den Kurfürften Bericht erſtatten 
follten. Immer dringender war dann aber im folgenden Decennium das Bedürfniß einer feften 
Ordnung und Beftaltung der noch ſchwankenden Verhältniffe zu Tage getreten; insbeſondere er- 
gab es fi, daß pie Bifltatoren, welche bis dahin pie Stelle einer obern Aufſichtsbehoͤrde vertreten 
hatten, dieſem Berufe nicht zu genügen vermochten. So gab es denn Gründe genug, an bie befi- 
nitive Ordnung Hand anzulegen, zumal die Hoffnung auf eine Ausgleihung mit den Autoritä- 
ten der roͤmiſchen Kirche innmermehr dahinſchwand. Die wittenberger Theologen gaben dieſer 
Überzeugung in einem Gutachten, 1538, welches von Juſtus Jonas verfaßt ift, ihren Ausprucd, 
worin die Niederfegung einer fändigen Iandeöherrlichen Behörde aus weltlien und geiftlichen 
Mitgliedern beftehenn vorgefchlagen wurde, die nicht blos ein Gericht für Ehefachen und Dis⸗ 
ciplin, fondern aud eine mit der Verwaltung der Kirche überhaupt beauftragte Behörde fein 
Sollte, in der Weife jedoch, daß diefe, in Erinnerung an die bifhöflichen Gerichte mit dem Namen 
Confiſtorium belegte, Behoͤrde etwa den Wirkungskreis der bifchäflichen Bicarien haben follte, 
während ein anderer Theil der Regierungsbefugniffe ausgeſchieden und wie früher in ver kano⸗ 
nifhen Rechtsordnung ven Bifchofe, jo bier dent Landesherrn vorbehalten werben follte. Auf 
diefe Weife kam e8 1542 zur wirklichen @infegung des Conſiſtoriums in Kurfachien, eine Ein- 
richtung, die dann für das ganze übrige Deutichland maßgebend geworden ift, ſodaß das landes⸗ 
herrliche Kirchenregiment allentbalben in einem confiftorlalen Organismus fih abſchloß. Na- 
wentlich vermochte fich auch Heſſen biefer Entwickelung nicht zu entziehen; es kam hier zunächft 
1527 zur Ernennung von lanbesherrlihen Vifitatoren, es wurden dann unter Berufung dar- 
auf, daß der Landgraf feinen Randen und Leuten von dem Allmächtigen als ein Vogt und Ver⸗ 
walter gnäbiglich gefegt ſei, ſechs Superintendenten beſtellt, denen in geiftlihen Sachen alle 
geiftlichen und weltlichen Befehlshaber untergeben fein follten; zur feſten @eftaltung kam biefe 
Einrichtung jedoch erft durch die Viſitationsordnung von 1537 ; dieſelben follten von den Geiſt⸗ 
lichen erwählt, von dem Landgrafen beflätigt werden; man erklärte fi dann zwar 1545 gegen 
die von den ſächfiſchen Neformatoren eingefegten Gonfiftorien, indeffen feit dem 17. Jahrhun⸗ 
dert, namentlid felt 1610 wurden diefelben dennoch eingeführt. 

2) Die Natur und Beihaffenheit des landesherrlichen Kirchenregiments. Was zunächft 
die Natur und Befchaffenhelt des Iandesherrlihen Kichenregiments im allgemeinen betrifft, 
fo ift nach einer meitverbreiteten, ja man wird fagen müflen, nach der herrſchenden Anficht 
die oberſte Kirchengewalt nicht ven Landesherren als ſolchen, fondern in ihrer Cigenſchaft 
als vornehmfte Glieder der Kirche (praecipua membra) übertragen worden, ſodaß biefelbe 
nicht als ein Ausflug, fondern als ein Anner ihrer fonftigen landesherrlichen Gewalt be- 
trahtet werben müßte, deren Ausübung nicht nach den gewöhnlichen Grunpfägen Über bie 
Ausübung der Stahtögewalt und der einzelnen Hoheitsrechte, ſondern nah ganz beſondern 
Principien zu erfolgen hätte, die auf ver Natur ver Kirchengewalt und einem ſtillſchweigenden 
Vorbehalte bei ber übertragung beruhen follen ; die proteflantifche Kirche würde danach von An: 
fang an ein Reich eigenen Lebens geweſen fein, ſelbſtändig gegenüber dem Staate und nur in 
ver höchſten Spige durch eine ganze Berfonalunion mit ihm verbunden. Indeſſen folange man 
ih auf den Boden ber Wirklichkeit Hält und vie gefchichtlichen Thatſachen nicht zu Gunften 
vorgefaßter Theoreme umdeutet, wird man auf das unbedingteſte behaupten müffen, daß niit 
ver Einführung des landesherrlichen Kirchenregiments eine vollftändige Ipentificirung von 
Staat und Kirche erfolgt fei, daß die Stantögewalten damals die Kirhenregierung zu eigenem 
Rechte und im ganzen Umfange in ihrer Gigenfchaft als welttiche Landesherren übernommen 
haben, und daß der Umfang ber Landeshoheit, welche ja aus lauter einzelnen Aggregaten beflan, 
ſich dadurch ausdehnte, die Sphäre des Staats ſich erweiterte. Man muß pabei nur abfehen von 
Tendenzen und Beftrebungen, welche fi in entgegengelegter Richtung allerdings geltend 
machten und für bie man namentlich auch aus den Schriften der Reformatoren einzelne Aus⸗ 
ſprüche anführen kann, obgleich wenigſtens bei Luther ſich auch Außerungen im entgegenge- 
jegten Sinne finden. Es iſt aber in ven Eingängen der meiſten und bedeutendſten Kirchenord⸗ 
nungen der damaligen Zeit.geradezu ausgeſprochen, daß es eine durchaus falfche Anficht fei, 
wenn behauptet würde, die Fürften und andere Obrigkeiten hätten fi blos ihrer Kanzlei anzu⸗ 
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nehmen, es ſei einzig ihre Aufgabe, fürgute Bolizeizuforgen; es müffe vielmehr behauptet werben, 
daß die Fürften nicht blos um äußern Friedens willen den Unterthanen vorgeſetzt feien, daß fie 
vielmehr ihre Macht auch zur Förberung bed Gottesdienſtes anwenden müßten, nicht blos ein 
zeitliches Regiment, ſoviel Leib und But betreffe, hätten fie zu führen, ſondern noch viel mehr für 
dad Heil der Seelen zu ſorgen. Die Obrigkeit, heißt e8, ſei bei ihrer Seelen Seligkeit ſchuldig, 
alles anzuordnen, was Chriſtus in einer Öffentlichen Berfammlung zu thun befohlen habe ; wie 
diefer Gedanke in Sprachgebrauche ver damaligen Zeit häufig audgebrückt wird: Die Obrig-⸗ 
Feiten find Wächter und Hüter beider Tafeln des Geſetzes, ebenfo gut der erflen, auf ber vie 
Gebote über das Verhältniß ver Menſchen zu Bott leben, als der zweiten, melde die Gebote 
uber dad Verhältniß der Menfchen untereinander enthalten; fo wird auch vielfach verwieſen auf 
das Löbliche Beispiel der Könige des ifraelitifchen Volks, die für alle Zeit ven Beruf der Obrig⸗ 
keit zur Ordnung bes chriſtlichen Lebens vorbildlich dargethan haben follen. Die proteſtan⸗ 
tiſchen Territorien Deutſchlands geftalteten ſich alfo zu einbeitlichen Bemeinwefen, in benen bie 
politiſchen und kirchlichen Bezüge in jeder Hinficht ſich deckten; für eine Unterſcheidung der lan⸗ 
desherrlichen Befugnifle in ein jus circa sacra und ein jus in sacra, in Kirchentegiment und 
Kirchenhoheit fehlte es an jeder Veranlaflung und Vorausſetzung. 

Daraus ergeben fih nun namentlich folgende Gonfequenzen. Zunächſt waren bei ber Kir: 
chen regierung neben dem Landesherrn auch vie Landſtände betheiligt. So ift namentlich die 
Ginführung ver Reformation faft überall unter ſtändiſcher Goncurrenz erfolgt, ja in einigen 
®ebieten haben jie fogar dafür die Initiative ergriffen, während fle dagegen anberöwo, wenn 
unter den Ständen jelbft Uneinigfeit herrichte, der Landesherr dagegen entfchloffen war, nur 
den vollenbeten Thatfachen ihre Billigung aufzudrüden hatten. Sie kommen ſodann weſent⸗ 
li in Betracht bei der kirchlichen Rechtsbildung, bei ver Emanation der Kirchenordnungen, die 
ganz auf diefelbe Welfe zu Stande kamen wie andere Befege auch, in deren Eingängen baber 
meift auch der ſtändiſchen Zuftimmung Erwähnung geihieht. Es gehört noch bis Ende des 
16. Jahrhunderts zu den feltenften Ausnahmen, daß wo das Inflitut der Landflände in aner⸗ 
kannter Wirkſamkeit fi) befand, was ja in den weit meiften Territorien ber Fall war, eine kirch⸗ 
liche Rechtsbildung ohne diefelben vor ſich ging, fo ift noch die preußifche Conſiſtorialordnung 
von 1584 an dem Widerfprucde der Stände geſcheitert. Höchſtens wenn es fih um die Aus: 
führung ſchon beflehender Normen handelte, wo au in andern Dingen ber Landesherr einſei⸗ 
tige Verordnungen erlaffen Eonnte, überhob man ſich der fländifchen Zuſtimmung aud hier; fo 
find 3. B. die Hefflfchen und die wärtembergifchen Kaftenorbnungen von ben betreffenden Lan⸗ 
desherren einfeitigerlaflen worven, während fonft gerade in Heflen und Würtemberg eine land- 
ſtündiſche Mitwirfung ganz unbeſtritten flattfand. Lind wie überhaupt die alten Landſtände kei⸗ 
nedwegs auf die Legislative beſchränkt waren, fo zeigt ſich auch aufdiefem Gebiete eine Theilnahme 
derfelben an der Abminifiration, wie das z.B. aus der befannten Verordnung des Herzogs Ulrich 
von Würtemberg 1540 hervorgeht, wonach zur Verwaltung der Kirche „Oeconomi’' gewählt 
werben follten, die ber Kirche, „das ift etlich gewehleten von der Landſchaft“, zu jeder Zeit Ned: 
nung abzulegen hätten. Aber freilich trat doch auch fhon im Laufe des 16. Jabrhundertd die 
beruhmte Theorie hervor, wonach die Landesherren in Sachen der Kirhenregierung an bie Zu⸗ 
ſtimmung der Landſtände nicht gebunden fein follten, weil, wie ber Kurfürft von Brandenburg 
ſchon 1561 dieſelbe motivirte, die Beforgung diefer Angelegenheiten früher ven Bifchdfen und 
ihren Dfficialen zugeflanden hätte „und daun diefelbige geiftlihe Expedition jegt an uns fonı- 
nıen’‘, Es ift ganz bezeichnend, daß dieſe Theorie zuerſt in der Marf geltend gemadt wurde, 
wo die Macht der Landſtaͤnde ſchon damals vielfach gebrochen war, fie fand dann in vemfelben 
Maße Eingang in die Praxis, in welchem die Bedeutung des laudſtaändiſchen Inſtituts über- 
haupt erloſch, wobei man fi fortwährend einer eigenthümlichen Deutung der Beſchlüſſe des 
Reichstags zu Augsburg von 1555, woburd Die Reformation befinitiv zur Territorialſache 
geworden war, bebiente. 

Dagegen find die Landesherren bei ver Ausübung ihres Kirchenregiments in Feiner Weiſe 
eingeſchränkt geivefen durch die Geiftlichkeit, den fogenannten Lehrfland. Es find zwar vielfach, 
namentlich in ven erſten Zeiten der Reformation Geiſtliche, weil fie natürlicherweiſe durch ihren 
Beruf den kirchlichen Dingen befonderd nahe flanden und vorzugsweiſe zur Beforgung derartiger 
Gefchäfte befähigt waren, von den Fürſten bei Abfaflung ver Kirchenordnungen, der Befennt- 
nißſchriften u. ſ. w. zu Rathe gezogen worden, und fie haben in dieſer Hinfiht einen großen 
materiellen Ginfluß auf vie Handhabung des Kirchenregimentd vielfach geübt, aber von einer 
formellen Berechtigung dazu findet fih gar nichts, auch waren es doch inimer nur einzelne Theo: 
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logen, die auf dieſe Weiſe verwandt wurden, und häufig gar nicht inländiſche, ſondern auswär⸗ 
tige, die äußerlich mit dem betreffenden Kirchenregiment gar nichts zu thun hatten; das Rechte⸗ 
verhaͤltniß war völlig correct ausgedrückt, wenn es in den Eingängen oder Schlußworten man⸗ 
her Kirchenordnung heißt, diefelbe fei entftanden auf Rath der Theologen und Bewilligung 
der Landſchaft. Es find dann ferner ſeit vem Ende des 16. Jahrhunderts und während ber 
ganzen Periode ver kirchlichen Orthodoxie, welche bie Bebeutung des Lehrſtandes natürlich flei: 
gerte, vielfache Brätenfionen erhoben worben, der Geiftlichkeit an der äußern Kirchengewalt 
einen maßgebenden, ja ben entfcheidenven Einfluß zu verſchaffen, die Orthodoxie durch. eine 
Hierarchie zu Fräftigen und zu vollenden. Indeſſen fo jeher damals unter ver Herrichaft jener 
Zeitftrömung Tendenzen dieſer Art geltend gemacht find und fo fehr man ſich dabei auf einzelne 
Außerungen der Reformatoren und ber Symbole, in denen von einer nothiwendigen Schei= 
dung der geiftlihen und weltlihen Gewalt Die Rede war, ftügen Eonnte, fo find fie bo zu einer _ 
förmlichen Durdführung im Rechtsleben nicht gelangt; und felbft pa, wo fle wie in Bommern 
und Heſſen, gewifferniaßen auch in Brandenburg und Preußen, zur Einführung eines rein 
geiftlihen Organismus geviehen waren, haben fie doch immer nur vorübergehenbe Erfolge 
aufzumweifen gehabt, und jelbft Dieje waren nur der Preis fortmährenver tiefgreifender Kämpfe 
mit den Landesherren und den Landſtänden. | 

Ebenſo fehlte es gegenüber dem landesherrlichen Kirchentegiment an einer Organiſation 
und felbfländigen Berechtigung ver Gemeinden. Wenigftens finvet fi vergleichen nur jehr 
vereinzelt. Wol Hatte einft Luther im Jahre 1523 in der Schrift „Grund und Urſache aus der 
Schrift, daß eine hriftlihe Verfammlung oder Gemeinde Recht und Macht habe, alle Lehre zu 
urtheilen, und Lehrer zu berufen, ein= und abzufegen” Grundſätze aufgeſtellt, die ber freien 
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Iung aber, wie fie nun bald nachher auf dem Boden Kurſachſens ſich vollzog, hatte bie Ge⸗ 
meinde als ein lebendiged Glied des Firhlihen Organismus feine Stätte mehr, es iſt von 
nun an feine Rebe mehr davon, daß die Gemeinde zu jelbftthätiger Theilnahnıe an der Ord⸗ 
nung ihres eigenen Lebens berechtigt ſei, ſondern biejelbe erfcheint al& das „Pfarrvolk“, daß, 
wie ver Eurfächjifche Viſitationsabſchied von 1528 fagt, verpflichtet if, Gottes Wort treuli 
zu hören, in gutem Gehorfam der Obrigkeit, ven Erb- und Lehnherren zu leben, den Pfarrern 
ihre Ernte und Zinfen ordnungsmäßig zu entrichten, die Pfarr- und Kirchenhäufer in bau⸗ 
lihem Zuftand zu halten u. ſ. w. GEs finvet fi dann wol hier und ba, daß der Gemeinde einige 
Theilnahme an der Kirchenzudt eingeräumt ift,' wie namentlih in Würtemberg und ber 
Pfalz, indeſſen e8 iſt ſchon ganz richtig bemerkt worden, daß die einzelnen Gemeindeglieder, 
welde zu jolden Zweden in einigen wenigen Landeskirchen und zwar nicht von der Gemeinde, 
jondern von der Obrigkeit, beftellt wurden, die fogenannten Rügemeiſter, wie ſie im Würtem⸗ 
bergifchen hießen, nicht als jelbfländige Kirchenvorfteher betrachtet werben koͤnnen, baß fie viel⸗ 
mehr die größte Ahnlichkeit mit den ſchon feit dem 9. Jahrhundert in ver Fatholifhen Kirche 
vorfomnienden Senpezeugen haben. Etwas bedeutender tritt das Element ver Gemeinde dann 
allerdings eine Zeit lang in der Heilifchen Kirche hervor. Nach der heſſiſchen Dronung ber 
Kirchenzucht nämlich, welche 1539 auf der Synode von Ziegenhain feftgeflellt wurde, bie auf 
Befehl des Landgrafen aus weltlichen und geiftlihen Mitgliedern zufammengetreten war, follte 
die alte Ordnung ber Heiligen Schrift wiederhergeftellt und es⸗ follten daher in jeder Gemeinde 
Altefte beftellt werven, bei deren Wahl neben ven Räthen und Berichtäherren auch die Gemeinde 
ſelbſt betheiligt fein follte. Die Pflicht dieſer Alteften ſollte es fein, Aufſicht zu haben auf die 
Prediger und wo ein Mangel an ihnen fi fände, ſolchen entweder ſelbſt oder durch die Obrig⸗ 
feit zu verbeflern; und e8 wird ferner gefagt, daß, wo die chriftliche Lehre gegen jemand zu ver- 
theidigen oder irrige Leute zu berichtigen oder etwas anderes Wichtiges von wegen ber Kirchen 
zu handeln vorfallen würbe, allmeg bie Älteften dabei fein und ihren getreuen Rath und Hülfe 
dazu nach beſtem Berinögen beweifen jollen, damit alles in der Kirche deſto ordentlicher und 
vertrauter und zu mehrerer Beflerung verrichtet werde; beſonders ift ihnen dann die Hapdha⸗ 
bung der Zucht durch Ermahnung und Warnung überwiefen, ven Bann dürfen fie aber nur 
mit Genehmigung des Superintenbenten erfennen, worauf dann bie Verkündigung je nad ber 
Beichaffenheit des Falls entweder wor der ganzen Kirche ober vor den Alteften allein erfolgt. 
Diefe Einrihtung ift ausdrücklich von Luther gebilligt und zur Nachahmung empfohlen worben. 
Sie erhielt ih trogdem nicht lange. Zwar in der exrften eigentlichen heſſiſchen Kirchenordnung 
von 1566 iſt das Amt der Alteften nicht nur beibehalten, ſondern es eriheint Hier in princi⸗ 
piellex Begründung durchaus in calviniſcher Weiſe. Der Presbyt ren gibt es 
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zweierlei, etliche arbeiten in Wort und Lehre und Austheilung ber heiligen Saframente, welche 
man fonft Hüter und Doctoren, d. I. Lehrer nennen mag; den andern aber ſteht zu fleißiges 
Aufſehen, daß altes, jo die Regierung der Kirchen belangt, treulich verfehen werde; die Stellung 
per Alteften ift alfo bier gefleigert, fie werben geradezu als Theilnehmer am Kirchenregiment ' 
bezeichnet; außerdem haben die Gemeinden da, wo fein Patronatrecht beſteht, das echt, den 
neuen Geiſtlichen vorzuſchlagen. Noch nad der Kirchenordnung von 1657 werben bie Älteften 
als die Mepräfentanten ver Kirche bezeichnet. Aber allmählich Tam doch auch bier das Inftitut 
namentlich mit der Verminderung der Kirchenzucht in Verfall, durch eine Verorbnung von 
1759 wurbe dad Recht der Gemeinden bei ner Bejagung der Bfarritellen auf ein Widerſpruchs⸗ 
recht nad der Brobepredigt eingeſchraͤnkt. 

3) Die drei Syſtene der proteftantifchen Kirchenverfaflung. Die drei Syſteme ber pro: 
teftantifchen Kirchenverfaſſung, dad Epiffopal=, Territorial= und Collegialſyſtem, find zu⸗ 
nächſt nicht bloß, wie man früher wol angenommen hat, verjchlevene Beantwortungen ber 
Stage nad) dem Entflehungdgrunde des landedherrlichen Kirchenregiments, fondern Die Ver⸗ 
ſchiedenheit der dadurch angebeuteten Standpunkte bezieht fi auf ven Inhalt veflelben, pie ganze 
Natur und Bedeutung des landesherrlichen Kirchenregiments ift danach verſchieden; es handelt 
ſich Bei den drei Syſtemen viel weniger un das Warum als vielmehr um dad Wie. Die Bedeu⸗ 
tung besfelben ift nicht blos eine formelle, ſondern vorzugäweife eine reale. Was zunächft pas 
jogenannte Spijfopalfoften betrifft, fo geht Baflelbe allerdings aus von der Entflehungsart 
des landes herrlichen Kirchenregiments, deſſen Rechtsgrund danach auf ven Augsburgiſchen Re⸗ 
ligionofrieden und auf die damals geſchehene Suspenflon der Kirchengewalt ver katholiſchen 
Biichöfe, die dann durch Devolution auf die Landesherren übergegangen fein foll, zurüd- 
geführt wird; übrigens aber befteht das Weientliche des Cpiſkopalſyſtems in der Lehre von den 
drei Ständen (ordo triplex hierarchicus), diefe drei Stände jind namlich die weltliche Obrig⸗ 
feit (magistratus politicus), der Lehrſtand (ministerium ecclesiasticum) und der Hausſtand 
(statas oeconomicus); zwiſchen ihnen wird nun die Kirdyengewalt in ber Weife vertheilt, 
dagder Schwerpunft derfelben, die geſammte materielle Kirchengewalt dem fogenannten Lehr: 
ftande zugeichrieben wird, der Landesherr nur dem Namen nad) (nominetenus titulotenus) 
Biſchof und Regierer der Kirche ift, und lediglich formell die vom Lehrflande beichloffenen Maß⸗ 
nahmen zu fanctioniren bat, endlich den Gemeinden, den Laien, dem Eirhlichen Tierd:Etat 
nur das Recht zufteht, fi die Maßregeln des Kirchenregiments anzueignen, womit jedoch kei⸗ 
neswegs dad Recht ver Verwerfung verbunden iſt; ; in ver That ſpielt Diejes etwas jonverbare 
Recht der Aneignung ohne entſprechendes Correlat in den auf dem Standpunkte bes Cpiſkopal⸗ 
joftems flehenden Schriften eine ziemlich große Rolle. Das Epiſtopalſyſtem ift begründet worden 
zu Anfang des 17. Jahrhunderts durch die Juriften Stephani und Reinkingk, dann aber befon- 
ders ausgebildet durch ven Theologen Carpzov; es findet fich, Der dagegen genrachten Einwendun⸗ 
gen ungeachtet, in den angeblid von F. K. v. Mofer, in Wahrheit aber von dem fürſtlich reußi⸗ 
Then Regierungsrath Bretfchneider verfaßten, Vertrauten Briefen über das proteflanttiche geift- 
liche Recht“ (Frankfurt 1761); e8 iſt wieder and Licht gezogen worden in ver Abhandlung von 
v. Kampp „Uber das biſchöfliche Necht In ver evangelifhen Kirche in Deutſchland“ („Jahr⸗ 
bücher für bie preußifche Gefeggebung, Rechtswiſſenſchaft und Rechtsverwaltung“, XXXI, 25— 
150), und endlich iſt e8 im weſentlichen der Standpunkt Stahl's in veffen „Kirchenverfafſung 
nach Lehre und Recht der Broteftanten” (Erlangen 1840; zweite Auflage, 1861). Es muß 
inveffen bemerft werben, daß bie meiften Anhänger des Epiffopalfyftemd und namentlich Stahl 
ausſchließlich auf vie Lehre von ven drei Ständen Gewicht legen, vagegen ben andern Bunft 
son der Entflehungsart des landesherrlichen Kirchentegiments als irrelevant oder juriſtiſch 
unhaltbar gänzlid fallen lafien; gerade Stahl Hat darauf hingewieſen, daß die Devolutiond- 
hypotheſe gar feine allgemeine Anerkennung gefunden habe, und daß bie Epiflopaliften zum 
meit größten Theil die Kirchengewalt dem Landesherrn Eraft feiner Landeshoheit zugefchrieben 
Hätten. Gegenüber vem Epiſkopalſyſtem hat nun das Territorialfoftem die Behauptung aufge: 
ſtellt, daß das landesherrliche Kirchenregiment feiner Entflehung nad auf der Landeshoheit be⸗ 
rube, und daß daher Staats⸗ und Kirchengewalt identiſch ſeien; es ergibt ſich dataus dann 
vorzugsweiſe eine völlige Ausſchließung des Lohrſtandes von der Kirchengewalt und in Gemäß- 
beit der vamaligen Staatszuſtaͤnde eine faſt omnipotente Macht des Landesherrn, ohne daß dem⸗ 
ſelben feſte Schranken in ſynodalen oder preäbyterialen Cinrichtungen gefetzt wären. Im ein⸗ 
zelnen iſt dann das Territorialſyſtem ſehr verſchieden ausgebildet. Begründet durch Hugo Gro⸗ 
u. 7 Spinogs, fand es in Deutichland namentli durch) Thomafius Eingang, wurde 
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dann durch I. H. Böhmer in allen Gonfequenzen ausgebildet und hatte au in einem ber be- 
rühmteften Staatsrechtslehrer des vorigen Jahrhunderts, 3.3. Mofer, einen Vertheidiger; in 
neuerer Zeit ift daſſelbe beſonders von nen Anhängern ber Hegel'ſchen Philofophie deducirt und 
“ von Rothe („Die Anfänge der chriſtlichen Kirche”, Wittenberg 1837) auf die Spike getrie⸗ 
ben, indem zu Gunften des Staats, ald der Verwirklichung ber fittlichen Idee, eine gänzliche 
Vernichtung der Kirche gefordert wurde. Was namentli ven Staudpunft des Ihomaflus be⸗ 
trifft, fo Hielt derfelbe zwar äußerlich an ver Idee der drei Stände feft, wie feine Ausführun: 
gen in der „Dissertatio de felicitate subditorum Brandenburgicorum” zeigen und wie er 
aud in der „Dissertatio de jure prineipis circa adiaphora” ausdrũcklich hervorhebt, ob⸗ 
gleich gerade an diefer Stelle aud) Zweifel gegen die Richtigkeit der ganzen Annahme geltend ge⸗ 
macht werben. Es iſt aber ver Anfang und dad Ende der kirchenrechtlichen Thätigkeit des Tho⸗ 
mafius geweſen, gegen die Herrſchaft des Lehrſtandes in die Schranken zu treten, gegen bie Be: 
ftrebungen ver Theologen, fich eine Herrichaft über die Gewiſſen anzumaßen, denn in dieſem 
Balle, meint Thomaſius, würden die Laien ihr Joch in der Reformationgzeit nicht abgewworfen, 
fondern an die Stelle eines hölzernen ein eiſernes ſich auferlegt haben, und wenn Luther von 
den Todten auferflände, würde er in benjenigen,, welche ſich ganz befonderd ven Namen Luthe- 
raner beilegten, kaum noch Chriſten erfennen. Darum preift er es als ein Glück, daß Bott 
oft aus dem status politicus Werkzeuge erwecke, um bie fchlechten Beftrebungen ber Geiſtlichen 
zu unterbrüden; ein folder Fürſt fei nun namentlich der Kurfürft Johann Sigismund von 
Brandenburg geweſen, der alle religidfen Streitigkeiten verboten und Die Lutheraner bei feinen: 
libertritt zur reformirten Kirche nicht bedrütkt Habe; aber die eigentliche exstirpatio hydrae fei 
dem brandenburgifchen Hercules, dem Großen Kurfürften vorbehalten gemefen, ber Die gegen 
die geiftliche Anmaßung gerichteten Ediete verfchärft und fireng durchgeführt Habe. Indem aber 
Thomafius gegen die Bapo-Gäfarie, wie er es nannte, anfämpfte, will ex deshalb doch auf 
der andern Seite feine Cäſareo-Papie. Allerdings ergibt ih ihm, wie au ben andern Ver- 
fechtern des Zerritorialfgftemd,, dad Recht des Randeähern zum Kirchenregiment aus ber Idee 
der hoͤchſten Stantögewwalt, indem alle äußern Handlungen der Bürger verfelben unterliegen 
foflen; es erſcheint ihm deshalb auch als ganz einerlei, welder Confeſſion ver Landesherr fei, 
ſodaß auch der katholiſche Landesherr die Kirchengewalt über feine proteftantijcgen Untertbanen 
üben und 3. B. ven Befang verbieten kann: „Und fleur' des Papſts und Türken Morb.” Aber 
die Befügnifle des Landesherrn beziehen ſich doch nur auf Die jogenannten Apiaphora, bie Mit- 
teldinge, oder wie Thomafiud den Inbegriff Berfelben nennt, pad jus circa sacra; dies ift zwar 
wefentlich verfchieven von demjenigen Begriff, den man fpäter mit dieſem Ausdruck bezeichnet 
hat, wenigſtens gehen bie Befugniffe, die darin enthalten find, weit über dasjenige hinaus, was 
man heutzutage Kirchenhoheit nennt; jedenfalls aber follte dad Kirhenregiment blos auf Ver⸗ 
hinderung äußerer Störung fich beziehen, wie überhaupt nad Thomafius äußere Gewalt nur 
ftatthaft ift zum Zwecke äußern Friedens; der Landesherr Hat Dagegen nicht die Pflicht feine 
Unterthanen tugendhaft zu machen, für ihre Seligkeit zu forgen, die reine Lehre zu erhalten, der 
Negent fol nicht zum Papfte werben, feinen Eingriff in die Freiheit der Gewiflen vornehmen 
dürfen. Endlich das Collegialſyſtem hat mit vem Epiffopalfoftem gemein, daß eine Scheidung 
beider Sphären, des Staats und der Kirche behauptet, der Unterſchied von Kirchenhoheit und 
Kirchengewalt energifch geltend gemacht wird, weshalb denn auch v. Kamptz zum großen Mis- 
fallen Stahl's erklärt hat, e8 gebe eigentlich nur zwei Syfteme, pad Territorial: und das Epiffo: 
palfyftent, das Iegtere jei enttweber das Epiſkopalſyſtem im engern Sinne (Devolutiongfyften) 
oder das Collegialſyſtem (Delegationafoftem). Diefe Eintheilung if, folange man blod for- 
mell auf ven Entſtehungsgrund des landesherrlichen Kirchenregiments fieht, ganz Elar und 
logiſch gedacht; beivemal beruht die Kirchengewalt unabhängig vom Staate auf Übertra- 
gung; aber Stahl bat ganz vet, den Umſtand für viel wichtiger zu halten, wie nun bes 
Weitern dieſe Übertragung gedacht wird, woraus jih dann natürlich eine ganz verſchiedene 
Stellung des Landesherrn ergibt, ımd auf vielen Bunft das größte Gewicht zu legen. Die 
Übertragung wird nämlich auf vem Standpunkt des Collegialſyſtems in der Weife gedacht, 
daß dieſelbe nit ſeitens der beſtehenden katholiſchen Kirchengewalt, ſondern burd die Ge⸗ 
fanmtheit ver Gläubigen erfolgt ſei, denn die Kirche iſt nach dieſer Anſchauung ein freier Ber- 
ein, durch Vertrag gebildet, ber fih arfpränglich felbft regiert bat, deſſen Selbftregierung dann 
zwar durch bie Hierarchie ufurpirt ift, bei dem Sturz ber Hierardie aber wieber an bie ur- 
fprünglih Berechtigten heimgefallen und nun von diefen ſtillſchweigend an ben Landeöheren 
übertragen fei. Man kann fagen, daß die Idee vom allgemeinen Prieftertbum, verbunden mit 
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den Bertragstheorien der damaligen Rechtsphiloſophie, die weſentlichen Momente diefes dritten 
Syſtems der proteſtantiſchen Kirchenverfaflung feien. Begründet iſt daflelbe anfänglich außer⸗ 
Halb Deutfchlande bei den franzoͤſiſchen Reformirten und englifhen Preobyterianern, und hat 
aud bier feine wefentliche Ausbildung erhalten, namentlich durch den genfer Prebiger Blon⸗ 
deli in einer Schrift: „De jure plebis in regimine ecclesiastico” (Paris 1648); in Deutſch⸗ 
and ift vaſſelbe, nicht ohne vie Einwirkung Spener’s, vorzugdweiſe verbreitet worden durch die 
Särift des tübinger Kanzler Chr. M. Pfaff („Akademiſche Reden“, Tübingen 1724, und 
„Origines juris eccl.”, 1720); aud v. Eramer, v. Mosheim, Schnaubert und Wiefe gehoͤr⸗ 
ten zu den Anhängern beffelben. . 

Alſo fo viel ſteht nach dem Bisherigen allerdings feft, daß die drei Syſteme nicht blos auf 
den Rechtsgrund des Iandeöherrliien Kirchenregiments fih beziehen, ſondern auch auf deflen 
Inhalt, daß fle nicht blos etwas erklären, ſondern daß fie etwad behaupten wollen. Die drei 
Syfleme zeigen und ganz verſchiedene Anjichten über Aufgabe und Umfang des Kirchenregi⸗ 
ments ũberhaupt und damit fogar über Die Natur der fihtbaren Kirche; fie durchdringen des⸗ 
Halb das ganze Kirchenrecht, fobaß die Cardinalpunkte der proteftantifchen Kircgenverfaflung 
ganz anders, ja entgegengefebt entjchieven werben müflen, je nachdem man fich zu dem einen 
oder andern biefer Syſteme bekennt. Dies richtig erkannt zu haben, iſt offenbar eine Vertiefung 
unferer Anſchauungen; das Bervienft einer Haren Kormulirung gebührt Stahl, wenn auch 
alferbings bereits Eichhorn im wefentlihen das Richtige angeveutet Hatte. 

Nun behauptet aber die gewöhnliche Anficht nah Stahl's Vorgange heutzutage, daß bie 
drei Syſteme Kormeln für wirklich vorhanden geweſene Zuftände feien, daß biefen Theorien auch 
die Praris des Lebens entfprochen habe, die drei Syſteme wären danach Berioben ver kirchlichen 
Berfaffungsgefhichte. Wenigftens das Epifkopal: und das Territorialfoften follen diefe Be: 
deutung gebabt haben ; fie follen ſich aufeinander gefolgt fein, die anfänglich in ven beutichen 
Territorien epiffopaliftifch eingerichtete Kirchenverfaffung ſoll fpäter in territorialiftifhem Sinn 
mobificirt fein. Hinſichtlich des Collegialſyſtems wird dagegen ziemlich allgemein angenommen, 
daß es nicht Die Macht. gehabt habe, vom Leben Beflg zu nehmen, daß es, unfähig pen Terri- 
torialismus aus dem Kirchenrecht zu verbrängen, blos die Bedeutung einer Oppoſition gegen 
die beſtehenden Zuſtände gehabt habe, wie Richter e8 ausdrückt, neben dem lebendigen Recht in 
den Schriften ver Juriften und Theologen bergegangen ſei, dagegen in ber Geſetzgebung ent- 
weder gar nicht oder nur wie im Preußifchen Landrecht ald theoretifche Verzierung Eingang 
gefunden habe. Je nad) ven verſchiedenen Stanppunften fieht man dann ferner in der Ent- 
widelung vom Gpijfopalismus zum Territorialiänud entweder eine Verbeſſerung oder eine 
Verſchlechterung, einen Fortſchritt oder einen Rückſchritt. Stahl z. B. erflärt pas Epiſkopal⸗ 
Toften geradezu für das „organiſch-kirchliche Syſtem“, das ‚einzig berechtigte“, welches auch 
gegenüber den in der Mitte liegenden „willkürlichen“ Standpunften wienerhergeftellt erben 
müfle, während Dagegen andere, ohne für die Macht des Lanveöherrrin Kirhenfachen jehr ein- 
- genommen zu fein, wenn ihnen blos die Wahl zwifchen dieſen beiven Syftemen gelaflen wird, 
ſich doch für den Territorialismus erklären würden, infofern daflelbe wenigſtens nicht einen fo 
direeten Widerſpruch gegen die Idee des allgemeinen Priefterthbums enthalte wie jenes andere 
Syſtem. 

Nun muß aber im Hinblick auf Die von und vorher angeführten geſchichtlichen Thatſachen be⸗ 
hauptet werben, daß die drei Syſteme lediglich Perioden für die Literaturgefchichte des Kirchen 
rechts, nicht aber Nerioden der Eirchlichen Rechtsgeſchichte find, daß e8 in der Gefchichte der pro⸗ 
teftantifchen Kirchenverfaffung nur eine einzige Periode von weſentlich gleichen: Charakter ge: 
geben habe, und daß, wie anerfanntermaßen es fi mit dem Collegialismus verbalte, fo auch die 
Syſteme des Epiffopalismus und Territoriglismus aufzufaflen find. Man möge doch denjenigen 
Rechtszuſtand erft urkundlich nachwelſen, wo wirklih, wie das Epiffopalfuften fordert, der 
Landeöherr nur dem Namen nad die oberfte Kirchengewalt gehabt hätte, er nur titulotenus 
der oberfie Biſchof geweſen und feine ganze Bebeutung darauf beruht Hätte, für bie vom 
Lehrſtande audgegangene Feſtſetzung die formelle Sanction zu ertheilen; oder auch nur eine 
beroorragende Betheiligung des Lehrflandes an der Ausübung der Kirchengewalt auf bie 
Dauer ſich findet. Die Vertheidiger jener Anficht beichränken ſich hinſichtlich des Bewei⸗ 
fe derfelben meift nur auf jehr allgemeine hiftorifche Angaben, aber ſelbſt dann, ſobald nur 
irgend der Boden concreter Thatfachen von ihnen betreten wird, zeigen ſich fofort die größ⸗ 
ten Divergenzen zwifchen Theorie und Wirklichfeit. Cine der neueften Arbeiten auf dieſem Ge⸗ 
biet, die zwar von einem Dann fehr extremer Richtung berrührt, aber nach dem Zeugniß wiſſen⸗ 
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ſchaftlicher Stimmen, die ſich darüber Haben vernehmen laffen, in weiten Kreifen mit großem 
Beifall aufgenommen worben iſt, und von der man auch in der That behaupten kann, dah ſie die 
ganze Anſchauungsweiſe gerade jo darſtellt, wie fie als die gemeingültige betrachtet werden 
muß, ift Kliefoth’8 Schrift „Über das Verhältniß des Landesherrn als Inhaber ver Kirchen⸗ 
gewalt“ (Schwerin 1861), in welcher ver weſentliche Inhalt eines von ihm in ver Eiſenacher 
Kirchenconferenz vom 4. Juli 1861 gehaltenen Vortrags, welcher die allgemeine Billigung 
jener Verfammlung fand, aufgenonmen ift. In diefer Schrift wird an verſchiedenen Stellen 
(S.16, 20) die Mitte des 17. Jahrhunderts als Die Zeit bezeichnet, bis zu welcher pad Epiffopal- 
ſyſtem im wefentlichen in anerkannter praftifcher Geltung ſich befunden habe; es werben ferner 
glei zu Anfang verfelben die evangeliſchen Landeskirchen, je nachdem in ihnen der Territorialis- 
muß jegt geltend ſei, claffificirt, und es fleht unter venjenigen Staaten, wo das territorialiſtiſche 
Princip rein und ungebrochen durchgeführt ift, pie Freie Stadt Lübeck obenan (S. 2); es wird 
dann ferner auf S. 5 nochmals ausdrücklich verfichert, daß die territorialiftiihen Einrichtungen 
ältern und jüngern Datums jeien, daß aber Feine berfelben bis in dad 16. Jahrhundert hinauf: 
reihe. Nun erlaube id) mir dem gegenüber die Feine gefhichtliche Notiz, daß diejenige lübeckiſche 
Kirchenordnung, auf welcher dieſer territorialiftiihe Zufland beruht, aus dem Jahre 1531 
flammt, alfo eine ver älteften ift, die ed überhaupt gibt. So verhält es fi mit der gefhicht- 
lichen Unterlage diefer Anſicht. Die Unhaltbarkeit derfelben würde ſich ebenfalls ergeben, wenn 
man auf die Firhliche Regierungsweife derjenigen Fürſten im einzelnen eingeben wollte, bie wie 
der Landgraf Philipp von Heffen, ber Herzog Chriftoph von Würtemberg, der Kurfürft Auguft 
von Sachſen u. a., nach der Meinung Kliefoth's ‚ein rechtes kirchliches Regiment“ über vie 
Kirche ihres Landes geführt haben follen. Aber nicht blos ver Epiffopalismus, fonbern auch 
Zerritorialiäinug in, feiner ind einzelne auögebildeten Doctrin hat nur eine theoretiiche Exiſtenz 
gehabt, nur kam der Territorialismuß den wirklihen Zuflännen näher als ver Epiftopalismuß; 
eine oppofitionelle Richtung gegen das Beſtehende hatten beine Syſteme, der Epiſtopalismus 
wurde hervorgerufen durch die feit Ende des 16. Jahrhunderts fi ausbildende Orthodoxie, 
die Zeitrichtung, wonach es befonders auf reine Lehre ankam und dadurch der Lehrſtand in ven 
Borbergrund gerüdt wurde, der Territorialidmns mit der rationaliflifchen Zeitrihtung zuſam⸗ 
menbängend, richtete ſich theils gegen die Lehre des Epiffopalismus, theils gegen den Beſtand 
der wirkliden Zuflände; in ver Ausbildung wenigſtens, die derſelbe durch Thomaflus erhielt, 
fträubte er fi) nicht blos gegen die Herrſchaft des Lehrflandes, fondern gegen ein außgebehntes 
Kirchenregiment überhaupt. Übrigens iſt vie Zeitfolge der beiden Syfteme wol im allgemeinen, 
daß das Epiſkopalſyſtem vorangeht, das Territorialfgftem folgt, indeffen hat doch das letztere 
ſchon ſehr früh fich gezeigt und anderntheils das erſtere ſich in Zeiten hinein ausgedehnt, wo 
ganz anerkanntermaßen die Zuſtände anders waren; es wird eben zu allen Zeiten Cpiſkopaliſten 
und Territorialiften nebeneinander geben. Das würde nun aber dad Allerverfehrtefte fein, 
wenn man auf diefe brei Syſteme als auf die einzig gültigen alle kirchenrechtlichen Anſichten zu⸗ 
rückführen wollte, wie neuerdings durch indirecte Beweisführung dargethan ift, daß Richter 
nothwendig Collegialiſt fein müfle, da er weder Territoriafift noch Epiſkopaliſt fei; es find 
wol in den drei Syflemen die Grundzüge für bie drei Hauptſtandpunkte gegeben, aber jedenfalls 
muß man fie dann erſt der hiſtoriſchen Zufälligkeit entkleiden; auch Taufen fie vielfach ineinan⸗ 
der, die Geſtaltung bei den verſchiedenen Schriftſtellern iſt ſehr verſchieden, denn ſonſt könnte 
nicht darüber geftritten werben, ob jemand, wie dad z. B. Hinfichtlich Moſer's und Pufendorf's 
geſchieht, dieſem oder jenem Syftem angehöre. Es iſt auch erſt ſeit dem Ende des vorigen Jahr⸗ 
hunderts, daß die Syſteme dieſe beinahe kanoniſche Bedeutung erlangt haben, hauptſächlich 
durch Die Schrift von Nettelbladt: „De tribus systematibus“; er brachte auch erſft den Namen 
des Territortalfgftems auf; Böhmer hatte daſſelbe ſchlechthin das proteftantifche genannt. Die 
drei Syſteme haben jedenfalls nur eine rein theoretifche Bedeutung, etwa wie die Schriften des 
Hippolytus a Lapide und Severinus de Monzambano für die beutjche Reichsverfafſſung. 

4) Die Verfaflungsverhältniffe in ven Städten. Gerade in ven Städten hatte ſchon in 
den legten Jahrhunderten des Mittelalterd die Ausbildung ded modernen Staatöwejens dahin 
geführt, daß eine ziemlich weitgehende Teilnahme der ſtädtiſchen Obrigfelten an ber Aus- 
übung der Kirchengewalt gemonnen wurde. Die Entwicelung des deutſchen Stäbteweiend 
ift überhaupt prototypiſch geworden für die Entwickelung des deutſchen Staatsweſens. In 
Zeiten, wo es ein eigentliches Staatsbürgerthum in Deutſchland nicht gab, gab es doch wenig- 
ftend ein Stadtbürgerthum, und lange bevor die Segnungen einer Eräftigen, durch Rückſichten des 
allgemeinen Wohls geleiteten Stantögemwalt auf größere Banze ſich erſtreckten, hatte man verglei= 
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hen wenigften# innerhalb der ſtädtiſchen Mauern fchon gekannt, auch hat es ſich in der fpätern 
Zeit Hauptfächlich darum gehandelt, daß diejenige Stellung, welche die Bürger in den Städten 
fon damals einnahmen, fih auch erſtrecken follte auf die Bervohner des ganzen Landes. Die 
ſelbſtaͤndige Stellung der ſtädtiſchen Obrigkeiten in Eirhlihen Dingen hatte fih ſchon während 
des Mittelalters nicht blos auf die Freien Neichsftäpte bezogen, fonvern auch auf die bedeuten⸗ 
dern Territortalftäbte, die ja überhaupt, abgefehen von ver Betheiligung an ber Reichsregie⸗ 
rung, ben Freien Reichsſtädten faft völlig gleichſtanden, indem bei ver Zerfplitterung der Ter⸗ 
ritorialgetvalt vor Einführung der Primogeniturorbnung, noch dazu in Zelten, wo das Städte- 
weien in hoͤchſtem Aufblühen begriffen war, die Landesherren nicht im Stande geweſen waren, 
dieſelben ihrer wirffamen Negierungsgewalt zu unterwerfen. Cine folde Stellung gegenüber 
bem Landesherrn hatte 3. B. Braunſchweig, und gerade in Braunſchweig war ed aud der 
ſtaͤdtiſchen Obrigkeit gelungen, eine größere kirchliche Selbftändigfeit zu gewinnen; nicht blos 
war die Stadt ſchon 1255 durch Bapft Alerander IV. vom „Recht der Diöceſanbiſchöfe“ erimirt 
worben, wonad es dieſen, den Bifhöfen von Halberftabt und Hilbesheim, nicht erlaubt fein 
follte, ohne beſondern Befehl des päpſtlichen Stuhls die Ercommunication und dad Interbict 
über die Stadt zu verhängen, aud die Geiftlicgkeit der Stadt von mancherlei Leiftungen und 
Abgaben, fowie von aller Jurisdiction befreit wurde, ſondern es war auch nach langwierigen 
Berhandlungen 1394 fläbtifcherfeitd dur mehrfache Deputationen nad Rom durchgeſetzt wor⸗ 
den, daß bie Bürger nicht mehr verpflichtet fein follten, vor den außerhalb ver Stadt belegenen 
Sendgerichten zu erſcheinen, fondern daß die Stadt einen eigenen Official haben folle, ver 
die geiſtliche Gerichtöbarkeit im Namen beider Didcefen zu verwalten und nebft einer paffenben 
Wohnung einen anftändigen Gehalt von der Stadt zu beziehen haben follte ; die ſtädtiſche Selb⸗ 
ſtaͤndigkeit zeigte fich auch noch auf andern Punkten: die Pfarrherren ber fleben ſtädtiſchen 
Hauptkirchen mit einigen Prälaten bildeten die fogenannte Union, ohne deren @inwilligung 
in Kirchenſachen Feine Neuerung vorgenommen werben burfte, und Die namentlich die Strafge- 
walt über alle Priefter und Diener an ſtädtiſchen Gotteshäufern ausübte; fon im 12., ſpäte⸗ 
ftend zu Anfang ded 13. Jahrhunderts hatte die Bürgerſchaft das Recht erworben, die Haupt: 
priefter ihrer Pfarrkirchen felbft zu wählen, welde dann von der Herrſchaft als Kirhenpatronin 
dem betreffenden Biichof zur Sanction und nach erfolgter Zuflimmung von ihm mit der Kirche 
belehnt wurden; es Hatte ferner jeve Pfarrkirche zwei Bormünber, Alterleute oder Proviforen, 
weldge das Vermoͤgen des Gotteshauſes oder der ihnen anvertrauten Stiftung zu verwalten, die 
Kirchengebäude zu erhalten und die Koften des Gottesdienſtes zu bereiten hatten, der Nath 
übte darüber eine Gontrole; ferner hatte ſich ſchon felt 1318 die Stadt von jedem die Huldigung 
empfangenden Herzog die Zufage ertheilen laſſen, daß Fein Klofter oder Stift fernerhin angelegt 
werben ſollte; es beſchränkte auch hier das Geſez von der Todten Hand die Erpanfiondfraft der 
geiftliden Grundbefitzung; endlich war es der Stadt durch den fogenannten Pfaffenkrieg im 
zweiten Decennium bed 15. Jahrhunderts gelungen, da die Altern Stifte und Kloſterſchulen 
nicht mehr geeignet waren, Schulen einzurichten, die von der Stadt abhingen, und Die vorzugs⸗ 
weiſe für das praktiſche Leben vorbereiten follten. (Rehtmeyer, „Der berühmten Stadt 
Braunſchweig Kirchen⸗ und Reformationdhifkorte”, Braunſchweig 1707 —20, Th. 1, Kap. 1. 
Dürre, „Geſchichte der Stadt Braunſchweig im Mittelalter”, Braunfhweig 1861, ©. 370 fg., 
197 fg.) Ä \ 

So waren alfo namentlid in ven Städten die Berhältniffe durchaus dazu vorbereitet, daß 
dad Kirchenregiment von den Organen des bürgerlichen Gemeinweſens übernonmen werben 
konnte. In der That gelangte paffelbe allenthalben, wo überhaupt die Städte felbfländig gegen 
über ver Territortalgewalt auftraten, wo e8 überhaupt eine freie ſtädtiſche Verfaſſung gab, in Die 
Hande des Raths. Aber auch hier erſchien der Rath nicht als vornehmſtes Glied, als oberfler Bi: 
ſchof, ſondern lediglich in feiner Eigenſchaft als ſtädtiſche Regierungsbehörde, und deshalb findet 
es ſich durchgängig, daß auch vie übrigen Organe des Stadtregiments am Kirchenregiment 
theilgenommen haben. So zeigt ſich zunächſt Lei der Einführung ver Reformation eine ſehr 
weitgehende Mitwirkung ver gefammten Bürgerſchaft; die ftädtifhen Verhältniffe hatten ſich in 
den legten Zeiten überall demokratiſch geftaltet ; ſo wurden namentlich in Braunſchweig von ber 
gemeinen Bürgerſchaft ohne die Gildemeifter und Hauptleute noch gewifle Bürger gewählt, vie 
der evangelifchen Lehre zugethan waren und die „Verordnete“ genannt wurben, deren Aufgabe 
war, die Religionsfache bei dem Rathe zu treiben; es kamen außerdem noch die Bürger.aud allen 
Weichbildern auf ven Rathhäufern zufanımen und ließen durch ihre Verordneten dem Mathe Bor: 
Rellungen und Beſchwerden übergeben ;die von Bugenhagen verfaßte Kirchenordnung wird dann 
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vom Nathe nicht blos den Bildemeiftern und Hauptleuten, den gewöhnlichen Bertretern der Buͤr⸗ 
gerfehaft, zur Annahme übergeben, fondern e8 wird ausdrücklich gefagt, daß die ganze Stadt 
als Gemeinde dieſelbe angenommen habe. Ahnlich iſt es auch in andern Städten gegangen, in 
Reißnig, wo „Rath, Viertelmeiftev, Elteite und gemeine Einwohner der Stadt und Dörfer ein- 
gepfarrter Verſammlung und Kirchſpiels zu Leisnig‘ genannt werben; in Bafel, wo „Bürger- 
meifter, Eleiner und großer Rath, fammt ven Verordneten von und und gemeiner unferer Bür: 
gerfhaft ver Stadt Bafel, ſonderlich hiezu berufen‘, mitgewirkt Haben; in Göttingen, wo neben 
dem „Erbaren Rath‘ noch die „Bildemeifter, Seßmannen, Mittlere und ganke Gemeinde‘ er- 
wähnt werben, und wo ed am Schluffe ganz nach dem braunſchweigiſchen Vorbilde heißt, daß 
Math und ganze Gemeinde nachmals am Palmfonntag fi zur Annahme dev neuen Ordnung 
vereinigt hätten; in Soeft, wo. die Kirchenordnung Hefchloffen wurbe von dem „Erbaren wohl- 
wyſen Rabe, Olden Rabe, Twelfen, Olden Twelfen, Richtlüeden, Ampten und ganzter Gemeine‘; 
in Strasburg, wo ein ziemlich complieirter Modus einer Nepräfentation ver Zünfte flattgefun- 
den bat, in Roſtock, mo wenigftens die Kirchherren und Präpicanten mitwirken, in Northeim, 
wo ähnlich wie in Roſtock der anfängliche Widerſtand des Nathes erfi durch das energifche Auf- 
treten der Gildemeifter und Gemeine hatte gebrochen werden müffen; endlich auch in Elbogen, 
Nördlingen, Minden, wo neben Bürgermeifter und Rath noch die Betheiligung der ganzen Ge⸗ 
meinbe hervorgehoben wird. 

Die Verwaltung des ſtädtiſchen Kicchenregiments geftaltete ji dann im gewöhnlichen Laufe 
der Dinge, nachdem die Reformation befeftigt war, folgendermaßen: das oberfle Kirchenregi⸗ 
ment batte überall dev Rath, und zwar übte er daffelbe auch unmittelbar jelbft aus; eine be- 
jondere Gonfiftorialbehörde neben ihm findet fh nit. Der Rath hat namentlich Die legte Ent- 
ſcheidung hinfichtlich der Amterbeſetzung, der Lehre, der Kirchenzucht u. ſ. w. In Braunſchweig 
waren dieſe Befugniffe zunächſt bei dem Rathe der einzelnen Weichbilder, über ihnen ſtand aber, 
wie in andern Angelegenheiten, der ſogenannte Küchenrath, ein Ausſchuß ber Raäthe ver fünf 
Weichbilder, beftehenn vorzugsweiſe aus den fünf Bürgermeiftern, banady benannt, weil er ſich 
gewöhnlich auf der Nathoküche in der Neuftadt (zumellen auch auf der Münzſchmiede in der 
Altſtadt verfammelte ; diefe Behörde erfcheint fortwährend in ber Stellung eines hoͤchſten kirch⸗ 
lichen Organs für die ganze Stadt. Neben ven Rathe fommen dann in den meiften Städten für 
wichtige Dinge auch die Gildemeifter und Hauptleute in Betracht, die wie fie überhaupt einen 
Antheil an ver ftädtifchen Geſetzgebung haben, namentlich auch in ſolchen Fällen, wo e8 fh um 
kirchliche Rechtsſatzungen handelt, wirkſam concurrirten. Es findet ſich dann daneben eine gewifle 
Selbſtändigkeit der kirchlichen Bemeinden, wenigſtens bie Anfänge einer Organifation berfelben. 
Man hat oft genug auf den von Brenz verfaßten Entwurf einer Kirchenordnung der ſchwäbi⸗ 
ſchen Reichsſtadt Hall 1526 hingewiefen, wo int Intereffe ver Kirchenzucht verorhnet wird, daß 
von ber Obrigkeit würdige Gemeindeglieder beftimmt werben follten, „die Beflimmten von ber 
Obrigkeit, die mit dem Pfarrer die Zucht üben und Anträge an die Origkeit bringen follten‘ ; 
auch in Leiſsnig Hatte man 1523 unter Bilfigung Luther’8 eine Gemeindeorganifation im An= 
ſchluß an die Verwaltung des Kirchenvermoͤgens verſucht. Zu fehr erfolgreicher Wirffamfeit iſt 
eine ſolche Cinrichtung in Braunſchweig gelangt, wo nad ver Kirchenordnung von 1528 in 
jeber Gemeinde vier Vorfteher oder Schaglaftenherren von Rath und den Berorbneten ber Ge⸗ 
meinde zu wählen waren, unter denen je eine Rathsperſon fein foll; dieſe Kaftenherren er⸗ 
jcheinen Hier aber nicht blos als Die Organe der einzelnen Gemeinden, in welcher Eigenſchaft 
fie außer ver Bermögenöverwaltung namentlich das Recht haben, mit Zuflimmung bed Naths 
Prediger anzunehmen, fonbern die Kaftenherren murben aud in den wichtigern Angelegenhei- 
ten der einzelnen Weichbilder und ber ganzen Stabt von den Räthen der Weichbilder und von 
Küchenräthen zur Mitwirfung zugezogen; um nur eins hervorzuheben, fo wählte z.B. ver 
Küchenrath mit den Kaftenherren aus allen Weichbildern den Superintendenten und deſſen 
Coadjutor. Überhaupt follten vie Kaftenherren, fo hieß es ſchon in der Kirchenordnung, 
der Kirchen Väter fein; und fo bildeten fie fammt ben Prebigern das fugenannte General⸗ 
collogquium, eine Art Synode, die aber zu ihren Beſchlüſſen in wichtigen Dingen der Zu⸗ 
flimmung des Raths beburfte; fo verhaßt nun auch dieſe Einrichtung in den Zeiten ber 
überhandnehmenden Orthodoxie wurde, fo hielt fie fi doch bis ins 17. Jahrhundert hinein; es 
war lange Zeit hindurch vergebene, wenn vie Prediger klagten, daß ed otiosi conventus 
feien, und daß bie Politici Hiermit das Minifterium untertreten wollten, auch Sachen vorgelegt 
würden, dadurd einem ober dem andern das Blut warm gemacht würde; ver Rath hielt con- 
fequent darauf, Daß dad generale colloquium gehalten würde. Alfo au in den Städten hatten 
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die Geiſtlichen nicht das Regiment; nur belam bei dem Fehlen des Conſiſtoriums bie Ge⸗ 
ſammtheit ver Geiſtlichen unter dem Superintenbenten,, das geiftliche Minifterlum, die Befug: 
niffe, über gewiſſe Sachen gehört zu werben, Gutachten zu ertheilen; eigentlich bindende und in 
das Kirchenregiment eingreifende Befugnifie konnte das Colloquium namentlih in Braun 
ſchweig nicht faflen, und eö blieb ihnen alfo nichts übrig, um ihren Eigenwillen durchzuſetzen, 
als Aufflände anzuzetteln und mit ven fchlechteften Demagogenfünften zur größern Ehre Gottes 
auf die Leidenſchaften der Maffe zu fpeculiven, wie das — bie Geſchichte der deutſchen Städte 
während des 16. und 17. Jahrhunderts bietet reichliche Belege dar — in der That gefchehen if. 

5) Das landesherrliche Kirchenregiment außerhalb Deutſchlands. Das landesherrliche 
Kirchenregiment iſt nicht blos zur Geltung gelommen in Deutſchland, wo daſſelbe unterſchieds⸗ 
los in lutheriſchen und reformirten Landeskirchen mit Ausnahme ganz weniger reformirter 
Kirchenkreiſe, von denen unten die Rede ſein wird, Annahme gefunden hat, ſondern man kann 
geradezu ſagen, daſſelbe ſei uͤberall da zur Ausbildung gekoinmen, wo die beſtehenden Staats⸗ 
gewalten der neuen Lehre ſchützend und foͤrdernd entgegenkamen, ſowol in lutheriſchen wie 
in reformirten Ländern. So beſteht daſſelbe in England und in den ſkandinaviſchen Reichen; 
in allen dieſen Ländern liegt die Höchfte Kirchenregierung bei der oberften Staatögewalt, doch 
ift der Organismus der katholiſchen Hierarchie in feinen mefentlichen Beſtandtheilen beibehalten 
mworben, um die gewöhnliche Verwaltung zur Ausführung zu bringen; freilich bat ſich in Eng⸗ 
land fon unter @lifabeth eine Oppofltion dagegen gebilpet, die Partei ver fogenannten Non⸗ 
sonformiften, deren Tendenzen urfprünglich auf die Durchführung der Presbyterial- Synobal- 
verfaffung gerichtet waren, aus der dann aber die Partei der Indepenventen hervorging, die gar 
fein gemeinfames Kirchenregiment wollten, zu einer Umgeſtaltung ber Berfaffung der Staats⸗ 
kirche haben aber dieſe Beftrebungen bekanntlich nicht geführt; es find dann neuerdings in 
Schweden Verſuche gemacht worben, unter Beibehaltung des landesherrlichen Kirchenregi⸗ 
ments dem Laienelement durch Cinrichtung vom Synoden eine gewiffe Betheillgung an der Kir: 
chengewalt zu gewähren, doch haben dieſelben biäher noch zu feinem Reſultat geführt. Ganz 
ahnlich verhält es fih mit ben meiften Gantonen ver Schweiz, foweit irgenb der Einfluß 
Zwingli’d reiht, deſſen ganzes Veſtreben dahin ging, die ganze Kirchengewalt ber Obrigkeit 
zu überlaffen und feine neben dem Staate auftretende Kirchengewalt zu dulden; wie ſchweizeri⸗ 
ſchen Zuftände gleichen daher, abgeſehen von der Verſchiedenheit der Stantöform, den deutſchen 
ganz und gar, fle Haben namentlich mit den Verhältniffen in den deutſchen Städten die größte 
Ahnlichkeit, da ja die vepublitanifche Santonalverfaflung Häufig auf einer Stabtverfaflung be- 
ruht. Endlich muß noch bemerkt werden, daß in Deutfchland felbft ven: katholiſchen Landes⸗ 
Herrn die proteftantifche Kirchengewalt Über feine proteftantifchen Untertbanen beigelegt wurde, 
deren Ausübung man jedoch ſchon früh durch gewiffe Schranken zu begrenzen fuchte. 

HI. Die Presbyterial-Synodalverfaſſung. Die Presbyterial- Synodalverfaf- 
fung hat fi urfprüngli nur in veformirten Gebieten ausgebildet, und zwar läßt fich biefe Er- 
icheinung zum Theil auf einen dogmatiſchen Grund zurückführen. Nicht daß die Idee des all: 
gemeinen Prieſterthums in der reformirten Kirche zu einem ſtärkern Ausdruck gelangt wäre als 
in ber lutheriſchen; dagegen unterjcheinet jich die veformirte Auffaflung von der Iutherifchen 
durch eine ſtaͤrkere Hervorhebung des fogenaunten formalen Prineips der Reformation, durch 
jene im reformirten Kirchenweſen fo ſtark ausgeprägte Biblicität, infolge deren nicht blos in 
liturgiſcher Hinfiht, in Bezug auf die Form des Abendmahls, die Verwerfung ber Bilder, 
Tauffleine, Orgeln und aller Befltage, die nicht ausdrücklich in der Bibel erwähnt find, ein 
jo enger Anſchluß an den Wortlaut der Heiligen Schrift flattfindet, ſondern auch in rechtlicher 
Hinſicht in Bezug auf die Verfaffung die Normen ald maßgebend betrachtet wurben, bie in 
ver Ayoflelgefhihte und in den Pauliniſchen Briefen fi finden. und in denen allerping® bie 
Grundzũge eines presbytertalen Organismus enthalten find. Indeſſen es findet ſich diefe Zu⸗ 
rüdführung der veformirten Kirchenverfaſſung auf die Bibel doc nicht in Der ganzen refor- 
mirten Kirche, jondern nur und in ganz beſtimmten Gebieten verfelben, und e3.hat auch in 
der That neben jenem: bogmatifchen Grunde noch ein anderer gewirkt, ver fogar als der 
eigentlich treibende in dieſer Entwickelung anzufehen ift, dein e8 findet ſich dieſe Berfaflungd- 
geftaltung in ber veformirten Kirche nur da, wo auch noch dieſes andere Moment vorhan- 
den war. Vielfach iſt nämlich gerade der veformirten Kirche das Schidfal zu Theil geworben, 
„als Kirche unter vem Kreuze’ ſich erft in ſchweren Kämpfen gegen feindfelige Staatögewalten 
eine rechtliche Exiftenz erringen zu müflen; bie Propaganda bed Proteſtantismus unter den ro⸗ 
manifigen Nationen des weſtlichen Europa wurde faſt nur von reformirten Gemeinden, be⸗ 
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fonderd von Genf aus unternommen; Genf erigeint nah Ranke's Ausprud wie eine ktiegeriſch⸗ 
tellgidfe Mark an den Grenzen einer feindfeligen Welt zum Angriff und zur Vertheidigung. 
Indem nun die reformirte Kirche in jenen Ländern unter ſolchen Verhältniſſen fi ausbildete, 
fo blieb ihr gar nichts anderes übrig, aly ſich in einem preöbyterial-iynobalen Organismus zu 
geftalten, wie ja auch bie ältefte Kirchenverfaflung unter dem Drude einer feindſeligen Obrig⸗ 
feit in folder Form fich ausgebildet hatte. Indem nun weiterhin Die Kirche gegenüber ſolchen 
Staatögewalten ihre Selbftänvigfeit behaupten mußte, jo kam man jehr natürli dahin, zu 
erklären, daß diefe Kirchenverfaflung auf dogmatiſcher Nothwendigkeit beruhe, göttlichen 
Rechts fer, wie ſolche Erklärungen in einigen reformirten Symbolen allerdings fi finden. 
Im legten Grunde führte man aber dieſe Verfaſſung nicht ein, weil man ſie in der Bibel fand, 
fondern weil man fie für zweckmäßig und äußerlich nothwendig hielt, und überhaupt wurbe 
mit der Behauptung der Innern Nothwendigkeit dieſer Verfaſſung kein rechter Ernſt gemacht; 
man hätte dad auch nicht thun können, ohne gegen die oberſten Grundſätze des Proteflantismus 
zu verfloßen, der jebe Verfaflung für möglich hält, nur nieht eine foldhe, welche fi für nothwen⸗ 
dig ausgibt. Eine Bresbyterial-Synopalverfaflung möchte nor fo freifinnig fein, ſobald ernft- 
lich behauptet wird, daß diefelbe infolge eines Höhern Gebots gehalten werben müſſe, liegt darin 
eine größere Beſchränkung der proteſtantiſchen Freiheit als in einer noch fo engherzig eingerich- 
teten Gonfiftorialverfaflung. 

. Die gefhichtlihe Entwidelung der Presbyterial-Synodalverfafſung war nun in großen 
Zügen folgende: 

1) Der Begründer verfelben war Johann Calvin, der, was fehr bezeichnend ift, den 
erſten Plan zur Ausführung verfelben zu einer Zeit faßte, ald ex wegen ver Conflicte, in bie er 
bereitö Hei feiner frühern genfer Wirkfantkeit bei Gelegenheit ver Ausübung einer firengen 
Kirchenzucht mit der dortigen Staatsgewalt gerathen war, zu Strasburg in der Verbannung 
lebte. Sofort nad feiner Zurückberufung kam e8 zur weſentlichen Verwirklichung ſeiner Grund⸗ 
fäße in der vom Großen und Kleinen Rath und von der ordentlichen Generalverfammlung aller 
Bürger am 20. Nov. 1541 angenommenen Kirchenordnung, ben ordonnances ecclösiastiques 
de !’öglise de Geneve. Es gibt danach vier Stände oder Arten von Ämtern, welde von Bott 
zur Regierung der Kirche eingejept find, nämlich: Hirten, Lehrer, Altefle und Diafonen. Das 
Amt der Hirten beſteht Darin, das Wort Gottes zu predigen, die Sakramente zu fpenden und in 
Verbindung mit ven Alteften die Zucht zu treiben; fie werden von ven Geiftlichen gewählt, vom 
Magiſtrat mit Zuſtimmung der Gemeinde beftätigt. Der Stand der Lehrer beſteht theils aus fol: 
chen, die ſich auf dns theologiſche Lehramt vorbereitet Haben, theils aus den Lehrern der Volks⸗ 
Ihulen. Den dritten Stand bildeten die Alteften oder Verordneten (anciens, commis ou depu- 
tez par la seigneurie, ou oonsistoire) ; fie werden vom Kleinen Rath unter Zuziehung der Pre⸗ 
biger dem Mathe der Zweihundert vorgefihlagen, und zwar müſſen es gwei Mitglieder des Klei⸗ 
nen Ratb3 fein, vier vom Rath der Sechzig und acht vom Math der Ziveihundert; der Rath der 
Sechzig hat die Vorgeichlagenen zu beftätigen ober zu vermerfen; es müſſen in jevem Stabt- 
viertel einige wohnen, damit fie alles beffer übermachen innen, denn die Hauptpflicht dieſer Alte⸗ 
ften iſt es, auf ven Wandel eines jeven genau Acht zu Haben, und diejenigen, pie ſich etwas zu 
Schulden fommen laflen, dem consistoire anzuzeigen; nad einjähriger Amtsführung werben 
die Ülteften vom Kleinen Math entiweber entlaffen und durch andere erſetzt, oder wenn fie fi be⸗ 
währt. haben, für immer beſtätigt; es iſt alſo Die Lebenslänglichkeit das Normale. Das Conſi-— 
forium, wozu auch die Prediger gehoͤren, Hält wöchentliche Sitzungen unter dem Vorſitze eines 
ber vier Syndiken, und bier wird die Zucht bid zur Verhängung der Abſolution ohne weitere 
Einwirkung der Reglerung geübt, die vielmehr ihre aͤußere Mitwirkung zu gewähren hat. Der 
vierte Stand find dann endlich die Dinfonen, veren ed nach dem Brauch der alten Kirche zwei 
Klafſen gibt, Verwalter des Armenguts und Armen- und Krankenpfleger ; fie werben von den 
Ülteften vom Rath gewählt. In dieſer genfer Kirhenverfaffung find doch nun aber nur bie 
Keime zu der entwickelten Preobyterial-Synodalverfaſſung gegeben, mie fie dein auch niit den 
Grundjägen Calvin's keineswegs auf allen Punkten hatmonirt, dieſer vielmehr urtheilt, Me fei 
fo gut audgefallen, als e8 die Schwäche der Zeit eben zugelaflen habe. Bor allem liegt Hier 
blos eine Preöhgterialverfaffung ver, dagegen von fonobalen Elementen findet ſich feine Spur; 
das fommt daher: Hier in Genf waren wol auch Kämpfe zwiſchen Staat und Kirche geführt wor⸗ 
den, aber die Staatsgewalt ſtand doch ber Kirche nicht dogmatifch feinvlih gegenüber, und fo 
behielt ver Staat fein Kirchenregiment, ja ed wurden fogar bie zwoͤlf Alteften vom Großen und 
Kleinen Rath, und zwar blos aus ven Mitglienern des Kleinen Haths, ver Sechzig und Iunelbun 
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dert gewählt. Die Gemeinde erfheint zwar ald Gefammtperfon bei ven Predigerwahlen, wo fie 
die Zuftimmung bat, aber bei der Wahl der Alteften und ber Übung der Kirchenzucht kommt fie 
nicht in Betracht. Es wurbe dann zwar einige Jahre fpäter, 1527, nach voraufgegangenen 
Streitigkeiten ftaatöfeitig anerkannt, daß die bung der Zucht dem Gonfiftorium enpgültig zu- 
ftehen folle, e8 wurde ferner 1560 vom Rath ver Zweihundert beſchloſſen, daß künftig nad ge⸗ 
ſchehener Wahl die Namen ver Älteften der Gemeinde öffentlich bekannt zu machen jeien, 
theils damit ſie das zu Ihrer Amtsführung erforberliche Anfehen erlangen möchten, theild damit 
die Gemeindeglieder gegen vie Gewählten bei den Syndiken Binfprache erheben könnten, auch 
daB das Praͤſidialrecht ver Syndiken im Gonfifiorium aufgehoben werbe und von dem Kleinen 
Rath nicht mehr ald zwei Mitglieder zu Alteften gewählt werben ſollten; inbeflen das alles hatte 
nur den Erfolg, daß das Kirchenregiment im Laufe der Zeit immermehr in die Hände der 
Geiſtlichkeit (venerable compagnie) gerieth und die Älteſtenordnung ganz abhanden Fam, 
ſodaß erft in allerneuefter Zeit (1850) in der Heimat der Presbyterialordnung diefelbe von 
neuem hat eingeführt werden müflen. 

2) &3 war ganz nach dem genfer Vorbild, daß ſich die erſten reformirten Gemeinden in 
Frankreich, dem Baterlande Calvin's, eonflituirten; je mehr aber die Gemeindeordnung unter 
zeitweifer Gonnivenz der Staatögewalt um ſich griff, deſto mehr wurde eine weitere Organiſa⸗ 
tion ber Gemeinden nothwendig, und es iſt das Verdienſt der reformirten Kirche Frankreichs, 
die Ausbildung des Synodalverbandes herbeigeführt und dadurch dieſe Berfaflungsform erft 
zur Bollendung gebracht zu haben. Es war im Jahre 1559, als ſich angeſichts der dringendſten 
Gefahren Abgeoronete der conftituirten evangelifgen Gemeinden Frankreichs in Paris einfan- 
den, mit der Abflcht, fich über Lehre und Kirchenordnung auf Grund des göttlichen Wortes zu 
einigen. Auf diefer erften Nationalſynode (Borfonobe) kam fowol nad Glaubensbekenntniß 
als die gemeinfchaftliche Kirchenverfaflung für alle Gemeinven ber reformirten Kirche Frank⸗ 
reichs zu Stande. In dem Glaubensbekenntniß (confession de foy, confessio Gallicana) 
ift das Bekenntniß der Schriftlehre nach Calvin's Auffaffung enthalten und als Kennzeichen 
ver wahren Kirche nicht blos reine Lehre und rechte Sakramentöverwaltung, fondern auch 
das von Ghriftus gefliftete Regiment hingeftellt, als deſſen Elemente Baftoren, Altefte, Diako- 
nen bezeichnet werben. In der Kirchenordnung (discipline ecelesiastique) iſt nun hinſichtlich 
per Gemeinden nur dasjenige, was bereitö herkömmliche Ordnung war, zum Geſetz erhoben; 
das Gonfiftorium der Einzelgemeinde befteht demnach aus den Geiſtlichen, die durch das Conſi⸗ 
florium, und einer gewifien Anzahl von Aelteſten, die durch Selbflergängung ernannt werben; 
dieſes Sonfiftorium Hat nicht bloß die Kirchenzucht, ſondern alle pofitiven Gemeinderechte auszu⸗ 
üben; der Gemeinde ſelbſt fleht nur das negative Recht der Cinſprache zu. Zwar hat ein refor⸗ 
mirter Gelehrter in Bar, Sean Morelli, in einer eigenen Schrift diefes ariſtokratiſche Princip 
durch das demokratiſche zu verbrängen geſucht, indem er verlangte, daß die kirchlichen Wahlen von 
der ganzen Gemeindeverſammlung vorgenommen werben follten mitteld Abſtimmung aller ein⸗ 
zelnen; es zeigte ſich auch bereits von feiten mehrerer Gemeinden ein thatſächliches Zuwider⸗ 
handeln gegen die Kirchenordnung, indem man bei Alteftenwahlen einen um ben andern abftim: 
men ließ; indeſſen dagegen erhoben ſich nit bloß die angefehenften franzoͤſiſchen Geiſtlichen 
jener Zeit in eigenen Schriften, fondern au die Kirchengewalt nahm fi der Angelegen- 
heit ſehr energifch an, indem Morelli's Schriften als ketzeriſch verurtHeilt wurben, weil fie 
die ſchriftmäͤßige Verfaflung ver franzöſiſchen veformirten Kirche umſtießen; und In der That 
wurde auf diefe Weife das ariftofratifche Princip der Kirchenordnung in ſämmtlichen Ge⸗ 
meinden zur dauernden Anerkennung gebradt. Was dann bie Cinrichtung bes Kirchenregi⸗ 
ments über den Gemeinden betrifft, fo konnte ein ſolches gar nicht anders hergeſtellt werben, als 
wenn bie Gemeinden oder Gonfiflorien zufammentraten. Da nun die Alteften unentbehrliche 
Drgane des örtlihen Kirchenregimentö neben ven Pfarrern waren, jo mußten aud) Ältefte zur 
Syndde gezogen werden, und es entflanden auf biefe Weiſe zum erften mal aus Geiſtlichen und 
Weltlichen gemiſchte Synoden. Und zwar geſchah, was doch ja hervorzuheben iſt, die Ausbil⸗ 
dung dieſer Synodalverfaſſung nicht nad der beliebten Schablone „organiſchen Wachsthums“ 
von unten nach oben, man ſchritt nicht etwa von der Cinzelgemeinde zu einem fynodalen Ber: 
bande mehrerer Nachbargemeinden, von da aus zu Provinzialſynoden und enbli zu Landes⸗ 
fonosen, fonvern die Generalſynode war dad erfte ſynodale Kactum ; durch biefe eonflituirenve 
Synode wurben: dann als ſtehende Einrichtung mit Cinem Schlage General: und Provinzial- 
ſynoden eingeführt und endlich wurbe dann fpäter zwiſchen Gonfiftorium und Provinzialfunode 
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nochein Mittelglied, dad Colloquium, eingeſchoben; die Entwickelung war alſo von der erſten Ge⸗ 
neralſynode an ſtetig von oben nad) unten gegangen. Ferner galt anfangs durchaus nicht blos 
das bid auf die neuefte Zeit mit fo großer Vorliebe angemenvete Syſtem, wonach vie höhern 
Stufen des fynopalen Organismus nur durch Delegationen von feiten dev niebern gebilbet wer⸗ 
den follten; es war vielmehr urſprünglich die Generalſynode eine directe Vertretung fümmt- 
licher Einzelgemeinden ober Conſiſtorien geweſen, und zwar hatte aufangs bad weltliche Cle⸗ 
ment das geiftliche überwogen, nur bei Lehrfragen follten, wenn man ſich nicht einigen könnte, 
die weltlichen Mitglieder erfucht werben, ihre Stimmen auf eine ber ber Geifllichen gleichkom⸗ 
menbe Anzahl zu reduciren; fpäter wurde aber befhloflen, weil eine zu große Zahl von 
Geiſtlichen und Älteften auf der Nationalſynode hinderlich fei, künftig von jeber Provinzial- 
fonode einen oder zwei Geiftliche und ebenfo viel Alteſte als Abgeordnete zur Nationalſynode 
wählen zu laffen. Durch die Synodaleinrigtung war nun aber Feine fletige, ſondern nur eine 
periodifche Kirchenleitung gewonnen, denn in der Zwiſchenzeit zwifchen den Synoden gab es 
ein ſolches Organ nicht; man verwarf felbfl das Amt der Vifitatoren, aus Furt, daß fi dar⸗ 
aus ein ſtehendes Superintendentenamt entwideln könnte. 

Über die proteftantifhe Kirche Frankreichs und deren Berfaflung brach dann, nach wechfeln- 
den Schickſalen, unter Ludwig XIV. eine völlige Zerflörung herein; zwar gelang ed im Laufe 
des 18. Jahrhunderts den unglaublichſten Anftrengungen ber treu gebliebenen Anhänger des 
Proteſtautismus, den zerflörten Organismus in feinen Grunbzügen twieberherzuftellen, bie 
Kirchenverfaſſung zum zweiten mal im Kampfe mit einer feinbjeligen Stantögewalt aufzu- 
bauen; indeffen num erfolgte in Veranlafiuug ber Revolution dur dad Befeh vom 18. Ger: 
minalX (8. April 1802) durch die Staatögewalt eine Drganifation auf weſentlich veränberten 
Grundlagen. Das Geſetz unterfcheidet die reformirte und Iutherifche Kirche; was bie reformirte 
Kirche betrifft, To follen zunächſt die Gemeinden Conſiſtorien haben, in der Weife, daß je 6000 
Seelen dieſes Bekennmiſſes eine Confiſtorialkirche bilden; das Conſiſtorium foll außer dem Pfar⸗ 
rer aus ſechs bis zwoͤlf Alteſten beſtehen, welche auf die Amtsdauer von zwei Jahren zu wählen 
find, wobei ſowol das active wie das paſſive Wahlrecht von einem Cenſus abhängig gemacht 
wird; das Gonfiftorium Hat bei dieſer Cinrichtung im Grunde aufgehört Gemeindebehoͤrde zu 
fein, und wird vielmehr Kirchenbehoͤrde eines Diſtricts von 6000 Einwohnern; man fuchte fich 
nachher durch Crrichtung fogenannter Sectionsconfiftorien zu helfen, indem nan einer Gemeinde 
von 2000 Einwohnern ein eines Gonfifloriun gab und größere Gemeinden nad Kirchfpielen 
in Sectionen thellte, deren: Gonfiforien zufammen ein Generalconfifterium bieten. Ferner 
ſollten dann je fünf Gonfiftoriallirhen einen Synodalbezirk bilden, die Synode, weſentlich das 
ältere Colloquium, befteht aus den Geiſtlichen und einem Älteften jeder Gemeinde; fie flehen in. 
ihren Beratungen und Beſchlußfafſſungen unter einer fehr weitgehenden Kontrole der Regie⸗ 
rung ; ihre Gompetenz ift ziemlich beſchränkt; dieſe Synoden haben aber biöher nur auf deu 
Bapier geftanden ; es iſt wenigſtens nur ein einziges Beifpiel des Zuſammentritts einer ſolchen 
im Jahre 1856 befannt geworben; an einem weitern Gentralorgan über biefen Synoden fehlt 
ed ganz, man muß baher behaupten, daß vechtli mie thatſächlich ver Charakter der gegenwär- 
tigen reformirten Kirchenverfaſſung der Gongregationalismus iſt. In ganz ähnlicher Weife ha⸗ 
ben die Gemeinden Augsburgiſcher Gonfeifion ihre Lofalconfiftorten, von benen fünf zu dem 
Arrondifiement einer Inſpection fi vereinigen; zu den Berfammlungen berfelben ſendet jede 
Gemeinde die Geiſtlichen und einen Alteften, die wiederum aus ihrer Mitte einen flänbigen In: 
ſpector aus den geiftlichen Mitgliedern wählen. Endlich beftehen ald Hödfte Berwaltungsftellen 
zwei @eneralconfiftorien, deren Ganzes aus einem weltlichen Bräfidenten, zwei geifllihen In⸗ 
Tpectoren und einem Deputirten jeder Infpection gebildet ifl. 

88 find nun zwar nad der Julirevolution und dann im Jahre 1848 Verfuche gemacht wor= 
den, die Ginwirkung der Staatögewalt auf die Kirchenangelegenheiten wieder zu befeitigen und 
hinfichtlich der Organiſation felbft zu den Altern Grundſätzen zurückzukehren, doch hat man fich 
biöher über einen pofitiven Blan der Neugeftaltung noch nicht einigen können. 

3) Man Hatte fi in Schottland anfänglih in Betreff des Gotteßvienfled und ber Ber: 
faffung an bie Kirchenordnung gehalten, welche Die englifche Gemeinde zu Genf, wo John Knox 
eine Zeit lang Prediger geweien war, hatte entwerfen laffen ; es beauftragte dann ver Geheime 
Rath viefelben fünf Beiftlihen, die ſchon Dad Blaubensbefenntniß ausgearbeitet hatten, unter 
denen namentlih au Knor war, mit dem Entwurf einer Kirchenordnung. „Ste nahmen hier: 

Hei’, wie einer von ihnen fi ausorädt, „Teine Kirche in der Welt, ſelbſt nicht die in Genf, zum 
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Mufier“, ſondern ſchoͤpften ihren Entwurf lediglich aus der Heiligen Schrift; die Generalſynode 
(general assembiy), welche 40 Mitglieder flarf, worunter nur ſechs @eiftlihe, am 20. Der. 
1560 zufanımentrat, nahm denfelben im weſentlichen an ; von feiten des Geheimen Raths erfolgte 
zwar eine foͤrmliche Genehmigung nicht, Dagegen wurbe von ber großen Mehrzahl der Mitglieder 
deffeiben, von den Gäuptern der großen Familien des Landes und vielen zum Parlament gehö- 
rigen @belleuten und Grundherren am 19. Jan. 1561 das Ganze unterzeichnet. So entfland 
das „erſte Buch der Disciplin“ (first buik of discipline); e& find darin hauptſächlich nur die 
Grundzüge ber Bemeinbeorbnung enthalten, wie biefelbe filh bereit ausgebildet hatte; die An⸗ 
gelegenheit ber Ginzelgemeinden (congregation): follte danach von den Kirchenfitzungen der 
Pfarrer mit ven Alteſten und Diafonen (kirksession) geleitet werben; «6 liegen alio in ven 
Kirchenämtern der ministres, rulingelder, deacon ganz bie Calvin'ſchen Grundfätze. Die nä- 
bern Anordnungen hinſichtlich des Synodalweſens ergingen erſt dur die Generalſynoden 
der folgenden Jahre, indem zuerſt 1662 die Bildung von Provinzialſynoden, nachher 1579 
die Bildung von fogenannten presbyteries, colloques, Klafſenverſammlungen, beſchloſſen 
wurde. Erſt nachdem bie Königin Marie 1567 geflohen war, beftätigte das Barlament ſämmit⸗ 
liche feit 1560 zu. Gunſten ver. proteltantifchen Religion ergangenen Arte, und jo war nun erft 
die reformirte Kirche mit ihrer Presbyterial- und Synodalverfaſſung gejegli anerkannt, und 
zwar jeßt als alleinige Nationalkirche; nun kam es auch 1578, nachdem Anor bereits geftorben 
mar, unter bem Einfluß des Andreas Melville, der gleich Knox lange in Genf geweſen war, zu 
einer vollfänbigern Kirhenoranung, dem fogenannten second book of discipline, welches, 
namentlich feit e8 1592 durch ven König beftätigt war, either die anerfannte Norm des ſchotti⸗ 
ſchen Kirchenrechts gewefen iſt. 88 gliedert ſich demgemaͤß die Verfaſſung in die vier Stufen: 
Kirchgemeindevorſtand (kirksession), Kreiſsſynode (presbytery), welche ſich alle Monate 
verfammelt, Brovinzialfynobe (synod), welche zweimal jährlid zujammentritt, und General- 
ſynode (general assembiy)), welche jährlich einmal zufammentzitt; es beftehtdiekirksession aus 
dem ober ben Geiſtlichen und ven Alteften, die Alteſten werben auf Borfchlag bes Pfarrers von 
der kirksession felbft anf Lebenszeit gemählt; pad Preobyterium befteht aus ſämmtlichen Pfar- 
zen de®Bezirks und fo viel Lalenälteften als Pfarrer inder Gemeinde find, Die Provinzialſynode 
ans fanmtlidhen Mitglievern des Presbyteriums, die Generalſynode aus geiſtlichen und welt⸗ 
lien Akteften, die jedoch nicht von der Provinzialſynode, jondern von den Preöbyteriern gewählt 
werben. Auf dieſe Berfaffung hat neben dem genfer Clement namentlih das franzöfifihe Vor⸗ 
bito den größten Einfluß geübt, wie denn 3. B. das Presbyterium als Mittelftufe zwifchen kirk- 
session und Provinzialſynode erſt eingeführt wurde, nachdem auch in Frankreich das Colloque 
zur Ausbilvung gelommen mar, während freilich der Wirfungsfreis des franzoͤſiſchen Golloque 
vom f&ottifchen Presbyterium wefentlich verſchieden ift. Hinſichtlich des den Gemeinden ſelbſt 
regelmäßig zugeſtandenen Wahlrechts bei Beſetzung der Pfarrſtellen und auch hinſichtlich der 
unbedingten Gleichſtellung der Alteſten mit ven Pfarrern gebt die ſchottiſche Verfaſſung über 
Calvin's kirchliches Syſtem und über Die franzoͤſiſche Kirchenordnung hinaus. 

Diefe Verfafſung ſollte dann zwar, nachdem bie Stuarts in England zur Regierung gelangt 
waren, zu Gunfien der englifchen Epiffopalverfaflung abgeihafft werden, und bereits war dies 
unter Jakob I. und Karl I. zum guten Thell gelungen , ald dann gerade über die kirchliche Frage 
die Revolution ſich entzündete, und nun fogar ver Verſuch gemacht wurde, nachdem die Invaſion 
der mglifgen Kirchenverfaſſung in Schottland zurückgewieſen war, die fhottifge in England 
zur Geltung zu Bringen, wo ja feit den Anfängen der Reformation einzelne Regungen zu Gun⸗ 
ſten derfelben zu Tage getreten waren. Wirklich wurde auf Grund ber Berathungen der aus 
ſchottiſchen und engliſchen Mitgliedern beftehenden Weftminfterverfammlung durch Parlaments⸗ 
beſchluß von 1646 die Presbyterlal⸗Synodalverfaſſung in England eingeführt, wobei jedoch bie 
Iegte Entſcheidung in kirchlichen Dingen ver Staatsgewalt verbleiben follte. Abgefehen von den 
Judependenten und anbern Sekten, wurde biefe Berfaffung bis zur Neflauration 1660 als bie 
techtögältige für England betrachtet, während thatfächlich eine große Verwirrung befland. Mit 
der Reſtauration wurde fle dann zwar in England wieder aufgehoben, dagegen für Schottland 
hat die auf der Weſtminſterſynode zu Stande gelommene Berfaflung eine bleibende Bebrutung 
gehabt; und wenn bald nachher noch einmal ſchwere Zeiten über die ſchottiſche Kirche herein⸗ 
brachen, ſo hat doc; Wilhelm I. 1690 ven Rechtözuſtand von neuem gefeftigt; und als unter 
Königin Anna 1707 die Anton Schottlands mit England zu Stande kam, fo wurde doch Dur 
eine beſondere Sicherheitsacte die beftändige Aufrechthaltung der ſchottiſchen Airhenverfaflung 
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gewährleiftet, dem britiſchen Parlament jebe gefeggeberijche Befugniß in fhottifchen Kirchenan⸗ 
gelegenheiten abgeſprochen. 

4) In den Niederlanden hatte ſchon fruh die Calvin'ſche Richtung namentlich in den ſüdlich 
an Frankreich grenzenden Provinzen Eingang gefunden, und auch die Berfaffung war, zumal ba 
Die Kicche einer ganz feindfeligen Staatögewalt gegenüberftand, in dieſem Sinne ausgebilvet wor⸗ 
den. Als nun aber die proteflantifchen Stände der Provinzen mit dem Statthalter fi ver Staats⸗ 
gewalt bemächtigten, da wurbe auch fofort von den Obrigkeiten dad Recht der Kirchenregierung 
in Anfprud genommen, wobei man fih auch auf die in den nörblien deutſchen Provinzen 
großentheils herrſchende Zwingli'ſche Auffaffung fügen Eonnte. Darüber entbrannte ein heftiger 
Kampf, ver zuerfl zwiſchen den Staats⸗ und Kirchengewalten deö gangen Landes, und ald er hier 
nicht zum Austrag gebracht werben Eonnte, auf dem Boden der einzelnen Provinzen geführt 
wurde. Es hatte nämlich bereit8 1575 Wilhelm von Dranien nebfl ven Staaten von Holland 
und Seeland und deren Bundedgenoffen eine Kirchenordnung in 40 Artikeln aufgeflellt, worin 
zwar bie vier Amter als ſchriftmäßig anerfannt waren, aber doc) vie Kirchengewalt ber Obrig⸗ 
keit unter dem Beirat der Geiftlichkeit übermwiefen wurde; es ſollte nämlich die Anftellung der 
Geiſtlichen unter Beirath der Prediger durch die Regiftratoren erfolgen ; auch die Alteften joll- 
ten durch die Ortsobrigkeit ernannt werden, bie weltliche Gewalt die letzte Entſcheidung über die 
Kirchenzucht haben. Eigentliche Synoden gab es nicht; es ſollten blos Conferenzen der Geiſtlichen 
zur Ausübung der Kirchenzucht ſtattfinden; in der Begründung war geltend gemacht, daß von 
jeher gottesfürchtige Obrigkeiten dad Recht, kirchliche Verordnungen zu erlaffen, gehabt hätten, daB 
es überhaupt höchſt bevenklich fei, wenn in einem und demſelben Gemeinweſen zweierlei Obrigkeit 
beftände. Diefe octroyirte Kirchenordnung blieb aber auf dem Bapier. Statt deffen verfuchte eine 
nieverländifche Nationalſynode, die Calvin'ſche Presbyterial-Synobalordnung zur Geltung zu 
bringen; allein fo wenig die Kirche die 40 Artikel des Prinzen von Dranien angenomnıen hatte, 
jo wenig ließ jet der Staat die Beichlüfle der ohne Erlaubniß ver Generalſynode gehaltenen 
Synode gelten. Der Streit ging auf diefe Weife noch eine Zeit lang refultatlos fort; es 
wurde im Laufe deffelben zu Leyden dad berühmte Wort geſprochen: „lieber die fpanifche In= 
quifition ald die genfer Kirchenzucht“; er nahm dann zu Anfang des 17. Jahrhunderts dadurch 
eine neue Stärke an, daß ſich mit der Eirchenpolitifchen Differenz eine dogmatiſche verband, wie 
beides in den Barteigegenfägen ded Arminius und Gomarus, von denen der eine zwingliich, 
der andere calvinifch gefinnt war, zu Tage trat. Damals gingen viele kirchlichen Parteigegen⸗ 
füge zugleich in politifche auf, indem die Häupter ver municipalen Oligarchie, die Staatdmän- 
ner der Provinzial: und Generalflanten, an deren Spige vornehmlich der Admiral Johan v. 
Oldenbarneveldt fland, ed in der Regel mit ven Arminianern hielten, während die Demokraten 
und mit benfelben die der Dligarchie abholden Statthalter, die Prinzen Morig von Dranien 
und Wilhelm Ludwig von Naſſau, die Salviniften begünftigten; man nannte baher bie Armi- 
nianer aud) Staatögefinnte, im Gegenſatz gegen vie Freigelinnten ; auch hießen jene wol die poli- 
tifchen Geufen, dieſe die genfiſchen Geufen. Endlich trugen auf der berüchtigten Synode in 
Dordrecht 1619, die übrigens auch von der reformirten Kirche des Auslandes beſchickt wurde, 
die Gomariften einen Sieg davon; der Führer der arminianifhen Partei, Oldenbarneveldt, 
wurde enthauptet, und ein anderer ſehr energijcher Vertheidiger des ſtaatlichen Standpunkts, 
Hugo Grotius, der deshalb auch unter den Vertheidigern des Territorialſyſtems aufgeführt 
wird, wurbe ins Gefängniß geworfen ; ex hatte jich befonbers in einer vor dem Magiftrat von 
Anfterdam 1616 gehaltenen Rede ausführlich in dieſem Sinne ausgeſprochen; feine Schrift 
„De imperio summarum potestatum circa sacra‘ ift erft nad feinem Tode herausgegeben. 
Indeß, eine allgemeine einheitliche Kirchenordnung für dad ganze Land fam dennoch nicht zu 
Stande, indem die Generalſtaaten der zu Dordrecht befchloffenen Kirchenordnung die Genehmi⸗ 
gung verfagten, nur in ben Provinzen Vitrecht und Geldern wurde fle unter gewiffen Modifica⸗ 
tionen angenommen. Jede Provinz erließ ihre Kirchenordnung nach Belieben ; ed gab von 1619 
big 1795 im Grunde fieben kirchliche Republiken in den Niederlanden, zwijchen venen gar 
fein gemeinfames äußeres Band befland. Die Synovalverfaffung herrfchte übrigens mit Aus= 
nahme Seelands in allen Provinzen, auch die Presbyterialverfaflung in allen mit Ausnahme 
einiger Gemeinden, welche nur Dinkonen, aber keine Alteften Hatten. Die Alteflen führten, von 
der Gemeinde gewählt, ihr Amt meift zwei Jahre; über dem Kirchenrath der Eingelgemeinde 
ſteht die Klaſſenverſammlung, gebilvet aus einem Prediger und Alteften jeber Gemeinde; Ile 
wählten für die geiftliche Provinzialſynode je zwei Prediger, aber nur einen Alteſten; bie jähr— 
liche Bifttation jeder Gemeinde durch zwei bis drei von der Klaffe damit beauftragte Prediger 
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war eine Abweichung von der jonfligen reformirten Sitte und eine Annäherung an das luthe⸗ 
zifhe Superintendentenamt; die Provinzialfonode ernannte zur Geſchäftsbeſorgung gewiſſe 
„Deputirte“ mit befchränkter Vollmacht. Der Einfluß des Staats war in den verſchiedenen 
Provinzen verſchieden. Infolge ver Staatsumwälzung 1795 ging dann dieſe Kirchenverfaffung 
in Trümmer; es folgte eine Zeit allgemeiner Confuflon, und erſt nad der Errichtung des 
Königreichs der Niederlande fand dur die Kirchenorbnung von 1816 ein Wiederaufbau flatt. 
Danach wurden theild für die Provinzen gleihmäßige Einrichtungen getroffen, im weſentlichen 
nad den frühern Grundfägen, theil aber erhielt nun vie Landeskirche in der Landesſynode bie 
lange vermißte Einheit; ein weitgehender Einfluß der Staatsgewalt war aufrecht erhalten wor⸗ 
den. Nach mehrjährigen Verhandlungen fam dann aber unter Aufhebung des Grundgeſetzes 
von 1816 im Jahre 1852 eine neue Kirchenverfaflung zu Stande, welche fi von der frühern 
namentlich durch eine größere Berückſichtigung des weltlichen Elements unterfcheibet. 

5) Aud im oͤſtlichen Europa Hatte die Presbyterial: Synopalverfaflung mit der Ausbrei⸗ 
tung des Proteflantiemus Eingang gefunden. Bereitd vor der Reformation finden ſich Die 
Keime derfelben in der böhmijchen Bruberunität, einer Partei der Huffiten, die fi Mitte des 
15. Jahrhunderts von den Balirtinern getrennt hatte. Als diefe dann ein Jahrhundert ſpäter in⸗ 
folge des Schmalkaldiſchen Kriegs ihre bisherige Heimat in Böhmen und Mähren verliefen und 
namentlih nad Polen einwanderten, fo waren auch dort bereitö die Grundzüge dieſer Ver⸗ 
faffung unter ven damals fehr zahlreichen polnifchen Proteſtanten ins Leben geführt; die lang⸗ 
wierigen Berhandlungen über die Einrichtung der Berfaflung führten endlich auf der General: 
ſynode zu Rrafau, 1573, zu einem Abſchluß; jede der drei polnifhen Provinzen (Broßpolen, 
Kleinpolen, Litauen) wurden unter einen geiftlichen Oberälteften geftellt, welcher auf Lebens: 
zeit von den Alteften erwählt wurbe; jede Provinz zerfiel in Diſtricte; an ver Spige eines jenen 
fanden geiftliche und weltliche Kitefle, deren Amtsbauer von Synode zu Synode reichte und bie 
in der Synode gewählt wurden; der Schwerpunkt ver Verwaltung lag in ben Synoden, bie in 
jedem Diftriet einmal zufammentraten und auf denen, außer den Beiftlihen, alle Mitgliever 
der Gemeinde Zutritt, aber in Angelegenheiten des Glaubens und ver Lehre ausſchließlich die 
Geiſtlichen Stimmrecht hatten; jährlich einmal wurde die Provinzialſynode gehalten, auf ber 
jeder Bezirk durch zwei Geiftliche vertreten war und außerdem noch vier Weltliche aus der ganzen 
Provinz Sig und Stimme hatten. Es iſt ganz bezeichnend, daß ungeachtet diefer ausgebilde⸗ 
ten Syunobalorbnung von Presbyterialeinrichtungen nur wenig Spuren fi finden, denn bie 
Polen lebten das Zwanglofe zu fehr, um ſich mit dent Ernſt der Galvin’fchen Gemeindeordnung 
zu befreunden ; um jo mehr fagte ihrer ariftofratifch = republifanifchen Neigung dad Synodal⸗ 
inftitut zu, ver Adel fland dabei in ven Vordergrunde. Aud blieben Die drei Provinzen auf echt 
polnische Weife voneinander unabhängig, wenigſtens kamen Generalfonoden nur fehr felten zu 
Stande. Überhaupt gerieth in Polen mit dem Kortfchritt ver Gegenreformation die ganze Ver⸗ 
faffung in Berfall. Endlich in Ungarn war die Presbyterlal = Synobalverfaflung fowol in dem 
Iustherifchen rote reformirten Gebiete gleichfalls eine natürliche Frucht des feindfeligen Berhält- 
niſſes zu der Staatögewalt, die fih nad langen Kämpfen dazu bequemen mußte, den ungari- 
ſchen Proteftanten in förmlichen Friedenoſchlüſſen eine Anerkennung ihrer Exiſtenz zu gewähren; 
über den Binzelgemeinden bildeten fi Diftrietualconvente, und damit war für die Helvetiſche 
Confeſſion die Drganifation abgeſchloſſen, während für Die Augsburgiſche noch eine Oberleitung 
in dem Generalinfpectorat zu Peſth beſtand; wol nirgends war die Theilnahme des Laienele⸗ 
ments an ber Kirchengewalt fo durchgeführt wie gerade hier in beiden Confeſſionen, man wird 
jedoch darin weniger einen Ausdruc des gerade Hier beſonders lebendig gewejenen Gedankens 
des allgemeinen Prieſterthums fehen dürfen, als vielmehr eine natürliche Folge der thatfädy: 
lien Zuſtände, indem die Magnaten, die gerade vorzugsweiſe bei der Kirchenregierung betbei- 
ligt waren, in ähnlicher Weife wie die Landesherren in Deutſchland jih bleibende Berdienſte 
um die Griftenz der proteftantifhen Kirche Ungarns erworben hatten. Diefe ganze Kirchen- 
verfaffung wurde dann durch eine Haynau'ſche Verordnung vom 10. Febr. 1850 aufgehoben 
und ein militärisch: bierardhifcher Organismus an die Stelle gejegt. Zwar fand ſchon im Jahre 
1854 in einigen Punkten eine Rückkehr zu den frühern Verfaflungsverhaltnifien flatt und es 
wurde denn behufs einer definitiven Regulirung diefer Angelegenheit durch Mintfterialerlag 
vom 21. Aug. 1856 der Entwurf einer neuen Kirchenordnung ven Superintendenzen zur Be⸗ 
gutachtung mitgetheilt. Gegen diefen Entwurf aber, der in Deutfchland von feiten der kirch⸗ 
lichen Liberalen (Hafe, Schenkel) mit höchfter Befriedigung aufgenommen wurde, haben fih in 
Ungarn die amtlihen Gutachten auf das fhärffte ausgeſprochen. Und ziwar ganz mit Recht 
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ebenfowol aus formellen wie aus materiellen Gründen; denn einerfeits fleht ven Kaifer von 
Öfterreih gar nicht das Recht zu, eine Initiative im diefer Angelegenheit zu ergreifen, denn 
das würde weit über die Befugnifle ver Kirchenhohelt hinausgehen, vie Autonomie der unga= 
tifhen Kirche dadurch lüdirt fein, man würde wol einzelne Freiheiten gewinnen, aber mar 
würde die Freiheit felbft aufgegeben haben; andererſeits konnte aber auch der Inhalt dieſes 
Entwurfs im Hinbli auf dasjenige, was man fonft Hefeflen Hatte, keineswegs befriedigen, 
indem namentlid die Einmiſchung ber Öfterreihifchen Staatöregierung dadurch befefligt wer- 
den ſollte, daß die Errichtung eines k. k. Oberkirchenraths, dem wirflich regimentliche Attribu- 
tionen beigelegt waren, projectirt wurde; auch war das Laienelement gegen früher zurüdige- 
drängt. Trotzdem kam ed zu dem Patent vom 1. Sept. 1859, worin die Orbnung der unga= 
riſchen Kirchenverhältnifie auf deffen Grundlage befohlen wurde; daſſelbe hat aber bisher, mie 
es rechtlich nichtig iſt, auch nicht in thatfächliche Wirkſamkeit gefegt werben können. 

6) Bon Polen ber wurde durch den von dort geflüchteten Johann Lasky die Presbyterial⸗ 
verfafjung auch nad) Deutfchland verpflanzt; er hatte fi 1540 unweit Emden in Oſtfriesland 
niedergelaflen, und wurde bald von der dortigen Regierung in Kirchenſachen um Rath gefragt, 
welche um fo ſchwieriger waren, als die Luther'ſche und die Zwingli'ſche Reformation in Oſt⸗ 
friesland zufammenftießen; er übernahm 1542 das Amt eines Superintendenten von Oſtfries⸗ 
land und fegte 1544, drei Jahre nah der Gründung ber Calvin'ſchen Kirchenordnung, die Ein- 
führung eines Presbyteriums in Emden dur, beſonders im Interefle der Kirchenzucht; auch 
wurden bon ihm zur Erhaltung riftlicher Eintracht Synoden der Geiſtlichkeit, „‚geiftliche Gö- 
tus“, wöchentlihe Zufammenfünfte der Prediger der oſtfrieſiſchen Landſchaft, errichtet. Als 
dann in Oftfriedland 1549 dad Interim eingeführt wurbe, begab ſich Lasky nad London und 
wurde 1550 Superintendent der 1544 nad England geflüchteten evangelifhen Nieberländer, 
die bisher nur ihren Privatgottesbienft hatten Halten vürfen, durch Eduard VI. aber 1550 als 
befondere Gemeinde anerfannt waren. Die „chriſtliche Gemeinde der Fremden in London‘‘ 
theilte fih zwar in die deutſche und franzöflfhe (walloniſche) Gemeinde, ſodaß jede an einem 
bejondern Orte ihren Gottesdienſt in der Mutterfprache hielt, auch in Binzelheiten der Liturgie 
und Verfaſſung fi unterſchieden, dod wurde durch woͤchentliche Verſammlungen der Geiſt⸗ 
lichen und Weltlichen auch die Einigkeit aufrecht erhalten. Die franzöſiſche Gemeinde hatte die 
frühere Kirchenordnung angenommen, für die deutſche verfaßte Lasky nach dem Vorgange der 
legten und der Embener eine neue. Diefe Kirchenordnung, welche in deutſcher Bearbeitung 
1565 zu Heidelberg gedruckt wurde (‚‚Forma ac ratio tota ecclesiastici ministerii in peregri- 
norum potissimum vero Germanorum ecclesia instituta Londini in Anglia, Jo. a Lasco, Po- 
loniae barone”, London 1550), unterfcheidet fi von allen andern Kirchenorbnungen, die 
wir biöher kennen gelernt haben, durch eine noch ſchärfere Geltendmachung der völligen Gleich⸗ 
Heit zwifchen Geiftlihen und Laien, und namentlich durch eine Eräfttgere Durdyführung der Ge- 
meinberechte gegenüber ven Befugniffen des Presbyteriums; während die übrigen reformirten 
Kirchenordnungen ariftofratifchen Charakter Hatten, fo hat biefe einen demokratiſchen. Unter 
den Alteſten“ ſind etliche, die in Wort und in der Lehre arbeiten, die andern Alteſten, welche 
den Dienſt des Worts und der Lehre nicht verſehen, ſtehen ven erſtern mit Rath und Hülfe bei, 
das, Anıt der Älteften und der Diener des Woris iſt „gaͤnzlich einerley”. Gewählt werben Die 
Alteften, Prediger und Diakonen durch ſchriftliche Abftimmung ver Gemeindeglieder, worauf 
bie Prediger, Altejten und Diakonen die gefammelten Stimmen der Gemeinde „befehen’ und 
den nach ihrer Überzeugung Tauglichſten durch Vereinigung unter fi) wählen; die Gemeinde 
hat doch alfo wenigſtens eine Mitwirkung bei der Wahl aller ihrer Amtöträger,, wenn fie auch 
fein unbedingtes Wahlrecht hat. Die Brenidengemeinden in London nahmen dann zwar in den 
Verfolgungen ver katholiſchen Maria ein Ende, aber die in ihrer Kirchenordnung enthaltene 
Hortbildung des preöbyterialen Weſens blieb darum nicht fruchtlos, fie Hat vielmehr gerade in 
Deutſchland eine Stätte gefunden. Die aus London vertriebenen belden Gemeinden und Lasky 
ſelbſt fanden namentlih in Frankfurt eine gaftlihe Anfnahme, 1555; in der Kirchenordnung 
der franzöftfchen (walloniſchen) Gemeinde zu Frankfurt, von ihrem Superintendenten Bolanus 
verfaßt, ift die Wahl ver Alteften fo geordnet: der Kirchenrath ſchlägt Doppelt foniel Männer 
vor, als Älteſte zu wählen find, auf Grund dieſes Vorſchlags wählt die Gemeinde. Um biejelbe 
Zeit waren bereit3 1545 die erften evangelifchen Nieverländer vor ver blutigen Verfolgung 
Karl's V. nad Wefel im Herzogthum Kleve geflüchtet, vie jedoch keine eigenen Gemeinden bilden 
durften: eine zweite verftärfte Einwanderung nicht blos aus den Nieverlanven, fondern auch 
aus Sranfreih und England, worunter Mitglieder der londoner Fremdengemeinde, fand nad 
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Weſel und andern. vheinifhen Städten in ben Jahren 1558 und 1554 ſtatt, infolge deſſen ging 
Weſel felbft zur reformirten Kirche über und die ausländiſchen Flüchtlinge konnten fi unge: 
Hindert nad) ihren kirchenrechtlichen Grundſätzen einrichten; als dann 1567 der Herzog v. Alba 
feine Verfolgung in den Niederlanden begonnen hatte, folgte die dritte nach Tauſenden gezäßlte 
Ginwanderung von dorther in die Städte des Nheinlandes. Die Fremdlinge conflituirten fich 
nun zu Gemeinden, fühlten aber auch das Bedürfniß eines Zuſammenhalts, den ſie ſich fofort durch 
Synoden gaben ; bereit 1568 waren 46 Prebiger und Altefte von etwa 20 Gemeinden aus 
Holland, Slandern, Seeland, Oftfriesland, Geldern, Frankfurt u. |. w. zu der Synode in Wefel 
zufammengetreten , die indeß nur eine vorbereitende Conferenz var und deren Beſchlüfſen (acta 
synodi Wesaliensis) im weſentlichen die londoner Kirchenordnung von Lasky zu Grunde lag, 
theilweife mit den Einrichtungen ver londoner Wallonengenieinde combinirt, aber auch ber 
Mitwirkung einer reformirten Obrigfeit für.andere Zeiten eine Stelle offen laffend, was ja ver 
in Genf thatfächlich beſtehenden Verfafiung entſprach. Die beabfihtigte förmliche Synode wurbe 
dann im Ortober 1571 zu Empen gehalten, die Hauptaufgabe verfelben war eben, eine geglie- 
derte Verbindung der Gemeinden herzuftellen; e8 wurden daher im unverfennbaren Anfchluß 
an die Einrichtungen der franzöfifhen Kirchenordnung die Stufen der Klaffenconvente, Pro⸗ 
vinzialſynoden und eine Generalſynode angeorbnet; die Klaffenconvente (Duartierzufammen- 
Fünfte) follten viertel: oder halbjährlich ſtattfinden; die Provinzialfynoden follten jährlich ge- 
Halten werden und durch die Duartierverfammlung durch zwei Geiſtliche und zwei Älteſte be: 
ſchickt werben; folder Provinzen gab es drei, nämlich Deutſchland und Oſtfriesland, Nieder: 
land, England, die deutſche Provinz Hatte ald Quartier das Pfälziſche (etwa ſechs Genein- 
den), das IShlihfhe (Köln, Aachen, Maftriht, Limburg, Neuß), das Kleviihe (Wefel, Em: 
merich, Herch) und dad Emdenſche; alle zwei Jahre follte eine Beneralfynode flattfinden, 
deren Mitglieder nicht von den Duartieren, fondern von der ganzen Provinz, wahrjheinlid 
der Provinzialfynode, erwählt wurden. Während des 16. Jahrhunderts ift dann außer in 
der Pfalz und mehreren zu der jegigen preußiichen Rheinprovinz gehörigen Gebieten auch in 
einem Theil des meftfälifchen Kreifes und in Naflau die Preöbyterial-Synodalverfaffung ein: 
geführt worden; es Hatte namentlich ver Graf Arnold von Tecklenburg nicht nur die reformirten 
Bekenntniſſe in feiner bis dahin Iutherifchen Graffchaft eingeführt, ſondern auch Im Intereffe ver 
Kirchengerichte die Einführung von „Seniores oder Eiteflen” in jever Gemeinde befohlen; zur 
Synodalverfaflung wurde dieſe Gemeindeordnung erſt im 17. Jahrhundert entwidelt; aud in 
Naffau wurde gegen Ende des 16. Jahrhunderts die Iutherifche Reformation durch die Calvini⸗ 
flen verbrängt, und bald darauf Durch die Synode von Herborn 1586, woran Beiftlihe aus Naſ⸗ 
fau, Wittgenftein, Solms und Wied theilnahmen, die Presbyterial-Synodalverfaffung in bin⸗ 
dender Form eingeführt. Seit 1609 führten evangelifche Fürften, Iohann Sigismund von 
Brandenburg und Wolfgang Wilhelm von Pfalz Neuburg, über die jülich = Elevefchen Länder 
die Regierung; fie übernahmen dur Neverfalien vie Pflicht, die hisherige Autonomie der 
Kirche zu erhalten, drückten alfo den bisher thatſächlich beſtehenden Verhältnifien ven Stempel 
rechtlich fanctionirter Ordnungen auf. Nun begründete aber aud die Reformation in den 
Rheinlanden, nachdem fie früher ihren Mittelpunkt im Auslande gehabt hatte, auf ver erften 
Generalſynode zu Duidburg 1610 eine unfaflende Verbindung unter ji, wodurch die vefor: 
mirten Kirchen der Landſchaften Jülich, Kleve, Berg, wozu 1611 aud die Grafſchaft Mark trat, 
in gemeinfamer Verfaffung zulammengehalten werben follten. Die Generalſynode hatte dem⸗ 
nad hier die eigenthümliche Bedeutung, Gemeinden, welche unter verſchiedenen Landesherren 
ſtanden, und fogar unter confefilonell verjhievenen, denn die Pfälzifchen waren nad wenig 
Jahren zum Katholicismus übergetreten, in fteter Verbindung und organifirter Einheit zu er- 
Halten. In jenen Gegenden hatte nun aber nicht bloß die veformirte Kirche, ſondern es Hatten 
auch zahlreiche Iutherifche Gemeinden vie vollftändige presbyteriale Gemeindeordnung ange: 
nommen, während fie früher zwar auch Synoden hatten, aber doch nur bloße Geiſtlichkeits— 
ſynoden, wie ſolche auch fonft in der Iutherifchen Kirche vorlommen. Endlich ift noch zu erwäß- 
nen, daß ſechs Eleine reformirte Gemeinden, in Hannover, EPlle, Göttingen, Münden, Braun: 
fhweig und Bückeburg, die fi im Kaufe des 18. Jahrhunderts großentheild durch Einwan⸗ 
derungen gebildet hatten, noch bis heute ihren freien, ein landesherrliches Kirchenregiment aus⸗ 
fließenden, Organismus erhalten haben. 

IV. Die Verſuche zur Umgeſtaltung ver proteflantifhen Kichenverfaflung 
jeit Anfang dieſes Jahrhunderts in Deutſchland. Es find zweierlei Gründe gewe⸗ 
fen, die feit Anfang ded gegenwärtigen Jahrhunderts dazu geführt Haben, an Stelle des 
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bisherigen conjiflorialen Organismus des landesherrlichen Kirchenregiments andere Ber- 
faffungseinrihtungen zu fegen. Einerfeits ift die enge Verbindung von Staat und Kirche, 
wie ſolche bei dieſem Syſtem nothwendig flattfindet, immermehr zur Unmöglichkeit gewor- 
den, indem theild dad allgemeine Bewußtfein fi gegen flaatlihen Zwang in kirchlichen Din- 
gen ausfpricht, theild aber infolge der großen Territorialveränderungen in Deutſchland bie 
Staaten aufgehört haben einheitliche Gemeinweſen zu fein, wo die religiöfen und flaatlidhen 
Bezüge auch thatfächlic fi decken, theils infolge der ſtaatsſeitig proclamirten Glaubens⸗ 
und Gewiffensfreieit neue Religiondgefellfihaften ji gebildet haben, ſodaß aljo das engere 
Verhältniß des Staats zu einer Kirche von Tage zu Tage unbaltbarer geworden if. An— 
dererſeits ift der Geiſt freier Selbftbeflimmung, der Entſchluß an den öffentliden Ange- 
legenheiten felbftthätigen Antheil zu nehmen, in allen Kreifen unfers Volks erwacht, und Hat 
auf allen Gebieten unferd nationalen Lebens mit größern oder geringerm Erfolge bereitd an⸗ 
gefangen ſich geltend zu machen; fo ift aljo ber neuen vom Staat unabhängigen Kirchenver⸗ 
faffung auch ſchon ihr Inhalt vorgejchrieben, fie wird in einem weſentlich demokratiſchen Beifte 
ji geftalten müſſen; es ift ganz harakteriftifch, daß die kirchliche und Die politifche Verfaflungs- 
frage fi} völlig parallel entwidelt haben, daß diejenigen veutfchen Länder, bei denen die conſti⸗ 
tutionelle Staatseinrihtung am früheften Wurzel ſchlug, um dieſelbe Zeit auch eine freifinnige 
Kichenverfaflung bei fi einführten und daß mit dem Zurüdbrängen politifcher Verfaſſungs⸗ 
beftrebungen auch bie kirchlichen zur Seite gelegt wurden; jo ſehr auch vielfach eine gänzliche 
Verſchiedenartigkeit beider Organismen behauptet wird, jo zeigt doch eine unbefangene Be⸗ 
trachtung der gefchichtlichen Thatſachen, daß die Entwidelung auf beiden Gebieten zu allen Zei⸗ 
ten in wefentlich derfelben Richtung erfolgt iſt; Handelt es ſich doch bei einer Kirchenverfaflung 
ebenfo gut wie bei einer Stantöverfafinng um die Beforgung rein äußerer Angelegenheiten, und 
um die Frage, auf welche Weife die Berechtigung, an venfelben Iheilzunehmen, begrenzt fein 
fol, Am wichtigſten find die Vorgänge, die in der evangeliſchen Landeskirche Preußens flatt- 
gefunden haben. 

Durch das Publicandum vom 16. Dec. 1808 und die Verordnung vom 26. Der. deſſelben 
Jahres wurde in Preußen der bisherige confiftoriale Organismus des landesherrlichen Kirchen⸗ 
regiments völlig befeitigt, indem an die Stelle der drei Gentralbehörden — des Iutherifchen Ober- 
conſiſtoriums, des franzöfifchen Oberconſiſtoriums und des reformirten Kirchendirectoriums — 
das Minifterium des Innern, an Stelle der Konjiftorien die unter dem Namen Regierungen in 
jeder Provinz errichteten Verwaltungscollegien treten follten, denen mit Ausnahme ver Juftiz die 
ganze innere Landeöverwaltung übertragen wurde. Dan hat diefen mit der Neuordnung des 
preußiſchen Staatsweſens eng verbundenen Maßregeln häufig ein viel zu großes Gewicht beigelegt; 
davon wenigftens, daß durch diefelben die Kirche aufgehört Habe ein „Reich eigenen Lebens zu 
jein, war feine Rede, denn ein Reich eigenen Lebens war fie auch biäher nicht gemefen. Schon 
in den nächſten Jahren traten nun Beftrebungen zur Reconftruction der zerftörten Kirchenverfaſ⸗ 
jung zu Tage, und namentlich nad den Freiheitskriegen machten fie ſich in zahlreichen Schriften 
und Eingaben aller Art geltend. Der Geift aber, in welchem man die Selbftänpigfeit der Kirche 
gegenüber der Staatögewalt durchzuführen gedachte, war doch ein Höchft eigenthümlicher, info= 
fern man unser Freiheit ver Kirche lediglich Freiheit der Geiftlichkeit verftand und eine Knech⸗ 
tung beraten unter dad geiftlihe Joch anftrebte, wie eine ſolche nie vorher in der proteftantifchen 
Kirche befanden hatte. Das Hußerfte, was in dieſer Hinſicht geleiftet wurbe, war der foͤrm⸗ 
lie Entwurf einer Kirchenverfaſſung, der von drei märfifchen Superintendenten ausging und 
unter dem Titel „Grundlinien einer fünftigen Berfaffung der proteftantifchen Kicche im preußi⸗ 
Ihen Staat’ (Berlin 1815) and Licht trat. Sehen mir ung Doch dieſen Entwurf einer Presbyte⸗ 
rial-Synodalordnung etwas näher an. Das Preöbyterium der Einzelgemeinve befteht danach 
aus ſämmtlichen Predigern mit einer verhältnigmäßigen Anzahl von Gemeindemitglievern, deren 
Zahl jedoch nie über fieben hinausgehen darf; in den Städten werben die weltlichen Mitglieder 
für das erſte mal von ven Predigern erwäßlt, fheidet ein Vorfleher aus, fo wird deſſen Stelfe 
durch die Wahl des ganzen Presbyteriums erfegt; auf dem Lande gehören ver Gutsbeſitzer und 
ber Beamte ohne weiteres zum Kirchenvorſtande und diefe mählen gemeinfchaftlih mit dem 
Pfarrer noch den Schulgen oder ein anderes rechtſchaffenes Mitglied der Gemeinde dazu; wenn 
fein Gutsbeſitzer oder Beamter da ift, fo wählt ver Pfarrer zwei Gemeinbemitgliever, welche mit 
ihm ben Vorftand bilden ; zu den Gefchäften dieſes Presbyteriums gehört dann namentlich Kir- 
chenzucht und Kirchenbann; ber „Geächtete” darf feine Vormundſchaft führen, feinen Eid lei⸗ 
- ten, fein Teftament machen, weil, wie es ausdrücklich heißt, ein Teſtament als ein pium be: 
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trachtet werben müfle und derjenige, der kein pius fei, fein pium machen könne; wolle ein Ge⸗ 
ächteter ſich verheirathen, fo könne das zwar ver Pfarrer nicht Hindern, aber ex müfle ben an- 
dern Theile ernftlich vorfiellen, wie gefährlich e8 fei, fich mit einem Geächteten in eine ſolche Ver⸗ 
bindung einzulaflen. Auf den hoͤhern Stufen kommt dann das weltliche Element gar nicht mehr 
vor, weder aufder Kreiöfynobe, die aus dem Propft (Superintendenten) und fiämmtliden Pfar- 
rern bed Kreiſes beſteht, noch auf der Provinzialfynode, die aus einem Präfidenten, ber ven 
Titel Biſchof führt, an Rang dem Oberpräfidenten gleihfleht und fein Pfarramt bekleiden 
fol, nebft einer verhältnigmäßigen Anzahl geiftlicher Synobalräthe zu bilden ift, noch endlich 
auf der Ober⸗ oder Reichsſynode, die auß dem geiftlichen Oberbiſchof und geiftlihen Oberſyno⸗ 
dalräthen zufammengefegt wird; nur den Provinzialſynoden find als Anhängfel zwei weltliche 
Näthe zugedacht, die zwar biejenigen Sachen, wobei es auf eigentliche Rechtswiſſenſchaft an⸗ 
fommt, aufihre eigene Verantwortlichkeit bearbeiten, in allen übrigen Angelegenheiten aber 
feine Stimme haben auch Hat der Präfivent dad Recht, eine Sache, die ihm von den weltlichen 
RKäthen nicht gehörig bearbeitet zu fein fheint, an das Provinzialjuſtizcollegium zur Entſchei⸗ 
dung gelangen zu laffen; die Conſiſtorien und der Gultusminifter fallen ganz meg, der Landes⸗ 
herr ift, wie es fcheint, auf ein bloße jus circa sacra eingefchränft. Unter dieſen Behoͤrden jind 
vann die jämmtlihen Kichen- und Schulangelegenheiten auf eine finnreiche Weiſe vertHeilt, 
namentlich die ganze Amterbefegung einfchließlich des Pfarramts geht von ihnen aus ; die Kreis⸗ 
ſynode wählt den Propft, die ſämmtlichen Pröpfte den Biſchof und die Synodalräthe, fowie bie 
Oberfynobalräthe; die Wahl des Oberbiſchofs gefhieht durch Goncurrenz der Provinzialſynode 
und ber Oberſynode, bie letzte Entſcheidung aber fol in diefem Kal nit Menfchen, fondern 
Gott überlaflen werden, es entfcheibet nämlich das Los. Übrigens tragen ſowol der Oberbifchof 
als fammtlihe Beiftlihe zum Abzeichen ein weißes, dem Rock auf der linken Seite der Bruft 
aufgenähtes längliches Kreuz von etwa 2 Zoll Länge und in der Breite eines Eleinen Fingers, 
und darf ein folder ohne daſſelbe unter keinerlei Imflänven ſich außer dem Haufe zeigen. Diefe 
Vorſchläge find gemacht worden 300 Sabre nach der Reformation und eine Presbyterial-Syno: 
dalverfaflung enthielten diefelhen gewiflermaßen; ein Glüd nur, daß wenigftend aus der Mitte 
bed altpreußifchen Beamtenftandes der damalige Oberpräfinenten der Provinz Sachſen, Friebrich 
v. Bülow in Magdeburg, in einer vortreffligen Schrift: „über die gegenwärtigen Verhält⸗ 
niffe des hriftlich = enangelifchen Kirchenweſens in Deutſchland, beſonders in Beziehung auf ven 
preußifchen Staat’ (zweite Auflage, Magdeburg 1818) einen lauten Proteſt gegen derartige 
hierarchiſche Delleitäten erhob und dadurch die Ehre des proteftantifchen Geſammtbewußtſeins 
gegen jo fredde Anmaßungen gewahrt wurde. Es war nur ſchlimm, daß berartige Anſchauun⸗ 
gen im Kreife der Geiftlichkeit gar nicht vereinzelt waren, ja es hat fi) neuerdings immermehr 
beraudgeftellt, daß felbft der Reformator der neuern proteſtantiſchen Theologie, daß Schleier: 
macher tief in diefelbe eingegangen war. In einem von Schleiermader angeblich herrührenden, 
durch Richter kürzlich veröffentlichten Aufſatz: „Vorſchläge zu einer neuen Verfaſſung der prote= 
flantifhen Kirche im preußifchen Staate“ („Zeitſchrift für Kirchenrecht‘, I, 327), ver wahr- 
ſcheinlich aus dem Jahre 1808 flammt, find Grundfäge entwidelt, die an die eben aufgezeigten 
nur zu fehr erinnern. Dana foll nämlich der Staat ſich der innern Verwaltung der Kirche 
gänzlich entſchlagen, und dieſe ihr felbft mit einem folhen Grade von Unabhängigkeit zurückgeben, 
daß ie als ein ſich felbft regierendes lebendiges Ganzes vaftehe. „Das Wejentliche ver neuen 
Berfaflung würde dann darin beftehen, daß die geſammte Geiſtlichkeit zweckmäßig in eine An⸗ 
zahl von Synoben getheilt würde, die fih zu beflimmten Zeiten verfammeln müßten, um über 
die firdlichen Angelegenheiten zu berathſchlagen. Alle Synoden einer Provinz fländen unter 
einem Biſchof und einigen ihm beigeorbneten angefehenen Theologen, und von diefen hinge 
denn alles ab, was zur Innern Kirchenzucht und Ordnung, zur Befehung der Vfarrflellen und 
zur Verbefferung des Gottesdienſtes in allen feinen Theilen gehört. Die Bifchdfe ſelbſt wieder 
unter ein allgemeines geiftliches Oberhaupt zu vereinigen, würde ganz gegen den Geiſt des Pro: 
teſtantismus fein, wol aber müßte wenigſtens die Ausſicht offen erhalten jein, in dringenden 
Fällen unter der Autorität des Königs aud den Deputirten aller Bisthlimer eine allgemeine Sy⸗ 
nobe verfammeln zu können. Die Oberaufficht des Staats würde geführt burd einen Hohen 
Beamten, welchem ein aus wenigen Mitgliedern beſtehender Kirchenrath beigegeben wäre. 
Außerdem beftellte ex in jenem Bisthum einen Provinzialceommiffar, den wiederum in jeber 
Synode ein Bevollmäctigter untergeorbnet wäre, um überall vie Rechte des Staats wahrzu- 
nehmen.” Das find mit Schleiermacher's eigenen Worten die Grundgedanken, auf denen fein 
Entwurf berubt; auf das Detail einzugehen verbietet und der Raum, nurbas muß noch ber= 
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vorgehoben werden, daß das active Gemeinderecht nur Diejenigen ausüben jollen, bie zweimal 
jährlich in der Communicantenlifte aufgezeichnet flehen, während anbererfeitö Der Gemeinde 
eine Mitwirkung bei der Predigerwahl zugeftanden ift; die Viſchoͤfe und Stiftäherren müſſen 
„eines gewiffen äußern Anſehens und eines jehranftändigen Einkommens ſich erfreuen‘; es wir 
endlich als vortheilhaft hingeftellt, wenn die Biſchoͤfe mit ihrem Kapitel nit in der Provinzial- 
hauptſtadt, fondern in einer andern Stadt refldiren würden, „das Einkommen müßte aber in die⸗ 
. fen Falle noch reichlicher fein’. Ubrigend treten derartige Tendenzen auch ſonſt bei Schleiermacher 
hervor ; namentlich in der Schrift „Uber die neue Liturgie für Die Hof: und Garnifongemeinde zu 
Potsdam u.ſ.w.“ (Berlin 1816), wo e8 gegen ben Schluß Hin Heißt, er erwarte etwas weſentlich 
Befleres und Zweckmaͤßigeres auf diefem Gebiete nur, wenn die proteflantifche Geiſtlichkeit des 
Landes, durch eine wohlgeordnete Synobalverfaflung vereinigt, ein gelegmäßiges Zufammenwir- 
fen gewinne ; undin demfelben Sinmeäußert er ſich aud in der Schrift „Über bie für die proteftan- 
tiſche Kirche Des preußischen Staats einzurichtende Synobalverfaffung‘ (1817) ; zwar entwickelt ex 
hier eine treffliche Theorie ; indem er es billigt, naß Presbyterien eingerichtet werben follen, fagt 
er geradezu, daß „wie in einer wahrhaft freien auf Eifer und Liebe berechneten Staatsverfafſung 
alles auf einem freien umd lebendigen Gemeinwohl berußt, aus diefem aller wahre Antheil an 
der Geſetzgebung jich entwickelt, in dieſem auch die Verwaltung ihre eigentlicde Kraft und Stüge 
findet, fo würde e8 auch ganz vergebliche Mühe fein, an ver Berfaffung der Geiſtlichkeit zu rüh⸗ 
ten und zu beffern, wenn nicht ein wohleingerichtete® chriſtliches Gemeindeweſen babei zu 
Grunde gelegt würbe; die proteflantifche Kirche ift und befteht ver Wahrheit nad) in der Be- 
fammtheit ver proteftantifchen Gemeinde, und die Geiftlichen find nur ihre Diener‘ ; dagegen 
entfpricht es ſolchen Vorverfägen fehr wenig, wenn ed dann wieder heißt: „Haben wir foldhe 
Presbyterien, dann erfcheinen auch wir ſelbſt auf ver Synode nicht nur in unferer eigenen Per⸗ 
fon, fondern als durch fie Beauftragte unferer Gemeinde, als offenbar in einen großen und 
würdigen Charakter, und manches wird mehr Kraft und Nachdruck haben, wenn wir es fo vor⸗ 
tragen können, ald wenn es nur ald unfer eigener Gedanke erſcheinen muß. Sa, ich würbe es 
fehr zweckmaͤßig fluden, wenn in der Folge — nicht alle Gemeinden, denn dad würbe bie Ver⸗ 
ſammlung zu zählteich machen, aber abwechſelnd von einzelnen — auch auf der Synode felbft 
Abgeordnete aus dem Gollegium der Alteften zugelaffen würden, um ſich von dem Gange ber Ver⸗ 
Handlung zu überzeugen und über bad, mad ihre Gemeinde beſonders betrifft, Auskunft zu 
geben, al8 auch über andere in ihrem Bereich liegende Gegenſtände ihre Meinung zu jagen. 
In der rheiniſchen Geiſtlichkeit IR der Wunſch geäußert, daß die Synode zu gleichen Thei- 
len aus Pfarrern und Gemeinveälteften zufammengefegt werde. Das dürfte aber bei und zu viel 
fein und zu große Schwierigkeiten haben.” Jedenfalls dringt er varauf, daß der Zufammen: 
tritt der geiftlichen Kreisſynode von der vorherigen Bildung der Presbyterien nicht abhängig 
gemacht werbe. In mefentlih verfelben Richtung endlich beiwegten fih auch die Vorſchläge ver 
1814 zur Verbeſſerung des proteflantifchen Kirchenweſens niedergeſetzten fogenannten liturgifchen 
Commiſſion, die im Jahre 1815 dem König vorgelegt wurden und woran nanıentlih Sad und 
Eylert beteiligt waren. Danach folfte in jeder Gemeinde unterden Vorſitz des Pfarrers ein zuerft 
durch die Hausväter gewähltes, dann durch Eooptation fi) ergänzendes Preöbyterium befteben ; 
über den Presbyterien follte fich die Kreisſynode aller Beiftlicden des Bezirke unter dem Borfig 
des Propftes oder Superintendenten erheben, der unter thunlichſter Berüdfichtigung ber Vor⸗ 
Ichläge der Synode vom Landesherrn erwählt wird; die Vorſteher ver Kreisſynoden follten dann 
von Zeit zu Zeit zu Provinzialſynoden zufammentreten, die eigentliche geiftliche Verwaltung 
ber Provinz jedoch durch Inſpectoren geführt werden, welche aus geiftlihen Räthen und weltlichen 
Aflefioren befteben und von einem Generalfuperintendenten oder Bifchof geleitet werben follten. 
Die weltlichen und in Rechts⸗, Rechnungs- und Baufachen mit Stimmrecht bekleideten Mitglie- 
ber ernennt der Landesherr auf den Borfchlag des Confiſtoriums, die geiftlichen dagegen auf 
einen Dreivorfäplag der Provinzialfonode; über die Gonfiftorien endlich vereinigt fih die Ver⸗ 
waltung in einer colfegialifch organifirten geiftlichen Centralbehoͤrde, dem Oberconfiftorium oder 
Minifterium der geiftlichen Angelegenheiten unter einem weltlichen Chef. Der Minifter v. Schud- 
mann brauchte no gar nicht, wie die Hoftheologen Eylert und Conſorten fortwährend verficdern, 
von der „feltſamen Idee einer proteflantifchen Hierarchie gequält zu fein‘‘, er brauchte nur eini- 
gen gefunden Sinn und einige altpreußifche Traditionen zu befigen, un in feinem Bericht vom 
9. Ian. 1816 diefe Vorfchläge nur in ſehr bedingter Weile zur Annahme zu empfehlen. In ber 
Gabinetsordre vom 27. Mai 1816 wurde noch viel zu fehr darauf eingegangen; es wurde 
nämli die Bildung der Kreis- und Provinzialfgnoden aus rein geiftlihen Mitglievern geneb- 
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migt, bie Bildung von Presbyterien in Ausſicht geitellt; endlich die Wahl der Superinten- 
denten und Gonfiflorien zurüdgewiefen. &8 wurden num ferner durch pas im Verfolg einer Ca⸗ 
binetsorore vom 16. Nov. 1316 ergangene Minifierialrefeript vom 2. Jan. 1817 den Bera- 
thungen der Kreiß: und Provinzialfynoden zwei ausführlichere Kicchenverfaffungsgefege über: 
geben, und es wurde die Ausficht eröffnet, daB viefe Berathungen in einer nad Ablauf von fünf 
Jahren zufammentretenden Generalſynode ihren Abſchluß finden follten; indeß die Art und 
Weiſe, wie namentlid die 1819 verfammelten geiftlihen Provinzialſynoden fi ausſprachen, 
die feſt darauf beharrten, bie Landesherren bei der Kirchenregierung möglich zu befchränfen 
und bie ganze Kirchengewalt in bie Hände des Klerus zu bringen, führte bahin, daß bie Ange: 
legenheit völlig ind Stoden gerieth,. und wenn auch noch am 9. April 1822 eine Cabinetsordre 
verfügte: „Die Generalſynode muß noch in dieſem Sahre zufammentreten,, venn ich will, daß 
man diefe Sache mit Ernft und Eifer betreibe und fie endlich zu Stande bringe”, und im In- 
terefie einer Durchführung der linion verlangt wurde, daß in berfelben eine NRepräfentation 
der fämmtlihen Gemeinden flattfinde, daß die Wünfche und Bebürfniffe ver geſammten evan- 
gelifchen Kirche Preußens fi darin fund thun follten, fo unterblieb doch nicht blos die Be- 
rufung dieſer Generalſynode, ſondern e8 haben auch die Zufammenfünfte der ‘Brovinzial- und 
Kreiäfgnoden damals ihre vorläufige Endſchaft erreicht, und was endlich pie Bildung der Pres⸗ 
byterien betrifft, fo blieb dieſe faft gänzlich unausgeführt ; ed bewirkte dad namentlich auch der 
Umſchwung, der hinfichtli der politifchen Berfafiungsverbältniffe um jene Zeit erfolgt war, 
ſodaß das Jahr 1819 auch in dieſer Hinficht verhängnipvoll geworben ifl. Dan begnügte 
fi damals lediglich mit der Wienerberftellung -der Gonfiftorien, mie ſolche bereit8 durch bie 
Verordnung wegen verbeflerter Cinrichtung der Provinzialbehoͤrden vom 30. April 1815, ver: 
bunden mit der Dienftinftruction für die Brovinzialconfiflorien vom 23. Oct. 1817 und der In- 
firuetion für die Gefhäftsführung bei den Regierungen von demſelben Tage erfolgt war; doch 
war diefe Wiederherſtellung zunähft nur von fehr untergeorhneter Bedeutung, die Conſiſtorien 
hatten damals eigentlich nur den Schein ihres Namens wiedererlangt, waren wiflenfhaftlich 
rathgebende Organe für diefen Zweig ber Innern Lanveövertvaltung geworben, denen z. B. 
die Prüfung ver Candidaten oblag, während Dagegen der Schwerpunft ver firhlihen Verwal: 
tung nach wie vor den Regierungen verblieb; fo geftaltete ſich in der praktifhen Durchführung 
der Grundſatz einer Scheidung ver bisherigen Reſſorts nad) dem Geſichtspunkte innerer und 
äußerer Kirchenſachen; indeß während fo auf der einen Seite die Gonfiftorien längft nicht in 
ihr naturgemäßes Reflort wieder eingefegt waren, fo wurden fle auf der andern Seite mit der 
Wahrnehmung des Kirchenhoheitsrechts und der Schulangelegenheiten beauftragt, bis ihnen 
dur die Gabinetdordre vom 31. Dec. 1825 die Gefchäfte diefer beiden leßtern Kategorien ge: 
nommen, dagegen ihre Gomptetenz in Kirchenregimentsſachen durch Einrichtung eines mit den 
Regierungen gemeinfamen Neffortö erweitert wurde. (Die hier in Betracht Eommenden Ber: 
bältniffe find von mir ausführlich vargeftellt worden in ven „Odttinger Gelehrten Anzeigen‘ 
vom Januar 1859.) Außerdem wurde durch die Drdr vom 3. Nov. 1817 die Abzweigung 
des Departements des Eultus, öffentlichen Unterrichts und Medicinalweſens vom Minifterium 
des Innern, und die Errichtung eines eigenen Minifteriumd der geiſtlichen, Unterrichts⸗— und 
Mepicinalangelegenheiten verfügt. Endlich wurde unterm 14. Mai 1829 die Würbe des Ge⸗ 
neraljuperintendenten allgemein wieberbergeftellt. 

Ein Fortſchritt in der Entividelung der Eirchlichen Verfaſſungsverhältniſſe wurde unter 
der Negierung Friedrich Wilhelm’s III. nur noch herbeigeführt in Bezug auf die beiden weſt⸗ 
lien Provinzen des Staats; bekanntlich Hatte in den meiften der dazu gehörigen proteflanti- 
fhen Gebietötheile, und zwar in vielen unter langjähriger preußiſcher Herrſchaft, von alterd 
ber die Presbyterial⸗ Synodalverfaſſung beſtanden; nun hatte man zwar auch Hier verfucht, 
den kirchlichen Organiomus auf ven Standpunkt der Cabinetsordre vom Jahre 1816 herunter⸗ 
zubringen, namentlich die Synode in eine Geiſtlichkeitsſynode zu verwandeln; dieſer Angriff 
war zwar im ganzen abgewehrt, nur die Ginrichtung der Konfiftorien hatte man ſich gefallen 
laffen müflen. Es entflanden daraus endloſe Verhandlungen, welche erſt durch ven Erlaß der 
neuen Kirchenordnung für Rheinland und Weftfalen vom 5. März 1835 ihren Abſchluß er: 
reichten ; die neue Kirchenordnung follte für ven ganzen Umfang ber beiden Provinzen Geltung 
erhalten, auch in ſolchen Gebieten, mo geſchichtliche Anfnüpfungspunfte an die alte Presby⸗ 
terinl= Synodalverfaſſung gar nicht vorhanden waren; übrigens hatte diefelbe weder dem 
Staatörath noch dem Staatöminifterium vorgelegen, findet ſich auch nicht in ver Geſezſamm⸗ 
lung. Dieſe rheiniſch- weſtfäliſche Kirhenorönung enthielt bie Presbyterial- Synovalverfaf= 
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fung, beſchränkt durch confiftoriale Elemente; doc ift dad Presbyterialprincip dadurch weiter 
entwidelt worden Pi neben dem Preöbyterium eine erweiterte Vertretung ber Ortsgemein⸗ 
-den, bie „größere Semeinderepräjentation”, eingeführt wurde. Aus den Preöbyterien bilden 
fi die Kreisgemeinden mit der Kreisſynode, die unter dem Superintenventen aus ben ſäͤmmt⸗ 
lichen Pfarrern des Bezirks und ebenfo viel meltlichen Abgeordneten befteht, fle verfammelt 
fi jährlich einmal auf höchſtens zwei Tage, der Superintenbent wird burch die Kreisfynobe 
auf ſechs Jahre gewählt; aus ver Kreisgemeinde bilden fich die beiden Provinzialgemeinden, 
und die Provinzialfynoben, die aus ben ſämmtlichen Superintendenten der Provinz und aus 
je zwei Abgeorbneien der einzelnen Kreisſynode, einem Pfarrer und einem Alteften befteht, 
ſodaß alfo das weltliche Element nur ein Drittheil der Stimmen hat; den Vorfig führt ein 
Beiftlider, der von der Synode frei gewählt wird, und nicht etwa der Generalfuperinten- 
dent, auch nicht nothwendig ein Superintendent; er führt ven Titel Präfes ver Provinzial 
ſynode und wird auf ſechs Iahre gewählt; regelmäßige Berfammlungen finden alle drei Sabre 
ftatt an einem durch die Synode felbft innerhalb des Bezirks beflimmten Ort. Die regelmäßige 
Berwaltung der kirchlichen Angelegenheiten üben die für beine Provinzen beftehenden Conſiſto⸗ 
rien und ®eneraljuperintendenten. 

Infolge des Thronwechſels wurde denn die proteftantifche Verfaffungdftage im ganzen Um⸗ 
fange wieder aufgenommen; unterm 10. Juli 1843 erflärte der Miniſter Cichhorn, er fei je 
länger je mehr zu ver liberzeugung gekommen, daß vie evangelifche Kirche, wenn Ihr wahrhaft 
und dauernd geholfen werden folle, nicht ausfchließlih von felten des Kirchenregiments gelei⸗ 
tet, jondern vornehmlid aus eigenem innern Leben und Antrieb erbaut fein wolle, und daß 
mithin eine gründliche Abhülfe der ihr beiwohnenden Mängel nicht ſowol durch die Darreihung 
von Staatönitteln und duch Thätigkeit feiten® der Kirchenbehörden bewirkt werben koͤnne, 
als vielmehr von der allgemeinen Anertennung bes Übeld und von ver Bereinigung gemein- 
famer Kräfte, beſonders aber von den @emeinden ausgehen müffe. Um auf viefem Wege eine 
Verbeſſerung der beſtehenden Zuftände zu bewerkſtelligen, wurden indeß ſeltſamerweiſe wie- 
derum geiſtliche Synoden zur Vorberathung eines Verfaffungsentwurfs berufen, die Kreid- 
ſynoden 1843, die Provinzialſynode 1844; die Vorſchläge lauteten jedoch diesmal weſentlich 
anders; die große Mehrzahl der auf dieſen Synoden verſammelten Geiſtlichen ſprach nämlich Die 
Überzeugung aus, daß eine Herbeiziehung helfender Kräfte aus den Gemeinden zu den verſchie⸗ 
denen Stufen der kirchlichen @inrichtungen nothwendig fei. Das Kirchenregiment ſchritt um 
1846 zur Berufung einer jogenannten Generalſynode, die zwar richtiger eine kirchliche Con⸗ 
ferenz genannt werben müßte, eine bloße Notabelnverfammlung, weil fie ihr Mandat nicht 
‘von der Kirche, fondern nur vom Randesherrn Hatte, und weil fie auch blos dazu berufen war, 
gutachtlichen Rath zu ertheilen, „die aus den untern kirchlichen Kreifen heraufgeftiegene Bera⸗ 
thung in ein Endergebniß zufammenzufaffen und ver Weisheit der oberften Schutz⸗ und Schirm⸗ 
herren ver Kirche anheimzuftellen‘. Diefe „‚synode introuvable‘', wie fieBunfen genannt hat, 
ziemlich zu gleichen Theilen aus geiftlichen und weltlichen Mitglienern beftehend und berühmte Na⸗ 
men in ſich vereinigend, brachte dann einen Verfafſungsentwurf zu Stande, in welchem etwa nach 
Art der rheiniſch-weſtfaͤliſchen Kirchenordnung die Gonfiflorial: und Preöbyterial-Synobalver- 
fafjung miteinander verbunden war, wobei e8 ermähnt werben mag, daß Stahl als Referent der 
Berfaffungsconmiffion fi für die Durchführung diefer Berfaffung damals ausſprach. Dazu 
fam es aber nicht, vielmehr wurben die Gemüther durc Maßnahmen beunruhigt, die zwar auch 
von ber Generalſynode vorgefchlagen, aber nur im Zufammenhange mit den anderweiten Beſtim⸗ 
mungen als heiljam betrachtet waren. Wie namli Thon durch Berorbnung vom 27. Juni 1845 
der Geſchäftskreis der Gonfiftorien gegenüber der Regierung bebeutenderweitert worben war, eine 
Mafregel, die durch den Erlaß vom 10. Dct. 1847 ihren Abſchluß erhielt, jo wurde nun durch 
Verorpnung vom 28. Ian. 1848 die Errichtung eines Oberconſiſtoriums verfügt; da dies 
unter Berufung auf die Borfchläge ver Generalſynode gefhah, fo ſahen ſich zwei Mitglieder der⸗ 
felben, ver Graf Schwerin und v, Auerswald, genöthigt, gegen Diefe aus dem Zufanımenhang 
gerifiene Maßregel zu proteſtiren; e8 lag barin keineswegs eine größere Selbfländigkeit der 
Kirche gegenüber dem Staate, fondern lediglich eine Verflärkung des hierarchiſchen Elements in 
der Kirche. Diefes Oberconſiſtorium ift jedoch nicht ind Reben getreten, e8 wurde vielmehr die Ver⸗ 
ordnung wegen Errichtung beflelben durch ven Eultusminifter @rafen Schwerin unterm 15. April 
1848 aufgehoben ; wie e8 möglich ift, darin eine Auslieferung der Kirche an den Staat zu er= 
blicken, ift ſchwer begreiflih. Das Miniflerium des Grafen Schwerin ſchritt dann aber unge: 
fäaumt zur Herftellung einer neuen Kirchenverfaſſung; bie deshalb niedergeiegte Commiſſion 
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vereinigte fi in der am 11. April abgehaltenen Sigung über ven allgemeinen Grundſatz, daß 
durch Die eingetrerene Veränderung ber Staatsform aud die gegenwärtig zu Recht beftehenpe 
Berfaffung der Kirche infoweit in Frage geftellt fei, al fle auf dem Princip ver landesherrlichen 
Kirchengewalt beruht, daß alſo mit andern Worten der conflitutionelle König von Preußen un: 
fähig fei, Dad Kirchenregiment noch länger zu verwalten. Je weniger nun dieſe Folgerung allge: 
mein anerkannt wirb, um fo mehr ift es meine Pflicht, die Anficht des erften proteflantiichen 
Kirchenrechtslehrers darüber bier mitzutheilen. In einem ‚„‚Bortrag über die Berufung einer 
evangeliſchen Landesſynode, dem Eöniglichen Minifterium ber geiftlihen Angelegenheiten zur wei- 
tern Beranlaflung überreicht von dem ordentlichen Profefior ver Nechte Dr. L. Richter“ (Berlin 
1848), heißt e8 S. 10: „Dagegen ift wol auch der Gedanke audgefprocden worden, daß, wenn 
auch vie miniflerielle Verwaltung ihr Ende erreihen müfle, nichtsdeſtoweniger die Stellung des 
Landedherrn zu der Kirche unverändert ihr Mecht behalte. Diefe Auffaffung leidet jedoch an 
einem zwiefachen Mangel, indem fie nicht nur die geſchichtlichen Bedingungen des fürfklichen 
Epiflopaltechts, ſondern auch das Weſen der conflitutionellen Monardie verkennt. In erflem 
Bezuge braucht nur an bie Feines Beweiſes bepürftige Thatſache erinnert zu werben, daß die 
Neformatoren die Kirchengewalt den Landesherren nur deshalb zugeeignet haben, weil fte bei 
denfelben allein ven Schug der äußern Macht und Rettung vor dem Berfall ver Kirche finden 
Tonuten. Die Kirhengewalt war die Schwefter der Monarchie, und zwar in dem Sinne, welchen 
dieReformatoren jelbft in der Reaction gegen die Wiebertäufer und den Bauernaufruhr entwickelt 
batien. Gegenwärtig hat aber dieſer Begriff aufgehört, die Bafis des Öffentlichen Lebens zu fein, 
und der Landeöherr befindet fich nicht mehr In der Rage, feine Macht zum Beften ver Kirche nach 
feinem Ermeſſen verwenden zu können; ber. innere Grund feines Verhältniffes zur Kirche ift 
alto nicht mehr vorhanden. Gelbft aber, wenn man. von biefer Seite ber Betrachtung ab- 
ſehen wollte, würde doch unüberfeigliches Hindernig aus dem Wefen der conftitutionellen 
Monarchie hervorgehen, welches, wie z. B. von Stahl im ver aBvangelifhen Kirdhenzeitung» 
Nr. 55 überzeugend dargethan ift, nun und nimmer geftattet, daß ver Regent eine ſelbſtändige 
von der Mitwirkung des Volks unabhängige Macht ausübe. Hierzu tritt dann noch Die folgende 
Erwägung: Es läßt fi zwar erwarten, daß die Verfaſſungsurkunde das Verhältniß ber kirch⸗ 
lien Genoſſenſchaften zu dem Staate in ber freieften Weife ordnen, und daß das Hoheitsrecht des 
Staats, wie es bißjegt geübt worben iſt, einer wefentlichen Beſchränkung unterliegen werde. 
Immer aber wird dem Staate das Necht verbleiben nrüffen, die Kirche feiner Gontrole zu unter: 
werfen und gegen fie erforderlichenfalls die äußere Macht in die Wagfchale zu legen. Iſt nun 
died der Fall, jo würde, wenn die bier in Frage ſtehende Anfiht zur Ausführung gelangen 
ſollte, unter Umſtänden die Möglichkeit eintreten, daß der Minifter, welchem vie Fünftige Ber: 
faffung die Aufficht über die kirchlichen Gorporationen beilegen wird, gegen eine von bem König 
erlaflene Eirchliche Verordnung fein Veto einzulegen hätte. &8 fällt in die Augen, daß bied eine 
völlig unzuläffige Anomalie fein würde. Kerner Die Grenze zwiſchen ven Gonfeffionen ift biöher 
durch die weltliche Macht gezogen und geſchüͤtzt worden, waͤhrend es künftig zunächſt ber eigenen 
Kraft der Kirchen überlafien fein wird, ihre Sphäre zu ſichern. Wer nun irgendwie die Stim⸗ 
mungen und Richtungen Eennt, muß ſich deſſen klar werben, daß bie enangelifche Kirche Urſache 
genug haben wird, fich zufammenzunehmen und anftatt des Schutzes, den ihr der Staat biöher 
gewährt hat, ihre eigene Lebenskraft aufzubieten. In der That würbe aber dann der König, der 
über allen Barteien erhaben fein foll, in das Getriebe beſchränkter Streitigkeiten herabgezogen 
und der katholiſchen Benälkerung des Staatd gegenübergeftellt werden. Es Eännte ferner ge⸗ 
ſchehen, daß der König als Vertreter der verlegten Kirche bittend vor der Thür des Minifters 
oder der Nationalverfammlung flünde, und dadurch in eine Lage gefegt würbe, in ber er ohne 
Frevel nicht gebacht werden kann. Wie ed ſcheint, iſt hiermit die praktiſche Unmoͤglichkeit jener 
Anfigt zur Benüge dargethan, und wenn dennoch die Berfaffungdurkunden einzelner deutſcher 
Zander wirklih dem Monarchen vie Gewalt über die evangelifche Kirche beilegen, fo wird man 
berechtigt ſein, dies eben als ein Zeichen bewußtlofen Feſthaltens an einem unter ganz andern 
Bedingungen und Berhältnifien entwickelten Recht zu bezeichnen.” So weitftichter. Wir willen 
gar nichts Hinzugufügen. . Die Commiſſton Hatte aber ferner einmüthig anerkannt, daß bie hier⸗ 
nad) unabweisbar nothwendig gewordene Umgeftaltung der Verfaſſung nur aus der eigenen 
That der Kirche hervorgehen könne, und es wurde vemgemäß die Aufgabe der Commiſſion 
dahin beftimmt, lediglich ven Weg zu bereiten, auf welchen die Kirche ihre künftige Lebensord⸗ 
nung finden koͤnne, alfo eine Wahlordnung auszuarbeiten. Es erfolgte die Bekanntmachung 
eines folden Entwurfs durch vie ‚Allgemeine Preußiſche Zeitung‘ vom 26, April 1848. 








206 Kirche und Kirchenverfaflung (proteſtantiſche) 


Danach projectirte man. die Berufung einer fogenannten conflituirenden Synode, inbem ge= 
vabezu gefagt war, daß die Beſchlüſſe verjelben, vorbehaltlich der Zuflimmung der Mepräfenta- 
tion des Landes, ſoweit dieſelbe erforderlich ſei, die Orundlage.der fünftigen Verfaffung Ver 
Kirche bilden follten. Die conflituirende Synode folkte aus Urwahlen hervorgehen, und ſehr 
treffend erwivert Richter (S. 17) einem fchlefifchen Geiſtlichen, der eine Synode dieſer Art ala 
eine in Sünde berufene bezeichnet und zugleich erflärt hatte, daß er Feine Verheißumg kenne, es 
werde der Heilige Beift eine preußifche Synode erleudten: „Sole und ähnliche Außerungen 
richten fich fo fehr von ſelbſt, daß wenigſtens den Unbefangenen und durch Parteleifer nicht Ge⸗ 
blendeten über fle gar nichts erſt zu fagen iſt; die Gonfifiorien und Synoden ver Geiftlihen 
haben wahrlich gerade jo wenig ein verbrieftes Anrecht auf den Heiligen @eift als die aus Ur— 
wahlen hervorgegangenen Synoden, fondern überall fommt e8 darauf an, ob diejenigen, melde 
bie Verfaffung feftftellen, in den rechten @eift ihre Aufgabe Idfen. Daß aber das conftitui- 
rende Organ auf die Wahl der Gemeinde begründet werden müfle, und daß die Verfaſſung nicht 
allein durch Vermittelung und in Vereinbarung mit den gegenwärtigen Bertretern und Orga⸗ 
nen ber Kirche, ven Gonftflorien, Synoden, Piarrern, Patronen und Kirchenvorſtehern zu 
Stande fommen fünne, das wird hoffentli niemand bezweifeln, ber da weiß, daß die Kirche 
fih aus den Gemeinden erbaut.‘ Was dann das Ginzehne betrifft, fo wird weber bei ver arti⸗ 
ven noch bet der pafjiven Wahlfähigkeit auf jogenannte kirchliche Qualification die geringfte 
Rückſicht genommen; Richter laßt fich durch den Vorwurf nicht irre machen, daß der Entwurf 
die Glieder der Kirche mit ‚nicht verurtheilten Hausvätern“ verwechſelt Habe, Denn wie er gung 
richtig ausführt, „vie Gefinmung iſt kein juriſtiſcher Mapftab, und wenn man beflimmen wollte, 
dag nur diejenigen wählbar und mahlfähig feien, welche fromm ober von kirchlicher Gefin⸗ 
nung durchdrungen find, fo würbe bamit etwas Unausführbared verordnet fein, da die Geſin⸗ 
nung nur dem, ber Herz und Nieren prüft, bekannt iſt“ (S. 20); ed wird vann namentlich 
das Erforberniß der fleigigen Theilnahme am Gotteäbienft und Saframent aus Rechts- und 
Zweckmaͤßigkeitsgründen zurüdgewiefen; und wenn nun Richter auch zugibt, daß bei diefer 
Wahlordnung nit alle heterogene Clemente abgehalten würben, fo trifft er doch wiederum 
den Kern der Sache, wenn er (S.23) fagt: „Die Heuchler, die dann noch übrig bleiben, wirb 
bie Kirche gerade fo zu tragen wiſſen, wie fle viejenigen trägt, bie fleißig zum Gottesdienſt umd 
Saframent gehen, und doch fündigen Herzens find.” Übrigens follte die Landesſynode nit 
aus unmitelbaren Wahlen der Kirchengliever hervorgehen, jonbern durch Delegation in ber 
Weiſe gebilvet werben, daß bie Abgeordneten der weftlichen Provinzen von den außerorbent- 
licherweiſe zu berufenden Provinzialfonoben zu wählen wären, während für pie öſtlichen Bro- 
vinzen der entfpredhende Organismus von Kreis- und Provinzialfonoden eigens zu biefem 
Zwei fofort hergeftellt werden follte, ohne daß man fi) dabei ganz fireng an bie rheiniſch⸗ 
weitfälifgen Einrichtungen zu binden gedachte; es follten nämlidy zwar die Kreißfynoben aus 
den Superintendenten, ven Pfarrern und je einem Mitgliebe jeder Mutter: und Xochtergemeinde 
beſtehen, zur Provinzialſynode follte aber jene Kreißverfammlung zwei geiflicde und zwei welt⸗ 
liche Abgeorbnete wählen, endlich von ber Provinzialſynode ſollte auf je drei Kreife ein welt⸗ 
liches, auf je vier Kreife ein geiftliches Mitglien zur Landesſynode gemählt werben, zu denen nody 
Abgeordnete der ſechs theologifchen Facultäten des Bandes Hinzutreten. Zur Ausführung dieſer 
Plane iſt es damals nicht gekommen, und Dove (, Zeitſchrift“, II, 173) Hat noch neuerbings 
Gott gedankt, daß die Kirche mit viefem ‚Experiment‘ verſchont geblieben fei, und hat erlärt, 
daß bie Erbauung ber evangelifchen Landeskirche von einer aus unbeſchraͤnkten Urwahlen her⸗ 
vorgehenden Synode ohne alle Sonberung ver kirchlichen und widerkirchlichen Elemente ſchwer⸗ 
li zu erwarten geweſen fei; ev will außerbem auch von ber Unverträglichfeit ver conſtitu⸗ 
tionelfen Monardie und des landesherrlichen Kirchenregiments nichts wiflen, ſieht vielmehr 
barin ben Grundirrthum ber Zeit, gegen ven Damals freilich anzulämpfen ein vergebliches Be⸗ 
nrühen gewefen wäre. Im ſchroffſten Gegenfag dazu muß ich meine fefte Überzeugung dahin 
ausſprechen, daß der damals eingefchlagene Weg ver einzige war, der zum Ziele führen fonnte, 
d. h. zur Herflelung einer wahrhaften deutſchen Volkskirche; ich muß Dove Deshalb theils auf 
bie überzeugenden Ausführungen feines großen Lehrers verweiſen, die ich eben angeführt habe, 
theil® muß ich ihm die wahrhaften Geſichtspunkte entgegenhalten, bie neuerbings von Rothe in fo 
ergreifenber Weiſe geltend gemacht find, wenn ex ben Theologen ver babifchen Landesſynode zu: 
rief: „IR unfere evangelifche Bevölkerung in ver That eine fo undhrifkliche, ja wiberchriſtliche, 
wie man fie un ſchildert, fo find wir überhaupt verlorene Leute, und ed tft. ganz vergeblich, daß 
wir uns erſt noch um die Aufritung einer angemeffenen Berfaflung bemühen. Solcht Ge: 
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meinden werben keiner kirchlichen Ordnung zuſtimmen, wie fle auch immer geſtaltet ſei, wie 
ſtrenge Barberungen fie auch innmer aufftellen, mit wie hoher Autorität fie auch immer ihre Or⸗ 
gane umgeben mögen; unter Heiden eine chriſtliche Kirche zu erbauen und zu erhalten, das ift 
nur in dem einen Falle moͤglich, wenn biefer Kicche das Schwert Karl's des Großen zur Geite 
ſteht, und dieſer Fall iſt eben nicht der unferige.” Mit andern Worten, das deutfche Volk ift 
völlig mündig und verlangt freiefte Selbſtbeſtimmung auf dieſem Gebiet fo gut wie auf jedem 
andern, 

Die weitere Entwidelung der proteſtantiſchen Kicchenverfaffung in Preußen hat num ihren 
Ausgang genommen von der Beflimmung bed Art. 12 ber Verfaſſungsurkunde vom 5. Der. 
1848: „Die evangeltide und roͤmiſch⸗katholiſche Kirche ſowie jede andere Religionsgeſellſchaft 
ordnet und verwaltet ihre Angelegenheiten ſelbſtändig.“ Darin lag nun fo viel ganz unzweifel⸗ 
haft, daß. die oberften Kirchenangelegenheiten binfort nicht mehr durch einen conflitutionellen 
Minifter verwaltet werben konnten, ver lediglich Staatsdiener und der politifchen Landesver⸗ 
tretung verfaffungämäßig verantwortlich iſt; von einer Selbfländigkeit der Kirche twürbe dann 
gar feine Rebe geweien fein. Demgemäß wurde bereits durch die Cabinetsordre vom 26. Ian. 
1849 die oberfte Berwaltung ber innern evangelifchen Kirchenſachen einer Abtheilung des geift- 
lien Minifteriums, unabhängig von dem Minifler, übertragen und dieſe Behörve bekam nach 
der definitiven Feflfieflung der Staatäverfaflung unterm 31. San. 1850, in die jener Artikel 
wörtlich übergegangen war (Art. 15), bie Bezeichnung Evangelifcher Oberkirchenrath. Es 
wurde num zwar von feiten diefer Behoͤrde verſchiedentlich erflärt, daß damit die Kirchenverfaſ⸗ 
fung nicht beſchloſſen fein, daß vielmehr presbyterial⸗ſynodale Clemente hinzutreten follten; auch 
find auf dieſem Wege in der That bie erften langfamen Schritte wirklich gemadt worben, indem 
gleichzeitig mit der Errichtung bed Oberkirchenraths durch Erlaß vom 29. Juni 1850 die 
Grundzüge einer Gemeindeordnung für die ſechs Öftlichen Provinzen publisirt wurden. Indeß 
wenn einerfeitd der Inhalt dieſer Beflimmungen im hödften Grade ungenügend, ja vielfach ge: 
radezu bedenklich war, fo fehlte ed andererſeits an jenem ernfihaften Willen, die Gemeindeord⸗ 
nung zur Durchführung zu bringen, und abgeſehen von ber Provinz Preußen, wo biefelbe in- 
folge der Bemühungen des bortigen Conſiſtoriums von ber Mehrzahl der Gemeinden alsbald 
angenommen wurde, friftete fle in ben übrigen Landestheilen nur ein fehr künmerliches Da- 
fein, und nammtlih in Bommern und Brandenburg war die Einführung derfelben, dort an 
dem Wiperflande ber Batrone und der äußerften hierarchiſchen Partei, Hier zum Theil an dem 
Widerftande der Gemeinden und ber freiern kirchlichen Richtung völlig gefcheitert. Das Kir: 
chenregiment aber hat felten die freie Selbftbeflimmung der Gemeinden fo fehr aufrecht erhal: 
ten wie gerade damals. Es wurden dann in ben Jahren 1855 und 1856, weil tiefgreifende 
Fragen dem Rirenregiment zur Löfung vorlagen, bie daſſelbe einfeitig zu loͤſen ſich nicht ge- 
traute, mit großem Geräufch Vorbereitungen für eine zu berufende Landesſynode veranftaltet, 
es wurde bie fogenannte Montbljou-Eonferenz verfammelt, vorzugsweile aus Anhängern ber 
extremften Partei beſtehend, an ber felbft ein Mann wie Bethmann⸗Hollweg ſich nicht bethei⸗ 
ligen wollte, weil er die völlige Refultatlofigkeit mit Gewißheit vorausſah. Erſt unter der 
Regierung bes Prinz⸗ Regenten fam bie kirchliche Verfafſungsentwickelung wieder in Fluß; zwar 
meigerte ſich das neue Miniflerium auf dad entſchiedenſte, ven biäher eingefäglagenen Weg 
überhaupt zu verlaflen, bagegen ficherte man zu, daß auf demfelben mit größerer Beharrlid: 
feit als biäher das Ziel verfolgt werben folle. Demgemäß ift einerſeits vie allfeitige Durchfüh⸗ 
rung der Gemeindeordnung eifrig betrieben, und es ift anbererfeit in pen Provinzen Breußen, 
Bommern und Pofen dad Inflitut der Kreisfgnoden eingeführt worden, im ganzen in Überein- 
ſtimmung mit der entſprechenden Einrichtung in den wefllihen Provinzen, im einzelnen au 
untereinander vielfach abweichend. 

Man kann nun ganz abjehen von ber Langſamkeit, mit der man biefe Einrichtungen ine 
Leben geführt hat, von bem vielfach unbefriedigenden Charakter verfelben, alles kommt in 
erfter Linie auf die Entſcheidung der Frage an, ob dad Kirchenregiment zur Einſchlagung die: 
ſes Wegs überhaupt befugt geweien fei, ob nicht bie in der Berfaflung gewährte Selbſtändig⸗ 
Zeit der Kirche gefordert hätte, fofort eine allgemeine Landesſynode zu berufen. Nun läßt 
fi} gegen die Nothwendigkeit einer eonflitwirenden Synode allerdings geltend machen, daß 
bie in der Berfafiung garantirte Selbflännigkeit: fih blos auf das Verhältnig der Kirche zum 
Staate bezieht, daß aber damit über die Freiheit oder Unfreieit der Innern Berfaffungszuftände 
nichts entfchieben ſei, bleibe Doch Die Verfafjung ver Fatholifchen Kirche davon unberührt. Das 
war und iſt noch jegt der Standpunkt fowol des Miniſteriums als des Oberkirchenraths. Man 
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hat das oft eine Raumer'ſche Theorie genannt und namentlih Dove hat neuerdings (a. a. O., 
I, 181) einen tiefen Unterſchied zwifchen der Auffaffung des Oberkirchenraths und des Hrn. 
v. Raumer durchzuführen verfucht; eine Verſchiedenheit in der Auffaffung befteht aber nur in⸗ 
fofern, als der Oberkirchenrath von Zeit zu Zeit an einen weitern Ausbau erinnert und nament- 
lich 1856 in einem Berichte an den König die Herftellung einer ſynodalen Vertretung der 
Kirche als ein unabweisbares Bedürfniß Hingeftellt Hat, indem er es für unmöglich erflärte, 
daß der evangelifchen Kirche fortan in vem Organismus der Amter allein eine hinreichend ſtarke 
Vertretung und -Stüße gegeben werben koͤnne, fi daher mit Entjchienenheit für die Herftel= 
lung einer die Kirche in allen ihren Gliedern umfaſſende fpecielle Vertretung ausſprach, mäh- 
rend Dagegen v. Raumer bei ver Errichtung des Oberkirchenraths ftehen bleiben wollte und felbft 
in ber Gemeindeordnung ein „lebensunfähiges Compromiß mit dem modernen Weltchriſten⸗ 
thume‘ ſah. Indeſſen wenn man nun auf die Auffaffungen Rücjicht nimmt, melde bei ver 
Abfaflung jenes Artikeld nicht blos in den Kammern, fondern auch von feiten ver Regierung 
und der kirchlichen Organe die maßgebenden gewefen find, wenn man auf ben Sinn zurüdgeht, 
in welchem vie „Selbftändigkeit” Damals aufgefaßt wurbe, fo kann man biefelbe keineswegs für 
herbeigeführt erachten durch die Binjegung eines ſelbſtändigen Oberkirchenraths, d. h. einer 
Behörde, die vom Könige durchaus abhängig ift, wie jede Staatsbehötde, vie nur den Anſpruch 
erhebt, unabhängig vom Landtage zu fein; das jo aufgefaßte und gehandhabte landesherrliche 
Kirchenregiment war in ver That das „Altentheil des Abjolutismus”, und Die Kammern haben 
allerhings ein Recht, wie auf den Vollzug jedes andern Artifeld ver Berfaflung fo au auf den 
Vollzug diefed zu dringen und die Berufung einer aus Urwahlen hervorgehenden conſtituirenden 
Synode zu verlangen; die confefftonell gemifcgten Kammern üben dadurch Feine kirchliche, ſon⸗ 
dern eine politifche Function aus. Man fleht gar nicht ein, weshalb bei jener andern Auffaf- 
fung nit fogar ver Cultusminiſter ganz ruhig fortfahren Eönnte, die Regierung der Kirche zu 
führen, man brauchte zu erklären, daß derfelbe in viefen Angelegenheiten dem Landtage nicht 
verantwortlid fein follte, daß man eine Scheidung zweier Berfonen mie beim Landesherrn fo 
auch bei ihm durchführte. Immer iſt zu bebauern, daß bei der Nevifion ver Berfaflungd- 
urkunde der Antrag des Abgeorbneten Fubel, jich nicht mit dem Art. 12 zu begnügen, fonbern 
zur Berbürgung einer finngemäpßen Auslegung folgenden tranfitorifchen Artikel dazuzuſetzen: 
„Daß landesherrliche Kirchenregiment hat die Überleitung der evangelifhen Kirche zu einer 
felbftänbigen Verfaſſung herbeizuführen, damit fie die ihr im Art. 12 überwiefenen Rechte 
übernehmen und ausüben könne”, zwar von der Zweiten Kammer angenommen, bei det Ver⸗ 
einbarung mit der Erflen Kammer aber wieder aufgegeben wurbe. Ob es nicht doch richtiger 
gewefen wäre, anftatt die ganze proteflantifche Kirchenverfafſungsfrage in eine ſolche ſtaats⸗ 
rechtliche Controverſe zugufpigen, auf den Boden ver Kirche eine Agitation zu beginnen und 
auf dieſe Weiſe das tharfächlich beſtehende Kirchenregiment zu einer Umgeftaltung der Verfaſ⸗ 
fung zu nöthigen; ob man nicht auf dieſe Weife größere Kraft hätte entwideln fönnen, das 
ſcheint mir allerdings wohl zu bebenfen, jebenfalld tft man auf jenem andern Wege nicht wei⸗ 
ter gekommen. 

Um den eigenthümlichen Gang, ven die Entwickelung der proteftantifchen Kirchenverfaflung 
unter ber Negierung Friedrich Wilhelm's IV. genommen bat, vollfländig zu begreifen, ift es 
nothwendig, auf die ganz eigenthümlichen Anfhauungen aufmerkfam zu machen, welde ver 
König ſelbſt darüber hegte. Schon am 2. Oct. 1845 hatte der König einer Deputation des 
berliner Magiftrats erklärt: „Die Kirchengewalt rubt auf meiner Krone und erfchwert viefelbe 
ſehr; fie legt mir bedenkliche Pflichten auf, fie gibt mir aber unbeftreitbares und unbeftrittenes 
Recht, in die Geftaltung der Kirche einzugreifen, ich thue das aber nicht, ich thue ed nicht, weil 
ich einem unmwanbelbaren Grundfage folge, der ift, vie Kirche durch fich ſelbſt fich geftalten zu 
laſſen.“ Er weift dann auf das Eoftbare Geſchenk des verſtorbenen Königs, die Synoden, hin, 
die zwar unter ber vorigen Verwaltung des geiftlihen Departements eingefhlafen feien, unter 
dem gegenwärtigen Miniſter aber (Eichhorn), der bie Öffentlichkeit und das Licht ebenjo wenig 
ſcheue als der König felbft, neu erweckt und belebt würden; das feien die berechtigten Or⸗ 
gane, bie Forderungen ber Kirche auszuſprechen; „ſollte von denfelben die Anregung auf eine 
Geftaltung der Kirche audgehen, fo werde ih gern bie Hand and Werk legen und ben Tag 
fegnen, an welchem Id; dad Kirchenregiment würdig in bie rechten Hände zurückgeben kann“. 
GEs fragte ich dann, was ber König unter den „rechten Händen’ verſtand; wir haben darüber 
neuerdings intereflante Aufflärungen erhalten durch zwei Aufläge des Königs, „begonnen zu 
Berlin am Sonntage Deuli, 23. Febr. 1845’, die wenigflens auszugsweiſe durch Richter 
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in neuefler Zeit veröffentlicht worden jind. „Ich gedenke“, fo heißt ed darin, „in biefen 
Blättern meine Überzeugung und Erfenntniß über die Geftaltung der evangelifchen Kirche nie: 
derzulegen. Ich thue es mit dem emiften Gefühle, mit welchem man ein Teftament fchreibt, 
denn ich halte dafür, daß die Gedanken, welde dieſe Blätter füllen follen, ein Vermaͤchtniß 
für kommende Gefchlechter werden.‘ Es wird nun wieberum in den flärkfien Ausdrücken bie 
Verwerflichkeit nicht blos des Territorialfuftems, ſondern des landesherrlichen Kirchenregiments 
überhaupt behauptet; ‚beide, Territorialfoflem und landesherrliches Epiſkopat, find von 
folder Beichaffenheit an ſich, daß eins allein ſchon vollfonınıen ausreichend wäre, die Kirche 
zu tödten, wäre fie fteublih”. Und nun heißt e8 weiter: — — „Aber fagt man vielleicht 
zu mir: Drückt dich dein oberbifchöfliches Amt jo jehr, warum wirfſt vu es nicht weg? Dem 
diene zur Antwort: Ich fehne mich mit aller Kraft meiner Seele nad dem Augenblide... 
Aber mit dem Wegiverfen iſt's nicht gethan, ja nicht einmal mit dem Machen, Berathen und 
Einführen einer neuen beffern Berfaffung, ja noch mehr, ber gerechte Applaus, die Zuftim- 
mung ber Gemeinde, ift nicht ausreichend, mein Gewiſſen zu beruhigen — (und dieſes Gewiflen 
ift ſehr zart in Eirchlichen Dingen). — — Ich fühle pad Verzweifelte ver Aufgabe, in baby: 
loniſche Sprachverwirrung hinein ald Sahmalter Firglicher Ordnung zu reden. Das Gefühl 
hat mir bie erften Worte dieſes Aufſatzes eingegeben: Ich balte dafür, daß die Gedanken, melde 
dieje Blätter füllen follen, ein Vermächtniß für künftige Geſchlechter werden. Dennod will 
ich getroft in die Sprachvertvirrung bineinreden. Meine Worte gehören dem Herrn. Er wird 
fie verwehen, wenn fle eitel find, und wenn fle ed nicht find, Ihnen gnädig eine Stätte berei- 
ten. Auf die Gefahr hin, für bizarr und parabor gehalten zu werben, erkläre ich, daß ich an 
fih nichts gegen Presbyter, nichts gegen Bifchäfe, nichts gegen Conſiſtorien habe, — daß id 
aber entſchiedener Feind jeder Presbnterialverfaffung, jeder Gpifkopalverfaflung,, jeder Con⸗ 
fiftorialverfaffung bin. — Warum? weil ich allein Heil ſehe in Kirchenverfaffung. Ja: Kir⸗ 
hen. Das ift das Eine, was der Kirche noth thut, damit fie Kirche werbe, fei und bleibe. 
Ja: Kirchen. Das ift mein lautflehender Ruf an die Kirche ver Evangelii in Deutſchland, 
die ihrer entbehrt. — Das ift mein Rofungswort, der VBrennpunft veflen, was ic zu jagen 
habe, das ift die Lebensbedingung der Kirche. (Richter, „König Friedrich Wilhelm IV. 
und die Berfaffung ver evangelifihen Kirche“, Berlin 1861.) Etwas deutlicher tritt wiel- 
leicht dad Verfaflungsideal des Königs aus den Worten entgegen, die er 1846 beim Em: 
pfange der Generalfgnobe ſprach: „Bleiben Sie nit innerhalb der engen Schranken unſers 
Landes, ja unferd Bekenntniffes fleben. Erheben Sie ven Blick über diefe engen Grenzen 
hinaus auf die gefammte chriſtliche Kirche auf Erden, auf ihren Urfprung, ihre Geſchichte, auf 
die Mitwelt, vie Zukunft, erwägen Sie die gegenwärtige Zeit der Kirche. Die Kirchengeſchichte 
lehrt und, daß vie Ausübung des göttlichen Berufs jahrhundertelang in böfen Stillftand ge: 
rathen iſt; vernehmen Sie darum den Ruf an und, daß wir und in apoftolifcher Kraft erheben 
und geftalten, um unfere Mifiton erfüllen zu können.” Auch in der anderthalbflündigen un: 
unterbrocdenen Rede, welche ver König anı 1. März 1853 vor dem Minifter der geiftlihen An: 
gelegenheiten und dem Oberkirchenrath hielt, gelangt die Sache für unfer Verſtändniß noch 
nit zum Abfchluß; der König erklärte damals: „Ich bin nicht berufen, mit weltlicher Hand 
in die Geftaltung der Kirche einzugreifen. Was ich Über die Sache gedacht, habe ich früher 
einmal aufgezeichnet; manche ver Anweſenden Eennen biefe Auffäge. Ich gebe fle in den Gin- 
zelheiten völlig preis; aber den Geift derſelben laſſe ich nicht. Ich Habe die Sache unter Gebet 
und Flehen verfolgt. Ich wiederhole ed, Bott iſt mein-Zeuge, daß ich niemand meine Uber: 
zeugung aufbringen will. Aber wenn ein Menſch, in bem eine ſolche Überzeugung zur Gewiß: 
beit geworben ift, nun gerade König if, kann er etwas dawider thun?“ Ziemlich klar endlich iſt 
die Anficht des Königs ausgefproden in der Cabinetsordre vom 10. Juni 1853 in Bezug auf 
die Revifion der rheiniſch- wertfälifchen Kirchenordnung: „So gewiß das enangelifche Be: 
kenntniß der Träger unſers Heils ift, weil in ihm Das Wort des Herrn und bie apoſtoliſche 
Lehre in ihrer urfprünglicgen Kauterfeit wieberhergeftellt werben: fo gewiß erkenne ich allein in 
ben apoſtoliſchen Anorbnungen für die äußere Geftalt der Kirche und in ber lauern evange: 
liſchen Kirche (als Außerlicher und Hiftorifcher Erſcheinung) das einige, aber gewifle Mittel, bie 
Kräfte zu entfalten, die Aufgaben zu erfüllen, die ihr auch für dieſe Welt von ihrem Herrn und 
König anvertraut find; mit Cinem Worte: ich erkenne in dem Gehorſam gegen die Anorb: 
nungen ber Nrkicche-« Die Vollendung der Reformation». Ich ſpreche dies Bekenntniß feierlich 
und furchtlos aus, indem ich die große Gefahr ins Auge faſſe, welche bei ver Zerfahrenheit ber 
Staats⸗Lexikon. IX. 14 
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kirchlichen Begriffe aus dem abfichtsvollen und abfichtsloſen Misverflehen diefes meines Be⸗ 
tenntniffes für mich. hervorgehen kann und hervorgehen wird. Was mein Verhälmig zur 
evangeliſchen Landeskirche und zu ihren Organen, ben Gonftflorien betrifft, fo habe ich bereitö 
vor Jahren meinen Entſchluß Iffentlih audgefproden: meine ererbte Stellung und Autorität 
allein in die rechten Hände nieberlegen zu wollen. Diefe arechten Hände» find aber «apoſtoliſch ge⸗ 
ſtaltete Kirchen » geringen, überſichtlichen Umfangs, in deren jeder das Leben, die Ordnungen 
und die Ämter der allgemeinen Kirche bed Herrn auf Erben, wie in einer feinen Welt und für 
diefelbe thätig find; es find furz gefagt bie ſelbſtändigen zeugungsfähigen Schöpfungen, mit 
welchen als mit lebendigen Steinen die Apoftel des Herrn den Bau feiner fihtbaren Kirche be: 
gannen und ihr im Feuer ver Verfolgung den Sieg bereiteten. Diefe «Kirchen» find die «rechten 
Hände», in die ich allein meine Kirchengewalt, die mich ſchwer drückt, frohlodend nieberlegen 
werde.” Zugleich wurde übrigens in dieſer Cabinetsordre der Geſichtspunkt geltend gemacht, 
daß das Streben der Kirche nah Emancipation vom Staate und nach feſterer Geſtaltung etwas 
krankhaft Erregtes habe, und daß der König den Verſuch, ver Kirche durch Verfaflungen helfen 
zu wollen, für einen falſchen und verberblien halte, denn Verfaffungen koͤnnten nur dann 
unſchaͤdlich fein, wenn biefelben der Ausdruck bereitö vorhandener begrünneter und ausgebil- 
deter Zufkände feien; er Spricht ſich miebilligend darüber auß, die göttliche Schöpfung der Kirche 
durch Menſchenwerk und Conſtitutionen zu ſtützen. Es leuchtet freilich ein, daß durch folde 
Derfaffungsidenle, die von der Möglichfeit ver Durchführung fo himmelweit entfernt waren, 
eine erträgliche Ordnung der wirklichen Verhältniffe ebenfo erſchwert wurde, wie durch bie 
eigenthümlichen politiſchen Theorien des Königs vie politifche Entwidelung erſchwert und ge: 
Hemmt worden if. 

Hinfihtli des Übrigen müflen wir ung fürzer faſſen. 

Was zunähft Baiern betrifft, fo wurbe bereit bei Gelegenheit ver Emanation ver Verfaſ⸗ 
fungsurkunde durch dad Edict vom 26. Mai 1818 „über die Innern kirchlichen Angelegenheiten 
der proteftantifhen Geſammtgemeinde in dem Königreich” verordnet, daß die oberfte Kirchen⸗ 
gewalt Fünftig durch ein ſelbſtaͤndiges Oberconfiftorium ausgeübt werben follte, wobei fi der 
König eigentlih nur das jus circa sacra vorbebielt, wenigſtens wurde zu wiederholten malen 
erklärt, daß der König In den innern Angelegenheiten ver Proteflanten ohne Mitwirkung bes 
Oberconfiſtor iums niemals eine Veränderung vornehmen ober vorzunehmen geftatten werde. Es 
wurde ferner beſtimmt, daß drei Gonflflorien, zu Ansbach, Baireuth und für die Rheinlande 
zu Speier, errichtet werben follten, fowie daß vie bisherige Berfaffung der Diſtrictsdekanate bei: 
zubehalten fel. Envli daß zur Handhabung der Rirchenverfaflung am Defanatsfige jährlich 
eine Dioͤceſanſynode und dann alle vier Jahre eine allgemeine Synode unter der Leitung eines 
Mitglieved des Oberconfifloriums zur Berathung Über innere Kirchenangelegenheiten in Ge⸗ 
genwart eines königlichen Commiſſars gehalten werben follte. Danach war alfo von Preöby:= 
terien gar keine Rede, binfichtli der Synoden war nichts über deren Organifation beftimmt, 
die fogenannte allgemeine Synode führt diefe Bezeihnung nur mit Unrecht, es waren in That 
und Wahrheit nur Provinzialfunoden. Bon diefer Grundlage aus geftaltete ſich num die wei: 
tere Entwidelung ganz verſchieden In dem Bezirke des Conſiſtorlums in Speier, bem jen⸗ 
feitigen Baiern, der rheiniſchen Pfalz und in den Bezirken der Gonftftorien von Ansbach und 
Baireuth, vem fogenannten bieffeitigen Baiern. In der Pfalz nämlich wurde noch 1818 bie 
Union eingeführt und in der Untonsurkfunde vom 10. Det. 1818 durch die damals flattgefun: 
bene Generalſynode eine Vertretung ber Kirche in drei Abſtufungen ins Reben geführt. Es 
follten danach zunächſt in jeder Gemeinde unter dem Vorſitze des Pfarrers Presbyterien befteben, 
welche ih unter Mitwirkung der Gonflftorien ſelbſt ergänzten; über venfelben follten fid die 
Oiðceſanſynoden, beſtehend aus fänmtlihen Geiſtlichen des Bezirks und Halb foniel Welt- 
lien, erheben; die Wahl der leztern durch Zuſammenwirken der Presbyterien und Gonfifto- 
rien geſchehen; endlich die Generalſynode der Pfalz follte aud den ſämmtlichen Dekanen und 
einem geiftlihen und weltlichen Mitglieve jeder Dideefanfynobe zufanmengefegt werben, fobaf 
alfo auch Hier die Beifllihen Die doppelte Anzahl bildeten. Die Bewegungen des Jahres 1848 
führten dann mehrfache Veränderungen herbei; es wurde zunächſt durch Fönigliche Entſchlie⸗ 
fung vom 11. Mai 1849 vie Trennung des Conſiſtorialbezirks Speier von dem Wirkungs⸗ 
freife des proteftantifchen Oberconfiſtoriums in Münden ausgeſprochen und beſtimmt, daß 
das proteftantifähe Gonfiftorium zu Speier hinfort für die vereinigte proteftantifche Kirche der 
Pfalz das oberſte Epiffopat auszuüben habe. Es wurden dann ferner durch dad Wahlgeſetz 
von bemfelben Tage die frühern Beflimmungen dahin abgeändert, daß in Zukunft die Wahl 
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der Presbyterien ganz frei von ber Gemeinde geſchehen folle, daß ferner die Bezirkoſynoden 
zwar von den Preöbyterien, aber nah Maßgabe der Volkszahl zu wählen feien, indem jedes 
Presbyterium des Dekanats in Kirchengemeinden bis zu 1000 Seelen ein Mitglied zur Be: 
zirksſynode, in folden bis zu 2000 zwei Mitglieber und fo fort für jedes Taufend Seelen 
ein Mitglied mehr waͤhlen follte, wodurch alfo ein Übergewicht der weltlichen über die geift- 
lichen Mitglieder ih ergab, und daß endlich auf der von den Bezirksſynoden zu wählenden Ee⸗ 
neralfynode dad Stimmenverhältniß von Weltlihen und Geiſtlichen gleich fein follte, indem 
jede Bezirksſynode für je 15000 Seelen ein geiftliched und ein weltlihes Mitglied zu wählen . 
hat, wobei jedoch ſchon 7800 Seelen für voll gezählt werden follten. Am 16. Juli 1849 
jollten die nad dieſem Geſetze im Mai und Juni jenes Jahres gewählten Synoben zufammen- 
treten ; ein folder Zufammentritt ift aber niemals erfolgt; vielmehr wurden nach Ablauf der für 
die Synoden feftgejehten dreijährigen Wahlperiode im Jahre 1853 Neuwahlen, aber wienerum 
auf Grund des Wahlgeſetzes von 1849, vorgefhrieben. Begen dieſes Wahlgeſetz hatten ſich 
fhon 1850 13 evangeliſch⸗theologiſche Facultäten erflärt, nur Jena und Gießen hatten ihre 
Gutachten Hillfgweigenn oder ausdrücklich verweigert; der Generalſynode von 1853 wurde nun 
auch eine neue Wahlordnung vorgelegt, danach follte Hinfichtlich des Presbyteriums dieſes drei 
Candidaten vorſchlagen, von denen die Gemeinde einen wählt, binfichtlid) ver Didcefan= und 
Generalſynode Dagegen wurde auf Die Vereinigungsurkunde von 1818 zurüdgegangen; bie 
Seneralfynode ging nun zwar hinſichtlich der Presbyterien noch weiter wie der Entwurf, indem 
wie nach ver Unionsurkunde bie Auswahl aus den dreien wieder ganz ben Gonfiftorien zuftehen 
ſollte; hinſichtlich der Generalſynode ging man in Übereinflimmung mit der Vorlage auf vie 
Beflimmungen des Jahres 1818 zurüd, und hinficgtlich der Didcefanfgnoden wurbe verlangt, 
daß die Zahl der weltlichen Mitglieder der Zahl der Pfarrgemeinden gleich fein folle, woraus 
fih eine ungefähre Gleichheit unter den geiftlihen und weltlichen Mitglievern ergab; übrigens 
follten die Wahlen ver Didcefanfgnobden zur Generalſynode nur in der Weife geſchehen, daß von 
brei durch bie Didcefanfgnode Vorgefhlagenen dad Conſiſtorlum einen auswählte. In der 
föniglihen Entſchließung vom 8. Dec. 1853 wurbe nun der neuen Wahlordnung „in der Fafſ⸗ 
fung des anrubenden Gremplars verfelben‘ die Sanction ertbeilt; in biefem anruhenden 
Exemplar war man jedoch auch hinſichtlich der Didcefanfynode ganz auf den Standpunkt von 
1818 zurücdigegangen, hatte alfo die desfallſigen Befchlüffe der Beneralfgnobe Ignorirt. Dem: 
gemäß war die auf Grund dieſes Wahlgefehes zufammentretende Generalſynode von 1857 
ungeſetzmaͤßig; dennoch beſchloß dieſelbe ein neues orthodoxes Geſangbuch, ja das Conſtſtorium 
machte von der ihm zugeſtandenen Befugniß weiterer Abänderungen und Zuſätze einen ſehr 
ausgedehnten Gebrauch. Dagegen erhob ſich nun aber von ſeiten ver proteſtantiſchen Bevöl⸗ 
kerung eine Agitation, die nicht nur Ihren nächſten Zweck, Zurückweifung bes Geſangbuchs, 
erreichte, ſondern auch noch weiter dahin führte, daß durch koͤnigliche Entſchließung vom 29. Jan. 
1860 dem die Didceſanſyneoden betreſſenden Abſchnitt der Wahlordnung von 1853 die Geneh⸗ 
migung ertheilt wurde. Eine fehr zahlreich beſuchte Verſammlung, die am 22. April 1860 zu 
Kalſertlautern gehalten wurde, verlangte dann die Anerkennung ver Wahlordnung von 1848; 
in der Antwort der Regierung vom 8. Jan. 1861 wurde aber nur die Bitte, eine außerordent⸗ 
liche Generalſynode zu berufen, gemährt, am 24. Febr. 1861 wurde dieſelbe eröffnet, ber ihr 
vorgelegte Entwurf zur Wahlorhnung jedoch abgelehnt. Erſt auf ver außerorbentlien Gene: 
ralfonobe vom April 1862 iſt eine Übereinflimmung in ben wefentlichen Punkten erreicht wor⸗ 
den; danach follen die Presbyterten aus den Pfarrer und vier bis zwölf Mitgliedern, je nad 
ber Seelenzahl der Gemeinde beſtehen, fie werben alle ſechs, Jahre zur Hälfte erneuert, doch iſt 
ſtets Wiederwahl dev Austretennen geftattet, das Wahleollegium befteht aus dem Preöbyterium 
und aus fünfmal ſoviel anderweiten Mitgliebern, als die Gemeinde Presbyter zählt, dieſe leg: 
tern werden von den fünfundzwanzigjährigen Gemeinveglievern erwählt; auf ven Didcefan- 
und der Generalſynode foll die Anzahl der geiftlichen und weltlichen Mitglieder gleich fein. 

Im dieffeitigen Baiern war die Einführung der Kirchenvorſtände von dem Obercon⸗ 
fiflorium und der Generalſynode 28 Jahre refultatlos betrieben worden, namentlich rief ein 
Entwurf im Jahre 1822, der auf eine energiſche Kirchenzucht durch die Kirchenvorſtände 
gerihtet war, eine lebhafte Bewegung Hervor; dagegen waren Didsefan- und General: 
innoden auf Grundlage des Edicto von 1818 allerdings ins Leben getreten und zwar folls 
ten die erftern aus Pfarrern, Bicaren und Candidaten beſtehen, die leptern nach den Beſtim⸗ 
mungen vom Jahre 1823 fo zufammengefeßt fein, daß auf je ſechs Abgeynduete des geiſt⸗ 
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lichen Standes ein weltliher komme, der von den Gonftflorien ernannt wurde, doch wurde 
1836 die Zahl der weltlichen Mitglieder auf die Hälfte der geiftlihen erhöht. Das Jahr 
1848 vief dann bedeutende Limgeftaltungen hervor. Es wurde zunächſt durch dad Gefeg 
- vom 4. Juni 1848 verfügt, daß die allgemeinen Synoben der Gonfiftorialbezirfe Ansbach 
und Baireutb auf Antrag des Oberconfifloriums mit Eönigliher Genehmigung in eine unge: 
trennte, an einem geeigneten Orte in einem diefer Bezirke abzuhaltende Berfammlung vereinigt 
werben koͤnnten. Durch Verordnung vom 18. Dct. deſſelben Jahres wurde dann weiter feſt⸗ 


gefegt, daß fowol auf ven Didcefan= wie aufden Generalfgnoden Stimmengleihheit zwifchen 


weltlichen und geiftlichen Mitgliedern ftattfinden follte. Endlich wurde durch koͤnigliche Entſchlie⸗ 
Bung vom 7. Dct. 1850 auf Antrag der Generalfonode die @inführung von Kirchenvorſtänden 
in der Weiſe, daß diefelben aus fammtlichen an ver betreffenden Kirche angeftellten @eiftlichen 
und aud einer Anzahl von der Gemeinde gewählter weltlicher Kirchengemeindemitglieder von 
vier bis zwölf beftehen follen, verfügt. Hinſichtlich der Didcefanfynoden wurden jene Beflimmun: 
gen durch die Diöceſanſynodalordnung vom 30. Aug. 1851 weiter ausgeführt, dagegen ift für 
die Generalfynoden unterm 31. Juli 1851 eine neue Wahlordnung erlaflen, wonad die Zahl 
der Laien wieder auf die Hälfte dev geiftlichen Abgeoroneten zurücdgeführt, auch das vor 1848 
beftandene landesherrliche Beſtätigungsrecht tuiederhergeftellt ift. Die Generaliynode von 1853 
beichloß die befannten Maßregeln in Bezug auf Liturgie und Kirchenzucht, wodurch eine nad: 
haltige Bewegung unter ven Proteflanten Baierns und namentli die nürnberger Beſchwerde 
vom 5. Nov, 1856 hervorgerufen wurde; die Bewegung trug im ganzen den Sieg davon, wie 
aus der Königlichen Entſchließung vom 27. Nov. 1856 hervorgeht, nur zu einer Neubildung 
der Generaljgnode Fam es nicht, obgleich die Generalſynode felbft darauf fchon früher ange: 
tragen hatte, die königliche Entſchließung vom 7. Jan. 1856 hatte ſich entjchieven Dagegen aus⸗ 
geſprochen. 

Auch im Großherzogthum Baden hing die Einführung presbyterial-ſynodaler Elemente in 
die Kirchenverfafſung mit der Union zuſammen, indem dieſe Elemente in ven pfälziſchen Landes⸗ 
theilen, die überwiegend veformirt waren, fih in einer, wenn auch nicht ſehr lebendigen Wirk- 
ſamkeit erhalten Hatten. Durch die Generalfgnode von 1821 wurde nun verorbnet, daß die 
Grundlage der Berfaffung freigemählte Presbyterien bilden follten, über denen Sperialfynoden 
fih erheben follten, die alle drei Jahre jich zu verfammeln hätten, und aus den ſämuitlichen 
Pfarrern der Didceje nebft einer auf die Hälfte der geiftliden Mitglieder fich belaufenden Zahl 
von Deputirten der Kirchenvorftände gebildet werben follten; ihren Abſchluß endlich ſollte Diefe 
Berfaflung in der Generalfynode finden, wozu je zwei Didcejen einen geiftlihen Abgeordne⸗ 
ten, und Wahlmänner aus den Kicchengemeinderäthen von je vier Didcefen einen weltlichen 
Abgeoroneten, weldher Mitglied eines Kirchengemeinderaths fein muß, zu wählen hätten; dazu 
kamen noch zwei geiftlihe und zwei weltliche Mitglieder ver evangelifhen Kirchenminiſterial⸗ 
behörde, ein vom Großherzog ernanntes Mitglied der theologifhen Facultät zu Heidelberg 
und ein landesherrlicher Commiſſar als Präſident; die Generalfynode verfammelte ſich orb- 
nungsmäßig alle fteben Jahre. Als nun 1855 diefe fo zufammengejegte Generalſynode 
ſehr tiefgehende Veränderungen namentlich hinſichtlich des Cultus beſchloß und eine neue 
Gottesdienſtordnung, das fogenannte Kirchenbuch, erlaffen wurde, aber auch eine Reviflon 
der Kicchenverfaflung beichloflen und ſchon jegt Gooptation der Kirchenälteften eingeführt 
wurde, da erhob fih eine Oppofition, die fich bald nicht bLo8 gegen diefe Maßnahmen, fondern 
gegen den Organismus der Kirchenregierung felbft richtete. Indem diefe Bewegung mit ber 
andern, durch das Concordat bervorgerufenen fi Ereuzte und dadurch aud) eine veränderte 
Stellung von Staat und Kirche nothivendig wurde, fo kam es nun unter Anregung der dur: 
lacher Berfammlungen zu der neuen badiſchen Kirchenverfaſſung vom 29. Juni 1861, bie 
allerdings einen bedeutenden Fortſchritt auf der Bahn viefer Entwidelung bezeichnet. Diefelbe 
befindet fih allerdings nach den Grundzügen vielfach in Übereinftiimmung mit der rheiniſch⸗ 
weſtfäliſchen und der noch zu ermähnenden revidirten oldenburgiſchen Kirhenverfaffung , doc 
find als empfehlenswerthe Eigenthümlichkeiten der neuen badifchen Gefepgebung namentlich 
folgende drei hervorzuheben, zunächft daß doch wenigftens ein ernfthafter Anfang damit ge: 
macht ift, den Gemeinden einen activen Antheil an der Pfarrwahl zu fichern, denn abgefehen 
von Patronatsrechten, die vorläufig beibehalten werden, foll der Oberkirchenrath jedesmal 
drei Bewerber bezeichnen, von denen die Kirchengemeindeverſammlung einen wählt, der dem 
Großherzog präfentirt und von ihm zum Pfarrer ernannt wird; ſodann daß die paſſive 
Wahlfähigkeit an keine erfchwerenden Dualificationen geknüpft wird, und endlih daß bie 
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Wählbarkeit der weltlichen Mitglieder der Seneralfunode fi nicht auf den Kreis ber Rir- 
chenalteſten beſchränkt. Dagegen muß doc auch andererſeits ausgeſprochen werben, daß felbft 
die neue badische Kirchenverfaflung längft nicht alle Anſprüche erfüllt, die im Hinblic auf die 
oberſten Grundſätze des Proteftantismus und die Bebürfniffe unferer Zeit hinſichtlich einer Kir- 
chenverfaſſuug erhoben werden mäflen ; es ift von unfhägbarem Werthe, daß fie erlaffen wor: 
ben if, denn der Fortſchritt gefchieht nun einmal nur fchrittweife, aber nichts wäre ſchlimmer, 
als wenn man fich von den fichtjeiten diefer Kirhenorbnung mollte captiviren laffen und fich dem 
Glauben bingeben, daß Hier bereits dad proteftantifche Verfafſſungsideal zu einem völlig adäqua⸗ 
ten Ausdruck gebradt jei. Vielmehr müſſen namentlich folgende Punkte hervorgehoben werben, 
Hinfichtlich deren die neue badische Kirchenverfaflung einer Verbefferung dringend bebürftig iſt. 
Zunächſt darf die auch hier noch feftgehaltene Unterſcheidung des geiftlihen und weltlichen Stan: 
des namentli in Bezug auf die Compoſition der Generalſynode heutzutage bei kirchlichen Or⸗ 
ganifationen nirgends mehr maßgebend fein; und wenn man in Baden fogar vie abgefonderte 
Mahl der geiftlihen und weltlihen Mitglieder durch die fogenannten Standesgenoſſen beibehal:- 
ten bat, fo kann man fich nicht flarf genug dagegen ausfprehen. Sodann müßte dad Ge- 
meindeprincip flärfer zur Anerkennung gebracht werden, als das bier geſchehen ift, denn es 
mag die kirchliche Centralgewalt noch fo freifinnig organifirt fein, nimmermehr ſteht derfelben 
ein Recht zu, die Gemeinden wider ihren Willen zur Annahme neuer Einrihtungen zu zwin⸗ 
gen. Endlich muß das landesherrliche Kirchenregiment befeitigt werden, und e3 dürfte um fo 
mehr zu bevauern fein, daß man die Hier gebotene Gelegenheit zu einem Verſuche viefer Art 
nicht benugt hat, als der Großherzog von Baden nad allem, was er gethan, ſich als einen 
Mann bewieſen hat, „ver ſich auch in dieſen Stüden der reinen Erkenntnig mol nicht verichloffen 
hätte, wenn fie ihm von den berufenen Trägern der Erkenntniß mit Energie entgegengebracht 
worden wäre‘. Man laffe jih doch durch Schlagwörter wie „kirchlicher Republifanismus‘ 
nit irre machen; ed ift neuerdings ganz richtig bemerkt worben, „ver Guſtav-Adolf-Verein ift 
in audgebehntefler Weiſe demokratiſch organifirt und es fällt feinem freien evangelifchen Ehri- 
ſten ein, daran Anftoß zu nehmen, vielmehr erbliden viele darin ein naturwüchſiges Urbild für 
eine gejunde evangelifche Kirchenverfafſung.“ 

Can; eigenthümlich geftalteten fich die Verhältniffe in Oldenburg; bis zum Jahre 1849 
übte Hier der Landeſherr die Kirchengewalt ohne jede Beſchränkung, von einer Berechtigung 
oder Organifation der Gemeinden war feine Rede, alle Pfarrftellen z.B. wurden durch den 
Großherzog beſetzt. In Verfolg des in Oldenburg publicirten Reichsgeſetzes, betreffend die 
Grundrechte des deutfchen Volks vom 27. Dec. 1848, 6. 17, wo ed heißt: „Jede Religions 
geſellſchaft ordnet und verwaltet ihre Angelegenheiten ſelbſtäändig“, erſchien unterm 31. Ian. 
1849 eine Berorbnung, wonach zur Berathung und zur Beſchlußnahme über die Fünftige Ver: 
faflung der evangelifpen Kirche im Herzogthum Oldenburg eine Synode aus dieſen Landes⸗ 
theilen, beftehend aus 14 Geiftlichen und 24 weltlichen Abgeorbneten, jene von der Geiftlichkeit, 
dieſe von der Gemeinde zu wählen, berufen. merben follte. Diefelbe trat am 30. April 1849 
in Oldenburg zufammen und brachte nach miehrmonatlichen, ſehr intereffanten Verhandlungen 
(„‚Berbandlungen der Synode zur Berathung und Beſchlußnahme über vie Berfaffung der olden⸗ 
burgiſchen evangeliſchen Kirche‘, Oldenburg 1849) dad Kirdjengefeg zu Stande, welches durch 
eine Bekanntmachung — nicht mehr des Großherzogs, ſondern des Oberkirchenraths, unterm 
15. Aug. 1849 in einem eigenen Geſetz- und Verordnungsblatt für die evangeliſche Kirche des 
Großherzogthums Oldenburg bekannt gemacht wurde. Die intereſſanteſten Beftimmungen dieſer 
oldenburgiſchen Kirchenordnung ſind mit deren eigenen Worten folgende: Die oldenburgiſche 
Kirche duldet keine Beſchränkung der Glaubens- und Gewiſſensfreiheit weder durch Bekennt⸗ 
nißſchriften noch durch kirchliche Anordnungen und Einrichtungen. Der Wohnſttz innerhalb 
des Pfarrſprengels begründet für jeden evangeliſchen Chriſten die Einpfarrung und damit die 
Theilnahme an den Rechten und Pflichten eines Gemeindegenoſſen. Die Pfarrgemeinde übt 
ihre Befugniſſe durch Gemeindeverſammlungen, durch den Kirchenausſchuß, wo ein ſolcher ein⸗ 
geführt iſt, und durch den Kirchenrath (das Presbyterium). Die Gemeindeverſammlungen ſind 
allgemeine und engere. Die allgemeine Gemeindeverſammlung wird aus allen Männern der 
Pfarrgemeinde gebilvet, welche das Alter ver gefeplichen Volljährigkeit erreicht haben ober für 
volljährig erklärt jind. Wo Kirhenumlagen flattfinden, wird eine engere Gemeinbeverfanm: 
lung aus denjenigen Mitgliedern der allgemeinen Gemeinveverfammlung gebildet, welche zu 
Kirhenumlagen beizutragen verpflichtet find; dieſer liegt die Beſchlußfaſſung über finanzielle 
Angelegenheiten ob; die Gemeindeverſammlung kann dieſelbe durch einen Ausſchuß bejorgen 
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laſſen; ein Mitglied des Kirchenraths eröffnet die Berfammlungen und leitet die Wahl des 
Vorfigenden. Der Kirchenrath befteht aus dem ober den dad Pfarramt verwaltenden Geiſtlichen 
und niehreren zu Kirchenälteften gewählten Gemeindegenoſſen, beren Zahl nad der Größe der 
Gemeinde drei bis funfzehn beträgt, auch durch Beſchluß ner Gemeindeverfammlung noch darüber 
hinaus erhöht werben faun, und die son der allgemeinen Bemeindeverfammlung auf vier Jahre 
gewählt werden, ſodaß alle zwei Jahre die Hälfte austritt. Dem Kirchenrathe fleht die Leitung 
und Vertretung ver Pfarrgemeinde in allen Beziehungen zu; ber Kirchenrath wählt aus feiner 
Mitte feinen Borfigenden und deffen Stellvertreter jededmal auf ein Jahr. Es mochte dies Die 
einzige Kirchenordnung fein, wo nicht der Pfarrer ald folder ven Borfig führte. Die Geſammt⸗ 
beit der Pfarrgemeinden bilvet die Landesgemeinde, welche duch die Landesſynode vertreten 
wird. Zwiſchenſtufen gibt es alfo nicht und auch in dieſer Hinficht ſteht die oldenburgiſche Kir- 
chenverfafſung von 1849 einzig da; es wird nur vorbehalten, daß Krelögemeinden und Kreis- 
ſynoden durch die Gefeggebung eingeführt werben können. Die Landesſynode wird aus 
22 Abgeoroneten gebildet, von diefen 7 geiftlih, 14 weltlih, und einer nach Wahl ver Kreife 
Beta und Kloppenburg geiftlich oder weltlih. Stimmberedtigt ifl jenes Mitglien der allge- 
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glieder der evangelifchen Kirche des Landes, wählbar zu geifllihen Abgeoroneten alle orbi- 
nirten Geiftlichen ; die Abgeordneten können aus dem ganzen Herzogthum gewählt werben. Für 
bie Vertretung im Amte hat ver Oberkirchenrath zu forgen; bie etwaigen baaren Koſten diefer 
Vertretung trägt die Centralkirchenkaſſe. Für jede ordentlihde Synode wird eine neue Wahl 
fänmtliher Abgeorbneter vorgenommen, ordentliche Synoden finden jährlich flatt, bei ihrer 
Berufung iſt darauf zu fehen, daß pie Verfammlungen mit denen des Landtags nicht zufammen- 
fallen; die Cinberufung der Synode geſchieht durch den Oberkirchenrath; jeder Abgeordnete Hat 
folgende Verſicherung abzugeben : „Ich gelobe, bei meinem Antrage und Abflinmung nad beftem 
Wiffen und Gewiffen das Wohl der evangelifchen Kirche des Landes treulich zu beachten” ; Die 
Normen über Gefhäftsorbnung u. ſ. w. jind ganz den in weltlichen Verſammlungen gelten= 
den nachgebildet. Die Synode Hat die oberfte Gewalt in Firchlichen Dingen, ein landesherr⸗ 
liches Kirchenregiment Hefteht nicht weiter, der Oberkirchenrath ift nıır ein Mandatar der Sa: 
node, von diefer gewählt, das juriftifhe Mitglied auf Lebenszeit, das theologifche und andere 
weltliche Mitgliever auf ſechs Jahre, die beiden außerorventlihen Mitglieder, ein geiftliches und 
ein weltliches, die nur an gewiſſen Geſchäften theilnehmen und nicht am Site des Oberkirchen⸗ 
raths wohnhaft zu fein brauden, auf vier Jahre: der Oberfirhenrath wählt aus feiner Mitte 
einen Borfigenven, diefe Wahl wird jedesmal ſechs Monate nachdem ein neues Mitglied einge- 
treten if}, wiederholt. Der Oberkirchenrath hat ein beſchränktes fuspenflves Veto, er iſt ermäch⸗ 
tigt, Verfügungen, melde feine regelmäßige Zuſtändigkeit überschreiten, zu treffen, wenn bie- 
jelben durch die Umſtände fo dringend geboten find, daß fie die vorgängige Berufung einer 
außerorventligen Synode nicht geftatten; er bat in ſolchen Fällen die Verpflihtung, vor der 
nächſten orbentlichen oder außerorventlichen Synode die Dringlichkeit und Zweckmäßigkeit der 
Verfügung zu rechtfertigen ; wenn die Synobeihre Zuſtimmung verweigert, fo iſt vie Verfügung, 
foweit e8 noch gefchehen kann, fofort wieder aufzuheben. Der Oberkirchenrath bat jeder orbent- 
lihen Synode einen umfaflenden Rechenſchaftsbericht, einen Voranſchlag für die Centralkaſſe, 
die Entwürfe der nothwendigen Gefeße vorzulegen. Der Oberkirchenrath iſt der Synode ver⸗ 
antwortlich; findet diefelbe Grund, gegen ihn einzufggreiten, und wird dev Beſchluß in einer 
wenigftend acht Tage ſpäter abgehaltenen Sitzung wiederholt, fo wird die Sache, falls eine 
Berftändigung nicht zu erreichen iſt, vor ein Schiedägericht gebracht, welches aus acht, von 
jevem Theile zur Hälfte, und drei durch dieſe acht gewählten Schiebsrichtern beftcht. Das 
Schiedsgericht erkennt nach Umftänden auf Verweis, Gelvftrafe, Schadenerfag, Dienftentlal: 
fung. Den Entſcheidungen dieſes Berihtd Haben ſich die Betheiligten ohne weitere Berufung 
zu unterwerfen, 

Diefe Kirhenverfaffung ift drei Jahre hindurch in Geltung geweſen und hat nach dem Zeug: 
niß eines fehr confervativen Mannes während diefer Zeit „unleugbar fegensreich gewirkt". 
„Gin neues, bis dahin unbekanntes Leben’‘, fagt Hr. v. Wedderkop, „hat ſich zu vegen be: 
gonnen, dad Intereffe an kirchlichen Dingen ift erwacht, man bat die Hohe Bedeutung ver Kirche 
erfannt. Der Hetr ift fihtbarlich mit und gemefen. Und ein unverfennbarer Hauch feines Hei⸗ 
ligen Geiſtes geht belebend und geftaltenn durch unfere Kirche.” Es felen, bezeugt derſelbe fer- 
ner, die trefflichften Männer in den Oberkirchenrath berufen, die Wahl der 450 Alteflen in 
den Gemeinden fei troß der damals vorhandenen politifhen Spaltungen und Parteiungen — 
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wenige Misgriffe abgerechnet — über alled Crwarten gut ausgefallen. Dennoch machten ji 
immer lauter Stimmen geltend, melde behaupteten, daß biefe Verfaſſung „ganz und gar auf 
die Grundfäge von Jean Jacques Rouffenu und Lenru:Mollin gebaut fei’, und fo wenig bie 
oldenburgifche Negierung mis folgen Stimmen iventificirt werben warf, fo hatte eine Neaction 
auf dem politiſchen Gebiete doch die Folge, daß, freilih auf verfaffungsmäßigem Wege, eine 
Kevifion der Kirchenverfaffung durchgefegt wurde; es entfland ein neues kirchliches Verfaf- 
jungdgefeg unterm 11. April 1853, in welchem vie epochemachenden Satzungen des frühern 
Geſetzes beſeitigt find, und welches weſentlich ver rheiniſch-weſtfäliſchen Kirchenordnung nad: 
gebildet war, der neuen badiſchen zu Grunde gelegen bat. Es muß indeß der Blick der Zeit- 
genoflen von der revidirten oldenburgiſchen Kirchenverfaflung des Jahres 1853 auf die ur- 
ſprüngliche oldenburgiſche Kirchenverfaſſung des Jahres 1849 hingelenkt werben; nirgends 
find bisher in gleihem Maße die Inflitute des proteflantifhen Verfaſſungsrechts und Die Be- 
dürfniffe ver gegenwärtigen Zeit zur Erfüllung gebradt. 

Werfen wir endlich noch einen Blick auf Ofterrei, fo berupte hier Die ganze Criſtenz und 
die Berfaffung der proteftantifchen Kirche auf nem Joſephiniſchen Toleranzedict; und zwar war’ 
demgemäß bie oberfte evangelifhe Kicchengewalt mit ver Staatsgewalt verbunden; zur regel⸗ 
mäßigen Austbung derſelben beſtanden zu Wien für pie augsburgiſchen und beinetifcgen Con⸗ 
feffiondverwandten zwei Gonflfiorien, deren Witgliever vom Kaifer ernannt werben und beren 
genieinfamer Präfident Eatholtfä fein mußte. Die Drganifation ber Gemeinden beichränfte 
fih auf die Theilnahme an der Bermögendvermaltung, für melde jede Gemeinde einige Mit: 
glieder wählte; doch wurde fpäter den Gemeinden auch einige Betheiligung an ber Prediger: 
wahl gewährt. Bergebend wurden in den Bewegungen des Jahres 1848 Verſuche gemadit, 
dieſe Berfaffung umzugeftalten , die proteftantifche Kirche erhielt damals volle Öffentliche Reli: 
gionsũbung und die einzelnen Proteflanten erhielten gleige bürgerliche und politiſche Rechte; 
aber die Verfaſſung blieb in Ihrem Beſtande unangetaflet. Erſt infolge des italieniſchen Kriegs 
wurde zunächft durch Patent vom 1. Sept. 1859 die minbeftens fingulär zu nennende Einrich⸗ 
tung befeitigt, wonach der Präfident ber proteſtantiſchen Gonfiftorien nothwendig ein Katholif 
fein mußte, und ed wurden dann weiter durch dad Geſetz vom 8. April 1861 (fogenanntes 
Proteflantenpatent) die Grundzüge einer ganz neuen Verfaſſung gegeben. Danach follte Die 
Vertretung und Verwaltung der evangelifhen Kirche, ſowol des Augsburgifchen wie Helveti⸗ 
fen Bekenntniſſes, nad ven vier Abflufungen, der Pfarrgemeinde (Ortsgemeinde), des Se: 
niorats (Bezitlögemeinde), der Superintenbenz (Randeögemeinde) und der Geſammtgemeinde 
der evangelifihen Chriſten des einen ober des andern Bekenntniffes jich gliedern; die Organe 
de3 Kirchenregimentẽ follten für die Pfarrgemeinde das Presbyterium und die größere Ge⸗ 
meinbevertretung, für Die Bezirksgenieinde der Senior und die Senioratövertretung ‚für bie 
Superintendenz der Superintendent und der Superintenbentialconvent, für bie Geſammtheit 
fänmtliger Superintendenzen der £. k. evangelifche Oberkirchenrath und die Generalſynode 
fein; die Seelforger, Senioren, Supsrintendenten und bie Kirchencuratoren jeder Kategorie 
follten frei gewählt, ver Oberkirchenrath vom Kaifer befegt werben, der auch bie zu Super: 
intendenten Gewählten beftätigt. Um nun dieſe Grundzüge fofort ind Leben treten zu laffen, 
jo ermächtigte ver Kaiſer ven Staatöminifter, ven In Gemäßheit der Anordnung vom 1. Sept. 
1859 durch die evangeliſchen Gonflflorien in Wien verfaßten und durch das Miniſterium revi: 
dirten KRichenverfaflungsentwurf in Form einer proniforifhen Berorbnung herauszugeben und 
durch den Oberkirchenrath lediglich zu dem Zweck in Wirkſamkeit zu fegen, damit der evangeli⸗ 
fen Kirche der Übergang von der biöherigen Berfaflung zu der beantragten vreäbyterialen 
Einrichtung und in weiterer Folge die Wahl ihrer Abgeordneten zur erften Generalfynode or⸗ 
ganiſch ermöglicht, und auf diefer fobald ald möglich einzuberufenden Synode bie Gelegenheit 
geboten werde, mit freier Benugung des in der Verordnung gegebenen Materiald bie zur de⸗ 
finitiven Feſtſegung, Bervollftändigung und Einführung ber Kirchenverfaſſung geeignet erach⸗ 
teten Befegentwürfe zu formulisenund zur kaiſerlichen Beſchlußfaſſung vorzulegen. Demgemäß 
erließ der Staatsminifler am folgenden Tage, 9. April 1861, eine Verordnung, woburd nad 
Mapgube des Patents die innere Verfaflung der evangelifchen Kirche beider Belenntnifle pro⸗ 
viforif geregelt wurbe. 

Literatur. Aus früherer Zeit noch immer Cichhorn, „Grundſätze des Kirchenrechts“, 
U, 44 fg., 232 fg.; 1,675 fg.; und „Deutſche Staats- und Rechtsgeſchichte“, IV, 380 fg. 
Sodann Stahl, „Die Kirchenverfaſſung nad Lehre und Met der Proteflanten” (Erlangen 
1840, zweite fehr vermehrte Auflage, 1862; die Vorrede Datirt vom 27. Juli 1861, 14 Tage 
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vor dent Tode ded Verfaflers, geftorben anı 11. Aug. 1861 im Bade Brüdenau). Als Ent- 
gegnung gegen bie Theorien Stahl's erſchien einerfeitd der Auffag Richter's, „Die Grund⸗ 
tagen ver Kirhenverfafiung nach ven Anſichten ver ſächſtſchen Reformatoren. @in Beitrag zur 
Reviſion der Stahl'ſchen Berfaffungslehre (,‚Zeitföhrift für deutſches Recht und deutſche Rechts⸗ 
wiftenfhaft”, IV, 1— 90, 1840); andererſeits das Bud Puchta's, „Einleitung in das 
Recht der Kirche” (Leipzig.1840). Außerdem find hervorzuheben Bunfen , '„Verfaflung der 
Kirche der Zukunft‘ (Hamburg 1845); v. Mühler, „Geſchichte der evangelifchen Kirchen⸗ 
verfaffung in ver Mark Brandenburg” (Weimar 1846); Richter, „Geſchichte der evangeli⸗ 
hen Kirhenverfaffung in Deutfchland“ (Leipzig 1851); Lechler, „Die Preöbyterial- und 
Synobalverfafjung feit ber Rformation“ (Leyden 1854); Höfling, „Srunvfäge evangeliſch⸗ 
lutheriſcher Kirchenverfaflung” (dritte Auflage, Erlangen 1853); endlich meine „Rechtsbil⸗ 
bung in Staat und Kirche (Berlin 1860), ©. 225 fg., 267 fg. Bon kleinern Schriften find 
befonders zu nennen: Bickell, „Über die Reform der proteftantifchen Kirhenverfaflung in 
befonderer Beziehung auf Kurheflen (Marburg 1831); verfelbe, „Die Presbyterial- und 
Synodalverfaſſung der evangelifchen Kirche in ihrem Urſprunge und ihrem Einfluſſe auf Heſ⸗ 
ſen“ („Zeitſchrift des Vereins für heſſiſche Geſchichte, I, 43 — 47, Kaflel 1837); Bluntſchli, 
„Zur Geſchichte ver reformirten Kirchenverfaſſung“ (,Zeitſchrift für deutſches Recht und deut⸗ 
ſche Rechtswiſſenſchaft““, 1841, VI, 166 fg.); Jacobſon, „Die chriſtliche Freiheit und der kirch⸗ 
liche Organismus” (Richter und Jacobſon, „Zeitſchrift für dis Recht und die Politif der. 
Kirche”, Leipzig 1847, S. 1—53); derjelbe, „Die Grundlage ver Verfafſung der evangeliihen 
Kirche nach den Beugniffen aus dem Zeitalter der Reformation” („Deutſche Zeitihrift für 
Hriftliche Wiſſenſchaft und hriftliches Leben“, 1852, Jahrg. 3, Nr. 10—13); derfelbe, „Über 
die Gründe der Verſchiedenheit ver Tutherifchen und teformirten Kirchenverfafſung, inebeſon⸗ 
dere über ihren dogmatiſchen Charakter““ (ebendaſelbft, Nr. 49—51); derſelbe, „über die Bil⸗ 
dung ber Presbyterien und der groͤßern Vertretung” (ebendaſelbſt, Jahrg. 1856, Bd. IV, 
Nr.23— 26); Herrmann, „Die nothwendigen Orunblagen einer die confiftoriale und ſynodale 
Ordnung vereinigenden Kirchenverfafſung“ (Berlin 1862); derſelbe, „Über ven Entwurf einer 
Kirchenordnung für die bifhöflihe Landeskirche“ (,Zeitſchrift für Kirchenrecht“, I, 43 fg.); 
derſelbe, „über den Entwurf der neuen badiſchen Kirchenverfaſſung“ (Böttingen 1861); 
v. Harleß, „Zur Lehre von Kirche, Kirchenamt und Kirchenregiment‘ (Stuttgart 1862); 
Meier, „Studien über den Collegialismus“ (Kliefoth und Mejer, „Kirchliche Zeitſchrift“, 
1859); verjelbe, „Reformirte Zuftände und Beſtrebungen im Königreih Hannover”; Dove, 
„Über Synoven in Preußen” (,Zeitſchrift für Kirchenrecht“, Jahrg. 1862, ©. 131 fg.); 
Krabbe, „Die evangelifhe Landeskirche Preußens’ (Berlin 1849); Eilers, „gut Beurtbei- 
lung des Minifteriumd Eichhorn“ (Berlin 1849); —5 „Meine Wanderung durchs Leben“ 
(C(Leipzig 1861), Thl. VI; (Bindewald) „Der Staatsminiſter v. Raumer und feine Verwal⸗ 
tung des Miniſteriums der geiſtlichen, Unterrichts- und Medicinalangelegenheiten in Preußen“ 
(Berlin 1860); Steinacker, „Zur Berfaffungsfrage der evangeliſch-proteſtantiſchen Kirche in 
Deutſchland“ (Reipzig1862); Hauff, „Die proteftantifche Kirche in Deutſchland“ (Münden 
1861); v. Ompteda, „Au ven Synoben in Baiern und Baden für die hannoveriſchen Syno⸗ 
den’ (Hannover 1863); Umbſcheiden, „Kirchengeſetz und Kirchengewalt in der bairiſchen 
Pfalz“ (dritter Abdruck, München 1860); Riſch, „Das Recht der vereinigten evangeliſch⸗ 
proteſtantiſchen Kirche der Pfalz“ (zweite Auflage, Kaiſerslautern 1861); „Urkunden über 
die Verfaſſung der proteſtantiſchen Kirche im dieſſeitigen Vaiern“ (Erlangen 1857); „Die 
neue Kirchenverfafſung für bie vereinigte evangeliſch-proteftantiſche Kirche Badens“ (Heidel⸗ 
berg 1861); v. Wedderkop, „Die Verfaſſung der evangeliſch-lutheriſchen Kirche des Großher⸗ 
zogthums Oldenburg“ (Oldenburg 1853). Ernſt Meier. 
Kirchenbann, Kirchenzucht. 1. Das katholiſche Kirchenrecht. So ſehr hatte in 
frühern Zeiten die Gerichtsbarkeit zu den wichtigſten Attributen der äußern Kirchengewalt ge: 
hört, daß der Ausdruck jurisdictio ſogar ver technifche für bie Außere Kirchengewalt überbanpt 
geworden iſt; wie ſich die analoge Erſcheinung auch auf dem flaatlichen Gebiete in jenen Epo⸗ 
hen findet, wo der Staat weientlih nur eine Rehtsanftalt war, pie ſtaatlichen Aufgaben In ver 
Aufrechthaltung der Rechtsordnung weſentlich aufgingen. Bon ganz befonderer Wichtigkeit 
ift dann zu allen Zeiten die kirchliche Strafgerichtöbarfeit geweien, wenn auch der Umfang ber: 
. Jelben im Laufe ver Zeit fehr gewechſelt hat. Immer hatte diefelbe einen voppelten Zweck; fie 
wollte zwar einestheils die verlegte Rechtsordnung aufrecht erhalten, aber fle Hatte doch auf 
anbererfeitä die fehr deutlich. hervortretende Tendenz ‚ wie Verbrecher zu erziehen und. zu bef: 
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fern. Danach theilen fih auch die kirchlichen Strafmittel in zwei Klaffen, theils find es eigent: 
liche Strafen, poenae vindicativae, die, wie die verſchiedenen Arten ber Redemtionen, örper: 
liche Kafleiungen, Faſten, Züchtigungen, Gefängniß, Geldbußen, Berjagung des kirchlichen 
Begrabniſſes, den Bruch ber Rechtkordnung an dem Schuldigen fühnen ſollten; theils poenae 
medicinales, bloße Cenſuren, wie namentlich dad Interdiet und Die Ercommunication. Das 
Interbiet, beſtehend in einer Unterfagung der Vornahme kirchlicher Handlungen in Bezug 
auf einen ganzen Diftriet, entweber blos einen beflimmten Drt treffend, ober blos die Ein- 
wohner, oder Ort und Einwohner zugleih — interdictum locale, personale, mixtam — 
wurde vielfach benugt und misbraucht in den großen Streitigkeiten zwiſchen Staat und Kirche, 
und indem e8 fireng genommen eine Brovocation zum Bürgerkriege involvirte, hatte ed doch 
ſtets das Misliche, daß jelbft vom Standpunkt der Kirche aus Schuldige und Unfhuldige zu: 
glei dadurch betroffen wurben, und außerdem war ed, wenn die gewünschte Wirkung nicht ſo⸗ 
fort eintrat, eine fehr zweifchneidige Waffe, denn leicht Fonnte die Entkirchlichung einer ganzen 
Gegend dadurch herbeigeführt werden; deshalb fanden fon früh Ausnahmen zu Bunften ein: 
zelner Kirchen, Berfonen, kirchlicher Handlungen ftatt, und feit Jahrhunderten bereits ift das 
Interbict überhaupt außer Übung; nur ald fogenannte cessatio a divinis kann vaſſelbe in 
verhüllter Geſtalt noch Hier und da vorkommen; die cessatio a divinis ift nämlich auch eine 
Einſtellung des Gottesdienſtes, man behauptet aber, es fei feine Genfur im eigentlichen Sinne, 
fondern es gelte als ein Zeichen der Trauer über eine ſchwere, der Kirche zugefügte Unbill, und 
als Mittel, die Schulnigen zur Sühne zu vermögen. 

Bon um ſo größerer Bebeutung iſt noch immer die Excommunication; fie ſcheidet ſich in 
großen und Fleinen Bann, doc ift der große Bann, die Ercommunication im eigentlichen 
Sinne, die Hauptſache; der Fleinere Bann enthält nur eine Abſchwächung in den Wirkungen, 

‚„ Tonf gilt von ihm alles, was vom großen Banne gilt. ine befondere Horn des großen 
Bannes ift dad Anathem, das Anathem unterfcheidet ih aber von der excommunicatio major 
nur durch Die Form und ift mit dem großen Banne ſonſt ganz identiſch, ed wird demgemäß oft 
der große Bann im Gegenſatz zum kleinen mit vem Namen Anathem belegt. Ausnahmsweiſe 

“ findet bei Berhängung des Bannes weber gerichtliche Unterſuchung noch Urtheil flatt, indem 
gewiſſe Fälle im voraus als ſolche bezeichnet find, wo mit der That ſelbſt der Bann eintreten 
ſoll; darauf beruht Die Unterſcheidung von excommunicatio ferendae et latae sententiae, 
welche Unterſcheidung indeß für die Genfuren überhaupt von Bebeutung if. Im einzelnen 
gilt Hinfichtlih des Kirchenbannes Folgendes: 

1) Was zunächſt die Berfonen betrifft, denen bie Befugniß zur Berhängung ver Exrcom: 
munication zufteht, jo muß Davon ausgegangen werden, daß die Verhängung dieſer Strafe 
nit ein Ausfluß der potestas ordinis, fondern ber potestas jurisdictionis ift, zur äußern 
Regierungdgewalt wie die Handhabung der Gerichtsbarkeit überhaupt gehört. Demgemäß 
haben das Recht der Exrcommmnication vor allen Dingen die Bifchöfe, Die ordentlihen Organe 

. der äußern Kirchengewalt, die nach kirchlicher Anſchauung von EHriftus unmittelbar die Binde⸗ 
und Löfegewalt erhalten haben, die Excommunication wird geradezu ald episcopale judi- 
cium, mucro episcopi bezeichnet. Wie der Biichof über die Glieder feiner Didcefe, fo hat 
ber Bapft ale Oberhaupt der ganzen Kirche vermöge göttliche Inflitution das Recht der Er- 
communication über alle Mitglieder ver Kirche ohne Ausnahme; wenigſtens feit ven Zeiten, 
wo der Primat mehr in ven Vordergrund tritt, findet ſich. das ziemlich allgemein anerkannt, 
während nad der Anfchauung des confequenten Epiffopalfoftems der Bapft nur feine unmit- 
telbaren lintergebenen ercommuniciren kann, und jonft ein Gingriff in fremde Jurikdictions⸗ 
echte vorliegen würde. Das Excommunicationsrecht des Erzbiſchofs erſtreckt fi blos auf Die 
eigene Didceje und nicht auf die ganze Provinz, und wenn in ber frühern Zeit wenigftend die 
Suffraganbifchöfe felbft In dieſer Hinficht dem Erzbifchofe unterworfen waren, fo findet das 
nach ber heutigen Disciplin der Kirche nicht mehr ftatt, da an Stelle des Erzbifchofd in dieſer 
GBinſicht theild der Papft, theils die Provinzialſynode getreten iſt. Es verfteht fi von felbft, 
daß auch die allgemeinen Eoncilien und die Provinzialfynoden dad Excommunicationsrecht 
ausüben dürfen, denn was den einzelnen Biſchoͤfen als ſolchen zuſteht, muß aud ben Ver⸗ 
fammlungen derfelben zuftehen Eönnen. Dagegen gehört dieſes Recht nicht zur Gompetenz der 
Disceſanſynvode, da auf derfelben nur der Biſchof Juriédictionsbefugniſſe Hat, die übrigen 
Mitglieder derſelben entbehren. Es verſteht fi ferner von-jelbft, daß, da die Excommunica⸗ 
tion ein Ausfluß der Jurisdiction iſt, von berfelben nur bei denjenigen Bifhöfen die Rebe jein 
kann, welde Didcefen, alfo wirklich Untergebene Haben, nicht vagegen bei ven Weihbiſchöfen, 
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den episcopi in parlibus. Während erledigten biſchoͤflichen Stuhls geht das CxRcommunica⸗ 
tionsrecht auf das Kapitel über, wird aber nach heutiger Disciplin nicht mehr von dem Kapitel 
in corpore, fondern von dent Kapitularvicar ausgeübt; während der Erledigung bed päpft- 
lien Stuhls ruht die Jurisdictionsgewalt überhaupt, und fo auch die Ercommumications- 
befugnig. Endlich Haben auch die Generale, Brovinziale und Lokalobern Ber Klöfter uns Orden 
das Excommunicationsrecht über die Regularen, ver General über alle Ordensmitglieder, der 
Provinzial innerhalb der feiner Jurisdiction unterworfenen Ordensprovinz, ber Lokalobere 
über die Mönche jeines Kloſters. Außerveni kann dann wie Die kirchliche Surisbiction über- 

baupt, jo auch dieſe Zunction berfelben von feiten der eigentlich Berechtigten durch Delegation 
auf andere Berfonen übertragen werden; namentlich von feiten ber Päpfle, aber nur in be⸗ 

fhränftem Umfange an viefegaten; von feiten ver Biſchöͤfe aber nur kraft [periellen Auftrags 

an die Generalvicare, allenfalls für beflimmte Fälle an vie Bfarrer. Jedenfalls muß ver Dele- 

gat ein Kleriker fein, d. 5. nad jegiger Disciplin die Tonfur empfangen haben, während 

nach frübern Recht Häufig die eigentliche Prieftertweihe verlangt wurde; gänzlich ausgeſchloſſen 
find aufalle Fälle, wie von der Kirchengewalt überhaupt, fo aud von dem jus excommuni- 

candi die Laien. 

2) Was ſodann die Perfonen betrifft, über weldde eine Greommunication verhängt wer: 
den kann, fo würde fi eigentlih, da die Verhängung des Kirchenbanns ein Act der Juris⸗ 
diction ift, dieſe fi aber nur auf Uintergebene erſtreckt, viefelbe nur gegen Berfonen gerichtet 
werden können, vie zu ben noch Lebenven gehören; wenn dennoch ſeit alter Zeit au Ber: 
ftorbene ercommunicirt worden find, jo wir behauptet, daß das Feine wirkliche Ercommunt- 
cation fei, indem die Wirkungen der Strafe den Todten nicht mehr träfen, fein Zuftand nad 
wie vor ganz der nämliche bleibe, ‚vielmehr die ganze Procenur vorgenommen werbe bebufs 
Abſchreckung wegen der Lebenden. lim der eigentlichen Excommunication unterworfen zu 
fein, wird aber verlangt, daß der Betreffende durch die Taufe bereitö Mitglied der chriſtlichen 
Kirche geworden frei, und wie bie Ungläubigen (Heiden und Juden) ber kirchlichen IJurtäbic- 
tion überhaupt nicht unterliegen, fo Tann fi aud die Ercommunication auf fie nicht beziehen, 
dagegen auf Ketzer und Apoflaten, die den kirchlichen Geſetzen in ihrer Eigenfchaft ald getaufte 
EHriften überhaupt unterworfen find, auf diefe bezieht ih die Excommunication aller: 
dings und wie wir noch fehen werben, in einem ganz befondern Sinne; fie ſtehen zur Kirche 
in einem ähnlichen Berhältniffe wie vie Hocverräther zum Staate. Von den eigentlichen 
Mitglievern der Kirche können wieder nur die Erwachſenen nıit der Excommunication belegt 
werden, denn es wird Zurehnungsfähigkeit voraudgefegt, deren Gintritt nach gegenwär: 
tigem Rechte mit dem erreichten vierzehnten Lebensjahre angenommen wird, und nur in ganz 
ausnahmsweiſen Fällen findet der Sag malitia supplet aetatem hier feine Anwendung. Die 
erwachſenen Mitgliever ver Kirche, die des Gebrauchs der Vernunft fähig find, koͤnnen danu 
aber alle, ohne Rüdfiht auf Befchleht, Stand, Rang, Reichthum und äußere Stellung mit ber 
Brcommunication belegt werben, namentlich jind die Fürſten derſelben ganz in derſelben Weiſe 
unterworfen wie bie andern Mitglieder auch. Diefer Sag ift aber. auch auf ber andern Seite 
ſtreng feflzubalten und ed darf daher ver Sreonmunication bei einem Fürften feine andere Bedeu: 
tung beigelegt werben, als fle bei jedem andern auch bat; fie beſteht immer nur einfach in der Aus: 
ſchließung aus der Kirche; und wenn im Wittelalter allerdings häuſig mit dem Bann eines Für⸗ 
fien zugleich der Verluſt des Landes und die Abfegung deſſelben ſowie Die Losſprechung ver Unter: 
thanen vom Eid der Treue verbunden war, fo war das eine Berfhärfung der Strafe und ein 
Zufag zu ihr, der im Weſen der Excommunication nicht begründet ift und feineöwegd eine 
nothwendige Folge derfelben bildet ; in der That ift man längft davon zurüdgefommen. 1) 


1) Es iſt zwar behauptet worden, ber Papft habe die ercommunicirten Fürften auch im Mittelalter 
gar nicht abgefeßt, fondern das fei nur die natürliche Folge des Damals in allen europäifchen Ländern 
geltenden öffentlichen Nechts geweſen. Natürlicherweiſe beruhte diefe Befugniß auf der Eigenthüm⸗ 
lichkeit der damaligen Rechtsanfchauungen und Rechtseinrichtungen, auf welche wir noch genauer ein: 
schen, aber jedenfalls ift Die Abfegung, wie namentlich aus der Erklärung des Banns Papſt Gre⸗ 
gor's VII. gegen Heinrich IV. hervorgeht, damals ausdrädlic vom Papft ausgeſprochen worden: „Et 
iterum regnum Teutonicorum et Italiae ex parte omnipotentis Dei et vestra interdicens ei om- 
nem potestatem et dignitatem illi regiam tollo et ut nullus Christianorum ei sicut regi obediat 
interdico, ‘omnesque qui di juraverunt vel jurabunt de regni dominatione a juramenti promis- 
sione absolvo.” (Sarbuin, VI, 1591.) Dagegen enthält die Bannbulle Pius' VI. gegen Napoleon 
vom 10, Juni 1809 ausdrücklich die Worte; „Quare subditis imprimis nostris tum universis po- 
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Denn nun aber aud alle Mitglieder ver Kirche der Strafgewalt verfelben unterliegen, fo ift 
dad Doch nicht fo aufzufaflen, ald oh num jever von jenem kirchlichen Obern mit ver Greommuni⸗ 
cation belegt werben koͤnne, vielmehr kann der einzelne nur von demſenigen exxommunicirt 
werben, der eine Jurisdictionsgewalt über ihn hat, alle andern Kirchenobern find incom⸗ 
petent, und ihre Sentenzen ungültig; deshalb kann der :Bapft überhaupt nicht excommunicirt 
werden, denn er bat auf Erben feinen Obern und niemand übt über ihn irgendwelche Juris⸗ 
dictton, während er dagegen als oberfler Richter der Kirche alle Kirchenglieder excommuniciren 
faun; wie dad Ercommunicationsrecht des Papſtes fich über Die ganze Kirche erſtreckt, jo üben 
daflelbe bie andern Kirchenobern je innerhalb der Kreife, die ihrer Jurisdietion unterworfen find, 
alfo namentlich die Bifgöfe innerhalb ihrer Didcefen, in Bezug auf diejenigen PBerfonen, bie 
innerhalb verfelben ihr Domicil Haben ; von biefes Unterwerfung unter das biſchoͤfliche Ercom⸗ 
municationdreht iind jedoch ausgenommen ·die Lanbedfürften und vie Exemten, Die nur von 
dem Bapfle ercoınmunicirt werden fönnen; bagegen bezieht ſich die von einem einzelnen Bifchofe 
audgefprochene Exrcommunication nicht blos auf feine eigene Didcefe, fondern hat in der ganzen 
Kirche Gültigkeit, excommunicatio sequitur personam, sicut lepra leprosum; e# Eönnte ja 
von einer Binheit der Kirche nicht weiter die Rebe fein, wenn berjenige, der an einem Orte aus 
ihrer Gemeinfchaft auögeftogen wurde, nur fein Domicil zu verändern brauchte, um wieder 
Mitglied derfelben zu jein. 

3) Die Vorbedingungen für die Verhängung ber Ercommunication. Indem die Erconı- 
munication ein Ausfluß der Juriödiction, ein Act des forum internum ift, fo fegt fie zunächſt 
das Vorhandenſein einer rechtswidrigen Thathandlung voraus, und hat alfo auf rein innerliche 
Borgänge feine Beziehung; der Satz cogitationis poenam nemo patitur hat auch hier volle 
Anwendung gefunden; ed muß ferner bad Vergeben, auf welches die Ercommunication gefegt 
ift, auch wirfli vollendet fein, der bloße Verſuch reicht zur Berhängung der Strafe nicht hin, 
wenn nichs fchon der Verſuch vom Gefege ausdrücklich mit der Srcommunication bedroht iſt; es 
ſoll ſodann die Excommunicalion nur bei den [werfen Verbrechen zur Anwendung kommen, 
im äußerſten Hall als letztes Mittel, von dem ber kirchliche Richter regelmäßig erſt dann Gebrauch 
machen darf, wenn die mildern Strafen feinen Erfolg gehabt haben, was jedoch nicht jo aufzu= 
faflen ift, ald ob unter allen Umſtänden jene gelinvern Strafen vorher angewandt fein müßten ; 
jedenfalls iſt aber die vorhergehende Warnung die nothwendige Bedingung für ven Gebrauch 
der Ercommunication, und zwar foll dieſelbe in der Regel eine dreimalige fein (monitio cano- 
nica, competens), was ſich theils auf den befannten Ausſpruch Chriſti gründet, wo eine drei⸗ 
malige Zurechtweiſung gefordert wird, ehe der Betreifende ald Heine oder Zöllner angejehen 
werden dürfe, theild auf das Roͤmiſche Recht, weldyes, wo es eine vochergehenne Warnung für 
nothwendig erflärte, die preimalige Wiederholung derfelben vorgefchrieben hat; aber wie der 
Richter nah Romiſchem Rechte im Civilproceſſe die drei Citationen in eine zufammenzieben 
und biefe peremtorifch erlaflen durfte, fo kann auch nad einer ausprüdlidhen Beſtimmung des 
kirchlichen Rechts, wenn hinreichende Gründe vorliegen, an Stelle der drei Warnungen eine 
einzige treten, nur muß dann in derſelben ſpeciell ausgeſprochen fein, daß fie bie erſte und legte 
fei und daß, wenn ſie nicht beachtet werde, pie CRcommunication ſogleich eintrete, zwiſchen Den 
einzelnen Warnungen foll ver Richter immer eine gewiffe Zeit verflreichen laſſen, nämlid bei 
den drei Warnungen einen Zeitraum von mindeſtens je zwei Tagen, bei der einmaligen einen 
Termin von wenigftend ſechs Tagen; nur aus ganz beſondern Gründen dürfen dieſe Friſten 
verlürzt werden?) ; envli wie überhaupt. feine gerichtliche Sentenz gefällt werden kann ohne 
vorausgegangene Gitatign und ohne vem Beklagten Gelegenheit gegeben zu haben, ſich zu ver- 
theidigen, fo joll auf) der Ercommuntcationdfentenz jedesmal die geſetzliche Citation vorher⸗ 
geben, au muß eine genaue Unterſuchung des Thatbeſtandes angeflellt und der gerichtliche 
Beweis erbracht werben, in ver Weiſe, daß jede ohne Beobachtung dieſer Vorſchriften erfolgte 


pulis christianis in virtute sanctae obedientiae praecipimus et jubemus, ne quis iis, quos ro- 
spiciunt praesentes litterae, vel eorum bonis, juribus, praerogativis damnum, injuriam, pras- 
judicium aut nocumentum aliquid earumdem litterarum occasione aut praetextu praesumat 
affere.'' (Documenti relativi alle Contestazioni insorte fra la S. Sede ed il Governo Francesco, 
TH. IV; Pacca, Denfwürbigfeiten, 1, 140.) Über den Hergang bei ber Excommunication Napoleon’ s 
handelt am beften Henfe, Papſt Pius VII. (Marburg 1861). In dem Ercommunicationsbreue Bine’ IX. 
vom 26. März 1860 gegen die Mfurpatoren einiger Provinzen des Kirchenſtaats findet fich eine ſolche 
ausdrüdliche Erklärung nicht. 
2) Menbelsfohns Bartholdy, De monitione cananica (Heidelberg 1860). 
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Ercommunirationsfentenz null und nichtig ift. Diefe Vorfchriften werden aber für gewifle 
Fälle modificirt, ed gibt nämlich neben denjenigen Ercommunicationen, die durch foͤrmliche rich⸗ 
terliche Sentenzen verhängt werben (excommunicationes ferendae sententiae), auch ſolche, 
welche bei uͤbertretung gewiffer Befepe von jelbft eintreten (excommunicationes latae sen- 
tentiae); diefe excommunicalio latae sententiae war in der ältern geit jedenfalls jehr 
jelten; bid zum Jahre 1298, wo der Liber sextus erſchien, gab es 26 Bälle, in denen 
diefelbe eintrat, burd den Liber sextus famen 32 neue Faͤlle hinzu, durch die Clemen⸗ 
tinen 50 weitere, und jpäter ift pie Zahl verfelben bis auf 200 Fälle vermehrt worden; dazu 
kamen noch (zahlreiche particularredptlihe Anwendungen. Die Drohung der excommunicatio 
latae sententiae wurde faft allen biſchoͤſlichen Verordnungen angehängt und ein großer Mies: 
braud damit getrieben, der um fo bebenklier war, als aus dem Wortlaute ver fraglidden Ge⸗ 
jege oft gar nicht mit Beflimmtheit zu erfehen ift, ob es jih um eine excommunicatio latae oder 
ferendae sententiae handelt. Zum @intritt der excommunicatio latae sententiae ifl nun an 
fich weder Gitation, noch gerichtliche Unterfuchung erforderlich, venn fie beſteht ja gerade darin, 
daß fie mit den Begehen des Verbrechens ipso facto in Wirkſamkeit tritt, und nur berjenige, 
der ed begangen bat, von dem Vorhandenſein veffelben Kenntniß zu haben braucht; joll da⸗ 
gegen die im geheimen contrahirte excommunicalio latae sententiae zur Öffentlihen Kunde 
gebracht, förmlich declarirt werden, jo muß dann allerdings eine Citation des Schuldigen und 
eine gerichtliche Unterfuhung des Verbrechens dem Publicationdacte vorhergehen. 

4) Der Art der Berhängung. Die Sentenz ift zunächſt ſchriftlich abzufaſſen und vom 
Richter perfünlich dem Betreffenden vorzulefen, und nur wenn e8 aus irgendeinem Grunde un: 
möglid ift, dem Excommunicirten die Sentenz perfönlich zu infinuiren, fo genügt bie allge⸗ 
meine Publication 3); nad der neuern Praxis Tann jedoch ver Richter die Vorlefung dur 
reinen untergeorpnneten Beamten vornehmen laffen. Der lirtheilsfprud muß ſodann regel: 
mäpig an der gemöhnlichen Öffentlichen Gerichtsſtätte und vom Richterſtuhle herab ausge: 
ſprochen werben, er darf nicht zur Nachtzeit, oder an Sonn= und Feiertagen gefällt werben, «8 
find ferner Entſcheidungsgründe namhaft zu machen, und es muß auf Berlangen dem Berur: 
theilten eine autbentifche Gopie ausgehändigt werben; eine ſpecielle Form für die Sentenz ift 
nicht vorgeſchrieben, vielmehr die Gonception dem Gutduͤnken des Richterd überlaflen. *) Eine 


3) So Heißt es in der Bannbulle Bius’ VII. gegen Napoleon: „Cum eaedem praesentes litterae 
ubique et praesertim in locis in quibus maxime-opus esset nequeant tule publicari, ut nolorie 
constat, volumus illas seu earum exempla ad valvas ecclesiae Lateranensis, et Basilicse prin- 
cipis apostolorum, nec non cancellariae apostolicae, curiae generalis in monte Citatorio, et 
in acie Campi Florae in urbe, uti moris est, affigi et publicari, sicque publicatas et affixas 
omnes et singulos, quos illae concernunt, perinde arctare, ac si unicuique eorum nominatim 
et personaliter intimatae fuissent.‘ Und ein woörtlich gleichlautender Baflus findet fich in der Bann: 
bulle Pius’ IX. gegen den König von Italien. 

4) Ein Mufter für eine folche Sentenz finder fid) im Pontificale Romanum, Thl. III: „Cum ego 
et (talem) primo secundo tertio et quarto ad malitiam convinandam legitime monuerim, ut 
(tale quid) faciat (vel non faciat), ipse vero mandatum hujusmodi contempserit adimplere, 
quia nihil videretur obedientia prodesse humilibus, si contemptus contumacibus non obesset: 
id circo auctoritate Dei omnipotentis Patris et Filii et Spiritus Sancti et beatorum Apostolorun 
Petri et Pauli et omnium Sanctorum, exigente ipsius contumacia, ipsum excommunico in his 
scriptis, et tamdiu ipsum vitandum denuntio, donec adimpleverit quod mandatur, ut spiri- 
tus ejus in die judicii salvus fiat. In dem Ercommunicatinnshreve Bine’ IX. vom 26. März 1860 
heißt es: „So erflären wir denn abermals, nachdem wir in flillen wie in öffentlichen Gebeten die Er: 
leuchtung bes Heiligen Geiſtes angefleht und eine eigene Gommifflon von Eardinälen darüber zu Rathe 
gezogen haben, Fraft ber Autorität des allmächtigen Bottes und der heiligen Mpoftel Betrus und Paus 
Ing und unferer eigenen, daß alle jene, welche in den befagten Provinzen unferer päpftlichen Staaten 
die verbammliche Revolution, dann bie Ufurpation, Beflkergreifung, Invafion diefer Provinzen und 
andere ähnliche Arte, worüber wir in unfern Allocutionen vom 20. Ian. und 26. Sept. v. I. Klage 
erhoben, besgleichen jene, welche ihnen den Befehl dazu ertheilten, welche die Ausführung begünflig- 
ten, unterflüßten, anriethen, und welche ihren Anhang bildeten, fowie überhanpt alle, welche unter 
irgendeinem Vorwand und in irgendeiner Weiſe entweder auf die Ausführung der vorbefagten Hands 
fungen einen fürbernden Einfluß übten, oder fie unmittelbar felbft ausführten, in bie große Excom⸗ 
munication verfallen feien, fowie in Die andern Genfuren und Kirchenftrafen, welche bie Kirchengefebe, 
die päpfllichen Conſtitutionen und die Sapungen der allgemeinen Goneilien, befonbere jenes von Trient, 
für folche Fälle verhängten u. |. w.’ In der Ercommunirationsfenten;, welche feitene bes prager Ka⸗ 
pitularvicars unterm 23. April 1860 über den frühern Orbenepriefter Auguflin Smetana verhängt 
wurte, hieß es: ‚Nachdem aber alle von ber mütterlicyen Liebe unjerer heiligen Kirche gebotenen 
Mittel der Belehrung und. Ermahnung erfolglos geblieben, fo fehen wir ung in. weiterer Befolgung 
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Sentenz, bei welcher eine dieſer Vorſchriften nicht befolgt war, würde nach der richtigen Anſicht 
als eine nichtige betrachtet werden müffen. Nach erfolgter Exrconmunication bat dann ber 
Richter diefelbe auch zu publiciren, damit alle ven Gebannten und feine Strafe Eennen ‚und ihn 
wie einen Heiden und Zöllner meiden; die Publication ver Sentenz liegt eben in der Natur der 
Strafe, erſt durch fie tritt Die leßtere in ihre volle Wirkfamkeit, übrigens verlangt das Gefeg 
nur im allgemeinen eine Berdffentlihung der Sentenz, über die Art und Auspehnung verfelben 
entfcheidet aber der Richter, und es hängt lediglich von ihm ab, ob erim Hinblick auf die Verhält⸗ 
niffe und Berfonen, fie in der ganzen Didcefe oder nur in der Pfarrei des Ercommunicirten 
oder nur in ber Kathedralkirche befannt machen, ob er dies durch Öffentliche Bekanntmachung 
beim Gottesdienſte oder dur Anheften der Urkunde an die Kirchen und andere Öffentlichen 
Orte bewerkfielligen wolle; regelmäßig foll die Ercommunicationsfentenz, um ihre Durchfüh⸗ 
rung zu erleichtern, auch ven andern Biſchoͤfen fchriftlich befannt gemacht werben. 

&8 gibt nun aber noch eine feierlichere Korm der Ereommunication, die in gewiflen, öffent- 
li in der Kirche vor verfammeltem Volke vorgenommenen Geremonien und ſymboliſchen Hand⸗ 
ungen beſteht, und nach dem heutigen Spracgebraude mit vem Namen Anathem bezeichnet 
wird; fie if in ihren Wirkungen son der gewöhnlichen nicht verſchieden, fie kommt blos bei be⸗ 
ſonders ſchweren Verbrechen vor, um ben Straffälligen bie Größe feiner Sünden beſonders 
nahe zu legen und das Öffentlich gegebene Argerniß Öffentlih zu fühnen. In weſentlicher 
Ubereinftimmung mit ver Form, die fon bei Regino („De synod. causis”, II, 413) fi fand, 
und von da ind Decret (C. 106, c. 11, 9 und 3) übergegangen ijt, ſchreibt gegenwärtig dad 
Pontificale Romanum vor, einerfeitö was Die Geremonien betrifft, e& folle vor dem Hauptaltare 
der Kirche das Faldiſtorium errichtet werben‘; auf weldes ſich der Bilchof, angetban mit dem 
Amictus, der Stola und dem Pluviale von blauer Farbe, die einfahe Mitra auf dem Haupte, 
zu fegen habe; um ihn her im Kreiſe follen zwölf Presbyter in Ghorröden flehen und wie ber 
Bifhof Hrennende Kerzen in den Händen halten; wenn das Anathem ausgeſprochen ift, fo wer⸗ 
ben die Lichter zu Boden geworfen und ausgeloͤſcht; hinſichtlich der Kormel, mit ber dad Ana- 
them verhängt wird, beftehen nod gegenwärtig Verſchiedenheiten; fie enthält eine mehr oder 
weniger ausführliche Aufzählung der Folgen und Wirkungen der Strafe, mit der Erklärung, 
Daß der Verbrecher ihnen verfallen fein folle, bis er in fich gehe und Genugthuung leifte ; je 
nad dem Verbrechen und der Berfon des Straffälligen ift die Formel fürzer und milder ober 
ausgedehnter und mit ſchrecklichen Verwünſchungen verbunden. °) 


der kirchlichen Sagungen in die traurige Nothivendigfeit verfegt, über diefen unglüclichen Ordens: 
priefter den Kirchenbann auszufprechen. Diefemnafh erklären wir mit tiefgefühltem Schmerz den ob: 
genannten Orbensprieiter Auguſtin Smetana öffentlich im Angeſicht aller treuen Gläubigen als einen 
eidbrüchigen und abtrünnigen Sohn der Fatholifchen Kirche, benehmen ihm alle Ausübung ber buch _ 
die heilige Weihe und durch die bifchöfliche Jurisdiction erhaltenen Gewalt und fchließen ihn von aller 
Semeinfäaft unferer fatholifchen Kirche aus, im Namen bes breieinigen Gottes, bes Vaters, bes Soh⸗ 
ned und des Heiligen Geifles Amen. Infolge defien verbieten wir allen Seelforgern biefer Erzdiöſe, den 
mehrgerannten Dr. Auguflin Smetana in eine fatholifche Berfammlung zur Ausübung oder zum Em: 
lang eines heiligen Saframents juzulaffen u. f. w.“ 

) Eine fchon bei Regino vorfommende Formel diefer Art lautet z. B.: „Canonica instituta et 
sanctorum patrum exempla sequentes, ecclesiarum Dei violatores, videlicet raptores, deprae- 
datores et homicidas illos in nomine Patris et Filii et virtute spiritus sancti, Nec non auctori- 
tate episcopis per Petrum principem Apostolorum divinitus collata, a sanctae matris eccle- 
siae gremio segregamus ac perpetuae maledictionis anathemate condemnamus; sintque male- 
dicti in civitate, maledicti in agro, maledictum horreum eorum, et maledictae reliquiae illo- 
rum, maledictus fructus ventris eorum et fructus terrae illorum. Maledicti sint ingredientes 
et maledicti egredientes, sintque in domo maledicti, in agro profugi, veniantque super 608 
omnes illae maledictiones, quas Dominus per Moysen in populum divinae legis praevarica- 
torem se esse missurum intentavit, sintque anathema maranatha, id est pereant in secundo 
adventu Domini. Nullus eis Christianus ave dicat, nullus presbyter missam celebrare prae- 
sumat, vel sanctam communionem dare. Sepuitura asini sepeliantur et in sterquilinium sint 
super faciem terrae, et sicut hae lucernae de manibus nostris projectae hodie exstinguuntur, 
sic eorum lucerna in aeternum exstinguatur, nisi forte cosipuerint et ecclesiae Dei, quam lae- 
serunt, per emendationem et condignam poenitentiam satisfecerint.‘‘ Cine gleichfalls ſchon bei 
Regino vorkommende Formel, welche heutzutage in ſolchen Fällen die gebräuchliche iſt, lautet: „ld circo 
eum cum universis complicibus fautoribusque suis judicio Dei omnipotentis Patris et Filii et 
Spiritus Sancti et beati Petri prinoipis Apostolorum et omnium Sanctorum, nec non et medio 
artalis nostrae auctoritate et potestate ligandi et solvendi in coelo et in terra nobis divinitus 
collata a pretiosi corporis et sanguinis Domini perceptione et a societate omnium Chrisliano- 
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5) Die Wirkungen der Cxcommunication. Was die Wirkungen im allgemeinen betrifft, 
fo laſſen wir ven neueſten katholiſchen Bearbeiter dieſer Lehre darliber renden. Kober in frinem 
gründlichen Werke über ven Kirchenbann äußert fi darüber folgendermaßen: ‚Die Ercommuni- 
catton befteht nicht in einer blos Außern Ausfchliegung und Abjonderung von der Genoflen- 
haft der Gläubigen, fondern wie die Kirche in allen andern Beziehungen unenplic höher 
fteht, als die gewoͤhnlichen religidfen Syſteme und Rormen, jo iſt auch die Ausſchließung aus 
ihr von viel tiefgreifendern Wirkungen begleitet, ala das bri den Excommunicationen im 
Helden= und Judenthum ver Fall war. Es Handelt ſich Hier um ein Urtheil, deſſen Wirkungen 
fich weiter erſtrecken als die Urtheileſprüche blos menſchlicher Richter, um eine Strafe, welde 
hinausreicht über die gewoͤhnlichen Kreife des irdiſchen Dafeins, eine Strafe, welche die Seele 
berührt, um eine Abfonderung und Ausſchließung aus dem kirchlichen Befammileben, die auf 
Erden ausgeſprochen, im Himmel beflätigt und voßlzogen wird. Das Innere Weſen und die 
Mirkung der Grcommunication befleht darin, daß fie ven Zufland des von Bott bereits losge⸗ 
trennten Suͤnders noch verihlimmert und zu feinem Unglüd neues Unglück hinzufügt. Denn 
fie entzieht vem Menſchen, der der Gnade Gottes verluftig gegangen ift, jene Hülfgleiftungen 
und Gnaden, bie die Kirche fonft allen ihren Mitglievern darbietet, fle beraubt jener Vorrechte 
und Wohlthaten, die durch die Heilige Taufe erworben werben, fie hebt die Mitgliedſchaft ver 
Kirche und die Verbindung mit dieſem Heiligen Leibe völlig auf: der Verfloßene ift fortan aus⸗ 
gefehloffen von den Verdienſten und Bürbitten ver Heiligen, ven @ebeten und guten Werfen ver 
Gläubigen, vom Empfange ver heiligen Saframente und dem Segen, der dem einzelnen von 
bier aus zufließt, er iſt loßgetrennt von Chriſtus und feinem lebendigen Leibe, von feinem Er⸗ 
Iöfungswerfe und den Gnadenwerkzeugen, die daſſelbe dem Menſchen zuwendet. Der Sünder 
und Gottloſe, ſolange ihn die Strafe des Banns noch nicht getroffen hat, iſt immer noch ein 
Glied der Kirche, und wenn er auch an ihren Gnaden feinen directen Antheil mehr hat, fofönnen 
die Verdienſte und Gebete feiner Brüper doch das noch bewirken, daß vie göttliche Barmherzig- 
feit fih ihm wieder zuwende, ihn erleuchte und zur beffern Ginficht bringe: aber dem Excom⸗ 
municirten find auch dieſe inbirecten Hüffelelftungen entzogen, ex iſt lediglich ſich ſelbſt über⸗ 
laſſen, lo8getrennt von der göttlichen Gnade, die die Kirche vermittelt, ohne Schuß und Hülfe 
in den Zufland der unerlöften Welt zurückverſetzt und dem Princip des Boͤſen wehrlos preis- 
gegeben. So wenig ein Glied, dad vom Körper gänzlich getrennt wurde, aus Ihm fernerhin 
Kraft und Wachsthum empfangen, ober eine vom Weinſtocke abgeriffene Rebe aus legterm die 
nöthigen Lebensjäfte ſchoͤpfen ann, ebenfo wenig kann derjenige, der aufgehört hat, ein Glied 
der Kirche zu fein, des Genuſſes ihrer geifligen Wohlthaten und Gnaden fich ferner erfreuen. 
Hinausgeftoßen aus der Gemeinſchaft ver Heiligen, iſt er ven Nachſtellungen des Fürſten dieſer 
Melt, ver außerhalb ver Kirche herrſcht, ſchutz⸗- und hülflos preißgegeben , er iſt, wie ſchon ver 
Apoftel fagt, dem Satan überliefert.” (Kober, „Kirhenbann”, ©. 18, 19, 241.) Wie ed 
“nun freilich bei diefer Natur der Ereommunication möglich fein ſoll, daß eine und diefelbe 
Perſon, die bereitö in der Ercommunication fi) befindet, zum zweiten male ercommunicirt 
werben könne, wie alfo jemand, ver aus der Kirche fehon total ausgefchloffen war, von derfelben 
nochmals ausgefchloffen. werden könne, das ift allerdings ſchwer zu begreifen. Die äußern 
Wirkungen der Ercommunication beziehen ſich jevo nad dem heutigen Rechte nicht mehr 
auf alfe Exrcommunleirten, fondern man muß In dieſer Beziehung unterfcheiden zwiſchen ex- 
communicati vitandi und tolerati. Indem nämlich im Laufe der Zeit es ih immermehr 
herausgeſtellt hatte, daß mit dem Überbanpnehmen ver ipso facto= @reommunicationen fehr 
unfichere und ſchwankende Verhältniffe entflinden, in hohem Grabe geeignet, gerade die Ge⸗ 
wiffenhaften beſonders zu ängfligen, und indem dieſe Übelflände zur Zeit des großen Schiöma 
in befonberer Stärke hervortraten: fo jah ſich Martin V. auf dem Concil von Konflanz veran- 
laßt, zur Hebung diefer Misfände zu verordnen, daß ver Eirhliche Verkehr nur mit ſolchen ab- 
gebrochen werben follte, die vom Richter fpeciell erxcommunicirt und ald ſolche Öffentlich befannt 
gemacht felen, ausgenommen nur die notorii clericorum percussores, mit allen andern da⸗ 


rum separamus et a liminibus sanctae matris ecclesiae in coelo et in terra excludimus, et ex- 
communicatum et anathemalizatum esse decernimus, et dammatum cum diabolo et angelis 
ejus et omnibus reprobis in ignem aeternum judicamus; donec a diaboli laqueis resipiscat, - 
et ad emendationem et poenitentiam redeat, et ecclesiae Dei, quam laesit satisfaciat, traden- 
tes eum satanae, in interitum carnis, ut spiritus ejus salvus sit in die judicüi.‘ Alle Anweſen⸗ 
ben antiworten: ‚Fiat, fiat, flat.” 
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gegen, die ſich aus irgendeinem Grunde in ver excommunicatio latae sententiae befanden und 
über welde von feiten des Richters noch Feine dffentliche Bekanntmachung erfolgt war, konnte 
ungehindert in bürgerlicher wie kirchlicher Hinflcht verkehrt werben.) Schon auf dem Concil 
von Bafel und ebenfo auf ber fünften Lateranfonode von 1512 wurden nun zwar dieſe Ver⸗ 
günftigungen wieber beträchtlich eingefchränft, denn danach follte ver Verkehr unterfagt fein, 
nicht blos mit dem fpeciell Exrcommunicirten und den percussores clericorum , fondern auch 
mit allen andern, die jich aus irgendeinem Grunde notorif in der ipso jure eintretenden Er: 
communication befänden, gleichviel ob eine Bekanntmachung bed Richters voraudgegangen fel 
oder nicht. Indeſſen, obgleich das konſtanzer Decret ſich nit einmal in den Acten des Concils 
befindet und es zweifelhaft ift, ob daſſelbe wirklich echt ift, obgleich daſſelbe ganz abgefehen 
davon fhon nad dem Grundſatze lex posterior derogat priori dur das fpätere baſeler 
Decret wieder aufgehoben fein müßte, jo wird man fi dennod für die fortuauernde Gül⸗ 
tigkeit des konſtanzer Decrets erklären pürfen, weil daſſelbe durch ein allgemeines Gewohn⸗ 
heitsxeht Anerfennung gefunden haben fol, während dem baſeler Decret wegen völlig man⸗ 
gelnder Reception jeber Anfpruh auf Geltung fehle Die konſtanzer Faffung ift auch na= 
mentlih in die Concordate der deutſchen Nation übergegangen. Alfo infolge ver Extra⸗ 
vagante Ad evitanda ift fowol bei der excommunicatio latae ale ferendae sententiae 
der Bebannte erfl dann zu meiden, die Wirkungen ver Exrcommunication treten erfl dann ein, 
wenn bie Sentenz vorher vom Richter fpeciell befannt gemacht wurde; und zwar iſt der Name 
bed Excommunicirten jedesmal ausdrücklich anzuführen ober ed müflen, wenn dies unthunlidy 
erſcheint, doch wenigſtens ſolche Umſtände und Merkmale geltend gemacht werben , daß über bie 
Perfon, die genannt tft, Fein Zweifel obwalten fann. In diefer Weiſe lautet die Excommuni- 
cationsfentenz gegen Napoleon und Victor Emanuel, ihr Name war wenigſtens an der ent= 
ſcheidenden Stelle nicht ausdrücklich genannt, aber fie gelten doch ald mit der Excommunication 
belegt; dagegen diejenigen, weldde nur unter allgemeinen Kategorien, mandantes, fautores, 
consultores, adhaerentes ercommunicirt find, gelten nicht als namentlich excommuniecirt, ges 
hören daher nicht zu dem excommunicati vitandi, fondern zu den tolerati, mit denen der Ver: 
kehr in kirchlichen und bürgerligen Dingen geftattet iſt; fo hat eine eigens niedergeſetzte Con⸗ 
gregation in Bezug auf die ErcommunicationNapoleon’s entſchieden. Indem eine namentliche 
Ercommunication verlangt wird, aljo Die excommunicatio latae sententiae ohne weitere decla⸗ 
tatorifche Sentenz feine Wirkungen Hat, fo brauchen feitvem namentlich auch die Haͤretiker, die 

allerdings als ſolche exeommunicirt find, nicht mehr gemieden zu werden; und fo leben und ver- 
ehren ja auch feit Jahrhunderten namentlih in Deutfhland die Katholifen mit den Prote- 
ftanten, eine Praxis, für die ſich Venedict XIV. ausdrücklich auf pie Bulle Ad vitanda beruft. 7) 
Endlich muß jedoch noch bemerkt werden, daß die Beflimmungen der Bulle unter dem Geſichts⸗ 
punkt eines Indults, einer Onabenbezeigung aufzufaffen find, und daß dieſe nur den Gläu⸗ 
bigen eingeräumt iſt, alfo nur ihnen geflattet iſt, mit den nicht fpeciell befannt gemachten Er⸗ 
communicirten den Verkehr fortzuſetzen, dieſe jelbft aber dadurch nicht die geringfte Begünfli- 
gung erlangt haben ; es ergibt ſich alfo, daß die Gläubigen mit ven nicht fpectell genannten Ex⸗ 


6) Die Bulle, in welcher diefe Anderung ausgefprocyen wurbe, lautet nach bem Bericht des Ans 
toninus folgendermaßen: „Insuper ad vitanda scandala et multa pericula, quae conscientiis 
timoralis contingere possunt, Christi fidelibus tenore praesentium migericorditer indulgemus, 
quod nemo deinceps communicatione alicujus, sacramentorum administratione vel recep- 
tione, aut aliis quibuscunque divinis, intus et extra praetextu cujuscunque sententiae aut cen- 
surae ecclesiasticae a jure vel ab homine generaliter promulgatae teneatur abstinere, vel ali- 
quem vetare aut interdictum ecclesiasticum observare, nisi sententia vel censura hujusmodi 
fuerit lata contra personam, collegium, universitatem, ecclesiae communitatem vel locum cer- 
tum vel certam a judice publicata vel denunciate specialiter et expresse; constitutionibus apo- 
stolicis et aliis in contrarium facienlibus non obstantibus quibuscunque, salvo, si quem pro 
sacrilego manuum injectione in clericum sententiam latam a canone adeo notorie constiterit 
incidisse, quod factum non possis aliqua tergiversatione celari, nec aliquo suffragio excusari, 
nam non communione illiuß, licet denunciatus non fuerit, volumus abstineri juxta canonicas 
sanctiones.” 

f) Benedicti XIV de synod., L. VI, c. 8, quamvis per canonem concilii Constantiensis a 
Martino V approbatum qui incipit ad evitanda.... nonnihil relaxata fuerit disciplina in eo, 
quod pertinet ad conversandum, atque etiam in Divinis communicandum cum haereticis, qui 
tolerantur et expresse denunciati non sunt tamquam vitandi, non id circo tamen arbitrari de- 
bent Catholici etc. ° 
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communicitten zwar umgehen koͤnnen aber nicht üſſen, und daß die letztern die Fortſetzung 
des Verkehrs ihrerſeits nicht als ein Recht beanfpruchen dürfen. 

Wenn wir und nun zu den Wirkungen der Excommunication im einzelnen wenden, jo 
kann zunaͤchſt für einen Excommunicirten nicht Öffentlich gebetet und geopfert werben, daß be- 
zieht jih auch auf die exoommunicati tolerali, alfo auf die fogenannten Häretifer, und nur 
am Eharfreitage findet eine Ausnahme von diefer Negel ſtatt. Nur in Betreff des Landes⸗ 
fürften , ſowol des katholiſchen, wenn er ercommunieirt ift, als des nichtkatholiſchen (häretiſchen 
und nichtchriſtlichen) geftattet Die Kirche eine Ausnahme, indem fie für denſelben beim öffent: 
lihen Gottesdienſte betet und an gewiſſen feftlihen Tagen für ihn das Meßopfer dvarbringt, da 
der Landesherr der Kirche nicht als bloße Perſon gegenüberfteht, fondern das Gebet für ihn 
zugleich ein Gebet für den Staat ift; in dieſem Verhältniß fleht jedoch der verſtorbene Landes- 
herr nicht mehr, er erfiheint nicht mehr ald Träger ver Staatägewalt, ſondern lediglich als Pri- 
vatperſon; doch find bei Gelegenheit ver Weigerung des Erzbiſchofs won Freiburg, die für 
den verftorbenen Großherzog Leopold von Baden von ihm 1852 geforderte Seelenmeſſe zu 
vollziehen, Beiſpiele mehrfach namhaft gemacht, wonach in früherer Zeit Erequien für verfter- 
bene Fürſten flattgefunden haben. Es find aljo namentlich die Gebannten von jedweder Theil⸗ 
nahme an der Meile, dem euchariftiihen Opfer durchaus ausgefchloffen, e8 darf weder der Ge⸗ 
bannte der Meſſe beiwohnen, noch der Priefter fle in feiner Gegenwart celebriren; wenn ben: 
gemäß in ver Kirche ein Ercommunicitter zugegen fein jollte, und die Mefle noch nicht begonnen 
Dat, fo ſoll fie ver Priefter gänzlich unterlafien, wenn dagegen der Excommunicirte erft nach dem 
Beginn derfelben erſcheint, fo folk ver Prieſter einhalten und den Excommunicirten unter An- 
führung feines Namens auffordern, die Kirche zu verlaffen, follte er ver Aufforderung keine 
Folge leiften, fo würde ex der dem Papſte vefervirten Greommunication verfallen und nıitteld 
Gewaltanwendung, ſoweit das die Heiligkeit des Orts geflattet, entfernt werden; wäre das nicht 
möglich, fo haben die Gläubigen fofort die Kirche zu verlaſſen, der Priefter aber hat, wenn Die 
Mefle noch nicht bis zu einen gewiffen Stadium vorgefchritten ift, dieſelbe gänzlich abzubrechen 
und den Altar zu verlaffen, jonft aber die Handlung Bid zur Kommunion ordnungsgemäß fort- 
zujegen und dann abzubrechen, die nad) der Sumption des Kelchs folgenden Gebete entweber in 
ber Sakriſtei nachzuholen oder ganz wegzulaſſen. Dieje Vorſchriften beziehen fi jedoch nur auf die 
excommunicati vitandi, da der Umgang mit den toleratis fowol in bürgerlicher als kirchlicher 
Beziehung freigegeben iſt. Ebenſo find die Excommunicirten völlig ausgeſchloſſen von dem 
Empfange und der Adminiſtration der Sakramente, von der Theilnahme an Proceſſionen und 
andern feierlichen Handlungen, von der Anweſenheit bei oͤffentlichen Gebeten und den verſchie⸗ 
denen Benedictionen; endlich von der Wohlthat des kirchlichen Begräbnifſſes, d. h. ihre Leich⸗ 
name dürfen nicht in geweihter Erde beſtattet werden, und alle mit dem chriſtlichen Begräbniſſe 
verbundenen Feierlichkeiten ſollen unterbleiben, wobei der Grundſatz maßgebend iſt: quibus 
non communicamus vivis, non communicamus defunctis; noch heutzutage iſt die Beerdigung 
eines Gebannten in geweihter Erde und inmitten der übrigen Bläubigen unbedingt verboten; 
follte dergleichen duch Zufall, Irrthum oder Gewalt dennoch flattgefunden haben, fo iſt der 
Leihnam, wenn man irgend dad Grab noch unterfcheiden kann, audzugraben und an einen 
andern nicht geweihten Drt zu bringen, dev Kirchhof ift ald polluirt zu betrachten, und e8 vür- 
fen auf ihm fo lange feine Beerbigungen mehr flattfinden, bis er eine foͤrmliche Reconciliation 
erhalten bat; alle diejenigen endlich, welche ſich wiffentlich bei der Beſtattung in irgendeiner 
Weiſe betheiligt haben, find zu beftrafen; Hinfichtli der Beerdigung notoriſcher und öffent- 
li verurtheilter Häretifer und ihrer Anhänger und Begünftiger ift fogar derjenige, weicher 
fich dabei wiſſentlich und in ſtrafbarer Abſicht betheiligt Hat, noch heutzutage verpflichtet, ven 
Leihnam Öffentlich auszugraben und fi von dem Verdacht ver Härefie eiblich zu reinigen; bie 
Stelle, welche das Grab bildete, Hleibt für immer polluirt, auch wenn der Kirchhof wieder re- 
concillirt ift, e8 fol dort für alle Zukunft niemand mehr beervigt werden. Diefe Beflimmun: 
gen beziehen ſich jevoh in ihrer ganzen Strenge nur auf Die excommunicati vitandi, ba: 
gegen der Beerbigung der tolerati kͤnnen die Gläubigen anwohnen, der Leichnam kann auf 
dem gewoͤhnlichen Friedhofe beigefegt werben, denn die Bulle Ad vitanda Hat zu Gunſten 
der Öläubigen den Umgang mit ben toleratis geftattet, und diefe Theilnahme am Begräbniß 
gereicht weniger dem Berflorbenen zum Nutzen ald den Überlebenden zum Trofte; die Grequien 
‚haben auch Hier zu unterbleiben, da fie nur ven Verftorbenen zugute fommen würden. Die 
einzige gottesdienſtliche Handlung, zu ber die Excommunicirten jeder Art unbedingt zuzulaffen 
find, ift die Predigt, weil viefe als daswirkſamſte Mittel betrachtet wird, dieſelben zur Sinnes- 
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änderung zu vermögen; ebenſo iſt es dem Excommunicirten geſtattet, die Kirche zur Zeit, we 
in derfelben feine heilige Handlung vorgenonmen wird, zum Zweck feiner Privatandacht zu be- 
treten, ebenjo fann er ſich ber Bilder, Reliquien, des Weihwaſſers ald Anregungs = und. Unter- 
fügungsmittel für feine religiöfen übungen bebienen. 

Was die Wirkungen der gegen kirchliches Verbot erfolgten Theilnahme Errommunicirter 
an gotteßbienftlihen Handlungen betrifft, fo muß man in diefer Hinficht die auf göttlider und 
die auf blos kirchlicher Anordnung beruhenden Handlungen unterſcheiden; die erftern, namentlich 
die Saframente, ind gültig, wenn nur bie Materie, Die Form und bie nöthige Intention des 
Spendenden vorhanden war, denn unter dieſer Borausfegumg wirken fle ex opere operato; dad 
Saframent der Firmung alfo, welches ein Excommunicirter empfängt, wird feiner Seele einen 
character indelebilis aufdrũcken und fpäter nicht mehr wiederholt werden dürfen; und derjenige, 
„ der ih als Excommunicirter orbiniren läßt, wir wirklich orbinirt fein, ſodaß ex die volle gei- 
flige Befähigung zur Spendung ver Saframente erhält; um fo mehr ift dann der bereitd Ör⸗ 
dinirte, aud) wenn er fpäter in die Ercommunication verfällt, zur Bornahme aller Handlungen 
feined Ordo, namentlich zur Spendung aller Sakramente fähig, wenn er nur dabei den Ritus 
ber Kirche beobachtet, alfo der ercommunicirte Bifcgof kann gültig orbiniren u. f. w.; nur hin- 
ſichtlich der Buße erleidet das infofern eine Ausnahme, als hierbei nicht blos bie potestas or- 
dinis, ſondern auch die potestas jurisdictionis in Betracht fommt, und biefe durch die Ercom- 
munication allerdings verloren geht; in gleicher Weife iſt die Ehe, die ein Exrcommunicirter 
unter Beobachtung der vorgefchriebenen Formen eingegangen iſt, eine gültige Ehe, er kann bie: 
jelbe vollziehen, ohne ſich der Sünde der Fornication ſchuldig zu machen. Indeſſen die Bültig- 
keit der Saframente bezieht ſich doch nur auf Die mehr äußerlichen Wirkungen verfelben, auf 
bie Rechte, welche durch biefelben erworben werben, während dagegen bie ſakramentale Gnade 
dem Excomniunicirten nicht theilhaftig wird, indem er im Augenblick des Empfangs die Sünde 
des Sacrilegẽ begeht, alfo ihm die innere Dispofition mangelt; deshalb finden auch Die aufge: 
ſtellten Grundſätze auf das Sakrament der Buße Feine Anwendung, ber Excommunicirte em: 
pfängt nicht nur nicht die Gnade deſſelben, ſondern daſſelbe wird ihm überhaupt ungültig ge- 
fpenbet, denn es fehlt in dieſem Kalle an ver Neue, die do zur Materie dieſes Sakraments 
gehört. Diejenigen Handlungen, die blos auf den Anordnungen der Kirche beruhen, üben 
gegenüber dem Ercommunicirten gar feine Wirkungen aus. Natürlicherweife unterliegen 
diejenigen Priefter, welche wiſſentlich verartige Handlungen, namentlich gegenüber den vitandis 
vornehmen, ſchweren Strafen; aud der Excommunicirte macht ſich dur die Spendung der 
Saframente nicht nur einer ſchweren Sünde ſchuldig, fonbern er verfällt auch in beftimmte kirch⸗ 
lihe Strafen, diefelben beſtanden nah älterm Recht in immerwährenver Abfegung, nad 
neuerm in Irregularität; an fi geben nämlich die vorher rechtmäßig erlangten Pfründen 
buch die Ercommunication nicht verloren, der Betreffende gilt vielmehr noch immer als der 
eigentliche Inhaber und tritt nach erlangter Abfolution auch wieder in den ungefchmälerten 
Genuß derjelden ein; in der Zwifchenzeit hat er ſich aber allerdings nicht bloß der Bunctionen, 
fondern aud der Einfünfte zu enthalten, auch feine biäherige Amtswohnung zu verlaflen. — 
Die Jurisdictionshandlungen, bie ein Bebannter vornimmt, find an ſich ungültig, das bezieht 
fih aber nur auf Pie excommunicati vitandi, ſodaß alfo die Amtshandlungen eines Ge⸗ 
bannten, folange viefer nit mit Angabe feines Namend ercommunicitt wurde, Rechtskraft 
haben, gleichviel ob die Strafe felbft öffentlich bekannt fei ober nit; außerdem ſoll bei-der 
Papftmahl die Ercommunication, in welcher ſich einzelne Wähler etwa befinden, nicht weiter in 
Betracht kommen, ein Privileg der Cardinäle, welches fi aus der großen Wichtigkeit dieſer 
Wahlhandlungen, aus der Nothwendigkeit, der Kirche bald ein neues Oberhaupt zu geben. und 
die vollzogene Wahl gegen alle Anfechtungen ficher zu ftellen, erklärt. 

Der Erconmunicirte wird nicht blos von der eigentlich kirchlichen Communication, ſondern 
aud von der Communication des gewöhnlichen Lebens abgefondert; mit dem Excommunicirten 
muß jede Art von äußerlichem Verkehr abgebrochen werden. Während fi aber früher bad 
Verbot auf alle Perfonen ohne Ausnahme erſtreckte, und felbft diejenigen, welche baffelbe über: 
treten hatten, vom meitern Verkehre abfonderte, ſodaß ein Bannfluh, der urfprüngli einen 
einzelnen betroffen hatte, gleih dem Gontagium einer anſteckenden Krankheit ſich ausbreitete, 
fo ließ Dagegen Gregor VII, da zuerſt bei der Ercommunication Heinrich's IV. bie Mislichkeiten 
des bisherigen firengen Rechts in ihrer ganzen Verberblichkeit zu Tage getreten waren, wefent: 
liche Milderungen eintreten; e8 hatte zwar zunächft eine vorübergehende Bedeutung, wenn da⸗ 

Staats-8erifon. IX. ° 15 
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mals verordnet wurde, daß Hinfort die Frauen und Kinder der Errommunirirten, ihre Sklaven, 
Reibeigene, Landbebauer und Dienftleute, ſowie überhaupt alle, die in einem Verhältnifle ver 
Abhängigkeit zu ihnen ftänden, mit den Excommunicirten frei verkehren dürften, ausgenommen 
allein diejenigen Abhängigen, die zu dem verbrecheriſchen Treiben mitgewirkt hätten, daß ferner 
auch diejenigen ver Excommunication nicht mehr verfallen fein follten, vie aus Unwiſſenheit oder 
wegen dringender Noth mit einem Gebannten verkehren, und daß endlich auch in dem Falle, in 
welchen der Umgang verboten bleibt, dad Verbot fich auf die befchränfen follte, die mit dem Ge⸗ 
bannten unmittelbarverfehrten. Bereits Urbanli. beftätigte Diefe Feſtſetzungen Gregor's in allen 
weſentlichen Punkten. Gratian nahm beide Verordnungen, ſowol die Gregor's VII. al lir= 
ban's II. ind Decret auf, fo verhält es ſich auch nach dem Derretalenrecht ; feit der Bulle Ad vi- 
tanda endlich fommen biefe Veftimmungen überhaupt nur noch den vitandis gegenüber ®) in 
Betracht, ſodaß alfo mit den toleratis jeder Umgang erlaubt if, Auch Hinfihtli ver Kolgen, 
die mit der Übertretung dieſes Verbots verbunden find, ift allmäglich eine bedeutende Milde⸗ 
rung eingetreten, währenn nämlich urfprünglich Diejenigen, die ohne gefegliche Gründe mit den 
Ercommunicirten umgingen, in die gleiche Strafe verfallen follten und zwar vom Augenblide 
des Verkehrs an, ipso facto, joiftfchon feit den Zeiten Innocenz’ III. dieregelmäßige Strafe dafür 
nur der fogenannte Eleine Bann, der fogleich naher beſtimmt werden wird; das erleidet jedoch 
eine Ausnahme bei den communicantes in crimine, hinfichtli derjenigen, die wiſſentlich und in 
böfer Abficht ihre Unterflügung und Beihülfe dem fraglichen Verbrechen haben zu Theil werben 
laflen; unter gewiſſen Umſtänden kann fugar bei gewöhnlichen Umgange, wenn biefer derartig 
ift, daß der Ercommunicirte dadurch in feinem Vergeben beftärft werben Fann, ber eigentliche 
(große) Bann verzängt werben, doch muß dann eine breimalige fructlofe Mahnung vorher 
gegangen fein; liegen endlich befonderd dringende Gründe vor, jemand von allem Berfehr 
gänzlich auszufcließen, jo kann gleich in der Ercommunicationdfentenz über jeden, der mit dem 
Gebannten umgehen werde, Die excommunicatio major verhängt werben. 

Eine Conſequenz aus dem Verbot des äußern Verkehrs iſt die Entziehung der communi- 
catio ſorensis; danach foll ein Excommunicirter nit Richter jein dürfen, wenigſtens die Sen- 
tenz eines excommunicatus vitandus iſt geradezu nichtig; ebenfo wenig foll ein Ercommuni= 
eirter eine Klage erheben pürfen, ver Beklagte fann in jedem Stadium des Procefled die exceptio 
excommunicationis geltend maden, und ben vitandis gegenüber ift ver Richter ſogar ver: 
pflichtet, die Klage ex officio zurückzuweiſen, da er unter feiner Bedingung mit einem foldden 
in Verkehr treten darf; als Beflagter muß der Ercommunicirte allerdings vor Gericht er- 
feinen, weil er jonft aus feiner Ercommunication Vortheile ziehen werde, er darf dann zwar 
von allen Mitteln zur Vertheidigung Gebrauch machen, wie ein Nitercommunicirter, nur 
darf er feine Bertheivigung regelmäßig nicht perſoͤnlich führen, auch Feine Widerklage anftelfen; 
ein Excommunicirter darf ferner vor Gericht nicht ald Zeuge auftreten, er ifl ex officio zurück⸗ 
zuweiſen, eventuell können die Parteien von dem Necht der Einrede gegen ihn jederzeit Gebrauch 
machen, wenn ſolche jedoch factifch zugelaflen wird, fo befteht die Sentenz zu Recht, eine erſt 
nachträglich erhobene Einrebe ift wirkungslos, außer wenn der Betreffende erft nad Fällung 
der Sentenz Kunde von der Ercommunication erhalten hat, und die Appellationgfrift noch nicht 
abgelaufen ift; tolerati fönnen möglicherweife zugelafien werden, wenn ver Richter es für gut 
findet und die Parteien Feinen Wiverfpruc dagegen erheben; bei Unterfuchungen gegen Häre⸗ 
tier findet in favorem fidei ſelbſt Hinfichtli der vitandi eine Audnahme flatt; auch bei den Ge⸗ 
ſchäften der freiwilligen Gerichtsbarkeit find Ercommunicirte regelmäßig nicht zuzulaſſen, ebenfo 
wenig ald Advocaten und Procuratoren. 

Geringere Wirkungen führt die Excommunicatio minor, der fogenannte Kleine Bann mit 


8) Es gibt zwei Memorialverfe, in denen einerfeits der Umfang bes Umgangsverbots und anberer: 
ſeits bie Ausnahmen davon ausgebrüdt find: 

Si pro delictis anathema quis efficiatur 

Os, orare, vale, communio, mensa negatur 
und: 

Utile, lex, humile, res ignorata, necesse, 

BHaee quinque solvunt anathema, ne possil obesse; 
wobei noch bemerft werben mag, daß unter dem utile die Sorge für das Seelenheil, die Spenbung von 
Almofen, ärztliche Hülfe, unter lex sc. matrimonialis das beflehende Eheband, unter humile jebe 
Art von Abhaͤngigkeitsverhaͤltniß verftanden wird. 
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ih; nämlich blos vie Ausſchlleßung von der Iheilnahme an den Sakramenten, und die Unfä- 
bigfeit zur Erlangung von Ämtern, während dagegen das Verbot des Umgangs mit dem 
Sebannten, vie Berfagung des Begräbnifles u. |. w. nicht damit verbunden find. 

6) Die Aufhebung der Ereommunication. Wie die Verhängung der Sentenz burd rich⸗ 
terliche Entſcheidung erfolgte, fo kann fie bei erfolgter Beſſerung auch nur wieder durch recht⸗ 
liche Entſcheidung aufgehoben werben, wie die Kirche gebunden hat, fo kann auch nur fie wieber 
loͤſen; es ift in jedem Balle eine foͤrmliche Abfolution nothwendig, Was die fprciell von 
Richter über eine einzelne Perfon unter Anführung ihres Namens ausgeſprochens und öffent: 
lic befannt gemachte Exrcommunication betrifft, fo fann in dieſem Falle nur derjenige kirchliche 
Obere, der die Excommunication verhängt hat, die Abfolution ertheilen, beide Acte find Aus- 
flüffe einer und derſelben Jurißdictiondgemalt ; vem Exrcommunicator ftehen jedoch gleich deffen 

“ Stellvertreter, Nachfolger oder Borgefepter, ſodaß alfo namentlich der Papſt für die ganze 
Kirche abfolviren fann, der Bann mag ausgeſprochen fein, von wen e8 auch fei, und außer: 
dem erleidet Die ganze Negel eine gejegliche Ausnahme, wenn der Gebannte in articulo mortis 
fich befindet, und wegen Kürze der Zeit der für die Abfolution competente Obere um die Ab: 
folution niht mehr angegangen werben fann; nad der ausdrücklichen Beſtimmung des Tri- 
dentinum foll nämlid in ſolchem Falle jeder Priefter zur Abfolution in foro interno, um den 
Betreffenden nicht der Gefahr des Seelenheild auszuſetzen, competent fein; ein articulus mor- 
tis liegt aber nur dann vor, wenn ber Tod wenigftens als leicht möglich oder wahrjcheinlich 
betrachtet werben muß; eine allgemeine Regel läßt ſich allerdings ſchwer aufflellen, die Ent- 
ſcheidung iſt weſentlich dem Ermeſſen des betreffenden Priefters anheimgegeben ; jedenfalls wird 
jedoch voraudgefegt, daB der competente Dbere nicht zu erreichen war, fonft würde bie Ein- 
miſchung des Priefterd jeder rechtlihen Wirkung entbehren; auch wird gefordert, daß die in 
articulo morlis von einem bloßen Prieſter Abfolvirten, falld fie genefen, vor dem bierardi- 
hen Dbern fi perfönlich zu ftellen haben, um nunmehr auch von ihm pro foro externo 108: 
geſprochen zu werben ; jollte ver Abjolvirte ſich nicht fielen, fo würde Die &rcommunication ipso 
jure aud) für dad forum internum wieder eintreten. Die Abfolution von der excommunicatio 
latae sententiae würbe eigentlich nur dem Geſetzgeber zuftehen, da jedoch eine rückſichtsloſe 
Durhführung diefed Grundſazes die Einholung der Abſolution In vielen Bällen fehr erſchwe⸗ 
ven würbe, jo ift ganz allgemein au andern kirchlichen Obern, ja fogar dem Pfarrer dieſe 
Befugniß eingeräumt worden, abgejehen von ven Ballen, vie ver Geſetzgeber ſich ausdrücklich 
vorbehalten hat. Solche Reſervationen Fünnen flattfinden theild von feiten des Biſchofs, theils 
von feiten des Papfled; die papftlihen Vorbehalte find großentheild zufammengefaßt in ber 
Bulle In Coena Domini, die ihren Namen nicht wie die Bullen gewöhnlich von den Anfange= . 
worten, fonbern von der Gewohnheit führt, fie am Grünen Donnerdtage, dem Tage der Ein⸗ 
fegung des Abendmahls zur Öffentlichen Kenntniß zu bringen, Die Bulle In Coena Domini 
iſt im Laufe der Zeit jehr allmählich entflanden, ſchon feit dem 12. Sahrhundert wurden bie 
Nefervatfälle des päpftlicden Stuhls auf dieſe Weife publicirt ; Pius IV. 1568 gab verfelben im 
ganzen die gegenwärtige Geftalt; die hauptſächlichen Fälle jind Seeräuberei, Spionage zu Gun⸗ 
fien der Ungläubigen, gewifje Arten von Zeinpieligfeiten gegen den päpftlihen Stuhl, Fäl⸗ 
fung papftliher Urkunden, Hemmung der geiftlichen Gerichtsbarkeit und zahlreiche andere; 
dur Urban VIII. 1627 wurden diefer Genoſſenſchaft auch die Autheraner, Zminglianer und 
Galviniften zur Seite geftellt 9); und es gehört alfo die Abfolution der wegen dieſer Arten von 
Kegerei ipso facto eintretenden Excommunication zu ven Refervatrechten des Papfted; dagegen 
ift es richtig, daß man felt Clemens XIV. vie jährliche Verlefung der Bulle am Grünen Don= 
nerstag bei der Segenſprechung des Papfled von der Loggia der Peterskirche unterlafien hat, 


9) Excommunicamus et anathematizamus ex parte Dei omnipotentis Patris et filii et spiri- 
tus sancti auctoritate quoque beatorum Apostolorum Petri et Pauli et nostra quoscunque Hus- 
sitos, Wichlefitas, Lutheranos, Zwinglianos, Calvinistas, Ugonottos, Anabaptistas, Trinitarios 
et a christiana fide apostatos, ac omnes et singulos haerelicos, quocunque nomine censean- 
tur, et cujuscunque sectae existant, et iis credentes, eorumque receptatores, fautores, et ge- 
neraliter quoslibet illorum defensores ac eorundem libros, haeresim continentes , vel de reli- 
gione tractantes, sine auctoritate nostra gerentes legentes aut retinentes, imprimentes, seu 
quomodolibet defendentes, ex quavis causa, quovis ingenio vel colore, nec non schismaticos 
et eos, Qui 3e a nostra et Romani pontificis pro tempore existentis obedientia pertinaciter 
subtrahunt. 

15° 


- 
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und daf dieſe Verlefung feitvem nicht wieder eingeführtift. 1%) Übrigens gibt ed aber auch 
neben der Nachtmahlsobulle noch eine ganze Reihe päpftlicher Reſervatfälle. Durch befonbere 
Delegation fann au die Befugniß in ven Mefervatfällen zu abfolviren von den Berech tigten 
auf andere übertragen werben ; außervem find auch ohne pecielle Delegationen Abfolutionen 
in articulo mortis möglich, es haben ferner vie Bifhdfe ganz allgemein dad Recht, von den 
geiftlichen Nefervatfällen, welche auf einen geheimen Verbrechen beruhen, zu abfolviren, in- 
gleichen diejenigen, welche gehindert find, die Reife nah Rom zu übernehmen und fi perjön- 
lich dem Heiligen Stuhle zu ftellen, wozu namentlich Kinder, Unmündige, Gebrechliche, unter 
fremder Gewalt flebende Perſonen, auch Arme, aber nicht die eigentlichen Bettler gerechnet 
werden, weil diefe, wie fie in ihrer Heimat ausſchließlich von Almofen leben, fo aͤuch auf der 
Reife ohne weitere Noth und Beſchwerde dadurch ihr Auskommen finden können. 

Die Losfprehung darf aber nur dann ertheilt werben, wenn der Zweck der Ercommuni- 
cation vollſtändig erreicht ift, d. H. der Bebannte von ſeinem Widerſtande gegen die Kirche ab⸗ 
läßt, unzweideutige Beweiſe dev Buße und Beflerung gibt und fpeciell angelobt, ji den Forde⸗ 
rungen feiner Obern nunmehr unteewerfen zu wollen ; nöthigenfalld muB jened Verſprechen 
vor der Abfolution mit einem Eide befräftigt werden, und nur ganz ausnahmsweiſe kann bie 
Abfolution auch ohne vorausgegangene Beflerung und linterwerfung ertheilt werben, dann 
nämlich wenn der Richter mit Gewißheit vorausfiebt, daß die Fortbauer des Bannes ven Ver- 
urtheilten nur noch hartnädiger,, und feine Unbußfertigkeit gleihfam permanent machen würde, 
während auf der andern Seite nach den vorliegenden Berhältnifien erwartet werben kann, 
daß die Aufhebung der Excommunication ihm verföhnlichere Geſinnung rinflögen würde, auch 
aud ver Relaration kein Argerniß entfteht. In regelmäßigen Verhältniß muß dann außerbem 
noch die der Kirche oder einem einzelnen zugefügte Beleidigung gefühnt und für ven angerid- 
teten Schaden Genugthuung geleiftet werden; denn die Verweigerung ver Satidfaction gilt als 
ein fichered Zeichen der Unbußfertigfeit und fortbeflehenden Uingeborfams 11); follte der Be- 
treffende in mehrfache Exrconmunication verfallen fein, fo muß er eben in jeder Beziehung ſich 
der Kirche unterwerfen, und für alle Verbrechen die geforderte Genugthuung leiften, wenn er 
überhaupt losgefprodden werden will. Endlich befteht noch die Möglichkeit, ſelbſt Verſtorbene, 
die unter unzweidentigen Zeihen von Reue vom Tode überrafcht worden, zu abfolviren, da⸗ 
mit fie des kirchlichen Begräbniffes nicht verluftig geben, vie Gläubigen für fie beten, und Die 
Prieſter die Seelenmeflen celebriren koͤnnen; wenigftens ift das feit lange die Praxis der Kirche, 
während allerdings anfangs die Anſicht beftand, daß die Thätigkeit eines menſchlichen Richters 
gegenüber einem Verftorbenen aufgehört und Gott durch die Herbeiführung des Todes gezeigt 
habe, daß er das Gericht der Kirche entziehen wolle; indeſſen foll doch eine folge Abfolution 
nur eine indirecte Wirkung haben, und wie die über einen Verftorbenen verhängte Excom: 
munication deſſen Seele nicht mehr berührt, ſondern 6108 wegen ver Überlebenden gefihieht, fo 
verbält e8 fich auch mit der Abfolution. Derjenige übrigens, ver länger als ein Jahr im Kir- 
chenbann bleibt, verfällt noch immer in den Verdacht der Härefte, doch Hat das, ſeit der Staat bie 
Häreſie nicht mehr als bürgerliches Verbrechen betrachtet, keine hervortretenden reellen Folgen. 

Was enbli die Form der Losfprehung betrifft, fo iſt diefelbe tvie bei der Verhängung der 


10) In dem kürzlich erfchienenen Handbuch der proteflantifähen Polemik (Leipzig 1862), ©. 67, 
fpricht ſich Hafe folgendermaßen darüber aus: „Ich habe viermal jener Ceremonie beigewohnt in gün⸗ 
fliger Nähe mit gepannter Aufmerffamfeit und Eonnte fchon früher verficdern, daß fie jest nur noch 
den Charakter einer feierlichen Segenſprechung trägt, Allerdings bie Bulle felbft ift nicht abgefchafft, 
und in ber Theorie ift das Haupt einer alleinfeligmachenden Rirde neben denn Segnen immer auch dem 
Fluchen verfallen, und das hriftliche Wort jener heidniſchen Prieſterin, zum Segnen bin ich, nicht zum 
Fluchen ba, ift ihm nicht vergönnt.“ 

11) So heißt es in der Bulle Pius' VII. gegen Napoleon, feine Rathgeber, die Vollſtrecker feiner 
Befehle u. ſ. w.: „Declaramus insuper illos inhabiles et incapaces esse, qui absolutionis bene- 
ficium consequantur, donec omnia quomodolibet attenta publice retractaverint, revocaverint, 
cassaverint, et aboleverint, ac omnia in pristinum statum plenarie et cum effectu reintegra- 
verint, vel alias debitam et condignam ecclesiae ac nobis et huic sanctae sedi satisfactionem 

raestiterint.‘‘ Und ganz ebenfo wirb in der Bulle Pins’ IX, gegen den König von Stafien und beffen 

nhänger gefagt: „Daß fie fo lange unfähig fein follen, die Gnade her Losſprechung zu erhalten, bie 
fie alle biefe wiberrechtlichen Acte oͤffentlich zurückgenommen, widerrufen, ungültig erflärt und abge⸗ 
fchafft, und alles In den frühern Stand volllommen und wirflich wiederhergeftellt, oder in anderer Weiſe 
ber Kirche und uns und bem apoftolifchen Stuhle angemeffene Genugthuung in Betreff der erwähnten 
Punkte geleiftet haben.” 


Kirchenbann 229 


Excommunication in das Ermeſſen des Richters geſtellt; es iſt jede Abſolution gültig, ſobald 
nur aus ihrem Wortlaute bie beſtimmte Abſicht des competenten Obern, den Bann aufzu⸗ 
heben, mit Sicherheit entnommen werden kann, und die Perſon hinlänglich bezeichnet iſt, um 
deren Losſprechung es ſich Handelt; ob fie mündlich oder ſchriftlich ertheilt werde, macht keinen 
Unterſchied, nur ſoll ſie ausdrücklich erklärt werden, und die Anwendung bloßer Zeichen reicht 
nicht hin. In regelmäßigen Verhältniſſen gilt jedoch Folgendes. Was zunächſt die Aufhebung 
des Anathems betrifft, jo ſtimmt der heute gebräuchliche Ritus Hinfichtlih der äußern Geremo- 
nien faſt wörtlih mit den Kormeln, die bei Regino und Burchard ſich finden, überein; es ſoll 
ſich demgemäß der Biſchof, der Die Sentenz verhängt hat, von zwölf Presbytern begleitet, vor 
die Vforten der Kirche begeben; zugleich follen diejenigen anweſend jein, denen vom Gebann⸗ 
ten Unrecht oder Schaden zugefügt iſt und denen hier, wenn das nicht ſchon früher gefchehen ift, 
Genugthuung geleiftet werben muß; jobann fragt der Biſchof den Ercommunlcirten, ob er zur 
Buße bereit jei, und ergreift, fobald viefer feine Bereitwilligkeit erklärt hat, bie rechte Hand deſ⸗ 
jelben, Tührt ihn in die Kirche und in die Gemeinſchaft der Gläubigen zurüd, Hinſichtlich 
der Formel hat die Praxis gefhwanft; während namlich früher die deprecative Form gebräuch⸗ 
li war, wonach der kirchliche Obere nicht Eraft eigener Autorität und Direct den Bann aufhob, 
jondern Gott bat, er möge das Band des Creommunicirten löfen, fo ift feit dem 18. Jahrhun⸗ 
dert Die indicative oder iniperative Form gebräudlich geworben; danach lautet die Formel: 
„‚Auctorilate Dei omnipotentis et beatorum apostolorum Petri et Fauli atque sanctae ec- 
clesiae suae, el ea, qua fungor absolvo te a vinculo talis excommunicationis qua ex tali 
causa ligatus eras, in nomine ete.“; jobann erhebt ſich ver Bilchof, führt ven Abjolvirten in 
die Kirche und jpricht die Worte: „Reduco le in gremium sanclae matris ecclesiae et ad 
consortium et communionem, totius ecclesiae, a quibus fueras per excommunicationis 
sententiam eliminatus, et restituo te participationi ecclesiaslicorum sacramentorum’’; 
daran ſchließen ſich Gebete. Faſt ganz gleichlautenn iſt der Abfolutiondein und wenn ver Ge: 
bannte nicht in der feierlihen Korm, jondern mitteld einfacher Sentenz ercommmnicirt war; 
menn er gar nicht anwejend war, fo erfolgt ein einfacher Ausfprud. Jedenfalls muß die Ab- 
folution in analoger Weije wie die Excommunication publicirt werben. 

7) Das Verhältniß von Staat und Kirche in Bezug auf die Ercommunisation. Es jind 
drei verſchiedene Standpunkte zu unterſcheiden. Während des gefammten Mittelalterd verftand 
fi} ver Staat dazu, die in ber Kirche ausgefprochene Exrcommunicationsfentenz mit phyſiſchen 
Zwangsmitteln zu unterflügen; wenn ſchon in ven frühern Jahrhunderten des Mittelalters 
das weltliche Schwert dem geiftliden im der verſchiedenſten Weife feine interflügung geliehen 
und der kirchliche Bann ſtaatliche Folgen nad) fich gezogen Hatte, fo wurde durch dad Beleg 
Friedrich's 11. 1220 geradezu verordnet, daß jeder, der ſechs Wochen im Banne verharre, mit 
ver Acht zu belegen fei, die fo lange nicht aufgehoben werden bürfe, ald die Excommunication 
noch fortvauere. 12) Die nächſte Wirkung diefer neuen Strafe befland darin, daß der Gebannte 
jegt aud) gegenüber dem weltlichen Forum unfähig wurde, als Richter oder Schöffe thätig zu 
fein, daß überhaupt feine Lage gegenüber dem weltlihen Forum ziemlich die nämliche wurde 
wie gegenüber dem kirchlichen; infofern jchloß vie Achtung des Excommunicirten die bloße 
Vollſtreckung der kirchlichen Geſetze in ſich, welche ja an die Excommunication auch bie 
bürgerliche Rechtloſigkeit geknüpft Hatten. Wenn dann innerhalb eines Jahres der Ge⸗ 
bannte von der Acht ſich nicht befreite, fo verfiel er in die Oberacht, d. h. er verlor jeßt ven ge- 
meinen Frieden, und wurbe völlig außer ven Schup des Geſetzes geftelli, er galt ald vogelftei, 
war jedem Angriff auf fein Xeben und Cigenthum ſchutzlos preiögegeben, alle biöherigen Rechts⸗ 
verhältniffe, die ihm Vortheil gewährten, Töften fi auf. Übrigens trat nicht bei jeder Er-. 
communication, bie nur ſechs Wochen pauerte, die Reichsacht ipso facto ein, ſondern fie mußte 
vom Raijer auögefprohen werden. Wie damals der Staat die Kirche unterflügte, fo verhielt 
8 jich auch umgekehrt, indem jener, ver ſechs Wochen in ver Reichsacht war, au mit dem 
Kirchenbann belegt wurde. Enplih war die gegen den Kailer zu verhängenbe Exrcommuni: 





— — 


12) Bei Berk, Mon., IV, 236: „Et quia gladius materialis constitutus est in subsidium gla- 
dii spiritualis, excommunicationeni, si excommunicalus in ea ultra sex septimanas perstitisse, 
predictorum modorum aliquo nobis constiterit, nostra proscriptio subsequetur, non revo- 
canda, nisi prius excommunicatio revocatur.“ Sachſenſpiegel (Homeyer, dritte Auflage, III, 63, 
$.2): „Ban ne scadet der sele unde ne nimt doch niemanne den lief, noch ne krenket nie- 
manne an lantrechte noch an lenrechte, dar ne volge des koniges achte na.‘ 
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cation nach der Auffaſſung der Rechtobücher auf gewiſſe Fälle eingeſchränkt. 13) Im Laufe der 
neuern Zeit bildete ih dann im Zufammenhange mit dem weitreihenden Majeflätsredht des 
Staats über die Kirche ein Rechtszuſtand aus, wonach ed der Kirche nicht zuftand, ihre Straf: 
gewalt felbftändig zur Ausführung zu bringen, namentlich Exrcommunicationen bedurften fo 
gut wie andere Eirchliche Erlaffe ver landeöherrligen Genehmigung, waren der Nothwendigkeit 
des Placet unterworfen ; und es verfteht fih ganz von felbft, daß wo einmal das Placet in Gel⸗ 
tung fi} befindet, au Ercommunicationen gegen dad Staatsoberhaupt nur mit Genehmi- 
gung deffelden erfolgen dürfen. Endlich in neuefter Zeit hat man zwar auf ber einen Seite auf 
alle ftaatlihe Zmangsvollftredung verzichtet, dagegen aber auch andererſeits dad Recht in An⸗ 
fprud genommen, unbehindert von ver Staatsgewalt die kirchliche Strafgewalt in vollem Unı= 
fange mit rein kirchlichen Mitteln gegen die Glieder der Kirche zur Durchführung zu bringen ; 
fo ift namentlich in Ofterreich bereits durch die Verordnung vom 18. April 1850 6. 3 die kirch⸗ 
liche Disciplin von der flaatliden Hemmung befreit, und im Concordat Art. 11 ausgeſprochen, 
daß die Bifhöfe nicht gehindert fein follen, wider alle Gläubigen, welde die kirchlichen An- 
orbnungen und Befege übertreten, mit kirchlichen Strafen einzuſchreiten; doch werben bie Bi: 
ſchoöfe fih für die Prarid ganz gewiß an dasjenige halten, mas fie früher erklärt haben, „daß 
die Kirchenſtrafe mit weiſer Berücdfichtigung der gegebenen Verhältniffe angewandt werben 
müſſe“, es iſt in der That die Öffentliche Denkart nicht danach, daß man zahlreiche Bannbullen 
erwarten Eönnte, es hieße daß eine zu ſchwere Probe verfuchen. 

U. Das proteftantifhe Kirchenrecht. Bon feiten ver Neformatoren wurde die 
niittelalterliche Kirhenzudt in fehr umfaflender Weife beibehalten, und auf den weientlichften 
Punkten ald ein Gebot des göttlichen Rechts mit Berufung namentlich auf die Stellen bein 
Matthäus vertheibigt, nur die unter dem Papftthum eingeriffenen Misbräuche ſollten befeitigt 
werden. Namentlih Luther Hatte Hinfihtli der Anwendung des Bannes fehr weitgehende 
Tendenzen; er forderte ganz allgemein, daß jeder feinen Nachbar, wenn biefer duch unrechten 
Handel reich werbe , oder Unzucht treibe, oder jein Gefinde unfleifig ziehe, verwarne; und dar⸗ 
- aus foll fih dann, wenn nicht Beflerung erfolge, die vechte Ubung des Banned ergeben. Luther 
hat geradezu audgefprocden, daß wer ein Haus um 30 Fl. gekauft und um 400 FI. wie: 
der verkauft Habe, und „nichts Sonderliches drein verbauet, denn vier Stuben niit Leime ge- 
Fleibet und getünchet“, dem Banne verfallen ſei. „Will der Tropf einen faulen Balken und 
gekleibte Drediwand liegenden Gründen gleich achten? will er fo handeln, fo werd ih ihn in 
Bann thun und ercommuniciren, daß er fi der Sakrament und des Chriſtenthums äußere 
und enthalte, und denfe nur nicht, daß er in den Himmel gehöre.” 1%) Noch weiter geht dann 
Calvin, dem das Hauptfädliche Merkmal und Weſen der wahren Kirche in der rechten Aus- 
übung der Zucht befteht, und ber die ganze Kirchenverfaffung eigentlih nur als einen Orga: 
nismuß zur Ausübung diefer Function betrachtet. 15) 

Mad nun die Wirkung des Bannes betrifft, jo unterſcheidet fich dieſe freilich von Der Wir: 
fung des Kirhenbanneß in der fatholifhen Kirche durchaus, namentlich Luther fpricht ſich fehr 
entjägieden darüber aus. „Die Gemeinſchaft“, fagt er, „iſt zweierlei, die erft Gemeinſchaft ift 
innerlich geiftlih unficgtli im Herzen; das ift fo jemand durch rechten Glauben, Hoffnung und 
Liebe eingeleibt ift in die Gemeinſchaft Ehrifti und aller Heiligen; dieſe Gemeinfchaft mag 
weber geben noch nehmen irgendein Menſch, er ſei Biſchof, Papft, ja auch Engel oder all 
Greaturen, alfo mag aud Hierher Fein Bann reichen, dann allein der Unglaub oder Sünd bed 
Menſchen ſelb, ver mag fich felb8 daraus verbannen, und alfo von ber Gemeinfchaft, Gnade, 
Leben und Seligkeit abfündern. Die ander Gemeinfhaft ift äußerlich leiblich und ſichtlich, das 
sift fo jemand wird zugelaffen, daß er des heiligen Saframents theilbaftig ift, und fampt an: 
dern dafjelb empfahl und mit neuffet.” Bon diefer Gemeinfhaft mag ein Biſchof oder Papft 
einen abfondern,, und ihm daſſelb um feiner Sünd willen verbieten, und das Heißt in Bann 
tgun. 19) Dagegen find nun aber als Arten des Banned ſowol der Eleine ald der große Bann 
beibehalten; es ſoll mit vem Banne regelmäßig ein völliger Ausfchluß nicht blos von dem ge⸗ 


13) Sadyfenfpiegel, Bd. II, ©. 57, $.1: „Den keiser ne mut de paves noch neman bannen 
seder der tiet, dat he gewiet is, ane umme dre sake: of he an'me geloven triflet, oder sin 
echte wif let, oder godes hus tostoret.“ Schmabenfpiegel (Lafberg), ©. 128. \ 

14) Luther, Tifchreben von Ercommunication und Bann (Erlangen), LIX, 156 fg. 

15) Calvin, Institutiones christ., IV, 11. 

16) Luther, Sermon vom Bann (Erlangen), XXVIL, 50 fg. 
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fammten kirchlichen, fondern auch vom weltlihen Verkehr enthalten fein, und nur ausnahms⸗ 
weife handelt es fich blos um eine Ausſchlleßung von dem Sakrament; die Strafen der Acht und 
Oberacht follen allervings als Wirkungen ver Ercommunication nicht mehr flattfinden ; es ift 
aber ein Misverfländniß, wenn man den Begriff des großen Bannes auf diefen Fall ein- 
ſchränkt, doch kann allerdings nur dann mit einigem Schein behauptet werben, daß der große 
Bann weggefallen fei. 17) 

Was die Form der Sreommunication betrifft, fo ſtellt ſich diefelbe nach ven Beflimmungen 
bes würtembergifchen „Summarifchen Begriffs” von 1559, die namentlih aud in pas fächlifche 
Recht übergegangen find, jehr anfchaulidh heraus: „Namlich. Das die Berfon, fu orbentlid in 
die Excommunication und Kirchenftraff verfelft, auff ein beflimpten Sontag nad der Predig, im 
Chor der Pfarrkirchen dahin fie gehörig, offenvlich gegen dem Kirchenvuolk fürgeftelt, vnd vn⸗ 
gruadlich nachuolgender geftalt, oder wie ed zu jever zeit nach vmbſtand der mißhandlung zuuer⸗ 
leſen befohlen würt, durch ven Pfarrher auff der Cantzel oder neben der Berfon ſtehend, auß einem 
Brieff verlefen werde. Sr lieben in Ehrifto, diſer (vel diſe) N. iſt im Laſter der Gotsleſterung 
(vel) Xrundenheit (vel alterius generis) bißher ein Tange Zeit verhafft gewefen. Vnnd wiewol 
vilfältig ermanung und fraffen, beib, durch Gottes Wort vnd weltliche Oberkeit am jm (vel jr) 
verſuchet, So hat doch jhne (oder fie) ſolches alles nicht zu rechter, Chriſtlicher Befferung be: 
wegen wöllen. Damit nun nit duch ein reudigs Schaff eine gange Herd verberbt, und das 
658 ergerlich exempel gemeiner Chriſtlicher verfamlung ſchädlich und nachtheilig ſey, das auch 
Gottes Zorn und Straff verhüttet werde, ſo haben die Verordnete zur Adminiſtration der 
Kirchen, diſen (vel diſe) N. nad genugſamer erfarung aller Handlung erkannt, dad er (ober ſie) 
big auff fein (oder jr) offentliche und beweißliche beſſerung von ver Chriſtlichen Kirche abgeſuͤn⸗ 
dert, vnd des heiligen Nachtmals vnſres lichen Herrn Jeſu Chriſti als vnwürdig vnd daruon 
außgeſchloſſen ſein ſoll. Das er (over fle) auch zu feinem Gevattern in Kinds Tauff gebraucht, 
vnd zu keiner Chriſtlichen Verſamlung (aufferfelbigen der Predig Gottes wort) zugelaflen 
werde. Der Allmechtig, Barmherzig Gott wolle in (oder fr) fein (oder jr) Sund zu erkennen 
geben, rechte Rew in jme (oder jr) ſchaffen, vnnd zur Beflerung des lebend erweden. Amen. 
Nach verlefung diſes Sentenz, foll der Meßner vie fürgeftelte Perfon, offentli durch das Volck, 
auß der Kirchen fürn, vnd jres Pfads ziehen laſſen. Alspald ſolches durch den Pfarrher er⸗ 
reicht, ſoll vnſer Amt fein, wie es jhme won und jeder zeit, vnd von jeder Perſon jnſonterheit 
befohlen würde, der außgeſchloffnen Perſon, alle Hochzeit, Würtshäuſer, vnd andere ehrliche 
Geſellſchafft oder Geſpilſchafft, auch alle Wöhr verbüten, und darüber den andern vnſern Binder: 
thonen verfündigen, von einer oder mehr erfunden, fo mit der felben in den Würtöhäufern oder 
andern ehrlichen Verſamlungen zechen halten, die follen nach jrer gebür geftrafft werben , dar⸗ 
nach wiffe ſich mäniglid zu richten, doch folle ſolche Perſon jr weltlich Handthierung mit faufen 
und verkauffen nicht abgeſteckt fein. Es ſoll auch ein fonderlih Geſtül in der Kirchen beftimpt, 
da die Excommunicirte Berfon, alle Sontag und Feiertag zur zeit der Prebig ſtehn, vnd auf 
die Sontag, da dad Nachtmal gehalten, fol allwegen ver Meßner ſolche Berfon nach der Predig 
vnnd Gebett, vor anfang des Nachtmals auß der Kirchen durch das Vold hinauf fürn, biß der 
Sünder fih lernet ſcheemen und ein züchtigen, Chriſtenlichen Wandel-an fih nemen. Item 
es foll au allwegen deren Vogt oder Amptman bed felben Orts bevolhen werben, das er darob 
fen, damit die aufferlegt Kirchenftraff, ordentlich, wie fi gebürt, volnftredt und gehanphabt 
werde.” Beſſert fih dann der Ercommunicirte, fo wird er von dem Conſiſtorium der Strafe 
wieder ledig erfannt, und bie in einem umſtändlichen Ritus dem Volke verfündet, mobei der 
Ercommunicirte niederzufnien hat; würbe er dagegen ohne Befferung verfterben, fo foll das 
Pfarrvolk nicht bei feiner Beerbigung feln, fondern ihn als ein von der Kirche abgeſchnittenes 


17) Art. Smalc., P. II, Art. 9. ‚‚Bom Bann. Den großen Bann, wie es der Papſt nennt, halten 
‚wir für ein lauter weltliche Strafe, und gehet uns Kirchendiener nichts an. Aber der Feine, das ift 
der rechte chriftliche Bann, ift, dag man offenbarliche, haloſtarrige Sünder nicht fol laflen zum Sa⸗ 
frament oder andere Gemeinſchaft der Kirche kommen, bis fie fich beſſern und die Sünde meiden, Und 
die Prediger ſollen in diefe geiflliche Strafe oder Bann nicht mengen bie weltliche Strafe.‘ Luther, Bre- 
digt über Matthäus (Erlangen), XLIV, 78 fg. „Die PBäpfte und Decretiften haben zweierlei Bann, den 
Heinen und großen. Den Fleinen heißen fie, den allhie Ehriftus meint, den er —J geſtift hat, daß die 
öffentlichen Sünder für Zöllner und Heiden gehalten werben, denen ber Himmel zugeſchloſſen und bie 
Hölle aufgethan if. Darnach fo iſt der groß Bann, wie ihn der Papſt genannt hat, ber iſt nichts an⸗ 
beres, denn bes Kaifers Acht." Dgl. auch den Sermon vom Bann (Erlangen), XXVII, 50 fg. 
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Glied vergraben lafſen. 1e) Eine Excommunicatio latae sententiae fommt nur in ganz 
vereingelten Anwendungen in ben Kirchenordnungen des 16. Jahrhunderts vor. 

Was die Organe betrifft, denen die Verhängung der Crcommunication zuſtehen ſollte, fo 
ftellen einzelne Ausfprüche ver Reformatoren eine Betheiligung bed Aaienelementd dabei in 
Nusfiät; fo Luther in dem Tractat vonder Beichte, wenn er fagt: „in biefen Öffentlichen Sünden 
iſt's wahr, daß die Macht ift bei ver Gemeinde, oder dem Pfarrer flatt ver Gemeinde”; ferner in 
der Schrift von den Schlüfſeln, wo er ausführt, die Gemeinde jei nit des Official Dienſtmagd 
noch des Biſchofs Stockmeiſter, e8 feiein Scheißbann, des Teufels Bann und nicht Gottes Bann, da 
man die Leute banne mit frevler That, ehefleöffentlich überzeugt feien vor der @emeinde, „denn Die 
Gemeinde, jo ſolchen ſoll bäͤnniſch Halten, ſoll wiffen und gewiß fein, wie er den Bann verbiener 
und darin fonımen ift, während ber Tert Chriſti gilt, fonft mögen fie betrogen werben und einen 
Lügenbann annehmen, und bamit dem Naͤchſten unrecht tbun; das wäre dann die Schlüffel ge- 
läftert und Gott geſchändet und die Liebe gegen den Nächſten verjehret, welches einer chriſtlichen 
Gemeine niit zu leiden ift; denn fie gehört auch dazu, wenn jemand bei ihr ſoll verbannet wer= 
den, fpricht hie Chriſtus und ift nicht ſchuldig, des Officials Zettel noch des Biſchofs Briefe zu 
glauben ; ja fie ift ſchuldig, hier nicht zu glauben, denn Menſchen foll man nit glauben in 
Gottes Sachen; in weltücher Oberfeit hätte ſolches wol eine Meinung, aber Hier da es bie 
Seelen betrifft, foll die Gemeinde aud ein Richter und treu fein; St.-Paulus war ein Apoftel, 
doch wollte er den nicht in den Bann thun, der feine Stiefmutter genommen; er wollte Die Ge— 
meine auch dabei haben“. Endlich Heißt e8 in der Bermahnung von der Grceommunication: „Es 
iſt ein Geſchrei unter euch kommen, darüber fidh viele unnüg gemacht Haben, daß nıan ven Bann 
wieberum aufrichten wolle; nun ift wahr, ich Habe vom Bann gefagt, nicht daß man eine Iy: 
vannei wieber anrichte wie die Officialen, fondern von dem Bann, davon Chriſtus lehrt 
Matth. 18, 15.; folden Bann wollten wir gern anrichten, nicht daß es ein Kaplan ober Pre= 
diger allein thun ſollte ober konnte, ihr alle müßt jelbft mithelfen, ihr müßt mit und und twir 
mit eud), daß das Baterunfer geſprochen werde, wiber einen folgen, ber von der ganzen Chriſten- 
heit abgefondert und gebannt wird, wiederum fo er ſich befehret, daß man öͤffentlich über ihn in 
der Kirche bete, und wiederum annehme, welches nicht eine Perfon des Pfarrherrn oder Ra: 
plans thun fol“; er ſelbſt, Luther, wolle es fo machen, erſt wolle er den Sünder vermahnen, 
ſodann zwei Kaplane oder anbere an ihn ficken, dann ihn vor ſich in der Safriftei nehmen, in 
Gegenwart zweier Kaplane, zweier vom Rath und KRaftenherren, und zweier ehrlicher Männer 
aus der Gemeinde, helfe aud das nit, fo erfolge ver Bann. Ebenſo hat fi Melanchthon 
ausgeſprochen: „‚Haec cognitio pertinet non solum ad magistratum, sed ad ecclesiam, h. e. 
non tantum ad presbyteros, sed etiam ad laicos idoneos ad judicandum .. neque enim 
in ecclesiis haec tyrannis constituenda est, quod oporteat laicos assentiri et applaudere 
omnibus sine delectu, quae decreverintepiscopi‘; ferner: „Restituatur etexcommunicatio, 
non autemm ut in litibus rerum profanarum, sed de judiciis manifestis, adhibitis in hoc judi- 
cium senioribus in qualibet ecelesia”; endlich: „‚Nec liceat soli pastori ferre sententiam ex- 
communicationis sine ulla decuria judicum, aut nemine adhibito ex honestioribus viris 
suae ecclesize; utenim vocantur haec judicia ecclesiae, ita sunt plures adhibendi, ut 


18) Richter, Die evangeliſchen Kirchenorbnungen des 16. Jahrhunderte, II, 215 u. 216. Als in- 
folge der Streitigteiten zwilcgen dem Rathe der Stadt Magdeburg und dem dortigen Euperintendenten 
Dehhus ein Anhänger des lehtern gegen ben Rath und biefem beiflimmenbe Bürger und Prediger von 
der Kanzel den Bann ausfprad), erklärte derfelbe, „er ſchließe fie als faule ftinfende Glieder ab von ber 
Gemeinde Chrifti, er Schließe ihnen ben Himmel zu und bie Hölle weit auf, er übergebe fie dem leidiz 

Teufel, fie am Leibe zu martern, zu quälen und zu plagen; er fchlage ihmen auch hiermit ab, daß 
fie fid) des Saframents des Altars bie zu ihrer Beſſerung bebienen, er geblete auch von Amts wegen, 
daß andere Chriften ich folcher verbannter Menfehen gänzlich enthalten, mit ihnen nicht effen und trins 
fen, fie zur Hochpeit als ehrliche Gefellfchaft nicht laden, zu Gevattern fle nicht bitten oder doch fie 
nicht ftehen Iaffen, fie auf der Strafe nicht grüßen und in Summa_für Heiden und Undiriften halten 
follen mit allen iger Sünden theilhaftigen Anhängern, bis fie ihre Sünden befennen und Kitchenbufe 
!hun“. Die von Galvin entivorfene Grcommunicationsformel hat folgende Stelle: „Wir Diener des 
Wortes Gottes, die wir bewaffet find mit ben Waffen bes Geiſtes, und benen bie Macht gegeben iſt zu 
binden und zu löfen, haben aus Vollmacht Jeſu Chriſti u. f. w. R. M. aus der Kirchengemelnfchaft 
ansgejcyieben, excommunieiren ihn unb verfoßen ihn aus ber Gemeinſchaft ber Gläubigen, er ſoll jein 
wieein Heide und Zöllner, verabfchent und verflucht unter ben wahren Giiubigen, dee un ig mit 

wie der mit einem Peſtkranken geflohen werben. Diefen Sprud der Exrrommunication wirb 
u Gottes beſtaͤtigen.“ 
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Paulus voluit; tyrannis est inimica ecclesiae.“ 19) No ein ſehr vraftifches Zeugniß dieſer 
Art findet ji bei Zwingli: „Daß den bann bhein beſunder menſch ieman uflegen mag, ſunder 
die Kilch, das iſt gemeinfame dero, under venen der bannwürbig wohnet, mit fammt dem 
piarrer; man joll den verärgernden der Kilden, das ifl der gmeind anzeigen, noch iſt ex nit 
gebannt, bis daß ihn die Kilch erfennet ußzefchließen; hie jiehft hübſch rüflzeug us ver päpftler 
kunſtkammer und tyranney; Du jollt es der Kilchen jagen, ſpricht er; fo goeb bie jagdhund der 
gefürfleten Bettlern und ſchryend vor ven Kilden: nıyn herr Officialis mynes gnäbigen Herrn 
von Schindberg thut in den bann Niclaus Pfriemden, daß er den fehrgber im Korb nit bezalet 
Hat, wie? mag der Biſchof allein bannen? Ich wont die Kilch wurd ed thun! Iſt myn guäbger 
Herr allein ein gmeind? Chriſtus ſpricht ſag's der gmeind! heißet Biſchof oder Abbt oder 
Propft ein gmeind? Alſo verftat ein ieder wol, daß Ber Bann gheind einiger iſt, ob er ſchon 
papft, biſchof oder bader if; denn Chriſtus hat nit geſprochen, fo er ven erſten oder andern war: 
nenden nit höre, Daß der menſch folle gſchehen werden, dad ift bännig fyen, funder erfl, nach⸗ 
dem nur einer der Kilchen warnung nit hört, foll er gefihehen werben; alfo flat ſtyff, daß 
nieman bannen mag, denn Die Kilch, das iſt gemeind, darin der verärgernd figt, das ift fin richter 
und wächter; alfo furz von der ſach geredt, Hört ein ieder wohl daſſ der bann nit der gebie- 
tenden papſt noch biſchof ift, ſunder allein ver Kilchen, das iſt gmeind mit dem pfarrer, doch dafſ 
das endlich urteil ver Kilchen, das iſt gmeind ſye, ſuſt niemans, dergleichen auch das entledigen.“ 
Indeſſen finden ſich auch allerdings Ausſprüche anderer Art, und namentlich find die Ausdrücke 
in den Symbolen nit hinreichend beflimmt; jo heißt es in dem berühmten Art. 28 der Auge: 
burgifgen Confeſſion: „Porro secundum evangelium seu ut loguuntur de jure divino 
nulla Jurisdicho competit episcopis ut episcopis h. e. quibus est commissum ministe- 
rıum verbi et sacramentorum: nisi remittere peccala, item cugnoscere doctrinam et doc- 
(rinam ab evangelio dissentientem rejicere, et impios quorum nota est impietas excludere 
a communione ecclesiae sine vi humana, sed verbo; hic necessario et de jure divino 
debent iis ecclesiae praestare obedientiam juxta illud, qui nos audit me audit‘; fo heißt es 
ferner im Anhange zu den Schmalkaldiſchen Artikeln: „Evangelium tribuit his, qui praesunt 
ecclesiae, mandatum docendi evangelü, remittendi peccata, administrandi sacramenta, 
praeterea jurisdiclionem videlicet excommunicandi 808, quorum nota sunt crimina et re- 
sipiscentes rursum absolvendi“; enbli heißt «6 in den 1541 dem Kaifer zu Regensburg 
übergebenen Artikeln: „Habent pastores mandatum, non solum ut doceant et sacramenta 
administrent sed etiam ut palam coram omnibus in ecclesia puniant excommunicatione, 
videlicet eos, qui vel contra sananmı doctrinam pravas opinionis serunt, aut malos mores 
emendare nolunt. Debetur enim jure divino obedientia pastoribus in hac conservatione 
disciplinae.‘ 

Jedenfalls bildeten ſich foͤrmliche Inflitutionen zur Geltendmachung des Laienelements bei 
der Kirchenzucht nur in denjenigen kirchlichen Kreifen aud, die fih auf calvinifher Grundlage 
in einigen Theilen der Schweiz, Frankreich, Belgien, namentlih Schottland organiiirten ; in 
den meiften dieſer Gebiete gelangte die Kirchenzucht zu einer fehr umfafienden Wirkſam⸗ 
keit, in alle Verhältniſſe des Lebens eindringend, die perfönliche Freiheit in unnatürlicher Weile 
beihränfend und einen Geiſt ver Aſceſe großziehend, auf den mit Bewunderung und Nach⸗ 
ahmımgselfer zu bliden die Proteflanten anderer Ränder feinen Grund haben. In Deutſch⸗ 
land iſt es in ver Reformationdzeit nur zu ganz vereinzelten Verſuchen gefommen, jene 
Betheiligung des Laienelements bei ver Kirchenzucht zur wirklichen Durchführung zu bringen; 
ſolche Verſuche liegen befonders vor in ver von Johann Brenz 1526 verfaßten Kirchenordnung 
der Freien Reichsſtadt Hall in Schwaben, in den Beichlüffen der Homberger Synode deſſelben 
Iahres, in der heſſiſchen Ordnung für Kirchenzucht 1539, in der Kirchenordnung des Herzogs 
Wolfgang von Pfalz-Zweibrüden 1557, die namentlich auch für die lutherifchen Osmeinden von 
Juli: Berg Geltung erhalten hat; endlich in den fogenannten Fremdengemeinden bed Johann 
Lasky; Hier follte fogar die ganze Gemeinde in corpore den Bann auszuüben haben, während 
nad jenen andern Ordnungen eine mehr oder minder vollfommene Repräſentation ftattfinden 


19) Luther, Bermahnung zur Beicht (Erlangen), XXI, 85 ig: berfelbe, Bon ben Schtüfleln (GEr⸗ 
langen), XXXI, 126 fg., 177; derfelbe, Bermahnung von ber Escommunication (Erlangen), XLII, 
162 fg. Melanchthon's Bedenken, bei Petzel, 1, 20. Sendſchreiben an die nürnberger Geiſtlichen 
vom gabe 1540; de abus. emend,, c. 12. 


232 Kirchenbann 


Glied vergraben laffen.1°) Gine Excommunicatio latae sententiae fommt nur in ganz 
vereinzelten Anwendungen in ven Kirchenordnungen des 16. Jahrhunderts vor. 

Was die Organe betrifft, denen die Berhängung der Ereommunication zuftehen jollte, fo 
ftellen einzelne Ausſprũche ver Reformatoren eine Betheiligung ded Laienelementd dabei in 
Ausficht; ſo Luther in dem Tractat vonder Beichte, wenn er jagt: „in dieſen oͤffentlichen Süͤnden 
iſt's wahr, daß die Macht iſt bei ver Gemeinde, oder vem Pfarrer flatt ver Gemeinde‘ ; ferner in 
der Schrift von den Schlüfleln, wo er ausführt, die Gemeinde jei nicht des Official Dienſtmagd 
noch des Bifhofs Stockmeiſter, es ſei ein Scheißbann, des Teufels Bann und nicht Gottes Ban, da 
man die Leute banne mit frevler That, ehefledffentlich überzeugt feien vor der Genrinde, „nenn Die 
Gemeinde, fo ſolchen ſoll bännifch halten, joll wiffen und gewiß fein, wie er ven Bann verbiener 
und darin kommen ift, während ver Text Chriſti gilt, fonft mögen fie betrogen werben und einen 
Kügenbann annehmen, und damit dem Nächften unrecht thun; das wäre dann bie Schlüffel ge- 
läflert und Gott geſchändet und die Liebe gegen den Nächften verjehret, welches einer chriftlichen 
Gemeine nicht zu leiden iſt; denn fle gehört au dazu, wenn jemand bei ihr joll verbannet wer: 
den, fpricht hie Chriſtus und ift nicht ſchuldig, des Officials Zettel noch des Biſchofs Briefe zu 
glauben ; ja te ift ſchuldig, Hier nicht zu glauben, denn Menſchen ſoll man nicht glauben in 
Gottes Sachen; in weltlicher Oberfeit hätte ſolches wol eine Meinung, aber Hier da es vie 
Seelen betrifft, foll die Gemeinde aud ein Richter und treu fein; St.- Paulus war ein Apoftel, 
doch wollte er den nicht in den Bann thun, der feine Stiefmutter genommen ; ex wollte die Ge⸗ 
meine auch babei haben’. Endlich Heißt e8 in der Bermahnung von der Ercommunication: „Es 
ift ein @efchrei unter euch kommen, darüber ſich viele unnüg gemacht Baben, daß mıan den Bann 
wiederum ausrichten wolle; num ift wahr, ich Habe vom Bann gejagt, nicht daß man eine Ty⸗ 
vannei wieder anrichte wie die DÖfficialen, jondern von dem Bann, davon Chriſtus lehrt 
Matth. 18, 15.; folden Bann wollten wir gern anrichten, nicht daß es ein Kaplan over Pre: 
diger allein thun follte over fonnte, ihr alle müßt ſelbſt mithelfen, ihr müßt mit und und wir 
mit euch, daß das Baterunfer geſprochen werde, wider einen ſolchen, ber von der ganzen Ehriften- 
heit abgefonvert und gebannt wird, wiederum fo er fi befehret, daß man Öffentlich über ihn in 
der Kirche bete, und wiederum annehme, welches nicht eine Perſon des Pfarrherrn over Ka⸗ 
plans thun ſoll“; er felbft, Luther, wolle ed jo machen, erſt wolle er ven Sünder vermahnen, 
jodann zwei Kaplane oder andere an ihn ſchicken, dann ihn vor ſich in der Safriftei nehmen, in 
Gegenwart zweier Raplane, zweier vom Rath und Raftenherren, und zweier ehrliher Männer 
aus der Gemeinde, helfe au das nicht, fo erfolge ver Bann. Ebenſo bat ih Melanchthon 
ausgefproden: „Haec cognitio pertinet non solum ad magistratum, sed ad ecclesiam, h. e. 
non tantum ad presbyteros, sed etiam ad laicos idoneos ad judicandum .. neque enim 
in ecclesiis haec tyrannis constituenda est, quod oporteat laicos assentiri et applaudere 
omnibus sine delectu, quae decreverint episcopi‘'; ferner: „Restituaturetexcommunicatio, 
non autem ut in litibus rerum profanarum, sed de judiciis manifestis, adhibitis in hoc judi- 
cium senioribus in qualibet ecclesia” ; endlich: „Nec liceat soli pastori ferre sententiam ex- 
communicationis sine ulla decuria judicum, aut nemine adhibito ex honestioribus viris 
suae ecclesiae; ut enim vocantur haec judicia ecclesiae, ita sunt plures adhibendi, ut 


18) Richter, Die evangelifchen Kirchenorpnungen bes 16. Jahrhunderts, 11, 215 u. 216. Ale in; 
folge der Streitigkeiten zwifchen dem Rathe der Stadt Magdeburg und dem dortigen Superintendenten 
Heßhus ein Anhänger bes legtern gegen ben Rath und biefem beiftinnmende Bürger und Prediger von 
der Kanzel ben Bann ausfprach, erklärte derfelbe, „er fchließe fie als faule flinfende Glieder ab von ber 
Bemeinde Ehrifti, er fchließe ihnen ben Himmel zu und die Hölle weit auf, er übergebe fie dem leidi⸗ 
gen Teufel, fie am Leibe zu martern, zu quälen und zu plagen; er fchlage ihnen auch hiermit ab, dag 
fie fich des Saframents des Altars bis zu ihrer Befferung bedienen, er gebiete auch von Amts wegen, 
daß andere Chriften ſich folcher verbannter Menfchen gänzlich enthalten, mit ihnen nicht effen und trin⸗ 
fen, fie zur Hochzeit ale ehrliche Gefellfhaft nicht laden, zu Gevattern fle nicht bitten ober doch fie 
nicht ſtehen laſſen, fie auf der Straße nicht grüßen und in Summa für Heiden und Unchriſten halten 
follen mit allen ihrer Sünben theilhaftigen Anhängern, bis fie ihre Sünben befeunen und Kirchenbuße 
thun“. Die von Calvin entivorfene Ereommunicationsformel hat folgende Stelle: „Wir Diener des 
Wortes Gottes, die wir bewaffet find mit ven Waffen des Geifles, und benen die Macht gegeben IR, zu 
binden und zu löfen, haben aus Vollmacht Jefu Chriſti u. ſ. w. N. N. aus ber Kirchengemeinſchaft 
ansgeſchieden, excommuniciren ihn unb verftoßen ihn aus der Gemeinfchaft der Gläubigen, er foll fein 
wie ein Heide und Zöllner, verabfcheut und verflucht unter den wahren Gläubigen, der Umgang mit 
ihm foll wie der mit einem Peſtkranken geflohen werden. Diejen Spruch der Errommunication wird 
der Sohn Gottes beftätigen.‘‘ 
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Paulus voluit; tyrannis est inimica ecclesiae.“ 10) No ein ſehr draftiſches Zeugniß dieſer 
Art finder ſich bei Zwingli: „Daß den bann dhein beſunder menſch ieman uflegen mag, ſunder 
die Kilch, das iſt gemeinſame dero, under denen der bannwürdig wohnet, mit ſammt dem 
pfarrer; man ſoll den verärgernden der Kilchen, das iſt der gmeind anzeigen, noch iſt ex nit 
gebannt, bis daß ihn die Kilch erkennet udzeſchließen; hie fiehſt hübſch rüſtzeug us der päpfller 
kunſtkammer und tyranney; Du ſollt ed der Kilchen ſagen, ſpricht er; fo goed vie jagbhund der 
gefuͤrſteten Bettlern und ſchryend vor den Kilchen: myn herr Officialis mynes gnädigen Herrn 
von Schindberg thut in den bann Niclaus Pfriemden, daß er den ſchryber im Korb nit bezalet 
hat, wie? mag der Biſchof allein bannen? Ich wont die Kilch wurd es thun! Iſt myn gnädger 
Herr allein ein gmeind? Chriſtus ſpricht ſag's der gmeind! heißet Biſchof oder Abbt ober 
Propft ein gmeind? Alſo verſtat ein ieder wol, daß der Bann gheins einiger iſt, ob er ſchon 
papft, biſchof oder bader ift; denn Chriſtus hat nit geſprochen, jo er ven erſten oder andern war⸗ 
nenden nit höre, daß der menſch folle gſchehen werden, das ift bännig ſyen, funder erſt, nad: 
dem nur einer der Kilchen warnung nit hört, foll er geſchehen werden; alfo flat flyff, daß 
nieman bannen mag, denn die Kilch, das ift gemeind, darin ver verärgernd fit, das ift fin richter 
und wächter; aljo kurz von ber ſach geredt, Hört ein ieder wohl daſſ der bann nit der gebie- 
tenden papſt noch biſchof ift, ſunder allein der Kilchen, das iſt gmeind mit dem pfarrer, doch daff 
das endlich urteil ver Kilchen, das ift gmeind ſye, ſuſt niemand, dergleichen auch das entledigen.“ 
Indeſſen finden fich auch allerdings Ausfprüche anderer Art, und namentlich find die Ausdrücke 
in ven Symbolen nit hinreichend beſtimmt; jo heißt ed in dem berühmten Art. 28 der Augs⸗ 
burgifchen Confeſſion: „Porro secundum evangelium seu ut loguuntur de jure divino 
nulla jurisdicho competit episcopis ut episcopis h. e. quibus est commissum ministe- 
rium verbi et sacramentorum: nisi remittere peccala, item cugnoscere doctrinam et doc- 
trinam ab evangelio dissentientem rejicere, et impios quorum nota est impielas excludere 
a communione ecclesiae sine vi humana, sed verbo; hic necessario et de jure divino 
debent iis ecclesiae praestare obedientiam juxta illud, qui nos audit me audit’; ſo Heißt es 
ferner im Anhange zu den Schmalkaldiſchen Artikeln: „Evangelium tribuit his, qui praesunt 
ecciesiae, mandatum docendi evangeli, remittendi peccata, administrandi sacramenta, 
praeterea jurisdiclionem videlicet excommunicandi eos, quorum nota sunt crimina et re- 
sipiscentes rursum absolvendi“; endlich beißt es in den 1541 dem Kaifer zu Regensburg 
übergebenen Artikeln: „Habent pastofes mandatum, non solum ut doceant et sacramenta 
administrent sed etiam ut palam coram omnibus in ecclesia puniant excommunicatione, 
videlicet eos, qui vel contra sanam doctrinam pravas opinionis serunt, aut malos mores 
emendare nolunt. Debetur enim jure divino obedientia pastoribus in hac conservatione 
disciplinae.” 
Jedenfalls bildeten ſich förmliche Inflitutionen zur Geltendmahung des Raienelements bei 
der Kirchenzucht nur in denjenigen Eirchlichen Kreiſen aus, die fi auf calvinifher Grundlage 
in einigen heilen der Schweiz, Frankreich, Belgien, namentlih Schottland srganifirten ; In 
den meiften dieſer Gebiete gelangte vie Kirchenzucht zu einer fehr umfaſſenden Wirkiam- 
keit, in alle Verhältniſſe des Lebens eindringend, die perſoͤnliche Freiheit in unnatürlicher Weife 
beſchränkend und einen Geift ver Afcefe großziehenn, auf ven mit Bewunderung und Nach⸗ 
ahmungseifer zu bliden die Proteflanten anderer Länder feinen Brund haben. In Deutſch⸗ 
land if es in ver Neformationdzeit nur zu ganz versinzelten Verſuchen gefommen, jene 
Betheiligung des Laienelements bei der Kirchenzucht zur wirkligen Durchführung zu bringen; 
ſolche Verſuche liegen beſonders vor in der von Johann Brenz 1526 verfaßten Kirchenordnung 
der Freien Reichsſtadt Hall in Schwaben, in ven Beichlüffen der Homberger Synode deſſelben 
Jahres, in der heſſiſchen Ordnung für Kirchenzucht 1539, in der Kirchenordnung des Herzogs 
Wolfgang von Pfalz⸗Zweibrücken 1557, die namentlid auch für die lutherifhen Gemeinden von 
Jülich⸗ Berg Geltung erhalten hat; endlich in den fogenannten Fremdengemeinden des Johann 
Lasky; hier follte fogar die ganze Gemeinde in corpore ven Bann auszuüben haben, während 
nach jenen andern Ordnungen eine mehr oder minder vollfommene Repräfentation flattfinden 


— — — 


19) Luther, Vermahnung zur Beicht (Erlangen), XXIIl, 86 ig; berfelbe, Bon den Schtüfleln (GEr⸗ 
langen), XXXI, 126 fg., 177; derfelbe, Bermahnung von ber Excommunication (Erlangen), XLIX, 
162 fg. Melanchthon's Beventen, bei Bepel, 1, 290. Sendſchreiben an die nürnberger Geiſtlichen 
vom Jahre 1540; de abus. emend., c. 12. 
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ſollte.?o) Dagegen in den andern Kirchenordnungen, ſelbſt in den ſtaͤdtiſchen, wo dem bürger- 
lichen Element ein ziemlich bedeutender Einfluß auf die Kirdenregierung eingeräumt war, 5.8. 
in der von Bugenhagen verfaßten Kirchenordnung der Stadt Braunſchweig und in denjenigen, 
welche aus diefer geſchoͤpft find, findet fich dergleichen nicht; und thatſächlich ſtand alfo doch den 
Paftoren allein die Verhängung des Banned zu. Weil das nun aber zu den größten Mis- 
bräuchen führte, fo wurde ed ſchon bei der erften Einrichtung der Conſtſtorien zu deren Befug⸗ 
niffen gerechnet, daß die VBerhängung des Banned nicht andere, als unter Zuftimmung biefer 
Behoͤrden erfolgen dürfe; fo war ſchon in der wittenberger Gonftflortaloronung von 1542, Die 
für ganz Deutſchland vorbilplih geworben Ift, gejagt worden: „Es foll aber fein Pfarherr, 
Prediger, in jrgend einem fall zu excommuniciren macht haben, one vorwiſſen des Judicis 
consistorüi, bei demfelbigen follen bie vrfachen erwogen und berathſchlaget und als dann zu der 
ftraff procediret werben.” Es haben jedoch auf dem Boden der einzelnen Landeskirchen oft 
ſchwere Kämpfe ftattfinden müflen, um den in ber Zwiſchenzeit fouverän geworbenen Paſtoren 
diefes Recht wieder zu entreißen; es ift das zwar überall unter Zufammenmwirken von Landes: 
tegierung und Lanpftänden gelungen, aber freilich ift bei diefer Gelegenheit von aufrührerifchen 
Paftoren hier und da dad ganze landesherrliche Kirchenregiment in Frage geftellt und die ein- 
feitige Crcommunicationsbefugniß als ein göttliche Recht unter dem Vorwande vertheidigt 
worden, daß man „dem Heiligen Geift nit ind Maul greifen‘ vürfe. Übrigens war ed mit 
der Handhabung einer eigentlichen Kicchenzudt von dem Augenblid an, wo der Schwerpunft 
in Bezug auf diefelbe in das Gonftflorium verlegt wurde, in der That vorbei. Denn indem 
die Conſiſtorien lediglich ſtaatliche Behörden waren, und eine völlige Ipentität zwifchen Staat 
und Kirche beſtand, fo kam es ganz natürlich dahin, daß Die Kirchenzucht ganz nad; weltlichen 
Geſichtspunkten, namentli zur Ergänzung des flaatlihen Strafrechts geübt wurde, und man 
kam nun aud bald dahin, die bei fonfligen Disciplinarftrafen übliche Strafummandelung in 
Geld au Hier eintreten zu laſſen; auch Eonnte fie nun nicht mehr ohne Anfehen der Berfon 
geübt werden, mußte namentlich gegenüber dem Landesherrn cefliren, denn wie ganz richtig 
Thomafius fagte, wenn ein Prediger feinen Landesherrn in den Bann tbun wolle, fo füme 
ihm das vor, ald wenn ein Bürger einen studiosum angenommen, daß er die Kinder unter- 
richten und die Poſtille lefen oder auch aus eigenen Kräften ein Stüd aus der Bibel erklären 
follte, und diefer wollte nun wegen ein ober anderer Umſtände dem Bürger einen Verweis 
geben, und wenn er andern im Haufe die Poſtille lefe, ihn von Denenfelben abſondern, und 
von dem Zuhören ausfließen. Die durchaus weltliche Natur der Kirchenzucht war ſchon in 
der wittenberger Gonfiftorialordnung von 1542 in ſehr green Farben bervorgetreten, wenn 
dort 3. B. gefagt wurde: „Zu dem foll der Bann ein bürgerliche Straff mit fi bringen, als 
suspensionem ab officio ; item auff ein zeitlang abfonderung vom Radisſtüel; item Berbie- 
tung feines Handwerks, feiner Narung, dus foll weltliche peen fein‘; auch gibt e8 fhon Con⸗ 
fiftorialhüttel und Conſiſtorialkerker. Gegen dieſe Geſtaltung der Kirchenzucht erhob ſich dann 
ſehr energiſch Spener 2); er ging davon aus, daß das Amt der Schlüſſel der ganzen Kirche ge: 
geben ſei, und nicht ven Paſtoren, es gilt ihm als papiſtiſch und als die Seele des Antichriſten⸗ 
thums, wenn die Kleriſei allein urtheilen wolle; aber ebenſo wenig wie den Paſtoren, komme 
das Amt der Schlüffel der Obrigkeit zu, das ſei ein Raub an der Gemeinde, ein „confuſer 
Status”, in den Eonflftorien feien nur die beiden obern Stände, die Theologen und die Obrig⸗ 
keit, nicht aud) der dritte Stand, welcher das Meifte der Kirche ift ; dad Amt der Schlüffel gehört 
ber Gemeinde, die e8 am beften ausüben werde, wenn fie viritim zufammengeforbert würde, um 
ihr Urtheil abzugeben, fonft genüge aud ein aus der Gemeinde gewähltes Kirchengericht; nur 
dann werde die Kirchenzucht mit Nachdruck geübt werben können. Indem man dieſe Mab: 
nungen Spener’d nicht beachtete, fo verfiel in der Folgezeit die Kirchenzucht immermehr; zwar 
Hin und wieder fand fle noch einen Vertheidiger, felbft ein Mann mie Juftus Möfer ſprach 


20) Rod; in der Tedienburgifchen Kirchenordnung von 1588 (bei Richter, IL, 477) Heißt es übri- 
ens: „Die Chriſtliche Straff iſt von Gott felbft ingefeget und der Kirche zu halten beuohlen. Damit 
ie aber nit jn ein Mißbrauch, wie jm Pabſtthumb gerathe, fol man acht haben, das das Ausfchließen 
von den Sarramenten und der Kirche nit flehe jn eines ober etlicher Kirchendiener oder anderer Perſo⸗ 
nen macht, fondern bei der ganzen gemeine. Das nach Gelegenheit und notturft eines jeben orte aus 
ber Gemeine gottfelige Menner, Seniores oder Eltiſten erwehlt werden, die mit vnd neben den Kir⸗ 
chenpienern ein Auffſehen auf die Gemeine haben. Zu lest jſt vor allen Dingen von nötten, daß bie 
Kirchenbiener fich ſelbſt dieſer ftraffe underwerffen.‘‘ 
21) Theologifche Bedenken, Bd. I, Anhang, S. 197 fg., und fonft an vielen Stellen, 





Kirhenbann 285 


ſich gegen die Abſchaffung derfelben aus 22), aber ihre Tage waren gezählt; wo fle nicht durch 
förmliche Gefege außer Wirkſamkeit gefegt wurde, da hat fie doch jedenfalls Durch ein derogato⸗ 
rifches Gewohnheitsrecht ihre Endſchaft erreicht, und nur wenn man in der Ausübung der Kir: 
chenzucht mit Berufung auf die Bibel eine Vorfchrift göttlichen Rechts fehen wollte, könnte 
man ihre Abſchaffung leugnen wollen. Hin und wieder finden fi) noch in einigen Gegenden, 
namentlich auf ven Dörfern, vereinzelte Trümmer derſelben, die aber nicht mehr für dad Rechts⸗ 
leben, fondern nur noch für die Volksſitte von Bedeutung find. 

Es finp zwar neuerdings Berfuche zur Reactivirung der Kirchenzucht bervorgetreten, die 
meiften neuen Kirchenordnungen führen biefelbe unter ven Sunctionen auf, die den Presby- 
terien und Synoden zuftehen follen, ja diefe Einrichtungen werden vielfach gerade im Hinblick 
auf eine wirkſame Kirchenzucht empfohlen. Man ift nun auch neuerdings dazu fortgefchritten, 
die desfalffigen, vorläufig nur auf dem Paptere ſtehenden Beſtimmungen der Kirchenordnungen 
zur Wahrheit zu machen; abgefehen von Tangjährigen, darüber geführten Verhandlungen in 
ver rheiniſch⸗ weſtfäliſchen Kirche, fo haben namentlich die Befchlüffe des lübecker Kirchentags 
von 1856 und die Beihlüffe ver Eifenacher Bonferenz evangelifcher Kirchenregierungen von 
1857 eine größere Bedeutung; indeſſen e8 waren doch wieder nur fehr allgemeine Säße, über 
die man fi Hier wie dort einigte, und ſehr bezeichnend war ed jedenfalls, daß man in Ciſenach 
nad Vortrag ded Neferats beſchloß, von einer Discufiton über den Gegenſtand abzufehen ; ein 
einziger Mann, der Bevollmädtigte von Sachſen-Koburg-Gotha, Oberconfiftorialrath Dr. 
Schwarz, hat damals ven Muth und die Binficht gehabt, zu erklären, daß bie Kirchenzucht, ab=. 
geſehen von allen principiellen Bedenken, in unferer Zeit unausführbar ſei und zum Ver⸗ 
derben der Kirche führe; er blieb mit diefer Anficht in jener Berfammlung gänzlich ifolirt. 23) 
Aber der Geiſt unferer Zeit ift der Kirchenzucht, in welder Form fie auch ausgeübt werben 
möge, entwachſen, die befte Kirchenregierung Hat nicht mehr Recht darauf als die fhlechtefte, 
ja fie ift fhäplicher und verderblicher, wenn fie in Üereinflimmung, als wenn fie im Wider⸗ 
fpruch mit der Öffentlichen Meinung ausgeübt wird. Wenigftens die fogenannte pofitive Kir: 
chenzucht, das von der Kirche ausgeübte Sittengeriht bringt auf der einen Seite pharifäifche 
Geflnnung hervor, und hindert auf der andern die freie Entfaltung ber Inpivinuen; ob man 
fogenannte negative Kirchenzucht, Zurüdweifung gewifler Berfonen von kirchlichen Handlun⸗ 
gen noch geftatten ſoll, wäre fon eine andere Frage; doch liegt auch dazu kaum ein Bedürfniß 
vor, man wird mit den gewöhnlichen Gefegen, wodurch Störungen des Gottesdienſtes ver- 
boten werben, ausreichen. 

Literatur. Hinſichtlich des Fatholifhen Kirchenrechts find vie Altern Bearbeitungen 
diefer Lehre größtentHeils überflüffig gemacht durch das ausgezeichnet gründliche Werk von 
Kober, „Der Kirhenbann nad den Grundjägen des Kanoniſchen Rechts“ (Tübingen 1857; 
zweite mit Regifter verfehene Auflage, Tübingen 1863). An dies Werk Hat fi unfere Bear: 
beitung vorzugsweife angefchloffen. Außerdem Schilling, „Der Kirchenbann nad Kanoniſchem 
Rechte in feiner Entftehung und allmählichen Entwidelung‘ (Leipzig 1859) (vgl. darüber 
Kober in, Maj's Archivp“, V, 68,148); Feßler, „Der Kirchenbann und feine Folgen“ (zweite 
Auflage, Wien 1860; die erfte Auflage erfchien kurz vorher); Molitor, „Über bie Kolgen ver 
Excommunicatio major”, im „Archiv für katholiſches Kirchenrecht”, Jahrg. 1863, S. 1 
—17. Bon älteren Werfen noch immer van Espen, „Tractatus historico-canonicus de cen- 
suris ecclesiasticis 1729 (Op. omnia T. ID) und „Benedicti XIV. de synodo dioecesana 
libri XI“ (Rom 1755), L. V,c.4, 5; L. VI, c.13,14,15, 16; L.X, c.1, 2,3; L. XI, 
c.6.20. Allenfalls Pertſchen's ‚Recht des Kirchenbanns” (zweite Auflage, Wolfenbüttel 
1738). Hinfichtlich des proteſtantiſchen Kirchenrechts iſt vor allem auf Richter's „Geſchichte 
der proteſtantiſchen Kirchenverfaſſung“ (Leipzig 1861) und deſſen „Lehrbuch nes Kirchenrechts‘ 
(fünfte Auflage), 6$. 226, 227, zu verweiſen; auch auf Lechler, „Geſchichte der Presbyterial⸗ 
Synodalverfafſung feit ver Reformation‘ (Leyden 1854). Außerdem Sad, „Obs. ad disci- 
plinam ecclesiasticam recte judicandam” (Bonn 1841), abgedruckt in ver „Zeitfchrift für 
Hiftorifche Theologie’, Jahrg. 1854, S. 132 fg.; Mejer, „Kirchenzucht und Gonfiftorialcom- 
petenz nach mecklenburgiſchem Rechte (Roſtock 1864); Hauber, „Recht und Braud der evange⸗ 


22) Sämmtliche Werke, V, 107. 

23) Die Verhandlungen des achten Deutichen Evangeliichen Kirchentags zu Lübeck im September 
1856 (Berlin 1856), S. 10-51. Allgemeines Kirchenblatt für bas evangelifie eutfchland, heraus: 
gegeben von Mofer, Jahrg. 1857, ©. 228 fg., 263 fg. 
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liſch⸗lutheriſchen Kirche Würtembergs“ (Stuttgart 1845), ©. 166 fg. ; Kliefoth, „Die Beichte 
und Abfolution” (,‚Liturgifche Abhandlungen‘, Schwerin 1856), II, 390 fg., und ©: 
fen, „Doctrina de disciplina ecclesiastica ex ordinationibus ecclesiae evangelicae sae- 
culi decimi sexti adumbrata” (Halle 1859), Höfling, „Grundſätze evangeliſch⸗lutheriſcher 
Kirhenverfaflung‘’ (dritte Auflage, Erlangen 1853), S. 116 fg.; Puchta, „Einleitung in das 
Recht der Kirche“ (Leipzig 1840), S. 103 fg., 142 fg. Unter ven Schriften, welche neuerdings 
über die praktiſche Frage der Kirchenzucht erſchienen find, verbient eine befonvere Erwähnung 
nur Stahl's „Vortrag über Kirchenzucht“, gehalten in der Baftoralconferenz zu Berlin am 
22. Mai 1845, zuerft erihienen in Hengſtenberg's „Evangelifcher Kirchenzeitung“, 1845, 
Nr. 47 fg. (zweite Auflage, Berlin 1858), allenfalls die einem andern Standpunkte ange- 
hörige Schrift Fabri's, „Über Kirchenzucht im Sinne und Beifte bed Evangeliums‘ (Stutt- 
gart 1854). Die weitern hier einſchlagenden Schriften von Bopp, Otto u. j. w., denen ſich viele 
anonyme zugefellen, find gänzlich unbedeutend fowol im hiſtoriſchen Theil wie hinſichtlich der 
praktiſchen Vorſchlaäge. Ernſt Meier. 

Kirchenraub (Kirchendiebſtahl). Über vie Geſchichte des Verbrechens iſt das Folgende zu 
bemerken: Das Moſaiſche Recht enthielt uͤber die Entwendung Heiliger Gegenſtände feine befon⸗ 
dere Strafbeſtimmung, wenigſtens keine, fümmtliche heilige Sachen umfaſſende; doch ſcheint in 
einem beſtimmten Fall der Heiligthumsraub mit der Strafe der Steinigung belegt geweſen zu 
fein. 2) Das athenienſiſche Recht unterſchied ſchon ſtrenge die Hieroſylie (Beraubung ber Tem⸗ 
pel) von dem Diebſtahl oder der Unterſchlagung heiliger Gelder; auf jenem erſtgenannten Ver⸗ 
brechen ſtand nad Xenophon Todesſtrafe.) Im römiſchen Strafrechte verſtand man unter 
sacrilegium die Entwendung einer geheiligten Sache; aber die Entwendung einer weltlichen 
Sache aus einer geheiligten Stätte gehörte nicht dahin, und ſelbſt die Entwendung einer heiligen 
Sache von profaner Stätte ſcheint nicht unter den Begriff des Verbrechens, welches unter lim= 
fländen auch mit dem Tode beftraft wurde, gezogen zu fein.?) In ven deutſchen Volksrechten 
betrachtete man zwar die Entivendung aus einer Kirche ebenfalls als ſchwereres Verbrechen, 
ahndete dafjelbe aber, gemäß dem Syſtem -viefer Rechtsbücher, nur mit erhöhten Bußen. *) 
Unter der Einwirkung des kirchlichen Rechts gelangte man jedoch ſchon in ven Rechtsbüchern ver 
ſpätern Verioden zu härtern Strafen, und beflimmt der Sachfenfpiegel, Buch I, Art. 13, 
$.4: „Alle die — berauben kirchen und kirchhof — die fol man radebrechen.“ Diefe auf den 
Begriffen und Grundſätzen des Kanoniſchen Rechts fußende Entwidelung fand ihren pofitiven 
Abſchluß in der Halsgerichtsordnung Karl's V., melde das Verbrechen des Kirchenraubes auf 
dreifache Weife annimmt: 1) wenn eine heilige ober geweihte Sache aus einer geweihten 
Stätte; 2) wenn eine folde Sache aus einer ungeweihten Stätte; 3) wenn eine ungeweihte 
Sache aus geweihter Stätte entwendet wird. Die Strafen des Geſetzes iind nach Verſchieden⸗ 
heit dev Fälle die TZopeöftrafe oder ſchwere Leibesſtrafen. 

Wenn auch die Strafen durch die Rechtſprechung der nach ver Reichsgeſeggebung urtheilen- 
den ®erichte des gemeinrechtlichen Gebietes gemildert worben fin, fo ift ſolche doch bei der ge: 
feglichen Begrifföbeftimmung flehen geblieben, wonach entweder der Ort der Entwendung, ale 
die des befondern Rechtsfriedens genießende Kirche, oder der Gegenſtand bed Verbrechens, bie 
ven Gottesdienſte gemweihte Sache, die Eriftenz der ſchwereren Strafe ausgeſetzten Miſſethat 

egründet. 

Aus diejen Geſichtspunkten erledigt fich auch der Streit der gemeinrechtlichen Lehre über die 
Trage, ob das Verbrechen ald Abart des Raubes oder des Diebflahls erſcheine. Feuerbach °) 
nimmt einen Kirhenraub an, und erklärt ihn für die Entwendung, wodurch eine von den drei 
in Deutſchland aufgenommenen Religionsgeſellſchaften verlegt wird. Diefen Begriff und Aus- 
drud Halten vorzüugli Wächter ©) und Erhard”) für doppelt falih, Indem fie fagen, daß — 
wenngleich ein Kirchenraub überhaupt denkbar ſei — doc niemals von einen Raube die Rede 
fein könne, fobald bei der Entwendung feine Gewalt oder Verlegung von Verfonen vorfomme. 
Bleibe demnach die Handlung in der Regel Diebſtahl, fo jei es eine heilige oder für heilig geach⸗ 


— — — — 


1) Michaelis, Moſaiſches Recht, Th. VI, ©. 62, 9 287. Saalſchütz, Moſaiſches Recht, II, 559. 
Heffter, Aihenãiſche Greictöverfaflung, © 
3) Heffter, Criminalrecht, S 9 Batter, frtſche Rechtsgeſchichte, F. 745. 
5, Lehrbuch des Beinliden Heat (zwölfte ——A 8. 
6) Lehrbuch des römifchebeutfchen Surgeeze "DD .N,$. er 
7) De furti notione (Leipzig 1806), S 
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tete Sache, desgleichen ein geweihter Ort, wodurch der Begriff des Kirchendiebſtahls beſtiumt 
werde; andernfalls müßte die Entwendung bloßer Kirchengüter, wie der Kirche gehoͤriger 
Früchte, Feldgeräthe u. dgl. von einem der Kirche gehörigen profanen Orte auch Kirchendieb⸗ 
ſtahl fein, mas nach ven beſtimmteſten Quellenzeugniſſen gänzlich unſtatthaft ſei. Diefer Anſicht 
ſtimmen denn auch die bei weitem meiſten Strafrechtslehrer mit nur unbedeutenden Abwei⸗ 
chungen bei.®) 

Die Entſcheidung der Frage hängt hauptiſächlich von zwei, hier kurz anzudeutenden Mo⸗ 
menten ab. Wann iſt ver Raub vollendet? Welche Zwecke Hat in ver Regel ver Räuber? Seine 
Abſicht ift ficher Feine andere, ald durch Vergewaltigung von Berfonen fremdes bewegliches But 
fi zuzueignen. Alfo nit vom Zufall, nit von der bloßen Möglichkeit eines Widerſtandes 
läßt der Räuber die Gewaltanwendung abhängen, je ift ihm nicht blos Mittel zur Erreihung 
ſetnes Vorhabens; fein Zweck ift vielmehr auf Gewalt und Entwendung zugleich gerichtet. 
Diefer Zweck ſetzt nothwendig das Bewußtfein voraus, daß man Widerfland gewiß finden und 
biefen befeitigen müfle. If nun biefer Widerſtand nur in bewohnten Gebäuden vorauszuſetzen 
und denkbar, fo ſtellt ſich das Gegentheil von felbft bei Entwendungen aus Kirchen dar. Dem- 
nach müßte man nimmermehr von Kirchenraub, fondern nur ausfchlieplih von Kirchendiebſtahl 
ſprechen, und ſobald thätliche Gewalt gegen eine Perſon, oder Drohungen auf Leib und Leben 
gegen diefelbe zufälligermeife vorkommen, ein Zufammentreffen zweier Berbrechen annehmen, 
gerabe wie das oft fireng genommen bei dem Raubmorde der Fall iſt. 

Diefes Syſtem iſt denn auch das den neuern particularen deutſchen Strafgeſetzbüchern zu 
Grund liegende. Sie faſſen das Verbrechen mehr in feiner Eigenſchaft als Diebſtahl auf und 
behandeln den Umſtand, daß er an geweihten Gegenſtänden und Orten verübt wird, al einen 
befondern, im Bruce des Religiondfrievdens liegenden Erfhwerungsgrund. Auch wurde dem 
Verbrechen der chriſtlich: kirchliche Charakter entzogen, indem jegt die Tenıyel und Tempelgerätbe 
nichtchriſtlicher Religionen, 3. B. ver Juben, ven gleichen Schuß genießen wie die hriftliche 
Kirche. Im übrigen wurde die Unterſcheidung des frühern Rechts, ob geweihte Gegenſtände 
aud gemeihten Orte, oder geweihte Gegenjtände aus profanem Orte, oder profane Gegenſtände 
aus geweibten Orte entwendet worben, von den meiften Strafgefegbühern beibehalten. 9) 

Die Erfchwerung ber Strafe des Kirchendiebſtahls rechtfertigt fi in ver That durch die be: 
fondere Bbsartigkeit des verbrecheriſchen Willens, welche in dem Acte bervortritt. Die Kälte und 
@efliffenheit, womit der Thäter jede Mahnung des Gewiſſens, jede Scheu und Ehrfurcht vor 
geweihten Stätten und Dingen unterbrüdt, die Tücke und Willkür, womit er Gegenflänbe, wel: 
hen vorzugsweife der Staatsſchutz zugefichert ift, als Ziel feiner Habſucht fegt — das find im 
allgemeinen vie Gründe, weshalb alle gebildeten und namentlich die chriſtlichen Völker ven Kir: 
chendiebſtahl Härter ald den gewöhnlichen Diebftahl beftrafen. Aber mie es ſich fo oft im Kaufe 
der Zeiten ereignet, daß Schein und Einbildung für Wirklichkeit, blendender Aberglaube und 
falfche Boruriheile für Tugend und Recht gelten, fo ift ed auch dem Kirchendiebſtahl geſchehen, 
daß man, um ſcheinbar den hriftlicden Glauben zu fhirmen, der Vernunft Hohn ſprach, den 
Kirchendiebſtahl geradezu als Gottesläfterung, ald Verbrechen und Angriff unmittelbar gegen 
Die Religion anfah und durch willkürliche Ausdehnungen dem Kaffe, der Graufamfeit, dem Fa⸗ 
natismus die Schranfen Öffnete. 

Ein craffes Beiſpiel dieſes Misbrauchs ift das franzöfifche Geſetz „du sacrilöge‘‘, welches 
1830 ald eins ver erfien Opfer ver Julirevolution aufgehoben wurde. 10) 

Zur Statiſtik des Kirdenraubes haben wir die folgenden Daıen auffinden können. Waͤh⸗ 
rend der Jahre 1838 — 40 wurden wegen Sacrilegiums 1) in England und Wales Perfonen 
angeklagt 4, verurtheilt 2; 1839 angeflagt 9, verurtheilt 7; 1840 angeklagt 16, verurtheilt 
11. 2) In Schottland fand während der genannten Zeit wegen unſers Verbrechens feine An⸗ 
Mage flatt. 3) In Irland dagegen wurben 1838 7 angeklagt, 5 verurtheilt; 1839 6 ange= 


8) Srolman, Srundfäge der Sriminalrechtewifienfchaft, S. 198. 7 Lehrbuch der Be 
rechtswiſſenſchaft, 5. 365. Martin, Lehrbuch, 6. 159. Hefiter, Lehrbuch, $ Bauer, Lehrbud 

255. Mares oll, Das gemeine beutfche Criminalrecht, I, 482 fg. zittmann, dandbuch ber Stra 
schtemifenfäct, $. 441 fg. Roßhirt, Lehrbuch bes Griminaltechte, $.1 

Pr auntnallerifen, herausgegeben von Jagemann und Brauer, ©. Pr und bie bafelbft angeführ⸗ 
ten etz ſtellen 
10) Uber die Entſtehung digfes Geſetzes und deſſen Inhalt vgl. Hermes, Geſchichte der letzten fünf⸗ 
undzwanzig Jahre, II, 65 u, 
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klagt, 3 verurtheilt; 1840 fand Feine Anklage flatt.11) 4) In Belgien wurden während ber 
Periode 1826— 39 einjlieplich im ganzen nur 6 Kirchendiebſtähle verübt, und zwar 1826 4, 
1830 2.12) 5) In Schweden wurden Kirchenviebftähle begangen 1845 10, 1846 16, 1847 
25, 1848 20, 1849 10, 1850 9, alfo in ſechs Jahren zufammengenommen 90 Fälle! 13) 
Im —— en Baden wurden 1843 4 Kirchenbiebftähle verübt. 1%) Ph. Bopp. 
gie eltung, f. Schisma. 

entlant, ir Anerkennung des Patriarchatd übar die Kirche des weftrömifchen 
meigir ja ie des EHrenpatriarhat über die ganze Kicche ift um Jahrhunderte älter ald das 
weltliche Fürſtenthum des Bapftes. Unſere nächſte Aufgabe iſt darzuſtellen, wie aus dem kirch⸗ 
lichen Anſehen zuerſt ein großer Grundbeſitz und erſt nach und nach, lange unklar, nach Art 
jener Jahrhunderte, eine Art fürſtlicher Gewalt ſich bildete. An den Namen Konſtantin's rankte 
fich die Fabel von der Schenkung Italiens, ja des ganzen Abendlandes an den Papſt, weil jener 
erſte chriſtliche Kaiſer Schenlungen an die Kirche geſetzlich erlaubte, weil die Verlegung des 
Kaiſerfitzes durch ihn nach Konſtantinopel dem Aufkommen ver Patriarchen von Rom ſehr gün⸗ 
ſtig war. Die Päpſte des 7. und 8. Jahrhunderts wußten dieſe Fabel den lombardiſchen Koͤni⸗ 
gen gegenüber vortheilhaft auszubeuten. Die Patriarchatörechte Roms befaßten zunächſt die 
zehn Provinzen des kaiſerlichen Vicariats oder Gouvernements Rom, nämlich die ſüdliche Hälfte 
Italiens und die Inſeln. Bei dem Zuſammenbrechen ver Alten Welt durch die Stöße der Voͤl⸗ 
kerwanderung befam zunächſt Hier der römiſche Patriarch oder der Papft große Landgüter, Lati- 
fundien, namentlid auf Sirilien und Sardinien, damals den Kornfammern Noms, gefchenft. 
Merkwürdig ift, daß dieſe gemiß fhon im 5. Jahrhundert von papfllihen Beamten verwaltet 
wurben, welde die niederſten Weihen hatten, wie bis in unfere Tage bloße Subdiakonen und 
Diakonen als Prälaten, ald Cardinäle, mit ben mittlern und höchſten politifchen Beamten- 
ftellen, 3. B. Antonelli mit dem Staatsfecretariat befleivet find. So war denn lange, ehe es 
einen Kirchenſtaat gab, die Regierungsform deſſelben ſchon eine gegebene. Sie liegt nothwen⸗ 
dig im Charakter der Briefterfchaft, welche ſich nie felbft Laien unterordnet. So werben wir denn 
fogleih bier im Anfang überzeugt, daß das an den Papft geftellie Anfinnen einer Regierung 
des Kirchenflaats durch befähigte Eivilbeamte der Natur diefes entgegen iſt. Das sint ut sunt, 
aut non sint, das non possumus, welches dieſer Anforberung unferer Zeit entgegengefegt wird, 
iſt ver Ausorud einer Naturnothiwendigfeit. Alfo ſchon vor zwölf und vor mehr Zahrhunder- 
ten war das Gigenthum der römifchen Kirche durch eine ausgebildete Elerifale Hierarchie ein— 
heitlich verwaltet, ihre Landgüter wurden durch Sflaven bebaut. 

Der Sturz des weſtroͤmiſchen Kaiſerthums, im Jahre 476, war der Macht des längft finan⸗ 
ziel! vom Staat unabhängigen Papſtes fehr günſtig. Der Kaiſer war nun im fernen Konſtan⸗ 
tinopel. Seiner mehr nominellen Gewalt unterwarf ſich Nom ſchon darum, meil der Name des 
Imperators und ded Römischen Reichs Hier noch flark wirkte; viefe hatten an Rom eine um fo 
ſtandhaftere Bundesgenoffin, da Die oſtgothiſchen und anfangs aud die longobardiſchen Er- 
oberer Italiens Arianer waren. Es genügte dem Papft nicht, daß von ihnen die katholiſche 
GBeiftlichkeit nicht verfolgt wurbe; er gab einen großen Theil dev Mittel des Widerſtands gegen 
dieſe Deutſchen. Die ſenatoriſchen Familien, mit welchen die Päpſte ſich in ven Einfluß in 
Nom Hatten theilen müſſen, wurden von den ‚Dftgothen 553 noch während ihre legten Der: , 
zroriflungsfampfes beinahe ganz auögerottet. Eine neue Ariftofratie bildete ſich unter ver reſtau⸗ 
rirten byzantiniſchen Herrſchaft, welde vie italienifche Provinz audfaugte. „Die Noth der 
Zeiten“, ſchreibt K. Hegel zum 7. Jahrhundert, „hatte die Römer wehrhaft gemacht, vie 
MWehrbaftigfeit gab ihnen den Muth ver Freiheit. Sie ertrugen nicht länger das Joch eines 
ſchmählichen und finnlofen Despotismus von (byzantinifchen) Kaiſern, welche, nachdem fie fi 
den Weg zum Throne durch Mord und Schandthaten aller Art gebahnt hatten, fih dann wol 
noch herausnahmen, bie Lehren des Blaubend und die Formen des Cultus durch Machtgebote 
feftzufeßen oder zu verbeffern. Aber die damaligen Römer hielten ihrerſeits dieſe Lehren und 
Formen für fo heilig und unantaftbar, wie die Republikaner der alten Zeit die Grundſätze ihres 


11) Jahrbücher für die Gefängnißfunde, An ageacben von Julius, I, 264, 268, 271. 

12) Sabrbücher für die Sefängnißfunde, vm 

13) Higig'’s Annalen, LXV, 312. Serichtefanl, Jahrg. 1858, II, 823. 

14) en für Gefängnißfunde, X, 95. Über einzelne Fälle von Kirchenraub vgl. Biſchoff, 
Criminalrechtsfalle, II, 603; IV, 427. Groß, Deutſche Strafrechtspflege (1858), I, 67. Zimmermann, 
Die Diebe in Berlin, ©. 62 fg. 
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politiſchen Rechts, und ſcharten ſich um ven Payſt als um den von Gott eingeſetzten Vertheidiger 
ihres Glaubens.“ So widerſetzten ſich Die Päpſte ver Lehrbeſtimmung einer kaiſerlichen Sy: 
node, daß in Chriſto nur Ein Wille, ber göttliche geweſen fei. Als der Faiferliche Statthalter 
Hand an ihn legen wollte, fo nahm ihn bie ſtaͤdtiſche Miliz in ihren Schug. Die Optimaten 
derſelben, meift große Grundbeſitzer, kamen im Rang unmittelbar nach ven palatiniſchen Rich⸗ 
tern, d. h. nad) den Großwürdenträgern des Papſtes, welche ſchon im 7. Jahrhundert großen⸗ 
theils diefelben Minifterien, ja Titel hatten, wie in unfern Tagen. Der Primicerius ift unge: 
fähr unſer Gardinal-Staatöfecretär, nach ihm der Schatz- und Barverobemeifter, ver Haushof⸗ 
meifter. Da indeß die Longobarden roͤmiſch-katholiſch geworden waren, flellte ſich Papſt Gre⸗ 
gor II. 726 an die Spige ver Revolution, welche durch die Waffen der Miliz den Statthalter des 
Soldatenkaiſers Leo des Iſauriers, welcher die Verehrung der Bilder verbot, aus Rour vertrieb. 
Der Papft übte über die infurgirtm Provinzen Italiens großen Einfluß. Nun war aber ver 
Kampf um das Erbe der vertriebenen Kaijer eröffnet. Die Könige der Zongobarben eroberten 
das Exarchat von Ravenna und firedten ihren Arm nad Rom aus. Der Papft vereinigte fich 
jegt mit den von Pavia, den Sig des Longobardenreichs entfernteften, ſtets nach Unabhängigkeit 
von ihrem Volkgkönig ſtrebenden, rebelliſchen longobardiſchen Herzogen von Spoleto und von 
Benevent. „Die berüchtigte Politik ver Päpſte“, welche Macchiavelli fo ſcharf bezeichnet hat, 
„Italien durch vie Herrſchaft und die Eiferſucht mehrerer Mächte getheilt und auf ſolche Weiſe 
das Ganze ohnmächtig zu erhalten, nahm damals ihren Anfang.“ 

Der Papft als thatſächlicher Schutzherr Roms Fam wiederholt ſtark ind Gebränge, ſcheint 
aber in einem der Waffenſtillſtände vom Longobardenkönig das erſte Landgebiet mit anerkann⸗ 
ten politiſchen Hoheitsrechten, Sutri, erhalten zu haben. Dennoch überwog die Politik, einen 
Entfernten mit ver Schutzherrſchaft Roms, welche man ſelbſt und allein nicht länger behaupten 
fonnte, zu betrauen. In Konftantinopel fand man fein Gehör, und fo erging ber Antrag an 
ben gewaltigen Hausmeier der Franken. Bekanntlich wurde dieſes Bündniß dadurch fe, daß 
der Bapft den Sturz ver alten legitimen merovingiſchen Dynaftie billigte und den Ufurpator 
Pipin 752 als König ver Franken krönen ließ. Ja er jalbte ihn ſelbſt und ernannte ihn nebſt 
feinem Sohne Karl zu Patriciern von Rom. Diejer hohe Titel war gewöhnlich großen Statt: 
Haltern vom Raifer gegeben worden; ber Papſt erfühnte fi alfo, diefer neuen Dynaftie eine Art 
von Statthalterfhaft über das Herzogthum Nom zu übertragen, um an ihr eine ftarfe Be⸗ 
fhügerin zu haben. Mit welhem Rechte? kraft des Nothrechts. Es ſcheint, daß die Päpfte, in 
deren Schuß fo vieles Gut von Witwen, von Waifen geftellt wurde, auch dad verwaiſte weft- 
roͤmiſche Kaiſerthum als ein ihrer Obhut anvertrauted Depofitum betrachteten. Die Unflarheit 
der Begriffe begünftigte die Plane des Papftes ſehr; fo namentlih, wenn Papſt Stephan IM. 
dem Sranfenfönig fchreibt: „Freiwillig Habt Ihr pie Reftitution der Städte und Gebiete an den 
heiligen Petrus, an pie Kirche Gottes und an bie respublica (?) beſtätigt.“ Dieſes vem Papſt 
geſchenkte Gebiet war vor Eurzem von den Lombarden über ven Kaifer in Ronftantinopel, wel: 
dem der Papſt fletd noch die Chrenrechte eines Faiferlichen Herrn gab, und über jene foeben 
von ben Franken erobert worden. « Diefe Schenkung Pipin's von 755 beftätigte Karl feit 774 
auch als König der Longobarden. Als frei gewählter Vogt betrat er Rom nur mit hierzu einge- 
bolter Erlaubniß des Papftes. 

Dennoch blieben die Päpſte mit Karl auf geſpanntem Fuß, denn theils gewährte er ihnen 
nicht alle Gebietögelüfte, theild wurbe ihnen bad von Karl Geſchenkte durch andere, fo das Er: 
archat ober die Romagna durch ven Erzbiſchof von Ravenna, die Stüde in Spoleto und Bene: 
vent durch die weltliden Großen vorenthalten; nur die Bentopoliß, die fpätere Mark Ancona, 
fam an den Papſt und einige Stüde in dem an Rom grenzenden Tudcien wurden ber Grund⸗ 
ſtock des Erbtheild St. - Peter’s. 

Nom ſelbſt gehörte factifch in der Regel dem Papft, ideal dem Imperatorenreich, welches in 
Weſteuropa nur noch In ver Phantaſie beſtand, ſich aber dieſer tief eingeprägt hatte. Daſſelbe 
war mit dem Papſtthum der Fall; es durfte daher wol einen kühnen Griff in jenes wagen. Der 
Papſt wurde Dazu mieber durch die Noth gebrängt. Die päpftlicde Würde war ſchon fo bebeu- 
tend, daß die Parteihäupter der Stadt und ver Provinzen ſich blutig flritten, um einen ber Ihri⸗ 
gen mit verfelben zu befleiven. Der Reichthum biefer Kirche machte Ihre Großwürdenträger, 
befonders den Primicerius wie fpäter die Garbinäle, zu bewaffneten Parteiführern, Päpfte 
wurden geflürzt, zum Spott auf Weiberjätteln durch Die Stabt geführt, geblendet. Leo III. 795 
unter folcden Umſtänden gewäßlt, jandte, um einen Schugherrn zu haben, an Karl die Schlüffel 
zum ®rabe des heiligen Petrus und das Stadtbanner, mit der Aufforderung, den Nömern 
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den Unterthaneneid abzunehmen (ut populum romanum ad suam fidem atque subjectionem 
per sacramenta firmaret). Vertrieben flüchtete Leo zu Karl nah Paderborn. Hier wahrfigein- 
lich kam man überein, daß der thatſächliche Kaifer des Abendlandes auch deſſen Krone tragen 
follte, welche ihm von dem durch Die Waffen Karl's wieder eingefegten Leo TU. im Jahre 800 
aufgefegt wurde. Das bisher herrenlofe Gut der respublica romana war jegt wieder in feften 
Hänsen. Nun erſchien alle weltliche Gewalt, vie dem Papſte blieb, auch in Rom, wie biäher 
fhon in ven Marken als kaiſerliches Lehn. Weiler dadurch mit dem Kaiſer in Konflantinopel 
brach, mußte der Bapft in dem dieſem großentheild noch unterworfenen Süditalien und Sieilien 
große Berlufte leiden. Leolli. hatte auch zu Elagen, daß weftkaiferlihe Sendboten in feinen Stäb- 
ten die landesherrlichen Rechte durch Einjegung von Richtern und Steuerbeamten nit ohne 
empfinplichen Schaden für die päpſtlichen Finanzen übten. Man verfländigte ih 824 dahin, 
daß die hoͤhern weltlichen Beantten, welche über Die nienern die Aufficht führten, von Kaifer und 
Papft gemeinfchaftlich gewählt, ihre Klagen zunächſt an dieſen beingen follten. So blieben fai- 
ferlihe, päpftliche und gemifchte Beamte in Rom nebeneinander. 

Bekannt ift, wie bald darauf durch zügellofe Weiber und durch bie an diefe ſich hängenden 
Parteihäupter die Päpfte zu Creaturen und zum Spielball der niebrigften Leidenſchaften ge⸗ 
macht wurden. Die Enkel, Söhne und Brüder diefer berüchtigten Weiber, Bapft Johann XI. 
(931 — 936) und Alberich, faßen zu gleicher Zeit in Rom; dieſer hatte die weltliche Macht 
darüber unter dem neuen Titel Princeps atque omnium Romanorum senator. Während diefer 
Schandepoche ging die Oberherrlicgfeit ber Päpfte über die Romagna fo gründlich verloren, daß 
Gregor V. 998 ausdrüͤcklich darauf verzichtete. Der jeweilige politifhe Tyrann von Rom er- 
nannte fort und fort die Päpfte. Da er fi bald Patricius von Rom nannte, fo übertrugen die 
der Hildebrand'ſchen Kirchenreform und der Vapſtwahl dur die Cardinäle entgegenftehenven 
Parteihäupter Roms ven Patriciertitel an die Katfer Heinrich III. und Heinrich IV., indem fie 
dns früher der Miliz von Rom und ihren Häuptern im Berein.mit ven Großwürbenträgern des 
Papſtthums zuftehenne Recht der Papſtwahl lieber in ven Laienhänden ver Kaifer fehen wollten. 
Der von Hildebrand entzündete Kampf betraf bekanntlich die Streitfrage, ob die von den fränfi- 
fen und dann von den fähflfhen Kaifern, von deu Ottonen, eingefegten Biſchöfe und Abte, 
und die ihnen als Lehn ertheilten Gebiete, ſowie die damit verbundene politiiche Gewalt von den 
Lehnsverpflichtungen gegen ven Kaifer entbunden merven follten. Eine gewiffenlofe Bergebung 
dieſer halb geiſtlichen, Halb weltlichen Wurden dur einige Katfer hatte fo extreme Anſprüche 
veranlaßt. Die Verwirrung und ber Streit wurden dadurch vermehrt, daß in dem von Verona 
bis Lucca ſich ausbehnenden Erbe ver Markgräfin Mathilde das freie Familienalodial derfelben 
jich von ben dieſem Haufe verliehenen kaiſerlichen Lehen nicht mehr ſcheiden ließ. Hilpebrand und 
feine Nachfolger erhoben auf alles ohne Unterſchied Anſpruch, obgleich das Teftament Mathil- 
dens nicht fo weit gegangen war. Nach mehr ald hundertjährigem Kampfe blieb ſelbſt das Fa⸗ 
miltenalovigl in den Laienhänden ver Welfen, von welchem bie Herzoge von Modena fi ab- 
leiten. Auch die Verfuche Gregor's VIL., die Rechte St.-Peter'3 auf die Romagna wieder geltend 
zu machen, fiheiterten. Der deutfche Freifharenführer Heinrih Werner bemog fogar 1063 
Ancona, ih ihm zuergeben. Seine Nachkommen wurden von Heinrich IV. mit den Herzogthum 
Spoleto belehnt. So war denn gerade in dieſer Epoche fittlicher Gewalt und Groͤße, während 
der Papſt die CHriftenheit zur Befreiung Jeruſalems in Bewegung feßte, während er mit dem 
Kaijer rang, die Könige von England und Frankkrich fih tributpflihtig machte, danınld war 
das Papftthum ohne territoriale Baſis. Ia in Rom felbft erging es, wie in den andern Städten 
Oberitaliens, wo während dieſes Kampfes ein päpftliher und ein kaiſerlicher Prätendent um " 
jeden Biſchofſitz ſich firitten. Die Eaiferlihe Partei in Nom Hatte an dem Präfecten,, welcher im 
Namen des Kaiſers die Grafenrechte beſonders im Gericht übte, einen Rückhalt. Die Erwählten 
der ftreng kirchlichen Partei konnten nur dadurch ben päpftiihen Sig, Nom, behaupten, daß fie 
den Großen der Stadt und des Landes ein Stüd ver Gewalt un das andere laffen mußten. Pit 
ihrer Hülfe Hielt fih von 1130— 38 Anaklet II. als Bapft in Rom, während Innocenz IL. von 
Deutihland, Frankreich, England anerfannt mar. Jener ertheilte, Neapel den Königstitel, und 
erft bei feinem Tode wurde Innocenz It. durch Gekaufung der Stimmen der Großen auch in Rom 
anerkannt und aufgenommen. Aber gegen biefes Buͤndniß erhob Ach dad unterdrückte Volt der 
Ewigen Stadt, nad dem Belfpiel der lombardiſchen Stäßtefreigelt. Arnold von Brescia be⸗ 
lehrte das Volf, daß jeder weitere Reichthum und Macht über ben Zehnten hinaus der Geiſtlich⸗ 
Felt und Kirche ververblich fei. Wie der Kalfer auf feine Weiſe, erweckte Arnold die flolgen repu⸗ 
blikaniſchen Erinnerungen Noms; das Volk ſtellte feinen ‚Senat‘ ven Großen ber Stat, welche 
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fich Conſuln nannten, entgegen. Ein Papſt wurde 1145 beim Sturm auf das Capitol getöbtet. 
Aber die über Arnold hinausgehende Romantik verdarb es auch bei dem Katfer Barbarofla, 
deffen Ritterlichkeit eine Realität war. Br überlieferte Arnofo 1155 an den Papſt, welcher ihn 
fogleich verbrennen ließ. Doc nun fließen auch die Anfprüche des Papfle und des Kaiſers auf- 
einander; der Papſt verbünbete ſtch mit ven lombardiſchen Städten, und fo geſchah es, daß deren 
Sieg bei Legnano 1176 den Triumpheinzug des Papftes Alerander III. in Rom zur unmittel⸗ 
baren Folge Hatte. Die Bürgerfhaft von Rom mußte ihm mit Zuflimmung des Kaifers bie 
Negalien zurückgeben, ihre Senatoren dem Papfte Unterthanentreue (fidelitatem et homi- 
nium) ſchwoͤren. Aber ver große Heilige des Jahrhunderts, Bernhard von Clairvaux, weifjagte, 
daß das Papſtthum von feinem hohen Frievendrichterberuf durch weltliche Anmaßungen ber: 
unterfinfen werde. In Rom felbft waren fo viele Kräfte durch den Anhang ver weltlichen und 
der kirchlichen Primaten gebunden, daß der Kern der freien Bürgerſchaft zu ſchwach war. So 
mußte auch ber phantaflifche Verſuch eines Gola di Nienzt fheitern und er nur ein Werkzeug 
zur Wieberaufrichtung der päpftliden Herrfhaft in Nom werben. “ 
Das Lanpgebiet des Papfted reichte, aber von den Gebieten der Großen unterbrochen, von 
Terracina bis an ben See von Bolfena und auf dem linfen Tiberufer bis Narni. Das tft alfo 
beinahe ganz dieſelbe Ausdehnung wie in unfern Tagen. Aber dem Papſtthum murbe jegt 
fein ſtärkſter Bundeögenoffe entzogen, auf welchen fih Gregor VII. und’ feine Nachfolger im 
Kampfe gegen die Kaiſer geflügt Hatten. Die Krone der Normannen, Sicilien und Neapel, 
fam 1186 durch Heirat} an die Hohenflaufen. Innocenz IN. war 1198 nicht ſobald Papſt ges 
worben, ald er dem Papftthum gegen biefe Gefahr, die Kaiſerkrone mit der der Normannen ver: 
einigt zu fehen, durch Geltendmachung feiner alten und neuen Territorialanfprüde ein Boll: 
werk aufzurichten beſchloß. Es ift kein Zweifel darüber, daß er Italien zugleich von der Ober: 
herrſchaft ver Deutfchen befreien und es zur Bafis der Herrfchaft des Papſtthums über alle® 
Reiche ver Chriſtenheit zu machen beabſichtigte. Er nahm ben bisher kalſerlichen Präfecten als 
feinen Bogt in Eid, fegte ven Roͤmern flatt ihres Senators einen aus feiner Hand. Die Städte 
der Romagna, der Marken, des Herzogthums Spoleto machte er zu feinen Verbündeten, indem 
er ihnen Freibriefe ertheilte; ihre Eatferlihen Statthalter und Lehnsträger, unter welchen ber 
Wütherich Konrad v. ürslingen Herzog von Spoleto war, belegte er mit dem Bann; er fparte 
weber Geld, noch Rechtsdeductionen, noch Lift. So mußten die Fremden meiften Orts weichen, - 
nur in der fünlihen Romagna behaupteten fe einige Orte, die großen Städte ver nörblichen, be⸗ 
fonder8 Bologna, machten Ernft mit ihrer Städtefreiheit; Die toscanifchen und nörblich angren: 
enden Städte und Herren behielten die von Innocenz beanſpruchten Mathildiniſchen Güter, bil- 
deten aber unter feiner Führung einen Bund gegen die Deutſchen. Als Vormünder bed vier: 
jährigen Friedrich Il., Königs beider Sicilien, hoffte er diefen ausſchließlich Hier zu firiren; 
gegen den von ven meiften veutfchen Fürſten erwählten Hohenftaufen Philipp nahm er Partel 
für den Gegenkaifer Otto IV., einen Welfen, melcher in feiner Machtloſigkeit 1201 in Neuß am 
Rhein dem Papfte die wirklichen und angeblihen Schenfungen früherer Kaiſer beftätigte, un: 
gefähr ein Umfang des fpätern Kirchenftaats. Thatſächlich war damit zunächſt foviel als nichts, 
aber eine wirklich echte Urkunde für alle Zeiten gewonnen. Otto war nach der Ermordung Phi⸗ 
lipp's nit ſobald ald Katfer anerfannt und 1209 von Innocenz gekrönt, ald er die wegge⸗ 
ſchenkten Landſtriche des Reichsgebiets beanſpruchte. Innocenz rächte fi dafür, indem er 
Friedrich II., gegen daB Verfprechen, vie Krone beider Sicilien an feinen Sohn abzutreten, als 
Gegenkaiſer aufftellte, als hieße es nicht: führe mich nicht in Verſuchung. Diefed war, da Fried⸗ 
rich II. nicht blos die flcilifche neben der Kaiferfrone behielt, ſondern auch feinen Kleinen Sohn 
fhon zu feinem Nachfolger im Deutfchen Neiche ermwählen ließ, die Haupturſache des großen 
- Kampfes zwiſchen ihm und den Päpften. Beide Theile fuchten in ven Marken, im Spoletoni- 
ſchen bald durch Aufftellung von Statthaltern,, bald durch Ertheilung von Freibriefen an bie 
Städte dieſe für fih zu gewinnen. Während die Päpfte mit dem Buͤndniß ber lombardiſchen 
Städte gemeinſchaftliche Sache machten, verboten fle ven Städten in den von ihnen beanſpruch⸗ 
ten Gebieten Bünpniffe untereinander zu fließen; allein fte wurden damit zum Spott, wie 
die Bifchöfe derfelben mit dem Anſpruch, an die Gemeinden keine Steuern zu entrichten. In Bo: 
logna, welches von Modena bis Ravenna die Oberherrfchaft übte, aber fich vom Papſt mit benach⸗ 
barten Orten nicht belehnen laſſen wollte, hielten die Lambertazzi die ghibellinifche Vartei auf- 
recht. Die Mark Ancona war dem Papft abgeneigter als die entferntere Romagna, bie Monte: 
feltro, Herren von Urbino, hielten ſtandhaft zum Kaifer. Der letzte hohenſtauflſche König von 
Staatesterifon. IX. 16 
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Neapel, Manfren, breitete fi in ver Darf aus. Rom ſelbſt fah an feiner Spige bald einen 
Shibellinen, namentlich den gewaltigen Bürger von Bologna Brancaleone, bald neben diejem 
einen Welfen. Erſt nad der Hinrihtung Konradin’d, 1268, verhalf der blutige Karl von 
Anjou dem Papſt wieder zur Herrſchaft Rome; die Päpfte fonnten ihren Sig zeitweife von Bi- 
terbo nach Rom verlegen. Allein ald zehnjähriger Senator von Rom und ald Haupt einiger 
mittelitalienijger Städtebünde wurde Karl felbft eine Gefahr; Italien und das Papſtthum 
hatten in Wirklichkeit nur die franzöfiiche für Die deutſche Oberherrlichkeit eingetauſcht. Im ein⸗ 
zelnen war überall, oft im Scho8 der Städte, blutiger Kampf. Die Welfen, melde Karl als 
ihr Haupt betrachteten, hatten von Parma bis Rimini die Oberhand, die Lambertazzi mußten 
Bologna räumen, aber von Forli und Faenza aus hielten fie ihre Gegner im Schach. „Solange 
Gaben und Steuern richtig eingingen“, jagt Leo, „und die päpftliden Oberbeamten in ihren 
überniefenen Rechten, hauptſächlich ver Gerichtsbarkeit, anerkannt wurden, ließen e8 Papft und 
Cardinallegaten in ven Streitigkeiten dev Gemeinden und Dynaften des Kirchenſtaats unter ſich 
bei Ermahnungen bewenden.“ Nicht felten wurde ihr Schiedsgericht von den erihöpften Bar: 
teilen angerufen. Auch Karl von Anjou Eonnte in den Marken fo wenig feften Buß faflen, ale 
den Päpften je der Verſuch geglücdt war, Neapel für eigene Rechnung zu erobern. Wie ſtark 
die Naturz und Völfergrenzen hier gezogen find, erhellt daraus, daß fie zwifchen dem Kirchen 
ſtaat und Neapel ſeit fieben Jahrhunderten beinahe unverrüdt geblieben, ob es glei nicht an 
Verſuchen fehlte, bald zum Vortheil des koͤniglichen, bald des päpſtlichen Theild die Marffteine 
zu verjegen. 

Ehe die Kolgen der Berufung des Anjou fich entwidelten, ſchien Die landesherrliche Macht 
des Papftes fich auf jede Weife zu befeftigen,, obgleich Karl von Anjou den Antrag ded Papftes 
eNikvlaus IIL., eines Orfini, ihre Häufer durch Heirat zu verbinden, mit Entrüftung zurüd: 
wies und die Päpfte häufig ihren Aufenthalt in Viterbo und Orvieto nehmen mußten. Mit dem 
habsburger Rudolf war 1273 eine ganz andere Hauspolitik als die der Hohenftaufen and Ru⸗ 
der gekommen, biefleit der Alpen, an der Donau, in Böhmen wurden die Grundfleine der 
Macht gelegt. Die Kirchenverfammlung in Lyon und Nubolf beflätigten ven Papft bei der Zu⸗ 
ſammenkunft in Laufanne vie Schenkung Otto's IV., und die Kurfürften gaben ihre Zuſtimmung. 
Der Kaiſer verzichtete auf das Recht, fih im Kirchenftaat ſchwoͤren zu laffen. Die Päpfie liegen 
es jegt die Städte fühlen, daß fie nicht bloß ihre Schugherren feien, welche gewifle Rechte anzu= 
fprehen Hätten. Obgleich einige Dynaſtengeſchlechter fih an ihnen feflgefegt und militäriſche 
Mittelpunfte gebildet hatten, fiegten die Legaten des Papſtes mit ihren Sölbnerfharen; fie 
I&leiften die Mauern vieler Städte, füllten ihre Gräben aus. Allein alle Städte der Romagna, 
beſonders bie welfifchen, welche felbft die Gewalt üben wollten, erhoben fi) 1291 gegen diele 
drückende, gelngierige Herrſchaft, und die ganze Adria entlang wurden die päpftlihen Statt- 
halter verjagt. Urbino kam wieder an die gbibelliniichen Brafen von Montefeltro. Die Städte 
weigerten ſich, fürber ihre Podeſtaten durch den vom Papſt eingefegten Grafen der Romagna be= 
flätigen zu laſſen. Perugia, auf das Bünpniß ver toscaniſchen Städte geftügt, blieb Verbün= 
bete der Päpfte, der Zufluhtsort mehrerer von ihnen. Der Papft mußte den großen Bürger 
des ringsum herrſchenden Gamerino zum päpfllihen Rector ver Marf und zum Grafen ber 
Campagna ernennen. Die Adria entlang wütheten blutige Fehden; der Papft ernannte einen 
Sriedendgrafen (paciarius) nad) dem andern ; Feiner konnte ſich Geltung verfhaffen. Und als 
beſonders im Spoletonifhen vie Gewalt des Papftes mit den Waffen ſich Geltung verfhaffte, 
trat für die Päpfte ſelbſt eine ſchwere Krifig ein. 

Innocenz IH., der zweite Schöpfer des Kirchenſtaats, war ein Sproffe der in der Campagna 
von Anagni reich begüterten Adelsfamilie der Conti geweien. Seit das Papſtthum fein Gebiet 
erweitert hatte, wurde es in die Feindſeligkeiten folder großer Geſchlechter um fo mehr ver= 
widelt, als diefe jegt ein Interefle dabei hatten, den Stuhl St.-Peter's und das Cardinal⸗ 
collegium mit ihren Angehörigen zu befegen. Died war der Rampfplag der ghibellinifhen Co⸗ 
lonna und der Orfini. Bonifacius VII. befeindete jene aufs Blut und vertrieb fie; allein mit 
den König von Frankreich, Philipp dem Schönen, und mit dem Anjou von Neapel, welder 
von Vapſt Hintergangen war, verbündet, mishanbelten fie den Papft 1303 in feiner Vater: 
ſtadt Anagni jo fehr, daß er fünf Wochen darauf ſtarb. Diejes gab Veranlaflung zu der Ber: 
legung des päpftlihen Eiges nad Avignon, feit 1309. Die Macht des Papftes ſchien ſich da⸗ 
durch zu erhöhen; ging er aud in den Bängelbanven des Königs von Frankreich, fo war dies 
doch nit offenbar, er wurde vielmehr durch deffen Macht und durch die des Königs von Neapel 
unterflügt, und hatte keine unbändigen Barone auf dem Hals wie in Rom. Gegen die deut: 
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ſchen Gegenkaiſer machte er ſein Reichsvicariat über Italien, wie zur Zeit der kraftloſen Kaiſer 
von Byzanz, geltend. Ferrara, als eine der älteſten päpftlichen Städte, Piacenza, Parma, 
Reggio ergaben fi ver Schutzherrſchaft des fernen Papfted. Auch andere, früher ſchon päpft- 
lie Städte, juchten in ihm einen Schugherrn gegen verſchiedene Bedrückungen. Aber e8 war 
auch danıal Fein Theil des biöherigen Kirchenſtaats, welcher nicht einige Zeit fi jedem Ge: 
borfam des Papfled entzogen hätte. Der Haß der Ghibellinen fleigerte fi zu dem Feldgefchrei: 
Tod der Kirche! Franzoſen, welde der Bapft fandte, feine Gewalt auszuüben, machten ſich und 
ihn bald gleich verhaßt. Erſt 1353 begann der treffliche Cardinallegat Alborno;, ein Spanier, 
im Namen des Bapftes, al8 vertragsmäßigen Lehns- und Schugheren der Städte, fich mit dieſen 
ehrlich in die Regierung zu theilen. Die nad ſchweren Kämpfen niebergemorfenen Dynaftien 
der Romagna, vie Malatefim, die heldenmüthigen Drbelaffi, „pie Feinde der Briefter, Die 
Breunde der Armen, der Witwen und der Waiſen“, befamen einen Theil ihrer Befigungen als 
päpfllihe Lehnsleute zurück; ihr und der Lehnskanon der Städte wurbe von Albornoz feft: 
geftellt. Albornoz gab ihnen ein Geſetzbuch, deſſen Beftimmungen zum Iheil die Occupation 
Napoleon's J. überbauerten. Rom, wie eine Fieberkranke von den jede Gewalt und Wucher 
übenven Großen und von den Phantafiegebilnen feiner längſtentſchwundenen Größe hin: und 
hergemworfen, ſank ermattet in die Hände des großen Cardinallegaten, welcher dazu fich die Hülfe 
Cola di Rienzi’d und Kaifer Karl's IV. als Preis ver Krönung verſchaffte. Die Erfolge feiner 
Politik, welche ven Städten erlaubte, ſich dur gewählte Bonfuln felbft zu verwalten, waren 
durch die Abweſenheit des Papfted ermöglicht. Deshalb ift er und fein Werk das Vorbild 
Döllinger’d und anderer guien Katholiken, welche rathen, ver Bapft jolle Rom, den Kirchen: 
ſtaat, Italien verlaffen — aber nicht um nach Frankreich zu gehen; dann würben feine Städte 
ihn ſehnſüchtig zurückrufen, dieſem Rufe folle er dann folgen und den Gemeinden bie Selbft- 
regierung laffen, fi nur Die Ehrenhobeit vorbehalten. Möge er dann nicht gendthigt fein, wie 
Albornoz, dad Werf mit fremden Sälonerhaufen zu vollbringen! Wir mollen auch nicht ver: 
geflen, daß der Haß jelbft gegen den Namen der Priefterherrichaft im legten halben Jahrtauſend 
fich gefleigert hat, während dad verwelslichte Prieſterthum auf weltliche Herrſchaft jo erpicht iſt 
wie zu irgendeiner Zeit. Die Albornvz find in der jegigen Pralatur felten. 

Das Schwerfte blieb für Albornoz zu volldringen übrig, Bologna den Visconti zu entreißen. 
Beide Theile wandten ungebeuere Summen auf, Visconti die Früchte des lonıbarbifchen Land⸗ 
baues und der Induſtrie, die Bäpfle die des fchamlofen Verkaufs geiftlicher Amter. Noch ver: 
ſchwenderiſcher ald mit Geld waren fie mit Bannflüchen; auf einer Brüde ergriffen mußte ein Les 
gat die Bannbulle verſchlingen, da ihm nur die Wahl zwifchen dieſer Xedlerei und dem Trinfen 
im &luffe gelafien war. Aber ver Papft Hatte außer den theuern Sölonerbanden auch Kreuz- 
fabrerheere. Die Nachbarſchaft des geharniſchten Bisconti ſchien den oberitalienifchen Fürſten 
und Städten gefährlicher ald die ded fernen Papſtes. So mußte 1364 der Visconti gegen eine 
halbe Million Goldgulden auf Bologna verzichten. 

Sn feinem Todesjahre 1367 Tonnte Albornoz an Urban V. in Viterbo den zur Ruhe ge: 
braten Kirchenſtaat übergeben und biefer einen, wenn auch nur zeitweiligen Aufenthalt in Rom 
maden. Die ſtarke Mehrzahl ver franzöflihen Cardinäle verlangte ven paͤpſtlichen Sig nad) 
Avignon zurück. Nach zehn Jahren kam Gregor XI. auf die dringenden Einladungen der Ita= 
liener zurüd; ev wurde von den Nömern im Triumph eingeholt. Aber auch er war niht Mann 
genug, den blutigen Bedrückungen feiner Statthalter zu ſteuern, welche meift Franzoſen waren. 
Kaum hatte Albornoz die Augen gefchloffen, als das befreundete Perugia unterjoht wurde. 
Die Städte des Kirchenſtaats in der Überzeugung , der Neligion gebühre feine Ehrfurcht, wo 
und fomeit fie gegen die Breiheit ſei, erhoben fi für ihre Selbfiregierung. Nur Orvieto und 
Ancona nebft einigen Fleinern blieben im Gehorſam. Das getreue Ceſena wurde durch Die 
Thändlihen Mishandlungen des Earbinallegaten Robert von Genf zur Verzweiflung und zur 
Nothwehr geftadhelt; er ließ mehrere taufend Bürger, Weiber und Kinder nievermegeln. Der 
Tod Gregor's Xl. 1378 in Stalien gab ven Nömern Gelegenheit, die Wahl eines Italieners als 
Papſt zu ertrogen. Urban VI. war Neapvlitaner. Aber die franzoͤſiſchen Cardinäle ernannten 
jenen Robert von Genf ald Clemens VII. zu ihrem Bapft, welcher feinen Sig in Avignon nahm. 
Bologna lehnte e8 ab, Clemens ald Papft anzuerkennen, ob ex gleich der Stabt dafür verfprad, 
fie für völlig unabhängig vom päpftliden Stuhl zu erklären. Die größern Städte hatten jegt 
obnebin thatfächliche Freiheit, Aber va jeder ver beiden Päpſte Söldnerbanden hielt und einen 
eigenen Kronprätendenten in Neapel hatte, wurde der Kirchenftaat greulic verheert. Die Orfini 
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in Viterbo, andere welſtſche Große in ven Marken bielten zu Glemend. Das Schisma war bis 
1408 unausrottbar. Man könnte lange ftreiten, welcher von jenen beiden Bäpften der grau⸗ 
ſamere war. Urban genügte ed nicht, daß feine Feindin, die Königin von Neapel, Johanna von 
Anjou, geftürzt und im Kerker ermorbet wurbe. Er verfeindete fich mit feinem Schutzkoͤnig über 
den Befitz von Capua, melches der Papft feinem Neffen zueignen wollte. So kam wieber eine 
neue Geiſel über vie Kirche, die des Nepotismus, wodurch die Ländergier der Päpfte um fo ge- 
Häffiger wurde. Wie geiftliche Würben und Sünbenvergebung, waren auch Rechte und Gewalt 
in ven Provinzen des Kirchenſtaats den Päpften feil. Dem in Nom zahlten diefe Städte und 
die in denſelben fidh aufwerfenden Gewaltöherren gegen Anerkennung ber Gewalt, die fie an fich 
geriffen hatten, kleine Sahrgelver ald Anerkennung feiner Oberhoheit. Der Bapft mußte 1408 
und 1413 vor ven Waffen des mit ven Eolonna verbündeten Königs von Neapel bis nach Bo⸗ 
logna fich flüchten. Der große Convottiere Braccio v. Montone eroberte von feiner Vaterſtadt 
Perugia aus bis Ancona ein fehönes Fürſtenthum zufammen; ba diefed aber nur auf feiner 
Perſoͤnlichkeit ruhte, fiel es nach feinem Tode an ven vom Konftanzer Goncil gewählten einzigen 
Papft Martin V., welhen Rom 1420 als einen Bolonna aufnahm. Braccio hatte in dem⸗ 
felben Jahre Bologna für diefen erobert, in der Hoffnung, dadurch den Seinigen Perugia nebit 
Landſchaft zu fihern; allein feine Verbienfte retteten dieſen nichts. Daher nahmen Die folgen: 
den Päpfte Beranlaflung, durch Belehnung mit Stüden des Kirchenſtaats auf Lebendzeiten ge- 
waltige Herren, wie ben großen Gondottiere Franz Sforza durch die Mark Ancona, gegen die 
Groberungen der Venetianer, in deren Schuß fih Ravenna begeben hatte, und gegen die ber 
Visconti, melde ſich wiederholt Bolognas bemädtigten, fi zu erfaufen. Aber mehr als dieſe 
erkaufte Treue ſchützte den Ränderbefig des Papſtes die Eiferjucht ver Visconti und ihrer Nach⸗ 
folger, der Sforza, in Mailand, der Benetianer und der Könige von Neapel untereinander. 
Der Kirchenſtaat war eine ihre Reibung ſchwächende Schranke und dadurch ein politifches Be⸗ 
dürfniß geworben. Nur wollten jene Mächte das päpftliche Gebiet nicht zu groß werben laffen, 
fie und die ſich dadurch gefährdet ſehenden toscaniſchen Stäbterepublifen unterflügten die Dyna⸗ 
ftengejchlechter ver Malateften und ber Montefeltri, welche fi in Umbrien und in ver Romagna 
unter päpftlicher Oberhoheit behaupteten. Der Fall von Konflantinopel, 1453, war doch eine 
zu erfchütternde Mahnung, ſich nicht gegenfeitig aufzufrefien. Auf fie achtete Papſt Nifolaus V., 
von 1447 — 55, welcher namentlich das Verhältniß zu Bologna , defien Erzbifchof er gewefen 
war, auf lange fo feftftellte, daß fich der Papft und vie erfle Familie, die der Bentivogli, in 
die Leitung dieſer Republik theilten. Der Nepotismus einiger feiner Nachfolger wandte ſich 
hauptſächlich auf das neapolitanifche Gebiet, indem fie bald franzoͤſiſche Prätendenten, bald bie 
catalonifchen Könige in dieſem ſtets von Fremden hin⸗ und hergezerrten Lande begünfligten. Die 
Päpfte und Die Könige von Neapel reizten in die Wette jeber vie Vaſallen des andern zur Felonie. 

Veranlaßt durch den Nepotismus, welden Martin V. zu Bunften feiner Verwandten, der 
Eolonna, auf Koſten der Kirhengüter geübt hatte, wurde bei der Neuwahl (4. März 1431) 
als Grundgefeg beſchworen, daß die Lehnsträger und Beamten des Kirchenftaatd ebenſowol 
den Cardinälen al dem PBapfte Treue ſchwören follten. Die Hälfte ver Einkünfte gehört Eraft 
veffelben ven Garbinälen, ohne deren Zuftimmung der Bapft feinen Krieg erklären, Eeinen Frie⸗ 
den noch Bünbniffe fließen noch Steuern ausfchreiben fann. Aber der Zug des Papſtthums, 
es den weltlichen Fürſten gleihzuthun, war unüberwindli; der Nepotismud war ein Erſatz 
für die in den andern Staaten befeftigte Erblichkeit der Krone, er war die natürliche Folge des 
weltlichen Fürſtenthums, welches fi die Päpfte angeeignet hatten. 

Bon dem Genuefen Sirtus IV. an, feit 1471, überbot jeder Bapft feinen Vorgänger in 
Blutvergießen und Treubruch, um den Kirchenſtaat zu erweitern, ihn despotiſcher zubeherrfchen, 
noch mehr aber um ihren natürlichen Söhnen und Neffen Fürftenthümer zu gewinnen. Jener 
Sirtus brachte Italien ohne Unterlaß in Flammen, die Efte, Mailand, Venedig in Waffen, er 
betheiligte fi an der Verſchwoͤrung ver Bazzt, um die Brüder Medici auf das Zeichen der Ele: 
vation während der Meſſe zu ermorden, belegte ven Beretteten mit dem Bannfluche, gemann aber 
damit für bie Seinigen nur Forli und Imola. Sein Nachfolger Innocenz VIIL brach ſogleich 
feinen Eid, welcher ihn verpflichtete, fich des Nepotismus zu enthalten, indem er durch Mord fei: 
nem natürliden Sohne Forli und Imola zu gewinnen trachtete. 

Aber diefe Greuel erblaffen gegen die des Papſtes Alexander VI., des Borgia, von 1492 — 
1503, welder die Franzoſen nach Italien rief, um alle Reſte ver Selbſtändigkeit im Kirhenflaat 
unter feine Tyrannei niederzutreten, welder ald Sklave feiner blinden Liebe zu feinem Sohne, 
dem Scheufal Franz Borgia, diefem ein Koͤnigreich Romagna zu gründen ſuchte. Die Treue 
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einiger lehnspflichtigen Fürſtengeſchlechter wurde von Vater und Sohn nur dazu ausgenutzt, 
fie durch Cidſchwüre in ihre Gewalt zu bekommen, fie zu ermorden und ihre Ränder einzuziehen. 
Franz ſchändete ihre Söhne wie ihre Töchter und ließ fie dann erwürgen. Der Papſt verbün- 
dete fich gegen Frankreich, welches Bologna beſchützte, mit dem Sultan. Aber Franz grub ih 
ſelbſt die Grube. Er, der Mörder feines Bruders, wurde durch Gift, welches er einem Cardinal 
beftimmt hatte, auch der Mörder feines Vaters; er traute den Verſprechungen des Cardinals 
della Movere, unterflügte deſſen Papſtwahl gegen das Verſprechen der Anerkennung feines Für- 
ſtenthums Romagna und einer Heirathsallianz. Allein Rovere nahm als Julius II., feit 1503, 
Made an ihm. Franz, welcher lange jelbft von vem @ifte krank in Rom lag, wurde gefangen ge- 
halten, bis auch feine ihm ergebenften Hauptleute feine Burgen in der Romagna ven päpftlihen 
Truppen öffneten. Hätte er nicht Gelb in ver Bank von Genua gehabt, fo wären Cäſar und Nichts 
zujammengefommen. Die jammervollen Reſte ver von Cäſar abgewürgten Dynaftengeichlechter 
waren auf die Nachricht von dem Tobe des Papfted Alerander in ihre Heimat zurückgekehrt; 
aber Julius II. Tieß nur Binigen Theile ihrer Beflgungen als päpfllicde Lehen. In den Befig 
mehrerer Städte der Romagna hatten ſich indeß die Benetinner gefegt. Julius wurde nur durch 
die Berfeindung zwiſchen Ferbinand dem Katholiſchen, König von Spanien, welcher fih au 
Neapels bemächtigt hatte, und Frankreichs, welches Mailand befaß, verhindert, Im Bunde mit 
dieſem fogleih Rache an Venedig zu nehmen. Gr flürzte 1506 die Tyrannen von Perugia und 
bie von Bologna, die Bentivogli, mit franzoͤſiſcher Hülfe, ftellte aber dieſen Städten die Ber: 
waltung ihrer Angelegenheiten unter päpftlicher Oberhoheit zurüd. Da Venedig ſich weigerte, 
an ven Papſt Faenza und Rimini zurückzugeben, ſchloß er fich der Ligue von Gambray, dem 
Bündniß des Kaiſers, Frankreichs und Spaniens zur Thellung des ganzen venetianifchen Ge- 
biets unter die Betheiligten an. Die Benetianer famen durd das Landheer der Branzofen In 
eine ſolche Noth, daß fie dem Papft alle ihre Befigungen in dem früheren Kirchenſtaate, jelbft 
Ravenna abtraten, welches wegen ber ihm gewährten Bürgfchaften ver Selbftregierung treu 
der großen Schwefterrepublif anhing. Julius II. als großer Staatsmann beftätigte ver fernen 
Serftadt dieje Freiheiten. Er fpra im Februar 1510 die Benetlaner vom Banne los, welcher 
nebft einem ſtarken Artilleriepart immer noch eins der wirkſamſten Mittel war, die Anſprüche 
der Päpſte auf ausgedehnte Fürſtenthümer zur Geltung zu bringen. So war denn ber Papft 
aus der Ligue gegen Venedig getreten. 

Julius I1., von italienifhem Haß gegen die Barbaren erfüllt, ſcheint darauf gezielt zu ha⸗ 
ben, diefe durcheinander aufzureiben und fih dann an die Spige Staliend zu ftellen. Die Über: 
fegenbeit, welche die Franzoſen in dem Kriege gegen vie Benetianer gezeigt hatten, trieb ihn zu= 
erſt gegen fie. Er verbot ihrem Verbündeten, dem Herzog Efte von Modena, welcher von der 
Gurie Ferrara zu Zehn hatte, ven Krieg gegen Benedig fortzufegen. Die Antwort der Fran⸗ 
zoſen war, daß fie ven Bologneſen Hülfe boten, welche ven päpftlihen Garbinallegaten als einen 
Blutfauger vertrieben und die Vildſäule des Papſtes von Michel Angelo zertrünmert Hatten. 
Gegen Frankreich hauptſächlich ſchloß Julius im October 1511 die „heilige Ligue“ mit Spanien, 
England und der Schweiz. Zu Modena eroberte Julius Bologna wieder und ließ fih von den 
Bürgern von Parma und Piacenza den linterthaneneid erneuern”. Ferrara aber blieb vem 
Herzog Efte. Nebft dieſem brannte ed Jultus am meiften, daß die Befiegung der Franzoſen nur 
zur Befeftigung ber ſpaniſchen Herrſchaft geführt hatte. Julius Il. farb am 21. Gebr. 1513; 
die Italiener Haben ihm feine, wenn auch misglückte Abficht, die Fremden aus Italien zu ver- 
treiben, ſtets hoch angerechnet und ed ganz natürlich gefunden, daß er, das Haupt eined ſchoͤnen 
Königreich, in Harniſch bei Erflürmung von Städten befehligte. Dad Werk Alexander's VIII. 
wurde von Julius II. vollendet; er wußte die Ausrottung der Dynaftengefchlechter durch Cäſar 
Borgia, das Niederreißen jener Selbſtändigkeit im Gebiet der Kirche zur Baſis einer unum⸗ 
ſchraͤnkten päpftlihen Herrfchaft zu machen. Nur der Romagna fuchte er ſich durch Zugefländ- 
niſſe zu verfichern. Bon Nepotismus war er nicht frei; dem legten Montefeltro ließ er dad Her⸗ 
zogthum Urbino unter der Bedingung, daß er den jungen Rovere, den Neffen beider, aboptirte 
und zu feinem Erben einfegte. Von 1513— 21 faß auf St.: Peter’8 Stuhl der Mediceer Leo X. 
Diefer vertrieb ven Rovere und fegte feinen Neffen Lorenz als Herzog ein, welcher aber bei Leo's 
Tode meichen mußte. Leo beabfichtigte nicht blos Modena und Reggio feinen Brüdern ald Her: 
zogthum zu ſchenken, ſondern ein deuticher Hauptmann erhärtete eidlich, daß Leo durch ihn den 
Efte, feinen Herrn, habe ermorben laſſen wollen, um auch Berrara an dad Haus Medici zu brin⸗ 
gen. Dies führte zu langen blutigen Kriegen. Leo's Nachfolger, Clemens VII., obgleih auch 
ein (unehelicher) Mebici, mußte 1530 den Efte auch in dem miebereroberten Modena = Reggio 
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anerkennen. Indeß haben die Päpfte nie aufihre Lehnsoberherrlichkeit und auf das eventuelle 
Beſitzrecht an diefe Länder verzichtet. Parma und Piacenza blieben damals nod den Päpften. 
Papſt Paul III. Karnefe feit 1534 hatte Söhne, welche ihm als Gardinallegaten geboren, aber 
von Julius II. legitimirt worden waren. Vaul belehnte einen verfelben, Peter Ludwig, einen 
einen Gäfar Borgia, mit vem Herzogtfum Parnıa: Piacenza. Nach deſſen Ermordung fuchte 
fein Sohn Ottavio mit Faiferlicder Hülfe e8 dem Großvater, dem PBapfte, wieder zu entreißen, 
welcher es jet ald Kichengut behauptete. Paul III., welder jih in unglüdligen Planen er- 
ſchoͤpft hatte, feinen Söhnen und Enkeln Fürſtenthümer zu verfhaffen, foll aus Schmerz über 
Ottavio's Feindſeligkeit geitorben fein. Da auch Frankreich Ottavio Hülfe zufagte, mußte Bapft 
Julius IH. 1552 Parma an Ottavio Farneſe abtreten, was nicht verhinderte, daß no im 
vorigen Jahrhundert die Curie Anſprüche barauf erhob. 

Die beiden Medici vollendeten mit Lift und, twie man fagt, Durd geheime Morde die Audrot- 
tung oder die Demüthigung der hervorragenden Geſchlechter des Kirchenflaats. Die legten Halb 
unabhängigen Städte wurben unterworfen, Ancona wurde 1582, nachdem unter vem Vorwand 
der Hülfe gegen vie Türken päpftliche Truppen eingelegt waren, „‚aller Sorgen“ ver Selbftregie: 
rung enthoben, Perugia ergab fich erft 1540, nachdem es dad Glück der Waffen verſucht Hatte. 
Da die Päpfte Subftvien gegen die Türken, gegen die Proteflanten, manchmal auch dieſen gegen 
den Kaiſer zahlten, fo wurden bie päpftlichen Unterthanen mit großer Härte ausgeſogen; ſchon 
Paul II. bürdete dadurch dem Kirchenſtaat eine ſchwere Schuldenlaft auf. — Als Herzog Al: 
fons 11. Efte-1597 ftarb und nur einen von einer bürgerlihden Schönen geborenen Sohn hinter: 
Lieb, fo zwang der Papft feinen Nachfolger, Ferrara an den Kirchenſtaat abzutreten. Der lebte 
Movere verzichtete 1626 in hohen Alter auf fein Herzogthum Urbino, und fo Hatte nun der 
Kirchenftaat diejelbe Geſtalt wie bis in unfere Tage. Überdies befaßte er feit 1348 Avignon 
und Landftriche auf dem linfen Ufer des untern Po, melde Ofterreih auf vem Wiener Congreß 
ungeachtet aller Proteſte des Papſtes an jih 309. Benevent war ſchon 1077 in den unmittel- 
baren Beiig der Eurie gekommen. 

Einen ungleich größern Einfluß auf die Entwidelung Europas ald die äußere Arrondirung 
des Kirchenſtaats übte der in demfelben zuerft aufgerichtete Abſolutismus, die ſchrankenloſe Ge⸗ 
walt der Krone. Ranke fchreibt in feiner „Franzöſiſchen Geſchichte“: „Die Idee der abfoluten 
Monardie ift zuerft von den Päpften des 16. Jahrhunderts in dem ihnen unterworfenen Gebiete, 
wo bie Fülle der geiftlihen Gewalt ohnehin beſtand und aller weltliche Widerſtand nah und 
nad) verftummte, realiſirt worden. Verhält ed fich nicht fo, daß das aus republikaniſchen Stür- 
men bervorgegangene italienische Fürftenthum zur Ausübung unbeningter Herrſchaft erft dann 
gelangte, als ihm befreunbete Bäpfte (3. B. die Mediceer) Rückhalt gaben? Das in Rom ge- 
gebene Beijpiel wurde zuerſt von einigen geiftlichen Fürften in Deutſchland nachgeahmt und 
fand dann bei der fortgehenden Neftauration des Katholicismus au in den weltlichen Terri- 
torien Gingang. Eine gewiſſe Verwandtſchaft des Princips ift damit angedeutet, bag die un: 
umſchränkte Gewalt in Frankreich durch die Cardinäle Richelieu und Mazarin, einen Italiener, 
aufgericgtet und Durch Ludwig XIV. europäifches Mufter wurde.” 

Die dur die Reformation bervorgerufene Wiedererweckung des kirchlichen, Eatholifchen 
Geiſtes, welche befonders in der Stiftung des Jeſuitenordens Geftalt gewann, fuchte ſich auch 
afler materiellen und politiihen Mittel zu ihrem Kampfe zu vergewiffern. So wurde denn 
1567 , fobalo fie jich des päpſtlichen Stuhls bemädhtigt Hatte, jede Verleihung eines päpftlichen 
Bebietstbeild, jede Veräußerung von Anfprühen auf Land und Leute aufs fchärffte verboten 
und für ungültig erklärt. Der römiſche Hof nahm die Art anderer Königshöfe an. Der Nepo- 
tismus nahm jet eine andere Geftalt an, die Neffen und ſelbſt Nichten der Päpfte, als exfte 
Günftlinge verfelben, erlangten eine Art officieller Stellung und den größten Einflug beſonders 
auf die politifchen, auf die Innern und äußern Verhältniffe des Kirchenſtaats. Beförberungen 
in Ämtern, Gnaben, Geldſachen gingen zumeift durch ihre Hand. Ranke hat dieſe feltfante Be: 
erbung des Prieſterkoͤnigs durch feine Familie bei feinen Lebzeiten nad ven Berichten venetiani- 
fher Gefandter in feinen „Fürſten und Völkern von Südeuropa’ lebensgetren geſchildert. 
Einige Bäpfte, 3. B. Clemens VII. und IX., die Gardinäle im eigenen Intereffe eiferten gegen 
den Nepotismus. Allein er wurzelte tief im Wefen des geiftlich:weltlihen Wahlfürſtenthums 
und darin, daß in jenen Jahrhunderten vie Gewalt im Scho8 ver Höfe ruhte. Das Papiergeld, 
welches den Bäpften Mittel in ven Religiondkriegen bot, aber fhon im 17. Jahrhundert eine 
Lanvedcalamität geworden war, bot den Päpften vermittelft neuer @mifitonen verführerifche 

„ Mege, auf Koften der Nachmelt ihre Verwandten zu bereichern. Beſonders hochbetagte Bäpfte, 
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wie Alexander VIII. (1689), welche wußten, daß „die Lebensuhr für ſie ſchon dreiundzwanzig⸗ 
einhalb geſchlagen hatte“, bedienten ſich dieſes Mittels. Koſtſpielige Würden, z. B. die des Ad⸗ 
mirals der Galerenflotte, wurden für die Nepoten wieder errichtet. Noch Pius VI. (1775) är- 
gerte die Roͤmer durch ſeine verſchwenderiſche Schwachheit für ſeine Neffen; nur aus Furcht vor 
dem Volke ſtand er davon ab, nebſt andern großen Domänen ihnen die Pontiniſchen Sümpfe 
zu fhenfen. Die meiften jegigen fürftlihen Kamilien Roms find als Nepoten aufgelonnten. 
Eine Zeit lang Hatte der Eirhliche Eifer einen Damm gegen bie die Staatsordnung untergra- 
benden Ginflüffe ned Nepotismud gebildet. Rom war bis in die Zeit Richelieu's das Haupt: 
quartier ded ungeheuern Kampfes zu Unterbrüdung der germanifchen Reformation und ihrer 
Staatenbildungen. Die tüchtigſten Söhne des romanischen Adels nahmen an der Leitung def: 
felden al8 päpſtliche Staatsmänner, als Gefandte, Statthalter theil. Sie brachten viel Geld 
und energifhe Regierungskräfte In den Kirchenſtaat wie in bie flreitende Kirche. Die Spige 
diefer Schar war Papſt Sixtus V. von 1585— 90, welcher, um zu feinen ungeheuern Planen, 
welche Spanien und die Proteftanten bedrohten, Millionen aufzubringen, Amter verfaufte, feine 
Unterthanen außpreßte und doch furdtbare Gerechtigkeit gegen Beanıte wie gegen Banbiten 
übte. Wenn dad Weib oder die Mutter eines Banditen überführt wurde, daß fie ihm aud nur 
einen Augenblid Obdach gewährt habe, fu war fle ein Kind des Todes. Muratori meldet, daß 
noch zu feinen Zeiten, ein ſtarkes Jahrhundert fpäter, Mütter ihre Kinder mit feinem Namen in 
Furcht ſetzten, wie die alten Nömerinnen ihre Kinder nıtt dem Namen Hannibal’d. Im Zeit- 
alter Ludwig's XIV. bildeten fih andere Mittelpunfte der großen Politik, welche ſolche Negie- 
rungäfräfte an fih zogen. Selbft ausgezeichnetere italienifche Adeliche und Geiftliche verpflangten 
ſich an ſolche weltliche Fürftenhöfe. Die Neutralität der Eurie in den Striegen, welche die Groß⸗ 
mädhte während ded vorigen Jahrhunderts um den Befig Italien führten, ſchützte ven Kirchen⸗ 
flaat nicht gegen das traurige Los, der Schauplat dieſer Känıpfe zu werben. Seit 1780 und 
durch die Revolutiondkriege hindurch läuft ald ununterbrochener Faden das Gelüſten Ofterreiche, 
die Romagna und die Marken fih anzueignen. Öfterreich hatte fich 3. B. den Beſitz derfelben 
noch furz vor der Schlacht bei Marengo durch die etwas gewiflenhaftere, zögernde englifche 
Diplomatie verbürgen laffen. („Preußiſche Jahrbücher”, Bo. I, Heft 6.) 

Die unbedeutenden Greigniffe der äußern Politik des Kirchenſtaats bis zu biefen Kataflro= 
phen der großen Revolution find für und der Rahmen, um die Schilderung der innern Zuftände 
des Kirchenſtaats und feiner Bewohner zu geben. Wir benugen dazu auch die Berichte der 
franzöſiſchen Geſandten, welche Hubaine in „Le gouvernement temporel des papes juge par 
la diplomatie francaise, recueil de documents‘ (dritte Auflage, Paris 1862), gegeben 
Hat. Die Unfähigkeit der Geiſtlichkeit zur Negierung des Kirchenftaats und die Armuth der Be⸗ 
völferung und des Staats ließ fchon feit 1670 franzöfifche Gefandte, häufig Hohe Geiſtliche, ven 
‚Ball des päpftlichen Hofes‘ infolge eines Staatöbanfrott3 ald nahe bevorjtehend erwarten. 
„Hof“ beveutet Hier wol foviel als Kirchenftaat over Priefterregierung. Der wackere Papft 
Clemens IX. (1667) ſetzte eine Gongregation nieder, um die betrübten Staatöfinangen zu unter: 
fuhen. „Aber diefe Commiſſion“, berichtet der franzöſiſche Geſandte an Ludwig ZIV., „aus 
Gardinälen und Prälaten zufammengefegt, welche feine Erfahrung in biefen Fragen haben, 
die ind Fach der Handelsleute und der Finanzmänner fallen, hat nur dazu gebient, die gute Ab- 
ſicht Sr. Heiligkeit ins Licht zu ſtellen, ohne feine Abfiht, die Krleihterung des Volks, zu 
unterftügen. Ein anderer Grund, welder noch den Fall des päpftlicden Hofs fürchten läßt, ift 
die Unwiſſenheit der Prälaten und der beinahe zur Nothwendigkeit geworbene Gebrauch, nur 
fie, mit Ausfchluß fähiger, energifcher Männer zu gebrauchen. Da die Amter des Hofed (Staat) 
nur Prälaten übertragen werben, die Brälatur aber nur denen ertheilt wird, welde genug Ein⸗ 
fünfte (zumeift aus Pfründen, welche fie durch Protection erhielten) bejigen, um bie Amtsehre 
aufrecht zur erhalten, fo Folgt daraus, dag der größte Theil der zum Staatsdienſt tüchtigen Per: 
ſoͤnlichkeiten davon ausgeſchloſſen ift, und daß die Reihen, welche in der Regel nicht ſtudiren, 
gegen andere bevorzugt werden und die Würven eines Hofes erhalten, deſſen Größe auf den 
Eigenfchaften feiner Glieder und auf ver Achtung des Audlandes beruht. Mit wenigen Aus- 
nahmen wäre es ſchwer, an bemfelben ein Dugend Perfonen zu finden, welche durch eine mittel- 
mäßige Fähigkeit geeignet wären, auch nur untergeorbnete Boften würdig zu verſehen.“ 

Und diefe unwiſſenden, unfähigen Brälaten beanfpruchten die Bevormundung bed Handels 
mit den Hauptprobucten des Landes. Der franzöfifche Gefandte berichtet 1765: „Man iſt ver- 
pflichtet, das Ol an das (päpftliche) Bureau zu verfaufen, welches daſſelbe auch ausſchließlich ver⸗ 
fauft. Es kauft was ihm gefällt und verfauft es um ven von ihm feſtgeſetzten Preid an die De= 
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tailliſten. Das Öl wird in großen Eifternen aufbewahrt, worin alle Qualitäten vermischt 
werben, weshalb ed immer fehr ſchlecht iſt.“ Oft herrſchte Hungerönoth oder Furcht davor; 
denn, fagt verfelbe, „vie Cultur ver Ländereien hat Außerfi abgenommen und vermindert fd 
jährlich, theild wegen des Mangels an Menſchenhänden, woburd die Handarbeit fehr vertheuert 
wird, theils infolge der Hemmnifle des (Handels mit) Getreide, deſſen gewöhnlicher Preis ven 
Bauern nicht für die Roften entſchädigt, welche er aufiwenden muß”. — „Das Land ift überhaupt 
ſehr fhlimm verwaltet. Die Regierung mifcht ih dabei in alles, beſonders in Getreide wie in DU. 
Diefe beiden Waaren, melde ihre ganze Aufmerkſamkeit auf fich zu ziehen fcheinen, drohen immer 
in nächſter Zeit auszugehen, was nicht zu verwundern ifl, wenn man das Verfahren fennt, Die 
Annona, dielpäpftlihen) Vorrathsſpeicher nehmen das Getreide, wo e8 ihnen beliebt, und fegen 
den Preis feſt. Diefelbe Kanzlei erteilt die Ausfuhrerlaubniß, da die Ausfuhr fletd verboten 
if. Diefe Erlaubniß muß bezahlt werben. Das ganze Gebiet von Ron iſt Viehweide, ob es 
gleich fehr geeignet iſt Getreide zu erzeugen. Die Eigenthümer finden es vortheilhafter, das 
Land fo verwahrloft zu laffen, ald Getreideboͤden zu haben, deren Inhalt jie nur mit Verluſt ver- 
kaufen könnten.” — Ein großer Theil ded Landes war und ift Eigenthum von Klöftern, oder 
fonft zu Todter Hand, oder iſt aus diefer durch Schenkung an päpftliche Nepoten übergegangen. 
„Es findet weder Verkauf noch Verbeflerung diefer Ländereien flatt.” Eine natürliche Kolge 
biefer fiscalifhen Maßregeiung des Grundeigenthums war es, daß „die Angeber pie Haupthebel 
diefer Regierung find; täglich erſcheinen neue Edicte, flet8 wird darin zur Anzeigerei aufgefor: 
dert‘. Ebenfo nothwendig folgte daraus, daß das Volk, befonderd in Rom, alles von der Re⸗ 
gierung verlangte, daß der Beamte, welcher für die Proviantirung Roms wie für die einer ſtets 
mit Belagerung bebrohten Stadt zu forgen hatte, bei dem Papft viel galt, deſſen Popularität in 
feinen Händen lag. Diefer Beamte gab venn Befehle, z. B. daß jeber ben dritten Theil ſeines 
Feldes mit Getreide anzubauen habe, aber er gab die Mittel dazu nit. Die Arbeiter mußten 
ſchon damals Häufig aus dem Neapolitanifchen herbeigerufen werben. 

Natürlich war unter folden Umfländen ver Staat, ob er gleich wenige Truppen unterhielt, 
Schulen und Straßen im Argen lagen, in großer Zinanznoth. Sein Papiergeld genoß um 
1760 feinen Credit, man verlor daran, konnte auch nur größere Werthe wechſeln Iaflen, das 
Silber war verfhmwunden. Die Staatsfchuld berechnete fi auf 400 Mil. Br. Da die Lebens: 
mittel infolge dieſer Tibelftände immer theuerer wurben, fo brad das Volk [don 1782 in Grgen- 
wart des Papfted in aufrührerifche Rufe aus, der Staatsbankrott erſchien befonder bei der 
Prachtliebe des Papfles Bius VI. immer unvermeidliher. Nach viefem mag bie oft wieberge- 
faute Behauptung beurtheilt werben, daß Stimmung und Finanzlage erft durch die Sranzöfliche 
Revolution ſchlimm geworben feien. 

Eine Goldquelle waren feit lange die von den päpftlichen Kanzleien, beſonders von der Da⸗ 
terie ertheilten Dispenfationen von kirchlichen Verboten und Verbriefungen geiſtlicher Würden. 
Die Daterie iſt, ſchreibt der franzoͤſiſche Geſandte 1779, eine Art von Bureau, wo man bie 
Gnaden, deren Gewährung gratis das Trienter Goncil befahl, erhandelt und verkauft. Aber 
ba für die apoftolifhe Kammer und für eine Unzahl Perſonen mit dieſer Agiotage viel verloren 
ginge, fo darf man nicht hoffen, daß ein Papft ven Muth habe, ihre Abſchaffung durchzuſetzen. 
Aus demjelben Grunde, da auch Cardinäle pabei betheiligt feien, daß der Schleier nicht von den 
Misbräuchen gezogen würde, hoffte oder fürchtete diefe ein Eingeweihter nie. Daher jchreibt 
jener Geſandte, ſelbſt Cardinal-Erzbiſchof: „Will man ih in Rom erbauen, fo muß man in die 
Kirchen zu den vierzigftündigen Gebeten gehen; man hüte ſich aber fehr, die Sitten des Landes 
oder dad Verfahren und die Manieren ver Rehtöpflege, oder die Übertragung von Pfründen 
und von ven wictigften Amtern zu erforſchen.“ Diefes veranlaßte die Regierungen zunächſt, 
die finanzielle Reform in ihrem Bereiche felbft einzuleiten. Den 4. Sept. 1782 ſchreibt der 
Garvinalgefandte infolge der Maßregeln, welche auch die bourbonifchen Höfe Italiens unter An- 
führung des Kaiferd Joſeph IL. ergriffen: „Da ver Heilige Stuhl den größten Theil feiner Er- 
nennungen (zu Pfründen) in Italien verliert, wirb er fi außer Stand fehen, die Dotation für 
die Prälatur und für das Heilige Collegium zu geben. Nur die Einziehung der Kloftergüter 
kann ihm die Mittel dazu bieten.” Diefer Ausfall im Tribut ver fremden Völker war zugleich 
ein Schwerer Verluft für dad Land, da Pius VI. nit daran dachte, etwas von der Pracht feines 
Hofhalts, megen deſſen die Fremden ihn rühmten, zu vermindern. Die Einnahme, welde vie 
Daterie jährlich aus Frankreich bezog, ſchwanken zwiſchen 3—600000 Fr., wozu jährlich 
etwa 360000 Fr. Annaten fommen. Der fpanifche Hof fol jährlich gegen eine Million (2) 
für Heiligipredungen an die Curie bezahlt Haben. Diefe Summen waren zum Theil durch die 
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Taufende von Schmarogern verfhlungen worven, welche als Elienten der Cardinäle und Prä- 


Iaten herumſchlichen. Und jest, pa die Aufklärung und bald die Revolution die gewohnte Ma 


ſtung verfagten, warf fich dieſe Horde auf den Kirchenftaat. Deſſen adriatifche Provinzen waren 
um fo bereiter, fih der Revolution anzufchließen, da feit 1780 ver Papft in cehtralifirenver 
Abficht ihre Munisipalprivilegien beihränft Hatte. Seit 1796 gehörten fie zu den transalpi- 
nifhen Republiken und zum Königreich Italien. Sie zahlten an Napoleon flarfen Blut- und 
Geldzehnt, genofjen aber bürgerliher Verwaltung. 

In Rom hielt die große Mehrzahl zum Papft, nicht blos weil Hier dad Mark der Provinzen” 
verzehrt wurde und die Kunſt- und Prachtliebe der legten Päpfte eine Menge reicher Fremder 
nach Rom gelodt hatte; die Haltung des Papſtes Pius VII. und die der niedern Beiftlichkeit 
war Napoleon gegenüber würbevoll; die Schmälerung der Einfünfte der Curie und ihrer Mit: 
eſſer theils durch die Entziehung der Provinzen feit 1796, theild durch die Verfürzung der Da- 
terietaxen, die Einziehung der Kloftergüter, von denen viele Arme und Kaufe mit gelebt hatten, 
die Impertinenz der Franzoſen, vie republifanifche Komödie, die Bontinentalfperre, welde die 
gewohnten Colonialmaaren und englifche Inpuftriewaaren nebft ven Englänvern jelten machte, 
die Konfcription machten die Franzoſen verhaßt, zum Theil ſchon lange ehe fie 1809 ven Papft 
fortführten und Rom dem Kaiferreich einverleibten. Diefed wurde ald eine zur Nothwendigkeit 
gewordene, berechtigte Zurüdnahme ver Schenfung Karl's des Großen durch den Wiederauf: 
richter feines Reichs dargeftellt. Napoleon hoffte durch die Verpflanzung des päpftlihen Sitzes 
nad Frankreich feine Herrſchaft über die Geifter zu befefligen. Seit die Treulofigfeit der nea⸗ 
politaniſchen Bourbonen ihn gendthigt hatte, Neapel zu erobern, blieb dem Kalfer bei der Un: 
beugfamfeit des Papftes, welcher fter8 die Partei Oſterreichs und Englands nahm, beinahe Feine 
andere Wahl, als fich zum Herrn des ganzen Kirchenſtaats zu machen. Die Engländer konnten 
durch eine Landung und Feſtſetzung bei Ancona ftetd das franzöfifche Heer in Neapel abſchnei⸗ 
den, deſſen Aufftellung hier ald Operationsbaſis gegen die Türfei für Napoleon doppelt wichtig 
war. Rom war in den Augen Napoleon’3 I., was es in denen Napoleon’8 II. ift, die Baſid, um 
ich Neapels zu verfihern. Es find wol des Kaiſers eigene Gedanken, welde ihm fein DMinifter 


deö HAußern, Ehampagny, in Denkfchriften 1810 vorhielt: „Wenn e8 eine Stellung gibt, welche 


die Leidenfchaft des Ehrgeizes aufd äußerſte reizen muß, fo ifl ed bie Stellung eines Menſchen 
zwifchen einer großen geiftlichen und einer ſchwachen menfhlihen Gewalt. Ex wirb verſuchen, 
diefe weltliche Gewalt ebenfo ſchrankenlos über Kürften und Völker audzubehnen wie jene, und 
zwar durch die Hebel, welche die geiftliche Gewalt ihm bietet. Kaum waren bie Päpfte durch 
die Schenkung Karl's des Großen in die Reihe ver weltlihen Souveräne getreten, ald fie unbe- 
grenzte Vorrechte an fi riffen; da die beiden Ehrgeize, welche nun im Charakter der doppelten 
Gewalt des Papſtthums lagen, gleichen Schritt hielten, prätendirten bie Päpfte zu gleicher Zeit 
Richter über den Glauben und über die Kronen zu fein, DVertheiler geiftliher Gnaden und der 
Kronen; endlich wagten fie jih unfehlbar zu nennen und dad Privilegium ſich anzumaßen, Kö- 
nige zu ercommtuniciren und abzufegen. Diefed unterfland ſich erſtmals Nikolaus I. kurz nad 
der Landſchenkung Karl’8 gegen einen der nächſten Nahfommen Karl's, und dafjelbe wäre zu 
fürdten, wenn ver Papſt Landesherr bliebe und Kaijer Napoleon auch ſchwache Nachfolger 
hätte.’ 

Rom, welches im Jahre 1793 noch 167000 Einwohner gehabt hatte, zählte 1813 nur noch 
117000. Die Eaiferlihe Regierung brachte aber in viele Verhältniffe Roms und des Kirchen 
ſtaats die nöthige Ordnung; viel faules Fleiſch wurde weggeäßt, die weit hinaufreichende Bettel- 
baftigfeit troß vieler Noth gemäßigt, und ald die Siege der verbündeten deutſchen und flamifchen 
Bölfer und Fürſten dem Papft 1814 die Rückkehr nad Rom öffneten, fanden ſich feine Finanzen 
unverhofft merklich gebeſſert. Aber erſt ver Schrecken über die Nüdfehr Napoleon’d von Elba 
veranlaßte den Wiener Kongreß im Frühjahr 1815, mit nur geringer Berückſichtigung ver 
Aniprüde, welde Ofterreid auf den Kirchenſtaat erhob, die Wiedereinfegung des Papſtes 
felbft in die Romagna zu befchließen. 

Der Zuftand des Kirchenſtaats feit der Reftauration, der Epoche von 1814, war lange 
zugleich befannt und ein Geheimniß. Selbft die meiften unter denen, welche Rom felbfl ge⸗ 
jehen hatten, brachten widerſprechende, vereinzelte Ginprüde mit nad Haufe. Daß die Gunft 
eined Garvinald in der Regel mehr vermöge ald gutes Net, wußten bie meiften. Die 
„patriarhalifchen Zuſtände“ des Prieſterregiments hatten aber auch allerorten ihre feuerigen 
Lobredner; mir erinnern und noch lebhaft des Eindrucks, welchen ein Gefpräd darüber mit 
Pater Lacorbaire auf und machte. Das Memorandum der Mächte nach dem Aufftande von 
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1831 zu Gunſten einer bürgerlichen Verwaltung für das ganze Land warf ſtarke Streiflichter 
über das biöher mit curialem Schweigen Bedeckte. Aber man erfuhr nicht, melde Reformen 
realifirt wurden oder nit. Die blutigen Gewaltthätigkeiten ver Erhebung vom November 
1848 gegen den biöher fo himmelhoch gefeierten Pius IX. mußten als Nechtfertigung ver 
Wiederherſtellung der Zuſtände von 1845 und noch härterer Maßnahmen dienen. Erſt pas 
abermalige plögliche Zufammenbrechen ver päpftlihen Herrfhaft in der Romagna auf bie 
Nachricht von der Schlacht bei Magenta verfchaffte einen reihen Stoff zur Documentirung der 
merkwürdigen Zuftände des ſchoͤnen Königreihd. Wie in andern Ländern Italiens Hatten 
ernſte Lirkundenforfcher auch im Kirchenſtaat auf den Tag ber Freiheit Documente gefammelt 
und die Städte wurben jet aufgeforvert, aus den zurücgelaffenen Kanzleien der geflüchteten 
geiftlichen Regenten daß irgend für die Negierungdart berfelben Charakteriſtiſche zu Händen zu 
ſchaffen; fo fonnte fhon im Frühjahr 1860 Gennarelli zwei flarfe, enggedruckte Quartbände 
„Documenti sul governo pontificio‘ herausgeben. Schreiber dieſes kam in Bologna fofort in 
ihren Befig. Aber fein Eifer, aus diefer Sammlung, deren Echtheit anzufechten nienand 
wagte, das Wichtigfte mitzutheilen, fühlte fi bald fehr ab. Der Inhalt war ein fo düſterer, 
die Folterung der berechtigtſten, ebelften Regungen machte beim Leſen einen fo peinlichen Ein: 
druck, daß man fich diefer Arbeit um fo mehr zu entziehen wünfchte, als viele Thatfachen vor: 
ausfichtlich bei denen feinen Glauben finden konnten, welche ver Belehrung am bevürftigften 
waren. Hängt doch Heute noch für viele Die Überzeugung, es müſſe unter dem Krummftabe 
auch in Italien doch nicht fo übel wohnen fein, mit ihrem veligiöfen Glauben feit zufanımen, 
Nur ein Mann von firhlier und wiſſenſchaftlicher Autorität, nur ein eifriger Katholik 
fonnte diefen Bann brechen. Diefes ift dann von Döllinger In feiner vielgenannten Schrift 
„Kirche und Kirchen, Papſtthum ynd Kirchenſtaat“ (Münden 1861) gefhehen. Er, ver 
Sohn eines deutſchen, fürftbifhäflicden Beamten hat aud den ungeheuern Unterfhied jenes zu 
Ende des vorigen Jahrhunderts in Deutfhland geflürzten weltlichen Regiments ver Kirchen: 
fürften von dem im Kirchenſtaat herausgehoben; die Beamten jener Rand und Leute regierenden 
beutfchen Kirchenfürften waren Laien bis in ihre Minifterien hinauf; alle böhern Beamten: 
fteflen im päpftliden Staate aber find Klerifern ausfchließlih vorbehalten. Das ift der 
„Schweif des Drachen“. Dökinger hat die von Gennarelli gebotenen Documente und an: 
dere mannichfaltige Zeugenausfagen zugleih mit kindlicher Schonung und mit männlicher 
Wahrhaftigkeit benugt, und wir glauben der Wahrheit, den Thatſachen am beften Gehör und 
Glauben zu verfchaffen, indem wir im Folgenden gewiflenhaft, nach der Zeitorpnung anein: 
ander gereihte Stellen aus Döllinger ganz in ihrem Sinne wiebergeben: ‚Der Staatöfecretär 
(ſtets ein Cardinal, der oberfte, eigentlich der einzige Minifter des Kirchenſtaats) des aus dem 
franzöfifhen Eril zurüdgefehrten Pius VII., Eonfalvi, erklärte in dem Motuproprio von 
6. Juli 1816, welches die Verwaltung des Kirchenſtaats beftimmte, früher babe im Staate ein 
Aggregat von manderlei Gebräuchen, Geſetzen und Privilegien befanden; da fei e8 nun ein 
Bortheil und göttlihe Fügung, daß durch die Uinterbrehung der papftlichen Regierung und 
während diefer (franzöſiſchen) Zwiſchenherrſchaft alle dieſe Ungleichheiten aufgehoben, Ginbeit 
und Gleihförmigfeit eingeführt worben fei. Aber Conſalvi's Einheit und Gleihförmigfeit 
war beftructiv.” (©. 548 und 549.) „Gonfalvi trat bereitwillig dieſe Erbſchaft der Nevo- 
Iution an. Darin jedoch wid er von dem franzöfifhen Syſtem ab, daß er vie Gewalt wieder in 
geiftlihe Hände legte. Die 17 Delegaten entſprechen ven franzöflfhen Bräfecten, müflen Prä⸗ 
Taten fein, entſcheiden über alles und haben eine blos berathende, von Rom aus ernannte Ver: 
ſammlung zur Seite. Zugleich ſteht ihnen die Ernennung der Magiftrate zu, melde die Ver: 
waltung der Commune führen, und in denen aud) Beiftlihe, den Laien vorgehende Mitglieder 
ſitzen.“ (S. 550.) „Im ganzen war die ®ewalt ver Geiftlichfeit in der weltlichen Regierung be⸗ 
deutend größer geworden, al8 fie es früher getwefen war. Wie die alten Lokalrechte wurde das 
feit einem Jahrzehnd oder länger Herrfchende geſammte franzöftfche Recht in allen Zweigen ab⸗ 
geſchafft; einftweilen jollte das Kanoniſche Recht und die päpſtlichen Gonftitutionen älterer Zeit, 
eine faft unüberfehbare, verwirrende Maſſe von zum Theil wiberfprechenden Verfügungen, bie 
Stelle vertreten.” (S. 553.) 

Döllinger hebt dabei nicht gehörig hervor, daß während bes italienifchen Königreichs, wel⸗ 
ed die Romagna, die Marfen, Umbrien mit Oberitalien vereinigte, und der Einverleibung des 
ſüdweſtlichen Kirchenſtaats in das franzöftfche Kaiferreich die Bevölkerung ganz andere Ideen 
und Bebürfniffe eingefogen Hatte. Ein früher unbekanntes, bürgerliches und militärifches 
Ehrgefühl moderner Natur mar geweckt worden. Diefes Ehrgefübl beſonders ſträubt ſich 
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gegen bie unbeſchränkte Herrſchaft des Klerus In weltlichen Angelegenheiten, und deſſen Herr⸗ 
ſchaft war aljo jetzt ausgedehnter, durch den Widerſtand gereizt und viel fchärfer als vor 1796. 
War ed möglich, daß der neue, gärende Wein in ven Enapper gewordenen alten Schläuden 
hielt, welche mit parifer Lappen zugeflidt waren? 

Dog laffen wir Döllinger wieder das Wort in Schilderung ded Beamtenthums, melden 
die Leitung der complicirten Staatsmaſchine, „unftreitig dad complicirtefte von allen euro⸗ 
päiihen Verwaltungsſyſtemen“ (S. 551), anvertraut war und ift, welches alle möglichen 
Verhältniffe des bürgerlichen Lebend, nach Unterbrüdung det provinzialen und perfönlichen 
Selbftändigfeit, millfürlih regelt und beherrſcht: „Es war fon vor 1823 längft bemerkt 
worden, daß ein geiftliher Beamtenorganismus, eben darum weil die Glieder deſſelben Priefter 
und mit fo großen Standesvorrechten begabt feien, allzu fehr der feften Disciplin ermangele, daß 
ed keine Geſetze, feine Mittel gebe, jie in Schranken zu halten, daß nur die Hoffnung des Vor: 
rüdens bei ihnen wirke.“ (&.557.) „Die Pflanzſchule, aus welcher die Regierung ihre (höhern) 
Beamten nahm, war jene Klafje römifcher Abbates, welche mit ſehr unzureichenden juriftifchen 
und ohne alle ſtaatswirthſchaftlichen Studien, mehr abgerichtet als gebildet, befler vertraut 
mit den kirchlichen Geremonien ald mit ven Verwidelungen und Interefien des bürgerlichen 
Lebens, ihr Vertrauen auf das Patronat eined Cardinals oder Monfignore (Prälaten) fegend, 
in Rom felbft nur ſehr geringes Anfehen genoffen, in den Provinzen der Mehrzahl nad min 
deſtens nicht beliebt waren.” (S. 550.) So weit Döllinger; wir jhieben dann und wann 
etwas ein, was ihm nicht minder befannt fein muß. 

Jeder Garbinal betrachtet fi mit Recht als den möglichen künftigen Bapft; er nimmt eine 
Stellung im Staate ein, wie einft in Branfreich die Prinzen von Geblüt. Jeder dieſer kirch⸗ 
lien Prinzen gehorcht dem bürgerlichen Geſetze, welches er als foldhes gering hält, nur wann 
und fomeit er mag. „Der reactionäre Sarbinal Matte’, fchreibt Döllinger, „ließ die Edicte 
des Stuatsfecretärd in feinem Sige Velletri durch feine eigenen Shirren abreißen.“ (S. 553.) 
Diejes war nicht blos ein vereinzeltes, perfönliches Wagniß, fondern es lag im Princip. „Der 
Cardinal de Luca conftatirt das Princip, daß die Gefege und Verfügungen des Papftes als 
weltlichen Fürſten für die Geiſtlichen nicht verbindend feien, wenn nicht ausdrücklich gefagt fei 
oder aus dem Inhalt präfumirt werben müffe, daß er zugleich als Kirchenoberhaupt das Geſetz 
gegeben habe.” (S. 580.) Diefed Beifpiel wirkte natürlich anſteckend auf die Maſſen; in dem 
energifchen Bologna hörte Dillinger dad Sprichwort, welches den Mangel an abminiftrativer 
Disciplin charakteriſirt: „Bei und befiehlt die eine ‚Hälfte, die andere gehorcht nicht““, — iſt das 
nicht wie ein Zuftand der Revolution? Wer follte nicht Döllinger’8 Urtheil beiflimmen, daß 
die Beiftlichfeit nicht gewohnt fei, nach dem objectiven Rechte, ſondern nad) ſubjectiven Motiven 
zu handeln, und daß fo die Willkür über dad Geſetz geftellt werde? 

Bei den untergebenen Beamten, welche Laien find, nimmt auch nad Döllinger dieſe 
Willfür die Form ver Beftechlichkeit an. „Dieſen gering Befolveten fehlt jener moralifche Hebel, 
ohne melden die modernen Beantenflaaten nicht wohl beftehen fünnen: dad Gefühl der Stan: 
desehre und der Einfluß des Eorporationdgeiftes. Die Verſuche, ver geſetzwidrigen Ausbeu⸗ 
tung folder Amter durch ihre Inhaber vermittelft gefhärfter Aufficht zu wehren, vermehrten 
nur das Spionirwefen mit feinen verderblichen Wirkungen.‘ (S. 558.) „Auch über die Art ver 
Anftellung wurde geklagt. Jenes Suftem langer vorbereitenver Studien und wiederholter 
jorgfältiger Prüfungen, durch welches andere Staaten Bürgfchaften für gerechte Vertheilung 
der öffentlichen Amter darbieten, war dort unbefannt. Der Laie mußte irgendeiner religiöfen 
Aggregation angehören, mußte der Schügling eines Prälaten, eines Garbinald oder eines 
Moͤnchsordens fein, un auch nur zu einerunterften Stelle zugelangen.” „Der Geiſtliche ſteht als 
Schildwache am Eingange jever Garriere, denn er hat die Zeugniffe über Reltgiofitätund Erfüllung 
der kirchlichen Verpflichtungen auszuftellen, ohne melde niemand zum öffentlichen Dienfte zuge= 
lafjen wird.” „So waren die weltlihen Beamten die gezwungenen und häufig die ſtets bedürf⸗ 
tigen Glienten der Prälaten. Die Folge von allem war, daß die vornehmern und gebildetern 
Stände fi größtentheils, und zwar gerade bie unabhängigen, fich felbft achtenden Gharaftere 
unter ihnen, vom Staatsdienſte abwandten und, eben damit zur Unthätigkeit und Inhaltslofig- 
feit des Lebens verurtheilt, unvermeidlich Die Mafle der Unzufriedenen und gelegentlid) die der 
Gonipirirenden vermehrten.” (S. 572 und 614.) Alle dieſe Zeitwörter können ebenfo gut in 
die gegenwärtige Zeit verfegt werben. Diefe Unzuverläffigkeit der Beamten ließ ſchon 1831 
die päpſtliche Herrichaft bis in Die Nahe Rome wie ein Kartenhaus zufammenfallen, 

Ob Beamter over nicht, der Laie ift gegen den Geifllihen vor Gericht überall im Nachtheil: 
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„Das Misverhältniß liegt in der Ungleichheit der ſocialen Stellung, welche die Kleriker durch⸗ 
weg zu den Herrſchenden, die Laien zu Dienenden macht, welche in jedem amtlichen und privat⸗ 
-perfönlichen Conflict zwifchen einem Laien und einem Kleriker alle Bortheile in Die Hände bes 
legtern legt, und das Unterliegen des erflern vorhinein wahrſcheinlich macht. Die Beiftlichkeit 
hat ihr privtlegirted Forum (Gerichtsftand), ſodaß, wenn ein Beiftliher und ein Laie fi an 
Binem Verbrechen betheiligen, fie von verſchiedenen Gerichtshoͤfen gerichtet werben. Aber auch 
pie Beftrafungen find verſchieden. Die priefterlihen Schulvigen haben das Vorrecht, immer 
milder geflraft zu werben als die Laien.” Als Beleg werben vie 1852 vor dem Gericht in Eng: 
land erhobenen Schlechtigkeiten des Dominicaners Achilli angeführt (S. 615 und 581), Wer 
find aber die vielgenannten „Prälaten“? Unter ihnen finden fig die impertinenteften Intri- 
guanten, melde fich ſtets auf jene ihre Vortheile bei ven Autoritäten und Berichten verlafien. 
Auf die Rathſchläge der befreundeten Megierungen im Mai 1831, der Papft möge die bürger⸗ 
liche Verwaltung dazu befähigten Laien anvertrauen, „erklärte die päpſtliche Regierung in einer 
officiellen Gegenſchrift: fie weiſe alle dieje Forderungen zurüd. Die Ausſchließung der Laien 
von den höhern Ämtern fei dadurch gemilvert, daß man Präfat werben önne, ohne Vrieſter zu 
fein, blos durch Anlegung des Gewandes und Beobachtung des Coͤlibats““. In einer Anmer: 
fung antwortet darauf Döllinger (S. 591): „Kaum mochte fi jemand durch die Hinweiſung 
auf jenen Theil ver Prälatur befriedigt fühlen, welcher aus Raten befteht, die nur als Prieſter 
maskirt find. Es ift begreiflich, daß ſolche Zwitterweſen, die, wie man meint, ihre Amphibien: 
ftellung nur aus Ehrgeiz oder Geldgier eingenommen haben, nicht hoch in ber Öffentlichen Mei- 
nung ftehen, und daß die Verheiratheten, denen dieſe halben Geiftlichen im Amte vorgezogen 
werben, ihre Zurüdjehung nur um fo bitterer empfinden.’ 

Diefes find in ver Natur des Kirchenſtaats wurzelnde übel. Da ver Bapft durd bie 
Stufen folder Collegen mit ihrer Hülfe aufgeftiegen, von ihnen gewählt ift, fo muß er ihre 
Privilegien befhügen. Da feine eigenen fürftlihen Streitmittel ſchwach find, muß er jeine 
priefterlichen und die Hülfe fremder Staaten aufbieten. Als infolge der Julirewolution im 
Bebruar 1831 bis in die Nähe Noms alles, auch Beamte und Soldaten, vom Papft abflelen, 
graute ed dem neugewählten Bapft Gregor XVI. vor den Volkselementen in Rom, den berüd: 
tigten Anwohnern des Biminal, welche fih für ihn bewaffneten, während ver Bürgerſtand ſich 
fill Hielt. Nachdem ver unorganifirte Aufftand durch die Öflerreichiichen Truppen nieberge- 
worfen war, ließ fich vie päpftliche Regierung nur zu allgemeinen Verfprehungen „conferva= 
tiver Inftitutionen” herbei. „Man hat es nachher“, fchreibt Döllinger, „im In= und Aus⸗ 
lande der Regierung bitter vorgeworfen, daß im Grunde unter dem damaligen Bontificat, das 
noch über 15 Jahre währte, von dem allen nichts erfüllt worben ſei.“ (S. 564.) „Die kurz 
vorher erlaffenen Evicte wurden in Rom widerrufen oder unaudgeführt gelaffen. Natürlich 
berrfähte wieder allgemeines Misbehagen. Bon da an verfchlimmerte ſich die Lage mit jedem 
Jahre. Die aus den unterften Klaffen gebilveten „päpftlihen Volontärs“ übten argen Terro— 
rismus, und politifhe Mordthaten, durch vie revolutionäre Partei begonnen, wurden immer 
häufiger, die Regierung warb unvermeidlich immer argwöhniſcher und quäleriſcher; man ver: 
ließ jich auf den vierfadhen Arm ver Öfterreicher, der Franzoſen, der geworbenen Schweizer-- 
regimenter und der eigenen Truppen und der Sanfebiften und ver Volontärs. Die Spionage, ’ 
doppelt verhaßt bet einer Priefterregierung,, da das Volf fofort Misbrauch religiöfer Mittel . 
dabei argmöhnt, warb im großen Maßftabe getrieben.” (S. 567, 568.) „Beftänpige Militär- 
commiſſionen richteten die wegen politifher Ausfchreitungen Angeklagten nad -willfürlidem 
Verfahren.“ (S. 569.) Streng katholifhe Männer, wie Graf Cäſar Balbo, erklärten es für 
einen großen, jittlihen und politifchen Fehler, daß den liberalen Verſchwötungen der Grund: 
befiger gegenüber ein Landſturm ihrer Tagelöhner bewaffnes würde, welcher unter ver Reitung 
fanatifder Priefter und berüchtigter Subjecte ftand. Döllinger fagt darüber: „Die päpft- 
lichen Behörden Hatten bie fepimillige, gleichfalls ungefegliche Affociation der Sanfebiften auf- 
gemuntert, die ihnen bald über ven Kopf wuchs und vorzugsweije aus den ärmſten und nie: 
drigſten Klaffen ji ergänzend, in einigen Gegenden thatfähli der Regierung fi bemad- 
tigte.“ Thatfache ift, daß Grundbeſitzer die Felddiebſtähle des benachbarten Proletariats wieler- 
orten ruhig geichehen Taffen mußten, wenn fie nicht denuncirt und eingejegt werden wollten. 

Dölfinger beklagt fehr vie von Prieftern geübte polizeiliche Allgewalt, wodurch Die orbent= 
lichen Gerichte lahm gelegt wurden; ex beflagt e8, daß politifche Vergehen von Prieftern beftraft 
wurden, welche nad ihrer Art Gefinnungen ald Beweiſe der That nehmen und ſcharf ahnen. 
„Der Staatöjecretär Cardinal Bernetti verfügt bezüglich eines Mannes, dem nichts nachge⸗ 
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wieſen werben konnte: bei der erſten bertretung ſolle ton nicht nur die geſetzliche Strafe (da⸗ 
für), ſondern noch nebſtdem fünfjährige Zwangsarbeit treffen.” („Documenti“, II, 595; 
Doͤllinger, S. 616.) Seltſam iſt, daß das geiſtliche Gericht ſich die Unterſuchung und Be⸗ 
ſtrafung aller geſchlechtlicher Vergehen vorbehielt. Durch ſeine Eingriffe in das Privatleben 
machte es ſich beſonders verhaßt. „Der Cardinal und Biſchof von Sinigaglia verordnete im 
Jahre 1844, junge Männer und Mädchen dürften einander keine Geſchenke geben und die 
Väter dies nicht dulden, im Übertretungsfalle ſollten Väter und Söhne oder Töchter mit Ge⸗ 
fängniß von 15 Tagen büßen.“ (S. 574.) „Ungeachtet der Milde“, ſagt Döllinger weiter, 
S. 576 und 621, „welche man der Inquiſition nachrühmte, war dieſe doch verhaßt und gefürchtet, 
weil ſie von dem Grundſatze ausgeht, daß jeder, der um ein in ihr Forum einſchlagendes Ver⸗ 
gehen wiſſe, ſtrafbar ſei, wenn er es nicht anzeige, der Denuncirende aber durch dad Geheimniß 
geihügt if, und der Angeflagte die Namen des Anklägers und Zeugen nie erfährt. Im Jahre 

»1841 erließ der Inquifitor zu PBefaro, im Jahre 1856 erließ der Inquifltor in Ancona ein 
langes Ediet, worin wieder unter Androhung der ſchwerſten Genfuren die Denunciation jedes 
kirchlichen oder religiöfen Vergehens, welded jemand an andern mahrgenonmen babe, allen zur 
firengften Pflicht gemacht wird, ſodaß eine Magd z. B. in ven Bann verfiele und firaffällig 
würde, wenn fle verfäumte, ber Inquifition anzuzeigen, daß jemand im Haufe an einem Feier: 
tage oder Sonnabend Fleiſch gegeflen habe.“ 

Iſt es da zu verwundern, wenn „ber Legat Maſſimo aus Imola am 12. Aug. 1845 be: 
richtet: der Stolz der Bendlferung made ihr das Prieflerregiment unerträglich; vom Patricier 
bis zum niedrigſten Ladenjungen hinab feien alle verſchworen, jeden von den Behörben Ver: 
folgten zu beihügen und der Strafe zu entziehen. Viele Beamte und Geiſtliche ſeien geneigt, 
ſich mit den Neuerern zu verfländigen; man müfle bie ganze jeßige Generation von 18 Jahren 
an aufwärts für verloren geben, denn fie fei grundfäglich feinpfelig gegen die Regierung, und 
man werde fih immer mit ihr Im Kriegözuftande befinden. Der Governatore von Rom meinte 
in feiner Antwort: Nach vielen, aud von anderwärts her, eingelaufenen Berichten verhalte 
es fich freilich fo; zugleich aber berührte er eine Hauptquelle des Ubels: die gegwungene Thaten- 
Tofigfeit, den Mangel an befriedigender Thätigfeit, welden dad Regierungsſyſtem mit fid 
bradte”. („Documenti“, I, 66 ; Döllinger, S. 594.) Das felbft vom Papft Gregor XVI. an: 
erkannte (S. 565) Bedürfniß einer großen Reform der bürgerliden Verwaltung des Kirchen: 
ſtaats konnte lange nicht zur Geltung kommen, da hochbetagte Greife zu Päpſten gewählt wur⸗ 
den und eine ungeheuere Solivarität von Leuten in hohen bis in vie niedrigften Klafien herab 
beftand, melde bei Erhaltung der unzähligen Misbräuche flarf interefjirt waren. Die Re⸗ 
formen Pius’ IX. wurden durch dieſes Complot gehemmt, bis fie von der Revolution bictirt 
mwurben und als unfreiwillige feinen Dank noch Glauben fanden. Welchen Wiberftand fand 
Roffi im Herbft 1848 mit feinem Plan einer geordneten Laienregierung von feiten einfluß- 
reicher Prälsten! Diefe Partei umgarnte ven nah Roſſi's Ermordung nad Gaeta geflücdhte- 
ten Papft und gab ihn in die Gewalt Antonelli's. 

Nachdem die Reformen Pius’ beinahe alle wieder abgefhafft waren und die weltliche Herr: 
ſchaft der Priefter, foweit nicht die fremden Generale fie, 3. B. das Net über Tod und Leben 
ohne irgendeine Mitwirfung der päpftlihen Behörden, an ſich geriffen hatten und die Inqui⸗ 
fition wiederhergeſtellt war, kehrte Pius nach anderthalbiähriger Abweſenheit 12. April 1850 
zwifchen ven Bajonneten ver Franzoſen nah Rom zurüd. Wie düſter war fein Empfang im 
Bergleih mit der Rückkehr Pius’ VII. im Jahre 1814! Die Ofterreicher batten ſich bis über 
Ancona herab feflgefegt und erhoben 10 Jahre lang für ihren Unterhalt ſchwere Summen, 
übten Gerechtigkeit mit Pulver, Blei und Stodftreichen bi8 zum Tode auch an gebildeten Män- 
nern, während Räuber Heinere Städte plünderten. Die Franzoſen liegen es fih mit Kafer- 
nirung genügen, aber fie höhnten päpftliche Behörden. Dennod find fie unentbehrlich, ihr 
Abzug würde als einer Preidgebung des Papfted in vie Hände ver Revolution gleichgeachtet. 
Denn es ift nicht abzuſehen, mann fi der Bürgerftand je mit der weltlichen Herrſchaft der 
Priefter zufriedengeben follte. Die Prälaten aber wollen lieber die Kirche, die Religiofität der 
Italiener, ven Papſt ven größten Gefahren audfegen, als auf ihre weltliche Herrfchaft verzichten, 
zu deren Handhabung fle ebenfo wenig Fähigkeit als Credit haben. Und bei biefem allem wird 
es als ein Glaubensſatz geprevigt, vie Erhaltung ver weltlichen Herrſchaft fei für pie Unabhän- 
gigkeit ver Kirche noͤthig. Die Prälatenpartei fagt, im Kirchenſtaat müffe e8 ſich eben dar⸗ 
ftellen , wie Hoch von Rechts wegen ver Kleriker Über alle weltliche Gewalt geftellt fei, ver we⸗ 
ſentlich geiſtliche Charakter des Papftes heifche Died; und wie koͤnnte man in andern Ländern 
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den privilegirten, exemten Gerichtoſtand des Klerikerd auch in weltlichen Dingen, 5.8. bei 
Klagen gegen ihn wegen nicht bezahlter Geldſchulden, die bifhöfliche Gerichtobarkeit fort und 
fort verlangen, wenn dieſes alles nicht im Kirchenſtaat völlig erhalten bliebe? Der Kirchenftant 
muß in feiner Art ein Mufterftaat fein. 

Ebenſo harınädig war aber feit 1849 ver ganze Bürgerftand im Kirchenſtaat und iſt es 
noch in Rom. Man will durchaus nicht mit dem weltlichen Priefterregiment zufammenwirfen, 
auf die Gefahr hin, daß die Öffentlichen und die eigenen Privatintereflen bitter darunter leiven. 
Dillinger fagt (S. 623): „Die Brälaten und Delegaten berichten fortwährend über den fofle= 
matiſch feindjeligen Geiſt der Bevölkerung, ihre Weigerung, irgendein Communalamt, welches 
mit der Negierung in Berührung bringe und die Verfügungen berfelben zu handhaben nöthige, 
zu übernehmen.” Da die Gemählten vorausſichtlich lauter entfhienene Feinde der beſtehenden 
Priefterregierung wären, bat der Cardinal-Staatsſecretär Antonelli 29. April 1854 verfügt, 
dad die Wählercollegien zu Befehung der Gemeinderäthe, von denen ſoviel Gutes laut ver: 
heißen worden war, gar nicht einberufen werden ſollten. Der englifche Gefandte bezeugt, daß 
die päpſtliche Regierung bei der Feindſeligkeit der Bevölkerung gar nicht anders handeln konnte. 
Wie im übrigen fortregiert wurde, möge Döllinger (S. 579) fchildern: „In den traurigen 
Zeiten feit 1848 erzeugte dad Syfiem des mallenhaften Ginferferns in den ungejunden Ge— 
fängniffen noch größere Erbitterung. Der Governatore von Faenza ftellte im Jahre 1853 
vor: man habe eine große Anzahl von Perjonen ohne Verhoͤr, ohne Proceß, vielleicht ſelbſt 
ohne Verdacht bloß zur Vorſicht in die Gefängniſſe gebracht, wo fle nun ſchon jahrelang ſich be: 
fänden. Mehr ald 450 Prorefle jeien nun ſchon feit vier oder fünf Jahren anhängig.“ 

Bekannt iſt, daß auf Die Nachricht von ver Schlacht bei Magenta in der Stunde des Abzugs 
der oͤſterreichiſchen Garnifonen in ver Romagna ſich eine proviſoriſche Regierung bildete, welcher 
e8 gelang, die unvermeidlich fcheinende Blutrache an den Prieflerregenten und ihren Helfers— 
beifern völlig im Zaum zu halten. Bekannt ift, daß im Herbſt 1860 Gavour durch ven Einfall 
in den Kirchenſtaat durch Vernichtung des päpftlicden Heeres Garibaldi zunorfam, welcher durch 
den Angriff auf Rom den ſchlimmſten Zufammenftoß mit Sranfreih hervorgerufen hätte. 
Diefed lauert vom Kirchenſtaat aus auf die Gelegenheit, vie Hand auf Neapel zu legen. Der 
gegenwärtige Kirchenſtaat befaßt die Grenzflädte Acquapendente — und weiter die Tiber 
entlang — Orta, Civita-Caſtellana, Fiano, Subiaro, Allatri, Ceprano, Terrarina. Der Kir- 
henftnat, welder bid zum Frühjahr 1859 no 748 Quadratmeilen hatte, und bei der Zaͤh⸗ 
Ling von 1853 eine Serlenzahl von 3,125000 aufwies, hat jept no 214 Quadratmeilen mit 
684000 Seelen, wovon 195000 auf Rom kommen. 

Es iſt fein Zweifel, daß ſobald der Papft durch ven Abzug ber Sranzofen feinen Unter- 
thanen entgegengeftellt würbe, fich die Bevölkerung wüthend auf die Priefterregenten flürzen 
würde; ein blutiger Kampf mit der päpftliden Truppe und den 4000 tüdhtigen Gensdarmen 
(Carabinieri) fönnte nur durch das Dazwiihenfommen ber Italiener verhindert werden. Ober 
ift zu hoffen, daß päpftlihe Reformen die Stimmung der Geifter ändern? Die Nachwelt wirb 
‚uber die Macht, welche das Gewiſſen, die Vernunft und der Fanatismus auf unfer Zeitalter 
üben, großentheild nad) ver Entſcheidung über das Los der biäher päpftlichen Untertbanen und 
über die damit verfhlungenen Fragen urtheilen. 

Wie follen aber die Provinzen des Kirchenflaats von der päpſtlichen Herrſchaft losgeloöͤſt 
werben? Sie find es vorerft mit demſelben Rechtötitel, unter welchem feinerzeit ver Papft bie 
Merovinger ihrer Herrfchaft über vie Franken entkleidete, unter dem ihrer Unfähigkeit dazu. 
Wie aber dieſe Thatfache in das europäiſche Staatsrecht aufgenommen werben fonnte, darüber 
belehrt und der Cardinal-Staasſecretär Bernetti in einer Unterredung , welche er im September 
1832 mit dem franzdfifchen Befandten Sainte:Aulaire hatte. „Meine perfönlice Meinung‘, 
fagte Bernetti, „it, daß die Säcularifation der Legationen unvermeidlich ift, fie wird etwas 
früher ober fpäter erfolgen; aber nie wird fie vom Papſt ausgefprochen werben, und er hat darin 
recht, weil ed ihm nicht zugemuthet werden kann, ben Haß auf fi zu laden, welchen eine rui⸗ 
nirte, gedemüthigte Eriftenz für die Cardinäle ihm zuziehen würde, und zweitens, weil dieſer 
einmal vom Papft freiwillig ausgeſprochene Act die völlige Nieverreißung der geiftlihen Re⸗ 
gierung zur unmittelbaren Bolge hat. Wenn das Verlangen ver Bölfer heute die Prälatur 
aus den Legationen verftößt, fo wird daſſelbe Verlangen fie morgen mit nicht weniger Gewalt⸗ 
thätigfeit aus den Marken und aus Umbrien verdrängen. Mit welhem Grunde würde ber 
Papſt das den einen Bewährte den andern verweigern? Das Verhältniß märe aber «in 
befferes, wenn ber Papft ven Großmächten wiche; durch fie in ven Rechten eines unabhängigen 


[ 


Kirchenvermögen 255 


Fürften verlegt, hätte ex wenigſtens feinen Völkern keinen fie ermuthigenden Beweis feiner 
Schwäche gegeben. Es ift befler, fich in den beſtimmt ausgedrückten Willen Europas ergeben, 
als ſich für beſiegt durch ſeine Unterthanen erklären und ſich ein Zugeſtändniß entreißen zu laſſen, 
welches durch ſeine Folgerungen ſchlimmer wäre als an und für ſich ſelbſt.“ So der Cardinal⸗ 
Staatsſecretär Bernetti. H. Reuchlin. 

Kirchenvermögen. 1) Was zunächſt die Frage nach dem Subject deſſelben betrifft, ſo 
beſteht darüber bekanntlich im katholiſchen Kirchenrecht eine Controverſe, die ſich, wenn man 
von juriſtiſch ganz unmoͤglichen Anſichten, wonach das Eigenthum an den kirchlichen Gütern 
Gott, oder Jeſus Chriſtus, oder dem Papft, ven Armen, dem Klerus zuſtehen ſoll, abſieht, auf 
die Alternative zurückführen läßt, ob die ganze Kirche oder ob die einzelnen kirchlichen Inſtitute 
als eigenthumsberechtigte, vermoͤgensfähige Subjerte zu betrachten ſeien. Obgleich man nun 
für die Eigenthumsbefugniſſe der allgemeinen Kirche auf ziemlich weitgehende Befugniffe hin⸗ 
weiten kann, die dem Oberhaupt der Kirche in Bezug auf Gontrole, Erlaubniß zu Veräuße: 
rungen und dergleichen zufteben, fo find dieſe Befugniffe doch nicht genügend und umfaflend 
genug, um Daraus ein wirkliches Eigenthumsrecht zu conftruiren; vielmehr wird man fagen 
müffen, daß, fo jehr auch der Geiſt des Fatholifchen Kirchenrechts dergleichen fordern möchte, 
und fo fehr die ſpätere Verfaffungsgeftaltung mit einer gewiſſen Nothwendigkeit auf eine ſolche 
Annahme binführte, doch in den Anfängen ver kirchlichen Rechtsentwickelung auf dem Grunde 
der Damaligen Anihauungsweije die einzelnen Inftitute zu Trägern des kirchlichen Vermögens 
geworden find, und daß ed in ber |pätern Zeit, obgleich eine veränderte Grundanſchauung fid 
geltend machte, nicht möglich gewefen ift, dieſe concrete Geftaltung wiederum zu befeitigen, wie 
denn überhaupt allgemeine Principien nur jehr ſchwer im Stande find, die Normen und Ein: 
richtungen bi ind Detail zu durchdringen. Wenn man die allgemeine Kirche ald Subject des 
Kirhenvermögend betrachten wollte, fo würde es nicht blos nothwendig fein, daß eine päpft: 
lihe Genehmigung zur Procehführung eingeholt würde, fondern e8 würde auch juriftifch ganz 
undenkbar fein, daß zwischen den einzelnen kirchlichen Inftituten vermoͤgensrechtliche Verhält: 
niſſe und Geſchäfte vorfommen könnten, wie dad doch die tägliche Erfahrung lehrt. Wenn nun 
demgemäß eine unendliche Mannichfaltigkeit der eigenthumsberechtigten Perſoͤnlichkeiten ange⸗ 
nommen werben muß, fo fönnen nad Eatholifhem Kirchenrecht die Gemeinden als ſolche nicht 
betrachtet werden; denn abgejehen von allgemeinen Gründen, die dagegen fprechen würden, 
fo muß namentlih auf die Ihatfache hingewiefen werden, daß innerhalb verfelben Gemeinde 
verſchiedene Vermoͤgensmaſſen, Pfarrgut, Fabrikgut befteht, daß zwifchen dem Pfarr: und 
Fabrikgut oft Procefje über Eirchliche Baulaft und vergleichen geführt werben; aus der Beitrags 
pfliht ver Eingepfarrten und gewiflen Befugniffen verfelben bei ver Apminiftration des Kirchen: 
guts läßt fih nicht8 folgern. Neben den genannten Inftituten fommen dann als vermögendredt: 
lie Subjecte noch die einzelnen Klöfter, Kapellen, Hoßpitäler, Schulen, Behörden, Stiftun: 
gen, Wohlthätigfeitdanftalten aller Art, der bifhöflihe Stuhl u. f. m. in Betracht. 

Dem proteftantifchen Kirchenrecht iſt es ganz entiprechend, wenn die lofalen Inftitute als 
Subjecte des Kirchenvermögens erſcheinen; es widerſpricht dagegen dem Geiſte des proteſtan⸗ 
tiſchen Kirchenrechts, wenn auch hier nicht die Gemeinde, ſondern die Pfarrei als berechtigter 
Träger erfiheint, indeſſen, ein anderes find die proteftantifchen Verfaflungsgrundfäge, ein an- 
deres iſt die Durchführung derfelben, und wenn nun überhaupt die proteftantifchen Verfaffungs- 
gedanken nur fehr beſchränkt in Bezug auf die Gemeinde durchgeführt find, fo in dieſer Hin: 
fit gerade am allerwenigften ; und ein neuerdings gemachter Verſuch, dieſes Necht ohne mei: 
teres den Gemeinden beizulegen, hat bisher fehr wenig Beifall gefunden; die „unbegreifliche 
Unproburtivität des Gemeindebegriffs“ ift eben eine allbefannte Thatſache, die man berückſich⸗ 
tigen muß, wenn man flch nicht in gefchichtölofe Abftractionen verlieren will. Es haben ferner 
die oberften Kirchengewalten in den einzelnen Landeskirchen einen oft fehr weitgehenven Ein: 
fluß auf die Verwaltung und Verwendung ded Kirchenvermögens, ver fi fogar hier und da 
bis zur Erlaubniß der Proceßführung gefteigert hat, und es iſt gerade in den Kirchenverfaf- 
fungsgefegen ver neueften Zeit dev Verfuh gemacht, diefe Befugniffe gegenüber der Berechti⸗ 
gung der Einzelgemeinden noch weiter auszudehnen, um auf dieſe Weife eine Audgleihung 
der Bedürfniſſe herbeizuführen; in Eleinen, 3.8. ſtaͤdtiſchen Kirchenkreifen fand ſich vergleichen 
fhon früher. 

Mas die Stellung des Staatd zu diefen Sagungen des Kirchenrechts betrifft, jo erfennt 
berfelbe einerjeit8 vielfach nermögensfähige Subjecte nicht an, denen Die Kirche diefe Eigen- 
fhaft beilegt, fo z. B. wird in Preußen ven Klöftern die juriflifche Perfönlichkeit ſtaatsſeitig 
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verweigert, da ſich die Exiſtenz der Klöfter in Preußen blos auf die in der Verfaſſungsurkunde 
allgemein gewährte Affociationgfreiheit gründet, womit Corporationsrechte noch nicht verbun⸗ 
den find; damit hängt zuſammen, daß häufig die Vermögensfähigkeit nur auf die Zwecke des 
fraglichen Inftituts eingeſchränkt und alfo z. B. nicht geftattet wird, daß Güter, welde blos zu 
den Bedürfniſſen neu anzulegenver Klöfter dienen follen, von einem biſchoͤflichen oder erzbifhäf- 
lichen Sige erworben werben; auf der andern Seite werben flaatsfeitig vermoͤgensrechtliche 
Subjecte anerkannt, denen die Kirche eine ſolche Cigenſchaft nicht beilegt, namentlid in der 
Fcansöitfgen Geſetzgebung die Givilgemeinven, was auch für Deutſchland hinſichtlich der Länder 
des linken Rheinufers (Rheinpreußen und Rheinheſſen), wo vie franzoͤſiſche Geſetzgebung gilt, 
von Bedeutung iſt. Zwar haben ſich neuerdings ſowol in Rheinheſſen als in Rheinpreußen 
die Gerichte der untern Inſtanzen verſchiedentlich gegen die Befugniſſe der Civilgemeinden ent⸗ 
ſchieden, aber ſowol das Oberappellationsgericht zu Darmſtadt wie das Obertribunal zu Berlin 
haben die Rechte der Civilgemeinden anerkannt. 

2) Die Objecte des Kirchenvermögens find fo verſchieden, wie die Beſtandtheile eines Ver⸗ 
mögens überhaupt fein Eönnen; es gehören dahin zunächſt Grundflüde (Ruraldotation), die oft 
den Hauptfächlichften Theil bilden, und deren Werth niit der Steigerung des Grundeigenthums 
neuerdings fehr geftiegen iſt; ed gehören dahin ferner Kapitalien, Renten, Zehnten und Stol- 
gebühren ; unter legtern verfleht nıan Remunerationen für gewiſſe kirchliche Handlungen, fo be= 
nannt von ber Stola, mit welcher der Geiftliche bei ſolchen Amtshandlungen bekleidet ift; fie 
werben nad feftftehenden Taren gezahlt und koͤnnen eingeklagt werben; dagegen ift eine Prä- 
numeration, nicht nothiwendig, es darf alfo die Vornahme der betreffenden Handlung von der 
erfolgten Bezahlung nicht abhängig gemacht werden; in der oldenburgiſchen Kirchenverfafſung 
von 1849 waren fie gänzlich abgefhafft. Eigentliche kirchliche Steuern find bisher nur felten 
erhoben worden, zu der Ausihreibung derſelben iſt jedenfalls fiaatliche Genehmigung erfor- 
derlih. Ziemlich Häufig find freiwillige Collecten zu Eirchlichen Zwecken, namentlih in Preu⸗ 
Ben. Endlih kommen noch Zufchüffe aus Staatömitteln in Betracht; viefelben beruhen zum 
Theil auf fpeciellen Rechtstiteln; fo verhält ed jih namentlich Hinfichtlih der Säcularifation 
bed Jahres 1803, indem nad) $. 25 des Reichsdeputationshauptſchluſſes den Staatögewalten 
zur Erleichterung ver Finanzen das Kirchengut zur Dispofition geftellt, zugleich aber die Ver- 
pflichtung ihnen auferlegt wurde, für die Ausftattung des Kirchenweſens in ihren Ländern zu 
forgen; ed werben demgemäß in Preußen nad der Bulle De salute animarum für die Zwecke 
des katholiſchen Kirchenmeiend 700000 Thlr. verwandt, und es müßten danach, wenn bie 
Bevölkerungszahl den Mapftab abgeben follte, für die proteftantifche Kirche über eine Million 
verwandt werben, flatt deſſen werben dafür nur etwa 300000 Thlr. aufgewanbt, eine Summe, 
deren Erhöhung befonderd wegen der Vermehrung ver Population und wegen des Bebürfniffes 
der Errichtung neuer Pfarrſyſteme in den öftlihen Provinzen, wo namentlid in der Provinz 
Preußen die Kirchen oft fehr weit auseinander liegen, wünſchenswerth wäre. Zu erwähnen ift 
noch in Ofterreich der Religiondfonds, gebildet aus dem Vermögen ver aufgehobenen Kiöfter, 
Kanonifate u. ſ. w. der für jedes Kronland abgefondert befteht, und für einige ſüddeutſche Län— 
der der Intercalarfonds, der aus den Einfünften während ver Vacanz gebildet wird. 

3) Als eine befonvere Bigenthümlichkeit des Eatholifhen Kirchenrechts ift hervorzuheben 
die Eintheilung des Kirchenvermögens in res sacrae und res ecclesiasticae in specie. Man 
verfieht unter ven erflern gewiſſe Werkzeuge des Eultus, die, durch Sarramentalien geweiht, 
extra commercium find; fie ſcheiden fich wieder in geweihte Sachen, res consecratae, bei 
denen der vollere Ritus der Gonferration zur Anwendung gelommen ift, wie bei Kirchen, Al⸗ 
tären, Kelchen und Patenen, und in gefegnete Sachen, res benedictae, bei denen ein minder 
feierlicher Ritus flattgefunden hat, wozu Begräbnißpläge, Meßparamente, Glocken gehören. 
Nach proteftantifhenm Kirchenrecht haben die Werkzeuge des Eultus in der rechtlichen Behanb- 
lung felbft dann nichts voraus, wenn fie mit einer gewiſſen Feierlichkeit zu ihrer Beſtimmung 
in Gebraud genommen wurden; jle find niemals außerhalb des gewöhnlichen Vermögens: 
verfehrs. z 

4) Daß Kirchenvermögen theilt fich feiner Beftimmung nad in Pfründenvermögen und Fa⸗ 
brifgut. Man verfteht unter der Pfründe denjenigen Theil des Kirchenvermoͤgens, der zur Do- 
tation des geiftlichen Amts beſtimmt ift (vgl. ven Art. Pfründe); die Kirchenfabrif dagegen be- 






teöpienftes, für Erleuchtung, Wein, Brot, theils für die Inſtandhaltung ver kirchlichen 
der Kirchen felbft, fowie der Pfarr: und Schulgebäude. Da nun regelmäßig faſt das « 
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chenvermoͤgen in die Pfründe aufgeht und die Einkünfte ver Kirchenfabrik meift nur fehr unbe- 
deutend find, auf die Erträge ver Begräbnißpläge, Kirchſtuhlmiethen u. f. w. beſchränkt, fo Hat 
praktiſch die Frage ein großes Intereffe, wie e8 bei einer Infufficienz ver Kirchenfabrik zu halten 
ift; darüber gelten nun folgende Grundſätze. Es werben nad Erſchöpfung des Fabrikguts zu- 
nächft diejenigen herangezogen, die von der zu reparirenden Kirche Binkünfte beziehen, wie die 
Pfründner, die Inhaber geiflliher Zehnten, wenn fie dieſelben titulo lucrativo erworben haben, 
enbli unter ver VBorausfegung, daß fie Binfünfte beziehen, aber auch nur unter dieſer Voraus⸗ 
fegung bie Patrone, und nur bis zum Belaufe dieſer Einkünfte; etwas Weiteres wäre juriftifch 
in Feiner Weife zu rechtfertigen; nur kann allervings, wenn eine Kirche völlig verfallen ift, von 
einem Patronatsrecht an berfelben nicht mehr die Rede fein, und fo kann allerdingd eine indi⸗ 
recte Verpflichtung der Patrone zu einem Beitrage beſtehen, infofern fie ihr Batronatörecht zu 
erhalten wünſchen. Indeſſen große Summen werben auf viefe Weife nicht zu erhalten fein, und 
fo iſt man denn weſentlich auf die Beiträge der Eingepfarrten verwieſen, und bier fragt es ſich 
nun, 0b die Verpflichtung, zur kirchlichen Baulaft beizutragen, perfönlicder oder dinglicher 
Natur fe. Bine Antwort darauf fann jedoch nicht fhlechthin erteilt werden, fondern nur 
unter Berüdfihtigung der Verhältniffe des einzelnen Falls, und wenn fi aud bei einer ftati- 
ſtiſchen Vergleihung der Zuftände in den einzelnen Landeskirchen die Thatſache herausftellen 
follte, daß die Dinglichkeit in Deutſchland die Regel ſei, fo Tann man jid doch einer Unter: 
fudung in concreto in feinem Falle entfchlagen. Wegen ver dadurch in der Praxis hervor 
gerufenen Unficherheit würbe fi die Sache jehr zu legißlativem Eingreifen eignen; nun fpricht 
zwar für die Dinglichfeit die dadurch gebotene Sicherheit des Beſtandes der kirchlichen Einrich⸗ 
tungen, indem ed ja möglich ift, daß das gefammte Grunveigenthum in bie Hände Anders⸗ 
gläubiger oder Auswärtswohnender übergeht; entſcheidend für die Perfonalität ift aber bie 
Betrachtung, daß ed gänzlich unangeneflen fein würde, wenn man die Koſten zu den kirch⸗ 
lichen Einrichtungen von folden beftreiten laſſen wollte, die ſelbſt an ven kirchlichen Hand⸗ 
lungen nicht theilnehmen. Wenn dann auch auf diefe Weife Feine geeigneten Mittel beſchafft 
werden koönnen, fo bleibt nichts übrig, als die Gebäude abzutragen und eine Union mit einer be: 
nachbarten Kirche zu bewirken. ' 

5) Was den Erwerb und Verluft des Kirchenvermögend betrifft, fo gelten darüber im gan⸗ 
zen die gewöhnlichen privatrechtlichen Normen über Erwerb und Verluft vom Vermoͤgensrechten 
überhaupt, und namentlich was den Erwerb unter Lebenden betrifft, fo tft derfelbe weder hin⸗ 
ſichtlich der Erfiyung begünſtigt, noch ift Die Kirche bei großen Schenkungen von ven Erforber- 
niffen der Infinuation befreit; dagegen wurde allerdings ſchon im Nömifchen Recht beflimmt, daß 
der Erbe von den einer frommen Anfalt binterlaffenen Legaten nicht die fogenannte Falcidiſche 
Duart abziehen dürfe, daß bei ſolchen Vermächtniſſen die Nachtheile des Verzugs, alſo nament- 
Lid die Pflicht der Zinfenzahlung von feldft eintrete, fobald der Erbe innerhalb ſechsmonatlicher 
Friſt von der Teftamentseröffnung an die Auszahlung nicht bewirkt hat, und daß endlich der 
mit einem Legat beſchwerte Erbe dad Doppelte leiften muß, wenn er das Vermächtniß ableugnet 
oder ohne Grund es zur gerichtlichen Klage kommen läßt. Das Kanoniſche Recht hat hierzu die 
weitern VBergünftigungen hinzugefügt, daß, ein Vermächtniß zu Gunften ber Kirche vor zwei 
ober drei Zeugen gültig errichtet und die Vollziehung, fobald nur die Summe feftfteht, ganz 
in den Willen eines dritten geftellt werben kann. Endlich iſt ed noch ein durch bie Praxis ein- 
geführtes Vorrecht, daß, wenn auch das Teftament nichtig ift, dennoch die der Kirche hinter: 
laffenen Legate aufrecht erhalten werden müſſen. Andererſeits wird aber der kirchliche Ver⸗ 
moͤgenserwerb auch vielfach flantsfeitig befchräntt;; fo fehr der Erwerb Hleinerer Bartien begün- 
fligt wird, fo fehr wird die maffenhafte Anſammlung verhindert. Verfügungen diefer Art füh: 
sen feit dem 16. Jahrhundert den Namen Amortifationdgefege, weil durch fie die Verfügung 
zur Todten Hand (ad manum mortuam) geregelt wird, ein Mame, den bie Kirche deshalb 
führt, weil infolge ver kirchlichen Veräußerungsverbote ihr But für den allgemeinen Bermögend: 
verkehr abflirht; im einzelnen find die Beſtimmungen fehr verſchieden. Hinſichtlich des Ver: 
Iuftes iſt die Kirche infofern privilegirt, als eine gegen bie Kirche anzuführende Verjährung 
einen vierzigjährigen Zeitraum unfaffen foll; gegenüber ver römischen Kirche follte ſogar ein 
Bundertjähriger Zeitraum erforderlid fein, was jedoch nicht unbeftritten if. 

6) Wenn in früherer Zeit dad Kirchengut einer Befreiung von flaatlicden Laften und Ab⸗ 
gaben genoß, fo erklärt ſich das theils durch Die geringern ſtaatlichen Bedürfnifſe in früherer Zeit, 
theild Durch den Umftand, daß die Kirche ſelbſt manche dieſer Bepürfniffe, wie z. B. das geſammte 
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Unterrichtsweſen, aus ihren Mitteln beſtritt, theils daraus, daß ein regelmäßiges, conſequent 
durchgeführtes Beſteuerungsſyſtem noch gar nicht exiſtirte, endlich war auch die Befreiung gar 
nicht unbedingt, es waren oft nur gewiſſe Gütercomplexe eximirt, während andererſeits gerade 
dem Kirchengute gewiſſe eigenthümliche Laſten auferlegt wurden. In der neuern Zeit unter 
veränderten Verhältniſſen, namentlich durch den Anftoß, den die Franzöſiſche Revolution gab, 
hat das mehr oder weniger aufgehoͤrt. Mit der Aufhebung dieſer ſogenannten realen Immu⸗ 
nität iſt dann auch vielfach Die Aufhebung der perſoͤnlichen Immunität, wonach die Geiſtlichen 
von allen perfönlichen Steuern, fowie von Ginquartierung, Kriegäpienften, Gemeindeämtern, 
Vormundſchaften befreit fein follten, verbunden geweſen. 

Literatur. Helfert, „Bon dem Kirchenvermögen“ (dritte Auflage, 2 Bde., Brag 1834); 
derfelbe, „Bon der Erbauung, Erhaltung und Herftellung der Firchlihen Gebäude nach ge- 
meinem und proteflantifhem Kirchenrecht‘ (Brag 1824); Evelt, „Die Kirche und ihre Infti= 
tute auf dem Gebiete des Vermoͤgensrechts“ (Soeft 1845); Majer, „ber das Eigenthum 
von geiftlihen Gütern’ (Ulm 1786); Schulte,-,,De rerum ecclesiasticarum domino“ 
(Berlin 1851); v. Reicharbt, „Über die kirchliche Baulafl” (Stuttgart 1836); PBermaneber, 
„Die kirchliche Baulaſt“ (zweite Auflage, Münden 1856); Herrmann, „Uber vie Natur ber 
Kirhenbaulaft”, in der, „Zeitfchrift für deutſches Recht““, Bo. XVIII, Jahrgang 1858; vgl. Ride 
ter, „Kirchenrecht“ (fünfte Auflage, ©.318, Note 6). Die Frage fiber die Erwerbs: und Befig- 
fähigfeit der Bisthümer ift in zahlreichen Schriften neuerdings erörtert worden: Die Frage 
nach der Ratur der Kirhenbaulaft ift namentlich mit Nüdfiht auf hannoveriſche Verhältniffe 
behandelt; es haben ſich für die dingliche Natur derſelben ausgeſprochen: Wahdmuth, „Die 
kirchliche Bauluft”, im „Magazin für Hannoverifches Recht“, Jahrg. 1855, V, 3 fg., 392 fg., 
und Bruel (Obergerichtsrath zu Verben), „Zur Dinglichfeit der Kirchen- und Schulfaften im 
Koͤnigreich Hannover’ (Hannover 1861). Für die perfönliche Natur derfelben Hat fi beſon⸗ 
ders erklärt: Bruel (Negierungsrath in Hannover), „Zur Lehre von den Kirchen- und Schul: 
lüften im Königreih Hannover; ausgearbeitet mit Benugung von Minifterialacten‘ (Hanno: 
ver 1857). Ernf Meier. 

Kirchenzucht, f. Kirchenbann. 

Klöfter. (Kloſtergelübde. Angebliche Verdienſte der Klöſter um bie 
Cultivirung de® Bodens und die Erhaltung ver claſſiſchen Literatur des Al: 
terthums. Das Mönchsweſen überhaupt in feinen verfhiedenen Beziehun— 
gen.) Klofter (von claustrum, ein nad außen abgefperrter Drt) ift die mit einer eigenen Kirche 
verbundene gemeinfame Wohnftätte einer Anzahl Bekenner over Bekennerinnen gewifler prift- 
licher!) Confeſſionen (ver fatholifchen, griechifchen oder armenifchen, mährend vie proteftantifche 
das Klofterwefen verwirft), welche ih, nach vorausgegangenem Noviziat, feierlich verpflichtet 
haben, als Mönche oder ald Nonnen zu leben, nad beftimmten von ihrer Kirche genehmigten 
Ordensregeln, die zwar im einzelnen vielfach voneinander abweichen, fämmtli aber darin 
übereinftlimmen, daß fie pie Ablegung der drei Gelübde: ver Armuth, Keufchheit und des @ehor- 
ſams gegen die Ordens- oder Klofterobern, unter Höchft ausgebehnter Interpretation dieſer 
dreifachen Verpflichtung für die ganze fünftige Lebensdauer ald Vorbedingung fordern und ein 
religiößscontemplatives Leben entweber ald ausſchließlichen oder doch als michtigften und haupt⸗ 
ſächlichſten Zmed bezeichnen, oft aber auch in wefentlicher Verbindung mit Verpflichtungen zur 
Thätigkeit auf ven Gebieten der Seelforge, des Miſſionsweſens, der Erziehung, Armen- oder 
Krankenunterftützung. 

Bei der mächtigen Einwirkung des Moöͤnchsweſens während anderthalb Jahrtauſenden auf 
Wohl und Wehe nicht nur mancher Millionen feiner unmittelbaren Angehörigen, ſondern viel⸗ 
mehr der ganzen Menſchheit, und bei dem vollſtändigen Widerſpruche der Anſichten über die 
Verdienſte oder die Schädlichkeit ver Klöſter und die in unſerer Zeit mehrfach gemachten Ber: 
ſuche einer Wiederherſtellung und Neubelebung ſolcher Inſtitute, dürfte es ſowol für Wiffen- 
ſchaft als praktiſches Leben von Intereſſe fein, ven ſich erhebenden Hauptfragen über das Klo- 
ſterweſen auch heute einige nähere Aufmerkſamkeit zuzuwenden. Die uns vorzugsweiſe anſpre⸗ 


1) Die Derwiſche der meiſten Mohammedaner und die Fakirs der Araber und Hindus begreifen wir 
hier nicht ein, da man unter Mönche = und Kloſterweſen doch zunächſt nur das bei Chriſten exiſtirende 
Inftitut verſteht. Verkennen läßt es fid) aber nicht, daß die Derwifche und Fafirs, am meiften aber noch 


bie furchtbaren Afjaffinen, mit Ihrem dem „Alten vom Berge‘ ſchuldigen blinden Gehorſam, unter Vers 
haͤltniſſen lebten uud leben, die unferm Mönchthume nahe verwandt find. 
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enden Bunfte find: 1) ein kurzer Überblic des Entftehens und der Ausbildung des Mönds- 
weſens; 2) die Prüfung der angeblichen Berbienfte der Klöfter un Boden- und Geiftescultur, 
zumal die @rhaltung der claſſiſchen Schriften de8 Alterthums; 3) die Würdigung der Nach: 
theile des Kloſterweſens fowol hinſichtlich der Religiofen jelbft ald.,aud der Gejamnftheit, des 
Staats, der ganzen Menſchheit; 4) die Erörterung der Frage, ob der Staat zur Aufhebung 
dieſer Inftitute berechtigt fei. _ 

6.1. Geſchichtlicher überblick des Entſtehens und der Ausbreitung des 
Mönchsweſens. Beiden edelſten Voͤlkern des Alterthums, den Griechen und ben Römern 
der vordriftlihen Zeit, finden wir feine Spur einer mit den Moͤnchsthume verwandten @inrich- 
tung. Dagegen bietet und das greuelvofle Hinduthun in feinen Fakirs und Gymnoſophiſten 
damit verwandte Erjcheinungen dar, Dieſe ihrem ganzen Weſen nad) fo jehr mienjchenentwür- 
digende Hindulehre mochte kei vielen Thon in den frühern Zeiten jenen düftern, der ganzen 
Natur Hohn ſprechenden, oft in die wildefte Raſerei ausartenden Fanatismus erwecken, welder 
unverfennbar die Grundlage des bis zu geiftiger und förperlicher Selbftvernichtung ſich ausdeh— 
nenven Fakirthums ift. Ahnliche Eriheinungen mögen wol au, von Indien ſich weiter ver— 
breitend, in andern Ländern des jederzeit in geiftiger wie in Eörperlicher Knechtſchaft gehaltenen 
Mittelafien vorgekommen fein, und es ift allerdings nicht unmöglich, daß der Wahn, durch ein 
Losreißen aus den naturgemäßeften Verhältniflen und durch Seldftpeinigung ein der Gottheit 
beſonders wohlgefälliges Werk zu verrichten, immer weiter anfledend vom Ganges bis zu den 
Küften des Mittelmeered vorbrang, und daß wir bei den Therapeuten nur eine modiftcirte Nach— 
ahmung altindifhen Treibens zu erbliden haben. 

Wie dem aber jei, dad Chriftenthum Fennt urſprünglich fein Moͤnchsweſen; dieſe Inftitution 
ift ihm fremd. Jahrhundertelang beftand daſſelbe und breitete jich aus, ohne daß es ein Moönchs⸗ 
mefen oder etwas Ähnliches in feiner Mitte gegeben hätte.) Mit dem Beginn des 4. Jahr— 
hunderts unferer Zeitrechnung erfcheint die erfle Spur beflelben unter den an düfterm, nieber- 
gedrücktem, abergläubifchen Geifte ven Hindus verwandten AÄgyptern; in jener Zeit, in welcher 
nad faum überflandener Verfolgung der Chriften von feiten der Heiden die Befenner der neuen 
Lehre jich mit dem vafendften Fanatismus gegenfeitig ſelbſt mordeten ; in jener Epoche, die jeden: 
falls eine ver vüfterften in ver Gefchichte der hriftlichen Kirche bildet. 

Ein jeder wiſſenſchaftlichen Bildung ermangelnder junger Menſch, Antonius mit Namen, 
aus der Gegend von Thebaid in Agypten, verließ (angeblich im Jahre 305) feine Familie und 
feine Heimat, Hielt fich unter Entbehrungen und Selbftpeinigungen erſt mitten unter Gräbern 
auf und ließ fih vann in der Wüſte beim Berge Kolzim in ver Nähe des Rothen Meeres nieder. 
Das Ingemöhnlihe der Erfcheinung erregte Aufjehen; der Beifall, den ver Schwärmer bei 
geiftliden und weltlichen Würbenträgern fand (bei Athanafius und dem heuchleriſchen Kaifer 
Konflantin), vor allem aber ver Wahn der Erlangung eines glänzenden Verdienſtes in ven 
Augen der Gottheit, trieben viele zur Nahahmung an. Tauſende von Agyptern liegen ſich in 
der Wüſte nieder, erft vereinzelt, dann in gemeinfamen Wohnftätten. Wenn nicht die ganze 
Geſchichte zeigte, daß fich, zumal in gewiflen Zeiten, nichts von der Welt jo ungemein anſteckend 
verbreitet wie eine auf unmittelbare göttliche Belohnung hinweiſende Fanatiſirung der unge- 
bildeten, des eigenen Denkens und des vernünftigen Urtheils entwöhnten Menge, zumal unter 
ſolchen auch materiell erbarmlichen Zuſtänden, wie die des ägyptiſchen Volks waren, jo müßte 
man bie auf und gelommenen Angaben von der Vermehrung ver Mönde und Nonnen gleich in 
den erflen Desennien nad den Auftreten des Antonius, beſonders aber unter feinem Schüler 
Pahomius, für eine über alled Maß hinausgehende ibertreibung halten. Die Nilinjel Ta— 
benna, auf welcher Pachomius feinen Hauptfitz aufgeichlagen, ſoll mehrmald (an Ofterfeften) der 
Bereinigungspunft von ungefähr 50000 Mönden und Nonnen gemefen jein. 

Alsbald aber breitete fi das Monchsweſen weiter und weiter aus, Es fand, durch Atha— 
nafius in der Stadt Rom eingeführt, ungeachtet des anfangs erregten Efeld und Abſcheus, bald 
daſelbſt Nachahmung (ſchon im Jahre 341); überdies in Paläftina, in Pontus und in Gallien 
(zwifhen 328 und 370); bald aber auch in allen andern Theilen des römischen Weltreichs. 


2) Wir conftatiren die Thatfache. Wenn hinwieder behauptet wird, die Beranlaffung zur Begrüne 
dung bes Nongthume habe doch im Chriſtenthum gelegen, ſo ſtreiten wir nicht über dieſe Unterſtel⸗ 
lung, ſondern wollen nur bemerken, daß dies nach uͤnſerer Anficht eben ein Mafel wäre, der an dem 
Chriſtenthum haften würbe. 7° 
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Der gleich unmittelbar nad) feinem Tode (im Jahre 379) als Heiliger verehrte Baſilius war e8, 
welcher die erften Geſetze und Regeln für die Klöfter verfaßte. * 

Die Mehrzahl ver Moͤnche, zumal in Agypten, wo fie weitaus am zahlreichſten waren, be- 
ftand aus Keuten aus den niebrigflen Ständen, aus armen Bauern, Hirten, veradhteten Hand⸗ 
werfern und Sklaven. Sie hatten im ganzen wenig zu entbehren, ja viele von ihnen mochten 
als Mönche, frei von Arbeit, noch ein bequemered Leben führen ald zuvor. Wer ſich der immer 
unerfchwinglicher werdenden Laft der Auflagen, ven mannichfachen Bedrückungen, oder auch den 
Gefahren des Kriegsdienſtes gegen die das Rei unausgeſetzt anfallenden Barbaren entziehen 
wollte, flüchtete jich in ein Klofler; „ganze Legionen begruben fich in dieſe Heiligen Zufluchts- 
orter“ (Gibbon), zum augenſcheinlichen Nachtheil des Staats, deſſen Vertheidigungsmittel an 
Mannſchaft und Geld dadurch geſchwächt wurden. In den Kloöſtern waren fie nicht nur vor 
Nahrungsforgen gefihert, fondern es umgab fie auch ein folder Nimbus, daß 3. B. Chryſoſto⸗ 
mus fein Bedenken trägt, in einer wigig jein follenden Bergleihung zwifchen einem König und 
einen Mönch geradezu voraudzufegen, der erfte werde dereinft karger belohnt und frenger be⸗ 
ftraft werden als wer letzte. 

Aber nicht allein durch ſolche Lebensverhältniſſe, ſondern au durch mannichfache andere 
Veranlaffungen wurde die Zahl ver Religiofen vermehrt. „Die bei dem Volke beliebten 
Mönche‘, ſchreibt der große Geſchichtsforſcher Gibbon (‚History of the decline and fall of the 
Roman Empire”), „waren eifrigft bemüht, die Dienge ihrer Mitgefangenen zu vergrößern. Sie 
ſchlichen fich bei vornehmen und reihen Familien ein, und man bediente jich ver Künfte der 
Schmeichelei und Verführung, um ſolche Proſelyten zu gewinnen, die ven Klöftern Reichthümer 
und Würden verichaffen Eonnten. Der erzürnte Bater beweinte den Berluft feines vielleicht ein- 
zigen Sohnes; daß leihtfertige Mädchen wurbe durch Eitelkeit verlodt, die Gefege der Natur zu 
übertreten; und die Matrone meinte fi zu einer höhern Stufe der Vollkommenheit aufzu⸗ 
ſchwingen, indem fie ven Tugenden des häuslichen Lebend entfagte.... Am flärfften warb über- 
haupt auf die ſchwachen Gemüther der Weiber und Kinder eingewirft. Heimliche Bewiflens: 
biffe oder zufälliged Unglüd gewährten ven Mönchsbemühungen befondern Erfolg.... Die 
reihe Witwe Baula vermochte der eindringlichen Beredſamkeit des Heiligen Hieronymus nicht 
zu wiberftehen, und ver profane Titel einer «Schwiegermutter Botteö» verleitete dieſes hochſtre⸗ 
bende Weib, die Jungfrauſchaft ihrer Tochter dem Himmel — vielmehr dem Klofter — zu 
meihen.‘‘ 3) ' 

Schon damals, ebenſo wie in jpäterer Zeit, erlaubte jich ein Theil der Moͤnche, die Strenge 
der Disciplin indgeheim zu mildern oder ganz zu verlegen. *) Schon nie fechäte allgemeine 
Kirhenverfammlung (dad fogenannte Quinisextum in Trullo) fand nöthig, ven Weibern zu 
unterfagen, die Nacht in einem Moͤnchs-, und ebenfo ven Männern, diefelbe in einem. Nonnen- 
Elofter zuzubringen. Ebenfo fand ſich die fiebente allgemeine (die zweite nicäaniſche) Kirchen⸗ 
verfammlung veranlaßt, die Errichtung doppelter oder gemifchter Klöfter für beide Gefchlechter 
zu verbieten. Allein e8 iſt erwiefen, daß dieſes Verbot ohne Wirkung blieb, 

Während fich aber die einen verbotenen Lüften hingaben, waren die andern erfinderifch 
in Entdedung neuer Selbftpeinigungsarten. „Es gab zwei Klaffen von Mönden: vie Göno- 
biten, die unter einer Ordensregel gemeinſam miteinander lebten, und die Anachoreten, welche 
fih ihrem ungefelligen, unabhängigen Fanatismus überließen. Die andächtigſten over die ehr⸗ 
geizigften unter dieſen geiftlihen Brüdern entfagten dem Klofterleben (dad ihnen noch nicht Hei⸗ 
ligfeit genug gewährte) ebenfo, wie fie zuvor der Welt entfagt hatten. Die Klöfter in Ägypten, 
Paläftina und Syrien waren mit einem weiten Kreife einfamer Zellen umgeben.... Beifall 
und Wetteifer veizte die Eremiten, ihre ausſchweifenden Bußübungen immer weiter zu treiben. 
Sie erlagen unter der prüdenden Laft von Kreuzen und Retten;... mit Verachtung warfen fie 
alle Kleider von fih, und einige wilde Heilige beiderlei Geſchlechts, deren nackte Körper von 
nichts als ihren Haaren bedeckt waren, erregten die Beivunderung der Welt! Sie gingen dar= 
auf aus, fich in jenen rohen und elenden Zufland zu verfegen, in melden: ver Thiermenſch ſich 
kaum über feine vierfüpigen Mitbrüder erhebt, und ed gab eine zahlreiche Sekte von Anacho⸗ 


3) „Socrus Dei esse coepisti‘ — heißt es in’ ben Werfen des Hieronymus; ein Ausdruck, den 
Rufin dem Heiligen mol nicht mit Unrecht verübelt. | 

4) Ein Dominicaner, der zu Cadiz in einem Klofter feines Ordens abgeftiegen war, bemerkte bald, 
dag die Ruhe feiner geiftlichen Brüder durch Feine nächtliche Anbacht unterbrochen wurde, „quoiqu'on 
ne laisse pas de sonner pour l’edification du peuple“. (Bgl. Voyages du P. Labat, I, 10.) 
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reien, die ihren Namen daher trug, daß ihre Angehörigen mit der gemeinen Heerde in den Ge⸗ 
filden Mefopotamiens graften (die Booxol over grafenden Mönde). Sie nahmen oft von dem 
Lager irgenbeines wilden Thieres Beſitz, dem ſie ſich gleichzuftellen juchten; fie begruben fich in 
irgendeine Hoͤhle, die Kunft oder Natur in dem Feljen gebildet Hatte. Der Anblid eines echten 
Anachoreten erweckte Abſcheu und Efel; jede Empfindung, welche vem Menfchen zuwider if, 
ward für wohlgefällig in ven Augen der Gottheit gehalten. Selbſt die «englifcher Regel von 
Tabenna verwarf die heilfame Gewohnheit, ven Körper mit Waffer zu reinigen.6) Manche 
erjannen ſich echt fafirartige Bußübungen, wie der heilige Simeon, der 30 Jahre auf einer 
Säule zubradte. Es ward für verbienftlich gehalten, wenn ver Moͤnch jeine Verwandten — 
eine zärtliche Schwefter oder bejahrte Altern — durch hartnädige Verweigerung eined Worte 
ober eines Blicks betrübte. (Der äguptifche Mönch Pior erlaubte zwar feiner Schwefter, ihn 
zu fehen, hielt aber während der Dauer des Beſuchs feine Augen feft geichloflen.) 

Nicht völlig in gleicher Weife wie im Drient entwidelte fi das Moͤnchsweſen im Abend⸗ 
lande. Sind die Bewohner des legtern ohnehin an fi ſchon weniger leicht wie die Drientalen 
zu fanatifiren ®), jo machte auch fhon das rauhere Klima manche jener fonderbaren Bußübun⸗ 
gen unmöglid. Benedict von Nurfia (geboren um das Jahr 480, geftorben 543) war es, ver 
im Abendlande die erften Regeln für das Kloſterweſen feflfegte. Sie erlangten hier ſchnell all- 
gemeine Beltung, und man traf bald in ganz Weſteuropa keinen andern als den Benebictiner- 
orden. Benedict war es auch, der die förmliche Verpflichtung auf die drei allgemeinen Kloſter⸗ 
gelübbe einführte und überhanpt den Moönchsweſen zuerft eine umfaſſende formelle Begrün- 
dung gab, ' 

Obwol aber die Vorfchriften Benedict's in der Hauptſache die Grundlage für’ die meiften 
und widtigften Moͤnchsorden bis zur jüngften Zeit herab blieben, fo finden wir doch einige nicht 
unmefentlihe Verſchledenheiten von den fpätern Einrichtungen; namentlich folgende: 

1) Die weltliche Macht ließ den Eintritt in ein Kloſter keineswegs jo kurzweg und unbe: 
Dinge gefihehen wie in der Folge. Unter den franzöfifchen Königen ver erfien Dynaftie bedurfte 
es in jedem einzelnen Kalle einer jperiellen Genehmigung des Herrſchers. Mareulph hat 
(Bud 1, Kap. 19) die desfalls gewöhnliche Formel aufbewahrt. Mit ver Zeit vermehrte ſich 
die Menge ver Religiofen fo fehr, und die Fürflen wurden in dem Maße für pas Inflitut gewon⸗ 
nen, daß die fernere Beobachtung dieſer Form theils unnöthig erfchien, theils nicht mehr in Übung 
erbalten werben konnte. 

2) Die lebendlänglicye Dauer der Kloftergelübbe ſtand ebenfalls nicht feft. Lange mochte 
man feinen äußern Zwang gegen ven feinem Verſprechen untreu gewordenen Religiojen an: 
wenden; hoͤchſtens drohte man ihm mit der ewigen Rache der Gottheit, nicht mit menſchlicher 
Strafe. Nah den Regeln Benedict's war der, welcher das Klofter eigenmächtig verlaflen hatte, 
treimal wieder angenommen (Kap. 29 der Ordensregeln). Juſtinian verbot zwar 532 den 
Austritt aus dem Klofter, doch erhielt ſich defſenungeachtet fort und fort der alte Gebrauch. 

3) Übereinſtimmend damit ift der in jener Zeit geltende Grundſatz, daß bie Ehe mit 
einem Religiofen bürgerlich und kirchlich gültig fei. Gibbon weift nah, daß im Orient „ſelbſt 
die Bräute Chriſti die rechtmäßigen IImarmungen eines irvifchen Liebhabers annehmen durf⸗ 
ten”. Aber auch im Abendland und felbftein jpätern als den von jenem engliſchen Geſchicht⸗ 
fchreiber bezeichneten Perioden ftand feft, daß die nach Ablegung des Kloftergelübbes eingegan⸗ 
gene Ehe felbft in ven Augen ver Kirche gültig war. Innocenz I., der zu Anfang des 5. Jahr: 
hunderts lebte, ſchrieb an Vectrice, den Prälaten der Kirche zu Rouen, daß eine verbeirathete 
Nonne der Öffentlihen Buße nicht unterworfen werben ſoll, wentgftend fall8 nit ihr Gatte be: 
reits geftorben fei. Die Gründe viefer Entſcheidung find: Diejenigen, gegen melde die Kirche 
die Öffentliche Buße verhängt, find gendthigt, in unbedingter Enthaltfamfeir zu leben, bis fie die 
Abſolution wieder erlangt haben. Nun ift aber ver Papft ver Anficht, daß der Fehler der Frau 
nicht den Mann eines durch feine Ehe erlangten Rechts berauben dürfe. Diefe Ehe gewährte 


5) Gibbon, Kap. 37. Die Schwefter des Rufin, Silvania, weldye zu Serufalem lebte, ift in der 
Kloftergefchichte berühmt: 1) weil fie fünf Millionen Zeilen in den Schröten der Kirchenväter gelefen ; 
2) weil ſich diefe reine Seele in einem Alter von 60 Jahren rühmen konnte, daß fie nie ihre Hände, ihr 
Geſicht oder fonit irgendeinen Theil ihres Leibes gewafchen habe, ausgenommen bie Fingerfpigen, um 
die heilige Kommunion zu empfangen! . 

6) Die flärfere Eßbegierde der Gallier machte es ebenfalls unmöglich), es den Agyptern an Enthalt: 
famfeit in der Nahrung gleichzuthun. Auch beflagte es Benedict, daß er jeinen (orcidentalifchen) Moͤn⸗ 
chen täglich eine römifche hemina Wein zuzugeftehen fich genöthigt geſehen habe. 
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ihm fona Rechte, war alfo gültig ungeachtet des Gelübdes der Frau. Übereinſtimmend mit 
dieſer Anjicht verdammte der Heilige Auguftinus diejenigen, melche behaupteten, vie Ehe der Re⸗ 
ligiofen fei nicht eine Ehe, fondern ein Ehebrud („De bono viduitatis”, Kap. 10). „Dieſe un- 
befonnene Behauptung,’ fagt er, „kann großes Übel ftiften. Indem man verlangt, daß dieſe 
Frauen in ihre Klöfter zurüdfehren, macht man aus ihren Gatten wahre Ehebrecher, inden man 
fie ermächtigt, während des Lebens ihres erflen Weibes eine zweite Ehe einzugehen. Ih kann 
daher nicht beiſtimmen, daß ſolche Verbindungen feine Chen feien.” Das Eoncilium von Chal- 
cedon verbietet zwar denen, welche Profeß gethan, das Eingehen ver Ehe bei Strafe der Exrcont: 
munication; doch konnte der Biſchof diefe Strafe erlaſſen. Das Eoncil felbft erklärt die Ehe 
keineswegs für nichtig; ed verfügt nicht, daß fich Die Gatten einander verlaffen müflen, ſondern 
untermwirft nur den fhuldigen Theil ven kanoniſchen Strafen, von welchen überdies der Biſchof 
gleichfalls zu Dispenfiren ermächtigt ifl. Erft Gregor IX. war e8, welder zu Anfang des 13. 
Jahrhunderts verorpnete, daß die Religivfen aus dem Klofter weder audtreten noch daraus fort= 
geichickt werben fünnten. Obwol diefer Grundſatz anfangs lebhaft beftritten ward, erlangte er 
doch in der Folge unbedingte Geltung, und es flimmten feitven alle Kanoniſchen Gefege dem 
Princip der Srrevocabilität ver Kloſtergelübde bei. 

4) In früherer Zeit verzichtete der Mönd oder die Nonne nicht auf das Privatvermögen. 
Nachdem Kaifer Juftinian, wie oben bemerkt, in Jahre 532 den Austritt aus dem Klofter ver: 
boten hatte, verfügte er durch ein nachfolgendes Decret die Confiscation besjenigen Vermögens 
des Fluchtlings, welches er zur Zeit ver Entweichung beſeſſen hatte, zu Gunften des betreffenden 
Kloſters. 

5) Was die eigenthümliche Kleidertracht der Mönche betrifft, fo warb zwar ein phantaſti⸗ 
{her Anzug vielfah durch Schwärmerei, durd Eitelkeit und Aberglauben erfonnen — nicht jel- 
ten wech ſelte er auch blos nach den beſondern Verhältniſſen des Himmelſtrichs. So ſah man 
namentlich im Orient die Moͤnche bald in das Schaffell des ägyptiſchen Bauern, bald in den 
griechiſchen Philoſophenmantel gehüllt. In Ägypten war ihnen ver Gebrauch der Leinwand, 
als eines wohlfeilen einheimiſchen Products erlaubt, während ihnen dieſelbe in Den Nbenblän- 
dern, al8 eine theuere ausländische Waare, als Luxus verboten ward. 

6) Der unbedingte Gehorfam wurde durch Strafen aufrecht erhalten, die mit der Nobeit 
jener Zeiten im Binklange ftanden. „Die in den Abenvländern weit verbreitete Negel des Co— 
Iumbanus beftimmte 100 Geiſelhiebe für fehr unbedeutende Vergehungen. Bor den Zeiten 
Karl's des Großen erlaubten fi die Abte, ihre Mönche zu verftummeln oder ihnen die Augen 
ausſtechen zu laſſen; eine Strafe, die aber noch lange nicht fo graufanı war ald das fpäter aufge- 
kommene ſchreckliche Vade in pace — das unterirdifche Gefängniß oder Grab, in daß man fie 
oft einmauerte.“ (Gibbon.) 

Der raſchen Verbreitung des Benedictinerordens haben wir gedacht. Die Mönche erlangten 
einen ungeheuern Einfluß in allen Vorfommniffen des Lebens. Mehr und mehr braten fie 
auch das Erziehungswefen in ihre Hände. Wie aber ihr Wirken in dieſer Beziehung war, ba- 
von gibt die in jenen Zeiten allgemein herrſchende Roheit und Unwiſſenheit wahrlich fein ehren- 
volles Zeugnig. Sie gelangten überdies infolge des Aberglaubend und der Geiftesbeihränft- 
heit zu enormen Reihthümern. Dadurch wurden um fo mehr Misbräuche und Ausihweifungen 
aller Art begünftigt. Die Sittenlojigkeit fette jich fehr früh in diefen Inftituten feft. Die Für— 
ften und andere weltliche Große, die fo oft ven jchlauen Mönchen zum Spielball dienen mußten, 
benugten ihrerjeitö die Klöfter auch wieber zu allen möglichen Zweden. Es war etwas Ge- 
wöhnliches, daß bie Herrfcher ihre beftegten Gegner, oder die VBornehmen ihre Verwandten (be⸗ 
ſonders Die Nachgeborenen ihres Geſchlechts) kurzweg in die Convente ftedten. (Man erinnere 
fich in erfter Beziehung nur des Verfahrens Pipin's des Kleinen und Karl’d des Großen.) 
Außerdem fanden e8 die Herrfcher nicht felten aber auch zuträglich, die erften Würden der Klö- 
fter des Einfommens wegen an weltlidhe Große zu übertragen (bie fogenannten Gonmen: 
baturäbte). 

Es war zur Zeit ver Kreuzzüge, ald mehrere nene Mönchsorvden entflanden. So die Bern- 
hardiner oder Giftercienfer, die Wilhelmiter, Auguftiner-Chorherren, Prämonftratenier, Brü- 
ber de Heiligen Grabe und die dur die Strenge ihrer Ordensregeln befonder8 bemerkens⸗ 
werthen Kartäuſer. Im mefentlicden dienten ihnen ſämmtlich die Vorſchriften Benediet's zur 
Grundlage. 

Später entflanden die Bettelorven (Dominicaner, Auguftiner-Erentiten, Karmeliter, Franz 
ciöcaner und Rapuziner). Während die andern Orden ihre Klöfter zu bereichern ſuchten und 
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nur ihren einzelnen Angehörigen die Beibehaltung oder Erwerbung eigenen Vermögens unter: 
fagten (nad) dem Grunpfage: was der Mönch erwirbt, ift dent Klofter erworben), flellten die 
Mendicanten den Sag auf, daß auch die Klöfter felbit fein Vermögen haben dürften, das ganze 
Snftitut vielmehr durch Almoſen, durch den Bettel, erhalten werben müfle. 7) Diefe Anftalten 
mußten von Anfang an Vereinigungsorte dev unwiſſendſten Menſchen, Hauptfige jeglicher Be⸗ 
fhränftheit und des allercraffeften Aberglaubens werden; Vereinigungen von Leuten, wie man 
fie von gleicher Unwiſſenheit ſchwerlich auf andere Weife Hätte zufammenbringen Eönnen. 

Zulegt entſtand der furhtbare Jeſuitenorden. (S. Jefuiten.) 

Über den Einfluß, ven das Moͤnchthum in feinen allgemeinen Beziehungen äußerte, äußert 
Weſſenberg (‚Die großen Kirchenverfammlungen des 15. und 16. Jahrhunderts“) unter an⸗ 
derm Folgendes: „Kein Glanz der Heiligkeit, kein hervorragendes Verbienft, fein Ruhm be- 
wundernswüuͤrdiger Wiſſenſchaft Eonnte die angefehenften Kichenhäupter (wie Gregor von Na⸗ 
zianz, Johann Chryſoſtomus u. |. m.) gegen die feindlichen Verleumdungen und Nachſtellungen 
der Mönde fiher flellen.... Wie viele Heftige Beivegungen erregten nicht die unwiſſend eifern- 
den Möndshaufen; mie oft flörten fie nicht Die Beionnenheit und Ordnung kirchlicher Verſamm⸗ 
lungen; wie oft wurben nicht die Vorfteher in Kirche und Staat dur ihre Drohungen und Ge: 
waltthätigfeiten eingefehüchtert over zu unwürbigen Maßregeln veranlaßt! Beſonders das Mor: 
genland fah fie bald ald Werder, bald ala Werkzeuge des Geiftes der Umorbnung. (Mönche, 
welche gar feine Weihen empfangen hatten, maßten ſich die Verrichtungen von Brieftern, felbft 
von Bischöfen an, unter dem Vorwande, daß nur fie Durch die Art ihres Lebens die rechten Nach⸗ 
folger ver Apoftel feien.) Leo der Große verbot die Zulaflung der Mönde zun Prebigtamte, 
und Chryſoſtomus geſtand, daß fie ſich der Reitung des Volks vielfach nicht gewachſen exwiefen. 

Das Licht der Aufklärung, welches ſich nad der Erfindung der Buchdruderei wiener mehr 
and mehr zu verbreiten begann, Fonnte unmöglich dem Klofterwefen Nugen bringen. Der erfte 
Schlag wider jene Inftitute ward aber durch die Neformation geführt. Die weltlichen Herricher 
fanden ed um fo zuträglicher, die Grundſätze der neuen Lehre hierüber anzunehmen, je größer 
die von den Klöftern angehäuften Reihthümer waren. Eine Menge von Gonventen der ver: 
ſchiedenſten Orden wurde in ben proteflantifhen Ländern aufgehoben. Indeſſen läßt e8 fi 
doch nicht verfennen, daß deren Vermögen faft ſämmtlich den meiften neugegrüundeten Bil: 
dungsanflalten ald Dotation zugewiefen, weniges nur unmittelbar zu Staatszwecken ver: 
wendet warb. 

In den ſämmtlichen katholiſchen Ländern beftanden indeflen die Klöfter, obwol bald vielfach 
mit fehr gefunfenem Anfehen, ungehindert fort, bis Kaifer Joſeph, kühn voranfchreitenn im 
Geift der Zeit, verſchiedene Orden in den öfterreichifchen Staaten ganz aufhob, andere ive: 
ſentlich beſchränkte und insbeſondere viele Hundert Klöfter fäcularijirte. 

Biel entſchiedener aber trat die Franzoͤſiſche Revolution auf. Schon im Februar 1790 de= 
eretirte die Nationalverfannlung: „Das conftitutionelle Gefeg des Königreichs erkennt kei⸗ 
nerlei Kloftergelübbe an: die religibſen Orden und Congregationen find und bleiben daher in 
Frankreich aufgehoben, ohne jemals wieder eingeführt werden zu können.” Die Kloftergüter 
wurden zu Nationalgütern erklärt, den Angehörigen dieſer Inftitute aber Tebendlängliche Pen⸗ 
fionen ausgefegt, doch bei dem bald eingetretenen allgemeinen Geldmangel nur felten wirklich 
entrichtet. 

Dem Beifpiel Frankreichs ahmte man in der Folge (obwol nicht mit gleicher Ausbehnung 
und Strenge) in vielen andern Ländern nad; fo z. B. in Oberitalien; unter dem Minifleriun 
Montgelas in Baiern; unter König Joſeph's Negierung und ſpäter unter den Cortes in Spa: 
nien; 1810 in Preußen; dann in Rußland, jedoch nur gegen die katholiſchen Klöfter. 

Nah dem Stwz Napoleon’s, theilweife aber auch unter feiner Herrfchaft, kam in mehreren 
Ländern eine ber eben bezeichneten entgegengefegte Tenvenz wieder empor. Der römische Hof 
machte es fich zur Angelegenheit, au das Moͤnchsweſen wieder neu zu beleben. Gewaltige An= 
firengungen fanden und finden mitunter noch jegt flatt. Hinter König Ludwig erftanden in 
Baiern, alfo in einem deutſchen Lande, über 100 Klöfter. Aber die Einrichtung ermangelt der 
innern Lebensfühigkeit, und ſelbſt in Spanien und in Italien erfolgten ſeitdem wieder maſſen⸗ 
Hafte Klofteraufbebungen. 


7) Selbft das Kloftergebäude follte nicht das Eigenthum der Anftalt fein, fondern es follte diefer 
nur eine Art Nugungsrecht zufteben, folange ber wahre Eigenthümer, nämlich der päpftlicde Stuhl, 
nicht anders Darüber verfüge! 
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F. 2. Die angeblichen Verdienſte der alten Klöſter um die Menſchheit. Die 
wichtigſten Verdienſte, welche ſich die Kloͤſter um die Menſchheit erworben haben ſollen, find: 
die Urbarmachung des Bodens in wilden, unwirthlichen und wenig oder gar nicht bewohnten 
Gegenden, und ſodann vor allem die Erhaltung geiſtiger Gultur, insbeſondere die Aufbewah⸗ 
rung der Claſſiker des alten Griechenland und Rom. 

a) Die angeblichen Berdienfle der Mönde um Urbarmahung des Bodens. 
Begreiflicherweife waren die Mönde nit in allen Ländern im Balle, ven Boden erſt urbar 
machen zu müflen. Als das Moͤnchthum in Agypten aufkam, befand fi dad dortige Land, 
unter der Herrſchaft ver Möner ftehend und von feinem auswärtigen Feinde angegriffen, in 
einem cultivirten Zuſtande. So auch in andern Gegenden, und zwar des Drcivent# nicht min⸗ 
der ald des Orients. 

Hauptſächlich foll man nun den Mönchen den Anbau des Bodens in Deutfhland in den 
erften Jahrhunderten nach der Völkerwanderung zu verdanken haben, und dieſes iſt ſonach ber 
Punkt, den wir hier unterfuchen müſſen. 

Mir können davon abfehen, daß felbft Taeitus ſchon Deutſchland als ein fruchtbares, mit 
Fluren, nugbaren Waldungen, großen umzäunten Höfen und Aderfelvern bedecktes Land ſchil⸗ 
dert. Die Cultur, welche in allen von den Römern befeflenen Gegenden beflannen hatte, zumal 
am Rhein, dem Le, dem Inn und der Donau, konnte nie gänzlich vernichtet werben; bie frem⸗ 
den Eroberer nahmen vielmehr gar vieles von den Sitten und Einrichtungen der Beflegten an; 
und two bie alten roͤmiſchen Colonialſtädte, ungeachtet einzelner momentaner Zerflörungen, fort- 
beftanden (Köln, Trier, Mainz, Speier, Straßburg, Augsburg, Regensburg, Salzburg und 
zahlloſe andere), da läßt fi wol gewiß nicht annehmen, daß der Boden des ganzen Landes un- 
urbar und zu einer Wildniß geworben und in diefem Zuftande bis zum Emporfonmen der Klö⸗ 
fter fo geblieben fet. Auch iſt e8 wirklich Hiftorifch erwieſen, daß ber beilere Bodenanbau in der 
Umgegend der Städte flattfand. 

ALS nun das Moöoͤnchthum Bingang im Herzen von Deutſchland fuchte, trafen feine erſten 
Einwanderer felbft dort ſchon glänzende Hofhaltungen der heidniſchen Zürfen viefer Gaue, 
große Herzogspfalzen, auch Städte, Flecken und Dörfer. ®) 

„Jetzt erft erfolgten allmählich die meiften und wichtigſten Stiftungen der Klöfter, und zwar 
weit feltener in den wilden als gerabe in ben volkreichſten und gemerbjamften Gegenden, ganz 
vernunftmäßig dem vorgeftecdtten Zwecke gemäß, von folden Punkten aus vie hriftliche Religion 
defto ſchneller und wirkſamer auszubreiten.... Nachdem ich Urfprung und Stiftung von 
mehr als 200 folder Klöfter allein im Königreich Baiern (nämlich dem reits des Rhein ge= 
legenen Haupttheile deffelben) bei jedem beſonders in Unterfuhung genommen, fo muß ih 
geftehen, daß mir nicht ein einzigeö vorgefonmen, von welchem fih mit Grund und Wahrheit 
behaupten ließe, e8 fei von ihm die erfle Cultur des Bodens, worauf e8 geftanden, hervor: 
gegangen. (v. ang.) 

Der nämliche Verfaſſer bemerkte nun ſehr richtig, daß zur Urbarmachung des Bodens nidt 
mitgewirkt haben Eönnen: 1) die Nonnenklöfter, 2) die ihren Statuten nach befiglofen Bettel⸗ 
mönde, und 3) überhaupt alle In neuerer Zeit, zumal vom 18. bis 16. Jahrhundert erſt ent: 
ftandenen Orden. Es bleiben ſonach nur noch einige Benebictiner:, Prämonſtratenſer-, Eifter: 
cienfer: und Auguftinerflöfter, die möglicherweife ven Boben, auf ven fie erbaut wurden, viel: 
leicht urbar gemacht haben koͤnnten. Allein die vorhandenen Urkunden weifen im Gegentheil 
nad, daß diefe Convente faft ohne Ausnahme in beuölferten,, längft angebauten Gegenven, be: 
ſonders in Haupt- und Neftvenzflädten errichtet wurden, oder daß die Mönche ſelbſt landesherr⸗ 
liche oder fonftige adeliche Schloͤſſer in Cigenthum zu erlangen mußten und fobann diefe Schloͤſſer 
in Klöfter ummwandelten. Überall zeigen die noch vorhandenen Documente, zumal die Stif⸗ 
tungdurfunden, daß die Mönche zu ihrer Anjievelung empfingen „nicht terras novellandas vel 
cultivandas, fondern cultas cum incultis, agros, mancipia, prata, pascua, sylvas” u. f. w. 
Die Zahl folder nod) vorhandenen Urkunden aus allen Bauen unferd Baterlandes geht in das 
Unenplide. 9) 


8) Nähere Nachweifungen, befonders in Beziehung auf Baiern, in dem Auflage des geiflreichen 
Ritters v. Lang: Waren die Klöfler Wohlthäter Deutfhlande? im Sophronizon, VII, 3 u. 4. 

9) Ritter v. Lang weilt a. a. D. nach, daß nur allein in ben ältern Kreifen bes Königreichs Baiern 
23 Klöfter der ältern Orden befannt find, die in früherer Zeit fürftliche Refldenzen, Herzogsburgen ober 
Sclöffer von Grafen u. |. w. waren — und biefes find gerade die berühmteften ber bortigen Gonvente! 
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Allein bei der Frage: ob dad Moͤnchsweſen der Bultivirung des Bodens Nupen brachte, kann 
der Umſtand überhaupt am menigften entfcheipen, ob etwa da oder dort ein paar Morgen Landes 
wirfli durch Kloſterbewohner angebaut wurden oder nicht. Es kommt vielmehr zunächſt dar⸗ 
auf an, melde Wirkung die Eriftenz eine® Kloſters auf ven Bobenanbau feiner Umgebung im 
ganzen hervorbrachte. Und hier findet dann ber unbefangene Beobachter die allerunglinftigften 
Ergebniffe. 

Wo einmal ein ſolches Klofter beſtand, mupte ringsum alles freie Privateigenthum ver: 
fhwinden. Schon Karl ver Große wirft ven Abten (in einem Gapitulare vom Sabre 811) vor: 
fie ſuchten Gelegenheit, an den armen Mann zu fommen, ber ihnen fein Eigenthum nicht frei= 
willig überlaffen wolle, indem fie ihm fo lange die ſchwerſten Kriegslaften und Züge zumutheten, 
bis er endlich nicht mehr anders könne, als fein Befitzthum zu übergeben oder zu verfaufen. 
(Occasionem quaerunt super illum pauperem, quomodo eum condemnarepossint, et illum 
semper in hostem faciunt ire, usque dum pauper factus, nolens volens suum proprium 
tradat aut vendat.) v. Lang führt eine ganze Reihe von Beifpielen an, daß Einzelne ſowol als 
ganze Ortſchaften ihr freies Cigenthum abtraten, um daflelbe dann als deren Zins- und Lehns⸗ 
leute oder ald Pächter oder Knechte zu bauen. Ja, nicht zufrieden damit, dad Grundeigenthum 
auf ſolche Welfe zu erlangen, mußten fie fehr häufig e8 fo weit zu bringen, daß fogar auch die 
Menſchen, welche diefe Gegenden bemohnten, ihnen leibeigen wurbden. Dan weiß viele Bei: 
fpiele, daß fogar hochadeliche Frauen (ex utriasque parentibus libera etsatisnobilis, — liber- 
rimae conditionis ete. etc.) fi und ihre Nachkommen biefem oder jenem Klofter leiheigen er- 
flärten. 

Daß aber durch folche Verhältniffe die Eultur des Bodens nicht gefördert, — daß fie viel- 
mehr da, mo fie Ihon vorangefähritten war, weit zurückgeworfen ward, ift wol jedem vernimf- 
tigen Beobachter Mar, Die Eultur des Bodens erheifcht freie Menfchen und freies Eigenthum 
diefer Menſchen. Wer immer ausfhließlih zum Nutzen von andern arbeiten muß, mwirb in der 
Negel wenig und fhlecht arbeiten. Der einzelne Moͤnch felbft aber mar nit einmal Eigen: 
thümer, abgefehen davon, daß er bei feinem Dünkel — feinem Stande nad) weit erhaben zu 
fein über die andern Leute — es gewiß mit feltenen Ausnahmen verſchmähte, gleich einem 
Bauer zu urbeiten. Selbſt ſchon die rohen Waldbrũder ernähtten ſich lieber von dem Almofen, 
das ihnen das Ausfteden eines Bet: over Bilderſtockes zu verſchaffen geeignet war, als durch 
ihrer Hande Arbeit, und man wird ſchwerlich auch nur einen Ball aufweiſen fönnen, daß ein 
folder Waldbruder mehr felbft producirt als confumirt hätte. Die Erfahrung hat überdies bis 
zur neueften Zeit gezeigt, daß Die Kloftergüter zwar gemöhnlih ber Boden und der Lage nad 
die beften, dabei aber die hlechteft angebauten waren. 

Wenn man indeflen vorzugöweife einen Orden, den der @iftercienfer, anführt, als beſonders 
verdient um die Bultivirung des Vodens, fo wollen wir nur ein paar Zeilen aus ben Bemer- 
tungen des länaftverflorbenen Regierungsrathä v. Loͤw, des genaueften Kennerd ver pfälziichen 
Lokalgeſchichte, dem wir ein Verzeichniß der in der bairiſchen Pfalz zu Grunde gegangenen 
182 Dörfer verdanken, Hier einfhalten. „Im Rheinkreiſe“, fo lauten feine Worte, „haben die 
Eiftercienferkiöfter, befonders die von Ditenberg und Cußersthal, eine größere Anzahl Dörfer 
eingehen machen, als felbft ver Dreißigjährige Krieg vermochte... Ihre Beflgungen.gereichten 
der Eultur und Bevoͤlkerung des Landes entfchienen zum Nachtheil. DVerfolgt man die Spuren 
ihrer fuccefjiven Erwerbungen, fo ergibt fi, daß, fobald fie ein beträchtliches Gut an einem 
Orte an fi gebracht hatten, fie e8 vurd Käufe, Tauſch und Schenkungen zu vergrößern und zu 
arrondiren fuchten. Auf dieſe Weife zu dem Befige ganzer ®emarfungen gelangt, bewirth- 
ſchafteten fie diefe Güter felbft. Die Zahl der Dorfbewohner mußte ſich nothwendig aus Mangel 
an Eigenthum und Arbeit mindern; der Reſt fanf zu Tagelühnern herab. In diefer Rage be: 
durfte es nur einer fehwierigen äußern Veranlaffung, eines Krieged, eines Brandes, un die 


Sie alle find fonach nicht durch eigener Hande Fleiß der Mönche begründete, fondern — nach Lang's 
allerdings berbem Ausdruck: — erbettelte, dabei aber in vergleicheweife glänzendem Zuftande ſchon bei 
der Abtretung befindlich gewelene Niederlaffungen. Das gleiche Ergebniß wird man in ber Hauptfache 
überall finden, Wir haben in Beziehung auf die bairifche Pfalz ein in feiner Art fehr vollitändiges 
Werk vom Pfarrer Remling zu Hambach: Urkundliche Gefchichte der ehemaligen Abteien und Klöfter im 
jegigen Rheinbaiern (2 Thle.), vor und. Durch den ganzen Inhalt auch diefes Buchs, eines eifrigen 
Bertheidigers ber Klöfter, werben alle obigen Bemerfungen auf das volftändigfe beftätigt. Nur aus 
Rüdficht auf den Raum übergehen wir den in ben frühern Auflagen des Staats⸗Lexikon gegebenen Nach⸗ 
weis in allen Einzelheiten. 
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Menſchen von einer Stelle zu vertreiben, an welcher Eein Eigenthum fie feſthielt. Der Aufbe- 
bung der Klöfter verdanken viele Orte (in der Pfalz namentlich Ottenberg, Lamberg, Franken⸗ 
thal u. ſ. w.) ihr Daſein. Die bloße Verleihung mancher Kloſtergüter in Erbbeſtand war nicht 
vermoͤgend geweſen, bie erloſchenen Dörfer wieder in das Leben zu rufen; das Verbot, ven Erb⸗ 
zins loszukaufen und die Güter zu zerflüdeln, verhinderten dieſes.“ 

b) Die angeblichen Verdienſte ver Klöflerum die geiflige Gultur, zumal 
die Erhaltung der alten Claſſiker. Bragen wir ſodann nad den eigenen Keiftungen 
der Moͤnche im Gebiet ver Wiſſenſchaften, fo können wir feinen einzigen Zweig auffinden, in 
welchem fie wirklih Großes und Ausgezeichnetes gefchaffen hätten. Was haben in ben langen 
Jahrhunderten des Moͤnchthums die Naturwifienfchaften durch die Klöfter gewonnen? Um 
wie viel ift das menſchliche Willen während diefer ganzen Zeit durch fle in der Mathematik, 
Phyſik und Chemie geförbert worden? Welches waren vie Fortſchritte in der Heilkunde, oder in 
der Philofophie, oder in der Srobefchreibung, oder in der Geſchichte? Man zeige und bie 
Thucydides, Tacitus oder nur die Gibbon, welche in den Klöftern während des Mittelalters 
entſtanden find! 

Wenn nun diefe Klöfter wirkliche Bildungsanftalten zumal höherer Art geweſen wären, fo 
Hätten aus ihnen eigene Leiftungen von bleibendem Werth für alle Zukunft unfehlbar hervor: 
gehen, es hätten fi unter jenen Millionen Mönchen, welche im Laufe der Jahrhunderte Diele 
Snftitute bevölferten, — alle frei von äußern Sorgen und faft alle von dem kräftigſten Man- 
neßalter an Angehörige dieſer Inflitute — mindeſtens Taufende in jeden einzelnen Zweige des 
Wiffend duch felbftändige Leiflungen von dauerndem Werth auszeichnen, dad Gebiet eines 
jeden diefer Ziveige unendlich erweitern müſſen. Überblicken wir aber jeve einzelne Disciplin, 
fo finden wir, daß hoͤchſtens da oder dort einmal ein einzelner Moͤnch (ein Einzelnen ſtets unter 
Hunderttaufenben N) überhaupt etwas Nennendwerthes leiftete. 

Allein, wird man einwenden, wenn fich bie Mönche auch nicht durch eigene werthvolle geiftige 
Productionen auszeichneten, ſo verdankt man ihnen doch ausſchließlich die Erhaltung der alten 
Werke, und insbeſondere würde die ganze Literatur Griechenlands und Roms für uns verloren 
fein, wenn die Moͤnche ung dieſelbe nicht in Abſchriften aufbewahrt hätten. 

Es ift von vornherein fehr unwahrſcheinlich, daß, wenn fich fo viele fortwährend mir ben 
evelften Geiſteswerken ver Alten befchäftigt hätten, nicht der vielfach in diefen Werken enthaltene 
göttliche Funke zu eigenen Leiſtungen ähnlicher Art gar manden follte begeiftert und befähigt 
haben. Allein e8 vrängen ſich auch unmittelbare Beweiſe in Menge auf, daß man ben Klöftern 
hier ein Verdienſt beimißt, welches fie entweder gar nicht oder doch jedenfall weitaus nicht in 
dem angenonmenen Maße befaßen. 

- Die Klöfter wurden fo flark bevölfert, weil man meinte, durch das Mönchsleben ein Bott 
beſonders mohlgefälliged Werk zu verricgten, und — der Befreiung von ſchwerer Arbeit und 
von NRahrungsforgen wegen. Man hielt dabei die Kriftlichen Einrichtungen und Vorſchriften 
nicht nur an und für ji für dad Vortrefflichſte, fondern in der Regel felbft für dad allein Gute. 
Mas immer von den Heiden berrührte, galt weitaus ven meiften von vornherein als verab⸗ 
ſcheuungswürdig, Schlecht und greuelbaft. Die große Mafle der Mönche ftanınıte aus ven geringften 
Ständen der bürgerlichen Gefellfhaft und ermangelte aller geifligen Vorbildung. So fehlte 
denn meiftens ſchon der Sinn für höheres geiftiges, zumal literarifches Wirken. Dazu kam ber 
Dünkel des Mönchs auf die durch feinen Stand ihm verliehene eigene Wichtigkeit und Vorzüg⸗ 
lichkeit. Auch der Geringfte mochte fi in der Regel für ein werthvolleres Weſen der Schöpfung 
Balten als alle heidniſchen Glaffifer zufammengenommen. 

So viel if gewiß, eine claſſiſche Ausbildung oder nur Erhaltung des claſſiſchen Alterthums 
lag feinem einzigen geiftliden Orden auch nur entfernt zu Grunde. Die Einrichtung biejer 
Inftitute war eher auf alles andere als darauf gerichtet. Linftreitig gebühren den Benebictinern 
weit eher Anſprüche auf geiftige Leiftungen als allen andern Mönchen. Aber fchon die befannte 
Regula Benedicti zeigt von Feiner befondern wiffenf&haftlihen Tenvenz; denn ver heilige Bene⸗ 
dict fordert von feinen Mönchen nicht einmal Lefen und Schreiben ald nothwendige Bedingung. 
Inden man nur nad) Frömmigkeit ftrebte, ward gerade die geiftige Ausbildung vernachläſſigt; 
je mehr das ganze Streben nad) jenem Ziele gerichtet war, um fo weniger befümmerte man jich 
auch nur um die Anfangsgründe wiſſenſchaftlicher Bildung. So mar e8 oft eine Seltenheit, 
Leute zu finden, die lefen und fchreiben konnten; nicht unter den Laien allein, fondern auf unter 
den Welt:, noch mehr aber unter ven Drbensgeiftlihen. Zahlloſe Beifpiele beweifen, daß bie 
hoͤchſten geiftlichen wie weltlihen Würbenträger, als des Schreibens unkundig, die Urkunden 
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mit bloßer Beifügung eined Zeichens des Kreuzes ftatt ihrer Linterfchrift verfahen (man fegte ven 
Acten bei: „‚Signumcrucis manu propria pro ignoratione literarum”, f. Durange, Art. ,‚Crux‘, 
I, 1191. Daher der vom Lateinifchen fat in alle neuern Sprachen übergegangene Ausdruck 
unterzeichnen für unterfchreiben). Viele auögezeichnete Welt- wie Ordensgeiſtliche konnten die 
Kanones auf den Goncilien, denen fie ald Mitgliever beiwohnten, nicht unterfchreiben. Schon auf 
der Kirhenverfammlung zu Chalcedon ſaßen allein 40 Biſchoͤfe, die weder zu leſen noch zu 
jchreiben verflanden. Auch in den nächſtfolgenden Jahrhunderten treffen wir immer wieder 
auf dieſelben Erfeinungen. Zur nämlichen Zeit, in welder in ber Schweiz die vielen Minne⸗ 
fanger und in St.-Gallen felbft ver befannte Walther von der Vogelweide lebten, konnte der 
Abt Konrad in den berühmten Stift St.-Gallen mit feinem ganzen Kapitel und glei darauf 
fein Nachfolger Rumo nicht fchreiben. (Urkunde des Abtes und des gefammten Kapitels vom 
Jahre 1291: „Cum scribendi peritia careamus.” Urfunde von 1297: ‚‚Testis Rumo Abbas, 
scribere nesciens.” ©. bie „Geſchichte des Klofterd St.:&allen‘' von dem Mönchsfreund Pater 
Ildefons von Arx.) | 

Noch viele andere Thatſachen beweiſen, daß die Mönche, namentlidy die im Oecident anfangs 
allein vorhandenen Benedictiner, keineswegs die Bejörverer geiftiger Gultur waren. So flagt 
Karl der Große („Capitul. de 778°) über ihre sermones incultos, über ihre negligentia di- 
scendi und ihre lingua merudita, und an einer andern Stelle (,‚Capitul. de 802°) über ihre 
aufgededten fornicationes, abominationes et immunditias, die.man sine horrore nit beim 
rechten Namen nennen dürfe. Ein Jahrhundert ſpäter Elagt Alfred der ®roße, daß von: Humber 
bis zur Themſe nicht ein Geiftlicher fei, der die Kiturgie in feiner Mutterfprache verftebe oder die 
leichtefte Stelle aus dem Lateinifchen zu überfegen wifle; was aber die-Beiftlichen in den Bauen 
zwijchen dev Theme und dem Meer betreife, fo feien fie noch viel unwiffender. Das nämliche 
Bild ergibt ji in andern Ländern. In großen berühmten Klöftern fand man auch noch fpäter 
kaum ein Miffal. (Vgl. Muratori, „Antiq.“, IX, 789.) Statt höherer Bildung gewahren wir 
überall Roheiten und Ausfchweifungen ohne Zahl. Man blicke 3. B. auf die Schilderungen 
Gregor's von Tours (des fogar unter die Heiligen aufgenommenen Erzbiſchofs) und anderer 
ähnlicher Hierin gewig unverwerfliher Zeugen: allenthalben die grellften Züge von Neid, Ehe⸗ 
bruch, Wolluft, Rachſucht, Betrügereien der verſchiedenſten Art, Freßſucht und Trunfenbeit, 
Stumpfjinn und Hinterlift, Prahlerei und Zankſucht, Habfucht und Verſchwendung, Diebereien 
in jeder Form, Giftmiſcherei, Meineid und zahllofe andere Lafter. (Abt Dagulfus, berühmt 
dur Diebftäfle, Ehebrüche, Tontihläge, wurde am Ende in einem Freudenhauſe ermordet 
u. ſ. w.) Das einzige, was ſich einigermaßen zur Vertheivigung der damaligen Mönde ſagen 
läßt, möchte fein, daß aud die Weltgeifllichen in jener Zeit kaum befler waren. Aber die Mis⸗ 
ſtände vermehrten ſich bei ihnen, während der Stand ver Weltgeiftlichen ſich wieder etivad zu 
heben begann. Die wenigftend wieder dämmernde Aufklärung erheifchte dringend Abflellung 
fo arger Misbräuche. Darum mußten nun freilich Die vielfach verfuchten Reformen ber Klöfter 
beginnen; allein fie blieben in der Hauptſache immer ohne erkleckliches Refultat 10); aus allen 
Gegenden Elagte man fort und fort über Verfall der Zucht und Ordnung in den Klöftern. Die 
mannichfachſten Prüfungen ihres Zuftandes im einzelnen und ganzen führten aber jedesmal zu 
dem Ergebnis, daß die Geifteshildung am allermeiften vernadläffigt ward und insbeſondere bie 
Ziteratur ſich in einem ganz erbärmlihen Zuftand befand. 17) . 


10) Hier Ein Beifpiel ftatt vieler: In Jahre 1481 fand die fogenannte Bursfelder Reformation 
fatt. Infolge diefer mußte unter andern auch der Abt des Klofters Limburg, Heinrich Ulner von Die: 
burg, feine Würde nieberlegen, welche an Bonifaz von Venloo übertragen ward, Sept aber wurde 
das längfiherrfchende Unmeten noch ärger; Müßiggang, Wolluft und andere Laſter verbreiteten ſich 
über alles Maß. Der neue Abt war ein gewaltiger Säufer. So ſoff er denn auch einmal mit einem 
Bauer aus Wachenheim um die Wette; diesmal warb er übertroffen. Gegenſtand der Wette war aber 
eine dem Klofter gehörende Gülte gewefen, welche der Abt in folcher Weife feinen Stifte — verwettet 
hatte! Andere Beifpiele finden fich unter andern im Sophronizon, Bd. XI, Heft 2, aufgezeichnet. So 
hatte 3.3. das Klofter Dieffen in weniger als hundert Jahren ſechs Klofterregierungen, deren Abſcheu⸗ 
lichfeit kaum zu befchreiben ift. „Was mag‘, Tagt Paulus mit Recht, „das für eine Gefanımtheit von 
München gewefen fein, aus deren Genoflenfchaft durch freie Wahl fortwährend eine ſolche Reihe von 
unwürbigen Borftänden enıporfteigen konnte?“ 

11) Wir haben oben ſchon bes Werks gedacht, in welchem der eifrige Kloflerverehrer Pfarrer Ren: 
ling alles, was fich über die in ber bairifchen Pfalz vormals beftandenen Klöfter noch auffinden läßt, 
zufammenftellte. Unter allen diefen vielen Gonventen u. f. w., von denen nähere Nachrichten auf uns 
gefonmen find, ift num auch nicht ein einziger, bezüglich deſſen nicht in Urkunden, bald früh, bald fpät, 
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Wie konnte bei ſolchem innen Zuftande eine Pflege der Wiffenfchaft und Sittlichkeit flatt- 
finden? Wie konnte fie e8 insbeſondere, ald die Klöfter jo mefentliche Unterflüger und Beför- 
derer der Dummheit und des Aberglaubens, mitunter der fhmählichften Art, waren; als fie das 
arme unwiſſende Volt mit vem ihm eingepflanzten blinden Glauben gängelten, Reliquien zur 
finnlofen Anbetung und Amulete auf den Kauf fabrizirten, Wallfahrten ſchufen und jene Mafle 
vermittelft Mirakel, Heiligenbildchen und Wundercuren ausbeuteten, fie dumm und liederlich 
zugleich machten! 

Wahrlich, da iſt das letzte und einzige Aſyl geiſtiger Cultur nun und nimmermehr zu ſuchen. 

„Wo anders aber als in den Kloͤſtern konnten die alten Claſſiker für uns erhalten werden?“ 
— ſo hoͤrt man unbegreiflicherweiſe noch fragen. Ein paar Andeutungen werden genügen, dieſes 
Bedenken zu loͤſen. 

1) Obenan ſtellen wir die italieniſchen Freiſtaaten. „Die gegenwärtige Generation“, ſchreibt 
Simon de Sismondi (, Geſchichte der italieniſchen Republiken des Mittelalters“), „verdankt ven 
italieniſchen Freiſtaaten das Erbtheil des claſſiſchen Alterthums.“ Hier in dieſen Freiſtaaten 
lebte ein Geiſt, der den Werth jener alten Schriften beſſer zu würdigen wußte als jemals der in 
den Kloͤſtern hauſende Bigotismus. Die Verhältniſſe, die freie Bewegung des Volks in dieſen 
Republiken brachten es mit ſich, daß man höhere Geiſtesbildung, Unterricht überhaupt, unter= 
ſtützte und beförderte. Der ausgedehnte Handel aber nach allen Gegenden ber damals bekannten 
Welt bedingte auch einen geiſtigen Verkehr. 

2) Die freien Höhern Schulen, ausgebildet als Univerſitaͤten, reihen ſich würdig an. Sie 
führten erft recht wieder in das Leben ein jene claſſiſchen Schriften ded Alterthums, die, wären 
fie auch wirklich in den Ktöftern ausfchließlich zu finden geweſen, dort doch nur vergraben gelegen 
hätten. Raum waren die Pandekten wieder aufgefunden, im Jahre 1137, fo wurde auch alfo= 
bald die ganze damalige cultivirte Welt von Bolognas Lehrſtühlen aus mit ihrem Inhalt be= 
fannt und vertraut gemadht. j 

3) Aud die übrigen Gebildeten der verſchiedenen Stände, Laien und Weltgeiftliche, trugen 
nicht jelten zur Erhaltung ver geiftigen Schäge des Alterthums bei, und glüdlicherweife ver- 
ſchwanden ſolche Leute ſelbſt in jenen dunkeln Zeiten nie ganz aus ven Ländern Mitteleuropaß. 
Man denke nur an Gregor von Tours und Fredegarius (die Zeugen ver älteften Frankenge- 
ſchichte), an Eginhard, Theganus, Luitprandus, Wippo, Otto Friſingenſis (ver jedenfalls fein 
berühmtes Geſchichtswerk nicht in einem Klofter, ſondern In der Fürſtenreſidenz Freiſing ſchrieb), 
an feinen Fortſetzer, den Domberrn Radewicus, Berthold Conftantlenfis, Gottfried Viter— 
bienfis, Adamus Bremenſis u. f. w. Die Lifte ließe fich ungemein vergrößern dur) Beifügung 
der Namen aller mächtigen Beförverer geiftiger Bildung (wie Kaifer Karl und König Alfred 
der Große) und aller Schriftfteller der verfchiedenen Länder, die keine Mönche waren (3.8. Ior: 
nandes und Ulphilas, der Gothen; Saro Grammaticus, des Dünen; Snorre Sturlefon, des 
Isländers u. |. w.) 

4) Die Bozantiner. Nachdem das alte Byzanz zur Haupflabt des Roͤmiſchen Reichs und 
bald an Umfang, Volkszahl und Glanz die erſte Stadt der Welt geworben, fammelten fi bort 
natürlich auch die clafflfhen Schriften des Alterthums, und zwar wol mehr als an irgendeinem 
andern Orte. Verſchiedene Werke der Alten oder Bruchſtücke verfelben find uns ausſchließlich 
nur duch Byzantiner erhalten worden (fo z. B. die Fragmente des Berojus, Sanduniathon, 
Kteflad u. |. w.). Denn ebenfo wie für die Kunft 12) blieb Konftantinopel aud für die Wiffen- 
haften ein Hauptafglort. Der rege Verkehr zwifchen diefer Stadt und dem Abendland, be= 


über „Verfall“ der Zucht und Ordnung geflagt würde. Auch ift erfichtlich, daß man in den Klöftern 
weit mehr wegen Aufzeichnung der Gefälle als der etwa vorgeführten guten Werke oder wegen geiftiger 
Cultur beforgt war. Bon geiftigen Leitungen oder von materiellen guten Werfen findet fi auch nicht 
bie geringfte Erwähnung; auf jedem Bogen fleht dagegen ausführlich zu lefen, wie viel Malter Ge⸗ 
treide, wie viel Gänfe, Hühner, Eier u. dgl., ganz befonders aber wie viel uber Wein und wie viel 
Dugend oder hundert Kapaunen jede derartige Stiftung alljährlich (befonders von der tributpflichtigen 
Umgegenb) zu beziehen gehabt. Dabei die häßlichften Züge gemeiner, durch Habfucht hervorgerufener 
Streitigkeiten unter den Religiofen ſelbſt. Das Berhäftnik änderte fich felbit in ber neueften Zeit, nach⸗ 
dem die Korberungen der Cultur dringender geworben, noch feineswegs. In dem aargauifchen Klofter 
Muri erichienen, wie fich bei deſſen Aufhebung zeigte, in den Rechnungen 800 Br. Ausgabe für Fütte⸗ 
rung des Geflügele, Daneben aber nur 8 Fr. für die Bibliothek! 

12) „In Konſtantinopel“, fagt Windelmann in feiner Gefchichte der Kunft bes Alterthums, „und 
dort allein waren Werke der Kunft nad ihrer allgemeinen Vernichtung in Griechenland und Rom ned) 
verfchont (NB. und öffentlich ſtehen) geblieben. Dort ftand u. |. w.“ 
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fonders von den Zeiten der Kreugzüge an und namentlich mit Italien, gewährte dem Oecident 
fortwährend Gelegenheit auch einer geiftigen Verbindung mit Byzanz. (Dadurch wirb auch 
weſentlich Klar, wie e8 fam, daß — obwol in den Klöftern die griechiſche Sprache ohnehin faft 
nirgends cultivirt warb, — dennoch von den griechiſchen Autoren im Grunde weniger verloren 
ging ald von den römifhen. So beilgen wir z. B. bie drei Haupthiftorifer der erfiern — ben 
Herodot, Thucydides und Xenophon — vollfländig, während die beiden ausgezeichnetfien Ge⸗ 
ſchichtſchreiber der legtern — Tacitus und Livius — nur hoͤchſt unvollftändig auf und gefom- 
men find.) Wie fehr fih aber die geiftige Kultur His zum Untergang des oſtroͤmiſchen Reichs 
in Konftantinopel forterhielt, zeigte beſonders die Maſſe grünplich gebildeter Gelehrten, vie ſich 
alsdann in vielen Ländern Europas, namentlich in Italien, verbreiteten. (Wir erinnern von 
den damals aus Ronftantinopel nad) Italien geflüchteten Griechen nur an Theodor Gaza, Jo: 
hann Argyropulos, Beflarion, Demetrius Chalkondylas, Konftantin Laskaris und Gemiftius 
Pletho.) Damals, ald Konftantinopel in die Hände der Türken fiel (1453), war aber Die Bud: 
druderei bereitö erfunden! 

5) Die Araber und Juden in Spanien, erftere theild auch in Süpitalien, haben ebenfalls 
manche Glafflfer aufbewahrt. Bei ven wiffenfhaftlihen Streben fo vieler Angehöriger dieſer 
beiden Nationen, zumal ihren mitunter audgezeichneten Leiflungen in dem Bebiet der Matbe- 
matif, Aftronomie, Geographie, Heilkunde u. f. w. kann ihnen der Werth der vorzüglichften 
Schriften des Alterthums nicht lange entgangen fein. Die Araber insbefonvere ſchätzten die⸗ 
felben fo ſehr, daß fle viele davon in ihre Nationalſprache überfegten. Selbft den Ariftoteles 
lernten bie Klöfter zuerft in einer arabiſchen Liberfegung, nieht in der Urſprache, kennen. (Eine 
von den Briten in Indien entdeckte Überfegung des Ariftoteles in die. Hinduſprache ſcheint gleich- 
falls eine arabifche Tibertragung zur Grundlage zu haben.) 

6) Enpli hat ung aud der Zufall manche claffifche Schrift erhalten, ſowol außerhalb ala 
innerhalb der Kloͤſter. Wurde do ſchon in frühefter Zeit Ariftoteles felbft nur durch ein glück⸗ 
liches Ungefähr unter ber Erde erhalten, wo ihn Apelliton von Teos entvedte. Gin Ungefähr 
ſoll (wenigſtens nach der einen Berfion) des Juſtinian Pandekten gerettet haben; ein Ungefähr 
Hat jedenfalls ven Gajus erhalten, ven Die Mönche ausgefragt hatten, um die Briefe des heiligen 
Hieronymus auf das Pergament zu fhreiben, auf welchem feine Inflitutionen fanden. So in 
vielen andern Fällen. 

Alle diefe Leiftungen find den Klöftern durchaus fremd, ebenfo wie die Erfindung und Ber: 
vollfommnung der Kunft des Buchbrudend, bie fo fehr von ihnen angefeinvet ward und der wir 
gerade am meiften zu verdanken haben, — denn ohne fie und der alten Druckherren verfländige 
Würdigung der Glaffifer würde deren Erhaltung — nad dem Sinken der italienifchen Frei: 
flaaten, dem Verlöfchen des Glücksſterns der Araber in Spanien und nun au dem Fall Kon⸗ 
flantinopel® — am allermeiften gefährdet geweſen fein !13) 


“ 


13) Hier noch ein paar charakteriftiiche Züge: Lupus, dev Abt von Fetrieres, bat im Jahre 865 in 
einem an ben Papſt gerichteten Briefe, ihm eine Abfchrift der Abhandlung Cicero's De oratore und 
der Inftitutionen Ouinctilian’s zu leihen, mit dem Beifügen, „daß in ganz Frankreich (folglich auch in 
allen franzöfifchen Klöftern !) Feine vollftändige Abfchrift davon zu finden ſei“. (Vgl. Muratori, Antiq., III, 
835.) Das Klofter Fontevrault befaß einft den Livius volltändig; aber es verfaufte ihn als altes Ber: 
gament an einen Gewürzfrämer, und dieſer an einen Schneider, welcher Kleine Ballon daraus machte. 
(Bol. Fabricius, Biblioth.Lat., S.297.) Es ift anzunehmen, daß in Korvei ein vollftändiger Tacitus vor- 
handen geweien, daß aber ein Theil davon unglücklicherweiſe auf bei ber Auffindung noch brauchbares 
Pergament gefchrieben war und darum vernichtet wurde. Auf ähnliche Weife foll Ei ulda ein vollftäns 
diges Exemplar des Trogus Pompejus zu Grunde gegangen fein. Zu Lüttich befam Petrarca zwei bis 
dahin nicht befannte Reden des Gicero zu Geſicht; aber er vermochte in den dortigen Klöflern und in 
der ganzen Stabt faft feine Tinte aufzutreiben, um dieſelben abzufchreiben. Selbft die Werke chriſt⸗ 
licher Autoren wußte man vielfach in den Klöftern nicht zu ſchaͤtzen. So gab die Abtei Werben im Jahre 
1650 eine Handfchrift des Otfried aus dem 9. Jahrhundert an einen Buchbinder, um damit die Werke 
des Thomas von Aquino einzubinden. „Eben daß man in etlichen Klöftern einige fchäßbare Autoren ge: 
funden”, bemerkt Ritter v. Lang, „beweiſt, daß man fie daſelbſt weder gefannt noch gebraucht habe. 
Ums Jahr 1440 ift allerdings in einen Klofter der Properz gefunden werben; aber wo? — im Keller, 
als Unterlager eines Weinfaſſes!“ (S. Heyne, Vorrede zum Tibull, ©. XV, vierte Ausgabe.) Den 
Gajus Hat man, wie oben fchon gefagt, auch gefunben, aber ausgefeagt (zum Glück unvolllommen) und 
mit den Briefen bes heiligen Hieronymus überfchrieben. Der verfländige v. MWeffenberg (Die großen 
Kirchenverfammlungen, Il, 24) fagt: „Die Klöfter waren eher die Kerker und Gräber als die Zufluchter 
flätten der Überbleibſel geifliger Schäge bes Alterthums, indem man fle in ihnen unbenugt und forglos 
vermodern ließ (fogar in der an gelehrten Schäßen fo reichen Abtei ber Benebictiner in Monte⸗Gaſſino 
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Hätten die Klöfter nur den hundertſten Theil des Eifers, den man ihnen für Erhaltung des 
elaffifchen Alterthums beimißt, in Wirklichfeit bethätigt: gewiß, nicht ein einziger Glaffifer Hätte 
und ganz ober theilmeife verloren gehen können. Man zählte im 15. Jahrhundert blos an 
Kiöftern vom Orden ber Benedictiner nicht weniger ald 15107. Wenn nun in jedem biefer 
Convente von allen Mönchen zufanımengenommen alljährlih nur ein einziger Claſſiker (ein 
Schließlich der Eleinften) abgefchrieben worden wäre, fo hätte biefes eine Vermehrung von 15000 
Abſchriften alljährli gegeben. Nehmen wir nun die durchſchnittliche Dauer dieſer Benedic- 
tinerconvente nur zu 300 Jahren an, fo hätte man eine Mafle von 4,500000 Copien bekom⸗ 
men. Wo aber find biefe zu finden? In der ganzen Welt eriftiren noch feine 1000 folder von 
Möndyen (von Benedictiner= oder von irgendeinem andern Orden) gefertigten Abfchriften. 

Aus allem ergibt jih, daß die Klöfter weder an fi ven Zweck und die Beflimmung hatten, 
die heidnifchen Glaffiker aufzubewahren — noch daß diefe durch ein unabhängig von den Or: 

dendregeln, ſonach freiwillig begründetes Streben erzielt ward. 

Allerdings gab #8 einzelne Mönche — einzelne unter den Millionen, die in Laufe von an— 
derthalb Jahrtaufenden jene Maſſe von Klöftern bevölferten — welche einen höhern, willen 
ſchaftlichern Sinn als ihre beſchränkten Genoſſen beſaßen. Aber fie Bilden Ausnahmen und 
zwar ſehr feltene Ausnahmen von ber allgemeinen Negel. Alle Ehre, alle Anerkennung ihnen, 
dieſen Männern, die, ungeachtet der geiſtertoͤdtenden Moͤnchseinrichtung, fhünere, edlere und er⸗ 
habenere Geſinnungen und Gefühle in ji bewahrten! Sie find es, welche Die verhältnißmäßig 
in fo geringem Umfange in einer Fleinen Anzahl von Klöftern vorhandene Literatur bewahrten. 
Aber was fie leifteten, geſchah nicht infolge des Moͤnchthums, fondern vielmehr troß deſſelben. 
Und abgefehen davon, daß fie wol meiftend zu jenem Stande durch äußere Verhältniffe mehr 
gezwungen wurden, als daß fie venjelben freiwillig gemählt hätten, ift der Schluß doch offenbar 
völlig ungereimt: „dieſer oder jener tüchtige Mann war ein Moͤnch, folglich würden ohne Klöfter 
Reiftungen wie vie feinigen nie entitanden fein. 

Aber nicht genug, daß man den Klöftern ale ſolchen Die Erhaltung des claſſiſchen Alterthums 
durchaus nicht zu verdanken hat, muß man ihnen im Gegentheil noch fogar den Berluft deffelben- 
in fehr großer Ausdehnung zum Vorwurf maden. 

Sie fahen in jenen Schritten faft nichts als heidniſche, darum vermwerfliche Bücher, und 
gewiß waren die Mönche die erften, welche auf den (ohne Grund als unbiftorifch auögegebenen) 
Befehl des Papſtes Gregor (bed fogenannten Großen): ‚vie Werke des Cicero, des Livius und 
des Tacitus allerwärtd zu verbrennen‘, — diefe zuerft und am eifrigften zu jolden Auto da 
Fes zuſammenſuchten, wie nicht minder jie es waren, welche, als der Sinn für die Geiſteswerke 
der alten Helfenen und Römer unter den freien Ständen wieder zu erwachen begann, dieſe durch 
barbariſche Moͤnchsproductionen zu verbrängen fuchten, welche endlich die ganze Literatur her⸗ 
abwürdigten und finfen machten, indem fie faft überall nichts andetes als fromme Schaufpiele, 
epifche Gedichte von Heiligen u. dgl. fabrizirten und ganz ernftli darauf ausgingen, durch 
ſolches Zeug die Claſſiker überflüffig zu machen und zu verbrängen. 

Noch weit mehr wurden aber die Mönde — ftatt Erhalter — Zugrunderichter eines großen 
Theils der Slaffifer dadurch, daß fie die alten, auf Pergament verfertigten Abfchriften ber claffi- 
Then Autoren aufzutreiben ſuchten, um fie audzufragen und flatt ihrer Legenden, Heiligenge: 
Thichten, mitunter die unjinnigften Gebete u, dgl. daraufzufchreiben, oder felbft um fie zum 
Einband derartiger Seripturen zu verwenden. Zu dieſem Behuf ein Buch des Liviuß ober 
Tacitus zu vertilgen, nahm man in den Klöftern feinen Anfland. Muratori („Antiq. Ital.”, 
111, 833) conftatirt dieſe Thatfache, und auch Montfaucon gibt ausdrücklich an, daß weitaus Die 
meiften Pergamentmanuferipte, die er gefehen, auf ſolches Bergament gefchrieben jind, von 
welchen eine frühere Schrift vertilgt war. (:Bgl.,,Mem. del’Acad&mie desinscript.‘, IX, 325.) 
Wir haben ſchon oben angeführt, wie wir gerade durch dieſes Verfahren um die vollſtändigen 


fand fchon Borcaceio die Bibliothek im verwahrlofeften Zuftande; nach Tellur fand Poggio die alten 
Handfchriften zu St.Gallen und in Reichenau verwahrt), während bie Abte und Mönche in der Jagd 
und in Gelagen, wo nicht felten Bantomimen und Poffenreiger die Gäfte zu ausgelaffener Lufligfeit reiz⸗ 
ten, in Fehden, Turnieren und Prachtfeften das Geſchäft oder vielmehr den Zeitvertreib ihres, nuplofen 
Lebens fuchten.... In Ungarn war fchon in der Mitte des 18. Jahrhunderts in den meiften Benebictiners 
Hößern Zucht und Orbnung ganz zerfallen. Viele Mönche fchweiften als Poſſenreißer und Landflreicher 
umber, voälzten fich in allen Laftern und wurden ben Schwachen zum Argerniß, den andern zum Spott... 
Die Bettelmönde feiner Zeit ſchildert Clemangis insgemein als heuchlerifche Pharlfäer, welche die Vor⸗ 
herfagung des Apoftels, Timoth. 3, 3, erfüllten,“ 
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Werke von Tacitus, Livius und vermuthlich auch ben Trogus Pompejus gebracht worben find, 
und wie wir ed nur einen glüdlihen Zufall, vielmehr dev Ungeſchicklichkeit des Auskratzers zu 
verbanfen haben, daß in unferer Zeit die Inftitutionen von Gajus mit vieler Mühe wieder re= 
ftaurirt werben fonnten. Wir wollen fhließlih nur noch anführen, daß insbeſondere auch bie 
vaticanifche Bibliothek Beweiſe für unfern Sag liefert, wie denn 3. B. Bruns in berfelben ein 
großes Stud des Livius und der Eiceronianifhen Neben von Pergament weggeſchabt und ftatt 
deren dad Büchlein Tobias daraufgefhrieben fand! Dieſes Ausfragen der heidniſchen Litera⸗ 
tur wurde fo ſyſtematiſch betrieben, daß man eigene Eurze Zeichen hatte, um ſolche Claſſiker zum 
Ausfragen zu erlangen, welde Zeichen allgemein verflanden wurden, — denn dieſe Methode, 
fich Schreibmaterial zu verfchaffen, war leider eine allgemein verbreitete. Alfo nicht Erhalter, 
jondern Bertilger der alten Literatur waren in der Regel die Moͤnche. 

6.3. Das Nahtheilige und Verberblihe des Klofterwefens überhaupt. 
Diefen Gegenſtand müffen wir nad zmei verſchiedenen Beziehungen betrachten: a) hinſichtlich 
der Religiofen felbft und b) Hinfichtlih des Gemeinweſens, der ganzen Menfchheit. 

a) Die BerHältniffe ver Religiofen. Indem der Mönch oder die Nonne tn den 
Orden aufgenommen werben, müffen fle die drei befannten Gelüͤbde leiften, nämlich das der Ar⸗ 
muth, der Keufhheit und des Gehorſams, und zwar unbedingt auf die Dauer des ganzen Le= 
bens, ohne Vorbehalt wie ohne Ausficht auf die Möglichkeit ver Auflöfung diefer Gelübpe oder 
der Entbindung von einem einzigen derſelben. 

Sp wenig bedenklich diefe drei Gelübde bei oberflächlichem Anblick feinen mögen, fo 
durchaus unnatürlich zeigen fie fih bei näherer Prüfung, ben Menichen an hoͤherm Aufſchwunge 
bemmend, ihn herabmürbigend, darum in jeder Hinſicht verwerflidh. 

Iſt es gleich eine nicht genug zu empfehlende Lehre, die Glücksgüter nicht zu des Lebens 
Höchſtem zu machen, nicht jedes edlere Streben, jedes beflere Gefühl in craſſem Materialismus 
zu ertönten — 0 folgt daran doch keineswegs, daß der Menfch auf alle und jedes Cigenthum 
unbebingt verzichten müfle, daß er nichts von der Welt fein nennen dürfe, daß er fich Feiner auch 
noch fo unſchuldigen Annehmlichkeit des Lebens zu erfreuen babe; daß er vielmehr (mad nament= 
li von den Bettelz, vielfad aber auch von andern Mönchen gilt) bis zur Uinreinlichkeit und zum 
haäßlichſten Schmuze herabfinfen und In ſolchen Blementen fein ganzes Leben zubringen mäfle. 
Bei dem Gelübde ver Armuth, in dieſem Sinne genommen, ift der Menfch auf denn Wege, zum 
Ihier herabzufinfen. Und hätten unfere Vorfahren jenen Grundfag in ihrer Gefammtheit 
angenommen, fo würben wir heute nichts anderes ald Wilde fein, und zwar Wilde im aller- 
erbarmlichften Zuftande. 

Ein wichtiges Gebot dev Vernunft wie per Moral ift e8 ferner, fich fleiſchlicher Ausſchwei⸗ 
fungen zu enthalten. Aber dieſer Zweck wird vollfommen erreicht Durch die Beobachtung der 
Verpflichtungen des Inſtituts ver Ehe, fo wie alle civilifirten Völker daſſelbe dermalen befigen. 
Eine Enthaltfamfeit, vie barüber hinausgeht, over mit Einem Wort die Berpflichtung zum &8= 
libat ift und bleibt naturmwibrig, be&halb verwerflih; und es bleibt ebenfo immer ein augen= 
ſcheinlicher Widerſpruch, daß, während als. förmlihes Dogma ver Fatholifhen Kirche feftfteht, 
daß die Ehe fogar ein Saframent fei — eine bloße Disciplinarfährift die Erlangung dieſes 
Saframentd einem ganzen Stande, und zivar gerade dem als dem vorzüglichſten geadhteten, un= 
möglich machen will. 

Mas endlich den Gehorſam betrifft, fo ift er allerdings eine Tugend, aber nur dann, wenn 
er auf einer vernlinftigen Grundlage beruht. Blinder Gehorſam hingegen, wie er hier ziemlich 
unbejchränft verlangt wird, entwürbigt ven Menſchen, feßt ihn zum vernunftlofen Thier herab. 
88 ift dann die Folgſamkeit der Beſtie, die „hündiſche Treue‘, nicht die auf uͤberzeugung, auf Er⸗ 
fenntniß ber innern Zweckmäßigkeit berubende, welde einem mit Bernunft begabten Wefen allein 
anftebt; es ift mindeftens der Gehorſam des Sklaven, der einen eigenen Willen nicht haben darf; 
ja das Verhaͤltniß erfcheint fogar fehlimmer, weil der Sklave wenigſtens auf die Hoffnung, früß 
ober fpAt vielleicht Doch noch aus feinen Ketten erlöft zu werben, nie zu verzichten braucht, wie 
ber Mönch und die Nonne ed thun müflen. 

Das letzterwaͤhnte Gelübde iſt aber darum noch das ſchlimmſte, weil infolge der Benugung 
deſſelben dem einzelnen Religiofen die Möglichkeit unter allen Verhältnifſen entzogen wir, ſei⸗ 
nen fänimtlichen Gelübden eine vernunftgemäaß befchränfende Deutung und Anwendung zu 
geben. Er muß weitaus mehr thun, ſich unendlich größere Beihränkungen jeglicher Art gefallen 
laflen, als jene Gelübde, einfach und vernunftgemäß erläutert, wirklich fordern würben. Es 
genügt nicht, daß er verzichte, nach Reihthfimern zu ſtreben; daß er nach der gewöhnlichen, fonft 
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alfgentein gültigen Bebeutung des Wortes keuſch lebe, d. h. allen Ausſchweifungen entſage; daß 
er der hoͤhern Einſicht zum Gelangen nach einem guten und ſchoͤnen Zielewillig Folge leiſte; — 

ex muß, wie ſchon gefagt, allem Eigenthum entfagen, muß auf die Ehe verzichten, muß blinden 
Geborfam leiften. Er, der Menſch, muß ſich trennen von den Menſchen; er, das Mitglied ver 
bürgerlihen Geſellſchaft, muß fi losſagen von dieſer Gefellfhaft; er, der Sohn, der Bruder, 
der Freund, muß fich losreißen von allen denen, welche vie Natur oder die Gleichheit der Gefin⸗ 
nungen und des Gemüths ihm zu Gefährten und Tröftern des Lebens gegeben hatte; mit Einem 
Wort: er muß ſchwören, alle, auch die unſchuldigſten und natürlichſten Freuden zu fliehen, ftatt 
deren aber unbedingt die Aufopferungen und Entbehrungen aufzufucen. 

Wir fragen einfad: kann e8 dem Zwed der Eriftenz des Menfchen angemeflen fein, fein 
ganzes Leben in folder naturiwidrigen Weife Hinzubringen ? 

„Iodt,geachtet zu fein in der Meinung der Menſchen; Fein Recht mehr auf der Erde zu ha⸗ 
ben, feinen Anfprud mehr an fich ſelbſt; feinen Augenblick mehr, über ven man verfügen Fönnte ; 
ohne Hoffnung jemaliger Manumiſſion einer Körperfhaft anzugebhören, deren Macht in fehr üble 
Hände fallen kann; fein Leben mit oft gar nicht zufammenpafienvden Charakteren zubringen zu 
müffen; ſich von Leuten willkürlich beherrfchen zu laffen, die nicht felten weder ven Zwed noch 
die Grenzen ihrer Gewalt fennen; nicht allein ringsum von unüberfteigbaren Mauern umgeben 
zu fein, fondern auch neben ſich Kerker zu haben, die nie durch das Öffentliche Licht erleuchtet 
werden — eine foldhe Eriftenz macht die Natur ſchaudern und läßt fi nicht mit dem Ghriften- 
thum vereinbaren, das keine Sklaven haben will.” 1%) 

Und wie kam ed, daß jene Gelübde von fo vielen geleiftet wurden? „Die Verführung zog 
die einen in die Klöfter, die Gewalt flürzte die andern in diefelben, und die Furcht hielt fle 
darin zurück. Diejenigen aber, welche nicht durch fremde Künfte verführt wurden, wurden es 
durch ihr eigenes Herz. In einem Anfall von Widerwillen vor der Welt, die fie nicht kannten, 
und von Begeifterung für die Zurückgezogenheit, deren Reize jie ſich phantaſtifch vorſpiegelten, 
wählten ſie das Kloſterleben; fie hielten den überfpannten Enthuſiasmus einer aufgeregten 
Einbildung für die veifliche Überlegung eines ruhigen Verſtandes ſie wähnten ihr ganzes Leben 
lang den Entſchluß eines Augenblicks zu bewahren; und im nächſtfolgenden Augenblick ſchon er⸗ 
füllte fie Reue über dieſen Entſchluß. Ihre Thränen aber rollten über ihre Ketten, und fie 
waren unglüdlich gleich den andern.‘ 

Wie fehr erinnert man fich hier der treffenden Bemerkung des das Weſen des Menfchen oft 
in jeinen innerften Tiefen fo meifterhaft erfafienden Jean Baul: „Beinahe könnte man fagen, 
dag man, fo wie man alle zwei bis drei Jahre durch die Ausdünſtung feinen alten Körper ein⸗ 
büßt und einen neuen befommt, in noch geringerer Zeit eine neue Seele erhalte.‘ 

Hier aber bedarf es nit einmal einer eigentlihen Anderung des Gemüths und der innern 
Anfhauungsweife des Menſchen. Er hatte von einem Nimbus geträumt, ver dad Kloflerleben 
umgebe, ex durfte nur in der Wirklichkeit erwachen, um furchtbar enttäufcht zu werden. Wie 
viele von denen, welde überhaupt ohne äußern Zwang in einen geiftlihen Orden traten, hatten 
von ihrer Kindheit an nie anders ald von deſſen Glanz und Herrlikeit, deſſen Beglüdung dies⸗ 
und jenfeit des Grabes reden gehört. In dieſem ſtets in ihnen unterhaltenen Wahne heran 
wachſend, glaubten ſie freilich daran felfenfefl. Der blinde Gaube aber machte fie nur felig fo= 
lange ſich ihnen die Wirklichkeit nicht in ihrer furchtbaren Wahrheit erſchloß; und ald dieſes ge= 
ſchah, war es zu fpät, wieder zurüdzutreten. Freilich, ver förmlichen Aufnahme in den Orben 
ging ein Noviziat voran, gewöhnlich von einen Jahre. Aber abgejehen davon, daß veilen Dauer 
nur allzu häufig abgekürzt ward, währte in der Regel jener Nimbus fo lange wol nod fort, 
um fv mehr, ald vie meiſten Gintretenden die Verſtandesreife des Alters noch nicht erlangt Hatten. 
Und welde Wahl Hatte überhaupt ver Novize noch, mochten ſich gleich die ſchwerſten Bedenken in 
ihm erheben? Würde fein Rücktritt nicht ſelbſt wieder eine fortdauernde Duelle von Wider: 
wärtigfeiten für ihn werden? Würde die Menge, würden feine eigenen Angehörigen dieſen 
Schritt nicht ald einen immer ihm anklebenden Fleck betrachten? Was follte er jegt noch wer: 
den, nachdem feine ganze Erziehung darauf gerichtet war, ihn nur für das Ktlofter vorzubereiten? 
Müßte er nicht gemärtigen, nad feinem Austritt faft überall misachtet und zurücdgefloßen zu - 
werden? 

,‚ Scham, VBorurtheil und Furcht ſchrecken ihn unter ſolchen Verhältniffen gleihmäßig zurüd, 


14) Worte, die ſich — wo man fie fchwerlich fuchen wird — im Repertoire universel et raisonne 
de jurisprudence, augmentee par Merlin (Art. „Vaeux‘') finden. 
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den Schritt zu thun, der allerdings die meifte ECnergie und innere Kraft erfordert; jenen 
Schritt, den zu beichließen ihm in der Negel keine Stimme mehr rückhaltslos anrathen kann, in 
welchem Entſchluſſe Ihn zu beflärken Fein Freund mehr zu feiner Seite fleht. 

So nur zwiſchen zwei Abgründe geftellt, betritt er den, der ihm nod am meiften verdeckt, 
wen auch vielleicht längft nicht mehr mit Roſen verdeckt ift. Ex läßt ſich förmlich aufnehmen in 
den Orden. Aber jegt enthüllt ih ihm Tag für Tag mehr das Grenzenlofe feines Unglücks. 
Er steht fih mit einem Haufen Leute zufammengeworfen von den verſchiedenſten Charakteren, 
der verſchiedenartigſten Bildung. Statt, wie er gehofft Hatte, Hier alle Leidenſchaften verſchwun⸗ 
den zu finden, entdeckt er eine nad) ber andern, zwar als einigermaßen den allgemeinen Blicken 
entzogenes, aber ebendarum nur deſto furchtbarer wüthendes, das ganze Leben verderbendes ver- 
ſtecktes Gift. Dazu die jede freie Bervegung hemmenden und lähmenden Vorfchriften; dieſe ins 
Kleinlicäfle gehende Bintheilung und Abtheilung des Lebens und der Zeit; dieſe ſtreng beob⸗ 
achtete peinliche Behutfamkelt und Bedachtſamkeit, verbunden mit dem Mechanifchen ver ja eben- - 
falls ſtundenweiſe vorgefchriebenen Andacht 19) und dem geforderten Sklavenfinn gegen Gott, 
und den geiftfihen Obern, als deſſen fihtbarer Vertreter. Muß da nicht das niederſchmetternde 
Gefühl, daß der ganze Lebenszweck unrettbar verfehlt ſei, und infolge deſſen bei vielen 16) Le⸗ 
bensũberdruß, Gefühlloftgkeit, fogar Haß gegen die ganze Menſchheit entftehen, wie ſich denn 
die Mönde eines jeden Zeitalterd und Landes durch Grauſamkeit audzeichneten und vermöge 
ihrer unbarmhberzigen Verfolgungsſucht die nachdrücklichſten Vollzieher der „Heiligen“ Inqui= 
fition wurden. Und kann es wunder nehmen, daß überhaupt die Froͤmmigkeit in dieſen Inſti⸗ 
tuten ſich jo oft in Scheinheiligkeit und Heuchelei verwandelte? daß fo viele in ſinnlichen Ge⸗ 
nüffen, in Ausſchweifungen aller Art fi zu betäuben ſuchten? daß alle Lafter ver Welt in KId- 
ftern zahlreiche Anbeter fanden ? 

Wie aber erſt, wenn der Moͤnch oder die Nonne gewiffermaßen ſchon ald Kind zur Ablegung 
des Gelübdes zugelaflen worden war, etwa im Alter von 16 Jahren, in jenem Alter, in welchem 
der Menid unmöglich ven ganzen Umfang eines ſolchen Schritteß zu beurtheilen vermag, weil 
er weder die Welt noch die Triebe der Natur Eennt; in jenem After, in welchem ihm pie welt: 
lichen Gefeße, vielleichtnod neun Jahrelang, auch nicht einmal die Verfügung über einen Fuß breit 
feines Cigenthums geftatten ; — während ex doch jegt feine ganze Zukunft, feine ganze Exiftenz, 
ohne alle Hoffnung einer jemaligen Abänderung unbedingt und unbeſchränkt aufopfern, ja 
kurzweg vernichten darf! Man fchaudert bei dent Gedanken, daß die weltlichen Geſetze Dies ge⸗ 
fcheben laſſen und gutbeißen konnten; aber man ſchaudert noch mehr im Hinblick auf die zahl- 
lofen VBerführungen, zu denen jene Geftattung Veranlaffung gab! 

Und ferner, wenn eine finnlo8 bigote Mutter ihr noch nicht einmal geborened Kind dem 
Klofter gelobt, oder wenn ein unnatürlicher Vater, deffen Keinenfchaft, feinen Sohn enterben zu 
wollen, das weltliche Geſetz doch Schranken fegt, dieſen nun unter offener oder verdeckter Gewalt⸗ 
anwendung in das Klofter fledt und Ihm damit nicht nur fein gefammtes Vermögen, fondern 
feine Freiheit, feine ganze Zukunft entreißt, fein ganzes Sein mit Einem Schlage vernichtet! 

b) Die Nachtheile des Klofterwefens für den Staat. Schon die drei Gelübde, 
fo wie fle verſtanden und angewendet werben, flehen mit den Einrigtungen und Beflrebungen 
eines vernunftgemäß organifirten Staats im Widerſpruch. Diefe drei Gelübde, bemerkt 
Hegel, „find gerade das Umgekehrte deſſen, was fie fein follen, und in ihnen ıft die Sittlichkeit 
degradirt worden”. Und die Bemerkung ift nur allzu wahr. Die Klöfter verlangen von ihren 
Angehörigen die Verzichtleiftung auf ihr Vermögen und die Verpflichtung, deſſen niemals zu 
erwerben; der Staat aber muß ftreben, daß allenthalben freies Cigenthum beftehe, und muß 
darauf halten, daß jeder feiner Angehörigen deffen erwerben koͤnne; er darf nicht dulden, daß 
diefe mächtige Triebfeder zur Förderung des befondern wie des allgemeinen Wohlflandes ver⸗ 


15) Ohne Gefchäft und ohne Vergnügen fhlihen die leeren Stunden des Mönchs langfam dahin; 
und kaum mochte ein Tag vergehen, an dem er fich nicht mehr als einmal über den langfamen Lauf der 
Sonne befchwerte. Gaffan, Institut. , lib. X, c. 1, befchteibt aus eigener Erfahrung bas ben Geiſt und 
den Körper niederbrüdtende Gefühl, von welchem der Moͤnch im Bewußtſein feiner traurigen Einſamkeit 
überfallen zu werben pflegt: ‚„‚Saepiusque egreditur et ingreditur cellam, et Solem velut ad oc- 
casum tardius properantem crebrius intuetur.“ Selbſt der Schlaf, die legte Zuflucht des Unglüd- 
lichen , ift ihm ungeachtet der leeren Stunden fireng zugemefien! 8 

16) Zu Jeruſalem gründete man ſchon im 6. Jahrhundert ein eigenes Spital für wahnſinnig gewor⸗ 
dene Religiofen. 
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nichtet werde, ebenfo wie er Dagegen das Anfammeln des Vermögens in Todter Hand aus glei- 
hen Gründen möglichft zu verhindern ſuchen muß. Was das zweite Gelübbe, die Cheloſigkeit, 
anbelangt, fo hat der Staat gerade im Inftitut der Ehe eine feiner Grundftügen zu erbliden; er 
kann deswegen vernunftgemäß nicht gleichgültig zufehen, daß ein Theil feiner Angehörigen ver- 
pflichtet werde, einer nicht nur zweckmäßigen, fonbern naturgemäß nothwendigen Cinrichtung 
entgegenzuhandeln ; ja daß dieſe feine Angehörigen in der Kolge ſelbſt wider Willen, unter allen 
Berbältniffen gezwungen werben, in jenem naturwibrigen Zuſtande zu verbleiben. Es iſt faft 
eine Art Selbſtmordes, wenigftens eine Art Selbftverflümmelung, die ver Staat an feinem eige= 
nen Körper begeht, wenn er feine Autorität, feine Macht dazu anwendet, jene naturwibrige 
Verpflichtung, felbR gemaltfam, bei ven des Gölibats überdrüßig Gewordenen aufrecht zu er- 
halten, ihnen den Cheabſchluß unmögli zu machen. Endlich das dritte Gelübde betreffend, fo 
hat der Staat für ſich felbft nicht das Recht, einen blinden Gehorſam zu verlangen; er kann aber 
noch weit weniger dulden, daß eine Gorporation in feinem Innern beftehe, welche dieſen für ſich 
in Anfprud nimmt, und deren veöfallfigen Prätenfionen er ſelbſt vorfommenbenfalld Nach⸗ 
druck verfchaffen foll. Er kann eine folhe Anforberung vernunftgemäß um fo weniger beftehen 
laffen, wenn Die Häupter einer derartigen Corporation, wie bei den Mönchsorven, im fernen 
Auslande wohnen, ſonach aud für die ärgften Misbräuche jener ihrer Gewalt ganz außer dem 
Bereiche ſich befinden, innerhalb deſſen ex fie zur Verantwortung ziehen könnte. Welche furdt- 
bare Waffe, die jeden Augenblid gegen den eine folde Einrichtung duldenden Staat felbfl ge⸗ 
wendet zu werben vermag! Auch Hat Die Geſchichte warnende Beifpiele in Menge aufbewahrt! 

Nod eine ganze Maſſe nicht zu duldender Misftände ver grellſten Art reiben fi an die be: 
zeichneten an. Der Staat, ver eine Sflaverei, Feine Leibeigenſchaft anerkennt, fol Einrich⸗ 
tungen mit dem Siegel der Legalität verfehen, gemäß welcher ein Theil feiner Angehörigen fi 
als willenlofes Werkzeug in die Hände anderer unwiderruflich für fein ganzes Leben hingibt, 
fich ſelbſt bürgerlich topt macht, zum Vortheil eines bloßen Inſtituts oder auch zum Vortheil der 
zufälligen Obern deſſelben. 

Und welches ſind die Früchte, die dieſe Inſtitute hervorbringen? Die Einen häufen in Todter 
Hand eine bedeutende Maſſe des Nationalvermoͤgens an, entziehen daſſelbe dem freien Verkehr, 
der Wohlſtand fördernden Benutzung; je geringer der Ertrag, den eine derartige Bewirthſchaf⸗ 
tungsweiſe gewährt, deſto größer die Menge der Güter, welche zur Erhaltung einer ſolchen 
Anftalt nöthig find. 17) Die andern aber, die Bettelorden, häufen allerdings feine Reich⸗ 
thümer an, aber ihre Angehörigen leben darum keineswegs vom Ertrage einer nützlichen Thä= 
tigkeit, fondern vom Ertrage des Bettels, der in feinem gut eingerichteten Staat gebulbet werben 
ſoll; fie faugen ihre ganze UImgegend aus durch nie aufhörendes ‚„Terminiten‘‘. In beiven ges 
meinfam wird eine Mafle von Menſchen im Nichtsthun, in Faulheit unterhalten ; dieſes Beiſpiel 
wirkt anſteckend. Auch dienen jene vielgepriefenen Klofterfuppen, jene meiſtens mit der Höchften 
Unreinlichfeit bereiteten, im größten Schmuz gereihten Gaben bekanntlich allenthalben dazu, 
das Volk arbeitsſcheu und lieverlih zu machen, es zu gemöhnen, in Schmuz und Elend fortzu= 
vegetiren, nach Verbeflerung feines Loſes gar nicht einmal zu fireben. Damit zufammenhän- 
gend jene für Erlangung von Schenkungen und Vermächtniſſen fo vorteilhafte Beförnerung 
von Geifteshefchränftheit, der Unmwiflenheit und des Aberglaubens, der Wallfahrten und Mi⸗ 
rakel, der Reliquienanbetung und Amuleten= und Heiligenbildchenverkäufe, und was ſich fer= 
ner noch an dergleichen Dinge anreiht! Mit wenigen Worten: allenthalben, wo dad Moͤnchs⸗ 
weſen in feinem Glanze, finden wir die Mafle des Volks geiftig und Törperlich elend, träg und 
unwiſſend, arbeitsſcheu und abergläubifch, dumm, ſchmuzig und bettelarm. 

Tragen wir nun nad) den nüglichen und mohlthätigen Leiftungen ver Klöfter. „Ste beför= 
dern die Religiofität‘‘, jagt man ; wir aber haben geſehen, daß fle ftatt deſſen vielmehr ben Aber⸗ 
glauben befördern. 18) „Ebenjo die Wohlthätigkeit.“ Und doch wiffen wir, daß, wenn fle 


17) Der ungläubige Zofimus hat fchon in dem 1. Jahrhundert des Beſtehens der Klöfter bie bos⸗ 
hafte, aber nicht erbichtete Bemerfung gemacht, daß bie chrifllichen Mönche zum Beften der Armen einen 
großen Theil des menfchlichen Geſchlechts an den Bettelftab gebracht Hätten. . 

18) Bon ben fräheften Zeiten an bis zu den jüngften herab gewahren wir bie gleiche Erfcheinung. 
Schon in den erſten Jahrhunderten des Moͤnchthums überredete man das in Unmiffenheit auferzogene 
Volk, daf die vorübergehendfte Laune eines ägnptifchen oder fyrifchen Mönche ausreiche, die eiwigen Ge⸗ 
fege des Weltalls zu unterbrechen ; wie eine bloße Berührung eines folchen „Lieblings des Himmels“ tief 
eingewurzelte Krankheiten zu heilen vermöge u. dgl. Und leider ift ſolcher große Aberglaube bis auf 
unjere Tage herab fort und fort gepflegt worden. So wurbe, um nur ein paar Beifpiele anzuführen, in 
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einen Heinen Theil deflen, was fie meiftend felbft erbettelt oder gar auf noch ſchlimmere Weiſe er- 
langt Hatten, in ber Geflalt von Bettelfuppen wieder ausgaben, fie zunächſt nur die Faulheit 
unterflügten. „Sie tragen zur Verbreitung bed Unierrichts bei.’ Dagegen aber zeigt fich die 
Erfahrung, daß die Volksmaſſen nie unwiſſender und roher waren als damals, da die Klöfter 
den ganzen Unterricht, die ganze Erziehung der Nationen in Händen hatten. Cine der 
ſchwerſten Anklagen des Möndthumd wird der furhtbare Zuſtand allgemeiner Unwiſſenheit 
und Roheit unter fümmtlihen Ständen zur Zeit der höchſten Blüte der Klöfter innmer bleiben; 
und am wenigften vermögen berartige Anftalten jegt neben einem freien Lehrflande würdig. 
fih zu behaupten; fie fönnen für das Klofler, nicht für das Leben vorbereiten. „Sie bilden eine 
Zufluchtsſtätte für des Lebens überdrüßige Leute, au für reumüthige Sünder, die zumal als 
Barmherzige Brüder und Schwehtern ihre begangenen Fehler wieder austilgen können. Was 
pen legten Punkt betrifft, fo hat man-oft genug ſchon geliehen, daß gerade in ben Klöftern bie 
Sittenlofigkeit am ärgſten herrichte. Bir haben oben bereits angeführt, wie fich das fechöte 
und flebente allgemeine Goncilium In vergeblihen Verboten ded Zufammenfeind beider Ges 
ſchlechter erihöpft; jedermann Hat auch ſchon von ſtandalöſen Kloftergefchichten aus der folgen- 
den Zeit gehört; und ermielen ift ed, wie namentlich in Portugal mande Klöfter den Königen 
im eigentlihen Sinne ald Harems dienten, andere aber als Orter, in melde vie Adelichen vie 
ihren Söhnen vor förmlidher Verheirathung gekauften Sflavinnen und Maitrefien bei der nach⸗ 
folgenden ſtandesmäßigen Verheirathung zu ſtecken pflegen. Dod abgeſehen davon, zeigt die 
Erfahrung vielfach, daß gerade in dieſen für reumüthige Sünder beſtimmten Anftalten die Lie: 
derlichkeit eine Aſſeeuranzſtätte erblickte. Allein auch zugegeben, daß einzelne Orden in manden 
Ballen für Krankenpflege etwas leiften mögen, ſowie auch, daß Klöfter für Berfonen, die des 
Zebend müde And, Zufluchtäftätten fein könnten — fo muß man billig fragen: warum alddann 
die Aufnahme von Gelübden abhängig gemacht werde, welche vie ganze Briflenz vernichten, 
jeden Rücktritt für alle Zukunft unmöglich maden? Die Urſache des angeblichen Lebensüber⸗ 
druſſes kann wider Bermutben wieder aufhören, ſonach ebenfo auch die Wirfung. Was mo: 
mentan vielleicht eine Wohlthat geweſen fein mag, wird nun aber für das ganze Leben zur pei- 
nigenden Oual. Um den blod möglichen Unannehmlichkeiten des Lebens zu entgehen, muß man 
für alle Zukunft fämmtlihen Annehmlichkeiten vefielben von vornherein entfagen. Das Heil: 
mittel, gleihviel ob vom Standpunft des Einzelnen oder der Gefammtheit aus betrachtet, ift 
ärger, als das Übel je werden fönnte; der gewiſſe Nachtheil überwiegt weitaus den blos etwa 
möglichen Vortheil. , 

Sage man nur nicht, daß durch einzelne Beihränfungen in dem Kloſterweſen alle Übel deſ⸗ 
ſelben befeitigt werben könnten. Die Urſache der argen Erſcheinungen iſt nirgends anders als 
in ber Grundlage des Inſtituts felbft zu juchen. Die Wirkung wird immer biejelbe fein, fotange 
die Urfache bleibt. Darum Haben alle verfuchten Reformationen der Kloftereinrichtungen nichts 
gefruchtet; ungeachtet aller unternonsmenen „‚Berbeflerungen‘ hörten wir immer wieder (und 
zwar bezüglich aller Klöfter, von denen wir nähere Kenntniß beiigen) über „Verfall“ der Zucht, 
Ordnung und Sitte, über Lafer und Ausfhweifungen aller Art klagen. Wir find aber wol 
berechtigt, die Erſcheinungen, welche bei jeder einzelnen dieſer Anftalten hervortraten, als natür- 
liche Folge ver ihnen fämmtlih gemeinfamen Grundlage zu betrachten. Nicht einzelne Abän⸗ 
derungen und Befhränfungen, fondern vielmehr diefe ganze Erundlage müßte darum aufge: 
geben, auf die drei Gelübde müßte verzichtet, eine Tebenslängliche Fortſetzung verfelben vürfte 
gar nicht geforbert werden; — mit Einem Wort, die Klöfter müßten aufhören, nad ven bid- 
herigen Begriffen Klöfter zu fein, wenn die verberhlichen Folgen derſelben nicht mehr zum Vor: 
Schein kommen, weſentlich wohlthätig wirkende möglich werben follten. 

6.4. Das Recht des Staats, die Klöfter aufzuheben. Sobald man erkannt 
bat, daß die Klöfter nicht nur eine den Fundamentalzwecken des vernunftgemäß organiiirten 
Staats widerftrebende, fonbern ſelbſt eine unverkennbar naturwidrige Grundlage haben, Tann 
der Staat unmöglich verpflichtet fein, ſolche gemeinſchädliche Inftitute fortbeftehen zu laſſen; er 


dem Wlricheklofter zu Augsburg die Erde bes Ortes, wo biefer Heilige begraben gewefen fein fol, als ein 
Univerfalmittel gegen bie Ratten verkauft. Zwei „Kaͤmpel“ (Rämme), womit er und ber heilige Konrad 
fich die Haare vor ber heiligen Meffe zu „ſtrellen“ pflegten, twurben „als Mittel für den verdrieplichen 
Schwindel, Haupts und Ohrenweh“ angepriefen. Anderwaͤrts ging der Mberglaube fo weit, daß ſich 
viele ben Kehricht aus dem Kloſter holten, um ſich bamit als Stärfungsmittel bie . zu reiben, 
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bat das Recht fie aufzuheben, und die Pflichten, welche ihm gegen die Gefammtheit feiner An- 
gehörigen obliegen, gebieten ihm ſogar, dieſes zu thun. uͤber die Nebenpunfte, über die Art 
des Verfahrens, über die bereitö begründeten rechtlichen Anfprüde an dieſe Anflalten, zumal 
von feiten ihrer Angehörigen Eönnen allein Bedenken und Anſtände ſich erheben. 

Borerft ift es billig, daß bei ver Klofteraufhebung, joweit es ohne Verlegung des Haupt- 
zwecks gefchehen Kann, mit möglichfter Schonung gegen die eingeinen Religioſen verfahren 
werde. Man ſoll ſie nicht vorfägli dem Elend, dem Hohn und Spott preißgeben, denn ihr 
kloͤſterliches Verhältniß ward unter dem Schirm ber Geſetze, wenn auch entſchieden übler Ge⸗ 
fege, begründet. 

Daraus folgt aber auch ferner ver wohlbegründete Rechtsanſpruch der Angehörigen auf- 
gehobener Klöfter, entweder auf Rüderflattung ihres in den Konvent eingebrachten Vermögens, 


“ ober aber — waß im allgemeinen vorzuziehen, — auf Gewährung einer mäßigen Benfton für 


die ganze noch übrige Lebensdauer, fofern anders dem Audgetreienen nicht eine entſprechende 
Stelle als Weltgeiftlicher, als Lehrer oder dergleichen verliehen werben kann und von ihm frei- 
willig angenommen wir. 

Im übrigen treten die Religioſen in alle gewöhnlichen Rechte und Pflichten ber Staats⸗ 
bürger zurüd. Es muß ihnen eben darum natürlich unbenommen fein, wenn fie wollen, arm 
zu bleiben und fich nicht zu verehelihen. Dagegen muß mindeftend bie äußere Verpfüchtung 
hierzu ſowie der einem fremden Kloſterobern zu leiſtende Gehorſam unbedingt aufhoͤren. Der 
Staat muß die Ehe des Exreligioſen nicht nur zulaſſen, ſondern vorkommendenfalls auch nach⸗ 
drücklich ſchützen, und am allerwenigſten darf er dulden, daß bie abſurde Fietion vom moraliſchen 
Tode des Mönchs und der Nonne, wonach fie nicht erben können u. ſ. w., fortdauere. 

Was nun die Kloſtergüter anbelangt, fo müſſen dieſelben eine veränderte Beſtimmung er- 
halten, nachdem die Inflitute, denen ſie zugemendet waren, zu exiſtiren aufbörten. Es laßt ſich 
nun nicht wohl rechtfertigen, wenn ver Staat dieſes Vermögen kurzweg unbedingt an fidh reißt. 
Allerdings erſcheint es als herrenloſes Gut, an welches er nad den allgemein gültigen Grund- 
fägen den alleinigen Anſpruch hat. Dagegen erſcheint e8 aber durch die Billigkeit geboten, daß 
er dieſes Bermögen nüglihen und wohlthätigen Zwecken möglichfl zumende ; vor allem den Bil: 
dungs⸗, in manchen Fällen auch ven Wohlthaͤtigkeitsanſtalten. 

Das Klofterweien kann auf die Dauer nirgends mehr beſtehen. Das Moͤnchthum bat fich 
längft überlebt, und keine künſtlichen Mittel werben im Stande fein, ihm feine verlorene Stärke 


und Macht, feinen ehemaligen Einfluß wie feinen Glanz je aufs neue zu verfchaffen. Zwar 


“ 


fahen wir in einem Decennium in Einem Staate, in Baiern, gegen hundert Klöfter wiederer⸗ 
fteben. Im nämlichen Zeitraum aber find in Spanien, Bortugal, Bofen, Bolen, Rußland und 
andern Staaten vierzig- bis funfzigmal mehr (A— 5000) aufgehoben worden. Und in Baiern 
felöft vermochten die Klöfter nicht mehr weder ihre frühen Reichthümer noch ihr früberes An- 
fehen zu erlangen. Selbſt das auf dad Jahr 1848 gefolgte Jahrzehnd furchtbarer Reaction 
konnte das Kloſterweſen nirgends neu beleben. Um jo mehr wird es hinfiechen in einer Zeit, in 
melder das Papftthum ſelbſt im Herzen Italiens aufs tieffte erigüttert iſt und nur der hoͤchſt 
unfihern Gnade eines Napoleon auf fehr beſchränktem Gebiet feine Fortexiſtenz als weltliche 
Macht überhaupt in kläglichſter Weife verdankt. ®. 5. Kolb, 
Klüber (Johann Ludwig) mar geboren am 10.Nov. 1762 in Thann bei Fulda. Nach 
beendigten rechtswiſſenſchaftlichen Studien auf den Liniverfitäten zu Erlangen, Gießen und 
Leipzig von 1780—83 promovirte er am 15. April 1785 in Erlangen ald Doctor ver 
Rechte. Auch fällt in dieſe Zeit fein erſtes Auftreten als Schriftfleller. Außer zwei Differta- 
tionen „De Arimannia‘ gab er einen „Verſuch über vie Geſchichte ver Gerichtölehre” in Drud 
und begann, ebenfall8 1785, feine ‚Kleine jurifttfche Bibliothek’, welche bis 1794 in 26 Stücken 
erſchien. Im Jahre 1786 wurde KR. außerorbentlicher und 1787 orpentlicher Profeflor ver Rechte 
in Erlangen. Auf dem franffurter Kaiferwahl- und Krönungsconvent von 1790 diente er drei 
Monate lang feinem Landesfürften, dem Markgrafen von Ansbach und Baireuth, zu Bericht: 
erflattungen und Aufträgen, und zugleich der kurbraunſchweigiſchen Wahlbotjchaft bei den Ver: 
Handlungen über die Faiferlihe Wahlcapitulation. Pütter in Göttingen hatte ihn kurz vorher 
der hannoverifchen Regierung zu feinem Nachfolger vorgefhlagen. Im Jahre 1792 fügte K. zu 
feinen fhon erworbenen akademiſchen Würden noch die eines Magifters ver PHilofophie. Mit Ans- 
bad und Baireutb 1791 unter preußifched Scepter gefommen, ward er 1795 verpflichtet, mit 
bem Staat : und Cabinetsminiſter v. Harbenberg der Fortfegung ded Bajeler Gongrefles und 
den bevorſtehenden Reichsfriedenscongreſſe beizumohnen. Im nämlichen Jahre fand feine Be⸗ 
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förderung zum preußifchen Hofrat flatt. Den ihm angebotenen Eintritt in das Landesmini- 
fterium zu Ansbach lehnte er ab. Zu Berlin mußte er im Frühjahr 1796 den Minifterialcon- 
ferenzen beimohnen, deren Folge, gegen feinen Rath, die vielbeiprochenen brandenhurgifchen 
Decupationen in Franken (1796 und 1797) waren. Auf den von ver Reichsſtadt Nürnberg 
im Auguft wieberholt gemachten Antrag, fich mit ihrem Gebiete der Krone Preußen zu unter: 
werfen, ward ihm die eilige Unterhandlung mit derfelben unter Leitung des Miniſters v. Har- 
denberg übertragen. Deren Brgebniß war ver von ihm verfaßte Stantd-Eremtiond= und 
Subjertiondvertrag vom 2. Sept. 1796, ein Werk von ſechs Nachtſtunden unter ganz nahem 
Kriegögetümmel. Mit dem Inhalt zufrieden, verſchob gleichwol pas berliner Cabinet veflen 
Ratification, aus Gründen ber damaligen höhern Politik. Zwiſchen viefen mehr praftifchen 
Arbeiten war K. ber Theorie und feiner akademiſch-literariſchen Stellung keineswegs untreu 
geworben. Außer einigen Differtationen und Programmen hatte er de la Curne de Sainte: 
Palaye's, Ritterwefen bed Mittelalters nach feiner politifhen und militärifhen Verfafſung“ 
wit Anmerkungen und Zufägen herausgegeben (1786— 91), zu Pütter’8 „Literatur des deut⸗ 
[hen Staatsrechts“ den vierten Theil geliefert (1791), und „Arten zum Gebraud für deſſen 
praktiſches Gollegium herausgegeben (1791). Es ift intereffant, daß die Damals politifch fo 
ſehr angeregte und polemifch nicht felten überfprupelnde Zeit auch den fonft fo hiſtoriſchen K. in 
ihre Kreife 309. Bon ihm erſchienen nämlih 1792 „Die Polytalpen“, eine Satire auf das 
Ahnenweſen und in Regensburg nachgedruckt. Geng füllte bamit einen ganzen Gomitialberiäht. 
Noch poiltiver durch Zeitereignifie veranlaßt war K.'s Schrift „Das neue Licht ober Raſtadter 
Friedenscongreßausfichten (1798). Im Jahre 1803 erfchienen feine, Einkeitung zu einem neuen 
Lehrbegriffe des deutſchen Staatsrechts“ und feine Schrift „Uber Einführung, Rang, Erzämter, 
Titel, Wappenzeichen und Wartfchilde der neuen Kurfürften” ; 1804 feine Abhandlung „Das 
Decupationsrecht des landesherrlichen Fiscus, im Verbältniß zu den Befigungen, Renten und 
Rechten, welche ven fächlarifirten, als Entſchädigung gegebenen geiftlichen Stiftungen in fren= 
dem Gebiete zugeſtanden“, und ebenfalld 1804 fein „Compendium der Mnemonif oder Er⸗ 
innerungswiflenfchaft aus nem Anfange des 17. Jahrhunderts” u. f. w. N 

Im Jahre 1804 folgte K. einem Rufe des Kurfürften Karl Friedrich von Baden als Geheimer 
Referendar bei deſſen Perſon und ald Lehrer des Kurprinzen in ven Staatswiſſenſchaften nad 
Karlsruhe. Auch kehrte er dahin ſowie in die näntliche dienſtliche Stellung 1808 als Staats- 
und Gabinetärath zurud, nachdem er von 1807 an neben feinem Geheimen Referendariate noch 
die Stelle eines erften ordentlichen Profeflord ver Nechte auf der Univerfität in Heivelberg be= 
fleidet gehabt Hatte. Auch in dieſen neuen Stellungen nahm R. fortgefegten lebhaften Antheil 
an allen Cyolutionen ber Zeit, zumeift den flantörechtlichen. Die Mnemonif commentirte er 
fortgefegt Hiftorifh (1805), befchrieb „Bapven bei Raſtadt“ (1807 und 1811) und „Die Stern 
warte zu Manheim“ (1811), deren Gurator er war, gab ein „Staatöredht des Rheinbundes“ 
(1808) heraus, ein „Lehrbuch ver Referirkunſt (1808), ein „Lehrbuch der Kryptographif” 
(1809), und eine Abhandlung über „Das Boftivefen in Deutſchland, wie ed war, ift und fein 
fönnte” (1811). Babifche viplomatifche Sendungen erhielt K. 1805 an die Höfe von Mün- 
hen, Darmfladt und Biberih, 1816 nad) Berlin und Petersburg. 

Mit Urlaub wohnte K..1814 und 1815 dem Wiener Congreß als Privatınann bei, doch 
zugleih dem dahin gelommenen Großherzog Karl von Baden für Geſchäfte und Umgang viel- 
fach dienend. Außerdem hatte er Gelegenheit, vieled zu beobachten, zu beſprechen, zu beratben 
und zu fammeln. Als er zu Anfang 1815 fi in dem Beſitze eines anfehnlichen, blos für feinen 
Privatgebraud) angelegten Vorraths von Papieren ver bezeichneten Art fah, wurde er zu dem 
Entſchluſſe, die Berhgndlungen des Wiener Gongreffed zufammenbringen, durch die Erwägung 
geführt, daß ſchwerlich ein Privatmann fo viele und fo wenig mangelhafte Mittheilungen 
dem Bublitum vorzulegen im Stande fein, und wol fein Hof je eine gedruckte Sammlung der 
Eongreßacten veranftalten werbe, zumal da keiner, der wiener Hof ausgenommen, im Beige jo 
vieler Urkunden fei als er. So entfland die für die Gefchichte eined denkwürdigen Zeitabz 
ſchnitts hochwichtige und. reichhaltige Sammlung: „Acten ded Wiener Gongrefied in ben 
Fahren 1814 und 1815.” Als K. die Sammlung mit dem achten Bande (1819) ſchloß, gab 
er die Berfiherung, daß fie nicht Ein Actenftüd enthalte, das feine Amtöverhältnifie ihm ver- 
ichafft Hätten, keins, das nicht auf reblichem Wege in feinen Beflg gekommen, nichts, wodurch 
er Bertrauen getäufiht ober eine Amtspflicht bloßgeftellt, aber auch nicht Eine Urkunde, die 
irgendein Hofihm zur Bekanntmachung mitgetheilt hätte, obgleich ihm von hochgeſtellten Staats⸗ 
männern die Mittheilung fehlender Actenſtücke verfprochen worden. (Im Jahre 1835 erſchien noch 
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ein neunter, Supplementband, mit Regiſter.) Von den beiden wichtigſten Actenſtücken, dem „Aete 
finaldu congr&s de Vienne‘ und der deutſchen Bundesacte, veranſtaltete K. einen beſondern Ab⸗ 
drud (zweite Auflage, 1818), der ſowol durch Eritifche Berichtigung des Textes ald Durch eigene 
Zugaben von dem in den „Acten“ befindlichen Abdrucke ſich auszeichnet und durch Nachweiſung 
der Verhandlungen über vie einzelnen Beilinnmungen der Bundesacte für die Entflehungs: 
geſchichte derſelben wichtig if. In der „Uberſicht der diplomatiſchen Verhandlungen des 
Miener Gongrefjed’ (drei Abtheilungen, 1816) gab K. eine Geſchichte des Ganges der Ver⸗ 
Handlungen und mehrere Abhandlungen und Berichte über einzelne, die deutſchen Angelegen: 
heiten betreffenden Gegenſtände. Durch feine vielfältigen Erfahrungen und als Augenzeuge 
der Entftehung ded neuen Böberativfyftems war K. vor andern berufen, das Bundesſtaatsrecht 
foftematifch darzuftellen, wie e8 fein „Dffentliches Recht des Deutfigen Bundes und der Bun- 
desſtaaten“ (1817) getban Hat. War bisher fhon K., ver Bublicift, immer mit Verehrung ge: 
nannt worden, fo bildete vieje neue Arbeit wahrhaft den Focus. feiner verdienſtlichen Beſtre⸗ 
bungen. 88 galt, die Gefchichte mit der Vernunft zu vermitteln und Fürſten- wie Volksrecht 
auf die eine nothwendige Baſis der Gegenfeitigfeit und Gerechtigkeit zu bringen. K. löſte dieſe 
Aufgabe mit Wahrung des gefchichtlich Begründeten (alfo auch mit Wahrung vefien, was durch 
die Freiheitäfriege von 1813 — 15 auf den: Felde des deutſchen Staatsrechts in Trieb und 
Blüte gefegt worden war), nit Pietät und Freiſinn. Gute Anordnung, gründliche Erörte⸗ 
rung und große Gelehrfamkeit landen ihm dabei foͤrdernd zur Seite. An dieſes Werk ſchloß 
ſich 8.8 „Quellenſammlung für das Öffentliche Recht des Deutſchen Bundes“ (dritte Auflage, 
1830), während er zugleich daß europäifche Völkerrecht in feinem „Droit des gens moderne de 
l’Europe‘ (2%8be., 1819 ; deutſch, 1821) bearbeitete. 

Schon auf dem Wiener Bongreß münfchte der Staatskanzler Fürſt Hardenberg 8.8 
Nücktritt in den preußiſchen Staatsvienft und bald nachher Katfer Aleranver feinen Eintritt in 
den ruſſiſchen. Auf beine Anträge verſchob K. feine Erklärung, bis ex mit Mühe Eutlaffung 
von feinem Souverän erlangt hatte. Mit Merkmalen der Fortdauer des gnädigſten Wohlmol- 
lens entlaffen, verftand fih K. zum Eintritt in preußifche Dienfte und zwar zur einfiweiligen 
Annahme ver zwiefachen Stelle eines Raths oberfter Klaſſe bei dem Stantsfanzler und dem 
Departement der ausmärtigen Angelegenheiten (1817). Beflimmtere ihm übertragene Ar: 
beiten waren die Verhandlungen über den zu ordnenden Rechtszuſtand der preußiiden Stan: 
dedherren in ven Provinzen Weflfalen und am Rhein, und nad preijähriger erfolgreicher Thä⸗ 
tigkeit in dieſer Richtung die Audeinanderfegung des aufgelöften Großherzogtfums Frankfurt 
und defien Departements Fulda zu Frankfurt a. M., wobei ex als preußiicher Bevollmächtigter 
mitwirkte. 

Während dieſer ſchwierigen Verhandlungen (1822) kam bie in Grundſfätzen unveränderte 
. zweite Auflage von K.s „Offentliches Recht des Deutſchen Bundes und der Bundesſtaaten“ 
ins Publikum. ber das, was ſich hieran knüpfte, gab K. in der Vorrede zur dritten Auflage 
(S. 7—10, vom 13. April 1831 datirt), ſelbſt Auskunft. Geheime und offene Angriffe, 
förmlihe Denunciationen , Berfolgungen des Buchs und des Verfaflers, eine in Berlin einge: 
Teitete Unterfuhung und als Folge derfelben eine durchs Minifterium (Hardenberg war wenige 
Wochen nah dem Erſcheinen jener zweiten Auflage geftorben) ergangene Berurtbeilung K.'8 
zu demüthigender und ehrwidriger, ſowol amtlicher als auch publiciftifch:literarifcher Stellung, 
ohne ihm dem vorgängig geftatteter Vertheidigung, erichöpfte das Ma des Denkbaren und 
K.'s Geduld. Er forderte feine Dienftentlaffung — e8 handelte fi dabei um eine Beſoldung 
von 5000 Thlrn. — und erhielt fie. R. v. Mohl in feiner „Geſchichte und Literatur ber 
Staatswiſſenſchaften“ (Erlangen 1855—58) äußerte hierüber: „Es hätte in der That ein 
Blatt in der @efchichte der deutſchen Schmach gefehlt, wenn nicht ein Mann von dieſen Ber: 
dienften und von biefer Mäßigung wegen ummälzerifcher Richtung verfolgt, mit bureaukra⸗ 
tifcher Grobheit verlegt, zum Austritt aus dem Öffentlichen Dienft gendthigt worben wäre.‘ 

Seit diefer Zeit lebte K. beinahe unausgefegt als Privatmann in Frankfurt a. M. Mehrere 
Anträge, in und außer Deutfihland, einen zu einem der höchſten Stantsämter, lehnte er ab. 
Ein anjehnlihes Vermögen und ver einfache Genuß beffelben nachten K. doppelt unabhängig. 
Immer no fammelte und arbeitete er; inımer no, nach allen Seiten bin, war er dienftfertig 
nit feiner reichen Kenntniß und niit feinem Rathe. So Hatte er, noch activ, ein „Staatsarchiv 
des Deutfchen Bundes’ in zwei Bänden (1816 — 17) im Drud herausgegeben und ba: 
zwiſchen mit dem Urfprunge unb der verfhlebenartigen Verwandtſchaft der europäiſchen 
Spraden u. f. w. (1818), mit einer Anweiſung zur Erbauung und Behandlung rufiijcher 
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Stubenöfen (1819) und der neueflen Einrichtung des Eatholifchen Kirchenweſens in ven koͤnig⸗ 
lich preußiſchen Staaten (1822) literarifch ſich beſchäftigt. Seit feiner Rũckkehr in den Pri— 
vatſtand fhrieb K.: „Das Münzweſen in Deutſchland nach feinem jegigen Zuflande” (1829); 
‚Abhandlungen und Beobadhtungen zur Geſchichtskunde, Staats: und Rechtswiſſenſchaften“ 
(2 Bde., 1830 — 34); befonderes Auffehen machte feine Schrift „Die Selbftänpigkeit des 
Nichteramted und die Unabhängigkeit feiner Urtheile im Rechtfprechen”‘ (1832), worin-er den 
Grundfag einer Pönigli preußifhen Verordnung von 1823, welche das Recht der Entſchei⸗ 
bung aller Streitfragen über den Sinn, die Anwendbarkeit und Gültigkeit von Staatöverträgen 
dem Richteramt entzog und dem Minifterium der auswärtigen Angelegenheiten zueignete, mit $rei= 
mütbigfekt prüfte. Im Jahre 1833 erſchien K.'s, Fortſetzung ver Ouellenfanmlung zu ven öffent- 
lichen Recht des Deutfchen Bundes‘; 1834 das „Genealogiſche Staatshandbuch“, Jahrgang 66, 
Abth. 2; 1835 feine „Pragmatiſche Geſchichte der nationalen und politiſchen Wiedergeburt 
Griechenlands bis zu den Regierungsantritt des Königs Otto“. Nah K.'s Tode (1838) er: 
ſchienen feine Särift „Die eheliche Abſtammung des fürſtlichen Haufes Lörwenflein- Wertheim 
von dem Kurfürften Friedrich dem -Siegreichen von der Pfalz und deſſen Nachfolgerecht in ven 
Stammlänbern des Haujes Wittelsbach““, und (1844) in K. Welcker's „Wichtigen Urkunden 
zur deutſchen Geſchichte“ (Manheim) bie von ihm zufammengeftellten und mit feinen hand⸗ 
fhriftlihen Anmerkungen begleiteten Protokolle ver Gonferenzen von Karlsbad. 

Verſchiedene gelehrte Geſellſchaften Hatten K. unter ihre Mitgliever aufgenonmen, Mehrere 
Orden, darunter ber der Ehrenleglon durch Ludwig Philipp, waren ihm ertheilt worden. Im 
Jahre 1835 feierte K. fein funfzigjähriges inriftifches Doctorfubiläum. Bine günftige äußere 
Lage, einfache Lebensweise und perfönlihe große Ruhe und Gelaſſenheit hätten wol ein nod 
längere 2eben vermitteln ſollen oder können. Doch nah kurzer Krankheit farb K. am 
16. Febr. 1837 im höchſten Grade ruhig und fanft in Frankfurt &. M. 

Nur Eine Stimme der Anerkennung begleitete in ven öffentlichen Blättern, abgefehen von 
deren ſonſtiger politifcher Färbung, die Todesnachricht K.s. Die „Branffurter Oberpoft- 
amtszeitung“, die „Allgemeine Zeitung‘, der „Deutſche Courier‘, die „Literarifchen und kri⸗ 
tifchen Blätter der Börfenhalle" gehörten darunter. Es kann und folE nicht geleugnet werben, 
daß neuere Stimmen etwas eingefchränfter fein Lob ausſprechen. So jagt R. v. Mohl in 
feinem erwähnten Werke am Schluß einer längern Betrachtung über K.: „Er hat mehr ge= 
lejen, wol mehr gemußt als die meiften feiner Zeitgenoflen; er war ein ehrlicher Mann in ſtaat⸗ 
lichen Dingen, freifinnig nach dem Maßſtabe feiner Zeit. Allein es haben mande andere ri: 
tiger und tiefer gedacht als er; er war fein urfräftiger, ſchoͤpferiſcher Geiſt; er ift ſelbſt völlig 
irre gegangen in Wichtigen. So wird er denn in dem Gedächtniß der Zeitgenoffen und in ber 
Geſchichte der Wiffenfchaft bleiben als ein ehrenwerther, nüglicher und tüchtiger, kaum aber als 
ein großer Mann. Ähnlich lauten die Urtheile von andern Seiten her. Gelchrfamfeit, Ge: 
wiflenhaftigkeit, Fleiß und andere loͤbliche Eigenſchaften, in Verbindung mit glücklichen Ge⸗ 
legenheiten und ihrer zweckmäßigen Benugung gefleht man K. ſchon zu, aber Genialität und 
Driginalität werden vielleicht mit deswegen bei ihn: vermißt, weil man fie juchte, mo man fie in 
Berbindung mit jenen Bigenjhaften zu finden kein Recht Hatte. Aber felbft ſolche Anſchauungen 
koͤnnen fhon formell nicht umhin, der Ihätigkeit K.'s in ihren Arbeiten einen großen Raum zu 
widmen, wie z. B. außer vem fon genannten R. v. Mohl, der fih S. 473—487 des zweiten 
Bandes feiner ebenfalls ſchon genannten Schrift unter dem Haupttitel „Zwölf veutiche 
Staatögelehrte” auch mit K. beſchäftigte, v. Kaltenborn im fünften Bande von Bluntſchli's und 
K. Brater's „Deutſchem Staatd-Wörterbuh (Stuttgart und Leipzig 1860), S. 614—626, 
thut. Weitere biographiſche Mitteilungen über K., zun Theil nah eigenen Aufzeihnun- 
gen deſſelben, finden fi in der Vorrede der von Morſtadt beforgten vierten Auflage von 
K.'s „Offenilichem Recht“. K. Buchner. 

Kolonien. Kolonialpolitik. Koloniſation. (Kolonien und Hauptarten der: 
ſelben. Ackerbau-, Pflanzungs-, Handels-und Eroberungsfolonien. Ko: 
lonialpolitik im allgemeinen und ſpeciell Spaniens, Englands und Nord— 
amerifad. Deutſche Kolonifation.) I. Die Geſchichte der Kolonijation beginnt in 
einer fehr frühen Periode der Menfchheit. Bald nachdem der Dienfch angefangen Hatte, fefte 
Wohnſitze zu gründen, erhielt er auch ſchon Veranlaffung, Kolonien, zunächſt freilich nur in 
nahe gelegene Diftricte, auszufenden. Noch ftedte in den erften Anſtedlern, welche neben dem 
Aderbau weſentlich auf Viehzucht und Jagd angewieſen waren, der alte Wandertrieb ver No: 
maden; noch Hatte fi Feine Anhänglichfeit an die Heimat in ihnen entwideln koöͤnnen; nod) 
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waren endlich auf dem Boden, meldem fie Getreide und andere Früchte abgewannen, Arbeiten 
von beveutenderm Umfange nicht aufgewendet worden: was konnte daher natürlicher fein, als 
daß fie, ſobald vie Bezirke, melde fie zunächſt in Beflg genommen Hatten, iheilweife, wenn aud) 

nur oberflächlich ausgenugt waren und für die ſchnell anwachſende Bevoͤlkerung nicht mehr aus- 
reichten, zum Theil den Manberftab ergriffen und in einer andern, noch unausgebeuteten Ge⸗ 
gend sin neues, dem erſten ähnliches Gemeinweſen begründeten. Die Verbindung mit dem 
Stamm ließ ich aufrecht erhalten und nöthigenfall vermocten fi) die getrennten Theile auch 
gegenfeitig bei vrohenden Angriffen Beiftand zu leiſten. Nach und nad dehnten ſich denn Die 
Kolonien mehr und mehr aus, bedeutendere Gebiete enipfingen durch fie ihre Benölferung und 
immer weiter drangen fie in früher unbewohnte Länder ein. Wenn wir mit Recht daran feſt⸗ 
halten, daß die erftien Bewohner unſers Erdtheils von Dften und zwar auf dem Lanbivege aus 
Afien herkamen, fo können fie nur ald Roloniften zwar langfam, aber fletig im Innern Europas 
vorwärts gegangen fein und fich nach allen Himmelsrichtungen Hin ausgebreitet haben; denn 
die fpätern, befchleunigtern Wanderungen großer Haufen, von denen wir Kunde haben, waren 
erft möglich, ald der Wald bereits etwas gelichtet war, Wege das weite Gebiet durchkreuzten und 
der vorhandene Anbau, verbunden mit ber Viehzugt ber Einwohner, den erobernden Scharen 
Nahrung und Lebensunterhalt gewährte. 

Ohne Zweifel haben wir deshalb die erſten Kolonien als Ackerbaukolonien aufzus 
fafſen, denn von Hirtenkolonien kann in ſo früher Zeit, wo die Hirtenſtämme ſich nicht ſeßhaft 
zu machen pflegten, nicht die Rede ſein. Wir haben ſoeben angedeutet, wie die Ackerbaukolonien 
zu entſtehen pflegten: ſie verdankten weſentlich der theilweiſen Ausnutzung des Bodens und der 
angewachſenen Bevoͤlkerung ihren Urſprung. Wenn nicht ſelten vie Überlieferung ackerbau⸗ 
treibender Voͤlker erzaͤhlt, daß eine ausgebrochene Hungerönoth die Veranlaſſung zur Auswan⸗ 
berung eined Stammes, einer Anzahl Bürger gab, fo irrt fie Dabei gewiß nicht; nur mag in 
berartigen Fällen der Mangel häufig einen chroniſchen Charakter angenommen und eine ener: 
gifche That geforbert Haben. Lange Wanderungen wurben bei der Uberfievelung gewiß nicht 
vorgenommen; man warf fi auf bie nächfte geeignete, noch unbewohnte oder ſchwach bevölferte 
Gegend. Einerfeitd beſaß man die Mittel nicht, bis zu weitentlegenen Ländern vorzubringen, 
andererfeitö mochte man auch nicht Diftricte mühlen, welche wejentlich verſchiedene Lebenäbe- 
dingungen boten, und endlich hatte man alle Beranlaffung, fi von vem Stammſitz, mit dem ſich 
eine beiden Theilen nügliche Verbindung unterhalten ließ, nicht zu fehr zu entfernen. Allen= 
falls überſchritt man Waſſerſcheiden oder ſetzte über Seen und ſchmale Meeresarme; im allge— 
meinen aber wählte man gewiß ben Landweg auf- ober abwärts von Flüſſen, melde den Ber 
fehr zwifchen Mutterland und Kolonie ermöglichten. 

Wie damald find au heute noch Aderbaufolonien nur in ganz unbewohnten ober dünn 
bevoͤlkerten Ländern moͤglich; in menſchenreichern finden fie feine paſſende Stätte und würden 
auch von ben Inſaſſen, welche den Grund und Boden bereits in Beſitz genommen haben, mit 
Gewalt zurüdgewiefen werben. Daher Hat ihre Durchführung große Schwierigkeiten, denn 
der Grund und Boden ift noch jungfräulih und foll ver Gultur erfi gewonnen werben. Die 
dichten Wälder müffen niedergebrochen und ausgerobet werben, ed gilt, den Boden unızumerfen 
und fruchttragend zu machen, zunächſt aber für Jahre auf allen oder doc mindeſtens den vollen 
Ertrag zu verzichten und jich mit den Früchten de8 Waldes, ven Gewinn ver Jagd und den Pro- 
ducten der Viehzucht und Hirtenwirthſchaft zu begnügen over Lebensmittel aus weiter Kerne zu 
holen. Ebendeshalb, weil dad Aderland nur mühſam und mit ſchwerer Arbeit gewonnen wer⸗ 
den kann, wird ed dem Anſiedler aber auch werth und theuer; von vornherein knüpft ſich der 
Menſch an die Scholle, Die er nur ungern und nothgebrungen wieder aufgibt; alles, was er her⸗ 
ftellt, wird auf die Dauer berechnet und feine focialen und politiſchen Einrichtungen nehmen den 
Charakter der Feſtigkeit und Stetigkeit an. 

Roſcher Hat in feiner vortrefflichen, von uns benutzten Schrift „Kolonien, Kolonialpolitik 
und Auswanderung” hervorgehoben, daß bie Aderbaufolonien in ihrer innern Einrichtung 
weſentlich einen ehr demokratiſchen Charakter zeigen. Das iſt gewiß richtig, aber auch zugleich 
ſehr natürlid. Im allgemeinen gewährt ſchon der Landgrundbeſitz dad Gefühl der Selbflän- 
digfeit und Unabhängigkeit; der Bauer fühlt jich überall, wo er nicht Durch jahrhundertealte 
Unterdrückung herabgedrückt ift, ald Herr. Die Aderbauer werben ferner regelmäßig durch 
feine wejentlihen Schranfen geſchieden; auch der große Grundbeſitzer, jofern er wirflih an ber 
Bebauung feiner Bejigungen theilnimmt, trennt ji nicht fharf ab von dem wohlhabenpen 
Bauer, deſſen Intereflen aud die feinigen find und deſſen Lebensweiſe ex wenigſtens zum Theil 
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annehmen muß. Gine hervorragende Ariflokratie vermag ſich daher nur ſchwer herauszu- 
bilden. Inden Kolonien liegen außerdem die Befigungen weit voneinander entfernt, die Ber: 
einigungen der Anſtedler, welche ſämmtlich dem Mittelſtande anzugehören pflegen, bleiben ver: 
Hältnigmäßig lofe, und einzelne dieſer legtern koͤnnen daher nicht leicht zu vorwiegender Cinwir⸗ 
fung auf die allgemeinen Angelegenheiten und dadurch wieder zu dauerndem Einfluß gelangen. 
Ferner pflegen fih den Aderbaufolonien bei ihrer Entjendung aus der Heimat nur Fräftigere, 
energifchere Elemente, die noch dazu oft Dad Vaterland des herrſchenden Druckes wegen ver: 
laſſen, anzuſchließen, und find fchwächere vorhanden, jo müflen fie in der Kolonie, wo fie ohne 
den Beifland des Staats und der Genoſſen faſt immer mit ben größten Schwierigkeiten zu 
fämpfen und Angriffe auf Perfon und Eigenthum abzuwehren haben, fi, wollen fie nicht zu 
Grunde geben, bald auf fich ſelbſt und die -eigene Kraft flügen lernen. Selbſt diejenigen, welche 
den eigenen Grund und Boden nicht bauen, fehen durch ven Dienft ihre Selbſtändigkeit nicht 
gefährdet. Der herrſchende Mangel an Arbeitern veranlapßt, daß fie Hoch gefchägt werben; ohne 
Mühe finden fie, wenn fle den Brotheren wechfeln wollen, lohnende Beiäftigung und außer- 
dem pflegt in ver erſten Zeit und häufig auch noch fpäter anbaufähiges Land unentgeltlich oder 
gegen geringe Entſchädigung erworben werben zu koͤnnen, ſodaß der Arbeiter fi ſtets zum 
ſelbſtändigen Wirth zu erheben vermag. 

Wir haben ſchon erwahnt, daß die Ackerbaukolonien ſich nicht gern weit vom Mutterlande 
entfernen und daß ſie mit demſelben in Verbindung zu bleiben fireben. Was die erflere Bemer⸗ 
fung betrifft, fo zeigen fich in neuerer Zeit Häufigere Ausnahmen als früher, weil leichte und 
verhältnigmäßig nicht koſtſpielige Verbindungen felbft mit den Ländern anderer Erdtheile her⸗ 
geftellt find. Aderbaufolonien von, größern und geringerm Umfange find in ven legten Jahr⸗ 
hunderten in Amerifa oft von @uropa aus begründet worben ; freilich uns deswillen nicht ohne 
große Schwierigkeiten, weil alle Berhältniffe der Kolonie von denen des Mutterlandes abwi⸗ 
hen. Auch die Beziehungen zum Mutterlande find nicht immer innige, löfen fid oft fogar ganz 
auf. Der Charakter ver Selbſtaͤndigkeit, ver fich, wie gefagt, in ver Aderbaufolonie entwidelt, 
die Anhänglifeit an Grund und Boden, welde den Verkehr zwifhen Mutterland und Ko- 
Ionie auf einer gewiflen niedrigen Stufe hält, die Misflimmung, mit welcher oft die Heimat von 
den Emigranten verlafien wir, und der Umfland, daß Die Producte beider Ländez oft nit zum 
Audtaufch gegeneinander ganz geeignet find, tragen bazu hei, dad Tochterland, jelbft wenn es 
Sprade, Sitten und Gebräuche mit Zähigkeit feſthält, dem Mutterlande zu entfrempen. Na- 
mentlich gefchieht Died dann, wenn das Mutterland für die Kolonie nichts gethan, vielmehr jie 
abhängig zu machen geſucht hat und wenn ein Theil der Koloniften aus andern Gegenden ge⸗ 
kommen ifl, eine Mifhung mehrerer Stämme flattgefunden Hat. 

Neben ven Aderbaukolonien werden auch (von Roſcher) die Viehzuchtkolonien (3.2. 
der alten Hellenen im Innern von Kyrenalfa, der Spanier auf den Pampos und Llanod von 
Süpamerifa, ber Holländer im Innern der Gapfolonie) genannt. Hierher gehören weientlich 
aud die alten Kolonien der jogenannten freien Walfet in Bündten, welche Rofcher in den An: 
merfungen irrthümlich als Ackerbauer bezeichnet Hat, und andere deutſche Stänme im berner 
Hasliland und Saanenthal. - Die Hirtenkolonien unterfcheinden ſich fehr wefentlih von den 
Aderbaufolonien; bie Lebensweiſe ihrer Glieder zeigt weniger Stetigfeit und flreift näher an 
die Gewohnheiten ver Nomaden; die Selbfländigfeit der einzelnen ift, weil ed neben dem gro= 
Ben Heerdenbeſitzer viele abhaͤngige Leute zu geben pflegt, beſchränkter, und nur ba, wo die Vieh⸗ 
zuchtkolonie in die Ackerbaukolonie übergeben will ober fi ihr annähert, entwideln ji wichtige 
Berührungspunfte. 

Während bei ven Aderbaufolonien vie Anſtedler wejentlich nicht nur die Keitung ber Ar: 
heiten, ſondern dieſe felbft übernehmen, iſt das @leiche bei den Pflanzungsfolonien nit 
der Ball. Sie beſtehen ausſchließlich in tropiſchen Ländern, wurden von Europäern begründet, 
flammen erſt aus der neuern Zeit, find auf die Ausfuhr ihrer Erzeugnifle berechnet und ver- 
forgen Europa mit einer Menge von Proburten des Pflanzenreichs, welche auf feinem Gebiet 
gar nicht oder nur in geringer Menge gewonnen werben fönnen, Da indeß Europäer fi ſchwer 
an das tropische Klima gewöhnen und in vemfelben dauernde und anſtrengende Arbeiten ohne 
große Gefahr für Leben und Geſundheit nicht zu bewältigen vermögen, fo befteht in den Pflan⸗ 
zungsfolonien der eigentliche zahlreiche Arbeiterftann aus Eingeborenen und meiſt zwangs⸗ 
weije eingeführten Menfchen anderer tropifchen Ränder. Infolge veflen gibt e8 in ihnen ſtets 
zwei Qauptflaflen, erftend Guropäer und Ihre Nachkommen, Greolen, Herren, melde ven Grund 
und Boden befigen und mit Kapital ausgeflartet, als linternehmer den Anbau und zum Theil 
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aud die Verarbeitung der Producte beforgen laffen, und ihre Gehülfen; und zweiten® Arbeiter, 
Knechte oder Sklaven, welche ihnen in jeder Hinficht Dienftbar find. Beide durch Abkunft und 
Farbe unterfchiedene Klaſſen ftehen nicht zu und neben-, jondern gegeneinander ; die kleinere 
herrſchende nut die zahlreichere dienende in ihren: Intereffe oft bis zum Übermaß aud, und dieſe 
betrachtet jene, ſobald fle zum Bewußtſein ihrer Lage kommt, als ihren Feind, welchen ſie be- 
tänıpfen würde, wenn fie nicht ſyſtematiſch niedergehalten, mistrauifg bewacht und bei jedem 
Verſuch ver Widerfeglichkeit fireng, ja barbariſch beftraft würde. Ein freier Arbeiterftand kann 
fih in Pflanzungsfolonien nicht bilden; ebenfo wenig tft ein zahlreicher, Fräftiger Mittelſtand 
möglih. Daher kommt es, daß die Pflanzungskolonien faft in feinem Punkt eine Ähnlichkeit 
mit ven Aderbaufolonien haben. Die Holge ver bezeithneten Zuftände der Pflanzungsfolonien 
iſt ferner, daß den Koloniſten dad Gefühl der Sicherheit ihrer Exriftenz fehlt, daß kein feftes 
Ban fie an ven Boden knüpft, daß fie denſelben nicht als eine Heimat anzufehen vermögen und 
ſich fortdauernd als Fremdlinge, deren Vaterland jenfeit des Dceand liegt, betrachten. Selbft 
das Samilienleben geniegen verhältnißmäßig nur wenige von ihnen. Indem fie vorzugsmeile 
den Belderwerb zu ihrem Lebensziel machen, legen fie auf Bildung nur geringen Werth. Lind 
was die arbeitende Klafſe betrifft, To werben ihr nicht nur alle Mittel, fich geiflig zu erheben, 
ſyſtematiſch entzogen: fie fteht auch nuf fo niebriger Stufe, daß fie das Bedürfniß, fi zu ent- 
wideln, gar nicht fühlt. Für dte Bultur und materielle Hebung des Landes pflegt nur fo viel zu 
geſchehen, als die naͤchſten egoiftifchen Zwecke ver Koloniften erforderlich machen; mie der Ge⸗ 
meinfinn nur gering ift, fo befaßt ſich auch der Staat, auf welchen die Pflanzer allein @influg 
haben, nicht mit der Anſtrebung größerer und meiterer Ziele. Sharakteriftifeh ift, daß bie 
Aderbaubolonien vorzugsweiſe dem germantfchen, vie Pflanzungskolonien in ihrer Mehrheit 
dem romaniſchen Stamm anheimgefallen ſind. 

Don geringer Bedeutung find Induſtriekolonien; wo fie, und zwar in der Regel 
tünftlih, in Aderbauftaaten hergeftellt worden ſind, waren fie fletö von Eleinem Umfange und 
Hatten felten, d. 5. nur dann, wenn Ihnen beſonders günftige Verbältniffe zugute kamen, 
dauernden Einfluß. In der Negel handelte e8 fich bei ihnen darum, eine beftimmte Induſtrie 
in einem europäiſchen Staate einzubürgern, un „das Geld im Rande zu Behalten‘, Gegen: 
wärtig wird ſchwerlich ein Negent over ein Staat noch geneigt fein, eine induſtrielle Kolonie in 
feinem Gebiet mit großen Koften und wenig Erfolg hervorzurufen. Hier können auch die 
Culturkolonien Rofcer'd erwähnt werden, Kolonien, melde begründet werben, wenn ‚bie 
Regierung eines rohen Volks aus der Fremde höher gebildete Roloniften gleichſam als Erzieher 
und Lehrmeifter ihres neuen Baterlandes bereinruft‘‘. 

Zu den widtigften aller Rolonien gehören die Handeldkolonien, bie fhon in fehr früher 
Zeit geftiftet wurden. Sobald Schiffahrt und Handel weiter entfernte Länder und namentlich 
eultioirte Länder mit uncultivirten zu verbinden begannen, ftellte fi für bie erflern vie Noth- 
wendigkeit heraus, in den legtern an geeigneten Hafenplägen Gomptoire und Factoreien zu be: 
gründen, welche die eingeführten Waaren In Empfang nehnten und verkaufen, die auszufüh⸗ 
renden aber befhaffen und anfammeln mußten. Denn in weſentlichen geftaltete ſich der Handel 
als Austaufch der Producte beider Länder und der ihnen nahe gelegenen Gebiete. Je Tebhafter 
und Bräftiger fich die Gefchäfte entwickelten, deſto ſchneller verwandelten fi} die Comptoire, die 
Sactoreten in eine Anfievelung. Handelöfactoreien und Kolonien wurden dem Mutterlande 
flet8 von der größten Wichtigkeit. Sie fnüpften Verbindungen mit den Yandedeinmohnern und 
den entfernt von ber Küfte angefeflenen Stämmen an, ermittelten deren Bedürfniſſe, die fie zu: 
gleich zu vermehren ftrebten, Lieferten ihnen bie angefommenen Waaren aus, nahmen dagegen 
die Landesprobucte, bie fie entweder bei andern Stämmen umtaufchten oder menn fle zur Aus⸗ 
fuhr geeignet waren, zum Hafen beranführten, in Empfang und verfandten fte in dad Mutter⸗ 
land. Während, wo Fartoreien und Handelskolonien nicht vorhanden waren, ver Eauffahrende 
Schiffer Donate hindurch an der fremden Küfte bin = und herfahren mußte, big er die Ladung 
abgeſetzt und mit den eingetauſchten Waaren befrachtet hatte, während er oft Feine zahlungs: 
fähigen Käufer fand und zu den Stämmen innerhalb des Landes gar nicht in Beziehung zu 
treten vermochte: da konnte er mit Hülfe der angefledetten Kaufleute daſſelbe Geſchäft in kurzer 
Zeit felbft dann, wenn augenblicklich fein Abſatz möglich erſchien, beendigen, weil die Auflage: 
rung möglich geworden war. Denn entweder kauften ihm ſeine Geſchäftsfreunde die Waaren 
ab oder fie übernahmen dieſelben in Commiſſion, indem ſie ihm zugleich Rückfracht lieferten 
oder zum Einkauf von Waaren Credit gewaͤhrten. 

In dieſer Weiſe gewähren auch jetzt noch Handelskolonien dem Mutterlande große Vor⸗ 
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theile dadurch, daß fie feine Fabrikate abnehmen und verfaufen, ihm die Probucte ver Ränder, 
deren ſie nahe fliehen, liefern, damit Handel und Induſtrie fördern und die Schiffahrt Heben, 
"Ride felten gelingt ed den Handelskolonien, jich ein foͤrmliches, bald nur factifches, bald auch 
vertragsmäßiges Monopol zu ſchaffen, durch welches bie Kaufleute anderer Ränder und ihre 
Schiffe von Verkehr ausgeſchloſſen werden und Waaren, welche nicht aus dem Mutterlande und 
nicht auf feinen Schiffen anfommen, nicht gelandet werden dürfen. Unter dieſen Umflänben hat 
Das Mutterland ein großes Interefle daran, daß pie Kolonie fortbefteht und gebeiht; es wird fie 
daher foviel als möglich unterflügen, fördern und begunfligen und ihr, jobalb fle von fein: 
lichen Angriffen bedroht wire, auch Hülfe gewähren. Andere Länder werben Dagegen ber Kto: 
lonie zu haben ober fle in ihren Veſitz zu bringen fuchen. - Daraus folgt, daß nur ſolche Völker, 
welche neben einer bedeutenden Hanbelöflotte auch eine tüchtige Kriegsflotte bejigen, mit Aus: 
ft auf Erfolg und Dauer eine Handelskolonie zu begründen vermögen. Auch die Handels: 
£olonie iſt durch Reigung und Intereffe fortwährenn auf das Mutterland hingewieſen. Durch 
Abſtammung, Sprache, Religion und Sitte mit vemfelben verbunden, betrachtet fie daſſelbe, in 
welches ‚nicht jelten ihre immer wieder durch neue Ankoͤmmlinge ergänzten Mitgliever in rei- 
Term Alter zurückzukehren pflegen, als ihre eigentliche Heimat; dagegen flebt fie den Bewoh⸗ 
nern des Landes, in welchem ſte eriftirt, fortwährend fremd gegenüber und kaun fi mit ihnen, 
die auf niebrigerer oder wenigſtens auf mefentlich verfchiebener Gulturftufe Reben, nicht amalga⸗ 
niren. Je lebhafter und intenfiver der Verkehr mit vem Mutterlande ift, deſto größer ihre 
Blüte, defto ficherer ihr Beſtand; die Losloſung von demſelben, melde alle ihre Handelsbezie⸗ 
Hungen abſchneidet, bringt ihr dagegen ſicheres Verderben. So wefentlichen Nutzen fie auch 
den Landedeinwohnern gewährt, igre Stellung zu denſelben ift nie eine dauernd freundſchaft⸗ 
Iihe; leicht brechen Streitigkeiten aus, welche bald ver Handelsverkehr ganz natürlich er- 
zeugt, bald die Verſchiedenheit der Anfchauungen und Sitten, bald die pen Neid und die Hab- 
fucht anreizende Wohlhabenheit ver Koloniften bewirkt. Zunächſt fuchen diefe zwar ſich durch 
engen Anſchluß aneinander ſelbſt zu ſchirmen, aber ihre Schugmaßregeln fönnen hoͤchſtens bie 
eriten Angriffe abwehren; die Sicherheit der Kolonie beruht daher auf dem ſtets bereiten Bei⸗ 
fland des Mutterfandves, deſſen ſie dann um fo mehr bendthigt ift, wenn, was in ber Regel ge: 
ſchieht, Goneurienten die Koloniften aus ihren Sigen zu vertreiben und dieſelben fi anzu= 
eignen freben. Bon alledem abgefehen, bedarf aber auch die Kolonie bebeutender Kapitale, 
welche fie nur aus dem Mutterlande empfangen kann und welche fie, je reicher fie Ihr zuſtroͤmen, 
defto jhueller zu Blüte und Gebelben bringen. 
Wir Haben ſchon bemerkt, daß Handelskolonien von eultivirtern Ländern in weniger cul- 
tivirten begründet werben; wir müflen dies aber noch einmal hervorheben, indem wir darauf 
binweifen, in wie hervorragender Weite fie die Gultur fördert. So langfanı und ſchrittweiſe 
ſich dad Menſchengeſchlecht im allgemeinen fortgebildet Hat: einzelne Volksſtämme und Gruppen 
find nichtsdeſtoweniger fprungweife vorwärts gefommen, und zwar iſt dies dadurch geſchehen, 
daß fie mit bereits höher gebildeten in Verbindung traten und ſich infolge deſſen in verhältniß⸗ 
mäßig kurzer Zeit das aneigneten, was dieſe bereits an Erfahrungen, Erfindungen und fon: 
ſtigen Errungenſchaften beſaßen. Am ſchnellſten machte ſich natürlich der Fortſchritt bei dieſen 
einzelnen Volksſtämmen dann, wenn dieſe Verbindung in friedlicher und freundſchaftlicher 
Weiſe zu Stande gekommen war. Wenn nun aber ſchon, wie oft geſchehen iſt, einzelne Schiffe, 
welche in langen Zwiſchenräumen mit den Bewohnern ferner Gegenden in Berührung kommen, 
auf deren Zuſtände in Eurzer Zeit Einfluß üben, fo iſt das noch mehr und in noch weit Höherm 
Maße der Fall, wenn fi eine Kolonie bei ihnen nieverläßt und ihre Sitten und Lebensgewohn⸗ 
heiten, ihre Erfindungen und Kenntniffe mit fi bringt. Anfänglich wird freilich immer nur 
die materielle Lage der Einwohner verändert, denn zunächſt tritt das mehr Außerliche an fie 
heran, bald wirkt aber die Kolonie aud auf die geifligen Zuſtände fräftig und nachhaltig ein. 
Selbſt Höher cultivirte Länder Können jich dieſem Einflug nicht entziehen ; wir erinnern in biefer 
Hinficht nur an China, das feit vielen Jahrhunderten an jeinen Zufländen mit außerorventlidher 
Starrheit fefthält und das dennoch durch feinen Handel mit Europa und durch die verhältniß- 
mäßig nur geringflgige Anflevefung von Europäern auf feinem Gebiet auf vie Bahn einer voll- 
fländigen Umgeſtaltung hingeführt wird. In der Hegel IR der Einfluß der Handelskolonien 
auf die Gultur der Länder ein fegensreicher, in gewiflen Faͤllen kann er aber auch ein nachthei⸗ 
Tiger werben, fei ed, daß die Kolonie im egoiftifchen Intereffe ſchlechte Gewohnheiten ver Ein: 
wohner fördert und ausbeutet, fei ed, daß fie andere handeltreibende Völker mit Lift und Gewalt 
fern bäft, um ihre Concurrenz zu verhindern. 
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Roſcher bat behauptet, daß alle Kolonien ald Handelskolonien anfangen, und das ift un⸗ 
zweifelhaft richtig. Handelskaravanen und Handelsſchiffe pflegen die fremden Laͤnder zu ent⸗ 
decken und zu erforſchen; ; aus ihnen folgen, wie wir erwähnt haben, Niederlaſſungen, und erſt, 

enn ein Land in feinen Eigenthümlicgkeiten näber befannt geworden ift, kann davon die Rede 
7 auf feinem Gebiet eine Aderbau:, eine Militärfolonie zu gründen. Was das Ende einer 
Handelskolonie betrifft, fo kann e8 ein jehr verjhiebeneß fein. Wir haben hervorgehoben, daß 
die Koloniften das Mutterland ſtets als ihre wahre Heimat betrachten und in veiferm Alter in 
daſſelbe zurückzukehren pflegen; die Kolonie iſt ihnen nur eine Station, in der fie deshalb Häufig 
nicht einmal einen Hausfland gründen. Schon beshalb wird ſich die Handelskolonie nie ſehr 
ausdehnen; fie kann aber auch ihrer Natur nad, will fie ihren beſchraͤnkten Zweck nicht veraͤn⸗ 
dern, eine gewifle enge Grenze nicht überfchreiten. Daraus folgt, daß fie außer Stande ift, 
eine Nation zu bilden, fo viele Jahrhunderte fie unter günfligen Umflänven auch fortbeftehen 
mag. If das Volk, in beffen Gebiet fie liegt, ein kräftiges, intelligentes und ſchreitet e8 vor⸗ 
wärts, wozu ver beilfame Einfluß der Kolonie beiträgt, jo wird e8 nad und nad fi an den 
Gefchäften, welche vie Kolonie betreibt, betheiligen, endlich aber dieſelben ſelbſtändig in Die Hand 
nehmen; es wird den Handel und die Schiffahrt nationalifiren und damit ber Kolonie, melde 
es vielleicht in jich aufnimmt, ein Ende machen. Iſt dad nicht der Fall, verfinfen die Einwohner 
mehr und mehr in Schwäche und Uneultur, zeripalten fie fich in Parteien, welche ji} gegenfeitig 
zerfleifhen, rufen einzelne verjelben ven Beiltand der fremben Kaufleute an und machen fie Dabei 
zu Schiedsrichtern: jo kann die Kolonie, wenn fie vom Mutterlande aus Fräftig unterflügt 
wird, in ven Befig ver Herrfchaft über dad Lund gelangen und ein mächtiges Reich bilden; in 
dieſem Ball verliert fie aber ven Charakter ver. Handelskolonie und exiſtirt unter ganz andern 
Beringungen und Lebendformen fort. Daß fte auch dadurch enden kann, daß die Gegner fie 
angreifen, in Befiß nehmen und zerflören,, brauchen wir nicht zu erwähnen ; die Geſchichte, na⸗ 
mentli der ältern Zeit, hat dafür zahlreiche Belege. 

An die Handeldfolonien ſchließen wir diejenigen Kolonien an, welche an Stationspunften, 
bei welchen die Schiffe vorzüglich behufs der Ausbeſſerung und Berproviantirung anlegen, ent= 
ſtehen. Man hat fie Relaisfolonien genannt, und alle ſeefahrenden Nationen haben fie an 
benjenigen Punkten, welche fi) für den Zweck vorzüglich eignen oder für ven Schutz des Ver⸗ 
kehrs wichtig find, begründet. In manchen Fällen fönnen fie Handelskolonien fein, Haben 
indeß als folde fletö nur geringere Bebeutung. Relaiskolonien gab ed auch in alter Zeit; fie 
waren damals für die Schiffahrt, welche fich weſentlich als Küftenfahrt geftaltete, von großem 
Werth, weil anfänglich nur mit ihrer Hülfe Reifen in entlegenere Gegenden ausgeführt werben 
fonnten. Weniger wichtig find die nahe lebenden Fiſchereikolonien, Stationen in ben Ge⸗ 
genden, in welden der Fifchfang reiche, werthvolle Beute liefert und die fiſchenden Schiffe ſich 
in großer Zahl nad regelmäßigen Perioden einfinden, Sie nehmen bie Schiffe in ihre Häfen 
auf, ermoͤglichen ihnen die erforderlichen Ausbeflerungen und liefern ihnen auch Lebensmittel, 
wenn fie ſich mit denſelben in ver Heimat nicht in binreihendem Maße verfehen Tonnien. 

Mefentlih verfhieden von den bißher beſprochenen Arten find die Eroberungstfolo: 
nien. Sie werben, wie bereitö erwähnt, oft durch Handelskolonien eingeleitet und eniſtehen, 
wenn ein bedeutender Theil eines kraftvollen und energifhen Volks auswandert, in ein fremdes 
Zand eindringt, ed unterwirft und fi} in demſelben für Die Dauer feſtſetzt. Die Beranlaffung 
zur Auswanderung ift oft Übervölferung und ver Wunſch, eine fhönere,, fruchtbarere Heimat 
zu gewinnen. Eroberungskolonien richten ſich gewöhnlich auf benölfertere und cultivirtere 
Länder, deren Einwohner herabgekommen oder entnerot, oder zwar Fräftig find, aber auf nie⸗ 
driger Gulturfiufe ftehen. Indem die Koloniften das Land in Beflg nehmen, machen fie die 
Einwohner, foweit jie fie nicht ausrotten, unterthänig, drüden fie in den Stand der Sklaven, 
Knechte oder zinspflichtigen Leute hinab und ziehen vorzugsweiſe ven Grunpbeflg an fih. So 
entſteht aus ven Eroberern eine herrſchende, aus den Eingeborenen eine dienende Kafte, welche 
ich anfaͤnglich feindlich gegenüberftehen, aber nach Ablauf langer Zeiträume ſich wenigſtens zum 
Theil miteinander verfchmelzen. Alle Stanteftellen, alle Kirchenämter, alle Ehren und Wür⸗ 
den fowie die einträglichflen Geſchäfte pflegt ſich bie herrſchende Kaſte vorzubehalten; bie die⸗ 
nenbe wird bagegen herabgeſetzt und verachtet. Um fo flärfer tritt die Trennung beider Kaften 
beraus, je mehr ſich die Koloniften von den Ureinwohnern buch Abſtammung, Sprache, Sitten, 
Körperfarbe unterſcheiden. Dennod gelingt es nicht felten Dem unterjochten Volle, wenn es 
zahlreicher war und auf höherer Culturſtufe fland al® der eingenrungene Stamm, feine Sitten 
und feine Sprache zur allgemeinen Geltung zu bringen und fih infolge veilen gleihzuftellen. 
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Das geſchieht um fo ſchneller, je mehr ſich die Koloniften mit eingeborenen Frauen verbinden. 
Sn andern Fällen und zwar namentlich dann, wenn die Eingeborenen zum großen Theil ausge⸗ 
rottet wurden, bringen Sitten und Gewohnheiten der Anfledler durch und werden für den Cha: 
after des Volks vorzugsweiſe oder ausfchließlih maßgebend. 

Als Abart ver Eroberungsfolonien kann man die fogenannten Mititä rkoloni en be⸗ 
trachten, Anflebelungen von Kriegern in einem eroberten Lande weſentlich zum Zweck, um 
daſſelbe im Zaum zu halten. Während die Eroberungskolonien ſich vom Mutterlande abloͤſen 
und mit ven Landeseinwohnern einen eigenen Staat bilden koͤnnen, bleiben vie Milltärkolonien 
ftets in naher Beziehung zum Mutterlande, In deſſen Intereffe fie als Milttärftationen geftiftet 
find. Vorzugsweiſe auf den Kriegsdienſt, zu dem ſie in jedem Augenblic aufgerufen werben 
fönnen, berechnet, knüpfen fie ſich wenig an die Scholle. Laſſen fi die Glieder der Militär: 
£olonte infolge mefentliher Umgeftaltung der bisher vorhandenen Verhältniſſe in dem eroberten 
Lande ſpäter dauernd nieder, gehen fie engere Verbindungen mit ven Einwohnern ein, fo muß 
die Kolonie nah und nad ihren Charakter verändern und wird ſchließlich faſt fpurlos ver: 
ſchwinden; fie ift in dieſem Falle affimilirt worden. 

Gegen die genannten Hauptarten der Kolonien, weldhe bei einer ober ber andern Kolonie 
fih miſchen und damit Zwitterweſen fchaffen, find diejenigen, melde wir ſchließlich noch er⸗ 
wähnen müffen, von geringerer Bedeutung. Wir nennen zuerft die Seeräuberfolonien, 
pie ſtets nur kurze Zeitdauerten, und wenn fle fortbeflanden, ihven Charakter wefentlich änderten, 
und bie Straffolonien. Auch bie legtern geflalten fi, ſobald Die Rolonifation eine bedeu⸗ 
tende Ausdehnung gewonnen bat, um; mit der zunehmenden Gultur, dem fleigenden Wohlſtand 
erwacht bad Beftreben der Koloniſten, die Anfledelung neuer Verbrecherſcharen zu verhindern; 
endlich wird das Mutterlann gendthigt, fidh neue Deportationdorte zu ſuchen, und aus der Straf: 
Eolonie wird eine veine Adlerbautolonie, welche durch freie Anſiedler mehr und mehr an Audbeh- 
nung gewinnt. Endlich beiigen wir noch Miffionstolonten In von heibnifhen Völkern 
bewohnten Gegenden anderer Erdtheile. Ihr mefentlichfler Zweck ift vie Ausbreitung des 
Chriſtenthums, aber fie verbreiten auch nüglihe Kenntniſſe in Bezug auf Aderbau und Ge: 
werbebetrieb, förbern bie geiftige Gultur, veranlaffen nomabiflrende Stämme zur Anflevelung, 
ermögliden Sandelöverbindungen zwiſchen ihnen und Europäern und legen nicht felten den 
Grund zu einer Ackerbau⸗ over Handelskolonie. 

II. Aus dem Borhergefagten ergeben fich zum großen Theil bereitd bie urf achen der Ko— 
loniſation; mir müſſen indeſſen auf dieſelben doch noch einige Blicke werfen, da wir ſte zu 
vernolfftändigen und zu erläutern haben. 

Wer fih zur Auswanderung entſchließt und an der Kolonifation betheiligt, wird ed in ber 
Regel nur thun, um ſich eine befiere und geftchertere Eriftenz, als ihn die Heimat bietet, zu ver- 
fchaffen, fei es nun, daß er ausſchließlich danach ftrebt, feine materielle Wohlfahrt zu erhöhen, 
fei ed, daß er fich die freiere Bewegung, welche ihm auf politifchem oder veligiöfem Gebiet im 
Baterlanbe abgeht, erwerben will. Am bäufigften handelt es fich bei ver Auswanderung Ein⸗ 
zelner oder größerer Maflen um die Verbefferung ver materiellen Lage, und zwar wirb dabei 
nicht allein die nächfte Zukunft, ſondern auch das veifere Alter und das Fortlommen der Kinder 
ind Auge gefaßt. Aber auch die politifhen und religidfen Verhältniffe Haben viele Kolonien 
hervorgerufen ; fleigt der Druck der Mehrheit over der abfoluten Gewalt fo hoch, daß er für 
viele unerträglich wird, jo fharen fich diefelben Leicht zufammen,, um in fernen Weltgegenven 
eine Stätte aufzufuen, in welcher fte ihren Überzeugungen freien Ausdruck geben koͤnnen. 
Solide Kolonien nehmen dann freilih immer einen beflinnmten eigenthümlichen Charakter an, 
der oft in Jahrhunderten ſich noch nicht verwiſcht hat. In den meiften Fällen darf man von 
einem Staate, von welchem Kolonifationen ausgehen, behaupten, daß feine Zuftänbe in irgend⸗ 
einer Hinficht mangelhaft find. , 

Eine der wichtigften Grundurſachen ver Kolonifation iſt die Übernölferung, von welder 
wir bereitö bei ven Aderbaufolonien als der Beranlaffung ver erften Kolontfation geſprochen 
Haben. Wo fie hervortritt, fcheint fih dem Staate als erfted und bequemfled Mittel die Ver: 
minberung der Bendlferung, die Fortſchaffung einer großen Anzahl Menfchen zu bieten. Aller: 
dings ließe ſich aud ohne Kolonijation fortkommen denn Übervölferung ift immer nur rela- 
tiv und kann buch Vermehrung der Nahrungsmittel, des Kapitald und der induftriellen 
Thätigkeit aufgehoben werden. Indeſſen laflen ſich große Umgeſtaltungen in der wirthſchaft⸗ 
lichen Thaͤtigkeit eines Volks nicht leicht und nicht in kurzer Frift durchführen. Auch der Ein⸗ 
zelne, ver von ver Übernölferung zu leiden hat, deſſen @riftenz Infolge der Coneurrenz und ber 
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Herabdrückung des Lohns kaͤrglich dotirt und oft gefaͤhrdet iſt, denkt zunächſt an die Auswande⸗ 
rung; je größer feine Leiden, je geringer ſeine Hoffnungen auf Beſſerung ver beſtehenden Zu⸗ 
ftände find, deſto ſchwächer wird bie Anhänglichkeit an Die SHolle und befto fefter, wenn er noch 
Energie befigt, der Entſchluß, fi mit Eräftiger Hand auf einen neuen, hoffnungsreichern VBoden 
u ftellen. 

Auch die Überfüllung eines Landes mit Kapital reizt feine Bürger zur Auswanderung und 
Kolonifation an. Solange ver Kapitalift ji bei herrſchendem Kapitalüberfluß im Stante 
ſieht, fein Kapital, ohne daß er deshalb die Heimat aufzugeben braucht, in fremden Ländern 
ficher und zu gutem Zindfuß unterzubringen, folange zieht er dies ver Auswanderung vor; iſt 
das alles nicht der Fall, fo wird er fi namentlid dann, wenn er pad Kapital außerhalb ber 
Heimat nur durch eigene Verwendung und Speculation fo nutzbringend ald moͤglich machen 
kann, zur Emigration und Anflevelung in fremden Ländern entſchließen. So wichtig aber auch 
das Kapital für die Koloniegründung ift, fo wenig Kolonien ohne Mithülfe eines verhäftniß- 
mäßig bebeutenpen Kapitalreichthums des Mutterlandes zu Stande kommen können: im allge- 
meinen hat ver Kapitalliberfluß doch nur dann größere und dauernde Kolonien ind Leben ge- 
rufen, wenn noch andere mächtige Ginflüffe mitwirken. Am mweientlihften, obwol nit 
ausſchließlich, macht er ſich bei den Handelskolonien geltend. Übrigens müffen wir erwähnen, 
daß wir von Kapitalüberfluß wie von Übervölferung nur in relativem Sinne ſprechen können. 

Zahlreiche Fleinere und größere Kolonien namentlich der alten, aber auch ver neuern Zeit 
verbanfen politifhem Drud ihr Entſtehen. Zurüdgefepte Klaffen, unterworfene Parteien, 
freiheitsliebende Männer, welche unter der Herrſchaft von Tyrannen oder herrſchenden Kaflen 
nicht leben mochten, DBertriebene und politifhe Flüchtlinge, fowie befiegte und ausgewiefene 
Bolksftämme gründeten faft zu allen Zeiten, fern von ber Heimat, Staatsweſen, welde nicht 
felten, meil in ihren Schöpfern Energie und Ausdauer vorhanden war, ſchnell zu Bedeutung 
gelangten. Ähnlich wirkten und wirken noch heute veligiöfe Aufregung und religidfe Unter⸗ 
drückung. Willen wir auch von ihrem Einfluß auf die Kolonifation weniger aus den Zeiten 
des Alterthums, fo bemerken wir vielen Einfluß deſto mehr in neuerer Zeit; faft alle religiöfen 
Sekten, melde zu einiger Wichtigkeit gelangt find, Haben Kolonien zu ftiften geſucht und wirklich 
begründet, mögen fie zun Theil au nur von geringem Umfange geweſen und nad unb nach 
wieder verſchwunden fein. Das neuefle Beifpiel einer aus religiöfen Bemeggründen unter: 
nommenen Kolonifation ifl die Stiftung des Mormonenſtaats. 

Neben diefen Urfadhen können noch manche andere ebenfalls Kolonifationen hervorrufen, indeß 
find fie doch die hauptſächlichſten und die normalen, mag nun der Staat feldft die Kolonirgrändung 
in die Sand nehmen, was vorzugsweife im Fall der Übervölferung gefchehen wird, mag ex fie 
den privaten Beftrebungen überlafien. Das letztere iſt vermuthlich in den älteften Zeiten allge- 
nein der Fall geweien. Abgeſehen davon, daß der Staat feinen Wirkungskreis noch fehr be⸗ 
fhränktauffaßte, bedurften pie Koloniften in der Regel feines Beiſtandes nicht und hatten darauf 
auch feinen großen Anſpruch, da fie wenig an die Zurückbleibenden aufgaben. Später geflal- 
teten fich Die Dinge anderd. Die Ausziehenden brachten wirkliche Opfer, für melde fie Entſchädi⸗ 
gungen in Anſpruch nehmen konnten ; außerdem fand die Kolonifation auch Häufig in bauerndem 
Interefle des Staats flatt, indem es fich neben Befsitigung der Lihervölferung um Ausdehnung 
der Macht, des Einfluffes, des Handels, der wirtbichaftlihen Ihätigfeit des Mutterlandes durch 
die Kolonie, welche vielleicht fogar in Abhängigkeit gehalten wurde, handelte. Auch im fpätern 
Mittelalter und in der neuern.Zeit finden wir neben den Privatkolonien Staatöfolonien, und 
zwar legtere in ſehr bedeutendem Umfange. Namentli find Hier die ſpaniſchen und portugie= 
ſiſchen Kolonien ind Auge zu faflen, und auch Diejenigen ber Schweben, Holländer, Engländer 
und Franzoſen Tönnen dahin zählen. Entweder wurben fie nämlich mit Zuflimmung bes 
Staat von großen, privilegirten @efellichaften ind Leben gerufen, oder ber Staat verfchaffte fich 
bald nach ihrer Gründung, troßbent dieſe nicht von Ihm veranlagt worden war, hervorragenden 
Einfluß auf ihre Geftaltung, indem er ihre Zuflände durch Geſetze und organifche Einrichtungen 
regelte. 

IH. Wie wir beveitö wiederholt hervorgehoben haben, haben die Kolonien ihrer Sicher: 
heit und des nationaldfonomiihen Verkehrs megen ein Intereffe daran, fi mit dem Mutter⸗ 
lande in Verbindung zu halten, und dieſes ſelbſt kann aus ven Kolonien große Bortheile ziehen, 
wird daher ſtets danach fireben, ſich auf fie den möglihft größten Einfluß zu verſchaffen. Am 
Teichteften ift legteres bei Pflanzungsfolonien, vie auf die fortdauernde Unterflügung bed Mut⸗ 
terlandes hingewieſen find, und bei Handelskolonien, welche, wie wir ausgeführt haben, eben- 
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falls des Mutterlandes fortwährend bebürfen, ausführbar; ſchwieriger ſchon bei Croberungs⸗ 
£olonien, meil in ihnen nach und nad fich die Koloniften mit den Eingeborenen amalgamiren 
und verbinden koͤnnen. Am leichteften Idfen fi Aderbaufolonien von Mutterlande ab; von 
vornherein ſchon ſelbſtaͤndiger, haben fie außerben weit weniger ald andere Kolonien von der 
Spaltung ver Einwohner zu leiden. Aus alledem folgt, daß die Politik des Mutterlandes in 
Hinficht auf feine Kolonien, feine Kolonialpolitif, mit Rückſicht auf die verfchiedenen Arten 
der Kolonien eine ſehr verſchiedene fein kann und fein muß, fol fie ihren Zweck vollkändig er: 
füllen. Außerdem kommen indeß noch viele andere Verhaͤltniſſe, z. B. Lage, Zuſtände, Negie- 
rungsform und Regierungsweiſe, wirthſchaftliche Verhältniſſe u. |. w. des Mutterlandes und 
faft noch mehr Lage und Verhätiniffe ver Kolonie felbft in Betracht. Schon das Klima ver 
Kolonie kann von hoͤchſtem Einfluß auf die Kolonialpoliti fein. Die beſte Kolonialpolitit wird 
immer biejenige fein, welche für beide Theile die größten Vortheile gewährt und die Verbindung 
beider jo innig ald möglich macht; die ſchlechteſte aber diejenige, welche auf ver möglihften Aus: 
beutung der Kolonie durch dad Mutterland bafirt und deſhalb darauf berechnet if, bie Kolonie 
mit Gewalt und Lift in vollfländiger Abhängigkeit zu erhalten und ihre Entwidelung, infofern 
„Te früher oder fpäter zur Unabhängigfeit führen oder dem Mutterlande in politifcher oder 
wirthſchaftlicher Hinſicht nachtheilig werden könnte, felbftfüchtig zu behindern. Daß das letztere 
auf bie Dauer doch nicht gelingen kann, hat die Erfahrung unſers Jahrhunderts mehr als hin⸗ 
reichend bewieſen. 
Zaffen wir zunächſt die Kolonialpolitik Spaniens ins Auge, fo finden wir, daß die⸗ 
fetbe, wie natürlich, fi aus dem Charakter der Kolonie ſowol als aus dem des Mutterlandes 
und feines Regierungsſyſtems heraudkildete und daß außerdem vie große Entfernung der 
erftern von Guropa beflimmend einwirkte. So groß das Intereffe Spaniens war, ſich die 
Herrfchaft und die Ausbreitung der Kolonie zu fihern, mit ebenfo großen Schwierigkeiten hätte 
ed zu kaͤmpfen gehabt, wollte es fein Ziel ausſchließlich durch die Unterdrückung vermittelft ver 
Entfaltung großer Machtmittel erreihen. Es mußte daher zu einem Syftem gelangen, das 
zwar allenfalls auch einntal auf vie Gewalt zurüdging, hauptſächlich aber Durch ſchlaue Berech⸗ 
nung, teligidfe Bevormundung, Verdummung und Spaltung der gefährlich ſcheinenden Ele⸗ 
mente in einander ſchwächende Raften und Parteien wirkte und nad und nad) die Knechtſchaft 
zur Gewohnheit machte. Alle ſpaniſchen Kolonien in Amerika wurben durch verhältnigmäßig 
Fleine Scharen srobert, welche anfänglich mit Hülfe ihrer größern Intelligenz und ber Hülfs- 
mittel, die ihnen ausſchließlich zu Gebote flanden, fich in ver Herrſchaft erhielten; auf die Dauer 
ließ fich aber das Syſtem ver einfachen Unterdrückung, nach welchem die Conquiſtadoren ver- 
fahren hatten, ver geringen Zahl ver Europäer und der großen Entfernung des Mutterlandes 
wegen nicht durchführen. Außerdem entſprach ed nicht ber altgemohnten Politik ver ſpaniſchen 
Herrfiher, und endlich hätten die in der Kolonie angefeflenen Ruropäer eine zu große Macht und 
Selbfländigkeit erlangt und fomit der Regierung des Mutterlandes gelegentlich entgegentreten, 
ja fogar unter günftigen Umſtänden fi unabhängig machen künnen. Zunächſt unternahm 
man es daher, die Einwohner ber Kolonie und ihres Gebiets möglihft zu fpalten. Die An- 
fiebler und ihre Nachkommen bildeten eine eigene und zwar bie höchfte Kafte, weiche ſich bald in 
zwei Abtheilungen, die in Guropa geborenen Spanier (Gachupins) und die in der Kolunie ges 
borenen (Creolen) fpaltete. Die exrftern wurden begünſtigt, denn fie waren noch feſt an das 
Mutterland geknüpft, Hatten von demſelben dad Meifte zu Hoffen und flanden ber Mehrzahl 
nad in deſſen unmittelbarem Dienft, verbienten daher auch größered Vertrauen. Dagegen ge= 
langten die Sreolen feltener zu höhern Staats- und Kirhenämtern; angefeflen und mit vielen 
Familien durch Verwandtſchaft und andere Bande verfnüpft, fland ihnen die Kolonie näher ale 
Spanien und waren fle außerdem nicht abhängig genug, um als willenlofe Werkzeuge der Re⸗ 
gierungspolitit zu dienen. Daß ſich infolge deſſen Antipathien bildeten, welde vie beiden 
Klaffen der Weiten ſcharf voneinander trennten, war natürlih; wenn aber Gachupins und 
@reolen ſich auch haften und infolge deſſen nicht gemeinfam gegen das Mutterland operirten, fo 
fonnte doch auch ihre Feindſchaft nicht jo fehr anwachſen, daß ein offener Zwiefpalt auszubrechen 
vermochte. In dem Einen Punkte wenigſtens waren alle Weißen einig, darin nämlich, daß fle 
den übrigen Einwohnern gegenliber wie bevorzugte Kaſte bleiben wollten. Auch dafür mar ge⸗ 
forgt, daß ber europaͤiſche Stamm in den Creolen nicht zu mächtig und zu zahlreich ward; Fein 
Spanier durfte fi ohne Fperielle Erlaubniß in ver Kolonie anfteveln, Feiner fie ohne Erlaubniß 
verlaffen. Noch weniger wurden natürlich Nichtſpanier zugelaflen. 
Bad die übrigen Einwohner, mochten fie num urfprünglich den Lande angehört haben ober 
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erft fpäter in daffelbe gekommen fein, anbetraf, fo rief man künſtlich auch unter ihnen wielfache 
Kaften hervor, melde fi auf Abftanımung und Hautfarbe gründeten und jedes Zuſammen-⸗ 
gehen gegen die Weißen und das Mutterland hinderten. Dabei löſte man geſchickt einzelne an- 
gefehene und einflußreiche Familien oder Individuen durch Heiratben und Begünftigungen, 5.8. 
duch Gleihftellung mit den Europäern, von ihrem Bolt ab und gewann fie damit ver Regie: 
rung. Sebe höhere Kafte ſah bald mit Beratung aufdie niedere herab, jebe niedere beneibete 
und haßte die höhere; damit wurden aber Bündniffe aller oder ver Mehrzahl gegen die Regie: 
rung unmöglih. Selbſt die einzelnen Familien in ven Kaften und ferner die verſchiedenen Be⸗ 
zirfe und Kreife des Landes flanden einander oft gegenüber. Es gab Feine nationale Partei. 
Auch bier bewährte fich ver Sat: ‚Theile und herrſche!“ im voten Maße. Am erften Hätten 
noch die untern Klaffen aufftehen koͤnnen; aber e8 fehlte ihnen an Intelligenz und Energie, und 
außerdem war ihre Lage nicht fo ſchlecht, daß die Noth fie gebrängt hätte. Auch vor der Ko⸗ 
loniegründung waren fie abhängig gewefen; man erhielt fie dabei, ſchonte indeß möglihft ihre 
materiellen Interefien und fügte fle gegen die Reötverlegungen und Übergriffe der Mäch⸗ 
‚ tigern. Freilich flellte man fie dabei gefeglih unter Vormundſchaft und fhnitt ihnen vie Mög: 
lichkeit ab, fih jemals zu erheben ; aber das fühlten fie bei der geringen Bildung, die ihnen bei- . 
wohnte und welche man eher zu vermindern ald zu erhöhen ftrebte, nicht Heraus. ALS 
Haupthülfsmittel zur Befefligung ihrer Herrſchaft mußte der Regierung bie Religion dienen. 
Sie geftattete der Geiftlichfeit, welche fie ald den naturlihen Bormund der Eingeborenen hin⸗ 
ftellte, viefelben duch Berbummung von fih abhängig zu machen. Das war um fo ungefähr- 
licher, als in den ſpaniſchen Kolonien die Beiftlichleit von der Krone noch weit abhängiger war 
als ſelbſt im Mutterlande, und als die Intereffen des Staats und ver Kirche in der Negel zu⸗ 
fanıntenfielen. In Bezug auf die Eingeborenen wirkte man namentli durch vie Stiftung ber 
Miſſionen, in denen diefe angeflevelt wurden. Dort waren fie vollſtändig in der Hand der 
Priefter, welde für ihr geiſtliches und leibliches Wohl zu forgen Hatten und Verſuchung und 
Berführung, Noth und Elend von ihnen fern zu halten firebten. Milo und im allgemeinen 
gerecht behandelt, zu Arbeiten angeleitet und angehalten, aber bafür auch ausreihenn mit Nah: 
tung und Kleidung verfeben, außerdem in ihren Gewohnheiten und Sitten möglichft gefchont, 
gewoͤhnten fie fih nach und nach an die Unfelbftänbigkeit, zumal jede Auflehnung mit Pulver 
und Blei energiſch niedergeſchlagen werben konnte. 

Die Verwaltung der Kolonie befand ſich In den Händen einer Bureaukratie, bie jeder an⸗ 
dern ebenbürtig war. Der Beamtenfland bildete eine eigene Kaſte, melde feſt zufammenhielt, 
weil fie nur fo ihren bedeutenden Ginfluß bewahren konnte. Für alle Dinge gab es be- 
flinnmte Formen und Regeln, von denen keins ver Glieder der Bureaufratie befreit war; felbft 
der Bicefönig verlor bald feine anfänglich freiere Stellung und ward fo weit eingefchränft, daß 
er nicht mehr ſchädlich wirken Eonnte. - Vieljchreiberei, Geheimnißkrämerei, Langſamkeit des 
Verfahrens, ſchematiſche Erledigung ver Geſchäfte, bornirtes Veſſerwiſſen, ungerechtfertigte 
Einmiſchung in Dinge, welche den Staat nicht berühren, Bevormundung jeder Thätigkeit der 
Staatsbürger beſtimmte den Grundcharakter der Bureaukratie, welcher, weil er auf Mittel⸗ 
maßigkeit bafirt war, jeden materiellen und geiſtigen Aufſchwung verhinderte. Polizeiliche und 
andere Berorpnungen waren in unüberfehbarer Maffe vorhanden und Eonnten nach Belieben 
gedeutet werben; nicht beffer ftand e8 mit ben rechtlichen Feſtſetzungen, welche zu zahlreichen, rui⸗ 
nirenden Procefien Veranlaffung geben, Jeder Ungehorfam gegen vie Befehle ver Obrigkeit 
ward fireng beftraft. Dabei herrſchte Gewiſſens⸗- und Glaubenszwang und wurben bie Genfur 
und die Beaufſichtigung der Prefle in einer Weiſe durchgeführt, welche uns faft unglaublich er: 
feinen will. 

Für das Mutterland hatten die Kolonien nur infoweit Interefle, als fie außgebeutet werden 
tonnten; deshalb ward auch ver Handelsverkehr mit denfelben fo regulixt, daß nur Spanien 
davon Nugen ziehen konnte, alle übrigen Länder aber möglichft ausgefchloflen wurden. Ob die 
Kolonien dabei litten, war ven Machthabern gleichgültig. Selbft ſpaniſche Schiffe, welche nah 
ben Kolonien ausfuhren, benurften der Genehmigung ber ſpaniſchen Behörben und jahen Fahrt 
und Landungsplag genau beflimmt. Der Hauptverkehr beruhte auf den Zlotten, welche all: 
jährlich zu beſtimmten Seiten zwiſchen ven Kolonien und dem Mutterlande hin und bergingen 
und unter ver Auffiht und Leitung der höchften Beamten ſtanden. Ginzelne bedeutende Haͤuſer 
konnten dabei den Handel munopolifiven und bie Preife faft ganz nad Belieben fleigern. Nur 
diejenigen Kolonien, welche ihrer Lage zufolge nicht wohl abgefchloffen werden konnten, fanden 
etwas freier da, wurden aber aud) vom Mutterlande gleih den entlegenern und minder wohl: 
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habendern weniger berückſichtigt und begünfligt. Natürlich entwickelte fi in ven, Kolonien ein 
ausgebehnted Schmuggelfyflem, pas für die fremden Kaufleute und die Schmuggler um fo loh⸗ 
nender war, je mehr ber rechtmäßige Verkehr behindert wurde. In fpäterer Zeit vermochte man 
freilich nicht mehr alle Verkehrsbeſchränkungen aufrecht zu erhalten, jondern mußte ven eigenen 
Kaufleuten und fremden Ländern manche Gonceffionen machen: einen 'großen Theil verfelben 
behielt man indeß dennoch bei und entwidelte fie nach manchen Seiten hin mit bemerkenswerthem 
Scharffinn. Dennoch nahmen die Bortheile, welche pie Kolonien vem Mutterlande geiwährten, 
nad und nad fehr ab, die baaren Geldſendungen nad Spanien floffen weniger reichlich, der 
Handel mit ven Kolonien verminderte ſich, die fpanifche Induſtrie fan? und führte, feitdem im 
Auslande eingekauft werben mußte, nur verhältnißmäßig Heine Duantitäten aus; aud bie 
Zoͤlle lieferten nicht mehr fo reichliche Erträge als früher. Deſſenungeachtet fühlte Spanien ven 
Verluſt ver Kolonien, als er enplich eintrat, ſehr ſchwer; eine wefentlihe Duelle feines Wohl⸗ 
ftandes warb damit für immer verfchloffen. 

Faßt man das ſpaniſche Syſtem ſchließlich nochmals Ind Auge, fo wird man zugeftehen 
müffen, daß es ſich, auch wenn Spanien in unſerm Jahrhundert keinen großen Erſchütterungen 
audgejegt gewefen wäre, nicht zu halten vermocht hätte, es hätte in ſich felbft zuſammenbrechen 
müfleg, weil der Einfluß der andern Seemächte nicht mehr abzufchneiden, die innere Entwicke⸗ 
lung der Kolonien nicht mehr zu verhindern war, Mit dem Sturz des Syſtems wäre aber auch 
die allmähliche Losloͤſung der Kolonien eingeleitet worden, die freilich in diefem Fall weniger 
nachtheilig als gegenwärtig, wo fle vorzeitig eintrat, auf alle Berhältnifie ver Kolonien einge⸗ 
wirft haben würde. 

Bon der fpanifchen, welcher die portugieflfche fehr nahe ſteht, weicht die eng liſche Kolo- 
nialpolitif, wie fie fi feit dem Ende des 16. Jahrhunderts entmwidelt hat, in allen ihren 
Sauptrihtungen ab. Das war auch bei dem wefentlich verfchienenen Charakter des Mutter: 
landes, jeined Volks und des Kolonialgebiets ſelbſt nicht anders möglich. Außerdem kam bie 
Entftehungsweife der Kolonien in Betracht. Die ſpaniſchen Kolonien wurden durch Männer, 
melde Luft an Abenteuern und Gelddurſt über ven Ocean trieb, in füdlichen Klimaten faft un: 
überlegt gegründet; bei ven englifchen gaben ganz andere Motive den Ausſchlag. Einerſeits kam 
es darauf an, der Übervölkerung zu ſteuern, andererſeits wollte man vermittelſt der Kolonien 
Rohproducte und Naturerzeugniſſe, welche man im eigenen Lande gar nicht oder in nicht hin⸗ 
reichender Menge hervorbringen konnte, verſchaffen, für die Ausfuhr der Fabrikate vortheilhafte 
Märkte hervorrufen und der Handelsſchiffahrt einträgliche Beſchäftigung geben. Man ſtrebte 
nicht danach, reiche, Directe Intraden aus den Kolonien zu erzielen; folde Intraden konnten 
diefelben au ihrer Raturbeichaffenheit zufolge nicht liefern. Dagegen follten fie indirect, durch 
Kräftigung der nationalen wirthſchaftlichen Thätigkeit, dem Mutterlande nachhaltige Vortheile 
gewähren. Was man dem Koloniften bot, war nicht leichter, obwol unficherer Gewinn, fondern 
Arbeit und aus derſelben fließender Wohlftand. Golivität war von vornherein die Baſis faft 
der ganzen englifchen Kolonifation. Daß gegen die urfprünglihen Grundſätze fpäter oft 
ſchwer gefünbigt wurbe, läßt fich frellich nicht in Abrede ſtellen. 

Die engliſche Koloniſation wurde in der älteſten Zeit durch private Beſtrebungen und zwar 
mit Unterſtuͤtzung der Regierung des Mutterlandes, aber nicht direct durch dieſe durchgeführt. 
Zunächſt entſtanden die Eigenthümerkolonien (proprietary colonies). Mitglieder der hohen 
Ariſtokratie Englands erhielten oder erwarben von der Krone große Landſtriche, vorzugämelfe 
in Rorbamerifa, welche fie zu koloniſiren unternahmen und die fle als Obereigenthümer ver- 
walteten. In vielen Patenten wurde die Kolonie als ſelbſtändig hingeſtellt; fie Hatte ihre 
eigenen Geſetze, ihre vollflänvig freie Verwaltung, ihre vom Mutterlande unabhängigen Ge⸗ 
richte. Weſentlich nur dadurch, daß die Koloniften Engländer blieben, hatte das Mutterland 
Ginflug auf fie. In mehreren Kolonien beftanden indeß doch engüfch⸗ Geſetze, durfte das 
Mutterland Zoͤlle auferlegen, und fand bei wichtigen Rechtsſachen Appellation an den Koͤnig 
ſtatt. Der Obereigenthümer, ber von den Koloniſten einen Lehnszins bezog, galt als Landes⸗ 
herr; in ſeiner Hand lag von Rechts wegen die geſetzgebende, ausfuͤhrende und richterliche Ge⸗ 
walt. Indeſſen beſchraͤnkte er oft ſchon bei der Koloniegründung, um Koloniſten heranzuziehen, 
ſeine Machtbefugniß und verpflichtete ſich, die Geſetze nur unter Mitwirkung der Koloniſten zu 
erlaſſen; in andern Fällen wurden dagegen den legtern beſtimmte Rechte erſt ſpäter, nachdem 
fih mehr und mehr der demokratiſche Charakter der Kolonie audgebilvet hatte, zugeflanden. 
Nach und nach fuchte die Krone die Eigenthümerkolonien, was ihr auch in mehreren Fällen ge: 
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lang, an fi zu ziehen und beſchränkte wenigftend zu ihren Bunften vie Eigenthümer in ihren 
ausgedehnten Rechten. . 

Andere engliſche Kolouifationen in Norbamerifa famen durch Geſellſchaften zu Stande ; es 
wurden Sorietäten von Adelichen und Kaufleuten geftiftet, welche gewifle, ihnen überwieſene 
Diſtricte mit Anfieblern zu befegen unternahmen. Dieſe Kolonien empfingen genau beflimmte 
Statuten und wurden daher Freibrieffolonien (charter colonies) genannt. Anfänglich waren 
ie von der Krone ganz abhängig; nad und nach wußten indeß die @efellfchaften ihre Rechte zu 
vermehren, und endlich gelang es aud ven Roloniften, mit denen fi die Geſellſchaften mehr und 
mehr verſchmolzen, auf die Befeggebung und Verwaltung Einfluß zu gewinnen. Erſt von da 
ab entwickelten fich die Kolonien fihneller und Fräftiger, ald es anfänglich ver Hall gemefen war. 
Schon frühzeitig zeigte ſich in den Freibriefkolonien, deren innere Einrichtung den guten Ruf, 
welcher ihr anhing, wirklich verdiente, der vemofratifche @elft ver Aderbaufolonien ; lange bevor 
die völlige Trennung von England flattfand, war fie Durch die herrfchend gewordenen Anfichten 
über die Rechte des Mutterlanves angebahnt und eingeleitet worden. 

Was die Kronkolonien (crown colonies), in melde mande Eigenthümerkolonien umge: 
wandelt wurden, betrifft, fo waren fie zwar von der Krone abhängig, fanden aber unter eigenen 
Gouverneuren, denen ein Rath (council) mit Räthen auf Lebenszeit und eine Aſſembly, aus 
Bertretern der Koloniſten beſtehend, zur Seite fland. Alle ältern englifhen Gelege galten für 
die Kronkolonien, die neuern erfi nachdem fie ausdrücklich als anwendbar erklärt worden 
waren; indeß follten vie kolonialen Gejege niemals ven englifchen widerſprechen und ſich ihnen 
mögliäft annähern. Das Hecht, Gefege für vie Kolonien zu erlaffen, wurde zwar oft vom eng: 
lifhen Parlament in Anfpruch genommen, aber ebenfo oft von den Koloniften beſtritten, welde 
wiederholt Gefege erliegen, die das Mutterland für vermwerflic erklärt hatte. Auch das Recht, 
die Kolonien zu befteuern, wurde dem Parlament gegenüber oft abgeleugnet, und feine energiſche 
Behauptung dur dad Mutterland führte endlich zur Loslöfung der Kolonien Nordamerikas. 
Gegenwärtig nimmt zwar England fortwährend noch weſentliche Rechte in Bezug auf Die Ge: 
feggebung der Kolonien in Anſpruch, übt fie indeß mit fo großer Milde und Liberalität aus, 
daß die Koloniften ſelten Veranlaſſung finden, gegen fie offen und mit Schroffheit aufzutreten. 
Daß fle nad und nah mit der fortfchreitenden Entwidelung ver Kolonien faft ganzlich befeitigt 
werben werben, ftebt deſſenungeachtet feft. 

In anderer Hinſicht flellte fi freilich England namentlich in fpäterer Zeit nit fo liberal 
Hin; auch fein Beitreben ging nämlich dahin, die Kolonien zu jeinen Gunſten auszubeuten. 
Auf Koften der Kolonien ward die Schiffahrt des Mutterlandes durch Zumendung aller Einfuhr: 
artifel und eines großen Theils ver folonialen Ausfuhr begünftigt ; die Handelsfreiheit warb zu 
beſchränken geſucht; England z0g diejenigen Kolonialproducte, welche es gar nicht oder in nicht 
hinreihender Menge erzeugte, aber zu verwenven wußte, durch Prohibitivmaßregeln an fi ; es 
trat der Inbuftrie ver Kolonien, die feine Manufacturproducte kaufen follten, hindernd ent= 
gegen und verbot Die Ausfuhr der Erzeugnifie des aufblühenden Eolonialen Gewerbfleißes ſelbſt 
nad andern Kolonien und nah fremden Ländern Hin. Dadurch litten die Kolonien verhält: 
nißmäßig bebeutend, und nur die Energie, mit welcher fie oft ihre Intereflen und Rechte verthei: 
digten, [hüßte fie vor noch größern Nachtheilen. Daß England bei feinem Kolonialſyſtem nicht 
unweſentlich gewann, iſt unzweifelhaft; jpätere Erfahrungen haben indeß gezeigt, daß es ſich, 
wenn es die Kolonien, flatt zu hemmen, Träftig gefördert hätte, noch weit größerer Vortheile 
zu erfreuen gehabt Haben würde. Für immer würbe es freilih damit die Kolonien, ungeachtet 
zunächſt nur bie Verkehrsbeſchränkungen die Losldfung der nordamerikaniſchen Kolonien veran⸗ 
laßten, nit an fich gefeflelt haben; je mächtiger fie fich entwickelten, vefto mehr mußte fich das 
Bedürfniß der Unabhängigkeit für jie herausſtellen. 

Am ſchlechteſten find bei der englifchen Kolonifation die Ureinwohner der Tolonifirten 
Länder gefahren ; fie find nämlich entweder nach und nad) auögerottet worben oder gehn noch 
langſam zu Grunde, wenn ſich auch nicht leugnen läßt, daß fie gegenwärtig mehr als früher mit 
Schonung behandelt werden. Man hat behauptet, uncivilifirte Voͤlker ſtürben faft immer aus, 
wenn fie mit hodeivilifirten in nabe Berührung fommen. Und in ver That wird ber Contact 
der letztern mit den erftern in der Regel verhängnißvoll für diefe, welche ſich nicht plöglicy auf 
neue Standpunfte zu fielen, in neue Lebensgewohnheiten zu finden und mit den Europäern in 
geiftiger Thätigkeit und Förperlicher Geſchicklichkeit zu concurriren permögen. Dennoch wirb 
ſich die englifhe Kolonifation dem Vorwurfe, daß fie ben Ureinwohnern gegenüber die Rück⸗ 
ſichten der Humanität aus den Augen gefegt hat, nicht zu entziehen vermögen. 











Kolonien 291 


Wie die portugiefifche ver jpanifchen fehr nahe fteht, fo ift paffelbe mit ver franzdfiichen 
Kolonialpolitik in Hinfiht auf die englifhe der Fall; beide flimmen in den wefentlichfien 
Grunbfägen und Grundzügen fo weit überein, als es der nationale Charakter beider Völker zu: 
läßt. Kolonifation und Kolonialgefeßgebung laufen in England und Frankreich faft parallel 
und führen deshalb auch zu gleichen over mindeſtens fehr ähnlichen Refultaten. ’ 

Über dad Kolonifationdverfahren ver Norpamerifaner in den Indianerbiftristen und 
Territorien haben wir bei dem befchränften Raum, der und zu Gebote fleht, nur wenige Bemer⸗ 
Eungen zu machen. Was zunächſt die Betheiligung des Staatd an der Kolonifation des Weftens 
betrifft, fo ift zu beachten, daß der Grund und Boden theils von der Unionsregierung erworben, 
theils an fle von den einzelnen Staaten abgetreten wurde. Infolge deſſen haben vie Anfiepler 
von ihr die Grundſtücke, welde ſie cultiviren wollen, anzufaufen, was hauptſächlich in öffent- 
lichen Auctionen, zum Theil au auß freier Hand geihieht. Grundſtücke, welde für Schul⸗ 
und Armen, ſowie andere allgemeine Zwecke nothwendig find, werben dabei reſervirt. Alle 
. Kolonien ſtehen zunächſt unmittelbar unter der Unionsregierung; auf die Vertretung beim 

Gongrefie, ver ihre Geſetze erläßt, die Abgaben feftftellt, die Rechte und Pflichten der Einwohner 
der Territorien regelt, haben fie feinen Anfprud; ihre Beamten werben vom Bräftbenten und 
Senat ernannt. Indeß dauert die Abhängigkeit der Territorien nicht ohne Begrenzung fort; 
ſobald fie 60000 Seelen zählen, werben fie unter die ſelbſtändigen Staaten eingereiht, erlangen 
danrit alle Rechte verfelben und treten namentlich in bie Selbftverwaltung ihrer eigenen Ange: 
legenpeiten ein. u 

Die Unionsregierung hat immer die Kolonifation des Weſtens Eräftig zu fördern gefucht, 
indeß if fie dabei nie fo weit gegangen, daß jie Kolonien geradezu hervorgerufen hätte. Alle Ko: 
lonien ohne Ausnahme entflanden durch die freie Thätigkeit der Staatsbürger. Zunächſt ließen 
ſich einzelne Berfonen als fogenannte Squatters auf no unvermeflenem Lande, auf melches fie 
Damit das VBorkanfsrecht erwarben, nieder ; andere fievelten ji in ihrer Nähe an und trieben wie 
jte Aderbau und Viehzucht; darauf warb der Grund und Boden vermeflen und verkauft; bie 
Einwanderung mehrte fih mit jedem Jahre; Speculanten unternahmen ed, an günflig gele- 
genen Punkten Ortfaften zu begründen und Berfehrömittel zu ſchaffen; am Bord der größern 
Slüffe wuchſen ſchnell Städte empor und Straßen und Eifenbahnen wurden nad allen Rich— 
tungen Hin ba erbaut, mo noch vor wenigen Jahrzehnden undurchdringlicher Urwald oder 
Prairie geweien war. Alles das war aber nur möglich dadurch, Daß der Staat die Selbſtthätig⸗ 
feit der einzelnen frei walten ließ, fi von vegelnden und hemmenden Gefeken und Verord⸗ 
nungen fern hielt, vie fünftige Selbftändigfeit der Kolonie ſtets im Auge bebielt und auf jede 
egoiftifhe Ausbeutung derſelben zu Gunften der Union und ihrer unabhängigen Theile von 
vornherein verzichtete. 

IV. Bon einer deutſchen Rolonialpolitif kann bis auf dieſen Augenblick nicht bie 
Rede fein; fie würde ſich erfi noch zu bilden haben. Höchſtens Tann man von deutſchen Aus- 
wanderungsfoftemen, feien fie nun wirklich angebahnt und verſucht oder nur aufgeftellt wor: 
den, fprechen. 

ragen wir und, was Deutſchland in Hinficht auf die Kolonifation zu thun haben kann, fo 
haben wir zunächſt ind Auge zu fallen, daß es, auch wenn ed eine große Marine bereits befäße, 
nicht daran denken vürfte und Fönnte, von ihm abhängige Kolonien in andern Welttheilen zu 
begründen. Dazu geeignete Länder möchten ſich nur noch ſchwer auffinden laffen, Fönnten aber 
au nur mit unverbaltnißmäßig ſchweren Opfern an Menſchen und Geld erworben werben 
und wärben, wenn fie zur Blüte gelangten und Vortheile gewährten, von ihm wieder abfallen 
oder ihm gewaltſam entriflen werden. Es bevarf das kaum des Beweiſes. Noch weniger als 
das vereinte Deutſchland darf aber ein einzelnes Land, z. B. Preußen, folde Kolonifationen un⸗ 
ternehmen. Damit find Eroberungd = und Pflanzerfolonien von vornherein ausgeſchloſſen, und 
was Handelskolonien betrifft, jo werden fie fich je nach ver Ausbehnung und Richtung des deut: 
ſchen Handels von ſelbſt, obwol mit Unterflügung, aber ohne directe Mitwirkung des Staatd an 
geeigneten Punkten zu bilven haben, Faum aber in ber nächſten Zelt zu großer Auspehnung 
gelangen können, . 

Dagegen find veutfche Aderbaufolonien in vielen Staaten Amerikas und einzelnen Theilen 

‚Europas allervings möglich; wie aber Deutfihland von vornherein darauf verzichten muß, di⸗ 

recte Vortheile von ihnen zu erzielen oder au nur mefentlichen Einfluß auf fle zu gewinnen, 

fo kann es auch auf die Kolonifation felbft nur beſchränkten Einfluß ausüben, theils weil ihm 
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pie Mittel zu beftimmenver Einwirkung feblen, theild aber auch, weil es fi damit in Schwie- 
rigfeiten und Verlegenheiten verwideln würbe, denen es fi im Intereffe ver Gefanımtheit und 
feiner in der Heimat ausharrenden Bürger nicht außfegen darf. 

Einer ver Hauptgründe, welde dafür angeführt werben, daß Deutihland und die einzelnen 
Staaten fi der Kolonifatton annehmen, iſt der, daß der beſtehenden Libervölferung abgeholfen 
werben muß. Wir haben bereitd erwähnt, daß von Übervöfferung nur im relativen Sinne ge: 
ſprochen werben kann; wenn aber irgendwo von einer abfoluten Übervölkerung die Rede fein 
dürfte, jo iſt dad gewiß nicht in Bezug auf Deutfchland der Fall. Mit ver Aufhebung der Be: 
ſchränkungen, welde ben freien Verkehr mit Grund und Boden, die freie Niederlaſſung, den un: 
felbflänbigen und felbftänbigen Gewerbebetrieb, die Induftrie und den Handel noch hemmen, 
deren Zefthaltung indeß mit jenem Jahre unmögliher wird, wird ſich die wirthſchaftliche Thä⸗ 
tigkeit unfer8 Vaterlandes imeiner Weiſe fleigern, daß an den menſchlichen Kräften für fie eher 
Mangel als Uberfluß fein möchte. Außerdem probucirt Deutſchland fo viel Lebensmittel und 
namentligh Getreide, daß es bedeutende Duantitäten auszuführen vermag. Berner ift in Hin- 
fit auf die Auswanderung zu bemerken, baß bie Verminderung ver Bevölkerung, welde ſie 
veranlaßt, keine fo beveutende fein kann, daß fie ver UÜUbervölkerung, wenn fie vorhanden wäre, 
wirklich auf die Dauer zu fleuern vermödte. Was Deutſchland felbft betrifft, fo iſt die Vermeh⸗ 
rung feiner Einwohner durch die die Sterbefälle weit überfleigende Zahl der Geburten fo groß, 
daß ſelbſt die ausgedehnteſte und unaudgefegtefte Auswanderung fie nicht aufzuheben vermoͤchte. 
Einzelne Theile Deutſchlands haben durch Die Auswanderung ihre Bevölkerung zwar vermin- 
dert gefehen, indeß walteten in venjelben imnıer eigenthümliche Verhältniſſe ob, und wenn bei 
ihnen die Frage aufgeworfen würbe, ob die Auswanderung im Interefle des Bezirks, des 
Kreifes, der Provinz geboten war, fo würde tie in Der Regel verneint werben müflen. 

Soll die Kolonifation zu einem glücklichen Ziele führen, fo dürfen fi an ihr nur Menfchen 
betheiligen, welche geiftige und koͤrperliche Tüchtigfeit befigen, fi} in neue Berhältniffe zu finden 
wiflen, mit Energie auf ein beflimmtes Ziel losgehen und daflelbe zu erreichen verftehen. Sole 
Menſchen mögen im eigenen Interefie in frembe Länder überfleveln, weil fie dort ſchneller und 
fiherer zu Befig und Wohlſtand gelangen fönnen : ihre Auswanderung ift aber kein Bortheil, 
fondern ein ſchwerer Verluſt für vie Heimat. Wenn die Emigration eined Landes ſich fo fehr aus: 
dehnte, daß .eB ‘viele Procente feiner arbeitöfühigen Leute dadurch verlöre: es müßte un fo 
ſchneller Herabfommen und verarmen, ald der Reſt verfelben die übrigen Einwohner zuernähren 
hätte. Leute, welche in der eigenen Heimat einer gefunden Gefeggebung ungeachtet und bei 
vollfländig freier Bewegung auf dem wirthſchaftlichen Gebiete fi nicht durchzubringen ver- 
mögen, find für die Rolonifation unbrauchbar und gehen in ungewohnten Verhältniſſen, in 
denen fie nirgends eine Stüge finden, ficher und ſchnell zu Grunde, tragen aber zugleich zum 
Ruin der Kolonie bei.” Sole Menfchen, mit melden fich früher oder fpäter vie Armenpflege 
beſchäftigen muß, aud dem Vaterlande entfernen und zur Auswanderung beivegen, ift unmo- 
raliih und graufam; viel eher hätte der Staat, wenn er die Freiheit beſchränken dürfte, die mo⸗ 
ralifche Beranlaffung, fie von der Emigration abzuhalten. 

Neben ven tüchtigen Arbeitökräften gehen aber dem Mutterlanve auch bebeutende Rapitalien 
verloren. Jeder Auswanderer bedarf zu feiner Reife und Etablirung eines Kapitals, dad er- 
fahrungsmaßig faft immer durchſchnittlich Höher ift ald das Durchſchnittsvermögen der Bürger 
deflelben Staats. Befigt er dieſes Kapital nicht, ift er alfo arm, fo muß er auf die Auswande⸗ 
rung verzichten, ed fei denn, daß Staat oder Gemeinde ihn ausſtatten. Daß diefe Kapitalaus: 
wanberung ber wirthſchaftlichen Entwidelung des Landes nicht günftig fein kann, begreift fi 
leicht. Gibt aber eine Gemeinde, eine Gorporation die Mittel zur Auswanderung ber, belaftet 
fie fi deöhalb wol gar noch mit Schulden, fo wird ihre Griftenz und ihr Gedeihen gefähret, 
ganz abgefehen davon, daß in gar nicht feltenen Fällen die Auswanderer noch arbeitdunfähiger 
und ärmer in die Heimat zurückkehren und dann der Gemeinde zur Laft fallen. Manche Ge: 
meinden der Schweiz find durch die Unterflügung ver Auswanderer, welche fie nur vorſchuß⸗ 
weife gewährt, fehr zurüdgelommen; die Anftedler waren fpäter zur Erflattung der für fle ge: 
machten Auslagen außer Stande, und ſchließlich blieb für die Zurüdgebliebenen nichts übrig, 
als die gemachten Schulden aus der eigenen Tafche zu bezahlen. Die Auswanderer gehören 
ferner meift vem Mittelftande an, der, wenn die Emigration bedeutend ift, jeine beften Kräfte 
verliert und in dem Augenblid an Ausdehnung geſchwächt wird, mo er an Ausbreitung ge: 
winnen follte. 

Allerdings Haben ji in mehreren Staaten Amerikas Kolonifationsunternehmer gefunden, 
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welche unentgeltlich vom Staate bedeutende Landdiſtricte empfingen und ſich dagegen verpflich⸗ 
teten, diefelben mit Koloniften zu bejegen. Solche Unternehmer fagen jedem Koloniften nicht 
nur Land, Audfaat und für die erften Donate oder Jahre auch Lebendmittel zu, fondern über: 
nehmen auch ganz oder theilweife did Reifekoften unter ver Bebingung, daß die gemachten Bor- 
Tchüffe erfiattet werden. Gehen Auswanderer auf dieſe verführerifhen Beringungen ein, fo 
- werben fle oft in Gegenden verſetzt, in denen jie ſich nicht fortzubringen vermögen und infolge 
angefirengter Arbeiten im ungelunden Klima zu runde gehen. Zugleich jind ſie den Unter- 
nehmern, melde ſie mit Hülfe der fchlechten Landesgeſetze in der ſtrengſten, der Sklaverei oft 
nahe ſtehenden Abhängigkeit zu halten pflegen, preisgegeben, und endlich entzieht ihnen wol noch 
der Staat, wenn der Unternehmer die eingegangenen Bedingungen nicht vollfländig zu erfüllen 
vermag, ihr Anrecht an den eultivitten Grundſtücken. Faſt noch ſchlimmer ergeht e8 Arbeitern, 
weiche die Koſten der Überfahrt durch jahrelangen Dienft abzuverbienen haben. In allen diefen 
Fällen werden dem Staat vorzugsweife zwar nur Arbeitöfräfte entzogen; aber wenn babei 
auch fein Kapital verloren geht, jo wird doch Deutichland derartige Auswanderungen, welde in 
der Regel feine emigrirenden Bürger ins Elend führen-, in Feiner Weije unterflügen können, 
zumal ed außer Stande if, die Aufrechthaltung der von den Unterthanen, hier und da auch von 
Staatöbevollmädtigten gefchloffenen Verträge, wenn fie verlegt werden, durchzuſetzen. 

Weſentlich anders würde fih die Sache ftellen, wenn Deutfchland in Amerika in einer dazu 
geeigneten Gegend eigene deutfche Kolonien gründen könnte, welche mit dem Vaterlande in fort- 
gefeßter enger Verbindung bleiben und für daſſelbe von Nugen werben, inbent jie zugleid den 
Koloniften alles das an politifcher und religtöfer Kreiheit, an felbfländiger Stellung, an Arbeit 
und Auskommen, maß diefe fordern müffen, bieten. Das ift aber nicht möglich, bevor Deutſch⸗ 
land geeinigt ift, bevor es eine achtunggebietende Flotte beiigt. Außerdem erfordern derartige 
Kolonijationen jehr bedeutende Kapitaljen, welche gegenwärtig um fo weniger zur Dispofition 
ftehen, als fie feine unmittelbaren Erträge liefern würden und deshalb aus ven Staatskaſſen 
entnommen werten müßten. Selbſt aber wenn alle Verhältniffe weit günftiger lägen, als es in 
der That der Fall ift, würden die Schwierigkeiten, was ſchwerlich erſt nachgewieſen werben muß, 
ganz außerordentliche fein; wir weifen nur darauf hin, daß die günſtigen Diſtricte aufgefucht 
und angefauft merden müßten, daß über die Stellung der Auswanderer und den Einfluß des 
Mutterlandes auf fie ſchwierig zu fornulirende Staatöverträge zu ſchließen und zu garantiren 
wären, daß zunächſt nur diejenigen Auswanderer zugelaſſen werden dürften, melde der Kolonie 
von Nugen jein könnten, daß jie ausreichender Vorſchüſſe bedürfen würben u. |. w., daß mit 
Einem Wort die Kolonien eine Fürſorge des Mutterlandes, wie jie niemals gewährt werben 
fann, in Anjpruch nehmen müßten. Und dabei würben die Kolonien, wenn fie über die erften 
Anfänge hinausgekommen und zu einer"gewillen Blüte geviehen wären, ſich fchnell genug von 
Mutterlande, dad ihnen nur noch fehr wenig zu bieten hätte, ablöfen. Abgeſehen davon, daß der 
deutiche Auswanderer ſchneller al jeder andere Sprade, Sitten und alles Übrige, was ihn an 
das Vaterland fnüpft, aufgibt, wirb er durch die Umſtände auch von felbft dahin gedrängt, ſich 
jo jhnell als möglid im vollften Sinne des Worts zum Bürger des Staats, in welchem die 
Kolonie liegt, zu maden, weil ex nur dann alle Bürgerrechte in Anſpruch nehmen darf und 
ausüben fann. 

Man hat gejagt, die Deutjchen jeien vorzugsweife zur Kolonifation geeignet, und im allge- 
meinen fann man das gewiß von bem ganzen germaniſchen Stamme jagen, denn er bejigt alle 
Eigenſchaften, welche vem Koloniften nothwendig find, Energie, Ausdauer, Fleiß, Bedächtigkeit 
und Sparſamkeit. Unter den ungünftigften Umſtänden, wo nicht leicht irgendeine Nation noch 
eine Kolonie zu Stande zu bringen vermag, wird ed dem Deutjchen gelingen, fie herzuſtellen. 
Außerdem wird von Schriftftellern aller Völker bei vorurtheilsloſer Beurtheilung der Sachlage 
offen zugeftanten, daß die deutſchen Roloniften durch die tüchtigen Bigenichaften ihres Charak⸗ 
ters auf die Landeseingeborenen überall vortheilhaft eingerirft haben. Vom kosmopolitiſchen 
Standpunft wird deshalb die deutſche Kolonifation fehr zu empfehlen fein. Daraus folgt indeß 
niet, daß Deutſchland, um ſich andern Völkern zum Theil wider ihren Willen nüglich zu 
machen, dauernde ſchwere Opfer zu bringen hat; Sache der Staaten, welche deutſche Koloniften 
in ihr Gebiet zu ziehen wünjchen, nicht aber Sache Deutſchlands iſt es, denſelben alled das zu ‘ 
bieten, was ihnen behufs ihrer überſiedelung und Nieberlaffung nothwendig iſt. 

Außerdem haben wir zu beachten, daß wir in Deutſchland noch Diftricte Haben, welchen 
Kolonien, wenn auch nur von geringerm Umfange, mit Nugen zuzuführen find, dünnbevöl⸗ 
ferte Landſtriche, in Denen tüchtige, fleißige, ſparſame Menſchen bei allerdings nur mäßigen An 
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ſprüchen dauernd ihr Fortkommen finden können. Oft iſt von der innern Kolonifation ſchon 
geſprochen worden ; trogbem fie aber Arbeitäfraft und Kapital vem Mutterlande ganz erhält und 
beide doppelt nugbar macht, find alle Verſuche nur in beſchränkter Weite, ohne rechte Liebe zur 
Sache und oft auch in fehr unverfländiger Weife durchgeführt worden. Soll im Inlande folo- 
nijirt werben, fo müflen dabei Stunt und großer Grundbefig mitwirken; fie müflen die gerig- 
neten Grundſtücke, vie entweder ganz unbenugt find ober weniger Ertrag gewähren, hergeben. 
Dabei ift indeß daran feftzuhalten, daß die Koloniften, wenn bie Kolonie fi ſchnell und Fräftig 
entwickeln ſoll, nicht Pächter fein und bleiben können; nur ald Eigenthümer koͤnnen jie fi mit 
ganzer Seele dem ſchwierigen Werk, welche fie unternehmen, hingeben. Daraus folgt aber 
die theilweiſe Parcellivung des großen Grundbefigeß, die noch immer manchen beutfchen Regie- 
rungen und der Ariftofratie von einem faljchen conjervativen Standpunft aus als unheilvoll 
und verderblich erfcheint und deshalb in der nächften Zeit nicht einmal im Interefle der wichtigen 
innern Kolonimtion Unterftügung zu erwarten hat. 

Schliegli wollen wir noch erwähnen, daß wenn Deutſchland gegenwärtig auch nur wenig 
für die deutfche Kolonifation in andern Ländern und Erdtheilen thun kann, es doch Veranlaf⸗ 
fung hat, ver Auswanderung feine volle Aufmerkjamfett zuzuwenden; Regietungen und Preſſe 
haben Mittel genug in Händen, den Strom ber Emigration nach beflimmten Richtungen hinzu⸗ 
leiten, und es iſt ihre Pflicht, diefelben namentlich auch im Interefle ver Auswanderer zu be- 
nugen. Ferner Haben die Negierungen unzweifelhaft die Auswanderer, fulange fie ihnen 
erreichbar find, zu ſchützen, dem nicht felten gewiffenlofen Treiben mander Audwanderungs- 
agenten energifch entgegenzutreten, die Auswanderungsſchiffahrt fireng zu beauftihtigen und 
ſelbſt noch jenſeit des Oceand durch ihre Geſandtſchaften und Gonfulate berathend und foviel 
als möglich hülfreich einzutreten. In dieſer Hinficht bat ſich ſeit Jahren Bremen ausgezeichnet 
und Hamburg ift ihm fpäter zur Seite getreten. Haben auch beide Städte zunächft freilich im 
eigenen wohlverftanvenen Intereſſe gehandelt, fo verbienen ſie daher doch nichtöveflomweniger die 
vollfte Anerkennung gegenüber andern Staaten, welde faft daſſelbe Intereffe beſaßen, nichts⸗ 
deftomeniger unthätig die Hände in den Schoß legten. 

Fur Hinſicht auf die Literatur über Kolonien, Rolonialpolitif und Auswanderung verieijen 
wie auf W. Roſcher's fhon erwähnte Schrift, wo die wichtigſten Werke namentlich in ven An= 
merfungen citirt werden. H. Runge. 

Kolonien (Straffolonien; englifche, franzöfifhe). Der Gedanke, aus der 
Strafe des Verbrechens ein Mittel zur Kolonifation zu fhaffen, lag dem Alterthum volllommen 
fern. Obwol die Deportation ven Mittelpunft des Strafrechts der römifchen Kuiferzeit bildete, 
findet fi dennod bei feinem Schriftfteller die geringftg Andeutung dafür, daß die Machthaber 
bei der Strafvollſtreckung etwas mehr beabfiätigt hätten, als dem rein negativen Zwecke ver 
Entfernung der Verbrecher aus Rom Genüge zu thun. Abſichtlich ſuchte der Despotismus jener 
Zeit nad einfamen Felfen und verlaffenen Infeln des Agäifchen Meered oder nach ungeſunden 
Küftenftrichen in Sardinien, um politifh verdächtigen Perſonen, fiir welche die Deportation 
vorzugsweiſe beftimmt war, einen vorzeitigen Tod und eine ihren Parteigenoffen wie dem Cul⸗ 
tus der Nachwelt verborgene Grabflätte zu bereiten. Dem Mistrauen und der Feigheit der da⸗ 
maligen Machthaber ſchien nichts gefährlicher al8 eine Vereinigung der Verbrecher außerhalb 
der unmittelbaren Stadtmauern Roms. Sogar vie Militärkolonifationen, auf welche bie alte 
Republik und die melterobernde Staatsweisheit früherer Jahrhunderte einen fo großen Werth 
gelegt hatten, kamen außer Gebrauch, als fi die Habgier und der Geldhunger des Solda⸗ 
tenthums an den Proſcriptionen des letzten republikaniſchen Verfalls in unmittelbarer Nähe 
Roms befriedigt hatten und die Prätorianer für ihre Dienſtleiftungen die blanke Münze und die 
Vergnügungen Roms dem Grundbeſitz und dem Ackerbau entſchieden vorzogen. 

Die gewaltſam unterbrochene Entwickelung Griechenlands Hatte gleichfalls keinerlei Erfchei- 
nung aufzuweiſen, welche auch nur entfernt an die Verbrecherkoloniſation der Neuzeit zu erin⸗ 
nern vermödhte. 

I. Erſt England bildete feit vem Anfange des 17. Jahrhunderts die Vorftellung aus fei- 
nem Eolonifatorifchen Triebe heraus, daß der im Inlande vettungslos aufgegebene Verbrecher 
in überjeeifchen Ländern im Dienfl der Staatengründung zu verwenden fein möchte. Wenn im 
römifchen Alterthum die Deportation als eine Strafe auf ihrer anfänglichen Nechtöftufe von den 
Zeiten des Tiberius bis in das byzantinifche Mittelalter hinein beftehen blieb, fo gelangte um⸗ 
gekehrt das englifche Recht zu einer neuen Strafe durch die Erkenntniß feiner Folonifatorifchen 
Bedürfniſſe. Die mehr abenteuerlichen als handelspolitiſchen Seefahrten, die unter der Regie⸗ 
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rung Eliſabeth's begannen, ſchienen vorläufig fein anderes Reſultat zu liefern als eine Berei⸗ 
cherung der Meifeliteratur. Die Indianerflänme Nordamerikas befaßen nicht jenen glaͤnzenden 
Schmuck, welcher die Bortugiefen und Spanier zu den gold und filberhaltigen Gruben ver 
Gorbilleren leitete. Mehr ald vie Erwartung bes Gewinnes hatte dad Misvergnügen mit den 
einheimifhen Zuſtänden Beranlaflung zur Anfiedelung in Nordamerika geboten. Aus Mangel 
an Arbeitskräften waren die älteften engliſchen Nieverlaffungen in Amerika häufig auf dem 
Punkte aufgegeben zu werben, weil es ber freiwilligen Anmerbung ſchwer wurde, die Bedürf⸗ 
nifle der jungen Kolonien zu befriedigen. Den älteften gefeßgeberifhen Anfang der fpätern 
Fortihaffung von Verbrechern pflegt man in dem Statut 39 Cliſabeth, Kap. 4 (1597), zu fu- 
hen. Wenigftens finden fih zahlreiche Geheimrathöbefehle aus den Jahren 1614—20, durch 
melche gewiſſe Verbrecher zur Transportation nad Dftindien und Virginien veflgnirt werben. 
In einem an den Rath der Kolonie Virginien gerichteten Briefe befahl Jakob I., „Hundert lie⸗ 
derliche Perfonen, welde der Hofmarſchall zu dent Zwecke übergeben würde, nad Virginien zu 
bringen”. Dergleichen Transporte lieverlicher Srauenzimmer mehrten fi in ver Folge, da die 
weiblichen Ankoͤmmlinge bei den Anflenlern einen ſchnellen Abfap fanden und in der Regel für 
je 120— 150 Pfd. Tabad verhandelt wurden. Erſt nachdem die religidfe Intoleranz grö⸗ 
Bere Scharen von Auswanderern nad Amerika trieb, ſcheint dieſer Kandel ein Ende genommen 
zu haben, ber theils eine bloße Speculation von Privatperjonen,, theiß ein von der Regierung 
geförberte® Uinternehmen war. Die damaligen Vorflellungen ſahen nichts Anflößiges darin, 
ben Berbrecher das Schidfal der ſchwarzen Negerſklaven theilen zu laffen. Der einzige Unter: 
ſchied zwifchen beiden beftand nur darin, daß bei Verbrechern auch eine zeitliche Dauer für ihre 
Arbeitsleiftungen beſtimmt werben Eonnte, während der Slave felbftverftännli zeitlebens ohne 
dad Dazwifchentreten der Freilaſſung verbaftet blieb. Selbft noch unter Jakob IL. trug man fein 
Bedenken, aus ven Theilnehmern an dem Aufftande des Herzogs v. Monmouth einen Handeld- 
artikel zu machen, in deſſen Erträgniſſe fich die Hoffräulein am Hofe Jakob's zu theilen Hatten. 
Tauſende von politifchen Verbrechern wurden damals nach den amerifanifchen Kolonien ver: 
kauft. Sidney fagt in feiner „Geſchichte und Beichreibung Auftraliens” (S. 16 der deutſchen 
Uberjegung von Volkshauſen) der damaligen Zeit: „Selbſt in ver Rache offenbarte ſich ver 
britiſche Hanbelögeift: während der Italiener feinen Feind erdolchte, verfaufte ver Bngländer 
benfelben als Soldaten, als Matrofen oder ald Sklaven.“ 

Die eigentlien und regelmäßigen Berbrechertransportationen hatten feit dem Jahre 1666 
(18 Karl Il, Kap. 3) begonnen und einen befländigen Fortgang genomuen. Die Ouäfer Nord⸗ 
amerikas trugen nicht das mindefte Bedenken, ihre verurtheilten und transportirten Landsleute 
als Sklaven auf ihren Plantagen zu verwenden. In demſelben Made indeß, ald das Selbftän- 
digfeitögefühl in den Kolonien wuchs und ihr Äußerer Wohlſtand zunahm, bildete ſich die Mei- 
nung, daß die Aufnahme von englifchen Berbrechern ſchimpflich jei, daß man einen Ehrenpunft 
darin fuchen müffe, für, die Abihaffung der Trandportationen zu wirfen. Ein hervorragen⸗ 
der Staatönann Amerikas fragte die Engländer gegen Mitte des vorigen Jahrhundertö, mas 
jle dazu jagen würden, wenn man ihnen in Erwiderung für die üblichen Verbrechertransporte 
regelmäßige Sendungen von Klapperſchlangen aus Anıerika zugehen ließe? Die beveutenden 
ökonomischen Vortheile, welche die amerikanischen Kolonien aus der Zuführung von Arbeitd- 
fräften gezogen hatten, Eamen gegenüber diejen vermeintligen Ehrenpunkten nicht in Anſchlag. 
Mit dem Ausbruch des Unabhängigkeitskrieges erreiditen die Transportationen nad Norbame: 
rifa ihr Ende; der erſte Abfchnitt in der Geſchichte ver englifchen Verbrecherkoloniſation ift mit 
dem Jahre 1774 gefchloffen. 

Welche Bortheile man His dahin aus der Wegfendung von Verbrechen gezogen, ift heutzu⸗ 
tage ſchwer zu ermitteln. Die amerikanischen Gefchichtichreiber find wenig geneigt, anzuer- 
fennen, daß der Kortichritt ihrer ehemaligen kolonialen Cultur durch die Transportationen ge: 
fördert morben ift. Der befte Beweis für dad Gegentheil liegt indeflen darin, daß nach hundert: 
jähriger beflänbig fortgefegter Zuführung von Verbrechern keinerlei Verfchlechterung in ameri- 
kaniſcher Sitte und Bildung bemerkbar geworden war. Bon einer „verbrecherifchen Klaſſe“, 
wie fich jolche in England innerhalb der Geſammtbevölkerung bemerkbar machte, war in Ame⸗ 
rifa wenigftens feine Spur entdeckt worden. Alle verborbenen und ſchädlichen Elemente, deren 
man fi diefleit des Oceans in moͤglichſter Eile zu entledigen fuchte, waren am andern lifer 
allmählich unter der Anziehungskraft eines mächtig aufſtrebenden Gemeinweſens überwältigt 
und umgeftaltet worden. . 

Zur England erwuchfen aus der Einftellung der Transportationen erhebliche NachtHeile und 
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dringende Verlegenheiten. Es mangelte damals an den nothwendigſten Anflalten zur Auf⸗ 
nahme von Verbrechern. Nach den traurigen Schilderungen, die Howard über den Zuſtand 
der engliſchen Gefängniffe gegen vie Mitte des vorigen Jahrhunderts zum Entſetzen der ganzen 
gebildeten Welt entworfen hatte, fann man ſich leicht pad Elend vergegenwärtigen, das au& ver 
damals eintretenden Anhäufung der Verbrecher hervorgehen mußte. Lange Zeit hindurch ver- 
handelse man über vie Frage, ob man Beflerungsanftalten nad) dem von Howard entworfenen 
Plane einrichten jolle oder eine neue Kolonie zur Aufnahme von Verbrechern zu gründen jei. 
Gegen jenes ſprach die Koftfpieligfeit großartiger Gefängnißbauten, gegen die Gründung einer 
“ neuen Kolonie dagegen der Mangel einer geeigneten Hrtlichkeit. Canada ſchien durch ſeine 
Nachbarſchaft zu den losgeriſſenen Kolonien und den biöher gemachten Erfahrungen gefährlidg, 
die Antillen und die weſtindiſchen Beiigungen waren mit Sklavenarbeit verforgt; die Weſtküſte 
von Afrifa kam nicht in Betracht, weil man felbft in der dringendſten Verlegenheit ven Gedanken 
verwari, den Verbrecher einen mörderiihen Klima aufzuopfern. Obwol zu jener Zeit „Ab⸗ 
ſchreckung“ das Einzige war, was man von der Strafe allgemein fordert, jo empörte jich dennoch 
die Humanität jener Zeit gegen die neuerdings In Frankreich üblich gewordene Auffaflung, die 
unter dem Nauıen der Freiheitsſtrafe und der Deportation eine Todesſtrafe vollſtrecken läßt, bei 
mwelder Elimatifche Fieber die Rolle des Henkers übernehmen. 

Den entſcheidenden Ausſchlag für ein neues Koloniſationsunternehmen gaben die Berichte 
und Mittheilungen Cook's, der im Jahre 1770 die Weſtküſte des auſtraliſchen Continents von 
38° fübl. Br. bis zum Gap Dorf unterfuht und für die englifche Krone in Beilg genommen 
hatte. Einer ver Bunfte jener Küfte, ven er wegen feiner reichen botanischen Ausbeute Botany⸗ 
bai genannt Hatte, jchien zur Anlage einer neuen Anſiedelung geeignet, wenngleich Cook über 
bie natürlichen Hülfsmittel und die Bodenbeſchaffenheit jener Gegenden nur höchſt unvollfom: 
men unterrichtet war. Als weſentlicher Vorzug erſchien vorläufig die ungeheuere Entfernung 
von Europa. Die Acte 24 Georg III., Kap. 56, ermächtigte die Krone zur Beſtimmung über- 
jeeifcher Straforte für die Verbüßung der Zreiheitäftrafen, worauf 1786 zwei Gebeimrathe- 
befehle (orders in council) die Oftfüfte Auftraliend und die in der Nähe verjelben gelegenen 
Infeln als zukünftige Verbrecherfolonien bezeichneten. Im Mai 1787 ging der erfte aus unge: 
fähr 850 Verbrechern beiderlei Geſchlechts zuſammengeſetzte Transport unter dem Befehl des 
erſten Gouverneurs Kapitän Arthur Philipp unter Segel und erreichte nach mehr als achtmo⸗ 
natlicher Fahrt jeinen Beftimmungsort. Am 20. Jan. 1788 langte vie englifche Klotte in Bo⸗ 
tanybai an. 

Bon diejem Tage an datirt der Erwerb eines neuen Beſitzthums ver engliihen Krone, wel: 
ches beſtimmt erjcheint, alle übrigen Kolonien an Bedeutung bei weitem zu überflügeln, Aus 
dem Schutt der Geſellſchaft, ven alle Zeitgenvflen für unbrauchbar erachteten und mit Verachtung 
aud den geordneten Lebenskreiſen in eine uranfänglide Wildniß hinausſchafften, wurde das Fun⸗ 
dament gemauert, auf welchen: Heute ein mächtiges Gemeinweſen ruht. Nirgends in der Cul⸗ 
turgeſchichte alter und neuer Zeit läßt fich eine ähnliche Entwickelung nachweiſen, in welcher aus 
einem anfcheinend verborbenen Keim menſchlicher Thätigfeit ein jo gewaltiger Stamm kräftiger 
volksthümlicher Blüte in jo kurzer Zeit emporgewahien wäre. Selbſt Die Staaten ber Nord⸗ 
amerifanifchen Union fönnen bei ihrer ungeheuer ſchnellen in Riefenproportionen zunehmenben 
Entwidelung faum in Barallele mit Auftralien geftellt werben, ſobald man ihre verbältnig- 
mäpige Nähe zu ‚Europa, ihren Bodenreihthun und die ältefle Grundlage ihrer Bevölkerung 
berüdjichtigt, welche auf der zähen Energie von Männern beruht, die um ihrer religiäfen Über: 
zeugung willen den Wohlftand ihrer Heimat aufgegeben hatten, um in unbelannter Berne 
gegenüber feindlihen Völkerfhaften neue Genoflenjchaften zu begründen. Jene älteften An⸗ 
jiedler Auftraliend, jene Verbrecher aus vem Jahre 1787 hatten weder die Kraft religidier 
Überzeugungen, noch die Energie der Verzweiflung, welde einen Abenteuerer zum offenen 
Kampfe gegen die flantlihen oder gefellihaftlihen Binrichtungen treibt, ſobald dieſelbe feinen 
Raum für jeine Leidenſchaften hat. Blende Taſchendiebe und feige Geſindel, das man in ven 
Straßen Londons aufgegriffen hatte und das dem Verbrechen aus Mangel an jittlicder Wiver- 
ſtandskraft anheimgefallen war, — dad waren die Beflanbtheile, aus denen in allmählicher 
YUmformung und Kräftigung die Bildung eines neuen geſellſchaftlichen Körpers hervorging. 
Bacon, der eine Staatengründung aus ben verbrecherifchen Elementen eined andern geſchicht⸗ 
lichen Lebenskreiſes für unmöglich erklärte und ſogar ven bloßen Verſuch dazu als unſittlich ver- 
dammte, hatte jich offenbar geirrt, und im Vertrauen auf die bis zu feiner Zeit mangelnden Be⸗ 
weife für dad Gegentheil feine einfeitige, gegenwärtig glänzend widerlegte Behauptung geivagt. 
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Der gefunfene und erſchütterte Glaube an den weltgeſchichtlichen Beruf, der dad Menſchenge⸗ 
Ichlet zu einem ewigen, dem einzelnen Individuum und eines einzelnen Zeitperiode vielleicht 
unbemerfbaren Fortſchritt treibt, der Zweifel an eine endliche Vervollkommnung durch alle For⸗ 
men der Mangelhaftigkeit hindurch, der gerade in neuerer Zeit jich als eine reſignirende Philo⸗ 
ſophie zu betrachten liebt, kann durch fein geſchichtliches Beispiel vollfländiger belehrt werben 
ald durch den Hinweis auf den einfimald verbrecheriſchen Urfprung der Kolonien Auftraliens. 
Durch diefe Erfahrung neuefler Zeit bereichert, können mwir felbft aus der alten Nachricht, die 
Rom aus einer Schar verbannter ober zufammengelaufener Räuber entflehen ließ, neben aller 
Sagenhaftigfeit immer noch die große innere Wahrheit entdecken: daß die Verhältniſſe und Er- 
eigniffe, Die ven einzelnen zur Thatkraft und geifligen Spannung wach rufen, die innern Nei- 
gungen vollfländig umzugeftalten vermögen, und daß Die verbredherifche Thätigkeit Häufig weiter 
nichts iſt als ein Auodruck mangelnder Erkenntniß für die Gelegenheit zum Guten. Alle ge: 
ſellſchaftlichen und tranitionellen Schranfen, welche jene engliſchen Verbrecher auf ihrer niedrigen 
Stufe der Gleichgültigkeit und Bewegungsloſigkeit feftgebannt hielten, vie ihn für immer zur 
ſocialen Ohnmacht ſtempelten, nachdem er einmal mit dem Strafgefeg in Berührung gefommen 
war, fielen vor feinen Augen nieder, nachdem er ven Boden Auſtraltens betreten hatte. Er fing 
an zu glauben, daß er außer feiner Vergangenheit voll Troftlofigfeit eine Zukunft voll Hoff- 
nung haben könnte, und der Anblid eines beftimmten Ziels, das früher feinen Augen verborgen 
geblieben mar, gab ihm die Kraft zur Spannung aller bid dahin trägen und ruhenden Kräfte. 

Bon den gegenwärtigen Kolonien Auſtraliens ſind drei theild verbrecheriſchen Urſprungs, 
theils durch verbrecherifche Beſtandtheile in ihrer focialen Entwickelung geförbert worden. Die 
Kolontjation von Neufünmales, von Tadmanien (Bandiemendland) und der dazugehörigen 
Infel Norfolk begann mit der Anſiedelung transportirter Verbrecher, Weftauftralien oder die 
Rieverlaffung am Schwanenfluß, die ih zur Zeit ihrer Gründung (1829) auf das entfchiedenfte 
gegen die Zuführung von Verbrechern erklärte, fuchte 20 Jahre fpäter zur Förderung feiner 
zurüdgebliebenen Entwickelung bei dem Staatsjecretär der Kolonien un die Gemährung neuer 
Arbeitöfräfte vermittelft ver Transportation nad. Selbſt Victoria, das niemald eine ſelbſtän⸗ 
dige Berbrecherfolonie war, zählte in jeiner Bevdlferung viele entlaflene Berbreder, die als ſo⸗ 
genannte Urlaubsmänner namentlich aus Tasmanien dahin ſtrömten. Süpauftralien allein ift 
von der Cinwirkung derartiger Beſtandtheile befreit geblieben, und zwar, wie man gegenwärtig 
beurtbeilen kann, nicht zu feinem Vortheil. 

Die Geſchichte der englifchen Verbrecherkolonien läßt ſich in drei große Perioden zerlegen, 
diejenige der Gründung, diejenige der materiellen Selbflänvigfeit und diejenige des Verfalls, 
in welcher letztern die freie Kolonijation die verbrecheriſchen Beſtandtheile allmählich in ſich ab⸗ 
forbirte, beſonders nachdem die Transportation eingeftellt worden war. 

Die erfte Beriove kann man etwa bis in den Anfang dieſes Jahrhunderts rechnen. Nachdem 
der erſte Transport in Botanybai vor Anker gegangen war, überzeugte man ſich augenblicklich 
von der linmöglichkeit, eine dauernde Anlage an diefem von Cook gerühmten Punkte zu begrün- 
den. Es fehlte dazu an den nothwendigſten Vorbedingungen. Der Boden erwies fih bei nä⸗ 
herer Unterſuchung als unfruchtbar und ermangelte des trinkbaren Waſſers. Ein glücklicher 
Zufall veranlaßte indeß die Entdeckung des von Cook überſehenen Hafens von Jackſon (Port 
Jackſon), an deſſen tief in dad Land einſchneidenden Ufern ſich alle Diejenigen Bedingungen vor⸗ 
fanden, welche in Botanybai fehlten. So erfolgte denn die erfle Niederlaffung an einer ſüd⸗ 
lihen Bucht vieles Einſchnitts, der beſtimmt war, die fpätere Hauptflabt aller englifchen Be: 
gungen in Auftralien zu bejpülen. Die erften kümmerlichen Anfänge zur gegenwärtigen Größe - 
Sidney wurde im Januar 1788 gelegt. Bid zum Jahre 1800 war das Fortbeſtehen ver klei⸗ 
nen Niederlaffung ernfllih gefährbet. Hungersnoth, Krankheit, Feindſeligkelt ummohnender 
Urflämme, Mangel an gefchietten Arbeitern, alle dieſe Häufig wiederkehrenden Schwierigkeiten 
machten ed lange Zeit hindurch zweifelhaft, ob fi die junge Kolonie behaupten würde. Ihr 
Schickſal Hing von dem rechtzeitigen Eintreffen der auq England nachzuſendenden Betreibetrand- 
porte ab. Berzweiflung und Muthloſigkeit bemächtigten ſich damals felbft der Entfchloffenften. 
Die unmittelbare Umgebung von Sidney gewährte wenig einträgliche Ernten auf einem Boden, 
defſen Urbarmachung ungeheuere Kraftanftrengungen erfordert Hatte. Einer eifernen Energie 
der Gouverneure und einer furdtbaren Strenge gegen die transportirten Verbrecher war es zu 
danken, daß jenes Unternehmen nicht fcheiterte. Lind dennoch war man inmitten aller Entbeh⸗ 
rungen und alles Mangeld varangegangen, von Sidney aus eine neue Zweigkolonie auf der 
Intel Norfolk zu gründen (1788). Nach unermeßlihen Anftrengungen gelangte man endlich 
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dahin, zu Anfang dieſes Jahrhunderts das für die unmittelbaren Bebücfniffe der Kolonie erfor- 
derliche Getreide in Neuſüdwales zu probuciren. Das Syſtem, welches man damals be⸗ 
folgte, beſtand im weſentlichen darin, daß die koloniale Verwaltung auf ihre eigenen Koften 
durch Sträflinge Adler beftellen ließ, und denjenigen, die ihre Strafzeit verbüßt hatten, urbar 
gemachte Landparcellen zum eigenen Anbau unter Gewährung von Vorfüflen und der noth⸗ 
wendigen Adergeräthichaften ſchenkungsweiſe überließ, fofern fie es nicht vorzogen,, al8 Hand⸗ 
arbeiter in Sidney zu verbleiben. Alles was damals geſchah, iſt auf Rechnung der Sträflings- 
arbeit zu fegen. Nur wenige Familien hatten fi entſchloſſen, unter dem Verfprechen freier 
Überfahrt und großer Randanmweifungen nad Neuſüdwales auszuwandern. 

Mährend der Amtsverwaltung des Gouverneurs Macquarte (1809 — 21) Hatte die Kolo⸗ 
nifation der Verbrecher in Neuſüdwales bereitd reiche Krüchte getragen. Die dem Alter nad 
dritte Straffolonie zu Tasmanten war von dort aud im Jahre 1804 angelegt worden und blieb 
vorläufig unter der Oberleitung ver Kolonialregierung zu Sidney. England fing allmählich 
an, in feinen auftralifhen Riederlaffungen etwas mehr zu fehen als einen bloßen Verwahrungs⸗ 
ort für den Auswurf feiner Gefängnifle. Ein Barlamentscommiffar hatte im Jahre 1812 ihren 
Zuftand einer genauen Unterſuchung unterworfen und fi mit den bisher erreichten Reſultaten 
zufrieden erklärt. Aderbau und Handel nahmen einen gewaltigen Aufſchwung, ganz beſonders 
aber eröffnete fi in ver Schafzucht eine Duelle des Reichthums. Die großen Weideebenen jen- 
feit der Bergfette, welche mit der Oſtküſte Auftraltens parallel läuft, waren den großen Heer: 
denbeflgern burd eine Strafe zugänglich gemacht worden, melde durch die Verwendung der 
Strafarbeiröfräfte durch früher unzugängliche Felſenklüfte gelegt worden war. Cine allmählich 
und fidher ſteigende Cultur breitete fich von ihrem Gentralpunfte in Sidney theils nach Norden 
die Küfte entlang, theils ind Innere des Landes aus. 

Alles was unter der Verwaltung des Gouverneurs Marquarie erreicht wurde, darf gleich⸗ 
falls auf Koften der Straffolontfation gefeßt werden. Aus den im Laufe der Zeit entlaflenen 
Sträflingen und deren Abfömmlingen hatte fich eine bedeutende Klaſſe ver Bevölkerung heraus- 
gebilvet, welche man mit vem Namen der Emaneipiften bezeichnete, um die Brinnerung an ihren 
verbrecheriſchen Urſprung in ähnlicher Weife fortzupflanzen, wie man im Alterthum ven Frei: 
gelafienen von dem Preigeborenen unterſchied. Die wirkliden Sträflinge, die Emancipiften 
und eine ver Zahl nach unbeveutende Fraction folder Berfonen, die weder ſelbſt beſtraft worden 
waren, noch auch von Verbrechern abflamnıten, bildeten bie damaligen fcharf voneinanber ge= 
trennten Klaflen ver Bevölkerung, von denen namentlich die freien Anfledler im engern Sinne 
zu den Entancipiften in ein entſchieden gegenfägliches, durch Eiferfucht gefpanntes Verhältniß 
traten. Während fid) die freien Anſiedler bei jeder Gelegenheit berechtigt glaubten, jede erledigte 
Stelle im folonialen Dienfte oder jede vortbeilhafte Landzuweiſung für fih zu beanſpruchen, 
fonnten die E&mancipiften ven flatiftifchen Nachweis führen, daß fie am Kapital, Grundbeſitz, 
Sewerbthätigkeit und Unternehmungsgeiſt ihre Gegner bei weitem übertrafen, daß fie aus ber 
gänzlichen Mittellofigkeit, die fie in England zum Verbrechen gebrängt Hatte, zu einen Wohl: 
fand in Auftralien emporgeftiegen waren, der fie zur politifchen und ſocialen Gleichberechtigung 
befähigen fonnte. Ihre Anfprüche wurden vom Gouverneur Macquarie, den ed vor allen an⸗ 
dern Dingen auf eine Entwickelung ver materiellen Hülfäquellen in Auftralten ankam, fo weit 
anerfannt, daß er deu freien Anfleblern nicht nur jede Bevorzugung grundfäglich verfagte, fon: 
bern fi im Gegentheil ven Vorwurf zuzog, die Intereffen der Emancipiſtenklaſſe über vie Ge: 
bühr bevorzugt zu haben. Allerdings hatte er an dem Princip feftgehalten, daß Neujüb- 
wales als eine Verbrecherkolonie begründet worven war, und daß freiwillige Anfiedler inner- 
halb eines ſolchen Gemeinwefens nicht mit denſelben Anfprüden auftreten dürfen, welche ſie in 
Europa gegenüber dem beftraften Verbrecher innerhalb einer ganz andern geſellſchaftlichen Zu: 
fammenfegung unter allgemeiner Zuftinnmung geltend machen könnten. Seiner Anficht nach 
beſtand die ganze Kolonie aus ſolchen, die transportirt worden waren, and ſolchen, vie Hätten 
trandportirt werden follen, und es kam für ihn nur darauf an, eine willenlofe, niemals wider: 
ſprechende Bevölkerung unter feiner ſelbſtbewußten Intelligenz für die Zwecke des materiellen 
Wohlſeins einheitlich zu verwenden. 

Der Abgang ded Gouverneurs Macquarie (1822) bezeichnet ven Schluß der zweiten Be: 
tiode. Indem er Neuſüdwales aus einem bloßen Kerfer zu einer blühenden Kolonie empor: 
gehoben hatte, war ein neues Ziel für die freie Auswanderung Hingeftellt worden. Unter feinen 
Nachfolger Brisbane Iangten jährlich zahlreiche Scharen von Anfledlern in dem Hafen von 
Sidney an, Damit begann ein neuer Entwidelungsproceß in doppelter Richtung Hätig zu 
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werden. Politiſche Berechtigung und Seldftverwaltung gegenüber der folonialen Regierung 
und entſchiedene Herrichaft über vie verbrecherifchen Elementen der Geſellſchaft waren die For: 
derungen, die von nun an unaufhörlid in der Preffe Auſtraliens wie in den Reden des 'engli⸗ 
fen Parlanıents gehört wurben. Sobald die Anftrengungen der Sträflingsarbeit Großed 
aus fi felbſt gefchaffen Hatten, glaubte fich wie freie Arbeit berechtigt, fich diefe Errungenfchaften 
anzueignen. Dan vergaß, daß es fi un eine Verbrecherkolonie handelte, und fingan, Neu⸗ 
ſũdwales auf eine gleiche Stufe mit Canada und dem Gap der guten Hoffnung zu ftellen. 

Die fernere Geſchichte der Verbrecherfolonifation in Auſtralien ift Feine felbflännige mehr. 
Sie zeigt, wie die Anforderungen der freien Anfiebler ſtufenweiſe zur Erfüllung gelangen, wie 
die freie koloniale Bevölferung nach einer anfänglihen Toleranz der Trandportationen und 
einer geſchickten Benutzung der dadurch gelieferten billigen Arbeitöfräfte endlich Die Nechtsfor- 
derung erhebt, daß diefe Strafe abgeſchafft werde, die man in gleicher Weife für entehrend anſah 
wie einft die norbamertfanifhen Kolonien. "Die engliſche Regierung felbft hatte in dieſer Frage 
eine äußerft ſchwierige Mittelftellung zmifchen ver öffentlihen Meinung Englands, welche die 
Transportationen für wohlthätig oder zur allgemeinen Sicherung nothwendig erachtete, und ven 
entgegengefegten Borberungen der Kolonien, in denen ich verſchledene wirthſchaftliche Intereflen 
durchkreuzten. Die Bedingungen der Straffolonifation waren freilich im Vergleich zu frühern 
Zeiten volllommen verändert. Die ſchenkun sweiſen Verleihungen von Grund und Boden an 
entlaffene Sträflinge konnten nicht mehr in Übung bleiben, nachdem der Werth dieſes Bodens 
nicht mehr ausfchließlich durch die verwenpbaren Arbeitöfräfte der Sträflinge bedingt war und 
ih die freie Einwanderung um ben käuflichen Erwerb bemühte. Es war unmöglich geworben, 
dem Berbreder etwas zu Ichenfen, wofür man den freien Anſiedler bezahlen ließ. Das Syſtem 
der fhenfungsweifen Verleifungen machte dem Syſtem bed Verkaufs der Kronländereien Plag, 
um deffen Durchführung fih 25 Jahre lang der Verfaſſungskampf in Neuſüdwales faft 
ausfchließlich dreht: Dadurch, dag man die Anfiebelung des Sträflings nad feiner Entlaflung 
fernerbin von dent Umſtande abhängig machte, daß er fih in dem Beſitz eines für den Ankauf 
von Grund und Boden genügenven Kapitals befand, war den Transportationen die Spige ab- 
gebrochen. Während früher der Erwerb von Grundbeſitz für den Sträfling die Regel geweſen 
war, wurde er nunmehr zur Ausnahme. Die Emaneipiften wurden auf diefe Weife in die 
Städte zufammengedrängt und waren aller derjenigen Elemente beraubt, bie ihnen früher einen 
jo großen Einfluß gefichert Hatten. Dennod darf man während der Periode, in welcher die alte 
Verbrederfolonie von Neuſüdwales ſich zu einer freien Kolonie umgeftaltete, die Dienfte der 
Trandportation keineswegs zu gering veranfhlagen. Die wirthfchaftliche Entwidelung wurde 
bei dem fortwährenden Mangel an Arbeitskräften wefentlid dur die Zuführung von Verbre⸗ 
hern geförbert. Deswegen ift bier das in Neuſüdwales beobachtete Syſtem der Beihäftigung 
kurz zu berühren. 

Solange die freie Eiwanderung ji nicht nach Auftralien gewendet hatte, verblieben vie 
transportirten Sträflinge zun größten Theil unter der Verfügung der folontalen Verwaltung, 
von welcher fle entweder zum Anbau der Staatsländereien,, zu häuslichen Dienften bei den Be- 
amten, oder aber zu Rodungen und Gulturen verwendet wurden. Diejenigen, welche ſich der 
ſi chwerften Verbrechen ſchuldig gemacht hatten oder nach ihrer Ankunft in Auſtralien ein neues Kapi⸗ 
talverbrechen begingen, wurden nach der Inſel Norfolk geſchafft, die wegen ihrer geographiſchen 
Lage und ihrer Iſolirung dem Zwecke der Sicherung gegen den Verbrecher vorzugsweiſe zu ent⸗ 
ſprechen ſchien. Im übrigen hatte die Kolonialregierung von dem ihr zuſtehenden Begnadigungs⸗ 
recht fortwährend einen ſehr ausgedehnten Gebrauch gemacht, indem fie die anſcheinend beſſerungs⸗ 
fähigen Sträflinge fehr bald nach ihrer Transportation unter der Bedingung ver Nieberlaffung 
in Auftralien begnadigte (conditional pardon), woburd fie ih der Mühe der Verwaltung 
und den Berlegenheiten eines häufigen Arbeitsmangels in der einfachflen Weiſe entzog. Lebens: 
länglich verurtheilte Verbrecher konnten auf viefe Weife in furzer Zeit Grundeigenthüner in 
Auftralien werden. Erſt fpäter gelangte man zu gewiffen Regeln, nad) denen wenigftens ein 
beftinmted Strafminimum unter allen Umſtänden vor der bedingten Begnabigung zu voll: 
ſtrecken war. Neben diejer Praxis kamen denn auch Fälle vor, in denen. die Sträflinge an Pri— 
vatperfonen, die vertrauenswürdig erfchienen, zur Befchäftigung überwiefen wurden. Hieraus 
ging das ſpäter fo berühmt gewordene Affignationsfoften hervor, welches vie regelmäßige Be⸗ 
Ihäftigungsmethope für Sträflinge in den Jahren von 1822—38 bildete. Die Gelegenheit 
dazu bot fi in dem Stande Eleiner freier Anſiedler dar, die mit einen geringen Kapitalver- 
mögen nad Neuſüdwales gekommen waren, ein dringendes Bedürfniß nach Arbeitsfräften 
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empfanden und vaffelbe aus.dem außerordentlih unbedeutenden Vorrat an freien Arbeits: 
fräften nicht befriedigen Eonnten. ° Das Aſſignationsſyſtem entſprach piefem Bedürfniß und ent: 
ledigte gleichzeitig die Foloniale Regierung aller Unterhaltöfojten für die Sträflinge, welche un: 
mittelbar nad ihrer Ankunft einem Arbeitögeber überwiefen wurben. Ein Bertrag zwifchen ver 
Negierung und dem Dienftherrn regelte alle Bedingungen der Verpflegung, Kleidung, Arbeits: 
zeit in Betreff des Sträflingd. Die Lage des Aſſignirten hing indeffen mehr von dem perfön= 
lien Eharafter jeined Herrn ald von der blogen Erfüllung derartiger Verabredungen ab. Co 
kam es denn, daß der Inhalt ein und derjelben Strafe je nach ven Berhältniffen himmelweit ver: 
ſchieden ſein konnte. Im allgemeinen purfte man aber behaupten, daß vie Lage eines trandpor- 
titten Sträflings in Auftralen bei weiten: beffer war als viejenige eines Fabrikarbeiters in Eng⸗ 
land; ein Umſtand, der den theoretifchen Gegnern ber Trandportationsftrafe eine beſonders wirf- 
ſame Waffe varbot. Bon den äußerſt ungleihartigen Wirkungen des Aſſignationsſyſtems ab- 
gefehen, erreichte man übrigens durch daffelbe große praftifche Vortheile. Daffelbe entſprach 
nicht nur den wirtbfchaftlihen Bebürfniffen jener Zeit in hohem Grade, fondern es bewirfte auch 
eine Zerſtreuung einer großen Anzahl von Verbrechern über eine meite Fläche des Landes und 
machte den einzelnen einer erfolgreichen Behandlung im Sinne des Beſſerungẽzweckes zugäng: 
li. Alle Vorzüge, welche Heutzutage an der Einzelhaft geruhmt werben, waren auch durch das 
Aſſignationsſyſtem erreihbar. Die Mängel und Unvollkommenheiten, die auß einer unterſchei⸗ 
. dungslofen Zuweifung an rohe und ungebilpete Arbeitäherren entfpringen mußten, ſind auf 
Rechnung ver Verwaltungsbehoͤrden, nicht des Syſtems im großen und ganzen zu jegen. 

Eine weientliche Umgeſtaltung trat in der Gefchichte der Iransportationsftrafe und der eng= 
lifchen Straffolonien in Auftralien im Jahre 1838 ein. Das Parlament hatte ein Somite unter 
dem Boris von Sir William Molesworth ernannt, um den Zuftand der Straffolonifation 
einer eingehenden Unterſuchung zu unterwerfen und über eine etwaige Berbeflerung derſelben 
Bericht zu erftatten. Die Arbeiten dieſes Comite, melde 1838 dem Unterhauſe vorgelegt wur⸗ 
den, enthalten einen reihen Schag über den damaligen Zuſtand der Verbrecherfolonien von 
Neuſüdwales, Tasmanien und Norfolf. Die Schlüffe, die daraus vom Comite gezogen wurden 
und in Geflalt von Anträgen an das Parlament gelangten, waren indeß höchſt einfeitige und 
parteiiihe. Zu Bunften der Einzelhaft wurde die Aufhebung der Transportationsfirafe und 
vor allen andern Dingen die Aufhebung des Allignationsfoftems dringend gefordert. Die Folge 
davon war, daß bie englifche Regierung die Einftellung weiterer Transportationen nad Neu⸗ 
ſuͤdwales beſchloß. in Geheimrathäberehl aus dem Jahre 1840 Fri dieſe Beſitzung aus Der 
Lifte der Straffolonien. 

Die Transportationen nad Neuſüdwales hatten nach einem funfzigiährigen Zeitraum ihr 
Ende erreicht, nicht weil fle ihren Zweck verfehlt, ſondern weil fie wider Erwarten ein glänzendes 
Refultat geliefert. Die Vorarbeiten ver Eultur und Gefittung waren fo weit beendigt, baß man 
der Hülfe der Sträflingsarbeit fih entihlagen zu können glaubte. Aus einem Saufen von Ber: 
brechern war ein Gemeinweſen hervorgegangen, welches bereit damals ſich im Beflge repräfen: 
tativer Oarantien und einer wenn auch unvollkommenen Iheilnahme an ven Angelegenheiten 
foloniafer Verwaltung befand. Sir Richard Bourfe, ber erleudtete Staatsmann, deſſen Lei- 
flungen noch gegenwärtig in Sidney gepriefen werben, Hat in einem an Lord John Nuffell ge- 
richteten Gutachten, weldyes in ven Parlamentspapieren von Jahre 1847 („Report of theCom- 
mittee of the house of Lords on criminal law 1847) abgedruckt iſt, den Antheil gewürdigt, 
welchen die Kolonijation der Sträflinge an dem jpätern blühenden Zuſtande von Neuſüdwales 
gehabt Hat, das im Jahre 1836 eine Bevölferung von 77096 Seelen zählte. Darunter gehörte 
der bei weiten größere Bruchtheil einer ehemals verbrederifhen Klafle an. Yon 1787— 1837 
waren im ganzen 78056 Sträjlinge nad Neuſüdwales und Tasnıanien geſchafft worden. Trog 
mannichfacher Misſtände und vleler Üibelftänne, unter denen das große Misverhältniß der. Ge- 
ichlechter (6791 transportirte Frauen neben 43506 Männern) obenan fteht, hatte England mit 
einenr vergleihungsweife geringen Koflenaufivand, der fih dur den Verkauf der Kronlin- 
dereien theilweiſe bezahlt machte, eine Nieverlaffung in jenem Zeitraum begründet, durch melde 
fein politifches Übergewicht in den indiſchen Gewäſſern mehr geſichert iſt, als durch den Beñtz 
von Indien jelbft. 

Obwol die Trandportationen nad Neuſüdwales jeit 1840 förmlich eingeftellt wurben,, jo 
hatte man dennoch an der Transportationdftrafe felbft nichtE geändert. Der gefanmte Strom 
ſchwerer Verbrecher ergoß fich fernerhin über Tadmanien, welches zu einem großen Kerker um— 
geſchaffen wurde, in welchem dad Contagium der Verworfenheit in einer dichten Anhäufung ver= 
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brecheriſcher Maffen alles anzufreflen drohte, was an gefunden Beftandibeilen überhaupt vor- 
banden war. Das Blend von Bandiemensland während ver Jahre von 1840 bis zur endlichen 
Abſchaffung der Transportationen ift lange Zeit hindurch ſprichwoͤrtlich geblieben. Unbeſchaf⸗ 
tigte müßige Haufen von Sträflingen lagen fi fonnend auf den Landſtraßen. Gleichzeitige 
Berichte von Augenzeugen behaupten fogar, daß zeitweilig Berfonen von ber Regierung ange: 
ftellt worden waren, um die Sträflinge des Abends in den Schlaf zu lejen und fie dadurch von 
Unfittlifeiten abzuhalten, eine Nachricht, vie keineswegs unglaublich klingt, wenn man ſich der 
Sprade erinnert, welche in den amtlichen Documenten jener Zeit geführt wird. In einem Be: 
richt des Geſetzgebenden Rath (legislative council), der 1846 in Tadmanien verfanmelt war, 
heißt es beifpielöweile mit Bezug auf die Anhäufung von Verbredern: „Was wunder, daß 
derartig gebildete Berbrehervereine eine einzige Mafle faulender Verworfenheit bilden. und zur 
Pflanzſtätte werden für namenlofe und fchredliche Verbrechen, die zu tief murzeln und zu weit 
verbreitet find, um der Strafgerichtsbarkeit dieſes Landes erreichbar zu fein?‘ 

83 ift ſelbſtverſtändlich, daß unter folden Umfländen von einer mweitern Anwendung bes 
ohnehin im Jahre 1838 entfchieden verworfenen Aſſignationsſyſtems feine Rede fein Eonnte. 
Die Möglichkeit deſſelben lag eben nur in der Nachfrage nach Arbeit feiten® einer freien Bevöl- 
Terung. Bei einer maffenhaften uͤberſchwemmung eined bei weitem Eleinern Landes, wie Neu⸗ 
füdwales gewefen war, bei einer allgemeinen Überflutung von Verbrechern reichten felbſt groß: 
artige Unternehmungen und Straßenbauten nicht aus, um hinreichende Beſchäftigung für Die: 
jenigen zu finden, die ein richterlider Spruch zur Ziwangsarbeit verurtheilt hatte. Die im 
ganzen planlofe Eintheilung, die an Stelle des alten Aſſignationsſyſtems trat, führt ven Namen 
des Gangſyſtems von den Arbeitercompagnien der Sträflingätruppen (gangs oder chaingangs), 
welche über das Innere der Infel in gewiſſen Zwifchenräunen vertheilt wurden. Daffelbe lief 
darauf hinauß, daß der Sträfling nad einer Brobezeit, in welcher er fich zur Zufriedenheit feiner 
Auffeher betrug, gewifle Vergänftigungen und am Schluffe der einzelnen Probeftudien vie Er: 
kaubniß erhalten follte, fich ſelbſt Arbeit bei Brivatperfonen zu fuchen. An eine auch nur an: 
näberungsmeife vollfländige Ausführung der Strafpauer wurde übrigens auch damals nicht 
gedacht. Die vom Lord Stanley (jegigen Grafen Derby) im Jahre 1842 entworfenen Grund: 
züge der neuen Einrichtung wurben unter dem Minifterium Ruſſell durch den Staatsjecretär für 
die Kolonien, Grafen Grey (1846—52) weiter dahin ausgebildet, daß ein Theil ver Trans⸗ 
portationdftrafe, und zwar regelmäßig die erften neun Monate, in dem neuerbauten, auf Gin: 
zelhaft berechneten Befängniß zu Pentonville oder auf einem ber Blockſchiffe (hulks) an den 
englifchen Küften verbüßt werben und alsdann erft Die Kortfchaffung nad Tasmanien ftatthaben 
ſollte. Die weitere Beihäftigung in den Kolonien erfolgte entweder unter unmittelbarer An 
wendung des Strafzwanges feitend ver Regierung oder aller auf Grund der Ertheilung von 
Urlauboſcheinen (tickets of leave) an diejenigen Sträflinge, die einige Spuren von Beflerung 
an den Tag gelegt hatten. Injofern ald die Berwaltungsbehörben berechtigt waren, ohne irgend: 
ein förmliches Beweisverfahren die ertheilten Urlaubsfcheine zurückzuziehen, Hatten ſie freilich 
auch darin eine meiftentheils ausreichende Aufſichtsgewalt über dad Betragen ber fogenannten 
Urlaubömänner. Die meitern Einzelheiten dieſes ſehr verwidelten Syſtens, durd welches 
eine boppelte Befängnißverwaltung für einen und benfelben Sträfling in England ſowol wid in 
den Kolonien nothwendig gemacht wurde, fine von bem Grafen Grey in den Apologien feiner 
Berwaltung („Colonial policy”, Bd. I, Brief 8) ausführlich entwickelt. 

Die Handgreiflihen Misftände in Tasmanien überzeugten die englifche Negierung zu fpät, 
daß fie im Jahre 1840 ein voreiliges Zugeſtändniß an Neuſüdwales gemacht hatte. Neue Ver: 
banblungen mit dem Geſetzgebenden Rath jener Kolonien, die man zur Wiederaufnahme von 
Trandportationen zu bewegen ſuchte, blieben erfolglos, obwol man ſich in Sidney gegen Gewäß: 
rung beſtimmter politifher Forderungen, namentlich gegen Binräumung der vollen Verfügung 
über den Kaufpreis der folonialen Kronländereien, dazu bereit erflärt hatte. Die Anfänge einer 
neuen Niederlaffung im norböftlicden Theil von Auftralien wurden bald wieder aufgegeben. Am 
Gap der guten Hoffnung, wohin die Regierung einen Verbrechertrandport abgefenvet hatte, 
wurbe fogar die Landung der Sträflingskoleniften durch offenen Wiverſtand der freien Anſiedler 
verhindert (1849). Noch größere Verlegenheiten erwuchſen der englifchen Regierung aus ihren 
Beziehungen zu ven einzig noch übrig bleibenden Straffolonien Tasmanien und Norfolk. &8 
war zu erwarten gemefen, baß die freien Anſiedler daſſelbe Recht beanfprucgen würden, was man 
den Koloniften von Neufüpmwales zuerfannt hatte. Die Protefle gegen die Fortdauer ber 
Transportationen mehrten ih von Jahr zu Jahr. Eine Heftige und erbitterte Agitation wurde 
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durch die Antitrandportationsligue angeregt. Zahlreiche Adreſſen an das Minifterium gelang- 
ten nad) England. Gegenüber dieſen energifhen Schritten der Koloniſten hatte andererfeits das 
Oberhaus in einem über dad Strafrecht 1847 erftatteten Gomitebericht die Beibehaltung der 
Transportation für wünſchenswerth erlärt. Bon zwei entgegengefegten Seiten gedrängt, 
fand daher der engliſchen Regierung nur die Wahl offen, entweder das geltende Strafredit, das 
feinen Mittelpunft in ver Transportation fand, völlig umzugeſtalten, oder aber die Kolonien 
fernerhin alles Widerſtandes ungeachtet zur Aufnahme von Sträflingen zu nöthigen. Allein 
man entſchied ih, um allen Parteien gerecht zu werben, im englifchen Cabinet vorläufig für das 
Temporifiren. Auf allerlei Umwegen fuchte das Minifterium Ruffell pie Transportationen fort- 
zufegen, indem man fogar in Neuſüdwales Urlaubsmänner unter dem Vorgeben landete, daß 
diefe Klaffe von Verbrechern nicht zu den Transportirten zu reinen frei. Nur Weflauftralien, 
weldes aus Mangel an freien Arbeitäfräften und einer von Anfang an verfehlten Koloni- 
jationdmethobe hinter allen übrigen Niederlaffungen in Auftralten zurudgeblieben war, "bean 
tragte 1849 bei dem Staatdferretär ver Kolonien die Einführung von Verbrechern, ein Antrag, 
welchem bereitö in der unmittelbaren Folgezeit entfprochen wurde. Die in Tadmanien gemachten 
Erfahrungen genügten Indeß, un in diefer Beziehung ein richtige Maß in der Anzahl ber zu 
trandpertirenden Sträflinge ald unumgänglicgen Grundfag hinzuftellen. 

Der legte entfcheidende Wenbepunft in ver Gefchichte der Straffolonifation war endlich im 
Jahre 1851 gekommen, ald man die Goldfelder in Neufüpwales und Victoria aufgefunden 
hatte. Alle geſellſchaftlichen Bande wurden durch dad Goldſieber zerriffen, deſſen elektriſche 
Schwingungen bis nad Europa herüberbrangen und den Arbeiter am Pfluge in Verſuchung 
führten, feinen bisherigen Lebenskreis zu verlaſſen. Jeder Bericht von einem glücklichen Funde 
ſteigerte die allgemeine Aufregung, von der zunächſt die Kolonie des auſtraliſchen Continents, 
demnächſt aber auch das nicht entfernt liegende Taomanien ergriffen ward. Jedermann ſah ein, 
daß eine Transportation nach Tadmanien eine Belohnung des Verbrechens fein wuͤrde. Unter 
ſolchen Umſtänden wurde 1852 die Einſtellung einer ſolchen Strafvollſtreckung beſchloſſen, ſo⸗ 
weit es ſich nicht um Weſtauſtralien handelte, deſſen iſolirte Lage und ſchlechter Ruf niemand zu 
einer freiwilligen Reiſe nach jenen Gegenden bewegen konnte. Ein Geſetz vom.20. Aug. 1853 
hob überdies die Transportation für die kürzern Zeitfriſten unter 14 Jahren auf und ſetzte 
ſogenannte Strafknechtſchaft (penal servitude) an ihre Stelle. Da nur die allerſchwerſten 
Verbrecher transportirt' werden ſollten, ſo glaubte Weſtauſtralien feine Intereſſen und feine 
innere Sicherheit gefährdet und erhob ernſtliche Vorſtellungen, die in den Berichten der Parla⸗ 
mentscomites über die Transportation vom Jahre 1856 für begründet erachtet wurden. Im 
folgenden Jahre 1857 verſchwand die Transportation aus der Reihe der englifhen Strafmittel. 
Nichtsdeſtoweniger dauert die Straffolonifation no gegenwärtig in Weflauftralien fort, indem 
ſich die englifche Regierung das Recht vorbehalten hat, die criminellen Freiheitsſtrafen an einem 
beliebigen überfeeifhen Punkte verbüßen zu laſſen. Während alfo früher die Wegſchaffung 
nad einer Straffolonie die Ausführung eines richterlichen Spruchs darſtellte, ift fie gegenwärtig 
zu einer abminifirativen Angelegenheit geworben. So viel ſcheint indeflen in ven Kampfe und 
der Widerſtandsbewegung gegen die ehemalige Transportation gewonnen zu fein, daß bad 
Princip, felbfländig gewordenen Kolonien feine Sträflinge gegen ihren Willen aufzubrängen, 
von ber Regierung in England anerfannt wurde. Seitdem aud die Infel Norfolk ven ehema⸗ 
ligen Bewohnern der Pitcairn Infel übergeben worden iſt, beſitzt England nur nod in Weft- 
auftralien eine Stätte für die Aufnahme von Verbrechern. Die Übrigen auswärtigen Straf: 
ftatipnen, wie die Bermudas⸗Inſeln, auf welchen ungefähr 1200 Straflinge alljährlich an Safen: 
und Feſtungsbauten befchäftigt find, und Gibraltar, find feine Straffolonien,, weil die Anfie- 
delung dort nicht zuläffig If und die Sträflinge nach Ablauf ihrer Strafzeit jedesmal nach Eng: 
land zurückgeſchafft werden. . 

Immerhin bleibt die Möglichkeit beftehen, daß ſich England in nicht zu ferner Zufunft für 
die Anlage einer neuen Straffolonie in Nordauſtralien entfchließt. Das Oberhauscomite, wel: 
he3 1856 Über dieſe Fragen berathichlagte, bat die Aufmerkſamkeit ver Regierung auf jene 
Gegenden gelenkt. Alle Augenzeugen und Sachkundigen haben ven Bufen von Garpentarta 
und die Torresſtraße als diejenigen Gewäfler bezeichnet, in denen England einen neuen Stüß: 
punkt für fein maritimes Übergewicht in den chinefifchen Gewaͤſſern ſuchen muß. Bon der fo- 
ctalen Seite her hat man gleichfalls die großen Vorzüge der überferifchen Straffolonifation erft 
gegenwärtig, nachdem man der Äußeren Gelegenheit dazu beraubt worden, in vollem Maße wär: 
digen gelernt. Das Brandmal des Verbrechens leuchtet in England jo flarf, daß ed dem emt- 
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lafienen Sträfling ohne eine dauernde Hülfeleiftung milothätiger Geſellſchaften unmöglich ift, 
fi auf derjenigen Stufe moraliſcher Befferung zu behaupten, zu der er in ven Gefängnißmauern 
burd die Anftvengung und das Zuſammenwirken ber intelligenteften Kräfte emporgehoben 
worden ift. Überall tritt ihm nach feiner Befreiung ein kaum zu befeitigendes Vorurtheil bes 
Arbeitsgebers und ein noch ſchwerer zu ertragenber Hohn feiner Arbeitögenoffen entgegen. Sein 
Schickſal hängt von dem zufälligen Umſtande ab, daß von feiner vorgängigen Verurtheilung 
nichts befannt wurde. Der Gedanke, in einem fernen Lande ein neues Leben mit neuen Kräften 
zu beginnen, firahlt einen Hoffnungoſchimmer in feine Seele hinein, durch den fie zu den gewal- 
tigften Anftrengungen für die Erreichung eines ſolchen Ziels Hingetrieben wird. Es läßt fi 
denfen, daß für foldde Leute die Kolonifation eine Wohlthat fein würbe. Lind in dieſem Sinne 
haben ſelbſt hartnäckige und erbitterte Gegner der Transportationsfirafe, wie der Erzbiſchof von 
Dublin, Whateley, und ver Oberſt Jebb, ganz beſonders aber die Leiter ver Gefängnißreform- 
gefellfchaften und die Unterfügungövereine für entlaflene Sträflinge, auf die mannichfachen 
Vorzüge der Straffolonifation hingewiefen. Bei allen Fehlſchlägen und Misgriffen hat die 
Geſchichte der englifhen Verbrecherkolonien ven unwiderlegbaren Beweis geführt für das Vor: 
handenſein gefittender Kräfte innerhalb ver verbrecheriſchen Klaflen jelbft, an deren Beſtehen 
die gefammie Geſellſchaft einen Theil ver Verſchuldung trägt. Gerade bie überſeeiſche Straf: 
folontfation bietet denjenigen Zündern, in denen der Verbrecher durch einmalige Übertretung des 
Strafgeſetzes einem Verhängniß verfällt, das ihn für immer von der Bahn des Guten zurüd- 
drängt, bie einzige Moͤglichkeit, vie moraliſche Beflerung eines ehemals Straffälligen vermittelft 
feiner wirthſchaftlich zu jihernden Exiftenz dauernd zu begründen und damit ber Geſellſchaft 
jelbft das wirkſamſte Schugmittel gegen zerflörenne Angriffe zu bieten. 

11. Die glänzenden Refuliate, welche England mit ber Transportation erreicht hatte, fanden 
nirgends größere Beachtung als in Frankreich, welches die englifche Uberlegenheit wenigſtens 
in allen Angelegenheiten der Kolonialpolitil unter gänzlicher Berzichtleiftung auf eigene „gloire‘ 
anzuerkennen genöthigt war. Schon der Code penal hatte zwar eine Deportationdflrafe für 
gewifle politifche Verbrechen feſtgeſetzt, obwol gerade damals Frankreich jener Gelegenheit zur 
Ausführung diejfer Strafe, feiner Kolonien wie feiner Flotten vollkommen beraubt war. Selbſt 
nach der Reflauration und unter ver Julimonarchie Hatte e8 damit fein Bewenden, daß die Des 
portation wenigftend auf dem Bapier vorhanden war, als ein Beweis für die Vielſeitigkeit 
franzöfifcher Hoffnungen und die Schwäche der Regierungen, welche bie franzöftiche Gitelfeit 
durch die Streichung einer Strafe zu Eränfen fürdhteten, die ſelbſt nichts als eine bloße Laͤcherlich⸗ 
feit war. Die Deportirten wurden in den Gefängniflen von Mont-St.-: Michel und Doullens 
einer Duafi-Deportation unterworfen. Der ganzen Befeggebung veö Code penal hatte übri⸗ 
gens die Idee der Straffolonifation ſelbſt ganz fern gelegen. Erf nad der Februarrevolution 
und nad) dem Straßenlampf im Juni leiteten die Maffentrandportationen auf Die Nothwendig⸗ 
feit Hin, einen überfeeifhen Strafort von weitern geographiſchen Grenzen zu ermitteln. Im 
großen und ganzen waren indeß die Beflimmungen bes Transportationddecretö vom 27. Juni 
1848 außerorkentlih milde, indem zwar die Transportation nad einem überfeeifchen Lande 
aus Gründen der öffentlichen Sicherheit (par mesure de sreté generale) angeorbnet wurde, 
im übrigen aber der Unterſchied zwiſchen dem politifhen und dem gemeinen Verbrecher feflge- 
halten und die perfönliche Rechtsfähigkeit ver Transportirten felbft in keiner Weiſe verfümmert 
wurde. Die fpätere Nachahmung deffelben Decrets nad) dem Staatöftreiche läßt Die größte Ver⸗ 
ſchiedenheit erkennen. Im Jahre 1848 waren Die adminifiratiuen Trandportationen ein Act 
der Nothwehr gegen einen Vertilgungskampf, der gegen die einfachſten gefellfchaftlicden Prin- 
cipien unternommen. iwurbe; 1851 waren fie ein Act des Rache gegenüber denjenigen, die in ber 
Vertheidigung eines beſtehenden Rechtszuſtandes unterlegen waren. 

Dur das politiihe Maflenverbrechen war Frankreich alfo zur Straftolonifation hinge⸗ 
drängt worden. Abgejehen davon, erregte indeß der jämmerliche Zuſtand ber franzdfiichen 
Kolonien die Aufmerkſamkeit der Regierung. Der Verfall derſelben ging theilmeife fo ſchnell 
von flatten, daß man bei efmigen Nieverlaffungen den Untergang mit Sicherheit vorausfagen 
Fonnte. Daß Indbefondere den amerilaniichen Kolonien durch die freie Sinwanderung nicht zu 
helfen war, fab jedermann ein, der die ungünſtigen Gulturbebingungen,, daë töbliche Klima, 
die beflänpige adminiftrative Einmifchung, die in den franzoͤſiſchen Kolonien noch weiter gebt 
als in Frankreich ſelbſt, mit dem kolonifatorifcgen Geiſte der ganzen Nation vergleiht. Waren 
doch in dem unmittelbar vor den Thüren Frankreichs gelegenen Algerien die Hälfte aller An= 
fiedler Fremde! Wie alle andern weſtindiſchen und füdamerikaniſchen Kolonien, welche früher 








304 Kolonien (Straffolonien) 


auf Sklayenarbeit angewiefen worden waren, hatte namentlich das franzoͤſiſche Guiana nad 
ber Abſchaffung des Sklavenhandels entichienene Rückſchritte in feiner Entwidelung maden 
müflen. Nirgends aber waren viefelben augenfälliger und reißender geweſen als in Gayenne. 
In den 10 Jahren vor 1848 war die Bendlferung gerade um die Hälfte zufammengefhmolzen: 
von 26000 auf 13000. Die fernere Eriftenz dieſer übrigens im Bergleich zu dem holländischen 
Guiana und ven nahe gelegenen engliichen Beflgungen werthlojen und eines guten Hafens 
gänzlich entbehrenden Kolonie hing alfo an einer fchnellen und energiſchen Staatshülfe. Zu 
einer freiwilligen Anwerbung hätten ſich vorausfihtlih nur Selbftniörver verflanden, pa es be⸗ 
fannt war, daß nur ein glüdlicher Zufall Einen aus Taufenven mit Siechthum und Krankheit, 
Wenige nur mit dem Tode durch Fieber verſchont. Es blieb nur die gewaltfame Fortſchaffung 
als augenblickliches Hülfsmittel übrig. Zu den Opfern franzdiifher Kolonialpolitif wurden 
darauf drei Klaſſen von Menſchen außerforen: freie Schwarze, bie unter Anwenbung und ge⸗ 
ſchickter Handhabung von Kefleln oder der Beitfche an ven afrikaniſchen Küſten engagirt, d. 6. 
eonferibirt werden follten, demnächſt die politifchen (fogenannten) Infurgenten ber December: 
tage, und endlich diejenigen, welche nad) dem beſtehenden Strafredht zu Zwangsarbeit (travaux 
forces) verurtheilt worden waren. Welde von diefen drei Klaſſen am meiften zu bedauern war, 
ift ſchwer zu enticheiven. Die Reger waren gewaltfam ihrer Freiheit entriffen — doch fie retteten 
wenigftens ihr Leben, meil fie allein befähigt waren, dem tropifihen Klima von Cayenne Trotz 
zu bieten. Die franzöflfhen Transportirten Dagegen waren bem fiern Tode von vornherein 
preiögegeben, ohne daß ihre Arbeitskräfte überhaupt verwenbbar geweien wären. Vom finau- 
ziellen Standpunkt aus Hatte bie Geſetzgebung bei ihren Transportationen allervings recht. 
Die Trandportloften mit Cur⸗ und Beerbigungsfoften zuſammengerechnet liefern bei einem zu 
längerer Freiheitsſtrafe verurtheilten Verbrecher, deſſen baldiger Tod vorausberechnet werden 
kann, immer noch eine erhebliche Erfparnig im Vergleich zu mehrjährigen Haftkoflen. In einer 
Botſchaft des ehemaligen Prinz: Präfidenten (1850) war wenigftens der Geſetzgebende Körper 
darauf aufmerkſam gemacht worden, daß die in ven franzoͤſtſchen Bagnos beichäftigten Sträf- 
linge „ba8 Budget zu fehr belaſteten“. 

Da eine Geſchichte der franzdfifchen Transportationdgefege, von denen jedes einzelne einen 
tiefen Bruch in die Grundprincipien des Strafrechts gemacht bat, an diefer Stelle nicht gegeben 
werben kann, obwol ſich piefelbe von der Straffolonifation jelbft ſchwer trerinen läßt, fo iſt nur 
zu bemerfen, daß die Transportation eine eigentlidde Stätte in Frankreich durch Geſez vom 
30. Mai 1854 gefunden bat, wodurch die Strafe ver Zwangsarbeit in den Kolonien mit Aus- 
nahme Algeriens zu vollſtrecken ift; Dazu treten denn noch die Beftimmungen des Verbädhtigen- 
gejege® (loi des suspects) wegen ber politiſch Gompromtittirten, infofern als dieſe gleichfalls 
ohne weitered gerichtliches Verfahren nach Cayenne befordert werben können. 

Die erſte gefeggeberifche Erwähnung von Gavenne findet fidh in dem Decret vom 8. Dec. 
1851, nachdem eine unter dem Borfig des Admirals Mackau eingejegte Gommilfion längere Zeit 
hindurch bei der Auswahl einer zur Straffolonifation geeigneten überfeeifchen Beflgung zwi- 
ſchen Neucalevonien und Guiana gefhwanft hatte. Außer wenigen Cingeweihten wußte da⸗ 
mald noch niemand, was der Name Cayenne zu bedeuten hatte, und daß fämmtliche Briefe aus 
jener Kolonie mit einem ſchwarzen Siegel verſchloſſen zu fein pflegen. Der erſte Iranspous 
verließ den Hafen Brefl am 31. März 1852 und führte 311 Sträflinge nad) Cayenne. Unter 
den geſundheitspolizeilichen Inftructionen für die foloniale Gefängnißverwaltung beſindet ſich 
eine Anordnung, welde fi auf den erften Transport bezieht und welche beweift, daß Die franzö- 
fiſche Regierung mit voller Überlegung und Keuntniß aller Umſtände das bevorſtehende Schickſal 
ihrer Kolontften in Cayenne berechnet hatte. Sie ſchrieb mit außerordentlicher Menſchenfreund⸗ 
lichkeit vor: daß auf jeder Fleinen Verbrecherſtation ein Kaften mit Arzneimitteln in beflänbiger 
Bereitſchaft gehalten werden jolle und Daß iede ausziehende Arbeitertruppe von einem Trans⸗ 
portkorbe für Erkrankte in ähnlicher Weiſe begleitet fein folle wie die frangöfifchen Truppen im 
Felde! (Vgl. Berenger, „De la r&pression pönale‘‘, I, 40.) Es Hanvelte fi alfo um eine 
Schlacht gegen dad Klima, bei welchem Todesfälle voraudgefehen waren. @leichzeitig mit dem 
Eintreffen des erſten Verbrechertransportes wurde bad vorhandene ärztliche Werjonal in Der 
— um 12 Chirurgen, 3 Apotheker, 18 Barmherzige Schweſtern und 19 Subalternbeamten 
vermehrt. 

Fragt man demnächſt nad dem Syftem der Straflelonifation ſelbſt, fo läßt Ach parüber bei 
dem Schweigen der franzoͤſiſchen Berichte keinerlei Auskunft geben. 6 ſcheint jedoch der Plan 
obgemaltet zu haben, von einzelnen im Intexeffe pollzeilicher Steherheit ausgewählten Ceytetal⸗ 








Kolonien (Straftolonien) 306 


punkten eine Gultivirung der umliegenden Diftriste Durch Geſammtarbeit der Sträflinge vor- 
nehmen zu laffen. An ein Affignationsfoftem nad) englifhem Vorbilde over an Landverleihun- 
gen zur eigenen Cultur war biöher Schon deswegen nicht zu denken, weil Die Regierung in be- 
fländiger Sorge wegen möglicher Fluchtverſuche lebt und allerdings darauf rechnen kann, daß 
nur bie unmittelbare phyſiſche Gewalt im Stande if, irgennjemand an den Boben von Guiana 
zu fefleln. Nicht einmal die beflimmt und feierlich eingegangenen Verpflichtungen zur Landver⸗ 
leihung, durch deren Verheißung fid einzelne Sträflinge vor dem Beleg vom 30. Mai.1854 
zur Transportation nach Cayenne anwerben ließen, find erfüllt worden. Thatſächlich iſt daran 
allerdings wenig gelegen, denn es darf gegenwärtig als feflgeflellt angenommen werben, daß 
Europäer zur Feldarbeit in den tropifhen Gegenden ver ſüdamerikaniſchen Oſtküſte gänzlid 
unfähig find. Die einzig fiddere Beihäftigungsmethobe ver in Cayenne angelangten Trans- 
portirten befteht vielmehr darin, ihre früher angefommenen Benoflen zu beerdigen. 

Wenn man den Zufland der franzäfifchen Straffolonifation in Gayenne mit Binem Worte 
bezeichnen ſoll, jo heißt Died Wort Verzweiflung! Krankheit und Tod find der Willlommen für 
den Curopäer, ber an jener Küfte landet, die zu den ungeſundeſten Streichen der geſammten 
Ervoberflähe gehört. Eine feuchte, windſtille Hige, vie felbft des Nachts keine erhebliche Ab⸗ 
fühlung erfährt, brütet über den ungeheuern Sümpfen von Guiana, welches von den beiden 
Stromgebieten des Amazonenſtroms und des Orinoco eingefaßt und von ungefähr 22 grd- 
Bern träge dahinſchleichenden Flüffen. durchſchnitten wird, jene Miaſsmen aus, welde ber 
Natur des Europäers verberhlich werden. Außer den Flimatifhen Sumpfflebern halt aber noch 
das feit 1852 jährlich wiederkehrende Gelbe Fieber feine reichliche Ernte. Die ärztlichen, dem 
franzöjifhen Marineminiflerium abgefintteten Berichte über pie Epidemie des Jahres 1851 
(abgedrudt in den „Annales maritimes”, Jahrgang 1852) erfüllen jenen Unbefangenen wit 
Abſcheu gegen diejenigen, welde zu einer Straffolonifation in einem folden Lande gerathen 
oder mitgewirkt haben. Selbft die geſchickte Darftelung und vie geichichtliche Treue des „Mo- 
niteur‘' vermag in den Berichten über Cayenne, die bis vor Eurzer Zeit die einzigen Quellen ber 

Kenntniß bildeten, die Wahrheit nicht ganz zu entſtellen. Nach feinen Angaben (vgl. Berenger, 
„De la röpression penale”, I, 406) betrug die durchſchnittliche Sterblichkeit 7 Proc. ; auf der 
Strafitation zu Montagne d'Argent an der Mündung bes Oyapor flieg fie auf 17 Proc. und in 
St.-⸗Georges am obern Laufe deſſelben Fluſſes auf 20 Proc. („Moniteur‘ vom 27. Yebr., 
2. April und 5. Juli 1855). Ganz anders lauten dagegen die Berichte der Geſellſchaft Jeſu, 
welche in Cayenne eine Miffion für den ſeelſorgeriſchen Dienft der transportirten Sträflinge 
unterhält. (Vgl. „Mission de Cayenne et de la Guyana frangaise”, Paris 1857.) Bei ben 
vielen Verpflichtungen, welche die Jeſuiten der franzoͤſiſchen Regierung fhulbig find, ip Feine 
Beranlaflung zu ver Annahme, daß ihre Sterblichkeitstabellen die traurige Lage jener Kolonie 
übertreiben. In ihren Correſpondenzen wird verfichert, daß die Mortalität an einzelnen Stellen 
jährlih 40 Proc. betrug. Die Gefellihaft ſelbſt Hatte die bitterſten Verluſte unter ihren 
Miffionaren zu beflagen. | ' 

Gleichzeitig mit einem unerbistlihen Naturgejeg, welches den Gingang in died Land üppig- 
fer Vegetation verjchließt und die Todesſtrafe über denjenigen verhängt, ver ihre Schäße anzu 
greifen verſucht, ſtrebt die franzöfifche Kolonialgefeggebung,, ſoweit diefelbe auf ven Aufenthalt 
der Transportirten Bezug hat, demfelben Ziel ver Grauſamkeit zu. Schon das Geſetz vom 
30. Mai 1854 hatte die urfprünglich zeitigen Freiheitsſtrafen (mit rückwirkender Anwenbung!!) 
dadurch zu lebendlänglihen gemadt, daß jever.zu mehr als acht Jahren Zwangsarbeit Verur- 
theilte zum lebenslänglicden Aufenthalt in Cayenne gehalten. bleibt. Jeder entlaflene Verbre⸗ 
er, alſo jeder freie Kolonift, ver beftraft worben tft, wird, mofern er ohne einen Paß des Gou⸗ 
verneurs Cayenne verläßt, mit ein- bis vreijähriger Zwangsarbeit beftraft. Ber dem natür- 
lihen Gefühl ver Selbfterhaltuug gehorchend, dem Tode durch einen Fluchtverſuch zu entrinnen 
oder feinem Siechthum Hellung zu verſchaffen unternimmt, wird mit fünfjährigem Zuchthaus 
oder, wenn er lebendlänglich verurteilt ift, mit dem Schleppen einer doppelten eifernen Kette in 
einem tropifchen Klima beftraft. (Art. 7 und 8 des Geſetzes vom 30. Mai 1854.) Und end- 
li} bleibt es noch zweifelhaft, ob dies graufame Beleg durch einen wenigftend gerechten Richter 
angewendet wird: Denn alle Transportirte find einem militärifchen Specialgerichtshof unter- 
worfen. Nach dem Decret vom 29. Aug. 1855 werden die Kriegögerichte in den Kolonien als 
competente Gerichtsbehörde für alle Sträflinge und ſelbſt für vie entlaffenen Verbrecher, vie in 
Cayenne bleiben müflen, hingeſtellt. Alle Regeln und Gtrafgefege, welche die militaͤriſche 
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Dischplin und Subordination betreffen, find gleichzeitig für anwendbar auf die Transportirten 
erflärt. 

Der Blutdurft der wahnfinnigften Tyrannen der roͤmiſchen Kaiferzeit hätte Feine Strafe er: 
finden koͤnnen, welche dem zwangsweiſen Aufenthalt in Eayenne vergleichbar wäre. Das De: 
portationdgefeß vom 8. Juni 1850 hatte ausprüdli die Infeln Nukahiwa und Bitahen, 
welche zu der Marquefasgruppe gehörten, als Deportationsorte für politifhe Verbtecher be⸗ 
zeihnet. Den Iuntinfurgenten war durch die Transportationdgefege ein zwar peinlicher, aber 
im Vergleich zu Gayenne immer noch erträglicher Aufenthalt in der Provinz Konftantine ange- 
wiefen morven. Einfache Decrete haben dieſe Gefepe umgeftoßen und an bie Stelle der Freiheit®- 
firafe eine maskirte Tobesftrafe geſetzt, welche durch die Fieber von Bayenne vollfiredt wird. 
Was ift im Vergleich zu ſolcher Strafe die Transportation nad Sibirien, auf welche früher das 
Verdammungsurtheil der gefammten gebildeten Welt gefallen iſt? Der Liebling des Gouver⸗ 
neurs von Cayenne würde mit dem geringften Minenarbeiter in den Bergwerfen des Altai tau⸗ 
fen. Die Schredniffe neapolitanifcher Gefängniffe, die Greuel ver ſpaniſchen Inquiſition, ber 
Folter und der Herenprocefle finden ein vollkommenes Ebenbild an dieſer Strafe Frankreichs. 
Die Straffolonifation von Cayenne iſt eine Kolontfation des Kirchhofs, und die franzöftide 
Sprache Hat unfere geographifcgen Kenntniffe bereichert, indem fle von einer colonie mortuaire 
redet. Die gefammte frühere Koloniſationsgeſchichte des franzoͤſiſchen Guiana zeigt ein beftan- 
dig wiederkehrendes Mefultat ver von der Negierung gemachten Anftrengungen. Unter Lud⸗ 
wig XIV., mie unter dem Serzog v. Choiſeul find Unternehmungen fehl gefchlagen, die mit 
größern Mitteln angelegt und forgfältiger vorbereitet waren, als die in der neuern Beit unter: 
nommene Straflolonifation. Alle diefe traurigen Erfahrungen haben dennoch nit genügt, 
die Opfer der Gegenwart vor einem gleichen Schickſal zu bewahren. Allein trog aller Leiden, 
denen die Transportirten in Cayenne audgefegt find, werben ſich ſelbſt unter ven verworfenfien 
Sträflingen wenige finden, die nach reiflicher Überlegung ihre Freiheit dadurch wiebererfaufen 
möchten, daß fie pie moralifche Verantwortlichkeit übernehmen, welche die Urheber einer ſolchen 

‚Strafe trifft. Fehler, Berfehen und politifcher Eigenfinn, der fi an Vergangenes anflammerte, 

find an den frühern Dnnaftien Frankreichs durch ein firenges Weltgericht mit dem Verluft ver 
Krone geahndet worden. Wenn Vergangenes einen Maßſtab für vie Zukunft bilvet, fo läßt 
ih von dem Genius der franzdfifchen Gefchichte erwarten, daß er für das Schickſal derer, bie in 
Gayenne einem in ihrem Urfprunge rechtswidrigen und das Wefen einer wahren Strafe ent⸗ 
ehrenden Leiden ohne richterliche8 Urtheil unterworfen wurden, dereinft noch firengere Rechen⸗ 
ſchaft fordern wird. Ä F. v. Holtzendorff. 

König, ſ. Kaiſer und König. 

Kopffteuer; Perfonenfteuer, Klaffenfteuer, Berfonalfteuern. ) Unter Berfonal- 
fleuern werden Im weitern Sinne diejenigen Abgaben verflanven, welche weder vom Grund und 
Boden nad Maßgabe feines Werthes oder Reinertrags, noch von den Bewerben, je nach dem 

-Umfange, der Art und der Bebeutung ber erwerbenden T’hätigfeit, erhoben werben. Im engern 
Einne unterſcheidet man von der Perfonalfteuer auch pie Rapital-, Befolbungs- oder Renten- 
fleuer, ingleichen vie Vermögens: und die Einfommenfteuer, ſowie diefenigen Steuern, melde 
von gewiſſen Erzeugniffen des Ackerbaues, der Viehzucht, oder der Induſtrie zu entrichten find, 
3. B. vom Tabad und Wein, von der Brauerei und Branntweinfabrifation. In biefem engern 
Sinne werben unter Perfonalftenern die den Perſonen obliegenden dffentlihen Abgaben ver- 
fanden, welche von allen einzefnen Perfonen oder von den zu gewiſſen Klaffen ver Einwohner 
gehörigen Individuen, fei e8 in gleichem Maß und Betrage, oder wenigſtens ohne Rückſicht auf 
befondere Vermoͤgensbeſtandtheile und Ginnahmequellen zu entrichten find. In dieſem engern 
‚Sinne gehört jedenfalls Die Kopf und die Klaffenfteuer zu ven Perfonaffteuern, und zwar zu 
den directen Abgaben, im Gegenfag zu den indirecten (f. Abgaben). Im allgemeinen kann man 
auch die Klaffenfteuer als eine Art von Vermögens: und Einkommenſteuer betrachten. Bon 
diefer letztern unterſcheidet fie ſich hauptſächlich dadurch, daß fie von einer genauern Darlegung 
des Umfangs und Werths des Vermögens, bezüglich von einer genauen quantitativen Ermitte 
lurg des im Jahresdurchſchnitt aus den verſchiedenen Cinnahmequellen herfließenden Einkom⸗ 
mens abfieht. Während die Einfommenfleuer den Ertrag der Nevenuen aus ven verſchiedenen 





1) gl. den Art. Orundfteuer, desgleichen Eintommenfener, ferner Abgaben und Ratafler. 
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Eintommensquellen berudfihtigt, veranſchlagt man bei der Bermögendfleuer ven nad Rauf- 
preifen oder Tarationen von der Behörde ermittelten over auch von den Steuerpflichtigen nach 
Selbſtabſchaͤzung angegebenen Subſtanzwerth ſowol von werbenden, als von nicht werben⸗ 
den Bermögensftüden, von Mobilien wie von Immobilien, ohne Rückſicht auf ven Reinertrag 
dieſer leßtern. 

Allerdings erſchien felbft ver fogenannte Schoß oder Hufen: und Giebelſchoß früher und vor 
Anlegung und Vervollkommnung der Kataſter als eine Art von Vermögens: und Einkommen⸗ 
fteuer (ſ. die Art. Orunbfteuer und Katafter), und dabei gleichzeitig, mit Rückſicht auf die Ab⸗ 
flufung der Stener nad dem Srunpbeflg,, nad der Hufenzahl, von Vier-, Drei=, Zwei: und 
Ein-, over Ganz-, Dreiviertel:, Halb, Einviertelhüifnergütern,, von Kofläthen-, Bärtner:, 
Häuslernahrungen, als eine Art Klaffenfteuer, welche nur um deswillen hauptſächlich den 
Grundbeſitz traf, weil dieſer das überwiegend wichtigfle und am meiften hervortretende Ver⸗ 
mögensobject war. 

Die Einfommenfteuer, welche 1798 in England anf Pitt's Vorichlag, dann 1842 auf An- 
trag Robert Peel's eingeführt wurde, verbient unbedenklich den Vorzug vor der Vermoͤgens⸗ 
fteuer. Letztere trifft und verzehrt oft in unverhältnigmäßiger Höhe die nicht werbenden Güter, 
während erftere nur einen kleinern Theil der Yahreseinnahme fordert und erfahrungdmäßig 
mit dem zunehmenden Wohlſtande fortlaufend wähft. Vgl. Rau, „Grundſätze ver Finanzwiflen- 
ſchaft“ (1851), 3b. IH, Abthl. 2, S. 150. 

Die Klaffenfteuer Hält als eine ganz allgemeine perlönliche Steuer zwijchen einer, ohne ge: 
naues Eindringen in die Bermögensverhältnifle ver Pflichtigen nicht ausführbaren Einkommen: 
fteuer und einer die Sefammtmaffe aller Binmohner ohne Unterfchien gleichtreffenden Kopffleuer 
die Mitte. . Sie verlangt nur die Einfhägung ber pflichtigen Hausſtände, Familien und Ein- 
zelnen in den verſchiedenen Klaffen zufolge des geſetzlich feſtgeſtellten Tarifs, nad einer auf we⸗ 
nigen, Teit erfennbaren Merkmalen berubenden Abftufung, mit Nüdfiht auf die Beſitz⸗, Be⸗ 
rufo⸗ und Lebensverbälmifle der verſchiedenen Volkoklaſſen und nad) richtiger Auffaflung und 
MWürbigung des diefen Berhältnifien entſprechenden Wohlftandes und Erwerbes eines jeden 
Steuerpflitigen. (Bgl. hierüber das preußische Gejeg wegen Einführung einer Klaffenfteuer 
vom 30. Mai 1820, fowie die Inflruetion über dad Verfahren bei der Veranlagung dieſer 
Steuer vom 15. Juni 1820 und die Inftruetionen vom 25. Aug. und vom 16. Sept. 1820 in 
Schimmelfennig, „Die preußiſchen diresten Steuern‘‘ [1843], I, 1, 10 und 14, nebfl den dazu 
ergangenen Erläuterungen.) Bei der Vervollkommnung des Steuerſyſtems iind demnächſt als 
Ergänzungen der Klaffenfteuer nach unten hin die Kopf: und Perſonenſteuer, nach oben bin bie 
Eintommenfteuer zu betrachten. 

Eine Glaffification der Bürger nah Maßgabe ihres Bermögend und Einkommens zum 
Zweck ver Übertragung von Staatöbenärfniflen und Sffentlihen Leiftungen kannten bereits die 
" Staaten des Alterthums. Vorzugsweiſe aber betrafen deren periodiſch wiederkehrende dffent- 
liche Leiflungen die Naturalpfliht zum Kriegsdienſt. Darauf beruhte die Steuerverfaflung 
Solon's, welche fi jedoch weientlih auf den Eataftrirten Grundbeſitz beſchränkte und vie vierte 
Klaffe der Heinen Bauern und Tagelöhner in der Regel vom Kriegäpienft wie von der Beſteue⸗ 
rung freiließ, fie vielmehr nur zur Vertheidigung des Landes beim Einbruch des Beindes ale 
Leichtbewaffnete oder zum Dienft auch der Flotte heranzog. (Boͤckh, „Staatöhaushaltung der 
Athener“, 1, 645— 653, 656; M. Dunder, „Beickhichte des Alterthums“, IV, 189 fg.) Des: 
gleichen berubte darauf In Rom die Klaflen= und Genturieneinthellung des Servius Tullius. 
(Niebuhr, „Rbmiſche Geſchichte““, I, 268 fg.; Mommfen, „Roͤmiſche Geſchichte““, Bo. I, Abthl. 2, 
©. 88.) 


Unbedenklich gehört diejenige Kopfſtelier, welche ohne Ruͤckſicht auf Vermögen und Ein- 
fommen blos nad der Zahl von Perfonen auferlegt wird, und in dieſem Kalle außer Zuſam⸗ 
menhang fleht mit einer Kiaflen: und Einkommenſteuer, zu den roheften und unvollfommenften 
Arten: ver Befteuerung. Wie Rau in den „Brundfägen ver Finanzwiſſenſchaft“ jagt, „ent⸗ 
ſprach fle dem Kindesalter des Steuerweſens, welchem fie ſich durch Die Leichtigkeit der Anlegung 
und Erhebung empfahl”. Noch beſteht auch in Branfreih unter dem Namen PBerfonalfteuer 
eine Kopfſteuer im dreifachen Betrage. des Lohnes gemeiner Handarbeit, welche alle Familien: 
väter, Ingleichen einzeln lebende Perfenen in ganz gleihem Betrage trifft. (Rau, a. a. O., 
©. 139.) Am längften und in ausgedehnteſter Welfe hat ſich die Beſteuerung nad Köpfen ober 
Seelen, unter ver Steuerform und Bezeichnung des „Obrock“, in Rußland erhalten. „Dort 
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entfpricht dieſe Art der Befteuerung dem, wie in der Familie jo in ver Gemeinde zur Erſchei⸗ 
nung fommenden Patriarchalſtaate und der vollkommenen Rechtsgleichheit der Glieder der Fa⸗ 
milie und der Gemeinde. An dem dieſer letztern gehörigen Grund und Boden hat ber einzelne 
und zwar jeber, der in ber Gemeinde geboren wirb, ganz gleiches Rutzungsrecht. „Da die Krone 
deshalb keine Veranlaffung hat, fi um die Ungleichheiten in ven Bermögendverhältuifien , wie 
in den geifligen und phyſtſchen Anlagen und Geſchicklichkeitten der Individnen zu kümmern, fo 
fordert fie von allen «a@eelens einen gleich Hohen Obrock.“ Urſprünglich vielleicht eine Laud⸗ 
abgabe oder Pacht, ift er Obrod in der Praxis eine Kopfabgabe, da im Innern der. Gemeinde 
fein Privateigenthum und fein individueller Befig an Grund und Boben befteht (vgl. Freihert 
v. Sarthaufen, „Studien über die innern Zuſtände, das Volksleben und insbefondere die länd⸗ 
lichen Einrichtungen Rußlands, Bb.I, S.XI und 335 ; II, 123; HI, 467). Dielimmwanbelung 
des Obrock in eine Grundrente wirb von der ruffifchen Negierung, in Verbindung mit ben Refor- 
men der gutsherrlichen und bäuerlichen Verhältniſſe, erft in neuerer Zeit angeftrebt (vgl. v. Hari⸗ 
hauſen, a. a. O., S. 455 fg. und 485 fg.). 

Bon Älterer Zeit ber beſtand auch in einzelnen preußifch = brandenburgifchen Provinzen, ic 
in Oftpreußen, neben dem Generalhufenſchoß von den Hufengranpflüden und neben dem Horn: 
und Klauenſchoß vom Biebftande, ein Kopfſchoß, der von allen Bewohnern des platten Landes 
beider Geſchlechter vom zwölften Rebensjahre ab, insbeſondere auch von Dienflboten und von 
den Lleinen auf Rittergut oder Domänenader angefievelten Srunkbeflgern mit jährlich 
10 Sgr., als Supplement des Generalhufenſchoſſes, zu entrichten war. (Säimmelfennig, 
a.a.D.,1,113 und 136.) Später wurde wiederum auch durch das Cdict über die Finanzen 
und das Abgabenwefen vom 7. Sept. 1811 (,‚Breußifche Geſetzſammlung“, S. 263 fg.), neben 
andern Steuern für das platte Land und vie Fleinen Städte, eine firtrte Perfonenfleuer zu jähr- 
lich einem halben Thaler von jeber Berfon ohne Ausnahme, vom vollendeten zwölften Jahre an, 
behufs Tilgung der Kriegsſchulden eingeführt, weldde das Gefinde felbft zu entrichten, jedoch der 
Dienftherr zu vertreten hatte. Sie flel indeß, gleich der Durch Gefeg vom 24. Mai 1812 in 
gleicher Noth eingeführten Bermögens- und Eintommenfeuer, bald wieder weg. Es trat hier⸗ 
nächſt in Preußen aud an deren Stelle, bei der vollfommenern Einrichtung bes Abgabenweſens 
durch die Geſetze vom 30. Mat 1820, für größere Städte die Mahl- und Schlachtflener, hinge⸗ 
gen in den Fleinern Städten und auf dem platten Laube eine Klaſſenſteuer, welde alle Einwoß- 
ner ohne Unterſchied (mit Ausnahme der Fremden, der Almofenempfänger und der activen Mili- 
tärperfonen) nad) Maßgabe ver Abſtufung von fünf Klafien traf. Die Hebung erfolgte in Der 
Megel nad Haushaltungen ; der einzelne hatte nur ven halben Say eines Hausſtandes und bie 
unterfte, aus Zohnarbeitern, gemeinem Geſinde und Tagelöhnern beſtehende Klafle für jene 
fteuerbare Berfon nur einen Groſchen zu entrichten, doch fo, daß Diefe Perfonenfteuer aus ein 
und derfelben Haushaltung niemals für mehr als drei Perfonen gezahlt werden burfte. Die 
fpätern Ergänzungen (vgl. Scyimmelfennig, Thl. IT) betrafen bauptfächlich pie Erhöhung wer 
Steuerbeträge in ven obern Klaffen. 

Die wefentlichfte Verbeſſerung aber erfuhr dieſe Befteuerung in Breugen mit der Einfüh⸗ 
rung einer claffifieirten Einfommenfteuer durch Dad Gefeg vom 1. Mai 1851. (,Breußifege 
Befegfammlung”, 1851, S. 193 fg.) Nach viefem Geſetz wird fortan 1) in allen nicht mahl⸗ 
und ſchlachtſteuerpflichtigen Orten (zu legtern gehörten damals 83 größere Stäbte) eine neue 
Klaffenftener von denjenigen Einwohnern erhoben, deren jährliches Einkommen den Betrag von 
1000 Thlen. nicht überfleigt; 2) gleigmäßtg im ganzen Staate, alfo auch in ven mahl: und 
ſchlachtſteuerpflichtigen Orten, eine claffifieirte Eintommenfteuer von allen @inwohnern ent: 
richtet, deren gefammtes jährliches Einkommen die Summe von 1000 Thlrn. überfleigt, auf 
welche Einfommenfteuer jedoch in den Orten, wo Mahl: und Schlachtſteuer zu entriäten if, 
jährlich die Summe von 20 Ihlrn. abgezogen wird. Die Klaſſenſteuer wird in drei Qaupt- 
klaſſen und in jener Hauptklaſſe nach verſchiedenen Abſtufungen erhoben, in denen bie einzelnen 
Steuerpflihtigen unter Berückſichtigung der für die Hauptllaften gegebenen Unterfgeinungs- 
merkmale einerfeitö, wie unter Berückſichtigung ihrer gefammten Verhältniſſe unb der durch 
biefe bebingten befonvern Leiflungsfähigkeit andererſeits einzufchägen find. Die niebrigile 
(erfte) Hauptklafſe umfaßt im allgemeinen biefenigen Grunbbefiger und Gewerbtreibenden, 
welche nach dem Umfange und der Beſchaffenheit ihres Beilgihums ober Gewerbes durch Das 
hierdurch gewährte Einfommen nicht ſelbſtaͤndig beftuhen können u fih.naher nad, Nebenver: 
dienſt, namentlich durch Tagelohn oder dieſem Abnlicye Lohnarbeit fuchen müflen; außerbem Die 
gewöhnlichen Lohnarbeiter, dad gewöhnliche Gefinde und die Tagelöhner. Gingegen umfaßt 
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die Höhe (dritte) Hauptklaſſe diejenigen, welche zwar auf einer hoͤhern Stufe ver Wohlhaben⸗ 
heit fih befinden, deren Geſammteinkommen jedoch Hinter dem Betrage zurückbleibt, welcher fie 
zur claffificirten Ginfommenfleuer qualificirt. Von der Klaflenfteuer ganz befreit find Berfonen 
vor vollendetem ſechzehnten Jahre, alle beim Heer und bei der Landwehr in Reihe und Glied 
befindlichen Unteroffiziere und Soldaten und Arme, in der unterflen Steuerflufe Berfonen über 
60 Jahre, wie Inhaber des Ciſernen Kreuzes u. ſ. w. Es beträgt in der unterflen Stufe der 
unterften Hauptflafle Die Steuer für jede fleuerpflichtige Berfon monatlih nur 1 gr. 3 Pf, 
wobei in derfelben Haushaltung niemals mehr als zwei Perfonen zur Steuer herangezogen 
merben dürfen. Der höchfte Steuerſatz in ber legten, zwölften Stufe ver pritten Hauptklafſe be= 
trägt monatlih 2 Thlr. Wegen der bei Veranlagung der Sinfommenfteuer geltenden Grund: 
täge ift der betreffende Artikel zu vergleichen. W. A. Lette, 

Koran, ſ. Mobommedanismus. 

Korngeſetze; Kornhaudel, Kornmagazine, Kornzölle u. ſ. w. (Production 
des Getreides. Kornpreiſe. Kornhandel. Korntheuerungen. Maßregeln 
dagegen. Einfuhrverbote und-Zoölle. Ausfuhrprämien. Ausfuhrverbute 
und Sperren. Ausfuhrzölle Cinfuhrprämien. Kornmagazine. Staaté— 
Kornhandel. Gewerbe: und HGandelebeſchränkungen. Maximum. Der freie 
Kornhandel.) I. Unter den zahlreichen, verſchiedenartigen und häufig fehr wichtigen Erzeug⸗ 
niffen des Pflanzenreichs bat fein einziges auf die Befchide des Menſchengeſchlechts dauernd jo 
weſentlich beſtimmend eingetwirft als das Getreide. Seine Gultur ward die Veranlaffung, daß 
der Menſch fih ſchon frühzeitig anfällig machte und damit ven Grund zu feiner immer fort: 
ſchreitenden Bervolllommnung legte; es ermöglichte vie Nieberlaffung größerer Menſchen⸗ 
maflen in den gemäßigten Zonen, deren Bewohner das Getreide ald das wichtigfte und un⸗ 
entbebrlihfle Nahrungsmittel betradten; es influirt noch heute auf alle Verhältniſſe des 
wirthſchaftlichen Lebens fo maßgebend und geſtaltend, daß biefelben von ihm abhängig gewor- 
den ind. 

Wie Jagd und Viehzucht urfprünglic nur diejenigen, welche ſich mit ihnen befchäftigten, 
verforgten, fo war es anfänglid auch mit dem Aderbau und fpeciell mit dem Getreidebau der 
Ball. Aber au auf dem Gebiet ver Ernährung und ver Befchaffung ver Nahrungsmittel aus 
dem Planzenrei trat bald vie Nothwendigkeit der Arbeitötheilung hervor und e8 bildete fi 
die Klaffe der Landbauer, welche die übrigen Bewohner ihrer Gegend mit dem zum Lebens: 
unterhalt nothwendigen Getreide zu verjehen unternahm. Damit entfland der Kornhandel. 
Nach und nach dehnte er ſich weiter aus. Nicht überall kann pad Getreide mit Ausſicht auf an= 
gemeflenen Erfolg in hinreichender Menge und guter Qualität erzeugt werben; günfliger ge⸗ 
ſtellte Bezirke kamen bald mit ihrem Überſchuß an Korn den andern weniger begünfligten zu 
Hülfe. Außerdem iſt der Getreivebau von vielen Zufälligfeiten abhängig; auf gute und mitt- 
lere Exnten folgen überall Misernten, welche oft ausgedehnte Bezirke und ganze Länder treffen. 
Damit wird der Kornhandel zwifchen Voͤlkerſchaften und Erdtheilen nothwendig gemacht und 
hervorgerufen und hat, namentlich in neuerer Zeit, infolge der fehr verbeflerten Communica⸗ 
tiondmittel die größte Bedeutung erlangt. 

Bevor wir vom Rornhandel eingehender fprechen, haben wir einen wenn auch nur flüchtigen 
Bid auf Die Production des Getreides zu werfen. Während wir in ber Negel, je nad) dem 
Bedarf, die Broduction der meiften Erzeugniſſe ver gewerblichen Thätigkeit In kurzer Zeit auf 
bad Zwei-, Drei-, ja felbft Hier und da auf das gehn: und Hundertfache zu fleigern vermögen, ift 
daffeibe bei der Production des Getreides, das wir überhaupt nicht machen, ſondern entſtehen 
laflen, nicht ver Fall. Hier finden wir an ber Ausdehnung bed cultivirten und cultivirbaren 
Bodens eine Brenze. Breili könnte in jenem Lande noch viel Grund und Boben dem Be: 
treidebau als für denfelben mehr oder minder geeignet überwielen werben; aber neben ven Ge⸗ 
treideädern, die wir überbied dem Sruchtwechfel unterwerfen müſſen, bepürfen wir noch Felder 
für Flachs, Hanf, Kartoffeln, Oelſaat u. f. w., Wiefen und Wälder, die wir nicht zu fehr be= 
Ihränken dürfen. Was ferner bie vorhandenen Acker betrifft, fo können fie zwar intenfiver be⸗ 
arbeitet, beſſer gedängt, einer einträglidgern Gulturart unterworfen werben; aber der Ertrag 
alter Äcker eines Landes fleigert fich bei derartigen Verbeflerungen in wenigen Jahren kaum um 
einige Broemte. Abgeſehen davon, daß jede Vermehrung des Anbaues, wenn fie nachhaltig fein 
ſoll, von zahlreihen Bedingungen, welche erſt nad einer Meihe von Jahren erfüllt werben 
koͤnnen, abhängig if, ift gerade ver Aderbau am wenigften geneigt, auf neue Methoden einzu: 
sehen, neue Syſteme anzunehmen und ſchnell durchzuführen. Unter viefen Umſtänden wirb 


310 Korngefege 


das Maximum der Getreideproduction, welches ein Land in den nächſten Decennien erreichen 
kann, in bevölferten Ländern nicht weſentlich höher als ver zeitige Ertrag fein innen. 

Auch in anderer Hinficht noch iſt die Getreideproduction beſchränkt und gehemmt. Gie 
bindet fi nämlich unabänberlih an die Jahreözelten. In einem beftiinnten Monat muß ge: 
fäet, in einem andern geerntet werden; der Menſch bat ſich ven von ber Natur geftellten Be⸗ 
dingungen zu fügen und jedes Widerſtreben dagegen iſt nicht mur nuglos, fondern auch ver: 
derblich. Wir vermögen ebenfo wenig zweimal im Jahre zu ernten, als ven Ertrag des 
Bodenanbaues nah Qualität und Quantität näher zu beflinmen und zu regeln. 

Ferner find wir vom Grund und Boden auch infofern abhängig, als wir Ihn nicht frei 
wählen können. Wir müſſen Ihn troß feiner großen Verſchiedenheit nehmen, mie wir ihn 
finden. Der wirklich gute Getreideboden ift faft nirgends in ausreichender Menge vorhanden; e# 
muß geringerer hinzugefügt werben, ver freilich dur Aufwendung von Arbeit und Kapital 
verbeffert, aber niemals dem guten gleichgeftellt werden kann. Außerdem ift die Lage ver Ader 
von Bedeutung ; Ader von gleicher Bodenbeſchaffenheit fordern je nach ihrer Lage größern ober 
geringern Kapitalaufmand, mehr oder weniger Arbeit. Je mehr die Bevölkerung eines Landes 
anwächft, defto mehr müffen fehlechtere oder ungünftiger gelegene Grundſtücke zur Oetreidepro⸗ 
duction verwendet werden. Da auf ihnen Getreide nur dann erzeugt werben kann, wenn bie 
Productiongkoften deffelben auf Die Dauer mit dem Preife des Korns üÜbereinflimmen, fo muß die: 
fer bereit eine gewiſſe Höhe erreicht Haben ; die Ausbeutung der Adergrunpftüde geringer Qua⸗ 
Ittät kann daher erſt nach und nach erfolgen, je nachdem die Conſumtion, Die Nachfrage und damit 
ver Preis fleigt, und wenn die beffern Ader und Felder bereits eine Grundrente gewähren. 

Faffen wir diefe Momente nochmals ind Auge, fo beftätigt fi, was bereits angeweutet 
wurde, daß die Getreiveproduction eines Landes, wenn fie überhaupt an Ausdehnung gewinnt, 
nur langfam fortfchreitet; felbft In ſchwach beuäfferten Gegenden tft ed ver Fall, vorausgeſetzt, 
daß nicht Kolonien Menſchenkräfte und Kapital maffenhaft zuführen. Der Durchſchnittsertrag 
eines Decenniums weicht daher von dem der ihm vorhergehenden und ihm folgenden Beriode nur 
wenig ab. Bei den einzelnen Jahren können ſich freilich mefentlihe Schwanfungen heraus⸗ 
ftellen, aber fie werben, falls nicht ein erfchöpfender Krieg berrfcht, nicht durch Beſchränkung des 
Anbaues und geringere Aufwendung von Kapital und Arbeit hervorgebracht, fondern lediglich 
durch Ginflüffe ver Natur, welche ven Exrnteertrag beftimmen, gute, mittlere und ſchlechtere 
Ernten bewirken. Steigert fi indeſſen ausnahmöwelfe die Getreivepropuction eines Landes 
dur durchgreifende Verbefferungen der Landwirthſchaft, fo pflegt auch binnen kurzer Zeit bie 
Bevölkerung gleihmäßig anzuwachſen und ebenfo tritt erfahrungsmäßig vie Berminderung 
derfelben ein, ſobald die Bodencultur Rückſchritte macht. Im erftern Fall fleigt, nachdem Die 
Preife anfänglich gefunfen find, die Nachfrage wieder, im legtern nimmt fle, wenn bie Breile 
eine gewiſſe Höhe erreicht haben, ab; in beiden Fällen nähern ſich die legtern aber bald dem 
frühern Stande. Daher kommt es, daß die Ducchfchnittöpreife des Getreides, wenn fie für 
längere Perioden berechnet werben, nur geringe Schwankungen zeigen. 

Während dies aber ver Fall iſt, weichen die Kornpreife der einzelnen Jahre, wie bereitd er: 
wähnt wurde, oft außerorbentlih voneinander ab. Auch beim Getreidehandel wie bei jedem 
andern Berfehr hängt der Preis von Angebot und Nachfrage ab, aber es find bei Beurtbeilung 
und Feftftellung der beide und den Preis ſelbſt regelnden Verhälmiffe mehrere ſehr weſent⸗ 
liche Umſtände ins Auge zu faſſen. Zunähft nämlich, daß dad Getreide ein unentbehrliches 
oder geradezu das unentbehrlichfte Nahrungdmittel if, welches für die große Maſſe der Bevölfe- 
rung nur zu einen geringen Theil vurd andere erfeßt werben kann, Je mehr ein But dem 
Luxus dient, je leichter es ganz ober theilweife entbehrt wird, deſto mehr pflegt, je nachdem das 
Angebot größer oder Fleiner wird, im erflen Fall die Nachfrage zu=, im zweiten aber abzu⸗ 
nehmen; die Preife finken und fteigen deshalb weit weniger, als nad dem Verhaͤltniß des An: 
gebots, mie e8 fi zu verſchiedenen Zeiten geftellt hat, vermuthet werben Einnte. Ganz ander& 
ftebt e8 beim Getreide. Nach einer außerorventlih guten Ernte kann die Gonfumtion beim 
Korn nit, wie etwa beim Wein, bedeutend wachfen, nach einer Misernte nicht ſtark abnehmen; 
die Nachfrage bleibt Daher des veränderten Angebotd ungeachtet nahezu dieſelbe, welche fie bei 
normalen Verbältniffen, d. 5. bei mittelguter Ernte ift. Infolge deſſen finten bei vermehrten: 
Angebot die Preife außerorventlich, während jle Hei vermindertem, welches den Bedarf nicht 
vollſtändig deckt, ebenfo außerordentlich Feigen. Wenige Prorent Ausfall am Durchſchnitts⸗ 
ertrag einer Ernte koͤnnen, wenn reiche Vorräthe aus den Vorjahren fehlen und aud nicht 
ſchnell eine flarfe Einfuhr hervorgerufen werden kann, ven Preis des Korns um 50, 80, ja 
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100 Proc, in die Höhe treiben ; wenige Procent Überſchuß, namentlich wenn ſolche Borräthe vor- 
handen find, un ebenfo viel herabdrücken 

Schon die Beforgniß, daß Mangel an dem nothiwenbigen Getreide vorbanden fein möchte 
oder entſtehen könnte, wirkt fehr auf ven Preis ein. Es genügt nicht, um den Marktpreis des 
Getreides auf einem niebrigen Standpunkt zu halten, daß die eben vollendete Ernte eine gute 
war; jobald Umflände eintreten, welche auf den Ausfall ver nächſtfolgenden nachtheilig einzu: 
wirken feinen, gehen die Preife mehr oder weniger Ichnell in die Höhe. Schlechtes Saatwetter, 
allzu große Näſſe oder Trockenheit u. |. w. berühren die Kornpreife empfindlich, und felbft zu: 
fällig geringer Beſuch der Märkte kann, weil es für einen gewiflen Bezirk Beforgnifle erweckt, 
Preiöfleigerungen, welde länger als die Beranlaffung dauern, hervorrufen. Iſt vie Gente 
ſchlecht ausgefallen, fo gewinnt, je weniger ſich die vorhandenen Borräthe überjehen und als 
ausreichend feſtſtellen laffen, die Befürchtung Raum, daß eine Theuerung, d. h. ein Noth = und 
Unglüdsjahr, in Ausficht ſtehe; die Nachfrage nimmt fehnell zu, dad Angebot, da die Produ: 
centen, um höhere Preiſe zu erzielen, foviel als möglich zurückzuhalten ſuchen, ebenfo ſchnell ab, 
Die auf den Markt kommenden Ouantitäten werben zum Theil von Speculanten, Kieinhänd: 
lern und Conſumenten augefauft und aufgefpeidhert: die Folge Davon aber ift eine Preisſteige⸗ 
rung, welche in feinem richtigen Verhältniß zu dem Ausfall ſteht und die erft dann einem mit: 
unter rapiden Sinfen Play macht, wenn die gehegten Befürdtungen als unhaltbar nachgewieſen 
find. Zwar haben fi die Communicationsmittel in den legten 50 Jahren ungemein ver- 
beflert, hat der Getreivehandel an Ausdehnung und Bedeutung gewonnen und kann jelbft aus 
weit entlegenen Gegenden Zufuhr berbeigefchafft werden: dieſe Zufuhr iſt aber meiſt erſt dann 
möglich, wenn bie Preife über dem gewöhnlichen Niveau fliehen, und außerdem Hat vie Erfah: 
rung gelehrt, daß jie nur einen verhältnißmäßig Eleinen Theil der Conſumtion, welche in den 
meiften Ländern hauptſächlich aus dem Lande felbft gevedt werden muß, befriedigt. Die Aus: 
ſicht, Daß eine ausreichende Cinfuhr ftattfinden werde, vermag daher die Beforgniffe nicht fofort 
zu befeitigen, die Erhöhung der Kornpreife nicht zu verhüten. 

U. Je größer nad dem eben Angeführten die Variationen der Kornpreife überhaupt und 
jelbft in einem und demſelben Jahre fein koͤnnen, deſto gefahrvoller ift ver Kornhandel, ver auch 
infolge noch anderer eigenthünlicher Umflände ji ſchwierig geflaltet. Jeder Kaufmann, ber 
Kornhändler faſt allein ausgenommen, hat in der Regel mit Factoren zu thun, die er mehr 
oder weniger genau kennt, deren Action er mindeſtens annaͤhernd zu berechnen vermag. Wo 
das nicht der Fall iſt, vermag er ſich wol durch Vorſichtsmaßregeln, Verſicherungen u. |. w. zu 
ſchützen. Beim Kornhandel ift eine derartige Berechnung rein unmoͤglich, denn auf den Ernte: 
ertrag und infolge deſſen auf dad Angebot und die Preife übt die namentlich in den gemäßigten 
Klimaten häufig wechſelnde Witteruug, die fich im voraus nicht errathen läßt, ven weſentlichſten 
Einflup aus. Während heute die ſchoͤnſten Ausfichten auf eine gute Ernte vorhanden find, er⸗ 
ſcheinen nach einer Woche die ſchwerſten Befürchtungen gerechtfertigt, und dieſe wieder fönnen 
nad) einem gleichen Zeitraum durch die beflen Hoffnungen erfegt werden. Dft findet ein folcher 
Wechſel den ganzen Sommer hindurch ununterbrochen flatt ; in andern Fällen dauern bie guten 
Grnteaußfihten monatelang fort, werben aber dennoch ſchleßlich getäufcht. Dabei wirkt die 
Witterung, ſelbſt wenn fie ganz gleichmäßig ift, auf die einzelnen Bezirke eines Landes je nad) 
den in ihnen herrſchenden klimatiſchen und Bodenverhältniſſen ſehr verſchieden; während bie 
Getreideernte einer Provinz reichlich und gut ausfällt, iſt die der andern ganz gering. Berner 
fönnen Krankheiten des Getreides, Hagelſchlag u. ſ. w. eintreten und ihre Wirkungen für biefe 
ober jene Gegend von Bebrutung werben. Wirh fhon dadurch für ven Kaufmann die Überficht 
der jeweiligen Situation in einem einzelnen Lande erfchwert und faft unmöglich gemacht, fo ift 
diejelbe noch weit ſchwieriger zu gewinnen, wenn jelbft die Ernteausſichten und die Erutelagen 
entlegener, oft nicht einmal genauer befannter Länder ins Auge gefaßt werben müflen. 

Ein anderer Umſtand, welder ven Getreidehandel fehr erſchwert, ift der, daß Korn über- 
haupt nicht ohne Nachtheil lange Zeit lagern kann, und daß feine Auffpeiherung große Schwie⸗ 
rigkeiten mit jich führt. Die Herflellung auögevehnter, fefler, trocdener und Iuftiger Magazine 
veruriacht große Koſten und das Getreide felbft muß oft umgeſtochen werben, trodnet ſehr zu: 
ſammen und leidet nicht felten durch Infekten. Kerner erfordert der Kornhandel bedeutende 
Kapitalien, welche, wenn die Aufipeicherung ftattfindet, buch ihre Zinfen den Ankaufspreis be- 
trachtlih erhöhen, Außerdem find die Transportkoſten des Getreides, das im Verhältniß zu 
feinem Breife voluminoͤs ift, hoch und kann daſſelbe nur bei fehr vernollfommmeten Gommuni- 
ationsmitteln nah allen Richtungen bin auf weite Strecken beförvert werden, Mehr noch als 
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in den Magazinen iſt es auf den Tranbport dem Verderben und ber Beſchaͤdigung durch Hige, 
Beuctigkeit und Froſt audgefegt, zumal ver Kornhändler nicht die günftige Jahredzeit wählen 
kann, fondern die ungünfligfte annehmen muß und dabei leicht in die Hände unvorfichtiger ober 
diebiſcher Schiffer fällt. 

‚Weiter fommt in Betracht, daß faft alle Länder unfers Erdtheils in guten Jahren ihren 
Bedarf an Getreide erzeugen, im ſchlechten aber auswärts ankaufen müflen. Der Getreibe: 
Händler und Kornpeeulant kann daher nit wie jeder andere Kaufmann außerhalb Landes feſte 
Hanbelsverbindungen anfnüpfen; er muß, ſobald die Einfuhr vortheilhaft erſcheint; ſchnell er⸗ 
mitteln, mo hinreichende Borräthe und billige Preiſe exiſtiren, und bald hier, bald dort kaufen. 
Ebenſo wenig hat er, wenn er ausführt, alljährlich die gleichen ſichern Abfagorte und Abnehmer 
Infolge deflen kommt er Teicht mit unzuverläffigen Leuten in Beziehung und muß, da er fletd 
ſchnell anzufaufen, bezüglich, weil die Wieverausfuht unmöglich iſt, zu verfaufen hat, hohe 
Preife bemilligen, zu billigen losſchlagen. Dabei ifl ver Trandport großen Zufälligfeiten aus: 
gefegt; bie geringfle Verzögerung kann die befle Speeulation zu einer ſehr fchlechten machen. 
Nur der Kaufmann, welcher außer dem Kornhandel ein ausgedehntes Handelsgeſchäft betreibt, 
bedeutende Rapitalien zur Verfügung hat und zugleich ſelbſt fehr empfindliche Verluſte zu er: 
tragen vermag, kann fi mit einiger Sicherheit auf den Kornhandel einlaffen, ohne gerade ein 
Spiel zu treiben, das dem Hazardſpiele nahe ſteht. 

Die großen Schwierigkeiten, welche der Korn: Großhandel zu überwinden hat und bie wir 
nur theilweije anführen konnten, ſowie dad große Riſico, dad mit ihm verbunden iſt, haben be: 
wirft, daß er keineswego in fo großer Ausdehnung, ald es oft auf den erften Blick erfcheint, be: 
trieben wird. Selbft in Theuerungsjahren liefert er in der Negel nur wenige Procente de ge: 
fammten Bedarf an Getreide. Mit feiner großen Handelsflotte tonnte England in den beiven 
Sahren 1801 und 1802, der damals herrichenden hoben Breife ungeachtet, aus dem Auslanıe 
im ganzen nur fo viel: importiren, al in einem Monat confumirt wurde. Ein regelmäßiger 
Kornhandel findet nur nad den Rändern flatt, welche, wie z. B. die Schweiz und Norwegen, 
altjährlih einen großen Theil ihres Bedarfs einführen müflen. Alte hocheultivirten,, dicht be: 
völferten Länder bedürfen der Einfuhr, während die ſchwach beuölferten, melde vorzugsnrile 
auf den Aderbau hingewieſen find, exportiren. Gegenwärtig beziehen in Europa hauptſächlich 
England, Holland, Belgien, die Schweiz, Norwegen und Griechenland Getreide aus dem Aus⸗ 
lande, während Rußland, Polen, die untern Donaulänver, Agypten und Norbamerifa fomie in 
der Regel auch Deutfchland beträchtlich ausführen. 

III. Seine lebendigſte Thätigkeit übt der Kornhandel aus, fobald Theuerungen eintreten. 
Man hat die Theuerungen in feheinbare, melde durch eine Berminderung bed Werthes der 
gangbaren Taufhmittel entfliehen, und in wirkliche, vie entweder durch Zunahme der Rad: 
frage oder dur Abnahme des Angebot hervorgerufen werden, gefchieben; nur bie legtem 
haben für den Rornhandel Wichtigkeit. Ferner find als künſtliche Theuerungen im Gegenſat 
zu den natürlichen diejenigen bezeichnet worden, melde von ven Producenten und Händlern 
dur Zurüdhaltung der vorhandenen Borräthe hervorgerufen werben, bie aber, weil fie niät 
auf wirklichem Mangel berußen, namentlih in unferer Zeit, in der Regel keine außerordent⸗ 
lien, längere Zeit andauernden Preisfleigerungen veranlaflen und nothwendigerweiſe bald 
wieder ein Ende nehmen müffen. 

Natürlide Theuerungen können durch Störungen in den politifgen Berhältnifien vr? 
Landes, durch Unruhen, Revolutionen und Kriege bewirkt werben, in der Negel haben fie aber 
im Miswachs ihren Grund. Je ſchlechter die Ernte ausfällt, je größer das Gebiet ift, in wei: 
dem die Kornprobuction die Gonfumtion nicht deckt, und je weniger rafch und gründlich der 
Kornhandel auszuhelfen vermag, defto ſchneller, höher und allgemeiner fleigen die Kornpreiſe 
deſto intenfiver und ertenfiver geflaktet ſich die Theuerung. Jede Korntheuerung ift für dad 
Land, welches fie trifft, ein Unglück; alle Berhältniffe werben von ihr berührt und aus ihrem 
Gefüge gerifien, die wirthſchaftliche Thätigkeit leidet, inpuftrielle und Handelskriſen brechen 
herein, der Arbeitslohn finft, die Nachfrage nach Arbeit nimmt ab, politifche Gefahren fleigen 
auf, die Geſundheit und felbft das Leben ver Cinwohner werben bedroht. Namentlich die Ge⸗ 
ſchichte früherer Sahrhunderte ift reich an fhauervollen Bildern aus ben Hungerijahren, und 
wenn auch in ber neueflen Zeit mit den großen Gulturfortfägritten, welche umfer Erdtheil ge⸗ 
macht hat, die Misernten und die Theuerungen feltener und ſchwächer geworben find, fo find 
doch auch im 19. Jahrhundert ihre Wirkungen, weil fie bad ganze complicirte wirthſchaftliche 
Gebäude erſchũttern, ſchreckenerregend geweſen. 
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Unter diefen Umſtänden kann ed nit auffallen, bad alle Staaten und alle Regierungen 
nach Mitteln gefucht Haben, fowol um Iheuerungen zu verhüten, ald um fie, wenn ſie dennoch 
eingetreten waren, zu ſchwaͤchen und ſchneller zum Ende zu Führen. Freilich iſt vabei fehr 
häufig fehl gegangen worden ; bei der frühern mangelhaften Kenntniß der fortalen und wirth⸗ 
fchaftlichen Geſege und bei der großen Schwierigkeit, welche bie Frage in ihrer Röfung bietet, 
waren indeß zahlreiche Misgriffe leicht möglih und ſogar unvermeiblich. 

Wenn wir von den Mitteln, welche Thenerungen verhüten ſollten und bie häufig in An- 
menbung gefommen find, ſprechen, fo fließen wir dabei zunaͤchſt alle diejenigen aus, welde 
darauf hinausgehen, die Lanpmwirtbfgaft und ven Kornbau durch Verbreitung landwirth⸗ 
ſchaftlicher Kenntniffe, Befreiung des Grund und Bodens von Laften und Abgaben, Förderung 
der rationellen Gultur ı. |. w. zu heben. Ste finden an anderer Stelle ihre Erörterung. Hier 
haben wir es nur mit den Mitteln zu thun, welche auf den Kornhandel Binfluß üben. Dahin 
gehören zumaͤchſt Einfuhrverbote, Schugzölle und Ausfuhrprämten als Maßregeln, melde vie 
Goncurrenz der auswärtigen Kornprobuctien gu Gunſten ver einheimifihen befeitigen over 
mindeſtens fhwädhen und dadurch legtere förbern folten. 

Was gegen Einfuhrverbote überhaupt gefagt werden muß, gilt in erhöhtem Maßſtabe von 
den Einfuhrverboten der nothwendigſten Lebensmittel; fie find entweber unnüg, meil ohnehin 
feine Concurrenz mögli ift, oder im hoͤchſten Grade nachtheilig, da fie die Conſumenten 
zwingen, für ihren Lebensunterhalt mehr aufzuwenden, als an ſich erforkerlich wäre, und weil 
fie durch Erhöhung des Arbeitslohns die Concurrenz des Inlandes mit dem Auslande auf allen 
wirthſchaftlichen Bebleten gefährven. Infolge deſſen ſchaden fie dem einheimiſchen Ackerbau 
mehr als fie ihm nügen Finnen, denn berfelbe kann feine Producte nur dann in reihem Maße 
und vortheilhaft abfegen,, wenn recht viele zgahlungsfähige Käufer vorhanden find. Außerdem 
können vie Einfuhrverbote bei Misernten nicht aufrecht erhalten werden und entziehen daher dem 
Aderbau die Stüge, welche fle gewähren wollen, gerade in dem Augenblid, wo er fie am noth⸗ 
wendigſten braucht ‚wo die Goncurrenz am erſten mögli und wirffam if. Banz ebenfo ver: 
hätt es fi mit den Schutzzoͤllen, welche In gewöhnlichen Zeiten, wenn fle ihrem Princip nach 
richtig bemeſſen find, glei den Binfuhrverboten die Concurrenz des Auslandes unmöglich 
machen. Auch fie werben in Thenerungsjahren nicht confernirt werben koͤnnen. Wo Schutz⸗ 
zoͤlle zu Gunſten des Korns befteben,, pflegen fie indeß, rote pad Verbot, erſt dann zu fallen, 
wenn bereitd der Kornpreis weit über feinen gemöhnlidden Stand gefliegen iſt; als außerorbent- 
liche Maßregel, welche den Nothſtand des Landes förmlich conftatirt, verbreitet ihre Aufhebung 
dann allgemeinen Schredten und pflegt ven Preis noch mehr zu fleigern und das Ausland um fo 
mehr zu hoben Forderungen zu veranlaffen, als die Cinfuhr unvorbereitet, in ſchleunigſter Weife 
und in der Regel in ver ungünftigfien Jahredzeit bewirkt werben fol. Mindeſtens einen Theil 
ber großen Übelſtände, welche die Kornſchutzzöͤlle mit fi führen, hat man ind Auge gefaßt, als 
man das Scalafoftem, das in Holland un» Frankreich beftand und namentli von England her 
meltbefannt geworben if, erfand. Es follte ver einheimiſchen Kornprobuctton einen mäßigen 
Schut gewähren und den großen Schwankungen der Kornpreiſe durch Regelung der Einfuhr 
entgegenwirken; der Kornzolf flieg, fobald die Preife Kelen,, und ging herab, wenn fie fliegen. 
Bei einem Preife von 66 Sh. betrug in England nach dem Geſetz von 1828 der Zoll noch 
20 SH. 8 P., bei 70 Sh. nur nod 10 Sh. 8 P., bet 73 Sh. nur noch 1 Sh. Aber das Scalas 
foftem Hat nur ſchäͤrtich gewirft und namentlidy auch die Schwankungen der Preife noch ver: 
mehrt. Solange no nicht der niedrigſte Zollfag erreicht war, Hielt fi ver Importeur zurück, 
weil er beim hoͤchſten Preife nit nur an biefem, fondern aud am Zolffag gewann und ihn zu⸗ 
nächſt eintreten laffen wollte. War die geſchehen, fo pflegte mafienhafte Einfuhr zu folgen, 
welche den Preis wieder herabdrückte. Sanken vor einer guten Ernte die Preiſe, fo wurde 
fchnell noch importirt, um des niebrigern Zollfapes theilbaftig zu werben ; bie Folge davon war 
Ubrefüllung der Märkte. Nie vermochten bie Speculanten, wenn fie im Auslande eintauften, 
vorauszuberechnen, welchen Zoll fle zu entrichten haben mürben. Mit Einen Wort: die glei⸗ 
tende Erala (sliding scale) vermehrte bie ſchon berrutenden Gefahren des Kornhandels ganz 
gegen ihre ausgeſprochene Abſtcht und erſchwerte und vertheuerte vie Berforgung des Landes 
mit den nothwendigſten Lebensmitteln. Daß fie, wie die Kornzölle überhaupt, dem Aderbau 
nit genügt, fondern vielmehr geſchadet Hat, wird jet nit mehr beftritten werben; Engiand® 
muflergältige Erfahrumgen haben jenen Widerſpruch unmöglich gemacht. " 

Andere Maßregeln des Staats, welche das Land, indem fie mäßige Kornpreife bewirken 
folfen, vor Theuerung zu fügen fireben, richten fi) gegen die Ausfuhr und find weit häufiger 
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in Anwendung gekommen ald Binfuhrverbate und Cinfuhrzoͤlle. Gier haben wir wieder zuerft 
das einfache Verbot dev Ausfuhr, die Kornſperre. Im Mittelalter waren, trogbem der mangel: 
haften Gommunicationdmittel wegen der Kornhandel mit dem Auslande verbältnißmäßig nur 
gering fein Eonnte, die Ausfuhrverbote ganz allgemein und beflanden auch bei guten Ernten 
fort ; ja fie richteten fi nicht nur gegen das Ausland, fondern auch gegen die andern Provinzen 
und Bezirke deſſelben Landes. Allerdings gab ed auch in frühern Jahrhunderten erleuchtete 
Stantemänner, welche die Sperre ald nachtheilig verwarfen, aber fie kämpften, wenn Nothjahre 
eintraten, vergebens gegen die VBorurtbeile der großen Mafle und mußten fi) widerwillig ent⸗ 
fließen, ihre Principien zu verleugnen. Sind auch gegenwärtig geſündere volkswirthſchaft⸗ 
liche Grundſätze allgemein zur Geltung gefommen , fo find doch Ausfuhrverbote in Nothjahren 
noch immer Feine Seltenheit, mit jenem Jahrzehnd haben fie indeh an Bedeutung und Ausdeh⸗ 
nung verloren. Namentlih finden Sperren gegen Theile des eigenen Landes nicht mehr flatt. 

Läßt es ſich ſchon nicht rechtfertigen, wenn durch ein Ausfuhrverbot des öffentlichen Wohle 
wegen bie Producenten zur Annahme niebriger Preiſe gezwungen werben jollen, jo bat auch 
die Erfahrung gelehrt, daß die Sperren fafl niemals ihren Zweck erreihen. Sowie jle ange= 
ordnet werben, verbreiten fidh unter ven Conſumenten die ſchlimmſten Befürchtungen und fleigt 
infolge vefien die Nachfrage, während die Propucenten in der Hoffnung, höhere Preife zu er= 
halten, ihre Vorräthe vom Markt zurüdziehen. Es findet daher Feine Preisherabjegung, wie 
beabſichtigt wurde, fondern eine Preisfteigerung flatt, die un fo bebeutender wird, je ſchneller 
fich die Nachbarſtaaten entſchließen, dem gegebenen Beifpiel nachzufolgen. Dabet wirb die Ein- 
fuhr beſchränkt, weil der Speculant befürchten muß, daß er, wenn er die von ihm erwarteten 
Preiſe infolge veränderter Marktlage nicht erhält, feine Waare, nachdem er fie einmal importirt 
bat, nicht wieder zurücknehmen darf, alfo fchließlich zu jedem Preife und mit Schaden losoſchlagen 
muß. Berner wird der Kornhandel des Landes nach andern Ländern Hin geflört und gefährdet ; 
die legtern, welche vielleicht regelmäßige Abnehmer find, müflen fi neue Bezugsquellen ſuchen 
und fnüpfen regelmäßige Geichäftsverbindungen an: die Folge davon aber ift, daß die Land- 
wirthe, welche in Theuerungsjahren ihren Ausfall am Ertrage ihrer Grundſtücke nicht durch 
höhere Preiſe erjegen und bei mittlern Ernten nicht vollflänbig verlaufen können, ihre Wirth⸗ 
haften befehränfen, weniger probuciren und alfo auch bei jchlechten Ernten weniger zu liefern 
vermögen. Länber, welche vegelmäßig und ungeflört ausführen, haben noch zeitweife höhere 
Preiſe, leiden aber felten oder nie wirklich Mangel. 

Was von Ausfuhrverboten gefagt ift, paßt auch für Ausfuhrzölle, die denfelben Zweck, die 
Ausfuhr zu verhindern, verfolgen. Nur wirken fie, da Korniperren in der Regel nur in 
ſchlechten Jahren eingeführt werben, noch nachtheiliger als dieſe auf ven Ackerbau, weil fie in der 
Regel dauernd beftehen und dem Probucenten auch in guten Jahren die fremden Märkte ver- 
fließen. 

Wiederholt ift ed in England vorgekommen, daß man nach ſchlechten Ernten die Einfuhr. 
durch @infuhrprämien over Garantirung eines feften Preifes zu fördern gefucht bat. Auch 
diefe Maßregel wirft aus den fhon angeführten Gründen nachtheilig auf die Kornprobuction, 
ift aber au, wenn die Prämie nicht hoch bemeflen wird, von geringem Nugen für die Einfuhr, 
ba der hohe Kornpreis ſtets das bleiben wird, was den Speculanten hauptſächlich und in erfter 
Zinie verlodt. Außerdem kann fie die Staatskaſſe, alfo die Steuerpflicgtigen, enorm belaften ; 
namentlid wird das der Ball bei ver Sarantie fein, wenn die Marktpreiſe unter die garantirten 
herabgehen. Ferner müſſen Einfuhrprämien und Garantien, wenn ſie einen Sinn haben, mit 
einem Audfubhrverbot verbunden fein, 

Unter ven Maßregeln, weldhe ver Korntheuerung vorbeugen jollen, haben zu allen Zeiten 
die Kornmagazine beredte Bertheidiger ‚gefunden; man fand e8 fehr natürlich, daß der Staar 
in guten Jahren Getreide anfauft und auffpeichert, um es in jchlechten Jahren an die Conſu⸗ 
menten abzulaffen. In der Ihat laffen fie jich fo lange rechtfertigen, ald die Volkswirthſchaft 
noch auf niedriger Stufe flieht und der Kornhandel noch wenig entwidelt ift; aber auch da jind 
fie nichts ald ein Nothbehelf, ver nur wenig zu leiften vermag. Wir haben bereit erwähnt, 
daß die Auffpeiherung des Korns nicht nur ſchwierig und koſtſpielig iſt, ſondern auch durch 
Verderben und Beſchädigung des Getreides namhafte Verluſte bewirkt; gilt das ſchon von der 
Aufſpeicherung der Privaten, fo gilt es noch mehr von der des Staats. Kerner kann dad ange⸗ 
faufte Korn nicht lange Jahre lagern; es muß, wenn gute und mittlere Jahre längere Zeit un⸗ 
unterbrochen aufeinander folgen, verkauft und durch friſches erſetzt werden. Kauft aber der 
Staat ſtets theuerer ein ald die Privaten, fo verkauft er in der Regel billiger. Große Ausfälle 
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find daher nicht zu vermeiden. Ferner bedarf ber Staat, wenn er auch nur einen verhältniß⸗ 
mäßigen Xheil der Conſumtion des Landes während eines Jahres aufipeichern will, fo bedeu⸗ 
tenber Räumlichkeiten, daß man zur Herflellung verfelben in Preußen, fall es ein Achtel feiner 
Sahreöconfumtion auflagern will, nicht weniger ald 30 Mill. Thlr. als erforderlich nach⸗ 
gewiefen hat. Andere 30 Millionen würden zum Ankauf nes Getreides nöthig fein und außer: 
dem die jährlicden Ausgaben an Rapitalsinien, Befolvung ver Beamten, Verluſten, Koſten der 
Erhaltung ver Gebäude minneftens mehr ald 5 Millionen betragen. Befler und leichter als 
Korn läßt ſich freilich Mehl aufſpeichern, aber auch bier wäre die Belaftung der Staatskafſe 
außerorbentli, Berner zeigen fich bei den Stantämagazinen nicht geringe Nachtheile. Indem 
fie ven Breis künſtlich drücken, benachtheiligen fie nie Kornproducenten, verhindern die Erſpa⸗ 
tungen, weldge in der Gonfumtion ohne Nachtheil eintreten koͤnnen, geführben den Kornbandel, 
der feine Sperulationen durch den an Mitteln reichern Staat vernichten ſieht, veranlaflen ihn, 
dad Getreide auf fremde Märkte, wo er höhere Preiſe erzielen kann, zu führen, und ſchrecken die 
auswärtigen Kornhändler von der Ginfuhr ab. Außerdem fönnen dur die Staatsmagazine 
unb den mit ihnen verbundenen Kornhandel große politifche Gefahren herbeigeführt werben ; 
der Staat verpflitet ſich gewiſſermaßen durch ihre Einrichtung und die zu ihren Bunften ges 
brachten großen Opfer, niedrige Kornpreife zu erhalten, zieht fi alfo, wenn er dazu wie ge- 
mwöhnlid außer Stande ift, ſcheinbar begründete Vorwürfe zu. Offset er die Magazine zu 
früh, fo ſchadet er dem Gemeinweſen; zögert er, jo vegt ex die Maflen, die ihm Speculation auf 
ihren Hunger ebenfo gut ald dem Kornhändler ſchuld geben werden, gegen fih auf. In ähn- 
licher Lage befinden fi die Bemeinden und Provinzen, wenn fie Magazine halten. 

Faſt alle Bedenken, welche gegen Ankauf und Verkauf von inländifhem Getreide durch ven 
Staat [prechen, gelten auch gegen die KRorneinfuhr durch den Staat aus dem Auslande. Dazu 
treten noch einige anbere. Ein fremder Staat, der auf ven Märkten eined andern ald Käufer 
erſcheint, wird nicht nur immer jehr iheuer einkaufen und ſich außerdem große Spefen und 
Koften aufladen: er ruft außerdem auch leicht Maßregeln gegen die Ausfuhr hervor und bringt 
fih in Berwidelungen mit feinen Nachbarn, die gefährlihe Differenzen veranlaſſen können. 
Berner wird er jelten ven richtigen Zeitpunkt für feine Ankäufe treffen, die rechten Bezugsorte 
auffinden, ſicher, ſchnell und billig ven Transport vermitteln. Seine Beamte find an Inſtruc⸗ 
tionen gebunden, können ſich nicht frei bewegen und müflen fi) auf wenige Märkte befchränfen, 
während dem Handel, den er in feiner Thätigkeit hindert, faft Die ganze Welt offen fleht. 

Endlich Haben wir noch einige andere Maßregeln zu erwähnen, welche bei Theuerungen 
ergriffen worben find und auf ben Kornhandel Einfluß haben. Dahin gehört zunächft das zeit: 
weife Berbot over die Beichränkung folder Gewerbe, welche Betreide verbrauden (Brannt⸗ 
weinbrennereien, Brauereien n. |. w.). Gin ſolches Verbot iſt in jeder Hinſicht ungerechtfertigt. 
Erreichen die Kornpreife eine ganz ungewöhnliche Höhe, fo werben die Gewerbe ſchon dadurch 
genoͤthigt, ihre Arbeit einzuſtellen; das Verbot iſt deshalb nicht noͤthig. Hat es eine unmittel⸗ 
bare Wirkung, ſo benachtheiligt es nützliche Gewerbszweige, welche der Staat zu foͤrdern ein 
Intereſſe hat, und zwar nicht diejenigen allein, welche das Verbot trifft, ſondern auch andere, 
welche mit ihnen in natürlichen Beziehungen ſtehen, und die Conſumenten. Ebenſo wenig 
laſſen ſich Maßregeln rechtfertigen, welche den Kornhandel beſchränken, Verbote des Zwiſchen⸗ 
handels, des Aufkaufs von Getreide, der Aufſpeicherung u. ſ. w. Nicht überall vermag der 
Zandwirth zu allen Zeiten ſelbſt die Märkte zu beſuchen, noch weniger kann er ſich in der Regel 
auf ven Kleinhanvel, der feine Zeit zu {ehr in Anſpruch nimmt und ihn -in die Gefahr bringt, 
einen Theil feiner Waare übrig zu behalten, einlaffen ; wein er e8 aber dennoch thut, fo muß er 
minbeftend dieſelbe Entſchädigung, welche. ver Händler berechnet, für fi in Anſpruch nehmen. 
Entferntere Märkte, auf denen vielleicht die Nachfrage bedeutender ift ald auf ven nächften , ſind 
ihm ganz verſchloſſen. Wird ber Producent durch die angeveuteten Maßregeln benachtheiligt, 
fo zieht der Conſument aus denſelben ebenfalls feine Vortheile. Der Lanpwirth fleigert feine 
Preije, die Märkte werden ſchwächer befucht und ſtehen zu gewiflen Zeiten ganz leer, dir 
Schwankungen nehmen an Häufigkeit und Ausdehnung zu und jede Gegend iſt und bleibt auf 
ihre eigene Production verwiefen. Nicht mehr Nutzen gewähren vie flaatlihen Aufnahmen 
der vorhandenen Getreivevorräthe, infofern fie, wenn jede Verheimlichung mit Strafe bedroht 
wird, die Befürchtung erwecken, daß der Staat in gegebenen Augenblick die Beihlagnahme 
und den. Zwangsverkauf zu verfügen beabſichtige, und weil fie ven Blick der Maſſe, welde in 
Theuerungszeiten gegen die „ „Cornwucherer“ aufgebracht zu jein pflegt, auf beflimmte Perſoͤn⸗ 
lichkeiten lenken und biefe gefaͤhrden. 
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Zu den vervderblichſten Maßregeln, welche bisher in Sheuerungsieheen ergriffen worden 
find, gehört vie Beflfegung eines MRarimalpreifes, des fogenannten Maximums. Die Folge 
deſſelben iſt, daß alfe Diejenigen, weldye Vorräthe an Getreide beſttzen, dieſelben vom Marfte 
jurüdhalten, daß ver Staat alfo auf dem betretenen unglüdligen Wege weiter gehen, wie Aus- 
führung ganz verbieten, die Angabe aller Borräthe fordern und ihren Verlauf an die Confu⸗ 
menten befehlen muß. Er ift dann genäthigt, überall Spione anzuftellen, gehäſſtge Denuneia⸗ 
tionen hervorzurufen, Strafen in Menge feftzufegen, In einer unzähligen Anzahl von Fällen 
feſtzuſtellen, ob bie hei ven einzelnen vorhandenen Vortäthe angemeflen oder zu groß find md 
05 fie jegt und fpäter ausgeboten ober verkauft werben folln u. f. mw. Dennoch kann er dabei 
nicht zum erftrebten Ziel kommen; nachdem ex bei ven Gonfumenten gefährliche Hoffnungen er= 
regt hat, muß er fhlieglich feine Ohnmacht einfehen und ein Syſtem aufgeben, das ihn nach 
allen Seiten hin bloßgeflellt und die Schrecken der Iheuerung nicht gemindert, fonvern vermehrt 
hat. Weniger verwerflih, wenn auch ebenfallo nicht zu rechtfertigen, iſt die Feſtſetzung eines 
Maximums des Brotpreiſes, verbunden mit einer Cntſchädigung der Bäcker, welche mit Rück⸗ 
ficht auf den jedesmaligen Marktpreis feſtgeſtellt wird. Überhaupt nur in einzelnen großen 
Städten ausführbar, wird eine derartige Maßregel Immer nur aus politiſchen Gründen (wenn 
ernflliche Ruheftörungen befürchtet werben) einigermaßen motivirt werben können. Daß fie, 
wenn die Theuerung längere Zeit andauert, die Staats- und Gemeindekaſſe ſchwer belaſten 
muß, bedarf um fo weniger eines Beweiſes, als bei ver Feſtſtellung ver wirklichen Gonfumtion 
und der aus ihr folgenden Entſchädigung felbft bei der genaueften Gontrole bie größten Täu⸗ 
Ihungen flattfinden können. Zwar hat man 3. B. in neuefler Zeit in Paris bie gewährten 
Entſchädigungen dadurch wieder aufbringen wollen, daß man ven feitgefegten Brotpreiö auch 
bei niedrigen Getreidepreiſen beibehält und Die Bäder verpflichtet, Die gewährte Entſchädigung 
aus dem Mehrgewinn zurüdzuerftatten; abgefehen davon aber, daß man damit leicht die Unzu⸗ 
friedenheit der Broteonfumenten, d. h. aller erregt, gelingt es doch nicht, die bepentenden Sum⸗ 
men, melde ausgegeben werben mußten, ohne Berationen und große Misflände wieber herbei⸗ 
zuſchaffen. 

Fragen wir ſchließlich, was die Regierung eines Staats zur Vorbeuguug einer Iheuerung 
und zur Abwendung ihrer Nachtheile, falls diefelbe bereits hereingebrochen ift, gu thun bat, jo 
läßt fi) nur antworten, daß vor allen Dingen darauf hingewirkt werden muß, daß der Kom- 
handel jeine Thätigfeit frei und unbeſchränkt entfalten kann. Sind Ausfuhr und Einfuhr frei 
und mifcht fi der Staat aud in keiner Welje (3.3. durch Feftfegung von Prämien, Cinrich⸗ 
tung von Staatömagazinen u. |. m.) ein, fo bildet fih nah und nad ein normaler Zuſtand 
heraus, der aud durch Misernten nicht außerordentlich geflört wird. Producirt das betreffenne 
Land nit fo viel Getreide, als es bedarf, jo ſtellt fich eine regelmäßige Einfuhr aus denjenigen 
Zänvern, melde fortwährend ausführen, ber; der Kornhandel ſchafft fi in dieſem Fall fefte 
Bezugöquellen und zuverläffige Geſchäftsverbindungen, vermittelft deren er leicht und ſicher auf 
die Vermehrung ver Ginfuhr hinwirken kann, fobald die erſten Anzeichen einer [leiten Ernte 
ſich ergeben. In feinem Interefle liegt ed, zeitig und infolge deſſen zu billigen Preiſen einzu⸗ 
kaufen; er fann, bevor der Nothſtand wirklich eintritt, importiren, weil ihm durch Verbote und 
Zölte die Wiederaudfuhr, falls er ſich in feiner Speculation verrechnet hat, nicht erfchwert wird. 
Kann das Land fo viel Getreide, al& ed zum Unterhalt feiner Einmohner und zu andern Zwecken 
braucht, erzeugen, iſt es jogar fo reich an geeigneten Grund und Boden, daß ed außzuführen 
vermag, jo liegt es im Interefie des Staats, jene Maßregel zu unterlaffen, welche bie Kornpro⸗ 
ducenten benachtheiligt und fie veranlaflen kann, ihre Production einzufcpränfen. Denn abge⸗ 
ſehen von andern volkswirthſchaftlichen und politifhen Gründen gewinnt er burch Die möglichft 
große Ausdehnung des Aderbaues die Sicherheit, daß aud nal einer ſchlechten Ernte fo viel er⸗ 
jeugt if, als für ven Lebensunterhalt des Volks erforverlich wird, Höhere Korn: und Brot- 
preife verhindert er damit freilich nicht, er kann fie aber auch in feiner Weife verhüten und 
herabdrucken. Aber fie werden gewiß nicht fo hoch fleigen, als es der Fall fein müßte, wenn er 
ih mit Verboten und Zwangsmaßregeln einmifchte. Stellt ſich noch vor oder fofort nad) der 
Ernte heraus, daß der mittlere Ertrag derfelben nicht erreicht wird, fo heben fidh naturgemäß Die 
Preife; zu gleicher Zeit fangen die Gonfumenten an, ſich möglichft einzuſchraͤnken, die wirth⸗ 
ſchaftlichen Thätigkeiten, welche Getreide verbrauchen, thun daſſelbe oder kaufen im Auslande 
ein, der innere Kornhandel ſucht die vorhandenen Vorraͤthe über das Land nach Bedürfniß zu 
vertbeifen und den Überfchuß der Aderbaubezirke nad den induftriellen, biätbevölterten über: 
juführen, die Speculation aber knüpft im Auslande an und leitet die Ginfuhr ein. Daß an: 
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fänglich Producenten und Händler die, Märkte in der Hoffnung, daß die Breife noch mehr in die 
Höhe gehen werden, nur ſchwach befahren und daß jle auffpeichern,, ift Fein Nachtheil; gefchähe 
das nicht, fo würrhen Die Vorräthe frühzeitig verzehrt und bie Binfuhr, welche zu ihrer Durch⸗ 
führung Zeit braucht, erſt dann angeregt werben, wenn es bereitö zu fpät if, wenn bie größe 
Neth, welche im Spätwinter fich herauszuftellen pflegt, eingetreten if. Nur dann, wenn fid 
fon im Herbſt Diejenigen Breife feftflellen,, melde dem Bebarf und dem Vorrath entipredhen, 
kann der foͤrmliche Hunger vermieden werben, und zu hohe Herbſtpreiſe des Korns find fogar 
nüglicher als zu niedrige. Übrigens forgt Die Goncurrenz, wenn der Handel ganz frei ift, hin⸗ 
reichend dafür, daß das ganze Volk nicht von einzelnen over einer Kaſte audgebeutet wer: 
ven kann. " 

88 verſteht ſich, Daß der Staat in Theuerungdiahren Beranlaffung hat, den nothleidenden 
Staatöbürgern auch in anderer Weife ald durch vollſtändige Freilafiung des Verkehrs mit Ge⸗ 
treide zu Hülfe zu lommen, 3. B. im Wege der Armenpflege und buch anderweite Unter: 
flügungen ; aber derartige Hülfsmittel fallen nicht. in den Bereich dieſer Erörterung und mußten 
daher Hier ganz unbeſprochen bleiben. 

- ine intereffante Überſicht einer Anzahl älterer und neuerer Schriften über den Kornhandel, 
Korniperren, Magazine, Theuerungspolitif u. |. w. enthält Roſcher, „Uber Kornhandel und 
Theuerungspolitik“ ( Stuttgart und Tübingen 1852). Außerdem wird der Gegenſtand in 
allen Lehrbuchern der Nationalölonomie mehr oder weniger ausführlicy behandelt. 

5. Runge. 

Kraufe (Karl Chriſtian Friedrich), geboren den 6. Mai 1781 zu Eifenberg in Sachſen⸗ 
Altenburg, ſtudirte auf Wunſch feines Vaters, fpätern Paſtors zu Nobig, in Iena von 
1797—1800 die Theologie, wandte jich aber mit noch groͤßerm, durch die Borlefungen von ' 
Fichte und Schelling genährtem Eifer der Philofophie fowie ver Mathematik zu und Habilitirte 
fig nad abgelegten theologiſchen Examen als Privatpocent ver Bhilofophie durch feine, fofort 
eine eigenthümliche und jpäter weiter verfolgte Richtung bezeichnende Schrift „Dissertatio 
philosophico - mathematica de philosopbiae ac matheseos notione et earum intima con- 
junctione”. Die Borlefungen, welche er hier von 1802 bis Mitte 1804 mit fleigendem Bei- 
fall hielt, fowie die Lehrbücher aus viefer Epoche („Grundlage des Naturrechts“, 1803, 
„Sruublage ver Logik", 1803, „Entwurf eines Syſtems der Philofophie‘, 1804, „Entwurf 
eines philoſophiſchen Syſtems der Mathematik“, 1804) ſchloſſen fih zwar inder Grundrichtung 
dem Schelling' ſchen Syſtem an; aber fortgefegte eigene Forſchung fowie ein tieferes Studium 
ber Geſchichte der Philofophie, insbefondere der Syfleme Platon's, Spinoza's, Leibniz’ und 
Kant's, hatten in K. die Überzeugung reifen laflen, daß nur durch Wiederaufnahme ber ge⸗ 
wiffenhaften, aber unvollſtändig und einfeltig ausgeführten Arbeit Kant’s das Syſtem ver Phi⸗ 
lofophie von Grund aus neu aufgebaut werben müſſe. Der Entwurf dazu wurde ſchon in Jena 
gefaßt. Um ihn in ſtiller Muße auszuführen, entſchloß fig K., auch in Rückſicht auf die nach⸗ 
theilig auf die Studien einwirkenden äußern Holitifchen Berhältniffe,, für einige Zeit die akade⸗ 
mifche Laufbahn zu verlafien, zqg fich zuerſt nach Rudolſtadt, kurz darauf aber, um aud ein 
tieferes Kunſtſtudium zu unternehmen, nach Dreaden zurüd, wo er, zugleich als Lehrer der 
Mathematik an der Ingenieurafademie wirkend, bis 1813 der Ausarbeitung feines Syſtems 
lebte. In die Zeit von 1805—11 fällt zugleich feine größere freimaurerifche Wirkfamteit, 
da philoſophiſche Anſi ihn beſtimmt hatten, ſich 1805 in Altenburg in den Freimaurer⸗ 
bund aufnehmen zu laſſen. Nach der ſchon damals von ihm in den Grundzügen ausgearbei⸗ 
teten Lehre vom Organismuso ver menſchlichen Geſellſchaft ſchien ihm nämlich, im Hinblick auf 
Die Wirklichkeit, unter den für alle andern Lebenszwecke in geſellſchaftlichen Functionen ſchon 
mehr oder weniger kraͤftig ausgebildeten Organen ein weſentliches Organ für den wichtigen 
Zweck der Bildung und Pflege des rein Menſchlichen in allen Dingen, ber eigentlichen Huma⸗ 
nität, zu fehlen und er nermuthete, wie es gelehrte Freunde beſtätigten, daß zur Befriedigung 
eines foldgen Bepürfnifies in der Freimaurerei ein gefhichtliher Anfang fich gebilvet haben 
dürfte. Wegen ner Wichtigkeit dieſer Idee unteenahm er umfaſſende gefchichtlicde Studien über _ 
Die Freimaurerei, ließ ſich auch von der Veröffentlichung verfelben, da fie auf geichichtlichen 
Documenten berubten und perfönliche Logenverhältniffe nicht berührten,, weber durch Verſpre⸗ 
ungen noch Drohungen zurüdhalten , glaubte aber auch der Sreimaurerei die Aufgabe ſtellen 
zu müflen, daß fie, wenn fle ihren wahchaften, jeben Gegenfag zu einem Staate oder zu einer 
Religion ausfhliegenden Zweck erfüllen wolle, wie jene andere für Gutes wirkende Geſellſchaft 
ans Licht ver Öffentlichkeit treten und dadurch manche Misbräuche befeitigen müſſe. K. fan 
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glei mit diefen Anflchten im Bunde wenig Anklang und nad feiner Ausſcheidung vielfache 
Verfolgung. Im neuerer Zeit foll eine gerechtere Würdigung feiner Beflrebungen eingetreten 
fein. Die philoſophiſchen Schriften auf diefer Zeit find: „Die Sittenlehre'‘ (1810), in wel: 
der, in weſentlicher Abweichung von Schelling, beſonders die Lehre von Gott als Urweſen, 
nicht außer, aber über der Welt, entwidelt wurbe, und „Das Urbild der Menſchheit“ (1810; 
zweite unberänderte Auflage, 1849), in welchem K. in volkdverſtändlicher Sprache bie ideale 
Lehre von der geſellſchaftlichen Organifation entwidelte, dem aber zwei andere Werke, das eine, 
das Geſchichtsbild von der Entmidelung der Menſchheit, das andere dad die Idee und bie 
Geſchichte vermittelnde Muſterbild enthaltend, folgen follten. Für viefe beiden Werte find aber 
nur beveutende handſchriftliche Bruchftüce vorhanden. Im Jahre 1813 ging K. na Berlin 
in der Hoffnung, dort eine Anftellung an ber neuen Univerfität zu finden, Habilitirte fih durch 
feine Schrift „Oratio ‘de scientia humana“, welche zur Zeit Profeſſor Kern als die befonnenfle 
Schrift in der ganzen neuern Philofophie bezeichnete, gründete bier mit Zeune, Jahn u. a. die 
berliniſche Geſellſchaft für deutſche Sprache, für welche er, auf neuer fpracdphilofophifcher 
Grundlage, ein „Urwortthum“ auszuarbeiten unternahm (welches auch in großen Bruchſtücken 
handſchriftlich vorhanden iſt), kehrte aber 1815, da die Hoffnung, Fichte's Nachfolger in der 
Profeſſur zu werden, ſcheiterte, nach Dresven zurück, wo er bis 1823 faſt ausſchließlich der 
Ausarbeitung feines philoſophiſchen Syſtemõ oblag. Der Wunſch, die Frucht einer fünfund⸗ 
zwanzigjährigen Forſchung einer empfänglichen Jugend mitzutheilen, beſtimmte ihn aber, ſich 
nochmals in Goͤttingen zu habilitiren. Seit 1825 hielt er auch mit ſteigendem Veifall Vor⸗ 
leſungen über alle Theile der Philoſophie und fand mehrere Schüler, welche, wie v. Leonhardi, 
Moller, Roͤder, Schliephake, Ahrens u. a. ſpäter in verſchiedenen Richtungen das Syſtem 
weiter verbreiteten. Ein Herzübel trat jedoch immer flärfer hervor. uͤbermäßige Arbeit, bie 
große Zahl von Vorleſungen, wozu er ſich durch die Sorge für eine Familie von zwölf Kindern 
gendthigt fah, von denen er theifmeife manchen Kummer erfahren follte, Hatten feine Geſundheit 
fehr geſchwächt, und als er ſich bei der Wiederbeſetzung einer philofophifhen Profeſſur um⸗ 
gangen fah, faßteer, auch aud andern Gründen, 1829 den, Kranfheits halber erft 1831 zur 
Ausführung kommenden, Entfhluß, nah Münden überzufiedeln. In Münden fand er eine 
vergleihömelfe freundliche Aufnahme; aber ſchon am 27. Sept. 1832 endete ein Schlagfluß 
das von vielem Misgeſchick Heimgefuchte Leben eine® der evelften Menſchen, veflen ganzes 
Streben unabläffig dahin gerichtet war, auch durch die Macht einer tiefen philoſophiſchen 
Wiſſenſchaft ven Menfhen wieder zur Erfenntniß und Ausbildung feine® ganzen und vollen 
Menſchenthums zu leiten, in der Selbfterfenntniß zur Erfenntniß des lebendigen Gottes zu 
führen und für alled Menſchliche die Berflärung und Bollendung in allem Göttlien nachzu⸗ 
weifen. 
Die hier darzuftellende Rechts-, Staats- und Geſellſchaftölehre K.'s hängt, wie in jedem 
durchgebildeten großen Syſtem, fo innig mit den allgemeinen philoſophiſchen Lehren zufammen, 
daß diefe Hier in den Hauptpuͤnkten angedeutet werben müffen, um fo mehr, als bisjeht eine zu⸗ 
fammenhängende Darftellung dieſes Syſtems nicht vorliegt. Y 
Das Syftem zerfällt, nad einer volllommenern, die frühern @infeitigfeiten des bloßen Em⸗ 
pirismus und der rein apriorifchen Eonftruction vermeidenden Methode, in zwei Haupttheile, 
in einen analgtifchen Theil, welcher mit ver erften unmittelbaren Gewißheit des Ic beginnt, in 
forgfamer,, von allen Hypotheſen freier Durchforſchung, zunächſt des Gebiets der innern Er- 
fahrung, auffteigt und die nothwendige Verfnüpfung aller in der Selbſtbeobachtung gewonne⸗ 
nen Erkenntniß zuleßt in der Einheit der Erfenntniß des Grundprincips Gottes nachweilſt, und 
in einen fonthetifcgen Theil, welcher in ſyſtematiſcher Entwickelung des Grundprincips die darin 
gefundenen allgemeinen Principien mit dem concreten erfahrungsmäßigen Inhalte des ana= 
lytiſchen Theile zu entfprechend richtiger Conſtruction verfnüpft. Im analytifchen Theile wird 
pie Lehre vom Weſen des Menfchen, wie es ſich in weſentlicher und fubftantielfer Erfaſſung im 
Ich ausfpricht, und indbefondere die Lehre vom Geiſt und von ten hauptſächlichſten Gebieten ver 
Erkenntniß entwidelt. Das Ich, die menfchliche Wefenseinheit, unterfheinet in ſich zwei Sein®- 


1) Die Darſtellung, welche ich zuerſt in dem, faft nur in den romanifchen Ländern befanat geworde⸗ 
nen, längft vergriffenen Cours de philosophie (2 Bbe., Paris 1837) gegeben habe, iſt in den Haupt⸗ 
punkten unvollſtaͤndig geblieben, und auch bie bisjept tiefer eingehende und gewifienhafte Darftellung 
von Erdmann in defen Geſchichte der Bhilofophie, Bd. III, 2, ©. 687-677, if nicht ohne bedeutende 
Lüden und Fehlgriffe . 
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gebiete, das geiftige und daß leibliche Sein und Leben, von denen ein jedes eine relative Selb: 
flänvigfelt zeigt, der äußerliche floffliche Leib jedoch in einem gefegmäßigen Zufammenhange 
mit dem Ganzen des Naturlebens erfcheint und ihm wieder verfällt, das Ich dagegen als ſelbſt⸗ 
bewußter Geift bie freie Herrihaft im Leben zu üben bat. In der Wefendeinheit des Ich wird 
daher eine innere Dualität des Seins und Lebens erfannt. Sodann wird das Ih in feinen 
Grundeigenſchaften und Bermögen erforſcht, in der fo beftrittenen Lehre von den Vermögen 
ſowol die Grundeinheit des ganzen Vermögens als die Innere Gliederung in den Denf- und 
Erkenntniß-, Gefühls- und Willensvermoͤgen nachgewieſen, von denen ein jedes eine unter 
ſchiedene aber ftetig bleibende Lebens- und Thaͤtigkeitsbeziehung des Geiſtes zu allem Sein und 
Leben, wie zu fich ſelbſt ausdrückt. Bei den uͤbergange des Vermoͤgens zur Thätigkeit erſcheint 
die Zeit als die Form des Änderns zunaäͤchſt im Innern des Ich, d. i. als die Art und Weiſe, 
wie das, was im Vermoͤgen des Geiſtes zugleich iſt, bei der ſtets endlichen Thätigkeit in der 
Wirklichkeit naheinander, eine Reihe bildend, erfcheinen muß. Noch beftimmter und vollftän- 
diger wird aber bie von Kant ausgeſprochene Wahrheit nachgewieſen, daß das Ih an fih, in 
feinen Bermögen und Anlagen über der Zeit if, daß es im Geifte ein worzeitliches, wie ein vor: 
bewußtes Sein gibt, und daß, wie dad Bewußtſein nur die Oberfläche des geiftigen Lebens be: 
leuchtet, auch die Zeit nur bie verfnüpfende Korm der ſtets wechſelnden Erſcheinungen iſt. Wie 
aber alles als Wirkung in die Zeit tritt, fo geht alles Gedachte, Gefühlte, Gewollte, mit Ab: 
ftreifung ber Zeit, als ein geiftiger Bildungsvorrath In das fachlich gegliederte Gedächtniß, in 
die Innerung zurüd, weshalb auch die Erinnerung zunädft gar nit durch die Zeitfolge, fon= 
dern durch die fachlihen Befege der Identität u. f. m. beftimmt iſt. inter ben drei Vermögen 
wird das Denk - und Erkenntnißvermögen einer von Grund aus neuen Unterſuchung in firenger 
Durchforſchung der drei Stufen ver Erkenntniß, der finnlihen, der Verſtandes- und der Ver: 
nunfterfenntniß unterworfen. Bit befonderer Genauigkeit und Schärfe wird die Lehre von 
der finnlihen Erkenntniß — dem Scheidewege für die entgegengefegten Syſteme ber Philofo- 
phie — (ſ., Grundwahrheiten ver Wiffenihaft”, S. 32 — 70, und „Die Lehre vom Erkennen‘, 
S. 263— 323) entwickelt und in einer ſcharfen Zergliederung der Thatſachen, mie fie auch in 
den nenern, diefen Gegenſtand wieder lebhafter erörternden Schriften nicht angetroffen wird, 
der Nachweis geführt, daß in ven Sinnen und ihren rein intenfiven Erregungen gar feine Bor: 
ftellung vonetwas Extenjivem, Räumlichem und Körperlichem liegt, ein extenſives Bild nur durch 
das geiftige Bildungs = und Geftaltungsvermögen ver Phantafte, welche felbft auch eine innere 
finnliheRaummeltift, aus den finnlichen Erxegungen miebererzeugt wird, die Zurückwerfung auf 
äußere Objerte und die Bildung der Vorftellung einer Außenwelt nur durch Hülfe apriorifcher 
Begriffe, indbefondere des Cauſalitätsbegriffs, geſchieht. Durch diefe Unterfuhung wird der 
Senſualismus auf feinem eigenen Felde gefchlagen, aus den Sinnen felbft vertrieben, der Geiſt 
in felnem überzeitlihden und überfinnlicden Sein und im urſprünglichen Befige apriorifcher 
Begriffe erfannt, welche die Vorbedingung aller Entwidelung und Erkenntniß in ber zeitlichen 
und räumlichen Sinnenwelt find. An weiterer Unterfuhung wird bann die Lehre von den ver: 
ſchiedenen Arten und Stufen der Verſtandes- und Vernunfterfenntnig und ein neues Syſtem 
der Grundbegriffe, Kategorien, entwidelt, welche zuletzt, va fie alle auf ven hoͤchſften Grundbe⸗ 
griff des Cinen unendlichen und unbebingten Weſens hinweiſen, zur Stellung ber $rage führen, 
ob ein ſolchesd in der Idee erfaßtes Wefen, Gott, auch in Wirklichkeit eriftirt, eine Frage, die in 
ſcharfer Beſtimmung ver Begriffe des Möglichen und Wirklichen, des Orundes und der Urfache, 
durch die Erfenntniß des abfoluten Weſens als des fubftantiellen Weiengrundes aller Gründe und 
Urfachen gelöft wird. Mit der Erkenntniß Gottes ald dem Princip alles Seins und alles Wiffen® 
beginnt der debuctin = funthetifche Theil, welcher die Lehre von Gott, von der Welt und vom 
Verhaͤltniß Gottes zu der Welt in ſtrengſter durchaus neuer Entwidelung der Grundbegriffe, 
Kategorien enthält, deren Verſtaͤndniß freilich im Anfange durch die Bildung entfprechender 
neuer, rein deutſcher Worte erfchwert wird. Mit Recht hebt aber Erdmann (, Geſchichte ver 
Philoſophie““, Bo. II, 2, ©. 686 und 849) hervor, daß felt Wolf nur von Hegel und K. der 
Philoſophie wieder eine Metaphyſik, ein Syſtem der Kategorien als Präpicate und Formen des 
Seienden, gegeben und daher auch von dieſen beiden Denkern die wihtigfte Aufgabe ver Philo- 
ſophie, wenn auch In fehr verſchiedener Weife, gelöft worben fe. Bei K. geht allerdings aus 
diefer Entwickelung ein grundverfchledened Syſtem der Metaphyſik hervor, aus welchem bier nur 
einige, für die ganze Gott- und Weltauffaffung entſcheidende Grundlehren Hervorzuheben find. 

In der Lehre von Gott hat K. zuerfl unter allen neuern Philoſophen, wie man es jetzt 
audzudrücken pflegt, die Immanenz Gottes in der Welt, die Wurzel und zugleich die relativ 
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wichtigfte Wahrheit ves Bantheidmus, mit Ber Trandfcendenz, d. i. dem Sein Gottes, nicht außer, 
aber über der Welt, zu vermitteln unternommen. Wenn in ver legtern Zeit feiner Specu- 
lation Schelling die Aufgabe dahin beflimmte, daß Bott ald „das prius von Natur und Geiſt“, 
als nad „Überſeiende, das fich nidpt in den Weltproceß verliere‘ zu faflen fei, fo bat K. dieſe 
Forderung fon „in der Sittenlehre” (1811) erkannt und theilmeife erfüllt und eig Syſtem 
der Philoſophie 1828, in ſtrengſter metaphufiiher Entwidelung begründet, in welchem vie 
Weſeneinheit Gottes in ihrem Unterſchlede von ber Bielbeit in ver Welt als ein Überſelendes, 
Gott ald ein überweltliches Weſen erfannt wirb, welches aber, in ähnlicher ZBeife wie im Orga⸗ 
nismus das Ganze obwol vor und über den heilen doch zugleich alles enthält und beflimmt, aud 
alles Sein und Leben der Welt in fich begreift. Nach dieſer Lehre, welche K. als „Alles-in-@ott- 
Lehre oder Pan⸗en⸗theiomus“ bezeichnete, wirb Bott als Ur- und Überweſen aud in feinem 
ſelbſtheitlichen Fürfichfein über der Welt und allen Wefen, in Urbewußtſein, Urliebe und urbe⸗ 
flimmenven Willen als die Bine unendliche unbedingte Berfönlichleit erkannt, welche nicht als 
der Abſchluß des Proceſſes der Weltentwidelung erſcheint, ſondern ver hoͤchſte Grund ifl, daß 
der menſchliche Geiſt felbft durch Die göttliche Kraft der Vernunft fi ſelbſt und Gott ver- 
nehmen, Selbftbewußtfein und Gottesbewußtſein haben Tann. In der Lehre von der Welt zeigt 
ih K.s Syſtem dadurch eigenthümlich, daß einerfeits die Welt zugleih in ihrer Ewigkeit und 
als eine in der unendlichen Zeit fletig von Bott in hoͤchſter Weisheit vollzogene Schöpfung er: 
kannt, andererſeits in ver Welt zwei höchſte Seins und Lebendgebiete, Natur und Geiſt nicht 
als bloge Erſcheinungsweiſen (modi) oder Entwidelungsflufen ver Gottheit, fondern als re⸗ 
lativ ſelbſtaͤndige, aber durch die Höhere göttliche Wefenseinheit verfnüpfte uud durch ähnliche 
Grundgeſetze beherrſchte Wefen (Subftangen) begriffen werben. In der Welt durchdringen 
ih Geiſt und Natur in verſchiedenen Arten und Stufen. des Seins und Lebens, welde 
bei den beſondern organifchen Weſen fi in den drei Hauptſtufen: des durch ein einheitlich- 
ſeeliſches Princip der innern Empfindung beflimmten Pflanzenreichs, des zur Reflexion ſich er- 
hebenden Thierreichs und des durch den Einfchlag der hoͤhern Kraft der Bernunft beflimmten 
Menſchenreichs offenbaren. Der Menſch gehört, auch bloß non der Naturjeite betrachter, 
nicht mehr zum Thierreich, da die menſchliche Organiſation, obwol durch Feine Einzelheit von 
der thieriſchen unterſchieden, nach einem andern Bauplan, nad dem Brundtupus des harmo⸗ 
niſchen Gleichgewichts aller Theile und Functionen beſtimmt iſt. Der menſchliche Organismus 
kann ſich daher ebenſo wenig aus einem thieriſchen entwickelt Haben wie aus ner thieriſchen Seele 
der menſchliche Geiſt ſich fortgebildet hat, welcher durch die göttliche Grundkraft der Vernunft 
befähigt iſt, in der höchſten Einheit die Harmonie alles Daſeins zu begreifen und das ganze 
menſchliche Leben zu einem harmoniſchen Ganzen, zu einem göttlich - menihlicen Neiche alles 
Buten zu geltalten. v 

Die Lehre vom Menſchen und ver Menſchheit bildet den praktiſchen Schwerpunkt in K.'s 
Syſtem. War das Schelling'ſche Syſtem vorwaltend Naturphiloſophie, das Hegel'ſche ſpecu⸗ 
lative Lehre vom Geiſte, fo hat K., hierin wol auch die dem Staats: und Geſellſchaftsleben zu- 
gewandte Fichte ſche Richtung fortführend, die Lehre von ner Menfchheit und insbeſondere Die 
Rechts⸗, Staats und Geſellſchaftslehre fortgehilvet , welche jegt den Grundzügen nach darzu⸗ 
legenift. Bor allem ift aber Hierbei Hervorzuheben, daß K., ebenſo wie er in der Philoſophie 
überhaupt bie analytifche und Die ſynthetiſch- deductive Methode gleihmäßig anwendet, und 
ſodann miteinander verknüpft, auch für alle praktiſchen Wiſſenſchaſten drei Theile ausbildet, 
einen rein philoſophiſchen, welcher die hoͤchſten urbildlichen Lebensprincipien entwidelt, einen 
biftorifhen, welder die allmähliche Geſtaltung verfelben in der Geſchichte verfolgt, und einen 
philoſophiſch⸗hiſtoriſchen, welder im allgemeinen als Geſchichtsphiloſophie Die allgemeinen 
Entwidelungsgefege aufflellt, vie bisjegt vollzogene Bildung nad den Ideen würdigt und bie 
naͤchſten möglichen Fortſchritte bezeichnet. In der Rechts⸗, Staats- und Geſellſchaftslehre 
insbeſondere erfheint dieſer dritte Theil als Politik, melde, Idee und Erfahrung verniittelnn, 
für das gefellfchaftliche Leben Die Fortbildungs-Wiſſenſchaft und-Kunſt ifl. Hier kann nur Die 
allgemeine philoſophiſche Geſellſchaft⸗, Rechts⸗ und Staatölehre bangelegt werben, 

Die Menſchheit, melde als Glied eines hoͤhern Weltganzen auf viefer Erde eine niedere 
Lebensſtufe darſtellt, Hat gleichwol die Beſtimmung, auch bier ihr Leben in eigenthümlicher 
Würde und Schönheit durch harmoniſche Ausbildung in allen Theilen, in den Berjonen und 
Berhältniffen und für alle durch das Weſen des Menſchen gegebenen Lebenszwecke, in immer 
vollfommener gefellfchaftliger Organtfation, zu geftalten. In ihrer ideellen Totalität, welche 
fi auch in der Geſchichte ſtufenweiſe und allmählich darbildet, ſtellt fi die Menſchheit in 
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eines boppelten innen, allſeitig ineinander greifenden Gliederung mit entfprechenven be: 
ſondern Kreifen dar, von benen bie einen ganz menſchliche ober vollfändige, durch natür- 
lie und geiflige Lebensuerhältnifie zugleig gegründete Kreife, bie andern durch befon- 
dere geiflige Zweck⸗ und Bilvungsverhältnifie beſtimmt find, bie erftern aber die zuſam⸗ 
menfaffennen Grund⸗ und Stanımfreife für die andern werben. Die erfle Gliederung 
eilt ih dar in ben abgefluften, auch im bisherigen geſchichtlichen Fortſchritt großentheild 
ſchon gebilveten Kreifen der Eingelperfönlichkeit, des Ghethums und der Familie, der Orto⸗ 
genoflenfgaft, der Gemeinde, der Stammesgenoflenihaft, des Stämmevereins oder Volks, 
bed Böllervereind eines Kanpterblandes und der ganzen Menfchheit. Den Grundſtock bilbet 
ber durch ein ewiges, göttliche Individualprincip beſtimmte Cinzelnenſch, welcher über alle 
endliche zeitliche und geſellſchaftliche Verhälmifle, wie ſie auf Erden geknüpft werden, hin⸗ 
ausragt, daher auch ber Endzweck, der innerſte Mittelpunkt und Lebensherd, ſowie die erſte 
Triebkraft aller Bildung und Umgeſtaltung iſt. Bon nächſter Wichtigkeit iſt das Chethum, 
die innigſte ganz⸗ menſchliche, zwei geſchlechtlich unterſchiedene Perſonen zu einer hoͤhern Perſoͤn⸗ 
lichkeit verkniwfende Lebensgemeiniaft, welche zur Familie ſich erweiternd, durch Die Art, wie 
ſie ſich ordnet und regelt, mehr oder weniger Vorbild für die Regelung der andern geſelligen 
Kreife wird. Der Familienverein firirt ſich als Ortögemeinſchaft oder Gemeinde; der Verein 
verwandter Gemeinden bildet den Stamm in verſchiedenen ortlichen Abtheilungen, der Verein 
von Stämmen bad Bolt, weiche jet die vorwaltende Lebensftufe iſt; aber die ſtets inniger ſich 
geftaltenden Beziehungen unter ben Böllern, die fortſchreitende Befittung und die tiefern Be: 
därfnifle der frieplichen Regelung aller Wechſelverhältniſſe wird auch die Höhern Formen ber 
Volkerfoͤderation eined Haupterdlandes, 3. B. Curopas, hervorrufen, und das jegt ſchon alle 
Völker umfaſſende Böllerreiht wird auch ſchließlich Die legte Form der Bereinigung zur Erhals 
tung des „ewigen Sriedens” finden laflen. Ein Grundcharakter aller dieſer natürlih-fittlihen 
Brunbperfonen oder Stammkreiſe, im Unterfchieve von den Bildungs: und Beruföfreifen liegt 
barin, daß ein feber der Stammkrriſe alle menſchlichen Bildungszwecke zugleich befaßt und ers 
fireben fol. &o iſt ver Binzelmenf zugleich ein religidfes, fittliches, der Wiſſenſchaft und 
Kunft bedürftiges, ein erwerbendes, rechtliches und flaatliches Weſen. So ift bie Familie, wie 
bemerkt, eine im Gegenfage und ver Ergänzung ver Befchlechter wurzelnde Gemeinſchaft für 
alle menfchlichen Lehenszwedte ; fo ift auch die Gemeinde ein blos rechtlich- politifcher Verband, ſie 
it ebenfo eine religido⸗kirchliche, Schul: unb Wirthſchaftsgemeinde; bei dem Volke iſt es beſon⸗ 
derß wichtig, hervorzuheben, Daß es zwar, nach der Naturſeite durch Abftammung und Sprache, 
ſowie durch pie widtigen Territorialverbäftnifle, aber nit minder in geiftiger Hinſicht durch 
Religions, Sitten-, Wiflenfhaft-, Kunft- und Wirthfcaftöverhältnifie beflimmt wird 
und daß nur nad ber Totalität aller natürlichen und geiftigen Lebensverhältniſſe eine richtige 
rechtlich: Rantlide Megelung zu vollziehen if. Das Gntflehen ver über das Volk hinaus: 
gehenden Berbände IR durch eine größere Gleichartigkeit ver geiſtigen, ſittlichen, wirthſchaftlichen 
und rechtlich⸗politiſchen Berhältniffe bedingt, wird aber auch von einer ſolchen größern Ausglei⸗ 
Hung den politiſchen Abflug bilpen. Diefe Stamm: oder Berfönlichkeitäfreife find bie nas 
tũrlich⸗ ethiſchen, alle beſondern werkthätigen Bildungskreiſe zu einer Höhern Einheit unb aus⸗ 
gleichenden Totalität zufammienfaflenden Miıtelpunfte, 

Die zweite Art der Blieverung, der Organismus ber Bilvungs= ober Berufäfreife, be: 
ſtimmt fi nad den vernünftigen Lebenszwecken, melde der Menſch im Einzelleben wie in ges 
felliger Bereinigung erſtreben foll. Dieje Zwecke find zuhoͤchſt der eine und ganze Menſch⸗ 
heitszweck, und darin, als befondere Hauptzwecke, bie Religion, die Wiſſenſchaft, die ſchoͤne 
Kunft, die nüglige Kunft in ven Wirtbfchaftögebieten, Unterricht und Erziehung, bie Sitt- 
lichkeit und das Net. Der Menihheitszwed iſt aud in feiner Einheit und Ganzheit zu ers 
fireben und wie das Banze überhaupt vor und über ven Theilen if, fo iſt er au von den be⸗ 
fondern Hauptzweden zu unterfcheiden. Diefer eine und ganze Menſchheitszweck flellt den 
Menſchen die Aufgabe ,. fi in allem Reinmenſchlichen zu bilden, den Sinn und bie Liebe für 
alles Goͤttlich⸗Menſchliche zu pflegen und in allen Sonderbeftrebungen und bei der Berthellung 
der Menfchen nach ven beſondern Berufokreiſen das allgemein: menfchlihe Band im Bewußtſein 
und Gefüuͤhl per gottlich⸗ menſchlichen Einheit und Gemeinſamkeit zu erhalten und daher in einen 
allgemein:menfchheitlihen Verein (Menſchheitbund) zur gemeinfamen Pflege und Berhätigung 
diefer Geſinnung und Liebe fidh zu verbinden. Die Gefondern Hauptzwecke wurzeln in der 
Ausbildung der befondern Verhaͤltniffe, in welche der Menſch durch feine geiftigen Vermögen 
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mit allem Seit und. Leben:tritt: Bei dieſen Zwecken iſt aber ein doppelter Geſichtapunkt feſtzu⸗ 
halten, einerſeits daß ein jener Zweck durch eine beſondere Art ver Verhaltnifſe beſtimmt wird und 
im geſellſchaftlichen Leben auch eine relativ = jelbflänbige Organiſation verlangt, und anderer⸗ 
ſeits, daß ein jeder Zweck mit allen andern in organiſcher Beziehung ſteht, aus dem Mittel: 
punktt feines Princips wie in einer Ausſtrahlung nach allen Seiten und Richtungen alle andern 
Zwecke belebt und unterſtützt und daß daher In der geſellſchaftlichen Organiſation and dieſe 
organifchen Beziehungen zu vegeln find. So if unter den befondern Hauptzwecken bie Religion 
die, nicht bloß in dad Bewußtſein ober Gefühl ober ven Willen, fondern in das ganze Gemüt 
aufgenommeneRebensverbindung mit der unenblichen Perſoͤnlichkeit Gottes, und ſoll zugleid er 
hebend, Eräftigend, heiligend das ganze. Leben in Wiffenfchaft und Kunſt, in der wirthſchaftlichen 
Arbeit, in Sittlichkeit und im Rechte durchdringen; in per gefellihaftligen Organiſation bildet 
jenoch der Religioudverein, bie. Kirche, nur einen befondern Organismus und darf ſich nicht als 
die alles beherrſchende Macht und Ordnung betrachten, ſich einen fpecififch:gättligen Charakter 
hellegen, weil die ganze menſchliche Lebensordnung in allen Gebieten, nach Urſprung und Ziel, 
eine göttliche ift; wie ed auch, im Gegenfage zum Mittelalter, der Grundſatz ber neuern Zeit iſt, 
ben Staat als eine gleich unmittelbare goͤttliche Ordnung zu. begreifen. Ebenſo foll bie Sit: 
lichkeit, welche in der Reinheit ver Motive wurzelt und, wegen ber weſentlichen Beziehung alles 
Buten zu dem Abfoluten, Bott, das Bollbringen des Guten rein um des Guten willen fordert, 
alles. Leben au der Wurzel der Triebfenern reinigen und Eraftigen. und auch eine beſondere ge- 
fellihaftlihe Aufgabe bilden. Die fernen Zmede find: die MWiflenfchaft, nis bite Mnneignung 
alles Seins und Lebens durch entſprechende wahre allgemeine Begriffe und Ideen; die Kunft 
als die, im Begenfage zur generalifivenden Wiſſenſchaft, inpinihunlifirende Geſtaltung des gei: 
fligen und natürlichen Lebens, elnerſeits als ſchane Kunft in der harmoniſchen Form bed Eh}: 
sen, welches auch. alle Seelenfräfte harmoniſch erregt und erhebt, andererſeits ala ntzliche Run 
für nützliche Zuserle dad Lebens, beſonders in den wirthſchaftlichen Geblieten; endlich bie Der: 
bindung von Wiffenichaft und Kunft, melde ſich in allen Gebieten, am innigſten im der Erziehung 
ober Menſchenbildung, vollzieht. Alle dieſe Lebenszwecke ergreifen von irgenbeiner Seite bad 
ganze Leben und müflen im geſellſchaftlichen Leben durch befonbere Auftalten: gepflegt werben. 
Zu dieſen Lebenszwecken gejellt ſich aber, alle Gebiete zu einer gemeinfamen freien Lebensord⸗ 
nung äußerlich abfchließend, das Recht, welches vie Hufgabe ver Negelung fowal’in umd unter 
den Stamnifreifen wie in und unter den Bllnngöfreifen zu vollziehen und beide Kreiſe ſelbſt 
organiſch in der Art zu verfnüpfen bat, daß jeber Stammkreid einen natürlich⸗ethiſchen Mittel 
und Nusgleihungspunft für alle Bildungakreiſe begründet. Für das Recht organifict ſich der 
Staat, melcher zwar, vonder Seite bed Rechts, das ganze menſchliche und gefellſchaftliche Leben 
ergreift, aber gleichwol auch nur ein Thellorganidmus. ver geſammten meufegbeitlichen Orga⸗ 
nifation if. Inder geichichtlichen Entwidelung. haben ſich für die beiden Zwecke Der Religion 
und bed Rechts, wodurch das menfchlicye Leben an feinen Endpunkten, gewiffermaßen an ben 
beiden Volen erfaßt, einerfeits in feiner Beziehung zum unbedingten Weſen, Bott, begriffen 
und andererfeitö nach ven wichtigſten Bedingungen des Zuſammenlebens in der Geſellſchaft ge: 
vegelt wird, in bisjetzt vorherrſchender Weife zwei Ordnungen, bie religidje und ſtaatliche, au: 
gebildet, welde im Alterthum mehr ober weniger fich verſchuolzen, bei den Orientalen unter 
Vorherrſchaft der religiöfen, bei den Griechen und Nömern unter Worherrſchaft ber. flaatlihen 
Dronung, feit vem Chriſtenthum lich ſonderten, im Mittelalter jedoch die Kirche, in ber neuen 
Beit öfter in ähnlicher Weife ver Staat nad) der Dberhoheit fivebte, waͤhrend es bie wahre Auf- 
gabe ift, beide Ordnungen in ihrer relativen Selbſtändigleit zu erfennen und in ihren Wechſel⸗ 
beziehungen zu regeln. Aber nicht minder ift e8 als das Ziel ver Bernegung ver ganzen wenſch⸗ 
lichen Geſellſchaft zu erkennen, daß auch die übrigen geſellſchaftlichen Bildungsfreife der Willen: 
fhaft, der ſchöͤnen Kunſt, des Unterrichts und der wirthſchaftlichen Gebiete, welde ſich biöher 
unter zum Theil berechtigter Vormundſchaft, früher dev Kirche jezt des Staats, entwidelt haben, 
bet weiterer. Erflarfung ihre relative Selbflänvigfeit und ſelbftändige Organiſatien erhalten 
(wie jet die wirthfchaftlichen Kreife in raſcher Entwickelung fich immermehr in gräßern Mütel: 
punkten organifiven), in der Cpoche der Meife aber. dad ganze geſellſchaftliche Raben einen anch 
nach alfen beſondern Hauptzwecken in beſondern Berufsfländen und Genoſſenſchaften organiit: 
ten Geſellſchaftaorganismus darſtellen fol, von. melden die Rechtsordrung, der Staat, die 
alte Wechſelverhaͤltuiſſe regelnde, äußerlich abfegließenae und. durch äufiere Macht ſchützende 
HOrdnung iſt. Die Vehre von Recht und Staat If} jeht etwas näher darzulegen. 
Das Recht ergibt ſich mit Nothwendigkeit als das in ber goͤttlichen Welt: und Lebendor: 
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nung burd) He Shöpfung enbiiher freter Vernunftweſen gefegte Princip der organiſch: harmo⸗ 
aiſchen Regelung aller durch die Freiheit für bie Verwirklichung aller Vernunftzwecke in ver Ge⸗ 
fammtorbnung beſtimmter Wechſelverhälinifſe. Wenn in ber göttlichen Weſens- und Lebens: 
ordnung bie Natur piejenige Ordnung ift, welche auch in ber unendlichen, alles fletig zu einem 
Ganzen verfnipfenben, Form des Raumes alle Gebiete, Theile, Glieder in ihrer relativen 
Selbſtaͤndigkeit unter ſich und In nothwendigem Zuſammenhange mit allen Arten des böhern 
Ganzen, alles Sonderleben nad) dem Princip ober Typus eines Geſammtlebens organiſch bil- 
det und gefaltet; fo if unterfchleven von der Naturordnung die geiftige Ordnung durch dad 
Vorwalten des Princips ver Freiheit beſtimmt; aber was in der Natur mit Nothwendigkeit 
gegeben iſt, wird eine Aufgabe für den @eift; die Naturordnung wird ein Gegenbild und zum 
Theil ein Votbild für alle geiftige Dronung, für einen freien Lebendorganiämus, in welchem 
alleDränung von der Breiheit ver Blieber durchdrungen und getragen werben fol. Diefe geiftig 
freie Lebentordnung wird aber nur ermöglicht durch das Recht als das freie organische Band und 
als das Princip,; welches überall zur Anwendung fommt, wo freier Wille, fei e8 im Einzelleben 
oder in der Gemeinſchaft und dem freien Verkehr, Werhjelverhältnifie nach einem Vernunftzwecke 
ordnend zufammenzufaflen und zu beflimmen hat. Die für sine Wiltensrhätgfeit gefegten Wech⸗ 
ſelbeſtimmungen iind aber Beringungen in ber allgemeinften rechtlichen Bedeutung ; fle drücken 
die allfeltigen Beziehungen eine® Gegenſtaudes zu allen andern aus, von benen er im Organis⸗ 
mus bes Lebend jeitend eines praktiſchen Willens abhängig iſt. Durch die Kenntniß vieler all⸗ 
feltigen praftifchen Beziehungen over. Bedingungen, gewiſſermaßen dieſes organischen Nerven: 
compieruß, wird bie Rechtsfunction begriffen, Die Bebingungen bilden daher den ſpecifiſchen ob⸗ 
jectiven Gehalt ded Rechts, welches Dad durch den freien Lebensorganiömus beſtimmte, organiſche 
Ganze ber von dem Willen abhängigen Bedingungen der Erreichung des organiſchen Ganzen der 
Vernunftbeſtimmung des Einzelnen und der Gemeinſchaft' iſt. Dieſes Princip des Rechts hat 
einen von allen andern vorhin bezeichneten praktifchen Principien unterſchiedenen ſpeciſfiſchen 
Charabter, ſteht in einem relativen und zugleich ergänzenden Gegenſatze zur Sittlichkeit, indem, 
waͤhrend biefe In den Innern fubjeetiven Motiven des Handelns vie Unbedingtheit ded Guten zur 
Geltung bringt, Das Recht das ganze Güterleben ves Menſchen, worauf fich die befonnern Ver⸗ 
nunftzwede beziehen, nach ven objectiven Wechſelbeſtimmungen in ber Bebingtheit aller Theile, 
alter Budungs⸗ und Berfönligkeitskreife und Verhältnifie regelt. Das Recht ik daher über- 
haupt das formelle Organiſationsprincip, welches in feiner formellen Regelung und Beſtim⸗ 
mımg ſich nach dem ſachtichen Befegen und der Zweckbeſtimmung der Verhältniſſe zu richten hat. 
Da aber das Recht üͤberall erſcheint, mo ein Bernunftwille dad Leben für Die Bernunftbeftimmung 
regelt, fo uͤbt zuhoͤchſt die Bottheit ald die nad ihren Wefendgefegen frei waltende unendliche 
Bertönticleit das Recht in aller freien Lebendorenung and, Indem fie bei der relativen Freiheit 
der endlichen Bernunftweien viele und auch große Abmelthungen zuläßt, aber einerſeitẽ der freien 
Bewegung Schranfen zieht zur Aufrechthaltung ber Geſammtordnung, andererſeits auch allem 
Leben die hoͤchſten fordernden Bedingungen burch allweife Leitung und Führung gewährt, und 
die Folgen der Abirrung durch die, allein zum Zweck der Bellerung, verhängte Strafe wieder auf: 
Hebt. Wie die göttliche Gerechtigkeit, fo foll auch das menſchliche Recht in drei unterſchiedenen Rich⸗ 
tungen geübt werben: als ein Princip der eigenen Regelung bed Selbftlebend, in welchem jede phy⸗ 
ſiſche odermoralifche Berfönlichkelt felbfkändig für ihre Lebenszwecke bie Bedingungen herftellt und 
orbnet (Brincip des rechtlichen Selbſt⸗ und Kürfihhandelnd), ald ein Princip der Regelung der 
Bedingungen der gegenfeltigen Beſchränkung des Frelheitsgebrauchs (Princip der Goeriftenz), 
und ald ein Princip ver Negelung ver Bedingungen ber nad dem Weſen und den Stufen der 
menſchlichen Bemeinfhaft (Bamilte, Gemeinde und allgemeine menfhliche Geſellſchaft) be⸗ 
ſtimmten und geordneten gegenfeitigen Förderung und Unterſtützung (Brincip ver Affiftenz). 
Bon biejen Functionen ded Rechts wird in der jehigen Rechtswiſſenſchaft die zweite Function 
oft, in gänzlicher theoretiſcher Verkennung der unabmwelslichen Forderungen des Lebens, als bie 
eigentlihe und ausfchließliche Funetion bed Rechts angefehen; aber forte In dem unendlichen 
Leben ver Gottheit alles Recht zuhoͤchſt ein inneres it, fo hat auch jene enbliche Verfönlichkeit 
für-shren eigenen Lebendfreis ein inneres Recht, welches fie in freier Selbſtbeſtimmung, ſich 
ſelbſt helfend und in Selbfiregelang ihrer nur fie betreffenden Berhältniſſe ausübt und welches jie 
auch durch Unrechthamdeln gegen. fich ſelbſt verlegen fann, wenn fie die Bebingungen bed Da: 
feine (3. 8. beim Selbfimorbe , der nicht blos eine Unfittlichkeit, ſondern auch ein Unrecht eines 
Menſchen gegen fich ſelbſt WR) ober der Cntwickelung aufhebt. Nicht minder iſt die Regelung 

5 21 — 


524 Keauſe 

der Bedingungen ber gegenſeitigen Foͤrderung eine weſentliche Function bes Rechts, welche, auch 
über den Familienkreis hinaus, bei dem Fortſchritte der allgemeinen bürgerlichen Geſellſchaft 
und der innigen Berührung ihrer Glieder in verſchiedenen Richtungen des nothwendigen und 
freien Handelns für andere durch ein praftifches Bedürfniß im wirklichen Leben fi ſtets Gel⸗ 
tung verſchafft und bei der mweitern Ausbildung bed fittlihen Pflicätgefühls und Gemeinfinns 
in freier und frei übereinflimmender (vertragemäßiger) Welfe in no höherm Maße in ber 
Geſellſchaft geübt werben wird. Diefe wichtige Function des Rechts wird nur durch folde ein- 
feitige Theorien verfannt, welche den Menfchen ſtets nur in feiner Iſolirung und pie Selbſtſucht 
als das eigentlich leitende Princip des Nechtö auffaflen und dabei die nothwendigſten Verhält⸗ 
niffe und Bedingungen ver Bemeinjhaft, ohne deren Regelung ein menſchliches Leben überhaupt 
nicht denkbar ift, gänzlich überfehen. Bon Wichtigkeit iſt aber, daß in allem Leben der Be: 
meinfchaft die Perfönlichkeit die Grundlage, die Quelle und das eigentliche Ziel der Bildung 
bleibe und daß ihr durch das Recht auch die Beringungen bes Fürſichſelbſtſeins, Fürſichhabens 
(Eigenthum) und Selbſthandelns arierfannt und gewährleiftet werben. — Diefe Neigtötheorie 
K.'s vereinigt durch die Vollſtändigkeit des Princips in ungefuchter Weife die wefentlichen 
Wahrheiten der vornehmften Theorien des Altertbums und der neuern Zeit. Mit Plate 
wird auch ein inneres Recht für die harmoniſche Regelung des Eigenlebens jeber Berjdnlichkeit 
erkannt, jedoch ſcharf beſtimmt und von dem äußern Rechte, welches auch äußerm Urtheile und 
Gerichte unterliegt, firenger unterfchieden. Mit Leibniz wird der Zweck des Rechts in das 
Wohl, die Vervollkommnung des Menſchen und der menſchlichen Geſellſchaft geſetzt (eine 
Lehre, welche zu ihrer Zeit bei der Verbreitung durch ganz Europa fo weientlih auf bie Ver: 
befierung der geſellſchaftlichen Zuflände eingewirkt hat), aber der zu unbeſtimmte, nebelhafte, 
fo leicht einer Misdeutung fähige Begriff des Wohls wirb in eine ausgebilvete Lehre von den 
menſchlich⸗geſellſchaftlichen Gütern als den Lebens: und Wohlszwecken aufgelöft und Die wichtige 
rechtliche Forderung geftellt, daß alles Wohl und alle Wohlszwecke in den Formen des Rechts zu 
verwirklichen ſind. Mit Kant wird der eigentliche Charakter des Mechts durch den Begriff der 
Bedingung in feiner allgemeinen Bebeutung beftimmt, aber dem Rechte pie Aufgabe geftellt, 
nicht nur die Bedingungen der Coexiſtenz abftracter Freiheiten, ſondern alles freien felbflän- 
digen und gemeinfhaftlihen, Neben und Füreinanderſeins und Handelns in Bezug auf 
alle vernünftigen Lebens⸗ und Güterzwecke zu regeln, welche ven eigentlichen Stoff oder Ge⸗ 
Halt für die formalen Beflimmungen des Rechts bilden. Ebenſo wird im Gegenſatze zu Kant, 
welcher zwar zuerſt richtig und fharf dad Rechtsprincip als ein Formprincip erfannte, aber 
den großen Misgriff beging, von dem Gehalte ganz abzufehen, von K. vor allem ver Gehalt 
als dad Beflimmende der Korın, der fachliche Zweck, die innere Beſtimmung eines Lebend= und _ 
Büterverhältniffes als das Maßgebende für die formellen Rechtsbeſtimmungen bezeichnet und. 
für die Wiffenfhaft und Praxis die Aufgabe geftellt, ven Bauplan des NRets nit in ihm 
fel6ft zu fuchen und nad abftrasten Formen zu conftruiren, jonbern nach bem Weſen und ber 
Innern Beflimmung ver Lebens- und Güterverhältniffe zu entwerfen, dieſe vor allem forgfamı _ 
an fih und in der Macht ver Wechfeleinflüffe zu erforſchen, weil, wenn bie rechtliche formelle 
Regelung ihnen nicht entſprechend ift, die fachliche Macht und innere Triebkraft ber Verhältniſſe 
bie von dem unverflänbigen oder trogigen Willen feftgehaltenen Rechtsformen, in Erſchütte⸗ 
rung der rechtlich-fittlichen Ordnung, durchbrechen würde. Daher bildet auch dieſe Rechtötheorie 
den entſchiedenen Begenfag zu der ganz fubjectiven Auffaffung mancher Rechtslehrer, welche, 
anftatt dad Recht zuhoͤchſt ala ein objectives Princtp der Ordnung der Lebensverhälmifie zu 
erkennen, nur ald fubjective Willensmacht, und dad Rechtliche in allen Berhältniflen bes 
Privat und Öffentlichen Lebend nur als Macht: und Herrfhaftöverhältniffe begreifen. Aber 
der Wille foll, in den Befugniffen und Berbinplichkeiten, nur dad Organ des Rechts und ber 
freie Träger der Rechtsordnung für die Herrfchaft des Rechts fein, deſſen Beſtimmungen für 
den Willen aus der innern Beflimmung der Lebensverhältniffe zu entnehmen find. Wie fpäter 
Stahl in ähnlicher Weife, fo hat K. vem Recht die Aufgabe geftellt, vie rechtlichen Beſtim⸗ 
mungen nad) der innern Beftinnmung ver Verhäftniffe, d. i. nach dem jenem Lebensnerhältniffe 
zu Orunde liegenven vernünftigen Zwecke zu treffen. Aber au das geſchichtliche Moment, 
welches von der Hiftorifhen Schule zur Anerkennung gebradht wurde, nimmt K.'s Theorie, 
welche alles Recht mit ven Lebensverhaͤltniſſen fi entwideln und fortbilnen läßt, als ein we: 
fentlihes Moment in fi auf; fie halt fih aber fern von der Einfeitigkeit ver hiſtoriſchen Schule, 
welche gar fein ideales Vernunftrecht anerfennen will, fle zeigt vielmehr, daß fowie überhaupt 
alled Leben, obwol in fletigem Fluſſe, fih nad einem bleibenden Grundtypus und durch un⸗ 
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anderliche Orundgeſetge geflaltet, fo and aus dem unänberlichen Grundweſen und den Grund⸗ 
gefegen des menfchlihen Weſens und Lebens, allgemeine Menſchen-, Volks- und Volkerrechte 
entfpringen, welche zwar nur allmählich nach beflimmten Entwidelungsgefegen zur Geltung 
kommen und durch mannichfache Abirrungen des Bölkerlebens lange Zeit unterhrüdt werben 
tönnen, aber von der Wiſſenſchaft unabläfftg als die idealen Anforberungen an dad Leben zu 
ftellen find, welches fih auch insbeſondere In den legten Jahrhunderten nur durch diefe idealen 
Triebkräfte vervolltommnet bat. Hierbei macht aber K.'s Theorie zugleich die von den frühern 
rechtsphiloſophiſchen Kehren vielfach verfannte Forderung geltend, daß alles Recht auch in ven 
Formen des Rechts zur wirklichen Geltung kommen, dadurch eine Rechtsſatzung, pofitiv werben 
muß, die idealen Rechte daher nicht als foldhe unmittelbare Geltung beanfpruden können, fon: 
bern nur Forberungen für die poſitive Rechtsbildung find, welche in ven allgemeinen gefell- 
fhaftlichen Formen der Gewohnheit, des Geſetzes und der befondern Form hed Vertrags vor 
fih gehen muß. Es wird daher auch als eine ebenfo rechtliche wie fittliche Pflicht erkannt, alle 
Fortbildung des ſachlichen (materiellen) Rechts auch in diefen Formen zu vollziehen, ald einer 
Bürgſchaft für die Gontinuität in der Bildung der fttliden und rechtlichen Überzeugung und 
als einer Schranke gegen jede Einzelwillkür. — Die Eintheilung bed Rechts beflimmt ſich nach 
den Hauptbeftanptheilen jenes Rechtsverhältniſſes, welches ſtets eine durch eine bebingenbe 
Thatſache beſtimmte Beziehung von Perfon zu Berfon in Bezug auf einen Gegenſtand (Sache 
oder Handlung) für einen vernünftigen Lebenszweck iſt. ALS erfier Haupttheil wird demnach 
behandelt die (in andern Theorien ganz fehlende) Lehre vom Drganiömus ber in der menſch⸗ 
lien Beflimmung enthaltenen beſondern Hauptzwede, als der weſentlichen Güter, für deren 
Erſtrebung das Recht die Bedingungen entwidelt; ver zweite Haupttheil befaßt das Perſonen⸗ 
reiht und zwar einerſeits der natürlich- fittlichen Perſonlichkeitskreiſe (ned Cinzelmenſchen, ber 
Familie, der Gemeinde, des Volks, der Volker und ver Menſchheit), und andererjeitö ber durch 
befondere Zwecke beſtimmten werkihätigen Geſellſchaften für religidfe, fittliche, Wiſſenſchafto-, 
Kunft=, Unterrichts: und wirthſchaftliche Zwecke; der dritte Theil befaßt das Sachenrecht im 
allgemeinen Sinne (Sachen im engem Sinne und Handlungen, infofern fie Bedingun⸗ 
gen für erlaubte Zwecke find); der vierte (aber von K. im Abriſſe von 1828 nur angebeutete) 
Theil Handelt von ven Beziehungen unter allen Beſtandtheilen bed Rechtsverhältniſſes, ins⸗ 
befondere von den bedingenden Thatfachen als Entflehungsurfachen der Rechte und Verbind⸗ 
lichkeiten (Obligationenrecht). Na einem andern Geſichtspunkte beftimmt fich die allerdings 
wichtige, aber doch nur formelle Eintheilung in Vrivatrecht und Öffentliches Recht, nämlich nad 
dem Borwalten.ves Sonderlebens und der Sonderzwecke und nad dem Leben und Zmede der 
Gemeinſchaft, indem das Privatrecht das Banze der normirten Bebingungen iſt, nad welchen 
ieder befondere Lebenskreis, fei e8 des Einzelnen, ver Familie, der Gemeinde oder die beſondern 
"Smerkthätigen Bildungskreiſe durch ſich ſelbſt und für ihre Sonderzwecke ihre Lebensverhältnifie 
frei regeln können; dad öffentliche Recht dagegen das Ganze der Normen, nad welchen alle or= 
ganiſchen Wedfelverhättniffe aller Lebenskreiſe der gefellihaftlihen Ort. ug für dad Leben 
und die Zwecke der Gemeinſchaft in einer für bie Freiheit aller bindenden Norm geregelt 
werben. Was jet erft von wenigen erkannt wird, daß nämlich Privat = und öffentliches Recht 
gar nicht abftract nach Perfonen oder Sachen, fondern nur nach der bezeichneten Unterſcheidung 
zu machen find, und daß alle Lebenskreiſe, felbft die Cinzelperſoͤnlichkeit, eine doppelte Seite, 
eine privatrechtliche und öffentlich rechtliche Haben und nach verfelben zu betrachten find, ergibt 
fih aus K.'s organifcher Rechtslehre als eine natürliche Conſequenz. 
Das Recht iſt die erzeugende Kraft des Staats, weil alle Lebensideen die Trieb: und Bil⸗ 
dungskraͤfte für die Geſtaltung durch beſondere Functionen und Organe werben und kein Leben 
ohne die weſentlichen Lebensbedingungen denkbar iſt. Staat iſt aber überhaupt geordneter 
Rechtszuſtand; dieſer muß in dem Leben ver Cinzelperſonlichkeit feine erſte Grundlage erhalten, 
wie auch alle weitere ſtaatliche Ordaung Ihre innerſte Wurzel und Ihren feſteſten Halt in der 
rechtlichen und ſtaatlichen Befinnung der einzelnen Glieder gewinnt. Der exfte gefellfähaftliche 
Rechtszuſtand iſt die Familie, in welcher fich auch durch die Autorität und Verwaltung ded Fa⸗ 
milienlebend die Analoga für die Staatögemalt bilden. Die infolge der Gemeinſamkeit der 
Abſtammung gegebenen und durch gemeinfame Beblrfniffe fich weiter bildenden ſtaatlichen Kreife 
find bie der @emeinde, des Stammes, des Volks, ver Bölkerconföderation. Der Rechtsgrund aller 
flaatligen Dronung liegt in dem Beduͤrfniſſe georbneter rechtlicher Negelung der Berhältnifle; 
bie rechtlichen Entſtehungsformen find Sitte und Vertrag, obwol viele Staaten auch auf Wegen 
der Gewalt gegründet und vergrößert werben. Der Rechtsgrund, der überhaupt von jeder 
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rechtlichen wie widerrechtlichen Gutſtehungsurfache zu unterfheiben iſt, erweiſt ch andy dadurch 
als die Höhere Macht, daß auch unrechtmäßig entſtandene Staaten oder Staatsgewalten durch 
wirkliche Handhabung des Rechts und durch hinzutretende Zuſtimmung als zu Recht beflehend 
zu betrachten find. Sowie aber jede höhere ſtaatliche Stufe eine gegliederte Verbindung meh⸗ 
terer Staaten ber niebern Stufe ift, fo IR auch die jetzt vorwaltende Stufe, der Wolföflaat, ein 
zufamniengefeßter, ein Staatenftaat, deſſen Glieder die Stäurme, Gemeinden, Bamilien find. 
Daraus entfpringt aber auch die Forderung, daß jeder Staat ſich als ein wahrhafter Organis⸗ 
mus in Berfaffung und Verwaltung geflalte und bethätige, daß alfo die centrale, die Macht des 
Ganzen über alle Olieder und Theile augübende, Staatögewalt bie relative Selbflänbigfeit und 
Selbſtbeſtimmung (Autonomie) aller Glieder und Lebenskreiſe achte und daß überhaupt bei der 
Ausübung jeder Staatögewalt allen Staatöglieberungen, von dem Einzelnen an bis zu den hö⸗— 
bern Kreifen, eing beftinmimte Mitwirkung zugefichert werbe. Die Anſicht, welche fpäter, hauptſäch⸗ 
li um die Autonomie ver Gemeinden zu reiten, auch von ber abſtractzliberalen Schule (|. Rotteck 
im „Staatsrecht ver conftitutionellen Monarchie“, Bo. Ul; vgl. auch den Art. Herbart) und 
auch von andern Forſchern vom gefchichtligen Geftchtöpunfte aus aufgeſtellt wurde, daß namı= 
lich „jeber größere Staat ein Staatenſyſtem“ fet, ift von K. ſchon früh ausgeſprochen, zugleich 
aber auch erkannt worden, daß in ber gefhichtlichen Entwickelung das Verhaͤlmiß zwifgen dem 
Gentrun und den Theilen fi verſchieden geſtaltet, zuerſt die Gegenfätze fih ausbilden (einer- 
ſeits in der übermäßigen Stärke der Theile und Glieder — Mittelalter, andexerfeitd In ber dar⸗ 
auf folgenden uͤbermacht des Gentrums — in verſchiedenen Formen des modernen Abjelutis- 
mus), bie fir bie Höher gebildeten Völker jetzt ſich ſtellende Aufgabe aber dahin gebt, überall Das 
organische Zufamnienwirfen Herzuftellen und ven eigentlichen organiihen Staat zu verwirk⸗ 
lien. — Die Lehre K.'s über den Zweck des Staats bat ven großen Vorzug, daß fe in Der 
Binheit und Binfachheit des Principso alle weſentlichen Verhältmiſſe zu beflimmen vermag. 
Der Zweck des Staard, welcher auch jet immer Elarer als folder erlannt wird, iſt der Des 
Rechts umd feiner vollen VBerwirklihung. Der Staat fol nad feinem oberen einheitlichen 
Princip Rechtsordnung, Nechtöftaet fein. Dieſer iſt auch der Grundgedanke und bad Biel ver 
modernen freiheitliden Bewegung. Aber ver Rechtsſtaat muß nad ber vollen Idee des Mechts 
begriffen werden. Kant und feine Schule Haben in Deutſchland das Verdienſt gehabt, zuerft 
theoretif%h dieſen Begriff, der in England durch praftifche Entwickelung fich feſtgeſtellt hat, als 
eine Anforderung an dad ſtaatliche Beben zu flellen, kommen aber durch die ganz einfeitige Auf = 
faſſung des Rechtöprincips in Conflict mit den praktifchen Bebürfniffen uud Berhältnifien, in⸗ 
dem fein Staat der Zumuthung nachkommen kann, feine Wirkſamkeit auf die Handhabung Der 
Bedingungen der äußern freien Coexiſtenz zu beſchränken und aller Foͤrderung des Wohls zu 
entfagen. Zwiſchen K.'s Lehre vom Rechtsſtaate und der Kantiſchen Anficht beſteht dahet der⸗ 
ſelbe Unterſchied wie in ber Auffaſſung des Rechts überhaupt. Sowie K. in dem Rechtaprincip 
die drei bezeichneten Functionen dev Regelung des Selbſtlebens, per Coexiſtenz una nicht minder 
der gegenfeitigen Foͤrderung oder Aſſiſtenz nachweiſt, jo treten dieſe Functionen auth als beſou⸗ 
dere Aufgaben des Staats hervor, und zugleich wird erkannt, daß ſowie überhaupt: das Recht 
nicht Selbſtzweck iſt, ſondern die Bedingungen der Erſtrebung aller menſchheitlichen Zwecke als 
das Wohl der Einzelnen und ver Gemeinſchaft regelt, auch der Staat feinen legten oder End⸗ 
zweck in ber Foͤrderung aller Humanität, aller Bildungs: oder Wohlszwecke hat. Der Staat 
ift daher nicht abſtraeter Rechtäftaat, ſondern, in voller Bezeichnung, Sumanität = oder Cultur⸗ 
Rechtsſtaat. Wenn in neuerer Zeit mehrfad in blos änßerlicher, ſynchretiſtiſcher Weiſe dem 
Stante ein doppelter Zweck, ein Rechto⸗ und ein Wohlfahrtögwed gegeben wirh, jo fpricht 
ſich zwar darin das praktiſche Beduͤrfniß einer Beziehung des Staats auf das Wohl ans, ed 
gebt aber dadurch die Einficht verloren, daß der Zweck ned Staats einer iſt und auch afles 
Wohl vom Staate nur nad den Normen und in den Formen ned Mechts gu erfirchen iſt. 

Richtig iſt es jedoch, daß in der Verwitklichung Des Rechts in ber ſtaatlichen Ordnung zwei Ge⸗ 
biete zu unterſcheiden find, einerſeits dad Gebiet, in welchem das Mecht, obwol es nur Mittel 
zum Zwecke ift, doch zunächſt auch an und für fich ſelbſt in feinem formellen. Beſtande georbnet, 

nornirt und gebanbhabt wird, wie ed in der eigentlichen Rehtögeiepgehung uns Rehtöpflege 
geihieht, und andererfeitö ein Gebiet, in weldem das Recht in feinen Normen und Formen eine 

directe Beziehung zu den ſachlichen Wohlszwecken erhält, wie Dies in der Gulinrgefepgebung umb 

ber rechtlichen Cultur⸗ oder Wohlfahrtöpflege geſchieht, aljo in dem einen Gebiete das Recht ſelbſt 

der naͤchſte unmittelbare Zweck ift, in dem andern die Mittel und Wege, Normen, Kormen uns 

Schranken für die Erſtrebung des Wohls bezeichnet. Met ber rechtlichen: usb ſiaatlichen Wohls⸗ 
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pflege Helle ſich baum aber bie befondere Frage, in welcher Art und Weiſe dor Stant dad Nicht 
zu förbern Habe, eine Frage, die bidjeht von Denen, welche eine ſolche Foͤrderung als gum Stmats- 
zwecke gehörenn betrachten, in ſtreng wiſſenſchaftlicher Weiſe gar nicht geloöͤſt iſt, indem bie ge: 
woͤhuliche relative Beftimmung, daß der Staat alles zu beſorgen habe, was uͤber die Kräfte ber 
Prinaten und Privatkreiſe binausgebe, über die wichtige Grenzlinie ſelbſt nichts ausſagt. 
Nach 8.8 Rechtoprincin: Tann die Börberung nitht eine fachliche, materielle fein, welche ber 
Stnat durch unmittelbare Übernahme eines: Thätigkeitsprincis in. Dem einen ober andern. 
MWohlegebtete oder Gulturkreife anaguiben hätte, ſondern Die Foͤrderung kann nur in ber for- 
melten Orbnung und RNegelimg aller Wechſelverhälmiſſe ver fi gegenfeitig bedingenden 
chend und Bildungskreiſe liegen, durch Gewährleiſtung ber negativen und pojitiven Be⸗ 
binguagen, welche⸗ einem jeden biefer Kreife feinen Beſtand und feine Innere und äußere ge: 
beihliche Entwickelung ermögliden. Durch Berwirklihung bes Rechts ermöglicht er Die ſelbſt⸗ 
thätige Verwirklichung der Zwecke aller Perſoͤnlichkeits⸗ und Werufökreife her Gemeinſchaft. 
Ohne in Gonsurrerg mit irgendeiner fachlichen: geſellſchaftlichen Thätigkeit zu treten und dadurch 
feine unbefangene Stellung in Würdigung aller geſellſchaftlichen Intereſſen zu verlleren, trägt 
er.uur Khrfarge ; daß im organifchen Ganzen der Gemeinſchaft jeder Lebenskreis fi in feinen 
Grengen hewege, aber auch die belebenden, Binflüffe aller andern erhalte und in fi aufnehme, 
daß z. B. veligiöfe wie wirthſchaftliches Beben feine Forderung durch entſprechende Unterrichto⸗ 
anftakten finde u. ſ. w. und daß endlich hinſichtlich der Unterſtützung, welche, ohne Eingrei⸗ 
fen in das innere Thaͤtigkeirsgeblat/ allen fur oͤſſentliche zeligiöfe, wiſſenſchaftliche, wirthſchaftliche 
Zwecke u. ſ. w. thaͤtigen Lebenskreiſen aus dem Stantövermögen zu gewähren iſt, in Mitwirkung 
aller Krriſe geſchehe, wie überhaupt die Regelung aller rechtlichen Verhältniſſe in Verfaſſung 
und Verwaltung nach dem Vegriffe: des organiſchen Staais, nicht ausſchließlich von ber Staatb⸗ 
gewalt, ſondern durch organiſche Mitwirkung aller Kreiſe vollzogen werben ſoll. 

Nach dieſer Stellung und Mifgabe des Staats beſtimmt ſich ſein Verhaͤltniß zur Geſellſchaft. 

Die jzehn vielfach beſprochene Unterſcheidung non Staat und Geſellſchaft if zuerſt durch K.'s 
Syſtem in beſtuumter und eigenthümlicher Weiſe gegeben. morben.?) Nach K. iſt der Staat 
nucht, wie es die Hegel'ſche Schul⸗ ofter gefußt hat, die zuſammenfafſende Spitze oder das «Haupt 
der Geſellſchaft, oder die zur Ordnung erhobene Geſellſchaft; die Geſellſchaft iſt auch nicht (wie 
Mohl eh ſpater behauptele).cin zwiſchengeſchobener Kreid zwiſchen dem Familiens und Stammes⸗ 
kreiſe amd denn; alle Abſtuſungen von Kreiſen zuſammenfaſſenden, Staate als dem einheitlichen 
fräftig geſtalteten Drganisums; ſie iſt auch nicht, als ſogenannte bürgerliche Geſellſchaft, dad 
Ganze der privatrechtlichen Lebenskroife; Staat und Geſellſchaft liegen aber auch nicht als zwei 
verſchiedene Gebiete außereinander; es beſteht unter ihnen derſelbe Unterſchied und dieſelbe 
Bezichung wie zuiſchen Schrneverhälmis und Rechtaverhältniß. Die neuere Rechtswiſſen⸗ 
ſchaft: hat angefangen, vieſan Unterſchied zu erkennen (|. darüber Ahrens, „Juriſtiſche Eney⸗ 
Eiopäble”, S. 142): und es iſt gleicherwotſe die Aufgabe der modernen Staatswiſſenſchaft, ven 
erſtern Unterfchle gun: Klarheit zu bringen. Wie das Rechtsverhältniß nur eine Seite des Le⸗ 
benöperhältnifies iſt, welches, nach feinem Gehalie, religiöfer, fittlichen, wirthſchaftlicher Natur 
iſt n. ſ. w. und auch mehrfacher Art zugleich fein kann, wie ber Bürger nur eine Seite des 
Menſchen iſt, ſo iſt auch das Staatliche nur eine Seite an allen meuichheitlichen Lebend⸗ und 
-Gefeltfchnfistreifen, deren Geſammtheit mit dem Namen der Geſellſchaft bezeichnet wird. In 
diefer allgemeinen humanen: Geſellſchaftsordnung If der Staat die beſondere humane MRechtb⸗ 
oranung, weiche ſowol in den Gebieren bed Privatrechto wie des Öffentlichen Rechts (indem beides 
zur Staatkordnung gehört), die WBechfelbegiehungen unter allen Lebens: und Geſellſchaftover⸗ 
hãltniſſen zu egein.hat, und dadurch, nach ver Settn. des Rechts, ebenſo univerſell ift wie die Ges 
ſellſchaftsorvnung, welche nam Staate innerlich wie mit einem Syſtem von rechtlichen und po⸗ 
litiſchen Nerven durchzogen wird. Da aber: die Mechtsordnung in dem Centrum ber mit recht⸗ 
licher Iwangswmacht aubgerüſteten ſichbbaren Staatsgewalt zufemmengefaßt erſcheint und, ba fie 
auch die Verhältniſſe einer..beflimniten Vollsgefellſchaft zum Territorium zu regeln bat, fo 
Relit ſie ſich 016 Die ſichtbarſte Orbnung ber und konnte daher fo lange mit ber gefanımten Gen 
fellichaft insmtiflcirh werden. Die praktiſche Bedratung viefer Unterſcheidung von Staat und 
Geſellſchaft liegt im der zu gewährenden Selbſtbeſtimmung (Autonomie) ber verſchiedenen 





2) Die erſte nähere, jedoch bie Seite der unterſcheidun faſt ausſchließlich betonende Darſtellun 
wurde von mir in ber erſten Ausgabe meines Cours de droit naturel von 1839 gegeben, welche eine 
1880, 


aud fuheliche NRerenſton von: R, v. Mohl ia den Gelvelderger Jahtbechern, Jahrg. erhielt. 
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Lebenskreiſe für die Wirkſamkeit in den eigenen Angelegenheiten, in ver Anerkemmung, daß 
dieſe Kreife nach eigenen Principien und Gefegen fich entwideln, welche in beſondern Wiſſen⸗ 
haften, den eigentlihen Geſellſchaftewiſſenſchaften, zu erforſchen iind. Solche Wiſſenſchaften 
find die des religidfen, kirchlichen und wirtbfchaftlichen Lebens u. ſ. w., ebenſo Die Wiffenfhaf- 
ten von ber natürlich-fittlichen Familie, welche auch ein ſocialer Kreis it (mie es auch 
Riehl in dem Werke ‚Die Familie“ hervorhebt), von der Gemeinde, weiche, wie fon bemerkt, 
nicht blos eine rechtlich⸗politiſche, ſondern auch Neligtond- und Kirchen-, Schul: und Wirth⸗ 
ſchaftsgemeinde ift. — Unter den beiden vorhin bezeichneten Arten ber gefellichaftlichen Kreife, 
der Berufs- oder Büterkreife und ver natürlich-fittlichen Kreife vollführen die erftern geſchicht⸗ 
lich die Aufgabe, daß fie, wie fie au fich flet8 über einen Sonderſtaat hinausgehen, auch durch 
die Begründung vielfeitiger bleibender Büter- oder Gulturbeziehungen, zu der Bildung immer 
höherer ſtaatlichen Ordnungen binbrängen, von dem Gemeindeſtaate um Stamm: und Volko⸗ 
ſtaate und zum Bölferftaate, welcher Iegtere für pie europälfchen Culturvoͤlker, wenn auhanfäng- 
ih nur in einer ſchwachen flaatenbundlidhen Korn, zu erftteben if (ſ. K.ss Aufſah: „Entwurf 
eines europäiſchen Staatenbunpes‘, in den „Deutfchen Blättern‘ von 1814, Nr. 142 — 152). 
Bei dieſer Unterſcheidung der Güter: oder Cultur- und der natürlich = fittlichen Krelfe Haben 
aber Recht und Staat noch eine legte wichtige Aufgabe zu vollführen, nämlid, zur Wahrung 
der rechtlich = geſellſchaftlichen Einheit, alle Culturkreiſe ſtets in einem der natlrlich = fittlichen 
Kreife, welche die eigentlichen lebendigen Mittelpuntte bilden, zu einem.alle Kreife unter fi 
verfnüpfenden und ausgleichenden einheitlihen Ganzen abzuſchließen, ſodaß alſo in ver jetzt 
vorwaltenden Stufe des Volksſtaats, ver Staat, ohne den Wechſelverkehr der in: und auslän- 
diſchen Gulturfreife zu hemmen, das Culturleben in jedem beftimmten Volle au als ein Gan- 
ze8 zu behandeln und nad ven Befammtbebingungen der zur Zeit errungenen Bildungkſtufe 
und Gefittung bed Volks in Rückſicht auf alle Verhättniffe zu xegeln Hat, und daher bet ber 
Regelung ber Wechfelverhältnifie in allen Kreifen, der Religion und Kirche nicht minder wie 
des wirthſchaftlichen Lebens, bie letzte entfhelnende rechtliche Macht iR. So erhält denn das 
Volksleben aud durch den Staat eine einheitliche abſchließende Ordnung und Autarlie, um 
als ein kraͤftiges, relativ⸗-ſelbſtaͤndiges Glied in der Völkergemeinſchaft zur Löfung der menſch⸗ 
beitligen Gulturaufgabe mitwirken zu innen. 

Die Lehre von der Staatögewalt überhaupt, wie von der Berfaflung und Verwaltung iſt 
von K. nur kurz angedeutet worben. . Die Staatögemalt als die ihätige Macht des Ganzen über 
alle innern Theile, tft zuhoͤchſt Bine, gliedert fi) aber in mehrere Functionen und Bewalten, 
von denen K. nur bie geſetzgebende und ausübende Gewalt hervorhebt, obwol nad. yon Brin- 
cipien des Syſtems die Megierung als vie höchſte leitenpe, ven Impuls gebende Gewalt 
begriffen werben follte (f. Ahrens, „Organiſche Staatslcehre”, S. 176 fg.). Diefe formellen Se: 
walten fommen dann in den beiden fachlichen Hauptrichtungen der ſtaatlichen Thätigkelt zur 
Ausübung, einerjeitö in der unmittelbar das formelle Recht als ſolches normirenben Rechts⸗ 
gefehgebung und ausübenden Rechtsverwaltung, welche ſelbſt theils eine vorbeugende, theils 
eine fürſorglich ordnende und rechtlich feſtſtellende (worunter auch bie ſogenaunte freiwillige 
Rechtsvflege), theils eine wiederherſtellende, letztere entweder bürgerliche oder Straftedhts- 
pflege iſt, andererſeits in der rechtlich normirten Wohlsverwaltung für alle Wohls⸗ oder Eul- 
turzwecke und Gebiete. Das Strafrecht und die Strafrechtspflege if von K. etwas ausfähr- 
licher behandelt worden. Die Strafe als bie geſetzlich zu beſtimmende rechtliche Folge von Ber- 
gehen oder Verbrechen, muß in ber menſchlichen Rechtsordnung, da alles Recht für vernünf- 
tige Zwecke befteht, einen vernünftigen die menſchliche Berfönlichkeit erfaſſenden Zweck haben; 
dadurch find alle abfiracten und blos formalen Zwecke ausgeſchloſſen, Hei welchen won ber fitt- 
lich⸗ rechtlichen Perfönlicgfeit des Verbrecher abgefeben, diefe nur Außerlich nad formalen 
Principien, 3.8. der Wiedervergeltung, oder nur in Hinfiht auf die abſtract aufgefaßte Rechts⸗ 
ordnung und Gerechtigkeit behandelt ward ; der Zweck kann nur liegen in der möglicäften Wie⸗ 
berherftellung der durch die Übelthat geftärten rechtlichen Ordnung und zwar nach allen Gei: 
ten, nach welchen die Störung ſtattgefunden. Daraus ergibt fidh, daß einerſeits bei zugefügten 
Schaden, foweit es möglich iR, Verbindlichkelt zum Schavenerfage eintritt, andererſeitd aber 

bie Urſache der Störung, melde In dem widerrechtlichen Willen ſichtbar geworben , wieder zu 
heben if. Auf legteres bezieht fich die Strafe im eigentlichen Sinne, als dad Ganze der vom 
Staate anzuwendenden Mittel, welche die Bedingungen der Wieberberftellung ber rechtlichen 
Geſinnung find. Diefe Mittel liegen wahrhaft nur in der Befferung und alle Strafe foll daher 
jein Beflerungsftrafe, mit nothwendiger Ausſchließung ber Todesſtrafe; In ber Beflerung, 
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beren ſelbſt die größten Übelthäter fähig Bleiben, Liegt auch vas beſte Mittel ver Sicherung ber 
allgemeinen Redisorbnung una der Beruhtgung des allgemeinen fittlich:rechtlicken Bewußt⸗ 
feine. Die Steafoollziehung ift aber als ein fortgefeßtes Strafurthell zu betrachten, wodurch 
auch das erſte Urthell eine, anf das Verhalten des Sträfling® gegrümbete, Berichtigung erfah⸗ 
ren und eine frühere Sreilaffung geboten fein kann (wie fle jept mehrfach in ver Strafrechts⸗ 
praxis in der Form der ſogenannten bebingten Freilafſung eintritt). 

Die Form der Verfaffung iſt na K. durch den gefammten Lebensgehalt eines Volkes be: 
Dingt, ändert ſich daher mit ver Fortbildung der Lebensverhältniffe und der daraus ſich ergeben: 
ben verſchledenen Stellung des Volks zu ber Obrigkeit; die urbilpliche, ideale Form, nad) welcher 
alle andern Kormen zu bemeſſen find, ift diejenige, in welder das Recht im Staate, ald einem 
auf die Mitwirkung aller Glieder geſtellten Gemeinweſen, zur vollen Herrſchaft gelangt; vie 
eonflitutionefe Monarchie kommt biefer Form am naͤchſten. Aus dem Begriffe eines Staats 
als Organismus entfpringt aber als Grundbedingung einer guten Berfaffung,, daß ein leben: 
diged Wechſelverhaltniß zwiſchen dem Volke und der Obrigkeit bei der Ausübung aller Staats: 
gewalten beſtehe, der Staat nicht bloßer Beamtenftaat fei, fondern auf die organiſche Mitwir- 
tung des Volks geftellt, dieſem daher nad feinen verſchiedenen Kreifen ein beſtimmter Antheil 
und Einfluß gewährt werde. Ans dem Begriffe der organiſchen Wechſelwirkung entipringt bie 
Nothwendigkeit einer Vertretung des Volks, nicht als einer ungeordneten Mafle na Kopfzahl, 
fondern als eines nad allen Perfönlicgkeitö: und Berufötreifen organifirten Ganzen. Nach 
dieſem Princip, welched K. ſelbſt Hinfichtlich der Durchführung nicht näher beftimmt Hat, iſt von 
den Anhängern ®) ein Syſtem der Vertretung aufgeftellt worden, von weldem die fogenannte 
„Suteveffenvertretung” nur bie halbe Wahrheit enthält. Eine bloße Interefienvertretung, alfo 
Der beſondern Beruföinterefien und Kreife, an welche man gewöhnlich denkt, würbe, in Nährung 
des Sonbergeiftes, auch leicht zum Kampfe und zu äußerlichen Goalitionen der verfhienenen In: 
tereflen führen. Ebenſo wie im Staate die Berufsinterefien und Kreiſe organifc durch bie 
abgeſtuften natuͤrlich = fittlichen Verbände der Familien, Gemeinden, Kreife, Brovinzen ver: 
Inhpft werden, fo möflen auch dieſe Innern organifchen Verbände rine Bertretung erhalten, 
und hie Geſammtvertretung würde ſich nach biefer Zwiefachheit der gefellfchaftlihen Kreife an⸗ 
gemeflen in zwei entfprechende Abtbeilungen (Kammern, Häufern) gliedern, von welden bie 
eine gleichfalls pie vorwaltenne Aufgabe der einheitlichen Zufammenfaflung und Auögleihung 
ber verfihiedenen Interefien voliführen würbe. Die organiſche Theilnahme des Volks iſt aber 
nicht blod in der Geſetggebung, fonbern auch in der Rechtspflege und in der eigentlichen Verwal⸗ 
tung durchzuführen, wobei jedoch das wichtige Princip feftzubalten iſt, daß nicht durch zu große 
Ausdehnung des Geſchaͤftokreiſes der Vertretungen die viel wichtigere Selbftthätigkeit in den 
einzelnen Kreifen geſchwächt werde. Für das ganze Rechts- und Staatöleben kommt es aber 
daraufan, die Grundwahrheit immer Harer zu erkennen und weiter zu verbreiten, vaß aller 
Foriſchritt zwar durch rechtliche und flaatlihe Normen und Formen weſentlich gefdrbert wird, 
aber vor allem bedingt iſt durch das Wachkthum in allem Guten, durch die Erhaltung und har⸗ 
moniſche Fortbildung aller menſchheitlichen, durch Religion, Sittlichkeit, Wiſſenſchaft und Kunft 
umd Wirthſchaftsguͤter gegebenen Grundlagen, durch den Ausbau des ganzen und vollen 
Menſchheitthums, und daß das Ziel ſtets fein. muß, den Staat als eine goͤttlich⸗ menſchliche Ord⸗ 
nung in allem Goͤttlich⸗Menſchlichen zu vollenden, zugleich in Stärkung bes Bewußtſeins, 
daß alles Recht von Bott und Bott felbft ver hochſte Herrſcher und Richter au in allem 
Staats: und Bölkerleben ift und das Necht, auch gegen ven Unverſtand und übeln Willen ber 
Einzemen und Völker, zur Beltung bringt. 

So viel zur überfſichtlichen Darftellung von K.'s Rechts-, Staats- und Geſellſchaftslehre. 
Das tief in alle Wiſſenſchaften eingretfende &. ſche Syſtem hat jedoch in Deutſchland erſt ſeit 
ungefähr zehn Jahren eine größere Beachtung gefunden. Mehrere Anhänger, wie v. Leonhardi 
Cover ſich beſonders um pie noch nicht beendete Heraußgabe des wiſſenſchaftlichen Nachlaſſes ver- 


8) In der erften Ausgabe meines Cours de droit naturel von 1839 habe ich nur im allgemeinen 
eine Organiſation ber Vertretung nach ben verfchiebenen Lebenskreifen aufgeftellt, in meiner „ Organis 
ſchen Staatslehre““ nach dem Zweikammerſyſtem, eine doppelte Vertretung einerfeits nach ben Berufes 
fländen, andererfeits nad der Totalität des Volfs in Borfchlag gebracht, bei letzterer Bertretung aber 
nicht beſtimmt hervorgehoben , daß auch biefe nicht nach Kopfzahl, fondern nach den organifchen Ge⸗ 
fammtverbänden, wie @emeinden, Kreifen, Provinzen zu organifiren if. Gin demnaächſt von mir ers 
ſcheinendes Werk über Staatswiffenfchaft und Bolieit wird diefes Syſtem ber Vertretung in Hinficht 
auf bie praftifche Ausführung näher darlegen. 
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dient gemarht bat), Lindemann (geft. 1856, „Lehre som Merſchen““, 1846; „Lugif‘, 1846), 
Roͤder („Naturrecht“, 1846, wovon bie zweite [ehr vermehrte uma verbefferte Ausgabe 1862), 
Schliephake („Grundlagen des fittlihen Lebens; 1850), Ahrens a. a. Haben vie Lehre nad 
verſchiedenen Seiten befannt gemacht; aber eine wünienswerthe :allieitige Darſtelumg fehlt. 
bisjegt. Einen Anfang hierzu machte Ahrens in feinem. (ſeit langer Zeit vergriffenen) „Cours 
de philosophie” (2 Bde., Paris 1837) (ſpäter ind Holländische durch Profeſſor Niemenhuis 
überfegt), welcher nie yon bensfelben im Auftrage der franzoͤſiſchen Reglerung in Paris 1834 
gehaltenen Vorlefungen enthält. - Dagegen bat 8.8 „Pilofophifge Rechts⸗ und Staatslehre“ 
inshefondere auch Im Auslande durch Ahrens’ „Cours de droit naturel”‘ (welcher ſeit 1880 
in ſechs Sprachen und barin in neunzehn verfchiedenen Auflagen exiſtert), ſowie durch deſſen, 
die philoſophiſchen Prineipien praktiſch in Anwendung auf die poſitiven Materie darlegende 
„Juriſtiſche Encyflopädie‘, 1867 (auch ind Italieniſche, Ruſſiſche und Polniſche überfegt), wit 
nur ie Europa, ſondern bis nach Brafilien und Chili eine Berbraitung und VPertretung an ben 
Hochſchulen gefunden, wie es feit der Leibniz⸗Wolf'ſchen Rechtsphiloſophie nicht mehr ver 
Fall geweſen if. Zu den Brunpfähen der K.'ſchen Staatds und Geſellſchaftslehre haben. ji 
auch die Nationakötonnmen Profefior Schäffle in Tübingen and Profeſſor Kaup in Peſth be- 
fannt. Yher auch das ganze philoſophiſche Syßem findet mehr und mehr Bertveier an. den Uni: 
verfitäten des Auslandes, wie vurch Profeſſor Tiberghlen in Bröflel. (‚Philosophie morale‘, 
1854, „Science de lame“, 1862), Profeſſor del Nio in Madrid („Eistima de:Krause‘‘, 
4860; „Los institutos de la filosofia”, 1863): a. Die Urſache der langen Nichtbeachtung 
des Syſtems in Deutihland ift wol in nem Umſtande zu ſuchen, daß dieſes Syſtem nit ehr 
in der mit Kant beginnenden, wit Hegel den Hochpunkt erreichenden und davauf mieber his zum 
Senfualtsmus und Materialismus berabfinfenden - Entwirkefungsreihe liegt, in welcher rin 
feitige Richtungen ſchnell nacheinander fih Igarf-ausprägten:und,: va in ber Magel ſcharfe 
Gegenfäge leichter begriffen werben, ſchnell Bingang fanden, um .chenja ſchnellezu verſchwin⸗ 
den. Kehren dagegen, welche die ganze hiloſophiſche Arbeit: von einer tiefern und -umfahlen- 
dern Brundlage aufnehmen ‚und Durch höhere Prineipien Die Gegenſähe zu vermitteln: ſuchen, 
pflegen zuerſt von allen herrſchenden Varteien · derworfen zu werdan, ‚aber ſich doch, wenn 
auch langſam und mühjam, Bahn zu: brechen und langer: zu exhalien. Des Ride Sy⸗ 
ftem ‚hat fih eine folde umfallende Aufgabe geſtellt. Die weitere Merbreitung der Kenumiß 
dieſes den Menſchen und das ganze menſchliche Leben von allen Seiten erſaſſenden Syftemö 
kann aber auch eine heilſame wiſſenſchaftliche Macht zur Stärkung aller tiefern Orundiagen 
und zur Hoͤherbildung bed ſittlichen, religiöfen und politi ſchen Lebens werden 
‚ Ahrens. 

Krieg. (Batitifäe und völkerrechtliche Berhältwiffe). Die Betrachtung des 
Unglüds, welches ein Krieg über Millionen son Menfihen gu bringen pflegt; und zugleich des 
Umſtandes, wie felten ein. Krieg wirklich zu den Reſultaten führte, die ev haben follte, wie felten 
er fi alſo als ein zweimäßiges Mittel erwies, hat nicht bios die Philoſophen zu der Anfiht ge⸗ 
führt, daß ver Krieg ein Übel fei, ſondern auch zu dem Sichlufle, daß er rin nicht uothmendiges, 
vermeidbares Übel fei. Das fhöne Traumbild des emigen Friedens ward nicht blos als Ideal 
bingeftet, dem man zuſtreben müfle, ſondern aud als etwas vollfommen Erreichbares. Um 
das legtere zu erweifen, Hat man ſich vorzugsweiſe des Arguments bebiens, daß ja auch der Pri- 
vatfrieg, die Fehde, aus ven civllifieten Staaten verſchwunden fei. Wenn des Frieve ſo inner: 
halb Fleinerer Kreiſe auf dem gleichen Gebiet zuſammenwohnender⸗ Menſchen hergeſtellt fet, 
warum ſolle er nicht auch innerhalb groͤßerer Kreiſe geu zer Welttheile und enplich der, ganzen 
Erde Hergeftellt werben ? 

Die Argumentation if falſch. Schon bie uUnterſcheideng wwiſchen dem Orivaikrieg ober der 
Gehoe und dem jogenannten oͤffentlichen Krieg, ber zwiſchen Staaten geführt wird, hinkt; denn 
in der That, wenn im Mittelalter vie Ritter Hinz und Kunz ober die Stänte Schoͤnpenſtaͤst und 
Krähwinkel einander befämpften, fo waren fie — mindeſtens für den befondern Ball — ebenfo 
fouverän und felbftändig, ebenſo ohne Gewalt über ſich, melde eine richterliche Gntjeidung er: 
zwingen konnte, als es heute Rußland und Frankreich find. Der ganze Unterſchied reducirt ſich 
alfo auf die Eonifche Kleinheit der Verhältniſſe im einen, die tragiſche Größe ver Verhaltniſſe im 
andern Falle. 

Einzelne Gemwalten haben in Europa felt dem Entflehen ber modernen Monarchke ein ſol⸗ 
ches Übergewicht über die andern erworben, daß fle deren Kriege verhindern uub völlig über: 
flüffig machen können. Aber die Ausdehnung einer einzigen Bemalt in derſelben Urt über ganz 
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Europa nur ober Über die ganze Welt if offenbar ein Hirngefpinfi. Gin Dualismus der Ju⸗ 
tereffen, der Meinungen geht Durch bie ganze Weltgeſchichte, ja iſt er Doch in einzelnen Menichen 
vorhanden , muß ihn Doch vie Bhilofophie als nothwendig erfennen; und wenn Die ganze Erbe 
in einen mächtigen Staat zuſammengeſchweißt wäre, momentan es wäre, ebendeohalb müßte fie 
wieber in verfchientne Staaten auseinander fallen, die auch politifh den Dualismus verkörpern 
und ihn nun Ploͤtzlich legitimiren würden. Diefer Sa enthält das ganze Geheinmniß der Bür⸗ 
gerkriege. Jedes Blatt der Weligeſchichte legt Feugniß von ihm ab, und gerade in unſern Tagen 
erleben wir wieber einmal ein großartiges: Beifpiel für feine Wahrheit. Die amerikanifce 
Union hatte faft einen halben Welttheit vereinigt und verkündete ſtolz, daß ver halbe Welttheil 
ihr ganz gehöre, und eine Spanne Zeit danach fällt fie auseinander und aıup audeinguber fallen, 
wenn eb felbf gelingen follte, fie norhdürftig noch für ein Kleines zufammenzufitten. 

Mens bei einem ſolchen welterfigütteruden Greigniß her ſonderbare Einwand vorgebracht 
wirb, als wische bie Trennung ausgeblieben fein, wäre die Union monarchiſch flatt xepublis 
Eanifdh regiert geweſen, ſo kann man ſich darüber nur wundern und dergleichen Anſichten 
bedauern. 

Dre Mannlchfaltigkeit, der Wandel, der Kraft: und Stofftwechfel, das Recht der größern 
Gewalt und bed größern Intereſſes gegenüber der Kleinen Gewalt and dem Heinen Intexefle, die 
[Wahrheit der Addition und Sustraation find allgemeine Naturgefepe. Wenn jemand behauptet, 
daß fle blos In der Weltgeſchichte nicht gelten, fo Hat man wenigſtens Das Recht, den Beweis für 
feine Behauptung erft zu verlangen, man hat nicht Die mindeſte Pflicht, den Beweis ned Gegen⸗ 
theild gu liefern, dem Beftreiter gegenüber zu beweiſen, daß zweimal zwei vier ift. 

In jenen allgemeinen Naturgefehen liegt der Grund des Krieges; nur mit ihrem Beſtehen, 
dem Beſtehen biefex Belege, melde vie Welt zegieren und zufammenphalten, Eönnte ver Krieg 
aufhören. Banz gewiß! an die Stelle des ewigen Friedend tritt der ewige Krieg, wobei nicht 
ausgeſchloſſen wird, daß an bie Stelle vieler kleinerer Kriege wenigere, aber um ſo gewal⸗ 
tigere treten men. 

Gelhſt wenn man Sch auf den gemeinen ybilifteriöfen Standpunkt des Nutzens ftellt, wird 
man noch immer den Krisge nit dad Recht der Criſtenz beftreiten fönnen. Wie oft hat ex 
Nationen erfrifigt, aus ber Berfumpfung gerettet! . Wie oft hat er die Völker einander ge:- 
nähert, dem einen zugute gebracht, was der andere beiaß, und zu beider Vortheil! Wie oft hat 
er bie Gorbifihen Knoten anfcheinend unentwirrbarer welthiſteriſcher Verwickelungen durch⸗ 
Hauer! Mochte ed immerhin auf ganz andere Weiſe fein, als diejenigen ſich dachten, welche 
urfpränglich ihren Krieg angezettelt hatten. 

Der Vorwand des Krieges, wenn auch nicht immer fein Grund, iſt ſtets das Öffentliche Wohl. 
Se nad pen Zeiten, wach der Ländervertheilung, den regierenden politiſchen und focialen Mei: 
nungennimmt auch das Öffentliche oder gemeine Wohl hoͤchſt verſchiedene Geſtalten an. Für 
einen Sklavenſtant iſt das offentliche Mohl eiwas ganz anderes als für einen Staat, in dem nur 
freie Männer wohnen; ed iſt etwas anderes für bie Theokratie als für den Rechtsſtaat bürger⸗ 
licher Art, etwas anderes für den Verfaffungöſtaat als für den Gottesgnadenſtaat. Für einen 
Stiavenftaat kann ed dad oͤſſentliche Wohl verlangen, daß er einen Krieg beginne, lediglich um 
fich nene Sklaven zu erobern, wenn infolge irgendwelchet Umflänbe die Sklaven ausgegangen. 
iin. Für einen weſentlich induſtriellen und Handelsſtaat kann e8 nothwendig fein, einen Krieg 
anzuftiften, damit ex fi ein neues Handelögebiet gewinne ober damit ex ſich neue Aderbaulän: 
ver werfchaffe, durch welche er vermag andern gegenüber ih unabhängig gu flellen. Sin Gottes⸗ 
guabenflant fängt vielleicht Feinen Krieg an, wenn feinens Belle von einem andern ber hoͤchſte 
denkbare Affront angethan worden, tfl dagegen jofart zum Krieg bereit, wenn dem Gottesgna⸗ 
denthum eine kleine Beleidigung zugefügt iſt. 

Der Vertheirigungskrieg iſt nach der hergebrachten Anſicht der gerechleſte, welchen man ſich 
denken kann. In mehrfacher Hinſicht iſt dieſe hergebrachte Anſicht falſch, mie Dies gewöhnlic: 
von hergebrachten Anfichten gilt. Ein Dell und ein Siaatögeblet machen noch keinan Staat 
aus; zum Staate gehört noch ein Drittes, eine welthiftoriſche Miſſion, eine gemeinſame, auf ein 
Ziel gerichtete Arbeit eined Staats. 

Nach dem reinen Begriffe des öffentlichen Krieges müßte während feiner Dauer dad Recht 
ſuspenditt fein, die Gewalt allein würhe herrſchen, bis die eine Partei die andere fo mürbe ge> 
macht hat, daß dieſe ſich entweder unbebingt fügt oder doch mit der Billigkeit gern fürlieb nimmt, 
wenn fie dad Recht nicht haben kann. Aber der Krieg unſerer Zeit hat dieſe abſolute Form kei⸗ 
neswegs. Kinerfeit geben jenem Kriege unferer Belt bereitd Verhandlungen voraus, welche 
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jene rauhe und rohe Form beträchtlich mildern, anbererfeit wirkt auch eine Milderung bie mit 
der Bildung fortſchreitende Humanität, dann Die Rückſicht auf den eigenen Bortheil. 

Die Unterhandlungen, welde vor dem Kriege theils zwiſchen ven endlich Eriegführenben 
Parteien, theils von biefen mit Neutralen und von Neutralen unter ſich mit Nüdfigt auf den 
bevorſtehenden Krieg geführt werben, find einerfeit® auf die gütlihe Schlichtung des Gtreits 
gerichtet, andererfeltö wird dabei der Hall vorausgeſetzt, daß es ſchließlich zum Kriege komme, 
und jeder fucht fi} dabei feinen Vortheil fo gut als möglich zu fichern. 

Mer ben Krieg fucht und fomit als ſicher voraußfleht, ſucht durch Allianzverträge, bie ſich 
bisweilen auf bloße Subfidienverträge reduciren, feine Streitmittel zu vermehren; er begnügt 
fi bisweilen auch blos mit Neutralitätsverträgen, welche er mit dieſer ober jener Macht ſchließt, 
die unter andern Umftänden auf feinvliher Seite geftanden haben könnte. Infofern es ge: 
lingen kann, daß die eine der kriegführenden Parteien durch geſchickte Unterhandlungen unb auf 
Grund ihrer abgefchloffenen Verträge ihre eigenen GStreitmittel fo weit vermehrt, bie der aubern 
fo weit vermindert, daß der erftern bie entſchiedene Überlegenheit zufällt, tragen dieſe Unter- 
handlungen und Verträge ganz entſchieden zur Sumanifirung ver Kriege bei, denn fie verfürgen 
die Kriege. Und es iſt unbeftreitbar, daß eben die langdauernden Kriege für bie Entwidelung 
der Menfchheit vie gefährlichften find: denn fie verwüſten bie Felder, fie Schaffen jene Solvateska, 
bie nichts als Naubkrieg mehr kennt, deren verderblicher Einfluß in Deutſchland beiſpielſsweiſe 
feit dem Dreißigjährigen Kriege bis auf unfere Tage fortwirkt; fie verberben die Generationen 
bergeftalt, daß kaum ein Erfag durch eine gefunde Jugend zu Hoffen ſteht. 

Bei den Unterhandlungen, welche den Kriegen faft immer vorhergehen, mifchen fi und 
werben eingemifcht foldhe Parteien, welche fihließlich neutral bleiben. Sie erlangen aber durch 
die Verhandlungen, in melde fle eingemifcht worben find, gewiſſe Rechte und gewiſſe Stellungen, 
vermöge deren fie unzweifelhaft im Verlauf des Kampfes auf beflen Humanifirung einwirken 
können, fei es auch dur die Drohung, für den einen ober ven andern Partei zu ergreifen. 
Jedermann iſt e8 bekannt, wie Die Gonfularcorps oft genug in neuefter Zeit das unnüge Bom⸗ 
barbement reicher Handelsſtaͤdte durch ihren Cinſpruch verhindert Haben. Aber an der Spige 
folder Häufig mit Erfolg gekroͤnter Beftrebungen fanden naturgemäß immer die Gonfuln der⸗ 
jenigen Mächte, welche auf bei den bem Kriege voraufgehenden Vermittelungsverhandlungen 
bereitö eine bedeutende Nolle gefpielt haben. 

Selbſt die Beſtrebungen, den Krieg zu „lokaliſtren“, wenn auch dabei vorzüglich bie eine 
Partei fi) einen militärifchen Vortheil zu erobern trachtet, tragen zur Humanifirung des Kriegs 
bei. Sie entziehen veflen Einfluß biöwellen beträchtliche Gebiete, und für Die allgemeinen In⸗ 
tereffen ber Menſchheit ift dies niemals ohne Werth. Verhandlungen, theild vor dem Kriege, 
theil8 während deflelben geführt, mit ver Abſicht, den Krieg zu lofalifiren oder ihn Lokalifixt zu 
erhalten, find aus neuefter Zeit ſehr viele bekannt. Wir brauchen die Jahre 1854 und 1859 
nur zu nennen. Aus einer und gleichfalls nicht fern liegenden, dennoch faft in den Hintergrund 
gevrängten Zeit möchten wir insbefonbere die Lokaliſirungsbeſtrebungen Napoleon's I. auß dem 
Jahre 1805 in Bezug auf die Schweiz und auf Preußen nennen, welche mit einem fo vollfom: 
menen Erfolg geftönt wurben. Intereffanter durch die Größe der ſich daran knuͤpfenden Creig⸗ 
niffe, aber keineswegs durch das dabel entfaltete Geſchick, mögen vie Lokalifitungsbeftrebungen 
Napoleon's aus den Jahren 1813 und 1814, welche dur die Namen Prag, Ghatillon und 
: Metternich hinreichend gekennzeichnet werben, fein. 

Die Gründe, welche wir welter oben angeführt, haben die Kriegführung felbft mit gewiffen 
fhügenden Formen umgeben, weldhe Yormen man auch gemeinhin als das Völkerrecht ober aud 
als dad Kriegsrecht, die Kriegsmanier bezeichnet, während Ausnahmen davon dann wol unter 
dem Titel der Kriegsraiſon entſchuldigt werben. 

Ein allfeitig codicirtes, anerkanntes Völkerrecht für ven Krieg oder Kriegeredht exiflirt na⸗ 
türlich nicht und kann nicht exiſtiren. Wäre e8 möglich, fo würbe auch der Krieg allerbings auf: 
gehoben werben koͤnnen. Der Standpunkt humaniſtiſcher Bildung und der Vortheil der krieg⸗ 
führenden Parteien reguliren das Kriegörecht, wie fle über ven Krieg ſelbſt beſtimmen. 

Nur Staatsrechtslehrer, welche fi rühmen, vom Krieg und von Hrerwefen nichts zu miffen, 
fönnen noch mit wenig Geiſt und viel Behagen das fogenannte Voͤlkerrecht in Bezug auf krie⸗ 
geriſche Verhältniſſe abhandeln. Ste thun es nebenbei in einigen flachen Saͤtzen, während fie 
vielleicht tagelang fich über irgendeinen antiquirten Artikel des Roͤmiſchen Rechts ergeben. So 
kommt ed denn, daß eigentlich immer wieder von neuem gewifle völkerrechtliche Gonventionen 
abgeſchrieben werben, bie abfolut in ven Begriffen des 17. und 18. Jahrhunderts, In der An: 
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Kheuung bed Gotteögnabeuthums wurzeln und burdaus Feine allgemeine Bebeutung haben 
nen. 

Wir wollen die einzelnen Punkte durchgehen, welche das Kriegsrecht ungefähr ausmachen, 
und dabei verfuchen, die Unterſchiede in der Auffoflung deſſelben, welche aus den Zeiten und 
deren Berhältniffen hervorgehen, Har zu machen, zugleich immer mit Hinweifung auf die wenig 
durchgreifende Gewalt un» das Schwankende in ver völkerrechtlichen Gonvention über ben Krieg. 

Eine fehr wefentliche Sache in dieſer Beziehung if die Feſtſtellung ver Rechte und Pflichten 
der Neutralen. Wenn fi ein Staat, der in ver Kriegsfphäre liegt, für neutral erflärt, fo iſt 
damit feine Neutralität noch nicht geſichert. Die Sicherheit gibt erſt die officielle Erklärung der 
Eriegführenven Parteien, daß fle Die Neutralität anerkennen wollen. Diele Erklärung muß der 
Far welcher die Neutralität beobachten will, ſich unter allen Umſtaͤnden erſt zu verſchaffen 

uchen. 

Dieſelbe kann aber leicht verweigert ober wenigſtens lange hinausgezogen werben. Der 
Hauptgrund ber Beriweigerung für eine ober auch für beide Eriegführenden Parteien kann 
nur ber fein, daß fie bei der Berlegung der Neutralität größern Vortheil ziehen als bei ver Ach⸗ 
tung vor ihr. Wir fagen aud für beide ver Eriegführenden Parteien. Denn wenn ed auch Im 
allgemeinen fein mag, daß im Kriege per Vortheil des einen der Schaden deö andern ſei, fo hat 
doch dieſe Regel fiherlich ihre Ausnahmen, und vor allen Dingen kommt es nicht auf die reale 
Zage der Sade, fonvern auf Die Meinung an, welche die fireltenden Barteien vor ihr haben, und 
welche leicht auf der einen oder auch auf beiden Seiten eine irrige fein kann. Die Möglichkeit ver 
Weigerung feitens der Friegführenven Parteien kann nun den Staat, welcher neutral bleiben will, 
zu einer Bewaffnung, Aufftellung eines Heers beftimmen. Diefe Bewaffnung wird flet einen 
gewiſſen Drud üben und mag dann auch zur Anerkennung der Neutralität führen. . Angenom= 
men z. B., Oſterreich mit Deutſchland verblindet wollte gegen das mit Italien verbündete Frank⸗ 
rei einen Krieg auf beiden Kriegsſchauplätzen, am Rhein und am Po, führen und bielte e8 
‚für nothwendig, die Schweiz zu benugen, um bie linke Flanke des deutſchen Kriegsſchauplatzes 
zu fiern und zuglei Im Kalle des glücklichen Fartſchritis in Italien die Verbindung mit dem 
dortigen Kriegsſchauplatz herzuftellen. Ofterreich würbe in dieſem Balle die Neutralität ver 
Schweiz nicht anerfennen wollen. Nun ſtellt aber die Schweiz eine Armee von 100000 Mann 
auf die Beine und droht, im Fall feine Neutralität nicht geachtet werde, mit Frankreich und 
—* gemeinſchaftliche Sache machen zu wollen. Died ändert die Sachlage gewaltig; ehe 

erreich feinem Feinde einen ſolchen Machtzuwachs in die Arme treibt, wird ed wol vorziehen, 
die Neutralität der Schweiz anzuerkennen und zu achten. Wir haben gerabe dieſen Fall er: 
mähnt, weil er ſchon Öfterd zur Sprache gefommen ift und wol noch Öfter zur Spracde kom⸗ 
nen wird. " 

Bil nun ein Staat neutral bleiben und hat er die Anerkennung ver Neutralität erreicht, fo 
übernimmt er damit gewiffe Pflicgten, welche fi dahin zufammenfaflen Iaflen, baß ex beide 
Theile auf gleichem Fuße behanbeln muß, keinen von beiden begünſtigen darf. 

Gonventionell iſt vemnad angenommen, daß ber neutrale Staat keine Werbungen für eine 
ber friegführenden Parteien in felnem Lande dulden dürfe und Daß er weder aus feinem Lande, 
noch vermittelft ded Tranfits durch fein Rand aus andern einer der beiden Parteien Kriegsvor⸗ 
räthe zugeben laſſen dürfe. Aber es kommen dabei viele Fragen in Betracht, welche noch Feines 
wegs entſchieden gelöft worden find. Darf z. B. ver neutrale Staat Werbungen für beide Par: 
teien in feinem Lande dulden? Man follte Dies meinen, da hierbei dem allgemeinen Grundſah, 
beide Parteien auf gleihem Fuße zu behandeln, völlig Genüge geſchehen ift, wobei eö ſich jedoch 
von felbft verſteht, daß der neutrale Staat als folher ſich bei dieſen Werbungen nicht betheiligt, 
fondern dieſelben lediglich al8 einen Gegenſtand des freien Verkehrs feiner Unterthanen betrachtet. 
Wohin biefe fi) als freie Invividuen vorzugoöweiſe oder allein anwerben laſſen, ift ihre Sache, 
und der Staat kann den Werbegang nicht reguliren. Während des Krimkriegs 3. B. wurde 
von Frankreich und England aus der Schweiz geworben ; Hätte ſich Rußland darüber beſchweren 
und dies ver Schweiz auslegen wollen, als verlege fle ihre Neutralität, fo konnte dieſe darauf 
antworten: und geht die Sache nichts an, wir koͤnnen nicht dafür, daß nicht auch Schweizer nach 
Rußland laufen. 

Was die Kriegövorrätbe betrifft, fo kann diefer Begriff weiter und enger genommen werben. 
Schon längft hat man daher auch an die Stelle des Wortes Kriegsvorräthe bas andere, Kriegs⸗ 
contrebande, gelegt. Aber was zur Kriegöcontrebande gehöre, darüber gehen die Meinungen 
je nach dem Intereffe unendlich weit und in fländigen Wechſel auseinander; nur darüber ifl man 
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im Grunde einig, dag Waffen und Wunltion Kriegscontrebande felen, — aber ſchon ob Mate⸗ 
tialien zur Pulverbereitung, Salyeter, Schwefel, Kohle dahin gerechnet werben dürfen, iſt ſehr 
zweifelhaft. - Wan begreift das auch leicht, da:Schwefel, Salpeter und Kohle auch gun andern 
Dingen «ld zur Pulverbereitung gebraucht werven können. Man müßte ja bann auch alle 
Baummolle als: Kriegecontrebande anfehen, da Schießbaumwolle and ihr gemacht werben kann. 

Die Berbälmifie des Seehandels auch der Neutralen werben vielfach vom Kriege berührt. 
Das neueſte Seekriegsrecht iſt durch Die parifer Erklärung vom 16. April 1856, weicher die 
meiften Mächte beigetreten fin», feſtgeſtellt worden. Es ift aber damit noch keineswegs etwas 
Beftimmtes, alle Zweifel Befeitigendes gegeben, wie Died neuerdings 1861 bei dem ameribani- 
ſchen Kriege die Trent- Affaire gezeigt Hat. ne 

Nach der partfer Erklärung foll die neutrale Flagge die feindliche Waate mit Ausnahme ber 
Kriegdcontrebande decken, ebenfo foll neutrale Waare unter feindlicher Flagge frei fein. Aber vor 
alten Dingen fehlt Hier doch twieber bie. allgemein anerkannte Definition befien, was af Kriegs- 
eontrobande zu betrachten ſei, alfo bie Hauptſache, ſodaß im TrentsBanbel in Frage Eommel 
konnte, 06 Depeſchen und Befandte einer feinnlichen Macht ald Kriegscontrebaude zu betrachten 
feten. Ebenſo ſteht e8 mit einer andern Beflimmung der parifer Erklärung: es ſollen nämlich 
Blofaden nur für diejenigen Küftenftriche, Häfen u. ſ. w. obligatoriſche Gültigkeit haben, au 
melden fie son hinreichenden Flottenktäften geübt: werden. Hier fehlt offenbar eine bindende 
Beftimmung barüber, was hinreichende Ylottenkräfte fein. Auch in dieſem Punkte Hat der 
amerikaniſche Krieg bereits bie Schwäche ber parijer Erklärung gezeigt, indem die ametikaniſchen 
Nordſtaaten behaupten, daß die Blolade der Häfen ver Südſtaaten effectiv ſei und non hinrei⸗ 
chenden Flottenkräften geübt werne, während es biefenigen neutralen Staaten beftzeiten,, welde 
ein Intereſſe daran haben, in möglihft ungeflöttem Verkehr mit ven amerikaniſchen Sonder⸗ 
bundoſtaaten zu bleiben. nn 

Ein neutraler Staat, an deſſen Grenzen ber Krieg geführt wird, mag eine Armee aufftellen, 
eine vollftändige Bewaffnung vornehmen, alfodie Haltung der fogenannten bewaffneten Neutra⸗ 
litaͤt annehmen ober nicht, jedenfalls muß er doch Heinere Truppencorps au den Grenzen zufam- 
menzieben, längs welcher fich der Krieg bewegt, um feine Pflicht zu thun und um feine ſtechte 
auszuüben. Diefe Heinen Corps find erſtens nothwendig zur Unterflügung des Dienſtes an 
den Zollſtätten, zweitens um Grenzüberſchreitungen kleinerer Abtheilungen ber Eriegführenden 
Parteien, die vieleicht nur Infolge der Unfenntniß der Örenzen vorkommen koͤnnen, in paffenber 
Weite zu verhindern, endlich in Bezug auf einen Fall, der Öfter vorfomnıt, als man venft. Es 
ift folgender: Bin Corps einer der kriegführenden Parteien iſt von.einem feindlichen an bie 
Grenze des neutralen Landes gebrängt und, fi unfähig zum Widerſtand erfennend, zieht es ber 
Waffenſtreckung vor den Feinde den Übertritt auf neutrale Bebiet vor. Die Praxis, welche 
conventionell für diefe Fälle anerkannt wurbe, iſt, daß der Neutrale ben Übertritt auf feinen 
Boden zuläßt, aber fofort eine Entwaffnung vornimmt. Dazu gehören Truppenfräfte, um bie 
Waffen in Empfang zu nehmen, Ausfchreitungen und Unorbnungen vorzubeugen, wie fie von 
vieleicht vemoraliſirten oder halb verzweifelten Soldaten nur zu fehr zu erwarten fiehen. Über 
das eben berüihrte Herkommen hinaus hört jene Beflimmung für bie erwähnten Kalle auf. ‘Die 
Frage iſt die, was beginnt der neutrale Staat mit ven Soldaten einer fremden Macht, Die auf 
feinen Boden ühertreten, nachdem er fle entwaffnet bat, was beginnt er mit ven Waffen und ber 
fonfligen Ausräftung der entwaffneten Truppen? Die Vernunft fcheint in Bezug der Aus- 
taftung und des ſaͤmmtlichen Materials der Truppen zu forbern, daß ver neutrale Staat biefelben 
bis zum Ende des Kriegs in Verwahrung nehme und danmn nad dem Frievendfchluffe, infofern 
in dem Friedensvertrag nicht audprüickti eine andere Beſtimmung aufgenommen ift, fle bem 
Staate außliefere, deffen Truppen fie abgenommen worden find. Die Verwahrung ber Aus⸗ 
rüftungsftäde kann aber nem neutralen Staat, wenn er zumal.aud für ihre Erhaltung forgen 
ſoll, bedeutende Koften maden. Es kommt alſo auf die Entſcheidung der Frage an: bat ber 
neutrale Staat genug gethan, wenn er ven übergetretenen Truppen bie Waffen abgenommen Hat 
und dann daraus werden laͤßt, was &ott will? Diefe Frage ſcheint und nit bejahend beant⸗ 
mortet werden zu Fönnen, ba hieraus die größten Unorduungen entſtehen koͤnnten. Ferner: foll 
der neutrale Staat für die Konfervation der den Übergetretenen abgenommenen Ausräftungs- 
ſtücke befonbere Sorge tragen? Soll er endlich Heim Kriebensfchluffe Die Waffenftinke dem 
Staate, welchem fie urſpruͤnglich gehören, ohne oder gegen Entſchaͤdigung ausliefern? 

Die Vernunft mag alle viefe Fragen leicht entſcheiden Tönnen. Indeflen, va Feine allgemein 
anerkannten Antworten auf fie exiftiven, fo würde ein Staat, ber oft in den Fall kommen kann, 
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Mi. als neutraler an bem Grenzen eined Kriegkfchauplakes zu beſtnden, ſehr wohl thun, mit ſei⸗ 
nem. Nachbar vergleichen Dinge im “oraus zu reguliren und vertragsmäßig feftzuftellen. In 
biefex Zage befindet fi in Gurnpa vor allen andern bie Schweiz. Sie bommt alle Augenblide 
in den Ball von Srenzauffichungen. Sie wäre in der Lage, durch Verträge mit ihren nächſten 
Nachbarn den Anlap zu einer allgemein anerfannten Feſtſtellung ver Details des Voͤlkerrechts 
zu geben und — Vie Details entſcheiden in: ver X hat Hier alles, allgemeine Bhrafen können, wie 
fon aus einigen son und angeführten Beifpielen hervorgeht, bier rein zu gar nichts führen. 
Die Schweiz Hat in der That, insbeſondere feit dem italienifchen Kriege von 1859, hierzu ruͤhm⸗ 
liche Anlaufe- genommen, aber keineswegs das Entgegenkommen gefunden, welches ihre Beſtre⸗ 
bungen verdienten, — im Intereſſe aller. Die Schweiz Hat ſich in der That bemüht, eine auf⸗ 
richtige und ehrliche Meutralitaͤt zu üben, deren Rechte und Pflichten mit aller ihr zu Bebote ſte⸗ 
henden Kraft und immer bemußter des Binfluffed, welchen fie Dadurch erlangen kann, zu üben. 
Man vergleiche ihr Berfahren in den Einzelheiten mit dem Verfahren Preußens während des 
ruffiſch⸗ polniſchen Ariegd von 1881. . Preußen benupte hier. feine Reutralität nur, ‚um deſto 
ſicherex und ausgiebigen: Rußland zu unterflügen... (Manchem Leſer wird es intexefiant fein, des 
Berfaffers Artikel in der damals in Zürich erjheinenven „Cidgenoͤſſiſchen Zeitung‘ vom März, 
April und Mai, Jahrgang. 1859, zu vergleichen, welche zu den meiften eingefchlagenen Verfah⸗ 
rungsweiſen ver Cidgenoſſenſchaft ven Anſtoß gaben.) 

Was fveben über die Sachen, die Ausrüſtung übergetretener Corye der kriegführenden Var⸗ 
teien gefagt worden iſt, bad gilt num auch betreffs ber Rerſonen, der Soldaten als üͤbergetretenem 
Corpõ. Auch hier if} alles noch unbeſtimmt. Offenbar müffen vie übergetretenen Soldaten 
leben.. Die. Humanität verlangt, daß Ihre Verpflegung vorläufig von dem neutralen Gtaate 
übernommen und bemerffiellägt werde, in weichen fie übergetreten find. Aber wie lange foll 
denn das bauern? Was von den Waffen angenommen werden kann, baß ber neutrale Staat 
jie bis zum Sriebentfhluß in feiner Verwahrung behalte, das kann auch von den Üibergetretenen 
Soldaten angmemmen werben. Wenn nun aber ver Krieg 30 Jahre dauert, melde Koften 
erwachſen daraus nicht dem neutralen Staat, der gar nicht einmal das Recht hat, die Soldaten 
einer fremden Madt zur Arbeit anzubalten! Wird ber ganze Krieg kurz abgemacht, iſt bie 
Bahl der in formivten Corps ühertretenden Soldaten fehr gering, nun fo fallen alle diefe Dinge 

wenig ind Gewicht, Sehr aber fallen fie ind Gewicht, wenn der Krieg lange dauert, ver Über: 
tretenden viele find, das Land, welches fie. aufnehmen foll, Elein if. . 

Wird. als Brundfag angenommen: ver neutrale Staat muß bie bertretenden bis zum 
Friedenaſchluß zurästhalten, — jo Ennte ihm nun ald Aquivalent dafür das Recht gegeben 
werden, deten Axbeitöfraft für fich in Anſpruch gu nehmen. Das könnte aber wieder auf dop⸗ 
velte Weiſ⸗ geſchehen, nämlich erſtend: der Staat überläßt die übergetretenen Soldaten dem 
Privatfleiß, der freien Arbeit, durch welche fie ſich nähren können wie fle wollen, oder zweitens: 
er verwendet ſie zu großen Staatsbauten in formirten Corps. Im erſtern Falle koͤnnte aber det 
neutrale Staat unmöglich eine Garantie dafür übernehmen, daß die übergetretenen Soldaten 
auf feinem Gebiet bleiben, der utſprüngliche Zweck würbe bier alſo nicht erreicht; ob fi für bie 
zweite Axt immer Gelegenheit bietet, iſt mindeſtens fraglid. Man Hat nicht Immer Staats: 
bauten unter der Haud, bei denen man. ohne alle Vorbereitung 10000 oder 20000 Mann nüg: 
lich befhäftigen kann. Ä 

Es tommt ja aber auch alled nur darauf an: daß der neutrale Staat beiden Eriegführenden 
Parteien gleiches Mecht halte. Dieſer Bediugung könnte nun Genüge gethan werben: wenn der 
neutrale Staat von jebem übergetretenen Corpo nur bie Waffen ſowie die ganze übrige Aus- 
rüftung zurüdbehält, dagegen die Mannſchaften fofort an bie nächſte Grenze ihres Landes in⸗ 
ſtradirt und edrortirt., um fie dort ihren Landesbehoͤrden zu übergeben, und wenn ex für Ner⸗ 
pflegungs = und Escortekoſten daun eine billige Entſchädigung zieht. 

Da die Ühergetretenen gewiß für einige Zeit außer Thätigkeit gegen den Feind geſetzt wor⸗ 
den wären, wenn fle nicht übergetreten wären, fo kann nun nod in entjprechende Verträge 
bie Beſtimmung aufgenommen werben, daß ber neutrale Staat ihrer Regierung, welcher er fie 
auslisfert, dad Wort abnimmt, bie uͤbergetretenen vor drei oder ſechs Monaten nicht wieber 
gegen den Seinb, der fie zum Übertritt zwang, zu gebrauchen. Specialverträge über dieſe Dinge 
vor dem wirklichen Ausbruche des Krieges liegen aber im hoͤchſten Interefje der Neutralen, fo- 
lange «8 noch dein: allgemeines Kriegerech gibt, welches ſich über allgemeine hohle Phraſen 
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führenden Parteien hat man bisweilen damit abweifen wollen, daß man fagt, die Reutralen 
hätten ſchon dadurch Vortheil genug, daß Ihr Land vom Kriege verſchont bleibe. Dies Argu⸗ 
ment bat entſchieden feinen Sinn, es If ungefähr ebenfo, ald ob man einen geſchicklen und 
ehrlichen Kaufmann dafür ausplündern wollte, daß er mit feinem Kapital 3 Proc. mehr gewinnt 
als ein minder ehrlicher und geſchickter anderer. 

In derfelben Weife wie neutrale Staaten zu Lande Örenzbefegungen veranflalten, müfſen 
diejenigen, welche einen beträchtlichen Seehandel haben, auch eine paflende Anzahl von Kriege: 
fhiffen auf vem Meere Halten, um Handelsſchiffe und Waaren ihrer Bürger gegen die nur zu 
häufigen Anmaßungen ver kriegführenden Parteien fo gut als möglich ſicher zu flellen. 

Früherhin nahm man an, daß jevem legitimen oder gerechten Kriege eine Kriegderflärung 
vorausgehen müffe, und man umgab dieſe Kriegderklärung mit gewiflen feierlichen Formen, wie 
fie allerning8 wohl anftehen, wenn zwei Staaten zu einem fo wichtigen und folgenreichen Arte 
figreiten, als ein Krieg es ift. Die altrömifchen Formen bei Kriegderflärungen find befannt ge= 
nug; ebenfo find e& diejenigen, welche das Ritterthum im Mittelalter in Bebraud brachte und 
welche, von ber Friedensaufkündigung und Fehdeanſagung entnommen, auch deu betreffenden 
Berkehr zwifchen den Staaten beherrichten. 

Meuerdings werben eigentliche Kriegserflärungen nicht mehr für. nothwendig gehalten, und 
in ver That können fie überflüffig erfheinen, da noch viele Dinge übrig bleiben, welche meiſt 
lange voraus den drohenden Ausbruch eines Kriegs allen Theilen verkünden. 

Dahin gehört zunächft der Abbruch der Unterhandlungen, welche jebem Kriege vorausgehen 
werden, und dann in prägnanter Weife ver Abbruch des diplomatiſchen Verkehrd, d. 5. die Ab: 
berufung ber Geſandten ver einen feindlichen Macht von der andern, die Erteilung ber Päffe 
an die Befandten der feinblihen Macht. Nicht immer ift ver Abbruch des diplomatiſchen Ber: 
kehrs ein ſicheres Anzeichen oder ein ficherer Vorbote des nahen, unntittelbar folgenden Krieges. 
In einzelnen Fällen werden nur die Gefandten abberufen, und e& bleiben untergeordnete Lega⸗ 
tion&beamte zurũck, um die laufenden Befchäfte zu beforgen, namentlich auch die Formalitäten zu 
vollziehen, welche ven Handels⸗ und Reiſeverkehr ver Unterthanen bed eigenen Landes in dem 
feindlichen betxeffen. Wenn ein Staat feine ganze Geſandtſchaft von einem Hofe abberuft, fo 
ſtellt er dann feine Unterthanen und deren Eigentum unter ven Schu der Geſandtſchaft einer 
befreundeten Macht, insbeſondere einer folgen, welche bei ven Bermittelungöverfuden, pie dem 
Kriege vorausgingen, betheiligt war. Hat die eine Partei ber andern ein Ultimatum geftellt, fo 
folgt auf ven Abſchlag in der Regel der vollkändige Abbruch des viplomatiichen Verkehrs und 
häufig unmittelbar auch der Ausbruch ned Kriegs. Ja ed kann hierbei leicht vorkommen, daß 
das Ultimatum ſelbſt für den Fall des Nigteintretend ven Tag ankündigt, von welchem ab man 
ſich als im Kriegsſtande befindlich betrachten wird. Übrigens iſt es bekannt genug, daß in neuerer 
Zeit Ultimaten alle nur denkbaren und nicht denkbaren Steigerungsfälle bis Über das Ultima: 
tiffimum binaus durchgemacht haben, 

Unter allen Umſtaͤnden wird jede der beiden Ertegführenden Mächte ein Kriegömanifeh er: 
lafien, welches an die eigenen Wölfen oder auch an vie europäiſchen Mächte gerichtet und beftimmit 
ift, zu beweifen, daß man mit Recht over gezwungen zu ven Waffen greife. Jede Partei will fi 
dadurch die Sympathie und bie nicht zu verachtende Unterſtützung ver Öffentlihen Meinung er: 
obern. Möglich iſt e8 natürlich nicht blos, daß eine, fondern auch daß beide Eriegrührenden Par⸗ 
teien unrecht haben. Das Kriegsmanifeft kann nun bei der Schnelligkeit, mit welcher heute 
Nachrichten befärbert und verbreitet werben, vollends eine Rriegderflärung erfegen. Mit dem 
Kriegsmauifeſt in Verbindung pflegen verſchiedene Aufforberungen und Ankimbigungen ex: 
laſſen zu werden. Dahin gehören: 

Ankündigung ber Blokade feindlicher Häfen. Diefe früherhin fehr häufige Erklärung 
ift, wie wir gefehen haben, nach bem neuen Seekriegsrecht nicht mehr zuläſſig, es foll vielmehr 
er niofane fernerbin nur dort verpflichten, wo fie mit einer ausreichenden Streitmacht wirklich 
geübt wird. 

Das Embargo auf Handelsſchiffe des Feindes, die fich in ven eigenen Häfen befinden. Nah 
der neuen Praxis wird nicht ſogleich Embargo auf bie feindlichen Schiffe gelegt, fondern Immer 
ein Termin bezeichnet, 618 zu welchem vie feindlichen Schiffe unfere Häfen verlaffen müſſen, wenn 
fie dem Embargo nicht verfallen follen. 

Abberufungspatente. Diefelben können weiter ober enger gefaßt fein. Die weitefle Faſſung 
ift die, wenn eine Macht alle ihre Unterthanen aus dem Gebiete des Staats abruft, mit welchem 
ein Krieg bevorfteht, und dies unter Androhung ſchwerer und entehrender Strafen ſowie ber 





| Krieg (politifä) 837 


Güterconfiscation. Diefe Baflung kommt indeffen heutzutage kaum nod vor; in den meiften 
Bällen wird man ſich wol begnügen, nur. diejenigen Unterthanen zurüczurufen, welde in Mili- 
tärdienften, — vielleicht au in andern Staatsdienſten der feindlichen Macht find, und dann die 
in irgendeiner Weiſe Militärpflitigen. 

Ausmwelfungdpatente, durch welche eine Macht ſämmtliche Unterthanen des feindlichen Staats 
binnen einer gewiſſen Friſt unter Auprohung von Strafen und Nachtheilen aller Art zur Räu: 
mung ihres Zandes auffordert, in welchem fie fi vorübergehend oder auch für längere Zeit und 
mit fefter Niederlaſſung aufhalten. Ein Beifpiel für diefen Fall ift in neuefter Zeit allerdings 
ſelbſt vorgekommen, wo nit einmal ein Krieg bevorftand; Die Ausweifung der Teffiner aus der 
Zombarbei ſeitens der oͤſterreichiſchen Regierung. Indeſſen ward diefe Maßregel von ganz 
Europa einer ebenfo ſcharfen als gerechten Kritik unterzogen. 

Berbote eines Verkehr, der dem Feinde nügen kann, in mäßigen und vernünftigen Grenzen 
find dagegen vollländig in der Ordnung. Nur müflen die mäßigen Grenzen in dieſem Punkte 
wirflid eingehalten werben, wenn man nit zu den größten Ungereimtheiten gelangen will. Sehr 
wichtig ift Hier Die Haltung, welche die Regierung der Prefje gegenüber einnimmt. Vielfach Hört 
ınan bei kriegsdrohenden Stimmen, welche laut verlangen, die Prefle folle über Eriegerifche Be- 
wegungen ber nationalen Armee, über Eriegerifche Vorbereitungen u. ſ. w. nichts mittheilen, — 
oder welche auch ganz unverhohlen eine Art belagerungsſtändlicher Militärcenfur verlangen. 
Nichts ift falſcher als dies. Ein Krieg ſelbſt, an dem das Volk im ganzen feinen herzlichen An- 
theil nimmt, bewegt doch noch taufend Fibern im Volksleben. Jede Familie Hat doch irgendein 
Glied im Heere oder einen Freund, von dem fie etwas zu erfahren wünfeht, und es ift thöricht, 
dies abſchneiden gu wollen. Häufig verſteckt fich Hinter ond Verlangen unbebingten Geheimniſſes 
ſchon vor dem Ausbruch des Kriegs nur. die Furcht Impotenter Militärbebörben, daß ihre fal- 
fhen Maßregeln einer unerbittlichen Kritik unterworfen werden möchten. Diefe Kritit mag 
nun allerdingd diefen einzelnen Herren fehr unangenehm fein, aber dem Ganzen wäre fie unbe⸗ 
dingt nuũtzlich, befonderd wenn Die Regierenden auf fie hören wollten. Man braudt fi hier 
nur der Vorgeſchichte des Krieges von 1859 in Oſterreich zu erinnern. Während ves Kriegs 
bat nur derjenige großen Grund das Geheimniß bewahrt zu wünfchen, welcher entichloflen iſt, 
mögliäft wenig zu thun und lange auf vemfelben Flecke fill zu figen. Macht ein Heer raſche 
und entſchledene Bewegungen, fo kommen fiherlich alle Zeitungsnachricten über deren Plan viel 
zu fpät, als daß fie nen Feind etwas lehren und ihm nugen könnten. Die Furcht vor ver Öffent: 
lichkeit ift hier wie in allen andern Dingen ein Zeichen der Impotenz und läßt fhon von vorn⸗ 
herein nichts Gutes erwarten. Schlechten Einflüflen der Tagespreſſe ift am beſten dadurch zu 
begegnen, daß Staats: und Militärbehörden den Zeitungen ſelbſt gute thatfächliche Berichte 
über Geſchehenes mit größtmöglichfier Schnelligkeit zugehen laſſen. 

Endlich wird in Srmangelung fefter voͤlkerrechtlicher Geſetze es gut fein, wenn bei Auffün- 
digung des Friedens ober bei Erlaß des Kriegsmanifeſtes jede Eriegführenve Partei fich darüber 
ausſpricht, wie fie es In gewiſſen Punkten, beireffs des Eigenthums in fremdem Lande, beireffs 
der Kriegsgefangenen, betreffs des Eifenbahn- und Telegraphenverfehrs mit dem feindlichen 
Lande zu halten gedenkt. Am beften ift es freilich, wenn vergleichen Erklärungen fih auf Ver: 
träge Rügen können, die möglicherweife direct zwiſchen den kriegführenden Barteien oder auch 
unter Bermittelung neutraler Mächte gefchloffen werben koͤnnen. 

Mit den wirklichen Ausbruch ded Kriegs tritt eine neue Reihe von voͤlkerrechtlichen Conve⸗ 
nienzen ein, die ſich namentlich auf dad Recht beziehen, welches die Kriegführenden in Bezug 
auf Perfonen und Sachen des feindlichen Staats beanfprudgen dürfen. Ehe wir Hier auf De: 
taild eintreten, müflen wir aber auf einen Unterfchied der völferrehtlihen Grundanſchauung 
aufmerkfam machen, ver dieſe ganzen Rechtsverhältniſſe durchzieht. 

Im Alterthum hatte man die Anfchauung, daß, wenn einmal das Neich ber Gewalt durch 
den Krieg erfchloffen ift, ſämmtliche Rtechtsanſprüche aufhören; fo weit die Gewalt reicht, reicht 
au das Net. Alle Bürger eined Landes find folidarifch für den Krieg, den ihr Land be: 
ſchloſſen hat, verantwortlich, und jeder einzelne muß daher auch die Folgen durchaus tragen. 
Eine innige Harmonie, eine völlige Ipentität der Bürger und des Staats Ift hier die Funda⸗ 
mentalvorausfegung. „Hat man außerhalb des Landes Kämpfe und Befahren wegen ber 
Grenzen zu beftehen, fo bleibt im Fall einer Niederlage zu Wafler oder zu Lande, denen, bie 
davonkommen, zu Haufe Land, Stadt und Heimat, und jie werben dabei ſchwerlich alle auf 
einmal zu Grunde geben. Für diejenigen bagegen, welche um ihre hoͤchſten Güter, Tempel und 
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Baterland und Altern und Kinder u. |. w. kämpfen follen, find die Benlugungen des Kampfes 
ganz andere. Kommen fie davon und wehren fie wader den Feind ab, fo find fie für die Zufunft 
ihren Gegnern furdtbar und werben nicht leicht angegriffen, halten fie fi aber ſchlecht im 
Kampfe, fo find fie Hoffnungslos verloren. Es dürfen daher diejenigen, welche um fo viele und 
große Büter ftreiten follen, e8 in keiner Weife an Zurüftung und Muth fehlen laffen, fie müſſen 
vielmehr auf viele und mannichfaltige Anftalten bedacht fein, damit fie wenigſtens nicht durch 
eigene Schuld unterliegen und, trifft fie ja eine Niederlage, wenigftend die Überlebenden aus den 
Trümmern ihr früheres Glück wiederherftellen können. So haben fa einige griehifhe Stämme, 
nachdem fie zum Außerften getrieben, ſich wieder erhoben.” 

Man braucht nur diefe Einleitung zu der „Staͤdtevertheidigung“ des Äneas anzufehen, um 
fofort einen Einblid in die antife Anſicht von ver durchgreifenden Gewalt bes Krieg zu gewin= 
nen, bie ihren Einfluß auf das Perfonen: und Sachenrecht bed Kriegd nicht verfehlen können. 
Es ift nicht überflüffig, Hier ausprüdli darauf aufmerffam zu machen, daß die Sklaven, melde 
im Altertbum einen fehr beveutenvden Theil der Bevolkerung eines jeden Landes bildeten, unter 
das Sachenrecht fallen. 

Die moderne Monarchie, melde im 17. und 18. Jahrhundert unferer Zeitrechnung fich ent: 
widelte, die Legitimität oder das Gottesgnadenthum proclamirte und fie für kurze Dauer zu alt: 
gemeiner Anerkennung brachte, führte zugleich auf Höchft erkennbare Weiſe einen unnatürlihen 
Dualismus ein: den Staat, d. h. die Stantöregierung, welche in dem regierenden Fürſten oder der 
Oynaſtie zur Erſcheinung kommt, und die Menfchen, welche nach ven Forderungen ver Bernunft 
die eigentlichen Gonftituenten des Staats find. Der Sag: der Staat bin ich, ward Die Regel bed 
Voͤlkerrechts aud in nenjenigen Rändern, in welchen e8 nicht gerabezu außgefprochen ward. Nach 
biefer Regel Diöponirt die (dynaſtiſche) Staatöregierung unbebingt über alle Mittel des Staats 
für den Krieg. Aber nur was fie von fi aus für den Krieg beflimmt, gilt als legitim für die: 
fen beflimmt. Der Sag: Ruhe ift die erſte Bürgerpflicht, if der würbige Kamerab des an⸗ 
dern oben citirten. Allerdings bat nun dieſe Sache auch ihre guten Folgen, namentlich für bie 
Humanifirung ded Kriegs gehabt. Nach dieſer Anfhauung nämlich bat „der rubige Bürger“ 
durchaus feine Verantwortlichkeit für ven Krieg, und der Feind iſt daher auch verpflichtet, ihn 
möglihft zu fhonen. In ihrem Zufammenhange mit allen andern tft Die Anſchauung aber eine 
hoͤchſt unmwürbige; die Vortheile der Anſchauung find den Vortheilen vergleichbar eines Men⸗ 
hen, ven man nie, auch auf die blutigfte Beleidigung Hin, nicht fordert, weil man ihn ſelbſt 
für unwürbig hält und überzeugt if, daß er von allen Menfchen dafür gehalten wird. Kür das 
Gottesgnadenthum war die Anſchauung eine hoͤchſt nügliche und wurde daher von ihm auch 
fortwährenn gebegt und gepflegt. 

Allmählich gehen wir zu einem neuen Wölkerrecht über, welches die Selbſtbeſtimmung ber 
Volker — und diedmal ohne die Cinmiſchung des „eigenthümlichen Inſtituts“ der Sklaverei 
wieder zu feiner Baſid macht, möge immerhin in dem allgemeinen Stimmrecht, deſſen ſonder⸗ 
baren Anwendungen und ähnlichen Ericheinungen dieſes neue Völkerrecht fi noch weſentlich 
als Caricatur darftellen. 

Mad man aber bis Heute noch Kriegsrecht oder Völkerrecht für den Krieg nennt, wurzelt, ſo⸗ 
weit e8 aufgeichrieben iſt, ganz weſentlich in ven Vorftellungen des 17. und 18. Jahrhunderts, 
und diefem Umſtand, nicht etwa unferer beſondern Neigung zur Polemik, iſt es zuzufchreiben, 
wenn der vorliegende Artikel ein vorherrſchend kritiſcher iſt. Wir wollen nicht längſt abgetbane 
Dinge nachſchreiben, fondern etwas Gültiges geben; wir dürfen e8 aber auch nicht verfäumen, 
längft abgethane Dinge nochmals abzuhandeln, weil fie fortwährend in die Gegenwart hinein 
ragen und bineinfprechen. . 

Indem wir beginnen von dem Recht auf die Berfonen der Beinde und von bem Recht der 
Perfonen gegenüber dem Feinde zu reden, müflen wir zunächſt von dem Unterſchied etpas fagen, 
der zwifchen fogenannten legitimen Feinden und nicht legitimen gemacht wird. 

Dad Altertdum Fannte diefen Unterſchied gar nicht. Gegen alle Bürger eines Randes,wueldhe 
die Waffen gegen deſſen Feinde erhoben, ward von diefen dad gleiche Recht oder Nichtrecht gehal⸗ 
ten. Die moderne Monarchie änderte dies. Der Fürſt fagt: ich führe den Krieg; mar bie 
Mittel, die ih dazu aufftelle, haben folglich ein Recht, kriegeriſch aufzutreten und zu vrefahren, 
das Bolt ald ſolches Hat fich nicht im mindeſten einzumifchen, wenn e6 nicht von mir ; korbert, 
audgerüftet u. ſ. w. wird. Mach diefer Theorie behandelte man als Tegitime Feirte de nur die 
erkennbar als Staatötruppen auftretenden Abtheilungen und ihre @lieber, ober iit folge Ab⸗ 
theilungen, welche durch irgendwelche Ausweiſe ald von ver Regierung ausdrücklich € autorifirte 
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bingeftellt wurben. Alles andere, aljo der Bürger, welcher aus eigenem Antrieb, nach Abrebe 
mit feinen Markgenoffen zu Schub und Schirm feines Haufes und der Unabhängigkeit feines 
Volks die Waffen ergreift, wird nicht als legitimer Feind betrachtet. Dem illegitimen Feind 
aber kommt der Schuß der conventionellen Kriegögefege nicht zugute. Er wird nah Willkür 
behandelt, ſoweit die Willkür veicht. 

Man erfeunt leicht, daß dieſe Theorie für die Kriegführenden bisweilen hoͤchſt nüglid fein 
fann. In Bürgerkriegen z. B. nennt die alte Staatöregierung,, welche ven Beſitzz für fich Hat, 
alles, was gegen fie die Waffen ergreift, Rebellen, und behandelt fie (der Theorie nach) als ille⸗ 
gitime Feinde. Bei äußern Öffentlichen Kriegen kann eine „illegitime” Erhebung neben ber 
Armee nur dem Vertheidiger wefentlih zugute fommen. Der Angreifer hat alfo ein Interefle 
daran, ben Unterſchied aufrecht zu erhalten, und wir fehen daher auch flet, wie in allen Procla⸗ 
mationen, mit benen ein Angreifer ein Land betritt, bie Grflärung eine große Rolle jpielt, er 
babe es nur mit der feindlichen Staatsregierung, keinebwegs mit dem ruhigen Bürger zu thun. 
Dieſer werde allen Schup feiner Berfon und feined Eigenthums genießen, währenn der „un: 
ruhige” Bürger zugleich damit bedroht wird, daß man ihn als tllegitimen Feind behandeln 
werde. 

Die Thevrie vom legitimen und illegitimen Feinde dient dem Interefle des Stärfern, und 
daher ift es auch begreiflich, daß fle immer wieder hervorgefucht wird, obgleich die Framſiſch⸗ 
Revolution von 1789 bie Idee des Rechts des Volks am Staate und feines Intereſſes für die 
Erhaltung des Staats wiederhergeftellt Hat, in folgerechter Entwickelung dieſer Idee aber der 
Unterſchied von legitimen und illegitimen Feinden nicht mehr eriftiren follte. Wenn die illegi⸗ 
timen Beinde ſehr mächtig werben, wenn fie fi Im erfien Moment nicht von den Drohungen und 
ihrer bier und da erfolgenden Ausführung, dem maffenmeife Füſiliren von Gefangenen, dem 
Niederbrennen ganzer Dörfer haben einfhüchtern laſſen, dann ändert fich freilich Die Sache und 
auch dem illegitimen wird ſchließlich Recht gehalten. Dies folgt aus der Macht, welche ver illegi= 
time allmählich gewinnt, Repreſſalien zu üben, ſodaß die Gefahr eines wahrhaften Vernich⸗ 
tungskrieges entipringt, der doch bei Lichte betrachtet niemal8 zum vorgefeßten Zwecke führen 
fann. So nannten die Dfterreiher 1848 und 1849 die Ungarn Rebellen, fahen ſich aber doch 
im allgemeinen gendthigt, ihnen das conventionelle Kriegsrecht zu halten ; die Königlichen von 
Neapel nannten im Jahre 1860 im Chorus mit ſämmtlichen Anhängern des legitimen Prin- 
cips in Europa die Baribaldianer Straßenräuber u. ſ. w., ed fiel ihnen aber au nit einmal 
im Traume ein, ihnen nit Kriegsrecht Halten zu wollen , weil die Garibaldianer die Mittel zu 
den großartigfien Repreflulien in der Hand hatten. Dagegen ift für die Haufen der Kämpfer 
für Thron :und Altar im Neapolitantfchen heute der Name Briganden von alter Welt acceptirt, 

und bie Biemontefen halten den Briganden Fein Kriegsrecht, weil diefelben nicht Gleiches mit 
Gleichem vergelten koͤnnen. Jeder handelt hier nach feiner Bequemlichkeit und feinem Vortheil; 
die Worte und Begriffe find äußerft gebuldig, und man kann alles Mögliche mit ihnen auf: 
ftellen. Freicorps, welche mit Autorifarlon der Staatsregierung errichtet find und kämpfen, 
follen nach dem gewöhnlichen Herfommen für legitim gelten. Aber man geht au davon ab, 
wenn ſolche Sreicorps dem Feinde ſehr läftig werben und doch nicht eine ſolche Macht haben, daß 
fie Gleiches mit Gleichem vollſtändig vergelten können. Dan erinnere fidh hierbei des Verfah⸗ 
rend Rapoleon's gegen die Lügower im Jahre 1813. Wie jonderbare Eontroverfen bei der 
Unterſcheidung von legitimen und illegitimen Feinden vorkommen, ſieht man unter andern an 
dem Beifpiel des Öflerreichifchen Generals Chaſteler. ALS diefer 1809 in Tirol commanbirte, 
ſetzte Napoleon einen Preis auf feinen Kopf. Nah dem berfömmlichen Kriegsrecht ift dies in 
Betreff eines Iegitimen Feindes nicht geftattet. Bon franzoͤſiſcher Seite ward die Sache auch 
wirklich damit gerechtfertigt, daß Chaſteler Fein legitimer Feind ſei, — weil er in Belgien ge: 
boren war, welches damals freilich oͤſterreichiſch, 1809 aber franzoͤſiſch war; Chafteler ſollte alfo 
auch ein Franzofe und Folglich ein Rebell fein, da er gegen Napoleon forht. 

Zur See galten für legitime Feinde außer den Mannſchaften ver Stantöflotten auch bie: 
jenigen von Kapern, bie mit gehörigen Kaperbriefen yon ihrer Regierung audgeflattet wären. 
Nach der pariſer Erklärung vom Jahre 1856 fell die Kaperei abgefchafft fein; folglich würden 
nunmehr alle Kaper, welche Staaten angehören, deren Regierungen ber parifer Erklärung bei: 
getreten find, als Illegitime Feinde, als Seeräuber betrachtet werben müſſen. „ 

Die Abſchaffung der Kaperei liegt, wie bei dieſer Gelegenheit bemerkt werben mag, wieder 
lediglich im Interefle der Stärfern, derjenigen Mächte, welche große Kriegsflotten befigen; ven 

22” 





340 Krieg (politiſch) 


Schwachen fällt fie zur Laſt, denen nämlich, welche zwar feine Kriegöflotten, dagegen eine be: 
trächtliche Küſtenentwickelung, ftarfe Handelsflotten und zablreihe Matrofen haben. In diefe 
Klaffe gehört auch Deutſchland. Darf ein Land, welches ſich in ſolcher Lage befindet, Kaper 
audrüften, jo wird es ihn nie an muthigen Seefahrern fehlen, die fi zur Bemanuung melden 
und die durch ihre Keckheit dem jelbft weit überlegenen Feinde erheblichen Schaden bereiten fön- 
nen. Wäre 1848 von feiten Preußens ver Krieg gegen Dänemark ernft gemeint, nicht blos 
eine Vorbereitung auf die Gontrerevolution vom November gewefen, man würbe nicht bie flür- 
miſchen Anerbietungen von Taufenvden von Datrofen der Handelöflotte, welche damals unbe: 
fhäftigt in den Seehäfen lagen, ohne weiteres zurückgewieſen haben. 

Spione werben nirgends als legitime Feinde betrachtet, ja in Rückſicht auf ven Nachtheil, 
welchen fie bereiten können, hat man ihrer Thätigkeit noch ven Stempel der Infamie aufgedrückt, 
und hängt — nach der militärifchen Etikette — die Spione, flatt fie zu erſchießen, — obgleid 
möglicherweife dad Spionenhanpmwerf durch die Motive zu ihm entichieden gendelt werden kann. 

Laſſen wir nun ven Unterſchied zwifchen legitimen und illegitimen Feinden beifeite, da wir 
wiffen, daß je nach den Umfländen ver Begriff ver Legitimität erweitert ober eingeſchränkt wird, 
und reden wir von dem Kriegsrecht, welches den Perſonen der legitimen Feinde gehalten 
werben foll. 

Durch den Gebrauch der Waffen werben im georbneten Kampfe bie Feinde vertvundet und 
getöbtet; dies Tödten und Verwunden muß ein Necht fein, denn es ift das nothwendige Elemen⸗ 
tarmittel ned Kriegs. Indeſſen man bat e8 beichränfen wollen, indem man verlangte, daß feine 
Mittel angewendet werden ſollen, welche Berwunbung oder Tödtung ſchmerzhaft über das nö: 
thige Mad machen oder beſonders gefährliche und ſchreckliche, obwol nicht tödliche Berwundun- 
gen herbeiführen. Man wollte daher ausfchließen ven Gebrauch vergifteter Stoß- und Hieb⸗ 
waffen, ferner von Stangenfugeln, Kettenkugeln, gehadten Blei, Nägeln, Glasſtücken und ähn⸗ 
lichen Geſchoſſen. Man kann ji leicht überzeugen, daß ed äußerſt ſchwer ift, hier zu beflinnmten 
Feſtſetzungen zu gelangen, Bei jeder neuen Erfindung eined Morbinftruments koͤnnte fih auf 
der neuen Grundlage ver bier vorausgefegten Annahme ein Streit der Voͤlkerrechtslehrer dar⸗ 
über erheben, ob es erlaubt und legitim ſei oder nicht, ohne dag man irgendwie zu einer plaufi= 
bein, anerkennenswerthen Entfcheidung darüber zu gelangen vermoͤchte. So über die Raketen, 
fo über die Shrapneld (deren Gebrauch während der polnischen Infurrection von 1848 wirklich 
den Preußen zum Vorwurf gemadt wurbe!), fo über bie Spigfugeln, von denen ein Witzbold 
behauptete, fie träfen nicht fo fanft als die janfter geformten Rundkugeln, u. ſ. w. Jede Ent: 
weihung der Waffen muß als ein Misbrauch betrachtet werden, der unftatthaft ift. Nicht das 
Toͤdten iſt der Zweck des Wafſengebrauchs, fondern das Wehrlosmachen. Ja mit Recht iſt be⸗ 
hauptet worden, daß ed im ganzen viel vortheilhafter ſei, dem Feinde recht viele Leute zu ver⸗ 
wunden, als fie ihm zu toͤdten; denn von den Todten hat er, wenn fie begraben find, keine Mühe 
mebr, die Verwundeten aber machen ihm lange Arbeit und Sorge. Nicht felten find die Klagen 
darüber, daß Soldaten der einen Partei, welche bereitd hülflos und vermunbet waren, von Sol: 
daten der andern Partei noch weiter verwundet oder vollend® getöbtet wurben. Beſonders 
häufig wurden diefe Klagen unter anderm im Krimkriege von den Berblindeten gegen die Ruffen 
erhoben. Obgleich es fat unmöglich fein wird, Beſtialitäten im Kriege völlig zu verhindern, 
muß doch wenigfiend durch firenge Befirafung der Schuldigen darauf hingearbeitet werben, ſo⸗ 
weit die Belehrung und der Appell an das militärifche Ehrgefühl nicht ausreicht. 

Wenn fih im Kampfe feindliche Soldaten over Abtheilungen durch Anrufung von Pardon 
ober Quartier oder durch Nievderlegen der Warfen felbft für wehrlos und überwunden erklären, 
fo muß ihnen nach der herrſchenden Kriegäregel der Barbon gewährt werden. Sie werben alfo 
Kriegögefangene und genießen die Rechte der Kriegägefangenen. Ein Gebraud der Waffen 
gegen jie ift alfo fernerhin unſtatthaft. Bisweilen ift allervings das Parvongeben auöge: 
ſchloſſen worden, immer nur infolge einer großen Erbitterung ver einen Partei gegen die andere 
oder beider Parteien gegeneinander. Eins der großartigften Beifpiele von Schlachten diefer 
Art, wo die Sache mit völliger Tragif auftritt, iſt die Schlacht von Lügen, ald die Schweden zu 
neuem Angriffe [rttten, um den Tod ihres Königs an den Kaiſerlichen zu rächen. 

Bisweilen haben wol Befehlshaber von Belagerungscorps, namentlich vor ſchlechten Fe⸗ 
flungen, erbittert durch eine tapfere Vertheidigung, gedroht, wenn die Feſtung nicht bis zu 
einem gewiffen Zeitpunft übergeben würde, wenn 3. B. der Sturn der Brefche abgewartet 
würde, feinen Barbon geben, jondern Mann und Maus über die Klinge fpringen laffen 
zu wollen. So that ed noch Görgei vor Ofen 1849. Ausgeführt ift die Drohung in neuerer 
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Zeit kaum noch worden. Nach dem herkömmlichen Voͤlkerrecht galt fie ſeit lange für unftatt- 
haft, ganz abgefehen von ver Ausführung, das Voͤlkerrecht tft Hier offenbar mehr als von irgend⸗ 
etwas anderm von ber Achtung infpirirt, welde man tapfern Kriegern ſchuldig ift und immer 
beweifen jollte. 

Eine befondere Veſtimmung des conventionellen Voͤlkerrechts im Kriege verorbnet, daß 
die Toͤdtung des feindlihen Souveränd vermieden werben fol. Diefe Beftinmung würde 
vorzugsweiſe den republifanifchen Heeren zugute kommen, da in ihnen jeder Solbat ein Stüd 
des Souverän® ift. Indeſſen fo wird fie nieht verftanden ; fie ſtammt aus dem vollwüchfigen 
Gottesgnabdenthum, begreift nur die Monarden in fi und beruht auf jenen Brundfägen dy⸗ 
naftifcher Bruderſchaft, welche vie dynaſtiſchen Brüder unverantmwortlic machen und es für ganz 
in der Ordnung halten, daß die Dynaften Taufende von Leuten hinſchlachten laffen, den Ruhm 
von allem, was gewonnen ift, ernten, aber ſelbſt fih falviren und nicht thun. Diefe Cinigkeits⸗ 
theorie des Gottesgnadenthums Hält in unferer Zeit wenig Stich. Die Fürſten, welche heute 
noch auf das fhöne Vorrecht pochen, thun gut, fi vom Kampfplatze recht fern zu halten, da bie 
gezogenen Kanonen fehr weit reichen und ihre Gefchofle abfichtlich oder unabſichtlich den töten 
konnen, welden fie treffen. Wir erinnern bei dieſer Gelegenheit an die übergroße Ehrfurdt, 
melde feitens der Schleswig - Holfteiner von 1848 —50 gegen ihren König = Herzog an den 
Tag gelegt wurde. | 

Auch außerhalb des Schlachtfeldes wüthet in jedem Krlege der Tod. Wie viele Taufenbe 
von Soldaten erliegen nicht ven Mühen ver Märfche, in ven Spitälern, ver Zufammenpreffung 
in Lagern, Bivouaks, Feſtungen! Aber dieſe Todesſchrecken außerhalb des Schlachtfeldes noch 
abſichtlich zu vermehren, dagegen wehrt ſich das Voölkerrecht und vorzugsweiſe auf der Baſis ber 
Humanttät. Das Brunnenvergiften, ver Meuchelmord u. ſ. w. werden nicht als legitime 
Kriegsmittel betrachtet. Aber ſind ſie abſolut zu verwerfen? Wir können auch dies nicht zu⸗ 
geben. Wenn ein kleines, numeriſch ſchwaches aber freies und ſich ſeiner Freiheit bewußtes 
Volk von einem mächtigen Eroberer angefallen wird, ſoll es da nicht das Recht haben, von allen 
Mitteln zur Erhaltung ſeiner Freiheit und Unabhängigkeit Gebrauch zu machen? Man wird 
darauf erwidern, daß dies ſchließlich zu einem Vernichtungskriege führt, der den Forderungen der 
Vernunft nicht entſpreche. Wir zweifeln, daß die Behauptung in jedem Falle richtig ſei, der 
Vernichtungokrieg entſpreche nicht den Forderungen ber Vernunft. Wird nicht der einzelne 
viel lieber flerben , als ſich zu gewiſſen ſchäändlichen Dingen hergeben? Und warum follte fich 
nicht ein Volk, falls es nicht fliegen kann, viel lieber ver Vernichtung preißgeben, als Freiheit 
und Unabhängigkeit verlieren? Wieberholt müflen wir hier darauf aufmerkfam machen, daß 
Humanität und Rittertbum (Chevalerie) oft nur die Feigheit verdecken und dem Vortheil ein⸗ 
zelner Klaffen dienen, und daß unferer Meinung nach ein wahrhaft freies Volt, um feine Frei⸗ 
heit zu bewahren, von allen Mitteln des Kriegs Gebraud machen darf. Die wahre Menſchlich⸗ 
feit ſieckt tief im Herzen des einzelnen, und daß ber einzelne fie übt und üben muß, iſt fruchtbarer 
als conventionelfe Vorſchriften einer rohen Chevalerie, welde nur einzelnen Klaſſen dienen. 
Freie Völker, in denen immer auch die Humanität am herrlichſten blüht, brauchen die Vor: 
fhriften eines alten verjährten, aus Vorurtheilen zufammengebadenen Voͤlkerrechts nit, um 
ven Krieg menſchlich zu führen. In ver Bruſt freier Männer lebt Ehre und Menſchlichkeit, fie 
brauden ihnen nicht auf Pergamenten geprebigt zu werden. Auf vie falfhen Anſchauungen, 
welche durch das halb mittelalterliche, im Vortheil einzelner Klaffen confervirte internationale 
Kriegsrecht bei und noch forterhalten werben, gründen ſich oft ganz falfche Anfchauungen, von 
beiden Seiten her, die einen fo irrig mie die andern. Oft genug wird von ber unterlegenen 
Partei als Verrat und Meuchelmorb bezeichnet und gebrannmarkt, was die gemöhnlichfte 
Kriegslift, eine geſchickte überlegene Anwendung bed uns allein gegebenen Verſtandes war. 
Uns fällt Hierbei immer der höchſt naive Vorwurf ein, melden ver alte Welden 1849 den 
Ungarn machte: ihre Generale hätten fo gegen alle Regeln, fo dumm operirt, daß ein wohl- 
erzogener Öfterreichifcher General darauf gar nicht hätte rechnen innen, und fo fei ed fein Wun⸗ 
der und feine Kunft mehr gewefen, die ſterreichiſchen Generale zu fehlagen. „ 

Marodeurs tobt zu fhlagen gilt überall und jedem für erlaubt. Im der That if ed ja für 
jeve Armee ein Bortheil, wenn fle ihre Marobeurs für vogelfrei erklären und fie nicht blos nad 
ihrer eigenen Juſtiz abftrafen, fondern jener Juſtiz, auch der ded Mr. Lynch überliefern Tann. 

Abgefehen von Toͤdtung und Verwundung kommt nun ferner in Betracht Die Gefangen 
nahme. Kriegsgefangene werden gemadt in ven Schlachten auf dad Anrufen des Pardond von 
ganzen Abtheilungen ober von einzelnen Solvaten, ferner im Verfolg von Gapitulationen von 
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Feftungen ober auch Im freien Felde abgefhloffen. Derjenige, welcher vie Gefangenen gemacht 
hat, läßt ſie entweder in fein eigenes Land abführen und bewahrt fie Dort, oder er entläßt fie 
unter gewiflen Bebingungen In ihr eigenes Land. 

Am erftern Fall übernimmt bie fiegreiche Partei die Sorge für ven Unterhalt ver Kriegs- 
gefangenen. Es iſt begreiflich, Daß Leute, melde fi ihrem Gegner ergeben haben, ziemlich mit 
alfem unzufrienen fein werden, was ihnen begegnet, theils teil fie mit fich ſelbſt unzufrieden 
find, theils weil fie der Mafle nad, Solpaten und fubalterne Offiziere, allen Grund haben 
mögen, mit ihren Vorgeſetzten unzufrieden zu fein, welde, vielleicht ohne durchſchlagenden 
Grund, fie dem Unglüd und bin und wieder der Schande überlieferten. Bon nirgend Her 
fallen fo viele Bittere Klagen als aus der Kriegsgefangenſchaft. Man muß aber bier bilfiger- 
meife auch die Gegenfelte hören. Sol ein Staat verpflichtet fein, die Kriegögefangenen, melde 
fein Heer gemacht hat, zu ernähren, ohne irgend Gegenvienfte zu verlangen? Uns fcheint Dies 
eine hoͤchft ungerechte Forderung, vie allen nationaldfonomifhen Gefegen widerſpricht. Unſerer 
Anfiht nach hat der Staat vollkommen das Net, da er die Kriegögefangenen nicht ſich ſelbft 
überlaflen kann, damit fie fih ihre Nahrung feldft fuchen, meil er fle dann aus ven Augen und 
der Bewachung verlieren würbe, fie zu Staatsbauten aller Art zu verwenden, wobel jeder Gran 
feinen Kenntniffen und Fähigkeiten gemäß, vie Offiziere alfo als Leiter und Auffeher, verwendet 
werben mögen. 

Im zweiten Ball ift die Bedingung gemöhnlid) die, daß bie Kriegögefangenen auf ihr Wort 
in bie Heimat entlaffen, eine gewifle Zeit lang nicht gegen die Macht dienen follen,, von der fie 
zu Gefangenen gemadt werben. Damit entgeht allerbings die flegreihe Partei der Sorge für 
dieſe Gefangenen. Ob fie fih aber dabei unter allen Umſtänden gut flebt, iſt eine durchaus 
andere Frage. Wenn e8 der Partei, welcher pie Gefangenen abgenommen wurden, einen Bor: 
theil zu gewähren fheint, fie wieder zu verwenden und zwar gegen die gleichen Feinde, ſo wird 
fie ohne Zweifel immer Gründe herauszufinden wiſſen, welche den Act der Befangennehmung 
und der Gapitulation ungültig und nichtig erſcheinen laſſen. Die Eapitulation Durando’s 
von Vicenza iſt Hierfür ein Beiſpiel. Aber es braucht in vielen Fällen dieſer Künfte nicht ein- 
mal, um die Folgen ber Kriegsgefangenſchaft illuforifch zu machen. Wenn eine Macht, weicher 
Kriegögefangene abgenonmen werben, gegen zwei Parteien zu gleicher Zeit zu fämpfen bat, 
wenn die Kriegsgefangenen nur verpflichtet werben, gegen bie Partei, welche fie gefangen machte, 
eine Zeit lang nicht zu fechten, fo koͤnnen fle doch gegen die andere noch fechten, und va nur hier 
ein bloßer Taufh der Truppen von einem Kriegsſchauplatz auf den andern einzutreten braucht, 
fo Hat jene erftere Partei, welche vie Kriegägefangenen machte, mit ihrem Erfolge im weſent⸗ 
lichen nicht8 gewonnen. So fochten die 10000 Franzofen, melde in Mainz gegen die Preußen 
capitulirten, alsbald in der Vendee, mo fie fehr gut verwendet werben fonnten. 

Dap ein Heer, welches Kriegdgefangene gemacht bat, dieſelben niedermacht, kann nur durch 
bie eigene Noth entfchuldigt werben. Noth muß aber auch wirklich vorhanden fein, wenn eine 
fo barbariſche Maßregel einigermaßen gerechtfertigt werben fol. 

Nichteombattanten, Militärärzte, Commiſſariatsbeamte, Aubiteurs, Feldgeiſtliche u. f. w. 
ſollen nach den früher herrſchenden Anfchauungen gar nicht gefangen gemacht werden. In neuerer 
Zeit hat man anerkannt, daß ber Unterſchied zwiſchen Combattanten und Nichtcombattanten gar 
fein fo klar durchgreifender iſt, als man ihn theoretifch hingeftellt hat. Namentlich gilt dies 
von den Ärzten. Das Recht der Gefangennehmung muß bemnad auch in Bezug auf die foge: 
nannten Nichtcombattanten beftehen. Wenn wir ben Feinde einen gefhidten Commiſſariats⸗ 
beamten abnehmen, fo fönnen wir ihm dadurch einen ganz erheblichen Schaven zufügen, wäh- 
rend ed möglicherweife dem Feinde nur zum größten Vortheil gereichen würde, wenn ihm ein 
ungefchickter General abgenommen würde. In Bezug auf das Verfahren mit in Gefangenſchaft 
gerathenen Nichtcombattanten oder Perfonen der anminiftrativen Dienſtzweige müffen Huma⸗ 
nität und Billigfeit allein ven Ausſchlag geben. 

Werden Milttärärzte z. B. in Lazarethen gefangen gemacht, Iebiglich weil fie ihre Kranfen 
nicht verlaffen wollten, während fie ſich fonft durch die Flucht fehr gut ſolchem Schickſal Hätten 
entziehen Fönnen, fo ift ed nicht mehr ald billig, daß die Partei, welche fie gefangen machte, dieſe 
Ärzte zurückhält, folange jene Lazarethe beflehen, denn man kann von ihr nicht verlangen, daß 
fie ohne die dringendſte Nothwendigkeit ihre eigenen Ärzte zur Beforgung feindlicher Kranker 
oder Verwundeter hergibt. Werden aber jene Lazarethe aufgehoben, wird in irgendeiner an⸗ 
dern Weiſe Fürſorge für die in ihnen beherbergten Kranken getroffen, jo müßten die mit ihnen 
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gefangenen Militärärzte billig entlaflen werden. Militärärzte, welde mit der Waffe in ver 
Hand gefangen werben, werben auch durchaus wie Gombattanten zu behandeln fein. Wir er- 
wähnen bier nur eines Falles, welcher vorkommen kann und deſſen Vorkommen ven betheiligten ' 
Militärärzten zur größten Ehre gereichen würde: in irgendeiner einigermaßen vertheidigungs⸗ 
fähigen Stadt befinden fich große Lazarethe, in Diefen viele Reconvalefcenten; eine Barnifon 
fehlt fonft, auch Offiziere find nicht, wenigſtens nicht in großer Anzahl, vorhanden. Nun wir 
die Stabt von einem feinvlihen Detachement angegriffen. Die Militärärzte raffen die Reconva⸗ 
lefeenten zufammen, um bie Stabt zu vertheidigen, und organtjiren den Widerſtand, wie wenig⸗ 
ſtens etwas Ähnliches fi zu Arezzo 1849 ſeitens des oͤſterreichiſchen Spitalperfonals beim Er⸗ 
ſcheinen Garibaldi's ereignete. Gelingt der Widerſtand nicht, ſo wird wahrſcheinlich die ganze 
Beſatzung gefangen und die Militärärzte, welche ſich in ehrenvoller Weiſe beim Widerſtande be⸗ 
theiligten, find nur wie kriegsgefangene Offiziere ohne weitere Rückſicht auf ihre ſonſtige Aua⸗ 
lität zu betrachten. Daffelbe kann ſich bei der Vertheidigung eines Ambulancetransports 
im Marfch ohne ſtarke Escorte gegen einen feindlichen Angriff ereignen. 

Beifeln, die man genommen bat, um für das rubige und freundliche Verhalten einer Stadt 
eine Bürgfhaft zu gewinnen, werden nach der Regel wie Kriegögefangene behandelt. 

In Bezug auß das Sachenrecht gilt: daß der Krieg zwar die wechſelſeitige Anerkennung bes 
Eigenthumsrechts zwiſchen den Eriegführenden Parteien aufhebt, aber keineswegs unbedingt. 
Die Saden, deren ein erfolgreich vorfchreitendes Heer fi vom Beinde aneignen kann, find be: 
wegliche und unbewegliche. 

Wenn ein Angriffsgeer ſiegreich im feindlichen Lande vordringt und fih z. B. einer Pro⸗ 
vinz bemädhtigt, fo geht dieſe dadurch keineswegs in das Eigenthum des Staatd über, welchem 
jened Heer angehört, vielmehr nur in den Kriegäbeflg. Ob jie Eigentbum werben fon oder 
nicht, kann erſt im definitiven Frieden abgemacht werben, und dieſer Grundſazt ſoll für alle ein- 
zelnen unbeweglichen Güter, Grundſtücke, Häuſer u. f. w. auf dem vorläufig eroberten @ebiete 
gelten. Nach diefer Regel würbe z. B. bis heute Süditalien noch nicht rechtlich ber piemonte⸗ 
fifchen Negierung gehören, meil zwiſchen Victor Emanuel und Franz II. noch fein Frieden 
geſchloſſen if. Man fieht, zu welchen Gonfequenzen die Sache factifh führt; wir erwähnen 
gerade diefen Fall, weil es durchaus nicht fo unwahrscheinlich ift, daß er noch einmal eine ge: 
wiffe Bedeutung erlangt. Man erinnere fi) hier an die blos factiſche, nicht rechtliche Anerken⸗ 
nung des Königreich Italien feitend Napoleon's III. Alles bemeglihe ECigenthum auf dem 
Boden der in Kriegäbefig des Angreiferd gerathenen Provinz geht binnen 24 Stunden nad) 
dem Benterechte in das Bigentbum des Angreiferd oder Eroberers über, fomweit e8 Staatseigen⸗ 
thum, alfo von der Regierung den Privaten abgenommenes und monopoliſirtes Cigenthum 
iſt. Jedoch Hat auch dieſe Regel ihre Ausnahmen, darunter eine vernünftige: die Geſchütze 
und fonftigen Ausräftungsftüde, welde zur Armirung einer Feſtung gehören und dieſe erft 
zur Feſtung maden, werben ebenſo wie unbewegliches ECigenthum betrachtet. Eine eigenthüm- 
lie Ausnahme iſt die, wonach unter die gleiche Kategorie auch die Mobilien auf fürftlichen 
Schloͤſſern und Donränen gehören. 

Aus dem Kriegsbefig einer eroberten Provinz geht für den Eroberer das Recht hervor: der 
Einziehung fämmtlicher regelmäßiger Steuern, der Eintreibung von Kriegdeontributionen, von 
Lieferungen, der Inanfpruchnahme der Einwohner und ihrer nicht menfchlichen Arbeitskräfte 
zu Fronen aller Art für Kriegszwecke, der Drbnung ber Regierung und Verwaltung nach 
neuem Schema. 

Das Privateigentfum oder Cigenthum ber Privaten foll im allgemeinen geachtet werben. 
Diefe Regel ift vollkommen confequent nach jener Anſchauung dev modernen Monarchie, zu= 
folge welcher die Regierung wie der perjdnliche Bott erfcheint, vom Volke losgelöft, über ihm 
ſchwebend, zufolge weldyer die Negierung den Staat ausmacht und nur die Mittel des Volks, 
welche diefe Regierung ſich bereits in beſonderer Weiſe zu eigen gemacht und für die ihrigen erklärt 
bat, als Stantömittel gelten, Ein wenig in die Cinzelheiten einzutreten ſchadet aud bier nicht. 

Hat ein Militär auf dem Schlachtfelde oder in unmittelbarer Folge der Schlacht Gefangene 
gemacht, ſoll e8 ihm erlaubt fein, dieſelben auszuplündern oder nit? Wir glauben, vernunft- 
gemäß läßt fih darüber nicht feftftellen. Was factiſch geſchieht, das hängt wefentli von dem 
Gefittungsſtand der Friegführenden Parteien ab. Das Beutemachen kann gar nicht verhindert 
werben; es kann aber auch nicht befohlen werden: ein anfländiger Offizier z. B., der einen an: 
dern Offizier, der ſich tapfer vertheibigt Hat, vielleicht verwundet zu feinem Gefangenen gemacht 
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hat, kann gar nicht gefeglich gezwungen werben, dieſen feinen Gefangenen alles, Börfe u. f. w. 
wie eine Art Straßenräuber abzunehmen. Die beſte Praris in dieſem Punkt ſcheint ung fol: 
gende: dad Beutemachen auf dem Schlachtfelde und bei ver Verfolgung wird weder verboten 
noch befohlen. Wer Beute gemacht hat, ift aber gehalten, file beim nächften Appell des Ba: 
taillond an einen zur Abnahme beflimmten Offizier abzuliefern. Diefer Dffizier flellt eine 
Auction an und vertheilt den Ertrag ber Beute nad) Ausweis der Napporte und ver Ghargen 
auf pen Stab und die Compagnien ned Batatllond. 

Die Klugbett ſchon gebietet die Achtung vor dem Privateigenthum; dieſe Achtung If das 
ficderfte Mittel, die Sache der „ruhigen Bürger‘ „ bei venen In Geldſachen alle Gemüthlichkeit 
aufhört, von der Sache ihrer Regierung zu trennen. Es iſt alfo unfinnig, den Bürger eines 
Landes, in welches man erobernd eingedrungen iſt, in Bezug auf fein mobile Eigenthum der 
Willkür einzelner Offiziere und Soldaten preiszugeben, wie es beiſpielsweiſe und im prägnan⸗ 
teften Sinne dort geihieht, wo man Truppenabtheilungen die Plünderung von einzelnen 
Städten und Drtfchaften geftattet. Wir halten vie Plünvderung in der Art, daß es auf ein 
Trommel- oder Trompetenfignal einer Abtheilung von Truppen geftattet wird, fi in einer 
Ortſchaft zu zerfireuen, Schränke und Kaften nad) Belieben in ven Häufern zu erbrechen, daß 
jeden Soldaten erlaubt wird, zu nehmen, was ihm beliebt und was er findet, für eine ganz 
unerlaubte Maßregel, nicht blos wegen ver Excefle aller Art, vie neben der Blünderung immer 
vorzufommen pflegen, ſondern auch deshalb, weil dieſes Umherwirthſchaften die Zügellofigfeit 
“der Truppen nährt und die gute Kriegszucht entfchieden untergräbt. Dennod iſt die Map- 
regel auch in neuerer Zeit und felbft in offenen Städten, nicht blos nad) einer Vertheidigung, 
fondern felbft ohne Diefe angewendet worden, namentlidh oft in den Jahren 1806 und 1807 
von Franzoſen und deutfchen Brübern in Preußen. 

Der Soldat muß freilich eben und für ein Croberungsheer mögen vie Lieferungen, welche 
eontractlih abgemacht find, nicht Immer zur rechten Zeit bei ver Hand fein. Dann muß auf 
eine ober bie andere Art Borforge getroffen werben; und fcheint es aber, daß Died auf eine an- 
dere Weife beffer gefchehen fönne als Durch die Plünderung. Fehlt es blos an Gelb, um Bor: 
räthe zu kaufen, fo empfiehlt ſich zur Auftreibung ned Geldes am beften die ganzen Gemeinben 
oder reihen Privaten aufgelegte Contribution ; ift es aber nicht ſowol der Mangel an Geld 
ala andere Hinderniſſe, Vorräthe von Lebensmitteln in größern Duantitäten auf einem Fleck 
zufammenzubringen, fo ift ein gutes Auskunftömittel die Einquartierung ber Soldaten bei ven 
Bürgern, jedoch unter ſtrengem Verbot, irgendetwas anderes zu nehmen, ald Lebensmittel oder 
irgendetwad loszubrechen, was niet und nagelfeft if. Die Pluͤnderung rulnirt immer zehnmal 
mehr, ald fie einbringt. 

Dan hat bisweilen gefagt: ob dem einzelnen direct abgenommen wird, was bie Soldaten 
augenblicklich brauchen, oder ob durch fogenannte Kriegäcontributionen die Bedürfniſſe für die 
Soldaten in Geld oder in natura unter Beihlilfe der regelmäßigen Behörben herbeigeſchafft 
werden, ift ziemlich gleichgültig, ver Verluft für die Einwohner des mit Krieg Übergogenen 
Landes muß ja derfelbe bleiben. Dies ift erftend gar nicht wahr, denn bei ver Willkürherr⸗ 
fhaft, die man durch Geflattung der Plünderung dem einzelnen Soldaten zuerkennt, wire offen 
bar auf der einen Seite wieder unnüg verwüftet und auf der andern Seite fehlt dennoch das 
nronpnoenbigfe. Außerdem aber fommen die böfen Folgen für die Kriegszucht jehr entſchieden 
n Betradit. 

Es mag bisweilen im Nothfall, wenn man fi von dem böfen Willen ver Behörden und 
. ber Einwohner hinreichend überzeugt hat, ganz zweckmaäͤßig fein, die Plünberung in Ausficht 
zu flellen,, und wenn man einmal gedroht hat und die Drohung nit wirft, muß man auch 
zur Ausführung ſchreiten. Aber vorſichtig fol man doch mit dieſen Dingen umgehen. 

Wir müſſen Hierbei noch die Bemerkung einfchalten, daß die Verlegenheiten bezüglich der 
Verpflegung bei den vollfommenen Gommunicationsmitteln unferer Tage minveftens in Gen- 
traleuropa niemals fo ſtark herwortreten Eönnen, als e8 im Anfange dieſes Jahrhunderts noch 
möglich war. | 

Der eigene Bortheil des Eroberers (oder glüdlichen Angreiferd) wird ihn, wenn er Elug 
ift, immer zu einem befcheidenen Auftreten in den eroberten Provinzen beflimmen. Wenn ber 
ruhige Bürger fieht, daß ihm alle feine Muhe nichts Hilft, daß er trotz verfelben auf die ſcheuß⸗ 
lichſte Weife ausgeplügdert wird, fo greift er am Ende felbft zum Gewehr, und in einem Lande, 
weiches ih allgemein bewaffnet, wie es Spanien währenn der Napoleonifchen Kriege that, muß 
jeder Eroberer den kürzern ziehen. 
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Ein theoretiſch aufgeftellter,, aber felten beachteter völferrechtlicher Satz iſt es, daß die ge⸗ 

machte Beute dem urfprünglichen Eigenthümer zurückgegeben werben foll, falls fie vem Er- 
beuter, bevor fie 24 Stunden in deſſen Befig war, wieder abgenommen ward. Jedermann 
fieht ein, daß ber zweite Erbeuter ſchwerlich erft ein juriftifche® Examen über ven Beſitzſtand 
anftellen kann, felbft wenn er den beften Willen dazu hätte, der doch in den wenigflen Bällen ' 
vorausgefegt werden kann, abgefehen von dem geringen Unterricht, ven die Soldaten in Rechts⸗ 
ſachen zu erhalten pflegen. ⸗ 

Zur See werden ald rechtmäßige Beute (gute Priſen) die ſämmtlichen Kriegs- und Han⸗ 
delsfahrzeuge betrachtet, welche man dem Feinde abnimmt, ebenfo diejenigen Fahrzeuge neu⸗ 
traler Staaten, welche Kriegscontrebande führen. Das Seerecht verlangt, daß jenes Schiff, 
welches die Beute gemacht Hat, die erbenteten Kahrzeuge in den nächſten eigenen Hafen führe 
und bier dem Abmiralitätögericht das Urtheil überlafle, ob ver gemachte Bang rechtmäßige 
Beute ſei oder nicht. Erſt wenn diefes Urtheil bejahend ausfällt, tritt der Beuteantheil bes 
fiegreichen Schiffes und feiner Mannſchaft in ihr Recht. Die Verabfäumung viefer alten Vor: 
fhrift, welche allerdings jedem Seeoffizier, welcher Macht immer, befannt fein mußte, ſpielte auch 
wieder in ber Trent-Affaire eine Rolle. Somelt Kaper überhaupt feit der partfer Erflärung von 
1856 noch anerkannt werben müflen, handelt e8 ſich darum, ob fie mit einem regelmäßigen 
Kaperbrief (Marquebrief oder Patent ihrer Neglerung für die Kaperei) verfehen find. In 
biefem Falle werben fie wie andere genommene (aufgebrachte) Schiffe behandelt, wenn fie den 
Kaperbrief nicht Haben aber ala Raubſchiffe und ihre Mannſchaft als Seeräuber. 

Souveräne, welde ihre ganzen Länder ober Theile derſelben zeitweife verloren und dann 
durch Rückeroberung, ſei e8 durch eigenes, ſei e8 durch fremdes Verdienſt, wieder in deren Beſitz 
gelangten, Haben nad ven Grundſätzen des 18. Jahrhunderts das Recht des Poftliminiums, 
d. 5. fie können die Sache fo anjehen, als beftehe noch das Recht, welches vor ihrer Vertreibung 
beftand. 

Während ded Krieges und von den Eriegführenden Parteien werden nicht felten Verträge 
abgefchloffen zu verfchienenen Zwecken und bindend entweder für vie geſammten oder nur für 
einzelne Abthellungen der Heere. Dazu gehören die Sauvegarbenverträge, durch welche die 
Parteien fich verbindlich machen, jede Sauvegarben oder Sauvegarbenbriefe anerkennen und 
achten zu wollen, welche von ber andern Partei beftinnmten Berfonen gegeben worden find. 
Durch Eontributiondverträge verpflichten fich die Behoͤrden einer vorläufig eroberten Provinz 
gegen ven Eroberer, von ihm ausgefchriebene Gontributionen und Lieferungen, die nicht aufein- 
mal geleitet werden konnten, bis zu einem beflimmten Zeitpunfte zu befchaffen. Durch Capi⸗ 
tulattonen over Bapitulationdverträge werben die Bedingungen feftgeftellt, unter welchen ver 
GBommandant eines Plates diefen feinem Gegner übergibt oder ebenfo ber Commandant eines 
Truppencorps das letztere die Waffen nieverlegen läßt, fich zurückzieht u. ſ. w. Waffenſtill⸗ 
flandöverträge regeln bie zeitweiſe Unterbrechung oder die vorläufige Einſtellung der Feindſelig⸗ 
feiten. Sie koͤnnen abgefchloffen werden nur zwifchen zwei fi einander unmittelbar gegen 
überftehenven Truppen, 3. B. nach einer Schlacht zum Begraben der Todten und Bejorgen ber 
Verwundeten oder weil beide Theile der Ruhe bedürfen, oder weil man unficher geworden ifl, 
ob überhaupt die Feindſeligkeiten noch fortvauern. Sie koͤnnen abgefchloffen werben für zwei 
ganze Heere, die Über weite Kriegstheater vertheilt find, mit Ausficht auf die Herflellung des 
Friedens infolge von Unterhandlungen oder weil beide Theile während des Waffenſtillſtandes 
ihre Berhältniffe zu beffern hoffen. Waffenſtillſtandsverträge müflen immer enthalten die Zeit, 
zu welder die Waffenruhe beginnen und zu welcher fie ihr Ende finden ſoll. Das Ende tritt 
entweder zu einem beftimmten Zeitpunkt ein oder fein Eintreten wird abhängig gemacht von 
der Aufkündigung feitens eined der beiden Theile. In viefem Falle muß ver Vertrag die noth⸗ 
wendigen Beflimmungen über die Kündigungäfriften enthalten. Er muß ferner beftimmen, 
welche Stellungen die Truppen beiver Parteien während der Waffenruhe einhalten oder bis zu 
welchen Grenzen fie ſich ausdehnen bürfen. Man weift alfo Im Bertrag jener Bartei ein ge: 
wiſſes Gebiet an; die beiden Gebiete, auf denen die Barteien freie Beivegung haben, werben 
entweber durch eine Demarcationslinie voneinander geſchieden oder auch durch einen Streifen 
neutralen Gebiets, der aljo von zwei Demarsationslinien begrenzt iſt. Beſondere Beſtim⸗ 
mungen der Waffenftillftandsverträge find durchaus von den befondern Umſtänden, ben Ab: 
fihten, welche im fpeciellen die Parteien bei ihrem Abſchluß verfolgen und welche fie ihrer 
Machtſtellung nach erreichen koͤnnen, abhängig. 

Ihre Abſicht, Unterhannlungen behufs Abſchluß irgendeines Vertrag anknüpfen ju 
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wollen, drückt die Partei, welche fie ſucht, durch verſchiedene Mittel aus, das Aufſtecken weißer 
Bahnen, dad Chamadeſchlagen in befefligten Poſten und Feſtungen, die Abfendung von Unter: 
händlern oder fogenannten Parlamentären an den Befehlshaber der Gegenpartei. Die Parla- 
mentäre, gewöhnlich von einem Trompeter begleitete Offiziere, ftehen unter dem Schuge des 
Bölkerrechts, ihre Perſonen find Heilig, fie müflen fi dagegen den Formen fügen, welde für ſie 
das Völkerrecht vorfchreibt. Sie müflen ſich alfo orbnungsmäßig bei ven Vorpoften der Gegen⸗ 
partei flellen und Hier den Beſcheid erwarten, ob fie der Befehlshaber, an den fie Aufträge 
haben, überhaupt enpfangen will oder nicht. Im ˖ erſtern Falle werben fie mit verbundenen 
Augen zu demfelben geführt und ebenfo wieder an die Vorpoſten zurück, wenn nicht eine Aus- 
nahme ausdrücklich angeordnet if. Sind in dieſer Weiſe Die Einleitungen zu den Unterhand⸗ 
lungen getroffen, fo werden dann die Delegirten beider Parteien beflimmt, welche die linter- 
Handlungen felbft führen follen, und endlich erfolgt die Feſtſtellung des Vertrags, feine 
orbnungsmäßige Berfündung und Ausführung. Verletzungen der Rechte der Barlamentäre 
find bisweilen unter bem Borwande vorgefommen, daß die fie entſendende Partei Fein legitimer 
Feind fei, fo namentlich feitens ber Ofterreicher 1848 und 1849 gegen die Ungarn. Die 
Öffentliche Meinung hat vergleichen Verlegungen niemals gebilligt. 

Häufig wird beim Abſchluß eines Vertrags die Ratification vorbehalten, je nach der Wich⸗ 
tigfeit de8 Gegenſtandes die Natification feitend eines höhern Befehlshabers ober auch des 
Kriegsherrn. Mit diefem Ratificationsvorbehalt kann ein großer Miobrauch getrieben wer- 
ben. So ward 5.23. bie Gapitulation von Danzig 1813 nit ratificirt; die Ausführung Der 
Gapitulation hatte aber, ald die Verweigerung eintraf, fhon begonnen und die Franzoſen 
fonnten unmöglich wieder in den Zuſtand vor Abſchluß der Bapitulation zurückkehren oder die 
Wiedereinſetzung in ben status quo ante erzwingen. In folden Fällen jind Gapitulationen 
mit Vorbehalt der Ratification reine Daufefallen. Daß Fein ehrlicher Menſch vergleichen Ber: 
fahrungsmeife billigen wird, verfteht ſich von felbft, aber dad nutzt denen nichts, die darunter 
leiden müflen. | 

Die Verträge, melde im Kriege von den kriegführenden Parteien abgeichloffen werben 
fönnen, find fo mannichfaltiger Art je nach ven Umſtänden, daß es kaum möglich ift, alle Arten 
aufzuzählen und jeder Art ven ihr zukommenden Namen zu geben. Wir wollen bier nur noch 
ber Auswechſelungsverträge erwähnen, durch welche die Eriegführenden Parteien feſtſetzen, wie 
fie ed mit der Ausmechfelung der Kriegögefangenen halten wollten. 

Durd einen Friedendvertrag wird der Krieg beendet. In der Regel gebt dem Abſchluß 
des Friedendvertrags ein Waffenſtillftand von längerer Dauer voraus, währenpbeflen die Un- 
terhandlungen über ven Frieden gepflogen werben. Bisweilen wird dieſer Waffenſtillſtand 
durch ven Abfchluß eines Präliminarfrienend — zwifchen ven Oberfeloherren ver Eriegführenben 
Barteien allein over au mit Einmifhung beauftragter Diplomaten — eingeleitet. Im Prä⸗ 
liminarfrieben pflegen dann ſchon vorläufig bie Grundlagen, auf denen man unterhandeln will, 
ziemlich genau feftgeftellt zu werben; die Unterhandlungen find Hier viel fefter gebunden, ald mo 


ein Präliminarfrieden nicht abgeſchloſſen worden if, und ver Definitivfrieben ift, falls nicht 


nene Verwickelungen eintreten, meift eine bloße Abfchrift oder hoͤchſtens eine Expoſition bes 
Präliminarfriedend. Aus der neueften Zeit find ein lehrreiches Beifpiel dafür ver Praliminar- 
frieden von Billafranca und der ihm folgende Deflnitinfrieben von Züri. Einen Frieden ab- 
fließen wollen, ohne behufß der Verhandlungen vorher einen Waffenſtillſtand zu fließen, ift 
immer ein verfehrtes Beginnen, weil der Bang des Kampfes mit feinen täglichen Erfolgen und 
Nichterfolgen beftändig neue vermirrende Momente in die Berhandlungen trägt, welche am fich, 
auf dem Kampfplag felbft fehr unbebeutenn fein mögen, fi aber am Grünen Tiſch, wo die Di: 
plomaten verfammelt find, fehr bedeutend ausnehmen. Lehrreich in diefer Beziehung find bie 
wiener Unterhandlungen während bes Krimkriegs. 

Literatur. Martens, „Einleitung in das pofltive europäiſche Voͤlkerrecht“. Wheaton, 
„Elements of international law“. $effter, „Das europäifche Völkerrecht der Gegenwart‘. 
Klüber, „Europäifches Völkerrecht”. W. Rüſtow, „Der Krieg und feine Mittel‘ ; derfelbe, 
„Militäriſches Handwörterbuch“ (in den Art. „Voölkerrecht“, „Capitulation“ u. |. w.). 

. W. Rüſtow. 

Frieg Kriegführung. (Militäriſche Verhältniffe.) Der Krieg iſt ein Mittel der 
Politik. Wo es für zwei Parteien, feien fie übrigens einzelne Berfonen, Pazteien im Staate 
oder Staaten, Keine über ihnen ſtehende anerfannte Macht gibt, da tritt zulegt die Gewalt ing 


Mittel, um zur Entfheidung ber Streitigkeiten zwiſchen ihnen zu führen, bie auf andere 4 
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Weiſe, dur Unterhandlung, durch gütliche Verſtändigung nicht entfhieden werben können. 
Ob der Krieg ein äußerer, zwifchen zwei anerkannten felbfländigen Staaten geführter fei, ober 
ein innerer (Bürgerkrieg) zwifchen zwei Parteien in vemjelben Staat, wird für die militäri- 
fhen Berhältnifie der Krirgführung nur von untergeoroneter Bedeutung fein, nur in den An 
fängen einigen @influß haben. Denn von eigentliher Kriegführung kann immer erft nie Rebe 
fein, wenn jebe der beiden flreitenden Parteien über eine gefonderte Maffe Volks und über ein 
geſondertes Landesgebiet mit einer gewiſſen Sicherheit verfügt. 

Militärifch betrachtet if jeder Krieg entweder ein Angriffäfrieg oder ein Vertheidigungs⸗ 
frieg. Bei dem erftern iſt die Grundidee, ven Feind auf feinem eigenen Staatögebiet nieverzu- 
werfen, ihn abfolut widerſtandsunfähig zu machen, ſodaß er fih unferm Willen fügen muß; 
bei dem letztern ift die Grundidee, auf unferm Boden jene angriffsweife Thätigkeit des Feindes 
aufzuhalten und fie wirfungslos zu machen. Es iſt aber leicht zu begreifen, daß mit dem Der: 
theidigungẽkriege niemals ein letztes entſcheidendes Refultat gewonnen werben kann. Wenn 
der Feind nur vorläufig gehindert wird, zu feinem Zwecke zu gelangen, fo kann er immer wieder 
von neuem anfangen; ber Yeind muß von dem Vertheidiger, damit diefer feinen Zweck endgül⸗ 
tig erreiche, gezwungen werben, fich ihm zu fügen. In jevem Vertheidigungskrieg muß daher 
nothwendig bie Tendenz liegen, jhließlih in den Angrifföfrieg überzugehen. Damit, daß 
die Berbündeten auf Deutfchlands Boden im Jahre 1813 fiegreich gegen Napoleon gemefen 
waren, hatten fie weiter noch nichts erreicht, als daß er fi vorläufig auf franzöfifches Gebiet 
zurüdzog. Damit er nicht wiederfomme, mußten fie die Tendenz zum Angriff zeigen. Moͤglicher⸗ 
weife genügte dies, um zum Abſchluß eines dauerhaften Friedens zu führen; genügte e8 aber 
nicht, nun fo mußte der Angriff wirklich erfolgen Finnen, wie e8 denn im Jahre 1814 aud 
geſchah. j 

Jede Handlung, die erfolgreich ſein ſoll, muß zweckmäßig und folglich planmäßig ſein. 
Jedem Kriege muß ein Kriegsplan zu Grunde liegen. Der Kriegsplan muß auf die Abwägung 
der Zwecke und der Mittel beider Parteien gegründet fein. Aus dem, was wir vorher gejagt 
Haben, muß ſchon gefolgert werben, daß jener Kriegsplan darauf berechnet fein follte, ven Feind 
völlig widerſtandslos zu machen. Iſt dies durch den Krieg erreicht, fo kann immerhin die Dt- 
plomatie eintreten und ihre Forderungen nach den urfprünglichen politifchen Zwecken des Kriegd 
beichränten. Iſt dies aber durch den Krieg nicht erreicht, fondern nur ein Theilerfolg, welcher 
dem feindlichen Staate noch eine fehr bedeutende Kraft unberührt übrig läßt, jo kann er dieſe 
fofort anwenden, um auch jenen Theilerfolg wieder rückgängig zu machen. 

Es genüge beifpielöweife dem Staate A, einem andern Staate B eine Provinz & abzu: 
nehmen und diefe zu behaupten, um ben Kriegszweck zu erreihen. A erobert die Provinz C 
mit Leichtigkeit und braucht dazu nicht einmal große Mittel im Verhältnig zu feiner Gefammt- 
fraft aufzubieten. A hat aber den Staat B durchaus nicht lahm gelegt, ſodaß dieſer, nad- 
dem er zur Befinnung gefommen, auf die Nüderoberung der Provinz E ausgehen kann. 
A wird hierdurch gendtbigt, zur Behauptung von & beftändig unverhältnifmäßige Truppen: 
fräfte gegen B zu unterhalten. Nur wenn dies nicht nothivendig geweſen wäre, würde der 
Kriegdzweck von A für vollländig erreicht gehalten werden können; da es aber nothwendig ift, 
fann man fagen, daß gar nichtö von dem, wad erzielt wurde, erreicht worden ifl. 

Obwol man es ſich leicht vorflellen kaun, daß die Völker zweier Staaten mit aller ihrer 
materiellen und geifligen Kraft einander im Kriege gegenübertreten, ja obwol e8 bei Kriegen, 
die überhaupt der Rede werth, durch die Vernunft gerechtfertigt find, immer fo fein follte, con: 
centriren und conbenfiren fich doch bie eigentlichen Streitkräfte ver Völfer Immer in beftimmten 
Objecten. Jeder Staat, jedes Volk ſtellt gewifle Nepräfentanten feined ganzen Seins für den 
Krieg auf. Diefe Reprafentanten find bie Heere, die Flotten, die Feſtungen (Landfeſtungen 
und befeftigte Kriegshäfen). 

Für den Angreifer wirb es nun immer darauf ankommen, diefe Repräfentanten lahm zu 
legen; für nen Bertheidiger wird ed Darauf ankommen, dieſe Nepräfentanten fich zu erhalten. 

Aber man erfennt auch fogleih, daß damit für beide Theile nicht alles gethan fe. Wenn 
der Angreifer allerbings In erfter Reihe Armee und Flotte des Vertheidigers vernichten will, fo 
muß er doch audy ftreben, Land des Vertheidigers, aus welchem für diefen neue Streitkräfte Her: 
vorgehen können, zu erobern. Er thut dies, indem er fich der großen Städte und indbefonbere 
der befeftigten bemächtigt. Wenn ber Bertheidiger in erfter Reihe Heer und Flotte erhalten will, 
muß er doch auch fireben, foviel Land ald möglich zu erhalten. 

88 ergibt ſich, daß für den Angreifer Heide Ziele, Vernichtung der feinplihen Armee und 
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Eroberung feindlichen Landes, viel mehr zufammenfallen, als für ven Vertheidiger beide Ziele, 
Erhaltung der Armee und Erhaltung des Kandgebietd. Um das Landgebiet zu conferbiren, aus 
welchem er neue bewegliche Streitkräfte und Mittel zu ihrem Unterhalt gewinnen kann, muß ver 
Vertheidiger nothwendig feine Armee ausfegen, er mag ſich anftellen wie er will. Daß ver 
Dualismus der beiden Ziele fi für ven Vertheidiger viel entfchiedener herausſtellt als für den 
Angreifer, if einer derjenigen noch durchaus nie Flar ausgeſprochenen und nie ganz gewürbig: 
ten Hauptgründe für die überlegenheit des Angriffs Über die Vertheidigung. Ginfachheit unv 
Einheit find immer Kraft. 
In der Praris wird ſich dad Abwägen ber beiderfeitigen Streitmittel bei der Beftftellung des 
Kriegsplans auch weſentlich darauf erftreden, daß man die eigenen Kriegsmittel mögliäft zu 
mehren, bie des Feindes möglichft zu verringern ſucht. Im diefen Dingen erprobt fi eine ge: 
funde militärische Staatsfunft. 

Um die eigenen Streitmittel zu mehren, dazu dient vorzüglich ver Abſchluß von Bündniſſen. 
Diefelben Finnen der einen kriegführenden Partei bismeilen abfolut nothwendig werben, um 
beftimmte Streitmittel zu erlangen. Gin Staat, ver feine Seemacht beftgt, ſchließt fo beiſpiels⸗ 
weife ein Buͤndniß mit einem andern, ver eine ſolche befigt, un dadurch Die Verfügung über 
eine Flotte zu erhalten. in anderer, von feinem Feinde zu Lande durch andere Staaten ge: 
trennt, ſchließt ein Bündniß mit dieſen Staaten, um fich den Zugang zu feinem Feinde zu er: 
öffnen. Das Bündniß mit der Türkei im Jahre 1853 eröffnete England und Frankreich ven 
Zugang zu Rußland, das Bündniß Frankreichs mit Piemont 1859 öffnete Frankreich den Zu: 
gang zur Öflerreihifchen Grenze. 

‘ever Staat, der dad Bündniß eined andern fucht, muß für die Gewährung irgendein Aqui⸗ 
valent zu gewähren bereit ſein. Die ſicherſten Bündniſſe find diejenigen, welche auf der wirk: 
lichen Gleichheit ver Intereſſen beruhen, die fih thatfächlich allerdings ſehr felten findet. Außer: 
dem fährt ein Staat bei Bündniffen immer am beften, welche er mit kleinern Staaten flieht, 
die dadurch von ihm abhängig werben, ſodaß er die volle Verfügung Über ihre gefammten Mittel 
erhält. Auch die Lage derjenigen Staaten, mit welden ein Bündniß gefucht wird, if nicht 
gleihgültig. 

Rußland ift ein fehlechter Verbündeter für Deutfchland gegen Frankreich, weil die ruſſiſchen 
Truppen ber Hauptſache nach auf deutſchem Boden zum Kampfe kommen würden, und weil et 
fi au aus dem Bündniſſe zurüdziehen kann, ehe der Kampf im unglüdlichen Falle feinen 
eigenen Boden berüht. Deutfhland und die Schweiz wären für Italien nußreichere Verbin: 
dete gegen Ofterreich, als es Frankreich ift. 

Daß ferner der Nugen eines Bündniffes mit andern für einen gewiſſen Staat fehr weſent⸗ 
lich bedingt wird durch die Art und Lage ver Aauivalente, welche die zum Bunde geſuchten mög: 
licherweiſe nach ihren allgemeinen Verhältniffen verlangen koͤnnen, iſt an ſich Elar. An ben 

quivalentforderungen kann leicht ein Bündniß fcheitern. 

Es ift nicht abfolut nöthig, daß ein kriegführender Staat, um feine eigenen Mittel durd) 
fremde zu vermehren, Bünbniffe mit andern Staaten ſchließe: es find auch fremde Mittel viel: 
fach im Wege des Brivatverfehrs zu erlangen, jo namentlich Geld durch Abſchluß von Anleihen, 
Kriegsmaterial durch Ankauf, Soldaten durch Werbung im fremden Lande. 

Ebenfo wichtig als die Vermehrung der eigenen Mittel durch fremde iſt Die Verminderung 
der feindlichen Mittel. Der audgiebigfte Weg dazu ift die Ifolirung des Feindes, indem man 
nur deffen Intereffen durch den zu beginnenden Krieg bedroht, aber die keines andern Staatt, 
und indem man ihm das Unrecht, die Schuld am Kriege in einer oder ber andern Weiſe zufchreibt, 
ihn in der Öffentlichen Meinung ruinirt. Es war bie Marime der alten Römer in ihrer größten 
Zeit, niemals zwei Kriege zu gleicher Zeit zu führen, und diejenigen, welche folder Marime zu: 
wellen zuwiderhandelten, haben ſich oft genug zu ihrem Schaden von ihrer Richtigkeit und Be⸗ 
deutung überzeugen müffen. Es tft das alte: Divide et imperal Es ift viefelbe Sache, für 
welche in neuerer Zeit der gefchickte Ausdruck: Kokalifirung des Kriegs, erfunden morben If. . 

Ob man, wenn einmal der Krieg überhaupt beſchloffen ift, ſich für bie Offenſive ober für 
die Defenftve, für den Angriff oder für die Vertheivigung, für den Einbruch in den fremden 
Staat oder die Abwehr auf dem eigenen Gebiet entfcheivet, das hängt theils von dem politiſchen 
Zweck und Ziel des Kriegs, theild von politiſchen und militärifchen Erwägungen ab. Ran 
kann ſich für die Vertheivigung entſcheiden trog der eigenen militärifhen Stärke , beifpielöweilt, 
um dem Feinde bad Gehäffige des erſten Schrittö zu laffen, was der Welt zu Gemüthe geführt 
wird durch die mindeſtens anſcheinende Geduld, Langmuth und Billigkeit, mit welcher man Un: 
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terbandlungen führt oder neue Unterhandlungen anbietet. Man kann fich vorläufig für die Ver: 
theidigung entſcheiden, weil ver Gegner mit ven Rüſtungen eher fertig geworben ift, weil man 
in enger und naher Beziehung zu den neuen Streitkräften bleiben will, die noch in der Rüftung 
begriffen find, weil man auf den Beitritt von Bundesgenoſſen rechnet. Man kann umgekehrt 
trog der eigenen abfoluten Schwäche jih für-die Dffenfive entſcheiden, weil man weiß, dap der 
Feind mit feinen Rüftungen nod im Rückſtande if, weil man vermuthen kann, durch keckes Zu- 
greifen einzelne Theile feiner Streitmacht zu überrennen, feine Rüflungen zu hindern, einige 
Erfolge und deren nie auöbleibenden Ginprud auf die Anticht der Menſchen, auf die Öffentliche 
Meinung zu gewinnen. Friedrich der Große handelte fo 1756 und mit Erfolg; Oſterreich hau⸗ 
delte ſo 1869 ohne Erfolg, weil dem allgemein nicht unrichtigen Gedanken die militäriſche Aus⸗ 
führung nicht im mindeſten entſprach. 

Nächſt den Chancen für die Vermehrung ber eigenen, der Verminderung der feindlichen 
Streitmittel, die man zu erwägen und aufzufuchen und auszubeuten Hat, nächft ver Wahl zwifchen 
Angriff und Vertheivigung muß nun ber Kriegsplan noch andere wefentlich militäriiche Ele: 
mente in fich aufnehmen. Hat man ſich für ven Angriff entfchieben, jo kommt ed darauf an, die 
Hauptthätigfeit von den Nebenthätigkeiten zu ſondern, für jede von ihnen Die zweckmäßige oder 
zureichende Zahl von Truppen und fonfligen Streitmitteln zu beſtimmen und die Richtungen, in 
denen die Stöße geführt werben follen. 

Gefechte find das einzige Mittel des Krieges; es braucht jedoch nicht immer zum wirflichen 
Gefecht zu kommen, damit der Eriegerifche Zweck erreicht werde, f_hon die Drohung mit dem Ge⸗ 
fecht und die Furcht des Feindes vor diefer Drohung kann unter Umſtänden zum Ziele führen. 

Eine Armee (oder ein Armeecorpo) ded Angreiferö, welche in einer beftimmten Richtung 
vorwärts marſchirt, bat die Hinderniſſe, welche fie auf ihre Linie findet, und welche in den be⸗ 
weglichen und unbeweglichen (Feſtungen) Streitkräften des Feindes beftehen, durch Gefechte — 
die den Namen von Blokaden, Belagerungen u. f. w. vor Feſtungen annehmen — aud dem 
Wege zu räunıen. 

. Damit dies wirklich geſchehe, müflen die Gefechte fiegreich fein. Die Gefechtslehre oder die 
Lehre vom Siege im Gefecht — ift ein integrirender Theil der Kriegswiſſenſchaft. 

Zwei Gefechte, von denſelben Truppenmaflen ven gleichen feindlichen Truppenmaſſen gegen: 
über und gleich glänzend gemonnen, können aber für das Reſultat des Feldzugs eine höchft ver- 
fhiedene Bedeutung haben. Es begreift.fich dies leicht, wenn man nur fragt, ob nicht auf der 
gleichen Linie daß eine mal ein einziged Gefecht genügen könnte, um die Arınee an ihren Ziel- 
punft zu bringen, und dad andere mal zu vemfelben Zweck zwei oder drei Gefechte nöthig fein 
würden und wenn man diefe Frage beiahen muß. 

Es kann alfo im Kriege nicht allein darauf anlommen, daß man in einem einzelnen Gefechte 
oder einer Schlacht fliege, ſondern es wird zu gleicher Zeit auf eine zweckmaͤßige Verknüpfung der 
auf einer und verfelben Linie zu liefernden Gefechte zu einem Ganzen und ebenfo der möglicher- 
weite auf verjchienenen Linien nebeneinander zu liefernden Gefechte zu einem Ganzen — zu⸗ 
nächſt zu einem Feldzug — dann der Verknüpfung der einzelnen Feldzüge zu einem Kriege bis 
zur Erreichung bed Endziels anfommen. Ä 

Mit der Verknüpfung der Gefechte zu Feldzügen und Kriegen befchäftigt ih nun ein an⸗ 
derer integrirender Theil der Kriegswiſſenſchaft, die Operationslehre, häufig fälſchlicherweiſe 
die Strategie oder Strategif genannt, wie ebenfo fälfchlichertweife die Gefechtslehre Häufig Taktik 
genannt wird; während die Strategik oder Feldherrnwiſſenſchaft in der That die beiden Theile, 
Operationd- und @efechtölehre umfaßt, und die Taktik die Lehre von der Scharung der Trup⸗ 
pen für Gefechte, Märſche und Lager iſt. 

Die Richtungen, in welchen die Streitmaffen des Angreifers in das feinpliche Land einbre⸗ 
hen oder einbrechen Fönnen, werben feine Operationslinien genannt. Eine von ihnen wird zur 
Hauptoperationdlinie gewählt. Bei diefer Wahl ift darauf zu fehen, daß fie am kürzeſten zum 
Ziele führe. Sie braucht deshalb nicht Immer die mathematifch Fürzefte zu fein. Die Haupt- 
face iſt vielmehr, daß jie die Armee des Angreiferd in der denkbar günftigften Weife mit jener 
des Vertheidigers zufammenführt, d. h. fo, daß im Ball des Sieges im erften Gefecht der Anz 
greifer lzicht durch nachfolgende Gefechte. den Verteidiger von deſſen natürlichen Rüdzugslinien 
aborängen kann, während im Fall der Niederlage vem Angreifer feine eigene Rüdzugdlinie 
möglichft gefichert bleibt. , 

Ein bedeutendes Element ded Sieges im Gefecht ift vie Überlegenheit ver Streiterzahl über 
den Feind. Aus dieſem Umftande folgt für den Angreifer die Regel, auf der Hauptoperationd⸗ 
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linie alle Truppen zu vereinigen, welche er dort nur immer zufammenbringen Bann, alfo auf die 
Hauptoperationdlinie ſo ſtark ald irgendmoͤglich zu fein. 

Seine ſämmtlichen Streitkräfte wird er aber niemals auf einer und derjelben Oyerationd- 
linie yereinigen, wenigftend find vie Bälle, wo dad eintritt, höchſt feltene. Es find zweierlei 
Gründe, weldhg ver Bereinigung aller Kräfte auf einer Linie entgegenſtehen. Bisweilen ift die 
Bereinigung eine abfolute Unmöglichkeit. Eine Flotte kann 3. B. nicht auf dem Lande operiren, 
ebenſo kann ein Landheer nicht auf der See operiren. Flotte und Landheer müflen baher jede 
ihre befondere Operationslinie haben. Diefelben Finnen allenfalls ziemlich nahe zufammen- 
fallen, wenn dad Landheer längs der Seeküſte operirt, aber auch Died, welches z. B. im 
Krimfriege eintrat, wird zu den ſeltenen Fällen gehören, da die Objecte ver Landheere mei: 
ftentHeils im Innern des Landes liegen werden. Im Jahre 1859 operirte die franzoͤſiſch⸗pie⸗ 
montellfhe Armee von Piemont aus durch Die Lombarbei, die Thätigkeit der franzöftfch = piemon⸗ 
tefiihen Flotte dagegen war, abgejehen von den Dienften, welde fie beim Truppentransport 
leiftete, auf das Adriatifche Meer gewiefen. Wenn zwei Bundesgenoſſen durch das feinpliche 
Land getrennt find, fo kann es geradezu unmöglich werben, die Truppen jener zunähft auf 

einer Operationdlinie zu vereinigen ‚bevor der Angriff beginnt, ober es könnte doch fo viel Zeit 
fortnehmen, daß man vorziehen muß, den Angriff auf zwei verichiedenen Operationslinien zu= 
gleich zu eröffnen. 

In andern Fällen Lönnte man leicht die vorgehende Bereinigung bewerfftelligen, aber man 
will e8 nicht, oder die Vereinigung iſt fel6ft im voraus da, aber man läßt abfichtlidh eine Tren⸗ 
nung eintreten, man detachirt von der Hauptarmee. Die Abſicht dabei iſt einmal, den Feind 
irre zu führen, zweitens das eigene Gebiet wider mögliche offenitue Gegenſtoͤße ſeitens des Fein⸗ 
des zu decken. Läßt man ein Detachement auf einer Operationslinie vorgehen, während man 
auf einer ganz andern bie Hauptarmee concentrirt, fo iſt es bei guter Führung und keckem Auf: 
treten des Detachements mindeſtens denkbar, daß der Feind vieles für Die Hauptarmee.oder doch 
für viel flärfer hält als esift, und ihn mehr Truppen gegenüberläßt als nothwendig, ſodaß 
nun bie Hauptarmee deſto leichter mit dem Theil der feindlichen Streitmacht fertig werben kann, 
welchen fie auf der Hauptoperationdlinie vor ji findet. Das Detachement madıt in dieſem Fall 
eine Demonftration, einen Neben: oder Scheinangriff, mie diefe auch im Gefecht auf dem 
Schlachtfelde eine große Nolle fpielen. Die Demonftration bringt eine Ablenfung eines Theils 
der feindlichen Arnıee von ihrer eigentlihen Aufgabe zu Wege, führt eine für bie Abſichten des 
Angreifers günftige Zerfplitterung der feindlichen Kräfte herbei. . 

Ste würde offenbar ihrem Zwecke nicht mehr entfprechen, wenn der Angreifer felbft auf fie 
zu viele Truppen verwendet, wenn er fich aljo felbft in eine ſchädliche Zerfplitterung hineinver⸗ 
liefe, und die Regel für alle Detachements dieſer Art muß daher bleiben, ihre Stärke auf das 
Allernothwendtgfte zu befhränten. Sind vie beiven Operationslinien und biejenige des Deta⸗ 
hements nahe beieinander, jo kann man bie auf fie vertheilten Kräfte zu Hauptfchlägen im Laufe 
der Begebenheiten wieder vereinigen. Die Gefahr, die in jeder Detachirung liegt, verringert 
ih dann. Sie bleibt am größten bei Demonſtrationen, melde fi ehr weit von den Haupt⸗ . 

»operationen entfernen, ſodaß eine planmäßige Wiedervereinigung der getrennten Theile nicht 
wohl denkbar iſt. Diefe Demonftrationen, gewöhnlich Diverfionen genannt, bürfen daher auch 
nur mit hoͤchſter Vorfiht, oder wenn man einen Theil der überhaupt verfügbaren Streitfräfte 
gar nicht anderd verwenden fönnte, unternommen werben. 

Das Stüd feines eigenen Landes, in welchem der Angreifer feine Truppen vor dem Beginn 
bes Angriffs verfammelt, nennt man feine Baſis. Je länger die Grenze if, auf welcher es mit 
dem feindlichen anzugreifenden Lande zufammenftößt, je größer alfo, wie man ih auszubrüden 
pflegt, die Basis ift, deſto größere Auswahl hat auch gewöhnlich ver Angreifer unter ven mög: 
lichen Operationslinien, und deſto mehr @eleginheit Hat er, ven Verteidiger über feine Abfichten 
irre zu führen; ber Vertheidiger, un mehrere Punkte beſorgt, findet viel mehr Veranlaflung 
zur Zerfplitterung feiner Txuppen, kurz die Chancen des Angriffe wachen. Wenn man 
Innern Rußlands aus einen Angriff auf die Krim machen will, fo hat man zu Lande nur eins, 
ſehr kurze Bafld und nur die einzige Operationslinie über Perekop; ganz anders flellen fi die 
Dinge bei einem Angriff Rußlando gegen Preußen, Je nad den Brenzgeftaltungen Haben aude ’ 
die Bafen verjchiedene Formen. Wenn das anzugreifenne Land von dem Angrifföland auf ver= ' 
ſchiedenen Seiten eingefchloffen wird, fo nennt man die Bafis eine umfaffende. Diefe Form 
kanu mis Recht die günſtigſte für den Angreifer heißen, welcher durch Demonftrationen ven Bei, 
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veranlaßt, fih an ber einen Grenzlinie zu concentriren, dann gerade von ber andern Brenzlinie 
ber einbricht, fi eine großen Stüda Land widerſtandolos bemädtigt und ven Streitkräften 
der Vertheidigung in Flanke und Rüden kommt, venfelben aud wol ihre natürlichen Rück⸗ 
zugölinien, ihre Verbindungen mit rückwärtigen in der Bildung begriffenen Neferven , mit den 
Nasrungsquellen abſchneidet. Bine ſolche Baſis hat das Königreich Italien gegen dad Venetla⸗ 
niſche. Italien umfchließt das Venetianifche im Weſten an ver Minciolinie, im Süden an ver 
Polinie, im Often von der Seite des Apriatifchen Meeres. Venetien wird wie durch bie natio- 
nalen Tendenzen feiner Bewohner, fo durch dieſes Verhältniß nicht minder ein fehr unſicherer 
und mindeftens fehr Foftfpieliger Befig für Ofterreih, welches zum Schutze diefer einzigen 
Provinz weiläus größere Truppenträfte beſtaͤndig unterhalten muß, ald Venetien ſelbſt fie auch 
bei den ausſchweifendſten Anforderungen jemals aufbringen und unterhalten koͤnnte. 

Des Kriterium eines guten Vertheidigungsplans (befenfinen Kriegsplans) ift, daß feine 
Anordnungen eine moͤglichſt große Barantie für vie lange Bewahrung ſämmtlicher Hülfsquellen 
bed Landes, alſo für die Bewahrung eines möglichft großen Theils des Stantögebiets, ſelbſt 
geben und daß fie einen Übergang zur erfolgreichen Offenſtve in bie möglichfte Nähe rüden. 

Die Armee der Vertheidigung muß nothwendig ſich abwartend verhalten; fle muß die erften 
Stöße erwarten, um fi danach zu verhalten; fie darf aber auch durch dieſe erfien Stöße mög- 
lichſt wenig verlieren. 

Ihr Element find folglich die Stellungen, während das Element des Angriffs die großen 
Bewegungen find. Nach der ganzen Natur des Kriegs kann bie Bertheinigung, um erfolgreich 
zu wirken, bie Bewegung ebenfo wenig entbehren, ald der Angriff ver Stellungen. Aber in ver 
Bertheibigung fieht alle Bewegung in Bezug auf die Audnußung der Stellungen, während im 
Angriff jede Stellung nur mit Bezug auf die Erleichterung oder Begünftigung ver Bewegung 
genommten werden ſoll, wenn fie nicht etwa blos eine Folge der Verlegenheit, was man be⸗ 
ginnen folle, folgli ein Anzeichen ift, daß ver Angriff bereits beginne dad Recht zu verlieren, 
es ſelbſt zu fein, und in die Bertheidigung umzufchlagen. 

Die Stellungen des Vertheidigers müflen fo dicht ald möglich an der @renze de zu verthei⸗ 
digenden Laudes genommen werben, damit ber Regel eine Benüge gethan ſei, daß von dem Lan⸗ 
deögebiet foviel ald möglich concentrirt werben fol. Aber man fieht leicht ein, paß dem Zwecke 
dann wenig durch ſolche Wahl entfprochen werben kann, wenn der Angreifer eine fehr lange 
oder eine umfaflende Bafis hat. So kann z. B., während eine oͤſterreichiſche Vertheidigungs⸗ 
armee in der an ſich vortreffliden Stellung des Feſtungsvierecks am Mincio und Etſch concen- 
trirt iſt, eine itallenifche Angriffsarmee mit deflo größerer Leichtigkeit die Polinie im Rücken 
jener Stellung überfchreiten, jich faft aller Hülfäquellen des Venetianiſchen bemächtigen, bie 
Verbindung ver Bieredsftellung mit Venedig und durchs Friaul mit dem Innern Ofierreichs 
unterbrechen, ſodaß ſchließlich doch der Armee in der Stellung nichts übrig bleibt, als dieſe zu 
verlaſſen und ven Gegner im freien Felde aufzuſuchen. 

Es iſt wichig, daß, ſolange die Armee der Vertheidigung noch nicht geſchlagen iſt, der An⸗ 
greifer auch fein Ziel noch keineswegs erreicht hat, denn was er auch gewonnen haben möge, bie 
Armee ver Bertheinigung kann durch ein paar auf dem Schlachtfelde entjihienen gewonnene Siege - 
alles wieder einbringen. 

Aber man muß fich diefe Dinge nicht zu fiher ausmalen. Was von den Schlachtfeldern gilt, 
daß die Augen zuerft befiegt werben, gilt auch für größere Berhältniffe. Ein entfchienenes, 
ſchnelles, glückliches Vorbringen des Angreifers im angegriffenen Lande äußert einen unend⸗ 
lien moralifhen Einfluß. Im Jahre 1806 fielen dem bei Jena und Auerfläbt gefchlagenen 
preußifchen Heere die übrigen Truppen und bie meiften Feſtungen wie die faulen Apfel nach, 
und im Jahre 1860 genügte Garibaldi's Vormarſch durch das neapolitaniſche Feſtland faft ohne 
Kampf, um die Hauptſtadt Neapel gleichfalls ohne Kampf aufgeben zu laflen. 

Die beiten Stellungen der Bertheivigung find Gruppen von Feſtungen, welche fih auf 
Blüffe lügen. Die Feſtungen fihern vie Übergänge über die Flüſſe für die Vertheidigung und 
nehmen zugleich die Heften Übergänge dem Angriff; die Feſtungen fiern ferner vie Verpfle- 
gung, indem fie Magazine für die Vertheipigungsarmee aufnehmen. Aber es ift fogleich Elar, 
daß diefe Magazine, wenn vie Bertheidigungsarmee von bedeutender Stärke ift, ihre Verpfle⸗ 
gung immer nur auf eine befchränfte Dauer fihern können. Mande hoͤchſt nothwendigen Vers 
pflegungögegenflände, wie 3. B. frifches Fleiſch, können die Magazine den Truppen ber Ber: 
theibigung auf eine einigermapen nennenöwerthe Dauer gar nicht garantiren. 
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Dringt nun eine Angriffdarmee ſeitwärts der beften Bertheibigungsftellung, die man ſich 
nur denken kann, gleichfalls vor, jo kann es ihr gelingen, dieſer Vertheidigungsſtelle zuerft alle 
Berbindungen abzufhneiden, pamit zu verhindern, daß die Verpflegung ergänzt werbe, ferner, 
daß Truppen, welche die Vertheidigungsarmee in ihrer Stellung erwarten wollte, deren Fehlen 
eben für die Wahl der Defenjive flatt ver Dffenfive ven Ausichlag gab, gar nicht heranfommen, 
weil fie vorher gefehlagen wurden. Zweitens iſt das Gebiet einer ſolchen Bertheibigungsftellung 
nie jehr groß; der Angreifer kann ed unter Umſtänden, ohne daß er ſich dabei einer großen 
Gefahr ausfeht, noch einengen und die Armee der Bertheidigung Tann eigentlih gar nicht 
mebr leben, 

Hieraus flieht man, daß, ganz abgefehen von dem moralifchen Eindruck, welchen ein glüd- 
lich vordringender Angreifer ſtets auf die gegnerifhen Truppen wie auf bie öffentliche Meinung 
macht, die dann wieder auf bie Truppen zurückwirkt, der Vertheidiger in eine ſehr üble Lage 
kommen kann, wenn die Tendenz, in den Angriff überzugehen, nicht aufs lebendigſte in ihm lebt, 
wenn er nicht ven erfien Moment, ver zum Übergang in den Angriff halbwegs günflig erſcheint, 
und ohne ſich dabei volligem Unterliegen auszuſetzen, ohne weitered ergreift, wenn er nicht we⸗ 
nigſtens mit überlegenem Geiſt jeden Schritt ſeines Feindes belauert und dieſen Feind hindert, 
durch Abſchneiden einer oder mehrerer wichtiger Verbindungen und Wege zum Ausweichen län⸗ 
geres ruhiges, beſonnenes Abwarten der Vertheidigung abfolut unmoͤglich zu machen. 

Eine Sade, auf welche der Vertheidiger mit großer Gemißpeit rechnen kann, iſt Die Shwä- 
hung des Angreifers im Laufe der Operationen durch ſeine eigene Arbeit. Große und raſche 
Märſche ruiniren des Angreifers Truppen und ſchwächen feine Armee, ebenſo verhãlt es ſich mit 
Beſatzungen, die der Angreifer nothwendig hier und dort zurudlaffen muß, um feine Nach⸗ 
ſchubs⸗ und Rüdzugslinie zu fihern. Trifft er gar noch unterwegs auf Feſtungen, fo muß er 
vor diefen Beobachtungs-, vielleicht fogar Belagerungscorps laffen. So iſt er ſicher, daß er mit 
jeder Meile mehr, die ex zurückzulegen hat, ehe er auf die Hauptmacht bed Vertheidigero trifft, 
ſchwaͤcher wird, daß ſich alſo die Ausſicht des Vertheidigers, in der Feldſchlacht zu ſiegen, mehren 
muß im Verhaͤltniß zur Länge des Wegs, den der Angreifer zurückzulegen hat, ehe er zur Feld⸗ 
ſchlacht gelangt. Hierauf baſirt ſich die Idee der Rückzüge ind Innere, wie ſie 1812 von ſeiten 
der Ruffen, wenn auch keineswegs planmäßig, fo doch wirklich realifirt warb. 

Aber auch dieſe Bernihtungsrüdzüge find durchaus Fein Univerfalmittel für Die Vertheidi⸗ 
gung. Wir wollen gar nicht davon fprechen, daß fie für Länder einer geringen oder mittlern 
Ausdehnung gar nicht pafien, weil viefelben den nothwendigen Raum zum Ausweichen gar 
nicht bieten. Selbſt für die ausgedehnteften Länder bieten fie noch Feine Bürgfchaft des Gelin⸗ 
- gend, und dafür ifl 3. B. gerade ver Rückzug von 1812 jelbft ein Beweis. Napoleon’s Armer 
warb vernichtet Durch das rücfichtölofe Vorbringen in unbemohnte Striche bei einem Klima, auf 
welches ver größte Theil feiner Soldaten gar nicht eingerichtet war. Was würde denn aber wol 
aus Rußland geworden fein, wenn Napoleon ftatt abfolut bis Moskau marfchiren zu wollen, 
ſich begnügt Hätte, 1812 Polen und Litauen zu erobern, und wenn er — die Eroberung war in 
kurzer Zeit vollſtändig vollbracht — nun aufridtig das "alte Polen und Litauen gegen Rußland 
eonftituirt hätte? 

.. Polen und Litauen waren ein folcher Verluft für die Ruſſen, daß dieſen zu ihrer Wieder: 
eroberung ſchwerlich die nöthige Kraft blieb. 

Muß eine Bertheivigungsftellung, welche aus einer auf Flüſſe geſtützten Feſtungsgruppe be: 
ftebt, von dem Angreifer ernſtlich angegriffen werben, damit er feinem Ziele ſich nähere, fo bietet 
diefelbe dem Vertheidiger allerdings ungeheuere Vortheile. Sie liegen darin, daß der Verthei⸗ 
diger jeden Gefecht ausweichen kann, in welchem er feinen Bortheil für fi abſieht, indem 
3. B. wenn der Angreifer fih am echten Ufer eines ver Flüſſe concentrirt, ver Vertheidiger fich 
vermöge eines ber feſten Übergänge, welche er beſetzt, an dad linke Ufer over auch hinter einen 
andern der Flüſſe zurüdzieht und die8 Spiel immer den Umfländen gemäß fortfegt. Will ver 
Angreifer nun einen der Pläße ver Gruppe belagern, fo muß er feine Aufmerkjamfeit und feine 
Kräfte theilen, einerſeits gegen den Plag, andererſeits gegen die Feldarmee der Vertheidigung 
Fronte machen. Diefe Felvarnıee der Bertheivigung kann dadurch leicht die Überlegenheit über 
einen der Theile ver Angriffsarmee erhalten, e8 wird dies boppelt klar, wenn man bedenkt, daß 
auch das feindliche Belagerungscorps allein fi) nothwendig wieder theilen muß, um ben zu be- 
lagernden Plag völlig einzufchliefen, da der Vorausſetzung nach die Beftungen der Gruppe jede 
an den beiden Ufern eines der Flüffe liegen. Gier erlangt alfo nur durch die Beflaltung ver 
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Beflung3gruppe ; die ald Stellung feitend der Vertheidigung benußt ift, bie letztere ein Recht, 
aus dem Abwarten ſelbſt zum Angriffe überzugeben, wonach, wie bemerft'worben ift, eine jebe 
gute Bertheidigung fireben muß. 

Indem wir Die Hauptgebanfen des Kriegsplans entwidelten, haben wir zugleich die Eile: 
mente und den Zufammenhang der Ausführung ded Kriegs in feinen Grundzügen betrach⸗ 
tet. Die Zufammenfaflung aller der Kenntniffe, welche ſich auf ven Krieg beziehen, heißt 
Kriegswiſſenſchaft. Sie zerfällt im weſentlichen in brei Haupttheile, nämlich die Lehre von 
den Kriegözweden over bie Kriegspolitif, die Lehre von den Kriegsmitteln (Drganifation 
der Heere, Verwaltung, Bewafinung — Waffenlehre — und Taktik, ſowol der einzelnen 
Waflengattungen als der verbundenen), endlich die Lehre von der Anwendung ber Kriegämittel, 
die Strategik oder Feldherrnwiſſenſchaft, von deren einzelnen Theilen wir ſchon weiter oben 
gerebet haben. 

Die Militärgeographie, Militärgefchichte (Kriegsgeſchichte, Geſchichte der Kriegsfunft und 
Kriegergefhichte), die Lehre vom militärifhen Aufnehmen, die militärifhe Hippologie u. |. w. 
find reine Hülfswiſſenſchaften, Anwendungen felbitändiger Wiſſenſchaften und gewiffermaßen 
Auswahlen aus ihnen, welche das hervorheben und in ein beſonderes Licht fegen, was von ihnen 
dem Solbaten noth thut zu fennen. Mit der Aufftellung folder Hülfswiſſenſchaften kann be: 
greifliermweife ein großer Misbrauch getrieben werben. 

Häufig, wie wir nicht unterlaffen wollen zu bemerken, wird das Wort Krieg in Zufammen: 
ſetzungen over in Verbindungen mit vefinirenden Beimdrtern für die befonvern Arten ver Arieg: 
führung, die in jedem Kriege mindeftend vorfommen , gebraucht. So verfleht man unter dem 
großen Kriege die Handlung der auf die entſcheidenden Schläge hinzielenden Hauptarmeen, man 
ftellt ihm den kleinen Krieg, Bartifan:, Guertillas:, Freiſcharenkrig an die Seite, welde in ver 
That auf Ermüdung und nebenfähliche Schädigung des Feindes berechnet, in einzelnen Land: 
jtriden neben dem großen berlaufen Eönnen. Dan redet von Land: und Seefrieg, von Gebirgs⸗, 
Küften: , Feſtunga-, Pofitiondkrieg (in welchem die Heere die Entſcheidung durch einzelne gute 


Stellungen, die fie nehmen, in denen fie einander zuvorfonnen und die fie einander abjagen, zu 


erzielen ſuchen), von Mandver- oder Manövrirfrieg, bei dem alles durch gefchictte Bewegungen, 
unter möglifter Vermeidung von Schlachten und Gefechten abgethan werben fol, und Ahn: 
lichem. MW. Rüftow. 
Kriegsfchäben, Kriegslaften, Vertheilung und Ausgleichung berfelben. In lang: 
dauernden und mit großen Streitmaflen geführten Kriegen fühlen die Bevölkerungen lebhaft 
den Drud der Laflen und Schäden, die ihnen aus ber Kriegführung hervorgehen, und viele 
fragen dann wol ob der Krieg nicht zu mildern, ob die Schäden und Laften nicht wenigftens 
gleihmäßiger zu vertheilen und dadurch für den einzelnen zu mindern feien. In langen Frie⸗ 
vendperioben aber, wie diejenige war, welche den Befreiungskriegen nachfolgte, gebt im Ge: 
nufle diefer glücklichern Zeit und vielleicht in den Träumen von einem ewigen Frieden bie Grin 
nerung an bad Erlittene wieder verloren und man denkt nit daran, Im Frieden etwa ſchon Bor: 
fehrungen zum Zwecke der Minderung und Ausgleihung der Kriegsſchäden und Kriegslaften 
zu treffen. Seit dem Jahre 1848 leben wir wieder in einer Kriegöperiope; aber dieſelbe hat bei 
der Natur ihres Kriegs die Kriegslaften nur in wenigen Ländern, zu denen wir vor allen Un: 
garn und Schledwig: Holftein rechnen, wirklich fühlbar gemacht. Denn dieſe Kriege waren 
theils von Eurzer Dauer und auf geringe, wiederum zum Theil unbebaute und unbewohnte 
Landſtriche (Krim) beſchränkt, theild waren es Inſurrectionskriege, auf welche Verträge und 
geſetzliche Beſtimmungen, aud wo fie vorhanden waren, Teinedwegs unbedingte Anwendung 
fanden. Auch der Aufſchwung des Handelsverkehrs in neuefter Zeit, vermittelt namentlich 
durd die Creditwirthſchaft und die Eifenbahnen, hat naturgemäß zur Minderung bed Druds 
der Kriegslaften dad Seinige beigetragen, indem er die Benutzung der verſchiedenſten Geld⸗ 
quellen und die Benugung der mweiteften Räume für die Herbeifhaffung der Verpflegung der 
Truppen ermöglichte, ſodaß die letere nicht fo ausschließlich und unmittelbar , als es früherhin 
der Ball war, an Ort und Stelfe bezogen und beſchafft werben mußte. Aber beim Gintreten 
länger dauernder großer Kriege, die das Herz Europas entflammen und die doch keineswegs in 
der Unmöglichkeit liegen, können, wenn nicht ganz fo doch nahezu, Verhältniffe ſich wieder: 
holen, wie unter ihnen halb Europa zur Zeit ver Kriege der Franzoͤſiſchen Revolution und 
Napoleon’3 I. Jahrzehnde litt, und es ift Daher auch heute noch die Forderung keineswegs über: 
flüfflg geworben, momöglich gefeglihe und abminiftrative Normen zu fuchen und feftzuftellen 
Staats⸗Lexikon. IX. 23 
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für thunlichſte Verringerung und dann für eine dem Recht, der Klugheit und ver Humanität 
wenigftend annähernd entſprechende Vertheilung oder Ausgleihung derfelben.!) 

Bon völliger Verhütung der Kriegsübel kann natürlich keine Mede fein, und ebenfo wenig 
von einer die theoretifchen Anforderungen völlig befriedigenden Regulirung biefer fo unermeß⸗ 
lich wichtigen, aber auch gleich ſchwierigen Angelegenheit ver Völker und ber einzelnen. Doch 
laͤßt fi einiges, ja fehr vieles thun, wenn man mit redlichem Willen, klarem Verſtande und 
beharrlichem Eifer ans Werk geht; und es muß dieſes gefhehen ſchon im Frieden, ver da eine 
ruhige Überlegung und umfichtige Vorbereitung erlaubt, während bei bereitö ausgebrochenem 
Kriege dad Kampfipiel felbft und das Bebürfniß des Heeres alle Sorgen in Anſpruch nehmen 
und das Geräuſch der Waffen wie der Drang der vielgeftaltigen Noth von geſetzgeberiſchen Ars 
beiten abhält und, was dann erſt nachher, nach wienerhergeftelltem Frieden, zur Steuer der Ge⸗ 
techtigfeit oder zur Ausgleichung der factifch ftattgefundenen Ungerechtigkeiten geſchehen möchte, 
nothwendig al® ein der Intention wie dem Effecte nad) rückwirkendes Geſetz die Maffe des vor⸗ 
gekommenen Unrechté nur noch vergrößern muß. 

Chedem, d. 5. in den Zeiten vor ver Franzoͤſiſchen Revolution, waren bie den Bürgern 
und Einwohnern zugemutheten Kriegslaften bei weitem nicht fo ſchwer und vielzählig,, als fie es 
infolge der mit beifpiellofer Anftrengung und mit fo großen Heeren, als feit den Kreuzzügen 
Europa feine gefeben, geführten Kriege der frangdjifchen Nation gegen die Coalitionen ber 
europälihen Monarchen geworden find. Kriegsſchaden zmar oder Kriegäverwüftungen und 
Gewaltthaten manderlei Art fanden wol von jeher ftatt, wo Immerhin der Kriegslauf die ver⸗ 
ſchiedenen Heere oder Heerhaufen führte, und zwar ehebem oft in größerm Maße und in barba- 
rifhern Formen, als in der neueften Zeit die verfeinte Kriegspolitik e8 geſchehen ließ. Aber die 
Kriegölaften, d. 5. die den Bewohnern des Kriegsfchauplages durch Die bürgerlichen oder mili: 
tärifchen Autoritäten und unter dem Titel der Rechtsſchuldigkeiten aufgelegten Zeiftungen, waren 
ehevor unendlich geringer. Die Heere waren an Zahl der Krieger vier= bis zehnmal Heiner ald 
die der neueften Zeit; und wohin fle ihren Marſch lenkten, da führten fie entweder ihren Bebart 
mit ſich, oder waren Magazine von Lebendmitteln und andern Nothwendigkeiten für fie fhon 
zum vorhinein angelegt. Die Bendlferung hatte dann blos das noch Behlende herbeizufchaffen. 
Die Franzoſen im Revolutiondkriege, als fie mit ihren unermeßlichen Heeren ins Feld rückten 
und im Sturmfähritte von Sieg zu Sieg eilten, ſodann, ihnen gezwungen nachahmend, auch bie 
Coalitionsheere, waren durch die neue Kriegsmanier gezwungen, ihren Unterhalt und andern 
Bedarf unmittelbar aus ven Ländern zu ziehen, worin fie zeitlich ſich aufhielten oder Die fle in 
abmwechfelnder Richtung durchzogen; und von nun an ruhte die furchtbare Krlegslaſt erdrückend 
auf den Schultern der wehrlofen Bevoölkerungen, und wurden fo erorbitante Forderungen an 
dieſelben geſtellt, daß man früher fie für ganz unerſchwinglich mürbe geachtet haben. Die klü⸗ 
gern Heerführer indeß, erkennend, daß bei einiger durch die Landesbehoͤrde ſelbſt zu handhaben⸗ 
der Ordnung Im Gintreiben die Korderungen höher könnten gefpannt werben als bei regellofem 
Dictat der Gewalt, ſahen es gern, wenn ſolche Ordnungen eingeführt wurden, und richteten ſich 
ſelbſt danach oder befahlen wenigſtens ihren Untergebenen, ſich danach zu richten, während 
auch die Landesbehoͤrden, in ver Abſicht, dadurch das Elend des Volks zu verringern und zumal 
die Gefahren der wider einzelne Ortichaften oder Perſonen audzuübenden,, biefelben leicht mit 
dem völligen Untergange bedrohenden Gewaltthaten zu verhüten, fich fehr befliffen zeigten, nicht 
nur den einheimifchen over befreundeten Heeren, wozu fie natürlich verpflichtet waren, ſondern 
aud jenen des Feindes allen Vorſchub zu leiften, d. h. alle Bedürfniſſe verfelben, foweit +8 thun⸗ 
lich war, zu befriedigen und allen Forderungen, ſoweit die Kräfte des Landes e8 noch irgend er: 
laubten, zu entfprehen. Oftmals gefchah dieſes auch In ber Abſicht, ven Feind In den Stand zu 
ſetzen, möglichft bald feine Iinternehinungen fortzufegen, d. h. jih aus dem Lande zu entfernen. 

Aber die Grundſätze, wonach foldye Regulirung, d. h. Betreibung und Nepartition der ge: 
forderten Leiftungen geſchah, waren feine Grundſätze des Rechts, fondern nur folde der Kon: 
venienz, d. h. der thunlichſt zu erleichternden factifhen Beitreibung bes Beforberten, die Grund⸗ 
füge des Packens oder Habhaftwerdens, mitunter auch die Grundfätze des Privilegiengeiftes, 
nämlich des die vernunftrechtlich allgemeine Laſt gern ausfchließend auf die Schultern der gemei: 


1) Bis auf die vorſtehende Einleitung geben wir hier den von Rotteck felbft verfaßten lehrreichen Ar» 
tifel der frühern Auflagen des Staats⸗Lexikon wieder, indem bie einfchlagenden Berhältnifle ber neuern 
"Zeit bereite in dem durchaus neu bearbeiteten Art, Krieg (politifche und völferrechtliche Werhältnifie) 
ausreichend befprochen find. ’ D. Re. 
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nen, nämlich niebern Bürgerklaffe wälzenden Standesegoismus; und endlich traten nicht felten 
an die Stelle ver Grundſätze bloß herkömuliche Übungen, gewohnter Schlendrian, prineiplofe 
Willkür. Die Heere und Heeresfürften felbft gebachten einer im Intereffe des Rechts und ver 
Humanität vorzunehmenven Syftemsänverung nicht. Erhielten fie nur, was fie begehrten, fo 
fünmerte fie dad Woher und Wie nur wenig. Gelegentlich erlaubten fie fich auch, neben den 
durch die Behörden in Vollzug gefeßten Nequifitionen, rein gewaltthätige Erpreffungen und 
machten dergeftalt das Maß des Leidens der Völker voll. Oftmals fchritt auch Die oberfle Staato⸗ 
gewalt — geſetzgebend oder in anminiftrativem Wege — zum Zwecke einer beſſern Regulirung 
der Kriegäleiftungen ein oder unternahm es, wenn nad) einer verfloflenen Kriegsperiode oder 
nach hergeftelltem Frieden die unverhältnigmäßigen Grlittenheiten einzelner Provinzen, Di- 
firiete ober Gemeiden zur Sprache kamen, die allzu greifen Ungleihheiten ober Überlaſtun⸗ 
gen, welche vorgefallen, durch nachträgliche Ausgleihungen zu theilen. Diefes alles jedoch ge- 
fi Geh meins principlos oder nach falfchen Principien und machte darum gewöhnlich das Übel 
noch Arger. 

Wir wollen, um den Standpunkt zur richtigen Beurtbeilung beflen, was in dieſer hochwich⸗ 
tigen Sache, allernächſt in Deutſchland, bis zur neueften Belt geſchah over als Recht galt, zu ge: 
winnen, zuvoͤrderſt die Grundſätze feftzuftellen ſuchen, von welchen hier ausgegangen werden 
muß, wenn vor allem das heilige Necht feine Befriedigung und ſodann auch die Rückſichten dev 
Klugheit die gebührende Beachtung erhalten follen. 

Grundſätze für Bertheilung und Ausgleihung der Kriegslaften. I. Die 
Kriegslaften, infofern fie durch den Willen der Staatögewalt oder unter Autorität ihrer eigenen 
militärifchen ober bürgerlichen Befehlähaber ven Bürgern auferlegt werden, müffen foviel mög: 
lich nad dem Princip der Gleichheit (d. h. Verhaͤltnißmäßigkeit, nämlich nach dem Verhältniß 
des Bermögend oder ver Leiftungsfähigkeit) auf alle Staatdangehörigen entweder gleich ur- 
fprünglich vertheilt, oder es muß durch nachträgliche Maßregeln vie etwa urfprünglich ſtattge⸗ 
habte Ungleichheit wieder geheilt werben. Diefer Grundſatz ift enthalten in (oder ein Ausflup 
von) dem allgemeinern Sage: „Alle Staatslaften müſſen gleichheitlih unter die Bürger oder 
Staatdangehörigen vertheilt werden.” Ob folche Kaften im Kriege oder im Frieden vorkommen, 
macht für das Recht feinen Unterſchied. Der Grundſaz iſt allgemeingültig und unumftößlic. 
Daß ſolche Kriegslaſten meift ſchwerer als jene des Friedens, ja-oft bis zum Unerjchwinglichen 
anfleigend find, hebt ven Grundſatz nicht auf, fehärft ihn vielmehr deſto eindringlicher ein. Je 
größer die Laft, deſto nothwendiger ift die Bertheilung auf alle, welche fie zu tragen ſchuldig und 
im Stande find, und defto fhreiender, weil graufamer bad Unrecht, welches durch ihre Uber: 
wälzung auf die Schultern blos einzelner Klaſſen oder Bezirke begangen wird. | 

U. Unter dieſem Grundſat find alle Battungen der Kriegblaften, melden Namen fie haben 
mögen, von Rechts wegen begriffen. Ausnahmen find nicht zuläffig. Der Grund paßt auf alle 
und durch Die Ausnahme auch nur einer einzigen wird die Möglichkeit einer richtigen Berech⸗ 
nung und baber auch einer wahrhaft gleichheitlicden Vertheilung der übrigen aufgehoben. Bon 
ber einzigen bergeflalt audgenommenen Laſt namlich (z.B. von der Einquartierung mit Berpfle: 
gung) fönnen Taufende von Bürgern fo hart bedrückt werben ober worben fein, daß fle ihnen 
allein und befinitiv aufzubürben ober ihnen gar noch dazu Die Theilnahme an den der Mevarti- 
tion unterworfenen zuzumuthen, ein ſchreiendes Unrecht iſt. Es darf auch die gleichheitliche Re⸗ 
partition ſich nicht auf die Angehörigen derjenigen Klaſſe oder Klaflen, welche von beſtimmten 
Gattungen der Laſten bei ihrer unmittelbaren Auflage in der Regel vorzugsweiſe oder aus⸗ 
fließend getroffen werden (3. B. ver Hausbeſitzer bei ver Einquartierung, ber Vichbefiger bei 
den Fuhrfronen u. |. w.), auch nit auf die Bewohner ber den Kriegsdrange jeweild meift 
ausgeſegten Provinzen ober Bezirke befchränten:: ſondern fie muß eine fo wie über alle Battun: 
gen der Zaften, jo auch über alle Klafien ver Stantdangehärigen und über alle Theile des Staats: 
gebiets ſich ausdehnende fein. Jede blos partielle Mepartition over Ausgleihung — inſofern 
nit, je nach Umſtänden, eine oder die andere Laft aus befonvern Gründen zu einer bloßen 
Eokal⸗ oder Bezirkslaſt zu erflären iſt — ftreitet gegen das Prineip und kann nad Limfländen 
anfatt der Heilung ber Ungleichheiten, die ſie bezweckt, nod eine Vermehrung berfelben be: 
wirken. " 

II. Dagegen erſtreckt fih die Anwenpbarkeit unferd Grundſahes auf Die vom Feinde auf: 
gelegten Laften nicht. Der Staat over die Staatsgewalt Hat diefelben nicht zu verantworten; fie . 
hat ſolche Auflage nicht gewollt und nicht befohlen; vielmehr Hat fle, was in u Kräften fan, 
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angewendet, um fie zu verhüten oder abzuwenden. Wir ſetzen nämlid einen von ihr mit Recht 
und aus Nothwendigkeit unternommenen Krieg voraus (und von folder Vorausſetzung muß 
natürlich jede Gefeßgebung auägehen, da das Gegentheil juriftiich niemals zu beweifen ift), 
wonach alſo der Feind als ungerechter Angreifer, die Staatögewalt aber als Schutzmacht er: 
ſcheint, und daher die Erpreffungen des Feindes als ein von denen, melde fie treffen, als reines 
Unglüd zu tragenbed ober zu verjhmerzended Übel zu betrachten ind, Wir fegen nämli no 
weiter voraus (ober müflen ed thun, weil der juriſtiſche Gegenbeweis nicht moͤglich iſt), daß die 
Staatsgewalt alles ihr Moͤgliche gethan hat, um jene Erpreſſungen abzuwenden; ſo wie ſie — 
nach einer ähnlichen Vorausſetzung oder Annahme — alles ihr Mögliche thut, um andere libel, 
insbeſondere alle VBerlegungen , welche von einheimifchen Feinden des Rechts könnten begangen 
werben, zu verhindern, ebendeshalb aber nicht ſchuldig ift, Die gleichwol vorkommenden Be⸗ 
ſchädigungen, welche Durch Diebſtahl, Raub und andere Verbrechen ven Staatsangehörigen zu: 
gehen, zu verantworten und Daher zu erfegen, oder auf die Geſammtheit zu übernehmen. Diejer 
wichtige und folgenreiche Grundſatz indeß findet vielfachen Wiberfprud und fordert deshalb noch 
eine weitere Rechtfertigung. Wir geben viefelbe in nachſtehender moͤglichſt kurzer und darum 
nur die Hauptgeſichtspunkte berührenber Ausführung. Die Gegner jagen: 

1) Auch von ven durch den Feind unfern Bürgern aufgelegten Laften oder zugefügten Be: 
ſchädigungen ift unfere Staatsgewalt die Urheberin ober wenigftend bie mittelbare Urſache. 
Hätte fie ven Krieg nicht unternommen, jo wären ja alle Feindſeligkeiten unterblieben; und bat 
fie im allgemeinen Interefle, d. h. um dad Gemeinwohl zu fehirmen ober einen ber Geſammtheit 
von feiten der fremden Macht drohenden Nachtheil abzuwenden, ven Kriegäbeichluß gefaßt: je 
nun! fo ift der Krieg ein von ihr im Geſammtintereſſe getbaner Schritt und alle feine Folgen 
treffen vechtögemäß nur eben dieſe Geſammtheit, nicht aber die einzelnen, bie legtern nämlich 
nur in der Bigenfchaft als Glieder der Geſammtheit. 

2) Einen zweiten Titel für die angebliche Schuldigfeit der Ausgleichung auch ber von Beinde 
ung zugefügten Beihäbigungen ober aufgelegten Leiftungen findet man in ver Behauptung, der 
Staat jet ganz eigens eine allgemeine Affecuranzanftalt gegen alle durch gemeinfchaftliche An- 
firengung abzuwendende oder durch gemeinſchaftliches Tragen möglicherweife zu erleichterube 
Übel. Vermoͤge ver bierbucch begründeten Sorietätöpflicht müffe jever Bürger an den über feine 
Mitbürger ergebenden beln mittragen , d. h. an der gemeinfamen Anftrengung, jene libel ab: 
zuwenden over zu heilen, theilnehmen. Im Kriege insbeſondere, deſſen Führung ja durchs all- 
gemeine Intereffe geboren fei, könne jedes Kriegdleiven, ohue Unterſchied ob vom Feinde oder 
Freunde zugefügt, einem Opfer verglichen werben, welches von einzelnen dem allgemeinen Be⸗ 
ften dargebracht werde, wonach ſchon, analog mit der befannten Verordnung der Lex Rhodia 
de jactu, alle andern, denen ſolches Opfer zum Guten am, den Schaden, welchen die erjten un: 
mittelbar erlitten, mit ihnen theilen müflen. 

3) Endlich würden ja, fo fahren bie Gegner fort, auch abgefehen von folder — hier wie 
dort auf gleichen Principien ruhenden — Rechtspflicht, ſchon die Billigkeit, Die Humanität und 
felbft die Bolitif verbieten, einen Unterfchied zu machen zwifchen den vom Feinde ober Freunde 
herrührenden Laſten; und dann wäre erſt noch folche Unterſcheidung praktiſch faſt unausführ- 
bar, wenigftens zu den größten Inconvenienzen, Berwirrungen und Streitigkeiten, ja oft zu 
Abfurditäten führend. Wie könnte man die Genoſſen deſſelben Gemeinwefens, welche Ähnliches 
wie wir erlitten, nur daß ed nad) dem unvermeinlihen Wechfel des Kriegslaufs dort vom Feinde 
und bier vom freunde verhängt ward, ohne die ſchreiendſte Unbilligfeit, ja nad Umfländen 
ohne Barbarei, ausjchließen von der durchs Geſetz anzuordnenden Ausgleihung ver Laſt? Wie 
koͤnnte man gar bie vom Feinde Geplünderten noch anhalten, zur Entſchädigung jener beizutras 
gen, melde eben dieſes Schickſal vom Freunde erfahren, währenn man ihnen die Begenleiftung 
verweigerte? Und dann, wie wäre ed, wenn eine Provinz oder ein Bezirk ganz oder theilmeife 
in ſchnell aufeinander folgendem Wechfel bald vom Feinde, bald von Freunde befegt wäre? ober 
wenn unfer Heer abjichtlic ven Feind tief ins Land lockte, um ihn allda, begünftigt durch Die 
Bortheile der Stellung, deſto ſicherer zu ſchlagen und zu verderben? ober wenn während des 
Kriegs der Freund ih in Feind ummandelte? oder wenn das ganze Staatögebiet vom Feinde 
erobert und etiwa gar eine andere Regierung eingefegt würde? 

Wir antworten hierauf: Zu 1. Die Staatögewalt oder die Staatögefammtheit ifl nicht 
verantwortlich für die von ihr nicht gewollten Folgen eines von ihr rechts⸗ und pflidtgemäß gee 
faßten Beichluffes. Sie hat nur Ihre eigenen Handlungen, nicht aber jene des Feindes ober bi- 
Wirkungen des Zufall zu vertreten. Wäre fie auch für die legten beiden verantwortlich, jo läge 
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eine ganz entfeßliche Laft auf ihr. Alsdann nämlich ginge nicht nur alle vom Feinde verübte 
Kriegsverbeerung, Raub, Brand, Plünderung u. f. w. auf ihre Rechnung, fondern auch der 
Tod der in ver Schlacht Fallenden oder fonft unter dem Mordſchwerte eines barbariſchen Feindes 
Blutenden, und alle und jede perfönlihe Mishandlung unferer Bürger over Staatdangehödrigen. 
Alsvann läge neben ſolcher Blutſchuld auch die Entfhädigungspflicht gegen alle, die durch den 
Tod ihrer Väter, Gatten, Söhne oder Freunde ihren Lebensunterhalt oder ihr Lebensglück ver: 
Ioren, dem Staate ob, und er machte banfrott ſchon unter dem zehnten Theile ſolcher unermeß⸗ 
tihen Säule. Man will dieſes freilich nicht und nimmt die den Perfonen zugehenden Ber: 
fegungen aus von der angeblihen Erfagpflicht; aber ebendadurch gibt man den Rechtsboden 
der ganzen Forderung auf, weil fein Brund zu erfinnen tft, aus welchem ber Staat wol für bie 
ſachlichen, nicht aber für die perfönlichen Beſchädigungen, die der Feind unfern Angehörigen 
zufügt, tenent fein follte. Außerdem ift nicht wahr, daß der Staat jededmal den Krieg ge: 
wollt Hat. Es kann ja aud ein feindliher Angriff geſchehen ohne alle Reizung von unferer 
Seite, alfo ein von und durchans unabwendbarer Krieg über und hereinbrechen, in welchem 
Balle unfere Gegenwehr nur die Verhütung noch größern Unheils bezweckt oder die thunlichft 
baldige Befreiung der in Feindesgewalt ſchmachtenden Provinz, und mo mithin der Staat, weit 
entfernt an den Leiden verfelben Schuld zu tragen, vielmehr rein als ihr Wohlthäter handelt. 
Ya, 88 hat (in der Idee oder nach einer, wie oben bemerkt, nothwendigen Borausfegung) jeder 
(nit etwa offenbar ungerechte) Krieg die Rechtseigenſchaft eines folchen bloß defenfiven und 
daher die Staatögewalt durchaus nicht für die Kolgen verantwortlich machenden Kriege. Was 
alfo derſelbe für Unfälle, Leiden oder Verlufte, durch den Feind und zugefügt, mit fi führt, das 
ift von den dadurch Betroffenen als reines Unglück zu betrachten und demnach zu verfchmerzen. 
Zu 2. Es iſt nicht wahr, daß der Staat eine allgemeine Affecuranzanftalt in dem Sinne ift, 
daß alle Gefahren und Verlufte gemeinfam getragen werden müßten. Wol follen fie, nad) dem 
Inhalt des Staatövertrags, thunlichſt abgemendet werden durch gemeinfame Bemühung oder 
auf gemeinfame Koften ind Leben gerufene Anftalten; nicht aber flieht darum einer dem andern 
gegenfritig gut für jeden troß jener Fürkehr gleichwol eintretenden Verluft. ine folche gegen: 
feitige Garantie ift die Sache befonderer — vom Staate allerdings zu begünftigender und zu 
befhügender, nöthigenfalls felbfteigend zu gründender — Vereine zwiſchen den Genofjen der: 
felben Gefahren, nicht aber des allgemeinen Staatövereind, veffen Mitgliever nämlich in allzu 
viel und allzu fehr verfchiedenen Lagen und Rebensrerhältniffen ftehen, als daß, ohne völliges 
Aufgeben alles Eigenthums⸗ und Befitzrechts, mithin auch alles Spornd zum Erwerbe und aller 
vernünftigen Staatdordnung, eine ſolche Gemeinſchaft alles und jedes, auch durch bloßen Zufall 
oder durch widerrechtliche Handlungen Dritter oder durch felbfteigenes Verſchulden verurſachten 
Verluſts önnte flatuirt werben. So mögen die Hauselgenthümer unter fi gegen den Brand, 
bie Uferbewohner gegen die Stromesgewalt, die Aderbauer gegen Hagelfchaden u. ſ. m. beſon⸗ 
dere Affecuranzgefellichaften bilden, aber jenjeit der Genoflenfhaft derſelben Gefahr reicht die 
Verbindung nicht; die Stantögefammthelt, als ſolche, verfichert gegen vergleihen Gefahren 
nicht. So auch bei der feindlichen Kriegägefahr. Die zunächſt davon bedrohten Gemeinden oder 
Bezirke mögen durch verabredete (von den Behörven in alle Wege zu begünftigende und umſich⸗ 
tig zu regulirende) Theilung oder gemeinſchaftliche Tragung der über die Geſammtheit oder bie 
einzelnen ergebenden Berlufte das Gewicht derſelben für alfe erleichtern, ober die Gefahr des 
fonft jedem einzelnen drohenden völligen Untergangs gegenfeltig abwenden; aber fie haben kei⸗ 
nen Rechtsanſpruch an die Bewohner der vom Kriegsſchauplatz weit entfernten ober von den 
Kriegädrangfalen unerreihbaren Provinzen oder Gegenden auf Thellnahme an folder fle gar 
nicht ober In weit geringerm Maße berührenden Laſt oder bebrohenden Gefahr. Bontributionen 
ober Brandſchatzungen u. f. w. find in ver Regel nichts anderes als ver Loskaufspreis von den 
noch ſchwerern Übeln, melde der flegende Feind Über die Perfonen und Güter ber occupirten 
Provinz zu verhängen bie Macht Hat. Die Entfernten, denen der Feind nichtd nehmen, denen 
er nichts zu Leide thun kann, zur Mitbezahlung jenes Losfaufspreifes anhalten, wäre reine Be: 
raubung. Haben doch ohnehin die Orenzländer und die größern Stäbte und bie an ber Heer⸗ 
ftraße gelegenen Orte in Friedens- und zum Theil auch in Kriegäzeit mancherlei koftbare Vor⸗ 
theile von folder Lage; billig tragen fle daher auch die mitunter eben folder Lage willen über 
fie ergebenden größern Gefahren und Verluſte. Denjenigen, welchen man die Gemeinſchaft der 
Vortheile nicht parbietet noch darbieten kann, gleichtwol die Gemeinſchaft der Nachteile aufdrin⸗ 
gen wollen, wäre nit nur unbillig, fondern felbft ungerecht. Es hat aud) die Lex Rhodia de 
jactu bier durchaus Feine Anwendbarkeit; nit nur weil civilrechtliche Säge unentfcheinend für 
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ſtaatsrechtliche Verhältnifle find, fondern zumal darum, weil die über der einen Provinz gele- 
gene Feindesgewalt kein Rettungsmittel für die andern tft und bie Opfer, welche jene bat brin⸗ 
gen müflen, nicht folder Rettung willen und nicht auf unfer Verlangen, fondern lediglich auf 
fremdes Machtgebot gebracht worden find. Nur wenn eigens zur Erleichterung und Rettung 
des Schiffes ein Theil der Güter ber Bord geworfen wird, nicht aber wenn ohne unfern Willen 
eine Woge die etwa auf dem Verdeck befindlichen Waaren wegfpült, findet der Ball ber Lex Rho- 
dia ſtatt. Die Anrufung derſelben ift alfo völlig unpaſſend. 

Zu3. Daß die Ausführung unfers Grundſatzes mandherlei Berwidelungen, Schwierigkeiten, 


auch Härten nach ſich ziehe, muß anerfannt werben. Doch auch ber Grundſatz unferer Gegner 


Bat nicht geringere in feinem Gefolge. Jedenfalls wird bie theoretifche Wahrheit eines Principe 
nicht umgeſtoßen durch einige Schwierigkeiten der Ausführung. Für die Nichtigkeit des unferi- 
gen werben wir glei unten noch einige pofitive Beweife geben. Was aber die darüber erho- 
benen Bedenken betrifft, fo find die angebeuteten Fälle oder Beſchädigungsarten theils von der 
Art, daß fle unter ven Begriff der von unferer eigenen Staatögewalt aufgelegten Kriegsbefchwer: 
den gehören, mithin den Rechtsanſpruch auf Erjag geben; andere begründen wenigftend einen 
Aniprud der Billigfeit; noch andere eignen fi zur gleichmäßigen Vertheilung ober gegenfeiti- 
gen Verfiherung unter den Bewohnern der von Feindesgewalt unterprüdten Provinzen ober 
Bezirke oder Ortſchaften; und für alle endlich kann und fol — ohne Aufgeben unfers nd: 
faged — die von der Politik wie von der Humanität geforberte Erleichterung ober Entſchädi⸗ 
gung auf mehrfache Weife flattfinnen. Fürs erfte namlich bleiben die vom Feinde befeßten Bro: 
vinzen zeitlich von unfern Kriegslaften und auch Kriegsſteuern (die ordentlichen Steuern Gebt in 
der Regel der Feind ein) frei; und ſodann mag nach der Wienereroberung oder nad} wiederher⸗ 
geftelltem Frieden ven von Feinde übermäßig befchäpigten Bezirken entweder durch meltern 
Steuererlaß oder auch durch pofitive Beifteuer oder Unterflügungsgelder aus den Mitteln der 
Geſammtheit geholfen werben. In der Wirkung kommt folde Aushülfe der für unfere eigenen 
Kriegslaften anzuorbnenden Audgleihung nahe; aber das Princip bleibt verſchieden und hier: 
nad auch Titel und Maß der Gewährung. Immerhin ift fie nicht eigentliche Rechtsſchuldigkeit, 
fondern freiwilfige, ob auch durch Billigkeit und Humanität gebotene und von weifer Staats⸗ 
wirthſchaft angerathene Maßregel, welche eben darum und wegen der unendlichen Verſchieden⸗ 
heit ver Verhältniffe und Bälle keiner fo beftimmten und allgemeingültigen Regel unterworfen 





werden kann wie die eigentliche Ausgleihung. uͤbrigens findet das Prineip ver freiwilligen 


Vergütung oder Unterftügung mitunter auch in Anfehung der durch das eigene ober befreundete 
Heer unmittelbar ober mittelbar veranlaßten — doch nicht eigentlich von der Stantögewalt ge- 
wollten oder verorpneten — Beſchädigungen ftatt; wie z.B. eine durch Marodeurs oder durch 
ein in Auflöfung befindliches Corps geplünderte oder eine durch Muthwillen oder Bosheit in: 
pisciplinirter Soldaten angezündete Stadt, ober eine durch die infolge etiwa der Kriegäfronen 
ausgebrochene Rinderpeſt verarmte Gegend u. |. w. dergleichen Hülfeleiftung zu erwarten haben. 
Auch bei den vom eigenen Heere außgegangenen Beſchädigungen aljo unterſcheidet man die durch 


rechtmäßigen Befehl angeorbneten von ben durch Zufall oder Unglück oder durch Boßheit ein: 


zelner verurfachten, und wendet ben Grundſatz ber Ausgleihung nur auf bie erfienan. Die 
vom Feind ausgegangenen nun gehören alle ver zweiten Klaſſe an. 

Hiernach erfcheint unfer Grundſatz, welder Die vom Feinde aufgelegten Laſten — mindeftend 
in der Regel — von der förmlichen Ausgleihung ausfchließt, gerechtfertigt. Der Rechtogrund, 
aus welchem wir folde Ausgleihung für die som eigenen ober Freundesheere geforberten Lei: 
ftungen in Anſpruch nehmen, paßt nicht auf die feindlichen Erpreſſungen. &8 find feine Staato⸗ 
Iaften, d. 5. feine von der Staatsgewalt befohlenen und daher aus Bürgerpflicht zu erfüllenden 
Leiftungen ; und doch if ed nur dieſe Eigenfchaft, wegen welcher wir die Ausgleihung ber eige: 
nen Krtegälaften fordern. Wir wenden nämlich auf diefelben blos das allgemeine, d. h. für alle 
eigentlihen Staatdlaften gültige Gefeg der Ausgleihung an, weil zwiſchen den im Kriege ober 
des Kriegs wegen und ben Im Brieben oder ber gewoͤhnlichen Berwaltung wegen aufgelegten 
Laſten, feien fie Steuern oder andere Lelftungen, ganz und gar Fein rechtlicher Unterſchied iſt, 


und ebenso auch kein rechtlicher Unterſchied zwifchen dem im Kriege und dem im Frieden auöge: 


übten fogenannten jus eminens, alfo namentlich zwifchen der in Nothfällen ded Kriegs ange: 
ordneten Zerfldrung over Beſchädigung des Privateigentfumd und der Exrpropriation zu 
Zweden des Friedens. Allerdings gibt e8 auch noch andere Titel, aus welchen mitunter eine 
Entſchaͤdigung over Beifteuer oder Hülfeleiflung von feiten des Staats flattfindet, namentlich — 
wie bereit8 oben bemerkt worden — Billigkeit, Humanität ober auch verninftige Staatswirth⸗ 
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fhaft (welche nämli den Untergang ober die Berarmung einzelner Provinzen oder Gemein⸗ 
den u. f. w. als zugleich ver Geſammtheit ſchädlich erkennt und daher im Intereſſe dieſer Bes 
fammtheit verhindern muß); aber diefe Titel find feine firengen Rechtstitel, und ihre Forde⸗ 
zungen werben nad ganz andern Geſetzen befriedigt als nach jenen ver Ausgleihung. 

Der — foldyergeftalt als Rechtsforderung nicht anzuerfennenden — Ausgleichung ber vom 
Beinde berrührenden Kriegsſchäden und Laften ftehen aber noch mehrere und hochwichtige politi: 
ſche Betrachtungen entgegen, Zuvoͤrderſt ift ed ganz unmöglich, dieſe Ausgleichung auf diefelbe 
Weiſe oder auf vemfelben Wege zu bemerfftelligen, den wir gleich unten als den einzig richtigen 
darftellen werden, nämlich auf dem Wege der unmittelbaren Bezahlung alles Geforderten mit 
Geld oder Staatspapieren (Bond), Es bleibt für fie blos der — vielfach verwerflide — Weg 
einer nachfolgenden Liquidation und Nepartition übrig, welcher beinebens in Bezug auf die hier 
befprochenen Laften noch weit zuperläfliger ift als bei dem vom eigenen Staat geforderten Leis 
lungen. Wer will die feinplihen Forderungen controlicen? Wer foll vie Leiftungen beſchei⸗ 
nigen? Wie ſollen Verfälihungen over Erjhleihungen von Empfangfcheinen und Unterfchleife 
aller Art verhütet werben ? Thür und Thor für die ungebührlichſten Erfagforderungen find hier 
eröffnet, während taufenberlei wirkliche Grlittenheiten ohne urkundlichen Beleg und daher des 
Anſpruchs auf Erfaß verluftig bleiben. Sodann aber würde ein Die Audgleihung folder Fein: 
Deöforderungen verheißendes Geſetz den willlommenften Titel oder Vorwand geben, foldye For⸗ 
derungen ind Unermeßliche zu fleigern. Die Unerſchwinglichkeit ber Leiftungen (infofern fie 
einen Geldanſchlag zulaflen) koͤnnte vem Begehren des Feindes nicht länger entgegengehalten 
iverben. „Ihr leiftet ja’, alfo würde ex mit Grund den Brovingbetvohnern erwidern, ihr leis 
flet ja, wenn ihr und gebt, fo viel ihr Habt oder irgend aufbringen Einnt, nur einen Vorſchuß, 
ben euch euere Mitbürger, die Vewohner der übrigen Provinzen, wieder zuräderflatten werben. 
Für euch allein freilich wäre die Leiftung zu ſchwer, aber für euern ganzen Staat ift fie nur eine 
Kleinigkeit.“ Dergeftalt würbe durch ein ſolches Geſetz, welches gewifjermaßen dem Beine eine 
Anweijung auf pad Vermögen unferd Staats und aller Staatsangehörigen ertbeilte, d. h. alle 
von ihm zu madenden Forderungen aus Stantömitteln zu bezahlen verhieße, fchon bie Fleinfte 
von Ihm befegte Provinz wie zu einer Ader gemacht, aus welcher, wenn et fie Eräftig Ichlägt, 
das ‚Herzblut des Staats herausſtroͤmen fann. Es fommt dazu, daß vie gefegliche Zuficherung 
einer nadhfolgenven, aus den Mitteln der Staatögefammiheit zu leiftenvden Entſchädigung (mit: 
tel8 Gegenrehnung und Ausgleihung) den Eifer der vom Feinde befegten Landestheile, ſich ver 
übermäßigen Korberungen zu erwehren, lähmen würde. Man würde ohne vielen Wiberftand, 
ja ohne viele Gegenvorftellung ober Klage, auch die ſchwerſten Contributionen entrichten, die 
unerfättlihften Zumuthungen befriedigen, alles in der Ausficht auf den verheißenen Erfag, und 
eben dadurch den Feind zu nod weiter gefleigerten Forderungen ermuntern. Hätten Dagegen 
die Provinzbemohner jene Ausſicht nicht, fo würde mit der Höhe der Forderungen aud ihre 
Aufregung, ihre Entrüftung fleigen, und darin ein weiterer Sporn liegen zu tapfern Verſuchen 
ber Selbftbefreiung. In zweifacher Beziehung alfo ftreitet Die Verheißung der für die vom Feind 
aufgelegten Laſten zu leiftenden Vergütung auch gegen vie Politik. 

Zwiſchen ven beiden fi entgegenftehenden Anfichten wird aud eine dritte, gewiffermaßen 
vermittelnde, geltend gemacht, die nämlich, daß zwar bie vom Keind wie Die vom Freund aufge: 
legten Laflen und zugefügten Beihäbigungen auszugleichen feien, doch nur bie nach dem unter 
den civilifirten Nationen anerfannten Kriegorechte, d. h. nach ver ehrlichen Kriegemanier , auf: 
gelegten, nicht aber die gegen ſolches Recht, mithin blos aus factiſcher Gewaltthat oder Brutali- 
tät über vie Bewohner des Kriegsſchauplatzes verhängten. Die legten feien als reine Zufälle 
oder unabwendbares Unglüd lediglich von den dadurch Betroffenen zu verſchmerzen, ver Staat 
koͤnne dafür nicht verantwortlich fein. Gegen dieſe Lehre jedoch flreitet ſchon allernächft pie Be⸗ 
trachtung, daß, was bie rechtliche Kriegsmanier — neben welder indeß auch die härtere Kriegs: 
raiſon befteht — erlaube oder nicht erlaube , durchaus nicht fo auögemacdht ift, daß man Darüber 
— aud nur in abstraoto, geſchweige daher in concreto — ein juriſtiſch ſicheres Urtheil fällen 
tönnte. Und dann bezieht ſich der Begriff der Kriegsmanier blos auf das Verhalten einer krieg⸗ 
führenden Macht gegen bie befriegte, nicht aber auf jenes gegen ihre eigenen Linterthanen. Es 
ift daher aus ihr durchaus Fein Kriterium ber zur Entſchädigungsforderung ſich eignenden ober 
nicht eignenden Kriegälaften, bie vom Freund oder Verbündeten ausgehen, zu entnehmen. Die 
Regeln für das hier Zuläffige oder Nichtzuläfiige find mehr aus dem Innern Staatsrecht als aus 
dem Voͤlkerrecht zu ſchoͤpfen. Und was die vom Feind herrührenden Erduldungen betrifft, fo be⸗ 
ſteht — falle wirklich der friegführende Staat feinen Bürgern verantwortlich iſt für alle aus 
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feinem Kriegebefäluß fließenden Folgen — zwiſchen den wiber die Kriegemanier und den nad 
der Kriegsmanier aufgelegten Laften für ihn fein rechtlicher Unterschied; er ifl für jene wie für 
diefe gleihmäßig tenent. Es kann hiernach diefer vermittelnde Grundſatz nur Infofern aner: 
fannt werden, ald er von den die Erſatzpflicht mit fich führenden einheimiſchen, d. h. vom eige: 
nen oder vom Freundesheere uns auferlegten Laften oder zugefügten Beſchädigungen diejenigen 
ausfchließt, welche nicht dem beſtimmten Willen unferer Staatögewalt entflofien und aud nicht 
ihrem Verſchulden zuzufreiben, fondern als bloße Wirkung eines unabwendbaren Zufalle, 
mithin als reines Unglüd zu betrachten ſind. 

IV. Bon den zwei Hauptwegen, die gleichheitliche Vertheilung der Kriegälaften zu bewirken, 
nämlich der fofort bei der Ausſchreibung oder Erhebung geſchehenden gleihmäßigen Reparti: 
tion, ſonach — da eine folde in Anfehung der Naturalleiftung felten möglich iſt — ber dafür 
von feiten der Geſammtheit alfogleich zu leiftenden unmittelbaren Vergütung, und ber erfl nach⸗ 
folgenden mittels gegenfeitiger Abrehnung zu bewirkenden Peräquation ift nur der erfte der 
Idee entfprehend oder zu ihrer wenigſtens annähernden Verwirflihung führend, ber. zweite 
dagegen — zumal wenn die Peräquation erft nad Verfluß einer längern Zeit unternommen 
werden wollte — zur Zweckerreichung durchaus ungeeignet und abfolut vermerflih. Auch biefer 
Saztz erforvert eine etwas ausführlichere Begründung. 

Eine zwifchen ven Bürgern untereinander felbft zu bewerkſtelligende, ven Leiftungen erſt in 
einiger Zeit nachfolgende Ausgleichung, namentlich eine nicht blos unter den Mitgliedern einer 
einzelnen Gemeinde over Bezirksgenoſſenſchaft, fondern unter ſämmtlichen Provinzen oder der 
gefammten Bevölkerung bed Staats gefchehende, jegt voraus, mofern fie ihrer Idee entſprechen foll: 

1) Daß alle Kriegsleiflungen und (zur Ausgleigung oder Erſatzleiſtung ſich eignenden) 
Kriegsſchäden, welche In der betreffenden Periode auf mad immer für einen Theile des Staate: 
gebiets flattfanden und von was immer für einzelnen Staatsangehärigen oder Gemeinden oder 
Bezirksgenoſſenſchaften getragen wurden, conftatirt frien und einer zuverläffigen Berechnung 
oder Liquidation unterworfen werden. Dieſe Liquidation, da ihr vernünftiger, d. h. vom Rechts⸗ 
geſetz geforderten Zweck allerlegt nur auf die Gleichſtellung der dem Staat angehörigen Perfonen 
. (alfo nicht blos der Bezirke oder Provinzen) geht, müßte ſonach mit allen einzelnen — infofern 
bie Reiftungen von ihnen unmittelbar eingefordert wurden — fammt und fonders vorgenommen, 
nebenbei jedoch auch die an die Gemeinden oder Bezirke ald moralifche Perfonen oder juriſtiſche 
Geſammtperſoͤnlichkeiten ergangenen Forderungen in eine eigene Rechnungsrubrif eingetragen 
merben. Da jedoch ver Krieg eine Staatd:, nicht eine Bemeindeangelegenheit iſt, fo ſollten in 
folche befondere Rechnung nur die von der Gemeinde ald Inhaber eines Steuerfapitald (nämlid 
ded Gemeindeguts) eingeforberten Keiftungen kommen, nicht aber bie, zwar nad) Gemeinden ober 
Bezirken — etwa nad der Volkszahl — urfprünglich im großen repartirten, doch aber Im 
Grunde oder nad der Intention der Staatögewalt nur von den einzelnen geforberten und dei 
Bemeinde daher blos zur Subrepartition unter ihre Angehörigen zugewiefenen. 

2) Dap nice nur mit allen Perſonen, welche Laften getragen, ſolche Liquidation angeftellt 
werde, fondern daß auch nicht eine einzige Gattung over Rubrik der Laften von der Berechnung 
ausgeſchloſſen bleibe. Sobald au nur eine Rubrik fehlt, fo ift die ganze Rechnung fallt. 
Wollte man z.B. die Quartierslaſt ober die Verpflegung der Einquartierten oder die Fuhrfro⸗ 
nen oder irgendeine andere Gattung der Kriegsleiflungen ohne Anfat laſſen, jo wäre unver: 
meidlich, daß mancher, ver vielleicht gerade In diefer Gattung Über die Gebühr mitgenommen, 
dagegen mit andern Laften mehr verſchont worden, zur Herausbezahlung an jene verfällt würde, 
welche im ganzen viel weniger als ex erlitten, der doch eben in jenen Rubriken, melde in bie 
Rechnung aufgenommen find, ein Mebreres geleiftet hätte. Ohne eine Unermeplicgkeit von 
Mühe und Arbeit, ohne allgegenwärtige und Eoftfpielige Aufficht und Gontrole ift aber eine zu: 
verlälfige Conſtatirung aller vielnamigen Reiftungen ganz unmoͤglich, und jedes hier ober dor! 
begangene Berfäumniß oder unterlaufene Gebrechen ſtoͤßt die Nichtigkeit des ganzen Calculs um. 

3) Aus den für die einzelnen Gemeinden eines Bezirks gefertigten Berechnungen muͤſſen 
dann durch Summirung ber für jede liquidirten Beträge Bezirksrechnungen, aus ſämmtlichen 
Bezirksrechnungen einer Provinz eine Geſammtſumme der Erlittenheiten ſolcher Provinz, und 
endlich aus den Leiſtungsſummen aller Provinzen eine bie vom ganzen Staat getragene Kriege: 
laſt varftellende Totalfumme gezogen werden. Vergleicht man dann dieſe Summe mit jener de 
gefammten diresten Steuerfapitals aller Provinzen zufanımengenommen, fo ergibt ji der 
3. B. auf je 100 Fl. Steuerkapital bei der anzuorbnenden Peräquation fallende Betrag, Fr 
zugleich bie überſicht defſen, was bie einzelnen Provinzen, Bezirke und Gemeinden mehr get 
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weniger geleiftet ober erlitten haben, als das ihnen nach ihren Steuerfapital zugufchreibenve 
Betreffniß ausmacht. Das directe Steuerfapital allein nämlich eignet ſich — da ja auch die Lei: 
fung gewoͤhnlich nad diefem Kapital repartirt wirb — zu einer auf Flarer Berechnung ruhen: 
ten Peräquation. Der Betrag der inbirerten Steuern over au die Summe der Bevölkerung 
und andere Daten können, wenn die Beräquation wirklich die zwifchen den Perfonen, melde ge: 
leiftet Haben, herzuſtellende Ausgleihung zum Zwecke hat, und wenn man Willfürlichfeit und 
endlofe Verwirrung vermeiden will, hier unmöglich mit in die Berechnung gezogen werben. 
Nah welhen Maßſtab fonft follte man, ohne eine endloſe Verwirrung herbeizuführen, ſowol 
die Leiftenden als die Liquidirenden in Berehnung bringen? Nur bei der allgemeinen Kriegs: 
fteuer fönnen auch die mit der directen Steuer in keiner Berbindung ſtehenden Vermoͤgensver⸗ 
hältniſſe mit in Anfchlag kommen, bei der nachfolgenden Peräquation aber nicht. Auch Haben 
ja vie Sonfumenten fon durch den im Krieg naturgemäß ſteigenden Preis der Bedürfniſſe ihren 
gebügrlichen Antheil an der Kriegslaſt getragen, weswegen man fie bet ver Beräquationdopera= 
tion billig außer Rechnung läßt. 

4) Die Peräquation muß nun dadurch vollendet werben, daß entweder bie einzelnen Pro⸗ 
vinzen ober Bezirfe oder Gemeinden unmittelbar untereinander ſich ausgleichen, d. h. daß bie, 
welche zu viel getragen Haben, ivegen des zu empfangenden Erſatzes an jene, welche zu wenig er: 
litten, und bie, welche zu wenig getragen haben, zur Zahlung an die zum Erfat berechtigten 
angeroiefen werden; oder daß man eine Gentralkafle für den ganzen Staat (ſodann auch Bilial: 
kaſſen für die einzelnen Provinzen oder Bezirke) bilde, in welche jede zu wenig belaftet geweſene 
Provinz (oder Bezirke oder Gemeinde) den ihr in Gemäßhelt der allgemeinen Liquidation noch 
zur Laft fallenden Betrag entridte, und aus welcher ſodann jede zu hart mitgenommene Provinz 
(oder Bezirk oder Gemeinbe) den ihr gebührenden Erſatz zu empfangen habe. 

5) Da e6 ſich alsdann häufig ergeben wire, daß 3. ®. in einer Provinz, welche nad dem 
Sefammtrefultat ver mit ihr gepflogenen Liquidation aus der Eentralfafle eine Entfchädigungs- 
fumme wegen zu großer Erlittenheit zu empfangen bat, gleichwol einzelne Bezirke oder Gemein: 
den ſich Befinden, welche in Vergleichung mit ver Geſammtlaſt des Staats und nach dem Maßftab 
ihres befondern Stenerfapitald noch zu wenig geleiftet haben, und daß umgekehrt in einer an= 
dern Provinz, welche, weil im ganzen zu wenig belaftet gewefen, einen entſprechenden Beitrag 
in jene Centralkaſſe zu entrichten hat, gleihtwol einzelne Bezirke und Gemeinven find, welche zu 
viel getragen Haben; fo müflen, um die Peräquation zu vervollfländigen, zuvörderſt jene Be⸗ 
zirke, welche nad Maßgabe ber allgemeinen Liquidation zu wenig geleiftet haben, ſolches Be⸗ 
treffniß in die Provinzialkaſſe entrigten, und ſodann aus diefer die Entſchädigungsanſprüche 
aller andern Bezirke befriedigt werben. Die aus ſolchen Entfhänigungsfummen ſich bildenden 
Bezirksentſchädigungskaſſen müflen ſodann daſſelbe Abrechnungsgeſchäft mit ven dem Bezirk an- 
gehörigen Gemeinden und dieſe Gemeinden endlich — was eine Hauptſache, d. h. ein weſent⸗ 
liches Erforderniß ift — auf gleiche Weife mit den ihnen angehörigen einzelnen pflegen, weil 
eine wahre Ausgleichung, fo wie das ſtrenge Recht fie fordert, erft durch eine bis zu den einzelnen 
herabfleigenne Rechnung und Gegenrechnung zu Stande gebracht werben ann. 

Es ift leicht einzufehen, daß eine ſolche nachfolgende Peränuation, wie forgfältig und ge: 
wiſſenhaft immer fie gemacht werde, eine Menge von Ungerechtigkeiten ganz unvermeidlich nad) 
fi ziehen muß, ja daß die Ungleichheiten, die man mittels der fo mühfamen und Eoftfpieligen 
Operation heilen will, durch fie fogar noch vermehrt werben fönnen. Wird aber gar die Liqui⸗ 
dation nicht auf alle Leiflungen oder nicht auf alle Theile des Staats ausgedehnt, oder dabei 
nicht bis auf Die einzelnen herabgeftiegen, fondern etwa nur bis auf bie Bezirke ober Gemein⸗ 
den, fo Häuft fih das Unrecht, die Willkür und die Verwirrung auf ganz maßlofe Weife. 

Das Hauptgebrechen einer jeden ſolchen Peräquation befteht darin, daß dabei nothwendig 
eine Berivechfelung der Perfonen, welche zu viel oder zu wenig getragen haben, mit ven Steuer- 
kapitalien oder Steuerftöden eintritt, woburd allein ſchon das ganze Geſchäft zu einem recht: 
lihen Unding ober zu einer bloßen Chimäre wird. Es iſt nicht möglich, wenn man auch wirklich 
alle einzelnen zur Liquidation auffordert, alle aufzufinden , welche hätten leiften follen und ent: 
weber zu viel oder zu wenig oder gar nicht geleiftethaben. Zur Befrieigung des firengen Rechts 
waͤre nöthig, daß jedem für alle einzelnen Zeitpunkte — wenigſtens für jeved Steuerjahr — die 
Rehnung darüber gemacht würbe, was er nach feinem jebeömaligen (fählichen ober perſoͤn⸗ 
lichen) Steuerfapital zu leiften ſchuldig gewefen, und daß biejenigen, zwiſchen denen bie Perä⸗ 
quation vorgenommen wird, genau biefelben Perſonen (oder ihre wirflihen Rechtsnachfolger) 
feien wie diejenigen, welche während des Kriegs geleiftet Haben oder Hätten leiften follen. Dieſes 
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geſchieht aber nicht und kann nicht geſchehen, ſondern man berechnet blos, was die zur Zeit der 
Peräquation in den einzelnen Gemeinden befindlichen Bürger oder Steuerpflichtigen, ober viel⸗ 
mehr was die zu eben diefer Zeit in ihrem Beſitz befinvlichen Steuerftöde (ald Häufer, Grund⸗ 
füde, Gewerbsrechte) den ganzen Lauf ded Kriegs hindurch erlitten oder getragen haben, und 
was hiernach (die Berfonen mit ven Steuerftöcden durch eine abenteuerliche Rechtsdichtung iden⸗ 
tificirt) einem jeben ald Quthaben oder als Schuldigkeit in Anſatz zu bringen fei. Ja, gewoͤhn⸗ 
ih wird nit einmal in eine ſolche individuelle Liquidation Hinabgeftiegen, fonvern bloß im 
ganzen berechnet, was die einzelnen Gemeinden (als Gefammtperfänlichkeiten und ald- Summen 
von einzelnen) getragen haben, wonad ihnen alsdann — in Gemäßheit des allgemeinen Liqui⸗ 
dationdergebniffes — entweder eine Entſchädigungsſumme zugeſchieden, oder eine Schuldigkeit 
zur Laft gefihrieben, die weitere Bertheilung (oder auch Nichtvertheilung) der erften unter ihre 
Angehoͤrigen over die Einhebung der letzten von benfelben ihnen lediglich überlaflen,, und beides 
etwa nad) den für den Gemeindehaushalt überhaupt beſtehenden Vorfchriften bewerkſtelligt wird. 

Geſchah von feiten des Staats bie urfprüngliche Aufforderung zu Kriegsleiftungen an bie 
Gemeinden und Bezirke in dem Sinne, daß fie lenigli aus ihren Befammtmitteln beftritten, alfo 
bie Beitreitungdmittel, inſoweit die Gemeindekaſſe zur Leiſtung unvermögend wäre, entweder 
buch Naturalleiflungen ver Gemeindeangehoͤrigen oder durch Umlagen auf fanmtlihe Steuer: 
pflichtige der Bemeinden erhoben würben, oder wird die Vergütung für das zu viel Beleiftete 
ebenfo der Gemeinde bloß als einer moralifhen Berfon oder auch als einem Komplex von Steuer: 
Tapitalien gegeben, und die nachträgliche Entrichtung des noch zu wenig Beleifteten ihr glei: 
falls nur in folder Eigenſchaft abgeforbert ; fo ift der Standyunkt einer zmifchen ben Individuen 
herzuſtellenden Gleichheit gänzlich aufgegeben und dafür der einer bloß zwifchen den Geſammt⸗ 
perſoͤnlichkeiten der Gemeinden oder gar nur zwifchen ven Gemarkungen oder Bezirken als Thei⸗ 
len des Staatögebietd ober ald Complexen von Steuerkapitalien zu bewirkenden genommen. 
Wird aber auch eine individuelle Ausgleihung bezwedt, d. h. betrachtet man die von ben ein⸗ 
zelnen getragenen Laften wirkli als von ihnen in der Gigenichaft ald Staatsbürger geforberte 
und daher der Ausgleihung mit allen andern Staatsbürgern unterworfene Leiftungen, und 
fteigt man mit der nachfolgenden Peräquationsoperation wieder bis zu den einzelnen herab, fo 
wird der Zweck gleihwol nicht erreicht, weil die Identität ber leiftenden mit den abrechnenden 
Perfonen fehlt. 

Bon den Bürgern welche Kriegslaften getragen haben, fel ed nah Maßgabe ihres directen 
Steuerfapitals, fei ed wegen des Befigeö von Sachen, deren dad «Heer bedurfte (wie z. B. bei den 
Fuhrfronen und Naturalienlieferungen), fel ed durch zufällige Beſchädigungen, find, wenn die 
Zeit der Peräquation herangekommen, fehr viele gar nicht mehr vorhanden. Sie find entweder 
geftorben, oder in andere Gemeinden gezogen, oder haben, wad die Realitätenbeiiger betrifft, 
ihre Häufer-und Gründe, wegen deren Befit fie belaftet murben, veräußert. Aud die Grände 
ber Verſtorbenen find großentheild an fremde Befiger übergegangen, und nun werben bie leg: 
tern behandelt, als wären fie e8 geweſen, welchen bie Kriegsleiſtungen aufgelegt worden, und als 
wären daher fie es, mit welchen die Abrechnung zu pflegen if. Gar oft aljo wird geichehen, daß 
der ehevorige Eigenthümer, welchen die übermäßigen Kriegslaſten erdrückt, welchen fie gendtbigt 
haben, fein verſchuldetes But um einen Spottpreid an die Gläubiger abzutreten, jet bei ber 
Peräquation gleichwol — weil jegt nicht mehr Beſitzer des zu hart mitgenunmenen Gut — 
feinen Erfag erhält, ja, daß er vielleicht, wenn ex eiwa in einer andern, vom Kriege verſchont 
gebliebenen Gemarkung ein Kleines Beftgthum wieder erworben hat, gar noch herauszahlen 
muß zur Entfhädigung anderer, welche unendlich weniger ald er gelitten, währenn der Käufer 
feine8 ehevorigen Guts die Entſchädigungsanſprüche mit überkam und nun, obichon er im 
Kriege gar nichts erlitten und obſchon er das But um den wohlfeilften Preis erfauft hat, jegt 
gleichwol noch einen angeblichen Schabenerfag erhält. Durch ſolche überall fchon in kurzer Frift 
eintretende Befigveränderungen und andere Umſtände wird die Verwirklichung einer wahren 
Peräquation,, ſowie fie der Rechtsidee entipräche, durchaus unmöglich, und ed wird, wenn man 
gleihwol eine folhe Peräquation unternimmt, an die Stelle ver Ausgleichung der den Berfonen 
zuftebenden wechjelfeitigen Forderungen und Schuldigkeiten eine phantaſtiſche Gleichſtellung ber 
Gründe oder Steuerftöce gefegt, und es werben ſomit die Sachen, welche doch nichts gelitten, 
d. 5. melde von den ihren Beflgern ihretwillen aufgelegten Beſchwerden nichts empfunden haben, 
auf abentenerliche Weife verwechfelt mit ven Berjonen, denen allein der Anſpruch auf Peräqua- 
tion zuftand und in Anfehung derer allein diefelbe eine rechtliche Bedeutung bat. 

Außer dieſem jeve nachfolgende wahre Peräquation factifch unmöglich machenden und überall 
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unvermeidlichen Perſonenwechſel iſt noch ein rechtliches Hinderniß derſelben darin zu erkennen, 
dag — wofern wenigftens nicht ſchon vor dem Kriege ein bie künftige Peräquationsoperation 
genau und beſtimmt regelndes Geſetz erlaffen ward — fie nur durch ein mit rückwirkender Kraft 
zu verſehendes Geſetz oder Dictat zu bewerkſtelligen ift. Ein ſolches in die Cigenthumérechte tief 
eingreifendes, Gläubiger und Schuldner nad willkürlich aufgeflellten (d.h. dem bloßen Ermeflen 
der Autorität entfloflenen) Normen erſchafſendes Geſetz mit rückwirkender Kraft zu verfehen, iſt 
eine ſchreiende Rechtöverlegung. Die erſt nachfolgende Peräquation ift hiernach verwerflich. 

Es Bleibt daher nur die gleichzeitige oder fofort bei der Erhebung oder Leiftung geſchehende 
Peräquation übrig. Wie aber kann eine ſolche bewirkt werden? Wir antworten, ganz einfach) 
in nachſtehender Weife: 1) Durch Bezahlung oder Gutſchreibung aller von den Bürgern ein: 
geforderten Leiflungen oder denſelben zugefügten Beichäbigungen. 2) Durd Erhebung einer 
allgemeinen Kriegöfteuer behufs der unmittelbaren Beftreitung folder Zahlungen, ober aud 
burg Übernahme ber künftigen Realiſirung ver Butfchreibungen als einer Staatsſchuld. 

Zu 1. Mit Ausnahme der etwa gleich am Anfange des Kriegs oder auch mährend feines 
Laufs von allen Staatdangehörigen einzubebenven Kriegsfteuer, alfo Belvlieferung (und etwa 
mit Ausnahme der von allen — waffenfähigen — Einwohnern zu fordernden perſoͤnlichen 
Kriegsbienftleiftung) ift (wenigftend nicht in ganz kleinen Staaten) eine unmittelbar gleiche Ver⸗ 
theilung der Leitungen unter alle Staatsbürger nicht wohl mögli. Die Laſten z. B. der Ein: 
quartierung und Truppenverpflegung, der Hand⸗ und Buhrfronen, ber vielnamigen Natural: 
lieferungen,, ſodann auch die zur Übernahme auf die Schultern ver Gefammtheit fi) eignenven 
Kriegsbeſchädigungen aller Art fommen in der Regel ober ihrer Natur nach nur auf einzelnen 
Punkten des Stantögebiets,, wo etwa gerabe der Kriegsſchauplatz if, oder in ber nähern lim: 
gebung veilelben vor (einige Naturallieferungen für die Magazine ausgenommen etwa), oder 
aber fie find gleichfalls Ihrer Natur nad rückſichtlich Ihrer gleichbaldigen Realifirung beſchränkt 
auf gewifle Klaffen der Staatöbürger over auf die Beſitzer gewifler Gegenftände. Man kann 
nur von den Inhabern der Wohnungdräume Dach und Fach für die Truppen, nur von ben 
Viehbeſitzern Fuhrfronen, nur von den Bauern oder ſonſtigen Gerealien- oder Heubeflgern bie 
unmittelbare Lieferung folder Naturalien verlangen ober eintreiben. Danun aber ver Beilk 
folder zur Kriegführung nöthiger Gegenſtände kein beſonderer Schulbtitel iſt, fondern die Be: 
figer wie alle andern Bürger nur zur gleichen (d. h. verhältnigmäßigen) Theilnahme an dieſen 
wie an andern Staatslaften ober Bebürfniflen verpflichtet find, fo kann ober darf der Staat 
zwar vermoͤge feines jus eminens ſolche Naturalleiftungen unmittelbar von denjenigen einfor: 
bern, welchen allein fie möglich find; aber wo er e8 thut, ba verpflichtet er ſich zugleich zur vollen 
Entihädigung deſſen, welchem er dergeflalt eine Präcipualiaft aufgebürvet oder einen Theil 
feines rechtmäßigen Befitzthums entzogen hat. Denn der Staat, wenn er aud einer gemiffen 
Leiftung bedarf und darum auch fie einzufordern das Recht hat, bedarf doch der unentgeltlichen 
Zeiftung nit, und fein Recht geht nicht weiter als fein Bedürfniß. Durd unmittelbare Be: 
zahlung (überbaupt Vergütung) oder auch durch @utfchreißung, d. b. durch rechtsgültige Zu⸗ 
fage der fünftigen Bezahlung, gleicht ev nun augenblicklich ven zur Leiftung Aufgeforberten mit 
allen andern Bürgern aus; denn die Bezahlung (fei es die unverzügliche, ſei es Die erſt ſpäter 
geſchehende) wird aus den Mitteln der Befammtheit geleiftet, woran ver foldhergeftalt Entſchä⸗ 
digte ja auch einen Theil Hat, Folglich auch zu jener Bezahlung feinen Antheil beiträgt. 

Durch ſolche Bezahlung (oder Gutſchreibung) der Kriegsleiftungen gefchieht etwas von der 
nachfolgenden Peräquation oder gegenfeitigen Abrechnung unter den Bürgern felbit weſentlich 
und durchaus Verſchiedenes. Die letzte, wenn ſie nicht ſtreng allſeitig und uͤber alle Leiſtungen 
fich erſtreckend iſt, widerſpricht ihrem eigenen Begriff; und ebenſo verliert fie allen Rechtboden, 
fobald — was unvermeibdlich ſchon in der kürzeſten Friſt gefhieht — irgendein Berfonenmwechfel 
eintritt und baher bei dem Abrechnungs- und Gegenrehnungsgeihäft anftatt ber wahten Schuld⸗ 
ner und Bläubiger großentheild ober größtentheild nur gebichtete, d. h. durch reine Fiction er: 
fhaffene, zu finden find. Bei der erften wird entweber durch vie wirkliche Bezahlung vie gefor: 
derte Ausgleihung fofort bewerfflelligt, oder e8 wird — wenn (durch Gutſchreiben ober durch 
Ausftellung von Schuldſcheinen oder Bond) die Geſammtheit fih zur zußiinftigen-Zahlung ver: 
pflichtet — wenigſtens die Ipentität der beiden Perfönlichkeiten (nämlich ver zur Forderung be- 
rechtigten und der zur Zahlung verpflichteten) fortwährend erhalten. Denn wer ben Schuld⸗ 
brief urfprünglich erhielt, wird vollgültig repräfentirt durch feinen allgemeinen ober befonvern 
Mechtsnachfolger, an welchen vie Urkunde gelangte, und die unfterbliche Geſammtheit oder ver 
Staat, ald Ausfteller derſelben, bleibt fortwährend dieſelbe Perfon. Auch vie fpätefte Zahlung 
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der Schuld geſchieht nie anders als aus den Mitteln jener Geſammtheit und alſo noͤthigenfalls 
aus den von ihren Mitgliedern nach dem Geſetze ber geſellſchaftlichen Gleichheit erhobenen Bei⸗ 
trägen. Dabei iſt es auch nicht unbedingt nothwendig, daß ausnahmslos alle und alle Kriegs⸗ 
leiſtungen bezahlt, d. h. mittels der Bezahlung ausgeglichen werden. Man kann nach Umſtän- 
den auch einige Gattungen derſelben davon ausſchließen, ohne dem Princip zu nahe zu treten, 
wenigſtens ohne es aufzuheben. Denn jede einzelne Gattung ver Kriegslaſten bildet hier für 
fi ein eigenes von allen andern unabhängiges Ausgleihungdobjeet, weil nämlich die Vergü- 
tung bier nicht von beſtimmten Perfonen, melde vielleicht wegen einer andern Gattung der Lei- 
flungen eine Gegenrehnung zu machen hätten, fondern von ber Gefammtheit, In welcher alle 
begriffen find, geleiftet wird. Diefe Staatögefammtheit kann, ohne Unrecht zu thun, je nad 
Umftänden wol fagen: „Dieſe und jene Gattung der Leiftungen werbe ih aus meinen Mitteln 
bezahlen oder als Schuld übernehmen, die übrigen (meil ich an denfelben etwa mehr die Natur 
bloßer 2ofal: oder Bezirkölaften erkenne, oder weil ih — was zumal bei ganz Fleinen Staaten 
der Hall fein kann — die Gleichheit durch eine gleichzeitig ober der Reihe nad an alle erge⸗ 
hende Forderung Herzuftellen vermag, oder auch, weil ich mich der Verhältniſſe wegen auf eine 
blos annähernde Verwirklihung des Princips beſchränken muß) nicht.” Bei der nachfolgenden 
Peräquation unter den Leiſtenden felbft dagegen wird durch die Ausnahme auch nur einer einzi⸗ 
gen Gattung der Laften das Princip völlig zernichtet, nicht nur befchränft, weil ſodann anflatt 
einer wenigftend annähernden @leichheit nothwendig eine noch größere Iingleichheit entfteht. 

Zu 2. Aber wie ift es möglich, daß die Geſammtheit oder der Staat die Bezahlung ſämmt⸗ 
licher Kriegdlaften übernehme? Wird er nicht erprückt werben durch fo ganz enorme Schuld? 
ober wird er nicht durch das Gewicht folder Vergüitungslaft außer Stand gefeßt werben, ben 
Krieg mit derjenigen Energie, mit vemjenigen Aufwande von Kräften zu führen, bie ihm einen 
glüdlichen Erfolg verbürgen? Wir antworten darauf: Der Staat muß jevenfalld die Geſammt⸗ 
(oft aller Kriegslaften und Befhädigungen tragen; denn was bie einzelnen erleiden und tragen, 
das trägt er ja auch. Die einzelnen Berfonen, Gemeinden und Bezirke find ja Theile feiner ſelbſt; 
ihre Verarmung oder ihr Ruin wird von ihm mitempfunden; und ber Unterſchied zwiſchen Richt: 
übernahme oder Übernahme der Laften zur Selbfibezahlung aus Gefammtmitteln befteht im 
runde blos darin, daß im erften Kalle die Laften nur auf einzelnen Gliedern ruhen und im 
zweiten alle auf vem ganzen Körper des Staats. Nun ift aber fonnenklar, daß bei einer gleich: 
mäßigen Vertheilung der Laft auf alle des Tragens fähige Glieder des Leibes, alfo bei der An- 
firengung der Geſammtkraft veffelben, ein ſchwereres Gewicht mag gehoben und fortgebradt 
werben ald durch die Kraft blos einzelner Glieder, und daß alfo faft wiberfinnig iſt zu behaup⸗ 
ten, der Staat in feiner Gefammtheit vermöge nicht zu leiften oder zu tragen, was man unbe: 
denklich einzelnen feiner Theile (ald Provinzen oder Bezirken oder Cinwohnerklaſſen) für ſich 
allein zu tragen und zu leiften zumuthet. Nur die unmittelbare Leiftung von — entweder augen- 
blicklich nothwendigen, ober durch das Herbeiſchaffen aus ver Kerne Eoflfpieliger werdenden — 
Dingen und Dienften muß von feiten der Bewohner des Kriegsſchauplatzes geſchehen; die Ver: 
Zütung der Leiftung aber mitteld Zahlung und, wofern dieſe für den Augenblick allzu läſtig 
wäre, mitteld Schulvverfchreibung, demnach mittels theilweifer Überweifung auf die Schultern 
der Nachkommenſchaft (ald der Erbin des durch den Krieg zu erhaltenden Gemeinweſend) ge- 
ſchieht weit leichter durch die Geſammtheit ale blos durch einzelne Theile des Staats. 

“ Um inzwiſchen bie für Die in der Regel fehr großen Kriegslaften erforverliche Zahlung mög: 
lichſt ſchnell und vollſtändig leiften zu können, wirb es noͤthig fein, zu ſolchem Zwecke fogleich 
beim Ausbruch des Kriegs eine außerordentliche Steuer (und zwar am beften eine allgemeine 
Vermoͤgens- und Einfommenftener) in dem ganzen Staat außzufchreiben, bei der Erhebung 
berfelben jedoch auch die ven Einzelnen und Gemeinden für ihre Naturafleiftungen und Dienfte 
ausgeftellten Gutſchreibungen (Bons) an Zahlungsflatt anzunehmen. Hierdurch erhalten diefe 
Gutſchreibungen einen ihrem Nennwerth entſprechenden Curd und verriten in ihrem Hin⸗ und 
Herlauf (einmal ald Bezahlung ver Leiftungen und das andere mal ald Steuerentrihtung) einen 
doppelten und fortwährend fi erneuernden Dienft, fobaß ihr Gefammtbetrag nit allzu groß 
zu fein Braut, um ihrem Endzweck zu genügen. 

Da die Bezahlung der Kriegsleiftungen blos den Zweck Bat, die rechtliche Gleichheit in Tra⸗ 

—aung der Staatdlaften zu verwirklichen, nicht aber den unmittelbar Leiftenden einen Gewinn 
auf Unkoften der Gefammtheit zu verſchaffen, fo muß die Taration der eingeforverten Saden 
und Dienfte folder Idee gemäß vegulirt werben und darf alfo nicht zu, hoch, alfo namentlich nicht 
nad den auf dem Kriegötheater naturgemäß in die Höhe gehenden Preifen -- fondern nur nad 
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den ordentlichen Durchſchnittspreiſen oder nach andern forgfältig zu erwägenden Verhäaltniſſen 
— beftimmt fein. Ohne ſolche Ermäßigung würde das Geld der übrigen Provinzen leicht allzu 
fehr dem Kriegstheater zuftrömen und in den entferntern Provinzen eine Geldnoth entftehen. 
Weil aber infolge folder niedern Taration die Leiftung inimer noch eine Laſt (oder wenigftend 
Entziehung eines fonft etwa zu machenden Gewinnes) für die unmittelbar Leiftenden bleibt, fo 
muß bei deren gleichfalls auf die thunlichft gleichmäßige Vertheilung unter die unmittelbar be: 
theiligten und leiflungsfähigen Bezirke, Gemeinden und Einwohnerflaflen Bedacht genommen, 
auch etwa den Bezirken und Gemeinden überlaflen werben, foldye Naturalleiftungen auf eine von 
ihnen felbft gewählte Art zu beftreiten und unter ihre Angehörigen zu repartiren. 

Zu einer ſolchen lediglich den unmittelbar betheiligten Ortſchaften oder Bezirken zu über: 
laſſenden Repartition unter ihre Angehörigen eignen ſich zumal diejenigen Leiſtungen, welche 
von feiten der Leiſtenden feine ober nur fehr geringe peruniäre Opfer in Anfprud nehmen, fon: 
bern etwa, wie 3.3. die Einquartierung (verftebt fi ohne Verpflegung), blos eine vorüber: 
gehende Unbequemlichkeit verurfachen, oder — wie 3. B. Handfronen oder Wacheftehen — bios 
perſoͤnliche Beſchwerden (ob auch mit Zeit: und Kraft, fo doch nicht mit fählihem Aufwande 
verfnüpfte) find. Leifkungen diefer Art (infofern fie nicht in befonders großem Maße, nad 
Umfang oder Dauer, flastfinden) koͤnnen, wenn bie Bertheilungsnorm eine gerechte ober der 
Dienf ein Reihedienſt (doch verfleht fi ein nach Belieben auch durch Stellvertreter zu leiſten⸗ 
der iR — ſelbſt unentgeltlich eingeforbert werben. Ihre Bezahlung durch die Staatögefammt- 
heit würbe dem Kriegöfchauplag einen pofitiven Bortheil auf Unfoften der entferntern Brovin: 
zen zuwenden, was nicht billig wäre. Denn obſchon den arbeitenden Klaſſen die Zeit auch von 
Geldwerth if, jo fehlt ihnen Doch oft — zumalim Kriege — die Gelegenheit zur Lohnarbeit, 
und fie mögen, wenn jie ven ſtellvertretenden Dienft anflatt ver Meichern gegen Bezahlung über: 
nehmen, darin eine willfommene Quelle des Erwerbs finden. Die wohlhabendern Klaflen da⸗ 
gegen können wol dad ihnen durch bie Leiftungen ber beſagten Art zugehende nicht übergroße 
Ungemad in der Erwägung verfämerzen, daß deſſelben Übernahme zur Entfernthaltung größe: 
ter Übel nothwendig, ber Zweck jener Leiftungen auch wirklich, wenigſtens großentheils, ein 
mit auf lofale Interefien, namentlich auf Abwendung unmittelbar lofaler Gefahren oder Leiden 
gehender ift. 

Der legterwähnte Umſtand würde auch die Beftreitung ſolcher Leiftungen aus Lofalmitteln, 
namenilich aus allgemeinen, d. b. auf fämmtliche Bewohner nah Maßgabe ihres Vermögens 
zu legenden Gemeinde: over Bezirköfteuern rechtfertigen, wie 3. B. die etwa gegen herumſtrei⸗ 
fende Marodeurs zu errichtenden Sicherheitswachen oder die zum Schuge beſtimmter Orte gegen 
Seindesüberfall in der Krone zu verrichtenden Schanzarbeiten u. |. w. billig aus ſolchen Mitteln. 
bezahit werden. Überhaupt aber wird es zur Verhütung der grellern Ungleichheiten in ver Be: 
laftung der einzelnen nöthig ober räthlich fein, alle nicht alfogleih auf Rechnung der Staatskafſe 
zu bezahlenden ober ven Leiſtenden gutzufchreibenden Leiſtungen nicht unmittelbar von ben 
einzelnen einzufordern, ſondern von den Gemeinden oder Bezirken, weldden fobann obliegt, die 
ihnen dergeftalt als Geſammiſchuldigkeit zugewieſenen Laften auf Ihre Angehörigen thunlichſt 
gleichmaͤßig zu vertheilen, was dann abermals, wenigftend in der Negel, vergeftalt geſchehen 
jollte, daß Die Leitungen ver einzelnen (an Sagen und Dienften) aus den Gemeine: ober Be: 
zirkskaſſen entweder nach freiem Übereinfommniß ober nad billiger Taration bezahlt und bie 
Zahlungsmittel durch allgemeine Umlagen herbeigeſchafft würden. 

Diefelben Srundfäge find auch anwendbar auf die vom Feinde herrührenden Belaftungen. 
Daß dieſe nicht als Staatölaften zu betrachten find, wurde oben ſchon ausgeführt. Aber ald von 
ben Gemeinden oder Bezirken oder Provinzen , worüber fle verhängt werden, gemeinfhaftlic zu 
tragende, d. h. unter ben einzelnen, welde fie unmittelbar treffen, mittel Überwälzung auf 
jene Genoſſenſchaftin oder Befammtperfdnlichkeiten auszugleichende Laften follen fie allerdings 
behandelt werden; und wenn dem aljo verfahren und über Die Mafle der vom Feinde erpreßten 
Leiftungen eine zuverläjfige Rechnung geführt wird, fo kann dann der Staat nach wieberherge- 
Relitem Frieden ven allzu fehr belaſtet geweſenen Gemeinden oder Bezirken verhältnigmäßige 
Unterffügungen zufließen laſſen, nicht eben zur Vertheilung unter bie einzelnen, infofern bie 
urfprüngliche NRepartition oder Beftreitung nad gleichheitlihen Principien geſchah, fondern 
zum Vortheil der Gemeinde: oder Bezirkakaſſen, ober zur Tilgung der von viefen behufß der 
Zaftenbeftreitung contrahirten Schulden. 

Zur confequenten, dem Zwede und ber Idee entſprechenden Durchführung der bisher auf: 
geftellten allgemeinen Orundfäge gehören noch manche fperielle Ruckſichtsnahmen und darauf 
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ſich beziehende Vorſchriften. In das Detail derſelben einzugeben, erlaubt und bie Ofononie 
dieſes Buches nicht. Es werden übrigens bei dem ſchwierigen Geſchäfte der Kriegslaſtenver⸗ 
theilung, wie genau und forgfältig man alle Verhältniſſe zu regeln fich bemühe, immer noch gar 
viele Ungleichheiten, Härten und Willkürlichkeiten übrig bleiben; aber dieſes Darf und nicht ab- 
halten, nach der menigftend annähernden Erreihung des von dem Rechtsgeſetz wie von der Po⸗ 
litik und hier gefeßten Zieles mit treuem Bifer zu ſtreben, zumal aber vor ven allzu craffen Ab⸗ 
weichungen, welche in der biäherigen Praxis fo häufig vorfamen, in der Zufunft und zu hüten. 

Wir wollen nur auf einige der nächftliegenden und auffallendflen viefer Abweichungen 
einen Blick werfen. 

Bon dem beliebten Syſtem einer nachfolgenden, zum Zweck der Heilung der während des 
Krieg vorgelommenen Prägravirungen vorzunehmenden Peräquation der Kriegslaften und 
von feiner unbebingten Verwerflichkeit Haben wir ſchon oben ausführlich geiprochen. Wir wen- 
den und zu den gewöhnlichen Belaflungs- und Repnrtitionämethoden während bed Laufs bes 
Kriege. 

Die allgemeinfte und — theils wegen ihres reellen Gewichts, theils wegen ber fie faſt un⸗ 
vermeidlich begleitenden perſoͤnlichen Plagereien — drückendſte, oder doch gehäfiigfte dieſer La⸗ 
ſten iſt die Cinquartierung mit Verpflegung. Chedem kam dieſelbe nur ausnahmsweiſe vor. Die 
Heere, die ohnehin weit kleiner waren als die heutigen, lagerten während des wirklichen Feld⸗ 
zugs meiſt unter Gezelten, und ihre Verpflegung, auch wenn fie in Cantonnirungen verlegt wur⸗ 
den, geſchah — wie bereit8 oben bemerkt worden — aus den vom Staat an paflenven Orten 
angelegten Magazinen oder dem Heere nachgeführten Vorräthen. In den Revolutiondfriegen 
erft warb — allerdings zur Erleichterung des Kriegführens, aber zum Ruin der frieplichen Be⸗ 
völferungen — dad Syſtem vorherrſchend, die — bis ins Ungeheuere verflärkten — Heere auf 
Unkoſten der Länder, wo fie eben durchziehen ober haufen, zu verkoͤſtigen. Nicht nur in Fein⸗ 
desland, auch in dem eigenen oder befreundeten, ja in dieſem meiſt ſchonungsloſer, weil ſicherer, 
fordern bie jegt nicht mehr lagernden, fondern in den DOrtfchaften Dad und Fach nehmenden 
Truppen ihre Berpflegung von den Einwohnern, und biefe, um der mit der regellojen rein mili⸗ 
tärifchen Selbfteinquartierung verbundenen Gefahren ſich zu entledigen, unterwerfen ſich willig 
oder müſſen fich unterwerfen den von den Muntcipalautoritäten oder auch ven höhern Civilbe⸗ 
hörben ausgehenden Vorſchriften über die Ordnung und Repartitionsweiſe der Einquartierung. 
Dabei kommen nun oder kamen wenigſtens ſehr häufig (nur mitunter in Höherm, mitunter in 
geringerm Grade) die abenteuerlichften Rechtö- und Bernunftwiprigkeiten vor. Zundrberft näm- 
lich verband man mit der Quartierlaft, ald wären Begriff und Nechtätitel natürlich jo weit ge- 
hend, auch jene der Verpflegung ber Eingquartierten ; und dann betrachtete man als die zu ſolcher 
geboppelten Laft ausſchließend Berpflichteten — die Haudeigenthümer. GHoͤchſtens in Nothfällen, 
ober nachdem ſchon eine einfache oder doppelte Ginquartierung bei pen Cigenthümern herumge⸗ 
gangen , alfo jedenfalls blos ausnahmsweiſe, zog man bie zur Miethe Wohnenden aud in eini- 
ges Mitleiden. Weitaus die Hauptlaft blieb aber auf ven erſten ruhen. Und ba nahm man 
auf die Bermögensumftände ber Eigenthümer ganz und gar feine Rückſicht. Wer ven ganzen 
Kaufſchilling feines Hauſes noch fhuldete, wer, um die Zinfen für den Bläubiger aufzutreiben 
oder um den fummerlichften Lebendunterhalt zu beftreiten, die beſſern Theile des Hauſes zu ver- 
miethen und fi felbft auf den geringften und engften Raum zu beſchränken genöthigt war, 
wurde gleihwol nad dem mohnbaren Raume bed ganzen Hauſes oder nady der Größe der auf 
dem HSauſe liegenden Steuer mit Einguartierung und dazu auch noch mit der Verpflegung der 
Einquartierten belegt, während ber reiche Miethmann in den befiern Theilen des Hauſes frei 
von diefer erdrũckenden Laſt blieb. Der Eigenthümer wurde dadurch nicht nur gezwungen einen 
anſehnlichen Theil feines Haufes, anftatt daraus durch VBermiethung eine ihm höchſt wohlthätige 
Einnahme zu beziehen, fortwährend für die Binquartierung in Bereitſchaft zu halten, mithin 
den Berluft des Miethzinfes dafür zu erbulden, fondern daneben erft noch alle feine übrigen 
Miethzinfe und oft noch darüber hinaus den ganzen mühfamen Erwerb feiner Händearbeit oder 
bie Früchte, ja dad Kapital feines etwa noch fonfligen Vermögen zur Verpflegung der ihm auf: 
genrungenen Bäfte zu verwenden! Dergeftalt war ver Befig eine? Haufes einer dem Cigenthü⸗ 
mer gefchlagenen Ader zu vergleichen, wodurch unaufhaltfam ver Lebensfaft aus dem ganzen 
Körper hinausftrömte; und ed gab wirklich nicht wenige folher unglüdlihen Cigenthümer, die 
durch die anſcheinend vortheilhaftefte Erwerbung,, ja durd die Ererbung eines Hauſes, anflatt 
reiher zu werben, ganz eigentlih an den Bettelftab kamen! Die viele Jahre hindurch unauf- 
hoͤrlich über fie gelegte Quartier: und Verpflegungslaft brachte ſolchen Ruin hervor. 
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Eine fo grauſame Verkehrtheit iſt freilich für den unbefangenen und verſtändigen Beob⸗ 
achter kaum begreiflich. Aber der Eigennutz der Nichthauseigenthümer verband fi mit ver 
Macht des Borurtheild und des Schlenprians, um den fonnenklarften Forderungen des Rechts 
allen Bingang zu verfperren. Ohne ſolche Befangenheit hätte man anerfennnen müflen: 

1) Daß, wenn dad Recht, Quartier für die Soldaten zu verlangen, allernächft gegen bie= 
jenigen geht, welche Raum dafür befigen und entbehren können, ſolches nicht minder auf bie 
Miethbewohner ald auf die Cigenthümer Anwendung leidet. Der Eigentbümer befigt nur ben 
für-fich felbft vorbehaltenen, ver Miethmann den für fi) gemietheten Raum. Beide find in der 


Megel — wenn fie nämlich zu einiger Selbſtbeſchränkung ſich entfchließen oder genöthigt werben 


— gleihmäßig im Stande, von foldem Raume zeitlich einen Theil für die Ginquartierung ab> 
zugeben; und in der Regel ober durchſchnittlich ſteht auch Die Größe jenes vorbehaltenen ober ge⸗ 
mietheten Wohnungsraumes im Werhältniß zu dem Vermögen des Bigenthümerd und bed 
Miethmannes. Leiftungsfähigkeit und natürliche Leiſtungsſchuldigkeit find mithin bei dem einen 
wie bei dent andern vorhanden, und auch ohne Unterſchied, ob man folche Reiftung unentgelt- 
lich verlange (was bei nur kurz dauernder Einquartierung ohne großes Bedenken geſchehen mag), 
oder eine Bergütung dafür gebe. Nur ift im erften Falle das dem Hauseigenthümer durch aus⸗ 
ſchließende Belaftung zugehende Unrecht weit fchreiender als im zweiten. In Bezug auf die 
Duartierlaf für ſich allein ſoll alfo das Geſetz eine Gleichheit ausfprechen zwiſchen Hauseigen⸗ 
thümer und Miethbewohner. 

2) In Bezug auf Verpflegung der Cinquartierten verlangt das Recht noch ein weit Meh⸗ 
rered. Diefe Laſt befteht nicht nur In einer vorübergehenden Bequemlichkeitobeſchränkung des 
Duartierträgers, ſondern In einer pofitiven und dem Maße nah unbegrenzten Befteuerung. 
Für die Befteuerung aber, zumal für die Kriegsbeflenerung,, iſt ver alleinige rechtliche Maßſtab 
das Vermögen des Staatdangebörigen. Es muß alfo die Verpflegungslaft thunlichſt glei: 
mäßig, d. h. verhältnißmäßig unter alle Staatsbürger — wofern von befreundeten Truppen — 
oder auf alle Orts, Bezirks: oner Provinzbewohner — Infofern von feindlicher Einquartierung 
die Rebe ift — vertheilt werben. &8 kann dieſes aber nur dadurch geſchehen, daß man entweber 
den einzelnen, welchen man die Verpflegung auflegt, dafür die billige Vergütung aus den 
Mitteln der betreffenden Geſammtheiten leiftet, oder daß man — was weit zweckmäßiger wäre 
— die Verpflegung unmittelbar auf öffentliche Koſten (etwa durch Tafelgelver für die Offiziere 
und durch gemeinſchaftliche Speifung für die Gemeinen) anorbnet. Bei der Mepartition ber 
hierfür nöthigen Belbbeträge auf die einzelnen Gontribuenten könnte man weit leichter und ge: 
nauer allen Abftufungen des Vermögens oder Binfommens folgen, al® bei der zuzuweiſenden 
Naturalverpflegung möglich iſt; und aud die zu Verpflegenden würden vergeftalt in Anfehung 
ihrer Bebürfnißbefrievigung eines gleihern Maßes und einer bebaglicdern Stellung fich erfreuen 
als an den Privattifcgen der zum Theil noch wohlhabenden, zum Theil aber von Armuth und 
Kummer niedergedrückten Bürger. 

Die Bezahlung, von welcher bier geſprochen wird, muß, wenn fle an bie einzelnen Quartier⸗ 
träger gefchieht, dem wirklichen Werth der Verpflegung, d. 5. vem Betrage der von dem Quar⸗ 
tierträger dafür wirklich aufzuwendenden Koften wenigſtens añnähernd entfprechend (mithin 
nicht blos in einer Meinen Scheinvergütung beftehend) fein; fonft wirb dem Recht auch nur ein 
ſcheinbares Benlige gethan. Geſchieht ſie — etwa für gemeinfhaftliche Speifung — an die Ge: 
fammtperföntichkeit der Gemeinde, fo kann eher einige Ermäßigung flattfinden, weil der Ver⸗ 
luſt fi dann gleichmäßig auf alle Steuerpflichtigen vertheilt und die Duartierträger der perföns 
lichen Unannehmlichkeiten, ja oft wirklichen Quälereien, die mit ver Naturallaft verbunden find, 
dergeftalt überhoben werben. 

- ine andere Hauptlaft des Kriegs find die Fronen, zumal die Fuhrfronen, weil dieſe bei 
Truppenbewegungen regelmäßig eingefordert werben , während die Handfronen nur aus befon: 
dern Antäften, wie bei Schanzarbeiten u. dgl., vorfommen. Bei diefen Fronen nun galt biöher 
größtentheils die bung, daß man eben die Vieh- und Wagenbefiger des Orts oder ber Umge⸗ 
gend, nad) Maßgabe des Bevürfniffes, ſchlechthin zur Leiſtung anhielt, ohne Rückſicht zu neh: 
men weder auf ihr eigenes Bedürfniß (3. B. zur Beflellung ihrer Adler) oder auf den ihnen 
(etwa als Lohnfuhrleuten) dadurch entzogenen Verdienſt, noch auf die von Ihnen — je nad) der 
Entfernung oder der Dauer der Bronleiftung — dabei aufzumendenden Unkoſten, noch überall 
anf die nad) Umſtänden damit verbundene Gefahr noch weiterer Beſchädigung oder gar perfön: 
licher Mishandlung. Sa, man ging fo weit, den Grundbefigern (in der Regel jedoch nur den 
gemeinen Bauern) vorzufcgreiben, wie viel Vieh, je nach dem Umfang ihrer Güter, fie halten 
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müßten, ober wenigſtens ſie nach dem hiernach bemeſſenen Verhältniß, nicht nach der Zahl des 
von ihnen wirklich gehaltenen Zugviehs, zur Fuhrfrone beizuziehen; ja mitunter ward auch das 
bloße Nutzvieh (die Kühe) mit in ven Anſchlag gebracht, und dergeſtalt mancher genoͤthigt, vie 
Frone, die er felbft nicht leiften Tonnte, durch einen von ihm zu bezahlenden Stellvertreter zu 
leiften. Alle andern Bürgerklaſſen blieben alſo verſchont von diefer nach Umſtänden ganz exor⸗ 
bitanten Laſt; der Beſitz von Zugvieh, ja fogar der nur gebichtete, einem Gutseigenthümer nad 
der Größe feines Grundeigenthums phantaftifh zugemuthete Befig von ſolchem Vieh galt als 
Rechtstitel für ſolche übermäßige Präcipualbefteuerung ! 

Daß auch hier nur der Orundfaß der aus den Mitteln der — nähern ober entferntern (näm⸗ 
lich Gemeinde:, Bezirks oder Staate:) Geſammtheit zu geſchehenden Bezahlung der — unmit⸗ 
telbar allerdings nur von den Viehbefigern zu forbernden — Leiflung, verbunden mit jenem 
der Entſchädigung für das etwa bei folder Leiftung zu Grunde gehende Vieh ober Fuhrwerk, 
dem fohreienden Unrecht fleuern Fönne, if Elar. Wir enthalten und daher einer weitern Aus: 
führung, auf die früher aufgeftellten Rechtsanſichten uns berufend. 

Gin ganz Gleiches findet flatt in Anfehung der vielnamigen Naturallieferungen ober auch 
Gelbcontributionen, welche gar Häufig den unglüdlihen Bewohnern der vom Breunde ober vom 
Beinde Eriegerifch befepten Provinzen aufgelegt werden. Somie ein Truppencorps in ein Land 
oder in eine Ortſchaft einrädt, fo hat, nach der in ven Revolutionokriegen vorherrſchend gewor⸗ 
denen Praris, das Privateigenthum felne rechtliche Bebeutung verloren. Weflen immer das 
Heer bedarf oder zu bedürfen erklärt, das muß ihm auf Verlangen von den Bewohnern des im 
Bereiche feiner phyfifchen Gewalt liegenden Landes berbeigefchafit werden, Brotfrut und Pferde: 
fütterung, Lagergeräthfchaften, Betten und andere Kafernen- und Lazarethbedürfniſſe, Klei- 
bungsflücde und Schuhe, Holz zur Feuerung und zu Schanzen ober andern militäriſchen 
Zwecken u. ſ. w., Eurz alleö und alles muß auf das Gebot des Kriegsbefehlshabers geliefert und 
zwar unentgeltlih geliefert werben. Alſo gefchieht ed nicht nur, wo der Feind hauſt, fondern 
oftmals auch wo der Freund. Die Revolutiondfriegsjahre und auch jene des fogenannten Hei⸗ 
ligen Kriegd werben au in Bezug auf verartige Bebrüdungen in der Erinnerung no mehr 
als Eines Geſchlechts fortleben. Erft in ver legten Periode wurden übereinkommmniſſe zwiſchen 
den Verbündeten über die Bergütung folcher Reiftungen gefhloffen. Aber der Inhalt, wenig: 
ſtens der Vollzug, entſprach der Nechtöforderung nit. Die Staaten rechneten gegeneinander 
ab, aber ven Privaten, welche geleiftet hatten, kam von ver Vergütung nichts oder nur wenig zu. 
Einiges zwar flog — freilich fpät genug — in die Gemeinbelaflen ; der Erſatz an bie einzelnen 
jedoch wurbe fon durch den in ver Zwifchenzelt eingetretenen Berfonenwechfel unmödglid ge: 
macht, ober auch der Betrag durch die Uinfoften der langwierigen Peräquationdoperationen ver: 
ſchlungen. Im Syſtem felbft wurde nichts geändert. Vermoͤge deſſelben nämli muß jeber her⸗ 
geben, was er bat, ſobald der Soldat es braucht ober verlangt. Ja, er muß. felbfi geben, was 
er nicht hat, fondern erft für fein Geld ſich anſchaffen kann; und in Bezug auf Vergütung oder 
wenigſtens gleichheitliche Vertheilung der Laſt unter die zunächft ober die entfernter Betheiligten 
hängt er theild von willkürlichen Anordnungen der Behoͤrden, theils von erſt künftig zu erlaffen: 
den, mithin dem Inhalt nad ungemwiffen und, weil ſodann rückwirkend, jedenfalls ungerechten 
Geſetzen ab. " 

Gleichwol wäre gar nicht ſchwer, ſolchem Unweſen zu fleuern. Die Raturalleiftung, Bier 
alſo die Lieferung der geforderten Gegenſtände, gefchehe zwar unmittelbar von jenen, welche jie 
befigen, und nach dem Maßſtab foldhen Befiges, überhaupt von jenen, von welchen fie am ſchnell⸗ 
ſten und ficherften zu erhalten find. Aber vie augenblicliche Bezahlung ober Gutſchreibung auf 
Rechnung der Sefanmtheit (je nach ven Fällen jener der Gemeinde oder des Bezirks oder des 
ganzen Staat) flelle die (durch die unmittelbare Beitreibung von den Befigenven) factiſch ge: 
ftörte rechtliche Gleichheit wieder her; und was fofort zu bezahlen ver gegenwärtigen Gefammt: 
beit zu ſchwer fiele, dad werde wenigftend ald Schuld anerkannt und gehe als ſolche auf die Nach⸗ 
kommenſchaft über. Gilt einmal dieſer Orundfag, fo wird man bei den Requifitionen bebut: 
famer und fparfamer verfahren. Wer nur zu nehmen, aber nicht zu vergüten braucht, der for- 
dert eben nach Willfür und Laune, mitunter ſelbſt aus Muthwillen oder Übermuth. Wer aber 
über dad Geforderte Rechnung ftellen und wer e8 vergüten muß, ‘ver beſchränkt Die Forderung 
auf das Nothwendige und auf das den Kräften Entſprechende. Der Feind zwar fügt ih natür⸗ 
lich nicht unter dieſes Geſetz; wir haben Hier aber ganz vorzugsweiſe die vom eigenen Staate 
oder die vom befreundeten Heere ausgehenden Requifitionen inı Auge. Jedoch aud auf die von 
Beinde gemachten findet unfer Grundſatz infofern Anwendung, ald dadurch die unmittelbare Me: 
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partition und ſodann auch Die Vergütung aus den Mitteln der dabei (näher ober entfernter) be⸗ 
theiligten Geſammtheiten eine vernunftrechtliche Norm erhalten. 

Die Anwendung der biöher ausgeführten Grundfäge au auf alle andern, wie und mo 
immer noch vorkommenden oder gedenkbaren Kriegslaften und Beihäpigungen ergibt ſich von 
ſelbſt. Es fragt ſich jetzt blos no: ob oder inwiefern es wirklich Sache der Geſetzgebung fein 
könne, die zur Verwirklichung der von uns geforderten rechtlichen Gleichheit in Tragung der 
Kriegslaſten nothwendigen materiellen und formellen Beſtimmungen ſchon zum vorhinein zu 
treffen, oder ob wegen der unendlichen Verſchiedenheit der jeweils vorkommenden oder moͤglichen 
concreten Verhältniſſe und Umſtände nicht vielmehr der Adminiſtration überlaſſen werden müſſe, 
das jeweils Erforderliche und Zweckmäßige, erſt wenn es wirklich noth thut, eben nach der Be⸗ 
ſchaffenheit jener concreten Umftänbe feſtzuſetzen? 

Es wäre allerdings zu wünschen, daß alles, was auf Ausgleichung ver Kriegslaſten Bezug 
bat, zum vorhinein und geſetzlich könnte beſtimmt werben. Allein es iſt dieſes nicht möglich, 
und daher muß noch mandherlei der Adminiſtration, überhaupt ver erft im Augenblick des Be⸗ 
darfs zu treffenden Anordnung überlafien bleiben. Geſetzlich feftgeftellt kann z. B. im allge⸗ 
meinen werben, daß alle von Staats wegen aufgelegten Kriegslaften (mithin alle vom eigenen 
oder befreundeten Heere herrührenden) durch augenblickliche oder thunlichſt bald nachfolgende ' 
Bezahlung (in Baarem oder mittel® audzuftellender Bond oder Schulofcheine) follen vergütet 
werben ; ſodann auch, daß die Repartition der unmittelbaren oder Naturalleiftungen nach dieſen 
- oder jenen Grundſatzen gefchehen, oder daß menigftens feine Abweichung davon ohne Zuftim- 
mung der dabei in den einzelnen Ortſchaften oder Bezirken allernächſt Betheiligten ober deren 
NRepräfentanten flattfinvden folle, ebenfo, daß die Leitung folder Repartition durch diefe oder 
jene Behörden und unter diefen oder jenen Formen zu geſchehen habe, und welche Wege des Re⸗ 
eures etwa den gefegwidrig Bedrückten offen flehen follen. Sodann fannı und foll die forgfäl- 
tige Gonftatirung oder Cvidenzhaltung aller vorfommenden Kriegslaften und Kriegsfchänen 
(und bier ohne Unterſchied zwifchen den vom Feinde oder vom Freunde herrührennen), mithin 
auch die Form derſelben und die Gontrole für deren Richtigkeit vorgefchrieben und angeoronet, 
und zumal aud fhon zum vorhinein beſtimmt werben, welchen Behörben der Vollzug der auf 
biefe Dinge fich beziehenden Gefege und Verordnungen zuſtehen und wie weit fi ihre Compe⸗ 
tenz barüber erſtrecken ſolle. Dagegen wird die Negierung (oder, je nach der Berfaflung, ver 
Regierung und Bolkörepräfentation) überlafien bleiben müflen, bei wirklich eintretenden Fällen 
die dem Bedürfniß der jeweiligen Umſtände gemäßen fpeciellern Verordnungen, Inftructionen 
und Entſcheidungen zu erlaffen, namentlich auch den Betrag und die Erhebungsweiſe der (nad 
dem Princip oder Befleuerungsfundament allervings geſehlich feſtzuſtellenden) Kriegsſteuer zu 
beftimmen, einzelne Gattungen von Kriegslaften oder Beſchädigungen (unter Berantivortlichfeit 
der anordnenden Behörden) von ver Bezahlung aus Staatömitteln auszunehmen und etwa (in 
Gemäßpeit der im allgemeinen dafür aufgeflellten gefegliden Normen) für Lofal- und Bezirks- 
laften zu erflären,, überhaupt alled zu thun und anzuordnen, was ſchon zum vorhinein durch 
ganz beflimmtes Geſet zu entſcheiden nicht möglich oder nicht rathſam wäre. Ebenſo wird, was 
insbefondere die vom Feinde verurfachten Kriegderlittenheiten betrifft, nur durch die Regierung 
(oder Regierung und Stände) jeweils, nach Beichaffenheit ver in concreto vorfommenven Um⸗ 
fände, zu beſtimmen fein, ob und melde Vergütung oder Iinterflügung nach Necht, Billigfeit 
und Politik den betheiligten Bezirken, Gemeinden over einzelnen dafür zu leiften Pflicht oder 
auch thunlich und rathlich jet. 

Die befriedigende oder auch nur annähernd vollfläandige Ausführung ber In dieſem Artikel 
behandelten Gegenflände würde ein Buch erheiſchen. Wir ınußten und jedoch nad) dem Zweck 
und dem beſchränkten Umfang des „Staats-Lexikon“ auf eine fummarifhe Andeutung bes 
ſchränken, welche freilich noch mandyerlei Einwendungen over Gegenbetrachtungen Raum, doch 
auch, wie wir hoffen, dem unbefangenen Nachdenken einen nicht unfrudgtbaren Stoff geben 
wird. Rotteck. 

Kriegsverfaſſung des Deutſchen Bundes, ſ. Deutſche Bundeskriegsverfaſſung. 

Krone, ſ. Infignien. | 

Kunft (im Zuſammenhange mit Staat und Politik). Kunft bezeihnet überall 
vornehmlich ein Können, ein ſchoͤpferiſches Geſtaltungsvermoͤgen, vie finnenfällige Darftellung des 
innerlich Erſchauten im äußern Material. Die Erkenntniß, die Wiſſenſchaft fucht und findet für 
die Bülle ver Erfcheinungen, für die Mannichfaltigkeit des Befondern das eine fie beherrſchende 
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Geſetz und den allgemeinen Begriff, die Kunft dagegen offenbart bie Idee und ihre ewige 
Wahrheit in der individuellen Geftalt, im einzelnen Ereigniß. So hält fi) die echte Staats⸗ 
kunſt allervingd an die gegenwärtige Tage der Dinge, an die Bildungsſtufe des Volks und Die 
Bedürfniffe des Tages, allein fie hat auch zugleich das Weſen der menſchlichen Geſellſchaft, die 
Beftimmung und ven Zweck ver Menfchheit im Auge und firebt danach, das Mufterbiln des 
Staats nad Maßgabe der vorhandenen Bedingungen zu verwirklichen, das Bolt zu ihm hinan⸗ 
zuführen. Denn der Geift geht überall über das Gegebene hinaus, er fragt nach dem Grund 
und Zweck defietben, mag nun der Verſtand nach dem Princip der Dinge forfchen ober das Ge⸗ 
müth in der Neltgion fi zum Urquell alled Lebens erheben und in ver fittligen Weltordnung 
feinen Halt gewinnen. Der Menſch bearbeitet die Stoffe der Außenwelt, um fe ſich dienſtbar 
zu machen, feine Zwecke an fie zu fegen ober durch fie zu erreichen. Das Denken befriedigt ſich 
in der erfannten Wahrheit, wenn unfere Vorſtellung mit der Sache fibereinftimmt, unfere 
Vernunft in der Welt ſich wiederfindet; der Wille ftrebt handelnd die Welt nad fich zu ge: 
ftalten,, fie der Sore in der guten That gemäß zu machen. Diefe Harmonie des Innern und 
Außern gewährt uns die Bhantafle in der Anfchauung der Schönheit, wenn in den ſichtbaren 
Formen der Dinge ihr Inneres Weſen fi ausſpricht und in der Ineinsbildung oder im Ein- 
lang der Natur und des Geiſtes, der Erſcheinung und des Gedankens unfer ganzes Weſen, 
Sinn und Vernunft zugleich befriedigt, in vollem geſunden Lebensgefühl erfreut iſt. Diefem 
Zug der Seele nad) feliger Lebensvollendung entfpringt die Kunft im engern Sinne des Wort, 
die feinem andern Zweck dienſtbar iſt, fondern frei daB Schöne um des Schönen willen geftaltet, 
das Wirkliche In fein Ideal erhößt oder das Urbildliche jelbft zur Vollerſcheinung bringt. 
‚Ständen Idee und Erſcheinung, Geift und Materie, innerer Einfluß und gemeinfamer Lebens⸗ 
grund einander gegenüber, fo wäre dies freilich nicht möglich; in Wahrheit aber offenbart ſich 
das Göttliche in Ratur und Geſchichte, und die Kunſt ergreift die Kormen derfelben in dem 
Augenblid, wo fie am charaktervollſten fich zeigen, over erfaßt einen einzelnen beſonders ſpre⸗ 
chenden Zug und nimmt ihn zum Ausgengspunft für eine ihm gemäße Geſtaltung des Ganzen, 
während fie das Ungenügende, linwefentliche, Zufällige ausſcheidet, ſodaß die Form als das 
ſelbſtgeſetzte Maß innerer Bildungsfraft vafteht und der innige Zufammenhang alles Mannich- 
faltigen zur gefchloffenen Binheit wird. Das Werk der Kunft iſt die Kryſtallgeſtalt des Lebens 
ed find diefelben Elemente, die aber nicht wire und wüfte burcheinanber liegen, oder trüb auf: 
gären, fondern fie find georpnet nad Ihrem eingeborenen Geſetz und damit durchſichtig dem 
Auge und farbenhell im freudigen Lichte. Darum geht aud der ganze Reichthum der Wirk: 
lichkeit in die Kunſt ein, und dieſe gliedert fi nad ven Grundbeſtimmungen des Lebens in ver⸗ 
fhiedene Künfte. Ste ſtellt die Idee dar, mie flein bleibenten Kormen des Raums Seftalt ge⸗ 
wonnen hat, al8 bildende Kunſt, welche bie anorganifche Natur in der Architektur, Die orga⸗ 
niſche Individualgeftalt in der Blaftik, die Wechſelwirkung des Organiſchen und Anerganifchen, 
die Organismen mit ihrer Naturumgebung in der Malerei idealiſirt. Sie zeigt die Schönhelt 
des Werdens, indem fie die Idee als das organificende Princip ver Bewegung im Fluſſe der 
Zeit dur den Zufammenkflang und die Aufeinanderfolge der Töne offenbart in der Muſik, wo 
wiederum Inftrumentalmufit, Geſang und die Verbindung beider hervortreten. Cie erfaßt 
den Begriff ver Dinge und entfaltet das Meich des Gedankens im Wort, indem fie das Allge⸗ 
meine im Bild veranfchauliht und in befondern Empfindungen, Charakteren, Taten und Ge 
fhiden das immerdar Beltenve bervorhebt, in der Poeſie, die wieder im Epos der bildenden 
Kunſt, in der Lyrik der Muſik entſpricht, und beide Clemente im Drama zu innigſter Durd- 
dringung bringt. " 

Die Kunft if feine bloße Nahahmung. ver Natur, venn als folde wäre fie auch eine über: 
fluͤſſige Wiederholung, und wo find in ver Natur die Vorbilder für einen griechiſchen Tempel 
oder eine Symphonie? Auch was das Weſen der Natur ausmacht, das im Stoffwechſel ſich er: 
Haltende Lehen und die ſtets neu fidh erzeugende Form, dad kann ja der Bildhauer, ver Maler in 
feinen ruhenden Beftalten gar nicht wiedergeben. Dafür hat er das Dauernde im Wechſel, das 
organtitrende Princip und den unvergaͤnglichen inneren Kern der Erſcheinung zu erfaflen und in 
feften reinen Formen auszupraͤgen, der Bergänglichkeit zu entreißen; er hat in ver Geflalt die 
geflaltende Seele zu offenbaren. 

Indem die Kunſt den Gebanfen im äußern Stoffe ausprägt, grenzt fie an das Handwerk. 
das ebenfalls die Materie bewältigt und formen dem Zwed und Willen des Geiſtes unter- 
wirft. Aber die Erzeugniſſe des Handwerks ſuchen zuerſt die irdiſchen Bedürfnifſe des Menſchen 
zu befriedigen: over fie dienen feinen hoͤhern Streben doch nur zum Mittel und zur Unterlage, 
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und Die Arbeli gefchieht um des Nutzens und Lohnes willen, den fle bringt, während die künſt 
terifche Thätigkeit zugleich Selbftgenuß des Geiſtes ift, den fie befreit und befriedigt; ihr Wert 
wird nicht nach feiner Vrauchbarkeit oder Verwendbarkeit, fondern nach feinem innern Gehalt 
unb nach der Schönheit feiner Form geſchätzt und hat feinen ondern Zweck, ald die Gemüther 
zur Harmonie feiner Bollendung zu erheben. Aber fowie die Cultur voranfchreitet, verebelt 
ber Schönheitstrieb au das Handwerkliche, und na dem Vorgang der Kunft lernt es den Be- 
griff oder Zweck eined Dinges, 3. B. eined Beräthes, einer Waffe, durch feine Form ausorüden, 
das Nothwendige anmuthövoll bilden und ſchmücken; andererfeits bedarf der Künftler für vie 
Bewältigung des Stoffs der handwerklichen Kenntniß und Fertigkeit. Darum flehen zu allen 
guten Zeiten Handwerk und Kunft im engern Bunde. Die Künftler wachen aus dem Hand⸗ 
werk hervor und Haben in einer erfindenden oder verzierenden Thätigkeit für daſſelbe einen gol- 
benen Boden, der ihnen banı wieder Muße gewährt, die Weiheflunden des Genius auf freie 
Kunftwerke zu verwenden, ohne diefe felbft dem Geſchmack ver Mode dienſtbar machen und mit 
ihnen nad Brot gehen zu müflen. Je mehr die Mafchine und die Naturfraft von roher und 
harter Arbeit dem Menſchen abnimmt und dadurch die Sklaverei unnötbig und verwerſlich 
macht, deſto mebr kann ſich der inenle Trieb des Menfchen an der feinern Geſtaltung zeigen, und 
je leichter und maflenhafter die Production duch die Fabrik und die mechaniſche Vervielfälti- 
gung wird, deſto mehr follte fie in ven gebiegenften , finnvoll anmuthigften Formen thätig fein. 
Auf dem Weltmarkt wird das Volk den Sieg bavontragen, da8 mit vem Soliden und Buten 
feiner Waaren das Woblgefällige verbindet, und vie Bildung des Geſchmacks, die Pflege ver 
Kunft erſcheint Hier ald eine Aufgabe des Staats, die von ner Nationaldfonomie gefordert wird. 
Auf ähnliche Art ward W. Schul; von der Betrachtung einer großartigen Bartenkunft, vie 
Berge und Thäler, Flüſſe und Bäche, Wälder, Fluren und Wohnhäuſer nach einem unfaflen- 
den Plan auf das Auge anfprechende Weife in Verbindung fegt, zu ber wohl aufzumwerfenden 
Frage geführt: ob überhanpt das Schöne und wohlverflandene Nützliche jemals getrennt fein 
können? Ob nicht die fortfchreitenne Verfchönerung der Natur ber Länder, eined jeden nad 
feiner Inpividualität, auch die Production zum hoͤchſten Auffhunge bringen müfle? Die Idee 
einer Harmonie des aud der Wurzel der Einheit entfprungenen Mannichfaltigen drängt wol 
zu dem Gedanken, daß die ſchoͤnſte Eultur eines Landes, fowie die fchönfte Entwidelung jeder 
menſchlichen Individualität zugleich die befte iſt. In der aus einem ſchlechtbegriffenen Nützlich⸗ 
Eeitöprineip bervorgegangenen Audrottung der malerifh umgürtenden und gliedernden Wäl⸗ 
der, in dem unermeßlihen Nachtheil, der Hieraus der Production entiprungen ift, wie bieß be- 
ſonders in einem großen Theil Italiens, Spaniens und ſelbſt Frankreichs augenfüllig geworben, 
liegt vielleicht ſchon ein Fingerzeig auf jene höhere Einheit. Nur muß man freilich auch die 
geiftig belebende Kraft bes Schoͤnen hierbei beachten, und nicht ven niedern und verſchwindenden 
egoififchen Vortheil mit der Höhern und dauernden nationalen Nüglichkelt verwechſeln. Und 
ſelbſt auf dem Stanbpunfte der bloßen Nützlichkeit ift die einfihtige Kunftpflege, wie fle zwei 
Könige in Münden geübt, pecuniär der Stadt und dem Lande zu großen Vortheil geworden, 
indem fle die bairiſche Hauptflabt zum Anziehungspunft für Taufenve gemacht hat. Und da⸗ 
vurch iſt zugleich das politifche Anſehen des Landes gefliegen, fein moraliſches Gewicht erhöht 
worden. Wenigſtens würbe fih Münden jegt viel ſchwerer zur Provinzialſtadt eines andern 
Reichs herabfegen laflen, als vor 50 Jahren dies möglich geweſen wäre. AÄhnliches gilt von 
Dresden in Bezug auf feine Herrliche Galerie, deren Anlagekapital die beſten Zinſen trägt. 
Weit wichtiger aber noch als der Cinfluß auf die materielle Wohlfahrt iſt die Bedeutung 
der Kunſt für das Volkabewußtſein, für die geiſtige Bildung und Sittigung. Die großen 
Künftler find zugleich Gulturträger, ver beſte Kebensgehalt der evelften Errungenſchaften ver 
Zeit ift in ipren Werfen niedergelegt und wirb dadurd zum Gemeingut, zur Grundlage der 
Bildung. Es gilt dies allerdings hauptſächlich von ver Poeſie, und wir brauchen nur die home 
riſchen Geſaͤnge oder Goethe und Schiller zu nennen, um zu bezengen, wie für die Griechen und 
für und Mittel: und Brennpunkte geiſtigen Lebens gewonnen ſind. Durch ſolche Männer und 
ihre Werke erhält das Bolt felbft eine Stimme, die durch die Jahrtauſende tönt umb die natlo: 
nale Gigenthümlichkeit zum Bewußtſein bringt, und darum aud werben fie zu einem Bande für 
das Nationalgefühl und die getrennten Stämme erkennen fih als eins in ihnen. So wollten 
nach der bibliſchen Erzählung die Menſchen einen Thurm bauen, der bis zum Himmel reiche, 
Damit fie fich nicht zerfireuten. Zunächſt wäre fol ein Bau nur ein äußeres Zeichen; wenn 
aber an ihm dasjenige ſelbſt erſcheint, was die Menfchen innerlich verbindet, wenn fie ihr ges 
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meinſames Wefen in ihm ausprägen, jo wird dad Werk ihrer Geſammtthätigkeit zugleich ein 
Symbol und Bild ihres Geſammtlebens, eine Darftellung des Volksgeiſtes. Und fo iſt es. 
Im Bauftil, den ver einzelne nicht erfindet, der vielmehr aus der Gemeinſamkeit des Empfin⸗ 
bens und der Anfchauungen, aus den Bebürfnifien und der Naturumgebung allmählich hervor- 
geht, prägt ſich die Sinneöweife einer Zeit, vor allem die religidfe Stimmung eined Volks aus; 
darum waltet im griedhifchen Tempel das Horizontale und das Außere if vornehnlich fhön ge⸗ 
ſtaltet, wie das Außere, öffentliche Leben herrlich war und ber Erde froh fich behaglich auf ihr 
audbreitete; die Männer flellten ji zum Staate zufammen wie die Säulen zum Bau, und in 
einem Gleihgewicht von Kraft und Laſt fpiegelt ſich das Map, die Harmonie des Sinnlichen 
und Geifligen, die plaftifhe Klarheit des Hellenentbumsd. Dagegen flrebt die Baufunft des 
chriſtlich-germaniſchen Mittelalterd hoch empor; wie die Inferlichkeit des Menſchen, fo wird hier 
der Innenraum der Kirche vurcdhgebilvet, und wie dad Gemüth vom Endlichen, Irdiſchen ih 
ſehnſuchtsvoll zum Unendlichen erhebt, fo ſchwingen Pfeiler, Bogen, Thürme ſich himmelan. 
Alles organifche Xeben ift Entfaltung aus der Einheit, Gliederung innerhalb des gemein: 
fanıen Weſens. So liegen auch die einzelnen Kreife des menfhheitlichen Dafeind und Wirkens 
anfänglich ineinander, Neligion und Kunft jind noch ungelondert, die Hand des Bildners, dad 
Wort des Dichters prägt die religlöfen Ideen aus, die Künſtler ſind Priefter und der Cultus ift 
zugleich Sache des Staats, und der Staat fieht feine eigene Orduung an die herfümmliche Weiſe 
der Religion und Kunft geknüpft, Die er deshalb bewahrt willen will. So nicht bloß im orien: 
taliichen Alterthum; auch in Sparta ſchnitten die Ephoren einem Muſiker die neuen Saiten 
entzwei, die er der Lyra gegeben Hatte, und felbft in Athen mußte Sokrates den Giftbecher 
trinken, weil er neue Götter einführte, eigentlich den einen Gott, die in der Welt waltende ewige 
Vernunft und Güte, und feine Offenbarung im Gewiſſen, ſtatt der phantaſiegeſtalteten Volls⸗ 
götter, Aber fchon in Griechenland errang die freie Perjönlichfeit der Künftler ſich Geltung, 
das Volk ließ ſtillſchweigend von ihnen Glauben und Sitten fortbilden, und feit vem Auftreten 
des Chriſtenthums wurden Staat und Kirche zwei für ſich jeiende Gebiete, die allerdings ein: 
ander voraudfegen und bebürfen, die aber das Weltliche und das Beiftliche felbfifräftig ver: 
walten, und die humane Bildung der Neuzeit fordert und gewährt Gewiſſensfreiheit und dad 
Recht der perfünlichen Liberzeugung. Damit if au die Kunft frei geworben. Die freie har: 
monifche VBerjönlichkeit Hat in Männern wie Leſſing, Goethe, Schiller ihre bahnbrechenden, vor: 
bildlihen Träger gefunden. Aber die Freiheit ift nicht G@efeglofigfeit, und die Kunft foll das 
Band nicht zerteißen, dad fle mit der Sitte, ver Neligion verfuüpft. Den offenen Angriff gegen 
Blauben und Moral werden die Mächte zurüdweifen, die beide. zu hüten und pflegen haben. 
Und wo ein Kampf eintritt, da fol er als ein geifliger mit geiftigen Waffen geflihrt werben. 
Denn gar oft gelten herfönimliche, übereinfömmlihe Formeln für dad Wefen ver Sache, dad 
vielmehr durch fie verhüllt und der fortgefchrittenen Bildung widerſtrebend gemacht wird, und 
ber Denker, der Lünftler kann dann gerade aus Religiofität, aus Sittlichfeit ſich gegen dieſe 
‘* Formeln auflehnen, um den wahren Geift einer beffern, der Gegenwart entiprechenden Form zu 
finden. Auch die Entwidelungen der Menfchheit haben ihre Krifen, die man nicht dadurch be: 
ſteht, daß man ſie zurückhält und unterdrückt, fondern daß man ihnen gefundes, frifches Lebens: 
blut zuführt, Haß man fie zum rechten Ziele leitet. Jedes echte Kunſtwerk ift religids, es braucht 
darum nicht das Firchliche Geprüge zu tragen, aber ed würde fogleich unfer fittliches Gefühl ver: 
legen, wenn es ald Ganzes der fittlichen Weltordnung widerſpräche, flatt fie zu verherrliden, 
und daun würde ed aufhören, ſchön und ein Kunftwerk zu fein, und je reizender jeine aufere 
Form wäre, um fo mehr würden wir flatt der Harmonie von Idee und Erjcheinung den Wider: 
ftand empfinden; nur wo zugleich mit unferer Anfhauung auch Vernunft und Gewiſſen befrie: 
digt find, Haben wir das Wohlgefühl des Schönen. Jedes echte Kunſtwerk eröffnet und einen 
Blick in das Unendliche, erhebt und aus der wiverfpruchsvollen Welt zur Binhelt, aus dem 
Stückwerk zum Vollfommenen. Nur dadurd übt es feine befeligende Macht, und wo fait 
deſſen ein Künftler im Kothe der Gemeinheit jich gefällt oder jelbft dur das Häßliche und Zer⸗ 
riffene die abgeflumpften Nerven anregen, die blaſirten Seelen ergögen will, da betrügt et 
fich ſelbſt um den Preis des Vollendeten, und wenn der Kern des Volks nicht verborben und ver: 
fallen ift, wenn die Kraft des Staats ſich frei und frifch entfaltet, Dann werben ſolche Auswüchſe 
durch die Kritik felbft überwunden und in den Fortſchritt ver Kunft verfchlungen werden, Poli: 
zeilihe Verbote können und follen auch die Öffentliche Schauftellung des Linfittlichen verhindern; 
außerdem find fie machtlos, und jind e8 um fo mehr, wenn eine unrechtmäßige, despotiſche Ge: 
walt den Ausdruck des freien Geiftes und feiner Entwidelung hemmen will; was half es, daß 
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man Rouſſeau's und Voltaire’8 Schriften durch den Henker verbrennen ließ? daß man unter: 
brüden flatt leiten wollte? Die Revolution ftrafte furchtbar das verkehrte Beginnen der 
Machthaber. 

Fragen wir nun, auf welche Weife der Staat die Kunft pflegen und fördern foll, fo find die 
großen Schöpfungen allerdings ein Werk der Begeifterung,, die er nicht hergebieten, ein Wert 
des Genies, den er nicht hervorrufen Tann; aber wo die hervorragende Begabung vorhanden iſt, 
da fann und foll man ihr Raum und Gelegenheit zur Kraftentfaltung gewähren, und bie be: 
rühmten Kunftförberer, Perlkles und die Mediceer wie König Ludwig von Baiern, find es da- 
durch geworden, daß fie dem Talent die Bahn offen bielten, daß fie Die rechten Männer ver auf: 
firebenten Kraft erfannten und an den rechten Platz ftellten. Die Kunſt ift frei und eine Tochter 
der Freiheit; der Staat forgt für fie, indem er fich ſelbſt frei entwickelt, indem ex ein öffentliches 
Leben im felbfifräftigen Zufammenwirfen feiner Glieder entfaltet, indem er im frieblichen 
Wetteifer und wenn e8 fein muß, auch In muthigem Krieg fein Recht, feine Ehre zu wahren und 
zum Sieg zu bringen trachtet. Der Sänger bedarf ver liedeswerthen That, der Baumeifter, 
der Bilohauer und Maler ſetzt Für feine Schöpfung den Boden des Wohlftanved, des Behagens, 
des freudigen Bertrauens im Volk voraus. Je befler der Staat alfo feinen eigenen Zwed in 
der Ermoͤglichung und Sicherung von Freiheit, Wohlfahrt und Bildung für alle verfolgt und 
erreicht, um fo mehr thut er damit zugleich für das Schöne und für die Kunfl. 

Diefem indirerten Weg der Kunftpflege Täuft aber auch ein directer zur Seite. Das iſt die 
Sorge für die tüchtige Ausbildung der künſtleriſchen Kräfte. Für die Poeſie, die geiftigite . 
Kunft, die der Wiffenfhaft am nächften fleht, genügen hier auch die Anflalten ver gelehrten 
Sugendblldung, die Untverfitäten, und um fo mehr, je mehr fie die Bebeutung des Schönen 
anch fürs Leben einfehen und ver Afthetif, ver Literatur und Kunftgeihichte eigene Lehrſtühle 
gründen. Andererfeits fleht vie Architektur mit den Zwecken und Bepürfniffen des täglichen 
Lebens und mit dem Handwerk, beffen fie zur Ausführung ihrer Entwürfe bedarf, im nächften 
Zufammenhange, und die Staaten haben Tängft erfannt, daß fle der Baubeamten nicht entbehren 
fönnen, und durch polstechnifche Schulen neben ven Univerfitäten für die Heranbildung verfelben 
geforgt. Hier wird allzu Leicht das Künftlerifhe Hinter das Wiſſenſchaftliche, Handwerkliche, 
Geſchaͤftliche zurückgeſetzt, und es wird deshalb zur Aufgabe des Staats, auch dieſes zu betonen, 
die Architektur in die Akademie der Künſte hineinzuziehen. Bei dem engern Zuſammenhange 
von Kunſt und Handwerk ging in früherer Zeit der Anfänger auch bei einem Meiſter Bildhauer 
oder Maler in die Lehre, half allmaͤhlich an deſſen Werken, lebte ſich in deſſen Auffaflung und 
Formgebung ein, fuchte als mandernder Befell auch an andern Orten noch anderes zu lernen, 
und endlich felbft als Meifter eine Werkftatt zu errichten. Dies ganze Berhältui hatte etwas 
Warmes und Perfönliches, dad ver Kunft wohlthat. Aber indem fie vom Handwerk fi mehr 
Iöfte, ftellte e8 fi heraus, vaß der große Künſtler nicht Immer auch ein gefchickter Lehrer ift, und 
daß der Kunftjünger aud einer wiffenihaftlihen Bildung nicht entbehren kann. Soll er doch 
einft den Beften ver Zeit genug thun, foll er doch Ihren tiefften Gedanken Geſtalt geben, und be= 
wundern wir in einem Leonardo da Bine, Michel Angelo, Rafael, Dürer das nicht am we⸗ 
nigften, daß fle durchaus auf der Höhe ver Cultur ſtanden, daß ihre hervorragende künſtleriſche 
Größe eben auf der Baſis einer allumfaſſenden Geiftesfülle und einer vielfältigen Bildung ruht! 
Der Bildhauer und Maler bevürfen anatomifcher Kenntnifle, ver Architekt kann ver Mathematik 
nicht fremd fein, auch der Maler ann fle in der Lehre von der Berfpertine und der Schattencon= 
ſtruction nicht entbehren. Diefer wiſſenſchaftliche Unterricht kann vielen zugleich ertheiltwerben; 
ein Gleiches gift von der Kunſi-, Welt= und Literaturgefhichte, von Afthetif und Mythologie; 
und ebenfo fann Ein Lehrer für viele Schhler im Zeihnungsunterrit, im Modelliren, in der 
Maltechnik ausreichen. Dem allen ſuchten dann die Kunſtakademien zu entſprechen. 

Es war um das Jahr 1600, Haß in Bologna die Caracci, um dem raſchen Verfall der 
Malerei entgegenzutreten, eine größere Kunftbilvungsanftalt gründeten. Sie lehrten darin nad 
Kupferfliden,, nad der Natur und Antike zeichnen, über Anatomie, Perfpective, Mythologie 
wurben Vorträge gehalten; den vorgefährittenen Schülern murden gemeinfame Aufgaben ge- 
ſtellt und die gelungene Ausfuͤhrung warb gefrönt. Daneben vermied man auf die großen 
Meifter des 16. Jahrhunderts; fle follte der Jünger ſtudiren, das Beſte, dad, worin ver einzelne 
vorzüglich war, ſich von jedem anzueignen fuchen, die Sompofition von Rafael, die Zeihnung 
von Michel Angelo, dad Helldunfel von Correggio, das Colorit von Tizian u. ſ. w. Danach 
erbieften die Anhänger biefer erften Akademie auch ven Namen ver Eklektiker, und waren. außer 
Den Garacci trefflihe Männer unter ihnen, Domenihino, Quercino, Guido Rent, welche fi 
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den leeren Manieriſten und den rohen Naturaliſten als eine geſchloſſene Phalanx erfolgreich 
entgegenſtellten. Aber es war doch weſentlich eine Reſtauration und Fein eigenilicher Fori⸗ 
ſchritt, und man überſah, daß die verſchiedenen Vorzüge der Meiſter ſich nicht äußerlich verbinden 
laſſen, daß die vollendeten Formen der entſprechende Ausdruck eigenthümlicher Stimmung und 
Lebensanſchauung find, die ji für andere Ideen oder Stoffe gar oft wenig eignen. Welch ein 
Widerſpruch, eine Zeichnung Michel Angelo's wie Correggio malen, Correggio's Geſtalten in ver 
Zeihnung Michel Angelo's audprägen zu wollen! Oder war e8 feine Verwirrung, wenn ein 
Altarbild in der Bompofition an Rafael erinnerte, von feinen fünf Figuren eine jede aber an 
einen andern Meifter? 

In der Mitte des 17. Jahrhunderts warb in Paris die erfle Akademie der Künfte als 
Staatsanſtalt errichtet und reich dotirt; fle ſtellte Frankreich damals an die Spige der Kunfl- 
pflege, und bi8 auf den heutigen Tag iſt ihr Einfluß, und zwar bis in dad Handwerk und die 
Fabrik hinab, ſichtbar; der franzöftfche Geſchmack in der Inpuftrie war lange tonangebend in 
Europa und iſt es vielfach nodd. — Um das Jahr 1700 wurden die Kunftafabemien in Wien 
und Berlin, 1808 die in Münden gegründet. Wenn daneben noch Dresden und Düſſeldorf 
blühen und Nürnberg feine Kunftgemwerbefchule, Frankfurt fein Städel'ſches Inftitut Kat, fo er: 
fheint e8 des Buten etwas zu viel, daß aud die Fleinern Staaten, wie Baden und Weimar, 
. Akademien haben wollen; es ift, wie wenn man noch Fleine Univerfitäten gründen wollte, wäh: 
end die beſtehenden zum Theil durch die Eifenbahnen fo nahe aneinander rücken, daß ed ſchwer 
wird, jie gefondert aufrecht zu erhalten. 

Der Name des Akademiſchen ift für Kunftwerke ein Stichwort geworben, um zu bezeichnen, 
daß fie Haben, was in der Kunft gelehrt und gelernt werden kann, eine regelrechte Zeichnung 
und Barbengebung, eine deutliche Sompofition na herkömmlichen Vorſchriften, daß ihnen aber 
die Wärme eigener Empfindung in den Kormen und bie Bentalität des Entwurfs fehlt, die ven 
Stoff und Gedanken von innen heraus nad feiner Cigenthümlichkeit und nicht nad fremden 
Muftern geitaltet. Und in der That, wenn man über Stil und Gompofltion allgemeine Regeln 
gibt und die Individualität des Kunſtjüngers in die conventionellen Schablonen Hineinzmängt, 
kann dieſer Nachtheil nicht ausbleiben. Ihm gefellt ſich noch ein anderer. Der Schüler will 
nun zeigen, was er gelernt hat, und er verfällt in das Birtuofenthum, das mit ver Überwindung 
von Schwierigkeiten prunft, durch ausgeflügelte Kontrafte intereffant oder durch geleckte Eleganz 
gefällig fein will. Aber man fann nem Bedürfniß, das die Akademien hernorgerufen bat, ge: 
nügen und ſolchen Übelflänben entgehen, wenn man das Gute ver alten und neuen Unterriät®: 
methode verbindet, wenn das correcte Zeichnen und Malen ſchulmäßig gelehrt und die willen: 
Ihaftlihen Zweige In univerfitätdartigen Vorträgen mitgetheilt werben, ver Jünger aber nad 
erlangter Borbildung bei einem Meifler eintritt, ber feiner Individualität am meiften zufagt, 
und unter deſſen Leitung er nun felbfländige Gemälde, Bilphauerarbeiten und architektoniſche 
Entwürfe macht. Inden die Negierung zu dieſem Zweck die hervorragendſten Künftler als 
Akademiker befoldet und untereinanver verbindet, erfüllt fie fowol ihnen ald dem heranwach⸗ 
fenden Geflecht gegenüber die Pflicht ver Kunftförderung, die der Culturſtaat hat. 

Für Muſik werden auf ähnliche Art fogenannte Gonfervatorien oder muſikaliſche Akademien 
zu unterhalten fein. Für bie Dichter genügt das Univerſitätoſtuvium; aber für die der Porfle 
fich anſchließende, das Drama zur Vollerfheinung dringende Bühnenvarftellung fordert die 
neuere Zeit die Theaterſchule. Denn die mächtigfte Kunftwirfung iſt vie der dramatiſchen 
Poefie in gelungener Aufführung. Die Blüte diefer Dichtung felbft fegt eine reiche Kunſtent⸗ 
widelung voraus und eint am meiften mit ber Begeiſterung bed Genius die Geiſtesbildung und 
Lebendeinficht; ihre Werke veranſchaulichen vor allem im Kampf den Sieg der ſittlichen Welt: 
orpnung, und durch Leid und Untergang felbft erheben fle und zur Verſoͤhnung, zum Triumph 
der Idee. Der größte aller Dramatiker, Shaffpeare, Hat ed gefagt: „Der Zweck des Schau: 
ſpiels fowol anfangẽ als jegt war und iſt, der Natur gleichſam den Spiegel vorzuhalten, der 
Tugenb ihre eigenen Züge, der Schmach ihr eigenes Bild und dem Jahrhundert und Körper ber 
Zeit gleihfam den Abdruck feiner Geftalt zu zeigen.” Ind der deutfche Meifter betrachtete die 
Schaubühne ald eine moralifhe Anftalt und fagte: „Welche Verftärkung für Religion und 
Geſetze, wenn fie mit der Schaubühne in Bund treten, wo Anſchauung und lebendige Gegen: 
wart ift, wo Laſter und Tugend, Slüdfeligfeit und Elend, Thorheit und Weisheit in tauſend 
Gemälden faßlih und wahr an dem Menſchen vorübergehen, wo bie Vorfehung ihre Raͤthſel 
auflöf, deren Knoten vor feinen Augen entwidelt, wo das menfchliche Gerz auf den Koltern ber 
Leidenſchaft feine leiſeſten Regungen beichtet, alle Larven fallen, alle Schminke verfliegt und die 
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Wahrheit unbeſtechlich Gericht hält!... Die Schaubühne iſt der gemeinſame Kanal, in welchem 
von dem denkenden beſſern Theile des Volks das Licht der Weisheit herunterſtroͤnt und von da 
aus in milden Strahlen durch den ganzen Staat fi verbreitet; vichtigere Begriffe, geläuterte 
Grundſätze, reinere Gefühle fließen von bier durch alle Adern des Volks; der Nebel ver Bar: 
barei, des finſtern Aberglaubens verſchwindet, vie Nacht weicht dem ſiegenden Licht.“ Schiller 
erinnert dabei an Leſſing's „ Nathan‘: wir können feine eigenen Dramen, ven „Don Caklos“ 
und „Wallenflein”, die „Jungfrau von Orleans“ und den „Tell’ anführen und ihnen Goethe's 
„Fauſt“ und „Egmont“ anreihen. Er gevenft ferner des Einflufles, den ver Nationalgeift durch 
die Darftellung der vaterlänvifchen Geſchichte erfährt, und wirft endlich einen Bli auf den 
Umftand, daß im Iheater Taufende aus den verjhiedenften Ständen und Berufskreiſen ge: 
meinfam die Wirkung der Kunft erfahren. „Jeder einzelne genießt die Entzückungen aller, vie 
verſtärkt und verfhönert aus hundert Augen aufihn zurüdfallen, und feine Bruft gibt jegt nur 
Einer Empfindung Raum, e8 iſt diefe: ein Menſch zu fein!“ 

Grund genug, daß der Bulturftaat in der Darftellung der dramatiſchen Dichtungen wieder 
wie im perifleifchen Athen eine Öffentliche Angelegenheit fehe, daß er die Bildung der Schau: 
jpieler nicht vem Zufall und der Routine überlaffe, fondern neben dem Techniſchen ihrer Kunft 
ihnen auch Belegenheit gebe, in Literatur, Geſchichte, Seelenlehre und Afthetik ſich zu unter- 
richten. Grund genug, daß er das Theater nicht zur bloßen Unterhaltungsanftalt oder gar zum 
Dienſt der Sinnenluſt und in Frivolität herabſinken laffe, fondern es in das Bereich ded Cul⸗ 
tusminiſteriums hereinziehe und neben der Vorführung des Neuen und Ergoͤtzlichen auch bie 
des clafſiſch Großen aus ver vaterländifchen wie ver Weltliteratur fordere und auf dieſe Art bie 
Schätze derſelben im Bolfdbewußtfein immer befannter, immer fruchtbarer made! Gin Land 
wie Baiern z. B. könnte ein Schaufpiel haben, deſſen Sig in München wäre, dad aber von da 
aus Innerhalb mehrerer Jahre auch den andern größern Stäpten allen dramatiſche Feſtwochen 
‚bereitete, eine Reihe von Meiftermerfen in würbiger Aufführung darböte. 

In Bezug auf bildende Kunft Hat ſich der Affvciattondtrieb unferer Zeit in Kunftvereinen 
wirkſam erwielen. Sie haben die Teilnahme namentlich an Dlalerei in weitern Kreifen er: 
wedt, ven Künftlern durch Ausftelung und Ankauf ihrer Werfe genügt und diefe durch Ver⸗ 
lofungen verbreitet. In der Kunft felbft wird dadurch die Richtung auf dad zeitgemäß An- 
ſprechende, auf dad Anmuthige und Gentehafte genährt, Teicht aber auch der Künftler veranlaßt, 
zum Modegeſchmack herabzufteigen, fatt verebelnd dad Publifum emporzuheben. Es wäre 
ſchon viel, wenn die Vereine felbft zu ihren Geſchenkblättern nur wirklich gute Kupferflihe, Li- 
thographien oder Holzichnitte wählten und daburd den echten Meiſterwerken Bingang in das 
Zimmer ver Gebildeten verfchafften. 

Die Kynſt verfümmert, fie wird Eeinlich oder gefallfüchtig, wenn fie nur dem Privatleben 
pient; erft im Anschluß an das Öffentliche Leben erlangt fle ihre Groͤße, ihre Freiheit, ihre Macht 
auf die Gemüther in monumentalen Werken. Ihre Herftellung gehört zu den Aufgaben des 
Culturſtaats, und zwar nicht in abftrarten, veranlaffungslofen Arbeiten, fondern im Zufam: 
menbang mit den Bevürfniffen und Forderungen des Lebend. Man gebe allen öffentlichen 
Bauten, ner Kirche, nem Fürftenfchloffe, wie vem Rath- und Ständehaufe, dem Arfenal wie der 
Univerſität ein künſtleriſches Gepräge durch einen Bauftil, der ven Zweck und bie Bebeutung 
bed Gebäudes zur Erſcheinung bringt, von innen heraus das Äußere gliedert und es finnvoll 
ihmüdt. Die Architektur wird dann am Portal, in Niſchen und Hallen der Plaſtik, und an 
den Wänden der Säle ver Malerei ven Raum gewähren, wo diefe Schwefterkünfte fich entfalten 
und einer gemeinſamen Grundidee den vollſtimmigen und vielfältigen Ausprud geben können. 
Der bibliſchen wird die vaterländifche Geſchichte ſich gefellen und der religiöfe Geiſt wird fid 
auch in der Auffaflung des Weltlichen befunden, wenn er in allem dad Walten, die Offenbarung 
des Cwigen und Bättlichen zeigt. Verkenne man doch nicht, daß die Kunft fi vom Gefühl aus 
an das Gefühl wendet, die Empfindungen veredelt und das Ideal an das Volk bringt, ihm auch 
ein Erſatz deſſen iſt, was die Wiſſenſchaft für kleinere Kreife leiftet! In Preußen, in Sachſen 
find bei ven Volksvertretern Eleine Summen zur Kunftpflege, abgefehen von ven Akabemien, be⸗ 
antragt und bewilligt worden; je mehr der Staat im angegebenen Sinne thut, deſto bereitwil⸗ 
liger wird die Öffentliche Meinung, werben die Stände ihm hülfreich zur Seite flehen. Berade 
der volksthümlich freie Staat, in weldem bie Bürger ihre Angelegenheiten felbft verwalten ober 
mitverwalten, darf hinter vem Beifpiel nicht zurüdbleiben, das einſtchtige Fürſten auß eigenen 
Kräften over eigenen Mitteln ruhmreich gegeben haben. 
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Auch die äfthetifche Geftaltung der Volksfeſte, die Verbindung von Fünftlerifchen Aus- und 
Darftelungen, von Mufif und Gefang mit ihnen gehört in dieſen Kreis. 

Endlich ift e8 Pflicht der Gefepgebung, dad geiftige Cigenthum, Dad Urheberrecht zu [hügen 
gegen unberufene Nachbildung und Vervielfältigung. Selbft die Induſtrie foll ohne Geneh⸗ 
migung des Künftlers feine Werke nicht für fi verwenden, und durch ein Geſetz des Muſter⸗ 
ſchutzes ihr die Möglichkeit gegeben fein, das fünftlerifche Erfindungstalent für fie arbeiten zu 
lafien. Das ift in Frankreich, bei und noch nicht der Ball. Auch das ift bei und noch nicht 
überall anerkannt, daß ein Kupferſtich, eine Litho: oder Photographie ven Nachbildner gegen 
über wieder ald Original zu betrachten ift, deſſen Vervielfältigung nur dem Urheber zufteht. 
Hoffen wir, daß dieſe von Künftlern und Kunſthändlern angeregte Sache endlich ihre Regelung 
für Deutfhland durch ein Bundeögefeg findet. 

In Bezug auf die Principien der Kunft und die einzelnen Künſte verweifen wir auf Car⸗ 
riere'3 ‚Afthetit”‘, wo der Zufammenhang ded Schönen mit dem Leben beſonders betont if. X. 

Kurfürften, (Goldene Bulle. Raiferwahl. Waplcapitulation.) Kurfürften, 
d. 5. die Borderften an ver Kur oder Küre, Wahl, waren im Sinne des beutfchen Reichsſtaats⸗ 
rechts diejenigen Großen des Deutfchen Reichs, denen, nachdem fle als die Mächtigſten in frü⸗ 
bern Zeiten einen überwiegenden Einfluß auf die deutſche Königamahl mehr thatfählih aus⸗ 
geübt hatten, endlich reihöperfaffungsmäßig das ausfhlieglihe Recht zuftand, vefp. ausſchließlich 
die Pflicht oblag, bei jededmaliger Erlenigung des kaiſerlichen Throns das neue Reichsoberhau pt 
zu wählen. 

Mag daher der Begriff von Wahlfürften im allgemeinen auch auf die ariftofratiihen 
Wähler in allen Wahlreihen paſſen, fo ift doch der Begriff eines Kurfürften auch ein ſpecifiſch 
deutſch⸗ſtaatsrechtlicher Begriff und hat ſich als folder mit der ganzen Neihöverfaflung, deren 
Schickſale er theilt, eigenthümlich entwidelt. 

Bekanntlich gehört die Natur des älteften germanischen Königthums zu den berühmteflen . 
Streitfragen unferer Rechtsgeſchichte. Nanıentlich aber befteht der Streit darüber, ob es ein 
Geblüt8: oder ein Wahlfönigthum, oder vielmehr, wie viel es das eine oder das andere zugleich 
gewefen ſei. Da aber die germaniſchen Stämme ſchon theilweife durch die Merovinger, mehr 
noch durch die Karolinger mit dem fränkiſchen Neiche verbunden worden waren, fo Hut jih Die 
deutſche Rechtsgeſchichte auch mit der Frage beihäftigt, ob überhaupt und inwiefern dad mero⸗ 
vingifhe und das Farolingifhe Königehum Geblütd- oder Wahlfönigthum ober beides zu- 
glei gewefen, und haben fich in dieſer Beziehung gleichfalla ſehr verſchiedene Antichten geltend 
gemacht. Während nämlich einige geradezu von einem erblichen Wahlkoͤnigthum ſprachen, an- 
dere die Geblütöfolge al8 Princip behaupten, daneben aber nur ein Wahlrecht innerhalb ber 
regierenden Dynaflie zulaflen, wollen dritte bei der einen der genannten Dynaftien mehr das 
Princip der Geblütäfolge, bei der andern mehr das der Wahl ald das entſcheidende erkennen. 

Bei ver Mangelbaftigkeit unferer der Zeit nach fo fern liegenden Quellen, bei ver Schwie: 
tigkeit, die im Vergleich zu unjern Zuſtänden und Auffaffungen fo verfchievenen Verhältniſſe 
der damaligen Zeiten vollflänbig zu würdigen, und endlich bei der Unbeſtimmtheit und Unfertig- 
feit der ſtaatlichen Binrichtungen jener Berioden iſt feine Hoffnung gegeben, daß ver erwähnte 
Streit jemals definitiv auf eine allgemein befriedigende Weife gefchloffen werde. 

Jedenfalls aber Iaffen fich einige fehr wichtige Reſultate dann gewinnen, wenn man das 
Berhältnig erwägt, in welchem die Wapl- und die Gehlütsfolge ihrem innern Weſen nad 
überhaupt zum Wefen des wahren Einheitsftaats ftehen. 

"Der Gegenjag zwifhen Wahl: und Geblütsfolge ift nichtd anderes als eine Anwendung 
der allgemeinen Gegenſätze zwiſchen Sein und Werben, Befland und Wechſel, vorbeflimmter 
Ordnung und Freiheit, Stetigkeit und Wandel, Foͤderalismus und Einheitsſtaat auf die 
Staatöform oder auf die perfdnlich-einheitliche Darftellung des Staats und feiner Gewalt, Ge⸗ 
genfäge, die zugleich ven Kampf ver vecentralificenden Neigung mit ber centraliſirenden, den 
Kampf des Ideals, der Befte folle Herrfcher fein, mit der Idee der Stetigfeit des Staat in feiner 
Beſchränkung auf die monarchiſche Staatsform darftellen, wie dies in andern Richtungen durch 
den Kampf zwiſchen Republit und Monarchie, zwiſchen abfolutem und conftitutionellem oder 
oetrogirendem und pactirendem Regiment, zwiſchen perfönlicher und fingirter Souveränetät 
u. f. w. gleichfalls gefchieht. 

In jedem geſellſchaftlichen, alfo aud in jedem flaatlihen Zuſtande muß nun allen jenen an= 
gegebenen allgemeinen Gegenfägen einigermaßen Rechnung getragen werben, und während man 
um ber Einheit und Ordnung willen fih Einem unterwirft, ſucht mar zugleich durch die Wahl, 
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oder richtiger, durch die Beſchränkung dieſer Unterwerfung auf gewiſſe Zeit, höchſtens auf Le⸗ 
bensdauer, auch ein Schutz- und möglicherweiſe auch ein Steigerungsmittel für die bisherige 
Freiheit. Die Motive der einzelnen Wahlen und ver Wählenden können natürlich ſehr ver⸗ 
ſchieden fein, desgleichen der Umfang der königlichen Gewalt, die Ausbildung ver Wählenden 
ſelbſt u. ſ. w. Wol aber kann man mit Beftimmeheit fagen, daß, wenn politifch noch wenig 
entwidelte und nur in einer laxen Verbindung felbftändiger Familien und Stämme beftehende 
Bölfer beginnen , einen höhern Grad von Einigung anzuftreben, fie zunächſt nur für eine Art 
völferrechtlicher Foͤderation geneigt find, in welcher die felbft wieder entweder erblichen ober ge⸗ 
wählten Chefs der einzelnen Bundeögliever das Oberhaupt der Verbindung, vie oberſte Magi⸗ 
ratur derſelben wählen, alſo auf Bedingungen, Vertrag, gleihfam anftellen. Sonach 
erfcheint auf dieſe Weile ein Übergang gegeben aus der biäherigen etwa wölferrechtlich zu nen= 
nenden Berbinpung politifch- felbftändiger Eleinerer Gemeinwesen in eine größere flaatliche Ein⸗ 
heit, und fo können fich zuerft mehrere ſelbſtändige Familien zu einer Art von Stammedconfö- 
deration und donn Stammftant, mehrere Stamnftaaten zu einem Nationalbündniffe und dann 
Nationalfiaat entwideln und umgekehrt, woneben natürlich durch fremde Eroberungen, Bünd⸗ 
niſſe mit andern Voͤlkern u. dgl. m. manche Mobificatlonen, Veränderungen u. f. w. flattfinpen 
werben. 

Natürlich kann in allen denkbaren hierher gehörigen Verhältnifien, zu welchen auch die Ge⸗ 
folgſchaft gezählt werden mag, nur der vollkommen Selbftändige, der Vollfreie, alfo eigentlich 
nur dad Oberhaupt wenigſtens einer felbfländigen Familie, eine entſcheidende Stimme führen. 
Das Brincip der Verhandlungen muß, wie deren Form, der Vertrag fen, melden Einfluß 
immer andere Momente, 3. B. die Noth, die Sitte, haben mögen. Und je mehr das Vertrags: 
princip in concreto herrſcht, vefto mehr wird die Einigung nur eine private ober eine völfer- 
rechtliche Affociation fein und für die Beſtimmung des Oberhaupts die Wahl entfcheiden, vefto 
weniger aber auch deſſen Gewalt eine aus der gefchichtlichen Entwidelung und ber innigen Ber: 
. bindung mit dem Ganzen hervorgegangene organifche und Infofern nur ihm eigene, fondern 
nur eine manbirte und vertragamäßig verfammelte Gewalt der Glieder, fein Charakter aber 
nicht der eines Monarchen , fondern nur ver eines oberſten Bundesmagiſtrats fein. 

Je dringender dad Bedürfniß if, welches zu diefer Bereinigung zwingt, deſto mehr wirb bei 
der Wahl darauf gefehen werben, daß ber zu Wählenpe die im Moment werthvollſten Eigen⸗ 
ſchaften in möglichft hohem Grade befige. Hat die Vereinigung fi) confolidirt, iſt fie felber zur 
Sitte geworben und in fih, in ihren geichichtlichen Brinnerungen ſtark, fo wird die Wahl und 
die Binigung allmähli und ganz von felbft einen andern Charakter annehmen. Bor allem 
wird nämlich der früher geltende Satz, jeder fünne nur durch feinen eigenen Willen, alſo nie 
durch eine wie immer große Diajorität gebunden werben, ein Saß, vermöge deſſen jeder Diffen- 
tirende bie Eriftenz der Verbindung aufs Spiel fegen könnte, dadurch modificirt, daß in ben 
Wahlacten wie in fonftigen Verhandlungen ver Bundesglieder die Stinnmenmehrheit entfcheibe, 
reſp. die Minorität binde. Auf diefe Art zeigt fich eine ftärfere Neigung ver Conföberation zur 
Stastlichfeit oder ftaatlichen Einheit, des Vertragaprincips zum Princip des Geſetzes. Weiter 
aber wird, ohne Aufgeben der Wahl, viele felbft nad und nad an gewiſſe Formen gebunden 
und die Wühlbarfeit beſchränkt, wenigftens infofern, ald unter gewiflen Borausfegungen biefer 
oder jener Familie ein unbeflrittener Vorzug eingeräumt und von ihr nur dann abgegangen 
wird, wenn fie felbft kein wählbares Glied mehr enthält. In diefem Zuge tritt die Neigung zur 
ſtaatlichen Stetigkeit auch in der Staatöform hervor und Eonnte fih derfelbe an irgendeine over 
mehrere hervorleuchtende Cigenſchaften eines Haufe, z. B. beffen Alter, Reichthum, Kriegs: 
ruhm, religidfe Geheimniſſe u. ſ. w. angeſchloſſen und um fo flärfer ausgebildet haben, je unbe- 
ftrittener von der fraglichen Familie die Reinheit ihres Geblüts, je vollſtändiger von ihr bie 
Grundlagen ihrer Autorität erhalten und je feltener der Fall geworden war, wegen Ausfterbend 
einer folden Familie zur Wahl eines ganz neuen Geſchlechts zu ſchreiten. Wenn dabei bie 
Zähigkeit, mit welcher dennoch das Wahlrecht feftgehalten wurde, von ver Macht der darin ent= 
Haltenen Freiheits⸗ und Selbfländigkeitögefühle und von der Achtung auch für das Alter der Frei⸗ 
Heit Zeugniß gibt, fo beweifen viele Beifpiele, wo man, nur un das alte Geſchlecht zu behalten, 
felbft in den Eriegerifchften Zeiten Kinder und Frauen zu Königen wählte, welde Macht ſchon 
—5 bie in dem Geblütöfönigthum liegenden Ideen und realen Verhältniſſe gehabt haben 
müſſen. 

Nach dem Angeführten aber kann es nur natürlich erſcheinen, daß, je mehr Staatliches man 
von einer Verbindung erwartet, je hoͤher die Idee derſelben und infolge deſſen die Stellung ihres 
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DOberhaupts ift, deſto weniger damit eine Beſtellung des letztern durch freie Wahl harmonire, 

daß ferner, je mehr das Wahlprincip rechtlich ausgebildet und das ver Geblütsfolge zurüdge- 
brängt wird, befto mehr bie fragliche Völferverbindung fich von der Idee des Einheitöftaats ent⸗ 
ferne und endlich, daß wenn in höhern Bildungszufländen bie Gonföderationdidee durchge⸗ 
ſchlagen und jedes der verbündeten Territorien, wie fie ich inzwifchen entwidelten, ein gewiſſes 
politiſches Selbſtändigkeitsgefühl befommen hat, ihre Einheit nur dazu vorhanden ſcheint, um 
die Selbſtändigkeit aller zu decken, wobei freilich — ſcheinbar widerſpruchsvoll für eine ſo unge⸗ 
heuere Aufgabe, aber in der That logiſch in Anbetracht des präjudiziellen Punkts für das über: 
wiegende Interefie, namlich für die Erhaltung der Einzelfelbflänbigfeiten — immer berjenige 
zum Oberhaupt des Ganzen gewählt werden wird, der nach jeiner Perſönlichkeit die legtern am 
wenigften bedroht und doch dad Ganze in feiner Schwäche , ohne bebeutende Opfer der Glieder, 
am beften aufrecht zu erhalten im Stande if. Auch in viefem Stabiun £önnen aber die Ber: 
bältnifle jo gelagert fein, daß man ſich thatſächlich inner an daſſelbe Geſchlecht halt, obgleich in 
jenem Erlevigungsfalle eine Neuwahl fattfindet. Diefer Zuſtand kann fo lange dauern, bis 
dad Interefle an ver bisherigen Einheit fo vermindert wird, daß fein Gewählter die Wahl an: 
nimmt oder behält, fein Wähler mehr zur Wahl fchreitet, oder bis das einheitäftantlige Element 
des ganzen Verhältniſſes, die politifche Pflicht für dad Ganze, verflüchtigt, gegenftandsloß ge⸗ 
morben und von den ſelbſtändigen Einzelftaatderiftenzen vollfommen in Anſpruch genommen ifl. 

So findet denn wirklich zwiſchen Einheitöäftaat und Staatenmehrheit, Gonföperation, Wahl⸗ 
und Geblütsfönigthum eine innere Verbindung und ein ununterbrodpened Auf: und Abwogen 
flatt und wir haben in ven angegebenen Zügen die Geſchichte des germaniſchen Kdnigthums 
überhaupt und die des deutſchen insöbeſondere mitgezeichnei. 

Das germanifhe Königthun , wie ed in und feit ver Völkerwanderung bei allen germa- 
nifhen Völkern bervortritt, beruhte als ſtaatsrechtlicher Begriff theils auf altem mit dem ger- 
manifchen Heidenthum und Volksleben innig verbundenen Anfeben, theild auf Anexkennung 
ded Volks und Gefolgd, theild auf der Autorität ber Eroberung, der Kriegdanführerihaft und 
des großen Grundbeſitzes, theild auf einer gewillen Anerkennung feitenö der roͤmiſchen Impera- 
toren. Was von diefen Momenten bei der feften Anfievelung diefer Bölfer und ihrer Chriſtia⸗ 
niflrung binwegfiel, dad wurde durch die Anerkennung der im böcften Anfehen flehenven 
chriſtlichen Kirche und durch den mächtigen Einfluß der vielen neuen, dem frühern Recht der 
Germanen unbekannten und daher ven Königthum zur Orbuung anheimfallenden Berbalt- 
niffe gewiffermaßen erfegt. Jedenfalls aber mußte eben durch die Kirche und die Anſäſſig 
machung in den römischen Gulturländern das germanifche Königthum in feinem innern Weſen 
Durch und durch verändert werben. 

Der mehrbundertjährige ununterbrochene Beſtand, fomol der merovingiſchen ald auch der 
larolingiſchen Dynaftie, fcheint, wenigſtens beiden Franken, auf eine volllommene Ausbildung 
der Geblütsmonarchie fhließen zu laflen und zwar um jo mehr, je eutihiebener die Kirche ba- 
mals die Geblütöfolge begünfligte und je unzweifelhafter dad Königthum jener Zeit vornehmlich 
an den großen Haudgütern der regierenden Familien hing. Allein fowie die wiederholten Reichs 
theilungen zwar für nie @eblütöfolge, aber gegen deren monarchiſch⸗ſtaatlichen Charakter Zeugniß 
geben, fo beweift Die Art, in welcher die Thronentfegung der Merovinger und der Abfall 
Deutſchlands vom Brankenreihe mit ganz wenigen Ausnahmen beurtheilt und aufgenommen 
wurde, daß ed noch an einer ſtrengen Rechtsidee über Die ununterbrochene Geblütsfolge und 
an jeder Höhern organifchen Einheit ſowol des ganzen Frankenreichs wie feiner einzelnen grö- 
Bern Theile fehlte, währenn endlich aus ven zahllofen, wenngleich fich ſehr verſchieden aus- 
drückenden Stellen ver Quellen über die Iheilnahme des Volks an allen Thronwechſeln jenen- 
falls fo viel hervorgeht, daß nicht die Geblütsfolge allein über das Recht am Thron entſchieden 
habe. Eine nad dem Geſchmack und Maßgabe unferer Zeit fharfe Beflimmung der fraglichen 
inriftifh wenig entwidelten und mehr auf ver Macht ver Thatfachen und auf ſittlichen An- 
Ihauungen beruhenden Verhältniſſe des fränfifchen Reichs als eines politifchen Ganzen ift un- 
möglid. Allein gleihwie wir an andern frühern over ſpätern Beifpielen erfennen, bap mit 
per Zweifelhaftwerbung der Cinheitsſtaatlichkeit eines Reichs und mit der ſchwachen Conſtitui⸗ 
rung oder Abſchwächung eined Geblütskoͤnigthums fofort eine Art von Wahlcapitulation, aljo 
ein fihered Indicium der Neigung zur Confoͤderation, zum Genius des Wahlreichs eintritt (vgl. 
Held, „Syſtem des Verfaſſungsrechts““, I, 427, Note 1; St.: Priefl, „Histoire de la ro- 
yaute'‘, U, 383, 387; Vollgraff, „Grfter Verſuch u. ſ. w.“, III, 274, Note d; Dolgoroukow, 
„La verite sur la Russie’‘, ©. 162, 214 ; Laurent, ‚‚Etudes“ ‚1, 270; Weit, „Deutſche Ber: 
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fafſungsgeſchichte“, H, 117, 614, 617, 620, 634; Nordenflycht, „Schwediſche Staatsverfaf⸗ 
fung”, S. 121; Laſteyrie, „Histoire de la liberté politique““, I, 286; Walter, „Deutſche 
Rechtsgeſchichte““, I, 172, Note 4 und 5, 173, Note 6 und 7; Michaelis, „Mofaifches Recht”, 
Bd. l, $. 55; Böpfl, „Deutſche Rechtogefchichte Thl. U, $. 33; ; Sugenheim, „Geſchichte ber 
Aufhebung ver Leibeigenſchaft“, Petersburg 1861, S. 400 fg. Liber die ungarifchen Krö: 
nungsbiplome: Luſtkandl, „Dad ungariſch⸗ Öfterreiifche Staatsrecht“, Wien 1863, ©. 17, 
207 fg.;. Arndt, „Die Wahl Konrad's IL”, Inauguralpiffertatton, Göttingen 1861. Yu 
die engliſche „Declaratiou of rights‘, Note 13, Februar 1689, erfiheint ald eine Art von 
Wahlcapitulation, deren Idee gewiſſermaßen in jever Huldigung wie in jedem Verfafſungs⸗ 
gelöbniß des Thronfolgers enthalten ift), jo Hat pad Gegentheil jener Borausfegungen, nament- 
lich bei jungen, politifch noch wenig entwidelten Völkern, vie Wirkung eines ſtärkern Hervor- 
tretend des Clements der Geblũtsfolge. Da aber alle viefe Erſcheinungen meiftens nur von 
Perſoͤnlichkeiten abhängen, fo findet zwifchen ihnen oft bei einem und demfelben Volke leicht ein 
gewifler Wechſel ftatt, ver Die Formen undeutlich, ven Charakter der Inflitutionen ſchwankend 
macht, die Begriffe und Anfhauungen verwirrt, die begreiflich auch die gefchichtliche Beurthei⸗ 
lung ſehr erfchwert. !) 

Alle dieſe Bemerkungen paflen ganz beſonders auf das ältefle germanifche, wie auf pad mes 
rovingiſche und Farolingifche Königthum. Die Wahl als die Form der freien Mitwirkung und 
feierligen Anerkennung fand fi fletö neben dem Geblůtsrechte als der Conſequenz beſtehender 
Ordnung und nöthiger Continuität und Stetigkeit im ſtaatlichen Verbande, und es erſcheint als 
ſehr bezeichnend, wenn manchmal gerade die mächtigſten Perſoönlichkeiten ſich mehr auf das Ge⸗ 
blũtsrecht ſtũtzten, obwol fie deſſen für ihre Autorität am wenigſten bedurft Hatten, ſchwache 
Fürſten dagegen fi vorzüglich auf ihre Erwählung bezogen, obgleich gerade für fie die Wahl 
am wenigften fih ald Bafis einer Öffentlichen Autorität erwiefen hatte und ermeifen Eonnte. 

Die Trennung ded Deutfchen Reichs vom Frankenreiche hatte unter anderm auch die Folge, 
daß in dem weſtlichen Frankenreiche verhältnißmäßig fehr fchnell das Geblütskoͤnigthum ſich 
en twickelte. Wenigſtens ſtel bald jeder Wahlact weg. Was von der in dem Wahlrechte ausge⸗ 
ſp rochenen alten Freiheitd- und Confoderationsidee noch übrig blieb, ſprach ſich in den Huldi⸗ 
gungen der großen Vaſallen und des Volks aus und wurde durch die Vernichtung der erſtern 
nach und nach nichts anderes als eine die Rechte des Geblütskonigthums beſtärkende Ceremonie. 

In dem während der Frankenherrſchaft weder in ſich ſelbſt noch wit dem großen fränkiſchen 
Reiche organiſch geeinigten Deutſchland aber waren die Berhältnifie anders gelagert. Deutſch⸗ 
land beſtand aus einer Mehrzahl mächtiger Nationen, deren jede in ihrem nationalen Herzog⸗ 
thum für ſich allein ſchon eine Art von nationalem Geblütskönigthum beſaß. 

Das nationale Herzogthum, der hoͤchſte politiſche Ausdruck des particularen deutſchen Selb: 
ſtaͤndigkeits⸗- und Freiheitsbewußtſeins, mußte demnach der Hauptgegner eines geſammtnatio⸗ 
nalen ſtarken Koͤnigthums namentlich dann werden, wenn ein ſolches Koͤnigthum nicht nur 
vorübergehend dem Herzogthum mit aller Macht dienen, ſondern durch die Erblichkeit ſich an 
Stetigkeit dem Nationalherzogthum gleich und deshalb dauernd über daſſelbe fegen wollte. Im 
Deutſchland dauerte ver Kampf zwiſchen particularer Selbſtändigkeit der Theile und ſtaatlicher 
Einheit des Ganzen, ein Kampf, der ſich zunächſt durchweg innerhalb der Formen des Lehnver⸗ 
bandes vollzog und auch bald in ben verſchiedenen Operationen zur Vernichtung der Stammes⸗ 
berzogthümer, bald in den mannichfachen Beftrehungen zur Erblichmachung ber NReichöfrone 
und in der Oppofltion gegen beibeö äußerte, eigentlich ununterbrochen bis auf unfere Zeit, und 
wie verſchieden aud die neuern Formen dieſes Kampfes son denen des Mittelalters find, fo if 
er doch bis zur Stunde noch nicht abgeſchloſſen. 

Dad Deutſche Reich mußte mit einer Königswahl beginnen, bei welcher aber dennoch wieder 
pas Geblũtsmoment hervortritt, Dieſes Ift unverkennbar wirkfam, folange die Donaſtie des 
Gewãahlten beerbt erſcheint, obgleich die Anerkennung feitend der Stämme nicht fehlen darf und 
diefelbe, falls nicht frei gegeben, mit ven Waffen erzwungen werden muß. Je ſchneller die Dy⸗ 
naſtien ausſterben, deſto oͤfter tritt die Wahl als ver einzige Erwerbstitel der Krone in den Vor: 
dergrund und deſto mehr befeſtigt ſich demnach dad Wahlprineip, welches ſowol mit ven alo- 
dialen wie feudalen Intereflen der Großen des Reichs am Heften zu harmoniren ſcheint und nicht 
nur vom Papſte, fondern auch bald von den auswärtigen meltlihen Mächten begünfligt wird. 
Nachdem uͤbrigens das Schwanken zwiſchen ben beiden Principien des Wahl: und Geblüto⸗ 


1) Vgl: Luflfandt,, a. a. O., S. 16, 249 fg. 
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tönigthums bald in der Erwählung des Nachfolgers bei.Lebzeiten des Königs, bald In vem aus- 
drücklichen Verſprechen, die Reichskrone nicht erblich zu machen, bald In förmlichen Unterhand⸗ 
lungen über die Erblichmachung der deutſchen Krone ſich ausgedrückt Hatte, fand endlich das 
Wahlprincip die reihögrundgefeglihe Anerkennung, und während durch die Erblichwerdung ver 
Lehne das Princip der Erblichkeit nicht nur die Territorialfucceffion, fondern das ganze deutice 
Rechts- und Befellfchaftsleben beherrichte, war es für immer von der Reichsſucceſſton aus- 
geſchloſſen. 

Die Formen der deutſchen Königswahl betreffend, fo ſcheint es anfänglich an irgendeiner 
gefeglihen over dur Sitte und Gewohnheit allgemein anerkannten Beflimmung darüber 
gänzlich gefehlt zu Haben. Zwar bezog man fi mitunter auf pie Analogie ver Bapftmahl; auf 
behaupteten die Rheinfranken in dieſer Hinficht eine Art von Vorrecht (der König follte auf 
ihrer Erde, auf roter, fränkifcher Erde gemählt werden und gewann mit feiner Ermählung 
fränfifches Recht u. ſ. w) und vereinigten fich piefelben zuerft mit ven Sachfen über ben zu Erwäh— 
lenden. Allein darin dürfen keineswegs allgemein anerfannte Wahlvorrechte Befunden werben 
und die Autorität des neugewählten Königs hing auch bei den übrigen Stämmen immer von 
deren freier ober durch den König mit Hülfe feiner Anhänger erzwungener Anerkennung ab. 
Nicht minder unbeſtimmt erfheint bis zur Mitte des 14. Jahrhunderts die Frage, wer und in 
welchem Maße jeder bei ber Konigswahl mitzumirken habe und welches die nöthige Majorität, 
welches die Folgen der Majoritätswahl für die viffentirenden Minoritäten feten. Unbeſtritten 
war nur, daß lediglich volffreie deutſche Männer activ wie paſſiv wahlfähig felen, und in dieſem 
Sinne wird nod bei der Wahl Friedrich's I. im Jahre 1152 gefagt: „Universi principes 
et ceteri proceres cum totius populi favore et alacritate nos in regni fastigium elegerunt.” 
Jedenfalls erfcheint es aber nur natürlich, daß die verſchiedenen realen Madhtverhäftniffe einen 
beſtimmenden Einfluß auf vas Maß der Bebeutung der Wahlftimmen üben mußten, daß alfo 
die mädhtigften Fürſten, hinter venen zahlreiche Völker und Vaſallen landen, ein größeres Ge: 
wicht in die Wagſchale der Entfcheinung warfen als ver übrige von Ihnen theilweiſe abhängige 
Herrenſtand, und daß bie Anerkennung und dad Zujauchzen des Volks, unter ver Borandfegung 
der Übereinflimmung ver Großen, bald nur eine bie bereits geſchehene Entſcheidung anerken⸗ 
nende Beierlichkeit gewefen ſei. Hiernach erklärt fich nicht nur ein frühes Hervortreten bed Fin: 
fluffe® des Erzbifchofs von Mainz auf die Leitung der Königswahl, fondern auch bie Übertra: 
gung einer Art von Vorwahl an einige der bedeutendſten Fürften des Reichs. Der Begrif 
eined Kurfürften (princeps elector) findet fidh zum erften mal in einer Urkunde von zweifel⸗ 
bafter Echtheit, nämlich in einem Privilegtum Friedrich's I. vom Jahre 1156 (Zöpfl, a. a. D., 
©. 457). Seine eigentlie Begründung aber fand er erft in den berühmten Rechtsbüchern bed 
13. Jahrhunderts, im Sachſen- und Schwahenfpiegel. Beide Quellen fhreiben das Recht, den 
deutſchen König zu kieſen, nur fieben Kürften, brei geifklichen (den Erzbifchöfen und Reichserz⸗ 
Fanzlern von Mainz, Trier und Köln) und vier weltlichen Fürften (den Trägern der Reichserz- 
ämter, nämli dem Pfalzgrafen bei Rhein, Truchſeß, dem Herzog von Sachſen, Marſchall, dem 
Markgrafen von Brandenburg, Kämmerer, und endlich nad) dem Schwabenfpiegel dem Herzog 
von Baiern, nad dem Sachfenfpiegel dem König von Böhmen als Schenke) zu, jedoch mit dem 

"Beifügen, daß fie nicht follen „Kiesen iren mutwillen”, fonbern denjenigen, den „die vorsten 
alle to Koninge erwelt“. Bon einem ausſchließlichen freien Wahlrechte dieſer fleben Kürften 
ift alfo in den Rechtsbüchern noch feine Rede. Als fehr wichtig aber erfcheint es und als ein 
Zeichen, wie weit bereits das Erkenntniß des Bedürfniſſes einer beftimmtern Ordnung fortge: 
fritten war, wenn, Gbereinftimmend mit einigen ähnlichen früheren Berfuchen (Zöpfl, a. a. D., 
©. 460, Note 13) der Schwabenſpiegel (Landrecht, c. 130, edit. Laßberg) fagt: „Darumbe 
ist der fursten ungerade gesetzet, ob dri an einen gevallen, und vier an den andern, das 
die dri den viern folgen suln . und also sol je die minner volge der merren volgen . daz ist 
an aller Kur recht.” Ob nun glei in diefer Beflimmung eine bebeutenbe Fortbildung der 
ganzen Wahleinrichtung und zugleich ein großer Fortſchritt des politiſchen Einheitögebanfen? 
gefunden werben muß, fo fehlte Doch immer noch viel dazu, daß die deutſche Königämahl genu- 
gend organtfirt gewefen wäre, und konnte e8 dazu um fo weniger fommen, als vie feit Otto. 
beftehende untrennbare Berbinbung der roͤmiſchen Kaiſerkrone mit ber deutſchen Koͤnigskrone 
bei ven Wahlen der deutſchen Könige Intereflen und Einflüffe wirkſam werben Iaffen mußte, die 
jedenfalls einer genauern Beflimmung des Wahlreichs entgegen waren. Denn die deutſbe 
Königskrone beruhte auf der Wahl der Nation, und wenn auch der von den deutfchen Fürſten 
rite Gewählte (Schwabenſpiegel, c. 122, 123; Sachſenſpiegel, UI, 52, 54) ven Anſpruch auf die 
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römifche Kaiferkrone hatte, fo galt doch damals der Grundſatz, daß der Erwerb verfelben von 
der Krönung in Nom abhänge. Natürlid wurde nun die Bedeutung der legtern und deren 
Verhältniß zur deutſchen Königswahl verſchieden aufgefaßt, d. H. der ganze Antagonismus 
zwiſchen Deutfchlann und Italien, der Gegenſatz zwiſchen Staat und Kirche, Papſtthum und 
Kaiferthun, gerade auf dieſes Verhältniß übertragen. Zu alledem kommt aber noch, daß jene 
Zeiten überhaupt vetaillirten grundgefeglichen Beflimmungen abgeneigt waren und bie vorhin 
genannten fieben Fürſten zwar als die angefehenflen in Deutfchland galten, allein zu jenen 
Zeiten nur bei ver Koͤnigswahl felbft ald ein befonderes Kollegium erfcheinen, während fie jonft 
auf ven Reichstagen ein ſolches noch nicht bilden. 

In den langen und ſchweren Kämpfen zwiſchen der geiftlichen und weltlichen, ver Idee nach 
zu einer freien, friedlichen Einheit berufenen Weltmacht des Mittelalters, in der Oppoſition der 
zum Bewußtjein kommenden Hauptnationalitäten Europas gegen die weltliche Suprematie des 
kaiſerlichen wie des päpſtlichen Stuhls war auch den veutichen Fürſten und Voͤlkern nach und 
nad ver Gedanke aufgegangen, die Hand an ven Ausbau ver deutſchen Verfaflung, an eine be⸗ 
ſtimmtere Ordnung ber innern Berhältniffe Deutſchlands zu legen. Daß man dabei zu alfererft 
an die Regulirung der Nachfolge im Reichsregiment dachte, ift ſchon an fich gerechtfertigt, theils 
weil diefer Gegenfland für die Verfaffungsfrage einer Monarchie entichieden ver wichtigfte if, 
theils weil überhaupt im Mittelalter das KRönigthum ausſchließlich als der Träger der nationalen 
Selbitändigfeit betrachtet wurde. Zudem hatte aber noch der Bapft Johann XXII. einen beſon⸗ 
bern Anfloß zur genauern Beſtimmung dieſes Verhältniſſes dadurch gegeben, daß er in dem 
Streite Ludwig's des Baiern mit Friedrich dem Schönen. von Ofterreich über bie deutſche Kö- 
nigöfrone ohne weiteres den deutſchen Thron für erledigt und ſich als alleinigen Richter in dieſer 
Sache erklärt hatte, So zraten denn am 15. Juli 1338 die Kurfürften (mit Ausnahme Böh- 
mens) zu Renſe am Rhein zufanımen und ſchloſſen ven fogenannten erften Kurverein (welcher 
bis zum Jahre 1558 mehrmals wiederholt wurde) zum Schuge ihres und des Reichs freien 
Wahlrechts. W 

Der Hauptinhalt dieſer, urſprünglich in deutſcher Sprache abgefaßten „Unio Electorum 
Rensensis” ift die Behauptung des Kurrechts feitend ver Kurfürften, ver Ausschluß jedweden 
fremden Ginfluffes auf die Wahl und die nach allen Seiten hin unantaftbare Gültigleit ver von 
den Kurfürften einflimmig ober von dem „Merertail” verfelben getroffenen Wahl (Pütter, 
„Hiſtoriſcher Entwurf der Staatöverfaflung des Deutfchen Reichs“, I, 232 fg.; Schmauß, 
„Corp. jur. publ. J. R. imper.“, ©. 10 fg.). 

Durch den furz danach (8. Aug. 1338) auf einem Neihötag zu Frankfurt gefaßten und in 
der Regel mit „CGonstitutio Ludovici Bavarici de jure et excellentia imperii‘ bezeichneten 
Reichsſchluß (Schmauß, a. a. O., S. 9 fg.) wurden die Grundfäge ded Kurvereins von Renſe 
nicht nur gebilligt, ſondern auch namentlich den Prätentionen bes päpfllichen Stuhls gegenüber 
auf das beſtimmteſte die Behauptungen aufgeſtellt, daß die kaiſerliche Würde unmittelbar von 
Gott und einzig und allein durch Vermittelung der Wahl der Kurfürſten übertragen ſei und daß 
der Gewaͤhlte ſchon durch die Wahl ſelbſt wahrer König und roͤmiſcher Kaiſer ſei, ohne daß es 
erſt irgendeiner „Approbatio, confirmatio, auctoritas oder consensus”, auch nicht des Papſtes 
oder des apoſtoliſchen Stuhls dazu bedürfe. 

Der Kurverein zu Reuſe und die ebenerwähnte „Constitulio Ludovici Bavar.“ waren aber 
nur die Vorläufer des erſten eigentlichen, bis zur Stunde noch in einigen Stücken praktiſchen 
deutſchen Reichsgrundgeſetzes, nämlich der theilweiſe auf einem Reichstage zu Nürnberg am 
10. Jan. 1356, theilweife auf dem Reichſstage zu Metz am 25. Der. veflelben Jahres zus 
Stande gebrachten Kurfürftenbulle Kaiſer Karl's IV., welche wegen des an ihr wie an andern 
wichtigen Driginalurfunden 2) befindlichen in Gold gearbeiteten Siegel fpäter allgemein aus⸗ 
ſchließlich die Goldene Bulle genannt wurde. 

Diefed vorzüglich mit ven Kurfürften vereinbarte Reichsgrundgeſetz (vgl. Held, „Syſtem“, 
1, 438 fg.) ift feinem Hauptinhalte nad) ein Reichswahlgeſetz und befleht deſſen Bedeutung vor 
allem darin, daß mit ihm die Form ded Deutfchen Reichs als eines Wahlreichs für inımer unab⸗ 
änderlich beſtimmt und ſonach der ganzen künftigen Entwickelung Deutſchlands gleichſam grund⸗ 
geſetzlich die Richtung angegeben iſt. Abgeſehen von der in der Goldenen Bulle enthaltenen 





2) Vgl. z. B. über die ſogenannte Brabanter Goldene Bulle die Wahlcapitulation von 1792, 
Axt. 27, $. 4, umd Drtel, a. a. D., ©. 342, Rote 71. Eine ungarifche Goldene Bulle f. bei Luſtkandl, 
a. a. .r . ® 
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Betätigung der Principien der Rechtabücher, des Kurvereind zu Renfe und der „Constitutio 
Ludov. Bav.“ (Geſetzbuch, Kap. 2, 66.1,6,10; Kap. 4, 6.34), ſowie von ven bis in dad 
Fleinfte Detail ver Koͤnigswahl, ja fhon des Zugd der Kurfürften zur Königswahl gehenden 
zahlreichen Beflinmungen (Geſetzbuch, Kap. 3, 4, 6, 21, 22, 26—29), ind al& die wichtigften 
zum Theil noch jegt nachwirkenden Verfügungen verfelben folgenbe hervorzuheben: 

1) Rap.d, 86.1 und 2 wird das Reichsvicariat für den Fall der Erledigung des Throns dem 
Pfalzgrafen anı Rhein „In partibus Rheni et Suevia et in jure Franconico‘‘ und dem Herzog 
von Sadjfen „in his locis, ubi Saxonica jura sorvantur“ übertragen und dad ganze Ver: 
hältniß, die Competenz ber Reichövicare, genauer beftimmt. 

2) Kap. 5, $. 3 erkennt an und beſtimmt näher das Recht des rheiniſchen Bfalzgrafen, über 
dem Kaifer zu Recht zu figen. Aber die Fälle felbft find nicht angegeben und heißt e8 ausdrück 
lid: „Sicut ex gonsuetudine introductum dicitur.“ (S. Zöpfl, a. a. D., S. 468.) 

3) Rap. 7, 66.2 und 3 orbnet an und beflimmt genauer die Vorausſetzungen der perfönlichen 
Suceeffionsfähigkeit, forte die Primogeniturordnung für die Thronfolge der weltlichen Kur⸗ 
fürftenthHümer,, während 6. 4 veflelben Kapiteld das vollendete achtzehnte Lebensjahr als Bol: 
jährigkeitötermin für den Antritt des Regiments in diefen Kurlaͤndern feilfegt und die etwa 
noͤthige Regierungsvormundfhaft anoronet. Vgl. au Kap. 25,6.3 fg. 

4) Kap. 8 beflimmt die flantörechtliden Berhältniffe Böhmens zum Neid. 

5) Kap. 9 und 10 beftätigen ven Kurfürften ven Beſitz aller von ihnen bereitö erworbenen 
Regalten, namentlich das Berg : und Salinenregal, dad Judenſchutz-⸗, Zoll = und Münzredt. 

6) Kap. 11 handelt „de immunitate principum EBlectorum‘, d. h. es eriheilt ven Kur: 
fürften für ihre Lande und Leute die Privilegien de non evocando und de non appel- 
. lando; doc ſollte in allen Fällen der „‚denegata justitia” an das kaiſerliche Hofgericht appel- 
(irt werden können (a. a. D., 6.4). 

7) Kap. 12 fhreibt vor, daß zur Verhandlung wichtigerer Reichegeſchäfte alljährlih eine 
Berfammlung der Kurflirften flattfinden folle. Statt der Ausführung dieſer Beſtimmung 
finden wir aber nur bie Cinholung der fhriftlihen Zuſtimmung der Kurfürften feitend des 
Kaiſers (Willebriefe). 

8) Kap. 14—17 inclufive treffen verſchiedene für den allgemeinen Rechtözuſtand Deutſch⸗ 
lands damals fehr wichtige und zum Theil hoöchſt charakfteriftiiche Beilimmungen, namentlich 
über fimulirte und betrügerifche Lehnsrefutationen, über Afloclation, Pfahlbũrgerthum und 
Fauſt-, reſp. Fehderecht. 

9) Ray. 20, mit welchem die oben hervorgehobenen Veſtimmungen des Kap. 7 und 25 aufs 
innigfte zufammenhängen (vgl. au Rap. 25, $$. 1 und 2), erfcheint infofern von ganz befon- 
derer Wichtigkeit, als daſſelbe vie Ungertrennlifeit der Kurflinime von ven KRurlanden und Die 
Untheilbarkeit und Unveräußerlichkeit der letztern mit der größten Entſchiedenheit und ohne eine 
Ausnahme zuzulaffen, ausfpridt. Während nämlich in diefer Beflimmung die Behauptung 
und Anerkennung des faf in Vergeſſenheit gerathenen Charakters des Reichsamté, alfo der lin: 
tbeilbarkeit und Unveränßerlichkeit legt, und infofern die Rechte des Reichs gewahrt werben 
wollen, wird durch die ungertvennliche Verbindung ber Kurflimme mit den Kurlanden bad er: 
ftere Princip wieder paralufirt und die Kurftimme gleihfam als Pertinenz der Kurlande, inſo⸗ 
fern alfo auch mehr als Begenfland einer eigenen, dynaſtiſchen und infoweit faſt privaten Be: 
rechtigung betrachtet, ein Geſichtspunkt, der nach dem ganzen Entwidelungsgang, weichen das 
Berbältnig zwiſchen ver Reicheſtaats- und Territortalgewalt genommen hatte, am Ende praf: 
tifch nur zu Gunſten der legtern geltend werben konnte. 

10) Kap. 24 erflärt die Anmenbbarfeit ver L. 5 Cod. ad Legg. Jul. Majestatis in Bezug 
auf die Kurfürften, welche daſelbſt vom Kaifer „pars corporis nostri” genannt werben. 

11) Als beſonders harakteriftifch erwähnen wir noch, daß die Goldene Bulle ein eigenes 
Kapitel (da8 30.) „de institutione Electoratium heredum in linguis‘ enthält. Ausgehend 
nämlid von der großen Verſchledenheit der im Heiligen Römifgen Reiche deutiher Nation in 
nung befindlichen Sprachen und von der Nothwendigkeit, daß die Kurfürften für alle ie 
verſtändlich ausprüden und alle ſelbſt verſtehen koͤnnten, verlangt das Geſetz, die vollſtändige 
Kenntniß der deutſchen Sprache vorausſetzend, daß die zur Nachfolge in ein Kurfürſtenthum 
berufenen Prinzen von ihrem ſiebenten Lebensjahre an bi8 zum vierzehnten in der Brammatif 
und in der italienifchen und jlawifchen Sprage unterrichtet würden. 

Wenn nun aud die Boldene Bulle in den wichtigſten und meiften Stüden nur als eine 
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ausdrückliche und feierliche Anerkennung oder eine beflimmtere Kormulirung und entſchiedene 
Beftärfung längft behaupteter und auch angewendeter Rectsfäge erſcheint, fo dürfte e8 doch 
nicht leicht möglich fein, ihre Bedeutung für die damalige Zeit und was darauf folgte, zu über- 
ſchätzen. Lagen in der grundgefeglihen Sanctionirung des Wahlreih8 ald unabänderliche 
Berfaffungdform für Geſammtdeutſchland die gefammten Fünftigen Schickſale der deutſchen 
Geſammteinheit auf Tange Jahrhunderte vorbeflimmt und erjcheint demnach die Goldene Bulle 
mehr al& eine Conſtitutionsurkunde für die volle Selbfländigfeit der Kurfürftenthümer, denn 
als eine Konftitutionsurfunde für das Reich, fo ift ihr außerorbentlicher Werth eben darin zu 
ſuchen, daß fie für den allergefährlichften Moment der allen Theilen dennoch unentbehrlichen 
‚Reichseriftenz , für ben Moment des Interregnum und der Koͤnigswahl, Frieden und Ordnung 
fchuf, in der Art aber, wie fle die Kurfürftenthümer felbft ordnete, den Hauptzügen nach auch 
für die Übrigen felbfländigen Territorien Deutfchlands ein Mufter politifcher Organtfatton gab, 
weldes, bei dem Einfluſſe des in ven Kurfürftenthümern gebotenen Beifpiels, altentbalben 
Nachahmung finden und überhaupt flatt der biöherigen vorherrſchend patrimonialen ober pri- 
vatrechtlichen eine mehr ſtaatliche Cutwickelung der Territorien anbahnen mußte. 

Mit der entſchiedenen Wahlform erfcheint aber das Moment ver Wahlcapitulation, wie ver: 
fchieden eine foldje auch denkbarerweiſe aufgefaßt und ausgedrückt werben fann, immer von 
Tetbft gegeben (vgl. zu den oben angeführten Citaten über Wahlcapitulationen noch Zöpfl, 
a. a. O., 9.531 fg.; Walter, ‚Deutliche Rechtsgeſchichte““, I, F. 342; Eichhorn, „Deutliche 
Staatd - und Rechtögeichichte‘‘, fünfte Auflage, FF. 538, 427, 476, 477, 502, 525, 526,531, 
563, 582,594; Zachariä, „Rechtsgutachten, die ſtaatsrechtlichen Verhältniſſe des gräflichen 
Hauſes und der Grafſchaft Stolberg: Wernigerode zur preußiſchen Krone-betreffend‘‘, Odttingen 
1862, ©. 81; Sugenheim, a. a. O., S. 371). Nachdem fon die Wahlen Rudolf 8 von 
Rheinfelden und Rudolf's von Habsburg gefhichtlich nachweisbar an gewifle von den Wahl- 
fürften geftellte und von dem zu Erwählenden eidlich anzugelobende Bebingungen geknüpft 
worden waren (|. Zöpfl, a. a. O., Thl. II, F. 44, Rote 8, und 6.62, Note 2), wurden bie Wahl⸗ 
bedingungen zum erften mal bei der Wahl Karl's V. (3. Juli 1519) in Kapitel (fpäter Artifel 
genannt) abgefaßt, weshalb man hier von der erften eigentlihen Wahlcapitulation fpricht. 

Die Wahlcapitulation wurde zwar zunähft nur von ven Kurfürften, wenn auch nicht ohne 
Mückſtcht auf alle Reichsſtäände abgefaßt, reip. mit dem Kaifer abgefchloffen und enthielt in einer 
Meihe von neuen oder längft ohnehin ſchon beſtehenden Beichränfungen der kaiſerlichen Macht, 
die in der Form von Verpflichtungen des Kaiſers gegen die Kurfürften ausgedrückt waren, bie 
eigentlichen reichsverfaſſungs mäßigen Beflimmungen über die Ausübung bes Faiferlichen Regi: 
ments. Die Wahlcapitulation ift zugleich eine Erweiterung und Sperification des alten Regie: 
rungseides ber beutfchen Könige, bat aber trog aller noch fo bedeutenden Verſchiedenheiten auch 
etwas mit dem bei ben Römern vorfommenden prätorifchen Ediet gemein, namentlich den Drang 
nach bleibender Feſtſtellung. Die in die Zeit von 1519— 1792 (mo Franz II. bie legte Wahl- 
capitulation beihwor) fallende Geſchichte ver Wahlcapitulation iſt durchzogen einmal von dem 
Kampfe der übrigen Reichsſtände mit den Kurfürften um Mitbetheiligung bei Abfafjung der 
Wahlcapitulationen, und dann von dem Streben, das Beduͤrfniß einer beflänpigen Wahlcapitu- 
lation mit dem Berürfniffe, Neuerungen in derfelben anzubringen, auözugleihen. (Vgl. 
Örtel'8 „Einleitung zu der Wahlcapitulation von 1792” in deſſen „Staatsgrundgeſetze bes 
Deutichen Reichs“, ©. A42— 451.) Als envlid im Sabre 1806 das Deutfche Reich aufgelöft 
wurde, war man in Feiner von dieſen beiden Beziehungen zu einer allgemein anerkannten und 
befriedigenden Entſcheidung gekommen. | 

Indem wir bezüglich ber fpätern Veränderungen ber Stellung der Kurfürften im Reichs⸗ 
tage ſowie rückfichtlich der namentlich feit dem Dreißigjährigen Kriege eingetretenen Berände- 
rungen in ber Zahl und perfönlichen Träagerfchaft ver Kurflimmen auf Zöpfl, a. a. O., Bd. II, 
$. 68, und defien „Grundſätze des gemeinen beutfhen Staatsrechts“ (fünfte Auflage), $. 93, 
verweiſen, wollen wir im Folgenden eine gedrängte Liberficht der kaiſerlichen Wahlcapitulation 
and zwar der fehzehnten und legten von 1792, melder übrigens die am 8. Juli 1711 be: 
ſchloſſene und von der Wahl Karl’d VI. an jeder Wahlcapitulation zu Grunde gelegte foge- 
nannte capitulatio perpetua als Bafid dient, zu geben verſuchen. (Bol. Hriel, a. a. O., 
S. 451 fg., mit Schmauß, a. a. O., ©. 1141.) 

Die ganze Wahlcapitulation zerfällt in 30 Artikel, nach deren Reihenfolge nun der Inhalt 
gegeben werden foll. | 
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Vor allem wird (Art. 1) die alte Bedeutung des deutſchen Königthumd, Amt und Regie: 
rung der Chriftenheit, namentlich die advocatia ecclesiae hervorgehoben ($. 1) und der darin 
liegende Wiperfprud mit ven Beſtimmungen des zum Reichsgrundgeſetz erhobenen Weſtfäliſchen 
Friedens durch die auf die Reihäftände Augsburgiſcher Confeſſion bezüglichen 66. 10 und 11 
auszugleichen verſucht, dann aber i in den $$. 2 — 9 incluſive das Verhältniß des Kaiſers zu ven 
Reichsſtänden, namentlich auch zu den Kurfürſten, ſowol was deren Stellung am Reichstage als 
auch in ihren Territorien betrifft, lediglich zu Gunſten der vollfien Selbſtändigkeit der Reihe: 
ftände beſtimmt, ſodaß ſchon in dieſem Art. 1 e8 unbegreiflich wird, worin denn „Würde, Amt 
und Regierung der Chriſtenheit“ beflanden haben folle. Noch mehr fleigt der Widerfprud, 
wenn Art. 2,6. 1, beginnt: „Wir follen und wollen das Reich, foviel in unfern Kräften if, 
firmen und vermehren‘; 6. 2. „Uns feiner Succefiion und Erbſchaft veffelben anmafen.... 
noch danach trachten, daſſelbe auf und, unfere Erben und Nachkommen, oder auf jemand anders 
zu wenden.” Allerdings nur ald König und foweit e8 in feinen Kräften als folder lag, follte 
der zu Erwählende die Verſprechungen des $. 1 maden; allein längft mußte man willen, daß 
das deutfche Königehum nicht mehr fähig war, diefe Verfprechungen zu erfüllen, daß dad Deutſche 
Reich nad) ver Geſammtheit der beftehenden Verhältniſſe nicht mehr fähig war, dieſe Verſpre⸗ 
Hungen an fih erfüllen zu laffen. Selbſt das einzige hierzu geeignete, in 6. 2 gebotene Mittel, 
die Erblihmahung der Reichſskrone, hätte auf dem Standpunkte, auf welchem das Reich ſchon 

jeit ver Goldenen Bulle (f. 6. 3) angelangt war, weder angewendet werben, noch, wenn doch, 
das Deutfche Reich wienerbeleben fönnen. Der Kaifer verſpricht alſo, das ganze hergebrachte 
Reichorecht unverletzt zu erhalten, bie Geſetzgebung und was dazu gehört, nur mit „geſamter 
Stände Rath und Bergleihung” auf den Reichstagen zu üben ($. 5), ven Organen der Reichs⸗ 
gewalt, namentlich ven Reichögerichten,, Feine Parteilichkeit zu geftatten,, die bisher begründete 
Religionsfreiheit und ven Religionsfrieden unter ven beiden Religionsparteien aufrecht zu er⸗ 
halten ($. 8). Art. 3 betrifft befonderd die Stellung der Kurfürften, deren bejondere Rechte 
als Wähler und Reichsſtände die römische Königsmahl, das Reichsvicariat, ven völkerrechtlichen 
Nang der Kurfürften, die Reichserbämter und deren Berhältniß zu den Hofämtern des Königs. 
Der Art. 4 handelt vorzüglich von den Nechten des Kaifers über Krieg und Frieden, über Füh— 
rung von Reichfriegen, Truppenmerbungen, Berwendung der Truppen, Einquartierungen, 
Friedensſchlüſſen u. ſ. w., eigentlih aber nur von den Befchränfungen des Kaiſers in allen biefen 
Dingen zu Gunften der Stände und Ritterfchaft des Reichs. Art. 5 ſucht dad Eaijerlige 
Steuer= und Auflagenredt zu ordnen, verbietet die fogenannten Erecutionen ($$. 7, 10, vgl. 
auch Art. 10, $. 2) und bindet Begründung und Verwendung der Steuern und Hülfen an die 
MWilligung der Stände. Art. 6 knüpft dad Recht des Kaifers, völkerrechtliche Bündniſſe in ded 
Reihe Händeln einzugehen, an die Bewilligung ver Reichsſtände, gibt aber dem Kaifer für 
feine eigenen Rande wie den Ständen des Reichs das jus foederum exterorum , foweit ed nidt 
wider Kaijer und Reich, ven allgemeinen Landfrieden und ven Wertfälifgen Frieden geht. 
Art. 7 verfpricht eine zeitgemäße Reforu ber Reichspolizeiordnung, namentlich in Bezug auf bie 
Verkehrsmittel, den Buchhandel, die Seeihiffahrt und den Seehandel, die Handelsprivilegien, 
die Durch- und Einfuhr von Waaren. Art. 8 Handelt von ben in damaligen Zeiten fo zahl: 
reihen und wichtigen Zollvehten, von der Anlegung neuer, Erhöhung und Verlängerung alter 
Zölle, vom Gebrauch der hebenden Zollgeredhtigfeiten vefp. Verhütung ihres Misbrauchs, von 
Abſchaffung unrehtmäßiger Zölle, Stapel und Niederlage, von ver Zollfreiheit ver Reihe: 
fände. Art. Yift ver genauen Beftimmung des Münzrechts gewidmet. In Art. 10 verheißt 
der Kaifer die Unterlaffung jeder Veräußerung des Reichs und feiner Zugehörungen und ben 
möglichſten Wiedererwerb ver bereits geichehenen Veräußerungen, dieſes Wort im weiteften 
Sinne genommen, ferner die Zuziehung des Reichs und ber dabei intereffirten Stände bei 
Reichsgrenzenregulirungen; feine Mitwirkung zur Reftitution der dem Iohanniterorben ent: 
zogenen anjehnlichen Güter; die Zurüderftattung des vom Kaifer und den Seinigen ohne recht⸗ 
mäßigen Titel befeffenen Reichsguts an dad Reich; die Aufrechterhaltung des Reichslehnver⸗ 
bandes in- und außerhalb Deutfchlands, namentlich in Italien. Nach Art. 14 verpflichtet ſich 
ber Kaiſer, ſämmtlichen Reichsvaſallen ihre Lehen nad) dem vorigen Tenor zu erneuern, bie 
Reichslehnpflicht nicht auf fein Haus zu richten, für die Bormen und Taren der Lebnörenoyation, 
namentlich auch für den Fall der Minverjährigfeit des Lehnfolgers, feine nachtheiligen Vor: 
fhriften zu geben. Außerdem enthält dieſer Artifel namentlich die befannten wichtigen Beflim- 
mungen über heimgefallene Reichslehen ($. 10 fg.) und das Veriprechen des Kaijers, „in mi: 
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tigen Sachen, fo das Neich betreffen, und von hoher Präjubiz und weitem Ausfehen find, balı 
anfangs der Kurfürften, als unjerer innerften Mäthe, Gedanken zu vernehnen, auch nach Bele: 
genheit der Sachen, Fürſten und Stände Rathbedenkens zu gebrauchen, und ohne biefelben 
hierin nichts vorzunehmen‘. Art. 12 läßt den Kaifer die Wiederherbeibringung, auch Ergän: 
zung ber Reichöfreife, die Ausführung der Kreiöverfaflungs« und Eremtionsordnung und bie 
Wieberherfiellung der orbinären Neichödeputation auf den reihsconftitutiondmäßigen Stand 

verſprechen. In Art. 13 verheißt der Kaifer die wenigftens alle 10 Jahre regelmäßige Einbe⸗ 
rufung eined allgemeinen Reichstagẽ innerhalb des Reichs veutfcher Nation, Freiheit der Be- 
rathungen und Schlußfaflung, ordnungsmäßige Einbringung der Bropofltion u.f.w. Art. 14 
betrifft dad Verhältniß zum päpſtlichen Stuhle und das Reichoſtaatskirchenrecht. In Art. 15 
ift Recht und Einfluß des Kaiſers auf Die innern Berhältnifle der Neichäterritorien, namentlich 
auch auf Die Verhältniffe zwifchen ven Landesherren und ihren (d. 5. des Reichs mittelbaren) 
Unterthanen und Lanpfländen näher beſtimmt. Art. 16 enthält vie detaillirte Verſprechung, 
Friede und Einigkeit zu pflanzen, Recht und Gerechtigkeit aufzurichten umd zu verfügen, in allem 
nad) dem beſtehenden Recht des Reichs zu regieren und bie Competenz als Reichsoberhaupt nie 
mit der als Landesherr in den eigenen Landen zu vermiſchen. Insbeſondere wird hierbei des 
Reichshofraths und des Reichskammergerichts gedacht. Art. 17 Handelt zunächſt von der Juftiz 
der ebengenannten beiden höchften Reichägerichte und von der Lehnstaxe, Art. 18 von der Auf: 
rechterhaltung der rechtmäßig begründeten Exemtionen der Reichsſtände, namentlid ber privi- 
legia de non appellando et evocando und von dem Eaiferlidhen Hofgericht zu Rottweil, fowie 
ben noch beſtehenden Faiferlihen Landgerichten. Art, 19 verfpricht Neftitution alles deſſen, 
was bisher widerrechtlich einem Reichsunmittelbaren entzogen wurbe, namentlich Vollzug der 
Durch den Weſtfäliſchen Frieden vorgefchriebenen Reftitutionen, die Zulaffung der Entfcheidung 
der ordentlichen Landesgerichte in —— ber Landſtände und Unterthanen wider ihre 
Obrigkeit, welche die landedfürſtliche Kammer betreffen u. |. w. und ven Verzicht auf die Erthei⸗ 
Iung von Mandaten ad nudam instantiam subditorum in andern Kllagfachen ver Landſtände 
und Unterthanen wider ihre Obrigkeit. Art. 20 enthält die reihöverfaflungsmäßigen Normen 
und Beſchränkungen in Reichsacht- und Oberachtsſachen gegen Reichsſtände. Art. 21 beſtimmt 
die Verpflihtungen des Kaiſers zur Aufrechterhaltung aller Iehnöherrlichen Befugniffe der 
Reichsſtände und Reichsritter, und Art. 22 die Bedingungen und Wirfungen der Ausübung 
des kaiſerlichen Standeserhoͤhungsrechts. Hier findet ſich der für die Lehre von der Ebenbürtig⸗ 
feit fo wichtige, übrigens ſchon aus der Wahlcapitulation von 1742 datirende 6. 4, in welchem 
der Kaifer verfpricht: „noch auch den aus unftreitig notoriſcher Misheirath oder einer glei an⸗ 
faugd eingegangenen morganatiſchen Heirat erzeugten Kinderneined Standes des Reichs u. ſ. w. 
die väterlicden Titel, Ehren und Würden beilegen, viel weniger biefelben .... für ebenbürtig und 
fuccefftonsfähig erklären; auch wo dergleichen vorhin bereits geſchehen, foldes für null und 
nichtig anfehen und achten“ zu wollen. Vgl. Held, „Syſtem“, U, 234 fg.; Pütter, „Mishei⸗ 
rathen deutfcher Kürften und Grafen“ (Göttingen 1796); Bag, „Entwidelung des Begriffs 
unftandesmäßiger Ehen u. f. w.“ (1781); Göhrum, „Die Ebenbürtigkeit“, II, 231 fg.; Nie: 
belſchũtz, „De matrimon.ad morganaticam” (Halle 1863).°) Art. 23 verlangt, daß der Kaiſer 
regelmäßig in Deutſchland reflvire, pie Reichsſtände und deren Befandte ſchleunig expedire, fi 
nur ber deutſchen ober lateiniſchen Sprache als Geſchäftsſprache bebiene und die kaiſerlichen und 
Reichdaͤmter nur mit geborenen Deutfhen ober doch wirklichen huchgeftellten und tauglichen 
Reichsvaſallen befege und nad Ehren, Würben und Bezügen in ihrem bisherigen Beſtande 
laffe. Art. 24 enthält die Pflichten des Kaiſers bezüglich ver Befegung und Beauffichtigung 
des Reichshofraths, ſowie (F. 13) Aber vie Brundformen feiner Thätigfeit. In Art. 25 wer⸗ 
den bie Rechte des Kurfürften von Mainz auf Ernennung des Reichshofvicekanzlers und Anftel: 
Iung affer zur Reichshofkanzlei gehörigen Berfonen betätigt und die competenzmäßigen Ge⸗ 
ſchäfte dieſer Reichsbehoͤrde von denen der Erblandhofkanzlei ſcharf getiennt, im Art. 26 aber 
wie Rechte des Königs von Sarbinten ald Herzog von Savoyen auf bad Neihönicariat con: 
firmirt. Art. 27 verfpricht der Kaifer, fremden Mächten über mittelbare Städte und Lanb- 
ſchaften nicht nur feine Protertiond = und Schirmbriefe ertheilen, fondern auch derlei früher er⸗ 
theilte nicht ronfirmiren und Überhaupt das Nachſuchen oder Annehmen des Schutzes fremder 
Staaten nicht dulden, die noch beftehenden Verhältniſſe viefer Art aber möglichft befihränfen, 


3) Bol. den Art. Misbeiratb 
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sventuell fünden und abthun zu wollen. Deögleichen wird er nicht zulaffen, daß „die Rechtfer— 
tigungen von ihren orbentlichen Richtern des Reichs ab= und an andere ausländiſche Poten- 
taten gezogen werben”. Art. 28 macht dem Kaiſer die Auflage, nicht zu geflatten, daß die aus- 
wärtigen Mächte oder deren Geſandte fi Heim oder Öffentlich in die Reichsſachen einmiſchen, 
ober daß leßtere bei Öffentlichen Gelegenheiten mit bewehrter Garde zu Pferd ober zu Fuß er⸗ 
feinen. Art. 29 verlangt vom Kaifer Abhülfe ver Beſchwerden über die Reichspoſt, aber zu: 
gleich auch Aufrechterhaltung des General⸗, Eaiferlihen und Reichsoberpoſtamts in feinem ganzen 
„Esse”. Der Art. 30 enthält eine Reihe von die Ausführung der Wahlcapitulation garantiren 
follenden politifchen Eiden, namentlich des Kaiſers ſelbſt und der Mitglieder des Reichshofrathé 
und Reichskammergerichts. 

Wenn wir nun zum Schluffe bie ganze Wahlcapitulation noch einmal überbliden, ſo drängt 
ih und zunächſt das Gefühl auf, daß fie offenbar eine Art von conftitutionellee Urkunde ift, 
welche ebenfo vieles zur Aufrechterhaltung und Beförberung ber Einheit und Kraft ded Reiches 
wie der Hiftorifch begründeten Rechte ver Reichsangehörigen, freilich direct nur der Reichsunmit⸗ 
baren und aud Hier wieder vorzüglich nur der Neichöftände unter ihnen, endlich beſonders nur 
der Kurfürften enthält. 

Allein bei- näherer Betrachtung ergibt fih, daß die in der Wahlcapitulation dem Kaijer 
auferlegten Verpflichtungen mit feiner Macht als Kaifer, ver Geſammtheit der gegebenen Um⸗ 
flände gegenüber, in gar feinem Verhältniſſe landen und daß, abgefehen von der großen Unbe: 
ſtimmtheit vieler der witigften Artikel, nicht nur mande entſchiedene, unvereinbare Wider: 
Sprüche in venfelben fi vorfinden (mie foll z. B. vie ſtreng roͤmiſch-katholiſch aufzufaſſende 
advocatia ecclesiae mit den Bonfequenzen des Weftfälifchen Friedens vereinigt werden ), ſon⸗ 
dern auch gar manche ver beveutungdvollften Beflimmungen durch einen Paragraphen beffelben 
Artikels wenigftens vollftändig paralgjirt werden. 

Jedenfalls war ver Kaiſer in den meiſten Dingen an die Mitwirkung der Reichsſtände ge: 
bunden, während er ſelbſt fein Mittel gehabt hätte, dieſe Mitwirkung, welcher das Sonder: 
intereffe dev Territorialherren entgegenftand, zu erzwingen, er hätte denn zu feiner Hausmacht 
gegriffen. Daraus mußte aber Krieg entfliehen und fo blieb denn nur nod die andere Alterna: 
tive, nämlich die, unter fortwährenden vergeblichen Proteftationen, Aufforberungen, Ber: 
fuhen u. dgl. m. e8 gehen zu laffen, wie ed gehen wollte und mußte. 

Das Reich gleicht einem Wagen, an welchem vorn und hinten Pferbe geipannt find, bie in 
entgegengefeßter Richtung vorwärts ftreben. Der Erfolg kann Fein anderer fein, als daß ent: 
iweber eine der beiden Richtungen über bie andere obflegt, oder der Wagen in Trümmer geht. 
In Deutſchland flegte zuerft tHatfächlich die Richtung des Barticularismus über die juriſtiſch 
. fortwirkende Richtung der Ginheit und endlich ging, nachdem eine Ausfühnung beider Rich⸗ 

tungen entſchieden unmöglich geworben war, das Reich als foldhes in Trümmer. Im der hin 

fenden Seite unſers Gleichniſſes iſt der Grund zu ſuchen, daß mit ver @inhelt des alten Deut: 

fen Reichs die Idee der Einheit der deutſchen Nation und die Fähigkeit der letztern zu einer 
höhern und beffern einheitlichen Organifation nicht verloren gegangen iſt. 

Aus den oben angegebenen Umftänven aber erflärt es fih au, daß die Wahlcapitulation 
wirklich der treue Abdruck des widerſpruchsvollen Geſammtzuſtandes des Deutfchen Reichs ge: 
weien ift, undes kann nicht befremben, menn wir fagen, daß die Wahl, je mehr fle georbnel 
und je betaillirter die Summe ihrer Borausfegungen und ver aus ihr folgenden Verpflich⸗ 
tungen ausgeſprochen wurbe, defto weniger thatfächlich die Bedeutung einer Wahl enthielt. 
Mit der juriftifchen Ausbildung des Wahlelements wuchs und befeftigte ſich thatfichlich in dem: 
felben Verhältnifſe pad Element der Geblütsfolge, wie Died die faft ununterbrochene mehrhun⸗ 
bertjährige Succeffion, refp. Wahl der Habsburger beweiſt. Aus allenem erklärt ſich aber 
auch, wie nach und nad eine genauere Unterſcheidung der Angelegenheiten des faft nur nod in 
der Idee beſtehenden Reichs und ber einzelnen Territorien, der Reichemacht oder vielmehr 
Reichsohnmacht und ver Hausmacht des Kaifers unmöglich werden mußte und wie Infolge det 
ſchweren Erfahrungen der legten fogenannten Reichskriege und der Napoleonifchen Periode 
nad) eingetretenem Frieden niemand vernünftigertweife daran benfen fonnte, das ehemalige 
Rei auch nur im weſentlichen auf feinen frühern Grundlagen zu reronſtruiren. 

Wenn fi aber namentlid in unfern Tagen ein an Energie alle frühern ähnlichen Erſchei⸗ 
nungen übertreffender Drang nad Einigung der deutſchen Nation mit fo entſchiedenem Nah: 

druck geltend macht, daß über die Nothwendigfeit einer fhleunigen zeitgemäßen Reform der 
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deutſchen Bundesverhältniſſe Fein Ziveifel mehr zu beftehen ſcheint und infolge deſſen ſelbſt von 
deutfchen Regierungen ſchon anbahnende Schritte gefihehen find, jo möchten wir ven Wunſch 
nicht zurückhalten, daß bie großen Lehren, welche und die Geſchichte in der Entwickelung bes 
deutihen Wahlreichs gegeben hat, von allen Seiten recht fehr beherzigt werden möchten. 


3. Held. 
Kurheſſen, ſ. Heffen-Kaffel. 


Lancaſter'ſche Schulen. Das Werk der Erziehung der heranwachſenden Generationen 
iſt, wie die Geſchichte lehrt, ſeit unvordenklichen Zeiten ein Gegenſtand ernſter Sorge geweſen. 
Es iſt auch eine unumſtoͤßliche Wahrheit, daß die Entwickelung des Menſchengeſchlechts bedingt 
iſt von ſeinen Schulen und von dem Geiſte der Erziehung, welchet in ihnen zur Geltung kommt. 
Leider halt mit dieſer Erkenntniß nicht immer gleichen Schritt die das Rechte erfaſſende, das un: 
bedingt Nothwendige ergreifende That, infofern biefelbe ausgehen follte von ben einzelnen Na: 
tionen oder wenigflend von ben diefelbe vertretenden Gewalten. Daher ift e8 in ber Regel 
immer bem einzelnen beſchieden, für beftinnmte Reformen im Schul: und Erziehungsweſen die 
Bahn zu brechen und ſich felbft, feine Perfünlichkeit, ja vielleicht fein ganzes irdiſches Glück zum 
Pfande einzufegen. So Peſtalozzi in Ifferten, fo Bröbel in Keilhau. Auch Lancafter war ein 
gleiches Schickſal befchieden, und wenn auch feine Reformen nicht hinaufreichen an die der eben: 
genannten Männer, fo iſt ev doch durch feine nad ihm genannte Lehrweiſe ein Wohlthäter von 
Millionen geworben, und obgleich der Strom der Begebenheiten längft uber feine menſchen— 
freundlichen Beftrebungen Hinweggeflutet ift, ver von ihm bewirkte Anftoß arbeitet jegt noch fort 
in unfern Schulen und treibt, wenn auch in anderer Geflalt und unter andern Namen, neue 
frifche Blüten in den Bildungsftätten ver Gegenwart. . 

Es war eine eigene Zeit, die zweite Hälfte des 18. Jahrhunderts. Neue Staatsformen 
machten in der Alten und Neuen Welt ſich geltend, die Wiſſenſchaften ſchlugen neue früher unge⸗ 
ahnte Bahnen ein, die Literatur entfaltete fi in ihrer ſchönfſften Pracht. Dabei aber befand ſich 
dad eigentliche Volk in den traurigſten Verhäftniffen. Es war aber nicht bloß der Kampf un die 
materiellen Intereſſen, ber in der ‚Hefe des Volks wühlte und noch jegt nicht zum Abfchluffe ge- 
langt It, e8 war vorzugsweiſe der verwahrlofte Zuftand in intellectueller Beziehung, der Man⸗ 
gel an den nothdürftigſten Kenntniffen und Fertigkeiten, und an Befriedigung der nächſtliegend⸗ 
ften geiftigen Bedürfniſſe, der fi dem forfhenden Auge des Menſchenfreundes offenbarte. 
Daher war e8 zur Nothiwendigfeit geworben: dad Volk mußte auß feiner Verfunfenheit und 
Roheit, aus feiner Indolenz, aus feinem moralijhen Elende herausgeriffen werden. Während 
aber Peſtalozzi die Veredlung ver Menfchen in einer Berbefferung des Elementarunterrichts und 
in naturgemäßen Methoden fuchte, auf ein Unternehmen alfo ausging, deſſen Tragweite mehr 
in der Zukunft zu ſuchen war, kam ed Lancafter beſonders darauf an, Maßregeln zu erjinnen, 
um gleich und ohne Zeitverluft Helfen zu föunen, dem niedern Volke alfo möglihft bald ven Bejig 
der nothwendigſten Kenntnifle und Kertigfeiten, wie Lefen, Schreiben, Rechnen und Auswendig⸗ 
lernen, zu verfchaffen. Ex fah die vielen Taufende, denen alle Möglichkeit abgefchnitten war, 
einer edeln Lecture fi bingeben, ven Borberungen des Lebens Rechnung tragen zu fönnen, denn 
e8 fehlte an Schulen, und was noch wichtiger, es fehlte an Lehrern! JofephLancafter, geboren zu 
Zondon 1778, war der Sohn eined Siebmachers und Quäkers und erhielt eine ziemlich gute 
Erziehung. Mitten in einem der verwahrlofeften Diftricte Londons lebend, war er gerührt von 
dem Elende und der Verwilderung dieſer Bevölkerung. Aber hier war nicht leicht zu Helfen. 
Zancafter ſah zunächſt die Unmoͤglichkeit ein, Hunderte von Kindern zu gleicher Zeit allein zu 
unterriten. Die Kinder waren von ungleihenm Alter, von ber verfhiedenften Individualität, 
Sie alle auf einmal zu unterrichten, wäre möglich gewefen, wenn es Lancafter hätte über ſich ge- 
winnen Pönnen, bei Behanplung eines Begenftandes die ſchwerern Fragen ven gereiftern, bie 
leihtern den ſchwaͤchern Schülern vorzulegen. Aber er jah fehr wohlein, baß dieleichtern, für Die 
Schwäachern berechneten Fragen die reifern Kinder langweilen, und umgekehrt vie ſchwerern Fra⸗ 
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gen die ſchwächern Kinder zur Gedankenloſigkeit veranlaffen mußten. Lancafter hatte den Say 
begriffen, daß ver Unterricht in jeben Moment für alle daran Theilnehmenden bildend fein fol. 
Es blieb ihm Hierauf noch uͤbrig, die Menge der Schüler je nach Alter und Befähigung in ver: 
ſchiedene Abthellungen zu bringen und viefe nacheinander und zwar fo zu unterrichten, daß 
wenn die eine Abtheilung nach Haufe ging, bie andere den Unterricht begann. Lancafter fühlte 
jedoch auch hier fehr bald heraus, daß er allein einer folgen Einrichtung nicht gewachſen war; 
denn zwei Abtheilungen hätten bei der großen Verſchiedenheit der Kinder gar nicht hingereiät, 
er bätte aljv den ganzen Tag unterricgten müfjen. Bor allem aber Ing ihm am Herzen, die Kin: 
ber längere Zeit des Tages in ber Schule feftzubalten, um fie dadurch vor Verwahrloſung zu 
ſchützen. Das war aber nicht möglich, wenn die Kinder nur Eurze Zeit in der Schule verweilten 
und dann fich felbft überlaflen waren. Es blieb daher Lancaſter nichts anderes übrig, als alle 
ihm zur Obhut anvertraute Kinder zu gleicher Zeit in die Schule kommen zu laſſen und fie 
während der ganzen Schulzeit bei fich zu behalten. Um biefelben nun aber nad ihren Verſchie⸗ 
benheiten unterriägten zu Eönnen, ſchuf er fich eine dem Unterricht in den militärifchen Hand: 
griffen und Übungen nicht unähnliche Schulordnung. Die ganze Schülerzahl, gleichzeitig 
unter Einem Lehrer und in Einem Lehrzimmer vereinigt, ift in befonvere Sectionen, eine jede 
von etwa zehn Schülern, abgetheilt. Den einzelnen Abtheilungen flehen geübtere Schüler ald 
Monitoren vor und diefe ſelbſt find der unmittelbaren Oberaufficht einer Höhern Klafie, welche 
DObermonitoren heißen, unterworfen. Monitoren und Obermonitoren werden endlich in legter 
Inftanz vom Lehrer angewiefen und controlitt. Diefer hat außerdem einige andere Gehülfen 
unter den Schülern, die den Dienft der Heinen Schulpolizei beforgen. Jever Monitor Hat feine 
Abtheilung auf einer Bank, oder in einem Halbfreife vor fih. Das ganze Triebwerk wirb durch 
ein fireng gehanphabtes Suflem von Strafen und Belohnungen in georbneter Bewegung tr: 
halten. Die Gegenftänve des Unterrihts beſchränken ſich weſentlich nur auf Lefen, Schreiben, 
Rechnen und Auswenpiglerneneined Religionsbuchs. Sprachunterricht, Denkübungen, Singen 
und Zeichnen fehlen ganz. ine eigentliche Bildung des Gemüths, eine flufenweife Entwide: 
lung der Geiftesfräfte iſt unter der ausfchließlichen Herrfchaft dieſer Methode an ſich unmöglich, 
die vielmehr auf nichts anderes als auf ein mechaniſches Abrichten und Cinlernen binauslänft. 
Die Vortheile des Syſtems beſtehen in dem Eleinern Bedarf an gebilpeten Lehrern und in dem 
geringern Koftenaufwande, womit fi wenigftens einige Elementarkenntniſſe über größere 
Maflen verbreiten laflen, jo wie etwa in der Gewoͤhnung an eine firenge Ordnung, in melder 
jedoch die geiftige Freiheit und Selbſtändigkeit allzu leicht unterprückt wird. 

Konnte Lancafter auf diefe Weife durch feine PBerfon zur großen Verwunderung des Publ: 
kums eine ganze Schule unterrichten, fo ergab fi doch fehr bald, daß die vonihm in Anwendung 
gebrachte Lehrweiſe durchaus nichts Neues enthielt. Gelehrte Phllologen wiefen nach, daß ſchon 
Cicero auf eine ähnliche Art des Unterrichts hingedeutet habe, und man erinnerte fich, daß bet 
Reifende della Bella bereits im 16. Jahrhundert daſſelbe Syſtem In Hindoflan, mo es ſchon 
Jahrhunderte beftanden Haben mochte, vorgefunden babe. Au unter Ludwig XIV. Hatte ber 
Chevaller Baulet ähnliche Anfichten wie Lancafter geäußert. Nach wefentlich gleichen Grund⸗ 
fügen hatte endlich ver bifchöfliche Belfllihe Dr. Andreas Bell (geb. 1753 zu St. Andrew in 
Schottland) im legten Jahrzehnd des vorigen Jahrhunderts eine Schule in Hindoſtan einge: 
richtet, und aus Indien im Jahre 1798 nad England zurücgefehrt, gründete er daſelbſt eine 
gleihartige Schule und entwickelte in einer 1797 erfchienenen Schrift feine Methode, auf die er 
ſelbſt vielleicht Durch die in Hindoftan noch beſtehenden Einrichtungen war bingeleitet worden. 
Seine Unterriätöanftalt hatte jedoch kein Gedeihen und er hielt e8 für gut, fi auf Auskbung 
feines geiftlichen Amtes zu befpränfen. Da kam Rancafter. Es ift ungewiß, ob er Bell's Schrift 
gekannt, im Grunde genommen Ift dies auch gleihgültig. Die Hauptfache if, daß Lancaſter die 
Kraft im fich fühlte, die einmal ergriffene Idee durchzuführen, und daß ſeine menſchenfreundliche 
Gefinnung ihn nit auf halben Wege flehen ließ. Nachdem er daher 1798 die oben fchon er: 
wähnte Knabenſchule errichtet hatte, gründete er auch eine Mädchenſchule dieſer Art. Er bereifte 
ferner zur Verbreitung feiner Methode Großbritannien in den Jahren 1810 und 1811. In: 
folge feiner eifrigen Bethätigung fand er vielfache Unterſtützung und angefehene Beförverer fei: 
ner Plane. Mehrere Schulen wurden nad feinem Syſtem gegründet. Jetzt aber erwachte bit 
Eiferfucht der Epifkopalen gegen den Diffenter. Dan erinnerte fi der frühern Leiſtungen 
Bell's und ſtellte ihn Lancaſter entgegen. Bell wurbe der Begünftigte der Tories und ver bi- 
ſchoͤflich Befinnten, wie Rancafler der Mann des Volks und der Schügfing ver Oppoſition. Ein 
nicht ſehr erquicklicher Streit erhob ſich über die Frage nach der Priorität ver Erfindung und na 
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dem, was davon dem einen ober andern ald eigen gehöre. Dieſe Zwiſtigkeiten thaten übrigens 
ber Ausbildung und Ausbreitung des Bell-Lancafter'fhen Syſtems eher Vorſchub als Eintrag, 
da vom Jahre 1812 an beide Parteien in der Errichtung neuer Anftalten wetteiferten. Doch 
nahm ſich der Staat des neuen Syſtems weder in der einen noch in ber andern Weife an. Nicht 
alle Erwartungen Lancaſter's gingen in Erfüllung, und fo entſchloß er fi, im Jahre 1820 
nah Amerika Uberzufiedeln. Bon Bolivar unterflügt, gründete er feit 1824 in Columbia 
mehrere Schulen. Später flug er zu Trenton, in den Vereinigten Staaten von Norbamerifa, 
feinen Wohnſitz auf, und auch Hier machte fein Syſtem reißende Fortſchritte. Gleichwol ſehen 
wir ihn im Jahre 1828 einen Aufruf an ven Wohlthätigkeitäfinn der Amerikaner richten, um 
feine Samilie in ber tiefen Armuth, in die fie gerathen war, zu unterflügen. Seit 1835 lebte er 
in großer Dürftigfeit und von feiner Hände Arbeit zu Montreal in Canada, zur Schmach un- 
danfbarer Nationen, deren Wohlthäter ex in raftlojer Thätigfeit geworden war. Sein Gegner 
neo wat inzwiſchen zu Cheltenham in England, am 28. Jan. 1832, in großem Wohlſtande 
geftorben. 

Das Lancaſter'ſche Schulweſen brach fi jedod auch anderwärtd Bahn. So iſt in Frank⸗ 
reich, wo rd. an einer größern Zahl tauglicher Lehrer gebrach und wo man das Bedürfniß einer 
gewiſſen Maſſenbildung Iebhafter fühlte, da etwa die Hälfte der Bevölkerung weder lefen noch 
ſchreiben konnte, das neue Syſtem feit 1814 auch praftifh zur Anwendung gefommen. Noch 
jegt ift daſſelbe, mit größern oder geringern Mobificationen, in weitem Umfange verbreitet; 
meiftens unter dem Namen des fogenannten wechfelfeitigen (mutuel) Unterrichts, einem unpaf- 
ſenden Ausprude, da vielmehr nur einzelne Schüler als Unterlehrer thätig find. Namentlich 
zieht man dieſe Volkaſchulen des wechfelfeitigen Unterrichts, Die etwa nur halb fo viel often als 
diejenigen für gleichzeitigen Unterricht durch einen und denjelben Lehrer, in folhen Gemeinden 
vor, welche ſtark genug bevölfert find, um eine Schule von AOL—50 Zöglingen bilden zu fünnen. 
Schon während der Hundert Tage war in Paris ein Verein für Verbeflerung ded Elementar- 
unterrichts gefliftet worden. Garnot, damals Minifler des Innern, wollte fi vor allem bie, 
Einführung der Lancafter’fchen Lehrmethode angelegen fein laffen. Zu diefem Zwecke wurde ein 
Comite errichtet, das aber Feine Zeit hatte, irgendetwas zu leiften. Nach der Rückkehr ber 
Bourbonen juchten jedoch mehrere Mitglieder des Vereins, die ſich in England ntit jener Lehr⸗ 
weije befannt gemacht hatten, diefe nach Frankreich zu verpflanzen. Beſonders thätig waren 
Graf Laborde und Tafteyrie. Es wurben mehrere Schulen nad Lancaſter's Syftem errichtet, 
und in benen zu Paris wurben zugleich angehende Lehrer mit der neuen Methode vertraut ge⸗ 
macht. Dieſe kam jedoch nur in den vom Verein gegründeten oder unterflügten Unterrichtsan⸗ 
falten zur Anwendung; denn die Reflaurationsregierung, beſonders aber die mächtige Beift- 
lichkeit, ſuchte ihrer Verbreitung vielfahe Hinverniffe In den Weg zu legen, und die ultraroyali= 
ftifchen Blätter bemühten ſich, fie als nuglos, ja fogar als ſchädlich darzuſtellen. Im Volke da= 
gegen fand fie großen Beifall und bedeutende Unterſtützung; auch gefchah unter dem Minifte- 
rium Decazed von feiten der Regierung einiges für ihre weitere Verbreitung. Zwar traten 
fpäter neue Hemmungen ein. Aber fchon hatte ſich ver Geſellſchaft für Elementarunterricht eine 
Menge von Hülfsvereinen in den Provinzen angeſchloſſen, und fo lebhaft regte ſich allerorten 
der Wettelfer, daß endlich felbft die Regierung gezwungen wurde, Hand and Werk zu legen. 
Doch geriet) man da und dort in mancherlei ÜÜbertreibungen, indem man bie Lancafter’fche Lehr- 
methode auch in Eleinern Schulen und auf Gegenftände anwenden wollte, wofür fie durchaus 
unpaffend war; ſodaß man in der Folge von manchem ablaffen und auf früheres zurüdfom- 
men mußte, 

Bon Frankreich aus fanden die Lancaſter'ſchen Schulen in der Schweiz Eingang; jedod am 
wenigften in ven Cantoneu, wo noch die Maffenbildung am mweiteften zurüdfteht und darum ihre 
Berbreitung am zweckmäßigſten erjchienen wäre. Mit ven größten Gifer wurde dagegen feit 
1819 in Dänemark, auf befondern Antrieb von Abrahamſon in Kopenhagen, vie allgemeine 
Einführung des neuen Schulfuftens, fowol in dem Königreih als in den Herzogthümern, be= 
trieben. Ein Erlaß der koͤniglichen Hoffanzlei bezeichnete als beſondern Vortheil dieſes Syſtems 
den „großen Zeitgewinn für die untern Klaſſen, die man nicht mehr in Dingen unterrichten 
werde, welche außerhalb ihrer Sphäre liegen“. Auf die genannten Staaten beſchränkte ſich nicht 
die Verbreitung des Lancaſter'ſchen Syſtems: es drang nach Schweden, In einige Theile Ita- 
liens, namentlich in das Großherzogthum Toscana, in das neugeſchaffene Koͤnigreich Griechen⸗ 
land. In Rußland war es eine der erſten Sorgen des Kaiſers Nikolaus, das Schulweſen auf 
den Krongütern zu ordnen und für die unterſten Klaſſen die Lancaſter'ſche Methode einzufüh— 
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ren. Wir finden biefe jelbft in der aflatifhen Türkei, wie denn unter anderm an der großen 
Mofchee zu Danıadeuß eine Lancaſter'ſche Schule gegründet war, worin 1600 junge Leute glei: 
zeitig im Lefen des Korans unterrichtet wurben. Endlich fand daſſelbe Syftem in Agupten Ein: 
gang, In den meiften europäiſchen Kolonien von Afrika, Alten und Amerika, in dem Negerftaate 
Haiti und in einem großen Theile der unabhängigen Staaten des amerikanischen Feſtlandes 
Mährend des Jahrzehnds von 1820—30 war ein eigentlidher Enthuſiasmus für die Propa- 
ganda des Lancafter'fchen Schulweſens erwacht, und man war nicht felten geneigt, ven Umfang, 
worin daſſelbe Aufnahme gefunden, für Nationen und Regierungen zum Maßftabe ihrer Auf- 
klärung und Sreifinnigfeit zu machen. In verfelben Periode war man zugleich vielfach darauf 
bedacht, fich von allen Fortſchritten des Syſtems Notiz zu verfchaffen und zu dieſem Zwecke ftati- 
ftifche Zählungen und DVergleihungen anzuftellen. So hat man berechnet, daß in Dänemarf 
die Zahl der Lancafterfhen Schulen von 1819—28 ſchon auf 2302 gefliegen war. In ganz 
Europa, mit Ausflug Dänemarks, Hatte ſich die Zahl derfelben vom Jahre 1789 — 1820 auf 
5600 Säulen mit 1,650000 Schülern erhoben; in Aften, Afrifa, Amerika und Auftralien 
auf je 1000, 50, 400 und 10 Schulen, mit je 200000, 20000, 125000, 25000 und 5000 
Schülern. Seitvem und bis zum Jahre 1829 war die Zahl diefer Schulen in Europa auf 
10600 geftiegen, in Aſten, Afrika, Amerika und Auftralien auf je 1600, 130, 1000 und 100; 
die Zahl der Schuler auf je 4,700000, 500000, 50000, 380000 und 25000. Was ſodann 
die Literatur über den fogenannten wechfelfeitigen Unterricht betrifft, fo Hat man forgfam zufam- 
mengezählt, daß bis zum Jahre 1829 in Dänemark, Schweden, Deutfchland, England, Frank: 
reich, Italien, Spanien, Portugal und Griechenland je 37, 5, 34, 189, 201, 1,6, 2 und 2 
Schriften über diefen Gegenfland erſchienen waren. 

Die Bemühungen für die Verbreitung des Lancafter’fhen Syſtems find durch die wichtigen 
politifchen Ereigniffe des Jahres 1830 in den Hintergrund geftellt worden. Doch iſt es Deutſch⸗ 
land vorbehalten geblieben, daſſelbe weiter auszubilden. Denn abgefehen davon, daß nad Häppe 
(„Geſchichte des deutſchen Volksſchulweſens“) der Lehrer Stab, von ven Verhältniffen getrieben, 
in der Schule des preußifchen Dorfes Kloy im Jahre 1804 beinahe ganz das Lancafter’fche Ver: 
fahren in Anwendung brachte, obgleich ihm erft viel fpäter von Lancafter Kunde wurde, fo ift ed 
zunächſt namentlih Schleswig-Holſtein, deffen einſichtsvolle Pädagogen fehr bald die Mängel 
der Lancaſter'ſchen Lehrweife neben ihren Vortheilen herausfanden. Es galt ihnen nämlich be: 
fonderd darum, aud die allgemeinen Bildungsſtoffe, wie Religion, biblifche Geſchichte, Spra⸗ 
hen u. ſ. w. mit der neuen Lehrmeife in Verbindung zu bringen. Lancafter hatte fi, wie 
oben bereit8 angebeutet, nur auf dad Nothdürftigſte beſchränkt und bei feiner Einrichtung war 
es unmögli, die allgemein bildenden Unterrichtöelemente zu betreiben. Nun war aber in 
Schleswig: Holftein wie im übrigen Deutfchland bereits Peſtalozzi's Unterrichtsmethode einge: 
drungen und das Bedürfniß nach allgemeiner Bildung Hatte auch die Volkaſchule ergriffen. 
Demzufolge wurde daher durch die „wechſelſeitige Schuleinrihtung”, wie die Vervollkomm— 
nung der Lancafter’fchen Lehrweiſe in ven befagten Herzogthümern genannt wurde, eine all: 
gemeine Glafiiflcation für Religion, biblifche Geſchichte, Sprache und Nealien für zwei oder brei 
Hauptflaffen eingerichtet, in denen die Kinder zuſammen unterrichtet wurben, und eine fpecielle 
Claſſiſication für Diejenigen Lehrfächer, mo die genauefte Abftufung nöthig ifl, wenn irgendein 
formeller und materieller Kortichritt begründet werben foll, wie im Lefen, Rechnen, Schreiben 
u. ſ. w. Zu leßterer Glafitfication werden nun wie bei Lancafter Schüler ald Gehülfen einge: 
fegt. Dod find nicht die Gehülfen die Lehrer, fondern unter ihrer Aufficht über die Schuler nur 
das, mad vorher vom Lehrer erflärt und befprocdhen worden war. Während paher Die Lancafler'- 
The Schuleinrigtung nur dazu dient, große Schulermaffen zu diseipliniren und ihnen bie 
nothwendigfſten mechanifchen Kertigkeiten beizubringen — die Schüler lehren, der Lehrer ifl 
nur ber Treiber der Monitoren, von geiftbildender Methode ift nicht die Rede, die Perfönlid- 
feit des Lehrers Hat faft aufgehört — will die mwechfelfeitige Schuleinrichtung, bei der aller 
Unterricht allein von Lehrer auögeht, den geiſtbildendſten Yinterricht, der bei Der altherfömm: 
lichen Schuleinrichtung immer nur wenigen zu Theil werben Eonnte, durch ihre befondern Der: 
anftaltungen ver Befammtmaffe zuwenden. . 

Im übrigen Deutſchland bat die Lancaſter'ſche Schuleinrihtung weniger nachhaltigen Ein: 
gang gefunden, da man hier mehr ald anderwärts für Heranbildung tüchtiger Lehrfräfte und 
hiermit für Vertheilung der Kinder in verſchiedene Klaſſen beforgt war. Gleichwol Eönnte 
die ſchleswigiſche wechfelfeitige Schuleinrihtung immer noch in folden Volksſchulen großen 


y; 











Landes hoheit 391 


Segen ſtiften, in denen 60 und oft auch noch mehr Schüler zu gleicher Zeit unterrichtet wer=- 


den müflen. @. Barth. 

Banbeöpopeil, 1) Die Landeshoheit ift ein mit ber ganzen mittelalterlichen Staatsent- 
wickelung auf das innigfte verbundener Begriff. Weſentlich auf den Grundbeſiz fi ſtützend, 
ſteht er mitteninne zwiſchen dem namentlich an das Kaifer - und Königthum gefnüpften Begriff 
einer Suprematie und demjenigen Landbeſitze, der von einem hoͤhern abgeleitet war. Während 
nun bie Bezeichnung des Verhältnifies als superioritas (territorialis) die Anerkennung eines 
äber ihm ſtehenden böhern oder höchſten Rechts enthält und zwar auch dann, wenn egs Hieß, 
jeder Senior fei Kaifer in feinem Lande, fo gibt die andere Bezeichnung deſſelben als dominium 
terrae zu erkennen, daß es fich bei ihm wirklich um Die Anfänge einer territorial beſtimmten und 
in dem Territorium ihre Einheit findenden Herrſchaft handele. Aus der Weiterbildung des Be: 
griffe in viefer Richtung ging dann fpäter, ald die supremitas ded Kaiſers namentlich durch die 
privilegia de non evocando und non appellando den größten Theil ihrer Bedeutung verloren 
und bie Landesherren gerade durch die Appellationen an ihre Gerichte der Gerichtsbarkeit ihrer 
Zandeseingefeffenen Ihren größten Cinfluß entzogen hatten, ver Begriff ver höchſten Landes⸗ 
obrigkeit oder der hoͤchſten Landesjurisdiction hervor, an den fich zulegt mir ver Aufhebung der 
bioherigen Selbfländigkeit der Batrimonialjuftiz und mit der Auflöfung des Reichs der Begriff 
der Souberänetät für die nicht mebintifirten größern Landesherren naturgemäß anſchließt. 

So einfad fi nun In dieſen großen Zügen der Begriff der Landeshoheit und die Entwide- 
lung deſſelben zeigt, ebenfo unbeftimmt iſt ex nach feinen älteften Grundlagen im einzelnen, fo 
verwidelt und mannichfad find feine Entwidelungen in den verfhiedenen Zeiten bei den ein= 
zelnen Voͤlkern und Stämmen. 

Eine der größten Schwierigkeiten entfleht namentlich daraus, daß die Altern Quellen für 
unfern Gegenfland durchweg lateiniſch rebigirt find, alfo fich einer fremden, oft misverflandenen 
und die deutſchen Verhältniſſe felbft wieder misverfiehenden Terminologie bedienen. 

„ ‚Der ältefte Ausdruck für unfer Verhältniß, von weldem ,Landeshoheit“ gleichfam eine 
Überfegung ifl, mar dominium terrae, daher die Landesherren domini terrae genannt wurben. 
Die Beveutung von dominus, dominatio in der ältern römifhen Rechtsſprache ift befannt?) 
und wurden felöft die roͤmiſchen Imperatoren erfi nach Auguftus „ut patroni ac domini ci- 
vium” genannt. Dad veutfche „Herr“ iſt nicht gleich dominus, fondern ein Gomparativ (Heriro) 
und heißt der Höhere. Die Bezeihnung dominus war, mehr noch als die Bezeichnung senior 
(mie befanntlid, fogar der Kalfer und König von feinen Vaſallen genannt wurde) im Mit- 
telalter ein fehr unbeflimmter Ehrentitel, den die größten Herren und die Eleinften Ritter gleich- 
mäßig führten und aus welchem ebenfo wenig ein beflimmter Herrſchaftabegriff abgeleitet werden 
fann, wie von den Ausprüden minister, ministerialis , officialis ein genau beflimmter Begriff 
der Dienftbarfeit. Freilich T&ßt der bei Großen wie bei Kleinen häufige Zufag „Dei gratia” 
auf ein einigermaßen politifches Herrenverhältniß fließen, um fo mehr, ald der Audbrud 
terra‘ ober „terrae‘’ wenigftend noch im 12. und 13. Jahrhundert meiftend zur Bezeichnung 
von Amtsſprengeln, alfo iventifch mit Gompetenzbezirk, Territorium gebraudpt wird. ?) 

Das dominium terrae ober die Landeshoheit, mit weldher man die Theorie vom Patrimo⸗ 
nialftaate, von dem Iandeöherrlihen Eigenthum ober Obereigenthum an allem im Staate be⸗ 
griffenen Grundeigenthum, ober mit dem flaatlihen Exrpropriationd = und Nothrechte ja nicht 
verwechfeln darf*), war urſprünglich die Bezeichnung eines Verhältniffes zu einem Lande, wel⸗ 


1) Hierzu ift der Art. Hausgefege zu vergleichen. Sehr interefiante Aufichlüffe über das Wefen der 
Lanbeshopelt, über die Möglichkeit ihrer feudalen Eigenfchaft und über das Berhältniß einer ale domi- 
nium utile befefienen Lanbeshoheit zu dem dominium directum (jus sublime territorii) des Lehns⸗ 
herrn baran bietet bie neuefte Schrift Zachariä’s: Mechtsgutachten, die ſtaatsrechtlichen Berhältniffe bes 
gräflichen Haufes und der Grafſchaft Stolberg-Wernigerode zur preußiſchen Krone betreffend (Göttingen 
1862), namentlih S. 89 fg., 41, 81 fg. 2) Cicero bezeichnet die Ausartung ber 
Monarchie damit, daß „ex rege dominus...fit”. De Rep., I, 45. 

3) Hegel, Die mecklenburgiſchen Landſtände, S. 14, Note 2, ©. 21, 22, Note 3. Gaillet, De 
ration. in imper. roman. ordin. ab Hadrian. imp. adhibita (Paris 1857), S. 24. Held, Syſtem 
des Derfaffungsrechts, II, 120, Note 2. 

4) Bol. Held, Staat und Geſellſchaft, Thl. II, Note 164 u. 275. Die fhon im 8. Jahrhundert 
fh findenden Ausbrüdte- ‚seniores patriae, seniores terrae‘ dürften aber nicht, wie Zöpfl, Rechtes 
geſchichte, S. 488, Note 5, will, auf Das eigentliche Laudeshoheitsverhältniß zu begieden fein. Denn in 
dieſen Stellen ift von den fämmtlichen seniores Einer terra die Rede, während ber Landesherr in jeber 
terra ein einziger ift und als folcher alle etwaigen seniores ober meliores, majores feiner terra über: 
ragt. Der Ausprud dominium fommt auch in der Goldenen Bulle (c. 25, 6. 3) vor. 
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ches, Im weſentlichen wenn auch nit in allen Details bei allen jogenannten domini terrae 
daſſelbe, darin beſtand, daß gerade in ber Perſon der Iegtern eine Vielzahl fehr verſchiedener 
Rechte und Pflichten zufammentraf, die nun ſammt dem Lande in vemfelben eine gewifle Ein- 
heit und eine perfönliche Vertretung fanden. 

Unter den Begriff des Verhältniffes der Landeshoheit fallen demnach: 

1) Alle alovialen Befiguhigen an Grund und Boden ſammt den and dem Cigenthume ober 
aus dem fogenannten dominium directum nad deren politifcher Auffaffung durch das beutfche 
Recht fi ergebenven Herrenrechten, alfo Die eigentliche Gutd- oder Grund = und Lehnäherrlidh- 
feit (Seigneurie in dieſem Sinne). 

2) Alle feudalen Veflgungen mit ven daraus ſich ergebenven Rechten des fogenannten do- 
minium utile und ber Weiterbelehnung. Sind aud Hier die Grundnutzungérechte Die Haupt⸗ 
fache, fo kommen dennoch In Verbindung damit auch politifche Befugniffe, wenngleich in Ablei⸗ 
tung von den Lehnsherten, vor (Bafallität). - 

3) Alle Rechte, welche aus der Vogtei und irgenbeiner Art von nicht unter 1 und 2 fallen- 
der Jurisdiction entipringen (Schug = und Gerichtäherrlichkeit), insbeſondere 

4) bei den höher geftellten Landesherren alle und jede Befugniß und Pflicht aus den 
aufhabenden hohen Reichsaͤmtern ſammt allen yom Reiche alobial over feudal überfommenen 
Regalien. 

Die deutſchen Landesherren zerfielen bekanntlich in geiſtliche und weltliche. In Beziehung 

„auf die Landeshoheit aber iſt ihre Stellung weſentlich dieſelbe. Die älteſten Reichsurkunden 
über das Verhältniß der Landeshoheit ſtammen von Friedrich II., welcher im Jahre 1220 die 
Rechte der principes und domini ecclesiastiei und im Jahre 1232 die der principes et 
Magnates sc. domini lerrae seculares feierlid) anerfannte. Namentlich liegt in dem Sage ber 
kstern Urkunde: „Item: Unusquisque principum libertatibus, Jurisdictionibus, Comita- 
tibus, centis, sive liberis sive infeodatis utatur quiete, secundum terrae suae consuetu- 
dinem approbatam‘’, eine nicht minder entſchiedene Auffaflung bed Territoriums als eines par- 
tieularrechtlich: autonomen Ganzen, wie in ver berühmten Sententia Henrici Reg. a. 1231 
(Berg, „Legg.”, 11, 283): „Super qua re, requisito consensu principum fuit taliter diffini- 
tum, ut neque principes neque alii quilibet constilutiones vel nova jura facere possint, nisi 
meliorum et majorum terrae consensus primitus habeatur.‘ 

Nach den eben erwähnten Alteften auf die Landeshoheit bezüglichen Urkunden ſcheint «8, 
daß im Anfange des 13. Jahrhunderts die Landeshoheit noch keineswegs ein fefter Begriff ge⸗ 
weien, von dem aus man hätte Schließen können, melde Rechte und Pflichten jemand ald domi- 
nus terrae haben mußte. Wenigſtens finvet ſich jelbft ver Ausdruck dominium terrae erft feit 
dem 14. Jahrhundert in den Urkunden. Wenn man aber vie oben aufgezählten Verhältniffe 
betrachtet, ihre verſchiedene bald mehr privatrechtliche, bald mehr politifche Bedeutung, dann die 
Bermifhungen diefer verfchledenen Bedeutungen, die Übergänge von der einen in die andere in 
Anſchlag bringt, wenn man ferner erwägt, daß bald viefe, bald jene von dieſen Verhältniffen 
fehlten, daß die Proportion unter denfelben fehr mannichfaltig fein und alfo da dieſes, dort 
jenes überwiegen konnte, endlich, daß jene Zeiten überhaupt Abftractionen und per Bildung von 
feften Begriffen durch die Abftraction nicht geneigt waren, ſo ift es klar, warum ed jedenfalls 
mehrerer Jahrhunderte bedurfte, bis man im Stande war, ihrer Subſtanz nach fo verſchieden⸗ 
artige Dinge unter einen gemeinfamen Ausdruck zu bringen. Dazu mußten fie nämlich vor 
allem ſelbſt zu einem einigermaßen organischen Verhältniffe zuſammengewachſen und in biefer 
Einheit au zum Bewußtſein gebracht worden fein. N 

Erſcheint nun aud unter allen Umſtänden Land als die materielle Unterlage für pie Landes— 
boheit, fo ift doch mit Recht von jeher das Reich als die Quelle und die Gerichtöharfeit als die 
Seele derjelben aderkannt worden. Die Wege, welche dad Reich wol auch gegen feinen Willen 
bei der Unüberwindlichkeit ver Macht der Umſtände und der ihnen ſich anfchließenden Intereſſen 
der Großen betreten mußte, um bie Landeshoheit anzubahnen, waren befonderd zweierlei Art. 

Der erfte diefer Wege beftand nämlich In ver Erteilung von Immunitäten, beziehungs- 
weije in der Erweiterung der Immunität in ber Art, daß die Immunitätsbezirke (der Kirche, 
des Fiscus und der weltlichen Großen) auch in Beziehung auf die Gerichtöbarfeit unter gewifien 
Bedingungen fatt für alle Fälle e munere comitis regii erimirt und unter ihren eigenen, meift 
nur vom Immunitätsherrn beftellten Beamten gelaffen wurde. Diefe Gerichtäbarfeitäver- 
leihung an die großen Grundbeſitzer erflärt fich vorzüglih aus ver perfünliden und dinglichen 
Abhängigkeit des größten Theils der auf ihren Bellgungen vorhandenen Bevdlferungen, aus 
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ber häufigen Verleihung des Grafenamts ſelbſt an ſolche großen Grundbeſitzer, aus dem Zu⸗ 
ſammenſchmelzen der Grafſchaften zum Vortheil der Immunitäten und ganz beſonders Daraus, 
daß ohne die Vereinigung ber Gerichtsbarkeit in ven Händen ber großen Immunitätsherren 
ewige Gollifionen zwifchen ihnen (wegen ihrer Herrenrechte über ihre Leute) und. ven Grafen 
(als den Vertretern der koͤniglichen Gewalt und Richtern aller perfönlich freien, wenn auch ding⸗ 
lich abhängigen Leute) Hätten entfiehen müſſen. Diefe Gerihtsimmunität enthält im weient: 
lichen zunächſt die Gompetenz der alten Gentenare und Bicarien. Sie wird von einem eigenen 
Beamten, defensor oder advocatus, geübt und erftredt fih bald auf alle Eingefeflenen des Be⸗ 
zirks, auch) auf Diejenigen, welche weder bie volle landrechtliche perfänliche Freiheit, noch allen 
landrechtsfreien Srunvbeflb verloren Hatten. Die Immunitätsjurispiction, welche auch den 
Blutbann enthielt und von welcher nur wenige Fälle im öffentlichen Interefle (Straßenraub 
und Münzvergehen) dem Grafen vorbehalten blieben, erſtreckte fich über Leib, Leben und Ber: 
mögen der ihr Unterworfenen, je enthielt aljo auch ven Blutbanın (Bann und Zwing, bannus 
et cippus) nehft der Befugniß des Immunitätsherrn, den Gerichtöhalter zu ernennen. Doc. 
war legterer hierbei an gewifle Beringungen gebunden und mußte nanıentlich der Bogt einer 
kirchlichen Immunität den Blutbann von König empfangen (ecclesia non sitit sanguinem). 
Wenn nun au entfhleden mit dieſen Immunitäten der Anfang der Landeshoheit materiell 
gleihfam auf dem größern freien Grundbeſitz ruht, fo iſt doch immer feftzußalten, daß vie Ge⸗ 
richtsimmunitäten um des Öffentlichen Intereffes willen von den Königen verliehen wurben, daß 
die Verleihung alfo auch als die Übertragung einer Öffentlihen Kunetion, einer politiſchen 
Pfliht betrachtet, Die Verwaltung der Immunitätsgerichtsharkeit deshalb auch an beflinmte, 
allgemeine, geſetzliche Vorſchriften geknüpft wurbe und der Immunitätsherr felbft, ja fogar ber 
Immunitätsbezirk als Ganzes dem Landrecht und ven königlichen Gerichten unterworfen blieb. 
Es mußte dies befonderd deshalb hernorgehoben werden, um zu zeigen, baß bie beutfche parti= 
eulare Staatenbildung, felbft wenn man Davon ausgehen follte, daß einige deutſche Territorien 
urfpränglic rein alodiale Befigungen ihrer Dynaftien geweſen, fo wenig wie irgendeine andere 
ald Beweis für die Möglicpkeit eines eigentlihen Patrimonialſtaats angeführt werden kann. 
Der ſchwache und ſich thatſächlich immermehr verlierende Einfluß des Königs und feiner Be⸗ 
amten auf die innern Berhältnifle in ven Immunitäten aber kann an ver eigentlichen Bafid ver. 
Landeshoheit als eines politifhen Verhältniſſes, namlich an der Ableitung der Öffentlichen Ge⸗ 
walt vom Könige, nichts ändern. 

Ein zweiter Weg zur Entwidelung ver Landeshoheit befteht in der Verleihung der Graf⸗ 
ſchaft ſelbſt. Es waren nämli zunächſt größere geiftliche Territorien in der Art entflanden, 
daß fle eine ober mehrere Grafihaften oder wol au bedeutende Theile von mehreren Graf⸗ 
ſchaften einfaßten. Im einem folgen Kalle wurde die Grafſchaft ſelbſt dem geiftlihen Territo- 
rialherrn übertragen und fo unauflöslih mit dem Territorium gleichſam als zum Eigenthum 
der Kirche gehörig verhunden. Nicht felten geſchah e8 aber auch, daß weltliche Brafen, welche in 
der Megel felbit Schon große Grundherren und Inumunitätöhefiger innerhalb ihrer eigenen 
Herrſchaft waren), fei es durch ausdrückliche Eönigliche Verleihung oder doch durch Zulaffung 
des Königs das Grafenamt erblich erhielten, oder Haß Amtsbezirk und Amt, mit oder ohne Ver⸗ 
bindung mit ihren fonftigen Immunitäts bezirken, in ihren Familien erblih wurden. Nach ber 
ganzen mittelalterlihen Entwidelung mußte in diefen Fällen bald ver Amtécharakter zurüd-, 
und der Eharafter eines felbfländigen, an den Beſitz des Landes gefnüpften Rechts, oder wie 
man wol auch fagte, der private oder patrimoniale Charakter, wenigfiens dem Reiche gegenüber, 
in den Vordergrund treten. Bereinigte ber Landesherr, wie ed wol auch vorfam, mehrere Graf⸗ 
ſchaften auf diefe Welfe in feiner Hand, fo ernannte er natürlich auch für jede derſelben bie 
Grafen, denen dann wieder bie Ernennung der Zandgrafen innerhalb ihrer Grafſchaft zuftand. 

Wenn nun auch die regelmäßige Verbindung der höhern Gerichtsbarkeit (nie Höchfte blieb 
Retö wenigftend rechtlich dem Könige) mit den größern weltlichen und geiftlichen Territorien ale 
ein an ben Befig der leßtern gebundenes Recht dazu führte, daß man bie Grafſchaft jelbft als 
ben eigentlichen Kern der Landeshoheit für die Regel erachtete, fo Hat doch Zäpfl (a. a. O., 
&. 490) vollfommen recht, wenn er fagt, das Grafengericht fei nie eine abſolut weſentliche Bor: 
ausſetzung der Landeshoheit geworden. 


5) Chlothach, 614, c. 12. „Ut nullus judex (Graf) de aliis provinciis aut regionibus in alio 
loco ordinetur; ut si aliquid mali de quibuslibet conditionibus perpetraverit, de suis propriis 
rebus exinde quod male abstulerit juxta legis ordinem debeat restituere.‘' 
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Bei dem ganzen Zufanımenbang zwifchen dem Koͤnigthum und der Landeshoheit ergibt fig 
nun von felbft, daß die formelle politifche Autorität der legtern and ihr weſentlicher Inhalt nur 
vom Koͤnigthum felbft abgeleitet werden kann. War nun eine weitere Folge diefes Umſtandes 
die, daß die Landeshoheit in demſelben Maße erflarken und dem Königthum gegenüber felb- 
ſtändig privatredhtlich, oder richtiger voͤlkerrechtlich ſich geſtalten mußte, in welchem die Kraft des 
Königthums erlahmte, fo lag per Entwidelung ber Landeshoheit doch auch ein mächtiges inneres 
Element zu Stunde, nämlich der durch das Königthum nicht aufhaltbare, geſchweige zu vernich⸗ 
tende particulare Selbſtändigkeitsdrang der Deutſchen. Diefer wirkte von innen heraus beſtim⸗ 
mend auf pie Außern Berhältnifie, die er in vemfelben Maße mit einem politischen Geiſte erfüllen 
mußte, in welchem ber politifche Geiſt, die politiiche Kraft aus dem Reiche felbft wich und die 
felbftändige Geftaltung der Territorien dem Reiche gegenüber fih vollzog. Ober: Der Landes: 
berr Hörte in vemjelben Maße feinen Landeseingefeffenen gegenüber auf, Patrimonialherr zu 
fein, in welchem er den Reiche gegenüber die patrimoniale Natur feines Beſitzthums zur Gel: 
tung brachte. . 

Natürlich aber Hatten dieſe befonvers durch den Feudalismus getragenen Entiwidelungen 
einen fehr langſamen Verlauf, in welchem die verſchiedenſten politiſchen und privatrechtlichen 
Strömungen bald Hin= und ergehen, bald bunt durcheinander ſchwimmen. Mit dem vollen: 
deten Siege des Königthums Über den Feudaladel in Frankreich wurde dortſelbſt ver Landes: 
hoheit die Spige abgebrochen und blieb von ihr nichts ald eine leiver nur zu lange anhaltende, 
weſentlich privatrechtliche Grundherrlichkeit. In England fiegte die Idee ver freien Einheit 
einer Nation freier Bürger und mußte nicht nur ven normänniſchen importirten Feudalismus 
brechen, fondern auch auf die Verhältniſſe des großen Grunpbefiges beftimmend einwirken. In 
Deutſchland fiegte aber dad Königthum nicht ald nationales, fondern ald Stammeskoöͤnigthum. 
Die Entwidelung war deshalb bei und eine entfchleden eigenthümliche. 

Vorzüglich iſt e8 nun ber Unterſchied, ob mit dem größern Territorialbeftg die Grafſchaft 
verbunden ift oder nicht, welcher auch einen beveutenden Unterſchied ver Landeshoheit begründet. 

Nur jene Landeshoheit nämlich, welche die Grafſchaft einfchließt, verlieh die Reichsſtand⸗ 
haft. Die übrigen Landeöherren mochten fogar Gerichtsbarkeit befigen und ihre Unmittelbar: 
feit unter dem Reiche erhalten, Reichsſtände waren file nicht. Die in die Iegtere Klafle gehörigen 
Landesherren find es, melche unter den Begriff ver unmittelbaren deutſchen Reichsritterſchaft 
fallen und in der großen Sturmperiode der neuern Zeit auch faft gänzlich jede beſondere hiſto⸗ 
riſch⸗politiſche Bedeutung verloren haben, ba bei ihnen das patrimoniale Element am meiften, 
das politifche am wenigften ausgebildet war. 

Daher find ed denn aud nur die größern und reihöftändifchen Landesherren, melde für 
und von einem befondern Intereſſe erſcheinen. 

Die innere ſtaatliche Entwidelung der größern deutſchen Territorien konnte nach den gege- 
benen Umſtänden begreiflicherweiſe nur fehr langfam vor fih gehen. Abgeſehen von ber um: 
leugbaren Zwitterftellung , in welder fie felbft fich befanden und in die fie ven Kaifer wie bie 
Landesherren immer wieder aufs neue verfegen mußten‘, hatten ſich ja ohnehin fehr lange bie 
privat= und oͤffentlich-rechtlichen Begriffe und Verhältniſſe nicht ausgeſchleden. Auch dachte 
man bekanntlich lange nicht daran, die Länder, die oft noch gar nicht zu politifhen Ganzen zu: 
fammengewachfen waren, durch allgemeine Organifationsplane ſtaatlich zu centralifiven und für 
fie eine gemeinfame, allenthalben eingreifende Verwaltung einzuführen. Selbfl die mächtigften 
Landesherren waren oft ebenfo ſchwach, gegen bie centrifugalen Tendenzen in ihren eigenen 
Ländern, wie fie fich ſtark gegen die centripetalen VBeftrebungen des Kaiſerthums bewährt Hatten, 
und ed wurde ihnen oft genug von ihren Landſtänden mit vemielben Maße gemeffen, mit wel⸗ 
chem fie ald Stände des Reichs dem Kaifer gegenübergetreten waren. 

Nichtsdeſtoweniger blieb der Landeshoheit am Ende ver Sieg, nicht nur gegen bad Reich, 
fondern auch gegen die centrifugalen Kräfte ihrer eigenen Territorien, und gleichwie ſich das 
große franzöfifche Nationalkönigthum an ver Erweiterung ber koͤniglichen Gerichtsbarkeit und 
an dem Bruche des Feudalismus, indbefondere durch die Freierflärung der untern Volksklafſen, 
in die Höhe geranft hatte, fo waren Die Ausdehnung der landesherrlichen Gerichtsbarkeit, die 
Einführung oberfter Tanpeöherrlicher Gerichte zum Zweck der Berufungen und der Schug, wel⸗ 
chen der Landesherr gegen. ven Miobrauch ver gutöherrlichen Nechte den armen Hinterfaffen ge: 
währte, die Mittel, durch welche bie deutſche Landeshoheit auf den bekannten Grundlagen der 
deutfchen Nation zu einer Art von Stammkoͤnigthum erwachſen konnte. 

Die Landeshoheit endete gerade an dem entgegengefeten Punkte ihres Anfangs. Und 
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während bie fle Begründende Jınmunität zuerſt ald eine Ausnahme von dem regelmäßigen Zu- 
ftande erfheint, find. am Schluffe die dem Kaiſer noch übrig bleibenden Rechte im Verhältnifie 
zur Landeshoheit nur noch einige wenige fogenannte Reſervatrechte. 

Nichtsdeſtoweniger muß daran feftgehalten werben, daß, folange das Deutſche Reid) rechtlich 
befländen, and) rechtlich die Natur ber Landeshoheit als eines Reichsanites ſich fo wenig geän⸗ 
dert Hat als die Natur ihrer Hauptgrundlage, der Gerichtsbarkeit. Weder ein Geſetz noch eine 
Revolution Hätte eine ſolche Veränderung herbeigeführt, wie groß auch die innern thatſächlichen 
Berändberungen der Berbäftniffe waren und wie ſicher fie am Ende zu einer Rataftrophe führen 
mußten. 

Daran erhellt aber auch, daß, wenn vie wiflenfchaftlichen Werke über deutliches Staats- 
recht ohne Ausnahme neben dem Reichsſtaatsrechte von einem Territorialftaatörechte in Deutfch- 
land ſprechen, entweber das eine oder dad andere diefer fogenannten Staatsrechte Fein eigent- 
liches, dv. h. ſelbſtändiges Staatsrecht gemwefen fein kann. Da das Reich bis 1806 wenigftend 
von Rechts wegen beflanden bat, fo gibt es bis 1806 auch nur Ein Staatgsrecht, gleichwie nur 
Einen Staat in Deutſchland — da Öffentliche Recht des Reichs, das Reich. Dieſes Recht, fo- 
weit es durch Verleihung oder Zulaſſung den Landesherren übertragen worden, iſt das foge- 
nannte Territorialſtaatsrecht, d. h. das Recht des Reichs in den verſchiedenen Territorien 
deſſelben. Durch die zunehmende Schwäche des Reichs aber und durch die den Territorien über⸗ 
laſſene Fortbildung ſdes oͤffentlichen Rechts geſchah es, daß immermehr die Quelle aller poli⸗ 
tiſchen Autorität in Deutſchland in Vergeſſenheit kam und das territoriale Öffentliche Leben in 
den Vordergrund treten mußte. Betrachtet man daher die verſchiedenen Aufzählungen der in 
der Landeshoheit enthaltenen Rechte von den oben citirten Urkunden Friedrich's an, fo wird 
man finden, daß, je weiter man mit der Zeit vorwärts gebt, defto entſchiedener nur eigentliche 
Staatöhoheitärehte erwähnt werden, die aber, einerfeitö durch die Reichopflicht, andererſeits 
Durch die fländifchen Rechte begrenzt, in erfterer Beziehung nicht fouverän, in Iegterer Beziehung 
nicht abfolut fein konnten. Das hergebrachte Recht und die thatfächlichen Zuſtände erſcheinen 
nad beiden Beziehungen bin in einer fehmeren Gollifion. Die Schwäche des Reichs zwingt den 
Landesherren die Souveränetät thatfächlic auf, auch wenn fie dieſelbe nicht, beiuußt oder unbe⸗ 
wußt, mit aller Kraft angeftrebt hätten. Das Bedürfniß einer wirklichen und flaatlihen Kraft 
und Einheit aber führt nothwendig zu den bedeutendſten Mobiftcationen der bisherigen land⸗ 
ſtändiſchen Verbältniffe, Modificationen, die an der Hand der Nothſtände der Zeit ebenfo fehr 
zu Gunſten der politifchen Unabhängigkeit der landesherrlichen Gewalt ausfchlugen, wie die da⸗ 
mit verbundenen innern Veränderungen bed Reichsſtaatsweſens zum Nachtheil des Kaiſerthums 
ausfallen mußten. 

Übrigens darf die Landeshoheit Boch erft feit dem Weſtfäliſchen Frieden als ein infoweit fer- 
tiger Begriff betradhtet werden, daß aus ihrem Vorhandenſein aud mit Sicherheit auf die 
bauptfädhlichften in ihr enthaltenen Nechte und Machtvollkommenheiten gefchloffen werben kann. 
Seit diefer Zeit fonnte alſo auch erſt von einen befondern Staatsrechte ver Territorien gegen⸗ 
über dem Reichsſtaatsrechte die Rede fein; feit diefer Zeit beginnt dad Zufammenfchrumpfen bes 
legtern und die zunehmende Erweiterung des erftern in wen gelehrten Darftellungen und taudt 
wol auch bei denjenigen, welche den fireng rechtlihen Standpunkt nicht feftzuhalten vermögen, 
der Gedanfe auf, daß dad Deutfche Reich nit fowol ein Einheitoſtaat als vielmehr eine Art 
von Confoͤderation ſei. 

Rechtswiſſenſchaftlich war und blieb der Landeshoheit bis zur Auflöfung des Reichs die 
Befugniß, innerhalb eines Territoriums alle weſentlichen und meiſt auch die nicht weſentlichen 
Rechte der Staatsgewalt in Ableitung von der Reichsgewalt und in Gemäßheit ver geltenden 
Reichsrechtsgrundſätze auszuüben. Nur die Ausübung ver Regalien war demnach das eigene Recht 
der Landesherren, welches ſonach in der Sprache ver ältern Rechtswiſſenſchaft wol al8 eine Art 
von dominium utile bezeichnet werben Eonnte, während im Gegenfage hierzu bie volle Souve⸗ 
ränetät wol auch mit dominatio plena, toute propriets bezeichnet wurde. Wir wiederholen 
hier, was wir fhon an einer andern Stelle gefagt haben: „Vom Standpunfte des Staatsrechts 
aus muß die Landeshoheit für die Dauer des rechtlichen Beftandes des deutſchen Einheitsreichs 
als ein Organismus des legtern ſelbſt betradgtet werden, wie fehr auch biefe Drganifation von 
dem Standpunfte eines wahren Einheitsſtaats aus einer Dedorgantfation gleichſieht.“ 

Mit der Auflöfung des Deutfhen Reichs aber fiel ver thatſächlich zwiſchen Reichsgewalt und 
Landeshoheit beftehende Widerſpruch hinweg, indem diejenigen Landeshoheiten, welde nicht 
fäcularifirt oder medtatifirt worden waren, fouverän werden mußten. Allein e8 iſt bekannt, 
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daß an die Stelle des alten Widerſpruchs nur ein neuer getreten — der Widerſpruch zwiſchen 
den Conſequenzen der Souveränetät ber einzelnen deutſchen Staaten und denen ver föderativen 
Zuſammengehoͤrigkeit aller deutſchen Staaten. Dieſen Widerſpruch gänzli und für immer zu 
befeitigen, iſt ebenfo unmöglich, wie Die gänzliche Aufhebung aller Collifionen zwifchen Freiheit 
und Ordnung, Individuum und Gefellfchaft überhaupt. In dieſen Winerfprüden und Colli⸗ 
ſionen ſowie den daraus hervorgehenven Kämpfen liegt das Geſetz des Lebens und Fortſchritts. 
Aber immer finden in dieſen nie endenden Kämpfen fÖrmliche Krijen flatt, und ohne Zweifel be: 
findet fi Deutſchland jegt wieder in einer ſolchen Krife, die ſicherlich nicht minder wichtig iſt, als 
e8 die zwiſchen 1806—15 geweſen. Möchte ein günftiged Geſchick und ein wahrhaft deutſch⸗ 
patriotiſches Zufammenwirken aller Völker und Regierungen alles zum Beften wenden! 

Literatur. Leif, „Lehrbuch“, 6. 20; Zachariä, „Deutſches Staatsrecht“, Thl. I, 66. 29 
und 32. Zöpfl, „Orundfäge u. |. w.“, Thl. I, 56.103 fg. Held, „Syſtem des deutſchen Verfaſ⸗ 
ſungsrechts“, 1,454 fg.; II, 120 fg. Walter, „Deutfche Rechtsgeſchichte““, THLI, 56. 108 fg., 
2479. Zoͤpfl, „Deutiche Nechtögeichichte”, S. 488 fg., 569 fg. . Die neueften Monogra: 
phien Aber diefen Gegenftaub find: Berchtold, „Die Landeshoheit Oſterreichs nach den echten 
und neueften Freiheitsbriefen“ (Münden 1862); berjelbe, „Die Entwidelung ver Landes⸗ 
hoheit in Deutſchland u. ſ. w.“ (Münden 1863), Thl. 1. 3. Selb. 

Landfrieden, f. Fauſtrecht. 

Landgemeinden (befonders in Preußen). D In Deutſchland hing und hängt zum 
Theil noch die Berfaffung der Landgemeinden unmittelbar zufammen mit ven perfünlicden Ab: | 
Hängigfeits- wie mit den Beflgverhäftniffen des Bauernſtandes, dieſer großen Klaffe ver Be: Ä 
wohner des platten Landes, welche fich mit dem Betriebe von Aderbau und Viehzucht beichäfti- | 
gen, obne vie beſondern Eremtionen und Vorrechte anderer Klaflen, des Adels, der Beam: 
ten u. ſ. w. genoffen zu Haben. Schon in ältefler Zeit — vor und feit ber Periode der Karolin: 
ger — unterfchien ſich die Verfaffung ver Gemeinden freier Leute von der der linfreien, melde 
als Schutzpflichtige unter der Vogtei des Adels oder ver Kirche flanden und an ihren Beitgungen 
fein echtes Eigenthum batten.?) Urfprünglich beruhte die Bemeindeverfaflung im ſüdlichen 
und im weſtlichen Deutſchland, wie in den alten Wohnfigen der Sachen auf der Marfenge: 
noflenfhaft.?) Zur Markengenofienfchaft gehörten jedoch häufig ohne Unterſchied unfreie und 
freie, felbft ritterbürtige Leute. Die unfreien Genoſſen nahmen gleich ven freien an der Ver: 
waltung, am Markengericht und an ver Wahl ver Vorfteher theil, inſoweit nicht das Vorſte⸗ 
heramt der Gemeinheit bei ven durchweg unfreien Gemeinden von einem Grundherrn oder von 
demjenigen, den er damit beliehen Hatte, ausgeübt wurde. Sehr verfchiebenartig, doch in den 
einzelnen Territorien gleihförmiger, geftalteten fi im Mittelalter die perfönlihen Abhangig- 
keits⸗ und übereinſtimmend damit auch die Befigverhältniffe des Bauernſtandes. 

Während es in Sachſen meift perfönlich freie, nur mit Zinfen, Laudemien oder Dienften 
belaftete Cigenthümer gab, ebenfo die Bauern in der Altmark, am linfen Ufer der Elbe, auch 
meift in Schleſien, als freie Leute und Bigenthümer betrachtet wurden, bildeten jid z. B. bie 
Meierverhältniffe im Bisthum Paderborn, die Colonatverhältniffe im Herzogthum Weltfalen, 
die Leibeigenthumdverhältniffe im Münfterlanne und in Minden-Ravensberg, pie Hofhörig- 
feitögerhältniffe in Kleve, Mark u. ſ. w. burchgreifender aus. *) Der Kampf des Abeld und der 
gleich ihm bevorrechteten Kirche, bei Ausdehnung ihrer lehns-, gerichtö=, polizei- und gutöherr- 
lichen Rechte über Hinterfaffen, gegen vie perfönliche und dingliche Freiheit ver Fleinen Grund⸗ 
befiger geht durch das ganze Mittelalter. Zun Siege gelangte verfelbe mehr und mehr jeit dem 
16. Sahrhundert, beſonders aber erft feit ven Berwüflungen des Dreißigjährigen Krieges ver: 
mittelft der Mapregeln zur Wiederherſtellung der polizeilichen Ordnung und ber Landedcultur, 
durch die Befchränfungen ber Freizügigkeit und durch Die Schollenpflictigfeit, die jogenannte 
Erbunterthänigfeit und firengere Hörigkeit. Damit verband fi gleichzeitig faſt überall eine 
tief in das ländliche Gemeindeweſen eingreifende gerichts⸗ und gutsobrigfeitliche Gewalt der 
Gutsherren. Erſt damit vollendete fi, zumal in den oͤſtlichen preußifhen Provinzen, der Ah⸗ 

\ — 

— “ 

1) Qgl. den Art. Landräthe und, Kreidſtaände. 

2) Walter, Deutſche Rechtegefchichte, 1, JO fg., 86 ig. Eichhorn, Deutſche Staats: und u 
geſchichte, I, 230 fg. 

3) Bol. v. Maurer, Geſchichte der Marfenverfaflung. 

4) Bol. hierüber die allgemeine Hiftorifche Einleitung in Lette und v. Mönne, Die Landesculturgefr a6 

j 


gebung des preußiſchen Staats, S. VIII, LX fg., und a. a. D., nebft Allegaten. 
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ſchluß der Gerichts⸗ und Gutsherrlichkeit in den einzelnen ländlichen Ortfchaften über die ganze 
Gemeindemarkung und alle Bewohner derſelben.*) Seine Erhaltung verbanfte der Bauern 
ftand, al8 Grundlage der Landgemeinden, hauptſächlich den im Intereffe der Ausbildung und 
Befeftigung der Territorialgoheit erlaffenen flrengen Verordnungen und Verbotögefegen gegen 
Ginziehung und Vereinigung ber bäuerlihen Höfe und Grundſtücke zu und mit dem Nittergutd- 
ader. Diefe Verordnungen und Geſetze geben in Brandenburg = Breußen bis zu ven Anfän- 
gen des 16. Jahrhunderts zurück. Sie wurden beſonders nad dem Dreißigjährigen durch den 
König Friedrich Wilhelm J. und nach nem Siebenjährigen Kriege durch Friedrich ven Großen in 
gefhärfter Weife erneuert. ©) 

Urfprüngli Hatte ed hingegen ganz anders mit der perfünlichen Freiheit und den Eigen⸗ 
thumsverhältniffen in ven Landgemeinden, namentlich den gegenwärtig zum preußifchen Staate 
gehörigen öftlichen Provinzen, geflanden. Denn in dieſen Rändergebleten beruhte Bevoͤlkerung 
und Eultur auf der Einwanderung und Golonifation im 12.—14. Jahrhundert von freien 
Sachſen, Weftfalen, Flämingern und Rheinläudern.“) Auch fie übten Autonomie und Ge- 
richtobarkeit, gleich andern freien Gemeinden deutſcher Länder, dur fogenannte Willlüren, 
Bauerfprachen und Gemeindebefihlüffe. Infolge ver Austheilung eines beftimmten Landbeſitzes 
an die Goloniften nach einem abgeftuften Hufenftanpe fehlte in ven Landgemeinden des Oſtens 
Corporations⸗, auch ſolches Gemeindevermögen, deſſen Nugungen, wie die ver Allmenben im 
fünmeftlihen und Die der Marken in Weſtfalen und am Rhein, den einzelnen Gemeinvegliedern 
vorbehalten waren. Dort boten daher Stoff und Veranlaffung zu gemeinfamen Berathungen 
und Beichlüffen der Landgemeinden hauptſächlich die gemeinfchaftliche und gegenfeitige Bewei⸗ 
dung der Hufenſchläge in ver Dorfmark, der gutöherrlichen Korften u. ſ. w. nebft den Weide⸗ 
und Hutungsornnnngen, die Theilung bed Holzes aud den im Miteigenthum ber Höfe verblie: 
benen Waldftücken, überhaupt alles, was die Feldordnung betraf, ingleihen die Vertheilung 
gemeinfamer Leiftungen für Staat, Gemeinde und Gutsherrſchaft. Die neuere Agrar: und 
Gulturgefeßgebung hat nun aber, infolge der Theilung von Gemeinheiten und dev Separatio: 
nen mit Aufhebung der wechlelfeitigen Servitute, wie durch Gonfolination und Zuſammenle⸗ 
gung auch ber bäuerlichen Grundſtücke, ingleichen durch Aufhebung ver Realberechtigungen und 
Reallaſten zwiſchen Outsherren und bäuerlichen Wirthen die frühern Bande ver Gemeinſchaft 
zwifchen ven Mitglienern der Ländlichen Gemeinden zum größten Theil aufgelöfl. Sie Hat fol: 
chergeſtalt. die früheren Grundlagen des ländlichen Gemeindeweſens völlig umgeftaltet.®) 

Bei ven Golonifationen des Dber-, Warthes, Netzbruchs im vorigen Sahrhundert waren 
wol Dorfftatuten gegeben, welche ven colonifirten Gemeinden und ihrem Dorfgericht und Ge⸗ 
meindevorftande eine gewiſſe autonomiſche Beſtimmung und Selbftverwaltung geftatteten. Im 
allgemeinen hatten aber die Altern Dorfordnungen, hauptfähli aus dem 17. und 13. Jahr: 
hundert, aus dieſer Zeit des Polizeiſtaats, nur Anordnungen und Gebote über ſämmtliche Ber- 
bältniffe zum Gegenſtande, welche vie Mitglieder dee Gemeinde irgendwie berührten. Dies felbft 
über beren fittliche8 und kirchliches Verhalten, wie über ihre Leiftungen an Kirche und Säule, 
fodann über Brandpolizei, Feuerlöſchweſen, über die Anlegung von Gebäuden, die Confervation 
der Höfe, über deren Inventarien, Verfhuldung, Vererbung, ferner über Ader: und Wiefen: 
bau, Baumzucht, Hutung und Fiſcherei, Feld- und Wohnungspolizei u. f. w.ꝰ) 

Die neuern gefeplihen Beſtimmungen des 19. Jahrhunderts, welche auch in die Verhält⸗ 
niffe der Landgemeinden eingriffen, berührten, oft nur provinzenweiſe, lediglich einzelne Theile 
ihrer VBerfaflung, 3. B. die Armenpflege, den Wegebau, das Schulwefen, die Feldpolizei, die 
Anflevelungen. An die Auffaffung und Ordnung des Gemeindeweſens im ganzen, als des wich: 


5) Dol. den Art. Ugrarverfaffung und Mgrargefeggebung in dem Abfchnitt: Die unfreie Agrarver: 
fafjung in Deutfcyland während der legten Jahrhunderte vor der nenen Mgrargefepgebung, I, 846 fg. ; 
auch £ette und v. Mönne, a. a. O. 

6) Lette und v. Rönne, a. a. O., S.LXXII fg., XXVI. 

T) Bol. den Art. Agrarverfaſſung und Agrargeſetzgebung, I, 334, und Lette und v. Rönne, a. a.D,, 
S. XV, XXX1 fg., XLIX, nebft den dort allegirten Schriften. 

8) VBgl. die Motive zu den Entwürfen einer Randgemeindeordnung für bie fechs öflichen Provinzen 
ber prenßifchen Monarchie u. f. w. nad) den Vorjchlägen einer Anzahl Mitglieder der Zweiten Kammer 
(Berlin 1854), ©. 38 u.39 fg. , 

9) Bl. 3. B. die Flecken⸗, Dorf: und Aderordnung vom 16. Dec. 1702 in Rabe, Sammlung preu⸗ 
Bifcher Geſeße, Bd. I, Abth. 1, S. 238 fy.; deagl. die Dorforduung für Litauen und die dazugehöri⸗ 
gen Amter vom 22. Rov. 1754 in Rabe, a, a. O. Bo. I, Abth. 2, S. 366; auch den Art. Beldordunng. 
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tigften unterften Gliedes des Stantsorganismus, aus dem Gefichtöpunft einedtheild der daſſelbe 
umgeflaltenden Agrar: und Eulturgefeßgebung, anderntheild einer freiern Selbftverwaltung, 
war dabei nicht gedacht. Gleichwol Hatte dad Edict vom 9. Oct. 1807 die Leibeigenſchaft und 
Erbunterthänigfeit in Preußen überall aufgehoben. Das Edict vom 14. Sept. 1811, wie die 
fpätern Geſetze für die neu= und wieberermorbenen Brovingen hatten ven bäuerlichen Wirthen 
ein volles und freied Gigenthum an ihren Grunpbefigungen verliehen und es hatte die Gemein: 
heitötheilungg= wie bie Ablöfungsorbnung von 1821 auch die Mitglieder ver Landgemeinden 
und deren Grundftüde von Sersituten, Fronen, Zehnten und andern Einschränkungen und 
Zaften befreit. Die Geſchloſſenheit und das Klafienverhältnig ver bäuerlichen Güter nad) Hufen: 
zahl u. f. to. wich der freien Theilbarkeit. Andererſeits war für bie preußifchen Stabtgemeinven 
Die freifinnige Stäbteorbdnung vom 19. Nov. 1808 erlaffen worden. 

Doch erging nur für die beiden weftlihen Provinzen, Weftfalen und Rheinland, vie Lan: 
gemeinbeorhnung für Weftfalen vom 31. Oct. 1841 und die (damals nod Land und Stadt 
umfaffende) Gemeindeordnung für die Nheinprovinz vom 283. Juli 1845 10) an Stelle der 
während ber Fremdherrſchaft nad) franzöſiſchem Muſter eingeführten Bemeindeverfaflungen. An 
die Stelle der erftern trat fpäter bie revidirte Landgemeindeordnung vom 19. März 1856 für 
Weſtfalen und ein Geſetz betreffend vie ländliche Gemeinveverfaffung für die Rheinprovinz vom 
15. Mat 1856 (neben einer beſondern rheinifchen Städteordnung). 11) Dagegen blieb für 
die ſechs Öftlichen Provinzen die ſchon in einem Geſetz vom 30. Juni 1812 ausgefprodene Ber: 
heißung einer neuen Gommunalordnung, „um dad gefanımte Communalverhältniß aud der 
untergeordneten Gemeinden auf allgemeine Geſichtspunkte zurückzuführen und Zwecke und 
Mittel verfelben in Übereinftimmung mit dem Stantszwer zu beflimmen”, wie die Aufforbe- 
rung der Gabinetsordre vom 17. Jan. 1720 betreffend ven Staatshaushalt und dad Staat}: 
ſchuldenweſen, an dad Staatsminiſterium und den Staatsrath zur endlichen befchleunigten Vor: 
legung einer Communalordnung, unerfüllt. 

Erſt im Anſchluß an die Berfaffungsurfunde vom 31. Jan. 1850, mit welcher Preußen in 
die Reihe der conftitutionellen Stanten eintrat und deren Art. 105 die Hauptgrundzüge für bie 
künftige Gemeinveverfaflung feftftellte, wurbe eine Provinzial-, Kreis: und Bezirks: und eine 
Stadt und Land gleichzeitig umfaffende Gemeindeoronung nad Vereinbarung mit den Kant: 
mern unterm 11. März 1850 erlaffen. Sofort aber trat dagegen wiederum auch bie Reaction 
in die Schranfen. Sie führte fihließlich zur Beſeitigung jener Gemeinvegefeggebung von 1850 
durch das Geſetz vom 24. Mai 1853.'2) Am Ende des langen Kampfes der Jahre 1851—57 
in den preußifchen Kammern 1°) unterlagen bie verfaflungsmäßigen Grundſätze (insbeſondere 
die Art. 42, 105 und 114 der Berfaflungsurfunde) der Reaction. Schließlich erfolgte die Wie: 
verherftellung ver polizeiobrigfeitlihen Gewalt der Gutsherren und bie der frübern Landge⸗ 
meinveverfaflungen in ven ſechs öftlichen Provinzen durch die Gefepe vom 14. April 1856. !*) 

Die Ergänzung der, wie in vielen andern Beziehungen, fo hauptſächlich hinſichtlich der 
politiſchen Rechte, wegen der Stimmen: wie der Leiftungsverhältniffe, offen kundigen Mängel 
der wiederhergeſtellten frühern Verfaſſung der Landgemeinden ift zur Zeit haupfſächlich der 
Entſcheldung der Regierungdbehörben vorbehalten. 

Dennoch galten, ſchon nach dem Allgemeinen Preußifchen Landrecht von 1794, die Land: 
bezüglih Dorfgemeinden ald Eorporationen. Als ſolche haben fie mancherlei Verpflichtungen, 
vorzugsweife für Armenpflege, Wegebau und Schule. Sie unterliegen indeß der Bolizei: und 
der communalen Auffiht und Einwirkung der Gutshetren als Ortöobrigfeiten. Died find die 
Rittergutsbefiger in Bezug auf die Dorfgemeinven Ihrer Güter, vie Magiftrate in Bezug auf 
Kämmereidörfer und die Domänen= und Rentanıtmänner in Bezug auf die zu Domänenämtern 
gehörigen Orte. Freilich Fümmern üch oft die Rittergutsbeſitzer nicht gar viel um die Verwal: 
tung ber Landgemeinde. 

Neben den ländlihen Gemeinden Hilden nun auch die, obwol mit benfelben in der Regel 
Örtlich verbundenen Nittergüter und Domänenvorwerfe nebft den zu letztern gehörigen Grund: 


10) Vgl. Breugifche Gefehfammlung von 1841, ©. 297, und von 1845, ©. 523. 

11) gl. Breußifche Gefepfanmlung von 1856, ©. 265 u. 435. 

12) Bgl. Preußiſche deſeſonmins von 1853, S. 238. 

13) Dgl. die Motive der Entwürfe einer Landgemeindeordnung u. ſ. w., ©. 42 fg. u. 118 fg. 
14) Preußische Geſetzſammlung für 1856, S. 353— 364. 
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Rüden, Wohnungen und Familien, binfigtlic der Öffentlichen Leiſtungen für Armenpflege, 
Segebau u. f. w. eigene abgefonberte Communalbezirke. 

Aus der früheften Zeit ver Golonifation und Gultivirung iſt in ven oͤſtlichen Provinzen 
Preußens dad Amt des Gemeindevorſtehers (Schulzen, Dorfrichters) noch jeßt haufig mit ge- 
wiffen Gütern verbunden, als Erbſchulzenhöfen, Erbſcholtiſeien, Lehnfchulzen-, Richter: und 
Erbrichtergũtern. 15) Somelt died nicht der Fall ift, wählt der Rittergutsbefiger als Ortsobrig⸗ 
keit fowol den Schulzen, bezüglich Gemeindevorſteher, als die beiden Gerichtsmänner ober 
Schöppen, welde erftern in feinen verfchienenen Amtöverrigiungen zu unterflügen haben. Dem 
Gemeindevorſtande liegt bie Berufung und Leitung der Bemeindeverfammlung, die Gemeinde: 
verwaltung und Legung der Gemeinderechnung, ſodann die Aufſicht bei Gemeindearbeiten, bie 
Sorge für die Armenpflege, wie für Erhaltung von Wegen, Brüden und Straßen, bie Anftel: 
lung von Feld- und Nachtwächtern y. |. w., auch die nievere Drtöpolizei im Gemeindebezirke 
ob. Während derjelbe in feiner Eigenſchaft als Dorfgericht früher, fo namentlich in Schleſien, 
die Schöppen- und Grunñdbücher zu führen, auch in noch älterer Zeit Eriminal- und Polizei⸗ 
gerichtöbarfeit zu üben und Streitigkeiten zu ſchlichten hatte, ift ihm von eigenen richterlichen 

unctionen, unter Zuziehung eine® Gerichtsſchreibers, noch die Aufnahme von Kauf: und . 

berlaffungsverträgen, in fhleunigen Fällen auch die von Teflamenten dee Dorfbewohner ver: 
blieben. Kerner liegt ihm, ald einem Organ ver Berichte, die. Aufnahme von Taxen, wie von 
Inventarien bei @rbauseinanderfegungen, die Infinuation von richterlichen Borlabungen und 
Berfügungen, auch die Vollſtreckung von Ereeutionen ob. 1%) Auch hat der Gemeindevorſteher 
verſchiedene Tabellen und Liften für die Finanz-, die Militär: und innere Verwaltung anzu= 
fertigen. Endlich liegt dem Gemeindevorſtande auch da, wo feine befondern Erheber beftellt find, 
die Einhebung der Öffentlichen Steuern (Grund: und Klaffenfteuer u. f. w.) und deren Abliefe= 
rung an bie Staatäfaffe ob. 

Die obere Aufficht über die Landgemeinden und deren Verwaltung, auch über die ald beſon⸗ 
dere Sommunalverbände betrachteten Gutsbezirke, führt der Landrath des Kreiſes. (S. Landraͤthe 
und Kreisſtaͤnde.) Neben ven zu Virilſtimmen berechtigten zahlreichen Befitzern von Rittergü⸗ 
tern werden bie ſämmtlichen Landgemeinden eines Kreiſes zuſammen auf dem Kreiötage nur 
durch drei, reſp. ſechs Deputirte vertreten. Zwar gibt es in ven oſtlichen Provinzen eine Mehr⸗ 
zahl fehr Fleiner Ranpgemeinden von weniger ald 100, oft unter 50 Seelen, deren Bereinigung 
zu Sammtgemeinden behufs Herftellung leiſtungsfähiger Gemeindeverbände nothwenbig 
wäre; es kommen jedoch auch viele volfreichere Landgemeinden vor, fo in 


von 500-1000 von 1000-2500 von 2500-5000 
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Einwohnern. 
1) Schiefien . rn 1176 286 11 
2) Sadien . . . . 414 139 8 
3) Brandenburg . . . 304 44 3 
4) Pommern . . . . 186 17 — 
5) Preußen.... 437 26 1 
6) Pin . . . 2. 240 13 — 


Das dringende Bedürfniß einer vollſtäändigen, ben gegenwärtigen geſellſchaftlichen Zuſtän⸗ 
den und Verfaffungdverhältniffen des Staats entfprechenden Landgemeindeordnung für die ſechs 
oſtlichen Provinzen Preußens ift, wie in der Berfaffungsurfunne vom 31. Ian. 1850 und nicht 
blos damals durch die Gefege vom 11. März 1850 in beiden Kammern, fo auch fpäter vielfach 
wiederholt, und allgemeiner wiederum feit 1858 in Abgeorbnetenhaufe anerkannt. Daflelbe 
ift undeftreitbar, wenn erwogen wird, daß von den fafl 81000 gefonderten Wohnplägen ver: 
ſchiedener Art (worunter nur 994 Städte mit ihrer Städteordnung) eine große Anzahl Fleiner 
Beflgungen gar feinem Bemeindeverbande angehört, au von den 31000 Dörfern nur eine 
geringe Minderzahl eine auf Sperialverleifung beruhende Gemeindeorganifation bat, wo: 


15) Bgl. Lette und v. Rönne, S. XVI, und a. a. O.; insbefondere Riedel, Die Mark Brandenburg 
im Jahre 1250, Thl. II; Tzfchoppe und Gtenzel, Urfundenfammlung zur Geſchichte bes Urſprungs ber 
Städte und der Einführung deutfcher Eoloniften und Rechte in Schleſien und ber Laufe; MWohlbrüd, 
Geſchichte des ehemaligen Bistums Lebus. 

16) v. Rönue, Staatsrecht ber preußischen Monarchie, II, 214, 215. Allgemeines Preußiſches Lands 
seht, Thl. II, Tit, 7, 88. 46— 86, 
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gegen wenigftens 29722 Dörfer und von den etwa 18 Mill. Einwohnern des preußifcgen 
Staats faft 12%, Mill. Bewohner des platten Landes einer georbneten Gemeindeverfaflung 
entbehren. ?7) - W. A. Kette. 

Landräthe und Kreisſtände (im preußiſchen Staate.)?) Das Amt und bie Stel- 
Iung des Landraths, als Vorfleher des Kreifes, ald Organ und Commissarius perpetuus ber 
Bezirksregierung, gehört im preußiſchen Staate zu den umfang: und einflußreiäften. Die all⸗ 
mählihe Umbildung und Heutige Geſtalt veflelben iſtemit der Entmidelung des Staats: .und 
Bermaltungdorganismus eng verknüpft. 

Unter Landräthen verfteht man in Preußen nicht, wie in Batern und in einigen andern . 
deutſchen Territorien, aus flänbifher Wahl bervorgegangene Collectivbehoͤrden oder Aus: 
ſchüſſe zur Unterflügung ber Regierung over zur Wahrnehmung gewiſſer gemeinfamer fläu- 
difcher Angelegenheiten. ?) Das Inftitut der Landräthe, als Vorfieher und Verwalter ver 
einzelnen Kreife, hat in Preußen feinen Urfprung in ber ältern Lanbeöverfaflung der Mark 
Brandenburg. Daffelbe ging hervor aus den von den Ständen, jena der frühern provinziellen 
und Kreideintheilung dev Mark Brandenburg (Alt:, Mittel:, Uker⸗ und Neumark, Priegnis), 
gewählten Kreisverordneten, welche einen repräfentativen Charakter hatten und zur Erhebung 
und Ablieferung der von den Ständen bemilligten Sieuern, wie zur Beforgung jonftiger flän- 
diſcher Geſchäfte beſtimmt waren. Der Kanvesherr übertrug dieſen Kreiöverorbneten, beſonders 
feit vem Dreigigjährigen Kriege, innerhalb ihrer Amtsobereiche auch Staatsgeſchäfte, namentlich 
die Polizeigerwalt auf dem Lande und die Aushebung der Munnfchaften zum Heere. Damit 
wurden fie zugleich landesherrliche Kreis: und Kriegscommiſſarien und felt Cinrichtung ber 
Kriegs: und Domänenfanımern (1728) diefen Berwaltungsbehdrben untergeoronet ; auch 308 
man fle periopifch zu deren Arbeiten und Beratungen zu. Den Landrätben ald Commiſſarien 
diefer Behörden übertrug befonders König Friedrich Wilhelm I., ſodann Friedrich ver Große, 
zufolge des legtern Inftruction vom 1. Aug. 1776 innerhalb ihrer Kreife für das platte Land 
beinahe alle in ven Regierungdreflort hineinfallenden Geſchäfte, wie Die Handhabung der Poli: 
zei, die Erhebung der directen Staatöfleuern, bie Aufjicht über die Gemeinden und Gutsbezirke, 
bezüglich über die Lokalobrigkeiten, vorzugsweiſe auch die Sorge für Hebung von Aderban und 
Viehzucht, überhaupt für alle landwirthſchaftlichen Intereſſen, woflr Iandeöherrli erlaſſene 
Dorf:, Ader- und Fleckenordnungen In ausführlichſter und vetaillirtefter Welfe Anordnungen 
trafen. Das Inflitut der Landräthe, gleichzeitig mit dem ver Kreiäftände, unter Umbilbung ber 
frühern provinziell verfchienenen Territorialeintheilungen, wurde auch bereitß von Friedrich 
Wilhelm I. in Pommern und in das Herzogtfum Magdeburg, von Friebrid dem Großen nad 
der Eroberung Schlefiens in diefe Provinz, ſodann 1752 in die weſtfäliſchen Landestheile und 
in Oftpreußen (hier an die Stelle ver allgemeinen Landſtände), endlich 1773 in Weftpreußen 
eingeführt. Dagegen flanden die innerhalb der landräthlichen Kreife belegenen Städte nicht 
unter der Verwaltung und Aufſicht der Landräthe, fondern unter der befonderer Steuerrätbe. 
Die Städte und deren Magiftrate nahmen deshalb an ven kreisſtändiſchen Inſtitutionen, Ver- 
fammlungen und Beihlüffen nur foweit Theil, als ſie Rittergüter oder contribuable Bauerdoͤr⸗ 
fer befaßen und vertraten. Auch die Biniglichen Domänenäniter und deren Unterthanen murben 
in der Regel von den Kreisſtänden nicht mitvertreten. Nur Hin und wieder und nur bis 1765 
war zur Vertretung der Domänen und Domänenuntertbanen auf den Krelötagen die Abord⸗ 
nung eine8 Deputirten der Kriegs: und Domänenfanmern gebräuchlich gemwefen. 

Der Landrat! mußte, nach der bis 1806 und 1807 beſtehenden Verfaffung, adelichen Stan- 
ded und Im Kreife mit einem Rittergut angefeffen fein. Er wurbe aus der Mitte ver Kreis: 
fände von den adelichen Rittergutöbeflgern gewählt und dem Könige zur Beſtätigung präſen⸗ 
tirt. Seit 1753 wurden zur Unterflügung des Kreislandraths bei einzelnen Gefhäften, als 
Gehülfen veffelben, zugleich als ſtändiſche Vertreter und Beamte außerhalb der Kreisverſamm⸗ 
lung, auch die „Kreisdeputirten“ allgemeiner eingeführt. Auch dieſe wurden aus den adelichen 
Rittergutöbejigern gewaͤhlt. | 


17) v. Rönne, Die Gemeindeordnung u. f. w. vom 11. März 1850, ©. XI. Tabellen und amtliche 
Nachrichten des Statiftifchen Bureau für den prenßifchen Stant für das Jahr 1868 (Berlin 1860). 
v. Rönne, Staatsrecht der preußifchen Monarchie, II, 26 fg. 

1) Bgl. die Art. Zameralwiſſenſchaft, Bandgemeinden, auch Agrarverfafung und Ugrargefehgebung. 
2) Zachariä, Deutfches Staats⸗ und Bundesrecht (zweite Auflage), II, 643, 8.122. Zöpf, Grund 
fäße des allgemeinen und dentfchen Staatsrechts (vierte Auflage), I, 552, $. 418. 
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Der Landrat Hatte die Kreisverfanmlungen einzuladen und zu dirigiren. Leßtere wählten 
außer dem Landrat auch andere Beamte des Kreiſes, ingleihen früher die Directoren und 
Beamten verichiebener ſtändiſcher Inftitute, zu deren Neflort z.B. die Führung der Hypotheken⸗ 
bücher, die Landfeuerfocietät, das ritterfchaftliche Grebitwefen, die Landarmen- und Invaliven- 
verpflegungsanftalten gehörten. Ingleichen hatten die Kreidtage mitunterauch Depntirte behufs 
Zuziehung bei der Gefeßgebung zu beftellen. Auf den Kreistagen wurbe ferner Die Kreisrech⸗ 
nung reoidirt und dechargirt, über den Etat, wie über Aufbringung und Vertheilung ver 
Steuern und über fonftige Kreisangelegenheiten berathen und befchloffen. 3) 

Die Mitglienfhaft bei den Kreisftänden war in der Negel auf Mittergutsbeliger und den 
Adel befhränft, Wurde einen Manne bürgerlichen Standes ausnahmöweife die landeöherr- 
liche Conceſſion zum Erwerbe eines Ritterguts ertheilt, fo blieb doch verfelbe in der Hegel, wie 
es noch die Eönigliche Verorbnung vom 18. Febr. 1775 wiederholte, von Sig und Stimme auf 
Kreis: und Landtagen ausgeſchloſſen. Es iſt bemerkenswerth, daß fih hauptſächlich ſeit dem 
Dreißigjährigen Kriege und ſelbſt noch im vorigen Jahrhundert die bevorrechtete Stellung des 
Adels, gegenüber dem Bürger- und Bauernſtande, hob und abſchloß, nachdem die Bedeutung 
bed Ritterſtandes und Adels für Waffendienſt und Landesvertheidigung untergegangen war.) 
Friedrich der Große ergänzte fein Offiziercorps faſt ausſchließlich aus den Söhnen des güterbe⸗ 
ſitzenden Landadels. Dabei legte er demſelben mit dieſen Vorrechten aber die nicht unerhebliche 
Laſt zur Erhaltung feines gering beſoldeten Offiztercorps auf, 
Eine Veränderung, indbefondere wegen des adelichen Standes, ald einer Bedingung zur 
Ausübung der Kreisſtandſchaft und zur activen und paſſiven Landrathswahl, erlitt nie frühere 
Kreisverfaſſung erft durch das Ediet betreffend den erleichterten Befig und den freien Gebrauch 
des Grundeigenthums, ſowie die perſoͤnlichen Verhältniffe ver Lanpbewohner, vom 9. Oct. 
1807, in Berbindung mit den Kriegsartifeln vom 3. Aug. 1808, wonach indfünftige jeder 
wehrpflichtige Preuße zur Afcenflon in Offizierftellen gleich berechtigt fein follte.®) | 
Demnäͤchſt verordnete auch in Bezug auf die Kreis- und Communalverfaffung das foge- 
nannte Gensdarmerieedict vom 30. Juni 1812 die Aufhebung ver „unbegründeten Abfonde: 
zung der Heinen flädtifchen Kommunen, der Stäbteeigenthümer, Domänenämter und ritter: 
ſchaftlichen Societäten in den Kommunalangelegenheiten des Kreiſes“ und dagegen die „Bil: 
Dung der aus Städten und ländlichen Gemeinden zufammengefegten Kreife ald felbftändige 
corporative Kreisgemeindeverbände”, ingleihen an Stelle des gewählten Landraths und mit 
Trennung des Repräſentativcharakters von deffen Amtsberuf „die Ernennung eines vom Staate 
Heftellten Kreisdirectors als erfter landespolizeilicher und Aufſichtsinſtanz über die Lokalpolizei, 
vie Gemeinden und die Örtlihen und obrigkeitlihen Behoͤrden, wie zur Euratel der Kaflenver: 
waltung aller aus dem Kreife fließenden Staatseinkünfte. Zugleich follte dem Kreisdirector 
sine Kreisverwaltung aus je zwei Deputirten für die Städte, für die Rittergutöbejlger und für 
den Bauernftand zur Seite ſtehen. Das fogenannte Gensdarmerieedict von 1812 iſt jedoch nur 
bin und wieber zur Ausführung geflommen und fpäter wieber befeitigt. 

Sodann aber erfolgte durch Die Verordnung megen verbeflerter Einrichtung ber Provinzial- 
Hehörben vom 30. April 1815 die Eintheilung jedes Regierungsbezirks in Kreife, in der Regel 
unter Beibehaltung der bisherigen Eintheilung, wo eine ſolche bereits ftattfand, mit Ausnahme 
jedoch der großen Städte, im übrigen unter Vereinigung aller Ortſchaften und Güter zum 
Kreidverbande. „Jeder Kreid hat einen Landrath.“ „Die Landräthe find die Organe der Re⸗ 
gierung zur Vollziehung ihrer Verfügungen.‘ 

Gegenwärtig beftehen in ven acht Provinzen und refp. 25 Regierungsbezirken des preußi⸗ 
ſchen Staats, mit Ausnahme des eximirten Bezirks der Stadt Berlin, 332 landräthliche Kreiſe, 
darunter ſechs Stadtkreiſe (Königsberg, Danzig, Potsdam, Breslau, Köln, Aachen). 

Der Flächeninhalt und die Bevölkerung dieſer Kreiſe ſind ſehr verſchieden. Deren Umfang 
iſt in den oͤſtlichen Provinzen, mit Ausnahme indeß von Schleflen und Sachſen, bei geringerer 


3) Vgl. über Entſtehung, Stellung und Function der Landräthe wie der frühern Kreisftänbe: Die 
Kurmark Brandenburg, ihr Zuftand und ihre Verwaltung vor dem Ausbruche des franzöſiſchen Kritge 
im October 1806, ©. 87, 159 fg. 

4) Bol. Die Kurmarf Brandenburg, ©. 161; besgl. den Art. Agrarverfafiung und Agrargeſetz⸗ 
gebung; Kette und v. Mönne, Die Landesculturgefeggebung des preußifchen Staats, Bd. I, ©. LAXI, 
auch S. XVII, 5) Vgl. den Art. Agrarverfaffung und Agrargefeggebung. 

Staats⸗Lerikon. IX. oo 26 
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Bevölkerung meift erheblich größer wie in ben weſtlichen Provinzen. Abgefehen von einigen 
Ausnahmen, beträgt derſelbe dort zwifhen 12 und einigen 20—30 und fogar 40 Quadrat⸗ 
meilen, die Bevölkerung einige 30: bis einige 60=, in einzelnen Kreifen jedoch auch bis 80000 
Einwohner. In den weſtlichen Provinzen, au in der Provinz Sachſen, iſt der Umfang ver 
Kreife Hingegen meift nur 5—10, höchſtens 12 und 14 Quadratmeilen, mit einer Bevölkerung 
von einigen 30:, häufiger über 70, mitunter 100000 Bewohnern. 

Der neuen Kreideintheilung folgten fpäterhin — nad) Herſtellung von Provinzialftänden 
durch dad Geſetz vom 5. Juni 1823 und die fi} dieſem Geſetz anſchließenden beſondern Geſetze 
über die provinzialftändifchen Verbände der verſchiedenen acht Provinzen — in ven Jahren 
1823, reip. 1824—28, befondere Kreisordnungen für jede Provinz. Zufolge derſelben bilden 
die landräthlichen Kreife auch die Bezirke ver Kreisſtände und es haben die Kreisverſammlungen 
den med, Die Kreisverwaltung ded Landraths in Communalangelegenheiten zu begleiten und 
zu unterftügen. Diefe Verwaltung innerhalb der beftehenden Geſetzgebung bildet den Gegen⸗ 
fand der Berathungen und Befchlüffe der Kreisftände. Sie vertreten die Kreiscorporation in 
allen den ganzen Kreiß betreffenden Gommunalangelegenheiten. Sie haben die kreisweiſe auf- 
zußringenden Staatöpräflationen, für deren Aufbringung es an gefeglihen Beſtimmungen 
fehlt, zu repartiren, bei Leiftungen und Naturaldienften zu Kreiöbebürfniffen ſich gutachtlich zu 
äußern und die Kreldrehnungen zu prüfen. Sie wählen den Landrath fowie andere Kreit: 
beamte, auch Commiſſionen und Ausfhüffe füreinzelne ftändiiche Verwaltungen und für gewiſſe 
Angelegenheiten nad näherer Beflimmung der darüber erlaffenen Geſetze, z. B. für bie Kreis: 
erfaßcommiffton, für die Veranlagung der Cinkommen- und Klaffenfteuer, für die gütliche Ber: 
mittelung in den Auseinanderfegungsangelegenheiten, für die Ausführung von Bemäflerunge: 
anlagen. Aljährlich Hat ver Landrath die Kreisftände wenigſtens einmal zu berufen und ihre 
Berfammlung zu leiten. Eine ausgedehnte Befugnig, mit Verpflihtung aller. Kreiseingejefle: 
nen Öffentliche Anlagen und Kreisausgaben zu bejchließen, wurde den Kreisverſammlungen erft 
durch die Verordnungen von 1841 und deren Ergänzungen beigelegt. Diefe Befugnip hat jo: 

. wol gemeinnügige neue Einrichtungen und Anlagen für den ganzen Kreis, 3.8. von Chauſſeen, 
wie die Befeitigung von Nothfländen zum Gegenftande. Nur in gewiffen Fällen, je nad Map, 
Umfang und Zeitbauer der dem Kreife und beffen Einfaflen auferlegten Verpflichtungen, iſt vie 
Beftätigung folder Beſchlüſſe feitens der Negierung, reſp. die Entſcheidung ver höchſten Ber: 
waltungsbehörven erforberlid. ©) 

Im grellften Misverhältnig mit ven Leiftungen blieb aber, zumal in den öſtlichen Provin⸗ 
zen, dad Stimmenverhältniß auf den Kreidtagen. Außerdem hielten jene Kreisordnungen, im 
Widerſpruch mit der Reformgefrggebung der Jahre 1807 fg., an dem Princip der ſtändiſchen 
Bliederung feſt. 

Während jeder Rittergutöbefiger in ver Kreisverfammlung eine Birilfliimme zu führen hat 
und es mit wenigen Ausnahmen in ben Öftlihen Provinzen des Staats eine Mehrzahl von 
Kreifen gibt, in welchen ver fogenannte erfle Stand einige 20—60 und 70, ja in mehreren 
Kreifen mehr ald 100 Stimmen in der Kreisverſammlung führt, Haben überall Die Städte ded 
Kreifes in der Regel nur je eine Stimme, oft fogar mehrere Eleine Städte zuſammen nur eine 
Collectivſtimme und die gefammten Landgemeinden — der ganze, vor ber neueren Steuerreguli- 
rung (ſ. Grundfteuer) vorzugdweife contribuable Stand — nur drei, zum Theil, feit 1850, 
feh8 Stimmen zu führen. Dabei ift das paffive Wahlrecht ver Stadt: wie der Landgemeinden 
durch perfönliche oder Beflgqualificationen ihrer Kreispeputirten (Maß des Orundeigenthum®, 
längere Befigzeit, Schulzen= oder Magiftratsamt u. f. w.) fehr eingefehränft. Hingegen beſteht 
in den beiden weftlichen Provinzen des Staats die Kreisverſammlung, neben ven Virilſtimmen 
ber, Rittergüter, aus Abgeordneten ver Bürgermeiftereien, reſp. Ämter. 

Mit Rückſicht auf dieſe Art von fländifcher Gliederung in der Kreiövertretung Haben bie 
Kreidorpnungen einem einzelnen Stande das Recht ertHeilt, ‚feinen auf Verlegung von Son: 
derintereffen geftügten Widerſpruch gegen ven Beſchluß ver Mehrheit des Kreistages mitteld 
Separatvotums im Necurfe an die betreffende Staatöbehörbe geltend zu machen’ (die Befugniß 
zur itio in partes). Einleuchtend iſt indeß dies Recht ſelten und noch meniger mit Erfolg zur 

Anwendung gefommen. 

Die Wahl der Landräthe durch die Kreisflände, reſp. deren Befugniß, dem Könige zur 
Auswahl und Beftätigung drei Candidaten zu präfentiren,, ift wie früher, fo wieberum auf 


6) v. Rönne, Etaatsrecht ber preußifchen Monarchie, I, 547, 586 fg.; II, 206 fo. 
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gegenwärtig in der Mehrzahl ver öftlihen Landestheile das ausſchließliche Vorrecht der Ritter: 
gutöbellger, nur ohne Unterſchied, ob biefe adelichen ober bürgerlichen Standes find. Blos in 
einer Minderzahl der öſtlichen Kreife, wie in den weftlihen Provinzen, nimmt die ganze Kreis- 
verfanmlung, einfchließlich der Deputirten der Städte und Landgemeinden, an der Wahl der 
Landrathsamtscandidaten theil. Indeß ift die Wählbarkeit in der Regel anf Nittergutöbefiger, 
jedenfall größere Grundbeſitzer beſchränkt. Daffelbe gilt von der Wahl der Kreisveputirten, 
deren in der Regel zwei fir jeden Kreis als Gehülfen und zeitweife Vertreter des Landraths 
beftellt werben.) 

Der vom Könige zur Verwaltung der Landrathäftelle deiignirte Candidat hat ſich einer 
Prüfung zu unterwerfen, fobald er nicht bereits zuvor eine höhere Staatöprüfung beftanden 

oder wenigftend die Neife dazu erlangt hatte, oder aber davon biöpenfirt twird. Kür jene Prü— 
fung ift ein befonvered Regulativ vom 13. Mat und 10. Juli 1838 erlaffen. Übrigens gibt es 
gegenwärtig eine Anzahl von Lanvräthen, welche jene Höhere Staatsprüfung gemacht haben. 
Die Zahl derer ift erheblich geringer geworben, bei welchen auf die Geſchäftétüchtigkeit der jeßt 
koͤniglichen Kreisfecretäre wejentlich zu vechnen ifl. 

Allerdings haben die Kreißftände jeit ver Gefeßgebung von 1841 in vielen Kreijen von 
ihrer ausgedehnten Befugniß zur Verpflichtung der Kreiseinſaſſen durch Auflegung von Abga= 
ben und Gontrahirung von Schulden, insbeſondere behufs Anlage von Kunftftraßen, einen aus⸗ 
gebehnten und meiſt nützlichen Gebrauch gemacht. Erklärlich find jedoch mannichfache Bedrückun⸗ 
gen und Beſchwerden dieſer und jener Volksklaſſe über die Vertheilung folder Kreisausgaben, 
zumal bei der bie zur neueften Zeit beſtandenen Gremtion der Rittergüter mehrerer öſtlicher 
Provinzen von der Brunpfteuer und bei der überall ſehr ungleihen Repartition biefer Steuer, 
einer Hauptgrundlage zur Übertragung der Kreis- und Communaldebürfniffe. Die mehrge⸗ 
dachten Befege von 1841 wurden deöhalb, in der Erwartung einer ber Verfaffung und ven 
Brundfägen des Rechtsſtaats entſprechenden durchgreifenden Reform des kreisſtändiſchen In= 
ſtituts, im Jahre 1848 ſuspendirt. Inzwiſchen iſt wiederum aber die mit der Reformgeſetzge⸗ 
bung des Gemeindeweſens unterm 11. März 1850 gleichzeitig ergangene Kreis-, Bezirks: und 
Provinzialorpnung für ven preußifhen Staat im Jahre 1853 aufgehoben, der betreffende 
Artikel der Verfaſſungsurkunde (105), „welder die Ernennung auch der Vorſteher der Kreife, 
gleichwie die ver Vorfteher der Provinzen und Regierungsbezirke (dev Oberpräjidenten und 
Präfidenten) dem Könige vorbehielt”, auch in dieſer Beziehung abgeändert und find die frühern 
Kreisordnungen miederhergeftellt. Dabei aber blieb aus den neueflen Geſetz, betreffend Die 
Dienftvergehen ver nicht richterlihen Beamten vom 21. Juli 1852, die — überdies von einer 
miöverftandenen und verkehrten Auffaffung des conflitutionellen Regime audgegangene — 
Beſtimmung in Kraft, „daß (gleich ven Ober: und Regierungspräſidenten, Vorftehern ver kö⸗ 
niglicden Polizeibehörven, Staatsanmwälten u. f. w.) auch die Landräthe durch Fönigliche Verfü- 
gung jeberzeit mit Bewährung von Wartegeld einflweilig in ben Ruheſtand verfegt werben 
fönnen”., 

Seit 1858 hat ſich Die Staatäregierung wie dad Haus der Abgeordneten mit der nothiwen- 
digen Reforn der Ereisftändifchen Inftitution vielfach beichäftigt. Demzufolge Hat die Staats- 
regierung den Häuſern bes Landtags einen neuen Entwurf zur Kreisorhnung vorgelegt, welche 
die Kreisverſammlung aus drei Wahlkörpern, aus dem ber großen Grundbeſitzer, doch ohne 
Rückſicht auf Rittergutsqualität, aud dem der Städte und aus dem der Landgemeinden nad 
Berbältniß der Einwohnerzahl, reſp. des Beſitzumfangs oder der Grundſteuern, hervorgehen 
laſſen wollte. Zum Geſetz iſt jedoch dieſer Entwurf nicht geworden. 

Sonach beruht in Preußen noch immer einer der bedeutendſten Verwaltungsorganismen, 
eine wichtigſte Grundlage des verfaſſungsmäßigen Staats und der communalen Selbſtverwal⸗ 
tung, auf dem Fundament des Feudalſtaats. Daher iſt in Preußen auch auf dieſem Gebiete 
der bereits ſeit feiner Reformgeſetzgebung der Jahre 1807—12 begonnene Kampf zwiſchen den 
Feudal⸗ und dem Rechtsſtaate noch erſt zum Austrag zu bringen. W. A. Lette. 

Landſaſſiat bedeutete im ehemaligen Deutſchen Reiche die Untergebung unter bie Terri⸗ 
torialhoheit eines Landesherrn und, da ald deren Hauptbeſtandtheil vie Jurispiction betrachtet 
wurde I), indbeſondere bie Verpfliätung ‚ bei landesherrlichen Berichten zu Recht zu ſtehen, In= 


T) Bgl. das Nähere bei v. Rönne, I, 591 fg 
1) Ciähen, Deutfche Staats: und Keteeäiäte (vierte Auflage), IV, 276. 96 
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ſofern fich dieſe Verpflichtung auf alle erſtreckte, die innerhalb eines landesherrlichen Gebiets 


entweder ihren Wohnſitz Hatten oder unbewegliche Güter befaßen.?2) Dieſes Verhältniß kam 
nur in Bezug auf Freie in Betracht, die ih nach Willfür in daſſelbe begeben (Xanvfaflen fein) 
oder durch Veränderung ihres Wohnfitzes ober Veräußerung ihrer Güter ih ihm entziehen 
konnten — nicht aber in Bezug auf Leibeigene oder Grundholden, die der Patrimonialgerigts- 
barkeit ihrer Grundherren unterworfen waren, und wobei zunächſt nur hinfichtlich dieſer letztern 
bie Frage über das Beftehen des Landſaſſiats fih aufwarf. Dem Landſaſſiat fland entgegen das 
Reichsſaſſiat, ald Befreiung von der Landeshoheit und unmittelbare Untergebung unter bie 
Hoheit des Reihe, insbeſondere unter die Gerichtsbarkeit ver höchſten Reichsgerichte. In man: 
hen Landen wurde regelmäßig jever, der in dem Territorium wohnte oder unbewegliche Güter 
darin befaß, für verpflichtet erachtet, ſowol hinſichtlich der dieſen Güterbeſitz betreffenden ald auf 
hinfichtlih rein perſoͤnlicher Verhältniſſe Recht bei den Berichten des Landes zu nehmen, was 
den vollen Lanpjaffiat (Landsassiatus plenus) begründete. Hierbei fand jedoch bie nothwen⸗ 
dige Ausnahme flatt, dag ein Lanbeöherr, der in dem Gebiet eined andern unbeweglicdhe Güter, 
insbefondere Lehen befaß und In letzterer Beziehung Vaſall ded andern war, ſtets nur hinſicht⸗ 
lich der feinen Güterbefig oder feine Cigenſchaft als Vaſall angehenden Verhältniffe ver Hoheit 
des andern Landesherrn ſich unterorbnete. In andern Landen wurden blejenigen, bie inner: 
halb ded Territoriums Güter befaßen, ohne zugleich ihren Wohnflg daſelbſt zu haben, über: 
haupt nur hinſichtlich der aus diefem Güterbefig entſtehenden, nicht aber hinfichtlich Tonftiger 
rein perfönlicher Verhältniſſe der Territorialgerichtöhnrkeit untergeben betrachtet, was den Be: 
griff von unvollfommenem (minus plenus) Landſaſſiat ergab. Enpli gab es Lande, in venen 
gewiſſe Klaſſen von Infallen vermöge ihres mit perfönlichem Adel verfnüpften Grundbefiges 
von ber Landeöhoheit und Territorialgerichtsbarfeit frei waren und dad Vorrecht ber Reihe: 
unmittelbarfeit genoffen. Zu dieſen Infaffen gehörten die ehemaligen mit Grundherrlichkeit be: 
gabten Reichsritter in Schwaben, Franken und am Rhein. In viefen Landen galt daher ber 
Landſaſſiat in Feiner Beziehung, fondern es beftimmte fi nad andern Berhältniflen, ob ein 
Inſaſſe der Territorialgerichtöbarkeit unterworfen war oder nicht. 

Diejenigen Lande, in denen ver Landſaſſiat als plenus oder minus plenus Beftand hatte, 
biegen geichloffene, die übrigen dagegen, zu welchen übrigens nur vie Reichslande Schwaben, 
Franken und zum Theil am Rhein gehörten, ungefchloffene. Diefe Verſchiedenheit beruhte dar: 
auf, daß, nachdem bie gedachten Lande nad dem Außfterben ver frühern Herzoge an das Rei 
zurüdgefallen waren, bei deren Wiederverleihung dem Reich die unmittelbare Hoheit über ven 
darin anfälfigen Abel und deſſen Güter, refp. diefem die Reichsunmittelbarkeit als vorbehalten 
betrachtet und in verfolge durch Privilegien gefihert ward °), was hinfichtli Der übrigen Terri: 
torien nicht flattfand.*) Zu den Territorien mit vollem Landfafitat gehörten namentlid Sad: 
fen), Baiern), Heffen.”) Heutzutage, da die Reihdunmittelbarkeit mit ven Reich verſchwun⸗ 
den ift, muß, nach der Natur ver Sache, ein jeder, der in einem deutſchen Staat feinen Wohnfiz 
Hat oder nur innerhalb deſſelben unbewegliche Güter beſitzt, im erften Fall Hinfichtlich ſeiner 
Berbältniffe überhaupt, im legten Fall aber wenigſtens hinfichtlich der aus dieſem Güterbeſit 
entfpringenden, ald der Svuveränetät dieſes Staats untergeben, folglich als verpflichtet betrachtet 
werben, bei beffen Gerichten zu Reit zu flehen, und e& find daher heutzutage alle Lande ge: 
Thlofiene im Sinne des ehemaligen deutſchen Staatsrechts. Dagegen kann infofern nod eine 
Verſchiedenheit begründet fein, als es fih davon handelt: ob die fogenannten Forenfen, ald 
ſolche, außer den aus ihrem Güterbeflg entfpringenven, auch hinfichtlich ſonſtiger perſoͤnlicher 
Berhältniffe der Gerichtsbarkeit des Staats untergeben fein? Wo hierüber keine gefeglige 
Vorſchrift befleht, würde fidh dieſe Frage danach entſcheiden, was in jevem Lande zur Zeit dee 
Deutſchen Reich8 gegolten; fie würde daher für diejenigen Lande zu bejahen fein, mo damals 
der volle Landſaſſiat beſtanden hat.®) G. Rühl. 

Landſturm, ſ. Volksbewaffnung. 


2) Pfeffinger, Corp. jur. publ., Thl. I, Buch 1, V. 22. 
- 3) Eichhorn, Deutiche Staats: und Nechtsgefchichte, Thl. IV, $. 539. 
4) Pfeffinger, a.a.D. 
5) Bieffinger, a. a. D. Zachariä, Handbuch des Furfächfifchen Lehnrechts, $. 38. 
6) Pfeffinger, a. a. O. 
7) Eſtor, Kleine Schriften, III, 9 und S. VIII. 
8) Eichhorn, Einleitung in das deutſche Privatrecht mit Einfchluß des Lehnrechts, $. 75 
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Randtag. I. Begriff und Begrenzung ver Aufgabe. Urfprünglid bezeichnete 
dieſes Wort die ältere, faft allerwärts in Deutichland geſchichtlich hergebrachte Vertretung ved 
Landes, gegenüber ven Landesherren, durch befondere Stände, Prälaten, Ritterfchaft, Stän te, 
wol auch Bauern. Bon diefer ältern Form der Landtage iſt in dem Art. Deutfches Landes: 
ſtaatsrecht das Nöthige bemerkt und wir koͤnnen daher, von einer beſondern geſchichtlichen Ent- 
widelung dieſes Inſtituts abſehend, varüber dorthin verweifen. Der Ausdruck felbft aber ift 
auch auf die neuern, von jener ältern Form der Vertretung mehr oder weniger abweichenden, 
fländijchen oder repräfentativen Koͤrperſchaften übergegangen und wird ziemlich allgemein gleich⸗ 
bebeutend mit Lanbeövertretung, welcher Arı diefe auch fel, gebraudt. Und zwar ebenjowol von 
der Vertretung einzelner Landestheile, foweit diefe einen jelbfländigen repräfentativen Charakter 
hat, als von ver eined ganzen Landes, gleichviel, ob die letere als die allgemeinere, über einer 
Anzahl folder Einzelvertretungen, ober ob fie allein ohne ſolche befteht. So erhielten vie im 
Jahre 1823 in Preußen gejhaffenen Vertretungen der einzelnen Provinzen den Namen Pro- 
vinziallanbtage; aus ihnen ward dann 1847 der fogenannte Vereinigte Landtag (mit Hinzu: 
fügung nod einiger anderer Elemente) zufammengejegt. In Ofterreich ift der Name Landtag 
den Vertretungen ber einzelnen Kronländer verblieben, wie ſolche, großentheild auf Grund alt- 
hiſtoriſcher Mechte, wenn auch der Form nach in mobdernifirter Umgeſtaltung, durch die neuefte 
dortige Berfaffungdgefeßgebung hergeftellt worden find. Für die ®efamnitvertretung des Reiche 
ward der Name Reichsrath gewählt. In der dermaligen preußiſchen Berfaffung (von 1850) 
findet ji der Name Landtag nicht, vielmehr leviglich der, dem modernen, conflitutionellen 
Staatsreht (nad dem Vorgange Frankreichs) entnonmiene, von Kanımern; indeß hatte vie 
officielle Praxis während der Reflaurationdzeit (1850—58) mit großer Gefliffentlichkeit ſich 
bemüht, jenen ältern Namen wieder in Curs zu bringen, um dadurch anzubeuten, daß fie das 
Inftitut nicht im modern conftitutionellen, fondern in @eifte des ältern deutſchen Ständeweſens 
verſtanden und gehandhabt fehen wolle. In denjenigen deutſchen Staaten, wo bie neuen, re⸗ 
präjentativen Verfaffungen aus noch vorhandenen alten, flänbifchen hervorgingen, oder doch 
mehr oder weniger an foldhe anzufnüpfen juchten, hat man aud) die Bezeihnung Landtag ge: 
wöhnlich beibehalten, theild neben ver Bezeichnung Ständeverfammlung, theild auch wol aus⸗ 
ſchließlich: fo in Baiern, Sachſen u. |. w. In mehreren der nad) dem Jahre 1848 entſtandenen, 
beziehenvlich revidirten Verfaffungen hat man fogar ausbrüdlich, mit forgfältiger Vermeidung 
des Namens Ständeverjammlung (als zu jehr an das altfeudale Weſen erinnernd) nur die Bez 
zeichnung Landtag gebraucht, weil dieſe mindeſtens nicht fo fehr wie jene eine beſtimmte geſchicht⸗ 
liche Rückbeziehung enthält, vielmehr nur den allgemeinen, neutralen Begriff ver Landesvertre⸗ 
tung, jo in Sahfen- Weimar, Sahfen:Koburg- Gotha, Oldenburg. 

In diefer allgemeinen Bebeutung gebrauden wir daher auch Hier ben Auöbrud Landtag, 
wenngleich wir, wie eingangs gefagt, nicht ſowol von der ehemals darunter verflandenen, alt= 
geichiähtlic in Deutſchland begründeten, als vielmehr von derjenigen Vertretungsform handeln 
werben, welche, mit Ausnahme Englands (wo ſie fih ſchon In frühefter Zeit geſchichtlich aus: 
gebilvet und befeftigt bat), in allen übrigen Staaten erft ſpäter und größtentheild erſt in neue: 
fter Zeit planmäßig auf Grund einer allfelts erfannten politifhen und flaatsrechtlihen Noth⸗ 
wendigfeit eingeführt worben ift. 

U. Quellen des landſtändiſchen Verfaſſungsrechts. Der ebenerwähnte lm: 
fand, daß die allermeiften, gegenwärtig beflehenden repräjentativen Berfaflungen nicht im Wege 
allmählicher, thatjächlicher Entwidelung, jondern auf einmal planmäßig ind Leben getreten 
find, bedingt, im Gegenfage zu der rein geſchichtlich entftandenen engliſchen Verfafiung, auch 
einen weſentlichen Unterſchied beiver in Bezug auf die Duellen des Verfaſſungsrechts, folglich 
auch auf die Quellen der in Betreff ver Bildung und Wirkſamkeit ver Landeövertretungen ober 
Landtage maßgebenden Normen. Was England betrifft, fo beruht die Zufammenjegung bed 
Barlaments, der Umfang feiner Rechte, die Art, mie folhe ausgeübt werben, Zeit und Art der 
Berufung, der Vertagung und gänzlihen Schließung der Parlamente, endlich die Gefchäfte- 
ordnung — dies alles beruht dort theils auf beflimmten gefchichtlichen Thatfachen, theils aller- 
dings auf einem geſchriebenen Recht, bald einfeitiger Föniglicher Erlaſſe, durch welche gewiſſe 
Rechte der Vertretung dem Volke verliehen, bald auf doppelſeitigen, zwiſchen der Krone und der 
ihon beſtehenden Vertretung vereinbarten Geſetzen, durch welche dieſe Rechte näher beftimmt, 
ausgedehnt, oder ſonſtwie modificirt wurden (dahin gehört z. B. die Reformacte von 1832), 
endlich zu einem nicht geringen Thelle auf der bloßen Praxis oder bung eines jeden der beiden 
Hänfer des Parlaments, wobei dann fogenannte Präcenenzfälle natürlich eine große Rolle 
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ſpielen, mögen biefelben nun in den Protokollbüchern der Käufer verzeichnet ober lediglich in 
der Erinnerung der ältern Mitglieder zweifellos aufbewahrt fein. Um ſich daher von dem par: 
lamentariſchen oder landtäglichen Weſen in England eine deutliche Vorflellung zu machen, be: 
barf es eined ſehr umfänglicden und fpectellen Studiums aller diefer verſchiedenen Quellen. 
Eine ausführliche Darſtellung der englifhen Repräfentativverfaflung, im organifcgen und ge- 
ſchichtlichen JZuſammenhange mit ven Übrigen politifhen und Rechtseinrichtungen des Landes, 
enthält dad befannte [hägbare Werk von R. Gneift, „Das heutige englifche Verfaſſungs- und 
Verwaltungérecht“ (Berlin 1857); eine Eurze überfichtliche Zufammenftellung ver fpeciell auf 
das Parlament bezüglihen, deſſen Wirffamkeit regelnden Normen, zugleich mit Andeutungen 
über bie gefhichtliche Entflehung und die Rechtsquellen einer jeden derſelben, bietet dad Bud 
‚Das englifhe Parlament und fein Verfahren. Ein praftifhes Handbuch von Thomas Eräfine 
May. Aus der 1859 erſchienenen vierten Auflage des englifchen Originals überſetzt und be: 
arbeitet von K.Oppenheim“ (Xeipzig 1860). Außerdem vergleiche man die unter dem Art. Ge— 
ſchäftsordnung angeführten Schriften. Leichter Hat man es beiden fogenannten papierenen oder 
geihriebenen Berfaflungen. Hier ift alles, was Über den Landtag oder die Landesvertretung zu 
wiffen noth thut, in der Regel in wenigen Befegen erſchoͤpfend und zugleich ſyſtematiſch zuſam⸗ 
miengeftellt, nämlih in der Verfaſſungsurkunde (Berfaffungsgefeg, Grundgeſetz, Charte, 
Grondwet u. ſ. w.), dem Wahlgefeg oder der Wahlordnung, enbli der Geſchäftsordnung 
(Landtagdorbnung, Reglement u. f.w.). Don Sammlungen folder Verfafſungsurkunden 
(welche alfo zugleid den Stoff zur vergleichenden Kenntniß und Prüfung der verfchiedenen auf 
das Landtagsweſen bezüglien Beflinnmungen darbieten) find beſonders zu erwähnen bie von 
F. W. Schubert, „Die Berfaffungsurfunden und Orundgefege der Staaten @uropas, der nor: 
amerifanifchen Freiſtaaten und Brafiliend, welche gegenwärtig bie Grundlage des öffentlichen 
Rechts in diefen Staaten bilden” (Königsberg 1848), ſpeciell für Deutfchland aber „Die deut: 
ſchen Verfaffungsgefege ver Gegenwart, einfchlieglich der Grundgeſetze des Deutfchen Bundes 
und der das Verfaffungsrecht der Ginzelflaaten virect betreffenden Bundesbeſchlüſſe, geſam⸗ 
melt und mit Binleitungen und Anmerfungen herausgegeben von H. A. Zachariä“ (Göttingen 
1855), woneben die ältere Sanımlung von Pölig, „Die europäiſchen Verfaſſungen feit dem 
Jahre 1789 bis auf die neuefte Zeit, mit gefchiähtlihen Erläuterungen und Sinleltungen” 
(zweite Auflage, Leipzig 1828), nebft der Bortfegung von Bülqu („Darſtellung ber europäi⸗ 
den Verfaffungen in ver felt 1828 darin vorgegangenen Veränderungen‘‘, Leipzig 1841) nur 
noch ein geſchichtliches immerhin aber, wegen ver bisweilen wünſchenswerthen Vergleihung 
des gegenwärtig Geltenden mit dem früher in Kraft Geweſenen, aber nun Befeitigten, nicht 
ganz unbedeutendes Interefle behält. Bine fpecielle Zufammenftellung der wefentlichften Be: 
ſtimmungen ber in den verſchiedenen Rindern beftehenden Wahlorbnungen enthält die Schrift 
von Bülau, „Wahlrecht und Wahlverfahren‘ (Leipzig 1849). Hinfichtlih der Quellen zur 
Kenninif der verfhiedenen Landtags- oder Geſchäftsordnungen verweifen wir einfach auf den 
Art. Gefhäftsordnung, deflen auf dieſem Gebiete viel erfahrener und fahfundiger Verfaſſer 
neben einem erfhöpfenden Detail von Materialien au nod eine zahlreihe Quellenliteratur 
angeführt hat. 

II. Semeingültige Beflimmungen über die Nothwendigfeit und den po: 
titifgen Charakter ver landſtändiſchen VBerfaffungen. Der gemeinfane Zwei 
und bie ſachliche Nothwendigkeit von repräfentativen Körperfchaften oder Randtagen beruht auf 
dem allgemeinen, ebenfomwol vernunftgemäßen, als in den Wefen der Culturentwickelung be: 
gründeten Rechte des Volks auf thätige Mitwirkung bei der Regelung feiner gemeinfamen jo: 
genannten Öffentlichen Angelegenheiten. Der Pflicht des Volks oder der Gefammtheit der 
Staatdangehörigen, für die Zwecke des Staatd gemiffe Leiftungen und Laſten zu übernehmen, 
ſteht das natlirlihe Recht gegenüber, auf die Verwendung diefer Leiftungen und auf die ganze 
Einridtung und Reitung ded Staate, als wodurch wejentlih Art und Umfang dieſer Laften 
mit bebingt ift, einen Einfluß zu üben. Geſchichtlich betrachtet, find daher auch wol fall die 
fämmtlichen beſtehenden Verfaſſungen (in den monarchiſchen Staaten mindeſtens) zunächſt und 
zumeifl aus dem Bebürfnif einer gefeglichen Negelung des Rechts der Bewilligung von Ab: 
gaben und andern Leiftungen der Staatögenoffen durch eine geordnete Vertretung derfelben, ie: 
wie der Antheilnahne eben diefer Vertretung an ber Beftflellung des Staatöhaushalts und dei 
Eontrole der Verwaltung der Staatsfinanzen hervorgegangen. Dies ift namentlich ganz ent: 
ſchieden der geſchichtliche Urſprung des englifchen Parlaments, ver erfte Keim ſowie der ftete feſte 
Angelpunft der ungeheuern politifchen Macht, welche nach und nad dieſes und insbeſondere 
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das Haus ber Gemeinen oder die eigentliche Gefanmtvertretung der Nation erlangt hat. Als 
die früheften normannifchen Könige von England außer den Zeiftungen, welde jie ald Lehns- 
herren von ihren Bafallen anzufprechen hatten, noch andere, und mit der Zeit immer mehrere, 
nah Maßgabe ver verwidelter werdenden politifchen Verhältniſſe, over auch für ihre eigenen per: 
fönligen Zwede, benöthigten, mußten fie erſt ven Adel, allmählich auch andere Klaſſen des Volks 
zur Mitleivenfhaft heranziehen, und da fie dieſe Mehrleiftungen nicht ſchlechthin als ein Recht 
fordern Eonnten, fo mußten fie fi deshalb mit denen, von welchen fie ſolche wünſchten (beziehend⸗ 
lich mit Bevollmächtigten oder Vertretern derſelben) verfländigen, vertragen. Ahnlich ging es 
aud in den Beubalflaaten des Feſtlandes, namentlich in den einzelnen beutfchen Ländern, als 
diefe ſich zu beſondern Staatseinheiten entwidelt hatten. Der Landesherr unterhandelte mit 
den ihm gegenüberſtehenden Vertretern des Grundbeſitzes (als der damals noch einzigen Art des 
Beſitzes überhaupt), der Ritterſchaft, den geiſtlichen Stiftern, den Städten. Das Bewilligungs⸗ 
recht war das erſte vertragsmäßige Recht, welches dieſen von dem Landesherrn eingeräumt ward 
und deſſen Ubung bie eigentliche Grundlage ver ſtäͤndiſchen Vertretung ober der Landtage wurde. 
Da in jenen frühern Zeiten folde Bewilligungen immer für ganz beflimmte Zwecke geforbert 
und gewährt wurben, jo hatten die Vertreter des Landes oder die Stunde es in der Hand, durch 
Berfagung der Bewilligung auch die von dem Fürften beabſichtigte Verwendung derjelben zu 
vereiteln, alfo z. B. einen Krieg zu verhindern, den der Fürſt führen wollte, den aber die Stände 
nicht in ihrem ober im Intereſſe des Landes fanden. Zu diefem directen Einfluß des Bewilli- 
gungsrechts auf die Führung der Öffentlichen Angelegenheiten, ober auf dasjenige, was wir 
Heutzutage Staatöverwaltung nennen, trat bald noch ein anderer, inbirecter hinzu. Die Stände 
benugten die Berlegenheiten ver Landesherren und die Nothwendigkeit, morein dieſelben verjegt 
waren, bie Stände um Bewilligungen anzugehen, zur Geltendmachung und Durdfegung von 
Wünſchen oder Beſchwerden, auch wenn ſolche unmittelbar mit dem Begenflande der Forderung 
und Bewilligung nichts zu thun hatten. Schon früh nahm das englifhe Unterhaus die Praris 
an, Bitten und Befchwerben an die Krone zu richten und von deren Erledigung die Bewilligung 
der von letzterer an daſſelbe geftellten Borberungen abhängig zu machen. Ahnliches geſchah auf 
. den alten deutſchen Landtagen, Ahnliches noch bis in die neuefte Zeit auf den Lands oder Reichs⸗ 
tagen Ungarns. Allmählich erweiterte fich dieſes, anfangs 6108 beiläufig geübte Recht der Bitte 
und Beſchwerde zu einer feſtſtehenden, wol auch förnılid vertragsmäßig feflgeflellten Prarid 
des Gin= und Mitredend der Stände in Bezug aufalle, oder doch die meiften und wefentlichfien 
Öffentlichen Angelegenheiten. Auf diefe Weife Hat ih namentlich dad engliiche Parlament, und 
wieber fpeciell das Unterhaus, jene audgebehnte und eigentlich fafl unbemeflene Summe von 
Rechten erobert, die ed gegenwärtig in Bezug auf alle Theile des Staatslebens ausübt, der: 
geftalt zwar, daß nichts in ganzen Bereiche der englifchen Staatsverwaltung vorgehen kann, 
worauf nicht dad Parlament und vorzugsweiſe das Unterhaus direct oder inbirect einen Ein⸗ 
flug, und zwar einen fehr entfheivenden und maßgebenven Ginjluß, zu äußern vermöcte. Was 
dort geſchichtlich entſtanden ift, und was In ähnlicher, nur minder ausgebehnter Weife auch in 
den meiften der Feſtlandsſtaaten fich thatfächlich entwidelt hatte, das ift innen neuern fogenannten 
sonftitutionellen Verfaffungen principmäßig feitgehalten und nach allgemeinen rechtlichen und 
politifchen Geſichtspunkten als vertragsmäßig bindende Norm nufgeflellt worden. In allen 
dieſen Berfaffungen ninımt daher der Landtag (oder die Repräſentation des Volks) und feine 
Wirkſamkeit eine ber erflen und wichtigſten Stellen ein. Erift, gegenüber dem Staatöober: 
Haupte und feinen Organen, ver berufene und verpflichtete Vertreter, Wahrer und Beihüger 
der Rechte ſowol ded ganzen Landes als jenes Cinzelnen. Das frühere Berhältniß, wonach bie 
Stände zunächft nur ihre eigenen, beziehendlich vie Rechte ihrer Körperfchaft, zu vertreten und 
zu wahren hatten, hat in modernen Staate der höhern Anficht Play gemacht, wonach der Land⸗ 
tag das ganze Volk, nicht einzelne Stände, vertritt. In England hat ji diefer Höhere Begriff 
einer Geſammtvertretung ſchon früh und gleihfam ganz von felbft entwickelt und befeftigt; bei 
uns in Deutſchland gingen die alten feudalen Landtage größtentheils eben darum zu Grunde, 
erlagen der fürftlichen Gewalt, weil fie nur ihre Sonderrechte, nicht die gemeinfamen Intereſſen 
des ganzen Volks vertraten und fi dadurch von den übrigen Klaffen des Volks ablöften, ſo⸗ 
mit auch feinen Rückhalt in der öffentlichen Meinung fanden. In den modernen Berfaflungen 
hat man daher überall, theild ſchon duch die Zufammenfegung ver Landtage, theild durch be: 
fondere Beſtimmungen und Vorſchriften dafür Sorge getragen, die Landtage zu Vertretern nicht 
einzelner Sonderrechte, ſondern der allgemeinen Volks- oder Landeörechte zu machen. Daher 
haben viefe modernen Vertretungen vie Bervilligung zu Gelvforberungen der Negierung, die 
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Zuftimmung zu Gefegen oder den Widerſpruch gegen Verwaltungsmaßregeln nit, wie Die 
alten Feubalftände, im Namen einer befondern Körperjchaft oder Kafte und in Ausübung eines 
ihnen zuftehenden Sonderrechts, vielmehr im Namen ımd im Interefle ver Gefammtheit ver: 
möge eines ald natürlich und nothwendig anerfannten und deshalb eben in der Verfaflung feft- 
geftellten Rechtsgrundſatzes, auszufprechen. Den modernen Berfafiungsreht gilt die Wirk⸗ 
famfeit des Landtags nicht als eine bloße Ausführung eines privatrechtlichen Vertrags (wie dies 
bei ven alten Feudallandtagen der Fall war), fondern als ein nothwendiged und weſentliches 
Organ in dem Geſammtorganismus des Staatd, zur vernünftigen Verwirklichung der Staats⸗ 
idee. Der Landtag hat gewiffe nothwendige Functionen zur Erhaltung und Fortbildung des 
Staatd zu vollziehen. Nach einer richtigen Abwägung diefer Functionen iſt einestheils vie 
Zufammenfegung und Einrichtung des Landtags, anderntheild ber Umfang feiner Rechte be= 
meffen und verfaffungsmäßig georbnet, natürlich nicht auf dem Grund bloßer Theorien oder 
abftracter Ideen, fondern mit befonnener Zuratheziehung aller auf diefem Gebiete fowol im ei= 
genen Lande als anderwärtd gemachten Erfahrungen. Die moderne Form der Verfaffungen, 
und folglich auch ihres wefentlichften Beftandtheils, der Landtage, unterſcheidet fich alfo von. den 
ältern, wie fie namentlich in Deutfchland üblich waren, dadurch, daß man für Die Landtage nicht 
6108 einzelne Befugniffe in Anſpruch nimmt, wie fie etwa gerabe das nädhfte praktiſche Bedürfniß 
oder die zufällig gebotene Gelegenheit, das eine ober andere Recht dem Kürften abzubringen 
ober abzufaufen, an die Sand gab, fondern mit einer gewiffen planmäßigen Vollſtändigkeit jich 
den ganzen Umfang flaatliher Vorkommniſſe und Bebürfniffe zu vergegenwärtigen und dar: 
aus ebenfo allfeitig die nothwendig erfcheinenden entfprechenden Rechte des Landtags over der 
Volfsvertretung abzuleiten verſucht hat. 

IV. Bildung und Zufammenfegung des Landtags, Wahlſyſtem. Nachdem 
wir fo den Eharafter der repräfentativen Verfaffungen und des Landtags, ald des Hauptorgans 
derfelben, im allgemeinen befprochen Haben, gehen wir zu den einzelnen einfhlägigen Punkten über, 
und zwar zunächft zu dem wichtigen Punfte der Bildung und Zufammenfegung des Landtags. 

Hier fei vorerft auf einen durchgreifenden Unterfchied der alten feudalftändifhen von den 
neuen repräfentativen oder conftitutionellen Vertretungen aufmerkffan gemacht, Entſprechend 
ihrer Beſtimmung, eine Vertretung nicht ded ganzen Volks, fondern nur einzelner, befonders 
bazu berechtigter Stände ober Körperjhaften zu fein, zerfielen die alten Landtage in der Regel 
in ebenfo viele befondere Abteilungen, als dergleichen Körperjchaften vorhanden waren. So 
gab es in der Regel eine Abtheilung oder Gurie ver Präfaten, worin die Inhaber geiftlidher 
Befisthümer, die Vertreter der Stifter, Abteien, Klöfter u. dgl., ferner vie dev liniverfitäten, 
ebenfall8 wegen ihres Grundbeſitzes, Sig und Stimme hatten, oder auch eine combinirte Eurie 
der Prälaten, Grafen und Herren — da nämlich, mo ed eine Klaffe beſonders bevorrechteter grö⸗ 
Berer Grundbeſitzer gab, wie z. B. im Königreich Sachſen die Fürften und Grafen von Schön: 
burg und die Grafen von Solms-Wildenfels; ferner eine Curie der Nitterfhaft und eine der 
Städte. Ober e8 fanden wol auch noch weitere Unterabtheilungen flatt, wie denn in Sachſen ji 
die alten Landtage in ber ſpätern Zeit in fieben Curien glieverten, nämlich in Prälaten, Grafen 
und Herren, engern und weitern Ausſchuß der Rittetichaft, allgemeine Ritterfchaft, engern und 
weitern Ausfhuß der Städte und allgemeine Städte. Jede Angelegenheit mußte daher ven lan: 
ger Weg durch dieſe verfchievenen Eurien nehmen; jede Gurie gab ihre Anftchten und Bedenken 
darüber in einer befondern Schrift zum beften, und mittels ſolcher Schriften ward zwiſchen ven 
einzelnen Ständen fowie mit der Negierung fo lange hin und wieder verhandelt, bis es zu einer 
Vereinbarung fam, oder aber, wenn ein Theil beharrlich widerſprach, die Sache auf ſich be⸗ 
ruhen blieb. 

In Frankreich fand etwas Ähnliches flatt; es If Bekannt, wie noch die im Jahre 1788 beru= 
fenen allgemeinen Stände (Etats généraux) anfänglich in drei Eurien zufammentraten , tie 
aber der (ausnahmsweiſe diesmal in doppelter Zahl vertretene) dritte Stand ſich alsbald für 
die alleinige wahre Repräfentation des Volks erflärte und, durch ven Übertritt einer großen 
Anzahl von Mitgliedern ver andern beiden Stände, der Geiſtlichkeit und des Adels, auch wirk⸗ 
li den Charakter einer ſolchen vollgültigen Landesvertretung erhielt, womit dann im Brincip 
die Verwandlung des alten feubalftänpifchen Staat8 in den modernen, repräfentativen vollzogen 
vder wenigftend angebahnt war. In Schweden beſtehen noch heute auf den Landtagen vier 
Stände in gefonderten Eurien oder Häufern, nämlich der Priefterftand, ver Ritterftand, ber 
Bürgerftand und der Bauernftand, und eben jet erft geht man mit einer Umgeftaltung viefer 
Vertretungéform in eine zeitgemäßere um. 
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In England, wo das feftländiiche Princip des Feudalismus mit feiner ſcharfen Stände: 
fonderung und feiner Auflöfung ded Staats in ein privilegirted Kaſtenweſen niemals recht 
Wurzel griff, vielmehr fhon früh dem höhern Begriffe einer organifhen Stantdeinheit und 
einer untrennbaren Gefammtheit des Volks und feiner Intereffen weichen mußte, Hat ſich dieſes 
Curienſyſtem niemals ausgebildet. Der vepräfentative Körper des Reichs beſtand dort zuerft 
nur aus geiftlichen und weltlichen Großen (wie dies im alten fränkifhen Reiche unter Karl dem 
Großen und feinen Nachfolgern, fpäter im deutſchen auch ber Fall war); allmählich zog man 
Vertreter der Städte und Graffhaften Hinzu, melde eine Zeit lang mit jenen zufanmen in 
Einer Berfammlung tagten, fpäter jenodh eine Verſammlung für fich bildeten, tworaus dann die 
noch Heute übliche Theilung des Parlaments in Ober- und Unterhaus hervorging. 

So Hat fi in England aud in dieſem wie in faft allen andern Punkten pad Verfaffungs: 
weſen geſchichtlich ſchon von Früheften Zeiten an viejenige Grundform gebildet, welche e8 in me 
fentlihen bid auf den heutigen Tag beibehalten hat. Nicht fo auf dem Feftlande. Hier hat man 
da, wo überhaupt ein Fortgang von dem alten, feudalen zu dem conftitutionellen Syſtem flatt: 
fand, in Bezug auf Bildung und Zufammenfegung des vepräfentativen Körperd eine grund: 
fägliche Änderung vornehmen und das Beftehende, wenn aud vielleicht Hier und da der äußern 
Form nad an daſſelbe anfnüpfend, doch feinem innerflen Wefen, feiner Bedeutung und Beſtim⸗ 
mung nad durchaus umgeftalten müffen. Schon infofern, ald man im modernen Staate (wie 
dies bereitö oben im allgemeinen angeveutet warb) nicht eine Vielheit von Privat: und Son: 
derrechten, die jih gegenfeitig zu vertragen haben, fondern nur ein einziges allgemeines Staats: 
bürgerrecht und ein einziges darauf beruhendes, gleihmäßiges Verhaͤltniß aller Einzelnen zur 
oberften Staatsgewalt anerkennt. Bon diefem Standpunkte aus iſt daher auch die Bildung 
und Zufammenjegung des Landtags nicht, wie im alten Feubalftaate, ein durch das Vorhanden⸗ 
fein gewiſſer berechtigter Stände und ihre vertragsmäßig feftgeitellte Standſchaft Gegebenes, 
fondern aus gewiſſen politifhen Erwägungen und Erfahrungen theoretifch Abzuleitendes. Die 
Fälle, wo einzelne Klaffen von Staatsbürgern Fraft eigenen Rechts an der Vertretung theil: 
haben, bilden leviglih Ausnahmen von diefer allgemeinen Regel, jo 3. B. das den ſämmtlichen 
deutſchen Standesherren, ald ehemals Reichdunmittelbaren, durch die Bundesacte (Art. 14), 
oder Das den nach frühern ſtaatsrechtlichen Verträgen in gleicher Rage ſich befindenven Beſitzern 
gewiſſer Herrihaften in Sachfen durch die dafige Verfaſſungsurkunde vorbehaltene Recht der 
Standſchaft in der Erſten Kammer. | 

Nicht zu verwechſeln mit ver Frage: ob ein Landtag nem Rechte nach auf dem alten feubal- 
ftändifchen oder auf dem modernen conflitutionellen Brincip beruge — mit andern Worten, .ob 
die Theilnahme anı Randtage, die Standſchaft, einen privatrechtlichen oder einen flaatörechtlichen 
Grund habe — iſt die andere: ob ver Landtag einen fländifchen oder repräfentativen Charafter 
tragen folle. Obſchon diefe Frage mit jener erftern in Bezug auf die Conſequenzen theilweife 
zuſammenfällt, fo ift fie doch dadurch mefentlich davon verſchieden, daß fie nicht juriftifcher, ſon⸗ 
dern weſentlich politifher Natur ift. Im der deutichen Verfaſſungsgeſchichte hat dieſe Frage 
lange Zeit eine wichtige, ja verhängnißvolle Rolle geipielt. Die Bundesacte hatte in Art. 13 
ausgefprodhen: „in allen Bundesftaaten wird eine landſtändiſche Verfaflung ſtattfinden“. Man 
hatte diefen Auspru gewählt, weil er damals eben gebräuchlich war, weil in manchen deutſchen 
Staaten nod ältere ſtändiſche Verfaffungen beftanden und jene Beſtimmung zunächſt und 
hauptſächlich nur gegen das abfolutiftifch-bureaufratifche Negierungsfuften gerichtet mar, melches 
in den Rheinbundsſtaaten zum Theil mit Unterdrückung Hiftorifch beftehenber Verfaſſungen im 
audgevehnteften Umfange plaggegrifien Hatte Wie menig man bei jenem Ausdruck daran 
dachte, Die neu einzuführenden Verfaſſungen und die zu bildenden Vertretungen auf jened Maß 
feubalftändifcher Rechte zurückzuführen, welches namentlich feit der Herabdrückung biefer ältern 
Stände dur den ſchon feit dem Dreißigjährigen Kriege immermehr in Deutſchland eingerif- 
jenen Abfolutismus üblih war, das beweift der ganze Gang der über die Bundesverfaſſung 
gepflogenen Verhandlungen. Es iſt befannt, daß der dem fogenannten Deutfhen Ausſchuſſe 
beim Wiener Eongreß von Preußen, im Einvernehmen mit Ofterreih, zuerft vorgelegte Ent- 
wurf einer Bunbesverfaffung in dem betreffenden, dem jegigen Art. 13 entfprechenven Para⸗ 
graphen ein „Minimum ver fländifchen Rechte”, als für alle Regierungen verbindlich, aufgeftellt 
wiffen wollte, beftehend in einem beſtimmten Antheil an ver Gefrggebung, dem Rechte der Be: 
willigung der Landesabgaben und der Vertretung ber Berfaflung beim Landesherrn und bein 
Bunde. Hannover ging nod weiter, indem ed namentlicd) die den Ständen einzuräumende Theil⸗ 
nahme an der Geſetzgebung als ein wirkliches Stimmrecht (Recht ver entſcheidenden Zuſtimmung, 
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beziehendlich Ablehnung) bezeichnete, ihnen auch, neben der Bewilligung ber Steuern, die Mit- 
auffiht über deren Verwendung ſowie dad Recht der Anklage gegen die Stantöviener wegen 
gefegwibriger Handlungen zuſprach. Der Gefandte des Königs von Hannover (welcher letztere 
zugleich König von England war) nahm dabei ganz ausdrücklich auf das englifche Verfaffungs- 
weien und veffen für Die Staatögemalt nicht nur nicht nachtbeiligen, ſondern vortheilhaften Wir- 
ungen Bezug. Im gleichen Sinne ſprachen jih die fämmtlichen kleinern Regierungen aus. 
Nur die größern Rheinbundsfürſten, insbeſondere Baiern und Würteniberg, ſträubten ſich hart: 
nädig gegen eine folde Beihränfung der fürfllihen Souveränetätsrechte, ſodaß man zulegt, 
um nur etwas zu Stande zu bringen, bie unbeflimmte Faſſung des jegigen Art. 13 ber Bun: 
desacte wählte. Wenn alfo dieſe legtere Fein Minimum der ſtändiſchen Gerechtſame beftimmte, 
fo war fie doch, nad den eben geichilderten Vorgängen bei ihrem Zuſtandekommen, noch weit 
mehr davon entfernt, in Bezug auf die Ausdehnung diefer Rechte eine Veſchränkung feftfegen 
zu wollen. Selbſt jene oppolitionelle Minorität, indem fie erklärte, feine weitere Verpflichtung 
auf fi nehmen zu wollen ald die, „ihren Staaten eine landſtändiſche Verfaffung zu geben, 
welche ver Landesart, der Rofalität und den Bedürfniſſen verfelben angemeflen ſei“, erkannte 
damit an, daß dieſelbe Freiheit, die fie für fich beanfpruchte, gewiſſe Beichränkungen bei den 
ihren Staaten zu verleihenven Berfaflungen feftzubalten, ebenfo denjenigen Negierungen ge: 
wahrt bleiben müffe, welche gewillt wären, ihren Völkern und deren Vertretungen ein größeres 
Map von Befugniffen einzuräumen. d 

Noch viel weniger ald über die Rechte ver zu errichtenden Landesvertretungen warb über 
deren Zufammenfegung irgendeine bindende Beſtimmung in die Bundedacte aufgenonmen; 
was aber die voraudgegangenen Verhandlungen betrifft, fo war darin auch in Betreff dieſes 
Punktes nur von einer Abſicht der Erweiterung, nicht der Beſchränkung die Rede. ine Wir: 
berherftellung der alten ſtändiſchen Verfaffungen erklärte Hannover für unthunlich, außer „un: 
ter Vorbehalt nöthig werdender Mobdiflcationen”. Preußen ftellte noch in dem Bundesverfaſ⸗ 
fungsentwurf vom Mai 1815 den Sag auf: „Die landſtändiſche Verfaſſung ſei in jedem Bun: 
beöftante fo zu organifiren, daß alle Klaflen ver Staatsbürger daran theilnehnten‘‘ — gan; in 
Übereinftimmung mit der befannten Gabinetöorbre des Königs von Preußen vom 22. Mai 
1815, welde für die preußifche Monarchie eine „Repräfentation des Volks“ verhieß. Nament: 
lich aud diefen legten Vorſchlage, in melden die Ausdrüde „landſtändiſche Verfaffung‘ und 
„Bertretung aller Klaffen ver Staatsbürger“ unmittelbar beieinander flehen und aufeinander 
bezogen werben, geht deutlich hervor, daß, wie wenig Elar ober einhellig man auch pamald über 
Wefen und Erforderniſſe der zu errichtenden Verfaſſuugen fein mochte, doch auf keinen Fall vie 
Meinung beftand, als 06 dur das Wort „landſtändiſch“ nur eine beflimmte, beſchränkte Art 
von Zufammenfegung der Lanbeövertretung als zuläjfig bezeichnet werben follte, 

So fand denn auch thatſächlich bei ver Aufrihtung von Berfaffungen in verſchiedenen deut: 
hen Staaten, al8bal nach dem Wiener Congreß, zum Theil ſchon während deſſelben (wobei 
fonderbarerweife die zwei Staaten, die ſich gegen eine beflimmte Verpflichtung dazu am meiften 
gefträubt hatten, Baiern und Würteniberg, mit in erfler Linie fanden), eine große Mannid: 
faltigfeit fowol in Bezug auf dem Umfang der fländifchen Rechte als in Bezug auf die Zuſam⸗ 


menfegung der ſtändiſchen Körperfchaften flatt. Während man in Baben bei Bildung dei 


Zweiten Kammer von dem alten landſtändiſchen Princip ver Gliederung nach Ständen ganzlid 
abging und nur noch einen Unterſchied zwiſchen ſtädtiſchen und ländlichen Wahlbezirken (ähnlich 
wie in England) beibehielt, knüpfte man in Baiern, Würtemberg, Naſſau u. ſ. w. mehr oder 
weniger an das hiſtoriſche Ständeprincip an, jedoch nirgends, ohne es in einer oder der andern 
Weiſe nach den Bedürfniſſen der Zeit zu modificiren. 

Bon ſeiten des durch die Bundesacte von 1815 geſchaffenen Centralorgans, der Bunde: 
verſammlung, ward in den erſten Jahren dieſem freien Schalten der verfaſſungbildenden Thä⸗ 


tigfeit in den Einzelſtaaten keinerlei Hemmniß entgegengeſetzt. Erſt bei ven berüchtigten Mini: 
flerialconferenzen zu Karlsbad im Sommer 1819 ward der Verſuch gemacht, die Verfaflungd: 


entwidelung in ven einzelnen Bundesſtaaten auf ein beflimmtes gemeinfames Niveau zurüd: 
zuführen und mit einer für immer unüberfchreitbaren Schranke zu umgeben. Zu dieſem Zwed 


klammerte man ſich an den Ausdruck „landſtändiſch“ in Art. 13 der Bundesacte an und ber 
Dauptete, daß dadurch namentlich in Bezug auf die Bildung und Zufammenfegung der Lande: 


vertretungen gewiſſe Moballtäten fhlechtervings ausgeſchloſſen feien. Der berufene Failerli 


öfterreichifche Hofpublicift Gentz fuchte In einer ausführlihen Denkjchrift mit mehr Sophiſtil 
ald wirklichem Scharfſinn zu beweifen, daß nad Art. 13 der Bundesacte in allen deutſchen 
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Bunbesflaaten nur „landſtändiſche“ Verfaffungen flatthaft feien, d. h. joldhe, „in welchen Mit: 
glieder oder Abgeordnete durch ſich ſelbſt beflehender Körperichaften ein Recht ver Theilnahme 
an der Stantögefeßgebung überhaupt oder einzelnen Zweigen derfelben, der Mitberathung, 
Zuflimmung, Oegenvorflellung, oder in irgendeiner andern verfaflungsmäßig beftinnmten Form 
ausüben”. Dagegen feien „Repräſentativverfaſſungen“ folde, „wo die zur unmittelbaren 
Theilnahme an der Gefepgebung und an ven wichtigſten Geſchäften der Staatöverwaltung bes 
flimmten Perfonen nicht die Gerechtſame und das Intereffe einzelner Stände, oder doch dieſe 
nicht ausſchließend zu vertreten, fondern die Geſammtmaſſe de Volks vorzuftellen berufen ſind“. 
Diefe legtern, hieß es, führten mit Nothwendigkeit zur Entwidelung des Princips der Volks: 
fouveränetät und zuletzt zur Herftellung einer wirklichen Volksregierung. 

Gentz und diejenigen, deren Sade er führte, hatten darin allerningd einen richtigen In= 
ſtinct, daß fie erfannten, es finde ein weſentlicher principieller Unterſchied zwiſchen ben alten 
landſtändiſchen Vertretungen und den modernen reprafentativen flatt. Wir haben diefen Unter⸗ 
ſchied oben unter III genau bezeichnet; es ift, kurz gefagt, der zwifchen einer Vertretung von 
Rechten, und zwar von Sonderrechten, und von allgemeinen, indgefammt auf das Prineip des 
Staatd: oder Gemeinwohls zurückgehenden Ipeen, womit dann weiter zufammenhängt, baßjene, 
die Vertreter von Rechten, gegenüber der Staatöregierung ſich im weſentlichen nur erhaltenp, 
Verlegungen ihrer Rechte und dahin abzielende politifche Neuerungen abwehrend, verhalten, 
dieſe Dagegen, die Vertreter von Ipeen — nad) ver Natur der legtern — vorzugäweife die Re⸗ 
gierung vorwärtd treiben, Reformen im zeitgemäßen Sinne verlangen und den Kreis der Rechte 
des Volks und der Volfövertretung zu erweitern beftrebt fein werden. Unrecht hatten und tha⸗ 
ten aber die Vollmachtgeber des Hrn. v. Geng, und dieſer jelbft, wenn ſie durch eine nachträg⸗ 
liche hinterliſtige Umdeutung des Art. 13 den durch Das Zeitbebürfnig unabweis bar gebotenen 
Ubergang aus jener alten in diefe neue Verfaſſungs- und Vertretungsform als bundesrechtlich 
unzuläffig darzuftellen und wombglich in ber Praxis wirklich rüdgängig zu machen verfuchten. 

Schon unter ven Conferenzbevollmächtigten zu Karlsbad erfannten mehrere — im Einver⸗ 
nehmen mit ven Negierungen, die jle vertraten — das Unftatthafte und fogar Gefährliche eined 
ſolchen Schrittes an, und es kam daher auch weder dort noch bei den Gonferenzen zu Wien im 
folgenden Jahre zu einer authentifcgen Interpretation des Art. 13, wie fie Geng im Namen 
feines Herin und Meifterd Metternich verlangt hatte. (Vgl. „Wichtige Urkunden für ven Rechts⸗ 
zufland ver veutfchen Nation, mit eigenhändigen Anmerkungen von 3.2. Klüber. Aus deſſen 
Papieren mitgetheilt und erläutert von K. Welcker“, Manheim 1844; Biedermann, „Die 
Entwidelung des parlamentariſchen Lebend in Deutſchland“, in der Sammelfhrift „Ser: 
mania. Die Vergangenheit, Gegenwart und Zufunft der deutſchen Nation’, Leipzig 1851, 
I, 162 ig.) 

Man darf die damals aufgetworfene und auch jpäter noch Öfter verhandelte Frage nach der 
rechtlichen Zuläfjigkeit eines andern als des eigentlich ſtändiſchen Vertretungsprincips in 
Deutſchland feit dem Jahre 1848 und vollends feit der Conſtitutionaliſirung ber beiden deut: 
fhen Großſtaaten für abgethan und erledigt anfehen. 

Etwas anderes iſt es, wenn man aus rein doctrinärem oder auch aus praktiſch-politiſchem 
Geſichtopunkte die Frage aufvirft, was zwertmäßiger fe, ob eine Vertretung des Volks nad 
einzelnen Berufs= oder Geſellſchaftöklaſſen, oder aber als eines einheitlichen, untheilbaren 
Ganzen. 

Fragen wir zunächft wieder die Geſchichte, als vie befte Lehrmeifterin in berartigen prafti= 
ſchen Dingen, fo fehen wir in dem Mutterlande des eigentlich conſtitutionellen Lebens, England, 
anfänglich nur die Ariflofratie des großen Grundbeſitzes und zugleich der kriegeriſchen Berufs: 
thätigfeit, die großen Lehnsvaſallen oder Barone, die Vertretung des Landes bilden. Allmäh⸗ 
lich reihen fich ihnen die Vaſallen zweiter Ordnung an, die fogenannten Ritter dev Grafſchaften, 
ebenfalls Eriegerifche Lehnsleute und zugleich freie Grundbeſitzer. Noch ſpäter erlangt auch dad 
bewegliche Vermögen, wie e8 neben dem Grundbeſitz in Handel und Gewerbe in den Städten 
repräſentirt ift, Antheil an diefer Vertretung. Heutzutage beſteht pas englifche Parlament — 
Ober: und Unterhaus zufammengenonmen — theild aus einer Vertretung des großen und 
Kleinen ländlichen Grundbeſitzes, beziehenvlich der berufsmäßigen Beſchäftigung mit folgen 
(Wahlrecht der Pächter und Erbpächter), theils der fläntifchen Bevölkerung ohne Unterſchied des 
Gewerbes over Berufs. Denn die Bedingung des Beſitzes eines Hauſes von 10 Pf. St. Rein: 
extrag, welche die Reformacte von 1832 für das Wahlrecht in den Städten fefthält, kann bei 
den eigenthümlichen Lebensverhältniffen Englands, wo faft jevermann von nur einigermaßen 
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unabhängigen Vermögen ober Gewerbe ein eigenes Haus Hat und das Zumiethewohnen in 
den Mittelklaffen zu ven feltenen Ausnahmen gehört, nicht als eine Bevorzugung des Grund: 
bejigeö, ſondern nur ald ein der Bequemlichkeit und Gleihmäßigkeit halber gewählter allge: 
meiner Bermögendmaßftab (Cenſus) angefehen werben. 

Was die ſyſtematiſch geſchaffenen modernen Berfaffungen anlangt, ſo Hat man zwar auf 
hier faft überall eine gewifle Grenze der Antheilnahme an ven Wahlen, des Wahlrechts, gezogen, 
im übrigen jebod den foldergeftalt aus der Geſammtheit des Volks ausgefonderten Wahl: 
£örper (dad pays l&gal, wie man es in Frankreich bi zum Jahre 1848 nannte) meiſt als ein 
Gleichmäßiges und Ungetheiltes behandelt. Die ganze Wählerfchaft des Landes ward in Frank: 

‚reich, Belgien u. |. w. lediglich geographiſch in eine Anzahl von Wahlbezirke getheilt, theils um 
das Geſchäft zu erleichtern, theild um den örtlichen Verbältnifien und Intereffen ven ihnen ge: 
bührenden Einfluß zu fihern. Hoͤchſtens ward auf den Grunbbeflg eine bejondere, bevorzugenve 
Rüdfiht genommen, wie Died z. B. fogar in vielen der nordamerikaniſchen Freiftaaten der Fall 
tft (wo freilich Grundbeſitz für jenen Teicht zu erlangen) und auch in ven alten ſchweizer Urcan: 
tonen der Fall war. 

In Deutſchland war eine beſondere Berückſichtigung des Grundbeſitzes ſchon durch die bun⸗ 

desrechtliche Beſtimmung wegen der Standesherren ſowie dadurch an die Hand gegeben, daß 
man in den meiſten der Staaten, wo man neue Verfafſungen einführte, altgeſchichtliche Stände⸗ 
oder Klaſſenunterſchiede entweder noch in berechtigter Wirkſamkeit, oder doch in einer nicht ganz 
vergeſſenen Überlieferung vorfand. Insbeſondere war es das Intereſſe des großen, geſchloſſenen 
Grundbeſitzes, welches ſich, geſtüßt auf ſolche Traditionen, als ein nothwendiger, unent: 
behrlicher Factor der Landesvertretung geltend zu machen wußte. So kam es, daß in den mei: 
ſten deutſchen Landtagen, welche zwiſchen 1815 und 1848 entflanden, dev fogenannte ritter: 
ſchaftliche Stand nicht blos die Erften Kammern faft gänzlich in Befig nahın, fondern auch meiſt 
noch in den Zweiten eine ftarfe, zum Theil überwiegende Vertretung fand. So in Baiern, 
Sadien, Württemberg, Hannover u. ſ. w. Es lag nahe, nach foldem Vorgange aud für vie 
übrigen Theile dev Vertretung bie Gliederung nad Ständen oder Berufdinterefien beizubehal: 
ten, wofür die Altern Randtage dad Vorbild boten, und ſolchergeſtalt an pas gefhichtlich Gege: 
bene unmittelbar anzufnüpfen. Der Fortſchritt beftand alddann darin, dag man theils inner: 
halb der einzelnen Stände oder Gefellihaftöflaffen das Princip der freien Wahl zur Geltung 
brachte, alſo die Vertreter der Ritterfchaft nicht mehr fraft perfünlien Rechts des Einzelnen, 
fondern nah Wahlen ver ſämmtlichen Nittergutöbeiiger eined Bezirks in der Kammer figen 
lieh, die Vertreter der Städte nicht Eraft Bevollmächtigung aus den Magiftraten, vielmehr 
- aus Wahlen der Bürgerjchaft hervorgehen ließ, theils den früher allein zur Vertretung beru: 
fenen Ständen neue hinzufügte, vor allem die jo wichtige, gleichwol bis dahin faſt überall von 
der Vertretung ausgeſchloſſen gewejene Klafle der bäuerlichen Grundbeſitzer, auch wol eine be: 
fondere Bertretung ded Handels- und dev Großgewerbe (z. B. in Sahfen), der Intelligenz 
over „höhern Geiftesbildung” (in Braunſchweig) oder jpeciell ver Geiſtlichkeit, des in den Uni: 

verjitäten repräjentirten gelehrten Standes (in Baiern, Sachſen u. |. w.) u. dgl. m. 

Diefes aus dem alten fländiihen Syftem herübergenommene Princip der Vertretung deö 
Volks nach Berufs: und Geſellſchaftsklaſſen erhielt eine noch größere Befeſtigung und Aus: 
bildung in Sinne fländifchen Sondergeifted da, wo auch das paffive Wahlvecht oder die Wähl- 
barkeit an Die Standedangehörigfeit gebunden ward, wo alſo der ritterfchaftliche Grundbeſitzer 
ſich nur wieder durch einen feineögleichen, der Bürger fi nur wieder durch einen Bürger, ver 
Bauer ſich nur durch einen Bauer vertreten laſſen konnte (wie dies z. B. in Sachſen ver Fall 


war und noch Heute if), wo außerdem auch wol nod) (mie ebenda) ven Dlitgliedern eined Stan: | 
des (dem Rittergutöbefigern, Städtern, Bauern) nadgelaffen warb, wenn jle das befondere 


Intevefle ihres Standes dur einen Mehrheitsbeſchluß verlegt glaubten, eine Separatſtimme 
zu deſſen Gunſten abzugeben. Es half wenig, wenn die Berfaffung daneben den alfgemeincu 


Sag aufftellte: „Die Stände jeien dad gefegmäßige Organ der Geſammtheit ver Staatäbürge 


und Unterthanen“, und die einzelnen Mitgliever des Landtags ſchwoͤren ließ, „das ungertrenn: 


liche Wohl des Königs und des (ganzen) Baterlandes zu beobachten”. Namentlich war esnur 


zu häufig der Stand der Rittergutäbejlger, der durch feine, theild dev Natur feines Befiges und 
deſſen geihichtlihen Traditionen, theils feiner jocialen Stellung anhängenden Sonvderinter: 


effen und Standedanfprüde einfeitige Standpunkte und Anfprüde geltend machte, währm | 


das Gleiche nicht weniger oft von ſeiten des Bauernſtandes, wegen der damals noch ziemlich be— 
ſchränkten Bildung dieſes Standes, zumal in volkswirthſchaftlicher Hinſicht, geſchah, wogegen 
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vie freiern Ideen allgemeiner Volkswohlfahrt und zeitgemäßen Fortſchritts vorzugäiweife nur 
von den bürgerlichen Deputirten (ausnahmsweiſe allerdings auch von begabtern und vorur-: 
theilsloſer denkenden Mitgliedern jener andern beiden Stände) geltend gemacht wurden. 

Die Neformbewegung des Jahres 1848 wendete fi daher aud ganz entſchieden gegen 
dieſes Prineip ver Stände: ober Interefienvertretung auf ven Landtagen. Die im Jahre 1848 
entftandenen Berfaflungen gingen indgefammt von der Anfhauung bed Volks als eines einigen 
und untheilbaren Ganzen aus, indem fie die vorhandenen Berufs- und Klaffenunterfchiede als 
etwad nad den jegigen wirthſchaftlichen und focialen Grundbedingungen nicht mehr in ber 
frühern Starrheit Feſtzuhaltendes, vielmehr als etwas Bewegliches, in fleter Wandelung Begrif- 
fenes auffaßten, maß, ſoweit es noch im eben felbft eine Berechtigung und Geltung anzufprechen 
babe, jolche auch bei der freieften Vertretungsform, ja gerade bet diefer, ſich verfchaffen werde, 
foweit dies aber nicht mehr ber Fall, einen ipolitifchen Einfluß auf künſtliche Weiſe nicht er: 
langen folle. 

Diefe Demofratifirung ber Landtage (denn jo kann man ed wol nennen im Gegenfag zu 
der frühern Vertretungsart nach mehr ober minder ariſtokratiſch abgefonderten und abgefchlof: 
ſenen Ständen), die dadurch noch mehr ausgebehnt und in ihren Wirkungen verftärkt ward, 
daß man meift zugleich auch jede andere Schranke des Wahlrechts, wie Cenſus u. dgl.,. aufbob, 
erfuhr nad) Eurzer Zeit einen faſt allgemeinen Rückſchlag, nicht blos in der Praxis des öffent: 
lichen Lebens, indem die allermeiften der im Jahre 1848 entſtandenen Berfaffungen over Wahl: 
ordnungen theils im Wege ber Dctroyirung, theild im Wege verfaffungsmäßiger Reviſion in 
mehr ariftofratifheconfervativen Sinne umgebildet wurden, ſondern auch, wenigſtens zum Theil, 
in der Öffentlihen Stimmung und Wiflenfhaft. Die Frage: ob Individual- oder Intereſſen⸗ 
pertretung? tauchte von neuem auf, diesmal weniger (zum minbeften dem Anfchein nach) mit 
Rückſicht auf geſchichtliche Berechtigung ober Tradition als vielmehr aus Gründen angeblicher 
flaatlicher und gefellfcgaftlicher Nothwenbigfeit. Riehl mit feinen „Syſtem der Sorialpolitif”, 
worin er die Gliederung der Staatsgeſellſchaft in gewifle, vermeintlih naturwüchfige und nicht 
zu befeitigende Berufs- und Standesunterſchiede als ein politifhes und fociales Poftulat auf: 
ſtellte, gab für diefe Richtung die boctrinäre Lofung, welche in Deutfchland bekanntlich in ver- 
artigen Dingen immer großen Einfluß übt; die reactionäre Strömung, welche bie Befigenven 
in ihrer Furcht vor einer Herrſchaft ver Befiglofen, das Zunfthandwerkerthum in feiner Angft 
vor den gewerblichen Folgen der allgemeinen Freiheitsideen ergriffen Hatte, und melde von 
einer extremen feubalen Partei zum Zweck ver Wiedergeltendmachung ihrer eigenen längft über: 
lebten Standedanfprüche lebhaft unterhalten und audgebeuret ward, bemächtigte fich gierig der 
neuen Schlagwörter: „Intereſſenvertretung“, „Organifation der Gefellfchaft” u. f. w., und fo 
entftanden eine Menge Verſuche, zum Glück meift nur auf dem Papier, eine ſolche „organiſche“ 
ober „‚corporative Blieverung ded Volks“ Herzuftellen. Zu dieſen Verſuchen gehören z. B. ver 
Auffag „Das Repräfentativfgflem, feine Mängel und die Heilmittel”, in der „Deutſchen Vier: 
teljahrſchrift“ (1852, Heft 3); ferner die Schrift von Winter, „Die Bolkövertretung in 
Deutſchlands Zukunft” (1852); die „Briefe über Staatskunſt“ (von dem ultraariftofratifchen 
Victor v. Strauß) u.a. m. (Vgl. R. v. Mohl, „Geſchichte der Staatswiſſenſchaften“, Erlangen 
1855—56, I, 285 fg.; K. Biedermann, „Deutſche Annalen”, Leipzig 1853, I, 148 fg.: 
„Die neueften Verſuche einer Organifation der Geſellſchaft.“) 

Gegen dieſe Idee einer Vertretung des Volks nach einzelnen Intereffen ift vor allem dad 
einzumenden, daß ſich für eine folde Gliederung ſchwerlich ein durchgreifender, naturgemäßer 
und gerechter Maßſtab finden laſſen möchte. Will man jedem Interefie, d. h. jeder Art von Be: 
rufs⸗ und Lebensthätigkeit im Staate fein Net in der Vertretung fihern, jo muß man auch 
für jedes eine befondere Vertretung einräumen, fo genügt es nicht, 3. B. dad Gewerbe oder ben 
Handel oder den Grundbeſitz im ganzen ald Balls der Vertretung anzunehmen, man würbe 
dann wieder mindeſtens das Groß: und Kleingewerbe, die Fabrikation und das Handwerf, den 
Groß- und Kleinhandel, das Producten- und dad Geldgeſchäft, ebenfo natürlich den großen 
und den kleinen Grundbeſitz beſonders berückſichtigen müſſen, denn die Intereflen einer jenen ein⸗ 
zelnen diefer Gruppen können unter Umfländen wiederum verſchiedene fein, find ed ſogar ſehr 
Häufig. Man würde ferner neben ven materiellen doch unftreitig auch die geifligen Intereflen 
nicht unvertreten laffen dürfen, man würde alfo eine befondere Bertretung, z. B. der Beiftlichkeit, 
Des Advocatenſtandes, der Lehrer (und zwar wieberum der Lehrer höherer und niederer Grabe), 
der Künftler, der Schriftfteller, enplih auch dek Civil- und Militärbeantten u. |. w. flatuiren 
müffen, wie denn in der That Forberungen folder Art in Zeiten politifher Neuerungen und 
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Experimente vielfach geſtellt worden ſind. Wohin ſollte Died in der Praxis führen? Dazu 
fonımt aber noch, daß der unaufhaltfane Bang der allgemeinen @ulturentwidelung täglich mehr 
zu einer Aufhebung ober Flüſſigmachung ber Grenzen führt, welche früher wol die einzelnen 
Intereſſen oder die einzelnen Berufs: und Lebensfreife voneinander ſchieden. Wie die Gewerbe⸗ 
freiheit ben Übergang des einen Gewerbes in das andere, die Vereinigung mehrerer Gewerbe 
in einer Hand, die Anwendung des fabrifmäßigen Betriebs auf die früher nur handwerksmäßig 
betriebenen Gewerbsarten, die Verbindung von Handel und Gewerbe ermöglicht und anbahnt, 
fo find ſelbſt Grundbefig und Gewerbe, Land und Stadt einander näher gericht, zum Theil in 
ihren Intereflen kaum mehr weſentlich verſchieden. Auf der andern Seite [hafft der Fortſchritt 
der Eultur fortwährend neue Thätigfeitörichtungen, folglich audy neue Intereffen; es würde da⸗ 
her, wollte man eine jederzeit vollftändige und den wirklichen Verhältniſſen angemeflene Inter- 
eifenvertretung haben, ein fteter, gar nicht zu beredänenver Wechfel in ber Zufammenfegung der⸗ 
felben ftattfinden müffen. 

Abgeſehen aber auch von diefen praktiſchen Schwierigkeiten, um nicht zu fagen Unmöglich- 
feiten, in der Durchführung des Princips einer ſolchen Intereffenvertretung, erſcheint das Prin- 
cip felbft, nad) dem heutigen Stande des Staats: und Eulturlebens, durchaus irrationell und 
unzuläffg. Denn was will man eigentlich bei einer ſolchen Intereffenvertretung? Jedes In 
tereſſe als ein in jich abgefchloflenes und gegen die andern ſich abfchließendes zur Geltung brin= 
gen? Das mochte auf einem frühern Standpunkte ver Eultur einen Sinn Haben, wo bie poli- 
tifhen, focialen und wirthfchaftlihen Verhältniſſe eine ſolche Ausſchließlichkeit geftatteten, ja 
zum Theil bedingten, two der Grundbeſitz nur durch Geſchloſſenheit, das Handwerk nur durch 
zünftige Abſperrung, die Fabrikation nur durch Schutzzoͤlle, die Stadt nur durch Bannrechte 
gegen das Land, die Kirche nur durch Glaubenszwang und felbft die Gelehrſamkeit großentheils 
nur durch Monopole und Privilegien ſich erhalten und behaupten zu koͤnnen vermeinten. Sept 
aber, wo das Princip möglichft freier Entwidelung und Bethätigung aller Kräfte und Rich— 
tungen beinahe auf jedem Gebiete des Staats: und Culturlebens, dem politifhen, dem volfe- 
wirthſchaftlichen, dem wiſſenſchaftlichen, dem religiäfen, entweder ſchon anerkannt ift oder doch 
nad Anerfennung ringt — jegt in die gefegliche Vertretung des Volks, melde dieſen allfeitigen, 
nicht mehr aufzuhaltenden Culturfortſchritt unterftügen und regeln helfen fol, das ganz ent: 
gegengefehte Princip der Abſonderung und Ausfcließlichfeit einführen, das wäre ber ärgfte 
Anachronismus, den man fi nur denken koͤnnte. Mohl (in der fhon angeführten Stelle) jagt: 
„Was das fogenannte Syſtem der Intereffen betrifft, fo liegt bier der Irrthum theils in der 
oberflächlichen und nicht erſchöpfenden Auffaffung des Volkslebens, welches nicht in ver Sorge 
für Aderbau, Gewerbe und etiva gelehrter Bildung aufgeht, theils in ver falfchen Anſicht, daß 
hei einer Zerlegung des Volks in feine natürlichen Veftandtheile die Nechte und ihre Wah⸗ 
rung zurüdzutreten hätten gegen bie Intereffen, während im Gegentheil fie nun erſt alle zur 
Erkenntniß fommen können und follen, theil8 endlich in der Unterlaffung jeder Sorge für die 
Erhaltung ver Einheit des Staats und für die Rechte und Intereffen ver Geſammtheit.“ 

Wir wollen fogleid hier noch eined andern Verſuchs gebenfen, die Landedvertretung „or: 
ganiſch“, wie man es nennt, zuconftituiren, nämlich ber Idee, diefelbe durch ein ſtufenweiſes Sy- 
flem von Bertretungen (auffleigend von der Gemeinde durch den Bezirf, den Kreis, die Provinz‘) 
als oberſtes Glied dieſer Reihe, gleihfam als den feinften Extract aller übrigen, entfleben zu 
laffen. Hiernach würben alfo nur die Gemeindevertretungen unmittelbar aus den Volke durch 
Wahlen hervorgehen; die Gemeindevertretungen würden bie Bezirks: oder Kreiäverfretungen, 
diefe Die Provinziallandtage, die legtern endlich den allgemeinen Landtag wählen, beziehendlich 
durch Ausſchüſſe aus ihrer Mitte bilden. Diefer Gedanke liegt z.B. dem Werfe von Levita, 
„Die Bolfövertretung in ihrer organiſchen Zufanmenfegung im repräfentativen Staate der 
Gegenwart’ (Leipzig 1850), in geriffem Betracht auch dem fchon angeführten von Winter zum 
Grunde Bülau in feiner Schrift „Wahlrecht und Wahlverfahren” (S. 137) erklärt fi 
ebenfall8 einer ſolchen Modalität geneigt und verweift dabei auf den Grundgedanken des preu⸗ 
ßiſchen Verfaſſungsplans von 1815, räumt jedod ein, daß die heutige politifche Speenbervegung 
biefe Form bereits iherbolt und unausführbar gemacht habe. Gegen diefe Art von „organi⸗ 
ſcher“ Vertretung bemerkt ganz rihtig Mohl, a. a. O.: „Aus einer Durchſeihung von Kird: 
täurmeinterefien entfteht weder ein Sinn für das große Ganze noch für die übrigen beſondern 
Lebendkreife. Vom Gefichtspunkte praftifcher Politik fteht überdies einem folgen Vorfchlage 
das gewichtige Bedenken entgegen, daß entweder jener befchränfte Lofalgeift, ver in ber Be: 
meinde⸗ und Bezirföyertretung beziehungsweiſe ganz wohl am Plage fein mag, fi von da aud 
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in bie allgemeine Lanbeövertretung verpflangen möchte, wohin er nicht gehört, oder aber daß, 
was ebenfo ſchlimm wäre, bei den Gemeinde- und Bezirköwahlen vie Rüdfiht auf ihren Zu- 
fammenhang mit der allgemeinen Zanbeövertretung überwiegen und dieſe lokalen Wahlen noch 
mebr, als ſchon jegt theilweiſe ver Ball ift, zu bloßen politifgen Parteiwahlen machen würbe. 

Int allgemeinen ift gegen alle dieſe und ähnliche Vorſchläge und Verſuche, die Bildung und 
Zufammenfegung bed Landtags auf eine künſtlich berechnete Grundlage zu ftellen, das zu fagen, 
daß fie ſämmtlich aus einem Mistrauen gegen ven Volksgeiſt und feine freie-Bethätigung ent: 
fpringen. Man will diefen in künſtliche Formen faſſen, in vorgeſteckte Bahnen leiten, indem 
man feine natürliden, freien, unmittelbar felbftthätigen Außerungen als vernunftlofe, unor= 
ganifche, zu einer zweckmäßigen Ausbildung des Staatslebens unfähige darſtellt. Und doch 
zeigt die Erfahrung — im einzelnen wie im ganzen und großen — daß dauernde, lebenskraͤf⸗ 
tige Staatenbildungen niemal® und nirgends auf jenem Fünftlihen Wege berecänender Abzirke⸗ 
fung und @inhegung, vielmehr immer nur dadurch entftanden find, daß der Gefamnitgeift eines 
Volks die Bahnen und Richtungen feiner Bethätigung nach feinen eigenften Bedürfniſſen ſich 
ſelbſt fhuf und je nah Umftänden auch ummandelte und fortbildete. Was das Syſtem ver 
Bolfsvertretung anbelangt, To ift jedenfalls das Einfachſte und Natürlichfte allezeit das Beſte. 
In den Mufterftaaten conftitutionellen Lebens, England, Belgien, ift es niemand eingefallen, 
an die Stelle der einfachen, unmittelbaren, allgemeinen Wahlen aus der Geſammtheit des Volks 
ein complicirtes, künſtliches Syſtem von Intereffe- oder Ständewahlen zu fegen. Der Gegenſatz 
von Stadt und Land, welder in England in der Form der Stähte: und Graffchaftävertretung 
beſteht, beruht auf ver gefchichtlichen Entroidelung des dortigen Berfaffungslebend und ift bei: 
behalten worden, weil ver Engländer ein geſchichtlich Gewordenes nicht leicht, wenn es ſich nicht 
al8 ganz unzweckmäßig erweift, gegen eine blos theoretifche Schöpfung vertauſcht. Die befon- 
dere Vertretung ded großen Grundbeſitzes aber (im Oberhaufe) beruht theils auch auf einem 
geſchichtlichen, theils auf einem politifchen Grunde, auf den wir weiter unten zurückzukommen 
haben werben. 

Wenn wir ung fomit gegen jede Art Fünfllicher Zufanımenfegung ber allgemeinen Landes⸗ 
vertretung, oder des Landtags, vielmehr dafür erflären müflen, da dieſer fo einfach als möglich 
gebildet werde und fo unmittelbar ala möglich das Leben und den Geift des Volks als einer Ge⸗ 
fammtheit abfpiegele, fo iſt damit noch keineswegs die weitere wichtige Frage entſchieden: ob das 
ganze Bolt, Mann für Mann, an der Bildung der Landeövertretung, d. h. an den Wahlen zum 
Zandtage theilzunehmen babe, oder ob hier eine gewiſſe Abgrenzung, und welde, flattfinden 
folle, mit andern Worten die Frage: „befchränftes oder unbefchränftes (allgemeines) Wahl: 
recht?” Die Anhänger des legtern oder des fogenannten Kopfwahlſyſtems pflegen das Recht 
der Betheiligung an der Qandeövertretung als Wähler und Wählbare (dad active und paffive 
Wahlrecht), oder zum wenigften das erflere, für ein natürliches, angeborenes, unveräußerliches 
Recht jedes im Stante lebenden Menſchen, jedes Staatsbürgers zu erflären; höchſtens laffen fie 
fi eine Einſchränkung veffelben auf die mündigen männlichen Staatöbürger gefallen. 

Diefe Anficht geht offenbar zu weit, Don dem gleihen Standpunkte aus Fönnte man am 
Ende auch zu der Conſequenz kommen: jeder einzelne im Staate habe ein Recht darauf, unmit: 
telbar an ver Regierung bed Staats theilzunehmen. Man vermechfelt Hier offenbar zweierlet, 
die bürgerliche und die politifche Freiheit. Die erftere befteht in dem Recht ver naturgemäßen 
Entwidelung aller Anlagen und Fähigkeiten des Menſchen. Dieſes Recht ift ein durchaus all: 
genieined und unveräußrrliched. Die politifche Freiheit dagegen ift nicht Selbſtzweck, ſondern 
nur Mittel zum Zweck; jie umfaßt alle die Rechte, durch deren Ausübung die bürgerliche Frei: 
beit beſchützt, geregelt und vor Bingriffen geficdert werben foll, ihr Gebrauch und der Brad 
ihrer Zutheilung an die verſchiedenen Individuen muß fich paher nach der Natur des dadurch zu 
erreichenden Zwedd richten. Es kann alfo auch über die Theilnahme an ver Landesvertretung, 
als eine diefer Einrichtungen, und zwar eine der wichtigften, nicht nach abftracten Rechtsprinci⸗ 
pien allein, ſondern e8 muß darüber nad) politifchen, auf ven Geſammtzweck des Staats gerich- 
teten Erwägungen entfchieden werden. Negativ läßt ſich allervings fo viel als Rechtsgrundſatz 
aufftellen, daß nicht eine oder einzelne beſtimmte Klaflen von Stantöbürgern allein jene Theil- 
nahme, als ein ausſchließliches Vorrecht, ufurpiren und andere Klaffen ſchlechthin davon aus⸗ 
fliegen dürfen. Poſitiv dagegen find die Grenzen und Modalitäten der Ausübung dieſes po⸗ 
litiſchen Rechts ungleich ſchwerer zu beflimmen. Als Mapftab für die Zulaffung zum politifchen 
Wahlrecht Hat man in der Regel ein gewiſſes Quantum von Befig — entweber Grundbeſitz 
oder auch beweglichen Vermögen, beziehendlich Binfommen (aflgemein unter vem Namen Gen: 
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ſus begriffen) angenommen. Man ging dabei von der doppelten Vorausfegung aus, einmal, 
daß ein folder Beilg einen gewiſſen Grad von Bildung und Erziehung , befonderd aber auch 
eine gewiſſe Unabhängigkeit ver äußern Stellung und folglich ver Gefinnung verbürge, ſodann 
aber, daß ver Beſitzende ein größeres Intereſſe an der Erhaltung einer geregelten Staat3- 
ordnung, an der Bermeidung von Überflürgungen und Ausfchreitungen irgendwelcher Art habe 
als ver Befiglofe. Am höchſten war dieſe Borberung eines Genus in dem conflitutionellen 
Frankreich vor 1848 gefpannt: man rechnete dort auf ungefähr 30 Mill. Franzoſen (alfo 
wenigſtens 6 — 7 Mil. männlige Erwachſene), nur etwa 200000 Wähler. Die Folge dieſer 
aufs Außerfte getriebenen Ausſchließlichkeit, von welcher audy die Regierung Ludwig Philipp’s, 
troß der dringlihen Vorftellungen ber Oppofition 1847, nicht das Geringfte nachlaſſen wollte, 
war ein Rückſchlag in das andere Extrem, die VBerfündigung bes völlig unbeſchränkten Wahl⸗ 
rechts nach der Nevolution von 1848. In Deutihland waren die Wahlgefege bis dahin eben- 
falls beſchränkte, zum Theil völlig unzeitgemäße gewefen. Die Rückwirkung des in Frankreich 
gegebenen Beifpield machte fih daher auch Hier geltend und veranlaßte in den meiften dentſchen 
Staaten einen ſchroffen Übergang von dieſen biäher fo befchränften Wahlrcht zu. einem gänz⸗ 
Lich oder doch nahezu unbefchränften. Auch für die Wahlen zur deutſchen Nationalverfammlung 
in $ranffurt ward dad gleiche Prineip angenommen, indem man jeden „ſelbſtändigen“ Deut- 
hen für wahlberedhtigt und wählbar erflärte. Die Folgen diefer Freigebung der politiſchen 
Mahlen waren nicht überall vie gleihen. Im allgemeinen läßt fich fagen, daß die Wahlen am 
ertremften da ausflelen, wo bie Beſchränkung zuvor am größten geweſen war, z. B. in Medien 
burg, im Königreih Sachſen. Die Wahlen nah Frankfurt ergaben troß des allgemeinen 
Wahlrechts eine gemäßigt liberale Majorität und nur eine verhältnigmäßig nicht zu große, 
mehr oder minder ertrem rabicale Minorität — ein Anzeichen, daß größere Staatöverhältnifie 
auch auf die Ausübung der politifhen Rechte einen gewiflen läuternvden und mäßigen Einfluß 
üben. Das ganz allgemeine Kopfwahlſyſtem Hat inzwifchen da, wo man es zuerft einführte, 
im Frankreich, zu jehr [hlimmen Erfahrungen geführt. DerNapoleonismuß bediente ſich feiner, 
um ben Gewaltflreih, den er gegen vie Republik führte, fanctioniren, die von ihm erfirebte 
unumſchränkte Gewalt befeftigen zu laffen. Nachdem Napoleon 1851 feine durch gewaltfame 
Auflöfung der Nationalverfammlung aufgerichtete Dietatur, im Jahre darauf die Wiederher⸗ 
ftelung des Kaiſerthums mitteld des allgemeinen Stimmrechts hatte vom Volke gutheißen 
laſſen, ſchuf er eine Art von Landeövertretung, die aus Wahlen des Volks hervorgehen follte, 
den „Befeßgebenven Körper’, und ließ auch dafür das Kopfwahlſyſtem beftehen. Hier zeigte fi 
aber, wie ohnmächtig dieſes Syftem für fi allein zur Sicherung der wahren Freiheit ift, wie ed 
noch weniger ald dad auf die befigenden Mittelflaffen befhränfte ven Einflüffen einer bureau- 
kratiſch centraliſirterẽ Gewaltherrſchaft und den Mitteln ver Gorruption zu wiberftehen verntag. 

In Deutſchland ging man in der Reaction gegen das allgemeine Wahlrecht, welde mit dem 
Rückſchlag der Bervegung von 1848 überhaupt, zum Theil ſchon 1849, zum Theil etwas fpäter 
begann, an ven meiften Orten offenbar viel zu weit. Statt fi mit mäßigen Einſchränkungen 
zu begnügen — was man nur in einigen Eleinern Staaten, wie Oldenburg, Sahfen- Weimar 
. 2. f. m. that und zwar mit beftem Erfolg —, fuchte man in den meiften und namentlid in den 
größern Staaten alles, was an bie Bewegung von 1848 erinnerte, vor allem das damals, zu⸗ 
meift in ganz verfaflungdmäßiger Korm, unter Zuflimmung nicht blos der Regierungen, jon= 
dern auch der alten Ranveövertretungen ind Leben gerufene allgemeine Wahlrecht mit einem 
wahrhaft fanatifchen Eifer wieder zu zerflören. Theil ging man auf die alten, 1848 in voll- 
fommen gejegliher Weile aufgehobenen Bertretungen zurüd (jo in Medlenburg und in 
Sachſen), theils Fünftelte man Wahlgefege zufammen, wie in Preußen das Dreiflaffenfogften, 
wonad bie ganze mündige und felbfländige männliche Bevölkerung des Landes in drei Klafien 
geteilt wird, von denen die erfte vie Höchftbefteuerten, bie zweite die übrigen Befigenven bis zu 
einer fehr niedrigen Steuerquote herab, die dritte endlich ven Neft, alfo die große Maſſe ver 
Minveftbemittelten, umfaßt und von denen jede eine beftimmte Zahl von Wahlmännern fteilt, 
welche dann nad der Mehrheit ihrer Stimmen den Abgeorpneten wählen. 

Menn man vom Standpunkte der Regierung oder, befler gefagt, bed Bureaufratismus 
aus, ein beſchränktes Wahlfgftem einem unbefchränften in der Hoffnung vorzieht, durch dad er= 
ftere eher confervative, richtiger wol (denn daß ift die eigentliche Meinung) gouvernementale oder 
unfreie Wahlen zu erzielen, fo täuſcht man fi darin bisweilen ebenfo fehr, ald die demokratiſche 
Partei fi getäufcht Hat (wie das Beifpiel Frankreichs zeigt), wenn fie von allgemeinen Wahlen 
unbebingt und überall ein demskratiſches oder überhaupt nur ein ber Freiheit günfliges Refultat 
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erwartete. Man bedenkt zu wenig, daß das Wahlſyſtem nur ein einzelnes Glied oder Organ 
in dem Geſammtorganismus der politiſchen Einrichtungen iſt, welche in ihrem Zuſammen⸗ 
wirken den conſtitutionellen Staat bilden, und daß die Wirkungen des Wahlſyſtems daher noth⸗ 
wendigerweiſe mehr ober weniger bedingt find von ven Wirkungen ber Übrigen Theile dieſtß 
conflitutionellen Organismus. Ganz beſonders kommt in Betreff der mehr oder weniger gün= 
fligen Erfolge einer beftimmten Wahlart fehr viel an auf bie allgemeine politifhe Stimmung 
der Zeit, in welcher viefelbe in Wirkfamfeit gelegt wird, ganz vorzüglich aber auch auf Die Ver- 
Hältniffe, unter denen fie ind Leben tritt. In erflerer Beziehung machen wir nur auf einige Er: 
fahrungen aufmerfjam. Im Jahre 1848, unter dem Drus der Märzbemegung, haben wir 
Landeövertretungen, die nad) dem allerconfervativften Wahlſyſtem zufammengefegt waren, bie 
allerrabicalften Beſchlüſſe faflen fehen. In Preußen hat pas Dreikluffenwahlfoftem während 
einer Zeit politiſcher Stumpfheit des Volks fortwährend große Majoritäten im fendalen oder 
abfolutiftifh bureaufratifhen Sinne geliefert; aus demfelben Syſtem aber find, bei wieder er- 
water größerer politifher Energie des Volks, immer liberalere und — troß des neuen reactio: 
nären Gegendrucks von oben feit dem Syftemmerhfel im Frühjahr 1862 — Immer entfhievener 
oppofitionelle Mehrheiten hervorgegangen. Ahnlich erging ed in andern Staaten, wie Heſſen⸗ 
Darmfladt, Naflau, annähernd fogar im Königreich Sachen. Andererſeits brachte das un⸗ 
beihränkte Wahlſyſtem in Sachſen zu Ende des Jahres 1848 einen ultrarabicalen, zu Ende 
des Jahres 1849 einen überwiegend gemäßigt liberalen Landtag zu Wege. Diefelben Kopf: 
wahlen lieferten für Frankfurt, wie fhon erwähnt, eine ihrer Mehrheit nach conferativsliberale, 
für Berlin eine zum größern Theil radicale Verſammlung u. f. w. 

Bon ganz befonderer Wichtigkeit find, wie ſchon angedeutet, Art und Zeit der erften Ein- 
führung neuer Wapliyfteme, insbefondere des Liberganges von befchränftern zu unbeſchränk⸗ 
tern. Eine Erweiterung des Wahlſyſtems wird anders wirken, wenn fie in ruhigen Zeiten, 
ohne den Drud einer äußern Bewegung, ald wenn jle im Sturm und Drang einer ſolchen eins 
geführt wird, anders, wenn fie allmählich vorbereitet und flufenweife angebahnt, als wenn fie 
unvorbereitet und plöglid ind Leben tritt. Mit großer Weisheit haben daher die leitenden 
Staatömänner in England und in Belgien zur rechten Zeit felbft die Initiative zu folden Wahl: 
zeformen ergriffen (in England 1832, in Belgien 1847) und damit Heftige Stürme und ge: 
fährlihe Überflürgungen abgewendet. Jedenfalls ift es der naturgemäßefte und heilfamfte 
Bang politifcher Entwidelung, wenn der Kreis der zur Ausübung des activen und paffiven 
Wahlrechts Berufenen allmählih nah Maßgabe ver wachſenden wirthfchaftlihen und politi: 
ſchen Bildung und Selbftändigkeit der Volkogenoſſen mehr und mehr audgebehnt wird. Sollte 
man auf diefe Weiſe zulegt auch bis zu dem: allesunbefchränfteften Wahlrecht gelangen, fo würbe 
dies dann ſicherlich gefahrlos und nur ein erfreulicher Beweis der durch alle Schichten des Volks 
hindurchgedrungenen Befähigung zur Ausübung politifcher Rechte fein. 

Welcher Art und wie hoch gegriffen vie Beſchränkungen des Wahlrechts fein follen, ſoweit 
und folange man folde überhaupt für nöthig findet, iſt eine nach ven beſondern örtlichen nnd 
zeitlichen Verhältniffen zu beantwortende, daher hier nicht näher zu erläuternde Frage. Ebenio 
wenig fönnen wir hier Die mweitern fpeciellen Fragen wegen des Alters der Wahlfähigkeit (am 
beften jevenfalld das Alter ver Mündigfeit), der Bedingungen ver „Unbeſcholtenheit“ und der 
„Selbftänvigkeit”, und ihrer beiverfeitigen Kriterien u. dgl. m. näher erörtern. 

Als eine der natur: und vernunftgemäßeften Bürgfhaften für. vie befonnene Ausübung des 
Wahlrechts würde ed uns erfheinen, wenn man überall bie (entweder noch wirkliche oder doch 
voraudgegangene) praftifche Ausübung politifher Rechte in dem engern bürgerliden Ver: 
Bande der Gemeinde zur nothwendigen Grundlage des Wahlrechts für die allgemeine Landes: 
pertretung machte. So fehr wir e8 naher billigen, daß pas ſächſi ſche Wahlgefeh von 1831 als 
Aquivalent für Genfus und Grundbefig die Mitgliedſchaft in einem der ſtädtiſchen Collegien 
(des Stadtraths ober der Stabtverorbneten) gelten ließ, fowenig bürfte e8 gutzußeißen fein, 
wenn bie beim legten Landtag beſchloſſene Mobification dieſes Geſetzes das Wahlrecht zur 
Ständeverfammlung aud auf ſolche ausvehnt, welche das gleiche Hecht für die Gemeinbever- 
tretung nicht befigen, während doch im übrigen Die allergrößten Beſchränkungen bei ven Land⸗ 
tagswahlen aufrecht erhalten bleiben. Lieber möchten wir die Erwerbung bed Gemeindebürger⸗ 
rechts an möglichft freifinnige Borausfegungen gefnüpft, dann aber den Kreis ber Wähler: 
ſchaft für ven Landtag nicht über ven ver Gemeindewähler ober die eigentlihen Bollbürger aus: 
gedehnt fehen. 

Staats-kerifon. IX, 27 
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Man bat öfterd geglaubt, in fogenannten indirecten Wahlen (mobei die Wähler — „Ur= 
waͤhler“ — erft Wahlmänner, dieſe dann weiter die Abgeoroneten wählen) eine Bürgichaft 
gegen Überflürzungen und gegen ein zu großes Übergewicht der beweglichen, demokratiſchen 
Blemente zu finden. Die Erfahrung gibt indeß dieſer Anſicht Feine Beflätigung. Die über⸗ 
wiegend radicalen Wahlen aus Sachſen zum Frankfurter Parlament waren im Wege des inbi- 
recten Wahlverfahrens zu Stande gelommen, wogegen ber Landtag von 1849 — 50 auß direc⸗ 
ten Wahlen hervorging. In bewegten Zeiten kann allervings eine Urwählerſchaft von der er- 
vegten Öffentlichen Stimmung ungebührlich beeinflußt werben, allein dies Tann fie ebenjo gut 
hei der Wahl der Wahlmänner als bei ver unmittelbaren Wahl eines Abgeorbneten; iſt aber 
der Ausfall der Wahlmännerwahlen auf folde Weife beeinflußt, fo wird alddann auch die Ab⸗ 
georpnetenwahl durch die Wahlmänner ſchwerlich ein beſſeres Refultat geben. Einem ungefeß- 
lichen Drud der außenſtehenden, nicht wahlberechtigten Volksmaſſe aber wird eine zahlreiche 
Waͤhlerſchaft immer eher widerſtehen als ein kleines, verhaͤltnißmäßig leichter einzuſchüchtern⸗ 
des Häuflein von Wahlmännern. Im übrigen aber bringt die Natur ver Sache mit ji, sınd 
die Erfahrung beftätigt ed, daß bei directen Wahlen, wo jede Stimme unmittelbar zur Ent- 
fheibung des Geſammtreſultats, nämlid der Zufammenjegung ber Volksvertretung, ihren 
Theil beiträgt, ver einzelne Wähler weit forgfältiger und gewiflenhafter zu Werke geht als bei 
inbirecten, wo er eine folhe unmittelbare Beziehung feines Binzelvotums auf das Geſammt⸗ 
ergebniß der Abgeordnetenwahl nicht lebhaft genug vor Augen hat, daher oftmals ſchon genug 
getban zu haben glaubt, wenn er nur einen Ihm als rechtſchaffen befannten,, vielleicht in nach⸗ 
barlichen oder fonftigen Verhältniſſen zu ihm ſtehenden Mann mit dem weitern Wahlgefhäft be⸗ 
traut. In den Staaten von entwideltem conftitutionellen Zeben, wie England und Belgien, bat 
man daher auch nie von indirecten Wahlen etwas willen mögen. Aus eben viefem Grunde hat 
fogar der ſehr confervative Bülau (a. a. O., ©. 124) fi gegen die indirecten Wahlen unter 
Anführung ganz ſchlagender Beifpiele aus dem Leben in ber von und angebeuteten Richtung 
ausgeſprochen. Er ſagt: „Das ift gewiß, ed wird längere Zeit dauern, bevor das Volk dahin 
reift, gute Wahlmännerwahlen zu treffen, als es koſten wird, um auf unmittelbarem Wege 
befjere Abgeoronetenwahlen erfolgen zu ſehen, al8 fi von den gewöhnlichen indirecten Wahlen 
erwarten laflen. Das Volt wird viel früher lernen, eine Mehrzahl von guten Abgeordneten 
als eine Mehrzahl von guten Wahlmännern zu wählen. Dem von den beflen Wahlmännern 
gewählten Abgeorbneten fleht, den jeßigen Zeitanfichten gegenüber’ (e8 war dies im Jahre 
1849) „doch immer dad entgegen, daß er nicht unmittelbar aus der Volkswahl hervorging. Die 
direrte Wahl Hat die Meinung des Tages entſchieden für fih, und das Ift in Vertrauendfachen 
ein wichtiger Umſtand.“ ® 

Experimente, wie 3. B. dad von I. St. Mill in feinen „Betrachtungen über Repräfentativ- 
verfaffungen‘ (deutſch von Wille) vorgefchlagene, monad alle auf einen Candidaten gefallene 
Stimmen im ganzen Lande zufanımengezählt werben ſollen, damit, mie er ſich ausdrückt, „auch 
die Minderheiten zu ihrem Rechte Tommen”, halten wir (ebenfo wie feine andern Vorſchläge, 
3. B. einer Art von Prüfung als Vorbedingung der Zuertheilung des Wahlrechts u. dgl. uı.), 
wie jebe Künftelei beim Wahlverfahren, für unpraktifch. Mag dad gewöhnliche Wahlnerfahren, 
principiell Betrachtet, noch ſoviel fcheinbare Mängel haben, fo iſt e8 immer doch das verhältnig- 
mäßig naturgemäßefte von allen, und, ein großer Vorzug, es iſt durch Tange Übung trabitio= 
nel und dem Volle zur Gewohnheit geworden. Bei allen Öffentlichen @inrihtungen fommt 
e8 aber vor allem darauf an, daß eine ſolche in der Praxis ſich gut ausführbar und zweckmäßig 
erweiſe (it works well, wie der Engläuder fagt). 

Wir wollen hier zugleich zwei andere wichtige Diomente, die bei ven Landtagswahlen in 
Brage kommen und mit bem oben befprochenen eine gewiſſe Verwandtſchaft haben, näher be— 
rühren. Es find dies: die Öffentliche oder geheime Abſtimmung und die Wählernerfammiun: 
gen vor dem eigentlichen Wahlacte. 

Was die Frage wegen des Vorzugs ver Öffentlichen oder der geheimen Abſtimmung betrifft, 
fo ift dieſe bekanntlich in England ſchon feit vielen Jahren ein Gegenſtand lebhaften Streits 
der Partelen und mehrfach wiederholter Verhandlungen im Unterhaufe geweſen. Die dffent- 
liche Abftimmung beſteht in England von alters her und wird von einem großen Xheil der eng= 
liſchen Politiker als unzertrennlich von dem Wefen der altenglifchen Berfaffung und Freiheit an- 
geſehen, als allein wärbig eines wahrhaft freien und männlichen Volks, in dem jeder ohne 
Scheu feine politifche Anficht befenne und vertrete. Die Gegner der öffentlichen Abſtimmung 
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erblicken dagegen in verjelben ein nur allzu wirkſames Mittel des übergewichts der wohlhaben⸗ 
den und einflußreichen Klaffen über die von ihnen abhängigen, indem dieſe letztern nicht leicht 
wagten, Öffentlich gegen jene zu ſtimmen, weil fle fonft fich allerlei perſoͤnlichen Nachtheilen aus⸗ 
frgten. Sie verlangen deshalb die geheime Abflimmung durch Wahlzettel (das fogenannte 
Ballet) , Haben aber bisher im Parlament noch Feine Mehrheit dafür zu erlangen vermocht. 

Außerhalb Englands ift die Öffentliche Abſtimmung unſers Wiſſens nur nod in Preußen 
üblich (eingeführt durch das Wahlgefeg vom 30. Mai 1849). Obgleih in Preußen, bei dem 
tiefgewurzelten und audgebreiteten Einfluß bureaufratifcher und (auf dem flachen Rande) art: 
ſtokratiſcher Gewalten, der Nachtheil einer Einſchüchterung der Wähler durch die gezwungene 
öffentliche Stimmabgabe noch weit mehr zn befürditen wäre als in England, fo hat fich doch, je 
länger je mehr, mit ber fortſchreitenden politiſchen Bildung des Volks aud der Muth einer un- 
abhängigen Überzeugung und des Öffentlihen Befenntniffes einer foldhen bei ven Wahlen als 
fräftig genug eriwiefen, um felbft einem noch fo entſchiedenen Einſchüchterungsſyftem — ſowol 
von oben herab als von feiten der grundbefitzenden Feudalariſtokratie — flandhaft und fieg⸗ 
rei) die Spitze zu bieten. | | 

Unftreitig iſt aus Höherm fittlih=politifchen Geſichtspunkte die öffentliche Abſtimmung der 

ebeimen vorzuziehen, indem jene weit mehr als diefe dem Zuſtand politifher Bildung und 
Überzeugungstreue entſpricht, welcher allein eine fihere Gewähr wahrer politifcher Freiheit iſt. 
Allein e8 geht damit wie mit den Grenzen ver Wahlfreiheit felbft: man darf das einzelne 
Moment nicht außerhalb des Zufammenhangs mit fonftigen Einrichtungen des Staatd be: 
trachten. In einem Staate 3. B. wie Frankreich, wo durch die allerfirengfte Gentralifation, mit 
den ausgedehnteſten und weitverzmeigteften Befugniflen eines allmächtigen Beamtenthums, das 
Volk der Unabhängigkeit feiner Handlungen und Gefinnungen völlig entwöhnt ift, und mo der 
einzelne Wähler, wenn er dennoch eine ſolche Unabhängigkeit zu bethätigen verfucht, davon die 
nachtheiligſten Folgen nicht bloß für ſich, ſondern nicht felten auch für feine Gemeinde oder ven 
ganzen Wahlkreis zu gemwärtigen hat, in einem ſolchen Staat, und vollends bei allgemeiner 
Wahlfreiheit, Hat die Öffentliche Abflimmung allerdings in der Praris etwas fehr Bedenkliches. 
Sie verlangt vielmehr, um unfhäblih und wohlthätig zu fein, von den Staatdeinrihtungen 
und von dem Charakter des Volks möglichft fihere Bürgſchaften politifcher Mündigkeit und 
Selbſtregierung, perjönliher und wirthfchaftlier Unabhängigkeit der Geſammtheit oder doch 
der Mehrheit ver Wähler. — 

Von hoͤchſter Wichtigkeit iſt eine Einrichtung, welche in England ſeit lange her beſteht, in 
Preußen, trotz der Neuheit bes dortigen parlamentariſchen Lebens, ſich raſch eingebürgert, auf: 
gebildet und befeftigt Hat, in andern deutſchen Staaten dagegen, ſelbſt foldhen, deren Berfaflungs- 
leben von viel Älterm Datum iſt, bisher noch wenig ober gar nicht in Übung, zum Theil geradezu 
gefeglich verboten war. Wir meinen bie Öffentliden parlamentarifchen Beſprechungen ver Waͤh⸗ 
ler vor den Wahlen und zum Behuf diefer, wobei die Wahlcandidaten fi den Wählern vor: 
ſtellen, ihre politifchen Anftchten barlegen, Auf erhobene Einwenpungen oder Fragen Antwort 
geben u. ſ. w. Durch eine folche Procedur wird das Wahlgefchäft erft ein wirklich bewußtes, 
nach feften Überzeugungen und Grundſaͤtzen geregeltes, der blinden Herrſchaft des Zufalls, ven 
geheimen Künften der Beftehung oder Überrumpelung, fowie den Schwanfungen individueller 
Schwäche, Launenhaftigkeit oder Leidenſchaft entrücktes. Indem der Wahlcandidat fih offen 
und beflimmt zu gewiffen politifhen Grundfägen bekennt, anvererfeitd die Wähler (in ihrer 
Geſammtheit oder doch Mehrheit) fi mit diefen Grundſätzen des Candidaten einverflanven und 
darauf Hin ihn zu wählen entfchloffen erklären, wird dad Wechſelverhältniß zwiſchen ven auf 
folche Weife gewählten Abgeordneten und feinen Wählern ein wahrhaft ſittliches, wird die Par⸗ 
teiftelfung des einen wie der andern — durch diefe Öffentliche Darlegung vor dem ganzen Lande, 
ja vor dem Urtheil der ganzen gebildeten Welt — eine feftbegrenzte und abgeflärte, da unklare 
oder unlautere Parteimotive die Probe einer ſolchen Offentllchkeit nicht aushalten. 

Bon funftigen Bedingungen und Borausfeßungen der Ausübung des politifchen Wahlrechts 
dürften hauptfächlich zwei hier noch beſonders zu berühren fein, dad Lebensalter und vie ſoge⸗ 
nannte Unbeſcholtenheit. Was das erftere Hetrifft, fo hat man zwar früher, namentli in den 
ineiften deutſchen Staaten, ein höheres Lebensalter als das der bloßen juriftifchen Volljaͤhrigkeit, 
ſelbſt für das active Wahlrecht, angenommen ; neuerdings iſt man jedod davon mehr zurück 
und zu der Anſicht gefommen, daß die gewoͤhnliche Volljährigkeit auch als Bafls ver Ausübung 
politiſcher Mechte mol genüge, ſobald man nur die andere, durchaus nothwendige und natürliche 
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Porausfegung hinzufügt, daß der Wähler bürgerlich felbftänpig, alfo z. B. nicht mehr im väter- 
lichen Haufe und ruͤckſichtlich ſeines Lebensunterhalts vom dieſem abhängig fet. 

Ein fehr ſchwieriger und zugleich wichtiger Punkt ift die fogenante Unbefholtenheit. Wenn 
man eine folde Bedingung überhaupt aufftellen und nicht dem eigenen Urthell ver Wähler fo 
viel zutrauen will, daß fle einem wirklich Befcholtenen ihre Stimme verfagen werben, fo iſt we⸗ 
nigftend die firengfte Begrenzung des Begriffs ver Befcholtenheit nöthig, um jebe bureaufrati= 
ſche Willkür dabei auszufchliegen. Auf keinen Fall darf, wie namentlich früher in manchen 
Stanten geſchah, die bloße Anklage over Einleitung einer Unterſuchung megen gewifjer Ber- 
brechen die Vorausſetzung der Beſcholtenheit und folglich die Ausſchließung vom Wahlrecht her⸗ 
beiführen, vielmehr kann dies nur bie Wirkung eines rechtöfräftigen richterlichen Urtheils fein. 

Früher war wol auch die Religion unter Umflänven ein Hinderniß der Ausübung bed 
Wahlrechts, mwenigftens für die Juden (da für bie anerkannten drei chriſtlichen Gonfeffionen Die 
Bundedarte Gleichheit der bürgerlichen und politifchen Rechte feftjegt). Neuerdings tft, durch 
den allgemeinen Fortichritt der Aufklärung und Toleranz, auch dieſe Schranfe faft aller- 
wärtd gefallen. 

Für das paffive Wahlrecht oder die Wählbarkeit zum Abgeorbneten Hat man, in Deutſch⸗ 
land wenigſtens, faft immer ſtrengere Bebingungen aufgeftellt, als für das active Wahlrecht 
oder die Wahlfähigkeit — entweder einen höhern Genfus oder doch ein reiferes Alter. Das leg- 
tere findet z. B. in Preußen flatt. Im allgemeinen erſcheint es aber richtiger, für das paflive 
Wahlrecht entweder gar Feine, oder doch feine größere Beſchränkungen aufzuftellen als für pas 
active. Denn, wenn man den Wählern einmal zutraut, daß fie eine vernünftige Wahl treffen, 
fo bedarf es folder Beichränfungen nicht; hat man aber biejes Zutrauen nit, fo wird man 
ſchwerlich ven Kreis der Wählbarkeit fo eng ziehen koͤnnen, daß nicht innerhalb veflelben immer⸗ 
hin unverfländige oder unpaffende Wahlen möglich wären. 

Die allerverehrtefte Beſchränkung bei dem pafjiven Wahlrecht if die auf ven Bezirk der 
Wähler, wie fie z.B. noch Heute im Königreich Sachſen befteht. Die ebendort noch hinzuge⸗ 
fügte, aufven Stand ver Wähler, fällt ſelbſtverſtändlich mit vem ſtändiſchen Princip der Wah— 
Ien, gegen das wir und ſchon oben ausſprachen, zugleich hinweg. Die Beſchränkung ver Wähler 
bei der Wahl eines Abgeorpneten auf die in dem betreffenden Wahlbezirk Wohnhaften hat ben 
großen Nachtheil, eine Menge Leute in den Landtag zu bringen, welchen eine allgemeinere poli= 
tiſche und ſonſtige Bildung abgeht „deren Geſichtskreis durch einen vielleicht immerwährenden 
oder doch langen Aufenthalt In Kleinen, beengten Berhältniflen, fern von den großen Mittels 
punkten der Gultur und eines bemwegtern Öffentlichen Lebens, in ver Negel mehr ober weniger 
verengt worben iſt. Die Lirheber dieſer Beihränkung hatten dabei wol zumeift Die Abſicht 
(ebenfo voie bei ver Beſchränkung auf den Stand), Die Träger allgemeiner politifcher Ideen und 
jener beweglichern Richtungen, welche vorzugsweife an den größern Orten zu finden find, von ber 
Vertretung möglihft auszufchließen. Die Bezirkswahlen follten alfo einen vorzugäweife con- 
fervativen Charakter haben. Statt deſſen haben He erfahrungsmäßig vielfach nur eine grö= 
Bere linfelbftänvigfeit und Unreife der fo Gewählten zur Folge gehabt, Gigenfchaften, welche 
ebenfowol einem flahen Radicaliemus ald einer blinden und unverfländigen Reaction dienft- 
Bar werben können, wie dies mehrfache Beifpiele noch aus der neueften deutſchen Berfaffungs- 
geſchichte auf das Thlagendfle gezeigt Haben. Die Freigebung der Wahlen ohne irgendwelche 
Beſchränkung auf Ort over Bezirk hat dagegen die heilfame Folge, daß Wählerfchaften, welche 
in ihrer eigenen Mitte eine in jeder Hinficht befähigte Perfönlicpfeit zur Vertretung ihres Be⸗ 
zirks nicht antreffen, ſolche anderswo ſuchen, daß alfo, bei nur einigermaßen vorgefärittener 
Bildung ded Volks, nicht leicht irgendeine Wählerfchaft ohne einen entſprechenden tüchtigen 
Vertreter, und umgekehrt nicht leicht irgendeine bedeutende politiſche Capacität ohne einen Sig 
im Landiag⸗ bleibt. 

Eine Frage von nicht ganz untergeordneter Bedeutung, wenigſtens in den Feſtlandsſtaaten, 
iſt ferner die der Wählbarkeit oder Nichtwählbarkeit der Staatsbeamten, beziehendlich der Be⸗ 
dingungen ihrer Zulaſſung zur Vertretung. Daß, wenn ein Abgeorbneter nach ſeiner Wahl 
ein Staatsamt oder eine Beförberung im Staatsdienſte erlangt, ex ſich einer Neuwahl unter⸗ 
werfen muß, {ft eine in allen Berfaflungen enthaltene und in ber Natur ver Sache begründete 
Vorſicht, pie aber mit jener allgemeinen Frage unmittelbar nichts zu thun hat, In Frankreich, 
wo, gemäß der ganzen Natur des dortigen Staatsſyſtems, die Beamten in ber Deputirten⸗ 
fammer unter dem Julikoͤnigthum eine überwältigende Mehrheit bilveten, war öfters vor einer 
gefeglichen Ausſchließung dieſes ganzen Standes als einer Rothwendigkeit „von einer formlich 
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auszuſprechenden Unvereinbarfeit (incompatibilit6) ver Stellung eines Beamten mit der eines 
Deputirten die Rede. Doc Hatten Anträge in diefer Richtung begreiflicherweiſe in einer fo zu⸗ 
- fammengefegten Kammer keinen Erfolg. Bon der andern Seite hat man die Wahl von Staats: 
beamten zu Volksvertretern bisweilen zu verhindern oder doc zu erſchweren verfucht, wenn man 
ſah, daß dieſe Beamtenabgeordneten ſich zur Oppofition ſchlugen. Theils bediente man ſich zu 
dieſem Zweck der Verſagung des Urlaubs (bekannt iſt namentlich in dieſer Beziehung der hef⸗ 
tige Urlaubsſtreit in Baden 1841 fg.), theils ſuchte man, wie noch ganz neuerdings in Preu⸗ 
Ben, den Beamten die Annahme einer Wahl durch Verſagung ber Stellvertretungskoſten 
zu verleiden, theils enpli wendete man gegen oppofitionelle Beamte die kleinlichen Waffen ver 
Berjegung und fenfliger Ehicanen an. Principiell iſt fiber dieſen Punkt zu fagen, daß alfer- 
dings die Wahl unabhängiger Männer derjenigen von Beamten im allgemeinen Interefje des 
eonftitutionellen Lebens vorzuziehen ift, daß eine aus Staatsbeamten beſtehende Oppofition un- 
leugbar ihre Inconvenienzen hat, daß aber freilich ein Zufland der Dinge, wo die Volksvertre⸗ 
tung entweder nur aus unabhängigen Leuten beſteht, oder Staatsdiener, namentlich Höhere, 
lediglich als Vertreter ihrer, der jeweilig am Ruder befindlichen Partei im Landtag figen, nur 
ba möglich ift, wo, durch Tängere Übung des parlamentarifihen Lebens, die politifche Bildung 
allgemeiner verbreitet, wo ferner das Princip der Selbftregierung im Staat zu größerer Geltung 
gelangt ift und damit das jeßt noch In vielen Staaten beſtehende Verhältnig, wonach das Beam: 
tenthum der Hauptträger ver Intelligenz ift, eine Umgeftaltung erfahren hat. 

Noch ift endlich ein Wort zu fagen Über die Dauer des Wahlmandats. Diefelbe iſt in ven 
verſchiedenen Staaten eine fehr verſchiedene. In England werden die Mitgliever des Unter: 
haufes auf fieben Jahre gewählt, in Holland die Abgeordneten zur Zweiten Kammer auf vier 
Sabre, in Preußen auf drei Jahre, in den Eleinern deutſchen Verfaflungsftaaten von Altern 
Datum waren (und find beziehendlich noch) die Wahlperioden ziemlich lang, in Sachſen 3.82. 
neunjährig. Dazu fommt hier noch vie Einrichtung, daß die Wahlfammer nicht auf einmal, fon- 
bern theilweife erneuert wird (PBartialerneuerung), fo nämlich, daß nach jedem Landtag, d. h. 
alle drei Jahre, ein Drittel der Abgeordneten (nach einem dad erſte mal durchs Los beftinnmten 
Turnus) ausſcheidet und durch Neuwahlen erfegt wird. Diefes legtere Syſtem hat den Zweck, 
einen zu großen Wechfel in ver Zufammenfegung der Volksvertretung zu verhüten, insbefon- 
dere auch einen Stamm von Mitgliedern zu erhalten, bie, in ven Geſchaͤften des Landtags er- 
fahren, den Neulingen gleichſam als Führer dienen und die Traditionen einer praftifchen ſach⸗ 
gemäßen Geſchäftsbehandlung lebendig fortpflanzen mödhten. Wie mohlgemeint die Abficht aber 
immer fein mag (nebenher ging freilich wol auch der Hintergebanfe, daß es für bie Negierung 
angenehmer und bequemer jet, mit Abgeordneten zu verhandeln, die durch bie Macht der Ge⸗ 
wohnheit, des gefelligen perfönlichen Verkehrs u. |. m. bereits in ein gewiſſes intimes Verhaltniß 
zu Hof und Minifterium getreten, als immer wieder mit folden anfangen zu müſſen, bie mit 
frifhem und unabhängigem Sinne direct aus der Mitte der Wähler kämen), fo wird doch ber 
gleiche Zweck, Hei nur einigermaßen ausgebildeter conflitutioneller Praxis, beffer erreicht durch 
den Gang der Wahlen felbft, da fähige und bemährte Abgeordnete immer wieder in die Kammer 
eintreten, dagegen unfühlge ausſcheiden werden. Die Erfahrung zeigt, daß Im regelmäßigen 
Verlauf der Dinge fehr viele, faft die meiften Mitglieder einer Bollövertretung entweder immer 
von neuem, oder doc fehr häufig wiedergewählt werben, folglich faft ſtets ein flarfer alter 
Stamnı zurüuͤckbleibt, an den der junge Nachwuchs fi anfchliegen kann. Dagegen hat das Sy: 
ſtem der PBartialerneuerung ven Nachtheil, daß die Volkävertretung niemald der wahre vollgül- 
tige Ausdruck der jeweiligen Volksſtimmung ift, weil ihre Mitglieder zu fo verfchievenen Zeiten 
gewählt find. "Befonders bei etwas bewegtern Zeiten iſt dies, und namentlich für die Mitglieder 
der ältern Jahrgänge felöft, ein Übelſtand; unwilffürlich fühlen dieſe fich ſelbſt als nicht mehr 
vollberechtigte Vertreter des augenblicklichen Volkowillens, oder werden do vom Volke und 
felbft von ihren Eoflegen fo angeſehen. Der andere Brand für die Partialerneuerung, daß 
durch gleichzeitige Wiederwahlen Im ganzen Rande eine zu große politifche Erregung Hervorge- 
bracht werde, iſt Heutzutage vernünftigerweife gar nicht mehr geltend zu machen, ba nıan gelernt 
ober erfahren bat, daß die Erregung, welche die Ausübung politifcher Rechte und überhaupt bie 
wertthätige Anteilnahme des Volks an feinen Öffentlichen Angelegenheiten erzeugt, nichts Ge⸗ 
faͤhrliches oder Schäpliches , vielmehr ebenſowol ein Anzeichen als ein Foͤrderungsmittel wahrer 
politifcher Geſundheit ift. Weit bedenklicher ift die Erregung des Unmuths, der leicht in den 
Wahlkreiſen entfleben nıag, welche, während andere neben ihnen neue Abgeoronete wählen, ihre 
alten, vielleicht überlebten und unzeitläuflg gewordenen behalten müflen. Das Ronplusultra 
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der Irrationalität erreicht dieſes Syſtem der Partialerneuerung aber dann, wenn man, wie 
neuerdings im Königreich Sachfen geſchehen, das Wahlgefet ſelbſt ıheilmeife ändert, gleichwol 
aber nad dieſem geänderten Wahlgefep nicht die ganze Wahlkammer, fondern auch nur wieder 
ein Drittel erneuern läßt, ſodaß nun in der Kammer zwei Drittel nach dem alten, ein Drittel 
nach dem neuen Wahlgefeg gewählter Abgeorpneter jigen. Cine folde Abnormität läßt ſich 
sur aus einem tiefen Midtrauen in die Volkoſtimmung gegenüber dem von der Negierung feft- 
gehaltenen Suften erklären. | 

Nur indirert mit dem Wahlſyſtem im Zufanımenhang, doc. aber von nicht unweſentlichem 
Einfluß darauf ift pie Frage: ob ven Abgeordneten Diäten, Tagegelder (ald Entſchädigung für 
die Koften ihres Aufenthalts am Orte des Landtags) und Reiſekoſten gezahlt werben follen. 
Außer England haben wol alle Staaten das Syftem der Diätenzahlung. Wo es fo viel Leute 
von unabhängigen Vermögen gibt wie in England, mag dad entgegengefeßte Syſtem ſtatthaft 
fein; in ven Feſtlandoſtaaten, wo dies nicht der Ball, dürfte deſſen Annahme (wie bie Eurze 
Erfahrung mit der preußifchen Erſten Kammer von 1848 — 49, deren Mitglieder feine Diäten 
erhielten, bereitö gezeigt) leicht dahin führen, daß die Wähler gendthigt wären, bie Abgeorb- 
neten vorzugäweife aus der Hauptflabt felbfi, aus dem dort vorwiegenden höhern Beamten: 
thum zu nehmen, was gewiß nicht zu wänfchen iſt. 

Wir haben bisher von der Vertretung ober dem Landtag immer nur wie von einer einzi- 
gen, gleichartigen Körperichaft geſprochen. Es iſt aber bekannt, daß in ven meiften Staaten — 
nur einige Kleinere ausgenommen — her Landtag in zwei voneinander gefonderte Körperfchaften 
(Kammern, Häufer oder dgl.) zerfällt. 

Die Frage wegen des Ein= over Zweikammerſyſtems iſt in Zeiten flaatliher Neubildung, 
zumal bei vorausgegangenen großen Volksbewegungen, vielfach lebhaft Discutirt worden. So 
noch 1348 in verſchiedenen deutfchen Staaten. Ruhige politifhe Erwägung hat faft übergll zur 
Bevorzugung des Zweikammerſyſtems geführt. Schon die zweifache Beratbung eines jeden 
Gegenſtandes in getrennten, unabhängig voneinander tagenden Berfammlungen bietet eine nicht 
geringe Bürgſchaft forgfältigerer und mehrfeitigerer Abwägung und Prüfung aller einfchlagen- 
ben Moniente dar. Außerdem aber hat man auch bei ver Bildung und Zufammenfegung ber 
beiden Abtheilungen des Landtags immer darauf Nücdjicht genommen, verjchiedenen politiſchen 
Standpunkten ihre Vertrerung und Berückſichtigung zu fihern, insbeſondere einer mehr fort- 
ſchreitenden oder beweglichen Richtung von der einen, einer mehr confervativen oder flabilen von 
der andern Seite. In dieſem Dualismus liegt einerfeitd ein wichtiger Vorteil, andererſeits 
aber auch eine große Schwierigkeit des Zweikammerſyſtems. Es gilt, dieſen Gegenſat der Rich⸗ 
tungen fo zu geftalten , daß er zwar für ven pamit beabflchtigten Zweck: die Herſtellung des rich⸗ 
tigen Gleichgewichts zwiſchen ven beiden natürlichen Grundrichtungen alles Staatslebens, ber 
erhaltenden und der fortbilbenden, wirkſam ſei, doch aber nicht in Schroffheit und Unverſoͤhn⸗ 
lichfeit außarte. Das eine Glied der Vertretung muß felbftverflännlich die Geſammtheit der 
Staatsbürger darftellen,, alfo aus wirklichen Volkswahlen (feien diefe nun unbeſchränkte ober 
beſchraͤnkte) hervorgehen. Das andere Glied dagegen wird zu dem beftimmten Zweck gebilbet, 
ein befonderes Element des Staatslebens zur Geltung zu bringen. Wo ein ſolches Element fi 
geſchichtlich im Stant herausgebildet, wol gar als Baſis ver Vertretung felbft zur @eltung ge: 
bracht hat, wo es zugleich, trog der Sonder: und Ausnahmeftellung, die e8 behauptet, doch auch 
wieber im Einklang mit dem gefammten Volksothum ſich befinvet, va find die natürlichen Bedin⸗ 
gungen für ven Befland und die Wirkſamkeit einer Exrften Kammer von felbfl gegeben. So bei 
den Oberhaufe in England, welches, mag es auch vorübergehend einmal unpopulär und, gegen: 
über dem immer übermächtiger gewordenen Unterhauſe, minder bedeutend und ausichlaggebend 
erſcheinen, dennoch tiefe Wurzeln im engliihen Staatöleben hat und ſchwerlich fo leicht daraus 
verbrängt werben möchte. Ganz gleiche ober auch nur annähernd ähnliche Vorbedingungen zur 
Bildung eines zugleich feiner Natur nad) confervativen und von den wechfelnden Zeitfitömungen 
unabhängigen, dennoch aber nicht unvolksthümlichen repräfentativen Körpers dürfte ſich wol in 
feinem andern Lande wiederfinden. Bei der engliſchen Ariftofratie treffen fo viele günflige Me- 
mente für dieſen Zweck zufammen, wie fie weder bei irgendeiner andern in gleicher Weife vor: 
banben, nod) eben auch fo leicht, felbft mit dem beften Willen, künſtlich herzuftellen find. Es ift 
nicht blos der große Reichthum und Die Dadurch begründete Unabhängigkeit der äußern Stellung, 
jammt dem eben dadurch gegebenen Antriebe für ven Einzelnen, ſich in ausgedehnterm Maße 
mit den Öffentlichen Angelegenheiten zu beſchäftigen; es ifl nicht bloß der Limfland, daß die eng- 
life Ariftofratie keinerlei privatrechtliche Vorzüge und Vortheile, am allerwenigften eine auf 
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Privnttiteln ruhende Herrfchaft über die andern Klaſſen beflgt oder beanſpruchht, daß fie ferner 
auch nicht einen fireng in fich gefchloffenen Geburtsſtand bildet, vielmehr Elemente aus andern 
Ständen in fih aufnimmt, und wieberum durch Die jüngern Söhne unmittelbar in das höhere 
Bürgerthum (die ſogenannte Gentry) hinab fi verzimeigt — alles dieſes, wie wichtig auch 
Schon ein jedes dieſer Momente für fi iſt, macht allein noch nicht den wahren und legten Grund 
ver Lebensfühigkeitpiefes engliſchen Adelskoͤrpers und ſeiner politiſchen Verkoͤrperung, des Ober⸗ 
hauſes, aus; dieſe Lebensfähigkeit beruht vielmehr ganz weſentlich und vor allem darauf, daß 
der engliſche Adel, ſowol als ganzer Stand wie in ven meiſten feiner einzelnen Geſchlechter, mit 
der Entwidelung und Befefligung des conflitutionelien Lebens und ber allgemeinen Volksfrei⸗ 
heiten geſchichtlich auf das innigſte verwachſen, daß er von früheften Zeiten an der Bundesge⸗ 
nofle und Borkämpfer der andern Volksklaſſen in ver Erringung nothwendiger Rechtsbürg⸗ 
ſchaften, in ver Befämpfung und Befchränfung abfolutiftifcher Gewalt und Willkür gewefen ift. 
Kein Adel des Feftlandes kann ſich dem englifchen hierin auch nur annähernd vergleichen; nir: 
gende bat man daher auch mit nur ähnlihem Erfolg eine erbliche Vertretung ber Ariftolratie 
ober des großen Grundbeſitzes herzuftellen,, ober, wo jie beſtand, aufrecht zu erhalten vermocht. 
Sowol die erbliche Pairie, welche Die Charte Ludwig's XVIII. in Frankreich zu errichten untere 
nahm, noch bie mancherlei Adelsdkammern in den verſchledenen deutſchen Staaten haben auch 
nur in entfernt ähnlicher Weiſe wie das engliſche Oberhaus in der öffentlichen Meinung. Wur⸗ 
zel gefhlagen. Die franzoͤſtſche Erbpairie flel in ber Revolution von 1830, und bie an ihre 
Stelle gefegte Pairie auf Lebenszeit hat fi noch weniger als lebensfähig erwieſen. In den 
deutſchen Staaten richtete ich die Bewegung von 1848 hauptſächlich mit gegen das Übergewicht 
des ariſtokratiſchen Blementd und deſſen Verförperung in den Erſten Kammern, und einzelne 
von diefen, wie z. B. die ſächſiſche, ſprachen ſich felbft freimillig das Todedurtheil. Sogar in 
Belgien, wo doch vergleichsweiſe unter allen Feſtlandoſtaaten am meiften eine mit Der Geſchichte 
und den Freiheiten des Landes verwachſene, daher verhälmigmäßig populäre Ariftofratie zu 
finden ift, Hat man nicht gemagt, diefe zur Baſis der Erften Kammer zu nehmen, hat vielmehr 
ven Senat ebenfalls aus Wahlen, nur unter befondern Bedingungen, hervorgehen laflen. 
Ob das Ober: ober Herrenhaus des öfterreihijchen Reichſsraths, das zum größern Theil au 
Mitglievern reicher und durch viele geichichtlich berahmte Namen verhältnißmäßig populärer 
Adelögefchlechter befteht , durch weiſen Gebrauch der ihn: verliehenen Macht ſich eine dauernde 
und einflußreiche Stellung fihern wirb, ſteht abzuwarten; daß bei dem preußiichen Herrenhauſe, 
feiner ganzen biöherigen Haltung zufolge (deren Schuld übrigens vorzugsweiſe auf ven kleinen 
Adel, das eigentliche fogenannte Junkerthum, weniger auf die der hohen und reihen Grund: 
ariſtokratie zubehörigen Mitglieder fällt), das birectefte Gegentheil davon flattfindet — weit 
entfchiebener noch, als dies bei vem Herrenhaufe des Vereinigten Landtags von 1847 der Ball 
mar, welches Hauptfählich aus Elementen ver legtgenannten Art beftand — läßt ſich ſchon jegt 
mit voller Gewißheit ausoſprechen. 

Dei vem Mangel einer für diefen Zweck taugligen Geburtd: und Beitgariftofratie bat man 
in vielen Ländern auf andere Weiſe ein confervatives Element fhr pie Exfte Kammer zu ſchaffen 
verfuht. In Belgien befteht der Senat aus Mitglievern, welche von venfelben Wählern wie 
das Haus der MNepräfentanten, aber nur aus folchen gewählt werben, die theild ein höheres 
Lebensalter, thaͤls einen hoͤhern Cenſus haben. Auch finden die Wahlen zum Senat nicht auf 
vier, fondern auf acht Jahre flatt. Ahnlich war ed in Portugal nach der Verfaſſung von 1838, 
ift es in Holland nach der Berfaffung von 1848. Wieder eine andere, fehr eigenthümliche Mo⸗ 
dalitãt Hat man in Norwegen angewendet. Dort wählt die Befammtvertretung bes Volls, der 
Stortbing, aus feiner Mitte ein Viertel zu einer befondern Kammer (Ragtbing), während Die 
üßrigen drei Viertel ale Zweite Kanımer oder Ovelötbing fungiren. Der Senat der Vereinig⸗ 
ten Staaten von Nordanıerifa wird von den Geſetzgebenden Verſammlungen der Einzelflaaten 
beſchickt, während das Nepräfentantenhaus aus allgemeinen Wahlen des Volks hervorgeht. 
In den deutfchen Staaten hat man meift die Erften Kammern fo zufanmengefegt, daß man ven 
vorhandenen, zum Theil gefchichtlich oder nach der Bundesverfaflung zur Standſchaft berechtig⸗ 
ten, grunbariftofratifchen Elementen noch ein oder mehrere andere beifligte, um jene zu mäßi- 
gen und eine Wechſelwirkung ber Erſten Kammer mit der Volkskammer zu erleichtern. Vor⸗ 
zugsweiſe wählte man dazu Die Vertreter ver großen Städte, ber Univerfitäten, der Geiſtlichkeit, 
oder auch vom König nach freien Ermeflen zu ernennende Mitgliever. Einen Verſuch, die Erſte 
Kammer ebenfalld aus Volkswahlen hervorgehen zu laffen, nur unter beſchränkenden Beflim: 
mungen (ähnlich wie in Belgien), machte man 1848 in Sachſen. In Brenpen hat man mit der 
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Bildung der Giften Kammer verſchiedentlich erperimentirt. Die erfte Berfaflung, von 1848, 
war fo ziemlich ver belgiſchen nachgebildet: die Erſte Kammer befand aus Höcftbefteuerten. 
Die revidirte Berfaffung vom 31. San. 1850 nahm ein gemifchtes Syſtem an; danach follte 
die Erfte Kammer theild aus erhlichen, theild aus vom König für Lebenszeit zu ernennenben, 
theils aus gewählten Mitglievern beftehen, von ben legtern ſollten 90 durch Die Höchſtbeſteuer⸗ 
ten, 30 von den Gemeinderäthen der größern Städte entfenvet werben. Auch dieſe Beſtimmung 
warb fpäter wieber abgeändert; an ihre Stelle traten dad Geſez vom 7. Mai 1853 und bie 
Verordnung vom 12. Oct. 1854 wegen Bildung der Erſten Kammer. Danadı befteht dieſelbe 
aus den Bringen des königlichen Hauſes (welche auch anderwärts überall Mitgliever der Erften 
Kammern find) und aus Mitgliedern, welche der König theils mit erblicher Berechtigung, theils 
auf Lebenszeit beruft ; für bie letztere Kategorie warn gewiffen Gorporationen (den Stiftern, den 
Verbänden der Grafen und des alten und befeftigten Grundbeſitzes, ven Univerjliäten, endlich 
ben von König beſonders dazu bezeichneten Städten) ein Präfentationsrecht eingeräumt. “ 

Ganz beftinnmte Grunpfäge laflen ji für die Bildung einer Erſten Kanıiner oder eines 
conjervativen Factors In ver Landeövertretung nicht wohl aufftellen: es richtet fich Died nach den 
in jedem Lande vorhandenen Elementen eines ſolchen und überhaupt nad) den durch geſchicht⸗ 
liches Herfommen, Sitte und Öffentliche Meinung gegebenen Boraußfegungen. 

V. Allgenteiner Beruf und Rechte des Landtags. Über bie allgemeine Stellung, 
welche der Landtag oder die Kandesvertretung im Organisnıus der Staatdelnriägtumgen ein: 
nimmt, ift ſchon oben unter II geſprochen worden. Die gefhriebenen modernen Verfaſſungs⸗ 
urkunden zählen regelmäßig in dem Abſchnitt „von Landtage“ oder ‚von den Kammern‘ eine 
gewiffe Anzahl von Rechten auf, melde ver Landeövertretung zuftehen follen. Die weſentlich⸗ 
ften diefer Rechte find: das Recht der Mitwirkung bei ver Gefepgebung, und zwar einer dht- 
fcheidenden Mitwirkung, fobaß fein Gefeg rechtsgültig zu Stande fommen kann ohne bie Zu⸗ 
fimmung einer jeden der beiden Kammern; das Recht der Feſtſtellung des Staatöhaushalts 
oder der Einnahmen und Ausgaben des Staats, ſodaß ebenfalld weder eine Ausgabe noch eine 
Einnahme rehtögültig verfügt werben kann gegen den Widerſpruch eines ber Factoren der Lau⸗ 
Deövertretung — alfo auch das Recht der Ausgaben: oder Steuerbewilligung (mobei gewoͤhnlich 
noch feftgefegt Ift, daß alle Finanzgefege zuerft an bie Wahlkammer gelangen müflen, bisweilen 
auch, 3. B. in Preußen, daß der andere Factor dad Budget nur im ganzen annehmen ober ab- 
lehnen, nicht aber im einzelnen abänvern kann) — ferner das damit in nothwendigem Wechſel⸗ 
verhaͤltniß ſtehende Recht, die wirklich gefchehene Verwendung der bewilligten Einnahmen zu den 
ebenfalls fpeciell bewilligten Ausgaben zu prüfen und zu controliren (das Recht ver Rech⸗ 
nungsabnahme); ferner das Recht, Geſetzvorſchlaͤge zumachen, pie natlirlich ihrerſeits der Zuſtim⸗ 
mung der Regierung bedürfen, um wirkliche Geſetzeskraft zu erhalten (das ſogenaunte Recht der 

Initiative); das Net, im Wege der Anfrage (Interpellation), der Beſchwerdeführung im 
eigenen Namen, oder der Überweifung von Beſchwerden und Bitten einzelner Staatsbürger, 
der direrten Anſprache an dad Staatsoberhaupt (Adreffe) u, ſ. w. einen, wenn auch nur indi⸗ 
vecten, doch aber wirkfamen Einfluß auf den Bang der Verwaltung zu üben, endlich das Recht 
der Anklage der Minifter bei Verfaſſungs- und Gefegesverlegungen ober andern Handlungen 
wider die Öffentliche Wohlfahrt. Der Umfang, die Präcfirung, namentlich aber auch bie 
Bürgfchaften erfolgreicher Ausübung dieſer Rechte find in ven verſchiedenen Verfaffungen natür- 
lich nicht überall ſich gleich. Je ausgebildeter und befeftigter dad Verfaflungsleben eines Staats 
ift, deſto gejicherter pflegt auch vie Ubung dieſer Cardinalrechte der Landesvertretung zu jein, 
entweber durch die Berfaflung jelbft und die zu ihrer Ergänzung und Ausführung bienenden 
Geſetze oder burd die Praris des parlamentarifchen Lebend. Das letztere iſt namentli in 
England der Fall, wo befanntlid) das Parlament thatfächlich beinahe Die ganze Staatögewalt 
in Ai Pre trogden daß eine folde ausdruͤckliche Aufzählung beflimmter Rechte deſſelben 
nicht eriftirt. 

Nach vem in Deutfchland — mindeſtens bis zum Jahre 1848 — herkömmlichen, durch Die 
Bundesgefeggebung ausdrücklich Feftgeftellten und vom Bundestage ängſtlich überwachten 
Staatsrecht follten Die Landesvertretungen nur ein ganz beſtimmtes, mehr ober minder audge- 
dehntes Maß von Nechten oder Befugniflen befigen, über dieſe Grenze hinaus aber weitere 
Rechte nicht anfprechen vürfen. Art. 57 der Wiener Schlußacte beſtimnit in viefer Beziehung: 
„Da der Deutiche Bund, mit Ausnahme der Freien Städte, aus ſouveränen Fürften beftebt, fo 
muß, dem hierdurch gegebenen Grundbegriff zufolge, die gefammte Stantögewalt in dem Ober⸗ 
haupt ded Staats vereinigt bleiben, find der Souverän kann durch eine landſtändiſche Ver⸗ 
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feffung nur In der Ausübung beſtimmter Rechte an die Mitwirkung der Stände gebunden 
werben.” Dem entſprechend enthielten daher aud die Binzelverfaflungen mehr ober weniger 
auöprüdtic, zum Theil mit faſt denſelben Worten, die gleiche Beftimmung; fo 3. B. die bairi⸗ 
ſche, Tit. II, 6.1: „Der König iſt das Oberhaupt des Staats, vereinigt in ſich alle Rechte der 
Staatsgewalt und übt fie unter den von ihm gegebenen, in der Verfaſſungsurkunde feflgefegten 
Beflimmungen aus‘; die koöͤniglich ſächſiſche: „Der König iſt das founeräne Oberhaupt des 
Staats, vereinigt in ſich alle Rechte der Stantögewalt und übt fie unter ven durch bie Verfaffung 
feftgefegten Beflimmungen aus“; ähnlich die würtembergifche, die badiſche u. a. m. 

In den meiſten der ſelt 1848 entſtandenen, beziehenplich revidirten deutſchen Verfaſſungen 
(der preußiſchen, ſachſen⸗ weimariſchen, koburg- gothaiſchen) findet ſich die Bezugnahme auf 
eine ſolche Vereinigung der geſammten Staatsgewalt in der Perſon des Monarchen nicht mehr. 
Und in der That hat ſich ſeit 1848 mehr und mehr eine jener frühern gerade entgegengeſetzte 
Anſicht von dem Beruf und den Rechten ber Randeövertretungen auch In Deutſchland auszubil- 
den begonnen — eine Anſicht, welche in den größern und ältern Verfaſſungsſtaaten, namentlich 
England, ſchon längft in ziweifellofe und unbeflrittene Praxis übergegangen iſt. Es ifl dies die 
Anſicht, daß die Landeövertretung vie Staatögemalt und ihren Träger, das Staatöoberhaupt, nicht 
blos in ver Ausübung beflimmter Rechte (negativ) zu beſchränken, fondern daß fie auf die Aus⸗ 
übung diefer Rechte und auf Die ganze Führung der Öffentlichen Angelegenheiten aud einen po- 
fitio wirffamen und maßgebenven Ginfluß zu Außern habe. Die Bewegung von 1848 ging 
zum großen Theil aud dem Kampfe dieſes in Deutſchland damals noch neuen Prineips gegen 
das alte, vom Bunde und von den Negierungen fchroff feftgehaltenen hervor. Man erkannte, 
daß auf der Grundlage jener beſchränkenden Auffaffung von den ftännifchen Rechten die Stände 
zwar wol allenfall8 die Regierungen von Übergriffen in die verfaffungämäßig feftgeftellten 
Volksfreiheiten zurückhalten, fie aber nicht (wofern legtere nicht von felbft Dazu geneigt wären) 
zu Reformen treiben Eönnten, wie folche doch gleihwol durd ven allgemeinen Kortfchritt der 
poliuſchen und der wirthſchaftlichen Bildung den Beodlferungen vielfach dringend geboten er⸗ 
fhienen. Zum Theil haben die neuern Berfaffungen biefem Verlangen eines mebr pofitiven 
Einfluffes der Landtage ausdrücklich Rechnung getragen, 3.8. durch pie Binräumung des Rechts 
der Initiative zu Geſetzen (während vor 1848 den deutfchen Landtagen lediglich das Recht des 
Anirag oder der Bitte an die Regierung um Vorlegung eines Geſetzes zuftand, wobei es dann 
immer noch in das Belieben ver legten geftellt blieb, ob, wann und inwieweit fie einem joldden 
Antrag Folge geben wollte), durch die ausgenehntere Anwendung bes Rechts der Interpellation, 
Der Adreffe u. ſ. w. Seinen wichtigften Conſequenzen nad läßt ſich jedoch jenes Recht der Lan⸗ 
desvertretungen, auf vie Führung der Negierung felbft einen maßgebenven Einfluß zu üben, 
nicht im einzelnen formulicen und feftfegen; es muß vielmehr durch Die ganze Praxis des confli= 
tutionellen und parlamentarifchen Lebens zur thatſächllchen Anerkennung und Beltung gelangen. 
Sobald die Regierung nit mehr als Brivatfache eines Einzelnen, des Regenten, vielmehr unter 
dem Gefichtspunkt der Verwirklichung des allgemeinen Staatszwecks aufgefaßt wird, fo muß 
fich auch folgerechterweife dad Verhältnig verfelben zur Landesvertretung weſentlich anders ge: 
falten, dahin namlich, daß die Negierung und deren Träger nicht nad) einfeitigem Gutbefinden, 
oder gar nach dem bloßen Privatinterefie des Fürſten und feiner Umgebung den Staat zu ver= 
walten und das Volk zu lenken, fondern daß dieſelbe forgfältig zu ermitteln hat, weldye Intereflen 
und welcherlei Willendrichtungen im Volke die überwwiegenven,, bie am meiften berechtigten und 
zu berückfichtigenden jrien, und daß fle nach diefer Erkenntniß allein bie ganze Leitung bed 
Staats, die innere wie die Äußere Politik, die Verwaltung wie bie Gefeßgebung einrichtet. Eine 
in diefem Sinne unter fleter Berückſichtigung des wahren, vernünftigen Volkswillens geführte 
Regierung nennt man — weil dieſer Volkswille fih am ſicherſten in der gefeglichen Vertretung 
des Volks, dem Landtage oder dem Parlament ausfpriht — eine parlamentarifche Negierung. 
Das Streben nach einer parlamentarifgen Regierung ift alfo keineswegs — wofür ntan ed von 
gewifler Seite gern verfchreien möchte — ein willfürlicher und unberechtigter libergriff einzelner, 
etwa extremer, politifher Parteien; es ift vielmehr die naturnothwendige und unvermeidliche 
Gonfequenz und Selbftentwidelung des conflitutionellen Staatsprincips, welches legtere ohne 
diefe Conſequenz niemals über einen bloßen Scheinconſtitutionalismus ober einen fleten Kampf 
gegen ven Nüdfall in Abſolutismus hinauskommt. Wenn man das Weſen der parlamentari- 
ſchen Negierung fo bezeichnet, daß dadurch das Schwergewicht des Staatslebens in die Landes⸗ 
vertretung und wiederum vorzugsweiſe in denjenigen Theil derſelben falle, welcher am unmit- 
telbarften das eigentliche Volk oder die Geſammtheit dev Stantöbürger repräfentirt, vie Volko⸗ 
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oder Wahlkammer, fo iſt dies alfervings der nothwendige und thatfächliche Verlauf ver Sache 
Es liegt aber au darin weber etwas Unnatürliches noch vollends etwas Unrechtes; vielmehr 
iſt es ganz natur: und vernunftgemäß, daß bei ver Leitung ber Öffentlichen Angelegenheiten die⸗ 
jenigen eine vorzugsweiſe maßgebende Stinnme haben , welche nit nur, ald der an Zahl und 
Dermögen weitaus überwiegenbe Beftanptheil der Geſammtheit, am meiften dabei betheiligt find, 
fondern weldge auch durch ihre Leiftungen das Meifte dazu beizutragen haben. Eine Beeinträß- 
"tigung des monarchiſchen Princips, der Macht oder ber Würde des Konigthums wird man im 
ber Einführung einer parlamentarifchen Regierung unmöglich finden Lönnen, ſobald man nur 
nicht Königthum mit Willkürherrſchaft, monarchiſch mit abſolutiſtiſch verwechſelt. Denn der 
Monarch, wenn er fih ald Vertreter ver Staatsidee und bed Staatswohls betrachtet — was 
allein er im modernen Staat ift un fein foll — wird nicht umhin können, fich felbft einzuge- 
ſtehen, daß er vielen feinen erhabenen Beruf nur dann ſicher und vollfländig zu erfüllen ver- 
möge, wenn er fi fortwährenn Eins wiſſe mit dem vernünftigen und geläuterten Volkswillen. 
Daß ein Koͤnigthum, weldes fi folhergeftalt auf die breite Baſis einer parlamentariſchen, 
d. h. einer jederzeit in möglicäfter Übereinftinnmung mit dem Volkswillen verfahrenden Negierung 
ftellt,, dadurch an Macht und Anfehen, nad innen und außen, nicht verliert, vielmehr weſentlich 
gewinnt, zeigt das Beiſpiel nicht blos des älteflen und mächtigſten Verfaſſungsſtaats, Englands, 
fondern auch eines der jüngern , ganz in gleichem Geiſte regierten, Belgiens. Dem Monarden 
perſoͤnlich bleibt bei ver parlamentarifchen Regierung die fihöne, vervienftliche und felbft eines 
bedeutenden und hochbegabten Beifte (wie wir dies am fhlagendften an König Leopold ſehen) 
keineswegs unwürdige Aufgabe vorbehalten, ven wahren, vernünftigen und geläuterten Volls⸗ 
willen zu erforſchen und danach die Organe feines Regierungsſyſtemsẽ und fomit dieſes felbft 
zu beflimmen. Dieſes Geſchäft ift keineswegs fo einfach, am allermenigften blos mechaniſch, wie 
die Gegner der parlamentarifchen Regierung es darzuſtellen lieben. Denn davon iſt nit Die 


Rede, daß die erfte befte Majorität im Landtage, welche gegen dad Herrfchenne Syſtem ſich her⸗ 


ausſtellt, ſofort einen Wechſel des Cabinets und die Wahl eines neuen aus der Mitte der parla⸗ 
mentariſchen Mehrheit nothwendig bedinge. Wir haben in England Miniſterien fortregieren 
ſehen, welche nicht blos im Oberhauſe (dad überhaupt hierfür nicht als ausſchlaggebend auge⸗ 
ſehen wird), ſondern auch im Unterhauſe Niederlagen erlitten hatten; wir haben anderemal 
ſolche abtreten ſehen, weil fle, obzwar noch eine Majorität, doch nur eine ſchwache Im Unter⸗ 
baufe befaßen; ja in Belgien kam ed vor wenig Jahren fogar vor, daß der Auöfall ver Ge⸗ 
meindewahlen, der eine entichiebene linpopularität des Fatholifchen Minifkeriums bekundete, 
dem König zu einem Cabinetswechſel Beranlaflung gab, während verfelbe, nichts weniger ale 
uktramontan gefinnte Monarch fih auch einem Miniftertum De Theux anbequemte, fo oft er ſah, 
dag die conflitutionellen Vorausſetzungen erheifchten, ein folddes die Probe feiner Regierungs: 
fähigfeit machen zu laffen. Genug, es gibt eine Menge von Gombinntionen, welche der Monard 
im echt parlamentarifgen Staat mit ebenjo viel Umficht und Ruhe als Unparteilichkeit und 
Selbftverleugnung forgfältig abwägen muß, um ben richtigen Schwerpuntt im Staatsleben 
berzuftellen und In dem „Spiel der parlamentarifchen Inftitutionen‘ (tie e8 die Franzoſen zu 
nennen pflegten, als fie noch ſolche Inftitutionen in Wahrheit, nicht blos zum Schein beſaßen) 
jeder Kraft ihren rechten — befhleunigenden ober hemmenden — Einfluß auf die Bewegung 
des Banzen zu fihern. Wenn man den Verfaflungsftaat, ale ein ſolches Syftem lebendiger, mits 
einander in Wechſelwirkung flehender Kräfte, wol bisweilen (freilih nus unelgentlih) mit 
einem Mechanismus, einer Mafchine verglichen hat, fo kann man ben Negenten den Regulator 
diefer Majchine nennen, eine Bunction, bie befanntlich, wennſchon nit von unmittelbar ein: 
greifender Bewegkraft, dennoch diejenige iſt, von welcher ber richtige Gang und folglich Die 
Wirkſamkeit der Machine abHängt. 

Eins der weſentlichſten Mittel zur Regulirung des conftitutionellen Mebantemus und zur 
Erforihung des wahren Volkswillens ifl dad der Staatögewalt zuſtehende Recht ver Auflöfung 
des Landtags ober Doc ded einen, gewählten Factors deſſelben — die fogenannte Appellation ober 
Berufung and Volk. Diefe hat einen vernünftigen Sian nur bei einer wirklich parlamentari: 
hen Regierung, d. h. nur dann, wenn Wie Staatögewalt fih dem Schtebäfprud ver Wähler: 
ſchaften, mitteld der Neuwahlen, im vorhinein unterwirft. @ine Kammerauflöfung, bei wel- 
her die Regierung gleichwol entſchloſſen tft, unter allen Umfländen an ihrem Syſtem feſtzu⸗ 
halten, bat feinen Sinn und bekundet nur, daß die betreffende Megierung das conftitutionelle 
Princip hoͤchſtens dem Schein nach, nit aber in ber That und Wahrheit anerkennt und zur 
Geltung kommen laflen will. Denn mas foll e8 bebeuten, wenn man allgemeine Neuwahlen 
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veranflaltet, gleichwol aber, fall dieſe wieder eine ähnliche Zuſammenſetzung des Landtags er- 
geben wie bie des aufgelöflen, Feine Rückſicht darauf nimmt, vielmehr in der biäherigen Politif 
verharrt? Eine Regierung, die von dieſem Standpunkte ausgeht, muß faſt nothwendigerweiſe 
noch weiter gehen und wird es auch in ber Regel thun: fle muß entweder durch Anſpannung aller 
Mittel des bureaukratiſchen Mechaniomus ein ihr günftiges Wahlrefultat herbeizuführen fuchen, 
ober, menn fie daran verzweifelt, durch einfeitige, willfürlihe Abänperungen des Wahlgefegeb 
ſich gänzlich über die. conflitutionellen Schranken hinwegſetzen, einen Verfaſſungsbruch begehen. 
Im echt parlamentariſchen Staat flieht dem Recht der Auflöfung die Berpfliätung der Staats: ' 
gewalt gegenüber, der Entſcheidung bed Volksdwillens, wie fie Durch die Neuwahlen erfolgt, nach⸗ 
zugeben und, wenn dieſe Entſcheidung gegen das biöherige Syſtem der Negierung ausfällt, 
dieſes Syſtem und feine Träger, die verantwortlichen Mathgeber der Krone, zu wechfeln. 
(S. Auflöfung ber Ständeverfammlung.) 

Dei jeder Kammerauflöfung müſſen die allgemeinen Neuwahlen und die Wieverberufung 
der neuen Kammern binnen einer genau beflimmten Friſt (brei, ſechs Monate) flattfinden. Die 
frühern Mitglieber find natürlid wieder wählbar. Gleichzeitig mit ver Auflöfung der Wahl: 
Tammer erfolgt bie Vertagung bed andern Hauſes. 

VI. Die Berfammlung des Landtags, Zeitund Ort, Erdfinung, Befhäfts: 
ordnung, Landtagsperioden u. ſ. w. Wir fommen, nachdem wir in den vorhergehenden 
Abſchnitten alles Nothwendige über bad eigentliche Weſen der Landtage oder bed Syflems con- 
ftitutioneller Bertretung gefagt haben, ſchließlich noch zu der Aufzählung und Beſprechung eint- 
ger mehr Außerlicher, immerhin aber nicht ganz unwichtiger Punkte. 

Was zunähft die Berfammlung des Landtags betrifft, fo ift zu bemerken, daß dieſe im mo⸗ 
dernen Berfaflungäftaat durchaus nur infolge ausdrücklicher Berufung durch das Staatsober⸗ 
‚haupt geſchieht. Dad Recht, ſich eigenmächtig zu verſammeln, welches vie alten Feudalſtaͤnde 
meiſtentheils hatten, hing mit dem ganzen privatrechtlichen, vertragsmäßigen Charakter dieſer 
Inftitution zufammen und mußte damit zugleich binwegfallen. Zwar beflimmen mande Ver⸗ 
faffungen nit blos im allgemeinen die Zeitfrift der regelmäßigen Landtagdverfammlungen (die 
fogenannten Landtagsperioben) , fondern auch wol (wie z. B. bie preußifche) ſpeciell den Zeit⸗ 
punft, etwa den Monat der Einberufung, ohne jedoch für den Fall, Daß diefer Termin nicht ein⸗ 
gehalten würde, etwa ben Präfiventen des vorhergehenden Landtags das Mecht, viefen mieber 
einzuberufen,, oder ven einzelnen Abgeorbneten vie Befugniß, ſich eigenmächtig zu verfammteln, 
einzuräumen. Manche Berfaffungen, z. B. die Löniglich ſächſiſche, ſprechen ein ausdrückliches 
Verbot eigenmäcdtiger Berfammlungen der Abgeoroneten aus. ine inpirecte Nöthigung zur 
Einhaltung ‚ver vorgefchriebenen Friſt liegt für die Regierung in der Unmöglichkeit, ohne bie 
Mitwirkung des Landtags über einen gewifien Zeitpunkt hinaus (Ablauf. des Kinanzgefeges und 
der Abgabenbewilligung) verfaflungsmäßig fortzuregieren. Es ift gut, wenn biefe Nöthigung 
durch genaue Kormulirung der betreffenden Beflimmungen und ber zu ihrer Geltendmachung 
nöthigen Bürgfchaften aus einer blos moraliihen zu einer flaatsrechtlich praktiſchen und nicht 
wohl zu umgehenven gemacht wird. 

- Dem Staatdoberhaupt ſteht das Recht zu, neben den regelmäßigen, ordentlicheh Verfanun- 
Iungen des Landtags auch außerordentliche zu berufen, fo oft ed ihm nothwendig ericheint. Für 
gewiſſe Fälle, 3.8. ° hronnachfolge, Regierungsunfähigkeit des Monarchen — in welchem Falle 
das bezügliche Rechi miweder dem nächften Agnaten ober auch dem Staatöminifterium zuge⸗ 
ſprochen zu fein pflege —, iſt dieſe Einberufung meift ausdrücklich vorgefchrieben. 

Der Ort der Berfammlungen ift zwar in einzelnen Verfaſſungen, z. B. der königlich ſächſt⸗ 
ſchen, in das Ermeflen des Staatdoberhauptd geftellt, es verfteht ſich aber von felbft, daß unter 
gewöhnlichen Umfländen dazu immer die Reſidenz bes Monarchen, welche zugleich der Sig der 
oberften Staatsbehörben ift, gewählt wird. In außerordentlien Källen, z. B. wenn die Haupt: 
ſtadt vom Feinde bejeht und der Monarch dadurch oder auch durch eine Revolution zur Ber: 
laſſung verfelben gezwungen wäre, fünnte freilich die Nothwendigkeit eintreten, den Landtag 
anderswohin zu berufen. Unter ähnlichen Verhältniſſen, wie die zulegt angebeuteten, erfolgte 
Die Verlegung ber preußiſchen Nationalverfammlung von Berlin nad Brandenburg, des öfter- 
reihifchen Reichsraths von Wien nach Kremfier, beides im Jahre 1848. Das Net, den Ort 
der Berfanmlung des Landtags zu beflimmen, auch allenfalld den ſchon verfammelten anders⸗ 
wohin zu verlegen, wird dem Staatdoberhaupt, foweit nicht die Berfaflung ausdrücklich dad Ge⸗ 
gentheil vorfchreibt, nicht wohl zu beftreiten fein, ſowie andererſeits e8 unflug wäre, wollte Die 
Regierung von diefem Recht ohne ganz befondere Noth Gebrauch machen. 


428 Landtag 


Wichtig ift die Beflimmung der regelmäßigen Friften, in venen der Landtag gejehlich zu be⸗ 
rufen ift (der fogenannten Landtagsperioden). rüber Hatte man in den mittlern und kleinern 
deutfchen Verfaſſungsſtaaten meift längere, größtentHeils dreijaͤhrige Landtagsperioden und Hat 
fie zum großen Theil no. Für größere Staaten, wo, abgefehen von ber Menge und Widtig- 
feit der nothwendigen Geſetzgebungsarbeiten und der fonfligen der Mitwirkung des Landtag 
anheimfallenden Angelegenheiten, ein Öfterer Zufammentritt des legtern fhon um deswillen 
wünſchenswerth ift, damit ihm ein geregelter Einfluß auf den gefammten Gang der Regierung 
gefichert bleibe, find allerwärts jährliche Verfammlungen oder Sigungen der Landtage ein⸗ 
geführt. Bet ven erleichterten Bommunicationen und ver vorauszuſetzenden größern parlamen= 
lariſchen Übung ver Abgeordneten gegen früher dürfte wol auch in ben kleinern oder doch Den 
Mittelftanten die Einrichtung häufigerer und verhältnigmäßig Fürzerer Landtage der gegenwär- 
tigen Praxis, wo die Landtage feltener zufammentommen, dann aber ungebührlid lange figen, 
vorzuziehen fein, zumal wenn man für umfänglichere Geſetzesarbeiten dad mander Orten 
fon jegt übliche Mittel der Zwifhendeputationen (ſ. unten) allgemeiner in Anwendung brädhte. 
In den Altern Verfaffungsftanten, 3.8. England, und in Nachahmung deſſen aud in Preußen, 
ift es üblich , nicht nach Landtagsperioden, d. h. nach ven einzelnen periodiſchen Berfammlungen 
der Landtage, fondern nach denjenigen Friften zu rechnen, auf welche pie Mitglieder einer Volks⸗ 
vertretung gewählt find, alfo 3.8. in Preußen drei Jahre, in England fieben Jahre. Die preußi⸗ 
ſche Berfaflung bezeichnet dieſe Friſt als „‚Legislaturperiove”. In England hält man ven Be⸗ 
griff der Bontinuität einer ſolchen Legislaturperiove auch Außerlih dadurch feft, daß man bie 
einzelnen jährlichen Sigungen des Parlaments nicht förmlich ſchließt, jondern nur vertagt. 

Die Eröffnung des Landtags pflegt — wenigftens in den größern Staaten faft immer — 
durch den Monarchen in Perſon zu geſchehen. Beine Häufer find dann in Einem Lofal verſam⸗ 
melt und werben gleichzeitig von dem Monarchen mit einer Rede (Thronrede) begrüßt, worin 
der Geſammtzuſtand der Öffentlichen Angelegenheiten, der innern und äußern, in wenigen kurzen 
prägnanten Sägen angegeben zu werben pflegt. Die Thronrede ift getwiffermaßen dad politiſche 
Programm, wontit die Regierung dem Landtage und, was die Großſtaaten anbetrifft, unter 
Umftänden auch dem Auslande gegenüber auftritt. Daneben ift in manchen Staaten noch eine 
befondere, mehr ind einzelne gehende Darlegung der Berhältniffe des Landes üblih. So in 
Sachſen ſchon feit lange her, ebenfo in den jetzigen Napoleoniſchen Franfreih. In den Ber- 
einigten Staaten Nordamerikas wird der Kongreß jedesmal mit einer fehr ſpeciellen „Votſchaft“ 
des Präfidenten eröffnet. 

Auf die feierliche Eröffnung des Landtags folgt va, wo eine regelmäßige Prüfung ver Voll⸗ 
machten ver Abgeordneten durch den Landtag felbft flattfindet, zunächft dieſes Geſchäft, zu wel- 
hen Behuf der Landtag ſich in Adtheilungen zu fondern pflegt. In manden Staaten werden 
mit der Prüfung der Wahlvollmachten befondere Deputationen, etwa die Directorien bed letzten 
Landtags beauftragt. In England findet eine regelmäßige Prüfung überhaupt nicht flatt, fon 
‘dern blos dann, wenn eine Wahl angefochten wird. 

Sind dieſe Formalien erlevigt, fo finden die Conſtituirungen des KRandtags in feinen beiden 
Abtheilungen (Kammern oder Käufern) durch Einfegung der Directorien oder Bureaur, d. 5. 
duch Erwählung von Präfiventen, Vicepräfidenten und Schriftführern flat. Bis dies ge- 
ſchehen, pflegt die vorbereitenden Verhandlungen ein Alteröpräfivent, d. 5. das an Jahren äftefte 
Mitglied in der betreffenden Verſammlung, zu leiten, während als vorläufige Schriftführer in 
der Regel die jüngften Mitglieber fungiren. (Das Nähere hierüber, über die Wirkfamfeit und 
die Befugnifle des Präſidenten jowie über die Gefhäftsordnung und deren Handhabung ent- 
Hält ver Art. Gefhäftsoronung jo Ausführliches und Gründliches, daß wir hier lediglich darauf 
verweifen und nur in Bezug auf einzelne Punkte noch Weniges nachtragen wollen. So bemer⸗ 
fen wir nadträglich zum Schluß jened Artikels, daß der vafelbft erwähnte Gebrauch, an den 
Gomntiffionsfigungen auch andere Mitgliever des Haufes nad deren freier Wahl theilnehmen 
zu laſſen, um auf diefe Weife die Kenntniß des betreffenden Gegenflandes und der dabei in Ber 
tracht kommenden Geſichtspunkte möglichft allgemein zu machen, auf dem preußifchen Landtage 
als sin fländiger eingeführt if. Die Zwiſchendeputationen, deren wir oben ſchon gedachten, 
werden auch von dem Berfaffer des Art. Gefchaftsorbnung als zweckmäßig enıpfohlen. Bei- 
fäufig wollen wir noch einer andern, dort nicht erwähnten Einrichtung gedenken, welche in eini- 
gen Fleinern deutſchen Staaten, z. B. Sahfen-: Weimar, beſteht. Es iſt dies der fogenannte 
Rechnungsausſchuß, ein von dem Landtage jedesmal aus feiner Mitte neu gewählter Ansfhuß, 
welcher alljährlich die Staatörehnungen zu prüfen hat. Diefe Einrichtung Hat den Vortheil der 
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Zeiterſparniß, da allerdings die Durchgehung ber Rechnungen im Plenum des Landtags ziem⸗ 
lich viel Zeit erfordert; dagegen bietet wiederum dieſe letztere einen Vortheil dar, den wir viel 
hoͤher als jene Zeiterſparniß anſchlagen. Die Rechnungsablage in oͤffentlicher Sitzung des Land⸗ 
tags felbſt gewährt nicht allein dieſem, beziehendlich feinen einzelnen Mitgliedern, die Gelegen⸗ 
heit, Bemerkungen, Beſchwerden, Wünſche und Vorſchläge in Bezug auf alle nur mögliche Theile 
der Staatöverwaltung zu verlautbaren und zur Kenntniß der Negierung zu bringen, fondern 
fie wird aud) eben dadurch ein ganz unfhägbares Mittel, das Intereile des Volks auf feine öffent: 
lichen Angelegenheiten binzulenten und eine genaue, wohlbegründete Binfiht in alle Verhält⸗ 
nifle des Staatölebend zu verbreiten.) 

Das erfte Gefhäft des Landtags nach feiner förmlichen Gonftituirung pflegt die Erlaſſung 
einer Adreſſe auf die Ihronrebe zu fein. Mindeſtens in den größern und Altern Verfaflungs- 
ftaaten ift dieſer Gebrauch feſtſtehend. Die Adreſſe ift gewiſſermaßen das Gegenprogrammı des 
Landtags gegenüber dem in der Thronrede enthaltenen Negierungdprogramm. In England 
pflegt die Adreſſe von einem Mitgliede der parlamentarifchen Majorität (alfo der jeweiligen Re⸗ 
gierungspartei, ba Dort immer die Majoritätregiert) vorgeſchlagen, von einem zweiten Mitgliede 
derfelben Seite unterflüßt zu werben. Sie ift daher auch natürlicherweife nur ein Widerhall 
oder eine Bekräftigung der Thronrede. In der Regel gebt ver Vorfhlag ohne große Debatte 
und ohne ven Verſuch einer Abänderung durch; nur dann, wenn bie Gegenpartei ſich ſtark 
genug fühlt, für fi (etwa durch Herüberziehung eines Theils der bißherigen Majorität, over 
infolge von Neuwahlen) eine Mehrheit zu erlangen, und bei befondern Anläflen, namentlid 
der audwärtigen Politik, Eonımt e8 wol vor, daß ein Gegenantrag oder ein fogenanntes Amen 
dement zu der Adreſſe geftellt wird, deſſen Durchgehen dann in ver Regel einen Cabinetswechſel 
zur Folge hat. In den franzöfifchen Kammern, unter ber Juliregierung, waren die Adreß⸗ 
bebatten gewöhnlich fehr lang und heftig; die Oppoſition verfuchte in der Regel dabei das Mini⸗ 
fterium zu flürzen oder doch ihm Verlegenheiten zu bereiten. Vom preußifchen Landtage ift 
ganz beſonders die Adreßdebatte der Sitzung von 1863 bemerfenswerth, bie eine überwältiz _ 
gende Mehrheit gegen dad Minifterium aufwies, ohne jedoch dieſes zum Rücktritt zu vermögen. 
Übrigens kommen, namentlich in den größern Berfafiungsftanten, Adreſſen auch wol nod bei 
anbern Gelegenheiten vor; es ift dies eben die Form, In welcher jede Kammer für fi unmittel- 
bar an das Staatsoberhaupt den Ausdruck ihrer pofitifchen Überzeugung, ihre Wünfche und 
Beſchwerden gelangen laflen kann. 

Alle andern Verhandlungsgegenſtände, ſowol Die von der Regierung an den Landtag ge: 
langenden Vorlagen als die von einzelnen Mitgliedern ausgehenden Anträge oder Geſetzvor⸗ 
ſchläge, müflen, um ein praftifches Nefultat zu erzielen, beide Kammern durchlaufen; erſt wenn 
fie von beiden angenommen find (unverändert oder mit Veränderungen), gelangen fie zur 
ſchließlichen Sanction an dad Staatsoberhaupt, durch welches fie ſodann Geſetzeskraft erhalten. 

Eine fpeeielle Form der Wirkſamkeit des Landtags, allerdings mehr vorbereitender Natur, 
aber unter Umſtänden ſehr einflußreich, find die Commiſſionen „zur Unterſuchung von That⸗ 
ſachen“ (Enqueten), welche in England In ver Praxis längſt gebräuchlich, in Preußen durch be⸗ 
ſondere Verfaſſungsbeſtimmung eingeführt find. 

Die vollſte Offentlichkeit der Landtagsverhandlungen iſt heutzutage eine ſelbſtverſtändliche 
Sache. Noch vor 20 Jahren war es aber in Preußen Gegenſtand eines lebhaft geführten 
Streits, wie weit man, ohne Beſchädigung des Staat, ſelbſt nur in der Beftattung einer Ver: 
öffentlihung der Verhandlungen durch bie Brefle gehen Fünne. Die Nennung der einzelnen 
Redner z. B. erſchien damals manchem noch ald bedenklich und warb wirklich in den officiellen 
Mittheilungen über die Verhandlungen der Provinziallandtage unterdrückt. Beim Vereinigten 
Zandtag 1847 ging man darin einen Schritt weiter, allein vie Zulafiung von Zuhörern warb 
noch für durchaus unftatthaft erachtet. In England befteht jonderbarerweife vie Offentlich⸗ 
£eit ver Parlamentsverhandlungen nicht gefeglich, daher jenem Mitglieve das Recht zuſteht, die 
Entfernung der Zubdrer zu verlangen. Natürlich wirb von biefen Rechte nie Gebrauch gemacht, 
und jeldft eine Ausſchließung der Offentlichkeit durch Beſchluß des ganzen Haufes iſt eine dort 
unerhörte Sache, wogegen allervings für gewiflfe Arten von Verhandlungen principiell eine nur 
vertrauliche Korm der Berathung angenommen iſt. Es heißt in ſolchem Kalle: Das Haus ver- 
wandelt fih in ein Comite. In andern Staaten ift eine Beſchränkung ver Offentlichkeit dur 
Beſchluß des Hauſes vorbehalten (3.3. preußifche Verfaflung, Art. 79), in einzelnen. (z. B. der 
koͤniglich ſächſiſchen, $. 135) such der Regierung pas Mecht eingeräumt, „bei Gröffnungen, für 
welde fie vie Geheimhaltung für nöthig erachtet‘, eine geheime Sigung zu verlangen. Letzteres 
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hat feine Bedenken um jo mehr, als die beabfichtigte Geheimhaltung felten wirklich erreicht wird. 
Eine Räumung der Tribünen infolge von Störungen der Ordnung bed Hauſes fleht in der 
Regel geichäftäorbnungämäßig dem Präfldenten zu — eine flreitige, in der Geſchäftsordnung 
gewoͤhnlich offen gelaflene Frage dabei ift aber die, inwieweit in ſolchem Falle die Sigung unter 
Ausichluß ver Öffentlichkeit fortzufegen oder aber gleichfalls zu fließen fet. Bine Bertagung 
der Sitzung wird ſich in folhen Fällen — wo ja gewiß faft immer au in der Berfammlung Die 
Leidenſchaften fehr Hoch gehen — meiſtens von felbft empfehlen. Übrigens braucht die Offent⸗ 
lichkeit auch nicht ganz ausgeſchloſſen zu werden, da doch in der Regel wol nur eine beſtimmte 
Abtheilung der Zuhoͤrerſchaft vie betreffende Störung verurſacht und alfo Die Räumung diefer 
einzelnen Tribüne veranlaßt Haben wird. Es erſcheint als zweckmäßig, wenn ber Präfident 
(mie dies in England der Fall if) die Macht Hat, einzelne Ruheſtoͤrer nicht blos mit Gewalt ent⸗ 
fernen, fondern unter Umſtänden fofort verhaften zu laflen, entweder um fle den ordentlichen 
Gerichten zu übergeben oder — wie in England — vom Haufe felbfl „wegen Bruchs der Privi⸗ 
Iegien des Hauſes“ zu einer Strafe verurtheilen zu laſſen. 

Es iſt ein faft in allen conftitutionellen Staaten ausdrücklich fanctionirter Grundſatz, daß 
die Mitglieder ver Landtage für ihre im Landtage gehaltenen Reden und abgegebenen Stimmen 
nicht verantwortlich gemacht werben können. Inwiefern dies au auf Privatinjurten ji er- 
firedte, iſt nicht überall zweifellos feftgeftellt. In England Hilft man ſich mit der Fiction, dag 
die Barlamentöverhandlungen eigentlich nicht Öffentlich jeten, daß alfo, wer etwas daraus ver⸗ 
Bifentliche, Died auf eigene Gefahr thue. Ein dur eine Außerung im Parlament ſich beleidigt 
Glaubender Hält fi daher nicht an das betreffende Mitglied, ſondern an den, der deſſen Auße⸗ 
zung verdffentliht hat. So geſchah ed in dem vielberufenen Hanfarb’fchen Fall im Jahre 
1840. Der Druder ver Barlamentöprotofolle, Hanfard, warb wegen einer darin enthalte: 
nen angeblichen Beleidigung verflagt und auf Befehl des Gerichtshofs verhaftet. Das Unter- 
haus erblickte ſeinerſeits jedoch aud darin einen Bruch feiner Privilegien und ließ durch feinen 
Stabträger die Gerichtödiener verhaften, die Hanſard verhaftet Hatten. Der Streit ward zufept 
fallen gelaſſen, ohne zu förmliden Audtrage zu kommen. | 

Auch in anderer Hinfiht find die Mitglieber des Landtagd während der Dauer ihrer Fune⸗ 
tionen, db. 5. mährend der ganzen Sitzungszeit des Landtags, unverlehli, innen daher ſelbſt 
wegen foldher Befegedühbertretungen, die fle nicht in ihrer Cigenſchaft als Abgeordnete begangen, 
weder nerbaftet noch überhaupt verfolgt werden, außer mit Bewilligung des Hauſes, dem fie 
angehören. Nur die Ergreifung auf frifcher That iſt in der Regel ausgenommen. Rückfichtlich 
der Schuldhaft find die Beſtimmungen verſchieden; die preußiſche Verfaffung verlangt auch für 
dieſe die ausdruückliche Senehmigung ver Kammern. 

Dagegen iſt jedes Mitglied des Landtags rückſichtlich der Handhabung der Nebefreiheit ber 
Disriplinargewalt des Präfldenten unterworfen, der den Sprecher ‚zur Ordnung rufen‘, aud 
äußerflenfalls ihm das Wort entziehen Tann. Inmiefern von einen foldden Ausſpruch des 
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auch in der Praxis verfchiebenartig entſchiedene Frage. Geht man davon aus, daß die Gerech⸗ 
tigfeit erfordert, bie Mitglieder ver Minderheit ebenfo gut wie bie der Mehrheit in ver Ausübung 
ihrer patlamentariſchen Befugnifle zu fügen, fo erſcheint dieſer Schutz und dieſe Unparteilich⸗ 
feit befler gewahrt in der Hand eines für feine Hanblungsweiſe allein der Öffentlichkeit und 
feinen Gewiſſen verantwortligen Präfinenten als einer vielleicht gerade in Augenblick leiden⸗ 
ſchaftlich erregten Mehrheit. Die Erfahrung felbft Spricht für dieſe Auffaffung. Es dürfte nicht 
leiht vorgefommen fein, daß ein einfeltiger Ausſpruch des Präflventen von der Mehrheit, zu 
deren Gunſten er war, reformirt, wol aber, daß ein unpartellfcher zu Bunften eines Mitglieds 
der Minderheit, auf Berufung an die Verſammlung, von legterer, d. h. von der die Mehrheit 
bildenden Partei, umgefloßen worden iſt, letteres befonbers in folgen Fällen, wo der Präfi- 
dent etwa den Ordnungsruf gegen rin Mitglien der Minderheit verweigerte, die Mehrheit aber 
denfelben verlangte. 

Wo vie Minifter und Regierungsconmiffarien als ſolche (nicht blos ala wirkliche Mitglie⸗ 
ber des betreffenden Hauſes, wie in England) Zutritt im Landtage Haben, da entfleht die Frage, 
Inwiemwelt dieſelben der Disciplinargemalt ded Präſidenten unterworfen find. Im preußifchen 
Abgeorpnetenhaufe warb dieſe Frage in ver Sigung von 1868 durch Äußerungen des Minifter- 
präfldenten v. Bismard, welche der vorfigende Vicepräſident Behrend für unflatthaft erachtete, 
angeregt. Hr. v. Bismard leugnete dad Recht des Präfldenten, über bie Miniſter Disciplinar⸗ 
gewalt zu üben, der Präfivent jedoch befand darauf. In ver That würde e8 zu einer ſonder⸗ 
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baren Rechtsungleichheit führen, wenn 3. B. in einem parlamentarifchen Kampf zwifchen einem 
Minifter und einem Abgeoroneten nur ver eine Theil der Eventualität eined Orbnungsrufs 
audgefeßt, der andere dagegen befugt fein follte, zu jagen was ihm beliebt, unangefehen ob e8 
parlamentariſch oder etwa beleidigend für den Gegner, beziehendlich für die ganze Kammer fet, 

Eine Bertagung beider Kammern durch den König erfolgt in ver Regel aus gefchäft- 
lichen Rüdfihten, 3. 3. weil größere Vorlagen no nicht zur Berhandlung reif find, bis- 
weilen auch aus politifhen Gründen, 3. B. um eine gehoffte Wendung in der öffentlihen Stim- 
mung und ihre Einwirkung auf die Oppofltion abzumwarten. Die längfle Dauer der Ber: 
tagung iſt meift in dev Berfaffung vorgefchrieben, parüber hinaus fann dann eine ſolche nur mit 
Zuftinmung der Kammern flattfinden. Mancherorten haben aud die Kammern das Recht 
der Selbftvertagung auf eine kurze Zeit. 

Der förmlige Schluß des Landtags pflegt durch den Monarchen in Perfon, bioweilen jedoch 
aud durch Bevollmächtigte deffelben zu geſchehen, gewöhnlich ebenfalls mit einer, die Reſultate 
der abgelaufenen Sigung kurz zufanmenfaffenden und den Standpunft der Regierung gegen: 
über denjelben bezeichnenden Bröffnung. In manden deutfihen Staaten ift nod ein (den frü⸗ 
bern ähnlicher) foͤrmlicher Landtagsabſchied gebräuchlich, worin auf alle Beſchlüſſe und An- 
träge der Stände entweder jogleich Beſcheid erteilt oder ein folder ‚‚nady näherer Erwägung“ 
in baldige Ausficht geftellt wird. RK. Biedermann. 

Landwehr, Das Wort Landwehr bezeichnet nicht bloß eine Truppe, welche weſentlich zur 
Bertheivigung bed Landes beftimmt if, fondern auch eine Befefligung, welche zum Schuße der 
Landesgrenzen dienen ſoll und, beifpieläweife in der Schweiz, auch wol Lege (Letzine) genannt 
wird. Der verſchiedenartige Bebraud der gleichen Wörter für verfchiedene Begriffe im Laufe 
der Zeiten ift im Grunde der befte Beweis für den Wandel aller Dinge und den Fortſchritt ver 
Geſchichte. Es wäre offenbar ver größte Fehler, fih unter der Landwehr im Sinne einer 
früßern Zeitperiobe etwas GOleiches denken zu wollen wie bie Landwehr, die wir heutzutage 
organifirt finden. Unter dem Art. Heerweſen haben wir von dem Heerbann, den Defenflo= 
nen, der Landfolge geſprochen. Hier fommt ed nun vorzugäweiie parauf an, die neuern Land- 
wehren in das vechte Licht zu ſetzen und bie Heerſyſteme, welche Landwehren foͤrmlich in ſich auf: 
genommen haben, näher zu betrachten. 

Wir müflen vor allen Dingen daran erinnern, daß erſt am Ende des 17. Jahrhunderts in 
Europa der Begriff eines lebenden Heeres aufkam, daß dieſes ſtehende Heer feiner Grundlage 
nad aus den Landsknechtsfyſtem hervorging, ſich aber eigenthümlich entwickelte, vergeftalt, daß 
im 18. Jahrhundert die nur) Werbung und die aushülfsweiſe angewendete Conſcription ge= 
mwonnenen ſtehenden Heere für die eigentliche Kriegsmacht der Staaten galten, während mit 
ihrer Entwickelung Hand in Hand eine fortſchreitende Entwaffnung des Bürgerthums ging. 

Bei bedeutenden und Iangdauernden Kriegen erwieſen ſich jhon im 18. Jahrhundert die 
ſtehenden Heere, ſelbſt durch Werbung und Einrufung Beurlaubter verftärkt, oft unzureichend, 
und wir finden fhon dort andere Formationen neben ihnen, von denen wir nur die von ben ein: 
zelnen ‘Brovinzen und Kreifen geftelften, alfo nicht direct aus dem Staatöfhofe hervorgegan⸗ 
genen Zantregimenter over Kreißregimenter, ferner die zahlreichen Freitruppen erwähnen 
wollen, welche beim Ausbruch eines jeden Kriegd und nur für deſſen Dauer oder aud nur für 
wenige Feldzüge errichtet wurden. Die Hauptfache bleiben indeſſen immer die lebenden Heere, 
dieſe Kriegomacht, welche in ver That und Wahrheit in ihrer eigentlichen Beftalt eine viel kürzere 
Dauer gehabt bat, als die meiften Menſchen ed nur ahnen. | 

Den befreienden, friſchen Gedanken, welche Frankreich mit feiner großen Revolution in bie 
Melt trug, konnten die morſchen abgeflorbenen Kormen der andern Staaten nicht widerfiehen; 
deren ſtehende Herre fanfen zufammen vor den unerfchöpflihden Maſſen, melde immer von 
neuem dad franzöfifhe Volk ihnen entgegenführte. 

Da gedachten die Fürften ver alten herrſchenden Weichlechter, auch ihrerjeitd Die Voͤlker ins 
Gefecht zu bringen, was fie fo lange für ganz unthunlich gehalten hatten, und ver Wille ver 
Völker, aufgeregt von dem Kriegsdrucke, den die Franzoſen gebracht, Fam den Wünfchen und 
Gedanken der Fürften entgegen. 

Das ſpaniſche Volk Hatte ſich zuerſt gegen bie franzoͤſiſche Herrſchaft erhoben. Als Oſterreich 
1808 ſich zu dem entſcheldenden Kampfe gegen Napoleon rüftete, wurden unter den Auſpicien 
des damals an der Spitze ded Kriegsminifteriums befinplichen Erzherzog Karl, der ſchon feit 
1796 und 1797 ven Volksbeiſtand, die fogenannte „Landeshülfe“ kennen und fchägen gelernt 
Hatte, au in Oſterreich Randwehren errichtet. Ihre Zahl betrug im Jahre 1809 300000 Kann, 


432 Landwehr 


völlig wie Die Linientruppen organijirt und gebraucht. Im Kriege von 1813 —15 holte Hſter⸗ 
reich ſeine Landwehren abermals hervor, diesmal aber ſo, daß die Landwehrbataillone, nun in 
viel geringerer Zahl als 1809, als vierte Bataillone den Linienregimentern zugetheilt wurden. 
Später ward beſtimmt, daß für jedes Linienregiment zwei Landwehrbataillone, das vierte und 
fünfte des Regiments, errichtet werden ſollten. Seit 1831 aber verſchwand in Oſterreich im 
weſentlichen die Landwehr ganz, da die vierten Bataillone jetzt vollſtändig mit der Linie ver- 
einigt wurden. 

Gleichzeitig mit der Errichtung ber Landwehren in Ofterreich wurden auch in Preußen vie 
erften Grundlagen zu feinem Landwehrſyſtem gelegt. Im Frieden von Tilfit Hatte fih Preußen 
die Bedingung müffen auferlegen laflen, nicht mehr ald 42000 Mann unter ven Waffen halten 
zu wollen. Sollte nun bei dieſen 42000 Mann das alte Syſtem des ſtehenden Heeres aufrecht 
erhalten werden, fo ſchwand jede Hoffnung für Preußen, ſich jemals von feinem Falle zu er⸗ 
holen. Selbft wenn es fpäterbin durch Rußland und Oſterreich von dem Drucke Frankreichs 
befreit worden wäre, es wäre nur jenen erſtern in die Hände gefallen, wenn es nicht mehr als 
42000 Mann zur Beigülfe zu feiner Befreiung ins Feld ſtellen konnte. Es Hätte feine Unab- 
hängigfeit lediglich Ofterreich und Rußland verdankt, d. 6. die Unabhängigkeit wäre fo gut alg 
feine gemefen. Man jann naher auf Abhülfen, und Scharnhorft gab vie Ideen, nad denen 
verfahren werden follte. Scharnhorft nationalifixte die Armee, für welde die Werbung ganz 
und gar aufgehoben wurde; die Präfenz in dem Fleinen ſtehenden Heere warb auf drei Jahre 
berabgefegt, was damals ein ungeheueres Zugeftänpniß an den gefunden Menſchenverſtand 
war, da man fi an ewige Dienftzeiten mit Prüfeng durch die ſtehenden Heere gewöhnt hatte, da 
man bei der Entmöhnung des Volks im Waffendienft aud nicht dad mindefle Recht zu der Bor: 
ausſetzung hatte, das Volk werbe in einer Weife an der Entiviclelung des neuen Wehrinftituts 
milwirfen, die noch weiter gehende Maßregeln erſprießlich ober nur möglich erfcheinen Tieß, da 
namentlich die Exemtionen des Adels, des wohlhabenden Bürgerſtandes u. ſ.w. von Heeresdienſt 
damals ein Hinberniß bildeten, von dem ſich die meiften Leute Heute kaum noch, eine richtige 
Dorftellung machen können, und welches noch in verfchiedenen Erfcheinungen des Jahres 1813 
trotz des großartigen Aufſchwungs des preußischen Volks fehr erheblich mitwirkte. Wenn heute 
von der Partei des Fortſchritts auf eine weitere Entwickelung des Heerweſens in Preußen im 
Geiſte Scharnhorſt's genrungen wirb, wenn bie paffenden Formen für diefe Entwidelung vor: 
geſchlagen werben, fo treten augenblicklich die @egner auf und erzählen: Scharnhorft Habe Diefe 
Hormen durchaus nicht gerollt. Died muß nun ohne weiteres zugegeben werben. Wie Eonnte 
Scharnhorſt 1808—13 die Formen wollen, welche feinem Geiſt 1860 entfprecden? Scharn⸗ 
horſt kannte auch Feine Eifenbahnen, keine elektrifchen Telegraphen, ex hatte es durchaus nicht 
mit einen Volke von ber durchgängigen Schulbildung des heutigen preußifden zu thun. Gr 
hatte nicht die militärifche Gefchichte Preußens von 1830—60, fondern Diejenige von 1786 
— 1807 hinter ſich, nicht jene Theorie der allgemeinen Wehrpflicht, die wenigſtens theilweiſe 
in die Praxis übergetreten ift, fondern Theorie und Praxis des theils durch Werbung, theils 
durch kannibaliſches Zufammentreiben gewonnenen Heered von 1786—1806. Wer damit 
gegen zeitgemäße Reformen im preußiſchen Heerwefen auftritt, daß er fagt, Scharnborft habe 
1808 nicht gewollt, was die Kortfchrittöpartei heute will; er habe die Formen durchaus nicht 
gewollt, welche man heute verlangt, der verräth, wenn nit Schlinnmeres, einen bedauerlichen 
Mangel an Einficht in die Geſetze der Geſchichte. Ihm werden die großen Männer aller Zeiten 
nie etwas anderes fein ald Nechtfertigungdgründe für alle Stabilität, Stagnation, für allen 
Verfall, währenn fie doch die Sproffen der Leiter, auf welcher die Menfchhelt zur Vollendung 
emporklimmit, fein follten und find. 

Scharnhorſt wollte in Dem Eleinen Heere, welches Preußen zu unterhalten verftattet ward, 
nichts anderes haben als eine Schule zur Heranbildung eined größern Heeres ver Zukunft, na⸗ 
mentli auch tüchtiger Kührer; die Präfenzzeit der einzelnen Soldaten warb über bie dreijährige 
Norm herab durch zahlreiche nicht nach dem Schema, fondern nach der Lernkraft der Männer 
benteflene Beurlaubungen vielfach vermindert, damit für das Heer der Zukunft ſoviel Leute als 
möglich gebilbet würben. Aber auch dabei blieb man nicht ſtehen. Als Napoleon fi in den 
Kopf geſetzt hatte, durch bie Einführung des Continentalſyſtems Englands zähe Kraft bezäh: 
men und nieberwerfen zu wollen, al8 er verlangte, daß an feiner Oftfeefüfte Breußen Befefti- 
gungen anlege, um deſto befler etwaigen Landungen entgegentreten zu können, ba erflärte 
Preußen fih Hierzu mit Freuden bereit. In verfchiedene Lager an ber Oſtſee wurden junge 
Arbeiter aufgeboten und verfammelt. Aber nicht beſtändig fhanzten fie, nebenbei wurben fie 
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auch täglich einige Stunden in ven Waffen geübt, und nicht immer behielt man bie gleiche Mann⸗ 
haft in diefen Lagern zurüd. Im Gegentheil: kaum hatten einige Taufende diefer jungen 
Arbeiter die nothivendige Ausbildung im Waffenhandwerk gewonnen, fo wurden fie entlaffen 
und augenblidii traten neue Tauſende an ihre Stelle. Diefe jogenannten Krümper waren 
ebenjo viele Rekruten für nad Heer der preußifchen Zukunft. 

Als dad Jahr 1813 die Erhebung brachte, wurden aus dem Vorrath der von 1808 an 
ausgebildeten Rekruten nicht bloß Die Linienbataillone completirt, fondern e8 wurden auch neue 
Refervebataillone aus ihm errichtet. Aber dies alles reichte nicht aus, um eine Armee zu 
Thaffen, wie Breußen fie brauchte, um mehr noch ald gegen feine Feinde gegen feine Freunde 
diejenige Machtflellung zu verteidigen, welche nach der Annahme feit Friedrich's des Großen 
Regierung ihm gebührte, 

Nun ſchritt man zur Erridtung einer Landwehr, d. h. einer von dem ſtehenden Heere (nach 
den Begriffen des 18. Jahrhunderts) ganz abgefonverten Organijation. Den Anftoß zur 
wirklichen Ausführung hatten, was wohl zu merfen if, die oftpreußifchen Stände in Verbindung 
mit Yorck ganz gegen den Willen des preußifchen Königs gegeben. Bei der wirklihen Organi⸗ 
fation beteiligte fich die Regierung in direster Weife nur Außerft ſchwach, durch Beftellung ver 
höhern Offiziere, dur Waffenlieferung, faum durch Lieferung der Ausrüflung anderer Art. 
Das Volk, Provinzen und Kreife thaten die Hauptſache; die Kreife beftellten auch die niedern 
Dffiziere. So erhielt das preußifche Heer. in der Landwehr eine große Reſerve, wie ed dieſelbe 
niemals in anderer Weife hätte erhalten Eönnen, eine Referve, die faft vom Augenblid ihrer 
Errichtung an durch die Einſchließung der zahlreichen noch vom Feinde befegten Feſtungen auf 
preußifchen Gebiete nüglich wurde, die auch nicht ſäumte, in den Feldſchlachten aufzutreten und 
— fhon von Hagelöberg ab — Großes zu leiften. 

Was die Offiziere betrifft, die dieje Landwehr erhielt, fo beftanven fie theils aus jungen ge: 
bildeten Leuten aller bürgerlichen Berufe, die, ohne militärifche, aber meift mit einer guten allge= 
meinen Bildung audgeftattet, vom beften Willen befeelt, begeiftert für vie Befreiung Preußens 
ſich in kürzeſter Friſt die für einen Subalternoffizier nothwendigen Kenntnifle aneigneten, theils 
aus frühern Unteroffizieren und Offizieren des alten ſtehenden, feit 1807 auf ein Minimum re⸗ 
ducirten Heeres. Die frühern Offiziere, welche meiſtentheils jofort Sommandos von Bedeu⸗ 
tung erhielten, waren zum Kleinern Theil in ruſſiſchem Dienft geweien, andere und mehrere 
hatten feit dem Tilfiter Frieden die Landwirthſchaft ergriffen ober auch irgendeinen andern 
bürgerlichen Lebensberuf, oder fie hatten höchſtens ein armes bürgerliches Amt bekleidet. In 
diefer Art Hatten fie feit fünf bis ſechhs Jahren den Kampf des Lebens, zum Iheil in Mühen und 
Noth, kennen gelernt und fih zur Unabhängigkeit des Handelns und der Meinung aufge: 
fhwungen. Dem nun verdankten fle ihre Tüchtigkeit viel mehr als dem Umſtande, daß ſie früher 
bereitö Difiziere geweſen. 

Während urfprünglic die Landwehr eine Nothihöpfung ſehr proviſoriſcher Formation 
geweſen, an deren Aufrechthaltung für gewöhnliche Verhältnifſe Im Anfang des Jahres 1813 
die wenigften gedacht hatten, warb nun ihr Verhältniß zum ſtehenden Heere nach dem Kriege 
von 1814 indbefondere durch dad Geſetz vom 3. Sept. 1814 regulirt. Die Landwehr ward ald 
ein integrirender Beſtandtheil in das preußische Heerfgflem aufgenommen, 

Die ganze flreitbare Mannſchaft Preußens follte danach zerfallen in 1) das flehende Heer 
(Linie), 2) die Landwehr erſten Aufgebots, 3) vie Landwehr zweiten Aufgebot8 und 4) den 
Landſturm. 

Jeder junge Mann, der in das ſtehende Heer, die Waffenſchule des Staats eingeſtellt war, 
ſollte den Bataillonen, Escadronsu. ſ. w. deſſelben fünf Jahre verpflichtet bleiben, davon drei Jahre 
wir£lich bei der Sahne, den Reft ver Zeit im Verhaͤltniß ver Beurlaubten (als Reſerviſt, Kriegs- 
refervift); aus dem Verhältniß zum Linienheer follte der Mann dann auf fieben Jahre in die 
Landwehr des erſten Aufgebots eintreten, aus diefer in die Landwehr des zweiten Aufgebotd bis 
zum neununbbreißigften Sabre. Alle ftreitbare Mannfchaft vom fechzehnten bis zum fechzigften 
Sabre, die aus einem oder dem andern Grunde ſich weder in der Linie noch in der Landwehr be- 
fand, follte ven in Kriegszeiten aufzurufenden, gemeinde =, Ereiß =, provinzweiſe nothdürftig zu 
organificenden Landſturm bilden. 

Die Landwehr erſten Aufgebots und ebenſo die Landwehr zweiten Aufgebots wurden in be⸗ 
ſondere, von denen ver Linie unabhängige Bataillone und Escadrons organiſirt. Jedes Land: 
wehrbataillon hatte (für bad erfie und zweite Bataillon zugleich) einen äußerſt pechen ſtehen⸗ 
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den Stamm, beſtehend ans einem Bataillonscommandanten, Adjutanien, einem Offizier für die 
Gavalerie und einen Bataillonsarzt, fowie einigen Unterofflzieren beim Bataillon und einem 
Bezirksfeldwebel nebft einem Stanımgefreiten in jedem Gompagniebezirt. Zufammen kamen 
(und dies für die beiden Bataillone des erften und zweiten Aufgebot8) auf den Bataillondbezirk 
etwa 20 Perfonen im ſtehenden Dienſt. Aus diefem Bezirk mußten aber im Kriege zwei In= 
fanteriebataillone (erften und zweiten Aufgebots) mit zufammen etwa 1800 Mann nebſt der 
zugehörigen Gavalerie, Artillerie und Bionnieren, mindeſtens auch noch 400 Mann, Hervorgeben. 

Die Landwehr erften Aufgebots warb ald Verſtärkung der Linie für alle Fälle betrachtet, 
auch im Kriege außer Landes, und aus jevem Bataillonsbezirk ward jährlich ein Bataillon des 
erften Aufgebot8 von 600 Mann (ſodaß jeder Landwehrmann etwa alle zwei Jahre darankam) 
zu einer vierzehntägigen Grereirübung verfammelt; außerdem hatte die Landwehr erflen Aufge: 
bots in ven Compagniebezirken und Abtheilungen diefer Compagniebezirke jährlich einige fonn= 
tägliche Schiegübungen und Berfammlungen zur Controle. 

Die Landwehr zweiten Aufgebots Hatte im Frieden keinen andern Dienft ald den einiger 
Gontrolverfammlungen im jeden Jahre und follte nur im Kriege zufammentreten, dann aber 
auch nur Dienſt thun in ven Provinzen, welchem fie angehörte, und namentlich in den Be⸗ 
fagungen ver Feſtungen. 

Die Offiziere der Landwehr, mit Ausnahme der Bataillonscommandanten, überhaupt der 
Stammoffiziere, welche fich in beſtändigem Dienft befanden, gingen hervor aus Offizieren, welche 
in der Linie gedient hatten und fih dann auf ihre Güter over in andere bürgerliche Stellungen 
zurückzogen, ferner aus den fogenannten einjährigen Freiwilligen, welde für ein Jahr auf 
eigene Koften in der Linie dienten und dann In bürgerliche Beruföftellungen übergingen. Diefe 
einjährigen Freiwilligen waren lange die regelmäßige Ergänzung des Offiziercorps der preu⸗ 
Bifchen Landwehr. Die Bergünftigung, -mit einem Jahre der Dienftpflicht zu genügen, warb 
aber nur auf Grund freiwilliger Anmeldung und außerdem einer hinreichend nachgewieſenen 
Bildung gewährt. | 

Mit taufend Fäden hing dieſes preußifche Heerſyſtem mit dem ganzen bürgerlichen Dafein 
.de8 Volks zuſammen. Wir erwähnen hier nur die vielen, weit über das Land, Stadt und Dorf 
vertheilten Schieß- und Gontrolverfammlungspläge, ven Umſtand, daß auch die Kriegärefer- 
viften unter den Gompagniebezirken der Landwehr fanden, daß die Landwehrbehoͤrden weſent⸗ 
li dad Aushebungsgeſchaͤft beforgten, die vielen Beziehungen, welche die Mehrzahl ver Land⸗ 
wehroffiziere als Civilbeamte mit ihren militärifchen Untergebenen Gatten, das Eintreten der 
Kreid= und Reglerungsbezirksbehoöͤrden in milttärifche Verhältniffe bei jener Mobilifirung der 
Armee ober auch nur jeder Einberufung der Landwehr zu ven jährlichen Übungen. Wir erin- 
nern an die eigenthümliche Wirkfamkeit ver Landwehr in ver Cholerazeit 1831. Aber wir be= 
greifen, man muß in dieſen Berhältnifien gelebt, man muß fie mit freier, naiver Seele in allen 
Details. erlebt Haben, um den Sinn der Inftitutionen, wie er wirklich war, mie er dad Volt 
durchdrungen hatte, wirklich zu verftehen. Ja das Verſtändniß des Landwehrverhältniſſes in 
ſeiner ſchoͤnſten Geſtalt lebte in Preußen im Volke noch in den dreißiger Jahren. 

Aber jedermann, der etwas von ver Geſchichte unſers Jahrhunderts weiß — und ed find 
allerdings diefer Leute viel weniger, als man gewoͤhnlich denkt — wird auch einfehen, daß das 
preußifche Landwehrinſtitut von jeher mächtige und wüthende Feinde Haben mußte. Die ariflo- 
Fratifche oder reactionäre Partei firebte mit vollem Bewußtſein ven Zuftänden von 1806 wieder 
zu; das Volk in Waffen Hatte feine „„ Pflicht” gethan, es konnte aber nun auch gehen, um von 
neuem lediglich zu gehorchen. Verheißungen waren gemacht, aber mas fümmerten fie? Land: 
wehr und (verheißene) Reichsſtaͤnde waren nur noch unbequeme Sachen, die man im Augenblid 
der Noth und Gefahr Hatte aufrichten und verfprechen können, an deren Zertrummerung und 
Sinterkaltung aber nun ernftlich gearbeitet werben mußte. 

Sollten in Scharnhorſt's Geiſt, in dem Geifte von 1813, die Heeresinftitutionen entwickelt 
werden, fo mußte gearbeitet werben an einer beſtaͤndigen Verringerung ver Präfenzzeit im 
ftehenden Heere, ſodaß dieſes wirklich Immtermehr fich in eine bloße Waffenſchule verwandelte 
und daß ganze Heer im weſentlichen zu einer Landwehr ward, abgefehen von einem Fleinen per= 
manenten Heere für den Friedensdienſt und für pie Ausbildung der Rekruten, die nothdürftige 
Befagung ver Feflungen, die Bewachung der Militäretabliffements, die Fortbildung und Auß- 
nugung der Kriegswiſſenſchaft. Hand in Hand damit mußte gehen die Fortbildung des Volke: 
ſchulweſens in folder Weife, daß man nicht mehr nöthig hatte, in dem ſtehenden Heere eine 
Volksbildungsanſtalt zu fehen, vielmehr die Volksſchule felbft neben andern Zwecken aud eine 
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Borjchule des Heered wurde. Es kam namentlich auch darauf an, durch zweckmäßige Einrich⸗ 
tungen die Moͤglichkeit zu erlangen, daß man die Zahl der Berufgsoffiziere auf ein Allerkleinſtes 
rebucirte, ſodaß auch die Mafle der Offiziere fi in ver Regel im beurlaubten Verhältniſſe 
befand. 

Statt aber die Fortbildung des preußifchen. Wehrfyſtems in der Richtung einer fortfchrei- 
tenden Ummanbelung des Ganzen zu einem Milizſyſtem zu juchen, wollte umgekehrt vie Reac⸗ 
tionspartei pad Ganze in ſtehendes Heer, in Linie nach altem Zufchnitt verwandeln. Die revo⸗ 
Iutionären Bewegungen, weldye ver franzöftichen Julirevolution von 1830 folgten, gaben der 
Reactiondpartei bei der Negierung eine neue Stüge. Die Reactiondpartei wies nach, daß die 
Regierung mehr gegen innen ald nach außen ſich fihern müfle, daß fie, um ihr Syſtem des Ab⸗ 
folutismuß entgegen ihren eigenen Verſprechungen zu behaupten, fich vorzugsweiſe auf ein 
völlig in ihrer Hand befindliches ſtehendes Heer flügen müfle, welches in erfter Neihe gegen das 
eigene Bolf zu gebrauchen fei, daß fie namentlich auch ven höchſten Werth legen müffe auf ein 
von ihr total abhängiges oder durch Partei- und Standesintereffe innig mit ihrem eigenen 
abſolutiſtiſchen Intereſſe verfnüpftes Berufsoffiziercorpe. Allmählich traten in der reactio: 
nären militärifchen Prefle die „Nachweiſe“ mit immer größerer Frechheit auf, daß die Land⸗ 
wehr in ven Jahren 1813: — 15 gar nichts geleiftet habe, daß alle errungenen Erfolge auf 
Rechnung der Linie und insbeſondere der alten Offiziere der Zeit vor 1806 zu ftellen feien, — 
die Nachweiſe, daß die Lanpwehroffiziere (für deren Ausbildung man abſichtlich fo wenig mie 
möglich that, um dann über fie Klagen zu Finnen) ganz unbrauchbar feien, daß die Landwehr 
fein Bertrauen verbiene und aller Wahrfcheinlichkeit nach fi ganz unbotmäßig benehmen 
werde. 

Indeſſen ganz nahe ver Zeit der Befreiungäfriege wollte diefe Arbeit immer nicht viel 
wirken; ja ed warb fogar 1833 die Bräfenzzeit bei der Infanterie, Fußartillerie und den Pion- 
nieren auf 2 und 24/, Jahre herabgefegt, und im mejentlichen konnte man nur bemerken, daß 
von Sahr zu Jahr unter verſchiedenen Vorwänden mehr Berufßoffiziere (per Linie) in die 
Landwehr eingeſchmuggelt wurben:. 

Da kam das Jahr 1848 mit feiner Revolution und feiner Contrerevolution, vie fich vor⸗ 
nehmlich als Rache für die Revolution darftellte, und die fiegreiche Gontrerevolution trat nun in 
offener Feinpfchaft gegen dad Landwehrſyſtem auf. Die Commandirung von Linienoffizieren 
ale Sompagnieführer zur Landwehr, vie Errichtung von Stammeompagnien bei den Landwehr: 
bataillonen zur Ausbildung der jungen Mannſchaft, die nach dem biäherigen Syſtem trog aller 
künſtlichen Ausnahmen in die Linie nicht aufgenommen werben Eonnte, die Wievereinführung 
der dreijährigen Präfenzzeit bei der Linie (1853) waren ebenfo viele Vorbereitungen zu dem 
offenen Angriff auf die Landwehreinrichtung und zur vollſtändigſten militärifchen Reaction in 
Preußen. 

Das Werk felbft blieb aber dem König Wilhelm I., dem Bruder Friedrich Wilhelm’s IV., 
aufbehalten, ver zuerft als Prinz Regent und Statthalter feines Bruders, dann nach beilen 
Tode als König für den Begründer einer neuen conftitutionellen Ira aud von den Männern 
bes Fortſchritts gehalten ward. 

Im Jahre 1860 rückte vie „liberale” preußifche Regierung mit den fogenannten Militär: 
vorlagen herauß, laut deren die Präſenzzeit beim ſtehenden Heere wieder auf drei Jahre, bei ver 
Reiterel aber auf vier Jahre angefegt werben follte, Taut deren das ſtehende Heer nach feinen 
Friedensſtand — nit ganz auf den Kriegsſtand — etwa verboppelt werben follte, während 
die Landwehr abfolut in ven Hintergrund trat. In der That ging man mit dieſem Wehrgefeg- 
entwurf mehr, ald die meiften Leute ſich einbilden, auf 1805 zurück. Allervings ward verjelbe 
von dem Abgeoronetenhaufe nicht gebilligt, aber doch machte es daſſelbe durch eine unfluge pro= 
viforifche Geldbewilligung möglich, daß er thatfächlich faft vollſtändig durchgeführt wurde, ſo⸗ 
daß fpätern Zeiten mehr eine Berwerfung und Zurüdführung auf Früheres ald eine Anerken⸗ 
nung und Einführung won etivad Neuem übrig blieb. Im Jahre 1862 rückte bie „liberale‘‘ 
Regierung abermals mit den etwas veränderten Militärvorlagen vor die Kammern, biefen Mi- 
litärvorlagen, melde nunmehr ald eine Novelle zum Geſetz vom 3. Sept. 1814 bezeichnet 
wurden. 

Der Grundgedanke dieſer Novelle iſt: die ganze Kriegskraft Preußens — bis auf einzelne 
Motbfälle, namentlich des Vertheidigungskriegs — in das ſtehende Heer (die Linie) zu ver- 
fegen, während die Landwehr eben nur für jene Notbhfälle bleiben ſoll. 0 
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Diefer Grundgedanke ift im weſentlichen fein verwerflier; er iſt fogar in dem ſchweize⸗ 
rifhen Milizſyſtem realifixt, in welchem freilich Auszug (Linie), Reſerve (erfted Aufgebot der 
Landwehr) und Landwehr (ziveited Aufgebot ver Landwehr nad preußifchem Syften), da ed 
bier ein ſtehendes Heer nicht gibt, fich lediglich dadurch unterfcheiden, daß zum Auszug bie 
jüngften, zur Referve die mittlern, zur Landwehr die älteften Alteröklaflen ver Mannſchaft ge- 
hören, melde überhaupt zum Militärdienſt verpflichtet iſt. 

Die Realifirung jened Grundgedankens der preußiſchen Novelle ift praktifch auf Feine an⸗ 
: dere Weife zu erreichen als dadurch, daß mehr Altersklaflen als bisher dem ſtehenden Heer (ver 
Zinie) verpflichtet bleiben. Nach dem Geſetz von 1814 follten fünf Alteröflaflen den ſtehenden 
Heer verpflichtet fein, nad) ven Borlagen von 1860 acht Alteröflafien; in der Novelle von 1862 
ging man, um verſchiedenem Widerſpruch ſcheinbar ein Genüge zu thun, ganz willfürlih auf 
ſieben Altersklaſſen zurück. 

Die Vereinheitlichung des Syſtems, ſodaß es nur eine Linie (Auszug) und daneben eine 
einzige Landwehr (beſtehend aus ven ältern Altersklaſſen) gäbe, würde ein offenbarer Vortheil 
für Preußen ſein, wenn dabei richtige Prineipien der Fortentwickelung des preußiſchen Wehr⸗ 
ſyſtems in wahrhaft Scharnhorſt'ſchem Geiſte befolgt würden, und dann wären wir ſogar dafür, 
. daß noch mehr al8 fieben bis acht. Altersflaffen ver Linie (die wir nicht mehr ſtehendes Heer, fon- 
dern Linie oder erfien Auszug nennen möchten) verpflichtet würden. 

Die rihtigen Prineipien, welche Hier. befolgt werden mäflen, find aber folgende: 

1) Für die Mafle ver Rekruten, welche in die Linie eingeftellt werben, muß bie erfle Aus⸗ 
bildungspräfenz auf das wirklich zuläffige Minimum, nämlich vorläufig etwa drei Monate (flatt 
ber drei Jahre, welche die Novelle will) herabgebrüdkt werben; ein länger bienender Stamm 
kann Tediglih aus Freiwilligen aufgeftellt werben, und dieſer Stamm muß von geringfler 
Stärke fein, etwa 2 Proc. der Kriegsftärke; alfo auf eine Infanteriebrigade von 6000 Mann 
120 Mann (inelufive Offiziere) in permanentem Dienft. 

2) Die im Referveverbältniß befindlichen, d. h. dem Auszug verpflichteten, aber nicht im 
Dienft bei der Fahne feienden Leute müflen durchaus Feiner bürgerlichen Beichränfung — in 
Bezug auf Berheirathung, Freizügigkeit, Auswanderung — unterworfen fein (was in Preußen 
fid) ganz anders verhält). Glaubt man wirklih, daß durch Auswanderung von Militärpflich- 
tigen In Preußen ein auch nur merkbarer Ausfall im Heere entftehen wlirde, wenn bie Militär: 
laſt nicht auf den einzelnen Verpflichteten unmenſchlich drückte? Der umziehende Refeveift ober 
Wehrmann meldet fih in dem einen Bataillonsbezirk ab und meldet fich im andern an, ohne 
daß ihm das geringfte Hinderniß in ven Weg gelegt werden dürfte. Die Ausführung findet 
ſich ganz von ſelbſt. 

8) Die Zahl ver Berufsoffiziere muß (wie übrigens fhon aus Nr. 1 folgt) auf ein Mint- 
mum eingefchränft werben, vie Zahl der beurlaubten, eigentlich bürgerlihen Gefchäften umb 
Ämtern angehörigen Dffiztere aufs Höchfte vermehrt werben, damit man recht viele thatkräftige 
tüchtige Männer erhalte, die, im Kampf des bürgerlichen Lebens gebildet, mehr koͤnnen als alle 
Monate ihren Gehalt beziehen und im übrigen die Diener ber herrſchenden Gewalt machen. 
Aud die Berufdoffiziere, venen naturgemäß Vortheile tm Avancement zu ſichern, an welche da⸗ 
gegen auch beveutende Anforderungen zu flellen find, die von Anfang an große militäriſche 
Wirkungskreife auszufüllen und nicht mehr, wie jebt, ihren Stolz im Drilfen von 20 Refruten 
zu fuhhen haben, werben dann ein anderes Gepräge erhalten. Man kann ven Krieg nicht zu 
einem bloßen Berufögefhäft machen, mie das ja eigentlich in jedem modernen Heerſyſtem (mel: 
ches immer fich auf Beurlaubung und Reſervethum eines großen Theils der Mannſchaft ſtützt) 
anerkannt if. Dan fann Bürger und Krieger — wie das freilih im 18. Jahrhundert ver: 
ſucht ward — abfolut nicht fo voneinander trennen, wie man Schufter und Bäder voneinan- 
der fondert. Heute ift Frieden, morgen Krieg, und ein ordentlicher Krieg, in welchem ed um 
pie Eriftenz eines Landes geht, nimmt alle, alle Kräfte des Rande für fld in Anfprug. Nur 
ein Heerſyſtem, welches recht viele beurlaubte Offiziere hat, befigt auch die nothwendige Claſti⸗ 
eität, um fich beliebig und je nach den Bedürfniſſen des Kriegs ausbreiten zu können. Hat 
man z. B. Brigaven, die normal jede ſechs Bataillone zählen, deren jebe aber nur 30 Berufs⸗ 
offiziere, dagegen, was leicht Ift, noch 200 beurlaubte Offiziere hat, ſo kann man dieſe Brigaben, 
wenn der Mannfchaftftoff nicht fehlt, ebenfo Leicht eine jene auf 10— 12 Bataillone bringen. 
Hängt man aber an der befchränkten Anficht, daß jeder Unterlieutenant auch ein Berufsoffizier 
fein müffe, fo hat man für dig Brigade von ſechs Batatllonen mindeſtens 120-140 Berufs: 
vffiztere in perımanentem Dienft, und im Ernft wird ſich von diefen mindeſtens die Hälfte un: 
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fähig auch zu den geringften Dienften finden, welche das Syſtem ihnen anvertraut. Von einer 
Vermehrung der Bataillonszahl der Brigade im Nothfall kann bei derartigen mittelalterlien 
Anfhauungen, welche indeß meiftentheild nur vorgefhüßt werben, um die Schöpfung einer 
recht zahlreichen Militärariftofratie von abhängigen Individuen zu begründen , gar nicht mehr 
bie Rede fein. 

4) Eine tüchtige Jugenderziehung, welche die Zahl der täglichen theoretifchen Schulſtunden 
auf dad aushaltbare Maß von dreien vebueirt, Dagegen für die Eörperlihe Ausbildung im 
Freien, auf dem Turn=, Exercir⸗ und Schiefplag gehörig forgt, muß der Heerſchule vorar- 
beiten und ihre eigentliche Grundlage bilden. Statt befländig den Katechismus auswendig zu 
lernen, muß in ven Schulen vie Geſchichte freier Völker und freier Männer gelehrt werben. 
Auf diefen Ubungsplägen werben dem preußifchen Heere tüchtige Offiziere gu Hunderten und 
Taufenden erwächſen. 

” Breußen muß überhaupt einfehen, daß es ein billiges Heerſyſtem braucht, um Kriege, wie 
fie ihm möglicderweife bevorftehen, außhalten und durchführen zu Finnen. Das jegige Heer⸗ 
ſyſtem, wie es profectirt ifk, ruinirt. Es mag gut fein, um etwa geringe Revolten nieverzubal- 
ten; gegen mächtige äußere Feinde ift es unbaltbar, und feine Unhaltbarkeit wird fich im näch- 
ſten Kriege gegen außen, wie nur allzu wahrjcheinlich, beweiſen. W. Rüftow. 

Landwirthſchaft. D „Landwirihſchaft“, fagt Koppein feiner „Anleitung zum vortheilhaf⸗ 
ten Betriebe ver Landwirthſchaft“, beziehenplich im „Unterrichte im Aderbau und in der Vieh: 
zucht“, 1,3, „ist die Beſchaͤftigung der Menſchen, um bie natürlichen Erzeugnifle des Erdbodens 
zu gewinnen und fi nugbar zu maden und durch den Aderban edlere Früchte zu erlangen. 
Unter dem Zweck eined Landgut aber verficht man ben Betrieb des Aderbaues und der Vieh⸗ 
zucht; unter Zubehör eines Landguts begreift man baber alles, was ſich auf vemfelben befindet 
und zu jenem Zwecke gehört.2) Nah Thaer — dem Vater ber rationellen Landwirthſchaft 
in Deutfhlann ?) — verſteht man unter ver Landwirthſchaft „ein Gewerbe, welches zum Zweck 
bat, durch PBrobuction, zumellen au durch fernere Bearbeitung vegetabilifcher und thieriſcher 
Subftanzen Gewinn zu erzeugen ober Geld zu erwerben”. „Die volllommenfte Landwirthſchaft 
ſei alfo die, welche ven moͤglichſt höchften nachhaltigen reinen Bewinn, nach Verhältniß des Ver⸗ 
moͤgens, der Kräfte und ver Umflände, aus ihrem Betriebe zieht." „Die Landwirthſchaft 
könne handwerksmaßig oder kunſtmäßig ober wiſſenſchaftlich betrieben werben.” 

Bon den gefellihaftlichen und ermerbenven Thätigkeiten ftantlicher Berbände ift, abgefehen 
von Jagd und Viehzucht, der Ackerbau nicht nur Die urfprünglichfte, fondern auch die wichtigfte 
Grundlage aller gewerblien und induſtriellen Beihäftigungen, von denen das Beftehen und 
Gedeihen, wie nie Wohlfahrt ver übrigen Volksklaſſen abhängt. Deshalb fteht Ihre Entwicke⸗ 
fung fowol mit allen andern Gebieten des wirihfchaftlichen Lebens ver Völker, wie mit deren 
focialen und politiſchen Inftitutionen in der unmittelbarften Wechſelwirkung. Die rationell 
betriebene Landwirthſchaft gebraucht, außer einer angemeflenen Betriebsftätte in Grund und 
Boden, ſtehendes und umlaufendes Kapital, tüchtige Arbeitskraͤfte, dazu Berufsbildung, Intel- 
ligenz und Fleiß bei demjenigen, ver fie mit Erfolg ausüben will. Dies in um fo höherm 
Maße, je nach der Größe und Beſchaffenheit der Landgüter und nach den Anforderungen, melde 
die Benürfniffe und Sitten, die Bildungs⸗-, Bevolkerungs-, gewerblichen und inpuftriellen 
Zuftände der den Landwirth umgebenden bürgerlichen Gefellichaft an ihn erheben. Within 
hängen die landwirthſchaftlichen Fortſchritte und der rationellere Betrieb des landwirthſchaft⸗ 
lien Gewerbes davon ab, ob und in welchem Maße demſelben die dazu erforderlichen Bedin⸗ 
gungen und Mittel durch die Staatseinrichtungen, durch die Gefehgebung und die Staatsver⸗ 
waltung, wie durch die auf ihr Gedeihen einwirkenden Thätigkeiten und Zuflände anderer Be⸗ 
ruföflaffen geboten werben. Bor allem bebarf die Landwirthſchaft einer vollkommenen Freiheit 
von benjenigen Feſſeln und Beſchränkungen, welde ver Anwendung von Intelligenz, Arbeit 
und Kapital zum Zweck der fortichreitenden Verbefferung und Erhöhung ihres Ertrags und 
Gewinns im Wege ftehen. Diefe Aufgabe hat die Landesculturgefepgebung zu Löfen. Die: 
jentgen gefegligen Maßregeln, welche Gegenſtand der Landesculturgefeßgebung und in ihr be- 
griffen find, find daher au Borbedingungen und VBorausfegungen zu einem rationellen Be: 
triebe der Landwirthſchaft. 





1) Bgl. bie im Context dieſes Artifels in Bezug genommenen Artikel des Staats-Lerifon. 
2) Dol. Orunbeigentfum. 
3) Grundſaͤtze ber rationellen Landwirthſchaft, l, 3. 


438 Landwirthſchaft 


Zu dieſen Vorbedingungen und Vorausſetzungen aber gehören vorzüglich folgende: Auf⸗ 
bebung ber perfönlichen Abhängigkeitsverhältnifie des Bauernflandes wie der Beihränkungen, 
welche die andern Stände, den Adel und Bürgerfland, an ber freien Benugung und Verwen⸗ 
bung ihrer geiftigen und Arbeitöftaft wie ihres Vermögene in Erwerbung und Beurbarung 
gewiffer Guͤterklaſſen und Grunpflüde verhinderten, ferner Gerftellung eines vollen freien 
Eigenthums und volllommener Berfügungsfreihelt ber die Grundbefigungen von jeder Volks⸗ 
Elaffe, demzufolge Aufhebung, bezüuglih Ablöfung ver verſchiedenen, inäbefonvere auf den Flei: 
nern, den bäuerlichen, Grundbeſitzungen haftenden Reallaften an Dienften, Zinfen und andern 
Natural und Geldabgaben, an Laudemien und Zehnten, ſoweit bie Reallaften nicht Öffentlicher 
Natur find, endlich Aufhebung und Abldfung der auf Privatrecgtötiteln beruhenden cultur- 
ſchädlichen Grundgerechtigkeiten, Gemeinheiten und gemeinſchaftlichen Benutzungsrechte an 
Grund und Boden. *) 

Es gehören dahin ferner diejenigen gefeglihen Maßregeln und Einrichtungen, durch welche 
die Benugung des freien Grundeigenthums zu einer höhern Stufe der Kultur und Ertrags⸗ 
fähigfeit emporgehoben oder vor Gefahren und Beihädigungen durch Naturhinderniſſe ober 
Frevel gefehügt werben ſoll, desgleichen ſolche Anordnungen, welche die mit dem Grundeigen⸗ 
thum zuiammenhängenden Nahrungdzmweige und Gewerbsthätigkeiten zu heben und zu ver⸗ 
beflern beftimmt find. °) 

Das Gedeihen ver Landwirthſchaft hängt ebenfo davon ab, wie die Berbältnifie ber arbei- 
tenden Klaflen nach Geſetz und Sitte geordnet find, wie weit dadurch die Tüchtigkeit, Sittlichkeit 
und Ausbildung ver ländlichen Arbeiter beförbert oder gehemmt, die Beiaffung der erforder⸗ 
lichen Arbeitöfräfte begünftigt oder erſchwert ift, nicht weniger davon, 06 Monopole, Hand⸗ 
werkszünfte und andere gewerbliche Befihränfungen ven Grunpbefiger in der Benugung von 
Gewerbtreibenden bei den mit der Landiwirthichaft verbundenen Nebengewerben und Fabrika⸗ 
tionsanftalten beſchränken oder nicht; ferner aber befonders auch davon, ob und wie das bei 
einer rationellern und Intenfivern Landwirthſchaft wachſende Kapitald= und Erevitbebürfniß 
durch entfprechende Einrichtuugen Befrienigung findet. ©) 

Zwar exiſtiren hin und wieder, wie für mehrere preußifche Bezirke, fogenannte Meliora⸗ 
tiondfonds, deren Gelder gegen Bing auf Amortifation zu erbeblihen Landesverbeſſerungen 
hypothekariſch außgelichen werden. Dergleichen einzelne, jedoch nur beſchränkte Fonds genügen 
indeß gegenwärtig bei weiten nicht ven mannichfachen Grebitbebürfniffen einer im Vorſchreiten 
begriffenen Landwirthſchaft. 

Sodann fliehen mit der Beförberung der Landwirthſchaft die Grundfäge ver Berwaltung 
und Gefeggebung binfihtlih der Domänen, über Erpropriation und Erpropriationdgejeg- 
gebung, über Grundvertheilung, ingleichen über Anlage von Eifenbahnen und Kunſtſtraßen in 
naher Beziehung. 

Wie unter Begünftigung einer weiſen, einestheils die Hindernifle eines verbeflerten Land⸗ 
baues befeitigenven, anderntheils deſſen Fortſchritte förbernnen Geſetzgebung auch die land⸗ 
wirthſchaftliche Production mit dem Wohlſtande der Landwirthe und dem Werthe der Güter 
ſteigt, hat unter andern Dieterici in ſeinem Werke ‚Der Volkswohlſtand im preußiſchen 
Staate“ an deſſen Entwickelung durch Vergleichung in ven Jahren vor 1806 und aus ber 
Zwiſchen- wie aus der neueften Zeit ſtatiſtiſch aus amtlihen Quellen nachgewiefen. 

Don Wichtigkeit für die Landwirthſchaft ift es ferner, ob vermöge gefeglicher Cinrichtung, 
Herfommen und Sitte die Selbfibewirthichaftung der Güter jeitens der Cigenthümer oder das 
Verpachtungsſyſtem und ob bei lepterm Pachtung auf Fürzere over auf längere Zeit, auf will- 
fürlide Kündigung oder auf fefte Gontractöbeningungen vorherrſcht, ob dad todte und lebende 
Inventarium Eigenthum des Pachters oder des Verpachters und ob daher in dieſem letztern 
Falle für ven Pachter ein größeres Berrieböfapital erforverlich ift.7) 


4) Vgl. Agrarverfaffung und Agrargefeggebung. 

5) Bol. dieferhalb Kette und v. Rönne, Die Lanbesculturgefebgebung bes preußifchen Staats, Bb. I, 
Ginleitung, und a. a. D.; ferner insbefondere folgende Art. Eulturgefeggebung, Deigwelen, Ent. 
wäflerung, Gonfelidation, Diomembration, Bemeinheitötheilung, Brundeigentbum, Belborbuung, 
Jagdgerechtigkeit. 

6) Vgl. deshalb Geſinde, Gewerbe, Handwerk, Freizügigkeit, Ein⸗ und Answanderung, Crebit⸗ 
anſtalten, Creditvereine, auch Banken und Bankweſen, Grundbücher. 

06 — hierüber unter andern Thaer, Einleitung zur Kenntniß der engliſchen Landwirthſchaft, III, 

g. 
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Demnächſt find auch die verfhiedenen Steuerſyſteme auf die Entwidelung des landwirth⸗ 
ichaftlichen Gewerbes von Kinfluß. Außerdem ift der ländliche Grundbeſitz vorzugsweiſe bei 
den Einrichtungen des Conimunalweſens in Gemeinde, Kreis und Provinz bethelligt. 8) 

Endlich wirft auf den Werth ver ländlichen Grundſtücke und den davon abhängigen land⸗ 
wirthfchaftlichen Credit ſelbſt das geltende Procepreht und Proceßverfahren erheblich ein. Der 
Werth der Grundbeſitzungen und ver Eredit der Landwirthe wächſt in vem Maße, als auch 
gegen fie eine prompte Juſtiz obwaltet und ihrem Bläubiger zu raſcher und fiherer Befriedi⸗ 
gung verhilft. 

Zur Erläuterung und Ergänzung der obigen Betrachtungen über bie verſchiedenen Vorbe⸗ 
dingungen und Borausfegungen zur Hebung der Landwirthſchaft find folgende Bemerkungen 
anzufchließen: 

Unter den großen Verdienſten Thaer's um die rationellere Landwirthſchaft in Deutſchland 
ift nicht das geringfle, daß er in feiner „Ginleitung zur Kenntniß der englifhen Landwirthſchaft 
und ihrer neuern praftifhen und theoretifchen Kortfehritte” (Hannover 1801 und 1804) gleid- 
zeitig auf die ver Entwidelung ber deutſchen Landwirthſchaft entgegenſtehenden Hinderniſſe auf- 
merkſam gemacht und als ſolche insbeſondere die Leibeigenfchaft und Erbunterthänigfeit, vie 
Srondienfibelaftung des Bauernſtandes, die Feflelung des Landbaues dur Servituten, Ge⸗ 
meinheiten und Naturalzehnten hervorgehoben, auf Wegräumung diefer Hinderniſſe gedrungen 
und unter Hinweifung auf das, was in diefer Beziehung theils ſchon länger, theils bezüglich der 
Aufhebung von Bemeinheiten, Zehnten und Servituten im vergangenen Jahrhundert in Eng: 
land geſchehen, zur Nachfolge angeregt hat.?) Die englifche Landwirthſchaft ſchritt mächtig 
vorwärts, obgleich damals, wie wiederum gegenwärtig, jede in der Regel auch mit Ablöfung 
von Zehnten und ländlichen Dienftbarfeiten verbundene Gemeinheitstheilung eine Eoftfpielige 
und mweitläufige Parlamentsacte erfordert, und obwol vorzugsweiſe auf den Grundbeſitzungen, 
neben vielen andern läftigen Abgaben, die ungeheuere Armentare drückte 10), welche noch gegen: 
wärtig als allgemeine Landtare vie Grundlage bildet für die bei der Selbftverwaltung um fo 
Höhern Communalabgaben. 11) | 

Ahnliche Gründe wie in England beförderten aud in Belgien ven Flor der Landwirth⸗ 
ſchaft. 12) 

Wie nothwendig die Befreiung des Landbaues von ven mehrerwähnten Zefleln und Be⸗ 
ſchränkungen ift, um in ein rationelleres Feldſyſtem überzugehen, wie legteres insbeſondere von 
der Gemeinheitöihellung und Servitutabldfung, von der Eonfolidation, Zufammenlegung und 
Arrondirung der Grundſtücke abhängt, weiſt Thaer wiederum auch in feinen „Grundſätzen ver 
rationellen Landwirthſchaft“ nach. 13) Erſt die völlig freie Verfügung über Grund und Boden 
und die Wegräumung jener Feſſeln und Hinderniſſe ermöglicht die Ausbildung ver verſchiedenen 
Ackerbauſyſteme und ein flufenwelfes Vorfchreiten in denfelben, — von dem in Deutfchland ur⸗ 
alten Dreifelderfoften mit Brache, Sommerung und Winterung zur befommerten Brache mit 
Anbau von Knollengewädhien, Klee und andern Futterkräutern, ſodann zu dem zuſammenge⸗ 
fegten Dreifelder= oder Vier- und Mehrfelderſyſtem, zum Wechſelſyſtem mit Holfteinifcher und 
mecklenburgiſcher Koppelwirthſchaft in verſchiedenen regelmäßigen Schlägen, Hiernächft zum 
Fruchtwechſel oder zur Wechſelweidewirthſchaft nad der Regel der Fruchtfolge, endlich zum 
Stallfütterungs =, wie zum völlig freien Wirthſchaftsſyſtem. 1%) 

Die Urbarmachung von Wäldern und Weiden, die Borflut und Anlage von Ent- ober 
von Bewäflerungen wie von Schwemmwieſen, von Einhegungen und Koppeln verlangt ent- 
weber voͤllig freie Verfügung über ven Grund und Boden, oder doch wenigftend die Mitwirkung 
und Hülfe einer die Gultur und freiere Bewegung förbernden Geſetzgebung. 

Wenn ed zu den günfligften Zeichen für bie im Fortſchritt begriffene Landwirthſchaft ge- 
hört, daß faſt überall über Mangel an Arbeitäfräften geflagt wird, fo hat die Geſetzgebung auch 
bier die Aufgabe, den freien Verkehr der arbeitſuchenden Menjchen zu erleichtern und die Nie- 
derlaffung von freien Arbeitern und Tagelöhnern wenigflend nicht zu erfchweren. 


8) Bol. dieferhalb Brundkeuer, insbefondere Kataſter, auch Landgemeinden und Lanbräthe. 
9) Tee, I, 61 fg., 65 fg., 675 fg.; ®b. I, Abth. 2, ©. 324 fg.; III, 23 fg., 86 fg., 99. 
10) Thaer, II, 71 fg. 
11) Gneiſt, Das heutige englifche Verfaſſungs⸗ und Verwaltungsrecht (1860), I, 478; II, 656 fg. 
12) Schwerz, Anleitung zur Kenntniß ber belgifchen Sandtwirtätihaft (1811). 
13) Thaer, I, 287 fg., anders 88. 317—319. 
14) Thaer, I, 285 A 
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Man überläßt es am beſten dem Bedürfniß und ver freien Coneurrenz wie der eigenen Ein⸗ 
ſicht ver Menſchen, ſich die lohnenden Arbeitsſtätten dauernd oder vorübergehend aufzufuchen. 
Sehr treffend, aus feiner reihen Erfahrung und langjährigen Beobachtung, ſagt Koppe 10): 
„Der Menſch hat zu ver häuslichen Freiheit und zu dem Familienleben ein unwiderſtehliches 
Verlangen. Die befte Speifung und Behandlung, die ledigen Perfonen in einem Dienfte zu 
Theil wird, halten fie nicht ab, jenes Verlangen zu verwirflihen. Ste gehen freudig einem Zu- 
ftande vieler Entbehrungen entgegen, blos um die Freude zu haben, täglich oder woöchentlich 
einige Stunden mit Frau und Kindern zuſammen und in einem engen Stübchen Herr und frei 
zu fein. Man betrachte die Lebensgeſchichte vieler Arbeiter, welche in weiter Ferne Verbienft 
ſuchen müflen, ded Montags weggehen und des Somabendo wiederkommen. Nicht ohne tiefe 
Rührung wird man diefe Laftträger ihres harten Berufs an jedem Sonnabend ihren ärmlidhen 
Hütten zueilen fehen und ihnen dort einen frohen Empfang wünſchen, damit ihr Leben nicht 
freubeleer verfließe.“ — ‚Der Menf wird fi dann am erſten durch mehr Genüſſe ſchadlos 
Halten, wenn er weder Freiheit noch Zeit hat, edlere Empfindungen aufkommen zu laffen.” — 
„Wo Freiheit ner Perfonen und der Benutzung des Grund und Bodens von uralter Zeit be: 
ftanden Hat, da hat ſich dieſe Arbeiterklaffe durch Erbauung der fogenannten Häusler, Büdner⸗ 
oder Kathenftellen angefievelt. Das iſt dad natürlichfte und für beide Theile vortheithaftefte 
Perhältnig. Der Orundbefiger wählt frei aus den Arbeitern, die fi Ihm anbieten, und biefe 
übernehmen nur dort Beſchäftigung, wo fie den beften Verbienft und bie mildeſte Behandlung 
erwarten pürfen. Als Regel kann man annehmen, daß die Arbeiten am wohlfeilſten geleiftet 
werben, wo auf naturgemäße Weife die Arbeiterfamilten fich felbft angeflevelt Haben. Wo 
danernder Verbienft zu finden iſt, da finden ſich auch Menfchen, vie für Kohn die Arbeiten ver⸗ 
richten.“ 

Über die angemeſſene Behandlung der Arbeiter ſeitens des Landwirths und wie dieſe ber 
Landwirthſchaft und ihrer Rentabilität zu ſtatten kommt, find die Bemerkungen von Koppe 20) 
beſonders beachtenswerth. 

Vergleicht man mit den obigen Bemerkungen die Geſetzgebung und bie Zuftände in einigen 
deutfchen Ländern, 3.8. nicht etwa blos in Mecklenburg, fonvern ſelbſt in Baiern, wie fie auch 
in dieſem beutfihen Lande noch heute beftehen 17), fo wird man die Klagen vationeller Landwirthe 
aus Baiern über die Hemmniſſe gerechtfertigt finden, welche die Geſetzgebung über Gemeinde⸗ 
und Heimatsweſen, über Anſiedelung und Verehelichung dem Emporkommen ihrer Landwirth⸗ 
ſchaften dadurch entgegenſetzt, daß ihnen die dauernde Heranziehung und Anſiedelung von 
Tageloͤhner- und Arbeiterfamilien, ſelbſt von Dienſtboten, gleichwol in eigenen Gebäuden des 
Guts, verſchränkt wird und fie deshalb genöthigt find, die Arbeitskräfte für die dringenden Jah⸗ 
resperioden aus andern entfernten Gegenden herbeizuholen. Und gerade in der abwehrenden 
Beſorgniß der Gemeinden vor einer möglidhen Armenpflege liegt die tiefere Quelle und wahre 
Urfade fowol von Verarmung und Unfittlichleit im Arbeiterfiande ald vom Mangel an ven 
für die rationelle Landwirthſchaft unentbehrlichen Arbeitskräften. 

Man begreift vie Wichtigkeit der Lanpwirthfchaft für pie Ernährungsverhältnifle ver Völker, 
wenn man auf einige Ergebniffe ver Statiſtik, beiſpielsweiſe des preußifchen Staats, einen 
Bli wirft. Bon deffen Bevölkerung zu rund 18 Millionen entfallen 12%, Millionen auf das 
platte Rand und es vertheilt fi} jene gefammte Bevölkerung auf 994 theils größere, theils aber 
auch fehr Fleine Städte, 356 Fleden, 31242 Dörfer, 11931 Vorwerke, 8097 Colonien und 
30277 einzelne Etabliffements, im ganzen auf 82897 abgefonverte Wohnpläge. An land: 
und forſtwirthſchaftlich nugbaren Grundſtücken in Stabt und Land zufammengenommen find 
1858 (laut „Amtliche Tabellen des preußifchen Staats“, ©. 328) in verſchiedenen, von mehr 
als 600 und bis unter fünf preußiſche Morgen abgeftuften Beſitzungen im ganzen preußifchen 
Staate 2,141486 gezählt, davon etwas über die Hälfte — 1,099161 — unter fünf Morgen 
und twieberum von biefen legtern allein in ver Rheinprovinz 564759 , alfo etwad mehr als Die 
Hälfte aller dieſer Fleinen Beflgungen. Dad platte Land allein, ohne die Städte, zählte 1858 
an bergleihen Grundſtücken, beziehendlich Befigungen 1,804064, davon unter fünf preußifchen 
‚Morgen 882615 und von dieſen ausſchließlich die Rheinprovinz 503656. In Stabt und 
Land zufammengenommen leben vom Landbau ald Hauptgewerbe 762157 Eigenthiimer von 


15) Unterricht im Adlerbau und in ber Viehzucht, I, 42. 16) A. a. O., ©. 74. 
17) Bgl. Agrarverfaffung und Hgrargefehgebung, En: und Audwanderung, Breizägigkeit, auch 
Diämembration. 
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Gütern-ober Höfen, 33218 Pächter und andere felbflänpige Wirthſchaftsführer von Gütern 
oder. Höfen, beiverlei Klaflen, mit 3,367499 Frauen, Kindern und andern Angehörigen, ſodann 
508548 Knechten und Jungen, 442773 Mägben, und außerdem 397020 männlide und 
367222 weibliche Handarbeiter und Tagelöhner, wogegen fish in Stadt und Land vom Land⸗ 
bau ald Nebengewerbe ernähren 421417 Landwirthe mit ihren 1,560106 Frauen, Kindern 
und Angehörigen, 50320 Knechten und Jungen, 72132 Mägden und dabei außerdem beſchäf⸗ 
tigten 38615 männlichen und 34731 weiblichen Tagelöhnern und Handarbeitern. 1°) 

Sn den Art. Dismembration und Grundverfheilung iſt ausgeführt, wie fi in ben ver- 
ſchiedenen preußifhen Landestheilen die Zuſtände ver Arbeiterfamilien je nach ihren Anfäffig- 
feitö= und Grundbefigverhältnifien geftalten. 

Rechnet man als durchſchnittliches Ernährungdquantum einer Berfon nad, den Schägurigen 
des preußifchen Landesökonomiecollegiums bezüglich des Berarföquantums im ganzen preu- 
Bifhen Staate = %, Scheffel Weizen, 3%/, Scheffel Roggen, Y, Scheffel Hülfenfrüchte und 
10 Scheffel Kartoffeln, fo hat bei Reduction diefer verihiedenen Nahrungsmittel auf Roggen⸗ 


werth bie preußifche Landwirthſchaft, excluſive Biehfutter und Fleiſch, zur Erhaltung einer Be- 


völferung von 18 Millionen in runder Summe ven Werth von circa 114 Mill. Ctrn. Roggen: 
werth zu produciren. 19) 
Die Fortſchritte der Landwirthſchaft bedingten umgekehrt aber. auch die der Agrargeſetzge⸗ 


bung, welde für den rationellern landwirthſchaftlichen Betrieb die freie Bahn zu eröffnen 


hatte. Durch die Landwirthſchaft mußten erft an der Hand von Erfahrung, Beobachtung und 
wiſſenſchaftlicher Erforfhung die Normen und Schägungsprincipien gefunden und feftgeftellt 
merben, ohne welche eine den Berechtigten wie ben Pflihtigen gerecht werdende Ausführung der 
Agrargefege nicht möglich gewefen wäre. Die Ablöfung ver Reallaſten, pie Thellung von Ge⸗ 
meinheiten und Aufhebung der ländlichen Dienftbarkeiten,, wie Naturalzehnten, vie Conſolida⸗ 
tion und Iufammenlegung der Grundſtücke ſetzten eine angemeffene Wertbsihäyung ber Laften 
und Berechtigungen, eine richtige Blaffification, Bonitirung und Werthsermittelung von Orund 
und Boden vorauß. -. 

In diefer Beziehung find nächft den Merken des hannoveriſchen Landesokonomiecommifſars 
Meyer refp. über Gemeinheitätheilungen und‘ über die Grundfäge zur Anfertigung richtiger 
Padhtanfchläge, von Burger, „Lehrbuch der Landwirthſchaft“, von Flotow, von Koppe u. a., 
befonders and noch Albrecht Block, „Mittheilungen Ianpwirthfaftlicder Erfahrungen, An- 
fihten und Grundſätze“ (namentlih I, 395 fg., und II, 1 fg.), ſodann Thaer, „Werths- 
ſchätzung des Bodens“ und „Verſuch zur Ausmittelung des Reinertrags der probuctiven 
Grundſtücke“, von ſpätern Segnitz, „Dreißig Bücher von ber Landwirthſchaft“, zu nennen, 
Hiernädft aber die Ältern und neuern Tarationdgrundfäge und Beranfhlagungsprincipien der 
verfchlenenen landſchaftlichen Grevitverbände und Pfanpbriefsinftitute in Den ſechs öſtlichen 
Provinzen Preußens 20), außerbem die auf Grund des F. 18 der preußifchen Verordnung vom 
30 Iunt 1834?) von den einzelnen Generalcommiffionen und landwirthſchaftlichen Regie⸗ 
rungdabtheilungen — von diefen zur Ausführung der Agrargefege berufenen Behörben — 
ausgearbeiteten fogenannten technifchen Inftructionen, von legtern wiederum vorzugsweiſe die 
techniſche Inftruction für die Auseinanderfegungsangelegenheiten im frankfurter Regierungs- 
bezirf und bie für die Provinz Sachſen. Ä 

Zur richtigen Ermittelung von bergleihen Schätzungsprincipien und Werthsnormen führt 
aber nur eine vollfländige landwirthſchaftliche Buchhaltung, auf deren Unentbehrlichkeit für 
die rationelle und rentable Landwirthſchaft Thaer vor allem hingewieſen hat. 

Ingleichen hat die Waſſergeſetzgebung eine vollkommene Kenntniß der Waſſerkräfte und 
ihrer Nutzbarmachung wie der nach Beſchaffenheit des Bodens für Acker oder Wieſen verſchie⸗ 
denen Meliorationsbedingungen 22), ferner der Erlaß etwaiger in den Bereich der Feldpolizei 
gehoͤriger Maßregeln gegen Verbreitung gemeinſchädlicher Unkräuter deren Kenntniß zur 
Vorausſetzung.22) 


18) Amtliche Tabellen für 1858 (Berlin 1860), S. 326, 329. 

19) v. Lingenthal, Beiträge zur en der preufifchen Monarchie (1860), ©. 25. 

20) Bol. Ereditvereiue. 1) Preugifche Gefegfammlung für 1834, ©. 105. 

22) Bol. die Literatur beim Akt. —— und die Schriften über Drainage n. ſ. w. von Bin: 
cent, Safer 8 Wiefenfunde u. |. w. 

23) ® gl. 3. B. Rabeburg, Die Stanbortsgewächfe und Unfräuter Deutfchlands und ber Schweiz in 
ihren Berlehungen zur Borft =, Garten⸗ und Lanbwirthfchaft (Berlin 1859). 
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Gegenſtände ver Landwirthſchaft find aber auch nicht Ackerbau und Viehzucht allein. Dazu 
gehört auch Wein- und Obſtbau, jelbft Seidenzucht nebft ver für letztere erforberlihen Anlage 
von Maulbeerbäumen. Es gehört zur Landwirthſchaft außerbem ſowol die wilde Kifcherei wie 
die neuerlich beſonders in Frankreich eingeführte künſtliche Kifchzucdht.2*%) Zur Berbeflerung 
ber Viehzucht dienen, je nach dem Bedürfniß, fogenannte Köhrorbnungen für Hengſte und an⸗ 
dere Zuchtthiere mit beftellten Schanämtern, wie die Stuten= und andere Thierfchauen nebft 
Prämienvertheilung. 25) 

Die mit den Landwirthſchaften jetzt haufig verbundenen Nebengeiwerbe ber Brauerei, 
Branntweinbrennerei, Rübenzuderfabrilation, Stärfebereitung u. |. w. gehören indeß In be: 
fondere Gebiete landwirthſchaftlicher Berufsbildung und Gefeßgebung, bezuglih Verwaltung. 

Als Stantseinrichtungen, welche die Landwirthſchaft im Intereffe ihrer Befoͤrderung be⸗ 
treffen, daher im „Staats-Lexikon“ nicht zu übergehen jind, verdienen fodann die hößern, mitt- 
lern und niedern landwirthſchaftlichen Lehranftalten Erwähnung. Bon den höhern Lehran- 
ftalten find Hervorzuheben die bereits ältere landwirthſchaftliche Akademie zu Hohenheim in 
Würtemberg, ingleichen die forft= und landwirthſchaftliche Akademie zu Tharand im Königreich 
Sachſen. In Preußen beſtehen gegenwärtig die höhern landwirthſchafllichen Lehranftalten zu 
Eldena bei Greifswald in Neuvorpommern, zu Poppelsdorf bei Bonn, zu Proöfau in Ober: 
‚fchlefien und zu Waldau bei Königsberg in Preußen. Dagegen find die Aderbaufhulen für 
die beffere Ausbildung kleinerer Grundbeſitzer, von bäuerlichen Wirthen, Meiern und Voͤgten 
beſtimmt. Von landwirthſchaftlichen Mittelſchulen iſt die naſſauiſche auf dem Geisberge bei 
Wiesbaden, als Ackerbauſchule die in Baden zu Hochberg zu benennen. Mehrere landwirth⸗ 
ſchaftliche Unterrichtsanſtalten dieſer Art beſtehen beſonders in Würtemberg, wo ſich die Regie- 
rung ber wiſſenſchaftlichen Pflege des Landbaues ſchon lange angenommen hat, demnächſt in 
Preußen feit Errichtung des Landesokonomiecollegiums (1842) in erhebliher Zahl, unter 
Subvention der Iinternehmer aus Staatsfonds. Ingleichen ſind mit Unterſtützung aus öffent: 
lien Bonds als Vorbilder vorzugsweife für die Fleinern, die bäuerlihen, Grundbeſitzer in ein⸗ 
zelnen Gegenden Muſterwirthſchaften unter Auffiht und Leitung ausgezeichneter Landwirthe, 
hingegen behufs wiflenfchaftliger Foͤrderung dur Anwendung der für die Landwirthſchaft be- 
reits unentbehrlich gewordenen Naturwiffenfchaften auf einzelnen Gütern aud) chemiſche Ver: 
ſuchsſtationen eingerichtet. In Preußen hat man außerdem mit der Errichtung befonberer 
Lehrftühle ber Landwirthſchaft an denjenigen einzelnen Univerfitäten begonnen, in deren Nähe 
fi Feine höhere landwirthſchaftliche Lehranſtalt befindet. 

Auf die Nothwendigkeit einer wiflenfchaftlichen Ausbildung der Landwirthe hingewieſen zu 
haben tft ebenfalls ein Verdienſt Thaer's, ber felbft bald nach feiner Überflenelung in den preu⸗ 
ßiſchen Staatsbienft und nad; Übernahme des Guts Möglin im Jahre 1804 auf viefem Gute 
bie erfte höhere landwirthſchaftliche Akademie in Preußen errichtete und von dort aus durch bie 
rationelle Pflege der Landwirthſchaft zu weitern wifienfchaftlihen Werken Anregung gab, wie 
v. Wulffen's „Statiſtik des Landbaues”, v. Thünen's, Iſolirtem Staate” u. f. w. 2°) 

Endlich ift ald von den Staatöregierungen hervorgerufener und mit den obern Verwal: 
tungsbehoͤrden in engerer oder weiterer Verbindung flehender Inftitutionen noch der Landes⸗ 
öfonomiecollegien und der landwirthſchaftlichen Vereine zu gedenken. 

Auch in Diefer Beziehung ift England mit dem 1793 von John Sinclair ind Leben geru- 
fenen Board of agriculture voraudgegangen. 27) Später forberte das unter ben preußifchen 
Reformgefegen hervorragende Ediet über die Beförderung der Lanbeultur vom 14. Sept. 1811 
zur Bildung landwirthſchaftlicher Gefellfhaften durch Vereinigung erfahrener praftifcher Land⸗ 
wirthe in größern und Fleinern Diftricten auf, indem daſelbſt gefagt wurde, „daß, nachdem in⸗ 
folge der Anorbnungen zur Erweiterung und Verbefferung der Land und Forſtwirihſchaft 
jeder Landwirt ein freies Feld zur Ihätigkeit und Anwendung feiner Induſtrie erhalten habe, 
ed nur darauf ankomme, die letztere allgemein zu erwirken und den regen Sinn für reelle Ver- 
beſſerungen auch unter viejenigen zu verbreiten, welche bisher zu entfernt von den Duellen ver 
Belehrung geftanden hätten, auch ohne Mittel gewefen feien, foldje zu benugen’. Es beſtehen 
dergleichen landwirthſchaftliche Vereine in allen deutſchen und civilifirten Staaten, Special- 


— 


24) Bol. Lette und v. Rönne, Bd. II, Abth. 2, ©. 752, 770, 766, 760. 

25) Vgl. Lette und v. Rönne, Bd. IL, Abth. 2, ©, 758 fo. 

26) Koͤrte, Albrecht Thaer, fein Leben und Wirken (1838), und Thaer's runbfäge der rationellen 
Landwirthfchaft, I, 18 fg. 27) Thaer, I, 47—64 ; III, 102 fg. 
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und Zweigvereine meiftentheild im Anſchluß an größere Gentral - und Provinzialgefellfchaften 
diefer Art, daneben aber auch befondere Vereine für einzelne Gulturzweige, für Gartenbau, 
Obſt-, Bienen- oder Seivenzudt u. f. w. 

Die im Landeulturebict von 1811 für Preußen in Ausſicht geftellte Errichtung eines Gen: 
traldureau zur Bereinigung der verſchiedenen landwirthſchaftlichen Affociationen zur Vermit⸗ 
telung ihrer Anträge und Wünfche bei den Staatshehörden und ald landwirthſchaftlich⸗ tech⸗ 
niſche Deputation des betreffenden Diinifleriums ging jedoch erſt weit ſpäter, im Jahre 1842, 
in Erfüllung. Das nad dem Regulativ vom 25. März 18422°) neben dem Miniſterium und 
damals felbfländig errichtete Landesdfonomiecollegium ift jenoch inzwiſchen näher mit dem Mi⸗ 
nifterium für die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten verbunden worden, ſodaß flatt des be⸗ 
fondern Präfldenten ber Minifter, begiehenplich ein von ihm velegirter Rath die Verhandlungen 
und die Sigungen leitet, ver Generalfecretär des Landesöfonomiecollegiumd jegt Mitglied des 
landwirthſchaftlichen Minifteriums ift und dad Collegium, welches theils aus hoͤhern Verwal: 
tungdbeamten ver verfchienenen Minifterien, größerntheild aus den Präfidenten der Provin⸗ 
zialhaupt= und Gentralvereine und außerdem aus einer Anzahl hervorragender Landwirthe 
aller Provinzen befteht, periodiſch, hauptſächlich zur Begutachtung ber die Landwirthſchaft bes 
treffenden @efegentwärfe und allgemeinen Verwaltungsmaßregeln, einberufen wird. Liber 
defien Thätigfeit geben die als Wochenblatt erfcheinenven „Annalen der Landwirthſchaft in den 
preußiſchen Staaten” Auskunft. 

Ähnlich diefer gegenwärtig in Preußen beſtehenden Inftitution find Die zum Theil ſchon 
ältern und, wie unter andern im Koͤnigreich Sachſen, ſehr vervollkommneten Einrichtungen in 
einer Mehrzahl anderer beutfcher Staaten. W. N. Kette 

Lauenburg, Wenige von ben vereinzelten Trümmern, die von dem gewaltigen Machtbau 
Heinrich's des Löwen uͤbrig find, haben eine jo merkwürdige Vergangenheit ald dad Fleine Her⸗ 
zogthum Lauenburg, das in neuefler Zeit wieder durch feine Doppelftellung zwiſchen Deutſch⸗ 
land und Dänemark ein befonderes Interefle gewonnen hat. 

Es Heißt ſich eine ſchwierige Unterſuchung auferlegen, aus den ſpärlichen Berichten ber Grie⸗ 
chen und Römer auch nur mit einiger Sicherheit nie Wohnflge der von ihnen in biefen entfernten 
Küftenländern genannten Völker während ver erſten Jahrhunderte nad) Chriſto beflimmen zu 
wollen, zumal bie hydrographiſchen DVerhältnifie viefer Gegenden feit jener Zeit jehr wesentliche 
Umgeftaltungen erfahren haben. Genug, e& leidet feinen Zweifel, daß alle Länder im Süden 
der Oſtſee bereitö lange vor unferer Zeitrechnung, als vie erſte dunkle Kunde von benfelben” zu 
den Anwohnern des Mittelmeerd gelangte, von germanifchen Stämmen bewohnt waren. Die 
Völkerwanderung brachte naturgemäß auch hier große Veränderungen Hervor, und die fränfi- 
fhen Annalen, namentlid Einhard, weitaus die beſte Duelle jener Periove, geben und Licht 
über die Örenzicheide, melde um dad Jahr 800 hier die ſlawiſchen und deutſchen Voͤlkerſchaften 
voneinander trennte. Damals lief jene Scheibe mitten durch das heutige Lauenburg, ſodaß den 
nörblichen Theil ein wendiſcher, ſpäter Polaben genannter Stamm, den ſüdlichen die Sachfen 
innehatten. Noch während der erſten Hälfte des 12. Jahrhunderts war der Norden von einer 
rein ſlawiſchen Bevölkerung bewohnt und bilpete von 1105—29 einen Theil ded großen, kurz 
dauernden Wendenreichs, dad Heinrich, ein Nachkomme der frühern Fürſten ver Obotriten, 
fiftete. Bon 1129—31 wurde diefer Theil von dem däniſchen Koͤnigsſohn Knud Laward, dent 
erften Herzog von Südjütland, beherrſcht, den Kaiſer Lothar zum König der Wenden ernannt 
hatte. Als aber nach defien Ermordung und nach Furzem Ringen um Selbſtändigkeit unter ein- 
heimifchen Fürften das Polabenland von Heinrich von Badewide erobert war und dieſer wieder 
1142 gezwungen wurde, baffelbe an den Holfteinifchen Grafen Adolf II., den Eugen Erwerber 
des gleichfalld wendiſchen Wagrien, abzutreten, drang der deutſche Einfluß mächtig vorwärts, 
und biefer gewann feinen geringen Zuwachs, ald die welfiſche Hausmacht fih auch über dieſe 
Wendenländer auöbehnte und.fich zu einer Höhe erhob, die dem Faiferlichen Anfehen mit Erfolg 
zu troßen Im Stande war. Schon zu den Begebenheiten des Jahres 1168 Tonnte ein Zeit⸗ 
genofle, der vortreifliche holfteinifche Ghronift Helmold, ſchreiben, dad ganze, einfl von Slawen 
bewohnte Land von der Eider bis an den Schweriner See fei in eine einzige Sachfencolonie ver: 
wandelt. 

Dem ausgedehnten Herzogthum Sachen hatte ver fünliche Theil damals ſchon lange an- 
gehört. Karl der Große hatte Hier eine Grenzmark gegen die Slawen errichtet, und Otto ber 


28) Lette und v. Rönne, I, 5, 10 fg. 
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Große verlieh um 960 das Herzogthum Sachen zu beiden Seiten der Elbe dem tapfern Her⸗ 
mann Billung, befien Stamm 1106 mit Herzog Magnus, dem Sieger über die aufrührerifchen 
Slawen in der Schlacht bei Schmilow (1093), erlofh. Als Erben feiner Macht, die jegt auch 
das Polabenland umfapte, traten die Welfen ein. Zunächft freilich verlieh Kaiſer Heinrich V. 
das Herzogtfum dem Grafen Lothar von Supplinburg und Querfurt; als diefer aber 1127 
zur Kaiferwürbe gelangt war, übertrug er es feinem Schwiegerfohn Heinrich dem Stolzen von 
Baiern, deſſen Vater, deinrich der Schwarze, mit Wulfhilde, der älteſten Tochter des Magnus, 
vermählt war. Die Übertragung bes Lehns erfolgte jedoch nach dem Zeugniß Helmold's erſt 
furz vor dem Tode Lothar's (geft. 4. Dec. 1137); feine Urkunde vor diefem Jahre bezeichnet 
Heinrid) den Stolzen ald Herzog von Sachſen. 

Zum ruhigen Genufle feines neuen Herzogthums gelangte diefer überhaupt nit. Sein 
Anfehen unter den deutſchen Reichsfürſten war zu groß, um nicht dem Kaifer Konrad, dem erfien 
SHohenftaufen, gefährlich zu fheinen; 1138 ward er in die Acht erklärt, und Sahfen wurde 
Albrecht dem Bären von Askanien, ber durch feine Mutter Cilika gleichfalls ein Enkel des Bil- 
Iungerd Magnus war, zugejprochen. Am 20. Oct. 1139 flarb Heinrich der Stolze plötzlich und 
hinterließ als Erben feiner Beflgungen und Anfprüde ven damals zehnjährigen Heinrich den 
Zömwen, defien Mutter und Bormünderin Gertrud 1142 den Streit auf dem Reichötage zu 
Frankfurt dahin verglich, daß Albrecht ver Bär zu Gunften ihres Sohnes auf bad Herzogthum 
Sachſen nebft defien flawifchen Zubehdrungen verzichtete und vie Mark Brandenburg als befon- 
deres Reichölehn erhielt. 

Der Umfang des Ländergebiets, befien Regierung Heinrich ver Löwe nach erreihter Boll- 
jährigfeit antrat und zu dem die von Adolf von Schauenburg beherrſchten Ränder Holftein, 
Magrien und das Polabenland gehörten, erregte ven Neid und die Kurt feiner minder mäch⸗ 
tigen Nachbarn; feine fortgefeßten Broberungen nah Oſten Bin erwedten die Ciferſucht des 
Kaiſers. Ihm, der den fußfällig Bittenden kalt aufgehoben, aber nicht erhört hatte, maß Fried⸗ 
ri Barbaroffa die Schuld bei, daß ihm der Lieblingsplan feines Lebens auf dem Schlachtfelde 
von Legnano midlungen war. Einer Verbindung des Kaiſers mit fämmtlichen Nachbarn und 
unzufrienenen Bafallen Eonnte ver Löme nicht widerſtehen; auf dem Reichstage zu Würzburg 
um Weihnachten 1179 murbe über ihn bie Acht erkannt und ſechs Wochen ſpäter auf dem Reiche: 
tage zu Gelnhaufen beftätigt. Auf feine Heinen Erblande beſchränkt, mußte er noch dieſe für 
lange Zeit verlaffen. Große Stücke des von ihm beherrſchten Landes wurden von feinen Nach⸗ 
barn an ſich geriffen, kleinere Vaſallen ſchwangen fi zur Reihsunmittelbarkeit auf, Lũbeck 
wurbe eine reichsfreie. Stadt, Lauenburg ging mit dem fehr verringerten Herzogthum Sachen 
an den vom Kaifer neu ernannten Herzog Bernharb über, ven zweiten Sohn Albrecht's de Bären, 

‚bisherigen Grafen von Anhalt. Gerade in Lauenburg und den öftlicher belegenen Gegenden 
mar Heinrich's Ihätigkeit höchſt ſegensreich geweſen. Es lag in feinem Interefle, die deutſche 
Golonifation zu beförbern, er hatte das am 21. Ian. 1157 durch Papſt Hadrian IV. Heflätigte, 
für jene Gegenden io wichtige Bisthum Rageburg gegründet, und warb fo, wenn au un⸗ 
bewußt, ver Träger einer neuen, hoͤchſt folgenreichen Cultur. 

Herzog Bernhard war ver Erbauer ver Lauenburg, deren Name ſchwerlich von pen Bolaben, 
fondern mol von 2ov, d. i. Wald, abzuleiten tft; eines dauernden Beſitzes des Landes erftente er 
ſich aber nit. Der zurücgefehrte Löwe fand namentlich unter denen, bie durch vie neue Ord⸗ 
nung ber Dinge nicht befriebigt waren, noch Anhang genug, um feine alten Anſprüche zu er: 
neuern, wichtiger war e8 aber, daß damals ein benachbarter Staat in Norddeutſchland zu 
einer immer fteigenden Macht gelangte. 

Noch vor einem halben Jahrhundert Hatte Dänemark mit Mühe feine KRüflen gegen bie wen- 
diſchen Seeräuber gefhügt, allein unter dem Sohne Knud Laward's, Waldemar dem Großen, 
und unter deffen Söhnen, Knud VI. und Waldemar dem Sieger, errelihte e8 einen Einfluß, wie 
ed ihn feitvem nie wieber erlangt hat. Es hatte Nügen eingenommen, Holſtein unterworfen 
und eroberte im Jahre 1202 die Lauenburg. In Hamburg berrfchte jegt als daniſcher Lehns⸗ 
mann der Graf Albert von Orlamünde, ein Schweſterſohn Waldemar's des Siegers, über Hol⸗ 
ſtein, Dithmarſchen, Wagrien, das Polabenland und die Lauenburg, der pänifche Einfluß erſtreckte 
fi über Schwerin weit in das wendiſche Gebiet hinein. Es hatte ganz den Anſchein, als ob 
fi ein Dänenreich bilden würde, welches alle Länder ver Oſtſee bis zu der Golonte Hin umfaſſen 
würde, die von den Dänen in Eſthland angelegt war. Und es fehlte in der That nicht viel, daß 
die Geſchichte diefen Gang genommen hätte, nachdem Kaifer Friedrich IL, deſſen ganze Neigung 
jeinem Geburtölande Italien gehörte, durch eine 1214 zu Meg auögeflellte, 1216 und 1217 
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von ben Päpften Innocenz II. und Gonorius III. beftätigte Urkunde ganz Nordalbingen mit 
den Slawenländern bi8 zu dem Kleinen mecklenburgiſchen Grenzfluffe Elve dem Dänentönig als 
ein von Reiche getrennteö, mit den Königreich zu vereinigendes Land abgetreten hatten. Diele 
Srenzbezeihnung ließ vie Oſtgrenze gegen die Slawen völlig unbeftinimt; ſchon ließen die 
dortigen neuen Vafallen ver Dänen den Nanıen des deutſchen Kaiſers weg und unterfchrieben: 
„Regnante rege Waldemaro.‘ 

Allein gerade ein Graf von Schwerin, Heinrich der Schwarze, wie ihn Die Dänen, ober der 
Tromme, wie ihn die Schweriner nennen, gab durch ein Unternehmen von außerorbentliher 
Kühnheit Anlap zu dem jähen und plöglicden Umſturze dieſes folgen Machtgebäudes. In der 
Naht vom 6. auf den 7. Mai 1223 überfiel er Waldemar ven Sieger, der auf der Eleinen Inſel 
295 bei Fünen jagte, und führte ihn mit feinem gleichnamigen, ſchon gefrönten Sohne als Ge⸗ 
fangenen fort. Ein Verſuch zu feiner Befreiung mislang feinem Neffen, den Grafen Albert, 
in der Schlacht bei Mölln 1225 völlig. Schweres Loͤſegeld mußte die Freiheit des Königs er: 
faufen; dur ben Vertrag zu Bardewik vom 27.Nov. 1225 trat Waldemar alle deutſchen 
Reichsländer zwifchen ber Eider und Elbe, der Welt: und Oſtſee und alle ſlawiſchen Lande, nur 
Rügen auögenommen, dem Deutfhen Reiche wieder ab. Ein neuer Verfuch zur Wiedergemin- 
nung der verlorenen Lande durch Waffengewalt, nachdem Waldemar von feiner eivlih übernom⸗ 
menen Verpflichtung durch Papſt Honorius entbunden war, hatte die Schlacht Hei Bornhoͤved am 
22. 3uli1227 und die gänzliche Beflegung des Dänenkönigs zur Folge. Diefe Schlaht gab auch 
den Anlaß zu dem Entſtehen des jegigen Herzogthums Lauenburg, denn un dieſen Preis wurben 
die beiden Schweſterſoͤhne des däniſchen Königs, Graf Albert von Orlamünde, der feit ver 
Schlacht bei Mölln ein Gefangener war, und Braf Otto von Küneburg, der bei Bornhoͤved in 
Gefangenſchaft gerieth, in Freiheit gefeßt. Erfterer verzichtete einlih auf pas lauenburgiſche und 
die übrigen ihm von dem Dänenfänig übertragenen Lehen; letzterer trat auch Higader mit dem 
Zandbezirk längs des linken Elbufers dem adfanifchen Haufe ab; dad Jahr 1228, in welchem 
dieſe Verträge gefchloflen wurben, ift dad Geburtsjahr des heutigen Herzogthums Lauenburg, 
über welches die Adfanter bis zum Audfterben des Haufes 1689 geherrfcht haben. 

Herzog Bernhard zwar war bereitd 1212 im Lande Kabeln, das einen Theil des Herzog: 
thumo bilvete und bet demſelben auch bis zum Ausfterben dieſes Hauſes verblieb, geftorben und 
hatte feinem Sohne Albrecht wenig mehr als feine Anſprüche binterlaffen, vie für eine Reihe 
von Jahren hoffnungslos gefchienen hatten. Jetzt kehrte Albrecht ſiegesfroh in das Land zurüd, 
das fein Vater als Flüchtling hatte verlaffen müſſen. Er flarb 1260 mit Sinterlaflung ziveier 
minderjähriger Söhne, Johann und Albrecht, vie bis zum Tode des ältern die Regierung ge: 
meinfaftlih führten. Erſterer war der Stammvater der Tpäter fogenannten Herzöge von 
Sachſen⸗-Lauenburg, legterer der ded Hauſes Sachfen- Wittenberg. Die Geſchichte beider Linien 
ift nicht erfreulih. Streitigkeiten. mit ihren Nachbarn und unter fih, Gewaltthätigfeiten, 
Geldnoth, ſchwere Berfufte und Bebrüdtungen ihrer Unterthanen bezeichnen den Lauf ihrer Thä⸗ 
tigkeit während des Zeitraums von mehr ald vier Jahrhunderten. Johann I. und Albrecht U. 
nannten fi in Erinnerung an ihre ererbten Anſprüche zuerſt „Herzoge von Sachſen, Engern 
und Weftfalen”. Nach dem Tode des erftern wurde eine Theilung zwiſchen deſſen Söhnen Jo⸗ 
haun I., dem Stammvater der mölln-bergeborfer Linie, Albrecht IH. und Erich I., dem Stif- 
ter der lauenburg-rageburger Linie, und deren Oheimen vorgenommen, doch erſt nachdem bie jun⸗ 
gen Herzoge die Volljährigkeit erreicht hatten. Daß die Kurwürde nit getheilt werben konnte, 
wardeine Quelle fortwährender Zwiftigfeiten, denen erft eine Entſcheidung Kaifer Karl's IV. vom 
Jahre 1355, Die der wittenbergifhen Linie zum Dank für ihre Anhänglichkeit an ihn ven aus: 
ſchließlichen Befig der fächfifhen Kur und des Erzmarfchallamts zuſprach, ein Ende machte. Bon 
ben beiden Iauenburger Linien, die unter ſich ebenfo wenig Liebe zueinander hegten, erloſch die 
mölln-bergedorfer 1401 den 31. Mai mit Erich IH. Schon damals waren von dem auf nad 
dem Falle Heinrich’8 des Löwen Immer noch großen Lande, mit den Herzog Bernhard belehnt 
worden war, ber anfehnlicäfte Theil abgetrennt worben; Holſtein mit Stormarn und Wagrien, 
Schwerin und Schauenburg hatten die Reichsunmittelbarkeit erlangt; über vie Grafſchaften 
Lüchow und Dannenberg war ſchwerer Streit mit den Herzugen von Braunfhmweig-tüneburg, 
wobei es ſich um die Frage handelte, ob viefelben Alodialbeſihungen Heinrich's des Löwen ge⸗ 
weſen feien oder nicht; viele einzelne Gebiete waren, größtentheild nicht ohne eigene Schuld, ver- 
loren gegangen. Die lauenburg=rapenburger Linie trat in dad Erbe der auögeftorbenen 
Stammeßvettern ein, aber vie Verlufte hörten nicht auf, namentlich wurde 1420 dad reihe Amt 
Bergeborf von den Stänten Lübe und Hamburg erobert, die wegen vielfahen Straßenraubs 
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zum Kriege gezwungen worden waren. Dann folgten Verkäufe und Verpfändungen von 
Schloͤſſern, Gütern und Städten, woburd das Herzogthum immermehr. zuſammenſchrumpfte 

Allerdings bot ſich bald nach dem Ausſterben der moͤlln-bergedorfer Linie die Ausſicht auf 
eine anſehnliche Gebietserweiterung dar, denn im Jahre 1422 erloſch mit dem Kurfürſten 
Albrecht V. das Geſchlecht Sachſen-Wittenberg, und die Lauenburger waren jetzt die einzigen 
agnatiſchen Nachkommen des Herzogs Albrecht J. Ihren Anſprüchen als nächſte Stammvettern 
ſtand freilich die zwiſchen Albrecht II. und den Söhnen Johann's I. vorgenommene Theilung 
entgegen, da nach ven Grundfäßen des Lehnrechts das Recht der einen Linie auf die Leben ber 
andern durch die gefchehene Theilung erlofch, fofern daſſelbe nicht durch die fortgejegte Geſammt⸗ 
belehnung ober wenigſtens durch eventuelle Mitbelehnung in Kraft geblieben war. Selbſt Erb: 
verträge änderten hieran nichts, außer wenn fie mit Genehmigung des Lehnsherrn abgeſchlofſen 
waren. Die Lauenburger beriefen ſich nun zwar auf eine am 8. Juli 1374 von Kaiſer Karl IV. 
beftätigte Exrbverbrüberung mit der wittenberger Linie, in welcher ausgeſprochen war, daß die 
Herzoge von Sachſen-Lauenburg mit deren von Wittenberg ihre Reichölehne zur geſammten 
Hand befigen follten ; fie brachten ferner einen vom Jahre 1414 datirten Lehnsbrief des Kaiſers 
hervor: allein die Mitbelehnung des Tauenburgifchen Haufes war nie erfolgt, ven Lehnsbrief er- 
flärte der Kaiſer 1426 ald erfchlichen und von feinem Kanzler ohne fein Borwiffen ausgeſtellt 
Kaifer Sigismund beeilte fih, noch im Todesjahre Albrecht's von Wittenberg deſſen Lande mir 
der Kurfürftenwürbe und dem Erzmarfchallamte vem Markgrafen Friedrich dem Streitbaren 
von Meißen als Belohnung für deſſen im Huſſitenkriege geleiftete Dienfte zu übertragen. 
Erich V. von Lauenburg und feine Söhne proteflirten zwar fort und fort, fle wandten fi art den 
Papſt und an das Goncil, welches damals in Bafel verfammelt war, fie flürzten fi zur Geltend⸗ 
machung ihred vermeintlichen Rechts in eine Schulbenlaft, Die ihre Unterthanen noch lange bitter 
empfanben, aber alles ohne Erfolg, es blieb ihnen nichts als ihr Kleines Laͤndchen mit dem dazu⸗ 
gehörigen Gabeln, der legte Überreft von dem, was einft fo groß gewefen war. Die Kurwürde 
war jedoch bis zum Ausflerben der angeblich beleinigten Linie ein Gegenſtand des Streits, der 
ſich jedoch glücklicherweiſe Tediglih um Titel und Wappen drehte. Kaiſerliche Verbote vom 
26. Aug. 1471 und vom 21. Juli 1667 unterfagten den Lauenburgern, fi Kurfürften und 
Reichsmarſchälle zu nennen und in ihren Wappen die Kurfääwerter zu führen. Endlich wurde 
dem Tegten Herzoge, Julius Franz, der fich im Türkenkriege um ben Kaifer verbient gemacht 
hatte, am 3. Sept. 1671 vertragsmäßig geflattet, die Kurfchwerter zu führen, doch nicht im 
Sauptwappen, fondern Im legten Schilde. 

Zwiſtigkelten wie dieſe, in rein dynaſtiſchem Interefle begonnen, hatten natürlich auf ben 
Zuftand ver Bewohner Lauenburgs nur infomeit Einfluß, als fie die Schuldenlaft ver Herzoge 
und fomit deren Anforderungen an ihre Unterthanen vermehrten, und als fie die Thätigkeit ver 
Herrfcher für das Wohl ihres Landes lähmen mochten. In letzterer Beziehung jedoch dürfte das 
Unheil nicht zu hoch anzuſchlagen fein, denn es ſcheint nicht, daß unter der langen Reihe der Her⸗ 
zoge aus dem askaniſchen Kaufe viele geweſen find, bie fi der Verpflichtungen gegen ihre Un: 
tertbanen deutlich bewußt geweſen find. Überhaupt Bietet die innere Geſchichte des Landes 
keineswegs einen erfreulichen Anblick. Es folgt aus der Natur der Verhältniſſe, daß in einem 
jo urdeutſchen Lande, deſſen Fürſten fortwährend den Titel eines Herzogs von Sachſen bewahr⸗ 
ten, deſſen Bewohner fi) bis auf den heutigen Tag weit mehr durch treues Fefthalten an dem 
Hergebrachten ald durch raſche Beweglichkeit auf der Bahn des Fortſchritts auszeichnen, auch Die 
altdeutſchen Geſetze und Rechtsgewohnheiten, namentlich fächfifchesLehnrecht und Sacſen ſpiegel 
die Grundlage alles oͤffentlichen und privaten Rechts bildeten, und dies iſt auch in einer Menge 
uns aufbewahrter Entfheinungen ver hoͤchſten und der niedern Berichte vollſtaͤndig anerkannt. 
Es verſteht fi demnach von ſelbſt, daß auch in Lauenburg die freien Männer dieſelben Nechte 
hatten, wie fie ſich von alters her bei allen germaniſchen Stämmen finden, und daß die herzogliche 
Regierungdgewalt in vielfacher Beziehung durch die Mitwirkung der Landſtände beſchränkt war. 
Ein eigentlihes Wahlrecht oder auch nur ein Einwilligungsreht in ver Wahl des Landesherrn 
haben die Ginwohner zwar nie beanjprudt, in dem frühen Mittelalter wurben die Lehen bes 
Reichs weder durch Wahl noch durch Erbfolge verliehen, fle wurben nach Gutdünken des Raifere 
vergeben, dagegen kommen wiederholt Fälle vor, daß die Landſtände fih von untüchtigen Re⸗ 
genten losfagen und daß ſie auß dem herzoglihen Haufe einen tanglichern erwählen. Am be: 
Tannteften find die durch den langen traurigen Bruderzwift für Lauenburg fo verberblih gewor⸗ 
denen Borgänge zwifchen den Söhnen Franz’ J., ver feinem älteften Sohn Magnus durch einen 
am 17. Nov. 1571 in Lüneburg abgefchloffenen und am 4. Dec. in VBüchen vervollftän: 





Lauenburg 447 


digten Vertrag bedingungsweiſe die Regierung abgetreten hatte. Magnus, dem die lauenbur⸗ 
gifche Ritter: und Landſchaft am 13. Mai 1572 gehuldigt Hatte, erregte durch feine Misregie- 
rung eine folche Unzufriedenheit, daß fein Bruder Franz Il., ver Jüngere, diefe benugen und fid 
im Ginverfländniß mit den Landeshäuptern durch Waffengewalt in den Befig des Herzogthums 
fegen konnte, der Ihm auch 1585 vom Kaiſer beftätigt wurde. 

Damald war allerbingd die Erblichkeit der Lehen durch Gewohnheitsrecht zur allgemeinen 
Anerkennung gelangt, und die Rechte zur Mitwirkung bei der Landesregierung im Kaufe ver 
Zeit auf einzelne bevorrechtete Klaſſen beſchränkt. In wenigen deutſchen Rändern hat ver Druck 
des güterbeiigenden Adels ſchwerer auf dem Bauernſtand gelaftet als in Lauenburg. Allgemeine 
Zandtage wurben freilich zu allen Zeitperioven abgehalten, Fein Tauenburgifcher Herzog hat die 
ganze gefepgeberifhe Gewalt zu beanſpruchen gewagt: Allein zu dieſen Landtagen wurden 
allmählich nur die Ritter- und Landſchaft und die Stähte berufen, d. h. die unirte Nitterfchaft, 
die Beſitzer der adelichen Güter und die ber Städte, In denen wieder einzelne Gefchlechter über: 
wiegenden Einfluß erhalten hatten. Diefelben Urfachen, die in allen deutfhen Landen dazu 
beigetragen hatten, daß es mit dem freien Bauernftande rückwärts ging, namentlich ber Unter: 
gang der Wehrkraft des Volks, Hatten auch Hier eingewirkt. Nur gegen Ianveöberrliche 
Willkür boten die Landtage Schug. Berfaffungsmäßig follten fie Hffentlich abgehalten wer: 
den. Büchen galt als regelmäßiger Berfammlungsort, vie Entfcheldung gab einfache Stim: 
menmehrheit der Erſchienenen, ihnen fland das Steuerbewilligungsrecht, pie Prüfung und Ge- 
nehmigung der Befege, die Mitwirkung bei der Verpfändung und Veräußerung von Landes⸗ 
theilen, felbft bei Staatöverträgen und Bündniffen zu, fofern dadurch den Unterthanen eine Laſt 
aufgebürbet wurde, Rechte, die durch die ewige Union zu Loͤwenburgk von 16. Der. 1585, der 
die Städte Lauenburg und Ratzeburg am 6. San. 1588 beitraten, ihren vollfländigen Ausdruck 
fanden. Diefe Union, weldhe von Herzog Franz II. und deſſen Nachfolgern in förmlichfter Weife 
beflätigt wurde, bildet Die Grundlage der lauenburgifchen Berfaffung. Zwiſtigkelten mit dem 
Herzog Auguft veranlaßten am 19. Sept. 1619 eine Wiederholung und Vervollſtändigung ver 
Union, die von Ritter- und Landſchaft mit Zuziehung ber beiden Städte Lauenburg und Maße: 
burg abgefchloffen wurde, den ganzen Vortheil dieſer Berträge aber trug die Ritterfchaft davon. 
So flarf war der Corporationsgeift, daß bei Verlegung ihrer Standesgenoſſen die Beflimmung 
treulich gehalten wurde, „es folle die Nitter- und Landſchaft mit dem beſchwerten Theile für 
Einen Mann flehen, die Herrfchaft geblihrlich erinnern der ausgegebenen Siegel und Briefe und 
des Rechten, und weldhergeftalt Die von der Ritter: und Landſchaft nicht weiter mit Ihren fürft- 
lichen Bnaden verwandt gemacht, als inwiefern ihnen hinwieber, was verfährteben und verflegelt, 
auch gehalten würde, und daß fie alfo auch nicht weiter an ihr Gelübde gebunden fein wollten‘. 
Allein des Eides, ven die vier gewählten Ülteften ver Ritterſchaft, deren Amt niemand ablehnen 
durfte, ableifteten: „daß fle fich des Niedrigen ſowol ald des Hohen ohne einiges Anſehen der 
Perfon treuli annehmen und deſſen und des ganzen Landes Beſtes foͤrdern wollten“, ward nur 
zu oft nicht gedacht. Selbſt die mitverbündeten Städte, von der Ritterſchaft im Stich gelaſſen, 
hatten von der Union wenig Gewinn. Übler noch war die Lage der Bauern. ine eigentliche 
Leibeigenſchaft zwar Hat es in Lauenburg zu feiner Zeit gegeben, obwol gelegentlich voneinzelnen 
adelihen Grundbeſitzern Verſuche gemacht find, eine folde zu behaupten. So wollte im Jahre 
1642 Hieronymus v. Dorne auf Niendorf nicht nur feine eigenen Gutsleute als Leibeigene 
anfeben, fondern auch die Leibeigenſchaft in Lauenburg als vorhanden behaupten, wie fie in den 
bena'pbarten Ländern Wagrien und Medlenburg beftand. Es erklärte jedoch die gefammte 
Nitter- und Landſchaft: „daß man niemals von einer Leibeigenſchaft der Iauenburgifchen Bauern 
etwas gehört, auch niemals vernommen, daß der Landesherr oder feine fürftlihen Vorfahren 
ſolche behauptete Leibeigenſchaft beftätigt oder den niendorfer Gutsherren vor andern von Abel 
einigen Vorzug und mehrere Gewalt über feine Unterthanen gegeben hätten.” Daß man aber 
überhaupt mit einer ſolchen Behauptung hervorzutreten wagte, ift an fi ein Hinlänglicher Beweis 
für den ungünſtigen Zuftand, in den die Öutsangehörigen im 16. Jahrhundert gerathen waren, 
und in der That fehlt es nicht an Beweifen, daß diefer Zuſtand fi wenig von einer eigentlichen 
Lelbeigenſchaft unterſchied. Die Gutsleute durften nicht das von ihnen bewirthfchaftete Gehoͤft 
nad eigenem Ermeſſen verlaffen, felbft dann nicht, wenn Ihnen die Bedrückungen der Gutsherren 
unerträglich fehlenen, dagegen ſtand es in ver Macht der letztern, fie beliebig, auch ohne ange: 
meflene Entf häpigung an einen andern Ort zur Betreibung eines vielleicht wüften Hofes zu ver- 
fegen, denn der freie erbliche Grundbefitz der Bauern war mit der fleigenden Adelsmacht nad) 
und nad zum bloßen Recht der Nutznießung, wenn auch noch nit dem Recht der Vererbung, her: 
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abgefunfen. Zur Verheirathung der Gutsleute und deren Kinder bedurfte es der gutsherrlichen 
Einwilligung mitteld eined Trauicheind. Die an diefelben geftellten Forderungen hatten Fein 
Ende und waren zum Theil maßlos. Natural- und Geldgefälle wurden unter dem Namen 
„Pacht“ bis zur Unerſchwinglichkeit gefordert, Dienfle ungemeflen beanjprucht, das Jagdrecht 
und die fogenannte „Schafabtrift” auf ven abgeernteten Adern zur fihweren Bedrückung ber 
Landbebauer ausgeübt, die Abgaben nah Willkür vertheilt ohne Hückjiht auf die den Lauen— 
burgern durch das ſaächſiſche Landrecht feierlichft zugeficherte Beflimmung, daß ‚fein Gebot, noch 
Steuern (Beeden), noch Recht auf dad Landvolk gefegt werden bürfe, es verwillige denn das 
Landvolk ver Gemeinde darin’. Wo follte der Bauer fein Recht ſuchen? Es fehlt zwar nicht 
an gefeglichen Beftimmungen zu feinen Gunften. So verbietet ver Vertrag bed Herzogs Mag: 
nus U. mit den Ständen vom 6. Det. 1573 der Orundbobrigfeit, d. 5. der nachmaligen Guts⸗ 
berrichaft, irgend willfürlich mit ven Bauern zu verfahren, In dem Revers, welchen Kranz der 
“ Jüngere im Sahre 1585 feinen Landſtänden audftellen und beſchwoͤren mußte, war feflgefegt, 
daß er „niemanden wider bie Gebühr alt Herfommend und Freiheit de facto ohne fürgehenve 
Erkenntniß des Rechtens befchweren ober in einigem Wege gegen bed Landes An- und Zugehö- 
rige, e8 fei edel oder unebel, Bürger oder Bauer, arm oder reich, mit Beftridung feiner Perſon 
oder Auspfahnvung, Einziehung, Arreflirung oder Verbietung feiner Habe, Güter und Dienfle 
ganz oder zum Theil nichts fürhängen oder fürnehmen wolle”. In der Union von bemfelben 
Jahre wird unter ven Fällen, „wo einer für alle und alle für einen ſtehen und bei Verluft aller 
Ehre dem unrecht Berlegten wieber zu feinen Rechten Helfen ſollen“, ausdrücklich angeführt: 
„Wenn einer von ben Unterthanen ohne orventliche Erfenntniß des Rechtes verleget, turbiret, 
fpoliret, entwehret oder entfeßet werben follte”. Aber diefe Zufagen wurden, foweit e8 ven 
Bauernſtand betrifft, übel erfüllt. Sranzl. (1543— 71, gefl. 19. März 1581), ein ebenfo 
ſchlechter Regent als Haußhalter, ging den Edelleuten bei ner Bedrückung der Bauern mit böfem 
Beifpiel voran. Wo diefe nach altherkoͤmmlichem Recht alle drei Monate nur Einen Tag Fron⸗ 
dienſte geleiftet, jährlich einige Fuder Holz gefahren und in ver Ernte drei Tage geholfen hatten, 
forderte er allwöchentlich drei, ja felbft fünf Tage Dienfte, und fein Beijpiel ward von den Edel⸗ 
leuten treulich nachgeahmt. Die Gerichte gewährten nur unvollfommenen Schutz. Nicht eigent: 
li, als wären die geſetzlichen Beftimmungen in diefer Beziehung unzureichend gewejen. Die 
Untergerichte ſtanden in ihrer Organifation denen feines andern deutſchen Landes nad, ein be 
fondered Hofgericht war bereitd von Herzog Franz 1. im Jahre 1578 eingeführt, die Hofgerichts- 
ordnung war 1624 durch Herzog Auguft wiederum durchgeſehen und verbeffert worden, jie 
wurde 1674 „aufs neue revidirt, verbefiert und ſoviel möglich nach dem Anno 1654 errichteten 
Reichsabſchied eingerichtet” und erichien unter diefem Titel 1681. Ihr wurde burh Patent 
vom 19. Aug. 1687 ein Interimö= Appendix hinzugefügt, und fie bilbete jegt ein für ihre Zeit 
ganz vortrefflihes Proceßgeſetz, das fih bis auf unfere Zeit in Gültigkeit erhalten bat. Allein 
fo karl waren damals die Vorrechte der Ariftokratie und jo ſchwach dad Geſetz, daß die Be: 
drũckungen ber Bauern ungeftraft fortvauerten, bis bie fortjhreitende Intelligenz und Huma⸗ 
nität des 18. Jahrhunderts beffere Zuftände ſchuf. | 

Sp war die Lage des Landes, ald das herzogliche Haus im Jahre 1689 erlofh. Noch zwei 
Menſchenalter zuvor hatte es gejhienen, ald ob fih der Stamm noch lange fortpflanzen würde, 
Franz der Jüngere hatte elf Söhne, von denen zehn das Mannesalter erreichten, darunter der 
Herzog Auguft, der ihm am 2. Juli 1619 nadfolgte und fein Land vor den Drangfalen des 
Dreigigiährigen Krieges mit Geſchick ſchützte, und Franz Albrecht, ver den freilich längſt befei- 
tigten Verdacht auf fich Iub, der Moͤrder Guſtav Adolf’8 gewefen zu fein. Aber nur Herzog 
Auguft Hinterließ einen Erben, der die Jahre der Kindheit überſchritt, den Herzog Julius 
Franz, und biefer ſtarb als öflerreihifcher Generalfeldmarihall und ald der legte männliche 
Sprößling jeined Geſchlechts am 19. (29.) Sept. 1689 zu Neihenbad in Böhmen. 

Sofort erhoben ſich von verſchiedenen Seiten Anſprüche auf den herzoglicden Nachlaß. In 
erfter Reihe der Erbfchaftöprätendenten fanden Kurſachſen und Braunſchweig. Someit Erb— 
verträge mit Eniferliher Genehmigung ein Recht zu Ichaffen im Stande waren, lag dad Recht ver 
Kurfürften von Sachen Elar zu Tage. Denn Kaiſer Marimilian hatte bereit8 anı 28. Juli 1507 
dem Kurfürften von Sachſen und feinem Bruder Johann verwilligt, daß fle und die Gebrüder 
Georg und Heinrich, Herzoge von Sachſen, mit vem Herzog Magnus von Sachſen-Kauenburg 
einen wechfelfeitigen Erbvertrag follten abichließen dürfen, und ihnen überdies zugefagt: „wo 
Herzog Magnus ohne ebeliche männliche Leibeserben mit Tode abgehen jollte, dap Wir alsdann 
ihnen und ihren männlichen Leibeserben, und ba flenicht wären, den vorgedachten Herzog Beorgem 
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und Herzog Heinrigen zu Sachſen und ihren männlichen Leibeserben fein Fürftenthum und 
Lande zu Lauenburg, wie er die igo inne hat, ald Linfer und des Reiches Heimgefallen Lehn vor 
männiglich leihen, ald Wir auch hiemit geliehen haben wollen, zu gleicher Weife, als ob ver Hall 
igo gefchehen wäre.” Diefe eventuelle Belehnung betraf demnach beide ſächſtſche Fürſtenſtämme 
aus dem Haufe Wettin, doc jo, daß die Albertinifche Linie vor der Erneftinifchen den Vorzug 
erhielt. Beſtätigt ward dieſe Anwartſchaft der erftern Linie abermals von Kaifer Xeopolo I. im 
Sahre 1660 und endlich, ald Herzog Franz am 3. Sept. 1671 mit Kurſachſen einen foͤrmlichen 
Erbvertrag abgeihloffen hatte, nohmald am 19. Sept. 1687, folglich nur zwei Jahre vor dem 
Tode ded legten lauenburgiſchen Herzogs aus dem alten Stamm und ohne Rückſicht auf die pro: 
teflivenden Fürften von Anhalt. Es fchien demnach, ald ob niemand im Stande wäre, die Rechte 
Kurſachſens anzufechten. 

Auch Braunfchweig berief fi auf einen Erbvertrag, und zwar auf einen ältern, der im 
Sabre 1369 zwiſchen dem Herzog Wilbelm zu Lüneburg und den bereits ald Mitregenten an⸗ 
genommenen Herzog Magnus einerjeitö und dem Herzog Eric IV. von Lauenburg andererfeits 
ſollte abgefchloffen fein. Das Vorhandenſein eines folgen gegenfeitigen Erbvertrags und die 
Bornahme der Eventualhuldigung ließ ji nun zwar nach dem Inhalt der Urkunden über dad 
damalige Vündniß nicht bezweifeln, wenngleich der Vertrag felbft nicht beigebracht werben 
fonnte, aber eine Eniferlicde Beflätigung warb nicht einmal behauptet. Dagegen flügte ih 
Braunſchweig auf den Umftand, daß der Ahnherr ihres Haufes, Heinrich der Löwe, Das Land 
zuerft von den Slawen erobert und daß es ihm widerrechtlich entriffen fei. Es waren jedoch an⸗ 
dere Umflände, die den fpätern Erfolg des Haufes fiherten. 

Neben biefen vorragenden Bewerbern um das Erbe traten ald Prätendenten auf: die Erne⸗ 
ſtiniſche Linie, die ein Prioritätsrecht der Albertiner nicht anerkennen wollte; Anhalt, veffen 
Fürſtenhaus allerdings von Heinrich, einem Sohne des von Kaiſer Friedrich I. mit dem Herzog: 
thum Sachſen belehnten Bernhard I. abflammte, aber feinen Antheil ohne fpätere Gejammt- 
belehnung empfangen Hatte, deſſen im Jahre 1495 von Kaifer Marimilian beftätigte Erbver⸗ 
brüderung jih nur auf Die Theilungen in ihrer eigenen Linierbezog, und deſſen Erbvertrag mit 
Julius Franz vom 15. März 1678 niemals die Eaiferlihe Beſtätigung erlangt hatte; ferner 
Mecklenburg, dad zwei Erbverbrüderungen aufzuweiſen hatte, eine vom 12. Aug. 1431, welde 
Herzog Bernhard I. mit jeiner Schweſter Katharina, verwitiweten Herzogin von Medlenburg, 
und deren Söhnen Heinrich und Johann abgeſchloſſen hatte, und eine andere vom Jahre 1518, 
melde zwifchen den Brüdern Erich, Johann, Bernhard und Magnus, Herzogen von Lauenburg 
einerfeitö, und den Herzogen Heinrih und Albrecht von Mecklenburg anbererfeitö vereinbart 
war, bie aber beide der kaiſerlichen Confirmation ermangelten, wenngleich Franz II. die legtere, 
mit ausdrücdlicher Ausdehnung auf Die entfernteften Erbfälle geihloffene Vereinbarung no 
hundert Jahre fpäter als zu Recht beſtehend anſah. Außerdem erhoben noch Erbanjprüde: 
Holftein-Bottorp wegen acht im Amte Schwarzenbedt belegener, ehemals dem Kloſter Reinbeck 
gehöriger Dörfer, melde dieſes Klofter vem König Friedrich L. von Dänemark verkauft gehabt, 
die jedoch von den vorigen Herzogen von Lauenburg widerrechtlich in Beflg genonmen waren, 
endlich wegen des für ein Alodium audgegebenen Landes Hadeln die beiden Töchter des legten 
Derzogs, denen fich deſſen Schweftern, die Witwe des Herzogs Franz Erdmann und die Herzogin 
von Schleswig Holftein = Sonderburg anjchloflen. Auf Gabeln wollte auch Schweden Rechte 
geltend machen, weil e8 früher ein Theil des Herzogtums Bremen geweſen fei, das im Weſtfäli⸗ 
[hen Frieden an Schweden abgetreten war. 

Das war der Stand der lauenburgiſchen Frage nach dem Tode des Herzogs Julius Kranz, 
es kam jegt darauf an, die Rechte mit gehörigem Nachdruck geltend zu machen. Im Deutfchen 
Reiche war fo ziemlich alles möglich geworden, wenn ed nur mit hinreichender Macht unterflügt 
war. Der Raifer hatte, fobald ihm der Tod des Herzogs gemelvet war, mit Rückſicht auf bie 
bevorftehenden Streitigkeiten bereitd am 25. Sept. 1685 eine vorläufige oberlehnsherrliche 
Sequeftration des Herzogthums Lauenburg mit dem Lande Hadeln angeorpnet, ehe diefe aber _ 
zur Ausführung kam, hatte der Kurfürft von Sachſen durch einen Bevollmächtigten unter Zu: 
ziehung eines Notars und zweier Zeugen den 26.—29. Sept vom Herzogthum Lauenburg 
und den 2.—4. Oct. vom Lande Hadeln Befig ergriffen. Allein auch biefer Act hatte 
keinen Befland. Die braunſchweigiſchen Brüder, Herzog Beorg Wilhelm von Celle und Ernſt 
Auguft von Hannover, genoffen damals eines hoben Anſehens, fie verfügten über eine anſehn⸗ 
lie Streitmacht, fie maren eng verbunden mit England und mit Schweden, fie hatten dem 
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Kaifer wider die Türken wirkſame Hisfe geleiftet, fie Hatten foeben den König von Dänemarf 
gezwungen, den altonaifchen Vertrag von 20. (30.) Juni 1689 abzuisgließen, fle kannten die 
Langſamkeit und Ohnmacht der Höchften Gerichte des Reihe. Georg Wilhelm ließ das Herzog- 
thum Lauenburg durch feine Truppen in Beſitz nehmen, zunächſt freilich, um es als Oberſter des 
niederfächftfchen Kreiſes zu fequeftriren; ein anhaltiſcher Bevollmädhtigter marb bald gezwungen, 
dad Land wieder zu verlaffen. Georg Wilhelm ivrte ſich nicht, als er fi von der raſchen Befitz⸗ 
nahme Erfolg verfprad. Der Vorſchlag des Kaiferd, daß die lauenburgiſchen Lande bis zu 
ausgemachter Sache unter kaiſerlicher Sequeftration bleiben follten, fand namentli bei den 
proteſtantiſchen Ständen lebhaften Widerſpruch, eine bewaffnete Zwiſchenkunft des Koͤnigs von 
Dänemark, dem die neuangelegten Befefligungen in Rageburg für Holſtein gefahrdrohend 
Schienen, führte zu denn Hamburger Vergleiche von 29. Aug. 1693, wodurch fi ber König ver: 
pflichtete, feine Truppen zurückzuziehen und ſich nicht weiter in ben lauenburgiſchen Erbfolge: 
ftreit zu mifchen. Dann trat Kurfachfen am 19. Juni 1697 „auf ewig alle fein am Herzog: 
thum Lauenburg habendes Recht für ſechs Tonnen Goldes (1,100000 $1.) ab, unter Vor: 
bebalt der Mitbelehnſchaft, wie au Für den Ball des gänzlichen Erlöfhend des Kurz und 
fürftliden Haufes Braunſchweig-Lüneburg, mit Vorbehalt der Lehnfolge nebft Führung des 
Titels eined Herzogs von Engern und Weſtfalen“. Die Herzoge von Sachſen Erneſtiniſcher 
Linie feßten zwar den Rechtäftreit beim Reichshofrathsgericht fort, traten jedoch mit Ausnahme 
von Koburg-Saalfeld 1699 ihre Anfprüde an Sachſen-Gotha ab, deſſen Herzog Friedrich II. 
fih mit dem Kurfürften von Braunfchweig-üneburg, damaligem König Georg II. von Brop- 
britannien, am 22. Sept. 1732 dahin verglich, DaB der Herzog gegen 60000 Thlr. mit dem von 
Kurfachien gemachten Vorbehalte ebenfalls entfagte. Endlich trat auch Koburg bei und erbielt 
von jener Summe 10000 Thlr. So war das Haus Braunſchweig in dem Beſitz des gefammten 
lauenburgiſchen Herzogthums, denn auch das Land Habeln, das anfangs unter ſchwediſche But: 
mäßigfeit gefommen war, fiel nad ven nordiſchen Kriege mit dem Herzogthum Bremen an 
Hannover. 

Am ganzen genommen wirfte diefe Verbindung fehr fegensreich auf das Land. Zwar wurde 
die alte lauenburgiſche Berfaffung nicht mienerhergeftellt, fonnte e8 auch bei ven damaligen beut= 
fhen Zuftänden nicht wohl werden. Die Vertretung des Landes der Regierung gegenüber 
befand ſich ausſchließlich in den Händen ver Befler abeliher Güter, deren Gerechtſame durch den 
Landesreceß von 15. Sept. 1702 in formellfter Weife verbürgt wurden, die bäuerliden Ver: 
hältniffe ſchwebten in bedauerlicher Ungewißheit. Allein abgefehen davon, daß einzelne Theile, 
nanentlich mehrere an Lübeck verpfändete Ortichaften der Vogtei Mölln, wieder mit dem Lande 
vereinigt wurben, fo wirkte der Umftand, daß der Landesherr zugleich König eines freien Volks 
war, wohlthätig auf feine deutſchen Lande zurück, die Rechtsſicherheit wurde vermehrt und mande 
beilfame Gejege gegeben, wie bie Verordnung wegen Berfegung der Gutsleute von 1718, bie 
Goͤhrder Konftitution, wonach hei Beſetzung von Meierftellen pas gerichtliche Verfahren aus⸗ 
geichloffen ift, Die Regierungsinftruction von 1736 und die Landſchulordnung von 1757. An 
ein irgend reges Volksleben, an eine Theilnahme der Bevölkerung an der politifcden Lage Ted 
Landes war freilich nicht zu denfen, und mo wäre das in Deutichland bis zu Ende des vorigen 
Jahrhunderts der Ball gemefen? Aber der Wohlſtand nahm zu, das Jahrhundert verfloß für 
das Ländchen in einer felten durch Durchmaͤrſche von Truppen geflörten Ruhe. Das Ende bei: 
felben brachte noch eine fegenbringende Veränderung, die Feldauftheilung, durch welche fich ver 
Werth der einzelnen Grundſtücke beträchtlich hob. 

Die Franzöitfche Revolution und die aus derſelben entfprungenen Kriege übten naturgemap 
einen großen Einfluß auf Lauenburg. Das Land wurde von den Branzofen oecupirt und gehörte 
zu dem jogenannten Eibpepartement, e8 wurde von den Allitrten befreit und fpielte bei dem 
folgenten Länderaustauſch eine nicht unwichtige Nolle. 

Eine falſche Politit hatte Dänemark zum Alllirten Napoleon’8 und zum Feinde Englands 
gemacht. Es büßte diefen ſchweren Fehler 1807 durch Verluſt feiner Flotte und, nachdem es zu 
ſpät eine Umkehr verſucht hatte, in dem Kieler Frieden vom 14. Jan. 1814 durch den Verluſt 
Norwegens. In dieſem Friedensſchluß ward ihm vorläufig als Erſatz das Fürſtenthum Rügen 
zuerkannt und weitere Entſchädigung verſprochen, die nirgends anders als in Rorddeutſchland 
gefunden werben konnte. Im Jahre 1815 verbreitete ſich das Gerücht von einer bevorſtehenden 
Abtretung Lauenburgs an Dänemarf. Die Einwohner vernahmen daffelbe mit Angſt und 
Schrecken. Sie hatten während der Fremdherrſchaft und während des Befreiungsfampfes un: 
endlich zu leidin gehabt, ſie waren mit vollem Rechte der Meinung, ihre Pflicht als deutſche Pa⸗ 
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trivten zu redlich erfüllt zu haben, um ein Opfer einer engherzigen Politik zu werben, jle hatten 
das Schickſal SchleöwigsHolfteind vor Augen, veflen Erebit durch den däniſchen Staatsbankrott 
vernichtet, deffen Grundbeſitz durch die Fundirung der Nationalbank entwerthet, deſſen Wohl⸗ 
ftand durch die Truppenüberſchwemmungen zu Grunde gerichtet war. E38 ijt aber hinreichend 
befannt, mit welcher Kälte der Wiener Congreß über das Schickſal ver Völfer entfchied. Bereits 
am 29. Mai 1815 warb von Hannover und Preußen ver Staatövertrag wegen taufchiweijer 
Abtretung deö auf dem rechten Elbufer belegenen Theils des Herzogthums Lauenburg und ber 
auf verfelben Seite liegenden lüneburgifchen Dörfer unterzeichnet. Bei Hannover verblieb auf 
dem rechten Elbufer dad Amt Neuhaus, der auf dem linken Elbufer belegene Theil Lauenburgs 
und das Land Habeln. Die altverbriefte, namentlich durch den Landesreceß von 1702 beftätigte 
Untheilbarkeit des Landes war verlegt, der übrig gebliebene Theil wurde an den König von 
Dänemark „auf ewig” abgetreten, „um mit völliger Landeshoheit und völligem Bigenthum 
nebſt feinen Gerechtſamen, Titeln und Einkünften fo in Bejig genommen zu werben, tie bejagtes 
Herzogthun an Se. preußifche Majeflät durch den 4. Artifel ded zu Wien anı 29. Mat 1815 
zwiſchen befagter Sr. Majeflät und Sr. britiiden Majeflät, dem Könige von Hannover abge- 
ichloffenen Tractats abgetreten worden‘. Am 26. Juli 1816 erfolgte die Übergabe des Landes, 
die Huldigung fand flatt am 10. Oct. Doch wurden ſämmtliche Privilegien, namentlich 
auch der Landedreceh von 1702, in dem am 27. Juli 1816 publicirten Patent vom 6. Dec. 1815 
beftätigt, es wurbe allen Untertbanen, weß Standes fie feien, in den Städten, Flecken und auf 
dem Lande zugelagt, „ie insgeſammt bei ihren wohlerworbenen und hergebrachten Rechten zu 
laſſen und zu ſchützen“, und die Landesſchulden übernommen. Zudem zeigte ver Föntglich däniſche 
Geſandte in der erſten Sigung der veutfchen Bundesverfammlung verfelben an, „daß ber König 
von Dänemark dieſes feit ven älteften Zeiten zu dem deutſchen Reichsverbande gehörende Land 
auch fortdauernd als ein eigenes deutſches Herzogthum betrachte‘. Die bei dieſer Gelegenheit 
von Medlenburg : Schwerin, Medlenburg - Strelig, Anbalt= Deffau, Anhalt: Bernburg und 
Anhalt: Köthen eingelegte Verwahrung Henfichtlic ihrer Rechte und Anſprüche wird ſchwerlich 
mehr als eine formelle Bedeutung gewinnen. 

Die Gewährleiftung der verfaffungsmägigen Rechte von feiten des neuen Landesherrn blieb 
aber nicht viel mehr ala ein todter Buchflabe. Friedrich VI., wohlwollend und im Privatleben 
gerade und bieder, Hatte eine vernadjläfiigte Erziehung erhalten und war zu lange an unum= 
ſchränkte Herrſchaft gewöhnt, ald daß er in einem ihm unterworfenen Landestheile eine wahrhaft 
ftändifche Verfaffung ertragen hätte. Zwar hörte man aus Lauenburg feine Klage, die Bauern 
waren längft aus der Verfafſung geflogen, Ritter: und Landſchaft wurben nach wie vor berufen, 
die Vintergerichte und die niedern abminiftrativen Behörden blieben in ihrer frühern Stellung, 
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auch für Lauenburg fonnte dem Lande nur zum Vortheil gereichen. Aber die Ritter und Land⸗ 
fchaft erwies jich als ein ziemlich willfähriges Werkzeug der Regierung, Gefege wurden will: 
fürlich erlaflen, und die auferlegten Steuern fanden faum einen leifen Widerſpruch. 

König Friedrich VI. flarb am 2, Dec, 1839. Der Regierungsantritt Chriſtian's VIH. än⸗ 
derte in Beziehung auf dad Herzogthum Lauenburg nichts. Während In ganz Deutſchland ji 
eine fleigente Theilnahme an den Öffentlicgen Verhältniffen zeigte, mar dies Land in eine polt= 
tifche Stagnation verfallen. Die Befiger adeliher Güter und bie Bürgermeifter der drei Städte, 
deren Magiftrate jich ſelbſt ergänzten, beſaßen das Recht der Landſtandſchaft und bildeten allein 
die Landesvertretung. An der fih immermehr einer Kriſis nähernden Bewegung In den Her: 
zogthümern Schleöwig und Holftein nahmen die Einwohner Lauenburgs geringen Antheil. 
Bon der Aufregung, die dort der befannte Offene Brief Chriſtian's XIII. von 8. Juli 1846 
bervorrief, zeigte fich hier faum eine Spur. In demjelben hieß es, daß über die Erbfolge nad 
dem dänifchen Königögefege in dem rer Krone Dänemark durch Verträge erworbenen Herzog: 
thum Lauenburg fein Zweifel obwalte. 

Der ausgefprochene Zweck dieſes Offenen Briefö war: dev König beabjichtige, „vie zur Zeit 
vorhandenen Hinderniffe zu befeitigen, welche der vollftändigen Anerkennung der Integrirät des 
bäniihen Geſammtſtaats entgegenftehen, damit die unter feinem Scepter vereinigten Landes⸗ 
theile niemals voneinander getrennt werben, vielmehr für immer in ihren gegenwärtigen Ver: 
Hältniffen und mit den einem jeden von ihnen zuftehenden Rechten zufammenbleiben”. Hier 
‚findet fi zum erften mal ver Ausdruck „Geſammtſtaat“, deſſen Sinn fpäter Gegenftand fo vieler 
Diecuffionen geworden ift, und den der däniſche Tert gar nicht Fennt. Diejer hat dafür die 
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MWorte: „for den famlede Danſke Stats Integrität”, d. i. für die Integrität de® gefammten dä⸗ 
niſchen Staats, wozu ald nähere Erflärung hinzugefügt wird, „daß die unter unferm Scepter 
vereinigten Tandestheile niemald voneinander getrennt werben koͤnnen“. Chriſtian VIII. ſelbft 
ließ durch feinen Gefandten in Frankfurt erklären: es fet unter dem Ausdruck, Geſammtſtaat“ 
nicht ein Staat zu verflehen, in dem ein Theil dem andern untergeorbnet, oder ein Land dem 
andern einverleibt fein folle, vielmehr fei die Monardie aus Kindern zufanmengefegt, die un⸗ 
abhängig voneinander und jedes im Beſitz einer ſelbſtändigen Berfaffung, Gefeßgebung und 
Berwaltung, obgleich mehr oder weniger durch gemeinfante, in ver gefchichtlihen Entwidelung 
und Zweckmäßigkeit begründete Verhältniffe verbunden find. 

So nahe auch diefe Vorgänge dad Herzogthum Lauenburg berührten, man ließ fie beinabe 
theilnahmlo8 vorübergehen, und das Jahr 1848 fand das Land weniger auf eine derartige Krifls 
vorbereitet al8 irgenpeinen andern deutfdhen Staat. Ehe vie Donnerſchläge von Baris herüber- 
tönten, war Chriſtian VII. am 20. San. 1848 geftorten. No in feinen legten Rebenstagen 
hatte er unter wachſendem Leiden an einer gemeinfchaftliden Verfaflung für das Königreid 
Dänemark und die Herzogthümer Schleöwig und Holftein geatbeitet, deren Grundzüge at Tage 
nach jeinem Tode von feinem Nachfolger Friedrich VII. in dem Patent vom 28. Ian. 1848 ver: 
Öffentliht und am 5. Febr. au in Lauenburg befannt gemadt wurben. In Beziehung auf 
dieſes Herzogthum enthielt das Patent die Beſtimmung: ‚es folle durch die neue ſtäͤndiſche Ver⸗ 
faffung in ven Berbältniffen des Herzogthums Lauenburg zum Deutſchen Bunde und in Der 
Berfaffung vieles Herzogthums nichts verändert werben.” Diefe beruhigenden Worte ver: 
fehlten thre Wirfung keineswegs, wie fidh bald nachher in der Theilnahmloſigkeit für Schleswig- 
Holſtein zeigte, dennoch konnten ji die Bewohner eined Antheild an der heftigen Strömung der 
Zeit nit ganz entſchlagen. Infolge einer an die Ritter: und Landſchaft gerichteten Adreſſe er- 
Elärten drei Landräthe am 26. März, fie erfennten, daß die jetzige Landesrepräfentation nicht 
mehr dem Geiſt der Zeit entipreche, und daß fie deshalb die laut geworbenen Wünſche ver Lan⸗ 
deseinmohner nach beften Kräften vertreten würden; eine neue Verfaſſung des Landes werde 
jedoch nur nad demjenigen beflimmt werden fönnen, was im übrigen Deutſchland als heilſam 
werde erfannt werden. Aud die Ritter- und Landſchaft ſah e8, nachdem in ver Befanntmadhung 
ber fönigliden Regierung ausgeſprochen war, wie auch fürfauenburg eine auf Grundlage eines 
ausgedehnten Wahlrechts Freie Verfaſſung gewährt werben jolle, ald rathſam an, fofort auf 


“eine proviforifche, ven Wünſchen ver Landeseinwohner entfprechende Kanbesrepräfentation Be⸗ 


dacht zu nehmen. Die königliche Regierung kam dem entgegen und erließ am 10. April eine 
Verordnung megen Verftärfung der Ritter: und Landſchaft durch ſechs Abgeordnete aud ven 
drei Städten und zwölf Abgeordneten aus den ſechs ländlichen Seffionsviftricten; wählbar aber 
follte jeder volljährige Landeseinwohner von unbefgoltenen Rufe fein. 

Inzwifhen war der Krieg zwifchen den Herzogthümern Schleswig: Holftein und Dänemarf 
ausgebrofgen und verhinderte für längere Zeit jede Communication mit der Nedierung in Ko: 
venbagen. Lauenburgiſche Truppen, die in Kiel garnifonirten, nahmen an der Überrumpelung 
Rendsburgs theil, Doc; verließen einzelne Soldaten, von ihrer Heimat aus dazu aufgeforbert, 
bald das fi bildende fhledwig-Holfteinifche Heer. Denn es hatte fi im Herzogtum Lauenburg 
eine Partei gebildet, weldde ven Streit Schledmig-Holfteins mit Dänemark als einen fremden, 
ihr Land nicht angehenden zu betrachten geneigt war, und es bedurfte eines durch Welder ver: 
anlaften Ginfhreitens des Bundes, um die Kauendurger daran zu erinnern, daß fie vor allem 
Deutſche feien. Im Juli 1848 wurde Welder, den fi das Land in dankbarer Srinnerung | 
feiner frühern Thätigfeit zu Gunſten der Verfaflung erbeten hatte, als Bundescommiflar nah 
Lauenburg gefandt, um das Land bis zur Herftellung des definitiven Friedens in Adminiſtration 
zu nehmen, und von ihm am LO. Juli unter Vorbehalt der Rechte des Landesherrn eine aus drei 
ehrenwerthen, ven Wünfchen der Einwohner entſprechenden Männern beſtehende Adminiſtra⸗ 
tione-Gommijiton als änterimiftifhe Regierungsbehörde eingefegt. 

Nachdem anı 26. Aug. der Waffenftillfiand zu Malmö abgefchloffen war, beftätigte vie 
aus einem Reichscommiſſar (Stedtmann) und einem föniglihen Commiſſar (v. Pleſſen) befte- 
bende Commiſſtion diefelben Berfonen als „höchſte Landesbehörde“, die es jedoch zur Bedingung 
ftellten, daß eine VBerfaffung zu berathen und vorzubereiten fei, und „daß pie mährend der Dauer 
des Waffenftillftandes von der Deutfchen Gentralgewalt erlaffenen over noch zu erlaſſenden Befege, 
welde in Gemäßheit ver deutſchen Reichsverfaſſung in den deutſchen Staaten zu publiciren und 
zur Geltung zu bringen fein möchten, auch in Lauenburg publiciet und in Kraft gejegt würden”. 
Diefe Bedingungen wurden von den Gommiffaren beftätigt, und es traten bald weſentliche Ver⸗ 
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änderungen binfichtli der Landesrepräſentation ein. Namentlich wurden nach vorgängiger 
Berathung mit der beftehenden Landesvertretung durch Verordnung der höchften Landesbehörde 
vom 8. März 1849 bis zur definitiven neuen Landeövertretung und insbeſondere zum Zweck der 
Berathung der demnächſt mit dem Landeöherrn zu vereinbarenden Verfaffung die durch Regie⸗ 
rungsverordnung vom 10. April 1848 vorläufig eingeführte Landeövertretung durch zehn Ab: 
geordnete vermehrt, welche nach der Seelenzahl der zehn Wahlbezirke durch Wahlmänner des 
betreffenden Bezirks gewählt werben follten‘. Der malmder Waffenftilfftund ging bereitd am 
26. März 1849 zu Ende. Jene drei Männer fegten jedoch ihre Functionen fort und wurden 
am 30. April durch einen außerorbentlihen Reihscommillar (v. Winzingerode) „vorbehaltlich 
der Rechte des Koͤnig-Herzogs“ ald Statthalterfhaft beftätigt, weldhe die Regierung des Herzog: 
thums Lauenburg im Auftrage und im Namen der Gentralgewalt Deutſchlands bis zum Frieden 
mit Dänemark nad Maßgabe ver beſtehenden Geſetze und Verorbnungen bed Landes, forwie der 
erforberlih werdenden und in Wirkfamfeit tretenden weitern Gefege und Verordnungen zu 
führen habe". 

Noch ehe dieſe Beitätigung ver höchſten Landesbehörde erfolgte, war der inzwifchen zujanı- 
mengetretenen neuorganijirten Zandeövertretung ein durch eine Commiſſion audgenrbeiteter 
Entwurf eines Staatögrundgefeged für dad Herzogthum Lauenburg vorgelegt und von berjelben 
eiligft berathen und angenommen worden. Diefer Entwurf war dem in Schleöwig:Holflein 
publicirten Geſetze jehr ähnlich und enthielt namentlich fehr wichtige Beſtimmungen zu Bunften 
der bäuerlichen Güter. Veröffentlicht wurde dad neue Staatsgrundgeſetz am 14. Dai 1849 
zugleid mit den in Frankfurt befchloffenen Grundrechten des deutſchen Volks. 

Bald aber trat ein großer Umſchwung ver Verhältniffe ein. Die Dänen waren das einzige 
Volk Curopas geweſen, welches fich bei ver Beivegung von 1848, un Schleswig zu erobern, auf 
die Seite des Abſolutismus geftellt, welches zwar für ſich jelbft eine freie Verfaſſung errungen, 
aber nicht gelernt hatte, daß man, um wahrhaft frei, auch gerecht ſein müſſe. Der heftige Rüd- 
ſchlag nach der heftigen Bewegung führte den Sieg der Fürſtenmacht und fomit ven Sieg der 
Dänen herbei. Die ſchleswig⸗holſteiniſche Armee ward von Öflerreihifchen Truppen entwaffnet, 
denen preußifche Pionniere eine Brüde über die Elbe fhlugen. Auch Lauenburg ward von öfter: 
reichiſchen Truppen befegt und der Gewalt der Dänen zurüdgegeben. Am 14. Nov. 1850 hielt 
die Landesverſammlung ihre legte Sigung. Im Januar 1851 erſchien Graf Reventlow:Eri:. 
minil al8 landesherrlicher Commiſſar und übernahm die ihm laut Patent vom 8. Jan. über: 
tragene Verwaltung des Herzogthumd. Kraft der ihm ertheilten Vollmacht entband er durch 
Belanntmahuug vom 16. Jan. die Statthalterfchaft ihrer Functionen und erklärte die Tha- 
tigfeit der Landesverfammlung ſowie ihres permanenten Ausſchuſſes für aufgehoben. Sept 
wurde jhleunigft alled wieder auf den alten Fuß gebracht. Dur Verordnung vom 6. März 
warb dad Grundgeſetz zugleich mit dem in Ausführung veflelben erlaffenen Wahlgeſet für die 
Sandesverfammlung aufgehoben und demzufolge alle Beſchränkungen des freien Cigenthums 
an Bauerftellen durch Meierrecht, Erbzindrecht u. |. w., fomie die Bannrechte, insbeſondere das 
Mühlenzwangsrecht nebft Dienften „bis zu ihrer beabfihtigten Auflöſung“ wiederbergeftellt. 
Auch das drückende frühere Jagdrecht trat wieder in Kraft, doch wurde feitgefegt, daß bie Jagd⸗ 
und Wildfuhren weiter nit gefordert werden jollten. ine günfligere Beflimmung wurbe 
noch in demſelben Jahre durch Patent vom 20. Juni getroffen, nämlich die Trennung der Juſtiz 
von der Adminiftration. 

Dad königliche Manifefl vom 28. Ian. 1852 bejagte Hinfichtlih Lauenburgd nur, daß die. 
allerhöchſten Beſchlüſſe rückjichtlich der Verfaflung dieſes Herzogthums nad) vorgängiger ver: 
faſſungsmäßiger Verhandlung mit der Ritter: und Landſchaft zur öffentlihen Kunde gebracht 
werden follten, und ed wurde auch, nachdem der Geheimrath v. Pechlin (früher Bundestagd- 
gefandter) zum Gouverneur von Lauenburg ernannt war, im März 1852 die Ritter und 
Landſchaft einberufen, um über die von der Regierung vorgeichlagenen Anderungen ber Landes⸗ 
vertretung zu berathen. Da es ſich hier um Erweiterung der Rechte ver Bürger und Bauern 
handelte, hatte fich die Ritterſchaft vollzählig eingefunden und vermarf die von der Regierung 
proponirte Gleichberechtigung der drei Stände. Die Ritter wollten ihre Virilſtimmen nicht auf⸗ 
geben. Dagegen wurde beflimmt, daß die Stäbte flatt drei Fünftig fleben Deputirte und die gar 
nicht vertretenen Bauern eine gleiche Anzahl ftellen vürften. Bürger und Bauern follten jedoch 
nur aus ihrer Mitte oder aus lebenslänglich angeftellten Beamten wählen. Ein Abgeoroneter 
ver Geiftlichfeit follte vom König ernannt werben. Dap die Reformen ſich nicht weiter erftred- 
ten, war nicht Schuld der Negierung, venn diefe, ver ed weientlih nur um Schleswig zu ıhun 
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war, war bereit, Den zum Deutſchen Bunde gehörigen Herzogthümern große Zugefländniffe zu 
machen. Aber die lauenburgifchen Ritter hielten an ihren Vorrechten feft. Am 30. Marz 1853 
wurden Ritter: und Landſchaft abermals zu einen: außerorventlichen Konvent zufanımenberufen, 
ed wurden abändernde Vorſchläge vorgelegt, wonach die Ritter durch eigene Wahl aus ihrer 
Mitte gehörig vertreten fein follten; aber wieder fcheiterten diefe Bropofltionen an dem Wider: 
ftand derjelben gegen das Aufgeben ihrer Virilſtimmen. Die Regierung verfuchte feine weitere 
Ginigung mit der Ritterfchaft, durch Patent vom 20. Dec. 1853 regelte fie die Verfaflung aus 
eigener Machtvollkommenheit. Es wurde darin die ftändifhe Vertretung durch Ritter: und 
Landſchaft als zu Recht beſtehend anerkannt. Diefe fol Fünftig aus dem Erblanpmarfchall, 
zwei für Lebenszeit aus den ritterfhaftlichen Vertretern gewählten und vom Landesherrn beſtä⸗ 
tigten Landräthen und aus 15 für ſechs Sabre gewählten Mitgliedern, von denen fünf von 
den Beflgern Iandtagsfähiger Güter, fünf von den Befigern bäuerliher Grundftüde gewählt 
werben und fünf Abgeordnete der Städte find, gebildet werven. Ihre Zuſtimmung ift bei Aus- 
fhreibung neuer Steuern und bei Veränderung im Steuerweſen erforberli, bei dem Erlaffe 
neuer oder Abänderung beftebender Geſetze foll fie zugezogen werben. Die hergebrachten Rechte 
des Landes und der Landſtände wurden anerkannt, namentlich auch die Beſtimmung des Recefſes 
von 1702, daß das Herzogthum immer eine beſondere Regierung unter der vom König anzu= 
ordnenden obern Leitung nach den in diejer Beziehung zu treffenden nähern Befimmungen, 


ſowie auch ein beſonderes Hofgericht und Eonftftorium behalten folle. Den Wünfchen und Be: 


bürfniffen des Landes Eonnte dieſe vetroyirte Verfaſſung nicht entſprechen, es waren feine neuen 
Rechte erworben, e8 war nur die Oppofitiondfraft der alten Ritter: und Landſchaft geſchwächt, 
die Macht der Ritterichaft im Lande felbft hatte eine Einbuße erlitten. 

Unterbeffen hatte dad Londoner Protokoll vom 8. Mai 1852 das Prineip der Integrität der 
däniſchen Monardie anerkannt, und das Ihronfolgegefeg vom 31. Juli 1853 fegte fehl, daß 
nad dem vorausſichtlichen Erloſchen des Königsftammed der zum Prinzen von Dänemarf er: 


nannte Prinz Ehriftian von Glücksburg und feine agnatifchen Defcendenten, mit Audfchluß der 
- Weiber, zur Erbfolge in allen unter dem däniſchen Scepter vereinigten Ländern berechtigt fein 


follten. Hinfichtlich der Rechte und Verpflichtungen, die für ven Landesherrn in Betreff der 
zum Deutfhen Bunde gehörigen Länder aus dem Bundesrecht hervorgingen, follte nichts ver— 
änbert fein. 

Am 26. Juli 1854 wurde bie Befammtflaatöverfaffung für die däniſche Monarchie erlaffen. 
Der Reihörath befteht danach aus 50 Mitgliedern, von denen 20 vom König ernannt werden. 
Auf Lauenburg follten 2 kommen, von denen eind von König ernannt wird. Außerdem 
wurde beſtimmt, daß ald gemeinſchaftliche Angelegenheiten alle die angefehen werben follten, 
von denen nicht ausdrücklich angeorbnet werben, daß fie befondere füreinzelne Theile fein follten. 
Wenn die Ausgaben die Einnahmen überfleigen, ift ver Ausfall in der Weife zu decken, daß das 
Königreih 60 Proc., dad Herzogthun Schleswig 17 Proc. und das Herzogthum SHolftein 
23 Proc. beiträgt, wogegen ed hinfichtlich der finanziellen Stellung des Herzogtums Lauenburg 
bei den frübern Berhältniffen bleibt, d. 5. daß der Überfchuß aller Eöniglichen Intraden nad 
Abzug aller Ausgaben in die Eöniglice Kaffe fließt. Diefe Berfaffung erlitt, nachdem das Mi- 
nifterium im December 1855 abgetreten war, durch das Verfaſſungsgeſetz für die gemeinfchaft: 
lihen Angelegenheiten der däniſchen Monardie vom 2. Det. 1855 einige Mopiflcationen, 
namentlich verblieb für Lauenburg nur ein vom König ernannted Mitglien, an unmittelbaren 
Wahlen nimmt das Herzogthum feitbem feinen Theil. Für die finanziellen Angelegenheiten 
wurde ein neued Gefeg nach vorgängiger Communication mit ber Ritter: und Landſchaft in 
Ausſicht geftellt. 

Es konnte nicht fehlen, daß auch diefe Verfügungen nicht nur in Shleswig und Holſtein, 
ſondern auch in Lauenburg große Unzufriedenheit hervorriefen. Die beiden letztern Herzog: 
thümer ſuchten Schuß bei dem Deutſchen Bunde, und Lauenburg brachte es durch feine Be— 
ſchwerden dahin, daß durch das Patent vom 6. Nov. 1858 jenes Verfafſſungsgeſetz vom 2. Oct. 
1855 für pad Herzogthum Lauenburg aufgehoben wurde. Doch behält fi dad Patent vor 
„zur Herbeiführung eines verfaffungsmäßigen Wiederanſchluſſes an die nicht zum Deutſchen 
Bunde gehörigen Theile ver dänischen Monardie, für welche dad Verfaffungsgefeß in unge: 
ſchwächter Wirkſamkeit zu beftehen fortfährt, geeignete Schritte vorzunehmen”. 

Unterveß waren andere Fragen in den Vordergrund getreten. Am 29. Oct. 1855 murde 
ein neues Wehrpflichtsgeſetz erlaffen, wonach die Wehrpflicht in Zukunft eine allgemeine ift, nur 
ordinirte Geiftliche und die an Öffentlihen Schulen feft angeftellten Lehrer find von derſelben 
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befreit, doch ift Stellvertretung zuläfftg. Der im Herbft veflelben Jahres zufammengetretene 
Landtag beſchäftigte fih Hauptfächlih mit Fragen, die durch Sonderintereffen hervorgerufen 
waren. Große Aufregung rief aber die Domänenfrage hervor. Die Negierung begann ihre 
Domänen ohne Zuziehung ber Landflände zu veräußern, dieſe hielten ben Verkauf ohne ihre 
Zuftimmung für verfaffungswidrig, ihre wiederholten VBorftellungen wurden jedoch durch Gabi: 
netöichreiben vom 21. Ian. 1857 abfchlägig befchteven, da früher ver Landesherr allein, jegt 
mit Zuziehung des Reichsraths zu einem foldden Verkauf vollkommen ermächtigt fei. i 

Die lauenburgiſche Verfaffungsfrage Harrt nod ihrer Grledigung. Noch hat die Ritter: 
Schaft das hergebrachte Übergewicht, Bürger und Bauern find äußerſt ſchwach vertreten, und bie 
Landesvertretung hat bei Erlaß von Geſetzen nur eine confultative Stimme. Nur in Einer 
Beziehung ift in neuefter Zeit eine Anderung eingetreten, bie in Kopenhagen herrſchende Partei 
der Eiderdänen hat, um Schleswig innmer vollfländiger an ſich zu feffeln, unter Nichtachtung 
der Verträge von 1852 die verheißene Selbftänpigkeit dieſes Herzogthums aufgehoben, Dagegen 
die Ausfheidung der zum Deutſchen Bunde gehörigen Herzogthümer aus der Gefamnitver- 
faffung vorbereitet. Die Bekanntmachung vom 30. März 1863 befagt, daß die in der Bekannt: 
madhung vom 28. Jan. 1852 audgefprochene Abficht, die verſchiedenen Theile der Monarchie 
durch eine gemeinfchaftliche Verfafjung zu einem wohlgeorbneten Ganzen zu vereinen, nur unter 
der Bedingung erreicht werben könne, daß die Föniglihe Souveränetät in den beiden deutſchen 
Herzogthümern nicht weiter ald durch die beſtehenden Bundesgefege beihränft, und daß Die Be- 
völferung der Herzogthümer fich der neuen Staatdorbnung aufrichtig anfchließen würde. Beide 
Vorausſetzungen feien nicht in Erfüllung gegangen. Es ſoll daher zunächſt aus der in den 
Herzogthümern Holftein und Lauenburg ausgehobenen Mannfchaft eine ſelbſtändige Abtheilung 
des Heereß gebildet werden, deren Ausgaben 'aus den befondern Finanzen des Herzogthung 
Holftein entrichtet werden, weldhe dazu einen Zujhuß aus den Einnahmen des Herzogthums 
Lauenburg erhalten. Am 15. Nov. 1863 ift König Friedrich VIL, ver legte ded Manns⸗ 
ſtammes von dem Föniglihen Zweige des Hauſes Oldenburg, geftürben. Bereits unterm 
16. Nov. hat Prinz Friedrich, ältefter Sohn des Herzogs von Auguftendburg, eine Procla: 
mation erlaffen, in welder er nicht blos auf Schleöwig= Holftein, fondern bevingungsweife 
auch auf Lauenburg Anfprüce erhebt. 

Zur Zeit hat Lauenburg mit Holflein ein gemeinfanes Minifterium. An ver Spige der 
Lofalapminiftration fleht die Regierung in Napeburg, welche aus dem Landdroſten ald Präſi— 
denen und zwei Ntegierungsräthen beſteht. Höcftes Gericht iſt das Holftein = Tauenburgifche 
Oberappellationsgericht in Kiel, die Mittelinftanz bildet das durch das Patent vom 20. Juni1851 
organifirte, aus einem Hofrichter und zwei Räthen beſtehende Hofgericht, der erfte Geiftliche ift 
der Superintendent. 

Zauenburg hat auf 19 Quadratmeilen nach der Zahlung vom 1. Febr. 1860 50147 Ein- 
wohner, alfo 2638 auf der Quabratmeile, während in Holftein 3518, in Schleswig 2456, in 
Sütland nur 1528 Menſchen auf der Quadratmeile leben. Im Jahre 1855 hatte Lauenburg 
49175, im Jahre 1810 31996 Einwohner. Keine Stadt zählt 10000 Einwohner. Das 
holftein = lauenburgifche Bundescontingeut beträgt 6000 Mann, wovon 4000 Mann auf das 
Hauptcorps, 1333 auf das Refervecontingent, 667 Mann auf das Erfagcontingent kommen. 

EingetHeilt wird das Land in vier Ämter, Ratzeburg, Lauenburg, Schwarzenberg und 
Steinhorft, in die adelichen Güter und bie drei Städte Rageburg, Mölln und Lauenburg. Im 
Lande befinden fi mehrere Kleine Enclaven, bie zu Lübeck, Hamburg und Mecklenburg: Strelig 
gehören. 

Hinfihtlih der natürlihen Bodenbefhaffenheit nimmt Lauenburg an dem langgeftrecten, 
wald: und feenreihen ural-baltiſchen Höhenzuge theil. Die Waldungen mit ihrem reichen 
Wildſtande jind in der That fehr bedeutend und bilden eine Haupteinnahmequelle, ebenfo find 
die Landſeen überaus zahlreih, die größten find der Ratzeburger- und der Schallfee. Die an: 
ſehnlichſten Klüffe find außer dem großen Grenzſtrome, der Elbe, die Stedenig und die Del: 
venau. Der Stedeniger Kanal verbindet ſchon feit 1392 die Elbe mit der Trave und fomit die 
Nordſee mit der Oſtſee. 

Den Haupterwerbözmweig bilvet ver Landbau, Handel und Induſtrie find von untergeorbnerer 
Wichtigkeit. | 

Für die Gefchichte des Landes find zu vergleichen: Kobbe, „Geſchichte und Landesbeſchrei— 
bung des Herzogthums Lauenburg” (3 Bde., Altona 1836— 37); Duve, „Mittheilungen 
zur nähern Kunde des MWichtigften der Staatögefchichte und Zuflände der Bewohner des 
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Herzogthums Lauenburg, von der Vorzeit bis zum Schluffe des Jahres 1851” (Mageburg 
1852). ®. 

Lebenöverficherung, ſ. Verſicherung. 

Legat, ſ. Vermaͤchtniß. 

Legitimität.) Das Stammwort von Legitimität, nämlich „legitimus”, bezeichnet im 
Nömifchen Rechte weder was wir eine fittlihe noch was wir eine natürliche Eigenſchaft nennen. 
Legitim ift dem Römer, was dem befondern pofitiven Rechte feines Volks gemäß erſcheint. In 
diefem Sinne fann man einen legitimen Anfang eines Berhältnifies von der legitimen Nach⸗ 
folge in daſſelbe unterſcheiden. Legitim if der Anfang oder die Begründung eines Verhält- 
niffes, wenn fie nad den firengen Vorfchriften des römischen Civilrechts und natürlich ohne 
Verletzung eines ihnen gemäß bereits wohlbegründeten Rechts flattfanden. Legitim ift ferner 
jene Nachfolge, welche ohne irgendeine Unterbrechung verfelben firengen Rechtscontinuität flatt= 
gefunden bat.2) Da fi aber von jeher die vollſtändige Durdführung beider Begriffe im prak⸗ 
tifchen Xeben als eine Unmöglichkeit erwielen hat, namentlich auch deshalb, meil auf erhobenen 
Miderfprud gegen die Legitimität dev Beweis derſelben oft gar nicht zu erbringen geweſen ware, 
fo hat man für die Legitimität des Anfangs ſchon früher gewifle gefegliche Bermuthungen (vie 
fogenannte Immemorialprafeription) erfunden, während an fi nicht fireng legitime Succef⸗ 
fionen in Rechtöverhältniffe durch den Ablauf einer kürzern oder längern Zeit zu legitimen wer⸗ 
den und überhaupt durch Erlöfchen der ihnen gegenüberſtehenden Klagen einen gewiflen Brad 
von Rechtsbefſtändigkeit erhalten konnten. Übrigens ift wol vom Anfange an in dem Worte 
„legitimus“ nicht blos ein äußeres Libereinflimmen mit vem formellen Rechte, ſondern eine in⸗ 
nere, treue, patriotiiche, alfo politifche Anhänglichfeit an vaffelbe und infolge deſſen eine bewußte 
bürgerjinnige Beobachtung deflelben ausgebrüdt ?), während der Ausdruck „legalis‘ mehr nur 
auf die formelle Gefeplichkeit eines Verhältniffes, einer Handlung deutet, und felbft wieder bald 
eine ſolche formelle Sefeglichkeit in Beziehung auf deu Sadinhalt der anwendbaren Beftim- 
mungen (materiellzlegat), bald wirklich nur die Beobachtung geſetzlich vorgeſchriebener Kormen 
(formell⸗legal) bezeichnet. 

Die romanische Rechtsſprache gebrauchte von jeher die Worte „legitim“ und „‚logal’’.*%) Aber 
während jie mit „legitim‘ häufig aud nur eine äußere Rechtmäßigkeit, ja außerhalb des Nechtd 
ſtehende fittlidge und natürliche Anforverungen bezeichnet, ift ihr gerade „loyal“ die treffenpfte 
Bezeihnung für ein auf fittliher Treue, feudaler, perfönlicher Ergebenheit beruhendes, offenes 
und entſchiedenes Feſthalten an einem beftimmten Rechtsverhältniß, namentlich dem zwiſchen 
Heren und Bafallen, König und Unterthan. - ' 

Die deutſche Rechtsſprache bedient fi in deutſchen Urkunden vorzüglich bed Ausdrucks 


1) Die Literatur über Legitimität fiehe in Held's Programm Über Legitimität, Legitimitätsprineip 
(Würzburg 1859), ©. 3, Note 1, S. 4 fg., Note 1. Wefentlich vervollſtändigt findet fich diefelbe bei 
Held, Staat und Verfaffung (Leipzig 1863), Thl. II, Abth. 2. Vgl. dazu: Gonftant, in ber neuen 
Sammlung feiner Merfe von Laboulaye, I, 315. Guizot, Histoire parlementaire (Paris 1863), I, 
147, 151, 153, 159, 161, 168, 169. Das neuefte hierher gehörige Schriftchen ift: Das legitime Recht 
der Arpaden, oder bie Anwartfchaft ber Prinzen Crouy⸗Chanel auf den ungarifchen KRönigsthron. Yon 
einem Magyaren (Chur 1863). 

2) „Quidquid ab initio injustum fuit, nullius temporis tractu justum fieri potest.“ Diefe 
Idee, die Grundidee der Legitimität, tritt z. B. ganz entſchieden hervor im Begenfage bes quiritari⸗ 
fen und bonitarifchen Eigenthums. Das erftere, das wahre römifche Eigentum, fann nur dadurch 
bewiefen werden, daß man auf den erflen Autor, auf die origo zurüdgeht und die ununterbrochene 
rechtliche Ableitung von ihm darthut. Auch die fogenannte Folge im altdeutfchen Recht if von berfelben 
Idee getragen. Diefe Idee liegt auch in der römiichen Rechtsbeſtimmung, daß, wenn das Recht feiner 
Entflehung nach bewiefen ift, der Beweis feines Fortbeſtandes nicht mehr gefordert wirb, indem ber: 
jenige, welcher das Nichtmehrfortbeſtehen bes Rechts behauptet, Dies p beweiſen hat. 

3) Immer aber konnte der claſſiſche Legitimitätsbegriff fein völferrechtlicher fein, da, wenn anch 
3. B. Livius (I, 48) von „justa et legitima regna“ fpricht, die Römer überhaupt ein Völferrecht nicht 
anerfannten. (Vgl. Held, Staat und Gefellfchaft, I, 321, Note 157 und ©. 526; und die Nadyträge 
dazu, Thl. II. Laurent, Etudes, III, 6, 9—30, 64, 135, 189, 196 fg. Plutarch, Numa, Kap. 12. 
Homer, Ilias, IV, 1 fg.) Ein Rantsrechtlicher Begriff war den Römern die Legitimität infofern, ale die 
fireng civile Eigenfchaft bes Rechts eine politifche Eigenfchaft gewefen. Nur foweit diefes firenge jus 
civile reicht, gibt es eine römifche Legitimität. &harakteriftifch ift es auch, wenn Suetonius von Augu⸗ 
ſtus (c. 32) erzählt: „‚Collegia, praeter antiqua et legitima, dissolvit.‘ 

) Uber Loyalität, Loyaute: Buckle, Geſchichte der Givilifation, IL, 28 fg., 150, 152, Notel: 
Sunins, Letires, I, ©. 1, Note l. 
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„rechtmäßig“. 6) Wie aber dem Deutfchen alles Recht fittlich durchdrungen und, nach der Idee 
ber Bactirung, auf wechfelfeitige Treue („treuer Herr, treuer Knecht“) baſirt iſt, jo erfcheint in 
dem einen Worte „rechtmäßig“ die Idee von legitim, legal und loyal zugleich vorhanden, und 
wird baher ebenfo 3. B. von einem rechtmäßigen Kaifer, einer rechtmäßigen Lanbesohrigfeit, 
wie von ber „Rechtmaͤßigkeit“ aller übrigen Verhältniffe geſprochen. 

Bar nun legitim dem Roͤmer, mad vom Anfange an nur auf einer wahren „lex“ auf ſtren⸗ 
gem roͤmiſchen „jus civile’, auf pofitivem Roͤmiſchen Mechte beruhte ©), alfo auch nicht etwa auf 
einem @ejege, welches erſt zu dem Zwecke gemacht wurde, um ein Berhältniß,, eine Handlung 
zu legitimiren?), fo nähert ſich der römifche Legitimitätsbegriff dem ebenermähnten beutfchen 
Rechtmäßigkeitsbegriffe auch infofern, als die alte römiſche „lex“ (ligare, colligere) urfprüng- 
lich den Charakter eines feierlihen,, bindenden Vertrags (tie bie „mores majorum‘ den eines 
Voͤlkerrechts der conföberirten, fouyeränen roͤmiſchen „patres“) gehabt hatte und deshalb auch 
ein wahres „jus populi, populicum, publicum’’ gewefen war. 

Zu dem vollfländigen Begriffe der Legitimität gehört alfo wefentlih: 1) eine vollfommne 
äußerllche Rechtmaͤßigkeit eines Zuſtandes oder einer Handlung, alfo die Abweſenheit jeder in _ 
ihnen felbft liegenden Verlegung eines andern unzweifelhaften Rechts 8); 2) die Boraudfegung, 
daß der rehtmäßige Zuftand, vie rechtmäßige Handlung auf einer freien Erfenntniß und ſitt⸗ 
lien Durchdringung und auf der Zweckmäßigkeit dee ihn begründenden Rechts und feiner hi⸗ 
Rorifchen Fortbildung beruhe. 

Daraus geht hervor, daß der Gedanke der Legitimität nicht nur ein allgemein menſchlicher, 
alſo uralter und überall verhreiteter 9), fondern auch auf alle Verhältniſſe, in denen überhaupt 
ein rechtliches Band befteht, anwendbarer und immer wefentlich verfelbe ift, gleichviel ob Privat- 
ober Staatsrecht, Bundes- oner Völkerrecht in Frage fliehen. 

NRNach obiger Auffaflung enthält aber die volllommene Legitimität entfchieden ein Ideal, theils 
weil, wie die Erfahrung lehrt, Die äußere Rechtscontinuität nicht immer ohne alle Verlegung 
aufrecht erhalten werben kann, theild, weil die unter 2 gegebene Vorausſetzung in keinem be- 
flimnıen geſchichtlichen Momente bei keinem einzigen wirklichen Volke vollftändig vorhanden 
geweſen iſt. Beide Momente ver Unvollkommenheit flehen aber natürlich gleihfalld miteinan- 
der in der innigften Verbindung und Wechſelwirkung. So erklärt es ſich denn au, daß man 
aus dem Geſichtspunkte unter 2 von legitimen Anforderungen an dad geltende Recht oder an die 
Geſeggebung und wol aud von Iegitimen Revolutionen, d. h. legitimen gewaltiamen Unter: 
brechungen ver Rechtscontinuität fprechen konnte, während man nicht minder die Illegitimität 
äußerlich vollkommen rehtmäßiger Handlungen over Zuftände, wenn fie gewiflen Weiterbil- 
dungen hinderlich waren, behauptete. 

Offenbar findet jedoch hier eine Verwechſelung der Begriffe flatt. Legitimität ald Rechts⸗ 
begriff duldet nämlich Beine Zerreißung des Begriffd und eine feindliche Begenüberftellung ver 
beiden Elemente deſſelben. In der vollkommenen äußern Rechtmäßigkeit liegt nämlich, ald dem 
für das Recht entſcheidenden Punkte, auch ver juriflifche Beweis, daß Die sub 2 bezeichnete Vor⸗ 
ausjegung der Hauptſache nach vorhanden fel. Inwiefern e8 aber hieran gebricht, inwieweit 





5) In den lateinifch rebigirten beutfchen Rechtsquellen fam ber Ausdruck „legitimus“ fehr häufig 
vor. Dgl. Walter, Deutſche NRechtsgefchichte, I, 81, 170, Note 2. Zöpfl, Deutfche Rechtsgeſchichte, 
©. 285, Note 25, S. 2%, Note 61, ©. 305, sub 2. Guizot, Histoire des origines, 1, 358, findet 


bie vollfiändige Legitimitätstheorie fehon in ber Vorrede des Forum judicium. (Vgl. auch Cöd. 1, 160, .. . 


und was Tacit. Annal., X1. 16, hervorzuheben zu müffen glaubt, Legitimus filius in ber Goldenen 
Bulle, Kap. VII, $. 2.) ‚ 

6) Legitimus ift gleich legi intimus. Volney, Oeuvres completes, ©. 72 u. 73. Über acta legi- 
tima, legis actiones vgl. außer den befannten beutfchen Eiviliften auch Zaferriere, Histoire du droit 
francais, 1, 11. 7) Legitimatio! 

8) Auch im Staatsrecht gilt aber der Grundſatz: ‚Nemo sibi titulum possessionis mutare 
potest.‘' 

9) Schon in den älteften Staatengründungsfagen, in beren fpätern Bearbeitungen, in allen politi- 
fchen und Haatephilofophifchen Syflemen tritt das Beſtreben hervor, wenngleich in der verfchiebenften 
Meife, rechtliche Grundlagen zu gewinnen. Spuren bes Legitimitätsgebanfens feit den allerälteften 
Zeiten fiehe z. B. bei Backofen, Gynokratie, S. 187. —28 Chineſiſche Geſchichte, S. 117, 127. 
GSfroͤrer, Urgeſchichte, 1, 244, 249 fg., 257. Matter, Geſchichte der Alexandriniſchen Schule, I, 68. 
Malcolm, History of Persia, 11, 130. Saints Prieft, Histoire de la royaute, I, 3-86. Dahn, Die ger- 
manifchen Könige, II, 28, 38, 40, 49, 159, 162, 203, 210, 265 fg.. 2afteyrie, Histoire de la liberte 
politique, I, 302. Ranke, Englifche Gefchichte, I, 28. Guizot, I, 160. Les livres sacres de 
l’Orient an fehr vielen Stellen. Vgl. auch Held's Programm. 
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auf dem Durch das beſtehende Recht ſelbſt gebotenen Wege eine Umbildung zuläffig oder noth⸗ 
wendig fei, diefe Frage gehört möglicherweife ind Gebiet der fittlihen Gerechtigkeit, der zweck⸗ 
mäßigen Politik, nicht aber ind Gebiet des pofitiven Rechts und feiner Willenfhaft, in wie in= 
niger Verbindung auch alle dieſe Gebiete vom Standpunkte der praftifchen Staatswiſſenſchaften 
aus fi befinden. . 

Der Juriſt kann fih daher auch nur an ben auf dem wirklich geltenden Rechte ruhenden 
Beſtand halten und muß dem praftifchen Staatömanne die fortwährenve Ineinklangfegung deſ⸗ 
felben mit den aus den unter 2 erwähnten Borausfegungen bervorgehenven Anforderungen auf 
bem Wege unverlegter Rechtscontinuität überlaflen. Denn wo bie Gewalt zu dieſem Zwecke 
beginnt, ſei e8 von oben nach unten (Uſurpation), fei es von unten nad oben (Revolution), 
da ift bereit Die Grenze des Rechts überfchritten, und zwar ſelbſt dann, wenn man von einem 
in Gewaltsübung gegen das geltende Recht beſtehenden Nothrechte fprechen follte. Gelingt es 
aber der bloßen Gewalt, über das bisher geltende Recht zu flegen, fo entfleht vorerft nur eine 


"Art von formeller Legalität, wenigftens für die Vergewaltigten, ein Beflg, ohne vollkommen 


begründetes Recht zu befigen, welcher nur allmäplih zu einer wahren Regitimität beran- 
reifen kann. 

Hieraus erklärt fih auch, warum nach Anſicht ver meiften alle wahre Kegitimität einer ge⸗ 
wiſſen tiefern hiſtoriſchen Baſis, einer größern Zeitbauer als Unterlage bedarf, nicgtaber, warum 
man den Legitimitätäbegriff an fih nur auf die Nachfolge in die fogenannte Geblütämonardie 
befchränfen will. Denn mie derfelbe dad ganze Recht durchdringt, fo iſt er auch auf die Nad- 
folge in den Befig und die Ausübung der Öffentlichen Gewalt unter allen Staatöformen an⸗ 
wendbar. 

Nichtödeftoweniger wird die Regitimität heutzutage nur als ſtaats- und völferrechtlicher 
Begriff und zwar vorzüglich 19) in Anwendung auf bie Geblütdmonardie gebraudt, was ſich 
aus dem befondern geſchichtlichen Zufammenhange erklärt. 

Die Franzoͤſiſche Revolution war ed nämlich, welche zuerft auf eine eclatante Weife dem 
älteften und abfolutiftifchften Koͤnigthum fich entgegengeftellt und gleichfam allem Geblütäfönig- 
thun den Krieg erklärt hatte. Freilich ift Geblütäkönigthum und Abfolutismus durchaus nicht 
identif und fo entfland denn auch 3. B. dein englifchen Königthum aus ber Franzoͤſiſchen Revo⸗ 
Iution gar feine Gefahr. Das deutſche Kaiſerthum, welches in den Revolutionsfriegen vollenbe 
zu Grunde ging, war weber ein Geblütsfönigthum noch abſolutiſtiſch, und die Sympathie für 
Frankreich und die Revolution war um fo ſchwächer, nahm um fo mehr ab, je weniger man fie 
als identiſch mit einer wahren Freiheit erkannte. 

Zwar ift ſchon in den Werken des franzdfifcden Staatsraths C. Lebret (,‚Oeuvres”, Paris 
1653, ©. 1) von einer royaute legilime die Rede, für welche zwei Dinge nöthig feien: 
„L'une, l’authorite souveraine, pour se faire obeir par les peuples qui luy sont soumis: 
Yautre, qu’elle se doit proposer pour sa fin principale, de procurer par toutes sortes de 
moyens le bien de ses sujets”, wozu &. 13 noch benterft wird: „Et pour remarquer aussi 
la difference qu'il y a entre un Roi legitime, et un tyran: celuy-cy siintroduisant dans le 
Thröne royal par force et par violence, et celuy-la avec l’applaudissement et le gre de 
tous ses subjects.” In der angegebenen fpeciellen modernen Bedeutung aber wurde der Aus- 
druck Legitimität eigentlich zuerft von B. Conſtant in feiner Schrift „De l’esprit de conque&te 
et de l’usurpation’’ (vom 1. San. 1814) gebraudt 11), obgleich es wirklich erſt Talleyrand 12) 
ift, mwelder jenem Ausdruck auf dem Wiener Eongreß 12) die oben angegebene fpecielle Bedeu⸗ 
tung als terminus technicus des modernen Staatsrechts verſchafft hat. 


10) Über Legitimität der Volfsfouveränetat: Gallois, Histoire de la Convention nationale, II, 
88. Legitimität der Volker: Duvergier de Hauranne, Histoire du gouvernement parlementaire, II, 379. 

11) Duvergier de Hauranne, II, 81, wonach der Genannte ee ift, welcher als der erfte „le mot, de- 
venue depuis sacramentale, de legitimite‘' ausgefprocdhen hat. 

12) Bgt. über diefen Viel-⸗Caſtel, Histoire de la Restauration, I, 205, 207, 216, 238, 263, 266 fg., 
310 fg., 328, 344, 358, 362 fg. Duvergier de Hauranne, II, 379. Guizot, Memoires, I, 37 fg. Lau⸗ 
rent, L’öglise et l'etat, III, 65. 

13) Zur Beurtheilung des Wiener Congrefies vgl. Held, Syitem, I, 470 fg.; II, 218, Note 3. 
Kaltenborn, Die deutfchen Einheitsbeftrebungen, I, 84, 106 fg. Zachariä, Vierzig Bücher, V, 216. 
Slaffan, Histoire de congres de Vienne. Aus dem Franzöftfchen von Herrmann (2 Thle., Leipzig 
1830). Bollgraff, Syfteme, IV, 259, 261. Eufiy, Precis historique des &venements politiques etc. 
depuis 1814—59 (Leipzig 1859). Gentz, Schriften, II, 12 fj. @rnouf, Histoire de la derniere 
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Es iſt begreiflich, daß die Ungunſt, welche fih-an Talleyrand's Namen und, für viele wenig: 
ftens, an den Wiener Congreß knüpft, zum guten Theil au auf den fraglichen Legitimitäts⸗ 
begriff gefallen’ und um fo höher gefliegen ift, je mehr man bie Geblütsmonarchie überhaupt 
oder gewifie Dynaftien insbeſondere als unerbittlihe Gegner beſtimmter moderner politiſcher 
Tendenzen erkennen zu müflen glaubte oder mit Recht erfannte. Rechnet man dazu, wie fehr 
die felbft von gefrönten Häuptern vertretene Revolution in neuerer Zeit das Anfehen ver alten 
und ununterbrochenen Geblütsfolge gefchwächt hat, wie der Geiſt unferer Zeit überhaupt weni⸗ 
ger Sinn für die Achtung alter Beſtände, für Stabilität und für ruhige Würbigung gewiſſer 
in den hoͤchſten Negierungskreifen wie in den conflitutionellen Verſammlungen unvermeiblichen 
Unvollkommenheiten hat und den Dynaftien jenen Anthell an den Verdienſten, ven Völkern je: 
den Theil an den Fehlern ver Vergangenheit abzuſprechen fi gewöhnt, fo ift e8 begreifli, daß 
die Darftellung des Kegitimitätsbegriffs gerade nicht zu ven angenehmften Aufgaben zählt. 

„Indem wir und bezüglich der Geſchichte des Legitimitätsgedankens auf unfer Programm 
(‚Über Legitimität, Xegitimitätöprineip”, Würzburg 1859) und bezüglich feiner innern Be⸗ 
deutung und feines Berhältniffes zur Revolution auf unfer Werk „Staat und Geſellſchaft“ 
(Thl. II, befonderd Abth. 2, Leipzig 1863) beziehen, halten wir an der allgenieinen (alfo nicht 
6108 auf die Geblütsmonarchie zu beſchränkenden) Bedeutung des Legitimitätsbegriffd in dem 
vorhin angegebenen Sinne feft und erkennen fo in demſelben den Träger einer allgemein hu⸗ 
manen Wahrheit, ja eines Ideals, deflen Anftrebung die Menſchheit unter allen Umſtänden 
und in allen Zeiten, wenngleich auf fehr verſchiedene Weiſe, verfucht hat. 

Deshalb ſoll fich auch unfere Darftellung Hier vorzüglich nur darauf richten, zu zeigen: 

1. Was Legitimität nicht fet. 

1. Worin der Werth, die Confequenzen der Regitimität und bie Mittel zur Herftellung und 
Erhaltung eines wahrhaft legitimen Zuftandes im Staatöleben wie im Völkerverkehr beftehen. 

Zul. 1) Wie dad ganze Recht eines Volks eine untrennbare @inheit ift, fo müflen auch die 
Grundfäge für Erhaltung und Fortbildung des Rechts in jedem Theile feines Beſtandes weſent⸗ 
Jich diefelben fein. Rechtserhaltungs- und Fortbildungsformen, die alfo z. B. für Private und 
in Beziehung auf Privatrechte unrechtmäßig oder illegitim wären, würden ed au für den 
Staat, feinen Souverän und in Bezug auf Öffentliche Nechtöverhältniffe fein, voraudgefegt, daß 
wirklich dad ganze Necht einheitlich durchgebilvet ift, und daß in jedem Kalle der natürlichen 
Verſchiedenheit zwifchen privaten und Öffentlihen Rechtsverhältniſſen die gebührende Rechnung 
getragen wird. Unter allen Umſtänden aber bleibt jede formelle Verlegung unzweifelhaft bez 
ſtehenden Rechts juriſtiſch illegitim, fie gefhähe von wen und gegen ıwen fie wolle. Die Noth 
aber kennt fein Gebot, gleichviel, ob fih der Staat oder ein einzelner Private darin befinde. 
Das formelle Recht erfennt daher auch mieiftens die Strafloflgfeit ver Nothwehr wie der Rechts⸗ 
verlegungen in wahren Notbfländen an, und erklärt felbft, daß es ven allgemein geltenden fitt- 
lichen und vernünftigen Wahrheiten gegenüber keine Macht habe oder üben wolle. 

2) Der allgemeine Begriff des Legitimen, als das dein beſtehenden Rechte Gemäßen, muß 
fih nad den nationalen Verſchiedenheiten ver felbftändigen Rechtögemeinfchaften oder der 
Staaten ſowol für ihre Innern wie fir ihre äußern DVerhältniffe gleichfalls fehr verſchieden 
geftalten. 1*) 

Das Necht eines Volks ift der formelle Ausoruck feiner Harmonie nach allen drei Lebens: 
rihtungen in Freiheit und Orbnung. Daraus ergibt ſich: 

a) Kein Volk wird in feinen Berhältniffen mit andern Völkern Anfichten über Rechtmäßig⸗ 
feit oder Regitimität bethätigen, welche nicht für feine eigenen Verhältniffe begründet find. Gin 
Voͤlkerrecht over eine völkerrechtliche Legitimität ift daher auch nur zwifchen folden Völkern mög: 
ih (zwiſchenedieſen aber auch unvermeidlid), deren Recht auf verwandten fittlichen Anſchauun⸗ 
gen, vernünftigen Erfenntniffen und materiellen Verhältniflen beruft. Daher Tannte das 
Altertbun kein eigentliches Voͤlkerrecht, daher kann ſich aber auch die moderne Ara vom Be- 
griffe des Voölkerrechts nicht trennen, wie oft fie daſſelbe verlege. 1°) , 

b) Wo keine jelbftändige Rechtögemeinfchaft ift und ſoweit diefe nicht geht, da ift auch Fein 


capitulation de Paris etc. (Paris 1859). Duvergier de Hauranne, II, 376 fg. Pfeyffer, Die flaate- 
vechtliche Stellung der Schweiz, in der Zeitfchrift für auswärtige Rechtswifienfchaft, Jahrg. 1835, 
©. 84 fg. Remuſat, Politique libersl, ©. 217. Augsburger Allgemeine Zeitung, Hauptblatt von 
21. Suli 1859, Paris vom 18. Juli. 

14) Zaurent, Etudes, II, 25 fg. 15) Laurent, IV, 169 fg. 
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Staat, alfo auch feine Legitimität. Jede Hußerung der menſchlichen Freiheit wie der ſtaatlichen 
Gewalt muß natürlid, fol fie nach ihrer Geſetzmäßigkeit heurtheilt werben, injofern mit einem 
ftantlichen Dafein in Berbindung gefegt werden. So hängt z.B. die Rechtmäßigkeit einer Hand⸗ 
lung gegen einen Fremden vom Staatd= und Völferrechte, die Geltung particularer Rechte in= 
nerhalb eined Staats von deſſen Zulaffung ab u. ſ. w. 

c) Der Begriff des Legitimen wird fich aber freilich ſehr verjchieden geftalten, je nachdem 
bei einem Volke dad Recht mehr nur auf göttlicher Offenbarung ober auf vernünftiger Erkennt⸗ 
niß oder auf materieller Übermacht, reſp. Gewalt beruht. Aber dieſe Verſchiedenheit ift eigent⸗ 
lich nur eine Außerlihe. Denn wo immer dad Recht in irgendeiner ber drei angegebenen Rich⸗ 
tungen fich einfeitig entwidelte, da muß nad) und nach rin unorganiſcher, d. h. ein mechaniſcher 
Geſellſchaftozuſtand eintreten und fih die Legitimitätäidee nicht als die Kontinuität friedlicher 
Rechtsbildungen und Übergänge, ſondern als die Continuität gewaltthätiger Erfcheinungen 
und Veränderungen herausſtellen. In Anarchien und Dedpotien findet fi daher feine Legiti- 


“ mität, ſobald und folange nod in der Anarchie Ordnungsſinn, in der Deöpptie ein Geiſt der 


Freiheit lebt. Sobald und folange nämlich wird ein Kampf flattfinden, ber entweder mit dem 
Untergang des Volks oder mit der Begründung eines die Geſetzmäßigkeit ermöglichenden mehr 
organifchen Beftandes endet. Wenn daher Laurent ( „Etudes”, V,131) fagt: „La legitimite 
de tous les gouvernements est celle de la conqu&te”, fo irrt er. Dan kann nicht ohne Macht 
herrihen („Grundſätze ver Realpolitik“, ©. 1 fg.); aber Feine Herrfihaft befteht, die nicht zum 
Rechte würde. Die Legitimität aller Regierungen befteht allerdiugs nicht in einer abfirarten 
Legitimitätstheorie, wol aber darin, daß zu der Thatſache der Macht die vernünftige und jitt- 
liche Sympathie des Volks Hinzutritt. 16) Darauf beruht nicht nur der dauerhafte Beſtand eines 
Staats überhaupt, fondern auch der aller feiner Einrichtungen, insbeſondere alfo feiner Ne= " 
gierung, feiner Dynaftie. Ein jeder ſtaatliche Beſtand erſcheint zunächſt als ein Anlauf zu einer 
ſelbſtändigen Rechtsgemeinſchaft, mag ex wie immer zuerſt thatfähli und äußerlich zu Stande 
gebracht worden fein. Der weitere Verlauf erft wird darüber entſcheiden, ob er ein lebensfähiges 
politifches Product iſt oder nicht. 

3) Legitimität ift nicht glei Sittlichkeit, Moralität, Neligiofität, ſondern glei Recht⸗ 
mäßigfeit. Allein deshalb kann Legitimität doch ebenſo wenig ohne erſtere gedacht werben 17), 
als es zuläffig wäre, ven Legitimitätäbegriff deshalb zu verwerfen, weil unter ver Firma der Le⸗ 
gitimität nicht nur Unfittlihes, ſondern auch formell Rechtswidriges gefchehen ift und geſchehen 
fann. (Garne, „Staatdeinheit”, ©. 19.) 

- 4) Man hat gefagt: „Pas de legitimite sans infallibilite.” (Saint:Bonnet, „Linfal- 
libilite‘‘, ©. 24 fg.) Der Sap ift falſch. Die Legitimität ift nicht Unfehlbarkeit ever Vollkom⸗ 
menheit, eben weil fie ein Rechtsbegriff ift, dad Necht aber feinem Wefen nah unvollfommen 
und fehlhar fein muß. Demnach iſt die Legitimität in vem angegebenen Sinne, nämlich ald un- 
unterbrochene Rechtöcontinuität, ohne Anerkennung der Unvollkommenheit und Fehlbarbeit als 
Fartoren jeven Nechtöbeftandes und jeder Nechtöfortbildung gar nicht denkbar. 18) 

5) Ebendeshalb kann aber Legitimität nicht gleich Unveränderlichfeit fein. Unveränder- 
lich find nur die abfoluten Gefege, nicht die pofitiven, die eben wegen ber in ihnen liegenden 
Unvollfommenheit aud den Drang nad) beftändiger Vervollfomnnung, alfo Veränderung in 
fih tragen müſſen. Gleichwie man mit Unfehlbarfeit die perſoͤnliche Unveranwortlichkeit des 
Souveränd falich bezeichnete, jo Hat ınan mit ber Unveränderlichkeit gleichfalls einen an ſich 
wahren Sag, nämlich die abfolute Nothwendigkeit der Einheit des Staats und feiner Gewalt 
ſowie der perfönlicden Darſtellung verfelben, unrichtig ausgeſprochen, um bewußt oder un⸗ 
bewußt, abſichtlich oder nicht, Fehler und Misbräuche der Staatögewalt zu decken, und auf 
diefe Weiſe den Legitimismus in einen Miscredit gebracht, den dad Princip der ununterbro: 
chenen Rechtscontinuität jicherlich nicht verdient. 

6) Wenn au, wie oben gezeigt wurde, der Legitimitätöbegriff in feiner befondern Beben: 


‘ 

16) Hallam, Histoire constitutionnelle, Thl. I, Kap. 8, &.223: „C'est le sort de tous les gou- 
vernements qui ne sont point fondes sur l’opinion populaire de la legitimite, de n’obtenir 
qu'une fidelite precaire.‘ 17) Müller, S. 1%. 

18) Royer-Collard fagte in der Seffton von 1817: „Ne lui (a votre gouvernement) imposez 
pas la perfection; considerez ses embarras aussi bien que ses devoirs‘' (Duvergier de Hau: 
ranne, IV, 66); und Guizot, Mömoires, III, 229: „Les gouvernements n'ont pas à leur service 
des anges pour lutter contre des demons.“ Vgl. auch die Erflärungen von Comte und Dunoyer 
über den Antheil des Volks am Unglür tes Staats bei Duvergier be Hauranne, IV, 192, 197, 202. 
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tung dadurch entftand, daß alte Geblütömonardien zur Revolution in Gegenfag traten, fo liegt 
doch nichts in dem Legitimitätöbegriff, weshalb derſelbe abfolut nur auf die Staatsform ber 
Sehlütömonardie anwendbar wäre. 19%) An ji anwendbar auf alle Rechtsübung und Rechts⸗ 
folge, auch auf die privatrecgtliche, wäre er demnach ebenfo in Republiken und für die Gewalts⸗ 
übung und Succeffion republikaniſcher Souveränetäten anwendbar wie in der Monarchie, 
ebenfo in dev Wahl: wie in ver Geblütömonardhie. Da aber einerſeits von der rechtmäßigen 
Innehabung und Ausübung der oberfien Gewalt im Staate die Sicherheit des gefanmten übri⸗— 

. gen Rechtsbeſtandes weientlih mit bedingt wird, während andererfeit# fowol die Einheit wie 
die Stetigkeit ver Staatsſorm, dem Weſen des Staats entfprechend, in der Geblütsmonarchie 
am vollflommenften ausgedrückt if, fo ericheint die ausfchließliche Anwendung des Legitimitäts- 
Begriffe auf die Geblütsmonarchie um fo mehr einigermaßen gerechtfertigt, je unbeflinmter 
aud in den verichiebenen republikaniſchen Staatsformen und in dem Wahlreiche der Gegenſat 
der Legitimität, die Revolution, immer war und bleiben wird. 

7) Die Legitimität ift aber noch viel weniger iventifch mit irgendeinen: beftimmten Brincip 
der Ausübung der Staatögervalt oder der Kegierung, alfo auch nicht mit dem fogenannten Ab⸗ 
folutismuß, der Gentralifation u. |. w. Daraus folgt, daß fie auch mit keinem folden Brincip 
an fih im Widerſpruch ſtehen müfle, alfo auch nicht mit dem Gonftitutionaliemus, dem Self⸗ 
government u. |. m. Gherbuliez und Vollgraff („Erſter Verſuch einer Begründung ſowol der 
allgemeinen Ethnologie durch die Anthropologie u. f. w.“, II, 802 fg.) geben zu, daß mit ber 
Zegitimität die freiefte Berfaflung vereinbar fei (‚Non nisi sub rege pio libertas ipsa grata 
exstat’‘); Buizot erklärt in feiner Schrift über Die Demokratie (S. 55) ausdrücklich, daß die 
legitimiſtiſche Partei in Frankreich etwas anderes ſei als eine dynaſtiſche, ſelbſt etwas anderes ala 
eine monarchiſche Partei, und Viel-Caſtel („Histoire de la restauration“, II, 211 fg.) weiſt 
nad, daß die parifer Gentralifation ſchon in der Periode der zweiten Reftauration ganz ent: 
ſchiedene Gegner unter ven Legitimiften gehabt habe. 

8) Am allerwenigften kann der Begriff der Xegitimität, wenn auch nur einigermaßen richtig 
aufgefaßt, etwas gemein haben mit Deöpotismus. Denn der Despotismus ift Die vollendete 
ſelbſtſüchtige Willkür 20), die Legitimität das gerade Gegentheil, die ein genau beftimmtes Recht 
vorausſetzende Gejegmäßigkeit.21) Daher fagt Dolgoroufow (‚La verite sur la Russie“, 
S. 178) mit Recht, in reinen Gewaltöftaaten gebe e6 keinen Legitimiſten; Cherbuliez befinirt 
die Legitimität ald das Princip: „En vertu duquel, l’autoritE du gouvernement est consi- 
deree comme e&tant de droit et la soumission comme constituant une obligation morale, 
un devoir‘ (Bollgraff, a.a. O., II, 327 fg.) und einer der neueften Schriftfteller über dieſen 
Gegenſtand, Charles Müller („La legitimite”, Paris 1857, S. 291), erkennt vie Miffion der 
Zegitimiften darin, daß fie feien „La representation vivante de l'id&ee du devoir”. In ber 
That, was die Gefegmäßigleit in Bezug auf die Geblütsmonarchie und deren Gonfequenzen 
ober die Legitimität im gemöhnlihen Wortiinne gefährvet und allmählich zerflört, das ift das 
einfeitige Urgiren des Rechts auf die Krone und der Rechte gegen dieſelbe; was fle eigentlich be- 
gründet und erhält, das iſt die wahre Pflicht des Herrfherd und die politiihe Vflicht gegen ihn 
und feine Regierung , wozu natürlich aud vie Ausübung der zu ihrer Erfüllung gegebenen 
Rechte gehört. Falſch ift ed naher, wenn Bollgraff (a. a. D., III, $. 405) meint, das Legitimi- 
tätöprincip berube heutzutage auf nichts anderm, ald auf „dem nunmehrigen privatrecht⸗ 
lien Charakter des Herrſcherrechts oder der völligen Unabhängigkeit deflelben von der Aner⸗ 
kenntniß der Unterthanen”. Denn daß «8 da und dort von Herrſchenden und Beherrichten fo 
aufgefaßt wurde und noch wird, beweiſt nicht, daß dies die richtige und allgemeine Auffaffung 
fei. Nur in der Deöpotie hat das Herrſcherrecht einen privatrecdhtlien Charakter. Die Despo: 
tie iſt ebendeshalb kein ſtaatsrechtliches Princip und ein despotiſcher Staat eigentlich gar kein 
Staat, weil eine contradictio in adjecto. &8 erſcheint deshalb eine Legitimität In einem ſolchen 
Zuftande geradezu unmoͤglich. Soll aber die Herrſchaft ein Recht fein, fo bedarf fie einer recht⸗ 
lichen Grundlage, und eine ſolche iſt ohne Sympathie der Unterthanen, gleicviel ob fie fi In 
‚ einer förmlihen Anerkenrttniß ausgeſprochen habe oder nicht, undenkbar. 


19) Barne, Etudes, II, 197. 

20) „L' homme ne resiste pas à l'’exercise de la toute-puissance.’' Laurent, VI, 494, 

21) Nur mit dem wahren Legitimitätsprincip iſt Daher auch bie Möglichkeit einer anerfannten Recht: 
maͤßigkeit eines nur paffiven Widerfiandes gegeben. Bol. Blutarh, Publicola, Kay. 11, mit Guizot, 
Histoire des prigines, II, 223, 
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9) Die Legitimität ift demnach auch mit nichts identiſch, was gegen die abfolute Natur des 
Stauts überhaupt oder gegen den wirklichen gegenwärtigen Rechtsbeſtand eines concreten Staats 
oder gegen ben wejentlich politiihen Charakter der Thronfolge verflößt. Regitimirät iſt daher 
weder glei) unntittelbarer, göttlicher Einſetzung des Staats 22) oder des Stantäherrfchers, noch 
gleich vem gänzlichen Aufgehen deö Staats nit ſowol in der Herrjchenden Dynaftie, als viel- 
mehr in der herrſchenden PBerjönlichfeit („L’etat c'est moi‘), noch gleich einer abfoluten Un⸗ 
freiheit und politifchen Bebeutungslofigkeit des Volks gegenüber ver letztern, noch gleich einem 
rein privatrechtlihen Charakter der Thronfolge. Richtig iſt aber, daß in der Gehlütämonardie, 
wenn und weil dad Geſetz im voraus alle Succefflondfragen entihieden bat, beim Thronwechſel 
das menſchliche Zuthun die geringfle, die Einwirkung der VBorjehung die größte Bedeutung hat; 


daß ferner alte Geblütsmonarchien oft eine beftimmte Politik verfolgen und mit ihren Bölfern 


fo verwachſen fcheinen, daß, abgejehen von den Folgen der Pietät gegen die Dynaftie und der 
perſoͤnlichen Anhänglichfeit an den Souverän, oft lange Zeit eine ſcharfe, die gegenjeitigen 
Rechte hervortreten laſſende Friction zwifhen Bolt und Herrfcher nicht flattfindet ; daß endlich in 
den Formen der Staatöfuccefiion eine gewiſſe Verwandtſchaft mit ven Formen ber Privatfuc- 
ceſſion eintreten muß. Was aber eben vielen legten Punkt angeht, fo darf nicht überjehen wer- 
ben, a) daß die Staatsiucceffion der Hauptgegenfland des Verfaſſungsrechts iſt; b) daß heut⸗ 
zutage beim Tode eined jeden Souveränd der fogenannte Staatsnachlaß ſcharf von dem Pri- 
vatnachlaſſe deſſelben getrennt wird; -c) daß eine Menge von Misverflänpniffen, und zwar auch 
bezüglich des Legitimitätsbegriffs, eben daher entſtanden, daß früher eine wenigſtens der Haupt- 
fade nad ſcharfe Trennung zwifchen Iffentlihen und Privatreht überhaupt wie zwiſchen 
Staats: und Privatverlaflenfhaft des Fürſten insbeſondere unmöglih war, daß aber dieſer 
große Misftand gegenwärtig meift ganz befeitigt if. 

10) Die Legitimität in den angegebenen Sinne ift auch nicht iventijch mit der Behauptung 
einer ureigenen und in dieſer Ureigenthümlichkeit rechtlich abjolut mangel= und mafellofen Herr: 
fhergewalt. Die Legitimität einer Dynaftie ift, wie alled Recht eines Volfs, das allmählide 
Product feiner gefammten Gefhichte. Niemand kann getrennt von diefer Geſchichte eine Volks 
ein Recht feiner Beherrichung behaupten und begründen, und feine erfte ſtaatliche Grundlage 
eines Volks wird fo vollkommen dem Staatöideale entiprechen, daß dieſelbe in irgenveiner Be⸗ 
ziehung die Inveränderlichkeit beanfpruchen kann. Daher aber kommt es, daß man gemöhnlich 
nur mit ältern Dynaſtien den Begriff der Legitimität verbindet; daß auch loyale Kriegserobe⸗ 
rungen nur allmählich mit vem ältern Stamme organifch verwachfen und dann mit ihm die An⸗ 
ſicht über die Xegitimität der Herrſchaft theilen; daß ferner fowol in der Form der Herrſchaft 
wie in den Orundfägen ihrer Übertragung, endlich jelbft bezüglich des politifchen Umfangs ober 
Inhalts derfelben (Prärogative) und der Formen ihrer Ausübung ein fortwährenver Wandel 
ftattfinden kann, ohne daß blos deshalb der Begriff ver Geſetzmäßigkeit over Legitimität alterirt 


würde. Die Legitimität ald Nechtöprincip ift etwas rein negatives und formelles, und bezeichnet 


demnach nur, daß ein Recht, alfo Hier das Herrfcherrecht nicht nach den concreten Verhältnifſen 
mwiberrechtlich erworben und übergegangen, reip. daß niemand mehr da jei, deſſen unzweifel⸗ 
haftes Mecht durch dieſen Ermerb, refp. viefe libertragung verlegt worden iſt. 

11) Demnach fann aber das Alter allein nicht über die Regitimität einer Dynaflie entfchei- 
den.29) Nach ver Erörterung sub 10 erſcheint e8 ebenſo möglich, daß eine alte Dynaftie noch 


22) ‚Die theofratifche Legitimitätsidee ift nicht mehr volksthümlich, weil das Volk im geordneten 
Berfaffungsftaat ihrer nicht mehr bedarf. Allein die Bürftenwürde wird rem Volke noch mit ben mans 
nichfachften religiöfen Zügen gefchmüdt u. ſ. w.“ (Riehl, Die Legitimität im Volfekewußtfein, in ter 
Deutſchen Bierteljahrfchrift, Jahrg. 1862, Heft 2, S. 134.) Über den religiöfen Zug des franzöfifchen 
Legitimismus („le dogme de la l&gitimite eto.“) vgl. Guizot, Memoires, II, 202. Garne, Etudes, 
II, 36, 195. Duvergier de Hauranne, III, 262. Viel-Caſtel, III, 155; IV, 409. 

23) Dem fleht nicht entgegen, daß, wie aus dem Punft 10 hervorgeht, ein gewiffes Alter ſtets einem 
großen Werth wie für jeden rechtlichen Zufland fo auch für die Rechte regierender Dynaftien habe. Ties 
jeigt fi) auch in andern Rechtefphären, 3. B. in dem hohen Werthe, welcher jelbfl da, wo der Adel 
ängft aufhörte, ber einzige politifche Stand oder doch einer der politifchen Stände zu fein, auf alte 
Namen, Wappen, Titel u. dgl. m. gelegt wird, in ber großen Bedeutung alter Firmen u.f.w. Es 
find dies lauter Zeichen eines gefchichtlichen Beiftes im Bolfe, wie fehr bemfelben andere geradezu ent- 
gegengefegte Ericheinungen zu wiberfprechen ſcheinen. Vgl. Du Gellier, Histoire des classes labo- 
rieuses,,&. 273. Augsburger Allgemeine Zeitung, Jahrg. 1861, Nr. 64, ©. 1098. Eich zu rüß: 
men, daß man ein Parvenu auf dem Throne Ie, ift weder politifch meife noch wirflich logiſch. Denn 
in einer jo wichtigen Eache auf einen momentanen Effect bei einem gewiflen Theile bes Nolfe vecharken, 
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illegitim, wie daß eine neue ſchon legitim auch im ſtrengſten Wortfinne fein könne. So war 
3. B. die gegenwärtig in England herrichende Dynaftie, folange noch ein Stuart 2%) lebte, für 
diefe und feine Anhänger illegitim, was man bekanntlich im englifchen Konigshauſe wohl fühlte, 
während die neue belgiſche und bie erſte griechiſche Dynaſtie fofort legitim erfchienen. Wie gering 
aber au mandmal der Werth ded nudum jus ber Legitimität thatſächlich erfcheinen und wie 
jehnell unter Umſtänden ein neuer Legitimitätözufland erworben fein mag — gewiß ift, daß für 
eine auf bie Dauer berechnete, alſo wirklich ſtaatlich begründete, ſtaatlich denkende Dynaftie die 
altmähliche Verbindung mit der Legitimitätsivee, die Vernichtung ver Illegitimität, ein unab- 
weisbares Bebürfniß, und daß die längere Dauer felbft, ver längere Beſtand, mit die ſicherſte 
Grundlage der Legitimität ſei. | 

12) Legitimität kann daher aud nie gleich fein mit Revolution. Es gibt im rechtlichen Sinne 
feine legitime Revolution, weil Revolution bie Veränderung bed rechtmäßigen Zuſtandes durch 
Mittel ift, welche nad eben dieſem Zuſtande rechtlich nicht zuläffig erfcheinen; aber jede Revo⸗ 
lution ftrebt nach Legitimität?°), wie jeve Gewaltthat nach Rechtfertigung. Hierin, im Men- 
fen, liegt daher die ewige Bererhtigumg des Legitimitätsgedankens und die Möglichkeit, unter 
günftiger Einwirkung der provibentiellen Führung gerade vermittelft eines durch vie Revolution 
nicht gänzlich verlorenen oder doch getrübten und verwirrten Rechtſinns Unterbrechungen der 
Rechts⸗ und Geſetzescontinuität nach und nad) und zwar um fo erfolgreicher wieder zu heilen, je 
entfchulpbarer jene Iinterbrehungen aus Gründen der Sittlichkeit und einer materiellen Noth ge⸗ 
wefen waren, 26) Nach jedergelungenen Revolution wie Ufurpation drängt das Natur: und Ver⸗ 
nunftpoftulat des ſtaatlichen Dafeins fofort Dazu, den neueingetretenen Zufland zu einen legi⸗ 
timen zu machen, wobet in der Hegel auch der ganze Außere, zum Theil keineswegs nothwendige, 
zum Theil fogar auf falfchen Auffaflungen beruhende Apparat der Legitimität entlehnt zu wer: 
den pflegt. 

13) Iſt Legitimität nicht iventifch mit der einjeitigen Berfolgung nur der einen ober ber 
andern Richtung des irdiſchen Daſeins, alfo auch nicht identiſch mit der reinen Gewalt: und 
Willküͤrherrſchaft, als der nothwendigen Conſequenz einer jeden ſolchen Einfeitigfeit, fo hatte 
Royer-Collarb vet, wenn er fagte: „La moderation, attribut naturel de la lögitimite” 
(Duvergier de Hauranne, „Histoire du gouvernement parlementaire‘, I, 510), natürlid 
vorausgefegt, daß der reine Legitimitätäbegriif nicht Durch andere Irrthümer alterirt iſt. 

14) Gine rehtmäßige Legitimität, „La legitimite de droit” (Duvergier ve Hauranne, 
a. a. O., II, 187), ift eine Tautologie, es wäre benn, daß damit die wahre Legitimität, falfchen 
Zegitimitätsprätentionen entgegen, bezeichnet werben follte. Wenn aber derfelbe Autor von 
„Deux legitimites‘ fpricht, welche fi nad} der Abdication Napoleon's I. geltend gemacht Hätten 
(a. a. O., IH, 64), ſo kann zwar zugegeben werben, daß damals über die Legitimität verfchiedene 
Anſichten beſtanden, nicht aber, daß überhaupt in Beziehung auf ein und vaffelbe Recht zwei 
Zegitimitäten zugleich denkbar feien. “ 

15) Legitimität ift nicht identiſch mit irgendeinem gewiffen Maße materieller Macht. 
Die kleinſte Legitimität ſteht als jolche der größten rechtlich vollfommen glei. Wenn daher 
Montlofier in der „Monarchie frangaise’’ (1818) von „legitimitesmoyennes et secondaires‘’ 
neben der „legitimite royale’ fpricht, fo bezeichnet er damit verſchiedene, aber gleich rechtliche 
Zuftände Innerhalb des Staats, dem ein Recht fo Heilig fein muß wie dad andere. Daß aber 
nicht nur Legitimismus und Staats: wie Privatrecht, fondern auch Legitimismus und Völker: 
recht (natürlich innmer das Wort Legitimismus im rechten Sinne genommen) einander wechſel⸗ 
feitig bebingen, das hatte der große Rubwig IX. von Branfreich ſchon erfannt, indem er es ver⸗ 
mied, feinen koͤniglichen Gegner zu erniedrigen, weil er fühlte, daß das Königthum gleihfam 
folidarifch fei. (Carne, „Staatseinheit“, S. 138.) Darum vermeidet man aber auch möglihft 
die Verlegung ber Bewohner eroberter Länder (pro vincere, daher Provinz; Vollgraff, 


heißt ven Staat nicht verftehen ; und fich ben ganzen Apparat ber alten Legitimität mühefamft beizulegen 
fischen, während man fi mit Oftentation einen Parvenu nennt, ift nicht folgerecht. 

24) Über den legten Stuart vgl. augsburger Allgemeine Zeitung, Jahrg. 1860, Nr. 266, ©. 4413 fg. 

25) „Im Nanıen der Regitimität erhalten wollen, was im Namen der Revolution erworben wurde, 
iſt die natürliche Sonfequenz jeber Revolution.’‘ 

26) Merfwürdig ift es, wenn Duponts White den Maſſen die Fähigfeit zur Revolution abfpricht 
(L’etar et l’individu, ©. 192), die Daily News aber in Derus auf Garibaldi erflärt, daß in einem 
confitutionellen Lande eine Revolution nie zu entfchuldigen ſei. 
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a. a. O., IL, 804) In ihren Privatrechten, weil man fühlt, daß au in den Völkern ein 
gewifles Rechtsgefühl ſolidariſch if. 

16) Legitimität ift auch nicht identiſch mit Nationalität im Sinne des faljchen modernen 
fogenannten Nationalitätöprincipe. Rechte, welche fi auf recipirte fremde Quellen flügen, 
vermögen deshalb an und für fich ebenfo legitim zu fein wie eine fremde Dynaftie, wenn fie 
verfaflungsmäßig im Beſitz des Throns fich befindet. 27) 

17) Legitim ift ferner nicht Die Erwiderung eines Unrechts, einer Verfaflungsverlegung, 
durch irgenvein anderes Unrecht, d. h. durch irgendeine verfaflungsmäßig nicht zuläffige Hand⸗ 


lung. Diefe wäre nur ein Unrecht mehr. 


18) Blos politiſche Phrafen indes, wenn Bolney („Oeuvres completes’', S. 72, 73) jagt: 
„Salus populi suprema lex esto. Le salut du peuple, voilä la loi, voila la lögitimite’'; und 
Proudhon (‚La rövolution sociale‘, zweite Auflage, Brüffel 1852, ©. 9) fih äußert: „En 
politique, on n'est pas l'heritier d'un homme, on est le porteur d'une idee. Celui qui la 
realise le mieux, c'est celui-la qui est l'heritier legitime.” Was übrigens Bolney betrifft, 
fo muß noch erwähnt werben, daß derſelbe ehrlich genug ift, obigem Sage hinzuzufügen: „Et 
remarquez, que le salut ne veut dire la volonte, comme l’ont suppose quelques fanatiques, 
car d’abord le peuple peut se tromper; puis comment exprimer cette volonte collective 
et abstraite?” Einige wegen bed Zufammenhangsd mit ven Breigniflen nit uninterefiante 
Äußerungen Napoleon's I. nad) feiner Rückkehr von Elba über das, was allein legitim fei 
(‚La cause du peuple”, u. f. w.), f. bei Biel: @aflel, a.a.D., II, 280, 281, 283, 449, 
451, 494. 

Zu II. Hatfihaud Vorſtehendem ergeben, daß die Legitimität im wahren und von allen Mis- 
verftänpniflen, einfeitigen Auffaflungen wie vulgären Anwendungen geläuterten juriftifchen 
Sinne des Worts nichts anderes fei ald die ununterbrocdhene Gontinuität des Rechts, und zwar 
für dad geſammte Nechtögebiet, jo erklärt es fih auch, daß die Legitimität in dieſem Wort⸗ 
finne fo alt und fo verbreitet war, iſt und ewig fein wird, wie die Menfchheit felbft, mit der 
fie fammt der rechtlich geordneten Geſellſchaft nothwendig gleichzeitig gegeben ifl. Deshalb 
finden ſich denn auch, wie wir in unferm bereitö erwähnten ‚Programm‘ vom Jahre 1359 des 
Weitern nachgewieſen haben, beutlidde Spuren fowol des wahren Legitimitätsgedankens ala 
auch feiner falſchen und einfeitigen Auffaflung wirklich zu allen Zeiten und bei allen Völkern, 
wenngleich unter den verihiebenften Formen, und beſchränken ſich diefe Spuren Eeineöwegs blos 
auf Begründung und Übergang der ſtaatlichen Herrichergewalt, fondern. finden fich zerftreut 
über alle Gebiete des rechtlichen Beſtandes. 

In diefer einfahen Thatſache ſchon liegt der genügende Beweis des hohen Werths der 
wahren Legitimitätdibee, der natürlich durch Die unzweifelhafte Schwierigkeit ihrer unverlegten 
Feftbaltung und Durchführung nicht gefchmälert werben fann. Daher kommt ed, daß man 
von jeher die Achtung vor vem Recht und zwar vor jedem Recht als eine außgezeichnete und aus⸗ 
zeichnende iittlicde Eigenſchaft erkannte; daß man bie Verlegung eine Rechts an ſich nicht ald 
einen genügenden Redtfertigungdgrund für bie Verlegung anderer Rechte auſah; daß ferner 
jede Revolution fi nicht nur durch irgendeine Kegitimitätätheorie zu rechtfertigen, ſondern 
auch, fobald fie gelungen, fi auf ven Standpunkt der Legitimität zu flellen verſuchte; daß Die 
Idee der Legitimität felbft über diejenigen eine große Macht übt, welche entweder über dem 
Geſetz zu ſtehen glauben over es zu verachten vorgeben (Garne, „Staatseinheit”, S. 456), und 
dag Boffuet und Laurent recht haben, wenn fie fagen, erflerer: „I n'ya pas de droit contre le 
droit‘, legterer: „IUn'y a pas d’interet, quelque grand qu'on le suppose qui soit au- 
dessus du droit.” („L’eglise et l’etat” , I, 82). Selbft B. Conſtant, welcher die Legitimität 
nur in ihrer Beſchränkung auf die Geblütömonardie auffaßte, konnte ſich nicht enthalten, in 
einer am 23. Mai 1820 über das franzdfifche Wahlgeſetz gehaltenen Rede (vgl. „Zeitſchrift für 
bie auswärtige Rechtswiſſenſchaft“, 1835, ©. 46, Note 2) ih zu Außern: „Jene prends 
pas la legitimite comme un dogme; mais avec la liberte, la legitimite est un grand bon- 
heur. ... C'est un immense avantage qu'une famille antique sur un trône inconteste.” 

Das Recht ift das Äußere Band für die äußern Beziehungen der Menſchen zueinander; 


27) Mit Recht Hat aber Riehl in dem oben citirten ebenfo fchön gefchriebenen wie fein empfunbenen 
Auffage es ale ein befonderes Gluͤck Deutſchlands hervorgehoben, daß faft alle europälfchen Dynaftien 
aus deutfchem Blute ſtammen, Deutfchland felbft aber von dem Regiment fremder Dynaftien bisher 
verichont geblieben ift. 
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es ift alfo eine Macht und zwar eine unentbehrliche. Die lingerriffenheit dieſes Bandes, die 
Ungeſchwaͤchtheit dieſer Macht, oder Die Legitimität im wahren Wortfinn, .ift demnach wirklich 
eine Sache, nit nur vom hoͤchſten Werthe, ſondern von abfoluter Nothwendigkeit. Daher, 
wenn dennoch Riffe und Schwächungen flattgefunden, allenthalben neben dem Streben ihrer 
Rechtfertigung oder doch Entfhuldigung dad Streben ver Reparation. Da aber das abfolute, 
allgemeine, wie das national: und individuell verſchiedene, dad gefellige und das freie Weſen 
des Menſchen zugleich beflimmte Anforberungen an ven Inhalt allen Rechts ſtellen, jo muß na= 
tüsrlich die innere Kraft des im Rechte beflehenven äußern Bandes davon abhängen, in weldyen: 
Maße es jenen Anforderungen entfpridgt. Ein Band aber, welches diefe Anforverungen gänz- 
Lich leugnen ober unberückſichtigt laſſen würbe, hätte gar nicht ven Charakter eines rechtlichen 
Bandes und würde infofern der Legitimitätäbegriff unanwendbar erfiheinen. Unter folden 
Umftänden Eönnte ſich natürlich die ewige Legitimitätsidee auch nicht auf irgendeine rechtliche 
Weite zu äußern fuhen. Wo aber einem berartigen Bande bie eben angegebenen Voraus: 
fegungen fehlen, es aber doch den fraglihen Anforderungen mehr oder minder nicht entſpricht, 
da ifl, wenn ed nicht an dem in Geduld und Auspaner fi manifeſtirenden politifhen Gharafter 
gebricht, die Feſthaltung der Legitimitätsidee durch die gefegliche Neform nicht nur eine Mög- 
lichkeit, fondern eine unzweifelhafte, ver hoͤchſten politifchen Klugheit entſprechende Pflicht. 

Die wichtigſte Bonfequenz des wahren Legitimitätsbegriffs befteht aber darin, daß es an 
fih nur eine Legitimität gibt, nach wie verfchlevenen Seiten au eine befondere Anwendung 
dieſes Begriffs möglich und wirklich ſchon verſucht worden ift. 

Es wurde ſchon früher hervorgehoben, daß das gefammte Recht eines Volks eine einzige 
untrennbare, wenngleich nach verfchiedenen Seiten zum Zwede ver Theorie oder der Anwen: 
bung eintheilbare Mafle bilde und durch jene, wenn aud noch fo partielle, vielleicht unbebeu- 
tende und unſchwer beilbar erſcheinende Verlegung in feiner Totalität verlegt werde. Natürlich 
hängt hierbei praftiih fehr wiel von dem Grade der Empfinvlichkeit eines Volks für Ver- 
legungen feines Rechtsbeſtandes oder von dem Grabe ab, in welchem fich für ein Volk das Geſetz 
feines organifp-einheitlichen Lebens vollzogen hat. Aber immer bleibt dad Poſtulat der Ein- 
beit des geſammten Rechtsbeſtandes nichtöbeftomeniger in Kraft, woraus folgt, aß bei mit an- 
dern Völkern in einem regelmäßigen, friedlichen und geordneten Verkehr ftehenden Völkern 
auch das ganze betreffende Völker - und internationale Recht zu jenem einheitlih-untrennbaren 
Rechtsbeſtande gezählt werden muß. Keine Zeit Hat reichere Gelegenheit geboten, diefe unlös- 
bare Einheit allen Rechts durch und Durch zu erkennen wie die unferige, wo ſchon mit jeder Ge⸗ 
fahr einer völferrechtlichen Verlegung zahllofe politifhe und Privateriftenzen erzittern, wo jede 
Störung der ſtaatsrechtlichen Kontinuität alle Staaten in Aufregung und unzählige Privat: 
rechte in die größte Gefahr bringt, mo endlich jede Verlegung eined Privaten von allen andern 
Vrivaten fopmerzlihäft empfunden und, wenn fie durch einen fremden Staat gefhah, mit größter 
Schnelligkeit zu einem casus belli werben kann. 

Es mar nod eine Nachwirkung deö alten „l’etat c'est moi’, oder im allgemeinen des 
Staatsabfolutisnus , daß der Legitimitätägebanfe nur auf die ununterbrochene Beblütöfolge in 
den herrſchenden Dynaftien angewendet werben wollte. Man überfah dabei einerfeits, daß das 
Geblüt bei der fogenannten Erbmonarchie wol einer, aber nicht Der einzige Factor der Staats⸗ 
ſucceſſion fei, indem zu diefer auch Die organifche over rechtliche Verbindung der Dynaſtie mit 
dem Staate gehöre. Denn wie in allem Recht, fo muß fich auch im Thronrechte die harmoniſch⸗ 
organifche Einheit des Volks in Sittliägleit (Glaube), Intelligenz (Recht) und materiellem 
Dafein (Mat) darſtellen. Andererſeits aber hatte man überfehen, daß die Legitimitätsidee 
bereitö wirklich immer und ganz bejonders in den neuern Zeiten weit über bie angegebenen 
Grenzen hinaus angeftxebt und au angewendet wurde. Alle begründete Oppoſition gegen die 
Stantögewalt, gegen deren abfolute Unfehlbarkeit und Unbefchränftheit, geſchah wirklich unter 
der Ägive der Regitimität, d. h. der Behauptung ver Menſchen- und Unterthanenrechte gegen 
widerrechtliche und unniatürliche Gewalt. Auch die unbegründete Oppoſition hat fi} ſtets dei- 
felben Schildes bedient, und in der That haben auch alle wirklichen Revolutionen unter dieſem 
Zeichen flattgefunden. Daß man in der Oppoſition oft, in der Revolution immer nicht legitime 
Mittel in Anwendung brachte, daß man in der Behauptung der Regitimität von Unterthanen= 
rechten oft ebenfo eigenjinnig verfuhr wie In der Behauptung fogenannter Kronprärogative, 
und auch gelegentlich jener die Legitimität der Iegtern überſah — lauter Erſcheinungen, melde 
im Zufammenbang mit den consteten Zufländen und mit den verſchiedenen Übergangöftabien 
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zwiſchen Einheitsſtaat und Staatenmehrheit, Eentralifation und Derentralifation u. f. w. ge- 
—28 werben müſſen — das alles ändert nichts an unſerer eben aufgeſtellten Behauptung. 

Nachdem aber der Legitimitätsbegriff lange gleichſam nur als ein Monopol der regierenden 
Dynaſtien betrachtet und ausgebeutet worden war, erſcheint es leider nur natürlich, daß er, 
wenngleich dem Worte nach verhaßt und verworfen, ver Sache nach oft vorzäygli, ja ansfehließ: 
lich nur für privat= und polittfche Rechte der Unterthanen verfolgt werben wollte. Daher vie 
verſchiedenen Volksſouveränetätstheorien, die Theorie von der Rechtmäßigkeit der Revolution 
und wie alle die zahlreichen Verſuche heißen, welche gemacht wurden, um die Rechte der ein⸗ 
zelnen ber Macht des Staats und des Trägers ſeiner Gewalt gegenüber Äerzuftelfen. 

‚Der ganze verfaffungsmäßige oder conftitutionelle Staat, wie er bie gegenwärtige Gultur- 
welt unter verfählenenen Formen beherrſcht, iſt nichts anderes als dad zeitgemäße Product ver 
mächtigen Wirkſamkeit der ewigen und allgemeinen Idee der Legitimität. Hervorgegangen 
aus der allmählihen Entwickelung Europas unter den Einwirkungen des Nachlaſſes des ganzen 
Alterthums, des Chriſtenthums und des germanischen Volkselements, ift der mioberne Gonflitu- 
tionalismus jeiner wahren Idee nad (alfo abgeſehen von feinen verfchienenen Formen) ber 
Ausdruck für die harmoniſch-organiſche Einigung der Menſchen im Stante und im Völkerver⸗ 
kehr, für den Schug allen und jeden Rechts, alſo überhaupt für einen im Vergleich zur Alten 
Melt neuen Charakter des rechtlihen Bandes unter den Menſchen. Die nie unterorüdbaren 
und thatfählih überall jih geltend gemacht habenden Aſpirationen der individuellen Freiheit 
- und Beredtigung ſoweit fie unbeſchadet, ja wegen des organiſchen ſtaatlichen Daſeins beſtehen 
koͤnnen und můſſen, hat ber Eonftitutionatiemus zuerft in rechtliche Form gebracht und iſt jomit 
der Träger des Legitimitätäbegriffö im weiteften und wahrſten Sinne des Worts geworben, 
da feine Idee wenigftend von Rechts megen auch bie voͤlkerrechtlichen Beziehungen ver faſt durch⸗ 
weg bereit conftitutioneflen Culturſtaaten beherrſchen muß. Der Conſtitutionalismus ift es, 
der dem natürlihen Rechte der Freiheit der Berion und des Eigenthums nad alfen denkbaren 
Richtungen hin den Charakter eines legitimen, d. h. juriftifcden Rechts verleiht und demgemaͤß 
alle einzelnen Gebiete des Rechts durchdringt, wie dies z. B. aus der conflitutionellen Organi: 
fation der Gerichte und deren Verhältniß zu ven Verwaltungsbehörden, aus ben neuen Straf: 
und Gemeindegeſetzen, aus den gefeglihen Beſtimmungen über Exrpropriation, Beſteuerung, 
Militärdienfipflicht, Minifterverantmortlichteit u. |. w. hervorgeht. Die Idee des Gonflitutio- 
nalismus ift ed aber auch, auf welche, ald feinen legten Grund, das völkerrechtliche Nichtinter⸗ 
ventionsprincip in feinen ehrlichen wie in feinen trügerifchen Anwendungen und Behauptungen 
zurückgebracht werben muß. Daß die häufigen, abſichtlich oder nnabſichtlich falſchen, rein man- 
gelhaften Auffaffungen und Formen des Eonftitutionaliemus an der Richtigkeit unferer Säge 

nicht8 ändern können, verfteht ſich von ſelbſt. 

Der verfaffungsmäßige oder conftitutionelle Staat fennt aber nicht blos die Legitimtiãt der 
Menſchen- und Bürgerrechte, welche letztere ausdrücklich um der Erfüllung ver Bürgerpfliäten 
willen gegeben find, ſondern auch die Legitimität der um der Herrſcherpflichten willen beſtehen⸗ 
ven wie aller ſonſtigen Rechte des Staatsoberhaupts, in der conftitutionellen Monarchie alſo 
auch der Thronfolge und aller damit verbundenen Befugnifſſe. Als Recht an ſich iſt das Thron: 
und Herrſcherrecht kein anderes Recht denn jedes jonftige Recht überhaupt und jedes politiſche 
Recht insbeſondere. Seine Eigenthümlichkeit beſteht in jeinem Gegenſtande und kommt dem: 
nach wieder nicht aus ihm ſelbſt oder ſeinem Träger, ſondern aus dem Staate. Wie viele pri⸗ 
vatrechtliche Analogien ſich auch auf dafſelbe, namentlich auf die Nachfolge darzubieten ſcheinen 
— fie müſſen alle verworfen werden, da es durch und durch vom Staate, deſſen Weſen und Son: 
ſequenzen erfüllt und beſtimmt wird. Wie man nun immer, fei es theoretifä der praktiſch (in 
den Verfaffungen wie in der ſtaatsrechtlichen Praxis), vas Weſen ber Piönarihie auffaſſen mag — 
die fogenannten conflitutionellen Berfaffungen , feten fie nun wirkliche Charten, wie z. B. die 
erfte franzöftiche es war, oder nicht, wie dies in England ver Fall, haben alle bie Thronfolge: und 
die Souveränetätörechte als ihren erften und mwefentlichften Beſtandtheil aufgenonmen. Diele 
jind alfo au legitime Rechte und zwar die wichtigfien, weil auf ihnen die fletige und einbeit- 
liche Darftellung des Staats und feiner oberſten Gewalt beruht. Die ununterbrochene Rechtö⸗ 
continuität oder Legitimität des Throns und der Thronfolge iſt demnach mindeſtens ebenfo eon⸗ 
ftitutionelf wie die irgendeiner andern Rechtsſphaͤre — offenbar aber iſt ihre Bedeutung eine 
viel größere. 

Um für die legtere Behauptung nur einige Gründe anzuföhren, fo it es Mar, daß durch 
die Unterbrebung der Legitimität des Throns die größtmögliche Zahl von fegitimen Zuſtänden 
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in ihrem Beſtande am- meiflen bedroht und durch eine That, welche ſich an den höchſten Punkt 
im Staate wagt, der Rechtsſinn überhaupt mehr verletzt, deſſen Erhaltung mehr gefährdet 
wird als durch andere Rechtsverletzungen. Umgekehrt wird das Gelingen einer Thronunmäl-: 
zung der deutlichſte Beweis eines ſehr verbreiteten Mangels gerade wiederum deſſelben Sinnes, 
des Rechtsiinnd ſein, deſſen eben ber Uſurpator am meiſten bedarf, um ſeinem neuen Regiment 
die nöthige Dauer und Stetigfeit zu verfchaffen. Man hat oft gemeint, in einem conftitntionellen 
Staate hätten Thronummälzungen geringere Bebeutung, weil in ſolchen Staaten auf ben per: 
ſönlichen Souverän weniger anfonıme. Dies ift ein großer Irrthum, der ebenfo wenig geſchicht⸗ 
liche Kenntniſſe wie richtiges Verſtändniß des wahren Gonflitutionalidmus und ver Monardhie, 
reſp. des Einheitsſtaats überhaupt verrathen würde. Je deöpotiiher nämlich ein Staat, 
deſto gleichgültiger werden Thronumwälzungen hingenommen, und wenn letzteres auch in einem 
hoben Mape in einem dem Namen und der Form nad sonflitutionellen Staate gefchehen fein 
ſoll, fo ift Died nur ein Beweid dafür, daß ein folder Staat feinem innen Weſen nad nicht 
sonftitutionell war. Je vollfommener aber in Wahrheit ein Staat conftitutionell, der Hort 
aller Freiheitsrechte iR, deſto wichtiger wird gerade vie Cinheit, deſto nothmendiger die Steige: 
rung aud ihrer Kraft, deſto bedeutungsvoller die Stellung des die Einheit und deren Kraft re: 
präjentivenden perfönligen Souveränd. Erſcheint die Einheit des Staats und deren Daritel: 
lung durch Menichen ald allgemeines Natur: und Bernunftpoftulat, jo gilt daflelbe von den 
Sage, daß diefe Einheit in demjelben Maße ftärfer, ihr perjonlicher Träger in demſelben Grabe 
wichtiger werden muß, in weldem bie Freiheit aller Glieder des Staats ſich höher fleigert. 
Ohnedies märe die einfeitige Steigerung dev Freiheitsrichtung nur einer der beiden Wege zur 
Auflöfung des Staatd, von weldhen bie einfeitige Steigerung der Richtung auf Einheit der an: 
dere ift. Worin jene gleichzeitige Steigerung der Ginheit mit der Breiheit, ver Bedeutung des 
perſönlichen Staatöoberhaupts mit dev Durchführung der conflitutionellen Idee beftehe, iſt an 
jich für dieſe Behauptungen gleihgültig, wie wichtig es auch für dad praftifche Leben eines 
Staats erſcheint, daß dies richtig erfanne werde. Die Größe jener Bebeutung kann aber be- 
greiflich nicht darin gefunden werden, daß der conftitutionelle Fürft in Art und Umfang viefelbe 
oder eine noch größere Macht übe wie ein nichtconſtitutioneller, ſondern eben darin, daß er das 
verfaflungsmäßige Oberhaupt eines veriaffungsmäßigen Staaıs if. Desgleihen Fann der 
Werth des Conſtitutionalismus für die Staatdangehörigen nicht Dadurch bemeſſen werben, daß 
man vexſchiedene Freiheitszuſtände nichtconſtitutioneller Staaten mit benen eines conflitutio- 
nellen Staat# vergleicht, ſondern einfach darin, daß dieſe Rechte eben conflitusionell, und zwar 
nicht blos formell, ſondern materiell: conftitutionell, d. h. der treue Ausdruck der organiſch-har⸗ 
moniſchen Entwidelung des betreffenden Staats find. 

Die Legitimität des Thronrechts bieter nun freilih, infolge des angegebenen befondern 
Charakters deſſelben, wiancdhe Cigenthümlichkeiten var. Das Thronrecht ſteht vor allem ganz 
ijolirt im Staate; feiner Natur nad kann es fi) mit andern gleichen Rechten nur außerhalb 
ded Staats vergeiellihaften und iſt demnach ſtaatarechtlich ungefellihaftlih. Dazu kommt, daß 
durch das Thronrecht die legte legitime Entſcheidung aller ſtaatsrechtlichen Fragen unter Beob- 
achtung beflinmier, mehrerer oder minderer geießliher Schranken auch in conflitutionellen 
Staaten einer einzelnen phyſiſchen alfo nit unfehlbaren Perſon zuſteht und zuftehen muß. 
Allein jene Iſolirung bes Thronvechts iſt nur eine fcheinbare, weil eben der conflitutionelle 
Thron die Gigensehaft alted conftitutionellen Rechts, nämlich die eined harmoniſch- vrganifchen 
Rechts theilt und fomit auf der Geſchichte und vernünftigen Sympathie des Volfs beruht, ohne 
daß er deshalb ver Bortheile entbehrte, welche die Pietät des Volks und audgezeicknete Berjün- 
dichfetten nichtconſtitutionellen Dynaflien gewähren können. In der Vergeſellſchaftung des 
Thronrechts mit fremden Thronrechten liegt aber ein Band des Staatd ald ſolchen wit andern 

- Staaten, die perfdnliche Vertretung vieſes Bandes, und darin Die Möglichfeit einer praftiichen 
Legitimität im Völkerverkehr. Der erwähnten, nur ſcheinbaren Iſolirtheit des Thronrechts im 
Staate dient ald hinreichende Gegengewicht die innerlich gleiche Natur dieſes Rechts mit allen 
politifhen Rechten, nämlid der Charakter ver politiſchen Pflicht, der gewiffenhaften Ausübung 
um ded Staats, des ewigen organischen Gemeinweſens willen, einer Pflicht, die jeden Staatd- 
angebörigen eine je nad feiner Stellung und Fähigkeit verichienene, dem Maße nach aber cine 
verhälmißmäßig gleiche Aaflage macht, ihren ivealen Anforberungen gemäß übrigend weber von 
den perſoͤnlichen Souneränen, nach von penübrigen Staatsangehörigen je mit abjoluter Vollkom⸗ 
menheit erfüllt wurde oder je erfüllt werden wird. So menig aber ver Rechtsbeſtand überhaupt 
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in einem einzelnen Staatdangehörigen fofort verlegt over gar aufgehoben wird, weil er in for: 
mell untadelhafter Ausübung feiner verfaffungsmäßigen Rechte die fragliche politifche Pflicht 
ganz oder theilmeife, erweidlicher = oder nicht erweislichermaßen unberückſichtigt ließ, fo wenig 
Tann eine in Ausübung des Thronrechts geſchehene Verlegung verfaflungsmäßiger Rechte, ſelbſt 
die unzweifelhaftefte und ſchädlichſte, an und für fi) allein die Legitimität jened Rechts an ſich 
vernichten, beziehungämweife ven Verluſt oder die gewaltthätige Entziehung deſſelben Tegitimi- 
ven. Damit foll aber nicht gefagt fein, daß eine ſolche Verfaffungsverlegung deshalb ſelbſt 
legitim fei. Im Gegentheil, nichts kann illegitimer fein, nichts wird von einem Volke mit 
Iebendigem Rechts- und wahrhaft monarchiſchem Sinne für rechtswidriger gehalten als eine 
Verlegung des Rechts, welches ja aud die Bafis feines verfaffungsmäßigen Throns felbft 
ift, vom Throne aus. i 

Daher erklärt es fih, warum die neuen VBerfaflungdgefege jo großen Werth auf die verfaf- 
fungdmäßigen Schranfen gegen willkürliche Ausübung dev Souveränetätörechte legen. B. Gon- 
ftant gefteht (a. a. D., I, 313) zu, daß er überall nur „barrières“ fuchte „contre l’autorite 
d’un homme“, und viele haben ihm darin nachgeahmt. Aber wer nur Barrieren fucht, wirb auch 
nur folche finden und trogdem nie über die Conſequenzen ber politiſchen Souveränetät, ver Noth- 
wendigkeit eines definitiv und ohne Appellation formell entſcheidenden legten durch Menſchen 
zu fprechenden Wortes hinausfommen. Auch im Staate muß jede Gontrole ein Ende finden, 
und unwillkürlich fällt einem Juvenal's Vers: „Pone feram, exhibe; sed quis custodiet 
ipsos”, ein, wenn man fleht, wie viele das Heil de8 Staats darin fuchen, über ven Höͤchſten immer 
wieder einen Höhern zu fegen. Aus politiſch-rechtlichen Gründen gilt, mutatis mutandis, von 
dem Fürften, was aus fittlihen Publius Syrus (18, ed. Ribb., S. 262) von dem Ber: 
wandten fagt: „Ames parentem, si aequus est, si aliter, feras.’’*?®) 

Stellt fi nun die Legitimität als ber abftracte, auf alle Rechtsverhältniſſe paſſende und an- 
zuwendende Begriff ver Recht = oder Gefegmäßigfeit heraus, erſcheint ferner der Begriff der Le⸗ 
gitimität ald ein Grundbegriff des menſchlichen Geiftes, der fih nur je nad) den Grundan⸗ 
ſchauungen von der Duelle allen Rechts verſchieden äußert, nie aber, weiler ein Ideal enthält, 
vollkommen realifirt, fondern nur immer aufs neue möglichft volllommen, immer höher ange: 
ftrebt werben kann, fo folgt, baß keine Zeit, kein rechtliches Verhältniß ohne ven Legitimitäts- 
begriff gedacht werben könne, und daß beflen richtige Auffaffung und Feſthaltung bei allen Ver⸗ 
änderungen, welche die Entwickelung ver Völker mit ſich bringt, von der größten Wichtigkeit, 
ja um fo wichtiger fei, je größer und zahlteicher vie Beränderungen der rechtlichen Zuflände in 
einer beflimmten Zeitperiobe erfheinen. 

Die Baſis oder Urquelle allen Rechts in. den gegenmärtigen Eufturflaaten befteht gleichſam 
in einer höhern Zufammenfaflung und principiellen Begründung aller für einen Staat befte- 
henden Rechte in einer -oder mehreren Urkunden, welche man die Berfaflung des Staats nennt. 
Infolge deſſen erfcheint legitim heutzutage ald identiſch mit allem, was auf der Berfaflung be- 
ruht, der Berfaffung gemäß ober Doc nicht zumwiber iſt. Durch die völkerrechtliche Anerken- 
nung ber gegebenen Stantöbeflände ift die innere Untrennbarkeit des privat: und öffentlid- 
rechtlichen Legitimitätsbegriffs von dem voͤlkerrechtlichen hinreichend dargethan. 

Wenn nun der unſchätzbare Werth eines wahrhaft legitimen Zuſtandes am entſchiedenſten 
damit bezeichnet wird, daß man ſagt, Er ſei bie weſentlichſte Vebingung der Innern Sicherheit 
und äußern Unverletzlichkeit der beftehenden Staaten, der Beftimmtheit, Sicherheit eines jeden 
Rechts, alfo jeden Bandes unter den Menfchen, folgli aud jeden friedlichen Genuſſes, jeder 
friedlichen Schöpfung , jeden friedlichen, organifchen, wahren Fortſchritts — fo ergibt fi als 
das Mittel feiner Erhaltung ganz von felbft: die Achtung vor jedem KRecht, die gewiſſenhafte 
Erfüllung jeder Pflicht, oder für das flaatlihe Regiment das ſtreng verfaffungsmäßige Negieren 
von oben, und für bie völkerrehtlihen Verhältniſſe die Feſthaltung der allgemeinen fittlichen 
und rechtlichen Brincipien wie der eingegangenen voͤlkerrechtlichen Berträge?®), beides auch in 





28) Ahnlich äußert fich Livius (Hist., 27, 34, 14): „Ut parentum saevitia, sic patriae patiendo 
ac ferendo lenienda est”; und @uizot (Pourquoi la revolution d’Angleterre a-t-elle reussi? 
©. 60): „Ce ferme bon sens (qui est l'intelligence: politique des peuples libres).... consiste à 
reconnaitre les biens essentiels, qu’on veut conserver, ‘et a s’y attacher invariablement, en 
supportant les inconvenients qui les accompagnent ou en renoncant aux desics qui pourraient 
les compromettre.‘ | 

1a) gl. Intervention und das Ende des zweiten Theils von Held, Staat und @efellichaft (Keip- 
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Beziehung auf etwa nothwendig werdende Neuerungen, endlich, für die Unterthanenverhältniſſe, 
die warme und aufopferungsfähige Hingabe an die Berfaflung, die gewiflenhaftefte Erfüllung 
der politifhen Pflichten ſowol bei Ausübung der zu dieſem Zwecke gegebenen politiichen Befug⸗ 
niffe wie bei Geltendmachung aller inbivinuellen Rechte, das rechte Maß in Behauptung des 
Beftehenden und in Nachgiebigkeit gegen das Werdende, die Enthaltung von jeder Erwiderung 
des Unrechts mit weiterm Unrecht, namentlich mit unrechter Gewalt, und endlich die Feſthaltung 
der rechtlichen Uinverantmwortlichleit der Berfon des Staatsoberhaupts. 

Die vollfländigfte und freiefte Einheit zwiſchen dem Kürften, vejp. ver Regierung und dem 
Volke ift die Rärffle Begründung und zugleich die vollkommenſte Wirkſamkeit oder Urſache und 
Folge, Bald und Erhaltungsmittel der wahren Legitimität. 3. Selb. 

Lehnwefen und Lehnrecht. Nachdem das Lehnweſen für ein Jahrtauſend bie eigent- 
liche Brundform des gejammten geſellſchaftlichen Daſeins der meiften modernen Eulturvölfer 
abgegeben und eine Literatur erzeugt hatte, weldhe an Umfang und innerer, detaillirter Durch⸗ 
bildung von der Literatur feiner rechtlichen, politifchen oder ſocialen Inflitution übertroffen 
wird, fam eine Zeit, in welcher e8 zum guten Ton gehörte, ven Feudalismus nur ald den Träger 
aller Verfinfterung, Verdummung, Vergewaltigung und nationalen Galamitäten zu bezeich- 
nen, ihn ald Schlagwort zur Discreditirung und rückſichtsloſen Vernichtung alles geſchichtlich 
Hergebrachten zu gebrauchen und namentlich alle politiiche Reaction mit ihm zu bezeichnen, alle 
Revolution aus ihm abzuleiten und zu rechtfertigen. Unterdeſſen hat aber doch vie Wiflenfchaft 
nie aufgehört, dem Feudalismus als einer ver merfmürbigften, verbreitetiten und ebenfo uner⸗ 
gründlich tief wurgelnden T), wie in mannidfaltigen Bormen ji Fund gebenden Erſcheinungen 
in der Entwickelungsgeſchichte ver Menſchheit und ver einzelnen Völker ihre leidenſchaftsloſe, 
unermübete Aufmerkjamkeit zuzuwenden, und während fie in ver Erkenntniß deſſelben nad) 
demſelben Verhältniffe fortzuſchreiten jchien, nad welchem die Nefte des Lehnwejend und Lehn⸗ 
rechts aus unjern beſtehenden Einrichtungen verſchwanden, während ferner mit Hülfe der 
wiſſenſchaftlichen Reſultate die Überzeugung immer weitere Kreife erfaßte, daß bie Zeit des 
Feudalismus dahin und jeine Repriftinirung eine Unmöglichkeit jei?) — Hat überhaupt eine 
ruhigere Würdigung des Lehnweſens plaßgegriffen, wie dies gewöhnlich in demſelben Mape 
gefchieht, in weldem eine Eriheinung den Intereffen und Kämpfen des Tages entrückt worden 
und in die Zahl der nur mehr biftorischen Erfheinungen eingetreten ifl. 

Zu den widtigften Rejultaten der neuern und neueften wiflenfchaftlichen Forſchung über 
das Lehnweſen gehören aber folgende an die Spitze unferer Unterſuchung zu ftellende Säge: 

1) Der Feudalismus ift keine fireng nationale, nur diefen oder jenem Volke national= 
eigenthümliche, jondern unter gewiſſen VBorausjegungen, eine allgemeine Dajeindform, wenn 
gleich dieſelbe natürlicherweife bei jenem Volke ihre eigene Ausbildung und Gefchichte hat.) 

2) Laffen ih auch Bälle nachweiſen, in denen der Feudalismus ald ein von einem Volke 
bereits ausgebildetes Syftem durch eben dieſes Volk auf andere Bölfer übertragen wurde, laffen 
fich ferner bei jenem Volke gewiffe äußere Momente der Entflehung und Weiterbildung des 
Feudalismus hervorheben, jo erfcheint verfelbe doch der Hauptjache oder feinem innern Weſen 
nad allenthalben ald etwas aus den Geſammtzuſtänden natürlich Hervorgegangened, Gewor⸗ 
dene, nit Gemachtes. 

3) Der Feudalismus und das Lehnrecht find daher immer in einer beftimmten Periode des 
fraglichen Volks die Träger jeiner politifchen,, ſocialen und privatrechtlihen Geſammtzuſtände, 
feiner nationalen Rechtsanſchauungen, obgleich jie aus wefentlih andern frühern Zuſtänden 





1) Montesquien, Esprit des lois, IV, 1. 

2) Für ganz Frankreich wurde der Feudalismus in allen feinen Reiten und freilich auch ſammt vie- 
len nichtfeudalen Berhältnifien aufgehoben in der denfiwürbigen Nacht bes 4. Aug. 1789. Portugal Hat 
noch einen mit Beudallaften beſchwerten Bauernitand, Spanien nit mehr. In England beflehen noch 
viele feubale Formen. Die fendalen Laften des Fleinen Grundbefiges aber find in neuefter Zeit felbft im 
Irland meiftens verfchwunden. Im Königreid; Sardinien iſt, nachdem 1837 ein Grundentlaſtungs⸗ 
gefeß vorausgegangen war, unterm 21. Mat 1838 die Auflöfung fämmtlicher Lehnverhältnifie verfügt 
worden. In Deutfchland iſt die Aufhebung, refp. Ablöfung des Lehnverbandes in vielen Staaten mit den 
neuen Örunbentlaftingsgefegen eingeführt. Vgl. z. B. das bairifche Gefeh vom Jahre 1848, das ſachſen⸗ 
altenburgifche Gefeß vom 1. April 1851 u. ſ. w. Eine theilweiſe Aufhebung bes Lehnverbandes in Oſter⸗ 
reich erfolgte durch das Geſetz vom 17. Dec. 1862. 

3) Condorcet, Esquisse d'un tableau historique de l’esprit humain, ©. 47 fg. Bollgraff, Erſter 
Verſuch, III, 822. Laurent, Etudes sur l’histoice de I’'humanite, VII, 500, 614, 624. Laboulaye, 
Recherches sur la condition des femmes, &. 304 fg. 
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hervor, in wejentli andere neuere Zuflände übergegangen find. Demnach erfiheint aud der 
Feudalismus und fein Recht als eine derjenigen geſchichtlichen Formen, innerhalb welcher die 
Völker es verfuchen, die Harmonie ihres ganzen irdiſchen Bafeins und die Audgleihung der 
Poftulate ver Freiheit und der Ordnung zur Darftellung zu bringen. Die Entſtehung, Aus- 
breitung und allmähliche Auflöfung des Feudaliemus mußte deshalb aber auch im weientlichen 
diefelben Erſcheinungen, Kämpfe, Leivenichaften, Parteibildungen u. ſ. vo. mit ſich bringen, 
welche niemals im Geleite ver Entmidelung alles erfaffender Dafeinsformen zu fehlen pflegen. 

. 4) Die wiſſenſchaftliche Beurtbeilung des Werthes des Feudalismus kann nicht einfeitig 
von deffen guten %) oder übeln 5) Seiten, ettva nach dem Standpunfte einer beftimmten Zeit over 
nad ven Verhältniſſen eines beftinmten Volks, ebenfo wenig von den im Geleite feiner Ent- 
widelung und feines Abſterbens an den Tag tretenden Aus: und Entartungen oder von den 
Übeln ausgehen, welde mit den unter 3 erwähnten Kämpfen verbunden waren. An ji 
nothwendig abfolut unvollfommen und dem Wechfel der Fortbildung unterworfen, mie jeve 
äußere Dajeindform, kann es fi nur darum fragen, ob der Feudalismus relativ ein Fortſchritt, 
ein Glied in der organifchen Kette wahrer Bortichrittäbewegung geweſen fei. 

Die Entftehung ded Lehnweſens iſt nur bei Völkern germaniſchen Urfprungs Gegenſtand 
wiffenihaftliher Forſchung gewefen, wie überhaupt das Lehnweſen bei aller feiner Berbrei- 
tung über viele andere Nationen, nur bei jenen eine beſondere wiſſenſchaftliche Bearbeitung 
gefunden hat. 

Ebendeshalb dürfte es gerathen fein, die Entſtehung des Lehnweſens einmal von einen 
allgemeinern Standpunfte aus zu verfuden, möglid, daß dann auch auf die noch immer unent⸗ 
ſchiedene Frage von der Entſtehung des germanifchen Keuvalismus einiges Licht fiele. 

Mollen wir nun vorläufig davon abfehen, daß man jogar bei den clafilfhen Bölfern 
Spuren oder doch Analogien des Feudalismus zu entveden glaubte, foll ferner nicht gerade 
ein entſcheidendes Gewicht darauf gelegt werden, daß der Keubalismud außer Europa meift nur 
bei großen und zahlreichen Völkern gefunden wird, fo viel ift gewiß, daß bei jedem Volke, wenn 
es aus dem Zuftande der Wildheit, Ungebundenheit, Unftete, des kriegeriſchen Nomadenthums 
durch das Gelingen einer bebeutenden, namentlich über große und cultivirtere Völker ſich er: 
ſtreckenden, eine gewiſſe Anſäſſigkeit au der Sieger mit ji bringenden Eroberung heraus — 
und damit in weſentlich neue, Neuerungen mit fi bringende Zuſtände eintritt, eine eigen- _ 
thümliche und zwar für alle ſolche Fälle in weſentlichen Dingen gleiche Situation plaßgreift. *) 

Je weniger die jiegreihe Maſſe ſelbſt in ji organifch verbunden oder überhaupt Träger 
einer alten, feften, einheitlichen politifchen Verbindung ift, je geringer ihre Zahl im Verhältniß 
zu dem eroberten Land und Volk erfcheint, je niedriger ihre Cultur im Vergleich zu der der 
Beſiegten ſich ftellt, deſto entfchienener müffen nachſtehende Erſcheinungen bervortreten: 1) Das 
eroberte Land wird ſammt feinem Volke ald durch Occupation ) der Gefummtheit der Sieger 
erworben 3), gleichſam ald deren Eigenthum, als Gegenſtand der Herrſchaft ver Geſammtheit, 
als dem Sieger in feiner Geſammtheit zugehörend, dienend, fetrachtet. Um den möglichften 
Nugen daraus zu ziehen, wird irgenveine Art von Bertbeilung der gemeinjamen Beute flatt- 
finden, bei welcher, infolge des PBrincip& der proportionellen Gleichheit, der Größe nach ver: 
fhiedene Theile, dent Antheil an dem Eroberungswerke entſprechend, vorfonmen Fünnen, der 
Antheil des Anführer oder ver Anführer aber um fo größer fein wirb, je mehr feine Ober- 
bauptfchaft bereits yolitifh geartet und demnach auch geeigenſchaftet war, den Anfprud auf 
Fortfegung der biöherigen Obrigkeit des eroberten Landes und aljo auch des Eintritt3 in et- 


4) Laferriere, Essai sur l’histoire du droit frangais (zweite Ausgabe, Paris 1859), 1, 265. Laurent, 
VII, 173 fg., 399, 405. Derfelbe, L’eglise et l’etat, I, 37. Lafteyrie, I, 59, 324 fg., 328, 330. Billehar: 
bouin, De l'hérédité, ©. 127. Guizot, Civilisation en Europe, &\93 fg., 99 fg., 108, 109 fg., 119, 
202, 268, 278 und Histoire des origines) I, 206 fg. und 210. Lvaſſeur, I, 162 u. 170. Denis 
Histoire des theories et id&es morales dans l'antiquite, IT, 447. Roth v. Schredienftein, I, 103 u. 
146. Deutſche Vierteljahrefchrift, Heft 88, S. 18. Auch Sugenheim erfennt wichtige gute Seiten des 
Feudalismus an in feinem Werke: Gefchichte der Aufhebung der Leibeigenfchaft (Petersburg 1861). 

5) Vgl. z. B. Du Eellier, Histoire des classes laborieuses, ©. 82 fg. u. 215. Laferritre, I, 54 u. 
288. Ein anderer franzöflfcher Schriftiteller fagt einmal: „Abjection et pauverte est l’etat, qui ac- 
compagne partout le despotisme et la feodalite.' Lanrent nennt a.a.D. das Papſtthum das politi- 

he Dand ber Fendalanarchie (VIL, 421, 423, 426 fg., 435, 446). Buckle, Geſchichte der Civiliſation, 

6) Bollgrat, Br. II, 88. 157, 164, 253 fg., 288, 368 fg.: Bd. III, 88. 46 u. 153. 

7) Held, Staat und Geſellſchaft, TI, 208 fg., 331, 237. 8) Bulle, Bd.T;H, 1017 
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waiges Staatsgut oder in das Vermögen einer geſtürzten Dynaſtie, wie überhaupt i in derelin⸗. 
quirte Befigungen zu begründen. 2) Die Befiegten werben zunächſt ebenfo wie die Sieger 
diefelben bleiben, nur daß erflere um. fo mehr gedrückt erfcheinen müffen, je mehr fie .blos der 
rohen Gewalt unterlegen, die letztern Dagegen, vorerſt wenigſtens, ihre frühere Lebeusweiſe 
nur um fo zügellofer und auf Koften der Befiegten gefleigerterer fortzuführen bedacht jinv. 9) 
3) Wie den aber fei, felbft in dem denkbar günſtigſten Verhältniſſe zwiſchen Sieger und Be- 
fiegten wird das alte und eiwige „vae vielis’ fein Recht behaupten, ein Druck und Gegendruck 
im Innern flattfinden und demnach, abgeſehen von äußern Gefahren, dad Bedürfniß für die 
Sieger vorhanden fein, fi dev Waffe nicht zu entwöhnen und aud fortan zuſammenzuhalten. 
Der natürliche Gintrittöpunft erſcheint aber in derjenigen Berfon gegeben, die, nicht ohne 
ivgenbeine eigene Autorität an die Spige der Sieger gekommen, durch ven Sieg jedenfalls ent- 
weber eine neue Autorität erlangt oder die alte erhöht und gefräftigt hat. Allein dieſer höchſt 
urfprüngligen Form einer Art von ſtaatlichem Einheit: und folglich auch Centraliſations⸗ 
und Ordnungsdrang dient die frühere Gewohnheit und Sitte einer jedenfalls größern Unge⸗ 
bundenheit oder doch geringern Stetigkeit des Baudes um ſo mehr als Gegengewicht, je mehr 
fie eben durch vie infolge ber Eroberung den Siegern zugefallenen bedeutenden Ländereien 
genährt werden muß und je genußreicher ſie unter viel geringern Opfern fih ausbeuten laſſen 
zu wollen ſcheint. 

Die Wirkung von alledem kann vorerfl feine andere fein als die, daß einerfeitö jener von 
den Siegen feine Selbſtändigkeit nicht nur zu erhalten, fondern auch den neuen Verhältnijien 
entſprechend zu fleigern ſucht und rechtmäßig fuchen kann, daß fich aber Doch auch alle gleihfam 
zu einer wechjelfeitigen Garantie diejer neuen ſchon faft territorialen Selbjtändigfeit perfünlich 
frei unter dem Könige, dem „primus inter pares”, verbinden. Sieht man ab von zur Be⸗ 
tHätigung diefer Verbindung auf Koflen der Freiheit und Selbflänvigfeit zwingenden Noth- 
fländen, von der thätſächlich ausgeübten Macht großer königlicher Perfönlichfeiten, von dem 
unbeſtimmten und unbeftimmbaren Einfluffe alter Stanımed- und Familienzufammengehörig: 
feit und endlich von der äußerlich wenigflend ganz freien, natürlich aber oft felbftfüchtigen per: 
fönlihen, dem alten Gefolgſchaftsweſen ohne Zweifel verwandten Hingabe an ven König, jo 
wird man zugeben müffen, daß durch eine derartige Eroberung unter den angegebenen Vor⸗ 
audfegungen mehr die Verbältniffe einer Art von Bonförberation, oder die Entitehung einer 
Mehrheit rechtlich ſchwach verbundener Kleinftaaten ald die eines natürlich angelegten einzigen 
Einpeitöftants gegeben find. Die an den einzelnen Siegern hängende und durch den Sieg 
noch gefleigerte Freiheit und Selbſtändigkeit teilt jich den ihnen zugefallenen, verhältnigmäßig 
inimer großen Ländertheilen injofern mit, als viejelben gleihfam eine in Verhältniß zum 
Ganzen centrifugafe, für ſich ſelbſt aber eine neue individuelle, centripetale Richtung bekommen 
mäüffen. 

Man kann ohne Bedenken jagen, daß diefe Sutwidelung um jo auffallender und unwiber- 
fiehlidyer einireren werde, je größer die Eroberung und je univerfaliftifcher und erhabener Die 
Idee des auf jie neugegrüundeten Reichs, je geringer die Zahl und, in der Mafle wenigfteng, die 
Bildung des jlegenden Volks ift. 19) 

Ein ſolches Volk erfcheint nämlich einerfeits durch Die Umſtände und nach rer Idee der lei⸗ 
tenden Perſoͤnlichkeiten unter die Herrſchaft eined Staatsgedankens geftellt, zu deſſen Verwirk⸗ 
ligung unter ven gegebenen Berhältniffen und bei dem Bildungsgrade, der ganzen Geſchichte 
des Volks, der Hauptſache nach es an allen Vorbedingungen fehlt. Dazu fommt noch, daß der 
Gegenſatz zwiſchen gem frühern und dem neuen Zuftanhe faft ohne alle Vermittelung eintritt 
und ſonach die trennenden Elemente nur um jo ſchärfer Hervortreten, um fo mächtiger ein= 
wirfen. 

So iſt denn namentlich die auf der alten Sitte ruhende und durch den neuerworbenen ver- 
bältnigmäßig immer bedeutenden Landbeſttz gefleigerte perfünliche Selbſtändigkeit des freien 
Mitglieds des fiegreihen Stanımes durch den dem Anführer geleifteten allgemeinen, feinem In= 
Halt nad wenig beflimniten Treueeid keineswegs in dem Maße ſtaatsrechtlich modificirt, wie es 
für die Grundlage eines neuen Großſtaats erforderlich wäre, während zugleich die ganze 
Stellnus ſeines Dberhaupre ſo unbeſtimmt iſt, daß die Freiheit der mit ihm verbundenen 


- [nm 


9) Gui se, Histoire de la civilisation en Europe, ©. 200 u. 232. 
10) 8 graff, Bo, MI, ©. 147, Note d, und $. 56, Note e, $. 375 fa. Staur, Memoires, I, 484 Ip. 
Laurent, I, 4 1. 
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Blieder und die Leiflung der von Ihnen verfprochenen Pflichten, namentlich bei ver Neuheit und 
Nichtvorherſehbarkeit ner meiften Berhältniffe, zunächft von den Einwirkungen ver Noth, von 
dem guten Willen, von den individuellen Bigenfchaften der nothwendig ſtets wechſelnden Per- 
fönlichkeiten abhängig ericheinen muß. 

Hieraus erklärt es fi, warum in neuerer Zeit immermehr die Anfiht plaggreift, daß Die 
erften von den germanifchen Völkern gegründeten fogenannten Staaten, infonderheit auch der 
fraͤnkiſche, eigentlich nur Confoͤderationen von rechtlich ſehr ſchwankendem Charakter geweſen 11), 
und daß die Analogie unferer feftbegründeten,, ausgebildeten @inheitöflaaten auf biefelben 
gänzli unanwendbar ſei. Der Hauptfache nach war jeber auf feinem freien Alod König; 
feine Pflichten für da8 Ganze waren vertragsmäßig frei eingegangene und hingen rechtlich von 
feiner eigenen Interpretation und namentlid davon ab, daß Ihre Erfüllung die perfönlichen 
Intereffen nicht benachtheiligte. Die Verſuche einer einheitlichen Organifation des ganzen 
Landes, feiner Eintheilung in Amtöbezirfe n. |. w. ſcheiterten daher bei der Durchführung an 
der Befammtheit der realen Verhältnifſe. Das Königthum felbft war aber au noch in feiner 
Weife ſtaatlich eingerichtet. Seinen mwefentlichften Machtelementen nach rubte es entweder auf 
den großen der Eöniglihen Familie gehörigen Beſitzungen ober auf dem Bunde mit der Kirche, 
ftand alfo in erfterer Beziehung der felbitändigen Herrſchaft des freien Mannes über fein Be- 
ſitzthum glei, während ed mit der Kirche und für fie, ja ſogar gegen fie erſt um bie Anerfen- 
nung feiner eigenen Bebeutung fämpfen mußte. | 

Unter folden Umfländen bevarf es überall, ſoll die neue polltiihe Schöpfung au nur 
einigen Beftand gewinnen, eigener Mittel dazu und zeigen fih dieſe 1) in der innigern, Feftern, 
nähern perfönliden Verbindung von Perfonen aller Art, namentlih von ausgezeich⸗ 
netern, in die neue Staatsidee mehr eingehenden Perfönlichkeiten, mit beren Träger, dem 
Könige ; 2) in der engern Verbindung ber Intereflen des Königtbums mit den materiellen 
Intereſſen der freien Leute. 

Beide Mittel koͤnnen, jedes für fich jelbftändig, in Anwendung gebracht, d. h. ed Eönnen 
Verbindungen eingegangen werben, bei denen bad perfönliche, und foldde, bei denen das mate: 
rialiftifche Element überwiegt. So war z. B. zu Verbindungen ber erflern Art für’ die Ger: 
manen ein Borbild in den alten Befolgfchaften gegeben, und fomwol in dem germanifchen Na⸗ 
tionalcharakter ald aud) in den gefanımten Berhältniffen ver Zeit mancher Grund vorhanden, fie 
unter entſprechend mobificirter Form wieder aufleben zu laffen. Wie fehr wir aber den hoͤhern, 
edlern Inhalt fammt Motiven für derartige perfönliche Verbindungen (commendatio, trustis, 
daher antrustiones) anerfennen, fo müflen mir doch Davor warnen, fie blos als ibeal-fpiritua- 
liſtiſch belebte Verbindungen anzufehen; denn ohne Zweifel hat auch manches materialiflifche 
Element, der Glanz und das Wohlleben des königlichen Hofes, die mit der Stellung des 
antrustio gefteigerte Würde und Macht, die Möglichkeit, ſich durch diefelben zu bereichern u. ſ. w., 
namentlich bei nicht grundbeſitzenden und unfreien Berfonen, zum Eingehen viefer Verhältnifſe, 
wie ehedem zur Gründung von Gefolgſchaften, mitgewirkt. Für das zweite Mittel, wenn es 
für fi allein in Anwendung kommen follte, bot ſich aber dur die Eroberung ein Material 
maflenhaft dar, welches vor ihr, vor der Anfäfilgkeit, auf der Wanderung, während des no= 
madiſchen Zuſtaudes, gänzlich fehlte, nämlich ver Grund und Boden, die reihen Ländereien der 
koͤniglichen Familie. Der Wunſch, das Bedürfniß des Königs, fie nicht nur privatrechtlich, ſon⸗ 
dern auch politifch zu verwerthen, ein Wunſch, welcher bei dem damaligen Ineinanderfließen 
des privaten und Öffentlichen Rechts überhaupt nicht auf fireng gefonderten Wegen hätte reali: 
firt werden koͤnnen (fo dienten 3. ®. die Revenuen der königlichen Beflgumgen auch zur Be: 
friedigung deſſen, was man jegt Staatäbebürfniffe nennen würde), und der Wunſch vieler aus 
dem Volke, Landbeſitz zu erwerben oder den erworbenen zu erweitern, famen fih wechſelſeitig 
entgegen, und fo mochte e8 anfänglich nicht nur antrustiones geben, die vom Könige fein Land 
(wol aber andere Vortheile) Hatten, wie mit Rand beſchenkte (beneficiati), melde zum Könige 
nicht im Antruftionenverhältniffe (ficherlich aber In der allgemeinen Treuepflit) landen, jo= 
daß alfo auch bei den älteften Beneficiarverhältniffen ein gewifles durch das beneficium gerade 
zu firirendes und zu hebendes, ideal-piritualiftifches Element nicht gänzlich gefehlt haben kann. 


—— — — — 


11) Roth v. Schreckenſtein, Reichsritterſchaft, I, 78 (unter Bezugnahme auf Staͤlin und Buchner). 
Zafteyrie, Histoire Ue la politique liberale, I, 35 fg., 47 fg., 134 * 212, 217, 227. Guizot, Histoire 
des origines, I, 342. Yaurent, L'église et l’etat (III, 74), fagt geradezu: „Au moyen äge, à une 
epoque ou il n'y avait pas d’etat.“ 
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Wie ed nicht möglich ift, das vorherrſchend perfönlihe Band der trustis genau mit bem 
Mapftabe einer unferer modernen politifhen Dienftverhältniffe zu meſſen, fo muß darauf 
verzichtet werben, das ältefte Beneficiarverhältuig nach irgenbeinem einzelnen beflimmten 
ſachenrechtlichen Berhättniffe 12) unferd vollendeten Privatvermögensrehts zu beurtheilen. 
Beneficium 19) hieß zunächſt jene önigliche freiwillige Bermögendzumenbung an einen andern 
und fonnte, auch wenn fie an Freie geichah‘, unter jeder der Freiheit unſchädlichen Bedingung, 
alſo als irgendeine Art von Leih- oder Bigenthumßübertragung ftattfinden. Da aber in ihr 
fletö entweder eine Belohnung für befondere geleiftete Dienfte ober eine Aneiferung für fünftige 
berartige Leiſtungen enthalten war, jo fann ber Beneflciarnerus vom erſten Augenblid an 
nicht lediglich als ein privatrechtliches, fondern muß auch, und zwar vorherrſchend, als ein politi- 
ſches Band betrachtet werben. 

So fehen wir bereitö nicht nur einen Reſt der alten Gefolgſchaftseinrichturg 1%) und viel- 
leicht auch Reſte, Erinnerungen, Analogien ber römiſchen beneficia imperatoria 19), fondern 
namentlich Rönigthun und Bolköfreigeit in alter und neuer Weiſe, inmitten ber Gefammtheit 
der durch Die Eroberung entftandenen Berhältnifie, am Werfe, eine zeitgemäße Neufhöpfung 
beroorzubringen. 

Je höher man aber wiederum die perfönliche Seite des Antruflionenverhältniffes fteigerte, 
defto mehr fehlte ihm gleichfam ver Ballaft, damit es in den Regionen des ſtaatlichen Dafeins 
wurzeln und praftifch werden konnte. Dies gilt ganz befonders von ven widhtigften Antruftio- 
nen, von den Großen und Mächtigen bes Reichs, deren Reichthum und Selbſtändigkeit das 
geiftige Element ber trustis leicht verflüchtigen konnte und bie doch auch aus vielen Gründen der 
politifch klug berechneten Gnade des Könige am nädften ſtehen mußten. Je mehr man ferner 
ohne trustis Beneficien erthellte, deſto mehr gefährdete man die allgemeine Treue, da, je mebr 
die Mittel der Selbftändigleit wuchfen, deſto entſchiedener die centriiugale Macht der Berhält- 
niffe zum Durchbruch fam. Hierauserflärtes ih: 1) Daß bald commendatio und beneficium, 
trustis und homagium 19), Treue und feudum nur zufammen vorfommen, oder, daß feiner 
antrustio wurbe, ohne ein beneficium zuerhalten, und daß keiner ein beneficium erhielt, ohne 
antrustio zu werben. 2) Daß ebenfo einerfeits die Könige fuchten, für eine ihnen ſelbſt mög- 
lichſt ungünſtige Hingabe enger verbündete und abhängigere Anhänger zu gewinnen, wie bie 
Großen darauf aus waren, unter Ihnen mögliäft günfligen Beningungen thunlichſt viel vom 
föntglihen But, unbejchabet ihrer Selbflänvigkeit, an fi zu ziehen. ?7) 

Dad engere Band mit vem Könige auf der Grundlage einer beiondern, nad germaniſchen 
Begriffen nit anders denn mechfelfeitig denkbaren, politiſch durchdrungenen Treue und eines, 
fle gleichſam fixirenden, von ihr befeelten, damit unauflöslich verbundenen, aljo infofern noth⸗ 
wendig vom Könige abhängigen Grundbeſitzthums, Heide in unauflöslicher Einheit, bilden 
demnach, innerhalb ver Ruinen des Alten und des Chaos des Werbenden, ein neues Princiv 
des politifch-forialen Dafeins, organifch geftaltet und organifch geftaltenn. Denn wie jenes 
wirkliche Princip des gefellfchaftlichen Lebens ſich nicht anf gewiſſe einzelne Kreiſe einfchränfen 
läßt, fondern allmählich alle®, woraus es hervorgegangen und womit ed in Verbindung ſteht, 
durchdringen oder geradezu das Nichtdurchdrungene, Nichtdurchdringbare zerfiören mußte, fo 
bat auch jenes Princip allmählich alle von ihm erfaßten Völker, ja man kann fagen alle Völker 


12) Held, 11, 291 fg. 

13) Über Beneficium: Laurent, Etudes, V, 287 fg.; über Gefolgichajt, Antruſtionen und Feuda⸗ 
lismus: Rafteyrie, I, 149; Alod und Beneflcium: Derfelbe I, 151 fg.; Commendatio, Recommen- 

_datio: Waitz, Verfaffungsgefchichte, IV, 153, 169, 198, 216, 319 h Lafteyrie, I, 14, 155 fg., 207, 
234. Derhältniß zwifchen Lehn und Immunität: Waitz, IV, 248 fg. und 270 fg. Eine Etymologie von 
vassus: Guizot, Histoire des origines, Bd. I, ©. 194, Note; homo: Waiß, IV, 206. 

14) Phillips, Englifche Recitegeiähichte, IT, 4. Derfelbe, Deutſche Sefchichte, 1, 395. Eichhorn, 
Staats: und Rechtegefchichte, $. 16, 119, 259, 364. 

15) De Buat, L’ancien gouvernement de la France, de l’Allemagne et de I'Italie (4 Thle., 
Haag 1758). Die Anfichten von Zadyarlä findet man In der Zeitfchrift für deutfches Recht und beutiche 
Rechiswiſſenſchaft, VII, 36 fg. und in ber Zeitfchrift für Geſchichte und Rechtswiſſenſchaft des Auslan⸗ 
des, 1V, 19; die von Peters, in deſſen Abhandlungen aus bem Gebiete des beutfchen Privat: und Lehns 
rechte (Berlin 1830), Thl. I, Heft 1. un 

16) Der Ausdrud findet ſich auch, und zwar fowol für Lehnstreue wie für Strafe der Belonie, im 
ungarifchen Staatsrecht. Luſtkandl, Das ungarifch zöflerreichifche Staatsrecht (Wien 1863), &. 152. 
a 17) ®uljst, Histoire des origines, I, 178 fg., 182, 185, fg. 191. Dazu: Laurent, V, 228 fg. (gegen 

oth). 
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jener Zeit, in ihrem ganzen Weſen, in allen Richtungen durchdrungen und einer langen und 
großen Zeitperiode ihren eigenthümlichen Gharafter gegeben. 

Was die Könige thaten und thun mußten für den ganzen Umfang ihres faſt nur eingebile 
deten Reichs, das thaten und mußten die Großen und von ihnen an immer weiter herab alle 
freien, geiſtlichen und weltlichen Brunbeigenthümer thun, da fie ja auch in ihren Beilgungen 
Könige waren. Wer vom König Lehen genommen, der war um jo mehr in ber Lage, audern 
wieder Lehen zu geben, und vom Könige Lehen nehmen war für die damalige Zeit eine ebenfo 
entfchtevene Annäherung zum ſtaatlichen Einheitsgedanken, wie in ben Streben ber Großen 
nach Exemtionen ſowie darin, daß fie ſelbſt auch als Lehnäherren auftraten, das particularifti- 
ide Gegengewicht, welches früher in vem freien alovialen Grundbeſitz gegeben war, in einer 
neuern Form erfannt werden muß. 

Der Zeit nad am früheften entwidelte ſich das Lehnweſen auf romaniſchem Boden, in 
Gallien und Italien, und find uns namentlich in pen Capitularien der fraͤnkiſchen Könige ziemlich 
reihe Materialien für jene Zeiten gegeben. Allein nichtsdeſtoweniger iſt man bis zur Stunde 
faft über alle ragen des älteften Lehnrechts in Streite. Es dürfte nicht ohne Interefje fein, 
jene Punkte, über die nicht leicht geftritten werden kann, vor allem feftzuftellen. Zu diefen dürf⸗ 
ten nun nach unjerer Meinung folgende gehören: 

1) Das Beneflciar: oder Feudalweſen hatte unter den Karolingern in den romaniſchen 
THeilen des fränkifchen Reichs ſchon eine fehr große Ausdehnung erhalten. Nur wenige be- 
deutende Berfönlichkeiten diefer Theile des Reichs mögen nicht Vaſallen des Königs und zugleich 
Lehnsherren ihrer eigenen Vaſallen geweſen fein. In dieſen Neihstheilen mochte gerade der 
Feudalismus mit ein Hanptmittel partichlarer Reubilvungen gemorven fein, während er in 
Deutſchland, wo die Selbſtändigkeit der verſchiedenen Stämme noch in vollfter Kraft beſtand, 
dieſe vorerft mehr gefährben, alfo auch nur langfam Boden gewinnen Eonnte.1®) 

2) Der Inhalt der beſondern Treuepflicht erſcheint nur infoferm beſtimmt, als a) die 
Lehnstreue weientlich eine gegenſeitig gleiche fein jollte und b) in ihr die Pflit lag, die daraus 
hervorgehenden Pflichten jever andern Pflicht, die unmittelbare Pflicht gegen Gott außgenom: 
men, vorgehen zu lafien. Ein fehr altes Sprigwort fagt jogar: „Herrendienſt geht vor Bottes- 
dient. " Zn der Gegenfeitigfeit und Gleichheit der Treuepflicht 19) zwifchen Lehnsherrn und 
Mann liegt, abgejehen von der Gewohnheit, dem Bedürfniſſe folder Berbindungen und dem | 
moralifchen Werth der Treue und deren veutich-nationalem Charakter, das jittlich verföhnende 
Element des neuen Abhängigfeitöverhältniffes im Vergleiche zur bisherigen Freiheit. Natür- 
lich aber mußte bei aller principiellen Begenfeitigfeit und Gleichheit des Treueverhältnified unt 
bei aller Möglichkeit, daß fich die Treue des Lehnöherrn gegen den Bufallen Hier und da auf die- 
jelbe Weife äußern konnte wie die des Vaſallen gegen ven Lehnsherrn, doch die Verſchiedenheit 
der ganzen Situation beider durch das Lehn verbündeter Berfonen auch manche Verſchiedenheit 
der wechſelſeitigen und gleichen Treuepfliht zur Folge haben. Der König ald Lehnsherr gab 
feinen Großen Würde und Bürbe, weil er König war, und diefe Großen erhöhten des Königs 
Macht und Würde, weil fie ihm mehr, ald ed außerdem herkömmlich, ergeben, weil ſie ihm nad 
Zehnweife unterthänig oder, wie man wol fagte, „zugewandt” (vgl. Zachariä, „Rechts⸗ 
gutachten, vie flaatsrechtlichen Verhältniffe des gräflichen Hauſes und der Grafſchaft Stol- 
berg: Wernigerode zur Krone Preußen betreffend‘, Göttingen 1862, S. 12, 23) waren. 
Wie fehr der Lehnsverband zum Gegentheil von den audfchlng, was die Könige mit demielben 
zunächſt beabfihtigten, und wie viele dieſen Abſichten entgegenftehenve Elemente derjelbe von 
Anfang an erhielt und fpäter immermehr audbildete, unverfennbar iſt, daß gerabe in ber 
Lehnstreue ein Sehr entſchiedenes politifches Element, nämlich der Orundfag enthalten war, das 
höhere, allgemeinere Intereife gehe dem niedern, fpeciellern vor und man müſſe fähig jein, 
jenem alles zu opfern. Auch die bald bemerkbaren Verſuche, ven Inhalt der Lehnstreue juri⸗ 
ftifch etwas genauer zu beftimmen, find Zeichen, daß es ſich bei denſelben nicht blos un moraliſche 
Gefühle und Kräfte, ſondern wirklich um einen Inbegriff politiſcher Pflichten und entſprechender 
Rechte im Sinne der damaligen Zeit gehandelt hat. 

3) Gewiß iſt auch, daß die sein perſoͤnlichen Treueverhältniſſe bald ganz außer Übung 
kamen, Beneficien aber ohne ein ſolches beſonderes perſoͤnliches Treueverhaͤltniß ſich höchſtens 
noch in niedern Regionen, für nievere Dienftverhältnifle finden, 19 dann, unter der Analogie 











18) Bgl. Het, ©. 375 19. 
19) Über beuttche 2 Treue: Held, Stuat und Gereliichaft (Leipzig 1863), 11, 342, Nor 284. 


Lehnweſen und Lehnrecht 475. 


des Lehns, andere Berhältniffe, andere Berfönlichkeiten, andere Rechtskreiſe gegeben find. Ge: 
wiß ift, daß das eigentlicde Lehn zwei wenigſtens gemeinfreie Berfonen und ein Büudniß ber- 
ſelben auf dem Grunde eines wechfelfeitigen Treuegeldbniffes und einer beiden gewiſſe, aber 
verſchledene Rechte gewährenden Liegenfhaft vorausfegt, daß ferner dad Lehnsobject für Die 
Lehnstreue ebenfo weſentlich iſt, wie diefe das ganze Verhaͤltniß, alfo auch die vermoͤgensrecht⸗ 
liche Seite deſſelben durchdringt. 

4) Die Lehnstreue ift zuerft eine Steigerung des alten, allgemeinen, für die neuen Bedürf⸗ 
niffe als nicht ausreichend erfannten Treuebandes zwifchen Anführer und @efährten, ven 
Könige ale Oberhaupt, Magiftrat, der neuen an ſich nur föderativen politifhen Schöpfung 
und als Triger des Einheitöſtaatögedankens für diefelbe, und den Gliedern ver Gonfdderution, 
welche durch die Reakifation des Königlichen Gedankens zu Unterthanen hätten werden müſſen. 
Der Lehnseid hebt alfo ben alten Fivelitätsein nicht nur nicht auf, ſondern kann fogar andern 
Lehweherren als dem Könige nur unbeſchadet jenes Eides geſchworen werben. Allein va beide 
Eide auf weſentlich verſchiedenen Rechtotiteln beruhen, fo müffen, weil jeder den ganzen Men- 
ſchen in Anfprud nimmt, durch ſie Collifionen entſtehen. Und obgleich der allgemeine Fideli⸗ 
tätseid für den Lehndeib urfprünglich präjudiciell geweſen, fo muß er felbft, wie feine präjubi- 
cielle Bedeutung, in Vergeffenheit gerathen, je mehr das allgemeine Umſichgreifen des Lehn⸗ 
nexus beweift, daß das alte Verhältniß der reellen Entwidelung ver gegebenen Berhältnifie 
nicht entfpricht. 

5) Bon befonderer Schwierigkeit erfcheint das Verhältnig ver beiden Lehneperſonen zum 
Lehnobject. Gleichwie nah den damaligen Verhältnifſen vie Lehnstreue ſich nur in mannich⸗ 
facher Waffenhülfe und maß ſich anf dieſelbe bezog, fowie in einer Unterwerfung unter bie 
Friedensmacht des Herrn, deflen Juriöbiction, äußern Eonnte, fo vermochte unter den Umſtänden 
jener Zeit nur eine Liegenſchaft Gegenſtand eines Lehnverhältnified zu werben. Diefe Liegen: 
ſchaft, jedenfalls zu dem Reichsgebiete gehörig und infofern auch der koͤniglichen Gewalt unter: 
worfen, war aber fönigliches Privatgut, Domäne des königligen Haufes und, wie ſchon er: 
mähnt, aud zur Befriedigung der politifchen Bebürfniffe des Königs beftimmt. Durch ihre 
Berwendung zum Lehn ſollte fie weder der territorialen Herrſchaft noch der angegebenen politi- 
ihen Zweckbeſtimmung entzogen werben. Es mußte daher dem König, falls er nicht feiner Stel: 
lung widerſprechende alfo verſchleudernde, decentraliſirende, abſchwächende Verleihungen machen 
wollte, immer einiges Recht über die hingegebenen Liegenſchaften verbleiben und zwar, bei ver 
ewigen Intention ber territorialen Herrfchaft, bei ver Ewigkeit der politifchen Beburfniffe eines 
Königthung, damals ohne Steuerreiht, ein ewige, nicht derogirbares und-unverjährliches 
Recht, welches das entfprechende Intereffe der Unverminverbarkeit des Werth des Guts, der 
Sicherung ber durch deſſen Verleihung beabfigtigten Leiftungen und der Wiederverfügung über 
daſſelbe im Falle des Beduͤrfniſſes, moͤglichſt ficherftellte. Anfangs mochte dieſes Recht um fo 
weniger genau präcifirt worben fein, je geringer überbaupt die bewußte Einheit der nationalen 
Rechtsanſchauung, je ſchwächer der ganze politifche Zufammenhang des fränkiſchen Reichs ge- 
weſen und je mehr bie Perfonen als Prineipien, vie Famillen und Stämme ald Staaten und 
in allen Collifionsfällen deshalb auch die Waffen als ultima ratio decidendi galten. Seitdem 
mit der Idee des fraͤnkiſchen Reichs als eines Einheitsftants die Zehen immer häufiger und po- 
litiſch wichtiger wurden, ale die Schickfale der Dynaftie und des Reichs innmer weniger von der 
allgemeinen fidelitas und immermehr von dem Vaſallenthum abhängig erſchienen, als vie 
Könige, weil ſie entweder ihr Hausgut ſchon dahingegeben hatten ober ed nicht hingeben wollten, 
darauf dachten, das Bedürfniß lehnbaren Vermoͤgens in anderer Weiſe, z. B. durch Confis- 
cationen a. ſ. w., namentlich aber durch Benutzung des reichen Kirchenguts, zu befriedigen 20), 
da mußte man ſowol im Intereſſe des Lehnsherrn wie der Vaſallen, namentlich aber auch im 
Intereſſe der in Mitleidenſchaft gezogenen Kirche, darauf denken, das Verhältniß der Lehns⸗ 
perfonen zum Lehnsgute genauer zu beſtimmen. Empfahl ſich nah allen Umſtänden ven 
Lehnsherrn zunächſt nur eine Art von leihweifer Hingabe, fo entſprach e8 der Natur aller da⸗ 
maligen Verbältniffe, dem politifchen Charakter des Lehns und alfo dem Intereffe des Lehns⸗ 
berrn ſelbſt nicht minder als dem des Vaſallen, daß ſich ſchnell und ganz organiſch ein gewiſſer 
Drang nad Erblichkeit bethätigte. Bald fehen mir daher nur lehnweiſe gegebene Beneflcien, 
die jedoch ebenfo bald die Erblichkeit beanſpruchten und auch durchſetzten. In dieſen beiden 


20) Held, ©. 332. 
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Zügen das privatrechtliche und das politifche Element ſcharf zu unterfcheiden ift ebenfo unmög⸗ 
lich, wie Die Lehnätreue und das Lehnägut voneinander ſcharf zu trennen. 

Nach alledem ergibt ſich, daß das Lehn in feinen Anfängen nichts war als ein Verfuch, bie 
großen Freien durch ein neues abhängiges Beflgverhältniß, ober durch eine bingliche Begrün- 
dung, reale Bercautionirung einer befondern perfönlichen Treuepflicht, in einen dem Einheitä- 
flaatögedanfen mehr, als der biöherige vollftändig freie und audgebehnte Alodialbeſitz es that, 
entfprechenden politifhen Pflichtenverband hereinzugiehen. Der Feudalismus iſt feiner erſten 
Anlage nad) ein ganz natürlicher Gontrecoup, einerfeitd gegen die von den großen Alodialbe⸗ 
ſihungen ausgehende decentralljicende, andererfeitö gegen die eben Hierburch hervorgerufene, vom- 
Koͤnigthum angeftrebte, abfolutiftifch centraliftrende Richtung. In erfterer Beziehung lehnt er 
ſich ganz natürlich an bie territoriale Vergrößerungsfugt ver Broßen an, die er förbert, indem 
er fir, ald das Element politifcher Zerfehung, durch die Abhängigkeit des Beſitzthums gleichzeitig 
zu hemmen ſucht. In letzterer Beziehung Rüpt er fih auf das den Abfolutismus förbernde po- 
litiſche Einheitsbedürfniß und fucht es durch das Princip der wechſelſeitigen gleichen Treue zu 
befriedigen, ohne jedoch den Abſolutismus wirklich zu nähren. So fehen wir im Lehn Pri- 
vat= und öffentliches Recht verſchmolzen, und in der Abhängigkeit des Beflge® und in ver Wech⸗ 
felfeitigfeit der Lehnsereue die den damaligen Zeiten entfprechende Form der Ausföhnung 
zwifchen $reiheit und Ordnung, Privat: und Öffentlihem Recht. Damit war aber auch dem 
Lehnweſen feine ganze Entwidelung im wefentlichen vorgezeichnet. Die Lehnäherren, welche 
nit Souveräne wurden, mußten Bafallen und endlich Iinterthanen werden — die Bafallen und 
Lehnsherren, welche nicht Unterthanen wurden, mußten Souveräne werben — und umgefehrt. 
Deshalb mußte auch dad Landrecht zuerft im Lehnrecht aufgehen, bis das Lehnweſen neue Län- 
der und neues Lehnrecht hervorrief, und kann e8 demnach auch nur natürlich erfcheinen, daß mit 
dem Wachsthum des Lehnweſens dad Gebiet des alten Randrechtö nach Subjecten und Objecten 
ſich immermehr verringerte, der ganze nationale Rechtögeift aber, wie er im Landrechte ausge⸗ 
ſprochen, ind Lehnrecht, natürlich mutatis mutandis, ſich Yerpflanzte. Das Lehnrecht ift in der 
hat zunächſt ein nach den lokalen oder jpeciell territorialen Bebürfniflen eines feudalen Bezirks 
zugeſchnittenes Landrecht; ſoweit ed auf allgemeinen Lehnsgewohnheiten beruht, hat ed fi 
nit mehr, als eben die Bigenthümlichkeit des Lehns überhaupt mit jich bringt, von der ge⸗ 
fammten nationalen oder von der befondern particularen Rechtsanſchauung entfernt und auch 
jowelt e8 auf fpeciellen Lehnsverträgen beruht, hat ed im weſentlichen gleichfalls nur innerhalb 
des angegebenen Rahmens und der allmählichen Fort:, reſp. Verbildung ber Berhältniffe 
entfprechend, willkürliche Beftimmungen aufzumeifen. 

Wie jchon oben bemerkt wurde, fo war das Beiſpiel der Könige nicht ohne Nachahmung ge- 
blieben. Und wenn auch ohne Zweifel gerade die Beraligemeinerung des Lehnverbandes eine 
Menge von mittelalterlichen Misftänden (im Vergleich zu den entſprechenden Zuſtänden un= 
jerer Zeit) erflärt, jo muß man doch fagen, daß diejelben nad} der ganzen organijchen Entwicke⸗ 
iung der germanijchen Völkerzuftände nur natürlich waren. Der Feudalismus war es allerdings, 
der, nachdem er aus bem ivealen Deutfchen Reiche eine reale Gonföderation gemacht hatte, tie 
lieder diefer Confoͤderation zunächft felbft wieder foͤderaliſtiſch geftaltete, und fo von oben 
herab bis in die unterfien Schichten immer Eleinere neue Eonföverationen ſchuf. Allein auf ber 
einen Seite gewährte er doch Inımer ein wenn auch ſchwaches, doch rechtlich anerkanntes Bant, 
welches den frühern Zeiten fehlte, ein Band, welches dem Charakter ver Nation und jener 
Zeiten entſprach und geeignet war, von unten herauf, wenngleich zunaͤchſt nur in den engſten 
Kreifen, nad) und nad) das Gefühl einer dauernden, nothwendigen, alle Seiten des irpifchen 
Daſeins erfaffenden Zuſammengehörigkeit auf der Grundlage organifcher, d.1. freier Ordnung, 
namentlich zunächſt auf dem platten Rande, zu entwideln. 

Weder dad ganze fränfifche Reich noch dad fpäter von demfelben lodgerifiene Deutſchland 
waren damals durchgebildete Einheitäftaaten oder bereits reif, um als ſolche. in organifher Ord⸗ 
nung eingerichtet werden zu können. Das Lehn war ein Hauptmittel ver Decentralifation und 
demnach auch die Form geworden, innerhalb welcher fi alle innerhalb Deutſchlands wie in 
feinen äußern Beziehungen befannt gewordenen und vielbeflagten Übelſtände geſchichtlich voll- 
zogen. Die innere Rechtsunſicherheit, das Kaufrecht, der Mangel einheitlicher Geſetzgebung und 
Rechtspflege, vie ſchlechten Erfolge der Reichskriege, vie Unfreiheit des Bauernſtandes u. ſ. w., 
dies alles und noch viel mehreres findet ſich allerdings im Geleite des Feudalismus, der es aber 
nicht allein hervorgebracht und deshalb zu verantworten hat, ſondern ſelbſt mit dem allen ge= 
Ihichtlih geworden ift aus ver Geſammtheit der damaligen Zuftände und Berhältniffe. Man 
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darf daher auch den Feudalismus weber nad) feiner jpätern Entartung und Zeitwidrigwerdunh, 
noch überhaupt nah dem Mapflabe unferer Zeiten und Berhältuiffe meffen. Als er entfland 
und in feiner ganzen Kraft blühte, da waren andere Zeiten und Völker; Hätte ver Feudalismus 
denfelben nicht entſprochen, fo würbe er nicht zu fo weiter Verbreitung und langer Dauer ge: 
langt fein, und ohne Zweifel ſympathiſirte er ebenfo entſchieden mit den maͤchtigſten Regungen 
und Neigungen jener Zeiten, die er deshalb theilweife und vorübergehend beglüͤckte und ver- 
Härte, wie er unfern Zeiten zum größten Theil antipathifch erſcheinen und ſie gänzlich ruiniren 
müßte. Leidenſchaftliche Verehrer des Feudaliomus erkennen in ihm die alleridealſte Daſeins⸗ 
form und beflagen es, daß er für unfere Zeiten verloren ſei. Ganz beſonders hängen ſie ſich 
dabei an dad vom gehn fo eigens betonte perfänliche Treueelement und meinen nicht jelten, daß 
mit ihm die nationalfte, fRärkfte, ſchönſte Tugend der Deutfchen dahin jet. 

Wir find, obgleih wir dem Feudalismus feine hiſtoriſche Berechtigung vindicirten, der An- 
fit, daß feine Zeit nicht nurlängft vorbei, fondern auch unfere Zeitan dem, was der Feudalismus 
Butes Hatte, durchaus Keine Einbuße erlitten, aber wol andere Kormen, andere Kreife ber 
Geltendmachung und Wirkfamkeit dafür entwicelt Habe. Wie hoch nämlich der Begriff ver 
feudalen Treue theoretifch gegriffen war, in der Praxis fah fi die Sache oft ganz anders an, 
ganz abgelehen von den ewigen Gollifionen, welche die gleichzeitige Treuepflicht gegen eine Mehr: 

zahl von Lehnsherren, dad Verhältnig zwiſchen Landes- und Lehnsherrlichkeit u. ſ. w. mit ſich 
Gradten und durch Feind der damaligen Mittel, wie z.B. durch die fogenannte Ligeantia 24), 
allenthalben auf eine befriebigenve Weiſe verhütet ober geläft werden konnten. Bei ung iſt nun 
allerdings ver Begriff ver politiſchen Treue nüchterner, aber auch deſto beſtimmter gefaßt, deſto 
zweckmäßiger auf alle dem Staate Angehörige und auf alle politifchen Pfligten berechnet, ohne 
daß er, je nach den Umflänven und Individuen, die höchſte Auffaffung, die vollendetſte Hingabe 
an den Staat ausſchloͤſſe. Und in ver That iſt unfere Zeit gewiß an der auf der Treue be: 
ruhenden politifchen Tugend nicht ärmer geworben, als e8 die Zeit des glänzendſten Feudalis⸗ 
mus gewefen. Allein e8 erſcheint heutzutage eben nicht mehr bloß der Lehnsherr ald der Träger 
aller geſchichtlichen Schieffale und Groͤße, das Lehnsterritorium als der Schauplag, bad Lehnsver⸗ 
hältniß ale das einzige geſchichtlich wirkſame Band, ſondern der Staat mit ſeiner geſetzlichen 
Dynaſtie, ſeinem großen Land und Volk in einer Rarfen duch feine Geſetze organiſchen Einheit 
iſt an die Stelle alles deſſen getreten und Gegenſtand der politifchen Treue geworden. 

Inden wir und bezüglich einer eingehendern Würdigung des Weſens und Werthes des 
Feudalismus auf den zweiten Theil unfers Werks „Staat und Geſellſchaft“ (S. 331 fg., 
367 fg.) berufen, wollen wir Hier nur denjenigen Punkt hervorheben, der und der twichtigfte 
zu fein ſcheint. 

Der Feudalismus, wie er allmählih ganz natürlich geworden, war eine organiſche Über- 
gangsform von einem äußerlich koloſſal angelegten und uͤberidealiſch auigefaßten zu einem ver⸗ 
bältnifmäßigen und praktiſch durchführbaren Staatsgedanken, eine Übergangsform, welche, 
wo ſie ſich organiſch vollzog, das größte Unglück, eine mechaniſche Centraliſation, unmöglid 
machte und, indem fie jedenfalls kelne Ordnung ohne Frelheit zulleß, den organiſchen Staat an⸗ 
bahnen Half 

Hierin ſcheint und der größte relative Werth, die eigentliche Weltculturaufgabe des Feuda⸗ 
lismus zu liegen, eine Anſicht, welche durch bie Geſchichte der verfchiedenen germanifchen Völker 
beftätigt werden duͤrfte. 

Ehe wir in diefer Beziehung weitere Ausführungen machen, müflen wir aber erflären, baß 
wir dieſen Werth nicht jeder Art von Feudalismuds, jonbern nur dem germanifchen Feudalis⸗ 
mus beilegen, weil nur er von fo gefunden fittlicgen Grunbanfchauungen und Bölfern getragen 
ericheint, daß man Ihm Die erwähnte Gulturaufgabe zuzufchreiben berechtigt iſt. 

Um nun unfere Behauptung über ven Hauptwerth des germaniſchen Feudalismus zu be- 
ſtätigen, verweifen wir zuerſt darauf, daß die flawifchen Wöller, denen eine eigentliche feudale 
Periode abgeht (Vollgraff, „Erſter Verſuch“, MI, 879), bis zur Stunde noch zu feinem aud 
nur annähernd organljchen Staate gefommen find, daß in jenen Ländern, in weldhen ver Feu⸗ 
dalismus entiveder gar nicht oder Doch nur hoͤchft unvollkommen, ungermanifch, aufkam, wie in 


— — —— 


21) W, F. 99. Moſer, Patriotiſche Phantaſien, III, 192. Guden, God. dipl., I, 591, 991. 
—— Geſchichte des 13. und 14. Jahrhunderts, I, 493. Dahlmann , Befchichte ber englifchen Res 
volution, S. 5. Blackſtone, Commentaries, ll, 58 u. 59. ®abriel, Histoire de France depuis 
l’ötablissement de la monarchie frangaise dans les Gaules, IV, ad ann. 1499. 
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Epaunuien, Italien und dem ſüdlichen Theile Fraukreichs, entweder ein höchſt geſteigertet Despo⸗ 
tismus oder eine die Nation zerſetzende, nicht zur organiſchen Einheit vorbereitende Vielſtaaterei 

‚und Anarchie herrſchte (Guizot, „Histoire des origines“, 1, 382 fg. ; Laboulaye, „Reehorches 
sur la condition des femmes”, ©. 206) und dag felbft in folchen Ländern, welche lange Eeinen 
eigentlichen Feudalismus kannten, wie in Schweden, mit ver Zeit doch eine Art von feubaler 
libergangäperiode unabweisbar erfchien (Nordenflycht, „Die ſchwediſche Staatsverfaffung“, 
S. 107 fg., 144 fg., 153, 189, 309). 

Als die eigentlichen Hauptländer für ven Beubalidmus erfcheinen aber Frankreich, England 
Deutſchland, und wie verfchieben die Geſchichte des Feudalismus bei dieſen drei erſten Voͤlkern 
Europas, alſo der Welt, geweſen, in jedem derſelben war fie ſo, daß ſie in eigenthümlicher 
Weiſe die Richtigkeit unferer Behauptung beflätigt. 

Das fränkiihe Reid, reip. Frankreich, ift ohne Zweifel Die Wiege ned germanifchen Feudalis⸗ 
mus , der dort aber ſchon gleichſam bei feiner Geburt krank, zu einer gewiſſen Frũhreife geneigt 
and zu einer zwar fehr glänzenden, aber nur furzen Grißen; geeignet erfcheint. Al die wichtigfte 
Urfache Hiervon muß die überwiegende vomanifhe Bevölkerung, der überwiegende Einfluß bed 
kaiſerlichen Rom, reſp. Byzanz, und des romaniſchen Weſens überhaupt betrachtet werden. Eine 
geringere Sittlichfeit und Freiheitskraft, ein höherer Centraliſationsdrang 22), Die ihrer Nach⸗ 
haltigkeit nad mindere Energie der fraglichen Völker, ihre veifere Intelligenz und gefeigerte 
@itelfeit in Verbindung mit roͤmiſchen Einheitäftaatd- und Herrſchaftsideen, mit ben durch eine 
Maſſe von Umſtänden und geihiätlichen Ereigaiffen dringend nahe gelegten Bedürfniſſe feflern 
Zufammenfcließend und mit ver Thatſache, daß eine Reihe jehr begabter und zwar nicht ge: 
wählter, ſondern erblicher Fürſten und ausgezeifgneter fürſtlicher Nachgeber die Regierung 
Frankreichs führte, — dies alles ſind Momente, die man geradezu antifeudal naanen muß und 
denn jo glänzend begonnen habenden Seubalismus in Frankreich einen baldigen Untergang 
prophegeiem ließen. Und wie ſich Die ganze Macht des Feudalismus darin zeigen mußte, daß bie 
Grhlichfeit der Lehen das Geblütselement im Königthun vernihtete ober doch ſchwächte, jo mupte 
Die ganze Macht des franzoͤfiſchen Geblütskoͤnigthume zunächft gegen bie in dem erblichen Groß⸗ 

lehn liegende Prätenfion der Pairſchaft 28), alſo gegen die höchſte Spitze des Vaſallenthums ge: 
richtet ſein. Die Urſachen dieſes Kampfes liegen in der Natur ver Vexhältniſſe; die Urſachen 
des Sieges des franzöſiſchen Königthums haben wir bereits angedeutet (vgl. dazu unſer 
„Staat und Geſellſchaft“, ©. 371 fg.). Wenn ſich nun auch in Frankreich der Feudalismus 
bereitö im 10. Iahrhuntert.und zwar mit dem Ritterthum zugleich als Die eigentliche Bafis des 
neuern Adels conſtituirt hatte (Guizot, „Civilisation en Europe”, &.121; Lafteyrie, „Histoire 
dela politique liberal”, 1, 300), fo galt doch erft mit dem Heiligen Ludwig der franzoͤſiſche Stat 
ala begründet (Du Gellier, „Histoire des classes laborieuses”, &. 129), und zwar gerade wegen 
der antifeubalen Rtegieraungsprincipien deſſelben. Die Gauptmättel der franzoͤſiſchen Könige zur 
Vernichtung ded Feudalismus waren die Befreiung der niedern Klaflen von verfönliger Ab: 
hängigfeit, Die Eoncentration der Juriödiction in der Hand des Königd und die Stellung der 
königlichen Aurisbiction über jede andere, Die Unterdrückung der voflen Selbſtändigkeit ver 
Communen, die Schöpfung der Magiftratur und, namentlich feit Richelieu , die Einrichtung der 
fönigliden Intendanten (Du GBellier, a. a. O., S. 186, 188, 240, 253; Dupont-White, 
a. a. O. ©. 28; Nogren, ‚ Code politique‘, ©. XXVII; Sugenheid, a.a.D., ©. 126 fg.). 
Dazu kommt vie Verfegung des Beubalaveld aus feinen Befigungen an ben Tönigliden Hof, 
wodurch dad perfönliche Band mit feinen Untergebenen zerriſſen und das Vermoͤgen in ber koſt⸗ 
fpieligen Hofluft zerfegt werben mußte. Obgleich Remuſat (,‚Politique liberale”, ©. 52) be⸗ 
hauptet, daß die Vernichtung der Feudalität in Frankreich ihren Brunn keineswegs in einem 
„exces de tyrannie’ gehabt, fo fehen wir bo, daß ſelbſt pie Stände des Mittelalters ſchon 
allenthalben die Schleifung der Beudalfige verlangen (Dupont-White, a. a.D., S. 22), und iſt 
man darin einftimmig, daß die derrfchaft des Feudaliomus in Frankreich unter Ludwig XLY. voll: 
fländig gebroden war (Laferriere, „‚Essai sur l’'histoire du droit frangais’‘, I, 291), wenn: 


zeigt Laurent, L’eglise et l’etat, Thl. III, befonders ©. 

28) Cascuns barons est souverains en sa baronie. Voirs est que li rois ei souverains par 
desor tous.“ (Bluntfchli, Allgemeines Staatsrecht, erſte Auflage, 1, 67, Rote 4, und S. 69.) Im we: 
fentlichen daffelbe it es, wenn Series Johann Friedrich von Hannover fagte : „Ich bin Kaiſer ir in wei: 
nem Lande.‘ (Sugenheim, S. 373.) 


22) Wie diefer in der Form des Gallikanismus felbft u arbnl; fche Kirche in Frankreich beherrfchte 
g 
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gleich die Franzöͤſiſche Revolution noch manche wirkliche und noch mehr angebliche Reſte der Feu⸗ 
dalität vorfand und zerſtoͤtte (Du Cellier, a. a. O. S. 275 fg., 284). Es kann nicht unſere 
Aufgabe fein, hier alle Cigenthümlichkeiten des franzdfifchen Feuvalweſens und feiner Entwicke⸗ 
hung, reſp. Vernichtung näher zu ſchildern. @& genügt, ven Geiſt ver legtern und beren Folgen 
hervorzuheben. Diefer Geiſt war aber einfach der der jchlauen oder gewaltthätigen inter: 
drückung alles deſſen, was der abjolnten Gewalt des Königs und ver centralifixten Binheit des 
Reichs entgegenfland. Die Folge deſſen aber war Glanz und Macht, Licht und Kraft da, wo 
und ſoweit das koͤnigliche Regiment fich geltend machen konnte; wo dies nicht.der Fall, da war 
Naht, Elend und Auflöfung, und da der König ſelbſt nicht allgegenwärtig fein, wegen bed 
Mangels organifh durchgebildeter Inflitutionen aber aud die Fiction von des Königs ober 
vielmehr des Staats Ullgegenwart nicht anwendbar eriheinen fonnte, jo war biefer Nacht, 
dieſes Elends, dieſer Auflöfung nur zu viel da. Das größte Übel viefer Entwicelung muß aber 
in ber Vernichtung oder doch Trübung, Fälſchung des Rechtöfinnes in ganzen Bolfe, in der 
Alteration des gefunden, belebenden Freiheitöfinns gefunden werben. Das Königthum, bie 
hödfte Spige aller Befepmäßigkeit und alfo ver foliden Grundlage des Recht am meiften be- 
dürftig, durch Gerechtigkeit allein ſicher baſirt, das Koͤnigthum war im Frankreich eigentlich nur 
durch die Vernichtung aller übrigen Legitimitaͤten mächtig geworben; und wenn es fonft dem 
Volke in feinen einzelnen Partien da und dort an den noͤthigen Rechtsſchutz fehlte ſo ſtand nun⸗ 
mehr das ganze Volk ohne eigentlichen Rechtsſchutz da und drohte dem Koͤnigthum gefährlicher 
zu werben, als der Feudalismus «8 zeither geweien. In dem Königthun concentrirten ſich 
gleichſam alle Übel einer ſchlechten feudalen Verwaltung flır das ganze Land, ohne die guten 
Sriten bed Zeudalismud, und wie bie Baſtille ald ber legte Keudaljig erſchein, ver alle. Grenel 
des Feudalismus in fid zu vereinigen fcheint, iſt ein jchlechter franzöflicher König der hoͤchſte 
Höhepunft eines entarteten Feudalherrn. So erklärt fih auch, warum die Revolution ſich nicht 
nur zuerſt gegen die Baſtille und das Koͤnigthum richtete, fondern überhaupt alles noch übrige 
hiſtoriſche Recht, welches nur zum Blend des Volks vorhanden zu ſein ſchien, mit dem Feudalis⸗ 
muß identiflcirte-und durch deſſen vollſtändige Vernichtung zu jeinem Helle tabulam rasam für 
die Zukunft machen zu müflen glaubte, nachdem e8 alle zu feinem. Schuge früher vorhandenen 
Mechte willkürlich vernichtet und in dem Reſte des Altern Rechtsbeſtandes nur die Mittel feiner 
Unterbrüdung, feines Elends exfannt hatte. Je natürlicher nad) den ſämmilichen hiſtoriſchen, 
ſtatiſtiſchen und ethnographiſchen Berhältwiffen Frankreichs die Neigung zu einer gewiflen Cen⸗ 
tralifatton und zum Abſolutismus gemefen, deſto mehr bätte eine tiefere Staatöweißheit bie 
Elemente einer gefunden Deedntralifation und politiſchen Freiheit nähren follen, und nur zu 
fehr beweiſt auch die nach der Revolution in Frankreich bisjegt ſtattgehabte Entwickelung, daß 
- Die Leiden noch nicht am Ende-find, welche die frühere falfche Entwickelung mit ſich gebracht bat. 

Ganz anders geftaltet ſich Die Geſchichte des Feudaliomus in England. 2?) 

Mögen, wie einige jagen, Anfäpe zum Feudalismus auch in England ſchon unter ver angel: 
ſächſiſchen Herrihaft vorhanden geweſen ober bie Lehen, wie die Mehrzahl meint, erft durch bie 
Normannen dortfelbft eingeführt worden fein, gewiß iſt, daß der Feudalismus als herrſchende 
Form des Öffentlichen Lebens feine eigenthümliche Geftaltung In England erſt durch Wilheln: 
den Eroberer, alfo im mefendltihen zunüchſt nach franzoͤfiſchem Muſter erhielt. Allein wenn bie 
Normannen fhon an fi mit Den Lehnseinricgtungen einen gewiſſen @eift der Gentralifation 
und des Staatbabſolutiomus über bie Merrenge brachten, und wenn dieſer Geiſt durch vie ganze 
Art und Weiſe, wie ſte in den Beſitz Englando kamen, ſowie Durch das Bedürfniß, ih in dieſem 
Beſitze zu behaupten, nur geſteigert: werden konnten, fo waren doch Land und Volk in einer 
Weiſe geartet, daß trotz mancher und vorübergehend erfolgreicher Verſuche in dieſer Richtung, 
eine ber Entwickelung ver Dinge in Frankreich analoge Geſtaltung vom Anfang an als unmög- 
lich erfäjeinen mußte. Die Geſchichte Englands iſt ein fortgeſetztes Kämpfen und Ringen 
zwiſchen dem frankifchenormänifchen, abſolutiſtiſchen, centralifitenvnen und ven angelſächſiſchen, 
felfgovernmentalen Elemente der engliſchen Nation, welches nur hier und da für längere oder 
fürzere Zeit mit dem Siege des einen oder des andern Elements abzufchließen ſcheint, in Wirk⸗ 
lichkeit aber am Enve nach langem „Balanciren‘‘ zu einer das ganze Bffentliche Leben dieſes 
großen Bold durchdringenden Ausgleihung beider Glemente geführt Hat. Schon Guizot 
hatte (‚Histoire de la civilisation en Europe”, S. 296) ed im Gegenſatze zu Frankreich ald 


Gigenthümlichkeiten des englifhen Beubalismus hervorgehoben, daß dieſer feine fo großen ' 


24) Bluntfhli, 1, 72 fg. 
_/ — 
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Vaſallen kannte, welche für ſich allein den Kampf gegen das Koͤnigthum hätten aufnehmen 
koͤnnen. Um dem Koͤnige, d. h. damals einem grenzenloſen Abſolutismns widerſtehen zu 
koͤnnen, waren dort ſelbſt die größten Vaſallen ſchon früher gezwungen, ſich zu verbinden, gleid- 
wie die Beſttzer der Heinen Lehen nicht anders Eonnten, als fid mit den Bürgern (alfo die Nor: 
mannen mit ven Angelfachfen) zur gemeinfaftlichen Vertretung und Behauptung ihrer Rechte 
und Freiheiten zu vereinigen. Wilhelm der Groberer, gegen feine eigenen Barone wie gegen 
bie Beilegten der abfolutefte König, den ed je gegeben, hatte das ganze Land ohne Ausnahme 
als fein Eigenthum erklärt, und es, in Heine Theile vertheilt, mit jehr beſchränkten Befugnifien 
nur an feine Reute vertheilt, jo, daß aud die ſachſiſchen Grundbeſitzer ihren Beflg nur als 
Bafallen der Normannen behaupten, aber auch letztere ein eigentliches Alob gar nicht bejlgen 
Eonnten. Jeder Vaſall, alfo jeder Landbeſitzer, reſp. Afteroafall mußte dem Könige direct den 
Treueeid leiften oder wurde fomit deſſen homo ligius (Thierry, „La oonquete d’Angleterre”‘, 
11,156; Bladftone, „‚Commentaries”, franzoͤſiſche Audgabe, II, 58, 59), d. 5. ex durfte nie- 
mand gegen den König dienen. So war ber König abfoluter Herr alles Landes und, wenn: 
gleich in feubaler Form, aller als ſelbſtändig politifch in Frage kommender Leute. Ex hatte, wie 
Fiſchel (‚Die Verfaffung Englands”, S. 5) jagt, das Lehnwefen in feinen Hauptgrundfägen 
durchbrochen und bie Iintervafallen von der abfoluten Folgepflicht gegen ihren directen Lehns 
heren emancipirt. Wilhelm der Eroberer hatte aber aud „bie Geſetze Cduard's des Belenners‘ 
beflätigt. Unter denſelben verfleht man nichts anderes als dad Gewohnheitsrecht ber Angel: 
fahfen. Soweit e8 nicht mit den Feudalrechten der Normannen und mit der Gewalt des Königs 
in Conflict fam, ſoweit es daher fi auf Privotreht und @emeinbeverwaltung bezog, wurde 
ed reipectirt. Häufig wurben Wilhelm Rufus und feine Nachfolger angegangen, diefe bonae 
leges Edwardi confessoris zu erhalten, und fie beflätigten dann ſtets feierlich das Volksrecht, 
obgleich fie es in feinem politifhen Theil unauögefegt verlegten. Da der Brundbeflg nur nad 
Zehnrecht vererbt werben Eonnte, fo verdrängte hierbei das normanniſche Hecht das ſächſiſche Ge⸗ 
wohnheitsrecht. Dagegen wurde das Volkgrecht auch für die Eroberer die Schugmwehr gegen 
ihren Oberheren und dadurch das gemeinjame Net aller Stände (Fiſchel, a. a. O., S. 5, 6). 
Auch die ſächſiſchen Gemeinde: und Pollzeieinrigtungen wurden von den Normannenkänigen 
und den erſten Plantagenet gerade zur Bändigung ihrer eigenen Bafallen neubelebt, und wenn 
auch Heute noch in England das „bloße Berüfl‘ des Lehnſtaats befieht, fo hat ber legtere Doch, 
foweit er „die politifche Gewalt zu einem Vrivatrecht und ven König nur zum Senior von ihm 
faft gleichberechtigten Bajallen mat, in England nie beſtanden“ (Fiſchel, a. a.O., S.6, 11fg., 
42, in welchen beiden erften Stellen auch fehr treifende Vergleiche mit vem franzöflfen Feuba⸗ 
liamus gegeben finv). Ohne Zweifel iſt es die eigenthümliche durch das Meer gleichſam mit 
abſoluter Nothwendigkeit die Staatseinheitgebietende und iſolirte Lage Cnglands in Verbindung 
mit der entſchieden germaniſchen, kräftigen Bevölkerung bed Landes, was wir als Hauptfactoren 
einer Entwickelung betrachten müflen, welche und in England eine trog, ja mit Hülfe des Feuda⸗ 
lismus in fortgefegter Steigerung der Macht und Einheit wie ber Freihelt und geſetzlichen 
Gleichheit begriffene Ration erkennen läßt. Und wie vieles an den gegenwärtigen Einrichtungen 
Englands ald mangelhaft und, namentlich in feiner äußern Politik, als tadelnswerth gefunden 
werben mag, eins ift und bleibt nicht nur bewunderungsöwerth, fondern auch zur Hoffnung 
weiterer Fortſchritte bereihtigend, wir meinen die hohe Achtung vor jedem, aud dem älteften wie 
Zleinften Rechte, durch welchen engliſchen Nationalcharakterzug ſelbſt die Aufrechterhaltung des 
„bloßen Gerüͤſtes des Rehnflaatd‘‘, wie ſehr von mancher Seite darüber geſpoͤttelt wird, eine 
Art von Weihe erhält, die ven Zerſtoͤrungen der Franzoͤſiſchen Revolution wol kein Unbe: 
fangener beilegen fann. 25) 

Die Entwidelung des Lehnweſens in Deutſchland enwlich iſt eine ſowol von der franzoͤſiſchen 
wie von ber englifchen weſentlich verfchienene. Die Grundlage wie dad Terrain des Lehnweſens 
find auch in Deutfchland ganz eigenthümlicher Natur, und kann es demnach nicht wunder 
nehmen, wenn ed in. Deutigland einen beſondern Entwidelungsgang eingeihlagen und Hier 
aud) feine eigenen Folgen gehabt bat. 

In Deutfhland fehlte vor allem ein Ereigniß, wie die fränkiſche Eroberung ed für Gallien, 
der Wechfel der Eroberungen, namentlich aber die normanniſche Eroberung eô für England 


25) Bol. au GBroßöritannten und Irland Staatgeſchichte) dann Gneiſt, Das heutige engliſche 
Berfaffungs- und Derwaltungsredht, S. 11, 8. 1 
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geweſen. Die Verbindung Deutſchlands mit dem fraͤnkiſchen Reiche mochte genügen, um einige 
Kenntniß des Feudalweſens damals fon auf) auf unferm Boden zu verbreiten. Allein zunächſt 
fehlten nicht nur diejenigen Haupturfachen, melde dem Umſichgreifen des Feudalismus in ben 
romaniſchen Ländern günftig waren, fondern es erfcheint auch bie ganze Situation der veutfchen 
Volker, Ihr Verhaͤltniß zum Lande, Ihr ungebrochener Unabhängigfeitsfinn und das gefpannte, 
unbeftimmte Berhältnip derſelben zum fränkiſchen Königthum, ihre Organifation unter altan- 
geſtammten Herzogs-, reſp. Stammkoͤnigsgeſchlechtern, der Reception und Verbreitung des Feu⸗ 
dalismus geradezu ungünſtig. 

In der That iſt das Lehnweſen bei uns erſt ſeit der Trennung Deutſchlands vom Franken⸗ 
reiche in Aufnahme gekommen und ſteht dieſe mit dem Gang in Verbindung, den die politiſche 
Einheit ſämmtlicher deutſcher Stämme und das Verhältniß Deutſchlands zu Italien genommen. 

Ein unabhängiges und mächtiges deutſches Königthum wäre bei der rechtlich und thatſäch— 
Ti vorhandenen Selbftändigkeit der deutſchen Hauptflämme unmöglich gewefen, und ſelbſt das 
diefelbe am wenigſten befchränfende Zufammenfaffen der deutſchen Völker war nur möglich 
einerfeit8 durch die Gewalt flegreicher Waffen, andererſeits durch die religids-politifche Idee des 
römiſchen Kaiſerthums. Je weniger legtere für dad nationale Geblütskoͤnigthum der Gapetinger 
paßte und je mehr wir dieſe fhon fehr früh an der Unterhrüdung des Feudaliſsmus arbeiten 
ſehen, deſto mehr paßte jene Idee für ein aus felbfländigen Stämmen zufammengefegted, die 
Geblütöfolge ſcheuendes, Fein beengendes inneres Gefüge, Feine Gentralifation zulaſſendes Rei 

mit feinen in der ganzen uͤberſchwenglichkeit unverborbener, aber au ungezügelter Jugend ba= 

fiehenben, religi88 begeifterten und eines durchgreifenden ſpeciellen gemeinfamen Nationalgefühts 
noch entbehrenden Völkern. Die hoͤchſte, religiös:poetifche Auffaffung ver Pflicht, deren Er: 
füllung aber nur durch perfönlich freie Hingabe Werth erhalten konnte, war das eine Ertrem 
der mittelalterlih-deutfähen Gedankenwelt, dem ald anderes Brtrem die Behauptung ver abfo- 
luten Freiheit von jedem nicht freinillig übernommenen Bande entſprach. Mit dem auf der 
Mahl beruhenden römifchen Kaiſerthum deutſcher Nation war zunächſt für das ganze Reich die 
Gonföveration ald Grundform von felbft gegeben und konnte unter den damaligen Umſtänden 
der Föderalismus eine andere Geftalt als die des Feudalismus nicht annehmen. So famen bie 
deutfchen Könige durch die Innere Schwäde und verfaffungsmäßige Unfertigfeit des der Idee 
nach fo hoch angelegten deutſchen Königthums in eine ähnliche Lage, wie die fränkiſchen Könige 
"ed gemwefen. Um Macht zu haben, waren ihnen Anhänger nothwendig, die nur mit Gewalt 
oder Güte gewonnen werden konnten. Macht und reihlih ſpendende Gnade bedingten fi 
gegenfeitig fo fehr, daß die eine ohne die andere unmöglih und jedenfall! unfruchtbar geweſen 
wäre; die fittliche Macht des althergebrachten Rechts fland auf feiten Der particularen Selbſtän⸗ 
bigfeiten, und die vergleihungsweife neue Idee des Kaiſer-, refp. Königthums über alle deutſche 
Stämme, refp. Über die ganze Ehriftenheit vurfte um fo weniger diefelben unmittelbar zu be: 
fehden wagen, je mehr fie felbft eine religiös-fittliche Svee war. Wie die Katfer durch Verwen⸗ 
dung von Haus- und Reichsgut zu Lehn die Macht und Einheit des Reichs zu begründen, er- 
Halten und fördern ſuchten, fo erfannten die Großen des Reichs Bald in dem Erwerb der Lehen 
das befte Mittel zur Vergrößerung ihrer eigenen Macht, alfo au zur Schwächung ded Reiche, 
fomeit es ihrer Selbſtändigkeit hätte gefährlich werden mögen. Die Erblichkeit aller auch der 
größten und ihrem Begenftande nah, wie z. B. die Amterlehen, zur Erblichkeit am wenigſten 
geeigneten Lehen im Verhältniſſe zu der Nichterblichkeit des Deutſchen Reichs iſt ſowol Folge 
wie auch Urſache der urſprünglichen und ſpäter nicht mehr heilbaren Schwäche des deutſchen 
Reichsſtaats. Das deutſche Nationalgefühl war noch zu wenig einheitlich durchgebilbet, die Er: 
kenntniß der Nothiwendigkeit einer feftern und fletigern Ginigung aller deutfcher Völker Tag 
den bamaligen für Deutfhland dennoch Immer glänzenden und die Unruhe, Zerriffenheit, Kriege 
leichter ertragenden Zeiten zu fern, als daß ver Gedanke an große Opfer particularer Selbflän- 
digkeit Hätte auffommen oder doch allgemeiner wirffam werden Eönnen. 

” Das Beifpiel, mit welchem die deutfchen Könige vorangingen, wurde nun zwar auch von 
den Großen des Landes und von ihnen aus in immer nieberern Kreifen nahgeahmt. Das Lehn 
wurde auch in Deutfhland die Grundform alles Befiges, ver Typus aller polttifhen Stellung, 
der Gradmeſſer jeder politifhen Rangaßftufung (Heerſchild 2%]), und nichts entipricht mehr ber 
ganzen Auffaffung des deutſchen Mittelalters, als daß wir einerſeits den Katfer ſelbſt als 


26) Ficker, Vom Heerfchilde (Innebruck 1862). 
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Bafallen Gottes (die Theorie von den zwei Schwertern *] in ihrer verſchiedenen Auffaffung)) be⸗ 
trachtet, andererjeit kaum irgendeinen Grundbeſitz anders denn feubal (Sonnenlehn) denkbar 
jeden. Selbſt eine Menge von Abhängigfeitöverhältniffen niedrigerer Art (Feudastra) werben 

em Lehnsverhältniſſe ſoviel als möglich nachgebilbet. Und fo fehen wir denn auch Deuiſchland, 
nachdem der alte zwifchen dem Stammesherzogthum und vem kaiſerlichen Amtoſprengel geführte 
Kampf des Particularigmus und der Staatdeinheit mit dem allmählihen lintergang ſowol 
jener alten Stammesberzogthümer ald aud) der eigentlichen Bedeutung und Wirkſamkeit des 
Meihdamts geendet Hatte, dad ganze Deutfche Reich In eine Maffe großer nad) der einen ober 
andern Seite ihres wefentlichen Beflandes feudaler Territorien zerfallen, die Landesherrlichkeit 
bei der Unbeſtimmtheit ihres Begriffs und Umfangs häufig Hinter Die Lehnsherrlichkeit zurück⸗ 
treten und die Territorien felbft wieder fih in eine Menge Fleinerer und Afterlehn zerbrödeln 
und den Iehnweifen Beilg endlich in den niebrigften Klaſſen bäuerlihen Beſttzthums auslaufen. 

Der Einheitöftaat if aber eine Natur: und Vernunftnothwendigkeit, und da derſelbe fi auf 
deutſchem Boden nicht wie in England und Frankreich in dem Geſammtkönigthum der deut- 
fen Nation realifiven Eonnte, ober, da e8 dem deutſchen Koͤnigthum nicht gelang, erblid zu 
werden und die Selbfländigkeit der großen Vafallen zu brechen, fo mußte das Bebürfnig des 
Staaté wo anders jeine Befriedigung finden, und dies geſchah gerabe in den größern Reiche: 
territorien. So erflärt ed ſich, daß, was dad engliſche und franzöflige Königthum für ganz 
Sranfreih und England geworben, die Landedhoheit und Lehnsherrlichkeit, namentlich die der 
mäshtigern Reichsſtände, für Ihre einzelnen Territorien werden mußte und es gerade vermöge 
des durchgreifenden Principd.der Erblicgkeit werben konnte, wenn die unterbeflen mit dieſer 
Erblichkeit unter Beeinfluffung des Römischen Rechts verbundene privatrechtliche Auffaffung des 
Berhältniffes wenigftend dem eigenen Lande (nicht dem Reiche) gegenüber einer höhern politi- 
ihen Auffaffung den Plag räumte. Die deutſchen Landesherren Fonnten nicht daran denken, 
die Lehen als ſolche aufzuheben, va ja ihre eigene Stellung weſentlich auf dem Lehn beruhte. 
Aber jie mußten der immer weiter gehenden, mit den neuern Bebürfniffen und Verhältnifien 
durchaus nit mehr vereinbaren Zerfegung ihrer Territorien durch den Feudalismus entgegen: 
treten und thaten es mit defto beſſerm Erfolge, je mehr der Innere Drang der Umſtände fie be: 
günſtigte und das Reich ſelbſt, welches ja nur aus ihrem collectiven und in diefer Beziehung 
Hemd einmüthigen Willen befland, dazu dienen mußte. Go führt der Feudalismus aud in 

eutſchland vorerfl zu einem gewiſſen Fürſten- und Staafeabfolutismus, aber nicht mit einer 
unnatürlihen Gentralifatton ded ganzen Landes und unter Vernichtung aller zwifchen ver 
Krone und der Mafle des Volks ſtehenden Selbſtändigkeiten wie in Frankreich, nicht mit Aub⸗ 
bilpung und Erhaltung eined einheitöftaaslichen, wenn auch nicht fireng legitimen und altange- 
ſtammten Königthums: unter Wahrung und Erweiterung der Gemeinde: und Volfäfreiheiten 
und Einführung einer ariftofratifchen, aber vom politifchen Pflichtgedanken erfüllten Geſammt⸗ 
sepräfentation wie in England, jondern, thatfächlich wenigſtens, zur Vernichtung der bisherigen 
deutſchen Einheitsidee und Aufrichtung particular =territorialer Kleinflaaten unter uralten erb: 
lichen Fürſtenhäuſern, ohne daß jedoch damit ein förmliches und ernſtliches Aufgeben der natio⸗ 
nalen Einheit ober eine Rechtmäßigmachung ded abfoluten Staatsprincips aud nur für bie 
einzelnen Territorien gegeben geweſen wäre, wie fehr eö freili bei dem oft eigenfinnigen 
Kampfe der wefentlich feudalen ITerritorialftände mit der Landeshoheit anfänglich an irgend⸗ 
einer Art von verfaffungsmäßiger Feftftellung der allgemeinen Volksrechte gebrach. 

Die Verſchiedenheit ber Entwickelung von Frankreich und Deutſchland iſt fo groß, daß ein 
Bergleig zwifchen beiden unmöglich erfcheint. Auch zwiſchen ver Entwidelung des Feudalis⸗ 
mus in England und Deutſchland ift der Unterſchied groß genug, doch ift ein Sauptpunft beiden 
gemeinfam, nämlich der, daß in feinem ver beiden Länder der Feudalismus bleibend zu einem 
der beiden aus ihm in feinen äußerften Gonfequenzen hervorgehenden Extreme, zur gänzlichen 
Auflöfung des Volks oder zu einen abfolutififchen Despotismus, geführt hat. Die größte 
Verſchiedenheit zwifchen der Entwickelung des Feudalismus in den drei genannten Ländern br= 
fieht aber darin, daß derfelbe in Frankreich gleihfan in feiner hoͤchſten Blüte vernichtet und 
feine organiſche Ausbiſdung und was daraus organisch hätte hervorgehen müſſen, gemwaltfam 
abgeſchnitten worden ift, daß er in England zu einer Art von politifcher Ariflofratie wurde, Die 
fi noch heute mit einer gewiffen Sympathie der Nation ver älteflen feudalen Formen bebient, 
und daß er in Deutſchland dem Weſen wie der Form nad allmählich abflarh und auf der einen 


— — — 
27) Die Literatur hierzu ſiehe bei Held, I, 352 fg.; 11, 229. 
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Seite einen Bund von Monarchien, auf der andern Seite weniger ariſtokratiſche als volksthüm⸗ 
liche Theilſtaaten hervorrief, in denen weder der Voͤlker rechtliche Selbſtändigkeit bad Beplirf- 
ni der nationalen Einheit nod die Bureanfratie den Drang na Selfgovernment zu vernichten 
im Stande war. | 

Keine diefer drei verjhiedenen Entwickelungen kann als eine abgefchloffene betrachtet 
werben. Frankreich fehnt ſich im beften Theile feiner Männer nad einem vernünftigen Maße 
des auch im Feudalismus enthalten gewefenen Elements ver Decentralifation,; England fühlt 
auf eine ſelbſt dem Auslande trog der forgfältigftien Berhüllung unverfennbare Weiſe das Be- 
bürfniß einer in mancher Beziehung gefleigerten @entralifation, eines ſtraffern Königthums, 
einer gefhäftöfundigern Verwaltung, einer mehr populären als ariſtokratiſchen Reform und fieht 
gar manche ver altehrwürdigen feubalen Formen mit andern Augen an ald noch vor einigen 
Jahrzehnden; Deutſchland will als Ganzes einiger und freier zugleich fein, Altes und Neues auf 
dem’ Wege der Reform an vie rechte Stelle fegen, vom feudalen Geiſte die Freiheit für jeden nad) 
feinem individuellen Maße, von dem organifhen Staate pie Ordnung und Pflicht für alle nach 
ihren Faͤhigkeiten, von der Höhern politifhen Einigung ver Nation die allgemeinfte Foͤrderung 
in den Innern Angelegenheiten, wie bie verdiente Anerkennung, ben berechtigten Einfluß im 
Voͤlkerverkehr. 

Die Würdigung dieſer Situation der dominirenden europäifgen Voͤller Liegt außerhalb 
der Grenzen dieſes Auffaged. Dagegen haben wir noch den Begriff des Lehnrechts, deſſen Ber- 
hältniß zum Lehnweſen und feiner ganzen Eintwidelung etwas näher zu betrachten. 

Lehnrecht if der Inbegriff aller das Lehn betreffenden Normen. Gegenfäge dazu bildet ein- 
mal das Landrecht, deſſen jedoch ber eigentliche Bafall bis zum Verfall des Lehnrechts nicht ver⸗ 
luſtig geworben fein durfte, dann das Stadtrecht, ohne daß deshalb Städte und Städier des 
Lehnrechte unfähig gemefen wären, endlich die Rechte der jenigen abhängigen Leute, welche ebenfo 
des Landrechts wie ber eigentlichen ritterlichen Lehen nicht fählg waren. Übrigens ift das Lehn- 
recht ſchon früh auch auf dienſtmänniſche und Hörige Verhälmiffe analog angewendet worben, 
ſoweit die höhere Natur des Lehnverhältniffes eine derartige Analogie zuliek (Feudastra), und 
wenn auch längere Zeit dienſtmänniſche und freie, ritterliche Lehen fharf unterſchieden murken, fo 
bob ſich doch diefer Gegenſatz allmählich gänzli, feit eine große Zahl Hienfimännifeger oder 
minifterialifcher Geſchlechter durch den Ritterbienfl mir ben freien Rittergefihlechtern in eine und 
diefelbe Berufogemeinſchaft gelommen war. Ä 

Das Lehnrecht beruhte zunächſt auf ver in ven Verleihungen ſich bethätigenven allgemeinen 
Gewohnheit, bie jelbft wieber von der Geſammtheit der Verhältniffe getragen, von dem ganzen 
Seifte des germanifchen Rechts erfüllt und beſtimmt wurbe. Obgleich daher die meiflen der 
ältern Lehnrechtsaufzeichnungen rein particulärer Natur und dabei nicht felten nur Privatar⸗ 
beiten waren und ber Hauptſache nad auf Sammlungen von Iofalen Gewohnheiten, einzelnen 
Entfeidungen ver Lehnscurien, Weisthümern u. ſ. w. berubten, fo hat ſich doch neben einer 
Art von gemeinjamem europäifthen Lehnrecht auch ein gemeines deutſches Lehnrecht gebildet, 
welches theild gewiſſe abfolute Grunbfäge aufftellt, theils-fubflviar, nämlich in Ermangelung 
befonvderer Normen, Geltung beanſprucht. 

Die für das gemeine deutſche Lehnrecht widhtigften Quellen find die Rechtsbücher des Mittel: 
alterd, namentlich der Sachſen- und Schwabenipiegel, deren jeber tem Lehnrecht einen befon: 
dern Theil widmet. Die Verbindung Italiens mit Deutſchland aber, indbefondere die von den 
bolognefer Gloffatoren veranlaßte Verbindung des longobarbifchen Lehntechts mit Dem Corpus 
juris civilis (al8 decima collatio novellarum) und deſſen Gloſſirung war in Berein mit ver 
bereit8 beginnenden Entartung des Lehnmefens die Urſache der Reception der fogenannten 
libri feudorum in Deutfchland ald gemeined Recht. Mochte deren Aufnahme in Deutfchland 
geringern Anftand finden ald die des Romiſchen Rechts, da fie doch ein rein germanifches Rechto⸗ 
verbältniß betrafen und felbft weſentlich germaniſch waren, jo mußten fie doch in mancher Be⸗ 
ziehung veränbernd auf den bißherigen lehnrechtlichen Befland einwirken, tHeild weil der Zehn: 
nexus ſchon lange in der Lombardei minder firaff war als in Deutſchland, theil8 aber auch des⸗ 
halb, weil durch die materiefle Gültigkeit des Roͤmiſchen Rechts in der Lombarbei, durch die 
lateiniſche Redaction und die civiliſtiſche Gloſſtrung der libri feudorum ein romaniftifhes Ele⸗ 
ment In dieſelben hineingebrat werben mußte und bie deutſchen Kaifer ald Könige und oberſte 
Lehnöherren der Rombarbei andere und ausgebehntere Rechte nach den ben libris feudorum 
einverleibten Gonftitutionen beanfpruchten, als ihnen in Deutſchland zuſtanden. Daß aber 
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jedenfalls nur die gloſſtrten Stellen des longobardiſchen Lehnrechts als gemeines Recht im 
Deutſchland recipirt wurden, folgt ſchon aus dem bekannten Satze: „Quod non agnoscit glossa 
non agnoscit curia.“ 
’ Der charakteriſtiſche Zug der Lehnrechtsentwickelung entjpricht genan der Entwidelung bes 
Lehnweſens ſelbſt. Zuerft ſtraff wie dieſes und in ganz beflimmte eigenthümliche Grenzen ge: 
bannt, nur ausnahmsweiſe und in unwichtigern Dingen möglihft unbedeutende Ausnahmen 
zulaffend, wirb ed nad und nad immer fhlaffer, je mehr eö feine natürlihen Grenzen durch⸗ 
bricht, damit feinen urſprünglichen fpecififhen Charakter verliert und endlich fafl ganz in dem 
neuern allgemeinen Landrecht fich verflacht, wie ver mächtige Gebirgäfttom, der fi in den Sand⸗ 
pünen der Niederungen verliert, Diefer Entwidelungsgang des Lehnrechts, dem Geſetze ber 
organifchen Verbindung des Altbeftehenden mit dem Neuwerdenden am beften entſprechend, läßt 
fi aufs genauefte nachweiſen, wenn man irgendeine ver verſchiedenen Seiten des Lehnrechts 
näher betrachtet, erklärt e8 aber auch im Zufommenhang mit der alles beftimmenden Bedeutung, 
welche der Feudalismus erlangt Hatte, warum im Detail diefer Entwidelnng eine ungebeuere 
Mannichfaltigkeit herrſcht und nicht nur bie Literatur des Lehnrechts lange Zeit die ganze 
fonftige veutfch-rechtliche Literatur überwucherte, ſondern aud) das feubale Princip für bie mei: 
. ften Rechtsdisciplinen wie für die meiften Lebendverhältniffe maßgebend geworben ifl. 

Wir haben und hier darauf zu beſchränken, ven eben hervorgehobenen charalteriſtiſchen Zug 
an einigen der wichtigſten Seiten ded Lehnrechts nachzuweiſen. 

Das Lehnrecht Hat fich vor allem mit Ordnung der Frage zu beihäftigen: Wer ift fähig, 
in den Lehnneruß einzutreten? Was ift geeignet Gegenftand eines Lehnd zu werden? Welcher 
rechtlichen Form bedarf es, damit ein Lehnsverhältniß rechtöbeflänbig entflehe? 

Die Antwort des ältern Lehnrechts auf die erfte Frage lautete zunächſt und im allgemeinen 
dahin, daß nur, wer perfönlih vollkommen frei, fich ald Lehnsperfon (Lehnsherr over Bafall) 
qualificire (die fubjective Lehnsfähigkeit beſitze). Dabei wurde aber die Fähigkeit, Lehnshert 
zu fein, von ber Fähigkeit, Vaſall zu werden, unterfhieven. Gehoͤrte zu erfterer Die Befugniß, 
fih Nittervienfte verfprechen laffen, und zu legterer die rechtliche Möglichkeit, ſich zu ritterlichen 
Dienften verpflichten zu Eönnen, fo wurbe auch verlangt, daß der Lehnöherr höhern oder doch 
mindeftend gleichen Standes mit dem Bafallen fei, welcher letztere unter allen Umfländen, ſoweit 
das Lehn reichte, in der hierarchiſchen Ordnung der Stellungen unter feinen Lehnsherrn zu 
ftehen kam. Bei aller Wechſelſeitigkeit und Gleichheit der Lehndtreuepfliht für Herrn wie 
Mannen liegt ed doch in der Natur der Sache, daß fi die Treue des obenflehenden Herrn 
anders denn die des unter ihm ſtehenden Vaſallen äußern mußte. Vaſall eines Mannes, den 
man nicht ſchon ohnehin als über fich ftehend anerkannte, werden zu müflen, war vemnad immer 
eine ſchwere Demüthigung, und es erfcheint nur natürlich, daß zwiſchen dem Drange, ſich dur 
den Lehnnexus zu bereichern, und dem Wunfche, ſich nicht zu erniebrigen, zahlreiche und ſchmerz⸗ 
lihe Gollifionen entflanden. Nichtsdeſtoweniger fehen wir Könige und Kaifer wie die Großen 
des Reichs jelbft unter fehr demütbigennen Formen, am liebflen von ber Kirche, Lehen anneb: 
men, alfo Bafallen nieverer flehender Perjonen werben, und je fihlaffer der Lehnverband 
wurde, je weniger alfo die Lehnspflicht und je mehr das fachliche. Element Hervortrat, defto weni: 
ger fümmerte man ſich um ben Stand des Lehnäheren, deflo mehr um den finanziellen Werth 
des Lehns. Sp entwidelte fih nach und nad, in zahllofen und mannichfachen Übergangsftadien, 
der gemeinrechtliche Sag, daß jeder Lehnsherr fein Lönne, der über dad fragliche Gut die zur 
Lehnöbeftellung nöthige Dispofitiondbefugnip Habe, und daß jeder zum Vaſallen fähig fei, der 
das fragliche Gut zu dominium utile zu erwerben vermöge. Hatten doch ſchon früh genug ſelbſt 
vollfommen unfreie Geſchlechter lehnweiſen Befig erworben, und mußte, nachdem das Lehn all- 
mählich nur zu einer noch etmad modiftcirten Beflgart geworden war, die meiften frühern Nüd- 
ſichten auf eine bejondere fubjective Lehnsfähigkeit in Wegfall kommen. Dagegen entflanden auf 
eben diefem Wege ſchon bald ſchwere Collifionen zwiſchen dem Rechte und den Confequenzen 
des territorialen und des feubalen Verbandes, ober mit andern Worten, zwiſchen der Landes- 
herrlichkeit, Landeshoheit und der Lehnsherrlichkeit. Solche Kollifionen mußten entſtehen, 
theils, weil in der Landeshoheit auch der Keim der Lehnshoheit, d. h. ein Erſtarken ver Staats⸗ 
gewalt auch über alle im Staate vorhandenen Lehen, vorhanden war; theils, weil der Vaſall 
ſeinem Herrn, auch dem Landesherrn, nur zugewandt, nicht unterthan, alſo in einer andern 
Stellung als deſſen eigentliche Unterthanen war, die ganze Entwickelung aber zur Herſtellung 
eines allgemeinen Unterthanenverbandes dyängte; theils, weil der Landesherr ſelbſt Vaſall 
oder Lehnsherr anderer reichsſtändiſcher, alſo felbftändiger oder reichsmi ttelbarer Perſonen, reſp. 
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Territorien fein und dadurch eine Menge eigenthümlicher Verwickelungen hervorgerufen werben 
konnte. Aus allen dieſen Zufländen ging aber zufegt Die Landeöhohelt als eine thatfächlich abfo- 
lute Fürftengewalt hervor. Alles, was die Einheit des Reichs und die Macht des feubalen 
Ritterthums brechen Half, trug zur Steigerung der Kraft und Selbftänvigfeit ver mächtigern 
Reichsſtände bei und muß bie Souveränetät der deutſchen Staaten als das letzte Glied dieſes 
Entwidelungsgangs betrachtet werben, in welchem der Eonftitutionalismus auf eine zeitgemäße 
Art den gelunden Grundgedanken des Feudalismus, nämlich die Negation des Staats- oder 
Fürſtenabſolutismus, vertritt. Wurde früh ſchon die Treue des Lehnsherrn mit „Rehnspro: 
tection’' bezeichnet (‚‚qui dit protection dit domination“), fo war ed nun natürlidh, daß man 
die active Lehnsfähigkeit oder die Fähigkeit, Lehnoherr zu jein, in jevem Rande auf ven Landes⸗ 
herrn zu beſchränken und damit Landesherrlichkeit, Sehnäherrlicfeit und Lehnshoheit in der 
Souveränetät zu vereinigen fuchte. 2%) Die einzige Ausnahme hiervon befteht noch zu Gunften 
der fogenannten Medlatifirten, denen ſchon dur bie Rheinbundsacte Art. 27 ihre droits 
seigneuriaux et f&odaux vorbehalten und durch Art. 14 der Bundesacte „in Ruͤckſicht ihrer 
Perfonen, Familien und Befigungen alle diefenigen Rechte und Vorzüge zugeflcdert werben 
ober bleiben, welche aus ihrem Eigenthum und deſſen ungeflörtem Genuſſe herrühren und nicht 
zu der Stantögewalt und den höhern Regierungsrechten gehören — wozu das bairiſche Ver- 
faffungsedict (Beil. IV zu Tit. V,$. 2, ver Verfaſſungsurkunde) über die ſtaatsrechtlichen Ver⸗ 
bältniffe der Mediatifirten 6. 57 ausdrücklich bemerkt: „Die Activiehen werben ihnen ferner 
belaſſen, jedoch geht in allen freitigen Lehnſachen die Appellation von den Juftizkanzleien an 
das koͤnigliche Oberappellationsgericht. Die Rittervienfte koͤnnen nur für den Souverän gefor: 
dert werden, alle übrigen Rebngefälle bleiben vem Mediatberen. Bei der immer weiter grei- 
fenden Verwirklihung des Princips der Grund und Bodenentlaſtung, welche fih bereits in 
einem großen Theile von Deutihland auch auf das Lehn erſtreckt und infolge deſſen, abgejehen 
von der Aufhebung aller mittelbaren Berichtöbarfeit, nicht nur alle feubalen Laften, fondern 
auch der ganze Lehnverband 29%), jede Art von getheiltem Eigenthum aufgehoben ober ablds⸗ 
bar erflärt und die Neubegründung ſolcher Verhältniffe für alle Zukunft verboten ijt, bei alle- 
dem ergibt ſich, daß die frühern Begriffe der fubjectiven activen und pafjiven Lehnsfähigfeit ihre 
Bedeutung längft verloren haben und daß, ſoweit fie da und dort doch noch beftehen, fle entwe⸗ 
der einen lebendunfähigen Reft früherer Zeit oder Verhältniffe bezeichnen, die ihr Leben 
nicht aus dem Feudalismus, fondern aus den neuen flaatlichen Leben nehmen, welches ſich noch 
einzelner feubaler Formen bedienen zu müſſen glaubt. . 
Demfelben Entwicelungsgange begegnen wir au, wenn wir die Antwort auf die zweite 
oben angeregte Frage ſuchen. 

ELehnbar, oder objectiv lehnsfähig, d. h. zum Gegenflande eines Lehnd geeignet erſchien 
urfprünglich nur der Brund und Boden felbft und dann, In natürlicher Ennfequenz diefed Prin⸗ 
cips, jede Liegenſchaft, alfo jedes ald unbewegliche Sache geſchätzte Recht. Died waren nit nur 
die einzigen felbfländigen Vermoͤgensobjecte der Zeit, ſondern auch bie einzigen als ſachliche 
Grundlagen für einen gleihfam ewigen Berband zwifchen ver Familie des Lehnöherrn und der 
des Bafallen geeigneten Gegenſtände. Als aber alles danach firebte, ji und feine gefammten 
Berhältniffe in fendale Formen zu kleiden, als die Nachfrage nad lehnbaren Objerten und das 
Bebürfnig derfelben immer höher flieg, da wi man, anfangs ſchwerer und weniger, fpäter 
immer leichter und mehr von den natürliden Princip ab und gelangte endli zu den Sape, 
daß alled, was irgendeinen Bermögendwerth mittelbar oder unmittelbar gewährte, was in com- 
mercio war und die Beſtellung einer Art von getheiltem Eigenthum duldete, auch lehnbar 
fet..30) So wurde z. B. eine Menge von Ämtern aller Art zu Lehn gegeben, d. h. das Amt 
felbft war das Lehnobject (nicht alfo für ven Empfang eines Lehns ein Amt übernommen) und 
mußte wenigftend von diefer Seite aus mehr als Ginnahmequelle denn ald die Urſache einer 
höher gefteigerten politifchen Pflicht erfgeinen, und wenn auch dieſer eigentliche Sinn jedes 
Amtes theoretiſch nie gänzlich untergegangen iſt, fo beweift doch nie Geſchichte, daß in der Regel 
pie ſachlich-feudale oder finanzielle Seite die überwiegend bedeutende geworben. Mußten auf 


38) Was übrigens nicht ohne manche faliche Auffaffung und Verlegung fremder Rechte geſchah. 
Bol. Zachariä, Deutſches Staatsrecht, I, 150, 158; II, 456 - 

29) Mit wenigen Ausnahmen, wie 5. B..die Thronlehen in Buiern. 

30) „On donnait en fief jusqu’a des essaims d'abeille,“ (Eevaſſeur, Histoire des classes 
ouvr., 1, 167. Der „Feodus Leobini Carpentaria‘, ebendaſ. ©. 168, in der Rate.) . 
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dieſe Weiſe die Amter und damit der durch fie bedingte Organismus des Staats (Reich) ent: 
arten, fo fonnte es doch auch nur eine Folge der Entartung des Lehns fein, wenn Gegenſtände, 
die vernünftigerweife gar feine Bermögendobjerte waren ober doch fein jollten, wie Die Vog⸗ 
tei, ein Wappen, ver Galgen u. dgl. m. ober gar Mevenuen zu Lehn gegeben wurden, welde Die 
Frucht der im Mittelalter freilich nicht felten ungeſchminkter als jegt auftretennen Proſtitution 
geweſen. Jedenfalls erſcheint mit dem Verſchwinden ver befondern objectiven Lehnsfaählgkelt in 
der allgemeinen objectiven Vermoͤgensfaͤhigkeit die oben aufgeftellte Behauptung über die Ver⸗ 
flachung des Lehns auch von diefer Seite erwieſen. 

Am längften hat das alte feudale Princip des zur rechtmäßigen Entflehung eines Lehnver: 
bältniffes erforberlichen Rechtsacts ſich ins wefentlihen erhalten. Fiel au mit ver Belehnung 
unter freiem Himmel nach und nach manche jener jinnigen ſymboliſchen Acte hinweg, für melde 
fi das Verſtändniß um fo mehr verloren hatte, je mehr die Verhältnifle andere geworden ive- 
ven, zeigt ſich daher auch früh ſchon flatt aller oder bo neben einem Nefte früherer Solennitä- 
ten nur eine fchriftliche gerichtliche Brocedur, jo ift doch der urfprängliche Gedanke, daß ein Lehn⸗ 
verhältniß Durch Privatwerträge der Intereſſenten zwar eingeleitet, nie aber durch ſolche, ſondern 
nur durch eine Öffentliche feierliche Handlung rechtlich begründet werden £önne, allenthalben bis 
zumlintergang des Lehns mädhtiggeblieben. Der Grund Hiervon liegt aber nicht ſowol im Lehn⸗ 
rechte als vielmehr darin, daß dieſes Princip ein Princip des gefammten deutſch⸗nationalen 
Rechts für die Beftellung aller dinglichen Rechte an Immobilien geweſen ift, daß auf dieſem 
Princip der ganze ehemald noch mehr als jegt wichtige Immobiliareredit und die Möglichfeit 
der Wahrung auch ver Nechte der Lehnsperſonen ſelbſt beruhte, und daß endlich, trog der Ne: 
ception des Römifchen Rechts, viefes Princip, bei feiner natürlicden Verbindung mit den Ge⸗ 
fammtverhäftniffen unjerer Völker, jelbf in dem gemeinen Landrechte mehr oder minder Gel⸗ 
tung behielt, in den autonomen feudalen oder adelichen Kreifen aber entſchieden gegen Das 
Roͤmiſche Recht behauptet worden ift. Nichtöpeftomeniger liegt in dem vorwiegend ſchriftlichen, 
die Lehnsinveſtitur von der Ingroſſation irgendeines gewöhnlichen dinglichen Rechts äußerlich 
in nichts unterſcheidenden Vorgang inner ein Beweis, daß dad Lehnverhältniß in feinen fri— 
fheften Karben erblaßt, in feinen wärnıften, lebendigſten Bezügen erkaltet, tobt geworben war. 

Betrachten wir nad) dieſen Ausführungen über die Entſtehungsmomente eines Lehnver⸗ 
bältniffes die Nechtövorfäriften, welde die Wirkungen veflelben, namentlid) auch feine Dauer 
beftimmen, fo werden und im ganzen viefelben Erſcheinungen entgegentreten. 

Nachdem man die Unzulänglickeit eines allgemeinen Treuegelöbnifies feitend des Vaſallen 
erfannt und vergebens durch eine Speriflcation des Inhalts der Lehnstreue oder durch Augabe 
einzelner beſtimmter Pflichten (vgl. II, F. 4, 5, 6, 7, 28; 6.4, 55; $.3) abzuhelfen verſucht 
hatte, kam man endlid dazu, die Summe der in der Lehnötreue enthaltenen Pflichten in ven 
Pflichten zur Lehnsreverenz, zur Leiftung der Lehnpienfte und zur Unterwerfung unter bie 
lehnoherrliche Gerichtsbarkeit, endlich in der Pflicht zur Beobachtung der Lehnögefege und des 
Lehnvertrags auch bezüglich des Lehnobjects zuſammenzufaſſen. Allein die Lehnsreverenz be: 
fland nur in einer Mehrzahl äußerer Acptungäbezeigungen, die bald nicht mehr zum Geſchmack 
der Zeit paßten, ven Verpflichteten leicht mehr verlegten ald dem Berechtigten frommten und, 
zum Theil wenigftend, leicht umgangen werben fonnten. Der Lehndienft war ſchon gemein: 
techtlich feinem Umfang nad nur wenig beftinimt, fonnte leicht mit irgendeinem Schein ober 
Grund des Rechts firaflo8 verweigert werben und mußte mit der Umgeflaltung des Kriegs: und 
Gerichtsweſens bald feine hauptſächlichſte Bedeutung verlieren, fo zwar, daß die. Zahl der dem 
Weſen des Lehns widerſprechenden vafallitifhen Keiftungen in demſelben Maße zunimmt, in 
welchem wir bie objective und fubjective Lehnsfähigkeit ſich unnatürlich eriweitern gefehen haben 
(man denke an das Zindlehn, Glockenlehn, Klepperlehn, Bürgſchaftölehn, feudum procu- 
ratjonis u. dgl. ni. anderer Dinge, wie fle ,B. Walter Scott, „Waverley“, I, 117, erzählt, für 
welde unferer Zeit jedes Verſtaͤndniß abgeht, zu gefchweigen. *4) Sogar die Treuepflit des 
Vaſallen rückſichtlich des Lehnguts, welche weſentlich darin beftand, ven Werth veflelben in Eei- 
ner Weile zum Nachtheil des Lehnsheren zu vermindern, wurde theild durch Die Begründung 
veräußerlier Lehen, theils durch Vermehrung der Fälle gefeglich oder vertragsmäßig erlaubter 
Veräußerungen und namentlid durch die neuere Theorie von den Lehnſchulden immermehr alte- 
rirt. So kam ed, daß auch Lehen ohne Lehngeid beftellt (feuda injorata) und wol auch ohne alles 
Aqutvalent gegeben wurben (Freilehn, feuda franca, Chrenlehn), letzteres, weil ed dem Sehne- 





31) Bl. Sugenheim, S. 120. Wiener Zeitſchrift für Kunſt u. f.,m,, Sahrg. 1844, Rr. 74. 
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heren ſchon Vortheil genug ſcheinen fonnte, wenn er jemand nur ak a feinen Bafallen 
nennen durfte (Haltaus, „Gloſſarium“, vgl. Chrenlehn), daß man den Lehndienſt immermehr 
in Belväquivalente veränderte, dieſe Geldpräſtationen aber möglichft vermehrte und endlich zu vem 
faft fataliſtiſchen Sage kam, daß die Erfüllung der vafallitifchen Pflichten mehr auf dem gule 
Willen des Bafallen als auf ver innern Kraft und äußern Durchführbarkeit des Rechts beruthe. 

Bine ähnliche Bewandtniß hatte es mit den Pflichten des Lehndherrn. Daß das Princih 
der vollfländigen Mechfelfeitigkeit und Bleichheit ver Treue feitend der Lehnsherrn (ſ. II, F. 26, 
6. 22) nicht durchführbar war, murbe fchon oben bemerkt. Iſt aber überhaupt der Charakter ves 
ganzen Lehnrechts, wie der des Lehninflituts, ein gemifchter, infofern nämlich privat: und 
Öffentlich=rechtliche, völker: und ſtaatsrechtliche Momente in demſelben verbunden find, ober dad 
ganze Recht vom Feudalismus durchdrungen und demgemäß einerfeitd unbeftimmt, willkürlich, 
dem Wechſel je nach thatſächlichen Einflüſſen unterworfen, andererfeit8 jehr ausgebildet, gleich⸗ 
foͤrmig, alterthümlich und jeder Neuerung abhold in den Formen, fo tritt dieſer Charakter nit- 
gends ſchärfer hervor als in der Entwidelung der Lehndfolge und der Felonie. 

Die Lehnsfolge nach deutſchem Lehnrecht war, wie alle gefeßliche Immobiliarſucceſſion, 
eine überwiegend politifhe Succeſſion; wenigften® tritt das private Element in den Geſetzen 
hinter das politifche zurüd. Was die Lehnsfolge von der Alodialfucceffion wefentlich unterſchei⸗ 
den mußte, iſt ver Umſtand, daß bei legterer eine Höhere Rückſicht ald die ner Erhaltung der Ya: 
milie nicht befland, während bei erfterer die Intereffen und Rechte des Lehnsherrn und feiner 
Familie mitbefimmend werden mußten. Beiden Rückſichten hatte nun dad rein deutſche Lehns- 
folgerecht durch den Orundfag, daß das Lehn flet3 nur von dem Vater auf den Sohn fallen folle, 
zu entſprechen geſucht. Allein bald mochten viele Bamilien diefen Grundſatz als zu fehr ven 
lehnsherrlichen, zu wenig den eigenen Intereflen frommend betrachten, und da man nicht immer 
bedachte, daß man ald Lehnäherr den eigenen Bafallen nicht leicht werde vorenthalten koͤnnen, 
was man ald Bafall dem eigenen Lehnsherrn abgerungen hatte, fo neigte man, wie in allem, 
auch in der Lehnöfolge immermehr zu privatrechtlichen, alfo den politifgen Charakter des Lehnver⸗ 
bandes ſchwächenden und jedes Lehn gleihfam ſelbſtändig, ja fouverän machenden Grundfägen. 
Gine bedeutende Stüge für diefe zerſetzende Richtung fand der deutſche Feudalismus in dem 
Iongobarbifhen Lehnrecht, welches wenigſtens infofern entſchieden privatrechtlih war, als es 
den römiſch-rechtlichen Grundſatz anerkannte, daß, wenn mehrere gleichnahe lehnsfolge⸗ 
fähige Verwandte da waren, alle auch zugleich in das Lehn ſuccedirten, alſo auch das Lehn 
theilen konnten, und zwar unbeſchadet der wechſelſeitigen Succeſſiondrechte in etwa wieder er⸗ 
ledigt werdende Theile. Dieſe Theilungen, welche ſich natürlich auch auf das etwaige Alodial 
erſtreckten, brachten ſelbſt die bedeutendſten Familien nach und nach an den Abgrund, und ſo 
ſehen wir, daß, während die libri feudorum gemeines Recht blieben und heute noch in Staats⸗ 
fuccefflondfachen, z. B. in gewiffen Fragen über Succefjiondordnung, Surcefiionsfähig: 
feit u. ſ. w, eine geroiffe Autorität haben, doch, und zwar vorzüglih nad den Vorgang der 
Goldenen Bulle, die meiften Familien durd Verträge oder Teftamente, welche ven Charakter 
bindenver Hausgeſetze erhielten, befondere Succefjionsarten beflimmten, die alle bad miteinan: 
ber gemein haben, daß immer nur einer in die Lehen wie Alode der Kamilie fuccedirte. Damit 
war ber vollfommen politifche Charakter ver Lehnsfolge wenigſtens im Verhältniß zum eigenen 
Lande, zur vafallitifchen Familie und deren Angehörige wie Untergebene (deshalb aber nicht 
auch im Verhältniffe zum Lehnsherrn) hergeſtellt. Allein nicgtödefioweniger darf hierin doch 
fein neuer Aufſchwung des Feudalismus, fondern es muß in diefer Erſcheinung gerade am deut: 
Tichften jener verflachenne Entwidelungsgang gefunden werden, den wir fhon an andern Seiten 
nachgewiefen haben. Denn nicht nur häufen ſich in dieſer Zeit bei ven geringern Lehen bie Ab⸗ 
weidhungen von den ex communi feudi ratione folgenden Succeſſionsprincipien, wie dies die 
Sunahme der Weiberlehen, ver feuda hereditaria u. a. m. beweift, fondern es find auch jene 
hausgeſetzlichen befondern Succeffionsorbnungen nit aus dem Lehnweſen und feinem In- 
tereffe, fondern aus der Landeshoheit und deren fleigenver Bedeutung hervorgegangen und nut 
zum Dienſte diefer eingerichtet und feftgehalten worden. Daß fie ji dabei an das alte deutſche 
Succeſſionsrecht mit feinem entſchieden politiſchen Charakter und an das Lehnsfolgerecht, ſoweit 
es den allgemeinen politiſchen Charakterzug des Landrechts aufgenommen und fortgebildet hat, 
anlehnten, iſt ebenſo natürlich, als daß fie au nach Aufhebung alles Feudalisnius bie Grund⸗ 
lage ver verfaſſungsmaßigen Ahronfolgerechte geworden find. 2) 


323) Held, Syſtem bes Berfaffungsrechts, I, 34, 2 fg.; U, 164 fa, 
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Sehr charakteriſtiſch erfcheint endlich noch das Verhältniß ber Belonie. Schon daß man eine 
vera und eine quasi felonia unterfchieb, beweift, wie unendlich innig dad Zehn, Indem es das 
ganze Leben durchdrang und von ihm durchdrungen wurde, privates und Öffentliches Recht in 
fi vereinigte. Daher kommt es auch, daß man über die eigentliche Natur des Verluſtes des 
Lehns wegen Felonie fletd Im Streite war, nicht minder über bie wefentlihen Borausfegungen 
einer ſolchen Felonie. So erkannte man in dem Verluſt des Lehns wegen Felonie bald eine 
eigentliche Öffentliche Strafe, bald nur die private Folge nicht erfüllter Verbindlichkeit, und ver- 
langte zum Eintritt veffelben bald nur eine culpa, bald ven dolus, während doch der gemifchte 
Charakter des Lehnverhältnifies ebenfo wenig eine Analogie rein privat: ober ſtrafrechtlicher 
tönifcher Begriffe auf die Belonie zuläßt, wie eine derartige Analogie der rein privaten Juſtinia⸗ 
niſchen Univerfal: oder Singularfucceffion auf die Lehndfolge unmöglich erſcheinen muß und 
ſelbſt in ven libris feudorum (aud in der befannten Stelle II, F. 45) nicht begründet iſt. 

Die Zeit des Feudalismus und des Lehnrechts iſt vorbei. Was von beidem noch befteht, find 
entweder alte, aber von einem ganz andern, zeitgemäßen Geiſt erfüllte und dem gemäß verſtan⸗ 
dene und gehandhabte Formen, wie namentlich in England, oder durch und durch entartete Reſte 
des Lehnweſens, an welche entweder bereits faſt allenthalben durch Aufhebungs- und Ablö⸗ 
ſungsgeſetze die Art gelegt, oder doch der Geiſt ver Zeit und unſerer gefanımten Verhältniſſe 
Immer vernehmlicher und brängender mit Der Anforverung entſprechender Reform hinange- 
treten if. 

Erſchien uns der Feudalismus als fociale, ſtaͤndiſche und politifche Grundform überhaupt 
nur als ein Verſuch, um in noch wenig entwidelten Zeiten, namentlich bei großangelegten Voͤl⸗ 
fern, jede Art von Gefellfchaft wenigftend äußerlich auf die Autorität des Vertrags zurückzufüh⸗ 
zen, vie Gefellfchaft ſelbſt durch eine vorherrfchend nach ven materiellen Machtverhältnifien be- 
meflene Abſtufung hierarchiſch zu gliedern und jede Leiſtung von ber entfprechennen Gegenlei- 
flung, alfo eigentlih vom guten Willen abhängig zu machen, fo ift nach unferer Anficht der 
germanifche Feudalismus diejenige Form des Daſeins der europäiſchen Hauptudlfer geweſen, 
in welchen die mittelalterlihen Einheit: wie Freiheits- und Decentralifationdgedanfen geſchicht⸗ 
lich auf organiſche Weife fih bethätigten. Was dad Mittelalter, namentlich auch dad deutſche, 
an mweltliher Ordnung und Freiheit darbietet, dad war, abgejehen von der Kirche, zunähft 
das Werk des Lehnverbandes und geſchah In der Form des Lehns. 93) 

Die Zähigkeit aber, mit welcher der Feudalismus einer entfprechenven Weiterbildung ji 
entgegenſtemnite, bat bald ihn ſelbſt mit fortreißenne Revolutionen, bald den Fürftenabfolu- 
tismus hervorrufen helfen und beiden nur zu oft, wenn nicht zur Rechtfertigung, doch zur Erklä⸗ 
rung und Entſchuldigung gedient. If nun der Feudalismus In feiner Entflehung der befie 
Beweis, daß feine noch fo hoch gefleigerte und erhabene Staatsidee von den reellen Mitteln zu 
ihrer Ausführung abftrahiren, aber auch, wie ſehr Idee und Wirklichkeit contraftiren, fein Zu⸗ 
fand eines Volks gedacht werden kann, In welchem nicht in irgendeiner Form Binheit und 
Mannichfaltigkeit, Ordnung und Freiheit, Pflicht und Recht ihre zeitgemäße Ausgleichung ſu⸗ 
hen — ſo enthält die Gefchichte ded Feudalismus für unfere Tage ganz befonders die Doppelte, 
wichtige Lehre, daß: 1) der verhärtete Widerftand der feubalen Reſte gegen den Fortſchritt 
unferer Zeit jedenfalls ein unheilvoller fei, Indem er entweder brechen und infofern ſchmerzhaft 
feln oder fiegen und dann alle beflere Zukunft aufheben muß; und daß 2) jede gefdhichtliche 
Geſellſchaftsgrundform ihre Berechtigung nur durch ihre Harmonie mit ven gegebenen Geſell⸗ 
ſchaftsfactoren, durch eine Verbindung der Anforderungen der Zeit an Ordnung und Freiheit 
zugleich zu begründen und diefelbe nur fo lange zu erhalten vermag, als entweder die angege- 
benen Berechtigungsgründe over Fähigkeit und Wille der ven neuen Verhältniffen entſprechen⸗ 
den Bortbildung, alfo Veränderung, vorhanden find. 

Literatur. Diefe ift, mad das Lehnweſen im ganzen und dad germanifche, namentlich 
auch das deutſche Lehnweſen betrifft, fehr ausführlich gegeben In unferm oben citirten Werke 
„Staat und Geſellſchaft“ (Leipzig 1863), Il, 331 fg., Note 275, 276, 277, 280, 284, 286 fg. 
Auch enthält das obenerwähnte Werk von Bulle, a. a. O., viele fremde Literatur. Über die 
Entflehung des germanifchen Lehnweſens iſt aber noch dad oben allegirte Werf von Sugenheim, 
©. 13fg., Warnfönig und Gerard, „Histoire des Carolingiens” (2 Ihle., Paris, Brüffel und 
Leipzig 1863), I, 73 fg., zu vergleichen. Über den Feudalismus in Spanien vgl. Sempere, 
„Mistoire des Cortes‘‘, ©. 27, 30, 72, 85, 92,159, 162, 174, 181, 198, 205, 264. Das 





38) Held, Staat und Gefellichaft, II, 385, 377. 
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Sauptwerf über die libri feudorum iſt Laspeyres, „über die Entflehung und älteſte Bearbei⸗ 
tung der libri feudorum‘” (Berlin 1830). Das wichtigfte Werk über das mittelalterliche deut⸗ 
ſche Lehnrecht ift Homeyer, „Des Sachſenſpiegels zweiter Theil nebſt den verwandten Rechts⸗ 
büchern“ (2 Ihle., Berlin 1842— 44). Werthvolle Bereicherungen der Literatur des Lehn- 
rechts auß neuefler Zeit find Roth, „Mecklenburgiſches Lehnrecht” (Roſtock 1858); Derfelbe, 
„Feudalität und Unterthanenverband“ (Weimar 1863); LKaferriere, „Essai sur l’histoire du 
droit frangais” (zweite Auflage, 2 Thle., Paris 1859), I, 58 fg.; Efpinay, „La f&odalite 
et le droit civil francais” (Saumur 1862); DBermehren, ‚Über ven gegenwärtigen Zuſtand 
des Lehnweſens in den zu dem gefammten Oberappellationdgericht zu Sena vereinigten Staa⸗ 
ten“ (Jena 1862); Bell, „A history of feudalism, british and continental’ (London 1868). 
Im übrigen genügt ed, auf Mayr, „Handbuch des gemeinen und bairifchen Lehnrechts“ (Lands⸗ 
hut 1831), S.42fg., und Päp, „Lehrbuch des Lehnrehts, Herausgegeben von Goͤde (Goͤttin⸗ 
gen 1832), $. 18 fg., auf Eihhorn, „Einleitung ind deutfche Privatrecht” (fünfte Auflage, 
Bättingen 1845), 66.7, 12, 17, endlich auf Pfeiffer's „Lehnrechtliche Auffäge” in Weiske's 
„Rechtslexikon“, VI, 386— 651, zu verweifen. J. Held. 

Lehrfreiheit in Schule und Kirche, Im weiteſten Sinne koͤnnte man unter Lehrfrei⸗ 
heit überhaupt die Freiheit der geifligen Mittheilung unter den Menfchen verftehen. Man 
koͤnnte alfo z. B. auch die allgemeine Prepfreiheit, die Freiheit der Reden an dad Volk darunter 
begreifen. Im engern Sinne aber ift der Begriff Lehrfreiheit auf wirkliche Lehramtsverhält⸗ 
niffe zu beſchränken. Sie befteht alfo in der Freiheit ver Lehrer, in dem ihnen übertragenen 
Lehramte rückfichtlich der Methode wie des Inhalts ihrer Lehrvorträge ihrer eigenen pflichtmäßi⸗ 
gen Überzeugung zu folgen, foweit fle dabei nit wahre Nechtöpflichten verlegen. Der beſchrän⸗ 
kende Nachſatz iſt nothwendig: er bezeichnet Die Grenze aller rechtlichen Sreiheit. Niemand wird 
wol, auch bei der hoͤchſten Schätzung der Lehrfreiheit, in derſelben die Befugniß finden, die Lehr⸗ 
linge zur Vornahme verbrecheriſcher Handlungen aufzufordern und zu unterrichten. Auch hat 
der Staat neben der Verpflichtung, in allen privatrechtlichen Lehrerverhältniffen die volle recht⸗ 
liche Freiheit ohne confervative Präventiomaßregeln zu achten, doch dadurch eine mit Schonung 
der Freiheit auszuübende Einwirkung, daß er felbft nad feinem Hoheitsrecht, Volks: und Ju⸗ 
genpbildung und überhaupt die Gultur zu fördern, Öffentliche Schulen gründet, und ſoweit dieſes 
Hoheitsrecht wirkſam iſt, auch den Jugendunterricht zu überwachen berechtigt ift. Aber auch vie 
vom Lehrer bei Übernahme des Lehramts vertragsmaͤßig unzweifelhaft eingegangene Verpflich⸗ 
tung darf der Lebrer nicht verlegen. Es mirdb nicht rechtlich erlaubt fein, daß etwa ein Lehrer, 
der fich verpflichtet hat, die ihm anvertrauten Lehrlinge in der proteftantifch:chriftlichen Religion 
zu untermeifen, fi bemäße, viefelben zum Katholicismus, zum Judenthum oder zum Heiben- 
thum zu befehren. 

Doc bei diefer legten Grenzbeſtimmung iſt fehr zumachen, daß ſie nicht durch einfeitige Aus: 
legung und Anwendung alle wahre Lehrfreiheit aufhebe. Fürs erfte ift fehr zu berückſichtigen, 
wer diefe Bertragärechte erworben hat. Sobald nur eine befondere Gefellfchaft Im Staate, na- 
mentlidy eine Kirchengefellfchaft, einen Lehrer vertragsmäßig zu gewiffen Grundlehren verpflich⸗ 
tet, fo hat nur fie ein Recht aus dieſem Vertrage. Der Staat als folder wird durch die Ab⸗ 
weichung nicht verlegt und ift hoͤchſtens nur nach bei ihm erhobener Klage ald Richter über bes 
firittene Vertragsrechte zu einem Einfchreiten berechtigt. Aber nicht blos die Kirche iſt als felb- 
fländige Geſellſchaft in dem Staate zu betrachten, fondern nach der Natur der wahren Wiffen- 
ſchaft und nad) den Brundfägen der wahren vollfommenen Freiheit auch Die Schule. Selbfländig 
find Insbefondere die höchſten wiſſenſchaftlichen Gorporationen, Akademien und Univerfltäten, 
und unter ihrer und der Kirche Leitung, der politiichen Gewalt gegenüber, überhaupt Die 
Schulen, zumal die, welche nach ven Orundfägen vollfommener bürgerlicher, alfo auch der Unter: 
richtöfreihelt von der Kirche oder von den Bürgern für ſich oder ihre Kinder gegründet und 
unterhalten werden. Diefe Freiheit ver Schule fand wirklich flatt bei Griechen und Römern 
und früher in allen germaniſchen Staaten, zumal bei den Univerfitäten. Sie gilt nod bei den 
Gngländern, bei den Franzoſen und vollfommen noch in Belgien. Sie wird fi überhaupt als 
allgemeine Unterrichtöfreihelt, fo gewiß die Entwicelung der Freiheit in Deutſchland und Eu: 
ropa fortfchreitet, mehr und mehr ausbilden. Dadurch wird übrigens dad natürliche Recht, ja 
‘die Pflicht des Staats, auch feinerfeits Schulanflalten für den freien Gebrauch der Bürger zu 
gründen und zu erhalten, und Insbefondere auch dad Recht, in dieſen wie in allen übrigen Schu⸗ 
len mahre (rechtswidrige) Verlegungen der weltlichen Rechtsordnung zu unterbrüden, keine! 
wegs beftritten oder beſchraͤnkt. Auch iſt vermöge feines Rechts und feiner Pflicht, für die 
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Jugenderziehung zu wirken, der Staat zum Schulzwang bei der Volkoſchule berechtigt und ver⸗ 
pflichtet, wobei aber den Altern freifteht, die vom Staat für alle Kinder ald nothivendig erflärte 
Bildung durch Brivarunterricht beforgen zu laflen. 

Doch über das ganze rechtliche und politifche Verhältniß von bürgerlicder Ordnung, Kirche 
und Schule, und wie fie eineötheils in freiem brüderlichen Vereine für den wahren menſchlichen 
Geſammtzweck zufammenwirfen, und anderntheild unter der höchſten Schuggewalt des Staats 
vor gegenfeitiger Verlegung bewahrt werden müflen, darüber foll bier zunachft nicht gehanvelt 
werden, Nur über den Werth ver Lebrfreiheit und ihre Sicherung oder darüber, daß ſie auch 
durch vertragsmäßige Verpflichtung bei der Ertheilung ver Lehrämter von Staat und Kirche 
nicht fehlerhaft beſchränkt werben darf, bat dieſer Artifel zu Handeln. 

Für die ganze höhere und edlere Menſchheit und Bildung, alfo auch für jede edlere Menſchen- 
geſellſchaft und vollends für jede wahrhaft hriftlicde Kirche (ſ. Chriftenthum), iſt Wahrheit und 
Vervollkommnung in höherer Erfenntniß und das Streben, nad) der erkannten Wahrheit die 
Lebensverhältniffe einzurichten, Grundbedingung und Grundgeſetz. Uber allen menſchlichen, in 
menſchlich unvollkommenen pofitiven Formen audgefprodenen Sagungen fleht die ewige, gött: 
lie und natürliche Wahrheit ald die wahre Seele jener pofltiven Formen, als Leitſtern ver 
Menſchheit. Was kann alſo Verkehrteres, ja Brevelhaftered gedacht twerden, ald wenn ſchwache 
irrende Sterbliche auf dem Standpunfte ihrer invividuellen und gegenwärtigen, beſchränkten, 
vielleicht irrigen, jedenfalld mit Irrtum vermifchten Erfenntniß ihre Mitmenſchen und die zu: 
Eünftigen Befchlechter feſſeln, wenn fie diefelben vom freien Kortjchreiten und Vervollkommnen 
in ver Wahrheit und im Guten abhalten und Wahrheit in Rüge verwandeln wollen? Das 
höhere Licht muß frei ſtrahlen, nach welchem der Menſch wandeln fol. Diefes gilt für die 
Staatsgeſellſchaft und für die Kivchengefellfhaft wie für ven einzelnen. Es gilt um fo gewiſſer, 
je beftimmter fie fi fagen wollen, daß fie ſelbſt auf ewigen Grundlagen ver Wahrheit und des 
Guten ruben und ruhen wollen, nicht auf einem die Prüfung fhenenden Wahn: und Abergiau: 
ben und auf eigennüßiger Unterjochung der Herrfhenven gegen ihre Mitbrüder. Alsdann müſ—- 
fen fie auch anerkennen, daß e8 feine politisch ficherere Buͤrgſchaft für vie Richtigkeit und die Ach⸗ 
fung ihrer Grundſätze und Grundlagen gibt, als die freie Lehre, die freie Forſchung und Prü- 
fung, daß alſo auch diefelbe nicht Yolitifch verderblich und gefahrlich fein kann, daß es Dagegen 
die Anfeindung und Unterbrüdung der Lehrfreiheit ift. In einigermaßen freien männlichen 
Voͤlkern und Zeiten, in VBölfern und Zeiten vollends wie die unferigen, wo, bei den ſtets mad: 
ſenden ſchnellen und leichten geiſtigen und materiellen VBerfehrämitteln, die verfchiedenen Anſich⸗ 
ten und Forſchungen fo vieler Völker mehr oder minder ſchnell Gemeingut für alle werben, da 
kann foldje Unterdrückung nur fehr unvollfommen und für Eurze Zeit durchgeführt werben. Sie 
dient nur zur Täufchung der Regierenden über die fih im flillen doch verbreitenden freiern 
Anfichten der Regierten. Sie macht die aufgezwungene Lehre wie die fie aufzwingenve Regie: 
rung crebitlos, verachtet und gehaßt. Lind felbft in Rändern und Zeiten, wo auf längere Zeit 
die Unterdrückung durchgeführt werden Fönnte, wie in den alten Monardien von Portugal, 
Spanien und Frankreich, zeigt fh zwar fpäter, aber auch um fo verberblicher derfelbe Erfolg. 
Was Hat denn den ververblichen materialiftifhen und religiondfeinplichen wie den revolutionä- 
ven PHilofophien und Lehren in jenen Ländern fo ausgedehnte und ſchreckensvolle Macht gege: 
ben, als die lange Unterdrückung geiftlicder und weltlicher Lehrfreieit zum vermeintliden Bor: 
theil des Throns und der Kirche, der geiftlichen und der weltlichen Ariftofratie? Auf Sahrbun- 
derte Hin werben in Frankreich, Portugal und Spanien in der Maffe des jet an der Spige fle- 
benben fogenannten aufgeflärten Theils dieſer Nationen ungleich frivolere und materialiflifchere, 
unmonarchiſchere und gegen Adel und Vrieſterthum gehäfjigere, überhaupt mehr revolutionäre 
@efinnungen, al& je in dem lehrfreiern England, Schweren, Holland und Deutfchland, fortwir: 
fen und den frühern Drud anflagen. Auch bei und hat der Neuhegel’fche und Feuerbach'ſche 
Atheismus und wirklich unfociale radicale Lehre nur durch die zunächft aus der politifden Reac- 
tion entſtehende volitiſche und religiöfe Unterdrückung oder Beichränfung ver Lehrfreiheit allge: 
meinern Reiz und Verbreitung gewonnen. Inſtinctmäßig findet dad Volk darin Waffen gegen 
das Dummachen und die Entmündigung und den Despotismus. Das wird niemand leugnen, 
der die Stimmung der fogenannten mittlern und gebildetern Stände diefer Nationen und bie 
von ihnen ausgehenden geſchichtlichen Erſcheinungen aufmerkſam ins Auge faßt. Ähnliches 
wird ſicher jeder genaue Beobachter katholiſcher und der regelmäßig lehrfreiern proteſtantiſchen 
Ränder bemerken koͤnnen. Wie oft findet man in ven fogenannten aufgeklärten mittlern und ge— 
bildeten Ständen Eatholijcher Landſtriche nicht blos mehr Gleichgültigkeit gegen alles Religiöſe 
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uns Kirdlige als in proteſtantiſchen Ländern: nein, fogar einen wahren Widerwillen gegen 
Geiſtlichkrit, Kirche und veligiöfen Glauben, eine größere Neigung zu Religionsfpötterei und 
mehr materialiftifche Lebensphilofophie als bei Proteſtanten! Ahnliches erzeugt freilich auch bei 
Brotekanten, wo ſie flattfindet, obſcurantiſche Unterdrückung der Lebrfreiheit. | 

Ayslige Erfahrungen hat die neuere Zeit und Geſchichte in Beziehung auf die Unterdruͤckung 
politifch freier Lehren überall gezeigt. Wo fle ſtattfand, wuchs im flillen Haß und Mistrauen, 
nicht blos gegen die Srundfäge der Unterdrückung, fondern aud oft gegen die der gefeglichen 
Orduung und Gewalt, und führten bei @elegenbeiten, wie jle in den bewegten europälſchen Ju⸗ 
Ränden niemals fehlen, gu unerwarteten Ausbrühen. Vorzüglich aber wurde fletö durch die 
Unterbrüdung die Stimme der Mäßigung und Weisheit wohlmeinender Vaterlandsfreunde 
verbächtig und wirkungslos. Wie oftmal&.bemerkte und vernahm ich nicht, daß auf Univerfltä=. 
ten feit ven Karlsbader Veſchlüſſen die fonft oft fo wohlthätig ermäßigende Wirkſamkeit ver 
Lehrer ihre Kraft verloren hatte! Die Braltirten und die Berführer der Jugend fegten ben Be- 
zufungen auf die naturrechtlichen und ſtaatsrechtlichen Grunnfäge ver Profefloren entgegen: 
„Ja, diefe dürfen ihre wahre Überzeugung nicht ausſprechen, dieſe fürchten die Abfegung.” Ich 
erinnese mid) eines exaltirten Stubirenden, der auch nachher eine Hauptrolle bei revolutionären 
Unternehmungen fpielte und mit großer Überlegenheit eine Zahl der Studirenden fo beherrſchte, 
daB er für fle fogar die Wahl der Lehrer und der Vorlefungen beſtimmte. Diefer exaltirte Libe- 
rale jendete feine Anhänger in die Vorlefungen eines ziemlich fervilen Lehrers, verbot ihnen da⸗ 
gegen bie Borlefungen eines Lehrers, der befannt war als ein Mann von gemäßigten, aber 
wahrhaft liperalen Grundfägen und von folder ÜUberzeugungstreue, daß er dad Vertrauen aud 
bei ver Jugend bejaß, furchtlos feinen wahren Überzeugungen gemäß zulehren. Als nun jenem 
Studentenhäuptling jemand darüber feine Verwunderung ausdrückte, erflärte er, der ſervile 
Lehrer ſchade feinen vepublifanifhen und revolutionären PBrincipien bei feinen Anhängern 
nichts, da man allgemein bie fervilen Motive der Lehren jenes Mannes kenne und fie aud, 
wegen des Mangelö aller wahren Liberalität, die Jünglinge nicht anſprächen. Anders fei e8 mit 
jenem andern Lehrer, der das Vertrauen und die Achtung für feine Orunpfäge gewinne und ihm 
feine Leute verberbe. | 

Bei keinem aller beſtehenden Inftitute ift die möglihft vollfländige und ausgedehnte Lehr⸗ 
freiheit wichtiger als bei ben Ilniverfitäten. Sie find die höchſten allgemeinen geifligen Unter: 
richtsanſtalten, die Gentralanflalten für die gefammte Wiſſenſchaft, deren Wefen Freiheit ifl. 
Auch mar mit ihrer hiſtoriſchen Entflehbung und Weſenheit volllommene Freiheit verbunden. 
Wie vie Höhern Lehranſtalten, die Philoſophen- und Rhetorenſchulen ver Griechen und Römer, 
fo waren aud fie Privatinftitute und Feiner Lehrbeihränfung unterworfen. In Athen hatte 
zwar einmal ein allzu polizeilich gefinnter Beamter einen Antrag auf polizeilihe Uberwachung 
der Lehrvorträge der Philoſophen durchgeſetzt; allein dad atheniſche Volf nahm alsbald be- 
ſchämt dad Geſetz ats einen verkehrten Beſchluß wieder zurück. Nachdem in Mittelalter die 
neuen Hniverfitäten zu Anfehen gelangten, nahmen zwar Päpſte und Kaifer und Könige die: 
felben in ihren Schug, machten ihnen Stiftungen und beftätigten ihre Stiftungsurfunden; 
allein die Univerfitäten blieben freie Gorporationen mit Autonomie oder mit eigener Gefehge: 
bung, Berwaltung und Serichtöbarkeit, und weder Ertheilung noch Entziehung der Lehrämter 
lag in der Hand jener höhern Gewalten. Noch weniger hatten dieſe die Lehren vorzuſchreiben. 
Vielmehr fuchten kirchliche und weltliche Gewalten die höhern Wahrheiten, Autoritäten und 
wiffenfchaftlihen Normen für ihre Maßregeln und Beicplüffe in den Lehren und Gutachten der 
berühmten theologifchen, juriflifhen und mebicinifchen Profefloren. Man darf nur die von den 
Päpſten und Fürften beflätigten Stiftungäbriefe der europäiſchen Univerfitäten im Mittelalter 
Iefen, um die damalige hohe Achtung gegen dieſe Lehrkoͤrper und die von ihnen zu erforfchende 
und zu läuternde Wahrheit zu bewundern. Zwar Fonnten natürlich einzelne Colliſtonen, vor: 
züglich der geiftlichen Intereffen mit manden Univerfltätälehrern nicht ausbleiben, beſonders feit 
der Zeit, als die theokratiſch⸗hierarchiſche Gewalt des Papftthums bei der heranreifenden Mün- 
digkeit der europälichen Menſchheit ihre frühere freiere und wohlthätigere Autorität verlor und 
fie nun gegen die höhern Bedürfniſſe der Völker gewaltfan feftgalten wollte. Aber man braudt 
nur bie ewig denkwürdige Wefchichte der Kämpfe des berühmten Profeflord Reuchlin mit dem 
Obſcurantiamus Ber Mönde und mit der geiftfichen Inquijktion, ja mit der ganzen päpftlicden 
Oierarchie zu lefen, um ſich zu Überzeugen, daß ſelbſt im angebli fo ganz finflern Mittelalter 
bie geiſtlichen und. weltlichen Regierungen eine unendlich größere Achtung vor ben Univeriitäten 
und ihrer Lehrfreiheit hatten und an ben Tag, legten, al& die politiſche und Polizeiwillkür unfe- 
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rer heutigen Gewalten nur ahnt. Zwar mit den äußerſt feltenen und nicht fo leicht möglichen 
Perurtheilungen zum Verbrennen ber Leiber und Bücher droht man jet nicht mehr; aber durch 
alsbaldige beliebige Entfernungen der Lehrer vom Lehramte, fobald ihre Lehren etwa einzelnen 
geiftlichen over weltlichen Behoͤrden unbequem feheinen, vernichtet man unglelch mehr die Lehr⸗ 
freigeit al früher. Selbſt in jenem Kampf auf Leben und Tod gegen den angellagten Reuchlin 
mußte die päpſtliche und die weltliche Macht, flatt, jo wie jegt, mit einfeitigen Entſcheidungen 
bareinfahren zu können, bie Berufungen auf die Gutachten der einheimifhen und auswärtigen 
Univerfitäten, ja zulegt die Berufung auf ein allgemeines Goncilium und feine Entſcheidung 
über die ftreitigen Zehren reſpectiren. Die Gutachten der Univerfitäten erfolgten meift zu Gun- 
flen des Angeklagten, ein allgemeines Concilium fheute man, felbft ver allgemwaltige Bapft gab 
nah — und Reudlin flegte. Auch bis zu dem Umſturze der früheren Verhältniffe durch den 
Rheinbund würde — einzelne ausnahmsweiſe Gewaltftreihe audgenonmen, wie fie in allen 
Zebensverhältnifien zumwellen vorfommen — feine geiftliche over weltliche Gewalt eine Verur⸗ 
thellung einer Lehre und feine nachtheiligen Maßregeln gegen den Lehrer gewagt haben, ohne 
daß die Gutachten der ſachkundigen unpartelifchen Facultäten die Sache reiflih geprüft und bie 
Öffentliche Meinung in Kirche und Staat zum Oberurtheif vorbereitet und veranlaßt Hatten. 
Die Univerfitäten waren und blieben Iehrfrei; überhaupt freie Gorporationen, in welchen die 
Lehrer theils von ver Corporation felbft berufen wurben ober frei ohne Staatseinmiſchung, 
blos durch ihre wiſſenſchaftliche Befähigung ald Privatoocenten in ven Lehrberuf eintraten, in 
welchem Brofefloren und Dorenten von der Staatögewalt keineswegs entfegt oder nach ver mil: 
dern, aber darum gefährlichern Weiſe verfegt und penflonirt werden durften. Gilt ja gleiches 
Recht ſelbſt bis auf ven heutigen Tag in allen freien Ländern, 3. B. in England und Schweden. 
Selbſt Napoleon ließ den Univerfitätsprofefforen die volle Unabſetzbarkeit und damit wenig- 
ften® die Anerkennung und weſentliche Grundbedingung ber Lehrfreigelt. Die Gutachten ber 
betreffenden Facultäten in theologifchen, juriftifchen, ſtaatsrechtlichen und meblcinifchen Angele- 
genheiten waren in ganz Deutfchland In Hoher Achtung. Die Univerfitätsprüfungen waren die 
Beningungen des Bintrittö in die hoͤhern Staatodienſte. Und auch in den Rändern, in welchen 
Genfur der Preffe eingeführt war, blieben doch in der Regel die Univerfitäten und Profefloren 
von derfelben Hefreit. In den Reichs: und landſtändiſchen und in den voöͤlkerrechtlichen Verhand⸗ 
lungen hatten fo wie in ben Gerichten die Lehren, Schriften und Gutachten ver Profefſoren 
überall Gewicht und Einfluß. 

Diefes alles hat ſich leider gar jehr geändert. Die unglückliche veöpotifche Rheinbundszeit, 
überhaupt die Ausbildung abfoluter Regierungsgewalt, zum Theil felbft ein einfeitiged Her⸗ 
überziehen höherer Staat@grundfäge aus freien conflitutionellen Staatöverfaflungen, mit Aus: 
ſchluß jedoch ihrer liberalen Inftitutionen, haben bei ung in Deutfchland in diefer wie in andern 
Beziehungen einen höchſt bedenklichen und fonderbaren Rechtszuſtand begründet. Die alten Ga⸗ 
rantien der Breiheit und eines feften Rechts, ver Rechtsſchutz der ganz jelbfländigen Reichs- und 
Landedgerichte, der unabhängigen Corporationen, der Städte, der Univerfitäten, ver Spruch⸗ 
eollegien und der Rechtẽgutachten der Facultäten und vieled andere hierhin Gehörige — dieſes 
alles ift in Deutfchland verſchwunden oder kraftlos geworden. Die Regierungs: und Polizeige- 
walt ift in allen Gebieten des bürgerlichen und gewerblichen Lebens, in Kirche und Schule uner: 
meßlich, oft bis zu wahrer deöpotifcher Gewalt angewachſen. Und die unentbehrlihen Ausglei⸗ 
dungen und Gegengewichte der freien Berfaffungen ber Neuzeit, freie Barlamente, Preßfrei⸗ 
heit u. f. w., find zwar verheißen, aber entweder noch gänzlich verfagt ober ihrer wefentlichften 
Stügpunfte und Lebendfräfte beraubt. Die Univerſitäten insbeſondere Haben mehr und mehr 
ihre feibfländigen Corporationsrechte mit dem Charakter abhängiger Staatsdieneranſtalten ver⸗ 
taufcht. Die Brofefforen, ja die Privatdocenten werden angeftellt nad der Gunſt der Staatsbe⸗ 
hoͤrden für ihre Perfonen oder Lehren. Die für die wahre Lehrfreiheit nicht minder ald für vie 
unabhängige Juſtiz nöthige Inamovibilität iſt aufgehoben. 

Zu dieſem allen aber kamen im Jahre 1819 noch die Karlsbader Beſchlüſſe. Sie geboten 
nicht blos, ſtatt der Erfüllung der in der Bundekacte und den Landesverfaſſungen zugeſagten 
Preßfreiheit, eine allgemeine Aufhebung derfelben für alle Drudigriften unter 20 Bogen, 
fie erſt vernichteten die Preßfreiheit nicht 6108 im allgemeinen fogar für Diejenigen deutſchen 
Länder, weldhe, wie Holftein, Mecklenburg, Heflen-Darmftabt, allgemeine Preßfreigeit ohne alle 
Genfur befaßen, fondern auch für diejenigen Corporationen und Klaffen von Berfonen, welche, 
wie die Unlverfſitaͤten und Profeſſoren, faft überall ohne Genfurbefhränfung drucken laffen 
fonnten. Doch auch noch auf eine andere Weiſe wurden vie Univerfitäten in Ihrer Lehrfreihelt 
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beſchraͤnkt, und zwar gewiß auf eine nach den früheren hiſtoriſchen Verhättniffen wahrhaft über: 
raſchende Weife. Von Karl dem Brofen an, unter den: Öttonen wie unter den Friedrichen, 
unter Maximilian wie unter Jofeph IL, hatten gerabe in Deutſchland vorzugsweiſe vie Gelehr⸗ 
ten und ihre Worte in fo hoher Achtung geflanden ; fie fchlenen, ſeitdem vollends auch ein deut⸗ 
ſcher Univerſitätsprofeſſor Durch feine Lehrfreiheit die kirchliche Neformation in fo vielen, die po⸗ 
litiſche Reform allmählich in faſt allen europäifchen Ländern bewirkte, vorzugswelfe geeignet 
und berufen, Wahrheit, Licht und Recht männlich und felbfländig zu vertreten, ihren freien 
Sortfihritt gegen Obfeurantismus und Unterbrüdung jeder Art zu fördern. Wie früher auf 
der ſächſiſchen Univerfltät Wittenberg Luther, fo wurbe aufs neue Thomaſius auf der preufi- 
ſchen Untverfität Halle durch den freieften männlichſten Kampf gegen Unterdrlickung und Fin⸗ 
flerniß jeder Art ein Wohlthäter der Menfchheit. Auf der neugeftifteten Untverfität Göttingen 
Batte, Halo nachher gefeiert von ganz Deutfchland, Schlözer, nach des Miniſters Mofer Aus: 
drucke, mit jeiner cenjurfreien fräftigen Wahrheit mehr gegen Unterdrückungen und Misbräuche 
gewirkt als Reichsgerichte, Landescollegien und Landſtände. Er und alle freigefinnten Freunde 
bes Lichts und der Wahrheit, ein Wolf, ein Häberlin, ein Spittler, fle konnten zur Ehre ver 
Menſchheit und des Vaterlandes ihrer Hohen Beſtimmung genügen. Auch felbft der allgewal⸗ 
tige Napoleon wagte Eeinen Angriff auf die deutſchen Univerfitäten, die auch die Franzoſen be: 
munderten. Am hoben deutſchen Bundestage ſelbſt pried noch in Ber Eroͤffnungsrede die Praͤſi⸗ 
dialgeſandtſchaft, unter Zuſtimmung aller übrigen Regierungsbevollmädhtigten, die deutſchen 
Univerfitäten und ihre ausgezeichnet freie Verfaſſung mit Begeiſterung. „Wen find fie nicht‘ 
— fo rief der Geſandte aus — „ein ſtolzes Denkmal deutſcher Entwickelung?“ Er nannte fie 
„Müfifter der Ehre und des Ranges, deflen Deutfhland im europälfchen Gemeinwefen. 
ſich erfreut” 

Und noch nicht drei Jahre ſpäter erſchienen — nachdem über bie verzögerte Erfüllung ver 
verheißenen Wieverberftellung freier Berfaflungen zwiſchen der äffentliden Meinung und den 
Gabineten eine Misflimmung und bei den legtern ein verändertes politiſches Syſtem geflegt 
Batten — die Karlsbader Befchlüffe, dieſe Befchlüffe, die, no außer der Zerfiörung der Preß- 
freiheit, die außerorbentlichften Anfhuldigungen und bie auffallendſten Maßregeln gegen dieſe 
Univerfitäten, gegen bie Lehrer und die Studirenden enthielten, Sie ftellen dieſe ehrwürdigen, 
früher ſelbſtändigen Anftalten für Lit und Recht und ihre Lehrer unter firenge polizeiliche 
Aufſicht; fe fordern von den jegt bei ihnen angeflellten Regierungsbevollmächtigten: „daß fie 
die Öffentlichen und Privatvorträge aller Lehrer forgfältig beobachten und denfelben eine Heil: 
ſame Richtung geben”; ſie flellen die Lehrer außer den Schuß der beſtehenden Geſetze und ver: 
pflichten die Regierungen, ſolche „bei etwaigen Abweidjungen von ihrer Pflicht, bei Uberfchrei- 
tung der Grenzen ihres Berufs, bei Misbrauch ihres Einfluſſes auf die Jugend und bei Ber: 
breitung verderblicher Lehren vom Lehramte zu entfernen‘’ und die in einem deutſchen Lande 
misfällig befundenen auch in feinem andern Lande wieder anzuftellen. Die befannte Eircular- 
note vom Grafen Bernftorff, einem Mitgründer ver Karlabader Beſchlüſſe, erklärte die Univer- 
fitäten für @iftquellen und fagte zur Grläuterung jenes Beſchluſſes: „Man Hat geglaubt, daß 
das ſicherſte Mittel, die politifhen und religidfen Abweichungen der Profefloren zu unterbrücen, 
darin beftände, ihnen die ſchlimmen Folgen anzukündigen, die ihre falfchen Lehren für ihre ganze 
Eriftenz haben würden.“ 1) u 

Wir übergeben fpätere Bundes: und Landesmaßregeln, welche in ähnlicher Richtung gegen 
die deutſchen Uiniverfitäten und Gelehrten nachfolgten. Es gehören 5. B. Hierher jene bekannten 
Bundesbeſchlüſſe über das ausſchließliche Interpretationdredpt der Bunbesfhlüfle für die Bun- 
beöverfanmlung und über die Zurückweiſung der Auführung und des Einfluſſes der misliebi⸗ 
gen ſtaatsrechtlichen Theorlen und Werke. 88 gehören ferner hierher die Bundesbeſchlüſſe, 
welde jenes Rallabium ver Hechtöficherheit, Die Actenverfendung an unparteiifche Juriftenfa- 
eultäten, aufhoben, das auch noch die Bundesarte (Art. 12) begünftigte, indem fie es wenigftens 
für die Staaten unter 300000 Seelen ald unzerftörbar fanctionixte, das aber ein fpäterer Bunz 
dedſchluß gerade in den widhtigften Fällen dennoch ſelbſt zerflörte, indem er in Griminal- und 
Bolizeifahen Actenverfendung und Einholung von Rechtsgutachten bei Iuriftenfacultäten in 
ganz Deutſchland verbot. Es gehören hierhin auch Die Bundesgefege von 1834, welhe den Ein: 
Auß der akademiſchen Senate ſchmälerten und ängftlich bemachten, ihnen auch die Gerihtöbar- 
keit in Polizei: und Criminalſachen über die Univerfitätsangehdrigen entzogen. Es gehören 


1) Kieler Beiträge, 1, 8. 
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ferner auch dahin die Gonflörationen und Unterdrückungen von Rechtsgutachten, welche Priva⸗ 
ten von Suriftenfacultäten eingeholt hatten ; fo 3. B. von dem Rechtsgutachten, welches einem 
unglücklichen politifchen Verfolgten zur Rettung feiner dffentli angegriffenen Ehre eine hoch⸗ 
berühmte Suriftenfacultät einflimmig günftig ertheilte, und welches nun nicht blos im Lande des 
Verfolgten, nein in dem Lande und am Sige der berühmten Univerfität ſelbſt polizellich unter: 
drüdt wurde. Gleiches Schickſal traf bekanntlich fpäter das tübinger Rechtsgutachten für das 
unterdrũckte Hannoverifche Recht. 

Wie gefagt, dieſes alles ſoll hier nicht ausgeführt werben. Aber ber gänzliche Gegenſah 

dieſer neueften Zuflände der deutſchen Univerfität&: und Gelehrtenverhältniffe mit den frühern 
ift von ſelbſt Mar. Nicht minder Mar iſt es, daß von einer wahren geſetzlich und verfaflung®: 
mäßig anerfannten und geſchützten LXehrfreiheit der Univerfitäten gerade In dem Lande, in der 
Nation iegt am wenigflen geredet werden kann, melde ſtets ſtolz war auf ihre freien Univrrfl- 
tätseinrichtungen und auf Ihren Gelehrtenſtand. In ſolchem Zuflande hätten fo wenig ein Schlö⸗ 
zer wie ein Luther Wohithäter der Menſchheit und die Zierde ihres Vaterlandes werben fönnen. 
Nah den Karlsbader Beichlüffen über die religidfen und politifchen Abweichungen der Lehrer 
Hätte nicht mehr der in Preußen verfolgte große Wolf in Heflen und, Hei erfolgter Regierungs- 
veränderung, ſelbſt wieder im alten Baterlande, Hätte nicht der vom Obſcuruntismus in Sachſen 
verfolgte Thomaſius in Preußen freudige ehrenvolle Aufnahme, den freien Lehrftuhl Für bie 
unfteröliche heilfame Wirkfamfeit,, die freie Bahn zur Bewirfung eined großen Fortſchritts der 
Givilifation des Baterlandes gefunden. Jener edle Wetteifer der vielen deutſchen Staaten, in 
welchem 3. B. auch fpäter die durch ven Wöllnerfhen Obfcurantismus von Berlin vertriebent 
„Allgemeine deutſche Bibliothek“ von Altona aus für Licht und Nufflärung fortwirken konnte — 
biefer Wetteifer, der einzige Erſatz für vie entbehrte Einheit ver Nation, ift durch ime Beſchlüſſe 
und durch die neue deutſche Polizeigewalt und Verbindung gelähmt. 

Eine thellweiſe moralifche Revolution ift ſicher an fich ſchon dieſer Umſturz derfrühern Ver: 
bältniffe und Rechte, ver Achtung und der Lehrfreiheit der deutſchen Unwerſitaͤten und des deut: 
fhen ®elehrtenflandes. Wie wenig diefe Veränderung wahrhaft Heilfam iſt, dies geht mel 
aus ven allgemeinen Betrachtungen zu Anfang diefes Artikel hervor. Bor allem aber ifl «8 
Mar, daß ein Umſtürzen fo alter, geachteter, einflußreidher Inftitute und Nechtöverhältniffe, mie 
die der deutſchen Univerſttäten und bes deutfchen Gelehrtenſtandes, nimmer die Heiligkeit der 
übrigen legitimen Zuftände und Rechte befefligen fann. Im Jahre 1848 zeigte fih überall In 
Deutſchland, wie fehr bie Unterdrückungen bie Gefahren revolutiondrer Befreiung bewirkt hat⸗ 
ten. Die Gefahren wurden beflegt. Aber bald ernenerte fi die alte Reaction. Zu hoffen iſt, das 
bie unglücklichen, zum Theil von fehr unzuverläfftgen Freunden ter Regierungen und ber Voͤl⸗ 
fer genährten Misſtimmungen und Beforgniffe endlich weichen und aud die deutſchen Univer⸗ 
fitäten und ber deutſche Belehrtenftand wiederum in einen geadhteten, verfaffungsmäßig ge- 
ſchirmten Rechtszuſtand und in ihre Lehrfreiheit eingefeßt werben mögen. Es iſt biefed ein 
wahrer Ehrenpunft für Die deutſche Nation und ihre Regierungen. 

Weſentlich find hierzu insbeſondere die frühern freiern Grundfätze in Beziehung auf An: 
flellung und Befdrderung der Profefforen und Privatdocenten, mindeſtens eine regelmäßig 
entfcheidende Mitwirkung ver akademiſchen Senate und der Bacultäten. Noch wefentlicher ifl bie 
frühere Inamovibilität derfelben. Unmittelbare Einmiſchung des Staats In die Lehre ſollte nur 
bei Anzeigen wahrer Mechtöverlegungen flattfinven. Dad Übrige müßte regelmäßig nur ber 
freien wiflenfchaftlicden Prüfung und Widerlegung vorbehalten bleiben, und in etmaigen Fällen 
von Veſchwerden wegen abjolut ſtaats⸗ oder kirchenwidriger Kehren minveflen® jede nadytheilige 
Verfügung, fo wie fletö vordem, bebingt fein durch vorherige Prüfung und Entſcheidung anderer 
unparteliſcher ſachkundiger Facultäten. Man kann revolutionäre Umwälzungen der verſchieden⸗ 
ſten Art unternehmen und billigen, aber man wird keine andern, die ganzen moraliſchen Grund⸗ 
lagen der Ehre und Civiliſation des deutſchen Vaterlandes mehr untergrabenden auffinden «ls 
die, wenn man die Lehrftühle für die ewige Wahrheit und Gerechtigkeit zu abhängigen Organen 
ber Gewalt, Ihrer wechſelnden politifchen Meinungen, Intereffen und Leidenſchaften um- 
bilden will. 

In Beziehung auf die Lehrfreiheit ver Kirche und der Beiftligkeit beſteht ebenfo wie bei der 
Säule die Grundbedingung in den anerkannten felbflänpigen Gorporationsreigten und Ber- 
faffungen und in vem Grundprincip, daß au hier der Staat als ſolcher nur die wirklichen 
Rechtsverletzungen abzumenden, übrigens nur ein mohlthätiges Schugredht auszuüben hat. 
Über die Kirchenwidrigkeit der Lehren hat nur die kirchliche Geſell ſchaft zu entſcheiden. Diejes 
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aber kann auf beilfame Weiſe nur bei einer freien georpneten Kirchenverfaffung und von der 
wahren gefeltfhaftliden Nepräfentation, alfo von den Synoden gefihehen. Diefe mülffen zwar 
ebenfalls, wenn fie chriſtlich find, die nothwendige chriſtliche Freiheit und Vervollkommnung 
heilig Halten; jedoch hieße es mehr als wahre Lehrfreiheit fordern, wenn man verlangen wollte, 
daß felbſt gegen den Grundvertrag ber uͤbernahme eines kirchlichen Lehramts den weſentlichen 
anerkannten Grundlagen der kirchlichen Gemeinſchaft wahrhaft widerſprechende und feindſelige 
Lehren, ſofern fle bie kirchliche Repräſentation als ſolche erkennt, geduldet werben muͤßten. 
Dies können in der That nur ſolche fordern, welche die natürlichen Geſellſchaftszwecke und 
Rechte der Kirche gänzlich verfennen oder die Kirche felbft anfeinden und zu ſtürzen juchen. Aber 
die weſentliche Aufgabe ift es Hier, einerfeits die Elnmiſchung ded Staats und politiſcher Intereſ⸗ 
fen, andererſeits die herrſchſuͤchtigen und partetifch eingenommenen Anflhten der Kirchenbeam⸗ 
ten wie des Pöbels ver Kirchengeſellſchaft durch vie ruhige Verhandlung und Entfcheidung einer 
wohlgeorbneten kirchlichen Repräfentation auszufchließgen. Unter ſolchen Vorausfegungen 
fönnte es nur gebilligt werden, wenn z. B. eine chriſtliche Kirche eine Lehre aus ihrer Mitte 
zurückweiſt, die den weſentlichen Grundlehren des Chriftenthums feindlich entgegentritt, die fo: 
gar in naturphilofophifhen Materialismus durch die Eonfequenz abfolut gezwungen iſt, die 
Berfönlicfeit Botted und eine Vorfehung im religidfen Sinne, die menſchliche Freiheit und mit 
ihr die Wahrheit von Tugend und Lafter im fittliden Sinne und enplid die wahre, die indivi⸗ 
duelle Unſterblichkeit aufzugeben. Freilich die neue Sophiſtenſchule ſucht dies durch täufchen- 
den Schein der Worte zu verhüllen; ja fie fucht abflätlich nach ihrem befannten Täufchungs- 
princip: „für die Frommen und Binfältigen in ver Sprache ver Frömmigkeit und @infalt zu 
ſprechen“, hierüber das größere Publikum irre zu führen. Es wäre ja gar nicht zu gewinnen 
und zu verführen, wollte man ihm nit, troß bed Berfprechend der ganzen Wahrheit, die Ber: 
neinung jener Grundlagen aller Religion und Moral großenthellß verbergen. Mag übrigen 
auch ſolcher Lehre vie Freiheit bleiben, In Schriften, vielleicht auch vom Lehrſtuhl der Philoſo⸗ 
phie zur Öffentlichen Prüfung aufzuforbern; die Wahrheit wenigſtens und eine Kirche, die auf 
ihr ruht, fürchten die Prüfung nit. Sie iſt heilfam, wo die Waffen dazu vorhanden find, wo 
fie gründlich möglich If, was freilid von den Leſern und Leferinnen einer belletriftifchen Zeit= 
ſchrift nicht erwartet werden jollte. Wie leicht Täßt fi doch, fobald Vertrauen zur allgemeinen 
polltifchen und Glaubensfreiheit herrſchen, Die Seichtigkeit und einſeitige Schulmäßigkeit ober 
Schülerhaftigkeit atheiftifcher Philofophien und Lehren Mar machen! Wie unfider und boden⸗ 
108 gegen gründliche Einwände find die blos auf die finnliche materielle Seite der Menſchennatur 
aufgebauten Berneinungen ber freien, der moralifchen Natar und Weltorbnung — gegen das 
Gexwiſſeſte von allen — das Gewiffen! Laffe man alfv nur die Freiheit! Aber ſicher wäre es 
doch weniger verleßend und verkehrt, wenn man einen Rabbinen zum Religlonslehrer, zum 
Dogmatifer oder Geiſtlichen einer chriſtlichen Kirche vder auch einen Katholiken für Proteftanten 
ober einen Proteflanten für eine Fatholifche Kirchengeſellſchaft anftelfen wollte, als wenn man 
einen Mann von jenen Grundfägen zum Religionslehrer irgendeiner chriſtlichen Kirche beriefe. 
Und überall würden in ſolchem Kalle auch proteftantifcge Ränder nöthigenfafls zeigen, daß fle 
weber eined Papftes no einer katholiſchen ſtrengen Einheitöform bedürfen, um ihre Kirche 
gegen ſolche Unbill zu ſchützen, ihre kirchlichen Grundſätze und ihre wahre kirchliche Pofltivität 
und Einheit zu bewahren. Daß aber Überhaupt vie Kirche ihre Orundgefege in würdiger Weife, 
in würdigen Formen und unbeſchadet ver wahren Freiheit bewahre, dazu iſt eben bie ganz freie 
gutgeorbnete Kirchenverfaſſung und ihre Ausfihließung der Einmiſchung ber weltlihen Macht, 
der Herrſchſucht der Kirchenbeamten und der Leidenſchaft des Poͤbels nothwendig. Rede man 
alfo nit von würdigen und freien oder auch nur von politiſch-ſelbſtändigen würdigen firdli- 
hen Einrichtungen, wenn ohne freie Mitwirfung der felbfländigen erwachſenen Kirchenmitglie⸗ 
der Ausſchließungen und Entfegungen vom Lehramt, alfo die härteſten Strafen (menn au 
unter dem mishrauchten Namen ver Freiheit) ausgeübt werden, wie in manchen neuern protes 
ſtantiſchen Kirchen (durch Königliche Conſiſtorien u. ſ. w.)! @rfreufich geht die neue Verfaflung 
der evangelifchen Kirche in Baden der Loͤſung der ſchwierigſten Aufgaben in dieſer Beziehung 
entgegen. Beförbert aber wird dieſe Loͤſung vor alfem durch die Richtung, welche der ehrwür⸗ 
dige Rothe der Theologie gibt. Eine wirklich veligidfe Auffaflung des Böttliden in dem Chri⸗ 
ſtenthum vernichtet die Verirrung und Flachheit des Nationalismus, Die Überzeugung aber, | 
daß der göttliche Geiſt des Chriſtenthums, welcher Die Welt umgeftaltet Hat und durchdringt, 
auch wo fle es ſelbſt nicht erfennen, alle dem Guten Zugewendeten in diefer chriſtlichen Welt 
ergreift, verfähnt den feindlichen Gegenſatz der Kirche und Ihrer Diener mit ber gebildeten Welt. 
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Und der Sap, daß eben nur ber Glaube an dieſes Göttliche das Weſentliche if für den Chriſten 
und daß alle das Recht Haben, frei zu prüfen, was in der Kirche und Theologie echt göttlih und 
was Menſchenſatzung ift, wozu ihnen die Theologen nur Helfer und Lehrer, aber nie Geſetzgeber 
find, vereinigt ven religidfen und kirchlichen Glauben mit der Freiheit und hebt allen Symbol: 
und hierarchiſchen Zwang auf. 

Ganz befonderd wichtig iſt e8 au, daß nicht etwa die weltliche Macht eine geiftliche Beam: 
tenariftofratie in obfeurantifcher Verfolgung und Unterbrüdung freier kirchlicher Lehren unter: 
flüge. Vorzuͤglich proteftantifche Regierungen haben fi von dem Wahne verleiten laffen, da- 
durch ihren katholiſchen Unterthanen zu gefallen, oder find auch wol durch die falſche Politik ver- 
führt worden, jene alte unglücfelige Allianz zwifchen geifklidem und weltlichen Abjolutismus, 
Ariftofratiömus und Obfeurantismud zur Stüge ihrer Herrſchaft zu machen. Dann werben 
namentlih auch alle Denunciationen gegen alle aufgeflärte katholiſche Profefloren angehört, 
ermuntert und zur Vernichtung der Lehrfreiheit befolgt. Es wird den kirchlichen in- und aus- 
wärtigen Regierenden in der Kirche der entjcheivende Einfluß ſelbſt auf Anftelung und Entfer: 
nung ber Profeſſoren und auf ihre Lehrvorträge eingeräumt. Alle alten Grundſätze über Die 
Selbſtändigkeit der Uiniverfitäten werben vergeflen; vergeflen werben die Grundfäge von der 
Kaiferin Maria Therefia und Joſeph, melde fefthielten an ber Wahrheit, daß pie Univerfitäts- 
bildung Suche der Wiſſenſchaft und des Staats ift, daß die bifchöfliche Oberaufſicht und Gewalt 
erft mit dem Prieſterthum beginnt, daß ſelbſt nach den Grundſätzen des Mittelalterd der blos 
wegen Lehrmeinungen verfolgte Profeflor unantaftbar blieb, bis ihn die Geſammtheit der 
Kirche, die Gutachten der theologiſchen Bacultäten und die Concilien verurtheilten. 

Keiner weitern Ausführung aber bedarf es mol, daß dieſes ganze Syflem zum Unheil führt, 
daß die Regierung felbft fo die nicht regierende Kirchengeſellſchaft, die fle nie hört und die fie um 
eigener weltlicher Zwecke willen den herrſchſüchtigen kirchlichen Beamten preidgibt, zuerſt belei: 
digt, ſodann Immermehr felbft obfeurantifch und fanatifch machen Hilft. Die alten freien Han: 
driſchen und brabantiſchen Katholiken ließen fi bei vem Regterungsantritt vor der Huldigung 
(in der Joyeuse entre) von ihren Fürſten vor allem eidlich verſprechen, fle vor Übergriffen 
ber Geiſtlichkeit zu ſchirmen. Den hierin fi ausfprechenden Grundgedanken einer gewiß gut 
katholiſchen, aber freiheitliebenden Bevoͤlkerung überfieht jenes falfche Syſtem. Ebenjo vergißt 
e8, daß die einer ausmärtigen Macht dienſtbare hierarchiſche Geiftlichkeit, an der Stelle wahrer 
Religiofität und Moralität, Herrfchfucht und Täuſchung, Heuchelei, Sinnlichkeit und Aberglau: 
ben ausbildet, daß fle durch jede neue Conceſſion nur zu neuen Anfprücen beſtimmt wird und 
julegt in der unvermeidlichen Gollifton mit der weltlichen Regierung gegen diefe die fanatifitten 
Mafien verblenvet und aufreizt. Statt folder unheilvollen Verwickelungen, die leichter herbei⸗ 
geführt als gründlich gelöft find, Hätten bei verfaflungsmäßiger Schützung ber Lehrfreiheit die 
enigegengejegten Richtungen jeder Eirchlihen Geſellſchaft, die freiere und die entgegengefeßte, 
fi unter fi mohlthätig befämpft und ausgeglichen, und die Regierung hätte mit ruhigem par: 
teiloſen Schuß vermittelnd hoch über beiden geftanven, ohne felbft in die Leidenschaften des Bar: 

teiſtreits vermidelt zu werden. Religion und Sittlihfeit und Thron und Altar wären dann 
nit, fo wie früher in Sranfreih und Spanien, gerade ſelbſt unter vem Scheine ihrer Hörberung 
untergraben und ein revolutionärer und gottlofer Haß gegen fie großgezogen worben. 

Aber noch auf andere Weile und vorzüglich bei den Proteflanten leidet die kirchliche Lehr: 
freieit in neuerer Zeit gar häufig. Die Regierungen machen die Geiftlihen von ihrer welt: 
lichen Gewalt und ihren politifchen Zmeden abhängig. Es fehlt auch bier jept vie Heilighaltung 
der frühern Grundſätze über Anftellung und Beförderung der Beiftlihen durch ihre Gemeinde 
oder durch kirchliche Behoͤrden und nach rein kirchlichen Zwecken. Es fehlt und zerfällt aud hier 
die Inamovibilität. Alles wird willfürlih und abhängig von weltlichen Behörben und Interel: 
fen. Da hört und fieht man denn aus Furcht vor der Freiheit, zumal da, wo man fie verſprach 
und das Verſprechen nicht hielt, Anprohungen und Vollziehungen von Zurüdjegungen und 
Abfegungen, wenn der Geiſtliche in feine Predigten, wie man fagt, Politik einmiſcht, oder auch 
wenn er fich fonft ald Bürger für freiere Verfaſſungsgrundſätze, z. B. für freie Deputirtenwaßl, 
intereflirt. Die offenbare heuchlerifche Lüge aber ſcheut man nit, daß man verfähleiert oder un: 
verſchleiert es wünſcht oder mit weltlidden Belohnungen und Strafen fordert, ver Geiftliche folle 
dennoch ſich in die Politik einmiſchen, er folle den politifchen paffiven Gehorſam der Bürger 
prebigen, das Lob ber politifchen Regierung und ihrer Maßregeln, die Lobpreifung ded politi: 
fhen Abfolutismus, die Bervammungen ver politifgen Gegner des Regierungsſyſtems verfün- 
den, oder auch er folle thätih fein für Die Wahlen politiſch ſerviler Abgeordneter. Welcher neue 


Reibeigenfchaft in Deutſchland 497 . 


Misbrauch des Heiligen, wodurch man Religiofität und Moralität untergräbt, wodurch man 
vorzüglich oft die proteſtantiſche Kirche und Geiftlichkeit bei Proteflanten und Katholiken um 
ihre Achtung bringt! Und wie verkehrt iſt an fich ſchon der Gedanke: der Geiſtliche foll nicht 
nach feiner freien religidös=-moralifchen Überzeugung, fowie auf alle irdiſchen Pflichten, Tugenden . 
und Lafer, fo aud auf die wichtigſten, auf die des ſtaatsgeſellſchaftlichen Lebens, die chriſtlichen 
Moralgrundfäge anwenden! Thaten dieſes nicht alle kirchlichen Reformatoren? Thaten und 
thun es nicht jahrhundertelang und noch Heute in Schweben und England und Holland ihre 
Nachfolger? Auch Hier muß, gegenüber dem Staate, die Lehre freibleiben, folange feine Un- 
rechtlichkeit, Feine Aufforderung zu Unrecht und feine juriflifchen Beleidigungen vorfommen. 
Jede andere Zurehtweifung und Ahndung muß wenigſtens ſtets von dem verfaflungsmäßigen 
Ausfpruc der Eirchlichen Befellihaft ausgeben. Sonſt Hört die Kirche auf, eine freie, eine felb- 
fländige Gefellfhaft zu fein. Sie wird eine entwürbigte Kirche, eine abhängige Staats- und 
Polizeianftalt. Dadurch aber wird fle auch ver Achtung und Kiebe, des Vertrauens und aller 
wohlthätigen Wirkfamfeit beraubt, felbft der wohlthätig beruhigenden und mäßigenden. Was 
fol man vollends fagen, wenn man hört, daß politiſche Behörden in ihrer Verfolgung der poli- 
tifgen Freiheit und in ihrer Gerabmwürbigung der Moral und der Kirche fogar fo weit gingen, 
daß fie von den Geiftlihen, die man, ebenfo wie die Profefforen, immermehr zu Staatödienern 
zu maden ſuchte, fogar politifche Spionerie und Denunciationen durch Strafen und Belohnun- 
gen berauszuprefien fuchten ! 

Wie viel ift auch hier zu thun zur Entfernung des Frevels gegen Religion und Wahrheit, 
zur Herflellung der alten legitimen Grundſätze wahrer Lehrfreiheit! Freie kirchliche Verfafſung, 
geſchützt durch freie Staatöverfaffung, wird aud hier allein Helfen, wird allein dad würbige und 
beilfame Berbältnig von Staat, Kirche und Schule möglih machen. In dieſem legtern werben 
indbefondere auch ſchon die Schulen für die Jugend, die Gelehrten: und die Volksſchule, als 
Unterabtbeilungen der Univerfität und der Kirche, freibleiben von der Beherrſchung und der 
Pa der Wahrheit durch die neuerlichen Binmifhungen der politiſchen Gewalten und 

reſſen. 

Selbſt Staatsmänner, welchen eine niedere Natur und gemeinere Lebensanficht die hohe 
heilige Achtung der Wahrheit und der Religion verſagte, ſollten doch ſchon aus wahrer Politik 
vor dem in unſern heutigen Zeiten abſurden Gedanken zurückſchrecken, die Lehrer und Prieſter 
der Wahrheit, ver Religion und der Gerechtigkeit zu Dienern ihrer wechſelnden weltlichen Po⸗ 
litik, zu- eigenttlihen Staats: oder Herrendienern herabzuwürdigen. Alle praktifhe Liebe und 
Begeifterung für die Freiheit, alle wahren praftifch wirkffamen Freiheitsgrundſätze geben vol: 
lends heutzutage vom Leben, von ven Altern, von den Brübern und Freunden, von ber Berüh⸗ 
rung mit andern freien Voͤlkern, nicht aber von den Profefloren und Bfarrern aus. Diefe kön: 
nen und werben, wenn man ihnen Lehrfreiheit Täßt, die Einfeitigkeiten und Leidenſchaftlichkeiten 
des Tags durch ihre tiefern und höhern Lehren der Wahrheit und ver Liebe ermäßigen, beruhi⸗ 
gen und die freien Beſtrebungen auf die wahren Grundlagen, Orundfäge und Grenzen zurück⸗ 
führen. Beflimmt man ſie aber von Staats wegen zu ber Öffentlichen Rüge und zur verrätheri= 
fen Entweihung bed Heiligen, daß fle, unter vem Scheine wahrer Priefter der göttlihen Wahr: 
heit, Gereihtigfeit und Liebe, an heiliger Stätte als die gezwungenen oder erfauften Werkzeuge 
der jeweiligen Herrſchermacht und ihrer Tagespolitik wirken, alddann hat man alle ihre wohl⸗ 
thätige Wirkfamkeit zerſtört. Man bat zugleich wahrhaft revolutionär die älteſte feftefte Grund⸗ 
lage europäifcher und deutfcher Givilifation, die Grundlage der Throne wie die der Freiheit, man 
bat die Selbfländigfeit von, Kirche und Schule, die Freiheit der Religion und der Wahrheit 
untergraben. Man hat aldvann felbft vie Greuel des ſinkenden roͤmiſchen Reichs und der aflati- 
fen Despotien heraufbeſchworen. Man wird früher oder fpäter unfehlbar ernten, wie man 
füete. Aber es ift hohe Zeit, daß man ſich befinne, auf welchen Wege man ſich befindet, wie fehr 
weit man ſchon gelommen if. Die ſchmeichleriſche Lüge ver Worte, und ginge fie auch vom be⸗ 
sebteflen und gelehrteſten Hofprediger oder Hofprofeflor aus, kann die Übel und Gefahren der 
Wirklichkeit wol verhüllen, aber nicht befeitigen. j Welcker. 

Leibeigenſchaft in Deutſchland. ) Nach dem richtigen Grundgedanken ſollte jede 
Art von menſchlicher Verbindung oder Vergeſellſchaftung für jedes ihrer Glieder nach deren 





< V Die Literatur über die Unfreiheit bei den verſchiedenen geſchichtlichen Völkern, insbeſondere auch 
bei den germaniſchen, dann über das Verhältniß des Chriſtenthums zur Sklaverei ſ. bei Held, Staat 
Staats⸗Lexikon. IX, | . 32 
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Faͤhigkeiten, reſp. Stellung in der Geſellſchaft eine verhaͤltnißmäßige Steigerung ber Ab: 
hängigfeit oder Gebundenheit und der Freiheit oder Selbfländigfeit zugleih zur Folge haben. 
Die Geſchichte beweift aber, daß dieſes Poftulat der fortwährenden Ausgleichung zwiſchen indi= 
vidueller Freiheit und gefellfchaftlicher Abhängigkeit nad allen den verfhiebenen Lebensrich- 
tungen, in welchen ſich die Freiheit und Geſelligkeit bewegt, ſehr ſchwer zu erfüllen ift, und daB 
ſtatt jener Ausgleichung meift eine gewiſſe Einfeitigfeit flattgefunden hat, vermöge welder bie 
Vergeſellſchaftung einem kleinern Theil ver Geſellſchaftsglieder nur eine fehr bedeutende Erwei- 
terung ihrer Freiheit oder die. Herrfchaft gewährte, während der andere größere Theil zu Gunſten 
jener in einem unverhältnigmäßig tiefen ran von Abhängigkeit verfiel. Sofern diefe Ent- 
widelung einen formellen Ausbrud im Rechte findet, fieht man nur herrſchende une nur 
dienende, voll=, Halb= und gar nicht berechtigte Klaffen, Freie und Unfrele, Herren und 
Sklaven u. j. w., welche Gegenfäge übrigens bei verſchiedenen Völkern unter fehr verſchiedenen 
Formen vorfommen, ſowie auch die Grundlagen, Entwidelungen und Übergänge fehr mannich⸗ 
faltig fein müflen. 

Da nun in jeder Gefellfchaft wie in jedem Menſchen materialiftifche, intellectuelle und fitt- 
liche Elemente und Strebungen gegeben find, wenn auch wieberun jede Geſellſchaft vorherr⸗ 
ſchend einer der genannten drei Richtungen gewidmet fein muß; da ferner die ſouveräne @efell- 
ſchaft oder der Staat den höchſten, einem felbfländigen Gemeinweſen mögliden Grab organiſcher 
Einigung aller dieſer drei Richtungen darzuftellen Hat, jo iſt far, daß, wenn bei einem flaat- 
lihen Volke die eben angebeutete einfeltige Richtung herrſchend geworben und gefeglid beſtätigt 
iſt, das ganze Volk gleichſam in zwei Klaffen zerfallen werde, von denen bie eine allein mit der 
Freiheit das Monopol des Vermögens und der intellectuelleit wie fittlihen Bildung oder doch 
Werthſchätzung befikt, während die andere von allen tiefen Gütern, wenigſtens foweit fle ihnen 
ſelbſt nüglich fein konnten, ober doch von jeder felbfländigen Würdigung ausgeſchloſſen ift. 
Wenn man dabei die Moͤglichkeit mannichfaltiger Abftufungen innerhalb jener berbeiden Haupt- 
klaſſen und gewiffer Verbindungen zwiſchen Iegtern felbft wieder berückſichtigt, fo ergibt fich, 
daß die befannten Gegenſätze zwifchen Herren und Sklaven, herrſchenden und dienenden Raften, 
Ritter und Bauer u. ſ. w., alle in gewiffer Beziehung auf jene einfeltige Entwidelung zurüd- 
geführt werden müffen. 2) 

In welder der drei angegebenen Richtungen aber auch Iegtere vorherrfchend flattgefunden 
habe — fowie das Refultat immer im wefentlichen das gleiche fein wird, fo ift au Ihr Aus⸗ 
gangspunkt ſtets derſelbe. Alle dieſe Entwicelungen haben nämlich ihren Grund in einer 
principiell falfchen Auffaflung des menfchligen Weſens, die fi dann in den Sitten und Inſti⸗ 
tutionen firirt und um fo ſchwerer überwunden wird, je mehr fie allmählich mit ven Gefammt- 
verhältnifſen zuſammenwächſt und den mächtigſten Schwäden des menſchlichen Charakters 
huldigt. Alle dieſe Entwickelungen führten aber auch, me jene falſche Auffaffung nicht über⸗ 
wunden wurde, ſchneller oder langſamer zum Untergang der betreffenden Voͤlker. 

Die juriſtiſche Formel, unter welcher der erwähnte Gegenſatz jener beiden Klaſſen am 
ſchaͤrfſten auftritt, iſt aber die, daß bie erſte Klaſſe allein als felbflänniges Rechtsſubject erſcheint, 
während die andere Klaſſe eigentlich nur als eine Kategorie von Rechtsobjecten, mit einem 
Worte, von Sachen, nur ald eine Art von Vermögensgegenſtänden ber erftern betrachtet wird. 

Die Grundlage diefer Erſcheinung iſt einfach das Princip der materiellen Übermacht, welche 
auf diefe Weife zu einem formellen Rechtsprincip geftenipelt werben foll, wie fehr fl dagegen 
Gewiſſen und Gerechtlgkeitsfinn zu allen Seiten und bei allen Völkern ſelbſt dann gefträubt 





.” 


und Geſellſchaft, I, 93 j" Über die Unfreiheit in Deutfchland f. Grimm, Rechtsalterthümer, I, 300 ig- 
Mittermaier, Deutfches Privatrecht, $. 90 fg. (mo eine reiche Literatur zufammengefellt if). Dazu 
vgl. noch Sugenheim, Die Aufgebung der Leibeigenſchaft u. |. w. (Petersburg 1860), S. 79 fg., na 
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haben, wenn vie materielle Übermadht fi mit der herrſchenden Intelligenz und Moral ober Re: 
ligion verbündet hatte. Daher findet ſich auch der fragliche Gegenfag im Alterthum vorzüglich 
bei den mannhafteſten Völfern, bei den Ariern und ganz beſonders bei den fogenannten 
claffifgen Völkern, ven Griechen und Römern. Kommt verfelbe aud bei andern Völkern vor, 
fo hat er doch bei ihnen einen ganz andern, einen viel mildern und leichter aufzuhebenven Gha- 
after. Aus den angegebenen Gründen erklärt ich aber au, warum bie Unfreiheit einerjeits 
auf die Unterwerfung buch Waffengewalt (occupatio, vindicalio) zurüdgeführt, anderer: 
ſeits durch das Geblüt- übertragen wird; warum fie ferner immer gleichſam einen ewigen la⸗ 
tenten Kriegszuſtand zwiſchen Herren und Sklaven begründet, der fi häufig in vulkaniſchen 
Eruptionen äußern muß; warum bie Herren= und die Sklavenwelt jede gleichfam eine befonbere 
Welt in dem fraglichen Staate find, die ſich gegenfritig aufzureiben. trachten mäflen®) (obwol 
feine ohne die andere beftehen kann), fi alfo nie vereinigen koͤnnen, wol aber wechfelfeitig rui⸗ 
niren und endlich unau&bleiblic den Untergang des Staats herbeiführen. 

Dies alle8 wird um fo deutlicher hervortreten , je ausgebildeter der ſtaatliche Zuſtand eines 
Volks, je Höher alfo die im weſentlichen falſch begründete Ginilifation und Gultur in einzelnen 
Richtungen geftiegen ift, je mehr deshalb dem Staate ein organiiches Reben nothwendig. er⸗ 
ſcheint und je weiter ex fi) von demfelben durch Die nad) den concreten limflänven nothgedrun⸗ 
gene Feſthaltung bes in Rede ſtehenden Gegenfages entfernt hält. 

Gehen wir nach dieſen einleitenden Bemerkungen auf den Begriff per Leibeigenfchaft ein, fo 
muß vor allem conflatirt werben, daß nicht nur über die Entflehung und Geſchichte dieſes Ver⸗ 
haͤltniſſes fehr verſchiedene Anjlchten beſtehen, fondern auch der Begriff felbft keineswegs fo be- 
ſtimmt feſtſteht, wie e8 zu wünſchen wäre; zwei Erſcheinungen, deren jede ſich aus ber andern 
erklärt. 

In den Älteften Quellen unferer Geſchichte und unſers Rechts findet ih, da fie faſt durch⸗ 
weg in lateiniſcher Sprache gefhrieben find, das Wort Leibeigenſchaft nicht.) Wol aber fom- 
men häufig die Worte servus, colonus, servitus ®), ancilla, puer u. f. w., dann liberti ©) vor 
und es kann Fein Zweifel fein, daß unjere Borältern die Unfreiheit wie die Freilaſſung gefannt 
haben. Au das Wort liti fommt, wie colonus, fon fehr früh zur Bezeichnung eine® 
günftigern Abhängigfeitsverhältniffes vor. Die Unfreiheit entfland ausnabmeweife durch 
Schuldknechtſchaft, namentlich infolge des Spiels7) und durch Verbrechen — regelmäßig aber 
dur die Kriegögefangenfchaft, wenn nicht, wie dies auch vorkam, die Kriegögefangenen den 
Goͤttern geopfert wurden.8) Ob der gefangene Feind au germanifhen Stammes war ober 
nicht, machte darin feinen Unterſchied. Die Zahl ver Unfreien fann in ven älteflen Seiten nicht 
fehr bedeutend gewefen fein, va man fle nicht zu Hausdienſten (die meift ven Frauen und Kin- 
dern oblagen) verwendete?), Inden nad ven damaligen Zuſtänden meifl jedes Bedürfniß einer 
zahlreichen Hausdienerſchaft fehlen mußte, da ferner bie durch Spiel in Schuldknechtſchaft Ge⸗ 
rathenen über die Grenze verfauft („servus conditionis hujus per commercia tradunt, ut se 
guoque pudore victoriae exsolvant’') und Kriegögefangene häufig geſchlachtet wurden, da 
endlich bei der Armuth jener Zeiten die dem Herrn obliegende Grnährung feiner Unfreien oft 
fehr ſchwierig gewefen wäre und bie Mehrheit des Volks aud wirklich keine Leibelgenen beſaß. 7%) 
Die Behauptung einer ſchon in den erften geihichtlihen Zeiten der Germanen fehr zahlreichen 
Klaffe von Unfreien fleht daher mit der Geſammtheit der damaligen Zuſtände im Widerſpruch 
und bat Ihren Orund entweder in ber falfchen Annahme, als wenn die germaniſchen Eroberer 
die ganze, auch die freie Bevölkerung der romanifchen Lande zu Sklaven gemacht hätten, ober in 
der Verwechſelung der fpätern feudalen Unfreiheits- und Abhängigkeitöverhältniffe mit den 
frühern Zuſtänden. 


3) Laurent, Etudes, VII, 611. , 

4) Über das Borfommen dieſes Ausdrucks erſt feit dem 15. Jahrhundert und die frühere Bebeutung 
von „eigen‘' f. Grimm, I, 312. 

5) Tac. Germ., c. 20, 35, 40. Uber römifches Eolonat f. Helv, a. a. D. 

6) Tac. Germ., c.25, 20. Guizot, Histoire des origines du regime parlementsire, I, 234. 

7) Tac. Germ., 24. 8) Tac. Annal., 18, 57. Daß übrigens auch Knechte als Menſchen⸗ 
opfer gebraucht wurden, geht aus Tac. Germ., c. 40 fg., hervor. 

9) ‚Ceteris servis, non in nostrum morem, descriptis per familiam ministeriis, utun- 
turetc. Tacit. Germ., c. 25. 

10) Thudichum, Der altdeutfche Staat (Gießen 1862), ©. 116. 9g° 
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Auch die rechtliche Stellung der Unfreien nad dem älteſten Recht wird ſehr verfchteden auf: 
gefaßt. Doch flimmen vie meiften darin überein, daß dieſelbe im ganzen eine bedeutend gun: 
fligere geweſen als die der Sklaven des Alterthums, namentlich auch der römifchen Sklaven. '!) 
Uns ſcheint die Eigenthũmlichkeit ver alten veutfchen Unfreiheit vorzüglich auf folgenden Punkten 
zu beruhen: 

1) Die geringe Zahl der Unfreien 12) Hielt die Freien nicht in einem beftäandigen Zuflande 
der Furcht gegen fle, und ſchon hierdurch verlor dad Verhältniß viel an Bitterkeit. 

2) Da die meiften Uinfreien vemfelben Volke angehörten wie ihre Herren, fo konnte die bei 
andern Voͤlkern meift auf eine urſprüngliche Verſchiedenheit, vefp. Superiorität und In- 
feriorität der Nationalität oder des Beblüts zurücgeführte Misachtung der Unfreien Eeinen 
fo hohen Grad erreichen. 

3) Die Verbindung ber Unfreiheit mit Grund und Boben und bie damit gegebene eigene 
Häuslichkeit war, im Zufammenhang mit dem Mangel eines ausgebilveten Privatfonbereigen: 
thums der Freien an Grund und Boden (daB einer Familie zugewiefene Grunbftüd wurde von 
Zeit zu Zeit gewechſelt und ſelbſt die Stämme, weldyen bie einzelnen Familien angehörten, wech⸗ 
jelten in der langen Periode der Vöolkerwanderung nomabenartig ihre Wohnfige, reſp. 
Staatögebiete) 12), die Grundlage eines gewiſſen Maßes von Selbfländigkeit, welche vem Haus⸗ 
ſklaven der claſſiſchen Völker abgehen und allmählich, wenn auch noch fo langſam, zu einem Ele⸗ 
ment ber Befreiung werben mußte. 

4) Die rohen, aber im ganzen gefunden Sitten jener Zeiten fonnten eine Entwürbigung des 
Mensen, wie fie der entarteten Civiliſation der Alten Welt geläufig geworden, nicht faflen. 

5) Die geſellſchaftlichen over ſtaatlichen Zuflände ver germaniſchen Bölker waren noch nicht 
fo entwidelt, daß die Unfreiheit den Charakter einer allgemeinen, unentbehrliden und nur im 
Interefſe des Gemeinweſens oder der Herrſchenden gefeglich geordneten, für die Unfreien alfo 
nur brüdenden und unabänderlichen Inftitution hätte haben können. 

Hinfichtlich dieſes leztern Punkts muß no darauf aufmerkfam gemacht werden, daß in 
den älteften Zeiten ver Germanen eigentli nur die Familie als ein feſter, durch die Sitte orga- 
nifieter Geſellſchafts⸗ oder Staatskern erſcheint. Somie man die Grenzen der Familie über- 
* [reitet und in eine weitere Verbindung, gleichviel ob fle civitas, pagus, regnum, regio, nalio 
oder wie immer genannt werbe, eintritt, erfcheint ber rechtliche Charakter derfelben fo unbe- 
flimmt, daß man nie von einem einheitsftantlihen, fondern nur von irgendeiner Art föbera- 
" uͤſifchen Weſens ſprechen kann, woran ed nicht8 ändert, daß römifcher Cinfluß, mädtige Per⸗ 
ſoͤnlichkeiten, dringende Notbftände u.f.w. da und dort vorübergehend feftere Berbindungen 
hervorgebracht haben. 14) Daß nun ber Uinfreie keine Stimme in den fogenannten Bolfs -, 
d. h. eigentlich Bundesverfammlungen der conföberirten, freien, ihre Familien repräfentirenven 
Männer haben Eonnte, verſteht fich ebenfo von ſelbſt, wie daß ihre Stellung ſich wefentli in der 
Familie, zu welcher fie gehörten, abſchloß. Jene Berfammlungen fümmerten fih aber ohnehin 
nicht um privatrechtliche Verhaͤltniſſe. Diefe richteten fi) nad der Sitte ober wurden lediglich 
als Angelegenheiten ver Familie dieſer ſelbſt (wie eine Art Particularrecht) überlaſſen und nur 
infofern fie mit ven Öffentlichen Verhaältniſſen in Berührung flanden, durch gemeinfame, ihrer 
Kraft nad) immer zweifelhafte, weil Die Nichtconſentirenden wenigſtens anfänglich auch nid: 
bindende Befchlüffe geordnet. Die Sitte und die Familiengewalt waren es daher, von benen 
der Hauptſache nad die Situation der Unfreien, wie auch bie der Weiber, Kinder und der un: 
fähig gewordenen Greiſe abhing, und nur infofern der Unfreie über die Grenze ber eigenen 
Familie Hinausgegangen wäre oder ein über Unfreie ſich erhebender Streit zweier felbfländiger 
Familien das Bunbeöverhältniß, reſp. den Friebenszuftand hätte gefährden können, wurbe 
durch vertragämäßig beftimmte Normen eine Vorkehr getroffen. 

Die von uns aufgeftellten Hauptzüge ver älteften germanifchen Unfreiheit ergeben fich na⸗ 
mentlih auch aus folgenden Stellen ver ‚Germania‘ des Tacitus: „Dominum ac servum 
nullis educationis deliciis dignoscas. Inter eadem pecora, in eadem humo degunt: donec 
aetas separet ingenuos, virtus agnoscat” (c. 20). „Suam quisque (servus) sedem, suos 
Penates regit. Frumenti modum dominus, aut pecoris, aut vestis, ut colono, injungit: et 


11) Held, Staat und Gefellfchaft, II, 284. Su enheim, S. 5,6. Thubichum, a. a. u Wirth, 
Berchichte der. Deutichen (zweite Aus gabe), 1, 33. Montesyuieu, Esprit, Buch 15, Kap. 
12) Waip, Deutfähe erfaffungegefchichte. I, 151. 
13) Thudihum, © 116 fg. 14) Tac. Germ., c. 25, 42, 48, 44. 
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servus hactenus paret, Caelera domus officia uxor ac liberi exequuntur. Verberare 
servum ac vinculis ac opere Coercere, rarum. Occidere solent, non disciplina et severi- 
tate, sed impetu et ira, ut inimicum, nisi quod impune‘' (c. 25), und müflen die troßbem 
immer übrig bleibenden Härten ber Situation durch die oben angegebenen fünf Gründe ald we: 
ſentlich gemilvert erfcheinen. Demnach begreift es fi aber au, marum Tacituß, Rap. 25, im 
allgemeinen fagen fonnte: „Libertini non multum supra servos sunt, raro aliquod momen- 
tum in domo, numquam in civitate”; und wenn er ausnahmöweife in Fortſetzung dieſer 
Stelle erwähnt, daß fie bei Völkern ‚„quae regnantur‘’ über Freie, ja jogar über „nobiles“ ſich 
zu erheben vermochten, fo ändert dies im allgemeinen ebenfo wenig am Princip, wie vie Auße⸗ 
rung deſſelben Schriftſtellers in Kap. 44, daß bei den Suionen die Waffen einem Unfreien zur 
Aufbewahrung gegeben wurden. 

Der erſte große Wendepunkt, wie für die Geſammtverhältnifſe der Germanen, jo auch na⸗ 
mentli für die Ausbilpung ihrer Stanvesverhältnifie, liegt aber in der Seßhaftwerdung ver 
germanifhen Völker, jei ed, daß fie fi innerhalb ver Grenzen des ehemaligen roͤmiſchen Welt- 
reich8 nieberließen, fei ed, daß fle auch in dem eigentlihen Deutſchland durch das Stillſtehen ber 
Bölferwanderung zu.feflern Anflevelungen gelangten. Denn nit nur wurbe erft mit ber Seß⸗ 
baftigkeit dev Grundbeſitz das materielle Subftrat einer jeden ganz jelbfländigen Stellung und 
die Groͤße und rechtliche Art des Grundbeſitzes beſtimmend für bie perfönlichen Rechtsverhält⸗ 
nifle des Befigers, fondern es mußte mit ihr auch eine höhere Culturperiode beginnen, welche 
ih zunächſt in ver Ausbildung des Sondereigenthumsobegriffd, in der Entflehung großer Ad⸗ 
maffirungen von Grund und Boden, und vieler und mannichfaltiger neuer materieller Bebürf- 
nifle äußerte. Mit der Seßhaftwerdung der Germanen waren aber gleichzeitig noch zwei an= 
dere, für die ganze moderne Gultur beflimmend gewordene Momente verbunden, nämlid 
einmal die Verbindung mit roͤmiſcher Gultur und Bildung, mit Roͤmiſchem Recht, roͤmiſchen 
Bevoͤlkerungen und Zuftänden ; dann die Reception des Chriftentfumd. 

Die römifhen Zuſtände der Unfreiheit und die Beſtimmungen des Roͤmiſchen Rechts über 
Sreiheit und Unfreiheit fcheinen vorerfi auf die Ausbildung der germanifchen Unfreiheitsver⸗ 
häftniffe nur geringen Einfluß geübt zu haben. Deſto größer mußten die Folgen der Seßhaft⸗ 
werbung und der Ghriftianifirung der Bermanen in Hinficht auf jene Verhältnifſe werben. 

Die fefte Anfievelung der Germanen Hatte zunaͤchſt die Folge, daß, obgleich ver alte Grund⸗ 
fag, die Kriegsgefangenſchaft erzeuge Unfreiheit, nicht aufgehoben wurde, Doc große Maflen 
unterworfener Völker, römifcher wie germanifcher, nicht in Knechtſchaft geriethen 1°), daß aber 
auch mit dem Erwerb ausgedehnten Befigthums, welches regelmäßig nicht auf Rechnung bed 
Herrn bewirthſchaftet wurde, und mit der Steigerung der Kebendhenürfniffe eine größere An⸗ 
zahl von dienenden und abhängigen Leuten im Haus und auf den Höfen nothwendig wurde. 
Diefen Berürfniffen kam theils die alte Gewohnheit, Unfreie für Häusliche und Felddienſte zu 
verwenden, theils aber auch die überſchuldung, Berarmung ober jonft Unvermöglichkeit vieler 
perfönlich Freien naturgemäß entgegen, während zugleich einerfeitö die Frömmigkeit viele in 
Anhängigkeitöverhältniffe zur Kirche trieb, andererſeits aber bie Großen auch häufig ihre Ge⸗ 
walt misbrauchten, um befonders durch willkürliche Handhabung des ohnehin ſchon jehr 
drückenden Heer- und Gerichtsbannes die geringern Freien maſſenhaft in Abhängigkeit zu 
bringen. 

Die Reception des Chriſtenthums dagegen hatte zwar zunächſt auch in den germaniſchen 
Staaten ſo wenig wie ehedem in Rom die Wirkung, daß die Kirche direct gegen die Unfreiheit 
und Knechtſchaft eingeſchritten wäre. Allein ohne Zweifel gebührt der Kirche das Verdienſt, 
ihre eigenen Unfreien am günftigften geftellt, gegen unmenſchliche Handhabung ber Herrenge⸗ 
malt mit aller Energie gewirkt und die Freilaſſung moͤglichſt begünftigt zu Haben. 1°) 

In der regelmäßigen Berbindung auch der perfänlichen Umfreiheit mit wenngleih abhän= 
gigem Brundbeflg und in dem chriſtlichen Princtp der allgemeinen gleichen Menſchenwürde find 
die beiden Elemente zu erkennen, welche bie germanifhe Unfreiheit von jeder andern unter- 
feheiven. Denn diefe beiven Elemente find unvernichtbare Blemente der Freiheit und mußten, 
wie es auch wirklich ver Fall war, die Folge haben, daß der theoretifhe Begriff der abjoluten 
Rechtlofigkeit oder Sachlichkeit des Unfteien nie allgemein werben und In hohem Grade praktiſch 
zur Berwirklihung kommen fonnte. Die faft ausnahmslofe Erblichwerdung alles abhängigen 
Beſitzes und die Emancipation des urfprünglich entweder knechtiſchen oder doch hoͤrigen Hand⸗ 


— 


15) Waig, II, 157. 16) Waig, Bd. II, ©. 150, Rote 1, ©. 156 u. 158. 
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werks durch die Entwickelung des Städteweſens waren nur bie nächſten unvermeidlihen Folgen 
der Wirkſamkeit jener beiden Blemente. 

Bei der noch durchweg lateinifchen Rebaction der meiften in diefe Periode fallenden germa⸗ 
nifchen Mechtöquellen, bei ver Verbindung älterer römischer und' germaniſcher Zuflände im An- 
fange des Mittelalters und bei der äußerſt verſchiedenen und im jteten, ſchnellen Wechfel begrif: 
fenen Geftaltung der damaligen Zuftände wäre es kaum möglih, über biefelbe auch nur zu 
einiger Beftimmtheit zu gelangen, hätten nicht, ven meiften unbewußt, die allgemeinen Gelege 
der Lage eine gewiſſe Herrfihaft geübt, welcher ih niemand entziehen Tonnte und durch melde 
auch eine entfprechende Gleichförmigkeit über die ſcheinbar gejeglofen Entwidelungen flattge: 
funden bat. 

— dieſe und bier angeht, ſpricht fie ih aus: 1) in der bei allen germaniſchen Vol⸗ 
fern ber Hauptſache nach faft ganz gleihmäßigen Ausbilpung eines zwiſchen ver vollen (perfön: 
lich dinglichen) Freiheit und der vollfländigen Knechtfchaft in ver Mitte ſtehenden Standes, wei: 
her durch eine aufſteigende Bewegung ber linfreiheit eine Menge ganz Unfreier und burd eine 
abfleigende Bewegung ber Freiheit eine Menge freier Elemente in ji aufnimmt und auf biete 
Weiſe ven Gegenfag zwifchen Freiheit und Unfreiheit bedeutend abflumpft und breit überbrückt, 
fo zwar, daß nicht nur vollfommen Unfreie allmähli zur vollen Freiheit, fondern auch unge: 
tehrt vollfonmen Freie zur vollen linfreiheit übergeben Fönnen; 2) in der Entſtehung vieler 
neuer Abftufungen, ſowol innerhalb der Grenzen ver Freiheit, als auch der linfreiheit, welche, 
zu den vielen Abftufungen der ebenerwähnten Mittelklaffe hinzufommend, das jo vielbewegte, 
reichgeflaltete und wechſelnde Bild der focialen und flänbifchen Bilbungen v8 Mittelalters 
ausmachen. 

Während die Freien in den Quellen als liberi, ingenui, die Unfreien als Servi, villani 
(vilains), mancipia, Knehite, wol auch ministeriales, vassi, vassalli 17) bezeichnet werden, 
gehören in die Mittelklaffe außer den libertini 19) im allgemeinen alle liti 19) (leti, lazzi), bie 
aldiones 20) und die perfönlich nicht unfreien Coloni?1), wol aud die pueri und homines regis 
und, im füblichen Baiern, die tributales, tributarii, barscalke, parscalke. 2%) 

Wir haben es hier nur mit ven vollftändig Unfreien, d. h. mit benjenigen zu thun, welche 
weder perſoͤnlich, noch in Hinſicht ihres Vermögens frei und alfo In erfterer Beziehung einen 
Leibherrn, in legterer, wenn fie Brund und Boden befaßen, auch einen Grundherrn, alfo in 
der Regel einen Herrn hatten, der ihr Leib- und Grundherr zugleih war. Da, wie fon er: 
wähnt, das von Knechten betriebene Handwerk ſchon früh ſtädtiſch frei wurde, fo beziehen ſich 
die Verbältniffe dieſer vollfländigen Unfreiheit nur auf das platte Land, und weil einerfeits die 
meiften biefer Iinfreien von ihren Herren Brund und Boden zur Bebauung erhielten und nur 
in wenigen Gegenden 23) ein freier Bauernftand ſich erhielt, jo fällt der Zuſtand der vollen Un⸗ 
freiheit ober Leibeigenfhaft im Mittelalter der Hauptſache nach mit dem Bauernflande zuſam⸗ 
men, in deſſen Gegenſatz dann der Herrenfland im allgemeinen als Ritter - und Prälatenſtand 
auftritt. 

Bekanntlich ſind nun aber Freiheit und linfreiheit relative Begriffe, und ed dürfte vor allem 
zu unterfuchen fein, worin denn im Mittelalter die als Leibeigenfchaft bezeichnete Unfreiheit be: 
fanden habe. Die gemöhnlicde Meinung hierüber geht dahin, Reibeigenfähaft fei jener Zuſtand 
geweſen, vermöge deſſen ein Menſch lediglich als Sache betrachtet und behandelt wurde, alſo im 
wefentlicden ver Zuftand der altelaſſiſchen Sklaverei. . 

Unterſucht man diefe Auffaffung zunächſt im allgemeinen, fo liegt es in der Natur des 
Mengen und der menſchlichen Geſellſchaft, daß die Menfchen füreinander auch gewifle Vermö- 


17) Sugenheim, ©. 17, Rote 3, und ©. 91. Waip, I, 149 fg., 152 u. 155 fg.; HI, 136 f3.. 
252, 326, 345, 360; IV, 186, 205, 213, 259, 298 fg., 299 fg., ‚443, 454. Mile. de Lezardiere, 
Theorie des lois politiques (neue Ausgabe, Paris 1844), I, 93 fg. u. 403 fg. @ulrard, Polyp- 
tychon de l’Abbe Irmino, &. 277—420. Über Bilaine, |. Laboulaye, Recherches, &. 343. 

18) Waitz, I, 180 fg. ; II, 159. 

19) Waitz, I, 180 fg.; II, 161; 111, 115, 125 fg., 131, 137; IV, 255, 290, 295, 297 fg. , 437, 

‚509, 520. ®rimm, 1, 308 fg. 

20) Waitz, IV, 289, 295,889, 454. Grimm, I, 309. 

21) Waig, II, 164, 166; III, 252; IV, 186, 213, 269, 284, 288, 290, 294. 

22) Waig, II, 161 fg.; IV, 281 u. 289. Über Schalt, Sfalf, ſ. Grimm, I, 302 fg. u. 810. 

.. 23) Natürlich abgefehen von ven freien Bauern in den wenigen reichsfreien Dörfern. Bol. ». Dache⸗ 
en . re eines Staatsrechte, Beichichte und Statiftif der freien Reichsdörfer in Teutichlan» 
eipzig . 
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genswerthe darſtellen und ſich daher auch frei zu dem Zwecke verbinden önnen 2%), ſich gegen: 
ſeitig nicht blos in ſittlicher und intellectueller, ſondern auch in ſachlicher Beziehung zu dienen 
(„Homo in adjutorium mutuum genitus est”; Senec. de ira., I, 5; Aristotel. Pol., III, 9). 
Daß ein Menf für den andern blos Sache fei, war nach dem einfeitigen Nationalitätsprinciy 
bes Alterthums (ſ. Held, „Staat und Geſellſchaft““, I, 522 fg.) wol rechtlich und fittlich, aber 
ſelbſt damals nicht unbeftritten 25) möglih. Nach dem chriſtlichen, das Recht chriſtlicher Völker 
wenn nicht beherrſchenden, doch mitbeſtimmenden Sittlichkeitsprincip aber iſt eine ſolche vollkom⸗ 
mene Verſachlichung des Menſchen abſolut unmöglich und koͤnnte, wo fie ſich findet, nur, wie. 
ſchon die Rechtoſpiegel des Mittelalters ſagen, auf „unrechter Gewalt’ beruhen. Einen Ver⸗ 
moͤgenswerth kann alſo ein Menſch für einen andern nur unter der Bedingung repräſentiren, 
daß er deshalb dem andern nicht rein als Sache gelte. Es iſt daher weſentlich: 

1) Daß der Menſch auch in ſolchen Beziehungen und neben denſelben, außerhalb derſelben 
immer vollkommen Menſch bleibe, daß alſo 2) bei jeder vermoͤgensrechtlichen Verbindung bie 
Freiheit beider Verbündeter weſentlicher Mitfactor ſei?6), daß ferner 3) abgeſehen von reinen 
Liberalitäten, jeder, der einem andern einen Vermoͤgenswerth darſtellt, in dieſem auch für ſich 
einen Vermoͤgenswerth finde; endlich 4) daß jeder, der für einen andern einen ſachlichen Werth 
repräſentirt, eben hierdurch auch ſeine eigenen Mittel für ſeine eigenen Zwecke vermehre. 

Aus alledem ſcheint ſich jetzt ſchon zu ergeben, daß die in die Zeit des Chriſtenthums fallende 
und bekanntlich im Anfange an die roͤmiſche servitus ſich gar nicht oder doch nicht entſchleden 
anlehnende Leibeigenſchaft, auch wenn ſie mit der alten heidniſchen Unfreiheit der Germanen in 
einiger Verbindung ſtehen ſollte, keine vollſtändige Verſachlichung des Menſchen mit ſich bringen 
konnte, wenn man gleich ſagen kann, daß ſie den hoͤchſten nach germaniſch-chriſtlichem Rechte 
moͤglichen Grad einſeitiger Verſachlichung des Menſchen zu Gunſten eines andern bezeichne. 

Die Richtigkeit dieſer Anſchauung ergibt ſich aber auch, wenn man die Verhältnifſe jener 
Zeit, namentlich den damaligen Zuſtand des Rechts, inſonderheit des öffentlichen, etwas ge⸗ 
nauer prüft. 

Recht und Staat waren im Anfange des Mittelalters noch ſo wenig entwickelt, daß viele, 
welche ven Maßſtab nur von unfern Zeiten nehmen zu müſſen glauben, dad damalige Borhan- 
denjein beider kurzweg zu leugnen geneigt find. Jedenfalls fland die Organifation, Geſetz⸗ 
gebung und Surisdiction der Kirche hoch über allen entſprechenden weltlichen Schöpfungen, 
deren Principien, fofern fie mit denen der Kirche nicht harmonirten, der fegtern gegenüber zwei: 
felaohne feine andere Autorität hatten als die eines noch nicht überwundenen Ubeld, der rohen 
Gewalt. Sicherlich ift Hierdurch viel Beklagenswerthes gefchehen und konnte fi die Kirche 
felbft als die größte Grundherrin der Macht der Verhältniffe nicht vollfonmen entziehen. Aber 
einerfeitö benußte fie ihre weltliche Autonomie, um auf ihren eigenen Gütern einen beffern Zu⸗ 
fland zu begründen, andererſeits wirkte fle durch ihr Beiſpiel, durch ihre fittlihe Macht und 
durch die Feſthaltung des Princips der Gleichheit aller Menſchen als ſolcher vor Gott und der 
Kirche, ſowie durch eine kluge Benugung der Zeitumflände auch verbeflernd auf die Zuſtände in 
den weltlichen Beilgungen. Dazu fam, dag das Bedürfniß, die Zwede, der DVortheil der 
Herren felbft bei einer vollftändigen Verſachlichung der Unfreien, wenn fie au, was 
wir widerfprechen, rechtlich möglich gewefen wäre, ihre Rechnung nicht gefunden haben würden, 
Uinmöglih war eine derartige vollfländige rechtliche Zurſachemachung des Linfreien, abgefehen 
von dem herrſchenden Sittlichkeitsprincip, Thon deshalb, weil fehr viele nur auf Grund von 
Berträgen aus ver ganzen ober halben Freiheit in die Unfreiheit übergetreten und die Herren 
zur Aufrethaltung dieſer Berträge rechtlich verpflichtet waren, wie ſchwer ed auch dem unfrei 
Gewordenen oft fallen mochte, fein Recht dem Herrn gegenüber zu behaupten. So groß aber 


24) Die moderne Gefellfchaftsform , in welcher der Menſch am meiften nur ale ein Dermögensiverth 
erfcheint , ift ohne Zweifel die Actiengeſellſchaft. 

25) „Dominus membrorum suorum nemo videtur.“ L.3, D. (9.2). Bgl. auch Ariftoteles, 
Volitik, 1,6. Bgl auch Held, Theil IL, Note 131. 

26) Infofern diefer Grundfag auch dem Staat gegenüber gelten und der Menfch auch im Staate frei 
bleiben muß, hat Locke recht, wenn er (Origine, extent and end of civil government, c. X, $$. 2 
u. 4) fagt: Der Menſch fann und barf ſich der willfürlichen Gewalt eines andern nicht felbft unter: 
werfen‘, und bie Aufhebung aller willfürlichen Gemwaltsverhältniffe über Berfonen und Cigenthum ande: 
zer auf dem Gebiet des Privatrechts iſt nichts anderes, als bie burchgreifende Wirfung der Negation des 
Staatsabfolutismus, wie fle heutzutage in den Formen bes verfaflungsmäßigen Staats auf dem Bes 
biete des öffentlichen Rechte ſtattſindet. 
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war die Maſſe ver Unfreien nad und nach geworben und fo fehr hing bie Eriftenz der zerftreut 
und vereinzelt auf dem platten Lande wohnenden Herren von einer gewifien rechtlichen Organi⸗ 
fation ihrer Leute, alfo einem Rechte, einem gewiſſen Grabe der Freiheit, des perfönliden und 
Bermögensfchuges, von der Willigkeit der Unfreien ab, fo ſchwach war, ohne dieſe Voraus⸗ 
fegung, die thatjächliche wie rechtliche Gewalt der Herren ſelbſt, daß der Verſuch, die Unfreien zu 
bloßen Sachen Herabzuprüden, principiell und allgemein gar nicht angeftellt werden fonnte. 
Die fon feit dem 10. Jahrhundert in Frankreich beginnenden Bauernaufflänve, deren viele 
dann fpäter au in den übrigen germanifhen Staaten vorkamen 27), beweifen, daß felbft in 
jenen gewaltthätigen und wilden Zeiten partielle Berfuche zur Errichtung einer Art von Skla⸗ 
verei ohne dauernde und um ſich greifende Wirkung bleiben mußten, und zwar um fo mehr, ale 
diefe Aufflände nicht einmal immer die Folge eines fehr hoch gefleigerten Drudes geweſen 
waren. Wenn aber noch einiger Zweifel über unfere Behauptung von der Unmdglichfeit einer 
vollftändigen rechtlichen Sklaverei in der chriſtlichen Ara übrigte, fo müßte er einfach dadurch 
befeitigt werben, daß nachgewiefenermaßen ſchon fehr früh die reine Haußfflaverei, die vollftän- 
dige Leibeigenſchaft dadurch aufhörte, daß die Leibeigenen Grund und Boden zur Bebauung, 
und zwar erblich, erhielten. Wenn dabei auch manche jehr Täftige Folge der Leibeigenſchaft noch 
lange aufrecht erhalten wurbe, jo war doch ein ſolches Verhältnig ohne rechtliche Orbnung und 
Durdführung, wenigſtens in der Regel, nicht denkbar. 

Daß kein Grad perſoͤnlich-dinglicher oder rein perfönlicher Unfreiheit bei den germanifchen 
Bölfern eine wirkliche Sklaverei, eine vollſtändige Verſachlichung des Menſchen von Rechts 
- wegen gewefen fei, gebt aber theils aus, einer fhärfern Betrachtung ihrer Lage nach den poli- 
tifhen Nerhältniffen des Mittelalters, theild aus der ganzen geſchichtlichen Entwidelung der 
Leibeigenſchaft felbft hervor. 

Zum Bewelfe diefer Behauptung gehen wir von dem wol unbeftreitbaren Sag aus, daß 
Freiheit und Unfreiheit als Nechtöbegriffe nur dann richtig gewürdigt werden, wenn man von 
einem beftimmten fouveränen Rechtsgebiete, oder vom concreten Staate ausgeht?8) und wenn 
man bie eine im Gegenfag zur anbern betraditet. Da fi nun der germanifche Staat bei den 
verſchiedenen, in Europa neu entflandenen Nationalitäten verſchieden ausbildete, fo müflen auch 
die Unfreiheits- wie die Freiheitsverhältniſſe trog mancher und mefentlicher Verwandtſchaft fi) 
verſchieden geftaltet haben. Nach der Aufgabe vieles Artikels Fönnen wir aber die nichtdeutſchen 
Zeibeigenfhaftöverhältniffe nur infofern einigermaßen herbeiziehen, als e8 zur Erfenntnif der 
deutſchen Leibeigenſchaft unentbehrlich erfcheint. In dieſer Hinficht muß es aber jofort in Die 
Augen fallen, daß die ftaatlihe Entwidelung von England und Frankreich und infolge derfelben 
auch der Gegenſatz zwiſchen Freiheit und Unfreiheit in diefen Ländern andere waren al8 in 
Deutfhland. Wer und infomweitjemand nämlid in England und Frankreich vem unzweifelhaft fi 
ausprägenden nationalen Einheitöflante unmittelbar angehörte oder dem koͤniglichen Ober: 
Haupt veflelben nur in diejer feiner Eigenſchaft unterworfen war, der ift ein Bollfreier; alte 
übrigen fönnen nur halbfrei oder ganz unfrei fein. Mit der dem centralifirten Einheitsſtaate 
günftigen Entwidelung der genannten beiden Völker ift ed aber natürlich verbunden, daß die in 
der Halbfreiheit und Unfreiheit liegenden Berhältniffe ver Mittelbarfeit als politifche von ven 
Königen zu befiegen verfucht wurden, währenn ihrer Fortdauer nad) ihrer privatrechtlichen Seite 


27) Sugenheim, ©. 88 fg., 135 fg., 365 fg. u. 391. Bol. auch Zimmermann, Allgemeine Se: 
Tchichte bes großen Bauernfriegs; Benten, Geſchichte des Bauernfriegs in Oftfranfen; Hoffmann, Ru- 
sticus seditiosus (Gießen 1707); Rapp, Nachlefe einiger zur Erläuterung der Neformationsgefchichte 
nüglicher Urfunden; Ochsle, Beiträge zur Geſchichte des Bauernfriegs; Du Gellier, 1, 30, 41, 156 fg., 
166 ; £aferritre, Essai sur l’histoire du droit frangais, I, 289; £aurent, IT, 60, VII, 600 fg.; Nor⸗ 
denflycht, Die fchwebifche Staatsverfaffung, S. 97. - 

28) Demerfenswerth ift es, daß fchon Hobbes in feinem Buche „De cive” die Freiheit einen relaris 
ven Begriff nennt und das Borhandenfein einiger Freiheit felbft bei den Unfreien infofern annimmt, ale 
fie ber Herr nicht gefeflelt oder eingefperst hält. Auch Hält er nur unter biefer Borausfegung den Uns 
freien als bem Herrn verpflichtet. it andern Worten iſt hiermit nur gefagt, daß es eigentlich Feine 
anbere vollftändige Unfreiheit gebe als bie, wie fie ehemals in den claffljchen Staaten und heutzutage etwa 
in Amerifa geübt werben fonnte, daß alfo bie verfchiebenen Arten germanifcher Unfreiheit keine Sfla⸗ 
verei, feine Zuftände abſoluter Rechtslofigkeit, weil auch den Herrn verpflichtend, geweſen. Locke leitet 
in feiner berühmten Abhandlung über „Origine, extent and end of civil government” (London 
16%), c. IU, 3, alle wirfliche Sflaverei von der Kriegsgefangenfchaft ab und finder in erflerer einen 
fortgefegten Kriegszuſtand zwifchen Herrn und Sklaven, foweit nicht Durch ein gegenfeitiges Übereins 
ommen zwiſchen beiben der Serrengewalt und dem Knechtsgehorſam beflimmte Grenzen gefeht find. 
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nichts entgegenfland. Die Folge hiervon mußte bie fein, daß jeder Unfrele, wenn er auch nad 
Brivatrecht und von feinem Herrn wie eine Sache behandelt wurbe, dem Staate und dem Kö- 
nige gegenüber als Rechtsſubject unter dem Schuß der Krone wie des Geſetzes betrachtet wurde. 
Und wenn fi auch der Zufland der Unfreien in England unmittelbar nad) der Eroberung durch 
die Normannen weſentlich verfchlimmert Hatte, jo ſcheint dies doch ſchon ſehr bald darauf eine 
günftigere Wendung genommen zu haben, da zu einer Zeit, wo in Frankreich der Herr noch eine 
faft abfolute Gewalt über Leben und Tod feiner Leibeigenen befaß, in England die Magna⸗ 
Charta bereits ſchon auch die Villeins unter ihren Schuß genommen hatte. 29) Übrigens war 
auch in Frankreich die esclavage oder firenge Leibeigenfchaft bereits feit nem 10. Jahrhundert 
in der servage (Dienſtbarkeit over Hörigkeit), wie die Freiheit In dem Vaſallenthum aufge: 
sangen *20), und Die daſelbſt ſchon feit vem 12. Jahrhundert vortommenden, im 13. Jahrhun⸗ 
dert aber maflenhaft fi fleigernden Breimerbungen ®2) bemweifen 33) nebſt ber Vernichtung ber 
mädtigen Bafallen die nivellivende Macht eines flarken, einheitlichen, bie fittlicden, intellec- 
tuellen und materialiftifchen Kräfte der Zeit Hug benugenven nationalen Koͤnigthums. Waͤh⸗ 
rend aber in England nad der ganzen Entwidelung dieſes Staats die perfänliche Unfreiheit 
fon früh gänzlich verſchwinden mußte (mit den Tudors; Fiſchel, a. a.D., S. 47), war ed eine 
nothmendige Folge des Siegs der abjolutiftifchen Richtung im franzdflihen Königtbum, daß 
zwar die Befreiung der Unfreien als ein Mittel zur Schwädung der Großen und zur Kräfti- 
- gung des Königthums benugt wurbe 3°), dieſelbe aber dennoch den Freigewordenen oft nur 
fehr geringe Bortheile, ja vielleicht fogar Nachtheil brachte, weil der Schub des Koͤnigthums 
nicht audreihte, die Privatvermögensrechte der Herren un fo mehr gewahrt wurden, je größer 
deren Bebürfniffe durch ihren Aufenthalt am Hofe geworden waren und zu ben hieraus ent- 
flandenen Laften des Bauernſtandes auch noch unerſchwingliche Öffentliche Laften Hinzufamen. ®*) 
Wie verichieden aber die Entwidelungen in England und Frankreich waren, darin flimmen jle 
überein, daß in beiden Ländern bie Reibeigenfchaft, oder was von ihr nah Vernichtung der voll- 
fommenen perfönlicgen linfreiheit übrig blieb, ſchon fehr früh nur noch ein Privatvermögens- 
recht war und der Infofern feinen Herrn gegenüber Unfreie jedem Dritten wie dem Staat gegen- 
über als Rechtoſubject oder al8 frei galt. Demnach iſt au das Verhältniß zwifchen Herren 
und Iinfreien daſelbſt kein politifches und mußte alles davon abhängen, ob und inwiefern der 
Schuß des Staats wirflig und wirffam für den Unfreien eintrat, wenn fein der politifchen 
Autorität über ihn entkleiveter, alfo auch von der politifchen Pflicht gegen ihn entbundener 
Herr feine Macht über ihn zu misbrauchen ſuchte. Wenn ferner zwiſchen der englifchen und 
franzoͤfiſchen Entwidelung auch infofern ein großer Unterſchied flattfand, als der Abfolutismus 
des Königthums in England, in natürlicher Reaction gegen feudal = ariftofratifch = decentralifi- 
rende mittelalterlihe Neigungen, endlich zum organifchen, verfaflungsmäßigen Staate, in Frank⸗ 
reich aber durch mechanifche Zerfegung aller mittelalterlihen Zuftände zu einem nur durch bie 
Macht der Krone und der Idee der Einheit ver Nation zufammengehaltenen Aggregatzuflande 
führte, fo flimmt doc der Entmwidelungsgang der Leibeigenſchaft und ihrer Reſte in beiden Län⸗ 
dern infomweit überein, daß weder in England nod in Frankreich jemals ein rechtlich begrün- 
detes Zurüdgreifen auf frühere minder freie Verhältniſſe, fondern eine ununterbrochene Bewe⸗ 
gung in der Richtung zur Freiheit flattfand, wenn auch ver Sinn und die Wirkung, wie Art 
und Material diefer Bewegung in beiden Ländern keineswegs biefelben waren. 
' Anders geflaltete fi} die Sache in Deutſchland, und zwar einfach aus dem Grunde, meil 


29) Fiſchel, Die Verfaſſung Englands, ©. 46 fg. 

30) Laſteyrie, Histoire de la liberte politique, I, 298 fg. und 329. Du Eellier, Histoire des 
«lasses laborieuses, ©. 79. 

31) Laurent, Etudes, VII, 593 fg. u. 602. Du Eellier, ©. 141 fg., 147, 149 fg. 

32) Ludwig X., in Geldverlegenheit, geflattet, „weil jeber nach dem Rechte der Natur frei geboren 
vn fchon 1315 den Loskauf aller Grundholden in fämmtlichen königlichen Domänen. Sugenheim, 

1 


33) Über das ſich ſelbſt Freifaufen der Unfreien fowie die ſchon feit dem 16. Jahrhundert in Frauk⸗ 
reich vorkommende Verwandlung der Reſte früherer bäuerlicher Unfreiheit in ewige Grundreuten und 
deren Abldsbarfeit |. Du Eellier, S. 151 u. 209. Franzöflihe Bevölferungs: und Bodenverhältniffe 
feit dem Ende des 17. Jahrhunderte bei Sugenheim, S. 150 fg. 

34) Laboulaye (&. 348 fg.) fagt, daß die Freiheit in Frankreich „ne date que d’hiere‘', und Cham⸗ 
brun (Du regime parlementaire, ©. 293) flieht einen Hauptgrund der minder günfigen politifgen 
Entwidelung Frankreichs darin, daß: „les maximes de la servitude romaine, des les temps les 
plus recules, ont vicie les principes f6conds que le sang barbare avait jetes dans nos veines.“ 
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bier ſchon früh die vecentralifirende Macht des Feudalismus wenigftens thatſächlich fo unüber⸗ 
winbbar und beſtimmend hervortrat, daß die ganze Entwidelung zur Staatenmehrheit führen 
mußte. Vollkommen frei, d. 5. fo frei wie ver Kaiſer felbft, und demfelben nur als ihrem frei 
gewählten Dberhaupte unmittelbar untergeorhnet blieb blos eine verhältnißmäßig äußerſt ge: 
ringe Zahl der ver Nation Angehörigen, namentlich die Reichsſtände, zu denen: auch gewiſſer⸗ 
maßen die Bürger der Freien Reichsſtaͤdte gehören, dann die Reichsritter und einige wenige 
Bauernfhaften. Die Reichsſtände aber, welche begreiflidh Hier vorzüglich in Betracht kommen, 
Hatten über alle freigebliebenen Angehörigen ihrer Territorien die Faiferlihen Hoheitsrechte 
alodial oder feudal erworben, fie alfo aus dem unmittelbaren Berbande mit Kaifer und Reich 
geriffen und dadurch mittelbar gemacht. So entftand eine Klafle von Freien, die freien Land⸗ 
faffen, welche weder in England noch in Frankreich in diefer Weife möglih war, Nun Eonnte 
der Raifer wie die großen Territorialberren und bie minder mächtigen freien Landſaſſen Leib⸗ 
eigene und Hoͤrige befigen, aber der Kaiſer war bei feiner Ohnmacht nicht in der Lage, zu Gun⸗ 
ſten der letztern etwas zu thun. Während die Königthume von Frankreich und England ſich 
an dem Princip der Geblütsfolge und der Auodehnung ihrer Jurisdictionsrechte über die ab: 
Hängigen Leute immer Höher und höher emporrankten, ſank das deutfche Königthum mit dem 
Princip der Wahl und der Verallgemeinerung der privilegia de non appellando und non 
evocando immer tiefer und erreichte ver „oje Aggregatzuftand des Mittelalters‘ 3°) in Deutſch⸗ 
land den hoͤchſtmöglichen Grad der Ausbildung. Die Idee des Einheitsſtaats, die im Kaifer- 
thum nie entfhieden gelegen und, wenn auch von einzelnen Kaifern erfaßt, nad) den geſammten 
Umfländen und Berhältniffen vamald rechtlich noch nicht durchführbar, organifh noch nicht 
möglich erjcheinen mußte, die Idee der flaatliden Binheit, für den Menſchen ein Natur und 
Bernunftpoftulat, mußte daher wo anders ihre Verwirklichung ſuchen. Als die einzigen hierzu 
einigermaßen geeigneten Kreife boten fich die größern alodialen und feudalen, von Leuten aller 
denkbaren focialen und politifchen Klaſſen bevölferten Brundbefigungen dar, melde theild Durch 
die Innehabung der Eaiferlihen Hoheitsrechte feitend ihres Befigers, theild wegen ver alten 
deutſch⸗ rechtlichen Anſichten über die politifhe Bebeutung des Grundbeſitzes, theild wegen ver 
innerlich wirkſamen Macht des Poftulats ſtaatlicher Eriftenz, als ſelbſtaͤndige ſtaatliche Gebilde 
neben dem entkräfteten Hauptſtamm des Reichs aus den Wurzeln der deutſchen Natton empor: 
zufießen begannen. Nach der angegebenen Grundlage des Verbältniffed ver freien Land⸗ 
fallen zu dem Landesobern oder Landeshöhern, Landesherrn, mußte fi die eben fignalifirte 
Geftaltung ded Reichd und der Territorien im Kleinen innerhalb jedes Territoriums wieder: 
holen, indem, wie die die Gefchichte der Anfänge der Landſtandſchaft beweift, die grundbefigen- 
den freien Landſaſſen dem Landesherrn mit vemfelben Maße zu mefjen verfuchten,, welches leg- 
terer gegen den Kaifer in Anwendung gebracht hatte. Daraus geht aber für die Unfreiheit 
oder Leibeigenfhaft in Deutſchland eine außerordentlich wichtege Gonfequenz hervor, nämlich 
die, daß fie allenthalben, folange fih die Staatsidee nicht ausjhließlih und beflimnt in ver 
Form fertiger deutſcher Barticularftaaten firirt hatte, wo fie vorkam, nicht ein blos privatredit: 
lies, ſondern nur ein zugleich auch Öffentlich - rechtliches Verhältniß fein Eonnte; daß je zwar 
ded ohnmächtigen Staats-, reſp. Reichsſchutzes entbehrte, dagegen von den mächtigern Lan⸗ 
desherren einen ähnlidhen Schug erfuhr, wie die Könige von Frankreich und England ihn nad 
und nad) über alle Unfreien ihrer Länder in Ausübung brachten; daß jie endlich zwar nicht im 
Rei und von Reichs wegen, wol aber in den Territorien und von landesherrlicher Gemalt 
wegen, jedoch nicht ohne eine merfwürbige, durch Die Reception des Roͤmiſchen Rechts verur- 
ſachte, übrigend doch nur vorübergehende und mehr fcheinbare Unterbrehung in demſelben 
Maße der allgemeinen bürgerlichen Freiheit ſich näherte, in welchem öffentliches und Brivatredht 
fich abElärten und die organifche Staatseinheitsidee in ven Territorien zur Verwirklichung kam. 
In jedem territorialen Grunpbefige lag nämlich der Keim eines Heinen ſtaatlichen Gemein⸗ 
weiend, ber ſelbſt ven Grundbeſitze des freien Landſaſſen nad den Brincipien des altbeutfchen 
Alodialrechts nicht fehlte. Durch den Grundbeſitz aber erhielt der Leibeigene gleichſam einen 
Theil an jenen politifhen Lebensfern und trat, wenn auch mit der niebrigften Rolle, in die 
erften Anfänge eined gemeinheitlihen Lebens auf dem platten Rande ein. Die Dienfte im 
Saufe des Herrn konnten infolge deflen nicht mehr die Hauptfache, nicht mehr dad Weſen des 
Verhältniſſes fein. Meiſt auf einzelne, nur periopifch wiederkehrende Leiflungen, oder nur auf 
eine beſtimmte Zeit beſchränkt, hörten fie auf, das Verhältniß zu charakteriſtren, während die 





35) Nordenflycht, &. 100 fg. 
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mit der Unfreifeit verbundenen friegerifhen und landwirthſchaftlichen Dienfte eniſchieden von 
politifcher Bebeutung waren, da fie eben bie politifche Stellung des Herrn bedingten und in fid. 
ſelbſt ſchon den Keim der dereinſtigen vollftändigen Einancipation des Bauernflandes trugen. 
Denn die wenn au noch jo untergeorbneten Kriegsdienſte waren doch immer Kriegspienfte, 
duch melde ſchon früh fogar der Minifteriale, wenn er fie in ritterliher Form leiftete, bie gol- 
denen Sporen und wahre Ritterlehen, wie der Freigeborene, ſich verdienen konnte. Das Ber: 
haältniß aber, in welchem die landwirthſchaftlichen Dienftleiftungen zur ganzen Griftenz ber 
&üter der Herrenfamilie und ihres reifigen Anhanges flanden,, mußte, abgefehen von ven ur: 
fprünglichen Verträgen u. dgl. m. zu einer gewiffen Organifation, folglich geſetzlichen Ordnung 
und deren Aufrechthaltung in den Formen jener Zeit, alfo durch Pairdgerichte 3%), deunach 
auch zu einen wenngleich nod jo beſchränkten Rechte ver Unfreien führen. Diefes Recht er: 
fheint ſonach gleichſam als ein ſpeciales Standes: ober beſonderes lokales Ortörecht innerhalb 
des auf engere oder weitere Grenzen fi) erſtreckenden, von dem Herrn einheitlich repräſentirten, 
gleihfam particularen, feinem Urfprunge und feiner Art wie feinem Inhalte nach möglicherweife 
auch jehr verfhiedenen Recht (eine Art Landrecht) der ganzen Herrfchaft, des ganzen Territo⸗ 
riums, über welden das gemeine deutſche ober des Meiches Recht fchon bald mehr nur unbe: 
wußt oder nach der Willkür der Mächtigen, nicht vermöge feiner eigenen zwingenden Kraft, 
einen fi immermehr abihmähenden Einfluß übte. Dis Ausbildung der Landeshoheit und 
bie Entflehung ber nur mittelbaren over landfäffigen Sreiheit mußte für die Unfreiheit infofern 
von den größten Folgen fein, als einmal die eigenen Leute der großen Territorialherren in eine 
um fo günftigere Lage kamen, je mehr diefe ihre eigenen Beflgungen ald die Hauptgrundlage 
der durd fie nothwendig anzubahnenden politiſchen Reform, ver Ausbildung des politifchen 
oder ftantlihen Elements ver Landeshoheit, zu betrachten gezwungen waren. Wie in England 
und Frankreich von dem Koͤnigthum, fo ging in Deutfchland von den großen Territortalherren 
die Emaneipation der Unfreien aus. Der Hof: und Lehndienſt hatte überhaupt den Dienft 
geabelt, und die Geringfhägung oder Gerabwürbigung des Dienens fehlen am Ende in gar 
feinem Intereſſe zu liegen. Die landfälfigen Herren aber wie die Reichsritterſchaft Eonnten 
nicht umhin, das Beifpiel der Mächtigern nachzuahmen. Denn einerfeits liefen fie Gefahr, 
dur Auswanderung in die Städte oder ſonſt durch Flucht ?7) ihre Leute zu verlieren und ihre 
Befigungen verwaift zu fehen; andererſeits hatten die größern Territorialherren mit Hülfe der 
Ausdehnung ihrer Jurispietion bereitd einen großen Schritt zur Herflellung einer Art von 
einheitlicher Staatögewalt gethan, und je mehr dies mit der Syurpathie der leib⸗ und grund: 
eigenen Leute geſchah, veito gefährlicher märe e8 geweſen, mit ven Landesherren hierüber in Col⸗ 
lifion zu gerathen. Obgleich daher ein die Emancipation der Unfreien in Frankreich weſentlich 
förderndes Ereigniß, nämlich die Kreuzzüge, der deutſchen Unfreiheit nur in einem niebern 
Grade zu ftatten Fam, fo hatten fr doch aus den angegebenen Gründen die Berbäftniffe derſelben 
zwiſchen vem 13. und 15. Jahrhundert fo günfttggeftaltet, daß neben vielen ganz freien Bauern⸗ 
gemeinden nur noch wenige Leibeigene vorhanden waren und die große Mafle der nicht ganz 
freien Leute, namentlich der Grundholden, ſich in einer Art von rechtlich gefhügten Erbpachtver⸗ 
bältniffe befand. 

Ohne Zweifel ift aber gerade die allmähliche Ausbildung ber Landeshoheit zu einer wirk⸗ 
lichen politiſchen oder ſtaatlichen Souveränetät derjenige Punkt, von welchen, wie die Geſammt⸗ 
geſchicke Deutſchlands, jo auch die Geſchicke ver verſchiedenen Abhängigfeitöverhältnifie, welche pas 
Mittelalter in Deutſchland gefchaffen hatte, abhingen. Herſtellung einer gewiffen flraffern Ein- 
heit und Bleichheit der Angehoͤrigkeit an dad Territorium, dem mannichfachen und lofen Aggre- 
gatzuftande des Mittelalters gegenüber, mußte daher das erfte und hauptſächlichſte Streben ver 
Landeöherren fein. Bei ven hiſtoriſch begründeten, fo verſchiedenen Rechten ver freien Land⸗ 
faffen mußte ein ſolches Streben abfolutiftifch erfcheinen, und während die Macht der Umſtände 
und eine gewifle innere Empfindung von der Nothwendigkeit höherer ſtaatlicher Entwickelung 
bie Landesherren in jenen Streben materiell begünftigten, bot jich ihnen in dem als Meiche- 
und Kaiſerrecht geltenden Roͤmiſchen Net auch eine formelle Autorität für ihre flaatlichen 
Gentralifationsverfudhe var. Mit diefem Wenbepunfte war nit nur für das ganze Tertito- 
rium (wie z. B. in Frankreich für das ganze Land) Schriftlicgkeit und Heimlichkeit des gericht- 
lichen Verfahrens und bureaukratiſche Leitung der Verwaltung, fondern auch eine gewiſſe 
Herrſchaft der flöcalifhen Intereffen (die Habfüchtigfeit des roͤmiſchen Fiscus ift bekannt) ge: 





36) Sugenheim, ©. 122 fy. u. 124 fg. 37) Sugenheim, S. 864 fg. 
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geben, und während die Landſtände vernehmen mußten, daß „quidquid principi placuit, lex 
esto“, wurden viele noch freie Bauern zwar nicht zur Leibeigenfhaft, wol aber zur Hörigfeit 
herabgedrüdt. In Verbindung hiermit. ſtellt ſich aber noch ein anderer Übelftann heraus. Se 
mebr nämlich die Lanbesherren an die politiſche Cinigung Ihrer verfchienenen Macht⸗ und Ver⸗ 
mögendelemente dachten und in biefer Hinfiht das geſchichtliche Recht der Stände verlegten und 
brachen, defto weniger konnten jle an beren rein private Rechte, an ihr privates Vermögen zu 
taften wagen. Die privatrechtliche Seite des Grundvermögend und was, wie 5. B. die Hörigen, 
zu demfelben gehörte, war aber von ver oͤffentlich-⸗rechtlichen noch nicht beſtimmt ausgeſchieden. 
Was erfcheint demnach natürlicher, als daß die größern freien landſäſfigen Grunpbefiger , der 
Ianpfäffige Adel, ihre unantaftbaren privaten Bermögensrechte, dem landesherrlichen Streben 
entgegen, möglichft ausgedehnt zu begründen, zu erhalten und fi zu biefem Behufe auf daſ⸗ 
felbe Recht zu fügen ſuchten, welches der Landesherr zu ihrem Nachtheil gegen fie geltend ge: 
macht? So bot fi denn die römische Rechislehre von der servitus gleichſam von ſelbſt var ?®), 
- und fehen wir, wie nun auch immermehr, unter einer gewiffen Duldung ver Lanbeöherren, die 
wol aud ihre eigenen Hörigen nit felten auf gleiche Weife behandelten, nicht nur die freien 
Bauern Hörig, ſondern auch die hoͤrigen Bauern wieder leibeigen gemacht werben follten und 
thatfählih gemacht wurben.3%) Dies alles vollzog fi) In der Zeit vom Ende des 15. Jahr: 
hunderts bis zur Mitte des 18., der in jeder Beziehung traurigften Periove der deut⸗ 
Shen Geſchichte, in melden wiederum die Bauernaufflände des 16. und der Dreißigjährige 
Krieg des 17. Jahrhunderts die Höchften Gipfelpunkte des Elends überhaupt und des Clends 
des Bauernflandes insbefondere bezeichnen. Die Vernichtung der Landſtände, der vollſtändige 
Iandesherrliche Abſolutismus und der Verſuch, alle Gewaltshanblungen durch die Autorität der 
Waffen und eines fremden unverflandenen Rechts dauernd zu begründen , find vie Hauptjäd- 
lichſten, für den Zuftand der abhängigen Leute nachtheiligften Folgen jener Zeiten geweſen. 

Aber dies alles bezeichnet nur eine Übergangäperiode und gerade da, wo das libel am 
hoͤchften gefliegen, war vie Rettung am nächſten. Die deutſche Nation hatte in den langen 
trüben Zeiten ihre lichte, ethiſch-natürliche, gefunde Rehtsanfhauung nicht verloren. Die 
mit Gewalt wieder eingeführte Lelbeigenfihaft fand keinen nachhaltigen Boden in der deutſchen 
nationalen Rechtsüberzeugung, fo wenig wie dad Römifche Recht, pie Bureaufratie, ver Fürſten⸗ 
abfolutismus und die Fiscalität. Gerade die Zerflörungen des Dreißigjährigen Kriegs waren 
e8 , welche die Nothiwendigkeit der Entbindung und Steigerung, alfo Befreiung der noch vor- 
handenen Kräfte bald nahe legen mußten. Ehe wir jedoch zur gänzlichen Aufhebung der Leib⸗ 
eigenfchaft in Deutfchland übergeben, ſoll noch eine kurze Darftellung ihrer Entſtehungs- und 
Aufhebungsgründe fowie der damit verbundenen Laſten geboten werben, wobei wir jedoch jet 

Ihon bemerken müflen, daß fi die Lelbeigenfchaft keineswegs allenthalben gleich entwidelt hat 
und daß die äußere Erſcheinung und die Folgen derſelben fehr Häufig mit denen der Colonats-, 
Miniftertalitätd-, Guts-, Vogtei-, Lehns-, Hof und gerichtäherrlichen Verhältniffe über- 
einftimmen und daher auch wirklich die Leibeigenfchaft oft mit letztern au) bona fide verwech⸗ 
felt worden 40), die Aufhebung der Leibeigenſchaft aber auch keineswegs identiſch mit Auf- 
hebung aller in Verbindung mit ihr vorkommenden Xaften fein Eonnte. Man kann fagen, ſo⸗ 
weit die Hoͤrigkeit zur Leibeigenfchaft geworben und bie Leibeigenfhaft nicht Hörigfeit war, 
fo weit wirkte auch die Aufhebung ber Leibeigenichaft al8 ſolche; die übrige Verbeflerung der 
Lage der Bauern hing namentlich von der Verwandlung der ungemeffenen Laften in gemeflene, 
der unfiren Laften in fire und endlich von ber Befreiung des Grund und Bodens dur Aufhe⸗ 
bung oder Abloͤſung der darauf ruhenden mittelalterliden Abhaͤngigkeitsbande und Seiftungen 
infolge der modernen Gefege über die Aufhebung der Orundlaften, der Jagdgerechtigkeit, des 
Lehnverbandes und der Batrimonialgerichtöbarkeit ab. 

Da die Leibeigenfchaft ven hoͤchſtmoͤglichen Grad perfönlicher Unfreiheit, alfo privatrecht⸗ 
licher Zugehörigkeit eines Menfchen an einen andern bezeichnen foll, fo erfcheint e8 natürlich, 
daß für dieſes Verhältniß die dinglicden, auf dem einem Leibeigenen anvertrauten Boben ruhen: 
den, vom Herrn fih reſervirten Laſten (Reallaften) nicht beſonders charakteriſtiſch fein können. 


38) Sugenheim, ©. 860 Fr 

39) Sugenheim, S. 365, Rote 2, und S. 367 fg. Schon Mittermaier, Bb. I, $. 90, nennt die Leibs 
eigenfchaft ein ‚neues Berhältniß‘‘, da fie weder bie alte germanifche Unfreiheit, noch die römifche ser- 
vitus, noch eine ber vielen unvollfländigen Abhängigfeitsverhältnifle der Feudalperiode gewefen. 

40) Bol. über die werfälifche Eigenhörigkeit Mitterinaier, $. 91. 
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Derartige Dienfle und Abgaben kommen in unenvliher Maſſe au auf dem hoͤrigen, ja freien 
Grundbeflg vor und waren vielleicht, eben in Verbindung mit dem Streben, den börigen und 
freien Bauern in eine tiefere Abhängigkeitöftufe herabzubrüden, hier oft läfliger als dort. 
Charakteriſtiſch für die Leibeigenichaft find paher befonders die perfönlihen Ausflüffe ver Un⸗ 
freiheit. Zu diefen gehörten vornehmlich?1): 1) die Pflicht zur Leiftung eines eigentlichen 
Kopfzinfest2) ; 2) die Verpflichtung zu ungemefjenen Herrendienſten 2) jever auf Haus: und 
Wirthſchaft bezüglichen Art**),; 3) der Grundſatz, daß eigentli der Leibeigene weder ein 
eigened Bermögen haben, noch in irgendeiner mit dem Privatinterefle des Herrn möglicher: 
weife collivirenden Beziehung, z. B. bei Wahl des Standes, Eingehung der Ehe u. ſ. ww. feinen 
freien Willen bethätigen dürfe ; Die Gebundenheit des Leibeigenen an die vom Heren ihm ange: 
wiefene Stelle und dad Recht des Herrn, denfelben im Entweichungsfalle wieder zu fangen 
(vindiciren) 4°); 5) die libertragung des Zuſtandes mit dem Geblüt, fo zwar, daß er ſich fo 
lange fortfegte, bis eine ausdrückliche Freilaſſung, refp. eine Freikaufung flattfand u. f. w. 
Die Leibeigenichaft fonnte alfo entfliehen: 1) durch die Abflammung von leibeigenen 
ltern und zwar bald, wenn nur einer der Älterntheile leibeigen war, bald nur, wenn die 
Mutter eine Leibeigene gewefen; 2) durch freiwillige Ergebung, fei e8, daß eine freie Perfon, 
indem fie eine unfreie ehelichte, fich in die Leibeigenfhaft des Herrn ber legtern begab, fei es, 
daß jemand einen mansus servilis ohne Vorbehalt feines bisherigen Standes übernahm. 
An einigen Orten bedeutet auch dad Rechtsſprichwort: „Die Auft macht eigen“, fo viel, daß bie 
Anflevelung felbft die Leibeigenfhaft wit fi bringe; 3) da vie Leibeigenfgaft ein dem Roͤ⸗ 
mifchen Hecht fremdes Inſtitut if, fo kann fie nicht durch Ablauf einer beſtimmten Zeit ent- 
ſtehen. Wol aber findet auch auf fie die gefegliche Präfumtion der unvordenklichen Zeit und die 
Klagenverjährung Anwendung. *°) 
Die Aufhebung der Leibeigenfhaft konnte nur erfolgen: 1) durch Geſetz (f. weiter unten); 
2) dur Freilaſſung #7) feitend des Gern *®), zu welcher Geſetze und Gewohnheit ſchon früh 
die ihre Gewalt graufam misbraudgenden Herren gezwungen haben. Eine Art von ſtillſchwei⸗ 
gender Aufhebung f. bei Eggert, „Liber den gegenwärtigen Zufland und mögliche Aufhebung 
der Leibeigenfchaft” (Schwerin 1784), S. 66; 3) durch Verjährung ver Bindicationsklage des 
Herrn; 4) durch Frellauf?9); 5) wol auch an einigen Orten durch Anflevelung dafelbft, weil 
bort ver Grundſatz gilt: „Die Luft macht frei.’ 
Was vie Stellung oder die Rechte und Pflichten ded Leibeigenen betrifft, fo richteten ſich 
elben: 


1) Nach den vorhandenen ſtaatlichen Zuſtänden. Je mehr dieſe ausgebildet waren, deſto 
mehr wird der Leibeigene eine rechifige Stellung gehabt haben, welche, wenn auch polltiſch zu⸗ 
rückgeſetzt, doch jo weit geſchützt war, als nicht die flärfern Rechte der Leibherren collivirten. 
Dem Staate gegenüber mußten letztere aber Immer ald strictissimae interpretationis aufge: 
faßt werben. 

2) Dana, ob der Reibeigene, was fpäter regelmäßig, ein Gut hatte, vefp. einer leib- 
eigenen Familie angehörte, weldger ein But zur Bewirtbichaftung übergeben war ober nicht. 
Im erftern Falle Tonnte er nur mit vem Gute veräußert und feiner zur Bewirthſchaftung des 
Guts fähigen Nachkommenſchaft dad But nicht willkürlich einfeitig vom Herrn entzogen wer⸗ 
den. 50) Der Leibeigene Eonnte aus Titeln, welche außerhalb des Guts und feiner Bewirth⸗ 


41) Über das ältere Recht |. Grimm, 1, 342 fg. 42) Stimm, I, 383. 

48) Wiegand, Die Dienfte u. f. w. (Hannover 1828). Pegius, Drei Bücher von Dienftbarfeiten 
(Sranffurt 1718). Lauhn, Die Frondienfte in Deutichland (Weißenfels 1795). Staats⸗Lexikon, VL, 
30 fe. Sugenbeim, ©. 886 fg. Maurer, Geſchichte der Sronhöfe u. f. w. (Erlangen 1862), TB. I. 
Grimm, I, fg. Schwefer, Schauplak der Dienfibarfeiten (Nürnberg 1769). 

44) Die Berpflichtung, feine Kinder einige Zeit unentgeltlich auf dem Herrenhofe dienen zu laflen 
(Smangsbienk), ift kein ficheres Zeichen Der Leibeigenfchaft und darf mit dem Dienflzwang, d. 5. mit dem 

echt des Leibherrn, fich gegen den in feinen Dienften fäumigen Leibeigenen 2 zu helfen und ihn 
ſogar mäßig zu züchtigen, nicht verwechſelt werben. Desgleiden ift die Unteriverfung unter die, Ges 
werbsmonopulen ähnlichen, zur Zeit ihrer Entſtehung aber keineswegs allgemein unpopulären und oft 
auch den Gemeinden zuftehenden Zwangs⸗ und Bannrechte eines Herrn (Sugenheim, ©. 95 ; Du Eellier, 
©. 78 u. 184; 2evafleur, Histoire des classes ouvrieres, I, 164 fg.) fo wenig ein Zeichen ber Leib: 
eigenfhaft, wie die Hanblohns, Frondienſt⸗, Zehnt:, Zins: und Bültpflichtigfeit. 

45) Beſatzungs⸗Fangrecht. Landzwang. Grimm, I, 345. 

46) Über die Gründe der Unfreiheit f. Grimm, I, 320 fe. 47) Sugenheim, ©. 116 und 137. 

48) Grimm, I, 331 fg. 49) Sugenheim, S. 131 fg. 50) Sugenheim, S. 91 fg. 
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ſchaftung lagen, ſelbſtändiges und, ſoweit nicht der Gterbefall ging, frei verfügbares Cigenthum 
erwerben und in Broceffen, welche nicht das ganze Reit am Bute oder dingliche Laften deſſeiben 
betrafen, auch ohne Conſens des Herrn Partei fein. Beſaß ein Leibeigener ein feudales But, 
fo mußte er von demſelben auch die feudalen Laften, Wachtdienſte, außerordentliche Geldhülfen 
“Herberge, Iagbfronen und gewiſſe Befigveränderungsgebühren tragen, wogegen ihm freilig 
auch mancher Vortheil des feudalen Beflge® zugute fanı. 1) 

3) Nah feinem perfönlien Berhälmiffe zum Herrn. Da bereitd oben die dieſes bezeiqh⸗ 
nenben Züge angegeben worden find, To follen nur noch einige beſonders beftrittene perſoͤnlich 
Ausflüfle der Leibeigenfhaft etwas näher gewürdigt werben. Wir meinen a) den Einfluß der 
Leibeigenſchaft auf die Ehen ver Leibeigenen und b) das Recht des Leibherrn auf den Sterbefall 
oder dad Beflhaupt, mortuarium, manus mortua etc. 

Zu a. 88 ift eine nicht blos in der deutſchen Rechtsgeſchichte mehrfach hervortretende Er⸗ 
feheinung, daß fehr tiefgehenve und innige Unterorbnungsverhältniffe auch die Wirkung äußern, 
daß der übergeordnete auf die Ehen der ihm lintergeorbneten einen mehr oder minder beſtim— 
menden Einfluß übt. Je freier das Unterordnungsverhältniß ift, deſto mehr wird aud ter 
lÜbergeorbnete , wenn er felbft eine Ehe eingeht, auf die Sympathie feiner Lintergeorbneten zu 
fehen haben. Iſt aber das Unterorbnungsverhältnig ein im hohen Grade unfreies, fo wirt 
nur der Untergeordnete an die Zuftimmung feines Herrn aud in dieſer hoöͤchſt perfönlichen Be: 
ziehung gebunden erfgeinen. So hatte denn in Dentſchland jede Art von perſönlicher Abhän: 
gigkeit, ſelbſt die des fonft freien und vielleicht hochgebßgrenen Lehnsmanns bie Folge, daß bir 
(Ehen folder Berfonen an den Conſens des Herrn gebunden waren, und zeigt und bie Geſchichte 
eine Menge von Beifpielen,, in welchen vie Könige oder ſonſt hochgeſtellte Lehns herren fogar 
die Ehen der Kinder ihrer Bafallen beflimmten oder doch das Recht dazu beanfpruditen. 9) 
Der leitende Gedanke dabei ift einerfelts die hohe ideale Steigerung der Idee ber Kehnätreue in 
Verbindung mit einer Art von Patriarchalismus, wie er nach und nad in das Lehnverhältnif 
hineingefommen war, anbererfeit& das fi hieran anfchließenve materielle Interefle des Herrn, 
welches auf mannichfaltige Weife in jenem @influffe ih äußern, refp. ohne ihn empfindlich 
berührt werden konnte. Der extreme Idealismus des Mittelalters erfcheint demnach nebſt einen 
gewiffen, neben ihm ganz natürlich fi vorfindenden ertremen Materialismus als die Urſache 
einer Erſcheinung, welche gegen bie erfle und michtigfle Grundidee der Ehe, gegen die Freiheit 
der Gingehung, [her verftäßt und fidh zu den gegenwärtigen flaatlihen Beſchränkungen ver 
Eingehung der Ehe gerade fo verhält wie der Feudalismus zum modernen Staat. 

Bel der vorwiegenven fachlichen oder finanziellen Bedeutung, welche der niedere abhängige 
Mann, namentli der am meiften Unfreie, der Leibeigene, für feinen Herrn Hatte und bei ber 
Unvermeidlichkeit von Gollifionen der unangenehmften Art für ven Ball, daß ein Unfreler fich 
mit einer Unfreien eines andern Herrn ehelich verband 92), erflärt es fih, warum nicht nur mei: 
ſtens zum voraus fon der Unfreie in der Wahl des andern Ehetheils auf die Unfreien feined 
eigenen Herrn beſchränkt war ®*), fondern derſelbe auch überhaupt nicht ohne Eonjens des le}: 
teen (wobei deſſen Vermoͤgensrückſichten vorherrichten) Heirathen konnte und außerdem auf 
noch für den ertheilten Conſens einen Zins entrichten mußte 59), far welchen ſehr verſchiedent 
zum heil jedes Zartgefügl verlegende Bezeichnungen im Gebrauch maren. In Bezug auf 
die Frage, ob diefe Abgabe In Deutſchland ebenfo wie in Schottland und einigen Gegenden 
Frankreichs durch ein Recht des Herrn auf die erſte Brautnacht herbeigeführt worben fei, ant- 


wortet Grimm, diefelbe fönne nach den vorhandenen beutfchen Urkunden nicht bejaht werben, da | 


ihm nur eine einzige, die Bejahung unterflügende Urkunde bekannt fei, welche aber dem Bauern 
bad Recht gebe, dad Recht des Herrn mit 5 Schill. und 4 Pf. zu Idfen. 66) Du Cellier leugnet (in 
dem öfter angeführten Werfe „Histoire des classes ouvrieres‘ ‚-&. 80) bad Jus primae 
noctis (droit de marquette, droit de coulage, ou de prelibation), nicht aber, daß ed factiſch 


gelibt worden. Dies ift au die Meinung Mittermaier'8 (a. a. D., 1,278), welcher zudem bet 


51) Sugenheim, ©. 96 fg., 189 8 u. 154. 
“ 52) Laurent, Ftudes, VII, 229. ©e 
xelles, V, 13 fg. Der Ehezwang in der Feudalkaſte erzeugte die ritterliche Libertinage. 
58) Eollin be Blancy, Dictionnaire f6odal (zweite Ausgabe), II, 248 fg. Labonlaye, Recherche, 
©, 823 5 ‚3. B. wegen teilung ber Kinder zwifchen beiden Herren. 
54) Mittermaier, Bd. I, ©. 278, Rote 20. 55) Grimm, I, 388. 
66) Grimm, Bd. I, ©. 384, Rote 2. 


mpere, ©. 113. Memoires de l'Académie Royale deBrm 
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Anſicht iſt, daß die etwaige Behauptung dieſes Rechts auch auf einer Verwechſelung mit für ges 
wiſſe kirchliche Dispenſationen (für pie ſogenannten Tobiasnächte) zu zahlenden Abgaben be⸗ 
ruht Haben könne. 97) Sugenheim behauptet nun zwar, das fragliche, Natur und Sit!“ Yfeit 
gleich verlegende Recht Habe in Deutſchland wie in Branfreich beftanden , während es in Spa- 
nien nur in einer einzigen Provinz vorgefommen (a. a. O., S. 29), ſpricht jedoch rankreich 
die Erfindung deflelben zu (ebend. 103) und bringt auch nur für Frankrei und Schottland (1. c. 
und 147) Belegftellen bei. Nach alledem und in Erwägung, daß die Anmaßung dieſes angeb- 
lihen Rechts durch keine allgemeine nationale Gewohnheit oder Geſetzgebung begründet und 
daher immer nur in particularen Grenzen vorgefommen fein kann, ergibt ſich, daß zwar nie- 
mand behaupten kann, mie weit in jenen zucht-, recht- und gerichtölofen Zeiten ver vemorali: 
firende Gewaltsmisbrauch vemoralifirter Herren da und dort gegangen und mie oft er ſich wie- 
erholt Gabe, daß aber eine derartige Erniedrigung des Menſchen zur Sache, wie fle in dem 
angeblichen Jus primae noctis außgefprochen , wenigften® auf dem Gontinent nie zur allgemein 
anerfannten Rechtöüiberzeugung geworden und daher die Anfiht Du Cellier's und Mitter: 
maier's entſchieden bie richtige ifl. | | 

Zub. Des Befthaupts oder des Todfalls 59) würde hier nicht beſonders zu erwähnen fein, 
wenn nit auch in unfern Tagen noch die verſchiedenſten unrichtigen Anſichten darüber beftän- 
den. „Das Beſthaupt mar eine aus dem Mobiliarnadhlaffe eines Leibeigenen oder eines Hörigen 
von deflen Erben an den Leib: oder Grundherrn zu entrichtenne Abgabe. Der Herr mochte 
das beſte Stück (Bieh ober Gewand u. f. mw.) wählen und hinwegnehmen, und da fomit das 
Befthaupt ein Recht des Herrn auf den Nachiaß des Verftorbenen if, fo erfheint es zugleich als 
eine Beſchränkung des Rechts der natürlichen Erben. Ob und warum dieſes Recht urfpräng: 
lich nur mit der vollen Unfreigeit verbunden geweſen, ift beftritten. Gewiß aber if, daß ein 
ahnlihes Recht auch bei Lehen vorfommen fonnte, daß es nicht jelten wie eine Reallaft des 
Guts betrachtet und deshalb auch von dem perſoͤnlich freien Erwerber eines foldien Guts ent: 
richtet wurde, daß e8 endlich „‚gerade von mildern Hörigen, über deren Habe der Herr niemals 
Eigentgum hatte, ausgewählt, erhoben, getheidigt oder gezüdt‘‘ 9%) worden if. Wenn baher 
auch nicht leicht ein Reibeigenfchaftöverhältnig ohne Befthaupt vorgefommen fein dürfte, fo ift 
doch gewiß, daß das Beſthaupt, meil es fi zugleich über vie ganze Hörigfeit erſtreckte, nicht zu 
den au nur einigermaßen ſichern, charakteriſtiſchen Kennzeichen der firengen Leibeigenſchaft 
gezählt werben kann. 

» Die Leibeigenſchaft, welche wir als eine im Geleite des verfallennen Feudalismus einge: 
tretene Entattung oder Entflellung ber mittelalterlichen Hörigfeit erfannt haben, und welche in- 
folge dieſer ihrer Geneſid auch nie A einer vollftännigen fcharfen Ausbildung ihrer mefentlichen 
Seiten, zu einer unbeftrittenen Anerkennung ihrer Conſequenzen, 'y einer genauen Unterſchei⸗ 
bung von der Hbrigkeit gekommen tft, Eonnte nach allevem nur ein Übergangsftapium fein und 
mußte entweder wirklich zur Ausbildung der Sklaverei oder zur Entwidelung einer gewiſſen 
allgemeinen bürgerlichen Freiheit führen. 

Mochte, wie die alte Unfreiheit und die eigentliche Hoͤrigkeit, fo auch die Leibeigenfhaft 
mandem als wohlthätig erſcheinen, fei ed, daß er in Nachgiebigkeit gegen fein religiöfes Gefühl 
fich der Kirche ergab, fei es, daß er als Leibeigener eined mächtigen Weltlichen höhere Bequem⸗ 
lichkeit, ja Einfluß und Glanz zu finden Hoffte, mochte ferner der Übergangsvertrag und bie 
chriſtlich- germanifche Sitte manches praftifch milder geftalten, als es im ſtrengen theoretifchen 
Leibeigenfchaftäbegriff gelegen; mochte endlich vie innerlihe Vollziehung des ſtaatenbildenden 
Geſetzes ſchon bald eine gewifle Ausgleichung der ſchärfſten Gegenſätze anbahnen — fo viel ift 
gewiß, daß die Keibeigenfchaft an fi dem germanifchen Rebenselemente der Völker fremd war 
und blieb, daß fie Herren wie Leibeigene bis in dad Innerſte ded focialen Lebens demorali: 


57) Literatur über diefen Gegenftand bei Grimm, I, 884, und Mittermaier, Bb. I, S. 278, Note 21, 
22 u. 23. Labonlaye, ©. 331 fg. Es wäre vielleicht eine Frage, welche einige Unterfuchung verbiente, 
ob nicht in der Prätenflon des Herrn auf die Jungfraufchaft neben andern Motiven auch etwas mitges 
wirft habe, was bei Ausbildung gewifler Formen der fogenannten heiligen Proftitution ber Alten Welt 
mit wirkfam geweſen war? 

58) Grappin, Quelle est Porigine des droits de main morte dans les provinces qui ont com- 
pose le premier royaume de Bourgogne? (Befancon 1779). Grimm, I, 864 fg. Sugenheim, 
S. 101 fg. Über bie verfchiedene Anwendung der Bezeichnung: „Gens de main morte.“ Gollin 
de Plancy, I, 47 fg. Laurent, L'église et l'etat, II, 37 u.116. Laboulaye, Recherches, ©. 829 fg. 
Memoires de l’Academie Royale de Bruxelles, V, 5 fg. 59) Grimm, I, 871. 
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firte 6%), daß fie, jelbft unorganifch, jene fürchterlichen unorganiſchen Erſcheinungen allent- 
halben bervorrief, welche wir in der Geſtalt der Bauernaufflände hervortreten fehen. Sin» 
aber diefe naturgemäß zunachft auf Vernichtung der Gewaltäherren gerichtet, fo zeigt ſich doch, 
daß der Bauer nirgends wirklid und rechtlih Sklave geworben war. Cine Bäuerin befreit 
Frankreich von fremder Herrfhaft (die Jungfrau von Orleans); zu jeder Zeit bewährt ver 
Bauer einen gewiflen politifhen Verſtand und nationalen Sinn (Du Gellier, a. a. D., 
S. 161 fg., 165), erwirbt die Synipathien bed in politifcher Beziehung am ſchnellſten fi ent- 
widelnden ſtädtiſchen Bürgerftandes, und was der empörte Bauer verlangt, das jind im weſent⸗ 
lichen die allgemeinen Menſchenrechte (Roth v. Schredenflein, „Patriciat“, S. 166). 

Nach dem ganzen Gang unferer Gultur iſt die Aufhebung der Leibeigenſchaft, ver Hörigkeit 
und des Feudalismud ſammt allen ihren mittelalterlichen Conſequenzen nichts anderes ald bie 
Erfüllung eines organifhen Gefeges, wenn fie auch langfam, nur nad und nad und unter 
großen Schwierigkeiten flattfinden konnte. 61) Deshalb find auch die neuern und neneften foge- 
nannten Grund- und Bodenentlaflungdgefege nicht eine willfürliche Erfindung oder eine 
ſchwaͤchliche Nachgiebigkeit gegen eine beflinnmte Parteirihtung, ſondern nur Die nothwendige 
Bollendung einer Iangen Entwickelungsperiode. Mag an diefen Bejegen im einzelnen noch jo 
viel Tadelnswerthes gefunden werben, mögen, wie unvermeidlich, an Stelle der mittelalterlihen 
Laften und Grundeigenthumdbefchräntungen neue flaatlihe und privatredtlihe Schranfen 
treten — der freie Mann auf privatrechtli freiem Beſitz if eine nothwendige und an fi un⸗ 
ſchätzbare Errungenſchaft unferer Zeit, deren ganzer Segen freili davon abhängt, wie fie mit 
der Geſammtheit unferer Inflitutionen in harmoniſche Verbindung gefegt und welche Anwen: 
dung feiten$ der Betheiligten von diefer Breiheit gemacht wird. Wenn aber der Bauernftand 
die wahre politifche Freiheit noch nicht genügend kennt, dann dürfen wir nicht vergeflen, daß er 
daran nicht allein Urſache ift, daß man zur politifchen Freiheit erzogen fein muß, und daß wir 
in dieſer Hinfidgt eine große Schuld von der Vergangenheit übernommen haben, melde nur 
durch gerechte Nachſicht, guted Beifpiel und entſprechende Einrichtung der ganzen ländlichen 
Bildung entrichtet werden kann. (Der ruſſiſchen Leibeigenfhaft wurde in dieſem Artikel nicht er: 
wähnt, da dieſelbe unter Nußland erörtert werben wird.) j J. Held. 

Leibniz (Gottfried Wilhelm v.). Unter den Männern, welden die Wiſſenſchaft des 
Rechts und des Staats ſowol in pofitiner als in rationeller Beziehung unenvli viel Dank 
ſchuldig geworben ift, nimmt L. einen ver vornehmften Pläge ein. Sollte fein Verdienſt fo ge- 
würdigt werben, daß ed nad der ganzen Vielſeitigkeit feiner Leiflungen: zur Anſchauung ge⸗ 
bracht würde, jo müßte auf die Zeit zwiſchen dem Abſchluß des Dreißigjährigen Krieged im 
Dsnabrüder Frieden bis zum Utrechter Frieden hin Ku ihrer ganzen Breite eingegangen 
werben, wozu hier nicht ver Ort ifl. 

Das Leben diefes Philoſophen ſcheint ein raſtlos fortſträrender Fluß zu fein; indeſſen ſon⸗ 
dern fi Doch bei genauerm Betracht drei Perioden, von denen die erfte bis 1676, die zweite bis 
1698, die dritte bis zu feinem Tode reiht. K. war zu Leipzig am 21. Juni alten Stil 1646 
geboren und flarb am 14. Nov. 1716 zu Hannover, Die erfle Periode feines Lebens war 


feiner freien Selbſtbildung, die zweite dem Dienfte des Haufes Sannover = Braunfhweig, die 


y 
60) Man erzählt von den firengfien römischen Matronen, daß fie fich nicht fcheuten, von ihren Skla⸗ 
ven nadt gelben zu werden, weil % biefelben nicht für Menfchen achteten. Daß die Leibeigenfchaft eine 
ähnliche Wirfung geübt, erhellt Heutzutage noch aus einer gewiſſen Ungenirtheit mancher hochabelichen 
Dame gegenüber ihrer männlichen Dienerfchaft. Keine Sacıe ift fchlechter und verfchlechternder denn 
der Menſch als Sache. . 

61) Über die Aufgebung der Unfreiheit in den verfchiedenen europäifchen Ländern, namentlich in 
Deutfchland, |. das öfters citirte Werk von Sugenheim. Dajn: Actenftüde zur Gefchichte der Leibeigen- 
ſchaft in den Herzogthümern Schleswig und Holftein (Hamburg 1798). Mittermaier, S. 287 fg. Die 
erften Berfuche zur Aufhebung ber Leibeigenfchaft finden ſich feit dem Anfang des 18. Jahrhunderts in 
Preußen. In Ofterreich wurde diefes Werk von Maria Therefia begonnen; doch währte es in beiden 
Staaten lange, bis die Imftructionen erleuchteter Fürſten und Staatsmänner ber Oppofition des Adels 
gegenüber durchdrangen. In Baiern erfolgte die Aufhebung der perfönlichen Leibeigenfchaft im Jahre 
1808, desgleichen in Würtemberg und Naflau. Im verfchiedener Weife wurde biefes Ziel angeftrebt in 
Heflen (Großherzogthum) durch Geſetz im Jahre 1811, in Oldenburg durch Geſetz im Jahre 1816, im 
Königreich Befla en und im Bergifchen Durch Geſetze von 1808 und 1811, in Hannover 1823, 1831 
und 1833, in Medienburg 1820. Doch wurde noch 1847 der Beftand einer wenn auch fehr gemilberten 
ZitaigenſMaft j ber Oberlaufig und in einigen Theilen von Hannover angenommen; |. Mittermaier, 
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Dritte, welche man mit edit die europäiſche genannt hat, der Philoſophie im engern Sinn und 
der Öffentlihen Organifation der wiſſenſchaftlichen Arbeit gewidmet. 

Die erſte Periode war bie feiner experimentirenden, nad) allen Seiten hin ausgreifenben 
Bildung. Er Hatte feinen Vater, ver In Leipzig Profeſſor der Moral war, früh, fon im 
festen Sabre, verloren und fi einem unerfättliden Leſetrieb überlaflen, aus welchen: feine 
Polyhiſtorie erwuchs. Er ſtudirte zu Leipzig und Jena. Im Iahre 1663 ſchrieb er, die philo⸗ 
fophifche Magifterwürde zu erlangen, in Leipzig feine Differtation „De principio individui‘, 
worin man. ven Prototyp feiner [pätern Monadologie erblicken kann. Um bie juriftifge Ma: 
giftermürbe bewarb er fi 1664 durch ein „Sperimen difücultatis in jure”. Als eimen großen 
Kenner der Geſchichte der Philofophie In fo jungen Jahten zeigte ex fi im der „Disputatio 
arithmetica de conıplexionibus seu de arte combinatoria” (1666). %. hatte eine Vorliebe 
für die Verſuche, die ein Raimund Lullius u. a. gemacht hatten, unfer Denken nicht nur auf 
feine fundamentalen Beflimmungen, auf jeine Urfategorien, zurückzuführen, fondern womöglich 
auch einen mechanifchen Galcul aus denſelben zu machen. Die Syllogiftlk erfchten ihm formell 
als eine logiſche Nechenkunft. In Verbindung hiermit juchte. er auch nach einer uninerjellen 
Sprade und Schrift, die über den Hiftorifch gegebenen Sprachen und Schriftarten als ein 
Mittel des allgemeinen. Verſtändniſſes aller-Gelehrten daſtehen follten, und: erblickte in ven 
Bahlen, in ven fombollicden Zeichen ver Geometrie, der Chemie, der Aftronomte u. ſ. w. fon 
die Anfänge einer ſolchen charakteriſtiſchen Kunft, wie ex fle fpäterbin benannte. Das Intereffe 
für die Pafllalte und Baftgraphie erhielt fig bei ihm durch das ganze Leben. 

Im Jahre 1666 ging er, weil man ihm in Leipzig Schwietigkeiten machte, nach Altdorf, 
Der damaligen nuͤrnberger Univerſität, wo er mit der Inauguraldisputation „De casibus per- 
plexis in jure” zum Doctor der Rechte promesirte. Er befuchte Nürnberg, wo er einen Ber: 
wandten hatte, lehnte aber eine Brofeffur ab, die man Ihm fofort In Altdorf anbot. Er machte 
die Belanntichaft des Barons v. Boineburg, der kurmainziſcher Miniſter geweſen war. 
Dieſer Mann hatte infofern großen Einfluß auf L., als er ihn nah Mainz zog. 2. fland ihm 
als freier Privatmann gegenüber, leiftete ihın aber, bald als Philofoph, bald als Advocat, bald 
als Publiciſt wichtige Dienfte, für die er ſich mit dem Lohn ihrer Anerkennung begnügte. 
Boineburg machte ihn mit ver Schrift des Philoſophen Marius Nizolins: „Antibarbarus seu 
de veris principiis et vera ratione philosophandi contra pseudo-philosophos” , bie in der 
Mitte des .16. Zahrhundertso erfchienen war, befannt. 8. gab fie 1669 wieder Heraus umd 
fügte eine Abhandlung „De stilo philosophico M. Nizolii‘' hinzu, In welder er fi auch über 
pie. deutſche Sprache und deren Trefflichkeit ausließ. 

Seine außerordentliche juriſtiſche Gelehrſamkeit und feine kritiſche Schärfe beurkundete er 
dutch die Reform, welcher er in demſelben Jahre die geſammte Rechtswifſenſchaft unterwerfen 
wollte. Er ſchrieb 1669: „Nova methodus discendae docendaeque jurisprudentiae, exac- 
tis didacticae principlis in parte genevali praemissis, experientiaeque luce.” Man muß 
ven Zuſtand erwägen‘, in. welchen L. die Rechtswiſſenſchaft vorfand, um das ungeheuere Auf⸗ 
ſehen zu begreifen, welches diefe Schrift machte, die Wolf noch 1748 mit einer Einleitung von 
neuem herausgab. Das Roͤmiſche Net batte das Deutfihe überwuchert. Mit dem Imperia: 
lismus war e8 in Deutſchland eingewandert, weil die Kaiſer ed begünftigten. Die ſcholaſtiſche 
Philoſophie war der Bearbeitung deſſelben durch ihren. logiſchen Formallêͤmus entgegengelon: 
men,.und fo Hatte fi ein Wuſt von Definitionen, Deciflonen, Duäftionen, Mefponflonen, De: 
Buctionen, Amplificationen u. ſ. w. aufgehäuft, der allmählich unliberfehlih und undurchdring⸗ 
lich geworden war.und die Praxis des Rechts zu einem Spielball. der Interpretätion machte. 
&. war felbft in gewiſſem Sinn ſcholaſtiſch gefhult und für die feinften und Bleinften logifhen 
Differenzen empfänglich, allein er war ein zu klarer Kopf und eine zu ſachliche Natur, um fi in 
Der Leerheit der juriftifchen Subtilitäten, bie an der Tagesordnung war, befriedigen zu koͤnnen. 
Gr verhielt ſich daher ſchon als Logiker gegen bie grenzenlofe Berworzenheit ver beftehenden 
Rethtswiſſenſchaft polemifh und wollte ihre Methode geänvert wiflen, um zu deutlichen und 
brauchbaren Definitionen zu gelangen. Der Ableitung Tribonian's entgegen leitete er alle 
Beflimmungen aus der Natur der Rechte und Verbindlichkeiten ab, Seine Methobologte, die 
man eine philofophifcge nannte, war zugleich eine Encyklopaͤdie des Rechts. 

2. bewährte feine Frũhreife aber auch als Publiciſt. Auf Anfinnen Boineburg'e, ber als 
Befandter nad Warſchau gehen ſollte, verfaßte er 1669 unter dem Namen Georgius Ultco- 
vius Litihuanns für den Herzog von Pfalz: Neuenburg, Philipp Wilhelm, eine Staatsfhrift: 
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„Specimen demonstgationum politicarum pro eligendo rege Polonorum, novo scribendi 
genere ad claram certitudinem exactum.” Die Neuheit der Methobe beftand in einem lo⸗ 
gifhen Kormalismus, indem 2. 60 Propofitionen aufftellte, die er durch Axiomata bewies, 
welche er zwiſchen ihnen vertbeilte. Er entwarf das Ideal eine Königs und ſuchte nun den 
Bolen zu beweifen, daß der Herzog von Neuenburg bemfelben für ihren Staat am glüdlichflen 
entfprechen würde, 

Der Kurfürft von Mainz, ver damals das politiſche Gleichgewicht in Deutſchland erhielt, 
Johann Philipp, erkannte ſehr wohl die Talente des jungen, ihm von Boineburg empfohlenen 
Mannes, nahm die Dedication der Schrift von der neuen Methode an und machte L. im Som⸗ 
mer 1670 bei dem Dberrevifionscollegium in Mainz zum Rath, obwol er noch nit 24 Jahre 
und obwol er Broteftant war. Bei einem politifhen Congreß des Kurfürflen von Mainz mit 
dem von Trier wegen der Frage, ob fle der Tripleallianz von Schweden, Hollanp und Eng⸗ 
land gegen Frankreich beitreten ſollten, 1670 In Schwalbach, ſchrieb L. in wenigen Tagen in 
deutfcher Sprache fein „Bedenken, welchergeſtalt sacuritas publica interna et externa und 
status praesens im Neich jegigen Umfländen nach auf feften Fuß zu ſtellen““. 2. verfannte bie 
Gefahren nicht, welche Deutſchland von Frankreich droßten, wollte aber den Bru mit demſelben 
vermeiden und empfahl daher im ziweiten Theil der Denkſchrift dem Könige ber Franzoſen die 
Eroberung Ägyptens, weil er ihn durch die Eroberung „dieſes Hollanda des Orients“ von der 
Eroberung Hollands als des Zwiſchenlandes zwiſchen Frankreich und Deutſchland ablenken 
wollte. Frankreich ſollte die Chre haben, Afrikas Raubſtaaten zu vertilgen und das Land der 
chriſtlichen Cultur zu gewinnen. In dieſer Abſicht richtete er ſogar ein beſonderes Schreiben an 
Lupwig XIV.: „De expeditione Aegyptiaca, epistola ad Regem Franciae scripta”, und hatte 
fpäter eine Juſammenkunft mit Ludwig in St.-Germain. Indeſſen war alles vergeblih. Der 
ironiſche Refrain der franzoͤſiſchen Antworten auf dies Project war, daß die Zeiten ber Kreuz⸗ 
ige vorüber feien. Und nad einem Jahrhundert war es doch die franzoͤſiſche Nation, die 

gypten zu erobern unternahm. Napoleon hat aber bie Denkſchrift 2. au Ludwig ZIV. erſt 
1803 gelefen. 

Sm Jahre 1672 ging L. in Geſellſchaft des kurmainziſchen Geſandten, Hrn. v. Schönborn, 
nad Paris. Er überwachte Hier auch ein Jahr hindurch die Bildung deö jungen Barons v. 
Boineburg auf Bitten feiner Mutter, nachdem ber alte Baron, 2.’ Gönner, plöglich geftorben 
war. Mit dem jungen Manne fonnte er aber nichts anfangen und jagte fi von ver Mentor⸗ 
fhaft deſſelben los. Im Jahre 1673 ging er mit der Eurmainzifhen Geſandtſchaft auch nach 
London , mo er befonders die Bekanntſchaft des Secretärs der Akademie, Oldenburg's, machte 
und nod in demſelben Jahre, noch Im Iahre vor Newton, in fie aufgenommen ward. Zurüd- 
gekehrt nach Paris, erweiterte ſich der Kreis jeiner Bekanntſchaft mit den dort lebenden Ge⸗ 
Iehrten befländig. Es gefiel ihm fo gut in dieſer Weltſtadt, daß er ernfllich daran dachte, ſich 
bleibend dort niederzulaflen. Huyghens, der ebenfalls in Paris mit einem Gehalt des Königs 
lebte, führte ihn in die höhere Mathematik ein, in welcher er bald mit unglaublider Schnellig⸗ 
feit die größten Fortſchritte, die wichtigften Entdeckungen machte, namentlich die des Differen= 
tiglealeuld. 2. entdeckte ihn 1677 auf dem rein aritbmetiichen Wege des Begriffe ver Größe 
bei der Differenzenrehnung, nachdem er das Geſetz ber conflanten Größen gefunden hatte, 
Newton auf dem geometrifhen von jeiten ber Linie, weshalb ex den Begriff des Differentials 
Fluxion nannte. Es entftand fpäterbin ein Streit über die Priorifät der Entdeckung, in wel- 
chem die Engländer Partei für Newton nahmen. Es iſt fehr zu bedauern, daß bie Art und 
Weiſe, wie Newton fi in dieſer Angelegenheit betrug, beine Männer einander entfrembete. 2. 
blieb bis 1676 in Barlid und ging dann über England und die Niederlande nad) Deutſchland 
zurud. In London hielt er ſich jegt nur eine Woche auf und hat Newton nit geſehen. 

Der Kurfürft von Mainz war geftorben, und es begann für L. eine zweite Periode damit, 
daß er in den Dienft des Herzogs Johann Friedrich von Braunſchweig-Lüneburg trat, der ihn 
mit 600 Ihlen. Gehalt zu feinem Rath und Bibliothefar machte. Im Jahre 1671 Batte er 
den Briefwechſel mit ihm angefangen und 1673 Hatte ihm 2. mit naiver Selbftanpreifung ge: 
ſchrieben, was er alles in den Wiffenfhaften, Künften und Welthändeln zu leiften- vermögte. 
Johann Friedrich war zur Fatholifchen Kirche übergetreten. Dafielbe war ver Fall mit dem 
Zandgrafen Ernft von Nheinfeld- Rotenburg, mit welchem er ebenfalls in Briefwechfel ſtand. 
In diefer ganzen zweiten Periode nimmt bie diplomatiſch-hiſtoriſche Tätigkeit bei 2. den Vor⸗ 
dergrund ein und die philofophifche erſcheint mehr fecunvär, bis fie gegen Ende des Jahrhun⸗ 
derts jelbflänbiger wird. Zweierlei beſchaͤftigte L. auf das äußerſte: einmal die Geſchichtſchrei⸗— 
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bung des Hauſes Braunſchweig, die natürlich den Zweck mit in fich ſchloß, das Anſehen dieſes 
Hauſes zu erhoͤhen; zweitens die Theilnahme an den Unionsbeſtrebungen des Hauſes Braun⸗ 
ſchweig⸗Hannover. L. wohnte von 1677 bie zu feinem Tode in der Stadt Hannover. 

Für Johann Friedrich ſchrieb er 1677 unter dem Namen Fürſtner eine Vertheidigung des 
Rechts feines Herzogs, felbfländige Geſandtſchaften an fremden Höfen unterhalten zu dürfen, 
worauf man, als auf einen oflenfibeln Beweis der Souveränetät, fehr großen Werth legte: 
„Caesarini Fuerstneri tractatus de jure suprematus ac legationum principum Germaniae.” 

Der Herzog flarb ſchon 1679 auf einer Reiſe nach Venedig noch in Deutſchland. Ihm 
folgte fein Bruder, der Herzog von Osnabrück, Ernſt Auguft, der 2. zu feinem Hofrath und 
SHiftoriographen mit 800 Thlrn. Gehalt ernannte. Die Gemahlin des Herzogs, Sophie, war 
eine geiſtreiche und ſtaatskluge Dame, melde 2. nit weniger zu fchäpen wußte ald ihre Tochter, 
Sophie Charlotte, die fpäter Königin von Preußen wurbe. Um das Material für die Gefchichte 
des Haufes Braunfhweig, indbefondere auch das über fein Verhältniß zum Haufe Eſte, Herbei- 
zuſchaffen, begab fi 2. nach manderlel Vorbereitungen 1687 auf eine Reife dur Franken, 
Baiern, Oſterreich, Ungarn nach Italien, in welchem er bis Neapel kam. Er fanımelte alles, 
was ihm Archive und oͤffentliche Denkmale darboten. Der Kreis feiner perſoͤnlichen Bekannt⸗ 
ſchaften erweiterte ſich durch dieſe Reife ins Unendliche. Im Jahre 1690 kam er zurück. Er 
begann damit, bie Urkunden herauszugeben, auf denen recht eigentlich die Geſchichte der Staaten 
berußt. Im Jahre 1693 erſchien als ein wichtiger Beitrag zum pofltiven Völkerrecht ein „Codex 
juris gentium diplomalicus', dem er zwei Differtationen „De actorum publicorum atque de 
principiis juris naturae et genlium” voraufſchickte. Er führte darin aus, daß ed eine voppelte 
Art der Geſchichtſchreibung gebe, eine Öffentlige und eine geheime. Der Hiſtoriker folle nichts 
Falſches jagen, aber auch nichts Wahres verſchweigen; alle Geſchichte aber, die nit auf den 
Denfwürbigfeiten großer Männer und oͤffentlichen Astenftüden ſich erbaue, fei unzuverläffig. 
Die legtern feien gleichfam die Pfähle, welche vie Laſt des Gebäudes tragen müßten. Alle Welt 
beeiferte fi, ihm beizufteuern, nur bie Öfterreichifchen Archive verichloffen fich ihm, worüber er 
fi 1697 Bitter beklagte, da er doch mit feinen Berdffentlihungen gerabe für das Reich fo viel 
getban habe. Im Jahre 1700 fügte er zu dem diplomatiſchen Codex eine „Mantissa‘ hinzu. 
Im Jahre 1698 ließ er aus feinen Sammlungen noch „Accessiones historicae’ und 1707 
— 11 noch drei Bände „Scriptores Rerum Brunsvicensium illustrationi inservientes” 
druden, in deren letztem ex 157 bis dahin unbefannte Schriftquellen des Mittelalters bis nahe 
an die Zeit ver Reformation mittheilte und jeden Schriftfleller mit biographiſchen und kritiſchen 
Anmerkungen begleitete. | 

Für die Dienfte, die er dem Neich gegen Frankreich geleiftet, beanſpruchte ber Herzog Ernft 
Auguft die Erhebung in Die Kurwürde. Man war in Wien bereit, darauf einzugehen, war 
aber um ein Erzamt verlegen, dad man dem Herzog ertheilen könnte, bis man endlich auf das 
Reichsbanner verfiel. Kaum wurde jedoch dieſer Entſchluß ruchbar, als Würtemberg Cinſpruch 
that, weil die von Ihm geführte Reichsſturmfahne nichts anderes als das Reichsbanner ſei. Der 
Prälat 3. U. Pregiger mußte Die Rechte Würtembergs in einer beſondern Deduction verthei- 
digen. Nun konnte der hannoveriſche Hof erfahren, wozu 2.’ hiſtoriſche Gelehrſamkeit nuße, 
denn er ſchrieb fofort gegen Bregiger 1694 „Wedfelichriit vom Reichsbanner, in fi haltend 
einen Unterſchied zwifchen demſelben und ber würtembergifchen Sturmfahne”. Dann ferner „Die 
bochfürflliche würtembergifche Deduction fammt deren Beantwortung, au dazu gehörende 
Beilagen und Kupfer”. Die erſte diefer Abhandlungen hatte 2. fhon 1682 verfaßt, kam aber 
jegt erft zum Drud. Die Schrift erreichte ihren Zweck, Hannover den neunten Kurhut zu 
fihern. Sie iſt voll von einer erſtaunlichen genealogifihen und beſonders beralbifigen Gelehr⸗ 
ſamkeit. 

So ein großer Bewunderer des Roͤmiſchen Rechts L. auch war, ſo war er doch, wie wir be⸗ 
reits geſehen haben, gegen die Mängel der romiſchen Jurisprudenz nicht blind. Seine fort: 
dauernde Beſchäftigung mit der Befchichte des Deutfchen Heihs mußte ihm die Eigenthümlichkeit 
des deutſchen Staatsrechts, dem der Feudalismus und der Föderalismus zu Grunde liegt, auf- 
decken. In einer geit, in welcher der Abfolutismus des Roͤmiſchen Rechts noch in Schulen und 
an Höfen in fo großem Anfehen fland und der Begriff der Selbſtändigkeit und Vortrefflichkeit 
des Deutfchen Rechts in einem Conring und andern erft ſchüchtern fich regte, war es nod nicht 
möglich, ven Widerſpruch des Romanismus und Germanismus zu fefter Einficht zu erheben. 
Wir fehen z. B., daß L. vom fhwurgerichtlihen Proceß noch keine Vorſitlung hatte und des⸗ 
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Halb, fo wohlwollend er fühlte, für Crzwingung des Geſtändnifſes die Folter noch für nothwen⸗ 
dig erachtete. Im Staatsrecht Hielt 2. an ber germaniſchen Idee des Reichs als eines organi: 
ſchen Ganzen, als eines „Reichskoͤrpers“ feſt. Die Souveränetät der einzelnen Fürften ſchien 
ihn, ſoweit fle nicht die Binheit des Reicht fißrte, unbedenklich, weil der Kürft nicht der Perſon 
des Kaiſers, fondern dem Rei unterworfen fei. Daher unterflügte ex die Erhebung Hanno⸗ 
vers zur Kur nicht weniger als die Prenßens zur Krone mit wirklicher Überzeugung. 

Über die pofitive Geſtalt, in welcher ihm das Recht thatfächlih vorlag, mußte fih 2. ala 
Philoſoph zur Idee des Rechts ſelbſt erheben. Er unterſchied fi hier von Hobbes, ber dad 
Naturrecht lediglich als das Recht des Stärkern anffaßte und in feiner Kolge daher nur vie 
Barbarei eined Kriege von allen gegen alle erblickte, aus deſſen Anarchie durch Errichtung eines 
pofitiven Rechts herausgegangen werben müfle. Für 2. hatte ber Ausdruck jus naturae ober 
jus nalurale die Bebeutung desjenigen Rechts, welches dem Willen ald die Vernunft beffelben 
wefentlich innewohnt. Br konnte daher auch mit dem Socialtften nicht übereinflimmen, bie feit 
5. Grotius und Bufendorf das Raturrecht nur ald bad natürliche Recht des ſocialen Triebes 
bes Menfchen nahmen, der den Staat und das pofitive Recht zum Nutzen feiner Glückſeligkeit 
hervorbringe. Das Recht galt ihm nicht nur als etwas dem Wohl des Menſchen Nüpliches, ala 
eine eudämoniſtiſche Veranftaltung, Sondern als etwas an und für ſich Heiliges, dem ber Menſch 
fi als dem göttlichen Geſetz des Willens unterwerfen müſſe. Endlich wich er auch won Bode 
ab, mit welchem er fonft in praktiſchen Dingen vielfach übereinftiumte. Locke wollte das Recht 
nur aus dem MehrHeitäbefchluffe ber durch einen Vertrag zu einem politifgen Gemeinweſen 
Bereinigten hervorgehen lafien. Hiergegen fränhte ih L., weil das Recht ihm dann gar feine 
innere, ihm an und für fih eigene Selbſtändigkett zu beflgen jchien, denn die bloße Majorität 
einer Menge von Menfchen gibt noch Feine Bürgſchaft daflir, daß, wad ſie beſchließt, auch ver: 
nünftig und dem abfoluten Begriff des Rechts gemäß iſt. Das Recht füllt dem Zufall und ber 
Willkür anheim. In verfihledenen Meinen Schriften und in brieflichen Außerungen kritiſirt 8. 
alle diefe Standpunkte und- geht über fie zu. einem höhrrn hinaus, ver die Gerechtigkeit als eine 
der Welsgeit gemäße Vollkommenheit deſtnirt; die Weishelt führt ihn zum Begriff der gön⸗ 
lichen Intelligenz und des göttlihen Willen, die fi in der Harmonie des großen MWeltftaatd 
offenbaren. Das ſtricte Recht allein fol nad 2. nicht gelten, fondern zu ihm, als der conınnı= 
tativen Gerechtigkeit, ſoll vie Billigkeit ala die diſtributive Hinzutreten, und beibe follen fich 
wieder durch die Pietät, durch das Gewifſen und bie Ehrbarkeit der Sitten ergänzen. Daber 
wird das Recht bei 2. zu einem Element der gefammten Weltordnung, deren Wefen auch in ihm 
ih fund gibt. Das Wort, welches nad ihm dem Recht erſt feine volle Wahrheit verleiht, if bie 
Liebe ald die Yreude, die wir an dem Wohl anderer haben, dad wir unelgennügig mitempfinden 
und bervorzubringen trachten. Liebe muß die Einrichtungen des Rechts der Staaten, der Ge⸗ 
meinden, der Gorporationen befeelen, wenn fie ji über einen tobten. Mechanismus erheben 
follen. Liebe ift deshalb bei &. das Schlußwort aller feiner Unterſuchungen, mögen fie das 
weltliche oder das kirchliche Recht betreffen. Ä 

Menn 2. auf der einen Seite für die Geſchichte des deutſchen Mittelalters eine jo große und 
ausdauerde Thätigfeit entfaltete, fo mäffen wir vie Unerſchöͤpflichkeit feiner Energie bewundern, 
wenn wir ihn als den eigentlichen Mittelpunkt dee Unionsbeſtrebungen erbliden, vie Differenzen 
ber katholiſchen und proteftantifchen Kirche auszugleichen. Die Fürften waren im allgemeinen 
folgen ireniſchen Tendenzen geneigt, weit fie zu viel bittere Erfahrungen von den zerflörenden 
Folgen der religidfen Streitigkeiten im Kampf der Katholilen und Proteftanten nicht nur, fon: 
dern auch der Katholiken mit den Katholiken im Streit ber Jefuiten mit den Ianfeniften, der 
Proteftanten mit den Proteflanten im Streit der Lutheraner mit den Calviniſten, und’ einer 
Menge von Sekten, wie die Schwenffeldianer, Gichtelianer, Socinianer, Arminianer, Soma: 
riften, Pietiften u. f. w. maden mußten. Nur zu leicht arteten dieſe religiöfen Streitigkeiten 
auch in bürgerliche Iineuben aus. Hannover hatte in Johann Friedrich einen Gonvertiten zum 
Fürften gehabt, der feine proteftantifchen Iinterthanen und Stände mit volltommenfler Unpar: 
teilichfeit regiert Hatte. Ernſt Auguft war Proteftant, intereffirte fi aber lebhaft für die 
Unton. Die katholiſche Kirche konnte nur auf Gewinn hoffen, zumal vie Zermürfniffe ber Pro⸗ 
teftanten untereinander einer Stimmung zum Nüdktritt in ihren Schos günftig waren. Der 
Landgraf Ernft von Heſſen-Rheinfels war nicht nur felbft Gonvertit, fondern liebte auch zu con= 
vertiren. Namentlich unterhielt er an feinen Hofe eine Schar von fungen hübſchen Proteſtan⸗ 
tinnen zwiſchen 14 — 18 Jahren, die er ſelbſt zu befehren Tiebte und die ihn „ehrbar carefiiren‘ 
mußten. Gelang es, fo verheirathete er fle mit einer guten Ausſteuer. Der Herzog Anton 
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Uri war ein großer Freund und Gönner des Uniondwerks, trat aber jpäter, als es jiflirt 
warb, Doch zur katholiſchen Kirche über. Der hannoveriſche Hof betrieb die Union haupiſächlich 
durch 2. und durch Molanus, ben Abt von Loccum, einen gelehrten, einfichtigen und befonnenen 
Mann. Der franzdiifhe Hof wirkte durch Boffuet und Veliſſon. Boſſuet Hatte ſchon 1671 
die Reformirten auf die weſentlichen Punkte aufmerkſam gemacht, welche fie mit den Katholiken 
gemein hätten. Don friten des prenßiſchen Hofe führte ver Oberbofprebiger Jablonski in 
Berlin die Unterhandlungen; von feiten des Öflerreichifchen der Beichtvater der Kaijerin, ver 
Spanier Spinola, der ald Biſchof von Ihina in Kroatien ſtarb, Mit allen viefen Perfonen 
verkehrte 2. unermüblich in immer friſcher Hoffnung des endlichen Belingend. Sein Verſtand 
wußte bei ven bogmatifchen Differenzen immer neue Ausfunftömittel zu erfinnen und fein Be⸗ 
nehmen eine Glafticität zu zeigen, die ihn oft an eine gefährliche Brenze führte. Im Jahre 
1683 entivarf er dad „Syslema iheologioum“, welches 1819 zu Paris mit einer franzoͤſiſchen 
liberfegung,, gleich darauf zu Mainz mit einer deutſchen Uberiegung erihien, die 1825 zum 
dritten mal aufgelegt ward. Dies Syſtem iſt von ven Katholiken vorzüglich benupt worben, 2. 
als Katholiken zu nehmen. Da ex nun perfönli zu Paris, gu Rom, zu Wien alle Anmah⸗ 
nungen zum libertsitt ablehnte, fo haben die Katholifen diefe Zurückhaltung für gleichgültig 
erklärt, denn im Herzen ſei ex Katholik geweien. Einzelnen Zugeflänkniflen in ver Beſtim⸗ 
mung ber Dogmen und in ber Ordnung der Kirchenverwaltung gegenüber erſcheint diefe Auf: 
Taflung ganz gerechtfertigt. Da e8 2. auf-den weſentlichen Gehalt des hriftlicden Glaubens an⸗ 
Fan, jo mußten ihn Die Parteien von ihrem einfeltigen Standpunkt und mit Bezug auf beſtimmte 
Controverſen oft in einem zweideutigen Licht erbliden. Proteſtant im Sinn der pamaligen 
Gonfeflionen war er auch nicht. Der Landgraf von Geilen, jeuer mehrerwähnte Gruft, machte 
ihm in feinen Briefen Öfter den Vorwurf, weshalb er nicht and) äußerlich zur römiſchen Kirche 
übertrete, da er ihr doch feinen Überzeugungen nach augehöre. 2. erwiderte, daß er es für 
überflüſſig halte, da er fich bewußt fei, ver wahrhaften allgemeinen Kirche anzugehören, die ihre 
Glieder in allen Gonfeffionen habe. Dem Brincip nach, die yerfünlie Freiheit des Gewiſſens 
und Glaubens zu wahren, blieb L. Proteflant.- Man hatte ein förmlidheö Collegium irenicum 
gebildet. Ald ein Mitglied deſſelben, ver Prediger Winkler, in einer Schrift „Arcanum regium“ 
den König von Preußen aufforverte, Die Union mit Gewalt durchzuführen, widerſetzte ſich ihm 
2. entſchieden. Wie viel Briefe, wie viel Heine Abhandlungen ſchrieb er nicht in dieſer Angele⸗ 
genheit! Wie viel Reifen machte er deshalb! Wie vielen Konferenzen wohnte er bet! Wie er 
aber einerfeitd die Katholiken nicht zu bewegen vermochte, von ben kanoniſchen Beftimmungen 
des Tridentiner Concils aud nur pas Beringfle nachzulaflen, fo mußte ex auch proteſtantiſcher⸗ 
ſeits erfahren, daß die Fürſten Die Union aufgaben, als ſie ihrer politisch nicht mehr zu bedürfen 
ſchienen. Der Kurfürk von Brandenburg hatte ſehnlichſt gewünſcht, daß ein Bifchof ihm die Krone 
auffege, der durch feine Weihe noch, wie die anglikaniſchen Bifchöfe, mit ner Urkirche zuſammen⸗ 
hinge. Als feine Bemühungen deshalb fehl ſchlugen, fegte er fie ſich zu Königsberg jelbft aufs 
Haupt und fand, daß ex nicht weniger ale König gelte. Als der Kurfürft von Hannover, Georg 
Kudiwig, feine Tochter Sophie Dorothee dem Kronprinzen von Preußen verheirathete, befahl er 
1706, alle weitern ivenifchen Verhandlungen abzubrechen. Die Kurfürſtin Sophie war fo 
vorſichtig, ihre. Toͤchter erſt dann confirmiren zu laſſen, wenn fie fi vermäblten, hamit ber 
Übertritt zu einer Confeſſion, falls er erforderlich, nicht Umflände made. War Died num au 
der unbefriedigende Ausgang eines durch Decennien forigefegten Bemühens, jo darf doch nicht 
vergeflen werden, daß daſſelbe für Die Anerkennung der Toleranz ſegensreich wirkte, weil es be- 
fländig dasjenige hervorheben mußte, was alle Confeſſionen gemeinfam hatten. 

Mit vem Tode Ernft Auguſt's 1698 ſchloß fich relativ die zweite Hauptperiobe in 2.’ Leben. 
Wir fagen relation, weil. in Anfehung feiner Arbeiten eigentlich an allen zugleich thätig zu 
fein niemals aufhörte, allein in feinen perſoͤnlichen Verhältniſſen fowie in der Richtung feiner 
Kraft nach außen Hin traten doch bedeutſame Veränderungen ein. Die Tochter ded Kurfürfien, 
Sophie Charlotte, war an den Kurfürſten Friedrich von Brandenburg verheitathet und wurbe 
Königin von Preußen. Ste war wie ihre Mutter eine hoͤchſt begabte Frau, welche Willen: 
ſchaft und Kunft einſichtsvoll liebte und im Umgang und Briefwechſel mit L. pas hoͤchſte Ver- 
gnügen fand. Durd fie Hoffte 2. eine Stellung in Berlin zu gewinnen. Seit jeher hatte er 
darauf gedacht, die wiſſenſchaftliche Arbeit zu orgamifiven. Gr wollte eine Eneyllopäbie ver 
Wiſſenſchaften vorbereiten, um die Nefultate ver Wiflenihaften überfichtlich, zugänglich und ge: 
meinnügig zu madgen. Sie ſollte in alphabetifcher Folge alle Termini erfiäten und ben Defi: 
nitionen der Wörter eine kurze Geſchichte der Erkenntniß des Gegenſtandes ſelbſt Hinzufügen. 
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In Inteinifcher Sprache Hatte ein Deutſcher, Alfted, ſchon 1630 in fleben Foliobaͤnden eine En- 
eyklopaͤdie der Wiffenfchaften zu Herborn verfucht, Die 1649 in Leyden in vier Foliobaͤnden 
twieder gedruckt ward. Mit dem Wachsthum der Cultur wurben ſolche Vehikel der ſchnellen 
Orientirung im Wiſſen immermehr Bedurfniß. Nicht weniger aber that ed noth, vie Arbeiter 
ſelbſt aus zufälliger Vereinzelung zu gemeinichaftlihem Wirken zu concentriren. Die Mlöfler 
fhtenen 2. vortreffliche Anflalten für den Betrieb der Wiſſenſchaften und Künfte, wenn bie 
Orden ſich planmäßig in dieſelben theilen wollten. Nah vem Borgange Italiens und Frank⸗ 
reichs ſuchte er an den Höfen von Berlin, Peteröburg, Wien ven Gedanken zur Stiftung von 
Akademien der Wiffenfchaften anzuregen. In Berlin fam am 11. Juli 1700 eine ſolche in der 
That zu Stande und 2. ward zu ihrem erſten Präfidenten ernannt. Mit der Königin und 
ihrer Geſellſchafterin, dem geiſtreichen Fräulein v. Pölnig, verlebte er auf dem Heinen Zuft: 
ſchloß der Königin, Lügenburg, fpäter zu ihrem Andenken Gharlottenburg genannt, bie ſchönften 
Tage. Die Königin war von einem tiefen Ernſt durchdrungen und beſchwerte ſich Öfter über 
2., daß er ihr nicht Intereffe genug zutraue und fle obenhin abzufertigen fuge. Aus den Un⸗ 
terhaltungen mit ihr entjprang bie „Theodicee“, indem 2. das, was er ihr oft beim Spazieren⸗ 
geben im Barten vorgetragen hatte, fofort auf Zetteln niederſchreiben mußte. Als die Königin, 
37 Sabre alt, bei einem Beſuch in Hannover 1706 flarb, befand fi 2. gerade in Berlin und 
wurde aufs tieffte erfäglittert, wie ein Brief von ihm an Fraͤulein v. Pölnig zeigt. Die Mutter 
der Königin, Sophie, lebte noch bis 1714, wo fie, 84 Jahre alt, aus Kränkung über die Sn: 
triguen ber engliſchen Minifter, in voller Geiſteskraft flarb. Sie blieb Die unmwanbelbare 
Goͤnnerin 2; allein ihr Sohn Georg Ludwig war nit ohne Miötrauen gegen ihn. Ex 
machte ihm den Vorwurf, über feinen vielen Reifen die Ausarbeitung ber Geſchichte des Haufes 
Braunſchweig, zu welcher ex doch verpflichtet fei, zu vernadhläffigen. Er verbot ihm durch den 
Miniſter Bernftorff, ihm, wie 2, gewünſcht hatte, nad) London zu folgen. Ja er ließ ihn, ale er 
einmal in Berlin 1711 trank lag, heimlich überwachen, weil er vie Krankheit für eine bloße 
Maske Hielt. Aus der Verſtimmung hierüber wird e8 um fo erflärlicher, wenn 2. die Anerfen- 
nung, die ihm von andern Seiten her zu Theil ward, um fo wärmer aufnahm. Mit Preußen 
blieb er in gutem Vernehmen. Er hatte die Erhebung veffelben am 18. Ian. 1700 zum König: 
reich lebhaft unterflüht. Er hatte Preußens Beſitznahme von Neuenburg in der Schweiz 1707 
dur eine Staatsſchrift befefligen Helfen. Er hatte 1710 den erflen Band ver Schriften der 
Alavemie: „Miscelanea Berolinensia‘‘, mit vielen ſchäͤtzbaren Beiträgen in allen Fächern her⸗ 
ausgegeben. 

Mit Peter dem Großen kam er in Torgau 1711, in Karlsbad 1712, in Pyrmont 1716 
zufammen unb wurbefehr von ihm eingenommen. In feinem „Benenten’’ (1670) hatte er noch 
vor Rußland als dem Feinde ver europäiſchen Givillfation gewarnt, allein jegt erſchien ihm Das 
ungeheuere Meich als ein Staat, in welchem Kunft und Wiſſenſchaft unter verfländiger Leitung 
zu ganz neuem Aufſchwung gelangen könnten. Ey lag 3.38. ven Zaren an, durch das ganze 
Reich aſtronomiſche Warten und Stationen zur Beobachtung der Abweichungen der Magnet- 
nadel anzulegen. Als er von Peter das legte mal in Dreeden Abſchied nahm, ſchenkte er ihm 
ein Exemplar feiner Rechenmaſchine, das er mit vielen Koften urſprünglich für den Raifer von 
China Hatte arbeiten lafien. Peter ernannte ihn zu feinem Geheimen Juſtizrath mit einem Be- 
halt von 1000 Thlım. . 

Mit Oferreich verfnüpften ihn fortwährend politifche Beziehungen, bie theils durch Die all- 
gemeine Weltlage, theils durch die beſondere Finanznoth des Staats, für melde man feinen 
Rath einholte, hervorgerufen wurden. Die junge Kaiferin, bie eine Prinzeffin von Braun: 
fhwelg: Wolfenbüttel war, wollte ihm wohl, und der Prinz Eugen von Savoyen befreundete 
fi mit ihm perſoͤnlich aufs lebhafteſte. Der Kaifer ernannte ihn 1713 zum Reichshofrath. 
Eine Akademie der Wiſſenſchaften konnte 2. in Wien nicht zu Stande bringen, ſoviel Mühe er 
ih deshalb auch gab und einen ebenfo großartigen ald liberalen Plan dazu ausarbeitere. Die 
Sefuiten, mit denen er ſich fonft recht gut and und deren Miſſionen er bis nad Ghina Hin un: 
terflügte, wirkten ihm Hierin entgegen. Sie wollten für Ofterreich nur eine von ihnen paten- 
tirte Wiffenichaft auflommen laſſen. 

2. ließ fih auch die Bedeutung von periobifchen Zeitſchriften für den wiffenfhaftlicden Proceß 
nicht entgehen. Die Franzoſen hatten aud hier das Beifpiel gegeben und 2. ſelbſt ſchickte viele 
feiner Arbeiten in das ‚Journal des Savanis“. Gin Schulfreund von ihm, Dienden, be- 
gründete in Leipzig 1683 die erſte wiffenfchaftlicge Zeitſchrift der Deutſchen in lateiniſcher 
Sprade, die „Acta eruditorum‘’, an welcher L. und Wolf fleißigen Antheil nahmen. Aber 
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er verſuchte auch ein veutfhes Journal. Guhrauer Hat nachgetviefen, daß Die ‚Monatligen 
Auszüge and neuen Büchern, fo nuͤtzlich und artig zu Iefen’‘, die 1701 und 1702 zu Hannover 
von L.' Secretär, Cckhart, Herausgegeben wurden, ihn felbft zum Verfaſſer Haben. 

Außer der DOrganifation der wiſſenſchaftlichen Arbeit wandte er fi in ven beiden legten 
Decmnien feines Lebens immermehr der Ausbildung feiner Philoſophie zu. Er hatte noch gar 
nicht daran gebacht, ein eigenes Syſtem haben zu wollen, obwol er ſich immer von allem Schul⸗ 
dogmatismus in bewußter Selbſtaͤndigkeit freihielt. Br ſtand einerſeits dem Garteflanifchen 
Idealismus, andererſeits dem Locke'ſchen Senfualienus gegenüber. Die Kritik ihrer Syſteme 
führte ihn allmählich zur Abſcheidung ſeines eigenen. Als den erftien Anſatz pazu kann man 
die „Meditationes de cognitione, veritate et ideis anfehen, vie er 1684 in ben „Actis eru- 
ditorum‘ über die Erkenntnißlehre der Garteflaner gab; allein das entfchiedene Auftreten mit 
einem eigenen Syſtem fällt erft in das Jahr 1694, wo er in demſelben Journal in ver Abhand⸗ 
lung „De primae philosophiae emendatione” ben Garteflantfcgen Begriff ver Subftanz berich⸗ 
tigte und nun 1695 im „Journal des Savants” mit dem „Systöme nouveau de la nature et 
de la communication des substances” Auffehen machte. Dies Syſtem war das der foge: 
nannten präflabilirten Harmonie. 2. nahm an, daß Bott Subſtanzen erſchaffe, die ohne Ge⸗ 
ftalt, ohne Ausdehnung, nichts als vorflellende Wefen, Atres reprösentatifs, wären. Iebe 
Subſtanz bringt ſich in ihrer Ginfachheit, je nach dem ihr möglichen Grad ver Deutlichkeit und 
je nad) ihrer Stellung ein Bild des liniverfums hervor. Jede ift unaufhörli thätig. Daß 
aber die Thätigfeit der einen Subflanz trog Ihrer Unabhängigkeit mit der aller übrigen Sub: 
Ranzen eine Harmonie ausmacht, iſt nicht ihr eigenes Werk, ſondern dies Entfprechen des 
Thuns der vielen Subflanzen untereinander ift durch Bott als die abfolute Subſtanz vorherbe: 
ſtimmt. Der Abbe Foucher von Dijon trat im „Journal des Savants”, Bayle in ſernem „Dic- 
tionnaire‘’ bei dem Artikel „Rorarius" gegen. auf. Ste bemerkten, daß 2. durch pas Intel: 
lectualfyſtem das Wefen der Materie nicht erkläre und daß Die präftaßllirte Harmonie nur eine 
Erweiterung der Affijtenz Gottes ſei, durch welche Gartefius das Entfpredhen In den Verände- 
zungen ber audgevehnten und der denkenden Subſtanz babe -begreiflih machen wollen, und aud 
welcher Bueulinz bie Gonfequenz des Dccafionalismus gezogen Hatte. X. antwortete auf diefe 
und andere Einwürfe und dachte ſich immer tiefer in fein Syſtem hinein. Natuürlich konnte er 
mit Locke nicht übereinflimmen, obwol ex vieles bei ihm fand, dem er, in der Entgegenfegung 
zum Garteflanismus, feinen Beifalt gab. Als ver Locke'ſche Verfuch „Über ven menſchlüchen 
Verftand‘ und gleich darauf eine deutſche Überfegung erfchlen, machte £. ſelbſt in ven „Monat: 
lichen Auszügen‘ zu Hannover eine nicht unvortheilhafte Anzeige davon und ließ dur Burnet, 
air welchem er correiponvirte, Locke eine Heike von Bemerkungen zugeben. Als dieſer jedoch 
feine Notiz davon nahm, fchrieb er 1703—4 „Nouveaux essais sur llentendement humain‘', 
in welchen er fein Syſtem dem Locke'ſchen gegenüber entwidelte. Er wählte vie Form eines 
Dialogs. Philalethes vertheidigte darin Locke, Theophil &. Locke behauptete, daß alle unfere 
Borftellungen die Folge von Sinneseindrüden wären, bie wir durch Neflerion orpneten. Was 
nicht zuvor in unfern Sinnen geweſen fei, das fei auch nicht In unferm Verſtande. 2. gibt zu, 
daß formell unjere beſtimmten Vorſtellungen durch finnlihe Erregungen vermittelt werben, 
leugnet aber, daß das Denken und Wollen an fi durch die Senfation entflehen Lönnten. Wenn 
der Verftand nicht ſchon da wäre, wie fönnte er denn die Senfationen ordnen und combiniren? 
Zode ſtarb 1704. Weshalb 2. feine „‚Essais”, die wir unbedingt als fein tiefftes, umfafſendſtes 
und aud in Anfehung ver Form vollendetſtes Werk betrachten müflen, nicht drucken ließ, if} und 
wentgfiend unbegreiflih. Co wurbe erft 1755 durch Raſspe in Hannover zum Druck befördert. 
Wäre es 1704 erfchlenen, fo würde die ganze Pſychologie einen andern Bang genommen haben. 

Die „Theodicee“, die er 1710 herausgab, enthielt allerbings auch fein Syſtem, allein in 
einer lofen populären, mit dem erwähnten gelegentlichen Urſprung zufammenhängenden Form. 
Sie beſteht eigentlich, außer einer bedeutenden Vorrede, aus zwei Abhandlungen. Die erfle: 
‚Sur la conformits de la foi et de la raison“, hält ven Gebdanken der Vernunft des wahren 
Glaubens aufrecht, wodurch fidh verfelbe vom Unglauben und Aberglauben unterſcheidet. L. 
. verwarf eine volonte arbitraire de Dieu, welche die Garteflaner Iehrten. An der Wahrheit 
kann auch Gott nichts ändern. Sein Wille kann nicht bewirken, daß eine ungerade Zahl eine 
gerade fei. Die zweite Abhandlung: „De la bonts de Dieu, de la libert6 de !homme et de 
l'origine du mal”, gab die Außeinanberfegung bes bekannten L. ſchen Optimiömus, daß Gott 
von allen möglichen Welten vie beſte gewählt und geihaffen Habe, daß das Übel ala metaphy⸗ 
ſtiſches der Begriff ver Negation, als phyſiſches der Schmerz, ald moralifches die Sünde ſei, daß 
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abex das Negative im Verhaͤlinißj zum Pofltiven nur eine verſchwindende Groͤße ausade und 
im totalen Zufammenhang aller Phanome unbewußt und ungewollt daB Beſſere müfle hervor⸗ 
bringen helfen. Bine Inteinifche, ven Ausgaben der, Theodicee“ angehängte Abhandlung: ‚Causa 
Dei asserta perjustitiarh ejusoum caeteris ejus perfeotionibus cnnolisque abtionibusconci- 
liatam“, wiederholt dieſe Gedanken in einer logiſch geſchloſſenern Form, in welcher 2. gleichſam als 
der Rechtsanwalt Gottes auftritt. Iſt num auch von ſeiten der Wiſſenſchaft die, Theodicer“ unge⸗ 
nügend, ſo war doch die Wirkung auf feine Zeitgenoſſen gerade vielleicht durch die populäre Form eine 
uns ſo größere. Wenn wir und die Zeugniſſe des vorigen Jahrhunderts vergegenwärtigen, in 
denen und die „Theodicee‘ begegnet, fo müflen wir geſtehen, daß fie als ein hoöͤchſt ehrwürdiges 
Bud) erfcheint, welches zahlloſen Gemüthern wieder Bertrauen zum Beben und Handeln‘, zur 
Religion ringeflößt bat. Der pikante Sfeptteiämus Bonle'd, der au die Königin Sophie 
Charlotte fo ſehr beunruhigt und indirect dem Dualismus des Mmiälfdien Syſtems jo 
viel Vorſchub geleiftet Hatte, ſtand Hier einem Syſtem gegenüber, das zwar auch ein My- 
Rerium in ſich ſchioß, aber doch-ein. mit ber-Logit verföhntes. Über alle .confeifionellen 
Differengen erhob ſich 2. zu einem Deismus, der bie innigſte Bewunderung und Liebe Gottes 
forderte. Obwol die Franzoſen äls Garteſtaner 2. in vielen Stücken befämpften, fo haben 
fie doch manche Elemente feiner Philoſophie treuer als Die Deutihen bewahrt, bei denen jie 
durch Die Kantiſche Philoſophie verdrängt warb. Die ‚„‚Ihrobieee‘‘ macht in den Handbüchern. 
welche die Approbation für den Unterricht nachſuchen, ein obligatoriſches Kapitel aus. Ihre 
Kenntniß gehört zum Progranım des philoſophiſchen Baecalaureats. 

Gewoͤhnlich bezeichnet man das L.'ſche Syſtem mit dem Ausodruck der Mynadologie. In 

der That Hat er ſelbſt auch ſich feiner bedient, allein nicht von Anfang an. Er ſprach zuerſt, an 
die herrſchende Terminologie der Carteſianiſchen Schule anfnüpfend, von einfachen Subflangen. 
Als diefer Ausprud ihm zu eng ward, griff er zu den Ariftotelifhen Entelehien. Dann erft fiel 
er auf den Ausdruck Monade, der in der That für feinen Zweck ber geeignetſte war, um bemerf- 
lich zu machen, daß alles Mechantfche, Materielle, nur erft ein ſecundäres Produet ſei. 2. löfle 
die undurchdringlich fcheinende Härte ver Materie in den Idealiomus der Monaden auf, die füch 
in fich ſelbſt zur Tätigkeit beſtimmen, indem fie ih das Univerfum vorflelen und ſich vonein- 
ander theild nur durch den Grad der Deutlichkeit unterfcheiven, mit welchem dies geſchieht, theils 
durch Die Stellung, welche fie zueinander einnehmen, centrale ober peripherifhe Monaden zu 
jein. Dynanismus, Vitalismus, Metamorphismus, Intellertualismus , Spiritwalismus, 
ideeller Proceg war bad Weſen ber 2.’ ſchen Philoſophie. Kurz vor ſeinem Tode 1714 faßte er 
daſſelbe zur ſchärfften Formulirung in einer Anzahl von 90 Paragraphen zuſammen, bie er 
dem Prinzen Cugen von Savoyen nah Wien ſchickte, der fie ald rin feltenfted Kleinod in ein 
Käſtchen legte, das er ſelbſt forgfältig hütete. Diefer üͤberxſicht gab L. den Nauıen „La Mona- 
dologie”. Sie iſt ſehr berühmt und in ber lateiniſchen Überfegung „Principia philosophiae 
seu theses in gratiam Principis Eugenli conscriptae‘ hauptſächlich für die Darflellung des 
fpeeulativen Kerns der L’fhen Philoſophie benutzt worden. Eine ähnlide Concentration 
zeigen bie „Principes de la nature et de la grace, fondes en raison’' aus bemielben Jahre, die 
zuerſt 1738 in der „‚Europe Savante“ , November, gedruckt wurden. Auf die ſpeciellere Ana⸗ 
Iyfe und Kritik der L.'ſchen Philoſophi⸗ uns einzulafſen, muß hiet als unſerer Abſicht nicht ent⸗ 
ſprechend unterbleiben. 

2. ſtarb an der Gicht am 14. Nov. 1716 zu Hannover: Der Hof lieb fofort alle jeine 
Bücher und Papiere mit Befchlag belegen. Dies war der einzige Beweis ber Theilnahme, Die 
er ihm zoflte, denn zum Begräbniß, zu dem Eckhart ihn einlun, erjchien niemand vom Hofe. 
. Allein es erſchien auch fonft niemand, auch fein Geiſtlicher. Eckhart, der ven Sarg beſtellt hatte, 
war auch ber einzige Menſch, der ihm bie letzte Ehre erwies und ihm zum Grabe folgte. Die 
berliner Akademie blieb ſtumm beim Tope ihres Bräfidenten. Die londoner Akademie blieb 
flumm. Nur die parifer Akademie feierte ihn am 13. Ron. 1717 durch eine Öffentliche Sitzung, 
in welcher Fontenelle eine glänzende Lobrebe auf 8. vorlaß, die ſeitdem unendlich oft gedruckt 
und excerpirt ift und recht eigentlich das Bild erichaffen Hat, Dad man fi im großen Bublifum 
von L. zu machen pflegt. Die Franzoſen beſchämten bie Deutſchen, denen erſt Leſſing und Gerber 
die unendlichen Verdienſte 2.’ um bie Nation zum Bewußtfein bringen mußten. 

L. Hatte nie daran gedacht, Schule zu machen. Er hatte alle politifchen, kirchlichen und wii: 
ſenſchaftlichen Beſtrebungen in völlig objeetivem Sinn gefdiwert. Er haste ſich auf alle Stand⸗ 
punkte zu verfegen gewußt, aber bieie feltene Babe entfprang bei ihm nicht and Seichtigkeit, 
aud geifliger Unſelbſtaͤndigkeit, aus Übergefäligfeit, fonbern aus ber unendlichen Leichtigkeit 
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der Benetration frenider Individualitaten, Anſchauuugen und Bedürfniſſe. Sie entiprang ars 
ſeiner Neigung zum Neuen, and ſeiner unbegrenzten Univerſalität, die in dem. Partitu⸗- 
lären, welches üch ihr darbot, ſofort einen ſtets intereſſanten Ball des Allgemeinen ers 
blickte. X, blieb nie auf dem Standpunkt, dem ex ſich zuerſt, um ihn kennen zu lernen, 
untererunste, in bloß paſſiver Accommodation ſtehen, ſondern arbeitete von ihm zu höhern 
Zielen weiter, und hiermit brachte ex dann dfter Eutfremdung hervor, weil man ‚nun bei 
ihm auf einen Winerftand traf, den man nad her anfünglidgen Anbequemung wicht erwartete. 
Allein nicht nux Accommadation und Inhifferenz wurde ihm vorgeworfen, ſondern auch Geiz 
und Ehrſucht. In Betreff des erſtern Borwurfs iſt wohl zu sewägen, daß L. als Stpriftfieller 
nie einen Vfennig eingenommen bat. Alle ſeine Schriften find ohne Honorar gedruckt, viele 
derjelben erſt nach ſeinem Tone. . Dem Hru. v. Voineburg war er ohne alten Entgelt gefällig. 
Später bezog er nom hannoveriſchen, vom preußiſchen und ruſſiſchen Hofe ein Jahrgeld, das 
jedoch oft nicht außgegahlt ward. L. ſah lich daher wor, inner jo viel Gelb in der Kaſſe zu 
haben, um fohhe unvermuthete Ausfälle decken zu Bönnen, bis die fürfligen Kaflen ihre Ver⸗ 
fäunsmiß wieber nachholen konnten. Kriegszuſtaͤnde oder große, langwierige Gofluftbarfeiten 
waren die gewöhnliche Veranlaſſung eines ſolchen Imsemmittizend. X. nuterbielt einen koſtſpie⸗ 
ligen Briefwehfel von einem jo großen Umfange, daß kaum Alexander v. Humboldt unter den 
Neuern mit ihm veyglichen werben kans, Die ˖Harſtellung feiner Rechenmaſchine Foftete ihm 
nach und nach an 12000 Thlr. Seine ungaufhötlichen Reiſen in ihrer damaligen Unbeholfen- 
heit und Langſamkeit verzehrten bedentende Summen. Ex mußte alſo Geld haben, wenn er 
ſeine Zwecke fördern wollte. Er hinterließ etwa. 16000 Thlr., die ein gang obſaurer Ver⸗ 
wandter, ein Prediger Löffler, erbte, deſſen Frau über Die Nachricht non dieſer Erbſchaft vor 
Freude farb. Wie das Geld für ihn nur Mittel war, fo auch feine Würden und Titel. Er 
wußte, daß er ohne fie nliht auf die Menſchen, nicht auf bie Höfe wirken fonnte. Vom Reichs⸗ 
freiherrn ſtieg er allmaͤhlich zum kaiſerlichen Reichshofrath, ber hoͤchſten Würde, zu der ein Vro⸗ 
teſtant uͤberhauwt gelangen kounte. Allein welches jeiner Ämter, welche feiner Würden wäre 
nicht ans feinen Verhaltniſſen als ein natürliches, wohlverdientes Reſultat hervorgegangen, 
ganz abgeſehen davon, daß er auf die damalige Welt nur unter dem Nachdruck ſolcher Stellung 
einen energiſchen Effect zu äußern hoffen durfte. 

Die allgemeinen politiſchen Verhältniſſe ſtanden immer im Vordergrunde ſeiner Aufmerk⸗ 
ſamkeit und Thätigkeit. Es war aber nicht nur pie formale Seite der Politik, die er mit feinen 
Denkſchriften fein langes Leben hiadurch begleitete, fondern es war auch bie reale Seite der 
Staatsverwaltung, bie er unablällig nach alten Richtungen Hin cultivixte. Er machte Vor⸗ 
läge zu heilfamen Reformen der Rechtspraxis, ned Münzweſens, ned Straßenbaues; er 
brachte Die Bergwerke des Harzes durch Abtreiben der wilden Waſſer zu ergiebigerm Grtrage; 
er machte auf vie Zucht der Maulbeerbäume aufmerkſam, leitete Anftalten zur Bhosphorberei- 
tung u. ſ. w. Sein Gente erlaubte ihm nicht eine etwa nur ⸗dilettantiſche Bekanntſchaft mit fo 
heterogenen Segenfländen, ſondern befähigte ihn zu einem geinbligen Eingehen. Es war ihm 
unmoͤglich, bei der theoretischen Ayffailung ſtehen zu bleiben, ſondern er mußte überall zur 
praftifchen Anwenbung fortgehen, um bie Wiſſenſchaft für dad Leben fruchtbar zu machen und 
das Wohl der Menſchheit zu erhöhen. Dieſe praftiiche. Neigung empfahl ihn den Bürften 
feiner Zeit, welche parauf denken mußten, den Zufland ihrer Länder, die durch Die Greuel des 
Dreißiglährigen Kriege fo ſehr gelitten Hatten, zu heben, zumal fie ſelbſt für ihren Aufwand 
viel Gelv verbrauchten. Gold maden zu koͤnnen, des war der geheime Wunſch ver Kürften, vie 
in Venedig und Paris fchwelgten. Der erfinberifhe Kopf eines Rathes wie 2. follte ihnen 
neue Quellen ewöffnen, Geld zu gewinnen, ſollte ihnen Vorſchläge machen, ihr Anfehen zu er- 
Höhen, ihre Macht zu erweitern. 2. war auch in ber That unerfchäpflih an Projecten, aber 
feine Freude an dem Neuen Hatte einen enlern Sinn, wenn jie auch diter jenen pomphaften Ton 
anſtimmte, der und marktſchreieriſch klingt, aber der ganzen Zeit eigen war. 

Als ein fortſchrittluſtiger Geiſt, der oft Autodidakt zu jein gezwungen war, bejaß 2. eins 
der geſelligſten Talente. Er verfiand ebenſowol mit den niedrigſten Handwerkern zu verkehren 
und son ihnen zu lernen, al& ſich nrit den Gelthrten, Soldaten, Miniſtern, Fürſten und Frauen 
zu benehmen, die ſich in feinem Umgange ſehr geſtelen. L. überraſcht in feinen Anſichten öfter 
durqh den Anſchein übergroßer Nachſicht, mie 3. DB. wenn er glaubt, daß man das Chriſtenthum 
im Orient nicht anders mit Erfolg werde verbreiten koͤnnen, ald wenn man ihm aud pie Baly- 
gamie geftatte ; die Monogamie für eiwas excluſiv Ghriftlices zu halten, jei eine Chimäre u. ſ. w. 
Sole Hußerungen dürfen jadoch nicht verleiten, zu meinen, baß 2. einer laxen Moral gehul- 
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digt habe. Obwol er ſich den Zerſtreuungen des Hoflebens nicht entziehen konnte, fo verlor er 
doch nie feine idealen Zwecke aus dem Auge und vergab fich nichts, weder nad unten noch nad 
oben, Treu in der Erfüllung feiner amtlihen Obliegenheiten, wußte er ſich dor ſtets feine 
Selbſtändigkeit und Freiheit zu erhalten, und ging, wo es galt, ſich refpectiven zu laffen, mit ver 
Sprache heraus. Als Georg von England ihn nicht fo, wie er verdient zu haben glaubte, be- 
handelte, zögerte er nit, den Grafen Vernſtorff offen feine Beſchwerden zu äußern. Da er 
nicht verheiratet war, Eonnte er fi den Frauen unbefangen hingeben, vermied aber alle @in- 
miſchung galanter Abenteurerei, fo fehr er es verfland, Ihnen.inteseffant zu werben und hülf⸗ 
reich zu fein. Aus diefem großen gefelligen Talent heraus erwuchs fein unermeßlicher Brief: 
wechſel, feincommercium epistolicum, von meldgem durch des Maizeaux, Kortholt, Bruber, Feber, 


» Berk u. a. ein großer Thell heraudgegeben if. Er ift von durchaus fachlicher Veſchaffenheit, 


indem er ſich ſtets auf beſtimmte Angelegenheiten in Geſchaͤften, in biplomatifgen Kragen, in 
wiſſen ſchaftlichen Aufgaben richtet. Man kann daher In ihm Die ganze Bewegung ber Zeit flu: 
diren. L. brachte, bis in Das hoͤchſte Alter, den größten Theil feines Lebens auf Reiſen zu, ohne 
darüber die Beſtändigkeit feiner einmal angeknüpften Gorrefpondenzen ober den confequenten 
Verfolg feiner einmal begonnenen Forſchungen aufzugeben. 

Die allgemeine Spradye der Gelehrten feiner Zeit war noch die Inteinifhe. Er konnte id 
iht nicht entziehen. Da er fich jedoch viel an ben Höfen aufblelt, da er vier Jahre in Paris ge: 
lebt Hatte, da er mit fo vielen Fürften und Ausländern correfpondirte, die fi nur in ber franzb- 
fiſchen Sprache bewegten, fo wurde ihm dad Franzöfſtſche ebenfo geläufig als das Lateiniſche. 
Seine vorzüglicäften philoſophiſchen Schriften ind nur franzöflf verfaßt. Er war aber weit 
davon entfernt, feine Mutterſprache zu verachten. Im Gegentheil wollte ex das Deutfche zu 
Ehren gebracht wiffen, wenn es ihm aud für feine wiffenfchaftlichen Zweite nicht gebildet genug 
war. (Er tadelte e8 bitter, daß der deutſche Adel fich einer fo maßloſen Auslänverei hingab. In 
einem „Projet de l'’&ducation d’un prince” , das er wahrſcheinlich gegen Ende des 17. Jahr: 
hunderts mit tiefer paͤdagogiſcher Weisheit und großer Welterfahrung gefchrieben hat, Tpricht 
er ſelbſt in Frangöfifcher Sprache ven Vorwurf gegen die Fürſten aus, fi ſchon in der Jugend 
ihrem Baterlande, den Sitten und ner Sprache ihres Volks zu entfremven. Er fchrieb, unge: 
wiß wann, eine „Ermahnung an die Deutfchen, ihren Verftand und Sprache befler zu üben, 
nebft beigefügten Vorſchlag einer deutſchgeſinnten Genoſſenſchaft“. Nur wenn wir felbit, 
meinte er, in ven Wiflenfchaften uns der deutſchen Sprache bebienen, werben wir fie bei ben 
Ausländern zu Aufehen bringen und bie Uindeutfehgefinnten zu ihren Gebrauch heranzwingen. 
Es fließen fi an Diefe Ermafnung die „Unvorgreiflicden Gedanken, betreffenn die Ausübung 
und Verbeſſerung der deutſchen Sprache” (1697). Sie find ein köſtliches Denkmal feiner na⸗ 
tionalen Geflnnung. Außer vielen Briefen hat er das „Bedenken“ über die Sicherheit des 
Reichs (1670), die „Vertheidigung Hannoverd gegen Würtemberg wegen der uͤberkunft des 
Meihöbannerd” (1694), ven „Rebenslauf des Kurfürften Ernft Auguſt“ (1698), die „Verthei⸗ 
digung ber Logik gegen Gabriel Wagner, den Berfafler der Bernunftübungen‘‘ (1696), end: 
li) aber die „Monatligen Auszüge aus neuen Büchern” (1701 und 1702) in deutſcher Sprache 
gefchrieben, die beſonders intereffant find, weil fie fehr mannichfaltige Begenftänne berühren. 

Dbwol die Anregung zu feinen Arbeiten bei 2. faft immer eine gelegentliche war, fo hin⸗ 
derte ihn Dies Doch nicht, von einem foldden Ausgangspunkt bis zu den allgemeinen Grundlagen 
und Principien zurückzugehen. ben hierin bewies er feine philoſophiſche Natur. Die Ge⸗ 
ſchichte des Hauſes Braunſchweig veranlaßte ihn gu etymologiſchen Forſchungen, zu Unterfu- 
chungen über den Urfprung ber Franken, zu Betrachtungen fiber die vorgeſchichtliche Geſtalt 
Deutſchlands, die ihn bis zur Geologie und Geogenie zurüdführten. Bei feinem Aufenthalt in 
Zellerfeld, von wo er die Arbeiten in den Harzbergwerken betrieb, erregten die Berfleinerungen 
feine Aufmerffamleit. Diefe galten vamals noch theils für diaboliſche Producte, vor denen fid 
ber Aberglaube entfegte, tHeils für Curioſa, für Naturfpiele. 2. ertannte, daß fle nothwendige 
Grzeugniffe vergangener Bildungsepochen ver Erbe fein müßten, und ſchrieb eine Protogäa“, 
in welcher er die Hypotheſe eined Centralfeuers ver Erde aufflellte. Er ſchickte 1693 einen 
Auszug daraus an die parifer Afademie. Aus dem Auffuchen der Quellen für die Gefchichte 
des Haufes Braunſchweig entſtand ihm ein diplomatiſcher Codex ald Grundlage des pofltiven 
BVölferrehts. Die Geſchichte des Haufes Braunfchweig ſelbſt, von der man lange Zeit glaubte, 
daß er fie nie geſchtieben babe, weil in den „Actis eruditorum” nur ein Plan von ihr vorge- 
funden warb, ift wirklich von ihm ausgearbeitet, aber zu einer Geſchichte des ganzen Reichs er- 
weitere. Berk Hat dieſe „Annales Imperii occidentis domus Brunsvitensis” in mehreren 
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Bänden anderthalb Jahrhunderte nad ihrer Abfaſſung zum Staunen der Welt Herausgegeben. 
Ahnlich ſehen wir ihn überall vom Einzelnen und Befonderm zum Allgemeinen, zu den Ideen, 
und ſelbſt in Sprache und Schrift bis zu einer Univerſalſprache und Univerſalſchrift auffleigen. 
So fand er daß Geſetz der bewegenden Kraft, das Befeg ver Gontinuität, das Befeh ded zurei- 
chenden — teleologifgen — Grundes, das Differential und Teine Integration, bie er fummate- 
riſche Reihen nannte (der Ausdryck Integral ſtammt von Bernoulli); fo fand er den Begriff 
ber Monade und des Optimismus. 

Entfpreigend feiner ſachlichen Uiniverfalität war bei ihm Die der Form. Jede ſtand ihm zu 
Gebote, felbft vie des Berfes, wenn es fein mußte. MBefonbere äſthetiſche Anfprüce auf Vollen- 
dung der Form machte er zwar nicht, ober richtiger geſagt, blieben fie ihm fremd, weil er un- 
genirt von ber Leber weg ſchrieb, was er als Juriſt, als Publiciſt, als Beometer, ale Hiftorie- 
graph, als Techniker, ale Kritiker, ale Philoſoph und Theolog zu fagen hatte. Jet ſchrieb er 
über bie tiefſten metaphyſiſchen Probleme eine Abhandlung und gleich darauf machte er ein Be: 
dit auf einen verflorbenen Bapagat des Fräuleins v. Scudery, mit dem er in Briefwechſel 
Stand. Bei-der Vielſeitigkeit feiner Formen, unter venen ſelbſt die dialogiſche nicht fehlt, hatte 
ex Immer nur Bine Hauptrüdfit, die Deutlichkeit. Gute Definitionen zu finden war ihm der 
Kern aller Schriftſtellerei, weil ohne fie alles Übrige fo gut wie umfonft fei. 

Das Leben 2.’ murde von Ludovici 1737, von Lamprecht 1740, von Saursurt 1756, am 
ausführliääften und biöjegt am beften von Guhraner (Breölau 1842) in zwei Bänven ge: 
ſchrieben. | 

Die befte Charakteriſtik 8. als Philoſophen Hat Ludwig Feuerbach in Ansbag 1837 ge: 
geben. Eine Darflellung 2.’ als Juriſt und Staatsmann, vie ihn nad feiner ganzen Größe 
vorführte, fehlt noch. Bine genaue, wenn auch trockene. Darlegung feiner juriftifcden Anfichten, 
namentlich in Betreff der Reform des Corpus juris, hat Hinrichs gegeben: „Geſchichte ver 
Rechts⸗ und Staatöprincipien feit der Reformation bis auf die Gegenwart“ (Leipzig), UI, 1 fg. 

Eine Befammtausgabe feiner Werte exiſtirt no nit. Raſspe (1765), Dutens (1768), 
6 Be. in Quart, find unvollſtaͤndig, Thon weil, was Raspe brachte, nicht bei Dutens wiebers 
zufinden ift. Es gilt Bier von und Deutſchen immer no, was Diberot in der „Encyclopedie‘ 
am Ende feines Artikels ‚‚Leibnizianisme” fagte: ‚Jamais homme, peut-Ötre, n'a autant lu, 
aulant ötudie, plus médité, plus éerit, que Leibniz; cependant il n’existe de lui aucun 
corps d’ouvrages. ll est surprenant que l’Allemagne, à qui cet homme fait Ini seul autant 
d’honneur que Platon, Aristote et Archime&de ensemble en font a la Grèce, n’ait pas encore 
recueilli ce qui est sorti de sa plume. Ce qu'ila compos6 sur le monde, sur Dieu, sur la 
nature; sur läme, eomportait l’&loquance la plus sublime. Si ces id6es avaient &t6 expo- 
s6es avec le coloris de Platon, le philosophe de Leipsic ne le cederait en rien au philo- 
sophes d’Athönes.” Ganz allervings paſſen diefe Worte nit mehr, denn Berg hat die Ab: 
fit, eine Befammtausgabe der Werke 2.’ zu veranftalten. Es iſt davon bisher eine Abthei⸗ 
lung, Die mathematiſche in fieben Bänden (1855 — 63) in Halle erfchtenen, die Profeſſor Ger⸗ 
hardt in Cioleben beforgt Hat. | Ä K. Rofentran;. 

Leichenhäufer, Seichenſchau. Don ven früheſten Zeiten if unter allen Völkern der 
menſchliche Leichnam der Begenftand befonverer Fürſorge ſeitens der Familie wie feitend bes 
Staats geivefen. Für legtern aber Ift ver Leichnam in Doppelter Beziehung wichtig, theils näm- 
lich weil die Stantögefellfchaft für die aus ihrer Mitte ſcheidenden Mitglieder gewifle Verpflich⸗ 
tungen zu erfüllen bat, theils weil die Leihen Einflüffe hervorrufen können, weldye für bie Le: 
benden geſundheitonachtheilige Einflüffe Herbeizufüühren geeignet find. Hiernach hat die Mebi- 
cinalpolizei, welcher vie diesfallſige ſtaatliche Fürforge obliegt, eine zweifache Aufgabe zu er- 
füllen; fie hat namli dahin zu fireben, daß niemand lebendig begraben werde, und außerbem 
dafür zu forgen, daß der im Berein der Lebenden Bleibende geſchützt werde vor Krankheitsur⸗ 
sachen, welche, wie Fäulniß und Anftedungeftoffe, von ben tobten Körpern auß zum Nachtheil 
anderer ſich entwideln kͤnnen. Zur Erreihung dieſer Zwecke dienen vorzüglich zwei Mittel: 
die Leichenſchau und dad Reihenhaus. 

Die Leichenſchau ift zur Erfüllung der zuerſt bezeichneten Aufgabe der Öffentliden Befund- 
Heitöpflege eine unerlaßliche Maßregel, denn wenn ein Körper befkattet werben foll, fo kommt es 
ſelbſtverſtääͤndlich vorher auf die Entſcheldung darüber an, ob ber Ton wirklich eingetreten fei 
oder nicht. Die diesfallſige Beurtheilung hat ſich zu halten an bie Merkmale des erlofchenen 
Lebens. Lepteres gibt fich kund zuerfl durch das Aufhören der Reſpiration und Girculation ; 
demnächft macht fi unmittelbar nad nem Tode dad Erloͤſchen des Glanzes der Augen bemerkbar; 
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der Lichtreiz wirkt nicht mehr auf die Pupille, ebenio wie irgenbein Reiz irgendwo noch Reae⸗ 
tion veranlaßt; der ganze Körper erbleicht, Die thieriiche Wärme, bie ver Menſch im Augen-⸗ 
blick nes Todes beſaß, nimmt ab; es tritt eine allgemeine Erihloffung der Muskeln ein, Die 
legiern. platten fi ab-an den Theilen, wo der Rörper aufliegt; ber Augapfel yerliert Die während 
des Lebens ihm eigenthümliche Träftige Claſticität, er wird wei und nachgiebig, die Gelenke 
Dagegen zeigen fidh infolge der Leichenſtarre Reif und ſchwer beugfaın ; hierauf macht fich Die vhy⸗ 
ſiſche Senkung des Blut8 in den Haargefähen nad dem Gelege der Schwere geltend, äußerlich 
in Form der fogenannten Tobtenflede im linterbautgellgewebe, innerlih durch Hypoſtaſen in 
ſämmtlichen Organen, namentlich im Gehirn und ia pen Lungen. Die ebengedachten Erſchei⸗ 
nungen Tann man als die Vorläufer des Verweſungsproceſſes anſehen, welcher letztere fi zuerſt 
vorzugdoweiſe ankundigt durch den ſpetiſiſchen Leichengeruch. Obgleich die Bereinigung der zuerſt 
angeführten Merkmale in ver Mehrzahl ver Fälle hinreichen dürfte, um ein Urtheil über den ein⸗ 
geiretenen Tod im einzelnen Falle abgeben zu Eännen, fo bilpet doch die Fäulniß und deren Er⸗ 
ſcheinungen ſtets den wichtigften und hauptſaͤchlichten Anhaltspunkt für Die Ausübung ber Lei: 
chenſchau. Diefelbe wird nun entweder von Arzten belorgt oder von Laien, und in legterm Falle 
theils von Leichenbeſchauern, theils von Reichenfenuen oder Leichenwäſcherinnen Die ärztlidye 
Leichenſchau if in den Ländern, wo fie befland ober wo fle.nod beſteht, nicht iummer eine beim 
größern Rubljfum beliebte Ginrichtung geweſen. Es mag dies feinen Grund in verſchiedenen 
Momenten haben. Namentlich hat man hier und da den Ärzten bei Ausübung ver Leichenſchau 
den Vorwurf einer gewiſſen geſchäftlichen Oberflächlichkeit gemacht, ven Hinterlaflenen if es 
auch haufig nicht angenehun, einem freuiden Arzt die Beichäftigung mit dem Verſtor benen zu 
überlaffen, vorzugseweiſe aber war es namentlich der Roftenpunft, welcher die fragliche Einridy- 
tung nicht jelten in Miscrebit brachte. Diefe Moment wirkte von jeher beſonders auf die länd⸗ 
liche Bevhlkerung, und eö if allerdings nicht zu leugnen, Daß die Koſten der Leichenfchau auf dem 
Lande, bei Der oft weiten Entfernung des Arztes, nicht felten etwas drückend fein mögen für die 
Familie der Verftorbenen oder für bie Gemeinden, wenn diefelben für bie Zahlung einflehen 
müflen. Immerhin aber ift die Durch Arzte beforgte Leichenſchau ber durch Laien im allgemeinen 
principiell vorzuziehen, namentlich in großen Städten, wo nicht allein die Entſcheidung der Frage 
über den eingetretenen Tod vorliegt, jondern auch die Berückſichtigung mehrerer anderer Zwecke, 
welche bei der fraglicden Staatseinrichtung außerben noch zu verfolgen find. Am geeigneifken 
erſcheint es in großen Städten, jedem Arzte erſter Klafie Dad Recht einzuräumen, die Leicheuſchau 
unter Berüdjicptigung der beſtehenden gejeglichen Beftimmungen bei denjenigen Verflochenen 
auszuüben, weiche verfelbe in der legten Krankheit behandelt Hat; will er won dieſem Recht nicht 
Gebrauch machen ober ift jemand geftorben ohne ärztlichen Beiſtand oder infolge von Ver: 
unglüdung, fo tritt die officielle Leichenſchau ein, deren Koften aus Öffentlichen Kaflen zu be: 
ftreiten fin. Dagegen aber dürfte es unbedenklich erſcheinen in Eleinern Städten, namentlich 
in Landgemeinden, Laien mit der Beforgung ber Leichenſchau zu betrauen, mögen dies nun 
Todtenbeſchauer fein oder Keihenfrauen, wenn man erwägt, daß es in ber bei meitem größten 
Mehrzahl der. Fälle nicht ſchwierig iſt, die Hauptlennzeichen des Todes, die Merkmale der Fäul⸗ 
niß an der äußern Fläche des Körpers ſowie den Reihengeru mit Sicherheit zu erfeanen, und 
daß daher nicht ſowol fperielle Kenntniſſe, als vielmehr Pflichttreue und Gewiſſenhaftigkelt für 
Die Haupteigenſchaften des Leichenbeſchauers zu erachten find. Unter allen Berhältniften find 
Treilich Leichenbeſchauer dieſer Gattung auf eine Inftruction zu verpflichten, in welcher eine Flare, 
bündige Befchreibung der hauptſächlichſten Merkmale des Todes enthalten if, chenfo wie Die 
kategoriſche Forderung, daß in nur einigermaßen zweifelhaften Källen ein Arzt berbeigerufen 
werden müjfe, um über den vielleicht norhandenen Scheintod zu entſcheiden. Durch Die Leichen 
beſchau wird aber auch bie Zeit beflimmt, in welcher eim todter Körper zur Erde beflattet wer: 
ben darf. Hierdurch erfirebt man eine weitere Berjicherung , daß die Beerbigung vor dem wirk⸗ 
lichen Eintritt des Todes nicht flattfindet. In den meiften Staaten ift der Diedfalljige Termin 
auf 72 Stunden beftimmt und Ausnahmen werden gemähnlid nur geflattet infolge ausdrück⸗ 
liden ärztligen Antrags und Ausfprucd hei jehr ſchnellem Eintritt in Faͤulniß, bei anſtecken den 
Ktanfheiten fowie in Zeiten von Epivemien. Die Völker des Alterthume waren hierin noch 
vorſichtiger, Lykurg 3. B. fegte die Todtenbeklagung, vor deren Beendigung niemand begraben 
jverden durfte, auf 14 Tage feft, und in den Geſetgzen der Zwölf Tafeln iſt die Beerdigung vor 
dem neunten Tage verboten. Freilich kann eine zu lange Verzögerung ber Hinwegſchaffung ber 
. Reigen ven Lebenden leiht Gefahr bringen, befonbers in großen bdicgtbeuälferten Städten. 
Erwägt man außerdem, daß in ber Regel nad) 48 Stunden die Zeichen ver Fäulniß ſich zu ent⸗ 
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wickeln pflegen und daß bei einer guteingerichteten Reihenfchau ohnehin Die Beerdigung vor dent 
Eintritt der Faͤulniß nicht ftattſinden kann, fo möchte ver Termin von zwei Tagen durchſchnitt⸗ 
lich als ausreichend zu erachten fein. 0 

Außer der ebenbezeichneten Abficht ſucht aber der Staat durch die Leichenſchau nuch mehrere 
andere Zmede zu erreichen; ex benutzt fle zur Entdedung von verbeimliägten Krankheiten, von 
gewaltfamer Todtung und Selbſtmord, zur Nachforſchung Über Mepicaftereien, zur nähern Er⸗ 
gründung endemiſcher und epidemifcher Krankheiten. Die Berückſfichtigung diefer in größern 
Drten häufiger vorkommenden Verhältniſſe ſpricht freilich dafür, daß in Tehtern die Ausübung 
der Leihenichau fi nur in den Händen von Arzten befinden follte. Wenn man aber bebenft, 
daß die gedachten Staatszwecke auch auf andere Weiſe erreicht werben können, daß in kleinern 
Drten jeltener Gelegenheit geboten iſt, diefelben zu verfolgen, fowie daß Verhälmiſſe der er- 
wähnten Art innerhalb Heinerer Semeinven fehr ſchwer zu verbeimfichen find, fo nürfte int allge: 
meinen, namentlich in Bezug auf leßtere, die Beforgung bed Leichenſchauvienſtes durch Laien, 
wie foldje oben angebeutet wurbe, Die biesfallfige Verpflichtung des Staats in Bezug auf klei⸗ 
nere Drte genügend erfüllen können. ’ " 

Bin wichtiges Unterſtühungsmittel für die Erreichung ber Hauptzwecke der Leichenſchau bilder 
das Reihenhaus. Daffelbe dient zur Aufbewahrung der and den Kreife ver Lebenden Ausge⸗ 
ſchiedenen bid zu der Zeit, mo Die Zeichen der Verweſung fl} entwickeln und wo die Beerdigung 
ſtattfinden Toll; dem Lebenden dient aber das Leichenhaus, um ji vor den an den Reihen haf⸗ 
tenden Anftedungsftoffen fowie vor der Einwirkung: ver Fäulnißgaſe zu ſchützen. Oleſe Bor: 
theite haben ven Werth ver Lokalitäten gedachter Art ſchon kingft zur Anerkennung gebraät, und 
J. P. Frank empfahl bereitd vor faft hundert Jahren die Errichtung von Tostenhallen in allen 
Städten und Dörfern, ſowie in jenem Viertel größerer Stäbte; ein Öfierreichtiche® Mandat be- 
flimmte ferner ſchon Im Jahre 1771 die Errichtung einer Todtenkammer bei jeder Kirche. Ein 
Lebhaftes Intereſſe far werartige Afyle machte fi vorzugsweiſe geltenb zu Ende bes vorigen und!’ 
zu Anfang des jetzigen Jahrhunderto, wo die nammtli and von felten der Ärzte genaͤhrte 
Furtht vor dem Lebenvdigbegrabenwerden außerordentlich verbreitet war. Dies gab Beranlaflımg,: 
daß 1792 auf Hufeland’$ Anregung in Weimar ſowie bald darauf in Eiſenach Muſterleichen⸗ 
Hallen erbaut wurden, durch deren Einrichtung beſonders der obengedachten Furcht Rechnung 
getragen werben follte. Diefe Kokalitäten befanden aus mehreren größern und Heinen Hallen. 
für die Leichen, einer Wärterwohnung, Babezimmer, Kliche zum Erwärmen des Waffers ſowie 
zu Kataplasmen, und das Ganze war ausgeſtattet mit verſchiedenen Requiſtten, welche zur 
Hütfeleikung beim Stheintobe nothwendig werden konnten. Außerdem ſetzte man bie Leichen 
durch metallene Fingerhuͤte at den Haänden und Füßen mit leichtbeweglichen Slockenzügen und 
Weckapparaten in Bewegung, welche letztere in das Zimmer des Arztes over Wärters außmün? | 
deten. Später wurden nach dem Beiſpiele der gedachten Städte in verſchiedenen größern und 
Beinen Orten Deutſchlands Leichenhäuſer mit gleichen oder aͤhnlichen Einrihtungen erbaut: 
Da aber nach Verlauf mehreter Jahrzehnde nirgends ed gelungen war, anch nur @inen Schein: 
tobten in jenen Afylen zur Beobachtung zu befommen, fo gerietben jene Apparate nad und nach 
in Verfall, bis man fie neuerdings fait überall beiſeite legte. Und obgleich die diedfallfigen 
Borfehrungen vom humanen Standpunfte aus gewiß als Höchft IOblich zu bezeichnen find, fo 
kann man viefelben doch als entbehrlich bezeichnen für die Hauptzwecke der Leichenhäuſer, be⸗ 
ſonders wenn man erwägt, daß man in unſerer Zeit im Stande iſt, den Tod vom Scheintode 
ſicherer zu unterſcheiden als früher. Denn abgeſehen von ver gegenwärtig weit beflimmtern: 
Kenntniß der allmählichen Cntiwidelung und Afelnanverfolge der Reihenerfcheinungen‘, ſowie 
von der Anwendung ver Auschltation und der Perruſſton zu fragllchem Zwecke, beflgen wir 
nad Weber's Unterſuchungen („Verhandlungen der'@efellichaft ver Wiffenfchaften zu Leipzig‘, 
1854) ein fehr einfaches Verfahren, durch welches man ſchon ſechs Stunden nach dem Tode den 
wirklichen Tod vom. Scheintode unterfelden kann, und zwar durch Zeichen, welde auch von 
Laien nicht verfannt werden innen. Dieſes Berfahren befteht darin, daß man die Haut des 
Berftorbenen an einigen Thellen, die nicht von Waſche und Kleidern bedeckt find, mit einem 
naffen wollenen Tuche oder mit einer naflen Bürfte eine Minute lang reibt, dadurch die Außern 
Lagen ver Oberhaut abreibt und die Teßtere dünner macht. Iſt der Menſch wirklich tobt, fo reicht 
dieſe kleine unſchaͤdliche Einwirkung aus zu bewirken, daß die Haut an ber geriebenen Stelle 
austrocknet und zwar, wenn der Verſuch an ver noch warmen Leiche gemacht wird, in weniger 
als ſechs und ſpäteſtens vor Ablauf von zwölf Stunden. Sie tt daſelbſt gelbliäbraun, hart und 
durchfichtig wie Horn, zuſammengeſchwunden und daher etwas vertieft. IA in dem Menfchen 
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noch fo viel Leben, daß noch an ein Wiedererwachen zu denken iſt, fo trocknet Die Haut nicht auß, 
ſondern wird roth, feucht und bedeckt fig mit einem dünnen Häntchen. Defienungeachtet mag 
e8 großen Städten überlaffen bleiben, mit allen mögligen Apparaten ſchoͤn ausgeflattete Leichen⸗ 
hallen zu errichten, ver Staat hat dagegen aber pie Verpflichtung, Sorge zu tragen, daß in jepem 
Drte, au in dem kleinſten Kirchdorfe, auf dem Begräbnißplag ein hinlänglich großer Raum 
fi vorfindet,, in welchem die Todten bis zur Beerdigung aufbewahrt werben können... Eine 
folge Leichenhalle muß am beften zur ebenen Erde fich befinden, einen verſchließbaren, gegen 
Wetter und Thiere Hinlänglich gefhüpten, mit Fenſtern zu gehöriger Erhellung und mit Zug- 
Öffnungen zu genligender Bentilation verfehenen Raum barbieten und barf mit einem obern 
Stockwerk, weldhes gu Wohnungen over andern der Leichenbeifegung fremden Zwecken be: 
ftimmt würde, nicht überbaut werben. 9. Sonnenkalb. 

Leihhaus, Reihamt, Pfandverleiher, Pfand: und Leibreglements.!) Neben Erebit- 
anftalten verfchiedener Art, ven Hypothekenbanken und Pfandbriefsinſtituten fir Grundbeſitzer, 
neben den Banken und Discontolaflen für bie Geld: und Creditbedürfniſſe der Handels: und 
Gewerbtreibenden, neben ven Darlehns⸗ und Vorſchußkaſſen, diefen Volksbanken für ven mitt- 
lern und Heinern Handwerker und Arbeiter, ferner den Bezirksvorſchußkaſſen, wie fie feit 1848 
in Berlin aus wohlwollender Theilnahme an der Noth nermögensloferer Mitbürger erwuchſen, 
haben fi ſchon aus früherer Zeit befondere Leihhäufer ober Pfand: und Leibanflalten erhalten, 
theils als Gewerbe einzelner Privatunternehmor, theild als Öffentliche, inobeſondere communale 
fläntifche Inflitute. Ihr Urfprung iſt gleich vem ver Wechſel in Italien zu ſuchen. Das erfte 
Leihhaus in Italien iſt 1464 im Kirchenſtaat, in Deutihland 1498 zu Nürnberg eingerichtet. 

Gegenwärtig dienen die Leihhäuſer hauptſächlich der Hülfe in Armuth und Roth, folange 
diefe noch nicht der oͤffentlichen Armenpflege anbeimgefallen iſt. Ste leiſten jedoch nicht ſelten 
auch ver Kiederlichkeit und Verſchwendung, mitunter jelbf dem Verbrechen, wie 3. B. der Die: 
beshehlerei, Vorſchub. EB ift eine bekannte Thatfache, daß Privatpfandverleiber wie öffentliche 
Leihämter in denjenigen Jahresperioden die meiften Geſchäfte machen, in denen örtlich allge- 
meine Bolföfefte vorkommen, woran ſich dann jevermann, ber Armſte gleich dem Wohlhabenden, 
aus Sewohndelt, Bergnügungsjucht ober Bitelkeit-betheillgt und mander, um dazu das nötbige 
Geld Er ſchaffen, keinen Anſtand nimmt, au unentbehrliche Gegenſtaͤnde des Haushalts 
zu verſetzen. 

Die ſebgebung iſt vielfach beſtrebt geweſen, in ber Fürſorge für das Publikum, nament⸗ 
lich für die untern Volksklaſſen und in Noth gerathene Mitbürger, durch beſondere, zum Theil 
ſehr ausführliche Vorſchriften über ven Gewerbbetrieb des Leihens und Vorgens auf Pfänder, 
den dabei erfahrungsmäßig oft vorfallenden wucherlichen übervortheilungen, Betrügereien und 
Berrüdungen zuvorzukommen. 

Hinfichtlich folder Vorſchriften iſt unter andern zu vergleichen das Pfand: und Leihregle⸗ 
ment für die ſämmtlichen preußifchen Staaten vom 13. März 1787 (Mabe, „Sammlung 
preußifcher Geſeze und Verordnungen”, Bd. I, Abth. 7, &. 560 fg.), dazu die Derlaration 
vom 4. April 1803 wegen bes bei Veräußerung ber bei den privilegirten Pfandverleihern nie⸗ 
dergelegten verfalfenen Pfänver zu beobachtenden Verfahrens (Rabe, a. a. D., 3b. VID, in- 
gleichen die Gabinetsordre vom 28. Juli 1826, die Grunpfäge für die öffentlichen Rädtifchen 
Leihanſtalten betreffend („Preußiſche Geſegſammlung für 1826, ©. 81), endlich das unterm 
25. Gebr. 1834 beſtätigte Reglement für das koͤnigliche Leihamt zu Berlin vom 8. ej. m. et a. 
(„Breußifche Befegfammlung von 1834”, ©. 23). 

Die aus Vorfag oder Bahrläffigkeit vorfommenden Misbräuche dieſes Gewerbes zur Be⸗ 
gunftigung von Diebeöhehlerei und Unterfehlagung, wie von wucherlichen Betrigereien und Be- 
drückungen, mögen es reihtfertigen, daß der Betrieb des Pfandleih⸗ mie des Troͤdlergewerbes 
auch noch im preußifchen Staate zu den nad einem neueflen Gele vom 22. Juni 1861 
(„Preußiſche Geſetzſammlung von 1861’, ©. 441) ausnahmsweiſe von Polizei wegen zu 
conceffionirenvden gehört, „‚veren Beginn erſt dann geflattet werben foll, wenn fi die Be⸗ 
hoͤrde von der Zuverläffigkeit des Nachſuchenden in Beziehung auf den beabfichtigten Bewerb: 
betrieb überzeugt hat”. 

Auch bei ver Aushbung des Gewerbes find diejenigen Privatperfonen, welche aus dem 
Geldverleihen auf Pfänder ein Gewerbe machen, mehr als preimal innerhalb Jahresfriſt Gele 
auf Pfänder verliehen, oder ſich für dergleichen Darlehne mehr als die gefeglich erlaubten Zin- 
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fen auöbebungen haben, zur Begegnung ver bei dieſen Bfandgefchäften vorkommenden Betrü⸗ 
gereien und wucherlicgen Libernorthrilungen befonderu Berpfligtungen unterworfen, Deren Ver⸗ 
legung, nicht blos aus Vorfag, ſondern ſelbſt nur aus Fahrläffigkeit, zumal früher bei Juden, 
theild mit dem Verluſt des Gewerbes, oder gar des Domicils, theils und außerdem mit harter 
Freiheits⸗ mie mit Geldſtrafe bedroht if. Dazu. bleiben Oemwerbtreißende biefer Art auch der 
Reviſton ihrer nad einem beflimmten Schema zu führenden Pfandbücher durch Die Ortöpslizeis 
behörbe unterworfen. Sie haben überbied die. Berpflihtung, genau zu prüfen, ob die zum 
Pfand angetragene Sache wirfli dem Eigenthum und her freien Berfügung des Berpfänders 
unterliegt. Dies vorzüglich bei Dienfiboten, ebenfo bei beſonders Toftbaren Sadıen, bie von un: 
befannten Menſchen zum Berfag angeboten werben. Sie dürfen fih mit Perfonen, deren Bee 
fugnig zum Abſchluß von Verträgen im allgemeinen ober zur Aufnahme von Darlehnen im 
befondern geſetzlich verboten oder beſchränkt ik, in keinen Pfandverkehr einlaſſen. Dahin ge: 
hören z. B., je nach den verichlevenen Stantögejehgehungen, Golbaten una Offiziere, unter 
väterlicer Gewalt oder Vormundſchaft lebende Berfonen, Ehefrauen; Studirende. Der Pfand: 
contract, bezüglich das Berpfännungs- und Darlehusgefhäft, muß in der Regel fogar vom 
Berpfänder felbft, hei Schreibensunfundigen von einem Beiſtande beffelben, in dad paraphirte 
Pfandbuch ausführlich, unter Angabe des Datums, ber werpfändeten Stücke und ihrer. Be- 
ſchreibung, wie ihred angenommenen Werthes, ber Summe und Müngforte des Darlehne, ver 
prae- oder postnumerando zu gewährenden Zinfen und der Rückzahlungstermine, eingetragen 
werden, wovon ber. Verpfänder Abfchrift nebft Empfangichein über das hinterlegte Pfaud er: 
halten fol. Der Pfanpverleiher aber bat das ihm anvertraute Pfand mit der Vorſicht und 
Sorgfalt eines guten Hauswirths zu verwahren, fich jedes eigenen Gebrauchs deſſelben gänzlich 
zu enthalten, auch Unfall und Verluft pur Feuer, Cinbruch ader andere unabwendbare Zufälfe 
dem Berpfänber fofort, fpäteftens binnen brei Tagen anzugeigen. Dad. Pfand darf nur gegen 
Borzeigung des Pfandſcheins oder deſſen gerichtliche Amortifation zurückgegeben werben. Ins 
nerhalb einer beſtimmten Friſt nach der Verfallzeit dürfen dagegen die nicht eingelöften Pfän⸗ 
der, in ber Regel ohne fürmliche Klage gegen ven Pfandſchuldner, jedoch nach Anzeige beim Ge⸗ 
richt und nad Bekanntmachung in Sffentlidden Blättern, durch die dafür beflellten Beamten 
Öffentlich verkauft werben. Etwaige.liberfchäfle find, je nach ihrem Vetrage, an die Armenkaſſen 
ober bie gerichtlichen Depofitorien abzuliefern. Der Anſpruch des Verpfaͤnders auf Zurüd: und 
Herausgabe verfällt nach einiger Zeit. 

Die preußifche. Cabinetsordre vom 28. Juli 1826 unterfagte anch die Ertheilung neuer 
Conceſſivnen an PBrivatpfanbnerleiher in ſolchen Orten, in denen „zur Befriedigung eines all: 
gemeinen Bebürfniffes” auf Antrag der Stadtcommunen von biefen garantirte, unter Aufftcht 
der Magiſtrate und Communrepräfentanten geftellte Öffentliche ſtädtiſche Leihanftalten einge 
richtet worben. 

Gegen die obengebadhten beſondern Verpflichtungen der Pfandverleiher iſt denſelben ein 
höherer Zinsſatz als der landesübliche erlaubt. So geſtattet das preußiſche Reglement nom 
13. März 1787 bei Darlehnen von 10 Thlrn. und weniger vom Thaler auf die erſten ſecht 
Monate einen ganzen, auf vie folgenden ſechs Monate einen halben Bindpfennig für Die Woche, 
die Sabinetdordre von 1826 den oͤffentlichen ſtäͤdtiſchen Leibanfalten, mit Genehmigung ber 
Regierung, 8 Broc. jährliche Zinjen, unter limfländen fogar bis zum Maximum von 
12%, Proc. 

Im weſentlichen gleiche Vorſchriften gelten zufolge Reglements vom 8. Febt. 1834 auch für 
das unter Barantie und Auffiht der föniglihen Seehandlung zu Berlin gegründete tönigliche 
Leihamt, von welchem Darlehne nur nicht unter einem Ihaler, übrigens in vollen oder halben 
Thalern abſchließend, auf ſechs Monate gewaͤhrt werben. An Verfleigerungstoften wird 1 Ser. 
vom Thaler des Erloſes der Verpfändungägegenflände von ben Überfchüflen in Abzug gebradit. 
Dergleichen üͤberſchüſſe werben ſodann an bie Geehandlung zu einem milnthätigen Fonds abge⸗ 
Itefert, indeß an den Pfandſchuldner berausgezahlt, wenn ſich derfelbe binnen Jahredfrift, vom 
Tage des vorgefchriebenen öffentlichen Aufrufd angerechnet, meldet. Entgegengeſetztenfalls find 
fie verfallen. Dagegen wird der Pfaudſchuldner durd ven Verkauf des (bei der Niederlegung 
fadverfländig abgefhägten) Pfandes von allen Nachforderungen des koͤniglichen Leihamts we⸗ 

gen Ausfalls an Kapital, Zinfen und Koften befreit. W. A. Lette. 

Liberalismus, ſ. Parteien (politiſche). 

Lettres de cachet, ſ. Cachet (letires de). 

Riberia, |. Neger. 
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Liechtenſtein, fouveränes Fuͤrſtenthum, der kleinſte ver deutſchen Bundesſtaaten, ift weft: 
lih vom Canton St.:&allen, fünlih vom Canton Graubündten und oͤſtlich von Vorarlberg 
begrenzt; ed umfaßt 2,00 Quadratmeilen niit ungefähr 7500 Einwohnern in 14 Ortſchaften, 
worunter ber Hauptort Baduz mit 1000 und Schellenberg mit 400 Einwohnern. Hauptbe- 
ihäftigung iſt Landwirthſchaft. Die Gewerbthätigkeit beſchränkt fi auf Baummollfpinnerei 
für die benachbarten ſchweizer Fabriken und Holzarbeiten. Das Land iſt zum Theil von Hoden 
Bergen bedeckt (Augſthern 7900 Fuß, Kimberipig 7500 Buß), vom Rhein, der Samina 
(Nebenfluß ver ZU) und mehreren Baden bewäflert. — Literatur: Blos auf Karten uns 
beichränfend, nennen wir: ‚Karte der gefürfteten Grafſchaft Tirol, nebft den fouveränen 
Fürftenthum Liechtenflein‘‘ (24 Dlätter, Wien 1825-— 31); „Generalfarte der gefürfteten 
Grafſchaft Tirol, nebſt vem Fuͤrſtenthum Lierhtenftein” (2 Blätter, Wien). Der Landesver-: 
weſer, welcher nad) der neuen Verfaſſungsurkunde (f. unten) feinen Amtsſitz im Fürftenthum 
haben muß, bildet deſſen oberſte Verwaltungobehoͤrde. In CElvil⸗ und Eriminaljachen ftebt das 
Oberanit in zweiter Inſtanz unter der fürſtlichen Kanzlei in Wien, und Die weitere Berufung 
geht ſeit 1816 an die dritte und oberſte Richterſtelle, das tiroliſche Appellationd- und Eriminal- 
obergericht in Innsbruck. Der Fürſt von: Liechtenſtein bat im engern Rath theil an ber 16. 
Stimme des deutichen Bundestags; in ber Plenarverſammlung bat er die 28. Stimme mit 
einer Virilſtimme. Sein Bunbescontingent beträgt TO Mann, vie zut 3. Divifion des 8. Ar- 
meecorps ftoßen, Die Binkünfte des Fürſtenthums betragen 17000 BI. 

‚Schon im Jahre 942 trifft mm auf Ahnherren des Hauſes Liechtenſtein, das unbeftrirten 
zu den älteſten adelichen Geſchlochtern der. öſterveichiſchen Erblaude gehört und in dieſen große 
Beilgungen erworben hat. Nach nem Tode Hartmann's VI. (geft. 1585) tHeilten deſſen Söhne 
Karl und Gundaccar, Herzen von Liechtenſtein, Die durch Ihren Bater wieder vereinigt geweſe⸗ 
nen Beſitzungen des Hauſes une wurten, Karl 1618, Gundaccar 1623, von dem Kaiſer mit 
der erblichen Reichafürſtenwürde bekleidet. Karl erlangte 1614 von Kalfer Matthias das Für⸗ 
ſteuthum Troppau und 1623 von Kaiſer Ferdinand H. das Fürſtenthum Jägerndorf, beide in 
Schlefien. Sein Enkel. Fürſt Johann Adam. Anvrens erkaufte 1699 von den Grafen von Ho: 
henenbs die reichdunmittelbare Grafſchaft Babaz nebft der Hertſchaft Scheflenberg und er: 
langte auch ein fürſtliches Votum am ſchwäbiſchen Kreiſe. Da er 1712 Rarb und die männliche 
Machfolge der karoliniſchen Linie nrit ihm erloſch, fo fielen Die ſaämmtlichen Büter an die damali⸗ 
gen Häupter ver beiven Afte der Gundaccar'ſchen Linie, nämlig an Johann Anton Florian 
( Enkel Gundacar's) und Joſeph Wenzel (Urenkel Bundarcar's). Erſterer erbte das liechten⸗ 
ſteiniſche Majorat, letzterer die unmittelbaven Graf⸗ und Herrſchaften Vaduz und Schellenberg, 
verkuufte fie jedoch nachher an deu Fürſten Johann Anton Florian, der 1713 für feine Perſon 
Sig und Viriiſtimme am Reichotage im Fürftencollegium erlangt hatte, und zu deſſen Gunſten 
Kaifer Karl VI. die mehrerwähnten ſchwäbiſchen Beiigungen Baduz und Schellenberg in ein 
Kürftenthuuns umter dem Namen Liechtenftein erhob. Nach Johann Anton Florian's Tode 
(1721) wurde deſſen Sohn Joſeph Johann Anton (geb, 1690, geil. 1732) 1723 auf ven 
GSrund dieſes neuen Fürſtenthums für ſich und feine Deſcendenz in pad reichskürſtliche Golle: 
ginm aufgenommen, allein feine Linie ſtarb fchon 1748 mit feinem einzigen Sohne Johann 
Nepomut Karl aus. Hierauf folgte im Befly des Fürſtenthums und ſämmtlicher übrigen Herr: 
ſchaften ver jüngere :Afl der. Gundaccar'ſchen Linie, deſſen damaliges Haupt der Ichon gedachte 
Fürft Joſeph Wenzel (geb. 1696, geft. 1772), ver Schöpfer der öfterreihifchen Artillerie, war. 
Oa zrtinderlod farb‘, fo beerbten ihn ‚feines Bruders Emanuel Söhne. Der ältere von dieſen, 
Franz Joſeph (geb. 1726), fliftetw vie Franziſche (regierende), der jüngere, Karl Borromeus 
(geb. 1730); vie Karlifche-Binie, welche beide noch Blüßen. FJenem war das Fürſtenthum Liech⸗ 
tenflein und ver größere Theil ver Güter des Hauſes zugeſchtieben worden, Franz Joſeph flarb 
1781;, und fein Sohn. Alois Zofeph (geb. 1759) 1805, worauf des legtern Bruder Johann 
Joſeph (geb. 1760) als, Fürſt und Megierer des Hauſes“ folgte. Letzterer Hat fi im ber öfter: 
reichiſchen Geſchichte einen ehrenvollen Namen als mathiger und einfihtönoller Kriegsführet 
und als Diplomat erworben; ſo durch die Eroberung wer Feſtung Boni (1799), in vielen 
Schlachten gegen Frankreich, bis zum zweiten Wiener Frieden, und als erfter öflerreichiicher 
Bevollmächtigter zu den Friedenaſchlüſſen von Preaburg (1805) und von Schönbrunn (1809). 
Bei Schöpfung ded rheiniſchen Bundes war Johann Joſeph, ohne fein Wiſſen und Verlangen, 
in denfelben aufgenommen worden; doch Hatte’ er die ihm zugedachte Souveränetät fire feine 
Perfon nit angenoumen, fonbern das Fürſtenthum Liechtenſtrin mit der Soäveränetät feinem 
dritten, damals nur dreijährigen Sohne Karl beflimmt: ein Verhältniß, welches mit der Auf: 
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löfung des Rheinbundes (1813) ſich endigte. Nach Johann Joſeph's am 20. April 1836 er⸗ 
folgten Tode folgte ihm in der Regierung ſein älteſter Sohn Alois Joſeph (geb. 26. Mai 
1796, geſt. 12. Nov. 1858), deſſen Sohn Johann Maria Franz Placidus (geb. 5. Oct. 
1840) nun regierender Fürſt iſt. Die Religion der Fürſten von Liechtenſtein iſt die katholiſche, 
ihr regelmäßiger Wohnſitz Wien. Außer Liechtenſtein beſitzt der Fürſt anſehnliche Fürſten⸗ 
thümer, Herrſchaften und Güter in Oſterreich, Böhmen, Mähren, Ungarn, Steiermarf und in 
der Laufig. Sie übertreffen an Umfang, Einwohnerzahl und Ginfünften bei weitem benjenigen 
Theil feiner Beñtzungen, welder ihn zum deutſchen Souverän und Mitglied des Deutſchen Bun= 
tes macht. In den mittelbaren Gütern iſt der Fürſt oͤſterreichiſcher Vaſall; und wegen Trop: 
pau und Jägernvorf Öflerreihifcher und preußiſcher Standesherr. Der Titel des Fürften von 
ber regierenden oder Franziſchen Linie lautet im Gingang ber unten zu erwähnenden Verfaf- 
fungdurfunde vom 26. Sept. 1862: „Bon Gottes Gnaden fouveräner Fürſt zu Liechtenflein, 
Herzog zu Troppau, Graf zu Rietberg u. ſ. w.“ Die jüngere (Karlifche) Linie, mit dem zwei: 
ten Majorat des Haufe votirt, zu welchem bie Herrfhaften Broßmeferig und Zhorz in Mäh: 
ren nebit andern Gütern gehören, Hat gegenwärtig zu ihrem Haupt ven Fürften Karl Franz 
Anton (geb. 23. Dct. 1790). 

Fürft Johann Joſeph hatte ven Verhandlungen des Wiener Congreffed durch feinen Ge: 
fandten beigewohnt und war der Deutichen Bundesacte fowie fpäter ber Wiener Schlußacte bei: 
getreten. Um den Art. 13 der erftern Acte zu „erfüllen“, Hatte ver Fürſt am 9. Nov. 1818 feinem 
Fürftenthum eine, Verfaſſung“ ertheilt. Er erklärte im F. 1 derfelben: „Nachdem Wir, feit Auf- 
löfung bed teutfehen Reichsverbandes, vie oͤſtreichſchen bürgerlichen und peinliden Gelege und 
Gerichtsordnung in Unſerem jouverainen Fürſtenthume Kiechtenflein eingeführt, und Uns bei 
Conſtituirung einer dritten und oberften Gerichtsſtelle an die viedfällige öftreichiche Geſetzgebung 
auf für die Zukunft angeichloffen Haben; fo nehmen Wir nun gleichfalls die in den k.k. oͤſtreich⸗ 
ſchen teutihen Staaten beftehenve landſtändiſche Verfaffung in ihrer Weſenheit zum Mufter 
für gedacht linfer Fürftenthbum an.” Diefe Verfaffung, nicht mehr als 19 Artikel groß, von der 
in den „Sonftitutionen der europäiſchen Staaten feit den legten 25 Jahren” gefagt ift: „Wenn 
jie gleich ihrem Inhalte nad manche Bemerkungen bei ihrer Bergleihung mit andern neuen 
deutſchen Verfaffungen zulaffe, fo dürfe ſie doch, ſchon ihrer Eigenthümlichkeit wegen, nicht in 
der Reihe der neuen Berfaffungen im Staatenfyftem des Deutfchen Bundes fehlen‘‘, beftand in 
ihrer Naivetät und patriarchaliſchen Einfachheit geraume Zeit. Wicderholte Anjudhen um 
Verleihung einer zeitgemäßern Berfaffung blieben lange fruchtlos. Doc hatten die Jahre 1848 


und 1849 die Aufhebung grundherrlicher Laſten, die Zufiherung eines Zehntablöfungdgefeged - 


und die Überweiſung landesherrlicher Gefälle an die Staatskaſſe veranlaßt. Freilich nicht ohne 
Reaction. Fürſt Alois Joſeph erklärte nämlih durch Erlaß vom 20. Juli 1852, „tap die 
Berfaflungsbauten jener beiden Jahre fein ſchirmendes Dach bieten könnten‘, daß daher bie 
Berfafjung vom 9. Nov. 1818 bis auf weiteres ihre Gültigkeit zu „behalten‘ habe, wogegen 
die erwähnten wirthichaftlichen Neformen unangetaftet blieben. Im Jahre 1861, offenbar we⸗ 
fentli durch die Umgeftaltung der Öffentlichen Verhältnifle in Oſterreich mit veranlaßt, entſchloß 
ſich der inzwiſchen zur Regierung gelangte Fürſt Johann zu einer neuen, im Wege der Verein: 
barung zwifhen Fürft und Volk gefhaffenen Berfaffung. Eine Zuſchrift von ihm machte Died 
bekannt. Der Landeöverweier legte nun dem Landrathe einen Berfafiungsentwurf mit dem Anz 
finnen fofortiger Annahme vor. Aber diefer z0g vor, einen befondern Ausſchuß zur Prüfung des 
Entwurfs zu wählen, und erhielt in Wien hedingungsmeife die Erlaubniß hierzu ; der gewählte 
Ausfchuß zog noch drei weitere berathende Mitglieber bei, darunter den Dr. Schädler, der wol 
den meiften Einfluß auf die Berathungen ausübte. Nachdem der Entwurf ſchon durch die Com: 
miſſion des Ausſchuſſes mefentlihe Nbänderungen erfahren hatte, befeitigte der Ausſchuß felbft 
ihn ganz. Die Regierung kam den entgegen, und fo erließ Fürſt Johann, mit den Datum: 
Schloß Eisgrub; 26. Sept. 1862, mit der Gontraiignatur des Landesverweſers Karl Hand 
v. Hauſen, die neue Berfaflung. Die Einleitung befagt, daß „infolge ver von unjern getreuen 
Ständen vorgebrachten Wünfche, nıit Beirath und vertragsmäßiger Zuftimmung bed einberu- 
fenen Landtags‘ die Verfaflung des Fürſtenthums — in dann folgenden 124 Paragraphen — 
geordnet wurde. Die neun Hauptſtücke handeln von dem Fürſtenthum und beflen Regierung 
($$. 1— 3); von den allgemeinen Rechten und Pflichten der Landedangehörigen (66. 4— 22); 
von der GStautögewalt, deren Ausübung und von den Staatöbienern ($F. 23— 38); von der 
Landesvertretung überhaupt und ver Wirkſamkeit derſelben insbeſondere (66. 39— 50); von 
Staats⸗Lerikon. IX. Ä 34 
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den Kirchenftiftungen und Unterridtäanftalten ($$. 51 —54); von ber Wahl ver Landtagsab. 
georbneien ($$. 55—88); von dem Landtage ($$. 8I— 109); von dem Lanbedausichuife 
(66. 110— 118); von der Gewähr ver Verfaffung ($$. 119— 124). Der anſehnliche Umfang 
dieſer, den freiiinnigern ſüddeutſchen conftitutionellen Berfaflungen nachgebildeten Urkunde er— 
laubt hier keine ausführlichern Mittheilungen. Doch wird geeignet ſein, einige individuellere 
oder beſonders maßgebende Beſtimmungen derſelben, namentlich in Parallele mit der nun be⸗ 
ſeitigten Verfaſſung vom Jahre 1818 zu erwähnen. Gleichheit vor dem Geſetze; Freiheit der 
Perjon und der äußern Religionsausübungen; Freiheit der Gedankenmittheilung durch das 
Mittel der Preffe (es iſt hierfür ein beſonderes Gefeg in Ausfiht genommen); Dereinsrecht, 
durch ein Geſetz geregelt; Recht ver Beſchwerdeführung in weiter Ausbehnung ; Petitionsredt 
an den Landtag ; ein zu erlaſſendes Gemeindegefeg mit freier Wahl der Ortsvorſteher durch die 
Gemeindeverſammlung, jelbftändiger Verwaltung ded Vermögens und der Ortöpolizei unter 
Aufſicht der Landesregierung, ver Behandlung und Ordnung des Armenweiend und der Schule, 
dem Recht der Gemeinde zur Bürgeraufnahme und der Freiheit der Niederlaffung der Landes⸗ 
angebörigen in jeder Gemeinde, bilden Theile des zweiten Hauptſtücks. 6. 30 im dritten 
Hauptſtück wiederholt aus der alten Verfaffung, daß der Fürſt von den Landeseinnahmen nichts 
für fidh behalte; aber an die Stelle der „Poſtulate“ des Bedarfs und daß die Stände „fich nur 
über die Einbringlichkeit der poftulirten Summen zu berathichlagen und dafür zu forgen“ ha⸗ 
ben, ift nun das Erforvderniß der Genehmigung von Einnahmen und Ausgaben durch Die Land⸗ 
fände getreten. Unvorhergeſehene, in ven Etat nicht aufgenommene, dringende Ausgaben Tön- 
nen, vorhebaltlich ver Verantwortung der betreffennen Staatöbehörbe, von der Negierung ver: 
fügt werben, aber fie muß in der nächſten Zandtagsiigung Vorlage darüber maden und nad: 
trägliche Genehmigung einholen. Im vierten Hauptflüd ift der Landtag ale „das gefegmäfige 
Organ ber Bejamnitheit ver Landesangehörigen“ bezeichnet. Die Einbringung von Gefeg- 
entwürfen ſteht aud) dem Landtage zu. Ebenſo bejigt er im weiteften Umfang das Recht der 
Vorftellung und Beſchwerdeführung, worayf er Verfügung zu erhalten berechtigt ifl. Ohne 
feine Berwilligung kann keine directe oder indirecte Steuer noch irgendeine fonftige Landesab⸗ 
gabe oder allgemeine Leiftung ausgejchrieben und erhoben werden. Während nad) der alten 
Perfaffung der Landtag aus Abgeordneten der Geiftlicgfeit und ber fogenannten Landmann⸗ 
haft (die zeitlichen Vorfteher oder Richter und die Altgefämorenen oder Serfelmeifter einer 
jeden Gemeinde) beftand, aber auch alle übrigen Unterthanen, die für ihre Berfon einen Steuer- 
fag von 2000 Fl. auswieſen, 30 Jahre alt, von unbeſcholtenem und uneigennügigem Rufe und 
verträglicher Gemüthsart waren, dad Recht ver Landſtandſchaft hatten, werden nach dem ſechſten 
Hauptflüd der neuen Berfajfung von den 15 Mitgliedern des Landtags drei durch den Fürften 
aus der im Fürſtenthum wahlfähigen männlichen Bevölkerung, 12 durch Wahlmänner aus dem 
Volke gewählt. Activ und paſſiv mahlberedtigt find alle liechtenſteiniſchen Landesangehörigen 
männlihen Geſchlechts, welde im Vollgenuſſe bürgerlicher Rechte fiehen, das vierundzwanzigfte 
Lebensjahr erreicht haben, einen Beruf für fih auf eigene Rechnung betreiben und im Fürſten⸗ 
thum wohnen. Den geiftlihen Landſtänden follte nach ber alten Verfaffung in allen amtlichen 
Thriftliden oder mündlichen Anreden das Präbicat „Herr“ gegeben und im Falle bed periön- 
lihen Erfheinens von ven Lanveöbehörben die Auszeihnung eines anzutragenden Siged zu 
Theil werden; nicht unterthänige Büterbefiger, oder eigentlich deren Repräfentanten, melde 
den fländifchen Verſammlungen beimohnen mollten, hatten auf die dem geiftlihen Stande zuer- 
fannte Auszeichnung Anſpruch und mit diefem gleihen Rang. Don dieſen Albernheiten ift in 
der neuen Verfaſſung keine Nede mehr. Die Ausnahmen von activem und paffiven Wahlrecht 
beruhen auf jahlih guten Gründen. Nach dem flebenten Hauptſtück hat regelmäßig einmal im 
Jahre die Einberufung des Landtags flatt. Der Landtag wählt jeinen Vorfigenden und beffen 
Stellvertreter, mit nachträglicher Beftätigung des Fürften. Die Abgeordneten werden auf die 
Dauer von ſechs Jahren ernannt und gewählt, doch tritt nad) Ablauf der erften drei Sabre die 
Hälfte derfelben aus und wird durch neue Wahlen erfegt.- Im Fall der Auflöfung eines Land: 
tags ift binnen vier Monaten ein neuer einzuberufen, Dem achten Hauptflüd gemäß befteht, fo- 
lange der Landtag nicht verfammelt ift, als Stellvertreter deilelben ein aud dem Präfidenten 
und zwei andern Mitgliedern bed Landtags oder ihren Stellvertretern zufanmengefegter Auf: 
ſchuß für diejenigen Geſchäfte, welche der Mitwirkung der Landesvertretung bedürfen. Diefer 
Ausihup Hat wichtige Rechte; zugleich iſt er dem Lande für feine Gefchaftöführung verantwort⸗ 
lich und kann feine bleibende Verbindlichkeit für das Land eingehen. Im neunten Hauptftüd, 
worin alle Gefege, Verordnungen und Obfervangen, welche mit dem Inhalt der neuen Per: 
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faffung im Widerſpruch fleben, für aufgehoben erklärt werben, ift unter den Gewähren der Ver— 
faflung erwähnt, daß an berfelben ohne Ubereinftimmung der Regierung und des Landtags 
nicht® geändert werben barf; ferner, daß Anträge auf Abänderungen oder Erläuterungen ber- 
felden, von der Regierung oder von dem Landtage geftellt, auf feiten des legtern Stimmenein- 
helligfeit ober eine.auf zwei nadeinander folgenden orbentlihen Landtagsiigungen ſich aus: 
ſprechende Stimmenniehrheit von drei Viertheilen derjelben erfordern. Menn über die Ausle— 
gung einzelner Beſtimmungen der Verfaffung Zweifel entſteht und derſelbe nicht durch Üßerein- 
kunft zwifchen der Regierung und dem Landtage befeitigt werben kann, foll die Entſcheidung 
beim Bundesfhiedögericht eingeholt werben. Nachdem dann die folgenden Paragraphen von 
Verhalten der Regierungsnadfolger zur Berfaffung, und von ber eidlichen Verpflichtung aller 
Staatddiener und angeftellten Berfonen, ſowie aller Ortsvorſtände auf diejelbe gehandelt, 
fließt der Kürft mit der perjönlicden Verſicherung, die Verfaffung, nicht nur genau erfüllen, 
ſondern aud gegen alle Eingriffe und Verlegungen Eräftigft ſchützen zu wollen. 

Am 5. Oct. 1862, ald am Geburtätag des regierenden Fürften, mar in den Kirchen des 
fleinen Staats verkündet worden, daß die neue Verfaffung am 15. bed nämlihen Monats 
und Jahres in Wirkfamfeit treten folle. Wenn His vahin die Kleinheit des Fürſtenthums Lied: 
tenftein, als deutſcthen Bundesſtaats, zu guten und ſchlechten Witzen vielfach Anlaß gegeben 
hatte, fo trat ed mit feiner neuen, dem Beften nachſtrebenden und der Breiheit entichieden zuge= 
neigten Berfaffung um jo mehr allgemein anerfannt und belobt auf; als zur nämlichen Zeit im 
Königreih Preußen ganz entgegengejegte Abfichten feitens der Regierung fich geltend machten. 
Am 24. Nov. 1862 wurben die Wahlen für ven Landtag vorgenommen. Sie fielen durchgängig 
auf lauter tüdtige Männer. Am 10. Dec. 1862 fand die Eröffnung des Landtags in Vaduz 
ſtatt und erfolgte die Wahl des bei der Ausarbeitung der Verfaffung befonders thätig geweſenen 
Dr. Schäbler von Baduz mit 14 Stimmen gegen feine eigene zum Präfidenten, Liber vie Thä⸗ 
tigfeit bed Landtags ift inzwiſchen nichts Genaueres befannt geworben. Aber «8 ift nicht zu be- 
zweifeln, daß ſie fich gemäß ver Verfaflung aud weiterhin in gedeihlicher Weife entfaltete. Daß 
er dabei jelbft das Fleinere Detail, wo ed ſich um Wahrung eines Princips handelte, nicht gering 
anſchlug, beweift die beim Zujammentritt des Landtags in Ausfiht genommene Erörterung 
der Frage, ob der 6.12 der Verfaſſung, wonad die Hausfuhung nur In unabwendbaren Fällen 
und auf Grund einer Verfügung des zufländigen Gerichts mit Beobachtung der gejeglichen 
Formen flattfindet und dem Haudbefiger der gerichtliche Auftrag ſchriftlich vorgewieſen werben 
muß, auch von der Öfterreihifch-liechtenfteiniichen Finanzwache zu reſpectiren jel. 

Spätern Nachrichten zufolge hat fich der Landtag des Fürſtenthums mit 8 gegen 7 Stim- 
men für die Erneuerung des Zollverbandes mit Öfterreid ausgeſprochen. Unter weldhen Bebin= 
gungen, verlautete dabei nicht. K. Budner. 

Lippe-Detmold. Das jegige Fürſtenthum (ehemalige Grafihaft) Lippe, zur Unter: 
fheidung von dem in feinem jahlihen Zufammenhange oder ftaatlihen Verbande damit jte- 
henden, einige Meilen norböftlih davon entlegenen Fürftentyum Schaumburg: Lippe oder 
Bückeburg auch Lippe: Detmold genannt, bildet ein wohlabgerundete® Ganze von circa 
21 Duabdratmeilen Slähengehalt, welches nad) drei Seiten hin von preußiſchem Gebiete um- 
geben ift, Inden e8 gegen Süden an dad chemalige Bisthum Paderborn, gegen Weften und 
Norden an die einflige Grafſchaft Ravendberg und den jegigen Regierungsbezirt Minden ſtößt 
und nür gegen Oſten an die kurheffifche Grafſchaft Schaumburg, ferner an das Königreid 
Hannover und die zum Fürſtenthum Waldeck gehörige Grafſchaft Pyrmont grenzt. Die ge: 
ſchichtliche Bedeutung, welder diefer Keine Gau als Schauplag der fogenannten Hermanns: 
ſchlacht und der daraus erfolgten Befreiung von roͤmiſcher Unterjohung für ganz Deutichland 
Hat, wird eine genauere und ausfüuͤhrlichere Beſchreibung rechtfertigen, als deſſen Fleinftaatliche 
Stellung an und für fih würde beanſpruchen Fönnen. 

Das Land Hat feinen Namen von dem eine Biertelmeile von der ſüdlichen Grenze in dem 
paderbornifhen Städten und Badeorte Lippfpringe aus dunkler Tiefe in ungetheilter Maffe 
fozufagen urplöglic hervorquellenden Zluffe Lippe, welcher ſich bei Wefel in den Rhein ergießt 
und in weldem etwa vier bis fünf Meilen von der Quelle abwärts zu Anfang des 12. Jahr: 
hunderts der Stammwater des jegigen Herrſchergeſchlechts, Bernhard I., auf einer Infel die 
fefte Burg Lippe erbaute. Sein Nachfolger Bernhard II. gründete unter Kaijer Konrad IT. 
uns Jahr 1150 etwa eine Stunde unterhalb die Stadt Lippe, ſpäter Lippſtadt genannt. Diefe, 
jegt ein mohlhabender Ort, von tirca 10000 Einwohnern, befand fi Ti 1448, alfo über 
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400 Jahre, in Beranlaffung vorausgegangener Verpfändung in gemeinihaftlihem Eigen: 
thum der frühern Herzoge von Kleve, deren Beiigungen im 18. Jahrhundert an das preu- 
ßiſche Königshaus übergingen, ift aber an Preußen im Jahre 1849 zufolge Staatövertrags 
in wohlverftandenen beiverfeitigen Intereffe lippifcherfeitd gänzlich abgetreten, jodag dad Für- 
ſtenthum außer den unter dem Amte Lipperode begriffenen enclavirten Dorfichaften Stift Kap: 
pel und Lipperode (in welchem legten fi noch die Ruinen der alten Burg befinden) an dent 
Fluſſe Rippe felbft kein fonfliges Territorium mehr beſitzt. 

Am Saume der ſüdweſtlichen Abdachungen des Teutoburgerwaldes, faum eine Meile 
biefjeit ver Landesgrenze, nimmt vie unter dem Namen Senne befannte, früher faft nur mit 
Heibefraut bewachſene, neuerdings theilweife urbar gemachte Sandebene ihren Anfang, welche 
fi ind Paderborniſche durch pie Grafſchaft Rittberg in das frühere Bisthum Münfter und von 
da noch weiter fortjegt. Abgeſehen von biefer Heidegegend und den an dad Ravensbergiſche flo- 
Senden ebenern Flächen ver Amter Rage, Örlinghaufen und Schötmar (zufammengenonmen 
nod nicht ein Drittel des Geſammtgehalts), ift das Land durchweg gebirgig unt bietet, zuntal 
die Anhöhen meiftend mit ſtattlichen, ſchͤn belaubten Buchenwaldungen umkränzt und bedeckt 
ſind, dem Wanderer einen wohlthuenden, erfriſchenden Wechſel von Berg und Thal, von ſorg⸗ 
fan gepflegten, lachenden Beofuren, herrlich grünenden Wiefen und wiederum dichtbeſchatteten 
Gehölzen dar. 

Der Hauptgebirgäzug. ift der Teutoburgerwald, im Mittelalter Osning auch Osnegge 
genannt, welcher ſich bei dem Orte Stadtbergen, im Herzogthum Weſtfalen am Ufer der Die: 
mel, erhebt, in ziemlich gerader nörblier Richtung durch das Bisthum Paderborn bis zum 
Berge Velmerſtodt (auf der Grenze des Fürftenthumd Lippe) fortläuft und ſich von da in nord: 
weſtlicher Richtung durch dad Lippefche, Ravensbergiſche nah Osnabrück Hinzieht. 

Die beiden höchſten Spiken im Lippefchen find die ebengenannte Velmerſtodt und der Koͤter⸗ 
berg, welcher legtere die fünöftlihe Grenze zwifchen Lippe, Hannover und Preußen bildet. Beide 
erreichen eine Höhe von etwa 1400 Fuß über der Meeresflähe, und die übrigen Gebirge tes 
Landes find theild Abzweigungen des Hauptzugeß, theild für ſich beftehende Maflen. Der Teuto- 
burgerwald formirt fi beim Gintritt ins Xippefche aus drei nebeneinander laufenden Ge: 
birgöreihen, von denen bie Hinterfle höchſte aus Walpfalf, die mittlere aus Sandftein und bie 
vordere flachere aus Muſchelkalk befteht. 

Dieſe Kalkſteinformation, welcher auch der groͤßte Theil der Seitengebirge angehoͤrt, befoͤr⸗ 
dert den üppigen Baumwuchs, ſelbſt auf den ſteilſten, nur mit einer ſehr dünnen, oft kaum 
handhohen Erdſchicht überzogenen Bergrücken, und trägt weſentlich zur Gntflehung der ſehr 
zahlreichen Quellen bei, welche zu Bächen und Eleinern Flüffen vereinigt, das Land nach allen 
Himnieldgegenden durchſtrömen und bewäſſern. 

Die bedeutendften derſelben jind die, nach ihrer Vereinigung mit der Bega, bei dem Bade⸗ 
orte Nehme in die Meier ſich ergießende Werre und die aus dem Paderborniſchen kommende 
Emmier, welde jedoch nur durch den oͤſtlichen Theil (das Amt Schieder) ihren Lauf nimmt und 
dann in die waldedifche Brafihaft Pyrmont übertritt. 

Der größere Weſerſtrom berührt das Land zwiſchen ben Ortſchaften Varenholz und Call⸗ 
dorf nur auf einer Strede von kaum einer Meile und bildet vie nördliche Grenze zwiſchen dem 
Fürftenthun ſowie dem preußifchen Regierungsbezirk Minden. Auf vieler kurzen Strede wird 
lippeicherfeitd zu Erder ein Schiffahrtszoll von den vorbeipaffirenden Fahrzeugen erhoben. ' 

Von den waldigen Höhen des Gebirgszuges leiten ohne Krage nicht minder die Quellen 
ber Lippe ald die der etwa 1%, Meilen entfernten Ems, welche beide an ber ſüdlichen Abdachung 
des Gebirges in dem paberbornifchen Theile der Senne zu Tage treten, ihren Urfprung ab. 

Auf dem zwiſchen ven Quellen der Rippe und Ems fowie den Schluchten des Teutoburger: 
walbes begriffenen Raume find nah den übereinftimmenvden Angaben römifher Geſchicht⸗ 
fpreiber im Jahre 9 n. Chr. die Legionen des Varus von den Cheruskern unter Anführung 
ihres Fürften Arminius vernichtet, zu deſſen Erinnerung auf ber Höhe des Teut, jegt Groten⸗ 
burg, ale muthmaßliche Gegend des Schlachtfeldes, vor etwa 20 Jahren ein koloſſaler Unterbau 
von Sandſtein zu circa 80 Fuß Hoͤhe errichtet iſt, auf welchem das in Kupfer getriebene, vom 
Bildhauer Bandel anzufertigende Standbild des Befreiers aufgerichtet werben ſoll. 

Der mittlere aus Sandſtein beſtehende Gebirgszug iſt, eine Halbe Stunde von dem Städtchen 
Horn, von vorweltlichen Fluten durchbrochen, und die ſtehen gebliebenen feſten Maſſen bilden die 
durch ihre Schoͤnheit berühmte Felspartie, die ſogenannten „Erterſteine“, welche für die nach 
Paderborn hindurchführende Landſtraße ein mächtiges, über 100 Fuß hohes Felſenthor abgeben. 
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Ungeachtet der bergigen Befchaffenheit ift ber vorzugsweiſe lehmige, oft fogar thonige, viel: 
fach auf einem Uintergrunde von Kalkflein und Mergel ruhende Boden im allgemeinen frucht⸗ 
bar, wenigſtens nicht undankbar und bei angemandter richtiger Behandlung durchaus ergiebig. 

Die aus der hohen Lage fi ſchon ergebende reine Luft, in Verbindung mit dem Reichthum 
an friſchen Duellen und geeignetem Trinkwaſſer erzeugen ein geſundes Klima, ſodaß anfterfende 
Seuchen entweder gar nicht oder Doch höchſt ſelten vorkommen. 

Die Haupterzeugniffe des Landes beftehen in Getreide und Vieh, deſſen (nämlich des legtern) 
Anzudt ſowol durd ausgedehnte Waldhuden ald auch insbeſondere Durch forgiältigen Wieſen-, 
bezie hungsweiſe Weidebau vermittelſt des Reichthums der vorhandenen Gewäſſer begünſtigt 
wird. Außerdem liefern die vorzugsweiſe aus Buchen- und Eichen- und nur ſehr vereinzelt aus 
Navelhölzern beſtehenden Waldungen treffliches Brenn: und Bauholz. Das Brennholz reicht 
deſſenungeachtet noch nicht einmal zum eigenen Bedarfe aus und werden nebenbei groß: Men- 
gen eingeführter Steinfohlen zur Feuerung verbraudt. Die Gebirge liefern vorzüglid Kalk⸗ 
ftein (gebrannt ald Mörtel dienend) und Sandſteine zu Quadern für Bauten und für allerlei 
andere Zwecke. 

Eigentliche Foſſilien Haben ſich bis dahin außer ganz unbedeutenden Lagern von bituntind- 
Tem Schiefer nicht gefunden, insbeſondere auch feine Steinkohlen, ſodaß wirklicher Bergbau gar 
nicht vorhanden iſt. Dagegen befigt dad Land eine ergiebige Saline zu Uffeln, welche Salz über 
das eigene Bebürfnig hinaus producirt, fowie auf mehrere Mineralquellen, namentlich ſchwe⸗ 
felgaltige und kohlenſaures Gas ausftrömende im Badeorte Meinberg. 

Die an ber früher erwähnten Heidegegend, der fogenannten Senne, belegenen Ortſchaften 
treiben ziemlich einträgliche Bienenzucht. 

Ein Pferdegeſtüt wird auf dem fürftlichen Jagdſchlofſe zu Lopshorn unterhalten, von wo die 
Stuten mit ihren Füllen ganz frei im Walde meilenweit ſich zerftreuen, den Sommer über oft 
in Geſellſchaft des ziemlich zahlreichen Hochwildes draußen bleiben und jich erft wieder im Win- 
ter von felbft nah dem befannten Bütterungdplage zurüdgiehen. Dies Geſtüt lieferte Die be: 
rühmten Sennerpferde, wovon vordem viele edle Thiere oft für hoben Preis meithin außer 
Landes abgejegt und verkauft wurden. 

Neuerdings hat diefer Verkauf fehr abgenonmen, beinahe faft ganz aufgehört, wie denn 
überhaupt das Land im allgemeinen feine Pferde ausführt, ſondern ſelbige in ziemlicher Menge 
aus Dänemark und Oldenburg im Handel bezieht und ſogar gegenwärtig durch jene däniſche 
ober oldenbuxgiſche Raſſe anſtatt der eigenen Senner den Schlag der Ackerpferde zu verbeſſern 
bemüht iſt. 

Bis vor etwa 30 Jahren gab der Flachobau, die Garn- und Leinwandbereitung einen 
Hauptnahrungszweig für die unbemitteltere nicht Ackerbau treibende Bevölferung des Landes 
ab, und der unter dem Namen Bielefelder Keinen (vorzugsweije lippeiches Fabrikat) weit und 
breit berühmte Stoff machte einen erheblichen Artikel ſelbſt des überjeeiihen Handels aus. 

Späterhin haben aber die in fremden Welttbeilen mehr beliebten Baummollftoffe, noch 
mehr aber die wohlfeiler al Handgeſpinſte herzuſtellenden Mafchinengarne, Linnen und Drell 
das Geſchaͤft ſo in Verfall gebracht, daß es die Arbeit nicht mehr lohnte, daher denn die 
Induftrie in Beziehung auf die Ausfuhr ganz außerordentlich vermindert, ja an vielen Orten 
wol nur auf den eigenen Bedarf beichrantt ift. 

Die Bewohner, circa 108000 an der Zahl, welche fich mit Ausnahme von etwa 3000 Lu⸗ 
theranern, 400 Katholiken und 2000 Juden zur reformirten Confeſſion bekennen, wohnen in 
7 Städten, 5 Flecken und gegen 100 Dorf: oder Bauernſchaften. Die beiden größern Städte, 
Detmold und Lemgo, haben etwa A— 6000, die fünf übrigen, Lage, Blomberg, Horn, Uflen 
und Barntrup durchſchnittlich gegen 2000, alle zufammen aljo etwa 20000 Einwohner. 

Rechnet man von dem Bejammtflächengehalte zu 21 Duadratmeilen etwa zwei Steben: 
tel ab, welche mit Wald bedeckt find, fo kommt auf jede der 15 übrig bleibenden Quadrat: 
meilen einjchließlih der Sand- und Heideflächen in der Senne eine Einwohnerzahl von über 
7000 Serlen. 

Der geringe Umfang des Landes vermag für jo viel Menfhen den nöthigen Bedarf an 
Lebensmitteln nidt hervorzubringen und if fremde Einfuhr erforderlih. Grmägt.man nun 
ferner, daß die Ausfuhren im mejentlihen auf Eichenbauholz, allerlei Thierhäute, Wolle, eini- 
ges Vieh, als Schafe und junge Ehweine zum Müften (denn dad fette Vieh veiht höchſtens 
zum eigenen Bedarf aus), ſich beihränfen, aud Fabriken und Gewerbe für fremden Abjag von 
erheblicher Bedeutung nicht exiftiren, jo könnte e8 im hoͤchſten Grade räthſelhaft erſcheinen, wie 
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die Bilanz zwiſchen Einnahme und Ausfuhr ausgeglichen wird, da Lippe allein über 108000 
Thlr. aus dem Zollverein ald Antheil von den Berbrauchäfteuern jährlich bezieht. 

Diefes Räthſel Löft ih durch eine Eriheinung, mie jie im gleihen Umfange wol in feinen: 
deutſchen oder gar europäifchen Staate befteht. 

Mit dent erften Lerchenſchlage des Frühlings verlaflen gegen 10 — 15000 Arbeiter im 
Alter von 16 bis über 60 Jahre hinauf ihre Heimat, um auswärts Verbienft aufzuſuchen. 
Scharenweiſe, meift in blauen Blufen mit einem fhmeren, ihre nothbürftigften Kleidungsftüde 
fowie einige Mundvorräthe an Sped und Fleiſch bergenden Schnapſack auf dem Rüden, fiekt 
man fie ihren Beftinnmungsorten Holland, Dftfriedland, den Weſer- und Elbniederungen, Han: 
nover, Holflein und Preußen zueilen, ja jelbft in Dänemark hinein nad Jütland und neuer 
dings fogar über den Sund hinaus bis Schweden ihre Wanderungen ausdehnen. 

Ihre Beihäftigungen find Torfflehen, Grasmähen, Mauern, vorzugsweife aber die Anfer: 
tigung von Ziegelmaaren, worin fie fi wegen ihrer Gefchidlichkeit und Ausdauer einen ver: 
dienten Ruf erworben haben, ſodaß jie weit und breit hin gejucdt find. Vom erften Grauen 
des Tages bis zu anbrehender Dunkelheit unterziehen fie ih mit unverdroffenem Fleiße, ſich 
‚nur eine kurze Raſt zum Eſſen und Ausruhen gönnend, der jchwerften Arbeit, um einen a: 
ſehnlichen Tagesgewinn zu erübrigen. 

Die Bereitung der einfachſten Nahrungsmittel, meiftend nur aus Hülfenfrüdten und Sped 
beftehend, wird auf gemeinſame Koften von dem jüngften Mitgliede der Geſellſchaft, dem jo: 

genannten Ziegeljungen, beforgt. Oft erft im Spätherbft kehren dieſe Zugvögel nad den 
häuslichen Herde zu ihren Familien, welche mit Beihülfe inzwifchen gefandter Unterflügungen 
von den Verbienfte ver rauen und Kinder bis dahin fich unterhalten müflen, zurüd, um mit ber 
heimgebrachten Ausbeute ven nur wenig Gelegenheit zum Erwerbe bietenden Winter zu friften. 

Durchſchnittlich mag jeder Arbeiter immerhin einen Betrag von 50 Ihlrn. erübrigen, wo: 
durch denn im ganzen die beträchtliche Summe von 500— 750000 Thlrn. baaren Geldes ind 
Land gebracht und fo dad Gleichgewicht zueifhen der Ausgabe für fremde Zufuhren, nament- 
lich Colonialwaaren, hergeftellt wird. 

Diefer fo äußerſt wichtige Erwerbszweig erfreut ſich übrigens auch einiger ftaatliher Für— 
forge, indem regierungdjeitig vier Beanite angeftellt find, melde in dem einem jeden beſonders 
angewiefenen Diftricte die einlaufenden Beftellungen entgegennehnun, die Verträge mit den 
Arbeitgebern vermitteln, die Einhaltung der beiderfeitig übernonmenen Verpflichtungen über- 
wachen und entftanbene Streitigkeiten mitteld fachverfländiger Schiedsmänner ohne gerichtliche 
Procedur zu ſchlichten ſuchen, envli auch nebenbei die Geldſendungen der Arbeiter an ihre 
Familien in der Heimat beforgen. Früher führten fie deshalb ven Namen Ziegelboten, jegt 
aber Ziegelagenten. 

Zu tadeln ift bei dieſer fonft löblihen, mit bedeutenden Einkommen für die betreffenden 
Beamten verbundenen Einrichtung, daß die Bewohner des Landes anderfeitig gezwungen find, 
den Agenten die beflimmte Tare auch ſelbſt dann zu zahlen, wenn ſie jich der Vermittelung def⸗ 
jelben nicht bebienen, vielmehr auf eigene Hand jich Arbeit verichaffen, wodurch denn ber natür- 
. lichen Freiheit ein unpaflenvder und unnöthiger Zwang angetban, gleihfam ein neues Bann: 
recht gefchaffen wird. 

Mitunter erwerben ſich biefe, früher gewöhnlich Holländs: oder Frieslandögänger, jegt aber 
meift Ziegler genannten Wanderarbeiter, befonders menn fie ald Meifter oder Unternehmer 
Gewandtheit und Einficht befigen, erhebliches Vermögen. In der Regel wird aber der mühſam 
im Sommer erjparte Verdienſt im Winter von der Fantilie wieder aufgezehrt, ſodaß Erfrar: 
niffe für das gebrechliche Alter wenig vorkommen und ſich die Altern auf die Unterſtützung ihrer 
mühfanı auferzogenen Kinder verlaffen müflen. 

Es ift auffallend, daß ſich diefe Arbeiterauswanderung ziemlich auf den Umkreis des Für: 
ſtenthums befhränft und in den umgebenven Nahbarftaaten, namentlich bei ber Eatholifchen 
Bevölkerung bed frühern Bisthums Paderborn, nicht angetroffen wird. Es erklärt ſich viele 
Erſcheinung einestheild aus der allgemein menfhlihen Neigung, die Gewohnheit oder Be: 
Ihäftigung der Altern fortzufegen, anderntheil® aus den bezüglich des Grundbeſitzes beftehen- 
den Ginrichtungen. 

Abgeſehen von den fieben Stäbten mit ihren allerdings viele tauſend Scheffeljuaten ent⸗ 
baltenden (auch werthvolle Korften in fi) begreifenden) Feldmarken oder Gebieten, in welchen 
völlig freie Verfiigung und Theilbarkeit des Eigenthums herrſcht, iſt nänılich der übrigens von 
aller Leibeigenfhaft und Gutshoörigkeit befreite eigenthümliche länplihe Grundbeſitz (iedoch 
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circa 30 theilweije in bürgerlihen Händen befindliche fogenannte Rittergüter und etwa ein 
Dugend herrſchaftlicher Meiereien abgerechnet) dem fogenannten Colonatsrechte unterworfen, 
monad die Theilbarkeit der Güter im Grundſatze ausgeſchloſſen wird, der ältefte Sohn öder, in 
Ermangelung folder, die ältefte Tochter das ganze älterliche Gut mit allen Zubehdrungen er⸗ 
erbt, und den übrigen Geſchwiſtern nur eine Hödft unbedeutende, meiftend zu dem Werthe des 
Hofes in gar feinem Verhältniſſe ſtehende Abfindung in Geld und Naturalien bei der Verhei⸗ 
rathung zu gewähren verpflichtet ifl. 

Nah diefer aus der Butäherrlichkeit, beziehungsweiſe Leibeigenſchaft, hertührenden, Leider 
trog der völlig umgeftalteten Zeitverhältniffe unverändert beibehaltenen Beſchränkung belaufen 
ſich die Abfindungenr (die fogenannten Brautfchäge) eines Hofes in Werthe von 20— 30000 
Thlrn. und darüber höchſtens gegen 3— 400 Thlr. 

Bei ver Geſchloſſenheit der Höfe find die nachgeborenen Kinder nun genöthigt zu dienen 
oder in den Einliegerſtand überzutreten, d. h. Miethlinge zu werben, und da ihre geringe Ab: 
findung jie zum Betriebe eines andern Gewerbes nicht in den Stand fegt, mit Handarbeit ihren 
Unterhalt zu verdienen, Ver fie denn meiftend als Ziegler in dad Ausland führt. So ift fehr oft 
der eine Bruder ein wohlhäbiger reicher Bauer oder Hofheflger, während feine Geſchwiſter 
mühſam nad dem täglihen Brote ringen. Das Los dieſer Ziegler ift meiſtens ein trauriges; 
Entbehrungen und übergroße Anftrengungen, welde ihnen von Jugend aüf eine geiflige 
Ausbildung und Damit die Mittel eines erleicgterten Erwerbs nicht geftatten, reiben oftmals ihre 
Geſundheit frühzeitig auf, ſodaß fie jpäterhin den Armenmitteln zur Laſt fallen. 

Es trifft die Regierung ein ſchwerer Vorwurf, daß fie feither fo wenig Eifer bewieſen hat, 
jene Überbleibſel früherer Barbarei, wodurch die Bauerhöfe gewiſſermaßen ald Baronien oder 
Fideicommifle daftehen, zeitgemäß zu regeln, wenigftend (was ein Leichtes gewefen wäre) die 
ganz unnoͤthigen Beſchränkungen aufzuheben, wodurch die Colonatsbefitzer förmlich behindert 
werden, den Anforderungen der Gerechtigkeit ihren Kindern gegenüber zu entipreifen. Denn 
nach dem beſtehenden Buchſtaben der Gejege ift dem Bauer weder geflatter, ohne vorherige Zu= 
flimmung ber Landedregierung jein ut felbft auch nicht Im ganzen zu veräußern, noch auch 
die Abfindungen über die Polizeiordnung von 1620 hinaus zu erhöhen, ober Vereinbarungen 
mit dem Anerben über eine Geldtheilung an feine Geſchwiſter rechtsgültig zu flipuliren. Sollen 
nie andern Kinder über das elende Maß ver Brautſchatzquote hinaus bedacht werben, fo kann 
Dies gewiſſermaßen nur mit Umgehung der Befege zu Stande gebracht werben. 

Bei dem Mangel gewerblicher Unternehmungen ift die Vermehrung der Klaſſe der Beil: 
ofen oder Einlieger, welche außerhalb der Heimat ihre Nahrung, den Bienen vergleichbar, fi 
mühſam herbeiholen, unausbleislih und gibt zu einer großen Galamität Befürchtung, ſobald 
jener Erwerb einmal durch irgendwelche Breigniffe ind Stocken geräth, meshalb auf baldige 
Anderung diefes großen Misftandes vor allem andern ernſtlich Bedacht genommen werden muß. 

Das Fürftenthum Lippe- Detmold bildet mit Büdeburg und Walde die 16. Eurie im 
Engern Bundedrathe. Die fieben Städte des Landes haben ihre eigene Berwaltung und Ge: 
richtöharfeit, deren Ausübung durch die im Jahre 1842 eingeführte Städteordnung zweckmäßig 
geregelt it. Die Grundzüge derfelben find der gleichartigen trefflihen Schöpfung des preußi- 
{hen Minifterd v. Stein aus den Zeiten der Befreiungdfriege entlehnt, und ſie hat fi durch 
die feitherige zwanzigjährige Erfahrung bereit aufs vollftändigfte bewährt. 

Nach ihren Beftinmungen wählen die gefammten Bürger ohne Unterfchied ihrer Anfäffig- 
teit oder ihred Vermögens 12 —18 Stadtverordnete nebft einer gleichen Anzahl Stellvertreter, 
welche zuſammen wiederum den aus dem VBürgermeifter und 4—5 Beifigern beftehenben 
Magiftrat ernennen. Lepterer ift die vollziehende, das Stabtverorbnetencollegium gewiſſer⸗ 
maßen die gefeggebende und controlirende Behörde, ohne deren Bewilligung keine Gelder ver- 
ausgabt werben dürfen. Die meiften irgend wichtigen Angelegenheiten werben in gemeinjamen 
Sigungen beiber Bollegien erledigt. 

Außer der Verwaltung des Vermögens üben die Städte auch ihre Polizei durch den Vor: 
jigenden des Magiftrats aus, i 

Die Rechtspflege ift von der Verwaltung getrennt und wird von einem vom Magiftrat 
unabhängigen, blos den Obergerichten und der Regierung untergeorpneten Stadtrichter oder 
Syndikus nebſt zwei Gerichtoſchoͤffen und dem fonft nöthigen Hülfsperfonal verjehen. Der: 
felbe bezieht einen fixen Gehalt aus der Staptkaffe, ift lebenslängli angeftellt und unter: 
ſcheidet ji von andern Staatsdienern lediglich dadurch, daß er unter Vorbehalt landesherrlicher 
Betätigung vom Magiftratd: und Stadtverordnetencollegium aus den zum Richteramte befäbig: 
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ten Rechts befliſſenen erwählt wird. Eine derartige Einrichtung hat einen einzigen ber übrigens 
mit dev Batrimonialgerihtöbarkeit verbundenen Nachtheile, ift vielmehr infofern nah Ana 
logie der englifhen Friedensgerichte empfehlungswerth, als die Erwählung ſeitens der betref⸗ 
fenden Gemeinde dad gegenſeitige Vertrauen, dieſes Haupterforderniß jeder richterlichen Stel: 
lung, ſichert, welchem Geſichtspunkte in den Verfaſſungen der meiſten deutſchen Staaten längſt 
nicht die gebührende Rechnung getragen ſein dürfte. 

Das übrige platte Land zerfällt in 15 Bezirke ober Ämter, deren Berwaltung, Rechts⸗ 
pflege, Polizei nach allen Beziehungen ungetrennt von je einem rechtskundigen Beamten unter 
dem Titel Amtmann oder Amtsrath unter Beihülfe eines gleihfalls rechtskundigen Actuars 
der Affeljord fowie eines Rendanten ausgeübt wird. W 

Die Ernennung dieſer ſämmtlichen Beamten erfolgt ohne irgendwelche Betheiligung der 
Bevoͤlkerung vom Landesherrn. 

Die Vorſteher der in ven Verwaltungsbezirken belegenen Dorfſchaften in Gemeinſchaft mis 
den Befigern der wenigen Rittergüter bilden unter Vorfig des Beanıten den fogenannten Amts⸗ 
gemeinderath, dem über manderlei allgemeine Angelegenheiten, namentlich den Bau der ic- 
genannten Sommunalmwege im Gegenſatze von den Landſtraßen, jowie über das Armen = und 
Dkonomieweſen eine jedoch durch vielfache Höhere Genehmigung befehränfte Berathung und Be: 
ſchlußfaſſung zufteht. 

Diefe Einrihtung in Verbindung mit den nähern Beſtimmungen über die Heimatsver⸗ 
haͤltniſſe und über das Niederlaffungsredt ift ebenfalls durch ein Befep vom Jahre 1842 ind 
Leben gerufen und jedenfalls der Keim einer allmählichen Selbftentwidelung der ländlichen 
Bevölkerung darin nicht zu verfennen. 

Über den genannten fläbtifhen und ländlichen Behörden fteht die aus einem Präfibenten 
und drei biß vier Räthen, nebft dem nöthigen Hülfsperfonal, gebildete „Regierung, durch 
welche biß zum Jahre 1853 ver jevesmalige Landesherr die geſammte oberfte Staatögemalt, 
abgefehen von der Selbflänpigfeit ver Nechtöpflege, ausüben ließ, Seit 1853, etwa zwei Jahre 
nad) dem Regierungdantritt des jegigen Fürſten, ift aber, wie ſich bereits leider herausgeſtellt 
hat nicht zum Wohle des Landes, ein nur aus einem Minifter beſtehendes Gabinet ein: 
gerichtet, und dadurch das Regierungscollegium, dem die frühern Landesherren oft in eigener 
Perfon zu präfidiren ober doch beizumohnen pflegten, zu einer Mittelbehörbe herabgedrückt. 

Kür einzelne Zeige ber Randeöverwaltung, als namentlich für ven Wegebau, das Meti- 
cinalwefen, Ablöſungsſachen u. ſ. w. beftehen bejondere Abtheilungen unter Leitung eines 
Regierungsmitgliedes, dem noch die nötbigen Fachbeamten beigegeben find. 

Das noch ungetrennte Iandesherrlihe Haus: und Staatövermögen wird von einem aus 
einem Director und mehreren Räthen zujammengefegten Gollegium, der jogenannten Rent: 
fanımer, verwaltet, von welcher neuerbingd das Forſtweſen ald eine ſelbſtändige Behörde unter 
der Benennung Forſtdirection, mit einem Forſtmeiſter an der Spitze, abgezweigt tft, währenn 
früher der Korftmeifter nur ald Mitglied fürftlicher Mentlanımer, dem die befondere Aufricht 
über die Korften oblag, fungirte. Die Rechtspflege in den höhern Inftanzen wird durch zmei 
concurrirende Obergerichte, das Hofgericht und die Juftizkanzlei, ausgeübt. Diefe Dualität 
ift aber eigentlich nur eine nominelle, weil drei Mitglieder der aus einen Director jowie vier 
bis fünf Räthen oder Aſſeſſoren beftehenden Juſtizkanzlei auch das Hofgericht formiren. Nur 
infofern befteht einiger Unterſchied, als wichtigere Sachen Im fogenannten General-Hofgericht 
verhandelt werben, mo das gewöhnliche Perfonal durch Hinzutritt eines Mitgliedes der Regie: 
rung, eines bückeburgiſchen Commiſſars, ſowie zweier rechtskundigen Deputirten des Landtags 
vermehrt wird. . 

Bon den Entſcheidungen der Amter und Stadtgerichte als der erſten Inſtanz für alle vor: 
kommenden bürgerlihen Rechtsſtreitigkeiten wird an die Obergerichte appellict, und von dieſen 
wiederum an das vor wenigen Jahren durch Staatöverträge ala höchfte und dritte Inflanz con: 
flituirte £önigliche Oberappellationdgeriht zu Celle, wohin jedoch nur Gegenflänve im Werthe 
von 400 Thlrn. und darüber gebracht werden können. Für geringere Sachen bilden die beiten 
Obergerichte zugleich die zweite und dritte, für Schriftfäfitge, namentlich die Befiger der Nitter- 
güter fowie das fürſtliche Domanium, auch bie erfle Inſtanz. Daneben ift aber, was in einem 
tleinen Staate zur Wahrung des Vertrauens in der Nechtäpflege jehr weſentlich beiträgt, vie 
Verſchickung der Acten oder die Einholung eines Urtheils bei den Spruchcollegien der Univer— 
täten an Stelle der Obergerichte (mit Ausnahme der fogenaunten Bagatellſachen bis zum 
Werthe von 50 Thlrn.) in allen beveutenden Streitſachen, felbft auch in Strafſachen, geftattet. 
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Die Strafrehtöpflege wird gleichfalls von den Mitglievern des Obergerichts, melde zu 
einem Griminalgeriht zufammentreten, beforgt. Den Untergerichten ſteht in allen Strafjaden 
“der erfle Angriff, beziehungsweiſe die Vorunterſuchung, bei ven Vergehen, melde mit feiner 
längern als einjährigen Kreiheitöftrafe bedroht find, Die ganze Unterſuchung zu, ſodaß bie Ver⸗ 
Handlungen nur and Eriminalgerit zur Faͤllung des Urtheils eingefanbt werden. 

Die Ahndung ver Eleinern Vergehen, namentlich auch der Vollzeiübertretungen bis zu 
14 Sagen Befängnip oder 25 Thlrn. Gelpftrafe, ift vorbehaltlich ver Berufung an die Obergerichte 
den Untergerihten überwieſen. 

In bürgerlichen Streitigkeiten gilt das roͤmiſche und beziehungsweife deutſche Privatrecht, 
nebft den in 12 Bänden Landesverordnungen enthaltenen Partieularrechten ; für Strafiachen 
it dagegen das im Jahre 1842 eingeführte braunſchweigiſche Criminalgeſetzbuch maßgebend. 

Mannichfachen Proceßgebrechen ift durch eine vor etwa drei Jahren publicirte Verordnung 
über das Verfahren in bürgerlichen und Strafproreßfachen abgeholfen, namentlich ber jrühere 
gemeindeutfche ſchleppende Gang durch ein firengeres Gontumacial: und Bagatellverfahren 
nad preußiſchem Vorbilde abgekürzt, auch durch Zulaffung der früher nur ganz ausnahmsweiſe 
bei ven Amtern geduldeten Rechtsanwälte eine jorgfältigere Behandlung geſichert. 

Sämmtliche Notariatögefchäfte, ferner alle Handlungen der fogenannten freiwilligen Ge: 
richtsbarkeit, namentlich au die Vormundſchaftoſachen, das Kataſter⸗ ſowie das Hypotheken⸗ 
weten, gehören ausſchließlich zum Geſchäftökreiſe ver Stadtgerichte und Amter. 

Der gefammten Rehtspflegeliegtübrigene das ſchriftliche Verfahren zum ®runde und fehlen 
zur Zeit no ebenfowol Öffentlichkeit und Mündlifeit als Anklageproceh und Schwurgerichte. 

An der Spige der kirchlichen Angelegenheiten fleht ein unter ven Borfige eined Deglerung®:- 
mitgliedes aus drei bis vier geiftlihen Räthen gebildetes Conſiſtorium, welches zugleich auch die 
Schulangelegenheiten leitet. | , 

Durch die neuerlide Unterordnung ded Conſiſtoriums unter ven Gabinetöminifter ifl die 
im Weſen des Broteftantismus liegende Selbſtbeſtimmung der Gemeinden bedenklich gefährdet, 
weil ihnen dadurch ganz einfeitig von oben herab nicht allein oftmals Prediger ganz entgegen 
gejegter religiöfer Nichtung beftellt, ſondern auch ſelbſt Religionsbüdjer ohne vorher eingeholte 
Zuftimmung eingeführt find, worüber großer Unwille und Gärung im Lande herrſcht. 

Das Conſiſtorium iſt auch die zuftändige Behörde für ſaͤmmtliche Geiſtliche in Rechtsange⸗ 
legenheiten, ſowie bie erfte Inftanz in She: und Verlöbnipftreitigkeiten. 

Das Schulweſen im Lande zeichnet ſich vor vielen andern Staaten aus und verbanft ſolches 
vorzugsweiſe der Fürſtin Panline. 

Im Jahre 1850 kam ein aus dem Geiſte der deutſchen Grundrechte hervorgegangenes, im 
weſentlichen noch jetzt beſtehendes, wenngleich noch nicht vollſtändig ausgeführtes Schulgeſetz 
zu Stande, wodurch die Schule der Kirche entzogen und zunächſt von der Gemeinde unter Ober⸗ 
aufficht und Leitung des Staats verwaltet wird. 

In dem von der Gemeinde erwählten Schulvorſtand iſt der Geiſtliche des Kirchſprengels 
zwar ſtändiges Mitglied, hat jedoch nur Cine Stimme. Der Oberſchulbehoͤrde ſteht bei Be⸗ 
ſetzungen der Vorſchlag von drei geeigneten Bewerbern, der Gemeinde ſodann die Wahl zu. 
Die geringſte Lehrerſtelle auf den Dörfern muß außer freier Wohnung nebſt Garten 150 Thlr., 
die Befoldung eines Nebenlehrers 110 Ihlr. betragen, wofür nöthigenfalld aus Staatömitteln 
Sewähr geleifter wird. 

Die Lehrer Haben die Rechte der Staatödiener und Fönnen nicht ohne Urtheil und Recht 
ihrer Stellen entjegt werben. 

Die Staatdviener find durch das Staatsdienſtgeſetz vom Jahre 1850, weldes ihre dienſt⸗ 
lichen Verpflichtungen fowie ihr Cinkommen regelt, in angemeflener Weife geſichert und ift 
namentlid die fhon früher beſtandene Unabhängigkeit der Richter, deren Benachtheiligung im 
Disciplinarmege ohne gegründete Urſache mannichfache Schwierigkeiten darbietet, im allge: 
meinen genügend geſchützt. - 

Außer den gemöhnlihen Volksſchulen beftehen zwei Gymnaſien in Detmold und Lemgo, 
fomwie in den Städten Blomberg, Uflen, Horn und Lage fogenannte Rectorihulen, wo von 
einem Sandidaten neben ven allgemeinern Miffenichaften auch Iinterricht in alten und nruern 
Spraden ertheilt wird. 

Die Volksſchullehrer werden in einem zu Detmold unterhaltenen Seminar ausgebildet. 

- Seit Anfang der vierziger Jahre ift außerordentlich viel für die Herſtellung guter Landſtraßen 
geihehen, deren Anlegungd= und Unterhaltungsfoften ih jährlich auf viele Taufende belaufen. 
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Die meiften irgend erhebliden Ortſchaften find durch bequeme Wege verbunden, wodurch 


ſich der Verkehr fowie aud die Landwirthſchaft, ingleichen der Werth der Grundgüter, ungemein 


gefteigert hat. 

Das Land erfreut ſich nebenher vieler mohlthätiger und nützlicher Anftalten, unter denen 
namentlich die Induſtrieſchulen zur Anfertigung weiblicher Handarbeiten in den meiften Ort: 
ſchaften, in denen eine Schule befteht, ferner Die Irrenanflalt zu Brake, das Strafwerkhaus und 
die Landesſtrafanſtalt, jowie das Landkrankenhaus zu Detmold, die Legge-Anftalt zu Lemgo, 
die Hagel: und Feuerverfiherungsanftalt für Gebäude, auch allgemeine Brandfafle genannt, 
die Sparkaffegefellfchaften in ven meiſten Städten des Landes, endlich die fürftliche Landes⸗ 
fparfaffe fowie dig Unterflügungsfafle und die Leihekafſſe zu Detmold Hervorzußeben find. Die 
letztere, ſchon in ver legten Hälfte bed vorigen Jahrhunderts gegründet, verbient bejondere Er- 
wähnung, weil.jie nicht allein Gelegenheit zur fihern Unterbringung von Geldern in den da- 
maligen flürmifchen und unfichern Zeiten, fondern au allen nicht ganz überfchuldeten Eigen: 
thümern von Liegenfhaften Credit und die Möglichfeit eröffnete, in jährlichen Abträgen das 
Kapital allmählich zu tilgen. Sie bot nem Handwerker pie Wohlthat der Vorſchußvereine und 
bewahrte ven bevrängten Landmann davor, Wucherern in die Hände zu fallen. 

@8 läßt ſich nicht verfennen, daß feit Anfang dieſes Jahrhunderts unter weifen Herrfchern 
für die Beförderung ver materiellen Wohlfahrt Iobenswerth gefurgt ift, weshalb das kleine 
Gebiet in dieſer Hinfigt einen Vergleich mit umfangsreihern Staaten nicht zu fheuen brauchte. 
Befonders war das Streben darauf gerichtet, ven Grundbefitz von allen hemmenden Fefleln zu 
befreien, wie ſolches namentlih dur das Zehnt-, Dienfl: und Kornablöfungsgefeg von 
Jahre 1837 fowie dad Hupeablöfungs- und Gemeindetheilungsgeſetz mit Erfolg geſchehen ift. 
Die Landwirthſchaft Hat ſich Dadurch merklich gehoben und der früher belaftete und bedrückte 
Bauer ift zum wohlhabenpen reihen Manne geworben. 

Andererfeits laflen fi aber au große Misſtände, welche in dem patriarchaliſchen Weſen 
fleiner Staaten liegen, nicht verihweigen und Tann nur die lebhafte Wechſelwirkung mit den 
fortgefhrittenen Zuftländen größerer Länder die Lebensfähigkeit jenererhalten. 

Die im Wege der DOctroyirung Im Jahre 1853 mieberhergeftellte Verfaſſungsurkunde 
vom Jahre 1836 verdient faum den Namen einer Mepräfentativverfaffung und findet in der 
Art, wie fie von den Mintfterien Fifcher und v. Oheimb gehandhabt morben, mol faum 
ihreögleichen. 

Nach der ebenerwähnten Berfafiungdurfunde beftehen die Landſtände aus den Abgeord⸗ 
neten ber Befiger von 28 adelichen landtagsfähigen Rittergütern, der fogenannten Ritterfihait, 
ferner der 7 Städte und der bäuerlihen Grundbeflger. Eine jede diefer drei Klaffen ſendet 
fieben Abgeordnete in den Landtag. " 

Die Ritterfhaft ernennt folde ganz nach ihrem Belieben; in einer jeden der fliehen Stätte 
geichieht die Wahl durch das Magiſtrats- und Stadtverorpnetencollegium, welden eine gleiche 
Anzahl Bürger nad Ermeffen des Magiſtrats cooptirt wird, unter Leitung eines landesherrlichen 
Commiſſars; das flache Land iſt in jisben Bezirke getheilt, deren Bauerfchaften in einer Ber: 
fammlung von den betreffenden Ämtern unter Borfig des älteften Beauten eine beſtimmte An: 
zahl Wahlmänner ohne nähere Beitimmung über die Art und Weife ver Abflimmung ernennen. 

Nach erfolgter Beitätigung diefer Wahlmänner mitteld einer vom Landedherrn audgeftellten 
Urkunde geſchieht dann von ihnen am Wohnflge des Alteften Beamten unter deflen Anorbnung 
die Wahl des Abgeoroneten felbft. Die Wahl gilt auf die Dauer von ſechs Jahren und iſt die 
Freiheit ver Wähler außerordentlich dadurch beſchränkt, daß ein Abgeorbneter der Städte Gedoch 
mit Ausnahme des Bürgermeifters oder Stadtfyndifus) einen bürgerlihen Grundbeſitz im 
Werte zu 3000 Thlrn., auf dem platten Lande ein ſchuldenfreies Colonat im gleichen Wertbe 
bejigen muß, mit andern Worten fönnen die Städte nur einen wohlhabenden anfälligen Bür: 
ger, bie Bauern nur einen vermögenven Bauer abordnen, wofür außerdem noch ein Alter von 
30 Jahren und die Fähigkeit, feine Gedanken fhriftli auszubrüden, erfordert wird. 

Der Landtag bejorgt feine Geſchäfte durch den fogenannten Landſyndikus und foll für ge: 
wöhnlid alle zwei Jahre zufammenberufen werben. 

Die fieben Abgeordneten ver fogenannten. Ritterichaft, deren Vorfigender zugleich auch dad 
fländige Vräſtdium des gefammten Landtags führt, bilden eine befondere, und zwar die erfte 
Curie für ji, gegenüber der aus den 14 bürgerlichen und bauerlihen Abgeordneten beſtehenden 
zweiten Curie. 

Nur die Auferlegung neuer Steuern ift von der ausdrücklichen Zuſtimmung der Landſtände 
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mittels Abftimmung in gemeinfamer Sigung beider Eurien abhängig gemadt; in Fällen, wo 
das Staatsbedürfniß unaufichiehliche Eile Hat, und in Betreff der Fortdauer der biöherigen 
Steuern nad) Maßgabe des Bundesbeſchluſſes vom 28. Juni 1832 den Ständen dagegen nur 
ein jus monendi (dad Recht der Erinnerung), endlich hinſichtlich aller fonfligen Regierungs⸗ 
vorlagen nur die Abgabe eines wohlerwogenen Gutachtens eingeräumt; nebenbei jedoch auch Die 
Befugniß, über Gegenflände der Landesmohliahrt Borfgläge zu machen oder Beſchwerde zu 
führen, zugeſtanden; endlich auch bie auß dem pactum unionis, dem fogenannten pactum tuto- 
rium, fowie der Hofgerichtsordnung von 1562 herzuleitende Rechtözuflänbigfeit vorbehalten. 

Bis zum Jahre 1856 war nämlich keine eigentliche ſchriftliche Urkunde über das zwiſchen 
Landeöherr und Ständen geltende Rechtsverhältniß vorhanden. Es beruhte faft alles auf Her: 
kommen, weldem vorzugdweife dad pactum unionis Simon’d I. vom Jahre 1368 (gewiſſer⸗ 
umßen bie erfte lippefche Charta), wonach die Theilung der Grafſchaft unterfagt, und da 
pactum tutorium, wonad ben Stänben die Mitwirkung bei Beftellung einer vormundſchaft⸗ 

lichen Sandeöverwaltung eingeräumt war, ald Grundlagen vienten. 

| Die Stände haben ihrerfeitö von alterd her das Zuſtimmungsrecht zu allen, die Wohlfahrt 
der Unterthanen berührenden landesherrlichen Grlaffen, dad fogenannte votum negativum in 
Anſpruch genonmen, und ift jenes weientlihe Merkmal aller wirklichen Verfaſſungsmäßigkeit 
bei dem Widerfpruche der Regierung noch heutigen Tages Gegenftand eines proceffualifchen 
Bundeöverfahrend. Die Verhandlungen find der DOffentlichfeit entzogen, und die Bevölkerung 
erhält gewöhnlich erk nah Jahr und Tag aus einer kurzen Zufammenftellung des Landfyn⸗ 
dikus amtliche Kenntniß von der Wirkſamkeit feiner Vertreter. 

Die große Mangelhaftigkeit des Wahlgeſetzes, wodurch alle Nichteigenthünter, namentlich 
aud die vielen taufend Ziegelarbeiter von jeglicher Betheiligung ausgeſchloſſen find, auch außer 
Acht gelaflen, jo wird der Werth der Berfaflung noch dadurch völlig in Frage geftellt, daß vie 
iieben ritterſchaftlichen Abgeordneten der erfien @urie (welche nur 28 nicht einmal fehr beveu- 
tende Grunpbejiger mit ihren Bamilien, alſo kaum eine Seelenzahl von 200 Berjonen repräjen- 
tiven) in getrennter Curie für fi abftinınien. Die Mehrzahl verfelben, alſo vier Mitglieder, 
twiegen den ganzen Übrigen Landtag, welder vie Geſammtbevölkerung von über 100000 Den: 
fihen vertritt, auf und find dadurch rechtlich, im Stande, durch beharrliches Verwerfen einer 
Regierungsvorlage die Wirkſamkeit der übrigen zu hemmen, beziehungsweijeder Staatsmaſchine 
Stillſtand zu gebieten, fofern der Landesherr in feiner fich beigelegten autofratifhen Machtvoll⸗ 
kommenheit fih darüber hinwegzuſetzen aus „höhern Staatdrüdfichten” (mie ber diplomatifche 
Ausdruck Heißt) nicht etwa bewogen finden follte. Die vorbemerfte Eigenthümlichkeit erinnert 
unwillkürlich an den weiland polniſchen Reichstag und an die Vereitelung ſeiner Beſchlüſſe durch 
den Widerſpruch (disseus) eines einzigen Staroſten. 

Die Einkünfte des Landes mögen nahe an 400000 Thlr. betragen und werben in zwei 
Hauptkaſſen der „Landrentei” und der „Landkaſſe“ mit einer großen Menge unnöthiger, nur 
Peitläufigkeiten verurſachender Unter: und Nebenkaſſen verwaltet. 

Der ältefte urſprüngliche allgemeine Öffentliche Schag ift Die „Landrenteikaſſe“, welcher die 
fürſtliche Rentkammer vorſteht. Auf ihr ruht nach dem Teſtament Simon's IV. im Jahre 1597 
„principaliter“ die Verpflichtung zur Beſtreitung der Regierungslaſten ſowie der Suſtentation 
des fürſtlichen Hofes einſchließlich der apanagirten Linien. 

In dieſelbe fließen die Einkünfte der Domänen, der anſehnlichen, wie früher bemerkt, faft 
zwei Siebentel des Landesflächengehalts ausmachenden Forſten, ver Saline, die frühern Bölke, 
die fogenannten landesherrlichen Gefälle, vie Gewerbefteuer, die Sportelerträgniffe der Landes⸗ 
gerichte und die Strafgelder. Aus ihren an 200000 Thlr. (muthmaßlich) reichenden Einnahmen 
ſind herkoͤmmlich die Hofhaltung nebft Apanagen, die Unterhaltuug der Domanialgrundgüter 
und die Beſoldung der Staatsdiener einſchließlich ver höhern Geiſtlichkeit beftritten, jedoch unter 
Beihülfe eines von den Lanpfländen unter dem Namen Sublevationdgelder bemwilligten Zu: 
ſchuſſes von 20— 30000 Thlrn. Die Gonfiftorial-, Horft: und Hofgerichtsfaffe find Abzwei⸗ 
gungen derſelben. 

Diefe wichtigſte Hälfte des Staatsvermögens wird ohne geſetzliche Regelung und ohne alle 
Mitwirkung der Landſtände lediglich nad Belieben des Landesherrn von den dazu ernannten 
Beamten der Rentkammer (jegt dem Cabinet untergeordnet) gleihfam ald eine Privatſache ver: 
waltet, aud der Stand derſelben nicht verdifentlicht, ſodaß Die Benölkerung über die Vorgänge 
in völligen Dunkel bleibt. 

In diefer ungetheilten Gemeinfhaft landesherrlicher Privat: und Staatdinterelfen ohne 
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jegliche nähere Beſtimmung darüber, ein wie großer Antheil einerfeit8 auf die Hofhaltung und 
andererſeits wieber auf die principaliter zu deckenden Negierungslaften Fällt, liegt ein Haupt⸗ 
übel, ja ein immer tiefer freſſender Krebsſchaden unjerer gegenwärtigen Einrichtungen. Sie ifl 
als dad wefentlichfte Hinderniß einer geveihlichen ftaatlihen Entwidelung zu betrachten, indem 
fie das Gewerbweien des platten Landes, eine Hauptbebingung ber Öffentlichen Wohlfahrt, ja 
die ganze Geſetzgebung, welche immer mehr oder minder mit Ausgaben verbunden iſt oder doch 
wenigſtens in das Finanzweſen eingreift, zu Gegenſtänden fürſtlicher Privatſpeculationen herab⸗ 
würdigt, und fo vie Bevölkerung nach dieſer Beziehung hin in einer an die frühere Leibeigen— 
ſchaft lebhaft erinnernden Abhängigkeit erhält, melde indeß megen ver patriardhalifchen Milde 
der feitherigen Regenten weniger fühlbar war. 

Die fogenannte Landkaſſe ift erſt nad) dem Dreißigjährigen Kriege durch bie außerordent⸗ 
Iihen Kriegöfteuern entflanden, deren Erhebung von den Kailern ben größern und Fleinern 
Territorialderren zur Aushülfe ver erihöpften Lanprenten bewilligt: wurden. Ihre Hauptein: 
nahme bildete von jeher die anfangs nur außerordentliche Contribution oder Steuer vom Grund⸗ 
befige. Sie wird unter Aufficht eines beſondern Gollegiums, wozu zwei Ausſchußdeputirte ver 
Landſtände gehören, durch einen gemeinfamen Beamten ver Megierung, den Landkaſſen-Receptor, 
verwaltet. Diejer darf nur Zahlungen unter Zuflimmung des ſtändiſchen Ausihußbeputirten 
leiften. Außer der Grundſteuer zu über 30000 Thlr. und ver Vermögens- und Eintommen- 
ſteuer (Hier Klaffenfteuer genannt) zu ebenfalld etwa 30000 Thlrn. beftehen ihre gegenwärtigen 
Haupteinnahmen in den Einkünften des Zollvereind zu nahe an 130000 Thlr. Sie dient 
nach einem den Landſtänden vorgelegten Anfchlage vorzugäweife zur Beſtreitung der Unterbal: 
tung des Militärs, des Baued der Landſtraßen, ver Schul: und Medicinalangelegenheiten, jowie 
zur Aushülfe der Landrenteikaſſe. 

Bon den gefammten Einnahmen beiver Kaffen zu annähernd 400000 Thlrn. werben un: 
gefähr verwandt: 


1) für das Militär einfhließlid) ver Gensdarnıerie. . . . . 75000 Thlr. 
2) fürden Wegeban . . . 2020. 25000 = 
3) für Schulen und Bildungsanftalten een er. .25000 ⸗ 
4) für Zinfen von Schulden und Apanagen . . .. 50000 ⸗ 


5) fir Unterhaltung der Staatöbiener und fonflige Stantözweie 50000 
Summa 225000 Thir. 


Der nicht nachweisbare Reft zu 175000 Thlrn. wird demnach wol durch die fürjtliche Hofbaltung 
abforbirt. Auf Hofſtaat und Militär fallen alfo circa fünf Achtel, auf die übrige Staatöver- 
maltung nur drei Achtel der gejammten Einnahmen. 

Die Fürftin Pauline verbraudte nur 37000 Thlr. für ihre Hofhaltung und verwantte 
alles Übrige fürs Land. 

Im Jahre 1848 befanpen ji gegen 80000 Thlr. Borrath in der Kriegäfafle, und die Land⸗ 
kaſſe war ſchuldenfrei. Jetzt ift dieſelbe mit einer Schuld von 300000 Thlrn. belaftet, und vie 
Schulden der Lanprenteitaffe jollen fi feitvem von 350000 auf 500000 Thlr., alfo un 
150000 Thlr. vermehrt Haben. 

Obgleich ſich die Landkaſſe rädjichtlich Ihrer Entftehung nur als eine zeitweilige Schöpfung 
für außerordentliche Kriegsbedürfniſſe darftellt, fo iſt doch das Beitreben der Regierung, na: 
mentlich jeit den fegten 30 Jahren, ſichtlich parauf gerichtet geweſen, ſie zur Hauptfafle zu ma: - 
hen, und die Regierungßlaften, welche principaliter der Landrenteikaſſe oblagen, von dieſer ab 
auf Die Landkaſſe zu wälzen, demnach allmählich erftere gleichſam in eine bloße fürftliche Privat: 
chatoulle umzuwandeln und der regierenden Familie zum ausſchließlichen Gebrauch zu reſerviren. 

Die geſchichtliche Vergangenheit anlangend, fo ift die Gegend des heutigen Fürſtenthums 
zuerit durch die Feldzüge der Römer zur Unterjohung Germaniens unter ber Regierung de 
Kaiſers Auguftus befannt geworden, und wurde fie um Chriſti Geburt von dem Volksſtamme 
der Cherusker bewohnt. Die neuern Geſchichtsforſchungen in Übereinftimmung mit den An— 
gaben des römischen Schriftftellers Tacitus in feinen, „Annalen“, I, 60, fowie mit der Beſchaffen⸗ 
heit der Ortlichkeit, wo auch römische Waffen und Mimzen aufgefunden worden, laflen feinen 
gegründeten Zweifel darüber auffommen, dag die Schluchten und Anhöhen des Teutoburger: 
waldes zwiſchen ven Städten Detmold und Horn (mo auch ver Berg Teut: oder Grotenburg, ver 
Standpunft des noch unvollendeten Denkmals, lie;t), fowie ferner die daranſtoßenden fumpfi: 
gen Niederungen der Senne zwiſchen den Quellen ver Lippe und Ems der Schauplag geweſen 
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find, wo unter Anführung des Arminius von den Cheruskern und andern benachbarten Volks- 
ſtämmen die Legionen des Varus, nachdem fle in den Hinterhalt gelockt worben, überfallen und 
nad) dreitägigem blutigen Handgemenge durch gleichzeitiges Zuſammenwirken der Glemente mit 
der unwirthlichen Gegend aufgerieben wurden. 

Der Befreier Deutſchlands foll al3 Fürft der Cherusfer auf der Arminiusburg in der Nähe 
von Schieder gewohnt haben, doch fehlen hierüber jegliche ſichere Anhaltepunkte. 

Die fernern Schickſale des Landes bis zum 11. Jahrhundert jind meiſtens in undurchdring⸗ 
liches Dunfel gehüllt. Der franfifche Kaiſer Karl der Große, welder ums Jahr 770 n. Chr. 
bei feiner mehrmaligen Anmwefenheit zu Paderborn den Grund zu dem dortigen Dome legte und 
aud in Lippfpringe eine Kirche erbaute, foll bei Detmold, damals Tiatmelli genannt, ven 
Herzog der Sachſen, Wittekind, in einer blutigen Schlacht befiegt und deſſen Unterwerfung be: 
wirft haben. Daß dad Land um jene Zeit vem Sachſenherzoge unterworfen gewefen, ſcheint 
hoͤchſt wahrſcheinlich. N 

Der größte Theil des jegigen Fürſtenthums führte. [päterhin den Namen Graffhaft Ha: 
Holt und wurde nad dem Ausfterhen der frühern Beherrſcher, welche Haholt geheißen haben 
ſollen, im Anfange des 11. Jahrhunderts als Herrenlojes Lehn unter ven Kaifern Heinrich II. 
und Konrad U. dem Biſchof Meinmerk zu Baderborn übergeben, von welden fie dann in der 
Folge an dad Geflecht der „edeln Herren zur Lippe“ überging. 

Dap im 11. Jahrhundert die Grafſchaft Haholt unter ven Biſchoͤfen von Paderborn fland, 
geht unter andern auch aus einer Urkunde des Kaiferd Konrad II. vom Fahre 1031 Hervor, wel: 
her zufolge die Ortſchaften Horn und Sandebeck nebft Umgebung bem bifhäflihen Stift zu 
Paderborn gefchenkt wurde, ferner auch aus einer Urkunde des Biſchofs Heinrich vun Paderborn 
vom Jahre 1039, worin diefer die bekannte Felopartie Erterftein dem Klofter Abdinghof zu 
Paderborn zur Einrichtung eines Wallfahrtsorts verkaufte. 

Der fhon eingangs erwähnte Stammvater des jeßtregierenden Geſchlechts, Bernhard I, 
wurde etwa ums Jahr 1130 vom Kaifer Lothar als deſſen Kriegsoberſt, und nachdem er ſich mit 
einer Bafe des Kaiſers, Betronella von Are, vermäßlt, mit der vielleicht ſchon früher erworbenen 
Grafſchaft Haholt förmlich belehnt, und erbaute, mie bereit6 früher gefagt, auf einer Infel im 
Fluſſe Lippe die Burg Rippe, feinen befländigen Wohnfig, alſo Die gräflich lippeſche Stamm: 
burg, deren Ruinen ſich bei dem lippefhen, von preußiſchem Gebiete eingeichloffenen Dorfe 
Lipperode gegenwärtig noch vorfinden. ' 

Es wird für den vorliegenden Zweck vollftändig genügen, von der Reihe ver fpätern lippe- 
Then Regenten, welche meift ven Namen Bernhard oder Simon führten, nur diejenigen zu 
erwähnen, unter welchen Ereigniffe von Erfolg oder Bedeutung ſich zutrugen. 

Die Regenten pflegten ihr Land nach der Kehre vom Sachenrecht wie eine liegende Erbſchaft 
unter ihre Kinder zu theilen, Infolge deſſen oft mehrmals zwei Brüder gleichzeitig vegierten und 
verſchiedene Rebenlinien, als Lippe-Brafe, Sternberg, Schwalenberg, Spiegelberg, Pyrmont 
u. f. w. entflanden, welche jedoch fpäter durch Ausfterben an ven jeßtregierenden Hauptflamm 
zurüdgefallen find. 

Der zum geiftlihen Stande beſtimmte Graf Bernhard II. führte von 1146— 1220 eine 
ruhmvolle Regierung und war treuer Verbündeter Heinrich's des Lowen, Herzogs von Sachſen, 
führte auch vielfache glückliche Kriege mit den in fein Land einfallenden benachbarten Fürſten. 
Mit Erlaubniß ded Katfers Konrad II. gründete er 1150 die Stadt Lippe, fpäter Lippſtadt ge- 
nannt, etwa eine Stunde unterhalb ver Burg Lippe. Im Jahre 1190 lieh ex fi, obgleich von 
Krankheit geſchwaͤcht, von feiner Gemahlin Sophia Heilwiege, mit der er elf Rinder, fünf Söhne 
und ſechs Töchter, erzeugt hatte, trennen, trat, nachdem er vie Regierung feinem Sohne Hermann 
übergeben, als Moͤnch in ven Giflercienferorben, zog mit in ven Krieg gegen die Heiben in Liv⸗ 
land und flarb 1220 als Bifhof zu Lerhall in Livland, wozu er von zweien feiner Söhne, Dito 
und Gerhard, ebenfalls Biſchoͤfe, erfterer von Utrecht und legterer von Bremen, eingeweiht wor- 
den. Graf Simon II. (1361— 1410), ebenfalls ein fehr Eriegerifcher Kürft, erflürmte 1368 
die Stadt Lübeck und führte auch Kriege gegen Herzog Wilhelm von Berg und Otto von Med: 
Ienburg, wobei er gefangen genommen und erft infolge der Verheirathung einer feiner Töchter 
mit dem legtgenannten Grafen feine Freiheit wiedererhielt. Die durch den Krieg verurſachten 
Geldverlegenheiten waren wol die Urfache, daß er den mit Bewilligungen ſchwierigen Ständen 
in Jahre 1368 das mehrfach erwähnte „pactum unionis” „den Grundſtein der lippeſchen Ber: 
faffung, errichtete, welchen zufolge die Landesregierung nicht ferner wieder gethellt werben, ſon⸗ 
dern die Braffchaft ein einkeitlices Ganzes verbleiben follte. Die Berpfändung der Hälfte von 





542, | Lippe · Detmold 


Lippſtadt an den Herzog von Kleve gegen eine Anleihe von 8000 Mark löthigen Silbers war 
ebenfalls eine Folge feiner aus Liebhaberei am Kriegführen entſtandenen Gelpverlegenheit. 

Bernhard VI. bejiegte 1404 in einer Schlacht an ver Wefer den Herzog Heinrich von Braun: 
fhweig in Veranlaſſung ver fogenannten evenfteiner Fehde und hielt ihn längere Zeit auf ver 
Falfenburg (deren Ruinen im Bereich der Stätte der Hermannsſchlacht mitten im Walde auf 
einem fteilen Bergkegel liegen) gefangen. 

Während ver Regierung Bernhard's VII, bellicosus (der Kriegerifche) genannt (1431 — 
1511), entfland die berühmte Soefter Fehde über die Schutzherrlichkeit der Stadt Soeft zwiſchen 
dem Erzbifhof Dietrich von Köln einer: und dem Herzog von Kleve andererſeits. Bernhard 
nahm auf feiten des legtern, mit dem er ih zu Schug und Trug verkündet hatte, hervorragen⸗ 
den Antheil daran. 

Dieſes Bündniß hatte die nachtheilige Folge, daß das Land durch ein 60000 Mann ſtarkes 
Huſſitenheer, welches ſeitens des Erzbiſchofs Dietrich aus Boͤhmen zur Hülfe herbeigerufen war, 
große Verheerung erlitt. Eine Menge Ortſchaften, namentlich die Städte Blomberg, Detmold 
und Uflen wurden theilweiſe gebrandſchatzt und namentlich die erſtere gänzlich eingeäſchert, wo— 
gegen ſich Horn und Lemgo durch erhebliche Summen freikauften. Daſſelbe thaten Herford und 
Paderborn. Lippſtadt und Soeſt dagegen leiſteten entfchloffenen Widerſtand, ſodaß die Boͤhmen 
mit den erzbiſchoͤflichen Truppen ungeachtet heftiger Beſchießungen und mehrmaliger abgeſchla⸗ 
gener Sturmverfuche unverrichteter Sache abziehen mußten. | 

Im Frieden zu Köln 1448 verblieb Die Stadt Soeſt dem Herzog von Kleve. 

Bernhard VIE. trat im Sabre 1445 bie blos verpfändete Hälfte von Lippftadt mit alfen Zu- 
behörungen und Gefällen auf ewige Zeiten dem herzoglichen Haufe Kleve ab, mit welchen fie 
fpäter dur Erbfall an das preußifche Königshaus gelangte. Im folgenden Jahre 1446 wurde 
der Erzbifchof Dietrich von den verbündeten Soeſtern und Lippern gänzlich geſchlagen, verlor 
eine unermeßliche Beute und mußte 32000 Fl. Löfegeld für die Gefangenen bezahlen. 

Ein zweiter erfolgreicher Einfall der Verbündeten in das koͤlniſche Land verichaffte den letz⸗ 
tern ebenfalls eine veichliche Beute an Vleh und fonftigen Saden. Diele Unfälle reisten ven 
Erzbifhof hauptſächlich zur Herbeirufung des böhmischen Hufittenheereß. 

Bernharb VIIL (1536— 63) begünftigte die Ausbreitung der lutheriſchen Lehre und ſchaffte 
im Jahre 1556 vermittelft einer von Prebigern, Rittern und Landfländen auf dem Scloffe zu 
Brafe veranftalteten Synode das Papſtthum gänzlich ab. 

Einer der hervorragendſten Negenten war Graf Simon VI. (1563 — 1614). Als Jüng- 
ling entging er mit Mühe dem Blutbad der Parifer Bluthochzeit, wohin er ih von Strasburg 
aus, wo er fludirte, zufällig begeben hatte. Im Jahre 1586 wurde er Faiferliher Reichscom⸗ 
miſſar und Generaladminiſtrator des nieberländifch-weftfälifchen Kreiſes. Unter dem kaiſerlichen 
Privilegium Rudolf's II. erließ er Die Hofgerichtsordnung vom Jahre 1593, das erſte Stück 
lippefher Particulargefeggebung. Im Jahre 1597 errichtete er das ſchon mehrfah genannte 
Teſtament, wodurch vielfache Verwidelungen zwiſchen jeinen Nachfolgern, vefp. Nebenlinien, 
unter andern auch der Rechtsſtreit zwifchen Lippe- Detmold und dem apanagirten Haufe Lippe- 
Schaumburg über die Stadt und Amt Blomberg entftand, welcher 1838 durch ein austrägal- 
inſtanzliches Urtheil des Hofgerichts zu Manheim zu Gunſten Lippe-Detmolds entichieben wurke, 
aljo mit Abweiſung der Flägerifchen Anſprüche endigte. | 

Ums Jahr 1600 trat Simon Vi. von der lutherifchen zur reformirten Kirche über und führte 
nad damaliger Sitte dieſe neue Bonfeljion auch ohne weitered in eigenmädtiger und gewaltfamer 
Weiſe für feine Unterthanen ein; nur die Stadt Lemgo leiſtete nachdrücklichen, fogar thätlichen 
Widerſtand und Beharrte bei der Iutherifchen Lehre, mit ſelbſtändiger Verwaltnng ihrer firdh- 
lichen Angelegenheiten, welche durch Verträge mit den fpäfern Landesherren ausdrücklich beita- 
tigt wurbe. 

Simon VI. ift Stammvater aller fürftlih und'gräflich Tippefchen Linien. Einer mit Dem 
Grafen Holflein - Schaumburg verheiratheten Tochter Eliſabeth gelang es nämlich, nach dem 
1640 erfolgten finderlofen Tode ihres Sohnes, des Grafen Otto VI., Erbaniprüde auf deſſen 
Hinterlafiene Lande durchzuſetzen. Ihre Rechte trat fie an ihren Bruder PHilipp Graf zur Rippe: 
Alverdiſſen ab, welchem nach vorheriger Verheirathung mit einer heſſiſchen Brinzeffin ein Theil 
der frühern Grafſchaft Schaumburg, deren übriged Territorium an Heſſen und Hannover fiel, 
1648 im Weftfälifchen Frieden zugeſprochen wurde. Graf Philipp von Alverdiſſen ſtiftete da— 
mit Die erbherrliche Linie Schaumburg=ippe. 

Ein jüngerer Sohn des Grafen Sinon VII. (älteften Sohnes Sinon’s VI.) war Gründer 
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der apanagirten Rinie Biefterfeld. inter Die Regierung dieſes Iegtern (1614—27) fällt der 


Dreigigjährige Krieg, in welchem aud die Grafſchaft Lippe und nanıentli die Stadt Lemgo 
durch den Bischof Bernhard v. Galen zu Münfter aufs ſchrecklichſte verwüſtet wurde. 

Mährend der Regierung Simen Heinrih’8 (1649 — 97) fanden in ver Stadt Lemgo bie 
unter dem Namen Herenproceffe befannten ſchaudererregenden ®laubendverfolgungen ftatt. - 
Gegen 30 Berfonen beiderlei Geſchlechts, Darunter ein bejahrter Kriegsoberft, Abfchlag, wurden 
auf die empoͤrendſte Weile nach überftandener unmenſchlicher qualvoller Folter wegen vorgeb: . 
licher Hererei und Umgang mit bem Teufel theild lebendig verbrannt, theils, wie e8 hieß, zum 
Schwert begnadigt. Der Magiftrat ſowie die Geiftlihen zu Lemgo betrieben auf8 eifrigfte dieſe 
SHenkerfcenen, verentmegen biefe Behörden der Stadt fogar vom Grafen belobt wurden, nachdem 
die Todedurtheile von der damaligen Univerſität Rinteln begutachtet und vom Landesherrn be⸗ 
ftütigt worden. | 

Graf Ludwig, ald vormundſchaftlicher Regent für den minderjährigen Friedrich Wilhelm 
Leopold, errichtete im Jahre 1782 die für dad Aufblähen ver Landwirthſchaft und die Geldver⸗ 
bältniffe des Landes fo wohlthätige Creditanſtalt, „Die fürftliche Leihekafſe“, führte 1786 unter 
Zuftimmung der Landflände die „Sütergemeinfchaft unter Cheleuten“ ein, welche nicht minder 
aus dem Gefichtspunkte des öffentlichen Credits ald der Abſchneidung vielfacher Rechtsſtreitig⸗ 
feiten jeglicher deutſchen Geſetzgebung zur Ehre gereiht. Dieſes Heilfame Gefeg verdankt feine 
Entftehung vorzugsweife dem damaligen tüchtigen Kanzler König. .. 

Den lichtvollſten Abſchnitt in der neuern, wenn nicht gar der ganzen feitherigen lippefchen 
Geſchichte bildet die Regierung der Fürſtin Pauline Wilhelmine Chriſtine, Tochter des Fürften 
Friedrich Albrecht von Anhalt: Bernburg, geboren 1769. Ihr geiftesfranter Gemahl Friedrich 
Wilhelm Leopold, welcher bei feinem Negierungsantritt 1789 in den Neihöfürftenftann erhoben 
wurde, ſtarb hereit8 1802, etwa ſechs Jahre nach ver flattgehabten Bermählung. Namens ihrer 
Heiden unmünbigen Söhne, des Fürſten Paul Alexander Leopold und Friedrich Albert Auguft, 
führte fie von 1802 — 20 die vormunbfdaftlihe Regierung, und wol wenige Fürften haben 
unter gleich ſchwierigen Umſtänden mit gleicher Weisheifund Aufopferung fo wie fie zum Heil 
des Landes ihren Beruf erfüllt. Ihr Heller, Elarer Geift war ihrer Zeit gewilfermaßen voraus: 
geeilt, und feine Wirkungen find noch heutigen Tages zu erfennen. Sie befaß dabei ein edles 
Herz voll Wohlwollen und Menfigenliebe und war außerdem geſchmückt mit den weiblichen Tu⸗ 
genden einer gebulbigen Gattin fowie einer liebevollen, verfländigen Mutter. Die Bedeutung, 
welche die Königin Glifabeth für England, Friedrich der Große für Preußen, hatte jie für Lippe. 
An den gewaltigen europälfhen Kriegsflürmen, in melden jo viele Staatenweſen verfchlungen 
wurden, gelang ed ihr, durch kluge Benugung ber Umflände ihr Fleines Ländchen vom Unter⸗ 
gange zu retten. und deſſen Selbflänpigfeit zu erhalten, zunächſt Durch Bintritt in ven Rheinbund 
und fpater bei dem drohenden Sturze Napoleon's durch zeitigen Anſchluß an die Verbündeten. 
Die entſchloſſene Frau ſcheute felbft nicht perfönliche Bemühungen bei dem derzeitigen Macht⸗ 
baber, um ihren Zweck zu erreichen. Sie eilte zu dem Ende nach Bari, und der glückliche Erfolg 
foll dem günftigen Cindruck zu verdanfen fein, welchen der Zauber ihres Geiſtes (nenn fie ent⸗ 
behrte im übrigen aller körperlichen Reize) auf ven franzöfifchen Kaifer hervorbrachte. Auch 
erreichte fie die Bergünftigung, daß ihre kleine Herrſchaft von läfligen Truppendurchmärſchen 
nad Möglichkeit verfchont blieb. Site juchte ven Wohlſtand auf alle mögliche Weife zu förbern, 
die Yaften der Unterthanen zu erleihtern. Insbeſondere wandte jie ihre Fürſorge der Hebung 
des Lehrer: und Previgerftandes zu, deren Einkommen und fonflige Lebendflellung fie unter 
Beihülfe des von Ihr herbeigerufenen aufgeflärten Generaljuperintendenten Weerth thun— 
lichſt zu verbeffern bemüht war. Der pamalige blühende Stand der höhern und niebern Unter: 
richtsanftalten, wie er in feinen wejentlidhen Einrichtungen noch jegt befteht, die Errichtung der 
Srrenanflalt zu Brafe, ver Kinderbemahranflalten, des Strafwerkhauſes für müßige Bagabun: 
den und Bettler, forwie noch vieler andern nüglichen Einrichtungen verbienen noch jegt als ehren⸗ 
volle Zeugniffe ihrer unermüdlichen Thätigkeit den Dank ver Nachwelt. In alle Zweige der 
Staatöverwaltung griff fie ermunternd und fördernd ein. Im Jahre 1808 hob fie die bis dahin 
nod im Lande beſtehende Leibeigenthums- und Gutsherrſchaft forwie alle damit verfnüpften 
Rechte gegen eine unbebeutende billige Vergütung auf. In dem vorhergehenden Jahre hatte 
fle durch die, die Aufnahme in ven Rheinbund befannt machende, Verordnung vom 25. Mai 1807 
als Gefeg ausgeſprochen, daß die in den Patenten ver Staatöbiener befinblihe Kündigungs⸗ 
elaufel ungültig fein, daraus gänzlich megbleiben, auch die jegigen oder künftigen Staatsdiener 
nit ohne Urtheil und Necht ihrer Stellen entfegt, im Kalle nes gänzlichen Aufhörend ver letz⸗ 
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teen nicht ohne Entſchädigung entlaflen, endlich bei eingetretener Dienftunfähigfeit wegen Alters 
oder Schwachheit mit genüigender Penſton verjehen werden ſollen. Es ift ferner vorgeichrieben, 

daß wie fie felbft fo auch ihre Nachkommen bei ven Inftanzen der Exemten, den Obergerichten, 
Recht nehmen und die Richter in dieſer Hinfiht ihrer der Landedherrſchaft geleifteten Pflichten 
entlaffen fein jollen. Ste jagt bei dieſer Gelegenheit woͤrtlich, dag fie alled dieſes für fih und 
ihre Nachfolger unwiderruflich verordne, um die Staatsdiener gegen Infinuationen, die bei 
ſchwachen Negenten ihnen Nachtheil bringen könnten, rückſichtlich der Beachtung Ihrer Pflicht zu 
fihern. Vorher heißt es: „Wir leiften vorzüglich unferm eigerien Herzen Genüge, indem wir 
ſämmtliche Staatsbiener unbedingt anweiſen und ihnen zur Pflicht machen, bei ihren Anträgen 
und Beihlüffen nicht unfer und unferer Nachkommen einjeitiged Intereffe zu bezwecken, ſondern 
das bei einem gewiffenhaften Regenten ohnehin damit verbundene allgemeine Beſte des Laudes 
unaudgejegt damit zu berückſichtigen.“ 

Wenn man jieht, in wie vielen Staaten noch heutigen Tages der pflichtgetreue Beamte fc 
wenig beſchützt ift, ja man Ihn zum einffltigen Werkzeuge der Gewalt und vein perfünlider 
dynaſtiſcher Wünſche herabzuwürbigen ſucht, fo muß jeder unbefangene Geſchichtsforſcher mit 
Bewunderung von dem echt ſtaatsmänniſchen Beifte erfüllt werden, mit welchem vor mehr ala 
50 Jahren in edler Selbſtüberwindung und frei von allen Eigennug eine ſchwache Frau in einer 
ſolchen Weile ohne vorhergegangene® Beifpiel in den Nachbarländern die völlige Unabhängigkeit 
ihrer Staatödiener fiherte und ihnen rechtlichen Schu gewährte. Ihr trener Gehülfe bei ven 
Staatöverbefierungen war der Regierungsrat Wippernann, deſſen Tod im Jahre 1811 fie ale 

den Verluſt ihres beſten Freundes bezeichnete und beflagte. 

Die Einführung einer von ihr entworfenen Verfaſſung, welche vie ganze Bevölkerung an- 
genieffen vertreten follte, jcheiterte an dem Widerſpruch der blos aus Abel und Städten zuſam⸗ 
mengefegten Stände, welche fi zu der Aufopferung ihrer unzeitgemäßen Vorrechte zum allge: 
meinen Beften troß des vorleuchfenden Beiſpiels ver Fürſtin nit zu erheben vermodten. Auf 
Beſchwerde bein Bundedtage mußte die edle grau 1819 von der einſeitigen Herſtellung ihres wohl⸗ 
gemeinten Werks abſtehen, wobei ber Abend ihres Lebens in bedauerlicher Weiſe getrübt wurde. 
Waäͤhrend ber damaligen Kriege machte dad lippeſche Gontingent auf franzöfifher Seite Die 
Feldzüge gegen Rußland und gegen Spanien mit, wo bie meiften lippeichen Soldaten in Gefan: 
genichaft geriethen.. Sodann nahm daffelbe 1815 unter den Verbündeten an dem Zuge gegen 
Frankreich theil.und. zeichnete fih bei der Erflürmung von Montmeby aus. Als Anerkennung 
erhielt e8 bei der Bertheilung der Beute die noch jegt vorhandenen beiden Kanonen. 

Bei Nieverlegung der Regierung im Jahre 1820 konnte die edle Fürſtin unter anderm ſich 
mit Befriedigung fagen, daß fle dad Land in blühendem Zuflande abtrat und durch weile Spar: 
ſamkeit, ungeachtet der trüben Kriegszeit, wozu noch eine Hungersnoth gehörte, nicht allein Feine 
Anleihe gemacht, fondern noch pie beträchtliche Summe von 300000 Thlrn. vorzugsmeife infolge 
ihrer einfachen Lebensweiſe und Beihränkung ihres Hofftaatd abgetragen hatte. Bei Übergabe 
der Regierung ermahnte fie ihren Sohn in Öffentlicher Rede, ihm die Größe und Schönheit ſeines 
Berufs and Herz legend, nie auf Günftlinge zu hören, forgfam im großen wie im Heinen 
hauszuhalten, nie ohne Noth aufzufihieben, da au dem Regenten Freuden und Zerfirenungen 
nur nad Beendigung feiner Geſchäfte erlaubt feien. 

Wenige Monate fpäter endigte fle dann tief betrauert von ihrem Volke ihr ſchoͤnes tkaten- 
reiches Leben. Ihr Sohn und Nachfolger, Paul Alexander Leopold, jegte die Regierung in ver 
eingeſchlagenen Richtung, wenngleich mit ven ſtarken Geifte feiner Mutter nicht begabt, doch in 
nıilder Weife und mit gutem Willen fort. Beſonders nach vem Jahre 1836, wo eine Berein- 
barung über die bereits beleuchtete dürftige Verfaſſungsurkunde mit den frühern Ständen zu 
Stande Fam, geſchah vieles zur Förderung des materiellen Wohls. Im Jahre 1837 'erfchien 
die Verordnung über die Ablöfung der Zehnten-, Dienft: und Korngefälle, ſowie auch über den 
Chaufſeebau. Schon unter der Fürfſtin Pauline hatte die Anlage von Ehauffeen begonner, 
vorzüglich aber durch dad neue Geſetz und die Verordnung über den Communalwegebau wurde 
Das Land durch viele treffliche Lanpflraßen und Verbindungswege beglücdt, nachdem fih 1842 
durch Eintritt in den preußischen Zollverband die jährlichen Einkünfte ver Landkafſe um 
100000 Thlr. vermehrt hatten und damit Mittel in Fülle zu nügliden Staatöverwendungen 
herbeigeſchafft wären. 

Im Jahre 1842 wurden das braunſchweigiſche Criminalgeſetzbuch, das Hrimatögefeg und 
die Stästeoronung erlaffen, um melde ſich vorzugsweiſe dev Regierungsrath Piderit, ebenfo wie 
der Regierungsrath Petri sen. um den Ehaufjeeban, bleibendes Verdienſt erworben hat. 
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Das Jahr 1848 verlief im Vergleich zu andern Laͤndern hier ſehr ruhig und ohne irgend 
erhebliche Störung der Öffentlihen Orbnung. Die Bewegung ber allerdings von den Ideen 
ver Zeit lebhaft ergriffenen Bevolkerung Hatte einen fehr gemäßigten Eharakter, und der Um⸗ 
ſchwung vollzog ſich ohne gewaltſame Auftritte, ja ſelbſt ohne bedrohliche Demonftrationen. 
Es vonrbe zivar, wie allenthalben in Deutſchland, eine allgemeine Apreffe mit ven bekannten 
Bofserungen an ben Landeöheren vorbereitet, allein vor deren wirklich erfolgter Übergabe er⸗ 
ſchien auf mehrfache dringende Borftellung einer Deputation bes Magiflrats und Stadtverord⸗ 
nelthcollegiums der Stabt Detmold das fürftliche Patent vom 9. Maͤrz, worin aufs bereitwilligfte 
in umfaſſendſter Weiſe die weſentlichſten Volkswünſche, ala namentlich bie entſchelbende Stimme 
ser Landſtaͤnde bei ver Geſetzgebung, Öffentlichkeit ver landſtändiſchen Verhandlungen, Freihelt 
ber Preffe, zeitgemäße Umgeftaltung ber Verfaſſung mit Erweiterung ber Volksrechte nach vor- 
bebaltener Vereinbarung zugeflanden und zu dem letztern Ente die batbige Zufammenberufung 
des Landtagd verheißen wurde. Lehtere erfolgte auch nicht lange nachher, und noch im Laufe 
des Jahres wurde mit ben Stänven, nachdem bie Ritterfchaft und Städte zu Protokoll auf ihre 
frühen Vorrechte ald beſonderer Stand verzihtet, das Verfaffungs:, beziehungsweife Über- 
gangsgeſetz vom 16. Jan. 1849 vereinbart, welchem zufolge die nach der beigefügten Wahl: 
ordnung ernannte Berfammlung von 25 Abgeordneten alle frühern ven Landſtänden zugeſtan⸗ 
denen, forte bie durch Patent vom 9. März verliehenen Rechte fo lange ausüben follte, bis eine 
neue Berfaffung hergeſtellt, beziehungsiweife vereinbart wäre. 

Das Land war ohne Unterſchied der Bevölkerung in 25 Bezirke getheilt, deren ſelbſtän⸗ 
* großjaͤhrige Bewohner nad einfacher Stimmenmehrheit je einen Abgeordneten zu erwaͤh⸗ 

en Hatten. . 

Die conſtituirende Verſammlung wurde im-Raufe ded Jahres 1849 zufammenberufen, elite 
Beeidigung jebod in Nüdficht darauf, daß die Eldesformel ein Gegenſtand der zu vereinbaren⸗ 
pen Verfaflung ſei, Ianbesherrlicherfeits nicht verlangt und nur-auf die in dem Übergangsge- 
fee enthaltene alfgemeine Beflimmung hingewieſen, daß ber Abgeordnete ohne alle Nebenrück⸗ 
figten für das Wohl des gefammten Boll! nad Kräften zu wirken habe. 

Die Berfammlung, welche ihre Sigungen Öffentlich in ver ihr eingeräumten lutheriſchen 
Kirche zu Detmold Hielt, conftituirte fi unter dem Vorfige des Alteröpräfidenten Ranzleirath 
Althof, enttvarf felbftändig ihre Gefchäftsorhnung, welcher fpäterhin unaufgefordert vie fürft- 
lihe Sanction zu Theil wurbe, und ernannte in Gemaͤßheit derfelben den Paftor von Cölln 
zum Vorſitzenden und den Stadtſyndikus Hausmann aus Horn zu deſſen Stellvertreter, welche 
beide bis zum Tode des Kürften im Januar 1851 diefe Obliegenheiten infolge fortgefeter Wie: 
berermählung bekleidet haben. Die Verſammlung, welche ji Landtag nannte und flatt des 
bisherigen Landſyndikus zwei Schriftführer und einen Landtagsarchivar als Protofollführer 
beſtellt Hatte, war ungeachtet ihrer geringen Arbeitöfräfte mit Eifer bemüht, vie zur Timgeftal- 
tung fafl aller Landesverhältniſſe Ihr von ber Regierung gemachten Borlagen gemwiffenhaft gu - 
erledigen. Bon ven Abgeordneten gehörten circk 16 Mitglieber der gemäßigten vemofratifchen, 
9 der confervativen, beziehungsweife miniſteriellen Richtung an. 

Als dringend geforverted Bedürfniß wurden Gefege über vie Abldfung ver auf fremdem 
Grund und Voden Haftenden Hudegerechtigkeiten forwie aller auf vem Grundeigenthum no 
fonft ruhenden Gefälle ober Laften, darunter auch der Erbpacht ober des Kanons, ferner über 
den Staatsdienſt, Aufhebung der Maforate und Fiveicommiſſe, ſodann ein Schulgeſetz, eine 
Hausordnung für pie Strafanflalten und endlich Vorſchriften über noch mehrere geringfügige 
Gegenflände vollendet. 2 

Hinfichtlic ver ebenfalls bearbeiteten Vorlagen über pie Erbfolge der Bauergfiter, Umge⸗ 
ftaltung des Rechtsweſens, Thellung der Bemeinheiten, Trennung bed Staat vom Domanial- 
Voeten, fowie auch über die Verfaffung ſelbſt Fam keine Einigung mit ver Regierung zu 

tande. " 

- Der felbfländige Verfaſſungsentwurf des Landtags wurde unter vielen andern Ausfepun- 
gen auch desſhalb regietungfeitig abgelehnt, weil er nach dem Vorbilde der damals noch in Kraft 
beſtehenden Reichsverfaſſung und wegen des In den klelnen Staaten aus finanziellen Rückfichten 
unthunlichen Miniftermechfeld unter andern die Beftinnrung ertheilt, daß ein Beſchluß des Land⸗ 
tags dann zum Geſetze werde, went er in drei verfchiedenen ordentlichen Lanbtagsperioden, atfo 
während eines Zeitraums von ſechs Jahren, unverändert mieberholt worden fei. Died ver be⸗ 
ſtehenden normweglihen Berfafiung entichnte ſuspenſive Veto galt ala gefährliches Merkmal 

Staats⸗Lexikon. IX, 35 
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rothrepublikaniſcher Grundfäge. In Betreff des Domanial: und Staatövermögens Haste eine 
aus den Abgeorbneten Hausmann, Schüg und Böhmer beftehende Commiſſion einen Vorſchlag 
dahin ausgearbeitet, daß die nach Abzug ber Schulden und Apanagen bleibende Subflanz beö 
Kammervermögens in ver Weife getheilt werde , daß Die eine Hälfte und zwar die Domänen der 
fürftlicyen Familie als privatives Cigenthum zufallen, bie andere Hälfte, die Forſten, aber dem 
Rande verbleiben folle, ſodann der Kürft, folange feine Stellung als Landesherr unverändert 
bleibe, anftatt ver eigenen Verwaltung der Domänen, neben ber Berugung der Schlöfler und 
fonftiger gewünfdgter Grundgüter, eine angemeflene baare Givillifte aus der Staatskaſſe beziehe. 
88 würben dadurch die ganzen Tandeörevenuen in einer Kaffe verwaltet und die unzuträglide 
Privatſtellung des Fürften in Beziehung auf pie Landesfinanzen befeitigt fein. Inzwiſchen Hatte 
die Reaction in Deutſchland fhon wieder an Kraft gewonnen, und der Vorſchlag wurde nicht 
allein als die fürſtliche Würde verlegend und communiftifche Ideen in ſich bergend, ſchroff zurück⸗ 
gewiefen, fondern fogar aud in einer vom Kammerdirector Rohdewald verfaßten Broſchüre gel- 
tend zu machen geſucht, daß das gefammte Landrenten= und Domanialvermögen fürſtliches 
Privateigenthum fei, auf welchem nur vie Verpflichtung zur Beftreitung gewifler Laſten gleich⸗ 
fam wie eine Servitukober Gerechtigkeit hafte. | 

Kurze Zeit nad dem am 1. Ian. 1851 erfolgten Tobe des Fürſten Paul Alexander Leo: 
pold und dem. Negierungsantritte feines Nachfolgers, Baul Emil Friedrich Leopold, wurden 
der Landtag ober vielmehr die Landtagsabgeordneten unter Berufung auf eine in ber durch Die 
vereinbarte Verorbnung vom Januar 1849 gänzlich befeitigten Verfaffung vom Jahre 1836 
enthaltene Beftimmung zur Leiftung der Hulbigung einberufen. Der von ber Regierung vor⸗ 
gefchriebene, auf dem Nathhaufe zu Detmold auszuſchwoͤrende Eid, bei deffen Abnahme der neue 
Landegsherr perfönlih nicht einmal zugegen war, lautete, ohne ver Verfaffung oder der Volks⸗ 
rechte irgend zu. erwähnen, einfeitig auf Treue und unbebingten Gehorſam gegen ven Fürften, 
obgleich letzterer ſeinerſeits weder Ichriftlich noch mündlich irgendein Geloͤbniß ausgeſtellt Hatte. 

Die Abgeordneten Kanzleirath Althof, Baftor Kuhlemann aus Lemgo, Kaufmann Cchter⸗ 
ling aus Lage, Lanpwirth Hagemann aus Silixen und Syndikus Hausmann aus Korn ber: 
weigerten biefen Eid, weil er durch einfeitigeß Vorfchreiben ver Negierung, abgejehen von feiner 
unangemeffenen Form, den vereinbarenden Standpunkt verlegte und zu der bereitö aufgeho⸗ 
benen Berfaflung von 1836, als noch gültig beflehend, zurüdgriffe, Die übrigen Mitglieder 
des Landtags, wenn auch theilwelfe zögernd, leifteren ven geforderten Eid. 

Für die fünf Eidesweigerer ordnete ſodann bie Negierung , indem fle eine Niederlegung des 
Mandats annahm, neue Wahlen an. Die Wähler ver betreffenden Bezirke proteftirten in über- 
wiegender Mehrzahl gegen eine Neuwahl, nachdem die fünf Abgeordneten in einer öffentligen 
durch den Druck verbreiteten Anſprache an ihre Wähler nicht allein die ihnen untergelegte Ab- 
fit der Mandatönieverlegung refufirt, ſondern aud die Ablehnung des verfaflungäwibrig ge- 
forderten Huldigungseides als durch pie Vertheibigung des vereinbarenden Standpunkts ſowie 
zur Erhaltung der Volksrechte durchaus geboten, gerechtfertigt hatten, gegen welchen Nachweis 
niemals von irgendeiner Seite eine Widerlegung verſucht worden ift. Bei Wiepereröffnung des 
Landtags, in welchem fich die fünf Cidesverweigerer zur Fortführung ihrer Obliegenheiten ein⸗ 
gefunden hatten, wurden biefelben unter Verweigerung des Worts zu irgendwelcher Erklärung 
dur einen Majoritätsbeſchluß ver Verfammlung vom Landtage ausgeſchloſſen, nachdem fie 
vorher eine ausführliche Ihriftlicde Verwahrung zu Protokoll überreicht hatten. 

Der Berfammlung war e& jedoch nicht beſchieden, troß der Ergänzung dur fünf andere 
Abgeordnete, deren Wahl mühſam durch höhere Begünftigung zu Stande gebracht wurbe, ſich 
lange ihrer vettenden Thaten zu erfreuen; denn nachdem fie noch ein Geſetz über Einführung 
der Klaſſenſteuer und eine Veränderung bed Jagdgeſetzes fowie einige andere Vorlagen bear: 
beitet,, wurde fle im folgenden Jahre ohne weiteres aufgelöft,, weil fie eine Propoſition der Re⸗ 
gierung, unverändert tie abgethane Verfaſſung von 1836 wieder anzunehmen, alfo ihr eigenes 
Todesurtheil zu unterfchreiben, dem natürlichen Triebe der Selbfterhaltung folgend, abgelehnt, 
jedoch ſich bereit erflärt hatte, zu einer Veränderung des Wahlgeſehes die Hand zu bieten. In 
einer vom Pegierungäbirertor v. Meien unterzeichneten landesherrlichen Verordnung vom 
15. März 1853 wurbe, angebli um die durch die Nevolution verfhobenen gefunden Grund⸗ 
lagen des Staats wieverherzuftellen, das rechtmäßig vereinbarte Verfaffungdgefek vom 16. San. 
1849, nachdem es circa vier Jahre in anerkannter Wirkſamkeit geſtanden, gewaltfam von oben 
aufgehoben und ſtatt deſſen die völlig veraltete Berfaffungsurfunde von 1836 wieder in Kraft 
gefegt. Die übrigen Negierungsräthe Piverit, Petri, Heldman und Meyer haben bem Ver— 
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‚ nehmen nad (wie-wenigftend von ihrer Ehre auch erwartet werden muß) felbft auf die Gefahr 
der ihnen fpäter zu Theil gewordenen Ungnabe hin vie Mitwirfung zu dieſem Staatäftreidhe, als 
den Rechten des Landes ſowie ihren dienſtlichen Verpflichtungen widerſprechend, entfchieben ver⸗ 
weigert. Die Willfährigfeit des Hrn. v. Meien, eines fonft überaus gutmüthigen, wohlwollen⸗ 
den, gewandten Geſchäftsmanns, zu dieſem Verfaſſungsbruche liefert ein trauriges Zeugniß 
vor der völligen Grundfaglofigfeit, ber Charakterſchwaͤche und der mit Mannesehre kaum ver: 
träglicden Schmiegiamkeit gegen höhere Wünſche dieſes Beamten. In Ermangelung ber Be- 
reitwilligfeit der Regierung, auf bie wahrjcheinlich Durch den Kammerherrn v. Stietenkron ge: 
nährten abfolutiftiichen Wünſche zu weiterer Kortfegung des einmal betretenen Wegs einzu= 
gehen, wurde in Gemeinſchaft mit Hrn. v. Meien ein Über der Regierung ſtehendes geheime 
Cabinet errichtet, welches leider ald Duelle alles jpätern über das Fürftenthum gekommenen 
Unheils betradptet werden muß. Zum Gabinetöminifter berief man nicht lange nachher nie- 
mand anderd als den Durch die Verfleigerung der deutſchen Blotte über die Grenzen des Vater⸗ 
landes hinaus befannten Dr. Hannibal Fifcher. 

Seine faum zweijährige Tätigkeit findet ſchwerlich ihresgleihen an Rechtsloſigkeit und 
Willkür, wiewol er in feinen raftlofen Ungeſtüm, alles Beſtehende nad feinen Gutdünken zu . 

reformiren, auf dann und wann wirkliche Misbräuche, welche mit dem bureaukratiſchen Zopf- 
foftem zufammenbingen und oft in Familienrückſichten ihren Grund hatten, abichaffte und fo 
hier und da felbft einiges Gute fliftete. Seinem offen ausgefprochenen Berufe, mit der Revo: 
Iution zu brechen (wie er den ruhig vor ſich gegangenen Umſchwung der Dinge in Lippe nannte), 
hat er alle Ehre gemacht, jofern die Anwendung: dieſes Ausdruds auf fein Gebaren keine Ent⸗ 
weihung in ſich begreifen follte. Seinem Zerftörungseifer war feine noch ſo ehrwürdige ſtaat⸗ 
liche Cinrichtung heilig; gültig vereinbarte, mehrere Jahre beſtandene Geſetze, als über Auf- 
hebung der Jagd, Fideicommiſſe, Ablöjfung von Abgaben und Laflen, Hudegerechtſame, über bie 
Vertretung der lirchliden Gemeinden u. ſ. w. wurben auf einmal aufgehoben, weil fie au den 
Zeiten der Revolution flammten, wie e3 in dem betreffenden Grlafle Heißt, und ver Stadt Lemgo 
fogar ihre auf landeöherrlihen Bertrage beruhende mehrhundertjährige Kirchenverfafiung 
unter dem wie offenbarer Hohn Flingenden Vorgeben entriffen, daß fie mit den Bundesver⸗ 
pflihtungen in Widerfpruch ſtehe. Praktiſch Hatte dies die Kolge, daß Hr. Fiſcher der Stabt 
Lemgo an Stelle der frühern freien Wahl feinen Freund Kähler ald Prediger aufoctroyirte. 
Die wichtigſten organifhen Verordnungen erließ man einfeitig ohne irgend ſtändiſche Mitwir⸗ 
fung; je nad Laune wurben auch einzelne Theile und Stüde aus einem Gefege, um dieſe ober 
jene Abſicht zu erreichen, herausgeriſſen und fo felbige vielfach verſtümmelt, andererſeits auch 
mitunter bereits fiflirte Gefeße, wie dad über Hubenblöfung, welches dem fürftlihen Domanial⸗ 
interefle ehr vortbeilhaft war, fpäterhin ohne weiteres wieder in Kraft gefegt. Die Beſchwer⸗ 
den ber aufgelöften Landtagsverſammlung, welche dieſelbe durch ihre Auoſchußdeputirten, Afleffor 
Petri, Rath Runnenberg und Kaufmann G. Böhmer aus Blomberg, an die Bundesverſamm⸗ 
lung richten ließ, wurben verworfen, alfo das Vorſchreiten des Flottenauctionators, entfpre= 
hend den Vorgängen in Kurheſſen, bundestäglich legaliſirt. 

Die Protefte einzelner. Städte gegen Die auögefchriebene neue Wahl nach der Verfaflung von 
1836, wie der Magiftrate zu Horn und Lage, blieben erfolglos. Hr. Fiſcher berief jelbft Depu=. 
tirte in ben Landtag, wenn fie von einem einzigen Wahlmann ernannt waren; Dagegen wies er 
die gewählten Abgeordneten, Kanzleirath Rofen und Rath Runnenberg zu Detmold, ganz eins- 
fach zurück, weil ihre politifchen Anſichten in fein Syſtem nit paßten. Ganz gewaltig donnerte 
der Allmächtige in feinen Refcripten gegen vie frühern Regierungsräthe und fonftige Beamte, 
ſcheute auch felbft einen Eingriff in das Gerichtöverfahren nicht, wenn er eine Verbeflerung für 
nothwendig hielt. . ' 

Nach dem Sturze dieſes thatkraͤftigen Minifters infolge ver befannten koburger Tragifo: 
möbie, welche von feinen frübern Gönnern, denen er über den Kopf gewachſen war, zur Ent: 
ziehung des Vertrauens feines Herrſchers mit Erfolg benugt wurde, trat im Jahre 1856 
Hr. .v. Oheimb, bis dahin als Aſſeſſor bei einem preußifchen Negierungscollegium beſchäftigt 
gewefen, an feine Stelle. Diefer, welcher zu feiner Berftärfung nach dem Tode des Regierungs⸗ 
präfidenten v. Meien den gleihgefinnten Hrn. de la Croix (dem Vernehmen nah Secretär an 
einer preußischen Behoͤrde zu Koblenz) an die Spike der Regierung berief, ſetzte die rückwärts 
gerichtete Bahn des Hrn. Fiſcher nur in etwas glattern, Höflichern Formen und nit fo offen 
gegen alles Veftehende verfioßend fort. Der chriſtlichen Strenggläubigfelt taelgend ließ er 

“ 








548 Zippe- Detmold 


feine Fürforge vorzugsmweife ven kirchlichen Angelegenheiten angebeihen. Eine feiner erften, ihn 
für alle Zeit charakieriſtrenden Regierungshandlungen befand darin, daß er über den durch feine 
landtägige Thätigkeit in Höhern Kreifen verhaßten, aber bei feiner Gemeinde beliebten, durch⸗ 
aus achtbaren lutheriſchen Paſtor Kuhlemann zu Lemgo (welder dort ordnungsmaßig gemäßlt, 
vom Fürften Heflätigt und fein Amt acht Jahre zur allgemeinen Zufriedenheit verwaltet hatte), 
angeblich auf Anregung einiger aus ver Gemeinde ausgetretenen Pietiſten, ein Olaubensgericht 
berief und zu Glaubensrichtern erflärte Gegner der Kuhlemann'ſchen Richtung, vie Conſiſtotial⸗ 
räthe Münchmeyer aus dem Osnabrückiſchen, Reiche aus Büdeburg und Heinrichs aus Detmold, 
mit dem Auftrage berbeigog, Über den Firchlichen Standpunkt des Kuhlemann, welchem zu dem 
Ende 25, einem Großingnifltor zur Chre gereichenve Fragen vorgelegt wurden, zu entfcheiben. 

Paftor Kublemann, die Verurteilung feitens feiner erbittertfien Blaubenögegner im Fall 
ver Folgeleiftung vorausfehend, verweigerte unter Proteflechebung gegen dad ganze rechts⸗ 
widrige Berfahren vor feinen in Lemgo zufammengetretenen auswärtigen geiftlichen Richtern 
zu erfcheinen, worauf er vom Prebigeramt fuspendirt und bei einem Einkommen von 7 — 
800 Thlrn. mit 200 Thlen. Entſchaͤdigung abgefunden wurde. Es ging ihm affö no ſchlech⸗ 
ter als dem befannten Baumgarten in Merktenburg, welchem doch fein Gehalt beiaffen wurde. 

Der Bürgermeifter Petri in Lemgo foll im geheimen die Seele diefer neuern, wenn auch 
etwas mattern Auflage der frühern Hexenproceſſe gewefen fein, wodurch fih denn auch erklärt, 
weshalb der Magiftrat zu Lemgo als Kirchenpatron feinen Seelforger hülflos feinem Schickſale 
überließ, wiewol die Gemeinde durch mehrere Deputationen (felbft von Frauen) beim Fürſten 
darum nachſuchte, ihren Prediger, der zugleich Familienvater war, außer Verfolgung zu fegen. 

In den folgenden Jahren verbannte ver Babinetöminifter, welcher alle voeltliche und geifl- 
liche Macht in feiner Hand vereinigt hat, das in ven Schulen felt 40 Jahren gebräudlide 
zweckmäßige Neligtonsbuch, den fogenannten vom Generalfuperintendenten Weerth unter ber 
erleuchteten Fürftin Pauline verfaßten „Leitfaden“ und führte flatt deffen ven veralteten Heldel⸗ 
berger Katechismus vom Jahre 1563 ein; alles im Widerſtreit mit ven Vorſchriften des Schul⸗ 
geſetzes und gegen ven Widerfpruc der der frömmelnden Richtung nicht zugethanen, der Auf: 
Eärung huldigenden Gemeinden. Bor einem Jahre iſt nun aud) das auß der glüdlichen frühern 
Reglerungsperiode (deren Bernunftgrundfäge man zu vertilgen ſucht) bervorgegangene Geſang⸗ 
buch außer Gebrauch gefegt und mit einem zum Heidelberger Katehiömus paſſenden Erbanungs- 
buch orthodorern Geiſtes vertauſcht. Die im Genuſſe ziemliden materiellen Wohlbefindens 
gleichgüftige, geiftig menig angeregte Bevölkerung hatte fich fetther theilnahmlos verhalten. 
Diefe neneften Eingriffe in die Glaubensfreiheit, bezüglich welcher auch bei vem unempfinvlichen 
Landmann die Gemüthlichkeit aufhört, Hat nun ganz kürzlich eine Bewegung hervorgerufen, 
melde fi muthmaßlich auch auf das politiſche Gebiet verbreiten wird und vielleicht im meitern 
Berlauf das Staatsfhiff in gefunbere Bahnen und das richtige Fahrwaſſer wieder einen: 
ten dürfte. 

Außer dem fehon früher benannten Proceßgeſetze, welches übrigens rein formeller Ratur 
ift und durch Höhere Sportelfäge das Einfommen ber fürftlihen Domanialkaffe eher vergrößert 
als verringert, ift für bie Wohlfahrt des Staats in ven legten Jahren im Grunde wenig ge- 
ſchehen, ja ein volliger Stillftand in der Gefeggebung eingetreten; zumal durch die fpätern Ab⸗ 
änberungen ber Staatöbiener:, Abldfungs:, Schul: und anderer Geſetze dieſe, vom volkothũm⸗ 
lichen und freiheitlichen Geflgtöpunfte aus, beſchränkt und verfäfegtert find. Das ganze Re⸗ 
gierungäbeftreben in neuefter Periode fheint mehr darauf geritet, die Theilnahme des Volks 
an den Staatsangelegenheiten zu verringern, als fie zu vergrößern, und bie Bevormundung 
fortwährend zu fleigern, ſodaß begründete Zweifel aufgetaucht find, ob in politifger Hinfit 
eine einzige fefte Rechtönorm, oder nur patriarchallfches Ermeſſen maßgebend iſt. 

Dem in den vorhergehenven Jahren zu Horn faſt einftimmig zum Landtagsabgeordneten 
gewählten Stadtrichter Hausmann wurde regierungsfeitig ohne Angabe von Gründen, unter 
den Borgeben einer nit ertheilten landedherrlichen Beftätigung, ähnlich wie von Dr. Fiſcher 
den Räthen Roſen und Runnenberg geſchehen, ver Eintritt in den Landtag verſagt. Was aber 
noch auffallenver ifl und ſchwerlich anderswo in Dentichland gegenwärtig flattgefunden Haben 
würde, auch die „getreuen Stände”, mit alleiniger Ausnahme des ehrenwerthen Abgeordneten 
GHofbeftger Bürten aus dem Amte Schötmar, lehnten e8 ab, die Beſchwerde des Wahlcollegiums 
der Stadt Horn wegen nicht erfolgter Einberufung des rechtmäßig gewählten Abgeordneten zu 
befürworten, well verfelbe im Jahre 1851 den Huldigungseld verweigert Habe. 

Die in polltifhen Dingen unerfahrenen Landleute und Bürger mochten von ber Tragweite 
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ihreö, Die wichtigfien Rechte des Landtags misachtenden Beſchluſſes Leine richtige. Vorftellung 
haben; daß aber ſelbſt Nechtögelehrte, wie Hr. v. Stietenkron, Rath Runnenberg, Bürger: 
meiſter Gonerla, Obergerichtsaſſeſſor Piderit und Syndikus Schröter, in.der Vertheinigung 
einge frühern Verfafſungszuſtandes (welcher ſeitdem durch Octroyirung thatfächlih einſtweilen 
beſeitigt war) ein Vergeben zu erblicken vermochten, welches geeignet wäre, einen im activen 
MRichterdienſte ſtehenden Beamten feiner politiichen Wahlfähigkeit zu berauben, vocumentirt eine 
Berkennung ihrer Berpflihtungen ‚gegen das Volk, eine perfönliche Befangenheit, wenn nidt 
gar eine unftatthafte Öefügigfeit und Willfährigkeit nach oben, in Beziehung auf welche e8 Ihnen, 
namentlich der bewährten Pflichttreue des preußiihen Beamtenflandes gegenüber, ſchwer fallen 
vürfte, ich ehrenvoll zu rechtfertigen. Die richtige Bezeichnung für bie Verfahrungsweiſe auf- 
zufinden, wie in Lippe mit den Volksrechten umgegangen If, mag billig der Geſchichte und dem 
Leſer überlafjen bleiben, und dürfte das über bie erlistenen Unbilden zu entwerfende Gemälbe in 
manden Beziehungen fi noch düſterer geftalten als felbft das von Mecklenburg und Kurheſſen. 
Solange hier wie im letztern Staate das ſchwergekränkte Recht nicht durch Gerftellung des gültig 
vereinbarten Verfaſſungsgeſezes vom 16. Ian. 1849 und durch Wieberinfraftfegung aller, 
unter dem Minifterium Fiſcher gewaltthätig aufgehobenen Befee gefühnt ift, läßt fich eine ge⸗ 
deihliche Entwidelung und ald nothwendige Vorbedingung derſelben die Audſcheidung der fürft- 
lichen Privatinterefien aus dem Staatönermögen nicht erwarten, insbeſondere auch nicht die Her⸗ 
ſtetlung einer Ciſenbahnverbindung, fozufagen einer Lebensfrage für das Ländchen, welche 
vielleicht allein mannichfache Übeltände zu befeitigen und bie nicht fehlenden natürlichen Hülfs- 
quellen zu erſchließen im Stande fein wuͤrde. 

Dad deutiche Volk aber moͤge es ald feine Verpflichtung erkennen, mit dahin zu wirken, daß 
dieſes Heine Staatöwejen Germaniens, diefe Wiege ver Befreiung vom fremden Joche, baldigſt 
von dem auf ihm fo ſchwer laftenden innern Drud, unter dem es feufzt, erlöft werde, damit es 
würdig erfcheinie, bie eherne Denkfäule des Arminius als Sinnbild deutſcher Freiheit und Einig⸗ 
feit unter jeine Obhut zu nehmen und für alle Zeiten zu bewahren. %. Hausmann. 

Lippe: Sch sg over Schaumburg Lippe. Der Name dieſes Fürſtenthums be⸗ 
zeichnet keineswegs einen jehigen ober ehemaligen Territorialverbann mit dem Fürſtenthum 
Lippe: Detmold, mit welchem es niemals in einem andern ſtaatsrechtlichen Verhältniſſe geſtanden 
hat als demjenigen, welches aus der Verwandtſchaft ver jegt regierenden beiven fürſtlichen Fa⸗ 
milien. hervorgeht. Oberhalb des Punktes, wo die Wefer durch vie Bergdiinung der Bortas 
Weſtphalica in die Ebene von Minden und wie noͤrdlichen bis zum Meere ablaufenden Niede- 
rungen tritt, bildet fie, durch Gebirgszüge gebrängt, von Oſten nad Weflen und dann nen 
Süpen nach Norden gehen, einen fharfen Bogen, in welchem auf dem rechten Weferufer von 
ben Höhen des Süntel und bes Deifter bis zur Weſer und dem ‚unter dem Namen des Stein- 
hudermeeres befannten Landſee eine gebirgige Landſchaft ſich Hinzieht, deren ſüdweſtlichſter, im 
äußerften Winfel der Flußkrümmung liegender Theil zur Zeit der Bauverfaflung den Namen 
des Budigau?) führte, während ber übrige Theil dieſer Landſchaft ven Bauen Merſtemen, Se: 
leſſen und Loſa angehörte?) Diefe Landſchaft wird von einigen als ein Theil ned Landes ver 
Angrivarier betrachtet, andere bagegen find der Meinung, daß biefelbe zum GSherusferlande ge: 
Hört Habe. Lehtere Anſicht gründet fich befonders auf. Die Lage des Angrivariſchen Walles, wel- 
Ger, wie Tacitus („Aun.”, II, 19) fagt, beftimmt war, bie Angrivarier gegen das Land der Che⸗ 
rusker zu fügen; dieſen Wall will mar nämlich in den „alten Linien‘ wiedergefunden haben, 

einem Vertheidigungswerke, das fih in der Höhe von AO Fuß mit vorliegenden, 20 Fuß brei⸗ 





1) Diefer Sau iſt einer der wenigen, weldye auf Beranlaflung des Befammtvereins ber beutichen 
Geſchichts⸗ und Alterthumsvereine eine wiſſenſchaftliche Erörterung gefunden haben. Das Werl von EC. 
W. Wippermann: Beichreibung bes Buckigaues nebſt Vefftellung her Örenzen der übrigen Gaue Riebers 
ſachſens (Göttingen 1859), das umfangreichfte für die ältere Wefchichte der Gegenden an ber mittlern 
Weſer und insbefondere der der beiden Ichaumburger Länder, ftellt (8. 20, ©. 93— 132) die Grenzen 
biefes Gaues mit Hülfe der Grenzen ber Archidiakonate ber mindener Didcefe und mit Rüdficht auf 
Zehnt⸗, Mark: und Jurisbictionsverhältniffe genau fell. Die Grenze gi hiernach von ber Weftfälis 
fehen Pforte (vgl. auch Weftfälifches Brovinzialblatt, Bd. IV, Abihl. 1, &. 56) um den Schlinburgers 
wald, das Dülholz, ven Schaumburger Knick herum, über die ganze Länge bes ‚Deißergebizgee ber zum 
Bückeberge, auch über befien ganze Länge, durch das Dorf Buchholz, auf den luhbener Berg und von da 
auf der Höhe des Säntelgebizgee fort bie zur Weftfälifchen Pforte. " 

. 2) Werfebe, Belchreibung der Gaue zwifchen Elbe, Saale und Unftrut, Wefer und Werra (Hanno⸗ 
ver 1829), ©. 209— 212. Über die mit dem Budigau ebenfalls in Beziehung lehenden Gaue Lidbeke⸗ 
gowe, Tilithi und Wikanavelde vgl. das in Note 1 citirte Werl, ©. 46 u. 68. 
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tem Graben, vom Bollfee bei Petershagen an der Wefer nach dem Steinhubermeere Hinziebt. 
Das Budiland oder Land des Buchenwaldes fpielt, wenn auch noch manches aufzuhellen ift, un- 
flreitig eine große Rolle In den Kämpfen der Germanen mit ben Nömern. Die Werfätifäe 
Pforte, damals weit enger als jegt, war das Thor, durch welches die Nömer ziehen mußten, 
um die Stämme des noͤrdlichen Deutſchland zu unterwerfen. Aber fon Drafus fah fh im 
Jahre 12 v. Chr. gendthigt, an jenem Thore umzukehren; fpäter fiheint Varus bis an denfel⸗ 
ben Punkt gedrungen zu fein, bevor er im Teutoburgerwalde der Vernichtung entgegenging. 
Die Idiſtaviſoſchlacht ſoll ebenfalls auf dem Boden des Buckilandes, und zwar am rechten Weſer⸗ 
ufer, gegenüber Minden, ſtattgefunden haben, und der Harrel bei Bückeburg, ein Ausläufer 
des Buͤckeberges, der Ort geweſen ſein, an dem Germanicus nach jener Schlacht ſein Sieges⸗ 
zeichen aufpflanzte. Doch iſt über den Ort dieſes Schlachtfeldes noch große Meinungdverfiie- 
benheit. Als nach dem Ende der Roͤmerkriege die Fehden unter den deutfchen Stänmen wieder 
lebhafter wurben, trat auch im Betreff des Buckilandes eine Veränderung ein; erft nad Zer⸗ 
ftörung der Macht der Cherusfer durch benachbarte Stämme im Jahre 77 n. Chr. ſcheinen bie 
Angrivarter ſich tiber jene Landſchaft ausgenehnt zu Haben. Als dann die meiften der altger: 
maniſchen Völkerflämme verſchwammen, erfiheinen die Bewohner ald Angehörige des Sachfen⸗ 
volks, insbeſondere gehörten fie zu ven Engern. Auf feinem Zuge gegen die Thüringer kam im 
Sabre 515 König Theoderih von Auftraflen durch ven Budigau. Die Bewohner veffelgen nab- 
men fodann an allen Kriegen ver Sachfen gegen bie Franken lebhaften Theil. Zu verfchiebenen 
malen erfcheint dabei dad Gebiet des Buckilandes von Bedeutung. Im Jahre 775 ſchloß Karl 
der Große, veranlaßt durch die Capitulation eines feiner Heere an vie Weſtfalen, eine Eini- 
gung mit ben Engern, wie es ſcheint in der Gegend von Süllbeck; ſodann ward im Jahre 782 
ein oftfränktifches Corps im Rande des Buchenmalbes vernichtet, ſodaß nur geringe Reſte über 
das Stintelgebirge in dad Lager des an der Wefer ſtehenden Tiheoverich von Ripuarien flüchten 
tonnten. Endlich midlangen im Jahre 784 zwei Züge Karl's des Großen gegen die in Rede 
ſtehende Landſchaft. Als im Anfang des 9. Jahrhunderts dad gefanımte Sachſengebiet die Re- 
gierungsgewalt der KRarolinger anerkannte, muß im Gaue Bud ſchon ein erheblicher Theil des 
großen Buchenwaldes, deſſen Reſte jegt den Schaumburgerwalb bilden, gelichtet und angebaut 
gewesen fein; auch ſcheint diefer Gau unter allen fächftfhen Bauen in einem gewiffen höhern 
Anſehem geſtanden zu haben, da in ihm ver Heilige. Hain gelegen zu haben ſcheint, in welchem bie 
Abgeordneten des Sachſenvolks fih zur Berathung der allgemeinen Landesangelegenheiten ver: 
fammelten. &8 war dieſer Gau auch ſchon zur Zeit der Sachfenkriege in dad Netz ver Verkehrs⸗ 
firaßen gezogen , indem durch ihn die Antiqua regia via, eine Fortfegung des vom Rhein ber 
über Lippftabt, Herford und Nehme führenden Straßenzugs ging. Diefe Gegenden, In welchen 
die äftefte chriſtliche Kirche die zu Merbed war, wurben zum Bistum Minden gefchlagen ; Die 
Bewohner betheiligten fich vorzugämelfe an dem Aufftande der Stallinge und erregten durch ihre 
Klagen über die Bedrückungen durch die fränkiſchen Beamten die Aufmerkſamkeit Ludwig's des 
Deutſchen. Im 10. Jahrhundert erftredte ſich über dieſe Landſchaft ®) die herzogliche Gewalt 
"der Billunger, in deren Sand auch die Comitatsgewalt varüber lag.*) Die Alodialerben ter 
Ludolfinger, Albrecht ver Bär und Heinrich der Lowe, kamen In ven Beſitz vieler Güter in dieſem 
Lande. Zum ErbthHeil des letztern gehörte das Caſtrum Budaburg) in der Nähe des jetzt Heft: 
ſchen Orts Obernfirden. Andere große Grundbefiger waren die Bifchöfe von Paderborn und 
Minden. Nah dem Ausfterben des billungiſchen Mannoſtamms erfihlenen in der Gegend des 
Bückebergs Edle Herren von Santersleben bei Magdeburg. Von diefen war Adolf J., welcher 
im Sabre 1015 auf dem Neffelberge an ver Weſer ein Jagdhaus baute, ver Enfel und Erbe der 


mit dem Markgrafen Lothar von Brandenburg aus ven Haufe Walbeck verheiratbeten Gopila, 


der Tochter des große Güter in dieſen Gegenden befigenden Wirinharbus. Adolf nahm ver. 
Grafentitel an, als er nach der Erfchlagung des Grafen Gottfried von Holftein und Stormarı 
am 2. Nov. 11109) von Kaifer Lothar dem Sachſen diefe erledigte Grafſchaft übertragen er: 


hielt.) Sein ihm 1129 nachfolgender Bruder Adolf I. baute 1130 eine Burg auf dem Neflel: 


— — — — 


3) Es geht dies aus dem Hoyer Urkundenbuche (herausgegeben von v. Hodenberg), Abſchn. VIII, 
Nr. 6 u. I hervor. 

4) Pertz, Monumenta germ. hist., XIII, 133. Schoten, Annal. Paderhornens, I, 375. 

5) Regesta Schaumburgensia, Nr. 60— 80. Erhard, Cod. dipl., IT, 135 u. 158.- ' 

6) Annal. sax. ad. 1110. Berg, Monumenta, VIIL, 748, 

7) Helmold, Chronicon In Leibniz., II, 560. 
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berge®), und wurde vom Kaiſer damit belieben. Seitdem führte das Land den Namen ber 
Burg, von der au das heutige Wappen Holfleins, das Nefjelblatt, fiammt. Große. 
Grunvdbeflgungen waren die bed Edeln Mirabilis (Stadthagen), die der Cdeln von Arn- 
beim (Peetzen), der Herren vom See und ver Edelvogte vom Berge, welde an der Porta 
wohnten. Als Srafen von Holftein verlegten die Grafen von Schaumburg ihren Wohnſttz oft 
dorthin, es führte jener Beflt zu manderlei Fehden und ging mehrmals, 3. B. im Jahre 1180 
wegen ber Parteinahme des Grafen Adolf für Heinrich ven Löwen, verloren. Die Stamm: 
grafſchaft Schaumburg ſelbſt ſuchte die Familie durch Käufe und Lehnsverbindungen mit Braun 
ſchweig, Heilen und ben Bisthümern Minden und Paderborn zu vergrößern und kräftiger zu 
machen, und dehnte bie allmählich fich entwidelnne Landeshoheit ungefähr bid auf die Grenzen 
der im Bingang bezeichneten Landfchaften aus. Der im Jahre 1640 erfolgte (auf dem beruͤch⸗ 
tigten Hildesheimer Gaſtmahle wahrſcheinlich durch Gift verurſachte) kinderloſe Tod des legten 
Grafen Dtto VI. Hatte eine twefentliche Anderung der Dinge zur Folge. Das Stift Minden 
nahm als heimgefallenes Zehn die Güter Schaumburg, Büdeburg, Sachſenhagen und Stabt: 
Hagen in Belt. Anſprüche erhoben außerdem Heſſen-Kaffel, Braunſchweig und Paderborn, 
Sachſen-Lauenburg erhob eine Intervention wegen Sachſenhagens, und die Mutter Otto's VI., 
Gräfin Elifabeth zur Lippe, nahm als Alovialerbin die ganze Grafſchaft in Anſpruch und über- 
trug die Regierung ihrem Bruder, dem Grafen Philipp von Lippe-Alverbiffen. Die Ausein- 
anderfegung mit dem Stifte Minden war ſchwierig, ed entfland ein Rechtsſtreit, in welchem das 
Stift Minden ein Manutenenzbecret?) des Reichshoftaths erhielt; im Weſtfäliſchen Frieden 
(Art. XV, $. 3) jedoch wurden jene mindenſchen Gerehtfame dem Haufe Heflen : Kaffel zuge: 
theilt.10) Die Regelung mit Heffen-Kaffel, welche unter deſſen befonderm Schuß gefhah 11), 
wurde erfauft durch Abtretung eines bedeutenden Gebiets und lehnbarer Auftragung bes Übri⸗ 
gen, ſowie durch eine Heirath zwiſchen dem Grafen Philipp und einer heſſtſchen Prinzeffin. 
_ Zandgraf Wilhelm V. von Hefien = Kaffel traf nämlich mit dem Grafen Philipp zur Lippe die 
Übereinkunft, daß zwiſchen beiden die gefammte Graffhaft Schaumburg, foweit nicht Braun- 
ſchweig darauf Anfpruch habe, gleihmäßig getheilt werde. Diefe Hälfte, nämlich die Amter 
Arensburg, Bückeburg, Stadthagen, Hagenburg mit Ausnahme des an Braunſchweig gelan- 
genden Kleinheiborn® und das Amt Sachſenhagen mit Ausnahme der gleichnamigen Stadt 
und der Dörfer Auhagen und Düdinghauſen bildeten von nun an bie Grafſchaft Schaumburg: 
Zippe. Graf Philipp farb im Jahre 1681. Don feinen Söhnen fegte ver ältere, Friedrich 
Chriſtian, die regierende Hauptlinie fort, während der andere, Philipp Ernft, bie Nebenlinie 
Alverbifien fliftete. Im Jahre 1777 erloſch die Hauptlinie mit des Stifters Philipp Urenkel, 
dem berühmten portugieflfhen Feldmarſchall, Grafen Wilhelm Friedrich Exrnfl, dem daher 
Graf Philipp Ernft von Shaumburg-Lippe-Alverbifien nachfolgte. Als diefer im Jahre 1787 
ſtarb, bemächtigte fi der Landgraf Wilhelm IX. von Hefien= Kaffel der Grafſchaft als eines 
beimgefallenen Lehns, obwol Philipp Ernft einen dreijährigen Sohn, Georg Wilhelm, hinter⸗ 
laſſen Hatte; nach wenigen Monaten aber räumte er ven Beflg der bie Vormundſchaft führenden 
Witwe ein. Nach der Aufhebung des deutſchen Kaiſerreichs trat das Land 1807 als Fürften- 
thum 12) in den Rheinbund, und 1814 mit gleichem Nang als fouveräner Staat in den Deut⸗ 
fen Bund. Die Folgen, welche der im Jahre 18838 dur Richterſpruch gefchlichtete Rechtö⸗ 
ftreit mit dem fürftlihden Haufe Lippe: Detmold auf die Territorialverhältnifle des Landes ge- 
habt hat, beſtehen, der Hauptſache na, In dem Verluſt der landeshoheitlichen Mechte über das 
lippeſche Amt Blomberg. 

Das jetzige Fürſtenthum Schaumburg= Lippe begreift daher nur noch einen Theil der ehe⸗ 
maligen Grafſchaft Schaumburg, deren anderer unter heſſiſche Hoheit gekommen tft, liegt zwi⸗ 
fen hannoveriſchen und preußifcden Landestheilen fowie dem heſſiſchen Antheil von Schaum: 
burg eihgefchloffen und Hat durchaus keine Beftanpthetle des Iippefchen Gebiets. Sein Flachen⸗ 
inhalt umfaßt etwa neun Quadratmeilen größtentheils gebirgigen oder Do von Hügeln durch⸗ 


8) Pers, Monumenta, V, 15. 9) Acta Mindensia, S. 154. 

10) Dolle, Geſchichte der Grafen von Schaumburg, S. 216. 

11) Eichhorn's Deutfche Stants= und Nechtsgefchichte, Thl. 4, $. 522, Notel, ©. 271. 

12) on ber Graf Eruſt wurde vom Kaifer Ferdinand II. im Jahre 1620 in den Fuͤrſtenſtand er⸗ 
hoben, gerteth jedoch dadurch mit Dänemark in Streit, welches barin erneuerte Anfprüce auf Holfiein 
zu erbliten glaubte. (Fin Heiner Darüber geführter Krieg hatte zur Folge, daß das Sand 50000 Kaifer- 
Bann an Dänemarf bezahlen, und Ernf feinem Titel ale Zürften zu Holflein und Schaumburg ent: 

agen mußte, 
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brochenen Landes, auf welchen etwa 30000 Menſchen wohnen. Bas. Land liefert Steinkohlen, 
Holz und Korn, woraus ſowie aus der Verfertigung son Garn und Leinwand bie Haupter⸗ 
werbömitiel gezogen werben. Mit Barn und Leinwand wird insbeſondere ſtark nad Hollaud 
gehandelt; fonft ftehen Handel und Gewerbe nicht eben beſonders in Blüte, 

Die Berfafiungsverhältniffe des Landes haben in den ältern Zeiten ziemlich denfelben Ent: 
widelungsgang genommen wie in allen deutſchen Staaten. Die allmähliche Berwandlung des 
kaiſerlichen Srafenamts in die Territorialhoheit gab auch hier die Weranlaflung zu einer be: 
flimmten Ausprägung des Berhältniffes zwiſchen den Freien und dem Erbfürften, und ebenfo 
iſt auch Hier der Urfprung einer Iandfländifchen Verfaffung nicht ſowol in einer einzelnen hiſtori⸗ 
ſchen Thatſache als vielmehr theils in der ver politiichen Erſcheinung aller deutſchen Stämme im 
größten wie im kleinſten Kreife zum Grunde liegenden Idee der Volksfreiheit, thells in dem 
lebendigen Zufammenhange aller einzelnen Verhaͤliniſſe des Öffentlichen Lebend aus einer län- 
gern Periode zu ſuchen. Die Rechte des Landes wurden ben Ständen durch fogenannte Privi⸗ 
legien gefichert und bei verſchiedenen Belegenheiten — zumal bei Regierungöwergjeln und ſtän⸗ 
diſchen Bewilligungen — beftätigt und erneuert. Das ältefte urfunvlih vorhandene Privile- 
gium (wahrſcheinlich aber auch nur die Erneuerung und fhriftliche Aufzeichnung der ſchon frũ⸗ 
her vorhandenen und in Übung erhaltenen Rechte) if vom Jahre 1389 und ermähnt nur ber 
„DMannen, Ritter und Knete”, fobaß alſo damals die Landesvertretung eine rein ariſtokrati⸗ 
fe war. Der geiſtliche Stand hat nie das Net der Landſtandſchaft gehabt, und die Städte, 
obgleich zum Theil wenigſtens ſchon im 13. Jahrhundert entſtanden, nahmen doch erſt im 
15. Jahrhundert und einige noch fpäter theil daran, hauptſächlich wol deswegen, weil Die mei- 
fen von ihnen zu Hein und ſchwach waren, um ſchon in den ſtürmiſchen Zeiten des ſpätern 
Mittelalters einen politiihen Einfluß zu gewinnen. Indeß traten mehrere Umflände zufammen, 
um die Bebeutung der Stände dem Grafen gegenüber höher zu heben, als dieſes ſonſt in dem 
Eleinen Ländchen wol ver Fall geweſen fein möchte. Auswärtige Fehden, in welche bie Grafen 
theils durch die Unfiherheit des Beflges von Holflein, theils durch eigene Neigung verwickelt 
wurden und an welchen fie meift in fremden Kriegsdienſten theilnahmen, zwangen fie oft zu län: 
gerer Abwefenheit aus dem Lande, ſchwächten dadurch pie Macht des fürftlichen Anſehns, welches 
in der unmittelbaren Nähe der Perſon des Fürſten die ficherfte Stütze findet, und ſtürzten fie in 
Schulden, von denen fie dann nur Durch Die erbetene Hülfe der Landſtände fi befreien konnten. 
Die Abhängigkeit, in welche ſie dadurch von den Ständen geriethen, wurbe von dieſen theild zur 
Sicherſtellung gegen ähnliche Verſchuldungen, thelld aber aud zur Erweiterung bed eigenen 
Einflufles benutzt. So finden wir bei Belpbewilligungen nicht nur die gewöhnliche Beflätigung 
ber Privilegien, ſondern aud) wiederholte Landesapminiftrationen während ber Minverjährig- 
feit der Erbgrafen (wie 1534 bei ver Abreife des Grafen Adolf XL nah Köln) unter Theil⸗ 
nahme der Ritterſchaft. Bin anderer ber gräflihen Macht nachtheiliger Umſtand war die Un⸗ 
vollftändigfeit der Erbfolgebeſtimmungen. Die Söhne des legten regierenden Grafen galten 
bei deſſen Tode fämmtlih als gleichberechtigt, und va bei dem geringen Umfange ber Grafſchaft 
Theilungen ſehr bald zum gänzlichen Verluſte des Ganzen geführt hätten (nur jolange Holflein 
noch Damit verbunden war fanden ſolche ftatt), jo mußte Immer eine Bereinigung über bie Nach⸗ 
folge in ver Regierung erreicht werben. Zwar half zur Verforgung der übrig bleibenden Prin⸗ 
zen regelmäßig die Kirche aus; allein auch ven gräflihen Domherren, Bifchdfen und Erzbiſchö⸗ 
fen in Hildesheim, Minden und Köln gefiel es nicht felten, ver prieflerlihen Würbe ungeachtet, 
als Mitbewerber um die Herrſchaft aufzutreten oder ſolche als Bormünder im Namen bes min- 
berjährigen — unter der Zahl der jüngern Brüder wol noch nicht einmal beflimmten — Regie: 
rungsnachfolgers in Anſpruch zu nehmen. Unter folben Umfländen hing ‚bei einem Regie⸗ 
rungswechſel für die verſchiedenen Prätenventen regelmäßig viel davon ab, die Lanpflände für 
fih zu gewinnen, und der Einfluß, welden dieſe auf ſolche Weife erhielten, wurhe zumwellen von 
dem regierenden Brafen in feinem Teſtament durch die Beftimmung anerkannt und befördert, 
daß von den minderjährigen Söhnen ver Würdigſte Die Regierung übernehmen folle. 

Dazu kam noch befonderd die eigenthümliche Beftaltung der Verhältniffe durch Die Refor- 
mation. Die Orafenfamilie Hatte von jeher durch Verforgung Ihrer nit zur Regierung ge⸗ 
langenden Söhne mit geiftlihen Amtern zu große Vortheile von der Fatholifchen Kirche gehabt, 
als daß fe ſich fogleih im Anfange und freinillig der Reformation hätte anfchließen können. 
Die Einführung derſelben ging vielmehr von den Beiftlichen fethft und dem Volke aus und 
wurde von den Grafen mehr aus Noth genehmigt als befärbert und unterflüht. Zwar trat 
Dito IV., unter welchem dieſe Veränderung vor ſich ging, fpäter felbf zum Proteflantismus 
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über, jebode mehr aus politifhen Grünnen als auf religidſer Überzeugung 18), und auch unter 
feinen Söhnen und Nachkommen findet ſich noch einige Zeit hindurch Feine übereinſtimmung ig 
Der kirchlichen Anſicht. Darin lag denn bei einem Regierungdwechfel für die gleichberechtigten 
Bewerber eine weitere Beranlaflung, entweber durch Geltendmachung ihrer proteflantifchen 
Brundföge over durch Entwidelung anderer gefälliger Eigenfchaften die Zuneigung der Land⸗ 
fände. zugewinuen, und für dieſe, durch Religionsverfiherungen auch den neuentflandenen kirch⸗ 
lichen Zuſtand garantiven zu laſſen und ihren politiſchen Einfluß auf alle Regierungshanplun- 
gen zu erweitern, welche für die Regierungsnachfolge yon Bedeutung fein fonnten. So blichen 
fie nicht nur im Befig ber uralten freien Steuerbewilligung und der Mitwirkung bei der Lan- 
veögefehgebung, fondern ihre Zuflimmung wurde aud eingeholt bei Verheirathungen bed Lan: 
desfürſten fowie bei Teſtamenten, ja fle wählten fogar den Nachfolger (wie Adolf XIL), wenn 
derſelbe nicht auf andere Weife bekimmi werben konnte. Aber jo jehr war die landesfürſtlich⸗ 
Macht unter ner Gewalt der Umſtaͤnde und den Folgen bed eigenen übeln Haushalts niederge- 
beugt, dad man nach dem Tode des Brafen Otto IV. dem Verlangen der Landflände gemäß Im 
JZahrt 16577 ſich dazu verfiehen mußte, gehn Jahre lang gar feinen Landesfürften zu haben, 
fondern dad Land durch eine aus Regierungsräthen und ven Landfländen beſtehende Commiſſion 
regieren zu laffen: eine Einrichtung, welde freili nur bis 1582 beſtand. Co hatten unge⸗ 
achtet des Heinen Staatögebiet die Landſtände eine politiiche Wichtigkeit und Bebeutung erbal- 
ten wie kaum in einem andern deutſchen Staate. Aber biejelbe jank auf die nänliche Weiſe, 
wie fie emporgekommen war. Die Bälle, wo mehrere Regierungäprätenventen zuſammenkamen 
und per Einfluß der Lanpflände unter ihnen entſcheiden fonnte, murben immer feltener; dage⸗ 
gen ftarb allmaͤhlich eine Linie des nielverzweigten Geſchlechts nach der andern aus, und der Graf 
Philipp (1646— 81) führte das Vorrecht der Erſtgeburt in Der Regierungsnachfolge ein. Aug 
sefalteten ſich die kirchlichen Verhältniſſe ſehr bald feſter, Die Landeshoheit bildete fich unter den 
Stuͤrmen ded Dreifigjährigen Kriegs, welcher auch die Grafſchaft Schaumburg ſchwer heim: 
ſuchte, vollfiandiger aus, und bie nach dem Tode bed legten Grafen aus dem ſchaumburgiſchen 
Mannsſtamm eingetretene Theilung des Landes mit Kurheſſen ſchwächte das ſtändiſche Anſehen 
durch Zerſylitterung bes Corpoxationsbandes, non welchem ihre Bedeutung weſentlich abhing. 
Zwar ſollte nach dem Sinne jener Theilung das Land doch in weſentlichen Punkten noch ein 
Ganzes bleiben, und bis 1661 wurden auch gemeinſchaftliche Landtage gehalten; allein feit 
dieſer Zeit trennten fi die Landſtaͤnde freiwillig und geriethen immmermehr in Unthätigfeit. 
Die allgemeinen und befannten Urſachen, bie gänzlidde Umformung des Militärweſens, bie ge: 
änderten Berhältnifie bes Adels, welcher feine frühere Eriegerifche Selbſtändigkeit aufgab, um 
in fürſtlichen Dienfien Ehre und Unterhalt zu ſuchen, bie Fortjchritte, welche durch das Steuer- 
weien die Entwickelung eines neuen Staatsbürgerthums machte, neben dem bie ftänbifchen Pri⸗ 
vilegien immermehr als unnatürliche Vorrechte einzelner Klaſſen erſchienen, je Höher die Auf: 
klaͤrung flieg, der Mangel an thatiger Kürforge für den durch Grundlaſten ſchwer belaveuen 
Grunpbefig , ſelbſt nur für Aufhebung ver Leibeigenſchaft unter ven Bauern: dieſes und andere 
Umflände machten ed unmöglich, daß die Landſtände, welche früher in einem bedeutenden Grade 
zugleich bie Inhaber der phyfifchen Macht geweſen waren, jet, nachdem fle dieſe verloren hatten, 
in der moraliichen Unterſtützung ber Öffentlichen Meinung einen Erfag finden Eonnten, und be= 
förberten ebenfo ſehr das Gedeihen des Monarchismus im 18. Jahrhundert. Immermehr mur: 
den die fürſtlichen Rechte auf Koften der ſtaͤndiſchen erweitert, die fiscaliſchen Anfprüche ver- 
mehrt und bie Freiheit in dee Steuerbewilligung beſchränkt. Den legten, aber ſchon auf ohn⸗ 
mächtige Hülflofigfeit deutenden Verſuch zur Wiederherſtellung oder Rettung ihrer Befugniffe 
und zum Schuge gegen landesfürſtliche Eingriffe machte die Mehrzahl der Gorporationen Im 
Lande (die Stände ſelbſt, als ſolche, nahmen nicht teil Daran) 1%) in ben legten Regierungs⸗ 
jahren des Grafen Philipp Ernf (gef. 1787) durch einen beim Reichskammergericht erho⸗ 
benen Proceß, deſſen ganzer vürftiger Erfolg aber in dem durch preußifche Commiſſarien im 


% 


18) Er hatte ſich zum zweiten mal mit der braunfchweigifchen Prinzeſſin Elifaberh vermählt und 
fuchte die Freundfchaft bes braunfchweigifchen Hauſes zu gewinnen. Später hinderte ihn jedoch fein Pro⸗ 
eftantismus nicht, ale fpanifcher Oberſt unter Alba (1566) die für ihre Slaubensfreiheit kämpfenden 
Niederlaͤnder zu befriegen und gegen fie ein Ielbßgeworbenee Corps von 1800 Reitern zu führen. 

14) Der Streit beftdhd eigentlich zwifchen „Jammtlichen Unterthanen ber gräflich fchaumburg = lippe⸗ 
ſchen Amter Büdeburg, Stanthagen und Hagenburg“ über „mancherley Irrungen wegen Einhebung der 
an und fonfl''., Das Reichetammergericht hatte ſchon am 30. Juli 1788 einen Termin zur Güte 
angejebt- 
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kaiſerlichen Auftrage mit der Vormundſchaft des niinbertägrigen Grafen Georg Wilhelm ver- 
mittelten fogenannten Landesvergleich vom 3. Dee. 1791 (publicirt 1792) beftand. Das Land 
konnte darin nichts weiter erreichen als die Zuficherung, daß jährlich für die fürſtliche Kammer⸗ 
Kaffe nur zwoͤlf monatliche Contributionen zu ven laufenden Beblirfniffen, und Beiträge zu außer- 
ordentlichen Ausgaben nur auf erfolgte Nachweifung ded Bedarfs erhoben werben follten, ſowie 
die Feftfegung der Beitragspflicht zur Schuldentilgung und: zum Ghauffeebau auf beſtimmte 
Duofen. Zur Berichtigung der Landesſchulden follten Die Untertbanen 30000 Thlr. bezahlen, 
und zwar jährlich mit ſechs monatlichen Gontributionen; in zehn Jahren follte Die Summe be- 
zahlt fein. Vor Abtragung derſelben folle den Unterthanen vie Laſt des Chaufſeebaues nicht ab- 
genommen werben. Allen Uinterthanen warb übrigens „vollkommene Sicherheit und Erhal⸗ 
tung bei ihren Rechten und Gerechtigkeiten, Vorzügen, Gebräuchen und Gewohnheiten, mie 
Diefelben folche rechtlich erworben und hergebracht Haben“, zugefagt. Der 6. 17 befagt, Daß die 
Beamten bie Gommunvorfteher, wenn biefelben mir den Gliedern der Gemeinden in deren An⸗ 
gelegenheiten zufammenzufommen für nöthig finden, auf keinerlei Weiſe hindern. Wegen ver 
Meierverhältnifie und der Keibeigenfchaft blieb alles im weſentlichen beim alten, und einige Be- 
ſchränkungen der Adminiſtrativgewalt in einzelnen Dingen find fo geringfügig, daß man eben 
aus deren Aufnahme in die Bergleihöurfunne abnehmen kann, wie fehr die Alleinherrſchaſt der 
”_ Regierung ſchon jene Selbſtändigkeit der Individuen und Gorporationen zurüdgedrängt hatte, 
and wie man es ſchon ald Gewinn betrachten mußte, nur fo bürftige Goncefflonen zu erlangen. 

Die Aufhebung des Deutſchen Reichs und die Feflfegung ber franzöflfchen Herrſchaft in 
Deutſchland Hatte für die Berfaffung Schaumburgs zunächſt die Folge, daß die Thätigkeit ber 
Landſtaͤnde fartifch ganz und gar aufhörte; im ganzen ohne ſonderliche Thellnahme des Bolfe, 
welches auch durch bie Geſchichte des ganzen Tegten Jahrhunderts allerdings nicht an eine groß: 
-artige Auffaffung des Inftituts gewoͤhnt war. Übrigens trug zu dem Umſtande, daß die Land⸗ 
fände außer Wirkſamkeit kamen, auch der gänzliche Mangel felbftändiger Elemente, namentlich 
der Ritterſchaft, bei.29) Die gute Folge hatte indeß das franzoͤſiſche Gleichheitsprincip, daß vie 
‚Regierung nun endlich zur Aufhebung der Leibeigenſchaft fchritt (1810), obgleih man aud 
dabei auf einen Höheren Stanbpunft ver Beurtheilung fi nicht erheben Eonnte, vielmehr der Ge⸗ 
rechtigkeit nur fo weit nachgab, daß die bem Landesfürſten ſelbſt zuſtehende Leibherrlichkeit unent- 
geltlih aufgehoben werben follte, wogegen die Leibeigenen ver Privatgutäherren ihre Freiheit 
durch ein gefehlich beftimmtes Aquivalent erfaufen mußten. 1) | 

Nachdem ver Fürft Georg Wilhelm durch die Note vom 16. Nov. 1814 In Gemeinſchaft mit 
mehreren Kürften ven verbündeten deutſchen Fürften hatte erflären laſſen, daß es fein Wille ei, 
eine landftändifche Verfaſſung einzuführen, und nachdem eine nähere Beranlaffung durch ven 
Art. 13 der deutſchen Bundedacte gegeben war, führte er durch Berorbnung 17) vom 15. Ian. 
1816 eine landſtaͤndiſche Berfaflung wieder ein. Diefelbe legte freilich in Anfehung bed Be- 
ſteuerungsrechts den Randeövergleih von 1791 zum Grunde und ſtützte ſich infofern auf ältere, 
hiſtoriſch entflandene Verhaͤltniſſe, war aber felbft nit infolge einer zwiſchen Fürſt und Stan: 
ven errichteten Übereinkunft, vielmehr in ihren weſentlichen, das ältere Verhaͤltniß umändern- 
den Beſtimmungen ortroyirt. Die Landesvertretung befteht danach aus den fünf Veſttzern ade⸗ 
licher Büter, vier Abgeordneten ver Städte und Flecken, und ſechs Abgeordneten ver Landbewoh⸗ 
ner in den Ämtern. Die Abgeorbneten der Staͤdte und Flecken werden durch den Magiſtrat ge- 
wählt, vie der Landleute durch Wahlmänner, jedoch aus ihrer Mitte. Die Mitglieder ber Land⸗ 
fände aus der Ritterſchaft müſſen das fünfundzwanzigfte, die Abgeordneten aus den Städten 
und Flecken ſowie aus dem Bauernflande das breißigfte Lebensjahr zurückgelegt haben. Die 
ritterfhaftlihen Landſtände müſſen in dem wirklichen Beflge eines adelich freien Guts ſich be- 
finden ; vereinzelte adelich-freie Grundſtücke oder Wohnhäufer bereihtigen nicht zur Landſtand⸗ 
ſchaft. Die Rechte der Stände find fehr kurz gefaßt und beftehen in Folgendem: Prüfung des 
Staatsbedarfs in Bemeinfhaft mit der Neglerung nah Maßgabe des Landesvergleichs von 
1791 und Bewilligung der danach erforberten Steuern; Berathung und Begutachtung ver 


15) Mofer, Bon der Reichsftände Landen, S. 497. Klüber, Staatsardyiv‘, I, 118. 

16) Es muß hier übrigens bemerkt werben, dag manche Entfchädigum arſeracz der Privatleib⸗ 
hevrren binnen ber vorgeſchriebenen und im folgenben Jahre noch burch eine befondere Aufforderung ver: 
längerten Bräiubicialfrift nicht angemelbet, alfo ftillfchweigend aufgegeben find. 

17) Diefelbe ift abgedruckt in Müber's Staatsarchiv, 1, 67; Politz, Bd. I, Abthl. II, S. 1104; in 
der Sammlung ſchaumburg⸗lippeſcher Landesordnungen, IT, 298 und in Zachariä's Deutfche Ber: 
faflungsgefeße der Gegenwart, I, 1067. . 
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neuzuerlaſſenden Geſetze und Zuſtimmung, wenn viefelben auf bie Lanbesverfaffung einen we- 
ſentlichen Binfluß haben; Reviflon der Rechnungen Über bie verausgabten Landesſteuern; end⸗ 
lich das Recht der Vorſtellung und Beſchwerde. Seitdem iſt nit, mie die Verordnung be⸗ 
ſtimmt, alljährlich, ſondern etwa alle drei oder vier Jahre ein Landtag gehalten. Der erſte die⸗ 
fer Landtage fand im Mär; 1816 flatt. 

Diefe wenn auch in einigen wichtigen Punkten außer Anwendung gefebte, ſpäter modifi⸗ 

cirte Verordnung gilt rechtlich noch jegt ald das Grundgeſetz des Fürſtenthums und erfordert 
daher eine wenn auch nur kurze Prüfung. Die Zulaffung des Bauernflandes zur Landesver⸗ 
tretung {ft wol der wichtigfte Fortſchritt, welchen das conflitutionelle Princip darin gemacht 
hat, wogegen die Übertragung der Wahl der flübtifchen Abgeordneten an die Magiſtrate dieſem 
Brincip, und die Unterſcheidung ver adelichen Mitgliever von ven bürgerlichen und bäuerlichen 
bei der Beſtimmung des erforberlichen Alters der Wählbarkeit dem einen integrirenden Theil 
außmachenden Grundfage der Gleichheit widerſtreitet. (Bl. jedoch die Gefege vom 17. März _ 
und 6. Dee. 1848.) Dur die Art, wie dad Steuerbewilligungsrecht begrenzt iſt, kann 
(bei vorausgeſetzter Feſtigktkit ver Stänve) wol eine Überfchreitung des herkömmlichen Maßes 
der Steuern verhindert, nicht leicht aber deren Berminderung von ben Ständen birrchgefeht 
werben; eine Ginwirfung auf den Gang der Regierung durch den Gebrauch des Vewilli⸗ 
gungsrechts iſt völlig ausgefchloffen. Der Antheil an der Gefeßgebung, mwelder ven Stän- 
den bewilligt wird, umfaßt freilich noch mehr, als was man vielfach für zuträglich Hält, 
indem doch wenigftens in einzelnen Bällen neben dem ſtändiſchen Gutachten zugleich die Ein⸗ 
twilligung gefordert wird; dem vernünftigen Staatsrecht iſt aber damit noch nicht Genüge ge- 
ſchehen, und außerdem durch vie Unbeftimmtheit der Kaffung der Keim zu vielen Streitigkeiten 
über die Frage gelegt: welche Geſetze ihre Wirkfamkeit auf die Landesverfaffung äußern, und 
welcher Ginfluß ein wefentlicher ſei? Daß fo manche wichtige Beftimmung fehlt, 5. B. über bie 
allgemeinen ſtaatobuͤrgerlichen Rechte, Liber vie in der Bundesacte gefiherte Freiheit der Preffe, 
über die ſchon im Altern Staatärecht anerfannte Verantwortlichkeit der Miniiter over fürfllichen 
Mäthe, über Öffentlichkeit der ftänbifchen Verhandlungen u. f. w. mag nach dem damaligen 
"Standpunkt ver Conſtitutiondpolitik, beſonders im nördlichen Deutfhland, ver Verordnung 
nicht zum Vorwurf gemacht werben; doch müffen wir und daraus fowie aus ver Unvollſtändig⸗ 
feit des Ganzen überzeugen, daß die Verordnung denjenigen Anfprüden, welche man auf dem 
Heutigen Standpunkte an eine liberale Verfaffung macht , im entfernteflen nicht genügt. 

Das Wichtigſte, mad man mit der neuen Verfafſung für den Augenblid zu reguliren hatte, 
waren die Finanzen des Landes. Die ältern Schulden waren wol getilgt, allein bie legten 
Kriegöjahre hatten deren neue verurſacht, und es fragte ſich, wer Diefelben zu übernehmen Habe. 
Berner hatte durch Errichtung des Deutjchen Bundes und die neue Militärorgantfation die Lan: 
deöverwaltung eine veränderte Grundlage erhalten, und bie nach der althergebrachten Finanz⸗ 
einrichtung in der Verfaſſungsgeſchichte bei jedem einzelnen Falle regelmäßig wiederkehrenden 
Zweifel varüber, welche Ausgabe dad Land und welche der Fürſt zu übernehmen habe, bedurften 
auch Hier einer Erledigung, da man bie Vortheile einer Verbindung der Domanial: mit der 
Zanbeökaffe noch nicht für uͤberwiegend hielt. Diefe Fragen bildeten die Hauptaufgabe ved Land⸗ 
tags vom Jahre 1818, welde durch den Landtagsſchluß vom 13. und 19. März dahin erledigt 
wurde, daß der Fürſt Die ſämmtlichen Schulden ver Landedkaſſe im Betrage von 106000 Thlen. 
übernahm, Dagegen aber auch vie ettun gleich hohen Activen jener Kafle überwiefen erhielt, daß 
ferner die aus allgemeinen Bundesverpflihtungen und durch die im Kriege nothwendige Land: 
desvertheidigung entflehenden Koften für außerorventliche Landeskoſten erklärt und zu neun 
Zehnteln vom Lande und zu einem Zehntel vom Fürften Abernommen wurben. Die bei jenem 
Zandtagsiäluffe unerledigt gebliebene Frage über die Unterhaltung des Militärs in Friedens⸗ 
zeiten ift fpäterhin dahin verglichen, baß aus der Kammerkafle die Garnifonen unterhalten wer: 
den und außerdem noch ein Zehntel zu den Koften des Bunbescontingents beigetragen wird, 
wogegen die Übrigen Koften dem Lande ebenfalls zur Laſt fallen. Die fonftigen Refultate des 
Landtags find für die allgemeinen Berhältniffe des Landes ohne befondere Wichtigkeit. 

Die weltern Landtage befchäftigten ſich meift mit Gegenſtänden von untergeordneter Bedeu⸗ 
tung. Auch das Jahr 1830 ging ohne wefentlihe Bewegungen vorüber, obgleich dad nad der 
Julirevolution durch ganz Deutſchland fühlbare Zucken keineswegs ohne lebhafte Teilnahme 
blieb, welche Im eigenen Rande befonvers durch erhöhte Holzpreiſe materiell genäßrt wurbe. 
Die Regierung hatte indeß, durch die bedenklichen Erſcheinungen in andern Ländern aufmerkfam 
gemacht, beizeiten durch Steuererleichterungen und Beichäfttgung der Armen der außerdem 
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aus einer. verfehlten Ernte zu beforgenden Noth einigermaßen enigegengewirkt, und berfelbe 
Zweck wurde noch durch mehrere auf dem nächſten Landtage vorgelegte Propofitionen verfolgt. 
Auch von den Ständen wurden über 50 Anträge ( Deflverien) erhoben und zum Theil erledigt. 
Durcgreifende Reformen in den beflehenven Berhäliniffen hielt man indeß nicht für nöthig; 
aud war bie Teilnahme des Volks an conftitutionellen ragen. in dem Heinen Lande ziemlich 
gering. Selbft die feitvem und zum Theil fon früber in allen Nachbarländern geſetzlich aus⸗ 
geſprochene, und auf dem Landtage von 1831 ſchon in der Ständeverſammlung zur Sprache ge⸗ 
brachte Abloͤsbarkeit ver Grundlaſten Hat im. Fürſtenthum Schaumburg feine volle Anerken⸗ 
nung gefunden. Kleine Privat: und. Zofalangelegenheiten, Adminiſtrations- und Steuerſachen 
bildeten zum größten Theile die Begenflände ver landſtändiſchen Beſchäftigung. 

Bemerkenswerth ift das Nefultat des Eurzen Landtags vom Jahre 1837, auf welchem 
der Anflug an ven zwiſchen Sannoner, Braunfgweig und Oldenburg beſtehenden Boll: und 
Steuerverband von der Regierung in Antrag gebracht wurde. Denn als bei der Abflimmung 
ih Stimmengleihheit fand, folgerte man daraus die Annahme, weil ed jih um eine Propoſi⸗ 
tion der Regierung handele. Eine grundgefegliche Beflimmung ließ ſich für ein ſolches Verfahren 
freilich nit anführen; man glaubte indeß die Aualogie anderer Ständeverſammlungen für fidh 
zu haben, und die Stände beruhigten ih dabei. Der Anſchluß des Fürſtenthums an den Steuer⸗ 
verein fand zu Anfang des Jahres 1838 ſtatt. Über ven Anſchluß entſtand eine allgemeine Un- 
zufriedenheit im Lande. Deshalb trat am Ende des Jahres 1842 die Regierung dem Deutſchen 
Zollverein bei. Aber auch von diefem trat dad Land 1845 ebenfalls wieder zurüd, trat dem 
hannoveriſchen Steuerverein bei und ſchloß gleichzeitig mit dem Zollverein einen Vertrag über 
gegenfeitige Verkehrserleichterungen. 

Der äußern Erſcheinung nad kann man bie gegenwaͤrtige Lage des Laͤndchens eine befrie⸗ 
digende nennen. Die ohnehin nicht bedeutenden frühern Schulden wurden durch den Landes⸗ 
vergleih 1818 abgetragen ; ſeitdem find freilich inden Jahren 1831 und 1832 durch die Senpung 
des Contingents nach Luxemburg im Auftrage ber Bundesgewalt abermals etwa 26000 Thir. 
neue Schulden verurfadt, jedoch durch die vom Bunde vergüteten Gelder 16000 Thlr. zurück⸗ 
gezahlt. Die Steuern find gering, die Landleute zum Theil ganz wohlhabend, frequente Straßen 
und bie die Orte Bückeburg, Lindhorſt, Kirchhorſten und Stadthagen berührende hannoveriſche 
Nordbahn durchſchneiden das Gebiet, wie es überhaupt dem durch die Natur im ganzen glücklich 
ausgeftatteten Laändchen nicht an Erwerböquellen fehlt. Dennoch ift der Feine Staat in feiner 
gegenwärtigen Erſcheinung nicht das, was er nach dem Umfang feiner Hülfgmittel und der Tüch⸗ 
tigfeit feiner Bewohner bei freierer Gkiſtesthätigkeit fein Edunte. Die Waldung mit ber fehr 
begünftigten Jagd iſt ECigenthum des Fürften, mande Gewerbsbetriebe (3. B. die Branntwein- 
brennerei) find monopolifirt, und überhaupt gewährt das Rand mehr dad Bild eines dem Für⸗ 
ſten gehörenden großen Ritterguts ald eines felbfländigen Staats. Die zu den ordentlichen 
Staatöbenürfniffen erforderlichen directen Steuern, welche nach nem Kanbeövergleiche in Die Kam⸗ 
merkafje fließen, laften unter dem Namen der Gontribution allein auf dem pflicytigen Grund⸗ 
eigenthum, wogegen die Befiger des ſogenannten freien Cigenthums nur zu ben außerorbent= 
lichen Landeölaften in einem Verhältniß, welches von den Sräuleinfteuern entlehnt ift und auch 
daher feinen Namen behalten Hat, mit allen übrigen beitragen. Bon einer Hunde und Tauben: 
fleuer ſowie von.den Einzugsgeldern wir bie Irrenkaſſe, von der Stempelfteuer vie Genſdar⸗ 
merie erhalten. Die indirecten Steuern haben jährlih 27100 Thlr. aufgebradt. Da indeß bie 
Branntweinbrennerei nur vom Bürften betrieben wir, fo läßt ſich derſelbe die von feinen Bren⸗ 
nereien erhobene Brennfleuer mit etwa 9000 Ahlen. jährlich aus den Einkünften erfegen. Außer- 
dem liquidirt und erhält die fürſtliche Kammer nod jährlich eine Menge anderer Entihäbigun: 
gen, ſodaß von jenem Ertrage nur etwa 10000 Thlr. als reiner Überfuß in die Landeskaſſe 
fliefen. Die Bauern leiden noch fehr unter dem Drude von Dienften und grundherrlichen Prä⸗ 
flationen. An der Spige der Verwaltung ſteht ald hoͤchſte Landesbehoͤrde die Regierung, welche 
bie oberſte Adminiftration in allen Landesſachen und die auswärtigen Angelegenheiten be⸗ 
forgt und zugleich Lehnshof und Juftigfenat ift. Unter ihr hat vie Rentkammer bie Verwaltung 
ber Domänen, der Binanzen und ber Finanzregalien (Bergwerle, Forſten und bed @efunnbrun- 
nend zu Gilfen); für allgemeine und mebicinifche Polizei beftehen eine Bolizeicommiffion und 
ein Collegium medicum. Die por herrſchende Tendenz der polizeilichen Kürforge für dad Wohl 
ber Landedangehörigen ſpricht ſich in der althergebrachten Maxime des Bielvegievens und ber 
patriarchaliſchen Bevormundung, beſonders der Bauern, aus; viel weniger energiſch und wach⸗ 
ſam iſt dagegen bie Sicherheitopolizei. In der Juſtizverwaltung beſteht noch die Patrimonial⸗ 
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gerichtsbarkeit der Stäbte (zum Theil auch mit Eriminaljurisniction) neben ver fürfllichen,, fitt 
die zweite Inftanz die Juſtizkanzlei als Obergericht, von welchem dann weitere Berufungen ar 
den Juſtizſenat der Regierung gehen. Als letzte Inflanz befleht dann das mit Braunſchweig, 
Zippe- Detmold und Walde! gemeinfchaftliche Oberappellationdgericht in Wolfenbürtel. Für vie 
fürſtlichen Diener, Die Bewohner freier Häufer und die adelichen Höfe gilt noch die Juſtizkanzlel 
als erfte Inftanz. 

- Der Zuftand der kirchlichen Verhaͤltniſſe tft im ganzen nicht erfreulich. Die meiften Einwoh⸗ 
ner — nur mit Ausnahme von etwa 600 Reformirten,, 100 Katholiken und 300 Juden — be- 
kennen ſich zum evangeltfch=Tutherifchen Gultus. Die eine reformirt= proteftantifche Gemeinde, 
zu welcher auch bie fürſtliche Familie gehört, fleht in dem Synodalverbande ver Reformirten in 
Braunſchweig und Hannover, die Katholiken ftehen unter der kirchlichen Leitung des Bifchofs in 
Baderborn. Die ftantöbürgerlihe Stellung ver Juden iſt der völligen &mancipation nahe, 
indem ſchon felt 80 — 100 Jahren jener Jude, welcher ein bürgerliches Gewerbe betreibt, den 
Chriſten gleichgeftellt ift. 

Die Hauptmomente in der Entwickelung des Fürſtenthums in der nenern Zeit find folgende. 
Auf dem Landtage von 1844 Fam ein Abldfungsgefeg zu Stande, welches am 25. Jan. 1845 
publicirt wurde. Na ihm können alle auf dem Privateigenthum ruhenden Reaflaften gegen 
Entfädigungen der Berechtigten aufgehoben nierden. Doc wurden nicht blos die Öffentlichen 
Stautd: und Gemeinde: und die Socletätölaften,, fondern auf das Helmfallsrecht, die lehns⸗ 
herrlichen Rechte ver Erbpachtöverhältnifie, die forft- und jagdherrlichen Gerechtſame und die 
Servituten aller Art, und felbft Die Spann und Handdienſte ausgenommen. Die Tegtern aber 
wurden durch Verordnung vom 25. Aug. 1845 ebenfalls für ablöshar erflärt. Auch wurden 
durch Berorbnung vom 9. Sept. 1846 den reformirten Prebigern und Untertbanen dieſelben 
Rechte zugeflanden wie deu Katholiken nach vem Refeript vom 2. Juli 1809 und hierdurch die 
Befchränkungen von 1746 aufgehoben. Gin Geſetz über Ablöfung der gutsherrlichen Hand: 
und Spannbienfte eriftirt noch nit, obgleich ein großer Theil der an Domänen zu leiſtenden 
gutöberrlichen Dienfte im Wege freimilliger Übereinkunft mit der fürftlichen Rentkamnıer ab⸗ 
gelbſt if. Am 15. Dec. 1847 fand die Eröffnung ber Hannover = Mindenfähen Eiſenbahn ftatt, 
welche im Lande für Rechnung des Fürſten gebaut worden und fehr einträglich if. Im Jahre 
1848 wurbe auch Schaumburg = Lippe von der Bewegung ergriffen. Die Wünfche des Landes 
fanden Ausdruck auf einer am 13. März zu Stadthagen flattgefundenen großen Volksver⸗ 
fammlung. Diefelbe beſchloß eine Betition an ven Fürften, worin ſich theils den allgemeinen 
Wunſchen bezüglich der Neugeftaltung des deutſchen Baterlandes angefchloffen, theils Defiverien 
in Bezug auf bie Landesverwaltung ausgeſprochen wurden. Durch eine fhon am 15. März er- 
Iaffene landesherrliche Berfimbigung wurden jene Forderungen im weſentlichen zugeftanden. 
Mit den alsbald nach der Verfaffung von 1816 berufenen Ständen wurbe ſchon am 17. März 
ein Geſetz über die Weiterbildung des ſtändiſchen Inſtituts vereinbart. Darin war ven Stän- 
den zunähft pas Recht ver Einwilligung zum Erlaß neuer und zur Abänderung beftehenver Ge⸗ 
fee gewährt, ferner das Recht der Gontrole des der Berwaltung ver Regierung untermorfenen 
gefammten Landeskaſſenweſens; das Domanium, als der Adminiftration der Rentkammer unter: 
worfen, war davon ausgeſchloſſen. Die Stänbeverfammlung warb folgendermaßen zufammen: 
gefegt: ein Vertreter ver Mitterfchaft,, je zwei Vertreter ver Stäbte Buͤckeburg und Stadthagen, 
je ein Vertreter der Flecken Hagenburg und Steinhude, envli 13 Vertreter ver Amtseinge⸗ 
feffenen. Wähler und wählbar ift in den Städten jeber unbeſcholtene, fünfundzwanzigjährige 
Bürger chriſtlicher Confeſſton, und auf dem Lande jeder volljährige hriftliche Hofbeſitzer. Die 
Berhandlungen des Landtags follten Hffentkich fein. Dit dem auf Grund dieſer Beftimmungen 
berufenen Landtag wurden folgende Geſetze vereinbart: das Befe vom 1. Aug. 1848 über bie 
Aufhebung der bisherigen Eremtionen von der orbinären Grundſteuer, ſodann das Geſetz vom 
5. Dec. 1848, durch welches der Vollgenuß der bürgerlichen und politifchen Rechte für unab⸗ 
hängig vom religiöfen Bekenntniß erklärt wurde. Am 6. Dec. 1848 wurde ein Befeg über vie 
Wahlen zu einer behufs Vereinbarung einer neum Landesverfaſſung zu berufenden Volksver⸗ 
tretung verkündigt. Hiernach follten in directer Wahl 20 Vertreter ver gefammten Bevölkerung 
gewählt werben; jeder vofljährige, unbefcholtene, dispoſitionsfähige Staatsbürger follte actives 
und paffives Wahlrecht haben. Am 2. Ian. 1849 erſchien ein Gefep über die Verantwortlich⸗ 
keit der Regierungemitglieder. Es wurde darin den Ständen ein Anflageredht wegen Verlegung 
Elaver Lanveögefege und verfaffungsmäßiger Rechte des Landes eingeräumt. Staatsgerichtshof 
ſollte das Oberappellationdgeriht zu Wolfenbüttel fein. Im Anfange des Jahres 1849 wurbe, 
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alsbald nach dem Schluß dieſes Landtags, der conſtituirende Landtag auf Grund des Geſetzes vom 
6. Dec. 1848 einberufen, ſodaß alſo nad Wahlgeſetz vom 17. März 1848 nureinmal zur Anwen⸗ 
dung kam. Der Zuſammentritt erfolgte am 1. Sept. 1849 und es genehmigte dieſer Landtag auf 
Vorſchlag der Regierung ven Beitritt des Fürſtenthums zum Dreikoͤnigsbündniß. Die Regierung 
erflärte darauf den Ständen, der von ihr auszuarbeitende Entwurf einer neuen Verfafſung ſei 
noch nicht fertig, werbe jedoch bis zum 1. Nov. erfolgen koͤnnen. Es trat daher eine Bertagung 
ein. Der Landtag wurbe aber weder zu jenem Zeitpunkt nod jemals fpäter wieber einberufen. 
Die Reaction war In Deutfchland bereits fo erftarkt, daß man ſich in dieſem Fürſtenthum ſchon 
früh nicht mehr an die aus der großen Bewegung hervorgegangenen Poſtulate kehrte. Am 
27. Oct. 1849 wurben bie bißherigen liberalen Regierungämitglieber entlaffen und Hr. v. Lauer⸗ 
Münchofen an die Spige der Regierung berufen. Seitvem iſt das Land ohne Berfaffung ober 
wenigftens ohne Landesvertretung, denn es wurden auch feine Stände nach der Berfaflung von 
1816 berufen, noch auch wurde eine Berfaflung ortroyirt. Befege wurben, wenn auch fehr ſpär⸗ 
ih, ohne ſtändiſche Mitwirkung erlaffen. Im Iahre 1853 fand der Anflug an den Soll: 
verein und die Einführung einer Salzregie flatt. Zweimal in den funfziger Jahren wurben bei 
Gelegenheit einer Deutſchland drohenden äußern Gefahr außerordentliche Kriegäfteuern,, jebes- 
mal im Betrage von 7000 Thlrn., einfeitig ausgeſchrieben. Das erſte mal geſchah dies wäh- 
rend des orientalifhen Kriegd dur Patent vom 10. Mai 1855, das zweite mal während des 
italienischen Kriegs durch Patent vom 5. Febr. 1859. In Betreff der gewöhnlichen Kontribu- 
tion war noch der alte Zuftand geblieben, wonach diefe ald ein für allemal von ben Stän: 
den bewilligt angejehen werben. Bin Ereigniß für dad Land war der am 21. Nov. 1860 
eingetretene Tod des troß jener unumſchränkten Regierungsweife fehr beliebten Fürſten Georg 
Wilhelm. Es lag nahe, daß man jet Die Wiedererlangung einer Berfaflung erſtreben würde, 
doch hing alles von der Perſoͤnlichkeit des neuen Fürſten Anolf (Georg) ab. Derfelbe ſprach in 
feiner beim NRegierungsantritt erlaffenen Verkündigung aus, daß er ganz im Sinne feines 
Vaters regieren werbe. Diefe Zufage Hat fih bisher erfüllt und Hierin ſcheint der Grund zu 
liegen, weshalb fi das Land die Fortdauer des dem Art. 13 der deutſchen Bundesacte wider: 
ſprechenden Zuſtandes noch gefallen läßt. Übrigens trägt auch der Mangel eined unabhängigen 
und gebildeten Standes dazu bei, daß das politiiche Leben des Landes gleih Null if. Der 
MWohlftand des Landes iſt durch die Zeitumftände, den Eiſenbahnverkehr u. f. w. erfreulich ge= 
fleigert. In die Rechtspflege ift noch nicht das Mindeſte von modernen Inftitutionen aufge= 
nommen; man hat hier dad gemeine Civilrecht, den gemeinen Civilproceß, in Strafſachen die 
Carolina, etwas gemildert durch die Praxis, endlich den Inquifitionsproceh. In den untern 
Inftanzen If die Juſtiz und Die Verwaltung noch vereinigt. ES beſteht noch bie Patrimonial⸗ 
gerichtöbarkeit der Städte, und für Handel und @ewerbe beftehen noch vie alten Zünfte. Wie e& 
hat fommen fönnen, daß das Land in fo vieler Beziehung in der Entwidelung zurüdfteht, if 
nur aus der Kleinheit des Staats zu erklären. 
K. Steinader und K. Wippermann. 

Lift (Friedrich), Diefer_verbienfivolle, patriotifhe Mann war am 6. Aug. 1789 in der 
Freien Reihäftadt Reutlingen geboren. Er wurde im Herbſt 1817 Profeſſor ber Staatswiſſen⸗ 
fhaften in Tübingen und trat als folder auch als Schriftfleller mit dem Werke „Die Staats: 
kunde und Staatspraxis Würtembergs” (Tübingen 1818) auf. Doc durd feinen unermüd⸗ 
lichen thätigen Verbeſſerungseifer fühlte er fi mehr zu dem praftifhen Wirken als zu dem 
ruhigern wiffenihaftligen Studium hingezogen. Er legte 1818 fein Amt nieber, wirkte für 
die Stiftung des Deutichen Handelövereind und begleitete als Conſulent deſſelben vie an alle 
deutfhen Höfe und 1820 aud an ven Miniftercongreg in Wien gefenbeten Deputationen. 
Seine Vaterſtadt Reutlingen wählte ihn jet (1820) während des Handelscongrefſes in Darm: 
ftadt zu ihrem Deputirten in ber würtembergifchen Ständeverfammlung. L. ergriff nie Gele⸗ 
genheit, um gegen ein zweites Hauptübel der deutſchen Zuftänve, glei ververblich wie die Ver⸗ 
tehröfperre, nämlich die Bureaufratie und ben Amtsmisbrauch reformatorifh zu wirken. Er 
übernahm ed, im Auftrag feiner Gommittenten eine Petition zur Befeltigung der großen und 
zahlreichen deutfchen und würtembergifchen Verfehrtheiten und Misbräuche in der Rechtspflege, 
der Anminiftration und der Finanzverwaltung zu entwerfen, Sie enthielt weder etwas Ver⸗ 
leumderiſches no etwas juriftiih Injuridfes oder fonft irgend Strafbares, ftellte aber große 
Gebrechen und Reformbedürfnifſſe, die heute als ſolche ganz allgemein anerkannt werben, in 
einer männlichen und lebhaften Sprade dar. Das Haupt der würtembergiihen Beamten⸗ 
Hierarchie, der würtembergifhe Geheimrath, war entrüftet über ſolche in Deutfhland un 
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gewohnte beutliche Sprache, über die allzu verſtändliche und eindringliche Darftellung un: 
leugbarer großer. Gebrechen, und noch mehr über die ernfle Bemühung, die neuerfämpfte con⸗ 
flitutionelle Berfaffung in Würtemberg fobald fhon zur Wahrheit und fruchtbar zu madıen. 
Die Minifter, weniger hierzu ald zur Erneuerung altwürtembergifher Verfolgungen gegen: 
muthige Patrioten geneigt, ließen die in der Preſſe befinpfiche Petition polizeilich wegnehmen - 
und den Abgeorbneten L. wegen feiner wohlgemeinten Amtshandlung in Anklageftann fegen. 
Selbſt die ebenfalls durchaus nicht verbrecherifchen Worte, welche der Deputirte.in ver Rammer- 
verhandlung zu feiner Vertheidigung und für die nothwendige Selbſtändigkeit der Volksver⸗ 
tretung fprad, wurben zum Gegenſtand amtlicher Verfolgung und Anklage gemadt. Die 
Regierung forderte von ber Kammer die Ausſtoßung L.'s. Diefe ließ fi auch faft unbe- 
greiflicherweiſe in ihrer Mebrheit willig finden, und 2. wurde nad) peinlicher und Eleinlicher 
Inquifltion zu zehnmonailicher Feſtungsſtrafe mit Zwangsarbeit verurthellt. Ja, er wurbe 

. wegen der ber heimlichen Juſtiz gefährlichen Veröffentligung feiner Unterfuchungsprotofolle in 
neue Griminalunterfugung verwidelt. Um ver ſchimpflichen Strafe und Behandlung zum 
Lohn feiner wohlgemeinten Reformbemühung zu entgehen, entfloh 2. mit feiner Familie zuerſt 
nad dem Elſaß und in die Schwelz und ging dann 1825 nad Norbamerifa. - 

Seinen Criminalproceß theilte er zuvor in dem erften Hefte der „Ihemis’ urkundlich mit und 
legte die Actenſtücke der Iuriftenfacultät der Univerfität Freiburg zum Rechtsgutachten vor. 

Die Iuriftenfacultät urtheilte einflimmig, daß eine gerichtliche Verfolgung und Beſtrafung 
2.8 wegen ber ihm zur Lafl gelegten Handlungen und Außerungen nit etwa blos nach allge: 
meinem und echt conflitutionellem ober englifhen Staatöredkt, ſondern auch nach Dem würtem⸗ 
bergiſchen Verfaſſungsrecht, ja ſelbſt nad ven aus der Zeit des äußerſten Despotismus ſtam⸗ 
menden Geſetzen, welche man im grellen Widerſpruch mit dem neuen Verfaffungsredht zur offen⸗ 
baren Untergrabung beflelben noch fortbauernd anwendbar erflärte, unbegründet, daß fie mit 
dem Weſen und Geift der beſchworenen conflitutionellen Berfaflung völlig unvereinbar feien. 

Doch der würtembergiſche und deutſche Rechtszuſtand war durch vie Karlsbader Beichlüfie, 
durch die verfaſſungswidrige Unterdrückung des in dem würtembergiſchen Berfaflungsvertrag 
unbedingt flipulirten Rechts der Preßfreiheit gelabınt. Die Verbreitung der L.'ſchen Schrift 
war gehemmt, das öffentliche Urtheil über fie unmöglid — und ber Drud der Karlsbader Be: 
Tchlüffe Hatte ſelbſt das Nichterſcheinen des Freiburger Facultaͤtsgutachtens zur unlöblichen und 
traurigen Folge. Die. deutfche Nation war eingeſchüchtert, ohne politifhe Bildung, ſtumm 
ergeben in ihre Erniedrigung. Erſt nad langen Jahren Öffneten die Julirevolution, das von 

dem freien Nordamerika dem. patriotifhen deutſchen Flüchtling erthellte Gonfulat und einige 
Scham über bie frühere Verfolgung dem patriotifchen Märtyrer die Rückkehr ins veutfche Bater- 
land, doch auch dieſes noch nicht, ohne daß eine Eleinlich verfolgende Cabinetspolitik die für bie 
Hanſeſtädte ertheilte Gonfulernennung vereitelte, welche dann erft ſpäter in Leipzig anerfannt 
und zugelaflen wurbe. Und erſt noch fpäter, bei dem unglüdlichen Tobe des ſchwer mishandel⸗ 
ten und verfolgten Mannes, fuchten bie würtembergifche und andere Regierungen zugleich mit 
den freiwilligen Beiträgen ber Bürger durch Chrengabe an L.'s Hinterbliebene feine Verdienſte 
um das Vaierland zu ehren. Ähnlich wurde ja in Würtemberg auch andern Ehrenmännern 
und ruhmgefrönten Batrioten, einem 3. J. Mofer, einem Schubart, einem Schilfer, im Leben 
Die bitterfle Berfolgung und nur erſt nach dem Tode Hohe Ehre zu Theil. - 

Man konnte, wenn man zumal dad empdrende Benehmen der Kammermehrheit gegen 2. 
betrachtete, ober auch das gleichzeitige Benehmen anderer deutſchen Kammern, z. B. das ber heffi⸗ 
Then Kammer, melde in dem unendlich gutmüthigen Vertrauen, die Regierung werbe daffelbe 
nie zur Verfälſchung des Ausdrucks ver Volksmeinung in ber Volkskammer misbrauchen, den 
Miniflern das Recht einer Urlaubsverweigerung bei Staatsdienern bewilligte, ja welche nach 
bereits gemachtem Misbrauche fogar die rechtlich unbegründete Ausbehnung des verderblichen 
Rechts auf Penflonäre geftattete — man konnte bei ſolcher Betrachtung verſucht fein, bie Fähig⸗ 
feit dev Deutſchen für politiiche Freiheit zu bezweifeln. Aber man mag zu unferer Zeit mit 
einiger Genugthuung auf die jetzigen beutfchen Volksvertretungen blicken, von denen, das darf 
man mit voller Beftimmtheit behaupten, auch bie abhängigfte fih mit Abſcheu und Verachtung 
von derartigen Arten der Gewaltthaͤtigkeit und Servilität wegwenden würde. j 

Wie es aber damals — fobald ſchon nach den großen Rechtszufſicherungen und nad ber 
Bründung und Beſchwoͤrnng neuer Verfaſſungen — mit dem ernfllihen Regierungswillen, 

ihre Weſenheit, ein freied Stantöleben heilig zu halten, beftellt war, das konnte jedem den⸗ 
enden Beobachter das Schickſal L.'s wol veutlihd machen. In Verbindung zumal mit ben 
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Karlsbader und andern Beſchlüſſen Hätten ſolche Borgänge bei einiger yolitifcher Reife fo wtele 
deutfche gutmüthige Illuflonen ſchon damals zerflören müflen. Sie mußten es, wenngleid in 
jener Periode die traurige Bermöhnung und Verblendung durch vie unbeſchränkte Herrſchaft 
und durch Die unſelige deutſche Schmeichelel fogar pie bürftigfte Regierungsklugheit, fidh we⸗ 
nigftens für mögliche Krifen doch einiges wahre Vertrauen bei ver Nation zu bewahren, faſt 
gänzlich zurückgedraͤngt hatten. 

2.’ patrlotifcher Neformeifer aber erfaltete in ver harten Verbannung nicht, ſondern bil- 
dete fi In dem freien Rorbamerifa noch vollfommener aus. Gr machte fih Hier durch feine 
„Outlines of a new system of political oecomiony“ GShiladelphia 1827) bekannt, gründete 
1830 eine Actiengefelligaft von 700000 Dollars zur Errichtung einer Eiſenbahn von Tama⸗ 
qua bis Port Glinton (21 Meilen lang), vermittelft weldger die von ihm entwedtten Eifenminen 
eultivirt wurben. Er wirkte fo in Verbindung mit reihen Männern ger Gründung neuer 
Städte und vieler inbufltieller Unternehmungen. Seine praktiſch wirkſame Theilnahme an wen 
großen Discuffionen über Aufhebung und Minderung des Notbflandes 1826 und 1827, in 
welchen er feine nationaloͤkonomiſchen Anfichten geltenb machte, und fonflige Verdienſte bewirk⸗ 
ten den Beſchluß beider Häufer des nordamerikaniſchen Gongrefles: „Friedrich &. Hat fi um 
das Vaterland verdient gemacht.“ Nach der Julirevolution, im Jahre 1831, kehrte er nad 
Europa zurüd und ging in Gefchäften ver ameritanifgen Regierung nach Baris. In Paris 
ſuchte er für die Binführung ver Eiſenbahnen im Großen zu wirken, und fene Wirkſamkeit 
blieb nicht unfruchtbar für pie Einführung des belgiſchen Eiſenbahnſyſtens. Nach einer kurzen 
Rückkehr nach Amerika lebte er zuerſt 1832 zu Hanıburg und felt 1833 ald nordamerikanifcher 
Conſul in Leipzig. Seit dieſer Zeit fuchte er nnermüdlich durch Wort und That, durch Affocia- 
tionen und Schriften für die Einführung der Gifenbahnen in Deutſchland, zuerfifär Die Leipzig⸗ 
Dresvener Bahn, und dann für ein nationales Trandoportſyſtem und ein praktiſches deutſches 
nattonaldfonomifches Syſtem und inäbefondere für angemeffenen Schuß der. beutfchen Indu⸗ 
ftrie vermittelft des Zollverein zu wirken. Als Ihellnehmer am Berlage und dann als thäri- 
ger Mitarbeiter des , Staatd-Lerilon‘ erwarb er fi auch Berdienſte um dieſes Werk und 
fuchte außerdem feinen Ideen in Beziehung auf die erwähnten beiden Hauptzwecke vorzüglich 
durch folgende Werke Eingang und Berbreitung zu verſchaffen: „Über ein fachſiſches Eifen- 
bahnſyſtem als Grundlage eined allgemeirien deutfchen Ciſenbahnſyſtems und insbeſondere über 
die Anlegung einer Eifenbahn von Leipzig nach Dredden” (Leipzig 1833); „Das deutſche 
Rationaltransportfuftem” (Altona 1838); „Das deutfge Eifenbadnfoflem mit Ruͤckficht auf 
würtembergifche Eifenbahnen’' (Stuttgart 1841); ‚Das: nationale Syhſtem ver volltiſchen 

tonomie” (Bd. I, Stuttgart 1841) (felidem In mehreren unveräuperten neuen Auflagen); 
„Das deutſche Eiſenbahnſyſtem als Mittel zur Vervollkommnung ver deutſchen Inbuftrie; 
Gifenbahnjournal’' (2 Boe. 1835-37); ‚Das Zollvereinshlatt” (Stuttgart 1842 fg.). 
Auch am „Nationalmagazin“ hatte er Antheil. Er ſchrieb au ‚‚Mittheilungen aus Norbame- 
ria’' 1820 und 1830. 

Ließen auch die Iinrube und Unftetigfeit feines äußern Lebens, feine fleten begeifterten Be⸗ 
mühungent, praftif$ für ſeine Ideen zu wirken, ließ ver faſt übergroße Reichthum feiner Bro: 
jecte, in Verbindung mit der erregbarften Phantafle, Ungebuld und Heftigfeit, ihm für feine 
fhriftftellerifgen Unternehmungen felten Die gehörige Reiſe und Ruhe, Eonnte er auch dur 
feine immer neuen, oft In der Bitte wieder abgebrochenen Plane, oft au Prätenflonen und 
kleine Unordnungen, Verleger, Redactoren und Teilnehmer an feinen Unternehmungen ir 
Berlegendeiten bringen und misftimmen und mannichfach anſtoßen — fo kann doch dad wahr: 
haft Verdienſtliche und praktiſch Heilfame feines raſtloſen Wirkend nimmer verfannt werben. 

Über feine Hauptverbienfte, bie Foͤrderung der deufſchen Eifenbabnen und des Zollvereins, 
fowie die lebendigſte patriotifche Anregung Im nationaldfonomifgen und indbuftriellen Gebiet 
geben vie Art. Eifenbabnen und Zollverein nähere Aufſchlüfſe. 

Seine Beitrebungen für Rationaldfonomie und nationales Schutzſyſtem Haben einen fo 
lebhaften Streit erregt, daß vielleicht erſt eine fpätere Zeit fle genügend unbefangen würdi⸗ 
gen wird. 

Zweierlei Eönnen wir au jetzt ſchon ohne tieferes Eingehen mit Sicherheit hervorheben : Es 
war fürs erfte ein einfacher, zeitgemäßer, und zugleich rief wahrer und praftiiher Geſichtspunkt, 
den 2. in der Nationatölonomie geltend machte — der nationale, wir möchten fagen, ber hiſtoriſch⸗ 
philoſophiſche. Allzu lange haben die Deutfchen, ihren Schulgelehrten folgend, Inder Rational: 
dtonomie, ganz ähnlich wie in ber Rechts⸗ und Staatswiſſenſchaft, ja felbft in Ken r Prunvfägen 
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über bie kirchlichen Dinge ganz allgemeine abſtracte Principien, z. B. rechtliche und Handels⸗ 
freiheit, Vermoͤgen u. |. w., ohne ihre Verbindung mit dem individuellen geſchichtlichen Leben 
und Bebürfniß ihrer. Nation aufgefaßt und praktiſch durchzuführen geſucht. Sie haben fo ven 
Grund und Boden der wahren Bedürfniſſe unferd vaterländifhen. Lebens vernachläffigt, Die 
Praxis und die Theorie in verderbliche Gegenfäge und Streitigkeiten gebracht, und krank⸗ 
haften Zuflänven, verberblihen Streitigkeiten und innerer und äußerer Zerfplitterung und 
Willkür preiögegeben. 

Die Briten, fo wie einft die Römer, waren ungleich praftifcher. Weit entfernt, die hoͤhern 
Grundſätze aufzugeben, ſuchten ihre praktiſchen Meifter doch ſtets viefelben, in Übereinftimmung 
mit ihrer Nation, in nationaler Anſchauung und Geftaltung, im Zufammenhang mit ihren 
Bedürfniſſen und Gefühlen und Zuftimmungen aufzufaffen und durchzuführen. Die angebo- 
renen englifgen Rechte (english birth rights) z. B. find wahre allgemeine Ur- oder Natur: 
oder Menſchenrechte, aber in nationaler englifcher praktiſcher Auffaffung und Geftaltung, tau- 
fendmal fruchtbarer und heilſamer als unfere metaphufifchen Schultheorien über dieſe Grund: 
. Träfte. So war und iſt auch die englifche Praxis der ganzen Nation und ihrer Staatsmänner 
weit entfernt von unferer deutſchen abftracten allgemeinen Nationaldfonomie und Handelsfrei⸗ 

heit, welche trog ihres Namens Nationalökonomie vor L. das Nationale und Hiftorifche, die 
Selbſtändigkeit, das Bedürfniß, pie Blüte und Kraft unferer Nation, ihre eigenthümlichen An- 
lagen, Bedürfniſſe und Güter und ihre beftehenven DVerhältniffe zu den Übrigen Völkern 
unberudjihtigt läßt und am wenigſten fogleih in die Begründung der praftifchen Säge mit 
aufnimmt. 

Sodann iſt es fürd zweite durchaus nicht genügend und nicht praktiſch, blos die allgemeinen 
Prineipien der Freiheit des Verkehrs und des Austaufches und Handels unter den verſchiedenen 
Bölfern zu verkünden und gegenüber von entgegengefegten allgemeinen Grundſätzen zu preifen 
und zu vertheidigen, wie man dies auf dem Nationalöfonomifhen Kongreß zu Brüffel bis zum 
Ubermaß Hören konnte. Es fcheint und faft unmöglich für einen Freund der Menfchheit, ver 
menfhlihen Vervollkommnung und des brüderlichen Vereins der Menfchen und Völker, bie 
Principien der Freiheit in dieſem wie in andern Gebieten zu verwerfen. Es iſt aljo auch der 
Sieg bei fo allgemeiner Vertheidigung verfelben ein gar leichter und wohlfeiler. Die wichtige 
und ſchwierige und praktifche Frage aber betrifft die Bebingungen der Verwirklihung. einer 
möglihft baldigen, aber auch alffeitigen, volllonmenen, dauernden und heilſamen Verwirkli⸗ 
Hung diefer Freiheit für alle Völker und für das unferige in feinen befonvern innern und 
äußern Verhältniffen. Hier werden gerade un des beftmöglien, früheften, heilſamſten un 
praftifhen Sieges der Freiheit und des durch fie und mit ihr zu erreihenden legten Endzwecks 
aller Freiheit, felbft theilweife und vorübergehende Beſchränkungen zuläffig und nöthig werben 
Zönnen. Sie werben felbft Ausfläfle des Strebens für die Freiheit fein, wenn fie nur nie das 
Ziel aus dem Auge verlieren, 

So iſt es gerade bei der Verwirklichung der politiichen Breiheit in dem Staate, fo auch mit 
der allgemeinen voͤlkerrechtlichen Freiheit. So wirb z. B. der Freund ber übrigen völkerrecht⸗ 
lihen Freiheit und des völkerrechtlichen Friedens um dieſer Freiheit felbft willen nicht alsbald 
alle Waffen wegwerfen dürfen, wenn andere Nationen noch die Waffen zur Verlegung unferer 
Freiheit gebrauchen ober zu gebrauchen drohen. Wollen die Franzoſen Deutſche an der Grenze 
von ihrem Lande zurückweiſen, innerhalb ihrer Grenzen willfürlich belaften over ihrer freiheit 
berauben, fo ift vielleicht die Anprohung oder Erwiderung gleicher Freiheitsbeſchränkung gegen 
die Sranzofen in Deutſchland das befte und ſchnellſte Mittel gerade für die Verwirklichung des 

Princips ver Freiheit. Näherten fich nicht oft, nähern fich nicht jeßt Die Völker zur Befeitigung 
unangenehmer Gegenfeitigkeiten durch friedliche Verträge over bedingtes Entgegenfommen ber 
Freiheit ſchneller als ohne fie? 

Ebenſo iſt e8 zwar eine große Wahrheit, daß die einzelnen Völkerfamilien wie die Kamilien 
einzelner Häufer in brüderlichem, freien, Hülfreihem Wechfelverfehr miteinander treten und 
möglichft frei ihre Kerſchiedenen Güter und Kräfte für die bequemfte und leichtefle Befriebigung 
‚aller ihrer Bedürfniffe austauſchen follen. Dennod wird der befonnene Bamilienvater einer 
individuellen Familie je nach ihren befondern Verhältniffen, wenn auch nicht mit tyranniſchen 
und bemoralificenden Verbots⸗ und Zwangsmitteln, doch durch verfländige und würdige 
Rathſchläge und Einrichtungen dafür forgen, daß nicht etwa feine Familiengliever den Wohl: 
ftand und die möglichfte Kraft und Blüte des gemeinſamen Hausweſens und Kamilienvermögens 
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und die befondern Aufgaben und Intereffen der Bamilie dadurch gefährben, eine tüchtige viel- 
feitige Erziehung und Bildung vernadläffigen , daß fie mit dieſem Familienvermoͤgen Dinge 
eintaufchen, vie fie leicht ſelbſt durch eigenen Fleiß fich fertigen können oder bie mehr nachtheilig 
als vortheilhaft für fle und die Gemeinſchaft wirken. Dabei werben andy bie einfeltigen ab- 
firacten :Begriffe von Geld, als bloßem Nepräfentanten von Waaren ebenjo verſchwinden als 
jene einfeitigen abſtracten Begriffe einfeitiger Schultheorien, daß das Geld oder daß vie Arbeit 
oder bie Naturprobuction dad wahre oder auch nur das hauptſächliche, das vorzugsweiſe zur 
Grundlage vernünftiger Wirthſchaftolehre geeignete Nationalvermoͤgen feien. 

2.8 nationalöfonomifche Hauptgrundfäge find die folgenden: „Es tft die Aufgabe ieder 
Nation, vor allem ihre eigenen Hülfsquellen aller Art zum höchſten Brave der Selbſtändigkeit 
und harmoniſchen Entwidelung zu bringen. Diefe Pflicht geht ſelbſt kosmopolitiſchen Zwecken 
vor. Solange no die eigene Inpuftrie dieſe Höhe nicht erreicht hat, muß man fie durch Schutz 
unterflügen. Der nationale Zweck dauernder Entwidelung probuctiver Kraft fleht über dem 
peruniären Vortheile einzelner Klaffen von Individuen.“ 

Wir glauben in kurzen Andeutungen über 2.’8 Leben und Wirken nicht beffer ſchließen, bie 
Nachricht über fein trauriges Ende nicht befler geben zu Fönnen, als durch einen Auszug einer 
Biographie des verdienten Mannes, melde Mathy in der „Rundſchau“, 1846, Nr. 21, gab. 
Seine Worte find die nachfolgenden: 

„Eine kräftige Natur ift gebrochen, ein bewegtes Leben erlofchen, einraftlofer, thätiger Geiſt 
der Förderung großer Nationalintereffen entzogen. Am 30. Nov., fo berichtet bie a Allge- 
meine Zeitung», baudte 2. fein Leben in Kufflein aus, wohin ihn eine nach dem ſüdlichen 
Tirol und Ikalien beabfihtigte Reife geführt hatte, die er unternahm, um für feine durch langen 
Kampf und vielfaches Misgeſchick vor der Zeit untergrabene Gefunpheit Stärkung zu ſuchen. 
Das furchtbare Wetter, in das er im Gebirge kam, vermehrte feine innere Unruhe und fledte 
ihr ein Ziel. So unterlag 8. dem Doppelftoß von Körper: und Seelenleiven. Der Freund, 
welcher, tief erfchüttert von ver Trauerkunde, jene Zeilen fihrieb, erinnert dabei an Seneca's 
Wort: «Nicht des Leidens wegen lege ih Hand an mich; fo flerben Heißt unterliegen. Gabe ih 
aber die Bemißheit, daß dad Leben ewig dauern werde, dann feheide ich nicht um feinetwillen, 
fondern weil e8 mich hindern würde, für alle® das zu wirken, wofür man lebt.» — Sein 
Schickſal, jo wird weiter berichtet, batte felbft in dieſem einfamen Gebirgsſtädichen allge: 
meines herzliches Mitgefühl gefunden. Die Beamten, die Offiziere ver Garnifon, der katho⸗ 
lifche Dechant und eine große Volksmenge begleiteten vie irdiſchen überreſte des bis zum Tode 
raftlofen Mannes, defien Berluft in zwei Welttbeilen wiverhallen wird, aufben dortigen Got⸗ 
tedacker, in deſſen geweihter Erde die liebevolle Theilnahme der katholiſchen Bevölkerung dem 
proteftantifhen Bruder die [hmerzlich erfehnte Ruhe goͤnnte.“ 

Ausführlicheres über das Leben, die Thätigfeit und das Leiden des bedeutenden Mannes 
und wahren PBatrioten enthält das Werk: „Liſt's gefanmelte Schriften und feine Biographie 
von Häuffer‘‘ (3 Bde., Stuttgart 1850—51). 

In der Perfönlichfeit von 2. Tiegt wol die Erklärung des Umſtandes, daß er bei der Ausfüh- 
rung von Ideen, bie er angeregt hatte, Feine Stellung gewinnen fonnte. Eine fräftige Natur, 
ein unbeugfaner Wille zeigt ihn mehr zu bureaufratifcher als zu collegialifher Geſchäftsbe⸗ 
handlung geeignet. Seine eigene Begeifterung für die großen Intereffen des Vaterlandes, 
denen fein Streben gewidmet war, hatte das in Deutſchland nicht hoch genug zu ſchäzende Ber: 
dient, daß er ald Agitator die Maflen anregte für die wichtigſten Fragen der Nationalwohl⸗ 
fahrt, die früher außer den Stubirfiuben und den Hörfälen wenig Anflang gefunden batten. 
Daß 2. in feinem Eifer gegen „die Schule” zu hart wurde, alle übrigen Nationaldfonomen 
wahrhaft mishandelte und dadurch ſelbſt wieder Schüler bildete, die fi bie rauhe Form an⸗ 
eigneten, fle noch übertrieben, aber nicht Renntniffe genug befaßen, um ben ebeln Kern aufzu- 
nehmen und zu pflegen; daß er alle biäherigen Reiftungen der Wiſſenſchaft überſah, Gedanken 
als neu und fein eigen ausgab, an denen nur die meifterhafte Auffaffung und die an das Natio⸗ 
nalgefühlgefnüpfte, darum auch fo eindringliche Darftellung neu und fern eigen waren — gewiß 
ein großes Verdienſt — , das find Fehler, die an ihm getabelt wurden, die aber gar häufig im 
Gefolge Eräftiger, durchgreifender Charaktere ſich finden. Am beften und in würbiger Form 

hat Rau die Schule gegen L. verteidigt. („Archiv der politifchen Htonomie“, V, 2.) 

L. ftandim ſiebenundfunfzigſten Jahre, als er, von Krankheit und dem Einflufſſe des furchtbaren 
Wetters verdüſtert, in Kufſtein fein Reben durch einen Piſtolenſchuß endete. Ein ſchwerer Ver: 
luft für Deutſchland, in einer Zeit, wo weitere Schritte ber deutfchen Handelspolitik und ver 
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Schiffahrt bevorſtanden, wo eine jo feltene Kraft wie die feinige von größtem Nupen fein 
fonnte. Allein — in der nämlihen Nummer der „Allgemeinen Zeitung”, welche von dem 
feierligen Begräbniß 2.’8 berichtet, iſt zu lefen, daß der Brite Rowland Hill, welder den Ge⸗ 
banfen ver wohlfeilen Briefpoft in England anregte, ald Secretär des Generalpoftmeifters mit 
1200 Pf. St. angeflellt worden iſt — eine Stelle, die eigend für ihn gefchaffen wurde. Für 
einen L. hatte Deutfhland, hatte der Zollverein feine Stelle. Er paßte nicht in das deutſche 
Beamtenthum. Sein Ende erinnert und an das Wort des franzöfliden Staatsmanns Buizot: 
„sn allen Dingen verbraudt die Vorfehung, um ihre Zwecke zu erreichen, Muth, Tugenven, 
Opfer, mit Einem Worte — den Menſchen; erſt nach einer unbefannten Menge fcheinbar ver: 
gebliher Anftvengungen, nachdem viele edle Herzen entmuthigt unterlagen, ihre Sache verloren 
gaben, dann erſt triumphirt bie Sache“ („Histoire de la civilisation en Europe‘, fiebente 
Borlefung, S.20—21). 

Ih kenne eine Univerfltät, deren hochweiſer disciplinariſcher Senat Tinft zur Glaffification 
für die akademiſchen Zeugnifle der abgehenden Studirenden bie drei Rangſtufen: „Ruhiger 
Kopf, „Unrnbiger Kopf‘, „Sehr unruhiger Kopf”, wählte und die legte Note natürlich für die 
ſchlechteſte erflärte. 

Der jo unruhige L. Hätte gewiß nur biefe dritte Note erhalten. Er war einer von jenen 
unruhigen Köpfen, bie in dem zu feiner Zeit nod vielfach despotiſchen und pebantifchen, fpieß- 
bürgerlichen und Höflicgen Lieben Deutſchland überall anftießen und Argerniß gaben, fih Zu— 
rückſezung, Verfolgung und vornehmes Achſelzucken zuzogen und für ihre gemeinnügigen 
und genialen Beftrebungen fo ſchwer die rechte Stellung fanden, in welder fie für'ſich und 
andere ohne Gefährde und Störung wirken konnten, die dem Baterlande und der Menjchheit 
denno unendlich viel mehr werth find und nugen und zur Ehre gereihen als ganze Hunderte 
hochmüthiger gelehrter Pedanten over ferviler Civil- und Militärbeamten. Melder. 

de (Iohn), als Stantsphilofoph. Don den vielen glänzenden Namen, melde vie Ge⸗ 
ſchichte der Staatswiſſenſchaften aufzumeifen hat, ift ber L.'s unftreitig einer der glänzendſten. 
Denn nit nur tritt er hervor in einer Zeit, welche eine neue Ara des flaatlihen Dafein ver 
europaiſchen Eulturvdlter und ein allgemeines Wiederaufleben ver ſtaatswiſſenſchaftlichen 
Speculation bezeichnet; nicht nur erfcheint er an Geiſt und Darftellungsfunft, wenn man leg: 
tere vom Standpunfte jener Zeit aus beurtheilt, ven meiften Schriftftellern feiner Periode weit 
überlegen, fonbern er iſt auch ber geniale Bertreter der damals fhon dad ganze gebildete Eng⸗ 
land beherrſchenden Ideen, die er zuerft wiflenjchaftlih ausipricht und begründet. Indem er 
einerfeitd ven von Ih. Hobbes auf geniale, von R. Filmer auf hoͤchſt finnlofe Weife gelehrten 
Fürftenabfolutismus glängenber als fein Seitgenofie A. Sidney twiderlegte, anvererfeits 
aber ein neues foͤrmliches Staatsſyſtem auf ver Bafis des Staatövertrags, ver Gleichheit und 
des verfaffungsmäpigen Gehorſams, zum Zwecke ver gefeglichen Freiheit und mit Hülfe einer 
Art von Bewaltentheilung errichtet, erſcheint ex ald der eigentliche Begründer der modernen 
Rechtsſtaatslehre, als der wahre Vater aller jogenannten conftitutionellen Staatörechtötheorien. 
Wie Hobbes mehr der legte edle Ausdruck eines im Verſchwinden begriffenen Syſtems, fo ift 
2. der erhabenfte erfte Träger des neuen Princips, welches, in England längft vorbereitet, durch 
ihn erft recht zu nationalem Bewußtſein gebradyt worden if. So erklärt fi nicht nur bie un= 
geheuere, noch immer fortdauernde Autorität und nationale Bopularität L.'s in feinem Vater: 
Ianbe, fondern au der Einfluß, welchen er mit den englifchen Inflitutionen auf die Länder und 
Literaturen der europälfchen Gontinentalvdlfer geübt hat. 

Bon dem Leben 2.8 ift und nichts befannt, außer das, was ein Freund beflelben, Jean le 
Clerc, in feiner „Eloge historique de feu Mr. Locke“ mit Hülfe des Grafen Shaftesbury und 
der Madame Mafham darüber zufammengeftellt und uns überliefert hat. Diefelbe findet fich in 
ber franzöfifchen Ausgabe einiger feiner nihtpolitifhen Schriften, nämlich: „Lettre sur la 
tolerance‘'; „Dela conduite de l’esprit dans larecherche de la verite“”; ‚‚Discours sur les 
miracles’’; „Mémoires pour servir à la vie d’Antoine Ashley, comte de Shaftesbury ete.“, 
unter dem Titel „Oeuvres diverses de Mr. Jean Locke” (Rotterdam 1710. ine deutſche 
Überfegung diefer Lebensbeſchreibung, und zwar mit Anmerkungen, erfchten fhon 1720 in 
Halle durch Friedrich Bladov.) Die Familienverbältniffe und ber Lebensgang 2.’8 bieten Feine 
auffallenden und beſonders audgezeichneten Momente, wol aber mandes mit benen bed 
Th. Hobbes Verwandte dar. L.'s Bater, der von feinen Altern ein bedeutendes Vermögen ge⸗ 
erbt Hatte, welches er infolge der Zeit: und Kriegdläufe nur in fehr verminvertem Maße auf 

. 36 * 








564 Rode 

feinen Sohn vererben Eonnte, war währenb der Bürgerfriege Kapitän im Parlamentäheer. 
2.8 Geburtätag ift unbekannt ; man weiß nur, daß er zu Wrington (act Meilen von Briftol) ge- 
boren und daſelbſt am 29. Aug. 1632 getauft worden if. Don feinen Familienverhältniflen 
erfahren wir nur, daß feine Ältern im hödften Grabe achtungs- und liebendwerth gewefen, daß 
biefelben außer zweien Söhnen, von denen John der ältere, Feine Kinver hatten, und daß ver 
jüngere Sohn ſchon vor 1670 verftorben ſei. Sehr intereffant aber und nad ven Bericht der 
Biographen von 8. felbft ald höchſt bedeutungsvoll anerkannt, erfcheint der Umſtand, daß 2.’8 
Bater zwar während der Kindheit feines Sohns fehr ftreng gegen venfelben war, daß aber dieſe 
ſtrenge Haltung in vem Maße abnahm, in welchem 2. ſelbſtändig wurde, fo, daß 2. in feinem 
Berhältnifle zum Vater gerade dad Gegentheil von dem erlebte, was bie Confequenz eined pa⸗ 
triarchaliſchen Abfolutismus fein muß. Wer die politifhen Werke L.'s lieſt und dabei ihre di⸗ 
recte Richtung gegen Hobbed und namentlich gegen Filmer's „Patriarcha, or the natural power 
 ofkings” berüdfichtigt, der wird erkennen, daß dieſe weife Richtung der väterlichen Erziehung 
auf den Ideengang ded Sohnes maßgebend eingemwirkt Hat. . 

2. machte feine erften Studien in der Weftminfterfchule zu London, von mo er 1651 als 
Soriud an dad Collegium der Kirche Chriſti zu Oxford fam, woſelbſt er fih ſchnell die Aner- 
kennung erwarb, unter allen Schülern des Collegiums der geſchickteſte und genialfte zu fein. 
Gleich Hobbes ſcheint aber auch 2. von der damaligen ariftotelifch - fcholaftiihen Stubirmethone 
fich fofort angewibert gefühlt zu haben. Da er aud ein Feind der zu jener Zeit fo üblichen 
öffenilichen Disputationen war, fo ſchloß er einige Verbindungen zum Zwecke eines feinem gei- 
fligen Bedürfniffe entfprechenden briefliden Verkehrs und begann demnach feine felbftändigen 
Studien gleihfam mit der Feder in der Hand. Die erften Bücher, melde ihm Luſt zu philoſo⸗ 
phiſchen Studien machten, waren die von Dedcarted, weniger. wegen ihrer Anlichten, als viel- 
mehr wegen ihrer Klarheit. Mir dem Beginn feiner ernſtern Studien aber wandte er ſich 
ganz befonverd der Mediein zu, und obgleich er feines ſchwachen Körperd wegen nie praktiſcher 
Arzt wurde, war er doch ald einer der größten Arzte feiner Zeit geſchätzt. Im Jahre 1675 un: 
terzeichnete ſich X. ald artium magister. Inzwiſchen war 2. ſchon 1664 mit dem englifchen Ge: 
fandten für Brandenburg und einige andere deutihe Fürſtenhöfe, dem Ritter &. Swan, 
als Secretär nad) Deutſchland gegangen, aber ſchon vor Ablauf eines Jahres nah Oxford zu 
feinen Studien, diedmal vorzüglich der Phyſik, zurückgekehrt. Hier machte er 1666 Die Be- 
kanntſchaft des in jener Beziehungausgezeichneten Lords Afhley, nahmaligen (jeit 1672) Grafen 
von Shaftedbury und Großkanzlers von England, und ſchloß mit ihm auf den Grund wechſel⸗ 
feitiger Hohfhägung einen innigen Freundſchaftsbund fürs ganze Leben. Obgleich 2. feinem 
hochſtehenden Freunde einen bebeutenden ärztlichen Dienft geleiftet Hatte, fuchte ihn letzterer 
doch zu beſtimmen, daß er ih von der Medicin ab: und den dffentlien Angelegenheiten zu- 
wende, und fo ſchnell Hatte 8. fich in diefen neuen Kreid von Studien hineingearbeitet, daß 
Aſhley bald ihn bei jener Gelegenheit zur Berathung zog. Im Jahre 1668 begleitete X. den 
Grafen und die Gräfin von Northumberland nah Frankreich, kehrte aber nach dem zu Rom er- 
folgten Tode des Grafen mit der Gräfin nad) England zurüd, wo er, ohne feinen Plag in Ox⸗ 
ford aufzugeben, wie früher wieber bei Aſhley, der untervefien Kanzler von ver Rechenkammer 
geworben, wohnte. L. erhielt ven Auftrag, die Erziehung von Aſhley's einzigem Sohn zu voll: 
enden und für denfelben eine Gemahlin auszuwählen. Diefen beiden Aufträgen fowie fpäter 
der Erziehung des älteften Sohnd feines frühern Eleven fol ſich L. mit gleich glücklichem Erfolg 
unterzogen haben. Als 1682 Aſhley Großkanzler von England wurde, machte er L. zu feinem 
Secretär, zog ihn aber ſchon 1673 wieder in feinen eigenen Fall mit hinein. Nachdem er 1673 
GSecretär einer Hanbeldcommiljion geworden und es bi8 1674 geblieben war, ſchickte ihn fein 
Freund Shaftesbury 1675 aus Geſundheitsrückſichten in das fünliche Frankreich, von wo er 
nad Paris und Amſterdam reifte, 1679 aber durch benfelben Freund, ver unterveflen ſich wieder 
mit dent Hofe audgeföhnt hatte, zu den Staatsgefchäften zurüdberufen wurde. Als aber 
Shaftesbury, der nicht um der Plane Jakob's II. fondern um des Wohls der englifchen Nation 
willen wieder in dad Gonfeil getreten war, nochmals in Ungnabe fiel und zum Prinzen von 
Dranien, nahmaligem König von England, überging, folgte ihm L. auch nad) Holland, wo⸗ 
felöft der Graf bald darauf flarb. L. blieb in Amſterdam, wo er viele wiſſenſchaftliche Bekannt⸗ 
ſchaften erneuerte over fhloß und das fhon 1670 begonnene Werk „Essay concerning human 
unterstanding‘ (Xondon 1690) vollendete. Nachdem 2. infolge der damaligen politifhen Zu- 
fände von London aus Gegenftand mannichfacher Anfeindung (man Hatte ihm feine Stelle in 
Oxford entzogen) und perfönlicher Verfolgung geweſen, kehrte er im Februar 1689 infolge 
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ver unterbeffen vollzogenen Ummälzung nad) England zurück, wo er jich mit einer befcheinenen 
Stellung begnügte und feiner wiſſenſchaftlichen Muße, meift auf dem Lande zu Ontes auf dem 
Gute feines Freundes Mafhanı, leben fonnte. Daſelbſt ftarb er auch am 28. Oct. 1704. 

In demfelben Jahre wie das obengenannte Werk waren nun au), und zwar anonym, jene 
beiden Schriften L.'s erjhienen, auf welchen feine Bedeutung als politischer Schriftfleller be⸗ 
rubt. Der Originaltitel lautet: „Two treatises of government, in the former the false 
principles and fondation of Sir R. Filmer and his followers are detected and overthrown: 
The later is an essay concerning the true origine, extent and end of civil government.‘ 

Nach der Aufgabe und ven Grenzen diejed Artikeld haben wir und um fo mehr auf eine 
Betrahtung und Beurtheilung ber zweiten von biefen beiden Arbeiten zu befchränfen, als in 
ihr die eigentliche ſtaatsphiloſophiſche Lehre L.'s niedergelegt if. 

Kap. 1. L. geht vom Menihen aus und zwar von einem Naturzuflande, der ihm ein 
Zuftand vollfommener und für alle Menfchen gleicher Freiheit ift, wobei er fi, wie noch an 
manden andern Stellen, auf R. Hoofer, einen gelehrten englifhen Theologen des 14. Jahr⸗ 
hunderts, bezieht. Diefer Naturzuftand ift ader nach 8. fein Zuflann der Willkür und Zügel- 
lofigfeit, fondern er hat auch ein Naturgeſetz und dieſes ift Die Bernunft.!) Da nun die Selbft- 
erhaltung nad dieſem Geſetze vie erfie Aufgabe eines jeven ift, fo muß auch jeder, infoweit 
jene nit in Frage flieht, die Freiheit, das Leben, pie Geſundheit, Glieder und das Vermögen 
aller andern achten. Damit aber feiner es wage, vie Rechte des andern zu verlegen und damit 
das Naturgefeg, welches den Frieden und die Erhaltung des Menfchengeichlechts zum Zweck hat, 
beobachtet werde, fo hat jeber im Naturzuflande pas unzweifelhafte Recht, die Verlegung dieſes 
Geſetzes infoweit zu beftrafen, als noͤthig ift, auf daß ed nicht mehr verlegt, ver etwa entflan= 
dene Schade geheilt, der Schuldige zur Reue gebracht und jeder andere von gleichem Beginnen 
abgeſchreckt werde. Doch unterſcheidet 2. infofern, ald er dad Strafrecht (welches im bürger⸗ 
lichen Zuftande ver Magiftrat habe) im Naturzuftande jedem zufpricht, während das Entſchädi⸗ 
gungsrecht nur dem Beſchädigten zuftehe, der fi, um zu feinem Zweck zu gelangen, wol auch 
mit andern verbinden fünne. Den Einwurf, daß bei diefen Konjequenzen feines Naturzu⸗ 
flandes die Menfchen Dichter in eigener Sache feien, beantwortet L. dahin, daß er zwar zuge= 
fiehen müſſe, wie dad flantliche Regiment das geeignete Mittel gegen die Misſtände des Natur- 
zuſtandes ſei, daß aber derſelbe Einwurf gegen die fouveränen Stantögewalten fogar in einem 
böhern Grade gelte, wenn der Staat eine abjolute Monardie fei. Auf die weitere einzumer= 
fende Frage, wo und wann denn bie Menfchen im Naturzuftande gewefen, antwortet L., daß 
die Kürften und Oberhäupter felbfländiger Staaten unter allen Umſtänden untereinander im 
Naturzuftande ſich befinden müflen, indem derſelbe nur durch den freien Eintritt in einen 
Staatsverband, außerbem aber durch feine Art von Verbindungen over Verträgen aufgehoben 
werbe. Rap. 2. Hierauf ſpricht 2. von Kriegszuſtande, in welchen man mit einem andern 
dadurch geräth, daß man ihn in feine abfolute Gewalt zu bringen ſucht. L. findet in dieſem 
Zuſtande das gerade Gegentheil ſeines Naturzuſtandes. So wie der Mangel eines autori- 
firten gemeinſchaftlichen Richters den Naturzuſtand, jo begründe ungerechte und plößliche Ge- 
walt in den von ihm angegebenen Fällen, ſolange ſie währe, den Kriegszuſtand und zwar letz⸗ 
tered ſelbſt dann, wenn ein gemeinſamer Richter vorhanden wäre. Um dieſen Kriegszuſtand, 
in welchem man nur an den Himmel appelliren könne, zu vermeiden, haben bie Menſchen vie 
Geſellſchaft gebilnet und den Naturzuftand verlaffen, infolge deſſen e8 nun auch eine irdiſche 
Autorität und Gewalt gebe, an welche man appelliren könne. In Kap. 3 geht X. von dem 
Grundſatze aus, daß die natürliche Breiheit des Menſchen in der Freiheit von jeder irdiſchen 
fouperänen Gewalt, von jeder denkbaren legislativen Autorität, die bürgerliche Freiheit aber 
darin beftehe, nur der jelbfigefepten,, durch allgemeine Übereinfimmung begründeten Geſetzge⸗ 
bungs- oder ſonſtigen Gewalt und nur ben von einer ſolchen Legislative im Ginklang mit dem 
ihr übertragenen Recht erlafienen Geſetzen unterworfen zu fein. Jede linterwerfung unter 
eine willfürliche und abfolute Gewalt ift nah 2. auch abfolut unzuläfjtg und begründet Die 
Sflaverei, die ihm nichts anderes ift als die Kortfegung des Kriegszuſtandes zwiſchen einem 
rechtmäßigen Eroberer und feinem Gefangenen. Gleichwie aber niemand berechtigt fei, einem 
andern eine ſolche Gewalt über fich einzuräumen, ba er fie felbft nicht befige,, fo ende auch dieſer 


1) Daffelbe Brincip der Freiheit iR L., nach feinen Briefen über bie Toleranz, maßgebend für das 
. Berhaltniß zwiſchen Staat und Kirche. Indem er beide trennt, räumt er feinem von ihnen eine Macht 
über das andere ein. 
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Kriegszuftand infofern und ſobald, ald durch einen Vertrag zwiſchen Sieger und Beflegten die 
Gewalt des erſtern und der Gehorfam des Iegtern begrenzt werde. Kap. 4°) handelt von dem 
Bigentbum oder von der Herrichaft des Menſchen über die Sagen. L. geht davon aus, daß die 
Erde und alle unter dem Menſchen flehenden Geſchoͤpfe gemeinſchaftlich feien und im allgemei: 
nen allen Menſchen gehörten, daß aber jeder ein beſonderes und audfchließliches Recht über 
feine eigene Perfon habe und daß vie Arbeit feined Körpers, das Werk feiner Hände, jein Son- 
dereigenthun fei, welches er eben hierdurch aus dem allgemeinen Gemeinfchaftöverbande, alfo 
in dieſer Hinſicht aus dem natürlichen Zuflande gezogen habe. Dazu bebürfe e8 nicht erſt ver 
allgemeinen Zuſtimmung, vorausgefegt, daß man nicht ein bereits begründetes Sonderrecht 
verlege und die vernünftigen Grenzen der Aneignung nicht überfleige. Unter diefen Voraus⸗ 
fegungen aber könne es der Menfchheit nie an den nöthigen Gütern fehlen. Namentlich ſei 
darauf zu ſehen, daß nichtd ungenugt zu Grunde gefe. Die Firirung des Sondergrundeigen- 
thuns hänge erſt mit der Seßhaftwerbung zufammen. Die Arbeit aber ſchaffe nicht blos das 
Sondereigenthum, ſondern auch vie Verſchiedenheit der Werthe und fei eigentlich productiver 
als die Natur jelbft. Deshalb trage aber ver Menſch die Grundlagen des Eigentums in ji 
felöft und beſchränke ji der Aneignungsproceß durch die Arbeit nicht blos auf dad zur Erhal- 
tung Nöthige, fondern gehe auch auf das Bergnügliche und Bequeme. Wenn. aber die Staaten 
ihre Territorien abgegrenzt und Eigenthumsgeſetze für ihre Angehörigen gefhaffen hätten, fo 
wäre zwar auf dieſe Weiſe auch das Eigentum durch Übereinflimmung und Vertrag begründet 
worben, aber erft, nachdem Arbeit und Inbuftrie es zu begründen bereits begonnen gehabt. 
Das Übermaß von Bermögen beruhe aber nicht in der Größe veffelben, fondern in deſſen Ber: 
derb oder in der Nuglofigfeit feiner Früchte. Die Ungleichheit, ja ſelbſt eine außer allen Pro: 
portionen ſtehende Verſchiedenheit des Vermoͤgens unter den Menfchen fei eine nothwendige 
Folge davon, daß die Menfchen durch ihre Übereinflimmung dem Bold und Silber einen be: 
fimmten Werth beigelegt hätten. Mit Kap. 5 gebt L. zur väterlichen Gewalt über, welden 
Begenftand er deshalb Hereinzieht, weil die Bartifanen ver abfoluten Monarchie dieſe von der 
abfoluten väterlichen Gewalt abzuleiten verfucht hatten. 3) Nachdem er die Grundloſigkeit dieſer 
Theorie jehr ſcharfſinnig nachgetwiefen und ven Sag aufgeftellt harte, daß unter allen Unftän: 
den der Zweck eines Geſetzes nicht die Aufhebung oder Verminderung, fondern die Erhaltung 
und Berniehrung der Freiheit ei, gelangt er zu dem wichtigen Nefultat, daß es nur eine älter: 
lihe Gewalt gebe, vie übrigens ihre Duelle einzig in ber Pflicht der Ältern gegen ihre Kinder 
während ver Zeit ihrer Unfelbflänvigfeit haben Ednne, und die dem Vater wie der Mutter, jedem 

nad feiner Art, gleich zulomme. Mit der Selbfländigwerbung der Kinder höre zwar nit das 

Pietätöverhältnig zwifchen Altern und Kindern, wol aber jede rechtliche Unterwerfung ver letz⸗ 
tern unter ven Willen der erfiern auf. Die fogenannte väterliche oder älterliche Gewalt ſei 
demnach in der That die Pflicht der Erziehung und Ausbildung, melde in ven bürgerlichen ®e- 
ſellſchaften ebenfo beftehe mie in dem Naturzuſtande, was nicht möglich fein könnte, wenn die 
Staatögewalt etwas rein Patriaralifches, wenn Stantögewalt und väterlicde Gewalt eins und 
daſſelbe wäre. Wenn, wie ed allerdings vorfonme, der Vater zugleich der Fürſt feiner Familie 
geworden fei*), weil die Familie nach den gegebenen Umflänven als ein ganz unabhängiges 
Gemeinwefen daſtand, jo beruhe dies nicht auf dem Vaterrecht, ſondern auf der Einwilligung 
der Kinder. In dem nun folgenden Kap. 6 geht L. von der Ehe aus und erkennt an, daß die 
geſchlechtlichen Verbindungen der Menſchen zwar naturrechtlich dauerhafter ſein müßten als die 
ber Thiere, behauptet aber, daß die Unaufldslichkeit ver Ehe nicht naturrechtlich ſei.) Nachdem 
er nun dad Weſen der Familie feftgeftellt, ſetzt er ihr die politifhe Gejellihaft oder ven Staat 
gegenüber als diejenige Geſellſchaft, tn welcher jedes Glied feiner natürlichen Gewalt entkleidet 
und diefe in bie Hand ber Geſellſchaft gegeben if, damit diefe darüber in allen Fällen verfüge, 
welches nicht ausſchließe, daß man jevesmal an die von ihr felbft gegebenen Geſetze appellire. 
Denn wo die Möglichkeit einer ſolchen Appellation aufhöre over fehle, da fei immer wieder Na- 


2) 2. geht davon aus, daß urfprünglich allgemein, wie zu feiner Zeit noch in Amerika, fo viel 
Land und fo wenig Menfchen dagemeien, dab die Natur das Nöthige in Hülle und Yülle dargeboten 
und wenig Streit darüber flattgefunden habe. Verwandte Gebanfen ſ. bei Plato, Legg., III, 2. 

3) Stern (Essai sur la liberte, neue Auflage, Paris 1863, ©. 163) nennt auch heute noch bie ge: 
hörig limitirte vaterliche Autorität den Typus und Die Megel der Souveränetät. 

4) Blato, Legg., III, 3. 

5) Der neuefte Gegner der Unauflöglichfeit ver Ehe ift Stern, ©. 129 fg. 
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turzufland. Im $. 12 dieſes Kapitels findet ih die erſte Anſpielung L.'s auf die Gewaltenthei⸗ 
lungstheorie, indem er eine gejeßgebende und vollziehende Gewalt unterfcheivet. Der Staat 
beruht nach 2. entſchieden auf Verzicht und Vertrag; fein Zweck iſt Befeitigung der Übelſtände 
des Naturzuftandeß, in welchen fi aber, feinen Uinterthanen gegenüber, ver abfolute Fürſt be- 
findet, da gegen ihn Feine Appellation möglich ift, indem er Legislative und Executive in feiner 
Perſon vereinigt. Der abfolute Fürſt fei alfo auch nicht ſelbſt Glied der bürgerlichen Geſell⸗ 
ſchaft, in welcher jeder den Gefegen unterworfen werde, welche ex als ein Theil ver gefeggeben- 
ven Autorität mit allen andern aufflellen geholfen Hatte. Rap. 7 handelt von ven Anfängen 
der Staaten. 2, läßt den Staat nur durch Vertrag entflehen und gründet darauf das Princip 
der Entfheidung durch Zahlenmajorität. Diefe tft ihm die Bebingung ver Einheit und Lebens: 
thätigfeit ded Staatd. Hierauf fucht 2. zwei Einwendungen zu widerlegen, nämlih 1) daß 
man feinen Fall der Entflehung eined Staats nad feinem Mufter biftorifch nachweifen £önne, 
und 2) daß eine ſolche Entftehung auch von Rechts wegen unmöglich fei, weil die Menfchen alle 
ſchon unter einer Regierung geboren werben, welcher fich zu unterwerfen fie verpflichtet find und 
infolge deſſen fie nicht bie Sreiheit haben, bie Fundamente einer neuen Regierung zu legen. 
Die Wivderlegung biefer Einwürfe ift zwar geiftreih und, fofern fie mehr eine Wiverlegung ber 
patriarchaliſchen Theorie ald eine Begründung der Grundanſicht L.'s ift, auch werthvoll. Da⸗ 
gegen muß fie ald ein ganz mislungener Verſuch betrachtet werben, fofern fie ven Beweis für 
den Naturzuftand, die rein vertragsmeife Sntftehung des Staats und dad Princip ber Gewalten⸗ 
theilung zu erbringen beabjihtigt. Denn jedenfalls ift ed etwas anderes, mit, ($. 8) den 
Staat nur durch Vertrag, was anderes, ihn nicht ohne einen gewiſſen freien Willen der Glieder 
ent= und befteben zu laffen (Stap. 7, 66.25, 27,28 fg.), mas anderes ferner, den Staat ab: 
folut frei ſich entſtanden zu denken, was anderes, eine gewifle Wählbarkeit des Staatsober: 
Haupts, eine Wahl unter ven verfchiedenen Staatöformen oder ein freies Auswanderungsrecht 
(Rap. 7, $$. 20, 24) anzunehmen. In der That jieht fih 2. auch gezwungen, zuzugeben 
($. 11), daß Menſchen, die zufanımenleben, fhwerli irgendeiner Art von Regierung entbeh- 
ren Eönnten, und erkennt er aud die Urfprünglichkeit und Allgemeinheit der Monardie 
(a. a. O. fg.), und zwar ald Wahlmonardie und Kriegerfönigthum (66. 12, 14, 16), an. In 
$.13 kommt L. auf fein Gewaltentheilungsprincip zurück, mobei er fich ganz falfhe Vorſtellun⸗ 
gen von den Verhältniffen eines beginnenden patriarchaliſchen Staats macht (66. 16, 17), und 
führt dieſe Idee in Kap. 8, 6.6, Kay. 10, $.1, Kap. 11'und Kap. 12, $. 4 weiter aus. In 
Kap. 7, $.17, findet ., von einem goldenen Zeitalter ausgehend, den Grund beginnender 
ſtaatswiſſenſchaftlicher Speculation in ben verjchlechternden Wirkungen des Ghrgeized, des 
Luxus und der Habfucht, ven Zweck verfelben in dem Streben, Mittel zur Prävention und Re⸗ 
preffion der Misbräuche ver Staatsgewalt zu entdecken. Kap. 8 entwidelt 2. feine Anjicht über 
die Zwecke des Staats, melde er in der unter dem Naturzuflande nicht Hinreichend geficherten 
Erhaltung des Eigenthums findet. Mit Eigenthum will er aber nicht blos das Vermögen, fon: 
dern auch das Leben und. die Freiheiten der Menfchen bezeichnet Haben. Wiederholt (ſ. Kap. 7, 
$. 11) die abfolute ſtaatliche Eigenſchaft des Menfchen leugnend, gibt L. doch zu, daß die Men⸗ 
ſchen mächtig zur Geſellſchaftsbildung angetrieben und die Geſetze nicht eine Aufhebung, ſon⸗ 
dern nur eine Beihränkung des Naturzuftandes feien ($$. 6, 8). Wenn aber auch diejenigen, 
welche in ven Staat getreten, bie @feichheit, Freiheit und Gewalt des Naturzuftandes in bie 
Hände der Legiölative legten, fo beſtände doch auch für biefe in dem allgemeinen Wohle eine un: 
überfchreitbare Grenze ($. 10). Kap. 9 beſchäftigt ſich mit den verſchiedenen Staatsformen; 
der perfönliche Träger ver Staatögewalt empfange viefelbe flet3 durch Übertragung der größern 
Zahl und fei Staat im allgemeinen jede ſelbſtändige Geſellſchaft. In Kap. 10 foll die Aus⸗ 
Dehnung der gefeßgebenven Gewalt beflimmt werben. L. findet die Grenze und den Zweck der⸗ 
felben im Naturgefeg und im allgemeinen Beſten ($. 2) und behauptet, daß das Naturgefeg, 
auch juris divini, im Staate nicht nur fortbeftehe, jondern fogar gefteigert were. Danach er: 
gebe fi, daß 1) nach feiten und allgemein publicirten Geſeßen, welche für alle ohne Unterſchied 
gleich ſeien, regiert werden müſſe, 2) dieſe Geſetze nur auf das öffentliche Wohl abzielen dürften, 
3) ohne Einwilligung des Volks oder feiner Abgeorbneten dad Privatvermögen nicht befteuert 
werben dürfe, und 4) die gefepgebende Gewalt von demjenigen, dem fie dad Volk anvertraut, 
unter feiner Bedingung an irgendjemand übertragen werben fönne. Nur unter diejen Be⸗ 
dingungen fei die Legislative (vie oberfte, geheiligte und für pie Dauer der Übertragung abjolut 
unentziehbare Gewalt des Staats, durch welche das Gefeg vie ihm abfolut unentbehrlihe Zu: 
fimmung der Geſellſchaft erhalte) ihrem Träger, der auch ein König oder eine Verſammlung 
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fein könne, anvertraut, Wer diefe Gewalt habe, heiße Befeggeber. In Kap. 11 werben brei 
Staatögemwalten, die gefeggebenve, vorgiehende und conföderative, unterfchleben. Die vollzie⸗ 
hende, weldhe, was bei der geſetzgebenden nicht nothwendig, immer in Thätigfeit fein müffe, fet 
deshalb oft von der geſetzgebenden getrennt. Die fogenannte conföberative Gewalt fei die Anwen⸗ 
dung bed Naturzuflandes des Menſchen auf den Staat und enthält nichts als die Gonfequenzen 
der ſtaatlichen Selbftändigfeit andern Staaten gegenüber. Kap. 12 beflimmt die Unterordnung 
der Staatögewalten, Die gefeggebende Gewalt fei allerdings die höchſte. Allein da fle durch 
ihre Zwecke beſchränkt fei, fo behalte ſich das Volk immer die fouveräne Gewalt vor, im alle 
des Misbrauchs auch feine Geſetzgeber zu entiegen (j.$. 5). Ausübung und Befik der ſouve⸗ 
ränen Gewalt fei zweierlei und die Legiölative erfcheine deshalb wol den andern Gewalten, nicht 
aber dem Volk felbft gegenüber ſouverän. FF. 3, 4 und 7 enthält die unterveflen in England als 
unbeftritten anerfannten Orunvfäge 8.’8 über ven Berfaffungseid und ven verfaffungsmäßigen 
Gehorjam, über die ſtillſchweigende Abbication des Monarchen oder den zwifchen ihm und dem 
Volke eintretenden Kriegszuſtand infolge von Verfafiungdverlegungen fowie über die Berant- 
wortlichfeit de8 Königs (vgl. dazu Kap. 12,6.10, Kap. 7, 66.4 fg., 12, Kap. 18, 68.8, 
10fg., 12, 16). Denn der Brundfag des engliſchen Staatsrechts, der König koͤnne nit un⸗ 
recht thun, heißt eigentlich nichts anderes, als daß der König nur fo lange als König rechtmäßig 
gelte, als er die Verfaflung nicht in einer Art verlegt, wonach feine ſtillſchweigende Abdication 
vermuthet und feine Entfegung rechtlich begründet eradptet wird. Doch ift zu bemerken, daß 2. 
vie Abſetzbarkeit des Königd nur auf die alleräußerften Fälle beſchränkt und fie nicht leicht für 
möglich Hält (Kap. 18, $. 24). Übrigens folle die geſetzgebende Gewalt gar nicht permanent 
jein (66.5, 8). Indemer$. 10 der Legislative wiederholt zuruft: „Salus Populi, Suprema 
Lex”, unterläßt er es freilich, zu fagen, worin dieſes beftehe, welche Frage natürlih auch dann 
unbeantwortet bleibt, wenn er die Endentſcheidung darüber ven Volk zufchreibt. Kap. 13 Hans 
delt von der Prärogative, worunter er die Discretionäre Gewalt der Executive verſteht, für das 
Öffentliche Wohl zu Handeln, wenn fich die Belege gegebenenfalls lückenhaft erweifen, ober 
wenn das, was fie in concreto vorfchreiben, unter ben gegebenen Umfländen zum großen Nach— 
theil des Staatd ausfallen wurde. Darüber, ob die Executive von ihrer arbiträren @emalt den 
rechten Gebrauch gemacht, gebe es Teinen Richter, da ed zwifchen der legislativen und erecutiven 
Gewalt ebenfo wenig einen Richter gebe wie zwifchen Legiöfative und Wolf. In Streitigfeiten 
diefer Art bleibe alfo nichts übrig als eine Appellation an den Himmel (F. 10). Kap. 14 ent= 
Halt eine Vergleichung der väterlichen, politifchen und despotiſchen Gewalt, Rap. 15 handelt von 
ber Eroberung, Kap. 16 von der Ufurpation, Kap. 17 von der Tyrannei (Ufurpation iſt na 
2. die Ausübung einer Gewalt, auf welche andere ein Recht haben; Tyrannei ift die Ausübung 
einer Übermacht, wozu unter gar feiner Bebingung irgendjemand ein Recht haben kann) und 
Kap. 18, das Schlußfapitel des ganzen Werks, von der Auflöfung der Regierungen. 2. 
unterfcheidet die Auflöfung des Staats, welche er nur als die Folge einer Unterwerfung unter 
eine fremde Macht eintreten laßt, von der Auflöfung der Regierung, welche infolge innerer lin 
ordnungen eintrete, nämlich durch Alterivung der Legislative (66. 3—10). In allen Fällen 
nun, in welden die verfaflungsmäßige Legislative aufgelöft fei, trete das Volk, welches gegen 
ben Ufurpator ver Legislative in feiner Weiſe verpflichtet fei, in feine Freiheit und in fein volles 
Recht zurüd durch Auftichtung einer neuen geſetzgebenden Autorität und zwar gerade fo, wie es 
fie für feine Sicherheit und Intereffen am geeignetften hält, feinen Bebhrfniffen vorzufehen. 
Dieſes Recht flehe dem Volfe, welches ſich unter allen Umſtaͤnden dad Wahlrecht feiner Geſetz⸗ 
geber reſervirt habe, namentlih auch dann zu, wenn die beftehende Gefeßgebung ober der Fürſt 
auf eine dem in jie gefegten Vertrauen conträre Weiſe von der ihnen anvertrauten Gewalt Ge⸗ 
brauch machten ($. 12). In ven hierauf folgenden Paragraphen fucht 2. die Einwendungen 
zu widerlegen, al8 ob aus dieſen Grundſätzen befondere Gefahren, namentlich häufige Auf: 
fände, hervorgehen müßten. Denn einerfeits feien die Völfer nicht beſonders wandelſüchtig, 
anbererfeitd vertrügen fie viel, und Revolutionen wie die fraglichen würden nie wegen unbe: 
beutender Fehler in der Öffentlichen Berwaltung entfiehben. In 6. 16 fg. entwidelt X. feine An⸗ 
fidhyt von Rebellion und nennt $. 17 auch Die Gefeggeber felbft Rebellen, melde die ihnen anver- 
traute Gewalt gegen das Bolt anwenden. L. findet in dem Recht des Volks, ſolche Geſetzgeber 
mit Gewalt zu vertreiben, nichts anderes ald ein natürliches Nothrecht (6. 18) und bezieht ſich 
zugleich auf die Autorität von Barclay ($. 22), der freilich auch für Außerfte Fälle einen Wider⸗ 
fland, und zwar unter den dem ſchuldigen Refpect gegen den Souverän entſprechenden Formen, 
zuläßt. 2. kann fi aber fein Recht des Widerſtands ohne Recht zum Zufchlagen und feine 
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Unterorbnung mehr da denken, wo durch arbiträre Gewaltanwendung ber Kriegäfland einges 
treten ift, die Streitenden alfo auf dem Fuße der Gleichheit einander gegenüberftehen ($. 23). 
6. 24 hebt L. noch hervor, daß derſelbe Barclay, der große Vertheidiger der koͤniglichen Gewalt, 
doch zwei Bälle angegeben habe, in welchen der König das Recht und die Eigenfchaft des Königs 
verwirke, nämlich einmal, wenn er die Abſicht bethätigt, die ganze Regierung zu ſtürzen, wie 
Nero; dann, werm er ſich unter irgendeine Protection ſtellt und, das unabhängige Reich in vie 
Hände ded Protertord gibt. Nachdem fih 2. auch noch auf andere Autoritäten bezogen, ant= 
wortet er auf die Frage: „Wer ift Hichter, wenn ber Fürſt ober die geſetzgebende Gewalt bie 
Grenzen ihrer Autorität überſchreiten?“ einfach mit den Worten: das Volk, dad ganze Volk. 
Envli fließt 2. mit $. 28, in welchem er gleihfam nochmals feine ganze Theorie zufammen- 
fapt und zwar folgenderweife: „Die Gewalt, welche jeder einzelne bei feinem Gintritt in bie 
Geſellſchaft diefer überträgt, kann, folange vie Gefellfchaft Hefteht, nie mehr an die einzelnen 
zurüdfallen, fondern verbleibt immer in der Befammtheit. Denn außerdem beſtaͤnde weder Ge⸗ 
meinfhaft no Staat, was offenbar der urfprünglichen Übereinkunft entgegenliefe. Deshalb 
fann auch die gefeßgebende Gewalt, wenn das Bolt viefe Gewalt einer Berfammlung über: 
tragen und beftimmt Bat, daß fle durch die Verfanmlung und die vom Volke zu wählenden 
Nachfolger derfelben audgeubt werben foll, folange als die Regierung befteht, nicht zum Volk 
zurüdfehren; denn, indem das Volk eine gefeggebende Gewalt für immer eingefeht, habe es ihr 
auch alle politifche Gewalt übertragen und Fönne diefelbe nicht wieder zurücknehmen. Seien 
aber vom Volke gewiſſe Grenzen für die Dauer der geſetzgebenden Gewalt beftimmt, babe das 
Bolt den Willen ausgeſprochen, daß die oberſte Gewalt nur für eine beftimmte Zeit, ſei es in 
einer einzigen Perſon, ſei es in einer Berfammlung, beruhen folle, oder Haben die conftituirten 
Autoritäten dur ihre üble Haltung Recht und Gewalt verloren, dann kehrt auch die oberfte 
Gewalt an die Geſellſchaft zurüd (nicht an bie einzelnen), und das Volk muß nun dad Net 
Haben, als Souverän zu handeln und entweder felbft die gefeßgebende Gewalt ausüben oder 
wol eine neue Regierungdform errichten und die ihm in ihrer Totalität wieder zugefalfene oberfle 
Gewalt andern ihm dazu geeignet erſcheinenden Händen anvertrauen." 

Dies im weientlichen Die Stantölehre L.'s. Daß diefelbe von jeher und auch heutzutage noch 
eine fehr verfchiedene Würdigung erfahren hat, begreift fidy leicht. „Nach unferer Anficht muß 
2. einerfeitd von dem Standpunkte feiner Zeit, andererfeitö von dem feines Landes aus aufge- 
faßt werben. 

L. gehört zu jenen kräftigen und freien Geiftern, von melden, wie von Descarted, ‚Hugo 
Grotius, Spinoza, Bayle, die Bewegung, einerfeitd gegen die Scholaftit und flarre Orthodoxie 
des 17. Jahrhunderts, andererfeitd gegen den die aud den Feudalismus hervorgegangenen mo= 
bernen Staatenbildungen beherrfchenden Staats- und Fürftenabfolutismus ausging. L. iſt 
aber zugleich in eminentem Sinn Engländer, und feine allgemeine Staatötheorie, ven Grund⸗ 
fägen der fogenannten großen englifchen Revolution entnommen oder doch für deren Rechtferti⸗ 
gung beſtimmt, ift entfhieden gegen den Abfolutiömus der Stuarts und bie abfolutiftifche 
Theorie ihrer Vertheidiger gerichtet.C) In dieſem Standpunkte L.'s liegt ebenfo die Stärke 
wie auch die Schwäche feiner politifchen Ausführungen. Sein ganzes Syſtem gebt aud von 
einer abfoluten menſchlichen Freiheit. L. überfieht alfo, daß die Befelligkeit dem Menſchen 
ebenfo angeboren ift wie die Freiheit, daß fie demnach auf die Geflaltung ver menfchlichen Ver⸗ 
bältnifle denfelben Einfluß Haben müſſe wie die Freiheit. Infolge dieſer Einfeitigfeit gelangt er 
zum Vertrage, ald dem einzigen, die Entſtehung und den Befland der Staaten beberrihenden 
Princip. 2. fühlt ohne Zweifel das Ungenügende feines Syſtems. So tritt z.B. die Idee der 
Natur- und Bernunftnothwendigkeit des Staats, die Idee der außerhalb des concreten Staatd 
liegenden, auf dem frei=gefelligen Wefen des Menfchen beruhenden göttliden Schöpfungsidee, 
theils in dem auch den Naturzuftand beherrſchenden natürlichen Geſetz, theils in dem Gedanken 
des diefem letztern, alfo dem Ideal, vollkommen entſprechenden goldenen Zeitalter, theild in 
dem Zugeftändniß der Unzulänglichkeit ded Naturzuftandes, theild in der Unterſcheidung eines 
ausdrüdlihen und flillfehweigenden Gefellfchaftsvertrags (Kap. 7, $$. 25, 27 fg.) hervor. 
Aber ver Theorie von einen unmittelbaren und unbegrenzten göttlichen Rechte, dem Filmer'ſchen 
„Patriarcha‘ und dem darauf gebauten Staats- und Fuͤrſtenabſolutismus der Anhänger der 


6) Hierher gehört auch Gentilis, De potestate regis absoluta — de unione regnorum Britan- 
niae — de vi civium in regem semper injusta (Helmftebt 1669). 
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Stuartd gegenüber), glaubt L. an dem andern Extrem, dem der abfoluten menſchlichen Frei⸗ 
heit, um fo mehr fefthalten zu müflen, als nur auf ihm ber neue Zuftand feines Vaterlandes feft 
begründet fheinen Eonnte. Genau betrachtet iſt 8.8 Naturzufland nicht als ver völfervecht- 
liche Zuftand Eeinfter Gemeinweien, und die Entflehung feines Staats durch Vertrag nur das 
organische Zufammenwachfen mehrerer folder familienartiger Gemeinweſen zu größern flaat- 
Uhen Wefen. Nur als eine Folge diefer Auffaffung erfcheint e8, daß L. zum Princip der Volks: 
fouveränetät gelangt, aber "indem er die Notwendigkeit oberfler und legter Entſcheidungen an 
erkennen muß, fortwährend in Widerſprüche verfällt, deren nicht felten gezwungene und 
künſtliche Loͤſungsverſuche mit feinen angeblich natürlichen Principien fonderbar contraftiren 
und feine Löfung bringen. L. fleht nicht ein, daß, wenn ein Volk ſouverän fein ſoll, es zu dieſem 
Zwecke organifirt fein müffe, und daß, wenn biefe Organifation in der Gonftituirung der Ge⸗ 
walten beftehe, mit ver Auflöfung dieſer Gewalten durch ihrerfeitd begangenen Gewaltomis⸗ 
brauch aud dad Volk nit mehr organtjirt, alfo auch nicht in der Lage iſt, fouverän zu han⸗ 
dein. Die Appellation an den Himmel und der Kriegszuftand, wie fie in ſolchen Fällen ihm 
gegeben erſcheinen, find nur andere Formen für Nebellion und Bürgerkrieg, aljo nicht für eine 
organifche Staatäthätigfeit, für einen Zuſtand, aus welchem ein Bolt nur durch ganz andere 
Vrincipien als die 2.3 herausfommen kann. 2.8 Lehre firogt von politiſchen und ſtaatsrecht⸗ 
lien Fictionen, die zwar mit der Zeit in England große Anerfennung fanden, aber auch eben 
nur auf England paſſen mögen, weil ihnen eigenthümliche reelle Umſtände nachträglich zu Hülfe 
kamen. Denn Englands Glanz und Größe beruhen, ſoweit fle echt find, auf dem innigen Ber: 
wachlenjein feined Volks in allen feinen Teilen untereinander und wit der Geſammtheit feiner 
Inftitutionen und Zuftände, auf den gefunden und namentlich freicherzlicden und vernünftigen 
Töniglichen Sinn der Maflen wie der Ariftofratie, auf der einigenven infularen Tage des Landes 
und auf der der Einheit und Ruhe in Hauptlande fo günfligen Preiflon, welche die univerfellen 
und fo überaus delicaten, künſtlichen Beziehungen Englands zu feinen Golonien und zum ge: 
fammten Auslande üben. In diefen Wirklichfeiten liegen Mächte des Friedens, der Kindheit und 
der Ruhe, die um fo weniger ber theoretifchen Fietionen bevürfen, je weniger im gegebenen 
Falle diefe ausreichen würden, den praktiſchen Sinn ver Engländer zu beftimmen, und je leichter 
fle neuen, praftifhen Bepürfniffen gegenüber aud) vermehrt, verändert werden fönnten. Wbri: 
gens bleibt L. immer ein ungeheueres Verdienſt. Denn in feiner Zeit Hatte es immer großen 
Werth, zweifelhafte Seelen durch wiſſenſchaftliche Grundfäge zu gewinnen, bedrängte Gewiffen 
Durch eine wenn auch einfeitige Entwidelung einer Wahrheit zu beruhigen. Die Regation bes 
Princips des Abſolutismus, die Vindication der menjchlichen Freiheit au im Staate, wie ſie 
mit dem germanijchen Geifte eng verwachſen find, nicht blos als Gefühlsſache, jondern als Be⸗ 
wußtjein feftgeftellt zu haben, erfcheint, felbft um ven Preis einer unklaren Gewaltentheilungs- 
theorie, für den ganzen hiſtoriſchen Verlauf ver politifchen Erfenntnißentwidelung feine zu 
theuere Errungenschaft. Hat auf diefe Weile 2. ver Staatäwiffenfchaft jene neue Richtung ge: 
geben, welche jegt noch fortſchwingt und unter Vermeidung jever Einfeitigfeit zu einer Höhern 
Wahrheit führen muß, erfcheint er infofern als der eigentliche Vater der gefanımten modernen 
Staatswiſſenſchaft, fo Hat er fih dad größte Verdienſt erft noch dadurch erworben, daß er, nad 
Baco's und Montaigne's Vorgang, darauf bingewiefen bat, daß der freie Staat Durch einen 
tüchtigen Volksunterricht bebingt fet (feine in mehrere Sprachen überfehten und mehrfach 
aufgelegten „Thoughts on education“, oder „Gedanken über die Erziehung‘, erſchienen zuerfl 
1693 in London). Dur Redlichkeit des wiflenfhaftlichen Strebens, Adel der Speen und Be⸗ 
ſcheidenheit des Urtheils iſt L. über vielen fonft verdienten Schriftftellern hoch erhaben. 

Die Sprache in L.'s Schriften ift die beſte. Klar und deutlich, Hier und da nad dem Ge: 
ſchmacke feiner Zeit mit kurzen und treffenden Wien gewürzt, war fie ganz geeignet, ſchnell 
Eingang, allgemeine Berbreitung und anregende Bedeutung zu gewinnen. Nicht ohne alles 
bibliſche Beiwerk (Kap. 2, $.6, Rap. 4, 88.1, 12,15,16, Rap. 5, 6.1, Rap. 7, 6.7) ſcheint 
fie Hier und da, vom Standpunkte unferer Zeit aus, an zu großer Weitfchweifigfeit und mehr: 
fachen Wieverholungen zu leiden, Fehler, welche für L.'s Zeit, in denen es ſich erſt um die Be: 
gründung feiner Gedanken handelte, ohne Zweifel als Tugenden betrachtet werben müflen. 

Indem wir ſchließen, können wir nicht umhin, zu bemerken, daß der Rath, ven L. (Kap. 7, 
$. 9) feinen Gegnern gibt und den er wol felbft nicht ganz berückſichtigt Hat — man thue beffer, 
nicht zu fehr nad den Thatſachen der erften Entftehung der Staaten zu forfchen®), well man in 


7) Bgl. Kay. 7, 88. 8 fg., 13—18. 8) Dal. Plato, Legg., II, 1 fg. 
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den meiſten Fällen etwas finden werde, was die Tendenz bed Forſchenden und deren Partei⸗ 
zwecke wenig begünflige — für alle Forſchungen dieſer Art wenigftens infofern gegeben er- 
ſcheint, als die allererften Anfänge des ftaatlihen Lebens niemals gefchichtlich nachweisbar fein 
werden, weil fie mit den erſten Anfängen des Dafeind der Menſchen auf Erden zufanmenfallen 
müflen, wor als überhaupt auch im Staate etwas ift, was ſich ner volllommenen menſchlichen Er⸗ 
kenntniß immer entziehen wird. 

Literatur: ehr, „Liber die Gnttwidelung und den Einfluß der politifchen Theorien‘ 
(Innebrud1855), S.323 13. ; Mohl, „Geſchichte der Literatur der Staatswiſſenſchaft“, I, 232, 
327; Borlänver, „Geſtchichte der philofophifchen Moral, Rechts- und Staatölehre der. Eng: 
länder und Franzoſen“ (Marburg 1855), ©. 387 fg.; Frans, „Kritik aller Parteien“ (Berlin 
1862), S. 89; Bierer, „Univerſal⸗Lexikon“, XIV, 365. J. Held. 

Zongobarden oder nach der ältern und richtigern Form Langobarden, d. i. Langbärte,, 
nannte fi ein nicht ſehr zahlreicher, aber durch Kraft und Tapferkeit audgezeichneter germani: 
fher Stamm, der un Chriſti Geburt in den Gegenden um vie mittlere Elbe ſaß. Nach der 
Meinung des Volks lagen feine urſprünglichen Sige in Skandinavien; wann und weshalb es 
dieſelben verlaflen, darüber erzählte man jih nur dunkle Sagen. Auch den Zeitpunkt und bie 
beftinnmte Beranlaffung einer neuen großen Wanderung, welde ven Stamm von der Elbe in die 
Donaugegenden führte, wußte die Sage nicht anzugeben, und die verbürgte Geſchichte bietet 
über diefen Vorgang fehr unzufammenhängende und mangelhafte Kunde. Gewiß if, daß die 
Zongobarden gegen Ende des 5. Jahrhunderts nach der Zerflörung des rugifchen Reichs auf 
bem Boden deſſelhen an der mittlern Donau und March eine neue Herrichaft begründeten. Seit⸗ 
dem nahmen fie an allen Kämpfen, welche jich um die untern Donaugegenben zwifchen ben Heru⸗ 
lern, Gepiden, Avaren und dem oftrömifchen Hofe entfpannen, Antheil und veränderten noch 
mehrfach ihre Wohnfige, bis fie enplich im Jahre 568 ganz die Donauländer verließen, die 
Alpen überfliegen und in Italien feite Sie gewannen. 

Während die Longobarden, den gleihen Zuge mit vielen andern germaniſchen Stämmen 
folgend, vom Norden zum Süden vorgerüdt waren, hatten auch ihre innern Verhältniffe vie 
größte Veränderung erfahren. Wahrſcheinlich ſchon vor ihren Aufbruch nad ven Donaugegen- 
den hatte das Königthum bei ihnen Befland gewonnen. In dem fleten Kriegdzuftand, in dem fie 
dann lebten, befeftigte fi vie Enigliche Gewalt mehr und mehr, aber mit ihr zugleich die Macht 
der ihr untergeorbneten Heerführer, ber Herzoge, die ihr Amt, mit dem zugleich Jurisdiction 
verbunden war, nicht allein Iebenslänglich bekleiveten, ſondern auch ſchon früh nach einer ähn⸗ 
lichen Vererblichung, wie fie bei dem Koͤnigthum flattfand, trachteten. So erhob ſich das monar: 
chiſche Regiment über ver alten Volköfreiheit, blieb aber durch eine flarke Ariftofratie, aus hohen 
Reichs- und Heeresbeamten beftebend, immer beſchränkt. Bine nicht minder bedeutende Verän- 
derung war, daß bie Longobarben während ihres Aufenthalts in den Donaugegenven ihren 
alten Götterglauben verließen und ſich vem GhriftentHum zumandten. Wie die andern germa⸗ 
niſchen Stämme des Oſtens ſchloſſen fie fih nicht dem Fatholifchen Bekenntniß an, fondern dem 
Arianismus, und Died hatte zur Folge, daß das kirchliche Leben auf ihre ſtaatlichen Zuflände 
eine weniger burchgreifende Wirkung übte, ald ed bei ven Romanen und Franken der Fall war; 
denn der fefte Zuſammenſchluß und die felbflännige Blieverung ber katholiſchen Kirche fehlte dem 
Arianismus. Nichtsdeſtoweniger mußten die Sitten des Volks durd die Annahme des Chri⸗ 
ſtenthums eine bedeutende Umbildung erfahren ; von der barbariſchen Roheit, welche Früher ihm 
nachgeſagt wurbe, finden ſich bei der Eroberung Italiend zwar noch Spuren, doch zeigte es ſich 
im Kriege damals nicht graufamer ala zu derſelben Zeit die katholiſchen Kranken. 

In einem fieben Jahre (568 — 575) dauernden Kampfe eroberten vie Longobarden unter 
ihren Königen-Alboin und Klef die Gegenden un ven Bo, welche der Mittelpunft ihrer Macht 
blieben und wo Pavia die Reſidenz ver Könige wurde. In der Folge dehnten fie ihre Eroberung 
zwar nod über einen großen Theil des mittleren und ſüdlichen Italien aus, aber niemals gelang 
ihnen die vollftändige Unterwerfung der Halbinfel. Die venetianifchen Infeln, ber ganze Küſten⸗ 
ftrich von der nördlichen Bomündung bis nad Ancona hin, an dent Navenna, der Hauptfig der 
griehifhen Macht in Italien, belegen war, die Südſpitze der Halbinfel mit Sicilien, und am weft- 
lichen Meere die Gebiete von Rom und Neapel blieben den oftrönifchen Reihe. Es entſtand 
jene Spaltung Italiens, welche bis auf den heutigen Tag angedauert hat, und welche aud) die 
hauptſächliche Veranlaffung wurde, daß dad longobardiſche Reich nach zwei Jahrhunderten felb- 
ftändiger Eriftenz in die Hand fremder Eroberer fiel. 

Denn nicht dur den innern Gegenfag zwiſchen den herrſchenden Germanen und der unter: 
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worfenen romgnifchen Bevoͤlkerung ift dad Reich zu Grunde gegangen, vielmehr glich dieſer 
Gegenſatz, fo ſtark er unfehlbar in ver erſten Zeit nad) der Eroberung war, ſich Hllmählich aus. 
Es trug dazu bei, daß die Longobarden die Bevölkerung, bie fie vorfanden, zuerft vollſtändig ale 
Kriegsbeute behandelt hatten. Dieſe büßte nicht nur allepolitifhen Rechte, ſondern auch die freie 
Berfügung über dad Grundeigenthum ein und murbe dem Stand der Halbfreien (Aldionen) 
gleichgeftellt. Die römifhe Municipalverfaffung wurbe vernichtet und alle Verhältnifle im 
Sinne der Eriegerifchen Inftitutionen umgeftaltet, in welhen bie Longobarben lebten. Die Her: 
zoge derfelben erhielten die ſtädtiſchen Territorien zuertheilt und nahmen in den großen Städten 
ihren Sig, während ihre Kriegemannen fich über die ſtädtiſchen Gebiete verbreiteten ; unter ben 
Herzogen ftanden Schultheiße an der Spige Eleinerer Bezirke und der darin angefeflenen Kriegs: 
mannen, unter ven Schultheißen Dekane: jie alle zunächſt militärifche Befehlshaber, die aber 
zugleich die bürgerliche Verwaltung und Nechtöpflege in Händen Hatten und denen bie römiſche 
Bevölkerung in gleicher Weife wie die Iongobardifche untergeben war. Nur in kirchlicher Be- 
ziehung blieben die Eatholifchen Unterthanen ver Longobarden anfangs von ihren Herren ge: 
ſchieden, doch Härte auch diefe Trennung mehr und mehr auf, ald unter dem Einfluß der frän- 
kiſchen Theodelinde, der Gemahlin der Könige Authari und Agilulf, die Fatholifche Kirche ih 
unter den Longobarden ſelbſt zu verbreiten begann. | . 

Etwa 100 Jahre nad der Eroberung gewann der Katholicismus vollftändig das Liber: 
gewicht, und die Einheit des Glaubens verfchmolz fortan Römer und Longobarden nur um io 
fefter. Bei dieſer Verſchmelzung der Nationalitäten zeigte fi aber das vömiiche Element in 
vielem Betracht als daß flärfere. Nicht allein, daß ed den Glauben beftimmte und die Sprade 
beherrſchte, auch den Lebendgewohnheiten gab es feine befondere Richtung. Die Longobarden 
machten ſchnell ven Übergang zum fläptifchen Xeben, begannen Handel und Gewerbe zu treiben 
und eigneten ſich endlich auch die Reſte der alten Gultur an, die ſich noch in Italien erhalten 
Hatten. Es hängt hiermit zufammen, daß fie, Die zuvor nur nah ungefchriebenen Gewohn⸗ 
heitsrecht gelebt hatten, anfingen ſich nach römischer Sitte gefchriebener Gefee zu bepienen. Im 
Jahre 643 veröffentlichte der König Mothari fein Edict, ein umfaſſendes Geſetzbuch, welches 
dann für alle Folge die Grundlage des Iongobarbifchen Rechts blieb. Das Edict des Rothari 
enthält noch Feine aus den römischen Rechtsbegriffen hergeleiteten Beflimmungen, wol aber 
laflen ſich ſolche in ven fpätern Geſetzen der Longobarden verfolgen. Denn Rothari's Werk 
wurde von feinen Nachfolgern fortgeſetzt, unter denen ſich beſonders Liutprand (712 - 744) durch 
eine umfaſſende geſetzgeberiſche Thätigkeit auszeichnete; der bisherigen Sammlung der fönig- 
lichen Ediete fügte er nach und nach 15 neue Bücher Hinzu. 

So weit die Longobarden ihre Eroberungen ausgedehnt hatten, waren fie im 8. Jahrhundert 
faft überall fon mit ver Nachkommenſchaft ver alten Bevölkerung zu Einem Volke verſchmolzen, 
weldyes in Sprache und Lebensgewohnheiten fi ald ein romanijches varftellte. Trotz dieſer 
Sleihartigfeit der innern Verhältniffe ging damals dad Reich dem Berfalle entgegen. Der 
Grund ift zum Theil darin zu fuchen, daß die herzoglichen Gewalten ih mit größerer Stetig⸗ 
feit entwickelten ald das Königthum. Schon nad dem Tode Klef's war ein Interregnum von 
zehn Jahren eingetreten, wo die 36 Herzoge ohne einen König felbflänvig regierten. Sie 
ftelften zwar die Fönigliche Gewalt dann wieder her, aber fie mußten ſich doch in ihren Territorien 
neben berfelben zum Theil in großer Selbftändigfeit zu erhalten, und die ihnen zur Seite ſtehen⸗ 
ven Beamten, welche die Föniglichen Nechte wahrnehmen follten, die Gaftalden, famen in man: 
hen Theilen des Reichs nie zu rechter Bedeutung. Es erhoben fi) namentlich die Herzoge von 
Benevent, Spoleto und Friaul, die ein weites Gebiet beherrfchten, zu einer fo machtvollen Stel: 
lung, daß der König feine Rechte gegen fie meift nur mit Gewalt durchfegen fonnte. Zwar fehlte 
ed nicht an Verfuchen, ven Trotz der unbotmäßigen Herzoge zu brechen, aber dieſe fanden bei ver 

‚Spaltung Italiens leicht in der Nähe Bundedgenoffen gegen vie Könige. Denn mit dem oftrö- 
mischen Reiche lagen die Longoharvenkönige faft ununterbrochen im Kampfe, und ald im Bilder: 
flreite die Macht der Kaifer in Italien erfchüttert wurde, nahmen die Päpſte den Kampf gegen 
die Longobarven auf, da ein ganz longobardiſches Italien ebenfo gefährlich ihrer geiftlichen 
Autorität ſchien, wie ed der Entwidelung einer eigenen weltlichen Herrichaft hinderlich mar, 
nach welcher fie bereitö augenſcheinlich trachteten. Unter ſolchen Umſtänden hätte das longobar: 
diſche Reich jich nur erhalten fönnen, wenn die Unterwerfung des ganzen Italien gelungen wäre. 
Mehrere Könige faßten fie In das Auge, und mindeſtens gelang e8 zulegt, die Befigungen des 
oftrömifchen Reichs in Oberitalien zu gewinnen. Mehrmals wurde aud Rom von den Longo= 
barden belagert, aber vie gewandte päpftliche Politik und ebenfo fehr die veligiöfe Scheu, welche jie 
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vor dem Nachfolger Petrihegten, beivogen fie immer wieber, bie Belagerung aufzugeben. - Als 
endlich König Aiftulf Rom und ven. Papſt ernfllich bedrängte, warf ſich Diefer nen Franken in bie 
Arme, melde ſchon feit Jahrhunderten ihre Blicke auf Italien gerichtet hatten. Papſt Stephan III. 
begab fi ſchutzflehend nach Frankreich, wo zwiſchen ihn und König Bipin ein Bund gefchloffen 
wurde, bei dem fie die Vernichtung und Theilung des Longobardenreichs ind Auge faßten (754). 
Zwei Feldzüge Pipin's über die Alpen waren bie Folge. Sie vernichteten freilich nicht das Reich 
der Longobarben, aber nahmen ihm doc feine Bedeutung und felbfländige Geltung. Aiftuif 
mußte die dem oftrömifchen Reich entriffenen Befigungen in Oberitalien außliefern,, und Pipin 
ſchenkte ſie dem Papft. Nicht minder wichtig war, daß die fränfifhen Könige ſeitdem ald Schug- 
herren der roͤmiſchen Kirche einen entſcheidenden Einfluß auf die Angelegenheiten Italiens 
behielten. Defideriud, der Nachfolger König Aiſtulf's, wurde unter dem Schug Pipin's und 
des Papftes auf ven Thron erhoben; als er trotzdem wieder in die Bahnen feines Vorgängers 
einlentte und eine Nom bedrohende Stellung einnahm, rief Bapft Habrian I. Karl den Großen 
über die Alpen. Karl kam und vernichtete die Macht des Defiverius, ver in ein fränfifches Klo- 
fter gefchielt wurde (774). Adelchis, der Sohn des Defiverius, der ſich nach Byzanz geflüchtet 
Hatte, machte mit Uinterflügung bes oſtroͤmiſchen Hofs Verfuche, das Reich feines Vaters herzu⸗ 
ftellen ; aber fie blieben erfolglos. Karl jelbft nahm den Namen eines Königs Der Longobarden 
an, und die Herrfchaft verfelben wurde ein Theil feiner großen fränkiſchen Monarchie, deren 
eigenthümliche Einrichtungen er allmählich auf Italien übertrug. Das Herzogthum verlor feine 
frühere Bedeutung, und die fränkiſche Graffhaftönerfaflung trat auch hier in Wirkfamkeit. Die 
kirchlichen Verhältniſſe wurben in ähnlicher Weife geordnet wie in ven andern Tiheilen des 
Tarolingifchen Reihe. Das Lehnsweſen erhielt einen bedeutenden Einfluß auf alle öffentlichen 
Berhältniffe. Da nad dem Syſtem der perfdnlichen Rechte die alten Volksrechte in allen Theilen 
der fränfifhen Monarchie Geltung behielten, blieb aud das longobardiſche Recht in Kraft, und 
die Geſetze Karl's des Großen und feiner Nachfolger wurden nur den Edicten ber alten Longo⸗ 
barbenfönige angefügt. 

Obwol das Iongobarbifche Reich der großen karolingiſchen Monarchie fo einverleibt war, 
ſtand es doch in einer gewiſſen Trennung von den Ländern auf der andern Seite der Alyen, Die 
Spaltung Italiens erhielt fi, pa die Griechen auch jegt no im Süden Beſitzungen beiwahrten, 
da das Herzogthum Benevent, welches den größten Theil Unteritaliens umfaßte, fih den Griechen 
anſchloß und mit Glück den fränkifhen Waffen Wiperftand leiftete, da der Papſt endlich in den 
früher griechifchen Ländern des nörblichen Italien eine befondere Herrſchaft erhalten hatte und 
im römifchen Gebiet faft wie ein freier Fürſt paftand. Mit den vom Papſt abhängigen Be⸗ 
figungen fam indeſſen Lombardien in nähere Verbindung, ale Karl der Große die Kaiſerkrone 
empfing. Seitvem ift Lombarbien in alle Geſchicke des hergeſtellten abendländiſchen Kaifer- 
thums verwidelt geweſen; die Herrſchaft über daſſelbe iſt mit ver Kaiſerkrone von ben Earolingi- 
Then auf die fpätern deutſchen Kaifer übergegangen. Es ftefite fih ver Grundſatz feft, daß nur 
der König der Longobarden oder Italiend die Kaiſerwürde erlangen könne. Die innern Ber: 
hältnifſe Lombardiens entwidelten fich in einer gewiflen Analogie mit Denen der andern abend⸗ 
ländiſchen Reiche; doch mußte nach der ganzen Geſchichte des Landes die ſtädtiſche Freiheit gerade 
bier zuerfi zum Durchbruch kommen. 

Die Herzoge von Benevent unterwarfen fi zwar zeitweiſe auch den neuen Kaifern bes 
Abendlandes, aber fie mußten, in die Mitte zwiſchen ven beiden großen Kaiferreihen gefteltt, 
doch ſich eine ziemlich freie Stellung und die Erblichkeit ihres ausgedehnten Fürſtenthums zu 
gewinnen. Das ausgedehnte Herzogthum wurde in der Folge getheilt, und Benevent, Capua 
und Salerno beflanden längere Zeit als gefonderte Fürſtenthümer nebeneinander. Erſt die 
normannifche Groberung in Unteritalien machte dieſen longobardiſchen Fürſtenthümern ein 
Ende. Gapua und Salerno wurben von den Normannen in der zweiten Hälfte des 11. Jahr: 
hunderts erobert. Auch der größere Theil des KürftenthHums Benevent fiel in ihre Hände; nur 
die Haupiſtadt felbft und ihre nächfte Umgebung ergab ſich ven Päpften, die unter mannichfachen 
Anfechtungen dieſen Beflg zu behaupten wußten. . 

Inzwifchen lebte auch nad; dem Untergange ver Iongobarbifchen Staaten das longobardiſche 
Recht fort. Unter dem Einfluß der neuauflebenden Rechtswiſſenſchaft erfuhr die alte Sanım: 
lung der Edicte im 11. Jahrhundert eine neue Bearbeitung, bei welcher man bie chronologiſche 
Anordnung aufgab und den Stoff fuftematifch zufammenftellte. Die Lombarba, wie man die 
neue Sammlung nannte, wurbe Gegenftand des gelehrten Studiums auf den italieniſchen Uni: 
verfitäten und behielt auch noch jahrhundertelang praftiiche Geltung, bis fie endlich durch bie 
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Stadt: und Landrechte einerſeits, andererſeits durch das Roͤmiſche Recht verbrängt wurbe. Bis 
in das 15. Jahrhundert läßt ſich die praktiſche Bedeutung ded longobardiſchen Rechts verfolgen. 
. W. Gieſebrecht. 

Lübeck. Das Gebiet der Freien und Hanſeſtadt Lübeck beſteht aus zehn verſchiedenen 
Theilen, das mit Hamburg gemeinſchaftliche Amt Bergedorf mit eingerechnet. Die Größe des 
Ganzen beträgt 51/, Quadratmeilen ohne das Amt Bergedorf, welches einen Flächeninhalt von 
12 Quadratmeilen hat. Die Stadt Lübeck wird zuerſt unter dem Wendenkoͤnige Gottſchalk 
(1043—66) erwähnt, lag aber damals am rechten Ufer der Schwartau unweit ihrer Cinmün⸗ 
dung in die Trave. Diefe Stabt wurde zerflört. An der Stelle des jetzigen Lübeck erhob ſich, fiche- 
ver als jene Stadt, zwifchen Trave und Waknitz und nur von einer Landſeite zugänglich eine Feſte, 
die aber auch bald verddete. Erſt 1143 gründete Graf Adolf II. von Holflein aus dem Haufe 
Schauenburg eine neue Stadt Lühe an ver Stelle, wo die Stabtjegt liegt, mußte jedoch den auf: 
blühenden Ort bald darauf (1158) an Heinrich ven Löwen von Sachſen überlaffen. Als dieſen 
die Acht traf, nahm Kaifer Friedrich Rothbart die Stadt in Beil 1181 und beflätigte derfelben 
nicht blos Die ihr von Heinrich dem Loͤwen verliehenen Freiheiten, ſondern beſchenkte fie auch mit 
wichtigen Sandelöprivilegien. Kaiſer Friedrich IL, erhob fie 1226 zu einer Freien Reichsſtadt. 
Als ſolche hatte ſich Lübeck in ſchweren Känıpfen zu behaupten. Mitten in biefen Kämpfen und 
durch dieſelben breitete fich fein Handel über ven ganzen Norden Curopas aus, das Anichen 
Wisbys war durch ven Angriff Ludwig Waldemar's IV. von Dänemark vernichtet, Köln hatte 
fein Anfehen im Norden zum größten Theil eingebüßt. In engerer Berbinpung mit den wen⸗ 
difchen und preußifchen Oftfeeftänten einerſeits, mit Hamburg und den ſächſiſchen und weftfäli- 
fen Städten andererſeits gelang ed au, das Ausland zur thatſächlichen Anerkennung der fid 
mehr und mehr befeſtigenden Macht zu nöthigen. Man erwarb die widtigften Handelsvortheile, 
man gründete angejehene Bactoreten in Brugge, Antwerpen, London, Bergen, auf Schonen 
und in Nowgorod. Im Binnenlande handelte man über Braurſchweig und Nürnberg mit dem 
Süden, über Breölau und Krakau mit dem Often; felbft mit Kranfreih, Portugal und Spanien 
trat man frühzeitig in directen Verkehr. So bildete fich durch gemeinfame Intereffen getrieben und 
von gemeinfamen Gefahren bedroht von der Mitte des 13. Jahrhunderts an die mächtige Hanfa 
der deutſchen Kaufleute auß, deren allgemeine Angelegenheiten ber Rath der Stadt Lübeck (des 
Hauptes der Hanfa) leitete. Man begehrte indeſſen fon frühzeitig von Lübeck nicht blos Die 
Waaren, die feine Kaufleute in den Handel brachten, ſondern aud fein Recht, das auf Grund⸗ 
lage der von dem erften Stifter der Stadt getroffenen Verfügungen, nach den ältern in der Stadt 
und in den Nachbarlanden gültigen Befegen und Gewohnheiten, ven hanfeatifchen Beſchlüfſen 
und den fich ergebenden Bebürfniffen fih weiter ausbildeten. Viele Städte erbaten fi vom 
Kaifer ober von ihren Landesherren jeneß berühmte Lübiſche Net und erlangten bie Erfül- 
lung ihrer Bitte. Da e8 indeſſen nur abfchriftlich mitgetheilt und dadurch mannichfach verwirrt 
wurde, eine 1509 gedruckte Recenfion aber nicht allgemeinen Beifallerhielt, fo unterzog man es 
im legten Viertel des 16. Jahrhunderts einer Revifion, die 1586 in Lubeck gedruckt wurde, aber 
det dem Beftreben, fi andern Rechten zu acconımodiren, zu vielen Klagen von auswärts Veran: 
laffung gab. Diele revidirte Stadtrecht, durch befondere |pätere VBerorpnungen emenpirt une 
interpretirt, bildet noch jet die erſte und vorzüglichfte Entſcheidungsquelle privatredhtlicher Strei- 
tigfeiten. 

Die alte Berfaffung Lübecks war, wie alle Verfaffungen jener Zeit, eine ariftofratifche. Das 
erfte Grundgeſetz verfelben gab Herzog Heinrich ver Lowe. Bon demſelben iſt und nur der die 
Wahl zum Rathömitglien betreffende Theilerhalten; ihm gemäß mußte ein Rathmann aus freiem 
Stande, aus rechter Ehe, frei geboren, ohne perfönliches Dienftverhältniß noch eine® Herrn Be: 
amter, auf freiem Eigenthum innerhalb ver Stadt anfaflig, fein Handwerksmann, Feines fal- 
fen Zeugniffes überwieſen, von unbefcholtenem Wandel, auch nicht Bruder oder Vater oder 
Sohn eines ſchon figenden Rathöheren fein. Nach dieſen Beſtimmungen wählten die Wittigften 
der Stadt (discreti, prudentes) ſechs Rathmänner, diefe aber zwoͤlf andere und dieſe fo viele 
als noth waren. Wer zwei Jahre die Staptgefchäfte verwaltet hatte, Eonnte im dritten Jahre fi 
von folder Bürde befreien, bie Erneuerung und Unfegung des Raths geſchah auf Petri Stuhl⸗ 
feier (22. Febr.) Zwei Bürgermeifter flanden an der Spige der Rathmänner, fpäter vier. 
Beſchränkt war der Rath einerfeitd durch den Reichäfürften, ver ald tutor oder rector ber Stadt 
Die kaiſerlichen Rechte wahrnahm, und durch den unter dem Koͤnigsbann richtenden Vogt, dem 
ſowol Civil⸗ als Criminalgerichtsbarkeit zuftand, der ſich aber eine Controle von ſeiten des Mathe 
gefallen laſſen mußte, damit er niemand wider Recht beſchwere. Dadurch aber ging nach und nach 





u " Kübel 575 


fein Anfehen ganz verloren, wie denn au, ſeitdem Kalfer Karl IV. dem Rath die Beſtrafung 
der Landfriedensſtörer auftrug, Fein Fürft ald Reichsvogt wieder eingefept if. Zwar nicht in 
Heinrich's ded Löwen Statut begründet, aber doch frühen Urfprungs war das Patriciat in 
Kübel. Daffelbe vereinigte fih 1379 zu der von Kaifer Friedrich IH. 1485 beftätigten Junfer- 
oder Zirfeleompagnie. Die Mitglieder dieſer letztern zeichneten filh durch befondere Kleidung 
aus, waren außerbem zu befländiger Tragung eined befonbern Ordenszeichens verpflichtet, mel- 
ches in einem offenen, von einem ungeſchloſſenen Kreife umgebenen Zirkel beſtand. Ihre adeliche 
Freiheit und Gerechtſame ift von Ferdinand IH. 1641 außdrüdlic anerkannt. Die ältern die- 
fer Geſellſchaft angehörigen Geſchlechter waren an der Zahl ungefähr 120. Diefe Familien hat⸗ 
ten anſehnlichen Grundbeſitz. Da die Zahl der Mitglieder 1809 auf zwei ſank, fo hörte ſeit 
diefer Zeit ihre politifche Bedeutung auf. 

Im Jahre 1450 bildete fi eine Art patrieifher Innung, die KRanfleutecompagnie, 
früher aud rike koplüde oder renthener genannt, deren Vermögen meift durch Eaufmännifchen 
Gewinn erworben war, oder die daſſelbe ererbt hatten. Sie genoffen auch in ſtädtiſchen Angele- 
genheiten beſonderes Anfehen, fingen aber erft nah 1669 an Handel zu treiben. Außer dieſen 
beiden Compagnien hatten ſich auch mehrere wirklich hanvdeltreibende Gorporationen gebildet, 
die ih, je nad der Richtung ihres Befhäfts Schonenfahrer, Nowgoropfahrer, Bergenfahrer 
u. f. w. nannten. Diefe „commerzirenden Gollegien‘ erlangten erſt allmählich polttifche Bedeu⸗ 
tung. An ihrer Spike fland von jeher die Schonenfahrercompagnie, aud mol von ihrem 
Verſammlungshauſe Schütting genannt. So wenig geregelt auch Die Verhältnifie ver Bürger 
zum Rathe waren, fo wurben jene doch biömeilen zu wichtigen Berathungen mit hinzugezogen, 
namentlich die erbgefeflenen, und unter diefen wieder beſonders die rathsfähigen in Nothfällen 
aber auch die ganze Gemeine, und zivar namentlich wenn es fi um bie Bewilligung aufer- 
ordentlicher Geldmittel handelte. Eine ſolche Finanznoth war aud zu Anfang des 15. Jahr⸗ 
hunderts eingetreten, befonder& infolge des Beſuchs Kaiſer Karl’s IV. 1375 und bed Erwerbs 
der Stadt Mölln 1359. Die Bürger hielten dieſe Bedrängniß für eine geeignete Gelegen⸗ 
beit, ihre Rechte zu erweitern; ſie ermählten 1408 einen Ausſchuß von 60 Perfonen und ver- 
Iangten, daß diefer Ausſchuß permanent bliebe und daß allen Amtern des Raths bei ver Ver- 
waltung Öffentliher Cinkünfte bürgerliche Beiftger zugefügt würden. Als die Bürger auf bie 
Weigerung des Raths, jene Korberungen zu bewilligen, auch noch Antheil an ver Rathswahl 
begehrten, mied 1408 ber Rath die Stabt, und ein neuer aus allen Ständen der Bürgerichaft 
zufammengefegter warb erwählt und jährlich zur Hälfte erfegt; ihm zur Seite flanden zwei bür⸗ 
gerliche Ausfchüffe. Infolge eines Spruchs faiferliher Commiſſarien und Abgeorbneter ver 
Hanſeſtädte mußte indeß der alte Nat} wiedereingefegt werben. In dem Receß vom 15. Juni 
1416, der die alte Ordnung der Dinge zurädführte, wurde den Bürgern nicht allein jeve flän- 
Dige Vertretung, ſondern überhanpt alles unterfagt, was zur Verkleinerung des Raths oder ber 
Macht und Breiheit deſſelben irgendwie beitragen Tonnte. 

Einen ähnlichen Ausgang Hatten die Bewegungen in der erften Hälfte des 16. Jahrhun- 
dertd. Die polttifchen und kirchlichen Freiheitsbeſtrebungen gingen nun Sand in Hand, unb 
man erreichte wenigſtens auf kirchlichem Gebiete das Ziel der Reformation, während in politi= 
fchen Berhättniffen alles beim alten blieb. Wiederum waren ed die erſchoͤpften Geldkräfte, 
welde die Stellung des Raths gefährbeten., Bin Bürgerausfhuß von 48 Mitgliedern (24 aus 
den Iunfern und Kaufleuten, 24 aus den Amtern), fpäter durch weitere acht Männer verftärft, 
verbandelte mit dem Nath. Nachdem einerfeits dad Wefentlihe zu Gunſten ber lutherifchen 
Kirche, andererfeits die Gelpforberungen des Raths bewilligt waren, war die Miffion der 
Sechsundfunfziger erloſchen. Aber gleſchzeitig befihloß die Bürgerfchaft, bei ver nächſten Steuer 
follten an der Kämmerei nähft den Rathmännern auch Bürger über Einnahme und Abrechnung 
der Gelder wagen. Zu diefem Zwecke wurden zmölf Bürger ermählt, melde 53 andere zu ſich 
zogen, ſodaß jedes der vier Quartiere der Stadt ſich durch 16 Deputirte vertreten fand. Dieſe 
Vierundſechziger ermeiterten allmählidy ihre Vollmacht, und außer Ihnen wurden noch 100 andere 
Bürger gewählt, um In dringenden Bällen mit dem Rath vereint zu handeln, ohne daß man die 
ganze Bürgerfchaft zu fordern brauchte. Vier Vorfteher der Bierundfechziger wurden erwählt, 
und zwar durch die Handwerker zwei aus der Zahl der Kaufleute und durch dieſe zwei aus ber 
Zahl der Handwerker. Mit dem Jahre 1531 fihienen diefe Neuerungen zum Abſchluß geviehen 
zu fein. Als indeſſen die Buͤrgermeiſter v. Broͤms und v. Ploͤnnies heimlich aus der Stat ent- 
wichen und Plane ver Mache ſchmiedeten und der Argwohn auch die zurückgebliebenen Mitglieder 
des Raths traf, jo wurden dieſe eine Zeit lang gefangen gehalten, ver Vorſchlag bei ver Raths⸗ 
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wahl warb ven Bürgerausfhuß aufgetragen und die Wahl von ſieben neuen Rathmännern 
(ſämmtlich Kaufleute und Tuchhändler, Feine Handwerker) ſowie von zwei Bürgermelftern er- 
trogt. Nach zwei Jahren kam Jürgen Wullenweber, zuvor einer ver Bierundfechziger, in den 
Rath, und fhon nach 14 Tagen ward er zum Bürgermeifter ernannt. Noch einmal verſuchte 
diefer gewaltige Mann, getreulich unterflügt von feinem friegsluftigen Genoffen Marı Meier, 
bie ffandinavifchen Reiche der hanſeatiſchen Macht unterthänig zu machen. Hätten feine Mi: 
bürger fi) zu ven großen Ideen ihres Führers begeiftert auffchwingen Fünnen, jo wäre das kühne 
Unternehmen vielleicht gelungen. Da es nun aber nicht gelang, fo fiel das heraufbeſchworene 
Berbängniß defto ſchwerer auf Lübeck, ſodaß bie Unternehmung Wullenweber'8 einen Wende: 
punkt in der Geſchichte feiner Stadt bezeichnete. Während fo nah außen an Macht verloren 
ging, wurde im Innern an Freiheit nicht8 gewonnen. Der Receß vom 9. Oct. 1534 verbot alle 
auf Aufruhr abzielende Zufammenkünfte und fchaffte die Abwechſelung der Rathöglieder wieder 
ab. Nachdem mit ver Reichsacht gebroht und Wullenweber auf dem Hanfatage von 1535 geſtürzt 
war, vollendete der Receß vom 26. Aug. 1535 den Sieg der Reaction. Dem Rath ward nicht 
nur die Rathswahl zurückgegeben, ſondern auch „das Regiment vollfommlih in aller Maße, 
als er das vorher vor dieſem Zwiefpalt gehabt, wiederum in bie Hände zugeftellt, daſſelbe mit 
vollfommener Gewalt, als einem vollmächtigen Rathe gebührt, zu gebrauchen“. Ausdrücklich 
begibt jeder einzelne und die ganze Gemeinde ſich jeder, Medeweterie (Mitwiſſenſchaft), fofern 
nicht der Rath foldde dem einen oder dem andern ſonderlich befohlen. Weder Wullenmeber 
noch Marx Meier paßten für die verengerten Verbältniffe, beide fielen einen tragiſchen Geſchich, 
beide ftarben eines ſchmachvollen Todes. Marx Meier wurde in Dänemark gefangen, gefoltert 
und geviertbeilt 1536. Wullenweber wurde im Gebiet des Erzbiſchofs von Bremen gefangen 
und dem Herzog Heinrich von Braunſchweig audgeliefert, der ihn am 24. Sept. 1537 in Wol⸗ 
fenbüttel enthaupten ließ. Noch einmal wagte Lühee! ven Kampf in dem Drei:Kronen=Kriege 
gegen Schweren (1563 — 70), aber trog aller Tapferkeit und Opfer vergebend. Denn vie 
Bande, welche die hanſeatiſchen Städte zufammengehalten, hatten ſich mehr und mehr gelodert, 
und im ſkandinaviſchen Norden Hatten ſich nach und nad} feftere und naturgemäßere Verhältniſſe 
entwicelt. Nach der Beendigung des Kampfes in nem Dreifigjährigen Kriege (durch den Frie: 
den von Lubeck 1629) brach die alte Kraft zufammen, Die Auflöfung des Hanfabundes, vie 
nad) und nad in der Stille fi Längft von ſelbſt vollzogen hatte, wurde auf dem legten Hanſa⸗ 
tage in Kübel 1630 förmlich anerfannt, und nur die drei Städte, Kübel, Hamburg und Bre⸗ 
men ſchloſſen fi enger zufanmen. Im Innern braden 1599 neue Unruhen aus, gewöhnlich 
von ihrem Hauptanführer Reiſer'ſche genannt. Diefelben führten zu dem Receß vom 14. Juni 
1605, in deſſen Folge weſentliche Verbefferungen in der herkoͤmmlichen Apminifttation und 
Juſtiz eintraten und der Rath das erfle wichtige Zugeſtändniß gab, daß zur Adminiſtration der 
größern milden Stiftungen bürgerliche Mitvorfteher zugezogen, ja die Aufficht über dad Armen: 
weſen, ſowie Die damit verbundene Verwaltung des St.-Annenklofters fogar ven Bürgern aus: 
Schließlich übertragen wurden. Dod mußte die Bürgerfchaft ausdrücklich verfprechen, ſich damit 
Teinerlei Hoheits⸗ und Jurispictiondrechte neben dem Rathe anmaßen zu wollen. 

Al inzwiſchen an Stelle ver alten Ariftokratie eine neue auf Geld und Verfhmwägerung be: 
ruhende getreten war, entftand unter den Bürgern die Furcht, daß viefelbe in Oligarchie aus: 
arten würde. Man benußte daher die erften finanziellen Verlegenheiten, un neue Goncefflonen 
zu erzwingen. Der Bermittelung bed Syndikus Davin Blorin, eines der tüdhtigften Staats: 
männer, die Lübeck jegehabt, gelang es, ven Neceh von 1665 (16. Juli), den fogenannten Kaffa- 
receß, zu Stande zu bringen. Bei der gemeinen Kafla, in die alle Staatseinkünfte fließen, 
follten außer zwei Herren ded Raths auch 24 Bürger fißen, bie aus den von ſämmtlichen Gol- 
legiis präfentirten Berfonen jenen beigeordnet werden und von denen jährlich vier ausſcheiden, 
ſodaß nun die Bürger wenigftens an der Verwaltung der Stadteinkünfte und Ausgaben einen 
Antheil erlangten. Erſt ſeit dem Kafſareceß erhielten die hürgerlichen Gollegien den Namen 
„votirende Collegien“. Infolge neuer Zmiftigkeiten einigte man fih in dem Hauptreceß vom 
9. Jan. 1669, welder bis zur Einführung der Nepräfentativverfaflung das allein gültige 
Grundgeſetz der Staatöverfaffung bildete. In derfelben werden die ſämmtlichen commerzirenven 
Zünfte ald rathöfähig anerkannt. Die Rathswahl verbleibt dem Mathe; aber unter den vier 
Bürgermeiftern follen drei Rechtögelehrte fein (gleichviel ob zu einer Gonipagnie gehörend oder 
nit) und ein erfahrener wirklicher Kaufmann; unter den 16 Senatoren zwei Rechtsgelehrte, 
die in feiner Compagnie begriffen find, ferner drei aus der Birfelcompagnte, drei aus der Kauf: 
leutecompagnieund die übrigenacht aus denandern commerzirenden Zünften. Falls einer Wahl 
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aus einer ver erfigenannten Compagnien verbotene (genau bezeichnete) Verwandtſchaftsgrade 
im Wege fteben, foll die erledigte Stelle aus ven andern Zünften over aus denen, fo nicht zu ben 
Gollegien gehören, befegt werben. Die Eompetenz bed Raths wirh von 10000 Thlrn. auf 12000 
Thlr. erhöht. Aus der Mehrzahl der (Gurial-) Stimmen und Amter fol ver Buͤrgerſchluß her: 
vorgehen. 

Die wichtigſten Angelegenheiten, in denen der Rath der Einwilligung der Bürger bedark, 
find: Zulaffung fremder Religionen, Armen= und Klofterfahen, außerorbentlicde Steuern, 
Kriegs- und Friedensſachen wie auch Bünbniffe, Feftungsbau, Annahme oder Abdankung einer 
Barnifon, Beftellung ver hoͤchſten Offiziere, Veräußerung von Land und Leuten und Stabtgut, 
Veränderung der gebrudten Statuten (bed Stadtrechts), Strafgefege gegen Steuervefrauda- - 
tionen, Ausgaben für Handeld: und gemeine Stadtſachen, Mittel zur Abtragung der Stadt: 
Schulden. Bei wichtigern Handeldangelegenheiten, auch bei Legationen, ſolche betreffend, ift ver 
Rath an die Einwilligung der commerzirenden Zünfte gebunden. Die Rechtspflege verbleibt 
dem Rathe (Actenverfendung vorbehalten); nur wenn offenbar Gewalt vor Necht geben follte, 
find die Gollegien zur Einſprache befugt. Verbindungen der Zünfte gegen ven Rath bleiben 
unterfagt. Zujfammenkünfte der Alteften over aller Brüder einer Zunft, fofern fie nicht geſetz⸗ 
widrig, follen ihnen nicht misdeutet werden. Bei ver Kaſſa follen neben zmölf Rathöherren 
24 Bürger figen, aber feine andern als Kaffenangelegenheiten von ihnen verhandelt werben. 
Der Rath kann je Über 200 Thlr. verfügen; erreichen dieſe außerorbentlihen Ausgaben vie 
Summe von 1000 Thlen., fo wird zwei oder drei Raffabürgern ein Nachweis über die Verwen⸗ 
bung gegeben. Die beiden Compagnien ver Junker und Kaufleute unterzeicgneten ven Receß 
nit eher, als bis fie (1670) vom Kaifer audgewirkt hatten, daß der Nath bei feiner Selbfter: 
gänzung aus ihrer Mitte nicht auf die Zahl von dreien noch durch eine Rückſicht auf Verwandt⸗ 
ſchaftsgrade beſchränkt fein follte. 

Der Reft des 17. fowie das ganze 18. Jahrhundert verfloffen ohne politifche Ver: 
änderungen. 

Erſt die franzöſiſchen Kriege führten gewaltfane Ummälzungen herbei. Durch den Reichs⸗ 
deputationsſchluß zu Regensburg am 25. Febr. 1803 wurde der Stadt Lübeck mit fünf andern 
Reichsſtädten ihre Selbſtändigkeit gelaflen und durch Die Kriegäverhältniffe blühten Handel und 
Verkehr zu einer Höhe empor, welche ein neues Leben zu verheißen ſchien. Defto vernichtender 
traf 1806 plöglich und ungeahnt die ganze Wuth des Kriegs die unglückliche Stadt. Mit etwa 
22000 Preußen befegte am 5. Nov. Blücher das noch theilweiſe befeftigte Kübel. Am nachften 
Morgen wurde er von etwa 45000 Franzoſen angegriffen, vergebens verfuchten die Preußen der 
Ubermacht Wiverftand zu leiften, fie wurben aus der Stadt hinausgefchlagen und mußten in 
dem Dorfe Ratefau capituliven. Lübeck warb der Plünderung preiögegeben, unerhört ge⸗ 
brandſchatzt und durch die Kontinentalfperre ihres Handeld beraubt. Am 31. Dec. 1810 warb 
Stadt und Gebiet mit dem franzöfifchen Kaiſerreich vereinigt und bildete das Arrondiſſement 
Lübeck in dem Departement der Elbmündungen. 

Im Jahre 1813 verſchwanden mit der Herrfchaft ber Franzoſen auch die franzdiifchen Ver: 
waltungsformen, und man fehrte einfach zum Alten zurüd. Erſt nach und nad, traten Modi- 
ficationen ein. Bon Wichtigkeit war zunächſt, daB durch Raths- und Bürgerbefhlug vom 
24. Mai 1813 ein Finanzdepartement aud ſechs Rathmännern und zwölf Bürgern beſtehend 
eonftituirt wurde, weldes die Direction der Kaffenverwaltung und Rechnungsführung über: 
nehmen, jährlih an Rath und Bürgerfhaft Rechnung ablegen, das Budget entwerfen, das 
Staats vermögen verwalten, Finanzvorſchläge betreffend das Steuerwejen und die allmähliche 
Abtragung der Staatoſchuld machen follte. Bon 1814— 17 wurden von feiten des Senatd 
weitere Vorſchläge zur Umgeftaltung ver Verfaflung gemadt. Infolge eined Antrags des 
Senats ernannten die bürgerlihen Gollegien 21 Deputirte, denen der Senat ſechs Com: 
miſſarien aus feiner Mitte zugefellte. Ein engeren Ausfhuß von ſechs (ſpäter fieben) bür⸗ 
gerlichen Deputirten trat mit ven Commiſſarien in zwölf Gonferenzen zufammen. Diefe Ber: 
Handlungen führten fchließlich zu Feinem Nefultat, man Eonnte ſich namentlich nit zu einer 
Repräfentativverfaflung entſchließen, wie eng diefelbe fih aud; an die beſtehenden Verhältnifle 
anfügen mochte. Im Sabre 1819 fand die Buͤrgerſchaft wiederum Veranlaffung , fehr katego⸗ 
riſch zu erflären, daß fie von ver biäherigen Eollegialverfaflung nicht abgehen wolle. Hatten 
nun jene Verhandlungen auch feine unmittelbaren praftifchen Folgen, fo war Doch durch dieſel⸗ 
ben der Discufflon ein reiches Material zugeführt, man hatte doch einmal einen aufmerkjamen 
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Blick auf die eingetretene Erſtarrung des politifchen Körpers richten mürffen, welde jede leben⸗ 
dige Bewegung hemmte und ein energifches Handeln unmöglich machte, und in manchen Köpfen 
war das Bedürfniß nach durchgreifender Neform wach geblieben. Obgleich indeſſen vie tlefge⸗ 
wurzelten Schäben auch auf die materiellen Verhältniffe ven ungünftigften Einfluß übten, ob: 
gleich das einft fo mächtige Haupt der Hanfa es ſich gefallen lafjen mußte, auswärts verfpotter 
oder bemitleidet zu werben und Die Schwefterftädte fi voraneilen zu ſehen, fo wußte dennoch die 
füße Gewalt der Trägheit und Gewohnheit e8 zu bewirken, daß man noch eine lange Reihe von 
Jahren hindurch lieber eine Mumie zu conjerviren fuchte, ald dag man fid zu neuem Leben auf: 
rüttelte. Erſt ald es ringsum im beutfchen Vaterlande ſich gewaltig regte, um dem neuerwachten 
Geiſte nationafer Wiedergeburt würbige Formen tm politifchen Leben zu fhaffen, nahm man 
auch in Lübeck die Reformverſuche mit langfamer Bebächtlichfeit wieber auf. Mit dem Beginn 
des Jahres 1842 fingen die „Lübeckiſchen Blätter“ (ein der Beſprechung vaterſtädtiſcher Ange: 
legenheiten ausſchließlich gewidmetes Organ, dad noch heute vemfelben Zwecke dient) an, gegen 
die mittelalterligen Zuſtände zu Felde zu ziehen. Noch im Verlauf veffelben Jahres wurde im 
Collegium der Stodholmfahrer ein Antrag auf Revifion der Verfaffung geftellt und von ven 
bürgerlichen Gollegien einſtimmig genehmigt. Die Bürgerfchaft ſetzte auf Grund dieſes Be⸗ 
ſchluſſes zunächſt eine rein bürgerfchaftlihe Commiſſion ein, aus zwölf Mitglievern ver Bürger: 
lichen Collegien, drei Mechtögelehrten und einem Landbewohner beftehenn. Im Mai 1844 
wurde über dad Nefultat der Verhandlungen ein ausführlich motivirter Bericht erflattet. Der: 
felbe zeigte, daß anftatt, wie e6 noth that, gründlich mit ber Vergangenheit zu brechen, man bereit 
war, fich mit einem bloßen Klichiwerk zu begnügen. Zu einem Nepräfentativjgflem und zu einer 
Reorganifation des Senat&fonnte man fich nicht verftehen. Die Bürgerſchaft follte vier Ber: 
fammlungen bilden! Mehr Beifall als diefer Entwurf fanden die Borfchläge einer kleinen 
1844 erihienenen Schrift: „Die Nothwendigkeit und Durdführbarfeit des reinen Nepräfen- 
tativſyſtems hei Organifation unferer Vürgerſchaft“, melde den Entwurf der Bürgerſchafts⸗ 
commiffion vernichtenn Eritifirte und zeigte, baß und wie dad Repräſentativſyſtem burd: 
führbar fel. 

Nachdem die Bürgerfchaft im Februar 1843 einen Antrag des Senats auf gemeinjante 
Berathung ver Reform vorläufig abgelehnt Hatte, bezeichnete fie im Juni 1844 auf mwieberholten 
Antrag die von ihr für die gemeinſchaftliche Gommiffion erwählten Deputirten. Es waren 13, 
je einer aus jedem ber bürgerlichen Collegien, ein Gelehrter und ein Landmann. Mit Ernen⸗ 
nung der ſechs Rathöcommiffarien erfolgte am 2. Nov. die Einfegung der Commiſſion. Am 
20. Der. trat fie zufammen und hielt fortan mit einzelnen Unterbrechungen allwöchentliche 
Sigungen. Da der größere Theil der frühern Commiſſionsmitglieder wiedererwählt war, fo 
ließ fih ein weſentlich neues Ergebniß von ihren Berathungen nicht erwarten. Die Gommiffion 
theilte fi daher in zwei Sectionen, deren jede unabhängig von ber andern neue Reformplane 
ausarbeiten follte. Die erſte Section kehrte im wefentlihen zu dem ſchon einmal Borgefchla: 
genen und als unzulänglich Erkannten zurüd. Die zweite Sertion erklärte fi für eine Htepra: 
jentativverfaflung mit einer Vertretung nach Ständen, und zwar folfte bie Bürgerfhaft aus 
150 Mitgliedern beſtehen, von denen vie Gelehrten 15, die Kaufleute 50, die Krämer 20, vie 
Gewerbtreibenden 40 und die Landleute 25 Vertreter ftellen follten. Der Bürgerfhaft zur 
Seite follte ein Bürgerausſchuß von 40 Mitgliedern ſtehen, in einer ven obigen Zahlenverhält⸗ 
niffen entſprechenden Weiſe zufammengejegt. Die Entwürfe der beiden Sectionen wurben ber 
Gefammtcommiffton vorgelegt, ließen fish aber nicht ausgleihen. Man wandte fih alfo am 
20. April 1846 an ben Senat mit dem Geſuch um Inftruction, auf welcher von beiden in ben 
Sectiondentwürfen angenommenen Grundlagen fortzuarbeiten fei. In dem Decret vom 8. Aug. 
gab der Senat die Inftruction, daß die Commifſion „ihren fernen Arbeiten, foweit eine Reform 
ber Berfaffung der Bürgerfchaft betreffend, vnd Princip der Ausübung des bürgerfähaftlichen 
Stimmrechts durch von den Bürgern in näher zu beſtimmender Maße nad) gewerblichen Ständen 
gewählte Vertreter zum Grunde zu legen habe”. Als viefer Antrag vor die bürgerlichen Golle⸗ 
gien gebracht wurde, feßte dad Nowgorobfahrereollegium eine Ehre darein, in der Abſtimmung 
dad erfte zu fein. Es entſchied fich mit Stimmeneinhelligfeit für den Antrag des Senat. Die 
andern Goflegien wetteiferien in dem Beftreben, dem gegebenen Beifpiel zu folgen. Noch nie 
hatte man die Verſammlungen fo volfzäplig gefehen, noch nie eine folde Einmüthigkeit in ven 
Beichläffen erlebt. Es war das ein Moment großherziger Entfagung, der alle Gemüther zu 
gemeinfamer Begeifterung erhob und fie bereitwillig machte, mit Freudigkeit zu opfern, mo Das 
Wohl des Banzen es erheifchte. Nur die Gollegien der Bergenfahrer und Brauer hatten es fi 
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vorbehalten, durch Ablehnung des Antrags einen Misklang in die allſeitige Freude einzumiſchen. 
So warb denn am 17. Det. 1846 mit neun gegen zwei Stimmen bie Annahme des repräſenta⸗ 
tiven Principe auf Grundlage gewerblicher Stände zum Befchluß der Bürgerfchaft erhoben und 
in diefem Sinne die Erklärung an ben Senat abgegeben. Danach wurde nun eine neue Ber: 
faflung entworfen, am 17. März 1848 vorgelegt und am 8. April angenommen. Da ſich in- 
deffen bald erwies, daß das in der Verfaſſung aboptirte Princip den Berhältniffen nicht an- 
gemeflen fei, wurde die Berfaflung aufs neue revidirt. Man hob nun ven Unterfchien zwiſchen 
Bürgern und Einwohnern auf, dehnte das Bürgerrecht auch auf Nichtchriſten aus und fegte an 
bie Stelle fländifcher Vertretung allgemeines gleiches Wahlrecht aller Bürger für Die Abordnung 
der Bürgerfhaft. Am 30. Dec. trat die nach diefen Orundfägen geänderte Berfaffung an bie 
Stelle der vom 8. April und wurde nach Aufhebung ber frankfurter Grundrechte des deutſchen 
Volks am 29. Dee. 1851 zum Stantögrunngefeh erhoben. 

Che wir dieſelbe in isren Orumbzügen darſtellen, müfjen wir noch einen Blick auf die mittel- 
alterliche Berfafiung werfen, die durch jene verbrängt wurbe, nachdem fie bi8 zum Jahre 1848 
fi in Kraft erhalten hatte. Nach ihr beſtand der Senat aus vier Bürgermeiftern und 16 Raths⸗ 
Herren. Er ergänzte ich felbft aus Rechtsgelehrten (die jedoch ihre Praxis aufgeben mußten) 
und aus den commerzirenden Gollegien der Kaufleute (Schonenfahrer, Nomgoropfahrer, Ber: 
genfahrer, Rigafahrer und Stodbolmfahrer). Bon ven Bürgermeiftern mußten drei Rechts⸗ 
gelehrte fein, von ven Senatoren fünf. Vater und Sohn, Schwirgervater und Schwiegerfohn, 
Brüder: und Schweftermänner, auch Schweſter- und Brüderkinder durften nicht im Rathe 
figen, auch follte der Gewählte nicht fremden Herren vereibet ober verpflichtet fein, nicht unter 
30 Jahren fein, der proteflantifchen Kirche angehören und follte aus eigenen Mitteln beftehen 
fönnen. Die Zirkel: und Kaufleutecompagnie genoflen einige Vorrechte, infofern aus jeber je 
drei Mitglieder gewählt werben Tollten, und infofern auf jie jene Beſchränkungen in Beziehung 
auf Verwandtſchaftsgrade feine Anwendung fanden. Nahm ein Gemählter die Wahl nicht an, 
mußte ex die Stadt räumen und eine Strafe von 10 Mark löthigen Goldes zahlen, Jährlich 
auf Petri Stuhlfeier wurden bie zu verwaltennen Amter verteilt; dann wechſelte auch daß 
- Directorium in der Regel unter den beiden älteften Bürgermeiftern. Der Senat hatte bie Sou⸗ 
veränetät des Staats zu repräfentiren, ihm und der Stadt wurde daher von den Bürgern und 
Ginwohnern der Eid der Treue geleiftet; er bewahrte daher die Siegel, Schlüffel und Archive ver 
Stadt, ernannte Geſandte und Handeldconfuln, empfing fremde Geſandte und ertbeilte ven Han⸗ 
delsconfuln das Erequatur, ernannte und beeibigte mit Ausnahme weniger die Beamten bes 
Staats, übte dad Begnabigungsreht in Briminal: und das Dispenſationsrecht in Ehefachen, 
ertheilte Majorennitätserflärungen und 2egitimationen unebelicher Kinder, führte die Aufſicht 
über die ftäbtifchen Berichte und übte unter Mitwirkung ver Bürgerſchaft das Recht ver Geſetz⸗ 
gebung. In geiftlichen Angelegenheiten war er summus episcopus. Als hohe Beamte ſaßen 
im Senat noch zwei, zeitweilig auch brei Syndici, die unmittelbar nach den Bürgermeiftern 
tangirten, ferner vier Secretäre, von denen der erfte Brotonotar, einer ver andern Archivar war, 
jämmtlich Rechtsgelehrte, vom Senat ernannt. 

Die „Ehrliebende Bürgerſchaft“ beftand grunngefeglih aus zwölf, feitvem bie Zirkeleom- 
pagnie erlofhen war, factifch nur noch and elf Gollegien. Diefelben waren : die Kaufleutecom: 
pagnie, deren Mitglieder erfi nad dem Receß von 1669 anfingen Kandel zu treiben; bie. 
Schonenfahrer, die an der Spige der commerzirenden Gollegien flanden; bie Nowgorobfahrer; 
die Bergenfahrer (die früher ausſchließlich den norwegifchen Handel trieben und ehedem das 
berühmte große Comptoir in Bergen hatten); vie Rigafahrer ; die Stodholmfahrer (früher ein 
Zweigverein ver Schonenfahrer und mit diefen in jo inniger Berbinpung, daß fich beide aus⸗ 
einander ergänzen durften); Die Gewandſchneidercompagnie (welche biefenigen vereinigte, welche 
ven Tuchhandel en detail betrieben); pie Krämercompagnie (welche mit Ausnahnte ver Gewand: 
ſchneider ein Anrecht auf alle Kleinhändler, felbft Apotheker, Buch: und Kunfhanblungäbeflger 
hatte, folange fie offenen Laden hielten) ; die Brauerzimfte (alle, welche pad Gewerbe ver Brauerei 
ausübten); die Schiffergeſellſchaft (Schiffer und Segelmacher); die vier großen dazugehörigen 
Anıter, nämlih Schmiede, Schneider, (Baft-) Bäder, Schuhmacher, venen vie andern Ämter 
untergeoronet waren. Ohne Zuftimmung dieſer Bürgerfhaft konnte der Senat in Armenſachen, 
Bündniffen und Verträgen, Finanzſachen, Beräußerung von Land und Leuten ober Stabtgütern, 
Veränderung der Rechtoſtatuten keinen Schluß faffen; in einigen andern Fällen follte er ihr 
Bedenken einfordern, in andern, namentlich Handelsangelegenheiten, vie ommerzisenden Bünfte 
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vernehmen. Jedes Collegium hatte eine Stimme, die der Senat entweder ſelbſt einholen und 
in einen Schluß verfaflen konnte (vota separata), oder, was in neueſter Zeit am üblichſten war, 
durch den wortführenden Ältermann der Schonenfahrer mittel® einer Verfi ammlung ber Alter: 
leute einholen ſließ. Um dad Botun des Eollegiumß ber vier großen und dazugehörigen Amter 

Yu ermitteln, wurde jeve Angelegenheit durch bie wortführenden Älteften ber erflern an dieſe 
ſelbſt oder an die Wortführer ver legtern gebracht und aus biefen verfhiebenen Stimmen Das 

Geſammtvotum des ganzen Collegiums gebilbet, wobei im Fall der Stinnmengleichheit dad wort: 
führende Amt den Ausfchlag gab. Das Recht ver Initiative fland grundgefeglich der Bürger: 
haft nur in ver Beichränkung zu, daß die einzelnen Gollegien nur gefonverte Anträge machen 
durften; indeſſen räumte in neuerer Zeit der Senat der ganzen Bürgerfhaft die Initative ein. 
Deputirte der Bürgerfchaft fanden ferner ven Commiſſarien des Senats mit entſcheidender 
Stimme bei ven Verhandlungen in den widtigften Adminiſtrationen zur Seite; e8 war fogar 
jener Bürger verpflichtet, die Wahl zu öffentlihen Geſchäften zu übernehmen, fofern er nidt 
Geiftliher, angeftellter Lehrer, Arzt, Beamter, Verlehnter, ein Siebzigjähriger oder ſchon bei 
Hauptverwaltungen in Anfprud genommen oder beglaubigtermaßen krank war; beharrlicher 
Weigerung folgte eine anfehnliche Geldſtrafe. Die Ernennung erfolgte durch den Senat; jedoch 
wenn aus einzelnen Gollegien zu deputiren war, auf den Borfchlag dieſer durch den wortführen: 
den Ältermann der Schonenfahrer, wenn aud der ganzen Bürgerfchaft, auf den Vorſchlag durch 
ſämmtliche Alterleute. Wer die obenerwähnten Erwerböquellen und Ehrenrechte fuchte, mußte 
das Bürgerrecht erwerben. Diefed aber war bedingt durch ein Alter von 25 Jahren oder frühere 
Münvigkeitserflärung, Erlegung eined Bürgergeldes, Eintritt in die Bürgergarbe und Ablei- 
ftung des Bürgereides vor verfammeltem Senate. Fremde hatten außerdem noch andere Be: 
dingungen zu erfüllen. Wer jene Rechte nicht fuchte, mußte als Einwohner angenommen 
werben, wenn er fonft bürgerliches Gewerbe betreiben und eine Familie gründen wollte. Hierber 
gehörten mit Ausnahme ver frühern Kapitelsdoͤrfer alle Bewohner des Stadtgebiets innerhatb 
der Landwehr (d. h. ded alten Stadtweichbildes), Die zu Gorporationen vereinigten und conceſ⸗ 
flonirten Gewerbe und die verlehnten Arbeitdcorporationen, vie ihr Amt entweder Eaufen ober 
pachten oder fonft von ven Collegien oder von ber Wette (dem Gericht, welches über flreitige 
Berbtetungdrechte der Zünfte, Gewerke und Arbeitscorporationen in Stadt und Gebiet ent: 
ſcheidet) empfangen. Wer auch davon diäpenfirt fein oder Fein Gewerbe treiben wollte, mußte 
wenigftend Schugverwandter werben, wohin aud die Juden gehörten. Die Zahl ver Mitglieder 
der Bollegien war natürlich ſehr verſchieden. Im Jahre 1843 zählte die Kaufleutecompagnie 
20 Mitglieder, bie Schonenfahrer 82, die Nowgorodfahrer 14, die Vergenfahrer 43, die Riga⸗ 
fahrer 14, die Stockholmfahrer 11, Gewandſchneider 10, Krämer 275, Brauer 74, Schiffer 
77, die vier großen und 70 zubehdrigen Anıter 1061. Der Name viejer Gollegien (mit Aus: 
nahme der fünf legtgenannten) hatte längft alle Bebeutung verloren; der Kaufmann Eonnte fid 
in ein beliebigeö verjelben aufnehmen laffen. Die obigen Zahlen zeigen, daß ein Bürgerſchluß 
durch 57 Stimmen in den ſechs am wenigften zahlreichen Gollegien zu Stande kommen konnte, 
daß alfo 1815 flimmberehtigte Bürger durch 57 aus ihrer Mitte ſich möglicherweife Gefege 
ſchreiben laflen mußten. Wie im Senat das faufmännifche Element übermog, jo aud in der 
Bürgerſchaft, ja Hier fogar fo entſchieden, daß in ihr nie Gelehrten als foldhe gar feine Vertre⸗ 
tung fanden. Zwar Eonnten ſich diefelben in die Kaufleutecompagnie aufnehmen laffen, allein 
von biefem Recht wurde fo wenig Gebrauch gemacht, daß zur Zeit, als die alte Berfaflung tel, 
fih ein einziger Advocat in jener Gompagnie befand. 

Nach der Berfaffung von 29. Dec. 1851 beſteht der Senat aus 14 Mitgliedern, yon denen 
acht aus dem @elehrtenftande, darunter wenigſtens ſechs Rechtsgelehrte und von ſechs Nichtgelehr⸗ 
ten wenigſtens fünf Kaufleute ſein müſſen. Jeder Bürger iſt wählbar, der das dreißigſte Lebens⸗ 
jahr überſchritten Hat, und deſſen Vater, Stiefvater, Schwiegervater, Sohn, Stiefſohn oder 

- Schwiegerfohn, Vollbruder oder Halbbruder oder Handlungsgenoſſe nicht bereitd im Senate fißt. 
Die Wahl geſchieht binnen vier Wochen nad Erledigung durch eine gemifchte Commiſſion. Der 
Crwaͤhlte muß bei Verluſt des Bürgerrechts und des zehnten Theils feines Vermögens vie auf 
ihn gefallene Wahl annehmen und befleinet feine Würde lebenslänglich, wofern nicht geiftige 
ober förperlihe Schwäche zum Ruheſtand nöthigen oder das Austreten fonft nothwendig wird. 
Die Mitglieder aus dem Belehrtenfiand dürfen Fein anverweitiges Berufägeihäft treiben; alle 
aber genießen ein Honorar, der Borfigende auch noch eine Entfchäpigung für Ehrenausgaben. 
Die Vertheilung ver Gefchäfte gefchieht alle zmei Jahre und tritt mit Neujahr in Kraft; Der 
Praͤſidirende Heißt Bürgermeifter; in Verhinberungsfällen vertritt ihn Fein Vorgänger. Die 
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protofoflführenden Serretarien und den Archivar wählt der Senat felbft. Die obenangeführten 
Rechte des Senats find demſelben verblieben. 

Die Bürgerſchaft befteht aus 120 Mitgliedern, welche die Sefammtheit aller Staatsange⸗ 
hörigen vertreten. Wahlmänner und wählbar find alle, die dad Bürgerrecht befigen und ven 
Bürgereid geleiftet, mit Ausnahme ber unter Guratel Stebenven, Zahlungsunfähigen, Öffentlich 


Unterftügten und in bürgerlihen Ehrenrechten Angefochtenen. Die Wahlen werden alle zwei 


Jahre i im Sommer durch 11 Wahlbezirfe vorgenommen und verpfliäten auf ſechs Jahre; auch 
eine zweite Wahl nach dem Ablauf der ſechs Jahre darf nicht abgelehnt werden; nur fünfund⸗ 
fechzigjähriges Alter oder koͤrperliche Unfähigkeit berechtigt zum Austritt, Aufhören der Cig⸗ 
nung zur Wahl verpflichtet vemfelben. Das Präflvium ver Bürgerſchaft haben ein Wortführer 
und deffen zwei Stellvertreter, die auf zwei Jahre gewählt werben. Die Genehmigung der Bür⸗ 
gerſchaft ift erforberlich zu Änderungen in der Stantöverfaffung, bei Veräußerung von Hoheits⸗ 
rechten, Erlaffung, authentifcher Auslegung, Anderung oder Aufhebung von Geſetzen ſowie von 
Verordnungen in Handelsſachen, bei directen und indirecten Steuern ober Abgaben, bei Geſtat⸗ 
tung Öffentlichen Gottesdienſtes an nicht anerkannte Religionsgeſellſchaften, Veränderungen in 
Münze, Map, Gewicht und Poſtweſen, Ertheilung ausfchließliher Privilegien, Verfügungen 
über Privatfliftungen, foweit gefeglihe Genehmigung erforberlih, Erpropriationen, Beſtim⸗ 
mung über Stärke, Ausrüftung, Ergänzung ver bewaffneten Macht, endlich bei @inquartierung, 
Belegung fremder Truppen und Abſchließung von Staatöverträgen. Endlich fleht ihr eine Mit- 
wirkung zu bei Verwaltung bed Staatövermögend, bed Befiged der Kirchen und öffentlichen 
MWohlthätigkfeitäanftalten, Eine befonvere Vereinbarung iſt über das Budgetbewilligungsrecht 
gefhloffen. In gewiffen Fällen kann eine aus beiden Staatsförpern ernannte Geheimcommiffion 
gefegmäßige Beichlüffe faffen. Verfammlungen der Bürgerſchaft find wenigſtens ſechs im Jahre 
abzuhalten, außerdem fo oft der Senat ober ein Viertel der Vertreter ed begehrt. Die Senats- 
commiſſarien find gegenwärtig und an ver Berathung theilzunehmen berechtigt; Die Abflimmung 
erfolgt nach freier Beſprechung und iſt in der Regel eine offene. Anträge ver Bürgerfhaft an 
den Senat darf jeder anregen, doch haben Senatdanträge vor allen ven Vorzug, auch muß über 
fie in derjelben Verſammlung befchloffen werden, wenngleich die Binfehung einer Commiſſion 
zur Begutachtung vor der Entſcheidung geftattet iſt. 

Der Bürgerausfhuß, beſtehend aus 50 auf zwei Jahre gewählten Mitgliedern der Bürger: 
ſchaft, übt Befugniffe aus bei Anträgen auf Gelpbewilligungen bis zu 3000 M. (1200 Thlr.) 
auf einmal oder 150 M. (60 Thlr.) jährlich, Hei Verwendung von Bubdgetpofitionen, ſoweit die 
Behörden nicht disponiren dürfen, bei Erwerbung oder Veräußerung von Grundſtücken für den 
Staat oder Öffentliche Anftalten, fomweit nicht Hoheltörechte oder 6000 M. (2400 Thlr.) Kapital 
oder 300 M. (120. Thlr.) Rente in Betracht kommen, auch bei Änderungen in der Verwaltung 
oder Benugung Öffentlicher Güter von gleichen Werth, bei Verfügungen über Denkmäler der 
Kunft oder des Alterthums und Entſcheidungen im befonvern Auftrage der Bürgerfchaft. Der 
Ausſchuß verfammelt fih regelmäßig alle 14 Tage auf dem Rathhauſe zur Zeit der Senats- 
figung ; den Vorfig Hat ein Wortführer over einer feiner beiden Stellvertreter; die Entſcheidun⸗ 
gen werden vom Senat ver Bürgerfchaft mitgetheilt. Im Fall beharrlicher Meinungsverfchie- 
denheit zwifchen beiden Staatskoͤrpern wird, wo ed fih um authentifche Auslegung beftehenver 
Geſetze handelt, die rechtliche Entſcheidung des Oberappellationsgerichts verlangt; in Bezug auf 
Erforderniffe des Staatswohls aber, mit Ausnahme jedoch von Verfaffungsabänderungen, eine 
eigene Entſcheidungscommiſſion gebildet. 

Zur Gewinnung des Bürgerrechtd verpflichtet find alle Bewohner des Staats, melde ſelbſt⸗ 
ſtändig eine Nahrung treiben over zum Behuf ver Verheirathung proclamirt fein wollen. Ver: 
loren geht dad Bürgerrecht durch Wegziehen ohne Anzeige, bößliche Verlaffung der Seinigen 
und infolge fträflicher Aufführung. 

Fremde find nur dann zur Gewinnung bed Bürgerrechts gezwungen, wenn ber felbftändige 
Erwerb, den fie treiben, diefelbe erfordert. Im übrigen werben fie nah dem von mehreren 
beutfihen Regierungen am 15. Juli 1851 zu Gotha abgefhloffenen Vertrage beniefien. Die 
Ausübung bürgerlider Rechte iſt vom religidfen Bekenntniß nicht abhängig. Herrſchende Kirche 
aber ift vie evangeliſch-lutheriſche. Die Juden, die bis 1852 (mit Ausnahme dev. Zeit der fran- 
zöfifhen Occupation) auf ein Dorf in der Nähe der Stadt (in dem im 17. Jahrhundert eine 
Colonie angelegt wurde) befchränft waren, find feit dem genannten Jahre flantöbürgerlic und 
gewerblich mit den übrigen Bewohnern des lübeckiſchen Staatsgebiets gleichberechtigt. 

Aus den frühern kaufmänniſchen Gollegien und Gompagnien iſt jeit Juni 1853 eine Kauf⸗ 
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mannfchaft gebildet, in melde alle Diejenigen einzutreten verpflichtet find, welche das kaufmän⸗ 
nifche Gewerbe ausüben wollen ; doch find der Hauſirhandel, der Betrieb ver Trödler und Höfer 
ausgeſchloſſen, und nur zum Eintritt berechtigt vie, weldhe Geld: oder Wechſelgeſchäfte betreiben, 
Fabrikanten, Runft: und Hanbelögärtner, Inhaber von Handlungsinftituten, Affecuranzbevoll- 
mädtigte und Affecuradeure, Schifförheder, Makler und Diepadeure. Die Mitgliedſchaft der 
Kaufmannſchaft iſt von der Handelskammer zu erwerben, allen Mitgliedern ſtehen gleiche Rechte 
zu. Die Leitung der gemeinjamen Angelegenheiten ifl der Handelöfammer übertragen , bie aus 
einem Präfes (auf prei Jahre), 18 Mitglievern (auf ſechs Jahre) und einem Serretär befteht 
und fi regelmäßig alle Donate zweimal verfammelt. Sie bat ald geſchäftsführender Vorftand 
alles wahrzunehmen, was zur Erhaltung und Foͤrderung der Gorporation dienlich ift, insbeſon⸗ 
dere die Aufnahme neuer Mitglieder, Führung der Kaufmannsrolle, Verwaltung des Vermö- 
gens und der Inftitute, die gerichtliche und außergerichtliche Vertretung der Kaufmannſchaft und 
ihrer Mitglieder, vie fehiebörichterlihe Schlihtung von Streitigkeiten untereinander ober mit 
dritten Perfonen, die Ausftellung von Pareres, Beicheinigungen von Ufancen u. |.w. In 
. Hinfit der Handeld- und Schiffahrtsangelegenheiten ift fie verpflichtet, pie commerziellen und 
fowelt thunli auch Die induſtriellen Intereffen wahrzunehmen, insbeſondere die Verwaltung 
der Börfe, die Anftellung ver Mäkler, Schiffäklarirer, Brocureure und Brabmireiber, melde 
ihr allein gebührt, und des Wrakfhupenfchreibers, Theerhoffihreibers, Dispadeurs, Waſſerſchouts 
und ber Wäger, wozu fie dem Senat drei geeignete Perfonen vorſchlägt; ferner zur Sammlung 
des ſtatiſtiſchen Materiald über die commerzielle Bewegung zur Kenntnißnahme der Hanbeld: 
verhältniffe anderer Staaten, zur Sorge für Mittel und Wege und neue Unternehmungen, Ber: 
tretung der commerziellen Intereffen Lübecks durch Die Breffe, durch Miſſionen nichtdiplomatiſcher 
Art, Vorſchläge zur Beſetzung der Gonjulate u. ſ. w. Auch muß ihr Gutachten über alle Staats: 
verträge, Geſetze und Regulative, foweit ſie Handel und Schiffahrt betreffen, eingeholt werden. 
Für die Dermögendverwaltung ernennt jle einen Kaflenausihuß von fünf Mitgliedern. Die 
Kaufmannfhaft wird regelmäßig zweimal im Jahre berufen und hat außer Budget, Jahres: 
bericht und Jahresrechnung, über @eldbemwilligungen , wefentlihe Veränderungen in den An⸗ 
falten, Erklärungen, Gutachten und Anträge in Bezug auf Handel, Schiffahrt und Induſtrie 
im großen und ganzen, eventuell auch über die Wahlen zum Handelsgericht zu beſchließen. Das 
Budget ver Kaufmannfchaft für 1863 rechnet auf eine Einnahme von 31048 M. (12419 Thlr.), 
von venen 8444 M. 91/, Schill. (3378 Thlr.) Zinfen für belegte Gelder, 244410M. 8 Schill. 
(97764°/, Thle.); 5000 M. (2000 Thlr.) Schreibgelo von Gütern und Schiffen u. |. w. 

Mit dem Sturz der Verfaflung hatte auch die politifche Bebeutung der Amter ein Ende er- 
reicht. In der fürmifchen Zeit, die ven Umſturz alles Beftehenden drohte, die in dem Handwer⸗ 
kerſtand eine beſtaͤndige Furcht vor plößlicher Einführung einer unbeſchränkten Gewerbefreiheit 
wach erhielt, erachteten die Handwerker e8 für wünſchenswerth, eine Gentralbehörbe zur Vertre⸗ 
tung ihrer Intereflen zu conftituiren. Man beſtimmte, daß viefelbe aus 16 Mitglievern befteben 
(vier von ihnen aus den großen Amtern, aus jedem einer zu ermählen) und ven Namen „Se: 
werkvorſtand⸗ führen follte. Da verfelbe jedoch die Anerkennung des Senats nicht erlangen 
Eonnte, der legtere fich vielmehr bei vorfonmenden Fällen nur an die großen Amter wandte, fo 
Hat jich feine Wirkfamkeit Im weſentlichen auf das erfolgreiche Beftreben beſchränkt, ver Bürger- 
fhaft immer eine beträchtliche Anzahl von Mitglievern zu ſichern, welche ven Zunftwefen mit 
Entſchiedenheit anhängen. Das Zunftwefen hat nämlich bisjetzt die gegen daſſelbe gerichteten 
Angriffe gluͤcklich ausgehalten. Ed find fogar einige Ämter (3.2. die Tiſchler, in gewiſſer ZBeife 
auch die Goldſchmiede) bis auf ben heutigen Tag gefchloffen, d. 5. fie laflen nur eine beftimmte 
Zahl von Meiftern zu. Zwar bat der Senat den Zünften und Zunftprivilegien gegenüber 
(welche legtere von Zeit zu Zeit feierlich und förmlich beftätigt werden) das Recht zu mehren 
und zu mindern (ſoweit nicht Nealgerechtigkeiten in Frage kommen), und er hat ſich dieſes Rechts 
in zahlreichen Fällen im Sinne des Fortſchritts bebient, um verwandte Amter zu verfchmelzen, 
andere aufzuheben, bie Abgeſchloſſenheit ver Handwerkerkaſten zu vermindern, allen den Eintritt 
in diefelben Begehrenden venfelben (wenn auch unter in unferer Zeit wunderbar erſcheinenden 
Beſchränkungen) zu verſchaffen. Allein dieſe Fälle, fo zahlreich fie auch find, Eönnen doch immer 
nur ald Ausuahmefälle betrachtet werben, folange das alte Princip aufrecht erhalten und das 
Arbeitöfelb eines jeden Amts in beftimmte Grenzen gefchloffen bleibt, die nicht ungeftraft über- 
ſchritten werden. Zwar bat fi ein Berein für Gewerbefreihelt gebildet, der durch Öffentliche 
Discufflonen und Vorträge und durch die Breffe fih bemüht hat, Aufllärung über die Gebrechen 
der veralteten Zuflände zu verbreiten und ven Wunf nad Beſſerung zu erwecken. Mllein der⸗ 
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ſelbe Hat ſich unter den Handwerkern nur eine geringe Zahl von Anhängern gewinnen koͤnnen. 
Bor liberflürgungen auf biefem Gebiet warnt freilich fhon die Erwägung, daß Lübeck in feinen 
Verkehr mit den Nachbargebisten mannichfachen Beſchränkungen untertvorfen ift, und daß 
namentlich die Freizügigkeit, wie e8 ſcheint, noch lange in das Gebiet derunerreichbaren frommen 
Winde gehören wird. 

Zu den Rechten ded Senats gehört auch die Oberaufſicht über das gefammte Kirchenweſen. 
Doch ift die Genehmigung der Bürgerfchaft erforverlih, wenn die Ausübung öffentlichen Got: 
tesdienſtes ſolchen Neligiondparteien geftattet werben fol, melden biefelbe bisher noch nicht 
zugeftanden ift. Ein Gefegeniwurf über die Bildung neuer Religionsgefellfchaften (1851) ftieß 
auf heftigen Widerſpruch; auch ein Entwurf in Betreff der Civilehe (1852) wurde dahin modi⸗ 
fleirt, daß für Verlobte der in Lübeck anerkannten priftlichen Neligionsgemeinfchaften ober ber 
ifraelitifhen Gemeinde die Trauung durch den Beifllichen zur Rechtsgültigkeit ver Ehe erforderlich 
fein fol. Herrſchende Kirche iſt die evangelifch = Iutherifche, deren Grundlage außer den fämnt: 
lihen Symbolen Iutherifhen Bekenntniffes eine von Bugenhagen verfaßte und 1531 publicirte 
Kirchenordnung ifl. Am 12. Dec. 1860 wurde eine neue Kirchenordnung für Die ſechs evan- 
gelifch =Tutherifhen Kirchengemeinden der Stadt und zu St. Lorenz (einer Vorſtadt) publicirt, 
welder ähnliche Anoronungen für Travemünde folgten und für die Landbezirfe in Ausſicht 
geftellt find. Zufolge verjelben hat jede Gemeinde einen Vorſtand, der aus den Beiftlichen 
ihrer Kirche und vier bis acht Gemeindegliedern (4O im ganzen für die ſechs Gemeinden) be= 
ſteht, und dem die Foͤrderung chriſtlicher Geſinnung und Sitte, Aufrechthaltung der kirchlichen 
Anordnungen, Vertretung der Gemeinde, Verwaltung ihrer Angelegenheiten und des Kirchen- 
vermögens, Aufſicht über die Gemeindeſchulen, Theilnahme an ver Wahl der Getitlihen, Lei: 
tung der kirchlichen Armenpflege und Anftellung der Kirchenbedienten übertragen ift. Für 
gewiſſe Fälle ift er an die Theilnahme, Genehmigung und Zuflimmung eine Gemeindeaus⸗ 
ſchuſſes (für jede der feh8 Gemeinden 12—24 Mitglieder, im ganzen 120) gebunden; bei 
Wahlen ver Geiftlihen wird auch der Senior Minijterii (der zugleich die Geſchäfte ver 1796 
erledigten Superintenventur führt) zugezogen. . 

Schon bei Binführung ver neuen Verfaſſung 1848 wurden Senat und Bürgerfhaft dar: 
über einig, daß eine Lingeftaltung der Gerichtöverfaflung vorzunehmen fei, und zwar unter 
Trennung der Nechtöpflege von ver Verwaltung (daß alfo der Senat der richterlicyen Gewalt zu 
entheben fet) und auf Grundlage eines Öffentlichen und mündlichen Verfahreng. Liber die 
Grundlinien diefer Neform wurde man am 14. Juni 1851 einig, und die mit Ausarbeitung 
der neuen Gerichtsordnung beauftragte Commiſſion beganıı im September vefielben Jahres ihre 
Thwierige Arbeit. Das Refultat dieſer Arbeiten und der weitern Verhandlungen mit der Bürger: 
Tchaft iſt enthalten in dem Gejeg vom 17. Dec. 1860. Die Berichte follen in Zukunft nicht nur 
bei privatrechtlichen Streitigkeiten und in Grintinalfällen erkennen, fondern auch die Disciplinar⸗ 
Strafbefugniß ausüben, die bisher von VBerwaltungsbehörden und Beamten gehandhabt wurde, 
ſoweit Freiheitoſtrafen zur Frage ftehen. Nur über Polizeivergehen erfennt die Polizei. Zur 
Anftellung von Klagen gegen den Staat, feine Behörben oder Beamten bedarf e8 feiner beſon⸗ 
dern Erlaubniß. Außerden nehmen die Berichte dad Hypothekenweſen (jedoch mit Ausſchluß des 
Amts Travemünde), die meiften Acte freiwilliger Berichtöbarfeit, das Firnen= und Procuren⸗ 
wefen und die Aufficht über dad Notariatöwefen wahr. Die Gerichtsbarkeit wird durch Die ver⸗ 
fchiedenen Abtbeilungen bes Untergerichts (Stabt: und Landhandelsunterſuchungggericht), durch 
das Obergericht und Durch das Oberappellationdgericht der vier Freien Städte (dad in Lübed feinen 
Sig hat), deſſen Verhaͤltniſſe jedoch durch jene Veränderungen nicht berührt werben, ausgeübt. 
Kür vie beiden eriten Berichte werben je ein Director nebſt drei Richtern, ſaͤmmtlich Nechtögelehrte, 
vom Senat ernannt und beeibigt. Die Einrichtung befonderer Vergleichs und Friedensgerichte 
bleibwvorbehalten; auch wird ein Militärgericht gebildet. Kür Handelsſachen werben je vier kauf: 
männiſche Richter, die zu zweien ſechs Monate fungiren, auf ſechs Jahre gewählt. Sämmtliche 
Richter in Gemeinſchaft mit dem Staatsanwalt bilden in gewiſſen Fällen die Recursinſtanz. Die 
Oberaufficht über die Gerichte fteht dem Senat zu, der jährliche Berichte zu empfangen hat, auch 
Bifltationen anzuoronen befugt ift und den Staatsanwalt ernennt und beeidigt. Der Zeitpunft _ 
ver @inführung diefer Gerichtsordnung ift auf ven 1. März 1864 feflgeftellt. Bis dahin beflehen 
noch als erfle Inftanzen in privatrechtlihen Streitigfeiten: 1) Das Niever- und Stadtgericht. 
Das legtere, gebildet burch zwei rechtsgelehrte Richter und einen Actuar, verhandelt fläbtijche 
Civilſachen unter 40 Thlr. Werth, forte Goncurds und Injurienfachen in oͤffentlicher Sigung. 
Dao Niedergericht Hältöftentliche Sigungen für ſtädtiſche Civilſachen, die den Werth von 40 Thlrn. 
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überfleigen, auch Pfand» und Subhaſtations⸗, Räumungs:, Miethe:, Aſſecuranz⸗, Fracht⸗, 
Wechſel⸗, Ehe: und Schwängerungsfahen. Urtheilsfinder find ſechs rechtögelehrte Procura⸗ 
toren, ſoweit fie nicht die Anwaltſchaft haben, unter dem Borfig zweier rechtogelehrter Nichter 
und eines Actuars. Fiscal iſt gewoͤhnlich der älteſte Procurator. 2) Das Landgericht verhan⸗ 
delt alle Civilſtreitigkeiten im Landgebiet mit Ausnahme des travemünder Bezirks. Es hat drei 
rechtsgelehrte Richter, zwei Protokollführer und vier Procuratoren. 3) Das Gericht Trave- 
münde für Civilſachen in dieſem Orte und deſſen Umgegend. Es wird aus einem recitögelehrten 
Richter und einem Gerichtsſchreiber gebildet. Zwei unbeſcholtene Bürger ſind Actenprocura⸗ 
toren. 4) Das Wettegericht, gewoͤhnlich Wette genannt, verhandelt Streitigkeiten der Zünfte 
und Corporationen, Grtwerbäbefugniffe und Verbietungorechte für Stadt und Gebiet. Zwei 
Mitglieder des Senats, darunter ein Faufmännifches, find die Richter, denen ein Actuar zur 
Seite ſteht. Im zweiter Inſtanz entſcheidet das Obergericht, welches (jedoch mit Ausnahme von 
SInjurien und Schulofahen bis AO Thlr. und folgen Saden, bei denen nach feiner Anſicht 
ſchriftliche Relation zur Abgabe eined Erfenntniffes nicht erforverlih, und von Appellationen 
gegen Abſprüche der untern Gerichte, infomelt einer gegen deren Erfenntniffe eingelegten Appel⸗ 
lation die Suspenfiv= oder Devolutivwirkung verfagt ift; endlich von Straffadhen, die zur Ent- 
ſcheidung in zweiter Inftanz ftehen) die Sachen zwar bis zum Erkenntniß inftruirt, nad) er- 
kanntem Actenſchluß aber die Acten auf Staatskoſten zur Abgabe des Erfenntnifles an eine 
Zuriftenfarultät ſendet. Es befteht aus ſechs Mitglievern des Senats, von denen fünf Rechts⸗ 
gelehrte find, und einem der Serretäre. Die hoͤchſte gerichtliche Inflanz iſt das 1820 gegründete 
Dberappellationsgericht der vier Freien Städte Deutfchlands, welches viermal woöchentlich orbent- 
liche Sigungen hält. Es befteht aus einem Präfldenten , der von den Städten gemeinſchaftlich 
gewählt ift, ſechs Räthen, von denen jede Stadt einen ernennt, der fünfte von Bremen und 
Frankfurt wechſelsweiſe, der jechöte von Hamburg zweimal und von Lübeck einmal erfept wird; 
einem Secretär, deſſen Wahl unter den vier Senaten wechſelt; zwei Kanzliften, von denen ver 
exfte ein Juriſt ſein muß. Es entſcheidet in Sachen über 400 Thlr. oder in Bezug auf Gerecht⸗ 
fame oder ſolche Gegenſtände, die feiner beftimmten Schätzung unterworfen find, Injurienfadgen 
ausgenommen. Auch Beſchwerden über das Obergericht wegen Nullitäten, Attentate, verzö- 
gerter ober verweigerter Juſtiz u. dgl. gehören Hierher. Zur Abfaflung des Endurtheils fönnen 
die Parteien um Actenverfendung nachſuchen. Griminalunterfuhungen werben von zei Rich⸗ 
tern des Stadt- und reſp. Landgerichts, von denen einer als Yinterfuchungsrichter thätig Ifl, und 
einem Actuar geführt. Die zweite und legte Inflanz bildet, wenn eine Geldbuße bis 100 Thlr. 
oder eine Gefängnig= oder Zuhthausftrafe bis ſechs Monate in Frage ſteht, das Obergericht; 
dagegen bildet dieſes bie erfte Inftanz in Fällen, die eine härtere Strafe nad) ſich ziehen. Iſt auf 
ben Tod oder zehnjährige Freiheits? oder dem entiprechende Leibeöftrafe erkannt, fo entfcheidet, 
auch ohne Antrag des Inquifiten das Oberappellationdgericht in zweiter und Ießter Inſtanz. 
Ein Militärgerit, gebildet durch die zwei Senatoren des Militärvepartementd, den Chef des 
lübeckiſchen Bundescontingents, zwei Offiziere nach einem Turnus und einen Aubiteur, entfcheibet 
in Dienftvergehen und Verbrechen des lübeckiſchen Contingents, auch bei gewiflen firafbaren 
Handlungen außer Dienft. Die Polizei für. Stadt und Gebiet, mit Ausnahme des Amts Trave- 
münde (in welden ver Amtöverwalter das Polizeimefen verfieht), iſt dem Polizeiamt über- 
tragen, welches aus zwei Senatoren, von denen einer Dirigent ift, einem Actuar und zwei 
Kanzliften befteht. Zufolge Gefeged vom 20. März 1861 ſoll ver Polizeibehörve Fünftig die 
Unterfußung und Beftrafung folder Vergehen zuftehen, die nicht ſchon ausfchlieglih andern 
Verwaltungsbehörden ober den Berichten zugermwiefen find. Sie kann Verweis, Gonfiscation 
einzelner Gegenftände, Verluft von Gemwerbebefugniflen, Geldbußen (bis zu 60 Thlrn.) körper: 
lie Züchtigung, Werfhausftrafe (zwei bis neun Monate), polizeiliche Gefängnipftrafe (bis zu 
14 Tagen) zuerfennen. Die nichtrichterlicden, den Gerichten früher zuſtändig geweſenen @e- 
ſchäfte find ſei November 1851 überwieſen: 1) Einem Stabtanıt, beſtehend aus drei Senatoren, 
unter denen zivei Rechtsgelehrte, und zwei Actuaren. Es foll in der Stadt und ven Vorſtädten 
das Vormundfchaftäwefen, die Givilftandäregifter und Givilacte, das Gertificationswefen , das 
Hypothekenweſen und die freiwillige Gerichtsbarkeit, Beglaubigungen, Bürgerannahme, das 
zunftige Gewerbsweſen (auch für pad Gebiet innerhalb der Landwehr und Travemünde und 
dad Dorf Stutup) u. f. w. wahrnehmen. Einige ver erwähnten Geſchäfte verblieben noch einſt⸗ 
weilen der Kanzlei, dem Obergericht und dem Protonotar. 2) Einen Landanıt, beflehend aus 
zwei Senatoren, deren einer ein Rechtögelehrter ift, und einen Actuar aus dem Amt Travemünte. 
Die öffentlichen Deputationen für Aominiftration werben größtentheild aus Senatoren und 
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bürgerlichen Deputirten gebildet. Die erflern orbnet der Senat ab; die lehtern werben vom 
Bürgerausfguß dem Senat zur Wahl vorgefihlagen, und zwar aus allen zur Theilnahme an 
den Wahlen in die Bürgerfägaft Berechtigten, und befleiven ihr Amt ſechs Jahre. 

Das Finanzweſen fleht unter der Direction des Finanzpepartementd, dad aus Yier Senatoren 
und zehn Bürgern beſteht. Das Bubget wird (nachdem feine Säge von den einzelnen Behörben 
forgfältig berathen und aufgeftellt und von der Budgetcommiffton des Departements und dem 
Plenum geprüft find) dem Senat vorgelegt und von dieſem zur gutachtlichen Erklärung an den - 
Bürgerausfchuß und endlich zur definitiven Entſcheidung an die Bürgerfchaft gebracht. Ihre Be: 
willigungen erſtrecken fi nur noch auf die Anſätze, ker die bisher Fein gefegmäßiger Befchluß er- 
folgt tft, mit Ausnahme der birecten Einkommenſteuer. Das approbirte Budget darf nicht über- 
ſchritten werden; außerorbentlihe Ausgaben werben auf verfaflungsmäßige Welfe beſchloſſen. 
Die directe Steuer wird nad) dem Einkommen oder Verbrauch bemeilen. Infolge der Bundesbe⸗ 
ſchlüſſe von 1841 muß auch eine Militärftener gezahlt werden, Inbirerte Steuern find: ber 
Decem (eine Abzugsfteuer von 10 Proc. in Bezug auf folde Staaten, wo fie von lübedifchen 
Bürgern erhoben wird), die Gollateralfteuer (von Erbſchaften und Vermächtniſſen, die an ent- 
ferntere Seitenvermandte oder Fremde fallen), der Stempel, vie Berkaufsabgabe. Der Ein: 
gangszoll, ver nach eidlicher Declaration des Facturawerths erhoben wird (bei vem Eiſenbahn⸗ 
verkehr find einige Mobiflcationen eingetreten), beträgt durchſchnittlich Y, Proc. Die Accife 
betrifft eingehenve Lebensmittel, Futter, Brennmaterlal und nad einer Declaration auf Pflicht 
und Gewiſſen au Spirituoſa und Eſſig, enblih au Malz und Korn. Die Staatsihulb be= 
ſtand 1861: 1) aus der alten, zum allergrößten Theil ablöslihen Schuld (ſoweit Banco mit 
25 Proc. reducirt) von 4,342028 M. 9 Schill. (1,736835 Thlr. 13 Sgr.); 2) aus der An⸗ 
leihe zur Austiefung der Trave von 1834 von 104700 M. (41880 Thlr.); 3) aud der 
Stantsanleihe von 1850 von 3,200000 Thfrn. (jährlich vom 1. Juli 1855 an mit Y, Proc. und 
von ben erjparten Zinfen ver ausgeloften Obligationen amortifirt), 1861 no 7,725750 M. 
(3,090300 Thlr.). Bon 1851 — 60 in die biäherige Schuld um 1,229463 M. 2 Schill. 
(491785 Ihlr. 71/, Sgr.) durch Abtrag vermindert. Die Anleihe von 1850, die jährlich mit 
Al, Proc. verzinft wurde, ift feit 1861 in eine Aproc. convertirt worden, ine neue 
Anleihe von 3,500000 Ihlrn. zum Behuf des Baues einer birecten @ifenbahn nad Hamburg 
(deren Koften auf 3,600000 Thfr. veranlagt find) iſt im Anfang des Jahres 1863 unter 
fehr günftigen Bedingungen abgefchloffen worden. Die Gefanmteinnahme des Staats im Jahre 
1861 belief ih auf 1,365315M. 91/, Schill. (546126 Thlr.), die Ausgabe auf 1,323472 M. 
9 Schill. (529389 Thlr.) Zu den Binnahmen trugen bie indirecten Steuern und Abgaben bei: 
567001M. 11°/, Schill. (226800 Thlr.), Die Domänen 294487 M. 10 Schill. (99795 Thlr.), 
die dirteten Steuern und Abgaben 216388 M. 1 Schill. (86555 Thlr. 6 Sgr.). Das Budget 
für 1863 rechnet auf eine Einnahme von 1,334450 M. 12 Schill. (538780 Thlr. I Sgr.) und 
eine Ausgabe von 1,300214 M. 4 Schill. (520085 Thlr. 21 Sgr.). 

Befondere Anerkennung verdienen die Beftrebungen, melde Lübeck in neuerer Zeit gemacht 
bat, um fih alle nie Berfehrserleichterungen zu verſchaffen, ohne welche eine Handelsconcurrenz 
mit andern wichtigen Oftfeehäfen nicht möglich gemein wäre. Alles was in diefer Beziehung 
erreicht ift, konnte von ven Nachbarſtaaten, ſoweit dieſelben betheiligt waren, nur mit den größten 
Dpfern erfauft werben. So geſchah es, daß erfl am 15. Det. 1851 die Eifenbahn, welche bei 
Büchen in die Hamburg: Berliner Bahn mündet, dem Verkehr übergeben werben Eonnte. Durch 
Bollendung ber Trajectanftalt über die Elbe und die Bahn vom linken Elbufer nad Liineburg 
wird eine birecte Verbindung zwiſchen Lübeck und dem Welten Europas hergeftellt werben, 
welde indeflen an der Entwidelung zu ihrer vollen Bedeutung wefentlih durch den mecklen⸗ 
burgiſchen Tranfitzoll gehenmt wird. Die Hinderniffe, die dem Bau einer directen Eiſenbahn⸗ 
verbindung mit Hamburg entgegenflanden, find nun jetzt befeltigt, und im Jahre 1865 wird 
diefe Bahn nem Verkehr übergeben werben fönnen. Es ift wahrſcheinlich, daß mit Sicherftellung 
oder Vollendung des Baues diefer Bahn Lübeck aufhören wird ver Endpunkt einer Bahnlinie 
zu fein, und vielmehr einer der Gentralpunfte des nordiſchen Eifenbahnverfehrs werben wird, 
indem eine oftholfleinifche Bahn von Kiel nach Lübeck, eine Bahn von Neumünfter nad) Oldesloe 
(wo fie in die Lüibed- Hamburger Bahn mündet), eine Bahn von Lübeck nad Kleinen in Med- 
Ienburg (mo jle fi) ver Linie Hagenow-Roſtock und Wismar anſchließen würde) in mehr oder 
weniger naher Ausſicht zu ftehen ſcheinen, und wenn erft die noch zwifchen den medlenburgifchen 
und pommerſchen Bahnen befindlichen Lücken ausgefüllt find, fo würde bie directe Samburg= 
Lübecker Bahn, melde Norb: und Oftfee auf dem fürzeften Wege verbindet, ein Glied ver großen 
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norbdeutfchen Gifenftraße fein, die von Schleswig-Holſtein und Hamburg über Lübeck, Mecklen⸗ 
burg und Stettin nach dem Oſten führt. Zu 

Sm Sabre 1862 liefen in den lübeder Hafen ein 1257 Seefchiffe von 88437 Laſten von 
4000 Pfo. metrifches Gewicht. Die Zahl der abgegangenen Schiffe belief ih auf 1270 von 
90627 Laſten a 4000 Pfd. Unter ven angekommenen Schiffen waren 357 Dampfichiffe von 
41507 Laſten, unter den abgegangenen 357 von 41581 Laften. Die lübeder Flagge war unter 
den eingegangenen Schiffen mit 117 von 15784 Laften und unter den abgegangenen mit 127 
von 16630 Laften von 4000 Pfd. metrifches Gewicht vertreten. Die Einfuhr ſeewärts Hatte 
1861 ein Bruttogewidt von 255,700160 Pfd. und einen Werth vun 21,901598 M. Ert. 
(8,760636 Thlr. 21 Sgr.); die ganze Einfuhr hatte ein Gewicht von 373,497218 Bid. Brutto 
und einen Werth von 64,972847 M. Ert. (25,989138 Thlr.); der größte Werth ver Einfuhr, 
8,041265 Thlr. 18 Sgr. fam aus Hamburg; demnächſt aus Rußland und Finnland 5,099546 
Thlr. Da die Ausfuhr feinerlei Gontrole unterliegt, fo kann fie nicht genau angegeben werben. 
Die Zahl der unter lübeckiſcher Flagge fahrenden Schiffe betrug im Februar 1863: 49 von 

5743 Laften a 4120 Pfo., unter welchen LO Seedampfſchiffe von 1502 Laften von 1620 Pferde⸗ 
fraft und 3 Flußdampfſchiffe von 40 Laften und 150 Pferdekraft. 

Die Volkszählung von 1. Sept. 1862 ergab eine Bevölkerung der Stadt von 12347 männ: 
lien und 14902 weiblichen, zufanımen 27249 Perfonen, ver Vorſtädte von 2187 männlichen 
und 2462 weiblihen, zufanımen 4649 Perfonen, der Landbezirke von 6223 männliden und 
6236 weiblihen, zufunmen 12459 Berjonen, oder eine Geſammtbevoͤlkerung von 20757 
männlichen, 23600 weiblidden, zufammen 44357 Berjonen. Seit 1857, in weldhen Jahre 
die legte Zählung flatigefunden hatte, war die Bevölferung um 1132 Perfonen gemadfen (Die 
Zunahme in der Stadt betrug 9 männliche und 568 weibliche Individuen), während fie von 
1845 —51 um 523, von 1851—57 un 540 zugenommen hatte. 

Der'Titel des lübeckiſchen Staats war früherhin: „Kaiſerliche Freie und des Heiligen Rö- 
miſchen Reihe Stadt Lübeck“; feit Aufhebung des Reichsverbanded nannte fie ſich „Freie Haufe: 
ſtadt“, jet „Freie und Hanſeſtadt“. 3. Ern ſt. 

Ludwig XIV. und ſeine Monarchie. Es iſt wol nicht zu viel behauptet, wenn wir an⸗ 
geſichts aller politiſchen Bewegungen der Gegenwart die Meinung hegen, daß es mit der Abſo⸗ 
lutie im civiliſirten Europa für immer vorüber ſei. Nur eine verhältnißmäßig kurze Zeit lang 
war ihr die Herrſchaft beſchieden: erſt in den neuern Jahrhunderten entſtanden, iſt ſie nun be⸗ 
reits der veränderten Geſinnung der Menſchen erlegen und hat ſelbſt aus ihren ſicherſten 
Stätten vor dem andringenden Geiſte des Conſtitutionalisomus zurückweichen müſſen. 

Die Abſolutie theoretiſch bekämpfen zu wollen, wäre daher ein ziemlich überflüſſiges Unter⸗ 
nehmen. Etwas anderes iſt es, dieſe denkwurdige Erſcheinung im Leben der modernen Staaten, 
gerade weil ſie bereits der Vergangenheit angehoͤrt, einer leidenſchaftsloſen hiſtoriſchen Betrach⸗ 
tung zu unterwerfen, ihr Emporkommen ſowol als auch ihren raſchen Verfall aus ihrem 
innerſten und eigenſten Weſen zu erklären. 

Nur zu leicht iſt man geneigt, einem Princip, das ſich ausgelebt hat, alle Lebenskraft über: 
haupt, auch für die frühern Zeiten, abzufprechen. Und doch hieße ed an die Sklavennatur bed 
Menſchengeſchlechts glauben, wollte man annehmen, das abſolute Koͤnigthum habe ſich ven Völ: 
fern wider ihren Willen und ohne aus ihrem Bedürfniß hervorzugehen, aufgedrängt. Vielmehr 
ift es Die Aufgabe der Geſchichtſchreibung, ven Nachweis zu führen, daß der Abſolutismus in 
feiner urfprünglichen Geftalt allerdings dad Gefammtintereffe der Nation repräfentirte, daß er 
mit dem vollen Gefühle feined Berufs das ernflefte Streben, mit vem Streben va8 Können ver: 
band, und daß ihm Die Gedanken und die Gefühle ver Menfchen zugewendet waren. In gleicher 
Weiſe wird die Geſchichte zu zeigen haben, wie der abfolute Ginzelmille, da ed ihm an einem 
Gorrectiv fehlte, der Gefahr nicht entgangen ift, zu irren, und wie dieſe Irrthümer ven Völkern, 
welche unter feiner Leitung fanden, und ihn felbft verhänguißvoll geworben find. 

Welche Volksgeſchichte aber böte einen geeignetern Beleg für die Großartigkeit zugleich und 
bie Ungulänglichfeit ver abfoluten Monarchie ald die franzöfliche, in der wir während deſſelben 
Jahrhunderts einen König den Gipfel menſchlicher Macht erklimmen, einen andern das Schaffot 
befteigen ſehen? Ja, mer fiellt das Wefen der Abfolutie vollfommener in fi dar als eben 
jener mächtige Ludwig XIV., den die Franzoſen ven Großen nennen, ber während einer mehr 
als funfzigjährigen Alleinherrſchaft alle Heilen und dunkeln Seiten feines Regierungsprincips 
zu entfalten Gelegenheit Hatte, der nacheinander fi die Sympathien und Antipathien, ben 
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Segen und ven Fluch der Nation erwarb, unter dem Frankreich fein goldenes Zeitalter feierte 
und zu den ſturmvollen Tagen Ludwig's XVI. fi vorbereitete? 

Inden wir daher fein Leben zum Begenflande unferer Darftellung machen, wird und ber 
Vortheil, den größten unferer deutſchen Hiftorifer, Leopold Ranke, einem ver neueften unter 
den Gefchichtichreibern ded Königs, ald Gewährsmann folgen zu können, einem Hiftoriker, 
der, bei aller Wärme für Die ewigen Interefien dev Menſchheit, doch zugleich alles Bedeutſame 
und Geẽwaltige in feiner ganzen Bigenartigfeit zu erfaflen und hinzuftellen verſteht. 

L. brauchte für den abfoluten Staat nicht völlig neue Grundlagen zu ſchaffen; es hatten 
ihm darin die beiden Minifter während der Negierungszeit feines Vaters und feiner eigenen 
Minverjägrigfeit, Richelieu und Mazarin, trefflich vorgearbeitet, und 2. vollendete eigentlich 
sur das von ihnen begonnene Werf. Aber darin liegt gerade die Wichtigkeit feines Auftretens, 
dag nun der König felbft die Stelle ver Minifter übernahm, daß er jein eigener erſter Minifter 
wurde. Ihm oroneten fi alle jene oppofitionelfen Elemente, die, wie 3. B. die Fronde, fi 
dem Minifterregiment nicht hatten beugen tollen, willig unter; nur fo confolidirte fih die koͤ⸗ 
niglihe Macht. In feiner Jugend freilich Hatte er ſolche Erwartungen keineswegs allgemein 
erregt; man hielt ihn Hier und da für unbefähigt und unfelbilänsig. In der Ihat hatte er, ſo⸗ 
Lange der von ihm hochgeehrte Mazarin lebte, fi ganz ter Leitung dieſes Mannes überlaffen; 
aber um fo fräftiger ergriff er nach dem Tode deſſelben, ein preiundzwanzigiähriger Jüngling, 
die Zügel des Stunts. Mit Widerwillen hatte er von jeher in der franzoͤſiſchen Geſchichte von 
der Stellung der Hausmaier unter den Merovingern gelefen; ex war nicht gemeint, fich in ein 
ähnliches Berhältnig zu fegen. Auf alle Gegenſtände ver Verwaltung erſtreckte ſich feine perſoͤn⸗ 
liche Mitwirkung ; wie oft erichien er felbft im Welde, den Deere zur Aufmunterung, aud nicht 
ohne militärifched Talent ; das Allgemeine wie pas Einzelne interefjixte ihn. Gin jeder feiner 
Untertbanen erhielt Gelegenheit, ji mit Bitten und Beſchwerden an ihn zu wenden; die Fran⸗ 
zoſen follten es willen, daß dad Auge ihres Königs made. Der Diendtagvormittag war 
folcyen Audienzen gewidmet, und Zwifchenfälle, wie der, daß einft ein Bittfteller,, welcher ab- 
ihlägigen Beſcheid erhielt, ven König an Ravaillac erinnerte, konnten L. nicht beſtimmen, in 
viefer Einrichtung eine Beſchränkung eintreten zu laſſen. Daß die päpflliden Schreiben, bie 
an den Hof gelangten, in lateinifcher Sprache abgefaßt waren, war ihm Veranlaffung genug, 
feinen alten Lehrer nochmals herbeirufen zu laffen, um das im Knabenalter Verſäumte nachzu⸗ 
holen. In feinem Eifer für die Gefchäfte kümmerte er fih um die Kormen der Etifette nicht, 
und ed wurde einmal fehr unföniglidy gefunden, daß er jich mit holländischen Friedensunter⸗ 
Händlern in perfönlichen Verkehr einließ. L. Härte e3 feinem Srundfage: „Der Staat bin ih“, 
widerſprechend erachtet, wenn er nicht von allem, was den Staat betraf, gewußt, an allem fi 
betbeiligt hätte. 

Aud in einem andern Sinne noch war ihm dad Ih der Staat. Wie er überall thätig ein: 
griff, jo faßte er auch immer felbftändig feine Entfchlüffe und wehrte jeden fremden Cinfluß auf 
tiefelben ab. Seine Mutter ſchloß er, mit fo großer Pietät er ihr auch font begegnete, von dem 
Conſeil aus. Seine Leidenſchaft für die Valliere widerſtand felbft den Abmahnungen der 
Mutter, aber auf die Befchäfte wirkte fie nicht ein, und ber König befahl feinen Miniftern ein- 
mal, wenn fie je durch eine ſolche Verbindung ihn auch in Staatsfachen beherrfcht fänden, ihn 
darauf aufmerfjam zu machen; er werde fih dann binnen 24 Stunden davon lodzureißen 
wiſſen. Selbſt Frau v. Maintenon beſaß nicht jene Macht über L., die ihr oft zugeſchrieben 
worben ift, Diefe merfwürbige Frau, die, älter ald ver König und von untadelhaftem Lebens- 
wanbel, bie zu feinem Tode ihn an ſich zu feffeln verſtand; urfprünglich Die Erzieherin feiner 
natürlichen Kinder, aber bald fo einflußreih, daß er fi von der Mutter verfelben, Yrau v. 
Monteöpan, trennte; die treue Gefährtin feines Lebens, ohne die er nicht einen Tag fein konnte, 
zu der man ihn in Gefellfhaften Immer und immer wieder zurückkehren und vertraulich ſprechen 
fah — felbft Frau v. Maintenon wurde von den Staatsgeſchäften faft elferfüchtig fern gehalten. 
Sie wußte dad und ging auch auf diefe Eigenthümlichfeit des Königs, wie auf alle andern, 
nachgiebig ein. Wol pflegte der König in ihren Gemächern mit feinen Miniftern Berathung 
zu halten, ſie aber erfchien nicht eher, als bis fie herbeigerufen wurde. Wie fehr 2. ihr gegen⸗ 
über feine Selbflänpigfeit bewahrte, beweift das Beifpiel des königlichen Beichtvaters La Chaiſe, 
den Frau v. Maintenon nicht liebte und doch vergebens aus des Königd Umgebung zu ver⸗ 
prängen fich bemühte. 

Nur mit den Miniftern befprach er jede Staatdangelegenheit; aber auch fie Hatten blos 
eine berathende Stinnme und orpneten fi feinen Entichlüffen unter. Sie waren die Organe 
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feines Willens und weihten feinem Dienfte ihre immenfe Arbeitskraft. Dem Könige zu ge- 
fallen war ihr Ehrgeiz; über ein ungnäbiges Wort L.'s verfiel Eolbert einft in ſchwere Krank: 
heit, und fein Tod im Jahre 1683 war ebenfalld die Folge einer koͤniglichen Mistrauendbezei- 
gung. Blei den Miniftern Eannten au die Generale und übrigen Staatöwürbenträger 
feinen hoͤhern Beruf ald ven Koͤnigsdienſt, Feine höhere Befriedigung als den Beifall des Kö⸗ 
nigd. 2. war in Wahrheit ver Mittelpunkt des Staats; ihm nahe zu flehen, verlieh Inſehen 
und Abel; feine Ungunſt war Vernichtung. Auch in dieſer Beziehung durchbrach er rückſichts⸗ 
108 die Schranfen des Hergebrachten: nit genug, daß er feine natürlichen Kinder legitimirte, 
er bemühte ſich auch, fie mit ven Bringen von Geblüt Durch Heirath zu verbinden, und Die Deutiche 
Herzogin Elifabeth Charlotte von Orleans empfand nicht geringen Schmerz darüber, daß eine 
Tochter der Frau v. Montespan ihrem Sohne zur Gemahlin beflimmt wurde. Was aber vem 
flarfen Legitimitätögefühl einer deutſchen Prinzeffin noch widerſtrebte, ſchien ven franzöflfchen 
Großen vortheilhaft und ehrenvoll,, und die Familie Conde, einft die gefährliche Gegnerin des 
föniglihen Haufes, begrüßte eine folche Verbindung mit Stolz und mit Freuden. Das mon⸗ 
archiſche Princip war zum vollen Siege gelangt; es beberrfchte auch den Geiſt der Literatur. 
Die großen Dichter jener Zeit erkannten in 2. das Muſterbild eines Fürſten und proclamirten 
von der Bühne herab die Nechte des Königthums. Dem Könige, jagt Sorneille an einer Stelle, 
gehört bad Blut eines jeden. 

Aber au in der hoͤchſten Bedeutung des Worts Eonnte-der jugendlich kraftvolle Allein: 
herrſcher Frankreichs es ausſprechen: „Der Staat sin ih!" Er war, ald er die Regierung 
antrat, von dem Gefühle ver Pflichten, die er damit übernahm, und von dem Bewußtſein feiner 
Berantwortlichkeit tief durchdrungen. Nicht fein perfönliches oder dynaſtiſches Intereffe follte 
dad Staatöinterefle fein, er wünſchte vielmehr umgekehrt alle die mannichfaltigen Intereffen 
feiner Unterthanen in ſich zu concentriren und zur harmonifchen Einheit zu erheben. Ihn er: 
füllte das Ideal des Abſolutismus. Und wie dad Ideal ſich niemals erreichen läßt, aber für den, 
der e8 in ſich trägt, auch niemals ohne Förderung bleibt, ſo hat X. in ven erften Jahrzehnden 
feiner Regierung vielfachen Segen um fi verbreitet und Branfreich emporgehoben. Der Aud- 
gang entſprach freilich einem folden Anfange nicht, und er enthalt für alle Zeiten die Lehre von 
der Verwerflichkeit ſelbſt des thatfräftigen, reihbegabten und pflichtbewußten Abſolutismus. 
Aber verweilen wir zunächſt bei den wirklich erfolgreichen Beftrebungen 2.8 für vie Wohlfahrt 
ber franzoͤſiſchen Nation. 

Wir gedenfen nur furz der Sorgfalt, welche er ber Literatur und Kunſt angebeihen ließ. 
Die großen Talente, welche unter feiner Pflege zur Blüte gelangten, waren doch vor ihm ſchon 
entflanden, und die echte Kunft entfaltet ihre Blume aud ohne ven „Strahl ver Fürftengunft‘’. 
Weit dringender bedürfen die materiellen Intereſſen des Volks einer umfaſſenden Kürforge der 
Regierung, und in biefer Richtung war das Wirken L.'s ein überaus bedeutfamed. Denn 
gerade hierin Hatte er viele Sünden Mazarin's gut zu machen. ine feiner erſten Regierungs⸗ 
Handlungen war der Sturz des bisherigen Oberintendanten der Finanzen, Bouquet, der ji 
während feiner Amtsführung viele Unordnungen und Misbräuche hatte zu Schulden fonımen 
laffen. Hierauf wurde die gefamınte Finanzverwaltung einer firengen Unterfugung unter: 
zogen und jeder Unterſchleif und jene Erpreffung ſchonungslos beſtraft. Dur die Einrichtung 
nämlich, Daß der Staat feine Einkünfte den fogenannten Partiſans gegen Entrichtung einer be: 
flimmten Summe verpachtete, war es oft vorgefommen, daß diefe Pächter in Verbindung mit 
den koͤniglichen Beamten ſich durch gewaltfame Gintreibung möglihft Hoher Abgaben über Ge: 
bühr bereicherten. Jetzt mußte jeder, dem ein ſolches Vergehen nachgewiefen werden Eonnte, 
dur Strafgelder, Gefängniß oder felhft mit dem Tode dafür büßen, So floffen 3.3. in den 
Jahren 1662 und 1663 über 70 Mil. Livres an Strafgeldern in die Staatöfafle. Freilich 
ſchritt Golbert nicht dazu, jenes Pachtſyſtem überhaupt abzuſchaffen. Auch ein anderes Radi⸗ 
calmittel wagte er nicht, das für den Volkswohlſtand ſowol wie für den Staatsfhag von großem 
Segen geweſen wäre: die Aufhebung der Exemtion des Adels und der Geiftlihfeit von wer 
Taille. Nur das Eine that er in diefer Beziehung, daß ex viele während der legten Kriegs⸗ 
jahre zu niedrigen Preiſen erkaufte Adelstitel für ungültig erklärte. Die Steuereinnehmer 
aber unterwarf er einer firengen Aufſicht und Eontrole und bemühte ſich beſonders, das Volk 
vor ihrer Willkür zu fhügen. 

Sein Streben ging aber auch dahin, die Leiftungsfähigfeit des Volks zu erhöhen, durch die 
Beförderung der Induſtrie und des Handels, Er lehrte die Franzoſen die venetianiſche Spiegel: 
und Spigenmanufactur, die höllandiſche Tuchbereitung, die englifhe Strumpfwirferei, Die 
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deutſche Metalliwaarenfabrifation ; ja ſelbſt pie Producte orientalifcden Gemerbfleißes wurben in 
Frankreich nachgeahmt. Die ausländiſchen Fabrikate unterlagen einem fo hohen Eingangszoll, 
daß fie mit der einheimifchen Arbeit nicht concurriren Eonnten ; und bei ver Geſchicklichkeit der 
Franzoſen war es nicht zu verwunbern, baß ihre Erzeugnifle bald auch im Auslande geſucht und 
viel gefauft wurden. Diefen Verkehr Frankreichs mit dem Auslande aber ſuchte 2, vor allem 
von dem drückenden Monopol des holländiſchen Zwiſchenhandels zu emancipiren. Er gründete 

deshalb eine oft= und eine weſtindiſche, eine nordiſche und eine levantiſche Handelscompagnie, 
und übertrug diefen vier @efellfchaften die Vermittelung des Wanrenaustaufches zwiſchen 
Frankreich und der übrigen Welt. Er felbft betheiligte fih duch Actienzeichnung an der Her: 
beifhaffung der erforderlichen Kapitalien und veranlaßte auch jeine Beamten zur Subfeription. 
Was anfangs nur fhmahen Erfolg Hatte, gelangte durch die Beharrlichkeit, mit melder vie 
Megierung auf dem einmal betretenen Wege voranging, zu immer nadhhaltigerer Bedeutung. 
An dem Ertrag der Taille fonnte man erkennen, daß der allgemeine Wohlſtand im Zunehmen 
begriffen war, L. erwies ſich durch feine finanziellen, mercantilen und induſtriellen Mapregeln 
als Freund und Förderer des Bürgerflandes. 

Zudem trugen diefe Einrichtungen nicht wenig dazu bei, in ben Franzoſen dad Gefühl der 
Zufammengehdrigfeit zu beleben. Bisher war faft jede Landſchaft gegen die andere durch Zoll: 
häufer abgefchloffen und ver Verkehr wie zwiſchen verfchiebenen Staaten erfchwert. Jetzt wur: 
den, nicht ohne heftigen Widerſpruch — wie e8 an dieſem überhaupt nicht fehlte — jene inneren 
Schranken zum großen Theile niedergeriſſen, und eine gemeinfame Zollinie umfaßte faft alles 
franzoͤſiſche Land. Das konnte nicht ohne die tieffle Wirkung bleiben. Die provinziellen Ge: 
genfäge verwifchten fi und man wurde um jo lebendiger ſich des Gegenſatzes gegen das Aus: 
Iand bewußt. Diefe Wirkung war aber feine zufällige; denn e8 gehörte vielmehr zu den vor⸗ 
nehmſten Abfichten L.'s, die Nation mit ven Gefühle der Einheit zu durchdringen. Frankreich 
ein in fich geſchloſſenes, nach außen Hin unabhängiges Banze: das war die Orundmarime der 
Regierung 8.8, aus ihr erklärt fi feine innere und auswärtige Politik, aus ihr floß aller 
Segen und alles Unheil, das er über fein Land brachte; mit ihr fliehen aud die kirchlich-reli⸗ 
gidfen Irrungen in Zufammenhang, welde Frankreich während feiner Regierung beſchäftigten. 

L. wünſchte zundrverft, Nom gegenüber, die Selbftändigkeit der franzöflichen Kirche zu 
wahren. Er war gut Eatholifch gefinnt und entihloffen, ven Lehrbegriff und den Eultud ber 
römifchen Kirche in feinem Neiche aufrecht zu erhalten. Aber er war nicht ultramontan; In ber 
Autorität, welche pas Papſtthum in Anſpruch nahm, ſchien ihm eine Gefährbung ver Reihe: 
einheit und der eigenen Souveränetät zu liegen. Gr überließ daher lieber der Geiſtlichkeit feines 
Landes vie hoöchſte Entſcheidung in Eirchlihen Dingen und hielt an dem Grundſatze feit, daß eine 
paͤpſtliche Bulle erft durch die Zuſtimmung des franzoͤfiſchen Klerus in Frankreich Geltung er: 
langen könne. Das iſt's, was man unter der gallifantfhen Kirchenfreiheit verſteht. Den 
Principien des Abſolutismus wäre es freilich angemeſſener geweſen, dad Koͤnigthum ſelbſt mit 
dieſem geiſtlichen Supremat auszuſtatten; denn wie, wenn nun der Klerus mit dem Willen des 
Königs in Widerſpruch trat? Dem Koͤnigthum fehlte es dann an jeden geſetzlichen Mittel, 
den Widerftand zu brechen, und vie gallikanifche Kirchenfreiheit war ſonach ein wirklich freiheit: 
liches Element in der fonft fo fireng monardifchen Ordnung des Staats. 2. follte das in den 
legten Jahren feines Lebens noch felbft erfahren. Zunächſt aber Fam ed ihm darauf an, den 
ausländischen Einfluß abzuwehren, und wol nie waren Koͤnigthum und Klerus inniger ver: 
bunden ala während des größten Theils der Regierungszeit 2.8. | 

Den Anlaß zur Beroegung gaben die janfeniftifhen Streitigkeiten. Aud die Janfeniften 
waren gute Katholiken ; wurde doch der Libertritt des hugenottiſchen Turenne zum Katholiciomus 
der Wirkung eines janfeniftifhen Buches zugefhrieben. Die Lehre Janſen's erftrebte vor 
allem eine Vertiefung des innern religiöfen Lebens; daher der fittlih beſſernde Einfluß der⸗ 
felben auf ihre Anhänger, daher ihre mächtige Wirkung auf Srauengemüther, daher das Mär 
tyrerthum der Nonnen von Portroyal. Bine folde Lehre ſtand freilich mit der laxen Moral 
der Jeſuiten nicht in Einklang, und diefe traten ihr deshalb feinnfelig entgegen. Sie bewirkten, 
daß der Papſt fünf Säge aus Janſen's, Auguſtinus“ als ketzeriſch verdammte; und ald Die Jan⸗ 
feniften behaupteten, ihr Meiſter habe jene Säge gar nicht in dem Sinne gelehrt, in welchem fie 
vom Papſte verurthellt worden wären, fo fepten bie Gegner ed dur, daß dieſer Ginwurf in 
einem Formular zurückgewieſen wurde, welches jeder Biſchof des Reichs feinen Untergebenen 
zur Unterfchrift vorlegen follte. Mehrere Brälaten und aud jene gelinnungdtreuen Nonnen 
von Bortroyal verweigerten hartnädig die Unterfchrift; bald aber verbarben die Jejuiten durch 
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übertriebenen Eifer ihr eigenes Werf, Sie ftellten die Behauptung auf, der Papſt, auf dem 
der Geift Gottes ruhe, ſei unfehlbar ; er könne ſich nicht allein über die Lehre, ſondern auch über 
Thatſachen nicht irren. Er Hatte alfo, das folgte daraus, den Sinn Janſen's richtig verflannen 
und der Janſenismus war Keberel. Hiergegen nun richtete ſich jegt Die allgemeine Polemik: es 
fei ein Sakrilegium, vem Papſte göttliche Unfehlbarkeit zugufchreiben; zu welchen Anmaßungen 
müffe dad auch führen; mit gutem Grunde könne man daraus für ven Papſt dad Recht herleiten, 
Fürften zur Verantwortung zu ziehen. Solche Argumente verfehlten ihren Cindruck nicht; ber 
König, der bisher das Formular gebifligt, zeigte. jich ploötzlich den Janſeniſten gemeigter; es 
wurden von neuem Unterhandlungen eröffnet und der Papſt fah fich zur Nachgiebigkelt be⸗ 
wogen. Man verftännigte fih dahin, daß das Formular wol unterzeichnet werben follte, doch 
mit der Ginfhränfung, daß man, ven päpftlihen Ausfprücen über Thatſachen gegen: 
über, nicht zum Glauben, fondern nur zu ehrerbietigem Stillſchweigen verpflichtet ſei. Zu 
diefem Abkommen Fam es im September des Jahres 1668. Wie fehr ſich ver Janſenismus 
jegt der koͤniglichen Gunſt zu erfreuen hatte, iſt am beften daraus zu erfehen, daß Bomponne, 
ein Anhänger deſſelben, nach dem Tode Lyonne's Minifter des Auswärtigen wurde. 

Schon das naͤchſte Jahrzehnd jedoch führte eine Veränderung herbei. Der König beſaß von 
alter8 ber das Net, in vacant gewordenen Bisthümern bie Erträge einzuziehen, fowie bie 
kirchlichen Amter zu vergeben; man nannte dies Recht die Regale. Nur Guyenne, Languedoc, 
Provence und Dauphine waren dayon audgenonmen. Im Jahre 1678 jedoch dehnte 2. vie 
Regale auch über diefe vier ſüdllchen Provinzen aus und erregte dadurch den Widerſpruch 
einiger janfeniftifh gefinnter Biſchoͤfe daſelbſft. Der Erzbiſchof von Touloufe, ihr Metropo⸗ 
litan, tabelte fie deshalb; ſie appellirten jedoch an den Papſt, damals Innocenz XI, und er: 
langten beffen vollen Beifall. In einem Breve vom 1. Jan. 1681 bedrohte der Papft die Res 
galiften mit der Ercommunicatfon. Der König berief ein Nationalconcilium, dem er bie 
Streitfrage zur Entſcheidung vorlegte. Er kam vemfelben dadurch entgegen, daß ex bei Be: 
ſetzung geiftlicher Aniter auf die Fanonifhen Vorſchriften Rückficht zu nehmen verfprady. Hier: 
auf proclamirte die Berfammlung in den vier berühmten Artikeln der Gallikaniſchen Kirche bie 
Selbftändigfeit der weltlihen Macht gegen jeglihen Eingriff, fowie bie Unterorpnung des 
Papſtthums unter die Autorität ver Goncilien. Der König und der Klerus machten fo ge⸗ 
meinfame Sache gegen den römischen Stuhl; Frankreich bildete auch In kirchlicher Beziehung ein 
geſchloſſenes Ganze. , 

Erft allmählich geftalteten fich Die Beziehungen zum Papſte wieder freundlicher, vem Janfe= 
nismuß jedoch hatte L. fortan töplihen Haß geſchworen, und die Vekämpfung defielben ſollte 
ihm noch die legten Tage feine Lebens verbittern. Ein Buch von Pascal Duesnel: „Mora: 
liſche Betrachtungen über das Neue Teftament”, wurde damals viel gelefen; ſelbſt Noailles, ver 
Erzbifchof von Paris, empfahl e8 ald Erbauungsſchrift. Den Iefuiten jedoch gelang ed, dem 
Buche eine Menge janfeniftifcher Ketzereien nachzuweiſen und beim Papfte die Bulle Unigenitus 
gegen baffelbe zu erwirken. Der König wünfchte nun, der gallifanifhen Kicchenverfaflung 
gemäß, den franzöfifchen Kierus zur Annahme der päpftlihen Derpammungsbulle zu beiwegen. 
Aber Noailled und acht andere Biſchoͤfe widerfepten ji diefer Zumuthung, und ber König 
ftarb, ohne die Sache zum Austrag gebracht zu haben. 

Er hatte ſich, nächſt ver. Abwehr hierarchiſcher Übergriffe, auch dies zum Ziele gefegt, die 
Fatholifche Lehre zur ausfchließlihen Geltung bei feinen Interthanen zu bringen. Der Janfe- 
nidmus, wie wir eben ſahen, widerſtand dieſem Beftreben; weit ſchwerer aber wurbe eine an- 
dere, größere Abweichung, die Hugenottifche, von jenem unglüdfeligen Uniformitätoprincip ge⸗ 
troffen, " 

Es mar ein vielverbreitetes Vorurtheil der Fatholifhen Meaction jener Zeiten, daß das 
Gedeihen des Staats von der Einheit des Bekenntniſſes aller feiner Bewohner abhängig fei. 
Bildet doch der Staat eine Welt im Kleinen, und worauf beruht die Entmwidelung der Welt ale 
auf der unendlichen Dannichfaltigkeit ver Erfheinungen, auf dem mehr oder minder frieblichen 
Zufammenfloß der Gegenſätze? Es wurde damals vielfach behauptet, au 2. war von biejer 
Anſicht beherrſcht, daß die Anhänger ver neuen Lehre Über Die Grenzen ihres Baterlandes Hin- 
aus mit ihren Gefinnungsgenoffen einen Zufammenhang unterhielten, der im Augenblid ber 
Entſcheidung ſich fefter ertweifen koͤnnte, als das Band ver Vaterlandsliebe. Wenn aber je ver 
Unterſchied des Bekenntniffes dem Patriotismus In folder Weife Abbruch thut, wahrlich, ba 
ift nicht Die Religion, fondern der Religionsdruck die Urſache folder Verirrung; erſt das in 
feinen heiltgften Gefühlen verlegte Gemüth, erft das Durch bitten Zwang geängftigte Gewiffen 
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wenbet fi trauernd vom Baterlande ab, das ihm feine Wohlthaten verfagt, und erwartet von 
außen her feine Erloͤſung. 2. felbft ſprach fih im Anfange feiner Regierung, 1666, dahin 
aus, die Sugenotten felen ihm nicht minber treu ergeben als feine andern Unterthanen und ver: 
dienten deshalb eine gleich gütige und rückfichtsvolle Behandlung. Seine erſten Beftrebungen 
waren daher auf eine friebliche Reunion ber beiden Neligionsparteien gerichtet; durch manche, 
katholiſcherſeits bewilligte, Conceſſionen hoffte er vie Reformirten mit der Kirche zu verföhnen. 
Erft als diefer Berfud an dem Widerſtande der Hugenotten gefigeitert war, erfüllte ſich die 
Seele L.'s mit Abneigung gegen die Befenner der neuen Lehre, die ſich des ausfchließlichen Be⸗ 
ſitzes der Wahrheit rühmten und ſich erfühnten, die Religlon ihres Königs mannichfacher Irr= 
thümer zu zeihen. Er war nun entföhloffen, dem Proteftantismus in Frankreich ein Ende zu 
machen, und zwar zunächſt durch Einſchränkungen aller Art, die mit dem hugenottiſchen Grund⸗ 
gefeg, dem Edict von Nantes, nicht geradezu in Widerſpruch fanden. Der Tibertritt zum Pro: 
teftanttsmud wurbe verboten; Katholik zu werden aber jhon dem fiebenjährigen Knaben gegen 
ven Willen feiner Altern erlaubt. Jedes neugeborene Kind mußte binnen 24 Stunven getauft 
fein, ſodaß oft, in Abweſenheit eines reformirten Geiſtlichen, der katholiſche Priefter des Orts 
bie Taufe vollzog. Die gemifchte Ehe wurde unterfagt. Man ſchloß bie Hugenotten von allen 
Amtern und Pachtungen aus; man beſchuldigte fie leichthin ver Beleidigung des katholiſchen 
Cultus und ftrafte fie dafür mit Schließung ihrer Kirchen. Als aber mit alledem nichts erreicht 
wurde, ſchritt man zu drüdendern Mafregeln gegen Cigenthum und Berfon. Bei Eintrei: 
bung der Taille gemährten bie Intendanten ven katholiſchen Unterthanen fowie den Bekehrten 
die größten Erleichterungen auf Koften der Neformirten. Bor allem wirkte Louvois durch feine 
Dragoner. Er ſchickte Einquartierungen in die von Hugenotten bewohnten Stäbte und Dörfer, 
vertbeilte fie in die Häuſer derſelben, zog fie da wieder zurück, wo ver Bedrängte endlich befehrt 
war, und vermehrte fie in ven Häufern der Standhaftern, bis zulegt alle ſich dem unerträglichen 
Drude fügten. Denn die Soldaten hauften wie in Feindes Land: die Wohnungen wurden 
niedergeriflen, die Möbel zertrummert, Greiſe geichlagen und Frauen mishandelt. Der Über: 
tritt geſchah in Maffe; der König war von dem Refultat im hoͤchſten Grabe befriedigt. Jetzt 
lieh er denen fein Ohr, melde ihm über die gegen eine förmliche Aufhebung des Ediets von 
Nantes gehegten Bevenfen Hinweghalfen. Dies Edict, fo hieß es, feteinft nur zur Verhütung 
eined Bürgerkriegs erlaffen worden; eine ſolche Gefahr beftebe nad fo zahlreichen Bekehrungen 
nit mehr. Ja, die noch Schwankenden wuͤrden durch ein offen ausgefprochenes Wort des Koͤ⸗ 
nigs, wie es der Widerruf des Edicis wäre, unzweifelhaft zum Übertritt bewogen werben. 
Auch vom Auslande war nichts zu fürdten, denn in England, ver wichtigften Stätte ned Pro: 
teftantismuß, hatte foeben der katholiſch gefinnte Jakob II. den Thron beftiegen. Und fo erfolgte 
am 22. Oct: 1685 die Aufhebung des Ediets von Nantes: den Hugenotten wurbe nicht das Ber 
fenntniß, aber die gemeinfame Religionsübung unterfagt; bie Prediger wurden aud dem Lande 
verbannt, den Übrigen Hingegen die Außmanderung verboten. Factiſch unterdrückte man durch 
das fortgefegte Syflem der Dragonnaben auch das Privatbekenntniß, und die Flucht blieb das 
einzige Rettungsmittel der Olaubenstrenen, die Flucht, welche diesmal nicht geringern Muth 
erforderte als fonft ver Widerfland. Wie mancher Unglückliche wurbe von ven Berfolgern ein⸗ 
geholt und ind Gefängniß geworfen oder zur Galerenſtrafe verurteilt! Einen verbienftvollen, 
geachteten Dann, ve Marolles , brachte man von Strasburg, wo er ergriffen worben war, an 
die Kette geſchmiedet nad Parts, aber ſelbſt unter dem Drud der Kette ließ er fih das Wort 
nicht erpreffen, das ihn gerettet Haben wide: ihm mangele nichts, fagte er, er lebe zufrieden. 
Eines fo erhabenen Martyriums zeigte fih der franzöfifche Proteflantismus fähig! Noch 
18 Jahre fpäter, im Jahre 1703, fehritt er fogar zum bewaffneten Widerſtande, und wer will 
fagen, welche Dimenflonen diefer Aufftand ver Camiſarden In den Gevennen hätte gewinnen 
fönnen, wenn die auswärtigen Feinde, mit denen Frankreich damals im Kriege lag, ihn recht⸗ 
zeitig unterftügt hätten? 2. Hatte einen edeln Beſtandtheil der Nation einen eiteln Wahne 
geopfert. Die Gugenotten, man ſchätzte fie auf 1, — 2 Mill., hatten zu ben betriebfamften, 
und wohlhabendſten Bewohnern des Landes gehört; auch auf den verſchiedenen Gebieten get: 
fligen Strebens, insbeſondere in der theologifchen Wiſſenſchaft, hatten fie Treffliches geleiftet. 
AU dieſe materielle und geiftige Blüte war nun für Frankreich verloren, und eine ſcheinbare 
Glaubenseinheit mußte ihm dafür als Entſchäͤdigung dienen. Es iſt dieſelbe Glaubenseinheit, 
aus welcher der Rationalismus und Atheismus des 18. Jahrhunderts hervorgegangen iſt. 
Wenden wir uns nunmehr zur Betrachtung der auswärtigen Politik L.'s, fo bezeichnen wir 
fle mol am richtigften als dad Beftreben, Frankreich durch Vergrößerung feiner Mat volte 
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Selbſtändigkeit und Sicherheit zu verfchaffen. Ihm lag e8 fern, nach Art der großen Eroberer, 
bon denen bie Geſchichte erzählt, die Welt duch Waffengewalt feinem Seepter unteriwerfen zu 
wollen; die Suprematie, welche er erſtrebte, follte ihn zum erſten, nicht zum alleinigen Fürſten 
Europas maden. Sein Wort follte geachtet, gefürchtet, entſcheidend fein im Rathe der Völker, 
aber vor allem dadurch, daß Frankreich gerüfteter, geſchützter daſtand, als irgendein anderer 
Staat, dap er ed, um mit Bofſuet zu reden, zu einer einzigen Feſtung machte. Daher vie Exrhö- 
hung der Land > und Seemacht; die Landarmee betrug in Friedenszeiten, bei einer Bevölkerung 
von nur 15 Mill., mehr ald 150000 Mann; vie franzoͤſiſche Marine zählte 100 Linienjchiffe, 
die englifhe nur 60. Zur Erreihung jenes Zield aber fchien ihm auch eine Erweiterung ber 
Grenzen feines Reichs erforderlich, ſowol nad) Norden hin gegen die Niederlande als auch auf 
ber deutfchen und italienifchen Seite. Die Kriege, welde er zu dieſem Zweck unternahm, er: 
hielten dadurch einen nationalen Charakter, ver es erklärlich macht, daß die Franzoſen zu wie: 
derholten malen in patriotifhem Aufſchwung die Sache ihres Königs unterflügten. An- 
dererſeits aber vertrug ſich eine ſolche Politik unmögli mit den Intereffen ver Nachbarn; denn 
was Sranfreih duch feine neuen Erwerbungen an Sicherheit gewann, wurde für bie andern 
ein gleich erheblicher Verluft. Als einft die Franzoſen auf Luremburg Anſpruch machten, weil 
fie ohne den Beſitz dieſes Orts ſtets für Thionville und Longwy fürchten müßten, erwiderte der 
ſpaniſche Geſandte mit Recht: „Wer fichert und felbft alsddann vor Thionville und Longwy?“ 
Aber dad war das Bigenthümliche der Politif 2.8, daß ex mit rüdjihtölofer Gewaltfamfeit das 
einfeitige Intereſſe Frankreichs geltend machte. Er beſchwor dadurch eine Oppofition herauf, 
die ſich allmählich zum Syſtem des europäifchen Gleichgewichts entwickelte und ihn ſchließlich 
zwang, fi dieſem oberflen Orundfage des modernen Staatenlebens zu beugen. Die Völker 
Europas waren einig genug, ein ſolches uͤbergewicht Frankreichs, das ihre materielle und gei- 
flige Freiheit bedrohte, von fi abzuwehren. Weit mehr in dieſer Gegenwirkung als in dem, 
was L. jelbf unternahm und vollbrachte, liegt die weltgefchichtliche Bedeutung der ausmärtigen 
Politik Frankreichs im Zeitalter L.'s. XIV. 

Der erfte Angriff galt den fpanifchen Niederlanden, deren Erwerbung ſchon zu Richelieu's 
Lieblingsplanen gehört hatte. Turenne wies in einer Denkſchrift nach, daß ver Beñitz dieſer 
Provinzen für die Sicherung der nördlichen Grenzen unentbehrlich fei: der Feind Eöune von 
dort aus binnen vier Tagen Paris erreihen. Für ein fo dringend empfundenes Bedürfniß 
fand fih denn auch bald der erforderliche Nechtsaniprud. Des Königs Gemahlin, Maria 
Thereſia, ältefte Tochter Philipp's IV. von Spanien, hatte zwar bei ihrer Verheirathung auf 
bie Erbfolge in Spanien Verzicht geleiftet; nach dem Tode ihres Vaters jenoch wandte L., den 
Deductionen dienſteifriger Rechtögelehrten folgend, dad in den Niederlanden geltende Privat: 
erbrecht, jus devolutionisgenannt, auf flaatlihe Verhältniſſe an und forderte für feine Gemahlin 
Die beigijchen Lande. Er hatte feinen Zweck anfangs auf dem Wege der Unterhandlung zu er: 
reihen gehofft, indem er für bie Abtretung biefer Provinzen in vie Wiedervereinigung Portu⸗ 
gald mit Spanien zu willigen verſprach. Als die fpanijche Negierung jevod auf feine Bor: 
ſchlaͤge nicht eingehen wollte, entfchloß er ſich zur fofortigen Occupation bed Landed. Da jegte 
die Tripleallianz feinem Vorbringen ein Ziel: ver erſte Fall einer diplomatiſchen Intervention 
unbetheiligter Mächte. England und Holland, im Kriege mitelnander begriffen, fchloflen 
Frieden und beide, im Verein mit Schweden, nöthigfen L., fich mit einem Theile der eroberten 
Gebiete zu begnügen, die Freigrafſchaft aber ven Spaniern wieder heraudzugeben. 

Daß Oſterreich fich jener Allianz nicht angefchloflen, hatte feinen Grund in geheimen und 
anderthalb Jahrhunderte geheim gebliebenen Verhandlungen L.'s und des Kaiſers Leopold, 
deflen Gemahlin Margaretha Therefia ebenfalls eine Tochter des fpanifhen Königs Philipp 
war, wegen einer eventuellen Theilung der fpanifhen Monarchie: Verhandlungen, die freilid 
ohne Folgen blieben, da Karl IL von Spanien, der Nachfolger Philipp's IV., an deſſen Lebens⸗ 
fähigkeit man damals zweifelte, noch länger ald 30 Jahre den ſpaniſchen Thron innebehielt 
Dem Könige von Branfreih war jedoch auch jener Dreiftantenbund unerträglid, und fein 
naͤchſtes Beſtreben ging dahin, ihn zu fprengen. Nachdem ein Verſuch, Holland zu gewinnen, 
geſcheitert war, gelang e8 ihm, dieſe Republik vollftändig zu ifoliven, namentlih England unt 
Schweden, ihre bisherigen Alliixten, in Feinde derfelben zu verwandeln. Es wäre ein außer: 
orbentlicher Erfolg ver franzoͤſiſchen Monarchie gewefen, wenn ihr das Unternehmen, jenen adf: 
ftrebenden Freiſtaat zu zertrümmern, geglüdt wäre; es hätte einen Sieg des monarchiſchen 
Principe über das republikaniſche, des Katholicismus Über den Proteſtantismus, des Mercan: 
tilſyſtems über das Freihandelsprincip bebeutet; das freie Denken und das freie Wort, in 
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Frankreich unterdruͤckt und verfolgt, hätte dann auch feine ficherfte Zuflucktöftätte verloren. Daß 
es dahin nicht kam, war einer abermals ſich bildenden Coalition zu danken; denn nicht der 
Sturz des Johann de Witt, nicht die Durchſtechung ver Dämme, nit Sturm: und Xhaumetter 
hätte Holland aus der Gewalt des übermächtigen Gegners gerettet; fiegeögewiß war 2. nach 
ſelbſterrungenen glänzenden Erfolgen nad St.:Germain zurückgekehrt. Aber wider alles Er⸗ 
warten fchloflen zunächſt Spanien und Öfterreich mit der bebrängten Republik einen Vertrag, 
zwei katholiſche und monarchiſche Mächte mit der proteflantifgen, erft jüngft von dem Haufe 
Habsburg abgefallenen Republik: ein Greigniß, noch merfmürbiger als die Bildung der Triple: 
allianz. 2., keineswegs außer Fafſung gebracht, ergriff vielmehr die Dffenfive; er ließ das 
Elſaß befegen und behauptete es, dank der Uneinigkeit der deutſchen Heerführer, denen Turenne 
mit einheitlichen Dberbefehl gegenüberfland. Leibniz vergli damals den König mit einem 
gelibten Fechter, feine Gegner mit Anfängern und Stümpern. Es ift befannt, wie es Frank⸗ 
reich gelang, den Kurfürften Friedrich Wilhelm von Brandenburg, ber an der Seite bed Kaiſers 
fämpfte, durch einen Binfall ver Schweden in fein Land — nicht zu überwältigen, denn Die 
Schlacht bei Behrbellin gehört zu den glorreichften Begebenheiten der brandenburgiſchen Ge⸗ 
ſchichte — aber doch vom Hauptfampfplage für die ganze Dauer des Kriegs zu entfernen. Noch 
mehr! Indem Johann Sobiefki zum NAbfchluffe eines Friedens mit ven Türken beivogen 
murbe, gewannen biefe gegen Rußland, das infolge deflen von Schweden ablaffen mußte, und 
gegen Oſterreich freie Hand, und fo verſtand es L., die beiden Hauptmächte Deutſchlands, Bran⸗ 
denburg und Oſterreich, letzteres obendrein noch durch Inſurgirung Ungarns, in ihrer Action 
zu lähmen. Aber nun ſchloß ſich auch England, das ſchon früher von der Verbindung mit 
Frankreich zurückgetreten war, den Gegnern Frankreichs an. L. fing daher an, auf einen mög: 
lichſt vortheilgaften Friedensſchluß bedacht zu fein: mit jenem Staate, deflen Vernichtung ber 
Krieg hatte herbeiführen follen, knüpfte er zuerft wieber Unterhanblungen an; bald trennte ſich 
auch England von ven Verbündeten und ed fam zum Nimmeger Frieden (1678), in welchem 
Holland alles im Kriege verlorene Land wieder zurückerhielt, Spanien aber die Franche-Comte 
und die wichtigſten nieverländifchen Pläge an Frankreich abtreten mußte und der Große Kurfürft 
feine Erwerbungen in Schwerifh: Pommern wieder herauszugeben verpflichtet wurde. So ge= 
ſtärkt Frankreich aus den holländiſchen Kriege hervorging, fo demüthigend envete er für das 
Deutfche Reich. 

Diefem ftanden jegt überhaupt Jahre größter Gefahr und Schmach bevor. L., der dur 
£riegerifche und diplomatiſche Mittel fih einer großen Eoalition gegenüber aufrecht erhalten und 
zum ‚gewaltigften Machthaber in Europa emporgeſchwungen hatte, richtete feine Eroberung®= 
plane nımmehr gegen daß vielgefpaltene Deutfchland. Wiederum leitete ihn zunächſt der mili- 
taͤriſche Gefihtspunft; zur Behauptung Lothringens ſowol als der neuerwmorbenen Freigraf⸗ 
{haft fhien ver Beflg des Elfaß unerlaßlih. Und mie einfl vem Verlangen nad Belgien das 
Devolutionsrecht zu Hülfe gelommen war, fo wurben die neuen Anſprüche durch eine einfeltige 
Auslegung des MWeftfäliihen Friedens-Vertrags unterflügt. In der That fehlte e8 gerade den 
Frankreich betreffenden Beflimmungen beffelben, und zwar nicht durch Zufall oder Nadläffig- 
keit, an Präciſion; man batte ſich über die flreitigen Punkte nicht verflänpigen Fönnen und fie 
daher lieber mit Stillſchweigen übergangen. Es waren bie Diftriete der drei Biöthümer Dieg, 
Toul und Berdun an Frankreich abgetreten worvden: aber ob darunter nur das weltliche oder 
auch das klrchliche Gebiet verfelben zu verftehen ſei, tft unentſchieden gelaflen; auch fiber bie 
Stellung der von den Bisthümern abhängigen Lehnsträger des Reichs ift nichts gejagt. Das 
Haus Ofterreich hatte die Landvogtei über vie elfäfftfchen Zehnftänte an Frankreich aufgegeben, 
den bißher reih8unmittelbaren Ständen und Stäpten jedoch bie Fortdauer ihrer Unabhängigkeit 
in keineswegs unzweifelhafter Weiſe gefichert. Jetzt feßte 2. auf Grund jener Briedensartifel 
feine berüchtigten Reunionen ins Wert. Was durd die von ihm gebilveten drei Gerichtshöfe 
der franzöfifhen Krone zuerkannt wurbe, nahm er in feiner Weife fogleich nit nur in An= 
ſpruch, fondern in Beſitz. Das franzöflfhe Wappen wurbe angefihlagen, der Eid der Treue 
geforvert, jeder wiverfirebende Beanıte verjagt. Bine Eroberung ohne Schwertftreih! Dem 
Angriff auf Belgien war einft Holland, dem Cinfall in Holland das Deutſche Reich entgegen: 
getreten; wer ſchuͤtzte jetzt das Reich gegen die ihm gefchehene Vergewaltigung? Es hätte ſich 
fetöft Helfen follen und können! Aber Kaifer und Reich legten Verwahrung ein und ließen es 
damit genug fein. Ja fie entfernten ihre Befakung aus der freien Stabt Straßburg und über- 
lieferten fie wehrlod dem franzdflichen Angriff. Ob einige Rathsherren durch Beſtechung ge⸗ 
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mwonnen waren, iſt noch immer nicht ausgemacht; in feinem Kalle Eonnte bie Stadt, in deren 
Dienft kaum 400 Kriegdleute von Gewerbe flanden, an ernflliche Begenwehr denken, ohne ein 
ähnliches Schickſal zu erfahren, wie wenige Jahre fpäter (1684) die Stadt Genua, bie der 
König durch ein heftiged Bombarbement verwüſten ließ, weil fie fly weigerte, ihm wegen angeb⸗ 
licher Feindſeligkeiten Genugthuung zu geben. Wol wurbe angefichts folder Bemwaltfamfeiten 
mande Stinme des Unmuths laut; dad Haus Habsburg, fo hörte man wol fagen, ſei unfähig, 
das Reich zu [hügen. Aber dieſe Erbitterung führte, ſtatt zu patriotifchen, vielmehr zu höchſt 
"gefährlichen, verzweifelten Entſchlüſſen. Der Große Kurfürft, noch über ven Abfchluß des Nim⸗ 
weger Friedens ergrimmt, trat mit 2. in enge Verbindung und verſprach ihm feine Stimme bei 
der nächflen Kaiferwahl, während ver König ſich anheifhig machte, ven. Kurfürfter in Pom⸗ 
mern und Schlefien zu unterftügen. In welcher Lage befand fi das Rei: Entzweiung im 
Innern, der Weften dem Raubanfalle Frankreichs preißgegeben, während von Oſten Her ver 
türkiſche Großvezier mit 200000 Mann gegen Wien vorrüdte. Diefer bedrängten Lage ent- 
ſprach das übermüthige Benehmen Frankreichs auf dem Reichstage zu Regensburg; von einer 
definitiven Anerkennung der Reunionen fah e8 fürd erſte zwar ab, aber es forberte ven Ab: 
ſchluß eines Iangjährigen Stillſtandes und ſetzte ald Termin für die Annahme feined Antrags 
den 31. Aug. 1683 feſt. Der Termin wurbe, trog der fchwerfälligen Formen des Reichstags, 
eingehalten; ebenfo im folgenvden Jahre, ald ed fi um die Bevingungen handelte, unter denen 
Frankreich während des Waffenſtillſtandes in den reunirten Gebieten regieren follte. Frankreich 
forderte die Suuveränetät im franzöfiihen Sinne; der Reihätag wollte ihn nur Die Rechte der 
faiferlichen Oberhoheit einräumen. Bis zum Abend bed 15. Aug., denn das war Diesmal ter 
angefegte Termin, dauerten bie Unterhandlungen fort; der franzoͤſiſche Geſandte drohte, wenn 
es Mitternacht ſchlüge, neue Bedingungen aufzuftellen. Als es Mitternadgt ſchlug, waren bie 
Vorberungen Frankreichs bewilligt. 

Sehr bald eröffnete fih dem König eine neue Ausſicht auf Erwerbung veutichen Gebiets. 
Kurfürit Karl von der Pfalz, Bruder der Herzogin Elifabeth Charlotte von Orleans, ftarb ohne 
männliche Nachkommen, ſodaß fein Land in gefeßmäßiger Erbfolge von der fimmernfchen Linie 
an das Haus Neuburg überging. L. jeboch begehrte im Namen feiner Schwägerin bie fin: 
mernſchen Lande, einen beträchtlichen Theil der Pfalz; und als hauptſächlich auf Beireiben des 
bedrohten Kurfürften ver Augäburger Bund geichloffen wurde, zum Schutze des Reichsgebiets 
und der beſtehenden Verträge, da benupte 2. dieſen rein defenfiven Schritt der Deutfhen als 
Anlaß, die Verwandlung bed zwanzigjährigen Waffenſtillſtandes in einen definitiven Srieden zur 
verlangen. Es fand ſich noch ein zweiter Grund zur Wiedereröffnung der Feindſeligkeiten. 
Der Kurfürfl von Köln, Maximilian Heinri von Baiern, war geftorben, und L. betrieb mit 
allem Eifer die Erwählung des biöherigen Coadjutors, Cardinals Wilhelm v. Fürſtenberg, 
einer Greatur Frankreichs. Die deutſche Partei jedoch brachte wiederum einen bairiſchen 
Prinzen, den fiebzehnjährigen Joſeph Elemens, in Vorſchlag. Bon den 24 Stimmen des Ka⸗ 
pitels erhielt Kürftenberg-nur 13, während für die Gültigkeit feiner Berufung zwei Drittheile 
der Stimmen erforberlich gewefen wären. Dennoch erfannte 2. ihn als Erzbiſchof an unt 
ſicherte ihm feinen Beiſtand zu. Auf dem päapftlihen Stuhle jedoch, dem die Entſcheidung über 
die fireitige Wahl zuftand, ſaß damals Innocenz XI., ein Mann, der dem franzoͤſiſchen König 
nicht nur wegen feiner kirchlichen Beftrebungen gegen das Papſtthum, fondern au um feiner 
auswärtigen Politik willen feinplich gefinnt war, der einft nach vem Bombardement Genuas in 
Gegenwart bed franzöfifhen Geſandten fi auf die Knie geworfen und unter Thränen ausge: 
ufen hatte: „Herr, vertheidige du Deine Sache!“ Sept fand er Gelegenheit, durch fein Wort 
dem Umſichgreifen franzöfifchen Einfluffes einen Danım zu ſetzen: und Innocenz XI. verwarf 
die Wahl Fürſtenberg's und beflätigte ven von der Minderheit erwählten Candidaten aus bai- 
riſchem Geſchlechte. 

L. griff ſofort zu ven Waffen; er hoffte, dieſe deutſchen Irrungen in kurzer Zeit zum Aus: 
trag zu bringen. Gr fühlte fih damals mächtig genug, nach weit höhern und umfaflentern 
Zielen zu ftreben. Wir finden, daß er zu gleicher Zeit beim König von Spanien, nach einer 
ernfllihen Erkrankung deſſelben, das franzdfifche Succeſſionsrecht geltend macht, beim Kur: 
fürften von Brandenburg die frühern Verabredungen wegen der Kalferwahl in Erinnerung 
bringen läßt und mit Jakob II. von England eine neue Verbindung gegen die holläͤndiſche Re: 
publik eingeht. In eben der Zeit jedoch, wo 2. fi zu fo kühnem Ehrgeiz erhoben zu dürfen 
nt dereitet ih in der Welt ein Umſchwung ver Dinge vor, der für ihn verhängnißvoll 
werden ſollte. 
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Die wichtigſte europäiſche Angelegenheit jener Tage, der Kampf gegen ben Islam, war 
ohne Frankreichs Theilnahme durchgeführt worden; ver Polenkoͤnig und das Haus Oſterreich 
theilten ſich in bie Ehren des Sieges. Seit der Befreiung Wiens im Jahre 1683 waren bie 
Türken fortwährend zurüdgewichen und Ofterreich feierte Triumph aufTriumpb. Zu der mate: 
riellen Stärkung, die ihm hieraus erwuchs, kamen moraliſche Vortheile von gleiher Bedeutung. 
Kaifer Leopold erfchien wieder im Glanze eines Oberhaupts und Borfämpfers ver Chriſtenheit; 
bie Sympathien Buropas wandten ſich ihm zu. 2. dagegen hatte durch feine innere Politik fich 
fowol vie Fatholifche, als auch die proteftantifche Welt entfremdet, jene durch Die Befämpfung 
der päpftlichen Autorität in feinem Neiche, diefe durch die Aufhebung des Ediets von Nantes, 
Das Schickſal der Verfolgten, der Anblick ver @eflüchteten erfüllte die Glaubensbrüder mit Haß 
und Abfcheu gegen den gewaltthätigen Despoten. Der Große Kurfürft gab die Verbindung mit 
Frankreich, die feindfelige Haltung gegen Oſterreich auf; geeinigt, wie feit ver großen Kirchen: 
trennung faft niemals wieder, fegte fich die veutfche Nation ven neuen Anmaßungen bes fran: 
zöjifchen Machthabers entgegen. 

Hierzu Fam nun das große Ereigniß des Jahres 1688: Rönig Jakob II., der Befinnungs- 
und Bundesgenoſſe L.'s, mußte vom englifchen Throne fleigen und Wilhelm II. von Dranien, 
ber größte und ausdauerndſte unter allen @egnern 2.8, übernahm die Regierung des britifihen 
Reichs. Sogleich trat diefer mit den Feinden Frankreichs in nähere Beziehung, und Öfterreich, 
Spanien und der Bapft trugen fein Bedenken, mit ihm, der ſowol dem Katholicismus ald auch 
dem Legitimltätöprincip einen fo empfindlichen Schlag verfegt Hatte, fi in ein Buͤndniß gegen 
den allerchriſtlichſten König einzulaffen. So fah fi L. wider alles Erwarten abermals einer 
mädtigen Goalition gegenüber, und jept follte e8 ihm nicht wieder gelingen, ſich ihrer ohne Ein— 
buße zu entledigen. Das Geſtirn L.'s hatte feinen Hoͤhepunkt erreicht und begann nieberzu- 
fleigen. 

In den erften vier Jahren dieſes fogenannten Orleand'ſchen Kriegs behaupteten die ran 
zofen zwar noch das militärifche Übergewicht ; e8 waren die Zeiten jened gräßlichen Vandalismus, 
der alles, wand aus Mangel an hinreichender Truppenmacht nicht behauptet werben konnte und 
doch dem Feinde nicht in die Hände fallen follte, ver Zerftörung preisgab; der vie blühende 
Rheinpfalz trog aller Kürbitten und Thränen der Herzogin Eliſabeth Charlotte in eine Wüftenei 
verwandelte. Im Jahre 1692 jedoch trug die hulländifch = englifche Blotte bei Ka Hogue über 
die franzoͤfiſche Seemacht einen entſcheidenden Sieg davon, und fon im folgenden Jahre trat 
auch zu Lande eine den Franzoſen ungünftige Wendung ein; der Marſchall v. Luremburg 
machte den König darauf aufmerffam, daß die feindliche Armee immer flärfer und tüchtiger 
werde. Schon date man in Frankreich an die Gefahr einer englifchen Landung; ſchon zeigte 
fih 2. in vergeblichen Friedendanträgen zu großen Conceſſionen bereit. Da gelang ed ihm, den 
Herzog von Savoyen zum Rücktritt von der Goalition zu bewegen, nicht ohne ein große8 Opfer; 
benn er überließ dem Herzog die einft durch Nichelieu erworbenen zmei Plätze Gafale und Bine: 
rolo. Der Abfall von Savoyen veranlaßte hierauf England und Holland, endlich aud ven 
Kalfer zur Annahme der ſchwediſchen Friedensvermittelung. Es war ein ſchwerer Schritt, zu 
dem fich 2. dem Könige Wilhelm gegenüber herbeilaſſen mußte; er, der biöher die Rechte des 
vertriebenen Königs verfochten, war gendthigt, Wilhelm III. ald König von England anzuer- 
fennen und bad Verſprechen zu geben, baß er die Feinde veflelben. weder direct noch indirect un⸗ 
terflügen werde ; nur.die Zumuthung, Jakob II. aus feinem Lande zu entfernen, wies er zurück. 
Auch gegen Spanien zeigte er fih nachgiebig, indem er namentlich) Quxemburg wieber heraus: 
gab; e8 war ihm darum zu thun, den Kaifer zu ifoliven. Und dies gelang. Auf die@infegung 
Fürſtenberg's zwar drang L. nicht weiter und er ließ auch bie pfälzifchen Anſprüche fallen; als 
aber die Deutfchen auf die Beftinnmungen des Weftfälifchen Friedens zurückkommen wollten, 
verwarf Holland dieſen Gedanken als den Traum eines Franken Behirnd. Don feinen Ver⸗ 
bünbeten verlaffen, mußte Deutfhlanb tm Frieden zu Ryswijk auf Stradburg und dad Elſaß 
definitiv verzichten. j | 

Wir ſtehen nun an der Schwelle des letzten und größten Kriegs, den 2. führte, eines Kriegs, 
dem feine militärifchen Kräfte fo wenig gewachſen waren, daß Frankreich an den Rand des Ber: 
derbens gebracht wurde; dem er aber auch Durch diplomatiſche Action Feine günftigere Wendung 
zu geben vermochte, ſodaß nur Breigniffe, die außerhalb feines Einfluſſes und außerhalb aller 
Berechnung lagen, Ihn aus ber Gefahr befreiten. 

Die Erledigung des ſpaniſchen Thron ſtand Hei der Hinfälligfeit des iinderloſen Koͤnigs 
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Karl in naher Ausſicht. 2. war entſchloſſen, die franzöſtſchen Succeſſionsanſprüche geitend zu 
machen ; aber es fehlen ihm doch nicht gerathen, fle in feiner frühern Weiſe, um die Folgen un: 
befümmert, gewaltfam durchzuführen. Er zog den Weg der Unterhandlungen vor und zwar 
feßgte er fich nicht mit Oſterreich, Der bei dieſer Angelegenheit nächſtbetheiligten Macht, ſondern 
mit den Könige von England in Verbindung, der dad Interefle des europäiſchen Gleichgewichts 
vertrat. Während feine Agenten in Spanien fi alle Mühe gaben, vie franzoͤfiſche Thronfolg: 
zu fihern, während Harcourt, der Gefandte %.'8, und der Francidcanergeneral, ven Sympathie 
ded Volks vertrauend, die fefte Überzeugung ausſprachen, daß nur ein franzöftfcher Prinz auf 
den fpanifchen Thron gelangen werbe: verfländigte fih 2. mit England fhom im Jahre 1698 
über eine Theilung Spaniend, durch welche dem anerfanntermaßen nächſten Erben Karl'ö It, 
dem Rurprinzen Berbinand von Baiern, dad Hauptland zufallen follte. Als Hierauf im de⸗ 
bruar 1699 diefer junge Fürft mit Tode abging, fam im Mai des Jahres 1700 ein zweiter 
Theilungsvertrag zu Stande, kraft deffen der Erzherzog Karl, der zweite Sohn des Kaiſers 
Leopold, Spanien erhalten follte. Der Vertrag war nicht bindend, folange Oſterreich, dad zum 
Beitritt aufgefordert werden follte, fi veffen weigerte. Da flarb am 1. Nov. 1700 König 
Karl I. von Spanien, und fein bis dahin vor aller Welt geheim gehaltenes Teftament erklärte 
Philipp von Anjou, den zweiten Enkel L.'s, zum Univerfalerben ver Monarchie. Bon 2.8 Ent: 
ſcheidung hingen jet die Geſchicke ver Welt ab: wird er, dem engliſchen Vertrage treu, bie 
Erbſchaft ablehnen oder fie annehmen unter dem Widerſpruche Europas? Er nahm ſie an; 
Ihon am 16. Nov. wurde der junge König von Spanien dem feierlich verfammelten Hofe zu 
Berfailles vorgeftellt. So fagte 2. fih von der Rückſichtnahme auf die gerechten Forderungen 
Curopas wiederum 108; feiner urſprünglichen Natur folgend, erfaßte er ven Gedanken ein 
Vereinigung der ſpaniſchen und der franzöftfhen Monarchie, die Ausſicht auf eine Suprematie, 
die feinen Eühnften Wünfchen entfpracdh, mit dem Eifer und dem Kampfesmuthe feiner Jugend: 
jahre. Die Mächte aber ergriffen zur Bertheinigung des fo tief gefährbeten europäifchen Bleit: 
gewichts mit erneuter Energie die Waffen. 

Die Kriegsgeſchichte der folgenden Jahre iſt eine Geſchichte der fortſchreitenden Bedrängniß 
und Erſchöpfung Frankreichs. Wol trat es In trefflicher Ausrüſtung auf ven Kampfplaß und 
ſchritt allerorten beherzt zum Angriff. Aber bald gewannen die Verbündeten das Übergewicht, 
und der Sieg blieb dann an ihre Fahnen gefeſſelt; die Zeiten der Turenne und Conde, ber 
Luremburg und der Bauban waren vorüber; mit Ausnahme Vendoͤme's Hatte Frankreich jegt 
feinen hervorragenden Feldherrn mehr aufzumelfen ; ein Schwächling, der von banger Bor: 
ahnung feines nahen Todes gequält war, befebligte die Franzoſen in der Schlacht bei Turin. 
König 2. erfihien jegt nicht mehr perfönlich im Lager; ftatt veflen pflegte er die Bringen jeined 
Haufes mit dem Oberbefehl zu betrauen, indem er ihnen erprobte Generale an die Seite gab. 
Das aber führte zuweilen in entfcheivenden Stunden zu verderblichen Schwankungen und 
Golliilonen. Zudem beeinflußte der König von feinem Cabinet aus nicht nur alle Unterhand⸗ 

lungen, fondern auch die Operationen der Heere; es gereichte feinem Herrfchergeifte zur Genug⸗ 
thuung, auch hierin feinen Willen geltend gemacht zu haben, felbft wenn e8 zum Nachtheil bet 
Sache gefihehen war, wie er einft auf Tourville, ven Anführer ver Flotte in der unglüdligen 
Schlacht bei La Hogue, mit ven Worten hinwies: „Da geht ver Mann, der mir gehordt hat.” 
Einer ſolchen Heerführung gegenüber, der ed fowol an wahrer Befähigung als an ber erftn 
Bedingung alles Gelingens, an ſtrammer Einheit, fehlte, wurden die auch ſchon numeriſch über: 
Iegenen Armeen ver Feinde von zwei Männern geleitet, die zu den militärifchen Groͤßen erſten 
Ranges gehörten und in ihrem Zufammenwirfen ein Mufterbild der Eintracht und ver Freund: 
{haft barboten: dem Prinzen Eugen von Savoyen und dem Herzog v. Marlborough. Durqh 


drei große Schlachten, bei Hochſtädt, bei Ramillies und bei Turin, wurden die Franzoſen ge⸗ 


zungen, ihre Poſitionen in Deutſchland, in ven Niederlanden und in Stalien für immer au | 


geben, und fdhon in ven Jahren 1706 — 7 hatten die Dinge faft diefelbe Beftalt angenommen, 
welche 1713 durch den Friedensſchluß dauernd befeftigt worden Ifl. Das rechte Mheinufer, Di 
Iombarbifche Ebene und die belgifchen Provinzen waren den Branzofen entriſſen; in Spanien 
dagegen behauptete ſich Philipp V., trog einer vorübergehenden Räumung Mabrids, durch die 
thatkräftige Unhänglichkeit der Gaftillaner; Frankreich felbft, zweimal von einer Invaſion be: 


droht, bewahrte dennoch feine Integrität; aud) befand fih Gibraltar bereitd damals in ten 


Händen ver Engländer. Die Übermacht Frankreichs war gebrochen, wenngleich fein Bean? 
unerſchũttert. Aber die Verbündeten gedachten ihm einen tiefern Fall zu bereiten. Ale ſeine 
Friedensanträge wurden zurückgewieſen; alle Verſuche, die Coalition zu trennen, misglüdten 
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Holland lehnte jede einjeitige Unterhandlung ab, Marlborough wied alle Geldanerbietungen 
von ſich. Auch das Beftreben, Karl XU. von Schweden zu einer Invañion in Deutſchland zu 
veranlaflen, fheiterte an der Abneigung dieſes jungen Königs gegen die politifche und religidfe 
Richtung L.'s. Mit jebem Jahre fleigerten fi Die Kriegderfolge und mit den Erfolgen bie Ab: 
figten der Alliirten: 2. follte auf die gefammte Tpanifhe Monardie zu Bunften Karl's In, 
verzichten ; er follte den Proteftanten ſeines Landes ihre alten Rechte wiedergeben; er follte dem 
Sohne Jakob's II. das frangöfiihe Aſyl verſagen. Da der Kampf in Spanien nady wie vor dem 
bourbonifchen Prätendenten günftig blieb, ſo flellte man dem Großvater die Zumuthung, mit 
franzöjifher Heeresmacht ihn vertreiben zu helfen. So ſehr fih Gefühl und Ehre dagegen 
firäubten, fo drängte der Verluft ver Schlacht bei Malplaquet im September 1709 doch zu 
einigem @ingehen auf viefe Forderung: L. gab zu, daß Philipp die ſpaniſche Krone mit der von 
Sicilien vertauſchen follte; er lie feinen Enkel auffordern, fi) viefem Tauſche freiwillig zu un: 
terwerfen; er wollte die Execution gegen ihn mit Geld unterflügen; nur felbft, mit eigenen 
Truppen gegen ihn einzufchreiten, dad konnte er nicht über fi gewinnen. Die Plane der 
Gegner wurden inzwifchen immer fühner: man beabfidhtigte eine bedeutende Einſchränkung der 
franzöflihen Grenzen. Von beutfcher Seite forderte man nit nur Straßburg und das ganze 
Elſaß, ſondern aud die drei lothringifchen Bisthümer in ihrem vollen Umfange zurüd, und L. 
erklärte fich wenigftend dazu bereit, der deutſchen Auslegung des Weftfälifchen Friedens gemäß, 
Straßburg und die übrigen Reunionen wieder herauszugeben. Dahin war ed gekommen, daß 
bie ganze Arbeit feines Lebens umſonſt gethan fhien, ja daß es fehr zweifelhaft war, ob Europa 
ih daran genügen laffen würde. Welch ein merkwürdiges Beifpiel der Dereitelung von Ent: 
würfen eines abfoluten Menjchenwillend! Wieder vergtih man Sranfreich mit einer Feſtung, 
wie einft in den Tagen der Übermadht, aber man verglich es jet mit einer belagerten und hart 
bevrängten Keftung, die vielleicht in kurzem gezwungen fein werde zu capituliren. 

Da durchkreuzte der Tod alle Erwartungen der Menſchen. Kaiſer Joſeph l., der älteſte 
Sohn Leopolv’s I., ſtarb nach Eurzer Regierung plögli im April 1711, und da er feine männ⸗ 
liden Nachkommen hinterließ, fo ging das Öfterreichiiche Erbe und bald auch die deutſche Kalfer: 
würbe auf jeinen Bruber Karl über, der nun ald Karl VI. die gefammten habsburgiſchen Lande 
noch einmal, gleich feinem Ahnherrn Karl V., zufammenfaflen zu follen ſchien. Das Iag jedoch 
nit im Sinne feiner Verbündeten, flatt des franzöflichen ein hHabsburgifches Weltreih auf: 
richten zu helfen; um des europäischen Gleichgewichts willen hatten fie L. befämpft, und aus 
demſelben Interefie verließen fie jeßt die Sache Karl's I. von Spanien. England, wo in= 
zwiſchen ein Syſtemwechſel fattgefunden, knüpfte plößlich geheime Verhandlungen mit Frank⸗ 
reih an; der franzoͤſiſche Minifter wurde gefragt, ob feine Regierung wol geneigt fein witrbe, 
einen Separatfrieden mit England abzufchließen ; ihm war, jo erzählt ex, bei dieſer Anfrage zu 
Muthe, wie wenn ein gefährlich Kranker gefragt würde, ob er geheilt zu werben wünſche. 

Ein im December 1710 erfochtener Sieg Vendoͤme's in Spanien gab den Unterhandlungen 

einen beſtimmten Anhalt. Der englifhe Minifter Bolingbrofe erkannte nunmehr Philipp V. 
ald König von Spanien an, jeßte ed jedoch durch, daß verfelbe feierlich auf fein Succeſſionsrecht 
in Sranfreich verzichtete, ſowie anvererfeits die franzöfifhen Prinzen für immer der |panifchen 
Ihronfolge entfagten. Den Bemühungen Bolingbrofe’3 verdankt Spanien die Erhaltung fei= 
ner Selbflänpigkeit. Sobald man fi über dieſen und die andern Hauptpunfte verftändigt 
hatte, eben al& die verbündeten Heere bereits ind Innere Frankreichs, bis nach Soiſſons, vor⸗ 
gebrungen waren, ſchloß England einen Waffenftillftand ab und zog feine Truppen vom Kriegs⸗ 
Thauplage zurüd. Seinen Vorgange folgten die Generalftaaten, und ein Jahr fpäter au 
Kaiſer und Reid. Wie ihon in frühern Fällen, zog Deutſchland auch bei vielem Friedens⸗ 
ſchluſſe den kürzern; und Bolingbrofe, der in übrigen feine Meinung wol durchzuſetzen wußte, 
bewies in den deutſchen Angelegenheiten große Nachgiebigkeit. Er beſtand nicht lange auf die 
Herausgabe von Strasburg und legte den Unterhandlungen mit dem Reiche überhaupt nicht 
ven Weftfälifchen,, fondern ven Ryswijker Frieden zu Grunde. 

L. überlebte das Ende des Kampfes faum zwei Jahre lang; der mehr als jiebzigjährige 
Greis hatte nun doch eirie gründliche Abneigung gegen den Krieg gefaßt. Um feinen neuen 
Anlaß zur Aufregung in Europa zu geben, verfagte er ſich nach den ſchweren Verluften, die er 
in feiner Familie erlitt, ven Troft, feinen Enfel von Spanien noch einmal wieberzufehen ; aus 
gleihem Grunde ſchloß ev ihn von der Regentfchaft für den minderjährigen Thronerben aus. 
Wenn irgendjenand, jo hatte er dad wechſelvolle Slüd ver Waffen an ſich erfahren; es hatte ihn 
aus flolzer Höhe hinabgefchleubert, aus tiefer Demäthigung emporgehoben. Durch den Frieden 
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von Utrecht war der Beſtand Frankreichs wieder gerettet und geſichert, aber von einer Supre⸗ 
matie über Europa konnte keine Rede mehr fein. Das ganze 18. Jahrhundert hindurch hat 
diefe veränderte Machtſtellung Frankreichs fortgevauert und, bei dem ehrgeizigen Charakter der 
Nation, auf den Ausbruch und den Kortgang der Franzoͤſiſchen Revolution unzweifelhaft ein- 
gewirkt. Daß auch die finanziellen Urfachen ver Revolution im Zeitalter L.'s zu fuchen feien, 
ift bekannt genug. Colbert's mercantife Einrichtungen waren auf friedliche Zuftände berechnet 
gewefen; ſchon feit vem holländiſchen Kriege hatte er von feinem Amte zurüdzutreten gewünſcht; 
auf das ſchmerzlichſte empfand er die Wirkungen ver Hugenottenverfolgung, obſchon er bie 
foͤrmliche Aufhebung des Edicts von Nanted gar nicht erlebte. Trog alledem war durch ihn 
für die Hebung der allgemeinen Wohlfahrt fo viel gefchehen, daß noch im Jahre 1688 die Ein- 
nahmen und Ausgaben des Staats ſich das Gleichgewicht hielten. Seitvem aber erhöhte der 
pfälzifche Krieg die Schulden um mehr ald 350 Mill. Livres, im Erbfolgekriege endlich fliegen 
die jährlichen Ausgaben von 116 auf 258 Mill. In Eines Mannes Händen waren jebt felt- 
ſamerweiſe bie beiden Minifterien des Kriegs und der Finanzen vereinigt: während einfl Col⸗ 
bert und Louvois diefe fo verſchiedenartigen Zweige der Verwaltung mit großartiger Conſe⸗ 
quenz einander gegenüder vertreten hatten, machte Chamillard jegt, wie fich venfen läßt, ven 
Staatsſchatz ganz ven Zwecken ded Kriegs dienfibar. In jenen Jahren entſtand das unglüd- 
felige Syſtem ver unfundirten Papiergeldemiſſion, ein Syſtem, das ven Volkswohlſtand unter: 
grub, ohne dem Staate aufzuhelfen. Wo waren die Zeiten, da 2. durch feine Kinanzmaßregeln 
zugleich ven Staatsihag zu füllen und fein Volk von drückenden Laften zu befreien firebte! Die 
allgemeine Lage des Landes war eine fo verzweifelte, daß e8 mandje gab, die Dem Heere eine ent: 
ſchledene Niederlage wünfchten, weil fie nur von einer großen auswärtigen Kataftrophe Befle- 
rung erhofften. 

Das abjolute Koͤnigthum Hatte die Sympathien der Nation verloren. Die erſten Spuren 
jener oppofltionellen Denkart, die am Ende des 18. Jahrhunderts eine fo erſchütternde Umwäl⸗ 
zung berbeiführte, werden beim Antritt des Jahrhunderts, unter dem unmittelbaren Eindruck 
der Regierung 2.’3, bemerkbar. Als ein foldes Symptom des im Volke fi regenden Wider: 
ſpruchs ift der Brief zu betradhten, ven 2. un das Jahr 1694 von unbekannter Hand — man 
hat vermuthen wollen, von Fenelon — empfing, worin über feine Eroberungspolitif der Stab 
gebrochen wird. Der Inhalt des Briefes entfpricht allerdings ganz den Anjichten jenes be: 
rühmten Biſchofs, in deſſen Schriften überhaupt die Ideen ber neuer Zeit einen frühen Aus: 
drud fanden. Man fing an, dad ganze Menſchengeſchlecht als Eine große Familie zu betrachten 
und den Völferfrieg demgemäß ebenfo vermwerflich zu finden wie ven Bürgerkrieg. Dynafliide 


Intereſſen wenigftend gäben fein Recht zun Kriege; eine Nation fei nicht dad Erbtheil einer 


Frau. Man wies daraufhin, daß nur die allgemeine Wohlfahrt den Staate Macht verleihe; 
fie zu erhöhen fet im eigenen Intereffe des Koͤnigthums, denn nad ihr bemeſſe ſich die Leiſtungs⸗ 
fähigkeit des Volks. Es wurde eine veliberirende Verſammlung gefordert, die ven König bei 
Aufbringung ber Kriegskoſten durch ihren Rath und ihr Anfehen unterflügen folle. Es wurbe 
die Aufhebung aller Exemtionen verlangt, und der Grundſatz der allgemeinen Steuer= und 
Dienftpflicht fand Hefonders in Marſchall Bauban einen elfrigen Verfechter. Indem man en: 
lich die Eöniglihe Gewalt aus dem Begriffe der übertragenen Volksſouveränetät herleitete, be: 
fritt man derfelben das Recht der Religionsverfolgung; denn auch die Volfsfouveränetät „ be: 
bauptete man, babe Fein Recht, die Gewiffen zu zwingen. 

Es läßt ſich nicht ermeflen, welche Bedeutung es hätte haben Fünnen, wenn biefe neuen 
Principien, welde vorläufig nur im Gegenfage zum herrſchenden Syſtem fi fund gaben, nad 
dem Tode des Königs einen Einfluß auf die Leitung des Staats gewonnen hätten. ine Zeit 
lang konnte man das hoffen, da der muthmaßliche Thronfolger, Herzog Ludwig von Bour: 
gogne , von den Reformgedanken feines Lehrers Fenelon erfüllt, vie Verfaſſung Frankreichs in 
der That in populären Sinne umgeftalten zu mollen ſchien. 

Aber ver Tod, der in den legten Jahren %.’8 das königliche Haus förmlich verwüftete, raffte 
auch dieſen hoffnungsvollen Prinzen in der Blüte feines Lebens hinweg. 

Schon im April 1711 war der einzige Sohn des Königs, der Dauphin, plöglich geftorben ; 
feine drei Söhne waren der Herzog von Bourgogne, der König Philipp V. von Spanien und 
der Herzog von Berri. Kaum ein Jahr fpäter, im Februar 1712, folgte der ältefte von ihnen 
feinem Bater ins Grab; faft gleichzeitig mit ihm und infolge derfelben Krankheit ftarben feine 
Gemahlin und feine zwei älteften Kinder; das jüngſte, damals zwei Jahre alt, der nachmalige 
Ludwig XV., wurde gerettet. Im Mai 1714 ſah der König aud feinen dritten Enfel, ven 
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Herzog von Berti, flerben, und die Negentihaft für den unmündigen Urenkel ſtand num zu= 
nächſt dem Bruberdfohne 2.8, dem Herzog Philipp von Orleans, zu, auf dem der entfegliche 
Verdacht ruhte, jene Todesfälle herbeigeführt zu Haben. „Bott erhalte uns den König, foniten 
wird e8 toll hergeben‘, ſchreibt Elifabeth Charlotte im März 1712; an eine lange Dauer feines 
Lebens allein knũpfte fich die Hoffnung auf Erhaltung ver Ruhe; ber Negierungsantritt eines 
Kindes ſchien das Signal zum Ausbrud wilder Stürne werden zu müſſen. 

Der König aber bewahrte vor den Augen ver Welt jene großartige Würde und Nube, die 
ihn aud in ven Zeiten des Kriegsunglüds nie verlaffen Hatte Wol war feine Bruft von 
Schmerz zerriffen, „feine Betrübnig hätte einen Stein erbarmen mögen”, erzählt Eliſabeth 
Charlotte, die ihn Hoch verehrte. Aber folden Empfindungen gab er ſich nur in engften Freun⸗ 
deöfreife Hin; Frau v. Maintenon, der er ſich immer inniger anſchloß, hat ihn zuweilen Thränen 
vergießen fehen. Dad Leben am Hofe war jegt fill und freubloß; der greife König fand nur 
noch an Muſik und an ber Vollendung feiner Bauten Vergnügen. Den Geſchäften widmete er 
ſich auch jept noch, ohne zu ermüden; als feine Minifter ihm eine Vereinfachung der Arbeit vor= 
ſchlugen, tiefer aus: „Wie? Binich zu alt, um zu regieren?” 

Daß ift das Merkmal der Charaktergroͤße, daß der Menſch in fi Widerſtandskraft findet 
gegen alle Unfälle des Lebend. Oder follte 2. am Ende feiner Tage nicht empfunden haben, daß 
er dad Ziel feiner Wänfche nicht erreicht, feine Lebenszwecke großentheils verfehlt hatte? Iſt es 
nicht vielmehr In dieſem Sinne zu deuten, daß er noch in ben legten Stunden feineß Daſeins fich 
als in kirchlichen Dingen vielleicht voreingenonmen bezeichnete umd feinen Nachfolger vor dem 
Kriege warnte, ven er felbft allzu fehr geliebt Habe? 

Saft 77 Jahre alt, ftarb &. am 1. Sept. 17156. L. Oelsner. 

Ludwig Philipp, Die Geſchichte der franzoͤſiſchen, ober richtiger der europäiſchen Revo⸗ 
lution, die mit dem Jahre 1789 begonnen bat und bis zu dieſer Stunde noch nicht vollendet iſt, 
bietet uns in der Großartigkeit ihrer wechfelvollen Bewegung zahlreihe und merfwürbige Er⸗ 
ſcheinungen eines ebenfo unerhörten Wechfels in dem Lebensſchickſal einzelner Menfchen. Die 
Weltgeſchichte kennt kein Schiefal eines Emporfteigend und Ballens, wie e8 fi in dem Leben 
Napoleon's darftellt. Aber nicht minder merkwürdig iſt der Schickſalswechſel vom Leben 2.'8, 
das in wiederholt ab= und auffleigender Linie faft alle Stufen des Menſchenſchickſals durch⸗ 
läuft, ohne felhft mit dem Tode einen erkennbaren Abſchluß zu finden. Ia die Geſchichte 2.'8 
ift mit feinen Tode fo wenig abgefchloffen wie die Geſchichte Napoleon's I. Denn noch iſt zwi: 
ſchen beiden die Frage nicht entſchieden, ob einer von beiden, und wer von ihnen der Gründer 
einer neuen Dynaſtie für Frankreich zu werden beſtimmt ift, ober ob die Weltgeſchichte und bie 
Mevolution über die Principien und Richtungen, welche dieſe beiden Nanıen vertreten, zu einer 
Ordnung der Dinge hinwegſchreiten wird, die ſich weder mit dem Gäfarenthum ber Napoleone, 
noch mit dem eonflitutionellen Formalismus der Orleans verträgt. Ä 

2, ift wie wenige geeignet, uns in feinen Erlebniffen und in feiner Wirkſamkeit das Bild 
und den Charakter der Zeit zu vergegenwärtigen, in welcher er gelebt und gewirkt hat. Denn 
es fpiegeln ſich In venfelben die verfchiedenften Phafen der Zeit, die fein Leben durchlaufen bat, 
mit dem raſchen und nicht felten ſchroffen Wechfel ver Tendenzen ab, von benen fle,bewegt wurde, 
und fein eigeneö Handeln ift immer mehr oder weniger von diefen Tendenzen beſtimmt, gleichviel 
ob er durch die herrſchende Strömung von der Höhe zur Tiefe oder-von ver Tiefe zur Höhe 
getragen wird, gleichviel ob er dieſen Strom zerſtoͤrend über feine eigene Lebensbahn hinweg⸗ 
gehen ſieht, oder ob er ſelbſt ihm Die Richtung vorzufchreiben ſcheint, die erzu nehmen hat. 

L. ift ein Kind feiner Zeit. Er hat niemals über derfelben geftanden. Seine Tugenden 
und feine Fehler find Exzeugniffe verfelben. Er verbient auch für die Zeit feines Glanzes und 
feiner Macht weder den Ruhm noch den Vorwurf ihres Schöpfers und Lenferd. Seine Klugheit 
beftand nur darin, die berrfchenven Triebfevern der Zeit für feine Zwecke zu benugen, fein Ball 
warb nur durch den Mangel an Verſtändniß für die Zukunftöfeime einer neuen Zeit hervor⸗ 
gerufen, bie fhon in feiner Zeit and Licht drängten. 

Seine Geburt, am 6.Dct. 1773, fällt in eine Zeit, die fhon von dem Athem der Revolution 
durchweht war, wenige Monate vor dem Negierungsantritt Ludwig's XVI., der fie vom 
Thron herab proclamirte und zu ihrem erften großen Opfer beftimmt war. Seine erften Ju: 
genveinprüde hinterliegen ihm das Bild eines Vaters — Ludwig Philipp, Herzog von Drleand 
(Egalit6), der, ernft und ſtreng, feine Kinder vor allem zu Menſchen und dann erft zu Prinzen 
erziehen wollte, — einer Mutter — Luife Marie von Bourbon, die, liebreich und zärtlich, feinen 
entfcheidenden Einfluß auf die Erziehung ihrer Kinder zu gewinnen vermochte, und vielleicht 
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auch das Bild eines ehelichen Verhältniſſes, das, von den Schäden feiner Zeit angefreſſen, ohne 
Innigkeit und Ginigfeit war. Seine Erziehung, bis zum achten Jahre in Händen des Chevalier 
de Bonnarb und in denen der bekannten Frau v. Genlis, immer aber unter forgfamer Controle 
des Vaters, war ein Gemiſch von erften Verſuchen, Roufſeau'ſche Grundſätze zu verwirk⸗ 
lichen, mit ver ſteten Rückſichtnahme auf die künftige Stellung des Zoöglings, die eine all: 
ſeitige Geiſtesbildung und umfaflende Kenntnifle zu fordern ſchien. Weibliche Theoretiker 
alten, wenn fie einmal den natürlichen weiblichen Inftinet verloren haben, ven äußern For⸗ 
malismus der lieb gemonnenen Theorie firenger feft als Männer, ohne Doch das Weſen derſelben 
zu erfaflen. 

2.8 Erziehung gewann unter der Leitung einer Frau nichts von weiblicher Weichheit und 
Innigfeit, fondern war vielmehr vorwiegend auf Ausbildung der Verſtandes⸗ und Willenskraft 
gerichtet, ohne die Wärme und Friſche des Empfinnens und die in ver Regel damit verbundene 
Urſprünglichkeit des Anfchauend zu weden und zu pflegen. Gr eignete ſich mannichfaches 
Willen, aud in fremden Spraden mit Luft und Xeichtigfeit an, wurde zur Thätigfeit, fogar in 
bürgerlicher Handarbeit (Bärtnerei, Bapparbeit u. j. w.) angehalten, in feinen Genüſſen zu 
maßvoller Gnthaltjamfeit, in feiner Lebendeinrichtung zu firenger Ordnung und Sejeglichkeit 
gewöhnt.. Frühzeitig durfte ex feine Verſtandeskritik an den überfommenen Vorftellungen und 
Lehren der Religion, an der Beurtheilung öffentlicher und privater Verhältniſſe üben und ebenio 
früh lernte er Menſchen beurtheilen und behandeln. Seine eigene Erzieherin bot ihm mannich⸗ 
fache Gelegenheit, ihre Schwächen zu feinem Bortheil zu benugen; und wenn er in Eleinen 
Dingen jeine Neigungen beherrſchen oder verhehlen, feine Abneigungen unterbrüden und nieder: 
halten lernte, fo hat er vielleicht auch ſchon damals gelernt, zur Befriedigung feiner Wünſche 
und Leidenſchaften auf limwegen zu gelangen, wo fie ihm von den Verhältniſſen vorgeſchrieben 
wurden. . 

Die revolutionäre Bewegung, die, möchte man jagen, von Throne herab in immer tiefere 
Sphären ver Bevölkerung herabftieg und ſich zunächſt in ver bartnädigen und ſchonungsloſen 
Oppofition ber privilegirten Stände und der Notabeln gegen die Krone documentirte, trat be: 
reits ald mitbewegende Kraft in das Erziehungswerk der Frau v. Genlis. Man fonnte und 
“wollte im Balais : Royal und in ven Landhauſe Belle-Ehafle, in weldhen die jungen Bringen 
erzogen wurden, Die. Herzen und Geifter verielben nicht ven Ideen verjchließen, von denen Die Zeit 
ſchwanger war. Schon im Jahre 1785 hatte man den zwölfjährigen Herzog von Chartres, 
wie jegt £. hieß, in das berüchtigte, aber zur Zeit nur noch wenig benutzte Staatögefüngniß 
Mont St. Michel geführt, um ihm Abſcheu vor der entjeglihen Grauſamkeit einzuflößen, 
welche von monarchifcher Seite Hier verübt worden war. Man lieg ihn mit eigener Hand einen 
Käfig zerflören, in welchem ein holländiſcher Schriftfteller, der gegen Ludwig XIV. gejhrieben, 
17 Jahre eined martervollen Dafeins zugebracht hatte. Das geſchah natürlih mit Willen und 
Willen König Ludwig's XVI. und, wie man jagt, auf ben Wunſch feines jüngern Bruders, des 
Grafen von Artois (Karl X.), 

Der Vater L.'s hatte bereitö in dem von den Privilegirten begonnenen Kanıpfe gegen die 
föniglidhe Allgewalt die oppoſitionelle Stellung gegen ven Thron eingenommen, die in ber jun 
gern Linie des Haufed Bourbon traditionell war. Der berühmte Proteft des Herzoge® von 
Orleans gegen die Befehle des Königs in dem lit de justice von 1787 gab diefer Stellung 
den Charakter der offenen Feindſeligkeit. Philipp Egalite wurde zu einem Fahnenträger ber 
unvermeidlich herannahenden Revolution. Seine Familie und befonders fein ältefter Sohn 2. 
folgte ihm bereitwillig auf vem Wege, ohne damals noch zu ahnen, wohin er ihn führe. Wäh— 
rend der Herzog wegen jeiner faft erwiefenen Theilnahue an dem Unternehmen des parijer 
Volks gegen Berjailles ſich in diplomatifcher Verbannung zu Xondon befand, leiflete der Sohn 
am 9. Febr. 1790 in Nationalgarvenuniform ben Bürgereid und unterzeichnete jih mit Strei- 
Hung aller Titel als citoyen de Paris. Er beſuchte in demſelben Jahre häufig die National: 
verfammlung , und der jiebzehnjährige Knabe oder Jüngling hielt am 1. Nov. 1789 in dem 
Safobinerclub eine Rede, die von den daſelbſt Berjammelten mit Beifall aufgenommen wurte. 
Er bewegte fid) mitten im gewaltigen Strom der Revolution. Im Jahre 1791 trat er als 
astiver Militär in Die Armee und ald Oberſt an die Spige eined Negiments, das feinen Namen 
führte. Die pamaligen Zeitungen berichten aus feiner Garnifondzeit in Vendome zwei Züge 
von Muth, Klugheit und Entſchloſſenheit, die ihm die Liebe ſeines Corps und Die Achtung der 
Bürgerſchaft gewannen. Er rettete zwei eidſcheue Priefter vor der Wuth des Volle dur ein 
Benehmen, das dem kühnften und welterfahrenſten Mann Ehre gemacht hätte, und einen ertrin- 
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kenden Familienvater mit eigener Lebensgefahr aus den Fluten des Stroms. Die Bürger: 
haft lohnte ihm dieſe That mit einer Bürgerkrone. 

Im Kriege von 1792 fland er, obgleich erſt 19 Jahre alt, perfönlig an der Spitze feines 

Regiments, erbielt infolge feiner Tapferkeit im Kampfe bei Boufiu den Tirel eines General⸗ 
lieutenants und zeichnete fi in ven Schlachten bei Balmy und Jemappes nach den Berichten 
Kellermann’d und Dumouriez' durch militäriſchen Muth und Kaltblütigkeit aus. 
—VDoch die revolutionäre Laufbahn des jungen Prinzen ſollte nur von kurzer Dauer fein. 
Während Philipp Egalite in Paris auch in den exrfien Zeiten des Convents ji von den immer 
höher gehenden Wogen der Revolution fortreißen ließ und, ven Zwang ber Umſtände folgend, 
gegen die Stimme feines Herzend fogar für den Top Ludwig's XVI. ſtimmte, wendete ſich der 
junge Herzog von Chartres an der Seite Dumouriez’ mehr und mehr von der Richtung. ab, welche 
die Revolution allmählich zu nehmen begann. Er hatte feinen Vater vergeblich zu überreden 
verſucht, daß er Paris verlaffe und fih fo der Rothwendigkeit entziehe, an ber Berurtbeilung 
des Königs theilzunehmen. Gr ſah das Berverben auch über fein Haus hereinbrechen und ver: 
ließ mit Dumouriez die Armee und dad Vaterland, um ven Weg einer langen, traurigen Ber: 
bannung anzutreten. Es ift befannt, daß diefe Flucht den Sturz der Birondiften und vielleicht 
aud den blutigen Tod Philipp Egalite'8 herbeiführte oder doch befchleunigte. In dem Herzen 
2.8 aber ließen jene Tage des allgemeinen Umſturzes und des Schredend einen Einbrud zurüd, 
der ihn während feined gangen Lebens nicht verlaflen und auf den Bang feiner Regierung keinen 
geringen Einfluß geübt Hat. Er verdammte die Tyrannen, bie eine ſolche Revolution bervor: 
gerufen hatten, und fürdhtete die Revolution, die zu einer andern Form ber Tyrannei führte. 
Gr gab die Achtung vor den Rechten des Volks nicht auf, verabſcheute aber nichts mehr als die 
Herrſchaft der Maſſen. Er fonnte einen offenen Kanıpf gegen eine Regierung und einen Mon- 
archen billigen, von denen das anerkannte Recht, die gefchriebene Verfaffung verlegt wurde. 
Aber nichts len ihm verderblicher als die Permanenz der Revolution, und nichts nothwendiger, 
als dem Siege der Revolution ſobald ald möglich geordnete Zuftände folgen zu laffen und dieſe 
mit aller Kraft aufrecht zu halten. 

Der flüchtige Prinz begab fi ins öſterreichiſche Hauptquartier, Ichnte es aber entſchieden 
ab, in Öfterreichifche Dienfte zu treten, fondern begann unter dem Namen Gorby feine traurige 
MWanderfhaft. In Deutſchland mußte er ale Feind des legitimen Königthums und ald Sohn 
Egalite's ebenſo jehr die Begegnung mit den Smigranten meiden, wie dad drohende Vorbringen 
der franzöfiſchen Nevolutionsheere fürchten. In Fraukfurt erfuhr er die Verhaftung feines 
Baterd. In der Schweiz wanderte er im Jahre 1794 von Ort zu Ort, ohne Sicherheit oder 
auch nur Aufnahme zu finden. Seine Gelomittel waren erſchoͤpft. Er mußte für feine Sriftenz 
jorgen. Er verichaffte jich diefelbe, indem er unter dem Namen Chabaud Latour eine Lehrer- 
ftelle in vem Gollegium von Reichenau in der Nähe von Ruzern aunahm und dieſelbe faft ein 
Jahr mit Eifer befleinete. Hier las er in den Zeitungen die Hinrichtung feines Vater. Was 
mochte in der Seele des jungen Prinzen vorgeben, als er die Kunde von dieſer Thatſache erhielt, 
die ihn zum Herzog von Orleans und zum vermwaiften Bettler machte? Ob er feine Seele mit 
Rachegedanken gegen die Mörder feines Vaters erfüllte? Er bat fi niemals den Emigranten, 
niemald den fremden Mächten zum Kampf gegen die Revolution oder auch nur gegen den Gon- 
vent angeſchloſſen. Ob er ſich Bitterer Verzweiflung über fein trauriges Los hingab? Man 
weiß nicht, Daß er an jenem Tage eine feiner Unterrichtöftunden verfäumte, daß man In feinen 
Zügen, in jeinen Benehmen eine Beränderung wahrnahnı, die ihn nerratben könnte. Aber vie 
Gefahr eines längern Verbleibens in der Nähe von Frankreich war für ihn zu groß. Der ehe: 
malige amerikanische Gefandte in Paris, Morris, unterflügte ihn mit ven nötbigen Mitteln zur 
Reife nad) Amerika. Aber er wollte Europa noch nicht verlaffen und bereifte in den Jahren 
1795— 96 Dänemarf, Schweden und Norwegen, wo er bis zum Außerfien Norden vorbrang 
und Studien im Bergbau und der Forſtkunde machte, und am 24. Sept. 1796 ſchiffte er ſich, 
mit ausreichenden Mitteln für einen längern Aufenthalt verfehen, auf dem Schiffe Amerika, 
wo Ri für einen Dänen galt, von Hamburg nach Philadelphia ein und langte daſelbſt am 
21.Vc.an. 

Der Aufenthalt 2.’8 in Amerika, wo er feine vom Directorium freigegebenen Brüder wie= 
derjand, währte im ganzen etwas mehr ald prei Jahre. Er fand Gelegenheit, bie großen 
Staatsmänner Amerikas, insbejondere Waſhington in Mount-Vernon kennen zu lernen. Die 
ſchlichte Einfachheit der Männer, welde einen fo gewaltigen Staat lenkten, mochte ibm im 
Gegenſatz zu dem blendenden Glanz der franzöfifhen und europäiſchen Höfe imponiven. In 
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den allgemeinen politifchen Zufländen Amerikas fcheint er mehr bie Ordnung und Geſetzlichkeit 
innerhalb der allgemeinen Freiheit, als dieſe Freiheit felbft betvundert und zu feinen Ideal ge⸗ 
macht zu Haben. Gr glaubte an die Möglichkeit eines freien, aber nicht eines republikaniſchen 
Frankreich. Er ging deshalb auf die Plane ver damals in Frankreich weitverbreiteten Führer 
ber royaliſtiſchen Partei ein, welche die Wienerherftellung ver Monarchie, aber nicht der Bour⸗ 
bons erftrebten und, Sieyes an der Spige, ihr Augenmerk auf. richteten. Der Staatsſtreich 
vom 18. Fructidor vernichtete fürs erfte diefe Hoffnungen. Aber 2. fcheint dieſelben nicht auf- 
gegeben zu haben, und unter dem Schein, fi ven Bourbong wieder nähern zu wollen, begte er 
die Abficht, fi nach Spanien zu begeben, wohin auch feine vom Directorium aus Frankreich 
verbannte Mutter gegangen war. Aber die Emigranten und ihre Häupter trauten dem Haupt 
der Orleans, das fi von der Revolution abwandte, noch weniger ald dem jungen Prinzen, der 
fid) dem Dienft derfelben widmete, und wußten daher feine Überfiedelungnad Spanien zu hin⸗ 
tertreiben. Aber 2. glaubte jeine Rückkehr nach Europa nicht länger verzögern zu dürfen, und 
nachdem er von ber englifchen Regierung troß des Widerſtandes der Bourbond die Erlaubnig 
ausgewirkt, feinen Aufenthalt in England zu nehmen, fchiffte er ſich dahin ein und langte im 
Januar 1800 in Falmouth an, von wo er ſich alsbald nach London begab. 

Inzwiſchen hatten fich in Frankreich durch den neuen Staatäftreih vom 18. Brumaire bie 
Umftände entfchteben zu Ungunften einer bourbontfchen over orleaniftifchen Reftauration geändert. 
2. ſchloß fi Daher unbedingt den Bourbond an. Er bat um Audienz beim Grafen von Artois 
und verjicherte ihm, daß er nur nad) England gefommen fel, um Ludwig XVII. feine Treue zu 
bezeugen. Man möge ihm die Fehler feiner Jugend verzeihen und fie dem böfen Beifptel feiner 
Umgebung zuf&reiben. Je mehr mit ver wachſenden Macht Napoleon's dle Ausflht der Bour⸗ 
bons zur Rückkehr nach Frankreich zu ſchwinden ſchien, um fo mehr lebte fih L. In die englifchen 
Berhältniffe ein. Sein mehr als jiebenjähriger Aufenthalt in dem Lande ererbter und befefligter 
Freiheit lehrte ihn den Werth bürgerlicher Freiheit, die fich fo Teiht und feft mit Orbnung und 
Geſetzlichkeit paart, innmermehr fhägen und würdigen und England wie fein zweite® Vaterland 
lieben. Er bat diefe Sympathie auch ald König niemald aufgegeben. Im Jahre 1806 verließ 
er England, um feinen Eranfen Bruder nah Malta zu begleiten.‘ Nachdem fein Bruder ge- 
ftorben war, begab er fih nad Sicilien an ven Hof des von Neapel vertriebenen Königs Ferdi⸗ 
nand. Troß des Mistrauens, das bie altlegitimiflifche Partei hier gegen ihn zu verbreiten 
wußte, gelang e8 dem Sohne Philipp Egalite’8, dad Vertrauen ver Schwefter Marie Antoinette’ 3, 
ber alles vermoͤgenden Königin Karoline, in dem Maße zu gewinnen, daß fie ihm ihre Tochter 
Amalie zur Gemahlin gab. 

In dem Aufftande des fpanifchen Volks gegen bie Lfurpation Napoleon’8 erfannte 2. mit 
feinem Blick den Beginn feines Sturzes. Er haßte Napoleon als den Feind feines Haufe, als 
den Tyrannen Frankreichs. Er brannte vor Verlangen, fih an diefem rubmvollen Kampfe 
gegen den Ufurpator zu beiheiligen. Wer weiß, welche Eonfequenzen er ſchon damals mit dem 
Gedanken verbinden mochte, an der Spige eine flegreichen Heeres in fein Vaterland zurüdzu- 
kehren und daſſelbe von der Tyrannei des verhaßten Ufurpatord zu befreien. Aber die ſtreng 
bourboniſchen Legitimiften begegneten ihm in diefen Gedanken und mollten pen Sohn Philipp 
Egalite's, den einftigen Benoffen der Sakobiner, das Haupt der antibourbonifhen Orleans nicht 
an der Spipe eines bourboniſchen Heers fehen, ihn nicht vielleicht zuerft wieder das franzö⸗ 
ſiſche Vaterland betreten laffen, um die Krone veffelben an fi zu reißen. Sie mußten die Ab- 
fihten L.'s zu vereiteln, und obgleich er im Jahre 1810 bereits in Spanien gelanber war und 
den Befehl eines Corps übernommen hatte, mußte er auf Verlangen ver Cortes das Land wieder 
verlaffen, ohne das Schwert gegen Napoleon geführt zu Haben. Er verlebte hierauf vier Jahre 
bis zur erfien Reftauration in Sieilien, wo ihm inzwiſchen fein ältefter Sohn geboren worden 
war, wie e8 ſchien, unbefümmert um den Bang der Welthändel im trauteften Kamilienkreife. 

8 fehrte nach dem Sturz Napoleon’8 1814 mit den Bourbons nad Frankreich zurüd, 
empfing von Ludwig XVIII. die Rüderflattung aller väterlichen Güter ſowie der üblichen Orden 
und Titel und leiftete dem Könige kniend den Huldigungseid, Indem er ihm unter feierliäfler 
Verſicherung feiner Treue die Hand küßte. Bei der Rückkehr Napoleon’8 von Elba begleitete er 
ben Grafen von Artois zum Heer nad) Lyon und von da nad) dem Norden. Da es aber weder 
bier noch dort zum Kampfe kam, begab er fih nach der Flucht des Königs mit feiner Schwefter 
nad England. Die zweite Reftauration führte natürlih aud den Herjog von Orleans wieder 
nah Frankreich zurück, wo er den Eid der Treue gegen den König erneute. 

Aber 2. konnte nicht verfennen, daß er von Ludwig XVII. mit Mistrauen beobachtet wurbe, 
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das um fo größer war, je näher er vor ver Geburt bes Herzogs von Bordeaux dem Throne ſtand. 
Andererfeits wahrte fi auch L., troß der beſchworenen Treue gegen den Thron, die Unabhän- 
gigkeit feiner politifchen Meinung, und, weit entfernt, fi mit den Tendenzen des Hofd und des 
herrſchenden Ultraroyalismus identificiren zu wollen, ftellte er ſich als Mitglied der Pairskam⸗ 
mer auf feiten der Oppoſition gegen die wiber die Anhänger Napoleon’8, die fogenannten 
Koͤnigsmoͤrder, beantragten Verfolgungsmaßregeln. Er legte damit ven Grund zu feiner Popu⸗ 
larität, wurbe aber von der ultraroyaliftiifchen Bartei am Hofe und im Pavillon St.: Marfan 
bafür fi o angefeindet, daß man ihn fogar einer Verſchwoöͤrung beſchuldigte und zur freiwilligen 
Berbannung nad England nöthigte, wo er bis zum Jahre 1817 blieb. Eine längere Entfer- 
nung von Frankreich verweigerte er ftanphaft, wenn man ihn nicht anflagen wolle, wogegen ver 
König ebenfo beharrlih die von ihm geforderte Verleihung des Titels, koͤnigliche Hoheit‘ 
ablehnte. 

Wenn Ludwig XVIIL, der die von ihm in der charte constitutionnelle gewährten Freiheiten 
zu achten und bie Revolution durch Verfößnung der Parteien zu ſchließen ehrlich bedacht war, 
in feinen loyalen Beſtrebungen die Unterſtützung L.'s ernftlich gefucht und ehrlich gefunden 
hätte, fo würde es ihm vielleicht gelungen fein, den reactionären und sontrerevolutionären Be⸗ 
ftrebungen des Grafen von Artois in der chambre introuvable erfolgreichen Wiberfiand zu 
leiften und der Reflauration mit ihrem gemäßigten, aber ehrlichen Gonftitutionalismud einen 
feftern Boden im Herzen des franzoͤſiſchen Volks zu verſchaffen. 

Das offenbare Mistrauen des Hofs und des Königs gegen das Haupt der jüngern Linie 
machte biejen, felbft wenn er es nicht gewollt Hätte, zum Gegenſtand der Theilnahme und ber 
unbeflimmten Hoffnung für alle, welche aus dem einen oder andern Grunde mit der Reftauration 
fig nicht verföhnen konnten, und gab fo diefer Unzufriedenheit ſelbſt einen äußern Halt, an dem 
jie ſich kräftigte. Das Palais-Royal wurde der natürliche Mittelpunkt und Sammelplag ber 
liberalen Oppofition. Männer wie Caſimir Perter, Laffitte, Dupin, Gerard, die für unver- 
ſoͤhnliche Feinde der gegenwärtigen Regierung galten, verkehrten im Palais: Royal, während 
gleichzeitig Im Pavillon St.:Marfan die Anhänger des Brafen von Artois nach entgegengefeßter 
Richtung gegen die Negierung Ludwig's XVII. intriguirten. Don diefer Bartel mochte wol 
aud die verleumderifche Verbächtigung audgehen, daß 2. Urheber oder Mitwiffer der Ermor: 
dung des Herzogs von Berri geweſen fei, während man anbererfeits eine apokryphe Erklärung 
deffelben verbreitete, daß der nachgeborene Sohn des Herzog ein untergeſchobenes Kind jet. 

Es ift daher auffallend, daß eben dieſer Herzog von Artois, da er ald KarlX. den Thron be- 
flieg, fih gegen L. viel wohlwollender und vertrauensvoller bewies ald Ludwig XVIII., und dies 
Vertrauen auch bis zur Stunde feiner Verdrängung durch denfelben nicht aufgab. Er verlieh 
ihm den Titel „koͤnigliche Hoheit’, ließ feine Apanage durch Aufnahme in die königliche Civil⸗ 
Lifte ficherftellen, bekleidete feinen Sohn mit Titeln und Orden und erwies dem Herzog und 
feiner Kamille fo gütiges und rückhaltsloſes Wohlmollen, daß er wol auf die Treue und Dank: 
barkeit des Herzogs glaubte rechnen zu dürfen. 2. machte von diefer Güte in feinem Intereſſe 
den beften Gebrauch, empfing von ber an die Emigranten vertheilten Milliarde nicht weniger 
als 14 Mil. Fr. und legte durch Verwendung bverfelben auf Verbefferung feiner Güter den 
Grund zu dem außerorventlichen Privatreihthum, veffen Erhaltung und Vermehrung ihm auch 
als König nur zu fehr anı Herzen lag. Aber er änderte darum nichts an ber politifchen Stel: 
lung, die er einmal der bourbonifchen Reflauration gegenüber eingenommen hatte und die fich 
in feinem Verhaͤltniß zum Regierungsſyſtem Karl's X. noch entſchiedener ausprägte. Je weiter 
und růückſichtsloſer dieſes Syſtem in feinem Widerſpruch gegen bie Öffentliche Meinung und in ver 
Bedrohung ver Volksfreiheiten vorfihritt, um fo entfchiedener wendete ſich die Sympathie der 
PVarteiführerdem Herzog von Orleans zu. Der Gedanke eines Thron: over Dynaſtienwechſels 
zu Gunſten deſſelben wurbe bereitö mehrere Jahre vor dem Ausbruch der Sulirevolution in 
diefen Regionen ventilirt, und 2. ließ fich's gefallen, wenn feine politifchen Freunde zu ihm ſelbſt 

ohne Rüdhalt won dieſer Eventualität rebeten, obgleich er natürlich jeden Gedanken an biefelbe 
entſchieden von fich zu weifen ſchien. 

Als nach der bekannten Adrefle ver Zweihunderteinundzwangig und der Ernennung bed Rini- 
fteriums Polignac die Kataftrophe ſchon fihtbarherannahte, gab 2. dem anweſenden Königepaar 
von Neapel ein glaͤnzendes Ballfeft. Karl X. nahm, trotz der an Ihn ergangenen Warnungen, nicht 
Anſtand, bei dieſem Feſt zu erſcheinen, und verkehrte ganz unbefangen nicht nur mit dem prä⸗ 
ſumtiven Erben ſeines wankenden Throns, ſondern auch mit Männern wie Laffitte, Benjamin 
Conſtant, Caſtmir Perier und Dupin, die dieſen Thronwechſel vielleicht zur Zeit ſchon im ge⸗ 
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heimen vorbereiteten. Diefe galante Ritterlichleit Karl's X., die er no am Borabend der 
Revolution feinen erklärten Feinden gegenüber bemährte und mit der er an jenem Tage jeine 
Hand der Gemahlin L.'s zur Eröffnung ded Balles reichte, gibt feinem Sturz etwas Rührendes, 
da er in der That mit einer Art Eindlicher Naivetät in den Abgrund flürzte, ven ex in feiner 
Verblendung zu feinen Füßen nicht bemerfte. Dagegen erzählt Salvandy von einem Geſpräch, 
das er ſelbſt an jenen Abend ganz in der Nähe Karl's X. mit 2. führte, und in welchem bieier 
ganz offen von der bevorſtehenden Revolution und vom Sturz des Königs ſprach, aber zu: 
gleich erklärte, daß er für dieſen Ball entfchloffen fei, nicht wieder mit den Bourbons Paris zu 
verlaffen. 

Wenige Tage jpäter war L. König der Franzoſen und Karl X. harte ald Flüchtling ven 
franzöfifchen Boden verlaffen, um ihn niemald wieber zu betreten. Die Rolle, die 2. in den 
Tagen der Iulirevolution gefpielt hat, ift eine mindeftens fehr zweibeutige. Es iſt wahr, 
daß er allezeit der bourbonifchen Regierung , und beſonders der Regierung Karl's X., Oppo⸗ 
fition gemacht und dadurch feine Popularität erhalten, feine Perſon in den Augen der öffent: 
lihen Meinung von der Sache der Bourbons getrennt hatte. Aber es iſt auch wahr, daß er 
denſelben ald Brinz und ald Bürger Treue geſchworen, daß er die Anerkennung jeiner Stellung 
ald Prinz des Eöniglihen Haufes von eben diejen Bourbons in Anfprud genommen und er: 
Halten, daß er als ſolcher eine reihe Apanage empfangen, von Ludwig XVII. und befonders von 
Karl X. föniglihe Gunftbezeigungen angenommen Hat. Dafür mußte er auch die Pflichten 
anerkennen und, wenn es fein mußte, mit Aufopferung üben, vie ihn die Stellung, welde e: 
der Berwandtfhait mit dem Eöniglien Haufe verbankte, gegen daffelbe auferlegt. Mochte cr 
jeine Überzeugung nicht verleugnen, fo mußte er danaq ſtreben, ihr am Throne Geltung zu 
verſchaffen; nicht aber in geheime oder offene Verbindung mit denen eingehen, die denſelben be⸗ 
kämpften. Gr ſtand an Rang und Stellung dem Königthum und der Dynaſtie zu nahe, 
un nidt an ven Gefahren theilzunehmen, welche denſelben drohten. Er hat Ludwig XVIII. 
nicht mit feinem Rath und Beiſtand unterflügt, Karl X. nicht vor dem Abgrund gewarnt, 
der ih zu feinen Füßen öfjnete, und deilen Gefahren niemand beſſer kannte als 2. Ja er 
bat die Proclamation, die Karl X. vor den jüngften Wahlen an das franzöjlihe Volk erlaffen 
batte, in Gegenwart des Könige ſehr gelobt, ohne ihn auf die Stimmung aufmerkſam zu machen, 
in welche das franzoͤſiſche Volk durch die Ernennung des Minifleriums Polignac gerathen war. 
2. ſah die Ereigniffe kommen und that nichts, jie abzuwenden. Der König war fein @ajt, er 
Tprad in feiner Gegenwart von der Möglichkeit einer zweiten Flucht und warnte ihn nit. Und 
als die verhängnifvollen Drvonnanzen erlaffen waren, ald man ſichtbar am Vorabend eines 
gefahrvollen Kampfes ſtand, dem der König ſorglos entgegenging, drängte ſich etwa damals 2. 
an den wankenden Thron, um feine Stimme für Erhaltung vefielben over für die Rückkehr auf 
ben Weg des Rechts und des Geſetzes zu erheben? Nein, er ſchwieg und wartete ab, was ge⸗ 
ſchehen würde. Und als der Kampf wirklich ſeinen Anfang genommen hatte, flellte er fi als 
Eönigliger Prinz, ungeachtet feiner abweichenden Überzeugung, an die Seite des Thrones, um 
zu rathen und zu warnen, zu fhügen und, wenn ed jein mußte, zu kämpfen? oder ſtellte er ſich 
als Bürger Frankreichs, ald Vertreter des Rechts und der Freiheit, troß feiner Eöniglichen Ge⸗ 
burt, offen und entſchieden auf feiten des Volks und feiner Känpfer? Keine von beiden. 
Er flüchtete ſich nicht etwa vor der thatfächlihen Gefahr, die ihm drohte (Karl X. hatte Die Aui- 
forderung, ihn beim Beginn ded Kampfes gefangen nehmen zu laffen, mit ritterlihen &veljinn 
entſchieden zurückgewieſen), jondern vor der Nothwendigkeit, vor der Entſcheidung Partei zu 
ergreifen, ging allein nady feinen im Walde von Bondy gelegenen Landgut Raincy, ohne irgend⸗ 
jemand außer feiner Schweiter Adelaide Mittheilung von feinem Aufenthaltsort zu machen. 

So konnte er jich möglich erhalten, wie auch immer der Kampf ſich entfcheiven mochte. Ob 
er zur Zeit jhon eine Ahnung davon hatte, wofür er ſich möglich erhalte; ob der Gedanke eine 
Dynaſtie Orleans an Stelle der Dynaflie Bourbon ihn ſchon beſchäftigte, ehe noch beſtimmt⸗ 
Ausfichten für die Erfüllung einer fo ehrgeizigen Hoffnung vorhanden waren; ob der Gedanke 


an eine Möglichkeit der Art fein Verhalten vielleicht ſchon währenn der Reflaurationdepode 


beflimmte, fönnen wir ebenfo wenig behaupten ald verneinen. Ebenſo wenig läßt fi eine An⸗ 
ſicht Darüber ausſprechen, ob wirklich, mie e8 den Anfchein hatte, der Gedanke an die Conſti⸗ 
tuirung.eined orleaniſtiſchen Bürgerfönigthums für ven finfenden Legitimitätäthron der Bour⸗ 
bons erft inmitten des Julikampfes und Infolge ded unerwarteten Ganges, den berjelbe genommen, 
im Kopfe eines einzelnen (Laffitte'8) entfprungen und durch ven Drang ber Umflände zur alt- 
gemeinen Fahne ber conflitutionellen Oppofition erhoben worden ift; ober 06 die Berufung %.'® 
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auf den Thron ver Bourbons das Refultat eines feit langer Zeit mit oder ohne Wiſſen des 
Herz0g8 vorbereiteten Planes geweſen ift. Das Berbalten?.’3 den Anträgen gegenüber, die ihm 
im Verlauf des Revolutionskampfes vor der Definitiven Entſcheidung gemacht wurben, war nicht 
das eines Mannes, der, Furcht und Vortheil von ſich werfend, dem Ruf des Baterlandes mit 
kühner Entfchloffenheit folgt, fondern eines Mannes, der einer glänzenden Verlodung feiner 
Perfon keinen fittlihen Widerſtand entgegenftellt und zugleich für alle Fälle auf feine Sicherheit 
bedacht iſt. Seine Antworten an die Deputirten fhienen ablehnend, waren aber nicht zurück⸗ 
weifend. Sein Brief an ven König wegen Annahme ver Generälftatthalterwürde war voll 
GErgebenheitöverfiherungen, aber nicht der Ausdruck feiner wahren Abfichten. Erſt am Abend 
des 30., ald der Kauipf völlig zu Gunften bes Volks entſchieden war, begab er fi unerkannt 
nad Paris, um ſich an die Spitze des neuen Frankreich zu flellen. Unzweifelhaft war er jet 
ſchon entſchloſſen, ebenſo wenig die Hoffnung der Republifaner auf den Umfturz des Thrones 
überhaupt, wie die Hoffnung bes vertrauensvollen Königs auf die Erhaltung feiner Dynaftie 
zu erfüllen. Aber noch fehlen ihm die Revolution und die Dynaftie zu mächtig, um mit jeinen 
Beſchlüfſen fofort entfchieben hervorzutreten. Br mußte im Laufe des folgenden Tags ebenſowol 
das Vertrauen Lafayette's wie dad Vertrauen Karl's X. auf eine Regentfchaft im Namen Hein: 
rich's V. zu erhalten, bis die Kraft ber Revolution und ber Reftauration völlig gebrochen und das 
conftituirte Julikdͤnigthum mächtig genug war, beiden offen und mit Erfolg entgegenzutreten. 
Bart und unebel war indbefondere fein Verfahren gegen ven unglüdlichen König, der ihm fo 
viel Wohlwollen erwiefen, dem er fo viel Treue verfihert hatte, und der fih daher in dem 
Bertrauen zu ver Redlichkeit ver Berfiherungen eines Prinzen von Geblüt nicht wollte erſchüt⸗ 
tern laffen, bis L. ihn mit den Mitteln der Furcht und des Schredend aus einer Poſition in vie 
andere und enmblich mit feiner Familie aus Frankreich hinausdrängte, in das ihm für immer die 
Rückkehr verſchloſſen werben follte. 

Die Art und Weife, wiet, zur Krone Frankreichs gelangte, ift für den Bang und Charakter 
feiner Regierung entfcheidend , und es lagen in verfelben daher auch fhon die Keime ded jähen 
und gewaltfamen Sturzes, von welchem daß orleaniflifhe Königthum vernichtet wurde. 

Am 30. Juli fam 2. heimlich nad) Paris, einer Aufforderung von einer Anzahl Deputirten 
in Paris folgend, die ihm die Generallieutenantihaft von Franfreid antrugen. Nod an dem⸗ 
felben Abend empfing ex einen Abgeſandten Karl's X., den Herzog v. Montemart, dem er er= 
Elärte, vaß er nur durch Bedrohung feiner Familie gezwungen worden fei, nad Paris zu kommen, 
und ſich eber tödten laffen, als die Krone annehmen werbe. Am folgenden Morgen, nachdem er, 
wie e8 Heißt, noch den Rath Talleyrand's eingeholt Hatte, erflärte er ver Deputation der verfam= 
melten Deputirten feine Bereitwilligkeit, die Generalftatthalterfhaft anzunehmen. Eine Bro: 
clamation, die mit den berühmt gewordenen Worten ſchloß: „Die Charte wird jegt eine Wahr: 
heit fein‘ I), verkündete der parifer Bevölkerung diefe Thatſache in einer fo vorſichtigen Form, 
daß 2. in verfelben ebenfo menig der Revolution vorzugreifen, wie dem legitimen Königthum 
entgegenzutreten fehlen. Der Gang nad dem Stadthauſe unter dem Schuß Laffitte'8 und feiner 
Freunde war bie Bewerbung 2.8 um dad Botum der Nevolutton. Die Umarmung Lafayette's, 
der freiwillige Rüdtritt der Dunicipalcommtiffion, die Muthloſigkeit der Republikaner waren 
die Kundgebungen dieſes Votums, nad welchem die Revolution einen Thron, aber nicht das 
Königthun geftürgt Haben wollte. Als L. fi der Revolution verjichert hatte, auf die er fi 
flügen konnte, fobald er fie nicht mehr fürchten durfte, war es feine nächfte Sorge, ſich des bour⸗ 
bonifhen Koͤnigthums zu entledigen. Er glaubte die Maske nod nicht fallen laſſen zu dürfen, 
folange Karl X. fi in Rambouillet noch unter dem Schuge von 12000 Mann und 38 Kanonen 
befand. Der König Hatte ihn feinerfeitd zum Oeneralftatthalter ernannt, er Tehnte die Annahme 
diefer Ernennung auß der Sand Karl's X. ab, that dies aber in einer Form, welche dieſen in 
feinem Vertrauen zur Loyalität feines Vetters nicht nur nicht erfchütterte, ſondern ihn vielmehr 
bemwog, zu Bunften des jungen Herzogs von Borbeaur abzudanfen und 2. mit der Proclamirung 
deſſelhen als König und mit der Regentfchaft während feiner Minperjährigkeit zu betrauen. 
Der Lohn für diefes neue Zeugniß eines unerſchütterlichen Vertrauens war bie Abjendung von 
Commiſſarien, welche den beſtimmten Auftrag hatten, die Entfernung Karl's X. aus Rambouillet 
und aus Frankreich mit allen Mitteln zu erzielen, und dies durch Organiſation eines drohenden 


1) Wer möchte bei der Erinnerung an diefe Worle des orleaniflifchen Prinzen fih nicht zum Ber: 
gleich mit dem Wahlfpruch veranlagt finden, mit dem das neue Rapoleonifche Kalferthum feir. Regiment 
eröffnete: „L'empire c'est la paix.“ Denn beides ift gleich unerfüllt geblieben, 
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Volkshaufens vollführten, ver ſich zu eventuelfer Unterflügung der Gommiffarien gegen Ram⸗ 
bouillet in Bewegung feßte. Der Erfolg blieb nicht aus und dad Feld war von biefer Seite nun 
frei, um den Beneralftatthalter alsbald In einen König der Branzofen umzuwandeln. 

Am 3. Aug. eröffnete 2. die Kanımern, d. h. die Verfammlung ver Abgeoroneten, deren 
Wahl unter einer Regierung und nach einem Wahlgefeg erfolgt war, gegen welche fich Die fieg- 
reiche Revolution gerichtet hatte, und aud Die Kammer der Pairs, die Ludwig XVIU. und KarlX. 
aus den treueften Anhängern ver Dynaftie gebildet hatten. In ver Thronrene, mit welcher ber 
Statthalterdie Sigung eröffnete, gedachte er des Herzogs von Borbeaur (ober König Heinrich's V.) 
mit feinem Wort. Karl X., der die Kunde hiervon noch auf franzoͤſiſchem Boden empfing, 
wollte es dennoch nicht glauben, daß ein königlicher Prinz die Krone der Bourbons widerrecht⸗ 
lich an ſich zu reißen fich nicht ſcheuen würde. Aber er follte nur zu bald enttäufcht werben. 

Am 7. Aug. erklärte diefe Deputirtenfammer, und zwar durd die Stimme von 219 Ab- 
georbneten, ven Thron für erledigt und forderte 2. auf, Ihn einzunehmen. Die willenlos gemor- 
denen Pairs gaben ihre Zuflimmung zu viefem Beſchluß zu erfennen. Und biefen Beſchluß der 
Zweihundertundneunzehn hielt L. für ausreichend, um fih und fein Geſchlecht in Beſitz einer 
Krone zu ſetzen, bie ihm ebenfo wenig durch das Recht der Revolution wie durch dad Recht ver 
Regitimität zufam. Er nahm Scepter, Krone und Schwert aus der Hand bed Präſtdenten dieſer 
Abgeoroneten= und Pairskammer und beſchwor die von eben diefer Kammer binnen wenigen 
Stunden in einigen Artikeln abgeänderte Gharte, die nun zur Wahrheit werben follte. In ber 
großen Revolution von 1789 flürzte die Gefetzgebende Berfamntlung in voller ibereinftimmung 
mitdem Volke den Thron Ludwig's XVI. Aber weil fie auf Befehl dieſes Königs nad) ven Beſtim⸗ 
mungen der von diefem und von ihr felbft beſchworenen Berfaffung zufammengetreten war, hielt 
fie ſich nicht für berechtigt, die Abfegung eben dieſes Königs ober die Aufhebung dieſer Ber: 
faflung zu beſchließen. Das Bol, das ſich wider beide flegreich erhoben hatte, follte auch über 
beide endgültig befchließen, und erfi der aus allgemeinen Volkswahlen hervorgehende Convent 
fonnte vie Befeitigung bes Koͤnigthums und die Gonftituirung der Republik proclamiren. Na⸗ 
poleon, der feinen Staatäftreich gegen bad Directorium mir Waffengemalt, gleihfam auf feine 
eigene Macht geftügt, audgeführt hatte, begründete vie Macht und dus Recht feines Conſulats 
doch nur auf eine allgemeine Volksabſtimmung. 2. hielt dad Votum einer Kammermajorität, 
die unter dem Einfluß Karl's X. und des Minifteriums Polignac gewählt war und unter dem 
Einfluß der Revolution ihre Berathungen Hielt, für ausreichend, um ven Thron und bie Dynaftie 
des Königs zu flürzen, dem jle Ihren Eid geleiftet, und einen Thron und eine Dynaſtie aufzu- 
richten, Die dad ſiegreiche Volk nicht berufen und angenommen hatte. Dem Thron 2.8 und der 
Dynaſtie Orleand fehlte daher jede rechtliche Bafid. Sie ruhte nicht auf dem Recht ver Revo⸗ 
Iution und nicht auf dem Recht der Regitimität und ſchwebte haltlos zwifchen beiden, um bet 
einem neuen Sturm rettung8los in den Abgrund ver Vernichtung zu flürzen. Das Sulikönig- 
thum ruhte vielmehr auf dem Boden der Thatfachen. Seine Aufrichtung war ein Erforber: 
nid der momentanen Nothwendigkeit oder Zweckmäßigkeit. Daher iſt die Regierung 2.8 nicht 
von einem in feiner Entftehung und Bedeutung ruhenden Princip, fondern immer nur von ber 
Benugung der Thatfachen, von dem Gefe der momentanen Zweckmäßigkeit, von den Bedin⸗ 
gungen der eigenen Selbflerhaltung getragen und geleitet morben. 

Der Charakter und der Bang der Juliregierung iſt wefentlih burd ihre Entftehung, nicht, 
wie man zu glauben pflegt, durch den Eharafter und die Regierungsgrundfäge 2.’8 beflimmt 
worden. 

Es iſt wahr, daß die Thatfache ver Ihronerhebung bed Bürgerfönigs von ganz Frankreich 
freudig begrüßt und ohne Widerſpruch anerkannt wurbe, und ebenfo unwiderſprechlich iſt es, 
daß damals eine andere Möglichkeit als Die Aufrichtung des Julithrons für Frankreich und für 
2. nicht vorhanden war, wenn diefer fi nicht ein neues Exil auferlegen und Kranfrei in bie 
Republik vrängen wollte, für welche zur Zeit fein Boden in der Öffentliden Meinung und ins: 
befondere in dem Theil des Volks war, welder die Situation beherrſchte, gegen welche aber dad 
monardifche Europa fi unzweifelhaft zu einen neuen Kampf erhoben hätte. Die Annahme 
ber franzoͤſiſchen Krone duch 2. hat daher Frankreich und Europa zur Zeit vor ſchweren Käm- 
pfen und Zerrättungen bemahrt. Aber fie bat vie Nothwendigkeit berfelben nur hinauſgeſchoben 
und nit abgewendet. Es war das Julikoͤnigthum eben eine Nothwendigkeit des Augenblids 
und mußte darum eine Erſcheinung des Augenblicks bleiben, die mit den zwingenden Verhält: 
niffen, welche fie gefchaffen, wieder zufammenfant. Es war die politifche Perfonificirung bes 
Juſtemilieu (der Vermittelung), das ſich als eine politifche Inſtitution und als ein Stück Ge⸗ 
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ſchichte zwifchen die kaͤmpfenden oder zum Kampf geräfteten Brincipien der Zeit hineinſchob und 
fie audeinander hielt, aber fie nicht miteinander verfähnte. 

Die Situation war gegeben, und 2. war ber einzig möglide Mann diefer Situation. Seine 
Stellung, feine perfönligen Eigenfhaften machten ihn wie feinen andern geeignet, in biefelbe 
einzutreten und fle zu beherrſchen. 

Die Phraſe „Pas parceque, mais quoique Bourbon“ ift eben nur eine Phraſe, die in jener 
Zeit ihre Wirkung that, aber niemals eine Wahrheit war. Wenn die Monarchie erhalten wer⸗ 
den follte, fo Fonnte fie nur auf einen Sproffen des Hauſes Bourbon übergehen, da von Napo- 
leonifhen Sympathien durchaus nicht die Rede war. Aber mit dem Recht der Bourbond, das 
mit einem Schein von Legitimität auf ihn übertragen werden Eonnte, wurde er nicht zugleich zum 
Erben des Haſſes, der auf diejen laflete, weil der Gegenſatz und die Feindſeligkeit der jüngern 
Zinie gegen bie ältere bereits ald Tradition im Volke lebte, die durch dad Verhalten L.'s gegen 
die Reftauration erhalten und gepflegt worben war. Den Thron eines Bourbon Eonnten felbft 
die firengen Royalifien anerkennen ; ver Sohn Philipp Egalite’8 Eonnte felbft von ven Republi- 
fanern nicht ohne weiteres zurückgewieſen werben, und ber conflitutionell=liberale Bring mußte 
den Männern der dynaſtiſchen Oppofition als der rechte Mann erfcheinen. Die Könige Euro- 
pas aber konnten den Sproffen Hugo Capet's oder Heinrich's IV. fehr gern als ebenbürtigen 
Fürften anerkennen, wenn er felbft fi nicht auf das Princip der Revolution, fondern der Le⸗ 
gitimität fügen wollte. 

L. war fein Dann ber Ideen und Grundfäge, fondern der Thatſachen und Verhältniffe. 
Sene überließ er ald ein nothwendiges Übel den Discufjionen der Parteien; dieſe mußte er zu 
würdigen und zu benugen und je nach Bedürfniß zu geflalten. Das Julikoöͤnigthum ruht auf 
feinem Princip und hat nie ein folches vertreten. Es ift aus dem Drang der Verhältnifie Her- 
vorgegangen, hat fi nach dem Bebürfniß derſelben geftaltet und Hat fie mit Eluger Berechnung 
in getwiffen Grenzen zu benugen und zu beherrſchen verftanden. L. war ohne Wärme des Ge: 
müths und ohne Begeifterung, weil fein Streben und Wirken nit von einer Idee getragen 
war. Aber er war von reicher Erfahrung, von ſcharfblickender Menſchenkenntniß und von 
durchdringendem Verſtand. Seine Plane waren nicht weitausfehend, aber wohlberechnet; er 
wußte die Berfonen und die Zeit zu ihrer Ausführung wohl zu wählen. Er drängte niemals 
in flürmifcher Haft nach feinem Ziel, war aber zähe und beharrlich in deſſen Verfolgung, und 
ließ e8 niemals aus dem Auge, wenn es auch jahrelang zu ruhen ſchien. Selbft ohne Leinen 


{haft und darum fletö vollfommen feiner mächtig, verſtand er fich trefflich auf Die Leidenfchaften. 


der Menſchen und mußte fie für feine Zwede zu wecken, zu benugen und auözubeuten. Er war 
ein Feind der Gewalt und Willkür, der Bedrückung und Mechtöverlegung, der Härte und Grau⸗ 
famfeit. Er war liberal und ein Freund der allgemeinen @leihberechtigung aus Überzeugung 
und Erfahrung. Aber er war in faſt noch höherm Grade ein Freund ver Ordnung und des 
Geſetzes. Er haßte und fürchtete nichts mehr als die Revolution, Er war nidt herrſchſüchtig, 
aber eigenwillig und, gewohnt, in feinen Brivatverbältniffen alles ſelbſt zu prüfen und zu thun, 
glaubte er dies auch in feiner monarchiſchen Wirkſamkeit zu Eönnen. Er war nicht ehrgeizig, 
vielleicht zu wenig für einen König der Franzoſen. 88 fehlten ihm die großen Tugenden wie 
die großen Leidenfhaften. Er vermochte fi nicht über die Höhe eines guten Hausvaters für 
feine Familie wie für fein Volk zu erheben. Er wollte nur feinen Hausfland und fein Reich in 
guter Ordnung, aber auch in guter Zucht erhalten. Sein Eleinlichfter Behler war feine Geld⸗ 
gier, die ihm nicht felten die Würde und Pflicht des Königs über der Fürforge des Famillen⸗ 
vaters vergefjen“ ließ. Die Lebenderfahrungen, die er im Exil gemacht Hatte, Iehrten ibn ven 
Werth eines für alle Fälle geficherten Beſitzthums würbigen. L. war endlich in religiäfer Be: 
ziehung aufgeklärt und tolerant und hat fidh niemals geiftlidem Einfluß Hingegeben. 

So war der Mann und fo die Verhältnifle, und der König trat feine Regierung mit zuver- 
ſichtlichem Selbftvertrauen an, die gegebenen Berhältniffe bald zu ruhiger Klärung und zu feft 


georbneter Geftaltung bringen zu können, ohne fernere und tiefer greifende Erſchütterungen 


fürchten zu müffen. , 

Die Grundlage dieſes Vertrauens bildete Die Überzeugung, daß fein Regiment ein dringen: 
des, unabweidbares Bedürfniß für alle fei, die in und außerhalb Frankreichs vor allem meitere 
Erfgütterungen der Ruhe und Orbnung IN Europa verhütet wiffen wollten, modten fie nun 
bie geficherte Freiheit als Bedingung für die Erhaltung der Ordnung, oder diefe ald Preis für 
die Geftaltung der errungenen Freiheit betrachten. Letztere Seite kehrte er natürlih vor allem 
in Anfnüpfung feiner biplomatifchen Beziehungen mit den auswärtigen Mächten hervor, und 
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ed gelang ihm ohne Schtwierigkeit, Die Anerkennung aller Botentaten mit Ausnahme des Könige 
von Spanien und des Herzogs von Modena zu erhalten. Doch ift nicht zu verkennen, daß 2. 

- fon bei diefer Gelegenheit in einen Widerſpruch mit dem Geift der franzoͤſiſchen Nation ‚gerieth, 
ber eine Haupturfache feined Sturzed wurde. Denn der Eifer, mit dem er nach der Sicher⸗ 
ftellung feiner Dynaftie durch Anerkennung verfelben von feiten ver fremden Potentaten ſtrebte, 
und um diefen Preis felbft vie infolente Misachtung des ruſſiſchen Zaren ungeftraft Hinnahm, 
verlegte den franzöfifchen Nationalftolz fo tief, daß während der ganzen Regierung 2.’8 immer 
wieder, und wol nicht mit Unrecht, ver Vorwurf auftaudte, daß er für Erhaltung und Sicher: 
ſtellung feiner dynaſtiſchen Interefien die Würde der Nation preißgebe. Nach der andern Seite 
bin war 2. vor allem darauf bedacht, die Sympathien und das Vertrauen des Volks durch 
Mapregeln zu gewinnen, die weniger geeignet waren, die Breiheiten deſſelben zu fihern, als ven 
neuen Thron und den König populär zu machen. 

"Died geſchah durch die bürgerliche Einfachheit feiner perſoönlichen Erſcheinung, durch die 
Unbefangenbeit und fheinbare Offenheit feines Verkehrs mit dem Volk und dur Befeitigung 
derjenigen Snftitutionen, die dem Volk beſonders misliebig und verbaßt waren, weil fie die 
Stellung des Hofes und einzelner privilegirter Kaften aufrecht hielten und allzu ſehr an die Zeiten 
des ancien rögime erinnerten. Der ariſtokratiſche wie ber klerikale Hofſtaat wurden beſeitigt, 
alle Orden bis auf den der Ehrenlegion ſowie die misliebigſten Hoftitel aufgehoben, die Garden 
und die Schweizerregimenter aufgelöft, die Lilien vom koͤniglichen Wappen entfernt und Dafür 
die Nationalgarbe zum Schuß der Öffentlichen Orbnung und bie Tricolore, die an die ſchönſten 
Tage ded Ruhms und der Freiheit erinnerte, wieber in ihr Recht eingefegt. Der Trauergottes: 
dienſt am Tage der Hinrichtung Ludwig's XVI. follte nicht mehr flattfinden, dad Bantheon ward 
feiner frühern Beflimmung zurüdgegeben, der Name bed Hingerichteten Marſchalls Ney refti- 
tuirt, den fogenannten Königsmdrbern die Rückkehr nad Frankreich geftartet, die Julikämpfer 
duch Ehrenzeichen und PBenflonen belohnt, und die beprängten Arbeiter aus Staats- und Pri- 
vatmitteln unterflüßt, wozu der König ſelbſt einige Millionen Francs beifteuerte. Ingleichen 
umgab er feinen Thron mit allen Männern, beren Namen einen guten Klang im Ohr des 
Volks hatten und ald eine ſichere Gewähr für die Herftellung und Erhaltung ver Volksfreiheit 
galten. Lafayette wurde zum Oberbefehlähaber ſämmtlicher Nationalgarden von Frankreich, 
DdilonBarrot zum Seinepräferten-ernannt, Dupont be l'Eure und Laffitte traten ind Minifte- 
rium. Doch follte e8 bald Far werben, daß 2. nur ven Glanz ihrer Namen für ſich gewinnen, 
keineswegs aber ihre Ideen verwirklichen wollte. Denn ſchon nad) wenigen Monaten traten fie 
aus ihren Ämtern, während Männer wie Guizot, Broglie, Louis, melde die volitiſche Geſin⸗ 
nung %.’d vertraten, die Leitung der Regierung übernahmen und Talleyrand nit nur in äußern, 
fondern aud in innern Angelegenbeiten der einflußreichfte Rathgeber des Königs blieb. 

ALS die Hauptflügen feines Regiments betrachtete &. die Nationalgarde und die Kammer. 
Jene, ald Vertreterin des bürgerlichen und insbeſondere des hauptfläntifchen Bewerb: und Be: 
fiftandeß, liebte zwar die bürgerliche Freiheit in ver Schranke des Geſetzes, ald deren Vertreter 
auch 2. ſich betrachtete, aber fie Tiebte und münfchte wie er auch vor allem vie Aufrechthaltung 
der Ruhe und Ordnung, unter dern Schuß ihr Erwerb und Beilgitand gefidhert war, und 
fürdhtete wie er vor allem die Bermanenz ver Revolution, die vornehmlich der.befigenden Bevöl⸗ 

Terung Gefahr drohte. Die Kamnter aber, aus dem Wahlgefeh Karl's X. hervorgegangen, 
war nad Maßgabe ded Hohen Genius und der geringen Wählerzahl nicht nur in noch Höherm 
Grade vie Vertreterin des wohlhabenden Befigftanbes, fondern durch ben Bang der Ereignifle 
unauflöstih mit dem Thron und der Dynaſtie 2.’8 verbunden. Denn dieje ihre Schöpfung 
war zugleich die rettende Schugmauer, hinter bie fte fich im Sturm der Iulitage vor der wachſen⸗ 
den Volksmacht zurückgezogen hatten, um ſoviel ald möglich von ihren Privilegien zu reiten. 
Daher nahm 2. nicht Anftand, von diefer Kammermaforität, die jede Initiative der Revolution 
von fi gewiefen und auch an dem Verlauf derfelben Eeinen Antheil genommen hatte, die Krone 
Karl's X. anzunehmen, die ihm nach einer Revolution nur nach dem unzweideutig fund gegebenen 
Willen des Volks, alſo entweder Durch eine allgemeine Abſtimmung oder doch minveften® durch 
eine zu dieſem Zweck zu berufende conftituirende Verſammlung zugefprochen werden Eonnte. 8. 
nahm von jener nach feiner Richtung hin berechtigten Kammer nicht nur feine Krone an, fondern 
regierte mit derſelben faft ein volles Jahr (bis zum 20. April 1831)2) und vereinbarte mit ihr 
auch die Modificationen der Verfafſung und Gefeßgebung, die durch die Revolution geboten 
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2) Die neue Kammer trat erſt am 23. Zuli zufammen, 
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Schienen. Auf diefen Wege begründete ex fich mit dieſem ihm ganz ergebenen Organ einer völlig 
ufurpirten Volfövertretung einen Rechtsboden, der in gleicher Weiſe von vem Standpunft ver 
Revolution wie von dem ber Legitimität jebed Halts entbehrte, und legte damit ven Grund zur 
Berwirklihung feines Regierungsprincips, ven Schein des Rechts und der Freiheit an die Stelle 
ihres Weſens zu fegen. 

Bon diefer Kammer war unmittelbar nad der Revolution binnen wenigen Stunden bie 
fogenannte Reviflon der Eharte berathen und befihloffen worben, die an der conflitutionellen 
Gewalt des Königs Leine weſentliche Veränderung eintreten ließ und durch deren Annahme 
2, das Julikoͤnigthum conftituirte. Mit Hülfe diefer Kammer und ihrer confervativen Ma⸗ 
jvrität fam im Februar 1831 ein Gemeindegefeg zu Stande, dad dem dringenden Bedürfniß 
des corporativen Selfgovernment und der Decentralifation Feine Rechnung trug, fondern die 
Concentration der Regierungsgewalt eher noch erhöhte und dadurch den verberblihen Cinfluß 
berjelben auf Die Wahlen fiherte. Mit eben diefer Kammer wurde endlich das verhängnißvolie 
Wahlgeſetz, hauptſächlich ein Werk Caſimir Perier's, zu Stande gebracht, an dem L. zu feinem 
endlichen VBerberben mit zäher Halsftarrigkeit fefthielt, weil es die Grundlage für die Aufrecht- 
Haltung feines Scheinconflitutionalismus bildete. Denn e8 beſchränkte immer noch das Wahl: 
recht auöfchließlich auf ven wohlhabenden Beſitzſtand, der noch nicht 3 Proc. ver gefammten 
Bevoͤlkerung bildete, während mehr ald 97 Proc. von jedem Antheil an ven Wahlen, alfo auch 
von ber Mitwirkung für Die Wohlfahrt des Staats und der Nation ausgefchloffen wurden. Denn 
obwol der Genfus für das pafiive Wahlrecht von 1000 Fr. direrter Steuer auf 500, für das 
active von 300 auf 200 Sr. herabgefegt wurde, fo hob fi Die Zahl der Wählbaren doch nur 
von 8000 auf 24000, und der Wähler von 80000 auf 200000. 

Mit Hülfe dieſer Kammer und unter dem Schein ihrer Initiative gelang es endlich L., fich, 
nachdem fein Thron hinreichend befeftigt fchien, derjenigen Männer in feinem Rath zu entledigen, 
deren politiihe Brincipien feinen Anfichten und Zwecken nicht entſprachen, und bie nicht geneigt 
waren, fi denfelben zu fügen oder gar dienſtbar zu machen. So fand ver Rüdtritt Lafayette's 
ftatt, al8 infolge des vom Pairshof verhandelten Proceſſes gegen die Minifter Karls X. das 
Volk ah zu drohenden Exceffen hinreißen ließ, die der confervativen Mehrheit ver Kammer 
ermwünfchte Gelegenheit boten, ven König ſcheinbar zu Maßregeln zu drängen, die er felbft laͤngſt 
beſchloſſen hatte. Das Volk Hatte nicht den Tod der Minifter, wol aber ihre Werurtheilung 
zum Tode als Sühne für das Durch ihre Schuld vergoffene Blut verlangt ober doch erwartet. Als 
aber der Spruch des Pairshofs auf lebenslängliches Gefängniß Iautete, brach ein furdtbarer 
Tumult in Paris los. Man wollte die Feſte Vincennes, nad welcher die Angeklagten gebracht 
waren, flürmen, und ihr Leben war bedroht, wenn nicht die Nationalgarbe mit Lafayette an der 
Spige energifhen Widerſtand geleiftet hätte. | 

Deſſenungeachtet oder vielleicht gerave deshalb, weil man fi in diefen Tagen überzeugt 
Hatte, welde Macht in der Hand der Nationalgarve lag und welden Einfluß Lafayette auf bie 
politifche Haltung derfelben ausübte, war der erfte Schlag der Reaction, wie wir den confer- 
vativ⸗dynaſtiſchen Liberalismus der Kammermajorität nun fhon nennen dürfen, nad biefer 
Seite Hin gerichtet. In ver Deputirtenkammer wurde der Antrag geftellt, die Würde eines 
Oberbefehlshabers ver geſammten Nationalgarven Frankreichs für unvereinbar mit dem con: 
flitutionellen Syſtem zu erflären. Lafayette legte dieſelbe infolge deſſen freiwillig nieder und 
trat damit faft für innmer von Schauplaß der enticheibenden Action ab, da er gerade durch fein 
loyales Benehmen in ven Tagen jened Tumultsé einen Theil von feiner Popularität verloren 
hatte. Dem Beifpiel Lafayette’3 folgte Dupont de ’Eure, und ald am 13. Febr. 1831 infolge 
ber Tobtenfeier für den Gerzog von Berri der Zorn des Volks gegen die Legitimiften zur Zerftd- 
rung des erzbifchöflichen Palaftes führte, wurde Odilon-Barrot befhuldigt, die Volksbewegung 
gebuldet oder gar begünftigt zu haben, und infolge deſſen zur Niederlegung feiner Stelle als 
Seinepräfert veranlaßt. Lafflite, der feit dem 2. Nov. das Präfivium des Minifteriums geführt 
hatte, war niit jeinen Anfichten innerhalb vefjelben nun ganz ijolirt und reichte endlih am 
10. Mär; 1831 ebenfalls feine Entlaffung ein, die vom König unter dem Ausdruck lebhaften 
Bebauernd angenommen wurde. Die Entlaffung und Preisgebung Lafayette's und Laffitte's, 
denen 2. allbefanntermaßen feinen Thron verbanfte, und indbeſondere des letztern, ber für die 
Erhebung des Herzogs von Orleans zum König der Branzofen feine glänzende bürgerliche Stel= 
lung geopfert Hatte, rief eine tiefgehende Berflimmung gegen 2. in Herzen der Franzoſen her⸗ 
vor. Denn fie möchten ihm eher die Verleugnung feiner Tiberalen Grundſäaͤtze als feiner libe⸗ 
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ralen Freunde verziehen haben, denen er Dankbarkeit ſchuldig war. Der Mangelan Abel der 
Belinnung ſchien ihnen noch unföniglicher ald ver Mangel an Zuverläffigkeit der Grundſätze. 

An die Stelle Laffitte'8 trat am 13. März deſſen Nebenbuhler an der Börfe und in ber 
Politik, Caflmir Perier, deſſen Minifterium unzweifelhaft ven Olanzpunft der Regierung %.'& 
in der Richtung bilvet, welche derielbe einmal eingefchlagen hatte. Denn Perier, dem fi Soult, 
Sehaftiani und der Liebling und Vertraute des Königs, Montalivet, anſchloſſen, verftand es wie 
feiner vor ihm und nad ihm, mit ven Formen eines liberalen Gonftitutionalismud die Fräftige 
Sicherheit eines burenufratifch centralifirten Regiments zu vereinigen, vermöge deſſen alle 
Scheinbar felbftänpigen Organe des Öffentlichen Lebens nach dem einheitlichen Wollen der Regie: 
rungsgewalt gelenft wurden. Caſinir Perier beherrſchte nicht nur die immer kraftloſer gewor⸗ 
dene Kanımer Karl's X. und nöthigte ihr die Annahme ded von ihm vorgelegten Wahlgefeges 
auf, mit welchem fie ihre irrationale Laufbahn beendigte, ſondern verſtand ed au, die neuge: 
wählte, obwol weit oppofltionellere Kammer in der Weife zu discipliniren, daß fie allmählich 
zum willigen Werkzeug ver Regierung wurde. Ex entkleivete die Provinzial: und Lofalbehörben 
aller Selbflännigfeit, zügelte und maßregelte die Preſſe, befehränfte und verfümmerte dad Ber: 
ſammlungsrecht, unterdruͤckte Eleinere Aufftände und Tumulte in Paris mit raſcher Entſchieden⸗ 
heit, warf die gefährliche Erhebung der hungernden Arbeitermaffen in Lyon (21. Non. 1831) 
mit blutiger und rückfichtsloſer Gewalt zu Boden und etablirte in dieſer Weife eine Regierungs- 
gewalt, die mit voller Sicherheit und Einheit die Zügel des Staatd in ihren Händen hielt. 
Freilich wußte diejer ftarfe Wille in gleicher Weiſe fih auch dem König gegenüber geltend zu 
machen, und diefer mußte unter ben Miniflerium Perier jeiner lebhaften Neigung, ſelbſt zu 
regieren, nit ohne ſchmerzliches Widerſtreben mehr ober weniger entfagen. Aber er fügte ſich 
biefer Nothwendigkeit, weil er fühlte, wie jehr ihm dieſer Mann zur Zeit zur Befefligung des 
Syſtems diente, auf das ex fein Regiment und feine Dynaſtie zu gründen entſchloſſen war. 

Die wihtigften Maßregeln, vie Gafimir Perier im Innern ducchfegte, waren die Aufhebung 
der Grhlichkeit in der Pairie und die Bewilligung einer Civillifte von 12 Mill. Fr. für L., der 
dabei gegen die Beftimmungen des alten Herkommens im Befig jeined ungeheuern Privatver⸗ 
mögens blieb. Die bei diefer Gelegenheit ſichtbar zu Tage getvetene Geldgier des Königd brachte 
felöft in der Kammer, noch mehr aber in der Bevölkerung einen peinlihen Gindrud hervor, der 
wieber tief in den Herzen der Franzoſen murzelte und diefelben dem Heinlich gefinnten König 
entfremdete. Selbft die von ver Kammer ausgeſprochene ewige Berbannung ver ältern bourboni⸗ 
ſchen Linie warf einen Schatten auf den Charakter L.'s, von dem dad Volk verlangte, daß er ſich 
der von den alten Bourbond empfangenen Wohlthaten mit mehr Dankbarkeit erinnern \ollte. 
Nach außen trat Caſimir Perier mit mehr Feſtigkeit und Entſchiedenheit auf ald Laffitte. Er warf 
einen Angriff König Wilhelm's von Holland gegen bie Unabhängigkeit Belgiens fofort Durch den 
Einmarſch von 50000 Franzoſen zurüd, parirte ven bei einer neuen Erhebung ber Römer er- 
folgten Einmarſch eines Öfterreichifchen Corps in Bologna durch die Befegung Anconad, erzwang 
fi fofortige Genugthuung für eine Beleidigung der franzöjiichen Ehre von Dom Miguel von 
Portugal und verſchaffte jo dem franzöſiſchen Namen wieder erhöhte Achtung im Auslande. 
Aber dies geſchah nicht etwa, wie man hoffte, im Dienft der Freiheit, fondern nur der Macht 
Die franzdfiihe Beſatzung von Ancona verhinderte keineswegs die blutige Wiederaufrichtung 
der päpftlichen Hexrrihaft in Nom, der polnische Aufftand wurde, trog der laut und lebhaft 
fi fund gebenven Sympathien des franzöliihen Volks, von Kaifer Nikolaus in blutigem 
Kanpfe niedergeworfen und daß tapfere Polenvolf, gegen die Beflimmungen der von Frankreich 
mit garantirten Verträge, des legten Reſtes jeiner vonftitutionellen und nationalen Freiheiten 
beraubt, ohne daß ih L. und feine Minifter zu einem ernften und wirfjamen Ginfprud ent= 
ſchloſſen Hätten. 

Das Minifterium Caſimir Perier's, das befanntlih ſchon im Mai 1832 dur den Tod 
beflelben an der Cholera ein Ende nahm, hat in feiner kurzen Dauer L.'s Regierung weſentlich 
befeftigt, aber vielleicht auch den erften Anftoß zu ihrem endlichen Ball gegeben. Denn bie 
ſcheinbar überaus günftigen Erfolge deffelben beftärkten ven König nicht nur in der Verfolgung 
des einmal eingeſchlagenen Wegs, fondern verfegten ihn auch in den verberbligen Wahn, daß 
für die Berechnung und Sicherftellung diefer Erfolge nurdie formell berechtigten Staatögemalten 
- und nit die fittliche Macht eines factifch unvertretenen Volkswillens, die Macht einer öffentlichen 
Meinung, eines erwachten Rechtsbedürfniſſes, einer fih Fund gebenden geſchichtlichen Nothwen⸗ 
digkeit in Betracht zu ziehen feien. | 
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Der Zeitraum von 1832—40 bildet in der Regierungsgeſchichte L.'s die Epoche einer fort- 
ſchreitenden Befefligung der äußern Regierungdgewalt durch fortſchreitende Beſchränkung der 
Volksfreiheit; die Epoche ver für die Suliregterung nad allen Seiten hin glücklichen Erfolge, die 
jedoch den Träger derfelben wie in feiner äußern Machtſtellung fo auch in dem verberblichen 
Glauben an die Iintrüglichkeit feines Syſtems befeftigten, während daflelbe im Geiſt ver Nation 
immermehr an Boden verlor. Es iſt die Epoche, in welcher L. unter den wechfelnden Miniftern 
ſich mehr und mehr in feiner Neigung zum Selbſtregieren befeftigte und vurch feine Cinmiſchung 
in die einzelnen Details ver Regierung mehr und mehr den Überfhauenden und durchdringenden 
Blick für dad Ganze verlor, wie ihm die Zufriedenheit mit pen äußern Erfolgen mehr und mehr 
das Verſtändniß des innern Entwidelungsganges verbunfelte, den der Geift der Nation zu neh: 
men begann. 

Zu den für die Regterung glüdlichen Ereigniffen,, die zur Befeſtigung ihrer Macht wefent: 
lich beitrugen, von denen fie fi) aber eben darum nad dem Wege ver Freiheitsbeſchränkung allzu 
fehr vorwärts drängen ließ, müſſen wir vor allem die verfchievenen Aufſtandsverſuche und 
Attentate zählen. Durch das Glück 2.8 und die Energie der Regierung maren fie alle ohne 
ernfte Gefahr vorübergegangen und doch wohl geeignet, ernfte Beforgniffe in den Gemüthern 
der befigenden Bourgeoiſie zu erregen und die Vertreter verfelben in ver Kammer zur Bewilli- 
gung von Mafregeln und Befegen zu veranlaffen, wie fle L. zur Sicherung feines Regiments 
zu bebürfen glaubte. 

Der republikaniſche Aufftand, der im Juni 1832 bei der Beſtattung des freifinnigen Ge⸗ 
nerald Lamarque in Paris ausbrach und nicht ohne ernften blutigen Kampf unterdrückt werben 
tonnte, befreite die Julimonarchie von dem directen Einfluß von Männern wie Dupontde l’Eure, 
Odilon⸗Barrot, Arago, Laffitte und insbefondere Lafayette, da dieſe wider ihren Willen in Be: 
ziehung zu der revolutionären Bewegung gebracht worben waren. Der nad Niederwerfung 
des Aufftandes über Paris verhängte Belagerungszuftand mußte zwar infolge eines Urtheils⸗ 
ſpruchs des Caſſationshofs wieder aufgehoben werden; doch konnte die Regierung ohne Wider⸗ 
fand Beſchränkungen ver Prefle und des Vereinsrecht eintreten laflen, welde als die gefähr⸗ 
lihften Feinde ihres Syſtems erfchienen. 

Noch vortheilhafter für die Befefligung der Dynaftie Orleans war der unglückliche und 
gänzlich mißlungene Verſuch der Herzogin von Berti, die Vendee zu Gunſten einer Reſtauration 
der Bourbon zu infurgiren. Die hierdurch unzweifelhaft gewordene Schwäche ver Partei, die 
nod dem alten Koͤnigshauſe anhing und zum opfermuthigen Kampfe für vaffelbe bereit war; 
die Abenteuerlichfeit, zu der allmählich da8 Iinternehmen der Herzogin herabſank, und endlich 
die ſchwere Gompromittirung der bourboniſchen Familienehre, als die gegenwärtige Re⸗ 
präfentantin des alten Koͤnigsgeſchlechts in Frankreich in dem Gefängniß, in das fie durch 
ven Verrath von Deuz geführt worden war, ihre Schwangerſchaft befannte, alles dies 
mußte die Hoffnungen und ben Einfluß der Legitimiften für lange Zeit vernichten und jede Ge⸗ 
fahr Hefeitigen, die von dieſer Seite etwa noch zu fürchten mar. In gleicher Weife wurde L. von 
der Beforgnip vor einem Wiederauftauchen des Napoleonisnus durch den Tod des unglücklichen 
Herzogd von Reichſtadt befreit. Er konnte nun ohne Bedenken den perſoͤnlichen Sympathien 
der Franzoſen für den großen Napoleon durch die Wieberaufritung feiner Statue auf Die 
Venddmeſäule Rechnung tragen. Und als einige Jahre fpäter der gegenwärtige Kaijer Ludwig 
Napoleon in Straßburg den verfehlten Verſuch machte, fih zum Erben des Napoleoniſchen 
Throns zu proclamiren, fonnte 2. gegen den ohnmächtigen Abenteuerer, ber In feine Gefangen 
haft gerathen war, ohne Beforgniß eine Milde üben, die ihm Diefer keineswegs gelohnt hat. 

Direstern Vortheil für die Durchführung feines Syſtems zog 8. aus den erneuten repu⸗ 
blikaniſchen, mit focialiftifchen Elementen gemiſchten Aufſtänden in Lyon und Paris im April 
1834. Der Kampf zur Unterbrüdung berfelben war, befonders in Lyon, ein fehr blutiger ges 
weſen und hatte den Truppen, wie es heißt, 500 T:odte und Verwundete gefoftet. Die dienſt⸗ 
fertige Kammer, die ſchon ohne Äußere Veranlaffung die Macht der Breffe durch Verbot des - 
Straßenbuhhannels nit Zeitungen und Blugfchriften beſchränkt und das Vereinsrecht unter bie 
firengfte Gontrole ver Regierung geftellt Hatte, benutzte die jüngſten Ereignifle, um bie freien 
Franzoſen auch ihres Waffenrechts zu berauben und eine völlige Entwaffnung der Bürger zu 
veſchließen, und fein @eringerer als Thiers Hatte voejentlich zur Annahme dieſer Gefege mitge- 
wirkt. Dagegen fielm die Urtheile gegen die zahlreihen Angeklagten, die infolge dieſer Auf- 
fände vor bir Pairttammer geſtellt wurden, ſehr mild aus. Es wurde kein Todesuttheil ge⸗ 
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fällt, und wir nürfen hier wol im allgemeinen die Thatfache conftatiren, dag L. feine Regierung 
niemals durch einen Act der Oraufamfeit oder auch nur der perfönlichen Rache befleckt hat. Die 
Barbareien, die zuweilen bad Militär bei der Unterdrückung von Aufftänden übte, Eönnen nicht 
ihm zur Laft gelegt werden. Er war weder Tyrann noch Barbar, vielmehr in dem Maße ver 
Freund eines friedlichen Regiments, daß⸗er die Sicherflellung der bürgerlichen Ruhe und Ord⸗ 
nung un ben Preis wachſender Freiheitsbeſchränkungen nicht zu theuer erfauft glaubte. Kurz 
nach dem Beginn des Procefled gegen die (Mai-) Angeklagten in Lyon und Paris (10. Mai 
1835) ftarb Zafayette. Er konnte nicht mit dem Bewußtſein aus dem Leben ſcheiden, daß die 
Freiheit, für die er fat 50 Jahre wit venlicher Hingebung gekämpft hatte, nun in Franfreid 
ficher begründet fei. 

Das furchtbare Attentat Fieschi's endlich, deſſen Mordwaffe 8. nur dur ein Wunder ent⸗ 
gangen war, während in feiner unmittelbaren Nähe nicht weniger als 60 Perfonen getöbtet 
oder verwundet wurden, gab dem Minifteriun (Broglie, Guizot, Dupin, Thiers) und der über: 
aus confervativen Kamnıer von Juni 1834 Veranlaffung zum Erlaß der berühmten und ver- 
hängnigvollen Septembergefepe, Durch welche ver Preſſe ver legte Schein der Freiheit genommen 
und indbefondere der Einfluß der Jury auf die Entſcheidung über Preßvergehen wefentlich be- 
ſchränkt wurde. 

Am 19. Febr. 1836 wurde Fieschi mit feinen beiden Complicen Pepin und Morey bin 
gerichtet. Nicht fünf Monate fpäter erfolgte das Attentat Alibaud's, und nachdem auch biefer 
hingerichtet war, in. vemfelben Jahre noch das Nitentat Mounier's, der ebenfalld zum Tode 
verurtheilt, aber vom König begnadigt wurde. Alle viefe Gefahren gingen nit nur glücklich 
an X. und feiner Dynaftie vorüber, fondern. trugen mefentlih zur äußern Befefligung feiner 
Regierung und zur Bereitwilligkeit der durch das Wahlgefeg privilegirten Bourgeoiſie bei, die⸗ 
ſelbe mit denjenigen Garantien und Machtbefugniffen zu umgeben, die fie nor jenem Angriff 
aus der Mitte des Volks fiherzuftellen ſchienen. Zur Befeſtigung der Dynaftie trug nicht wenig 
auch die am 30. Mai 1837 flattgehabte Vermählung des Thronfolgers, Herzogs von Orleans, 
mit der Prinzeſſin Helene von Medlenburg bei, die, wie ihr Gemahl, fi alsbald einer außer: 
ordentlichen Popularität erfreute, und die Geburt ded Grafen von Paris, durch melde die di⸗ 
recte Thronfolge bereits bis ind dritte Geſchlecht geſichert ſchien. 

Ebenſo günſtig geſtalteten ſich in dieſer Zeit die auswärtigen Beziehungen Frankreichs oder 
vielmehr L.'s. Man mußte es an allen Höfen anerkennen, daß ed dem König der Franzoſen 
und feinem Regierungsfoftem in unerwarteter Weiſe gelungen war, vie Gefahr ber revolutio- 
nären Propaganda, mit welcher bie Suliereigniffe alle Throne Europas zu bedrohen ſchienen, 
glüdlich abzuwenden, oder vielmehr, wie man zur Zeit glauben mußte, den Krater ded curo- 
päiſchen Nevolutiondherded. für immer zu fliegen. Ja man gemwöhnte fi bald, in L. ven 
Zehrmeifter des Syſtems zu erkennen, das, unter Aufrechthaltung freiheitlicher Verfaffungs- 
formen, doch die unumſchränkteſte ÜUsung der fürftlihen Gewalt geftattete. Sehr gern verzieh 
man daher dem Eugen König die Illegitimität feines Urſprungs, trog deren er ſich zum Schützer 
und Hüter der legitimen Throne zu machen gewußt hatte; und man fuchte die Freundſchaft 2.’S, 
der die Markt Frankreichs in fo ſicherer Hand zu halten wußte. Im Vertrauen auf diefe Sym- 
pathien der Fürſten, die er in folcher Weile gewonnen hatte, ober vielmehr auf das Gefühl der 
Nothwenvigkelt, zu der ihnen die Fortdauer feines Regiments und die Erhaltung eines fried- 
lihen Verhältniffes mit demſelben geworben war, hätte er wol noch mehr wagen fönnen als die 
Beiegung von Ancona (1831) den Einmarj in Belgien zur DBertreibung ver Holländer aus 
Antwerpen (1832), und die indirecte Intervention in Spanien (1836). Denn man wußte ſehr 
wohl, daß er gewiſſen augenfälligen Syinpathien des franzdfifhen Volks Zugeflänpniffe dieſer 
Art nicht verfagen Eonnte und daß er auch mit dieſen Expeditionen nur den politifhen Staats⸗ 
intereflen Frankreichs, nicht den freiheitlichen Volksintereſſen der Römer und der Belgier zu die⸗ 
nen beabfichtigte. Ein engeres Bündniß frebte L. nur mit England an, beffen geſammtes dffent: - 
liches Leben ex durch langern Aufenthalt daſelbſt [häpen und würdigen gelernt hatte. Gin 
inniges Bündniß zwifchen England und Frankreich betrachtete er als eine gejchichtlich gebotene 
Nothwendigkeit zur Erhaltung bürgerlicher Freiheit und zur Pflege fortfihreitenver Givilifation, 
deren Hörderung und Sicherftellung er ald eine unabweisbare Aufgabe Frankreichs und feiner 
Regierung anſah. Ordnung und Brfeplichkeit unter einer flarfen Regierung ſchien ihm die un: 
erlagliche Bedingung für die Löfung diefer civilifatorifhen Aufgabe. England wußte den 
Werth dieſer entente cordiale wohl zu fhägen, die Talleyrand, ver Geſandte 2.3, in London 
trefflich anzufnüpfen verftanden hatte. Es duldete daher, wenn auch ungern, die fortfehreitende 
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Befefligung Frankreichs in Algier, deſſen Beflg durch die Eroberung von Konftantine (13. Oet. 
1837) endlich gefichert fehlen; doch währte dev Kampf gegen den heimlich unterftügten Abb:el- 
Kader noch bis in die Mitte der vierziget Jahre. 

88 haben während dieſer Zeit zahlreiche Minifterwechfel und mehrere Aufldjungen und Er: 
neuerungen ber Bolfövertretung ſowie Umgeftaltungen ver Pairskammer flattgefunden. Wir 
glaubten, dieſen Breignifien keinen befondern Werth beilegen zu müffen; denn der Miniſter⸗ 
wechfel war lediglich zu einer Verfonenfrage herabgefunten, vie freilich auch ein gefährliches 
Moment in fih trug. Ob aber Soult over Broglie, Mole oder Baflano, ob Thiers oder 
Guizot, Gerard oder Sehaftiant am Ruder waren — das Syſtem, das in der Berfon und den 
Anfichten L.'s feinen Ausdruck fand, blieb immer vaflelbe, wenn auch das Minifterium vor: 
züglid aus Doctrinären oder ber tiers-parti, aus Männern des rechten ober gar des linken 
Gentrumd gebildet war. Daffelbe gilt von den Kammern. Die Wahlen ober auch die Ber: 
handlungen mochten, je nach der Zeitfirömung ober ber größern oder geringern Sympathie für 
die Berfonen der Minifter,, etwas mehr oder weniger oppofitionell gefärbt fein, pie Majorität 
blieb immer biefelbe: loyal, regierungsfreundlih, fügſam und bürgerlih-confervativ — eine 
Kammer 2.8, die feiner Lenkung nicht minder willig folgte als feine Minifter; und was fie 
vielleicht noch beſtimmter dharakterifirt: eine Kammer ver Bourgeoifie, des privilegirten Beſitz⸗ 
ſtandes, in deſſen Interefle fie bie Ruhe und Orbnung um den Preis ver Freiheit erfaufen zu 
dürfen glaubte. Ans Ende diefer Epoche (13. Mai 1839) fällt ver Aufftandsnerfuch der nicht: 
bejigenven Arbeiter unter Barbes und Blanqui. Er ift ohne Schwierigkeit unterbrüdt und der 
zum Tode verurtheilte Barbes von L. fogar begnadigt worden. Aber der entfchieden focialiftifche 
Charakter dieſes Aufftandes läßt ihn als das erſte Merkzeichen bes fich vorbereitenden Um⸗ 
ſchwungs erkennen, ba ver ihr Wahlprivilegium engherzig und ſelbſtſüchtig ausbeutenden 
Bourgeoifle gegenüber der befiglofe Arbeiter nothwendig in die Bahn der forialiftifchen Revo: 
Iution gedrängt werben mußte. 

Man bezeichnet gewöhnlich ald den Wendepunkt in der Regierungsgeſchichte 2.’8 die orien- 
talifche Kriſis von 1840, infolge des Kampfes zwiſchen Diehemed: Al von Agypten und dem 
Sultan Mahmud II., oder vielmehr die Folgen , welche derſelbe für das Verhaͤltniß Frankreichs 
zu den übrigen Mächten hatte. Aber in der That iſt der Anfang zu einer Wendung der Dinge 
in Frankreich ſchon in den Kammerintriguen bed Jahres 1839 und In dem durch viefelben her: 
vorgerufenen Sturz des Minifteriums (Mole) vom 15. April 1837 zu erfennen, dad mehr als 
irgendein früheres ganz im Geiſt und nad dem Willen des Königs regierte. Die Eoalition, 
bie fi in der Kammer gegen dieſes Miniflerium aus den Häuptern der Doctrinärd der tiers- 
parti und des linken @entrums, Guizot, Thiers und Odilon⸗Barrot, bilnete, war um fo verberb: 
licher und um fo charakteriſtiſcher für die Situation, als fie nicht aus politifchen, fondern aus 
perfönlichen Motiven hervorging. Denn wie das Regiment L.'s weniger auf ber Verfolgung 
politifcher Principien ald perfönlicher Intereſſen beruhte, fo begründete fi vie Macht veflelben 
wefentlich auf Gewinnung und Feſſelung einflußreicher Berfönlichkeiten und Ihrer Intereffen an 
die Tönigliche Regierung. Das Geheimniß, aber auch die Schwäche der Regierung L.'s beſtand 
in diefer Benugung und Abnukımg ver Perfönlichkeiten, in der Berwerthung nicht nur der per⸗ 
jönlihen Fähigkeiten einzelner, fondern au ihrer Sympathien und Untipathien, ihrer 
Schwähen und Leidenfhaften für die Intereffen der Eöniglihen Regierung. Darum aber 
mußte auch die erwachende Eiferſucht diefer zunächft auf die Kammer und dann auf bie Öffent- 
liche Meinung einflußreihen Perfönlichkeiten gegeneinander und die infolge deſſen allmählid 
eintretende Entfremdung und Abwendung einzelner aus ihrer Mitte von der Regierung ben 
Beginn einer Innern Zerfegung der Macht bilden, welche dieſelbe aus dieſer Quelle ſchoͤpfte. 
Die innere Haltlofigkeit des Syſtems, dad auf felbftfüchtiger Ausnugung der uneblern menſch⸗ 
lichen Keidenfchaften beruhte, gab fich zunächſt in dieſer unnatürlichen Coalition gegen dad Mi⸗ 
niftertum Mold — oder vielmehr gegen das Sefbftregiment L.'s zu erkennen; demnächſt aber 
in dem wiederholten Miniſterwechſel der Jahre 1839 — 40, der keineswegs mit einem Wechſel 
des Syſtems verbunden war, fondern einerfeitd in dem Widerſtreben L.'s gegen jedes Minifte: 
rium und jeden Minifter feinen Grund hatte, vem er einen mitenticheidenden Ginfluß auf-den 
Gang der Regierung zugeftehen follte und andererfeitd in ver Schiwierigfeit, eine Miniftercom: 
bination unter Männern zu Stande zu bringen, bie fi nur zum Sturz des gemeinjamen Geg- 
ners vereinigt hatten und von denen jeber die Hülfe des andern nur hatte benugen wollen, um 
ſich ſelbſt an die Spike der Regierung zu bringen. 

Infolge ver oppofltioneffen Apreffe der Kammer vom Januar 1839 gab Mole feine Ent: 
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laffung. Der König zog eine Kammeraufloͤſung vor. Aber als die Neuwahlen wieder entſchieden 
zu Gunſten ver Coalition ausſielen, mußte der König dad Miniſterium entlaſſen und fi ent: 
ſchließen, dem Hauptleiter der oppofitionelfen Coalition, Thiers, ein Portefeuille in dem neuen 
Miniftertum anzubieten, obgleich ihm verfelbe, nicht etwa wegen feiner politiſchen Anſichten, ſon⸗ 
dern wegen feines fuffifanten regierungsfüchtigen Ehrgeiged aufs äußerfle widerſtrebte. Es 
konnte aus diefen Urſachen eine beiden Theilen entfprechende Miniftercombisation nicht zu 
Stande gebracht werben, und die damaligen Verhandlungen legten ſchon ven Grund zu der tief- 
innerlichen Antipathie zroifchen Thiers und &., die nicht wenig zur Kataftrophe von 1843 bei- 
getragen bat. Erſt infolge des Aufftandes von Barbes und Genofien (12. Mei 1839) kam die 
Bildung eines Minifteriums zu Stande, an deſſen Spike Soult ſtand und welchem Thiers nicht 
angehörte. Aber viefes Minifterium, das wieder aus willigen Werkzeugen 2,'3- beſtand, ließ 
fich bewegen, die fchon einmal von der Kammer und von ver Öffentlichen Meinung entſchieden 
zurüdgewiefene Dotation des Herzogs von Nemours abermald zu beantragen. Denn der in 
jeiner Geldgier felbft feine fonftige Klugheit vergeflende König wollte trog des allbefannten 
enormen Reichthums der königligen Bamilie und dieſes Prinzen auf dieſe Vermehrung jeiner 
Revenuen durchaus nicht verzichten, obgleich die Verfaffung eine Ausfattung der öniglichen 
Prinzen durch den Staat nur im Kalle ver Unzulänglickeit ihres Privatvermdgend für zuläflig 
erflärte. Der Dotationdantrag wurde von der Kammer verworfen, ber Rame 2.8 war in der 
Öffentlichen Meinung mit dem Flecken unköniglicher Habſucht behaftet, das Miniflerium Soult 
(vom 12. Mat) nahm feine Entlaffung, und ver König mußte fih (1. März 1840) zu einem 
Minifterium Thiers entſchließen, dad der Bortführung feines Regierungsſyſtems ernfte Ginber- 
niffe entgegenzufegen droßte. Ä 

In diefe Zeit der wiederholt dem Könige aufgendthigten Miniſterwechſel fällt der Beginn 
der orientalifchen Kriſis. ' . \ 

Der Paſcha von Ägypten, Mehemed- Ali, der fhon im Jahre 1810 mit feinem Sohn Ihrahim- 
Paſcha die reformatoriſchen Wechabiten in Arabien niebergeworfen und allmählich die ganze 
Halbinfel unter feine Botmäßigfeit gebracht hatte, errichtete in feiner eigenen Provinz unter 
dem Außern Schein europäiicher Berwaltungsformen. und. unter Mitwirkung zablreiher Curo⸗ 
päer und beſonders Franzoſen eine fo abfolute Herrſchaft, daß er fich zum ‚Herrn und Bejiger 
des ganzen Landes und feiner Erzeugnifle machte. Die ungeheuern Revenuen, die er durch diefe 
Ausbeutung ded ganzen Landes gewann, benugte er zur Bildung eines zahlreichen, nad euro⸗ 
päiſchem Mufter organijirten Heeres und zur Schaffung einer ebenfo bedeutenden Flotte. Im 
griehifchen Kriege bediente fih der Sultan dieſer Kriegamadt Mehemed-Ali's und Ibrahim: 
Paſcha's zur Niederwerfung der Griechen und gab ihm dafür die Inſel Sandia. Aber Mehemed⸗ 
Ali, der nach dem Befik von ganz Syrien verlangte, forverte auch no Damascıs, und ala ihm 
das verweigert wurbe, bemächtigte er fi) (1881) Syriend mit Gewalt, ſchlug die ihm entgegen 
geſchickten Heere des Sultans und bedrohte die Türkei mit dem lintergang. Der Sultan fühlte 
ſich in jo großer Bedrängniß, daß er die ihm angebotene Hülfe Rußlauds bereitwillig annahm. 
Aber Frankreich und England, die dad Übergewicht Rußlands im Orient fürdhteten, vermittelten 
ſchleunigſt zwifchen den ftreitenden Parteien den Frieden von Kutaja (6. Mai 1833), durch 
welchen Mehemed⸗Ali in den Befig von ganz Syrien und Adana gelangte. Doch hatte Ruß- 
land mit der Pforte den Vertrag von Unkiar⸗Skeleſſi abgefchloffen, in dem es ſich jenerzeit zum 
Beiftande verfelben verpflichtete, vafür aber die ihm überaus wichtige Schließung ber Darda⸗ 
nellen gegen alle europäifchen Mächte, d. h. den ausſchließlichen und gelicherten Beſttz bes 
Schwarzen Meeres für ſich erlangte. 

Aber nahdem Mehemed⸗Ali feine Macht an beiden Küften ved Rothen Meeres immer meiter 
nad Süden bis an den Berfifchen Meerbufen ausgedehnt hatte und Dadurch felbft ven englifihen 
Befigungen in Aſien gefährlich zu werden drohte, erneute der Sultan Mahmud auf Anftiften 
Englands im Jahre 1839 den Kampf in Syrien, erlitt aber eine furdtbare Nieverlage bei 
Niſib, verlor jeine ganze Flotte durch verrätherifchen Libertritt ded Kapudan-Paſcha zu Mehe⸗ 
med: Ali, und da der Sultan mitten in dieſer Kriſis flarb, fo ſtand das türkifche Reich offenbar 
am-Rande ded Verderbens, wenn nicht von außen Hülfe Fam. Diefe aber wurde demfelben 
von England und Frankreich wie au von Preußen und Oſterreich aufs fchleunigfir angeboten, 
da dieſe Mächte nichts mehr fürchteten als den directen und alleinigen Beifland Rußlands. 
Man erklärte nun, in Gemeinſchaft mit dieſem die Friedensvermittelung zwifchen ven ftreitenden 
Parteien übernehmen zu wollen. Aber ald die Pforte (Khosrem: Bafcha, der Vezier bed jungen 
Sultans Abdul⸗Medſchid) dieſe Vermittelung mit Freuden annahm, entwickelte fih über Die 
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Forderungen, zu deren Annahme Diehemed: Alt allenfalls mit Gewalt gezwungen werben follte, 
ein heftiger Meinungsftreit zwiſchen Frankreich einerfeits und ven übrigen Mächten anderer: 
ſeits. Jene ſtimmten, wenn auch aud verſchiedenen Gtünden, darin überein, daß der Paſcha 
von Ägypten nicht mit gu großer Macht bekleldet werden dürfe: England, weil es von dem Au⸗ 
wachſen dieſer Macht am Rothen Meer eine Gefahr für feine Herrſchaft in Oſtindien, Öfter: 
reich mit England und Preußen, weildie allzu große Schwächung der Türfet die Gefahr des 
ruffiſchen Übergewichts erhöhte, und Rußland, weil pas Entflehen eines ſtarken mohammeda⸗ 
nifhen Reis, das an die Stelle des zuſammenbrechenden Osmanenreichs trat, Die alten Plane 
Rußlands auf den endlichen Beſitz Konftantinopeld zu vereiteln drohte. Frankreich Hingegen, 
veifen Interefle und Politik im Mittelmeer immer und nothwendig vem engliſchen Intereffe 
widerftreben, glaubte in der Machterweiterung des mit dem Franzoſenthum lebhaft ſympathi⸗ 
ſtrenden Vafchas von Ägypten über Syrien und Arabien ſich einen politiſchen und commerzielfen 
Ginflnß auf jene Gebiete zu fichern, deſſen Bedeutung für Frankreich nicht zu verfennen und 
durch die Expedition Napoleon's I. aller Welt Har geworben iſt. * 

Aber während ſowol unter dem Miniſterium Soult (12. Mai) wie unter dem Miniſterium 
Thiers vie Verhandlungen über vie Frage geführt wurden, ob Mehemed⸗Ali neben dem erblichen 
Beſitz Agyptens für feine Lebenszeit ganz Syrien, oder nur einen Theil deffelben behalten 
follte, erfuhr man in Paris ploͤtzlich, daß die vier Mächte mit Umgehung Frankreichs eine 
(Duadrupfe:) Alltanz geſchloſſen hätten, in welcher fie fih über ein gemaltfames Vorgehen 
gegen den Paſcha verftännigten, um Ihn zu den von ihnen feftgeftellten Friedensbedingungen zu 
zwingen. Diefe Ausſchließung Frankreichs von dem Eoncert der Großmächte und von ber fo 
Gberaus wichtigen Regulirung ber orientaliſchen Angelegenheiten mußte in Paris als eine ab- 
fihtliche Zurüdfegung und Kränkung Frankreichs beſonders von felten Englands (Palmer⸗ 
fion), feines biäherigen Verbimbeten, empfunden werben, und als ein Triumph, den die 
Politik Rußlands in London über das Bündniß der beiden freien Weſtmächte bavongetragen 
habe. Thiers fühlte ſich um fo tiefer verlegt; je mehr es befannt war, welch hohen Werth er 
auf die Erhaltung eines freunnfchaftlichen Verhältniffes mit England legte. Die franzöftfche 
Nation aber war aufs tieffle entrüftet über diefe rhcjichtöfofe Kundgebung geringfihägiger 
Misachtung, die man ihr bieten zu bürfen glaubte. Es war daher nur das Echo der Stimmung, 
von welcher daB ganze Volk durchdrungen war, menn Thierd diefe Jfolirung Frankreichs wie 
eine Kriegserflärung betrachtete und jih mit voller Kraft rüften zu müffen glaubte, um den er: 
fahrenen Angriff auf die Ehre Frankreichs allenfatld mit ven Waffen in der Hand abzumehren 
oder zu rächen. - Truppen wurben ausgehoben, die Feſtungen in Bertheipigungszuftand geſetzt 
und fogar — fo ernfllih ſchien man gegen affe Eventualitäten eines großen Kriegs ſich ſchützen 
zu wollen — Paris mit mächtigen Feſtungswerken umgeben: Insbefondere aber murben 
bie fittlichen Apparate zu einem Eriegerifch:nationalen Aufſchwung in Bewegung gefeht, die Er⸗ 
innerung an die großen Zeiten ver Nevolutton und des Kaiſerthums geweckt und felbft vie Aſche 
Napoleon'8 von St.» Helena geholt, um biefen Erinnerungen Glanz und Leben zu verleihen. 
Aber es fehlte dem Fühnen Wort die ebenfo kühne That. ALS zur Ausführung des Allianzver- 
tragd.mit den Oſtmaͤchten eine englifche Flotte an den Küften von Syrien erſchien, um bie 
Ägypter gewaltfam daraus zu vertreiben, ſchickte Frankreich nit nur feine Flotte zum Schutz 
Mehemed⸗Ali's, fondern zog fogar feine Krtegeihiffe von Alerandrien nad Toulon zurüd, 
um, wie es hieß, zufällige Gonflicte mit der englifhen Zlotte zu vermeiden. Und fo geſchah es, 
Daß der Vicekonig, der fi von feinem vermeintlichen Bundeögenoffen preißgegeben ſah, gegen 
Erwarten Frankreichs den englifhen’ Waffen faft einen Widerſtand entgegenfegte und am 
237. Nov. 1840 mit dem Admiral Napier einen Bertrag abſchloß, na welchem er alle feine 
Befigungen außerhalb Ägyptens forwie die zu ihm Übergetretene Flotte herausgab und fi mit 
dem erblichen Befig ÄAgyptens unter Suzeränetät der Bforte und gegen Zahlung eines jährlichen 
Tributd an diefelbe begnuũgte. 

Der Abfchluß dieſes Vertrags fand Thiers ſchon nicht mehr an derSpige des Miniſteriums. 
Er Hatte ſich überzeugt, daß 2. ver allgemeinen Stimmung ber franzöfifhen Nation nur äußere 
Scheinconceſſionen machte und entfhloffen war, um der vermeintlichen Sicherheit feiner Dy⸗ 
naſtie willen den Frieden auch um den Preis der Ehre Frankreichs zu erhalten. Er konnte 
bein König weder eine directe Unterflügung Mehemed-Ali's, nod die nothwendigen Bewilli⸗ 
gungen zu einer ernften Rüſtung, noch eine entſchiedene Behanblung der Kriegäftage in ber 
Thronrede beim Wiederzufammentritt der Kammern durchſetzen, während dagegen die Cerni⸗ 
zung von Paris mit Feſtungswerken mit ungewoͤhnlichem Eifer und Koſtenaufwand betrieben 
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murbe. Er konnte nicht zweifeln, daß L. mit der Ehre Frankreichs und noch mehr mit dem Na- 
men feines Minifters ein falſches Spiel fpielte, ja daß er mit ben Mächten, gegen bie man ſich 
öffentlich und laut zum nationalen Kriege rüflete, geheime und birecte Verhandlungen pflog, 
welche ven Abfichten ver Nation und der offlciellen Regierung geradezu entgegenwirkien. Gr 
gab feine Entlaffung, blieb aber großmüthiger = oder unbefonnenerweife noch fo lange im Amt 
und alfo in ver Berantwortung für alles, was geihah und nicht geſchah, bis die Demüthigung, 
Mehemed⸗Ali's und damit auch Frankreichs eine vollendete Thatfache war. 2. konnte nun ohne 
Schwierigkeit ein Miniſterium bilden, das fi von jeder Verantwortung für dieſe Demüthigung 
Frankreichs frei wußte und nur noch ven Weg zur Wieverherftellung eines frievlihen Verhält⸗ 
niffes mit den übrigen Mächten anzubahnen hatte. Lind jo geſchah es in der That, daß nad 
kurzen, ſehr wenig würdigen Unterhandlungen, welde Guizot ald Miniſter des Auswärtigen 
führte, Frankreich wieder in das Concert ver europäijchen Mächte eintrat, indem ed durch Ver⸗ 
trag vom 13. Juli 1841 den zwifchen ber Pforte und dem Bicelönig von Ägypten ohne fein 
Zuthun und gegen feinen Willen vermittelten Sriedensvertrag völlig anerkannte. 

Das Minifterium Soult : Guizot= Ducpätel vom 29. Det. 1840 iſt das elgentlihe Minifte- 
rium 2.8, das nun, abgerechnet zufälliger und gleihgültiger Perfonalveränderungen, dad 
Syſtem deſſelben faft acht Jahre lang mit haldflarriger und blinder Gonfequenz fortführte, bis 
es endlich ſich felbft, dad Syſtem und die Dynaftie zum plöglicden und jähen Sturz brachte. 

Der Verlauf und der Ausgang der orientalifhen Krifid und der erzwungene Rücktritt von 
Thiers aus dem Minifterium werben mit Hecht als die hervortretennften Wendepunkte in der 
Regierungsgefchichte 2.'8 betrachtet. Denn das Gefühl der durch den König in ſelbſtſüchtigem 
Intereſſe für feine Dynaftie verlegten und preißgegebenen Nationalehre ſchlug zu tiefe Wurzel 
im Herzen des franzdfifchen Volks, um nicht eine bleibende und unheilſchwangere Misſtimmung 
gegen die Perfon und die Negierung L.'s in demfelben zurückzulaſſen. Diefe Misflimmung 
war eine um fo ernftere und allgemeinere, je mehr ſich die Anficht befefligte, daß der König von 
Anfang der Krijis entfchloffen war, ben Korberungen bed Volks nicht nachzugeben, und der Be: 
wegung nur barum freien Lauf ließ, un während verjelben vefto flcherer mit den Gabineten zu 
verhandeln und zu confpiriren, gauz beſonders aber um bie Erregung der Gemüther zur Durch⸗ 
fegung feines alten Lieblingsplans, dev Befefligung von Paris, auszunugen, die offenbar nicht 
gegen äußere Feinde, fondern gegen das eigene Volk gerichtet war, In noch höherm Grade als 
auf, Iaftete dieſe Antipathie des franzöjifhen Volks auf Guizot, der auf die Vollziehung der 
Plane des Königs bereitwillig einging und durch den Vertrag vom 13. Juli 1841 die Selbft- 
‚ demüthigung Frankreichs beflegelte. Je fefter aber L. an dieſem Minifter hielt, je mehr ſich die 
innere und äußere Politik deſſelben vor der Öffentlihen Meinung mit den perfönlicden Inten- 
tionen des Königs identificitte, um jo gefährlidder mußte auch für diefen endlich dev Haß und 
Unwille werben, der ſich mehr und mehr gegen feinen Minifter wendete. 

Faſt nicht weniger verberblid für 2, wurde ver Verlauf und der Ausgang der orientalifchen 
Kriſis durch den Einfluß, den dieſelbe auf die Stellung von Thiers zu Guizot und zum König 
ausübte. Diefer überaus ehrgeizige, in feiner ganzen politifchen Laufbahn nicht felten mehr 
von perfönlichen als von ſachlichen Motiven geleitete Staatsmann fühlte fi aufs tieffle gekränkt 
durch den offenbaren Misbrauch, den der König mit feiner Berfon und feinem Amt getrieben, 
durch Die abjichtliche Bloßſtellung, ver er ihn vor ven europäiſchen Gabineten und vor der öffent: 
lihen Meinung Frankreichs preisgegeben hatte, und durch die hinterhaltige Intrigue, mit wel⸗ 
her er die Bopularität feines Minifters für immer untergeub, während er eben dieſe Popula⸗ 
rität zum Deckmantel feiner unvolksthümlichen Gabinetöpolitit misbrauchte. Diefe tiefe 
Erbitterung gegen bie Perfon des Königs und feines MinifterdBuigot wurde nun zur Trieb: 
feder feiner fernern politifchen Beftrebungen, und e8 ift unzweifelhaft, daß Thiers, beflen bes 
rühmter Name, deſſen oratorifched und agitatorifhes Talent immer noch von bedeutendem 
Einfluß war, nicht wenig zur Untergrabung und zum endlichen Sturz des Julithrons beige: 
tragen hat. 

Vielleicht als ein erfted, damals kaum als ſolches beachtetes Merkzeichen dieſed beginnenden 
Umſchwungs ift der anı 4. Aug. 1840 erneute Verſuch Ludwig Napoleon’3 zu betrachten, durch 
eine Landung in Boulogne mit Hülfe einiger zufanımengelefener Uniformen ber alten Rapoleo- 
nifhen Garde und eines lebendigen Adlers ven Thron L.'s umzuflürgen. Der Abenteuerer, der 
damald von ganz Europa verladyt wurde, hat ſich Ipäter ald ein zu feiner Beurtbeiler ver Den: 
[hen und der Verhältniffe bewährt, ald daß man nicht glauben ſollte, er habe ſchon zu jener 
Zeit ein inflinstives Gefühl von dem beginnenden Sinfen des Julithrons gehabt und fich, wenn 
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auf fein Iinternehmen misglückte, doc dem franzoͤſiſchen Volk für ven rechten Moment wieber 
in Erinnerung bringen wollen. 

Ein augenfälligeres Zeugniß der mweitverbreiteten Misflimmung, bie im Volt berichte, 
war bie Agitation gegen bie von Guizot bereits flipulirte Erneuerung des Vertrags mit Eng⸗ 
fand über das Unterſuchungsrecht, in der ſich zugleich ver Mismuth gegen England zu erfennen 
gab, und die fo allgemein und jo lebhaft wurde, baß fie felbft in der Deputirtenfammer ihren 
entſchiedenen Ausprud fand und 2, fih gendthigt ſah, für die zwiſchen ven beteiligten Mächten 
auf den 20. Febr. 1841 feftgefegte Auswechfelung der Protokolle die Offenlaſſung derſelben für 
Frankreich zu beantragen. 

Die maͤchtigſte und folgenreichfte Erſchütterung aber, melde der Ihren 2.’8 in jener Zeit 
erfuhr, war der unglüdliche Tod des Thronfolgers, Herzogs von Orleans, durch den Sturz aus 
einem Wagen am 13. Juli 1842. Denn biefer Prinz erfreute ſich wegen feines offenen, wahr⸗ 
haft volfäfteundlichen, humanen, von echt Franzöfljcher Bildung getragenen Wefens einer außer: 
ordentlichen Popularität im franzöfifchen-Volfe. Seine Gemahlin, die geborene Prinzeſſin 
von Medienburg, hatte fi ebenfalls fehr bald vie lebhafte Zuneigung deſſelben zu erwerben ge⸗ 
wußt, und ſelbſt der junge Sohn beider, ver Graf von Paris, erfreute ſich bereitä einer allge⸗ 
meinen Sympathie. Diele, melde die Unzufriedenheit mit L. und feiner Regierung theilten, 
glaubten, da der König faft das flebzigfte Jahr erreicht hatte, fein Regiment vie kurze Zeit, bie 
es noch bauern würde, ertragen zu müſſen, weil man bei dem Regierungsantritt des Thronfol⸗ 
gers einer entſchieden freifinnigen und volfsthümlichen Negierung und einer ehrlichen Anerken⸗ 
nung ber Ideen, von denen bie Sulirevolution aufgerichtet worden war, mit Sicherheit entgegen 
jehen dürfe. Die Trauer über den Tod bed edeln Prinzen war daher in allen Theilen des 
Landes eine ſehr ernfle, und auch 2. erlag faft nicht nur dem bittern Schmerz des Vaters, ſon⸗ 
bern noch mehr der Sorge um feine Dynaftie, die in feinem älteften-Sohne ihre ſicherſte Stüße 
verlosen hatte und noch nicht feft genug im Volke wurzelte, um die Gefahren und Wechfelfälle 
einer vieljährigen Regentſchaft mit Sicherheit beftehen zu können. 

Aber gerade die Regentfhaftsfrage führte zu neuen VBerwidelungen und Erſchütterungen. 
Daß alte Herfommen, die Sympathie des Volks und felbft die vorherrſchende Anficht in ber 
Kammer fprachen für nie Mutter. 2. aber wollte die Regentfchaft feinem nun älteften Soßn, 
dem Herzog von Nemours, übertragen wiffen, ver wegen feines verſchloſſenen, herriſchen und 
abſtoßenden Wefend von allen Prinzen des koͤniglichen Haufes am wenigften beliebt war. 2, 
aber wußte in der Kanımer die Majorität für feine Abficht zu gewinnen. Der Herzog von Re: 
mourd wurbe zum Regenten proclamirt, und nun glaubte man für lange Zeit die Hoffnung auf 
eine Berbefferung der Zuftände geſchwunden zu ſehen, die eine immer wachſende Unzufrieben- 
heit im Volke hervorriefen. 

Bemerkenswerth iſt dieſe Debatte noch durch daß erſte entſchleden oppoſitionelle Auftreten 
Lamartine's, der von einem eifrigen Anhänger der Reſtauration zu einem ebenſo entſchiedenen 
Anhänger de⸗ Drleanismus geworden war, und nun von dem Beifall und der Popularität, die 
er durch feine oppofitionellen Reden gewonnen hatte, Immer weiter nach links gebrängt und 
endlich zu einem unerbittlichen und gefährlicden Gegner 2.'8, feiner Dynaftie und zulett ſogar 
des Koͤnigthums ſelbſt wurde. 

Während in dieſer Weiſe die Antipathie gegen. 2. und ſeine Regierung im Herzen des 
Volks inner tiefere Wurzel ſchlug, gab fi von dieſem immer weiter um ji} greifenden Um= 
ſchwung der Öffentlichen Meinung auf ver Oberfläche des politifhen Lebens wenig zu erkennen. 
Die Kammermajorität, wie fie aus ven Wahlen von 1843 hervorgegangen war, hielt nach 
wie vor am Minifterium Guizot feft und gab ven Regierungsiuften des Königs. ihre officielle 
und gefegliche Zuftinnmung, und dieſer Fonnte ſich vor feinem -conftitutionellen Gewiſſen durch 
die Autorifatton der verfafjungsmäßigen Volkovertretung für alles rechtfertigen, was er in 
Ausübung feiner gefeglich geregelten Regierungsgewalt unternahm und anorbnete. Aber 
darin eben lag der verhängnißnolle Irrthum des Königs und feines Minifters, daß fie dieſe ver= 
faffungsmäßige Unterflügung und Autorifirung ihres Syſtems für eine ausreichende Stüße 
veffelben hielten und von der wachſenden Differenz, die zwifchen ber großen Maſſe des Volfs 
und der politifchen Richtung der Kammermajorität herrſchte, entweber Feine Kenntniß hatten 
oder feine Ruͤckſicht auf diefelbe nehmen zu dürfen glaubten. Guizot war zu fehrtheoretifcher 
(voctrinärer) Volitiker und 2. zu ſehr der Mann der praftifchen Zwedmäßigtelt, um für die 
fittliche und politifche Macht eines geſchichtlich ſich entwickelnden Volksgeiſtes ein Verſtändniß zu 
haben und zu fuhen und diefe unfaßbare Macht mit in ihre Berechnungen zu ziehen, folange 
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die Berfaffung und das Gefeg verfelben keinen directen Einfluß auf den ordnungẽmäßigen 
Bang der Staatsmaſchine geflatteten. 

Es konnte daher nicht fehlen , daß die Misſtimmung des Volks fi mit gleicher Entſchieden⸗ 
heit gegen die Kammer wandte. Es fonnte verfelben das Net nicht mehr zuftehen, feinen 
Willen und feine Intereffen zu vertreten, ba fie aus einer wingigen Minorität und aus einer 
einzelnen privtlegirten Klaffe des Volks hervorgegangen, offenbar nur noch die politifche Gefin⸗ 
nung und die Sonderinterefien diefer Minorität zur Richtſchnur ihrer politiſchen Thätigkeit 
machte und e8 eher für ihre Aufgabe zu halten ſchien, der Berechtigung bed Volks entgegenzu: 
treten, als diefelbe zur Geltung zu bringen. Die Misſtimmung gegen die Kammiermajorität, 
Die In der Nichtachtung der Volksmeinung mit dem Minifterium und dem Konig wetteiferte, 
wendete ſich natürlicherweiſe auch gegen die Verfaſſung und insbeſondere gegen dad Wahlgeſetz, 
Das die Vertretung bed Volkswillens in die Hand diefer Einen Klaffe der Bevölkerung legte. 
Darum mußte aber auch der Einfluß der oppofitionellen Minorität auf die Öffentlide Meinung 
um fo mächtiger werden und wieberum die Richtung, welche der Geift ver Unzufriedenheit 
im Volke nahm, beſtimmend und treibend auf die Tendenzen diefer feiner Vertreter in der Kam⸗ 
mer wirken. In diefer Wetfe konnten darum Thiers und Odilon⸗Barrot zu einer fo bedeutenden 
Macht für die endliche Entſcheidung der Geſchicke Frankreichs werden; darum fühlte ſich Lamar- 
tine, je mehr feine Popularität wuchs, auf die Bahn der Oppofition endlich bis zum Republika⸗ 
nismus genrängt; darum konnte es endlich Ledru⸗Rollin an der Zeit halten, inmitten der con: 
fervativ = punaftifchen Majorttät mit feinen ultraradicalen Anſichten Hervorzutreten, die ihm 
ſpäter für einen Moment eine fo bedeutende Stellung neben Lamartine bereiten follten. Diefes 
allgemein verbreitete Gefühl des Wiperfpruchs, in welchem die gefeßlich allein berechtigte Volks⸗ 
vertretung und die anf diefe ebenfalls verfaffungsmäßig geftügte Negierung mit dem Geift und 
dein Bedürfniß des Volks ftand ; dad Gefühl des Drucks, der auf dem Volke Taftete, folange man 
feine gerechten Borderungen unter dem Schein der Gefeglichkeit durd die Maſchinerie und das 
leicht zu fenfende Formenweſen des Scheinconflitutionalismus ja Immer wieder zurũckwei⸗ 
fen fonnte — dieſes Gefühl drängte dad unwillig geworbene Volk aus der Bahn bed Ge: 
fees heraus, dad nur zu Gunften einer privilegirten Minorität gefihaffen zu fein ſchien. Es 
ließ bie Urheber zahlreicher Frenlerifcher Attentate vor ihren eigenen Augen und felbfl vor ven 
Augen ver aufgeregten Maffen ala Märtyrer für die Sade des rechtlos gemachten Volks er: 


ſcheinen; es begünftigte die Bildung geheimer Gefelfichaften, die eine Rettung für bad Recht 


unb die Freiheit des Volks nur in dem Umſturz alles Beſtehenden fuchten. Es förderte die Ent⸗ 
ſtehung und Verbreitung ver unglückſeligen focialiftifchen und communiftifchen Theorien eines 
Fourier und Cabet, eines Proudhon und Louis Blanc, die befanntlid anf den Gang der Fe⸗ 
bruarrevolution von 1848 nit nur in Frankreich, fondern in ganz @uropa einen fo verderb⸗ 
lichen Binfluß ausübten. Denn die große Maſſe der befiglofen Arbeiter, die ſich Burd dad Wahl⸗ 
privilegium der Reichen von jeder Mitwirkung an ver Leitung der dffentlihen Angelegenheiten 
und ſomit von jeder Möglichkeit ausgefhloffen ſahen, ihre Intereffen auf geſetzlichem Wege zu 
wahren, gemöhnten ſich endlich an ven Gedanken, die Beilgenden als ihre Feinde zu betrachten, 
die ihnen das ihnen gebührende Recht gewaltfam vorenthielten, und griffen mit blinder Leiden: 
haft nach den blendenden Theorien, die ihnen eine gänzliche Umgeftaltung des Staatömeiens, 
und der flaatswirthfchaftlichen Berhältnifie und mit derfelben die Herftellung des goldenen Zeit: 
alter8 für den befißlofen Arbeiter in Ausſicht flellten. Dies Gefühl enplih mar ed, das der 
Idee einer Wahlreform, d. h. ver Herftellung einer VBollövertretung, die in Wahrheit ver Aus⸗ 
drud des Volkswillens fein follte, ſobald fle einmal ausgeſprochen war, eine fo gewaltige Macht 
verlieh, daß jeden Widerſtand gegen dieſelbe, auf wie geſetzlichem Grunde verfelbe auch ruhte, zu 
einem vergeblidhen machte, und daß vor dem Sturm ihres Angriffd die Negierung, der Thron 
und die Dynaftie L.'s, ja das Königthum überhaupt rettungslos zufammenflürzte , obgleich ber 
Angriff auf die beſtehende Gewalt nicht Durch irgendeinen Bruch der Berfaflung ober des Ge⸗ 
fees gerechtfertigt werben konnte. 

Was während dieſes innern Zerfegungdprocefles in Frankreich vorging, iſt im Vergleich zu 
btefer innern Umgeſtaltung nur von geringer Bebeutung und meift nur ald Symptom bes Fort: 
ſchritts von Interefle, den jener Proreß bereits gemacht hatte, während man äußerlich noch ficher 
aufdem alten Boden zu flehen vermeinte. Es beziehen fich die Ereigniſſe der nächſten Jahre, 
die wir hier noch erwähnen wollen, faft ausſchließlich auf die auswärtigen Verhältniſſe, und fe 
find nur darum von Wichtigkeit, weil das franzöſiſche Volk durch nichts leichter zu gewinnen 
ober zu verlegen ift, als durch Die mehr oder minder einflußreiche Stellung, die ihm feine Regie: 
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rung auf den Gang ber allgemeinen europätfihen Verhältniſſe zu geben weiß. Bemerkenswerth 
iſt dabei noch, daß Frankreich auf dieſem Gebiet feiner Wirkſamkeit ſich faſt überall im Conflict 
mit England befand, obgleich es gerade für die Erhaltung oder Wiederherſtellung der entente 
cordiale wit biefem Staat, auf vie L. und Bulzot einen gleich großen Werth legten, freiwillig 
mandes Opfer brachte. . 

Der forigefegte Rampfin Algier gegen Abd⸗el-Kader führte zu einen: Kriege mit dem Kaiſer 
von Marokko, bei welchem derſelbe Shug und Beiftand fand. Der Krieg wurde fhnell und glüd- 
li beendigt. Die Siege von Mogador und. Joly erwarben nicht nur den franzoͤſiſchen Waffen 
neue Ghre, fondern gaben aus dem jimgften Sohne L.'e, venı Herzog von Joinville, Belegen: 
Heit, ſich rühmlich ausgnzeichnen und feinen Nanıen In Srantreih populär zu maden. Aber 
England, vad die Auöbreitung ber franzöftihen Macht an der Mordweſtkuͤſte Afrikas füͤrchtete, 
Hatte Guizot dad Verſprechen abgenomunien, den Sieg über Marokko nicht zu Landerwerbungen 
zu benugen, und der Frieden riöthigte den Kalfer von Marokko nur zu einem Buͤndniß, Das 
Später zur endlichen Beflegung und Gefangennahme Abd⸗el-Kader's führte, | 

Die Defignahme von-Iahlti. duch den Admiral Dupetit:-Thouars veranlaßte England zu 
einer directen Einmiſchung zu Gunſten der von feiner Seite anerkannten Königin Bomare und 
des von dem franzöllfchen Bouvernenr verhafteten englifchen Miffionars und Conſuls Pritchard. 
Und ald Guizot diefen Proteften.fo weit nachgab, daß die Königin Bomare unter Anerfennung 
der franzoͤſiſchen Oberhoheit wieder eingefegt und für Pritchard von der dienſtwilligen Kammer⸗ 
majoritäteine Entfhädigung von 25000 Fr. bewilligt wurbe, erhob Die oppofitionelle Kammer: 
minorität und Die Prefle die Anklage wider ihn, daß er die Ehre und das Recht Frankreichs 
preiögegeben habe. ' 

In Spanien felerte die franzöſiſche Diplomatie einen ſcheinbaren Triumph. Schon im 
Jahre 1834 hatte 2. auf Anbringen Englands die Sache Chriſtina's und des Conſtitutiona⸗ 
lismus gegen Don Carlos durch Abfchlug ver Quadrupleallianz unterflügt, obne ſich jedoch zu 
einer directen Intervention zu Gunſten Chriſtina's zu entſchließen, während England durch 
Landung eines Hülfscorps in Portugal Dom Miguel zur Flucht gendthigt und die Herrſchaft 
ber conflitutionellen Königin Donna Marta gefihert hatte. In Portugal blieb der Einfluß 
Englands ein uüberwiegender; in Spanien aber ſchwankte das UÜbergewicht zwiſchen den beiden 
mächtigen Bunbesgenofien. Als es fi jenoch um pie Vermählung der jungen Königin Ifabella 
und ihrer Schwefter handelte, verzichtete 2. zwar freiwillig auf die Verbindung eines feiner 
Söhne mit ber Koͤnigin und nöthigte dadurch England, in gleicher Weile auf Die Erhebung eines 
koburgiſchen: Prinzen auf den fpanifhen Thron Verzicht zu leifken. Aber e8 gelang ihm die 
Berbindung feines Sohnes, des Herzogs von Montpenfler, mit der. jüngern Schweſter der Koͤ⸗ 
nigin durchzuſetzen und dadurch eine dauernde Verbindung zwifchen ven Bourbons in Spanien 
und ben Orleans herzuftellen; ein diplomatiſcher Triumph, ver in England die bereit in 
Wachſen begriffene Verſtimmung gegen Frankreich und L. noch erhöhte. 

Inzwiſchen war das verhängnißvolle Jahr 1847 herangekommen, in welchem ſich von allen 
Seiten die dunkeln Wolken über das Julikoöönigthum zuſammenzuziehen begannen. Die große 
nationalzpolitifche Bewegung des Jahres 1848 hatte in Polen und Ungarn, in der Schweiz 
und Stalien bereit8 ihren Anfang genommen. Gin weiter ſchauender Blick mußte aus diefen 
Anfängen [bon den Umfang und die Bebentung der Ereignifle ahnen können, die bevorflanven ; 
ein kühner Staatöinann an ber Spige Frankreichs Hätte ven Moment beugt, fi an die Spige 
ver freiheislichen Bewegung zu flellen und dadurch ebenfomwol einen entſcheidenden Einfluß in 
Europa wie die hingebendſte Sympathie des ftanzöſiſchen Volks zu gewinnen. 2. und Guizot 
befaßen viefen weitſchauenden WII nicht und noch weniger die ſtaatsmänniſche Kühnheit, veren 
in jenem Moment die Lenker Frankreichs beburften. Sie erfannten die Vorgänge in ven ver: 
fhiedenen Gegenden Buropas nicht ald Symptome einer allgemeinen Umwälzung, jonbern be: 
trachteten fie nur ald vereinzelte Brfcheinungen vom Geſichtspunkt momentaner Nützlichkeits⸗ 
intereffen, und ließen in ihrem Fanatismus für Erhaltung des allgemeinen Friedens und ber 
äußern Ruhe und Drbnung die Bebeutung und Wichtigkeit der Principien außer Acht, die ſich 
hier zur Geltung bringen wollten, und denen fi die Sympatbien des franzoͤſtſchen Volks aufs 
entjienenfte zumenden mußten. - Sie fchenkten der: beginnenden Wiedergeburt der ungarifthen 
Nation gar feine Aufmerkjamkeit, obgleich ihnen biejelbe ein trefflihes Mittel zur Paralyfirung 
Oſierreichs, für deflen drohende Einmiſchung in die freiheitlihde und einheitliche Bewegung 
Staliend und. der Schweiz darbot. Sie ließen die drei Theilungsmächte Polens eine weitver⸗ 
breitete polnische Verſchwoͤrung nicht nur widerſtandolos unterdrücken, fonbern verlegten ebenfo 
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den franzoͤſiſchen Stolz wie Die franzoͤſiſchen Sympathien, als fie nicht einmal einen Proteſt er: 
hoben gegen die im offenen Widerſpruch mit den Wiener Verträgen erfolgte Einverleibung der 
Republik Krakau, dieſes legten Überreſtes von einem freien Bolen, mit Hſterreich. Die wunder: 
bare Aufrihtung Italiens zur Freiheit und Einheit, vie, durch die reformatorifche Megierung 
Papſt Pius’ IX. angeregt, wie die neueſte Geſchichte Iehrt, vor Frankreich mit Leichtigkeit benupt 
werden fonnte, um den übermüthigen und verberblichen Einfluß Oſterreichs für immer aus der 
Halbinſel zu verdrängen, flößte der Regierung L.'s nur Beſorgniß vor Verbreitung der revolu⸗ 
tionären Propaganda auf franzoͤſiſchem Boden und andererſeits vor einer moͤglichen Interven: 
tion Oſterreichs ein, der man nicht den Muth hatte entgegegenzutreten. Daher glaubte man 
nichts Dringenderes thun zu müflen, als ven Papſt zur Mäßigung in feinen Reformen und zur 
Nieverhaltung des erwachten Volksgeiſtes zu mahnen. Am entſchiedenſten ließ ſich Guizot in ven 
ſchweizeriſchen Wirren in die Bolitit Metternich'8 und der Staaten ber Hetligen Allianz hinein: 
ziehen. Der proteftantifche Minifler Frankreichs ſtellte fi auffeiten der Jeſuiten, gegen die ſich die 
Öffentlihe Meinung des franzoͤſiſchen Volks wienerholentlic aufs heftigſte ausgeſprochen Hatte. 
Der confervative Doctrinär nahm offen die Partei ber revolutionären Sonderbünbler, Die gegen 
die gefeglichen, freilich aber liberalen Behörden des Landes und ihre Beſchlüſſe zu ben Waffen 
griffen. Er verband ſich mit Oſterreich ‚Rußland und Preußen zum Zweck einer Intervention, 
zu ber ſich kein irgend plauſibler Rechtsgrund vorfand; und es wäre um bie Breiheit und Cinheit 
der Schweiz vielleicht geſchehen gewefen, wenn nicht bie gefchickte, obwol nicht ſeht redliche Po- 
litik Palmerſton's, die Energie der fehtweizerifchen Regierung und des Schweizervolf8 und endlich 
die Ereigniſſe des Jahres 1848 die Plane der freiheitöfeinplichen Regierungen vereitelt hätten. 

88 erhellt aus diefer Haltung 2.’3 bei den verfchienenften Fragen ber auswärtigen Politik 
aufs unzweideutigſte, wie fehr die Regierung veffelben fich im Widerſpruch mit dem Geiſte des 
Volks befand, und wie fehr der König dadurch mehr und mehr vie Sympathien bed Volks und 
der Julithron den Halt und Boden verlor, aus dem er allein das Recht zu beflehen und bie 
Kraft ſich zu erhalten fhöpfte. Aber 2. und fein Minifter Hatten Fein Verſtändniß für die Ve⸗ 
deutung diefer Thatfache oder fie glaubten, fle nicht beachten zu dürfen. Denn bie Kammer: 
wablen von 1846 hatten wieder eine bedeutende und dienftwillige Majorität für pie Regierung 
ergeben. Das officielle Volk der 200000 Wähler und ihrer 459 Abgeorbneten flanden in 
ihrer Majorität für die Regierung und gaben ihre Zuflimmung zu allen Mafregeln und Ge⸗ 
ſetzesvorſchlägen verfelben. Der verfaflungsmäßig allein gültige Wille des Volks war alfo auf 
ihrer Seite. Sie befand fi in ihrem formellen Net, das ihr der Scheinconfitutionalismus 
verlieh, gleichviel ob 29 Dreißigſtel des Volks gar nit zum Ausdruck ihres Willens gelangten, 
gleichviel auf welchem Wege und durch welche Mittel die Stimmen ver Wähler und der Ge⸗ 
wählten für die Regierung gewonnen wurden, gleichviel wie groß die Zahl der Opponirenden 
in den Wahlverfammlungen,, wie groß die Zahl und das Gewicht derfelben in der Deputirten- 
fammer felbft war. Die Abftimmungen fielen eben für die Regierung aus; das formelle Recht 
war auf ihrer Seite und dad genügte einem L., um bei einem Syſtem zu bebarren, das von fo 
trefflichem Erfolg begleitet ſchien und mit den e8 fi nun ſchon mehr als 15 Jahre fo bequem re 
gieren ließ. Die tieffte und unwiederbringlichſte Erſchütterung endlich erlitt da8 Syflem und per 
Thron L.'s vor dem Richterſtuhl ver öffentlichen Meinung und des franzöfifchen Volks, als durch 
eine Reihe ver ſkandaloͤſeſten und entehrendſten Vorfälle, vie in ven hoͤchſten Kreifen der Geſell⸗ 
ſchaft und des Beamtenthums flattfanden, vor den Augen aller Welt die tiefe innere Fäulnij 
und Verderbniß and Licht trat, von welcher eben ver herrſchende und privilegirte Theil des fran- 
zoͤfiſchen Volks angefreflen und vergiftet war. Denn es gab fidh viefelbe veutli als Folge des 
ſchleichenden Corruptionsſyſtems zu erfennen, von dem bie Regierung L.'s getragen wurde und 
das endlich die moralifche Eriſtenz Frankreichs zu vergiften und zu untergraben broßte. 

Schon längft Hatte man gefühlt, daß die Herrſchaft der Bourgeoifie aud in Ihrer mora⸗ 
liſchen Einwirkung mit der Herrſchaft ver materiellen Intereſſen im Volke iventifch fe. Da ein 
gewiſſes Maß dieſes Beſitzes den alleinigen Anſpruch auf das erfte Recht des Bürgers begrün- 
dete, mußte das Streben nach demſelben allmählich zur Haupttriebfeder des bürgerligen Thun 
und diefes Recht felbft wieter zu einem Mittel werben, dieſen Befig zu erhalten ober zu erweitern. 
Das Regiment L.'s, das felbft ohne Wärme und Begeifterung für die Größe des Vaterlandes, 
immer von kalter Berechnung der Zweckmaͤßigkeit geleitet wurde, war in feiner Weiſe geeignet, 
die edlen Gefühle des Patriotismus und des uneigennützigen Gemeinſinns oder gar ber hin⸗ 
gebenden und aufopfernden Begeifterung fürs Vaterland zu wecken. Sie vrüdte vielmehr 
den natürlihen Nationalftolz nieder und ſtachelte die niebern Leidenschaften der Selbſtſucht 
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an, um fle zu Bunften der Regierungszwecke in unwürbigfler und verberblichfter Weiſe auszu- 
beuten. Die Stimmen einzelner Wähler wurben durch Ausfigt auf Conceſſtonen, Lieferungen, 
Kundfaften, Berforgungen u. f. w. gewonnen, die Loyalität ganzer Städte und Bezirke durch 
Zufiherung von Ciſenbahnen, Kanälen und Chauffeen, von Barnifon, Märkten over fon: 
fligen Beranftaltungen zur Vermehrung der Erwerböquellen und des Wohlſtandes erkauft. 
Die Stimmen der Deputirten felbft wußte man zu gewinnen ober feftzubalten durch Befrie⸗ 
digung umfaflenberer Forderungen bes Ehrgeizes oder der nadten Bewinnfuht. Man fhämte 
fih Bald nicht mehr, wenn auch nicht auf directem Wege, über ven Preis einer Stimme mitein- 
ander zu verhandeln. Bine Regierung aber, in deren Hand fih alle Hülfäquellen des Staats 
concentrixten, befaß faft unerſchoͤpfliche Mittel, um, ohne fi offen preiözugeben, durch Zuwen⸗ 
Jung reicher Vortheile over Ehren bie Stimmen ehrgeiziger und habſüchtiger Abgeoroneten an 
ſich zu feſſeln und fie zu Dienfwilligen Werkzeugen ihrer Zwecke zu machen. Die Beamten end⸗ 
lich, vor der Gefahr willkürlicher Entjegung in Furcht, von der Ausſicht auf foͤrbernde Begün⸗ 
fligung in Hoffnung erhalten, dienten in völliger politifcher Geſinnungsloſigkeit nur dem herr⸗ 
ſchenden Syſtem und dem vorgefehten Negierungsbeamten, ſcheuten ſich aber auch nicht, ihre 
einflußreidhe Stellung nad unten zur Ausbeutung derer zu benugen, die in gleicher Weije von 
ihrer Gunſt oder Nachſicht Vortheil ſchͤpfen Fonnten. nerfättliches Streben nad Gewinn be- 
berrfchte in dieſen Kreiſen, bie wir mit Cinem Wort die regierenden nennen tollen, die Ge: 
müther, und während es in den Kreifen ber Geldmänner fich zu jener Wuth der Actien- und 
Börfenfpeculation fleigerte, die im Jahre 1844 eine fo verderbliche Handelskriſis Herbeiführte, 
bildete fich unter denjenigen, denen die Leitung und dad Wohl des Staats befonverd anvertraut 
war, von der Höchften bis zur nieprigften Klaſſe eine Corruption aus, die eine noch ſchwerere 
und verberblichere Kriſis herbeiführen mußte. Bar es ja aller Welt befannt, daß der König 
ſelbſt feine öffentliche Stellung, fein koͤnigliches Amt in perſoͤnlichem Intereſſe und zwar nicht 
etwa nur zur Vermehrung feiner Macht und zur Befefligung feiner Dynaftie, ſondern zu ge: 
meiner Geldſpeculation miobrauchte und feine Kenntniß von dem jedeömaligen Stand ber 
Stantsangelegenheiten zu Börfenfpeculationen benugte, durch welche fein ungeheueres Ver⸗ 
mögen, dad er vorficdtigerweife in ver Englifchen Bank angelegt Hatte, natürlich immermehr 
anmude. 

Die Weiterblidenden Hatten längft die Tiefe de8 innern Schadens erkannt, ben dieſes allge: 
meine Gorruptiondfoften,, diefe anerkannte Herrſchaft der niedrigſten Intereffen im innerften 
Leben ver Gefellfehaft und des Staatd anrichtete. Bald aber follten bie Wirkungen veflelben 
in erſchreckender Weife vor den Augen des ganzen Volks bloßgelegt werden. In fchueller 
Reihenfolge traten die unverfennbaren Zeugnifie der tiefften Verderbniß in den hoͤchſten 
Schichten ver Geſellſchaft und des Beamtenthums and Licht. Der ſcheußliche, au den gemeinften 
Motiven hervorgehende Morb, den der Pair von Frankreich, Herzog v. Pradlin, erſt an feiner 
Gemahlin und dann an fi felbft verübte, die Berurthellung ber beiden ehemaligen Minifter 
Cubieres und Tefte (Präfidenten des Caſſationshofs) wegen grober Beftehung und Beſtechlich⸗ 
£eit, der plögliche Tod des in Stumpffinn verfallenen Juflizminifters Martin du Nord in einen 
Haufe, in dem die gemeinften Wüftlinge zu verkehren pflegten, ber Selbſtmord des einflußreichen 
Diplomaten Grafen Breflon; die gegen bie Minifter im Dienſt, Duchaͤtel und Cunin Bribaine, 
unwirzerieglih erhobene Beſchuldigung ver Annahme von Beſtechung für Berleifung von Kon: 
ceffionen zu Sournalen und Eiſenbahnen; der Nachweis von förmlien Verkauf einträglicher 
Amter und minifterieller Stimmen im Abgeordnetenhauſe — alles dad und noch viele ähnliche 
Skandale in einem kurzen Zeitraum vor die Öffentlichkeit gezogen, mußten im Herzen des Volks 
das Befühl ver tiefften Entrüftung gegen diejenigen erregen, die ſich anmaßten, dad Recht und 
bie Ehro des Volks in ihrer Hand zu tragen, über die gefammte Kraft deffelben zu verfügen und 
feine Interefien zu vertreten, während ſie nur ihre eigenen Intereffen verfolgten, kein Recht 
achteten, ihre eigene Ehre preidgaben und ihre eigene Kraft vergeubeten. Und e8 gefellte ſich zu 
dem Gefühl des Zornd das für eine Regierung noch gefährlichere Gefühl der tiefften Verachtung 
gegen die Machthaber. Das war die Stimmung des Volks, ald bie Kammeroppofltion mit ver 
gerechteſten und mäßigften aller Forderungen, die dem Anfprud der Nation gewährt werben 
follte, mit ven Antrage auf eine Parlaments- und Wahlreforn hervortrat, durch welche nicht 
etwa das allgemeine Wahlrecht eingeführt, fondern nur der Genfus von 200 Br. auf 100 her⸗ 
abgefegt und alfo die Zahl der Wahlberechtigten von 200000 vielleiht auf dad Drei= oder 
Vierfache erhoben werben follte. ’ 

Ob durch Bewilligung diefer Forderung die Revolution von 1848 abgewendet ober doch 
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vielleicht noch längere Zeit Hingebalten worben wäre, laßt ſich nicht Heftimmt behaupten noch ver: 
neinen. Gewiß ift, daß Die Annahme dieſes Antrags immer noch die befiglofe Maffe von aller 
verfafiungsmäßigen Einwirfung auf den Gang ver Staatdangelegenheiten fern gehalten und 
die Vertretung der Nation und ihrer Intereflen in die Hand riner immer noch fehr Fleinen Mi. 
norität gelegt Hätte. Es konnte dieſe Reform, zumal auch eine Vermehrung ber Zahl der Ab: 
georoneten um 79 beantragt wurde, bie Kammermajorität verändern und etwa den: linken 
Gentrum das Übergewicht verleihen und damit eine- Betänderung bed Minifteriums nothwendig 
machen, aber nicht den Staat erfhättern, den Thron L.'s ober au nur die Grundlage feines 
Regierungsſyſtems umflürzen. Aber der alt gewordene König verftand feine Zeit und jein 
Volk nit mehr. Er glaubte die bequeme Kammernajorität und das bequeme Minifterium, 
deſſen Präjident nach dem Rücktritt des greifen Soult Guizot geworden war, nicht aufgeben zu 
dürfen, und ließ den Wahlreformantrag Duvergier de Hauranne's von feiner dienſtwilligen 
Kammermajorität mit 252 gegen 154 verwerfen. Das war eine ebenfo offenbare Kriegäerflä- 
rung gegen dad moralifche Recht der Nation wie die Ordonnanzen Karl's gegen daB geſchrie⸗ 
bene. Die Kammerminorität appellirte and Volk. Dem Banker in Chäteaun rouge folgten 
zahlreiche Neformbanfete in den Provinzen — die Fahne, unter der ch Dad Volf zum Revolu⸗ 
ttonsfampf gegen die beſtehende Ordnung der Dinge fanımelte, war in dem allen verfländlichen 
Wort „Wahlreform” gefunden. L. fuchte nicht den beginnenden Sturm durch rechtzeitige Nach⸗ 
giebigkeit zu befchwichtigen, er glaubte fih ihm mit Gewalt entgegenftemmen zu müffen. Er 
fchleuderte der ungweideutig fund gegebenen öffentlihen Meinung in feiner Thronrede vom 
25. Dec. 1847 die verhängnißvollen Worte entgegen, in welchen ex die Neformbewegung als 
die Ergebniffe feindſeliger und blinder Leidenſchaften bezeichnete, und die feige Rammermajorität 
übernahm die Mitverantwortlichkeit für biefen Hohn gegen bie gerechten Forderungen des 
Volks, indem fic die koͤniglichen Worte, freilich diesmal nur mit einer Majorität von 222 gegen 

189, in ihre Antwortsadreſſe aufnahm. Die verfaſſungsmaäßigen Vertreter des Volks verleugneten 
dad Volk, in deſſen Namen fie tagten. Sie verwieſen es mit ſeinen Forderungen auf feine eigene 
Kraft. Der Weg der Revolution war unpermeidli, wenn es fein Recht nicht aufgeben wollte. 

Er wurde betreten, und der Thron L.'s und mit ihn das Koͤnigthum ſtürzte haltlos zufammen. 

Die Bebruarrevolution hat Frankreich die Breiheit ebenfo wenig gegeben mie die Juli- 
revolution, aber fie hat den Scheinconfiitutionalismus, das Syſtem L.'s für ale Zeiten ge⸗ 
richtet. Es iſt nicht Die Aufgabe dieſes Artikel, den Verlauf der Februarrevolutien darzu⸗ 
ſtellen. Soweit diefelbe über das Schickſal L.’8 und feines Hauſes entjchied, war der Gang 
der Ereigniffe ein ähnlicher wie in den Iulitagen von 1830; jomweit dad Schickſal Frank⸗ 
reichs und des franzöfifchen Volks Durch diefelbe beftimmt wurde, trug ſie einen ganz entgegen⸗ 
gelegten Charakter an fih. Die Dynaftie Orleans flürzte fi wie die bourboniſche mit ge: 
ſchloſſenen Augen in ben Abgrund, den fie ſich ſelbſt gegraben; aber das Volk entriß Pirdmal 
feinen vermeintlichen Vertretern ebenſo fehnell die Zügel der Bewegung, wie He ihm in dem 
Julitagen von jenen entwunden worden waren. Am Hofe und in den Regierungsfreiien war 
man beim Herannahen und während der erften Anfünge der Revolution von einer un: 
glückfeligen Verblendung über Umfang und Beveutung der beginnenden Bewegung ſowie über 
die Größe und Zuverläfiigfeit ver Macht befangen, Die man verfelben entgegenzufeßen Hatte. 
Daher flarre Verweigerung der mäßigen und gerechten Korberungen, deren Bewilligung zur 
Nothmenpigfeit geworden war, und Anwendung unndthiger Gewalt gegen eine Agitation , die 
zur Zeit ich innerhalb ver Gefege bewegte. Sobald aber der fo trogig zurückgewieſene Volks⸗ 
wille ald mädtig drohende Gewalt wit feinen Korderungen vor nen Thron trat, da begann ben 
Hof jene geifteöverwirrende Muth = und Haltlofigkeit zu ergreifen, vie ihn ebenſowol zum rechten 
Widerſtande wie zur rechten Nachgiebigkeit unfähig machte, ſodaß jener bad Volk nicht.ſchreckte 
und dieſe e8 nicht befänftigte,, fondern beide in gleicher Weile nur dazu dienten, bie einmal ent: 
züundete Leidenſchaft zu immer verzehrenderer Flamme anzufachen. 

Die Agitation für die Wahlreforin und die jogenannten Reformbankete war durch die 
Thronrede und durch die Adreſſe der Abgeoroneten vom König und der Kammermajorität ala 
eine verwerfliche gebrandmarkt worden. Die Oppoſition antwortete mit Anordnung eines Re- 
formbanfets in Paris jelbft und wollte dad Votum der hauptſtädtiſchen Bevölkerung dem 
Botum jener beiden verfaflungdmäßigen Gewalten gegenüberftellen: ven unmittelbaren Aus: 
druck des Volkswillens jener indirecten Vertretung deſſelben, die nicht mehr als eine berechtigte 
anerfannt wurde. Die Regierung, welche die Einladung und die Vorbereitung zu dem Banfer 
geduldet Hatte, unterjagte die Ausführung veffelben, als dieſe ſchon nahe bevorſtand, weil in 
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einem Aufruf des Gomite die Nationalgarde aufgefordert warb, zum Schug der Ordnung, 
ohne Waffen zu erfheinen. Sie verlegte damit alle Klaffen des Volks, die ſich zur Theilnahme 
an dem politifhen Mahle bereitö vorbereitet hatten, und nun um ben Genuß betrogen jein ſoll⸗ 
ten, den fie von demſelben erwarteten. Die Leiter gaben ſcheinbar dem Befehl der Negierung, 
nad) und rächten ſich durch einen Antrag auf Anklage des Minifteriums in der Abgeordneten⸗ 
fammer. Das Zeit unterblieb, aber die Volksbewegung, die infolge deſſen entſtand, war grö- 
Ber, weil Neugierde und Unwille die Mafjen auf die Straßen trieb, und dieſe befanden ji 
nicht unter dem Einfluß der dynaftiſchen Oppofition, melde das Feſt angeorpnet Hatte, ſon⸗ 
dern der geheimen Geſellſchaften und ihrer Leiter, die ich des glücklichen Moments ſchnell für 
ihre Zwecke zu bemädtigen wußten. 

Die Bewegung vom 21. und 22. Febr. 1848 wurbe durch die bewaffnete Macht mit Leichtig⸗ 
feit bewältigt, ver Widerſtand war gering, aber das Militär wurde ermübet. Der 23. gab ji 
fon als der Anfang zur Revolution zu erkennen; obgleich der Auf der Maflen immer nur noch 
auf Wahlreform und Entfernung ded Minifteriums gerichtet war. Aber die Nationalgarve 
ſchloß jih mit Entſchiedenheit diefem Rufe an; 2. fühlte eine der Grundſäulen feines Regiments 
wanfen. Er entſchloß ih zum Nachgeben. No glaubte er vielleicht fein Princip retten zu 
fönnen , wenn er nur bie Perfonen opferte, bie paflelbe bisher für ihn vertreten hatten. Guizot 
wurbe entlafien, Mole zur Bildung eines Minifteriums berufen. Und in der That, fo groß 
war die momentane Wirkung dieſes Schrittes, daß ein Stillſtand des blutigen Kampfes eintrat 
und Paris feine Freude über den vermeintlich errungenen Sieg durch eine allgemeine Illumi⸗ 
nation feierte. Aber während L. jich vielleicht ved geringen Preiſes freute, mit dem er bie Ab⸗ 
wenbung ber drohenden Gefahr erfauft zu Haben glaubte, und wol in feinem Herzen das Volk 
belächelte, das fo leicht zu erregen und fo leicht zu befänftigen ober zu täufchen jei, führte eine 
ähnliche Betrachtung der radicalen Führer des Aufſtandes zu einer andern Schlußfolgerung. 
Sie wollten fih mit Diefem geringen Preije nicht zufrieden geben. Sie wollten die Bewegung 
nit zum Stillftand kommen laffen. Der von dem Iyoner Aufftande bes Jahres 1834 befannte 
Lagrange führte feinen wilden Haufen vor das Hotel des auswärtigen Minifteriums (Guizot), 
und bier fiel jener geheimnipvolle Schuß, der die erlöfchende Flamme des Aufflandes ſchnell 
wieder entzündete und ihm ben furdtbaren Charakter gab, den er am 24. Behr. annahm. 

Mit ver Kunde von diefer unerwarteten Wendung ber Dinge verlor L. allen Halt und alle 
Beionnenheit, denn er ah eine Stüge, auf die er mit Zuverfiht.gebaut hatte, nach ber andern 
fallen. Mole ſchickte ihm in Diefem Augenblid ohne weitere Motivirung die Erklärung zu, daß 
ex auf die Bildung eines Miniſteriums verzichte. L. entſchloß ih, Thiers rufen zu laffen und 
ihm die Bildung eines liberalen Minifteriums zu übertragen, ernannte aber zugleich den ener⸗ 
giſchen, aber mißliebigen Marſchall Bugeaub zum Oberbefehlshaber ſämmtlicher Truppen und 
Rationalgarden von Paris, und 2. hoffte die Korderungen und Bewilligungen bed einen durch 
bie ſiegreichen Kämpfe des andern zu paralyſiren. Thiers kam und verlangte Die Zuziehung 
Odilon⸗Barrot's ins Minifterium; der König milligte ein. Aber dad Volf war von Führern 
geleitet, die ihr Ziel mit unbeugfamer Entfchloffenheit verfolgten. Die Namen freifinniger 
Minifter wirkten nichts; man verlangte zuverläffigere Garantien, unwiderrufliche Ihaten. 
Thiers forderte nun die Abberufung Bugeaud's. 2. gab nad Eurzem Schwanfen nad. Odilon⸗ 
Barrot feldft verkündete den Kämpfern die Ernennung des volksfreundlichen Lamoriciere an 
der Stelle Bugeaud's, die Verheißung der Reform und anderer freiheitliher Inftitutionen. 
Seine Stimme verfchallte. In den Tuilerien begann die Rathlofigkeit zu wachſen. Thiers 
verlangte Waffenſtillſtand. Die Truppen zogen ſich zurüd, die Volkskaͤmpfer drängten gegen 
die Tuilerien vor. 2. wollte abreifen. Er begab fi zu den Truppen und wurde von den 
Linien lau, von den Nationalgarden mit „Vive la réeſormo!“ empfangen. Die Gefahr wuchs. 
Remuſat, Sremieur, Birardin erfchienen im Palafl des Könige. Man fprad von Abdankung; 
die führerlofen Truppen leifteten dem fiegreihen Volke kaum no Widerſtand. Am Nachmittag 
verfündete eine Eöniglihe Proclamation dem Volk von Paris die Abdankung L.'s zu Gunſten 
feines Enkels, des Grafen von Paris, und noch eine Stunde ſpäter fuhr die Föniglihe Familie 
mit Ausnahme des Herzogs von Nemours, der Herzogin von Orleans und ihres Sohnes, 
unter drohender Lebendgefahr als Flüchtlinge von Paris nad St.-Eloud. 

Noch lebten die Flüchtigen in St.:@loud, gerade wie einft Karl X. in Nambouillet, ver 
Hoffnung, daß ed gelingen werde, die Dynaſtie zu retten. Wie damals der Herzog von Bor: 
deaux, jo follte jegt der Graf von Paris der Erbe ver Krone werben, die feinem greifen Groß⸗ 
vater vom Haupte gejunfen war. Wie damals die unglückliche Herzogin von Berri, jo ſollte 
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jet die ebenfo unglückliche, aber eblere Herzogin von Orleans die Herzen des großmüthigen 
Volks von Paris für ihr Kind gewinnen. Aber wie damals follte auch dieſe legte Hoffnung vor 
den Augen des tiefgebeugten Königs zuſammenbrechen. Es war, als follte 2. jeven Zug des 
Schmerzensbechers leeren, ven er ohne Mitleid feinem unglüdligen Borgänger Hatte reichen 
laffen. Vielleicht der tragifääfte Moment in der Geſchichte der Yebruarrevolution iſt die Scene 
in ber Deputirtenkammer, in welder bie trauernbe Witwe des einft fo geliebten Herzog von 
Drleans, mit ihrem früh verwaiſten Kinde am Arm und dem Herzog von Nemourd an ihrer 
Seite, vergebens an die mitleidsvolle Broßfinnigkeit der Berfammelten appellirte und nicht 
nur ihre Hoffnungen zertrümmert, fondern jelbft ihr Leben und das ihres Kindes von den blut: 
befleckten Kämpfern bedroht ſah, die in den Saal genrungen waren, bis ſie endlich ohnmächtig 
zuſammenſank und aus dem Saal getragen wurde, um bald den Boden für immer zu verlaſſen, 
den ſie vor wenigen Jahren ſo hoffnungsreich betreten hatte. | 

Die Republik war proclamirt, Die Proviforifhe Regierung conftituirt. 2. follte zum dritten 
mal und diesmal für immer als Flüchtling fein Vaterland verlaffen. Es war ein trauriger 
Zug, als die königliche Familie von St.:Gloud nad Trianon flüchtete und von bier an, der 
Sicherheit wegen, in zwei getrennten Gruppen die Meife fortfegte. Der König begab fi mit 
feiner Gemahlin nad Dreur und von bier aus nady der Normandie, wo er mehrere Tage unter 
falfhen Namen und mannichfacher Verkleidung in verſchiedenen Zufluctsflätten, zum Theil 
ſelbſt von feiner Gemahlin getrennt und in vöfliger Ungewißheit über das Schickſal feiner Fa⸗ 
milie, in8befondere der in Paris zurüdgebliebenen Glieder verfelben, traurige Tage zubrachte 
und endlich unter mannichfachen Gefahren auf dem ihm von der englifhen Regierung zur Dis: 
pofition geftellten Expreß die iberfahrt nah England machte. 

Sein greifer Körper hatte die Anftrengungen und Aufregungen diefer Tage glücklich er: 
tragen. Er lebte zu Claremont wieder mit feiner ganzen Familie vereinigt unter dem Namen 
eined Grafen von Neuilly bis zum 26. Aug. des Jahres 1850. Es ſchienen dieſe Jahre der 
Verbannung dem faft adhtzigjährigen Greife die Ruhe des Gemüths wiebergegeben zu haben, 
die er in den legten Jahren feines Kdnigthums ohne Zweifel verloren Hatte. Es that ihm 
wohl, fo ganz wieder feiner Familie leben zu Fönnen,, der er mit rein menſchlicher Innigfeit an: 
gehörte und die ihn wahrhaft verehrte. Auch fonft wurde ihm in England die Sochachtung 
zu Theil, die man nicht allein feinem Unglück, fondern auch feiner Perfon und feinen bürgerlichen 
Tugenden zollte. Sein Tod war ein überaus ruhiger, als ob fein Leben nicht ein fo vielbe: 
wegteß, fein Schidfal ein jo mannichfach wechſelndes geweien wäre. L.iſt ohne das Bewußtſein 
einer Schuld geflorben, vie aufihm laftete. Er hat feine Regierung in Wahrheit durch Teine 
That befleckt, vie ven Menſchen fhändet. Aber das Suflen, das er in feiner Regierung zur 
Geltung brachte, war ein volkerverderbendes, gleichviel ob er ed aus Kurzſichtigkeit oder ver: 
werflicher Selbftfucht wählte. Über bie Zwecke, die er verfolgte, läßt fich ftreiten. Die Mittel, 
die er wählte, find vor dem Richterſtuhl ver Geſchichte unwiderruflich verurtheilt. Das Suiten 
des doctrinären Scheinconflitutionalismus und des ſchaukelnden Juflemilten ind mit der Re: 
gierung L.'s für immer zu Grabe getragen. S. Stern. 

Luther (Martin), geboren 10. Nov. 1483 zu Eisleben nachts 11%/, Uhr, und am fol: 
genden Tage in der heiligen Dreifaltigkeitöficche getauft, ein Sohn des Hand L., Bürgers 
und Schieferhauerd in Möhra, und feiner Ehefrau Margaretda, geborenen Lindemann. So 
lauten die ziemlich zuverläffigen Nachrichten, die wir über L.'s Geburt beſitzen. G8 erhebt ie 
dabei indeß die Frage, wie mag L.'s Mutter zu ihrer Nieverkunft von Möhra, auf der Höke 
des Thüringerwaldes, nach Cisleben am Harz gelommen fein ? Ältere Erzähler lafien fie nab 
Eisleben zum Markte wandern und dort unverhofft, wie einft Maria zu Bethlehem, mit einem 
Knaben niederkommen. Aber-man wandert in ſolchen Umſtänden nicht im November 3O Meilen 
weit, um aufden Markt zu Eramen, wie denn auch in @ißleben um diefe Zeit nie Marft gebal: 
ten ward, vielmehr hatte wol die Trapition, die zu Möhra umlief, vet, wenn fie berichtete, daß 
Hans 2. wegen fahrläffiger Toͤdtung nad) Eisleben flüchten mußte, wo ihm ſein Weib den Kuna: 
ben Martin gebar. Don da wendeten fich vie Altern nad Mansfeld, wo Hand 2. im Bergwerk 
arbeitete, während Margaretha rüſtig haushielt und oft felbft auf dem Rüden ihr Holz beim: 
trug. Nach und nad arbeitete ih L.'s Vater, energifch wie er war, wieder empor, ſodaß er ſelbñ 
zwei Schmelzöfen aufftellen konnte und ald gewiegter Mann aud in den Rath gewählt warr. 
Ihren Sohn Martin haben beide Altern hart gehalten. „Mein Vater“, fagte er felbft, „‚fkäupte 
mid einmal fo fehr, daß ich ihn floh und ward ihm gram, bis er mich wieder zu fi gemöhnte 
Die Mutter ftäupte mich einmal um einer geringen Nuß willen, daß das Blut hernach floß, un? 
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ihr ernft und geftreng Leben, dad fie mit mir führten, Das verurfachte mich, daß ich hernach ins 
Kloßer lief und ein Mönd warb. Uber fie meinten es herzlich gut und Fonnten nur nicht Die 
ingenia unterfcheiden, darnach man die Strafe abmellen muß ; denn man muß alfo firafen, daß 
ber Apfel bei ver Ruthe ſei.“ 

Des Altern rauhes Wefen wies ven jinnigen Knaben frühzeitig auf fi ſelbſt zurück, und 
aud die ſtrenge Schulzucht Hat das Ihre dazu beigetragen, ihn zu verfhüdtern und beinahe 
trübfinnig zu machen. Wenig befier erging es ihm, als er 14 Jahre alt nach Magbeburg auf 
die Inteinifhe Schule fam, Er mußte als Currendeſchüler von Haus zu Haus ziehen und fein 
„panem propter deum“ ableiern, ein Geſchäft, wobei die Knaben vor Spott und felbft vor 
Mishandlungen nicht ſicher waren, wie eine Geſchichte beweiſt, die er felbft erzählt: „Da wir 
um Weihnacht auf den Dürfern von einem Haufe zum andern umbergingen und in vier Stim⸗ 
men die gewöhnlichen Bialmen vom Kindlein Jeſu, geboren zu Bethlehem, zu fingen pflegien, 
geſchah ed ohngefähr, daß wir vor eines Bauern Hof, fo gar am Ende des Dorfes gelegen, 
famen; und da und der Bauer fingen hörte, kam er heraus und fragte mit groben bäueriſchen 
Worten, wo wir wären, und fagte: «Wo ſeid ihr Buben?» und brachte zugleich etliche Würſte 
mit, bie er und geben wollte, Wir aber erſchraken vor ven Worten ſehr, daß wir alle von ein: 
ander wegliefen.“ 

Indeß L. blieb nur ein Jahr in Magdeburg, dann Fam er nach Giſenach zu Verwandten 
feiner Mutter. Sein Schulvorfland Johannes Trebonius war ein humaner Mann, von dem 
gerühmt wird, er habe feine Lehrer angehalten, vie Knaben hoͤflich zu behandeln; „denn“, pflegte 
er zu jagen, „es figet unter diefen jungen Schülern noch mancher, da Gott aus dem einen einen 
ehrlichen Bürgermeiſter, aus dem andern einen Kanzler, hochgelehrten Doctoren oder Regenten 
machen kann, ob ihr fie gleich jetzo nicht kennt; deuſelben ſollt ihr billig Chre erzeigen”. Auch 
von den Schickſalen ver „Partekenhengſte“ hat ihn bier eine Wohlthäterin, eine gewiſſe Frau 
Kotta beireit, indem jle ihn, um feines andächtigen Singens willen, an ihren Tiſch nahm und 
ihn jo von ven Bettelgängen lodhalf. 

Im Jahre 1501 endeten 2.8 Altern ven Sohn, der ſich langſam, aber fletig entwidelt hatte, 
nah Erfurt auf die Hohe Schule, Damit er dort die Rechte ſtudire, Doch trieb er mehr Scholaftif 
als Jura. „Ob ex wol ein hurtiger und fröhlicher Geſelle war”, fo ſchildert und Matthefius 
jein damallges Leben, „fing er doch alle Morgen fein Lernen mit herzlichem Gebet und Kirchen: 
gehen an, wie denn dies fein Sprichwort gewefen: Fleißig gedetet iſt über die Hälfte ſtudirt; 
verfchlief und verfäumte dabei feine Lection, fragte gern feine Präceptores und beſprach ſich in 
Gprerbietung mit ihnen, repetirte oftmals mit feinen Befellen; und wenn man nicht Öffentlich 
Ia3, hielt ex fi allweg auf in der Univerſität Liberei.“ 

Bei einer fo ernften Art, die Wiſſenſchaft zunehmen, iſt ed nicht zu verwundern, Daß er einer: 
feitö durch feine Fortſchritte das Lob der ganzen Univerfität erregte — ſchon 1505 erlangte ex 
die philoſophiſche Magifterwürde — daß aber auch andererfeitd feine Melancholie zunahm und der 
von den Genoſſen Bewunderte innerlich fi undbefriedigt fühlte. Während er dem älterlichen 
Willen folgfam ih auf eine juriftifhe Laufbagn rüftete, war fein ganzer @eift tief aufgewühlt 
von religioſen Zweifeln und Bewiffendjchreden, die ihn über das Heil feiner Seele beunruhigten. 
Ploͤtzlich — es war bald nad dem jähen Tode feines beiten Freundes; er kam von Mansfelb 
von Befud feiner Altern zurüd und war unterwegs unweit Stotternheim bei Erfurt von einem 
furchtbaren Gewitter überfallen sworben — erklärte er feinen fröhlih um ihn verfammelten 
Freunden, er wolle ind Kloſter gehen, wie er ven Heiligen in ber Todesgefahr des jüngft über: 
ſtandenen Wetterd gelobt habe. 

Kein Zureden half, er ließ ih ind Auguſtinerkloſter aufnehmen. Von hier aus nahm er 
von den Ältern Abfchied, und obwol der Vater heftig widerſprach und die Studenten ſogar zwei 
Tage lang die Thür des Kloſters belagerten, um ihn zurückzufordern, blieb er bei feinem Vorſatz. 
Zur Erklärung des jähen Entfchluffes Hat ſchon Melanchthon daran erinnert, wie auf. oft reli⸗ 
giöfe Fragen einen leidenſchaftlich übermältigenden Cindruck machten, wie er das an einem ſpä⸗ 
tern Beiipiel aus L.'s Reben beweiſt. „Ich fah ihn ſelbſt“, fagte er, „wie er bei einer Unterre⸗ 
Dung über einen Punkt der Lehre fo tief in die Gedanken kam, daß er In einem nahen Kämmer⸗ 
Lein ſich aufs Bett legte und in feinem Bebet immer wieder ſich den Sprucd vorfagte: Er Hat 
alles unter vie Sünde beſchloſſen, auf daß er ſich aller erbarme.“ X, ſelbſt meinte fpäter, fein 
übereilter Entſchluß fei mehr aus einem „raptus” als aus einem „tractus‘ zu erklären. Freilich 
war für folge Stimmung am wenigſten in ber = Kloſterzelt Ruhe und Frieden zu finden. Anfangs 
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widmete er ſich den niedrigen Dienſtleiſtungen, die dem jüngſten Novizen oblagen, mit all der 
Energie, deren ſeine Natur fähig war. Nachdem nämlich die erſten Tage der Rückfichtnahme 
vorüber waren, verbaten ſich die Mönche fein Studiren, ſprachen: „Sic tibi, sic mihil Sackum 
per Nackuml“ Obgleich Magiſter ver Univerſität, ſollte er in Erfurt betteln gehen, und im Klo⸗ 
ſter wurden alle Augiasarbeiten ihm zugewieſen. In dieſen unleidlichen Verhältnifſen blieb er, 
bis der Provinzial des Ordens, Dr. Staupitz, In ihm die Höhere Beſtimmung erfannte und ihn 
von den gewöhnlichen Moͤnchsarbeiten befreite. Er durfte jegt flubiren, aber für feinen Innern 
Frieden war damit nichts gewonnen. Melancholiſchen Naturen iſt nichts fo ſchädlich als Die Ein- 
famfeit, die fie begehren, das ftelfte fi bei £. immer Elarer heraus. Zumal feit er vie Weihe 
empfangen und als wirklicher Prieſter fich einer freiern Stellung erfreute, dabel aber heraus: 
gerüdt aus ben Organismus des öffentlichen Lebens Bein beſtimmtes Penſum des Lebens zu 
Iöfen bat, verfällt er einem ungeorbneten Mühen und Ringen, das ihn geiflig tief zerrütter. 
Bald las er Tage und Nächte lang, ſodaß er parüber feine Horen verfänmte, dann ſchloß er fi 
in feiner ZeHle ein, um in ebenfo aufreibender Gebetsqual das Verfäumte nachzuholen. So lei⸗ 
det er an Körper und Geiſt. Die Schrecken über feine menſchliche Sündhaftigkeit, die Furcht 
vor Gottes grimmem Zorn hoͤrten nicht auf, ihn helmzuſuchen, und es half wenig, daß Staupitz 
ihn auf Chriſti Gnade verwies, der nicht um gemalter Sünden willen ſei gekreuzigt worden. 
Er ermübete förmlich feine Beichtiger mit Geftänpniffen feiner Sundhaftigkeit, während er doch 
feine einzelne Sünde zu nennen wußte, pie ihnen auch nur der Beichte werth ſchien. Nur ba 
Studium Auguflin’s und der Baulinifchen Briefe vermochte einigen lindernden Einfluß auf ihr 
zu liben. Es war Noth vorhanden, daß dieſer mächtige Beift Hinter ven @ittern der Kloflerzelle 
fi in fich ſelbſt zerreiben möchte, als e8 wiederum Staupig war, ber in wohlthätiger Weife in 
L.'s Leben eingriff. Durch Ihn ward der junge Moͤnch im Jahre 1508 nad Wittenberg gezogen, 
um bafelbft philofophifche Vorlefungen zu übernehmen, die er bald, und zwar mit großem Er⸗ 
folg, mit theologifhen vertauſchte. Nur das Eine — worauf Doch nachmals ver befte Theil 
feines Wirkens beruhte — das Predigen hielt er nicht für feine Sache. „Herr Doctor, Ihr bringt 
mich um mein Leben, ich werde ed nicht ein Vierteljahr treiben”, fagte er zu Staupig, Der ihn 
trog feines Sträubens dazu nöthigte. Im Remter zuerfl den Brüdern, dann in einer Beinen 
verfallenen Kapelle ver Gemeinde, und al& die Räume dem Zudrang zu eng wurben, in ber 
Pfarrkirche, mußte ev reden und mit der Zeit kam ihm auch Muth und Freudigkeit dazu. 

Es war im Jahre 1510. 2. las Nömerbrief und war tief bewegt von dem Sprud: „Der 
Gerechte wird feines Glaubens leben“, als ihn ver Auftrag uͤberraſchte, in Gefchäften feine Or⸗ 
dens nach Rom zu gehen. Nach Italien zu ziehen erſchien &. — fo fehr war er noch Minh — 
wünſchenswerth, weil er allda durch den Beſuch der Heiligen Orte könne feine Sünde abbäßen. 
Seine Reiſcteindrücke entfprachen denn auch diefer Stimmung. Gr war widrig berührt von ver 
italienifchen Laxheit in ver Möndhsregel, und in einem Apenninenffofter hätte es Ihm faft das 
Leben gefoftet, daß er den Mönchen das Fleifcheffen am Freitag verwied. Die heiligen Stätten 
bejuchte er gemwiffenhaft, aber immer tönte ihm noch das in Wittenberg gelefene Wort in der 
Serle nah: „Der Gerechte wird feined Glaubens leben.“ Im übrigen ift er gefchloffenen Auges 
an Italiens Herrlichkeiten vorübergezogen. Bon dem Reichthum der Kunftfhäge hat er nichts 
beachtet, kaum daß er die Herrlichkeit der Natur gefehen ; er war zu voll von ven religiöfen Fra⸗ 
gen, die ihn quälten. Später Hat er ſich ſelbſt über feinen damaligen Gemüthszuſtand in feiner 
derben Weiſe geäußert: „Ich war in Rom auch fo ein toller Heiliger, tief durch alle Kirchen und 
Klüfte, glaubte alles, was daſelbſt erftunfen und erfogen if. Ich habe auch mol eine Meffe oder 
zehn zu Rom gehalten, und war mir dazumal fehr leid, dag mein Vater und Mutter noch leb⸗ 
ten, benn ich Hätte fie gern aus dem Fegfeuer erlöft mit meinen Meflen und andern trefflichen 
Werken und Gebeten mehr. Es ift zu Rom ein Sprud: «Selig iſt die Mutter, veren Sohn am 
Sonnabend zu St.-Johannis eine Mefle Hält.» Wie gern Hätte ich da meine Mutter felig ge: 
macht, aber e8 war zu drange und konnte nicht zukommen, und aß einen rußigen Hering dafür.” 
So ſcherzhaft iſt's ihm damals mol ſchwerlich zu Muth geweien, wie es dieſe flarfen Worte 
darftellen möchten, aber allerdings er war geärgert, „daß die Pfaffen fo ficher und fein rips, raps 
konnten die Meffe lefen , al8 trieben fie ein @aufelfpiel; denn ehe ich zun Evangelio Fam, Hatte 
mein Nebenpfaff feine Meſſe audgericht und fehrie zu mir: «Passa, passa, immer weg; komm 
davon» u. ſ. w.“ Bei alledem mar das Alte in ihm noch fo mächtig, daß auch er die Pilatus⸗ 
fliege hinauf und herab auf ven Knien rufchte, doch war ihm babei ſtets, als ob ihm eine Donner- 
flimme die warnenden Worte zuriefe: „Der Gerechte wird feines Glaubens leben!” Da machte er 
denn, daß er aus Nom wegkam, und zu Haufe angekommen hatte er wenig anderes zu erzählen, 
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al8 von der Büberei der Cardinaͤle und ihrer Gourtifanen. Zum erften mal war ein Stüd katho⸗ 

liſchen Weſens in ihm anbrüdig geworben und fing an abzubrödeln. Er hatte am Sig des 
Papfithums Dinge gefehen, die ihm nachmals zu rechter Zeit ins Gedächtniß kommen werben, 
andererjeitö war er angejichtd des roͤmiſchen Wefend an ver Rechtfertigung durch gute Werke irre 
geworden und jah fi mehr und mehr auf die paulinifhe Redtfertigungstheorie hingenrängt. 
Wichtig genug war dieſes Refultat feiner Reife, ſodaß Die Geſchichte es völlig vergeſſen hat, 
welche VBeranlaflung ihn nad Rom geführt und was er da ausgerichtet mit den 10 Goldgülden, 
die ihm zur Beflehung waren mitgegeben worden. - 

Gin neuer Antrieb zum theologiſchen Studium iſt 8. der im Jahre 1512 verliehene Doctor: 
grad gewefen, ben er al& eine ernfle Würbe nahm. Anfangs hatte er fich ald Fränklicher Mann, 
der nicht lange zu leben hätte, ſogar gegen jo hohe Ehre gefträubt, big Staupitz feine Einwänbe 
mit dem Scherz nieberichlug, daß Gott auch im Himmel gelehrte Doctoren brauche, darum die 
Kränkligen müßten ven Borrang haben. Es war als ob er ſich jet erſt für befugt erachtet Hätte, 
frei zu forfhen und frei zu lehren. Er predigt nun fihon Öffentlich gegen die Heiligenfabeln und 
die Werkgerechtigkeit, einzig und allein auf Chriſti Verblenft und die Gerechtigkeit durch ben 
Glauben, ald auf den Kern und Stern des Evangeliums, Hiniveifend. Und nicht minder rüd- 
ſichtslos eifert er an der Univerſitaͤt gegen den ausgelebten ſcholaſtiſchen Kram. Aber ex erfeßte 
die Scholaſtik nicht durch Die claſſiſchen Sprachen, Ariftoteles nicht durch Plato — und das unter- 
ſcheidet ihn von den Humaniſten — ſondern durch Augaflin und die Baulinifchen Briefe. Er 
hatte damit nichts gethan, was in Wittenberg wäre unerhört geweſen. Erſt eines befondern 
Conflicts bedurfte es, um offenbar zu machen, wie weit folde Auffaflung ſchon ablag von vem, 
was damals für correste Ratholicität gehalten warb. Nie ift ein großer Handel aus unſchein⸗ 
barern Anfängen erwachſen. 2. meinte ſpäter jelbft, wenn er an den Anfang feiner reforma- 
torifhen Bahn zurüdbadite, Gott habe ihn geführt wie einen blinden Gaul. Die Beranlaflung 
des berühmten Streits war Fürzlich folgende. 2. hatte als Serlforger Beichte zu hören und wei⸗ 
gerte fi die Leute kurzweg zu abfoloiren, die ſtatt Buße zu geloben, ihm Tezel'ſche Ablaßbriefe 
beißrachten. Zufällig war ber. Ablaßkrämer in ver Nähe zu Jüterbogk und erfuhr vavon. Er 
fuürchtete für den Abiap, und ein „großer Clamant“, wie er war, fuchte er durch beſondere Recla= 
men den Zudrang zu vermehren. Er zündete auf dem Markt ein Feuer an, ald ob er Macht 
habe Keger zu verbrennen, und fleigerte feine Marktſchreiereien ind Unſinnige. So pflegte er 
zu behaupten: „er habe ſolche Gnade und Gewalt vom Papft, wenn einer gleich die heilige Jung: 
frau Maria, Gottes Mutter, hätte geſchwächt, fo Fünne er's vergeben, wenn derſelbe in ven 
Kaften legte, was fi gebühre. Item, das rothe Ablaffreuz mit des Papfled Wappen, in den 
Kirchen aufgeriätet, wäre ebenjo kräftig als das Kreuz Chriſti. Item, wenn St. Beter jet 
hier wäre, hätte er nicht größere Gewalt noch Gnade, denn er hätte. Item, er wolle im Him⸗ 
mel mit St.-Peter nicht beuten,, denn er habe mehr Seelen erloͤſt als St.:Peter mit feinen Pre⸗ 
digten. Item, wenn einer Geld in den Kaften Irge für eine Seele im Begfeuer, fobald ver Pien- 
nig auf den Boden fiele und klinge, fo führe die Seele Heraus gen Himmel.” Gegenüber dieſen 
Aufſchneidereien that 2. pas Mäpigfte, was ein gewifienhafter Mann thun kann, er warnte im 
Beichtſtuhl, er prebigte gegen ven Misbraud, während er ven rechten Gebrauch des Ablafles 
ausdrücklich guthieß. Da Tezel nur un fo wuthender gegen ihn loszog, wendete er ih nun an 
die Bifchöfe von Magdeburg und Brandenburg um Abhülfe. Die Antwort war eine Ermah⸗ 
nung, den Öffentlichen Frieden nicht zu Hören. ” 

Natürli war, jet, ſchon zu eigener Nechtfertigung, ed ſich ſchuldig, nicht zurückzumeichen, 
zumal nun von ber Sache yon fo viel geredet worden war, daß das Schweigen einer Niederlage 
gleihgefommen wäre. Er wollte durch eine Disputation ein päpftlicdesirtheil provockten, da er 
feiner Rechtgläubigkeit gewiß war; nicht neue Dogmen zu erfinden, fagt er felbft, habe er im 
Sinn, jondern nur einen Anlaß zu geben, „daß vie heilige Kirche feſtſehge, was man vom Ablaß 
Halten fole”. So flug er denn an die Schloßkirche zu Wittenberg auf den Allerheiligentag, 
an dem die Akademie zu disputiren pflegte, feine 95 Ihefen an, bie im weſentlichen nichtö weiter 
behaupten, ald daß der Ablap nicht von ven göttlichen, fondern von kirchlichen Strafen dispenſire. 
Gleichzeitig ſchrieb er an den Erzbiſchof von Mainz einen ziemlich bittern Brief, in dem er ver- 
langte, daß Tezel's Vollmacht wegen ſolches Misbrauchs zurückgezogen werde. Der fchoͤngei⸗ 
ſtige Erzbiſchof, der damals allerlei humaniſtiſche Literaten um ſich verſammelt hatte, war indeß 
nicht in der Lage, das Geld des Pöbeld entbehren zu können. Dafür hatten bie Theſen einen 
Widerhall hervorgerufen, fo mächtig, daß 2, ſelbſt Davor erſchrak. Er hatte es nur auf eine 
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akademiſche Disputation abgeſehen gehabt, die dazu nicht einmal zu Stande kam, da in Witten⸗ 
berg niemand widerſprach; aber zu feiner eigenen Überraſchung waren fie in 14 Tagen Über 
ganz Deutſchland, in vier Wochen über ganz Europa verbreitet. Selbſt Kaifer Dar meinte, 
daß man den Mann vielleicht noch gegen ven Papft brauchen koͤnne. Jetzt erſt wird &. inne, wie 
die humaniſtiſche Bewegung die Geifter ſchon aufgewühlt hatte und welch ein großer Widerwille 
alfenthalben gegen vie päpſtliche Wirthſchaft ſich ausgebildet. Er kam fich felbft vor wie einer, 
der einen Schneeball wirft und eine Lavine in Bewegung fest. Einer unangenehmen Gupfin- 
dung Fonnte er fi} Dabei nicht erwehren; fle verſteckt fi nur hinter die Hußerung, daß Theſen 
nicht die rechte Art feien, dad Volk zu belehren. Er wollte eine erläuternde Schrift nachfenden, 
die vermuthlich ſehr mild ausgefallen wäre, allein durch den Zufprud des Biſchofs von Bran- 
denburg wurbe er davon abgehalten. Bon welch tiefer Wirkung auf das Volk feine Thefen ge- 
wefen waren, davon konnte er fich namentlih im Jahre 1518 Überzeugen, ald er zum Konvent 
feines Ordens nach Heidelberg reifte. Allenthalben ward er mit wahrer Berebrung aufgenom- 
men, und ſelbſt einzelne Biſchoͤfe und hohe Drvensgeiftliche Sprachen ihm ihre Zuſtinuiung aus. 
In Heidelberg wurde gelegentlich auch eine Disputation im Hörfal der Auguſtiner veranftaltet, 
die großen Zulauf hatte. Die Brofefforen traten fehr befcheiden gegen 2. auf; nur ein junger 
Doctor rief: „Wenn das die Bauern hörten, würden fie Euch zu Tode fleinigen!” Gin Argu- 
ment, das große Heiterkeit hervorbrachte. Namentlich wurbe aber 2.’8 Beſcheidenheit und Sanft⸗ 
muth gelobt, „Die bemundernswerthe Annehmlichfeit im Antworten und große Geduld im Hö⸗ 
ren’, die man fpäter nicht immer an ihm Hat finden wollen. Da die Sachen nunmehr fo weit 
gediehen, ſchrieb 2. felbft an den Bapfl. Er gab ihn die Entſcheidung demüthig anheim und 
Iegte fi feloft mit Gut und Blut ihm zu Füßen. Die unbefugten und vielfach pöbelgaften An- 
griffe dagegen , die aus den nieverflen Regionen des Pfaffenthums fi wider ihn erhoben, fer: 
tigte ex mit jener Grobheit ab, bie damals zum polemiſchen Brauch gehörte und die wenig Men: 
ſchen fo Humoriftifch wie er zu handhaben mußten. Tezel empfiehlt er, vor ver Hand an feinem 
Feuer Gänſe zu braten; des päpſtlichen Kämmerer Sylvefler Streitſchrift wird mit einer Ant- 
wort vergolten, die ganz von Mitleid über des Verfaſſers Armfeligkeit getränft ift, und dem 
nad einem Holzſtoß ſchreienden Hoogſtraten wird die treuherzige Verſicherung erthellt, daß £. 
„mod nie einen dümmern &fel geſehen als ihn““. Wir find heutzutage raffinirter geworden in 
unferer Polemik und lieben foldhe unverblümte Wendungen nicht, ob aus Gründen ber Huma⸗ 
nität oder des Geſchmacks bleibe dahingeſtellt. Wiſſenfchaftliche Angriffe wurden indeß auch 
von L. wiſſenſchaftlich beantwortet, wie er z. B. Eck's gebäffiger Streitſchrift gegenüber den 
würdigſten Ton einhielt. 

Indeß kam die Antwort von Rom. Nie bat ein loyaler Widerſpruch eine ſchnoͤdere Be- 
handlung erfahren. Innerhalb 60 Tagen, hieß es, Habe fh 2. in Nom ſelbſt einem Ketzer⸗ 
gericht zu flellen, in dem auch jener Sylveſter Prierias ſaß, der ſchon als literarifcher Gegner 
gegen ihn aufgetreten war. Indeß da man in Rom keine Gewalt Hatte, ihn dorthin zu bringen, 
und auf den Kurfürften von Sachſen doch Müdkficht genommen werden mußte, fo wurbe in einem 
neuen Breve L. nad Augsburg beſtellt, um fi vor dem Cardinal Bajetan zu verantworten. 
2. erihten. Die Verhandlungen fielen nicht zu Cajetan's Bunften aus (‚Ego nolo amplius 
cum hac bestia loqui; habet enim profundes oculos et mirabiles speculationes in capite 
suo”), aber L. war doch bedenklich geworden Über ven Handel, in den er fo unverfehens ge- 
rathen war. Er appellirte an ven Papſt, und in wechfelnner Stimmung bat er Cajetan wieder 
wegen feiner Heftigfeit um Vergebung. Als eine Antwort nicht erfolgte, fhrchtete er Gewalt 
und verließ Augsburg mit Zurücklaſſung feiner Appellation, die am Dom angefchlagen warb. 
Am 31. Det. kam er wieder in Wittenberg an, und je mehr er Über die Behandlung nachdachte, 
die Ihm umd feiner Sade von den Italienern war zu Theil geworben, um fo bitterer warb fein 
Urtheil über Rom und die päpſtliche Gefchäftsführung. Die Sache war ernfler geworden, als 
jemand hatte erwarten Finnen. Seldft feine perfönlige Sicherheit war geführvet. Zwar wollte 
ihm fein Kurfürft nicht gerade außliefern, aber lieh wäre es diefem damals dennoch geweien, wenn 
2. aus freien Stüden gegangen wäre. So mußte dieſer fletö zum Abzug bereit fein, bis neh 
und nad) bei dem bedachtſamen Kurfürften eine feftere Stimmung eintrat, die mehr und mehr zu 
der Überzeugung ward, daß 2. reiht und ver Papft unreht Habe. Mod, im December. 1518 
fchmeichelte man fi in Rom, Die Auslieferung von Ihm erlangen zu fönnen. Gin päpftlicher 
Geſandter, der Höfliche Miltig, überbrachte damals dem Fürften die geweihte Goldene Roſe als 
päpfilicges Ehrengefchent mit der naiven Aufforderung, „da ex mit einem fo koſtbaren Gefchenk 
beehrt worden fet, nun auch der Commiſſion zur Ausführung ihrer Aufträge behülflich zu fein”. 
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Mit lobenswerther Feſtigkeit lehnte der Kurfürſt das ab. 2. ſeinerſeits verſprach zu ſchweigen 
und dem römifchen Stuhl Gehorſam zu geloben. Auch zu einem neuen demüthigen Brief an 
den Bapft verſtand ex fi gern. Dagegen von einer Revocation wollte er nichts wiſſen, und der 
papſtliche Geſandte fonnte aus der ganzen Stimmung der Bevölkerung abnehmen, daß eine 
foldde kaum mehr viel geholfen hätte. Da mit 2. nichts auszurichten war, fiel nun dad ganze 
Ungerwitter auf des armen Tezel Haupt. Man machte ihm plöglich ein Verbrechen daraus , daß 
er jeden Monat außer freier Zehrung 130 Fl. zu feinem Vortheil aufgewendet habe, und über- 
führte ihn, Daß er Vater von zwei Kindern fei u. dgl. m. Der Arme ward davon fo mitgenom: 
men, daß er noch im gleichen Jahre flarb. Einen Augenblid konnte es jcheinen, als ob die Sache 
fi verbluten wolle. Da glaubte einer der eitelflen unter den eiteln Humaniften, daß «8 für ihn 
bier Lorbern zu pflüden gäbe. Schon zu Augsburg hatte 2. mit Dr. Eck, Profeſſor in Ingol⸗ 
ftabt, verabredet, vie flreitig gemorbene Prädeſtinationslehre folle burg Disputation mit Karl: 
flabt zur Entſcheidung gebracht werben. Als nun Anfang des Jahres 1519 Ed feine Theſen 
druden ließ, wußte er von feinem Standpunft aus nichts Beſſeres zu thun, ald in einem Ve⸗ 
gleitfchreiben 2. ald den eigentlichen Urheber aller dieſer und anderer Irrlehren zu befhimpfen. 
L., der in GE vormals einen Sreund gejehen, war tief indignirt; fofort jchrieb er an feinen - 
Landesherrn: „Bott weiß, daß mein ganzer Ernſt geweien und froh war, daß das Spiel alfo 
ſollt ein Ende haben, als viel an mir gelegen... Nun aber Dr. Eck unverwarnter Sad mid 
alfo angreift, daß er nicht mein, fondern der ganzen E. K. G. Uiniverfität zu Wittenberg Schaub 
und Unehren ſuchen vermerkt wird, und viel tapfere Leut achten, er fei zu ber Sachen erfauft:... 
bit ich E. K. J. ©. gar unterthäniglich, wollt mirs nicht fürgnaden, denn ichd aud im Gewiſſen 
nicht weiß zu tragen, die Wahrheit zu laſſen.“ Der Kurfürſt hatte nichts dagegen einzuwenden, 
daß L. in einer Disputation den Auf der Univerſität gegen ſolche Verketzetungen wahre. Um fo 
weniger Luft zeigten die leipziger Theologen, Hinter denen der Biſchof von Merſeburg ſtand, in 
diefer Sache allein aufzutreten. 88 brauchte fie zu beflimmen bes bittern Hohns ihres Brot- 
herrn, tes Herzogs Georg, der ihnen ſchrieb: „Er babe feine Theologen allweg für mäßige und 
unzeitige Leute ruhmen hören und halte ganz bafür, two Diefe Disputation Ihnen ein gut Pran⸗ 
dium und fo viel alte Heller brächte, als fie füch einer Eleinen Mühe beforgten, es würde ihnen 
ein löblich exercitium fein und in keinen Weg abzuſchlagen.“ Sole Grobheit wirkte. Auf ven 
27. Juni 1519: fand man fich bei Leipzig auf der Bleipenburg zufanımen. - El war beizeit ge= 
kommen und die Leipziger machten ihm fehr ven Hof; jie ſcheukten ihm einen neuen Rod, fuhren 
ihn ſpazieren und wieſen ihm bei der Proceſſion den Ehrenplag an. Am 24, Juni kamen bie 
Wittenberger nad. Dr. Karlſtadt fuhr voran, dann famen 2. und Melanchthon in offenem 
Wagen. Gegen 200 Studenten mit Spießen und Hellebarben hatten ven Auszug mitgemacht, 
„zum Schuß ihrer Lehrer”, wie fie fagten. NIS fie durch das Grimmaiſche Thor einzogen, brach 
Karlſtadt's Wagen und der Doctor fiel herab in ven Schmuz. L. und Melanchthon fuhren an 
ihm vorbei, wozu dad Volk feine Gloſſen machte. Abend in der Kneipe, wo Die Studenten blie⸗ 
ben, gab ed argen Streit, faft wäre man bandgemein geworben, fo groß war die Erbitterung. 
Am 27. Juni warb denn bie Disputation eröffnet. Karlſtadt kam zuerft Ind Feuer, aber ex trug 
wenig Ruhm davon. Während Eck alles mit größter Leichtigkeit behandelte, Hin und ber fpa- 
zierte, mundfertig Dinge citirte, die nirgends gefchrieben fanden; mo ihn Grunde ausgingen, 
den Gegner durch glänzende Sarkasmen verbfüfite, dad Publikum durch die Sicherheit feines 
Auftretens beftach, brachte Karlſtadt feine Bücher mit, las daraus vor, ſchlug erſt nach, las wie⸗ 
der vor, verfpra auf Einwendungen, die man machte, morgen zu antworten — kurz gegen 
Eck's glänzende Perfönlicgkeit machte er den ſchlechteſten Cindruck. Die Sache ward peinlich, 
langweilig, ver Saal ward zuſehends leerer. 

Um fo reger war dad Intereſſe, ald L. am 4. Juli früh 7 Uhr auftrat. Die Frage nad dem 
Primat des Papſtihums mar fein Thema. Gr machte dem Doctor harte Arbeit, indem er ihm 
die Wahl ließ, die griechifche Kirche mit all ihren Vätern zu deu Kegern zu werfen, ober.die Anz 
erfennung ber päpftlichen Infallibilität für unnoͤthig zur Seligkeit zu erliären. Dod Ed trieb 
ihn weiter. Gr hielt ihm vor, daß feine Theſe zu Koftnig als Huffitifcge Ketzerei ſei verdammt 
worden. L. wid nicht zurück, er wagte das gefährliche Wort: „Unter den Artikeln des Huß, Die 
Dort feien gerichtet worden, feien grundchriſtliche.“ Ein allgemeines Schweigen legte ſich über 
die Zuhörer. Herzog Georg rief kopfſchüttelnd jeinen Fluch: „Das walt die Sucht!“ Ed mar 
ſchnell bereit zuzuftoßen und fragte, ob er denn glaube, daß auch ein Coucilium fi irren Fönne? 
Aud ein Goncilium könne irren, war die Antwort. „Ehrwürdiger Vater‘, rief nun der Dor- 
tor, „wenn Ihr glaubt, daß ein rechtmäßig verſammeltes Concilium irren Fönne, fo feid Ihr mir 
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wie ein Heide und Zoͤllner.“ Das war die Kataſtrophe der Disputation. L. Hatte nun ein Wort 
gefprochen,, das ihn weit über die Stellung hinaustrieb, die er bißjegt eingenommen. Bon ben 
beftehenden Autoritäten erkannte er nur noch die Schrift an, und es war damit ſeine Tendenz 
ausgeſprochen, die beftehenden Verhältniffe nach biefer einzigen Norm zu reformiren. Zwar 
ſtellten vie nachfolgenden Beſprechungen wieder eine ruhigere Stimmung her, aber jene Dis⸗ 
cuffion war von gewaltiger Bedeutung. Bine Berföhnung ward natürlich nicht erreicht. Man 
kam noch in der Kirche zufammen das Tedeum zu hören, und Damit war bie Disputation zu Ende. 
Et klagte, er Habe viel Mühe und wenig Ehre bei ver Sache gehabt, denuncirte auch hinterher 2. 
und Karlſtadt wegen unpaffenden Betragens beim Kurfürften. Au 2. war unzufrieden und 
meinte, es ſei fehlecht bisputirt worden. Indeß von welch meitgreifender Bedeutung die Zu- 
fammenkunft gewefen, das zeigten fon die Geſandtſchaften aus Böhmen, die 2. ihre Zuftim- 
mung verficderten und ihn ald ſächſiſchen Huß begrüßten. 

Im nächſten Jahre rückte L.'s Broceh nur um Weniges weiter. Unter ven Streitfägriften, 
die num einander jagen, iſt die bedeutendſte die „An ven chriftlichen Adel deutſcher Nation von 
des hriftlichen Standes Beflerung”. Der Adel, der damals feine Hutten und Sickingen beſaß, 
hatte Die humaniftifchen Gedanken vorzugstweife in fi aufgenommen und fühlte Kraft und 
Willen, fi als politifche Partei zu organifiren. Sein Plan mar, mit dem britten Stande ſich 
gegen die Territoriatherren zu verbinden. Da feine Action zunächft gegen die geiſtlichen Für⸗ 
ften gerichtet war, -fah er in L. einen natürlichen Verbündeten. Zwar Sickingen's perſoͤnlichen 
Schut und Bundesgenoſſenſchaft lehnte 2. ab, aber die Sache legte er in der genannten Schrift 
dem chriſtlichen Adel um fo dringlicher and Herz. „Drei Mauern“, fagte er, „Ind es, die bie 
Nömer wider dad Evangelium aufgerichtet Haben: Drobt ihr mit Gewalt, fo fagen ſie, die geift- 
liche Gewalt ift größer; mit der Heiligen Schrift: nur der Papft kann fie auslegen; mit einem 
Concilium: nur der Bapft kann e8 berufen und regieren.“ Mit Berufung auf das ervige Recht 
ber Gemeinde fucht er denn eine Mauer nad der andern zu durchbrechen unb proclamirt es ald 
die Aufgabe der Meformation, die Lippigkeit des roͤmiſchen Hofs abzuſchaffen, feine Gerichts⸗ 
barkeit Über deutſche Männer aufzuheben, die Kloͤſter zu reformiren, das Colibat zu befeitigen 
und bie blutfaugenden Ablapfräner Über pie Alpen zu jagen. Ein noch fhärferer Abfagebrief 
an das Papftthum iſt die Schrift „Von der babylonifchen Gefangenschaft”, in der er feinen Geg⸗ 
nern ironiſchen Dank abſtattet, wie fle ihn in der evangelifhen Wahrheit geförvert hätten, denn 
al8 er den Streit begonnen habe, da babe er ven Ablaß für menſchlicher Binfegung, die Meffe ein 
gutes Werk, ven Papſt für den allerbeiligften Vater gehalten, jet twifle er, daß der Ablaß von 
Teufel, die Meffe fein gut Werk und der Papft der Antichrift fei. Milder gehalten ift vie Schrift 
„Bon der Hriftlichen Freiheit‘, die ein legter Verſuch ver Vermittelung fein follte. Gin Shri- 
ſtenmenſch ift ein freier Here aller Dinge, ein König und Priefter, keinem Geſetz, feinem Papft 
untertban; aber ein Chriſtenmenſch if auch ein Knecht aller Dinge, der nicht um der Seligkeit 
wilfen, aber aus Freund: und Friedlichkeit kann des Bapftes unzählige Gebote erfüllen, wie 
Maria die Reinigung Hielt, Paulus Timotheun beſchnitt und Chriſtus den Zinsgroſchen zahlte. 
Diefen in feiner Art gutmüthigen Vergleichsvorſchlag fendete2. auf Miltig’ Rath mit einem per- 
ſoͤnlichen Schreiben an ben Bapft. Faſt naiv ift dieſes Begleitſchreiben, dad doc zur Verführung 
beitragen will und audeinanderfegt, va die roͤmiſche Kirche eine Mordgrube fei über alle Mord⸗ 
gruben, ein Bubenhaus über alle Bubenhäufer, ein Haupt und Reich der Stube, des Todes 
und der Verdammniß. „Du figefl”, redet er ven Papſt an, „heiliger Vater Leo, wie ein Schaf 
unter ven Wölfen, und gleich wie Dantel unter den Leuen, und mit Ezechiel unter ven Skor⸗ 
pionen. Was kannſt du Biniger wider fo viele wilde Wunder. Die Krankheit fpottet der Arznei, 
Pferde und Wagen geben nichts auf ven Fuhrmann. Das ift die Urſach, warum es mir allezeit 
ift leid geweſen, du frommer Leo, daß du ein Papſt worden bift in diefer Zeit, der du wol wũr⸗ 
dig wäreft in beflern Zeiten Papft zu fein. Der römifche Stuhl ift veiner und deines Gleichen 
nicht werth, ſondern ber böfe Geiſt follte Bapft fein, der auch gewiß mehr denn du in ver Ba- 
bylon regieret...... Siehe da, mein Vater, das iſt Die Urfadh und Bewegung, warum ich fo hart 
wider diefen peſtilenziſchen Stuhl geftoßen habe. Denn fo gar habe Ich mir nicht vorgenommen, 
wider deine Berfon zu wäthen, daß ich auch gehofft habe, ich würbe bei Dir Gnade und Dank 
verdienen, und für dein Beſtes gehandelt erkannt werben... daß ich aber follt widerrufen meine 
Lehre, da wird nichts aus; darfs Ihm auch niemand vornehmen, er wollte denn die Sache noch 
in ein großes Gewirr treiben. ... damit ich mich deiner Heiligkeit befehle, vie ihm behalt ewig 
Jeſus Chriſtus.“ 

Leo erhielt dieſen Brief und las ihn mit jenem objectiven äſthetiſchen Intereſſe, die ven hu⸗ 
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maniſtiſchen Mediceer ziemte. Vielleicht Hätte er die Sache eine Weile ihren Bang gehen laſſen, 
am zuzufeben, ob fie ji verfühle, wäre nicht Eck in der gleichen Zeit in Rom angefonınen 
Er brachte fein neueſtes Opus über das Primat des Papftes mit, um es diefem felbft zu Füßen 
zu legen. Seine Rührigkeit brachte die Einfegung einer neuen Commiſſion zu Wege, und erfelöft 
ward deren Mitglied. Daß er, Caraffa und Sylveſter für das Anathema flimmten, iſt nicht zu 
verwundern. 

So hatte denn der eitle Profeſſor erreicht, was er fo lange begehrte. Verſehen. mit einer 
Bannbulle gegen L., bie alle hriftligen Bewalten aufforverte, ſich ver Perſon beffelben zu be- 
mächtigen und fie dem Papſt audzuliefern, kehrte ex nad) Deutſchland zurüd, um allenthalben 
dad ganze Gewicht feiner hohen Perfon fühlen zu laſſen. War er doch beauftragt, mit Hülfe der 
umwohnenden Fürſten L. ſelbſt aus Wittenberg zu holen. Freilich ging ed Ihm mit diefer 
Commiffion herzlich ſchlecht. Er eilte ſogleich nad) Leipzig, dem Schauplag feiner legten Thaten, 
und „trieb mit der Bulle ein groß Gepräng““. Allein das Volk empfing. ihn mit Unwillen. 
Man flug Garicaturen an den Eden an, Wigblätter erſchienen, vie ihn ſchlimm zurichteten, 
und endlich wurde ex gar durch tumultudje Auftritte gendthigt, ins Paulinerklofter zu flüchten. 
Die wittenberger Uiniverfität unterließ die Publication, „va der Papſt wol von der Sache gar 
nichts wife’. Dafür entihädigte ih Ed in Nürnberg, mofelbft Pirkheimer und Spengler ſich 
vor ihm beugen mußten. Onlander, der am Mhein viefelbe Commiſſion beforgte, fand geneig: 
teres Gehör. L.'s Schriften wurben verbrannt und feine Anhänger gemaßregelt. Gine kleine 
Rache dafür war es, daß L. feine Studenten und Gollegen vor das Eifterthor beftellte, um dort 
die antichriſtlichen Derretalien und die Bannbulle zu verbrennen. Er felbft warf fie ind Feuer 
mit den Worten: „Weil du den Heiligen des Herrn betrübt haft, fo betrübe und verzehre dich 
das ewige Feuer.“ ine That, die er in eigener Schrift vor Deutſchland rechtfertigte. 

Während L. fo in Wittenberg befchäftigt war und fih einer Menge kleinerer Feinde zu er: 
wehren ſuchte, gab er der ſpaniſchen Diplomatie des deutſchen Kaiſers eine politifhe Poſition; 
am liebften hätte fie ein Tauſchobject aus ihm gemacht, das man gegen bedeutende Vortheile an 
den Papſt außlieferte. Am 26. März 1521 war es, als ver Faiferliche Ehrenhold Kaspar Sturm 
mit ber Citation des Kaiſers erihien, „ver Ehrfame, Liebe, Getreue“ möge ſich auf dem zu 
Worms verfammelten Reichstag einfinden und ſich wegen ber Schriften verantworten, die von 
ihm ausgegangen; babei wirb ihm zu fonımen und wieder von bannen zu ziehen des Meichö ge- 
ſtrackte Sicherheit und Beleit zugefichert. Diefe Ladung Eonnte als ein Sieg feines Kurfürften 
und der reformatorifchen Partei gelten, denn die Päpftlihen waren nicht der Meinung, daß ein 
Gebannter nochmals dürfe vom Reichstag verhört werben, da an ihm lediglich das bereitd ge: 
fprochene Urtheil zu vollfixeden fei. 2. brach fofort feine Arbeitab. Der wittenberger Rath 
gab ihm eine Fuhre, und ſchon am 4. April reifte ver Gerufene ab, um zu verſuchen, 06 Eaifer: 
lich Geleit im Jahre 1520 mehr tauge ald im Jahre 1415. 

Nie war es 2. ſiegesmuthiger zu Sinn gewefen ald auf diefer Reife, obwol es eine bedenk⸗ 
liche Begrüßung war, daß er in allen Städten, durch die er kam, die päpftliche Bannbulle ange: 
Tchlagen fand. In Erfurt, Gotha, Ciſenach predigte er. In der legten Stadt erkrankte er fo 
heftig, daß man für fein Leben fürchtete, und die Krankheit Hielt bis Frankfurt an. Aber feine 
Freudigkeit war wunderbar, denn obgleich von Schmerzen gepeinigt und überſchüttet mit War⸗ 
nungen, er folle nicht nad Worms kommen, blieb ex feſt und fagte: „Wenn fie gleich ein Feuer 
machten, das zwifhen Wittenberg und Worms Sid gen Himmel reichte, weil er aber gefordert 
wäre, fo wollte er im Namen des Herrn erſcheinen und dem Behemot in fein Maul zwiſchen feine 
großen Zähne treten, und Chriſtum befennen und venfelben walten lafien.” Noch in Oppen⸗ 
heim kam Bucer , Sickingen's Burgpfaff, um ihn nach der Ebernburg zu laden, von wo aus er 
fiherer mit dem Kaifer handeln fönnte. Auf fein Wort fih berufend, zog er weiter. Wenige 
Stunden vor Worms fam ein neuer Bote von Spalatin , er möge fi zurückziehen, es ſtehe fehr 
ſchlimm. Da rief L. aus: „Und wenn fo viel Teufel zu Worms wären ald Ziegel auf den Dä⸗ 
dern, dennoch wollt ih hinein.” Nachmals meinte er ſelbſt, Bott habe ihn wol „fo toll” ge⸗ 
macht und er wifle nicht, ob er e8 zum zweiten mal wagen würde. Dienstag, am 16., nur noch 
jwei Tage des freien Beleitd waren unverftrichen, fuhr er mit feinen Begleitern Amddorf und 
Jonas in Worms ein; der Adel zog ihm zahlreich entgegen. Mehr ald 2000 Menſchen beglei- 
teten ihn in den Deutfchen Hof, wo er den ganzen Tag Befuche zu empfangen hatte. Auch ber 
Zandgraf von Heſſen fam zu ihm geritten, beim Weggehen gab er Ihm die Hand und ſagte: 
„Habt Ihr reiht, Herr Doctor, fo helfe Euch Bott.” 

Inzwiſchen bebattirten die Fürſten fehr heftig, ob man 2. das freie Geleit halten wolle. 
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Der Pfalzgraf und ber Brandenburger erhidten ſich ſogar fo ſehr, daß fie zu ven Meſſern griffen. 
Auch am Kaiſer wurde gearbeitet, doch war der junge Karl nicht empfaͤnglich für folge Staats⸗ 
weisheit. 

Am Tage nach der Ankunft, am 17. April, warb L. auf 4 Uhr vor die hohe Verſamulung 
entboten. Er brachte ven Tag mit Beten zu, ungewiß feines Schickſals. Als die Stunde ge- 
ſchlagen, führten ihn der Reichsmarſchall und der Herold auf Seitengaflen dem Palafl zu, dem 
Gedränge der Menge dennoch nicht entgebenb. Unter dem Thor fagte ihm Frundsberg fein be⸗ 
kanntes Wort, das nicht eben ermuthigenn Fang. L. trat ein. Die glänzende Berfammlung 
befing ihn. Ein gewiffer Johann Ed mar ber erfte, der als Official das Wort ergriff und bie 
Frage an ihn flellte: ob er fi ald Verfaffer vorliegender Schriften befenne und fle zu wider: 
rufen geneigt fei? Dr. Schurf, ver Advocat, fagte entgegen: man zeige die Namen an. Ed lad 
nun das Verzeichniß der vorliegenden Schriften. Nicht ohne Befangenheit erwiderte 2., daß er 
die Bücher für feine erkenne, in Betreff des Winerrufs bitte er ſich Bedenkzeit aus. Die Fürſten 
rathſchlagten. „Obwol er genugfam Hätte wiffen und bedenken können, wozu er geladen ſei“, 10 
lautete die vom Offtcianten ziemlich hoffärtig vorgetragene Antwort, „daß er hier zum Wider⸗ 
ruf werde aufgeforbert werben, fo wolle man ihm dennoch 24 Stunden Bebenkzeit gemäßten, 
unter ber Bedingung, daß er feine Meinung nicht fchriftlich, fondern mündlich vortragen werde.“ 

Draußen wurde 2. mit Jubel empfangen. An Zufprud fehlte es ihm nicht, auch Qutten 
ſchickte zwei Schreiben. 

Am folgenden Tage zu gleiher Stunde erfhien 2. wiederum in der Pfalz. Zwei lange 
Stunden mußte er warten, bis tie Kürften fih verfammelt und gejeßt hatten. Wiederum be- 
gann die Verhandlung mit der Forderung des Widerrufs. Da antwortete 2. mit klarer, feier 
Stimme: „Seine Werke feien Schriften ver Lehre, Schriften wider römifchen Mishraud und 
Streitſchriften. Unerhört wäre es die erften zu widerrufen, an denen felbft die päpfllide Bann: 
buſle vieles Gute anerfenne; wolle er die zweiten wiberrufen, fo würden bie Roͤmiſchen nur 
neuen Anlaß nehmen Deutſchland zu unterbrüden ; in den dritten ſei manches zu heftig, aber 
auch fle würde er nicht winerrufen, damit feinen Feinden der Muth nicht wachſe.“ Eck mahnte zu 
theilwelfem Widerruf. Auch dieſen lehnte er ab und verlangte, daß man ihn in ehrlicher Dis: 
putatton wiberlege. Wieder ſchlug der Taiferliche Drator feinen hohen Ton an, ed werbe von 
ihm eine ſchlichte und runde Antwort begehrt, ob er einen Widerruf thun molle ober nicht. 
„Nun“, rief L., „weildenn E. K. M. und Gnaden eine ſchlichte Antwort begehren, fo will id; 
eine foldhe geben, die weer Hörner noch Zähne haben ſoll, dermaßen: Eſs fei denn, daß ich 
durch Zeugniß der heiligen Schrift oder mit Elaren und Hellen Gründen überwunden werbe 
(denn ich glaube weder dem Papſt noch ven Eoncilien alleine nicht, weil es am Tage und offen: 
bar ift, daß fie oft geirrt und ſich widerſprochen haben): fo bit Ich überwunden dur bie 
Sprüche, die ich angezogen habe, und gefangen In meinem Gewiſſen in Gotted Wort, und kann 
und mag darum nicht winerrufen, weil weder ſicher noch gerathen iſt, ewwas wider das Gewiſſen 
zu thun. Hier ftehe ih, ih kann nicht anders, Gott Helfe mir! Amen.“ 

‚Der Official Hielt fi für berufen, ihm feine „unbefcheidene‘ Antwort zu verweiſen, unb ſo 
entfpann ſich nod eine kurze Debatte, die zu nichts führte. Unter Begleitung verließ 2. den 
Saal, da erhob ſich ver Huf: Wird er gefangen? „Sie begleiten nich nur”, antivortete 2. zurüd. 
Unterwegs noch überreichte ihm ein Diener in Eri’8 von Braunſchweig Namen eine Kanne 
eimbeder Bier, die er austrank, nachdem er ſich verfichert, Daß fie and Freundeshand komme und 
nicht von den Spaniern crebenzt fei. Wenige Augenblicke darauf ward er von ſpaniſchen Offi⸗ 
zieren roh verhähnt, er aber Tehrte gelaffen nach Haufe zurũck, wo die angefehenften Edellente 
und Orafen ihn der Reihe nach befuchten,, um ihm zu danken, daß er fo muthig und feft ſich ge- 
halten Habe. Der Adel hielt diefen Tag für einen Sieg feiner Sache. 

Meit weniger günftig war der Eindruck, den L. auf die maßgebenden Perſoͤnlichkeiten ge 
macht hatte. Der Kaifer jelbft fagte verächtlich: „Der Hätte mich nicht zum Ketzer gemacht. 
Indeß drangen die Stimmen des Volks bis in die abgelegenen Gemächer der Hofburg. Auf 
feinem Tiſch fand der Kaiſer die Worte: „Wehe bein Lande, deſſen König ein Kind iſt.“ An ven 
Ecken war ein Zettel angeklebt, ver im Namen von 400 Nittern den Nomaniften Trug, &. Schug 
bietet: ‚Schlecht ſchreib ich, doch einen großen Schaden mein ih: mit 8000 Mann Kriegsvolf: 
Bundſchuh, Bundſchuh, Bundſchuh.“ Die Spanier fingen an zu begreifen, daß die Sache tod 
einige Wichtigkeit Haben koͤnnte. 

Die nächſten Tage gingen für 2, Hin in fruchtlofen Unterhanplungen mit dem Erzblfchof von 
Trier, bis er ſich Die Erlaubniß erwirft hatte Abzureifen. Vor feiner Abreiſe fagte Ihm der Kur 
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fürft, er werbe ihn irgendwo unterſtecken, wo, brauche niemand zu wiffen. 2. jprad) unteriveg® 
mit einigen Freunden darüber. Bon Eſenach gebachte er nad; Mohra zu feinen Verwandten zu 
gehen. Unweit Altenftein brachen Reiflge aus dem Walde, Sein Bruper Jakob, ver den Wagen 
führte, entflieht. Der Bußrmann wird, um ihm alle Zweifel an dem Ernſt der Sache zu ver: 
treiben , unter ven Wagen geworfen. Dan reißt 2. Heraus, zwingt ven Fuhrmann, mit Ams⸗ 
dorf weiter zu fahren, und trabt mit dem Gefangenen walbein. Abends todmüde kommt 2. nad 
vielen Kreuz: und Duerritten bei ver Wartburg an. Unweit des Ziels banden fie nodh-einen 
der Ihren aufs Pferd, als ob fie Befangene einbrädten. Der Ihorwärter wußte nicht anders. 
Auf enger Zelle eingefhloffen mußte 2. ſich feinen Bart wachen laſſen und Reiterkleider tragen. 
Gin einzelner Edelknabe wartete ihm auf. Seine Lage war nicht beneidenäwertd, Trübe Ger 
danken peintgten ihn in feiner Cinſamkeit; er warb frank und Plagte Aber Anferhtungen des 
Teufels. In ver kathollfchen Welt war inzwiſchen großes Srohloden. Am 26. Mai waren 2. 
und feine Freunde In die kalſerliche Acht erflärt worden. Die Ablaßkraͤmer kamen wieder hervor, 
verheirathete Prediger wurden verhaftet, der Kurfürſt⸗ Erzbiſchof von Mainz fing an, fein 
Geſchäft wieder aufzunehmen. Als 2. davon Hörte, ergriff ihn gewaltiger Zorn. Er ſchrieb 
deshalb eine Schrift wider den Abgott zu Halle — dort fland bie Ablaßbude — und als Ihm 
fein Kurfürft Die Herausgabe verbot, richtete er an den Gezbiſchof einen Orohbrief: „Wolle ber 
Fürſtbiſchof ven Abgott nicht abihun, fo werde er einen Sturm gegen ibn hegen, daß des 
Tezel Schickſal gegen feines Kinverfpiel fel. Statt die Prieſterweiber zu vertreiben, folle der 
Erzbiſchof lieber feine eigenen Huren verjagen und binnen 14 Tagen alle Berfolgungen und 
alfen Ablapkram einſtellen, fonft ſolle er erfahren, daß L. noch am Leben ſei.“ Der Cardinal und 
deutſche Primas, von dieſer Drohung gewaltig eingeſchüchtert, ſchrieb eine demüthige Ant- 
wort, in die er feine Mitwiſſenſchaft leugnete, und der Begleitbrief feines Raths ſtellte fjogar Mits 
wirkung für die evangelifche Sache in Ausficht. 

L. fuhr nun fort tühne Streitfcgeiften über Beichte, Kloftergelübpe u. ſ. w. in bie Welt zu 
jchicken, vermöge deren ed nicht mehr lange ein Gcheimniß blieb, daß ev auf ver Wartburg Hauje. 
Das erfolgreiähfle Unternehmen jener Tage aber war, daß er anfing pie Paulinifchen Briefe zu 
überjehen, aus welchem Anfang im Laufe der Sabre vie herrliche Bibelüberſetzung erwuchs, 
der unfer Volk die Kenntnid feines reihen Sprachſchatzes und Foͤrderung feines fittliden Ern- 
ſtes und feiner religiöfen Tüchtigkeit verdankt und verdanken wird. 

Während 2. fo ſegendreich für Gegenwart und Zukunft wirkte, gingen die Dinge in Witten- 
berg Herzlich ſchlecht. Melauchthon, gewohnt fi an 2. anzulehnen, war den Verhaͤlmiſſen nicht 
gewachſen. Um jo mehr glaubte ver phantaſtiſche Karkftadt ficdh berufen, den abweſenden Ntefore 
mator zu erfegen. Er fing an Abendmahlgottesdienſte einzurichten, zu denen er, damit fie gang 
ſchriftgemäß feien, nur 12 Perfonen zulieg. Mit ven Studenten pflff ex Die Diefien aus und 
fuchte die Klöfter zu ftürmen. Truppweiſe liefen die Klofterleute davon. Als nun vollends eines 
Ihönen Decembermorgens von Zwidau her eine ganze Rotte neuer Beopheten einzog und uns 
mittelbare göttliche Dffenbarungen vortrug, da fehrieb der Hülflofe Magifter Vhilkppus an L., 
er moͤge kommen und helfen. L., kurz entfäloffen, fegte fi trog der von Nürnberg aus wiber 
ihn ergangenen neuen Achtserklärung zu Pferd, unterwegs zeigte er dem Kurfürften feine Abs 
reife an und erſchien plöglich in Wittenberg. Mit Donnerivorten prebigte er acht Tage lang 
täglich gegen die Schwarmgeifter. Die Zwidauer wollte er anfangs gar nicht vor fich laſſen, 
dann trumpfte er fie gehörig ab, fodaß fie änßerſt erboft die Stabt verliefen. Auch Karlſtadt 
fand für gut, nad einigen heftigen Auftritten die Stadt zu räumen. Nun war wieber Ruhe 
und L. nahm feine alte Beiäftigung wieder auf. E83 fallen in dieſe Zeit die heftigen Streit: 
ſchriften L.'s gegen den König von England, gegen Erasmus, gegen Herzog Georg und andere, 
peren Ton L. zuweilen ſelbſt bebauerte, aber mit feiner ungeflümen Natur und den ewigen Her: 
ausforderungen entſchuldigt (‚„canem irritare non debuerunt‘‘). Billigerweife muß man ji 
wenigftend daran erinnern, daß die Angriffe meift noch plumper waren als die Antwort grob. So 
verhält ed fi 3. B. gerade mit der im Jahre 1525 erſchienenen Schrift „Wider die Bauern”, 
die man fo vielfach al8 einen Flecken feines Ruhms bezeichnet hat. L. hatte zuerft mild von den 
beginnenden Exceſſen abgemahnt und die Ritter und Herren ernſtlich an ihre Pflicht erinnert. 
Da ſchrieb Münzer ſeine Schrift: „Hochverurſachte Schutzrede und Antwort wivder dad geiftlofe 
fanft lebende Fleiſch zu Wittenberg”, worin er L. die keuſche babyloniſche Frau, Jungfer Martin, 
Erzheid, Erzbuben, Doctor Ludibrii und Doctor Lügner, den wittenbergifehen Papft und türfi: 
Then Kulkraben, Draden und Baſilisken ſchimpft, ihm SBrafferet und Schranzenthirm vorwirft 
und die perfideften Lügen Über ihn auöfteut. Dennoch meinte Labeim Ausbruch des Mufruhrg, 
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die Fürften und Edeln follten ihre eigene Schuld bedenken und fi erinnern, wie fle en armen 
gemeinen Mann gebrüdt, während er ven Bauern noch immer gelind zuredet. Als nun aber 
der Aufſtand jenen greuelhaften, morbbrennerifchen Charakter annahm und die furdtbarften 
Schandthaten verübt wurden, da ſchrieb 2, freifich jene furchtbare Schrift ‚Wider die räuberi- 
Schen und mörberifchen Bauern‘‘, in der er aufforbert: „zu flechen, zu feplagen und zu würgen“, 
damit dem Teufelöwerf gefleuert werde. Nach dem Sieg war er aber ver erfte, der ſich gegen 
die Sieger kehrte und die barbarifchen Beſtrafungen in gleich rückſichtsloſer Weile zurückwies. 

Daffelbe Jahr 1525 war e8, in dem er zu großer Verwunderung feiner Freunde und Feinde 
plöglih Katharina von Bora, eine ehemalige Klofterjungfrau, heirathete. Gr hatte das, wozu 
er fi, nad reiflicher Überlegung entſchloſſen, ſchnell gethan, um allen Einveben und vorläuft- 
gem Ärger zuvorzufommen. Er felbft fand ih in der erften Zeit no einigermaßen beitreten 
von feinem eigenen Entſchluß. Doc fand er ſich bald in vie neue Lage, und ber reihe Schag 
feiner Gemüthlichkeit offenbarte fi in feinem häuslichen Leben in anſprechendſter Weiſe. Seine 
Muſik lebte wieder auf, kindliche Seiten feines Weſens erwachten aufs neue im Verkehr mit 
feinen Rindern, und er hat fi mehr denn einmal nachmals glüdlich gepriefen, daß ihm Bott 
Muth gegeben habe, ven Schritt zu wagen, ber ihn in gottgeorduete Verhältniffe wieder zurück⸗ 
geführt Habe, venen ihn pie Möncherei entfremdet Hatte. 

Indeß find wir bereit eingetreten in die Zeit, da bie alte fehöne Eintracht der reformatori⸗ 
fhen Bewegung aufgehört hat und allerlei Mishelligkeiten an die. Stelle getreten find. Die 
Abenpmahldiehre, die einer ver ärgerlihften Zankäpfel zwifhen Karlſtadt, ven Schweizern und 
2. ward, kann natürlich Hier nicht abgehandelt werben. Wir faffen nur das Perſoͤnliche ind 
Auge. Der mehrjährige literarifche Streit, der Hauptfähli durch Zwingli und Öfolanıpadius 
einerfeitd und 2. andererfeitö geführt wurbe, hatte ſchon eine bedenkliche Bitterfeit erzeugt und 
2. Hatte den feften Borfag ausgefprocden, feine Sache von der der Schweizer unverworren zu 
halten , als Landgraf Philipp von Heffen eine Zufanımenkunft in Marburg zur Berflänbigung 
vorſchlug. 2. Eonnte fi) dem nicht entziehen, fo gern er es gethan hätte. No an ver heſſiſchen 
Grenze ſchwankte er, ob er nicht wieber umlehren wolle. Der Landgraf fuchte Durch fürfliche 
Baftfreibeit eine freundliche Stimmung zu erweden, allein an L.'s Hartnäckigkeit ſcheiterte die 
ganze Verhandlung. Cr Hatte ſich mit Kreide auf ven Tiſch geſchrieben: „Dies iſt mein Leib“, 
und dabei blieb er. Zwar wurden gewifle gemeinſchaftliche Anſchauungen, in Betreff deren man 
fi zuvor nur misverſtanden Hatte, ſchriftlich als gemeinſame Glaubendgrundiage firirt, aber 
die Hauptflreitfrage blieb unausgeglihen und im ganzen ging man verflimmter wieder audein- 
ander, ald man gekommen war. Die Folgen diefer Iinverträglichkeit ftellten fich bei vem num 
nächften Reichstag zu Augsburg als fchäplih genug heraus. Die Reformationspartei Eonnte 
nun nicht als eine geſchloſſene Genoſſenſchaft ven Päpftliden gegenübertreten, fonvern fie ging 
in brei Hauptfractionen auseinander, neben denen noch unzählige Sekten zu ſtehen fchienen, 
fodaß die Gegner polisifch leichtes Spiel Hatten. Die Vorverhandlungen zu diefen berühmten 
Reichdtag waren Eürzlich folgende: Im Dlärz des Jahred 1530 wurde 2. durch feinen Landes⸗ 
heren davon in Kenntniß gefegt, daß am 11. April ver Kaiſer zu Augsburg in eigener Perſon 
einen Reichdtag halten werde; er fordere daher von feinen Theologen, daß fle fofort ein Bekennt⸗ 
niß audarbeiteten, dad man dem Kaifer ald Ausweis des gemeinfamen Glaubens vorlegen Eönne. 
Sofort machten ih L., Melanchthon, Spalatin und Jonas ans Werk, und fhon aın 20. Mär; 
‚übergaben fle dem Kurfürften zu Torgau ihre Elaborat, die fogenannten 17 Torganer Artikel. 
Hierauf reifte man in Gemeinſamkeit mit ven Kurfürften Koburg zu, während 2. auf jeder Sta⸗ 
tion eine Prebigt hielt. In Koburg mußte 2. zurüdbleiben; er wußte anfangs felbft nick 
warum. Der Kurfürft magte wol nicht, den Geächteten und Gebannten mit zum Reichstag zu 
bringen. 2. machte den Fürſten daraus weiter feinen Vorwurf, aber ex fühlte ſich einſam und 
werlaffen in Koburg; bald wurde er auch frank und namentlihtrug die Nachricht vom Tode feines 
Vaters dazu bei, ihn niederzudrücken. Nimmt man dazu, daß er mächtig arbeitete an ver Über: 
fegung der Propheten, und daß nad allen Nachrichten, bie er erhielt, Die Sachen in Augsburg 
immer fhlechter gingen, fo wird man feinen Unmut begreifen. Aud hatte er alle Urſache, mit 
feinen Genoffen unzufrieden zu fein. „Melanchthon gebt zurück wie ein Krebs“, ſchrieb man 
ihm aus Augsburg, und in ber That war ver unpraktifche Magifter dort fehr ſchlecht an feinem 
Play. Aus 8.8 Artikeln war unter feiner Hand die verfchleiernne, behutfame Augsburger Eon: 
feſſion geworben, an der, als fie fertig war, die ſaͤchſiſchen Hofleute noch Hinten und vorn zu 
formen hatten. Dazu feinen die Briefe an 2. durch die fächitfche Kanzlei, um feinen Einfluß 
au befeitigen, unterfehlagen worden zu fein, wenigſtens erhielt dieſer fle nicht, fobaß er denn 
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einen gewaltigen Zorn faßte, und als endlich wieder Nachrichten kamen, ſie gar nicht leſen wollte. 
Das Verletzendſte war ihm aber, daß man ihm das Bekenntniß nur ganz kurz vor ber Übergabe 
zufertigte mit der Mahnung, e8 fofort wieder mit feinen Anderungsvorfchlägen zurückzuſchicken, 
worauf er denn die trockenen Worte hinzufegte: „Es gefalle ihm faft wol und wiſſe nichts daran 
su ändern, ſchicke ſich auch nicht, fintemal er fo leife nicht treten koͤnne.“ In einem fpätern Bri- 
vatbrief gloffirt er dann des Kaiferd Frage: Ob die Eyangelifchen noch mehr Artikel vorzubrin: 
gen gebächten? mit folgenden Worten: „Ja, ja, ber Satan lebt nody und merkt, daß dieſe Eure 
Ayologie, die Reifetreterin, Die Artikel vom Fegfeuer, vom Heiligendienſt und vor allem von 
dem Papſt, vem Antichrift, verheimlicht Habe”, und an Spalatin ſchrieb er: „Ich höre, daß Ihr 
nicht gern dad wunderliche Werk unternommen habt, ven Bapft und 2, zu vereinigen, Aber 
der Papft wird nieht wollen, und 2. verbittet fidy’6.’‘ 

Das war L.'s urfprüngliche Anfiht Über die Augsburger Confeſſion, auf die er demnach 
keineswegs gleichen Werth legte wie unfere Lutheraner, die ſich von ihr fein Jota wollen rauben 
laflen. Später als das einmal übergebene Actenflüct eine politiſche Beltung erlangt hatte, Hat 
er fi allerdings au in anerkennenderer Weife geäußert. Der Eindrud auf die Partei war 
ganz ähnlich; 2. Hatte fogar fein ganzes Anſehen nöthig, um Melanchthon gegen die Angriffe 
zu decken, die diefen wegen feiner in Augöburg bewieſeuen Schwäche gemadt wurden. Auch 
that dieſem ſelbſt 2.’3 Umgang noth. Erſt ald er mit diefen wieder zurück gegen Torgau .reifte, 
fand er die frifche Stimmung und den fihern Ton wieder, der die Apologie von ner Auguflanc 
vortheilhaft unterſcheidet. oo. 

Verdrießliche Befchäfte tvarteten der Ruͤckkehrenden, als file in Wittenberg einzogen. Tauſend 
Streitigkeiten an allen Enden gab es zu ſchlichten, bald für dad Ganze, bald für das Cinzelne zu 
forgen. Dazu wurden fie bald durch den Tod ihres treuen Kurfürften beträbt, während 2. ſelbſt 
mit den Jahren Eränklicher, verſtimmter, reizbarer ward. Man muß fein durch dieſe Leinen viel- 
fach verbüftertes Alter mit in Rechnung ziehen, um die Heftigkeit zu begreifen, mit ber er in dem 
wieber aufgerlihrten Abendmahlsſtreit auch jetzt wieder gegen „pie Sakramentirer“ losfuhr. 

Beranlaffung dazu war ein ungeſchickter Vermittelungsverſuch Bucer's, ber Die Divergiren- 
den Anfichten In der Abendmahlslehre damit glaubte audgleichen zu koͤnnen, daß er beiden Thei⸗ 
len glaublich machen wollte, ihre Differenz beftehe lediglich Inn Ausprud. Diefe wohlgemeinte, 
aber ungeſchickte Manipulation entfeflelte den eingefchläferten Haß aufö neue, Doc hatte Bucer 
das Verdienſt, Die ſüddeutſchen Stäbte wieder mit Wittenberg zu verfühnen. 

Inzwiſchen war Paul III. Papſt geworden und fuchte auch feinerfeitö wieder die abgefallenen 
Lande durch ein Concil mit der Kirche zu verföhnen. Der päpftlice Legat kam zu 2. nad Wit- 
tenberg, um mit ihn: zu verhandeln. Diefem erweckte ſolche Zuvorkonmenheit geheime Schaben: 
freude. Che er ihn auffuchte, ließ er ſich raſiren, um jünger auszuſehen, kleidete ſich auch flatt- 
lich an, um die Welfchen zu ärgern, und fuhr In Garrofle aufs Schloß, ſodaß der Legat ärger: 
lich rief: „Siehe, da kommt der deutfche Papſt!“ Bei der Verhandlung ſelbſt redet er frei und 
frank, daß er ven Welfchen nicht traue und daß e8 ihnen mit Reform doch kein Ernſt fei. Indeß 
ſagte er zu, nad Mantua, Florenz und felbft nad Bologna zu kommen. Übrigens bat ihm fein 
Verſuch, fich zu Fleiven, nicht viel geholfen, denn der Legat berichtete dennoch nach Haufe, er habe 
einen alten, Ihäßigen Rock angehabt. ine dauernde Frucht diefer Verhandlungen waren bie 
Schmalkaldiſchen Artikel, die feurig, rückſichtslos und unumwunden es nit verbehlen, daß fle 
ein Kriegsmanifeft fein. Melanchthon Hat ſich viel Haß zugezogen, indem er dieſelben zwar 
unterfchrieb,, aber Hinzufegte, daß man nad menſchlichem, d. h. Hiftorifhem Net das Primat 
des Vapftes anerkennen Eönne, „si evangelıum admitteretur”, wozu Oflander bemerkte: „Si 
diabolus sanctus fieret.“ Indeß behielt &. mit feiner Anſicht reiht, daß der Papft das Con⸗ 
ciltum nie berufen würde. Statt deſſelben wurbe im Jahre 1541 zu Regendburg zwiſchen den 
Theologen verhandelt. Der Bapft hatte einen liberalen Legaten, Gontarini, mit ber Bermitte: 
lung beauftragt, aber 2. blieb bei feinem Kanon: „Die Welchen taugen alle nichts“, und als 
Gontarint mit Melanchthon faft einig war, wurde er auch in ber That von Rom aus twieber 
desavouirt. Trotzdem verfündigte der Kalfer die zwiſchen beiden abgereveten Formeln ald fe: 
gensburger Interim. 

Das Verhältnis mit Melanchthon wurde durch dieſe mie durch Melanchthon's frühere un= 
kluge Conceſſionen getrübt. Zwar hielt L. an fi, ſoviel er vermochte, aber es bedurfte doch 
mannichfachen Zurebeng, un einen Bruch zu verhindern. uͤberhaupt war 2. teizbar und Hypo: 
chonder geworden. Steinfhmerzen quälten ihn, und er wuͤnſchte fie in feinem Arger dem Papft 
and den Cardinaͤlen. Er fing an zu ſchlelen und nannte fi darumreinäugig. Beitweife war 
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er vollftändig ſchwermüthig. So verließ er auf mehrere Wochen Wittenberg und ging ned 
Zei, weil Wittenberg ein Sodom fei, mit dem er nichts zu ſchaffen haben wolle. Die gewöhn⸗ 
lichen Studentenexceſſe und der Weiber üppige Kleider waren es aber allein, was ihn zu fo har: 
tem Urtheil bewog. Erſt nachdem in dieſer Hinfiht Abftellung verſprochen war, ließ er ſich er: 
bitten, nach Wittenberg zurüdgufehten. Im Januar 1546 begab er fi, obiwol krank und un: 
luſtig, na Mansfeld, um dort Streitigkeiten der Grafen unter ſich und mit ihren Unterthanen 
zu ſchlichten. Er fand fi ein, un ver lieben Heimat einen Dienft zu erweiſen, „als ein alter, 
abgelebter, träger, müder, kalter und nun auch einäugiger Dann’. Die Reife in grimmiger 
Binterfälte hatte ihm fehr zugeleht. Die Geſchäfte waren unerquidlicger, Heinliher Art unv 
ed war wenig guter Wille auf allen Seiten. In Eisleben predigte 2. noch viermal, aber fein 
Unmohlfein nahm zu. Er felbft mar von der Vorahnung ergriffen, daß er an dem Orte flerhen 
würde, wo er geboren war. Binige Mängel ver Berpflegung beförberten ven Ausgang. Die 
Krankheit war kurz. Als er fih am 17. Febr. niedergelegt, befielen ihn feine Bruſtſchmerzen, 
Dann ward ed ihm frei. So ſchllef er ein, Sprüche betend, im Ratein der Bulgata ; wie er ale 
Kind es gelernt hatte. 

Der Transport der Leiche nach Wittenberg ward ein großer Leichenzug. In langer Bro: 
ceffton , von Dorf zu Dorf mit Geläute empfangen, ging es der Univerſitätsſtadt zu. Enplid 
am 22. Gebr. war der Sarg in der Schloßkirche daſelbſt abgeflellt und ward in Gegenwart des 
Halten Sachſenvolks dem Bredigtftuhl gegenüber beigefebt. 

Wenige Menſchen jind fo viel gelobt und fo viel getabelt worden, und beides mit ſolcher Lei⸗ 
denſchaft, wie Luther. Neuerdings verftummt mehr und niehr die Zäflerung. Selbſt Die katho⸗ 
liſche Geſchichtſchreibung gefteht zu, „daß Deutfchland einen populärern Charakter nicht hervor: 
gebracht“ (Döllinger). Was ihn fo groß und dem Volk theuer gemacht, war nicht feine dogma⸗ 
tifche Überlegenheit — er ſelbſt ift in vielen Stüden ver Dogmatik feiner frühern Zeit entwach⸗ 
fen , um wie viel mehr ſpätere Geſchlechter — ſondern e8 mar die Kühle feiner Begeiſterung, bie 
Energie feined Glaubens. Selbſt pas Schroffe und Harte hat man ihm nachgelaſſen, weil auch 
darin feine Größe und Gewalt zum Vorſchein kam und er nirgends im Kampf Bad Seine ſuchte. 
Wild und gewaltthätig ift er auch weit öfter gegen die Verirrungen feiner eigenen Bartei ein- 
gefchritten als gegen die Bapiften. Dazu find feine berbflen Worte doch immer wieder getränft 
von einem Humor, der durchſcheinen läßt, daß die Braris anders fein würde als vie Rhetorik. 
Milder hat ihn dad Alter nicht gemacht, eher zorniger. Noch in den legten Jahren fälägt er wor 


den Kirchenſtaat zu nehmen, die Cardinäle zu Hängen oder and Wäfferlein nad Oſtia zu führen, | 


und fie fein ſäuberlich einzufegen und zu baden, und ihnen ven Fels an den Hald hängen, auf 











den die Kirche gebaut ift. Doch war auch das fo ſchlimm nicht gemeint. Mit derfelben Feder, 


mit ber er hier bie Häupter der Chriſtenheit in bie Hölle ftößt, Tchretbt er an fein Hänschen unt 


an Frau Käthe vrollige Briefe. Cine geniale Natur muß beides fein voll Leidenſchaft und voll 


Gemüth, rückſichtslos und rückſichtsvoll, gewaltig wir dev Donner und nıild wie der Frühregen. 


In ihm waren all diefe Elemente. Er war eine Natur, mie die Geſchichte fie braucht und das 
Volk fie liebt. Darum wird er auch beiden nicht verloren geben. A. Hausrath. 
Luremburg und Limburg. Die Zufammenfoppelung biefer beiden Laͤndchen zu eine 


fietiven Ganzen als deutſches Bundesland zeigt recht deutlich, wie wenig fih eine hohe Diplo: 


matie biömeilen um den gefunden Menfchenverftand kümmert, und wie wenig ber Deutſche 
Bund bisweilen im Stande ift, dad ihm zugehörige Gebiet fi zu erhalten. Beide Länder 





haben außer dem Fürften das miteinander gemein, daß fie 1839 in Ausführung ber fogenannten 


24 Artikel des Londoner Protokolls beide getbeilt wurden, und zwar Limburg zwifchen HSolland 
und Belgien, Luxemburg zwifhen Deutſchland und Belgien. Denn als Bundesland darf Lim- 
burg factifch nicht mehr angefehen werben ; es iſt eine holländiſche Provinz, der die Bande. 
welche fie an Deutſchland knüpfen, Läftig find, und deren Vertreter in der holländiſchen Kammer 
vereint mit jenen der andern Provinzen beftändig auf eine recht baldige Adfung dieſer Bande 


hinarbeiten. An dem Tage, wo der König von Holland als folder In Conflict geräth mit feinen 
Stellung als Bundesfürſt, ift Limburg für den Deutfchen Bund verloren. 1) Für Luxemburg 





1) Gelegentlich des franffurter Bürftencongrefies hatte es in allen Zeitungen geheißen, der Bertreier 
des König⸗Herzogs, Prinz Heinrich der Niederlande, Habe feine Zufimmung zum öfterreichifchen Re: 


formprojert abhängig gemacht von der Einwilligung des Bundes, Limburg aus bem Berbande ant- 
treten zu laſſen. Baron v. Tornaco, ber den Prinzen nach Branffurt begleitet hatte, warb über ditſen 


Buntt in der Kammer (18. Nov. 1863) interpellirt und erwiderte gang enträftet, das Gerücht fei Lage 
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wäre es jedenfalls befler, wenn biefe Trennung ſchon jegt eine vollbrachte Thatfache wäre, Yan 
die in Frankfurt vertretene Politik if eine Hokländifche, und die Luremburg zuſtehende Stimme 
am Bunde wird durch einen Holländer abgegeben. Vergebens machten feit 1848, wo Luxem⸗ 
burg eine wirklige conftitutionelle Verfaflung erhielt, Die Diefleitigen Stände ihr Recht geiteny, 
den Großherzog beim Bunde durch einen Luxemburger vertreten zu fehen; ihre Forderungen 
haben bis zur Stunde feinen Erfolg gehabt. In der legten Seſſion ließ die Iuxemburgifche 
Regierung ſich herbei, von der Bollövertretung eine Summe von 7000 Fr. zu verlangen, vie 
Dazu dienen follte, einen Luxemburger als Geſandtſchaftsſecretär dem niederländischen Ge: 
ſandten beisugeben. Allein die Kammer verweigerte die Selber, indem fie ber Anflcht war, daß 
durch. dies Balliativ nichts Erkleckliches erreicht werben könne. Die Infiructionen für den nie: 
derländiſchen Geſandten follen das Ergebniß vorheriger Berathungen zwifchen dem hollän⸗ 
diſchen und ben Iuremburgiichen Minikerium fein; kommt eine Binigung nicht zu Stande, wie 
dies bei ven verſchledenartigen Intereflen häufig der Fall fein mag, fo entſcheidet der König. 
Es iſt in den legten Jahren oft aufgefallen, daß der niederländiſche Bundestagsgefanbte. ohne 
Inſtructionen zu fein erklärte: Die Urſache wird wol in obigen Verhältniffen zu fuchen fein; 
um feinem der entgegengefegten Interefien zu nahe zu treten, erfolgte Stimmenthaltung. Kür 
Zimburg mag folches wenig zu bedeuten haben, allein Ruremburg ald wirkliches Bundesland 
und dazu als Bundesfeſtung fann bei folhen Berhältniffen nur im Nachtheil fein. 

Die Sympatbien der Luxemburger für das durch ven Deutſchen Bund repräfentirte Deutfch- 
land find im allgemeinen nicht groß. Die legte Theilung ded Landes im. Jahre 1839 ift immer 
roch nicht verfehmerzt. Die im Namen bes Bundes 1856 auftretenne Reaction hat pas Map 
voll gemacht. Doch aud in pecuniärer Hinficht halten fi die Luxemburger für außgebeutet 
Dur den Bund. Der Bund bat das Land gezwungen, im Interefle der Feſtung bie Eiſen⸗ 
bahnen durch die Feſtung felbft zu leiten, mad eine Mehrausgabe von einigen Millionen veran- 
Laßt Hat, die jedenfalls vom ganzen Deutſchland hätte getragen werben müflen. Aber nicht 
nur, daß man die Mehrkoſten ausſchließlich dem Großherzogthum aufbürbete, man zwang es 
auch nod, nahe an eine Million Francs für Neubauten in der Feſtung ſelbſt zu entrichten. Die 
Kammer bat in ihrer letzten Sefflon, auf Antrag des Barons F. v. Blochauſen, die Regie: 
vung beauftcagt, beim Bunde zu reclamiren, allein wahrſcheinlich wird fie fi davon wenig 
Erfolg verfprechen. Bin Reglement, welches die Rechte und Beziehungen zwiſchen Civil- und 
Militärautoritäten feftflellte, befteht ebenfalls noch nicht, ſodaß Gonfliste in ver Hauptſtadt 
keine Seltenheit find. Seit 10 Jahren liegt der Profpeck zu dieſem Reglement In irgenbeiner 
Commiſſion des Bundes, ohne daß eine Erledigung ber Sache vorherzuſehen wäre. 

I. Geſchichte. Wenig Länder tragen im Verhältniß zu ihrer Größe jo mannichfache 
Spuren der roͤmiſchen Herrfchaft als Luxemburg, und zahlreiche Liberrefte von Roͤmerſtraßen 
find noch heute in Menge vorhanden. In den Thälern der Sauer, der Dur und ber Mojel 
flug Cäſar manche Schlacht und Spuren von befefligten Lagern finden fih an 10 Stellen. 
An der Strafe von Mouzon über Arlon nad Trier, dort, wo fie die Alzette überfähritt, befand 
ſich eins diefer befeſtigten Goloniftenlager auf einem erhöhten Felſenplateau, dem heutigen 
Rahm, Luxemburg gegenüber. inter Kaiſer Gallienus foll ein gewifler Lucius oder Lucilius 
dieſe Militaͤrcolonie befebligt haben, und daher ver Name Lucilienburg, Lügelburg, Luxem⸗ 
burg für Stabt und Land. Manche andere Ableitungen find in. Curs geſetzt worden; wir be- 
gnügen und mit ber angegebenen. Die heutige Bevölkerung joll, nach einigen Geſchichtſchrei⸗ 
Gern, abflamnıen von den Durch Karl den Großen in die Ardennen verpflanzten Sachſen. 

Nach ver Uinterwerfung Galliens pur Chlodwig und der Theilung des Frankenreichs unter 
deffen vier Söhne wurbe Luxemburg ein Theil Auftrafiens, mit Mep ald Hauptftabt. Gegen 
Ende de89. Jahrhunderts kam ed mit dem Elſaß and Deutſche Reich. Als ſelbſtaͤndige Grafſchaft 
erfcheint Luxemburg erſt ein Jahrhundert fpäter unter Graf Siegfried, ver dad Schloß Luxem⸗ 
Burg durch Tauſch von dem Abte in St. Marimin zu Trier erwarb. Nah Erloͤſchen des 
Manndſtammes mit Konrad H. (1136) ging die Grafenkrone auf Heinrich von Namur über. 
Ewige Raufhändel,, bald mit dem Biſchof von Trier, bald mit jenem von Lüttich, bald mit dem 
von Mer füllen vie Geſchichte dieſer Byoche aus. Im Iahre 1408 wurde Graf Heinrich IV. 
von Zuremburg ald Heinrich VII. auf den deutſchen Kaiferthron erhoben. Karl IV. machte 
1364 fein Stamnıland zum Herzogthum; bie hohe Würde, zu der die Grafen berufen worden, 





und es fei eine Beleidigung für das Haus Dranien, zu unterftellen, daß es ben einen Theil feiner Unter 
thanen bem andern zu Liebe opfern könne. 
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verhinderte jte indeffen nicht, Died neue Herzogthum an Elifabeth von Goͤrlitz (Frau von Anton 
von Burgund, dann von Johann von Baiern) zu verpfänden, und da das Pfand nicht eingelöfl 
werben Fonnte, blieb Eliſabeth factiſch Beſitzerin veffelben. Sie Hatte jedoch einen harten 
Stand den widerfpenftigen Einwohnern gegenüber, und 1440 fah fie fi gendthigt, ihren 
Neffen Philipp ven Guten von Burgund zu Hülfe zu rufen, ben fie aud zum Statthalter über 
vas Herzogthum ernannte. Durch den Frieden von Bent (1444) kam baun bad Land unter 
burgundiſche Oberhohelt und nach Eliſabeth's Tode nahm Philipp der Gute förmlich den Titel 
ald Herzog von Lureniburg und Chiny an. Luxemburg thellte von nun an Die Geſchicke der 
ſuͤdlichen Niederlande ; doch nahmen die Luxemburger weber an ber Erhebung gegen Philipp I., 
noch fpäter an ver gegen Joſeph IL. theil. Gine erfte Zerftüdelung des Landes geſchah 1659 
durch den Pyrenäiſchen Frieden, woburd Ludwig XIV. Thionville, Montmeby, Dampvillers, 
JIvoix und Marville erhielt. Noch keine 10 Jahre fpäter überſchwemmten franzöfifche Armeen 
abermald das Land und von 1667 — 84 hatte bie Feſtung Luremburg drei Belagerungen 
zu beftehen, von denen bie legte, unter Crequi, zur Groberung führte. Bon Bauban wurden 
dann bie Befefligungen bedeutend erweitert und die Vorfläbte mit eingefchloffen. Infolge des 
Ryswijker Friedens (1697) mußte Ludwig inbeffen feine legten Eroberungen wieder heraus: 
geben. Doc ſchon 1701 (Spaniſcher Erbfolgekrieg) rüdten Die Franzoſen wieber in Luremburg 
ein, im Einverſtändniß mit dem niederländiſchen @eneralftattbalter. Im Jahre 1711 übertrug 
Philipp V. die Souveränetät der fpanifchen Niederlande dem Herzog Marimillan Emanuel 
von Baiern, der aber nur von den Brovinzen Luremburg und Namur Beflg nehmen Eonnte, 
weil die übrigen noch In der Gewalt ver Alliirten waren. Enbli kam durd den Frieden von 
Utrecht (1714) Luxemburg von neuem unter Öfterrelhifche Herrſchaft und zwar bis zur Zeit 
der franzöftfchen Republif. Im November 1794 war die Feſtung von den Franzoſen unter 
Hatry förmlich blofirt und ſechs Monate fpäter, am 5. Iuni 1795, erfolgte vie Gapitulation. 
Die Befignahme des Landes durd bie Republikaner ging nicht ohne Widerſtand ſeitens der Be: 
sölferung vor fi. An dev Vertheinigung der Feftung nahm bie Bürgerſchaft ven thätigſten 
Antheil, wofür ihr Feldmarſchall Bender den lebhafteſten Dank ausſprach. Au auf dem 
flachen Rande an der franzdjifchen Brenze hatten die von Bender mit Waffen verjehenen Bauern 
ji den Franzoſen widerfegt, wofür fie von Diefen an But und Leben hart geftraft wurben. Faſt 
vie ganze männliche Bendlferung verfhiedener Ortſchaften an ber frangdfifhen Grenze fam um. 
Die Hauptftabt war längft gefallen und inner gärte es noch im Lande. Nod im Jahre 1795 
fam es zu ernfthaften Unruhen. Im Rorben bes Landes (Osling) benugten einige überfpannte 
katholiſche Geiſtliche die Unzufriedenheit des Landvolks, beſonders mit den neuen Conſcrivtions⸗ 
geſetzen, um daſſelbe aufzuwiegeln. Eine Bande von einigen hundert, theils mit Jagdflinten, 
theils mit Knüppeln bewaffneter Bauern, unter Anführung eines jener Geiſtlichen, machte Rh 
auf mit der Hoffnung, die Feſtung wiederzuerobern. Gemäß ben Vorfpiegelungen ver Chefs 
ſollten fie auf Hülfe von ſeiten der Ofterreicher rechnen koͤnnen. Der Erfolg war leicht vorher⸗ 
zuſehen. Franzoͤſiſche Truppen faßten die einzelnen Banden meiſtens ohne Widerſtand ab. Gin 
elfäffer Offizier, dem es leid that um bie Verführten, fragte einen derſelben: „Was wollt ihr, 
Kinder?“ worauf bie Leute auseinander floben, der Anführer an der Spige. Nur einer fegrie, 
indem er feine Slinte abbrüdte: ‚Nous voulons la guerre!” und ſchoß einen Offizier vom 
Pferde. Die Sache endete mit zahlveichen Berurtheilungen vor dem Kriegsgericht zu Luxem⸗ 
burg. Die Richter felbft bedauerten die armen Leute; fie legten venfelben pie Antworten in 
den Mund, die fie retten jollten: ‚Nicht wahr, das wolltet ihr nit tun?” „Doc, das 
wollten wir thun, wir koͤnnen's nicht leugnen.” Sechzehn berfelben wurden erhoffen, fafl 
ebenfo viel ein paar Wochen hernach hingerichtet. Das Volk nennt dieſe traurige Epiſode ven 
Kiöppelfrieg. 

Bis zum Jahre 1814 bildete das Iuremburger Land das fogenannte Wälderdepartemeni 
(Departement des foreis). Nach Napoleon's Sturz Fam #8 zuerft (1814— 15) unter preußi: 
ſche Hoheit ald Theil der Provinz Mittelrhein, auf dem Wiener Congreß fiel e8 hingegen, zum 
Großherzogthum erhoben, an den König der Niederlande, als Erſatz für deſſen Stammländer 
in Deutſchland: NaffausDieg, Naffau- Dillenburg, Naflau: Hadamar und NRaffau = Siegen. 
Preußen behielt ven Kreis Bitburg. Luremburg follte nun als eigened Bundesland regiert 
werben, ward indeſſen als holländiſche Provinz behandelt. Seine reihen Domänen wurden 
für Rechnung Hollands verkauft und wie in den Übrigen Provinzen jollte die bolländijche 
Sprache die deutſche und franzöfifche verdrängen. Mit hineingeriffen in vie belgifche Revolution 
von 1830, trennte fi das flache Rand von ver Hauptſtadt, die allein im Behorfam gegen Wil⸗ 
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helm I. erhalten wurde. Sept erſt (31. Dec. 1830) ſetzte Wilhelm für das auf vie bloße Stadt 
nit ihrem nächſten Rayon reducirte Großherzogthum eine beſondere Berwaltung ein. Das 
Land felbft bildete die belgifche Provinz Luremburg und genoß die Wohlthaten der freien bel- 
giſchen Berfaffung, bis e8 (19. April 1839) zufolge des jogenannten Vertrags der 24 Artifel 
in ungefähr zwei gleiche Theile zwifchen Belgien und Holland getheilt wurbe. Das fogenannte 
Wallonenland verblieb bei Belgien, das dafür die Hälfte ver Provinz Limburg abtreten mußte; 
der deutſch fprechende Theil fanı an dad Haus Oranien zurüd und blldet das Heutige Groß: 
herzogthum Luxemburg. Die jahrelangen Verhandlungen der beiden direct interefirten Länder 
unter fi und mit den europäifihen Großmaͤchten und dem Deutſchen Bund find bereits an 
anderer Stelle dieſes Werkes (|. Belgien) aufgeführt. 

11. Politifge und Verfaſſungsgeſchichte. Seit 1444 war Das Land in Befih von 
Zandflinden, die fich regelmäßig zweimal im Jahre in Luxemburg verfammelten und neben 
denen ed noch eine bleibende Deputation von ſeche Gliedern gab, Die Landſtände beflanden 
aus drei Kammern: den Geiſtlichen, den Adelichen und dem britten Stande. War in eier 
allgemeinen Berfammlung eine Sache ald Begenftand ver Berathung angenommen worden, 
ſo hatte jede Kammer einzeln barüber zu beratbfihlagen; die Stimmenmehrheit entſchied. Ge⸗ 
genfland ber Berathung waren allerdings meiftene nur bie vom Landesfürften: geforberten 
Subjidien, die in den legten Jahren der Öfterreichifchen Herrichaft 400000 luxemburger Gulden 
betrugen. - Die Gereihtigkeit wurbe von den Scähuliheißen und Amtleuten geübt; von biefen 
gingen die Procefle an die Land: und Hochgerichte, in den Städten an ben Magiftrat, der aus 
fieben Schöffen und einem Greffier beftand. Appellation ward eingelegt vor dem Hohen Rath 
in Luxemburg, bi8 zur Zeit Sofeph’3 II. in Mecheln. Adel und Geiſtlichkeit hatten felbftverflänn- 
lich ihre eigene Gerichtsbarkeit. Die herrſchende und allein anerfannte Religion war bie katho⸗ 
liſche; gegen Joſeph's IE. Toleranzediet veclamirten die Stände ald ihren Rechten und Immuni⸗ 
täten zutviber, und ed ward bald befeltigt. Die geiflliche Gerichtäbarkeit über ven größten Theil 
Der Provinz war in den Händen des Erzbifchofß von Trier; einige Grenzdoͤrfer ſtanden unter 
den Biſchoͤfen von Köln, Mey und Verdun. Schon feit Karl V. waren die geiftlichen Verord⸗ 
nungen bem fürftliden Placet unterworfen. 

Mit der Ankunft der franzöfifchen Republifaner waren im Nu die hundertjährigen Zus 
ſtände verſchwunden, ber früher zahlreiche Adel war längft nach den Hauptſtädten, nad Ma: 
drid, Brüffel oder Wien ausgewandert, und außer vereinzelten Klerifalen, welche vie Fleiſch⸗ 
töpfe Aguptens zurüdwünfcken, fällt e8 heute niemand mehr ein, die bürgerliche Gleichheit 
mit einer ſtändiſchen Gliederung zu vertauſchen. Doc machte 1856 beim Staatöftreih das 
klerikale Element in der Regierung die größten — glüdtichermeife vergeblichen — Anftrengungen, 
um eine Ständefammer nad dem Mufter der frühern Zeiten zufammenzufegen. Der Code 
Napoleon ift das felt feiner Einführung ununterbrochen fortdauernde Civil- und Strafgefeg. 

Nachdem Luremburg ald Großherzogthum an dad Haus Oranien-Naffau gekommen, warb 
es zur Provinz des Koͤnigreichs der Niederlande gemacht und als ſolche regiert. Provinzial: 
ſtaͤnde tagten in Luxemburg und hatten das Recht, vier Deputirte nach den Generalſtaaten im 
Haag zu enden. Die Feftung ward zur Bundesfeflung erklärt, die Beſatzung follte zu drei 
Bierteln von Preußen und einem Biertelvom Großherzog geliefert werden ; doch iſt bis dahin 
in Friedenszeiten vie Barnifon ausihließlih aus Preußen zufammengefegt; Preußen ernennt 
auch ven Gouverneur und den Gommandanten. Wilhelm I., „der aufgeflärte Despot“, that 
viel für die Hebung des Unterrichts und der Bildung im Lande, und in biefer Hinficht find deſſen 
Beflrebungen von den Luremburgern nicht verfannt worden. Während die Geiftlichfeit der 
andern Provinzen fich gegen das loͤwener philoſophiſche Collegium erhob, lieferte der luxem⸗ 
burger Klerus drei Brofefioren und das Land eine große Anzahl von Schülern. Was die 
Zuremburger gegen die damalige Regierung erbitterte, war das Fiscalſyſtem, beionders die 
Schlacht- und Mahlfteuer, deren Bintreibung in einem Raupe, wo jeder Bauer felbft fein 
Fleiſch ſchlachtet und an jedem der unzähligen Bäche eine Mühle Elappert, zu den unerträglich- 
ſten Berationen führen mußte. Hier fand daher die Revolution von 1330 ein ergiebiges Feld. 

Neun Jahre fpäter, ald Wilhelm I. wieder Befig ergriffen hatte von dem nun um bie 
Hälfte verfleinerten Großherzogthum, Fam dafjelbe ohne alle Tranjition aus der freien At- 
mofpbäre der belgifchen Verfaffung In die unheimliche des abfoluteften Abſolutismus. Haflen- 
pflug und Stifft, zwei Ausländer, die nie im Lande geweſen und deſſen Sitten und Eharafter 
voilſtaͤndig ignorirten, ſchalteten und walteten nach Gutdünken, entließen und verjeßten die des 
Belgicismus verdaͤchtigen Beamten, beſonders die Notare, ohne Urtheil und Recht, und wollten 
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eine Berwaltung, die feit langen Jahren ſich der franzoͤſiſchen Sprache bedient hatte, im Hand⸗ 
umwenben zum Gebrauche der deutſchen Sprache zwingen. Ein foldes rückſichtsloſes Auftreten 
kounte nicht umhin, in allen Klaffen ver Bevölkerung Unzufriepdenheit und Oppofition hervor⸗ 
zurufen. Diefelben machten fi in der ungenirteften Welle Luft, und in Grmangelung einer 
freien Prefle gingen die Manifeflationen mit Wort und That vor fih. Die Öffentlichen Lokale 
leerten ji, wenn ein Anhänger der Duumpirn hineintrat; der Weinmwahsthum eines völlig 
verfehlten Jahres warb Haflenpflug getauft, und man fang: „Haſſenpflug und Stifft, Haben's 
Land vergift'!“ Haſſenpflug's einziges Verdienſt um Luxemburg befteht in deu von ihm einge: 
leiteten Verhandlungen zum Anfchluffe ded Landes an ven Deutfchen Zollverein. Doc war es 
ihn nicht vergönnt, die Sache perfönlih zu Ende zu führen. Nachdem ex im October 1840 
Stadt und Land in dunfler Nacht verlaffen und eine andere, aus Eingeborenen beſtehende Re: 
gierung berufen worben war, opponirte dieſe gegen den Anfchluß an ven Zollverein. Die Ab: 
. neigung gegen dad Deutſchthum mag dabei maßgebend geweſen fein, aber andererſeits fleht 
aud feit, daß man die materiellen Interefien des Landes ernfllich bedroht glaubte. Eine erpor: 
tirende Inbuftrie gab es zu dieſer Zeit fogufagen nicht: der einzige Marlt im Inlande war aljo 
durch die auswärtige Concurrenz gefährdet. Aderbau und Viehzucht waren die Hauptquellen 
des Wohlſtandes: ihr Erport ging immer nach Belgien bin; hiefer Markt follte nun ver: 
ſchloſſen und die Grenze nad einer Seite hin geöffnet werben, von woher Luxemburg blos Gin: 
fuhr und durchaus feine Ausfuhr zu erwarten hatte. Der Weinbau an ber Obermofel ſah ſich 
ebenfalls in feiner Exiſtenz beyroht. Die Iuxemburger Moſel liefert einen harten Wein, ver 
mit dem Wachsthum der Untermoſel nicht concurriren fann. Dazu kam die Weinfteuer , die 
mit dem Anflug an den Zollverein eingeführt werden follte. Die große Oppoſition, welder 
der Anflug an den Zoflverein von vornherein begegnete, iſt demgemäß leicht erklärlich. Doch 
fand derſelbe aud eine gewiſſe Zahl von Anhängern, die ihre Meinung in dem Damaligen 
„‚Dielirher Wochenblatt” mit Energie und Talent verfochten. Wilhelm I. hatte unterbeflen 
abgedankt und fein Nachfolger verweigerte, auf das Gutachten einer nad) beim Haag berufenen 
Commiſſion Hin, die Ratification des Vertrags. Einen Beſuche, ven der König von Preußen 
Wilhelm II. im Haag machte, gelang ed inveffen, legten zur Unterzeichnung ded Vertrags zu 
bewegen (1. April 1842). u 

Der Erfolg war hier, wie er allerwärts bei Sfonomijhen Reformen fich herausſtellt. Don 
den gebegten Befürchtungen ging feine in Erfüllung , ver Aderbau blühte immermehr auf und 
ftieg auf eine ungewohnte Höhe, die Induſtrie entwickelte ſich Eräftig, fowelt es Geifl und Ra- 
pital erlaubten, und ſelbſt Die gm meiften bedrohten Weinbauern hatten dabei feinen weitern 
Schaden zu erleiden, ald daß fie eine neue Steuer zu tragen bekamen, von ber Die übrigen igen- 
thümer befreit waren. Bon biejer Seite verflummten daher bald alle Klagen; aber der An: 
ſchluß war unter Beringungen gefchehen, die für Luxemburgs Selbſtgefühl kränkend fein 
mußten und auch theilweife noch heute fing. Preußen vertritt dad Großherzogthum auf allen 
Zolleonferenzen, und ed macht von dieſem Rechte einen völlig rückſichtsloſen Gebrauch, derart, 
daß, als unläugfl der preußiſch-franzoſiſche Handelövertrag abgeſchloſſen worden, die Gonven: 
tion bereit in vielen deutſchen Kammern beſprochen wurde, che die Imemburgifche Negierung 
noch von den Stipulationen derſelben in Kenntniß geſetzt war! Der Zolldirector in Lurem: 
burg ift feit 1842 ein Preuße, ver in Bezug auf Ernennungen, Benfionirung ver Uinterbeanıten 
bisweilen nad) Grundfägen verfährt, die in einem Lande, das feit 1817 fih faſt ununterbrogen 
einer conftitutionellen Regierungdform erfreut, wenig Anflang finden. Rod) in der vorlegten 
Seſſion beklagten ſich die Stände, daß e3 eine Unzahl penflonirter Grenzaufſeher gebe, welche 
zum Dienfle noch ganz tauglich zu fein Schienen. Auch über die Art, wie die Witwen und 
Waifen penjionirt werden, ward Klage geführt; die Beitimmung biefer Benfionen hängt aus: 
fehlteßlich von den Gutdünken des ausländiſchen Directors ab.?) Neben dem Director hatte an: 
fangs Preußen dad Recht, die Hälfte der Obercontroleurd zu liefen; der Gebrauch dieſes 
Rechts machte lange boͤſes Blut Im Lande; heute zählt das Perfonal indeffen nur noch zwei 


2) Die Kammer hat Anfang December 1863 ein Benflonsgefeh für die Zollbeauten votirt, das bie: 
fen Znftänden großentbeils ein Ende zu machen beftimmt iſt. Bei vielen Deputirten ſchienen Zweifel 
darüber obzuwalten, ob Preußen fich dem Geſetze nicht widerſetzen werbe, weil es bie Beſtimmung ent: 
hält, daß fein Douanier, fo wenig wie irgendein anderer Beamter, penfionirt werben fönne, ohne das 
feine Rechte auf Benfion vorher durch eine eigene Gommiffton geprüft und anerfaunt worden; ber Fr - 
nanzminifter glaubte indeß für die Zuſtimmung des berliner Minifleriums bürgen zu Fönnen. 
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preußifche Controleurs. — Der Antheil Luxemburgs an den Zollvereindrevenuen Yarlirt 
zwiſchen 5 = und 600000 Br. Seitdem Preußen feine Maifchfteuer erhöht Hat, zahlt ed an 
Luxemburg für den dort eingeführten Branntwein eine Übergangsſteuer von durchſchnittlich 
30000 $r. 

Wilhelm I. kam Eurz nad feinem Regierungsantritt ind Großherzogthum und ließ ſich von 
den Notabeln die Wünſche und Bebürfniffe deffelben auseinanderfegen. In die Regierung 
wurden berufen die Herren Delafontaine ald Gouverneur, Simons, Surion, Gelle und Tod als 
Regierungsräthe, zum Staatöfanzler im Hang warb Baron v. Blochaufen ernannt. Der 
König Tieß fi von einer im Haag verfammelten und aus Lurembargern beſtehenden Com⸗ 
miſſion Anträge zu einer ſtändiſchen Berfaffung machen; die aus Freunden der belgifchen Zu: 
Stände beftehende Commiſſton foll ſich viele Mühe gegeben haben, ein liberales Werf zu Stande 
zu bringen ; allein da man ben angeblichen Anforderungen des Deutfchen Bundes zu genligen 
Hatte, fiel da8 dem Lande concedirte Maß von Freiheiten gar gering aus. Die Stände hatten 
blos berathende Stimme; ihre Sigungen waren nicht Öffentlich und deren Dauer auf wenige 
Buchen beſchränkt; Borfigenver war ver Bouverneur; das Budget theilte ſich in ein fländiges 
und in ein jährliches; die von Haflenpflug eingeführte Genfur blieb beftehen. Die Mitgliever 
der erfien Ständeverfammlung waren vom König ernannt; erneuert follte Die Kammer wer: 
den Eraft eines Gefeges, das indirecte Wahlen einführte. Die Urmähler mußten 10 Fl. Hol. 
Steuer zahlen und wählten mittels unterfchriebener Billets. An irgendwelches politifche Leben 
war bei fo bewandten Dingen nicht zu benfen. Doch zeichnet fi) die Periode von 1842—48 
durch einen hartnädigen Kampf zwiſchen dem durch Bifhof Laurent verfochtenen Ultramonta- 
niſsmus und dem Liberalismus aus. Auf dieſen Kampf, ver noch heute fortvauert, werben wir 
weiter unten eigens zurũckkommen. 


Bon der eonvulftvifhen Aufregung, die nach der Februarrevolution alle Völker des Con— 


tinentd und befonders die Deutfchen ergriff, blieb auch Luremburg nicht verfhont. Da die 
1842er Scheinverfaflung den misvergnügten Bürgern feine Gelegenheit gab, ihre Klagen zur 
Geltung zu bringen, hatte fih eine ziemlich allgemeine Unzufriedenheit angefanmelt, bie die 
Gelegenheit benugte, fih Zuft zu machen. Doc fam es nur in einzelnen Lofalitäten zu wirk⸗ 
Lichen Ruheftörungen. In Luxemburg (16. und 17. März) war ed eine Bande gemeinen B- 
beiß, die, von der Klerifei aufgeftachelt, die Straßen durchzog und dem damaligen Bürgermeifter 
Pescatore die Fenfter einwarf, während fie, am Bfarrhaufe vorbeiziehenn, rief: „Fort net, fert 
net!” (fürdptet nicht, fürchtet nicht!) und „Es lebe ver Biſchof“! Der Gensdarmerie und einer 
Compagnie Preußen war ed indeſſen ein Leichtes, ven Pöbel zu verfagen. Einzelnen Freimau⸗ 
rern wurde der Hut eingefählagen. Gleich bildete fi eine Bürgergarbe, um jede weitere Rube- 
flörung zu verhindern. In Ettelbrück, einem kleinen Flecken, ver am Zufanmenfluß von Al 
zette und Sauer liegt, kam es an einem Marfttage (15. März) zum Zufammenftoß zwiſchen 
den Gensdarmen und einzelnen Trunkenbolden. Die rothe Fahne wurde aufgepflanzt. 68 
gab während einiger Tage dort eine gewifle Anarchie, welche der Böbel benußte, um nad den 
umliegenden Orten zu ziehen und fi mit Branntwein regaliren zu laſſen. Die Regierung 
bot die Grenzauffeher und einige Gompagnien des in Echternach liegenden Contingents auf, 
um die Ruhe wiederherzuſtellen und die Fahne Herunterzunehmen. Als die Truppen anlamen, 


war jedoch die Fahne meg und auch fonft fanden fie feinen Widerſtand. Im Gontingent felbft 


waren übrigens Unruhen ausgebrochen. Gine große Zahl der Offiziere waren Holländer, bie 
fi mit den Eingeborenen wenig vertrugen; die Soldaten ergriffen natürlich Partei für ihre 
Landsleute, und ed kam im Militärcafino zu Thätlichkeiten gegen einzelne der holländiſchen Of⸗ 
fiziere, Über deren Behandlung ſich die Truppen zu beſchweren hatten. Die Sache endete mit 
der Ruͤckberufung des hollaͤndiſchen Kommandanten und der Entlaffung der am meiften compro= 
mittirten Iuxemburger Dffiziere. 

In den meiften Ortfchaften verließ Die Bewegung jedoch den geſetzlichen Boden nit. Die 
Bürger verfammelten ſich friedlich, um an den König zu petitioniren. Einſtimmig verlangte 
man Revifion der Berfaffung, Herabfegung der Givillifte von 150000 Fl. auf 100000 Fr., 
Berminderung einzelner Gehalte, befonders des Staatskanzlers im Haag, Preßfreiheit, Ab⸗ 
Schaffung misliebiger Geſetze u. ſ. w. Der König entließ zunaͤchſt und zwar in ungnädiger 
Weiſe den Staatöfanzler Baron v. Blochauſen, der fi dadurch derart verlegt fühlte, daß er dem 
Sürften feine Orden zurückſandte und die Zuſchrift veröffentlichte, womit er dieſen Schritt be⸗ 
gleitet Hatte. Die Regierung erhielt ihrerfeits unbeſchraͤnkte Vollmachten, um alle Reformen 
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zu gewähren, welche die Umftände erheifchen mochten. Sie glaubte Elug zu Handeln, inbem fie 
eine Gommifflon von Notabeln nah der Hauptftabt berief, um die zu treffenden Maßregeln zu 
begutachten. Allein die Sommifiton erklärte fi incompetent und wies auf Ausführung ver 
Beftimmungen bin, welde die Verfaffung felbft zu ihrer Abänderung vorherfah. So muäte 
fih denn (29. März) das Gouvernement zur Berufung ber in boppelter Anzahl gewählten 
Stände behufs Abänderung der Verfaffung entfchließen. Die Wahlen fielen im liberalen 
Sinne aus, und am 25. April traten die Deputirten nieht im der Hauptſtadt, fondern am Schul⸗ 
baufe zu Ettelbrück, wohin durch Föniglichen Beſchluß der Sig der Megierung proviſoriſch 
verlegt worden war, zuſammen. Was letztere zu dieſem auffälligen Schritte veranlaßt haben 
mochte, ift mit Beftimmtbeit nicht zu fagen. Allgemein erzählt man, daß die Regierung ten 
Feftungscommandanten gefragt, ob er für Aufrechthaltung der Ruhe garantiren könne, von 
dieſem aber eine unbefriedigende Antwort erhalten Habe. Doc fhon am 29. Aprif zog man 
nad) der Hauptftabt zurück, ohne daß die Verhandlungen irgendwelcher Störung andgejegt 
worben wären. In den Sigungen zu Gttelbrüd war blos Beſchluß gefaßt worden über bie 
Art und Welfe der Beſchickung des franffurter Parlaments und die ven Abgeorbneten zuer: 
kannten Bollmadten. Man flipulirte die Reſerve, daß die Beichluffe des Parlaments wurd 
König und Stände zu ratiflciren feien, bevor fie Geltung im Lande hätten. 

Am 28. Juli Hatte die conftituirende Verſammlung ihre Arbeiten beendet. Außer der Ber: 
faffung hatte fie noch zwei @efege, das eine fir die Deputirtenwahlen,, pas andere für wie Ge⸗ 
meindewahlen votirt. Das erftere fah directe Wahlen, in ven Hauptorten jedes der 11 Gau: 
tone, mit einem Cenfus von 10 Fr. (2 Thlr. 30 Sgr.) vor; das letztere directe Wahlen mit 
einen Cenſus von 5 Fr. Die Berfaffung felbft war durchaus freifinnig und in den meiften 
Stüden eine Copie der belgiſchen; fle wich von der legtern infofern ab, als fe fich enthielt, bie 
Volksfouveränetät zu proclamiren, blo8 Eine Kammer einführte und nicht die Trennung von 
Kirche und Staat, ebenſo wenig wie die ungehinderte Greirung geiftliher Orden decretirte 
Jährliches Votum der Budgetd, Veranwortlichkeit der Minifter, Unverletzlichkeit der Krone, 
Zuftinmung der Bolfövertretung zu allen Geſetzen, @leichheit aller vor dem Geſetze, Befeiti- 
gung jedes Standesunterſchiedes, Unverletzlichkeit der Wohnung und des Eigenthums, Abſchaf⸗ 
fung der Vermögensconfiscation, der Todesſtrafe für politiſche Verbrechen, des bürgerlichen 
Todes und der Brandmarkung, Freiheit der Qulte und der Befundung religiöfer Meinungen, 
Bivilehe, Breßfreigeit, Vereinigungsredht (mit Ausnahme religiöfer Körperſchaften, für welche 
jedesmal ein eigenes Geſetz erheifcht wird), Petitiongredht, Lnverleglichkeit des Briefgebeim- 
nifles, facuftativer Gebraud der franzöflfchen und deutſchen Sprade, Dad waren vie Haupt: 
punkte, melche in dad Orundgefeg eingetragen wurden. Den König war die erecutise Gewalt, 
das Begnadigungdreht, das Recht, Orden und Abel zu verleihen, ohne je irgenvein Vorrecht 
damit verfnüpfen zu Fönnen, zuerkannt, und ihm eine jährliche Eivillifte von 100000 Br. an⸗ 
gewiefen. Auf 3000 Seelen fanı ein Deputirter, die Kammer ward anf ſechs Jahre gewählt 
und alle vrei Jahre zur Hälfte erneuert; ihre Mitglieder erhielten 5 Fr. Diäten per Tag. Der 
Präfldent und die Schriftführer wurden birest von der Verſammlung gewählt; die Sigungen 
waren öffentlich, die Beichlüffe wurden mit abfoluter Stimmenmehrheit gefaßt. Der Kammer 
war das Recht zuerfannt, ihre Geſchäftsordnung felbft zu beſtimmen. 

Diefe VBerfaflung war mit einer an @inflimmigfeit grenzenden Majorität (56 gegen 2) 
votirt worden, nachdem der Gouverneur: Bräfident nod im Namen des Königs feine bereitwillig: 
Zuftinnmung zum nunmehr vollendeten Werke erflärt und dem Lande dazu Glück gerwwünfät 
hatte, Eine von der Berfammlung ernannte Deputation reifte fogteih nad den Haag, um 
Wilhelm II. die Berfaffung vorzulegen und deſſen Eid auf viefelbe entgegenzunehmen. Karl 
Meg war Präfident biefer Commiſſton, Die am 10. Juli.vom König huldreich empfangen wurbe. 
Der Monard, in feiner Antwort auf die Anrede des Präfidenten, wünſchte fi und feinen 
Staaten Glück, daß er, „indem er die von ihnen gewünſchten und der heutigen Seit ange: 
mefjenen Freiheiten, nad) vorgängiger ungehinderter Berathung derſelben duxch die geſetzlichen 
Organe, gewährte, es ihm gelungen fei, die Ordnung, die Ruhe und vor allem ben geſetzlichen 
Zuftand aufrecht zu erhalten”. Dies alles hinderte jedoch Die. Rraction von 1856 nicht, zu be: 
Haupten, ver König habe 1848 blos der Gewalt der Umſtände nachgegeben und fein Ei» fei 
nicht als ein freiwilliger anzufehen gemefen. 

Die neuen Geſetze wurden publicirt und die Wahlen zur Kammer ausgeſchrieben. Im 
Berjonal der Regierung war indeſſen eine Anderung eingetreten: ver frähere Gouberment 
blieb Bräfivent des Conſeil, feine Collegen nannten fid) Generaladminiſtratoren. Mur an 
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Die Stelle des fruͤhern Stantsfanzlers im Haag trat. ein ſimpler Seeretär, der mit der Crpedi⸗ 
tiom der Geſchaͤfte betraut wurde. Am 28. Sept. fanden vie Neuwahlen flat. Der Kampf 
war ein higiger; vie Klerikalen machten verzweifelte Anfttengungen, um die Majorität zu erlan⸗ 
gen, doch brachten ſie es bloß zu einer ziemlich anfehnligen Minorität, welche alles aufbot, das 
ihr durch feinen Widerſtand gegen Biſchof Laurent verhaßte Cabinet zu flürgen. Im liberalen 
Lager zählte das Miniſterium ebenfalld Gegner, welche, wenn aud) beffen antiflerikaled Auftre⸗ 
ten billigend, doch mit der von ihm befolgten Politif unzufrieden waren. Männer, die dem 
Abfolutismus gedient, hieß es, können ſich nicht von geftern auf heute in wirkliche conſtitu⸗ 
nelfe Minifter verwandelt Haben. Das Minifterlum ſah ih vaburd gezwungen, vie Ver: 
trauensfrage zu flellen; nach einer mehrtägigen ftürmijchen Debatte kam ed am 8. Nov. zum 
Votum: 26 Stimmen ſprachen fih zu Bunften ver Verwaltung aus, 21 dagegen. Die Majo⸗ 
vität von fünf Stimmen ſchien dem Miniſterium jedoch nicht hinreichend und es reichte dem Koͤ⸗ 
nige feine Gntlaffung ein. An feine Stelle trat Anfang December das von dem bißherigen - 
Dberflantsanwalt Willmar gebilbete Cabinet. Als Kollegen Hatte er fich zugefellt die Herren 
Norbert Meg, Ulrich und Ulveling , legterer Mitglied der eben abgetietenen Bermaltung. Ob⸗ 
ſchon Willmar die Präſidentſchaft des Conſeil führte, wor doch N. Meg ver eigentliche parlamen- 
tarifche Chef des Miniſteriums. Man fann wol jagen, daß er allein dem aus ziemlich hete— 
vogenen Clementen zuſammengeſetzten Gouvernement hie erforberlihe Kraft zuführte und ihm 
die Unterſtützung der großen Majorität in ber Kammer ficherte. Die Negetion und die Kleri⸗ 
kalen machten während des fünfjährigen Beſtandes dieſes Minifteriums die verzweifelten An- 
firengungen, um ihm das Heft zu entreißen , allein vergebens ; bei allen Neuwahlen vermehrte 
ſich die regierungsfreundliche Majorität. Selten wol erfreuten fih in einem Rande politifche 
Männer einer jo feRen und dauernden Sympathie ald die Gebrüder Meg. Karl, ver Kammer⸗ 
präjident, war Advocat und früher Mitglied.der belgifcgen Deputirtenfammer für Luxemburg; 
Norbert und Augufl waren an ber Spige der bedeutendſten Gileninduftrie des Landes. Als 
der König 1842 die erſte Volfövertretung ernannte, waren Karl und Norbert unter den Er⸗ 
nannten; und ald dad Volk 1848 zu wählen hatte, wurden alle brei von verfhiedenen Wahl⸗ 
diſtricten in Die sonftituivende Verſammlung gefandt. Die liberale Partei hatte in ihnen ihre 
ſicherſte und aller Aufopferung fähige Stüge ; noch heute pflegt Freund und Feind ſie „Partei 
Meg” zu benennen. 

ALS die Reaction ſich überzeugt hatte, daß von ſeiten des Landes für fie nichts zu hoffen ſei, 
wandte fie ich nad) einer andern Seite hin, die ihr mehr Erfolg verſprach. Wilhelm II., ritter- 
lichen Andenkens, war 1849 geftorben und fein Sohn Wilhelmitl. ihm gefolgt. Als von Luxem⸗ 
burg eine Commiſſion der Landesvertretung nach dem Haag gereift war, um den Eid des neuen 
Königs entgegenzunehmen, fand jie die.größten Schwierigkeiten, um vorgelaflen zu werben. 
Der König wollte ven Eid nicht leiften, willigte aber envli ein, auf Zureven des Prinzen 
Friedrich, jagt man, und nachdem die Gommiffion ‚mit der Erflärung der Regentſchaft gedroßt, 


die Berfaflung zu beihwüren. Beſonders ſchlecht war der Monarch auf den Kanımerpräflpenten, 


Hın. K. Meg, zu ſprechen, deſſen Bopularität eine gewille Giferfucht hervorgerufen zu haben 
ſcheint. 

Hier war alſo der Punkt gefunden, wo die 1848er Regierung in Breſche gelegt werden 
konnte. Zn den reactionären und klerikalen Blättern war es ſtereotyp geworben, zu behaupten, 
die Meg wollten vie Omnipotenz der Kammer, fie träten ald Chefs des Landes auf; die Umge- 
bung des Fürften wirkte im-felben Sinne, und fo fonnte der Erfolg nicht Lange auf ji warten 
laften. Der im April 1853 erfolgte plögliche Tod von K. Meg, flatt verföhnenn zu twirfen, 
jeheint die Reaction, nur noch dreiſter gemacht zu haben, da fie von ihrem fähigflen Gegner 
nunmehr befreit war, Der Haß der Klerijei verfolgte den Todten bie ins Grab: die Kirche 
verweigerte ihm bie Beerbigung, dafür begleiteten den Sarg aber viele Taujende feiner Mit- 
bürger aus allen Gegenden des Landes. Nachdem dad liberale Gabinet Thorbede im Haag ent- 
laffen worven, Fam die Reihe an das luremburger, und im Septeuiber 1853 lafen die er⸗ 
ſtaunten Bürger eine an die Mauern angeheitete Proclamation, worin bie neue Regierung er⸗ 


Härte, fie jei bexufen, Ruhe und Ordnung zu ſchaffen, das monardifche Princip zur Geltung zu 


bringen und für eine prompte Erpebition der Geſchäfte zu jorgen. Unterſchrieben war das Fac⸗ 
tum von den Herren Simons, Surion, Servaid, Würth: Baquet und Wellenflein. Die Reaction 


‚war ba, daran zweifelte niemand mehr. Ungern ſah das Land ven Regierungswechſel, denn 


das gefallene Syflem hatte deſſen ganze Zufimmung. Das Finauzminiferium unter R. Meg 
oo. .. 41° 
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hatte zwei wichtige Neformgefege geliefert: bie Ginführung einer Einfommenfleuer an Stelle 
von Vatentfteuer und ver auf Fenfler= und Feuerberde berechneten Vermögenäfteuer; dann 
die Errichtung einer Grundereditkaſſe, die einerfeits die Landwirthſchaft heben und an: 
dererfeitd die Erftehung einer Sparkafle ermöglien follte. Die Einfommenfteuer befteht 
heute noch, obſchon man fie durch ſchlechte Ausführung zu biäcrebitiren gehofft hatte ; die Credit⸗ 
£affe ift von dem neuen Minifterium gleich eingefargt worden, bevor fle im Stande gewefen, ein 
Lebendzeichen von fi zu geben. Auch die Ernennung des Prinzen Heintih zum Statthalter 
im Großherzogthum ging 1851 unter diefem Minifterium vor fih; die Kammer bewilligte für 
denfelben eine eigene Givillifte von 60000 Fr. 

Die Seffion von 1853 mußte unter folden Bewandtniſſen eine hoͤchſt ſchwierige für das 
Minifterium werden, da es ji einer völlig feinvlien Kammer gegenüberfand. Auflöfen 
durfte es biefelbe jedoch nicht, weil in dem Augenblic feine eigene Niederlage außer allem 
Zweifel gewefen wäre, wie die die Wahl von NR. Met bewieſen, der, da ein Gefinnungdgenofle 
feine Entlaffung als Deputirter eingereicht hatte, in der Hauptſtadt mit einer eclatanten Majo⸗ 
rität, trog aller Bemühungen von Regierung und Klerifei, gewählt wurde. Man fuchte daher 
zu temporifiren, um für kommendes Jahr zum Kampfe gerüftet zu fein. Die zwei verbreitetflen 
Blätter des Landes, der in Luxemburg erſcheinende franzöflfche „Courrier'’ und ber befonders im 
Volke viel gelefene diekircher „Wächter an der Sauer’, wurben ber Gegenfland einer befon= 
dern Aufmerkfamfelt feitend der Staatdanmaltfhaft, und die Redagteure hatten zu Zeiten drei 
und vier Proceffe auf einmal zu befteben. Der König kam felbft Ind Land und beſuchte die ver- 
fhievenen Städte. In Echternad erklärte er auf dem Banker im Milttärcafino, daß er fein 
(egte8 Hemd mit feinen Soldaten theilen würde. Nachdem alle Batterien preffirt waren, 
warb im Sommer 1854 die Kammer aufgelöfl. Die Regierungsorgane machten Fein Hehl 
daraus, daß es fi jetzt um Sein oder Nichtfein der eonftitutionellen Inflitutionen handele; 
mürbe die Regierung unterliegen, fo fei e8 um bie Berfaflung gefcheben. Der Kampf war ein 
erbitterter: die Regierung blieb Sieger. Sie hatte eine große Majorität erzielt, ein Familien⸗ 
unglüd befreite ſie auch noch von dem einzigen Manne, ver felbft in ver Minorität für fie zu 
fürdgten war. Wenige Tage nad ven Wahlen erlag A. Me an einer Haldbräune, und dieſer 
Berluft ergriff ven legten der drei Brüder berart, daß er fich entſchloß, vom politifchen Schauplat 
abzutreten. Die Seſſion von 1854 warb alfo für die Negierung unter den gänfligften 
Aufpicien eröffnet, der Opponenten waren nur mehr wenige, Advocat Jonas war ihr Wort⸗ 
führer. Im Jahre 1848 durch Elerikalen Einfluß gewählt und auch fpäter in Elerikalen Ange- 
legenheiten mit feinen teligiöfen Befinnungsgenoffen flimmend, hatte Jonas fi jedoch in poli- 
tifchen Fragen der Partei Metz angeſchloſſen, und nachdem die Chefs verfelben verſchwunden 
waren, trat er momentan an bie Spitze der wenigen Getreuen. 

Borfiätig ging das Minifterium mit der beabfichtigten Reaction zu Werke. Zuerſt warb 
dad Gemeindegeſetz geändert, der Eenfus zu ven Wahlen verboppelt, die Zahl der Gemeinde- 
rathsmitglieder verringert, die Ernennung der Birrgermeifter ausfchließlicher in bie Hände der 
Berwaltung gegeben. Um auch etwas für die Moralität zu thun, wurden die Wirthshäuſer 
mit einer eigenen Steuer belegt, die Unverlegbarkeit ver Wohnung für fie aufgehoben und 
Wirthsſchulden ald gerichtlich nicht Flagbar erflärt. Im Volke begann inzwifchen fi eine 
Menction gegen die Regierung zu zeigen. Ginzelne Erfagmwahlen fielen gegen die Regierung 
aus, die fi darein nur ſchwer finden konnte. Bei Gelegenheit einer dieſer Wahlen geſchah das 
Unerhoͤrte, daß Regierung und Majorität diefelbe für nicht geſchehen erklärten! Gin Beamter, 
ber zu einem andern Poſten ernannt worden, mußte fi, ver Berfaflung gemäß, einer Neu⸗ 
wahl unterwerfen, die gegen ihn und die Negierung ausfiel. Ein Spaßvogel bemerkte ver 
Regierung, der Beamte babe ja den nämlihen Gehalt beibehalten und Hätte fomit nicht nöthig 
gehabt, fih einer Neumapl zu unterwerfen. Die Minifter griffen die Sade gierig auf und 
flugen der Kammer vor, die Wahl zu annulliren, was denn auch mit Stimmengleichheit ge: 
ſchah. Und der Beamte fuhr fort, einen Ganton zu vertreten, der nichts mehr von ihm wiſſen 
wollte. 

Erft im Jahre 1856 trat die Regierung mit der Abficht, die Verfaſſung zu ändern, offen 
an ven Tag. Die ganze Zeit über hatte fi ihre Preffe bemüht, zu beweifen, daß die 1848er 
Gonflitution revolutionäre Principien aufftelle und den Anforbernngen der deutſchen Bundes: 
gefeggebung zumiderlaufe. Sie Hatte, wie man ſich erzählt, bereits 1853 bei ihrem Antritte 
bem Könige das Berfpreigen, die Berfaflung zu revibiren, ‚geben müflen, und warb jegt zur 
Erfüllung veffelben gedrängt. Für die Luxemburger iſt e3 eine ausgemachte Sache, daß der 
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Einfluß des hollaͤndiſchen Bundestagsgeſandten v. Scherfi an dem Sturze des 1848er Minifte- 
riums hauptſächlich ſchuld war, und daß derſelbe Einfluß ih 1856 ebenfall® geltend machte bei 
der Befritigung der Verfaſſung. Das 1853er Minifterium hatte in den zwei Jahren feines 
Beſtehens bereitö verſchiedene Anderungen erlitten, und als der entſcheidende Augenblick heran 
nahte, traten bie Herren Jurion und Thilges aus, um durch bie Herren v. Scherff und Eyſchen 
erfegt zu werden. Der erftere, Sohn deso Geſandten, war ald Secretär Haffenpflug’s ind 
Land gefommen und nad deſſen Abzuge in ver Magiſtratur untergebradt worden. Eyſchen 
gehörte zur klerikalen Partei, war Obergerichtörath, und die Reaction gefellte fich denſelben 
zu, um auch bie Elerifale Partei beim Staatöftreiche als active Theilnehmerin zu compromittiren. 
Man verfprach ihm dafür den Abfchluß eines für Die Kirche vortheilbaften Concordats mit Nom. 
Als der Mohr indefien feine Schuldigkeit gethan hatte, hieß man ihn geben, ohne Concordat. Er 
ſtarb vor zwei Jahren. 

Am 7. Dct. ward die Seffion durch den Statthalter Prinzen Heinrich der Niederlande er⸗ 
öffnet. In der Throntede erklärte derſelbe, daß Se. Majeflät ven Augenblid für gekommen er- 
achte, wo derſelbe, feiner Pflicht al Bundesfürſt gemäß, eine Anderung der Verfaffung veranz. 
laffen müfle ; der König wolle ein liberaled Regiment, aber der Text der Berfaffung, die zu weit 
gehe, müffe mit ben Anforberungen der Bundesſtatuten in Einklang gefegt werben. Die Wir- 
fung dieſer Erklärung zeigte ſich ſchon gleich kei der Gonftituirung ver Kammer: der Vicepräſi⸗ 
dent (Witry) und einer der beiden Secretäre (Jonas) wurden unter den entjchiedenen Oppo= 
nenten gewählt. Baron v. Tornaco erhielt die Präſidentſchaft. Am andern Tage legte das 
Pinifterium, beſtehend aus den Herren Simons (Äußeres, Präfident), Würth Paquet 
(Inneres), Servais (Finanzen), Eyſchen (Juſtiz) und v. Scherff (Bauten), die Modificationen 
zur Berfaflung der Kammer vor. Nicht weniger ald 54 Artikel von 127 follten geändert wer⸗ 
den. Die Berfoflung von 1848, erflärte die Vorlage, fei das Werf ver aufgeregteften Tage 
eines fatalen Jahres; wol jet fle contradictoriſch zwiſchen Kammer und Regierung zu Stande 
gefommen, allein man habe ver Gewalt ver Umflände (force majeure) weichen müflen; die 
Berfaflung fet eine demokratische, die in einer Republik gelten Fönne, wenn man den Staatschef 
blod Präfivent nennen wolle; kurz fie trage den Stempel des Jahres 1848, und da bie Princi- 
pien, die 1848 befeitigt worden, immermebr wieber zur Geltung gelangten, fo teäten ihre Fehler 
täglich Elarer zu Tage und würden immer fühlbarer. Nun wurden dieſe Fehler aufgezählt: es 
befländen Bundesgeſetze, die unferer Verfaſſung zuwiderliefen und vie alfo nit publicirt wer⸗ 
den Eönnten (namentlich Pre: und Vereinsgeſetz); die Gewalt des Königs fei ald eine conſti⸗ 
tutionelle bezeichnet, was an die fouveräne Nation erinnere, während viefe Gewalt aus ven Ver⸗ 
trägen ſich Herleite; der Familienpact vom 30. Juni 1783 fei verletzt, da von einer durch Die 
Stände zu ernennenden Regentfchaft pie Mebe fei, während nach jenem Pacte ſolches nie der Kalt 
fein koͤnne; die Verfaſſung fpreche von drei @ewalten: der executiven, der legiölativen und der 
richterlichen, was unterflelle, daß alle Gewalt von der Nation ausgehe, was namentlich dam 
Art. 57 der Wiener Schlußacte zumiverlaufe; es beftehe nur Eine Kammer mit fa unum⸗ 
ſchränkten Gewalten, die ihr Bureau ſelbſt ernenne, ihre Geſchäftsordnung beflimme, ih na 
Belieben vertage, dagegen wider ihren. Willen nur einmal vertagt werben Eönne; die Zahl der 
Deputirten fei zu groß (51; Einer auf 3000 Seelen), der Genfus (10 &r.) erlaube faſt das all- 
gemeine Stimmrecht; bisjetzt feien allerdings daraus Feine großen Übelftände entflanden, allein 
wer bürge für die Zufunft? Die Minifter felen zu fehr abhängig von der Kammer und müßten 
oft, flatt nad Recht und Pflicht zu entfcheiden, letztere zufrievenzuftellen fuchen, Deshalb 
müßten für bie Zukunft die Rechte der Kammer feft beflimmt und begrenzt und ihr ein Staats⸗ 
rath als mäßigende Gewalt an die Seite geftellt werden. Die Juftiz habe über vie Geſetzlichkeit 
von Pöniglichen und Regierungsbefchlüffen zu entfcheiden, was ihr eine zu weittragende Stellung 
gebe, vie dem Könige, durch Bermittelung bes künftigen Staatéraths, allein zulomme. Das 
Budget werve jährlich votirt, während nad ver Bunbeöverfafiung die Stände das Net nicht 
hätten, dem Fürften bie zur Verwaltung nöthigen Gelder zu verweigern; deshalb müfle das 
Budget in zwei Theile, ein feftes, das der Gutheißung ver Volfövertretung nicht unterliege, und 
in ein jährlich zu votirendes geteilt werben. Enpli warb die Berfaflung angeklagt, ver Ge: 
meinde zu große Rechte über ſich ſelbſt eingeräumt zu haben. 

Nachdem auf diefe Weiſe vem Grundgeſetze ber Proceß gemacht worden, verlas Hr. Simons 
bie projectirten Änderungen, vie gleichzeitig gebrudt unter die Mitglieder vertheilt wurden. 
Der Präfldent gab der Negierung Act von der Einbringung der Vorlage, ſcheint aber vergefien 
zu haben , diefelbe an vie Abtheilungen zu verweiſen; menigftens iſt im Protofoll davon Feine 
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Spur zu finden. Diefer an fi geringfügige Umſtand war verhängnißvoll und wurde foäter 
vom Minifterium zur Rechtfertigung des Staatsſtreichs angerufen. 

Unmittelbar darauf fhritt die Kammer zur Wahl eined Ausfchuffes behufs Ausarbeitung 
eines Entwurfs zur Antwort auf die Thronrede. Diefe 1854 von der Regierung fozufagen 
felbft gewählte und bis dahin fo loyale Kammer war entrüftet über die Kühnheit, mit der man 
über die conftitutionellen Inftitutionen des Landes den Stab gebrochen; Hr. Jonas erhielt die 
meiften Stimmen, von den fleben Mitgliedern der Commiſſion zäßlten nur drei zu den biähe: 
rigen Partelgängern der Regierung. Am 21. Det. legte der Ausſchuß feine von Hrn. v. Zr: 
naco als Präfidenten und Jonas als Secretär unterichriebene Arbeit ver Kammer vor. „Mit 
Staunen‘, hieß es darin, ‚haben wir die Ankündigung der Reviſton unferer politifchen Inti: 
tutionen vernommen. Die Revifion, fo wie fie von der Megierung eingebracht, bezwedt eine 
ernftliche Beeinträchtigung unſerer koſtbarſten politifhen Mechte. Die Luxemburger waren 
immer treu ihrem Fürſten, Ihre fönigl. Hohelt haben ſelbſt geruht, zu bezeugen, dag Digi: 
gung und Weisheit bei unfern Arbeiten vorgewaltet, deshalb können wir uns die Gründe nicht 
erklären, welche Ihre Regierung bewogen haben, die Befeitigung unferer conſtitutionellen 
Bürgfhaften zu beantragen... . Det Bundestag achtet die Unabhängigkeit der einzelnen 
Staaten und hindert nicht die Ausführung freier Inftitutionen in einer großen Zahl bern: 
tender deuticher Staaten, und namentlich nicht im Herzogthum Limburg, das wie mir unter dem 
Scepter des Haufe Dranien flieht. Wir find weit entfernt, zu behaupten, daß unjere reprälen: 
tativen Inftitutionen vollkommen feien, allein wir glauben, daß ihre Mängel nicht ernfk genug, 
um bie Reviflon ver Verfaflung zu benöthigen, eines Geſetzes, das mehr wie alle andern tm 
Charakter ver Stabilität tragen muß. Air find überzeugt, daß dieſe Mängel durch legislatin 
Mapregeln und durch eine loyale Interpretation unſers Grundgefetzes befeitigt werden koͤnnen. 
Daß luremburger Bolt iſt wegen feiner Loyalität, feiner Orbnunggliebe, feiner monarchiſchen 
Sefühle..... freier Inftitutionen würdig; ein ungerectiertigtes Misſtrauen gegen deflen Ge⸗ 
fühle und vefien Weisheit kann allein zu dem Werke gerathen haben, welches der Gegenftan 
unferer Sorgen und Beftürzung iſt.“ In einer Apoftrophe an den Prinzen ward’ zum Schluſſe 
deflen Bermittelung angerufen, pamit die Freiheiten des Landes nicht Play machten „einen Rr: 
giment, das unjern Sitten fremd und unferm Givilifationdgrade feind iſt“. 

Am 23. Dxct. begann die Discuſſton diefer Adreſſe; die Oppoſition fuchte nachzureiſen, daß 
in der Verfaſſung nichts enthalten fei, was den Bundesflatuten zuwiderlaufe; bie Debatten 
waren heiß und enveten, in ber Nachmittagäflgung vom 24., mit der unveränverten Annahme 
des Projertö: 32 Stimmen votirten bafür, 15 dagegen, 3 Mitglieder enthielten fi& ver Ab⸗ 
flimmung. Am Sonntag, 26., wurde die Deputation beim Prinzen vorgelaffen, ver blos von 
feinem Upjutanten begleitet war, fein Minifter war zugegen. Nachdem der Präſident Baron 
v. Tornaco die Adreffe verlefen, brach ver Prinz los: Er Habe die Luxemburger nie betrogen 
und önne deshalb den peinlichen Eindruck nicht verhehlen, den die Adreſſe auf ihn gemacht hatt: 
die Adrefſſe fei die Kolge der Misbeutung der loyalen, im Namen des Souveränd 'gemachten 
Borlagen ; die Majorität zu deren Gunſten fei nur durch die Ausbreitung falſcher und lügen: 
hafter Gerüchte 3) zu Stande gekommen, und er habe bie Überzeugung, daß die Ruremburge 
die unveräußerlichen Rechte des Fürſten refpectiren würben; er proteſtire förmlich.gegen bie in: 
Rdiöfe Haltung der Adreſſe, denn nie habe das Haus Oranien gefucht, feine Völker ihrer Frer 
Heiten zu berauben, noch fie einem Regiment zu unterwerfen, das deren Sitten und Giviliie: 
tiondgrave entgegen fei. Sid direct an den Präflventen wendend, erklärte Se. Eönigl. Hoheit, 
daß er ihn perſoͤnlich verantwortlich made dafür, daß feine Worte baldmoͤglichſt und wörtlid 
den Deputirten und jedem, ver feinen gefunden Sinn in Lande Habe, zur Kenntniß gebraßi 
würben, 

Am 28. Oct. erhielt die Kammer Kenntniß von dem Borgefallenen, und nachdem in eine 
geheimen Sigung die Regierung erflärt hatte, daß fle jene Berautwortlichkeit für Die Worte dei 
Brinzen von fi} weife, warb in Öffentliger Sigung ver folgende, von 26 Mitgliebern unter: 
zeichnete Antrag eingebracht: „In Betracht, vaf aus der von Sr. Eönigl. Hoheit auf die 
Adreſſe gegebenen Antwort hervorgeht, daß die verantwortlichen Mitglieder ver Regierung fit 
Krone getäufcht haben Über die monarchiſchen und conftitutionellen Gefühle, welche das Votum 


3) Die Gerüchte, auf bie der Prinz anfpielte, waren einfach die, daß gefagt worden war, wenn It 
—5 die Reviflon nicht gutheiße, trete blos ein Miniſterwechſel ein, ein Staatsftreich ſei nicht zu 
befürchten. \ " 
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der Adreſſe infpirirt haben, erklärt pie Kammer, daß das Minifterium nicht mehr ihr Vertrauen 
befige ; fie vertagt fich bis zum 19. Nov., in ver Erwartung, daß die Krone aviſire.“ Der An 
trag warb von den Miniſtern mit aller Macht bekämpft; fie behaupteten , weder geſetzlich noch 
moraliſch irgendwelche Verantwortlichkeit zu haben für die vom Prinzen geäußerte perſönliche 
Anficht ; auch fel der Antrag ohne Zweck, denn die Krone habe ihren Entfcheid bereits getroffen, 
fie wolle weder dad Minifterium entlaffen noch Die Kammer auflöfen, fie wolle, daß Negierung 
und Kammer auf ihrem Poſten bleiben, und wenn man fi troßsem vertage, fo entflehe Daraus 
bloßer Zeitverluft, venu am 19. Nov. werde fich die nämliche Kammer wieder in Gegenwart der 
nämliden Minifter finden. Dies Raifonnement rührte indeſſen die Majorität nit, und nad: 
dem ein von dem Flerifalen Deputirten Hrn. Toutſch eingebrachter Antrag auf Tagesordnung 
verworfen worden war, warb der erfte mis 27 gegen 12 Stimmen angenonimen. "Unmittelbar 
nad dieſem Botum verlas der Praͤſident einen andern, ebenfall3 von 26 Deputirten unterzeich⸗ 
neten Antrag, demzufolge ein Ausſchuß von 11 Mitgliedern ernannt werden follte, mit dem 
Auftrage, „in Gemeinſchaft mit ver Regierung diejenigen Punkte ber Verfaflung zu bezeichnen, 
welche, in Betracht der bringenden Umſtände, geeignet ſchienen, entweder einer legiälatinen, over 
wenn abfolut nöthig, einer conflitutionellen Interpretation zu unterliegen”. Allein ver Ans 
trag konnte nicht mehr zur Abſtimmung kommen, weil viele behaupteten, bie Kammer habe fich 
durch ihr erfted Votum bid zum 19. Nov, vertagt, und ſich aus dem Saale entfernten, fobaß die 
Verſammlung nicht mehr befhlußfähig war. Eine auf den Nachmittag firirte Sigung Hatte 
denfelben negativen Erfolg. Dan ſchied demnach bis zum 19. Nov. . " 

Die Regierung benupte die ihr gegebene Muße, um durch Wort und Schrift die Kammer 
beim Lande anzuſchwärzen und als pflichtvergeſſen hinzuftellen; fie erließ fogat ein amtliche® 
Manifeft, worin alfe erdenklichen Anſchuldigungen gegen bie Volksvertretung erhoben wurden. 
Der 19.Rov. brach an, und die durch ſolches Vorgehen noch mehr erbitterten Deputirten fanden 
fi), wie ihnen vorbergefagt worben, wieder den nämlidhen Miniftern gegenüber. Gleich bei Be- 
ginn der Sigung ward dann ber Antrag eingebradt: „In Grmägung, daß feit ihrer legten 
Sitzung widtige, die Sachlage verfhlimmernde Dinge gefchehen find, ſodaß die Kammer fich 
die erforderliche Zeit nehmen muß, um einen Entfhluß zu fallen, feßt ſie ihre nächſte Sigung 
auf Freitag (21, Nov.) feſt. Der Zweck diefer Vertagung war einerfeitd der in den Motiven 
angegebene: vorgängige vertrauliche Berathung, um Mittel zu finden, wie aus der midlichen 
Lage herauszukommen ſei; andererfeitd mag man bezweckt haben, Zeit zu gewinnen, benn eine 
gewifle Zahl ver Oppofitiondmitglieder waren durch ven hohen Schnee abgehalten worden, ſich 
rechtzeitig in der Hauptflabt einzufinden. Die Gegenwart derfelben war aber abjolut noth⸗ 
wendig, follten die frühern Majoritätsbefchlüffe nicht duch die Minorität umgeftoßen 
werben, da es der Regierung inzwifchen gelungen war, einzelne Deputirte, bie für bie 
Adreſſe geftimmt, zu ſich hinüberzuziehen. Die Minifter, wohl wiſſend, daß bet ver vollzäh⸗ 
ligen Kammer fie in ver Minorität bleiben würden, zeigten fich inbeflen nichts weniger als ge= 
neigt, ihren Gegnern die Zeit zur Sammlung aller Kräfte zu gewähren, und wollten bie gün⸗ 
ige Conſtellation des Augenblicks benugen, um wenigftend einen ephemeren Sieg zu erringen. 
Der Regierungopräſident verlangte dringend, die Kammer möge ven geftellten Antrag ver⸗ 
werfen, hingegen aber die vorgeſchlagenen Verfafiungsmodiflcationen an vie Abtheilungen zur 
Begutachtung überweifen; diefe Formalität fei bisjetzt nicht erfüllt worden, und werde fie es 
nicht, fo habe ea den Anfchein, als weigere ſich die Kanımer, einen von der Krone audgehenden 
Antrag der Berathung zu würbigen. Vergebens erklärte ber Kammerpräfldent v. Tornaco, 
feiner Überzeugung nad} fei die Vermeifung bereitd vor ji) gegangen: das Protokoll trug da⸗ 
von feine Spur, und die Minifter beftanden auf ihrem Begehren. Sie verlangten fogar bie 
Priorität für ihren Antrag, allein der Vorſitzende erklärte, der andere, der zunı Zwecke zu haben 
feine, feine Verhandlung mit dem jegigen Minifterium abzubrechen,, verdiene ven Vorrang, 
und er ließ auch glelch darüber abſtimmen. Mit der größten Spannung jah man der Procla: 
mation ded Scrutiniums entgegen: der. Antrag auf Vertagung war mit 25 Stimmen gegen 
234 verworfen. Schon triumphirte die Negierung , da verließen bie 24 den Saal und machten 
fo die Verſammlung beihlußunfähig. Ju der auf den folgenden Morgen anberaumten Sigung 
fehlten abermals 30 Deputirte; fle Hatten in einer Gollectivgufgrift um Urlaub für ven Tag 
gebeten, allein ihr Geſuch ward nicht vorgelefen. Auf Antrag der Negierung wurde für den 
Nachmittag eine neue Sigung anberaumt und die Abweſenden davon in Kenntniß gefebt; fie er= 
ſchienen auch dann nicht, und Hr. Simons erklärte in Namen des Königs die Sefflon für ges 
ſchloſſen. 
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Die Dppofition Hatte am Nachmittag des 19. bis fpät in die Nacht hinein über ven von 
ihr einzuſchlagenden Weg berathen, ohne zu einem definitiven Entfhluß kommen zu Tönnen. 
Der Regierung war hinterbradht worden, bie im Luxemburger Hof Tagenden hätten be= 
ſchloſſen, bie Minifter in Anklagefland zu verfegen, und dies Gerücht fol fie bewogen haben, 
raſch jene Maßregel zu treffen. Bevor die Opponenten indeflen auseinander gingen, beriethen 
und unterzeichneten fie eine Bittfchrift an den Prinz: Statthalter, worin fle gegen die An- 
Elagen der Regierung proteftirten und die Nichtigfeit verfelben barthaten. Ein Bote über: 
brachte das Actenſtück nah Schloß Walferdingen: der Prinz würdigte daffelbe feiner Antwort. 

Menige Tage hernach entlud fi das Gewitter: das officielle „M&ömorial’ bradte am 
29. Nov. außer einer Eöniglihen Proclamation, worin die Luxemburger zum Gehorſam aufge- 
fordert wurden, die Octroyirung einer neuen Gonftitution, die womöglich den Rechten des Lan⸗ 
des noch engere Grenzen fegte als der der Kanımer vorgelegte Entwurf. Gin koͤniglicher Be: 
ſchluß ermädtigte außerdem die Regierung, alle Maßregeln zu treffen, die dad öffentliche ABohl 
bis zur Zufammenkunft der neuen Stände erheifchen Eönne. Am 1. Der. wurben dann auf 
bie beiden Bundesgeſetze über Prefle und Vereinsrecht publicirtt. Das Volk verhielt ſich ruhig, 
wie e8 fhien, gegen die Erwartung der Regierung, welche gegen ven Feſtungsgouverneur 
v. Webell das Anfinnen geftellt Hatte, die Hauptflabt In Belagerungszufland zu erflären, das 
aber von dieſem verweigert worden war. 

Rückſichtsloſer als in Luxemburg iſt in keinem deutſchen Lande mit Beſeitigung einer libe⸗ 
ralen Verfaſſung vorgögangen worden, wie aus dem vorſtehend Aufgezählten hervorgeht. Nicht 
einmal das unentbehrlichſte Decorum wurde beobachtet, und heute noch wagt man es, den Staats⸗ 
ſtreich mit der Behauptung zu rechtfertigen: die Kammer habe fi geweigert, bie Vorlage zu 
unterfuhen! Der wirflide Grund zum raſchen Handeln lag inbeflen für die Negierung darin, 
daß ſie innig überzeugt war von ber Misliebigkelt ihres Werft. Nicht drei Stimmen in der 
Kammer wären für die Mopdificationen gewefen, die beantragt worben, und rine Kammerauf- 
löfung hätte ven Widerſtand des Landes nur nod mehr heraußgeforbert. Die Dinifler nahmen 
alfo ihren Muth zufammen und vollbradgten die rettende That, inden fie ihren Ein als leeren 
Plunder über Bord warfen. Zwei verfelben, Würth: Paquet und Servaid, flehen Heute als 
Präfident und Vicepräfident an der Spige des oberſten Gerichtoöhofs, wo fie berufen find, bis⸗ 
meilen Cidbrũchige zu ftrafen. 

Die neue Berfaffung beftimmt, daß die vom Großherzog verfündigten Bundesbeiglüffe im 
Großherzogthum verbindliche Krafı haben; Thronfolge u. |. w. find durch ben naſſauiſchen 
Saudcontract vom 30. Jan. 1783 und Art. 71 ded Wiener Tractatö vom 9. Juni 1815 gere - 
gelt. Die individuellen Rechte find ungefähr viefelben wie. die in ver Verfafiung von 1848: es 
gibt Feine Standedunterfchiede, die Luxemburger find vor dem Geſet gleich; fie allein find zu 
Civil: und Milttärämtern zuläffig, Ausnahmen Hiervon können nur durch dad Geſetz aufgeftellt 
werben; die perfünliche Freiheit iſt gewährleiftet, zur Verhaftung gehört — daB Ergreifen auf 
frifher That ausgenommen — ein motivirter richterlicher Befehl, der ſpäteſtens in 24 Stunden 
nad der Verhaftung zugeftellt werben muß. Niemand darf gegen feinen Willen dem geſetzlich 
ihm zugewiefenen Richter entzogen werden. Es darf feine Strafe anders als Eraft eines Ge⸗ 
feßed eingeführt oder angewendet werben. Die Wohnung iſt unverleglih. Niemand fann 
fein Cigenthum anders als zum Zweck des Öffentlichen Wohls und nach vorgängiger Entſchä⸗ 
digung entzogen werben. Die Strafe der Bermögendconfiscation kann nicht verhängt werben. 
Die Todeöftrafe für politifhe Verbrechen und die Brandmarkung find abgefhafft. Die Freiheit 
der Eulte und ihrer öffentlichen Ausübung jomie die Freiheit, feine religiöfen Meinungen zu 
befunden, find gewährleiftet, vorbehaltlich der Vergehen. Keiner kann gezwungen werden, auf 
irgendeine Weiſe an den Handlungen und Feierlidfeiten eines Cultus theilzunehmen oder die 
Feiertage zu halten. Die bürgerlihe Ehe muß der Eirchlihen Binfegnung vorhergehen. Gin 
Concordat foll die Dazwiſchenkunft des Staats bei Ernennung der kirchlichen Dbern u. f. w. 
feftftellen ; bis zu deſſen Abfchluß gilt das Concordat von 1801. Der Staat forgt, daß jeder den 
PBrimärunterricht erhalte; er errichtet Anflalten für den mittlern Unterricht; Univerfitätoſtudien 
ann jeber machen wo er will. Die Freiheit des Wortes und der Prefle find gewährleiftet, vor- 
behaltlih der Vergehen (Bundespreßgeſetz). Die Ruremburger haben das Recht, ſich ohne vor⸗ 
gängige Erlaubnig und ohne Waffen zu verfammeln, Berfammlungen unter freiem Himmel 
ausgenommen. Die Luremburger haben das Vereinigungsrecht (ſoweit das Bundesgeſet ſolche 
erlaubt!). Reltgidfe Körperfchaften müflen durch ein Geſetz ermächtigt werden. Jeder hat das 
Petitiondrecht an alle öffentlichen Behörden. Das Briefgeheimnig iſt garantirt, ebenfo ber 
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farultatige Gebrauch der deutſchen und franzöflfchen Sprade. Zum Strafverfahren gegen dffent- 
liche Beamte wegen Handlungen ihrer Verwaltung ift Feine vorgängige Ermächtigung erforberlich. 

Die gefammte Staatögewalt ift im König« Großherzog vereinigt; er. allein übt die voll: 
ziehende Gewalt aus; er beſtätigt und verkündet bie Gefege; er. macht ſobald ald möglich ver 
Stänbeverfammlung befannt, ob er den von ihr votirten Befegenttwurf genehmigt oder nicht. 
Er ernennt zu den Givil- und Militärämtern in Gemäßheit des Geſezes. Kein vom Staat 
befoldeted Amt kann anders als durch ein Geſetz gefchaffen werben. Der Großherzog erläßt die 
zur Bollziegung ber Geſetze nöthigen Verordnungen, ohne jemals die Geſetze felbft fuspenfiren 
oder von deren Vollziehung entbinden zu können. Er befehligt die Militärmacht, erklärt den. 
Krieg, ſchließt Frieden u. ſ. w. Handelsverträge ſowie andere Verträge, durch welche den Staat 
Zaften oder einzelnen Luxemburgern Berpflihtungen auferlegt werden, haben nicht eher Wir= 
tung bis nach erhaltener Zuftimmung der Stände. Der Kürft hat das Begnadigungsrecht, das 
Recht Münze zu fhlagen, den Abel zu verleihen, ohne damit ein Vorrecht verknüpfen zu können; 
er verleiht Bivil- und Militärorven unter Beobachtung der geieglichen Vorſchriften. Er fann 
fi im Großherzogthum durch einen Prinzen des königlichen Haufes mit dem Titel eined Stell- 
vertreters und Reſidenz im Lande vertreten laflen. (Der jegige Statthalter reſidirt bloß zwei Mo- 
nate jährlih im Lande.) Fürſtliche Wohnungen find das Regierungsgebäube zu Luxemburg 
und dad Schloß von Walferdingen. Die Verfügungen des König: Großherzogs müflen von 
einem verantwortlihen Minifter contrafignirt fein, mit Ausnahme a) ver Ernennung und Ent- 
laffung der Räthe der Krone und deren Verſetzung in Anklageſtand, b) der Acte des Militär- 
oberbefehld, c) der Drbensverleihungen. Ä 

Für jedes Geſetz IR die Zuflinmung der Stände erforderlich, Negierung und Stände haben 
das Recht der Initiative; die authentifche Auslegung der Geſetze kann nur durch das Geſetz ge= 
ſchehen. Das Recht wird im Namen des Koͤnig⸗Großherzogs von den Berichten geſprochen. 

Die Ständeverfammlung vertritt dad Land; die Mitglieder flinnmen, ohne jih bei ihren 
Auftraggebern Rath8 zu erholen, und dürfen nur bie allgemeinen Interefjen bezweden. Ihre, 
Anzahl darf 36 nicht üherfteigen. Um WBähler oder wählbar zu fein, muß man 1) Luremburger 
fein, 2) der bürgerlichen und politiſchen Rechte genießen, 3) 25 Jahre alt fein, 4) im Groß⸗ 
herzogthum anfäflig fein. Yin Wäpler zu fein, muB man außerdem ven geſetzlichen Wahlcenſus 
entrichten, welder, wenn vie Wahlen direct find, nicht weniger ald 30 Er. betragen darf, Bei 
entehrenden Strafen, Bankrott u. |. w. geht dad Wahlrecht verloren. Das Deputirtenmandat 
ift unvereinbar mit den Bunctionen eines Regierungsmitglieds, eines Mitglieds des Öffentlichen 
Pinifteriums und der Negierungsfammer, eined Diſtrictscommiſſars (Landraths), eines 
Staatseinnehmers, einer Milttärperfon unter Hauptmanndrang. Weitere Incompatibilitäten 
kann das Geſetz beflimmen. Die Deputirten werben auf ſechs Jahre gewählt und alle drei Jahre 
zur Hälfte erneuert. Sie fhwören Treue dem König und Gehorſam den Geſetzen; fie ſchwören 
außerdem, daß fie, um gewählt zu werden, nichts verfprocdhen noch geichenft Haben, und auch fein 
Geſchenk annehmen werben, um in Ausübung ihrer Functionen irgendetwas zu thun oder zu 
unterlaflen. Wird ein Stänvemitglied zu einem befoldeten Amt ernannt, muß es fi einer 
Neuwahl unterwerfen. Der König bat das Recht, ven Präfidenten ver Verſammlung zu er- 
nennen. Die abjolute Stimmenmehrheit entfcheidet; bei Stimmengleichheit ift ver Antrag ald 
verworfen anzujehen. Den Ständen flieht das Net der Unterſuchung zu. Die Befeganträge 
fönnen von ben Ständen amendirt (verbeſſert) werden. Sie beſchäftigen ſich mit Berathung 
über feine Bittfchrift, welche perfönliche Intereffen zum Gegenſtand hat, es fei denn, daß es fi 
un ungejeglihe Handlungen ver Behörden handele. Die Abgeorpneten koͤnnen wegen ihrer in ver 
Kammer gethanen Aufßerungen nicht zur Nechenfchaft gezogen werden. Keine Haft kann wäh- 
rend der Seſſion gegen einen Deputirten vollzogen werden, feine Belangung kann ohne Er= 
laubniß der Verſammlung geſchehen. Die jährliche Seſſion dauert 40 Tage, doch kann der 
König-Sroßherzog die Stände außerordentlich einberufen. Der König-@roßherzog fann die 
Stände auflöfen, die Neumahlen müffen dann binnen drei Monaten gefchehen. Die Diäten ver 
außerhalb der Hauptflabt feßhaften Deputixten betragen 5 Fr. (1 Thlr. 10 Sur.) per Tag, 
die in der Stadt wohnenden erhalten feine Entfchädigung. 

Der König:Großherzog regelt die Organifation und ernennt und entläßt die Mitglieder 
feiner Regierung. Diefelben jind verantwortlih. Neben ihr befteht ein Staatsrath, welchem 
es obliegt, über die Geſetzentwürfe und bie zu denfelben beantragten Verbefferungsvorfchläge 
forie über die Befegmäßigfeit der allgemeinen Beihlüffe und Reglements zu berathen ſowie 
die Gompetenzconflicte und adminiftrativen Streitigfeiten zu regeln... Die Minifter können 
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ſich Inder Kammer durch Commiffare vertreten laſſen; fie köͤnnen von ven Ständen in Anklage: 
zufland verfeßt werben, und ein verurtheiftes Regierungsmitglied kann vom Rönig- Großherzog 
nur auf Antrag ver Ständeverſammlung begnadigt werben. 

Die Streitigkeiten, welche bürgerliche Rechte zum Gegenftand Haben, gehören ausfchließlig 
vor bie Berichte, außerorbentliche Gerichte können nicht gebilnet werden. Die Sitzungen der 
Gerichte find öffentlich; die Urtheile find metivirt und werden in öffentlicher Sitzung gefproden. 
Die Richter find auf Lebenszeit ernannt und koönnen nur durch ſoͤrmliches Urtheil ſuspendirt ober 
abgefeht werben ; ihre Gehalte beflimmt das Geſetz. Lokale Verorbnungen werben von den 
Berichten nur infofern in Anwendung gebracht, als dieſelben mit ven Geſetzen übereinftinenen. 

Altes was die bewaffnete Macht betrifft, if durch das Befep geordnet, vorbehaltlich der Bun⸗ 
despflichten. Es kann durch das Geſet eine Bürgergarde gebildet werden. 

Steuern fünnen nur dur dad Geſetz eingeführt werden; Genisindeauflagen nicht ohne 
Einwilligung des Gemeinderaths. Die Steuern werden fo lange erhoben, ald das Geſetz beſteht, 
welches fie anordnet. Es kann hinfidtlic der Abgaben feine Bevorzugung eingeführt werden. 
Benfionen, Wartegelver, Oratificationen müflen durch das Geſetz bervllfigt werben. Das Bubger 
der gewöhnlichen und fländigen Einnahmen und Ausgaben wird auf permanente Weiſe durch 
dad Geſetz feftgeftellt; dad Budget ver nichtfländigen Einnahmen und Ausgaben wird jebes 
Jahr durch ein befonderes Geſetz feſtgeſtellt. Es exiſtirt eine Rechnungskammer, welche die Ber: 
wendung der Ausgaben überwacht. 

In jeder Gemeinde beſteht ein Gemeinderath, der Direct von ben Einwohnern gewählt wird. 
Der Bürgermeifter wird ernannt und entlaffen von König: Großherzog, welcher denſelben 
außerhalb des Gemeinderaths wählen kann. Der Geneinderath entfcheidet alles, was allein 
das Gemeindeinterefle berührt, vorbehaltlich der höhern Genehmigung. Keine Gemeindeauf⸗ 
lage kann ohne Ermächtigung des Koͤnig⸗Großherzogs eingeführt werben. Der König: Groß: 
Herzog kann diejenigen Acte der Bemeinvebehörben, welche dem Geſetz oder dein allgemeinen 
Intereſſe zuwider jind, annulliren. 

Fremde flehen unter dem Schuß der Geſetze. Geſetze und Verordnungen find erſt verbind⸗ 
lich, wenn fie in der gefelichen Form veröffentlicht worden. Keine Beſtimmung ver Berfaflung 
kann anders als im Falle des in Gemäßheit des Geſezes ausgefprochenen Belagerungszuftandes 
ſuspendirt werben. Es kann an der Berfaffung feine Abänderung eingeführt werden, wenn 
nicht dieſelbe durch zwei Abſtimmungen, die auf zwei verſchiedenen Landtagen und mit einem 
Zwiſchenraum von mindeſtens 40 Tagen flattgefunden haben, angenommen worden. Während 
einer Regentſchaft kann an der Verfaſſung keine Abänderung vorgenommen werden. 

Nachdem die rettende That vollbracht war, trat eine dumpfe Ruhe ein, bie an ſechs Monate 
dauerte und nur von vierteljährigen Ordonnanzen, wodurch ſich die Negierung Gelber bewil⸗ 
ligte, unterbrochen ward. Der Brefle ward das Leben Heiß gemacht; ed vegnete „väterliche Ber- 
warnungen‘‘, bie Schweigen auferlegten, mit dem Verbot, von der Verwarnung etwas verlauten 
zu laflen. Die Rebaction des „Wächter ander Sauer“ ſah fi gezwungen, von dem Blatt zurüd- 
zutreten, um bie Gonceffion des Druders nicht zu compromittiren, und fo blieb der „Courrier“ 
allein auf der Breſche, der eine eigene Druderei beſaß und deſſen Eigenthümer (Norbert und 
Julius Meg, legterer Sohn von Karl) es auf die Conceffiondentziehung ankommen laſſen woll: 
ten und fonnten. 

Im Monat Mai gefellten fi die fünf Staatöftreihsminifter einen fechöten Gollegen zu, H 
W. Auguftin, Oberflaatsanwalt, wahrſcheinlich um die nunmehr beginnende Arbeit bewältigen 
zu fönnen, Am 7. Juni erfcheint das neue Wahlgefeg, von den Sechſen unterſchrieben. Es foll 
zweierlei Arten Deputirte geben: 16 Gantonal- und 15 Diftrietövertreter. Die erften werben 
gewählt in den Hauptorten ver 13 Wahlcantond von Wahlmännern, die in ben einzelnen 
Gemeinden ernannt worben find. Ein Wahlınann kommt auf 500 Seelen, und um Urwäßler 
zu fein, iftein Genfus von 10 Fr. erfordert. Die zweiten werben in jebem der vier Diftricts- 
bauptorte direct gewählt von den 125 Fr. directe Steuer zahlenden Bürgern. Gleichzeitig 
wurden bie Urwähler für den 7. Juli zufammenberufen. Damit die Preffe nicht zu kühn werde, 
ward andern Tags eine Strafverordnung erlaſſen, welche jedes mögliche durch Wort oder Druck 
zu begehende Vergehen mit drakoniſchen Strafen bedrohte, und kurz hernach das Juſtizdeparte 
ment in die Hände des Hrn. Auguſtin gelegt, deſſen Rückſichtsloſigkeit gegen vie öffentliche Mei: 
nung längft erprobt war. Am 28. Juli erfchien eine neue Ordonnanz, welche den Staatsrark 
organifirte. 


Die Urwahlen fielen derart aus, daß weder Regierung noch Oppofition auf Das Reſultat 
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der Deputirtenwahl feſt rechnen konnten, und man war deshalb äußerſt gefpannt auf pas Er⸗ 
gebniß der letztern, die am 20. Aug. fattfinden follte. Inzwiſchen benugte bie Regierung ihre 
Muße, um durch Orbonnanz die Notare, deren Einfluß fle fürdtete, unter Ihre Botmäßigkeit zu 
bringen. Als die Cantonalwahlen gefhehen waren, ergab fih, daß von den Gewählten neun zu 
den Regierungo- und fieben zu den Oppofitionscandidaten zählten» Mit großer Zuverficht rief 
das Minifteriam dann für ven 17. Sept. die Diftrietöwähler zufammen. Die Oppoſition, durch 
ihre Niederlage bei den indirecten Wahlen amgefpornt, machte nun ihrerfeits große Anftren: 
gungen, und Ihr EHef, N. Dieg, erließ ein Manifeſt, worin er das liberale Programm aubein⸗ 
anderfegte und den Wählern Die Wichtigkeit des Augenblicks and Herz legte. Das Reſultat 
war ein überaus erfreuliches. Die Wähler erfgienen fozufagen ohne Ausnahme vor ber Urne 
und ernannten 18 Liberale gegen zwei ®ouvernementale. Die Liberalen beſaßen alfo eine 
Zweisrittelmajorität in der Fünftigen Rammer. Statt ſich aber zu beugen vor dem Urtheil des 
Landes, machte ſich die Regierung jept unverzüglich an die Detroyirung aller jener Geſetze, für 
die fle eine Billigung durch die Bolfönertretung nicht erivarten durfte. Vom 25. Sept. an, wo 
die Ordonnanz Über pie Rechte und Pflichten der Öffentlichen Beamten veröffentlicht wurde, ver: 
ging faft fein Tag, wo nicht eine neue Verordnung erſchien; Steuerweien, Juſtizverwaltung, 
Öffentlicher Unterricht, Beanıtengehalte, Kataſter, Milltärgefege u. ſ. w. erlitten fänmtlich ein: 
feitige Abaͤnderungen. Am 17. Nov. wurde auch das am 7. Juni octroyirte Wahlgefeg abge: 
ſchafft. Die Wahlen für die 31 Deputirten follten von nun an nur mehr indirect in den Can⸗ 
tonalhauptorten gefchehen, auch behielt fi, die Megierung vor, bei den Urwahlen öffentliche 
Abſtimmung einzuführen. Sollten bie zum Januar 1859 Neuwahlen nötbig werden, fo hatte 
der Konig-Großherzog dad Recht, die Deputirten in der Hanptſtadt Direct Durch den Gemeinde⸗ 
rath erwählen zu laflen, in den übrigen Gantonen aber follten die Bemeinderäthe die XBahl-- 
männer bezeichnen. Letztere Beſtimmung Fam wirklich in Ausführung in den Gantonen Gre⸗ 
venmader und Merſch, deren Deputirten (Rotare) von ver Negierung die Erlaubniß, das 
Mandat anzunehmen, nicht ertheilt 'worben mar. Andere Beamte (Bürgermeifter, Richter) 
hatten ihr Amt niedergelegt, um in der Kammer figen zu können. Ginen Beweis von unglaub: 
lider Schwäche lieferte bei diefer Gelegenheit ver Advorat und Deputirte Jonas, der, weil er 
gleichzeitig Anwalt war und in diefer Bigenfchaft die Zuflimmung der Regierung beburfte, fein 
Mandat nieverlegte: es bedurfte feiten® des Varteichef8 einer energiihen Zurechtweiſung, um 
ihn zur Zurüdztehung feiner bereitö eingereichten Dimifflon zu bewegen. Am 22. Det. warb 
die Druckerei des „Courrier“ auf drei Monate geſchloſſen, weil er trog der bereits früher erhal⸗ 
tm „wohlwollenden Berwarnungen’ bas von der Megierung befolgte Ortrovirungsigften 
ein „unerhörted‘ genannt hatte und Die Meinung ausfprach, jegt, wo die Kammer gewählt, fei 
es conſtitutionell, ihr die Geſetzvorſchlaͤge zu unterbreiten, die man einfeitig deeretire. Am 
29. Nov., tage vor dem Zufammentritt der Stände, erfchien nod eine letzte Orbdonnanz, die 
Herausgabe einer Regierungszeitung betreffend; alle Gemeindeverwaltungen und alleBeamten, 
die Bureaugelber bezogen, waren gezwungen, zu abonniren, und alle Öffentlichen Unter fowie 
die Notare, die Gerichtsvollzieher und fogar bie Privaten, die etwas öffentlich verkaufen wollten, 
waren gendthigt, unter ſtarken Gelvſtrafen, ihre Anzeigen dem neuen Blatt zur Bintüdung zu 
geben. Am 28. war aud die Regierung reorganiſirt worden; die Herren Servais, Eufchen und 
9. Scherff traten aus und e& blieben nunmehr auf der Breſche die Herren Simons, als Staats: 
minifter, und Würth: Baquet und Auguftin als Generaldirectoren. 

Am 30.Ro. trat die Kammer zufammen. In der Eröffnungorebe erklärte ver Brinz-Statt- 
halter, daß dad nenne Regiment den wohlverftandenen Interefien des Landes gemäß fei, und daß 
bie monarchiſchen Geflihle der Luxemburger aus ver Kriſis unberührt hervorgegangen feien. 
Die neue Verfaſſung confervire allerdings nicht die Ausfhreitungen des parlamentarifchen Sy: 
ſtems, aber indem fie Die Regierung über die Barteien flelle und deren leidenſchaftlichen Angriffen 
entrücke, erhebe fie die Miffion ber Stände, weit entfernt, diefelben herabzufepen. Man kann 
fi denken, unter welchen Befühlen die Deputirten ihre Arbeiten begannen. Die Geſchäftsord⸗ 
nung, welde gemäß ver Verfaffung durch ein Befeg feftgekellt werben follte, war ebenfalls 
fir und fertig octroyirt worden, und Ihr zufolge war es ver Kammer unterfagt, eine Antworts- 
adrefie auf die Thronrebe zu erlaffen. Der König ernannte H. Wellenftein (1854 Minifter) 
zum Borfigenden ; als Secretäre gab ihm die Geſchäftsordnung die beiden jüngften Deputirten, 
3. Mey und A. Fiſcher, bei. Bu 

Sänmtlihe Deputirten leiſteten den Cid auf die neue Berfaflung , ohne die geringften Re⸗ 
ferven zu machen, und bie Megierung beeilte fi, dies für fle glückliche Ereigniß an den Bund 
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nach Frankfurt zu berichten. Es iſt zu bedauern, daß die Kammer eine ſolche Willfährigkeit 


bewieſen und nicht ſich die Ratifieation des octrohirten Grundgeſetzes vorbehielt; was fie won 


einem ſolchen Schritt abgehalten zu haben ſcheint, mag das Mistrauen jein, das gegen Frankfurt 
bei allen Luxemburgern vorherrſcht. Der Regierung kam biefes Gefühl zugute und fie wußte 
es klüglich zu benupen. . 

Die erſte Vorlage, die der Kammer gemacht wurde, war bie Erhöhung der Civilliſte von 
160000 auf 200000 Er. In den Budgets war gleichfalls eine Erhöhung der Miniſter⸗ 
gehalte beantragt. Die Debatten begannen gelegentlich der Zulaflung ver neuen Deputirten, 
pie nach dem zweiten Wahlgefep, durch Vermittelung der Gemeinderäthe ernannt worben waren. 
Die Majorität wollte dieſelben nicht zulaffen, da das Geſetz unconſtitutionell ſei. Der Borfipenve 
Hr. Wellenftein erklärte jedoch, einen dahin lautenden Antrag nicht zur Discuffion bringen zu 
wollen, da ed Rebellion fei, über die Gültigkeit eines Geſetzes zu vebattiren. Als trotzdem bir 
Kammer auf ihrem Antrag beſtand, verließ er den Sit, der von dem Alteröpräfldenten (zufällig 
auch ein Regierungsmann) eingenommen wurde; auch biefer bebarzte in ber Weigerung feines 
Vorgängers. Endlich einigte man fi. dahin, vie Neugerwählten guzulaflen, dagegen aber eine 
Adrefie an ven König zu erlaffen, um ihn um Widerruf der Wahlverorbnung zu bitten. Der 
Adreßentwurf war bereitö audgearbeitet und vorgelegt, als infolge ber Dazwiſchenkunft des Prinz: 
Statthalters deſſen Botum his nad) Erfedigung der laufenden Geſchäfte (Eivillifte und Budget) 
vertagt wurde. Seitens der Regierung wurde das Verſprechen gegeben, daß, menn bie Seffion 
ihren normalen Verlauf nehme und ein acceptabled Budget zu Stande fomme, vie gehäffigen 
Beilimmungen ber November: Orbonnanz nicht zur fernern Ausführung gelangen follten. Nach 
einer zweitägigen Discuſſion, worin feitend der Oppofition ver Staatsſtreich nad; Verdienſt ge- 
würdigt wurbe, warb dann auch die Erhöhung der Civilliſte votirt: 16 Stimmen waren dafür, 
14 dagegen, ein Mitglied der Linken enthielt ſich der Abftimmung. Drei Mitglieder der Oppo⸗ 


fition, die fich bei dieſer Gelegenheit von ihren Collegen trennten, hatten dem Geſetz die Majori- 
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tät verichafft. Im Budget ward Hingegen die projectirte Erhöhung ver Miniftergehalte theilweite 
geſtrichen. Auch die Stage der Bintheilung der Budgetpoften in ſtehende und jährlich zu voti- 
rende warb in einer Weiſe erlebigt, daß bie Regierung leiplich damit gufrieden fein Fonnte. 
Somit war bie Sefjton zu dem verlangten normalen Abfchluß gebiehen und follte nunmehr 
mit dem Botum der Adrefle vorgegangen werben. Allein vie Regierung, vorgebend, durch ihr 
Berfprehen, daß Die Wahlordnung nicht mehr zur Ausführung kommen folle, ſei ber Zweck der 
projectirten Adreſſe erreicht und eine ſolche alfo überflüflig getuorben, ſchloß die Seffion, indem 
fie fi für die Boten der Kammer bedankte. Bittere Ironie! Um fie voll zu machen, weigerte 
fi der Vorfigende fogar, bie flenograpbirten Rammerbebatten zur Veräffentlihung gelangen 
zu laflen, ſodaß dad Land nicht einmal erfuhr, was feine Vertreter gefagt hatten und welche 
Motive jie.bewog, fi der Regierung gegenüber in allen Stüden jo nadgiebig zu beweiſen. 
Auch die Seſſion von 1858 brachte außer Mecriminationen gegen die Miniſter auf politi= 
ſchem Gebiete nichts zu Stande. Die Regierung erklärte rundweg, fie bedürfe nicht des Vertrauens 
der Kammer und verlange es nicht. Im folgenden Jahre änderte fie inbeflen ihre Sprache in 
etwas, und in einer außerordentlichen Seſſion kam eine fogenannte Verföhnung zu Stande, 
deren Bedingung einerfeitd die Anerkennung der Berfaffung und der Ordonnanzen war, wäh⸗ 
rend ihrerjeitd die Regierung in die Modification einzelner der ſchreiendſten Beflinmungen ber 
Ordonnanzen willigte und im Brincip die Revifion dieſer extralegalen Gefepgebung in Ausfict 
ftellte. Auch die officielle Zeitung fiel als Opfer diefer Verföhnung. Gleichzeitig traten bie 
Minifter Würth-Paquet und Auguflin aus und wurben durch die Herren Thilges und Ulveling 
erfegt. Würth: Baquet ließ ih zum Präfiventen des Obergerichtshofs ernennen, Auguftin 
zum Gifenbahncommiffar mit dem unverhältnißmäßig hohen Behalt von 9000 Fr. (als Mi: 
nifter hatte er blos 7500).*) Hr. Simons allein blieb von der alten Reaction noch am Ruder; 
feine Nachgiebigkeit. warb mit einem Gehalt von 15000 Fr. vergolten., Allein auch die neue 
Regierung vermochte nicht lange fich zu Halten, va ihre Geſetzvorlagen über Preffe und Wahlen 
der Kammer nicht liberal genug erſchienen, und ſie trat im Sommer 1860 ab, un einem theil- 


4) Seit Anfang November 1863 it Hr. Auguflin aus dem Staatsdienft in Die Direction ber Inter: 
nationalen Bant eingetreten. Die Bank ſchuldete ihm in der That einigen Danf, denn er hatte ſich von 
ihr gelegentlich der durch ihn abgefchloffenen erften Anleihe von 3 Mill. arg übertölpeln Iaffen. Ale 
Finanzminiſter fehlte ihm die Kenntniß ber erften Anfangsgründe aller Sinanzwiffenfchaft; welche An: 
ſpruͤche ex fonft befigt, um an bie Spige eines Creditinſtituts zu treten, iſt ſchwer einzufehen. 
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tweife aus der bisherigen Oppofition genonnmenen Miniflerium Pla zu machen. Baron v. 
Tornaco warb Staatsminifter, Hr. Jonas übernahm die Juftiz und das Innere, Hr. Ulveling 
warb beibehalten, weil der Bring nicht wollte, daß die neue Verwaltung ven Charakter eines 
abfoluten Bruch mit der Vergangenheit trage. 

Die liberale Partei im Lande glaubte nunmehr am Ende ihrer Leiden und Känıpfe zu fein. 
Allein fle Hatte ſich geirrt. Schon die Art und Weife, wie die neuen Minifter ihr Bortefeuille 
Abernaßmen, mußte Berbacht erregen: fte confultirten weber Ihre Gollegen, deren Unterflügung 
ſie doch bedurften, noch Hatten fie e8 gewagt, ein beftimmtes Programm der Krone zur Annahme 
vorzulegen. &o war glei von vornherein der Keim zum Zwielpalt gelegt. Die Liberalen 
fagten ji, daß eigentlich Feiner der neuen Miniſter ganz ſich zu ihren Principien befenne, denn 
Hr. v. Tornaco iſt Ariftofrat, den blos bie Oppofition gegen ven Staatöftreih momentan zu 
ihrem Verbündeten gemacht hatte; ; Hr. Jonad hatte auf politiſchem Gebiet allerdings freifinnigen 
Grunpfägen gebuldigt, allein in ber Seele war und blieb er Flerikal, und Hr. Ulveling hatte 
bereits allen Barteien gedient. Die Regierung gab vor, ihre Aufgabe fet die Berföhnung, und 
um zu zeigen, was fle darunter verflehe, beehrte fie fozufagen ausfchließlich die Anhänger der 
Reaction mit ihren Gunſtbezeigungen. Ein einziger Liberaler (Ulrich) ward mit einem Amt 
bedacht, und dies weil fle in ihm einen Verbündeten witterte für den bevorſtehenden Kampf gegen 
die alte Majorität, die geforengt werben follte. Um den Einfluß des „Courrier“ zu breigen, 
warb ein fogenanntes ‚„‚gemäßigte#” Blatt („L'Union‘) von der Regierung gefchaffen und bie 
Redaction dem gefagten Hrn. Ulrich anvertraut, ver denn auch in Verdächtigung und Anfeindung 
ver nunmehr als eraltirt verſchrienen Altliberalen das Unerhoͤrte leiſtet. Schon glei bei ven 
Erſahwahlen für die von ven Miniftern verlaffenen Deputirtenpoften glaubte der neue General⸗ 
director des Innern, Hr. Jonas, ſich gegen die von der liberalen Partei aufgeſtellten Candidaten 
erheben zu koͤnnen. Allein ver Erfolg hat gezeigt, wie wenig perfönliches Gewicht derſelbe be= 
figt, denn fein erflärtefler Gegner auf klerikalem Gebiet, Advocat Andre, ward in der Hauptftadt 
mit großer Majorität gemäßlt. 

Auf dem Gebiet ver Geſetzgebung entſprach die neue Regierung ebenfo wenig den gehegten 
liberalen Erwartungen. Ein von ihr vorgelegte® Breßgefeg ward verworfen als nicht genügenn 
liberal, und fie mußte fih in einer andern Seffion bequemen, freifinnigere Beftimmungen zu 
gewähren. Bon den Druderconceflionen wollte fle allernings nicht abweichen, weil ſolche durch 
die Bundesverordnung erheijcht ſeien, allein eine ſolche darf künftig Feinen Luxemburger mehr 
verweigert werben; die Entziehung der Conceſſion kann nur auf gerichtlichen Wege gefchehen, 
und ver Drudler geht firaflos aus, wenn er beim erften gerichtlichen Verhoͤr ven Verfaſſer nennt. 
In der nämlichen Seffton (1861) kam aud ein neues Wahlgefeg zu Stande, das directe Can⸗ 
tonalmahlen mit einem Genfus von 30 Fr. (dem niebrigften, den die Berfaflung zuläßt) ein- 
führt. Bon ver liberalen Bartei ernſtlich bedrängt, willigte die Regierung 1862 endlich auch 
in die-Befeitigung anderer Ordonnanzen, namentlich jener über die innere Geſchäftsordnung 
des Haufes und des Staatdraths. Letzteres Geſetz hat indeß aus Mangel an Zeit in der ver: 
floſſenen Seffion nicht erledigt werben können; Die Majorität hat ſich ver Vorlage nit günftig 
erwiefen und Hrn. Andre ſum Berihterflatter ernannt. Die neue Geſchäftsordnung hat das 
tn der ortroyirten enthaltene Verbot, auf die Thronrede mit einer Adreffe zu antworten, auf- 
gehoben und die birecten Beriehungen zwifchen Krone und Kammer wieverbergeftellt, wäh- 
rend folge bis dahin nur durch Vermittelung des Regterungspräftdenten vor fich geben konn⸗ 
ten. Kür die nächfte Seffion ift auch ein Geſeg Über die Binführung der Jury in Ausſicht ge- 
ſtellt; Hr. Jonas, der 1848 für die Jury gewefen, als Minifter aber davon nichts mehr wiſſen 
wollte, hat pie Einbringung des betreffenden Geſetzes förmfic für 1863 verfprechen müflen. 

Die Sefflon von 1862 war Infofern noch von Wichtigkeit, ald der Trennungsproceß im 
liberalen Lager zur Reife gedieh, begünfligt durd die Cinwirkung der Regierung. Sechs bis 
fleben Mitgliever der frühern Linken und fänmtlid zum Klertfalismus binneigend, find ihren 
frühern Genofjen untreu geworden, um den Kern der minifleriellen Bartei zu bilden. Die Alt: 
liberalen over die Partei Mey zählt indeſſen noch über ein Dußend zuverläffiger Veteranen, mas 
‘bei einer Kammer von 31 Mitgliedern ihr immer noch das Schickſal der Regierung in die Hänbe 
gibt. Das Bouvernement ſucht nımmehr feine Stüge im Klerus, dem es abfolut freie Hand 
1äßt, und ber in ven Wahlen vom nächſten Iunt die Hauptrolle fpielen wird. Die Hälfte ver 
Kammer wird nämlich um diefe Zeit erneuert, und von der Wahlſchlacht wird dad Schickſal des 
"Minifteriums abhängen. Siegt die Reaterung, dann hat die langerfehnte Stunde fire die Ul⸗ 
tramontanen grſchlagen, und wehe alsvann der Gewiſſensfreiheit, wenn ver proteftantifche König 
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ihnen ben Zügel ſchießen läßt. Schon jetzt hat ver Chef der Partei über den „Courrier‘' den 
Bannfluch verhängt und über alle, die ihn lefen. Primär- und mittlerer Unteryicht find ganz 
zur Devotion bed Klerus; Geiſtliche Orden aller Art niſten fi im Lande ein und gedeihen zu⸗ 
ſehends. Wenn das alled unter der Herrichaft des Concordats von 1801 geſchehen fann, was 
wird Bann die Zukunft dem Lande vorbehalten? 

Im. Kichlihe Berhgältniffe Als 1839 das Großherzogthum wieder au dad Haus 
Oranien fiel, hieß es in der Beſitzergreifungsacte, daß in kirchlichen Angelegenheiten der Sta⸗ 
tusquo bleiben ſolle. Dies hieß ohne Zweifel, daß auf dem flachen Lande, wo durch die belgiſche 
Verfaſſung dad Concordat von 1801 beſeitigt geweſen, factiſch alles Beſtehende reſpectirt wũrde, 
während in ber Hauptſtadt das franzoſche Concordat unverändert feine Wirkung behalten 
hatte und noch jegt Hat. Es läßt ſich indeſſen unmöglich denken, daß auch rechtlich heute noch auf 
bem flachen Rande das belgische Kirchenregiment fortbeſtehe, während die Hauptfladt unter einem 
ganz andern leben würde; ed wäre dies ungefähr, wie wenn in ber Hauptſtadt die Monarchie, 
auf dem Lande aber bie Republik herrſchte. Das iſt aber, was die Klerifalen noch heute be- 
haupten, ung bie Nothwendigkeit eines neuen Concordats nach öſterreichiſchem Muſter darzuthun. 
In frühern Zeiten gehörte Luxemburg zu den Bisthümern Trier, Meg, Lüttich und Namur. 
Als Luremburg belgiſch wurde, warb es dem Bisthum Namur ausſchließlich zugetheilt und 
von einem Generalvicar verwaltet. Dies blieb fo bis 1842, wo das Land zu einem apoſtoliſchen 
Bicariat erhoben und Biſchof Laurent (von Eherfonned), befannt von Hamburg her, zum apo⸗ 
ſtoliſchen Vicar ernannt wurde. Gleich bei feiner Ankunft im Lande brachen zwiſchen ber Civil⸗ 
regierung und ihm Miöhelligfeiten aus, weil er den dur das Concordat vorgefehenen Git 
nit leiſten wollte, Laurent’ 8 Weigerung warb vom König gebilligt, der wahrſcheinlich ven 
belgiſchen Biſchöfen zeigen wollte, daß auch unter Oraniend Scepterman Eatholifh fein £önne, 
und die Regierung mußte ich fügen. Mit welchen Gefühlen fie dies chat, zeigen Die Worte bed 
Staatsfanzlerd v. Blochaufen in feinem Abſchiedöbrief (6. April 1848) au pen König: „Main- 
tenant Sa Majeste peut se convaincre, qu'en se laissant circonvenir par le chef du clerge. 
Elle a abdique, car aujourd'hui les citoyens honorables et, devoues se retirent d’Elie, en 
meme temps que le chef du culte se trouve maitre de la population grossidre qu'il fait 
agir à sa guiso“ u. ſ. w. Allein Laurent war nicht blos ſchroff zur Regierung, er forderte mit 
gleicher Kühnheit Die Toleranz und die gefunde Vernunft heraus. Der befannte Atheiſt Ernfl 
Gregoire (1848 in Paris Chef ded Klubs der Devorants!) warb 1845 ind Land berufen, um 
eine ultramentane Zeitung zu redigiren, die indeſſen ein Eägliched Ende nahm, nachdem Bre- 
goite, wegen Unterichlagung eines Briefed auf der Poſt zur Unterſuchung gezagen, ih hatte 
ffüchten müffen. Kaplan Micelis, von den fölner Bifhoföwirren her bekannt, ward zum Pro- 
feffor ins neuerrichtete Priefterfeminar berufen, um der heranwachſenden Klerifei den rechten 
Geiſt der ultramontanen Unduldſamkeit einzuflöpen. Die Freimaurer wurben in ven Bann 
erflärt und nicht mehr Firhlidh begraben. Einem armfeligen Frauenzimmer murbe von Zaurent 
feierlich der Teufel ausgetrieben, ver fih RoRoRo zu nennen erflärte. Die Aufgeklärten im 
Lande waren entrüftet über ſolche Kühnheiten, die Beften im Klerus felbft verurtheilten das 
Treiben ihres exotifchen Chefs. Doch daran fehrte ſich Laurent nicht; er verfuhr mit der größ- 
tentheilß liberalen Gelftlichfeit wie ein Despot, ver: und entjegte Die Pfarrer ohne Urtheil und 
Net, und den Liberalen arbeitete er dadurch entgegen, daß er feine Nege über die Frauenwelt 
warf. Inzwiſchen fam das Jahr 1848, und der Biſchof, bei dem Roͤbelauflauf compromittirt. 
ward abberufen; er fuhr am 1. Mai aus Luxemburg fort, indem er eine Kutjch⸗ mitnahm, die 
ihm vom Klerus des Landes als Cultuschef geſchenkt worden war. Um ihn proviſoriſch zu er⸗ 
ſeten, warb fein Secretär Adames bezeichnet, ver auch nach des Biſchofs Entfernung ſich ala 
deſſen bloßes Inſtrument anſah, ſodaß Laurent von Aachen aus inmer noch die Diöcefe ver⸗ 
waltete. Alle erdenklichen Schritte wurden gethan, um deſſen Rückkehr zu erreichen: das Volk, 
das nie um ſeinen Wunſch gefragt wird, wenn es gilt ihm einen Paſtor oder Biſchof zu vctroyi⸗ 
ren, mußte Petitionen unterſchreiben, daß ver Kirchenhirt wieder zurückkehren ſolle; in den 
Kirchen ward unabläſfig zu dem Ende gebetet; Deputationen wurden nach dem Haag geſchickt, 
kamen aber ſchlecht an. Man erzählt, daß eine derſelben, Adames an der Spitze, von dem jetzigen 
König gefragt worden ſei: „Que me voulez-vous? Vous voulez la guerre?“ (auf feinen 
Säbel ſchlagend:) ‚je vous la ferai, et bonne. Restez dans votre diocese.‘ Allein das altes 
entmuthigte die Kleriker nicht. Ale 1854 Wilhelm Ill, das Rand befudhte und in nen Gemeinden 
feierlich empfangen twurbe, mußte ex in allen von ven Pfarzern gehaltenen Neben die Bitte um 
Rückkehr des Biſchofs Hören. Am Ende ſcheint deuz Monarchen Die Geduld auögegangen zu fein, 
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und als zu Diefiv in feierlicher Audienz der Dechant die nämliche Bitte abermals vortrug, 
antwortete ber König kurz: „Il nereviendra pas.” Der Dechant aber hatte nit verflanden 
und fragte: „Plait-il, Sire?“ morauf der König donnernd feine Worte wiederholte und dem 
verblüfften Paftor den Rücken drebte. Nachdem fo jede Ausſicht auf die Rückkehr des Ober- 
hirten verloren war, und nachdem auch die Hoffnung Laurent's auf den lütticher Biſchofaſtuhl 
ih als eitel Trugbild erwiefen, dachte der Herr. an die Sicherung feiner Zukunft und ließ fi 
‚som Rande penfloniren durch einen Ruhegehalt, das feinem frühern Schalt gleichkam. Er ver: 
zehrt daffelbe ruhig in Aachen; man fagt, er fei bei dem Betrieb einer Bierbrauerei betheiligt. 
Seine PBenfionirung. warb von Rom ans als Vorbedingupg zum Abſchluß eines Concordaté 
gemacht. 

Die klerikale Bartei Batte 1848 im März ein von Midelis redigirtes Organ begründet, das 
„Luxemburger Wort für Wahrheit und Recht“, das die Intereſſen der Kirche zu vertreten be⸗ 
flimmt war. Die eraffeften ultramontanen Theorien wurden und werben noch heute darin ver⸗ 
theidigt. Als man die Wiederkehr nes Biſchofs nicht purchzufegen vermochte, ging die Zeitung 
fo weit, das Recht des proteftantifchen Könige, über das Fatholifche Land zu herrfchen, in Zweifel 
zu ziehen, wofür denn ber Drucker zu zwei Jahren Gefaͤngniß verurtheilt wurde. Kaum war 
das Urtheil geſprochen, als vier —28 wovon zwei Profefforen am Seminar und am Athe⸗ 
näum, ih als Autoren de von Michelis verfaßten Artikeld bekannten, ohne daß feitend der Re⸗ 
gierung gegen diejelben eingeſchritten worben wäre. Laurent's Geiſt blieb auch nach feiner 
Gnifernung maßgebend in der kirchlichen Berwaltung, und heute, mo die ältern Geiſtlichen all⸗ 
mahlich ausgeflorben, find die Pfarreien faft ſämmtlich mit jungen Fanatikern befeßt, vie ihr 
Jahrhundert dreiſt in die Schranken fordern. Der Brovicar Adames ſcheute ih 1848, ald die 
damalige Verfaflung ausgearbeitet wurde, nicht, förmlich zu proteflizen gegen bie Gewiſſens⸗ 
freiheit und die im Grundgeſetz gewahrten Rechte des Staats bei Ernennung bed Gultuschefs. 
Als 1856 der Staatéſtreich vollbracht wurde, ſtellte fi der Klerus auf die Seite ver Regierung, 
und während des ganzen Streit zwifchen Reaction und Liberalismus war der Klerus fozufagen 
der einzige Bundesgenoffe der erſtern. Natlerlich fagte er feine Hülfe nicht ohne gebührenve 
Belohnung zu, und bie dem Volk gegenüber ſchwache Regierung ließ es ruhig geſchehen, daß der 
Klerus unter anderm den Unterricht vollſtändig in feine Macht bekam. Der König ſoll erklärt 
Haben, er wolle als Proteftant in die kirchlichen Angelegenheiten ſich nicht weiter mifchen. Seit 
die Kirche infolge der Schwäche der Regierung faetiſch eine uͤbermacht erlangt hat, die ihr nimmer 
buch ein Concordat zugeflchert werben fonnte, ift dad Geſchrei nad) einem ſolchen verflummt, 
und, ermutbigt burd die klerikalen Tendenzen des heutigen Miniſters Ionas, geht ihr ganzes 
Streben pahin, das Birmriat in ein Bisthum zu verwandeln. Deputationen über Deputationen 
“wenden fi zu dem Ende an die Regierung, die indeſſen ver Zuſtimmung ber Kammer nicht 
ſicher ift und deshalb fi feut vorzugehen. Bor einigen Wochen hat nun der Papfl Hrn. 
Adames zum Bifhof von Salitarnaffus in partihus ernannt, und wenn in den fommenden 
Wahlen die Elerifal: gouvernementale Bartei fliegt, wird zweifelsohne das Bisthum auch bald 
zur Wirflichfeit werden. lim zu dem Zwede zu gelangen, if} der von I. Web redigirte 
„Courrier‘ ercommunicirt worden, und im ganzen Lande wird fein Sünder mehr in ber Beichte 
losgeſprochen, der daB liberale Blatt Tief. Bon den Kanzeln und im Beichtſtuhl wird auf 
Frauen und Kinder gewirkt, und fo hofft man die liberale Bartei zum Fall zu bringen. Der 
„Courrier” ift inzwifchen gegen ven apoftolifgen Vicar bei ven Gerichten klagbar geworben, 
und diefe werben zu entſcheiden haben, -ob der Klerus das Recht hat, Preß⸗ und Gewiſſensfrei⸗ 
beit, die durch die Verfaſſung garantirt find, zunichte zu machen. 

Die Wahlen vom Menat Juni 1863 haben die Barteien ungefähr in derſelben Stellung 
gelaffen, wie fie ſich bisher gegenübergeſtanden. Die verzweifeltftien Anftrengungen der Kle- 
rikalen: der Bannfluch gegen den „Courrier’‘, dad Verſprechen des Himmeld und dad Drohen 
mit der Hölle von den Kanzeln herab find vergeblich geweſen, um bie beiden Deputirten, auf 
die ea die Kleriſei hauptſaqhlich gemünzt hatte, die Herren Karl Andre und I. Meg, zu Falle 
zu bringen; beide wurden wiedergewählt, trogbem bad Minifterium den prieſterlichen Fana⸗ 
tikern bülfreich an Die Hand gegangen war. 

Der Erfolg diefer Wahlen iſt zunächft die Entlaflung bed Miniſters Zonas und ſeine Er⸗ 
ſetzung im Spätherbſt durch den Generaladvocaten Neumann geweſen, ver bis heute feine ent⸗ 
ſchledene Parteiſtellung eingenommen hat. 

Der Proceß des „Courrier“ it im Laufe deſſelben Jahres in erſter Inſtanz zu Gunſten des 
NProvicars; nunmehrigen Biſchvyfs von Halikarnaß, entſchieden worden. Präfibent des Dem 
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richts iſt Hr. Toutſch, einer ver Koryphäen ber klerikalen Bartei im Lande; er verweift in 
feinem Urtheil den „Courrier““, wenn er fih durch den Bann ungerecht geftraft glaube, an 
den Bapft, zu dem in ſolchem Falle jenem Chriſten ver Recurs offen ſtehe. Das ſolcherart ab- 
gewiefene Blatt hat indeß vorher noch beim Obergericht Appell eingelegt; ob mit beflerm Er⸗ 
folge, muß die nächfte Zukunft lehren. 

IV. Berwaltung und Statiftil. Bine offlcielle Statiftik befteht im Großherzogthum 
nicht, und iſt e8 deshalb in vielen Dingen unmöglich, genaue Daten fidh zu verſchaffen. Gemäß 
der legten offlctellen Zählung von 1861 belief fich die Bendlterung auf 197791 Seelen. inte 
1862 aber hatte das Land mit Einpegriff ver population flottante 203967 Einwohner, wovon 
13656 auf die Hauptftabt, 58187 auf den Bezirk Luxemburg, 53643 auf den Bezirk Diekirch, 
46271 auf den Bezirk Grevenmader und 32210 auf ven Bezirk Merſch kommen. Die 2e- 
völkerung ift faſt ausſchließlich katholiſch; fie zählt kaum einige Hundert Proteflanten und 
Juden. Der Viehftand beläuft fi auf 22000 Stüd Pferde, 95000 Stüd Hornvieh, 70000 
Stud Schafe, 68000 Schweine und 14000 Stud Ziegen. Das Land Hat einen Flächeninhal: 
von 258600 Hektaren, wovon ungefähr 108000 angebautes Aderlany, 28000 Rootlanp, 
25000 Wieſen, 60000 Wald und Lohheden und 340 Hektaren Weinberge. In dem nörb- 
lichen Theil, dem fogenannten Holing, dominirt der Schieferboden, im fünlichen Theil, Gut: 
land, wechfeln Dammerde mit Kalk-, Thon- und Sandboden. Ungemein reich an Eifener;- 
Iagern iſt ver Canton Eſch an der Alzette. Die Ausbeutungskoften belaufen fih a Tonne (1000 
Kilos) zwiſchen 1 Fr. und 1 Fr. 50 Gent, Man expedirt davon ungeheuere Druantitäten bis 
zu dem entfernten Bafjin von Charleroi. Erſt zu Anfang des letzten Jahrzehndsé find Diele 
Lager erkannt worden; ſeitdem ift das. Eigenthum, das früher faft völlig werthlos geweſen, zu 
ungebeuern Breifen gefliegen. Das Land ift von zahlreichen Flüffen und Bächen durchſchnit⸗ 
ten, die deſſen Thaͤler befruchten: Mofel, Sauer, Alzette, Dur, Witz, Eyſch u. f.w. Die Ge: 
birge find Verzweigungen, im Süden der Bogefen, im Norden der Arvennen. 

Die Regierung befteht aus einem Staatöminifter und zwei Generaldirectoren, benen zwei 
His drei Regierungsräthe beigegeben werben können. Die 15 Mitglieder des Staatsraths 
werden vom König ernannt. An der Spige der vier Verwaltungsbezirke flehen Diſtrictscom⸗ 
miffare, denen bie Überwachung der Gemeindeverwaltungen obliegt. Die Gemeinden werben 
durch felbfterrwählte Conſeils verwaltet, an deren Spige vom König ſelbſt ernannte, aber unbe- 
ſoldete Bürgermeifter figuriven. Die Juſtiz wird dur 12 Friedensrichter in jedem Canton, 
durch zwei Bezirfögerichte, in Luremburg und Diekirch, und ein Obergericht in ber Hauptſtadt 
gehandhabt. Die Militärmacht befteht aus zwei Batailfonen Jägern, die in Diekirch und Echter⸗ 
nad) garnifoniren, und wovon jebed auf Friedensfuß 763 Mann (auf dem Wege der Conſcrip⸗ 
tion zuſammengebracht) und 18 Offiziere zählt. Die Kriegsftärke ver beiden Bataillone iſt die⸗ 
felbe wie auf Friedensfuß; do kommen hinzu zwei Depotcompagnien mit 340 Mann und 
8 Offizleren. Das zum Ausrüden fehlagfertige Eontingent zählt vemnad 2057 Mann mit 
57 Pferden. Es gibt im Lande 549 Primärfchulen, movon 15 blos temporäre, bie von 
28000 Rindern beſucht werben. (Bel der Milizaushebung von 1862 Eonnten von 134 Mili- 
tärpflichtigen 13 weder lefen noch ſchreiben; Die übrigen konnten fämmtlich Iefen, ſchreiben und 
technen.) Außerdem beftehen in einzelnen Städten Höhere Primärſchulen, und gebt man mit 
dem Gedanken um, folde in allen Gantonalhaupterten zu errihten. Außer einem Briefter:, 
einem.Lehrer: und Lehrerinnenfeminar fowie Athenäum in Luremburg, welches einen vollftän- 
digen Humanitätdcurfus und Induſtrieſchule enthält, gibt e8 in Diefirh und Echternach Pro⸗ 
gymnaften letztere Ortfchaft Hat feit einigen Jahren eine vom Staat erriätete Adlerbaufchule. 
Eine feit 1850 organifirte Sparkafle ift unter ver Keitung ihres tlichtigen Directors über alle 
Erwartungen gediehen; fle zählte Ende 1861 bereitd 977 Deponenten, bie ein Kapital von 
320000 Fr. bei ihr niedergelegt Hatten. In gegenwärtigem Augenbiid betragen die Depofiten 
nahe an 600000 Fr. 

Münzeinbeit im Großherzogthum ift der Franc. Die curfireriven Gold - und Sifhermün- 
zen find indeflen ſämmtlich Fremde, das Land Hat bis Heute blos Scheivemünge geprägt, 10-Cen⸗ 
times, 5-Gentimes und 2U,-Gentimes, in Stoff und Form der franzdfifcden Kupfermünze 
gleich. Haͤufiger aber als die einheimiſchen Sous fieht man franzoͤſiſche, belgiſche Nickelmünze 
und preußiſche Groſchen. Das in enge Grenzen eingeſchloſſene kand muß fi die fremben 
Scheidemünzen fhon gefallen laſſen, will e8 feinen Grenzhandel nit zu Grunde richten. Ge— 
feglih und im gewoͤhnlichen Verkehr gilt der Vereinsthaler 3 Fr. 75 Gent. 

* Die gewöhnlichen Staatseinnahmen belaufen ſich auf 3,500000 Ft. wovon 600000 anf 
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die Srunditeuer, 175000 auf die Einkommenſteuer, OOOOO auf Stempel Enregiftrements und 
550000 auf die Zolleinnahwen kommen. Die Poſt erträgt 105000 Fr., womit die Koſten 
derſelben gedeckt werben; durch jedes Dorf paſſirt alltäglich ein Briefbote. 

Seit 12 Jahren hat Preußen ein Telegraphenamt in Luxemburg eingerichter. Voriges 
Jahr Hat nun die einheimiſche Regierung dad Gleihe getban und die Drahte mit den umliegen- 
den Nachbarn direct in Verbindung gejegt. Einftweilen und jolange die Preußen ertheilte 
Conceſſion dauert (bid 1866) beftehen alfo zwei Telegraphen im Lande. Gine telegraphiſche 
Poſt im Lande felbft hofft man nächſtens in Wirkſamkeit treren zu jeben; ſchon voriged Jahr 
hatte das Miniflerium dieſelbe in Ausſicht geftellt. 

Das fländige Ausgabenbudget betrug für 1862 2,661000 Fr., das jährlihe 3,064000, 
aljo nahe dad Doppelte ver Einnahmen. Der Unterſchied rührt von den Gifenbahnjubventionen 
her, die fi Tür dad ganze Neg auf 8 Mill. Sr. belaufen werben und durch Anleihen gedeckt 
find. Die Staatsſchuld beläuft fi infolge der kürzlich abgefchloffenen Anleihe (91 zu 4 Proc.) 
auf 12 Mill. Fr., die in 52 Jahren getilgt werben follen. Das Militärbudget beträgt feit 
einigen Jahren 500000 Fr., das Eatholifche Eultuswefen 320000, Das Schulwejen 300000, 
der Aderhau 60000 Fr., Die ald Prämien vertheilt werben. Seit 1842 jind jährlid 2— 
300000 Fr. auf Straßen: und Wegebau verwendet worden, ſodaß dad Land heute im Beſitz 
eines Straßennetzes iſt, wie ed nicht leicht anderwärt3 gefunden wird. Ende December 1862 
ift Die läflige Straßenbarrierefteuer von ver Kammer aufgehoben und durch eine Directe Auflage 
auf Pferde und Ochfen erjegt worden. Die bisjegt im Betrieb befindliche Gifenbahnftredle be: 
trägt 124 Kilometer und wird 160 betragen, wenn die im Bau begriffene Linie von Eittel- 
brück nah Spaa zu fertig fein wird. Bei folden Verhältniſſen fönnen Aderbau, Handel und 
Snduftrie nicht anderd als gedeihen. Das Land treibt eine bedeutende Viehzucht und erzeugt 
circa 1,300000 Heftoliter Hartfrüchte, die größtentheild nah Belgien audgeführt werben; das 
Ösling liefert jährlih 180000 Bürben treffliher Gerberlohe, die meiſtens in den zahlreichen 
Gerbereien von Wilg, Glerf, Luxemburg u. f. w. verarbeitet wird. Luxemburger Sohlleder ift 
auf den franffurter und leipziger Meffen geſucht. Die Hauptinduftrie im Lande ift die Roheifen- 
fabrifation, die in den unerſchöpflichen Erzgruben des Kantons Eſch an der Alzette ein wohl: 
feiled Material findet. Tuchfabriken gibt es zu Schleifmühle, Wilg, Fels, Eſch an der Sauer, 
Echternach u. f. w. In der Hauptflabt exifliren mehrere Handſchuhfabriken, die bedeutende 
Erportationen machen. Auch Papier, Fayence-, Borzellan: und Steingutfabrifen zählt 
das Land. 

Das Geveihen Lureniburgs Datirt von jeiner Autonomie im Jahre 1842; ed hängt deshalb 
mit ganzem Herzen an feiner Selbftändigfeit und würde nur mit Widerftreben ih von einen 
feiner Nachbarn annectirt feben. TH. Schroell. 

Luxus, Zurusgefege, Zurusftenern. A. Bom Luxus überhaupt und dejien 
Wirkungen. ever dad Maß der Nothwenbigfeit oder des wahren Bedürfniſſes überſchrei— 
tende Aufwand ift Lurus im weiten Sinne ded Wortes. Nicht nur materielle, jondern aud 
geiftige, ſentimentale und moralifhe Genüffe fallen hiernach unter dieſen Begriff, welder je: 
doch, wenn er von (privat: oder national-)wirtbfhaftlihen Standpunkt aus aufgeftellt wird, 
feine Beſchränkung dadurch erhält, daß Dabei entweder der Gegenſtand des Genufled, oder das, 
was, um ihn jich zu verſchaffen, muß aufgewendet werden, als einen materiellen, insbeſondere 
einen Tauſchwerth habend gedacht wird. Hiernach ift Luxus verſchieden von Weichlichkeit ober 
Sinnlichkeit, inſofern dieſelben auch ohne Aufwendung werthhabender Sachen (oder werth⸗ 
habender Zeit) zu befriedigen find. Wer (abgeſehen von Vergeudung folder Zeit) länger als 
die Müdigkeit erheifcht, auf weichem Rafen ruht, wer ven Blütenduft des Brühlings mit Wolluft 
in langen Zügen trinkt, wer in Genüffen, melde die Natur freiwillig fpenvet, Ihwelgt, treibt 
darum nod feinen Luxus. Noch weniger thut ed jener, der, ob auch unerfättlih, aud dem Born 
der Erkenntniß ſchoͤpft, ſich durch Geift und Herz nährende Lectüre erquickt, vie — nicht mit Un- 
Zoften verbundenen — Freuden der Gefelligfeit, des Familienlebens, des Wohlthuns u. |. w., 
06 au im reichften Maße genießt. Beim Luxus aljo denkt man fich immer einen folden Genuß, 
welder einmal nicht blos ein wahres Beduͤrfniß (fei es des Leibes, ſei es des Geiſtes ober Her: 
zens), jondern ein über dad Bedürfniß hinausgehendes Gelüſte befriedigt und welcher zugleich 
mit Berzehrung oder nit Aufwand von werthhabenden Dingen verbunden iſt. 

Sreilich bleibt auch nach diefer Beflimmung der Begriff etwas ſchwankend, nämlich in ver 
Anwendung abhängig von mandherlei Beziehungen auf wechſelnde Umſtände und Verhältniffe. 

Staatsskerifon. IX. 42 
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Setzt man den Luxus in das Überfchreiten des Durch das Bedürfniß oder die Nothwendigkeit ge⸗ 
gebenen Maßes der Verzehrung oder des Aufwandes, fo fann darunter unmöglich blos dos 
ganz abfolute, auf Naturgefege gegründete Bevürfniß verftanden werben; ſondern e8 muß aud 
das relative, nämlich das auf Gewohnheit, Sitte, Standesverhältniffe u. f. w. auch das auf 
individuelle Zuftände ſich beziehende und das fünftlich hervorgebrachte in einigen Betracht kom⸗ 
men. Die irgendwo int allgemeinen herrſchende Lebensweiſe, ſodann die unter gewiſſen Stän⸗ 
den übliche und darum die „ſtandesmäßige“ genannte machen auch dem nah Grundſatz und 
Neigung mäßigften und fparfamften Manne gar manden — zum abfoluten Bedürfniß ganz 
und gar nicht gehörigen — Aufwand für fich ſelbſt und für feine Familie wirklich nothwendig; 
und aud das feldfteigene Verlangen nad gewiflen Genüſſen over die Leichtigkeit ihres Entbeh⸗ 
tens erhöht und mindert ſich nach den Alteröftufen, nach Geſundheitsumſtänden, nach früherer 
Angewohnheit, zumal auch nad dem, wad man im Kreiſe ber fih näher berührenden, an all: 
gemeinen Rebendverhältniffen einander ähnlichen Mitbürger zu fehen gewohnt if. Dergeftalt 
kann für den einen wahrer Rurus, fogar Verſchwendung fein, was bei dem andern noch nicht 
feinem wirklichen (06 audy nur relativen) Bedürfniß Genüge leiftet, und wird bei einem Wolf 
oder unter einen Stande für Mangel oder mindeſtens für ganz beicheidenen Genuß geadktet, 
was bei einem andern al8 gewaltiger Luxus erſchlene. Die mäßigfte Tafel des Neichen une 
Bornehnen wäre für den Arnıen ein ſchwelgeriſches Mahl, und der Sonntagsftaat des dürftigen 
Dorfbewohners ift oft jchlechter als das geringfte Hauskleid des wohlhabenden Städters. In⸗ 
deſſen bleibt der Begriff bes Lurud, wenn aud in Bezug auf die einzelnen oft verſchwindend 
wegen der ihnen durch Standes: oder Volfäfitte oder andere Berhältniffe zum wahren, ja oft 
drückenden Bedürfniffe gewordenen ſplendidern Lebensweiſe, gleichwol noch anwendbar eben auf 
jene Klaffen ober Stände ald Geſammtheiten betrachtet, oder auch auf die gefanmte Bevölferung 
eined Landes, bei welcher oder bei welchen nämlich, fei e8 wegen vorherrfhender Wohlhabenheit, 
fei e8 wegen ver Macht der Mode oder des Vorurtheils, jene Iururidfere Lebensweiſe zur Regel 
oder felbft zum Gefetze geworben ifl. In foldhen Fällen find eben die Diode, vie Standesmäßig: 
feit ober die allgemeine Sitte felbft Iururids. Aber e8 fordert eben dieſer allgemeinere ober ald 
vorherrſchende Erfheinung in ganzen Kreifen vorfommende Luxud und nody mehr als der ganz 
freiwillige Luxus einzelner zur Grwägung der daraus bervorgehenden Wirkungen auf; weil 
natürlich folche Wirkungen im Guten wie im Böfen um fo beveutfamer und wichtiger werden, 
je weiter die Herrfchaft des Luxus ſich ausdehnt. 

Der erfte und nächflliegende Standpunft, von welchem aus wir den Luxus zu beurteilen 
haben, ift der wirthichaftliche, nämlich der ſtaatswirthſchaftliche oder nationaldtonomijdge (der 
privatwirthfchaftlihe nur infomelt, als ex In dem andern mit einbegriffen ifl); der zweite ift 
der moralifche und polizeiliche oder allgemein politifche. *) 

I. In wirthſchaftlicher Hinſicht fühlt man ſich verſucht, den Luxus ald den Gegenſatz ber 
Sparjamkeit oder der Erfparung, welche nad Adanı Smith das Hauptmittel der Brreidgerung 
ft, ſchlechthin für fhänlich und demnach verwerflich zu erklären. Und es iind auch in der That 
nicht wenige, die ſolches Urtheil fällen. Bei genauerer Betrachtung jedoch fommt man auf jaft 
entgegengefegte Ergebniffe oder erfennt wenigftend die Nothwendigkeit hier zu machender man⸗ 
nichfaltiger Unterfcheidungen. 

Daß der Luxus, d. 5. Verzehrung oder Verwendung über das Maß der Nothwendigkeit 
ober ded wahren Bebürfnifles, den Luxus Treibenden unmittelbar ärmer macht, iſt freilich Far. 
Ja, es ift ſolches die Wirkung nicht nur der Iururidfen, fondern einer jeven Versehrung. Wer 
gar nichts verzehrte, fondern blos produeirte oder erwürbe, der würde freitid — unter fonf 


1) Vgl. Pinto, Essai sur le luxe (Amſterdam 1762); Dunont, Theorie du luxe (Paris 1771) 
(der leptere für, der erftere gegen ben Luxus); Berning, De luxu et legibus sumtuariis (Levden 
1826); fobann bie verſchiedenen Schriftfieller über Polizeiwiſſenſchaft und Staatewirthfchaft in ben be- 
treffenden Abſchnitten. Neben ihnen noch eine bebeutende Zahl von beſondern Abhandlungen eigens 
über den Luxus, wie von Plouquet, Gründler, Dorn, Rau u.a. Im ganzen erflären ſich unter den 
nationalöfonomifchen Schriftftellern weit mehr gegen als für den Lurus, und ihr verwerfendes Urtheü 
wird Durch die Mutorität vieler Hauptmänner des Fachs unterflüßt. Außer A. Smith gehören noch hier- 
her: Filangieri, Sartorius, Malthus, Craigh und der faft als Drafel geltende Say. Auch ber Graf 
Deflutt de Tracy, in feinem geiftvollen Bommentar über Montesquieu, reitet gegen ben Luxus, unter 
den Deutfchen namentlich Rofcher und Mar Wirth. Es fheint daher etwas gewagt, daß wir eher dafür 
auftreten. Doch möchte durch genauere Begriffsbeflimmung und mittels ber von uns angebenteten 
Unterfcheidbungen der Streit wol zu fehlichten fein. 
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gleichen Umftänden — reicher werben, als wer einen Theil des Erworbenen ober gar das Ganze 
deſſelben wieder verzehrte. Und jo Eönnte man meinen, würde auch die ganze Nation reicher 
werben, wenn alle ihre Glieder nichts oder fo wenig als möglich verzehrten und dagegen nur des 
Producirens oder Erwerbens jich befliffen. Allein dieſe ganze Vorftellung iſt ein Hirngefpinft, 
weil im Wiberftreit mit der Natur der Dinge, nur für den einzelnen ober für eine Anzahl von 
einzelnen (d. h. jever als gefonderte Wirthſchaft führend betrachtet) hat die Anſicht Wahrheit, 
nicht aber für die im wirthſchaftlicher Wechſelwirkung Befinvlicden, aljo namentlich nicht für die 
zur Staatögefellihaft Vereinigten. In ſolchem Verhältniſſe ver Wechſelwirkung nämlich bleibt 
zwar für den einzelnen feine eigene Erſparniß allerdings vortheilhaft, nicht aber immerdar jene 
der andern, und es ftellen überhaupt die mittelbaren ober entferntern Folgen der Sparfanıfeit 
in einer ganz andern Geſtalt ji dar als Die unmittelbaren oder nächſten. Wir wollen dieſe Ver: 
Hältniffe mit einigen Worten verbeutlichen. 

Allerdings iſt die Broduction die erfte und im Grunde die alleinige Urquelle des Reich: 
thums. Alle für uns Werth habenden materiellen Dinge find Producte der Natur oder der 
menſchlichen Arbeit, und In der Menge foldyer in unferm Befige befinplihen Dingen beiteht eben 
der Reichthum. Durch die Berzehrung oder ven Genuß berjelben entſteht daher unmittelbar 
eine-Reichthumsverminderung, und nur durch Anhäufung (Neeumulation), mithin durch Er- 
ſparung (Nihtverzehrung oder Zurücklegung des Producirten oder Erworbenen) kann eine 
Bermebrung des Reihthuns finttfinden. Allein nicht eben in ver Menge der überhaupt vor⸗ 
handenen Producte, ja nicht einmal In der fortſchreitenden Vermehrung verfelben befteht jchon 
der eigentliche Nationalreichthum, jondern er fordert noch weiter die Theilnahme möglichft vie- 
Ier, oder die möglichft große Theilnahme aller. Glieder der Nation an ben preburirten und accu= 
mulirten Gütern, d. h. alſo die thunlichſt ausgebreitete Vertheilung derfelben. Auch ift ohne 
die letzte eine fortſchreitende Vermehrung der Production nicht einmal gedenkbar; und wenn ſie 
auch moͤglich wäre, fo bliebe ſie werthlos ohne die mit ihr in gehörigem Verhältniſſe ſtehende 
Gonfumtion. Ohnehin laffen manderlei Brobucte (namentlich die zur Nahrung dienenden 
Naturproducte, aber auch viele Önttungen ver durch Induſtrie hervorgebrachten) eine Accumu⸗ 
lation für eine längere Dauer gar nicht zu; fie gehen nuglod zu Grunde, wenn fie nicht verzehrt 
oder verbraucht werben. Der Lurus, d. h. die dad Maß der Nothwendigkeit überſteigende Ver: 
zehrung, erſcheint daher ald unerlaßliche Bedingung ſowol der fortigreitenden Production als 
auch ver Reichthumsvertheilung, ja ohne ihn, d. H. ohne Genußvermehrung, bliebe der Reich⸗ 
thum jelbft ohne Bedeutung oder ohne Werth. 

Der einzelne allerdings, weldyer von dem, was er durch Arbeit oder Kapital pervorbringt 
oder erwirbt, moͤglichſt wenig verbraucht, vagegen das Erworbene (den Arbeitöverbienft oner ven 
Erlös aus Brobucten oder dieje felbit) forgiam anhäuft und, flatt zur felbfleigenen Verzeb- 
rung, vielmehr zu (Betriebö= over lebenden) Kapitalanlagen, die als Beförberungsmittel oder 
Grundlagen fortwährend gefteigerter Production oder Erwerbang dienen, verwendet, wird und 
muß reich und immerdar reicher werben. Und neben ihm können in der Nation noch Hunderte 
oder Zaujende fein, welche venfelben Weg einſchlagen und deſſelben Erfolgs ſich erfreuen. Wollte 
jedoch die Gefammtheit einer Nation nach ſolchem Grundlage ver Eriparung handeln, fo wür⸗ 
den unausbleiblich und in Bälde Production und Erwerbung wieder aufhören müflen, wenig- 
ftend auf das Eleinfte Maß befchränft werben und die Wirkung davon die allgemeine Armuth 
fein. Der einzige Sporn der Propuction liegt in dem Davon zu erwartenden Vortheile; folglich 
entweder in der Beſtimmung der Producte zu felbfteigener Conſumtion, d. h. zu unmittelbarer 
Befriedigung felbfleigener Bedürfniffe und Gelüfle, oder in der Ausficht auf Verwerthung des 
Producirten, d. 5. auf luerativen Abſatz deſſelben an andere, welche danach gelüftet und welche 
dafür einen Preis zu bezahlen geneigt find. Würden nun alle dem Beifpiele der obenbemerften 
einzelnen folgen, jo würde fürs erfle ver ſelbſteigene Verbrauch eine enggeſteckte Grenze haben, 
der. Abfug an andere aber — vom Handel mit dem Ausland einſtweilen abgejehen — würde gar 
nicht ſtattfinden, das Probuctrte demnach bald werthlos für ven Producenten werben, und diefer 
daher inmitten von Sachen, die er nicht brauchen will oder nicht brauchen kann, ver That nach 
arm fein, eben darum aber, bei jet mangelndem Motiv zur Production, zu produciren auf- 
Hören. , 

Freilich kann nach Umftänden der auswärtige Handel pen Mangel der einheimiſchen Käufer 
zum Theil erfegen. Doc bleibt ſolcher Abſatz in die Fremde einerjeitö immer precär, nämlich 
von der Handelspolitik des Auslandes abhängig, und andererſeits kaum je anders für Die Dauer 
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gefichert ald unter der Bedingung der hinwieder (in mittelbarem ober unmittelbarem Taufg- 
weg) dem Auslande abzunehmenden (ſpnach auch mehr oder minder luxuriös zu verbraudenden) 
Artikel. Auch wird ja bei der Speeulation auf auswärtigen Verkauf wenigftend der Lurus ver 
Fremden für und ald vortheilhaft erkannt, weil das abfolute Bedürfniß mit wenigem befriedigt 
ift und die Maſſe der dem bloßen Gelüfte dienenden Handelsartikel unendlich größer ift als vie 
der dem wahren Bebürfnifle. 

Zudem ift der äußere Handel, wenn nicht ganz befonders günſtige Umſtände ihm eine außer: 
orbentliche Ausdehnung und gewinnbringende Beihaffenheit geben, an Vortheil gar niht zu 
vergleicyen mit einem lebendigen, alle Klafien der Geſellſchaft durchdringenden innern Verkehr. 
Seine Gewinfte fließen der Regel nad) nur in vergleihungswets wenig zahlreiche Hände un 
vertheilen fih, mofern Fein Luxus herrſcht und der Reiche feine Schäße im Kaften verjälieht, 
anftatt fie zur Bezahlung derer zu verwenden, die feiner Prachtliebe oder ändern Gelüften vurt 
Dienfte oder Producte Befrievigung zu gewähren bereit find, nur wenig unter die Mafle der 
Bürger. Ia, ed ermangeln diefe, wenn nicht Neigung zum Luxus ald Sporen der Thätigfeir 
wirkt, des zur Belebung ver Induſtrie, folglich zur Production zum gewinnbringenden Abſah 
geeigneter Ausfuhrartitel nöthigen Cifers. Sie beſchränken fi auf die Erzeugung des ihnen 
ſelbſt unmittelbar Nothwendigen, oder auf die zu beflelben Anfhaffung unumgänglich erforker: 
liche gemeine Arbeit. Nah höherer Kunftfertigkeit, durch welche fie reichern Lohn gewinnen, 
folglich die Mittel gefteigerter Genüſſe ſich verfchaffen fönnten, traten fie nicht. Die Induftir 
bleibt demnach auf niedriger Stufe und daher auch der äußere Handel auf einen geringen Um: 
fang beſchränkt. 

Es ift daher eine ſeltſame und felbft engherzige Anjicht, welche ven Iururidfen Verbraud vr 
Güter ald ein Unglüdf, weil als eine Verminderung des Nationalreihthums, betradtet un 
überall den fogenannten fterilen Verbraud auf das Nothwendige befhränkt und nur den: 
produetiven möglihft ausgedehnt Haben will. So könnte allenfall® der Cigenthümer eine 
Wirthſchaft rechnen, welchen nämlich zugute kommt, was an ber Nahrung und Kleidung del 
Gefinded oder. der Tagelöhner erfpart wird, und welcher als Herr des Guts die Arbeitäfräfte 
feiner Dienftleute befehlsweiſe anftrengen und die erjparten Erzeugniffe nach Gefallen repte⸗ 
ductiv verwenven Tann. Aber nicht aljo kann die Nation und nicht alfo darf die Staatägemalt 
rehnen. Für die Nation iſt der Reichthum ganz vorzüglich wegen der dadurch vermehrten Ge: 
nußmittel für ihre Glieder erwünſcqht, und fie will keineswegs betrachtet fein als eine große, blos 
die thunlichfle Steigerung der Production bezwedende Fabrikanftalt, fondern als eine ducch 
wirthſchaftliche Wechſelwirkung allernächft ven Wohlſtand und die demſelben entſprechende dülle 
des Genuſſes ihrer Glieder befordernde und dadurch erſt mittelbar fich ſelbſt bereichernde Ge⸗ 
ſammtheit. Die Staatsgewalt aber ſoll überall nur im Sinne und Intereffe ſolcher Geſammr 
heit handeln, die Volkswirthſchaft alfo zwar dem vernünftigen Geſammtwillen gemäp leiten 
und durch Beförberungsmittel thunlichft emporheben, von dem Gedanken oder der Anmapunz 
einer Bewirthſchaftung des Volks aber fich fern Halten. 

So wahr dieſes alles ift, fo Hehaupten wir gleichwol durchaus nicht, daß der Luxus überall 
und unter allen Umſtänden nützlich oder wünſchenswerth oder auch nur unſchävlich fei. 2a 
unferer Schugrede für denfelben fegen wir voraus, daß entiweder der Wunſch, Luxus treiben, 
d. h. Genüfſe auch über das Bedürfniß fih verſchaffen zu Fönnen, als Sporn zu nüglicher Thäti- 
keit, zunächſt alfo zur Selbftausbildung oder Befähigung für nützliche oder angenehme Dierk: 
feiftungen ober Broductionen und ſodann au zu emfiger Ausübung der erworbenen Arbeit: 
ober Kunftfertigkeit wirkſam fei; oder daß durd die Befriedigung der Inruriöfen Gelüſte ander 

Verdienſt, d. h. Abfag ihrer Erzeugniffe oder Gelegenheit zu Iucrativer Arbeit verſchafft merk. 
In einer wie in der andern diefer VBoraußfegungen fpringt der nationaldfonomifche Nupen vi 
Zurud in die Augen und kann nur aus Einfeitigfeit oder Verblendung geleugnet werben. ir 
Volk, das gar keine Iururidfen Genäffe fennt, mag wol glüdlich durch Sitteneinfalt und ehr: 
würbig durch Tugend werben: aber induftrid® und reich wird ed nicht. Lind jeder Geizhald 
welcher blos nach Erwerb und Anhäufung des Erworbenen trachtet und alle nicht unbedingt 
nöthigen Ausgaben vermeidet, ift (wenigſtens in der Eigenfchaft als Befiger, wenn aud nicht u 
jener ald Producent) ohne Nugen für ven Wohlftand feiner Mitbürger. 

Eine dritte Vorausſetzung tft, daß der Luxus nur mit eigenem — fei es durch eigene Arhiit 
errungenem, fei e8 durch bloßes Glück (z.B. durch Erbſchaft) überkommenem — Vermögen, d.h. 
nicht auf Unkoſten anderer getrieben werde. Wer die Mittel zum Wohlleben ftiehlt oder durd | 
muthwilliges Schuldenmaden, durch Betrug ober Erpreſſung ſich verfchafft, deſſen Zuusit 
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freilich nicht wohlthätig. Was dieſer ven einen zu verdienen gibt, um dad hat er zuvor an— 
dere gebradit; jein Hang zum Lurus bringt der Gejellihaft nur Gefahr und Schaden. Tod 
relbit bei ihm ift nur die Art des Erwerbs, nicht aber das Ausgeben ded alſo Erworbenen an 
ſich gemeinſchädlich; und ſelbſt das geflohlene oder erwucherte over erpreßte Geld, wenn e8 durch 
Iuxuriöfe Berwendung in die Eirculation zurückfehrt, kann daſelbſt Nugen jtiften, während das 
im Kaften verſchlofſſene für die Volkswirthſchaft verloren ift. 

Aber auch bein Vorhandenfein unjerer Borausfegungen kann der Luxus ſchäpdlich jein, 
theils nach ven Gegenſtänden, womit er getrieben wird, theild nach jeinem Map over Umfang, 
theild enplich nach dem Zufammenhange der übrigen auf die Volkswirthſchaft einen Ginfluß 
äußernden Verhältniſſe. 

Wenn der nächſte Vortheil des Luxus darin beftebt, day er der einheimischen Induſtrie Er⸗ 
munterung und überhaupt der einheimischen Bevölkerung Nahrung verſchafft, fo ift Klar, daß 
der mit Gegenfländen, die jolde Wirkung ausſchließen oder nur in ganz geringen Mape zu: 
lajlen, getriebene theild als unnüg, theils — weil eine beffere Art der Verwendung verbrängend 
— als ſchädlich erfcheinen muß. Dergeftalt iſt zuvörberfl der im Müͤßiggehen oder fteriler Be: 
luftigung, jonad in Verſchwendung ber (möglicherweile zu probuctiver Arbeit verwendbaren) 
Zeit und Kraft beftehende ſchädlich. Sodann iſt der mit auswärtigen Srzeugniffen oder Gütern 
getriebene Luxus gleichfalls ſchädlich, indem er nicht nur dev einheimiſchen Inbuftrie unmittel- 
bar den ihr gebührenden Verdienft entzieht, fondern auch Tas Land oder die Gefammtheit um 
einen Theil des ihr vielleicht ald Girculationdmittel zur Belebung: des Verkehrs oder auch zu 
Öffentlihen Bedürfniſſen nöthigen Geldreichthums bringt. Nah Umſtänden kann zmar au 
diefer Luxus mittelbar einigen Nutzen ſchaffen (f. Handelspolitif); jedoch niemals ſchon an 
und für ih, fondern 6108 in Verbindung oder Wechſelwirkung mit andern Verhältniſſen, 
deren Erörterung bier nicht am Plage wäre. Endlich ift au der, zwar mit inländifchen 
Srzeugniflen oder Dienften getriebene, jedoch mehr nad) rein frivolen und nur flüchtigen, viel- 
leicht felbft immoralifhen Sinnenrauſch gewährenden Dingen ald nach Producten einer gemein- 
nüglichen, den würdigen ober edlern Gelüften dienſtbaren Inbuftrie verlangende theild pofitio 
Ihäplich, ald Begünftigung der minder achtungswerthen, vieleicht felbft verwerflichen Gewerbe 
oder Beihäftigungen auf Unkoſten ver wahrhaft fruchtbringenden ober edlern, theils wenigftens 
unnüß, meil etwa rein im Verbrauchen oder Genießen ohne irgendeine mittelbare oder unmittel= 
bare Bereicherung anderer beſtehend. 

Sodann fann auch der nad) feinen Gegenftänden an und Tür ji Unſchädliche oder wohl: 
thätige Luxus nachtheilig, ja verderblich werden durch Libertreibung, d. h. durch Miöverhältnig 
zur Production und Accumulation. Nur in ver belebenden und wahrhaft bereichernden, d. 5. 
nicht nur gegenwärtigen, fondern auch nachhaltigen Wohlſtand bereitenden Wechſelwirkung 
zwifchen Broduction und Conſumtion ſowie zwifchen beiden und Accumulation befteht die wohl: 
thätige Wirkung des Lurus. Sobald dieſer die hiernach geſteckte Grenze überfihreitet, hört 
folge Wirkung auf oder verwandelt fih in Schaden. Das Verlangen nah Genüflen ſoll einer: 
ſeits zum Arbeitsfleiße, d. h. zur ehrlichen Erwerbung fpornen und andererjeitd der nüglichen 
Thätigfeit den ihr gebührenden Kohn gewähren. Aber ed foll nicht bis zur Verzehrung der 
bereitd accumulirten und eine wahrhaft frugtbringende Verwendung zulaſſenden Güter führen, 
es ſoll nicht Die Früchte der frühern Arbeit oder Erfparung zerfiören, ohne zugleich den Grund 
zu einer entfpredhenden Reproduction ber verzehrten Güter oder ihres Werthes zu legen. 

Wenn ein Privatmann, was er Tag für Tag erwürbe, auch Tag für Tag verzehrte, oder, 
wie man jagt, aus der Hand in den Mund lebte, jo würde er niemald reich werden. Und wenn 
3. B. ein Bauer zwar jeweils jo viel von feiner Ernte zurücklegte, als zur neuen Ausſaat nöthig 
ift, und vom Erlös aus feinen Früchten jeweils fo viel, ald er zur Fortführung der Wirthſchaft, 
d. h. zum Betriebsfapital braucht, alles Übrige aber im Wohlleben verzehrte: fo würde er zwar 
nicht ärmer, doch auch nie reicher werden; und wenn einmal ein Unglücksfall einträte, oder ein 
außerorventliched Bedürfniß ſich Hervorthäte, jo würben ihm die Mittel der Heilung oder der 
Befriedigung fehlen. Iſt er daher klug und ein guter Hausyater, jo wird er zivar des Segend, 
womit' der Himmel feinen Blei belohnt, fih mit feiner Familie genießend freuen und durch 
folden Genuß neue Luft und Kraft zur Arbeit gewinnen; aber wird aud einen Theil des Er- 
trags zur Berbeilerung ver Cultur, zu neuen gewinnverheißenden Anlagen, zu Vermehrung bed 
Viehſtandes, zu Anſchaffung nüglicher Adergeräthe u. |. w., vielleicht au zum Ankauf noch 
anderer Felder oder fonftiger Bermebhrung feines ſtehenden Kapitals verwenden und Durch dieſes 
alles, neben einer gennßreichen Lebensweiſe, fortwährene wohlhabender werben. 
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Wenden wir das Gleichniß von dieſer Privatfamilie auf pie Nation an, fo werden wir an⸗ 
erfennen, daß diefelbe naturgemäß wünſchen muß, zuvörderſt allen oder möglichft vielen ihrer 
Glieder nicht nur das dringendſte Bedürfniß, fondern ein thunlichſt erhöhtes Wohlleben zu ver: 
fhaffen, und daß fie zu ſolchem Zweck kein befferes Mittel bat als die Ermunterung derſelben 
zum Arbeitöfleiße, welcher die Gegenftände der Bedürfniß- und Luftbefriedigung in Fülle her: 
vorbringe, und daß eine andere ober wirffamere Ermunterung dazu nicht gevenkbar iſt ald vie 
Sicherung eines entſprechenden Lohns der Arbeit. Solcher Lohn aber fleht naturgemäß im 
Berhältnig zum Tauſchwerth der Arbeitderzeugniffe, folglich zum Abfag derfelben, daher, info: 
fern nicht ein — ind Unbeftimmbare ſich ausdehnender — audwärtiger Abſatz gefihert iſt, in 
der einheimifchen Verzehrung. Freilich wird fhon die Steigerung der Production, fonad die 
Vermehrung des dazu zu verwendenden Betrieb3=.und des ſteheuden Kapitals den Nichtbefigern 
einen vermehrten Arbeitöverdienft gewähren; doch findet folche nütsliche Probuctionsvermehrung 
in dem Maße des dafür zu gewinnenden Abſatzes ihre unüberfteigliche Grenze, und es ftebt ba: 
her die fterile Verzehrung mit der probuctiven Verwendung in einer nothwendigen Wechſel⸗ 
wirkung. Aller Zwed und Nugen der Erzeugung hört auf, wo nicht — theils gleich balr, 
theild wenigftend in ver Zukunft — die Verzehrung ſich damit in einiged Gleichgewicht ſetzt. 
Wenn nun aber — etwa durch einen übertriebenen oder mit Arbeitöfchen gepaarten Hang zum 
Luxus — die unprobuctive Verzehrung das ganze reine (den Productionsaufwand überftei- 
gende) Nationaleintonmen verfchlänge, folglich eine weitere Vermehrung der Production oder 
des Berrieb3- und des feften Kapitals unmöglich machte, oder gar die Erfparniffe der Vergan⸗ 
genbeit, d. h. das bereits vorhandene Kapital angriffe, fo würde dieſes allerdings ein ſchädlicher. 
nach Umſtänden ein ververblicher Luxus fein und bei längerer Fortdauer feiner Herrſchaft vie 
Nation in Arnıuth verfinken. 

Aud ein nad feinen Gegenftänden im allgemeinen unſchädlicher und nad feinem Maße für 
die Verhältniffe des einen Volks gar nicht übertriebener Lurus fann für ein anderes, je nad 
deffelben innern und äußern, zumal Handelsverhältniſſen ſchädlich wirken. Beflgt ein Volk noch 
wenig Erjparniffe der Vergangenheit und bedarf ed zur Grundlage einer fortſchreitenden Wohl⸗ 
habenheit noch eined erſt zu erwerbenden Kapitalvermögend, und fordern es die Umſtände auf 
zum fruchtbringenden Anlegen feiner zu machenden Erfparniffe, ſei ed in der Landwirthſchaft, 
ſei e8 im Gebiete dev Gewerbe und des Handels: fo iſt e8 wünſchenswerth, daß ſolche Richtung 
die vorherrſchende unter feinen Bliedern werde. Erſt nah fchon begründeter Wohlhabenheit 
fängt die geeignete Zeit zu Iururidfern Genüſſen an; und folange die Reichern noch eine nüg- 
lie Anwendung ihres Vermögens zu probuctiven Zwecken machen Eönnen, fo bebarf ed ihres 
Luxus nit, um die Vertheilung ihres Einkommens unter die Mitbürger zu bewirken. Der 
Lohn, den fie für fruchtbringende Arbeiten bezahlen, verichafft ven Armern (Arbeitsfähigen) 
Thon hinreichende Subfiftenz, und infolge folder Arbeiten vermehrt ſich das Nationalvermögen. 
In diefer Lage erjcheinen daher die rein lururlöfen Ausgaben auch der Reihen als ſchädlich, 
nämlich das Voranfchreiten verringernd. Sodann find einige Völker für das Gedeihen ihrer 
Wirthſchaft, etwa bei der Unergiebigfeit ded eigenen Bodens, ganz vorzugdweife an den aus: 
wärtigen Handel — vielleicht insbeſondere an ven Zmifchenhandel — angewiefen, und es thut 
dabei noth, um in der Concurrenz mit andern fich im Vortheil zu erhalten, möglichft wohlfeil 
zu verkaufen. Auf den Preis der Erzengniffe aber Hat der Arbeitslohn, und auf diefen bie 
Lebensweiſe der Arbeiter einen mächtigen Einfluß. Je einfacher, je entfernter vom Lurus 
daher die legte iſt, defto wohlfetler wird — unter fonft gleihen Umftänden — verfauft werben 
fönnen. Der Luxus, wenigftens der Arbeiterklafie, ja, weil dad Beiſpiel anftet, auch ver 
Luxus der Arbeitäherren, überhaupt der veihern Klaſſen, votrkt daher in ſolchen Verhältnifſen 
nachtheilig. 

Volkswirthſchaftlich betrachtet iſt nach dem allen der Luxus zwar in der Regel und in ge⸗ 
wiſſem Maße vortheilhaft; doch gibt es auch wichtige Ausnahmen von ſolcher Regel, und kann, 
zumal je nach Gegenſtaͤnden und Maß, derſelbe oftmals ſchädlich wirken. 

I. Eine größere und mannichfaltigere Schädlichkeit des Luxus aber zeigt ſich vom polizei⸗ 
lien, vom moralifhen und vom politiſchen Standpunkte. 

Der Lurus, wenn er dad den Vermögensumftänden bes einzelnen anpaflende Maß über: 
fteigt, oder wenn er zur Verſchwendung wird, fann Hunderte und Tauſende von Familien an 
den Bettelftab bringen und, wenn ber Hang dazu einreißt und durch die verführerifhe Macht 
der Mode oder der vorherrſchenden Sitte noch verftärkt wird, für ganze Klafien von Bürgern 
verberbli werden. Erftend nämlich der Ruin einzelner Verſchwender iſt zwar volfs- und 
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ſtaatswirthſchaftlich gleichfalls ein Nachtheil, doch mag er als überwogen erfcheinen durch die 
vom Luxus im allgemeinen für Die Reichthumsvertheilung ausgehende wohlthätige Wirfung. 
Polizeili aber ift jener Ruin jevenfalld ein Die verhütende ober heilende Sorgfalt des Staats in 
Anſpruch nehnendes Übel. Was ferner zumal das moralifche Verderbniß betrifft, weldes die 
faft nothwendige Folge eines in der Geſellſchaft vorherrſchenden Hanges zum Luxus ift, nament⸗ 
lid die damit naturgemäß im Verhäliniß flehende Sucht nah Erwerb, die Überſchätzung des 
Geldwerthes, überhaupt der materiellen Güter, verglichen mit den iveellen, die Geneigtheit zu 
allen, daher auch zu ungerehten und moraliſch ſchlechten Mitteln des Gelderwerbs, mithin Un: 
tveue und Liederlichkeit in den niedern, Beſtechlichkeit, Erpreſſung, Rechtsverachtung in ben 
böhern Ständen, endlich Die Unzufriedenheit mit dem eigenen Zuflande, dad unrubige Streben 
nad eiteln Genüſſen, der neidifche Blick auf die Neihern, der verachtende auf die Ärmern, 
das Verſchwinden der edlen Sitteneinfalt, des flillen, genügfamen Familienglücks, der un= 
eigennügigen Sreundfhaft und Liebe: jo ſind diefe Übel allerdings fo-groß und tiefgehend, 
daß aller volkswirthſchaftliche Gewinn dagegen in Schatten tritt und die Staatögewalt fich aller: 
dings aufgeforvert fühlen muß, denfelben, foviel in ihrer Macht fteht und nad) guten Grund: 
fügen zuläflig ift, zu fleuern. — 

Mit der angedeuteten moraliſchen Verderbniß, die eine Folge wenigſtens des übertriebenen 
und allgemein herrſchenden Luxus iſt, ſteht in Verbindung der zumal für die politiſchen Zu— 
ſtände der Geſellſchaft, für die Verfaſſung und deren Geiſt, Kraft und Stetigkeit unendlich be— 
deutſame Verluſt der Selbſtändigkeit des Charakters, das Untergehen des Bürgerſtolzes und der 
Männerwürde in Feigheit, Kriecherei und Knechtsſinn. Wer viel Bedürfniſſe hat — und die 
luxuriöſeſten Genüſſe werden durch Angewohnheit und Mode zu wahren Bebürfniffen —, der 
iſt naturgemäß der Sklave oder der demüthige Schmeichler desjenigen oder derjenigen, von deren 
Gunſt oder Ungunft es abhängt, ob er die Mittel, jenen Lüften zu fröhnen‘, beſitzen, erwerben, 
behalten folle oder nicht. Die Audfpender von Snadenbezeigungen irgendeiner Art, von An: 
tern und Würden, von Befolvungen und Befoldungszulagen, von lucrativen Unternehmungen, 
von Conceſſionen, Unterftügungen, Privilegien aller Art u. |. w. Haben ed dann in ihrer Macht, 
jeden, welcher für fich felbft oder für einen Verwandten oder Freund um ſolche Gunftbezeigun: 
gen buhlt, als Werkzeug ihres unlautern Willend zu miobrauchen. Die Volfsrepräfentation, 
fon in ihrem Urfprunge durch Wahlbeſtechung verfälfcht, tragt alddann den Keim der Corrup⸗ 
tion in fi und verfauft Volksrecht und Volksglück um ſchnöden perfünliden Gewinn. Nur 
wenige vereinzelte patriotiigde Stimmen tönen alddann noch durch bie traurige Wüſte, und bald 
durchweht der Geift der Servilität, wodurch aud die freifinnigfte Verfaflung zum Gaukelſpiel 
wird, von oben bis unten alle Klaſſen der Nation. , 

B. Bon Lurud: oder Aufwanddgefegen. Wie joll nun oder wie kann foldden Ubeln 
gefteuert werden? Wie anders, jo raifonnirte man fonft, als durch hemmendes, namentlich ver: 
bietended und bewachendes Einfhreiten der Staatsgewalt? Alles, was gemeinſchädlich oder ge: 
fährlich ift, darf und foll viefelbe verbieten und nöthigenfalls verpönen, alfo auch den Luxus. 
Dian schreibe daher Maß und Ziel dem Aufwande vor, theils überhaupt fürs ganze Volk, theils 
für die einzelnen Stande oder Klaſſen der Geſellſchaft, und belege das Überſchreiten der durch 
Geſetz oder polizeiliche Verordnung vorgezeichneten Grenze mit gehöriger Strafe. Von folden 
Grundfägen gingen ſchon im Altertbum felbft die berühmteſten Gefeggebungen aus. Die 
Agypter, die Griechen, die Nömer hatten Luxusgeſetze. Im Mittelalter finden wir folche zumal 
in Städten, allmo dad Bedürfniß polizeiliher Ordnung fi früher fühlbar machte, gar oft aber, 
bei vem Mangel echter ſtaatsrechtlicher Orundfüge, nicht gehörig unterſchieden ward zwijchen 
dem, was zur Beförderung der gemeinen Wohlfahrt durch Gebot und Verbot erzwungen wer: 
den darf, und jenem, zu beffen Erſtrebung nur zwangloſe Mittel, als Belehrung, Ermunterung, 
gutes Beifpiel u. f. w. geeignet und rechtlich zuläfiig ind. Später fam in den von Fürſten be: 
herrſchten Ländern die Idee einer der hausväterlichen Herrſchaft ähnlichen Landesregierung auf, 
die Idee nämlich einer den Volke wie einer Schar von IInmündigen, mit Autorität aufzudrin= 
genden Wohlfahrt, verbunden mit jener der beften Benugung der Kräfte und Productiondmittel 
aller Bürger zum Vortheil ver landesherrlichen Kaſſen. Aus beiden Ideen floß das Princip 
des Vielregierend, des ſich Einmifchend in den Privat: und Familienhaushalt aller Staats: 
angehörigen und des fleten Bevormundens derfelben in all Ihrem Thun und Laffen. Hieraus 
und aus der Unbekanntſchaft dev Negierungen mit ven Geſetzen einer vernünftigen Staats— und 
Nationalwirthſchaft erflären fich, neben unzähligen andern Misgriffen, auch die vielen klein— 
lichen, ängſtlichen, zugleich despotiſchen, ja zum Teil tyrannifchen Luxusgeſetze und Verorb- 


664 Eunrus 


mungen in den meiften deutſchen Fürftenthümern und Ländchen.?) Selbft allgemeine Reis: 
polizeigeſetze ergingen gegen den ald Berberben dringend geachteten Lurus, zumal des gemeinen 
Volks, zum Theil jedoch au der vornehmern Stände, in Anfehung derer fie jedoch Freilich nur 
wenig in Anwendung kamen. Bis in dad kleinſte Detail der verichiedenen Gegenflände luru⸗ 
tidfen oder nur einigermaßen bedeutendern Aufwandes gehen diefe allgemeinen und particu- 
lären Verordnungen ein. Sie jhreiben in Bezug auf Kleidertracht der verfihiedenen Stände, 
Geſchlechter und Lebensalter Maß und Ziel der Koftipieligkeit vor, beſtimmen mir ängfllicer 
Genauigfeit, wie viele Tifehgäfte, wie viele Speifen und wie vieles und welches Getränk ver- 
ftattet fein jollen bei öffentlihen und Privatfeftlichkeiten, Gelagen und häuslichen Ereigniften, 
als bei Berlöbniffen, Hochzeiten, Kindtaufen, Begräbnifien, bei Faſtnachtsluſtbarkeiten und 
Kirchweihen, bei Scheibenſchießen oder Schügenfeften, bei Zunftverfammlungen u. 1. w., alles 
je nach ver Rangklaſſe ver Betheiligten oder auch nach dem Unterſchied zwifchen Stadt und Lant. 
Auch in Bezug auf Zahl und Behandlung der Bedienten und ded Gefindes, auf Equipagen und 
Hausgeräthe wurben fehr ind einzelne gehende Beftimmungen gegeben, und zumal gegen ema 
neu auffommende Moden oder Gelüfte — wie insbeſondere lange Zeit hindurch gegen das Raf- 
feetrinfen — mit großer, obwol im ganzen wenig fruchtender Strenge verfahren. Gs erregt ein 
eigenes gemiſchtes Gefühl von Unmillen, Mitleiven, Ekel und Ladhluft, wenn man eine Samm: 
fung folder Berorbnungen oder nur eine furze Inhaltsanzeige derſelben (wie in v. Berg s 
„Handbuch des deutſchen Polizeirechts““, Bd. II) durchläuft. Es genüge hier die Anführung 
blos Einer Stelle aud einer im Jahre 1774 für das Herzogthum Lauenburg erlaffenen Per: 
ordnung. 

‚Bei Verlöbniſſen in den Städten jollen von bürgerliden Berjonen nicht über zehn Gäne, 
mit Einſchluß der nächften Verwandten, eingeladen und nicht über vier Gerichte gegeben werten, 
auch die Gäfte des Sommers nicht über 11, des Winterd nicht über 10 Uhr des Abends kei- 
fanımenbleiben. Braut: und Bräntigamögefchenke folfen zufammen die Summe von 40— 
60 Thlrn. nie überfleigen, und zum Berlobungstag feine neuen Kleider beſonders angeſchafft 
werden. Auf den Lande flieht e8 zwar jedem vom Bauernftanbe frei, jih an den Orten, wo «3 
hergebracht ift, vor dem Prediger im Pfarrhauſe zu verloben; es ift aber nicht erlaubt, die Ver⸗ 
loͤbniſſe bei einem angeftellten Baftmahle und mir Ausholung des Predigerd zu halten. Altern 
oder Bormünder der Verlobten und die nächften Verwandten nebft zwei Männern als Zeugen 
dürfen jedoch zur Berichtigung der Eheberedung zufammenfonmen ; aber nur des Nachmittags 
und in allen, mit Einfluß der Verlobten, nicht mehr als zehn Perfonen, und nur bei einer 
Bierteltonne Bier höchſtens und zwei Efien. 

„Bei Hochzeiten in ben Städten iſt die Anzahl ver Gäſte und Gerichte nah drei Klaften 
beſtimmt. Die erfte Klaffe darf nit mehr ald 30 Gäſte und acht Gerichte, die zweite Klante 
nicht mehr als 20 Gäſte und jech8 Berichte, die dritte Klaſſe nicht mehr ald 15 Gäſte und vier ®r- 
richte haben. It dad Hochzeitsmahl mittags gehalten worden, jo dürfen des Abends nur alte. 
son Mittag übrig gebliebene Speijen gegeben werben. Übrigens werben Hochzeiten bei Wein 
und Kuchen, ohne Mahlzeiten, empfohlen. Keine Hochzeit fol länger ald einen Tag, und die 
Mahlzeit nicht über drei Stunden währen und vie Hochzeitgeſellſchaft nicht langer ald bis 2 Likr 
nad Mitternadht beifammenbläben. Hochzeitmufſik ift erlaubt; der Ausgeber der Hochzeit ſoll 
fie aber ohne einigen Beitrag der Bäfte bezahlen. Dad Verſchleppen der Eßwaaren und res 
Getränke fowie der Zulauf der Kinder und des Gefindes ift verboten. Am Kirdgangstage 
dürfen nicht mehr ald zehn Perſonen, mit Einſchluß der jungen Eheleute, mit vier Gerichten des 
Mittags, und des Abends mit Falter Speife, auch ohne Mufik, bewirtbet werben. — Bei Hoc: 
zeiten auf dem Lande ift das Geföffe vor und nad dem Kirchengehen gänzlich verboten. Zwei 
Tage find zur Hochzeit verftattet, und bei ganzen und halben Stellen 30 Säfte, bei andern tie 
Hälfte. Auch find die Hochzeitögerichte nach diefem Verhältnifſe beftimmt. Aller Zulauf ver 
Kinder, Knete und Mägde ift auch hier verboten. Mufik iſt erlaubt. Die Bäfte jolfen fpate- 
ftend morgens 3 Uhr auseinander gehen. Beim Kirchgang foll e8 wie in ven Städten gehalten 
werden. Wenn eine Herrſchaft ihrem Gefinde freie Hochzeit geben will, jo muß fie ih dabei 
nad ihrem Stande richten. Hochzeitsgeſchenke in den Städten jollen ten Werth von 2 Thirn. 
auf dem Lande den, Werth von 1 Thlr. nicht überfleigen, die Geſchenke der Altern und Ge⸗ 


- 


2) Bgl. Runbe, Beitrag zur Gefchichte der Aufwandsgeſetze. Heumann, Jus pol., S. 24. Mojer. 
Bon der Lanbeshrheit in Bolizeifachen. Hofmann, Entwurf von dem Umfang u. |. wm. des Polise.: 
wefens, m. a. m. Über bie franzöfifchen Rurusgefege vgl. Encyclopedie, Art. Lois somtuaires. 
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ſchwiſter jedoch ausgenommen, die deren eigenem Ermeſſen überlaffen bleiben. Geſchenke an 
Dienftboten find, fowie die Sammlung für den Koch, ganz verboten.‘ 

Heutzutage, da man Elarere Anfichten von ber perfünlichen Selbfländigfeit der Bürger und 
von der mit den Eigenthumsrechte innigſt verbundenen Befugniß der freien Verfügung über 
das, was unfer ift, gewonnen hat, und ba nıan einfleht, daß, wo folhe freie Verfügung nicht 
gewährt ift, auch der mädhtigfte Sporn zur Erwerbung, folglich zur fruchtbringenden Arbeit 
fehlt, und daß eine Glaffification nach Ständen, da in jevem Stande die mannicfaltigften Ab: 
ſtufungen des Vermögens vorhanden jein können, ſolchen Luxusgeſetzen jedenfalls ihre vernünf⸗ 
tige Anwendbarkeit vaubt, heutzutage erſcheinen folche Verordnungen allerdings als abenteuer- 
liche Ausgeburten einer — wenn auch der Intention nach oft gutmüthigen — dem Princip nach 
durchaus heilloſen Anmaßung der Regierungsgewalt gegenüber den Regierten. 

Aber ſoll oder darf denn der Staat nichts, gar nichts thun, um dem doch unleugbar höchſt 
ſchädlichen Luxus eine Grenze zu fegen? Freilich darf und ſoll er einiges thun; nur ſind Luxus⸗ 
geſetze wie die vorhin angeführten, überhaupt alle nicht durch beſondere Gründe gerechtfertigten 
Zwangsmaßregeln verwerflich. 

Zuvoͤrderſt enthalte ſich die Staatsgewalt derjenigen Schritte und Richtungen, welche einen 
Hang zum Lurus faft künſtlich erzeugen, venfelben mindeſtens zu erhöhen und allgemein zu 
machen geeignet finn. Dahin gehört zumal die einjeitige Pflege und übermäßige Anpreifung 
der materiellen Intereſſen im Gegenſatze ver höhern iverllen und moralifhen. Wenn bie Re⸗ 
gierung jeden edlern, freien Aufſchwung des Geiſtes und Gemüths im Volke fcheut, wenn fie 
feine Ihätigfeit foviel möglich auf die Sphäre des Erwerbs und des Genuſſes, überhaupt der 
egoiſtiſchen Beſtrebungen zu beſchränken, feinen Blick, feine vegere Theilnahme möglichft von 
den Öffentlichen Angelegenheiten, von den Intereffen ver Freibelt, der Nationalwürde, der Rechts⸗ 
garantie abzulenken fucht, wenn fie ein von oben bis unten reichendes Syſtem der Korruption 
ind Leben führt, und wenn der Hof und die ihn näher umgebenven Kreife das lockende Beiſpiel 
der maßlofen Verſchwendung und der frivolen @enüfle aufftellen: alsdann ift es freilich natür: 
lid, daß au in den nievern Regionen der Geſellſchaft ſolches Beifpiel, joviel thunlich, nach⸗ 
geahmt und jener Hang zum verderblichen Luxus allgemein vorherrſchend werbe. Schon durd 
die Vermeidung folder Richtungen wird alfo die Regierung dem ſchädlichen Uberhanduehmen 
des Luxus vorbeugen, und bie allgemeinen Anflalten für intellectuelle und moraliſche Boild- 
bildung werben bad Übrige thun. Ohnehin iſt, wo bie Brivolität nicht künſtlich gehegt wire, 
faum zu beforgen, daß die Verſchwendung allzu fehr einreiße. Cinzelne leichtſinnige oder ger 
wiffenlofe Praffer, Vergeuder nicht nur des eigenen, fondern auch des fremden Gutes, einzelne 
pflichtvergeſſene Samiltenväter, die ihren nimmer befriedigten Gelüſten ven Wohlſtand ihrer 
Kinder zum Opfer bringen, wird ed immer geben; doch in der Megel und naturgemäß blickt der 
Menſch, der nicht in der Erziehung verwahrloft ober durch äußere Einflüſſe verberbt worden, 
in die Zukunft und enthält ſich, theild aus vernünftiger Selbſtliebe, theild aus Liebe für jeine 
Familie, der Verſchleuderung feines Vermögend. Allgemeine Verbote ober zwangsmweiie Ber 
ſchränkungen des Luxus thun alfo gar nicht noth. 

Indeflen gibt e8 gleichwol Umſtände und Verhältniffe, worin auch ein zwangäweijed Ein— 
ſchreiten der Staatögewalt hier zu billigen und zu fordern ifl. 

Dahin gehören allernächft die Prodigalitäts: oder Mundtodtserklärungen, welche gegen die 
einzelnen unverbefierlichen Verſchwender, deren ſchlechter Haushalt offenbar fie jelbft oder ihre 
Familie ind Verderben zu ſtürzen droht — verfteht fi nach gehöriger Unterfuhung und unter 
Formen, welche jene Willkür Hintanhalten — auszuſprechen find. Wer ſchon durch die That 
ih als unfähig oder nicht gewillt erwieſen hat, fein Vermogen als verfländiger Hauswirth zu 
verwalten, der ift zur Entmünbigung geeignet, und die ihm zu ſetzende Guratel gereicht ja ihm 
ſelbſt auch zur Wohlthat. 

Sodann gibt ed Arten des Luxus, welche, wenn nicht eigens als Luxus, weicher nänılih an 
und für fih zu den natürlichen Freiheitsrechten des Bürgers gehört, fo doch aus andern Grün⸗ 
den Die polizeiliche Fuͤrkehr in Anſpruch nehmen. Sind gewifle Arten von Benüffen theild an 
und für fi, theils wenigſtens im Ball der lihertreibung der Gefundheit offenbar ſchaͤdlich, oder 
die Öffentliche Sicherheit und Ruhe gefährdend, oder die Moral verlegenp, jo muß ihnen aus 
diefen Titeln Einhalt gethan werden. Hierher gehören zumal ver übermäßige Genuß geifliger 
Getränke, insbeſondere des Leib und Seele ruinirenden Branntweind, ſodann die ber Sittlich— 
Seit Gefahr drohenden Beluftigungen oder die ſelbſt oͤffentliches Ärgerniß gebenven Ausſchwei⸗ 
fungen. Gegen vie Völlerei Hat ſowol die Sanitäts- ale die Sicherheitspolizei mit Ernſt, doch 
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auch mit Umſicht einzuſchreiten, ſoviel moͤglich mehr durch Beſchränkungen des Verkaufs und 
Ausſchanks der berauſchenden Getränke als durch unmittelbares Verbot gegen die Trinkenden. 
Doch ſoll auch die mit Störung der oͤffentlichen Ruhe verbundene oder bis zum Skandal 
gehende, zumal habituelle Berauſchung als Polizeivergehen bebandelt werben. Die zu ſolchem 
Zwede zu erlaffenden Vorſchriften jedoch fowie jene, welche allernächſt die Verhütung von Un: 
fittlicfeiten, Verführung und Ärgerniß erregenden Schwelgereien zum Gegenftande baben, 
werben füglicher unter biefen befondern Rubriken als unter ver allgemeinen ver (in ſolcher Be: 
ziehung ohnehin nur indirecten) Luxusgeſetze behandelt. 

Noch gibt ed Gegenſtände oder Anläffe zu luxuriöſer Ausgabe, welche den dabei Betheilig: 
ten mehr nur Plage oder drückende Laſt verurſachen ald Genuß gewähren. Es find dieſes Aus: 
gaben, die nicht eigentlich nad dem freien Willen derjenigen, die fie zu machen haben, ſondern 
6108 nach dem Geſetze des Herkommens oder einer einmal herrfchend gewordenen Mode ftatt: 
finden,. und von welchen befreit zu bleiben ver Wunſch jenes Verftändigen iſt. Von dieſer Ar: 
find 3. B. die hier und dort bergebrachten Begräbnipformen und Tobtenfeiern, welche gar oft 
dur ihre Koftfpieligfeit den dürftigen Nachlaß des Verftorbenen erfchöpfen und der zurüd: 
gebliebenen Familie, welche Ehren halber den ftandesmäßigen Aufwand machen muß, ven legten 
Nothpfennig rauben. Wenn in folden Dingen die Polizei mit befhränfenden Vorjchriften 
einfchreitet, jo übt fie dadurch nicht eigentlich einen Zwang aus, ſondern jie befreit vielmehr nur 
die Betheiligten von einer läftigen Feſſel, welche ſie ſelbſt abzujchütteln pie Kraft oder den Muib 
nit haben, für deren Wegnahme aber wenigſtens die Verftändigern derfelben der Staats: 
gewalt dankbar find. . 

C. Bon Lurußftleuern. Bei den Lurusfleuern if der polizeiliche Standpunkt von dem 
ſtaatswirthſchaftlichen und von dem finanziellen wohl zu unterfcheiden. Hat der Staat bei derer 
Auflegung blo8 allein den Zwei, von gewifien Iuxuriöfen Genüflen over Ausgaben abzubalten, 
fo find die Steuern in der That nichts anderes als verfleidete Verbote oder Verpoͤnungen ſolcher 
Luxusarten, und fie fallen demnach unter viefelbe Beurtheilung wie die unmittelbaren Berbote, 
d. 6. fie find theild ungerecht, theild unnütz. Sie find ungerecht, weil jie die natürliche Freiheit 
des (auf ehrlichen Wege fi zu verſchaffenden) Genuſſes aus angemaßter vormundſchaftlicher 
Autorität willkürlich und auf eine zumal für die Armern drückende Weiſe beſchränken; fie find 
unnüg und ſelbſt zweckwidrig, weil fie den Genuß gleichwol nicht verhindern, ſondern blos 
vertheuern, was die Anreizung bazu nur noch erhöht und daher, wenigftend bei jenen, die ihn 
noch irgend bezahlen koͤnnen, das Gegentheil ver beabſichtigten Abhaltung bewirkt. 

Etwas andered iſt zu fagen von den aus ſtaatswirthſchaftlichen und aus finanziellen Grüm⸗ 
den aufzulegenden Luxusſteuern, zum T heil Daher aud von benjenigen, welche gemiſchter Natuı 
find, d. h. neben einem dieſer Zwecke zugleich noch den polizeilichen verfolgen. 

Niemand leugnet dad Recht des Staats, zur Begünftigung der einheimijchen Production 
und Induſtrie, überhaupt zu aatswirthfänftlihen Zweden die Ein- und Ausfuhr'ver Waaren 
ober auch unmittelbar die Production mit hierauf berechneten Zöllen oder Abgaben zu belegen. 
Es ift dies ein Recht, welches zwar oftmald misbraucht oder zweckwidrig ausgeübt wird, aber 


auch einen guten und wohlthätigen Gebrauch gar wohl zuläßt und darum ſchlechterdings be: 
hauptet werben muß. Wenn nun der Staat z.B. gewiſſe, nicht dem Bedürfniſſe, ſondern blos 


dem Belüfte dienende fremde Producte (3.8. ausländische Weine für ein Durch eigenen Wein— 
erwachs gefegneted Land, ober frende Putzwaaren oder andern Eoflipieligen Tand u. f. w.) mi: 


hohen Zöllen belegt und dadurch das Ausftrömen des zur Nahrung der einheimifhen Produc 
tion nöthigen Geldes der Reihen vermindert over mindeſtens der Staatäfafle einigen Erſaz 


für defien Verluſt zuwendet: jo wird foldhe Auflage zugleich, als Lurusfteuer zu betrachten fein, 
obſchon fie nicht eigentlich den Luxus ſchlechthin ald Luxus, fondern bloß die unnoͤthige Con: 
ſumtion fremder Probucte als folcher im Auge Hat; und fie wird in vem Maße, als überbhaur: 


die befondere oder gegenfeitige induftrielle und Handelslage fie rechtfertigt, beinebens auch al 


Luxusbeſchränkung von Vortheil fein. Wie oft oder inwiefern ſolches überall der Kalt fein 
faun, iſt Hier nicht zu erörtern, Für den gegenwärtigen Zwed genügt die allgemeine Andeu: 
tung des hier obwaltenden Berhältnifles. 

Sole Zölle und Auflagen haben dann großentheild zugleich einen finanziellen Zwed. 
d. 5. fie werden ganz eigend als Steuern eingeforbert; und alddann kann ihre Rechtfertigung 
nur aus den für die Steuern überhaupt gültigen Rechts- und politiihen Principien fließen 
Es fragt ſich aljo: if die befondere oder höhere Befteuerung von Lurusgegenfländen — bie: 
aljo ohne Unterſchied, ob einheimiſche oder fremde — zu billigen? 
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Da weder die Erzeugung, noch ber Ankauf, noch ber Verbrauch irgenveiner Sache [hun an 
und für fi) eine Steuerpflicht involvirt, fo beruht die Rechtfertigung ber Luxusſteuern lediglich 
auf den für die indirecten, namentlich für die Verzehrungsſteuern anzuführenden Gründen. 
Man findet viefelben unter den Art. Abgaben, Steuern u. a. entwidelt und geprüft, und 
eö mag daher bier die Betrachtung genügen, daß, folange die von ver Theorie geforderte 
alleinige un® allgemeine Vermögens: und Eintommenfteuer nicht eingeführt und aud bad 
Syſtem der directen Befteuerung nicht vollftändig gemacht, d. h. über alle Gattungen des Be: 
fiped und Erwerbs ausgedehnt wird, bie indirerte Beſteuerung kaum vermeiblih ift, und DaB, 
‚wenn man biefelbe in dem Sinne, daß fie zur Vervollſtändigung oder Heilung der mangelhaften 
directen Befteuerung diene, eingeführt oder forterhalten haben will, die auf die luxuriöſe Ver⸗ 
zehrung gelegte Steuer allerdings zu empfehlen ift. In der Regel nämlid treiben doch vie 
Reichen oder Wohlhabenven mehr Luxus ald die Armern, und wenn ed wahr iſt (mad auch 
nicht geleugnet werden fann), daß durch bie Unvollſtändigkeit der directen Befteuerung vie 
Reichern, nänlich Befigenven und Erwerbenden, begünftigt, durch die auf Die Gegenſtände der 

“gemeinen ober nothiwendigen Verzehrung gelegten Steuern aber die Armen pofitiv und weſent⸗ 
ich bedrückt (nänlich nach Häuptern und nicht nah dem Vermögen befteuert) werben: fo wird 
durch die vorzugsweife oder In Höherm Maße auf die Gegenſtände des Luxus gelegte Steuer jener 
doppelten Ungleichheit wenigftend einigerniaßen abgeholfen, und ven Reichen, denen man auf dem 
geraden Wege nicht hinreichend beifanı, auf jenem Umwege wenigftens noch etwas abgewonnen. 

Indeſſen gibt es freilich auch fogenannte Luxusgegenſtände, welche für manchen Armen 
gleihwol (durch Angewohnheit, Kraͤnklichkeit oder durch Standesverhältnifle u. |. m.) zum 
wahren Bedürfniß geworden find und deren Befleuerung fonach für ihn zur weitern Bedrückung 
wird, Inſofern erfcheint hiernach die LZurusfteuer ald ungeredt. Sodann bewirkt fie, zumal 
menn fie Hoch ift, leicht eine Verminderung des Verbrauchs, demnach, wenn veflelben Gegen 
ftand ein einheimifcher Artikel ift, eine Benachtheiligung der Producenten, und täufcht zugleich 
die Erwartungen der Finanzen, inden der Ertrag einer obwol erhöhten Verzehrungäfteuer, 
wenn ihretwillen die Verzehrung felbft bedeutend jich veruinbert, geringer wird, als er bei 
einem mäßigen Steueranfag gewefen wäre. Hat man aber gar, bei Auflegung ber Steuer, 
ſolche Berminverung des Verbrauchs mit zum Zwecke gehabt, fo ift das polizeiliche Intereffe mit 
vem finanziellen dabei in Widerftreit geraten, und e8 muß demnach die Beurtheilung nad dem 
jeweil8 vorherrſchenden Geſichtspunkte gefchehen. 

Die wiſſenſchaftliche Behandlung des Luxus findet ſich vum fittlihen Standpunkt aus in den 
Handbücern der Ethik, fo namentlich in Rothe's „Theologiſcher Ethik”, IN, $. 1140, vom 
wirtbichaftlichen in ven Handbüchern der Ntationalöfonomie. Motteck. 

Luzern. Dieſer beiläufig in der Mitte ver Schweiz gelegene Canton umfaßt 54 ſchweizeri⸗ 
fhe Duabdratflunden oder 22,6 deutſche Quadratmeilen. Die legte Volkszählung vom Decem: 
ber 1860 ergab eine Benölferung von 130504 Menfchen; gegen die vorige Aufnahme von 
1850 ift dies eine Verminderung von 2285 Individnuen, während die übrigen Cantone, mit 
wenigen Ausnahmen, ji einer Zunahme erfreuten. Die gefammte Cinwohnerſchaft lebte in 
14302 Häufern und 25712 Haushaltungen. Sie gehörte der Sprache nad) durchgehendd dem 
deutfchen Stamme an. Die katholifche Confeſſion war lange die allein geduldete; noch bei ber 
jüngften Aufnahme zählte man nur 2619 Proteftanten und 14 Juden. Bon der Gefanmt- 
Hevölferung wohnen 71298 Menſchen in ihrer Helmatgemeinve, 52814 waren Angehörige 
anderer Orte des Cantons, 5304 find ſonſtige Schweizer und 1027 Ausländer; dazn fommıt 
(glüdtiherweife nur no) Bin Heimatlofer. Das ganze Gebiet ift in fünf Bezirke getheilt (Lu⸗ 
zern, Entlebuch, Hochdorf, Surfee und Willifau). In der Hauptftadt Auzern lebten 11522 
Menſchen, alle andern Orte zählen weniger ald 4500 Einwohner. Die Stadt Luzern felbft 
wäre ſehr zuſammenſchmelzen ohne die Niederlaflung anderer Ortsangehoͤrigen. Von ihrer 
Geſammteinwohnerſchaft find nämlich nıır 2002 hier heimatberechtigt; dagegen gehören 7394 
andern Gemeinden des Gantons, 1544 der übrigen Schweiz und 582 den Auslande an. 

Der Banton Luzern umfaßt feinen Theil der innern ſchneebedeckten Hochalpen, wol aber ge: 
hören Theile der vielgenannten Berge Bilatus und Rigi Hierher; der erfigenannte 6690, ber 
legte 5542 parifer Fuß hoch (der Deutfche Snell pflegte ven Rigi ald den „Olymp der Schwei⸗ 
zer“ zu bezeichnen). Die Landſchaft iſt fehr waſſerreich. Der noͤrdliche und weftliche Theil des 
romantifchen Vierwaldſtätterſees, dann der Sempacher- und Baldegger- und das fühliche Ufer 
des Hallwylerfees befinden fich im Gebiet des Gantond, Die Neuß vurchfließt venfelben.. Der 
Boden iſt reich an guten Wiefen und fruchtbarem Getreivelann. 
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Luzern, der wichtigſte der katholiſchen Cantone, darum Sig des päpſtlichen Nuntius, har 
zwar an Volksbildung gegen früher nicht unbedeutend gewonnen, ſteht aber gleichwol den größern 
deutſchen Cantonen in dieſer Beziehung noch immer nad. Die Macht der Geiſtlichkeit hemm: 
noch immer eine freie Entwickelung. 

Was die Finanzen des Cantons Luzern betrifit, jo entnehmen wir dem Voranſchlage für 
das Jahr 1863 folgende Notizen. a) Einnahmen: Ertrag ver Staatöliegenihaften 33430 dr:, 
der Zehnten und Bopenzinfe 12570, der Staatöfapitalien 62430, von der Eingenoffenichaft für 
abgetretene Poften und Zölle 130663, Staatdabgaben 528050, Erziehungswefen (Einkünfu 
beilelben) 74368, beſondere Einnahmen 102237, Gefammtjumme 94374851. b) Ausgaben: 
Bejoldung der Verwaltungsbeamten 108341 Fr., Departement ded Außern 22000, des In: 
nern 15350, Handelskammer 1100, Armen= und Vormundſchaftöoweſen 400, Kirchenweſen 
400, Bolizeivepartement 165879, Militärdepartement 246565 (davon 64650 außerorben:: 
ih), Binanzvepartement 109234 (davon 3620 außerorbentlih), Baubepartement 232792 
(davon 192422 außerordentlich), Gxrziehungsrath 216476, Gerichtsweſen 90970, zuſammer 
1,204507 $r. 

68 ergibt ſich danach im Jahre 1863 ein Ausfall von 260759 Fr., der aber nur durs 
die außerorbentlihen Ausgaben, namentlich außerordentliche Bauten, veranlagt ift und voraus: 
ichtli zum Theil gedeckt werben wird durch Mehrertrag der (jehr niebrig angefegten) Ginnaf- 
men und durch Wenigerbedarf für verjchienene Ausgabepoften. Im übrigen ifl der Canton ner 
mit 14, Mill. Fr. Schulpen belaftet, wovon eine Million für Eifenbahn:,, der Neft theilmei' 
für andere Bauten verwendet wurde und welche Summe zu 4Y, Proc. verzinft wird. Das ua: 
mittelbare Actiovermögen dürfte dagegen etwa zu anderthalb Millionen anzunehnen fein. 

Bon der älteflen Gejchichte Luzerns bejigen wir nur geringe und wenig verläfjige Nad: 
richten.) Es läßt ſich allerbings annehmen, daß zur Zeit dev Roͤmerherrſchaft der Ort Luzern, 
des Berfehrs mit Italien wegen, jeiner Lage nach am Ausflug der Reuß aus dem Vierwaldftätter. 
ſee, jhon eine gewifle Bedeutung Hatte, und wol mag auch der Name Luzern von einem bier er: 
wähnten Leuchtthurme herrühren. Thatſache ift jedenfalls, daß, ald im Jahre 695 Hier ein 
Benebictinerflofter errichtet wurbe, der Ort als jolcher bereitö vorhanden war. Nachgewieſen 
ift ed ferner, daß die Mönde, bier wie anderwärts, bald eine gewiſſe Herrſchaft zu erlangen 
wußten, und feftgeftellt finden wir endlih, daß ed den Mönchen des Kloſters Murbach im 
Elſaß im Jahre 765 gelang, ven Frankenkönig Pipin zu beftinmen, bad Klofter zu Luzern 
janımt deſſen Zugehör ald Beſitzthum des Kloſters Murbad zu erflären, ſodaß Das erflere für 
die Folge feine eigenen Abte mehr, fondern bloße Bröpfte Hatte, die durch die Äbte von Murdach 
eingelegt wurden. 

Die Stadt befaß von älteften Zeiten her (urbunblid; jevenfalld vor 1252) einen Rath von 
36 Mitglievern, der in zwei Abtheilungen je ein halbes Jahr lang die Verwaltung ber Räpti: 
chen Angelegenheiten leitete. Im Jahre 1330 ergänzte ſich diejer Rath jelbfl. ITrog der Rat: 
des Kloſters, deſſen Ammann Sig im Rathe hatte, ſcheint ein Freier Bei unter der Bevölkerung 
geberrfcht zu Haben; jo nahm denn auch Zuzern zur Zeit der Sohenflaufen entſchieden Partei 
und ſtand ſtets auf jeiten diefer. 

Der zum deutſchen Kaifer erhobene Rudolf von Habsburg fuchte befanntlidh jeine Haut: 
macht beſonders in dieſer Gegend der Schweiz zu erweitern. Er brachte es dahin, daß der Ak: 
von Murbach — unter Verlegung feiner früher um eine bedeutende Geldfumme den Auzernerz 
gegebenen feierlichen Zufage, ihre Stabt niemals zu verkaufen — diejelbe gleihwol im Jahrt 
1291 gegen Zahlung von 2000 Mark Silbers und Überlafjung von fünf Dörfern im Elfaf, 
an ben Kaiſer abtrat.2) Die Luzerner vermeigerten den Habsburgern folange ſie konnten bir 
Huligung In dem Kampfe zwiſchen Albrecht von Ofterreih und Adolf von Naſſan flanere 
fie auf des legtern Seite, unterwarfen ſich aber nad dem Tode dieſes Kaiferd. Nun hatten ñe 
tbeilzunehmen an ven Angriffen, welde vie öͤſterreichiſchen Fürſten wieberholt auf die drei Ur 
cantone ausführten, und erlitten Dafür Einfälle in ihr eigenes Gebiet von feiten ver Cidgenoſſen 
Endlid) wurden die Luzerner der aus diefen nicht endenden Kämpfen ihnen ſelbſt erwachſenen 


18 2) N Pinffer, Geſchichte ber Stadt und des Gantons Luzern (bis 1848 reichend; 2 Bde, Zun.c 
— 52). 
2) Die Urkunde erklärt, daß ber Abt von Murbach, der Propft von Luzern, der Kellner unt nee 
andere mitwirfente Mönche des Schreibens unfundig frien. Es ift dies ein weitere Zeichen, inwiefern. 
die Klöfter zu jener Zeit Pllanzflätten ber Eultur waren. Bol. Mlöfter. 
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NachtHeile müde. Oſterreich konnte fle nicht ſchützen gegen Die Angriffe, welche die Walpflätter 
oft wieberholten. Da ſchloſſen die Luzerner im Jahre 1332 eigenmädtig einen Vertrag auf 
20 Sabre mit ihren Nachbarn zu beiderjeitiger Sicherheit in Handel und Verkehr. Ein Über: 
fallsverfudh, den der Haböburgifge Vogt auf Rothenburg gemeinfam mit ber Öfterreichifchen 
Partei in der Stabt unternahm, miäglüdte; fofort verbanden fi nun Die Ruzerner mit den an⸗ 
dern Walpftättern zu einem eigenen Bündniß (7. Wintermonat 1332), ſie beſchworen deren 
Bund, und ihre Stadt erhielt den Vorrang ald erfter Ort. Im Bundeöbrief wurden übrigens 
die herzoglichen Rechte zu Luzern, in den drei Walpflätten die Rechte ned Deutfchen Reichs aus- 
prücdlich vorbehalten. Erſt nad dem Siege bei Sempad, 1386, erfolgte die Zurüdweifung 
jener Anerkennung ber Öfterreichifchen Anfprüce.?) An eine Anderung des Berhältniffes zum 
Reiche dachte man aber noch nicht. So ertheilte noch Kaiſer Sigismund den Luzernern, nament⸗ 
li in ven Jahren 1415 — 33, mancherlei Privilegien; vorzüglid; wegen ver willigen Dienfte, 
welche fte ihın und dem Reiche, indbefondere im Kampfe gegen ven Herzog Friedrich von Ofter: 
reich geleiftet.” Es entwickelte fi ein freier Geift nad) innen und aufen. Die Gemeinde übte 
die höchfte Gewalt; fie entſchied über alle wichtigen Fragen bes Öffentligen Lebens. Der Große 
oder Außere Rath von Dreihundert beforgte die minder wichtigen Angelegenheiten, ein Aus: 
ſchuß — der Kleine oder Innere Rath — von Sechsunddreißig bildete bie vollziehende Behörde. 
Ein Schultheiß ftand an der Spige ded Raths. Die Warnung, welche der im Treffen von 
Sempach toͤdlich verwundete Iuzerner Schultheiß, Peter v. Grundoldingen, feinen Mitbürgern 
ſendete: „Laßt keinen Schultheiß länger als ein Jahr im Amt“, hatte nachwirkende Bedeutung 
für das politiſche Leben der ganzen Eidgenoſſenſchaft. Auch in Angelegenheiten mit ver Geiſt⸗ 
lichkeit fand nichts weniger ala blinde Unterwerfung unter den Willen des Klerus flatt. Dies 
beweiſt der ſogenannte, Pfaffenbrief“, abgeſchloſſen von Zürich, Luzern, Uri, Schwyz, Unterwal⸗ 
den und Zug, eine Art Grundgeſetz der Cidgenoſſen, von dem Johannes Müller ſagt, es ſei die 
Proteſtation der ſchweizeriſchen Freiheit wider den Misbrauch des Anfehens der Kleriſei. Die 
Stadt ſah ſich zu wiederholten malen mit dem Banne belegt; doch dies beugte ihre Bewohner 
nicht. Ebenſo trat ſie dem Treiben der Geiſtlichkeit in andern Beziehungen entgegen. Gegen 
Prieſter wurden, wie gegen alle andern Einwohner, die gewoͤhnlichen Strafgeſetze zut Anwen⸗ 
dung gebracht. Eine Verordnung vom Jahre 1413 verbot ſogar die Veräußerung von Liegen⸗ 
ſchaften an Kirchen und Geiſtlichen, damit die erſtern dem Verkehr nicht entzogen würden. Schon 
im Jahre‘ 1470 entfland im Luzerniſchen (zu Bernmünfter) eine Buchdruckerei — die erfte in 
der Schweiz. 

Unterdeß war ed der Stadt auch gelungen, ihre Herrſchaft über eine Reihe benachbarter 
Landſchaften auszubreiten, mitteld Kaufs, Pfanblofung und Eroberung. Dad Amt Meren- 
ſchwand begab ſich freiwillig unter Iuzerner Hoheit. Urſprünglich befand eine Art Verbrüde⸗ 
rung mit den nenerworbenen @ebietstheilen, wie ſolches bie ven Landſchaften ertheilten Burg: 
rechte beweiten. Auch gelangten viele vie Stabt bewohnende Landleute in ven Math, und übervies 
zog man oͤfters Ausgeſchloſſene aus ben Amtern zu ven Berathungen. Allein dies änderte ſich. 
Schon bei ver Erwerbung von Weggis (1380) gab fi ein ſchlimmes Herrſchaftsgelüſte kund. 
Diefe Bogtei ſowie das Entlebuch rangen denn aud wiederholt, obmol vergeblich, nach Selb- 
ſtändigkeit. 

Schon vom Beginn bed 15. Jahrhunderts an entwickelte fi ganz entſchieden das Streben, 
einerfeits das Land al8 unterwürfig der Stat zu behandeln , andererfeit6 vie höchſte Gewalt in 
diefer ſelbſt ven Händen ver Gefammtbewölferung zu entreigen. Der Innere Rath bemädhtigte 
fih der Leitung ded Gemeinwefend. So begann derſelbe 1421 für die erledigten Großrath⸗ 
ſtellen Mitglieder zu bezeichnen und dem Großen Rath nur zur Beftätigung anzuzeigen. Zwar 
ward dieſer Miobrauch damals wieder abgefchafft, ebenfo an dem Grundfat fefigehalten, daß 
der Kleine Rath die Befchlüffe des Großen Raths nicht ändern dürfe, Dagegen gelang ed nicht. 
die Selbflergänzung des Kleinen Rath zu befeitigen. 

Die großen Reichthümer, melde ven Bid dahin an ärniliches Leben gewohnten Schweizern 
durd die Stege Über Karl ven Kühnen in die Hände flelen,, äußerten befanntlich in mehrfacher 
Beziehung fehr Üble Wirkungen. Wahrhaft corrumpirend, bie einzelnen ſittlich verderbend und 


3) Übrigens mag bier erwähnt werden, Daß in beu Kämpfen des Haufes Habsburg zur Unterwer⸗ 
fung der Eidgenofjen nicht fowol Deutfche, als vielmehr Angehörige des jegigen Schweizergebictg felbft 
jenen Eidgenofien entgegengeftelft wurben: Bewohner des Aargau, des Thurgau u. f. w. Diefe bildeten 
namentlich auch bei Sempach die Haubtmaffe ber. Oſterreicher“. 
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die Volkofreiheit untergrabend, erwieſen fih fpäter die Benfionen, mit denen bie franzdſiſchen 
Könige einflußreihe Männer in ben Hauptorten der Eidgenoſſenſchaft an ſich feffelten. Die Be: 
ftegung durch jene Fürſten wurde vielfach maßgebend für bie Richtung der Politik und dies 
namentli in Luzern, deffen Führer gewoͤhnlich Soͤldlinge des parifer Hofes waren. 

Dem Streben nah Entwidelung einer oligarchiſchen Stadtherrſchaft widerſetzte ſich Längere 
Zeit die von den Urcantonen unterflügte Laudſchaft. Das mit Unrecht gepriefene Stanzer 
Verkommniß, weldes durch Nikolaus v. d. Flüe herbeigeführt warb, entſchied den Sieg des 
ariftofratifchen Stabtregiments, indem die demokratiſchen Urcantone auf jede Uinterflügung 
widerfpenftiger Landſchaften zu verzichten gelobten. 

Inter den obwaltenden Verhältniſſen ſetzte fich auch vie Macht der Geiſtlichkeit mehr als bis 
dahin feft. Gleichen Schritt hiermit hielt Die Verbreitung des Aberglaubens. So erging 3.2. 
ein Berbot, ven Pilatusberg zu befteigen, weil man ſich einbildete, in dem anf vemfelben beſind⸗ 
lichen fogenannten See (vielmehr einem Teiche) Habe ſich der Lanppfleger Bontins Pilatus er: 
tränft, und menn fein @elft gereizt werbe, fo zögen Unwetter über das Land. EFIR bezeichnend 
für den Culturſtand, daß jenes Verbot des Beftelgens des genannten Berges mehrere Jahrhun⸗ 
derte lang forterhaltenward, und Daß man eine ertragreiche Aly faft ohne alle Vergütung an einen 
Mann überließ, nur unter der Bedingung, daß er jene Veſteigung des Berges verhindere. 

Zur Reformationdzeit ſtanden weltliche und geiſtliche Macht in Luzern eng verbünvet. Man 
verfolgte die Neuerungdluftigen In ver barbarifchften Welfe. Enthauptung galt noch als gnä: 
dige Strafe, denn der Beuertod war den Abtrünnigen vom Glauben in Ausſicht geftellt und der 
Sheiterhanfen ward wieberbolt angezündet. Eine Anzahl freidenkender getehrter Männer ver: 
ließ damals Luzern. Der Steg des Obſcurantismus bat Drei Jahrhunderte lang nachgewirkt! 
Die Machthaber benupten vie Gelegenheit, verfchienene den Bewohnern der Landfchaft früher 
gewährte polttifche Zugeftänpniffe zu widerrufen, unter dem Vorwande, diefelben wider: 
ftrebten dem alten Glauben. Doch wollten die Gewalthaber ihre eigene Macht zu Bunften des 
Klerus nicht beſchraͤnkt wiſſen. Sie ließen Geifttiche wegen gemeiner Verbrechen hin richten und 
beharrten, trotz päͤpfilicher Drohungen, auf der Erklärung, daß fie hierin nichts zu bereuen 
hätten. Auch die Errichtung einer fländigen päpftligen Nuntiatur warb anfangs abgelehnt, 
nicht 6108 von Ruzern, fondern von ven kathollſchen Orten überhaupt. Erſt die 1574 in der 
genannten Stadt aufgenommenen Jeſuiten wußten e8 dahin zu bringen, daß jene Ablehnung 
im Jahre 1579 zurüdgenonmen warb; Doc veranlafte gleich ver erſte Nuntius alsbald Wirren 

‚und Streit. Zwar verſuchte er vergeblih Einführung der Inaulfition, hingegen brachte die 
Sefnitenpartet eine Vereinigung der Fatholifhen Gantone vermittelft des am 5. Oct. 1586 ab- 
gefchloffenen Borromeiſchen oder Goldenen Bundes zu Stande, als veffen legten Nachläufer wir 
den 1847 glücklich vernichteten Sonderbund anzuſehen haben. 

Die politifche Verbindung nicht nur Luzerns, fondern der ganzen Schweiz mit Deutſchland 
war feit dem Schwahenfriege (1499) vernichtet. Die oligarchifche Herrſchaft bildete fich immer: 
mehr aud. Hatte man früher ven Sempachern, Entlebnchern und Walliſer das Iugerner Bür: 
gerrecht ertHeilt, fo ward dies nun (1590,1665) blos als ein Schuß: und Ehrenbürgerredht er: 
klaͤrt. Frũher Hatte man auch Einwanderer in die Stabt fehr gern aufgenommen, wuchs dog 
danıit die Wehrkraft verfelben. Noch bis zur Mitte des 16. Jahrhunderts bot die Erlangung 
jened Bürgerrechts mit alfen Folgen keine Schwierigkeit var. Dies änderte ih nun, und flatt 
der frühern Riberalität bei Aufnahmen entwickelte ſich rafch die ſtarrſte Ausſchließlichkeit. Ergins 


doch in Jahre 1638 felbft der Befhluß, 50 Jahre lang gar Feine neuen Bürger mehr aufzu: 
nehmen. Die Barbarel der Zeit gibt fidh befonders in der Strafgefepgebung fund. Sogar 


wegen muthwilligen Schuldenmachens ward Todesftrafe verhängt. Es fam eine Unzahl von 


Herenproceffen vor. Im Jahre 1652 ward eine fünfundachtzigjährige Frau, nachdem fie ver: 
mittelft der Tortur zum Geſtändniß gebracht, als Here auf die raffinirteft graufame Weiſe ge: 


martert und dann lebendig verbrannt. Ebenfo richtete man Kinder von ſieben und elf Jahren 
Hin; jo warb z. B. im nämlichen Jahre 1652 eine Katharine Schmidli, „ein Elein Meiteli 
(Mädchen) von elf Jahren wegen Voͤgelmache ſintemal feine Beſſerung zu verhoffen, im Thurn 
ohne Abkündigung des Lebens, ſirangulirt und dann im Sad geſtoßen und verbrannt“, wie das 
Rathsprotokoll lautete; ebenfo heißt es im Thurmbuch 1659: „Ein Menſchlin von fieben Jahren. 

Kathrineli genannt, fo Gott verleugnet u. ſ. w.“, ward im Thurm an einem Pfahl erwürgt und 
nachher beim Hochgericht verbrannt. Neben ſolchen Erſcheinungen eraffeften Bigotismus fiett 
es eigenthümlich aus, daß noch im Jahre 1678 in das geänderte Stadtrecht ein erneutes Werber 
des Verkaufs von liegenden Gütern in die Todte Hand aufgenommen wurde. 
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Die Bebrüdungen ver Bauern führten 1653, vom Entlebuch ausgehend, einen gefährlichen 
Aufftand herbei. Diefer Große Bauernfrieg breitete fi weithin aus, nicht nur über beinahe 
alle Ämter Luzerns, fondern auch über verſchiedene benachbarte Landſchaften, namentlich im 
berner Gebiet. Selbſt die Bürgerfhaft in ver Stadt Luzern ward ſchwierig und nöthigte ihren 
Gnäpigen Herren verſchiedene Zugeftändniffe ab. In ſolcher Lage vergaß die geſammte Oligar⸗ 
chie der Schweiz die ſonſt fo jehr gepflegten Eirchlichen Streitigkeiten. Die Batricter in ven re- 
formirten und katholiſchen Kantonen ellten einander auf8 bereitwilligfte zu Hülfe, denn fle er⸗ 
blickten in ven Unzufriedenen gemeinfame Feinde. Auf beiden Seiten begegnet man Züge arger 
Barbarei. Die Iinterflügung der andern Städte verfchaffte ven Iuzerner Oligarchen ven Sieg. 
Nun wurden alle frühern Zugeflänpnifle, ſelbſt die in einem foͤrmlichen Schiedsrichterſpruch be- 
ſtimmten, gegen die Landſchaften zurüdgenonmen ; ebenfo widerrief man jegt alle ven Stadt⸗ 
bürgern gewährten Goncefflonen, und übte überdies mit der furchtbarſten Grauſamkeit Rache 
an den hervorragenbern Berfonen der Bauern; es vegnete gleihfam Todesurtheile. Sept war 
die Ariftokratie fefter begründet als je, von nun an geboten fie völlig mumſchränkt fafl andert- 
halb Jahrhunderte lang. 

Kaum fahen die Oligarchen ihre Herrfchaft gegen das eigene Volk geſichert, fo fingen vie 
Religiondfriege in der Schweiz wieder an, nachdem ſie in Deutfchland eben beendigt waren. 
Der erfte derfelben im Gebiet der Cidgenoſſenſchaft hatte ſchon im Jahre 1531 flattgefunden und, 
infolge des Treffens bei Kappel, in welchem Zwingli fiel, unglüdlic für die Neformirten geen⸗ 
digt. Über ein Jahrhundert fpäter, nämlich 1655, brach der zweite, dann 1712 der dritte Ne: 
ligiondfrieg aus. Diefe beiden letzten male, in denen fidh Luzern durch den päpftligen Nuntius 
aufgeftahelt, vorzugsweiſe betheiligte, fiegten bie proteftantifchen Berner und Zuͤricher. Luzern 
in8befondere erlitt ſchwere Verlufte an Menfchen und Geld. Der Klerus ward nun, ungeachtet 
feines Sträubens, zur Steuerzahlung beigezogen, und es ergab ſich bei diefer Gelegenheit, daß 
derfelbe, trog aller Verbote weitern Anhäufens des Grundbeſitzes in der Tobten Hand, zwei 
DrittHeile des Vermögens im Lande beſaß. Die Iuzerner Behörden Hatten im lebten Kriege, 
al&bald nad der erften Niederlage, die von ben neutralen Ständen vermittelten Friedensbedin⸗ 
gungen angenommen ; fanatifche Geiftfiche, die im Nuntius ihre Stüge fanden, mwiegelten nun 
aber dad Landvolk auf. So ſah fi die Regierung zu neuem Friedensbruche gedrängt. Nach 
der Hauptniederlage (bei Billmengen) und dem definitiven Zrievensfhluß zogen die Iuzerner 
Oligarchen die Unruheſtifter zur Strafe; namentlich wurden Geiftliche gefangen geſetzt oder des 
Landes verwieſen, niehreren Laien freilich ſchlug man kurzweg die Köpfe ab. Auch in ver Folge: 
zeit fehlte ed nicht an Streitigkeiten mit @eiftlicden, vor allen dem päpftlichen Nuntius. Dies 
hinderte indeß keineswegs, mit wahrem Fanatismus gegen Abtrümnige zu verfahren. Gin großer 
Proceß im Jahre 1747 gibt nur allzu fprechendes Zeugniß, kennzeichnend die Zuftände des Lan 
des noch in der Mitte des vorigen Jahrhunderts. Bin armer Faßbinder, Jakob Schmibli, der 
als luzerner Milizmann nad Bafel und dort in Geſellſchaft von Ptetiften gefommen mar und 
von ihnen ketzeriſche Bücher erhalten Hatte, der fodann feinen Irrglauben, ungeachtet erfolgter 
Warnung und Einfperrung, auch andern mitgetheilt, wurde (27. Mai des genannten Jahres) 
durch ‚Rath und Hundert”! (d.h. Großen und Kleinen Rath) verurtheilt, auf dem Hochgericht an 
einer Stud (d. h. Säule) ervürgt zu werben ; dann ſei fein Leib ſaumt den fegerifchen Büchern 
von den Schinder auf einem Scheiterhaufen zu verbrennen, die Afche aber in das rinnende 
Waſſer zu fireuen, fein Haus endlich durch den Scharfridhter zu verbrennen und eine ewige 
Schandfäule daſelbſt aufzuridyten mit der Auffchrift: „Wegen verbotenen Zufammenfünften und 
Fegerifchen Lehren.” Go gefchah ed. Damit aber noch nicht genug, fahen ſich drei Betheiligte 
zu breißigiähriger @infperrung, zwölfs und ſechsjähriger Galere verurtHeilt, und außerdem 
71 weitere Berfonen (morunter die Ehefrau des unglücklichen Schmidli mit wier Kindern, deren 
jüngftes erft ein Jahr alt) auf ewige Zeiten verbannt, unter Androhung ver Todesſtrafe im 
alle ver Rüdtehr. Man muß an folde Vorgänge zurückerinnern, um fich des Zuſtandes ar 
bewußt zu werden, ven dieſe auf den Klerus ſich flügende Bauernarlftofratie gefchaffen, und ver 
leider allerdings nicht anders als durch die Revolution hinweggefegt werden Fonnte, 

Die ganze Gefchichte des 18. Jahrhunderts weift Im Übrigen zu Luzern die furchtbarſte Cor⸗ 
ruption biefer verrotteten Oligarchie nad. Fort und fort ſchlechte Nehnungsführung, Betrug 
und Diebftahl zum Schaden des Staatsvermögend; Gehälfigkeit und Verfolgung der einen herr⸗ 
[chenden Familie gegen die andere, gefteigert bis zu Hinrichtungen auf unbedeutende Vorwände 
Hin, Ubermuth gegen die Stadtbürger, plumpe Unterdrückung der Landleute, Unwiſſenheit und 
Roheit allenthalben, nicht felten fih Eund gebend in Zügen wahrer Barbarei. 
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Nachdem die Hervorragendften unter ven herrſchenden Geſchlechtern ſich gegenfeitig zu ver: 
nichten gefucht,. und als eben eine neue Verfaflung begonnen hatte, kamen mehrere Dlitglieber 
des Raths zu der Erkenntniß, daß ſolches Treiben bei ver allenthalben anbrechenden Aufklärung 
im philofophifchen Jahrhundert ſchließlich kaum zu etwad anderm ald dem Ruin der Arifle: 
kratenherrſchaft jelbf führen koͤnne. „Wir wüthen in den eigenen Gingeweiden‘‘, hieß es. Dad 
begriffen alsbald die Betheiligten alle, ftatt weiterer Verfolgung warb nun Parification unter 
ihnen zum Lofungsworte. Man beguügte ſich nicht, Die bereit wieder begonnenen Verfolgun: 
gen einzuftellen, ſondern man erließ unverzüglich au) neue Verordnungen, Bonftitutionen ge: 
heißen, die eigend bezweckten, Beanite zu fihern, in deren Rechnungen „Stoͤße“ entdeckt werven: 
ſelbſt wenn fein Irrthum, fondern eigennügige Abficht hervortrete, follte, folange Hoffnung 
übrig fei, ven Übel abzuhelfen, derart verfahren werben, daß ed dabei ohne den mindeſten Ab⸗ 
bruch der Ehre des Beamten fein Verbleiben Habe. Died trug ſich im Jahre 1769 zu. 

Die Regimentsfähigkeit war in Diefer Zeit theild durch Sagung, theils durch Ubung auf tie 
engften Kreife beſchränkt. Die Rathsherrenwürde ericheint nicht nur lebenslänglich, fontern 
auch erblich, derart, daß wenn der Vater in den Kleinen Rath gelangte, der Sohn ihm fofort im 
Großen Rath nahrüdt, und zwar fchon mit dem funfzehnten Alterdjahre. Im Jahre 1773, 
als fih die Zahl der vegimentöfähigen bürgerlichen Familien bereitd auf 29 vermindert hatte, 
wurde ausdrücklich beftinmt, daß nur im alle des Ausfterbend einer dieſer Familien ein neue 


Bürgergeſchlecht regimentsfähig werden könne; was aber neu aufgenommene Bürger ankı: 
lange, fo fei forwol der Gingemanderte als vefien Sohn und Enkel unbedingt ausgefchloflen un | 


erſt Die vierte Generation zuläſſig. Propfleien, Kanonikate und-Offizierftellen in ven Barven 


follten nur an lieber regimientsfähiger Familien übertragen werben. Bon den Pfarrpfründen 


auf dem Lande waren die Bauern außgefchloflen und nur Söhne ſtädtiſcher Familien hatten An: 
wartfhaft darauf. Unter ven Regimentsfähigen ſelbſt, unterfhied man zwifchen Plebejern un 


Patriciern. Unter ven erflern zählte man diejenigen, aus deren Familie irgendein Glied einmal 
in den Kleinen Rath gelangt war; fie führten den Titel: Junker. Die Gemeindeverſammlung 


word zu Luzern nach wie vor zweimal des Jahred abgehalten, allein Dad Ganze war zu eme 


leeren Foͤrmlichkeit herabgefunfen. Die Erlangung des Bürgerrechts fand ih immmermebr er⸗ 


ſchwert. Im 16. Jahrhundert erfolgten im ganzen 1805 Bürgerannahmen, im 17. blos 331, 


im 18. aber bis zum Jahre 1798 jogar nur 86. Die Landſchaft war in 14 Landvogteien ein: 
getheilt und wurde durch Mitgliener des Kleinen oder des Großen Raths verwaltet. Die ge: 
fammten Staatdeintünfte beliefen ji gegen Ende des vorigen Jahrhunderts auf ungefähr 
90000 $1. jährlid. Der Kanton zählte beilaufig 90000 Einwohner, meiftens in tiefer Yin: 


wiſſenheit und noch tieferm Aberglauben herangewachſen. Die luzerner Nriftofratie aber war 
nah Rafimir Pfyffer's mohlbegründetem Lirtheil eine der verborbenften der Schweiz. Die jungen 


Patricier widmeten fi meiftend dem fremden Sölonerbienfte, aus demſelben zurüdgefehrt tra: 
ten fie, mit menigen Ausnahmen ohne hößere Bildung, dagegen mit den Uintugenden und 
Üppigfeiten der vornehmen Geſellſchaft großer Städte befannt, Beamtungen in eigenen Lande 
an, um diefelben auögubeuten. Dem Patriciat ſtand dienſtfertig die Geifllichfeit zur Seite. 

So waren bie Zuſtände, als in Branfrei die große Revolution ausbrach. Faſt ein Satı: 
zehnd hindurch gelang es her herrſchenden Genofſſenſchaft, dad Eindringen der revolutionä:er 
Ideen von ihrem Lande abzuhalten. Endlich erfannte fie die Unmöglichkeit weitern Erfolge as 
diefem Wege und ergriff nun ſelbſt die Initiative zur Umänderung der Verfaſſung. Nachdes 
Bafel mit Verkündigung ver Gleichheit der politiſchen Rechte aller Bürger am 20. San. 1738 
vorangegangen war, die in Aarau verfammelte Tagſazung ſich zur Selbflauflöfung anfchicde, 
und auf in andern Gantonen das mürbe gemorbene alte Gebäude bereitö den Einſturz drobt 
erließ der Große Rath von Luzern unterm 31. Jan. deffelben Jahres — ohne unmittelbares 
außern Drang — eine Berfündigung, beginnend mit den Worten: „Nachdem wirin Erwä 
gung gezogen haben, daß die Menſchenrechte, die weſentlich unverjährbar und unveräaußerli 
in der Vernunft des Menfchen ihre Grundlage haben, und überall zur Sprache gekommen ur: 
anerfannt find... daß infolge dieſes Grundſatzes alle Regierungen vom Volke ausgehen ur: 
Die größte Wohlfahrt des gefanımten Volks ohne einigen Unterſchied und auf gleihe Weiſe beat: 
fihtigen müfle. .. fo haben wir beſchloſſen: 1) die ariftoßratifche Reglerungsform ift abgeſchafft 
2) e8 jollen Volksrepräfentanten durch freie Wahl beſtimmt werben, um eine neue Negieruna:- 





form mit un zu berathen und feſtzuſetzen.“ ' 
Das Iuzerner Boll nahm dieſe Verfündigung freudig entgegen. Doch kaum hatten ib du 
gewählten Abgeoroneten in der Hauptftadt verfammelt, fo fahen fie jich in ihrer Arbeit untet 
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brochen durch einen Befehl des franzöftfcden Directoriums, deſſen Heere in das Alpenland ein- 
gefallen waren. Die Schweiz mußte ſich ebenfo wie andere Staaten zuc Annahme einer zu Paris 
(wenn auch von einem Schweizer) entworfenen, der damaligen franzoͤſiſchen nachgebildeten Ver⸗ 
faſſung entſchließen Mär; (1798). Diefe Conſtitution griff, wie es nicht zu vermeiden war, tief 
in alle Berhältnifie ein und brach Ariftofratie, Oligarchie und Pfaffenregiment — allerdings 
vielfach ohne Beobachtung derjenigen Schonung, welche unbeſchadet des Hauptzwecks jehr wohl 
möglich geiwefen wäre. Bei der flarren Gewoͤhnung des damaligen fchweizer Volks an commu⸗ 
nale und contonale Abſchließung, bei der vielhunvertjährigen Macht ver Ariftokratie und ver 
ungebeuern Gewalt ver @eiftlichkeit, mußte des Guten jehr viel geboten werben, wenn die un- 
gebeuere Umänderung überhaupt nur eine Anzahl Anhänger finden follte. In Wirklichkeit 
wurde aber auch Großes gemährt: e8 jlelen die flarren Schranfen, welche bis dahin jeden Kanton 
vom andern getrennt, fomit die Schranken im Innern ſelbſt; es hörten die Unterthanverhält⸗ 
niffe auf, e8 wurben viele läfligen Feudalabgaben ohne Entihäpigung befeitigt, manche häßliche 
Einrihtungen aus dem Mittelalter abgefhafft und dad Gefühl der Zufammengehörigkeit aller 
Schweizer burdh ven flaatlihen Organismus begründet. Misgriffe und Ungehörigkeiten konn⸗ 
ten bei einer fo tiefgreifenden Umänberung natürlich nicht fehlen, und insbeſondere konnte ſich 
das Volf mit dem bureankratifch = despotifchen Grundſatz unbedingter Gentralifation durchaus 
nicht befreunden. Der Klerus vor allen, nächſt ihm die ariſtokratiſchen Geſchlechter, dann aber 
auch der Neuerungshaß der unwiffenden Maſſen, benugten jene Übelftänvde, und im Hinter: 
grunde fhürte in verſchmitzter Weife die bereits auf Alleinherifhaft losſteuernde Bonaparte'- 
ſche Politik. So konnte das Alpenland während der Zeit der Helvetik allerbing® nicht zur Ruhe 
Zommen; fortwährend befämpften fich die Freunde der neuen und die Anhänger ver allen Ord⸗ 
nung, ſelbſt mit Waffengewalt. Dies eben entſprach dem Willen des franzöfifhen Erften Con⸗ 
fuls, feine Agenten Hegten unter der Hand auf beiden Seiten. Nun berief Bonaparte im Spät: 
jahre 1802 Abgeordnete aud den Wortführern für das alte und für dad neue Syſtem vor feinen : 
Richterſtuhl nach Baris, um ihnen ven Frieden zu dictiren. Er octroyirte die Mediationsacte. 
Nach derſelben blieben die Vorrechte der Geburt wie der einzelnen Orte aufgehoben und ver 
freie Berfehr wie dad Niederlaffungdredht für alle Schweizer gewahrt. Dagegen kehrte die Sou⸗ 
Heränetät ver einzelnen Gantone zurück, doch in beſchränktem Umfange, ſodaß nur wirkliche An⸗ 
gelegenheiten des Geſammtſtaats centralifirt fein follten. Die Regierungsform der einzelnen 
Gantone war durchgehends entweder repräfentativ oder rein demokratiſch. 

Es muß anerkannt werben, daß die Mediationsacte ihren Brundzügen nach bie befte Ber: 
fafjung gewährte, melde damals in der Schweiz überhaupt möglih war. Gleichwol barg fie im 
einzelnen viele große Misſtände und übel, die man in ver Folge wegen beflen, was an ihre 
Stelle kam, größtentheild gern vergaß, um blos dad Gute zu rühmen. Hier fei nur bie völlige 
Abhängigkeit des Landes von den Launen bed Fremdherrſchers ermähnt, der die Eingenoflen- 
ſchaft in brutalerer Weiſe behandelte, als ihr. je zuvor gefchehen mar, und ver fie in einem Zue 
flande ver Abhängigkeit erhielt, voll von Schmach und tiefer Erniedrigung. 

Der Canton Luzern hatte in dieſer Periode eine vepräfentatin - vemofratifche Verfuffung. 
Ein Großer Rath von 60 Mitgliedern war die gefeßgebende, ein Kleiner Rath von 15 die 
vollziehenve Behoͤrde. Die oberſte richterliche Gewalt warb durch ein Appellationdgericht von 
13 Mitgliedern gebilvet, allein der Kleine Rath griff wol auch in vie Juſtiz ein. Es fehlte 
überhaupt vielfach eine genaue Beſtimmung ver Gompetenzgrenzen,, fo namentlich zwiſchen ber 
eidgenoöſfiſchen Gentral: und der Eantonalgewalt. Der Zwang, dem die Schweiz unterlag, 
dem franzöfiihen Kaiſer ein Hülfscorps von 16000, und als dieſes eben nicht aufgebracht wer⸗ 
den Eonnte, wenigftend von 12000 Soldaten zu ftellen, trug weſentlich bei, die perfönliche Sicher⸗ 
beit der jungen Landedangehörigen geravehin zu vernichten. Auf den Grund von Gefehen, 
welde unverkennbar eigens zu dieſem Behufe erlaffen waren, jegte man zu Luzern Commiſſio⸗ 
nen bes Kleinen Raths ein, melde Liften derjenigen anfertigen ließen, vie beruflod ober aus⸗ 
ſchweifend, Verſchwender, Nachtſchwärmer oder Raufbolde feien, und welche dann unter eine 
zweckmaͤßige Subordination gebracht werden ſollten, indem jene Commiſſion fie für vier Jahre 
in franzoͤſiſche Dienſte zu treten — verurtheilte! Die Strafjuſtiz war hart und ſelbſt grau= 
fam. Während der elfjährigen Dauer der Mebiatlon erfolgten in biefem wenig bevölferten Can⸗ 
ton 12 Hinrihtungen, und zwar wurben neun davon an Dieben vollzogen, die fogar nur uns 
beträchtlich, aber wiederholt geftohlen hatten. Die Einkünfte beliefen ſich in diejer Zeit auf etwa 
240000 (alte) Schweizerfranten, großentheil von directen Steuern herrähirenn. Das Schul- 
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weien erlangte zwar nicht unmwefentlicde Verbefferungen, blieb indeß gleichwol noch auf einer 
ziemlich nieprigen Stufe. - Die Mat des ulteamontanen Kleruß warb wenigftend einigermaßen 
in Schranken gehalten, wozu v. Weflenberg, ver Generalvicar des konſtanzer Bisthums, zu 
welchem Luzern gehörte, in anerfennenswerthefter Weiſe jederzeit die Sand bot, was der Ultra 
montanidmud ihm nie vergaß. 

Als der Sturz Napoleon’8 erfolgte, erachteten die Anhänger ber alten abgeſchafften Cinrich⸗ 
tungen die Zeit günftig zur Wienerberftellung des ihnen vortheilhaften Zuſtandes. Durch bie 
ganze Schweiz ging eine reactionäre Bewegung, geförvert durch bie Agenten ber verbündeten 
Mächte. Man flachelte alle alten Vorurtheile auf, wie man auch die verſchiedenen Misſtände 
der Meviationdregierung überall ausbeutete. In Luzern namentlich entwidelte die Ariftofratie 
einen noch größern Eifer als felbft die Geiſtlichkeit. Der Klerus ſuchte zwar dad Landvolk zu 
bearbeiten, allein dieſes wollte die Selbſtändigkeit nicht mehr mit ber frühern Unterthänigfeit 
vertaufchen. Um ſich menigftend irgenbeine Stüße zu verfchaffen, fpiegelte man den Stabttür- 
gern vor, bie frühere Ausfchlieplichkeit der herrſchenden Geſchlechter fei gar nicht gefeglich ge⸗ 
weien, und für die Zufunft follte jeder Stadtbürger Zutritt zu den höchſten Stellen erhalten. 
Damit warb ber Bund zwiſchen den Patriciern und den Stabtbürgern geſchloſſen, und auf dieſer 
Grundlage weiter gearbeitet. 

Ebenfo wie in andern Bantonen Eonnte bald aud In Luzern die biäherige Berfaflung durch 
einen Handſtreich umgeflürgt werben. Es gelang ein Überfall der Regierung, beſonders in- 
folge ihrer Schwäche und Energielofigfeit und vermittelft der Betheiligung des zum Überläufer 
gewordenen Mediationsſchultheißen Rüttimann. Der Zuftand vor 1798 wurde annäherungs- 
weife hergeftellt,, und gleichwie in ven Übrigen ehemals ariſtokratiſchen Gantonen, wurde aud) 
im Santon Luzern das ariftofratifche Element dad weitaus vorherrſchende. Die Regierung war 
beinahe ausichlieglich in die Hände der Staptbürgerfchaft gelegt. Das Patriciat in feiner alten 
flarren Form Tebte nicht wieder auf, aber es bilvete fi ein Spießbürgerthum, bei welchem vie 
ſämmtlichen Yürger der Stadt, gleichwie früher die Batricier, eine Herrſchaft über dad Land in 
Anſpruch nahmen. Der Große oder Geſetzgebende Rath von 100 Mitgliedern war zwar zur 
Hälfte mit Landleuten befegt, allein ver Kleine oder Bollziehenve Rath, die eigentliche Regie⸗ 
rung, befland aus 26 Stadt: und nur 10 Landbürgern. Dem Namen nad fland bie höchfte 
Gewalt bei vem Großen, ver That nach aber bei vem Kleinen Rath. Jener hieß Geſetzgebender 
des Landes, diefer aber harte allein das Necht der Initiative. Alle Gerichte des Landes befanten 
fih in Abhängigkeit von dem Kleinen Rath. Dreizehn Mitglieder veffelben bildeten ſelbſt das 
Appellationdgericht, und bie angeftellten Amtleute befleiveten pie Stelle von Präfidenten der Be= 
zirksgerichte. Die Amtsdauer in den oberften Cantonsbehoͤrden war lebenslänglich. Wie man 
die Geiftlichkeit zu gewinnen fuchte, ergibt fi aus ver Thatfache, daß der Propft von Bern 
Münfter pad Recht erhielt, ven Ammann des Fleckens zu ernennen. Längere Zeit hindurch übte 
der politifche liberläufer Rüttimann eine ziemlich dietatorifche Gewalt — nur gefügig gegen den 
Klerus und Eriehend gegen dad Ausland. 

Doch allmählich traten einzelne Schwankungen ein. Die erfte gab fich in der Ernennung des 
Hhilofophifch = freifinnigen Dr. Trorler zum Profeſſor am Lyceum der Hauptfladt fund, worauf 
freilich ein Rückſchlag und nad anderthalb Jahren die Abfegung Troxler's erfolgte. Im De⸗ 
cember 1826 warb fogar die Ausübung bes reformirten Cultus in der Stabt erlaubt, alfer- 
dings zunächſt im Hinblid auf die proteftantifähen Tagfapungsgefandten, allein jedenfalls zur 
großen Unzufriedenheit der Ultramontanen. Nachdem einige kenntnißvolle jüngere Männer, 
unter ihnen Kaflmir Pfyffer, in ven Großen Rath gelangt waren, erfolgte im Jahre 1829 fo- 
gar eine partielle Verfaſſungsreviſton mit einzelnen nicht unmwefentlichen Verbefferungen. 

Die parifer Julirevolution fachte bekanntlich eine durch Die ganze Schmelz gehende Bewe⸗ 
gung an. Faſt überall forderte das Volk Aufhebung der ihm 1814 aufgedrungenen Zuflände. 
Aud im Banton Luzern Eonnten die erlangten Verfaffungsänderungen nicht genügen. Die Re: 
gierung fand es klug nachzugeben. Vom Volke gewählte Deputirte beriethen gemeinfam mit 
einer Anzahl Bertreter der biöherigen Behörden über eine neue Verfafſung. Die Geſammtheit 
der Bürger hatte über deren Annahme oder Bermerfung abzuflimmen. Am 30. Jan. 1831 
erfolgte die Annahme, indem fi ungeachtet manderlet Gefonderer ultramontanen Umtriebe von 
den wirklich Abſtimmenden 7162 für und nur 3490 gegen vie neue Gonftitution erklärten. Die 
Bevölkerung zeigte fih während der ganzen Verhandlung der Angelegenheit ziemlich einig, info= 

weit e8 Abfhaffung Ber Patricierherrfhaft galt; dagegen gingen die Strebungen fonft fehr ſtark 
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auseinander, indem die einen, zunächſt die Gebildeten, freiſinnige Cinrichtungen, die andern, 
vorzugẽweiſe Bauern und diejenigen, welche ſich mit dem Klerus verbündet hatten, Erweiterung 
ber Prieſtergewalt erſtrebten. Bei der erwähnten Abſtimmung des Volks ſiegten die erftern. 

Die neue Verfaſſung war liberaler geſtaltet als die zur Mediationszeit. Die Staatsform 
war repräſentativ-demokratiſch. In derſelben wurde der Grundſatz der Souveränetät des Volks, 
bie Abſchaffung aller Vorrechte, die Freiheit der Preſſe und der Meinungsäußerung ſowie bie 
Unabhängigkeit ver richterlichen von der vollziehenden Gewalt ausgeſprochen. Das Volk er⸗ 
wählte direct 80, indirect 20 Stellvertreter. Die Amtsdauer fand ſich auf ſechs Jahre beſchränkt. 
An der. Spitze der Verwaltung erſchien der blos auf Ein Jahr gewählte Schultheiß mit einem 
Stellvertreter, dem Statthalter. Die Bezirks: wie die Friedendrichter wurden unmittelbar vom 
Volke gewählt. 

Mäprend der gehnjährigen Dauer diejer Verfaflung erlangte ver Canton bebeutenve Fort⸗ 
ſchritte. Die Regierung und ber Große Rath entiwidelten zwar felten einen genialen Auf: 
Ihwung und ermangelten der Kunſt, glänzende Schöpfungen ind Leben zu rufen, deren Nupen 
jofoxt ein jeder erfennen mußte; fie wirkten aber gleihwol fehr günftig und blieben ftet8 feft in 
ihrer politiſchen Richtung, ohne jedes Schwanfen, wie man es in andern Gantonen wahrnahın. 
Insbeſondere ward bie Juſtiz verbeffert, ein bürgerliche8 und peinliches Geſetzbuch erlaffen, ver 
Proceßgang zweckmäßiger geordnet und die Strafgefeggebung gemilvert. Das Land erlangte 
neue Straßen und ber Bermögenöfland hob fi, ungeachtet mandjerlei gemeinnügiger Verwen⸗ 
dungen, auf die Summe von 3,716000 Fr., und zwar ohne daß in biefem ganzen Decennium 
ein einzigeö mal eine directe Steuer außgefihrieben worben wäre; zu allen reichten die ge= 
woͤhnlichen Einkünfte und die fehr mäßigen indirecten Auflagen aus bei der durchaus ſpar⸗ 
famen Bermaltung. 

Deſſenungeachtet wußte ſich das neue Negime nicht wahrhaft volksthümlich zu machen. Zum 
Heinen Theil lag dies in einer gewiſſen Halbheit, welche vorwaltete, zum bei weitengrößern Theil 
aber in der Unmiflenbeit, der Roheit und dem Bigotismus der Maffe des ausfchließlich von der 
Geiſtlichkeit erzogenen lugerner Volks, und zunächſt in den Umtrieben des ultramontanen Klerus 
bei einem folchen Bolfe. Die Berfaffung vom 30. Ian. 1831 follte zehn Jahre lang nit ab: 
geändert werben dürfen. Die Zeitftrömung ward eine rüdläufige, In dem nahen Zürich fiegte 
das fanatifirte (proteftantiihe) Landvolf in dem Straußen-Putſch. Dies verlieh auch den katho⸗ 
lifhen Zeloten Luzerns höhern Muth, wie ſodann die Aufhebung. der Klöfter in Aargau ſie 
teizte und dem Gefchrei über Religionsgefahr allgemeinen Widerhall verſchaffte. 

Schon vor Ablauf der beftimmten zehn Jahre warb Verfaflungsveränderung verlangt, für 
diesmal aber noch zurüdgewiefen. Sobald die erwähnte Friſt abgelaufen war, beſchloß eine 
große Majorität ver Bürger jene Berfaflungsrerifion. Bei ven Wahlen zum Verfaflungsrath 
fiegte mit ganz wenigen Ausnahmen bie ultramontane Partei, und das Machwerk, welches fie 
lieferte, echielt am 1. Mai 1841, bei 23613 Stimmberedtigten, nit weniger als 16723 
Stimmen. So fam denn eine Berfaffung zu Stande, in welcher, um die Religion auf alle Zei: 
ten vor jeder Gefahr zu bemahren, die Staatsgewalt vollfländig der Kirchengewalt untergeorb- 
net wurde. Das von jeher gelibte landesherrliche Placet in geiftlichen Dingen hob man fürm- 
lid auf. Für die Aufiiht und Leitung ded Erziehungsweſens ſowie alles deſſen, was auf die 
Verhältniſſe zwiſchen Staat und Kirche Bezug bat, wurbe eine eigene Behörbe von neun Mit- 
gliedern aufgeftellt, in welcher vier Geiftlihe und zwar von den Klerus ohne alles Zuthun ber 
Staatöbehörben gewählt, figen mußten. Den künftigen Mitgliedern des Großen Raths wurde 
ein Kiccheneid vorgefchrieben. Der Artikel über die Preßfreiheit erhielt eine beſchränkende 
Baflung, und den Magiftratöperjonen wurde, was die Konftitution vom Jahre 1831 unterfagt 
hatte, wieder geflattet, Titel, Orden und Penflonen von fremden Staaten anzunehmen. Ebenfo 
wurde dad Verbot der Militärcapitulationen mit auswärtigen Staaten, das in der frühern 
Staatöverfaflung enthalten gemwefen, entfernt. Als die neue Berfaflung angenommen war, 
ſchickte man dieſelbe fogar dem Papft nah Rom zur Einfiht und bat um feinen Segen. Der 
Heilige Bater antwortete zwar anerfennend, indeß — noch nicht vollfommen befriedigt. Es ſei 
immerhin einiges in dieſer Verfaflung, was mit jener vollen und durchaus freien Gewalt, welche 
die Kirche zur Verwaltung ihrer geiftlichen Angelegenheiten von ihrem göttlichen Stifter empfan⸗ 
gen habe, keineswegs ſich vereinigen lafle. Doc ſprach der Heilige Vater den Gläubigen feine 
beften Hoffnungen auf weitere Einräumungen aus. 

Zwei Individuen traten nun im Ganton Quzern befonbers hervor, Joſeph je aus Eberſoli 
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und Konftantin Siegwart (Siegwart- Müller). Der erfle mar ein wohlhabender, aber durch⸗ 
aus unwiſſender geiziger Bauer, mit einer gewiſſen natürlichen Fähigkeit neben ungemeinem 
Fanatismus. Diefer Perfönlichfeit bedienten fih die Ulteamontanen, indem fie feinen kirch⸗ 

lichen Eifer und Ehrgeiz anflahelten. Nicht im Stande, au nur Eine Zeile rigtig zu ſchreiben, 
war Leu doch dad rechte Werkzeug zur Bearbeitung der meift gleich unwiflenden Landbevoͤlkerung. 
Der wahre Dämon des Fleinen Freiſtaats wurde Siegwart. Er flammte aus dem Schwarz- 
walde; fein Bater haufte in Teffin. Heimatlos, Faufte ex dad Landrecht in Uri. Dann kam er 
nad) Luzern, erlangte auf Verwendung ber Liberalen das Bürgerrecht und wurde ſogar ſchnell 
zum Staatsſchreiber befoͤrdert. Nichts befriedigte feine angebliche Freiſinnigkeit, niemand ging 
ihm weit genug. Doch der Zürich-Putſch brachte ihn zur Bekehrung; ſchlau erkannte er, daß 
eine Reactionszeit begonnen habe. Mit einer Schamloſigkeit ohne gleichen wechſelte er ur- 
plötzlich vollftändig die Fahne. u 

Durd den Großen Rath wurde der Regierungsrath und der oberfte Gerichtshof mit den 
extremften Barteigängern der neuen Ordnung ber Dinge befegt. Die liberalen Männer jahen 
fih beinahe ohne Ausnahme von den Staatdämtern entfernt. Das gleiche unbebingte Aus- 
ſchlußſyſtem fand bei den untergeorbneten Beamten flatt. In denifelben @eifte zerflörte man 
ſchnell alle freifinnigen Schöpfungen ber abgetretenen Regierung, und errichtete vagegen Klö⸗ 
fter und Brüderſchaften. Daß jeit bereit8 mehr denn 40 Jahren aufgehobene Nonnenflofter ver 
Urfulinerinnen in ber Stadt Luzern flellte man wieder her und übergab ihm die Erziehung der 
weiblichen Jugend. Das Schullehrerfeninar verpflanzte man in das Klofler St. Urban unter 
geiftliche Obhut. Joſeph Leu, der fi allerdings nicht in Die Regierung wählen ließ, warb in 
feiner Befcheidenheit — Erziehungsrath. In die Waifenanftalten wurden Schweftern der götı- 
lichen Vorſehung aus dem Auslande berufen. 

Eine der erften Handlungen der neuen Regierung beſtand darin, die Freiheit der Preſſe zu 
vernichten. Eine weit gewaltigere Bewegung als dies rief eine andere Angelegenheit, nämlich 
die Berufung der Iefuiten hervor. Schon in einer der erflen Sigungen des neuen Großen 
Raths trat Iofeph Leu mit dem Antrag auf, die Jefuiten in das Land zu rufen und ihnen bie 
Reitung des Erziehungsweſens zu übergeben. Der Antrag fließ auf eine ſtarke Oppoſition. 
Selbſt ein bedeutender Theil des Klerus, ſodann viele Anhänger der neuen Ordnung der Dinge 
und endlich alle Sreifinnigen traten demfelben entgegen. Auch der Regierungsrath erklärte ven 
Antrag als unvereinbar mit der Staatöverfaffung und die Berufung der Sefuiten ald eine Ver⸗ 
legung berfelben. Die Jefuitenfreunde ihrerfeits ließen alle Minen fpringen. Durd mehrere 
Jahre zog fich der Kampf fort, an welchem die gefanımte Eidgenoſſenſchaft den lebhafteſten An- 
theil nahm; er warb immer heftiger und erregter. Der Regierungsrath empfahl zulegt ſelbſt, 
was er anfänglich als eine Verfaffungsverlegung erklärt hatte. Im October 1844 erließ endlich 
der Große Rath ven Beſchluß, daß die Jefuiten in das Rand berufen werben follen. Sofort leg- 
ten die Kreifinnigen und mit ihnen viele Gonfervative ein Veto ein. Hätte man vemjelben ven 
ordentlichen Lauf gelaffen, fo fand die Verwerfung des Beichluffes in Ausſicht. Bon oben Herab 
ſuchte man aber eine ſolche um jeden Preis zu verhindern. Durch Anwendung von Mitteln jeder 
Art erlangte man eine wenn auch geringe Majorität. Ein Aufſtand war die Folge. Am Mor: 
gen des 8. Der. 1844 vor Anbruch ded Tages brach verfelbe in der Hauptſtadt aus. Im einem 
Gefecht, das auf dem Mühlenplage fih entfpann und wobei mehrere Perfonen tHeils toͤdlich, 
theils leichter verwundet wurden, behielten die Regierungstruppen bie Oberhand. Zu gleiher 
Zeit zogen vom Lande her beiwafinete Scharen gegen die Stadt. Bel venfelben befand ſich eine 
bedeutende Anzahl Aargauer. Auch von Solothurn und Bafel-Land waren Haufen im Anzug. 
Auf dem Emmenfelve, eine halbe Stunde von Luzern, kam es zwifhen Regierungdtruppen und 
den berbeigezogenen Scharen zu einem Gefecht, bei welchem auf feiten der erſtern 5 Mann ge- 
tötet, 20 verwundet und bie Truppen auseinander gejprengt wurden. Deſſenungeachtet traten 
die Freiſcharen, da fie das Mislingen der Sache in der Stadt vernommen hatten, ven Rüdzug an. 
Das Unternehmen war alſo gef'heitert. 

Es begannen nun die Berhaftungen. Alle Kerker füllten ji und bald waren mehrere hun⸗ 
dert gefangen. Eine größere Anzahl Hatte die Flucht ergriffen, vorzüglich in den Aargau. Nicht 
„gegen die Anführer allein, fondern gegen bie ganze Maſſe wurde ein Proceß eingeleitet. Voil 
Sympathie wurden die Flüchtlinge in den benachbarten Cantonen aufgenommen. Groß war bie 
Aufregung allerorten. Die eidgenoͤſſiſche Tagfagung verfammelte fih im Hornung 1845 
außerordentlich, ging aber, ohne zu einem Beichluffe zu gelangen, wieder auseinander. Dadurch 
und beſonders weil man in Luzern hartnädig jede Amneftie verweigerte, wurden Die luzerneri⸗ 


® , 





Luzern 677 


ſchen Flüchtlinge zum Außerften getrieben. Auf ihren Betrieb organifirten ſich Freiſcharen in 
den Gantonen Aargau, Bern, Solothurn und Bafel:Land, um Luzern zu bezwingen. Die Zahl, 
die dergeftalt ausmarſchirte, befland ausetwas über A000 Mann, namlich gegen 1000 Berner, 
1100 Aargauer, 400 Baſel-Landſchaftern, 300 Solothurnern und 12— 1500 Iuzerner Flücht⸗ 
lingen. Es waren Männer aus allen Klaffen. Unter den Iuzerner Flüchtlingen galt als ver 
Ausgezeichnetſte Dr. Jakob Robert Steiger, ehemaliger Regierungdrath. Die gefammte Mann: 
ſchaft war in zwei Brigaben eingetheilt. Die eine verfammelte fih in Zofingen, Canton Aar⸗ 
gau, geführt von Oberſt Rothpletz von Aarau, die andere in Hutwil, Ganton Bern, geführt 
von Major Billot von Aarau. Das Obercommando wär dem Staböhauptmann Ulrih Ochſen⸗ 
bein von Nidau anvertraut. Die Regierung von Quzern hatte acht Bataillone Milizen, und bie 
Hülfstruppen von Uri, Schwyz, Unterwalden und Zug fanden ſich aufgeboten. In der Nacht 
vom 30. auf ven 31. März 1845 erfolgte ver Einzug der Freifiharen in den Canton Luzern von 
den beiden Sammelplägen aus. Sie führten 10 Stück Geſchütz und anfehnliche Munition mit 
id. Vormittags 10 Uhr an letztgedachtem Tage vereinigten ſich beide Brigaden auf den Felde 
zu Ettiswil, feh6 Stunden von Luzern, marſchirten zufammen, nicht auf der großen Straße 
nad Surfee, wo der Beind fie erwartete, fondern auf einem Nebenwege auf Hellbühl, welcher 
Ort nur nod zwei Stunden von der Stadt Luzern entfernt liegt. Hierher gelangten die reis 
ſcharen, indem fle die Regierungstruppen umgangen hatten, ohne auf einen Widerſtand zu 
ftoßen. In Hellbühl trennten ſich die beiden Brigaden. Die Eleinere unter Billot zog nach der 
großen Emmenbrüde, die andere nach der ebenfalld über die Emme führenden kleinern Doren⸗ 
bergbrücke. In der Nähe der großen Emmenbrücke wurde die Brigade Billot’8 von den Regie- 
rungstruppen, verflärkt durch die im Raufe des Tages eingetroffenen Unter- und Obwaldener, 
mit Kartätfchen und Stußerfugeln enıpfangen, ſodaß fle eine beveutende Anzahl Todte und Ver- 
wundete verlor und ſich gegen Hellbühl zurückzog. Die andere Brigade erzwang bei Dorenberg 
in einem lebhaften Gefechte den Ubergang über die Emme, und bei anbrechender Nacht Fam 
durch die Littauer Straße herunter die Avantgarde nebft einem Theil der Artillerie zum Läveli, 
einem Wirthshaufe, nur no ungefähr 10 Minuten von der Stadt entfernt. Hier ließ Ochfen- 
bein⸗— in ſtarker Verblendung — die Freifcharen halt machen und lagerte fie rückwärts nach 
Littau hin. Während der Nacht aber rückten Die Truppen von Zug und Uri in die Stadt von 
entgegengefegter Seite ein, und nun ergriff ein panifcher Schredlen die Freiſcharen, wenigſtens 
. traten fie unbegreiflicherweiſe ven Rückzug über Malterd an, wo fle mitten in ver Nacht mit den 
Regierungstruppen in ein mörberifches Gefecht geriethen, in ber Dunkelheit und Verwirrung 
ihre Artillerie verloren und endlich in wilde Flucht ſich auflöften. Die Colonne In Hellbühl 
trat ebenfalls ven Rüdzug an; glüdklicher jedoch als die andere größere Abtheilung flug fie ſich 
fammt ihrer Artillerie durch, nachdem fie noch bei Buttißholz fieghaft gefochten hatte. Einige 
detachirte Compagnien, welche die Höhe des Gütſches und des Sonnenbergs zunächſt Luzern be: 
ſetzt hielten, wurden abgeſchnitten; am Morgen mit Übermacht angegriffen, ſchlugen ſie ſich 
tapfer mehrere Stunden lang, mußten aber endlich die Flucht ergreifen. Als die Niederlage der 
Freiſcharen entſchieden war, brach der Landſturm, der bisher feig zugeſehen und den Ausgang 
abgewartet hatte, ebenfalls von allen Seiten los. Namenloſe Greuel wurden an den Flüch— 
tigen verübt, Auf ſeiten der Freiſcharen blieben über 100 Todte und viele Verwundete, Auf 
feiten der Regierungstruppen und ihrer Verbündeten belief fi die Zahl der Todten auf 12, die⸗ 
jenige der Verwundeten auf 30. Infolge der Erſchöpfnng, welche ſich der Freiſcharen durch den 
anftrengenven Marfch und den Mangel an Proviant bemächtigt hatte, ſodaß viele ermattet zu 
Boden fanfen und nicht weiter fortkommen Eonnten, wurden einfchließlih der Verwundeten, 
nahe an 1800 berfelben gefangen. Die Cantone Bern, Aargau, Solothurn und Bafel löſten 
ihre Gefangenen mittel8 einer Summe von 350000 Er. vertragsmäßig aus. DieLuzerner aber 
wurden ihrem Schieffale überlaffen. Über ven Leichen ver Erfchlagenen Hielten vie Sefuiten fofort 
ihren Ginzug in Luzern. 

Unter ven Gefangenen befand fi Dr. Jakob Robert Steiger, und er vor allen war be- 
flimmt, auf dem Blutgetüſt zuenben. Durd fein männliches ftanphaftes Benehmen in Kerfer 
und durch feine hinreißenden Vertheidigungsreden erwarb er fi die Bewunderung und die 
Theilnahme ned In- und Auslandes. In zwei Inftanzen murbe er zum Tode verurtheilt. Eine 
Menge Bittfhriften mit vielen tauſend Uinterfchriften von Männern und Frauen un Begnabi- 
gung liefen ein, ein eigener eivgendfilfcher Repräfentant, von dem Vorort Zürich abgefenvet, 
erſchien in Luzern, um diefelbe zu bewirken. Allein bevor die Entſcheidung erfolgte, gelang es, 
durch kühne Lift den politifchen Märtyrer aus dem Kerfer zu befreien, Die Gantone Züri und 
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Bern beeilten fi, dem Befreiten eine neue Heimat zu ſchenken. Das Todesurtheil wurde in 
effigie vollzogen. 

Jahrelang dauerte die Unterfuhung gegen bie übrigen Betheiligten, von denen aber die Be: 
deutendſten entkommen waren. ine Unzahl Strafurtheile, nahe an tauſend, wurden gefällt, 
und diejenigen, welche Vermögen befaßen, veffelben beraubt, indem einzelne 10-, 12- und 
20000 Br. zu bezahlen gezwungen wurben. 

Bald nah der glüdlih vollbrachten Flucht des Dr. Steiger wurde Rathöherr Leu in feiner 
Wohnung zu Cberſoll mitten in der Nacht in feinem Bette [hlafend erfhoflen. Die herrſchende 
Partei entblövete fich nicht, fofort den Mord einem Complot ihrer politifhen Gegner zuzu- 
fohreiben und demgemäß zu verfahren. Gin eigener Verhörricgter, Wilhelm Anımann aus Dem 
Thurgau, berüchtigt durch feine alle Schranken überfchreitende Brutalität, wurde berufen, um 
einen Proceß einzuleiten. Eine Menge ihrer politiihen Gefinnung wegen verbachtige Perſonen 
wurden verhaftet, jahrelang eingeferfert und graufam behandelt. Es fcheute ſich ver Verhör⸗ 
richter Ammann nicht, bei diefer Behandlung den grauenhaften Sag aufzuftellen: „Der Unter: 
fuhungdgefangene müffe vorab phyfifch und pfuchifch gebeugt und fo lange gedrückt werden, bie 
die Liebe zum Leben mit allen feinen Annehmlichkeiten gebrochen ſei.“ 

Als der Mörder Leu's wurde ermittelt und hingerichtet Jakob Müller, ein gemeiner Mann. 
welcher aus Rache, da er ald Theilnehmer an ven flattgehabten Aufftand ing Gefängniß geſetzt 
und öfonomifch ruinirt worden war, dad Verbrechen verübt hatte. 

Nun meinte die Jefuitenpartei fiher zu flehen und alled wagen zu dürfen. Der Gunf 
und felbft der Unterflügung des reactionären Auslanded gewiß, ward dev Sonderbund ge: 
gründet. Der Schultheiß Siegwart (Müller), der Überläufer aus dem demokratiſchen La: 
ger, entwidelte dabei die größte Thätigfeit. Schon im Januar 1842 hatte er die erften Ein: 
leitungen zur Begründung jenes Bündniffes getroffen; am 11. Dec. 1845 gelangte Dafjelbe 
zum förmligen Abſchluſſe. Die fih bundesgetreu nennenven fieben Gantone: Luzern, Ur, 
Schwyz, Unterwalden, Zug, Sreiburg und Wallis, fegten einen mit ausgedehnten Vollmachten 
verfehenen gemeinfamen Kriegsrath nieder. Ohne alle Beranlaflung von feiten der übrigen 
Cantone fanden ausgedehnte Rüftungen flat. Dan organifirte die Gefammtflreitmadt in 
vier Armeedivifionen,, der Große Rath von Luzern eröffnete im October 1846 einen unbeding⸗ 
ten Credit für Durchführung deflen, mad man als nöthig für Brhaltung von Ruhe und Ord⸗ 
nung, Religion und Gantonalfouveränetät bezeichnete. Die Öfterreichifihe Regierung unter: 
flügte die Sache durch Lieferung von Waffen und Geld (erft 100000, fpäter noch 50000 Fr., 
in Form von unverzinslichen Darlehnen, von denen ed aber hieß, fie brauchten nie zurückerſetzt 
zu werden). Auch der König von Sardinien lieferte Waffen unter dem Scheine des Verkaufs: 
ſelbſt der Herrfcher von Neapel unterflügte die reacttionäre Bewegung, indem er Öffiztere aus 
feinen Dienften beurlaubte und nad den Sonderbundscantonen ſendete; Frankreich verhieß, 
wenn nöthig, geradezu feine Intervention. 

Der Übermuth der Sonderbündler flieg aufs höchſte. Es wurde ein Plan außgearbeiter, 
nad welden das Gebiet einer Anzahl Schweizercantone weſentlich umgeftaltet, inSbeſondere 
Luzern auf Koften des Aargaus bedeutend vergrößert werben follte. In der Sigung der eid— 
genoͤſſiſchen Tagfagung vom 19. und 20, Juli 1847 erklärte der Iugernifhe Geſandte (Stad:: 
ſchreiber Bernhard Meyer) ganz offen: Der Sonderbund Habe nicht blos den Zweck (wie man 
bis dahin vorgewendet hatte), Breifchareneinfälle abzuhalten, welche nicht mehr zu fürdten 
feien, fondern fein Ziel fei vielmehr, den bunvedrevolutionären Tendenzen jener Partei, melde 
der Schweiz durch Zagfagungsmehrheit ein Einheitsſyſtem auforängen wollte, entgegenzutreten. 
Wollte man den Frieden, fo müffe man nicht nur die Brage wegen Ginführung der Jeſuiter 
fallen laſſen, ſondern auch die Klöfter im Aargau wiederherſtellen. 

Dies war nun freilich ſo ziemlich eine Kriegserklärung; 12 Stände und zwei halbe, jomi: 
jevenfalld die verfafſungsmäßig nothwendige Majorität, vereinigten fi zu dem Befchlufie. 
der Sonderbund fei aufzulöfen und die Kantone Luzern, Schwyz, Freiburg und Wallis, weld: 
die Jefuiten bet ji aufgenommen hatten, zu deren Entfernung aufzuforbern. 

In Ruzern felbit wagte e8 ein Mitglied des Großen Raths (Martin Arnold), Unterwerfung 
unter den Tagſatzungsbeſchluß zu beantragen, um jo mehr, als ja der Sonverbundsvertrag 
überhaupt dem Großen Rath des Cantons nicht einmal vorgelegt, noch weniger von ihm oder 
gar von der Geſammtheit des Volks genehmigt worden, was verfaflungsmäßig zur Gürltigkeis 
nothwendig ſei. Mit 74 gegen 7 Stimmen erfolgte Berwerfung dieſes Antrags. Gs entſtand 
nun im ganzen Canton ein wahres Schreckensſyſtem. Siegwart uͤbte eine unumfchranfte Dice: 
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tatur; von den Kanzeln herab, in Beichtſtühlen und vermittelſt Wallfahrten ward das Volk zu 
fanatiflren geſucht, überall entfaltete fi das Ihmählichfle Denunciationswefen. Aus frem- 
den Ländern flrömten Abenteuerer herbei, es erfolgten große Ausgaben für militärifche Zwecke; 
ber ganze Canton warb in Kriegszuſtand erklärt, der Schuldbetrieb bis auf weiteres gänzlich 
eingeftellt , tie Hülfe ded Auslandes förmlich angerufen. 

Am 4. Nov. 1847 faßte die Tagfagung den Beichluß, ihre Verfügung vom 20. Juli megen 
des Sonderbundes und ber Jeſuiten mit Waffengewalt zu vollziehen. Am nämlichen Tage und 
ehe man Kenntniß von dieſem Decret erlangte, hatten die Sonderbündler den Kampf durch 
einen Ginfall in das teffiner Gebiet eröffnet, Der Banton Luzern allein hatte übrigens 
8000 Mann gemöhnlihe Milizen und 15000 Mann Landſturm aufgeftellt. 

Dod die eingenöfilichen Kantone entwickelten eine Schlagfertigfeit, wie man nicht erwartete. 
Schon am14.Nov., alfo blos 10 Tage nad, jenem Beſchluß, war Freiburg zur unbebingten 
Unterwerfung gebracht, und nun wälzten ſich die Maſſen des eingendfftchen Heeres vorzugs⸗ 
weife gegen Luzern. Der ſonderbündleriſche Kriegsrath in dieſer Stabt hatte mittlerweile neuer: 
dings die Dffenfive verſucht. Anfangs gelang der Überfall eines aargauifchen Dorfes am 
10.Nov., dann aber misglüdten die Hauptunternehmen, melde am 12.Nov. in drei Richtungen 
hin flattfanden, indem bie Eidgenoſſen ihre Angriffe allenthalb zurückſchlugen. 

Nachdem das eidgenöſſiſche Heer au) den Banton Zug zur Iinterwerfung gebracht, begannen 
am 22. und 23. Nov. die Operationen gegen Luzern durch ein allgemeines Vorbringen. Es 
warb beſonders bei Honau, Giflifon und Meierskappel gekämpft; in diefer Gegend ftand die 
ſanderbündleriſche Hauptmacht unter dem Obergeneral Salie-Sogliv. Allein hier wie im Entli- 
buch unterlagen die Sonverbündler. Am Abend des 23. Nov. fand fi) der größte Theil ihrer 
Streitkräfte, nod) ungefähr 20000 Mann ſtark, auf einen Umfreis von etiwa zwei Stunden um 
die Stadt Luzern zufammengebrängt. Da entfiel dem Kriegsrath ver Muth; indem er felbft 
fanımt dem Iuzerner Regierungsrath während der Nacht auf einem Dampfſchiffe nad Uri ent- 
floh, erteilte er nem Obergeneral die Ermächtigung zur Übergabe der Stadt unter der Wei- 
fung , ie Truppen nach den Urcantonen zu führen. Der liberale Stabtrath von Luzern Öffnete 
bereitwillig am 24. Nov. ben eingenöflifchen Truppen die Thore. Es fielen einige, indeß im 
ganzen nur wenig bebeutende Exceſſe vor. 

Die viernod übrigen Sonderbundscantone capitulirten ber Reihe nach; zulegt, am 29. Nov., 
Wallis. Blos 25 Tage nach dem Vollziehungsbefchluffe dev Tagfagung war der Aufftand 
überall nievergeworfen, dank der fieten Kriegsbereitſchaft ver ſchweizer Milizen. Die den Son: 
derbünblern befreundeten Gabinete hatten ed nicht für möglich gehalten, daß ein Heer, zumal 
von Bürgerfoldaten, in fo kurzer Zeit auch nur zur Marfchbereitihaft gebracht werben Eönne. 
Sie waren überrafcht, Indem fie fofort der vollendeten Thatſache gegenüberſtanden. Während 
ber franzöflfche Gefandte von feiner Regierung bie Weifung erhielt, eine Bermittelung zwifchen 
den eldgenöffifchen Behörden und dem flebenortigen Kriegsrath anzubahnen, exiflirte der leg- 
tere Schon nicht mehr, fondern feine Mitglieder waren auf dem einzigen ihnen offen gebliebenen 
Wege durch Wallis nach dem Öfterreichiichen Italien entfloben. 

Nach einigem Bedenken entfchloß fih der Stadtrath von Luzern, unter Beiziehung von zwei 
Vertretern aus jevem andern Amte, bie proviforifhe Regierung des Cantons zu übernehmen. 
Eine neue Wahl des Großen Raths wurde auf den 11. Dec. angeorbnet; die früher wegen poli- 
tifcher Handlungen ihrer bürgerlichen Rechte verluftig Erklärten erlangten Wiebereinfegung, da⸗ 
gegen erfolgte Ausweiſung der Sefuiten. Da die auswärtigen Mächte fi zu einer Interven- 
tion anſchickten, verſuchte eine Anzahl Prieſter das Volk aufs neue aufzureigen. Ginen diejer 
Pfarrer fegte feine eigene Gemeinde ab, andere nahm man in Unterfuchung. 

Der neue Große Rath beftand fat durchgängig aus liberalen Männern. Seine Eröffnung 
erfolgte am 16. Dee. , und ex wählte den Dr. Robert Steiger zu feinen Bräfidenten,, ſpäter zum 
Schultheiß, und fegte eine Gommifflon zur Vorberathung einer Berfaffungsrevifton nieder. 

Die Lage der neuen Regierung warb befonberd durch bie finanzielle Erfchöpfung, bei ge: 
fleigerten Anforderungen aller Art, ungemein erſchwert. Die Sonverbundsregierung hatte 
nämlich den Staatshaushalt vollftändig zerrüttet, Gelber für Kriegszwecke mitunter wahrhaft 
verfäpleubert, dagegen an ven nützlichſten Dingen in der innern Verwaltung es fehlen laſſen. 
Das ganze Activvermögen des Cantons war auf 1,059000 Schweizerfranfen in Gülten und 
Obligationen, 137800 Fr. baar und wenige Domänen herabgefunfen ; dagegen follte ver Ganton 
2,454637 Fr. Kriegskoften an die Eidgenoſſenſchaft bezahlen (hie fieben Sonderbundscantone 
follten zufammen 5,526639 Fr. vergüten), außerden mußte derfelbe 229000 Fr. erfegen, 


680 Luzern 


welche die Sonderbundler von eidgenoͤſſiſchen Geldern weggenommen hatten; überdies ein vom 
der Sonderbundsregierung zu Baſel contrahirtes Anlehen von 105000 Fr. decken. Bon der 
Kriegsentſchädigung follten 433546 Fr. ſofort bezahlt werben, erſt darauf würde Die Occupa⸗ 
tion des Cantons aufhoͤren. 

In dieſer Bedrängniß beſchloß der Große Rath zwei Klöfter (St.-Urban und Rathhauſen) 
aufzuheben, den übrigen vier Kloͤſtern und Stiftern eine Contribution von 500000 Fr. aufzu⸗ 
legen, ferner ſämmtliches Bermögen ber geiftlichen Gorporationen unter Staatdabminifitation 
zu flellen und deren Liegenſchaften foweit thunlich zu veräußern. Der desfallſige Beihluß wurde 
dem Veto des Volks unterftellt. Es ergab ſich eine flarfe Agitation, zumal vie Geiſtlichkeit mög- 
lichft Dagegen aufftachelte. Indeß konnten von ven 26949 flimmberechtigten Bürgern body nur 
11190, ſonach blos die Minorität, zur VBerwerfungserklärung gebracht werden, wonach das 
Decret feine Vollziehung erhielt. (Das Kloſter St.:Urban ward im Jahre 1850 um 900000 
alte Kranken verkauft.) Vorher aber mußten Anlehen zu fehr ungünfligen Bedingungen auf- 
genommen werben. 

Es erhob fi die Frage megen gerichtlicher Verfolgung der Urheber des eingetretenen Un⸗ 
glüds. Am 3. Febr. 1848 beſchloß der Große Rath, niemand flrafrechtlich zu verfolgen, mit 
Ausnahme derjenigen, welche fi die Anklage des Landesverraths zugezogen; außerdem wur⸗ 
den die Mitgliever des Regierungsraths und verſchiedene andere civilrechtlich haftbar erklärt für 
die durchTie veranlaßten unmittelbaren Geldverluſte des Staats. 

Die Revifion der Verfaffung von 1841 führte zur Beibehaltung dieſer Urkunde im allge⸗ 
meinen; danach verblieb dem Volke das Recht, im October jedes Jahres eine neue Verfafſungs⸗ 
revifion zu fordern, und ebenſe das Veto. Dagegen wurden die blos im Interefje des Ultramon: 
tanismus eingeführten Beſtimmungen bejeitigt, namentlich wegen nothwenbigev Ginwilligung 
ver Kirchenbehörden zur Veräußerung von geiftlihen Gütern und Wahl einer Anzahl Priefter 
durch ven Klerus in den Erziehungsrarh. Ebenfo ward der Kircheneid abgefhafft und das Pla⸗ 
set wiederhergeftellt. Die fonach abgeänverte Verfaſſung erlangte jogar eine pofltive Majorität, 
indem von 17700 Abflimmenden fi 12131 für Annahme erklärten. 

Auch in ver gewöhnlichen Geſetzgebung entfernte man die ärgften reactionären Auswüchſe. 
Die frühere Verunftaltung des Strafgefegbuhs warb befeitigt, das berüchtigte Proceßgeſetz 
von 1843 durch das frühere erfegt und das Geſetz über das Erziefungsmwefen auf freifinniger 
Grundlage umgeändert. 

Ein im Jahre 1852 erlaffened Geſetz über ven Loskauf von Zehnten und Bodenzinſen (wo⸗ 
durch das Einkommen ber Beiftlicfeit allerdings faft auf pie Hälfte Herabgebradht worben wäre), 
brachte eine Vetobewegung hervor, welche (Februar 1854) mit Verwerfung des Geſetes envigte. 

Die Regierung des Cantons wurbe in gemäßigt liberaler Weife durchgeführt, unter großer 
Schonung des vielfach herrſchenden Bigotismus und ber klerikalen Macht. Die übermäßigen 
Anftrengungen des Canton unter dem Walten der Reartionäre hatten aber eine bedeutende 
Erfhöpfung und zahliofe fonftige Übel zur Folge. Dies zeigte ſich um fo deutlicher, je mehr bie 
liberale Regierung bemüht war, ben neuzeitlihen Anforderungen an einen culfivirten Staat zu 
entfpredhen. So ftieg die Armenfleuer, welche im Jahre 1841 nur 52661 alte Franken betragen 
hatte, bei allerdings weit mehr ausgedehnter und beſſerer Hülfeleiftung, 1854 auf882970 neue 
Franken; 'nur drei Gemeinden brauchten keine Armenfteuer zu erheben, in allen andern Orten 
betrug diefelbe zwiſchen 2 und 24 Fr. vom Taufend Vermögen. Auch die Zahl ver Verbrechen 
wuchs in erſchreckender Ausdehnung. Während 1840 erſt auf 1826 Einwohner ein Verbrechen 
fam, traf 1854 (freilich bei beſſer burchgeführter Polizei und Juſtiz) eins fon auf 555. Nicht 
minder nahm die Zahl der unehelihen Geburten zu. Als beſonders bezeichnend muß aber die 
eingetretene Abnahme der Bevölkerung angeſehen werben, von der wir im Anfange dieſes Auf⸗ 
jages berichteten. Die Erfehütterung war zu groß gewachfen, um ohne ſolche Nachwirkungen 
vorüberzugehen. 

Indeß hat allmählich ein neuer, wenn auch langſamer Aufſchwung begonnen. Nachdem die 
eidgenoͤſſiſche Bundesverſammlung den Sonderbundscantonen den Reſt ihrer Forderung er: 
laſſen hatte, gelang ed ven Großen und Kleinen Rath, das Finanzweſen in befriedigender Weiſe 
zu ordnen. Der Volkswohlſtand hob fig wieder, und die Zahl der Verbrechen nahm ungemein 
ab; im Jahre 1861 kam eins erſt auf 811, im Jahre 1862 eins auf 721 Einwohner. (Die 
Gefammtzahl der Fälle, im Jahre 1855 auf 364 gefliegen,, ging 1861 bi8 auf 161 herab und 
betrug 1862 181.) 

Als gegen Ende des Jahres 1862 eine Neigung ded Volks zu Berfaflungsrevifionen in 
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einem großen Theil der ſchweizer Cantone erwachte, fuchte die ultramontane Partei in Luzern 
fofort dieſes Hebels fi zu bemächtigen. Einige Misgriffe von Behoͤrden (namentlich zu weit 
gehendes Einfchreiten des Gerihtd gegen ein Öffentliches Blatt von Willtfau) und Nichtfchonen 
des herrichenden Bigotismus (Anflellung des Profeffors Eckart am Inzerner Lyceum) hatten 
ihr vorgearbeitet. Diele Geiſtliche agitirten (ber päpftliche Nuntius insbefondere foll feine 
Hände nicht für zu heilig gehalten haben, auch eine ſolche weltliche Angelegenheit zu berühren) ; 
die Preffe ward in Bewegung gefegt und zu Surfee eine von angeblih 3000 Bürgern befuchte 
Volksverſammlung abgehalten. Nun rührten fich aber auch pie Liberalen, ſowol in den öffent- 
lichen Blättern als auf einer gleichfalls veranftalteten und von etwa 10000 Männern befuchten 
Bolldverfammlung. Die Sreifinnigen anerfannten die Mängel der beſtehenden Verfaffung And 
ergriffen nun felbft die Initiative zu Deren Befeitigung. Total- over blos Partialrevifion waren 
bie beiderfeitigen Schlagworte. Erſtere warb von den Ultramontanen, leßtere von ven Liberalen 
erftrebt. Bei der Bolfsahflimmung erklärten fi 12330 Bürger für Totalrevifton; fie bilde- 
ten indeſſen die Minderheit, indem die Gefammtzahl der Stimmberedtigten 29560 betrug, und 
bie Nichtvotirenden, wie herkömmlich, für den Regierungsvorfchlag, alfo eine bloße Partial- 
revifion, gezählt wurden. , 

Eine vom Großen Rath nievergefegte Commiſſion entwarf nun Anträge auf Anderungen 
in der beſtehenden Verfaſſung. Der Große Rath beſchloß über dieſelbe in zweimaliger Lefung 
(Januar und März 1863). Die Hauptergebniffe ſind folgende: Wegen Preßvergehen darf 
feine Unterſuchungshaft mehr verhängt werben, ausgenommen menn ed fich um ein eigentliche3 
Berbrechen handelt. Keine Anftelung im Staatsdienſt darf auf Lebendzeit erfolgen, auch im 
Lehrfache nicht. Alle vier Jahre findet eine Integralerneuerung nit nur bei den Cantonal-, 
fondern auch bei ven Bezirkö- und Gemeindebehdrben flatt. Die Befoldungen werben jedesmal 
für die Zeit folder Amtödauer und zwar vor der Wahl feftgefegt, und koͤnnen während der be= 
treffenven vier Jahre nicht erhöht werben. ine allgemeine Volksabſtimmung über Ver: 
faffungsrevifion muß flattfinden, wenn 5000 ſtimmfähige Bürger mit beglaubigter Namens: 
unterfihrift fie fordern. Ebenſo tft eine Volksabſtimmung (Veto) über Gejege und Staatäver: 
träge vorzunehmen, wenn bie angegebene Bürgerzahl binnen 30 Tagen nad) Bekanntmachung 
jener Actenflüde foldhe fordert. (Dabei ward feftgehalten an dem Grundfage, daß die Nicht: 
abflimmenden für Dad Fortbeftehen ver Verfaflung reſp. die Gültigkeit ver Großrathsbeſchlüfſe 
gezählt werben, weil, mer nichts dagegen einwende, als zuſtimmend zu betrachten fei.) Don 
der Wahl in ven Großen Rath find diejenigen Beamten ausgeſchloſſen, welche durch den Regie⸗ 
rungsrath angeftellt oder von der Regierung mit firer Befoldung in die Sommifflonen zur Prit- 
fung der Staatöverwaltung und der Staatsrechnungen ernannt find; alle übrigen können ge⸗ 
wählt werden (ein glücklicher Mittelweg zwiſchen dem vollfländigen Ausſchluß der Beamten und 
der Möglichkeit einer Seflelgarantie). In den eingenöffiihen National- und ebenfo in den 
Stänberath darf nie mehr als je Ein Mitglied des Regierungsraths gewählt werben. Handels⸗ 
und Gewerbefreiheit find im Grundſatze anerfannt. Befeitigt wurde bie Beflimmung, daß 
nur flimmfähig ſei, wer einer der in der Cidgenoſſenſchaft anerkannten chriſtlichen Confeſſionen 
angehöre. Leider erfolgte dieſe Abfchaffung einer ungemeinen Beſchränkung nicht aus innerm, 
fondern aus dem äußern Grunde, daß fonft der Bund im Hinblick auf pie den fehweizerifchen 
Juden zuſtehenden Rechte einfchreiten würde. Bezüglich der Bedingungen zur Erlangung des 
Gantonsbürgerrechts ift das Specialgeſetz noch nicht aufgehoben, welches nur Katholiken zuläßt. 
Ebenfo Hielt man an einem Genfuß feft für die Wählbarkeit in ven Großen Rath (3000 Er. 
Bermögen). Die Berfaflungsberathung ſchloß etwas feltfam mit Herabfegung des Salzpreifes 
von 10 auf8 Rappen. ⸗ 

Der Große Rath nahm fihließlich mit allen gegen Eine Stimme die in folder Weiſe umge- 
ftaltete Berfaflung an. Am 29. März erfolgte die allgemeine Bürgerabftimmung barüber, und 
zwar ergaben fi) 13448 annehmenbe und nur 464 verwerfende Stimmen. Da die Annahme 
‚von vornherein gewiß war, fo hatte ſich nicht ganz die Hälfte der Stimmberechtigten (im ganzen 
etwas über 29000) an der Abftimmung betheiligt. 

Die große Einigkeit, welche ih bei Annahme des Berfaffung fund gab, herrſchte indeß kei⸗ 
neswegs, als es fi um die Wahl des nenen Großen Raths handelte. Am 3. Mai erfolgte die 
Abflimmung, und dabei gab es heftige Kämpfe zwifchen ven Kiberalen und ven Conſervativen, 
reſp. Ultramontanen. Die erftern flegten vollfländig. Mit Einrechnung ver Crgänzungswahlen 
gehörten von den 100 Abgeordneten des Raths nicht weniger als 60 ihrer, bloß 40 der gegne= 
riſchen Partei an. 
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Verfaſſungsgemäß hatte der Große Rath, che er die Wahl ver obern Beaniten vornahm, 
deren Befoldung feſtzuſtellen. Die der Oberrichter wurde von den biſsherigen 2000 auf 2200 Fr. 
erhöht, dagegen eine Beſoldungserhoͤhung der Regierungsräthe von 2800 auf 3000 Fr. ab⸗ 
gelehnt. Man will bei vem Orundfage verharren, daß ein Öffentliches Amt Feine eigentliche Ein- 
Zommensquelle bilde, ſondern nur einige Entſchädigung für anderwärtd entgangenen Berbienft 
gewähre. Die Wahlen jelbft fielen fowol bezüglich ver Regierung als des Obergerichts wefent- 
lich auf bisherige freifinnige Mitglieder , doch ſchloß man vie Gonfervativen nit ganz aus. Es 
fteht nun zu Hoffen, daß in Luzern, dem bedeutendſten ber katholiſchen Cantone, das freie Gle⸗ 
ment aud in kirchlichen Dingen, und befonders im Schulwefen, dauernd fich befeflige und ent- 
wickele. G. F. Kolb. 


M. 


Macchiavelli. Kein politiſcher Sqriftſteller hat heftigere Angriffe erfahren und bered⸗ 
tere Vertheidiger gefunden als M. Seine natürliche Befähigung, fein Wig, der Glanz feiner 
Darftellung, feine Kenntniffe und Welterfahrung find nie beftritten worden, aber dies erhöht 
in den Augen feiner Gegner nur feine Schuld, Grundfäge aufgeftellt zu haben, pie dad Gemüth 
bed graufamften und verfötnigteften Barbaren empören könnten. Wie man aus Robeöpierre'd 
Jugendleben eine Reihe von Verbrechen gemacht hat, um bed Mannes ungeheuere Blutſchuld 
zu erklären, jo hat man M. zu einem moraliſchen Ungeheuer geftempelt, um die nadte Abſcheu⸗ 
lichkeit des von ihm als ſtaatsmanniſche Weisheit empfohlenen Syſtems begreiflich zu finden. 
Auf der andern Seite iſt ein großer Schriftfleller ſtets ſicher, geſchickte Fürſprecher zu finden, 
deren Bewunderung fle blind oder wenigſtens höchſt nachſichtsvoll gegen die Schwächen und 
Derkehrtbeiten ihres Lieblingsautors macht. Auch iſt trog ber überreichen Literatur ber Streit 
über M. zu feinem endgültigen Refultat gelangt. Aber es ift möglih, aus feiner Lebens: 
geſchichte, aus feinen Werken und aus ben Umriſſen ver Zeitperiobe, in der er lebte, ein Bild 
zufammenzuftellen, aus dem ver Charakter des Mannes, die Grundſätze, die ihn leiteten, Dex 
Werth und die Bedeutung feiner Schriften erkennbar werben. 

Nicole M. wurde 1469 zu Florenz geboren, alfo zu einer Zeit, als feine Baterflabt unter 
den Mediceern den hoͤchſten Bipfel ihres Anſehens erreicht hatte. Er ſtammte aus einer edeln 
Familie, deren Mitglieder früber die höchften Staatsämter bekleidet hatten, die aber verarmı 
war. Sein Bater, Bernardo, war Rechtögelehrter una Schagmeifter ver Marl Ancoua, feine 
Mutter wird als hochgebildet, geiftreih, ven Wiſſenſchaften zugethan und ald Dichterin gefäil- 
dert. Über feine jugendlichen Stubien geben uns nur feine Werke Auffhluß, die namentlich 
durch eine ausgedehnte Kenntniß ver Alten feine Neigungen beurfunden. Doc wurde er dieſen 
Studien, ohne ihnen jemals ganz untreu zu werben, nod im Sünglingsalter entriffen. Denn 
zwei Jahre nad der 1492 erfolgten Vertreibung der Mediceer ward er in ben Staatsdienſt der 
Republik eingeführt, wo er als Gancelliere unter vem gelehrten Staatemann Marcello pi Bir: 
gilio Adriani arbeitete, der ihm von Jugend an ein väterlicher Freund gewefen war. Nach Ber: 
waltung mehrerer Ämter erhob ihn nach wenigen Jahren (1499) das Vertrauen feiner Mit: 
bürger zu bem wichtigen und ſchwierigen Poſten eines Staatsfecretärg, welche Stellung er bie 
‚zur Rüdfehr der Mebiceer und dem Untergange des Freiſtaats (1513) befleivete. Das waren 
bie glücklichſten Jahre feines Lebens, hier fand er vollauf Belegenhelt, die Schärfe feines Ber: 
flande8 und feiner Beobachtungsgabe, feine Gewandtheit im Umgange und feine Gefyidlichfei: 
in der Leitung der Bemüther ver Menfchen in das hellſte Licht zu flellen. Auch fanden feine 
außerorbentlichen Fähigkeiten von den an der Spige der Republik ſtehenden Männern vollftän: 
dige Anerkennung. Es waren gefahrvolle Zeiten. Italien war unter fi) uneinig und von aus: 
wärtigen Feinden bedroht, die Menge der Heinen Fürften Staliend lag miteinander und mü 
den Städten in befländiger Fehde, und mächtigen Herrſchern jenfelt der Alpen gelüflete ed nad 
den Schägen ber reihen Halbinfel. Kein Staat ſchwebte in größerer Gefahr ald eine Mepublik 
die vor kurzem erſt ihr Herrſcherhaus vertrieben hatte, und kein Poſten war bedeutungsvoller 
als der eines Geſandten. Mehr als zwanzig verſchiedene Sendungen unter den ſchwierigſten Ver⸗ 
hältniſſen wurden M. anvertraut, darunter vier an den franzoͤſiſchen Hof, zwei an den Papft, 
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ferner die an den Kaiſer Maximilian und die an ven mächtigen Herzog von Valentinois, Cäſar 
Borgia. Alle nahm er mit Selbftvertrauen auf ſich und aller erledigte er ſich mit ver Geſchick⸗ 
lichkeit eined vollendeten Staatomanns. Auch beſchränkte fich feine Thätigkeit nit auf blos 
diplomatiſche Verhandlungen. Man hatte fo viel Zutrauen zu feiner Einfiht, daß man bei 
organifchen Umgeſtaltungen, namentlich bei militäriichen Organifationen, bei ver Einführung 
der von ihm ftatt der Soͤldlinge dringend vorgefchlagenen Nationalmiliz, aus der ein italieni- 
ſches Nationalheer erwachſen follte, wiederholt feine Mitwirkung in Anfprud nahm. Aus die⸗ 
fer glücklichen Periode ſtammen feine Geſandtſchaftsberichte, Mufter von diplomatiſchen De: 
pefhen, in denen fich die feinfte Beobachtung mit der trefflichften Schilderung ber Völker und 
der hervorragenden Perfünlichkeiten verbindet. Für die Gefchichte jener Zeit find dieſe Berichte 
Documente von höhfter Wichtigkeit. 

Als die Mediceer mit Hülfe der fremden Eroberer, welche Stalien jahrelang verwüſtet 
hatten, zurüdgefehrt waren, fiel M. mit ven übrigen Häuptern ver Verwaltung. Der glühende 
Republikaner war dem wiebergefehrten Herrſcherſtamm Doppelt verbaßt; einer Verſchwörung 
angeklagt, wurde er in den Kerker geworfen und auf die Kolter gefpannt. Nach feiner Frei⸗ 
laffung lebte er mit feiner Frau und feinen Kindern auf einem Landgütchen in einer, wenn auch 
nicht ärmlichen, doch ſehr beſcheidenen Lage. Nie ertrug ein Staatsmann feine Entfernung aus 
dem Staatsdienſte mit größerer Ungeduld als M. Er war noch im rüftigften Mannesalter, auf 
dem Gebiete der Politik war ex ſich feiner Kraft bewußt, feine Sehnſucht, bier wieder eine Rolle 
zu ſpielen, wuchs von Tage zu Tage. Gr fuchte Befrievigung in Zerftreuungen, die feiner un⸗ 
würbig waren, dann machte ihn die Muße zum Schrififieller und Hat fo feinem Namen eine 
Berühmtheit verliehen, wie fie Teine noch fo glänzenden Refultate auf den Gebiete der ſtaato⸗ 
männifchen Wirkſamkeit gebracht haben würde. Damals fihrieb er fein bekanntes Buch „Der 
Fürſt“ („I prineipe‘’), weldes er. dem jungen Lorenzo von Mevict widmete, und weldes, 
wie er feinem Freunde Vettori in einem Schreiben vom 10. Dec. 1513 eingeftand, zugleich 
den Zweck Hatte, ihn in den Staatsdienſt zurückzuführen. Die gehoffte Wirkung blieb aus, 
und M, feste fein früheres Leben und feine fchriftftellerifchen Arbeiten fort. Es folgten feine 
Erörterungen („Discorsi“) über die erfte Dekade des Livius, fernerfeine „Sieben Bücher über 
die Kriegskunſt“; dann auf Beranlaflung des Vapftes Clemens VII. die „Neun Bücher floren⸗ 
tinifcher Geſchichte“. Unter feinen Eleinern Hiftorifhen und politiſchen Schriften iſt die bekann⸗ 
tefte das „Leben des Gaftruccio Caſtracani“. Daneben befigen wir eine Feine hübſch erzählte 
Novelle, „Belphlegor“, ferner Zuftfpiele, Satiren und andere Voefien, endlich eine Reihe zum 
Theil erft in neuerer Zeit Herausgegebener Briefe. 

In biefer gänzlihen Zurüdgezogenheit verblieb M. bis zu dem ſechs Jahre ſpäter erfolgten 
Tode Lorenzo'8 von Medici. Die Gewogenheit zweier anderer Mediceer, ver Päpfte Leo X. und 
Clemens VIE., verfchaffte ihm allmählich wieder einigen Antheil an ven öffentlichen Geſchäften 
und die Rückkehr nad) Florenz. Aber das Vertrauen feiner Mitbürger war von ihm gewichen. 
Es ſcheint ausgemacht, daß diefen das Buhlen nach der Gunſt des Lorenzo und namentlich die 
Widmung des Buchs „Der Fürſt“ weit mehr misfallen hatte ald ver Inhalt des Werks. Eine 
irgend hervorragende Stellung erlangte er nie wieder, und ald im Beginn des Jahres 1527 
Florenz durch abermalige Vertreibung der Mebiceer auf kurze Zeit feine Befreiung wieber- 
errungen hatte, erfuhr er fo mannichfache Kränkungen und Zurüdiegungen, daß dem Mis- 
muthe darüber fein am 22. Juni deflelben Jahres erfolgter Tod zugefchrieben wird. 

Der ſittliche Charakter des M. ſtand zwar nicht nienriger ald der der übergroßen Zahl ver 
Bolitifer feiner Zeit, aber er erhob fich auch wenig, wenn überall, über das allgemeine Niveau. 
In jeder Periode hat es Männer gegeben, welche Unglüd mit Würde zu tragen wußten. M. 
verſtand es nit. Er fehnte fi, wie er ſelbſt gefteht, nicht nur nach Thätigkeit zurück, ſondern 
auch nad dem Aufwande, an den er gewöhnt ſei und ohne den er nicht leben koͤnne. Seine 
ungezügelten Liebſchaften erregten fogar in jener Zeit Anftoß. In feinem Teſtament fegte ex 
nicht nur feine gegenwärtigen, ſondern auch feine zufünftigen unehelichen Kinder mit den legi- 
timen zu gleichen Theilen als Exben ein. Seine Leidenſchaften waren niedrig und leichtfertig. 
In feiner Verbannung verbrachte er, wie er in dem obenerwähnten Briefe an Vettori fehreibt, 
die Nachmittage in Geſellſchaft eines Wirth, eines Fleiſchers, eines Müllers und zweier Biegel- 
brenner mit Erica und Trietachpiel zu. Dadurch fuche er feinen Geiſt vor dem Rofte zu bewah⸗ 
ren und fi an der Tücke des Schickſals zu rächen, indem er ſich von ihm willig auf dieſen Weg 
werfen laffe, um zu fehen, ob es fi nicht deſſen fhäme. Doch verließ ihn fein edlerer Geiſt nicht. 
Denn abends zieht er fi auf fein Zimmer zurück, legt fein laͤndliches Kleid voll Schmuz ab, zieht 
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fein Amtöfleiv an und erjcheint dann anftändig gekleidet an ben Höfen der alten Menſchen, mit 
denen er redet und fie nach dem Grunde ihrer Hanblungsweife fragt. Diefen Stunden verdan⸗ 
Ten wir jene Arbeiten, die feinen Namen unfterblih gemacht haben. Nach unerlaubtem Gewinn 
Scheint er nicht geftrebt zu Haben, und feine Billigung ver entfeglihen Handlungen eines Gäfar 
Borgia ift jedenfalls aus Falter ſtaatsmaͤnniſcher Berechnung, nit aus natürlicher Braufamteit 
entfprungen.. 

Um über den Staatsmann M. ein ſicheres Urtheil fällen zu können, iſt e8 unumgäng- 
lih nothmendig, auf vie politifchen Verhältniſſe Nüdfiht zu nehmen, unter denen er lebte. 
Wenn die Schriften irgendeines Mannes dad Gepräge feiner Zeit an fi tragen, fo find es dꝛe 
des M. Und fein Leben und flaatsmännifches Wirken fiel in eine Zeit, die wol geeignet mar, 
den Handlungen und Schriften der Diplomaten einen Stempel aufzubrüden, der abwechſeln 
unſere Bewunderung und unſern Abſcheu erregt. 

Das Mittelalter mit ſeiner Hierarchie, ſeiner Kaiſermacht und ſeinem feudaliſtiſchen Staa⸗ 
tenſyſtem war vorübergegangen, aber die neue Zeit war noch nicht hereingebrochen. Die Eönig: 
liche und fürftliche Bewalt hatte die Macht der Fleinen Barone gebrochen, aber noch nicht ser- 
nichtet, in allen Ländern regte ſich noch ver troßige Unabhängigfeitäfinn ver gevemütbigten ge: 
ringern Lehnsträger, die Gefellfchaft lag unter fi) im Kriege, Getwaltthätigfeit und Raubjudt 
hatten fi überall der Gemüther bemächtigt und durch die Gewohnheit ihre erniedrigenden 
Gigenfhaften verloren. In Deutfhland Hatten eine Reihe aufeinander folgende Landfrieden 
und endlich der ewige Landfriede von 1495 den Räubereien und der Fehdeſucht der Ritter nicht 
Einhalt zu thun vermocht; England bluteie noch an ven Wunden, bie ihm die Kriege der Roter: 
geſchlagen; in Frankreich Hatte die königliche Gewalt durch Ludwig XI. die größten %ort- 
ſchritte gemacht, aber noch befanden fich auf feinem Boden eine Menge von Eleinen Souveräne: 
täten, und wenn aud die Provinzen ihre Dynaftien verloren hatten, fo waren fie doch durch 
gegenjeitige Eiferjucht und durch die Verſchiedenheit der Sprache und des Rechts getrennt; in 
Spanien hatte Ferbinand der Katholifche Die Hierarchie gedemüthigt; die Macht der Granden 
und bie Selbftänvigkeit der Städte zu brechen blieb feinen Nachfolgern vorbehalten. Kein Land 
"aber war durch innere Spaltungen fo zerriffen als Italien, und keins litt graufamer durch die 
Einmiſchung der Fremden, welche verblendete Ciferſucht Herbeigerufen Hatte. Aus ben lombar: 
difhen Städten war der reine Bürgerfinn, der fo oft ven Sieg über die “ denmütbigen Goben: 
flaufen davongetragen hatte, verſchwunden; Venedig wurde durch die Ligue von Cambray in 
den Staub getreten, Rom hatte in rafcher Aufeinanderfolge eine Reihe ver fchlechteften Päpfte 
gefehen, die je den Heiligen Stuhl entweiht haben, am Hofe des Oberpriefterd der Chriſten heit 
redete man über die Myſterien des Glaubens nur mit Spott. 

Allerdings kündigten fich unter dieſer allgemeinen Aufloͤſung und Faulniß die Keime eines 
neuen Lebens an. Lange vor Luther war der Ruf nach einer Reform der Kirche an Haupt und 
Gliedern laut geworben, und während in allen Ländern die Oppoſition gegen vie mittelalterliche 
Hierarchie und ben neuern Unglauben, unterftüßt von dem, durch Die Eroberung won Konſtan⸗ 
tinopel geförderten Wiederaufblühen ver Wiſſenſchaften, im flillen ihre Kräfte fammelte, um 
die große geiftige Schlacht der Neformation zu ſchlagen, fuchten hellſehende Staatsmänner ans 
den untergehenven Feudalſtaaten dur Einigung der nationalen Elemente ein einiges Italien 
zu ſchaffen, und die Vaterlandsliebe des M. nahm vahin zielende Plane mit Begeifterung aut. 
Aber e8 ift einleuchtenn, daß ein folder Zuſtand der Öffentlihen Verhältniſſe einem von Natur 
mehr fharf als meit ſehenden Geiſte, welcher, ehe ex noch zur völligen Reife gelangt war, teine 
aa Kraft den innen Partelfämpfen zumendete, eine ganz eigenthümliche Richtung geben 
mußte, 

Und mit welchen Waffen wurden zu jener Zeit die politifchen Kämpfe ausgefochten! Das 
Streben der Könige, die Herrichaft der vielen kleinen Tyrannen zu brechen und flatt ber rohen 
Willkür eine gefegmäßige Ordnung über ihr ganzes Reich einzuführen, war an fi durchaus 
lobenswerth. Allein da fie zu ſchwach waren, der vereinten Macht ihrer Vafallen Widerſtand 
zu leiften, nahmen ſie zu jeder Art von Hinterlift und Gewaltthätigkeit ihre Zuflut, um vie 
Bünpniffe zu trennen, und während fie die fauſtrechtliche Feudalariſtokratie zerflörten, Hatten 
fie weit weniger das Wohl der Völker ald vielmehr ihre eigene unumfchräntte Gewalt im Auge. 
Die unterdrückten Bafallen verſuchten ihre frühere Unabhängigkeit mwieberzuerringen und 
waren naturgemäß auf die Waffe des Schwachen, auf Lift und geheime Anfchläge hingewieſen. 
Dieſe Kämpfe füllen neben. der großen Kirchenſpaltung den Übergang des Mittelalters in bie 
neue Zeit, und die Art, wie fie geführt, die Mittel, welche namentlich in Italien, bem zerrifien: 
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flen unter ven Ländern Europas, angewandt murben, hatten in dieſer Ausdehnung in der Ge⸗ 
ſchichte kein Beifpiel gehabt. Längft ſchon Hasten die thätigen, reichen, den Künften des Friedens 
geneigten. Bürger der blühenden Städte Oberitaliens aufgehört, am Waffenhandwerke Ge: 
ſchmack zu finden. Ihre Kriege wurben durch Soͤldlinge geführt, welche, ohne alles Intereffe 
für die Sache, die fie gerade verfochten, und ohne Feindfſchaft gegen diejenigen, denen fie zufällig 
gegenüberftanden, ihren Privatvortheil, wie e8 am beften ging, und indem fie fih möglichft wenig 
Gefahren audfegten, verfolgten. Daher ver feltiame Charakter ver Feldzüge jener Periode. 
Hin: und Hermärſche, langwierige Belagerungen, unblutige Schlachten, alles dies mit großen 
Koften für vie Eriegführenden Städte und mit unfaglidem Elend für pad flache Land, aber mit 
fehr wenig perfönlicher Gefahr für den Soldaten, bilden die Hauptkennzeichen der Italienifchen 
Kriege im Ausgange des 14. und Anfange des 15. Jahrhunderts. In allen andern Ländern 
war damals noch der Staatsmann, fofern er nicht Priefter war, regelmäßig zugleich Krieger 
und Feldherr, und felbft das priefterliche Gewand wurde zumeilen mit dem Harniſch veriaufcht. 
* Der itafienifhe Staatsmann hatte von der rohen kriegeriſchen Kraft eine geringe Meinung, 
fein Ehrgeiz firebte einem ganz andern Ziele zu, feine ganze Thätigkeit war darauf gerichtet, 
durch diplomatifche Verhandlungen, durch Überredung, Schmeichelei, Verftellung, Betrug Siege 
zu erringen. Au Geisalitätigfeßen [heut er nicht, aber warum follte er den offend- Be 
eined Angriffs auf einen gerüfteten Feind einfhlagen, wenn er ihn durch Lift in die Sälinge, . 
locken und ſich jo feiner ohne Gefahr für fich felbft entlenigen Eonnte? In einer Zeit, wo bie Lei⸗ 
denſchaften und Laſter der Lehnzeiten noch fortdauerten, aber die durch Reichthum erzeugte Ver- 
feinerung und Uppigfeit ven Geſchmack am Kriege Hatten verloren geben laflen, in einer eit 
ferner, wo die Städte mit Dem Adel, beine mit emporſtrebenden Fürſten verfeindet waren, und 
der Haupterfolg weientlih von dem geſchickten Schließen und Zertrennen von Bündniſſen ab- 
Bing, war e8 begreiflich, daß Brundfäge zur Geltung kamen, nach welchen jedes Mittel gerecht⸗ 
fertigt ift, fofern e8 nur zum Ziele führt, und welche, dauernd verfolgt, nad) den ewigen Geſetzen 
der Weltoronung, jeden Staat mit Nothwendigkeit ind Verberben ſtürzen müflen. Die legtere 
Wahrheit war bei ven im erften Keime begriffenen Staaten ver Neuzeitnirgends erkannt, überall, 
berichte nur ein Ringen um ven nächſten Erfolg, und nichts war natürlicher, als daß eine fo 
ganz auf die fiaatBmännifche Praxis angelegte Natur wie die des M., im befländigen Kampfe 
mit gewiffenlofen Geghern, jene Grundfäge vollftänbig in fih aufnahm. Er war nit der Er⸗ 
finder derfelben, er war nicht der erfte, der fie anwandte, aber er hat fie in lichtwollerer und prä⸗ 
eiferer Weile ausgeſprochen als ingendjemand vor oder nad ihm, und dies allein hat feinem 
Namen jene ſprichwoͤrtliche, nicht beneidenswerthe Berühmtheit gebracht. 
Man hat verfucht, M.'s politiſche Meinungen in ein geſchloffenes Syſtem zu bringen. Die 
Unmöglichkeit des Gelingens eines folgen Verſuchs leuchtet bei ver oberflächlichſten Betrachtung 
ſeiner Werke ein. Er war von Natur kein Syſtematiker, und ſeine politiſche Thätigkeit mußte 
ihn vollends davon abbringen, ein Syſtem aufftellen zu wollen. Wenn man bei ihm von einem 
Leitenden Grundſatz ſprechen wollte, fo müßte es ver fein, jenesmal nad Umſtänden das geelg- 
nete Mitfel anzumenden, welches ven Erfolg fichere, fletö ein gutes zu wählen, wo ein ſolches 
zum Biele führt, aber unbebenklich zum fchlechteften zu greifen, wo außerdem der Erfolg zmeifel: 
Haft fei. Seine offen ausgeſprochene Marime Hinfichtlich der Moral geht dahin, daß man forg- 
fältig diejenigen Rafter vermeiden müfle, Die Nachtheil bringen, daß man fl aber in denjenigen, 
welche ohne Befahr ausgeübt werben können, ſchon eher gehen laſſen könne, wenn man feine 
Leidenſchaften nicht ganz zu beherrichen und ihnen nur rechtzeitig, ehe noch Gefahr drohe, einen 
Bügel anzulegen im Stande fei. Bet aller Verwerflichkeit folder und ähnlicher Anſprüche, vie 
fich oft wiederholen, blickt in feinen Werken fein edlerer Geiſt gelegentlich immer wieber hin⸗ 
dur. Er fieht wenig im Menſchen, was nicht verabſcheuungswürdig wäre, und in feiner ſtets 
wieberfehrenden Überzeugung von ber allgemeinen Verderbniß empftehlt er, Schurferei gegen 
Schurkerei aufzuftellen, aber ex weiß aud, daß Fein Zeitalter hoher, edler, patrlotifcher Charak⸗ 
tere ganz entbehrt. Das Ziel, an dem feine eigene Seele hing, bie Herftellung der Einheit, 
Würde und Unabhängigkeit Italiens, -belebte fchon damals die Bruft von Taufenden feiner 
Landsleute. Aus der Mutblofigkeit, mit der er auf die Zuftände feines Vaterlandes blickt, ehrt 
er jeveömal wieder zu ſchoͤnern polltifhen Hoffnungen zurüd, und hieraus erklärt fi der felt- 
fame Widerſpruch in feinen Urtheilen über Handlungen hochherziger Selbflaufopferung im 
Intereffe des Vaterlandes und über Handlungen heimtückiſcher Grauſamkeit im eigenen In= 
tereffe, von denen er die erflern mit Begeifterung preift, die letztern vollkommen rechtfertigt und 
billigt, zuweilen fogar bewundert. 
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Es ſcheint, daß ein Charakter wie der des M. in beſonderer Weiſe der Leitung religiöſet 
Grundſäaͤtze bedarf, un nicht zum Materialismus hingeführt zu werben, aber M. war weit ent: 
fernt, von jenem erhabenen Glaubensfeuer befeelt zu fein, wie ex in ven Reformern feines Jahr⸗ 
hunderts glühte. Er fpricht allerdings mit Achtung und Ehrfurdt von den Lehren des Chri⸗ 
ſtenthums und meint, daß die Staaten einiger und glüdlicder fein würben, wenn ihre Herrſcher 
ſich mehr nach den Lehren bes göttlichen Stifters der chriſtlichen Religion gerichtet Hätten („Dis- 
corsi‘,1, 12). Aber dabei ift feine Anſchauungôweiſe fo durchaus weltlih, und es entgeht ihm 
fo fehr alles tiefere religiöfe Verſtändniß, daß er ed dem Chriſtenthum, melches freilich ben Weg 
zum wahren Ruhme zeige, aber demzufolge die Liebe zum weltlihen Ruhme erſticke, zufchreibt, 
daß Die Völker feiner Zeit weniger freiheitöliebenn und weniger tapfer ſeien als bie alten Heiden 
(„Discorsi“, Il, 2). Er gibt das Walten ver Borfehung zu, allein die Menſchen haben fidh, ohne 
deren Plane ergründen zu wollen, damit zu begnügen, das Zwedmäßige zu thun und das 
Übrige vom Schidfal zu erwarten, das fie wol unterflügen, dem fie aber nicht widerſtreben 
fönnen („Discorsi‘', 11, 29). Der praktiſche Staatsmann erblidt nur dann einen Hauptvortheil 
in der Religion, wenn fie politiſche Zwecke unterflügt. Hier kann auch eine falſche Religion 
von weſentlichem Nupen fein, wie bie des Numa für die Nömer war, und auch der Aberglaube 
darf nicht unberückſichtigt bleiben, weil ex dazu beitragen kann, die Ehrfurcht und Die Treue der 
untern Volksklaſſen gegen die Regierung aufrecht zu erhalten („Discorsi“, I, 11, 12). 

Zum Theil Hat ohne Zweifel in dieſem Verlangen, daß auch die reltgidjen Empfinpungen 
der Völker zum Wohle des Staats benupt werben follen, dad Übelwollen feinen Grund, mit 
welchem M. ven ganzen Bau der Hierarchie der römifhen Kirche betrachtet. Ex erblickte bie 
Träger berfelben allerdings in bem Zuſtande ber äußerflen Verdorbenheit, allein feine Sprache 
wird noch bitterer, wenn er bie Päpfte und ihre weltliche Macht als vie Hauptveranlaflung für 
das, durch die fremden Kriegsvoͤlker über dad Land gebrachte Elend und als dad Haupthinbernik 
der Einheit Italiens ſchildert. „Durch die Schuld unferer Kirche und unferer Prieſter“, ſagt 
er in den „Discorsi‘ (I, 12), „wurden wir Italiener trreligiö® und ſchlecht, und fie veranlaßten 
dabei einen noch größern Misſtand, der pie Urſache unſers Verderbens ift, ven namlich, daß die 


Kirche Italien flet8 trennte und noch trennt. Denn ein Land kann nicht einig und glücklich 


fein, wenn es nicht derfelben Herrfchaft, ſei e8 in der Form einer Republik over einer Monarchie 
unterworfen ift, wie man bie Beifpiele bei den alten Römern, in Spanien und in Frankreich 
findet. Die Kirche aber allein trägt die Schuld, daß Italien nicht eine einzige Republif oder 
eine einzige Monarchie ift, denn die Päpſte find, feitvem fie weltliche Herrichaft errungen, weder 


ſtark genug, um fi} die übrigen Staaten zu unterwerfen, no fhwad genug, um nicht aus- 
wärtige Hülfe zu finden, menn ınan fie angreift. So ift Italien durch die Schuld der Kirche 


nicht nur eine Beute der Fremden geworden, fondern eined jeden, der ed angreift.” Es möchte 
fein, daß die Mehrzahl ver Heutigen Italiener einem Theile diefer harten Worte bereitwillig 
ihre Zuſtimmung ertbeilt. . 

Von den beiden größern politifchen Abhandlungen des M. find die „Discorsi” ohne Zwei⸗ 
fel das bedeutendere Werk, das Bud „Der Fürſt“ aber ift bei meitem verbreiteter. Schon der 
Umftand, daß er im Fürſten die Miftel angibt, wodurch fid ein ehrgeiziger Machthaber auf ver 
Höhe feiner Macht zu erhalten ſuchen muß, während er in ven „Discorsi” die Beftrebungen eines 
nad Oberherrſchaft ringenden Volks zeichnet, bringt es mit jih, daß die eigenthümliche Iu=- 
moralität, welde feine Werke Eennzeichnet, hier in weit fchrofferer Form auftritt als in irgend: 
einem feiner übrigen Werfe. Denn fiherli hat ein Alleinherricher, zumal wenn feine Herr⸗ 
[haft neu ift, mehr Beranlaffung, die Mittel der Verftellung, welche M. empfiehlt, in Anwen: 
dung zu bringen, ald ein ganzes Volf ed möglicherweife haben ann. Um vie Widerſprüch⸗ 
zwifchen ver befannten Feindſchaft des Verfaſſers gegen die Mebiceer und der Debication au 
den jungen Lorenzo, zwifchen feinem Republifanismus und feinen Rathſchlägen zur Errichtung 
einer despotiſchen Herrihaft, zwiſchen ver Abſcheulichkeit ver in dieſem Werke auögefprochenes 
Grunpfäge und feinem vergleihungsweife reinen Lebenswandel zu vereinen, um feine Billiguns 
von Handlungen, die auf der entgegengefegten Stufenleiter ver Moral liegen, zu erklären, ka 
man vielfach nad Hypotheſen gejucht, zu deren Begründung und Widerlegung viel unnüger 
Scharffinn verſchwendet worden ifl. Man hat gemeint, daß M. ven jungen Medici argliftiger: 
weiſe zu graufamen und beöpotifchen Handlungen habe verleiten wollen, damit bie Herrſchaft 
dieſes mächtigen Geſchlechts um fo raſcher und fiherer ein Ende nähme. Eine andere Anficht, die 


namentlich früher zahlreiche Verteidiger fand, will das Bud vom Fürften nicht als ein Werl 


zur Belehrung, fondern zur Abſchreckung betrachten; Fürften und Völkern ſei damit ein Spiegel 
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vorgehalten, wohin das Streben nach ſchrankenloſer Gewalt führen müfle. Anſichten wie dieſe 
konnten nur durch ein voͤlliges Misverſtäneniß des Werts entſtehen, ver Sprache wie des In- 
halts, und follte ein Zweifel zurüdbleiben, fo wird derſelbe durch ven Inhalt der übrigen Werke 
des M. vollfländig widerlegt. In hoͤchſt geiſtreicher Weife hat Gervinus in feiner Geſchichte 
ber florentinifchen Hiſtoriographie (Hiſtoriſche Schriften‘, I, 85) die Hypothefe zu begründen 
verfucht, der Iweck und Grundgedanke des Buchs vom Fürſten fei die Wiederherftellung der 
Ginheit Italiens, und bei der tiefen Verderbtheit des Zeitalters habe der Berfaffer eine fhonungs- 
Iofe Dietatur als eiferne Zuchtruthe, aber auch ald einziges Nettungsmittel des Vaterlandes für 
nöthig gehalten und empfohlen. Aber auch diefe Hypotheſe ift vollfommen unhaltbar nad) dem 
Inhalte der übrigen Schriften des DVerfaflerd und dem ganzen Zufammenhange des Fürſten 
ſelbſt. Es iſt klar, daß M. ſprach wie er dachte, auch deutet nichts darauf hin, daß feine Zeit: 
genoffen ihn jemals misverſtanden hätten. 

Franz Baco fagt, DR. lehre, was geſchehe, nicht was gefchehen folle. Das ift nun freilich 
feine Rechtfertigung für den Schriftfteller, welcher Thaten wie die des Agathokles und des 
Gäfer Borgia preift und heimtũckiſche Verbrechen zur Nachahmung empfiehlt; aber «8 ift wahr, 
daß der Macchiavellismus, wie Galeani Nagione fagte, ſchon vor M. vollfländig befand, und 
daß er namentlich jeit langem von ven Kleinen Fürflen Italiens ausgeübt worden war. Diefe, 
namentlich wenn fie fih auf ven Trümmern eines Freiflaatd zur Macht erhoben hatten, ſchwe⸗ 
ben dem M. beſtändig vor, und hieraus erklären fi) manche einfeitigelirtheile: Ein endgültiges 
Urtheil über die räthfelhaften Ausfprücde in feinen Werken aber läßt fi nur aus einer Ge⸗ 
Tammtüberficht des Inhalts gewinnen. | 

Nach dem Vorgange ded Arifloteles theilt DM. die Staaten nad) den Formen ver Regierung 
ein in Monarchien, Ariftofratien und Demokratien. Seine ganze Neigung iſt der reinen De⸗ 
mofratie zugewandt, in dem Bürften jedoch will er, wie er glei zu Anfange erklärt, nur von 
weltlichen Fürſten handeln. Von der Negierung ber geiftlihen Staaten will er, wie er mit 
geiftreicher Ironie fagt, deshalb nicht reden, weil bier diefelbe ohne alle Regierungdfunft und 
troß derfelben blo8 dur den Kirchenglauben und die alten kirchlichen Einrigtungen erhalten 
werde. „Die Kirchenfürſten bleiben auf dem Throne, fie mögen handeln wie fie wollen. Sie 
allein haben Staaten und vertheidigen fle nit; fie haben Unterthanen und regieren fie nicht. 
Da fie aber von Gott’ erhöht und erhalten werben, jo wäre e8 für einen Menſchen anmaßend 
und verwegen, über fie Betradgtungen anzuftellen.‘‘ 

Die Rathſchläge, welche M. dem neuen Bürften ertheilt, ver ſich zur Herrſchaft über ein 
Land emporgefhwungen hat, geben fehr ins einzelne und nehmen auf alle Fälle, namentlid 
aber darauf Rüdfiht, ob das Volk bisher einem andern Fürften unterworfen geweſen ſei ober 
nit. Daß er im erflern Falle die völlige Vertilgugg des alten Fürſtenſtamms für nothwendig 
hält, Laßt ſich leicht ermeflen, im zweiten alle empfiehlt er drei Mittel, vie Zerflörung ver Stabt 
und Audrottung des Volks, oder Anlegung von Eolonien, um die Unterworfenen im Zaume zu 
halten, oder die Nieberlaffung im eroberten Bebtet, wie e8 die Türfen 70 Jahre zuvor gethan 
hatten. Bon ver richtigen Anwendung der Grauſamkeit wird mit großer Ausführlichfeit ge⸗ 
handelt, ebenfo über die Frage, ob es befler fei, geliebt odet gefürchtet zu werben, wobei ih M. 
begreiflichermweife für das letztere entfcheibet. Kein Kapitel des Fürſten ifl berühmter geworben 
als das adhtzehnte, welches die Frage befpricht, inwieweit ein Kürft fein Wort Halten müfle, und 
biefe Frage dahin beantwortet, daß ein kluger Fürſt fein Wort weder halten fönne noch dürfe, 
wenn die Beobachtung deſſelben fich gegen ihn Fehren würde, und bie Urſachen, die ihn bewogen 
haben, e8 zu geben, aufbören. Einem Fürften aber könne es nie an einem Vorwande fehlen, 
wenn er fein Wort breche. „Ich wage”, fagt er weiter, „ed zu behaupten, daß e8 fehr nach⸗ 
theilig ift, ſtets redlich zu ſein, aber fromm, treu, menichlich, aufrichtig, gottesfürchtig zu feinen, 
ift ſehr nützlich.“ Die Unbefangenheit, mit welcher M. feine Ratbichläge als leitende Grund⸗ 
fäge der Politit empfiehlt, Hat etwas Schreckenerregendes, wer aber vie Geſchichte jener Zeit 
fennt, der weiß aud, daß das oben angeführte Wort Baco's Wahrheit enthält, und daß M. 
nichts empfiehlt, mad unter feinen Zeitgenoflen ven Reiz ver Neuheit gehabt hätte. 

Die „Discorsi’ über ven Livius haben nicht Diefelbe Berühmtheit erlangt wie das Bud 
vom Fürften. Die Grundſätze find nicht weſentlich verſchieden, aber fie find, da es ſich hier um 
herrſchſüchtiges Volk Handelt, alfo nidt das Wohl jedes einzelnen unmittelbar vom Siege ab: 
hängt, nicht ganz mit fo grellen Farben gezeichnet, als mo ein herrichfüchtiger Kürft geſchildert 
wird, deſſen Leben wahrfcheinlich von der Behauptung feiner Obergewalt abhängt. Dem Livius 
entnimmt er übrigens nur einzelne Säge, das Werk felbft hat einen vollkommen ſelbſtändigen 
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Zuſammenhang und vor dem Buche vom Fürſten den Vorzug einer ſorgfältigern Bearbeitung 
voraus. Dagegen treten hier die Widerſprüche feiner Anſichten ſchroffer hervor als in irgend⸗ 
einem andern feiner Werke. Er preift beflänpig die reine Demokratie, in ber alle Bürger an 
der Regierung theilhaben, im Begenfag zu den ariſtokratiſchen und demokratiſchen Berfaffun- 
gen. Das 58. Kapitel des erſten Buchs trägt die Mberfihrift „Das Volk ift weifer und be: 
ftändiger als die Fürſten“. 88 fei eine Thatfache, Daß unter der unendlich großen Zahl ver 
Fürften, die ed gegeben, fehr wenig gute und weife geweſen wären. Ein Volk, das ſich felbit 
regiere und gute Geſetze habe, werde beſtaͤndig, Flug und dankbar fein, ebenfo jehr und noch 
mehr als der weifefte Fürſt. Auf der andern Seite werde ein nicht an bie Goſeze gebundener 
Fürft in Höherm Maße undankbar, veränverli und unklug fein als ein Volk, das vocdh.fletö ven 
Befegen unterworfen fel. Bei Befekung von Amtern treffe dad Volk weit beffdre Wahlen als 
ber Flügfte Fürſt, da es nicht durch diefelben Mittel zu ver @rhebung eines unfähigen und ſchlech⸗ 
ten Menfchen bewogen werben könne wie dieſer. Während M. aber die Völker als klüger und 
befändiger darftellt als die Kürften, während er felbfl die Verträge mit Republiken als die zu: 
verläffigern fdhildert (1, 59), gebt ex immer wieder von feiner Vorausſetzung der allgemeinen 
Schlechtigkeit ver Menſchen aus, die nie etwas Butes thun ald gezwungen, die ſo oft Die Ber: 
kehrtheit ihres Gemüths zeigen werben, als ihnen Gelegenheit dazu geboten wirv (I, 3). Er 
ſpricht oft von Geſammtwohl, Sittlichleit und Tugend als unentbehrli für freie Staaten, fowie 
von einem edeln Patriotismus und von wahrer Religton (I, 10, 26; I, 40). Aber ihm ift in 
feiner Ausführung nicht das Wohl der Regierten die Hauptſache, er gibt vielmehr ven Macht: 
babern innerhalb der Nepublifen Regeln, wie fie ihre Gewalt behaupten follen, und dieſe Re: 
geln find den den Kürften gegebenen Rathichlägen volltonmen analog (I, 9; I, 1,13). Alles 
ift erlaubt; wo fein andered Mittel ebenfo ſchnell und ſicher zum Ziele führt, auch Hinterliſt, 
Treubruch und Meuchelmord. Er verurtheilt ven Gäfar, weil er bie republikaniſche Freiheit 
flürzte, und-preift mit Begeifterung Brutus und Caſſius als Tyrannenmörber; aber im nächſten 
Augenblid denkt er wieder allein an den Nugen der vemofratifchen Regenten, denen das Wobl 
der einzelnen vollftännig untergeorbnet wird. 

Wären M.’3 Schriften auch nicht fo befannt, aus der angeführten allgemeinen Charakteri⸗ 
ſtik und den erwähnten Beifpielen ergibt ih ohne Schwierigkeit ein Urtheil über deren Inhalt 
und Werth. Die große Schwäche des Verfaſſers befteht in dem gänzlichen Verkennen aller 
höhern fittliden Weltordnung, der emigen Begriffe von Recht und Gerechtigkeit, der höhern 
were und Ideale des Staatslebens. Hiervon waren doch Schon Plato und Ariftoteled erfüllt, 
welche als Aufgabe des Staats nicht blos Freiheit und Sicherheit ver Bürger, geſchweige denn, 
wie M., das Privatglüd ver Regierenden , fondern auch die Ehrbarkeit der Sitte, pie Erziehung 
bed Bürgerd zur Tugend und Gdtterfurcht betrachteten. Kein anderer Schriftfteller iſt fo ganz 
das Product einer in einer großen Umbildung begriffenen Zeitperiode gemefen als M. Während 
er auf der einen Seite die ertwachenden Ideen von der Neugeftaltung der Staaten und ver Re: 
formation der Kirche mit Eifer ergreift und ihnen In feinen beffern Stunden bis an fein Lebens: 
ende treu bleibt, Elebt fein Geift wieder an jener nienrigen Politik, durch weiche bie kleinen ita- 
lieniſchen Tyrannen fi zu halten und gegenfeitig zu verderben ſuchten, und verweilt mit Be: 
bagen bei einer Handlung graufamer Hinterlift, weil fie einen unmittelbaren Erfolg Hat. Er 
fieht nicht, daß nach den ewigen Geſetzen des Weltfchöpferd die Erfüllung der moraliſchen 
Pflichten ven endlichen Sieg fihern, daß Redlichkeit nicht nur in privaten Verhältniſſen, yon: 
bern auch, und in noch hoͤherm Grade, im Öffentlichen Xeben jederzeit die befte Politik tft, un? 
daß ed ſchwer zu beweifen fein möchte, daß wirklich ein Staatsmann durch Treulojigfeit mehr 
gewonnen hat, als er verlor. Gerade ver Ausgang feiner Lieblingshelden, eines Alexander VL 
eines Käfar Borgia, eined Baleato Sforza und Ludwig Sforza, eines Dlivaretto da Fermo u. ſ. mw. 
beftätigen eine Wahrheit, die wol jetzt von feinem Geſchichtskundigen in Zweifel gezogen wirt. 
Als der von edelm reformatorifihen Bifer belebte Zeitgenoffe und Landsmann M.’S, ver Mönd 
Savonarola, fi in feinem lingeflüm hinreißen ließ, Mittel anzuwenden, die mit den von feinem 
Freunde empfohlenen nur zu große Ahnlichkeit haben, büßte er fein Streben mit ſchimpflichem 
Tode und zerflörte fein eigenes Werk. Es fcheint nicht ſchwierig zu fein, Die macchiavelliſtiſchen 
Grundfäge aus dem Charakter, der Ausbildung und dem Lebenslaufe des Verfaflers fomie 
aus den Beitverhältniflen zu erklären, eine Rechtfertigung derfelben verfuchen, heißt entweder 
ein unwürdiges Spiel mit moralifhen Lehren treiben, over allen Gefegen der Weltorpnung, ver 
Sittlihfeit und der Entwidelung der Völker Hohn ſprechen. Wer die richtigen und wahren 
Maximen aus feinen Werfen herauszufinden vermag, der wird biefelben fletd mit Vergnügen 
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und Nutzen leſen, wollte aber ein Staatsmann unſerer Zeit jene Grundſätze und Regeln als 
leitend annehmen, ſo würde ein vollſtändiges und ſchimpfliches Fehlſchlagen die unausweichliche 
Folge ſein. Daß das Feſthalten an Wahrheit und Recht zugleich nicht blos von dem Chriſten⸗ 
thum und der Moral, ſondern auch von der Staatskunſt geboten iſt, gilt zu unſerer Zeit als ein 
ih von ſelbſt verſtehender, Jahrhunderte hindurch bewährter Sag. Zur Zeit des M. würde 
man denſelben allerdings ald hoͤchſt paradox betrachtet haben. 

. Wenn die damaligen Italiener niht nur die Form, fondern au den Inhalt feiner Werke 
bewunderien, wenn Päpfte vie Herausgabe derfelben befördern Eonnten, fo ift dies aus den 
Zeitverhältniffeg erflärlihd. Dennoch fehlte es nicht felbft damals an Gegnern diefer Politik. 
Der edle englifche Verbannte, der Kardinal Reginald Pole, fagte von dem „Fürſten“, das Bud 
ſei mit Satanbfingern geſchrieben; es erhoben ſich allmählich immermehr und immer energi- 
ſchere Stimmen gegen die abfcheuliche Immoralität des Werks; duch Begabung und bervok 
vagende Stellung aber ift der berühmtefte Gegner M.'s, Friedrich der Große, in feinen 
„Antimacchiavell“ geworden, den er noch ald Kronprinz verfaßte und deifen anonyme Heraus⸗ 
gabe Voltaire 1740 beforgte. Friedrich verfolgt und widerlegt bier Kapitel für Kapitel Die 
verwerfliden Grundfäge, vft mit einer flarfen fittlichen Entrüftung, die er ohne Zweifel wirk⸗ 
lich empfand, zuweilen aber allerdings mit Einfeitigfeit in Beziehung auf vie hiſtoriſche Auf- 
faflung. Und ed mag immerhin fraglich bleiben, ob er nicht wenige Jahre fpäter einzelne 
Abſchnitte ſeines eigenen Werks mit etwas anderm Auge angeſehen hat. 

Um noch einen flüchtigen Blick auf die übrigen Werke des M. zu werfen, ſo zeichnen ſie ſich 
ſämmtlich durch die Klarheit und Schönheit der Sprache aus. Der feinen Beobachtungsgabe 
und der trefflichen Charakterſchilderungen, durch welche die geſandtſchaftlichen Berichte hervor⸗ 
ragen, iſt bereits Erwähnung geſchehen. Ein Meiſterwerk in der Auffaſſung und der Dar: 
ftellung ift die florentinifche Gefchichte, die bis auf die Zeit der höchſten Blüte von Florenz fort- 
geführt if. Hinſichtlich des Verflänpniffes ver Zeitperioven und der äußern Form gibt e8 kaum 
ein vollkommeneres Geſchichtswerk, nur ift feinen Einzelheiten nicht unbedingt zu trauen. 

M. ſchrieb ſeine „Sieben Bücher über die Kriegskunſt“ zu einen unmittelbar praktiſchen Zweck, 
er hoffte, durch fein Anſehen als Schriftfteller noch Einfluß genug zu haben, die Italiener zur 

Aufftellung eines Nationalheerd zu vermögen, das zur Abivehr der fremden Dränger dienen 
und ein Mittel zur Einigung feines ſchoͤnen Vaterlandes bilven follte. Das Werk ift in Dialog: 
forn verfaßt, feine eigene Meinung einen römiſchen Nitter, dem Fabricio Eolonna, in den 
Diund gelegt. Er erreichte feinen Zmed nicht, das gefpaltene Stalien rief von Süden her die 
Spanier, von Norden her die Franzoſen und Schweizer in das Land, und dieſe beeilten lich, dem 
Nufe zu folgen und die Beute des goldenen Italien unter fi zu theilen. Der verbientefte 
Ruhm des M., mit Erfolg für die Einheit Italiens gewirkt zu haben, wurde ihm entriflen, 
feine Werke wurden bald nad feinem Tode von verfchievenen Parteien aus Unverftand oder 
Bösmilligkeit angegriffen und von den Triventiner Concil verurtheilt. Gr flarb, von feinen 
Mitbürgern ald Beförderer der Tyrannenmacht gehaßt, ſein Name wurde mit allem verbunden, 
was eine ſchlechte Politik ſpäter verbrach. Welch einen andern Ruf würde ber große Staats: 
mann zurückgelaſſen haben, wenn es ihm vergoͤnnt geweſen wäre, zu einer andern Zeit und in 
einem andern Lande zu leben! 

uͤber die umfaſſende Literatur vgl. vor allem R. v. Mohl, „Die Geſchichte und Literatur der 
Staatswiſſenſchaften“ (Erlangen 1858; III, 519 fg.). Hervorzuheben find namentlich unter 
ben unberingten Gegnern M.'s: Reginalo Pole („Apologia adCarolumV. super libro de Uni- 
tate ecclesiae”, Brixen 1744; 1, 152); Bobin („La république“, Paris 1577, an verjchie- 
denen Stellen, die von Baudriflard, „‚Bodin et son temps”, ©. 225 fg., zufammengeftellt 
find); endlich das fhon erwähnte Werk Friedrich's ded Großen, das zuerft unter dem Titel er⸗ 
ſchien: „Anti-Machiavel, ou essai de critique sur le Prince de Machiavel. Publie par Mon- 
sieur de Voltaire‘ (Haag 1740). Zu denen, bie M. vertheidigen ober doch, wenn auch nur ge= 
legentlih, mit Achtung von Ihm ſprechen, gehören viele hervorragende Männer, wie Juſtus 
Lipfius („Politicorum libri VI”, in der Borrebe), J. J. Rouſſeau („Contrat social”, III, 6); 
Alfieri („Del Principe et delle lettere‘, i in deſſen „Opere“, Piacenza 1810, XIX, 111fg.); von 
Neuern iſt M. zum Theil mit großer Wärme, aber freilich nicht ſelten in fittlich ganz unzuläfit= 
ger Weife in Schug genommen, u. a. von. Weigel (Geſchichte ver Staatswiſſenſchaft“, Stutt= 
gart und Tübingen 1832, 1, 133 fg.); C. A. Kellermann (,‚Commentatio de N. M. Principe”, 
Zeipgig 1831); K. Bollmann, „Vertheidigung des Macchiavellismus“ (Dueblinburg 1858). 

Staats⸗Lexikon. IX. 44 
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Unter der ungemein großen Zahl derer, melde fern davon find, die Politik M.’S rechtfertigen 


zu wollen, aber bie tiefe Unfittlichfeit derſelben, wenn aud auf verſchiedenem Wege, zu erflären 
ſuchen, nennen wir: F. Schlegel („Geſchichte der alten und neuern Kiteratur‘‘. „Sämmtlide 
Werke“, zweite Auflage, S.18— 20), M. J. Matter („Histoire des doctrines morales et poli- 
tiques des trois siecles’‘, Paris und Genf 1836, 1, 68— 88), X. Franck („Notice sur Ha- 
chiavel”, in den „Seances el traveaux de l’acad&mie des sciences morales et politiques”, 
Paris 1851, XXVI, 27—63), F. Vorländer, „Geſchichte der philoſophiſchen Moral, Redte: 
und Staatdlehre der Engländer und Franzoſen mit Einſchluß Macchiavelli's“, Marburg 1855, 
©. 88-135); feine Abhandlung über M. aber ift auch in Deutfchland befannter und gelefener 
als die urfprünglidh für das „Edinburgh Review”, 1827, geſchriebene ylanzvolle Darftellung 
T. B. Macaulay'8 (‚Critical and historical essays““, London 1843 fg., D. Yür bie we: 
tgillirtere Kiteratur und deren Werthſchätzung müffen wir auf die oben angeführte Abhandlung 
R. v. Mohl's verweilen. | @. 
Magna:-Charta, I. Großbritannien und Irland. 

Mafefät: Majeftätsrechte; Majeftätsbeleidigung; Majeſtätsverbrechen. Mai: 
ſtät ift der In ein Subftantivum verwandelte Superlativ von magnus und bezeichnet fonad hie 
hoͤchſte Vorftellung von Größe und Erhabenheit ver Erfcheinung. Die Bigenfhaft der Maje: 
ftät pflegt in der populären Sprache fehr Häufig allem, was in feiner Art großartig ift, beigelegt 
zu werden. SZmifchen ver populären Sprade und der techniſchen Sprache des Stantdrehtd 





finden aber auch hinſichtlich des Majeftätöbegriffs gewiffe Übergänge flatt und erſcheint ednur 


natürlich, daß die in Bezug auf die ſtaatsrechtlichen Begriffe fih Eund gebenden Schwankungen 


auf die ftaatörechtliche Anwendung des Majeftätäbegriffs nicht ohne Einfluß geblieben find. © 


ſpricht man 3. B. von der Majeftät der Religion (Raurent, „L’eglise et Fétat“, III, 58), der 
väterlihen und mütterliden Gewalt (Bachofen, „Das Mutterrecht“, &. 103, 210, 231, 23; 
Held, „Staat und Gefellfehaft”, II, Note 61, 65), von der majestas imperii (Gurtiud &, 


5. 18, 11), von einem crime de l&se-nation (Baftard=b’Eftang, „‚Lesparlements deFrance”, 


II, 647) oder de l&se-divinite und lese-humanite (Vattel, „Droit de gens’’, Ausgabe von 
reiben 1, 358, Note; Lacombe, „Histoire de la monarchie en Europe”, I, XXV) 
u. ſ. w. 

Betrachten wir Majeftät lediglich ald einen ſtaatsrechtlichen Begriff, fo ift derſelbe offenbar 
mit Souveränetät verwandt. Denn Souveränetät ift der in ein Subftantivum verwandelte 
Superlativ von super, supra, und indem damit ver hochſte Brad denkbarer Überorbnung de: 
zeichnet werben foll, ift zugleich klar, daß die Diajeftät flantörechtlich immer aber auf nur da 
fein kann, wo die ſtaatsrechtliche Souveränetät iſt und umgekehrt. 1) Infofern man aber mit 
Souveränetät das eigentliche charakteriſtiſche Merkmal derjenigen Gemeinwefen, die wirklige 
Staaten find, bezeichnet, kann man fagen, vie Majeftät jei eine Seite der Souveränetät?), 
woraus dann mit Nothwendigkeit folgt, daß in jedem wirklichen Staate, welches auch feine 
befondere Form fel, mie eine Souveränetät fo auch eine Majeftät, ein einzelner phyfiſcher 
Menſch oder eine ald Einheit organifirte Mehrzahl von Menſchen als deren Träger, vorhan— 
ben fein müffen. So ſprachen denn aud die Nömer zur Zeit der Republik von einer ma 
jestas ald amplitudo ac dignitas civitatis, von der majcstas als in imperio atque in omni 
populi Rom. dignitate enthalten u. f. w. (Cic. de orat., 1,39; Quinct., VII, 3, 35, wl 
auch Plato, „Legg.”, IX, 2), mie fpäter von ber Majeflät des Kaiferd, und es ift befannt, deß 
bie Majeſtät Heutzutage allen perfönlichen hoͤchſten Trägern der Staatsgewalt, wenn auf nich 
immer als Titel?) (dev Titel Majeftät gebührt nur Königen und Kaifern), doch dem innem 
Weſen nad (vgl. z. B. das Strafgefegbuh für das Großherzogthum Heſſen von 1841, 
Art. 150) zugefproden wird. | 


— — — — 


1) In dieſem Sinne wird auch imperium (bie eigentliche Souveränetät) et majestas populi Ro- 


mani verbunden. Vgl. Bauly, Realencyflopädie, sub voc.: „‚comitium‘ und „imperium“. | 
2) So fagt daher auch Curtius, a.a. O., „majestas imperii est salutis tutela“. Sehr trefien? 
bezeichnet man auch die Majeftät als jene Eigenfchaft bes Staats, refp. bes Trägers ber gefammten Etestt: 
gewalt, welche ber perfönlichen oder menfchlichen Würde bei dem einzelnen Individuum entſpreche. 
3) Über die den deutfchen Kurfürſten zugefchriebene Majeftät f. Aur. Bull., XXIV. Zöpfl, Deutſchet 
Staatsrecht (fünfte Auflage), I, 200. So wurbe aber auch in ber römifchen Kaiferzeit die Nachſtellung 
gegen bie vornehmfien Faiferlichen Beamten ale Majeftätsnerbrechen angefehen (L. 5, cod. ad leg. Jul. 


maj. (9, 5]). Berner war das Purpurkleid, ein Tailerliches Ehrenzeichen, auch ben Senatoren unafe 


genten geftattet. 
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Zu einer Unterſcheidung der Majeflät von der Souveränetät ifl man aber deshalb gekom⸗ 
men, weil man bie dein Subject oder Träger der Stantögewalt als folgen perfönlich zuftehen- 
den Rechte oder die befondern Präpicate feiner Perfon von den formellen und materiellen Ho: 
heitsrechten, d. 5. von dem materiellen Inhalt ver Staatögewalt und den verfallungsmäßigen 
Formen ihrer Ausubung unterfceiden wollte. Ein geiftreicher Schriftfteller unferer Tage 
äußert fich hierüber fo: „Die Majeftätsrechte gebühren ihm (dem Fürſten), weil er die Würde 
und Hoheit des ganzen Staats und Volks perfönlih darftellt und weil die Herrfchergemalt als 
der Höchfte öffentliche Beruf den Quell aller übrigen Staatöwürben und Amter bezeichnet. In— 
fofern er dagegen dieſe Herrichergewalt thatfähhlih ausübt, entfaltet er feine Souveränetätd- 
rechte. Die erftern zielen alfo auf die ruhende Würde %), die legtern auf die That“ u. f. w. 

Über ven eigentlichen Inhalt und vie vechtlichen Gonfequenzen ver Majeſtät beſtehen ſehr 
verſchiedene Anſichten. Schon die Römer unterließen e8, den Begriff der Majeſtät genau zu 
definiren, und zogen in das Gebiet ihrer Majeftätögefepe eine Menge von Fällen, welde, dem 
Hochverrath oder ähnlihen Staatöverbrechen verwandt, heutzutage gewöhnlich nicht mehr zu 
den Majeftätsfällen gezählt werden. Der weite und unbeflimmte Unfang der römifchen Maje- 
flätögefege erklärt ſich übrigens vollfländig aus der Natur der römiſchen Staatöverfaffung, nad; 
welder, wenigſtens vor der fpätern Kaiferzeit, über das Subject der Staatögewalt de jure nicht 
jene Beftimmtheit herrſchte, wie Died bei der ausgebildeten Monarchie ver Fall if. Denn eines⸗ 
theild Hat zwar der populus allein majestas und imperium; allein der Begriff des populus 
oder die Zufunnmenfegung der eigentlihen fouveränen Volksgemeinde wechſelt in den verſchie⸗ 
benen Perioden der römischen Geſchichte. Andererſeits lag zwar in der unberechtigten An- 
maßung eine Hoheitsrechts feitend eines Magiftratus ein Majeſtätsverbrechen; allein ein ſolches 
wurde auch dann von Privaten begangen, wenn fie fi nur die Gewalt eines Magiftrats an: 
maßten oder einen Magiftrat aus dem Wege räumten (L.1, 6.1, L.3, D. ad leg. Jul. maj. 
[48, 4]).?) Die beveutendfle Wendung in dem römifchen Majeflätsrechte mußte aber zufolge 
de Übergangs der Republik zur Monardjie eintreten. Denn wenngleich die Beflimmungen ver 
Lex Julia über proditio, Angriffe gegen die Staatsverfaflung und Anmapung von Hoheits⸗ 
rechten, nicht nur in Kraft blieben, fondern auch legtere fogar vermehrt wurden (Pauly, a. a. O., 
IV, 1455), fo war doch das imperium und nıit ihm die majestas nach und nach gänzlid auf die 
Kaifer übergegangen. Infolge deflen befamen einerfeitö ſchon die Beſtimmungen des Altern 
Rechts eine neue Richtung, da durch proditio u. |. w. nicht mehr Die majestas populi, ſondern 
die der Inıperatoren minuirt wurde. Andererfeitd wurden von nun an auch eine Vielzahl von 
direct oder indirect gegen die Perſon, namentlich gegen das Leben und bie Ehre des Kaiſers ge= 
richteten Handlungen ven Fällen der Majeftätöverlegung beigezählt (Pauly, a. a. O.). 

Wenn nun, wie fhon bemerkt wurde, der Majeftätsbegriff unter allen Berfaflungsformen 
für den perfönlichew Träger der Staatsſouveränetät plaggreift, fo ift ed aber auch heutzutage 
noch unvermeidlich, daß derſelbe in Republiken weder an ſich noch in feinen Gonfequenzen jo be= 
ſtimmt ausgedrückt und entwidelt fein Fann wie in den Monardien®), dort aljo au mehr mit 
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4) Dies iſt der Grund, warum die in der Majeſtät liegenden Rechte nicht in den Formen ber Geſetz⸗ 
ebung und Bollziehung ausgeübt, fondern nur in der Berfon des Souveräns, nämlich durch ſtrafbare 
ngrife auf diefelbe, verlegt werben fünnen, ©. Zöpfl S. 746. 

5) Wenn auch der Senat früher ordo sanctissimus (Cic. p. Deiot., III) hieß, fo hatte derfelbe doch 
zu feiner Zeit majestatem. 

6) Auch in diefen fommt es fehr auf den Grad ihrer Ausbildung an. So wurde 3. B. in Schweden 
das crimen laesae majestatis erfi im Jahre 1639 eingeführt. Nordenflycht, Die ſchwediſche Staats: 
verfaſſung, ©. 236, vgl. mit cod. 129. Die ungarifchen Gefege zählen 81 Fälle der laesa majestas 
auf. Die alte franzöflfche Geſetzgebung rechnete dazu: „violer les nourrices des enfants de la reine 
ou des filles du roi“ (Baitel, a. a. O., I, 177 fg., 183, 189, Note, 190, 201 fg., 204 fg.). Vgl. fer- 
ner: Desmaze, Curiosites des parlements de France d’apres leurs registres (Paris 1863), 
©. 9, 101. Graf und Dietherr, Deutfche Rechtsfprichwörter (Manheim 1863), S. 29. Proudhon, 
Systeme federatif, ©. 134. S. auch Waig, Deutfche Berfaffungsgefchichte, 11, 129, 137 u. 540; 
Il, 266 fg; IV, 431 u. 438. Constitutio Ludovici bavar. de jure et excellent. imper. bei Schmauß, 
Corp. jur., &.10. Aurea bull. bei Zöpfl, Deutfche Rechtsgeſchichte, ©. 521. Hobbes, De cive, c. 14. 
Debrs, Majeste royale. s. 1. 1673. Gunbling, Singularia ad leg. majest. itemque de silentio in hoc 
(Halle 1720). Wahlcapitulation, Art. XXI, 68.2 u. 4 (bei Ortel. ©. 544 fg.). Conſtant (in der neues 
ken Sammlung feiner Werfe von Laboulaye), Bd. 1, ©. 159, Note 1. Bentham, Essai sur l’espagne, 
ar fg. Lacombe, a. a. O., Bd. J, ©. X. Held, Syſtem des Berfaflungsrcchts, I, 441 und befien 
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andern politifhen Begriffen und Verbrechen zufammmenfallen wird. Allein jelbfl in ven Men: 
archien hat die Sache ihre Schwierigkeiten. Denn die Majeftät ift nirgends von der Souve— 
ränetät und beides, auch in der vollkommenſten Monarchie, nicht vom Staate zu trennen. Nun 
find aber die Anſichten über das perfönliche Verhältnig des Monarchen zum Staate nit nur zu 
verfchievenen Zeiten und bei verfchiedenen Völkern, fondern auch unter den Klaffen und Inbivi- 
duen eines und deſſelben Volks fehr mannichfaltige. Da eriheint der Monarch als „die einzige 
perfönliche Berförperung der Würde und Macht des Volksganzen wie des Staats’, dort nur 
wie ein mathematiſcher Punkt, ald pouvoir neutre u. dgl.m. Und während er bald als ver 
weſentlichſte Schluß- und Grundſtein ver Berfaflung gilt, wird er oft nur al eine zufällige, 
überflüffige, ja ufurpatorifche Erſcheinung betrachtet u. f. w. So erklärt es ſich auch, daß hier 
ein überwiegender Werth auf die perfönlihen Rechte de8 Souveränd gelegt wird, während bort, 
z. B. von feiten des eben allegirten geiftreihen Schriftftellers gefagt wird, die Souveränetäts: 
rechte mußten ihrer Natur nad für ven Gang und Charakter des politifhen Lebens wichtiger 
fein al8 die Majeſtätsrechte; „darum babe man von den legtern arglos vieles ſtehen gelaffen, 
während man eiferfüchtig erflere begrenzte, darum feien vie leptern bei den meiften Fürften 
gleich, die erftern ſehr verfchienen und ſtänden die leßtern neben den erflern oft wie die alte Zeit 
neben der neuen. Der gemeine Mann würdige legtere mehr als die erftern und von ben legtern 
ſelbſt wieder diejenigen am wenigften, welche er, weil abflract für ihn, am menigflen verſtehe, 
wie 3. B. die Unverantivortlifeit des Souveräng”. 

Sehen wir nun vorerſt, welche Rechte Heutzutage übereinſtimmend als Inhalt ver Majeflät 
anerfannt find, jo gehören hierher: 1) die perfünliche Unverantwortlichkeit; 2) die Heiligkeit 
und 3) die höchſte äußere Würde des Souveränd oder die Majeftät im engflen Sinne brö 
Wortd.”) 

Die perfönliche-Unverantwortlichfeit, weldde übrigens weder eine moralifdh=religiöfe®) not 
eine geſchichtlich-wiſſenſchaftliche, ſondern einzig eine juriftifche iſt, befteht darin, Daß der perfin: 
lihe Souverän vor feinem menſchlichen Richterſtuhle zu Recht zu ſtehen hat. Obgleich er allo 
ohne Zweifel auch juriftifch unrecht thun kann, fo ift doch kein menſchlicher Michter Über ihm. 
Es iſt Died eine unvermeidliche Conſequenz de8 Souveränetätöbegriffs, nad welchem ein wirt 
licher Souverän weder der Juſtiz eines fremden Staats, noch ber nur von ihm ihre Autorität 
ableitenden Juſtiz des eigenen Staats unterflellt werben Fan. Die Berantwortlichkeit if eine 
Pflicht des Theils gegen das höhere Ganze; der Souverän ift nun zwar nicht der Staat, aber eı 
und nur er flellt den Staat in feiner Totalität perfönli dar und es ift unmoͤglich, über vie 
hieraus folgende juriſtiſche Unverantwortlichkeit des Souveränd hinwegzukommen. Dazu ke: 
darf es auch nicht einer Fiction, wie 3. DB. der des englifchen Staatsrechts, daß der König nicht 
unrecht thun könne. Und wenngleid dieſe Kictton in viele neuere Verfaſſungsgeſetze (Mohl, 
„Minifterverantwortligkeit", S. 43) übergegangen ift, fo weiß man auch, daß Hinter dieſet 
Fiction im engliſchen Staatsrechte noch eine andere Fiction ſteht, nämlich die, daß ver König, 
welcher in weſentlichen Stücken die Berfaffung verlegt, ald abbicirt habend, alfo als nicht mehr 
König, präfumirt wird.) Der Sag: „The King can do no wrong’, ift nicht nur fogar von 
Englänvern beſtritten (Junius, „Lettres”, Vorrede ©. 51 fg., 54), fondern hängt auch, ſelbſt 
in der gewöhnlichen Auffaffung der Engländer, nur mit den eigenthümlichen englifchen Ber: 
faffungszuftänden zufammen, vermöge welcher e8 zweifelhaft ift, wo, ob im Volke, im Parle: 
ment oder in der Krone der eigentliche Sig der ſtaatlichen Souveränetät fi) befinde. Daher 
fonnte wol fon im Jahre 1543 ein König von England fagen: „Da wir durch unter: 
Richter in Erfahrung bringen, daß unfere koͤnigliche Machtvollkommenheit zur Zeit des Barla: 
ments am hödften ſteht, ... fo iſt eine jede Verlegung, eine jede Beleidigung, welche währen? 
diefer Zeit dem geringften Mitgliebe des Hauſes angethan wird, zu beurtheifen, als ob ft 
unferer Perfon und dem ganzen Barlamentöhofe zugefügt wäre” u. f.w. (May, „Das eng: 
liſche Parlament“, Leipzig 1860, S. 111). Wenn aber der Herzog Ernſt von Sachſen-Ko⸗ 
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7) Zoͤpfl, l, 763. Held, a. a. O., II, 301. 

8) Tobtengerichte über geftorbene Könige, welche nicht blos in Agypten, ſondern auch bei centeal: 
amerifanifchen Eulturvölfern, 3. 3. den Mayas (Braffeur de Bourbourg, Histoire des nations civil- 
s6es de Mexique, II, 64) vorfamen, zeugen wol für das Bebürfniß einer moralifchen Sühne, fin 
aber feineswegs als Ausnahmen von dem Brincip der juriftifchen Unveramtwortlichfeit des Souveräint 
zu betrachten. VBgl. Held, Syſtem, Bd. I, ©. 16, Note 3. 

9) Blackſtone, Commentaries, franzöfifche Überfegung, I, 262, 391 fg. 450. 
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burg in feiner Vertheidigung des Königs von Sachfen erklärte: „Le souverain de Saxe n’a 
d’autres juges que ceux du roi d’Angleterre: Dieu et la Nation” (Klüber, I, 11, 16, 
Heft 2) 10), jo kann darin ebenjo wenig das Zugeſtändniß einer juriftifchen Verantwortlichkeit 
eined deutſchen Souveränd gegen fein Volk gefunden werden, wie in der von Hallam (‚Histoire 
cunstitutionnelle”, franzöfifche Überfegung, 1,39 1 fg.) überlieferten Außerung des Pierre Went⸗ 
worth. 1!) Indem wir jede Analogie der englifhen Anſchauungen in dieſem Punfte für die 
deutſchen Monarchien zurückweiſen, finden wir in dem fraglichen Sage nur einen Ausprud 
dafür, daß alles, was der Souverän in dieſer jeiner Eigenſchaft will, als in der Abſicht verfaf- 
fungsmäßigen Handelns gewollt zu präjumiren fei. Daß Hierbei die Möglichkeit einer Ver: 
faflungsverleßung feitens des Souveräns übrig bleibt, if gewiß. Aber theils ift viefe Möglich- 
feitnie vollftändig und unter feiner Staatöfornı zu befeitigen, theils Tiegt fie unter der Monarchie 
ferner als unter den republikaniſchen Staatöformen, und zwar ganz befonders in conftitutio- 
nellen Monardien, wo bie Miniflerverantwortlichfeit eingeführt if. 

Schließlich Lönnte noch die Frage fein; ob der Souverän nit wenigflens in feiner Eigen- 
Ichaft als Privatperjon fi den verfaffungdmäßigen Gerichten zu unterwerfen habe. Sofern 
nun nad den Gefegen des Landes der Privatfiscus des Souveräns eine eigene Perfönlichkeit 
hat und es ſich aljo auch nur um einen Privatrechtöfall oder um bie privatrechtliche Seite eines 
Rechtsfalls, etwa auch um eine Geldentſchädigung u. dgl. m. handelt, möchte Die Frage wol zu 
bejahen fein. 12) Allein abgejehen davon, daß auf eine derartige Verantwortlichkeit eben fein 
großes praktiſches Gewicht zu legen fein dürfte und daß es auf ven Geift des Volks anfommt, 
ob diefelbe nicht mehr ſchadet als nugt, fo muß felbft fie ohne Die angegebenen Vorausſetzungen 
als unzuläfjig behauptet werben. Wenn nichtöpeflomeniger von jeher vichterliche Verurthei⸗ 
lungen von Königen vorfamen und die Berantwortlichfeit des Souveränd auch heutzutage mit- 
unter noch behauptet wird 19), fo bat dies feinen Grund entweder darin, daß ein fogenannter 
Souverän nicht der wirkliche Souverän war 1%), oder daß Einheitäflaat und Souveränetät im 
Begriff oder in der Wirklichkeit noch unausgebildet, unklar, unfertig waren 5), ober endlich 
darin, daß man, um auch die Minifterverantwortlichkeit zu bejeitigen und ven vollftänvigften 
Abſolutismus einzuführen, eine Berantwortlichkeit gegen die Nation zugeftand, die jedenfalls 
nie eine juriftifche fein kann. 20) 

Die Heiligkeit ?7) als Gonfequenz ver Majeftät kann begreiflich keine Heiligkeit im Sinne 
einer beftimmten Religion, muß aber jedenfall eine für alle Religionen oder Confeſſionen im 
Staate geltende Eigenſchaft der Perfon des Souveräns fein. Schon Karl der Große nannte 
fein Reid „sacrum imperium“, nachdem Gicero dad nomen regale ald maguum et sanctum 
für diejenigen, melde unter Königen leben, bezeichnet und ver roͤmiſche Kaifer ven Titel 
„sacratissimus princeps‘’ 18) geführt hatte. Der deutſche Kaifer führte den Titel „sacra- 
lissima majestas’ und das Deutſche Reich hieß das Heilige, „sacrum imperium’ (wie heute 
noch von einem heiligen Rußland gefprochen wird). 1%) Auch die Könige von Frankreich bean- 
ſpruchten die Helligkeit (Billeharbouin, a. a. O., S. 43) und daſſelbe gilt von den Königen 
Englands, denen der Glaube des Volks jogar eine gewiffe wunderbare Heilkraft zufchreibt 
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10) Bgl. hierzu J. de Maiſtre bei Duvergier de Hauranne, Histoire du gouvernement parlemen- 
taire, il, 378. Auch Bladftone gibt zu, daß über dem König von England fein Gericht ſtehe (Com- 
mentaries, I, 446f9.). Vgl. auch Lode, Origine, extend and end of civil government, c. III, $.10. 

11) „Nul sans doute n'est exempt de fautes, pas m&me notre noble reine, elle a commis de 
grandes, de dangereuses fautes contre elle- m&me.‘ 

12) Der König von England muß fi zwar wegen @igenthumsforkerungen beim Kanzleigericht verkla⸗ 
gen laflen, doch wird nur ale eine Gnadenſache darauf gefprochen. Bollgraff, Syitem, IV, 476, Note 3. 

13) Bernal, Theorie de l'autorite, II, 112 u. 205. Bentham bei v. Mohl, Gefchichte der Lite⸗ 
ratur, III, 682 fg. Sonftant (Sammlung von Sabonlaye), I, 193. Held, Staat und Geſellſchaft, IE, 
519, Note 399. 

14) Vgl. 3.8. PBlato, Legg., XU, 13. 

15) Dgl. Held, Syſtem des Berfaffungsrechte, II, 361, Note 1, u. S. 449. Villeharbouin, De l'he- 
redite, ©. 30. Laurent, Etudes, VI, 285 fg., 293, 296 u. 298. Braffeur be Bourbourg, II, 39. 

16) „Le president de la republique (l’empereur) est responsable devant le peuple francais, 
auquel il a toujours le droit de faire appel.’ Constitution, faite en vertu des pouvoirs dölegues 
par le peuple francais, & Louis Napoleon Bonaparte par le vote des 20 et 21 Decembre 1851. 
Tit. II, art. 6. 17) Vgl. Held, Staat und Geſellſchaft, II, 480 sub 2. 

18) GEaillet, De rat. in imp. rom. gubern. (Paris 1857), ©. 24, 

19) Laurent, a. a. O., VI, 31 u. 141. 
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(Fiſchel, „Die Berfaffung Englands”, ©. 111, 113). Auch enthalten mehrere deutſche Ber: 
faffungsurfunden die ausdrückliche Beflimmung, daß die Perfon des Souveräns „heilig und 
unverletlich“ jet. 20) Über die Bebeutung diefer Heiligkeit ver Majeſtät beſtehen fehr verfchie- 
dene Anfihten, was ſich zum Theil aud) aus der verfchienenen Auffaflung der Salbung der 
Könige und deren Verhältniß zur Souveränetät, aljo auch aus der Verſchiedenheit des Ver: 
hältniffes zmifchen Staat und Kirche oder Religion und Recht, reſp. aus der verfhiebenen Auf⸗ 
faffung deſſelben erklärt. 21) Wie ven aber fei, mit ver Heiligkeit der Berfon des Sonveräns 
ſoll jedenfalld jo viel ausgedrückt werden, daß diefelbe überhaupt nicht nach Analogie einer Pri- 
vatperſon betrachtet und jede Verlegung derfelben beftraft, wenn fie aber auch gegen eine Bri: 
vatperfon flrafbar wäre, mit einer viel höhern Strafe geahndet werden muß. In dieſer Gigen: 
Ihaft ver Majeftät foll zleichſam der beſondere Friede des Staats und ſeine uͤbereinſtimmung 
mit der göttlihen Schöpfungdidee des Menſchen oder die Natur- und Bernunftmäßigfeit des 
Staatd einen befondern Ausdruck erhalten. 

Die Majeftät im engften Sinne des Worts, ald Ausdruck für die höchſte äußere Würde des 
Souveränd bezeichnet die Pairſchaft des Souveränd mit allen übrigen Souveränen und die 
Unterordnung aller nicht fouveränen Perſonen aud dem Range nach unter ihn. Die perſön⸗ 
liche Würde des Souveräng ift die Folge feiner Stellung, feines Amts, welches, weil die größte 
Bürde, ebendeshalb auch die höchſte Ehre gewährt, aus demfelben Grunde aber auch mit feinem 
andern Staatdamte, welches feine Autorität vom Souverän ableitet und ableiten muß, ver: 
gliden werden kann. Wenn nichtsdeſtoweniger einer nicht jouveränen Stellung dieſes Maje- 
ſtätsrecht eingeräunt worben iſt, fo muß dies entweder ald eine Folge der Entartung der Sou: 
veränetät over ald Vorläufer einer folden betrachtet werben, oder ed war dieſe Einraumung 
ausdrücklich mit Vorbehalt ver Majeftät geſchehen (f. Note 4). Eine Folge der Majeflät in 
diefem Sinne befleht auch darin, daß der Souverän, wenn er ald ſolcher erfcheint, auf eine feiner 
Stellung entfprechende Weiſe umgeben ſei (ſ. Sof). 

Betrachtet man nun bie angegebenen Majeftätörechte näher und faßt ile ald den Inhalt ves 
Majeftätöbegriffs zufammen, fo ergibt fih 1) daß fie alle vom Staate, nicht von der Perſon des 
Inhaberd als folder, Herfommen, oder daß fle nur bie Folge jener einzigen Stellung in jedem 
Staate find, welche dem perfönlichen Träger ver Staatögewalt, dem Repräfentanten ber höchſten 
Staatdeinheit zufommt; 2) daß fie alfo auch nicht nur unter fi, ſondern auch mit den jonfligen 
Hoheitsrechten cine Einheit bilden und 3) jedenfalls nicht zu den fogenannten zufälligen, ſon⸗ 
dern zu den weſentlichen Hoheitörechten gehören. 

Aus diefen Sägen folgt weiter: 1) Die Majeftät iſt in jenen Staate nit etwas Wil: 
kürliches, ſondern logiſch nothwendig. Desgleihen dad Vorhandenſein perfönlicher Träger für 
diefelbe. 

2) Ein Bolf, welches wahrhaft politifch gebildet iſt und alfo auch eine Erkenntniß für vie 
Bedeutung ded Staats und ein lebendiges Gefühl für feine eigene Selbfländigfeit Hat, wird nie 
ſelbſt an die Majeflät des perſönlichen Trägers der legtern taften, ober dulden, daß daran ge: 
taftet werde. Es kann allervings fehr verfchieden fein, wad man unter einer Profanation ver 
Majeftät verfteht — aber, worin auch eine ſolche gefunden werbe, fie iſt immer eine Erniedri⸗ 
gung, welche mit der Perſon des Souveräns den Staat ſelbſt treffen muB. 2%) 

3) Was Majeftät fei, kann ſehr verſchieden, na Art und Bildung der Völker, auf gefaßt 
werden. In jeder Majeftät aber liegt, wie ſchon die angeführten drei Majeſtätsrechte es Fund 
thun, ein intellectuelles, fittliched und äußerliches Moment zugleich, die in ihrer Einheit den 
eigentliden Gehalt ver Majeflät bilden. Hieraus ergibt fi aufs neue bie innige Verbindung 
des Majeflätsbegriffd mit dem Stante. Der relative Grad des Werth eines Staat und der 
Würde felned perſoͤnlichen Souveräng ift daher auch mefentlich mit bebingt von bem Werth und 
der Würde der Stantsangehörigen. Denn die Würde des Herriders hängt weniger von feiner 
eigenen Perſoͤnlichkeit als vielmehr davon ab, wen er beherrſcht und nach welchen Principien vie 
politifche Herrſchaft ftattfindet. 

4) Bel der innigen Verbindung zwiſchen Majeftät und Souveränetät, Staat und perfön- 
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20) Zöpfl, ©. 768, Rote 2, 

21) Die Bebeutung von sacer et sanclus bei Bachofen, Mutterrecht, ©. 148. Pauly, VI a, N) 

22) „Mais je veux que la royaute soit investie de toute la force, entourde de toute la venc- 
ration qui lui sont necessaires pour le salut du peuple et la dignit6 du tröne” ... „Le pou- 
voir royal degrad&ä fut bientöt détruit“. Wonftant, I, 82 u, 89. 
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lichem Träger der Stantögewalt, erſcheint es nur natürlich, daß alle hierher gehörigen Ver— 
legungen fl fehr nahe berühren und daß alfo namentlih Hochverrath, Landesverrath und 
eigentlihe® Majeſtätsverbrechen oder Majeftätsbeleivigung innerlich fehr verwandt find und 
leicht ineinander übergehen können. j 

5) Die abjolut nothwendige höchſte Einheit des Staats und feiner Gewalt bat aber die 
weitere Folge, daß die Majeftät ſich nur bei, jener einzigen phufifchen oder juriftifchen Berjon be: 
finden koͤnne, welche jene hoͤchſte Einheit wirklich darſtellt. Majeſtät haben alfo in Republiken 
nicht die einzelnen Glieder der fouveränen juriftifchen Berfon, fondern nur diefe felbft. In der 
wahren Monarchie aber kann nur ver Monarch der Träger der Majeftät fein, gleichviel, welch 
ein Grad von Selbflindigfeit für die Innern Angelegenheiten den verfchiedenen ſogenannten 
pouvoirs verfaffungsmäßig zuftebe. j 

6) Daraus folgt aber weiter, daß, wo der fragliche hoͤchſte Einheitöpunft eines Staats 
zweifelhaft ift, auch der Sig der Majeftat zweifelhaft werden müfle; daß ferner, je mehr ver 
Begriff des perfünlicden Souveränd mit dem des Volks und Staats zufanımenfällt, defto we⸗ 
niger der Begriff eined befondern Majeftätöverbrechens von den Begriffen der eigentlichen 
Staatsverbrechen ausgefchieden fein kann; daß weiter, je vollftändiger der Staat in der Berfon 
ded Souveräns (Monarch, Ariftofratie) aufgegangen, deſto mehr das Majeftätöverbrechen an 
die Stelle der fonfligen Staatöverbrecgen treten müfle und in dieſem Halle leicht eine übermäßige 
Strenge eintrete, welche ebenjo die deöpotifche Steigerung der Herrfchaft wie die ſklaviſche Er- 
niebrigung ber Beherrſchten beurkundet, und daß endlich alled ind Schwanfen gerathen werde, 
wenn entfchiebene Übergänge zwiſchen Einheitsſtaat und Staatenmehrheit oder umgefehrt, 
ftattfinden. 

T) Mit ven verfchiedenen Entwidelungen der Staaten nah ihrem innern Lebensprincip 
hängt es auch zuſammen, daß pie Majeftät bald mehr einen realiftifhen, bald mehr einen fpirt- 
tualiftifchen, bald endlich mehr einen vationaliftifhen Charakter hat. Fixirt ſie fih in einer 
ſolchen Einfeitigfeit, fo nıuß die Folge im mwefentlichen ſtets dieſelbe fein, nämlich eine Art von 
Despotismus, welcher die Majeftät un fo mehr Über ihr vernünftiges Maß auszudehnen fuchen 
wird, je unnatürlicher, alfo entwürdigender die Lage der Uintergebenen auf dieſem Wege ge: 
worden fein muß, wovon dann ald die weitere nothwendige Folge die innere Haltlofigfeit der 
Majeſtät wie des Staats, die ewige Gefahr der Anarchie erfcheint. 

Sonach ift die Majeftät ſtets der eigentliche Kichtrefler des ganzen ftaatlichen Lebens, wie 
dieſed entweder verfengend und erfältend over erwärmend und belebend, klar und deutlich oder 
taub und unbeſtimmt, dauernd und fletig oder wechfelnd und vergänglich, lauter und rein oder 
daß Begentheil von beiden. 

Die Gefchichte des crimen laesae ınajestatis oder des Verbrechens der Majeftätöbeleinigung 
beweiſt vollftändig die Nichtigkeit unferer Säge, gleichviel, ob man mehr den Begriff, oder mehr 
die Strafe, oder mehr die gerichtliche Proredur des fraglichen Verbrechens ind Auge faßt. 

So konnte, namentlid in Deutfihland, der Begriff des Verbrechens der beleivigten Majeflät 
erit von dein Moment an Elarer Hervortreten, in welchem 1) die Ausfchließung falfcher Ana⸗ 
logien aus dem Roͤmiſchen Recht durch den Kortfchritt ver Wiflenfchaft, 2) die Aufftellung und 
Durchführung eines rechtlich vollendeten Staatöhegriff3 durch die Auflöfung des Deutfchen 
Reichs und durch die wirkliche Souveränwerdung ber deutſchen Staaten, 3) eine ſchärfere Un- 
terfcheidung der Perfon ded Souveränd von dem geſammten ſtaatlichen Beſtande einerſeits durch 
dad fogenannte monardhifche Brineip, andererſeits durch Einführung des conftitutionellen Re- 
giments — dies alles unbeſchadet einer gewiflen Fortdauer des gemeinen Rechts, der nationalen 
Einheit Deutſchlands und der organifchen Verbindung zwiſchen Souverän und Staat — mög: 
lich und wirklich geworben war. 

Unter Majeftätöverbrechen oder Verbrechen der beleidigten Majeflät im eigentlichen Sinn 
bed Worts verfteht man heutzutage jede dolofe Berlegung der Ehre des Souveränd oder der 
demfelben ſchuldigen Ehrerbietung — oder: dieſes Verbrechen wird von bemjenigen begangen, 
welcher 1) vorſätzlich, 2) jedoch ohne hochverrätherifche Abficht, 3) dad Staatsoberhaupt ober 
Glieder feiner Bamilie, 4) durch Handlungen, Geberben, Worte over Unterlaffungen ehrfurdtö: 
widrig behandelt (Weiäfe, „Rechtslexikon““, VII, 6; Iagemann, „Criminallexikon“ (Erlangen 
1854), S. 466 fg.). Am richtigſten würde man das Verbrechen ver Mafeftätsbeleidigung ald 
jede ſtrafbare Verlegung der Unverantwortlichkeit, Heiligkeit und höchſten Würde des Souve⸗ 
ränd, ſoweit fie nicht unter einen andern poflitiven. Verbrechensbegriff fällt, definiren. 

Iſt nun die Majeſtätsbeleidigung ohne Zweifel im allgemeinften Sinne des Worts eine 
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Art von Injurie und fallen alle gegen eine Privatperfon injuriöſe Handlungen, wenn fie gegen 
die Berfon des Souveränd begangen werden, unter den Begriff der Majeſtätsbeleidigung, fo 
unterfcheidet ich diejelbe doch von der eigentlichen Injurie fhon dadurch, daß fle nur dolose 
begangen werben kann und die Frage nad) dem animus injuriandi ſich dabei anders ftellen mup 
als außerdem; daß ferner die Binreden der Gompenfation und ver Wahrheit bei ihr gänzlid 
wegfallen. Auch iſt die mitunter aufgeftellte Behauptung, man müffe zwifchen ver einem Eon: 
verän als ſolchem oder in feiner Eigenſchaft als Privatmanı zugefügten Beleidigung unter: 
ſcheiden, nicht haltbar, da, den dolus, d. h. die Bekanntſchaft mit ver Perfon des Souveräns vor. 
audgefeßt, die politifche und private Perfon des Souveränd überhaupt nit, am wenigften aber 
bei einer demfelben perfänlich zugefügten Beleidigung, voneinander getrennt werben können. 
Für den Thatbeftand des Verbrechens iſt e8 gleichgültig, ob der Souverän ſich perfönlidh in ver 
Ausübung der Souveränetät befindet over nicht (aljo minderjährig oder fonft an ver Ausübung 
der Regierung verhindert ift). Bine andere Frage wäre die, ob auch ven Reichsverweſer eder 
Reichsvormunde und den Gliedern der regierenden Dynaſtie Majeftät zulomme. Daß, wenn 
und ſoweit die Gefege den Genannten diefe Cigenſchaft ausdrücklich zufchreiben, dieſe Kragen 
bejaht werben müffen, verfteht fih von felbfl. Auch werben fie beide mitunter zufammıenfallen, 
da der Reichsverweſer meift aus ven Gliedern des regierenden Haufes hervorgehen wird. Wie 
verhält es ſich aber, wenn die Geſetze über diefe Brage ſchweigen? In diefem Kalle fcheint uns 
die richtige Anficht zu fein, daß jedenfalls vie ebmbürtige Gattin ded Souveränd die Maieſtät 
mit ihm theile, daß dies aber weder beim Neichöverweger, och bei ven übrigen Gliedern bed re: 
gierenden Hauſes und am allerwenigiten bei auswärtigen Souveränen, ihren Familien un ti: 
plomatifhen Vertretern flatthabe. Ohne Zweifel kann in der Beleidigung folder Perſonea 
eine mittelbare Beleidigung des Souveräns liegen; auch wird die Art und Zahl der Handlungen 
oder Außerungen ‚ durch melde diefe Perfonen beleidigt werden fünnen, meit über den That: 
beftand der gewöhnlichen Injurie hinausgehen und ebendeshalb nud deren Beftrafung eine 
firengere fein müffen. Allein wie wichtig die Stellung eines Reichsverweſers immer jein mas. 
er ift und bleibt doch im weſentlichen Unterthan des wirflihen Souveränd und daſſelbe gift vor 
den Gliedern feines Hauſes. Wie die Einheit des Staats, fo muß die Einheit und Ausſchließ 
lichkeit der Souveränetät In der Perſon des Staatsoberhaupts nad) allen Seiten bin feflgehalten 
werden. Daß fremde Potentaten u. |. w. aber am allerwenigften in irgendeiner Weiſe ale an 
der Majeftät tbeilnehmend betrachtet werden können, folgt aus der völferrechtlichen Selbfländig: 
feit des Staats, wenngleich eben die innere Natur des Völkerrechts und die äußern Kolgen völ⸗ 
ferrehtliher Verbindungen ed rechtfertigen, daß die an fremden Potentaten u. f. m. begangener. 
Injurien firenger geahndet werben, als der Perjon des Beleidigten nach einfache Injurien. 
Die beleivigenden Handlungen felbft angehend, jo herrſcht in ten Gefegen eine Hauptve:- 
ſchiedenheit infofern, als das Öfterreichifche Geſezbuch jeden thätlichen Angriff auf vie Perjer. 
des Monarden aus dem Gebiete ver Majejtätöbeleivigung außfiheidet und in Das des Hochver- 
raths verweift. Nach allen übrigen Geſetzen aber find derlei Thätlichkeiten, ſofern fle nicht ſpe⸗ 
eififch Hochverrätherifche Tendenzen in ſich fchließen, Majeftätöbeleivigungen. Der Deisbraus 
ded Namens des Souveränd zur Durchführung gefegwinriger Handlungen fann, ſchon weile: 
fein Attentat gegen die Perfon des Souveräng enthält, ebenfo wenig eine Majeflätöbeleivigus: 
fein, mie in einem conftitutionellen Staate mit freier Preffe und einem verantwortliden Mini. 
fterium „pie öffentliche Herabwürbigung von Negierungshandlungen”. Denn abgefeben de— 
von, daß dieſer Begriff überhaupt ein fehr ſchwankender ift, daß ferner bei vem in conflitutic 
nellen Staaten oft fehr ſchnell eintretenden Wechfel der Verwaltungsprincipien heute geftra” 
werden könnte, was morgen die Negierung felbft ala das Richtige anerkennt, jo bleibt, went 
derlei Herabwürdigungen fonft, 3. B. der Form nach injuriös find, immer die Möglichkeit eine 
entſprechenden Beftrafung berielben, ohne daß man zum Begriff der Majeſtätsbeleidigung jein: 
Zufludt nehmen müßte. 23) Wenn aber endlich das bairifche Geſetz die Erregung eines Aut: | 
ruhrs, um dem Souverän eine Entſchließung abzundtbigen ober deſſen oberherrliche Befehle ;= 


28) Die neuen Regreffivpreßgefege haben eine Menge von eh die Prefie gegen ben Eounerit. 
feine Familie, die Regierung und auswärtige Potentaten möglichen ſtrafbaren Handlungen aufgezäßl:. | 
ohne auch nur auf eine berfelben den Begriff der Majeflätsbeleibigung ausbrüdlid anzumenben. Ba‘ 
3. D. das bairifche Preßgeſeß vom 17. März 1850, Art. 12 fg. Im Einne des Nechtöflaats gewähren 
derlei Geſeße auch den Borzug, daß die unter fie fallenden Reale öffentlich verhandelt und von einer Juro 
beurtheilt zu werden pflegen. . 
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vereiteln, unter ven Begriff ver Majeflätöbeleivigung ſetzt, fo teilen wir die Anficht derjenigen, 
welche e8 für richtiger halten, derartige Handlungen unter den Begriff des Hochverraths zu 
ftellen. 

Die Beſtrafung der Majeftätäbeleivigung richtet fich nach ver Schwere des Falls und kann 
fogar bis zur Todesſtrafe gehen. Eine befondere Eigenthümlichfeit dieſes Verbrechens beſteht 
aber nod darin, daß deſſen firafgerichtlicde Verfolgung, wenn ed nicht in Ihätlihkeit beftand, 
meift erft auf befondere Ermächtigung des Juſtizminiſteriums geftatiet ift. 2*) 

Wenn ed nun feinem Zweifel unterliegen kann, daß, je höher die richtige politifye Erfennt- 
niß und Tüchtigkeit eined Volks gefliegen und je ausgebildeter ein Staat iſt, deflo größer und 
verabfhenungsmwürbiger dad Majeflätöverbrehen erjcheinen müfle, fo ift noch ebenfo unzweifel: 
haft, daß derlei Verbrechen gerade unter diefer Vorausſetzung am feltenften vorfommen und 
wenn doch einmal, dem Staate und dev Würde feines Oberhaupts kaum gefährlich werden 
können. Die Majeflätöbeleivigung ift weſentlich ein politiſches Verbrechen und theilt dadurch 
die allgemeine Eigenſchaft eines folchen, während fie doch ausſchließlich nur gegen die Perſon des 
Souveräns begangen werben kann und daher unvermeiblich immer etwas Perfönliches an jich 
bat. Bei der ohnehin großen Elafticität der Begriffe von Hoch- und Landesverrath fcheint es 
daher nicht gerathen, den Begriff der Majeftätäbeleivigung ſehr weit ausdehnen und im ein- 
zelnen genau detailliven zu wollen. Dagegen dürfte es jich bei der ganzen Stellung und Ein- 
richtung unferer Juſtiz (Staatsanwaltſchaft, Öffentlichkeit, Jury) empfehlen, verjelben in allen 

+ Källen der Majeftätöbeleivigung ihren Lauf zu laflen, dagegen auch cx officio jede Verurthei- 
- fung dem Souverän zu dem Zwede, ob er von feinem Begnadigungsrecht Gebrauch machen 
wolle, in Borlage zu bringen. 

Die vorzüglichſte Literatur über Majeftätsbeleivigung f. bei Weiske, a. a.O., VL, 1, Note 1; 
Heffter, „Lehrbuch des gemeinen deutſchen Strafrechts“ (fiebente Auflage, Braunſchweig 1857), 
S. 159; Morftant, „Sommentar zu Feuerbach's Lehrbuch‘ (Schaffhauſen 1852), I, 266; 
vgl. Sochverrath”. J. Held. 

Majorat, Minorat, Primogenitur, Seniorat. Die angeführten Begriffe bezeichnen 

dem deutſchen Recht eigenthümliche Succeffionsorbnungen auf ven Todesfall, gehören alfo den 
Erbrecht an. 
Jedes Erbrecht ift bedingt, einmal durch das allgemeine Vermögens: und Verſonenrecht, 
dann durch Die befondern Modificationen, welche legtere in ihrer Verbindung mit der Familie 
erleiden, ferner durch die ganze Auffallung der Bedeutung ver Succeſſton von Todes wegen, 
namentlich aber durch die Art und den Grad der Ausſcheidung zwifchen Öffentlichen und Privat: 
vet. Hieraus ergibt fi, daß die im Laufe der Entwidelung eines Volks erfolgenden Wan- 
delungen der angegebenen bedingenden Momente mehr oder weniger auch das Erbredt be= 
rühren müffen und daß dieſes ſelbſt innerhalb eines und deifelben Volks zu einer und derſelben 
Zeit für verfhiedene Klaſſen oder Stände auch fehr verſchieden fein könne. 

Um nur einige Beifpiele anzuführen, fo ift es befannt, daß die Römer urfprünglid fo 
wenig als die Deutſchen Privatteftamente kannten, daß die rein privatrechtlicde römifche Succeſ⸗ 
fionsfähigfeit ganz andere Vorausſetzungen hatte ald die deutſche Nachfolgefähigkeit (infoweit 
und folange fie mehr eine politifche als privatrechtliche Kühigfeit war), und daß zwiſchen ven 
Erbrechten der verſchiedenen deutſchen Stände die größten Unterſchiede beftanden. 

Die ethiſch-natürliche Baſis des ganzen Erbrechts ift die Familie. Wäre dieſe ein gan; felb- 
ſtaͤndiges Gemeinweſen, jo Eönnte begreiflih au nur von einem Erbredt innerhalb derſelben 
die Rede fein. Da fie Died aber nicht ift oder doch nur ſoweit die Art von Confoöderation, deren 
Glied jie jein muß, es zuläßt, fo erfcheint zwar die Familie noch immer als die ethiſch-natürliche 
Bafls und Grenze des Erbrechts; allein aus vielen Gründen wird doch der Staat ober die Kon: 


24) Dies hängt wol nod mit einer der fchönften Stellen der römischen Rechtsſammlungen, der L. unic. 
cod. si quis imperatori maledixerit, 97, zufammen („Wer mit Bernacdtläfftgung alles Anftandes und 
unfundig aller Scham, in unwürbigen und vermeflenen Schmähreden unfern Namen anzugreifen ſich 
unterfangen, und ausgelafien in Trunfenheit ald Tabler unferer Regierung aufgetreten ift, den wollen 
wir feiner Strafe unterwerfen, noch daß ihm etmas Hartes oder Schweres Hniderfahren fol, weil, wenn 
er ed aus Unbefonnenheit gethan, es Verachtung verdient, wenn aus Unverftand, es des Mitleids, wenn 
mit Borfa der Kränfung, der Verzeihung würdig ifl. Es foll daher, ohne daß weiter etwas gefchieht, 
zu unferer Wiffenfchaft Bericht erflattet werden, bamit wir bie Rebe bes Meufchen aus beffen Perfon er: 
wägen und beflimmen fünnen, ob fie mit Stillfchweigen übergangen ober weiter zur Unterfuchung gezo⸗ 
gen werden fol’). Vgl. aber Hierzu Laurent, Etudes, IV, 340 fg. 
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foͤderation, welcher ſie angehoͤrt, ſich veranlaßt ſehen, auch erbrechtliche Beſtimmungen zu geben 
Erben iſt wie das Sterben etwas nicht Erfundenes, ſondern etiwa® Unvermeidliches, und daffelbe 
gilt von einem Erbrecht überhaupt, nicht von einem beftimmten Erbrecht, welches freilich ebenfo 
oft die Folge wie die Urfache der wichtigften focialen, ſittlichen und politifchen Erſcheinungen 
und Zuſtände ift. 

So war der freie Grundbeſitz in Deutfchland ?) zwar die Bedingung der vollkommenen po- 
litifhen Berechtigung und Verpflichtung, allein es Tag auch in vemjelben die Neigung und die 
Kraft, ſich zu iſoliren und höchftens eine Art von conföderativer Ginigung zu dulden — eine 
Eigenschaft, die felbft auf ven blos feudalen Beſitz nach und nad übergegangen war. Während 
daher das alodiale Immobiliarſucceſſionsrecht vom Anfang an mehr ald eine Art von politi- 
ſchem Territortalnachfolgerecht erfcheint, nimmt vie Lehnfolge ſpäter gleichfalls einen ähnlichen 
Charakter an und iſt nur infofern eigenthümlich, als die Intereflen des Lehnsherrn noch einigen 
Einfluß darauf behalten... 

Bon dem Augenblid an und in denjenigen Kreifen aber, in weldem vie eben erwähnten 
Borausfegungen wegfielen oder fehlten, fehen wir aud dad Erbrecht eine mejentlih andere 
Richtung nehmen, und Erjcheinungen von Theilbarkeit, VBeräußerlichfeit der Beflgungen, Suc- 
cefjionsfähigkelt des weiblichen Geſchlechts gleich vem männlichen, Verfügungen auf ben Todes: 
fall n.dgl.m. geben dafür Zeugniß, daß die Idee der Privatfubjectivität und der Privatfuccefition 
bereitd Macht befommen habt. Das römifh-fuftintanifche Erbrecht aber ſchien fi wenigftens 
in fehr vielen Beziehungen diefer Idee dienftbarer zu zeigen als das alte deutſche Recht, und 
wurde in diefer Hinfigt dann auch gern recipirt. 

Die Kreife, in melden diefe neuen Erfcheinungen befonvers deutlich auftraten, waren bie 
Städte. Allein auch auf dem platten Rande, unter ven Herren wie unter ven Bauern, gab es 
viele, welche durch das alte deutſche Recht ih in ihren Privatwünſchen fehr beeinträchtigt, in 
ihren privatrechtlichen Gleichheitsideen ſchwer verlegt fühlten, und des Grundes, der politifchen 
Pflicht vergeſſend, den Ideen des römifchen Rechts zuneigten. 

Der natürliche Hang des fpätern deutſchen Rechts und der Anſchluß an das römiſche pri- 
vate Erbrecht Hatten nun die Folge, daß In ven Städten, deren gefammte eigenthümlicdhe Ver: 
hältniffe ohnehin zu dieſer Veränderung binführen mußten, das alte veutfche Erbrecht ih bis 
auf wenige Reſte verlor, der Grundbeſitz mobiltjirt und feiner befonbern politifchen Bebeutung 
entfleidet wurde. Die auf dem platten Lande aber immer häufiger vorkommenden Berjude in 
diefer Richtung Hatten, fofern fle ven bäuerlichen Befig trafen, nicht nur für die Gutsherren 
nachtheilige Wirkungen, fondern führten auch bei freien Gütern zu häufigen Zerfplitterungen, 
melde fowol für die Güter als für die Griftenz der bäuerlichen Familien fehr gefährlid waren. 
Ganz befonderd aber erfannte bald der Adel, fowol der Reichsadel wie auch der landſäſſige 
grundbeſitzende Adel, daß die In ven fortgefegten Thellungen fi kund gebenve privatrechtliche 
Idee ihn in ver Subflanz feiner ganzen bevorzugten Stellung töblich verlege, und fo fam man 
dazu, durch befondere Anordnungen in ven Familien dem Ein- und Weitergreifen deö gemeinen 
Erbfolgerechts einen Damm entgegenzufegen. 

Unterbefien war das Neichörecht (Aurea bulla) wenigſtens ſchon in Betreff ver weltlichen 
Kurfürftenthümer vorangegangen ,- indem es deren Untheilbarfeit und ihre Vererbung nach 
Primogeniturrecht feftflellte. Der Grundgedanke aber, ſowol des Primogeniturſyſtems wie 
aller beſondern Erbfolgeordnungen, in welchen verſchiedenen Formen derſelbe auch immer zum 
Auédruck kam, war ſtets der gleiche, nämlich der, daß von mehreren, welche nach gemeinem 
tömifchen oder deutſchen Recht gleich nahe zum Erbe flanden, immer nur Einer ſuccediren folle. 
Die Begründung einer folhen befondern Erbfolgeorbnung für dad eigentliche Familiengut und 
das etwa damit verbundene Reichsaut Tchloß aber nicht aus, daß für andere Büterarten bie 
gemeinrechtliche Succeſſion eintrat; und war ed denkbar, daß eine Familie im Befig verſchiedener 
Güter war, rückſichtlich derer auch verſchiedene befondere Succeſſtonsordnungen eintraten. 

Man kann nun die in Rebe ſtehenden befondern Succefflonsorbnungen, melde übrigens 
alle ven Borzug des Mannsflammes ober die agnatifche Succefiion ald Regel vorausfegen, in 


— — — 





1) Über das altdeutſche Erbrecht vgl. Siegel, Das deutſche Erbrecht nach deu Rechtsquellen des 
Mittelalters (Heidelberg 1853). Waflerfchleben, Das Princip der Succefflonsorbnung nach dem deut⸗ 
ſchen, insbefondere fächflfchen Recht (Gotha 1860). Zöpfl, Deutſche Rechtsgeichichte (dritte Auflage), 
TH. 11, $. 112 fg. Über die Hier in Frage ſtehenden befondern Succefflonsorbnungen vgl. bie Literatur 
bei Sengler, Lehrbuch des deniſchen Privatrechts, II, 1364 fg., 1399. 
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zwei Klaſſen theilen, inſofern nämlich die Baſis derſelben entweder das reifere Alter (Seniorat 
im weitern Sinne des Worte)*) oder die größere Jugend (Juniorat im weitern Sinne des 
Worts) iſt. 

Das Seniorat hat drei verſchiedene Formen, nämlich: 1) Die Primogenitur. Dieſe iſt jene 
Einrichtung der weſentlich deutſchen Linealordnung, nach welcher von mehreren außerdem zugleich 
gerufenen zuerſt und allein der Erſtgeborene, nach dieſem wieder nur deſſen Erſtgeborener 
und ſo fort ſuccedirt, alſo erſt nach dem Ausſterben ſeiner Linie die Linie des relativ, d. h. nach 
ihm zuerſt Geborenen und in ihr wieder immer der Erſtgeborene nach derſelben Ordnung folgt. 
(Bol. Hausgeſetze; Schultze, „Das Recht ver Erſtgeburt in ven deutſchen Fürſtenhäuſern“, 
Leipzig 1851; Held, „Syſtent des Verfaſſungérechts““, II, 256, Note 2.) Obgleich übrigens 
das Brimogeniturfoftem heutzutage faſt allenthalben bie Thrönfolge und nad neuern Ge⸗ 
fegen auch meift die fideicommiſſariſche Succeffion beherrſcht, fo wollen e8 doch manche com- 
plicirt und nicht natürlich finden (Dahn, „Die germaniichen Könige‘, I, 229; Zachariä, „Bier: 
zig Bücher”, III, 118). Übrigens zeigt ſich daſſelbe bald deutlicher, bald unbeflimmter auch 
ri andern als ven europäifhen Gulturvölfern (Pott, „Die Ungleicgheit ver menſchlichen Raffen, 
S. 6; Dillinger, „Heidenthum und Judenthum“, ©. 182; Dunder, „Geſchichte des Alter: 
thumd“, 1,111; Zadariä, a. a. O., IV, 278 fg. ; Brafleur ve Bourbourg, „Histoire des na- 
tions civilisees de Mexique‘, 11, 395 u. 547), es iſt felbft in dem freien England allgemein 
und populär (Montalenmbert, „De l’avenir etc.”, ©. 111, 113, 128), und fogar bet Un: 
freien kamen Spuren davon vor (Grimm, „Rechtsalterthümer“, I, 324). 

2) Das Majorat. Darunter verfteht man biejenige befondere Erbfolgeordnung, nad) wel: 
her unter gleich naben Verwandten der phyſiſch Alteſte allein ſuccedirt. Während nun Beſeler 
(a.a.D., S. 34) der Anſicht iſt, daß ſich eine ſolche Anordnung ſowol mit der alten Parentelen⸗ 
ordnung (oder dem Linealfgflem) wie mit der roͤmiſchen Erbfolge vereinen laſſe, gebt die Mei: 
nung der übrigen ermaniften dahin, daß bei dieſem Majorat immer zuerſt nur auf Die Grades⸗ 
nähe gefehen werden müſſe und alfo die Succefilon unter mehreren dem Grade nad) gleich nahe 
Verwandten ven phyſiſch Alteften treffe (Mittermaier, „Deutſches Privatrecht‘, fiebente Auflage, 
Thl. I, $. 450; Gerber, „Syſtem des Deutſchen Privatrechtö“, fechöte Auflage, $. 275; Danz, 
„Handbuch“, VII, 20 fg.; Zöpfl, „Deutfches Staatsrecht“, fünfte Auflage, Thl.l, s 2351, 
Note 2; Held, „Softem des Verfaſſungsrechtö““, I, 252. Auch eine Art von Majorat will 
Braffeur de Bourbourg, a. a. O., Il, 70, bei den Mayas gefunden haben). 

3) Das Seniorat im engern und eigentlihen Sinne des Worts gibt unter allen Ber: 
wandten ohne jede Rückſicht auf die Nähe der Linie ober bed Grades demjenigen ven Vorzug, 
welcher der phyſiſch Altefte ift. Dieſes Syſtem ift das feltenere und Fam vorzüglich für Ehren- 
rechte oder rückſichtlich ſolcher Nachlaßgegenſtände vor, mit denen cine befondere, man möchte 
fagen dem höbern Alter gebührende Ehrenaußzeihnung verbunden war. (Held, a. a. O., 
S. 253, Rote 1.) 

Das Juniorat, welches übrigens in der Negel nur bei vem Bauernflande, und zwar im In⸗ 
tereffe der Grundherren, vorkam, {fl einfach ein umgekehrtes Seniorat, und feine drei Formen; 
Poftremogenitur, Minorat und Juniorat im engern und eigentlichen Wortfinn entfprechen genau 
den drei Formen des Seniorats. J. Held. 

Majorennität, Minorennität, Wündigkeit. Wenn wir un unter dem Necht im oblec⸗ 
tiven Sinne die äußerlich gültige Norm für eine vernunftmäßigeOrbnung der menſchlichen Ber: 
bältniffe und Handlungen, und im fubjectiven den Durch die Grenzen jener Norm ver individuellen 
Willensfreiheit mit dem Anfprud auf ven öffentlihen Schu geftatteten Raum benfen, fo kann 
die rationelle Begründung des Rechts von ihrem abfoluten Standpunkt aus nur einen für jeven 
Menſchen völlig gleichentimfang diefer Freiheit im Handeln und der damit zufammenhängenben 
— rechtlich zuläffigen — Fähigkeit im Gebrauch feiner Befugnifle und in der Erwerbung wei- 
terer Rechte anerkennen. Weil indeß das Recht eben eine veruunftmäßige Darftellung ver gefell- 
ſchaftlichen Ordnung bezweckt, und meil zugleich nur der vernünftige Wille ald wahrhaft frei ge⸗ 
dacht werben kann, fo kann und darf pofitio nur denjenigen Individuen ver völlig uneingefchränfte 
Gebrauch der ihnen zuftehenden Rechte geftattet werden, welche fih in einem hinreichenden Zu- 
flande der Entwidelung und Thätigkeit ihrer Bernunft befinden, um dad Rechtsgeſetz zu erfen- 
nen und denfelben gemäß ihre Handlungen auf die Erreiung ihrer Zwecke zu richten ; und nur 
mit gletcher Ginf$ränfung kann auch die lintermerfung des ſelbſtthaͤigen Willens des einzelnen 


9 Veſeler, Soſtem DE gemeinen deutſchen Privatrechts, III, 38, Nobe a. 
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unter den Zwang bed pofltiven Rechtsgeſetzeo gefordert werden. Die Umſtände nun, welch 
einen gänzůchen Mangel oder doch nur einen beſchränkten Gebrauch der Vernunft zur Bolge 
haben, ſind ihrer Natur nad fehr verfchiedener Art, Theile find fie vorübergehend, wie der 
Zufland des Rauſches, der Schlaftrunfenbeit, des fleberhaften Deliriums, in gewifler Hinſich 
auch des hohen Affects; theils muthmaßlich bleibend, wie wirklicher Bloͤdſinn und VBerrüdtheir; 
fie find theils, wie alle bisher genannten Zuſtände, ungewöhnlicher, regelwibriger Art, theild 
aber hängen fie, als durchaus nothwendig und untrennbar, mit ven Gange der menſchlichen 
Entwidelung zufamnıen, indem ber Menſch nicht ſogleich mit dem vollen Gebrauch ber Vernunft 
geboren wird, ſondern erſt durch allmähliche Übung und nad einer Reihe von Jahren vazı 
gelangt. Nur um hier die Überficht zu vervollſtändigen, möge noch hinzugefügt werben, daßj 
man unter analoger Ausvehnung der Principien denjenigen, welde nicht im Gebraud ihte | 
Verſtandeskräfte fih befinden, privatredtlicd auch vie Abweſenden und die Verſchwender beizähl, 
was ſich freilich in Anfehung ver letztern nur dann reditfertigen läßt, wenn man bei ihnen ein 
den vernünftigen Gebrauch ded eigenen Vermögens ausſchlleßende partielle Geiſtesverrückthei 
vorausſetzt. 

Der bei jedem Menſchen, mithin weitaus am haufigſten vorkommende Zuſtand des man: 
gur, oder unvollſtändigen Gebrauchs der Geiſteskräfte iſt alſo derjenige, welcher mit der 

eburt, als dem naturgemäß niedrigſten Standpunkt der geiſtigen Entwickelung, beginnt uni 
bis dahin währt, daß die Einſicht zur genügenden Reife gekommen iſt, um die Zwecke der menſtz 
lichen Geſellſchaft und ihre außern Bedingungen erkennen zu können. Die dieſem Zuſtam 
entſprechenden Rückſichten und Einrichtungen hat als die gewöhnlichſten das pofitive Recht des 
halb auch mehr oder minder bei den übrigen Fällen der unvollſtändigen Überlegungsfähigtei 
zum Vorbild genommen. So unabänderlid feſt nun aber der Aufangstermin deſſelben if, ſe 
außerordentlich verfchieden find die vorhandenen Beflimmungen über deſſen Ende, was, aus 
abgejehen von den durch den allgemeinen Culturzuſtand dev verichledenen Völker, durch Hin: 
tifche Verhältniffe und andere von außen einwirfende allgemeine Umſtände mannichfach moi: 
ficirte Bedingungen des intellectuellen Fortſchreitens, fehon deshalb unvermeidlich war, weil die 
Entwidelung der Geiftesfräfte bis zu dem erforberlihen Grade des Vernunftgebrauchs nigt 
ploͤtzlich eintritt, ſondern durch allmähliche Übergänge vorbereitet wird, weil ferner die geiſtigt 
Ausbildung au dann nicht ftill flebt, jondern unaufbaltfam — wenn aud in ſehr verſchiedenen 
Maße — im Fortſchreiten bleibt, und weil bei ver Verſchiedenheit der geiſtigen Drganifution 
ber Individuen wie der Verhältniffe, unter denen dieſe leben, auch die Entwickelung hier früher, 
bort fpäter bi8 zu dem nämlichen beſtimmten Punkte gelangen wird. Auch leuchtet ein, daß bei 
fo großer Mannichfaltigkeit ver eintretenden Umſtände und Rüdfichten aus der Natur der Sadı 
fein abfolntes Princip abgeleitet werden kann, nach welchen überall und in jeven Ball der Zeit: 
punft des vollftändig eingetretenen Vernunftgebrauchs unverrüdbar auf ein äußerlich erkenn⸗ 
bares Merkmal, namentlih auf ein beftimmtes Alter feftzuftellen wäre, daß vielmehr ein allge: 
meined Syftem nur bie Hauptgrundfäge im Auge haben darf, welde unter gegebenen Verhält 
niffen der pojitiven Geſetzgebung ald Richtpunfte dienen müflen. Der Zweck des „Staats-Lexikon 
erfordert daher eine Aufzählung aller der verſchiedenen Beziehungen, in welde das den Ver⸗ 
nunftgebraud ausſchließende oder befchränfende jugendlihe Alter zu dem natürlichen un 
poſitiven Rechtszuſtand eines Volks, namentlih aljo zu deſſen Geſetzgebung treten kann, thrild 
eine Entwickelung der oberften Grundſätze, aus welchen jich die Kritik des Beſtehenden ergibt 
und von welchen die Gejeßgebung bei ihren Mapregeln ausgehen muß. 

Wir beginnen dabei am zweckmäßigſten mit dem bürgerlichen Hecht, theild weil bei dieſen 
die Kalle am Häufigften find und daher auch hier die politive Lehre jih am vollftänbigften aus: 
gebildet Hat, theil8 weil eben daher die meiften Analogien für andere Rechtstheile entnommen 
find. In Gebiet des bürgerlichen Rechts hat aber das jugendliche Alter eine natürliche zweifache 
Bedeutung für die Entftehung von Rehtöverhältniffen, nämlich zuerft infofern, als daſſelbe eine 
Beſchränkung bed eigenen Gebrauchs zuflehender Rechte zur Folge hat, und dann zweitens in: 
fofern e8 fih um die Kolgen ber Übertretung von Zwangspflichten Handelt. Allein auch dieſe 
Bolgen beftehen im Privatrecht nur in dem DVerluft eines Vermoͤgenstheils (jei derſelbe der 
Berluft eines Rechts oder Die Verpflichtung zueinemkeiften, Schadenerfag, Privarftrafe u. |. w.), 
und fallen daher der Hauptfadye nad mit unter ben erften Geſichtspunkt. Den Zeitpunkt in 
menſchlichen Alter, mit welchem eine zum vollen Gebrauch der eigenen Rechte hinreichende Reift 
der Verſtandeskraft eingetreten iſt oder als eingetreten angenommen wird, bezeichnet men mit 
dem nad der Terminologie des Roͤmiſchen Rechts (von dem Ausdruck majores XXV annis) 
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gebildeten Worte Majorennität (Bolljährigkeit), auch wol Mündigkeit, und dagegen ven Hinter 
jenem Abſchnitt von ver Geburt an Fiegenven Zeitraum entfbrechend mit dem Ausdruck Mino- 
rennität (nach der roͤmiſch-rechtlichen Bezeichnung minores XXV annis), Minderjährigkeit oder 
aud) mol Unmündigkeit. So iſt wenigſtens die Grundanſicht des Altern veutfchen Rechts, mel: 
ches die Mündigkeit als den Zeitpunkt gelten ließ, mo das Bedürfniß des Schutzes (Mundium) 
aufhörte und zwifchen der vollen Mündigfeit und der vollen Unmündigkeit feinen Zwiſchenzu⸗ 
fand annahm. 

Bine allgemein gültige Orenze der Unmündigkeit hat das deutſche Recht wol nie gehabt; 
nach ſächfiſchem Recht galt dad Ente des einundzwanzigften, nad ſchwäbifchem das Ende des 
achtzehnten Lebensjahres dafür. Ungleich complicirter iſt aber die Theorie des Roͤmiſchen Rechts, 
welche womöglich jede auch unter der Volljährigkeit Tiegende Entwidelungäftufe berückſichtigen 
wollte und dadurch eine große Menge von Abthellungen und Unterabtheilungen, welche dann 
auch wol von dogmatiſchen Gontroverfen durchkreuzt werben, In das Rechtsſyſtem einführte. 
Schon darin weicht das Roͤmiſche Recht weſentlich von allen deutſchen Rechtsbüchern ab, daß es 
das Nlter ver Volljährigkeit erft ſpäter, namlich mit dent vollendeten fünfunpzmanzigften Lebens⸗ 
jahre, eintreten läßt: dann aber nimmt ed beinahe In der Mitte des dadurch gebildeten erften 
Lebendabſchnitts einen Zeitpunft an, mit weldem in den ſüdlichen Rändern die Mannbarfeit 
einzutreten pflegt und welcher bei Jünglingen mit dem vollendeten vierzehnten, bei Mädchen 
aber mit vem vollendeten zwölften Sahre angenommen wird. 

Diefer Zeityunft — pubertas, Mannbarkeit — wird von den deutſchen Civiliſten ebenfalls 
wol mit dem Ausdruck der Mündigkeit bezeichnet, wodurch natürlich einige Unordnung in bie 
Terminologie kommen mußte, indem unter Unmündigen nun bald diejenigen verftanden werben, 
welche dad zwölfte over vierzehnte, bald diejenigen, welche das fünfundzwanzigfte over überhaupt 
das zur Volljährigkeit erforverliche Lebensjahr noch nicht zurückgelegt Haben. Neben dieſer 
gewöhnlichen, regelmäßigen Pubertät nimmt dann das Roͤmiſche Recht aber auch noch eine ſo⸗ 
genannte vollfommene Mündigkeln an, melde beim meiblichen Geſchiecht mit dem vollendeten 
vierzehnten und beim männlichen Geſchlecht mit vollendetem achtzehnten Jahre eintritt. Aber 
auch die Zeit von der' Geburt biß zur (gemöhnlichen) Pubertät zerfällt nicht nırr wieberum in 
zwei Hauptabtheilungen, von denen die erfle mit dem flebenten Jahre enbigt und die eigentliche 
Kindheit (infantia) umfaßt, während die zweite vom Ende der Kinpheit bis zur Pubertät reicht, 
ſondern auch dieſe zweite Abtbeilung enthält nochmals zwei Unterabtheilungen, je nachdem ver 

"Unmündige (wol mehr der natürlichen individuellen Entwidelung als dem Alter nad) fi näher 
bei der Kindheit (infantiae proximus) ober näher bei der Mannbarkeit (pubertati proximus) 
befindet. 

Im allgemeinen laßt fih nicht leugnen, daß die Theorie des Roͤmiſchen Rechts auf einer 
richtigen Grundanficht beruft, infofern nämlich dabei nicht der Natur zumider ein plögliches 
vollſtändiges Eintreten der bis dahin vollfommen unterbrüct geweſenen Geifteskräfte, ſondern 
ejne allmähliche Entwidelung, Läuterung und Ausbilpung berfelben vorauögefegt und dem: 
gemäß aud eine entiprechenve flufenweife Erweiterung der Freiheit im eigenen Gebraud der 
Rechte geftattet wird, wenngleich durch die vielennad äußern feſtſtehenden Merkmalen gezogenen 
Abteilungen und Unterabtheilungen dad Syſtem wol etwas zu künſtlich geworben und ber 
individuellen Benrtheilung zu wenig Spielraum gelaffen ift. Auch verbient erwogen zu werben, 
“ Daß beſonders vie Flimatifchen Verhältniffe ver ſüdlichen Gegenven feinen Maßſtab für die ein- 
tretende Mannbarkeit in ven nörblicher gelegenen darbieten können, und deshalb 3.8. die ziemlich 
allgemeine Seftfegung der zur Schließung einer Ehe erforverlichen Reife auf das vollendete acht⸗ 
zehnte Lebensjahr ber äußerfte Punkt war, bis zu welchem vom Geſichtspunkt veutfcher Berhält- 
niffe aus die Prarid fich ven Roͤmiſchen Recht nähern durfte. Auf ver andern Seite hat man 
in neuern Gefeggebungen das zur Volljährigkeit erforderliche Alter häufig ermäßigt, wie z. B. 
in Preußen, Ofterreih und Oldenburg auf 24, in Baiern, Sachſen, Hannover, Würtemberg, 
Baden, Heffen- Darmftadt und mehreren andern deutfchen Staaten, ebenfo aud in Frankreich 
und England auf 21 Jahre. 

Der natürlihe Wiverftreit, welder ſich daraus ergibt, daß auf der einen Seite auch die 
Minderjährigen Rechte Haben, ſowie die Fähigkeit, dieſelben zu erhalten und zu erweitern, wäß- 
xend ihnen auf der andern Seite die Befugniß abgeht oder nur in beſchränktem Maße zugeftan- 
den wird, ſelbſt davon Gebrauch zu machen, wird im Leben dadurch gelöft, daß das pofltive Recht 
ſolche Befugniß bis zur erreichten Volljährigkeit andern Berfonen überträgt. Diefe andern 
Perfonen find naturgemäß zunächſt die Altern des Minderjährigen, wobei es dann nur darauf 


- 
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ankommt, der Dauer und dem rechtlichen Umfang der durch die Berhältniffe felbft begründeten 
Familiengewalt eine geſetzliche Grenze zu beflimmen ; nach deren früherm Tode aber erheifcht die 
allgemeine Schutzpflicht des Staats vie Erwählung und Verpflichtung auch anderer zuserläffiger 
Berfonen unter ven Namen von Bormündern oder Guratoren, welche unter Öffentlicher Aufficht 
und mit genauer Begrenzung ihrer Rechte vie Angelegenheiten ver Minderjährigen zu beforgen 
und in folder Hinſicht die Stelfe ihrer Altern bie zur Volljährigkeit zu vertreten haben. Die 
Pflicht zum Schuß der Minverjährigen ift eine der beiligften, weldye ver Staat haben Tann, unt 
die Leichtfertigkeit, mit welcher diefelbe zum großen Nachtheil der Minderjährigen nicht felten 
geübt ‚oder dad wahre Intereſſe derſelben Foftfpieligen und weitläufigen Sormalitäten unter: 
worfen wird, ein neuer, hoͤchſt bebauerlicher Beweis dafür, daß bei dem Übergewicht des Acten: 
wefend die Pragmatik unferer Behoͤrden immernehr an bloßes Formenweſen fih gemöhnt une 
dadurch in glei zunehmenden Maße dasjenige, was eigentlih durch folde Formen beförten 
werden foll, aus dem Auge. verliert. Ä 


Die weitere Ausführung der biöherigen Andeutungen gehört in die Xehre vom bürgerlichen 


Recht, und ed kann daher bier auch nicht erörtert werben, wie dad pofitive Recht die Kähigfeit 
zum eigenen Rechtsgebrauch theild nach den verfchiedenen Alteröftufen, theils, je nachdem bie 
Altern des Minderjährigen noch leben oder Vormünder an deren Stelle getreten find, verſchieden 
regelt und abftuft; nicht zu gedenfen, daß eine für alle deutiche Staaten gemeinſchaftliche Theorie 
ſchon an der großen Verichiedenheit der Territorialgefeggebungen, welche gerade in dieſen Theil 


der Befeßgebungen verfchieden eingegriffen haben, fiheitern würde. Es genügt vielmehr, tie | 


wichtigſten Gefihtöpunfte zu bezeichnen, aus welchen der Staat feine Berpfliätung zur Fürſorge 
für die Minderjährigen zu betrachten Bat, und damit zugleich die Grundſätze aufzuftellen, ans 
denen die analoge Anwendung der privatrechtlichen Theorie auf Verhältniſſe des öffentlichen 
Rechts zu beurtheilen iſt. 


Hier — nämlich auf ven Gebiet des Öffentlihen Rechts — tritt und zunächſt wiederum dat | 


Verhältniß des Individuums zum Staat entgegen und veranlaßt die Frage: inwiefern die Aus- 
übung politifcher Nechte, beſonders der Wahlrechte, durch die Afteröverhältnifle, namentlich durch 


Minverjährigkeit beſchränkt werde? Die Notwendigkeit einer folden Beſchränkung leuchte 


von felbft ein und möchte keines neuen Beweiſes bevürfen; wichtig bleibt aber die Frage über bie 
Art und das Maß derfelben. Hier könnte man nun durch die flricte Analogie des bürgerlichen 
Rechts leicht zu der Anſicht verleitet werden, als ob aud im Gebiet des politifchen Rechts bei 
Minderjährigen eine ähnliche VBervollftändigung ver Perſönlichkeit eintreten müßte, wie im bür- 
gerlihen Recht durch die Altern oder durch Vormundſchaft, daß alfo der Vater oder Bormunt 
flatt des Minderjährigen zu wählen, die auf diefen gefallene Wahl anzunehmen ober flatt des 
durch Grundbeſitz mit perfönlihem Stimmrecht in ver Ständeverfammlung verjehenen Minter: 
jährigen zu erfcheinen hätte. Diefe Anſicht hat jedoch eine richtige Theorie nicht für ſich Wenn 
nämlid das Weſen des Repräfentativftaats darin befteht, daß veffen Regierung in Überein⸗ 


flimmung mit dent vernünftigen Befammtwillen geführt werde, und daß feine Berfaffung für 


fihere Ermittelung diefed Geſammtwillens die nöthigen Garantien darbiete, jo folgt daraus 
von ſelbſt, daß bei folder Erniittelung überhaupt nur diejenigen herangezogen werben, aljo au& 
zur Abgabe ihrer Stimme berufen fein fönnen, deren Vernunft in einem zum Erfennen bei 
Guten und Böfen, des Rechts und des Unrechts hinreichenden Brave ausgebildet iſt. Alle übrigen 
haben deshalb noch nicht oder überhaupt Feine Stimme, weil fle noch nicht oder überhaupt nick 
als vernünftig gelten können und weil der vernünftige Gefammtwille nur aus der Summe eder 
der Majorität des Willens aller Vernünftigen (alſo Mündigen) beftehen Fann. Die politif& 
Berechtigung der Minderjährigen kann daher immer nur als eine bedingte angejehen werben. 
infofern fle nämlich erſt dann geltend wird, wenn fi} gezeigt hat, ob jene überhaupt zu dem er 
forderlichen Zuftand ver geiftigen Ausbildung und Fähigkeit gelangen werben, was bei Bär: 
finnigen nicht der Ball iſt. Auch leuchtet ein, daß außerdem der mit dein Staatdbürgerret: 
verfehene Vater nit blos für ih, fondern daneben auch noch beſonders für bie in feiner väter: 
lichen Gewalt befindlichen Kinder abzuftimmen haben würde, mad man doch nie und nirgende 
für zuläfiig gehalten hat. 


Übrigens verfteht e8 ſich von felbft, van zur Ausübung jedes politifchen Rechts, alfo namrat. 


lich des Wahlrechts, der Staatsbürger erſt mit der vollfonımen erreichten Majorennität det 


. bürgerlichen Rechts befähigt jein kann, weil zur Mitwirkung bei dem Gange der Staatsangele: 
genheiten mindeſtens eBenfo viel Umſicht und Erfahrenheit erforderlich ift ald bei ver Beforgung | 


der eigenen wichtigſten Privatgefchäfte. 
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Wenn nun überhaupt dad Alter eine natürliche und in gewiffer Hinficht die ſicherſte Bürg- 
ſchaft für Bernunftmäßigkeit des Handelns und Wollens ift, fo muß die Jugend auch zur Über: 
nahme Öffentlicher Aufträge bis dahin, daß der Geiſt ven gehörigen Brad von Reife erhalten Hat, 
unfähig fein. Diefe Rückſicht wird zunächſt bei der Frage der Wählbarkeit zur Staats: ober 
Bemeinderepräfentation wichtig. If das Wahlcollegiun gehörig zufammengefegt und gefichtet, 
fo ift freilich wol nicht leicht zu befürchten, daß die Wahl auf einen Unmündigen fallen werbe; 
doch hat es wenigftend das Princip der vernünftigen Gerechtigkeit nicht gegen fi, wenn das 
Wahlgeſetz ausdrücklich Volljährigkeit ald Bedingung der pafjiven Wahlbefähigung aus Vor: 
ficht fordert; ja ed mag im ganzen genommen felbft zweckmäßig fein, zu diefer politiſchen Boll: 
jährigfeit ein etwad höheres Lebensalter anzunehmen ald bei der blos bürgerlichen, weil die 
eigenen Geſchäfte des bürgerlichen Lebens in der Regel unter ruhigen, nicht befonderd aufregen 
den Verbältniffen beforgt werben, bei den Verhandlungen über Staatdangelegenheiten aber 
nit felten der Wiberftreit der verfihiedenften Tendenzen und Leidenfhaften thätig wird und 
neben der feften männliden Kraft auch das Übergewicht der Ruhe und Beſonnenheit erforderlich 
ift. Wie aber bie Grenze hier auch gezogen werbe, fo iſt ed durchaus erforberlich, daß dieſelbe 
ohne Begünftigung einzelner Volksklaſſen gleichmäßig fei, und daß nicht etwa (tie allerdings 
in mehreren Wahlgejegen und Verfaflungen ver Fall ift) die politifhe Vollbürtigkelt bei ven 
Adelichen oder ven Mitglievern der Erſten Kammer früher eintrete al bei dem Bürger: und 
Bauernfland over überhaupt bei ven Mitgliedern ver Zweiten Kammer. 

Eine weitere Beranlaffung zur Berückſichtigung des Alterd, und zwar zunächſt nody immer 
in dem Verbältniß des Individuums zur Staatögewalt, liegt in demjenigen Theil des dffent- 
lichen Rechts, welcher die Öffentliche Beftvafung verbotener Handlungen zum Gegenftand hat. 
Daß vor dem Strafgericht das Kind, welches noch nicht zum Elaren Erkennen des Guten und 
Boͤſen, des Strafgefeged und feiner Zwecke, überhaupt ver fittlihen und rechtlichen Bedeutung 
der bürgerlichen Geſellſchaft gelangt ift, nicht ebenio behandelt werden Fann wie der im Beflg 
völlig audgebilveter Verftandes- und Vernunftkräfte fih befindende Verbrecher, würde ſchon aus 
dem angegebenen Begriff von felbft folgen, ohne daß es nöthig wäre, auf die beftrittene Theorie 
über den nächſten Zwed des Strafgefegeö zurüdzugeben, da die Vorausfegung der moralifchen 
Zurehnungsfähigkeit überall anerkannt wird. Wo hier Die Grenze zu fegen ſei, wird natürlich 
ebenfalls mehr oder weniger vom Ermeſſen der Umſtände abhängen und gehört daher zur Auf: 
gabe der pofitiven Gefeggebung; doch darf aud unterhalb folder Grenze nur die criminelle 
Strafbarfeit, nicht aber damit jede Beftrafung in Form einer dem Kindesalter angemeffenen 
Züchtigung ausgeſchloſſen fein, welche dann aber in ver Regel außerhalb des Functionskreiſes 
ver Strafgerichte faͤllt und den Lehrern, Erziehern, Ältern u. ſ. w. überwieſen werben muß. 
Aber auch bei den zwar dem Kindesalter entwachſenen, aber noch nicht zur Entwickelungsreife 
des Volljährigen gelangten Perſonen hat das Strafgeſetz das Vorhandenſein eines Milderungs⸗ 
grundes anzuerkennen, der in dem jugendlichen Alter und deſſen Einfluß auf die Willensthätig- 
feit liegt, und als ein für die Regel vorhandener, feinem Grade nach freilich verſchiedener, daher 
in feinen Wirkungen nach richterlichem Ermeſſen zu beſtimmender fi darftellt. Nur bei geiftig 
verwahrloſten Individuen iſt es denkbar, daß die frühzeitige Gemöhnung an das Böfe und Ver: 
botene die Geiſteskräfte in diefer dem Gemeinwohl entgegengefegten einfeitigen Richtung rafcher 
zur Eutwidelung gebracht hat, als bei einem georbneten Bildungsgange zu erwarten geivefen 
wäre, und daß daher auch bei Minderjährigen „vie Bosheit das Alter ergänzt“. 

Noch find — als wenigftens theilweife hierher gehörend — einige Rückſichten zu ermähnen, 
durch welche die Geſetzgebung aufgeforbert wird, das Alter der Individuen in ihren Beziehungen 
zum Staate zu berüdfichtigen, nämlich theild beim Cide — infofern e8 darauf anfommt, den 
Zeitpunkt zu beflimmen, von welchem an die Staatögewalt ver eidlichen Verfiherung eines ihrer 
Angehörigen Glauben beizumefien hat — und theild bei ver She, zu deren Schließung die Zu: 
rüdlegung eines beflimmten Alters ſchon deswegen vernunftgemäß gefordert werden muß, weil 
ber Staat eine auf Fortpflanzung des Menfhengefchlehts und Erziehung der Kinder gerichtete 
Verbindung erfl dann als vernünftig und rechtögültig anerfennen darf, nenn die Berbundenen 
ſelbſt auch ſchon zur gehörigen Reife ihrer geiftigen Kräfte gelangt find. In beiden Beziehungen 
bat daher die geſetzliche Feſtſetzung einer Grenze das vernünftige Recht für fich. 

In den Visherigen haben wir bie verſchiedenen Beziehungen des Minderjährigen zum 
Staate betrachtet; wir wenden und nun zu benjenigen Perfönlichkeiten, welche die Staatsgewalt 
jelbft und deren Organe darftellen. In der Monarchie nimmt hier der Monarch ſelbſt zuerft die 
Aufmerkfamfelt in Anfprud. Bei Wahlmonarchien würde die Krage der Minderjährigkeit von 
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fehr geringer praftifher Bebeutung fein; deſto wichtiger ift fle bei Erbmonarchien, alfo jetzt in 
allen monardifchen Staaten Europas. Hier handelt es fih zunächſt darum, mit welchem Zeit: 
punft der Thronfolger als folder volljährig wird? Diefe Frage hat in der poſitiven Gefeg: 
gebung ihre Erledigung dadurch gefunden, daß die meiften Brundgefege conftitutioneller Staaten 
daß zur eigenen Übernahme der Regierung erforderliche Alter, alfo ven Zeitpunkt ver Bolljäp: 
tigkeit des Thronfolgers beftimmen. Diefer Zeitpunkt ift freilich in den einzelnen Verfaffungen 
ein fehr verfchiedener; z. B. in den meiften dad vollendete achtzehnte Lebensjahr, fo in England, 
den Niederlanden, Belgien, Spanien, Portugal, Preußen, Balern, Königreih’Sadfen, San: 
nover, Würtemberg, Kurhefien, Braunſchweig, Oldenburg; in andern ein fpäterer Zeitpunkt. 
3. B. das vollendete einundzwanzigfte in Schweden, das zwanzigfte in Norwegen, das einunt: 
zwanzigfte in den ſächſiſchen Ländern Exrneftinifcher Linie u. j.w. Indeß kommen alle dieſe 
Berfaffungen darin überein, daß fie zur Volljährigkeit ded Thronfolgers ein geringeres Alter 
erfordern, als in den Berbältniffen ver Privatperfonen für nöthig gehalten wird. Der Bruns 
diefer auf ven erften Bli und beſonders bei der überwiegenden Wichtigkeit der Megenten: 
geſchäfte auffallennen Erſcheinung liegt wol weniger in der ohnehin nicht der Natur der Sache 
entiprechenden Fiction, daß das Fürſtengeſchlecht früher zur Neife gelange wie die übrigen Staats— 
bürger, als vielmehr theils in ver Mislichkeit aller vormundſchaftlichen Reglerungsverwaltungen 
und theils in der Annahme, daß bei einem wahrhaft conſtitutionell regierten Staate auch der 
noch jugendliche Monarch durch die Verfaflung wenigftend außer Stand gefegt werde, Böſes zu 
thun, und daß alſo Mangel an geiftiger Reife nur etwa das einftmwellige Unterbleiben mander 
guten Regierungsmaßregel zur Folge haben könne. Und in der Ihat dürfen, wenn anders viele 
Annahme auch wirflih mehr.ald bloße Dichtung iſt, die für Abkürzung der Minverjährigfeit 
des Thronfolgers fprehenden Gründe für überwiegend gehalten werben; doch nur unter der 
Bedingung, daß auch der Berfaffung felbfl der gerade für diefen Fall durchaus und doppelt 
nöthige Raum gelaffen werbe, ihre wohlthätige Wirkſamkeit, fei e8 hindernd oder ſei es förbernt, 
zu entwickeln. Daß übrigens vie Beftimmung über die Dauer der Minverjährigkeit des Thron: 
folgerd auf dem Wege der gewöhnlichen Befeggebung unter Mitwirkung der Landeörepräfen: 


tation getroffen werden müffe, und nicht etwa einfeltig durch Teflamente, Hausverträge oder 


Familiengefege eingeführt werben koönne, verſteht ſich von felbft. 

In vielen Grundgeſetzen find hiernächſt auch Beftimmungen über die Perfonen, welche die 
Erziehung des minderjährigen Thronfolgers leiten und überwachen folfen, enthalten. Gewöhn⸗ 
Lich ift dies der Mutter oder der Öroßmutter väterliherfeits übertragen, unter Zuzlehung und 
Beiſtimmung ded Regierungsverweferd ober des Negentfchaftsratis. Nähere Beflimmungen 
über die Mobalität der Erziehung Fönnen ver Natur der Sache nad in ven Befegen nicht ent: 
alten fein. 

Eine zroeite Rückſicht, welche die Geſetzgebung bezüglich der Staatögewalt auf das Alter ;u 
nehmen bat, bietet fich dar bei der Anſtellung öffentlicder Beanten. Das poſitive Recht keunt 
nur eine theils aus dem Roͤmiſchen, theils aus dem Kanonifchen Recht entlehnte !) Beftimmung 
der Art in Anfehung der Richter, für welche ein mindeſtens achtzehnjähriges Alter gefordert 
wird, wogegen für die übrigen Staatöbiener ähnliche Normen auch den meiſten Staatöpient: 
gefegen fehlen. Bei den immer gefleigerten Anſprüchen an wiſſenſchaftliche Bildung ver öffent: 
lichen Beamten und bei dem großen Andrang zum Stantödienft if freilich einfiweilen wol nicht 
leicht zu beforgen, Daß derfelbe zu fehr werbe mit Unmündigen überſchwemmt werben ; doch fin 
Umflände derart ihrer Natur nad nur vorübergehend, außerdem auch keineswegs vollftänniz 
ſichernd, und eine gefegliche Grenze liegt deswegen vorzugsweiſe im Öffentlichen Intereife , weil 
die Anftellung der Staatäbeamten lediglich in den Händen der Regierung fi} befindet. 


K. Steinader und K. Buchner. 

Malteferritter, f. Orden. 

Mandat, Mandatsproceh. Mandat bat theils eine civilrechtliche, theils eine Sffentlic: 
rechtliche, theild eine eintlproceffualifcge Bedeutung. In civilrechtlicher Beziehung bedeute: 
Mandat den Bevollmädhtigungdvertrag, den Auftrag an einen Dritten, flatt de Vollmacht⸗ 
gebers und in deffen Namen eine beſtimmte Handlung oder eine Reihe von Handlungen worzu- 
nehmen. Die nähere Betrachtung dieſes Vertrags liegt an dieſem Orte außerhalb unjerer Auf: 


| 


gabe ; e8 genügt bie Bemerkung, daß die Entwidelung de8 modernen, auf deutſcher Brundlage 


beruhenden Verkehrsrechts (Obligationenrechts) vie Grundlagen des ganzen Vertrags gegen- 


1) L. 57. D. de re judicata (42, 1) c. 41. X. de off. et pot. jud. del. (1, 29). 
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über den Begriffen des recipitten Nömifchen Rechts weſentlich umgeftaltet, namentlich dem⸗ 
felden die Eigenſchaft der Unentgeltlicykeit abgefiteift und die Wirkungen ver ertbeilten Voll⸗ 
macht in Bezug auf Rechte und Pflichten derjenigen, mit welchen ver Beauftragte in Ausfüh- 
tung ded Mandate Verkehrsbeziehungen anfnüpft, außerorventlich gefteigert Hat. 

Die jegt verſchwundene enge Richtung der Rechtoöwiſſenſchaft, melde die Säge des dffent- 
lichen Rechts nit anders als in den hergebrachten Kormeln des rönifhen Privatrechts zu er- 
faffen und varzuftellen wußte, hat auch den Begriff des Mandats auf politiſche Verhältnifſe 
anzumenden unternommen, und ed war namentlich das Rechtsverhältniß der Staatöbeamten, 
weiches fie in das Schema des Mandats einzupreflen verfuchte. Bon diefer verkehrten An: 
ſchauung iſt die neuere Lehre des Staatsrechts, welche deſſen Säge auf Grund ihrer Innern 
Natur und der gefhichtlihen Entfaltung felbfländig erfaßt, zurüdgelommen. Die Nedtöver- 
hältniſſe des Staatsbeamten find zwar doppelter Gattung, in feiner Rückſicht trifft aber der Be⸗ 
griff des Mandats ald eines frei widerruflichen Auftrags ein. Was die pecunläre Seite des 
Nechtöverhältnifies angeht, fo hat fomol nah dem feſtſtehenden Gerichtsgebrauch der vor ma⸗ 
ligen hoͤchſten Reichstribunale , ald nah dem modernen Staatsrechte, wie ed in vielfachen orga⸗ 
niſchen Geſetzen (fogenannte Givilvienftpragmatifen) ausgeſprochen iſt, der Staatobeamte der 
Regel nach ein Recht auf einen Gehalt während des activen Dienſtes und auf einen Ruhegehalt 
im Zuſtand der Quieſcirung, und zwar ein Recht, welches in keiner Weiſe einem willkürlichen 
Widerrufe unterworfen iſt, ſondern hoͤchſtenfalls durch Urtheil und Recht entzogen werden kann. 
Nicht minder iſt aber auch das Amt ſelbſt kein Gegenſtand einer aus Willkür entziehbaren 
Übertragung. Der deutſche Staatöbeamte kann zwar feine Amtsgewalt nur aus einer Über- 
tragung von feiten der oberflen Staatsgewalt herleiten, als ver Duelle, auf die alle Hoheit: 
rechte und deren Ausübung zurüdgeführr werden müflen, aber er ift fein Gommis, den man be- 
liebig von feiner Stelle abruft. Die Staatögewalt iſt, wenigſtens moraliſch und aus Rückficht 
auf das Ausgabenbewilligungsrecht der Volksvertretung, welder fie Rechenſchaft abzulegen Hat, 
verbunden, von ihrem Rechte der Abberufung und Penflonirung der Beamten einen weijen 
Gebrauch zu machen; nur aus dringenden Grumden, welche das Interefje des Dienftes jelbft — 
nicht perſoͤnliche und politifche Differenzen — an die Hand geben, zu einem Abberufungddecret 
zu ſchreiten. In Bezug auf eine Klafle der Staatsbeamten — die Richter — iſt fogar in ven 
meiſten Verfaſſungsurkunden das desfallfige Mecht ver oberften Stuatögewalt pofltiv beſchränkt. 
Nicht weniger widerfirebt e8 den Weſen des Amts, wie ed fich auf beutfchem Boden ent: 
widelt hat, in dem einzelnen Beamten nur den an Inftructionen feiner Obern gebundenen 
Mandatar, Agenten (agent public) zu ſehen; wir find gewohnt, die Höhern Reihen des öffent: 
lichen Dienfled mehr von ihrer eigenen gemiffenhaften Libergeugung, von felbfländigen Motiven 
— nit blos in den Berihtöähäfen , fondern auch in ven Verwaltungskoͤrperſchaften — geleitet 
zu wiffen; nur die nievern Bollzugsorgane weißt die Dienftverfaffung veutfcher Staaten auf 
Befolgung von Inftructionen als einzige Richtſchnur hin. 

Der Sprachgebrauch mehr ald die ohnehin wenig ausgebildete Doctrin des conſtitutio⸗ 
nellen dffentlihen Rechts hat bie Mitglieder der Volksvertretung ald Mandatare ver Wähler 
und „Gommittenten‘ bezeichnet; ed kann zu biefer Auffaffung aber keineswegs ein triftiger 
Grund berechtigen; denn der Volkönertreter ift weder mit einem Auftrag entſendet, welcher dem 
Widerruf der MNepräfentirten unterliegt; noch ift ex Hingewiefen auf Weiſungen, Aufträge und 
Inſtructionen derfelben. Sobald fein Name aus ver Wahlurne hervorgetreten iſt, erſcheint er 
als Vertreter der ganzen Staatöbürgerfchaft ſeines Landes, der aus eigenem Rechte und folange 
die Wahl überhaupt Birkfamteit äußert, lediglich nach feiner Freien Überzeugung handelt. Iſt 
diefe Auffaflung fogar den fländifchen Körperfchaften ver entfernten und nahen Bergangenheit 
eigen !), fo tritt fie naturgemäß no in der wahren repräfentativen Monarchie noch mehr und, 
noch unzweideutiger hervor. ) | 


1) Breugifches Geſetz vom 1. Juli 1823 wegen der Provinzialtände ber Mark Brandenburg: „Die 
einzelnen Stände fünnen ihren Abgeordneten feine bindenden Inftructionen ertheilen.‘‘ . 
2) 3.8. würtembergiiche Verfaffungsurfunde: „Der Abgeorbnete ift ale Bertreter nicht bes eins 
Inen Bezirks, fondern des ganzen Landes anzufehen. Es fann ihm feine Inftruction, an welche er bei 
einen fünftigen Xbflimmungen in der Ständeverfammlung gebunden wäre, ertheilt werben.“ Ahnliches 
enthalten die Staatsgrundgefepe von Baden, Großherzogthum Heffen, Weimar, Koburg, Meiningen, 
tenburg u. a. 


Staats⸗Lexikon. IX, 45 
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Auf der Grenzſcheide zwifchen den Öffentlichen Recht im engern Sinn und den Sätzen, 
welche dad Verfahren in bürgerlien NRechtöftreitigkeiten beherrſchen, ftehen die Manvate, melde 
in Streitfachen ergehen. Der Begriff des modernen Staats bringt es mit fi), daß bie oberſte 
Stantögemalt keine unmittelbaren Machtſprüche in Streitſachen geben darf, fondern deren Ent- 
ſcheidung lediglich ven unabhängigen Gerichtshöfen ũberlaſſen muß. Diefe Idee lag ſchon der 
Errichtung des deutſchen Reichskammergerichts zu Grunde, indem auf baffelbe die Ausubung 
der faijerlichen oberftrichterlihen Gewalt, Indbefondere die Handhabung bed Landfriedens, des 
Öffentlichen Rechtözuftandes übertragen wurde. Dieje Aufgabe führte von felbfi darauf, daß 
das höchſte Reichsgericht keineswegs bloß eine Inftanz für Bivilprocefle wurde, ſondern ein 
wahrer politifcher, ſtaatsrechtlicher Gerichtshof, welcher über alle denkbaren Streitigkeiten in 
Ausübung von Staatöhoheitärechten erkannte. 3) Die Bedeutung vieles in folder Größe ent- 
worfenen Tribunals wuchs noch dadurch, Daß es feine Gerichtsbarkeit wegen Kandfriebensbruds 
gerade gegen Neihöunmittelbare felbft ausübte und Strafen gegen foldhe androhte und voll: 
ſtreckte. Der gegen einen Schuldigen erlaffene Strafbefehl wurde Mandat genannt. Bald er: 
hielt dieſe Gerichtsbarkeit der beiden Reihögerichte (denn e8 gejellte fi dem Reichskammerge⸗ 
richt als zweites Neichögericht der Reihshofrath *] bei), dem herrſchenden Zwecke gemäß, eine 


größere Ausdehnung und wurde dann durch die Legislation regulirt. Früher fhnitten, bei der 


Nothwendigfeit, den Landfrieden Fräftig zu handhaben, die gegen Störung deſſelben gerichteten 
Mandate alle Vertheidigung ab, inden die, gegen welche ſie gerichtet waren (die Imploraten), 
fi unbedingt dem Befehl unterwerfen mußten. Später madte fi im Begengewicht pie Be: 
trachtung geltend, daß dadurch ein natürliches Necht verkümmert oder entzogen werbe, daß daher 
der Implorat hintennadh mit feinem Einwande, beſonders mit dem bes erfchlihenen Mandat, 
gehört werben müſſe, ein den Orundfägen des gemeinen (Römifchen und Kanoniſchen) Recht 
analoger Vorbehalt. Die bisherigen unbeningten Mandate widerftrebten in zu grellem Gegen⸗ 
fage dem Grundprincip des rechtlichen Verfahrens, daß der Beklagte zuerft zur Bertheidigung 
zugelaffen werben müſſe. Daher fihritt endlich die Reichsgeſetzgebung vermittelnd und map- 
gebend ein. Die nad vielen Beftrebungen im Jahre 1555 erlaffene Rammergericht8orbnung?) 
beftiimmte, daß „bie Mandata und Bebott nicht anderd denn mit Ginverleibung Clausulae justi- 
ficatoriae, dadurch den Midertheilen (Imploraten), wider bie folhe Manbata aufgeben, worge: 
ſetzt (freigeftellt) wird, Urſachen, warum diefelben nicht flatthaben follen, vorzubringen, erfannı 
werben follen, ed wäre denn, daß 1) die Sad und Handlung an ihr felbft von Net oder Ge⸗ 
wohnheit wegen verboten und auch ohne einige weitere Erkenntniß für ſtrafwürdig oder unrecht⸗ 


mäßig zu halten, oder 2) daß dadurch dem anrufenden Theil eine ſolche Beſchwerde zugefügt 


würde, die nach begangener That nicht wieder zu bringen wäre, oder 3) menn die Sache wider 
den gemeinen Ruten wäre, oder 4) feinen Berzug leiden möchte, denn in ſolchen und fonft an- 
bern Fällen, in denen vermög ver Rechte ohne vorgehenves Erkenntniß angefangen werben mag, 
follen und mögen durch Cammerrichter und Beifiger Mandata ohne Justificatori Clausul et⸗ 
fannt und ohne einige Widerrede ober Verhinderung vollzogen und darauf wider Die, melde 
folge Mandata übertreten, auf Die parin verleihte (angebrohte) Poͤnen (Strafen) procebirt und 
gehandelt werden‘. Würde indrfien Implorat, felbft nad geſchehener Strafanwendung, nob 
verlangen, mit feiner Vertheidigung gehört zu werden, jo folle ihm dieſes geftattet fein und nad 
geihehener Verhandlung Sprud erfolgen. Nachträglich geflattete der Deputationsabſchied 
vom Jahre 16006), daß auch anf Schuldforderungen aus Obligationen oder Verſchreibungen, 
welche die Exerutivclanfel („mit over ohne Necht‘’) im fich trugen, unbedingte Mandate erlaflen 
werden könnten. Die Auslegung jener Stelle ver Kammergerihtsorpnung ließ, beſonders 
megen bed Beifages: „und jonft andern Fallen”, Unbeflimmtheiten und Zweifel genug übrig, 


„ welche ven Beftrebungen, das Gebiet der unbedingten Mandate zu erweitern, fi günflig zeigten; 


daher fich die Reichsgeſetzgebung (jüngfter Reichsabſchied vom Jahre 1654 7] und 1679) 8) ver⸗ 
anlaßt fand, jich zu bemühen, die Grenzen enger zu ziehen und erfennbarer zu machen. Indem 
nun die Reichsgeſetzgebung zugleich die Aufgabe zu löjen ſuchte, das Gebiet der bevingten Mar: 


date abzuſtecken und die Schranken aufzubauen, in benen jih dad Verfahren zu bewegen babe, 


bildete fih, mit Hülfe anderer Elemente, beſonders ver Rechtsprechung jelbft, die auf Den Un’r: 


3) Bol. hierüber Das bedeutende Gutachten von Gneift in den Verhandlungen bes vierten dentſches 
Juriftentage (Berlin 1863), 1, 212 fo. 
4) Senftenberg, Sammlung der Reichsabſchiede, III, 43— 136. 5) Eenfenberg, Il, 101 u. 112. 


6) Senkenberg, 111, 471498. 7) Senftenberg, 111, 640—692. 8) Senfenberg, III, 6585. 
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ſchied zwifchen bedingten und unbebingten Mandaten (al Zwed ver letztern bildete fich haupt- 
fählih der, gegen eigenmäcdhtige und gewaltfame Störungen des Beſitzſtandes Schuß zu ge— 
währen) gebaute Theorie von dem reichsgerichtlichen Mandatsproceffe?), deren vorzugäiweife 
eine publiciftifche Warbe tragende Anwendung eine bebeutende Rolle in dev Geſchichte der 
Praxis der deutfchen Reichsgerichte fplelt. Denn es fehlte ihnen, zumal da jle diefe Broceßart - 
um fo lieber begünſtigten, ald dadurch die Austrägalinftang ver Reichsunmittelbaren befhräntt 
wurbe, und Rechtsſachen, die jonft nicht an die Reichsgerichte erwachſen wären, vor dieſe gezogen 
werben fonnten, nicht an Beranlaffungen, wodurch fie ſich aufgefordert finden mußten oder 
glaubten, Übergriffe der Gewalt in ihre Schranken zurüdzuweifen, Schwächere gegen die Ge: 
walt der Mächtigern zu ſchützen 19) u. |. w., wenngleich diefe Beſtrebungen nicht immer Früchte 
trugen, indem fie gerade da ihre Ohnmacht zeigten, wo vor der Nichtergewalt auch der Mächtige 
fi} Hätte beugen follen. 11) Einige Erfheinungen, die mehr oder weniger auch von geſchicht⸗ 
licher Bedeutung jind, dienen zur Illuſtration. Kurz nad) den Ableben des Kaifers Joſeph I. 
im Jahre 1711 verordnete der Herzog von Sahjen- Weimar, davon ausgehend, daß das Ge- 
biet dev Stadt Arnftabt im Schwarzburgifchen weimarifches Lehn fei, die Anfchlagung des fur- 
ſächſiſchen Vicariatspatents in Arnſtadt, die dort verhindert wurbe, weil der Fürſt von Schwarz: 
burg dad Lehnverhältniß nicht anerfannte. Da ſchritt der Herzog Wilhelm Ernſt von 
Sachſen-Weimar thatfächlich ein und bot eine fu große Armee, ald er zuſammenbringen konnte, 
1500 Mann, theild Reiterei, theils Bußvolf, unter der Anführung eines Oberften auf, welche 
das Städtchen durch Binfchlagen ver Thore eroberten und e8, die Einwohner in ihre Wohnungen 
bannend, befegten. Dann wurde in die Wohnhäufer des fürſtlichen Kanzlers und ver Räthe 
Militär gelegt, erfterer unter Bedeckung von Reiterei nad) Weimar gefchleppt, der landſchaft⸗ 
liche Kaſſirer verhaftet u. ſ. w. „Als“, um mit Schmidt, „Geſchichte der Deutſchen“, XVI, 89, 
90, zu reden, „der Fürſt fich gegen ven Oberften über eine fo auffallende Gewaltthätigkeit be- 
ſchwerte, berief ſich dieſer auf die herzoglichen Gommiffare, welde unverweilt folgen und den 
Fürften dad Nöthige weiter eröffnen würden. Noch an demjelben Tage fah man aber eine an⸗ 
dere Ericheinung, welche weit wirffamer war als die Ankunft und der Vortrag aller Commiffare; 
es kamen nämlich weimarifche Kanoniers mit acht Kanonen an, bie fogleih auf dem Hauptplage 
aufgepflangt wurden. Auch drang noch an vemfelben Tage einige Mannſchaft In das am 
Schloſſe gelegene Vorwerk, verlangte Heu, und als manihr dieſes nicht gutwillig geben wollte, 
drohte fie, daß jle die Korn = und Heuböden ſelbſt öffnen wollte, welche Drohung fie auch am 
folgenden Tage wirflih mehr als buchſtäblich erfüllte, indem ſie fich bed Vorraths von Heu be: 





9) Pieffinger, Corpus juris publici, IV, 599 u. 600. Danz, ©. 484-519: Bon dem Manbates 
proceß. Berg, 65. 224—260, ©. 284-314: Bon ben Mandatsproceh. Eichhorn, Thl. III, $. 463, 
©. 508; Thl. IV, $. 550, ©. 411 u.412. Wurde von dem Reichsfammergericht ein unbebingtes Mans 
bat erlaffen, fu hießes: „Wir heiſchen und laden Euch daneben von berührter Unſerer faiferlichen Macht, 
auch Gerichte- und Rechtswegen hiermit auf den dreißigſten Tag u. ſ. w. durch einen gevollmächtigten 
Anwalt an dieſem Unſerem K. K. G. zu erſcheinen, glaubliche Anzeige und Beweis zu thun, daß dieſem 
Unferem Kaiſerl. Gebot alles feines Inhalts gehorſamlich gelebt fer, oder wo nicht, alsdann zn ſehen und 
hören, Euch um Euers Ungehorſams Willen in vorgemeldete Bon gefallen ſeyn, mit Urtheil und Recht 
fprechen, erfennen und erflären; oder, aber beſtändige erhebliche Urfachen und Einreden, ob Ihr cinige 
hättet, warum foldye Erklärung nicht gefchehen folle, in Rechten gebührlich vorzubringen und endlichen 
Entfcheids darüber zu gewarten.’’ Im Falle der Erlaſſung eines bedingten Mandats hieß es dann weiter: 
„Im Fall Ihr aber durch diefes Unſer K. Gebot befchwert zu feyn und warum demfelben anbefohlener 
Maßen nicht zu geleben wäre, erhebliche und beftänbige Urfachen und Einreben zu haben vermeinen folltet, 
alsdann fo heiſchen und laden wir Such von berührter Kaiferlicher Macht aud) Gerichte: und Rechts⸗ 
wegen hiermit, — durch einen gevollmächtigten Anwalt an biefem Unferm Kaiferlichen Kammergericht 
zu erfcheinen, foldye Eure befländige Urſachen und Einrcben dagezen in Rechten gebührlich vorzubringen, 
darauf der Sachen und allen ihren Gerichtstaͤgen und Terminen dis nach endlichem Veſchluß und Urtheil 
abzuwarten“ n. |. w. 

10) Ein langes Verzeichniß von Fällen erfannter Mandate findet fich bei Neured, Erläuterung des 
jüngften Reichsabſchieds (Jena 1764), I, 316 fg. 

11) „Denen Geringern und Schwächern, od felbige gleich cine gute Eache haben, wird faft nichts 
anders übrig gelaflen, al da fle nur ihre leeren Querelen rorbringen dürfen‘‘, heißt es, indem von den 
Reichsgerichten die Rebe ift (in bem Karitel, das von den franfhaften Zufländen bes Deutfchen Reiche 
handelt), ©. 734 einer alten Überfegung des berühmten Werks des freimüthigen Pufendorf: Samuel's 
Freiherrn von PBufendorf kurzer doch gründlicher Bericht von dem Zuflande des H. R. Reichs teutfcher 
Nation, vormals in lateinifcher Sprache unter dem Titel: Severin von Manzambano herausgegeben u. ſ. w. 
(Reipzig 1715). 45° 
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mädhtigte, den Hafer wegnahm, Korn und Weizen verkaufte und alle auf dem Felde befindlichen 
Schafe und alles Rindvieh wegtrieb. Der herzogliche Commiſſar war endlich zu Arnflabt an 

dieſem Tage eingetroffen und hatte ſogleich feinen Eintritt damit bezeichnet, daß er dieſe Gewalt⸗ 
thätigfeiten,, die unter feinen Augen vorgingen, nit nur nicht abſtellte, fonvdern auch geſchehen 
ließ, daß die Soldaten mit entblößtem Gewehre in den Vorhof des Rejidenziäloffes einbrachen 
und, nachdem fie die Kanzlei beſetzt Hatten, auch das innere Schloß, worin der Fürft fich befand, 
dergeftalt mit Waffen umgaben, daß niemand heraus - und hereinkommen konnte. @ine Pro: 
teftation und vorläufige Appellation 12) an dad Kammergericht nahm er zwar an; er ließ aber 
dennoch die Bürgerfhaft zufammenrufen und that ihr einen Vortrag, der, wenigftend ver Dei: 
nung bed Fürſten nad), den Gerechtſamen veffelben äußerſt nadtheilig war.” „Daß“, jo be: 
richtet Schmidt unter Randbemerkungen weiter, „der Herzog ober wenigftens fein Commiſſar 
und feine Mannſchaft Hierin zu weit gingen, tft wol nicht zu leugnen, und e8 war vollends zu 
empörend, daß ſie fogar, als der Fürſt feine Proteftatlon und Appellation buch einen Notar 
und Durch Zeugen erneuern wollte, fich verfelben bemächtigten und fie gefangen na Weimar 
ſchleppten. So etwas konnte doch wol nit unternonmen werden, ohne daß man im Reiche 
aufmerfjam wurde und in eine Gärung gerieth, welche ein gerechtes Midfallen laut genug zu 
erkennen gab. Wenn man aus foldden Beifpielen erfennen muß, wie ſehr es ſelbſt denjenigen, 
die eine gerechte Sache vertheidigten, manchmal an ver billigen Mäßigung fehlte: wad muß man 
erft von folden Ständen oder Staatödienern erwarten, die für ihre Sache Feine Gründe aufzu: 
fielen im Stande find, fondern bloß aus Leideuſchaft irgendeine Abficht durchſehzen wollen. 
Wollte man ſolche Gewaltthätigkeiten nicht ald Verlegung des Landfriedens betrachten, fo if 
ſchwer abzufehen, welde Sandlungen man außerdem mit dieſem Namen belegen könnte. Der 
Kurfürft von Mainz, welcher wol vorherfah, wohin ed endlich führen dürfte, wenn foldye eigen: 
mädtige Selbftgülfe und Befehdungen im Reiche einriffen und unabgeftellt blieben, gab fi& 
große Mühe, fowol durch Ermahnungen an den Herzog als auch durd Schreiben an den Fürſten 
von Sachſen dieſem Libel vorzubeugen. Selbſt dieſer legtere, obwol er dad Verfahren des Her: 
3098 in der Hauptſache nicht mißbilligte, ja vielmehr ven Fürſten von Schwarzburg zur Beobach⸗ 
tung bed Herkommens und ber bereits ehedem getroffenen kaiſerlichen Verfügungen anwies, 
rieth doch auch dem Herzoge freunpfchaftlich, «geziemend Maß zu halten und lieber denn Manu⸗ 
tenenzmittel die vehtlichen Wege und Anrufung bed Fiscald zum Erkenntniß über Die begangene 

Belonie zur Hand zu nehmen, auch die Unterthanen nicht über vie Gebühr beſchweren zu laflen». 

Und obwol der König von Preußen ſich gleichfalls für nen Herzog von Weimar erklärte und 

ihm erforberlichenfalld ſogar jeine Unterſtützung verſprach, fo fah derſelbe doch aus der großen 
- Bewegung, weldje bei ver Neihöverfammlung in Regensburg über diefen Vorfall entflanven 
war, und aud der Stimmung, die an den meiften deutfchen Fürſtenhöfen über viefe Angelegen: 
heit herrſchte, daß die Klugheit fordere, etwas mehr an ſich zu halten, befonders da indeflen das 
Reihöfammergericht ein Mandatum sine clausula gegen ihn erlaffen, fein Verfahren darin für 
ungültig erklärt und alled zu Arnſtadt Weggenommene zurüdzugeben, allen zugefügten Scha⸗ 
den zu erfegen, die Gefangenen loszulaſſen und alled in den vorigen Stand berzuftellen,, unter 
einer Strafe von 10 Mark lötbigen Goldes, befohlen hatte. Der Herzog von Weimar zog da: 
her feine Truppen aus Arnflabt wieder Heraus und machte Hoffnung, daß er die in Arreſt ge- 
nommenen Diener ded Fürſten entlaffen werde. Indeſſen kamen fie doch nicht auf freien Fuß; 
Wilhelm Ernft glaubte vielmehr, duch den Ausfpruc des Kammergerichts fei ihm unrecht ge: 
ſchehen, eine Meinung ; womit gemöhnli auch der Schulpige fo gern fi) ſchmeichelt, und rubte 
daher nit, ſowol die Reichsvicare ald au andere Fürften mit bittern Klagen zu beftürmen 
und um Abflellung der erlittenen Kränfung unaufhörlid in fie zu dringen, bis er ed endlich va: 
Hin brachte, daß erflere wirflich dem Kammergericht In einem Vicariatsreſeript befahlen, das 
gegen ben Herzog ergangene Mandatum sine clausula zu caffiren.” „Nun mußte freilich”, jo 
fließt der deutſche Geſchichtſchreiber, „ein ſolches Anfinnen fowol den Fürſten von Schwarz⸗ 
durg ald dad Kammergericht nit wenig befremben. Diefem letztern zuzumuthen, daß es ein 
gegen offenbar gefegwibrige Selbſthülfe ergangenes Mandat aufhebe, hieß im Grunde wol 
nichts anderes, als dieſe Selbithülfe ſtillſchweigend billigen; gewiß ift e8 aber eine fehr bedenk⸗ 
Ihe Sache und von weitausſehenden ſchlimmen Folgen, wenn einem hoͤchſten Reichsgerichte 
Anſehen und Macht in Beſtrafung geſetzwidriger Handlungen durch einen Machtſpruch ſolli⸗ 
benommen werden, des Umſtandes nicht zu gedenken, daß, wenn es dem Mächtigern nur ein ein⸗ 


12) Oder vielmehr Geſuch um Erlaffung eines unbedingten Mandate. 
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ziges mal ungeftraft Hingeht, den Schwächern auch in der gerechteſten Sache aus eigener Macht 
zur Genugthuung zu zwingen, ber gute Erfolg eines folhen Verſuchs ihn künftig auch in unge= 
rechten Anmaßungen zur Ergreifung ähnlicher Maßregeln reizen wird. Da jedoch die Regie- 
rung der Reichsvicare bald hernach ihr Ende erreichte, fo wurde dadurch dad Anfehen des Kam— 
mergerichts in Beftrafung eigenmächtiger Gewaltthätigfeiten noch zur Zeit doch gerettet.” — 
Im 17. Jahrhundert war nach nem Ableben des Grafen von Schauenburg (Schaumburg) die 
Hälfte diefer Brafihaft an das Haus Heſſen-Kaſſel gefommen, während die andere Hälfte als 
heſſiſches Lehn dem Grafen Philipp von ver Lippe zufiel. Als im Jahre 1787 ver Graf Philipp 
Ernft von Lippe: Schaumburg flarb, nahm der Landgraf von Heilen: Kaffel, ſich darauf ſtützend, 
daß „ber Großvater des Abgeſchiedenen eine Misheirath eingegangen”, gewaltſam Befig; einem 
Mandat des Reihöfammergerichts gegen dieſe als Landfriedensbruch betrachtete Decupation 
leiftete dev Landgraf Fein Genüge, bis die Directoren des weitfälifchen Kreifes fi zur Exe: 
eution anfhicdten. 1°) Nod im Jahre 1804 wurde die kaiſerliche Burg Friedberg, zu welder 
bie in 12 Dörfern beftehende Grafſchaft Kaichen in der Wetterau gehörte, gegen Heffen- Darm: 
ſtadt, das ſich durch einen Liberfall ver Burg bemächtigt hatte, und gegen Heſſen-Kaſſel, das, 
„damit“, wie fih das Patent ausdrückte, „vie ritterfchaftlihen Befigungen nicht von andern 
Lanbeöherren in Anipruc genommen” würden, mehrere Dörfer befegte, durch ein Mandat des 
Reichskammergerichts, das zu den legten Acten feiner richterlichen Gewalt gehörte, gefhügt. 19) 
Ohne Erfolg blieb das Mandat des Reichshofraths, dad er Friedrich dem Großen wegen Land: 
friedensbruchs zugehen ließ, als er im Jahre 1756, feinen Keinden zuvorfommend, in Sachſen 
eindrang. An frühern und fpätern Beifpielen folder Art fehlt es nicht. Will man die Thatig- 
feit der Reichögerichte in Erlaffung von Mandaten in Fällen von Cabinetsjuſtiz, Juſtizverwei⸗ 
gerung u. ſ. w. 15) überfhauen, fo dient dazu, außer einer Neihe von Zeitfchriften 16), befonbern 
Werfen und Debuctionen, namentlich die Schrift von Schi: „Uber dad reichsſtändiſche In- 
ftanzenrecht“ (Gießen 1802), welches eine große Reihe folder Erfheinungen vorführt. 17) 


— — — — 


13) Dieffenbach, Geſchichte von Heſſen (Darmſtadt 1831), ©. 259. 

14) Dieffenbadh, S. 206 u. 207. 

15) Befondere im 18. Jahrhundert; vgl. z. B. Schloffer, Gefchichte des 18. Jahrhunderts und bes 
19. bis zum Sturz des franzö ſchen Kaiſerreichs (Heidelberg 1837), II, 245 u. 246, wo ber Ver⸗ 
faffer von den Zufländen der Rheinpfalz unter dem Rurfürften Karl Theodor redet, indem er erzählt: 
„Recht und Gerechtigkeit war, nach der Inftruction (bie der erſte Minifter dieſes Negenten, Marquis 
d'Itter, demfelben übergab, um danach zu regieren) zu urtheilen, in der Pfalz gar nicht vorhanden, 
wenn man nicht Babinets= oder Criminaljuſtiz, willfürlich beitellte Gerichte mit diefem heiligen Namen 
bezeichnen ober unparteiifches Recht von beftechlichen und unfähigen Richtern, von Geſetzen ohne Kraft 
und Anwendung erwarten will. Es wird ausbrüdlich gefagt, Gabinetsiuftiz und unmittelbare Einmi⸗ 
{hung des Landesherrn in Procepfachen der Unterthanen fei allerdings nöthig, man müſſe aber — wirb 
echt jefuitifch hinzugefegt — fehr vorfichtig dabei fein, weil man fonft böfe Händel mit ven Keichsgerich⸗ 
ten befommen könne.“ 

16) 3.3. Schlöger’s Briefwechfel und Staatsanzeigen. Vgl. Bd. XUI der letztern, ©. 35 u. 36 
(Mandat an den Kurfüriten von Mainz). 

17) 3.8. ©. 216: „Auf Bericht und Gegenbericht ift da6 gebetene Mandatum sine clausula er: 
fannt. Dann iſt der faiferliche Fiscal wegen der von dem Herm Fürſten (v. Say: Wittgenflein) ange⸗ 
maßten Babinetsinftanz des Misbrauchs und der Bervielfältigung ber Inftangen fich feines Amts zn ges 
brauchen, hiermit erinnert. In cons. 24 Martii 1800. &. 217: „Bird dem Herrn Grafen v. Sayn⸗ 
Mittgenflein, daß derfelbe dieſe Sache in fein Eabinet gezogen, die Acten an einen einzelnen Privatrechts⸗ 
gelehrten verfentet und befien Nusfpruch in feinem Namen publicirt, verwielen und demfelben, fich der: 
gleichen bei Vermeidung fchärfern Einſehens hinfünftig zu enthalten, hiermit aufgegeben. In cons. 
27. Aug. 1801. S. 113 n. 114, wo eines gegen einen Grafen v. Wittgenflein, ber einen Erbpachter 
furzer Hand ermittirt hatte, erlafienen Mandate gedacht wird, in melchem erſterer „wegen feiner in biefer 
Sache geäußerten umb im wirkliche Ausübung gebrachten unanftänbigen, einen landesverderblichen Mis⸗ 
brauch der Lanbeshoheit involvirenden Grundfäge in eine Strafe von 5 Marf Goldes (864 Fl.) und 
zum @rfag aller Schäden und Koſten“ verurtheilt wurde, und ©. 114 u. 115, wo ber Verfafler eines 
gegen einen Fürftbifhof von Speier gerichteten Mandate Erwähnung thut, worin berfelbe Ivegen eines 
gleichen Nisbrauchs landesherrlicher Gewalt und wegen fogar noch nach infinuirter reichögerichtlicher In⸗ 
hibition aus feinem (Sabinet erlafienen Refolutionen in eine Privatgenugthuung von 1000 31. fowie eine 
fiscaliſche Strafe von 10 Mark Goldes mit dem Anhang verurteilt warb: ‚Übrigens wird ber Herr 
Fürſt und Biſchof von Speyer, daß beifelbe fünftig die jura partium betreffende Sachen nicht aus ſei⸗ 
nem Gabinet entf&heiden, fondern folche zu den orbentlichen Gerichten verweifen, auch in ben an bem Kai⸗ 
ferlichen Rammergerichte rechtshängigen und bloß die litigirenden Theile betreffenden Sachen der einen 
oder andern Partei zu erfcheinen und zu handeln nicht ferner unterfagen folle, ernfllich und mit der War⸗ 
nung, daß im Wiederholungefalle nachdrudfame reichsinftitutionemäßige Verfügungen getroffen werden 
ſollen, angewieſen.“ 
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Schon oft wurde der Wunſch ausgeſprochen, daß Deutſchland ein höchſtes gemeinfanes Gericht 
twiedergemönne oder ſchon mit der Bundesacte gewonnen hätte; es wird abzuwarten fein, ob 
die neueften hierauf gerichteten Beftrebungen zu einem folchen führen. Welde Fülle von Gele⸗ 
genheiten hätte ſich auch einen ſolchen Gericht zur Erlaſſung von Mandaten dargeboten! 

Bisjegt wenigftend ift aber der Mandatsproceß aus dem Öffentliden Necht verſchwunden 
und lebt nur noch in ven befcheidenen Grenzen ver bürgerlichen Rechtspflege fort, wobei er jedoch 
fortwährend vie Analogie der reichögerichtliden Proredur zur Grundlage hat. Ein unbevingtes 
Mandat Eanı erlaffen werden 1) entweder wenn eine Handlung an und für fi widerrechtlich 
oder gemeinſchädlich iſt oder eine unverzügliche Rechtshülfe erheiſcht, und dieſes alles klar vor- 
liegt oder als richtig beſcheinigt wird, oder wenn 2) der Anſpruch des Juploranten, die Richtig: 
keit des Thatſächlichen vorausgeſetzt, rechtlich begründet iſt, und das Thatſächliche ſo dargethau 
iſt, daß nicht anzunehmen iſt, es verhalte ſich nicht fo oder werde durch eine ſich auf einen Rechts: 
ſatz gründende Einrede unerheblich. Bei dieſen Vorausſetzungen muß der Richter das erbetene 
Mandat, das entweder gebietend oder verbietend oder aufhebend (caſſirend) iſt, und zwar nach 
Umſtänden durch Androhung einer Strafe wegen Nichtbefolgung, erlaſſen. Da dieſes Mandat 
nicht rechtskräftig wird, ſo kann der Implorat, dem zugleich eine Abſchrift des Geſuchs nebſt De: 
weisanlagen mitgetheilt wird, beſtimmte Einreden, beſonders die Einrede des erſchlichenen Man. 
dats, vorbringen. Sind dieſe Einreden verwerflich, ſo ſpricht dies der Richter in einem neuen 
(Inhäſiv-) Mandate aus, wodurch dem Imploraten zugleich aufgegeben wird, ſich wegen Be: 
folgung des frühern Mandats, bei Vermeidung der Execution und der Anwendung der etwa 
angedrohten Strafe, binnen beſtimmter Friſt auszuweiſen. Im entgegengeſetzten Falle wirt 
das Mandat zurückgenommen oder weiter zum Zweck der Aburtheilung verhandelt. Ein be— 
dingtes Mandat kann der Richter erlaſſen, wenn entweder der Anſpruch nicht von Bedeutung, 
oder nicht factiſch ſo beſcheinigt iſt, um ein unbedingtes Mandat zu rechtfertigen, aber ed ur: 
wahrſcheinlich iſt, daß dem Imploraten Einreden zur Seite ſtehen, und befteht in der Weiſung, 
den Imploranten binnen beſtimmter Friſt klaglos zu ſtellen oder binnen derſelben feine Gin 
reden bei Verluſt derſelben vorzubringen. Erſcheint der Implorat in beiden Beziehungen un: 
gehorſam, ſo folgt ein unbedingtes Mandat, während, wenn derſelbe Einwendung vorbringt, 
das ordentliche Verfahren in den gewöhnlichen Formen beginnt. 

Der Mandatsproceß, über deſſen geſetzgeberiſche Räthlichkeit widerſprechende Anjigten be⸗ 
flehen 18), iſt in neuern Proceßordnungen nicht überall wieder aufgenommen worden; dagegen 
beſteht er faſt nach allen Sonderrechten in der Anwendung auf urkundlich liquide privatrehtlige 
Gefälle des Staats und ver Gemeinden fort, und if aus Gründen georbneter Finanzverwal⸗ 
tung woldanı auch nicht zu beanflanden, wenn auf Widerſpruch des Debenten das außeror: 
dentliche Verfahren fofort außer Kraft tritt. Ph. Bopp. 

Marftpolizei, Marktreht. Das Marktrecht (mercatus) gehört zu den älteflen Bor: 
rechten der deutſchen Städte, beziehungäweife der mit Stadtrechten beliehenen Orte. Zuweilen 
ſtand damit auch die Münzgereätigfeit nebft deren Gefällen in Verbindung. @8 batte den 
Zweck, die verſchiedenen Zoͤlle einträglicher zu machen. Deſſen Verleihung gründete ſich auf die 
Hnheitöredte der Kaiſer und Könige, ſodann der Kurfürften. In ältefter Zeit wurben vor: 

zugsweife Bifchöfe und Abte bei ſchenkungsweiſer Erwerbung der ihren Gütern anflebenden 
bcalifthen Revenuen, befonderd Erweiterung der fogenannten Immunitätsrechte (Gerichts 
bärfeit), auch mit Marktrechten ausgeftattet. 

.. Mit dieſem Marktreht fand ſodann aud dad Geleitsrecht in Berbindung, die Beſchützung 
ber. die Mefjen und Märkte beſuchenden Käufer und Berfäufer, welches insbeſondere dann nug- 
bar wurbe und erhebliche Einkünfte abwarf, wenn es für einen offenen Marft ertheiſt worden 
war. Dad allgemeine Falferlidye, nicht blos von ber Landeshoheit eriheilte, freie und fidhere 
Geleit für beftinnmte Märkte, fpäter Meſſen, machte diefe zu beſonders privilegirten. 

Mit dem Marktrecht hängt mehr und weniger aud dad Stapel: und Einlagerreiht zufam: 
men, welches legtere die Befugniß enthielt, ven Berkauf gewilfer Waaren, wenigſtens pas vor. 
zugsweiſe Feilbieten verfelben an vie Bürger der Stadt, der das Cinlagerreit beimohnte, zu 
verlangen. (S. über dad Vorſtehende Eichhorn's „Deutfde Staats: und Rechtsgeſchichte). 

Auch das Preußische Allgemeine Landrecht (6. 103 fg., Tit. 8, Th. II) betraditete vie Er: 
theilung des Meb: und Jahrmarktsrechts als ein ausſchließliches Hoheitsrecht des kLandeshertn 
und beſtimmte, daß Meſſen, Jahr-⸗, Bogen, Woll: und Viehmärfte in der Regel nur in 


— — — — — 


18) Dittermaier, Der deutfche Proceß (Born 1826), IV, S. 129 —148 (verneinender Auficht) 
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Städten gehalten werben ſollen, daß auf Meſſen und Jahrmärkten aber auch jedem Fremden 
der Öffentliche Verkauf feiner Waaren freiſtehe. Nur Wochenmärkte ſoll auch die ſtädtiſche 
Obrigkeit unter Genehmigung ver Landespolizeibehoͤrde anordnen dürfen. 

Diefen im weitern oder engern Umfange verliehenen Marktrechten fleht die Marftpolizei 

ur Seite. 

: Die Ausübung ded Marktrechts erforbert eine obrigkeitliche Aufjiht und Gewalt zur Er⸗ 
haltung der Orbnung und zur Anwendung aller derjenigen Maßregeln , welche nöthig find, um 
Käufer und Verkäufer, überhaupt den gefanmten Marktverkehr, möglihft zu fördern und ge: 
gen Beeinträhtigungen und Störungen zu ſchützen. Die Functionen, Nechte und Pflichten ber 
diefe Marftpolizei ausübenden Obrigfeit richten fich nad) der verfchievenen Beflimmung und 
Aufgabe des Marktes, je nachdem es fih um Jahr, Wochen: oder Weihnachtömärfte, un 
Kram: oder Viehmärkte, um Getreide oder Wollmärkte, um Seidencoconmärfte (vergleichen 
feit einigen Jahren meift im Laufe des Juli auch in Berlin, Stettin u. f. ww. mehrere abgehalten 
werden), um Garn=, Leinwand, Buttermärkte u. f. w. handelt. 

Urſprünglich war die Marftpolizei, wie die Polizei in den Städten überhaupt, mit der Ver: 
waltung des Gemeinweſens in ven Magiftraten vereinigt. Wo fpäter der Staat in einzelnen 
Städten vermöge des ihm zuftehenden Hoheitsrechts beſondere Volizeibehörben einfegte, ift auch 
die Marktpolizei im wejentliden ein Attribut der Staat8polizeibehörde, twogegen fie in den- 
jenigen Städten, in welchen die landesherrliche Polizei auftragsweife vom Magiftrat ober doch 
von deflen Vorfteber over einem andern Mitgliebe deſſelben verwaltet wird, thatfächlich mit der 
Verwaltung des Communalweſens zufammenfällt. Das überwiegende Intereffe der Stabt- 
gemeinden an dem in ihrer Mitte ſtattfindenden Marktverkehr und an deſſen naturgemäßer Ber: 
bindung mit dem fläbtiichen Gewerbe, führt von felbft zu der meiſtentheils auch gefeglich aus⸗ 
geſprochenen Theilnahme der Stadtbehörden und deren Pflicht, für die Aufrehthaltung ver 
Dronung und Sicherheit des Marktverkehrs mit Sorge zu tragen. 

Züfolge der zureit in Preußen noch geltenden allgemeinen Gewerbeordnung vom 17. Ian. 
1845 find die Minifterien befugt, die Zahl, Zeit und Dauer ver Märkte feftzufegen. Sie 
haben daher auch die dieferhalb nöthigen allgemeinen Anordnungen zu treffen. In neuerer Zeit 
ift die Tendenz der Sefeßgebung und Verwaltung auf Beſchränkung der oft übermäßig zahl: 
reihen Jahrmärkte gerichtet gewefen, fo unter andern in ber neueſten Gewerbegeſetzgebung des 
Königreich Sachen. Denn die zu häufigen Jahrmärkte find ebenſo ſchädlich für Arbeit und 
Sitte ded Landvolks ald der Städter erkannt. Dabei geſteht die vorgedachte preußifche Gewerbe⸗ 
orbnung indeß den Marftberechtigten bei Verminderung der Zahl der Märkte einen Entſchä⸗ 
digungdanſpruch in dem Falle zu, wenn das Marktrecht fih auf einem fpeciellen läftigen Titel 
gründet. Es gehört dies jedoch eigentlich in das Gebiet der Befekgebung und refp. des bie 
Marktyolizei mit begreifenden Polizeihoheitſrechts des Staats. 

Dagegen gehören zu denjenigen Beſtimmungen, für deren Befolgung, je nach den pofltiven 
Vorſchriften der betreffenden Gefeggebung, die Marftpolizei und beren Organe zu furgen 
haben, unter andern folgende: Es darf die Breiheit Fremder zum Befuch der Meilen, Jahr⸗ 
und Wohenmärkte, gleichwie der Ein- und Verfauf auf denſelben, nicht beſchränkt werben; der 
Marktverkehr darf in keinem Falle mit andern als folden Abgaben belaftet werden, welche eine 
Vergütigung für den überlaffenen Raum und den Gebraud von Buben und Geräthſchaften 
bilden; Einrichtungen, wonach der Einkauf von Lebensmitteln auf Wochenmärkten einzelnen 
Klaffen von Käufern nicht während der ganzen Dauer des Marktes, fondern nur während einer 
gewiflen Zeit geflattet wird, dürfen nicht ausgedehnt, auch nur da beibehalten werben, wo dies 
auf Örtlihen Gewohnheiten und Bebürfniffen gegründet ifl und von der Regierung ausbrüdlic 
genehmigt wird. Über die verfchlenenen örtlichen Einrichtungen verhalten ſich die nach Bebürf: 
niß zu erlaffenden befondern Diarktorbnungen. Auch während des Gottesdienftes ift ver Markt⸗ 
verkehr in der Regel unterfagt. Für ven Marktverkehr müſſen je nach feinen Gegenftänden 
(Vietualien, Vieh, Waarengattungen, PBroduete verſchiedener Art) gemifle, aber ausreichende 
PBläge angewiefen werben; an Markttagen dürfen die zum Marktverkehr gehörigen und von 
außerhalb zum Marktort gebraten Gegenſtände nur an den anzumweljenden Blägen, nicht aber 
auch vor und in den Thoren gelauft werben. Die Verbote des Auf: und Vorkaufs, fomeit e& 
fi niht um Die zum täglichen Gebrauch gewohnheitsmäßig in Käufern und auf den Straßen 
umbergetragenen Gegenſtände oder um ven Berkauf in befonbern Lofalen handelt, find zu über- 
wachen. Ferner find für die Marktpolizei in Betreff des Marktverkehrs beſonders die geſetz⸗ 
lichen Beftimmungen ber diejenigen Gegenflänve bemerkenswerth, welche auf den Wochen⸗ 
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märkten nur feil geboten werben dürfen. Die preußiſche Gemerbeorbnung von 1845 rechnet da⸗ 
hin: rohe Naturerzeugnifle mit Ausſchluß des größern Viehs, ferner Fabrikate, deren Er⸗ 
zeugung mit der Land- und Forſtwirthſchaft oder Fiſcherei in unmittelbarer Verbindung ſteht, 
oder zu den Nebenbefchäftigungen der Landleute der Gegend gehört, oder durch Tagelöhnerarbeit 
bewirkt wird, mit Ausjhluß von Getränken, ſodann frifche Lebensmittel aller Art. Die be: 
treffende Behörde ift ermächtigt, unter höherer Genehmigung Berzeichniffe vieler auf ven 
Wochenmärkten zuzulaffenden Gegenflände, fowie derjenigen Probucte und Fabrikate auf: 
zufteflen und befannt zu machen, welche außerdem nad Ortsgewohnheit und Bebürfniß in 
größern Bezirken ober an gewiſſen Orten zu ven Wochenmarftöartifeln zu rechnen ſind und ge- 
hören follen. 

Demnächſt ift eine der hauptſächlichſten Berufsthätigfeiten ver Marktpolizeibehörden vie 
Sorge für richtige Maß und Gewicht, auf Vieh- und Lebensmittelmärkten aber auch dafür, 
dag auf erftere Feine mit anſteckenden Krankheiten behafteten Thiere gebracht werden „ weshalb 
bei Ausübung der Marftpolizei über Biehmärkte quch wol Thierärzte fungiren, ſowie daß auf 
legtern Feine der Geſundheit ſchädliche, mit nachtheiligen Subflanzen vermiſchte Lebensmine 
feil geboten werben, und befanntlich läßt in legterer Beziehung die Ausübung ver Marktpolizei 
noch viel zu wünſchen übrig. W. . A. Lette. 

Marokko, ſ. Barbaresken. 

Maß und Gewicht. Jedes Volk, das auch nur einen geringen Culturgrad erlangt hat, 
findet ein feſtes Maß: und Gewichtſyſtem unentbehrlih. Je mehr der Verkehr fig entwickelt, 
defto genauer müflen die Normen beftimmt fein. 


. Die erſten Maße waren gleihlam Naturmape: ber Fuß oder Schub, die Elle (vom Ein: 


bogen bis zur Singerfpige), dad Gran (Gewicht eines Gerſtenkorns); dann der Morgen un 
das Tagwerk (fovtel ein Mann in diefer Zeit in gewöhnlicher Weile bearbeiten kann). 

Bald genügten aber folde immerhin ziemlich große Spielräume In fi fließende Beſtim⸗ 
mungen nit mehr. Man forderte nähere Feftftellung und fam dabei allerdings mitunter auf 
feltfame Beflimmungen, fo 3.3. daß die Armlänge des jeweilß regierenden Königs vie Elle 
beflimme, wonad in Eurzen Zwifchenräumen vie ſtärkſten Wechfel eniftehen Eonnten. 

Feſtes Maß warb alfo bei einiger Entwickelung des Verkehrs überall Bedürfniß. Gleich⸗ 
viel woher Die urfprüngliche Norm rühren mochte, fie mußte dauernd fein. Maß und Gewicht 
ward häufig unter ven Schuß der Priefter oder der Kirche geftellt, dad einmal angenommene 
Urmaß in dem Haupttempel niedergelegt. 

Gerade dverlimftand, dag man allgemein und überall dad Bedürfniß feſter Urmaße empfand, 
brachte aber nebenbei auch die üble Wirkung hervor, daß eine zahllofe Menge voneinander ab: 
weichender Normen aufgeftellt wurde. Jeder Ort mit nicht ganz unbebeutendem Verkehr hatt⸗ 
feinen befondern Fuß u. ſ. w. Es entſprach oder genügte Died ven urfprünglichen Bebürfniiien 

in doppelter Beziehung: in der Regel beſaß nur der Lokalverkehr eine (relative) Bedeutung, 


und dann wollte man dad Muttermaß nicht in einer größern Entfernung fuhen, e8 mußte zur _ 


Hand fein. 


Außer den angegebenen allgemeinen, wirkten auch noch beſondere Umſtände auf Vermeb: 


rung der verſchiedenen Maße. Am einen Orte wollte man durch ſchwereres Gewicht den Gin: 


Fäufer, am andern durch leichtered dem Verkäufer einen Vortheil zuwenden und ihn Dapurd 


herbeiziehen. Bald ward eine Beränderung vorgenommen, um eine Goncurrenz zu bekämpfen, 
bald follte eine Auflage durch fie erfegt werden. Manche Maße wurden mit den beſondern 
Waaren und Einrihtungen aus fremden Rändern angenommen. Danach bildeten ſich bewn 
eigene Maße für einzelne Gegenſtände (z.B. für Seiden- oder Tuchwaaren). 

Sobald nun aber der Handel einige Ausdehnung erlangte, mußte die Vielheit der Mape 
als ein libel empfunden werden. Das Läflige des Misftanned ward ſchon in früher Zeit em- 
pfunden, dermaßen, daß bereits Karl der Große den Blan faßte, gleiches Maß und Gewicht in 
jrinem ganzen Reiche herzuftellen, — ein Gedanke, der zugleich ein ſchoͤnes Zeugniß für bie 
Genialität jenes Urhebers abgibt, welcher fon vor länger ald einem Jahrtaufend dasjenige 
berzuftellen beabfihtigte, wonach wir heute noch fireben, was wir aber noch immer nicht er: 
langt haben. 

Übrigens ift Die Verwirklichung jened großen Gedankens nicht etwa blos in Deutjchlanı 
auf gewaltige Hinberniffe geflogen. In Frankreich verfuchte es König Philipp V. im Jahre 
1321, Einheit von Maß und Gewicht einzuführen. Sogleich entſtand allgemeine Unzufrieben: 
heit; Klerus und Abel verbanden fi mit den Gtäbten, un dies zu hintertreiben; ber König 
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mußte nachgeben. Auch Ludwig XI. und AudiwigXIV., melde den Blan aufgriffen, unternahuen 
es nicht, denfelben den herrſchenden Borurtheilen gegenüber durchzuführen. In dem prafti- 
fen England dagegen mußte ſchon König Johann in der Magna⸗Charta (41. Sertion) ver: 
fprehen: durch das ganze Königreich ſoll gleiches Map und Gewicht beſtehen. Gleichwol gibt 
ed dafelbft Heute noch ſehr verſchiedene Maße nach ven Lokalitäten: Darbs von 3 bis zu 21 Fuß, 
Ruthen von 161/, bis 36; man zählt 25 verſchiedene Acres, Morgen, variitend zwiſchen 4840 
und 10240 Quadratyards; marı hat bein Getreiveverfauf die Bufhel von 60 — 488 Pfd. Ge⸗ 
wicht u. ſ. w. 

Der franzöflihen Nationalverfammlung gebührt ein hervorragendes Verbienft in der wich⸗ 
tigen Frage wegen Herflellung gleihen Maßes und Gewichts. Sie begnügte fich nicht, dieſe 
Gleichheit in einem großen Reiche einzuführen, ſondern fuchte fofort auch Verſtändigung mit 
andern Nationen anzubahnen, um, frei von allen Sonderftrebungen, unter Annahme von Na: 
turmaßen, gemeinfame Grundlagen für den Verkehr ſämmtlicher Völker in dieſer Hinſicht her⸗ 
zuftellen, und zwar auf ver alle Rechnungen auf Außerfte erleichternden Baſis eines ftreng 
durchgeführten Decimalfoftemd. Schon unterm 8. Mai 1790 erging desfalls dad erfte Decret, 
und zwar zu dem boppelten Zwecke, 1) um ‚ganz Frankreich die Wohlthat gemeinfanen Maßes 
und Gewichts zu verſchaffen“, und 2) Großbritannien — den König und das Barlament — „zu 
einem gemeinfamen Zufammenwirfen mit der Nationalverfanımlung einzuladen wegen Feſt⸗ 
ftellung einer natürlichen Einheit von Maß und Gewicht“. Bei dem nod vielfach herrſchenden 
Borurtheil gegen alle aus dem revolutionären Frankreich gefommenen Neuerungen verbient es 
befondere Erwähnung, daß die Nationalverfammlung gar nicht daran dachte, ein ſpecifiſch fran- 
zoͤſiſches Werk zu fchaffen und dieſes dann den andern Nationen zu octroyiren; bie übrigen 
Staaten follten vielmehr mitwirken zur Herbeiführung eines gemeinfamen Werks. 

Nach Vernehmung eines umfaflenden Gutachtens der Akademie der Wiſſenſchaften erging 
unterm 26. März 1791 ein weitereö Decret, um ganz auf ber früher angebeuteten Grundlage 
die Berwirklihung anzubahnen: „In Erwägung, daß es zu dieſem Behufe nöthig ift, eine der 
Natur entnommene und unveränberlihe Maßeinheit feſtzuſetzen, und daß das einzige Mittel, 
dieſe Gleichheit auch" auf die fremden Nationen audzubehnen und fie zur Annahme des näm⸗ 
lien Maßſyſtems zu beflimmen, in der Wahl einer Einheit zu finden ift, welche nichts Will- 
kürliches noch irgendeinem Volk der Erde Eigenthümliches in fi ſchließt“ — decretirte vie Na⸗ 
tionalverfammlung, daß der vierte Theil des Erdmeridians zur Grundlage des neuen Maß: 
ſyſtems genommen werde, und verfügte zu dieſem Behufe vie Vornahme von Meffungen. Die: 
jelben wurben mit einer für Damals fehr großen Genauigkeit von Delambre und Medain aus- 
geführt. Das franzöfifche Geſetz von 1. Aug. 1793 brachte bie erſten Nefultate. „Die Einheit 
von Maß und Gewicht war feit langer Zeit einer ver Wünfche der Philanthropen; fie wird 
gleichzeitig verlangt durch die Kimfle und die Wiflenfchaften, durch den Handel und durch den 
von feiner Hände Arbeit lebenden nüglihen Menſchen, der, dem Betrug am meiften ausgeſetzt, 
ih am menigften im Kalle befindet, deſſen Wirkungen zu ertragen. Dieſes neue Mittel, die 
Einheit ver Republik zu befeftigen, getwährt noch weiter das der Berbindung zwifchen ben Fran⸗ 
zofen und den andern Völkern, zwiſchen der gegenwärtigen Generation, melde dieſe Wohlthat 
anbietet, und der Nachwelt, welcher fle zum Nugen gereicht.‘' 

Da weder England noch irgendein anderer Staar der ergangenen Einladung zum Mit- 
wirken Bolge gab, fo mußte allerdings Frankreich allein die Sache durchführen. Wirübergehen 
die gemachten Borichläge und Berfuche im einzelnen, uns nur haltend an die ſchließlich feſt⸗ 
geftellten Refultate. 

Hatte man den vierten Theil des Meridians als Grundlage des Maßſyſtems beſtimmt, jo 
nahm man nur den zehnmillionften Theil davon als Längemaf, Meter genannt. Eine Schwie- 
rigkeit erhob fi bei ven Uinterabtheilungen. Man verfländigte fich leicht, daß ein Decimalſyſtem 
vollftändig durchgeführt werben folle, unter Befeitigung namentlich des Duobecimal: wie jedes 
andern Syſtems. Nun flanben fi aber zwei VBorjchläge über die Art der Benennungen gegen= 
über. Die einen empfahlen einfache Beifäge, welche die Beziehung zum Hauptmaße gleichzeitig 
ausbrüdten, und zwar griechiſche Zahlworte für Die Vermehrung, lateinifhe Zahlworte für bie 
Berminberung ; die andern ſprachen für die Annahme befonderer einflibiger Namen, ganz un 
abhängig voneinander, aber Ihre Menge. flieg auf mehr ald 24 und die Namen waren zum 
Heil ſchwer im Gedächtniſſe zu behalten. Die erſte Anficht gelangte zur Annahme. 

Der Meter —= 3 alte parifer&uß und 11,4 Linien == 1,082 englifihe Yards, = 3,312 eng⸗ 
liſche oder ruffifche, == 3,1862 preußifche oder rheinifche Fuß, wird unten nbgetheilt in Deris, 
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Centi⸗ und Millimeter; 1000 Meter = 1 Kilo:, 10000 Meter — 1 Myriameter (7420 Re. 
ter — 1 deutfche oder geographifche Meile). 

Gin Quadrat von 10 Meter Länge und Breite bildet die Grundlage des Flächenmaßes um 
wird Are genannt; 100 Aren = 1 Heftare. Unterabtheilung der Are in 100 Gentiaren. 

Der Kubikdecimeter ftellt die Einheit des Hohlmaßes dar und heißt Kiter; 100 Liler— 
1 Heftoliter, angewendet bei Flüſſigkeiten wie bei trockenen Gegenfländen. Nur als Holmaf 
gilt ver Kubikmeter, Stere geheißen. 

Die Gewichtseinheit iſt das Gramm — 1 Kubikcentimeter Waffer in Zuftande feiner grös: 
ten Dichtigkeit; das Kilogramm Waſſer ift fomit gleich einem Liter ; ebenfo der metrifche Gent: 
ner = 1 Heftoliter. 

Einheit dev Münze ift der Franc, beftebend aus 5 Grammen Silber, 9," fein; demnad 
wiegen 200 Fr. genau 1 Kilogramm. 


Das in diefer Weife aufgeftellte Syſtem mußte fih empfehlen durch feine Ginfachheitum 
die vollftändige Übereinftimnung in allen Teilen, wonad Maß, Gewicht und felbft Bein 


ein wohlbegründetes, leicht erfennbared Verhältniß zueinander gebracht find. Wie bei all 
Neufrungen fehlte e8 indeß auch Hier nit an Widerſprüchen. Daß man ein fogenanntes Natur. 
maß zur Grundlage des ganzen Syſtems erhebe, hatte wol zuerſt der holländiſche Beometn 
Hunghens (1675) und bald darauf Locke (im Jahre 1679) vorgeichlagen, vie beide hierzu. 
dritten Theil der Länge des Secundenpendels empfahlen. Dan brauchte danach, flatt der 
ſchwierigen und Eoftfpieligen Meridianmeſſung, nur zu unterfuchen, wie lang ein Penk: 
fein muß, der unter einem gewiflen Höhe: und Breitegrad im Iuftleeren Raume fechzigual 


in der Minute fhwingt. Allein bißjegt, nach zwei Jahrhunderten, ift e8 noch nie gelun 


gen, einen Pendel herzuftellen, genau genug, um als Urmaß zu dienen. Es hat feine Nik: 
tigkeit, daß auch der Meter nicht abfolut richtig den zehnmillionften Theil des Duadrante 
bezeichnet; vermittelft der neuen Kortfchritte in der Meßkunde ward dies nachgewieſen. Allein 
die Abweichung bleibt verſchwindend Elein; nach Beſſel beträgt der Quadrant nit 10 Mil. 
fondern 10,000855, nad Chazallon 10,001790 Meter; e8 ift dies jedoch ein fo Fleiner Unter: 
ſchied, daß derſelbe bei einer unbeveutenvden Tentperaturbifferen; am Maßſtabe ſich ausgleicht. 
Sodann bat man Die Unzweckmäßigkeit einiger der franzöfifhen Maße für den praftifcen Ge— 
braud behauptet. Nun läßt es fich nicht leugnen, daß jede bedeutende Neuerung für die Male 
des Volks anfangs wirklich mit mancherlei Unbequemlichkeiten verbunden ift, bis man ihein: 
malbaran gewöhnt bat. Aber weiter gebt die Schwierigkeit in vorliegenden Falle nicht. Und 
dag man fi an das metriſche Decimalfgftem leicht gewöhnen kann, zeigt die Erfahrung. A 
am meiften unpraftifch warb befonders früher der in 100. Gentimes eingetheilte Franc be: 
zeichnet; man berief fich wefentlich darauf, daß in Frankreich felbft nad 7O Jahren noch nad 
Sous gerechnet werde. Der Beweis aber, daß die Schwierigkeit nicht in der Sache, im Syſten 
Tiege, lieferte in glänzenber Weife die Schweiz, wo die Centimesrechnung alsbald nad Ein: 
führung der nenen Münze wirflih ganz allgemein die einzig gebräuchliche wurde. (Der De: 
fafler-ver gegenwärtigen Abhandlung hatte, fhon zwei Jahre nach Einführung des neuen Min; 


ſyſtems, Gelegenheit, überall in der Eidgenoſſenſchaft viefe Bemerkung zu machen.) Audi 


Öfterreich ergab fich nad Einführung einer Theilung der Gulden in 100 Kreuzer das Gleiche 

Als das metriſche Syſtem In Frankreich begründet tvurde, konnte man in Europa mehren 
Hundert verſchiedene Pfunde zählen. Das „Annuaire du bureau des longitudes” für 183 
führte noch 215 Fußmaße auf, und die Lifte war dabei, wie es ſcheint, gleichwol unvollſtändi 
In Deutſchland insbefondere gab es noch im zweiten Jahrzehnd des iekigen Jahrhundert 
Piunde von 32 bis zu AO Loth, die an ſich wieder große Verſchiedenheit darboten. bei: 
Hatte man Gentner von 100 bis zu 120 diefer nur dem Namen nad das Gleiche bezeichnender 
Pfunde. Im-Umfange des Großherzogthums Baden allein fanden ſich adhtzigerlei Pfunde, 11} 
verſchiedene Ellen, 92 Flächen: und Feldmaße, 65 Holz:, 163 Getreide-, dann 123 Ohm: od 
Eimer: und 63 Wirths- oder Schenkmaße. Ebenſo hatte man im Großherzogthum Helen 
vierzigerlei Ellen, 129 Getreide: und 77 Ohmmaße u. ſ. w. 

Das metrifhe Maß und Gewicht wurde anfangs Infolge der Siege franzöſiſcher Heere ie 
andern Ländern verbreitet, ſeitdem ift ihm aber vielfach die ehrenvollere Anerkennung freiwi; 
liger Annahme zu Theil geworben. Belgien, Holland und Italten haben das gedachte Soft 
vollſtändig adoptirt, wenn auch die franzoͤſtſchen Benennungen vielfach durch andere erieg! 
wurden; au in Spanien, Portugal und Griechenland beſteht das Metermaß geſeglich, nid! 
minder in den meiften Staaten des vormals ſpaniſchen Amerika, namentlich in DRexico, Qu: 
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temala, Coſtarica, Neugranada, Venezuela, Ecuador und Chile; in der Schweiz dient dad fran- 
zöftfche Syſtem wenigftens als Grundlage; ebenfo in mehreren deutſchen Ländern, namentlich 
Baden, dem Großherzogthum Heffen und Naffau; vollfländiger gilt es noch in einem Theile der 
deutfchen Länder auf dem linfen Rheinufer, namentlich ver bairiſchen Pfalz, und in Öfterreicgifchen 
Sthlien. Im ganzen Zollvereinsgebiete ift das halbe Kilogramm al8 Pfund angenommen, nur 
im innern Verkehr haben das rechtörheiniſche Baiern und Kurheſſen ihr altes Gereicht zur Zeit 
noch beibehalten. Aklein auch in ven andern Zollvereinsſtaaten hat man verſchiedene Unter: 
abtheilungen ded neuen Pfundes (von Y, Kilogramın) vorgenommen; in Südweſtdeutſchland 
blieb man bei 32 Loth; in Preußen und Sachſen nahm man 30 an, in Hannover und Olden⸗ 
burg und chenfo in den Hanfeftädten theilt man das Bfund in 10 Loth. In England hat ſich 
feit Jahren eine lebhafte Agitation für Einführung des metrifhen Syſtems gebildet; nirgends 
ward dad Unvationelle der beftchenden Nornıen mit ſolcher Schärfe hervorgehoben wie in ge- 
nannten ande. In wiſſenſchaftlichen Schriften aus den verfhtedenften Gegenden findet man 
meiſtens das bei Berechnungen fo bequeme metrifhe Map angewendet. Auch haben ſich in ver 
Neuzeit Techniker in allen Berfammlungen, in denen der Gegenftand behandelt wurde, da⸗ 
für erflärt (jo im Mai 1857 zu Wien die Techniker der deutſchen Gifenbahnen, im September 
1860 zu Sranffurt a. M. die Architekten und Ingenieure, im nämlichen Monat zu Heidelberg 
die deutfchen Laud- und Forkwirtbe u. ſ. w.). 

Als das Verlangen nach einer Einigung Deutſchlands mit rieuer Kraft erwachte, flellten 
einigeftegierungen — nämlich die von Baiern, Sachſen, Würtemberg, Kurheſſen, Großherzog⸗ 
thum Heſſen, Naſſau, Meiningen und Altenburg — in der Bundestagsſitzung von 23. Febr. 
1860 den Antrag auf Einleitung von Verhandlungen zur Einführung gleihen Maßes und 
Gewichts in allen Bundesſtaaten. Es erfolgte zu dieſem Behuf vie Berufung einer Gommif: 
fion von Fachmännern, welche im Juni 1861 ein umfaffendes Gutachten abgab. 

Es Heftehen danach noch jegt in Deutſchland wenigſtens 30 verſchiedene Fußmaße, von 25 
bio 31,61 Centimeter; ungefähr ebenſo viel Ellen von 54,73 bis 83,3 Centimeter; ferner Klafter 
von 6— 10Fuß, Ruthen von 10—208uB; ſodann Adermorgen von 2025 bi8 9657%, Qua⸗ 
dratmeter; Brennholzklafter von 2%/, bis 51/, Kubikmeter; bei ven Flüſſigkeitomaßen Eimer 
von 29 bi8 294 Riter, eingetheilt in 40 bis 160 Maß; die Maß ſchwankend zwifchen Y/, und 
2 Kiter; dad Quart oder Quartier zwiſchen O,805 und 1,145 Liter; Die Kanne zwiſchen O,92ı und 
1,52 Liter; dev Schoppen zwifchen 0,375 und O,5 Riter. Beim Getreidemaß gibt es Scheffel von 
22,8 und von 222,36, dann Malter von 100 bis 1246, Simmern von 124/, bis 110%, Liter. 

Die Commiſſion erörterte die Frage: ob ed etwa gerathen fei, ein ganz neues Syſtem auf: 
zuftellen? Nachdem fle diefen Gedanken verworfen, prüfte fie, ob man eind der in Deutſchland 
beftcehenden Maße annehmen folle? Allein keins derfelben entfpricht den fonftigen Anforberun- 
gen, namentlich weil überall eine rationelle Durhführung auf Grundlage des Decimalfgftems 
fehlt, und keins hat Ausfiht, aud In den übrigen Ländern aboptirt zu werben. So blieben 
nur nod die in ven großen Staaten des Audlanves angenommenen Einrichtungen, und unter 
diefen zunächſt jene von England und Frankreich. @inige der englifhen Maße und Gewichte 
erfreuen fid) der größten Verbreitung in allen Theilen ver Erbe, namentlich aud in Amerika, 
Auftralien und Rußland. Dies iſt aber auch der einzige Vorzug; denn von einem Syſtem im 
- ganzen fann feine Rede fein, e8 Fehlt die Decimaleintheilung und in England felbft befteht eine 
Unzahl von Abweichungen, ſodaß dort felbft, wie bereits erwähnt, für Einführung des frangd- 
ſiſchen Syſtems eine lebhafte Agitation fich gebildet Hat. 

So konnte venn die Commiſſion nur zu dem Vorfchlage ber Annahme des metrifchen Syſtems 
nach der Art der Durchführung deffelben in Frankreich gelangen. 

Es iſt zu bedauern, daß diefer Grundgedanke nicht ganz confequent beibehalten ward. Man 
meinte in einer Reihe fpecieler Fälle Ausnahmen zulafen zu müflen, von deren Nothwendig⸗ 
keit wir und keineswegs überzeugen Finnen. So foll ed Rachter von 2, Ruthen von 5, Meilen 
von 7500 Meter geben; dann Klafter von 4 Kubikmeter und Schatrutben von 25; endlich 
Neuſcheffel von 30 Heftoliter. Die Erfahrung in andern Ländern läßt aber keinen Zweifel, 
DaB man ganz einfach mit dem Meter, Kilometer, Kubikmeter und Hektoliter ebenfo gut 
ausreicht. 

Doch wie dem fet: nachdem bie Commiſſion ihre Arbeit brendigt Hatte, iſt nichtö geſchehen, 
um ihre VBorfägläge ins Leben ſelbſt einzuführen. Die unglüdliche politifche Spaltung, unter 
welcher unfer Vaterland leidet, läßt vorerft nicht einmal in ſolchen Angelegenheiten eine ini: 
gung zu Stande fommen. Gleichwol bezweifeln wir nicht im geringften das endliche Gelingen 
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der desfallfigen Beftrebungen, mie e8 denn au kaum einem Zweifel unterliegen bürfte, das, 
wenn eine Anderung durchgeführt wird, das franzöſiſche Meterſuſtem vie Grundlage ded neum 
Maßes wie des Gewichts bilden wird. G. 8. Kolt. 

Medlenburg. Lage und phyſikaliſche Beihaffenheit. Mecklenburg lie 
zwifchen 53° 4’ und 54° 22’ nördl. Br. und zwifchen 28° 16’ und 31° 31’ öfl.. Gehe 
einen Flächeninhalt von 293,31 Duadratmeilen. Davon fallen auf Mecklenburg-Sqwni 
244,12 und auf Medlendburg :Strelig (mit Einfhluß des 6%, Duadratmeilen großen Fürkr. 
thums Rageburg) 49,19 Duabratmeilen. Die Grenzen find gegen Norben vie Oftfee, gur 
Oſten und Süden bie preußifchen Provinzen Pommern und Brandenburg, gegen Sührrfn 
und Weiten Hannover, dad Herzogthum Lauenburg und dad Bebiet der Stadt Lübeck At 
Ienburg- Schwerin ift bis auf zwei Eleine Enclaven in der Priegnig (Provinz Brandenbug 
und eine dritte in Medlenburg: Strelig ein zuſammenhängendes und abgerundetes Territorun: 
Medienburg-Strelig dagegen zerfällt in zwei getrennte Beſtandtheile: das Land Stargat ın 
Südoſten, und dad Fürftentbum Rageburg im Nordweften des feiner ganzen Ausdehnung ra 
dazwiſchenliegenden mecklenburg-ſchweriniſchen Gebiets. Das Fürſtenthum Rageburz k 
einige unbedeutende Enclaven, von denen drei im Lauenburgiſchen und eine im Schweriniſen 
belegen find. Bon fremden @ebietstheilen umſchließt Medlenburg: Schwerin eine preuik: 
Enclave und Medlenburg:Strelig eine zweite noch Eleinere; beide zuſammen erreichen nognk 
ganz die Groͤße der beiden mecklenburg⸗-ſchweriniſchen Enclaven in Breußen, welche legten en. 
Flächeninhalt von 1,163 Duadratmeilen haben. Die Länge der geſammten Grenzen Reit: 
burgs beträgt gegen die Dftfee circa 20%/,, gegen Preußen 82, gegen Hannover 111, gu 
Zauenburg 17 Y,, gegen Lübe 5, Im ganzen 1361/, Meilen. 

Mitten durd dad Land, in ver Richtung von Südoſt nah Nordweſt, zieht fi ein nienz 
Landrücken, in welchem die Waſſerſcheide zwiſchen Of = und Nordſee liegt, und welcher mut 
Ausläufern, die er nach beiden Seiten entfendet, eine Breite von etwa neun Meilen einnizel 
Auf feinem Scheitel zeigt er eine weite muldenförmige Ginfenkung , in welcher fid eine Rx 
Fleinerer und größer Landſeen gebildet hat, deren Höhe über dem Wafferfpiegel mit der alır. 
meinen Senkung des Landrückens nad diefer Richtung Hin allmählich abnimmt. Die anſchr 
lihften Höhen des Landrüdens, deſſen Oberflähengeftalt fehr unregelmäßig ift, liegen zu beide 
Seiten der großen Seekette. Ihre größte Höhe ift 454 parifer Fuß. Das Land auferhar 
dieſes Landrückens und feiner Ausläufer ift theils ein mit niedrigen Hügeln und vielen Bieten 
niederungen erfülltes Flachland, theils Heideebene. 

Soweit der Boden Mecklenburgs bisjegt erforſcht iſt, beſteht derſelbe aus Alluvinn, Dilr 
vium, Tertiärformation und Kreideformation. Aus Diluvium beſteht faſt deſſen ganze Ih 
fläche. Die Glieder dieſer Formation find Lehm, Mergel, Sand und Thon nebſt zahlreice: 
großen und Fleinen Gerölfen. Zu ven fih noch fortwährend bildenden Alluvialſtoffen geh 
beſonders Torf und Moder, welde den Boden früherer Waſſerbecken ausgefüllt haben, mi 
rend bie vorhandenen vielen Wiefen oft nur bloße Decken von noch darunter befinbligen Bat 
becken find. An fonfligen Alluvialftoffen, vie fi in ven Niederungen finden, find nod Reia 
eifenftein (Eiſenklump) und Wiefenfalf zu nennen. Die Tertiärformation ift wahrſchein: 
unter dem Diluvium mweitverbreitet. DBisjegt Hat man darin, mit Ausnahme eines gan; uns 
deutenden Sanpfleinlagers, noch keine feften Felsmaſſen gefunden, ſondern nur lodere, ter: 
Iuvialen Lagern ähnliche Bildungen, hauptiählih Sand und Thon, ſodann aud Kreide: # 
feltener kommen Alaunerde und Braunkohlen vor. Bei Lübtheen findet fid ein mädt 
Gipsfels und an mehreren Stellen find Salzquellen und eifenhaltige Quellen vorhanden 

Die Zahl der Seen wird, unter Annahme von 200 Rutben als geringftem Längenmat " 
einen See, zu 329 für Medienburg: Schwerin und 132 für Medienburg - Strelig angegrtr 
In neuerer Zeit ind indeſſen einige biefer Seen ganz trocken gelegt, während anbere beträti 

geſenkt worden find. Unter ven Klüffen find außer der Elbe, welche Mecklenburg auf zur! vi 
Streden, bei Dömig und beiBoigenburg, herührt, die Warnow, die Redenig, bie Peene, die ir 
die Havel, die Stepenig mit der von ihr aufgenommenen Maurin, und die Wacknitz zu nnm 

Zu zwei Drittheilen beftebt die Oberfläche des Landes aus Aderfeld und Gärten; dad itn 
Drittheil bilden 32 Quadratmeilen Wälder, 25 Quadratmeilen Wieſen und Brüche, 160% 
dratmeilen Waſſerbecken, 20 Quadratmeilen unbemalbete Heide: und Sandflächen, Met 
firand u. |. w. | 

Die mittlere Temperatar ift nach neunjährigen Beobachtungen in Roftod + 6,°, ® 
andern Beobachtungeſtationen etwas niedriger bis zu 5, IR. herab. Die beobagteten 5" 
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ern Temperaturunterſchiede betragen — 25° (7. Ian. 1861) und 28,6 R. (9. Juli 1846). 
Bon den Minden find die weſtlichen die häuflgften. Sie wehen ungefähr zwei Drittheile des 
Jahres hindurch, die öftlichen dagegen nur ein Dritthell. Nah vreizehnjährigem Durchſchnitt 
hat die Beobachtung auf einer Station jährlih 136 Heitere gegen 229 trübe Tage herausge⸗ 
ftellt. Die mittlere Höhe der atmofphärifchen Waſſerniederſchläge ſchwankt an den verſchiedenen 
Drten zwifchen 240 und 280 Linien im Jahre. 
An wildwachſenden Pflanzen Eennt man bereit8 2850 Arten, mit denen aber der Beſtand 
der Flora noch lange nicht erfchäpft ift. Die bei weitem überwiegende Mehrzahl derſelben it im 
Lande urfprünglic einheimif (Bol, „Flora von Mecklenburg“, Neubrandenburg 1861). 
An Süßwaſſerfiſchen find 37 Arten bekannt. Der große Fiſchreichthum, durch welchen Medien: 
Burg früher berühmt war, hat aber fhon feit längerer Zeit jih fehr vermindert. An Reptilien 
kennt man 17 Arten, an Bögeln 262, an Säugethieren etwa 75 Arten. In den fleben Jahren 
von 1849 —56 wurden in ben großherzogliden Sagdrevieren von Medlenburg: Schwerin jaͤhr⸗ 
lich durchfchnittlich erlegt: 31667 Krammetsvoͤgel, 31 Kronſchnepfen, 394 Becaffinen, 1308 
Waldſchnepfen, 658 Enten, 5175 Rebhühner, 1 Trappe, 60 Birkhühner; ferner 10 Fiſchadler, 
24 Steinavler, 622 Habichte und Falken, 1319 Weihen, 754 Sperber, 387 Raben und ebenfo 
viele Reiher. Die vierfüßigen Jagdthiere find: milde Schweine, Hirſche, Rehe, Hafen, und an 
Raubzeug: Füchſe, Marder, Ittiffe, Wiefel, felten Dachſe, Ottern und wilde Kaninchen. 
Geſchichte. Bor pt Slawen, welche um dad Jahr 400 n. Ehr. eingewanvert zu ſein 
ſcheinen, hatte das Land eine Bevölkerung germanifcher Abkunft. Die eingewanderten Slawen 
oder Wenden zerfielen in mehrere Stämme, unter welchen die Obotriten und die Keutitier, jene 
im norbweftlicden, dieſe im oͤſtlichen Landestheile wohnhaft, bie beveutenpften waren. Nachdem 
die jenfeit ver Elbe wohnenden Sachſen wienerholte Verſuche gemacht hatten, diefe Wenden für 
das Chriſtenthum zu gewinnen und zugleich fie ihrer weltlichen Herrfchaft zu unterwerfen, 
wurde im Jahre 1147 von dem Sadfenherzog Heinrich dem Löwen ein foͤrmlicher Kreuzzug 
gegen fie veranftaltet. Nach langen blutigen und verheerenden Kämpfen gelang ed, das Land 
in Bejig zu nehmen. Der Obotritenfürft Niklot, der Stammpvater des noch jegt regierenden 
Fürftenhaufes, fand bei einen Ausfall im Jahre 1160 feinen Tod. Don diefem Zeitpunfte an 
begann eine in den nachfolgenden Jahrzehnden bis In den Anfang des 13. Jahrhunderts hinein 
fich noch verftärkende veutfche Einwanderung. Städte mit deutſchen Einrichtungen und Rechten 
wurden gegründet, unter welchen bald die Seeſtädte Roſtock und Wismar zu hoher Blüte und 
Macht emporwuchſen und angejehene Glieder des Hanfabunde wurden. Aud der Adler: 
bau ging zu einem nicht unbedeutenden Theile in die Hände eingewanderter nieverfächfticher 
Bauern über, während neben dem ſlawiſchen Adel, der meiftens im Beſitz feiner Güter blieb, 
auch eine Anzahl deutſcher Ritter ländlichen Orundbeftg erlangte. Gleichzeitig nahm die Kirche 
durch Errichtung der Bisthümer Schwerin und Rageburg, durch Einfegung und Dotirung von 
Prieflern und durch Gründung zahlreicher Klöfter dad Land in dauernden Belle. Nach etwa 
einem Jahrhundert Hatte die deutſche Cultur fo fehr Die Herrſchaft erlangt, daß ſelbſt die Sprache 
der Wenden, mit Ausnahme einiger entlegener Winkel, bis auf einzelne Bruchſtücke, die fich be: 
ſonders in den Eigennamen der Ortfgaften, Flüſſe u. f. w. erhielten, au8 dem Leben verſchwun⸗ 
den war. Der Unterfien zwiſchen beiden Nationalitäten trat unter den Vorbringen deutſcher 
Sitte und Bildung immermehr in den Hintergrund. Am ausbauernbften und noch bis in bie 
Zeit, wo längft eine vollfländige Verſchmelzung eingetreten war, hielten die Statuten ver Hand⸗ 
werkszünfte, welche die Aufnahme von Mitgliedern wendifcher Abkunft unterfagten, den Unter: 
ſchied aufrecht. | 
Pribislan, der älteſte Sohn Niklot's, zum Ehriftenthum übergetreten, warb von Heinrich 
dem Löwen in den größern Theil der väterlichen Herrfihaft wieder eingejegt. Er regierte ſeitdem 
ald Vaſall des Sachfenherzogd und ward als foldder im Jahre 1170 von Friedrich Barbaroſſa 
unter die deutſchen Reihsfürften aufgenommen. Schwerin und dad umliegende Gebiet war ala 
eigene Grafſchaft einem deutſchen Ritter übergeben worden. Die feit vem Jahre 1185 in Med- 
Ienburg und andern norbveutfchen Rändern von dem däniſchen Konig Ranut begründete daͤniſche 
Oberherrſchaft ward unter deſſen Nachfolger, Waldemar II., wieder abgemworfen. Diefer wurde 
im Jahre 1223 vom Grafen Heinrich von Schwerin gefangen genommen, und im Jahre 1927, 
als er, aus der Haft entlafien eivbrüchigerweife von neuem einen Eroberungdzug unternahm, 
in der Schlacht bei Bornhöven in Holftein von eben jenem Grafen und deflen Verbündeten nad: 
Haltig beſtegt. Seit diefer Zeit traten die mecklenburgiſchen Lande in ihr früheres Verhältniß 
zum Deutfhen Reiche zurück. 
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Dem Pribislav waren fein Sohn und Enkel, Heinrich Borwin J. und Heinrich Bormin ll 
in der Herrſchaft gefolgt. Die vier Söhne des letztern theilten unter ſich das vom Bater eim 
Land. So entflanden (1229) die vier Linien: Medienburg, von dem Stammſchloß Rigun— 
burg, eine Meile fünlih von Wismar, fo benannt, Werle (Fürſtenthum Wenden), Roftod m 
Parchim (Richenberg). Von dieſen erreichte die parchimſche Linie ſchon 1261 ihr Ende. 9 
mecklenburgiſche Linie vereinigte nach und nad den Beſitz der drei jüngern Linien durch Gt. 
gang In ihrer Hand und fügte noch diejenigen @ebiete hinzu, welche außerdem das jegige Mr. 
lenburg ausmaden: die Orafihaft Schwerin, die biſchöflichen Stifte Schwerin und Rage; 
und Theife des Oebiets ber Herzoge von Sachſen, der Grafen von Dannenberg, ver Markkrıie 
son Brandenburg und der Herzoge von Pommern. 

Der Stammvater der mecklenburgiſchen Linie, Johann I., der Theologe genannt, fartı: 
Jahre 1264. Ihm folgte Heinrich I., der Pilger, welcher, auf einer Pilgerfahrt nad ir. 
ſalem im Jahre 1271 von den Sarazenen ergriffen und nad) Kairo gefchleppt, erft im 
1297 die Freiheit wiedererlangte und nach fiebenundzwanzigjähriger Abmejenheit im ir. 
1298 in feine Heimat zurüdfehrte, wo er im Jahre 1302 farb. Sein Eriegerifher Eh 
Heinrich II., der Löwe, erwarb durch Heirath (1301) die Herrſchaft Stargard als brantntz 
giſches Lehn, und nach ven Ausiterben der voftocder Linie (1314) die Herrſchaft Roſtod ir 
legte Fürſt diefer Linie, Niklas das Kind, hatte den König Eric von Dänemark als jim 
Lehnsherrn anerfannt (1300). Erich's Nachfolger übertrug (1383) Heinrich II. die £r 
ſchaft Roſtock als erbliches Lehn. Der über den Markgrafen Waldemar von Brandenbung 
Granſee (1317) erfochtene Sieg ſicherte den Beſitz der Herrſchaft Stargard. Die leptere nu 
unter Heinrich's Sohn, Albrecht, von Karl IV. zu einem unmittelbaren erblichen Lehn ik 
miſchen Reis erhoben (1347) und in dem folgenden Jahre verlieh derſelbe dem wedleak: 
giſchen Fürftenhanfe vie Herzoglihe Würde. Durd eine Landestheilung zwiſchen Altıckm 
feinem Bruder Johann (1352) ward legterm das Land Stargard überwieien. m Jen 
1358 erwarb Albrecht durch Kauf die Grafſchaft Schwerin. Es gelang ihm ferner, na 
zweiten Sohn, Albrecht, im Jahre 1363 auf den ſchwediſchen Königsthron zu bringen; r: 
Verſuch dagegen, auch feinem älteflen Sohn eine Königefrone (die däniſche) zu verifaie 
jheiterte. Durch diefe Unternehmungen des Ehrgeizes gerieth Mecklenburg in grope Verike 
lungen. König Albreht von Schweden ward im Jahre 1389 von den Dänen gefangen. & 
wurden von Medlenburg, unter befonderer Mitwirfung der Seeſtädte, Verſuche gemacht, ihr 
Hülfe zu bringen. Aus den zu dieſem Zwecke audgefandten Kriegs: und Kaperiahrzeugm 
deren Befagungen Vitalienbrüder genannt wurden, weil fie dem Könige und feinem ger 
Zufuhr an Lebensmitteln (Victualien) zu bringen fuchten, entwidelte ſich aber im weiten It 
lauf, theilweife unter ver Fuͤhrerſchaft von Nittern, ein Seeräuberwefen, welches nod; auf Jahr 
hinaus für Freund und Feind gleich unbequem und verberblih ward. @egen ein grofed tik 
geld erlangte im Jahre 1395 König Albrecht die Freiheit wieder und fehrte nun, nahivse 
auf die Wiedererlangung der ſchwediſchen Krone verzichtet hatte, nach Mecklenburg zurid, w 
er im Jahre 1412 ftarb. | 

Das 15. Jahrhundert war für Medlenburg eine wilde Zeit. Unruhen im Innern, # 
mentlich tumultuarifhe Bewegungen in ven Seefläbten, mo vie Zünfte von den patriciiden® 
ſchlechtern Antheil am Stadtregiment forderten, Fehden zwiſchen ven Ranveöherren ur 
fürſtlichen Nachbarn, Zerwürfniffe zwischen ven Randesherren und den Seeflädten, Und 
ber Landſtraßen machten den Zuftand des Landes zu einem jehr traurigen und zeigten eine 34 
liche Auflöfung aller gejellichaftlihen Orpnung. Im Jahre 1436 ſtarb die mrulide A 
aus. Die Anſprüche des Kurfürften Friedrich von Brandenburg auf die Erbſchaft unt de 
daraus enifpinnende Fehde wurden durch einen am 12. April 1442 zu Wittflod geihloim 
Vertrag beendigt, in welchem dem Haufe Brandenburg die Sucrefilon in Die gejanmten 
lenburgiſchen Lande auf den Fall des Ausfterbens dev mecklenburgiſchen Linie zugejigert nl 
Im Jahre 1471 erlofch die jüngere im Jahre 1352 abgezwrigte Linie, welche dad Land &9 
gard in Beil hatte, und damit fiel letzteres an vie ältere Linie zurück. 

Bon diefer Zeit an wurden die biäher getrennten Stände der drei Yande Medlen 
Merle und Stargard zu gemeinſamen Randtagen berufen, und im Jahre 1523 ıdlera 
Prälaten, Mannen und Städte de@ ganzen Landes unter ih eine Unten, welde die Grur 
der fpätern Entwickelung ber ſtändiſchen Verfaffung in Mecklenburg kildet und ſich alles 
folgenden Laudestheilungen gegenüber zu behaupten gewußt hat. 

Die Kirchenreformation hatte nicht nur in der Misſtimmung über die Entartung der Kt 
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fondern auch in dem Verlangen nad ihren reigen Beſitzthümern und nach Entlaflung von pecu⸗ 
niären Berpflitungen ihre Duelle. Doc konnte fle nur langfam vorwärts dringen, da nur 
Herzog Heinrich ber Friedfertige (gefl. 6. Febr. 1552) entfchieven auf ihrer Seite fand, wäh: 
rend fein Bruder, Herzog Albrecht der Schöne (geft. 7. Ian. 1547), in politifche Plane ver- 
ſtrickt und als perfönliher Anhänger des römifhen Belenntniffes ſie nur widerſtrebend und 
zoͤgernd gewaͤhren ließ. Erſt feine Söhne Johann Albrecht und Ulrich gingen durchgreifend zu 
Werke und erließen eine Reihe von Kirchenordnungen (ſeit 1552) und ſonſtigen auf die neue 
Regelung des Kirchenweſens bezüglichen Geſetzen. Die Stände hatten auf dem Landtage zu 
Sternberg im Jahre 1550 die völlige Abſchaffung der noch vorhandenen liberrefte des Papfi⸗ 
thund beſchloſſen. Bald naher war die Meformation jo ziemlich überall durchgedrungen. 
Nur noch einige Klöfter leifteten Widerſtand, welchen man gewaltfam zu brechen kein Bedenken 
trug. - Durch die eingezogenen Kirden: und Kfoftergüter vermehrte ſich der landesherrliche 
Grundbeſitz in ganz außerorbentlihem Mafe. Doch mußten die Stände es durchzuſetzen, daß 
drei Klöfter von der Säcularifatton ausgeſchieden und, gegen Übernahme fürfllicher Schulden, 
ihnen im Jahre 1572 zur chriſtlichen Auferziehung medienburgifcger Jungfrauen überwieſen 
wurden. 

Die Brüder Adolf Friedrich I. und Johann Albrecht II. begründeten durch eine Landesthei⸗ 
lung (9. Inli 1611, 3. März 1621), bei weldger jedoch die Stadt Roſtock, die Uniserfität da⸗ 
ſelbſt, das Hofgericht, das Conſiſtorium u, |. w. gemeinfchaftlic blieben, die Linien Mecklenburg⸗ 
Schwerin und Mecklenburg-⸗Güſtrow. Während des ODreißigjährigen Kriegs ſuchten die beiden 
Herzoge ihre Neutralität zu behaupten. Da aber der Kaiſer in ihrem Verhalten eine Hinnei⸗ 
gung zu feinen Feinden wahrzunehmen glaubte, fo entſetzte er ſie ihrer Herrſchaft, und überließ 
das Land, anfangs pfandweiſe (19. Ian. 1628), acht Tage fpäter Faufweife an Wallenftein, 
welder ſodann am 16. Juni 1629 mit Mecklenburg erblich belehnt ward. Mit Guſtav Adolf's 
Hülfe gelangten jedoch die vertriebenen Herzoge wieber in Beilg der Herrſchaft und wurden 
darin durch den Prager Frieden (1635) heflätigt. Es folgte aber für das Land jetzt noch eine 
Heide leidensvoller Jahre, indem es einen Hauptfriegsfhauplag für die ſchwediſchen und Fat: 
ſerlichen Truppen bildete, welche es beide um die Wette bedrückten und verwüſteten und es in 
einen Zuftand des Elends verfegten, welder feine Nachwirkungen noch in die fpäteflen Zeiten 
erfiredte. Durch den Weſtfäliſchen Frieden verlor Herzog Adolf Friedrich an Schweden vie 
Stadt Wismar nebft der Infel Poel und das Amt Neuflofter. Als Entſchädigung dafür er- 
hielt ex die Bisthümer Schwerin und Ratzeburg als weltliche Fürſtenthümer nebſt ver Jo⸗ 
hanniter : Comthuret Mirow. Die Comthurei Nemerow warb dem Herzog Guſtav Adolf von 
Mecklenburg-Güſtrow übermwiefen. 

In Schwerin war am 21. Juni 1692 Herzog Friedrich Wilgelm feinem kinderlos verftor: 
benen Oheim Ghriftian Louis, dem Sohne und Nachfolger Adolf Friedrich's, in der Regierung 
gefolgt. Als nun am 26. Det. 1695 der Herzog Guſtav Adolf von Mecklenburg⸗-Güſtrow 
ohne Hinterlaffung männlicher Nachkommenſchaft geftorben war, entſtand zwiſchen ver nähern 
Linie und den nähern Grade, zwiſchen Herzog Friedrich Wilhelm von Medlenburg - Schwerin 
und einem jüngern Bruder feines verftorbenen Vaters, Adolf Friedrich, ein Streit über bie 
Sucerffion in Medlenburg: Güftrom, welcher unter Bermittelung einer kaiſerlichen Commiſſion 
durch einen am 8, März 1701 zu Hamburg abgefhloffenen Vergleich beendigt warb. Herzog 
Adolf Friedrich erhielt einen THeil des Herzogthums Mecklenburg⸗-Güſtrow, nämlid die Herr: 
Thaft Stargard nebft den Comthureien Mirow und Nemerow, ferner das Fürſtenthum Ratze⸗ 
burg und zur Completirung der auf 31000 Thlr. geſchätzten Cinkünfte aus dieſen Ländern 
eine Anweiſung auf eine jährliche Zahlung von 9000 Thlrn, ans dem Elbzoll. So entſtand 
neben den jegt in Einer Hand vereinigten Herzogthümern Medlendurg- Schwerin und = Güftrom 
und unter Beibehaltung der Union der Stände das Herzogthum Mecklenburg-Strelitz. 

Unter der Negierung des Herzogs Friedrich Wilhelm von Mecklenburg-Schwerin (geft. 
1713) und feiner beiden Brüder und fucceffiven Nachfolger Karl Leopold (geft. 1747) und 
Ehriftian Ludwig (geft. 1756) ward das Land durch Streitigkeiten zwifchen Landesherren und 
Ständen, die unter Karl Leopold einen fehr heftigen Charakter anuahmen und zu einer Reichs⸗ 
ererution und Einſetzung einer Faiferlichen Adminiſtration führten, in fortdauernder Unruhe er- 
balten, wozu fi) während des ſchwediſch- ruſſiſchen Kriegs auch nod von außen kommende 
Drangfale gefellten. Der Kampf zwiſchen den Ständen, insbeſondere der Ritterichaft im Verein 
init der Stadt Noflod, und ber Landesherrſchaft war ein Kampf zum Schuß der ſtändiſchen 
Rechte gegen abjolutiftifche Schmälerungäverfuche. Er endigte mit dem vollfommenflen Siege 
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der Stände. Am 18. April 1755 warb zwifchen Herzog Ghriftian Ludwig von Medlenburg: 
Schwerin und der mecklenburgiſchen Ritter: und Landſchaft der „Landesgrundgeſetzliche Erbve 
gleich” abgeſchloſſen, welcher in 25 Artikeln und 530 Paragraphen die zwiſchen beiden um 
zwifchen den Ständen unter fi flreitigen oder einer ſchriftlichen Normirung bebürftig erjäri: 
nenden Punfte genau und erſchoͤpfend „für ewige Zeiten‘ feflzuftellen bezweckte. Hera 
Adolf Friedrich IV. von Medienburg: Strelig, der zweite Nachfolger des Begründers da 
ftreligifhen Linie Adolf Friedrich II., trat dieſem DVergleih durch die Agnitiongacte zon 
30. Sept. 1755 bei, nachdem vorher durch den zwifchen beiden fürftlichen Häuſern unter a 
14. Juli 1755 abgefchloffenen Erläuterungdvertrag deren gegenfeitige Beziehungen in cr 
zelnen Punkten die erforderliche nähere Beſtimmung erfahren hatten. Die Eniferliche Bekir: 
gung des Landesgrundgeſetzlichen Erbvergleichs erfolgte unter dem 14. April 1756. 

Unter den beiden Nachfolgern Chriftian Ludwig's, Friedrich dem Frommen (geft. 24. Ayıi 
1785) und Friedrich Franz I. (geft. 1. Febr. 1837) fuchte man fo gut e8 ging die neur. 
wachenden Bebürfniffe des Staatslebens mit den altfländifchen Berfaffungsformen in Einklr; 
zu bringen, ohne daß die neuen Einrichtungen, welde zu den alten hinzutraten, immer 
diefen gut zufanmenfliminten. Das Gebiet ded Landes vergrößerte ſich, abgefehen von ein 
weniger bedeutenden Erwerbungen, melde durch den Neichöbeputationd= Hauptiäluf = 
25. Febr. 1803 als Eompenfation für gewiffeBerzictleiftungen gewährt wurden, mittel rud 
Bertrags mit Schweden vom 26. Juni 1803 durch die Geffion ver Stadt und Hertſchaft Bi 
mar wie aud der Amter Poel und Neuflofter an ven Herzog von Medllenburg:- Schwerin gun 
einen von diefen erlegten Pfandſchilling von 1,250000 Rthlrn. hamb. Bco. Der niegbriss: 
liche Beil warb dadurch auf 100 Jahre erworben, nach deren Ablauf die Wienereinlöfungw 
feiten ber Krone Schweden dur Zahlung der gleichen Sunme, verflärft durch einen jührld 
zu Kapital gefchlagenen breiprocentigen Zins, gefhehen kann. 

Dur die Auflöfung des Deutſchen Reihe und den ‘Beitritt zum Rheinbunde, weldr. 
Herzog Karl von Medlenburg:Strelig, Bruder und Nachfolger des Herzogs Adolf Friedrich . 
(geft. 1794), am 18. Febr., und Herzog Friedrich Franz I. von Medlenburg : Schwerin un 

22. März 1808 vollzogen, erlangten beide Fürſten die volle Souveränetät, eine Beränderus;, 
welde Herzog Friedrich Franz in dem Sinne zu deuten verfuchte, als ob er damit der Säranka 
entledigt wäre, welde ihm durch die ſtändiſche Verfaſſung auferlegt wurden. Der praftifgen 
Anwendung biefer Auffaflung, welche bereitö anfing in der Ankündigung einiger neuem Regie: 
tungdgrundfäge und eined Verfaſſungsreformprojects Hervorzutreten, mußten die Stände nod 
rechtzeitig durch ein finanzielles Opfer vorzubeugen. 

Herzog Friedrich Kranz war während ber franzdilichen Herrſchaft eine Zeit lang in Gejah 
gemwefen, feiner landesherrlichen Rechte gänzlich verluftig zu gehen. Am 28. Ron. 1806: 

- Napoleon dad Land für ſich in Beflg nehmen, und der Herzog mußte flüchten. Doch war 

dur den Tilfiter Frieden (9. Juli 1807) wieder in Befig feiner Herrſchaft eingelegt. Rai 
dem ruſſiſchen Feldzuge ergriff Friedrich Franz, von Tettenborn im Auftrage bed Kai! 

Alerander dazu aufgefordert, die Bartei der Gegner Napoleon's und erließ am 25. März 18: 

einen Aufruf zu den Waffen. Gin gleicher Aufruf des Herzogs Karl von Medklenburg:Snds 
erſchien am 30. März 1813. Auf dem Wiener Congreß wurde beiden Herzogen die großft- 
zogliche Würde mit dem Titel Königliche Hoheit verliehen. 

In den folgenden Friedensjahren gefhah mancherlei zur Verbeflerung der innern Cinit 
tungen und zur Hebung bed allgemeinen Wohlſtandes. Darunter if die Aufhebung ver kei 
eigenſchaft (18. Jan. 1820) beſonders bemerkenswerth. Die Landesregierung repräͤſenir 
in dieſem allen die Fortſchrittstendenz; aber ſie vermochte die Stände nur langſam nad nd? 
ziehen, und das Gute, welches fie erftrebte, litt mannichfady unter ven Henimungen und Shuik 
rungen, welche von der altſtändiſchen Verfaſſung ausgingen. Unter Paul Friedrich (get 
7. März 1842) trat (jeit 1838) innerhalb ber Ritterſchaft eine Bartei hervor, welde zunidt 
zwar nur die politiſche Gleichberechtigung der bürgerlichen mit den adelichen @utäbefigern je 
- Anerkennung zu bringen fuchte, aber doch allmählich auch ſchon weiter liegende politiſche aut 
ins Auge faßte. Unter Srievrih Franz II., dem Nachfolger Baul Friedrich's, jegten nid I 
Kämpfe zwiſchen adelihen und bürgerlichen Rittergutöbefigern mit ſteigender Lebhaftigfeit un 
unter großer Theilnahme der gefammten Bevölkerung fort. Sie wurben aber durch die im Rat 
des Jahres 1848 entflandene Bewegung plöglich vollftändig überholt, und ed war jegt nicht met 
eine Reform ver altjtändifchen Verfaffung, fondern eine völlige Befeitigung derſelben und ® 
Einführung einer conftitutionellen Staatsform, was den Gegenſtand der allgemein und m! 
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großem Nachdruck ausgeiprochenen Wünfche bildete. Die Ritterſchaft felbft Hielt den Zeitpunkt 
für gefommen , wo ihre politifchen Rechte fallen mußten, und auf einer allgemeinen Verſamm⸗ 
lung zu Güftrow am 14. April warb von mehr als 150 Mitgliedern der Ritterfchaft ſowol 
adelichen als bürgerlihen Standes eine den Wünfchen der Bevölkerung entgegenfommenbe Er⸗ 
flärung unterzeichnet, durch welche die Vereitwilligkeit ausgeſprochen ward, auf alle und jede 
politiſche Sonderrechte zu verzichten und zur Herbeifüßrung einer den Bebüurfniffen und ven 
Forderungen der Zeit angemefjenen neuen Landesverfaſſung mitzumirken. 

Der Großherzog Friedrich Kranz II. hatte feine Stellung zu den Korberungen ber Zeit und 
feine fefte Abſicht, Mecklenburg in die Reihe ver conflitutionellen Staaten einzuführen, ſchon in 
einer Proclumation vom 23. März dargelegt. Er entſprach dadurch zugleich einer an ihn er: 
gangenen fpeciellen Aufforderung feines Oheims, des Königs Friedrich Wilhelm IV. von 
Preußen. In der Broclamation wird zunächſt die Nothwendigkeit einer Neorganifation des 
Deutſchen Bundes und der Einführung einer einbeitlihen und freien Berfaffung für Deutſch⸗ 
land anerkannt. Sodann wird in Bezug auf Medienburg erklärt: „In unferm engern Ba- 
terlande wäre eine Reform der Landeövertretung, auch abgejehen von ben Weltereignifien ver 
neueften Zeit, unvermeidlich gewejen. Sie ift jege das dringendſte Erforderniß. Es liegt die 
Nothwendigkeit vor, daß Mecklenburg in die Reihe der conflitutionellen Staaten eintrete, und 
weil ich dieſe Nothwendigkeit erkenne, fo iſt ed mein ernſtlicher Vorfag, daß der Schritt unver: 
zuglich geichehe, damit Die Ungewißheit, welche zur Zeit über den künftigen Berhältnifien des 
Landes ſchwebt, fobald als irgenvmödglich gehoben werde.“ Der Großherzog Georg von Med: 
Ienburg- Strelig (6. Nov. 1816 Bid 6. Sept. 1860) erklärte ſich zwei Tage fpäter in gleichem 
Sinne Am 26. April 1848 trat, von beiden Großherzogen berufen, ein außerordentlicher 
Landtag der alten Stände in Schwerin zufammen. Der landesherrlichen Propojition zuſtim⸗ 
mend, gaben dieſelben Hier ihre biäherigen grundgefeglihen Landſtandſchaftsrechte zu der Folge 
auf, daß Fünftig nur gewählte Repräfentanten die Ständeverſammlung bilden follten. Nah 
einem proviſoriſchen Wahlgefeg, über vefien Principien auf dem außerorventliden Landtage 
gleihfalld eine Vereinbarung erfolgt war, wurben Abgeoronete aus beiden Großherzog⸗ 
thümern gewählt und nah Schwerin berufen, wo fleam 31. Oct. 1848 zufammentraten. Zwiſchen 
dem Broßherzoge von Medienburg- Schwerin und diefer Abgeordnetenkammer fam eine Eini- 
gung in,allen Bunften zu Stande. In Gegenwart feiner Räthe und der von der Abgeordneten⸗ 
Fanımer erwählten drei Urkundsperſonen vollzog der Großherzog am 23. Aug. 1849 bad ver: 
einbarte Staatsgrundgefeg und gelobte Hierauf, daſſelbe feft und unverbrüchlich zu Halten. Am 
10. Oct. 1849 erfolgte die Aufhebung der landſtändiſchen Berfaffung und die Publication des 
pereinbarten Staatsgrundgefeged. In Bemäßbeit veflelben erfolgten im Februar 1850 die 
Wahlen zu dem erften orventlidhen Landtage und deſſen Binberufung nah Schwerin zum 
27. Febr. Der vom Minifterprüfldenten namend des Großherzogs eröffnete Landtag begann 
feine Arbeiten und ertheilte zunächft einem Gejeg wegen Erhebung einer Steuer und einem Re⸗ 
krutirungsgeſetz die verfaffungsmäßige Zuflimmung. Beide Geſetze wurben vom Großherzog 
in der verfoflungsmäßigen Korm im Laufe des März 1850 verfündigt. Das neue Staats: 
grundgefek war damit in volle rechtliche Wirkſamkeit getreten. 

@8 fehlte jedoch der jungen Schöpfung nit an Gegnern, melde unter der Gunſt ber in⸗ 
zwifhen in Deutſchland Hervorgetretenen Neaction auf deren Zerftörung ausgingen. Drei 
Agnaten, die Herzoge Wilhelm und Guſtav von Medienburg- Schwerin und Herzog Georg von 
Medienburg-Strelig, hatten ſchon unter dem 5. und 6. Det. 1849 gegen das Staatsgrundgeſet 
Proteft erhoben, in welchem jle deſſen Beflimmungen über das Domanlum und über bad ſus⸗ 
penfive Beto anfochten. Andere Protefte wurden, zum Schuß der ſeeſtädtiſchen Sonderrechte, 
von den Rathöcollegien zu Roftod und Wismar eingereicht. Binen meitern Gegner hatte dad 
mecklenburg ſchweriniſche Staatögrundgefeg in der Negierung zu Neuftrelig. Der Großherzug 
‚von Medlendburg:Strelig hatte, da er die Hoffnung auf eine Verſtändigung geglaubt hatte auf: 
geben zu müffen, durch eine Botſchaft vom 11. Aug. die Verhandlungen mit der gemeinſchaft⸗ 
liden Abgeorbnetenverfammlung abgebrochen, ohne indeſſen die ftreligifchen Abgeorbneten 
aus berfelben abzuberufen, von welchen ein großer Theil ven Stgungen bis dahin beimohnte, 
wo die beinerfeitigen Auflöfungäbotfchaften verlefen wurden (22. Aug.). Der von Medlen: 
burg Strelig fpäter gegen das Verfahren ver ſchweriniſchen Megierung erhobene Widerſpruch 
betraf naher nicht die Rechtögültigkeit des ſchweriniſchen Vereinbarungowerks, fondern die Zu⸗ 
läffigkeit der einfeitigen Aufhebung ver ftänbifchen Verfaffung. Als dieſe Aufhebung nun 
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dennoch von ſchweriniſcher Seite erfolgte, ſtellte die ſtrelitziſche Regierung gegen die ſchweriniſ/ 
eine Klage bei ven damaligen Bundesſchiedsgericht zu Erfurt an, welche auf „zu gemährene 
Mitwirkung zur Umgeflaltung der mecklenburgiſchen Verfafſung“ gerichtet war, aber infolk 
des fpätern Ausſcheidens ber ſächſiſchen und hannoveriſchen Mitglieder und ber dadurch einge 
tretenen Unvollftändigfeit in der Befegung des Gerichts nicht zu Ende geführt werben konnt. 
Inzwiſchen aber war fhon von einer andern Seite her ein wirkſamer Weg zur Wiederari 
richtung des alten Privilegienflaats aufgefunden worden. Die Gegner des Staatögrunngei 
in der als politifche Corporation gejeglich aufgehobenen Nitterfhaft Hatten ſich zufammengehu 
und einen leitenden Ausſchuß eingeſetzt, deffen Mitglieder in Berlin, Wien und $ranffur u 
ihre Zwecke thätig waren. Es gelang diefen Emiffaren, die deutſchen Großmächte für ihr! 
terefle zu gewinnen unb biefelben zu beflimmen, daß fle zuerft einzeln, dann durch bie von hin 
eonftituirte und inftruirte proviforifhe Bundescentralcommifflon in Frankfurt fi zu Gunjn 
per Gegner ded Staatögrunngefeges in die Angelegenheit einmiſchten. Die Bundescentralcer 
miffton verlangte von ber großherzoglichen Regierung, daß fle dad Staatsgrundgefeg bis ur 
weitereö fußpendire und vefien Rechtsbeſtändigkeit einer ſchiedsrichterlichen Prüfung unterer, 
nad Anleitung eines mecklenburgiſchen Geſetzes vom 28. Nov. 1817, welches für Fällkın 
Streitigkeiten zwifchen dem Landesherrn und den Ständen erlaffen war. Die conftitutionek 
Minifter leifteten, im Bewußtſein, daß fie ohne ſchwere Pflichtverlegung dad Staatögrundgin 
nicht einen Verfahren preiögeben dürften, welches ſchon in feiner Wurzel eine Verfaffungee. 
legung war, biefen Anforberungen gegenüber mannhaften Widerftand. Sie erklärten x. 
Bundedcentralcommiftlon: „Mit Ausnahme der wenigen renitenten Mitglieder ber ehemalign 
Nitterfchaft, welche das Außerſte verſuchen, um von ven Zugeftändniflen der frühern Landſtin 
entbunden zu werben, iſt die ganze Bevölkerung von der Überzeugung durchdrungen, dafiir 
Bereinbarung des neuen Staatögrundgefeges und die erfolgte Auflöfung der Ritter: ım 
Landſchaft auf völlig legalem Wege erfolgt find.” Eine Beftätigung fand Diefer Ausfprug a 
einer von 27000 Medienburgern unterfchriebenen Erklärung des Inhalts: „daß fie die zwilfn 
Fürſt und Volk vereinbarte und am 10. Oct. 1849 publicirte Verfaſſung für Mecklenbung 
Schwerin fort und fort ald das legal zu Stande gefommene Rechtsgeſetz des Landes, aldim 
„ Ausorud des Rechtswillens der unermeßlihen Mehrheit ver Bevölkerung anerkennen, haft 
demnach jenen hemmenden Eingriff in diefelbe als einen Act rechtloſer Gewalt betragen.“ 
Indeſſen vermochte ver Großherzog dem fortgefegten Druck der beiden deutſchen Onfmäätt 
nicht auf die Dauer zu widerſtehen. Er entichloß fi zulegt, den Anforberungen da Buntet: 
'centralecommifflon Folge zu leiften. Die conftitutionelfen Minifter nahmen ihre Entafun, 
die Abgeordnetenkammer ward vertagt und endlich aufgeläft, ein neues Minifterium, been 
aus den Herren Graf v. Bülow, einem aus Preußen berufenen Diplomaten ver Manteufll ir 
Schule, v. Schröter und v. Brock, eingefegt und das ſchiedérichterliche Verfahren, dem Antık 
ber Adelöpartei gemäß, eingeleitet. Die Ritterfchaft, obgleich fle gefeplich aufgehoben war, 13 
in der Berfon einiger venitenten Mitgliever als Flägerifche Bartei auf, ver Großherzog, obali 
er aufgehört hatte, der Landesherr in einem patrimonialſtändiſchen Staat zu fein und aldım 
ftitutioneller Fürſt in Verpflichtungen und Rechtöverhältmiffe eingetreten war, welche ihn tee) 
lich außer Stand fehten, für fih allein in einen Proceß über ven Rechtsbeſtand ver Verfails 
einzutreten, ſtellte ſich ihnen als Beklagter gegenüber. Der König von Preußen ward ıriık 
den Schiebörichter für den Kläger, der König von Hannover den Schiedsrichter für den ® 
klagten zu beflellen, Jener wählte den Vicepräjldenten des Obertribunals zu Berlin, Dr.&% 
diefer den Geheimen Cabinetsrath Freiherrn v. Schele, und dieſe beiden zufanınen wählten“ 
Präfiventen des Oberappellationdgerichtö zu Dresden Dr. v. Zangenn zum Obmann. Diret 
Herren faßen nun über eine Verfaffung zu Gericht, welche das mecklenburgiſche Volk durd MP 
geſetzlichen Vertreter mit feinem Fürſten vereinbart hatte, welche in allen Formen Rechtens dn 
kündigt und durch feierliches Gelbbniß des Großherzogs wie der Abgeordneten bekräftigt m. 
welche in voller rechtlicher Wirkfamtelt ſtand und weldyer gegenüber dieſelben ohne alle riält 
Tide Dualität und Autorität waren. Durch den von ihnen gefällten Schiedsfpruch wardde 
Staatsgrundgeſetz vom 10. Oct. 1849 und die gleichzeitige Verordnung wegen Aufhebung 
ſtändiſchen Verfaſſung für nichtig erflärt. In Ausführung diefes Spruchs fegte der 07 
herzog das Staatögrundgefeg außer Wirkſamkeit (14. Sept. 1850). Einer Befinmung!® 
legtern gemäß berief jept der Präflvent der Abgeorbnetenfammer, Morig Wiggers, trop 1 
minifterielfen Verbots, die Abgeorbneten nad Schwerin. Faſt ſämmtliche Abgeordnete fs? 
diefem Ruf. Aber ihr Zufammentritt zu einer Abgeorpnetenfammer ward, auf Anordew; 
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der Minifter, durch Bewaltmaßregeln verhindert. Die Linke proteftirte In einer öffentlichen 
Erklärung gegen die Aufhebung des Staatsgrundgeſetzes und rief die Mecklenburger zu Zeugen 
auf, daß ihre Mitglieder nichts unterlaffen hätten, um ber durch das Geloͤbniß übernommenen 
Pflicht zu genügen. Die Rechte, darunter zwei ber entlafjenen conflitutionellen Minifter, über: 
reichte der Staatöregierung eine energifche Nehtöverwahrung gegen das Verbot des Zuſam⸗ 
mentrittö der Kammer. In allen größern Städten erfolgten jeitend der Bürgerausfchüffe Pro⸗ 
tefte gegen den Erlaß von 14. Sept. Aber die Reaction war in ganz Deutſchland ſchon fo 
übermächtig geworben, daß diefer Kampf nicht mehr auf Erfolg reinen durfte. Das Land 
warb an feine wieberhergeftellten alten Stände ausgeliefert und feine Geſchicke geftalteten ſich 
unter der flegreichen Reaction trauriger als jemals zuvor. Das Recht zu Verſammlungen und 
Bereinen politifiher Art warb dem Volk entzogen, die Breffe durch firenge und willkürlicher 
Deutung auögefegte Preßgefege gefnebelt, eine Anzahl inländifher Zeitſchriften unterdrückt, 
den auswärtigen Zeitfchriften, wenn ihre Haltung nicht geflel, der Zugang verwehrt. Liber die 
Anhänger und Vertheidiger der rechtmäßigen Berfaffung ergingen Amtsentlaffungen und cris 
minalgerichtliche Verfolgungen. Kraft ber Theorie von ver Oberlandespolizeigewalt maßte ſich 
der Minifter fogar an, zu beflimmen, ob und wie lange die rechtlich beendigte Haft noch als 
polizeiliche Sicherheitsmaßregel fortvauern folle. Den Bürgerausfhüflen in ven Städten warb 
jede Befprehung von Landedangelegenheiten, aud wenn diefelbe nur zum Zweck einer an ven 
Magiſtrat zu rihtenden Petition gefchah, bei hohen Strafen unterfagt. Unter dem Walten 
dieſes Geiſtes ward ver fröhliche Aufſchwung, melden die politifche, fittliche und materielle Ent- 
wickelung nah Einführung ver conflitutionellen Staatöverfaffung genommen hatte, durch den 
Falten Hauch der zu künftlihem Leben wiedererweckten, innerlich abgeflorbenen feudalen Verfaſ⸗ 
fungsformen zum Stillſtand gebracht. 

Schon in der Ankündigung der beabfichtigten @inleitung des ſchiedsrichterlichen Verfah⸗ 
rens, melde ver Großherzog am 15. April 1850 unter Gegenzeichnung des neuen Minifteriums 
erließ, war es ausgeſprochen, daß, wie auch das Urtheil des Schiedsgerichts ausfallen möge, er 
an dem durch feine Proclamation vom 23. März 1848 betretenen Wege fefthalten werde. 
Auch die Bekanntmachung des Schiedôſpruchs vom 14. Sept. 1850 ſchloß noch mit der landes⸗ 
h errlihen Zuſicherung, daß ungefäumt die erforderlichen Binleitungen getroffen werden würden, 
um das Werk der Berfafjungsreform wieder aufzunehmen, und unter ausbrüdlicher Anerfen- 
nung ber großen Mängel dev wieberhergeftellten Landeöverfaflung und namentlich der Landes⸗ 
vertretung ward auch wirklich der erfle wieder verfammelte altflänpifche Landtag (15. Febr. 1851) 
von beiden Großherzogen aufgefordert, zur vorläufigen Berathung diefer Angelegenheit Depu- 
tirte zu ernennen, Die mit dieſen angeknüpften Verhandlungen führten jedoch zu feinem Er⸗ 
gebniß, und ſeitdem ruht die Sache nit nur völlig, fondern mit dem theilmeife neuen Mini: 
fterium, welches am 1. Juli 1858 die Leitung der Geſchäfte in Schwerin übernahm (0. Dergen, 
v. Schröter, v. Levetzow), ift eine Wendung eingetreten, welde ven beſtehenden Verfaſſungs⸗ 
zuftande zu noch größerer Befeftigung gereiht. Die Verſuche einzelner bürgerliher Guts⸗ 
beſitzer (Manecke, Pogge u. f. w.) zur Wiederbelebung der Verfaflungsreformfrage, welche in 
der neueften Zeit die ganz beſtimmte Beflalt einer Zurüdforberung des Staatsgrundgeſetzes 
vom 10. Det. 1849 angenommen haben, konnten daher fein meitered Ergebniß als einige Heiße 
Scenen auf dem Landtage liefern, deflen Directorium die Anträge auf Verfaſſungsänderung 
nit einmal zur Verhandlung zuläßt, auf Grund der auch von dem Engern Ausfhuffe der 
Nitter- und Landſchaft getheilten Anſicht, daß ein anderes Verhalten nıit dem auf die altflän- 
diſche Berfaflung abgeleifteten Give nicht vereinbar fei. (I. Wiggers, „Die mecklenburgiſche 
eonftituirende Verſammlung“, Roftod 1850; derfelbe, „Das Verfaffungsrecht im Großher- 
zogthum Medienburg- Schwerin‘, Berlin 1860.) 

Zandesverfafiung. Das factifch ald Lanvedvertretung twieberhergeftellte ,, Korps 
ver Ritter- und Landſchaft“ fteht ven beiden Landesherren als die Einheit der gefanımten med: 
Ienburgifchen Landſtände gegenüber, Es zerfällt in das Korps der Ritterfhaft und das Korps 
der Landſchaft. Beide Stände gliedern fly weiter nach zwei Herzogthfiinern (Schwerin und 
Güſtrow) und, zufolge einer andern Ginthellung, nad) drei Kreifen (dem medienburgifchen, 
wendiſchen und flargarbifhen). Der niedlenburgifhe Kreis fallt mit dem Herzogthum 
Schwerin zufammen, der wendiſche und ber flargarbifche Kreis bilden vereinigt das Herzogthum 
Guͤſtrow. Innerhalb jedes dieſer Herzogthümer und Kreife findet wieder eine Gliederung nach 
Ständen flat. Von den drei Kreifen fallen ver mecklenburgiſche und ber wendiſche in ven 
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Centi⸗ und Millimeter; 1000 Meter = 1 Kilo:, 10000 Meter — 1 Myriameter (7420 Me- 
ter — 1 deutfche oder geographiſche Meile). 

Gin Quadrat von 10 Meter Länge und Breite bildet die Grundlage des Flächenmaßes und 
wird Are genannt; 100 Aren — 1 Hektare. Linterabtheilung der Are in 100 Centiaren. 

Der Kubikdecimeter ftellt die Einheit des Hohlmaßes dar und Heißt Liter; 100 Liter — 
1 Heftoliter, angewendet bei Flüſſigkeiten wie bei trockenen Gegenfländen. Nur als Holzmaß 
gilt ver Kubikmeter, Stere geheißen. 

Die Gewichtseinheit iſt das Gramm — 1 Kubifcentineter Waller in Zuftande feiner größ- 
ten Dichtigkeit; das Kilogramm Wafler ift fomit gleich einem Liter; ebenfo der metrifche Gent- 
ner 1 Heftoliter. 

Einheit ver Münze ift der Franc, beſtehend ans 5 Graumien Silber, %,. fein; demnach 
wiegen 200 Fr. genau 1 Kilogramm. 

Das in diefer Weife aufgeflellte Syſtem mußte fih empfehlen durch feine Binfachheit und 
die vollftändige Übereinftimnung in allen Theilen, wonach Maß, Gewicht und felbft @eld in 
ein wohlbegründetes, leicht erfennbares Verhältnig zueinander gebracht find. Wie bei allen 
Reiftrungen fehlte es indeß auch Hier nit an Winerfprüchen. Daß man ein fogenanntes Natur: 
maß zur Grundlage des ganzen Syſtems erhebe, Hatte wol zuexft der holländiſche Geometer 
Huyghens (16753) und bald darauf ode (im Jahre 1679) vorgeſchlagen, die beide hierzu den 
dritten Theil der Länge des Secundenpendels empfahlen. Dan brauchte danach, flatt der 
ſchwierigen und Eoftfpieligen Meridianmeſſung, nur zu unterſuchen, wie lang ein Pendel 
fein muß, ver unter einem gewiſſen Höhe: und Breitegrad im Iuftleeren Raume ſechzigmal 
in der Minute ſchwingt. Allein bisjegt, nach zwei Jahrhunderten, ift e8 nod nie gelun: 
gen, einen Pendel herzuftellen, genau genug, um als Urmaß zu dienen. Es hat feine Ric: 
tigkeit, daß auch der Dieter nicht abfolut richtig den zehnmillionften Theil de8 Quadranten 
bezeichnet; vermittelft der neuen Fortihritte in ver Meßkunde ward dies nachgewieſen. Allein 
die Abmeldung bleibt verſchwindend Kein; nach Beſſel beträgt der Quadrant nicht 10 Mit, 
fondern 10,000855, nad Chazallon 10,001790 Meter; es ift dies jedoch ein fo Feiner Unter⸗ 
ſchied, daß derſelbe bei einer undeventenden Temperaturbifferenz am Mapftabe ſich ausgleicht. 
Sodann hat man die Unzweckmäßigkeit einiger ber franzöſiſchen Maße für den praktiſchen @e- 
brauch behauptet. Nun läßt ed fih nicht leugnen, daß jede bedeutende Neuerung für die Maffe 
des Volks anfangs wirkli mit manderlei Unbequemlichkeiten verbunden ift, bis man ſich ein- 
maldaran gewöhnt bat. Aber weiter geht die Schwierigkeit im vorliegenden Falle nit. Yind 
daß man fi an das metrifche Decimalfoften leicht gewöhnen kann, zeigt die Erfahrung. Als 
am meiften unpraftifh warb beſonders früher ver in 100. Gentimes eingetheilte Franc be= 
zeichnet; man berief ſich weſentlich darauf, daß in Frankreich felbft nah 70 Jahren noch nad 
Sous gerechnet werde. Der Beweiß aber, daß bie Schwierigkeit nit in der Sadıe, im Syſtem 
liege, Tteferte in glängenber Weife die Schweiz, wo bie Gentimeßrehnung alsbald nad Ein: 
führung der neuen Münze wirfli ganz allgemein die einzig gebräuchliche wurde. (Der Ber- 
fafler der gegenwärtigen Abhandlung hatte, fhon zwei Jahre nach Einführung des neuen Münz- 
ſyſtems, Gelegenheit, überall in der Eidgenoſſenſchaft diefe Bemerkung zu machen.) Aud in 
Oſterreich ergab fih nach Einführung einer Theilung der Bulven in 100 Kreuzer da8 Gleiche. 

Als dad metrifhe Syſtem in Franfreich begrlümdet wurde, konnte man in Europa mehrere 
Hundert verſchiedene Pfunde zählen. Das „Annuaire du bureau des longitudes” für 1832 
führte no 215 Fußmaße auf, und bie Lifte war dabei, wie es ſcheint, gleichtwol uͤnvollſtändig. 
In Deutſchland insbeſondere gab ed noch im zweiten Jahrzehnd des jeßigen Jahrhunderts 
Pfunde von 32 bis zu 40 Loth, die an fi wieder große Verſchiedenheit darboten. Ebenſo 
Hatte man Gentner von 100 bis zu 120 diefer nur dem Namen na das Gleiche bezeichnenden 
Pfunde. Im Umfange des Großherzogthums Baden allein fanden ſich achtzigerlei Pfunde, 112 
verſchiedene Ellen, 92 Flächen: und Feldmaße, 65 Holz:, 163 Getreide-, dann 1283 Ohm: ober 
Eimer: und 63 Wirths- oder Schenkmaße. Ebenfo hatte man im Broßherzogthun Heflen 
vierzigerlet Ellen, 129 Getreide: und 77 Ohmmaße u. f. w. 

Das metrifhe Maß und Gewicht wurde anfangs infolge ver Siege franzöſiſcher Heere in 
andern Ländern verbreitet, ſeitdem iſt Ihm aber vielfach die ehrenvollere Anerkennung freiwil- 
liger Annahme zu Theil geworben, Belgien, Holland und Stallen haben das gedachte Syſtem 
vollſtändig adoptirt, wenn auch die frangöflfchen Benennungen vielfad durch andere erſett 
murden; auf in Spanien, Portugal und Griechenland beſteht das Metermaß gefeplih,, nit 
ander in den meiften Staaten des vormals ſpaniſchen Amerika, namentlih in Mexico, Gua= 
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temala, Goflarica, Neugranada, Venezuela, Ecuador und Chile; in der Schweiz dient Das fran- 
zoͤſiſche Syſtem wenigſtens ald Grundlage; ebenfo in mehreren deutfchen Ländern, namentlid 
Baden, den Großherzogthum Heflen und Naſſau; vollſtändiger gilt e8 noch in einem Theile ver 
deutfhen Länder auf dem linfen Rheinufer, namentlich der bairifchen Pfalz, und in öfterreichifchen 
alien. Im ganzen Zollvereindgebiete ift das halbe Kilogramm als Pfund angenommen, nur 
im innern Verkehr Haben das rechtrheiniſche Baiern und Kurheſſen ihr altes Gericht zur Zeit 
noch beibehalten. Aklein au in ven andern Zollvereindflaaten bat man verjchledene Inter: 
abtheilungen de8 neuen Pfundes (von Y%, Kilogramm) vorgenommen; in Südweſtdeutſchland 
blieb man bei 32 Loth, in Preußen und Sachſen nahm man 30 an, in Hannover und Olden⸗ 
burg und cbenfo in den Hanfeftädten theilt man das Bfund in 10 Loth. In England Hat fi 
feit Jahren eine lebhafte Agitation für Einführung des metrifhen Syſtems gebildet; nirgenn® 
ward das Unrationelle der beftehenden Normen mit jolder Schärfe hervorgehoben wie in ge- 
nannten Rande. In wiſſenſchaftlichen Schriften aus den verſchiedenſten Gegenden findet man 
meiftend das bei Berechnungen fo bequeme metrifche Maß angewendet. Auch Haben ſich in ver 
Neuzeit Techniker in allen Verfammlungen, in denen der Gegenftand behandelt wurde, da: 
für erflärt (jo im Mai 1857 zu Wien die Technifer der deutſchen Eifenbahnen, im September 
1860 zu Sranffurt a. M. die Architekten und Ingenieure, im nämlichen Monat zu Heidelberg 
die deutfchen Land: und Forſtwirthe u. ſ. w.). 

ALS das Verlangen nad einer Einigung Deutſchlands mit neuer Kraft erwachte, ftellten 
einigeRegierungen — nämlich dievon Baiern, Sachſen, Würtemberg, Kurheflen, Großherzog- 
thum Heffen, Naffau, Meiningen und Altenburg — in der Bundestagsſitzung vom 23. Febr. 
1860 den Antrag auf Einleitung von Verhandlungen zur Einführung gleihen Maßes und 
Gewichts in allen Bundesſtaaten. Es erfolgte zu dieſem Behuf die Berufung einer Gommif: 
fion von Fachmännern, welche in Juni 1861 ein umfaffended Gutachten abgab. 

Es beſtehen danach noch jegt in Deutſchland wenigſtens 30 verfchiedene Fußmaße, von 25 
bis 31,61 Centimeter; ungefähr ebenſo viel Ellen von 54,73 bis 83,3 Centimeter; ferner Klafter 
von 6— 10Fuß, Ruthen von 10— 20 Fuß; ſodann Ackermorgen von 2025 bis 96572 Qua⸗ 
dratmeter; Brennholzklafter von 2°/, bis 54/, Kubikmeter; bei den Flüſſigkeitsmaßen Eimer 
von 29 bis 294 Liter, eingetheilt In 40 bis 160 Map; die Maß ſchwankend zwifchen und 
2 Liter; dad Quart oder Quartier zwiſchen O,805 und 1,145 Liter; die Kanne zwiſchen O,ꝛi und 
1,82 Liter; der Schoppen zwifchen O,375 und O,5 Liter. Beim Getreivemaß gibt es Scheffel von 
228 und von 222,36, dann Malter von 100 bis 1246, Simmern von 121/, bis 110%, Liter. 

Die Kommifjion erörterte die Frage: ob es etwa gerathen fei, ein ganz neues Syſtem auf- 
zuftellen? Nachdem jle viefen Gedanfen verworfen, prüfte fie, ob man eins ver in Deutfchland 
beftehenden Maße annehmen folle? Allein Feind derſelben entfpricht den fonftigen Anforberun- 
gen, namentlich weil überall eine rationelle Durdführung auf Grundlage des Decimalſyſtems 
fehlt, und keind Hat Ausſicht, aud in den übrigen Ländern aboptirt zu werben. So blieben 
nur noch die in ven großen Staaten des Audlandes angenommenen Einrichtungen, und unter 
diefen zunähft jene von England und Franfreih. Einige der englifhen Maße und Gewichte 
erfreuen ſich der größten Berbreitung in allen Xheilen ver Erde, namentlich auch in Amerika, 
Auftralien und Rußland. Dies ift aber auch der einzige Vorzug; denn von einen Syſtem im 
- ganzen fann feine Rebe fein, e8 fehlt vie Decimaleintheilung und in England ſelbſt befleht eine 
Unzahl von Abweichungen, ſodaß dort felbft, wie bereits erwähnt, für Einführung des franzö- 
fifhen Syſtems eine lebhafte Agitation fich gebildet Hat. 

So konnte denn die Commifflon nur zu dem Vorfchlage ver Annahme des metrifchen Syſtems 
nach der Art der Durchführung deflelben in Frankreich gelangen. 

Es iſt zu bedauern, daß diefer Grundgedanke nicht ganz confequent beibehalten ward. Man 
meinte in einer Reihe ſpecieller Källe Ausnahmen zulaflen zu müflen, von deren Nothwendig⸗ 
feit wir und keineswegs überzengen koͤnnen. So foll e8 Lachter von 2, Ruthen von 5, Meilen 
von 7500 Meter geben; dann Klafter von 4 Kubikmeter und Schachtruthen von 25; endlich 
Neufcheffel von 30 Hektoliter. Die Erfahrung in andern Ländern läßt aber feinen Zweifel, 
Daß man ganz einfach mit dem Meter, Kilometer, Kubitmeter und Seftoliter ebenfo gut 
ausreicht. 

Doch wie dem fei: nachdem die Commiſſion ihre Arbeit brendigt Hatte, iſt nicht8 gefiheben, 
um ihre Vorſchläge ins Leben ſelbſt einzuführen. Die unglückliche politiihe Spaltung, unter 
welcher unfer Baterland leidet, laͤßt vorerft nit einmal in ſolchen Angelegenheiten eine Eini⸗ 
gung zu Stande fommen. Gleichwol bezweifeln wir nicht im’geringflen das endliche Gelingen 
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der vesfalligen Beftrebungen, mie ed denn auch kaum einem Zweifel unterliegen dürfte, daß, 
wenn eine Anderung durchgeführt wird, das franzöftfche Metesfoften die Grundlage des neuen 
Maßes wie des Gewichts bilden wird. G. F. Kolb. 

Mecklenburg. Lage und pPhyſikaliſche Beſchaffenheit. Mecklenburg liegt 
zwiſchen 53° 4’ und 54° 22’ nördl. Br. und zwiſchen 28° 16’ und 31° 31’ oöſtl. &. Es Hat 
einen Flächeninhalt vun 293,51 Dundratmeilen. Davon fallen auf Medlenburg- Schwerin 
244,12 und auf Mediendburg -Strelig (mit Einfluß ded 6%, Duabratmeilen großen Zürften- 
thums Rageburg) 49,19 Duadratmeilen. Die Grenzen find gegen Norden die Oſtſee, gegen 
Oſten und Süden die preußifchen Provinzen Pommern une Brandenburg, gegen Südweſten 
und Weften Sannover, dad Herzogthum Lauenburg und dad Gebiet ver Stadt Lübeck. Med: 
lenburg= Schwerin ift bis auf zwei Eleine Enclaven in der Priegnig (Provinz Brandenburg) 
und eine dritte in Medlenburg:Strelig ein zufammenhängendes und abgerundetes Territorium; 
Medienburg-Strelig dagegen zerfällt in zwei getrennte Beſtandtheile: das Land Stargard im 
Süboften, und dad Fürftentbum Rageburg im Nordweſten des feiner ganzen Auspehnung nad 
dazwilhenliegenden mecklenburg-ſchweriniſchen Gebiets. Das Fürſtenthum Napeburg hat 
einige unbedeutende Enclaven, von benen drei im Lauenburgiſchen und eine im Schweriniſchen 
belegen find. Bon fremden Bebietötheilen umſchließt Medienburg- Schwerin eine preufiide 
Enclave und Medlenburg:Strelig eine zweite noch kleinere; beide zuſammen erreichen noch nit 
ganz die Groͤße der beiden mecklenburg-ſchweriniſchen Enclaven in Preußen, welche letztern einen 
Flächeninhalt von 1,163 Quadratmeilen Haben. Die Länge der gefanımten Grenzen Wedlen: 
burgs beträgt gegen die Oſtſee circa 20%/,, gegen Preußen 82, gegen Gannover 114, gegea 
Zauenburg 17%, gegen Lübeck 5, im ganzen 136%/, Meilen. 

Mitten durch dad Land, in der Richtung von Süboft nad Nordweſt, zieht fi ein niedriger 
Zanprüden, in welchem die Waflerfcheide zmifchen Of = und Nordſee liegt, und welcher mit ven 
Ausläufern, die ex nach beiden Seiten entjenbet, eine Breite von etwa neun Meilen einnimmt. 
Auf feinem Scheitel zeigt ex eine weite muldenförmige Ginfenkung , in welcher fi) eine Menge 
Fleinerer und größer Landſeen gebildet hat, deren Höhe über dem Waſſerſpiegel mit der allge: 
meinen Senkung des Landrückens nach diefer Richtung hin allmähli abnimmt. Die anjehn- 
lihften Höhen des Landrückens, veffen Oberflächengeftalt jehr unregelmäßig ift, liegen zu beiden 
Seiten der großen Seefette. Ihre größte Höhe ift 454 parifer Fuß. Das Land außerhalb 
dieſes Landrückens und feiner Ausläufer ift theild ein mit nievrigen Hügeln und vielen Wieſen- 
niederungen erfülltes Flachland, theils Heideebene. 

Soweit ver Boden Mecklenburgs bigjetzt erforſcht iſt, beſteht derſelbe aus Alluvium, Dilu: 
vium, Tertiärformation und Kreideformation. Aus Diluvium beſteht faſt deſſen ganze Ober⸗ 
fläche. Die Glieder dieſer Formation find Lehm, Mergel, Sand und Thon nebſt zahlreichen 
großen und kleinen Geröllen. Zu den ſich noch fortwährend bildenden Alluvialſtoffen gehören 
beſonders Torf und Moder, welche den Boden früherer Waſſerbecken ausgefüllt haben, wäß: 
end die vorhandenen vielen Wiefen oft nur bloße Decken von noch darunter befindlichen Wajfer: 
been find. An fonfligen Alluvialftoffen, die fi in ven Niederungen finden, jind noch Raſen⸗ 
eijenftein (Eiſenklump) und Wieſenkalk zu nennen. Die Tertiärformation iſt wahrſcheinlich 
unter dem Diluvium weitverbreitet. Bisjetzt hat man darin, mit Ausnahme eined ganz unbe: 
beutenden Sanpfteinlagers, noch Feine feften Felsmaſſen gefunden, ſondern nur lodere, den vi: 
luvialen Lagern ähnliche Bildungen, hauptfächlih Sand und Thon, ſodann au Kreide; viel 
feltener fonnıen Alaunerde und Braunfohlen vor. Bei Lübtheen findet fi ein mächtiger 
Gipsfels und an mehreren Stellen find Salzquellen und eifenhaltige Quellen vorhanden. 

Die Zahl der Seen wird, unter Annahme von 200 Ruthen als geringftem Längenmaß für 
einen See, zu 329 für Medienburg- Schwerin und 132 für Medienburg : Strelig angegeben. 
In neuerer Zeit find indeſſen einige dieſer Seen ganz troden gelegt, während andere beträchtlich 

geſenkt worden find. Linter den Klüffen find außer der Elbe, welche Mecklenburg auf zwei kurze 
Streden, bei Ddmig und beiBoigenburg, berührt, die Warnow, die Redenig, die Peene, die Elde, 
Die Havel, die Stepenig mit der von ihr aufgenommenen Maurin, und die Wadnig zu nennen. 

Zu zwei Drittheilen beſteht die Oberfläche des Landes aus Aderfeld und Gärten; das übrige 
Drittheil bilden 32 Quadratmeilen Wälder, 25 Duadratmeilen Wiefen und Brühe, 16 Oua- 
dratmeilen Waſſerbecken, 20 Quadratmeilen unbeiwaldete Heide: und Sanpflädhen, Meeres- 
firand u. |. w. 

Die mittlere Temperatar ift nad neunjährigen Beobachtungen in Roftod + 6,50°, auf 
andern Beobadtungäftationen etwas niedriger bis zu 5," MR. herab. Die beobagteten gro: 
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fern Temperaturunterſchiede betragen — 25° (7. Jan. 1861) und 28,6 R. (9. Juli 1846). 
Bon den Winden find die weſtlichen die häuflgften. Sie wehen ungefähr zwei Drittheile des 
Jahres hindurch, Die öftliden dagegen nur ein Drittheil. Na dreizehnjährigem Durchſchnitt 
Hat die Beobachtung auf einer Station jährlih 136 Heitere gegen 229 trübe Tage herausge⸗ 
ftellt. Die mittlere Höhe der atmosphärischen Waſſerniederſchläge ſchwankt an den verſchiedenen 
Drten zwiſchen 240 und 280 Linien im Jahre. 

An wildwachſenden Pflanzen kennt man bereitö 2850 Arten, mit denen aber ver Beſtand 
der Flora noch lange nicht erfchöpft ift. Die bei weitem überwiegende Mehrzahl derſelben ift im 
Lande urfprünglich einheimifh (Bol, „Flora von Mecklenburg“, Neubrandenburg 1861). 
An Süßwaſſerfiſchen find 37 Arten bekannt. Der große Fiſchreichthum, durch welchen Mecklen⸗ 
burg früher berühmt war, hat aber ſchon feit längerer Zeit fich fehr vermindert. An Reptilien 
kennt man 17 Arten, an Bögeln 262, an Säugethieren etiva 75 Arten. In den fieben Jahren 
von 1849— 56 wurden in den großherzoglichen Sagbrevieren von Medienburg: Schwerin jähr- 
lich durchſchnittlich erlegt: 31667 Krammetöndgel, 31 Kronſchnepfen, 394 Becaffinen, 1308 
Waldſchnepfen, 658 Enten, 5175 Nebhühner, 1 Trappe, 60 Birkhühner; ferner 10 Fiſchadler, 
24 Steinadler, 622 Habichte und Falken, 1319 Weihen, 754 Sperber, 387 Naben und ebenfo 
viele Reiher. Die vierfüßigen Jagdthiere find: wilde Schweine, Hirſche, Nebe, Hafen, und an 
Raubzeug: Füchſe, Marder, Iltiffe, Wiefel, felten Dachſe, Dttern und wilde Kaninchen. 

Gefſchichte. Bord Slawen, melde um dad Jahr 400 n. Chr. eingewandert zu jem 
ſcheinen, hatte das Land eine Bendlferung germanifcher Abkunft. Die eingewanderten Stawen 
oder Wenden zerfielen in mehrere Stämme, unter welchen die Obotriten und Die Keutitier, jene 
im nordweſtlichen, dieſe Im oͤſtlichen Randestheile wohnhaft, die bedeutenpflen waren. Nachdem 
die jenfeit der Elbe wohnenden Sachſen wiederholte Verſuche gemacht Hatten, diefe Wenden für 
das Chriſtenthum zu gewinnen und zugleich fie ihrer weltlichen Herrfchaft zu unterwerfen, 
wurde im Jahre 1147 von dem Sachſenherzog Heinrich dem Löwen ein foͤrmlicher Kreuzzug 
gegen fie veranflaltet. Nach langen blutigen und verheerenden Kämpfen gelang ed, das Land 
in Bejig zu nehmen. Der Obotritenfürft Niklot, der Stammvater des noch jept regierenden 
Fürftenhaufes, fand bei einem Ausfall im Jahre 1160 feinen Ton. Won diefem Zeitpunfte an 
begann eine in den nachfolgenden Jahrzehnden bis in den Anfang des 13. Jahrhunderts Hinein 
fich noch verftärfende veutfche Einwanderung. Städte mit deutſchen Einrichtungen und Rechten 
wurden gegründet, unter welchen bald die Seeſtädte Roftod und Wismar zu hoher Blüte und 
Macht emporwuchſen und angefehene Glieder des Hanfabundeß wurden. Auch ver Ader: 
bau ging zu einem nicht unbedeutenden Theile in bie Hände eingewanderter niederſächſiſcher 
Bauern über, während neben dem flaroifchen Adel, der meiftens im Beſitz feiner Güter blieb, 
auch eine Anzahl veutfcher Ritter laͤndlichen Grundbeſttz erlangte. Gleichzeitig nahm vie Kirche 
dur Errichtung ver Bistümer Schwerin und Rapeburg, durch Einfegung und Dotirung von 
Prieftern und durch Gründung zahlreicher Klöfter das Land in dauernden Beflg. Nach etwa 
einem Jahrhundert hatte die deutſche Cultur fo fehr die Herrſchaft erlangt, daß felbft Die Sprache 
der Wenden, mit Ausnahme einiger entlegener Winkel, bis auf einzelne Bruchflüde, vie fich be: 
fonders in ven Eigennamen ver Ortſchaften, Slüffe u. f. w. erhielten, aus dem Leben verſchwun⸗ 
den war. Der Unterſchied zwiſchen beiden Nationalitäten trat unter dem Borbringen deutfcher 
Sitte und Bildung immermehr in den Hintergrund. Am ausdauerndſten und noch bis in die 
Zeit, wo längſt eine vollſtändige Verſchmelzung eingetreten war, hielten die Statuten der Hand⸗ 
werfözünfte, welche vie Aufnahme von DMitglievern wendifcher Abkunft unterfagten, den Unter⸗ 
ſchied aufrecht. 

Pribislav, der älteſte Sohn Niklot's, zum Chriſtenthum übergetreten, warb von Heinrich 
dem Löwen in den groͤßern Theil der väterlichen Herrſchaft wieder eingejegt. Er regierte ſeitdem 
als Vaſall des Sachſenherzogs und ward als folder im Jahre 1170 von Friedrich Barbaroſſa 
unter die deutſchen Reihsfürften aufgenommen. Schwerin und das umliegende Gebiet war als 
eigene Grafſchaft einem deutſchen Ritter übergeben worden. Die feit vem Jahre 1185 in Med- 
Ienburg und andern norbbeutfchen Ländern von den dänifchen König Kanut begründete daͤniſche 
Oberherrſchaft ward unter deſſen Nachfolger, Waldemar II., wieder abgeworfen. Diefer wurde 
im Jahre 1223 vom Grafen Heinrih von Schwerin gefangen genommen, und im Sabre 1227, 
als er, aus der Haft entlaffen einbrüchigermeife von neuem einen Eroberungdzug unternahm, 
in der Schlacht bei Vornhoͤved in Holftein von eben jenem Grafen und deſſen Verbündeten nach⸗ 
Haltig beflegt. Seit diefer Zeit traten die mecklenburgiſchen Lande in ihr früheres Verhättniß 
zum Deutfchen Reiche zurück. 


718 Mecklenburg 

Den Pribislav waren ſein Sohn und Enkel, Heinrich Borwin J. und Heinrich Borwin II. 
in der Herrſchaft gefolgt. Die vier Söhne des legtern theilten unter fi das von Vater ererbte 
Rand. So entflanden (1229) die vier Linien: Medlenburg, von den Stammſchloß Midilin: 
burg, eine Meile fünlih von Wismar, fo benannt, Werle (Kürftenthun Wenden), Rojtod und 
Parhim (Richenberg). Bon diejen erreichte vie parchimſche Linie ſchon 1261 ihr Ende. Die 
mecklenburgiſche Linie vereinigte nad, und nad den Beſitz der drei jüngern Linien durch Erb— 
gang in ihrer Hand und fügte noch diejenigen Bebiete hinzu, welche außerdem das jegige Med: 
Ienburg ausmaden: die Grafſchaft Schwerin, die bifhöfligen Stifte Schwerin und Ratzeburg, 
und Theile des Gebietd der Herzoge von Sachen, ber Grafen von Dannenberg, ver Markgrafen 
von Brandenburg und der Herzoge von Pommern. 

Der Stammvater ver medlenburgifchen Linie, Johann I., der Theologe genannt, flarb im 
Jahre 1264. Ihm folgte Heinrich I., der Pilger, welder, auf einer Pilgerfahrt nach Zeru: 
jalem im Jahre 1271 von den Sarazenen ergriffen und nad) Kairo gefchleppt, erft im Jahre 
1297 die Freiheit wiedererlangte und nad ſiebenundzwanzigjähriger Abweſenheit im Juni 
1298 in feine Heimat zurüdfehrte, wo er im Jahre 1302 farb. Sein friegerifher Sohn 
Heinrich IL., der Löwe, erwarb durch Heirath (1301) die Herrfchaft Stargard als brandenkur- 
giſches Lehn, und nad dem Ausfterben ver voftoder Linie (1314) die Herrſchaft Noflod. Der 
legte Fürſt diefer Linie, Niklas das Kind, hatte den König Erich von Dänemark als jeinen 
Lehnéherrn anerkannt (1300). Erich's Nachfolger übertrug (1383) Heinrich I. die Herr: 
haft Roſtock als erbliches Lehn. Der über ven Markgrafen Waldemar von Brandenburg kei 
Granſee (1317) erfochtene Sieg ſicherte den Beiig der Herrfchaft Stargard. Die letztere ward 
unter Heinrich's Sohn, Albrecht, von Karl IV. zu einem unmittelbaren erblichen Lehn des Nö: 
miſchen Reichs erhoben (1347) und in dem folgenden Jahre verlieh derfelbe dem mecklenbur⸗ 
gifchen Fürſtenhanſe vie herzogliche Würde. Durch eine Landeötheilung zwiſchen Albrecht und 
feinem Bruder Johann (1352) ward legterm das Land Stargard überwieren. Im Jahre 
1358 erwarb Albrecht durch Kauf die Brafihaft Schwerin. Es gelang ihm ferner, feinen 
zweiten Sohn, Albrecht, im Jahre 1363 auf ben ſchwediſchen Königsthron zu bringen; ein 
Berfuh dagegen, auch feinem älteften Sohn eine Königefrone (die däniſche) zu verſchaffen, 
ſcheiterte. Durch diefe Unternehmungen des Ehrgeizes gerieth Mecklenburg in große Verwicke⸗ 
lungen. Koͤnig Albrecht von Schweden ward im Jahre 1389 von den Dänen gefaugen. Es 
wurden von Mecklenburg, unter beſonderer Mitwirkung der Seeſtädte, Verſuche gemacht, ihm 
Hülfe zu bringen. Aus den zu dieſem Zwecke ausgeſandten Kriegs- und Kayerfahrzeugen, 
deren Beſatzungen Vitalienbrüder genannt wurden, weil ſie dem Könige und feinem Heere 
Zufuhr an Lebensmitteln (Victualien) zu bringen ſuchten, entwickelte ſich aber im weitern Ver— 
lauf, theilweiſe unter dev Fuͤhrerſchaft von Rittern, ein Seeräuberweſen, welches noch auf Jahre 
hinaus für Freund und Feind gleich unbequem und verderblich ward. Gegen ein großes Löfe: 
geld erlangte im Jahre 1395 König Albrecht die Freiheit wieder und fehrte nın, nachdem er 
auf die Wiebererlangung der ſchwediſchen Krone verzichtet hatte, nad Mecklenburg zurück, wo 
er im Sabre 1412 ftarb. ’ 

Das 15. Jahrhundert war für Medlenburg eine wilde Zeit. Lnruben im Innern, na: 
mentlich tumultuarifche Bewegungen in ven Serfläbten, mo die Zünfte von ben patriciſchen @®e- 
fhlechtern Antheil am Stabtregiment forderten, Fehden zwifchen ven Landesherren und ihren 
fürſtlichen Nachbarn, Zerwürfniffe zwischen ven Landedherren und den Seeftäbten, Unſicherheit 
der Landſtraßen machten den Zuftand des Landes zu einem jehr traurigen und zeigten eine gär.ı- 
liche Auflöfung aller gejellihaftlihen Orbnung. Im Sahre 1436 flarb die werleſche Linie 
aus. Die Anſprüche des Kurfürften Friedrich von Brandenburg auf die Erbihaft und vie ñch 
daraus entfpinnende Fehde wurden duch einen anı 12. April 1442 zu Wittſtock geſchlofſenen 
Bertrag beendigt, in welchem dem Haufe Brandenburg die Sucrefiion in die geſammten med: 
lenburgiſchen Lande auf den Fall des Ausſterbens dev mecklenburgiſchen Linie zugejichert ward. 
Im Sabre 1471 erlofch die jüngere im Jahre 1352 abgezweigte Linie, welche dad Land Star: 
gard in Befig hatte, und damit fiel letzteres au die altere Linie zurück. 

Bon diefer Zeit an wurden die biöher getrennten Stände der drei Lande Meckienburg, 
Merle und Stargard zu gemeinjamen Landtagen berufen, und im Jahre 1523 ſchlofſen tie 
Prälaten, Mannen und Städte deé ganzen Randes unter jich eine Union, welde die Brundlage 
ber fpätern Entividelung der ſtändiſchen Verjaflung in Merlenburg bildet und fi allen nad: 
folgenden Landestheilungen gegenüber zu behaupten gewußt Hat. 

Die Kirenreformation hatte nicht nur in der Misſtimmung über die Entartung der Kirche, 
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fondern auch in dem Verlangen nach ihren reihen Beſigthümern und nach Entlaftung von peru- 
niären Verpflichtungen ihre Quelle. Doc konnte fie nur langfanı vorwärts dringen, da nur 
Herzog Heinrich der Friedfertige (gefl. 6. Febr. 1552) entſchieden auf ihrer Seite ſtand, wäh⸗ 
rend fein Bruder, Herzog Albrecht dev Schöne (geft. 7. Ian. 1547), in politifche Plane ver- 
ſtrickt und als perſoͤnlicher Anhänger des römiſchen Belenntniffes jie nur widerſtrebend und 
zoͤgernd gewaͤhren ließ. Erſt ſeine Soͤhne Johann Albrecht und Ulrich gingen durchgreifend zu 
Werke und erließen eine Reihe von Kirchenordnungen (ſeit 1552) und ſonſtigen auf die neue 
Negelung ded Kirchenweſens bezügliden Gejegen. Die Stände hatten auf dem Landtage zu 
Sternberg im Jahre 1550 die völlige Abfchaffung der noch vorhandenen Überreſte des Papfi⸗ 
thums beſchloſſen. Bald nachher war die Reformation fo ziemli überall durchgedrungen. 
Nur noch einige Klöfter leifteten Widerſtand, welchen man gewaltfam zu brechen kein Bedenken 
trug. Durch die eingezogenen Kirchen- und Kloftergüter vermehrte ſich der landesherrliche 
Grundbefitz in ganz außerorbentlidem Maße. Doch mußten bie Stände #8 durchzuſetzen, daß 
drei Klöfter von der Sücularifation ausgeſchieden und, gegen Übernahme fürſtlicher Schulden, 
ihnen im Jahre 1572 zur chriſtlichen Auferziehung medienburgifcher Jungfrauen überwieſen 
wurden. 

Die Brüder Adolf Friedrich I. und Sohann Albrecht II, begründeten durch eine Landesthei⸗ 
fung (9. Suli 1611, 3. März 1621), bei welcher jedoch die Stadt Roſtock, die Uniyerfität da⸗ 
ſelbſt, das Hofgericht, das Conſiſtorium u. ſ. w. gemeinſchaftlich blieben, die Linien Medienburg- 
Schwerin und Mecklenburg⸗ Güſtrow. Während des Dreißigjährigen Kriegs ſuchten die beiden 
Herzoge ihre Neutralität zu behaupten. Da aber der Kalfer in ihrem Verhalten eine Hinnei⸗ 
gung zu feinen Feinden wahrzunehmen glaubte, fo entjegte er jle ihrer Herrſchaft, und überließ 
das Land, anfangs pfandweiſe (19. Ian. 1628), acht Tage fpäter Faufweife an Wallenftein, 
welcher ſodann am 16. Juni 1629 mit Medlenburg erblidy belehnt ward. Mit Guſtav Adolf's 
Hülfe gelangten jedoch die vertriebenen Herzoge wieder in Beilg der Herrichaft und wurden 
darin durch den Prager Frieden (1635) beſtätigt. Es folgte aber für das Rand jept noch eine 
Reihe leidensvoller Jahre, indem es einen Hauptkriegsſchauplatz für die ſchwediſchen und kai⸗ 
ſerlichen Truppen bildete, welche es beide um bie Wette bedrückten und verwüſteten und es in 
einen Zuftand des Elends verfegten, welder feine Nachwirkungen nod in die [päteften Zeiten 
erfireckte. Durch den MWeftfälifchen Frieden verlor Herzog Adolf Friedrich an Schweden Die 
Stadt Wismar nebft der Infel Poel und das Amt Neuflofter. Als Entſchädigung dafür er⸗ 
hielt ex die Bisthümer Schwerin und Ratzeburg ale weltlihe Fürſtenthümer nebfl ber Jo⸗ 
hanniter - Comthuret Mirow. Die Somthurei Nemerom warb dem Herzog Guſtav Adolf von 
Mecklenburg-Güſtrow übermiefen. 

In Schwerin war am 21. Juni 1692 Herzog Friedrich Wilhelm feinem kinderlos verflor- 
benen Oheim Chriſtian Louis, dem Sohne und Nachfolger Adolf Friedrich's, in der Regierung 
gefolgt. Als nun am 26. Det. 1695 der Herzog Guſtav Adolf von Medienburg: Güftrom 
ohne Hinterlaffung männlicher Nachkommenſchaft geflorben war, entfland zwifchen der nähern 
Linie und dem nähern Grabe, zwifchen Herzog Friedrich Wilhelm von Medlenburg- Schwerin 
unb .einem jüngern Bruder feines verftorbenen Vaters, Adolf Friedrich, ein Streit über bie 
Succeſſion in Medienburg: Güſtrow, welcher unter Bermittelung einer kaiſerlichen Commiſſion 
durd einen am 8. März 1701 zu Hamburg abgefloffenen Vergleich beenvigt ward. Herzog 
Adolf Friedrich erhielt einen Theil des Herzogthums Mecklenburg-Güſtrow, nämlich die Herr: 
ſchaft Stargard nebft den Comthureien Mirom und Nemeromw, ferner das Fürſtenthum Rage: 
burg und zur Eontpfetirung der auf 31000 Thlr. geihägten Einkünfte aus diefen Ländern 
eine Anweifung auf eine jährlihe Zahlung von 9000 Thlrn. aus dem Elbzoll. So entftand 
neben ben jett in Einer Hand vereinigten Herzogthümern Medlenburg- Schwerin und = Güftrow 
und unter Beibehaltung der Union der Stände dad Herzogthum Medlenburg:Strelig. 

Unter der Regierung des Herzogs Friedrich Wilhelm von Medlenbnrg: Schwerin (geft. 
1713) und feiner beiden Brüder und ſucceſſiven Nachfolger Karl Leopold (geil. 1747) und 
Ehriftian Ludwig (geft. 1756) ward das Land durd Streitigkeiten zwifchen Landesherreu und 
Ständen, die unter Karl Leopold einen fehr heftigen Charakter annahmen und zu einer Reichs⸗ 
ererution und @infegung einer kaiſerlichen Apminiftration führten, in fortvauernber Unruhe er- 
halten, wozu fi) während des ſchwediſch- ruſſiſchen Kriege auch noch von außen kommende 
Drangfale gefellten. Dev Kampf zwiſchen den Ständen, insbeſondere der Ritterſchaft im Verein 
mit der Stadt Noflod, und der Landesherrfihaft war ein Kampf zum Schutz ber flandijchen 
Rechte gegen abſolutiſtiſche Schmälerungsverſuche. Er endigte mit dem vollfommenflen Siege 
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liche Geſammtaufkunft dieſer Hufenſteuer iſt A6000 THlr. Courant. Unter jenen 3726 Hufen 
befinden ſich 243°/, incamerirte Hufen, d. h. früher ritterſchaftliche, ſeit dem Jahre 1748 in 
landeshe rrlichen Beflg übergegangene Hufen. Von ber angegebenen Geſammtzahl der 3726 
Hufen fallen auf die Ritterfchaft medienburgifchen und wendiſchen Kreifes 3386'/,, auf die 
Kloftergüter 160, auf die Güter des rofloder Diſtricts 131°/, (davon find 46 Hufen rofkoder 
Stadt⸗, 37°/, roſtocker Hoßpitalgüter, dad Übrige theild im Privat-, theils im landesherrlichen 
Befig), 471/, Stabilämmerei: und DOfonomiegüter. Im Großherzogthum Medienburg-Strelig 
fleuern 471%/, Hufen mit Einfhluß von 23°/, Pfarr: und 82 incamerirten Hufen, was eine 
jährliche Aufkunft von 5500 Thlrn. Gourant ergibt. Die außerhalb ver Hufen wohnenden 
Leute zahlen die Rebenfteuer, welches eine reine Kopf: und Berfonalfteuer if. Gutspächter ade⸗ 
lichen Standes find von biefer Steuer frei, während ber bürgerliche Pachter jährlich an Kopf- 
feuer 11%/, Thlr. Sourant zahlen muB. „Ledige und freie Mannöperfonen, wenn fie bien 
tönnen und nicht wollen”, follen jährlid 4 Thlr., „beögleihen Weibsperfonen“ 2 Thlr. feuern. 
Die Nebenfteuer trägt im Schwerinifchen 11000, im Streligiihen 1500 Thlr. Gourant. Erhoben 
wird Die Hufen- und die Nebenfleuer von ver Grundherrſchaft und von biefer an ven Landkaſten 
in Roſtock eingefandt, von wo fle dann an jeden Landeöherrn nach feinem Antheil ausbezaplı 
wird. In ven Landkaſten wird aud die Hufenfleuer au den incamerirten Gütern gezablt. Nur 
die Nebenfteuer, der hier auch ein anderer mit vem Modus der Nebenfteuer im eigentlichen Do⸗ 
manium übereinflimmender Modus zu Grunde liegt, wirb durch die Domanialämter Direct zur 
landesherrlichen Kaffe eingefandt. 

Für die orbentlie Steuer im Domanium normirte früher gleichfalls der Hufenmodus 
Seit dem Jahre 1843 aber ift ein neuer Modus an die Stelle getreten, indem die Höhe der 
Pacht oder des Kanond, welche die Gutspächter, Erbpächter, Bauern u. f. w. zahlen, zu Grunde 
gelegt und davon eine gewiffe Quote erhoben wird. Golligirungsbehörben find die Domanial- 
ämter, an welche die Steuer glei mit der Pacht zu entrichten iſt. Diefe Steuer iſt weſentlich 
nichts anderes als ein Theil ver Pacht. Abgefehen von ven 2404/, Hufen der incamerirten Büter, 
welche zum ritterſchaftlichen Katafter fleuern, zählt das fchwerinifhe Domanium 2684 Hufen. 
Die außerhalb der Hufen wohnenden Leute zahlen wie in der Ritterſchaft die Nebenfteuer, melde 
aber im Domanium ſchweriniſchen Landestheils nicht bloße Perſonal⸗, ſondern daneben noch 
Grund: und Viehfleuer ift. In den Domanialflecken ift meiftend der Steuermodud der Landſtädte 
eingeführt. Der Ertrag der Nebenfteuer ift im ſchweriniſchen Domanium gegen 80000, im 
Streligifen gegen 15000 Thlr., beides mit Einfluß der incamerirten Güter. Den Bewoh⸗ 
nern des ſchweriniſchen Domaniums iſt auch noch eine Salzfteuer auferlegt, indem fie gegwun: 
gen find, jährlich eine gewiffe Duantität Salz zu einem beſtimmten, über ven Marktpreis hinaus: 
gehenden Preife aus der großherzogliden Saline zu beziehen. Die Steuern im Fürflentbum 
NRatzeburg beftehen in einer Grundſteuer der Bauern, und einer PBerfonal: und Zinfenfteuer 
der übrigen Einwohner. 

Der Modus der ordentlichen Gontributien der Laudſtädte beſtand bisher, ven Beflimmun- 
gen des Lanveövergleich8 gemäß, aus folgenden Steuerarten: Haus=, Ader: und Wieſen-. 
Vieh: und Gewerbefteuer, ſodann Schladt:, Mabl- und Handelsſteuer. In den Landſtädten 
de8 ſchweriniſchen Landestheils wurde im legten Jahre (1. Juli 1861—62) die Hausſteuer von 
2802 ganzen, 109 dreiviertel, 4636 halben und 8754 Biertel-, im ganzen von 16301 Häu- 
fern mit einem Berfiherungswerth von 32%/, Mill. Thlrn., die Ader- und Wiefenfteuer für 
31884 Morgen Ader (zu 4 Scheffel und 300 Quadratruthen) und für 7916 vier- und 5192 
zweifpännige Fuder Heu entrichtet. Die Säge find: 11, Thlr. für das volle Haus, !/,„THhlr. für 
den Morgen Ader, für ein vierſpänniges Fuder Heu, für ein Pferd zum Aderbau, einen Stier 
oder Ochſen, 9/,, Thlr. für eine Kuhu.f.w. Die Geſammtaufkunft aus der landſtädtiſchen ordent⸗ 
lichen Steuer betrug in demfelben Zeitraum 186000 Thlr., wovon 11 ‘Proc. auf die Grund- 
und Viehſteuer, 14 Proc. auf die Gewerbefteuer und 75 Proc. auf die Mahl-, Schladkt- und 
Handelöfteuer zu rechnen find. In den Städten des flargardifchen Kreifes Tann man bie Be- 
fammtauffunft zu 30000 Thlen. annehmen, wozu noch Neuftrelig mit 7000 Thlen. hinzutritt. 
Die Wahrnehmung der landſtädtiſchen Steuer gefchieht durch großherzogliche Behörven, Steuer: 
Ruben genannt , welche in jeder Stabt ihren Sig haben. Mit dem 1. Det. 1863 traten aber 
Hinfichtlich der landſtädtiſchen Beſteuerung große Veränderungen ein, indem die nad dem invi- 
recten Modus erhobenen Steuern: die Mahl, die Schlacht: und die Handelsſteuer, Durch ein 
neued Steuerſyſtem erfegt wurden (vgl. unten). Für ftäptifche Rechnung wirb von ſämmtlichen 
ordentlichen Steuern der Landſtädte ein Zufchlag von 25 Proc. (der „fünfte Pfennig’) erhoben. 
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Die Stadt Noftod zahlte bisher die ordentliche Gontribution in Form von inbireeten Mahl⸗, 
Schlacht- und Handeläfteuern, weldde unter Dem Namen Accife von einer großherzoglichen Be- 
Hörde erhoben wurden. Die Stadt erhob daneben für ihre Rechnung einen Zuſchlag von 
50 Pror., und empfing aus der großherzoglichen Accife außerdem einen feſten Antheil von jähr- 
lich 14400 Thlrn. Bei dem Verkehr mit den Landſtädten fand eine nochmalige Erhebung der 
Handelsſteuer ftatt, ſodaß Roſtock in Bezug Hierauf dem übrigen Lande ald Ausland gegenüber- 
fand. Auch diefe Verhältniffe Haben fih feit 1. Det. 18683 weſentlich geändert. Daflelbe gift 
von Wismar, wo biöher unter dem Namen „Licent’’ für die landesherrliche Kaffe ein Seezoll 
nebft einer feften Abgabe, Staatsgeld genannt, und außerdem für flädtifche Rechnung eine 
Waarenaceiſe erhoben wart. 

Zu der orbentlihen Contribution treten noch die Landesanlagen hinzu, welche ald Steuern 
infofern in Betracht kommen, als die Ritterſchaft diefelben nach dem Hufenmodus aufbringt, 
während vie landeöherrlichen und fläptifchen Beiträge aus den betreffenden Kaſſen gezahlt werben. 
DieLandedanlagen dienen theils für gemeinfame Zwecke ver Landesherren und der Stände, theils 
für befondere Zwecke der Stände ober eines einzelnen Standes. Der Aufbringung der erftern 
liegt das Terzquotenfyflem zu Grunde, wonach Landesherrſchaft, Ritterſchaft und Städte zu 
gleichen Theilen contribuiren ; die gemeinfamen Berürfniffe der Stände werben von beiden zu 
gleichen Theilen, die Bebürfniffe des einzelnen Standes von dieſem allein gevedt. Für die Bei- 
träge Roſtocks normirt das Verhältniß des zwölften Theild; doc find bei den meiften Nubrifen 
Aoerflonalbeiträge vereinbart. Die Stadt Wismar zahlt zwar zu einzelnen Rubriken gleichfalls 
Averfionalbeiträge, file erfennt aber eine allgemeine Verpflichtung zur Theilnahme an den Lan⸗ 
desanlagen nicht an und Hat auch zu den meiften Rubriken derfelben biäher nichts beigetragen. 
Die Landesanlagen umfaffen die ordentlichen und außerorbentlihen Neceflarien, die Bedürfniſſe 
der Rittere und Randfchaft mecklenburgiſchen und wendiſchen Kreifes, die Bebürfniffe der Ritter- 
ſchaft aller drei Kreife, die Beiträge zur Unterhaltung des Oberappellationsgerichts, der drei 
Zuftizkanzleien in Mecklenburg⸗Schwerin, des Criminalcollegiums und des Landarbeitshauſes 
daſelbſt, ver Landesbibliothek in Roſtock, Unterſtützungen, Benflonen und Stipendien, Abtrag 
und Verzinſung ber ſtaͤndiſchen Schulden. Die Beiträge gehen fämmtlich in den unter Verwal⸗ 
tung des Engern Ausfchuffes ſtehenden Landkaſten, welcher diefelben nach ihrer verſchiedenen 
Beſtimmung in gefonderten Balancen fammelt und verrechnet. Der Betrag der Landesanlagen 
ift für Die Ritterichaft ſchweriniſchen Antheils 17 — 20 Thlr., für die des ftreligifchen Antheils 
etwa 13 Thlr. pro Hufe. Zu biefen Aufbringungen kommen für erftere noch die Koften für die 
Verwaltung der ritterfchaftlichen Amter mit durchſchnittlich 3 THlr. 15 Sgr., für leßtere die Ko⸗ 
ften für die Verwaltung bes flargarbifchen Kreifes mit etwa 18 Thlr. pro Hufe hinzu. 

Bei VBermählung von Toͤchtern eines der beiden Randesherren wird eine Prinzeffinfteuer im 
Betrage von 20000 Thlrn. erhoben, zu welcher jeder der drei contribuirenden Theile (Doma- 
nium, Ritterfchaft und Städte), nach Abzug des von der Stadt Roftod auf das Banze zu zah⸗ 
lenden Sechzehntels, ein Drittel aufzubringen hat. Wismar wirb zu biefer Steuer nicht heran⸗ 
gezogen. 

Als moderne Zuthat zu diefen alten Steuern wird in Medlenburg: Schwerin feit dem 
Jahre 1809 eine außerorbentlie Eontribution erhoben , welche alle Landeseinwohner ergreift 
und in bie unter gemeinfanter Leitung des Großherzogs und der Stände ſtehende Allgemeine 
Randesrecepturkaffe zu Roftod fließt. Weitere Zuflüfle Hat diefe Kaffe aus ber Stempelfteuer 
und der Collateralerbſteuer, und aus zwei fpäter hinzugelommenen Steuern: der fogenannten 
Probenreiterfteuer (von fremden Hanblungsreifenden) und dem Branntmeinimpofl (für aus⸗ 
wärtigen Branntwein). Die außerorbentliche Gontribution im Domanium und In der Ritter- 
Thaft und übrigen Landgütern iſt thelld eine Hufenfteuer (4%, Thlr. Courant per Hufe), 
theils eine Perfonalfteuer. Die fläptifche Contribution zerfällt in Brund-, Perfonal:, Handels-, 
Gewerbes, Viehfteuer. Die Beamten zahlen eine Einfommenfteuer, und außerdem bat jeder 
die von ihm eingenonmenen Zinfen und Dividenden zu verſteuern. Die Auftunft aus einem 
Simplum der auferorbentlihen Kontribution beträgt circa 120000 Thlr. Es werben fo viele 
Simpla erhoben, ald dad Bedürfniß, welchem die Recepturkaffe dient, erheifcht; in den letzten 
Jahren ift man mit 21/, und theilweiſe ſelbſt mit 2 Simplis außgefommen. Der Etat wird von 
der Regierung auf jedem Landtage vorgelegt, und iſt nad) Bin: und Ausgabe von der ftäbtifchen 
Zuftimmung abhängig. In Medlenburg:Strelig befteht feit 1822 eine Parallele zu der außer: 
ordentlichen Contribution. Die Aufkunft aus dieſer Steuer, welche in ver Ianveöherrlich - ftän- 
diſchen Gentralfteuerkaffe zu Neubrandenburg gefammelt wird, beträgt circa 40000 Thlr. 
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Die Deckung des Koſtenaufwandes, welcher in Fällen ber Lungenſeuche des Rindviehs als 
Entſchädigung fürgetöbtetes Vieh erforderlich iſt, wird in der Weiſe beſchafft, daß für jedes Haupt 
Rindvieh in beiden Landestheilen eine Abgabe erhoben und an den Landkaſten eingeſandt wird. 

Die Land: und binnenlänbifchen Waſſerzoͤlle, melde biäher als ein Erbtheil der Raubritter⸗ 
zeit den Handelsverkehr belafleten und in Medlenburg- Schwerin circa 65000 Thlr. abiwarfen, 
find mit dem 1. Oct. 1863 in Wegfall gekommen. Geblieben aber ift ver Tranfitzoll, welder 
nach dem Bertrage vom 8. Nov. 1841 auf der Berlin Hamburger Eifenbahn mit Thlr. 
vom Gentner aller Büter, angenommen Steinkohlen, erhoben wird, und der nach dem Ber: 
trage ber Elbuferflaaten vom 4. April 1863 umgeftaltete Elbzoll. Aus erflerm bezog der Grob: 
herzog von Medlenburg: Schwerin jährlich, ohne Aufwand von Erhebungskoſten, circa 
200000, aus legterm circa 100000 Thlr. 

Die Beränderungen im Steuer= und Zollwefen, welche nad) faft vierzigjährigen Verhand⸗ 
lungen zwiſchen ven Landeöherren und den Ständen vereinbart und am 1. Oct. 1863 ind Leben 
getreten find, find infofern als ein Zortfchritt zu begrüßen, als das Land dadurch von einem 
Theil von ebenfo winerfinnigen als ven Verkehr, und zwar vorzugsweiſe den innern, bedrüden: 
den und hemmenden Abgaben befreit worven iſt. Ihrer pofitiven Seite nach unterliegen aber 
dieſe Veränderungen den fchwerften Bedenken. Das alte Averfionalſyſtem bleibt bei Beflant, 
bei ber Veränderung ift nicht das Steuerfuftem ald Banzes ind Auge gefaßt, fondern es find 
einzelne Steuern als vorzugäwelfe der Reformen bedürftig heraudgerifien, und Die neuen 
Steuerarten, welde an die Stelle ver alten eingeführt find, unterliegen in finanzieller wie in 
wirthichaftlider Beziehung den begründetiten und gewicdtigften Tadel. (Vgl. M. WWiggers, 
„Die medienburgifche Steuerreform u. f. w.”, Berlin 1862.) 

Die weſentlichen Beſtimmungen der zwifhen ven Landeöherren und den Ständen abge: 

fploffenen Vereinbarung über die Beränderungen im Steuer- und Zollweſen find die nad- 
ſtehenden: Aufgehoben find die ordentliche Handlungsſteuer der Kaufleute in den Landftädten, 
bie Land⸗ und binnenländifchen Wafferzölle, die Accife und Aechfezulage in Roſtock mit den dazu: 
gehörigen Nebenabgaben, und bie entfprechenden Steuern in Wismar. Statt der genann- 
ten Abgaben find eingeführt: eine von den landſtädtiſchen Kaufleuten und handeltreibenden 
Handwerkern zu entrichtende Sanpelsfläffenfteuer und ein an den Grenzen ber beiden Großher⸗ 
zogthümer, jedoch mit Ausſchluß des Fürſtenthums Nageburg, zu erhebenver Eingangszoll. 

Die Handeldklaſſenſteuer fehreibt je nach der Größe der Städte (über 6000, über 2500, bis zu 

2500 Seelen) einen Mittelfag von 18, 12 und 8 Thlrn. vor, welchen der Kaufmann zu voll, 
ber hanbeltreibende Handwerker zu einem Biertheil aufzubringen hat. Die Sefammtaufkunft 
in Medlenburg-Schwerin wird mit Einfluß der Handelsklaſſenſteuer aus den Flecken und ver 
Sirfleuer der auf dem Lande wohnenden und ver auswärtigen Pferde: und Viehhändler zu 
25000 Zhlın. , in Medlenburg - Strelig zu 5000 Thlrn. angenommen. Der Eingangögrenz- 
zoll wird nad) einem fehr vetaillirten Tarif von den verſchiedenen Waarenklaffen mit 2%/,,, U, 
Yıar Yarı Yası Yoo und Yıro Thlr. pro Centner erhoben. Die Einfuhr darf nur auf ven Zoll: 
fragen gefchehen, als ſolche find ungefähr 50 Land: und Waflerftraßen bezeichnet. Die Side: 
sung und Erhebung geſchieht durch 27 an der Grenze errichtete Zollämter nebft zugehörigen Zoll: 
poften, und durch 30 Steuerämter Im Innern des Landes. Die Befammtauffunft ift zu 260000, 
bie Erhebungsfoften find zu 72000 Thlrn. veranfchlagt. Doc wird erſtere fi wol kaum Höher 
als auf 240000 Thlr. belaufen, während die Iektern wahrſcheinlich ſich auf 80000 Thlr. ſtellen 
werben, jobaß ich ein Reinertrag von nur 160000 Thlrn. ergeben würbe. Der Reinertrag wird 
nah Maßgabe ver Volkszahl vertheilt, ſodaß, venfelben zu 188000 Thlen. angenommen, ver 
Großherzog von Medienburg: Schwerin mit circa 163000, der Großherzog von Mecklenburg⸗ 
Strelig mit circa 25000 Thlrn. daran participiren würde. Außerdem erhält jeder Landesherr 
die Aufkunft der Handelsklafſenſteuer aus feinem Lanvestheil. Was dann noch an dem Ent: 
Thädigungsquantum, welches für den erſtern zu 200000 Thlen., für den legtern, mit Cinſchluß 
einiger zu entſchädigender Städte, auf circa 18000 Thlr. feftgeftellt if, noch fehlen ſollte, wire 
für jenen aus ber Allgemeinen Landesrecepturkaſſe zu Roſtock, für dieſen aus dev Gentralfteuer- 
Fafle zu Neubrandenburg zugefchuffen. Diefe Zuſchußverpflichtung fönnte für die legtere Kaffe 
nur in Wirkſamkeit treten, wenn bie Einnahmen ſehr beträchtlich hinter dem Anflage zurüd- 
blieben, da fie nach demſelben vie zu deckende Summe weit überfleigen und daher dem ſtrelitzer 
Landesherrn eine anfehnliche Grhöhung feiner Einnahme in Ausſicht ſtellen. Im Schwerini- 
hen aber wird die Summe von 200000 Thlrn. durch die veranfälagten Binnahmen von 
163000 Then. aus dem Grenzzoll und 25000 Thlrn. aus der Hanbelöflaffenfteuer nicht ge: 
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deckt, fondern e8 muß vorausfihtlid die Allgemeine Landeörecepturkaffe noch einen Zufguß von 
minbeftens 12— 16000 Ahlen. leiſten, der fi in Zeiten des geflörten Handelsverkehrs noch be: 
deutend fleigern würde. Bon den etwaigen Mebrauffünften erhalten vie Landeöherren 30 Proc. 
Für die Verwaltung der Handelsklaſſenſteuer und des Grenzzolls, und der aus deren Auffünften 
zu bildenden Kaffe wird eine gemeinfchaftlihe landesherrliche Generalzollpirection eingefegt, 
welche durch eine landesherrlich-ſtändiſche Reviſions- und Viſitationscommiſſion controlirt wird. 
Für die erfle Einrichtung des Grenzzolls wird an den Großherzog von Medllenburg : Schwerin 
50000, an ven von Medienburg- Strelig 10000 Thlr. ald Pauſchquantum gezahlt, dort aus 
der Allgemeinen Landedrecepturz, hier aus der Gentralſteuerkaſſe. Gleichfalls als Pauſchquan⸗ 
tum werden aus der Generalzollkaffe jährlih 72000 Thlr. zur Beftreitung der Berwaltungs- 
koſten an die Landesherren gezahlt. Die Seeſtädte Roftod und Wismar, melden Die baulidge 
Erhaltung ihrer Seehäfen nach wie vor obliegt, empfangen ald Entſchädigung für die zu ihren 
Stadtkaſſen biäher erhobenen inbirecten Handelsſteuern reir. 25000 und 17000 Thlr., wozu 
für Roftod noch ver Betrag feines frühern Antheild an der landesherrlichen Accife mit 14400 
Thlren. fommt. Die hieraus fi ergebende Summe von 56400 Thlrn. jährlich iſt auf die Allge⸗ 
meine Landeörerepturkaffe angewiefen. Beiden Seefläbten ift ed geflattet, nach Analogie der 
Handelöflafenfteuer der Landſtädte, welche In die großherzoglidhe Kaffe fließt, eine Handels: 
klaſſenſteuer von ihren handeltreibenden Binwohnern für ihre Stadtkaſſen zu erheben. 

In Verbindung mit den vorflehenn aufgeführten Veränderungen fteht eine Umwandelung 
der indirecten Mahl: und Schlachtſteuer der Landſtädte in eine directe Steuer, welche für vie 
exften 1500 Seelen in jeder Landſtadt 20 Thlr. auf 100. Köpfe beträgt und für pie darüber hin⸗ 
andgebende Bevölkerung fi innerhalb gewifler Grenzen auf 30, 40, 50 und 60 Thlr. für 
100 Köpfe fleigert. Die Schlächter zahlen dazu als Geſammtheit, unter Anrechnung auf bie 
ganze Summe, je nach der Volkszahl der Stadt, 4— 8 Thlr. auf 100 Köpfe der Bevölkerung. 
Mit ver Aufhebung des indirecten Modus der Mahl: und Schlachtfteuer fallen vie bißherigen 
Prohibitionen der Kabrikate, melde von derſelben in den Städten betroffen werben, und fonflige 
Verkehrsbeſchränkungen weg. Mühlenfabrikate können von außen, mithin aud vom platten 
Zande, zum feilen Verkauf, jedoch nur an bie zum Mehlhandel berechtigten Perſonen, in bie 
‚Städte eingeführt werben. Will ein Landbewohner eine Niederlage von Mühlenfabrifaten in 

einer Stadt errichten, fo bebarf er dazu einer Conceſſion des Magiftratd und muß feine Quote 
der Mahlſteuer tragen. Die Bannrechte ver Mühlen, vermdge deren der Pflichtige auf der be⸗ 
rechtigten Mühle fein Korn mahlen laſſen muß, bleiben bei Beftand. Den Einwohnern der 
Städte fteht e8 frei, Mühlenfabrikate aller Art von außen zu beziehen. Bei dem Verbot des 
Einbringend von Malz, Brot und friſchgeſchlachtetem Fleiſche von Rindvieh, Schafen und 
Schmeinen zum feilen Verkauf in die Städte behält e8 fein Bewenden; dagegen bleibt es ferner 
frei, Wild und Geflügel aller Art, ingleichen geräuchertes Kleifh, Sped und Wurſt zum unbe- 
ſchränkten feilen Verkauf in die Städte einzuführen. Die ftäntifhen Cinwohner können fi 
Brot und friſchgeſchlachtetes Fleiſch zum eigenen Gebrauch von außen fommen laffen; jedoch foll 
Damit die Zuläffigkeit eines gewerblichen Berriebrs von Bädern und Schlächtern auf dem platten 
Zande nicht zugeſtanden fein. Die Lanpfläbte geftatten die freie Einfuhr des auf dem Lande fa: 
brizirten Brannitweind und Spiritus und verzichten auf Ihr Privilegium , die ländlichen Krüge 
im Domanium mit Branntwein zu verforgen. Die Lannfläbte WE ſchweriniſchen Landestheils 
erhalten dafür zufammen jährlich aus ver Häbtifchen Inpuftrtekaffe (einer mit Duoten der außer: 
orbentlihen Gontribution botirten Kaffe zur Aushlilfe des fläntifchen Gewerbebetriebs), die des 
freligifhen Landedtheils ebenfo 80 Thlr. vom Großherzog und 320 Thlr. aus der Gentral- 
fleuerkaffe. Die Ritterfhaft Hat neben ben Vortheilen, melde ihr aus ven erwähnten Stipule- 
tionen erwachſen, auch noch gewiſſe Soncefflonen in Betreff einer Erweiterung des ländlichen 
Sewerbebetriebs als Preis ihrer Zuflimmung zu den Beränderungen im Steuerweſen zu er: 
langen gewußt. 

In Rofto tritt gleichfalls eine directe Mahl: und Schlachtſteuer an die Stelle der bisheri⸗ 
gen indirecten, und biefe Steuer wird fortan ausfgließlich von einer ſtaͤdtiſchen Behoͤrde er⸗ 
Hoben werden. Die Stadt zahlt für je 100 Köpfe der Beyoͤlkerung jährlih 38 Thlt. an ven 
Großherzog und iſt beretigt,, außerdem bis zu 24 Thlrn. auf 100 Köpfe für eigene Rechnung 
zu erheben, ſodaß die gefammte Aufbringung an birecter Mahl: und Schlachtſteuer bis zu 
62 Thlrn. für 100 Köpfe ober circa %/, Thlr. pro Kopf hinanfleigt. Aus der Induſtriekaſſe er: 
Hält Roftod eine Kapitalzahlung von 8000 Thlen. Der Stadt Wismar ift eö freigeftelle, die 
von ihr zur Stadtkaſſe erhobene indireete Mahl: und Schlachtſteuer beizubehalten. | 
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Jede Landſtadt kann von ber Sandelsflaffenfleuer und der bixerten Mahl: und Schlachtſteuer 
einen Zufchlag von 25 Pror. für die Communalkaſſe erheben. 

Finanz: und Schuldenwefen. Statt eines Etat} der Staatseinnahme und Ausgabe, 
wie in einheitlichen Staaten, gibt es einen dreifachen Etat der zu ſtaatlichen Zwecken dienenden 
Binnahmen und Ausgaben: einen landesherrlichen, einen landesherrlich-ſtändiſchen und einen 
rein ſtändiſchen. 

Uber die Iandesherrlichen Einnahmen und Ausgaben fehlt es jeit ven in den Jahren 1848 
— 50 darüber gemachten Mittheilungen, mit Ausnahme einiger Brucflüde, an jeder Öffentlichen 
Darlegung. Wan kann dieſelben naher nur annähernd beflimmen. In Medlenburg- Schwerin 
tft die landesherrliche Cinnahme: aus den Bütern und Forſten des Domaniums 2,500000 Tr. 
(63%/,Broc.), Elbzoll und Berlin Hamburger Eifenbahn-Tranfitzoll 300000 Thlr. (7 YaBroc.), 
ordentliche Gontribution und Landzoͤlle 600000 Thlr. (15 Proc.) , fonftige Einnahmen (Pof, 
Chauſſee, Eivilverwaltung, Lotterie u. ſ. w.) 600000 Thlr. (15 Proc.), Summa 4,000000 Thir. 
Die Ausgabe beträgt: für die Verwaltung des Domaniums 1,250000 Thlr., für den großer: 
zoglihen Haus: und Hofhalt 550000, die Giviladminiftration 600000, Verwaltung der nab- 
tiſchen ordentlichen Contribution und der Zoͤlle 120000, Poſt und Ghauffern 300000, 
litär 750000, Abtrag und Berzinfung von Schulden 300000, Diverfa 130000, Summa 
4,000000 Ihlr. Die landesherrlichen Schulden betrugen, foweit fie unter der Verwaltung der 
großherzoglichen Reluitionscommifjlon flehen, am 1. Juli 1862 rund 5.480000 Thlr. Gourant. 
Die jährliche Amortifirung beträgt circa 100000 Thlr. An fonfligen Pafftvis der landeſsherr⸗ 
lichen Kaſſe regnet man 1 Mill. Thlr., wozu im Jahre 1859 noch eine Anleihe zur Deckung 
außerordentlicher Bebürfniffe hinzugefommen ift, deren nicht bekannt gewordener Betrag auf 
300000 ahlr. geſchätzt wird. Weiter iſt im Jahre 1862 eine Anleihe für eine zu bauende Eiſen⸗ 
bahn, im Betrage von 2Mill. Thlrn., hinzugetreten. Ohne die letztere beträgt die auf dem Do⸗ 
manium zur Zeit laſtende Geſammtſchuld rund 7 Mill. Thlr., wofür ein Grundbeſitz von circa 
100 Mil. Thlr. an Werth als Sicherheit dient. In Meitienburg: Strelig ftellt fi der landes- 
herrliche Etat wie folgt: Einnahme aus den Gütern und Forſten des Domaniums in ber Herr: 
ſchaft Stargard 360000 Thlr., Steuern, Zölle und Regalien 80000, Diverfa 20000, aus 
Rageburg 90000, Summa 550000 Thlr. Ausgabe: Haus: und Hofhalt 200000 Thlr., 
Domantal: und Landesverwaltung 200000, Militär 90000, Schultenabtrag 50000, Diverfa 
10000, Summa 550000 Thlr. Die landesherrliche Schuld in Medtenburg:Strelig iſt jeßt auf 
1 Mid. Thlr. zu veranfchlagen. 

Der Iandeöherrlih-ftändifhe Stat kommt in Medlendurg: Schwerin an ver Allgemeinen 
Landesrerepturkaffe, in Medlenburg: Strelig an der Gentralftenerkaffe zur Anfhauung. Die 
Ginnahme der erftern iſt: an Papier⸗, Spielkarten: und Kalenderſtempel und an Gollateral- 
erbfleuer 60000 Thlr., auß jedem Simplum der außerordentlihen Gontribution 120000, folg: 
lich bei zwei Tdieten 240000 Ihlr. Dazu kommt eine Einnahme aus Divinenden der in landes- 
herrlich⸗ ſtändiſchem Befitz befindlichen Actien der Berlin- Hamburger Eifenbahn im Betrage 
von 60000 Thlen. Summa der Einnahme 360000 Thlr. Die Ausgabe befaßt folgende Haupt: 
pofltionen: dirert aus der Kaffe 40000 (darunter Benflonen vormaliger Sreiheltäfämpfer, Ber: 
waltung der Kaffe, Beitrag zur Gensdarmerie); zur Verzinfung und Tilgung ver Anleihe für 
die Berlin: Hamburger Bifenbahn 80000 Thlr., zur Verzinfung und Tilgung einer im Jahre 
1851 übernommenen lanveöherrliden Schuld 50000 Thlr. ; für die Chauffee- und Waſſerbau⸗ 
kafſe 170000, zum Abtrag des Sundzolld (Jahresrate auf 20 Fahre) 20490 Thlr. Summa 
der Ausgaben 360000 Thlr. Die Lanvesfhuld von 1851 wird bald abgetragen fein. Dagegen 
erwaͤchſt der Kaffe aus den Ihr Durch die Veränderungen im Steuerweſen auferlegten Verpflid: 
tungen zu den jährlihen Zahlungen an die Seeftäbte und zu der jublidiariihen Zahlung an ven 
Großherzog eine Belaftung von mindeftend 70000 Thlrn., die aber unter Umſtänden ſich auch 
noch beveutend fleigern kann, während durch die als reines Geſchenk bemilligte Beihülfe zum 
Bau einer Eifenbahn von Büflromw nad Neubrandenburg (750000 Thlr.) ein bedeutender 
heil der vorhandenen Activa aufgezehrt wird. Die auf die Allgemeine Landesrecepturkaſſe fun- 
birten Schulden betragen: die Kifenbahnanleihe von 1843 (urfprünglid) 1,875000) 1,550000 
Thlr., die Schulden der Shauffee- und Waflerbaufaffe mit Einfhluß per Schulden der aufgelöften 
Elde-Sorietät I9BO00 Thlr., die Anleihe von 1851 (urfprünglih 750000) 71000, Reſt ner 
Sundzollſchuld 191000, Summa 2.810000 Thlr. Diefen Schulden ſtehen bis dahin ald Activa 
eirca 1,610000 Thlr. an Eifenbahnactien und Obligationen gegenüber, ſodaß der Überfchuß der 
Baffiva 1,200000 hr. ifl. Die Centralſteuerkaſſe zu Neubrandenburg hat eine jährliche Ein= 
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nahme von circa 40000 Thlrn. , fie zahlt an den Großherzog 31000 Thlr. und Hat eine Schulb 
von circa 130000 Thlrn., zu deren Berzinfung und Abtrag ver Überſchuß verwendet wird. 

Der rein ſtändiſche Etat gruppirt ſich um den lediglich unter ſtändiſcher Verwaltung und 
Controle ſtehenden „Landkaſten““. Dieſe Kaſſe iſt Durchgangskaſſe für die ordentliche Contribu⸗ 
tion aus der Ritterſchaft, In ihr werben bie verſchiedenen Balancen der Beiträge zu den Ne= 
ceffarien verrecänet, und außerdem werben in Verbindung mit dem Landkaſten gewiffe ſtändiſche 
Nebenkaſſen neuern Urfprungs verwaltet, von denen bie wichtigfte Pie aus der Allgemeinen Lan⸗ 
desrecepturkaſſe ihre Zuflũſſe beziehende Ehauffee- und Waſſerbaukafſe it. Jede Landesanleige 
(d. i. gemeinfam von Landesherrſchaft und Ständen garantirte Anleihe) wird durch den Engern 
Ausſchuß ald die dem Landkaſten vorgefete Behörbe contrahirt. Die Schulden der Ritter: und 
Landſchaft find, mit einer unbedeutenden Ausnahme, nicht Schulden ver Geſammtheit, fondern 
Säulven ber einzelnen Stände in jebem der beiden Landestheile. Sie belaufen fi im ganzen 
auf circa 200000 Thlr. 

Bemeinde: und Polizeiweſen. Auf dem Lande gibt es Gemeinden nur in kirchlicher 
Beziehung , und auch diefen fehlt e8 an jeder entwidelten Drganifation. In Ermangelung von 
politifchen Gemeinden auf dem Lande kann von Steuern für communale Zwecke nur infofern bie 
Rede fein, als dergleichen Steuern für Zwede erhoben werden, beren Erfüllung unter andern 
Berhältnifien der Gemeinde zufiele. Außer Beiträgen zu Kirchen⸗, Pfarr: und Schulbauten, 
fowie für Schulanſtalten, haben die Domanialeingefeflenen auch Beiträge für Arzte, Hebanımen, 
Nachtwächter, Mühlen, Feuerlöfhanftalten, Wegebefferung n. f. w. theils in Gelb, theils in Ge⸗ 
ftalt von Hand⸗ und Spannvienften zu leiften. In der Ritterfchaft kommen vergleichen Leiftun- 
gen der Hinterfaflen für Gommunalzwede nur ald Ausnahme vor; in der Regel iſt e8 die Gut: 
herrſchaft allein, weldher die Sorge für Bepürfniffe diefer Art zufällt, mad namentlich) von ber 
Armenverforgung gilt. 

In den Landſtädten Haben Bürgermeifler und Rath unter Mitwirkung von Vertretern der 
Bürgerfchaft pie Verwaltung. Die Bürgermeifter, deren Amt in ver Mehrzahl ver Städte mit 
dem Amt eines großherzoglichen Stadtrichters verbunden iſt, und die Rathmänner werben in 
einigen Stänten vom Großherzog ernannt, in andern vom Rath auf Präfentation des Bürger: 
ausfhuffes erwählt, wobei zum Theil die nachträgliche landesherrliche Beftätigung erforber- 
lich if. Die Rathsämter find lebenslängliche. Bis in den Anfang des vorigen Jahrhunderts 
beſtand dad Selbſtergäänzungsrecht der Magiftrate. Es wich erft infolge von Misvermwaltung 
dem landesherrlichen Ernennungs- oder Beftätigungsrecht. Der Gebrauch, zur Beihlußnahme 
über wichtige ſtädtiſche Angelegenheiten die ganze Gemeinde zufammenzuberufen, verlor fich erft 
in der zweiten Hälfte des 18. Jahrhunderts. Seit dem Jahre 1830 nahm die mecklenburg⸗ 
ſchweriniſche Regierung in vielen Städten Reorganifationen der Stabtverfaffungen vor, welche 
befonderß den Zweck Hatten, ben eingeſchlichenen Misbrauch ver Wahl ver Bürgerrepräfentan= 
ten dur den Rath zu befeitigen und der Bürgerfchaft an dieſer Wahl eine allgemeine Theil- . 
nahme einzuräumen, woburd in mehreren Städten aud) bie Juden Zutritt zur Bürgerrepräfen- 
tation gewannen. Zugleich wurden die Rechte der Bürgerausfchüffe Hinfichtlich ihrer Theil⸗ 
nahme an der. Stadtverwaltung ſowie die Rechte ver Commune ſelbſt genauer feftgeftellt. Den 
Städten follte Ihr inneres Regiment und die felbfländige Verwaltung ihres Vermögens unge- 
kränkt verbleiben. Der Großherzog behielt fih nur eine allgemeine Oberaufſicht vor. Neue 
Steuern für communale Zwecke bedürfen der vorgängigen Ianbesherrlichen Genehmigung. Die 
Stabtrehnungen werben jährlih aufgenommen und ſodann behufd der Revifion der Landes⸗ 
regierung vorgelegt. Die Jahre 1848 und 1849 brachten noch einige weitere Umgeftaltungen 
der Stadtverfaffungen, namentlich in Betreff de Wahlmopus für die Bürgerausſchüſſe. Ein 
nach der Reftauration der alten Landesverfaffung vom Minifterium unternommener Verſuch, 
dig gefammten Neuerungen durch ein allgemeines Normativ für die Wahl und Wirkfamkeit ber 
Bürgerausfchüffe zu beſeitigen, fcheiterte an dem Widerfpruch der Stände, denen dad in dem 
Geſetzentwurf aboptirte Dreiklaſſencenſus⸗Wahlſyſtem und bie projectirte Nivellirung aller 
Stadtverfaffungen nicht geflel. Das Minifterium brachte nun auf eigene Hand alles fo ziemlich 
auf den Stand vor dem Jahre 1848 zurüd. Das landſtandſchaftliche Met der Communen 
wird nach neuerer Praxis nur durch die Bürgermeifter, in deren Behinderung durch ein anderes 
vom Magiftrat aus feiner Mitte zu erwählendes Mitglien ausgeht, während früher au Bür- 
ger, die nicht Magiſtratsmitglieder waren, als Vertreter der Communen auf Landtagen er⸗ 
ſchienen. Erſt die neuern Städteordnungen haben die jeßige Gewohnheit ſtatutariſch firtrt. 
Do iſt es nach wie vor die Commune, nicht der Magiftrat, ald deren Vertreter der zum Land⸗ 
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tag deputirte Bürgermelfler handelt, womit auch bie Verpflichtung des leztern, vor den Land⸗ 
tage über die wichtigſten Verhandlungsgegenſtände mit dem Bürgerausſchuß zu conferiren und 
nach dem Lanbtage über veffen Verhandlungen und Beſchlüſſe demſelben Bericht zu erflatten, in 
Zuſammenhang ſteht. Im Widerfpruc mit diefem Nechtönerhältniß wird neuerdings vom Mi: 
nifterium des Innern den Bürgerausfhüflen, unter Bedrohung mit Geldſtrafen für ven Fall der 
Gontravention, das Recht beftritten, Lanbedangelegenhelten in ven Kreis ihrer Berathung zu 
ziehen. Nicht alle Einwohner einer Stadt nehmen an ben Rechten und Pfliäten der Bürger: 
fhaft theil. Neben ven Bürgern befteht in ven Städten die Klaffe der Brimirten, d. i. der von 
der Niedergerichtsbarkeit Ausgenommenen (Geiſtliche, Landeöherrliche Beamte, Adeliche, Fremde 
ohne bürgerlichen Gewerbebetrieb u. |. w.), welche theils nicht verpflichtet, theils auch nicht be: 
rechtigt find, das Bürgerrecht zu gewinnen. Sie find jedoch den ſtädtiſchen Reallaften unter: 
worfen und werben auch zu allen fonfligen flädtifchen Steuern herangezogen, welche für Zwecke, 
die allen Einwohnern zugute kommen, erhoben werben. 

Eine freiere communale Stellung als die Landſtädte haben die beiden Seefläbte. Die Stavı 
Roſtock bat die Befugniß, Polizei⸗ und Gerichtsordnungen, auch ein eigenes Stadtrecht und ſon⸗ 
flige Verordnungen, ſelbſt in Straffachen, zu erlaſſen. Doch iſt fie, ſoweit nicht ſpecielle Rechte 
eine Ausnahme begründen, der Landesgeſetzgebung unterworfen. Sie behauptet aber, daß Lan: 
desgeſetze vom Rath erft befonderd publicirt werden müffen, wenn fle für Roſtock Gültigkeit er: 
langen follen. Gleich der Gerichtsbarkeit übt die Stadt durch den Rath auch die Bolizeigerwalt 
in ihrem vollen Umfange und hat ein unbeichränttes, an landesherrliche Genehmigung nicht ge- 
bundenes Befleuerungsreht. Nur Abgaben, welde ven „fremden Mann“ ergreifen, bedürfen 
der Zuftimmung ber Landeöherrihaft und der Stände. Die Stantverwaltung if, da fie zugleid 
auf den Hafen und den Hafenort Warnemünde, und auf einen großen Gompler von Bütern 
und Forſten ſich erſtreckt, eine ſehr umfaſſende. Der Etat beivegt fi um eine jährliche ordentliche 
Einnahme und Ausgabe von je 300000 Thlrn., die Stadtſchulden betragen über 1 Mill. Thlr. 
Die alte Gemeindeverfafſung, mit einem ſich felbft ergänzenden Rath und einer auf dem Zunft: 
wefen ruhenden Bürgerrepräfentation, wurde im Jahre 1848 Iehe erihüttert und theilweiſe 
geändert, aber im Jahre 1851 von dem Minifteriun der Reſtauration unter Beihülfe des Ma: 
giſtrats in den meiften Punkten wiederbergeflellt. Die Bürgerfhaft wird durch das Hundert: 
Mmännercollegium repräfentirt. Daffelhe zerfüllt in zwei Quartiere, von denen das erfte aus 
50 Brauern und Kaufleuten, das zweite aus 50 Handwerkern beflebt. Jene werben von der 
KRaufmiannscompagnie, diefe von 37 Hanpwerfsämtern und der Schiffergefelligaft gewählt. 
Jeder Repräfentant muß der Inftruction des Amts oder ver Geſellſchaft, melde ihn gewählt Hat, 
Folge leiften und kann von feinen Wählern wieder abberufen werben. Jedes Quartier be: 
ſchließt für fih und erft ihre übereinſtimmenden Beichlüfle bilden einen Bürgerfhluß. Im 
Fällen, wo eine Einigung nicht zu erzielen if, ſteht fowol den Rath wie jeden ber beiden Duar- 
tiere der Recurs an ven Landedherın frei, ausgenommen in fällen, wo eine Anderung dei 
Stndtverfaflung zur Frage ſteht. Den Quartieren fowol wie vem Rath ſteht das Recht der Imi: 
tiative zu. Sie koͤnnen auch ohne Aufforderung des Raths zufanımentreten, daſſelbe gilt von 
ihren Wahlcorporationen. Das Magiſtratscollegium beftcht aus drei Bürgermeiftern, zwei Syn: 
dicis und elf Rathöherren. Bon dieſen gehören ein Bürgermeifter und fünf Rathöherren Dem 
‚KRaufmannsftande an, die übrigen Mitglieder des Gollegiums find Rechtsgelehrte. Die Wahl 
der Rathöherren geſchieht durch die Mitglieder des Ratho und eine gleiche Anzahl bürgerſchaft⸗ 
licher Deputirter. In allen Verwaltungszweigen, mit Ausſchluß ber Jurisdiction und der Bolt: 
zeigewalt, welche allein durch Rathsmitgliever geübt werben, fungiren in Gemeinſchaft mit 
Rathẽemitgliedern Mitgliener der Bürgerſchaft, welche nad einem dem Modus der Rathsherren⸗ 
wahl entſprechenden Modus theils aus ven Quartieren, theild aus der ganzen Bürgerfchaft ge: 
mählt werben. 

Eine Ähnliche Stellung mie Noftod hat Wismar, nur daß ed außerhalb der Landesver⸗ 
faffung ſteht. An Regalien beſitzt die Stadt na8 Muͤnzrecht. Das Geſetzgebungsrecht übt fie in 
gleihem Umfange wie Roflod. Die auf dem Zunftwefen rubende Repräfentation erlitt ſchon 
infolge verjäiebener im Jahre 1830 entflandener Irrungen, welche die Dazwiſchenkunft einer 
großherzoglichen Commiſſion zur Folge hatten, manche Mobificationen. Nach weitern Ände 
rungen tm Sinne des allgemeinen gleichen Wahlrechts, die im Jahre 1849 erfolgten, ward auf 
Antrag des Magiftrats im Jahre 1853 das Wahlgeſetz von 1849 landesherrlich aufgehoben 
und eine Vertretung nach gewerblichen und Berufsklaflen angeoronet, zu welcher die Kauf: 
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leute 19, die Handwerker, nad Gruppen geordnet, 24, die Mitglieder der gelehrten Berufs- 
fände, Rentierd u. ſ. w. 3, die mit einem Haufe angefeflenen Arbeitöleute 1 Repräfentanten 
ſtellen. 

Das Ortsheimatsrecht wird, abgeſehen von Ehefrauen und Kindern, durch obrigkeitliche 
Verleihung oder durch zweijähriges ſelbſtändiges Wohnen, oder durch funfzehnjähriges un- 
unterbrochenes Dienen (als Handlungsgehülfe, Handwerksgeſelle, Dienſtbote u. ſ. w.) erworben. 
Bis vor kurzem konnte es (durch Kündigung der Wohnung und Verlaſſen des Orts) verloren 
gehen, ohne an einem andern Orte wiedergewonnen zu werden, in welchem Falle dann das 
Landarbeitshaus die ſubſidiäre Heimat bildete. Erſt durch ein Geſetz vom 30. Mai 1862 iſt 
beſtimimt, daß dad letzte Ortsheimatsrecht fo lange bei Beſtand bleibt, bis ein neues erworben 
iſt. Bis zum Beitritt Mecklenburgs zur Gothaer Convention von 1851 ſchloß die Ortsangehö⸗ 
rigkeit die Staatsangehörigkeit in ſich, und jede Lokalobrigkeit, die einem Nichtmecklenburger die 
erſtere erlieh, verlieh ihm damit zugleich vie Staatsangehörigkeit. Seitdem iſt für die Aus- 
länder, um die Rechte eines Inländers zu erlangen, eine von der Landesregierung zu ertheilende 
Naturaliſation erforderlich, durch welche er erſt die Befugniß zur Ausübung oͤffentlicher und 
gerichtlchier Functionen gewinnt. Die häusliche Niederlaſſung durch Eingehung einer Ehe iſt 
im Domanium und in der Ritterſchaft an die Vorzeigung eines von der Ortsobrigkeit ausge⸗ 
ſtellten Domicilſcheins geknüpft. Selbſt ein obrigkeitlicher Contract über den Erwerb einer 
Erbpachtſtelle, Büdnerei oder Häuslerei erſetzt den Domicilſchein nicht, ſofern nicht darin das 
Recht der Niederlaſſung an dem Ort des erworbenen Grundſtücks ausdrücklich verliehen wird. 
Da im Ritterſchaftlichen die Erlangnng einer Wohnung lediglich von Belieben der Gutsherr⸗ 
haft, abhängt und au im Domanium, bei dem factiſchen Mangel an Wohnungen, meiftens 
nit ohne Mitwirkung des Domanialamts moͤglich ift, fo ift dadurch die Häusliche Niederlaffung 
ſelbſt. des Ortdangehörigen gänzlich abhängig von ver Zuftimmung der Ortsobrigkeit. Kür die 
Bewilligung der Aufnahme in die Städte find in Medlenburg- Schwerin im Jahre 1827 durch 
Nefeript an die Stabtmagiftrate nachſtehende Grundfäge vorgezeichnet worden: Der Inländer 
ift mehr als der Ausländer zu begünftigen. Der erfle Erwerb des Einwohnerrechts ift mehr zu 
erleichtern ald der Umzug von einem Ort nad dem andern. Nothwendige Bedingungen folder 
Srwerbung find: vollendete Erfüllung ver Militärpflicht, untadelhafter Ruf und Bolljährig- 
keit. Weitere Bedingungen, deren Mangel die Verfagung der Aufnahme reihtiertigt, ind: ein 
felbftändiger und nicht blos temporärer Erwerbözweig; körperliche Fähigkeit zur Ausübung ded 
gewählten Nahrungsbetriebs, auch geiftige Geſundbeit; Nachweis der kunſtmäßigen Grlernung 
des Gewerbes und Erfüllung der Zunftgefege, fofern diefelben in Anwendung kommen; ein 
noch rüſtiges Alter und nicht fo viele Kinder und fonftige Angehörige, daß fie zu Bedenken Anlaß 
geben; Beſttz eines angemeflenen Hausgeräths und des erforderlichen Betriebevermögend ober 
Grundeigenthums. Außer dem Berriebövermögen Toll ver Aufzunehmende fo viele Mittel be= 
figen, daß er das erfte Jahr ohne Erwerb leben fann. Das gewählte Gewerbe muß nit ſchon 
zu ſehr überfegt fein, „vorzüglich bei den unprobuctiven ober auf beflimmten Abſatz beſchränkten 
Gewerben (z. B. bei Schlaͤchtern, Bädern, allem Detailhandel), desgleichen bei Tagelöhnern‘‘. 
Bei der Stellung, welche hiernach der Lokalobrigkeit in Bezug auf Ertheilung des Heimatd- und 
Niederlaſſungsrechts zugeriefen iſt, kann von Freizügigkeit nur in dem Sinne bie Rebe fein, 
daß es keinem verwehrt iſt, feinen Wohnort zu wechfeln, wenn es ihm gelingt, ein neues Orts⸗ 
heimatsrecht zu erwerben. Die einzelnen Orte bilden jeder einen Heimatsbezirk für fi, die ih 
ſtreng gegeneinander abſchließen. Nur im Domanium findet hiervon infofern eine Ausnahme 
ftatt, als die Ortſchaften eines und deſſelben Domanialamtöbezirkö einen einzigen Heimatsbezirk 
Bilden. In demjenigen Theil des Domaniums, two Die neue Domanlal-Armenorbnung einge: 
führt ift, Hat ſich jedoch diefe größere Binheit in vie Vielhrit ver einzelnen Ortsheimatsbezirke 
aufgelöft, indem ver für die Armenpflege organifirten Ortſchaft die Entſcheidung Über bie Auf: 
nahme neuen Zuzug eingeräumt ift. 

Bei der Armenpflege gilt der Grundſatz, daß jede Ortsobrigkeit für die Armen ihres 
Orts zu forgen hat. Der Arme if verpflichtet, dafür bis zum Miethöwerth ber ihm eingeräumten 
Wohnung Arbeit zu leiften. Im Domanium war Die Armenpflege bis vor kurzem den Doma⸗ 
niglämtern zugetviefen, welche über Amtsarmenkaffen verfügen, die aus landesherrlichen Bei: 
trägen und Beiträgen der Amtseingeſeſſenen gebildet werden. Durch eine Armenorbnung vom 
Sabre 1859 ift aber in einem Theil des ſchweriniſchen Domaniums die Armenpflege zur Sache 
der einzelnen Ortſchaften gemacht, und die Amtsarmenkaſſe wirft nur fubfiviarif mit. In ben 
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Städten find auch die Eximirten zur Leiſtung der Armenbeiträge nach dem ſtädtiſchen Modus 
(1 Bror. vom ftäbtifchen Einkommen) verpflichtet. Sie haben dafür einen Antheil an ver Be: 
feßung der Schägungscommifllonen und der Armencollegien aus ihrer Mitte. 

Die Lokalpolizei fleht den Ortsobrigkeiten zu. Kür den Umfang ber polizeilichen Befug⸗ 
niffe fehlt e8 beinahe an allen nähern Vorſchriften. Es hängt daher fafl ganz vom Polizei: 
director ab, wie weit er feine Gewalt erſtrecken will, zumal da gefeglich der Polizei das Recht ver 
Erkennung und Vollſtreckung ſelbſt von ſchwerern Strafen zufleht und in Bezug auf Daus: 
fuhung und Verhaftung feine feften Regeln exiftiren. Zur Erhaltung der Öffentlichen Sider- 
heit, Ruhe und Ordnung iſt ein Corpo Gensdarmen (im Streligifhen: Diftrietspufaren) be: 
ſtiuumt. Das Eorpg iſt militäriſch organiſirt, In Anfehung fbecieller Dienftleiftungen aber von 
den Requifitionen der Civilbehoͤrden abhängig und der Beaufſichtigung von Givilcommilflarira 
unterworfen. Auf Noftod und Wismar erftreckt fi die Wirkſamkeit der Genodarmen nidt, 
obwol beide Städte, mit ihrer Einwilligung, zu den Stationdorten des Corps gehören. 

Nechtöpflege. Die Nievergerihtöbarkeit im Domanium übt der Großherzog durch tie 
Amtögerichte, deren Mitglieber im ſchweriniſchen Domanium zugleih Verwaltung3beamte fint. 
In den ritterfhaftlihen und übrigen Landgütern ſteht die Gerichtsherrlichkeit bei der Butäherr: 
haft, welche diefelbe durch einen von ihr angeftellten, in ven erften zehn Sahren feiner Amts: 
führung kündbaren Patrimoninlrichter übt. Die ritterfchaftlihen Gerichtsherren find meijtens 
zu Gerichtövereinen zufammengetreten. Solcher „vereinten Gerichte” gibt e8 im Schwerinifcen 
für die Civiljurisdiction 26, für die Griminaljurispictton 33. Im flargardifhen Kreiſe beſteht 
nur für die Eriminaljurisbiction ein Verband diefer Art, welchem ſämmtliche ritterfchaftlid« 
Gerichtsherren angehören. In der großen Mehrzahl der Landſtädte wird die Gerichtsbarkeit 
burd einen großherzoglihen Stadtrichter mit zwei vom Rathe beftellten Beiligern veraltet. 
In Vormundſchaftsſachen und andern den Magiftraten vorbehaltenen Jurisdictionsfällen, aus 
über Staptgrundftüce und die dafelbft wohnenden Perfonen fungiren die Staptmagiftrate ld 
Waiſen- und Batrimontalgerichte. In einigen wenigen Landſtädten Haben die Magiſtrate⸗ 
geriähte die Jurisdiction, in einigen andern iſt dieſelbe zwiſchen dem Magiftratögericht und dem 
großherzoglihen Stadtgericht getheilt. Die Stadt Penzlin ſteht unter einem ritterfchaftlichra 
Patrimonialgericht und die Stadt Schönberg im Fürſtenthum NRatzeburg unter vem großherzog: 
lichen Amtögeriht. Berichte zweiter Inſtanz für nie Niedergerichtöfäffigen und zugleid Gerichte 
erfter Inflanz für die von der Niedergerichtsbarkeit Erimirten und nicht einem Specialgericht 
Unterworfenen find die Juſtizkanzleien (zu Schwerin, Güſtrow, Roſtock, Neuftrelig). Bei ven 
drei Juſtizkanzleien in Medlenburg- Schwerin werden außer den ordentlichen Mitglievern, welde 
unkündbar find, Kanzleiräthe mit entſcheidender Stimme, welche zu jever Zeit aus ihrem Amt 
entlaffen werden Finnen, vom Landesherrn angeftellt. Die Höchfte für beide Oroßherzogthümer 
gemeinfane Inftanz iſt das Oberappellationsgericht. Specialgerichte find: das Univeriitätt: 
gericht zu Roſtock, die Conſiſtorien zu Roſtock und Neuftreltg, Die Milltärgerichte und Hofflante 
gerichte. In den Seeſtädten Haben die Magiftrate die Jurisdictien, welche In Roſtock durd va3 
Gericht, das Obergericht (den Juſtizkanzleien parallel ſtehend), das Ehegericht, das Eriminal 
gericht, die Kämmerei, das Gewett- und Waiſengericht verwaltet wird, wozu noch Die Hospital 
geriähte und das Kloftergericht Eommen. In Wismar befteht eine ähnliche Zerfplitterung dei 
Gerichtsweſens. Für ſchwerere Verbrechen iſt im ſchweriniſchen Landestheil das Griminal: 
colleglum zu Bützow Unterſuchungsgericht und feit 1856 zugleich Spruchbehoͤrde erſter Inſtauz. 
In demſelben Jahre ward das geheime und ſchriftliche Unterſuchungsverfahren in eine gewiſſe 
Verbindung mit einem oͤffentlichen und mündlichen Schlußverfahren gebracht, ohne dadurch ein 

weſentliche Anderung zu erfahren. Medlenburg gehört noch zu den Ländern, in welchen das 
gemeine Recht gilt. In den Städten fegten fi das lübeckiſche, ſchweriniſche nnd andere deutſche 
Stabtrechte feft, von welchen aber in ven Landſtädten nur einige vereinzelte Beftimmungen, 
namentlich über dad Büterrecht ver Ehegatten und das Erbrecht, fich erhalten haben. Kür die 
Berhältniffe der Beflger von Lehnsgütern normirt ein particulariſtiſch ausgebildetes Rebnredt 
und für bie VBerbältniffe ber Bauern ein beſonderes Bauernrecht, welches für die Nachfolge im 
Gehoͤft, die Abfindung der Miterben durch den Nachfolger im Gehöft, die Interimewirthfchaft, 
dad Altentheil u. |. w. normirt. Die Zahl der bei den Yuftizkanzleien immatriculixten Aveo: 
saten beträgt in Mecklenburg : Schwerin über 300, in Medienburg: Strelig über 50. Die 
meiften find zugleich Notarien; außerdem gibt es noch etwa 100 Notarien in Medflenburg: 
Schwerin und etwa 25 in Mecklenburg-Strelitz, welche nicht zugleich Apvoraten find. Die 
Notarien dürfen als Rechtsbeiſtaͤnde Hei den Niedergerichten fungiren. Für die Prüfung ver 
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Advotatur beſteht eine beſondere Commiſſton; die Prüfung zum Nichteramt iſt dem Ober⸗ 
appellationdgericht üͤberwieſen; die Notarien werben vom jedesmaligen Dekan der Juriften- 
facultät zu Roſtock creirt und von ben Juſtizkanzleien immatrisulirt. Die Zuchthaus: und 
Seftungsftrafe werben in einer und berfelben Landesftrafanftalt verbüßt. Gin Neglement für 
die Bollfiredung der Strafen warb im Jahre 1851 vom Juftizminifter erlaffen und nur theil- 
weife zur Öffentlihen Kenntniß gebradt. Die Zuftimmung ver Stände dafür nachzuſuchen, 
warb nicht für erforderlich erachtet. 
Kirchenweſen; Kirche und Staat. Nachdem im 16. Jahrhundert bie Iutherifche Con⸗ 
feifion den Sieg über das Papfithum errungen und zugleich abweichenden evangelifhen Rich⸗ 
tungen gegenüber ihre außfchließliche Herrfchaft aufgerichtet Hatte, begannen erfi im 17. Jahr⸗ 
hundert, von einzelnen Fürſten begünftigt, andere Kirchengemeinſchaften fi daneben einen 
unbebeutenden Platz zu erobern. Die lutheriſche Kirche zählt in Medlenburg: Schwerin in 
6 Superintendenturen und 37 Präpofituren, unter Hinzurechnung der Kirchengemeinde zu 
Roſtock und der Kofgemeinde in Schwerin, 475 Kirchen, 337 Paſtoren (mit Einfchluß der 
Superintendenten) und 15 Hülfsprebiger. Die 475 Kirchen bilden, da eine große Anzahl 
darunter Filialkirchen oder mit einer andern Kirche combinirt find, 331 Pfarren; von biefen 
ſtehen 193 unter landesherrlichem, 94 unter ritterfchaftlihem, 8 unter fläbtifhem, 9 unter 
kloͤſterlichem und 27 unter gemifchtent Batronat. Bel der größern Hälfte ver Pfarren landes⸗ 
herrlichen und bei denen fläbtifhen Patronats hat der Patron bei Befegung der Stellen ver 
Gemeinde drei Candidaten zur Wahl zu präfentiren ; bei den Übrigen wirb nur einer präfentirt, 
gegen welchen die Gemeinde dann ein Necufationsrecht hat. Die Einkünfte ver Pfarren beftehen 
größtentheild in dem Ertrag der dazugehörigen Kändereien. Das Kirchenregiment führt ber 
Großherzog als Oberbifhof. Bis zum Jahre 1848 war die Randedregierung auch für dieſe 
Thatigkeit des Landesheren das Organ. Im Iahre 1848 warb vom Großherzog eine provi⸗ 
ſoriſche Kirhencommiffion eingeſetzt, mit dem Auftrag, bie Auseinanderfegung der Kirche mit 
dem conflitutionellen Staat zu leiten und durch Berufung einer Landesſynode eine felbfländige 
Drganifatlon ver Kirche anzubahnen. Die Kirchencommifflon entzog ſich jedoch dieſem Auftrag 
und verwandelte ſich 1849 in ein ſtändiges Organ des Oberbiſchofsamtö, welches den Namen 
Oberkirchenrath annahm und aus zwei Theologen unter einem Juriften ald Dirertor beſteht. 
Diefer Schöpfung liegt die Theorie zu Grunde, daß der Landesherr feine Kirchengewalt ald eine 
von der lanbesherrlichen Gewalt vollkommen gefonderte führe, und daß dad Organ ber erflern 
eine von dem Staatöminifterium unabhängige, unmittelbar zum Oberbiſchof in Beziehung 
fiehende Stellung einzunehmen habe, Das Staatsminifterium hat nad dieſer Theorie nur bie 
Aufgabe, den Anorbnungen, welche ver Oberbiſchof durch ven Oberkirchenrath trifft, die Aus 
führung zu fihern. Die Stände haben ven Oberkirchenrath in dieſer vom Staat und der poli= 
zeilihen Geſetzgebung abgelöften Function 618 dahin nicht anerkannt und befinden fich felt 
längerer Zeit mit demſelben wegen verſchiedener für die kirchlichen Amtshandlungen der Prediger 
erlaffener Formulare und Anmwelfungen in fharfem Gonflict, indem fie in ven gegebenen Vor: 
ſchriften Abweichungen von der medlenburgifchen Kirchenordnung erkennen, welche ohne ihre 
Zuftimmung nicht Hätten erlaſſen werden dürfen. Das großberzogliche Conſiſtorium zu Roſtock 
ift auffehende Behoͤrde und Diöciplinargerichtöhof erfter Inſtanz für die Geiſtlichen und Kir- 
hendiener. Urfprünglic war es zugleich Gerichtshof für Ehefadhen aus dem Domanium. Es 
befteht aus zwei Juriften und einem Theologen. Auf Roſtock und Wismar erſtreckt fich feine 
Wirkſamkeit nit, indem hier die aus der Geſammtheit der Stadtgeiſtlichen beſtehenden geiſt⸗ 
lien Minifterien die Functionen bes Gonjiforiums üben. In beiden Stäpten beftehen auch 
beſondere Ehegerichte, aus Mitgliedern des Raths und den Hauptpaftoren zufammengefeht. 
Zu den Hauptgeſetzen für die Iutberifche Kirche gehören die revidirte medlenburgifche Kirchen 
ordnung von 1402, unverändert in den Jahren 1650 und 1855 wieder abgedrudt, und bie 
Conſiſtorialordnung von 1570. In Mecklenburg⸗Strelitz hat die lutheriſche Kirche, mit Ein⸗ 
ſchluß von acht Pfarren im Fürſtenthum Ratzeburg, 45 Pfarren landesherrlichen und 17 ritter⸗ 
ſchaftlichen Batronats, deren Paſtoren fleben Präpofituren bilden. Dem dortigen Gonfiflorium 
iſt eine ähnliche Stellung wie in Medienburg: Schwerin dem Oberkirchenrath angemwiefen 
worden, was gleichfalls zu noch unerledigten Reclamationen ver Stände Anlaß gegeben hat. 
Bine reformirte Gemeinde mit noch nicht 200 Seelen gibt es In Büon ; roͤmiſch⸗katholiſche 
Gemeinden in Schwerin und Ludwigsluft mit etwa 900 Seelen und drei Paftoren. Die Union 
zwifchen Lutheranern und Reformirten und die Theilnahme der einen an ie senbmapl6- 
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genuß der andern ohne vorgängigen förmlichen Übertritt ifk unterfagt. Die Juden Hatten 
infolge einer fhauerlichen Verfolgung am Ende des 15. Jahrhunderts das Land vollſtändig 
geräumt und find erft im 17. and 18. Jahrhundert wieder eingewandert. Ihre Zahl iR in 
Medlenburg- Schwerin im Abnehmen begriffen, da fie bereitö 1830 fi) auf 3124 belief, 1840 
auf 3211 und jegt nur auf 3121, welche in 42 Gemeinden unter einem Landesrabbiner und 
einem Oberrath zu Schwerin ftehen. In Streliß bilden die Juden vier Gemeinden mit etwa 
500 Seelen. 

Die Stände empfingen im Jahre 1621 die landesherrliche Zufiherung, daß in Mecklenburg 
das evangeliſch⸗lutheriſche Befenntnigan Kirchen und Schulen unverändertin Doctrin und Gultus 
aufrecht erhalten werben folle, und ungeachtet aller Tpätern voͤlkerrechtlichen Vereinbarungen 
über Gleichſtellung der Hriftlichen Confeſſionen hat die lutherifche Kirche fich als eine privilegirte 
Kirchengemeinſchaft zu behaupten gewußt, neben welder die andern nur gebulbete find. Die 
durch Art. 16 der deutſchen Bundesacte allen riftlihen Religionsparteien zugeſicherte Gleich⸗ 
heit der bürgerlichen und politifhen Rechte erleidet mehrfache Ausnahmen und Beſchränkungen. 
Die Mitglieder der Höchften Behoͤrden, per Magiftrate in den Städten u. f. w., alle, welche ein 
richterliches Amt oder ein Lehramt an der Univerfität und den Öffentlihen Schulen bekleiden. 
möüflen der Randedfirche angehören. Nur bei den Mitgliedern des Oberappellationsgerichts 
gilt ausnahmsweiſe ſchon das hriftliche Bekenntniß im allgemeinen ald genügend. Werner find 
die fländifchen Amter der Mitglieder des Engern Ausſchuſſes und der Amtödeputirten an das 
Iutherifche Bekenntniß gebunden. Die Juden, welche ſchon einmal (in Jahre 1813)_eine fehr 
freie politiſche Stellung erlangt hatten, namentlich auch die Befugniß, Landgüter Eäuflich zu 
erwerben, wurben auf Betrieb der Stände 1817 wieder in Ihre alte Lage zurückverſetzt, aus 
welcher vie Randedregierung ſie jedoch im abminiftrativen Wege fpäterhin wieder emporzubeben 
ſich angelegen fein ließ. Durch die Umgeftaltung der Stabtverfaffungen haben fie in einzelnen 
Städten volles Bürgerrecht erlangt; indeſſen wird ihnen neuerbingd von der Negierung da} 
Recht, ſtädtiſches Grundeigenthum zu eriverben, beftritten. Die Städte Noflod und Wismar 
halten ihren Grundfag, den Juden die Niederlaffung zu verweigern, unverändert aufrecht. 

In Medienburg: Schwerin Hat fih unter dem Einfluß des Oberkirchenraths und feiner 
Seele, des Dr. Theodor Kliefoth, und unter Mitwirkung der Staatsregierung über bie Kirchen: 
diener eine flarre und Äußerliche lutheriſche Orthodoxie gelagert, durch welche zwiſchen Geiſtlich⸗ 
feit und Volk eine tiefe Kluft entflanden ift und jebe-freie Regung des chriſtlichen Gemüthslebens 
ertöbtet wird. Perfönlichkeiten wie der Brofeffor Baumgarten in Roſtock welche dem Baftoren- 
thum gegenüber das Recht ver chriſtlichen Gemeinde vertreten, paflen in den hlerarchiſchen Me- 
chanismus nicht und werden als flörende Elemente ausgeſchieden. Die jüngern Generationen 
ver Geiftlichkeit, zu einem großen Theile von außen refrutirt, helfen ſich über wiſſenſchaftlich 
. Schwierigkeiten mit angelernten Glaubensſätzen von Dogmatikern der Vorzeit leicht Hinweg, 
und bie ältern Generationen halten ſich mit ihrer abweichenden Überzeugung fo ftill wie möglid. 
In Mecklenburg-Strelitz waltet im Kirchenregiment ein milderer @eift, aber auch dort leidet das 
kirchliche Leben ver Gemeinden unter der unentwickelten Geſtalt der Kirchenverfaſſung und ver 
Unfelbfländigfeit ver Gemeinden. 

Der Charakter des Banzen iſt auch dem kirchlichen Vereinsweſen aufgeprägt. Es beſtebt 
ein Berein für die evangelifch-Iutherifche Miſſion unter den Heiden in Schwerin, ein Haupt: 
verein für innere Mifflon in Roſtock, Rettungshäufer zu Gehlsdorf bei Roftod und zu Ratte 
bei Friedland, Bibelgefellfchaften, ein Zweig: @uftau-Apolf-Berein in Medienburg-Strelig und 
ein „Gotteskaſten“ für bevrängte (Iutherifche) Glaubensgenoſſen in Medienburg- Schwerin. 


Unter den neuern lokalen Stiftungen iſt das Stift Bethlehem in Ludwigoluſt als Krankenhaus, 


Waiſenhaus und Diakoniffenanftalt hervorzuheben. Unter zen aus dem Mittelalter ftammıen- 
den Stiftungen find die drei im Jahre 1572 den Ständen zur „chriſtlichen Auferziehung ber 
inländifhen IJungfrauen” überwiejenen Klöfter durch ihren Reichthum ausgezeichnet. Sie er: 
füllen aber weber einen kirchlichen no einen Wohlthätigkeitszweck, fondern find weſentlich eine 
Schatzkammer für pie Familien des eingeborenen Adels geworben, deſſen Töchter ohne Rückfich: 
auf Hülfsbedürftigkeit Penſionen aus den Mitteln der Klöfter beziehen. Diefe Benflonen be: 
tragen, nad) dem Alter der Einfhreibung, 35, 70, 140 und 210 Thlr. und kommen 373 ade 


lichen und nur 13 bürgerficden Fungfrauen zugute. Die 59 Percipientinnen ver höch ſten Belr- 


Hebung haben zugleich im Klofter Wohnung und erhalten außerdem Feuerung, Getreide, Wild 


Fiſche u. f. vo. gefiefert. Die Summe der baaren Verwendungen beträgt 39305 Thlr. Courant, 


woran bie JZungfrauen bürgerlichen Standes nur mit 1750 Thlrn. betheiligt fin. Zufanımen 
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mit dem Merth der Naturalbebungen ftellt fich die jährlige Einnahme der Sonventualinnen auf 
circa 45000 Thlr. Das eine ver beiden Klöfter ſtellt außerdem noch beiden Großherzogen neun 
Benfionen im Gejammtbetrag von 2200 Thlrn. zur Verfügung, woran gleichfall® fafl aus: 
ſchließlich adeliche Damen participiren. Auch gewährt die von den Städten geübte Berwaltung 
hauptſächlich den Mitglievern der Ritterihaft aus dem eingeborenen Adel und daneben einigen 
Bürgermeiftern noch anderweitige, namentlich für die zu Kloftechauptleuten erwählten Ritter 
fehr bedeutende Vortheile. 

Schulwejen; Anftalten und Vereinefür wiſſenſchaftliche und Bildungs: 
zwede. In Medienburg: Schwerin betrug im Jahre 1859 die Zahl der Landſchulen 1132, 
wovon 575 auf das Domanium und 557 auf die ritterfchaftlichen,, kloͤſterlichen und ſtädtiſchen 
Landgüter kamen. Mit einer großen Zahl Landſchulen im Domanium find Induſtrieſchulen 
verbunden. Die Lehrer an den Domanialſchulen empfangen ihre.baare Beſoldung, weldye ſich 
nad der Schülerzahl beftimmt, aus der Amtöfchulkaffe, zu welcher alle Amtsinfaflen, aud bie 
jenigen, welche keine ſchulpflichtigen Kinder haben, gewifle Beiträge zu leiſten verpflichtet find. 
Für je 50 Schüler wird ein Lehrer angeflellt. Es wird dahin geftrebt, die Befolpung der zweiten 
und dritten (unverbeiratheten) Lehrer überall auf 120 Thlr. zu bringen. Unterrichtsgegenſtände 
ind Religion und Lejen; von dem Lehrer hängt ed ab, ob er auch noch Schreiben, Rechnen, in 
der Spradlehre und Weltkunde unterrichten will. Als Bildungsanftalt für pie Schullehrer im 
Domanium befleht das im Herbſt 1862 von Lupmigäluft nad) Neuflofter verlegte und gleich . 
zeitig veorganifirte großherzogliche Schullehrerfeminarium und ein damit verbunbenes „Präpa- 
randum”. In legteres werben junge Leute im funfzehnten Lebensjahre aufgenommen. Nach 
Beendigung eines dreijährigen Curſus werden dieſelben auf drei Jahre ald „Aſſiſtenten“ ver- 
wendet; alsdann find fle verpflichtet, einen zweijährigen activen Militärdienſt zu leiften, worauf 
fie zu einem zweijährigen Curſud in dad Seminar zurüdfehren. Zu der Prüfung, welche nach 
Ablauf diefer Zeit ihre Anftelung bevingt, koͤnnen auch folde Ajpiranten des Schulamts zuge- 
laflen werden, welche nicht im Seminar audgebilbet find. Somol die Präparanden als auch die 
Seminariften follen nur in einem Theil ihrer Zeit mit dem eigentlichen Unterricht befchäftigt 
werden, in dem übrigen Theil aber mit Haus: und landwirthſchaftlichen Arbeiten in Garten, 
Feld und Wieſe, mit Nutarbeiten in Holz u. ſ. w. Im ritterſchaftlichen Gebiet werben bie 
Lehrer von der Gutsherrſchaft und zwar auf Kündigung angeftellt. In ven Kich- und Pfarr- 
dörfern haben die Küfter zugleich die Schule zu verfehen; für die übrigen Lehrer gilt, daß fie vor 
dem Präpofitus eine Prüfung beftannen haben müflen. Für die Nebenflunven iſt dem Lehrer 
der Betrieb eines nicht ſtoͤenden Handwerko geftattet. Bin Seminarium für ritterſchaftliche 
Schullehrer warb im Sabre 1855 im Klofler Dobbertin errichtet; doch find die Gutsherrſchaften 
bei ver Anftellung der Lehrer nicht auf die Jünglinge des Seminare bejgränkt. Die Einnahme 
der Lehrer beſteht in 1 Schill. 2 Pf. pro Kind und Woche, freier Wohnung und einigen fonftigen 
Naturalleiftungen, für melde ein Minimum gefetlich feftgeftellt it. In den Städten iſt das 
Schulweſen Communalſache. Durd Vereinbarung der Landesherrſchaft mit einzelnen Stäbten 
find Schulordnungen eingeführt, welche nicht einfeitig abgeändert werben bürfen. Die Stellen 
des erften und zweiten Lehrers an ven fläptifchen Schulen (des Rectors und Conrectors) find 
für @anpidaten der Theologie reſervirt, Die untern Stellen find theilmeife mit untern Kirchen: 
ämtern vereinigt. Die Aufficht über die Lanpfihulen führt ber Ortögeiftlihe, über Die Stabt- 
faulen der Magiftrat. Aus den mit den Militärrefruten angeftellten Prüfungen hat fi 
ergeben, daß nach einem vierjährigen Durchſchnitt 12 Broc. der eingeftellten Rekruten nicht 
Gedrucktes, 44 Proc. nicht Befchriebenes lefen, 40 Proc. nicht ſchreiben und 451/, Proc. nicht 
rechnen konnten, und daß in allen diefen Gegenſtänden ver Schulbildung die aus den ritterfchaft- 
lichen und Kloſterortſchaften ſtammenden Rekruten die niebrigfte Stufe einnahmen. Gymnaſien 
und Realfihulen landesherrlichen Patronats beſtehen in Schwerin, Parchim und Güſtrow, des: 
gleichen fläptifchen Patronats in Noftod und Wismar. Die Univerfität zu Roſtock, gefliftet 
1419, wird faft nur von Medlenburg-Schwerinern befugt. Sie zählt 24 ordentliche, 4 außer- 
ordentliche Brofefloren, 5 Privatvocenten und 148 Stupenten und wird mit einem Koſtenauf⸗ 
wand von circa 40000 Thlrn. aus Iandeöherrlicher Kaffe und durch einige eigene Fonds unter: 
halten. Specialunterritsanftalten find die landesherrliche Navigationsfchule zu Wuſtrow 
und bie fläntifche zu Roſtock, beide in Verbindung mit Vorbereitungsſchulen. Cine dritte 
Navigationsfhule, welche die Stant Wismar unterhielt, iſt neuerdings eine bloße Vorberei- 
tungsfchule geworben. In den meiften Stäpten beſtehen für Handwerksgeſellen und Lehrlinge 
Gewerbſchulen, vie aus dem fläbtifchen Induſtriefonds Unterflügung erhalten, Ein Taubſtum⸗ 
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meninftitut beſindet ſich zu Ludwigsluſt und die Errichtung einer Blindenunterrichtsanſtalt wire 
beabiichtigt. 

In Medlenburg-Strelig ließ ſich der Großherzog Georg die Hebung des Schulweſens im 
Domanlum fehr angelegen fein. Die Zahl der Landſchulen beträgt 231, wovon 54 auf das 
Fürftenthum Napeburg kommen. Unter jenen 231 find 164 Ianbeöherrlichen, bie übrigen 
ritterſchaftlichen Patronats. Zu Mirow befteht ein landesherrliches Schullehrerfeminarium. 
Gymnafien gibt es zu Neuftrelig, Neubrandenburg und Friedland, von denen Die beiden erft: 
genannten mit Realfchulen verbunden find. Das Gymnaſium zu Neuftrelig iſt landesherrlichen, 
die Heiden andern find ſtädtiſchen Patronats. 

An wiffenfhaftlichen Vereinen find zu nennen: der Verein für mecklenburgiſche Geſchichte 
und Alterthumskunde in Schwerin, der Berein ber Freunde der Naturgeſchichte in Mecklenburg, 
der Verein mecklenburgiſcher Thierärzte, der im Jahre 1862 zu Roſtock begründete und die 
Nachbarſtaaten mitumfaflenve Berein baltifcher Ärzte. Unter den Öffentlichen Bibliotheken ſind 
die bedeutendſten: Die Univerſitätsbibliothek und die Bibliothek der Ritter und Landſchaft zu 
Roſtock, die Regierungsbibliothef zu Schwerin, die großherzogliche Bibliothek zu Roſtock. Buch⸗ 
Handlungen gibt ed in Medienbnrg: Schwerin 18, in Medlenburg-Strelig 5; Buchdruckereien 
in erfterm 21, in legterm 5. An Zeitungen und Zeitfäriften eriheinen in Merklenburg- 
Schwerin 33, davon 3 wöchentlich ſechsmal, 1 viermal, 5 dreimal, 12 zweimal, 5 einmal 
3 monatlich einmal, 1 jährlich ſechomal, 3 in unbeflimmten Zeiträumen; in Wedlenburg-Strelig 
erfheinen 8 Zeitungen und Zeitichriften, davon 1 wöhhentli dreimal, 3 zweimal, 1 einmal, 
1 jährlich fehemal, 2 in unbeflimmten Zeiträumen. Die Gefeßblätter für Mecklenburg- 
Schwerin, für die Herrſchaft Stargarb und für das Fürſtenthum Napeburg find in den ange: 
gebenen Ziffern mitbegriffen. 

Das Turnen bildet bisjetzt Feinen obligaten Theil des Unterrichts, wird aber unter Begun-: 
fligung der Schulpatronate an den Onmnafien des Landes betrieben. Yon ven Bürgerſchulen 
bat e8 erſt die zu Schwerin eingeführt. Im Jahre 1861 bildeten fi an mehreren Orten Män⸗ 
nerturnvereine und haben fidh ſeitdem über die meiften Städte verbreitet. 

Medieinalweſen. Als technifch berathenve und als mediciniſche Prüfungsbehörde und 
zugleich als Aufſichtsbehoörde über ſämmtliche Medicinalperſonen des Landes ward für Mecklen⸗ 
burg: Schwerin im Jahre 1830 eine Medicinalcommiſſion errichtet. Ihre Mitglieder find: 
fünf Brofefforen der Medicin und der Profeflor der Chemie zu Roſtock nebſt einem Pharma- 
ceuten als Affeffor. Ste fleht unter der zur Zeit dem Juflizminifterium afflllirten Abtheilung 
für Medicinalſachen. Gine analoge Stellung nimmt für Medienburg:Strelig dad Meblcinal: 
collegium ein, welches aus einer Anzahl praftifcher Ärzte zufanmengefett iſt. Zur Verrichtung 
ber gerichtlich- und polizeilich⸗ mediciniſchen Befhäfte find in beiden Großherzogthümern Kreis: 
phyſici beftellt, die eine befonvere Prüfung beſtanden haben müffen, und viefen zur Seite fleben 
als Kreischirurgen Wundaͤrzte ober Arzte, die in der gerichtlichen Medicin befonder® geprüft 
find. Diefer Kreiephyſikate gibt es in Medienburg- Schwerin, mit Einſchluß von vier Stadt: 
phyfifaten (in Roflod, Wismar, Parchim und Güſtrow), 16, in Mediendburg:Strelig 8. Im 
Jahre 1862 zählte man in Medienburg: Schwerin, 191 ausübende Ärzte, 33 Wundärzie. 
19 Zahnärzte, 56 Tierärzte und 64 Apothefer. Die Arzte verhielten fi zur Bevölferungs- 
zahl wie 1 zu 2888, die Wundärzte wie 1 zu 16720, bie Zahnärzte wie 1 zu 29040, die Ayo: 
thefer wie 1 zu 8621. Im Jahre 1830 waren biejelben Zahlen in verfelden Reihenfolge: 
1342971, 1 315098, 1 3u 56083, 1 3u 7785. Durd ein lanbeöherrlihes Publicandum 
vom 28. Nov. 1855, betreffend „ven geiftlichen Beruf ver Hebammen‘, find die Ortsobrigkeiter 
angewiefen worben, auch in Betreff des gottesfürdhtigen Sinnes der Hebammen vor Deren Kon: 
cefflonirung Erkundigung einzuziehen, da fie nicht blos unter Umſtänden die Nothtaufe zu ver- 
richten, fonvern nad einer an manchen Orten beſtehenden Sitte auch über dad neugeborene 
‚Kind ein Gebet und den Segen zu ſprechen haben, auch ihr Beruf es mit fi bringe, daß fie den 
Gebärenden und Wöcnerinnen mit religtöfer Troͤſtung und Grmuthigung beiftehen. Ir ed: 
Ienburg-Strelig waren im Jahre 1859: 33 Arzte, 32 Wundärzte (8 erfter, 24 zweiter Klafle). 
2 Zahnärzte, 18 Thlerärzte, 14 Apotheker und 59 Hebammen. An Mebicinalanftalten finr 
zu nennen: die Seebadanftalten zu Dobberan (nebft Stahlbad daſelbſt) Warnemünde und Bol: 
tenhagen, das Stahlbad zu Goldberg, dad Solbad zu Sülz, mehrere Wafferheilanftalten , bir 
großherzogliche Irrenheilanftalt zu Sachfenberg bei Schwerin und bie dazugehörige, Pflege. 
anflalt für unheilbare Geiſteskranke zu Dömig, die ſtädtiſche Irrenheil- und Pflegeanftalt zu 
Roſtock. Am 1. Nos. 1862 war die Zahl der Kranfen in den Irtenanftalten zu Sachſen berg 
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264, zu Dömig 125, zu Roſtock 86. Stabtkrantenhäufer beflehen in den größern und einigen 
fleinern Städten ; eine allgemeine Sebammenlehranftalt befindet fich in Roſtock 

Bundesdcontingent. Nach der Bundesmatrikel ftellt Medlenburg - Schwerin 5697, 
Medienburg: Strelig 1197 Mann. Grfteres unterhält 4, Batalllone Infanterie, 1 Regi⸗ 
ment Gavalerie, 2 Batterien Sußartillerie, 1 Abtheilung Pionniere; letzteres 1 Bataillon 
Infanterie und 1 Batterie Fußartillerle. Die Rekrutirung ruht auf dem Syſtem ver Aus- 
lofung und Stellvertretung. Für dad Haupt: und Refervecontingent werben in Mecklenburg⸗ 
Schwerin jährlih 1085 Mann (darunter ald Erfah des außerorventlichen Abgangs 150 Mann) 
und als Kriegderfag (ſeit der Erhöhung des Erfagcontingents von ein Sechstel auf ein Drittel im 
Jahre 1861) 232 Mann ausgehoben, außerdem zu Noncombattanten 98 Mann. DieDienftzeit 
ift eine feh8jährige, doch tritt nach zwei Jahren Großbeurlaubung ein. Die beiden Kontingente 
gehören zu der zweiten Divifion des 10. Bundedarmeecorpd. Ohne Rüdjiht auf dieſen 
Corpsverband hat im Jahre 1850 das ſchweriniſche Kontingent ven Namen einer Diviſton an: 
genommen und auch feitvem beibehalten. Als Commandeure des ftreligifchen Contingents find 
in neuerer Zeit beurlaubte preußifche Offiziere zur Verwendung gefommen , welde ihr Avance⸗ 
ment in der preußifchen Armee behalten und nad) Verlauf einiger Jahre in dieſelbe zurücktreten. 
In Schwerin beiteht eine Militärbildungsanftalt, in welcher die Jünglinge zunächſt für das 
Porteepeefähnrih:Eramen, ſodann nach einem dazwifchenfallenden fünf: bis ſechsmonatlichen 
Dienft bei der Truppe für dad Infanterie und Gavalerieoffizierd: Examen vorbereitet werben. 
Der Curſus für die erfte Abtheilung dauert zwei Jahre, der für die legtere zehn Monate. Ein 
neued Militärgefegbuh ward in Medlenburg: Schwerin im Jahre 1855, In Mecklenburg⸗ 
Strelig 1859 erlafien. Uber die Einquartierung beſtimmt der Landeövergleich, daß die Ritter- 
ſchaft von derfelben ganz frei und die Städte nur verpflichtet fein follen, der Infanterie „Dbdad 
und Lagerftatt” zu gewähren. Die Befagung ver Stabt Roflod darf vertragsmäßig in Frie⸗ 
dendzeiten nicht Höher ald 500 Mann fein. 

Das Haudgefeg vom 23. Juni 1821 Hat durd die Beflimmung, daß die Militärefferten 
ausschließlich zum Erbtheil des Nachfolgers in der Regierung gehören, alfo nicht zur Thellung 
kommen follen, Anfprücen vorgebeugt, welche in einen Patrimonialſtaat allerdings nicht außer: 
halb des Bereichs der Möglichkeit lagen. 

Vertheilung ded Grundeigenthums; Befigverhältniffe ver Landbevöl— 
terung. Außerhalb der Städte und Stabtfelomarfen gibt e8 Feine andern freien Grundeigen⸗ 
thümer als die Landesherrſchaft, die Rittergutäbeflger, die ſtädtiſchen Communen und eine Anz 
zahl Stiftungen. j " 

In Medlenburg: Schwerin umfaßt der Grundbeſitz der Landesherrſchaft 105,76 Quadrat⸗ 
meilen, wovon 97,2 auf dad eigentliche Domantum und 8,:6 auf die incamerirten Büter fommen. 
Die ritterfchaftliden Güter ohne die Incamerata umfaffen 103,97, die Städte mit ihren Käm⸗ 
merei= und Stiftungdgütern 26,45 (nämlich die Landſtädte 20,76, Roſtock A,» und Wiömar 1,17) 
und die Güter der drei Landesklöſter 7,9: Quadratmeilen. Der Fläheninhalt ded Domaniums 
beträgt hiernach O,433, der Flächeninhalt der ritterfchaftlihen Güter O,a26, der Stäbte O,108 und 
der der Kanvedfläfter O,0as Dundratmeilen von dem Flächeninhalt des ganzen Landes. In Med - 
Ienburg-Strelig enthält dad Domanium (mit Einfluß von mehr als 2 Ouadratmeilen an in: 
camerirten Gütern) ungefähr 33 Dundratmeilen, davon 6%, im Fürſtenthum Nageburg, bie 
Nitterfchaft des flargardifchen Kreiſes 11 Duadratmeilen; der Reſt von ungefähr 5 Dun: 
dratmeilen fällt auf die Städte und deren Güter-und auf die drei Nittergüter im Fürſtenthum 
Rapeburg. 

Daß alte Mag für die Beflimmung der Größe der Landgüter iſt die Hufe, welche zur Zeit 
des Landesvergleichs von 1755 , wie ſchon bemerkt, zu 300 Scheffel Ausfaat angenommen, in 
Medlenburg- Schwerin aber feit dem Jahre 1809, mo die Steuerfreiheit ver einen Hälfte der 
ritterſchaftlichen Hufen aufhörte, zu 600 Scheffel gerechnet wird. Für die Pfarrhufen, welche 
an der Steuerfreiheit der einen Hälfte ver Hufen feinen Theil hatten, und für die ſämmtlichen 
ritterfhaftlihen Hufen in Medlenburg-Strelig, wo die Steuerfreiheit ver einen Hälfte der. Hufen 
bei Beſtand blieb, Halt vie Hufe nur 300 Scheffel Ausfaat. Bei ver Vermeflung und Boni⸗ 
tirung der vitterfchaftlichen Büter, welche im Jahre 1756 begann und 1778 durch die Aufftellung 
eines Kataſters beenvigt und 1785 noch berichtigt warb, wurden nach der verfchiedenen Güte 
des Bodens ſechs Aderklaflen (von 75 — 300 Quadratruthen auf den Scheffel Ausfaar), vier. 
Miefenflaffen (von 1—300 Quadratruthen auf ein Bauernfuder Heu) und ſechs Weide: 
Elaflen (von 1— 500 Duabratruthen gleih einem Scheffel Ausfaat) angenommen. Gin 
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Fuder Heu warb gleich zwei Scheffel Ausfant gerechnet. Gärten follten wie Ader abgefdär: 


werden. Beiden Holzungen ward nur der Graswuchs und die Nutzung ale Weide berüdfid- 


tigt und bei den Gewäffern ein reiner Padhtertrag von 120 Thlen. einer Hufe gleichgerechnen. 
Nicht zur Bonitirung gezogen wurden bie Hof- und Dorfftellen, Luftgärten, Teiche, &räben, 
Wege und Unbrauchbares an Sandfhollen, Mooren u. ſ. w. Danach iſt ver Flächeninhalt der 


Hufen fehr verfchleden. Die durchſchnittliche Größe derfelben beträgt 85483,37 mecklenburgiſche 
oder 130646 185 preußlfche Quadratruthen gleich 725,81 preußiſchen Morgen zu 180 preußifder 
Duadratruthen. Da das Areal im Verhältnig zur Ausfaat fchon hei der Klaffeneintheilung 


des Aders jehr reichlich bemeffen war und ſeitdem durch Trorktenlegung von Seen und Sümpfen, 


Ausroden u. |. mw. das Maß der Ausſaat auf vielen Gütern wefentlich vermehrt Hat, fo Hat die 


alte Hufeneintheilung faft nur no ald Norm der Beftenerung eine Bedeutung, während man 
. in Iandwirthfchaftlicher Beziehung nad der wirklichen Zahl von Lafl Ausfaat zu rechnen um 
dabei für die Laſt von 96 Scheffeln ein Areal von 6000 Quadratruthen anzunehmen pflegt. 
Der Hufenfland des ſchweriniſchen Domaniums, abgefehen von den incamerirten &ütern, 
ward ohne vorgängige Bonitirung, nur um einen Mapftab für die nach Hufen aufzubringenten 


Steuern zu haben, zu 2606%, Hufen angenommen. Dazu fommen 77%, Hufen in der Herr: 


fhaft Wismar, und an incamerirten Gütern 243%, Hufen. Daß eigentlide Domanium 
beträgt hiernad 2684 Hufen, welche mit Einfluß von 2,426711 Quadratruthen an geift: 
lichen Grundſtücken, einen Flächeninhalt von 225,149157 Quadratruthen haben. Bon den 
incamerirten Gütern gehören 83®/,, von dem eigentlichen Domanium 146, im ganzen 229°, 
Hufen, nebft 1,662369 Quadratruthen an Forſtgrund, zu den großherzoglidden Haushalte⸗ 
gütern, welche mit den Domantalämtern nur rüdfihtli der Juſtiz-, Pollzei- und Gurate: 
pflege verbunden find, in Sfonomifcher Beziehung aber unter getrennter Berwaltung ſtehen. 

Für Medlenburg-Strelip fehlt e8 an einer Nachweiſung des Domanialhufenſtandes 
Die Ritterſchaft ſchweriniſchen Landesantheils Hat mit Einfluß aller zum ritterſchaftlichen 
Katafter fteuernden Güter einen Hufenftand von 3745%/, Hufen (320,129562 medfenburgijchen 
Duabratruthen) ; welche jih auf 1007 Hauptgüter vertheilen. Bon dieſen fallen auf 69 inca: 
merirte Güter die ſchon erwähnten 2434, Hufen. Die übrigen 938 Hauptgüter mit 3502", 
Hufen vertheilen fi wie folgt: 2 Fürften beilgen 9 Güter mit 51 Hufen, 30 Grafen 75 
Güter mit circa 514 Hufen, 272 Freiherren und fonftige Abeliche 364 Güter mit circa 1507 4/, 
Hufen, 314 Bürgerliche 358 Güter mit circa 1057 Hufen, 12 geiftlicde Stiftungen 84 Güter 
mit 2341/, Hufen (darunter diedrei Landeskloͤſter 44 Güter mit 160 Hufen, die rofloder Ho8pi- 
talien 15 Güter mit 37 Hufen), 17 weltliche Gommunen 42 Güter mit 112 Hufen (darunter 
die Stadt Rofto 13 Güter mit 46 Hufen), 6 Bauernſchaften 6 Güter mit 26%/, Hufen. Die 
Zahl der Gutsherren ift bierna 654. 

Die Ritterfchaft des flargarbifchen Kreifes hat mit Einfluß von 23%, Pfarrhufen einen 
Hufenbeftand von 471Y, Hufen, melde fih auf 99 Bauptgüter vertheilen. Darunter befinden 
ih 22 incamerirte Güter mit 82 Hufen. Die übrigen 77 Hauptgüter vertheilen ſich wie felgt: 
2 Grafen und 36 fonftige Adeliche befigen 50 Güter mit 280 Hufen, 24 Bürgerlidye 24 ®üter 
mit 92 Hufen, 1 geiftlihe Stiftung 1 Gut mit 3Y, Hufen, 1 weltlihe Commune 2 Güter mit 
13%/, Hufen. Die Zahl der Gutäherren ift hiernach 66. 

Im Fürſtenthum Rapeburg gibt ed drei Rittergüter, melde jedoch weder vermeffen nod 
bonitirt find, auch keine Hufenfteuer, fondern flatt deflen eine mäßige fefte Abgabe zahlen. 

Die meiften ritterfchaftlihen Güter Haben ein Areal von 2— 400000 Duadratrutken. 
Es gibt aber auch Güter, welche 1— 1%, Mill. Duadratruthen groß find. Nah Hufen berechnet 
iſt die durchſchnittliche Groͤße 31/,—4 Hufen; viele Güter enthalten aber auch 5—9 Hufen, und 
einige mehr al8 9 Hufen, darunter eind von 46%, Hufen. Mehrere adeliche Gutsherren ver- 
einigen tiber 24 und einzelne ſelbſt über 50 Hufen in ihrer Hand. 

Die drei Rittergüter im Nageburgifchen find Alodien. Bon den Gütern des flargarbifchen 
Kreifes find 87 Lehen und 12 Nlodien. Bon den 1007 Bütern im ſchweriniſchen Landesıpeil 
find 619°, Lehngüter und 387°/, Alodien. Die Kehngüter find mit Ausnahme von vier Kun: 
kellehen landesherrliche Mannlehen. ine Verallgemeinerung ver Alodiftcation wirb durch vie 
Koften (3 Proc. vom Gutswerth, zum Theil noch in Verbindung mit einer jährlichen Recogni: 
tion) fowie bei den alten (nicht von dem Befiger neuermorbenen) Zehen durch die erforderliche 
Einhelung der Einwilligung der Agnaten erſchwert. Auch ftehen ihr die Grundſätze der jegigen 
Regierung in Schwerin entgegen, welche vor einigen Jahren felbft ven Verſuch machte, das meck 
lenburgiſche Lehnrecht in der Form einer Declaration zu Bunften einer gröfern Stabitiei: 
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des Grundbeſitzes abzuändern. Die Zahl ver Hauptgüter hat ſich durch Erhebung von abhän⸗ 
gigen Gütern oder Gutstheilen zu ſolchen ſeit dem Jahre 1814 von 960 auf 1007 und die 
Zahl der Alodien gleichzeitig von 307 auf 387 2/, vermehrt. Die Bermebrung der Hauptgliter 
fgreitet aber nicht in demſelben Maße fort, da theils erſchwerende Beflimmungen erlaffen wor: 
den find, theils die fortſchreitenden Fideirommißſtiftungen ein Hinderniß bilden. Gin Hauptgut, 
von welchem ein Theil abgezweigt wird, muß mindeſtens zwei Hufen behalten, und bei einem 
neuzuerrichtenden Hauptgut muß ein Areal von zivei Hufen nachgewiefen werben. Auch iſt 
gegen Zerfplitterung dadurch Vorkehr getroffen, daß nicht mehr als zwei Hufen von einem Bute 
zur Einriätung von Erbzinäftellen weggegeben werben bürfen, und daß weder zu dieſem noch zu 
einem andern Zweck ein Hauptgut weiter als bis auf zwei Hufen verkleinert werben darf. Fidei⸗ 
commißftiftungen, welche mit ver Wirkung bedingter oder unbedingter Veräußerlichkeit, auch 
gänzlicher oder partieller Unverſchuldbarkeit landesherrlich beftätigt find, finden fi in 54 Lehn⸗ 
und 33 Alodialgütern. Ein landesherrliches Vorkaufsrecht befteht bei 40 Gütern, eine Reſer⸗ 
vation ver hoben Jagd bei 84, eine Verpflichtung zur Erneuerung der Lehnbriefe over der 
Alodialitaͤtserklärung in allen Beränderungdfällen bei 53, eine jährliche Abgabe zur Alodia⸗ 
titätsrecognition bei 100, eine Verpflichtung zur Zahlung ver fugenannten Koͤnigsbede bei 
95 Gütern, und vier Alodialgüter find verpflichtet, in Veräußerungsfällen ven Iandeäherrlichen 
Conſens dazu nachzuſuchen. Der Verkauf von Eichen und Buchen aus den Walbungen ver 
ritterſchaftlichen Güter ift an den landeoherrlichen Conſens gebunven. Doch geftattet der Lan⸗ 
deövergleich die jährliche Füllung von 12 Eichen und 50 Buchen ohne Einholung ſolchen Con⸗ 
fenfes, und dieſes Privilegium ward im Jahre 1860 aud auf die Alodialgüter ausgedehnt. 

Der Durchſchnittspreis der Hufe bei Verkäufen war in den Jahren 1850—54 für Lehn⸗ 
güter 31544 Thlr. und für Alopien 31689 Thlr. Die durchſchnittliche jährliche Zunahme ded 
Verkaufwerths einer Hufe betrug nad einem fünfundachtzigiährigen Durdfänitt aus ben 
Jahren 1770— 1854 jährlich bei Lehngütern 258 und bei Alodien 282 Thlr. In ſämmtlichen 
ritterfägaftlihen Gütern waren im Frühling 1834 an Schulven 23,855994 Thlr., im Frühling 
1849 aber 36,563786 Thlr. intabulirt; die Zunahme betrug alfo 531/, Bror., während ver 
Verkaufswerth der Güter in derſelben Zeit fih nur um 17 Proc. hob. 

Die Bentrtbihaftung gefhah in älterer Zeit fowol im Domaniun wie in der Ritterſchaft 
und den übrigen Landgütern faft ausfchließlich durch Bauern, welche unter der Verpflichtung zu 
gewiſſen Dienftleiftungen ihre Hufen in erblichem Beflg Hatten. Spüter entflannen dur Ein- 
ziehung und Zuſammenlegung von Bauernländereien größere Höfe, die im mecklenburg-ſchwe⸗ 
rinifhen Domanium feit dem Jahre 1805, im merklenburg : ftreligifchen Domanium erft felt 


einigen Jahrenan die Meiſtbietenden auf einen getviffen Zeitraum (meiftene 21 Jahre) verpachtet 


werben. Andererſeits befefligte fich der bäuerliche Beflg durch Übergang in ein Erbpachtver⸗ 
haͤltniß. Als Heinere Erbpächter entſtanden die Büdner und die Häusler. Neben diefen Grund⸗ 
beftgern gibt e8 verſchiedene Klaſſen von ländlichen Tagelöhnern. 

Infolge des Beftrebend der ſchweriniſchen Regierung, den Brundbefig mehr und mehr zu 
parcelliren und zu befeftigen,, hat ſich die Zahl der größern Bachthöfe in dem Zeitraum von 
1847 —62 von 271 auf 252 vermindert. Gleichzeitig verminderten ji die Bauerftellen von 
4586 auf 4133 , wogegen ſich die Erbpaditftellen von 832 auf 1308, vie Büdnerſtellen von 
6669 auf 7266 und die Häuslerftellen von 3 auf 2468 vermehrten. Daneben gibt es im 
ſchweriniſchen Domanium gegen 700 theils erbliche, theils in Zeitpacht ſftehende Mühlen, Schmiede 
und Krüge, 47 Ziegelelen und 79 Zifchereien, welche fänımtli mit Fleinen Landwirthſchaften 
verbunden find, ſowie andererfeitd die Büdnereien zum Theil im Beſitz von fonfligen Hand 
werkern find, die einen auf dem Lande erlaubten Betrieb haben. Die volle Bauerhufe Hat 
300 Scheffel Ausjaat. Neben den Vollhüfnern gibt ed auch Halb-, Drittel-, Viertel= und 
Achtelhüfner, welche beide legtern Klaffen im Gegenfag zu den „Hauswirthen“ (den größern 
Bauern) Koffathen genannt werben. Die Bauern haben ihr eigenthlimliche® Erb- und Fami⸗ 
lienrecht behalten, find aber im übrigen zu bloßen Zeitpaͤchtern herabgedrückt und müſſen fich jebe 
Beränderung (Verkleinerung, Verlegung) ihrer Hufe und der darauf ruhenden Leiftungen ge: 
fallen laſſen, ſind auch der beliebigen Abfegung unterworfen, wenngleich die Bermaltung von 


dieſen, den urfprünglichen Rechtsverhältniſſen der Bauern widerſtreitenden Befugniſſen einen 





ſchonenden Gebrauch macht. Die Erbpächter zahlen neben ven Kaufpreis einen jährlichen Ka⸗ 
non, welcher von 20 zu 30 Jahren nach dem Durchſchnittspreis des Roggens beſtimmt wird. 
Ste ind in ihrer Wirthſchaft mannichfachen Beſchränkungen unterworfen, müſſen in Veräuße⸗ 
rungsfälfen ven Conſens ver Behörve einholen, auch gewiſſe Brocente der Kaufſumme entrichten, 
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tag deputirte Bürgermeifler handelt, womit auch Die Verpflichtung des legtern, vor dem Land⸗ 
tage über die wichtigſten Berhandlungägegenflände mit dem Bürgerausfguß zu conferiren und 
nad dem Landtage über deſſen Verhandlungen und Beſchlüſſe demſelben Bericht zu erflatten, in 
Zufammendang fleht. Im Widerſpruch mit diefen Rechtsverhältniß wird neuerdings vom Mi- 
niftertum des Innern den Bürgerausfhüflen, unter Bedrohung mit Geldſtrafen für ven Fall der 
Gontravention, das Recht beſtritten, Landedangelegenheiten in den Kreis ihrer Berathung zu 
ziehen. Nicht alle Einwohner einer Stadt nehmen an den Rechten und Pflichten der Bürger: 
Schaft theil. Neben ven Bürgern beftebt in den Städten die Klaſſe der Grimirten, d. i. der von 
der Niedergerichtöbarleit Ausgenommenen (Geiſtliche, Iandeöherrliche Beamte, Adeliche, Fremde 
ohne bürgerlichen Gewerbebetrieb u. |. w.), welche theils nicht verpflichtet, theils auch nicht be⸗ 
rechtigt find, dad Bürgerrecht zu gewinnen. Sie find jedoch den flädtifchen Reallaften unter- 
worfen und merben auch zu allen ſonſtigen ſtädtiſchen Steuern herangezogen, welche für Zwecke, 
die allen Einwohnern zugute kommen, erhoben werben. 

Eine freiere communale Steltung ald die Landſtädte haben die beiden Seefläpte. Die Stadt 
Roſtock Hat vie Befugniß, Polizei: und Gerihtöorbnungen, auch ein eigenes Stabtreht und jon- 
flige Verordnungen, ſelbſt in Strafſachen, zu erlaſſen. Doch ift fie, fowelt nicht fpecielle Rechte 
eine Ausnahme begründen, der Landesgeſetzgebung unterworfen. Sie behauptet aber, vaß Lan: 
desgeſetze vom Rath erft beſonders publicirt werden müflen, wenn fle für Roſtock Gültigkeit er: 
langen follen. Gleich der Gerichtsbarkeit übt die Stadt durch den Rath auch die Polizeigewalt 
in ihrem vollen Umfange und hat ein unbefchränftes, an landesherrliche Genehmigung nicht ge: 
bundenes Befteuerungsreht. Nur Abgaben, welde ven „fremden Mann“ ergreifen, bebürfen 
der Zuſtimmung der Landesherrſchaft und der Stände. Die Stantverwaltung ift, da fie zugleich 
auf den Hafen und den Hafenort Warnemünde, und auf einen großen Complex von Gütern 
und Forften fich erſtreckt, eine fehr umfaflende. Der Etat bewegt fi um eine jährliche ordentliche 
Einnahme und Ausgabe von je 300000 Thlrn., vie Stadtſchulden betragen über 1 Mill. Xhir. 
Die alte Gemeindeverfaffung , mit einem ſich felbft ergänzenden Rath und einer auf dem Zunft: 
wefen rubenden Bürgerrepräfentation, wurde im Jahre 1848 ſehr erſchüttert und theilweiſe 
geändert, aber im Jahre 1851 von dem Miniſterium der Reſtauration unter Beihülfe des Ma⸗ 
giſtrats in den meiften Punkten wieberhergeftellt. Die Bürgerfihaft wird durch das Hundert: 
männercollegium repräfentirt. Daſſelhe zerfällt in zwei Quartiere, von denen das erſte aus 
50 Brauern und Kaufleuten, das zweite aus 50 Handwerkern beſteht. Jene werben von Der 
KRaufnianndcompagnte, diefe von 37 Handwerksämtern und ver Sciffergefellichaft gewählt. 
Jeder Repräfentant muß der Inftruction des Amts oder der Gefellichaft, welche ihn gewählt har, 
Folge leiften uud kann von feinen Wählern wieber abberufen werben. Jedes Quartier be: 
fließt für fih und erſt ihre übereinflimmenven Beſchlüſſe bilden einen Bürgerſchluß. In 
Tällen, wo eine Einigung nit zu erzielen ift, ſteht ſowol den Rath wie jenem der beiden Ouar- 
tiere der Recurs an ven Landesherrn frei, auögenommen in Yällen, wo eine Anberung der 
Stubtverfaflung zur Frage fleht. Den Quartieren ſowol wie dem Rath fleht das Recht ver Ini⸗ 
tiative zu. Sie können auch ohne Aufforberung des Raths zufanımentreten, vaflelbe gilt von 
ihren Wahlcorporationen. Das Magiftratdcollegium beſteht aus drei Bürgermeifiern, zwei Syn⸗ 
dicis und elf Nathäherren. Bon diefen gehören ein Bürgermeifter und fünf Rathöherren dem 
Kaufmanngsſtande an, die übrigen Mitglieder des Bollegiums find Rechtsgelehrte. Die Wahl 
der Rathsherren geſchieht durch die Mitglieder des Raths und eine gleiche Anzahl bürgerſchaft⸗ 
licher Deputirter. In allen Verwaltungszweigen, mit Ausſchluß der Jurispiction und der Poli: 
zeigewalt, welche allein durch Rathsmitglieder geübt werden, fungiren in Gemeinſchaft mit 
Rathemitglienern Mitglieder der Bürgerfäpaft, welche nad einem dem Modus der Rathäherren- 
wahl entſprechenden Modus theild aus den Quartieren, theils aus der ganzen Bürgerjhaft ge- 
‚wählt werben. 

Eine Ähnliche Stellung wie Roftod Hat Wismar, nur daß ed außerhalb der Landesver: 
faffung ſteht. An Regalien befigt die Stadt nad Münzrecht. Das Geſetzgebungsrecht übt fie in 
gleichem Umfange wie Roflod. Die auf dem Zunftweſen ruhende Nepräfentation erlitt ſchon 
infolge verſchiedener im Jahre 1830 entflandener Irrungen, welche die Dazwiſchenkunft einer 
großherzoglicden Commiſſion zur Kolge hatten, manche Mopiflcationen. Nach weitern Ande⸗ 
rungen tm Sinne des allgemeinen gleichen Wahlrechts, die im Jahre 1849 erfolgten, warb auf 
Antrag des Magiſtrats im Fahre 1853 das Wahlgeirg von 1849 landesherrlich aufgehoben 
und eine Vertretung nach gewerblichen und Berufsflaflen angeordnet, zu welcher bie Kauf: 
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feute 19, die Handwerker, nach Gruppen georbnet, 24, die Mitglieber ber gelehrten Berufs: 
ftände, Rentierd u. |. w. 3, die mit einem Haufe angefeflenen Arbeitöleute 1 Mepräfentanten 
ſtellen. 

Das Ortsheimatsrecht wird, abgefehen von Ehefrauen und Rindern, durch obrigkeitliche 
Berleihung oder durch zweijähriges felbfländiges Wohnen, oder durch funfzehnjähriges un- 
unterbrocgened Dienen (ald Handlungsgehülfe, Handwerkögefelle, Dienſtbote u. ſ. w.) erworben. 
Bis vor Eurzem Eonnte e8 (dur Kündigung der Wohnung und Verlafien des Orts) verloren 
gehen, ohne an einem andern Orte wiedergewonnen zu werden, in melden Falle dann dad 
Landarbeitshaus die ſubſidiäre Heimat bildete. Erſt durd ein Gefeg vom 30. Mai 1862 ift 
beftinnmt, daß das legte Ortoͤheimatérecht ſo ange bei Beſtand bleibt, bis ein neues erworben 
ift. Bis zum Beitritt Mecklenburgs zur Gothaer Convention von 1851 ſchloß die Ortsangehö⸗ 
tigkeit die Stautdangehörigkeit in fih, und jede Lokalobrigkeit, die einem Nichtmecklenburger die 
eritere Serlieh, verlieh ihm damit zugleich die Staatdangehörigkeit. Seitdem iſt für die Aus: 
länder, um die Rechte eines Inländerd zu erlangen, eine von der Landesregierung zu ertheilende 
Naturalifation erforderli, durch welche er erſt die Befugniß zur Ausübung Öffentlicher und 
gerichtlchier Bunctionen gewinnt. Die häusliche Nieverlaffung dur Eingebung einer Ehe if 
im Domanium und in ber Ritterfhaft an die Vorzeigung eines von der Ortsobrigkeit ausge⸗ 
flellten Domicilſcheins geknüpft. Selbſt ein odrigfeitliher Gontract über ven Erwerb einer 
Erbpachtſtelle, Büdnerei oder Häudlerei erfegt den Domicilfhein nicht, ſofern nicht darin das 
Recht ver Niederlaflung an dem Ort des erworbenen Grundſtücks ausdrücklich verliehen wird. 
Da im Ritterfchaftlicden die Erlangnng einer Wohnung leviglih vom Belieben der Gutsherr⸗ 
ſchaft, abhängt und aud im Domanium, bei dem factiihen Mangel an Wohnungen, melftend 
nicht ohne Mitwirkung des Domanialamts möglich tft, fo ift dadurch die Häusliche Niederlaffung 
ſelbſt des Ortdangehörigen gänzlich abhängig von der Zuftimmung der Ortsobrigkeit. Kür bie 
Bewilligung der Aufnahme in die Städte find in Medlenburg- Schwerin im Jahre 1827 durch 
Reſcript an die Stadtmagiftrate nachſtehende Grundſätze vorgezeichnet worben: Der Inlänber | 
ift mehr als der Ausländer zu begünftigen. Der erfte Erwerb des Einwohnerrechts iſt mehr zu 
erleichtern al8 der limzug von einem Ort nad) dein andern. Nothwendige Bedingungen folder 
Grwerbung find: vollendete Erfüllung ver Militärpflicgt, untavelhafter Ruf und Volljährig- 
feit. Weitere Bedingungen, deren Mangel die Berfagung der Aufnahme rechtfertigt, find: ein 
felbitändiger und nicht blos temporärer Erwerbszweig; Eörperlihe Fähigkeit zur Ausübung des 
gewählten Nahrungsbetriebs, auch geiftige Geſundbeit; Nachweis der kunſtmäßigen Erlernung 
des Gewerbes und Erfüllung der Zunftgefege, fofern dieſelben in Anwendung kommen; ein 
noch rüfliged Alter und nicht fo viele Kinder und fonftige Angehörige, daß fie zu Bedenken Anlaß 
geben; Beflg eine angemeflenen Hausgeräths und des erforderlichen Betriebönerndgend oder 
Grundeigenthums. Außer dem Berriebövermögen foll der Aufzunehnende fo viele Mittel be: 
figen, daß er daß erfte Jahr ohne Erwerb leben kann. Das gewählte Gewerbe muß nicht ſchon 
zu fehr überfegt fein, „vorzüglich bei den unprobuctiven oder auf beftimmten Abſatz beſchränkten 
Bewerben (3.8. bei Schlächtern, Bädern, allem Detailhandel), veögleihen bei Tagelöhnern‘‘. 
Bei der Stellung, welche hiernach ver Lofalobrigfeit in Bezug auf Ertheilung des Helmatd- und 
Niederlaffungsrehts zugemiefen ift, kann von Freizügigkeit nur in dem Sinne bie Rebe fein, 
baß es feinem verwehrt iſt, feinen Wohnort zu wechfeln, wenn ed ihm gelingt, ein neues Orts- 
heimatsrecht zu erwerben. Die einzelnen Orte bilden jeder einen Helmatöbezirk für fi, Die fi 
ſtreng gegeneinander abſchließen. Nur im Domanium findet hiervon infofern eine Ausnahme 
ftatt, als die Ortfchaften eines und deffelben Domanialamtsbezirks einen einzigen Heimatöbezirf 
bilden. In demjenigen Theil des Domaniums, wo die neue Domanlal-Armenorbnung einge: 
führt iſt, Hat ſich jedoch diefe größere @inheit in die Vielheit der einzelnen Ortsheimatsbezirke 
aufgelöft, indem der für die Armenpflege organijirten Ortfchaft pie Entſcheidung Über Die Auf- 
nahme neuen Zuzugs eingeräumt ift. 

Bei der Armenpflege gilt ver Srundfag, daß jede Ortsobrigkeit für die Armen ihres 
Orts zu forgen hat. Der Arme iſt verpflichtet, dafür bis zum Miethswerth der ihm eingeräumten 
Wohnung Arbeit zu leiften. Im Domanium war die Armenpflege bis vor Eurzem ben Doma⸗ 
nlalämtern zugewieſen, welde über Amtsarmenkaſſen verfügen, die aus landesherrlichen Bei: 
trägen und Belträgen ver Amtöeingefeflenen gebildet werden. Durch eine Armenorbnung vom 
Jahre 1859 iſt aber in einem Theil des ſchweriniſchen Domaniums die Armenpflege zur Sache 
der einzelnen Ortſchaften gemadt, und die Amtsarmenkaſſe wirft nur fubflvtarifh mit. In den 
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Städten find auch die Erimirten zur Leiftung der Armenbelträge nah dem ſtädtiſchen Modus 
(1 Proc. vom ſtädtiſchen Einkommen) verpflihtet. Sie haben dafür einen Anthell an ver Be- 
fegung der Schätzungẽcommiſſionen und der Armencollegien aus ihrer Mitte. 

Die Lokalpolizei fleht ven Ortsohrigkeiten zu. Kür den Umfang ver polizeiliden Befug⸗ 
niffe fehlt e8 beinahe an allen nähern Vorſchriften. Es hängt daher faft ganz vom Polizei: 
director ab, wie weit er feine Gewalt erſtrecken will, zumal da gefeglich der Polizei pas Recht der 
Erkennung und Vollſtreckung ſelbſt von fehmerern Strafen zufteht und in Bezug auf Gauß: 
ſuchung und Verhaftung keine feften Regeln exiſtiren. Zur Erhaltung ber öffentlichen Sicher⸗ 
heit, Ruhe und Ordnung iſt ein Corps Gensparmen (im Streligifhen: Diſtrietshuſaren) be: 
ſtiumt. Das Eorpg iſt militäriſch organifirt, In Anfehung fpecieller Dienftleiftungen aber von 
den Requtfitionen der Civilbehoͤrden abhängig und der Beaufſichtigung von Givilcommiffarien 


unterworfen. Auf Roſtock und Wismar erftredkt fi die Wirffamkeit ver Genodarmen nidt, 


obwol beide Städte, mit Ihrer Einwilligung, zu ven Stationdorten des Corps gehören. 
Rechtspflege. Die Nievergerichtsbarkeit im Domanium übt der Großherzog durch bie 
Amtsgerichte, deren Mitglieder im ſchweriniſchen Domanium zugleih Verwaltungsbeamte find. 
In den ritterfaftlihen und übrigen Landgütern ſteht die Osrichtöherrlichkeit bel ver Gutsberr⸗ 
ſchaft, welche dieſelbe durch einen von ihr angeftellten, in den erften zehn Jahren feiner Amts: 
führung kündbaren Patrimonialrichter übt. Die ritterfchaftlichen Gerichtsherren find meiftens 
zu Gerichtsvereinen zufammengetreten. Solcher „vereinten Gerichte” gibt e8 im Schweriniſchen 
für die Civiljurisdiction 26, für die Criminaljurisdiction 33. Im ſtargardiſchen Kreiſe befteht 
nur für die Eriminaljurispictton ein Verband diefer Art, welchem ſämmtliche ritterfchaftlice 
Gerichtsherren angehören. In der großen Mehrzahl der Landftädte wird die Gerichtsbarkeit 
durch einen großherzoglichen Stabtrichter mit zwei vom Rathe beftellten Beijigern verwaltet. 
In Bormundfhaftsfachen und andern den Magiftraten vorbehaltenen Jurisdictionsfällen, aud 
über Stabtgrundflüde und die daſelbſt wohnenden Perfonen fungiren die Stadtmagiſtrate ald 
Waiſen- und Batrimonialgerihte. In einigen wenigen Landſtädten haben die Magiftrats- 
gerichte die Juriöbiction, In einigen andern iſt dieſelbe zwiſchen dem Magiftratögeriht und dem 
großherzoglihen Stabtgericht getheilt. Die Stadt Penzlin fleht unter einem ritterfchaftlichen 
Patrimonialgericht und die Stadt Schönberg im Fürſtenthum Nageburg unter dem großherzog: 
lihen Anıtögericht. Gerichte zweiter Inſtanz für die Niedergerichtöfäfftgen und zugleich Gerichte 
erfter Inſtanz für die von der Niebergerihtöbarkeit Erimirten und nicht einem Specialgericht 
Unterworfenen find die Juſtizkanzleien (zu Schwerin, Güſtrow, Roſtock, Neuftrelig). Bei den 
drei Zuftigkanzlelen in Medlenburg- Schwerin werben außer den ordentlichen Mitgliedern, welde 
unfündbar iind, KRanzleiräthe mit entſcheidender Stimme, melde zu jener Zeit aus Ihrem Amt 
entlaffen werden können, vom Randesheren angeftellt. Die höchſte für beide Oroßherzogthümer 
gemelnfame Inftanz Ift das Oberappellationsgericht. Specialgerichte find: dad Univeriitäts- 
gericht zu Roſtock, die Conſiſtorien zu Roſtock und Neuftrelig, die Militärgerichte und Hofſtaats⸗ 
gerihte. In den Sreftänten Haben die Magiftrate die Jurisdictien, welche in Roſtock durch das 
Bericht, Bag Obergericht (den Iuftizfanzleien parallel ſtehend), das Ehegericht, das Griminal- 
gericht, die Känmerel, das Gewett⸗ und Waifengericht verwaltet wird, wozu noch die Hospital: 
gerihte und dad Kloftergericht fommen. In Wismar befteht eine ähnliche Zerfplitterung des 
Gerichtsweſens. Für ſchwerere Verbrechen ift im ſchweriniſchen Landestheil das Criminal⸗ 
colleglum zu Btzow Unterſuchungsgericht und ſeit 1856 zugleich Spruchbehärhe erfter Inſtanz. 


In demſelben Jahre ward das geheime und ſchriftliche Unterſuchungsverfahren in eine gewiſſe 


Verbindung mit einem oͤffentlichen und mündlichen Schlußverfahren gebracht, ohne dadurch eine 
weſentliche Anderung zu erfahren. Mecklenburg gehört noch zu den Rändern, in welchen das 
gemeine Recht gilt. Inden Städten ſetzten ſich das lübeckiſche, ſchweriniſche und andere deutſche 
Stadtrechte feſt, von welchen aber in den Landſtädten nur einige vereinzelte Beſtimmungen, 
namentlich über das Güterrecht ver Ehegatten und das Erbrecht, ſich erhalten haben. Für die 
Verhältniſſe ver Beſitzer von Lehnsgütern normirt ein particulariſtiſch ausgebildetes Lehnrecht 
und für die Verhaltniſſe der Bauern ein beſonderes Bauernrecht, welches für die Nachfolge im 
Gehoͤft, vie Abfindung der Miterben dur den Nachfolger im Gehöft, die Interimswirthſchaft, 
das Altentheil u. |. w. normirt. Die Zahl der bei ven Juftizfanzleien immatriculirten Adro⸗ 
saten beträgt In Medlenburg - Schwerin über 300, in Medienburg: Strelig über 50. Die 
meiften find zugleih Notarien; außerdem gibt e8 noch etwa 100 Notarien In Mecklenburg⸗ 
Schwerin und etwa 25 In Medienburg- Strelig, welche nicht zugleich Advocaten find. Die 
Notarien dürfen ald Nechtsbeiflände bei ven Nievergerichten fungiren. "Kür bie Prüfung ber 
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Advotratur befleht eine befondere Commiſſion; die Prüfung zum Richteramt iſt dem Ober⸗ 
appellationdgericgt überwiejen; die Notarien werben vom jedesmaligen Dekan der Juriften- 
farultät zu Roſtock creirt und von den Juſtizkanzlelen immatriculirt. Die Zuchthaus⸗ und 
Feſtungsſtrafe werben In einer und berfelben Lanveöftrafanftalt verbäßt. Ein Reglement für 
die Bollftredung der Strafen ward im Jahre 1851 von Juftizminifter erlaffen und nur theil- 
weife zur Öffentlichen Kenntniß gebracht. Die Zuflimmung der Stände dafür nachzuſuchen, 
warb nicht für erforderlich erachtet. 
Kirhenwefen, Kirdeund Staat. Nachdem im 16. Jahrhundert die Tutherifche Con⸗ 
feffion ven Sieg über dad Papftthum errungen und zugleich abweichenden evangelifchen Rich⸗ 
tungen gegenüber ihre ausfchließliche Herrſchaft aufgerichtet Hatte, begannen erſt im 17. Jahr⸗ 
hundert, von einzelnen Fürſten begünftigt, andere Kirchengemeinfhaften fih daneben einen 
unbedeutenden Platz zu erobern. Die lutherifche Kirche zählt in Medienburg- Schwerin in 
6 Superintendenturen und 37 Bräpofituren, unter Hinzurechnung der Kirchengemeinde zu 
Nofto und der Hofgemeinde in Schwerin, 475 Kirchen, 337 Pafloren (mit Einfluß ver 
Superintendenten) und 15 Hülfäprebiger. Die 475 Kirchen bilden, da eine große Anzahl 
darunter Filialkirchen oder mit einer andern Kirche combinirt find, 331 Pfarren; von biefen 
fteben 193 unter landesherrlichem, 94 unter ritterjchaftlichen, 8 unter fläptifhem, 9 unter 
kloͤſterlichem und 27 unter gemifchtem Patronat. Bel der größern Hälfte der Pfarren landes⸗ 
herrlichen und bei denen ſtädtiſchen Patronats hat der Batron bei Befegung der Stellen ver 
Gemeinde drei Candidaten zur Wahl zu präfentiren ; bei ven übrigen wird nur einer präfentirt, 
gegen welchen die Gemeinde dann ein Recufationsrecht hat. Die Einkünfte der Pfarren beſtehen 
größtentheild In dem Ertrag der dazugehörigen Ländereien. Das Kirchenregiment führt der 
Großherzog als Dberbifchof. Bis zum Jahre 1848 war die Landedregierung auch für dieſe 
Thatigkeit des Landeöheren das Organ. Im Jahre 1848 ward vom Großherzog eine provi⸗ 
ſoriſche Kirhencommiffion eingefegt, mit dem Auftrag, bie Audeinanderſetzung der Kirche mit 
dem conflitutionellen Staat zu leiten und durch Berufung einer Landesſynode eine felbfländige 
Drganifation der Kirche anzubahnen. Die Kirhencommiffion entzog ſich jedoch dieſem Auftrag 
und verwandelte ſich 1849 in ein fländiged Organ des Oberbiſchofſsamts, welches ven Namen 
Oberkirchenrath annahm und aus zwei Theologen unter einem Juriften als Director belebt. 
Diefer Schöpfung liegt die Theorie zu Grunde, daß ver Landesherr feine Kirchengewalt als eine 
von der landesherrlichen Gewalt volltommen gefonderte führe, und daß das Organ ber erflern 
eine von dem Stantöminifterium unabhängige, unmittelbar zum Oberbiſchof in Beziehung 
ſtehende Stellung einzunehmen habe. Das Staatöminifterium hat nach dieſer Theorie nur die 
Aufgabe, den Anordnungen, welche ver Oberbifchof durch ven Oberkirchenrath trifft, Die Aus: 
führung zu fihern. Die Stände haben den Oberfirchenrath in viefer vom Staat und ber poll- 
zeilichen Geſetzgebung abgelöften Function bis dahin nicht anerkannt und befinden jich feit 
längerer Zeit mit demſelben wegen verfchiebener für die kirchlichen Amtshandlungen der Prediger 
erlaffener Formulare und Anmwelfungen in fharfem Gonflist, indem fie in den gegebenen Vor⸗ 
ſchriften Abweichungen von der mecklenburgiſchen Kirchenordnung erkennen, welche ohne ihre 
Zuftimmung nicht hätten erlaſſen werden dürfen. Das großherzogliche Conſiſtorium zu Roſtock 
ift auffehende Behoͤrde und Disciplinargerichtähof erfter Inftanz für die Geiſtlichen und Kir- 
hendiener. Urfprünglich war ed zugleich Gerichtshof für Shefachen aus dem Domanium. Es 
befteht aus zwei Zuriften und einem Theologen. Auf Roſtock und Wismar erſtreckt fi feine . 
Wirkſamkeit nicht, Indem bier die aus der Geſammtheit der Stantgeiftlichen beſtehenden geift- 
lihen Minifterien die Functionen des Conſiſtoriums üben. In beiden Städten beftshen auch 
befondere Ehegerichte, aus Mitgliedern des Raths und den Hauptpaftoren zufammengefeßt. 
Zu den Haupigeſetzen für die Iutherifche Kirche gehören die revidirte mecklenburgiſche Kirchen 
ordnung von 1402, unverändert in den Jahren 1650 und 1855 wieber abgebrudt, und bie 
Gonfiflorialorunung von 1570. In Medienburg-Streli bat die Tutherifche Kirche, mit Ein: 
ſchluß von acht Pfarren im Fürſtenthum Rageburg, 45 Pfarren landesherrlichen und 17 ritter= 
ſchaftlichen Patronats, deren Paſtoren ſieben Präpofituren bilden. Dem vortigen Confiſtorium 
ift eine aähnliche Stellung wie In Medlienburg: Schwerin dem Oberkirchenrath angemiefen 
worden, was gleichfalls zu noch unerledigten Reclamationen der Stände Anlaß gegeben bat. 
Eine veformirte Gemeinde mit noch nicht 200 Seelen gibt es in Bügomw ; roͤmiſch⸗katholiſche 
Gemeinden in Schwerin und Ludwigsluſt mit etwa 900 Seelen und drei Paſtoren. Die Union 
zwifchen Lutheranern und Reformirten und die Theilnahme der einen an en Abendmahlo⸗ 
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Thierſchauen, Pferderennen, Ausftelung von Maſchinen und Produeten u. ſ. w. flr die Hebung 
der Landwirthſchaft zu wirken. Ein im Jahre 1862 geftifteter Erntewetterverein verſchafft 
während der Heu: und Kornernte feinen Mitgliedern im telegraphiſchen Wege Kenntniß von 
Wetterveränderungen in England und Frankreich, um viefelbe im Interefle der Erntearbeiten 
zu verwerthen. 

Bewerbebetrieb und Handel. Im allgemeinen iſt ver Gewerbe: und Handelsbetrieb, 
pie „bürgerlide Nahrung”, ein Privileglum der Bürger in den Städten. Nur die Flecken 
nehmen an jenem Privilegium theil, infolge fperieller Genehmigung ſeitens des Corps ver 
Städte auch einige wenige ländliche Ortſchaften. Die Brauerei iſt auf dem Lande nur für den 
eigenen Bedarf geftattet und außerhalb der Höfe auf die Erzeugung von Schwachbier befchränft. 
Die Branntweindrennerei darf ziwar von den Grundherren und deren Hofpädtern anf dem 
Rande betrieben werben; der Vertrieb des Fabrikats unterlag jedoch bisher großen Befchrän: 
ungen, die erft durch die mit dem 1. Det. 1863 In Wirkfamkeit getretenen Veränderungen im 
Steuerweſen befettigt worben find. Durch legtere wird zugleich dem Handwerkabetrieb, welcher 
für einzelne Gewerbe ausnahmsweiſe in gewiffen enggejogenen Grenzen auf dem Lande geſtattet 
iſt, ein etwas erweiterter Spielraum gegoͤnnt. Die jetzigen Grenzen des Handwerksbetriebs auf 
dem Lande ergeben ſich aus nachſtehender abgeänderter Yaffung, die F. 259 des Landesver⸗ 
gleichs in dem neuen Geſetz erhalten hat: „Damit wegen der Handwerker auf dem platten Lande 
künftighin alles in klarer Maßgebung beſtehe, jo iſt für ſtets verglichen und feſtgeſetzt, daß, 
außer den Glashuttenmeiſtern, Zieglern, Kalkbrennern und Müllern, auch Sägern, Deckern, 
Lementitern oder Klemern u. dgl., feine Handwerker gehalten oder geduldet werben ſollen, als 
bei jedem Gute 1) ein Grobſchmied mit drei Geſellen, 2) ein Grobradmacher, zur alleinigen 
Verfertigung der zur Landwirthſchaft noͤthigen Bauer: und Bauwagen, mit einent Geſellen, 
3) Brobleinweber ohne Beſchränkung ihrer Zahl und Webflühle, 4) ein Bauerfchneider mit 
einem Gefellen, 5) ein Maurer ohne Befellen und ein Zimmermann mit einem Gefellen, 6) ein 
Tiſchler ohne Geſellen, 7) ein Schuhflicker ohne @efellen, iedoch daß diefer nicht auch neue Schu⸗ 
fterarbeit, wie fie Namen Haben mag, zu machen ſich unterfange. Die Maurer und Zimmer: 
leute auf dem platten Rande find berechtigt, wenn fie fi mit einem ſtädtiſchen Meifler darüber 
einigen, zu den von ihnen auf dem platten Bande auszuführenden Bauten die erforberlidden Ge⸗ 
fellen auf den Namen des ſtädtiſchen Meiſters in Arbeit zu nehmen. In Krankheits- oder an⸗ 
dern Fällen dauernder Behinverung eined Landhandwerkers kann venielben uns im Ball des 
Todes aud feiner Witwe, auf-Antrag der Butsobrigkeit, die Annahme eines beſondern Geſellen 


‚zur Bertretung ber Stelle des Behinderten auf beflimmte Zeit durch landesherrliche Dispenfa- 
tion geftattet werben, jedoch foll Hierdurch eine Vermehrung ber Zahl der concebixten Hand⸗ 


werfer nicht zugeftanden fein. Den Landbegüterten foll freiftehen, ausländifchen Handwerkern, 
„wenn fle diefelben tüchtiger oder billiger finden follten als in den Städten des Landes”, Ar- 
beiten auf Ihren Gütern zu übertragen, jedoch foll denjenigen deutfchen Ländern gegenüber, 
deren Geſetzgebung in dieſer Beziehung keine Reciprocität gewährt, den diefleltigen Reglerun⸗ 
gen die Befugniß zuftehen, die Adhibirung von Handwerkern folder Länder zu unterfagen. 

Diefe Beſtimmungen finden auch auf die Stadt Roftod Anwendung, und es wirb durch die- 
felben das zu deren PBrivilegiun gehörende Bannrecht, vermöge deſſen zwei Meilen um die Stakt 
fein Handwerker geduldet und kein anderes ald rofloder Bier in den Krügen ausgeſchenkt wer: 
den darf, hinſichtlich des Handwerköbetriebs morifleirt. Doch wird es in Bezug auf ihr eigenes 
Landgebiet nach wie vor von der Stadt Roſtock als Grundherrſchaft abhängig bleiben, wie weit 
fie die an ji erlaubten Handwerke dort dulden will. Yisjept hat fle den Grundſad feſtgehalten, 
daß die möglichfte Nieverhaltung des Gewerbebetriebs In ihrer limgebung Ihrem Interefle am 
meiften entfpreche und daher felbft dem zu Ihrem Bebiete gehörigen Hafenort Warnſmünde, 
einem &leden von circa 1700 Einwohnern, nit geftattet, daß ein Bäder, ein Fleiſcher, ein 
Müller und eine Reihe anderer dem täglichen Bedarf dienender Gewerbtreibender fich — 
nieberlaffen.” 

Eine Folge der Beſchränkung ded Gewerbebetriebs auf bem Lande in Verbindung mit ven 
Niederlaffungsverhältnifien iſt e6, daß die auf den Rande Geborenen, welche in ven Städten ein 
Handwerk erlernen, zu einem großen Theile keine Gelegenheit zu einer felbRändigen Ausübung 
deſſelben zu erlangen vermögen und daher zur Auswanderung gendthigt find. Amtliche Gr- 
mittelungen im Jahre 1851 lieferten das Ergebniß, Daß in den vorangegangenen zehn Jahren 
nur circa 1100 vom Lande Gebürtige als Gewerbtreibende in ben mecklenburg ſchweriniſchen 
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alo Geſellen und Lehrburſchen bei ſtaͤdtiſchen Meiftern ein: und ausgefärieben wurden. Im 
Sabre 1851 waren im ſchweriniſchen Domanium allein mebr als 1000 nieberlaffungsfähige 
Handwerker ohne Unterfommen. 

Auf dem Lande find die Handwerker Häufig zugleich als Bhoner mit dem landwirthſchaft⸗ 
Gen Betriebe befchäftigt. In den Städten wird von vielen Handwerkern nebenher Aderbau 
und Viehzucht betrieben. 

Die ältern Gewerbe find ſämmtlich zünftig. Die Zunftrolfen werden, mit dem üblichen 
Borbehalt ver Mehrung, Minderung und gänzlichen Aufhebung, in den Landſtädten vom Broß- 
berzog, In den Seefläbten von den Magiftraten erteilt. Die nicht zünftigen Handwerker be: 
dürfen zur Ausübung ihres Betriebo einer obrigkeitlichen Conceſſion. Die Apotheker, ebenfo 
die Schornfleinfeger, auch die Viehverſchneider, werben außerhalb der Seeftlänte von der Landes 
regterung concefflonirt. Auch die Amts- und Stabtmufllanten werben von derfelben mit aus 
ſchließlichen Privilegien beſtellt. 

Die Summe der Gewerbtreibenden in ven Städten Mecklenburg⸗Schwerins, mit CEinſchluß 
der Kauf⸗ und Handelsleute, bat fi von 10808 im Jahre 1800 auf 17289 im Jahre 1862 
vermehrt. Doch entipricht Diefe Zunahme nicht der Bermebrung ver Geſammtbevölkerung der 
Städte. Denn im Jahre 1800 war das Verhältniß der Gewerbtreibenden zu der Einwohner: 
zahl der Stäbte wie 1 zu 7,1, im Jahre 1862 wie 1 zu 9,1. Im Verhältniß zu der Bevölkerung 
des Landes Haben fi in dem angegebenen Zeitraum von ven fläbtifchen Gewerbtreibenden ver⸗ 
mindert: um 1121 Proc. die Perrükenmacher und Srifeurs, um 1610 Proc. die Brauer und 
Bremer, um 408 Proc. die Knopfmacher, um 196 Proc. die Maurermeifter, um 191 Bror. 
die Zimmermeifter, um 140 Proc. die Beutler, Handſchuhmacher und Weißgerber, um 100— 
50 Proc. die Weinhänpler, Dreeler, Apotheker, Leinweber, Hut: und Strohhutmacher, Tuch⸗ 
macher, Sifher, um 50-25 Proc. die Lohgerber und Leberbereiter, Bäder, Schufter, Gold⸗ 
ſchmiede, Müller, Nadler, Chirurgen und Barbiere, Stellmader, Reifer und Seiler, Schneider, 
Särtner, Tiſchler, Scherenfleifer, um weniger als 25 Proc. bie Orligmüller, Gaſtwirthe und 
Herbergierer, Grob: und Kleinſchmiede. Die Gewerbe, welche ſeit dem Jahre 1800 fi im 
Berhältniß zur Gefammtbevdfterung des Landes vermehrt Haben, theilweiſe auch erſt neu ent: 
flanden, find die nachſtehenden: Buchbinder, Buchdrucker, Buchhändler, Büchienfhäfter, Con⸗ 
ditoren, Färber, Olafer, Kaufleute und Kraner, Klempner, Kürſchner, Kupferſchmiede, Korb⸗ 
mader, Maler, Mafbinenbauer, Meſſerſchmiede, Miethlutfcher und Fuhrleute, Nagelſchmiede, 
Pantoffelmacher, Riemer und Sattler, Schiffer, Schladter, Stuhlmacher, Tabads: und EE 
garrenfabrifanten, Töpfer, Uhrmacher, Zahnärzte. 

Auf dem platten Lande In Mecklenburg⸗Schwerin zählte man im Jahre 1847: 692 Schmiede, 
311 Radmacher, 334 Itfler, 26 Maurer, 14 Zimmerleute, 1340 fonflige Handwerker, 
139 Schulmeiſter, die zugleich ein Handwerk treiben (dieſe legten faft ſämmtlich im Ritter⸗ 
ſchaftlichen), zufammen 28656 Hanbmerfer mit 1937 Geſellen. 

Unter den neuern Induſtriezweigen find pie Maſchinenbauanſtalten, @ifengießereien, Stein- 
hauereien und Gteingießereien zu nennen. Fuͤr ven Betrieb des Seidenbaues haben ſich (feit 
1852) in mehreren Städten Vereine gebilvet und ſich zu einem Seibenbauverein fir Medlen- 
burg zuſammengeſchloſſen. Ginen beſondern Auffchwung Hat in den legten Jahrzehnden der 
Schiffobau genommen, welcher vorzugsmelfe in Roſtock betrieben wird. Die Zahl der roftoder 
Serfchiffe betrug im Jahre 1843: 242 zu 20488 Fafl A 6000 Pfd. mit 1860 Mann Befapung; 
in Wismar 49 Schiffe zu 4090 Lafl mit 384 Mann. Im Jahre 1868 Hatte Roſtock 367, 
Biönar 50, beide zuſammen alfo 417 Seeſchiffe. Bon dieſen waren 389 vermeflen und hat⸗ 
ten eine Tragfähigkeit von 48456 Lafl und eine Bemannung von circa 4400 Mann. Ihr 
Bauwerth betrug circa 9 Mill. und ihr Tarwerth circa 6Y/, Mill. Thlr. 

Der „allgemeine Inpuftriefond6” zur Beförderung größerer inpuftrieller Unternehmungen 
in Medllendurg= Schwerin ftedt unter Verfiigung des Großherzogs und der Stände, und 
empfängt feine Mittel aus einem Antheil an jedem Simplum der außerordentlichen Contribu⸗ 
tion. Durch den Gebrauch, welcher zur Abfindung der Städte bei deren Verzichtleiſtung auf die 
Propibition des auf den Lande fabrizirten Branntweins von dieſem Fonds neueflend gemacht 
wurde, ift deſſen Kapitalſtock fehr geſchwächt worden. Der Induſtriefonds hat bisher zu An- 
leihen an Tuchmacherzünfte, zu Beifteuern für Gewerbeſchulen u. ſ. w. gebient. 

In den größern und mehreren Meinern Städten beiner Länder beleben (feit 1835) Ge⸗ 
werbvereine und in faft alfen Stänten und einigen Flecken Gewerbſchulen. Im Iahre 1862 
traten In mehreren Städten „Handiwerkergerrine” zufammen, mit bem Zweck, fih den Beſtre⸗ 
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bungen gegen bie Ginführung der Gewerbefreiheit anzuſchlleßen. Da in Mecklenburg von 
Bewerbefreigeit erft vie Rede fein kann, wenn bie conflitutionelle Staatsverfaſſung wicher- 
hergeſtellt fein wird, fo haben diefe Handwerkervereine, welche theilmeife dem in Weimar im 
Jahre 1862 gegründeten Handwerkerbunde ſich angeſchloſſen Haben, vorläuflg Fein rechtes Ds: 
ject für eine praktiſche Thätigkeit und wibmen ſich daher einfweilen vorzugötweife ven fragen 
in Betreff ihrer Organifation. Die reactionäre Partel Hat fle unter ihren Schutz genommen 
und baut auf fie ihre Hoffnungen. 

Der Handel Mecklenburgs beſchraͤnkt fih hinſichtlich der Ausfuhr größtentheild auf vi 
landwirthſchaftlichen Producte des Landes und hinfihtli der Cinfuhr auf den Bedarf der ci: 
genen Bevölkerung. In beiden Beziehungen, namentlid aber in Bezug auf Einfuhr, üben die 
benachbarten Seeſtädte Lübeck und nanıentlih Hamburg eine durch die Steuergefeßgebung br: 
günftigte Concurrenz mit den beiden einheimiſchen Haupthandelsplätzen Roſtock und Wisar. 
In den ſechs Jahren von 1855—60 betrug für Medlenburg: Schwerin der Jahreöpurdfänin 
der Einfuhr 2,187656 Etr., der Ausfuhr 2,436390 Gtr., außer dem Import und Export von 
Pferden und Vieh. An ver Einfuhr waren betheiligt: Verzehrungdgegenftände mit 25 Proc, 
Rohftoffe mit 65 Proc.; die übrigen 10 Proc. vertheilen fih auf Halbfabrifate, Manufactur: 
waaren, Induftrie- und Kunfterzeugnifle. Die Ausfuhr befaßte: an Berzehrungsgegenfländen 
79 Proc., an Rohſtoffen 19 Proc., an ben drei andern Klaflen von Handelsobiecten zufammen 
nur 2 Proc. An diefer Bin: und Ausfuhr nahmen die fünf Handelswege in nachſtehenden 
Verhältniſſe teil: Die Einfuhr zur See nah Roftod betrug von der Geſammteinfuhr 34 Proc, 
die zur See nad Wismar 24 Proc., per Etbe und Elde 13 Proc., per Eifenbahn 23 Proc, 
per Landfuhre 6 Proc. Bon der Ausfuhr fielen auf Roſtock 24, auf Wismar 7, auf die Eike 
und Elde 13, auf die Eifenbahn 50, auf die Landfuhre 6 Broc. Die Durchfuhr über bie Sr: 
flädte betrug im Jahre 1860 nur 83242 Gtr. Abgeſehen vom Viehhandel, bei melden da 
Überſchuß des Erportö uber den Import cben angegeben iſt, und welcher zu einem nicht un: 
bedeutenden Theil feine Richtung auf Berlin nimmt, war in den Drei Jahren von 1858—60 
die Einfuhr aus den Zollvereinäflaaten nur mit 18 Proc., die Ausfuhr in Die Bollvereindkae: 
ten nur mit 19 Broc, an der Gefammtein- und Ausfuhr Medlenburg:Schwerind bethelligt. 
Dagegen betrug im Jahre 1860 die Einfuhr zur See von Gngland 40 Proc., von Schweden 
und Norwegen 11 Proc., die Cinfuhr zu Lande und zu Wafler von Sanıburg 16 Pre; bie 
Ausfuhr zur See nad) England 32 Proc., die Ausfuhr zu Lande und zu Wafler nad Hamburgs 
47 Proc. des Ganzen. 

Von einzelnen Gegenfländen betrug die Einfuhr im Durchſchnitt der Drei Jahıe von 
1858—60: von Kaffee 31157 Gtr., Zuder 48600, Sirup 30571, Taback, roh 13420, fe: 
brizirt 9350, Steinfohlen 778473, Eifen (Band, Rund: und Stangenelfen, Eifen In Plat- 
ten, Eifen- und Weißblech, Eifenpraht und Stahl) 63222, Wein, in Bebinven 28360, in 
Flaſchen 10576, Spirituofen 14148, Mauufacturwaaren (in Wohle, Baumtolle, Leinen, 
Seide) 34328, Hering, gefalzen 46516, Neid und Meismehl 22116, Kochſalz 58931 Er. 
An Ausfuhrgegenfländen kommen, außer Getreide (vgl. oben), beſonders Butter (49661 Ei. 
und Schafwolle (29466 Gtr.) in Betracht. 

Im Jahre 1826 begann ber Bau von Kunſtſtraßen, von denen in verhältnißmäßig kurz 
Zeit ein großes Netz fi über pad Land auäbreitete. Im Jahre 18623 Haste Mecklenbutz 
Schwerin 154°), und Medienburg:Strelig 35 Meilen Chauſſee, welche mit einem von I 
Ständen aus den Auffünften der außerorbentlihen Contribution bewilligten Zuſchuſſe vr 
nahe an 3 Mill. Thlr. theils vom Landesherrn, theild von einzelnen Geſellſchaften erbaut wut- 
den. Da ein großer Theil der Privatchauſſeen durch das erhobene Chauſſeegeld die Koften nik 
deckte, fo entfland daraus in Medienburg: Schwerin eine dritte Klaſſe von Ghaufleen : vie „Lan: 
deschauſſeen“, melde aus den Mitteln der außerordentlichen Gontrihution erhalten werden. 
Bei der anfänglicgen Weigerung der Stände, die geforderte Beihülfe zu gewähren, und ii 
Landesherrn, die Bertvaltung auf eigene Koſten zu übernehmen, war ed nahe baran, daß dit 
derelinguirten Ghauffeen von beiden Theilen ihrem Schickſal überlaflen worden wären. 

Die erfte Ciſenbahn, welche dad Land durchſchnitt, war bie auf einer Strecke von 8 Reit 
auf mecklenburgiſchem Geblet Inufende Berlins Hamburger Bahn, An der Beſchaffung des 
Anlagefapitald (8 Mill. Thlr., fpäter auf 14 MI. Thlr. erhöht) Hetheiligte ſich Mecllenbutge 
Schwerin durch Jeichnung von 1%, Mil. Thlr. B-Actlen und 300000 Thlr. A-Actien. De 

‚Bahn warb am 15. Der. 1846 In ihrer ganzen Ausvehnung dem Berfehr Üibergeben. Die 
Medlenburgifche Ciſenbahn, welche in die BerlinHamburger bei Hagenow mündet und von 
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bort über Schwerin nad) Roſtock, mit Abzweigungen nah Wismar und nad Güſtrow führt, 
ward von einer Geſellſchaft mit einem Actienkapital von 4,350000 Then. und Prioritäts⸗ 
anleihen von 1,800000 Thlen. gebaut und am 13. Mai 1850 Ihrer ganzen Länge nad) (194 
Meilen) eröffnet. Ihre Binnahme per Bahnmeile hat fih von 12806 Thlrn. im Jahre 1851 
auf 28658 Thlr. im Jahre 1862 gehoben. Ihre Dividende flieg in derfelben Zeit von I/, Proc. 
auf 24, Proc. und hatte im Jahre 1861 die noch höhere Ziffer von 27/, Broc. erreicht. Im 
Bau begriffen ift eine Bahn von Güſtrow nah Neubrandenburg (11 Meilen). Diefelbe tft 
auf Sortfegung über die preußiſche Grenze hinaus in der Richtung auf Stettin und zum An- 
ſchluß an die Stettin- Berliner Bahn berechnet, ift aber in dieſer Beziehung vor der Hand auf 
Schwierigkeiten geflogen, indem bie preußiſche Regierung eine Aufhebung des Tranfitzolld auf 
der Berlins Hamburger Bahn und die Betheiligung an einer von Stralfund auf Roſtock zu 
führenden Bahn zur Bedingung ihrer Zuftimmung macht. Die Güſtrow-Neubrandenburger 
Bahn wird vom Broßherzog von Medienburg- Schwerin für feine alleinige Rechnung, aber 
mit einer Beifteuer von 750000 Thlın. aus Landesmitteln, erbaut. Für eine von Kleinen 
(Station zwifhen Schwerin und Wismar) nad Lübeck zu führende Bahn find die Vorarbeiten 
im Bange. 

Die Wafferverbindung der an der Elde und den mit ihr in Verbindung ſtehenden Seen be- 
legenen Städte mit der Elbe und andererfeits mit dem Schwerinerfee durch die Stör ift dur 
Flußcorrectionen und Kanäle für die Schiffahrt nugbar gemacht worden. Neuerdings Hat fi 
die Thätigkeit auf Verbefferung dee Waflercommuntcation im Often Medlenburgs gewandt. 
Eine Wafferverbindung Roſtocks durch Die Warnom und Wismars durch einen nach dem Schwe⸗ 
rinerfee zu führenden Kanal mit dem Süden Mecklenburgs und der Elbe gehört noch zu ven 
unerfüllten Wünſchen der beiden Seeſtädte. 

Die erfien Telegraphenflationen wurden im Jahre 1854 der Öffentliden Benugung über: 
geben. Gegenwärtig beftehen deren 15, von denen vier auf Medienburg:Strelig fallen. Außer: 
dem hat die preußiiche Staatötelegraphenverwaltung Ihre Stationen auf der Berlin: Hamburger 
Gifenbahn, welche in Hagenow mit dem mecklenburgiſchen Telegraphenneg verbunden find. 

. Bon der mecklenburg-ſchweriniſchen Poſtverwaltung wurden im Jahre 1862 im Inlan- 
difchen Verkehr 2,783963 Briefe, im Poſtvereinsverkehr eingehend 592930, ausgehend 
542763, zufanmen 1,135693, im ausländifchen Verkehr 195650, im ganzen alfo 4,115306 
Briefe, gegen 2,311158 im Jahre 1852, befördert. Die Zahl der beförberten Zeitungen be⸗ 
trug 2,270421 Stud. Durch die Fahrpoſt wurden befärbert 942541 Stüd zu 4,896177 Pfb. 
mit einem berlarirten Werth von 38,980074 Thlrn., gegen das Jahr 1852 mehr: 514020 
Stüd, 1,595949 Pfo.; 15,180799 Thlr. Werth. Durch Baarzahlungen wurden ausgeglichen 
2,165589 Thlr. im Inlande, 26598 Thlr. vom Auslande; durch Vorſchüſſe im Inlänpifchen 
Derfehr 501324 Thlr., im ausländifhen Verkehr 142272 Thlr. Nah den Befrachtungs⸗ 
überfichten wurben von ven Poftanftalten abgejandt, refp. nur fpebirt 1,385488 Stück incl. 
Briefbeutel und Paflagierftüde und 154406 Perfonen. An Freimarken wurben verkauft 
181850 Stüd, an Freicouverts 154625 Stück. Durch die meiklenburg⸗-ſtrelitziſchen Boften 
wurden im Jahre 1861 beförbert: 379721 Briefe und Kreuzbandfendungen, 99866 gewöhn- 
liche Padete, 43221 Werthſendungen mit einem declarirten Werth von 5,788344 Thlrn. und 
37021 Berfonen. 

Als Münzfup ift in Mecklenburg⸗· Schwerin ber preußiſche (Vierzehnthaler⸗) Fuß im Jahre 
1848 angenommen, welcher in Mecklenburg-Strelitz ſchon früher eingeführt war. Bis zum 
Jahre 1848 herrſchte der Achtzehngulden⸗ (ober Zwoͤlfthaler⸗)Fuß, nad) welchem bie fogenann- 
ten Neuezweinrittel ausgeprägt wurben. Sechs Thaler Neuezweidrittel find glei 7 Thlr. 
preußiſch Courant. Der Thaler zerfällt in AB Schill. 

Hinfichtlich des Maßes wurde durch Declaratorverordnung vom 7. Febr. 1863 Folgendes 
beflimmt: die mecklenburgiſche Elle (zu 2 Zuß, zu 12 Zoll, zu 12 Linien) enthält 254 Linien 
altfranzöfifchen Maße. Der Scheffel enthält 2832 Kubikzoll mecklenburgiſchen Maßes, die 
Kanne 186, der Bott 68 Kubikzoll. Zur Vermeſſung von Ländereien bient die Ruthe von 
16 Fuß lübifch, der lübiſche Fuß zu 129 Linien altfranzöfifgen Maßes gerechnet. 

Als Landesgewicht ifk feit dem 1. Juni 1861 dad Zollgewicht eingeführt. Das Pfund 
(500 Gramm) zerfällt in 30 Loth, zu 10 Quent, zu 10 Gent, zu 10 Korn. 

Snfitute für den Geldverkehr und Grebit. Die Roftoder Bant warb am 27. Febr. 
1850 landesherrlich betätigt. Ihr Actienkapital betrug anfangs 1 MIN. ur wovon bei 
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ihrer Begründung die erſte und im Jahre 1853 die zweite Hälfte eingezaplt warn. Zunächſt 
auf die Dauer von zehn Jahren befhränft, ward fie ſpäter bis zum 1. Juli 1885 unter der Be: 
dingung der Greirung einer zweiten Million an Stammkapital prolongirt. Von dieſer zweiten 
Million ift die Hälfte ver Actien im Jahre 1863 ausgegeben, die andere Hälfte muß bis zum 
1, Juli 1865 audgegeben fein. Die Bewilligung der Notenemiffion ward auf ben Betrag von 
1 Mill. Thlr., auf welde fie anfänglich feftgefeßt war, auch nad) der Erhöhung des Stamm⸗ 
kapitals beſchränkt. Als Aquivalent für die Annahme der Noten in ven lanveöherrlihen Kaſſen 
wird eine Gebühr von 10, 15 und 20 Proc. vom Reingewinn, je nach ver Höhe deſſelben, an 
den Großherzog entrichtet. Der Umſatz betrug im erften Rechnungsjahr 6 Mill., im Jahre 
1862 33 Mill. ; die an die Actionäre außer 4 Proc. Zinfen gezahlte Dividende betrug für tie 
beiden erflen Jahre !/, und 1 Pror., flieg für das Jahr 1853 auf 4%, Proc., und ftellte ñch 
für die Jahre 1854— 62 auf 1%,, 3%,, 3g, 4, 1Ya, 1a, 1%, 2%; und 31a Proc. 

Die Lebensverfiherungs- und Sparbanf in Schwerin, mit getrennter Verwaltung ver 
Fonds für beide Gefhäftszweige, warb am 1. Sept. mit einem Gewährleiftungsfonds von 
100000 Thlm. eröffnet. Das Statut ward auf Beranlaffung des Minifteriums im Sabre 
1859 einer Reviflon unterzogen. Der Gefammtumfag betrug im Jahre 1862 11,966 090 T hir... 
der Agenturenumfag 2,682599 Thlr., dad werbende Kapital 1,043243 Thlr., das zine: 
tragende Kapital 1,002745 Thlr., die Lebens-, Sterbelaflen: und Leibrentenverficherung 
646530 Thlr. 

Die erſte Sparkaffe ward im Jahre 1921 in Schwerin begründet. Jetzt beflehen Dieje In: 
flitute in 27 Städten und einem Domantaljleden in Medlenburg- Schwerin und in zwei Stär- 
ten in Medienburg- Strelig. Die Summe der Einlagen in den mecklenburg-ſchweriniſchen 
Sparfafien betrug am 1. Jan. 1862 6,973277 Thlr., alſo über 12 Thlr. auf den Kopf ver 
Bevölkerung. Die Einlagen tragen geringe, noch durch manche Vorbehalte geichmälerte Zinien 
und ihre Größe beweift nur den Mangel an Gelegenheit zu nugbringender Verwendung te} 
Erſparten. In ven Fleinern Städten ſtehen dieſe Inftitute unter Leitung und Aufiiht der Ma⸗ 
giftrate und die eingelegten Rapitallen dienen zur Abzablung von Communalſchulden; in ven 
größern Städten werben biefelben größtentheile in ritterfchaftlichen Hypotheken angelegt. Bor: 
fhußanftalten nad dem ältern Syſtem wurden feit den Jahre 1847 in einigen Städten beider 
Landestheile begründet. Mit dem Jahre 1860 begannen die auf dem Princip ver Selbſt hülfe 
und der ſolidariſchen Haft bafirten Vorſchußvereine. Ihre Zahl in beiden Lanvestheilen beträgt 
jet 22 und diejelben haben ſich untereinander und mit ben Vereinen einiger pommernicher 
Städte im Jahre 1863 zu einem Provinzialverband norbbeuticher Genoſſenſchaften zuſammen⸗ 
geſchloſſen. Dex bedeutendſte Verein dieſer Art ift der Vorſchußverein zu Roſtock, welder am 
1. März 1860 in Wirkjamfeit trat und jetzt 830 Mitglieder zählt. Der Belauf ver bei Dem: 
felben entnommenen Vorſchüfſe incl. Prolongationen war im Jahre 1860 32227 Thlr., im 
Jahre 1861 192313 Thlr., im Jahre 1862 551170 Thlr., der Zingertrag in denfelben Jahren 
reſp. 573 Thlr., 2471 Thlr. und 7146 Abhlr. 

Die einheimischen Keuerverfiherungsanftalten und die Beträge der verficherten Werthe im 
Sabre 1862 find: 1) Die Domanial: Brandverfiherungsanftalt zu Schwerin (19,051025 
Thlr.); 2) die ritterſchaftliche Brandverfiherungsgeiellichaft des medlenburgifhen und wen: 
diſchen Kreifed zu Roſtock (18,287855 Thlr.); 3) desgleichen des ſtargardiſchen Kreiſes zu 
Neubrandenburg (7,431382 Thlr.); 4) die Brandverficherungdgefellihaft der Städte aller 
drei Kreije (37,593325 Ihlr., davon für Medlenburg: Schwerin 32,256825 Thlr.); 5) 
die roſtocker Brandaflecuration (9,394925 Thlr.); 6) die wismariſche Brandaſſecuratien 
(3,221912 Ihlr.); 7) die Vaterlaͤndiſche Feuerverjiherungd:Sorietät zu Roſtock (9,990000 
Thlr.); 8) die Mobiliar-Brandafſſecuranz für Landbewohner zu Neubrandenburg (48,085350 
Thlr., davon für Medlendburg- Schwerin 5,281925 Thlr.); 9) ver Keuerverfiherungsverein 
für Mecklenburg zu Güftrom (31,691313 Thlr.). Mit dem Anfang des Jahres 1863 warb 
der unter Nr. 8 aufgeführten Anflalt ein Inflitut für Berfiderung von Immobilien angefchlof: 
fen, ſowie fie ihrerſeits an ein auch jegt noch mit Ihr verbundenes Inftitut für Hagelaffecuran;, 
welches ald das ältefte diefer Art in Deutſchland im Jahre 1797 geftiftet ward, ſich anlehnte. 
Für Verfiherung gegen Hagelſchaden beſteht außerdem noch ein Verein für Mediienburg: 
Schwerin zu Grevismühlen. Zu Roſtock gibt es mehrere Vereine zur Berfiherung von Schiffen 
— Ladungen; in einigen kleinern Städten beſtehen Vereine zur Verſicherung von 

ndvieh. 


Das Hypothekenweſen iſt für die ritterſchaftlichen Guͤter in ausgezeichneter Weiſe georbnet. 
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Eine revidirte Hypothekenordnung für Landgüter nebſt Tarordnung ward am 18. Oct. 1848 
in Medienburg- Schwerin erlaffen. Ein ritterſchaftlicher Greditverein ward im Jahre 1818 be: 
gründet und im Jahre 1840 reorganiſirt. Im Jahre 1858 ward die Inxe, im Anflug an 
die veränderten Berhältniffe, um 50 Proc. erhöht und gleichzeitig die Ausgabe von Pfand: 
briefen bis zu zwei Drittel des Tarwerthes beſchloſſen, mährenn bis dahin nur bis zur Hälfte 
vorgegangen werben durfte. Die Hauptbirection, auß drei von der Ritterjchaft der drei Kreife 
erwählten Mitgliedern beſtehend, Hat ihren Sig zu Roſtock. Im Jahre 1862 gehörten dem 
Berein 106 Hauptgüter von 541 Hufen zu einem Tarwertbe von 11,027009 Xhlrn. an. Dar: 
auf find Pfanpbriefe im Gefammtbelaufe von 5,371243 Ihlrn. Courant audgegeben. 

Die für die Erbzinslente, Büdner und Häusler im ſchweriniſchen Domanium normirenden 
Beftinnmungen binfichtlic des Hypothekenweſens wurden im Jahre 1854 einer umfaſſenden 
Mevifion.unterzogen, aus welder ein nened Geſetz über die Grund: und Hypothekenbücher im 
Domanium hervorging. Eine im Jahre 1837 erlafiene Hypothekenordnung für die Elöfter- 
lichen Erbpachtſtücke ward im Jahre 1852 revidirt. Für den Heinen Grundbeſitz im Ritter: 
fchaftlihen ift die von der Regierung intendirte Herflellung einer Hypothekenordnung bisher an 
dem Diffend der Nitterfchaft geſcheitert. Die Hypothekenordnung für Die ſchweriniſchen Land: 
ſtädte von 1829 erihien im Jahre 1857 als revidirte Stadtbuchordnung. Die beiden See- 
ftänte Haben ihre eigenen Stabtbuhorbnungen, auch beiondere Hypothekenordnungen für bie 
beiderſeitigen Erbpachtſtücke. 

Literatur. Neben ven Geſchichtswerken von Rudloff („Pragmatiſches Handbuch ver med: 
Ienburgifchen Geſchichte“, 3THle., 1780 fg. ; Thl. 3, zweite Auflage, in2Bon., Roftod 18219.) 
und v. Luͤtzow („Verſuch einer pragmatifhen Geſchichte von Mecklenburg“, 3 Bbe,, Berlin 
1827 fg.), von denen jenes nur bis zum Jahre 1621, dieſes auch nur elj Jahre weiter reicht, ift 
mit Anerkennung zu nennen: &.BoU, „Geſchichte Mecklenburgs mit befonderer Berüdfihtigung 
der Gulturgefchichte‘ (2 Bde., Neubrandenburg 1855 fg.), worin die Gefchichtderzählung bis 
auf die neuefte Zeit geführt wird. In Bezug auf das Kirchenweſen: I. Wiggers, „Kirchenge⸗ 
ſchichte Mecklenburgs“ (Parchim 1840). Als farbige Illuſtration der neueften Zeit: zur Be: 
leuchtung der reactionären Ara in Medienburg-Schwerin: „Grenzboten“ (Leipzig 1863, Nr. 19 
5i8 22). Ferner: S. Schnelle, „Ritter: und Landſchaft“ (Berlin 1861). Als Materialien: 
ſpeicher: „Jahrbücher des Vereins für mecklenburgiſche Gejhichte und Alterthumskunde“, her: 
ausgegeben von Liſch (jeit 1835, jährlich einBand). Hagemeiſter, „Medienburgijches Staats: 
recht“ (Roſtock 1793). In vielen Punkten veraltet. I. Wiggers' „Staatskunde der Großherzog: 
thümer Mecklenburg“ (Wiämar 1861) bildet ven dritten (legten) Theil von Raabe, „Mecklen⸗ 
burgifche Baterlanddfunde (Wismar 1857 ig.); &. Boll, „Abriß ver medlenburgifchen Lan: 
desfunde” (Naturkunde, Gejhichte und Topographie) (Wismar 1861); „Beiträge zur Stati- 
fit Mecklenburgs“ (vom großherzoglid, ſtatiſtiſchen Bureau, feit 1858; bisjetzt 2 Bde. a 
4 Hefte). M. Wiggers, „Die agrarifchen Zuftände in Medlenburg- Schwerin‘ (Xeipzig 1861); 
R. Nizze, „Volkswirthſchaftliche Zuflände in Mecklenburg“ (Roftor 1861). 

J. Wiggers. 

Mediatifirung, ſ. Standesherren. | 

Medicinalweien, f. Staatsarzneikunde. 

Meineid und feine Strafen.!) Meineid, lateiniſch perjurium?2), ift im weiten 
Sinne jede abfichtlicde Verlegung der durch einen Eidſchwur übernommenen Verpflichtung, im 
engern, ſtrafrechtlichen Sinn entweder die abfichtlihe Nichtbefolgung der durch ben Cidſchwur 
im voraus übernommenen Derbinvlichfeit (Bruch des fogenannten promiflorifchen Cides, auch 
Cidbruch genannt) oder die eihliche Bekräftigung einer vorherigen wiſſentlich unwahren An- 
gabe (Bruch des jogenannten aflertorifhen Eides, Meineiv im eigentlihen Sinne). Schon 


1) Vgl. @ib. 

2) Malblanı, Doctrina de jurejando (Nürnberg 1781, Tübingen 1820). Müller, De perjurio 
(Wittenberg 1804). Rogen, De perjurio (Gröningen 1818). Roßhirt, Progr. de juris jurandi 
religione et de poenis in perjur. stat. (Heidelberg 1829). Roßhirt, Lehrbuch des Criminalrechts, 
6. 106. Wächter, Lehrbuch, Bd. 11, 6. 185, ©. 255 fg. Heffter, Strafrecht, $. 408. Berner, Strafs 
recht, $. 221. Abegg, Archiv des Griminalrechts (Neue Folge), Jahrg. 1834, ©. 579 fg.; Jahrg. 1856, 
©. 513 fg. Schwarze, Archiv des Criminalrechts (Neue Folge), Yadıa. 1848, ©. 374. Zeitſchrift für 
vaterländifches Recht, Herausgegeben vom Bernifchen Advocatenverein, Jahrg, 1838, ©. 153 fg. 
Endell Tyler, Oath's, their orgin, nature and history (London 1884). 
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die Urgeſchichte des Monotheismus gedenkt der Miſſethat des Meineives, deren Beftrafung 
aber dem hoͤchſten Weſen, dem Gründer und Beherrſcher des theokratiſchen Staats”), anheim- 
gefteltt fein fol. „Du ſollft ven Namen des Herrn, deines Gottes, nit misbrauden, denn 
der Herr wird den nicht ungeftraft laffen, der feinen Namen misbraudt” (2 Mof. 20, 7). 
Daher verfolgte die Mofaifche Geſetzgebung (5 Mof. 19) den, welcher eine falfche Anklage 
eidlich als wahr betheuert, nicht wegen des begangenen Verbrechens des Meineids, fondern 
wegen der falſchen Anklage und beren Folgen für den Angeſchuldigten mit Strafe, und zwar 
mit der Strafe ver Tallon, und verpönt daher auch ein unbeſchworenes Zeugniß. Da fomit Der 
Meineid nicht ald ein blirgerliches Verbrechen, fondern als Misbrauch des Namens Gottes an⸗ 
gefehen warb, fo genligte zur Sühne offenes Befenntniß und Opferung. Später, zur Zeit des 
Sittenverfalld des Ifraelitifhen Staats, waren unter dem Schuße der jefuitifchen Moral ver 
Pharifäer, gegen welche Chriſtus auftrat, Meineide unter dem Schleier gewiffer Formeln fehr 
gewöhnlich, und dies war ein Hauptgrund, warum bie Ifraeliten bei den Nömern in fehr 
ſchlechtem Rufe landen. (Vgl. im allgemeinen Mipaelis, „‚Mofaifhes Recht“, Th. V, 66. 256, 
301, 302, 303.) Auch die andern Völker der Alten Welt verfolgten die Verlegung eiblicher 
Angelöbniffe ; fo war nad Diodor („Hiſtoriſche Bibliothek”, Bud 1, Kay. 1, &. 77) bei den 
Agyptern ebenfo auf den Meineid Todesſtrafe angeſetzt, wie nad dem Zeugniß Herodot's 
(Bu 4, Rap. 68) bei den Scythen. Die Geſetzgebungen von Griechenland bedrohten und be: 
firaften den Meineid mit Geldbuße oder auch mit der Strafe, auf deren Zuerfennung der Mein: 
eidige, der auf immer den Radgegdttinnen verfallen war, wider feinen Gegner angetragen hatte, 
alfo ſelbſt mit der extremſten Strafe, dem Tode. Wie vorherrſchend bei den Griechen der Arg- 
wohn war, daß ein Schwoͤrender meineidig handele, gebt auseiner Stelle bei Iſokrates (, Rede an 
den Demonifus‘‘) hervor. „„Berwache forgfältiger‘‘, heißt es dort, „nie Reden als nie Gelder, welche 
man bir vertraut; denn rechtſchaffene Männer müflen einen Charakter beweiſen, per mehr Glau⸗ 
ben verbient als ein Eid. Einen zugefgobenen Eid nimm an, wenn du dadurch entweder Dich 
von einer fhimpflichen Beſchuldigung befreift oder Freunde aus großen Gefahren erretteft; des 
Geldes wegen aber ſchwoͤre nie bei einem Gott, nicht einmal wenn du mit gutem Gewiffen 
ſchwoͤren koͤnnteſt, denn bu würbeft dem einen falſch zu ſchwoͤren, dem andern geldgierig zu fein 
feinen.” Bei dem immermehr um ſich greifenden Sitienverfalle mehrten fi} die Meineide. An⸗ 
ders war e8 bei ven Römern in den beflern Zeiten, da ihnen die Eidestreue ala eine der oberfien 

Pflichten des Bürgers und des freien Mannes und das Deuteln des Eines ald durchaus verwerf⸗ 

lich erfchien, und vie Griechen ihnen das rühmliche Zeugniß geben mußten, daß man ihnen 
die größten Schäge auch ohne Zeugen anvertrauen könne, weil man barauf rechnen Dürfe, daß 
fie vie Hingabe nicht durd einen Meineid in Abrede ftellen würden, während es gewagt fei, einen 
Griechen bei einer Kleinigkeit auf die Brobe zu flellen. Von dem unverbrüchlichen Feſthalten 
eines Nömers an bem einmal gegebenen Wort und dem Bide erzählt bie Geſchichte und die 
Überlieferung dieſes Volks unzählige Beiſpiele (Cic. de offic., II, 26, 32; Livius, XXI, 
61). Und do galt auch bier der Meineid nicht als eigentliches Verbrechen gegen bie Ge⸗ 
fege des Staats, fondern als eine Sünde gegen die Götter, ald ein bejonderer Frevel gegen die 
Gottheit, bei welcher ver Eidſchwur erfolgt war und welche pie Verlegung deſſelben mit ſchweren 
Leiden ahnden würde. „Jurisjurandi contemta religio satisDeum habet ultorem“, lehrten fie. 
Blirgerlide Strafen hingen einem gebrochenen Ein nur infowelt an, als durch denſelben zugleich 
ein anderes Verbrechen (Talsum oder stellionatus) confummirt wurde; ebenfo wurbe, wer unter 
dem Anrufen des kaiſerlichen Namens geſchworen und eibbrüdhig geworden, durch bie römifcgen 
Geſetze nur ald des Verbrechens des crimen laesae majestatis ſchuldig beſtraft. An diefer An⸗ 
ſchauung änderte auch die Cinführung des Chriſtenthums In den erften Jahrhunderten nichts, 
obwol mit dem Sittenverfall der Katferzeit natürlich auch die Leichtfertigkeit in Bezug auf Eides- 
pfliht und willfürliche Interpretation eines Schwurs überhanpnahmen. %) 

In ähnlicher Weile ordnete die Geſetzgebung Diohammteb’3 (der Koran) für ven Meineid 
nicht ſowol Strafe als Buße zur Berföhnung ver beleivigten Gottheit an. Der Schuldige follte 
zehn Arme fpeifen ober kleiden over einen Bläubigen aus ver Gefangenſchaft loskaufen, ober, 
wenn er dieſes alles nicht vermoͤge, ſich einem breitägigen Faſten unterwerfen. ®) 


3) Müller, Archiv für die neuefle Gefepgebung aller deutfchen Staaten (Franffurt a. M. 1834), 
Br. VI, Heft 1, ©. 173, Ber “ 
4) Wächter, S. 226, 227. 
5) Bgl. Bibliothek für die peinliche Nechtsrwiffenichaft und Befepfunde, herausgegeben von Almen⸗ 
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Betrachten wir die geſchriebenen Geſetze der germanifchen Voͤlkerſchaften, fo finden wir, daß 
darin der Meineid zwar als Miffethat mit weltlicher Buße verfolgt wird, aber doch auch nicht ala 
befonderes und ſchweres Verbrechen, fondern nur als ein Verbrechen gegen Öffentliche Treue 
und Glauben. Erſt mit ver Einführung und Ausbreitung des Chriſtenthums rüdt er allmählich 
in die Zahl felbftändiger Verbrechen ein. Der Kläger konnte, wenn es auf den Beweis ankam, 
denfelben, außer mit Urkunden und Zeugen, auch durch den Ein mit Zugiehung von Eides⸗ 
helfern erbringen. Wurde er nun eines Meineids überführt, wad durch ein Ordale gefchehen 
tonnte, fo mußte ex mit den Eideshelfern eine Buße erlegen. Brachte der Beklagte, um feine 
Unſchuld zu beweiſen, Zeugen vor Gericht, die alddann ihre Ausfagen beſchwoͤren mußten, fo 
konnte ber Kläger fie eines Meineids beſchuldigen und es im frühen Mittelalter erſt noch auf Die 
Entſcheldung des Zmweifampfes ankommen laſſen. Später warb der Meineid zwar damit be: 
droht, daß der Schulbige wenigſtens bie Hand verlieren follte ddie Geſetze ver Sachſen verhäng- 
ten fogar vie Todeöftrafe),, doch konnte mit Einwilligung des Richters eine Geldbuße an die 
Stelle gefet werben , der Meineidige Eonnte „ſeinen Zeib Idfen‘. ) 

Eine wejentlihe Änderung ver bis dahin geltenden Anſchauung wurbe durch die Reception 
des KRanonifchen Rechts vermittelt, welches den Gidesbruch als eine Sünde gegen vie Kirche, ald 
Berlegung des Kirchenfriedens, als Misbrauch des Namens Gottes Hinftellte. Wenn ed zwar 
hierfür auch nur geiftlide Strafen androbte und anmwendete, jo erklärte es doch ven Meineid 
ſchon als faft gleichſchweres Verbrechen wie Mord und Ehebrud und führte Durch ven Einfluß 
der Kirche auf alle Verhältnifſe dieſe Lehre vollftännig in das politifhe und bürgerliche Leben 
ein. So eradtete die allgemeine Rechtsanſchauung den Meineid bald nicht mehr nur ale ein 
einfaches Verbrechen gegen Treue und Olauben, fonvern daneben auch als ein Verbrechen gegen 
die Religion, welches um deöwillen ald mit befonderer Strafe zu belegen jet. 

Die Beinlihe Gerichtsordnung Karl's V. beſchränkt fi, blos von der Verlegung des ſo⸗ 
genannten aflertorifchen Eides redend, darauf, im Art. 107 einzelne Bälle von Meineiden her⸗ 
vorzubeben und mit Strafe zu bedrohen, Indem fie zugleich Vergütung des dadurch etwa verur- 
ſachten Schadens verordnet. Denn in diefem Artikel, überfhrieben: „Strafe Derjenigen, fo 
einen gelehrten Eid vor Richter und Gerichten meineivig ſchwoͤren“, Heißt e8: „Welcher vor 
Richter und Gericht einen gelehrten Meineid (d. 5. einen ſolchen, der in ben von dem Richter 
porgefprochenen Worten abgeleiftet war) ſchwoͤrt, fo dieſer Eid zeitliches But betrifft, das in 
Des, der alſo fälſchlich geſchworen hat, Nupen gekommen, der ift zuvoͤrderſt ſchuldig, wofern er 
es vermag, ſolches fälſchlich abgeſchworenes But vem Berlegten wieder zu kehren (zu erflatten) 
fol auch verleumbet und allen Ehren entjegt fein. Lind nachdem im heiligen Reich ein gemeiner 
Gebrauch iſt, ſolchen Falſchſchwoͤrern die zwei Finger, womit jle gefchworen haben, abzubauen, 
diefelbe gemeine gewöhnliche Leibesſtrafe wollen wir audy nicht ändern. Wo aber einer durch 
einen peinlichen Eid Jemand zur peinlihen Strafe ſchwüre, berfelbe ſoll mit der Bön, Die er 
fälfchlich auf einen Andern ſchwoͤrt, geftraft werben (Talion). Wer foldes falſche Schwören mit 
Wiſſen, vorfägli und argliftig dazu anrichtet, leidet gleiche Poͤn.“ 

Noch im 17. Jahrhundert war, nad dem Zeugniß Carpzov's, der in feinem gropen Wert 
über die Criminalrechtſprechung Erfenntniffe mitteilt, das Abhauen wenigſtens des vorberften 
Gliedes der Schwörfinger gebräudlih. Der Kurfürft Auguft von Sachſen atoptirte dieſe 
Strafe no in einem Gefeh vom Jahre 1712. Später ging die Rechtſprechung ſowol von der 
verflümmelnden als von der Taliondftrafe ab und ließ das richterliche Ermeſſen walten. Feuer: 
bach, a. a. O., Note 3 des Herausgebers zu $. 422. 

Die dem Ende des 18. Jahrhunderts angehörende preußiſche Strafgefeßgebung verfolgt all- 
gemein die Berlegung des afiertorifhen Eides (und die Verführung dazu), und mit Strenge, 
indem fie zugleich, Ihrer Tendenz gemäß, in einer Reihe von Artikeln (‚Allgemeines Landrecht“, 
TH. 2, Tit. 20, 66. 140530) die Gafuiftif zu erſchoͤpfen fi bemüht, obwol fruchtlos. 
Der, welcher als flreitenver Theil over Zeuge einen falſchen Eid wifjentlich leiſtet, verliert Amt, 
Mürbe, bürgerliche Ehre und dad Recht der Betreibung eines Gewerbes und wird ſchimpflich 
ausgeſtellt (oder ed wird fein Verbrechen öffentlich bekannt gemacht). Dazu gefellt ſich nad 


dingen, Grolman 'und Feuerbach (Göttingen 1800), Bd. II, S. IV. Feuerbach, Berfuch einer Cri⸗ 
minaljurisprubeng des Korans, ©. 187 u. 188. 

6) Eichhorn, Deutfche Staats- und Rechtögefchichte, Th. 1, 5. 77 u. 78. Grimm, Deutfche Staate- 
altertfümer (Göttingen 1828), &. 705, 904, 905. Henfe, Grundriß einer Geſchichte des beutfchen 
peinlichen Rechte (Salzburg 1809), I, 42. 
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Verhältniß des angerichteten Schadens ein- bis dreijährige Freiheitsſtrafe (Feſtung), ja ſelbſt 
Todesſtrafe, und, wenn Gewinnſucht das Motiv war, eine Geldbuße im vierfachen Betrage bes 
erfttebten Vortheils. | _ 

Der preußifchen Kegislation folgend, drohen auch die ältern Strafgefeggebungen von Ofter- 
reich (1803) und von Baiern (1813) 7), die injofern voneinander abweichen, als die erftere 
bie Verlegung des promifforifchen Eides mit Stillfehweigen übergeht, die letztere die Verlegung 
eines gerichtlichen Verſprechungseides mit Arbeitähausftrafe belegt, für den Meineiv aber, neben 
Ausftellung auf der Schandbühne und längere, felbft Iebenswierige Kreiheitöftrafe, im extrem: 
ſten Fall Todesſtrafe androht. Die neuern deutfchen Geſetzgebungen unferd Jahrhunderts ®) 
flimmen darin überein, daß fle den Meineid allgemein bei ſchwerer Strafe verpönen, doch find 
fie, gleichwie die Xheovetifer, nicht einig in Bezug auf die Stelle, welde die Lehre vom Meineid 
im Rechtsſyſtem einzunehmen hat. Während einige Nechtögelehrte (Mittermaier, Tittmann, 
Henke), ſowie das hannoveriſche und das würtembergiſche Strafgefegbud) den Meineid in die 
Klaffe der Verbrechen wider Öffentliche Treue und Glauben fegen, reihen (in Übereinſtimmung 
mit Feuerbach) dad öfterreichifche, das bairiſche und das olpenburgifche Strafgefeß den Meineid 
den Betrugsverbrechen an, und der ſächfiſche Strafcoder ftellt ihn endlich als beſonderes Ver⸗ 
brechen wider Religion und Kirche par. Diefe legtere Auffaflung, die auch von Abegg getheilt 
wird, hat wol die wenigften Gründe für fi, deun ſie würde in confequenter Weife zur flraf- 
gefeglichen Verfolgung aud der Kegerei führen müflen. Andere Strafgeſetzbücher endlich, wie 
das preußifche, das badiſche und das hefien-parmftäntifche, behandeln den Meineid in einem 
befondern Titel, welcher ven Beftimmungen über Öffentliche Kälfhungen nachfolgt. 

Zum Thatbeitand des Meineivs gehört nad dem heutigen gemeinen deutſchen Strafredt 
zunächſt vie Ableiftung eines gültigen Eides zu gerichtlichen Zwecken vor competenter gerichtlicher 
Behörve, was demnach theild von ven Parteien im Civilproceß, thell8 von den Zeugen und Sach⸗ 
verfländigen im Givil- und Griminalverfahren verlangt werden kann; doch iſt von einzelnen 
Strafgefegbüdhern (Hannover, Baiern, Darmfladt) bei dem Würderungseid in bürgerlichen 
Rechtöftreitigkeiten eine Unterfuchung wegen Meineides ausgeſchloſſen. Auch ein außergericht- 
licher, von einer zuſtändigen Verwaltungsbehörde in ſtaatlichem oder öffentlichem Intereffe abver- 
langter Eid kann im Verlegungsfall als Meineid behandelt werden. Y) Cin‘Privateid dagegen if 
nicht durch Strafgefege geſchützt. Zum Thatbeftand des Meineids gehört ferner gemeinrechtlich 
die Vollendung des Eidesacts und die twiffentliche Verlegung der durch diefen übernommenen 
Verbindlichkeit. Das badiſche Strafgeſetzbuch erflärt jenoh (Art. 403) das Verbrechen des 
Meineives erfl dann für confummirt, wenn dad Protofoll über die Ableiftung des falſchen Cides 
von dem Schwörenden unterfchrieben und beftätigt worden if. Ein Schaden iſt nicht erforber- 
lich. Auch die intellectuelle Ucheberfchaft des Meineids und der Verſuch des Meineids werben, 
erftere mit gleicher, legterer mit geringerer Strafe bedroht. (C. 22, qu. 5, c. 13: Qui pejerare 
paratus est, jam pejerare videtur). 10) 

Sämmtliche Gefegbücher Deutſchlands bedrohen den Meineid mit Rüdfiht auf bie Wichtig: 
feit und Heiligkeit des Cides, theils mitverhältnigmäßig hoher Strafe (meift Zuchthaus), die noch 
beſonders von den dadurch hervorgerufenen Nachtheilen anderer abhängig gemacht wird. Außer- 
dem treffen ven Meineivigen auch noch die, der über ihn erfannten Strafe anhängenden Folgen 
einer verminderten bürgerlichen Rechtsſtellung, namentlich Die Unfähigkeit, als Sachverſtändiger, 
Zeuge, Wähler bei öffentlihen Wahlen u. ſ. w. fungiren zu können. 

Merfen wir einen Blick auf die auch noch in einem Theile von Deutſchland herrſchende &e: 
feggebung des Nachbarſtaats Frankreich 1), fo finden wir, daß ein Ediet vom Jahre 1531 
(Zeitgenoffe der Reinlihen Gerichtdordnung Karl's V.) falfches Zeugniß vor Gericht mit dem 
Tode bedrohte, eine Strafe, welche im Jahre 1680 auf ſchwere Bälle beſchränkt ward, denen gegen: 
über das richterliche Ermefien die Strafe abwägen follte. Das jetztherrſchende Strafgefegbud 
(Code p6nal) betrachtet ven Meineid, d. h. die Verlegung des aflertorifchen Cides, ald crime et 
delit contre les particuliersund fhmeigt von der Beftrafung ver Verlegung bed Verſprechungs⸗ 


7) Henfe, ©. 739— 741. 8) Eriminal:ferifon, herausgegeben von Jagemann, Art. Meineid. 
9) Berner, $. 221, ©. 479. 
10) Zachariä, Vom Verſuch, I, 75. Luden, Verſuch, S. 492. 
11) Über England vgl. Kritiſche Zeitfchrift für KRechtswiſſenſchaft und Geſetzgebung bes Auslandes. 
herausgegeben von Mittermaier und Zachariä (Heidelberg 1829), Bd. I, Beitr. 2. Mittermaier, Das 
englifche Criminalrecht in feiner Fortbildung, vorzüglich durch die neueften Barlamentearten, S. 51. 
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eided. Falſches Zeugniß in peinlihen Sachen wird mit Zwangsarbeit auf gewiſſe Zeit beftraft, 
Im all der Verurtheilung des fälſchlich Angeklagten zu einer härtern Strafe als zur zeitigen 
Zwangdarbeit fol den faljhen Zeugen biefelbe Strafe treffen. Falſchem Zeugniß in Zucht⸗, ein- 
fachen Bolizeifahen und in bürgerlichen Rechtshändeln folgt die Strafe ver Einfperrung, und bei 
Abnahme von Belohnungen over Verſprechungen zur Ablegung des falfchen Zeugnifles neben 
der Eonfidcation ded Erhaltenen zeitige Zwangdarbeitsſtrafe. Berleitung zum falfchen Zeugniß 
fol, wenn diefed die Strafe der Einfperrung zur Folge hatte, mit zeitiger Zwangsarbeit, wenn 
28 Verurtheilung zur zeitigen Zwangsarbeit over Deportation veranlaßte, mit Iebenswieriger 
Zwangsarbeit, wenn es die lebenslängliche Freiheitsſtrafe oder die Todesſtrafe herbeiführte, 
mit dem Tode beftraft werden. Der, welcher hinſichtlich eines in einer Civilſache zugefchobenen 
oder zurũckgeſchobenen Eides meineidig erfcheint, verliert das Bürgerrecht (Art. 361—366 bed 
Code penal). Nah dem Art. 1363 des franzdfifchen Civilgeſezbuchs (Code civil) wird, iſt 
per gefchobene over zurückgeſchobene Ein geleiftet, ver Gegentheil mit dem Beweiſe des Meineids 
nicht zugelaffen. Der Geſetzgeber entſchloß fih darum zu Diefer Beflimmung, pamit der Rechts⸗ 
ſtreit unter dem Vorwande des begangenen Meineids nicht erneuert werde, dagegen verfolgt der 
öffentliche Anfläger ven Schuldigen. Handelt e8 fi um einen vom Richter auferlegten Eid, fo 

läßt das franzoͤſiſche Proceßgeſetzbuch die Partei zun Beweis des Meineide zu. 

Die Statiflik der Strafrehtöpflege weift eine Abnahme der Meineidsverbrechen in den legten 
Jahren nah, nachdem in dem verfloffenen Jahrzehnd eine Steigerung der Anflagen wegen 
Meineids in erſchreckendem Maße eingetreten war. Hieraus jedoch auf eine größere Heilighal- 
tung des Eides, auf ein tieferes Eindringen religiöfer Gefühle in das Volfsleben fließen zu 
wollen, bieße fi optimiftifchen Anihauungen Hingeben! E. L. 

Meiningen, ſ. Saͤchſiſche Serzogthümer. 

Mennoniten, vie Angehörigen einer nach ihrem Stifter oder vielmehr Reformator Menno 
Simonis benannten Hriftlichen Sekte, welche, obwol unter ſich felbft mehrfach gefpalten, Doch 
ſämmtlich darin übereinftimmen, daß nicht die Kinder, fondern die Erwachſenen zu taufen feien, 
und daß man nicht ſchwören dürfe; und welche ferner, minveftens der weit überwiegenden Mehr⸗ 
zahl nach, den Kriegsdienſt, die Verehelihung mit andern Neligionsbefennern und bie Ehe- 
fheidung (ausgenommen wegen ,Ehebruchs“) für ganz unerlaubt, die Bekleidung obrigfeit- 
dicher Amter aber für höchſt ſeelengefährlich halten, eine mehr ober minder ausgedehnte firenge 
Kirchenzucht und Einfachheit in ver Kleidung beobachten und endlich ihre Prediger aus ihrer 
Mitte wählen, ohne von ihnen eine höhere geiftlihe Ausbildung zu verlangen und ohne fie 
zu beſolden. 

Schon in fehr früher Zeit entſtanden Meinungdverfchiedenheiten unter ven Chriſten über vie 
Frage, ob die Kinder bei der Geburt, over erſt die Erwachfenen, welche zuvor belehrt worden, zu 
taufen feien. Für die legte Anficht ſprach fih unter andern Tertullian aus. Indeß verwarf die 
Kirchenverſammlung von Karthago vom Jahre 256 die Lehre, und von nun an murben ihre 
Vertheidiger ald Ketzer verfolgt und viele follen als Märtyrer geftorben fein. Auch erlangte bie 
entgegengefegte Behauptung aldbaln unbedingte Geltung. Dagegen erhob fich in der zweiten 
Hälfte des 12. Jahrhunderts Peter Waldus, ein Igoner Kaufmann, der, durch den plöglichen 
Tod eines Freundes an feiner Seite tief erfchüttert, fih von da an vorzugsweiſe dem veligiöfen 
Leben widmete und in feinen Lehren außer der Kinvertaufe auch das Eidſchwoͤren und bad Krieg⸗ 
führen unter Ehriften verwarf und für unerlaubt erklärte. Seine — zunächſt in Frankreich und 
Stalien ſich ſtark vermehrenden Anhänger (Waldenfer, Albingenfer, Trandmontanen) — fahen 
ſich bald auf die empoͤrendſte und barbariſchſte Weife verfolge. Miele wurden mit Gewalt be: 
kehrt, viele gemorbet. Manche aber flüchteten in einfame, entlegene und wenig zugängliche 
Bergflüfte, oder flohen nad) fernen Gegenden, wo fie auf einzelnen Höfen in tieffter Zurüdge-' 
zogenheit, treiihrem Glauben, lebten. 

Als Luther's großer Kanıpf gegen die Unfehlbarkeit ver alten Kirche begann, trat audh bie 
Streitfrage wegen ber Kindertaufe aufs neue hervor. Unglücklicherweiſe waren ed zunächſt 
blinde Schwärmer oder eitle, herrſchſüchtige Betrüger, welche fih als Wortführer in biefer 
Sache hervorbräugten. Sie fanatifirten die unwiſſende Menge, misbrauchten dieſelbe zu ihren 
unreinen Zwecken, verbanden moraliſch verwerflihe Lehrfäge mit jener Frage und verübten 
Greuel und Abſcheulichkeiten mancherlei Art (vor allem zu Münfter unter Bockhold, Knipper⸗ 
dolling u. a.). Died erbitterte allenthalben und veranlaßte Verfolgungen auf Leben und Top, 
die man, da die Anhänger jener Lehre verfchienenerlet Namen führten, gegen alle ohne linter: 
ſchied richtete, welche die Kinbertaufe verwarfen, wie man fie denn aud mit dem allgemeinen 
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Namen Wiedertäufer oder Anabaptiften bezeichnete, weil ſie den in ber Kindheit Getauften dad 
Sakrament nochmals erteilten. So litten nun wieder bie Unſchuldigen mit den Schuldigen, 
die zurückgezogenen, ruhigen und friedlichen Anhänger jenes an ſich für das wirkliche Leben gan; 
unſchädlichen Hauptichrfages ebenfo fehr wie die rohen und wüthenden Fanatiker. Die legtern 
wurben allmählich gang unterdrückt, von ten erfiern aber retteten fig, freilich unter mandjerlei 
Drangfalen, in serfiibenen Ländern einzelne Oruppen von Bamilien, obwol fie überall ge- 
zwungen waren ihre Überzeugung zu verheimlichen. 

Um diefe Zeit erregten vie Lehren Menno Simonis (d. h. Simon's Sohn) mehrfaches Auf⸗ 
fehen. Er war im Jahre 1496 over 1505 In Friesland geboren, 1524 Moͤnch getvorben und 
hatte fig mehrere Jahre fpäter vom Katholiciamus lodgefagt. Es wird an ihm Gelehrfamkeit 
und eine beveutende Rednergabe gerühmt. Mit Eifer flellte er ven Satz auf, daß die Taufe nur 
den zuvor im Chriſtenthum Unterrichteten ertheilt werben bärfe (um bad Jahr 1537, nach den 
Angaben ded Mennoniten Decknatel angeblich ſchon um 1530). Um ſich aber ben Verfolgun⸗ 
gen zu entziehen, welchen die münſteriſchen Wiebertäufer auögefegt waren, erklärte er ſich in 
einigen Schriften fehr entichleven gegen dieſe; verwarf es, daß fle dad Schwert führten, tadelte 
dad Streben nach weltlicher Macht und ſprach fi nachdrücklich gegen die von ihnen angenom⸗ 
mene Bielweiberei aus. Deffenungeachtet vermochte er nicht, ven Folgen der gegen alle foge 
nannten Wiebertäufer herrſchenden Erbitterung ſich zu entziehen, um fo weniger, al® man ihm 
Wankelmuth in feinen Grundfägen zum Vorwurf machte. Ein 1543 erlaffene® kalſerliches 
Mandat erklärte ihn fogar für vogelfret, fegte einen Preis auf feinen Kopf und verbot bei Todes: 
ftrafe,, ihn zu beherbergen. So mußte er denn aus feinem DBaterlanbe (den Niederlanden) ent 
fliehen. Er begab fi zuerfi nah Wismar und, auch Hier nicht ſicher, nad} Freſenburg bei DI- 
desloe in Holflein. Hier wirkte er ungeflört bis zu feinem am 31. Jan. 1561 erfolgten Tode. 
Seine Lehre aber, noch etwad weiter ausgebildet durch feinen Mitarbeiter Dietrich Vhilipp, er: 
fangte ‚ziemlich allgemeine Geltung bei den noch vorhandenen alten Gegnern der Kindertaufe 
und bei manden welche fi bisher zu den andern Gonfeljionen gehalten hatten. Freſenburg 
blieb lange ver Hauptort der mennonitifchen Lehre; dann ward ed Altona bei Hamburg. Außer 
dem zählte dieſelbe ſchon im 1. Jahrhundert zahlreiche Bekenner in den Nieberlanden (in 
Holland, Friesland, Groͤningen, Brabant), am Mittel und Oberrhein, in Schwaben, Mähren 
und der Schweiz; fpäter au in Preußen, Rupland und Amerifa. Die urfprüungliden Ber- 
folgungen währten zwar faft allerwärts noch längere Zeit fort; doch überzeugte man ſich all⸗ 
mählih von der Unfchäplichkeit der Grunpfäge des Mennonitismus und lernte feine Bekenner 
vielfach als trefflihe Landwirthe Fennen und fhägen, deren Einwanderung man veöwegen in 
verfhienenen Ländern begünftigte. (In ven Niederlanden erhielten fie 1578 Bürgerredt ; in 
mehreren Yändern ſprach man fie förmlich von der Kriegävienftpflichtigfeit frei.) 

Die Mennoniten ſcheiden fi nun in zwei Hauptfeften: die Flamminger ober gelindern, und 
die riefen oder firengern, auch Ami'ſche Mennoniten genannt (letztere Benennung angeblid 
von einem ihrer Prediger, Ami, herrührend). Doc zerfallen bejonvers bie erſtern wieder in 
fehr viele Uinterabtheilungen, und faft in jedem Lande trifft man einzelne abweichende Sagun- 
gen in Übung. Symboliſche Bücher, die allen gemein wären, find nicht vorhanden, und weder 
Menno Simonid no Dietrih Philipp verfuchte die Abfaſſung einer folhen Schrift. Erſt fpäter 
wurden in verfchiedenen Gegenden „Glaubensbekenntniſſe“ und „Katechiomen“ bearbeitet, von 
denen aber kein einziges allgemeine Oeltung erlangte. Am wichtigften find unter dieſen Heinen 
Schriften: 1) „Glaubensbekenntniß der vereinigten Friefen und Hochdeutſchen, errichtet zu 
Dortreht am 21. April 1632”, von 51 Predigern und Vorftehern beider Seften unterſchrie⸗ 
ben; es enthält 18 Artikel und gilt bei ven firengern Diennoniten in beiven Hefſen, Naffau, dem 
Elſaß und Preußen als Lehrnorm. 2) „Evangeliſches Glaubensbekenntniß der taufgefinnten 
Chriſten over Mennoniten , mie ſolches zu Altona bei Hamburg Öffentlich gelehrt und geprebigt 
wird“, von Gerhard Roofe (1702), ebenfalls 18 Artikel enthaltend, die Hauptfchrift für die 
Grundlehre der gelindern Mennoniten (Ylamminger), allein nicht eingeführt in Baden, Alt- 
baiern, Würtemberg und Sachſen. 3) „Die Glaubenslehre ver wahren Mennoniten ober Tauf⸗ 
gefinnten, aus deren Öffentlihen Blaubensbefenntniffen zufanımengezogen durch Cornelius Mis, 
Lehrer der Mennoniten in Hoorn“ (Hamburg 1776), umfaffender als die beiden erfigenannten 
Schriften, in 36 Artikeln die Glaubenslehre vortragend, aber ebenfall8 von ven Mennoniten in 
Heflen, Baden, Würtemberg, Baiern und Sachen nicht angenommen , dagegen von ven Flam⸗ 
mingern in einem Theile von Holland und Preußen fehr gefhägt. 4) „Chriftliches Gemüths⸗ 
gefpräh von dem geiftlihen und ſeligmachenden Blauben, und Erkenntniß der Wahrheit“ 





Mennoniten 161 


(1783), befannter unter dem Namen „Dad Fragenbuch“, iſt in 24 Artikel und dieſe in 
148 Fragen und Antivorten eingetheilt, denen ein Eleiner Katechismus angehängt if. Es dient 
in Baden, Würtemberg, Altbaiern und Sachſen ald Lehrnorm für bie gelindern Mennontten. 

Als Unterſcheidungslehre ver Mennoniten von ven andern Kriflicden Confeſſionen ers 
geben fich nach diefen Schriften folgende Punkte: 1) Die Taufe wirb erſt dann ertheilt, 
wenn ver Menſch zugleich fein Giaubensbekenntniß abzulegen im Stande iſt (gewoͤhnlich nach 
zurückgelegtem vierzehnten Lebensjahre). 2) Der Einfhmwur ift unerlaubt. 3) Ebenſo die 
Berheirathung mit einem andern Religionsverwanbten. (Während aber bie Frieſen nicht 
einmal die Heirath mit Flammingern dulden, fondern fie mit Ausſchließung aus ber Ge⸗ 
meinde und den -fogenannten Banne beftrafen, ift das Verbot bei den leßtern zu einer bloßen 
Zörmlichfeit geworben, indem es bei ihnen meiſtens genügt, baß der verbotswidrig Verheira⸗ 
thete der verfammelten Gemeinde feine Reue über den — nicht mehr zu ändernden — ge: 
thanen Schritt ausfpricht, was in ber Regel nichts anderes als eine Täufchung If.) 4) Die 
Eheſcheidung iſt einzig und allein wegen Chebruchs zuläffig. (Doch tritt bei den Sriefen no 
eine Art Trennung von Tiſch und Bett ein, wenn und ſolange dad Eine ver beiden Eheleute ex: 
communleirt ift over fi im kirchlichen Banne befindet.) 5) Das Kriegführen oder Schwert: 
ergreifen, überhaupt der Militärftand, ift den Diennoniten verboten. (Die weltlichen Ge: 
feße zwingen indeß in den meiften Ländern Mitteleuropas zur Übertretung dieſes Verbote, 
obgleich die Mennoniten, ſowol einzelne ald aud gewöhnlich in ihrer Geſammtheit, wo es an: 
gebt, durch Einftellungen von Erfagmännern fi) vom Kriegsdienſte zu befreien ſuchen; vielfach 
verweigern aud indeß in neuerer Zeit die Nichtbetheiligten ihre Beiträge zur Deckung ber Koſten 
für Stellung eined Erfabmannes.) 6) Die Verwaltung weltlicher Ämter ift bei den Frieſen 
ganz verboten, bei ven Flammingern mindeſtens für fehr jeelengefährbenn gehalten. 7) Die 
Prediger und Kirchenvorfleher werden von der Befammtgemeinde frei gewählt; nach den mei: 
ſten Anfichten follen fie nicht Rubirt Haben und keinerlei Beſoldung erhalten (doch Eonımen, be: 
fonder& in den Niederlanden, viele Ausnahmen vor); die Wahl geichieht bei einem Theile der 
riefen in der Art, daß unter ven Dreien, welche die meiften Stimmen erhalten haben, das Xo8 
entſcheidet; bei den andern ift unbedingte Wahl eingeführt. Der Gewählte darf bei feiner 
Sekte die Wahl zurückweiſen oder ablehnen; jener muß ſich vielmehr bei feiner Taufe ſchon foͤrm⸗ 
lich verpflichten, viefes Amt anzunehmen, wenn er in ber Folge bazu beflimmt werben follte. 
8) Es iſt moͤglichſte Einfachheit in der Kleivung geboten. (Die Frieſen pürfen ſich Feiner Knöpfe, 
fondern nur der Haften bedienen; die erwachſenen Mannsperjonen müflen pie Hauptbarthaare 
wachſen lafien.) 9) Die Befammtgemeinve, als ſolche, und jeber einzelne in ihr hat über ben 
Lebenswandel feiner Mitgenoffen zu wachen; bie Gefammtgemeinde entfcheinet über bie vorge- 
brachten Anſchuldigungen; Ausihliegung vom Abendmahl, überhaupt von der Gemeinfchaft, 
iſt die Härtefle Strafe. Doc geräth die Durchführung des Princips der Kirchenzucht bei Flam⸗ 
mingern mehr und mehr in Abnahme und beflebt vielfach Faum mehr dem Namen nadh.!) 

Wenn wir nun bie Lebrfäge und Gebräuche ver Mennoniten unbefangen prüfen, fo finden 
wir indbefondere Folgendes: Sie nehmen dad Myſtiſche aus der Bibel an; auch dad Nicäani⸗ 
ſche Glaubensbekenntniß (bad Credo) hat bei ihnen volle Geltung (obwol Menno Simonis eine 
eigene Auslegung über die £örperliche Ratur Chriſti zu geben verſuchte); im übrigen aber ftre- 
ben fie ihre kirchliche Lehre fo einfach ald möglich, und, wo es ſich, ohne dem angedeuteten Prin- 
eip zu nahe zu treten, thun läßt, der nüchternen Bernunft gemäß durchzuführen; der ganze 
Cultus foll prunfios und einfach, dabei aber allen verftänplich fein. Kerner find alle innern 
Einrihtungen ver mennonitifhen Bemeinden republilanifch organijirt (jie wählen ihre Predi- 
ger und ihre Vorſteher, entfcheiden über alle vorkommenden Fragen, auch was den Lebenswan⸗ 
bei ver einzelnen betrifft; dabei halten fie ner That nach auf Ehrlichkeit, Einfachheit ver Sitten, 
Fleiß und Ordnung, und in den meiften Gegenben waren fie bie erfien, welche die Landwirth⸗ 
ſchaft wenigſtens einigermaßen rationelf zu betreiben begannen. 

Indeß müffen wir Die arge Bevormundung des einzelnen durch Die Befammtgemeinde mie- 
billigen. Der fiteng gläubige Mennonit wird ſich ſchwerlich jemals geiftig Höher emporfchmwingen 
fönnen. Gr wird für Einfachheit Halten, was materiell ald Mangel an ganz unfthuldigen Be⸗ 
quemlichkeiten des Lebens, oder was intellectuell jogar als Unwiſſenheit erfiheint. Wo es ver- 
“ boten It, Knöpfe flatt bloßer Heften an den Kleidern zu tragen ; wo mitunter ganz ausdrücklich 


Bel. Sunzinger, Das Religions:, Kirchen: und Schulwelen der Mennoniten oder Taufgefinns 
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verlangt wird, der Religionslehrer dürfe nicht ftubirt Haben, müffe vielmehr „ungelehrt“ fein — 
ba wird man allenthalben jede freie Bewegung gehemmt und gelähmt, jede höhere Entwickelung 
des Menſchen nievergebalten finden. Hätten folde Sagungen und Einriätungen vor Zeiten 
alfgemeine Geltung erlangt, fo würde nie bie Stufe erreicht worden fein, auf welder ſich die 
Gultur der Menſchheit gegenwärtig befinvet. 

Auch Haben ih die Mennoniten ſelbſt bereits größtentheild von ben ſchroffſten dieſer 
Sagungen losgefagt, theils förmlich, theils ſtillſchweigend. Insbeſondere ift die Bevormun- 
dung des einzelnen bei vielen Gemeinden ber fogenannten Flamminger der That nach fafl gan; 
aufgegeben, und felbft die Briefen vermögen fih den Einwirkungen des Geiſtes der Zeit nicht 
mehr völlig zu entziehen. 

Was nun das Verhältniß des Staats gegenüber den Bekennern der Mennonitenlehre an- 
Iangt , fo muß nicht nur deren frichere und lange herab fortgeſetzte blutige Verfolgung ale Bar- 
barei bezeichnet werden, fondern wir finden es auch ganz und gar ungeeignet, daß man ihnen 
Beute noch in vielen Ländern die höhern ſtaatsbürgerlichen, bier und da fogar die gewöhnlichen 
bürgerlichen Rechte verfagt. Die beiden erſten und wichtigſten Lehrſätze des Gultus der Menno⸗ 
niten: von der Taufe und Eidedleiftung , gehören rein in dad Gebiet ver innern Überzeugung, 
bis wohin ſich die Macht der Staatögewalt vernunftgemäß nie erftreden kann; fie jind aber 
weder mit der Moral im Widerſpruch, noch fonft tm enifernteften ſchädlich, und ber weltliche 
Geſetzgeber kann, insbefondere was das gerihtlihe Zeugnip der Mennoniten betrifft, feinen 
- Grund haben, weiter zu gehen, als die unter Ablegung des Handgelübdes gemachte feierliche 
Betheuerung beilelben als einen Eid in etwas abweichender Form (was eine ſolche feierliche Aus⸗ 
fage dem Weſen nad auch volllommen iſt) zu betrachten und, im Falle der abfihtlihen Unwahr: 
heit, die Strafe des Meineides darauf anzuwenden. 

Allerdings ift ein ſchwieriger Punkt das Verbot des Schwertergreifene. Und doch bat man 
gerade in dieſer Beziehung ven Mennoniten in früherer Zeit vielfach Zugeftändnifle gemacht, die 
wir als durchaus ungeeignet verwwerfen müflen (gegen Entrichtung gewifler Geldſunmen wur- 
den alle Mennoniten eine Landes von der Verpflichtung zum Kriegödienfte freigefproden). 
Denn der Mennonit den Heerbienft verabfcheut, fo mag man ihn mit gutem Rechte vorfonmen: 
denfalls ebenfowol dazu anhalten wie den Katholifen oder Proteflanten,, ver — wenn vielleicht 
auch aus ganz andern Gründen — ven nämlichen Widerwillen hegt. Denn der Staat muß 
billigerweiſe an alle feine Angehörigen die gleichen Anfprüde für feine Vertheidigung maden. 
So geſchieht es ohnehin feit Decennien faſt allerwärts ver That nah. Jener Lehrſatz, an den 
man fih ſonach nit bindet, kann alfo auch ven Grund nicht abgeben, den Mennoniten einen 
Theil der bürgerlichen Rechte vorzuenthalten. 

In den legten Jahrzehnden Hat die fchroffe Sonderflellung der Mennoniten immermebr 
aufgehört. Die Nechtöbefchränkungen, denen diefelben früher in vielen Ländern unter: 
lagen, haben beſonders jelt vem Jahre 1848 meiftend ihr Ende gefunden. Lim fo unbefan: 
gener kann man fi iegt über bie Eigenihümlichkelten der Mennoniten ausſprechen. Ihr 
Cultus beabfichtigt unzweifelhaft, ven Urlehren des Chriſtenthums zu entfpredden. Ge: 
rade-in dieſem Streben find ſie aber mitunter auf Dinge gekommen, bie fi zwar formell 
mit diefent oder jenem Sage ber Bibel vertheidigen, aber nicht mit ber natürlichen Vernunft 
und den nothwendigen Anforderungen des Staatöverbandes in Cinklang bringen laflen. Das 
Lehrgebäude des Chriſtenthums Hat gerade in ver Beziehung eine Lüde und einen bedeuten: 
den Mangel, vaß ed dad Verhältniß einer thätigen Wirkfamkeit für das höhere Gemein: 
wefen, den Staat, völlig unberührt und unbeachtet läßt. Es empfiehlt duldenden Gehor⸗ 
ſam gegenüber ver Obrigkeit, aber nicht eine patriotiſche Anfpannung aller geifligen und 
koͤrperlichen Kräfte, nicht die begeifterte Aufopferung für dad Vaterland. Gerade dieſer fehr 
wefentlidhe Mangel warb von den Begründern des Mennonitenthums nicht als folder, fon: 
dern im GegentHeil als abfichtlih gefchaffen angefehben. Sie folgerten daraus (und aller: 
dings ließen ih von ihrem Stanppunft her Gründe dafür auffinden), daß felbft die Vertheidi⸗ 
gung bed Vaterlandes — die Entwidelung ver fhönften und erhabenften Tugend — eine Sünde 
und ein Verbrechen fei! Kam hierbei auch _nocd das Blutvergießen mit in Betracht, fo lieh da⸗ 
gegen dad Verbot ver Annahme weltlicher Amter Eeinen Zweifel über die Verkennung und Mis: 
achtung jedes Bürgerrets und jeder Höhern, thätig zu erprobenven Bürgerpflidt. Auch haben 
wir bei verſchiedenen Gelegenheiten, welche zu perfönlichen patriotifhen Opfern begeifterten, 
Mennoniten wenigftend nicht Häufig bemerkt, dagegen mußte e8 allervings auffallen, daß deren 
gar mande In den Reartiongzeiten dur ihr Streben für Nieberwerfung jeber Bewegung 
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(3. 8. als Geſchworene nad dem Jahre 1849) ſich eben nicht gerade vortheilhaft auszeichneten, 
fondern fi den. Ruf fanatifcher Verfolger der Freifinnigen zuzogen. Dod allerdings waren 
Died nur einzelne und im ganzen verbienen die Mennoniten ven Ruhm des Fleißes und der Ehr- 
lichkeit. Je mehr fie von allen Bedrückungen frei fein werben, und je mehr der Geift allgemei: 
ner Bildung ſich verbreitet, um fo gewiſſer und ſchneller werben auch jene Anſchauungen, welche 
den unerlaßlihen Anforberungen des Gemeinmwefend unvereinbar find, bei ven Angehörigen 
der gedachten religiöfen Benoflenfchaft ebenfalls aus den Leben verfchwinven. 

Was die Zahl der Mennoniten betrifft, fo gab es deren in Preußen zu Ende bed Jahres 
1861 13708, wovon 12106 In der Provinz Preußen und 1393 im Rheinland (die erftern 
meiftend in den ſechs Kreifen Danzig, Marienburg, Elbing, Stuhm, Rofenberg und Marien: 
werber). In Baiern beläuft fih ihre Anzahl auf ungefähr 5000, wovon beiläufig 3500 auf 
die Pfalz kommen. In Baden ergab die Zählung vom December 1861 1221, in Naffau gleich⸗ 
zeitig 133; im Großherzogthum Heffen fhägt man etwa 1200, wovon beinahe 1000 in Rhein- 
heilen. In Frankreich follen nur etwa 2000 Mennoniten leben, in den Niederlanden dagegen 
nad einer ältern Schägung angeblich gegen 85000 in ungefähr 150 Gemeinden mit 250 Pre⸗ 
Digern, und zwar ungerechnet die mit den Nemonftranten vereinigten. In Rußland, wo e8, 
befonderd im Süden, ganze Mennonitencolonien gibt, dürfte die Zahl verfelben 10000 über: 
fteigen; in Polen lebten um das Jahr 1860 1581. Sehr anfehnlich ift die miennonitifche Be⸗ 
völferung in den Vereinigten Staaten von Nordamerika, namentlih Bennfylvanien, nächft: 
dem in Birginien. G. F. Kolb. 

Menſchenraub. (Widerrechtliche Gefangenhaltung.) Zu den ſchwerſten Ver⸗ 
geben gegen bie perfänliche Freiheit gehoͤrt die Verſetzung eines Menſchen in ven Zuſtand that⸗ 
ſächlicher Unfreiheit, insbeſondere durch Gefangenhaltung und Wegführung (Raub). 

Schon die Moſaiſche Geſetzgebung verfolgt dieſe Miſſethat mit den ſchwerſten Strafen; 
Moſes beſtimmt (Buch 2, Kay. 21,16): „Wer einen Menſchen ſtiehlt und verkauft, daß man 
ihn bei ihm findet, der ſoll des Todes ſterben“, und (Buch 5, Kap. 24, 7): „Wenn jemand ge- 
funden wird, der aus feinen Brüdern eine Seele ftiehlt aud den Kindern Iſraels, und verfegt 
und verkauft fie, ſolcher Dieb foll flerben.” Diefe firengen Strafen waren denn auch in dem 
Zande, dem er Geſetze gab, ſchlechterdings nothwendig; denn Paläflina war ald Durchgangs⸗ 
fand für die Karavanen von Allen nad) Agypten zum Berüben und Verdecken eines foldhen Ver- 
brechens ebenfo geeignet, wie dadurch, daß zur See die benachbarten Phönizier Handel bis zu 
den entfernteften Ländern trieben; und wie aus den wiederholten Strafbeflimmungen Moſes 
und dem biftorifchen Beifpiel des Verkaufs Joſeph's nach Agypten zu erſehen, war ver Men: 
Ihenhandel, im Zufammenhange mit dem weitnerbreiteten entwürbigenden Zuftande der Skla⸗ 
verei, wirklich im Schwange.!) 

Das ältere Roͤmiſche Recht ftraite das — noch feltene — Verbrechen nur mit einer Gelb: 
Buße; mit Vermehrung ver Miflethat fliegen auch die Strafen verfelben, welche als „Plagium“ 
bezeichnet wird. Das neuere Römische Recht verfteht unter demfelben jede Innebehaltung, Ber: 
heimlihung oder Unterdrückung eines fremden Sklaven oder Verführung veflelben zun Ber: 
laſſen feines Herrn, fowie jeden widerrechtlichen Verkauf oder Ankauf eines Sklaven oder Freien 
und beitraft das Verbrechen wenigitend dann, wenn daburd ein Freier in thatfächliche Unfrei— 
heit verfegt wurde, mit der Toveöftrafe. Bemerkenswerth ift Die Ausdehnung des Begriffs auf 
Sflaven; es geht daraus hervor, daß dad Röntifche Necht weniger den Schuß des hoͤchſten Gutß, 
als den Schup des Vermoͤgens derer, welche Herren= oder Bamiliengewalt über vie Verfauften 
batten, bezwedte. Daß die firengen Strafen die römischen Despoten aber nicht von den Begeh⸗ 
ren widerrechtlicher Freiheitsberaubung zurüdhielten, lehrt die Gefchichte.2) 

Auch dad Kanonifche Recht dictirt dem Menfchenräuber die Todesſtrafe. Die Rechtsbücher 
der germanischen Völker heben ebenfalls unter ven verpoͤnten Gewaltthätigkeiten das Menſchen⸗ 
fangen als zu den ſchwerſten Friedensbrüchen und Yingerichten gehörig hervor, bebrohen aber 
dieſen Brevel, in Gemäßheit ihred ganzen Syſtems, nur mit beträchtlichen Belobußen.?) Die 


1) Michaelis, Mofaifches Recht, $. 288. (Juſtinus, Philippiſche Geichichte, Buch 36, Kap. 2, iſt 
derjenige a nee, welcher von dem Berfauf Joſeph's nach Agypten, wenngleich im ein- 
zelnen irrig, erzählt.) 

2) Vgl. Appian’s Römifche Gefchichte, Buch 4; insbeſondere aber Tacitus’ Annalen, Buch 4, Kap.1, 
wo er von ben Wollüften des Tiberius erzählt. 

3) 3. Grimm, Deutfche Rechtsalterthümer (Göttingen 1828), ©. 646. 
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Gapitularien ver fränkifchen Könige proben dagegen wieder ganz allgemein demjenigen, welcher 
einen Menfchen raubt und verkauft, die Tobeöftrafe, und Diefelbe Strafe findet ſich im Schwa⸗ 
benfpiegel und im Sachſenſpiegel wieder. Beide Landrechte bictiren die Strafe der Enthaup⸗ 
tung, welche venn au an dem Prinzenräuber Kunz v. Kaufungen und zwar ſchon fieben 
Tage nach der That auf dem Marft in Freiberg vollzogen warb.*) 

Mehrere nach Aufrihtung des allgemeinen Landfriedens von 1495 erlaffene Neichögeiege 
erkennen ſolche Frevel ausdrücklich als Bruch des Landfriedens an und forbern dazu auf, den 
Schuldigen vor dem zur Aufrechterhaltung des öffentlichen Friedens niedergeſetzten Reid: 
gerichte zu verfolgen; fo heißt es z. B. Kap. 4, 8. 6 des Reichsabſchieds vom Jahre 1512 
welcher ein treffendes Bild der damaligen noch immer fauſtrechtlichen Zuſtände gibt: ‚Im Her 
ligen Reich jego etwas hoch beſchwerliche unehrliche und unerhörte That und Mishandlung rin: 
brechen, aljo, daß einer ven andern heimlich fängt, verblendt, hinwegführt, zu Zeiten für id 
felbft in feinem Gefängniß heimlich enthält, zu Zeiten andern verfauft over übergiebt , ober in 
andere Hände fahet.”) Dagegen ſprechen dieſe Reichsgeſetze nicht die Strafe aus, auf melde 
zu ertennen fei, und bie Beinlihe Gerichtsordnung Kaifer Karl's V. gedenkt nicht einmal der 
Miſſethat felbft. Die Neihögefepgebung weift damit auf die Anwendung der recipirten freu: 
ben Rechte hin, und bie gemeinvechtliche Braris hat auch von jeher die Säge des Nömifchen un 
Kanoniſchen Rechts angewendet, wobei fie jedoch in neuerer Zeit von. der Todesſtrafe abwich. 

In der That war ed auch nachgerabe für den Öffentlichen Rechtszuſtand — welch ein Hobu 


für die Majeftät des Rechts! — völlig gleichgültig geworben, weldhe Strafe für Gewalttbatn | 
gegen die perfönliche Kreiheit von dem Buchſtaben des Befeges vorgefehen werde. Denn die 


ſchwerſten dieſer Gewaltthaten verübte ſtraflos der Despotiomus und die Politik der Großen. 
Diefe finftern Mächte traten in Geringſchätzung der Rechte, ſowol des gemeinen Wefens als der 
Einzelnen, in die Bußtapfen bes Fauſtrechts, um ihre Leidenfhaften und Intereffen zu befrie: 
digen. Die Annalen des 18. Jahrhunderts indbefondere find erfüllt von Freveln dieſer Art, 


welche von oben Her ungefiheut begangen wurden, während doch dad vor der Gewalt verfum: 


mende Geſetz fie verdammte. 
Wir weifen hin auf vie Gefangennahme ver Söhne des Königs Johann Sobiefti von Bo: 
len, auf Beranftaltung des Kurfürften Auguft von 30 adelihen Dffizieren des fächfifchen Heer 


am 18. Febr. 1704 auf der Straße von Bredlau nad Ohlau vollzogen 9); auf die Gefangen: 


nebmung des ſchwedifchen Majord Sinclair und feines Begleiterd Gouturier (Sinclair wurde | 


ermordet, fein Begleiter nach ver Feſte Sonnenftein bei Dresden gefchleppt und dort einige Zeit 
lang eingeſperrt, bis man befiebte ihn wieder freizulaflen, nachdem er einlich hatte angeloben 
müffen, „daß er nicht denken, noch minder jemand jagen wolle”, daß der ſächſiſche Hof von dem 
Borfall auch nur etwas wifle.”) Zar Peter ift ver Mittelpunkt einer Reihe ſolcher frevelhafter 


Gewaltthaten; die Geſchichte verzeichnet Die lebenslängliche Gefangenhaltung feines Enkels 


4) Böttiger, Geſchichte des Kurſtaats und Königreichs Sachfen (Hamburg 1830), I, 328 u. 39 
An gefchichtlicher Berühmtheit ſteht diefem Attentat gleich die widerrechtliche Gefaugenhaltung Rider 
Lömwenherz durch Leopold VI. von Ofterreich und Kaifer Heinrich VI 





5) Senfenberg, Sanımlung der Reichsabfchiede (Branffurt 1747), II, 142. Emminghaus, Corpus 


juris germanici (Jena 1824), I, 115. 
6) Schloffer, Geſchichte des 18. Jahrhunderts (Heidelberg 1836), I, 128 u. 188. 


7) Schloffer, II, 46 u. 47. Schlözer hat darüber ©. 243 — 246 bes erfien Bandıs feines Brieß 


wechfele (Göttingen 1777) ein biftorifches Actenſtück mitgetheilt: „Extract Schreibens aus Strallun 
vom 2. Sept. 1739 von dem Gapitaine Adermann an ben Oberdirecteur Ehrengreutz, Die Ermordung 
bes Majors Sinclair betreffend.” S. auch noch Manftein, Nachrichten von Rußland (Leipzig 1771), 
&.327—329, und die Schrift: Umftändlicher Bericht von dem am 17. Juni 1739 bei Ehriftiansfladt in 
Schlefien an dem ſchwediſchen Major Malcolm Sinclair, da derjelbige in Ihro Königl. Majeflät ver 
Schweden hohen Verrichtungen auf der Rückreiſe nach Konftantinopel fich befunden, fürfeglicher Weiſe 
verübten graufamen Mord, 1741 in Stodholm gebrudt und aus dem Schwedifchen ins Deutfche über: 
ſetzt (Berlin 1741). Denkwürdig ift noch eine Mittheilung ©. 256 bes zwölften Bandes von Schlöjert 
Staatsanzeigen unter der Auffchrift: Grauſame Staatsfunft noch im Jahr 1605, und des Inhalte: 
„KarliX., König von Schweden, fhidet am 9. Juli 1605 feinem Befehlshaber in Liefland, Samuel 
Nilfon, folgende Inſtruction zu: «Weiter ift unfer Wille, Ihr follt zufehn, daß Ihr in der Stille und 
insgeheim einige Rufien beim Kopfe friegt und fie ſcharf examiniren laflet, damit man gewiß erfahrt, 
wo der Großfürft fei und mo der andere Haufe feinen Weg hin genommen — unb nachher follt Ihr biefen 
Rufen zu feinem himmlifchen Vater oder dahin ſchicken, wo er nicht zurüdfömmt. Die möcht Ihr fe 
mit aller Behendigfeit und in aller Stille beftellen.»'‘ 
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Iwan ®) und den Part, welchen er mit dem Bater Friedrich's des Großen, König Friedrich Wil⸗ 
beim I. von Preußen, gefchloffen Hatte, ein Pact, zu deflen Befriedigung von oben her Men- 
ſchenraub im großen Stil getrieben wurbe. Gin deutſcher Geſchichtſchreiber )) fagt in dieſer 
Beziehung von Friedrich Wilhelm I.: „Sogar die Arbeiter feiner weſtfäliſchen Fabriken, fo jehr 
er fonft Fabriken und Manufacturen beförberte, behandelte er wie Peter feine Ruſſen. Peter 
ſchickte dem Koͤnig große Leute für fein Regiment, ver König ließ Stahlſchmiede aus der Graf: 
[haft Mark in Weftfalen aufheben, von Militärpoften zu Militärpoften, ald wären es Ver⸗ 
brecher, an die Grenze trandportiren und bort den Ruſſen übergeben, um deren Fabriken ein 
zurichten. Soldaten hob der König nicht blos mit Gewalt in feinem Lande aus, ohne, wenn 
fih jemand durch Körpergröße auszeichnete, auf Berhältniffe, Stand, Befehäftigung Rüdficht 

zu ueßmen, ſondern er hatte einen foͤrmlichen Menſchenkauf und Menfenraub eingerichtet. Gr 
—* Reiſende weg, er entführte Soldaten, die in fremden Dienſten ſtanden. Er gerieth mit 
den Holländern,, denen er ſonſt ſehr gewogen war, in offene Feindſchaft, weil fie feine Werber 
nicht duldeten und die Entführung ihrer Soldaten durch Hinrichtung des Offiziers rächten, der 
fie ausgeübt Hatte. Auch Balern und die biſchoͤfliche Regierung in Eichflänt wollte feine Men- 
ſchenräuber nicht dulden; andere Staaten benutzten feine ſchwache Seite und gewannen ihn 
Durch Rekruten. Aus Ofterreih, aus Sachſen, aus Medienburg wurden dem König großge: 
wachſene Männer zugeſchickt, alö wenn man in Europa über Menſchen verfügen könne, wie in 
Afrika darüber verfügt wird. Peter lieferte regelmäßig eine nicht unbebeutenve Zahl und er⸗ 
hielt dagegen vom König von Preußen Fabrikanten, gelibte Uinteroffiziere, Ingenieure.“ Die 
gewaltfame Werbung, welche namentlich auf Betreiben des genannten Königs ſtattfand, erfüllt 
die Jahrbücher ver Strafrechtspflege mit einer Reihe von Menfchenräubereien. 120) Mit biu- 
tigem Griffel Hat die Geſchichte In ihre Annalen zingetragen jene „Subfipienverträge, jene 
Binanzfpeculstionen deutſcher Fürſten, wodurch an Tauſenden von Unterthanen zugleig Men 
ſchenraub begangen wurbe, um fie auf die Schlachtbank zu führen. Als England mit feinen 
Colonien in Nordamerika in Kampf geriet, ſchloß es mit vem Landgrafen von Heſſen-Kaſſel 
einen Tractat ab, wodurch diefer fich verbindlich machte, ein Corps von 12000 Mann gegen 
eine jährliche Summe von 450000 Thlrn. nebft 360000 Thlrn. für Rekrutirung und Equipi- 
rung nad Amerika zu ſchicken 11), und dieſer Tractat kam auch zur Srfüllung, indem wirklich 
fo viele in Solpatenröde geſteckte Unterthanen auf Schiffe gepadt und nad) Norbamerifa trans: 
portirt wurden. Der Erbprinz gab ald Graf von Hanau no 600 Mann gegen eine jährliche 
Summe von 25000 Thlrn. dazu, und von Zeit zu Beit wurden zur Ergänzung weitere Haufen 
eingepadt und nachgeſchickt. Die Rechnung finden wir gezogen in Schloͤzer's „Staatsanzei⸗ 
gen’, VI, 521 u. 522, wo berichtet wird, daß Heflen= Kaflel geliefert habe: 16992 Mann, 
von denen 10492 zurückkamen, ſodaß ber Verluft betrug 6500 Mann. Dem Belfpiel folgte 
Braunſchweig, Ansbach, Walde, Anhalt:Zerbftu.f.w. Braunſchweig lieferte 5723 Unter: 
thanen, von benen nur 2708 zurüdtehrten, ſodaß ber Verluſt 3015 betrug. (Schlözer, a. a. O.) 
Der Erlös floß in die fürftlihen Kaflen, und dieſer Erlös war nicht unbeträchtlich, denn es wird 
und beridtet, „daß England bezahlt Habe an Heflen- Kaflel 2,600000 Bf. St., an Braun 
ſchweig 780000, an Hannover 448000 , an Hanau 335000, an Ansbach 205000, an Wal: 
deck 122000 Pf. St.” u. f. w. 

AÄhnliche Speculationen wurden auch maflenhaft auf Privatrechnung betrieben; die ge⸗ 
waltfane Werbung für fremde Milttärbienfte war im 18. Jahrhundert ein förmlicher Briwerbs- 
zweig, der die Jahrbücher der peinlichen @erichtöpflege bereichert Hat 12) und in ven ſchweizeri⸗ 
fen Werbungen zu italienif gen Sölonerbienften in das gegenwärtige Jahrhundert noch weit 
bineinragte. 

An politifchen Verbrechen des Menſchenraubes if dagegen dieſes Jahrhundert ärmer ge: 
worden, und er iſt mehr wieber in die Gattung der dem Arm des Strafrichterd verfallennen 
Privatverbrechen berabgeftiegen, wenngleich unheimliche politifche Händen mit der denkwürdigen 
Geſchichte Kaspar Haufer’d verfnüpfen.17) Die neuern Strafgefeßgebungen ahnden vie Ver: 


— 


8) En an at Geſchichte (Breiburg 1826), VII, 490 u. 491. 
9) Schloffer 
10) Bgl. namentlich ben Serästtigten Fall Gunbling bayvafı , welcher die bebeutendften Büge zu zur 
Gittengef ichte Liefert, in Klein’s Annalen (Berlin 1800), XX, 246 — 250. 
11) Biedermann, Deutfchland tm 18. Jahrhundert, ©. 2 u. 225. 
12) Biedermann, a. a. O. (1854), S. 205 — 207. 13) Man denke auch an den Fall 
Mortara! Albrecht, Der gewaltfame Kinderraub zu Bologna (Ulm 1858). 
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brechen der widerrechtlicden Befangenhaltung, des Menjchenraubes und fonfliger ungerechtfertig⸗ 

ter Freibeitsberaubung (Misbrauch ver Amtögemwalt) mit ſchweren Freiheitsſtrafen, vergleids: 

weife felten kommt jedoch glüdlichermeife ein bedeutender Kal vieler Verbrechensgattung vor.!*) 
Ph. Bopp. 

Menſchenrechte. Das roͤmiſche jus gentium iſt mit unſerm Naturrechte nicht völlig 
gleichbedeutend. Wenn die Juriſten des alten Rom gelegentlich die Frage eroͤrtern, welche von 
den poſitiven Sagungen denn eigentlich in ber Natur des Menſchen ihren Grund haben, fo 
wählen fie ven Weg ver Erfahrung. Sie bliden um ji und fließen, daß das, was jich bei 
allen Völkern wiederfindet, nothwendig in der Menfchennatur begründet jein müfle, jus gen- 
tium fei. Demgemäß tragen fie fein Bedenken, die Sklaverei aus dem Naturrechte herzuleiten, 
und wenn ber humanſte unter den großen Juriften ver Kaiferzeit, Ulpian, fi zu dem Geſtänd⸗ 
niffe genöthigt fieht, daß nad dem Naturrechte alle Menſchen als gleich zu betrachten ſeien 
(1.15. D. 17,32), jo ift eine ſolche vereinzelte Stelle natürlich ohne jedwede praktiſche Wir⸗ 
tung geblieben. Der fchärffte und folgerichtigfte Denker des Alterthums, Ariftotele8, fand dıe 
Sklaverei vollfonmıen rechtmäßig, er fand ed natürlich, daß der freigebovene Helene al& ver 
Hoͤherſtehende, über die geringer organifirten Barbaren eine unbedingte Herrfchaft führe. An 
Nachfolgern feiner Anficht Hat es begreiflich nie gefehlt und fehlt ed noch heute nicht, denn mit 
der hoͤhern Begabung rechtfertigt eine herrſchende Kaſte jederzeit ihre Tyrannei. Das Chriſten⸗ 
thum legte die Keime zu einer hoͤhern Anſchauung ver Menſchenrechte, innen ed die Schranfen, 
welche bis dahin bie Nationen nicht blos politiſch, fondern auch nach ihrer Religion fireng von: 
einander geſchieden Hatte, aufbob, indem es ven allgemeinen Gott verkündete, welcher, wie 
Paulus den Athenern predigte, die Völker Eines Geſchlechts über ven Erdboden ſich hatte ver: 
Breiten lafien, indem feine erhabene und wohlwollende Moral ven Mächtigen lehrte, audh Die Ge⸗ 
ringſten, für die Chriſtus ebenfomol geftorben jei, für feine Brüder zu halten. Dem Gin: 
fluffe des Chriſtenthums ift e8 hauptſächlich zuzufchreiben,, daß die Sklaverei ſich in Die mildert 
Reibeigenfchaft verwandelte, und fomit wenigſtens die völlige Nechtölofigfeit ver Mehrzahl der 
Bewohner eines Staats ein Ende nahm. 

Es war die Idee einer geiftigen und fittlichen Breiheit in vie Welt gefommen; das wahre 
Chriſtenthum bat von jeher nit nur die Gleichheit ver Menſchen vor Bott behauptet, jondern 
auch Mechte verfelben anerfannt, vie Höher find, ald daß fie durch irgendeine irdiſche Mache auf: 
gegeben werben könnten. Schon in dem Bebote, daß man Bott mehr gehorchen müſſe als ben 
Menſchen, liegt eine vollfländige Smancipation von dem alten flarren Sklaventhum nicht nur, 
fondern auch von der antiken Staatsanſchauung, wonach dad Individuum völlig im Staate aut: 
geht. Allein erſt einer neuern Zeit war e8 vorbehalten, über allgemeine und unveräußerlict 
Menſchenrechte Theorien aufzuftellen und zu begründen, vie, gerecht und wahr ihrem Kerne 
nad, in ihren Auswüchſen vie wüthendſten Leidenſchaften wach gerufen, bie ald Vorwand zur 
Beichönigung der entfeglichften Verbrechen gedient haben, und die in ver Zufunft den Borwant 
für ehrgeizige und felbftfüchtige Beftrebungen abgeben werben. 

Es mußte die Frage nach ven Rechten des einzelnen den Staate gegenüber fofort angeregt 
werden, nachdem man den Verſuch gemacht Hatte, eine wiflenichaftlihe Lehre über die legien 
Gründe von Recht und Staat aufzuftellen, alfo feit Hugo Grotius. Dieſer und die Fortbilder 
feines Syſtems, namentlih Hobbes, Bufendorf, Thomaſius, Wolf und Kant, gehen von dem 
Grundgedanken aus, daß man, um zu ber Einficht zu gelangen, welde von den pofitiven &e: 
fegen eined Staats denn vernünftig und daher bindend feien, anf einen Naturzuftand zuräd. 
geben müfle, in welchem der Menſch durch keinerlei gejeglihe Schranken gebunden geweſen te. 
und in welchem er ſich entweder wirklich befand oder doch gedacht werden fünne. Mit diefer un: 
beichränften Freiheit aber würden ſich die Menfchen gegenfeitig vernichten, e8 ſei daher nach vem 
Geſetze der Boeriftenz, wie Kant e8 bezeichnet, dur die Vernunft geboten, daß jeder jeine 
natürliche Freiheit fo weit einfchränfe, daß die Freiheit feiner Nebenmenfchen und ein geeorbne: 
te8 Staatsweſen, wodurch die Freiheit aller gefichert wird, baneben befteben fönnen. Es folst 
daraus einerfeitö die Verpflichtung zur gegenfeitigen Anerkennung ver Unverleglichkeit ver Ber 
ton, ſowie dad Zugeſtändniß des Eigenthums und der Verbinvlichkeit der Verträge, anderer: 
ſeits das Recht auf unumfchränfte Ausübung der natürlichen Freiheit, ſoweit daſſelbe nicht durt 


14) Bgl. Sannöverifches Magazin, IV, 113. Annalen ber Griminalrechtöpflege, LX, 252; LXV 
173, 288 u. 289. ber wiberrechtliche Einfperrung in Irrenhänfern: Eine Mutter im Irrenbauk 
"(Bremen 1851), und Biefterfeld, Eine Mutter im Irrenhaufe (Leipzig 1852). 


Menfchenrechte 767 


das gleiche Recht der Mitmenfchen begrenzt wird. Rouſſeau z0g aus biefen Orundfägen mit 
einer bis dahin unerhörten Kühnheit die äußerften Gonfequenzen. Man hatte fich begnügt zu 
lehren, daß der Menſch von Natur frei fei, aber daß er ſeine Freiheit veräußern Eönne und nad 
dem Gebote der Vernunft und ver Selbfterhaltung veräußern müfle, Rouſſeau aber verkündete 
die Unveräußerlicgfeit ver Freiheit und daher die Unübertragbarfeit ver Volksgewalt, die Unum⸗ 
fehränftheit dev Volksgewalt und die Gleichheit aller. Es war nur eine weitere Conſequenz, 
wenn er ven Begriff „Recht“ ganz aufhob und dafür den „ Willen‘ des Volks oder ver Majori⸗ 
tät deſſelben ſubſtituirte. 

Bald kam eine Zeit, in der ſich der Einfluß folder Theorien praftifch geltend machen ſollte. 
Die „Erklärung der im Congreſſe verfammelten Vertreter der Vereinigten Staaten von Nord⸗ 
amerika” hält es für eine felbftoffenbare Wahrheit, daß alle Menſchen gleichgeboren, daß fie 
von ihrem Schöpfer mit gewiflen unveräußerlicden Rechten begabt find, daB zu dieſen Leben, 
Freiheit und dad Streben nach Glück gehören, und daß, um dieſe Rechte ficherzuftellen, Regie⸗ 
rungen unter ven Menſchen eingejegt ind, welche ihre gerechten Befugnifle von der Einwilli⸗ 
gung der Regierten ableiten. Hieraus wirb dann folgerihtig dad Recht der Regierten abges 
leitet, nach einer langen Reihe von unwandelbar den gleichen Zweck verfolgennen Misbräuchen 
und Anmaßungen Regierungen zu ändern, neue einzufegen und neue Schutzwehren zu errichten. 
Freilich würde ein virginiicher Pflanzer, der dieſe Erklärung völlig mit gutem Glauben unter: 
ſchrieb, fie ohne Zweifel etwas limitiren, wenn feine Negerftlaven dieſe unveräußerlichen Rechte, 
mit denen der Schöpfer alle Menfchen begabt habe, für fi in Anfpruch genommen Hätten. In 
ber That aber handelten die Bertreter ber Vereinigten Staaten darin weile, daß fie in der Ver⸗ 
faflung vom 17. Sept. 1787 nicht allgemeine Rechte des Menfchen, fondern nur bie politifchen 
Rechte des Volks und ver einzelnen fefftellten. Anders die Gonflitutionen Frankreichs während 
der Revolution. Die Verfaffung von 3. Sept. 1791 erklärt. alle Menſchen als frei und glei 
an Reiten geboren und ald ven Endzweck aller politifchen Geſellſchaft vie Erhaltung der natür= 
lichen und unverjährbaren Menſchenrechte. Diefe Rechte aber ſind die Breiheit, dad Eigenthum, 
die Sicherheit, der Widerfland gegen Unterbrüdung. Die zweite Berfaflung von 24. Juni 
1793 bezeichnet als Zweck der Geſellſchaft die allgemeine Wohlfahrt und ald Zweck der Regie: 
rung die VBerblirgung des Gebrauchs der natürliden und unverjährbaren Rechte ver Menſchen. 
Als folge nennt fie: Gleichheit, Freiheit, Sicherheit und Cigenthum. Freiheit wird ald das Ver⸗ 
mögen erflärt, nach welchem dem Menfchen zukommt, dad zu thun, was nicht in die Mechte eines 
andern eingreift; zu ihrer Baſis Hat fie die Natur, zu ihrer Richtſchnur die Gerechtigkeit, zu 
ihrer Schugmehr das Gefeg; ihre moralifche Grenze ift die Marime; Thue dem andern das 
nicht, was du von ihm nicht dir zugefügt haben willſt. In pofltiver Weije fügt die dritte Ver: 
faflung vom 23. Sept. 1795 "ven Örundjag hinzu: „Thue andern das Gute, was du willlt, 
daß man dir thne“, und ſpricht aus, daß „niemand ein guter Bürger fei, ber nicht guter Sohn, 
guter Vater, guter Freund, guter Gatte ſei“. Darin zeigten offenbar die Sranzofen weit weni⸗ 
ger praftifchen Verſtand ald die Amerikaner, daß fie derartige Erklärungen, wahr oder falfch, 
überhaupt in Die Berfaffungsurfunden aufnahmen. 

Allein das ganze Syſtem, von dem aus die Menſchenrechte abgeleitet wurden, das bis zur 
Franzoͤſiſchen Revolution ald unzweifelhaft galt, ift an fi unhaltbar. Es ift falſch, von einem 
Naturzuftande auszugehen, welder nicht nur niemals flattgefunden Hat, fondern nicht einmal 
ale beftehend gedacht werden fann. Im Beginn des Daſeins finden fi fhon Familie, dann 
Stamm und Volk, alfo ſtets ein gegliederteß, geordnetes Berbältniß, mo keineswegs jeder thun 
fann, was ihm beliebt, fondern wo einer dem andern untergeorbnet iſt. Inſofern konnte Ari- 
ftotele8 ganz richtig fagen, der Staat fei älter ald ver Menſch. Es gibt einen höhern Begriff 
des Staats, ald ver iſt, der bloß aus ver Natur des Individuums hergeleitet wird. Ebenſo 
wenig iſt ver Menſch ein abjolut freies Weſen, ed exiftiren natürliche und fittliche Befege, die 
nit von ihm gegeben worden find und Die nicht von ihm aufgehoben werben können. 
Rouſſeau's Theorie vollends mit ihrer nach Kopfzahl zu bemeſſenden Volksjouveränetät hebt 
jede Freiheit auf. Könnte ein Stant wirflidh ind Raben gerufen werden, der dieſe Lehre praf- 
tiſch ind Wert fegte, fo wäre e8 nit nur moͤglich, ſondern faft gewiß, daß fich die Verſtändi⸗ 
gen und Wohlmeinenden jederzeit in der Minorität befänden, alfo der ärgſten Form der Tyran⸗ 
nei ausgeſetzt wären, die überhaupt erdacht werden fan. Denn jede andere Autorität Hat noch 
eine Schranke, wenn moͤglicherweiſe auch nur die Kraft eines zur Verzweiflung getriebenen 
Volks, die Volksſouveränetät, die allein in der Majorität befteht und befländig regiert, hat ab⸗ 
folut Feine. Wir müflen uns daher nothwendig nad andern Grundlagen für vie Feftftellung 
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ung Abmeſſung der natürlichen Menſchenrechte umfehen, als die waren, welche bie Franzoͤſi ſche 
Revolution aufftellte. 

Der geundfägliche Irrthum, won dem alle jene falſchen Syſteme ausgehen, beſteht in einer 
irrigen Vorſtellung der Freiheit. Freiheit des Individuums iſt etwas anderes, als nach Be⸗ 
lieben handeln zu fönnen, und Vollksfreiheit etwas anderes als bad Recht der Majorität. Der 
Mann, der fi ohne Beffeln und Bande auf einer wüften Infel ausgeſetzt findet, wird ſich ſchwer⸗ 
lich für frei Halten, obwol er fi, bewegen und geben kann, wohin er will, und dasjenige Bott 
wird kein Berftändiger ale frei und glücklich preifen, In deſſen Macht eöfteht, je nach ber Laune ver 
augenblicklichen Majorität eine Regierung zu flürzen und eine andere zu erheben, bie eine völlig 
entgegengefehte Politif verfolgt. Freiheit des einzelnen heißt, ſich in Gemäßheit feines inner- 
ften Selbſt, d. i. feiner natürlichen Kräfte und feines fittlichen Bemußtjeind entwideln zu Eönnen, 
und Öffentliche Freiheit ift diejenige Staatseinrichtung, worin jeder einzelne vie Befriedigung 
finpet, nach feinem innerfien Selbft handeln zu können. Damit aber die vollländige Entwicke⸗ 
lung der natlırlihen Kräfte und des fittlihen Bewußtfeind möglich fei, iſt eine unabhängige 
Privatfphäre und eine Betheiligung an den Anorbnungen der Öffentlihen Gewalt die nothwen⸗ 
dige Vorausſetzung für die vollſtaͤndige politiſche Freiheit. 

Wir nehmen aber nicht den mindeſten Anſtand, die vollſtaͤndige politifche Freiheit als ein 
unveräußerliches Recht des Menſchen zu erflären, und wenn vaffelbe auch lange nicht immer zur 
Geltung gelangen kann, fo liegt dies in ven getrübten menſchlichen Berbältniffen, enthält aber 
kein Aufgeben des Rechts. Es fleht nur noch zur Frage, welche einzelne Rechte fi aus dem An- 
fpruche auf eine unabhängige Brivatfphäre und auf eine Betheiligung an den Anorbnungen der 
dffentlichen Gewalt ergeben. 

Nun verſteht es fich von ſelbſt, daß jeder Anſpruch darauf hat, daß fen Leben und feine 
Geſundheit von feinen Mitmenfchen nicht gefährbet wird. Es if eben das vöhlige Negiren jenes 
Rechts ver Berjönlichkeit, wenn der Herr ven Sklaven ungeftraft tödten und verflünmeln bari. 
Das if auch niemals beflritten worden, wol aber hat in neuern Zeiten bie zweite, unmeittelber 
aus der Berechtigung auf eine unabhängige private Exiſtenz Herfließende Forderung, das Gi- 
genthumsrecht, geräufchvollen Widerſpruch gefunden. Und doch iſt für bie Geltennmadung 
der vollen Perſoͤnlichkeit des Menſchen ver Schuß des Lebens faum von größerer Wichtigkeit ald 
der Schu des Cigenthums. Der Menſch bedarf veflelben nicht blos zur Erhaltung feiner Eri⸗ 
ftenz und zur Befriedigung feiner Bebürfniffe, es ift vielmehr vie Grundbedingung feiner indi⸗ 
viduellen Freiheit, weil ohne daſſelbe nothwendig ein Abhängigfeliöverhältmig eatritt, weil er 
durch den Erwerb und die Bewahrung von Bütern ſich eine Selbſtändigkeit für Gegenwart und 
Zukunft fichert, und weil das Eigenthum ihn in den Stand feßt, feinen indivinuelfen Pflichten 
gegen Familie, Wohlthäter, Freunde nachzukommen. 

Leben und Eigenthum find fo fehr vie aus der Natur des Menſchen und ven oberften Be: 
dürfniffen fließenden Rechte, daß wir den Schuß berfelben auch bei den roheften Völkern als 
nothwendig anerfannt und wenigſtens bi8 zu einem gewiffen Grade auch factiſch ausgeübt finden. 
Allein dad Anrecht auf die bloße phyſiſche Briftenz würbe nicht genügen, um eine unabhängige 
Brivatiphäre zu erlangen ; damit der Menſch feine Kräfte voll entwickeln könne, find Unverlez⸗ 
lichkeit und Freiheit des Handels nothwendige Borausfegungen, d. h. nicht blos die perfänlide 
Unverletzlichkeit (der Friede), ſondern auch die geiſtige Unverletzlichkeit (die Chre), und die Frei⸗ 
heit, alles daſsjenige zu thun, wodurch nicht das Sittengeſetz ober entgegenſtehende Rechte ge: 
kränkt werden (Freiheit im engern Sinn). Ein Ausfluß des Rechts ver perſoͤnlichen und geiſti⸗ 
gen Unverletzlichkeit iſt, daß der Staat alte Vorkehrungen treffe, dieſelbe für den Schwachen fe 
gut zu fihern wie für den Starken, daß er fich des Hülfobedürftigen annehme und nicht bloe 
für deſſen koͤrperliche, ſondern au für deſſen geiflige Pflege forge. Das iſt auch allgemein 
anerkannt. Inwieweit aber die Verpflichtung des Staats fich erſtrecke, alle Hinderniſſe für Die 
Freiheit des Handelns hinwegzuräumen, ift in ven befondern Verhältniſſen vielfach Rreitig. 
Gonjequent folgt fiherli nicht nur vollfländige Gewiſſensfreiheit, ſondern auch Redefreiheit, 
Preßfreiheit, Freiheit der Aflociation, Freiheit des Handels und ber Schiffahrt, Furz Wegfall 
alfer Schranken, die der vollen Entwidelung ber Kräfte innerhalb ver Stantöfphäre im Wege 
fteben. Im einzelnen jedoch können dieſe unabmelöbaren Rechte unter gegebenen Berbältnifien 
Modificationen erleiden, wo höhere Staatszwecke ober die Sicherheit des Staat® in Frage 
ſtehen, Worte, mit denen freilich oft genug ein verberbliches Spiel getrieben iſt. Die leitenden 
Grunpfäge aber, nach denen jedem einzelnen möglichft freler Spielraum zur Entfaltung feiner 
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Kräfte gegeben werde, koͤnnen unter verſtändigen Leitern eines Staats kaum jemals Gegen: 
fand eines Streit werben. 

Wenn das Gigenthum eine nothwendige Vorausſfetzung für bie völlig unabhängige Brivat- 
ſphäre ift, fo fegt diefer Grundſatz eine ſtaatliche Ordnung voraus, in welcher jedem einzelnen 
die Möglichkeit gegeben ift, paper Cigenthum eriverben kann, unb ferner, daß ihn der Staat 
im Beftge des Erworbenen fhüge. Uber es folgt feineswegd die Nothwendigkeit, daß jeder 
Eigenthum befige, wenigſtens ein genügenbes Eigenthum, denn völlig ohne daſſelbe iſt im 
unſerm jegigen Zuflande niemand. Der Anſpruch, dem der einzelne an ven Staat zu machen 
berechtigt if, ift der, daß nad den gegebenen Verhältniſſen alle Hinderniſſe hinweggeräumt 
werden, die ihm beim Erwerbe hinderlich fein fönnten. Wie fi dies in dem beſondern Falle 
geftaltet, ift keine Principienfrage. Es läßt ſich fehr wohl denken, daß eine Einrichtung in dem 
einen Zeitalter ein mächtiger Hebel zur Anfammlung von Kapital, in dem andern ein großes 
Hinderniß ift, wie Died dad Beifpiel ver Zünfte zeigt. Jedenfalls aber liegt demjenigen, der 
Beſchränkungen vertheidigt oder gar einzuführen empfiehlt, der Beweis ob, daß diefelben 
unter den gegebenen Berhältnifien nothwendig find. 

Es ift bemerkt worden, daß zur vollen politifchen Freiheit eine Betheillgung an ven An: 
ordnungen ber öffentlichen Gewalt gehört. Es kann auch Eeinem Zweifel unterliegen, daß nur 
derjenige fi in Vollgenuſſe aller natürlichen Nechte befindet, der in irgenbeiner Weife thätig ift, 
wo ed fih um die Feſtſtellung von Beſtimmungen hanvelt, nad; denen fi dad Verhalten ber 
Staatdangehörigen regelt, und von denen fein eigenes Wohl und Wehe abhängen kann. 
Daran folgt aber noch nit mit Nothwendigkeit das allgemeine Stimmrecht, das unbedingte 
Net, Urmwähler zu fein. Die Ungleichheit der Menfchen hängt nicht von den Einrichtungen 
des Staats ab, die Befähigung, ven rechten Bertreter zu bezeichnen, ſteht nicht immer allen 
Klafien von Unterthanen zu. Wer zunähft berufen fein Toll, zu einer Verſammlung gewählt 
werben zu fönnen, ift Frage ver Zweckmäßigkeit. Ganz ohne Einfluß auf Geſetzgebung und 
Verwaltung ift unter unfern Berbältniffen auch die Menge nicht, von der ed heißt, daß ſie Feine 
politiſchen Rechte befige. Die öffentliche Meinung ift in unferer Zeit ſtets eine Macht, ohne daß 
e8 irgend zu Gewaltthätigfeiten zu kommen braudt. 

Die verführerifhen Worte Freiheit und Gleichheit haben in ber neueften Zeit fo viel Linheil 
angerichtet, nicht weil fie einer Wahrheit ermangelten,, fonbern weil man bie Darauf gegründe: 
ten Anfprüce hat lodreißen wollen von den ewigen Gefegen ber Natur, von ber fittlihen Ord⸗ 
nung, von den hiftorifh gegebenen Berhältniffen. Wenn eine Zeit fommt, in der die ewigen 
und unveräußerlihen Menſchenrechte, volle Unabhängigkeit in ver Brivatiphäre, Betheiligung 
aller an den öffentlihen Angelegenheiten , voller Schug der Verfönlichkeit, nicht nur Grundlage 
ver Bejeßgebung einzelner Staaten, jondern auch des gegenfeitigen Verhältniſſes der einzelnen 
Staaten bilden, dann wird auch die Furcht verſchwinden, mit der man gegenwärtig noch die 
wechſelſeitigen Beziehungen der einzelnen Regierungen verfolgt, es wird, ſoweit es die menſch⸗ 
liche Gebrechlichkeit geſtattet, mit ven Gefühle ver Sicherheit eine gefteigerte Thätigkeit, ein er⸗ 
höhter Wohlſtand, und mit der Zunahme der Bildung auch ber untern Volksſchichten die Foͤr⸗ 
derung der Humanität und Geftttung bie Folge fein. ®. 

Menſchheit. Menſchheit ift die Bezeihnung für ven Menſchen ald Gattung. Das Weſen 
der Menſchheit ift der Geiſt, der fi ald yernünftig erkennt und das Bewußtfein hat, frei zu 
fein. In diefem Bewußtſein, kraft deffen der Geift fich in fich feläft zum Gegenſtand zu machen 
im Stande ift, liegt der wahrhafte Unterſchied des Menfchen von der Natur. Außer dem Mens 
ſchen ift und fein Subjest befannt, dem wir daſſelbe Prädicat zuertheilen könnten. Seinen 
äußern Urfprunge nad erfcheint der Menfch ald Product der Natur, das wahrfcheinlich zugleich 
mit den Pflanzenfreflern entfland. Die Spuren, welche man von dem Dafein des Menfchen in 
Steinmeflern, Steinbeilen, Bfeilfpigen, in ven damit in Thierknochen verurfachten Wunden 
bisher gefunden Hat, reichen nicht über die Diluvialzeit, die Spuren von Menfhenfnohen nidt . 
über die Afluvinlzeit hinaus. Der Menſch konnte in feiner andern Luft ald der jegigen athmen, 
und feine Füße Fonnten auf feinem andern Boden ald einem abgefühlten ſich bewegen. Wie er 
entfland, wiffen wir nit. Zoologiſch fleht er dem Affen am nächſten, aber der Affe ift ein Vier- 
händer, ein Kletterthier, ein Pflanzenfreffer. Auch der jetzt fo viel bewunderte große Gorilla⸗ 
affe der fenegambifhen Wälder geht für gewöhnlich nicht aufrecht, fondern läuft auf feinen vier 
Händen. Der Menſch Hingegen hat zwei Füße zum Stehen, zwei Hände zun Bearbeiten der 
Gegenſtände und iſt damit fon von der Natur zur Herrfchaft über die Natur berufen. Die 
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geſammte koͤrperliche Organiſation des Menſchen zeigt bei näherer Betrachtung, trotz aller Ana⸗ 
logien, im Bau des Skelets, in der Structur und Groͤße des Gehirns, in der Anlage des Stimm⸗ 
apparats u. ſ. w. die weſenllichſten Unterſchiede von der des Thieres; Unterſchiede, die ſich nur 
aus der Beſtimmung des Menſchen zur Freiheit erklären laflen. 

Wann der Menſch entſtanden iſt, können wir zwar nach geologiſchen Thatſachen ungefähr 
vermuthen, jedoch nicht nach Jahren angeben. Nur ſo viel ſteht nach den neueſten Forſchungen 
feſt, daß die biöher als känoniſch verbreitete Annahme eines Alters ver Menſchheit von 6 — 7000 
Jahren ein Irrthum iſt. Wie viel Jahrtauſende darüber hinaus wir die Criſtenz des Menſchen 
vorausſetzen wollen, iſt inſofern gleichgültig, als allerdings die bewußte Geſchichte ver Menſch⸗ 
heit nicht über das 4. Jahrtauſend v. Chr. hinausreicht. Wo wir aber den Menſchen finden, 
in allen Zonen, in allen Zeiten zeigt er ſich immer ald derſelbe. Die Skelete, die wir in Ame⸗ 
rifa aus den Mumienhöhlen der Aymara, die wir in Afrifa.aud den Katafomben ver Agypter, 
in Alien aus den Gräbern ber Tſchuden, in Curopa aus den Steinfärgen ber Kelten und Ge: 
trusker hervorgeholt haben, laſſen und weder im Bau noch in der Größe irgendeine abnorme 
Abweichung entdecken. 

Es wird über die Urzeit des Menſchengeſchlechts immer ein Feld von Hypotheſen offen blei⸗ 
ben, wenn wir auch a priori einſehen koͤnnen, daß die großen Unterſchiede der Geſtaltung der 
Erdoberfläche und des Klimas die Form und Farbe des Menſchen relativ verändern und durch 
Vererbung endlich conſtante Typen der Abänderung — die ſogenannten Raſſen — hervor⸗ 
bringen mußten. Wenn man ſo oft für jede Varietät derſelben einen beſondern Uranfang in 
einem andern Älternpaar gefordert bat, fo iſt dies nichts, als vie Verwandlung des nunmehr 
beſtehenden Unterſchieds in eine andere empiriſche Form, die ſehr wohlfeil iſt, nicht das Mindefe 
erklärt und nach ben neueſten Forſchungen über die Züchtung der Arten durch die Natur ven 
Credit verloren hat. 

In feiner Verbreitung über die Erde ift das Menſchengeſchlecht offenbar durch die Geſtalt 
berfelben bebingt, die al8 eine für ven erften Anblick zufällige erfcheint. Bei näherm Singeben 
müſſen wir jedoch zunaͤchſt ſchon zugeſtehen, daß das Verhältniß der Oberflaͤche von zwei Drit: 
teln Waſſer und einem Drittel Land ein nothwendiges war, wenn die Vegetation des Landes 
das nöthige Maß von Feuchtigkeit erhalten ſollte. Alles Land it im Grunde Infel, denn es 
ragt aus dem Meere empor. Wir entveden aber fehr bald, daß die Erdoberflãche uns drei ſehr 
verſchiedene Formationen darſtellt: 1) eine inſulare, 2) eine continentale, 3) eine oceaniſche. 

1) Die inſulare iſt die polyneſiſche, die ſich in Hunderten der mannifaltigften Infelgruppen 
umNeuholland, daß jeldft eine Infel von ungeheuerm Umfang ift, umberlagert. Kür daß menſch⸗ 
heitliche Bewußtſein exiftirt dieſe Infelflur erft feit dem vorigen Jahrhundert, aber dem Alter 
nach reicht fie bis in Die grauefte Vorzeit, denn Neuholland zeigt und einen Typus, ber in der 
Suraformation ftehen geblieben ift und bei Bildung von Raufrinnen für die Flüſſe verfümmern 
mußte. Die Infeln find theils vulfanifchen , theild koralliſchen Urſprungs. Nun erwäge man, 
wie viel Jahrhunderte erforberlich waren, damit Die Korallenihiere vom Boden ded Meeres bis 
zu feinem Spiegel ihte Säulen aufbauten 

2) Die continentale Formation ift die von Afrika, Aſien und Europa. In ihr zeigt Afrika 
ſich als die nach außen ungegliederte Maſſe eines rieſigen Continuums, das auch im Innern ſehr 
gleichfoͤrmig gebaut iſt. Afien wiederholt im Tiefland ſeines Nordens und in Hochland feiner 
Mitte die Maflenhaftigkeit und Einförmigfeit Afrikas, läuft aber von Kamtſchatka bis Kiein- 
aflen in lauter Halbinfeln aus, von denen jede eine eigenthümliche Welt in ich fließt. Europe 
endlich ift eine Halbinfel von Halbinfeln, die nad) außen wie nad innen dad Marimum vielfei= 
tiger Bodengeſtaltung darbietet. 

3) Die oceanifhe, in der Mitte zwiſchen dem Atlantifchen und dem Stillen Ocean durch 
alfe Zonen hingeſtreckte Formation ift Amerifa. Äußerlich befigt e8 zwar eine gewiſſe Ana⸗ 
logie mir den Gontinenten der Oſthalbe, fofern Südamerika mit Afrifa, Nordamerika mit 
Afiten und Europa verglichen werden kann, allein im Innern tft e8 ganz anders conflruirt, denn 
während in ver Alten Welt die großen Gebirge von Welten nach Often ftreichen, ift ganz Ame⸗ 
rifa von Süden nad) Norden von einem einzigen vulfantfchen, in die Eißregion ſich erhebenden 
Kettengebirge durchzogen, welches nach Weften zu ſchroff abfällt, nach Dften zu fi fanfter ab: 
dat, in der Mitte des Welttheild nur einen ſchmalen Streifen mit der Halbinfel Yucatar 
bildet und nad Dften Hin im Buſen des Golfs von Mexico einer großen Infelflur ſich eröffnet. 

Überblictt man dieſe großen Berhältniffe, jo erfennt man unſchwer, daß die polynefiſche 
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Inſelwelt nicht geeignet war, die erſte Geſchichte dev Menſchheit zu entwickeln, weil fie theils 
von den großen Continenten zu entfernt.lag, theils zu viel zerſtreute Anfänge nebeneinander 
erzeugen mußte. Der afrifaniiche Gontinent ijolirte die Horden, die auf ihm umherzogen, um⸗ 
gekehrt durch Wüften und Gebirge voneinander. Jener ertremsinfulare wie dieſer extrem⸗con⸗ 
tinentale Welttheil koͤnnen erft durch die Hülfsmittel einer techniſch und wifjenfchaftlid weit vor- 
geihrittenen Givilifation dem Zufammenhang der Geſchichte gewonnen werden. Auch das 
fibiriſche Flachland und das mittelafiatifhe Plateau Eonnten noch nicht Geſchichte zeugend wirfen, 
fonbern erft die Peninfularformation war dazu geeignet. Die Völker folgten dem Lauf ber 
großen Ströme. Die Heinafiatifhe Haldinfel zwiihen dem Schwarzen Meer und dem Mittel: 
meer bat feinen großen, nach Weſten gerichteten Strom. Sie foll Afien mit Europa vermit⸗ 
tein. Amerifa thürmt Allen gegenüber fleile ungaftlige Ufer empor und verfperrt die wenigen 
dahin mündenven Flüſſe durch Barren, während ed Guropa durch flache oder doch nur mäßig 
hohe, oft ſchön bewalbete und hafenreiche Geſtade gleichſam gaftlih zu fi einladet. Amerika 
iſt zur Succurfale für Europa beftimmt, im Süden für die romanischen, im Norden für die ger: 
manifhen Stämme. Alle elementaren Formen der Erdoberfläche, die infulare, die continen- 
tale und die peninjulare, treten bei ihm in Fleinerm Formate, ebenveshalb auch weniger ein- 
feitig auf. Amerika vereinigt alle Erdformen zu einem ſynthetiſchen Ganzen, in welchem bie 
Flußentwickelung zur höchſten Vollkommenheit und Mannichfaltigkeit gelangt ifl. Amerika, 
für und der Oecident, für die Chineſen und Japanefen der Orient, ift ver Welttheil, auf wel⸗ 
chem alle Raſſen fi begegnen und vermiſchen. 

Die Raffen unterfcheiden ih in Geſtalt, Schäpelbau, Phyfioguomie, Haarwuchs, Farbe 
und Anlage. Es find in neuerer Zeit eine Menge Borurtheile widerlegt worden, die man über 
den Unterſchied ver Raſſen nach einfeitigen Abftractionen firirt hatte, indeſſen ift man doch bei 
der Farbe als bei vemjenigen Merkmal ftehen geblieben, das für die Auffaflung trog aller uͤber⸗ 
gänge der Schattirungen doch das bequemfle, weil unzweibeutigfte ift, 1) Der ſchwarze Menſch 
iſt der Ureinwohner von Vorberindien, von Neuguinea, Neubolland und von Afrika ſüdwärts 
vom Atlas. Die Kaffern im Often, die Hottentotten in Welten Südafrikas, Die Neger in Cen⸗ 
tralafrifa treiben ſämmtlich Viehzucht mit etwas Aderbau und nad dem Norden zu mit etwas 
Färberei, Töpferei und Metallarbeit. Diefe Raſſe ift immer innerhalb der Natur ftehen ge: 
blieben, weil jie die geringen Gulturanfänge, zu denen fie öfter gelangt if, bald wieder durch 
die graufamften Kriege zerftört hat. Sie hat von uralten Zeiten her der kaukaſiſchen Raſſe 
Stlaven geliefert, allein fie hat niemald ein Werk oder eine That hervorgebracht, welde für vie 
Menſchheit ein Intereffe zu haben vermöchten. Indeſſen iſt e8 möglich, daß fie noch eine Zu⸗ 
Eunft Hat, denn bie neuern Forſchungen haben uns von dem Neger ein bei weitem vortheilbaf- 
teres Geſammtbild gegeben, als wir ed nad) den Garicaturen beſaßen, die von amerifanifchen 
Negeriklaven oder von Küftennegern hergenommen waren, welde ber Verkehr mit den euro: 
paiſchen Sklavenhändlern corrumpirt hatte. 2) Die fupferrothe Raſſe iſt in Amerika einhei⸗ 
mifh. Wie groß auch ver Culturunterſchled zwiſchen den Waldindianern Brafiliend und den 
Prairieindianern des Miffiffippithals, zwilchen ven Bewohnern der peruanifchen Hochebenen 
und denen des Thals von Anahuak jein möge, jo flimmen fie doch alle in der fundamentalen 
Drganifation überein. Wenn die meiften afrifaniigen Stämme ein ‚Hirtenleben führen, fo 
ſtehen die amerikanischen durchſchnittlich auf der Stufe des Jägerlebend, und nur in Beru und 
Merico haben fie fih zur Viehzucht, zum Anbau von Maid und Kartoffeln und zu einem geord⸗ 
neten Staat erhoben. 3) Die mahagonifarbene Raſſe ift die malaiifche, die fih von ven Sun- 
difchen Infeln nicht nur über die meiften oreanifchen Infeln bis Madagaskar, ſondern auch von 
Malakka aus auf den aſiatiſchen Gontinent Hin audgebreitet hat. Auch auf den japanifchen In- 
feln ift da8 Herrſcherhaus malaiiſchen Urſprungs. Diefe Raſſe, oft von fhöner Geſtalt und 
feinen Gefichtszügen, hat vorzüglich den Betrieb ver Meerſchiffahrt und ein kühnes, abenteuern⸗ 
des Seeräuberleben ausgebildet. 4) Die weizengelbe mongoliſche Raffe bewohnt den größten 
Theil von Mittel: und Nordaſien und hat in der chineſiſchen Nation ihr bedeutendſtes Gultur- 
volk hervorgebracht. Der Amerifaner wie der Malaie lernt ſchon ſich felbft Heherrfchen und legt 
fhon einen Werth auf die Erinnerung des Gefchehenen, während der Neger ganz in die jebed- 
malige Gegenwart aufgeht. Der Mongole bricht bereitö mit ber Natur und gelangt durch ven 
chineſiſchen Staat zu einer Vergeifligung verfelben, innerhalb deren er ſich jedoch wie in einer 
zweiten Natur abſchließt, um fie ind Endloſe Hin zu wiederholen. 5) Die weiße und kaukaſiſche 
Raſſe ift vie koͤrperlich und geiflig den andern überlegene. Sie ifl von den Bebirgen zwifchen 
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dem Kaspifchen und Schwarzen Meer ausgegangen. Neuere Ethnographen haben die Ter- 
minologie eingeführt, alle andern Raffen unter dem Nanıen der turanifhen zufammenzufafien 
und ihnen die verfhlenenen Stämme der Faufaflfhen unter dem Gollectionamen ber iranifchen 
nach den altperfifchen Dualismus von dem nomabijhen Turan und dem aderbauenden Iran 
gegenüberzuftellen. Sie verbinden hiermit gewöhnlich noch eine andere ſomatiſche Charaf- 
teriftit, indem ſie Brachykephalen, d. h. Eurzköpfige, und Dolifephalen, d. h. laugköpfige Stämme 
unterſcheiden, die entweder ein prognathes oder orthognathes Profil, d. h. ein Profil mit vor⸗ 
ſtehendem Unterkiefer und geſchrägter Stirnlinie, oder ein Profil mit geradem Geſichtswinkel 
haben. Die Kaukaſier ſind Langſchädel mit orthognathem Profil. Sie haben ſich aber in eine 
noͤrdliche, ſüdliche und mittlere Richtung unterſchieden. a) Die noͤrdliche zwiſchen dem tibe⸗ 
tiſchen Hochlande und dem Altai, von den Nordgrenzen Chinas bis zu dem Nordoſtrand des 
Kaspiſchen Meeres, iſt die der Turken oder Turkomanen, die in den Jahrbüchern des chineſiſchen 
Reichs, das ſie oft bekriegten, Hiongnu, d. h. aufrührerifche Sklaven genannt werden. Die 
Tunguſen und die Usbeken find noch jegt mächtige Stämme dieſer tapfern Nomaden, weide 
dur die von ihnen abgezweigten Osmanen bis zu einer welthiftorifhen Stellung in Europa 

vorgedrungen find. b) Die ſüdliche Richtung iſt die der Semiten, die twieberum in Die Aramäer 

(Armenier), d. h. Hohlander, und in die Kanaaniter, d. h. Niederländer zerfallen, die ſich nad 

Mefopotamien, nah Surien und Arabien zogen, über dad Rothe Meer nach Habeſch gingen 
und wahrſcheinlich die Agypter durch Vermiſchung mit Negern ald eine Mwlattenform er: 
zeugten, die von Süden nad) Norden dem Lauf des Nilftroms folgte, während ein anderer Zug 
über die Landenge von Suez dem Norbrand Afrikas ald die dort uralten Berbern zuwanderte, 
die endlich auch jenfeit des Atladgebirges fi füblich bis in die Sahara verbreiteten, wo wir jie 
jegt unter dem Namen ber Tuareks finden. c) Die mittlere Richtung zwiſchen der nörblichen 

und ſüdlichen nabnıen die indogermaniſchen Stämme, die urjprünglich als ein Hirtenvolf auf 

dem Hindukuſch wohnten und fi Arier, d. 5. Gerren nannten. Infolge einer Hungersnoth 

follen ihre Auswanberungen begonnen haben. Die eine verfelben zog ſüdwärts, dem Lauf des 
Sind, d. h. des Fluſſes folgend, und lebte noch lange im Pendſchab, bevor ſie von hier oſtwärts 
nad dem Gangesthal einwanderte, von wo aus fie ji das übrige Vorderindien an den Küſten 

anterwarf, denn im Innern des Dekan, in Oriſſa, Gondwara u. |. w. haben ſich die wilden 

Ureinwohner bis auf den heutigen Tag unter verfchienenen Namen fporadifch erhalten. Die 

Bewohner des Dekanplateau werben von den Hindus im allgemeinen Drawidas, d. h. Sub: 

länder genannt und Haben eine vom Sandfrit verfiedene Sprache, die tamulifge. Ein an- 

derer Stamm ber Arier zog nach Weften. Es war ver baftrifche, von welchem vie &ultur auf 
der Hochebene von Iran ausging. In nordweſtlicher Richtung über das Völferthor de Kau⸗ 
kaſus rückten dann allmählich die Kelten, Hellenen, Slawen und Germanen vor. Die Ramen 
diefer Völker Haben oft gemechfelt. Die Germanen find der Stamm der inpogermanifchen 
Gruppe, der zur oceanifhen Schiffahrt überging und von der Alten Welt aus die Neue entdeckte. 
Die mongolifhe gelbe Raſſe hat auch ſchon Geſchichte, fchließt filh aber entweder iviojynfrariic 
in einem primitiven Gulturkreife ab oder überſchwemmt als barbarifches Nomadentbum andere 
Culturvolker, während die weiße Raffe die eigentlich progrefftve, die wahrhaft mwelthiftorifche if. 
Sie befreit fi flufenmweife immermehr von der Natur, entwidelt in bemfelben Grade immer 
felöfländigere Staaten und weniger abergläubifche Religionen und wird die Erzieherin der an: 
dern Raſſen, indem fie durch die oceanifche Schiffahrt fich auf dem ganzen Erdenrund ausbreitet, 
alle andern Raffen angreift und ihre Staaten und Religionen zerftärt. Mit Amerika und Bols- 
neſien ift ihr dies jhon gelungen. Mit Afrika ift fie auf dem beften Wege dazu und mit Arien 
hat fie den Kampf fhon lange aufgenommen. Gr ift hier ver fchwerfte, weil die dinejifche und 
indiſche Cultur, melde fich die meiften aſtatiſchen Völker affimilirt Haben, an fi ſchon fehr hoch 
ſtehende und feit Jahrtauſenden tief gewwurzelte find. Es läßt fich nicht leugnen, daß die weiße 
Raſſe, die fich leidenſchaftlich mit einer immer neuen Zukunft befhäftigt, oft mit rohem Über: 
muth, mit rechtloſer Anmaßung, mit barbarifher Graufamteit und mit ſchnöder liberliftung 
gegen die andern Raffen verfährt, weil fie nämlich viefelben begreift, während fie von ihnen ala 
eine geheimnißvolle Macht angeftaunt wird; alfein da die Erde eine Kugelift, auf welcher pas 
Menſchengeſchlecht als ein einheitliches wohnen foll, fo können Feine Nationen ji) derartig ab: 
ſchließen, als ob fie jelbft Die Menfchheit wären. Sie müflen, wie gegenwärtig vie Sapanefen, vie 
zwei Jahrhunderte ver. Ruhe einer despotiſch- idylliſchen Abſchränkung genoflen haben , ge- 
zwungen werden, in den allgemeinen Proceß der Menfchheit einzutreten und fi mit den andern 
Voͤlkern auszugleichen. 


Menfchheit 773 


Weil das Weſen der Menſchheit Vernunft und Freiheit ift, fo iſt fie einer ins Unendliche 
gehenden Vervollkommnung fähig. Perfectibilität ift deshalb von jeher als harakteriftifch für 
die Menjchheit erfannt und anerfannt worben. Indeſſen ift diefelbe an Geſetze gebunden, bie in 
dem geihichtlihen Proceß als unveränderlihe Nothwendigkeit wirffam find. Die Berfectibi: 
lität iſt 1) möglich, weil der Menſch jede Stufe des Willens und Vermögens, die er erreicht hat, 
wieder zum Mittel für eine neue, noch höhere, machen kann. Die Grenze der Bervollfomn:- 
nung liegt hier einerjeitd in der unmittelbaren Beichaffenheit ver Natur, die in ihren Quali: 
täten und in ben natürlichen Maß verfelben nicht geändert werden kann, anbererjeitö in den 
Geſetzen ber Vernunft und Freiheit felbft, welche ver Menſch nicht überfchreiten kann, ohne 
ihre Reaction herauszufordern. 2) Die für dad Menſchengeſchlecht mögliche Perfectibilität 
wird aber wirklih nur durd die Arbeit al die bewußte, zweckvolle, freie Thätigkeit des Men- 
Ihen. Die Möglichkeit ver Freiheit wird ihm geſchenkt, allein die Wirklichfeit muß er ſich erar- 
beiten, meil fie ohnedies nicht die feinige, fondern, wie Wachen und Schlafen, ein Naturzuftand 
wäre., Sie jelbft hervorzubringen, iſt die göttliche Würde des Menfchen. Auch Die Natur wird 
dem Menſchen gefchenkt, den er findet fie außer jich vor, allein für feine Zwede hat er fie fih 
zurecht zu maden. Nahrung, Kleidung, Wohnung follen für ihn das Product jeiner eigenen 
Thätigkeit fein und in einem Culturſtaat ift zufegt fein Buß breit Erbe, der nicht durch Die Ar- 
beit des Menfchen vergeiftigt wäre. 3) Soll es aber nicht blos zur Arbeit, fondern in ihr auch 
zum Fortſchritt fommen, fo muß der Menfch das Bewußtfein feines Wiſſens und Vermögens 
ben folgenden Geſchlechtern vererben. Er muß die Gontinuität feiner Arbeit fihern und für 
die Zukunft eine Tradition der Vergangenheit fhaffen, weil nur durch fie erſpart werben Fann, 
immer von neuem anzufangen und mit aller Arbeit doch nicht vorwärts zu fommen. Die Per: 
fectibilität kann nur durch Tradition als eine gefhichtlidhe fi entwideln. Die Tradition als 
ſolche muß aber zugleich von ver Kritif begleitet fein, weil fonft, wie oft genug gefchehen, das 
relativ Unvollkommene ald das abjolut Vollkommene firirt werden Fann, welches nicht verändert 
werben dürfe. | 
Das Hauptmittel für die Tradition iſt die Sprade und die Schrift. Dad Bewußtſein des 
Menſchen drückt ſich durch die Sprache aus, die feinen VBorftellungen eine von ihm erzeugte Ton⸗ 
form gibt. Ohne Vorflellungen hervorzubringen, würde er auch Feine Sprache haben. Sie ift 
der thatfüchlichfte Beweis, daß auch der fogenannte Wilde ald Intelligenz weit über das Ihier 
erhaben ift. Um aber eine dauernde, progrejfive Cultur zu vermitteln, muß fie durch Die Schrift 
unterftügt werben, durch welche die ſchon ermorbenen Vorftellungen früherer Gefchlechter in 
völliger Beſtimmtheit für alle fpätern gegenwärtig erhalten werden. Die Sprache eines Volks 
kann, linguiſtiſch genommen, auf einem relativ niedrigen Stanbpunft fliehen und ihm doch zu 
einer großen Bultur verhelfen, ſobald fie dazu fortſchreitet, ſich als Schrift zu befefligen. Die 
Sprachen unterſcheiden fi 1) als ifolirende Wurzelſprachen, in denen alle Wörter unveränder- 
lich find; 2) ald agglutinivende Sprachen, welche Die Bedeutung der Wurzelwörter dur Affixe 
verändern, bie fie mit ihnen mechanifch verbinden ; 3) als flectirende Lautſprachen, welche die Be- 
- deutung der Wurzelwörter nicht nur durch Agglutination, ſondern auch durch Umlaut des Worts 
jelbft verändern. Nun ift 3. B. die chineſtſche Sprache nur eine monoſyllabiſche Wurzelſprache. 
Da fie aber eine Schrift und durch dieſe eine reiche Literatur erzeugt hat, jo hat jener formale 
Mangel das chinefifche Volk nicht gehindert, in allen Wiſſenſchaften und Künften eine fehr be: 
deutende Stufe zu erreichen, während viele afrifanifche und amerikaniſche Nationen mit an ſich 
höher organifirten Sprachen ganz zurüdgeblieben find, weil fie es zu feinerlei Schrift brachten. 
Die Bildung der Schrift hat den analogen Proceß, wie die Sprache felbft, zu durdlaufen, wenn 
fie von der unmittelbaren Anfchauung zur Vorftellung und von biefer zum freien Tonzeichen 
für diefelbe fortgeht. Sie wiederholt 1) als Bilverfchrift die einer Vorſtellung zu Grunde lie: 
gende Anſchauung; deutet 2) als Figurenfchrift die Vorftellung durch eine ideographiſche Abbre⸗ 
viatur ded Bildes an, big fie 3) als alphabetiſche Schrift das Wort als das phonetiſche Zeichen 
in optifche Zeichen auflöft, welche vie einfachen, in allen Wörtern wiederkehrenden Tonelemente 
ausdrücken. ine alpbabetiihe Schrift kann alle Raute analytiſch darftellen und wird damit 
erft ver Beſchränktheit der Bilverfchrift und der Misverſtändlichkeit ver fombolifchen Figuration 
entboben. Was nicht in das Bewußtſein aufgenommen, was nicht durch die Sprache ausge⸗ 
drückt und was nit von der Schrift firirt ift, das eriftirt nit für die Menfchheit. Große 
Bauten find zmar auch wichtige Gulturzeugen. Wenn fie aber nicht durch Inſchriften, die wir 
verfiehen koͤnnen, zu und fprechen, fo bleiben ſie mehr Gegenftände ver äfthetifchen Beiwunde- 
rung als des Hiftorifchen Bewußtjeind. Die ägyptifhen Trümmer fanden Jahrtaufende wie 
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heute da, allein erft feit Entzifferung ver Hieroglgphen Iefen wir von ihren Wänden bie ägyp- 
tifche Geſchichte ab. Ebenſo ift es mit den affyrifchen Keilfchriften. Der Belig und Gebrauch 
der Schrift ift e8 eigentlich, der die Gulturvölfer von den Naturwölfern ſcheidet, die immer in 
denſelben Zuſtänden, in der gleichen Geſchichtloſigkeit verharren, während jene der progreſſiven 
Entwickelung der Menſchheit angehören und beſtimmte Stufen darin einnehmen. Der Liber: 
gang von primitiver Roheit zur@ultur enthält vielerlei Grade, die e8 zweifelhaft machen können, 
wohin ein Volk zu rechnen fei, allein der feite Unterſchied Liegt in ver Schrift, weil ohne fie wahr: 
hafte Tradition der Geſchichte unmöglich if. Die relativ gefhichtlofen Völker erleben ja auf 
manderlei und führen beftändige Kriege, aber all dies Gefchehen ift fo gut, als 0b es nicht ge: 
Ihähe, weil es nicht vom Bewußtſein aufbewahrt und nicht wieder durch bie Schrift zum Mitte! 
des Fortſchritts gemacht wird. Die nur mündliche liberlieferung ift in ver elaflifchen Sage zu 
veränderlidh und vergänglich. und erſt die Schrift begründet eine beftimmte Gontinuität. Ein 
Culturvolk ohne fle exiftirt nicht. Sprade und Schrift find das eigene Werk des Geiftes, die 
aber von den Dienfchen oft als göttliche Geſchenke verehrt find, weil fie ohne Reflexion geſchaffen, 
nit mit vorausdenklicher Abſichtlichkeit gemacht und in ihrer pſychiſchen Geneſis erft lange. 
nachdem fie da find, erfannt werben. 

Aus dem Weſen des Geiftes läßt jih a priori fchließen, daß er feit feinem Eintritt in die 
Eriftenz fih nur durch Kampf fehr allmählich aus der unmittelbaren Natürlichfeit zur @ultur 
hervorgearbeitet habe. Thatſächlich finden wir diefen Gang au überall durch die Zeugniſſe 
der Gefchichte betätigt. Eine entgegengefepte Vorftellung malt den Urftand der Menfchheit ale 
einen vollfommenen, von welchem ſie berabgefallen fein foll. Gewiß ift ver Anfang der Menſch⸗ 
heit immer fchon ein menſchlicher, d. 5. fie von der Thierheit unterſcheidender geweſen, aber ver 
Anfang konnte eben nur erft die Möglichkeit ver Vernunft und Breiheit geben, deren Bermir. 
lichung die eigene That des Menſchen fein foll. Seiner Möglichkeit nach war der Urmentd ke: 
reitö der vollfommene Menſch, aber feiner Wirklichkeit nach mar ex fo unvollfonmen, wie ihn 
- die älteften Jahrbücher des chineſiſchen Reichs, wie ihn die ältefte Hebräifche Sage, wie ihn Thu: 
eydides im zweiten und fünften Kapitel des erften Buchs feiner „Geſchichte des Peloponnefifden 
Kriegs‘ ſchilderte. Es Hat für unfere Phantafie etwas Schauerliched und für unfern Stolz 
Demüthigendes, und vorzuftellen, daß der Menſch viele Sahrtaufende hindurch in höchſt ein- 
fachen und befchränften, relativ rohen Zufländen zugebradt haben foll, allein die Bewohner 
von Nordaften, Nordamerika, Brafilien, Afrika u. |. w. zeigen uns ja bis dieſen Augenblick 
wie hartnädig der Menſch Jahrhunderte auf Jahrhunderte in ganz untergeorbneten Zuftänden 
verharren fann. Wie alt und wie hoch ift die Eultur in China und Indien und doc hat Died 
nicht gehindert, daß dem hocheultivirten Java und Sumatra gegenüßer bie große und Herrliche 
Infel Borneo noch jegt von Menfchenfreflern bervohnt wird und daß in Vorberindien, wie wir 
fhon erwähnten, die Tudas, die Bhiels, die Namuffis, die Bonds, die Koles, die Binderwart, 
die Baharias, die Sourd mitten zwifchen ven gebilvetften Hinpus, Mohammedanern und Euro: 
päern in unzugänglichen Bergmäldern als uncultivirte Jagd- und Räubervölker Fortleben‘ 
Die neuern Forſchungen haben uns für die ältefte Gefchichte ver Menfchheit in der Unterſchei⸗ 
dung der Stein=, Bronze: und Eifenzeit ganz neue Quellen eröffnet. 1) Die Steinzeit iſt die 
erfte techniſche Eulturperiode, in welcher ver Menſch ſich Meſſer, Pfeil: und Speerfpigen, Beile. 
Nadeln aus Steinen fertigt. Er bearbeitet mit den Steinwerfzeugen das Holz, er tödtet dami 
Thiere, er fpaltet damit die Knochen verfelben, dad Marf herauszunehmen u. |. w. 2) In der 
Bronzezeit lernt er Kupfer mit Zinn verfhmelzen und aus diefem Material nit nur Meſſer. 
Belle, Pfeilfpigen, Nadeln, fondern auch Ringe, Lampen, Schalen, Schilde, Helme, Schienen 
bereiten. Ägypter, Beruaner, Mexicaner fertigten ihre Geräthe und Waffen aus Bronze und 
mußten ihr eine große Härte zu geben. 3) Die Eifenzeit endlich erreicht dasjenige Metall, welches 
für die Eultur der Menfchheit das ſchlechthin wichtigfte iſt. Diefe Zeiten ded Stein=, Bronze: 
und Eifenalters folgen ſich ald Epochen ver tehnifchen @ultur. Die Unterfuhung ver Knochen- 
höhlen in Sranfreih und Deutſchland, des Küchenmoders in Dänemark und der Abfälle, die 
fih in den Pfahlbauten der ſchweizer Seen finden, haben und nit nur gezeigt, mit welchen 
Thieren der Menſch auf jeder diefer Stufen zufammenlebte, welche Thiere er jagte, welche er be: 
reit8 gezähmt ausnutzte, welche Hunderaſſe er befaß, fondern auch, daß die Völker der Steinzeit 
von Völkern mit Bronzewaffen und diefe wieder von Völkern mit Eiſenſchwertern und Eifen: 
helmen bejlegt murben. 

Daß das Klima für die Entwidelung der Eultur eine fehr wichrige Beringung ausmacht, 
läͤßt ſich leicht begreifen, und von jeher iſt erfannt, daß die gemäßigte Zone zwiſchen der fubarf: 
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tifchen und fubtropifchen für die Arbeit des Menfchen die günftigfte it. Indeſſen darf man dieſe 
an fi richtige Auffaflung nicht in einem zu beſchraͤnkten Sinn nehmen, weil die Bodenbefchaffen- 
heit, der Grad der verticalen Erhebung des Terrain, die Geſtalt deffelben, vie Veränderung des 
Klimas durch ven Anbau und die Eigenthümlichkeit ver Raſſe, die ein Lokal bewohnt, nicht we: 
niger wichtige Factoren find. Wenn die abftracten Klimatologen recht hätten, fo müßte in 
demjelben Klima immer viefelbe Geſchichte ſpielen, was keineswegs der Fall if. Wir fehen be- 
fonderd Bewaldung und Bemäflerung, Entwaldung und Entwäflerung, eine hödhft wichtige 
Rolle fpielen. Überhaupt concurriren oft vielerlei Urfachen zur Hemmung oder Förderung der 
Cultur. Wie jehr wird diefelbe z. B. auf Auftralien und den umliegenden Injelgruppen da: 
Durch gefördert, daß ver Menſch hier Fein einziges reißendes Ihier zu bekämpfen, nicht einmal 
gefräßtge Amphibien oder tücifche Injekten zu fürdten hat. Wenn man envlich fo oft gelehrt 
hat, daß die Geſchichte fih von Oſten nad Welten bewege, fo iſt auch viele Thatfache nur mit 
großen Einfhränkfungen wahr, denn Die Wanderungen ver Völker haben nach allen Richtungen 
Hin flattgefunden und man muß flet8 die Kugelgeftalt der Erde und die unendliche Zukunft ver 
Menſchheit vor Augen haben, um nit in Irrthümer zu fallen. Die Inder z. B. find von 
Norden nah Süden und Oſten gemandert, die Germanen von Norven nad Süden; die Euro: 
päer in den Kreugzügen nad) Often; die Nömer in ihren Groberungen Galliens, Germanieng, 
Britanniend von Süden nad Norden; die Toltefen und Aztefen in Amerika von Norden nad 
Süden und die heutigen Menfchen wandern nach allen Richtungen. Deutſche Goloniften ziehen 
ebenjowol nad Rußland als nad Brafilien, Auftralien, Norbamerifa. 

Die Entwickelung der Menſchheit ift auf allen-@ebieten an eine beftimmte Geſetzmäßigkeit 
gebunden, die zu allen Zeiten, an allen Orten die nämliche bleibt, wie fehr auch pie Form der 
Erſcheinung wechfeln möge. Der Marktpreis einer Waare z. B. wird ſich ſtets durch das Ver⸗ 
hältniß von Nachfrage und Angebot reguliren. Jede Stufe, welde die Givilifation betritt, hat 
ihren ihr eigenthümlichen Zufanımenhang. Uni den Fortſchritt ver Menfchheit zu meflen, muß 
man fi einerfeit an dieſe Geſetzlichkeit, andererſeits an ven Zweck ver Geſchichte Halten, alle 
Raſſen, alle Völker, alle Individuen zur Allgemeinheit des Bewußtſeins ver Einheit ver Gat- 
tung mit gleichen Interefjen und gleichen Rechten zu erheben. Nach Einzelheiten kann man bie 
Menſchheit nicht beurtbeilen, nur nad Principien. Sobald wir und auf das @inzelne ein- 
dafien, finden wir überall ven Contraſt von Fleiß und Faulheit, von Klugheit und Dummheit, 
von Tugend und Verbrechen, von eveljinniger Aufopferung und felbflfüchtiger Gemeinheit, von 
Reichthum und Armut, von ſchwelgeriſchem Luxus und widermenſchlichem Elend. Es fommt 
aber darauf an, welcher Begriff der Freiheit vem Menfchen zum Bewußtſein gekommen ift, denn 
diefer Begriff macht ſich, allem Widerſtand ver natürlichen Trägheit und künſtlichen Verkehrt⸗ 
heit zum Trotz, langſam, aber fiher zum herrſchenden. Die Schwierigkeit des Fortſchritts Liegt 
darin, dad Bewußtjein der Freiheit zum Eigenthum der Maffen und die Sittligfelt des Han- 
delns zu ihrer Gewohnheit zu machen, ſodaß jeded Verbrechen ald widerfprechende Ausnahme 
gilt. Die Willkür bleibt ſtets möglich und unberechenbar. Die Eivilifation kann nod jo ver: 
feinert fein, es ſchützt Doch feine Religion, fein Staatögefeg, keine Bhilofophie dagegen, daß nicht 
die Wuth der Leidenſchaften fih entzünde und uns die ſcheußlichſten Scenen vorführe, welde den 
Culturmenſchen urplöglid) ald Kannibalen erfcheinen laffen. Wenn man 3.3. die Franzoͤſiſche 
Revolution am Ende des 18. Jahrhunderts richtig beurtheilen will, fo muß man nie vergeflen, 
daß fle die Urrechte des Menfchen zur politifchen Anerfennung bringen wollte. Died war ihre 
Hohe Aufgabe, welche ſie auch erreicht Hat, und Hiergegen vermögen bie blutigen Greuel, in welche 
fie zulegt ausartete, nicht aufzufommen und den Werth jener That für Die Menſchheit zu ver: 
ringern. 

Das ethifche Fundament aller Eultur ift die Familie, deren Gründung von dem Geſchlechts⸗ 
triebe außgeht, denn die Ehe beginnt unftreitig 1) mit der rohen Befriedigung veflelben; geht 
2) durch Kauf zu einer irgendwie ceremontell geweihten polygamifchen Form über und firebt 
3) aus diejer zur monogamifdden fort, in welcher dad Weib von ver unbebingten Unterorb: 
nung unter den Mann allmählich bis zur focialen und rechtlichen Gleichſtellung mit ihm ge- 
langt. Die Geftaltung ver Peoflitution, ſowol der weiblichen als der männlichen, ift der 
negative Erponent für die fittliche Geſundheit der Ehe. Die Stellung der Kinder aber zu den 
Altern durchläuft dieſelben Phaſen wie die des Weibes zum Mann. 

Das Bedürfniß ver Nahrung, Kleivung, Wohnung nöthigt ven Menfchen zur Arbeit, - Die 
1) das gemeinfame Werk ver Familie ift, in welcher die Männer zunächſt jagen, Eriegen und 
handeln, die Weißer Eochen und nähen und fogar den Boden bearbeiten. 2) Bei fortfchreitender 
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Vervielfältigung der Bedürfniſſe wird die Arbeit getheilt, ſodaß endlich auch das oberflächlichſte, 
das eingebildetſte Bedürfniß Baſis eines beſondern Betriebs werben kann, bis 3) verſchiedene 
Sonderarbeiten ſich wieder zu gewiſſen Zwecken in Fabriken, Kunſtakademien, Univerſitäten zur 
Wechſelwirkung vereinigen. Dies iſt der nothwendige Gang aller Arbeit. Mit der Jagd und 
Fiſcherei hat die Arbeit überall angefangen und iſt von hier zur Zähmung von Thieren, zum 
Hirtenleben, übergegangen. Der Menſch kann auf dieſen Stufen ver anfänglichen Civiliſation 
unendlich lange verweilen, aber erſt mit dem Aderbau wird er es zu einem wirklich geichichtlichen 
Dajein bringen. Erſt in ven chineſiſchen Nieberlanden zwifchen dem Gelben und Blauen Fluj. 
erft am Indus und im Gangeöthal, erft in der mefopotamifchen Ebene zwiſchen dem Tigris und 
Euphrat, erfl im Stromlande des Nil, erfi auf den Hochebenen von Peru und Merico bat jih 
geichichtliches Bewußtſein erzeugt, weil e8 hier überall zum Aderbau fam, der pie Zufälligfeis 
ber Zufunft zu überwinden anfängt und den Boden beſtimmte Früchte zu tragen zwingt. 
Fiſcherei und Jagd werben nun zu einem Nebenerwerb’und dad Nomadenthum wird in Bich: 
zucht umgewandelt, welche den Ader püngen hilft. Der Aderbauer bringt nad; den veridie- 
denen Jahreszeiten einen beflimmten Cyklus von Arbeiten hervor, die er mit Berechnung son 
* einem feften Punkt aus unternimmt, während der Nomade mit jeinem beweglichen Zelt im Lar 
des Jahres nur einen Kreid von Weideplätzen durchwandert, für deren Pflege er fo wenig etwat 
thut als der Jäger für dad Iagdrevier, dad er durchirrt. Erſt der Aderbauer gewinnt einn 
beimatlihen Sinn und begründet durch ein feſtes Wohnhaus die Baukunſt, aus welcher die an: 
bern bildenden Künfte hervorgehen. Erft ver Aderbauer begründet vie Wiffenfchaft, weiltie 
periodiſche Folge jeiner Arbeiten ihn zur Beobachtung der Geflirne und des mit ihrer Berwegung 
zufammenbhängenven Witterungsmechfels treibt. Alle Kalender, dad erfte Product der Wiſſen⸗ 
haft, find von Agriculturvölfern ausgegangen. Erſt der Aderbauer führt Krieg, einen Beñj 
zu fügen, ber ein Product feiner Anftrengungen ift. Erſt der Aderbauer bringt, weil er :ı 
beflinmten Zeiten eine beſtimmte Anzahl Handarbeiter bedarf, conjequente Hörigfeitsverhält: 
nifle hervor, mie auch erft durch ihn eine wahrhafte Gemeinde als eine in ſich abgefchloffene Ein: 
heit von Familien möglich wird. 

Die Gemeinde fheidet ih in die Dorf- und Stadtgemeinde. Jene widmet ji der Urpro: 
duction, dieſe der Inbuftrie und vem Handel. Doch gibt e8 Übergänge von der einen zur an- 
dern, es gibt Aderbauftädte und Fabrikdörfer. Die Städte enthalten in ihrer Berfeflung das 
republikaniſche Element der Geſchichte. In ihrem Entitehen Haben fie oft eine einjeitige Func⸗ 
tion des Ganzen zur Grundlage; fie jind Refivenzen, Feſtungen, Garniſonſtädte, Tempel: und 
Klofterftädte, Schulfige, Badeörter, Fabrikſtädte, Handelsſtädte ald Marftpläge, ald Furi⸗ 
und Flußmündeſtädte, als Hafenſtädte; aber jede Stadt hat den Trieb nach Totalität ver Eultur, 
ſodaß dad Stadtleben damit zu einer außerorventlihen Mannichfaltigfeit und Beweglichkeit 
übergeht, weiche die fittliche Gorruption begünftigt. Man hat daher oft gegen vie Eriftenz ber 
Städte geeifert, allein fie jind unvermeidlich und fo alt ald die Givilifation. Städte, wie das 
heutige London, mit mehreren Millionen Einwohnern, find in alten Orient etwas ganz Ge⸗ 
woͤhnliches geweſen und find ed noch. 

Die Gemeinde ift ſchon der Staat; der größere Staat entfteht durch die Vereinigung ver- 
Ihiedener Gemeinden. Der Staat untermwirft bie Menjchen der Herrſchaft des Geſetzes, indem 
ex biejelbe, mo er feinen Gehorſam findet, mit Zwang realijirt. Die Form des Staats ifk die: 
jenige, in welcher ſich die Menſchheit zur Sittlichfeit erzieht, weil der Wille feine Allgemeinheit 
nur im Staat ald wirkliche zu fehen vermag. Bloße Moralität, wie der Buddhismus fie for: 
dert, oder bloße Geſelligkeit, wie Fourier fie wünfcht, veicht zur Bildung eines Staat nicht bin, 
jondern fegt ihn jhon voraus. Ohne Polizeigewalt, ohne Militärmacht ift ein Staat unmög⸗ 
lih, venn er muß in feiner Selbftbeftimmung von außen her unabhängig fein und jeden Ber: 
juh zur Nichtachtung des Geſetzes, jeden Verſuch zur Auflöjung der beftehenden Drbnung 
ſchließlich mit dem Tode bedrohen dürfen und fünnen. In der Beichichte der Staaten finden mir 
daher auch für den Übergang der Völker aus dem Zuſtande natürlicher Ungebundenbeit in ven 
der Gefeplichkeit gemöhnlich eine Periode des flrengiten Rigorismus, in welcher die Autorität 
des Geſetzes ſich mit Unerbittlichkeit durchſetzt, bis die Gewohnheit des Gehorſams eine mildere 
Praris moͤglich macht und dem drakoniſchen Standpunkt der ſoloniſche folgen kann. Das 
Wohl, d. h. die genügende Befriedigung der ſinnlichen Bedürfniſſe, iſt allerdings auch ein we⸗ 
ſentlicher Zweck des Staats, muß aber in ihm dem Recht als dem pofitiven Ausdruck der Frei⸗ 
heit untergeordnet bleiben. Wohlſein iſt ein relativer Begriff, Freiheit ein abſoluter. Auch 
Sklaven koͤnnen ſich recht wohl fühlen, wenn ſie gut gekleidet und genährt werden, ſtehen darum 
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aber doch dem Freien nad, der obdachlos iſt und nicht weiß, wie ex feine Blöße decken und feinen 
Hunger ftillen fol. Wenn Familien, Gemeinden, Völker den materiellen Cudämonismus als 
hoͤchſten Zweck zu betrachten anfangen , jo richten fie ich zu Grunde. Die Kategorie bes Ange: 
nehmen vervrängt die bed Reiten, vie des Schönen die des Buten, denn das Sinnlihe, das die 
Sinne Kigelnde nimmt dann ein bevorzugtes Intereffe in Anfprud. Gelderwerb ald Mittel 
zum vielfeitigften Sinnengenuß und Erhaltung der Geſundheit als Mittel, dad Vergnügen 
wirflih genießen zu fönnen, werben bann bie Geſichtspunkte, nad) denen man zu handeln be: 
müht ift, während bie moralifche und politifche Freiheit gleiggültig werben. Ja, weil die mo- 
raliſche und politifde Kreiheit unbequem wird, erfindet man Theorien, vie im Namen der 
Religion oder ver Willfenihaft von dem Drud des Gewiſſens emancipiren. Bei ver Beur⸗ 
theilung der Staaten vom Zwecke ver Menſchheit aus kommt es nicht ſowol auf die Form ber 
Berfafiung als auf den Inhalt an, ob derſelbe nämlich liberal ift, d. h. ob er die Würde des 
Menfchen, das Subject ver Freiheit zu fein, refpectire. Die republilanifche Form z. B. ſichert 
allen Bürgern eine mehr oder weniger birecte Theilnahme an der Geflaltung der Geſetze, was 
jedoch nit hindert, daß der Inhalt verfelben ein jehr illiberaler fein fan. Sehr viele Republi⸗ 
fen haben z. B. gejeglih dad Halten von Sklaven erlaubt; fehr viele haben die Entwidelung 
der individuellen Freiheit auf das äußerſte beſchränkt u. f. w. Verſteht man unter glücklich fein 
das materielle Wohlleben, fo läßt ſich nicht leugnen , daß despotiſche Regierungen dies oft ihren 
Unterihanen ermöglicht haben. In Peru z. B. forgte die Regierung für alle Bedürfniſſe der 
Unterthanen; es gab feine Bettler. Weil aber die extreme Bevormundung die Menſchen ganz 
unfelbfländig machte, fo wurde der Staat troß feiner großen Armee ſchwach und unterlag ſchnell 
dem Angriff einiger kühnen Abenteuerer. 

Die Geſchichte aller Berfaflungen wird flet8 parauf ausgehen, dad monarchiſche Moment 
mit dem vepublifanifchen auszugleichen. Unter dem monardifhen verftehen wir die jubjective 
Einheit des Stantöganzen in einer wirklichen Berfon, möge diefelbe durch Geburt oder durch 
Wahl beſtimmt werben. Unter dem republifanifchen verflehen wir bie Gleichheit aller Bürger 
vor dem Gefep ald dem von ihnen felbfi anerfannten Staatöwillen. Anderweite Gleichheit tft 
unmöglich, weil die Natur ſchon die Ungleichheit des Geſchlechts und der Anlagen, die Geſchichte 
aber durch den Zufall die Ungleichheit von Glück und Unglüd fegt. Wenn ein Staat das 
Schickſal unmöglih machen will, fo muß er alle individuelle Freiheit vernichten, wie Died aud) 
alle communiftifchen Staaten confequent gethan haben, z. B. die Iefuiten in Paraguay. Ein 
communiſtiſcher Staat kann nur Polizeiftaat fein. Ein fehr begreifliger Irrthum ber Maffen, 
bem wir durch die ganze Befchichte Hin begegnen, ift die Vorftellung, als ob ein Wechfel in den 
Perfonen der Regierung oder in ber Form ver Berfaffung fofort eine Aufhebung aller Mängel 
und Leiden nach fich ziehen müßte, während hier nur die Thätigkeit, der Blei, die Gewiflenbaf: 
tigfeit aller einzelnen nachhaltig zu wirken vermögen. Der politifche Formalismus ohne hu⸗ 
mane Bildung kann dad Ziel der Menfchheit nicht erreichen. 

Wir haben den Staat als das Organ der Menſchheit zu betrachten, durch welches ſie ſich zur 
Sittlichkeit erzieht, weil der Staat ed mit dem wirklichen Wiſſen und Wollen, mit den gegen 
wärtigen Intereflen, mit ven beſtimmten Thaten des Menfchen zu thun dat. Wir haben noch 
nit von der Religion gefproden. Sie kann nämlid mit dem Staat bis zu einer gewiſſen 
Grenze hin zufammenfallen, allein ihr Schwerpunft wird immer in Hypothefen liegen, durch 
welche jie dad Räthſelhafte ver menſchlichen Exiſtenz zu erklären, die Widerſprüche verfelben zu 
befeitigen und bie von ihr untrennbaren Leiden zu mildern ſucht. Die Religion ergänzt bie 
Xüden des menſchlichen Dafeins durch phantaftiihe Vorftellungen. Sie beruht auf dem 
Glauben an eine Macht, die unmittelbar nicht wahrgenommen werden kann, weil Götter und 
Dämonen, Paradieſe und Hölfen eben nur in der Borflellung erifliven; aber kraft dieſes Glau⸗ 
bens ift fie vie hoͤchſte Gewalt, vie ſchlechthin alle andern fi unterorbnet, und der religiöfe Fana⸗ 
tismus aus diefem ideellen Grunde derjenige, der vie furchtbarſten Entzweiungen und Verhee⸗ 
rungen in der Menfchheit hervorgebracht hat. Der Menſch wird durch die Religion an ein 
Jenſeits gefettet, veffen Zukunft ihn mit der Ewigkeit eines feligen Zuſtandes belohnt oder mit 
dem eines unfeligen beftraft. Was if nun auch das längfle Erbenleben gegen die Ewigkeit ? 
Was find auch die reizendſten Genüſſe dieſer Welt gegen die möglichen einer himmlifchen? Was 
jind die härteſten Koltern und gräßlichſten Qualen, die wir kennen, gegen die und unbefannte 
Bein einer möglichen Hölle? Wie bunt und willkürlich aber auch vie religiöfen Vorftellungen 
feien, jo müffen fie doc, weil fie VBorftellungen find , dem pfychologiſchen Geſetz der Intelligenz 
folgen, nad welchem das Gefuͤhl ſich zur Borftellung, pie Borftellung fi zum Gedanken erhebt: 


S 
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Abgeſehen von allem befondern pofitiven Inhalt iſt daher die Religion 1) Befühlsreligion , die 
fi in unbeſtimmten Ahnungen, in träumerifihen Zuſtänden bewegt und ji in Fetiſchen eine 
flüchtige, oft monftröfe Vergegenſtändlichung erzeugt; 2) Bhantafiereligion, welche den reli- 
gidfen Inhalt in ſymboliſchen Vorftellungen ausdrückt, denen fie gewöhnlich durch Die Kunſt 
auch für vie Anſchauung eine finnliche Feſtigkeit verleiht, die ſich oft im Lauf der Zeit zu einer 
großen Weitläufigkelt auöbreitet; 3) Begrifföreligion, welche die Producte der Phantafie der 
Kritik des Verftandes unterwirft und ven Glauben über feine Entſtehung und über feine Wider: 
ſprüche aufklärt, ſodaß fi ein Gegenſatz zwifchen dem naiven Glauben, der ih an Die Auto: 
rität der Trapitton hält, und zwiſchen dem Reflerionsglauben al& der fogenannten Vernunft: 
religion ergibt, die nur no dad glauben kann, was mit vem von der Wiflenfhaft gefundenen 
Naturgefek und Moralgefeg fi vereinigen läßt. Der hierdurch entflebende Kampf iſt um: 
ftteitig der wichtigfte und fhwerfle ver ganzen Menſchheit. Es leuchtet aber ein, daß vie Phan- 
tafle gegen die Wahrheit ver Wiflenfchaft, Die fi Durch den Beweis, ven alle Menfchen einſehen 
koͤnnen, legitimirt, fi nicht zu Halten vermag. Was ift z. B., ſeitdem wir unmwiderleglid 
willen, daß die Erbe fi) um die Sonne bewegt, aus ber ehemaligen Borftellung von Himmel 
und Hölle geworden? Die Wiflenfhaft bewirkt daher, daß die Menfchen ſich in ihr als ver: 
nünftig denkende Subjecte vereinigen können und daß ber Staat die phantaflifhen Vorſtel⸗ 
lungen ber beſondern Religionen als eine Privatangelegenheit der Menfchen behandelt, vie er 
unter ver Vorausſetzung tolerirt, daß fie mit der Öffentlichen Sittlichkeit, mit ven @efegen de: 
Staats nit colliviren. Hiermit iſt zugleich der Macht der Prieſter ald der Organe ber reli: 
gidjen Gemeinden für die Vollbringung ihrer Cultushandlungen bie richtige Grenze ange: 
wiefen. 

Die äfthetifche Seite der Entwickelung ver Menſchheit iſt nicht weniger als bie veligiöfe an 
eine Gefegmäßigfeit des Verlaufs gebunden, denn ber Menſch fucht 1) feine eigene @eftalt ne: 
nigftens negativ von ihrer unmittelbaren Natürlichkeit loszureißen. Er iſt nicht, wie das 
Thier, mit ihr zufrieden, fondern will in ihr feiner Freiheit einen Ausprud geben, den er für 
Schön hält, wäre er auch an ſich häßlich. Er fchneibet ſich das Haar ab oder gibt ihm eine befen: 
dere Form; er hängt fih Ringe in die Ohrläppchen, in die Nafenflügel; er zieht feine Unterlippe 
mit Gewalt herab; er färbt ſich nie Zähne, feilt fie, bricht fie aus; er bemalt fi ven Leib; er 
tätomirt ji, wie wir auf alten ägnptifhen Bildern den damaligen europäiihen Menſchen ala 
einen Wilden ganz ebenfo antreffen ald wie heutzutage die Wilden auf Nukahiwa; er made 
ſich groteske Anzüge. 2) Es dauert fehr ange, bevor der Menſch von diefer Stufe zu einer 
zweiten poſitiven fortfchreitet,, in welcher er freie Kunſtwerke hervorbringt, die in ihrer Geſtalt 
fich ſelbſt med find. 3) Auf dieſe Pertobe folgt eine dritte, welche die ünftlerifche Birtuofitär, 
wie fie durch Unterricht erworben werben kann, ſowie die von der Begelflerung ver felbflänbigen 
Kunft hervorgebrachten idealen Formen in den Dienfl bed Luxus treten läßt. Diefe decorative 
Kunft fällt oft, um reizend zu fein, in die Misförmlichkeit der erften Periode zurück, ſodaß die 
abgeſchmackteſten Moden oft geraume Zeit zur Geltung gelangen. 

Wenn teir nun aud) die Humanität, d. h. die Menſchlichkeit ald das Keben in ven Ideen dei 
Wahren, Buten und Schönen, ald ven Zweck ver Menfchheit anfehen müflen, fo können wir dog 
nicht leugnen, daß die Entwicelung derjelben nur fehr langfanı erfolgt und daß namentlich, ic: 
lange und ſoweit wir die Geſchichte zu Üüberbliden vermögen, drei conftante Erſcheinungen va: 
mit in Widerſpruch ſtehen: die Sklaverei, vie Zauberei und der Krieg. Sie beanfpruden aber 
eine befondere Würdigung. 

Sklaverei ift nicht bloße Dienſtbarkeit, aud eine fehr harte, fondern Herabſetzung des 
Menfchen zu einer bloßen Sache, zu einer intelligenten Mafchine, Nichtanerfennung feiner 
Berfönlichkeit. Wir leiten den Urſprung derſelben gewöhnlich aus Kriegsgefangenſchaft, aud 
Menſchenraub ab und es liegt Hierin das Richtige, daß alle Sklaverei jih einen Kampf auf 
Reben und Tod um Anerkennung der verſönlichen Selbſtändigkeit vorausfegt. Weil die Frei: 
heit das fpeciftfche Element der Menſchheit ift, fo foll ver Menfch den Tod für fie nicht ſcheuen 
Mer in ven Kampf für fie das Leben vem Tode vorzieht, wird von dem Sieger als ein Menid 
unterworfen, dem die Ehre der Selbſtändigkeit und damit Die ver weſentlichen Gleichheit nic: 
zufomme. Wer hingegen im Kampf ſich ald erhaben über pie Furcht vor dem Tobe gezeigt bat. 
glaubt eben damit das Recht erworben zu haben, fi als den Herrn bed andern zu betrachten. 
ber die Unabhängigkeit feines Willens nicht zu behaupten vermochte. Diefer Vorgang iſt der 
eigentliche Urfprung der Sklaverei ‚ die daher auch den Völkern, folange fie auf diefen Stant: 
punkt ſtehen, als etwas ganz Natürliches erfheint. Sie ift aber ein Widerſpruch, denn ver als 
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Sflave behandelte Menſch bleibt an ſich Perfon, die deshalb den unterbrodenen Kampf jeden 
Augenblick wieder aufnehmen ober indirect Durch Bildung feinem Herrn ſich gleichftellen kann. 
Rom zitterte, ald die Sklavenaufflände es mit dem Verluſt der unfreien Arbeiter bedrohten. 
Spartacus, der an der Spitze eineß ‚Heered entlaufener Sklaven kämpfte, ſtellte die Würde der 
Menichheit im Sklaven wieder her und flarb, noch auf den Knien fechtend, wie ein Held für Die 
Freiheit. Zwei Religionen, die buddhiſtiſche und die chriſtliche, Haben allerdings fich gegen alle 
unmittelbare Ariftofratie gekehrt und die brüderliche Gleichheit aller Menfchen zum Dogma ge: 
macht; allein fie haben vie Sklaverei nicht aufgehoben, weil ſie dem Dulden zu fehr das Wort 
reden. Erſt feit Begründung der amerikaniſchen Union und feit Erklärung der unveräußer: 
lichen Menfchenrechte in ver Franzöfiſchen Revolution wird die Sflaverei als ein Unrecht gewußt, 
das die Menfchheit nicht dulden dürfe. Dem Sklavenhandel ift daher der Krieg, das Sklaven: 
züchten, 3. B. in Virginien, für eine Schmach und das Sklavenhalten für einen barbarifchen 
Widverſpruch mit ven Begriff eines freien Menfchen erklärt, der Feine Unfreie wollen könne. 
Eine mildere Form der Sklaverei, die Leibeigenfhaft, ift in Europa erft im laufenden Jahr: 
hundert aufgehoben, aber felbft das halborientaliſche Nußland hat der Humanität diefen Tribut 
zolfen müffen. Bei vielen Nationen gibt e8 Stänme, bie für verworfen gelten, die aber deshalb 
nit Sklaven find. Wir pflegen jle mit einem fcanzöfifägen Ausdruck les races maudites zu 
nennen, wie die Cagots in den Pyrenäen, die Zigeuner in ganz Guropa, die Parias bei den 
Hindus, Die Sudrakaſte ſtellt man fih auch nicht felten als in einem jllavenHaften Berhältnig 
zu den obern Kaften vor, allein fle find nur die durch die Religion zum Dienft der obern Kaften 
beftinnmten Menſchen, die an fich frei find. Wenn ein Subra wohlhabend genug dazu ift, fo 
kann er felbft Sklaven halten. Wenn die Sudras dienen, fo erfüllen fie damit zugleich eine 
religidfe, für ihre Seligfeit wichtige Pflicht. 

Der Glaube an Zauberei ift fo alt als die Menfchheit und bis dieſen Augenblick hei allen 
Voͤlkern verbreitet, obſchon er eine Fiction ift, denn die Zauberei will eine Wirkung durch eine 
Urſache Hervorbringen, die an fih einen ganz andern Inhalt Hat und ed daher unbegreiflich 
läßt, wie auß ihr ein folder Effect entfpringen Fönne. Das magifhe Handeln iſt die Fiction, 
mit welcher der Wille die Grenze, auf Die er in der Wirklichkeit Röpt, aufzuheben glaubt. Es 
entfteht negativ aus der Verzweiflung des Egoismus, eine Schranke zu haben, pofitiv aud dem 
Inſtinct der Freiheit, die Natur beherrfchen zu können, was fie allerdings relativ vermag, fofern 
fle die eigenen Gefege der Natur beobachtet. Statt dieſes Gehorſams gegen die Natur bilvet 
fich der Aberglaube ein, durch völlig finnlofe Kormeln und Begebungen gewifle Wirkungen er- 
reihen zu können. Man follte erwarten, daß mit der wachſenden Erfenntniß ver wirklichen 
Naturgefege der Kreis der abfurden Zauberwillfür fi immermehr verengen müßte. Dies ift 
in der That der Fall. Die wiffenfhaftlihe Aufklärung ift die einzig gründliche und erfolgreiche 
Gegnerin des Aberglaubens, und wir fehen, daß mit ihrer Ausbreitung Wunder, Geſpenſter 
und Dämonen verfhwinden. Well aber die Wiffenfchaft immer neue Probleme vor fih, alfo 
in ihrem Fortſchritt immer eine myſtiſche Seite an ſich hat, fo flüchtet fich die Zauberei ſelbſt 
in die Wiffenfchaft und nimmt die Maske eines hoͤhern, -tieffinnigen Geheimwiſſens vor. In 
diefer vornehmen Form findet fie, wie bei einem Gaglioftro und Schröpfer, wie beim Tiſchrücken 
und der Pſychographie, wie bei vem Beifterflopfen und der fomnambulen Mantik, immer wieder 
Adepten, und wir haben nod in unfern Tagen erlebt, daß die Schopenhauer'ſche Philoſophie 
durch die bloße Kraft des Willens materielle Wirkungen in die Ferne, eine magiſche actio in 
distans für möglich erklärte. Die Cultur Afrikas iſt diejenige, die am dauerndften und härte⸗ 
ften unter dem Fluche des Wahnglaubens der Hererei ſchmachtet. 

Der Krieg endlich entfpringt aus dem an ſich nothwendigen Streben der Volker nad Un⸗ 
abhängigkeit. Rachſucht, Habſucht, Herrichiucht find allerdings die befondern Motive, dur 
welche Kriege veranlaßt werden, allein der legte Grund derſelben liegt doch in der Sreihelt des 
nationalen Seldftgefühls, das Feinen Richter über fih anerkennt und daher bei einer Colliſion 
die Entſcheidung ver Gewalt ver Waffen anheimftellt. Die Menſchheit exriftirt nur in den Voͤl⸗ 
fern und bie Völker find einander coordinirt. So weit die Gefchichte reicht, fehen wir, daß ein 
Bolt, welches feine Unabhängigkeit nicht mit ven Waffen in der Hand zu erhalten weiß, unfehl- 
bar eine Beute feiner Nachbarn wird. Krieg und immer wiener Krieg ſcheint bie vorzüglichite 
und ehrenvollfte Thätigkeit der Menſchheit zu fein. Und doc flürzt der Krieg den Menfchen 
immer in den Naturzuftand zurück, weil er durch Zerflören und Morden in jeder Form ven 
Feind zur Unterwerfung zu zwingen ſucht und alle rohen Leidenfchaften entfeffelt. Der Krieg 
ift eulturfeindlich, und mit Scham und Schaudern fehen wir, mie ſchnell in ihm die ciniliftrteften 
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Nationen bis zu den äußerſten Brutalitäten fortgeriſſen werden. Die Brüderlichkeit, melde 
die buddhiſtiſche und chriſtliche Religion lehren, hat bisher zur Verminderung oder Vermenſqh⸗ 
lichung der Kriege wenig beigetragen. In den neueſten Phaſen der Geſchichte haben die grie— 
chiſch⸗ orthodoxen Ruſſen in Polen, die römiſch- orthodoxen Franzoſen in Algerien, vie prote: 
ſtantiſch- orthodoxen Engländer in Oſtindien Grauſamkeiten vollbracht, wie wir fie nur immer 
von den Kriegen der Juden im Alten Teftament lefen können. Die Bulturfeindlichkeit res 
Kriegs erftredkt ſich aber noch über ihn jelbft i in den Frieden hinaus, fofern derfelbe nur Dazu da 
ſcheint, die Rüſtungen für ihn möglich zu machen. Wird es immer ſo bleiben? Auf lange 
Zeit hin gewiß noch, denn die Berührung der Culturvoͤller mit den barbariſchen Völkern muj 
noch eine große Menge von Kriegen zur Kolge Haben, die wiederum nicht ohne blutige Ber: 
wickelung zwifchen ven Gulturvölfern ſelbſt bleiben koͤnnen. Die Hauptreaction aber, Die gegen 
ven Krieg angefangen Hat, ift die, welde von ver Wiſſenſchaft ver Nationaldfonomie ausgeht, 
bie ven Völkern feit Adam Smith den Beweis führt, daß ihr Wohl auf der Arbeit und auf dem 
freieften Austauſch aller Producte beruht. Der immer wachſende internationale Handel, der 
die natürliche lingleichheit der Bodenerzeugnifie wie die Fünftlicde der menſchlichen Snduftrie 
ausgleicht und dem Menjchen auf jedem Punkt der Erde den möglichen Genuß der gefammien 
Natur und Eultur eröffnet, realiſirt die irdifche Univerfalität des Menſchen, ſchafft völkerver⸗ 
bindende Land= und Waflerftraßen, bereitet eine allgemeine Gaftlichkeit, zerftärt vie Vorurtheile 
der Nationen gegeneitiander, erleichtert allen Verkehr durch Einführung der Geldwirthſchaft und 
ift weſentlich confervativer Tendenz. Den Drean ift hierbei eine große Rolle zuertheilt, weil rı 
nicht wie die Erde in Befig genommen werden kann. Die Flotte eines Volks kann ein Mra 
velativ und epochenmweife beherrſchen, aber das Meer an und für jich bleibt frei, und ein Schiff 
fann von allen Völkern zu allen fommen. Der Ocean zwingt durch fein fosmopolitifches Ni- 
vellement alle Völker zur Anerkennung des Voͤlkerrechts, deffen ſchüchterne Anfänge ih ja auf 
befanntlid) vom Rhodiſchen Seerecht her vatiren, deſſen Begriff feit Hugo Brotiuß eine tbeo- 
vetiiche Eriftenz empfing, nunmehr aber durch bie Dampfſchiffahrt und durch Die innige Ber: 
flechtung der realen Intereffen aller Völker eine wirkliche Macht zu werben anfängt. Die Bor: 
ftellung, als ob ein Volt, flatt durch eigene Arbeit und durch eigenen Gulturfortichritt, durch 
gewaltfame Ausbeutung anderer Völker glücklich werden könne, ift von der Wiſſenſchaft wie von 
der Erfahrung geflürzt, und dies Bewußtſein hauptſächlich wird, je mehr es fidy verbreitet, Den 
Ausbruch der Kriege hemmen. Gultur, Arbeit, Handel predigen bie friebliche Solidarität aller 
Bölfer, deren Nationalität Feine erchufive fein kann und nur unter Anerkennung ihrer Einheit 
nit der Humanität Berechtigung hat. 

Faſſen wir alle bisher betrachteten Elemente der Menſchheit zuſammen, ſo werden wir ein⸗ 
ſehen, daß ſie ihrem Weſen nach ſich immer gleichbleiben müſſe, weil die Entwickelung aller 
jener conſtitutiven Elemente an beſtimmte Geſetze gebunden iſt. Es kann ſich in der Geſchichte 
nur das geſtalten, was durch die Natur unſers Planeten und durch das Weſen des menſchlichen 
Geiſtes möglich iſt. Weil aber dieſe Möglichkeit eine an ji unerſchoͤpfliche ift, jo bringt die 
Geſchichte aus dem an ſich gleichen Weſen nach denjelben unveränderlihen Gefegen immer etwas 
Neues hervor. Die Vorſtellung eines fleten Kreislauf der Geſchichte, welche fhon die alım 
PBeripatetifer hatten, ift ebenfo falſch als die Vorftellung vieler Religionen, daß Die Geſchichte 
‚mit einer Ausartung der Menſchheit in immer elendere Zuſtände endigen müſſe. Einzelne 
Voͤlker erheben ſich, erreichen einen Moment hoͤchſter Blüte und ſinken wieder in Verfall, aber 
die Menichheit ſchreitet i in ihrer Geichichte ind Unendliche hin fort, weil das Bemußtfein der 
Freiheit ſich zu immer höherer Wahrheit erhebt und weil mit jeder höhern Stufe ſich das Ber- 
hältniß des Menfchen zur Natur wie zum Menfchen ändert, eine Anderung, bie progreffiv eine 
Verklärung der Natur durch die Arbeit des Menſchen, eine Huntanijirung der Ratur und eine 
Verklärung der natürlicden Individualität des Menſchen durch die Bildung zur ſelbſtbewußten 
Humanität ift. 

Don folder Höhe herab muß man den Gang des Menſchengeſchlechts auffaflen, um meber 
in zu beſchränkte Anſichten zu verfallen, die ih von den Conſequenzen ber Perfectibilität loe⸗ 
jagen, noch in phantaftifche libertreibungen zu gerathen, melde überjehen, daß die progreffide 
Entwickelung trotz ihrer Unendlichkeit an Geſetze gebunden iſt, die ſich gleichbleiben, ja obne 
deren Gleichheit der Fortſchritt nicht moͤglich waͤre, weil alle Sicherheit des Handelns ſich die Un⸗ 
wandelbarkeit der Geſetze zur Bedingung macht und den Zuſammenhang aller mit allen voraus⸗ 
ſetzt, wie z. B. dad Moralgeſetz ohne das Naturgeſetz unmöglich wäre. Weil aber nothwendig 
altes, mad möglich iſt, auch wirklich werden kann, To darf uns das Elend, dad wir in ver Natur. 
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das Verbrecheriſche, das wir in der Geſchichte finden, nicht an ver Wirklichkeit des Fortjchritis 
oder gar an dem Wefen ver Menfchheit irre machen. Zufall, d. h. das an fi gleihgültige Zu: 
ſammentreffen der verfihienenften Exiftenzen in Raum und Zeit ift nothwendig, oder man müßte 
Raum und Zeit felöft, d. 5. die Natur, aufheben. Willfür, d. h. die Möglichkeit des menſch⸗ 
lichen Willens, fih aus fi zu irgendeinem Entſchluß zu beflimmen, was er immer aud für 
einen Inhalt habe, ift nothwendig, oder man müßte die Freiheit felbft aufheben. Zufall und 
Willkür find das an ſich unberechenbare Element ver Geſchichte, das und in fletö neuen Kombi: 
nationen überrafcht, deſſen Erfheinung aber von der Macht ver Geſetze beberrfcht wird, die von 
den Menfchen ald das Schickſal vorgeftellt zu werden pflegt. Alle Theorien der Gefchichte, vie 
von dem Fatalismus, fei ed eines myſtiſchen Fatums oder eines trandfcennenten Goited aus: 
gehen, find falfch und nicht als der unvollfomnıene Ausdruck für die Ahnung ber Gejegmäßig- 
feit der Natur und des Geiſtes, der fi der Menſch mit aller Willkür nicht entziehen kann. 
Der Wille ift als eine ſpontane Cauſalität von allen Umſtänden, in deren Mitte er fich findet, 
ebenfo frei ald von dem Willen jedes andern Subjectd, wäre es auch ein Bott. Der Wille ift 
in feiner Unzugänglichfeit von außen ber unbezwingbar, wie jeber Menſch beweiſt, ber lieber 
ftirbt als feinen Willen aufgibt. Handelt der Menſch, fo berührt er damit die Geſetze der Welt, 
muß alfo die nothwendigen Folgen feines Handelnd tragen, weil ohne daflelbe vie Realität eine 
andere Wirklichkeit fein würde, als fie e8 nunmehr ift, nachdem er gehandelt Hat. 

Es find auch alle Theorien der Geſchichte falſch, weldye vie Erzeugung des Böfen aus der 
Menſchheit in ein vorgefchichtliches Jenſeits Hinausverlegen over die. Schuld deffelben von dem 
Menſchen auf ein anderes Subject übertragen wollen, denn alles, was an ſich möglid iſt, kann 
auch wirklich werden, ſodaß man ſich nicht zu wundern braudt, wenn e8 in der That wirklich 
wird. Das Böfe ſoll nicht fein, aber ed kann fein, venn ohne feine Möglichkeit wäre die Frei: 
heit nicht Sreiheit. Brei bin ich nur, wenn id) mic) gegen das, was an ſich fein foll, aud) negativ 
zu verhalten vermag. Weil das Böfe fein Tann, gelangt ed duch die Willkür au zum Da: 
fein; zu einem Dafein, gegen welches der Wille feiner Wahrheit noch proteflirt. Die Entftehung 
des Böfen ift aus dem Weſen der Freiheit volllommen begreiflih. Es entfleht noch jeßt jeden 
Augenblick, wenn es fich erzeugt, durch denſelben Broceß bei allen Menfchen wie bei dem erften 
Menfchen, als er böfe wurde, d. h. ſich ver Möglichkeit eines gegen das Gute negativen Berbal: 
tens durch die Verwirklichung veffelben unzweiveutig inne wurde, ein Aet, mit welchem ihm zu: 
gleich die Geſetzmäßigkeit des Buten, dad er negirte, offenbar werben mußte. Was in concreto 
als gut, was als böfe gilt, ift Freilich nach nem Temperament der Raſſen, nad ber Gulturflufe 
ver. Völker und nad) ven Vorſtellungen der Religionen höhft verſchieden, allein dieſe Verſchie⸗ 
denheit darf und nicht abhalten, in ven Gefegbüchern ver Voͤlker ven Ausdruck des Willens der 
Menſchheit zum Guten zu erkennen. Allerdings belehren und dieſe Geſetzbücher, was für Ver: 
gehen und Verbrechen feit jeher bei der Menfchheit im Schwange gewefen find, allein nicht we: 
niger bezeugen fie den Ernſt der Völker, das, was fie auf einer gewiflen Stufe als fittlih, als 
rechtlich, als gut erkannt haben, als die Nothwendigkeit des allgemeinen Willens audzufpreihen 
und jedes Zumiderhandeln, jedes Herunterfallen des einzelnen Willene in dad, was das Geſetz 
verbietet, mit Strafen zu bedrohen. Auf jene großen Gefegbücher des Kong-fu:tjeu, des Manu, 
des Zaharatuſtro, des Mofe, auf die Geſetze Solon's, ver Decemvirn, Juftinian’s, Mohammed's, 
auf dad Preußifche Landrecht und den Code Napoleon muß man hinbliden, um zuzugeſtehen, 
daß zwar die einzelnen Menfchen in ihrer Schwachheit und Verfehrtheit dem Böfen verfallen, 
daß aber die Menſchheit das Gute will. Die oft entfeliche Härte der Strafen in den alten 
Geſetzbüchern muß man fich theils aus ver Abfchredungstheorie erklären, auf welde des Menſch 
zunächſt verfällt, theils aus dem pädagogiſchen Geſichtspunkt, daß die Menfchheit auf folden 
Stufen der beginnenden Givilifation noch den Kampf des Herabfinfend des Meufchen in bie 
Thierheit zu beftehen hat. Mit der fleigennen Menſchlichkeit werben die Strafen milder. 

Aus dem gleichen Brunde, daß nänılich alles, mas an fi möglich, wirklich werben kann, 
muß man auch alle Theorien der Geschichte verwerfen, die in einer äußerlichen Weiſe von irgend: 
einem Bolt als einem fogenannten Urvolf alle Eultur ableiten wollen, wie manche Forſcher die 
EhHinefen, andere vie Agypter, ambere die Inder und noch andere die Juden dazu haben machen 
wollen. Vielmehr können fich gleichzeitig verichievene Gulturfreife unabhängig voneinander 
entwiceln. Die Chinefen und Ägypter haben in weitentlegenen Lokalen vollfommen ſelbſtändig 
als die älteften Culturvölker der Erde fih nebeneinander emiporgearbeitet. Als der Handel 

ineſiſche Borzellangefäße, die wir nämlich in alten aͤgyptiſchen Gräbern getroffen haben, nad 
gypten brachte, Hatten beide Völker. ihre Cultur längft befeftigt. In jeder Familie, Fönnte 
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man fagen, fei an ſich bie ganze Menfchheit enthalten. Wie die Natur verwirkicht auch Die Ge⸗ 
ſchichte je nach den vorhandenen Bedingungen alles, was gerabe möglich ift, ohne daß es bazı 
einer äußerlihen Übertragung von einem Volk auf ein anderes bevurfte. Es ift in ber That 
lächerlich, bis zu welch armfeligen Hypotheſen fehr gelehrte Männer ſich oft Haben verführen 
laſſen, um die —* einer Sitte, einer Einrichtung, einer Kunſtform, eines Mythus, bei 
verſchiedenen Völkern durch Annahme einer Colportage zu erklären, ſtatt der Productivität vet 
Geiſtes zuzutrauen, daß er unter ähnlichen Bedingungen aus feiner Geſetzmäßigkeit heraus aut 
das Analoge hervorbringen werde. So follte die ägyptiſche Cultur durchaus von Indien her 
importirt fein, weil die Agypter Kaften hatten, an die Seelenwanberung glaubten und im Nil: 
delta auch, wie die Sivaiten am Ganges, einen Dchfen göttlich vereßrten. Nunmehr aber if 
doch wol fein Zweifel, daß die ägyptiihe Eultur eine vollkommen ſelbſtändige und ältere if. 
So finden die nordamerikaniſchen Theologen jehr viel Ahnlichkeit zwifchen den Indianern uns 
den Juden des Alten Teftaments; ſie jollen Daher über Aſien und der Beringäftraße eingewan- 
dert fein, ihren Urfprung aber in fpäterer Verwilderung vergeflen haben. Dieje Borftellung 
ift e8 ja, an welde ver Mormonismus angefnüpft bat. So follten auch Beru und Mexico nicht 
jelbflänvig erwachjen fein. Kür jenes wurden Einwanderer aus China an ven Ufern des Stillen 
Meeres, für diejes Einwanderer aus Agypten ober Phönizien an den Ufern des Atlantiſchen 
Meeres erdichtet, obſchon Die eigentliche Eulturbeiwegung Amerikas erft in das 6. Jahrhundert, 
ja noch genauer, erft in das 12. n. Chr. fällt. Man fand 3.2. Pyramiden in DRerico un 
309 daraus ven übereilten Schluß, daß, weil die Agypter zuerft Pyramiden gebaut hätten, 
pie Pyramiden in Mexico auch von ägyptiihem Einfluß herrühten müßten. Die nähere Be: 
trachtung zeigte nun, daß außer der ganz abftracten Form bie Pyramiden in Merico mit denen 
in Ägypten gar nichts gemein hatten, weil fie zu ganz andern Zwecken und deshalb fehr natür: 
lich aud) ganz anders gebaut waren. Die Geſchichte von Peru und Mexico iſt deswegen fo bößft 
merkwürdig, weil fie ununftößlich darthut, daß, während in der Alten Welt Ehriftenchum um 
Islam fi in ven Kreuzzügen zerfleilchten, in ver Neuen Welt Staaten und Religionen ent: 
fanden, die ih ganz aus jich felbft confequent organiiirten und Gemeinweſen hervorbrachten, 
wie wir fle fonft nur im Orient und im Alterthum finden. Es iſt dies eine für die richtige Wür⸗ 
digung der Gulturgefchichte unſchätzbare Thatſache, die alle gefünftelten Syſteme der Geſchichte 
über den Haufen werfen muß. 

Der Gang der Geſchichte kann überall nur darin befteben, daß die Menſchheit ſich aus ber 
Abhängigkeit von der Natur zu einer größern Herrichaft über viefelbe, von ver Dumpfheit des 
Gefühls zur Klarheit des Bewußtſeins, von der lokalen AbgefchloffenHeit zur uninerfellen Be: 
weglichkeit und von der nationalen Befangenheit zur vernunftgewiflen Humanität fortarbeite. 
Die Eintheilungen der Geſchichte, die man nad) beſchränkten Geſichtspunkten gemacht hat, können 
daher, zumal wenn man bie unendliche Zukunft des Menſchengeſchlechts in Anjchlag bringe, 
nicht außreihen. Man theilt 3. B. ein nad) orientalifcher, antifer und moderner Geſchichte, oder 
nach alter, mittlerer und neuer Geſchichte, oder nach alter und neuer u. |. w. Vom Standyunkt 
der Menfchheit felbft wird ihr Begriff dad Princip abgeben müflen, nach welchem ſich 1) Die ein: 
zelnen Nationen noch felbft für die ganze Menfchheit halten; 2) die Nationalität fi ſchon einen 
Höhern Princip als einem görtlichen, für alle Völker gelten follenden Gejeg unterorpnet, bil 
3) dad Wefen ver Menſchheit jelbft ald an fi göttlich erkannt und damit nicht nur die Natic- 
nalität, fondern aud der religidfe Particularismus ber ſelbſtbewußten Menſchlichkeit als vem 
allgemeinen Zweck der Gejchichte unterworfen wird, Der Staat als Nationalflaat, als thee⸗ 
kratiſcher Staat und ald Humanitätsftaat enthält den wirklichen Fortſchritt ver Geſchichte. Der 
Nationalftaat widerſpricht ſich felbft infofern, als Feine Nation für fih die Menfchheit zu jein 
vermag. Auch wenn eine Nation fi viele andere Nationen durch Eroberung einverleibt, ıf 
deshalb noch nicht der Menſch, weil er Menſch if, anerfannt. Der theofratiiche Staat geht zwar 


in feinem Urfprunge noch von einer beftimmten Nation aus, allein fein Prineip abſtra hirt Ihen. 


von der Nativnalität und erfennt jenen Menfchen als gleihberedhtigt an, ver ih dem als göt:- 
lich geltenden Geſetze frei untermirft. Er kann Profelyten aus allen Nationen maden. Gr ge: 
räth aber mit der Perfectibilität in Widerſpruch, weil fein Geſetz als ein von Gott geoffenbantri 
unveränderlich fein fol. Er kann daher nicht fortfchreiten, denn jeine Geſchichte bleibt imme: 
“auf dem einmal firirten Standpunkt al& der abfoluten Norm ſtehen. Diejer Widerſpruch der 
Freiheit kann fi) nur dadurch aufheben, daß Die Vernunft ald das an fich ſelbſt göttlidye Princy 
ber Geſetzgebung erfannt wird, denn bierburd wird einmal die Nationalität, die ein blopet 
Maturprincip ift, dem Geiſt untergeordnet, und zweitend der Dualismus zwifchen dem göttlichen 
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und dem menfchlihen Willen aufgelöft, ſodaß der Menfch dem Gefeg nicht nur deshalb gehorcht, 
weil es formell ihm von einem Gotte gegeben ift, ſondern deshalb, meil er in ihm, ald dem an 
jich göttlichen, zugleich feine eigene Bernunft erfennt. Gr lebt nad) einem Geſetz, deſſen Noth⸗ 
wenbigfeit ex begreift. Der unendliche Werth freier, repräjentativer Staatöverfaffungen beſteht 
vor allem auch darin, daß die Geſetzgebung fid) vor dem Forum der Vernunft als eine dem 
Weſen ver Menſchheit entfprechende, die Freiheit foͤrdernde rechtfertigen muß. Es ift wohl zu 
beachten, daß das Princip der Nationalität auf ven Höhern Standpunkten nicht verloren geht, 
Sondern nur feine natürliche Befchränftheit abwirft. 

1) Die Geſchichte der Nationalflaaten geht von der unmittelbarften Form der natürlichen 
Sittlifeit, von der Familie, aus und endet mit derjenigen unendlich vermittelten Form, welde 
dem einzelnen Menſchen dad Recht eines Nationalbürgers verleiht, auch wenn er einer andern 
Nation entfproffen iſt. Dies ift der confequente Fortſchritt von dem chineſiſchen Staat bis zum 
roͤmiſchen. Der hinefifche betrachtet fich als Familie, der römifche ald dad Product des Willens 
und der Macht des römischen Volks, welches die Gnade Hat, den von ihm beilegten Voͤlkern das 
jus eines civis Romanus zu ſchenken. Bei ſolchen welthiſtoriſchen Objecten muß man nicht 
durch dad Detail ver Geſchichte jich zu einfeitigen Urtheilen hinreißen laffen, fonft ergeht es, wie 
mit den etbnographiichen Schilderungen, in denen und auf ver einen Seite ein Verzeichniß von 
den Schlechtigkeiten und Laflern, auf der andern ein ebenfoldhes von den Vorzügen und Tu= 
genden der Völker gegeben wird. An Wolluft namentlih und Graufamfeit fehlt e8 feiner 
Geſchichte. 

Es unterſcheiden ſich drei verſchiedene Gruppen ber Nationalſtaaten: bie hinteraſiatiſchen, 
die vorderaſiatiſchen mit Inbegriff von Agypten und die europäiſchen. 

a) Bei ven binterafiatifhen machen China und Indien einen Gegenfag aus, ver ſich in dem 
Buddhisemus aufloͤſt. 

China iſt der Staat, der die natürliche Sittlichkeit der Kamille zum Princip macht. Die 
Familie als folche exiftirt auch bei den Millionen von Jägerfänmen und Nomadenhorben, vie 
in geihichtlofer Begetation vahinleben und dahinſterben. Bon ihnen unterfcheidet fi China 
dadurch, daß ed ein Bewußtſein über die Bebeutung ber Familie gewinnt und fie zur Grund⸗ 
lage aller focialen, politifchen und religiöfen Verhältniſſe mat. Der Staat iſt nur bie Fa⸗ 
milie im großen und der Kaifer, der Vater des Volks, ift der Sohn des Himmeld. Wie jeder 
Chineſe Kind ift, fo fol jeder auch Vater fein. Weil daher Eeine Kinder zu zeugen das größte 
Unglüd ift, fo darf der Chineſe durch Adoption ſich eine fünftlihe Familie ſchaffen. Selbftbe- 
herrſchung durch Bemeifterung feiner Affecte ift die Aufgabe der chineſiſchen Moral und Erzie- 

ung, wie wir den Kindern fagen, daß fie artig fein follen. Die Ehrfurcht der Kinder vor den 

(tern, der Battin vor dem Gatten, der Unterthanen vor den Beaniten, der niedern Beamten 
vor den höhern, drückt fi in einem Geremoniell aus, deſſen Beobachtung Stantspflicht iſt. 
Weil in ver Familie die Kinder den Ältern gegenüber gleich find, jo kann aud) im Staat jeber 
Chineſe alles werden. Niemand ift von einem Amt audgefhloffen, ver feine Befähigung zu 
demfelden durch Prüfung nachweiſt. Aderbau für die Nahrung, Seidenbau für die Kleidung, 
Leſen und Schreiben für die Bildung jind in China uralt. Krieg und Eroberung gebraucht e8 
nur zum Schu der Gultur, denn e8 iſt ein Land der Schulen und des Friedens. Es Eennt Feine 
Geburts- und feine Gelvariftofratie, nur einen Rlaffenrang. Es bat unbepingte Gewerbe: und 
Handelsfreiheit, Freizügigkeit in Innern ohne ale Paßbeſchränkung, unbedingte Affociations- 
freiheit, Prepfreiheit und ſogar Plafatenfreiheit, von der e8 zur Kritik der Beamten eine oft 
fatirifche Anwendung macht. Seine Religion ift ohne alle Mythologie und ohne alles Prieſter⸗ 
thum und befteht nur in einer Verehrung ber Ahnen. 

Den Gegenſatz zu Chinas Realismus bildet ber Idealismus des indiſchen Volks, wie es 
fi zum abfoluten Ständeflaat in Vorderindien entwidelt hat. Solange die indiſchen Arier 
im Pendſchab fußen, waren fie noch ein einfaches Hirtenvolf, Als fie aber die Dſchumna über: 
fchritten und in dad Gangesthal vorbrangen, entflanden die Kaſten aus der Entgegenfegung ver 
Hellfarbigen, ſchon ciwilifirten Sieger und der bunfelfarbigen, wilden Ureinwohner. Der 
Hindu wird feitden nicht nur in eine Familie, fondern durd fie in einen Stand eingeboren, 
der ihm das Vollbringen einer fpecififchen Arbeit ala Pflicht auferlegt. Die vier Stände der 
Priefter, ver Krieger, der Gewerb- und Handeltreibenden und der Dienenven ſind gleihfam vier 
große Kamilien mit ungleihem Range, indem die untere Klaſſe immer von der Thätigkeit ber 
obern ausgeſchloſſen ift, der Priefter aber Krieg, Gewerbe und Handel treiben darf, wobei ihnen 
nur bie Borficht empfohlen wird, Fein Gefchäft zu wählen, das mit ihrer angeborenen Würde 
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zu ſehr contraflirte. Die Conſequenzmacherei des Verſtandes hat im Lauf ver Jabrhunderte 
die ſoeiale Ungleichheit der Kaften bis in vie empörenpflen Extreme verfolgt. In Indien eri: 
ftiren daher nur particuläre Standesideale, Fein Ideal des Menfhen überhaupt. Weil jeder 
aber nur werben kann, was er fhon von Natur ift, weil die Pflichten eines jeden Standes vom 
Geſetz genau umfchrieben find, fo kann aud dad Stanbesibeal Feine Begeifterung erregen. In= 
dien brachte, im Begenfag zur Einheit des ungeheuern chineſiſchen Reid, nur eine Menge 
feiner Staaten hervor, pie ſich relativ zu vergrößern ſuchten und bald wieder zerfielen. Die 
Form des Staats fonnte, den Kaſten gegenüber, nur eine deöpotifche fein, ihre Gegenſätze als 
äußere Macht zufanımenzufaflen und zu beherrſchen, denn über ihre innere Organifation hatte 
auch der mächtigſte Despot feine Gewalt. Weil die Staatsmacht nur eine despotiſche zu fein ver: 
mochte, jo konnten Eroberer ſich fo leicht feftfegen und große Reiche bilven, wie die Araber, 
Mongolen, Franzoſen, Briten. 

Der Idealismus des indifhen Volks Hat feinen entſchiedenſten Ausprud in vem Glauben an 
die Seelenwanderung gefunden, weil berfelbe eine zweite Welt neben der empirifchen erfchaifte 
und die Ausficht eröffnete, aus nem Wechſel ver limgeburt durch Afcefe endlich zur Ruhe über: 
zugeben. Diefe Möglichkeit ift für jenen Menſchen vorhanden. Hierin lag der Keim zur Reac⸗ 
tion gegen bie Trennung der Kaſten. Buddha im 7. Jahrhundert v. Chr. reflectirte Darauf, 
daß alle Erfcheinung vergänglich fei, und daß jener Menſch, welcher Kafte und welchem Geſchlecht 
er auch angehöre, doch durch Beburt und Tod, dur Alter und Krankheit jenem andern Men- 
ſchen weſentlich gleich fei. Der Menſch müffe, um dem Schidfal ver Metempſychoſe zu ent: 
geben, nicht lügen, nicht unkeuſch fein, nicht ſich berauſchen, nicht flehlen und nicht morben. In⸗ 
foweit erfaßte Buddha fchon Die Idee ver Menſchheit, allein das Ideal, das er aufflellte, war 
ext dad einer abjoluten Baffivität, das mit feiner Negation des natürlicden Egoismus erft ein 
geiftliche8 Bettlerthum hervorbrachte und für ih nur einen Kirchenſtaat zu begründen vermochte, 
ober, wo ed nicht zu folder Selbſtändigkeit gelangte, in andern Staaten Mönchs- und Nonnen: 
öfter mit Laienbrüderſchaften organifirte. In der erflern Form exiſtirt ed in Tibet, in ber 
zweiten in China, Japan, Hinterindien und auf den Sunbifhen Infeln Sumatra und Java. 
Es umfaßt den größten Theil der mongoliſchen Raſſe und ift, quantitativ nad der Anzahl 
feiner Belenner, die ausgedehnteſte Religion, weil fein Quietismus die Entfaltung einer pomp⸗ 
haften Kirchlichkeit nicht gehindert hat, welche die Bhantafie ver Menge befchäftigt. 

b) China, Indien und die indochineſtſchen, dem Bubphismus ergebenen Völker machen eine 
Welt für ſich aus, welcher die ganz entgegengeſetzte Richtung der vorberaflatifchen Voͤlker, der 
Perfer, der Agypter und Semiten, wieberum als eine in fi zufammenhängende Culturwelt 
zur Seite fleht, worin die Individualität affirmativ gefaßt und auf ven Genuß bin gerichtet wird. 
Der hinefifche Realismus freilich genießt vie Güter der Welt auch noch unbefangen, aber ver 
indische und buddhiſtiſche Quietismus ift zugleich peſſimiſtiſch, denn er erblidt im Dafein ſelbſt 
das größte Unglüd und fegt daher feinen Triunph in die Kraft des Leidens, um das einmal 
vorhandene Übel durch Beſchränkung der Bedürfniſſe und durch Unerfchöpflichkeit feiner Geduld 
foviel möglich zu vermindern. Der Vorderaflate hingegen verfuht den Kampf mit dem Üibel 
und entwidelt flatt des negativen Heroismus ber thatlofen Ausdauer im Leiden den pofitiven 
Heroismus der thatkräftigen Tapferkeit. An bieStelle des müßigen Bettlertfums, das in feiner 
Prätenſion ver Heiligkeit ih von andern ernähren läßt, ſetzt es die Arbeit. In der Meligior 
find naher diefe Völker dualiſtiſch, indem fle dem böfen Princip das gute mit der Ausficht vet 
ſchließlichen Siegs des Iegtern über das erflere entgegenflellen. Die Heiligfeit des Familien⸗ 
lebend wird anerkannt; die ſtändiſche Differenz per Geſellſchaft tritt noch in der Tendenz zur 
Bildung von Kaften hervor, die aber ſchon fehr abgemildert erjheinen und bei ven Semiten 
völlig verſchwinden. Wenn bei ven Hinteraflaten dad Prieftertbum über dad Königthum ñegte 
und Buddha felbft, ein Fürſtenſohn, das geiftlihe Bettlerthum erſchuf, fo fiegte bei ven Border: 
afiaten überall das Koͤnigthum über das Prieſterthum, und felbft in Ägypten, das oft als ein 
reiner Priefterflaat gefchilvert wird, hatıe der König die Initiative bei allen Wafler: und Zen- 
pelbauten und opferte in eigener PBerfon ohne Vermittelung eines Priefterd. 

Perfien war urfprüngli ein militärtfher Bafallenflaat. China war aud aus Feudal⸗ 
verhältniffen zur Geſammtmonarchie erwachſen, hatte aber feine Eultur auf alle feine ‘Pro- 
vinzen ausgebreitet und alle Bölfer ſeines Reichs gleihmäßig civilifirt, wie wir noch heute Die 
400 Mill. Menſchen, die ed umfaßt, in ven nämlihen Sitten und Fertigkeiten wie zur Zeit des 
Kong-fu:tfeu fi) bewegen fehen. Der Perſer hatte keine befonvere Gultur mitzutheillen, wenn 
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er auch den Ader= und Gartenbau pflegte. Er ließ vie Völker, die er unterwarf, in ihrer Sitte 
und Bildung gewähren und begnügte fi, einen Tribut an Naturalien oder an Geld und ein 
Gontingent für bie Armee von ihnen zu erheben. Wenn der bis zum Wahnfinn leidenſchaftliche 
Kambyſes in der Behandlung Agyptend hiervon abwich, fo fuchte Darius fofort die Grauſam⸗ 
feiten feined Vorgängers gut zu machen. Der altperjifche Staat führte befländige Kriege, theils 
nad außen, um die Bafallen durch Eroberungen zu bejchäftigen und zu belohnen, theild nad 
innen, um aufrührerifche Bafallen nieverzumerfen. Die Reſidenz des Centralherrſchers, die 
zugleich Feldlager, Feſtung und Waffendepot war, wechſelte in ven verjchtebenen Perioden des 
Reichs ihren Sig in Themifcheh , Baktra, Ekbatana, Sufa, Perfepolid. Die großen Vaſallen 
wurden allmähli ihrer Macht beraubt und an ihre Stelle Satrapen, d. bh. Statthalter der 
Provinzen gefegt, welhe der König nach Belieben ernennen und abfegen konnte. Mit dem Siege 
des monarchiſchen Syſtems unter Kosroes begann auch die äußere Bentralifation des Reichs in 
Landſtraßen, Poftenketten und allgemeiner Landesmünze. Der ethiſche Standpunkt des irani- 
ſchen Perſers war an fich ein jehr hoher, rein zu fein in Gedanke, Wort und That, allein die 
Ausführung verfiel noch häufig einem abergläubifchen Pedantismus für die Reinhaltung von 
Feuer und Wafler, für die Pflege ver Bäume, für die Hochflellung des Hundes, für die Furcht 
einer Berunrelnigung durch die Berührung von Leichnamen. Jeder Perfer betrachtete ſich als 
einen freien Mitſtreiter des guten Gottes des Lichtes gegen den böfen ver Finſterniß, und dies 
Bewußtſein brachte eine ſtraffe, thatkräftige, ritterlihe Stimmung hervor. 

Agypten, das nad rüdwärts hin mit Indien verglichen werben kann, iſt innerhalb der vor- 
deraſiatiſchen Welt der Gegenfag zu Perſten. Die Perfer Iebten in einer waflerarmen Hoch⸗ 
ebene, die Agypter in einer Niederung, die ein mächtiger Strom durchzog. Der Aderbau war 
für ven Perfer Höhft mühſam, für den Agypter fehr leicht und fehr einträglih. Der Perfer 
ſchaute feine Götter unmittelbar in ben Naturgegenfländen ſelbſt an; ver Ägypter fügte zu 
diefer Anfhauung nod vie —— Darſtellung ſeiner Goͤtter. Der Perſer verehrte nur 
die geſtaltloſe Flamme, der Agypter eine Menge von Pflanzen und Thieren. Für den Perſer 
war der Krieg Zweck, alles dem Herrſcherthum des Sonnengottes Widrige zu vernichten; für 
den Agypter war er nur Mittel, feine Cultur zu fihern. Ackerbau, Kanalbau, Dammbau, 
Tempelbau, Palaftbau, Grabbau, das war fein Zweck. Der Berfer mußte Landſtraßen durch 
Berg und Thal hinführen, während der Agypter durch die Waſſerſtraße des Nil eine leichte 
"Verbindung aller Provinzen des Reichs befaß, dad Überdies nicht größer war als etwa das 
heutige Hannover. Agypten lebte daher in einem viel innigern Zufammenhang mit fi als 
alle bisher betrachteten Staaten, und erft der Agypter fühlte einen wahrhaften Patriotismus. 
Die Staatöform war monarchiſch, aber in ihrer Willkür durch die Landesgefege außerordentlich 
beſchränkt. Die perfifche Vorſtellung, ven König ald Herrn alles Landes, alles Eigenthums, 
aller Berfonen anzufehen, war in Ägypten unmöglich. Bel der äußerften, dur häufiges 
Baden und Haarfcheren unterhaltenen Reinlichkeit hatte der Ugypter doch Feine Scheu vor dem 
Todten. Wenn der Perfer den Leihnam unter freiem Himmel ausſetzte, ihn von Vögeln ver: 
zehren zu laffen, fo balfamirte der Agypter denfelden ein, ihn durch alle Zufunft Hin vor Ver⸗ 
wefung zu fhügen, und verſchloß ihn in Steingräber, ihn dem Angriff der Thiere, womoͤglich 
auch dem ver Menfchen zu entziehen. Die moralifche Abftraction des Perfers, rein zu fein in 
Gedanke, Wort und That, wurde von dem Ägypter nicht nur anerkannt, fondern durch die Vor⸗ 
ftellung von 42 Tobfünden, bie man zu unterlaffen habe, ind Specielle fortgebildet und durch 
ein Todtengericht, das auch die Könige nicht verſchonte, zu einem concreten Intereffe des hürger- 
lichen Gemeintvejend gemacht. Noch immer begegnen wir Schilderungen, welde die Ägypter 
lediglich als ein trübes, düſteres, ſtlaviſches Volk darſtellen. Allein die Bilder, die wir auf den 
Mauern der Katakomben antreffen, wo fie Wein feltern, Bier brauen, auf die Jagd gehen, mit 
Geſellſchaftsſpielen aller Art fih unterhalten, Tänzerinnen und Sängerinnen um fi verſam⸗ 
meln, köftliche Möbel, Geräthe und Schmud benugen, ſowie Die Beſchreibung, die und Fremde 
von den Volksfeſten in Agypten gemacht haben, zeigen ung vielmehr in Ernſt eine große Heiter- 
feit des Lebens, einen affirmativen Genuß beflelben, wie ja auch die Juden nach ihrer Auswan⸗ 
derung ſich oft, mit der Bibel zu reden, nach ven Fleiſchtoͤpſen Agyptens zurückſehnten. Der 
Agypter hoffte nach einem redlichen, pflichttreuen Leben in die Wohnungen der Seligen, in die 
Gemeinſchaft nit Oſiris einzugehen, weshalb der Tod für ihn das Schreckliche verlor. Vieles, 
was uns früher bei ihnen, weil wir es noch nicht verſtanden, geheimnißvoll war, iſt es nicht 
mehr und konnte es für die Agypter noch weniger ſein. Was hat man z. B. nicht über das 
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Labyrinth gefabelt! Es war aber nicht weniger als ein mufteridfes Gebäude, fondern ein 
Staatspalaft für die alljährliche Verfammlung ver Abgeoroneten ber zwölf Hauptlandſchaften, 
von denen jede bier ihre Archive, ihre Bureaur und ihre Wohnungen befaß, worin fie fogleih 
einziehen fonnten. Der Name Labyrinth, der nad) Herodot als Infhrift prangte, heißt eigent- 
fih La (für Ra) - puroma-en-itho, d. h. dem Sonnengotte, dem Könige der Welt! Die Ge⸗ 
mälde auf ven Wänden ftellten harakteriftifche Pflanzen, Ihiere, Menſchen und Bauten der 
verſchiedenen Provinzen dar, ſodaß man Hier gleihfam eine Bildergalerie des ganzen Reiche 
fand. Das periodifhe Schwellen und Sinten des Nil mußte an eine große Ordnung ber Ar: 
beiten, der Steinbau an eine große Genauigkeit gewöhnen. In Agypten war alled durch das 
Geſetz geregelt. Die Priefter lebten in Monogamie und blieben ald Gefegausleger, als Schrei: 
ber, als Schullehrer und ale Ärzte mit dem bürgerlichen Leben befreundet. Die Kaften waren 
erbliche Stände, aber ohne die fanatifche Abfonderung der indifchen, denn mit Ausnahme des 
Standes der Schweinehirten Eonnten alle untereinander heirathen. Alle Hatten theil an 
Grund und Boden, der Bauer freilich nur als Pachter, denn ein Drittel gehörte dem König, ein 
Drittel den Prieftern, ein Drittel dem Militär. Weil die Subflftenz ver Priefter von Haufe aus 
durch das Kirchengut gefidert war, fo konnten fle gar nicht, wie die Brabmanen, darauf ver- 
fallen, aus dem Bettlerthum eine Religion zu machen. Die Sklaven wurden milde gehalten. 
Kein Herr durfte einen Sklaven töbten, und die Kinder der Sflaven waren frei. Bon ber 
Selbftändigfeit ver Agypter und von ihrem Nationalftolge haben fih und merkwürdige Bei: 
fpiele beſonders von der Zeit ab, wo Pſametich griechifhe Miethötruppen anwarb, erhalten. 

Sp unendlih hoch Agypten fland, fo hatte es doch eben an feiner Nationalität eine große 
Schranke der Fortentwickelung. Jeder Agypter betrachtete fih als ein reines, jeben Fremden 
als ein unreined Weſen. Der Sturz Agyptens wurde ebendeshalb unter Pſanietich Herbei- 
geführt, weil 200000 Krieger, bie über die Bevorzugung der Griechen empört waren, mit Frau 
und Kind, jedes Negiment mit feinen Bahnen und feiner Muſik an ver Spike, nad Äthiopien 
auswanderten. Die Aufgabe, den internationalen Verkehr zu erdffnen, fiel den Semiten zu, 
die zwifchen Perfien und Agypten von Mefopotamien bi zur Küfte des Mittelmeers in fleter 
Unruhe lebten. Die Araber müflen wir hier mit einrechnen. Diefe Staaten trieben zwar aud 
Aderbau, vorzugsweiſe aber Handel und Induſtrie. Das ftäntifche Leben empfing in ihnen das 
Übergewicht. Die monarchiſche Spige wurde ſchwach und ariftofratifhe Geſchlechter, Bartei= 
ftreitigfeiten, traten in ven Vordergrund. Die großen Stabtflaaten Babylon und Ninive för= 
berten die Producte Baktriens, Mediens, Indiens, Arabiend, ſowie die eigenen Erzeugnifſe 
ihrer Weberei und Zärberei, ihrer Metallarbeiten und Evelfteinfchleifereien auf ven Kara 
vanenflraßen, die noch heute exiſtiren, bis zum Ufer des Mittelmeer, wo bie Cedern des Liba⸗ 
non den Phöniziern ein gutes Material zum Schiffbau boten. Babylon beherbergte einige 
Millionen Menſchen Hinter feinen riefigen Mauern. Es eröffnete feine Thore allen Fremden, 
die ihr Selb in ihm verzehren wollten, bot ihnen alle, was die Sinne zu ergößen vermag, zum 
Genuß an, verweichlichte alle Dynaftien , die in ihm wohnten, und beraufchte durch Die Kunft, 
die Reize der Natur mit Raffinement verführerifcher zu machen. Der orgtaftifje Taumel, vie 
hoͤchfte Aufregung ber Gefchlehtäluft war in ihm zu Haufe. An der Küfte des Mittelmeers 
übernahmen die. Phönizier ſchon ſeit dem Anfang des 3. Jahrtauſends v. Ehr. die Rolle, ven 
Landhandel in Seehanvel umzugeftalten. Sie legten Im Beden des Mittelmeers viele Facto⸗ 
reien an, unter denen bie tyrifhe Pflanzſtadt Karthago fich befonders audzeicänete und mit dem 
Handel der Hetrusker im Ligurifhen Meer rivalifirte. Die Silber: und Queckfilberbergwerke 
Spaniens wurden von ihnen audgebeutet, die Meerenge von Gibraltar durchſchnitten und die 
Küfte Afrikas fünlih bis Guinea, die Küfte Europas nörvlich bis zum baltifhen Bernftein- 
Iande befahren. Die Phönizier betrieben daher den Handel ganz egoiflifch, indem fie, Hierin 
Babylon und Ninive ganz entgegengefeht, ihre eigenen Städte den Fremden verfhloffen, ihre 
Colonien in Fnechtifcher Abhängigkeit erhielten und die Spuren ihrer Fahrten verheimlichten. 
Liftige Gefchmeidigkeit, einen Verkehr anzufnüpfen, Härte und Graufamfeit, ihn, wenn er ren= 
titte, zu fihern, waren die Grundzüge. ihrer Politik, welche fle, note wir ſchon aus Homer feben, 
bei allen Völkern verrufen machten. Für die Erhaltung ihrer Selbftänpigfeit Fämpften fie mit 
Auferfter Tapferkeit, wie namentlich Tyrus uud Karthago in langen Belagerungen beiwiefen. 
Um aber ihre ausgedehnten und weithin zerftreuten Befigungen zu ſchützen, bedurften fie der 
Miethötruppen und führten damit das Sölonerthum ein. Alles faßten fie unter dem Beficdht2- 
yunft ver Waare, auch ven Menſchen, denn fie betrieben den Sklavenhandel zuerft ſyſtematiſch 
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und behandelten den Sklaven nicht, wie der übrige Orient, mit Milde, fondern mit brutaler 
Graufamteit. Sie begleiteten fremde Armeen ald Sklavenhändler, Die Kriegdgefangenen, deren 
man fih gern entlebigte, ald Sklaven aufzufaufen. Sie corrumpirten alle Nationen, zu denen 
fie kamen, durch den Luxus, den fie ihnen ald ein bald unentbehrliches Bedürfniß einſchmei⸗ 
heiten, fowie durch die Tänzerinnen und Buhlerinnen, die ſtets in ihrer Begleitung waren. 
Die Religton aller dieſer Völker war fataliftifh , weil Glück und Unglüd im Handel vom Zu: 
fall abhängt. Der Aberglaube des GHoroffopftellens, des Tagwählens, ver Vorzeichen, des 
Loswerfens, der Zahlenmyftif u. ſ. w. mar bei ihnen zu Haufe. Ihre Berechnung mar es, 
welche das Kinderopfer erfand, um durch dad Verbrennen des liebften Befiged magiſch auf die 
Gottheit einzuwirken. 

Wie grell zeichnet ſich Hier der Begenfag von Oft: und Weſtafien! Der peffimiftifche 
Quietismus der Bnddohiſten Hält die Welt für einen göttlichen Irrthum und das Dafein für 
ein Unglück, das man durch Zeugung nicht vermehren dürfe. Der optimiflifche Orgiasmus der 
Semiten findet die Welt herrlich eingerichtet, wenn man nur den nöthigen Verſtand zu ihrem 
Genuß mitbringt und in fhwierigen Lagen Klug und entichloffen genug ift, felbft Die eigenen Ge-⸗ 
zeugten, in denen man doch fich felbft erneut, dem zürnenden Moloch zu opfern. Der Semite 
legt an alles ven Maßſtab des vperſoͤnlichen Intereffes, weshalb er in der Natur nicht pie Natur, 
fondern nur einen Vorrath von Senußmitteln, und in andern Menfchen nicht Menſchen, fon: 
dern nur Individuen erblickt, die ihm nügen oder ſchaden fönnen. Alles wird proſaiſch. 

c) Die dritte Öruppe der Nattonalftanten ift die der Griechen, der Römer und der feltifchen, 
Slawifchen und germaniſchen Völker, die von ihnen ven libergang zur modernen Welt niadhen. 
Sn diefer Gruppe wird das Brineip der Nationalität ivealifirt; von ven Griechen geht das 
äfthetifche, von den Römern das politifche, von den Germanen bad ritterliche Ideal aus. Da 
die Beveutnng diefer Nationen richtiger gewürbigt und ihre Stellung in ver Weltgeſchichte un: 
beftrittener ift, fo können wir un bier Fürzer faffen. 

Die Griechen find das für die Bildung der Menſchheit wichtigſte Volk, das in Kunft und 
Wiſſenſchaft alle andern Hinter ſich gelaflen hat und ver Lehrer aller andern geworben iſt, weil 
es einerſeits vie Natur wirklich als Natur anſchaute und andererfeitö zum Bewußtſein ber flit- 
lihen Freiheit ala des Staatszweckes Fam. Es iſt dad Genie unter ven Völkern, welches alles 
mit Schönheit zu befeelen und das Weltall felbft als fchöne Totalität, als Kosmos, aufzufaffen 
verftand. Der Semite fagte ih: da find glänzende Metalle und Steine, weiche Zelle, duftende 
Blumen, ſchmackhafte Früchte, faftiges Wildpret, Eöftliche Weine, ſchöne Mädchen, winkbereite 
Sklaven — ſiehe, e8 ift alled gut, fomm und genieße! Der Hellene jah dies alles auch, aber ex 
verwandelte ven Genuß in Poefie, weil er die Materie der Form, die Sinnlichkeit der Freiheit 
unterorbnnete. Der griechiſche Staat war Freiftaat, ver, ald ariflofratiicher wie als demokra⸗ 
tiſcher, die Gefeggebung und Verwaltung zur Sache ver Gemeinde machte. Hellas zerfiel auf 
feinem peninfularen und infularen Terrain in eine Menge von politifchen Inpivibualitäten, die 
in den Öffentlichen periopifchen Spielen einen forialen, im delphiſchen Orakel einen religidfen, in 
den Amphiktyonen nur einen ſchwachen politifchen Zufaumenhang Hatten. Griechenland Hat 
die Kunft in allen Gebieten conjequent durchgebildet, ſodaß feine Werke als clafjifche zu äfthe- 
tifchen Normen für die Menfchheit geworden find. Es hat die Wiffenfchaft zuerft unabhängig 
von der Religion bearbeitet und in der Philofophie alle weſentlichen Standpunkte in folgerich- 
tiger Ableitung durchgeführt. Die ganze fpätere Menfchheit zehrt von dieſem Erbe und ver- 
ſtändigt fih durch die von den Griechen erfchaffene Terniinologie, die wir jogar nod immer in 
ihrer Sprache fortfegen. Griechenland hat, weil ed die Individualität freiließ, zuerft originelle 
Charaktere hervorgebrncht, in denen die weſentlichen Cigenſchaften ver menſchlichen Natur fich 
fo ideal ausgeprägt haben, daß ſie zu Symbolen für die ganze Menfchheit geworben find. Wenn 
wir jagen: ein Ariſtides, ein Alcibiades, ein Perikles, ein Neftor, eine Penelope, eine Lais, ein 
Diogened u. f. w., fo verfteht jedermann, was wir damit meinen. Als das Volk ver äfthetifchen 
Individualität löſte ed auch die Religion in individuelle Culte auf, aus deren Mannichfaltig⸗ 
Teit jedoch durch die VBermittelung der Kunſt die Anfchauung der Bötter als allgemeiner ivealer 
Individualitäten hervorging, die ebenfalls für die gefammte Menfchheit einen ſymboliſchen 
Werth behaupten und als ſchoͤne menſchliche Götter unfterbli unter ung fortleben. Die eleu: 
finiſchen Myſterien waren der Anfang einer freien retigidjen @emeindebildung, Erſt Griechen⸗ 
Iand erfannte audy die Schönheit der menſchlichen Geftalt als den Ausdruck der Freiheit des 
Geiſtes. Der Orient verhüllte fie entweder mit peinlicher Steirgeit over entblößte fie ſchamlos. 
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Der Grieche arbeitete ſie durch Gymnaſtik zum lebendigen Kunſtwerk aus und entdeckte ihren 
Kanon, d. h. dad Naturmaß ihrer Gliederung. Als Staat ging Griechenland durch den Man- 
gel wirklicher Souveränetät des ganzen Hellas zu Grunde. Den orientaliſchen Despotismus 
hatte es zurũckgeworfen, aber durch die Entzweiung Athens mit Sparta über Die Hegemonie ſich 
dermaßen erſchoͤpft, daß es den mächtigen, ſelbſt griechiſch gebildeten Individualitäten Philipp's 
und Alexander's von Macedonien erlag, ohne deshalb aufzuhören, in Kunſt und Wiſſenſchaft 
productiv zu ſein. Alles, was es hierin hervorgebracht hat, athmet eine allgemeine Verſtänd⸗ 
lichkeit, weil es eine menſchlich allgemeine Form hat. 

Den Griechen ſtehen vie Römer als die praktiſche Individualität gegenuber, deren Bebeu- 
tung für die Menſchheit in der ſelbſtbewußten Entwickelung der Idee des Rechts liegt. Rom 
faßte das ariſtokratiſche und das demokratiſche Element, welche Griechenland in verſchiedene 
Staaten auseinander warf, von vornherein in den Patriciern und Plebejern als Eine Ge⸗ 
meinde unter ber immer gleichen Souveränetät des Senalus populusque Romanus zuſam-⸗ 
men. Nicht die fhöne, nicht die durch ihre Bildung intereffante Invivibualität, fonbern die 
Perfon und ihr Eigenthum galt ven Römern. Selbſt die Kinder faßten fie nur als Eigen: 
thum des Vaters, der den eigenen Sohn ald Sklaven verkaufen konnte und dies Recht erſt ver: 
lor, wenn es dreimal gefchehen war. Die Plebejer wurden ven Patriciern verſchuldet, weil der 
Kriegedienſt fie vom Erwerb zurückhielt. Dies hinderte die Batricier nicht, ven Plebejer , ver 
foeben vom Feldzuge heimkehrte, fofort in das Schuldgefängniß werfen oder ihn ala Sflaven 
für fi arbeiten zu laffen. Der Plebeier Tampfte daher, bis er beſſere Schulpgefehe, pas Recht 
des Teftamentirene, dad Recht der Verheirathung mit ven Patriciern, das Recht des Tribunats 
und der Prätur, endlich das Recht des Conſulats felbft erlangt Hatte. Mit diefer innern Ge: 
ſchichte Roms fand die äußere in Wechſelwirkung, die in unaufhörlichen Kriegen und Erobe- 
rungen fortlief. Nachdem es in Karthago das orientalifche Princip befiegt hatte, Tonnte ibm 
feine Nation der damaligen Welt mehr Widerſtand leiften und es triumphirte Schritt vor 
Schritt über alle. Die Folge war, daß e8 fein Bürgerrecht erfi den italienischen Bundesgenojien, 
dann, unter Baracalla, allen Cinwohnern des Reichs ertheilte. Bararalla’8 Sondermotiv 
hierzu war allerdings ein finanzielles, die Erbſchaftsſteuer von allen auch nichtitalieniſchen 
Städten einzuziehen, allein er würde doch zu folder Erweiterung nicht gelommen fein, wenn 
nicht dad Nivellement ver römifchen Herrſchaft den Unterſchied der Volksindividualitäten ſchon 
febr verwiſcht gehabt hatte. Eine andere Folge forwol des Barteilampfed im Innern al® ber 
Ausbehnung nad) außen war, daß die Souveränetät aus der Form der confularifchen Wahl zur 
monarchiſchen übergehen nıußte, die jedoch ohne fefte Erbfolge blieb, indem entmeber ver Regent 
fih feinen Nachfolger erwählte oder pie Armee ihn, fpäterhin auch außerhalb Roms, proclamirte. 
Der Kaifer war princeps ald erfter Senator, imperator al& erfter Feldherr, censor als erſter 
Sittenrichter, pontifex maximus als erfter Priefter. Weil er alle Gewalt in ſich concentrirte, 
Eonnte freilich feine Willkür ſich bis zu entfeglichen Verbrechen geben laffen, allein er mußte 
doch die Form des Rechts beobachten. Wie forgfam verfuhr Hierin Tiberius! Als Nero feine 
Mutter hatte ermorden laflen, ſchrieb er an ven Senat einen Brief, worin er diefen Mord al 
eine politiſch nothwendige Maßregel varftellte, eine Rückſicht, die einem orientalifhen Despoten 
nie einfallen würbe. ine weitere Folge der Eroberungen war die Entfittlihung durd die 
Beute, die man in Rom zufammenfchleppte, und durch die Bereicherung in ven Brovinzen. 
Der Aderbau, die Hauptarbeit des alten Roͤmers, verlor feine Ehre, weil er nur no von 
Sklaven betrieben wurde. Als erſt Sicilien, dann Ägypten Kornkammern bed Reichs wurden, 
legte man auf den großen Latifundien Parks an, gegen welche ſchon Tiberiuß eiferte, oder lieg 
den Adler zu Weideland herunterkommen, weil die Viehzucht megen des ungeheuern Berbraudhe 
von Schlachtvieh in Rom einträglider war. So find ganze ehemals fruchtbare Landſchaften in 
Stalien zu wüften Strichen geworben, wie die flaubige, nur von Büffelheerven durchirrte Cam⸗ 
pagna um Nom felbft. Der Neihthum, den man aufbäufte, erzeugte auch wieder ein flets 
nad Brot und Schaufpielen begieriged ‘Proletariat. Der Sklavenfland aber in feiner über- 
.. großen Menge mußte bie Trägheit, Uippigkeit, Weichlichkeit, Heuchelei und Verberbtheit aufs 
äußerſte fleigern und die Mifgung aller Nationen, aller Culte, aller Lebensarten in Rom mußte 
zum Indifferentisnus und Skepticidmus führen. In Kunft und Wiflenihaft waren die Römer 
nur Dilettanten als Nahahmer ver befiegten Griechen. In der Religion waren fie ohne Poefie, 
weil ihre Bdtter nur Höhere Staatsbeamte waren, deren Cultus in einen egoiftifhen Aber⸗ 
glauben außlief. Der Trug des römifchen Augurenthums ift fprihwörtli geworden. Auf 
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dieſen Gebieten hat man aljo die Groͤße Roms nicht zu fuchen, wol aber in der Energie des po⸗ 
litifchen Parteikampfes, der jeden Buchſtaben des Geſetzes zum Reſultat langer, oft blutiger 
Kämpfe machte, in der unermüdlichen, für bie Ehre der Emigen Stadt begeifterten Tapferkeit, in 
ber Klarheit des Verflandes, der das Privatrecht nach allen Seiten bis in das feinfle Detail der- 
maßen audarbeitete, daß feine Beflimmungen nod heute einen entſcheidenden Werth anſprechen; 
endlich in dem praktiſchen @eift, der das Nügliche vor dem Schönen bevorzugte und überall, wo 
ev zur Herrſchaft gelangte, breite, fefte Landſtraßen, Wafferleitungen, Kloaken baute, ftebende 
Feldlager errichtete und eine gute Marktpoligei einführte. 

Die germanifhen Völker, welche Rom flürzten, trugen dad Princip der freien Subjectivität, 
die fich ſelbſt Zweck ift, ſchon als heroiſche Geſinnung in fich und machten in den Bündniffen und 
Kriegen mit Rom die erfte Schule ihrer politifchen Bildung durch. 

2) Den Nationalflanten fliehen die theofratifchen gegenüber. Allerdings bezeichnen viele 
Hiftorifer au ſolche Staaten als theokratiſch, in denen eine Hierarchie zur Herrſchaft gelangt 
iſt; allein ſtreng genommen kann nur ein ſolcher Staat theokratiſch heißen, in welchem ein von 
der Natur und Menſchheit unterſchiedener, über beide erhabener, ſelbſtbewußter Gott als Geſetz⸗ 
geber gilt. In dieſem Sinn kann nur der jüdiſche und der mohammedaniſche Staat theokratiſch 
genannt werden. Das Wort Theokratie rührt auch von einem Juden, von Joſephus her, der 
mit ihm das Eigenthümliche der jüdiſchen Verfafſung ausdrücken wollte. Die Geſchichte ver 
Suden kann als ein Moment der Geſchichte der femitifchen Völker behandelt werden, nit denen 
fie viele Sitten und den Glauben an ven Bott des Feuers, des Lichts, der Sonne, an ven Baal, 
EI, Allah oder Molody, gemein haben. Allein man erfennt bald, daß jie doch von allen biefen 
Bölfern ebenforwol ald den Ügyptern und Perfern, ven Griechen un Nömern durch ein Princip 
unterfchieden find, das ihnen eine völlig iſolirte Stellung anweiſt und fie ven übrigen Nationen 
unverftändlich, ja verhaßt machte. Died Brincip war ber Jehovahglaube, der bei ihnen endlich 
unter dem Könige Iofich 622 v. Chr. über den Molochddienſt ven entſchiedenen Sieg davontrug, 
d. h. die Vergeiftigung der Vorftellung des Abfolnten zum Gedanken eines rein iveellen Sub⸗ 
jects, deſſen Wille die Natur ſchafft und die Gefchichte des Menſchen leitet. - Die Natur war aljo 
nicht mehr die alles beflimmende Macht. Der Menſch wurde frei gegen fie und für jein Han= 
deln ebenfalld von vem allwiſſenden und allmädhtigen Gotte freigelafjen, ſodaß er fogar mit ihm 
einen Bertrag, einen Bund einzugehen vermochte. Mag man ben jüdiſchen Monotheismus 
nod fo weit in feine polytheiſtiſchen Anfänge zurückverfolgen und mag das jüdiſche Volk ſich 
factiſch noch ſo oft mit ihm in Widerſpruch verſetzt haben, ſo bleibt doch die welthiſtoriſche That⸗ 
ſache ſtehen, daß es unter allen Voͤlkern allein und zuerſt ſich zu der Abſtraction des Einen 
Gottes nicht als einer abſoluten Subſtanz, ſondern als des abſoluten Subjects erhoben hat. 
Hiervon iſt die Folge, daß die Juden zwar in Anſehung der Bildung vielfach niedriger ſtehen 
als heidniſche Nationen, darin aber über ihnen ſtehen, von jedem Naturgrunde losgeriſſen zu 
ſein. Daß ſie den Cinen Gott noch als Nationalgott verehren, iſt ein Widerſpruch, der ihnen 
ſelbſt zum Bewußtſein kommt und den ſie im Glauben an einen Meſſias aufheben, der als der 
von Gott geſandte Friedensfürſt alle Völker zu feiner Anerkennung führen fol. Sie vermögen 
ſich Durch dieſe Erwartung noch jegt mitten unter den chriſtlichen Völkern ald nationale und re: 
Tigiöfe Gemeinde zu behaupten, was feiner heidniſchen Nation möglich wäre. Für den meſſias⸗ 
gläaubigen Juden ift dad Chriſtenthum nur eine Epifode, welche die Bekanntſchaft aller Völker 
mit den jüdiſchen Borftellungen vermittelt. 

Die Juden find ald Volk zugleih eine Familie, die in Abraham ihren Ahnherrn verehrt, 
aber die Familie iſt nicht, mie bei den Chineſen, pas conftitutive Princip ihred Staats, daß viel: 
mehr im Glauben an ven Einen wahren Bott liegt. Sie haben 12 Stämme, die ſich ihre Ge- 
nealogie überliefern, aber keine Kaften wie die Inder. Der Stamm der Leviten übt die prie= 
fterlihe Function, ohne deshalb, wie die Brahmanen, eine geiftige und religiöfe Bevorrechtung 
zu genießen. Sie haben Nafiräer, die fi einer beſondern Afcefe unterwerfen, aber feine hei⸗ 
ligen Bettler wie die Buddhiſten. Jehovah verbietet im Gegentheil, vaß in feiner Gemeinde ein 
Bettler wohne. Sie find unendlich Eriegeriich, aber nur, um Kannan als dad gottgelobte Rand 
zu erobern und die Kreiheit ihres Glaubens zu erhalten, nicht, wie die Perſer, fi) alle andern 
Völker zu unterwerfen. Sie find nationalftolz, weil fie fih für dad Volk Gottes halten, nicht 
wie die Ägypter, weil fie von Natur Juden find. Sie find Ackerbauer, Viehzüchter, Weinbauer, 
HGädndler und fie lieben ven finnlichen Genuß, aber fie haben eine Schranfe an dem Geremonial: 
gefeg, und die Unnatur der orgiaftifhen Ausſchweifung bleibt für fie eine an fich verbotene Ab- 
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irrung. Der Erwerbſinn kann bei ihnen nicht eine ſolche Höhe ver Leidenſchaft mie bei ven Phö⸗ 
niztern erhalten, weil fie in vem Bewußtſein leben, daß Kanaan ihnen von Bott nur zum Zehn 
gegeben, an ven ed alle 50 Jahre zurüdfällt. Schönheitäfinn im plaſtiſchen Gharafter der 
Griechen ift vem Juden fremd, aber feine Igrifche Boefie, fein Prophetismus, feine Spruchweis⸗ 
heit, laſſen ihn auch neben den gebildetſten Völkern ſich als geiftig ebenbürtig behanpten. Das 
Recht ift dem Juden fo wichtig als dem Nömer, und der Talmud gibt an cafuiſtiſchem Scharfiinn 
dem der Gommentatoren des Roͤmiſchen Rechts nichts nach; aber das Recht behält für Ihn zugleich 
die Autorität goͤttlicher Geſetzlichkeit. Die Verhältniffe ver Gefangenſchaft, ver Dienftbarkeit 
und Hörigfeit Hatten die milpeften Formen. Fremdlingen war der Aufenthalt im Lande er: 
laubt. Für Mörder gab ed, die Wuth der Blutrache zu hemmen, Freiflätten. Die Stellung 
der Frauen war eine ſehr ſelbſtändige und fie fonnten auch als Prophetinnen auftreten. Die 
Propheten waren, den Kürften und Prieflern gegenüber, die Anmwalte des Volks und übten eine 
öffentliche, rückfichtsloſe Kritik der beftehenden Verhältnifle, weil fie im Namen Gottes als von 
ihm begeifterte Seher ſprachen. Der Jude ifl zwar, feinem Bott gegenüber, felbft ein Knecht, 
aklein in freiem Gehorſam, denn es ift ihm anheimgegeben, ob ex das Geſetz Jehovah's befolgen 
will oder nit. Lohn oder Strafe für fein Verhalten find gewiß, denn Bott ald der Geſetz⸗ 
geber läßt feiner nicht fpotten, aber in dieſer Gewißhelt Tlegt die unendlige Kraft des Juden 
zur Ausdauer im Leiden. Weil Bott der Schöpfer der Natur, fo kann fie feinem Willer. 
nichts entgegenftellen, d. b. der Jude glaubt, Bott könne Wunder thun. In der Vorſtel⸗ 
lung, daß einft alle Völker aus ihrem Aberglauben und Unglauben fi ven Glauben an den 
Ginen wahren geifligen Gott zuwenden müßten, befaß der Jude ſchon ahnungsvoll Die Ider 
der Menſchheit. 

Das jüdiſche Volk ift daher das ſchlechthin mwelthiftorifche Volt, das Volk Gottes, Das von 
ihm zu feinem Werkzeug auderwählte Volf, das fi unter allen Bölfern ihm zum Gigenthum 
geheiligt hat. So ift e8 das Volf ver abfoluten Entzweiung zwifchen Natur und Geift, zwiſchen 
Nationalität und Humanität, zwifchen Gefeg und Freiheit, zwifchen Barbarei und Bilbung, 
zwiſchen lokaler Iſolirung und fosmopolitifger Ausbreitung, zwiſchen Vergangenheit und Zu- 
kunft. In ber Geſammtheit feiner Sitte, feined Rechts, feiner Verfaflung, feines Glaubens, 
fleht es der Idee der Menſchheit näher als vie heionifchen Völker, die nach außen Hin glanzvoller 
erfcheinen. Vom Standpunft der Menſchheit muß man fi durch den Glanz nit blenden 
laflen, denn für ihn fommt es auf die Anerkennung des Menſchen ald Menfhen an. Wie 
glänzend z. B. erfcheint Athen unter Perifles, wie glänzend erſcheint dieſer berenfamfte der 
Menfchen felbft! Aber dieſer Perikles war inn Stande, 5000 atheniſche Bürger, weil fle ihre 
Abflammung von urfprünglih athenifhen Familien nicht nachzuweiſen vermochten, in vie 
Sklaverei zu verkaufen! Die Geſchichte der Juden iſt freilich eine der widerwärtigften, voll von 
Neid, Wolluft, Habſucht, Herrſchſucht, Grauſamkeit. Die Juden blieben ihrer fleten innern 
Entzweiung halber nach außen Hin politiſch ſchwach. Die Politik ihrer Könige ſchwankte be: 
fländig zwiſchen dem Anſchluß an Agypten oder an Affyrien hin und her. Paläſtina lag 
zwiichen ben übrigen vorberaflatifhen Staaten derartig eingekeilt, daß es für alle zum unauf— 
hörlichen Anftoß wurde. Seit der Zerfiörung Ierufalems durch die Römer leben die Juden in 
der Zerſtreuung unter allen Völkern, melde fie im ftilfen ebenfo verachten, als fie von ihnen 
Öffentlich fo lange verachtet werben, bis die chriftlichen Völker file aus dem Bewußtfein ver Hu: 
manität heraus ald menfchlich gleichberechtigt anerkennen. 

Der Mangel der jüdiſchen Theokratie war der Widerfpruch der Allgemeinheit des Princiys 
mit der Bevorzugung bes jüdiſchen Volks als des befondern von Gott auserwählten. Diele 
Schranke bat ver Mohammedanismus aufgehoben, der zwar aud von einem femitifchen Bolt 
von den Arabern, ausging, aber alle Völker ohne Unterſchied zum Islam, d. hd. zum Behorjam, 
aufforderte. Alle auf die befondere Lokalität, ‚alle auf Nahrung, Kleidung und Wohnung be- 
züglihen, alle auf einen befondern Tempelvienft bafirten Vorfchriften des jüdiſchen Geſeges 
fallen bei ihm fort, allein den Gedanken der Humanität hat er doch nicht erreicht. Er macht die 
Brätenfion, an die Spige der Weltgefhichte zu treten, weil er nicht nur das Judenthum, jon- 
dern auch das Chriſtenthum Eritifirt; aber die Polygamie, vie Sklaverei, der Fataliomus, der 
Senſualismus, der Fanatismus des Glaubens und der Indifferentismus gegen bie Wiſſen- 
ſchaft hindern ihn, dieſe Hegemonie wirklich zu übernehmen. Für die Völker der Tropenzox 
ift der Islam gerade, weil er die Polygamie und die Sklaverei geftattet, eine Religion, vie it 
ihnen außerordentlich empfiehlt, aber für die höhere Entwickelung ber Menfchheit entbebrt e: 
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bed Bewußtſeins der Freiheit und der Verfectibilitaͤt, das für die Menſchheit erſt vom Chriſten⸗ 
thum ausgegangen iſt. 

3) Der Nationalſtaat erkennt den einzelnen als Bürger, nicht als Menſchen an. Das 
roͤmiſche Weltreich brachte es in dem ungeheuern Complex der ihm unterworfenen Völker nur 
zur Abſtraction des civis Romanus, der alle Rechte eines roͤmiſchen Bürgers hatte. 

Der theokratiſche Staat erkennt den einzelnen als einen nach feinem Sinn Bottgläubigen, 
nicht ale Menſchen an. Der Islam, die äußerfle Berallgemeinerung der Theofratie, läßt ven 
einzelnen nur gelten, jofern er an Allah und ar Mohammed als deſſen Propheten glaubt. 

Die Bermittelung der Anerkennung des Einzelnen ald Menden ohne allen weitern Grund, 
als weil er Menſch ift, gebührt der chriſtlichen Religion, welche Died in der Borftellung aus: 
drüdte, daß Chriſtus zur Berföhnung aller Menſchen mit Gott ohne Unterſchied des Alters, des 
Geſchlechts, des Standes, des Volks, geftorben fei und daß dieſe aus freier Aufopferung voll⸗ 
brachte That von allen Menfchen, je nad ihren Berhältnifien, nachgeahmt werben müfle. Die 
SHriftliche Religion will in jedem Menſchen ven wahren Menſchen, ven fie im Beiſpiel Chriſti 
anſchaut, wieder Hervorbringen; ver wahre Menfch aber iſt nur ver menfchliche, ber im Bewußt⸗ 
fein der allgemeinen Menfchheit und ver felbftbeiwußten, allen Egoismus opfernden Freiheit 
Handelt. Hiermit wurde dad Bewußtſein der Gleichheit aller Menſchen auch ein humanes, d. h. 
ein von der Liebe des Menfchen zum Menſchen erfülltes. Inſofern iſt mit dem Chriſtenthum 
das Princip der abſoluten Verſoͤhnung in das Menſchengeſchlecht eingetreten. Es iſt aber ein 
großer Unterſchied zwiſchen dem Princip an ſich und zwiſchen der Verwirklichung, durch die es 
fih der Realität einbildet. Die chriſtliche Religion iſt zwar zur Weltreligion befähigt, weil ſie 
allein die Perfectibilität als progreſſive Wiedergeburt für den einzelnen wie für die Menſchheit 
zum Gefeg macht, allein der Weg ihrer Entwickelung iſt ein ſehr langſamer. Weil das Princip 
der Humanität zuerſt als Religion erſchien, Hatte es in ſporadiſchen Gemeinden nur eine ſociale 
Eriftenz, bis es durch das roͤmiſche Kaiſerthum als Kirche anerkannt und durch Byzanz zur 
Staatskirche erhoben ward, welche noch nicht den Menſchen als Menſchen, nur erſt denjenigen 
Chriſten anerkannte, der den vom Staat proclamirten Glauben als den rechten zum ſeinigen 
machte. Hiermit war an ſich die Kirche über den Staat erhoben. Die roͤmiſche Kirche zog auch 
dieſe Conſequenz und erklaͤrte den Staat für ein nur weltliches Daſein, dem ſie erſt die wahre 
Weihe zu ertheilen und ſich ſelbſt als den rechten Gottesſtaat, als die civitas Dei, durch alle 
Staaten hin zu conflituiren habe. Nom wurde Kirchenſtaat und fein Biſchof machte den An⸗ 
ſpruch, ald der Steffvertreter Chrifti felbft zu gelten. Der hieraus entfpringende Kampf ber 
Kirche ınit dem Staat mußte dazu führen, daß beide einander fich frei ließen, indem fle ihren Un- 
terfchted in dem Begriff ver Menſchheit auf höhere MWeife vereinigten. Diefe Emancipation 
des Staats von der Kirche wie ver Kirche vom Staat, in welcher der Staat mit der Kirche in ber 
Humanität als dem legten Zweck übereinftinimt, ift das legte Nefultat ver Weltgefhichte, bei 
welchem fie angelangt ift. Der moderne Staat gewährleiftet jedem feiner Bürger die urfprüng- 
lihen Rechte des Menfchen überhaupt und fieht Hierbei von aller confeifionellen Beftimmtbeit 
des einzelnen ab. Die Kirche erzieht jeden ihrer Gläubigen als Glied eined ewigen @eifter- 
reichs, bilder ihn über das gegenwärtige Dafein hinaus noch für ein künftiges zur unmittel- 
baren Gemeinſchaft mit Bott ſelbſt fort und fleht hierbei von aller nationalen und flaatöbürger: 
lichen Beſtimmtheit ded Einzelnen ab. 

Der byzantiniſche Staat erfchuf die Staatskirche, indem er die theoretifhe Bildung der 
Ariftlihen Dogmen zum Ausgangspunkt der Bildung von politifihen Parteien machte. Der 
Kaifer felbft ftand als der Hüter des rechten Glaubens da und behandelte alle Häretiker zugleich 
als Revolutionäre. Die Wirklichkeit ved Lebens wurde von dem Princip der riftlichen Frei⸗ 
Heit nur wenig berührt, weil fie erfi in der negativen Form ver moͤnchiſchen Afcefe, ver miſan⸗ 
thropiſchen Reſignation, erſchien. Wolluft und Grauſamkeit, Habfucht und Bosheit, Weiber 
und Eunuchen herrſchten nebſt der Sklaverei wie im altrömifchen Kaiſerthum. Die Klöfter 
waren oft ebenfo ſehr Staatögefängnifle ald die Mönche Solvaten. Bon Juflinian ab, der bie 
Sophienfirche erbaute, erfand bis zum 11. Jahrhundert eine äfthetifch=religiöfe Epoche, in 
welcher der urſprüngliche Schoͤnheitsſinn der Hellenen noch einmal in der bildenden Kunſt auf: 
tauchte; aber von bier ab verlor Byzanz feine Macht in Italien und Afrifa, warb burd bie 
Kreuzfahrer im Innern geſchwächt und blieb zwar noch immer bis zur Eroberung durch bie 
Osmanen ein Gonfervatorium der literarifchen Cultur, der feinen Tebendart, der Künſte bes 
Zurus, übergab aber feine Geſtaltung ver Kirche ald Staatskirche, ſowie feinen Militärdespo⸗ 
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tismus und feine Hofpolitit an Rußland, welches jedoch durch eine friſche Nationalität, durch 
einen größeren Umfang und durch Aufnahme germanifcher Elemente ver geiftigen Erflarrung des 
byzantinischen Reihe fi entwand. 

Die abgemübeten und abgenugten Völker des Alterthums konnten ihren ſchulgeübten Ber- 
ftand zwar zur logiſchen Entwidelung des Begriffe des Chriſtenthums anwenden, allein erft 
das Gemüth der germanischen Nationen bejaß eine praftifche Energie, die fi zum Träger ver 
im Ideal der chriſtlichen Freiheit angelegten Tiefe der Sitrlichkeit machen konnte. Die phan⸗ 
taftifche Form, in welcher Died zunächſt gefchah, war bie des Ritterthums, weil es die Indivi⸗ 
dualität affirmirte, während das Moͤnchthum fie Durch die Gelübde des Gehorfams, der Keuſch⸗ 
heit und der Armuth negirte. Aus der ritterliden Abenteuerlichfeit, die für ven Glauben, Die 
Liebe und die Ehre kämpfte, entfprang der poetifche Eultus der weiblichen Schönheit, ben bie 
Kirche in der Form der Anbetung der Maria heiligte und die forinle Stellung bed Weibes dawit 
außerordentlich foͤrderte. Neben ver Geiftlichkeit und dem Abel erflarfte dad Bürgertum als 
ein dritter Stand, der die Würbe ver Arbeit, die Sittlichfeit der Familie und die Freiheit des 
Privatbeilges zur Geltung brachte. Mannichfaltige Gorporationen, die aus feiner Mitte Her: 
vorgingen, gaben vem einzelnen einen fräftigen Rückhalt. Die Erfindung des Schießpulvers 
änderte die Kriegführung und zerftörte das Vorrecht der ritterlihen Ausrüftung und Waffen⸗ 
virtuofität. Die Erfindung des Buchdrucks zerftörte dad Vorrecht des geiftlihen Standes, Be- 
figer und Träger der literarifhen Bildung zu fein. Die Entdeckung der transatlantiichen 
Länder und die ſich ſchnell folgenden großen Entdeckungen ver Afttonomie, Mechanik, Phyſik 
und Chemie veränderten die Auffaſſung ber Natur ganz und gar, weil man bie in ir erifli- 
rende Bernunft zu begreifen anfing, während das Mittelalter bis dahin nurfinnlofe oder finnen- 
reizende Materie in ihr erblict und ein höheres Wiſſen von ihr als Magie verdachtigt hatte. 
Durch diefe Hülfsmittel unterftügt, konnte die Reformation die Anerfennung der Glaubens: 
und ber Gewifſensfreiheit durchſetzen, obwol diefelbe jogar nad den blutigen Schlachten und 
den Oreueln des Dreipigjährigen Krieged troß der Stipulationen des Weftfälifhen Friedens 
noch oft genug gefährbet ward. Der Blaube ver proteftantifchen Kirche, welcher vie Gemeinde 
von der Bevormundung ded Klerus befreite, mußte ſelbſt erſt noch durch die Wiſſenſchaft über 
ih aufgeflärt werben, denn erft aus dieſer Aufflärung ging die wahre, ihrer Vernunft be: 
wußte Qumanität hervor. Die nordamerikaniſchen Freiftaaten faßten bei ihrer Gründung bie 
Hauptmomente dieſes Bewußtſeins in den Paragraphen ihrer Verfaflung zufammen, und die 
Franzoͤſiſche Revolution wiederholte fie in ihrer Erklärung der Menfchenrechte als vie Magna- 
Charta der Menſchheit felbft. 

Died Bervußtfein ift nicht wieder zu vertilgen oder auch nur, wie es der Jeſuitismus aller 
Art verfuht, auf längere Zeit zu verbunfeln ober zu verfälfchen, weil bie Preffe ed zu einem 
Allgemeingut der Dienfchheit gemacht hat und zu machen fortfährt. Eigenthum, Gewerbe und 
Handel müflen frei fein; ebenfo alle geiftige Proburtivität, die nur denjenigen Beihränfungen 
unterliegt, welche die allgemeinen Gefepe enthalten. Die Freiheit ver Berfon ift-gefihert. Alle 
Bürger eined Staats find vor dem Geſetze gleich, die Verwaltung ber Juftiz von der der Polizei 
getrennt und dad Gerichtöverfahren oͤffentlich. Alle Bürger find zum Beitrag für die allge: 
meinen Staatöfoften je nad) ihrem Vermögen und zur Bertheivigung bed Baterlandes je nad 
ihrem Alter gleich fehr verpflichtet. Alle Bildungsanftalten des Staats find jedem obne linter: 
ſchied des Standes und alle Staatsämter jedem dazu Befähigten zugänglich. Die Freiheit des 
Glaubens ift jedem Bürger gewährleiftet und ber Staat behält fi über die Religion nur 
—* Recht der Aufſicht vor, daß ihr Cultus mit den allgemeinen Geſetzen nicht in Widerſpruch 

ehen darf. 

Ohne daß ein Staat oder eine Kirche dieſe Grundſätze anerkennen und ſie in ihrer Praxis 
aufrichtig zu bethätigen ſich angelegen ſein laſſen, haben ſie nicht das Recht, von Humanität zu 
ſprechen. In dieſen Grundſätzen, deren Nothwendigkeit die neuere Wiſſenſchaft bis zur @vibenz 
nachgewieſen hat und deren Wahrheit durch die ganze biäherige Geſchichte beſtätigt wird, liegt 
die Zukunft ver Menfchheit. Wer wiflen will, was für Begebenheiten fi darin entwwideln 
werben, der kann ed nad) ihnen vorausfehen, denn ed wird Kampf auf Kampf, Kampf auf 
Reben und Tod erfolgen, die Herrſchaft dieſer Grundſätze als die Gonfefflon des vationellen 
Liberalidmus audzubreiten und in allen ihren Gonjequenzen zu befefligen. Ohne daß biefe 
Grundfätze als der wahre Inhalt des Begriffs ver Humanität jich realijiren, ift, mas fonft zur 
Berihönerung bed Lebens gefchehen mag, ohne Werth. Die Künfte des Luxus, welche ver 
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Sinnlichkeit ſchmeicheln und die Gefühligkeit ver Nerven bis zur Hyperäſtheſie verfeinern, iind 
fein Mapftab für ven Fortſchritt der Menfchheit. In ihnen find viele Völker ſchon im weitent- 
legenen Altertbum auf einer jehr hoben Stufe der Bildung geweſen, und wir flaunen, waß die 
Chineſen, die Sapanefen, die Inder, ohne unfere Technik noch jet darin leiften. Aber alle 
ſolche Künfte, welche den gefleigerten Sinnengenuß zum Zweck haben, fönnen, wie wir und leider 
thatfählich überzeugen müſſen, mit dem Aberglauben ver Zauberei, mit dem Unrecht der Skla⸗ 
verei, mit der Barbarei der Kriegführung, mit der Unſittlichkeit der Proftitution und mit dem 
Elend der Maflenarmuth zufammenbeftehen. Bei jedem Kortfihritt der Technik müflen wir er⸗ 
wägen, daß der Despotismus und dad Verbrechen fich feiner ebenfomol bedienen als vie Freiheit 
und Humanität. Dampfmaſchinen, Eifenbahnen, Telegraphen find als ſolche noch Feine Ga: 
tantie der Freiheit und Bildung. Lefen und Schreiben find ed ſchon viel mehr. Der Fortſchritt 
der Menſchheit im Bewußtſein der Freiheit und damit die fich fleigernde Vermenſchlichung ver 
Menfchheit ift gewiß, weil allgemeine @efege, die einmal von der Wiſſenſchaft erfannt, von der 
Sprache mit Klarheit ausgedrückt, von der Preffe ald Gemeingut verbreitet find, mit Unwider⸗ 
ftehlichkeit wirfen, und weil man nicht wirklich frei fein kann, ohne e8 zu wiffen. 


K. Roſenkranz. 
Merecantilſyſtem, ſ. Handelspolitik. 
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